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Volkstag Danzig — 40. Sitzung. Mittwoch, den 1. Auguſt 1928. 


40. Sitzung. 


Mittwoch, den 1. Auguſt 1928. 


Zweite Beratung eines Sperrgeſetzes für die 
Grundwertſteuern. Urantrag des Abg. 
Böcker u. Fr. — (Druckſache Nr. 308 zu 
Nr. 775 D 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs a über die 
Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Ge: 


ſchäftsſtelle betrauten Beamten. (Druckſache 
Mr. d RT. 5 774 B 
Erſte Beratung eines Beamten⸗Beſoldungsgeſetzes. 
U ruckſache Rr 280) 774 C 
Müller d 88 774 C 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Jewelowski, 
Sawatzki; Staatsrat Scheunemann; Regierungs⸗ 
rat Köppen. 5 N 

Präſident:: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
40. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Aufhebung des Fracht⸗ 
urkundenſtempels. 

Druckſache Nr. 314 zu Nr. 267. Ich rufe Artikel 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel 1 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt 
die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen Ich 
rufe Artikel 2 auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Zu Artikel 2 liegt noch ein Abänderungsan⸗ 
trag vor, enthalten in Dru kſache Nr. 343, unter: 
ſchrieben Arczynski, Kurowski, Jewelowski: 

Artikel 2 erhält folgende Faſſung: 

„Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. 9. 1928 in Kraft.“ 
Arczynski 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion. 


9 Kurowski 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
de = Jewelowski 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 
Fraktion. 
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Ich bitte die Damen und Herren, die den An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen. Ich ſtelle die Annahme des 
Artkiels 2 feſt. Ueberſchrift: angenommen. Das 
Geſetz iſt damit angenommen. Wir kommen zur 
dritten Beratung. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir treten in die Einzelberatung 
ein. Ich rufe Den Artikel 1 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Ar⸗ 
tikel 1 annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. 
Artikel 1 iſt angenommen. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß Artikel 2 angenommen iſt; es iſt jo 
beſchloſſen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Geſetz über die Aufhebung des Frachturkunden⸗ 
ſtempels.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die die Aeberſchrift an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die das 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt in dritter Beratung an⸗ 
genommen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Aufhebung der Beför⸗ 
derungsſteuer. 

Drucksache Nr. 314 zu Nr. 268. Ich rufe Artikel 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. 
Ich ſtelle feſt, daß Artikel 2 mit derſelben Mehr⸗ 
heit angenommen iſt. Ueberſchrift: angenommen. 
Wir ſchreiten zur dritten Beratung. Ich eröffne 
die allgemeine Beſprechung und ſchließe fie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich eröffne die 
Beſprechung über Artikel 1 und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen worliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 iſt angenommen. 
Ich ſtelle feſt, daß auch Artikel 2 angenommen iſt; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Öeje über die Aufhebung der Beförderungs⸗ 
ſteuer.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt damit angenommen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die das Geſetz in 
der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung an⸗ 
genommen. Wir kommen zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: { 
Zweite 


und Dritte Beratung eines 


Sperrgeſetzes für die Grundwertſteuern. — 
Arantrag des Abg. Böcker u. Fr. — 


(0) 


D) 


(A) 


(B 


— 


— 
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(Präſident) 

Druckſache Nr. 308 zu Nr. 242. Ich rufe §S 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat Herr 
Abg. Böcker. 18175 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Zweck unſeres Geſetzentwurfs iſt bekanntlich 
der, eine Höherbelaſtung des Grundwertes zu ver⸗ 
hüten und ſie wenigſtens mit einer allgemeinen 
Erledigung der ſchwebenden Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsfragen vornehmen zu laſſen. Die Sachlage 
hat ſich nun inſofern etwas verändert, als hier 
in Danzig eine ganz weſentlich höhere Schätzung 
des Wertes der Grundſtücke allgemein vorgenom⸗ 
men iſt. Bei dieſer Höherſchätzung find ohne Fra⸗ 
ge ſehr oft Härten vorgekommen. Es iſt denn auch 
nicht verwunderlich, daß gegen dieſe Höherſchätzung 
der Grundſtücke in ganz außerordentlichem Maße 
Einſprüche erhoben worden ſſind. Es geht u. E. 
nicht an, daß man dieſe Einſprüche und Reklama⸗ 
tionen ſeitens der Finanzverwaltung gewiſſer⸗ 
maßen dadurch erledigt, daß man bekannt macht, 
es ſei unmöglich, die Einſpruchsanträge zu berück⸗ 
ſichtigen und auf dieſe Anträge des näheren ein⸗ 
zugehen, weil die Stadt Geld brauche. So kann 
man natürlich nicht argumentieren. Es liegt im 
Intereſſe der betreffenden Zenſiten, wie auch un⸗ 
bedingt im Intereſſe der Verwaltung, daß die 
Einſprüche ſo ſchnell wie möglich ſachgemäß erledigt 
werden, um Klarheit zu ſchaffen. Dabei ſollte man 
auch, ſoweit es irgend angängig iſt, den geſtellten 
Stundungsanträgen Rechnung tragen. Von einer 
Erhöhung der Grundwertſteuer an und für ſich 
hört man nichts mehr. Es ſcheint als ob dieſer 
Kelch vorläufig an uns vorübergegangen iſt. Dem 
Vernehmen nach ſoll der im ſtädtiſchen Etat vor⸗ 
handene Fehlbetrag aus Staatsmitteln gedeckt 
werden. Wir möchten hierüber nun gern etwas 
von der Regierung hören; denn es werden ja noch 
eine ganze Anzahl anderer Gemeinden da ſein, 
die ſich auch in außerordentlich bedrängter finan⸗ 
zieller Lage befinden. (Sehr richtig.) Sie hoffen 
ſelbſtverſtändlich auch auf eine derartige Staats⸗ 
hilfe. Es wäre uns deshalb außerordentlich er⸗ 
wünſcht, von Regierungsſeite hierzu etwas 
Näheres zu hören. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die 8 1 annehmen wollen, ſich vom 
Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit. $ 1 iſt abgelehnt. Ich rufe $2 auf. Wenn 
kein Wilderſpruch erfolgt, ſtelle ich feſt, daß auch 
82 abgelehnt iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Sperrgeſetz betr. die Grundwertſteuern.“ Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu reheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
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die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit iſt das Ge⸗ 


ſetz in zweiter Leſung und ſomit endgültig abge⸗ 
lehnt. Eine dritte Beratung findet nicht ſtatt. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Dienſtverhältniſſe der mit der 
Wahrnehmung der Geſchäfte eines Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle betrauten 
Beamten. ö 


Mittwoch, den 1. Auguſt 1928. 


Druckſache Nr. 319. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, dies Geſetz zur Bearbeitung dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, 
das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
5 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Beamten-Bejol- 

dunasgeſetzes. 

Drucksache Nr. 280. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Müller 

Müller, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der vorliegende Entwurf zu einem Geſetz 
über die Bezüge der unmittelbaren Staatsbeam⸗ 
ten der Freien Stadt Danzig iſt zuſtande gekom⸗ 
men, nachdem in Preußen und im Deutſchen 
Reiche am 17. Dezember 1927 Beſoldungsgeſetze 
verabſchiedet worden ſind, welche eine andersar⸗ 
tige Gruppierung der Beamten bringen. Seit 
der Abtrennung Danzigs vom Deutſchen Reich 
haben die Danziger Beamten ſtets Wert darauf 
gelegt, daß der Zuſammenhang mit ihren Amts⸗ 
genoſſen in Preußen und im Reiche auch in der 
Beſoldungsfrage nicht verloren gehe. Infolge⸗ 
deſſen hat die Danziger Beamtenſchaft die Ueber⸗ 
nahme des preußiſch⸗deutſchen Beſoldungsſyſtems 
für notwendig gehalten, freilich unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Beſonderheit der Danziger 
Dienſtverhältniſſe Rechnung getragen wird. 

Der dem Volkstag vorgelegte Entwurf des 
neuen Danziger Beamtendienſteinkommensge⸗ 
etzes zeigt eine rein ſchematiſche Uebernahme der 
preußiſchen bezw. deutſchen Beſoldungsordnung. 
Alle Vergünſtigungen, die den Danziger Beam⸗ 
ten früher aus wohlerwogenen Gründen zuteil 
geworden ſind, ſollen künftig beſeitigt werden. 
(Abg. Gehl: Das ſollen ſie nicht!) Das Geſetz 
bringt eine Herabſetzung der Beamtenbezüge und 
eine nicht unerhebliche Kürzung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters. Die unterſchiedliche Behandlung 
der Ortszulagen wird beſonders und mit Recht 
beklagt. 

In der Begründung der Vorlage heißt es: 
„Im Falle der Annahme dieſes Geſetzes werden 


— 


die Beamten zum allergrößten Teil geringere 
Geſamtbezüge erhalten als bisher.“ Es wäre 
wünſchenswert geweſen, wenn die finanzielle 


Auswirkung dieſes Geſetzes für den Staat mit 
klaren Zahlen angegeben worden wäre, zumal in 
der Preſſe phantaſtiſche Summen genannt wor⸗ 
den ſind. Das Geſetz bezweckt alſo zunächſt eine 
Kürzung der Gehälter; allerdings wird im § 47 
von einer Wahrung des bisherigen Beſitzſtandes 
in gewiſſem Umfange geſprochen. Darunter wer⸗ 
den jedoch Abzüge von drei, fünf bezw. acht vom 
Hundert des bisherigen Grundgehaltes verſtan⸗ 
den. Das bisher freiwillig geleiſtete Notopfer 
wird erneut zu einer geſetzlichen Zwangsmaß⸗ 
nahme gemacht. Daß darin eine Wahrung des 
Beſitzſtandes zu ſehen ſei, wird niemand ernſtlich 
behaupten wollen, da bei der Beratung des pro⸗ 
viſoriſchen Geſetzes verſichert wurde, daß es keinen 
neuen Beſitzſtand ſchaffen werde. 

Die Uebergangsbeſtimmungen im 8 47 des 
vorliegenden Entwurfs ſtehen in auffallendem 
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(Müller, Abgeordneter) 
Gegenſatz zu den Beſtimmungen des 8 38 des 
preußiſchen Beſoldungsgeſetzes. Dort heißt es: 
Waren die bisherigen Dienſtbezüge eines Be⸗ 
amten nach dem Stande vom 30. September 1927 
höher als die ihm auf Grund dieſes Geſetzes zuſte⸗ 
henden Dienſtbezüge, jo iſt ihm der Unterſchiedsbe⸗ 
trag, ſoweit es ſich um ruhegehaltsfähige Bezüge 
handelt, als ruhegehaltsfäbiger Zuſchuß, im übrigen 
als nicht ruhegehaltsfähiger Zuſchuß über den 
Staatshaushaltsplan bis zu dem Zeitpunkte weiter 
zu gewähren, an dem der Anterſchied durch Steigen 
der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen iſt. 
Aehnlich lautet § 37 der Reichsbeſoldungsord⸗ 
nung. Während alſo in Preußen und im Reich 
der Beſitzſtand der Beamten tatſächlich gewahrt 
wird, verſucht das Danziger Geſetz eine Gehalts⸗ 
kürzung. Die Danziger Regierung hält es für 
ihr Recht, dies mit Hilfe eines einfachen Geſetzes 
zu tun, die Beamtenſchaft ſteht dagegen auf dem 
Standpunkt, daß eine Kürzung der Bezüge nur 
durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz möglich ſei. 
Dieſe Anſicht der Beamtenſchaft ſtützt ſich auf her⸗ 
vorragende Rechtsgutachten. Aus Anlaß des pro⸗ 
viſoriſchen Beſoldungsgeſetzes hat ein Beamter 


Rechtsanſpruch vor dem hieſigen Landgericht ver⸗ 


fochten. Das Urteil des Obergerichts in dieſer 
Sache ſteht noch aus. Wir haben allen Anlaß, 
ehe wir uns mit dem vorliegenden Geſetzentwurf 
eingehender beſchäftigen, das Urteil des Oberge⸗ 
richts abzuwarten. Es liegt in niemandes In⸗ 
tereſſe, hier im Volkstag Geſetze zu verabſchieden, 
die nachher nicht die Billigung der ordentlichen 
Gerichte finden, weil ſie verfaſſungswidrig ſind. 
Die Deutſchnationale Fraktion behält ſich ihre 
Stellungnahme zu dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf für den Zeitpunkt vor, an dem das Ober⸗ 
gericht geſprochen hat. 

Notwendig erſcheint in dieſem Zuſammen⸗ 
hange aber, zu den Erklärungen Stellung zu neh⸗ 
men, die der Herr Senatsvizepräſident in bezug 
auf die Klage des Beamten betreffs der Beſol⸗ 
dungsneuregelung in einer Rede getan hat und 
die in der ihm naheſtehenden Preſſe zu heftigen 
Angriffen gegen die „Staatsſaboteure“ und den 
durch ſie drohenden Staatsbankerott geführt ha⸗ 
ben. Es iſt nicht ſo, wie der Herr Senatsvizeprä⸗ 
ſident es darſtellt, daß die Klage des betreffenden 
Beamten eingeleitet worden ſei, um dem Staat 
und der Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, 
(Heiterkeit links.) vielmehr liegt die Klärung der 
ſtrittigen Rechtsfrage durch die öffentlichen Ge⸗ 
richte im öffentlichen Intereſſe. An den Rechten, 


die durch den Artikel 92 der Danziger Verfaſſung M 


den Beamten ausdrücklich zuerkannt worden ſind, 
ſollte von niemandem, am wenigſten aber von 
dem Leiter der Staatsregierung gedeutelt wer⸗ 
den. Artikel 92 der Danziger Verfaſſung ſtellt 
feſt: „Für die vermögensrechtlichen Anſprüche der 
Beamtenſchaft ſteht der Rechtsweg offen.“ Wenn 
der Herr Senatsvizepräſident Gehl weiter dar⸗ 
auf hinweiſt, daß der Beamtenbund ſtill geweſen 
ſei, ſolange die Rechtsregierung am Ruder war, 
ſo muß einer ſolchen Behauptung entgegengehal⸗ 
ten werden, daß bereits im September 1927 im 
Zuſammenhang mit den Erörterungen über das 
kommende neue preußiſch⸗deutſche Beſoldungsge⸗ 
ſetz die Aufhebung des Notopfers verlangt wor⸗ 
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den war, weil eine Ueberleitung des Notopfers, 
das auf Grund der alten Beſoldungsordnung auf⸗ 
gebaut worden war, ſich im Rahmen der neuen 
Beſoldungsordnung gar nicht in der Weiſe durch⸗ 
führen ließ. Wenn ſich der Beamtenbund zur 
Kündigung des Notopfers entſchloß, ſo deshalb, 
weil er ſich der Tatſache nicht verſchließen konnte, 
daß eine Reihe Danziger Beamter nach der Ver⸗ 
abſchiedung der neuen preußiſchen Beſoldungs⸗ 
ordnung infolge des Notopfers ſchlechter geſtellt 
wurden, als ihre Amtsgenoſſen im Reich. Er 
mußte ferner anerkenen, daß das Notopfer ſich im 
Hinblick auf die neue deutſch-preußiſche Beſol⸗ 
dungsordnung ungleichmäßig für die Beamten 
derſelben Gruppe auswirkt. Die Kündigung des 
Notopfers iſt ſchließlich erfolgt, weil es auf die 
Dauer zu ſtarke finanzielle Härten mit ſich brachte. 
Die politiſchen Tendenzen, die der Herr Senats⸗ 
vizepräſident annehmen zu müſſen meint, ſind im 
Beamtenbund nicht vorhanden. (Donnerwetter, 
das haben Sie entdeckt! links.) Der Herr Senats⸗ 
vizepräſident hat Unrecht, die Beamtenſchaft 
volksfeindlicher Treibereien zu bezichtigen. 

Als ich gelegentlich der Beratungen zu dem 
proviſoriſchen Notopfergeſetz am 27. März mich 
gegen die Beamtenhetze in der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Preſſe wandte, antwortete der Herr Senats⸗ 
präſident Dr. Sahm: 

Die Regierung bringt dem Berufsbeamtentum 
nicht Haß und Verachtung entgegen, wie das eben 
von dem Herrn Vorredner geſagt worden iſt, ſondern 
die Regierung hat Vertrauen zu dem Berufsbeam⸗ 
tentum und erwartet auf der anderen Seite, daß 
= die Beamtenſchaft zur Regierung Vertrauen 
Hat. 5 
Damals habe ich mich nicht in dem Sinne ge⸗ 

äußert, wie es mir der Herr Senatspräſident irr⸗ 
tümlicherweiſe unterſtellt hat; heute muß ich auf 
Grund der Aeußerungen des Herrn Senatsvize⸗ 
präſidenten darauf hinweiſen, daß die Beamten⸗ 


ſchaft zur Regierung nur dann Vertrauen haben 


kann, wenn die Regierung nicht die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamtenſchaft antaſtet, wenn ſie 
bei einem ſchwebenden Verfahren nicht ihren 
Einfluß auf die Gericht auszuüben verſucht, wenn 
ſchließlich von jedem Mitglied des Senats jegliche 
Herabſetzung der Berufsbeamtenſchaft in der 
Oeffentlichkeit vermieden wird. (Bravo! rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Stellver- 
tretende Präſident des Senats Gehl. 
Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
D. u. H.! Der Herr Vorredner hat es für 
angezeigt gehalten, die Ausführungen, die ich in 
meiner Eigenſchaft als ſozialdemokratiſcher Ab⸗ 
geordneter in einer ſozialdemokratiſchen Funk⸗ 
tionärverſammlung getan habe, hier zum Gegen⸗ 
ſtand der Beſprechung zu machen. Ich hätte ei⸗ 
gentlich erwartet, daß der Herr Vorredner ſich 
ſeine Ausführungen bis zu dem Zeitpunkt aufge⸗ 
ſpart hätte, an dem die große Anfrage, die von 
der Deutſchnationalen Fraktion hier eingebracht 
worden iſt, zur Beſprechung kommen würde. Ich 
möchte aber ſchon heute ganz ausdrücklich und klar 
betonen, daß ich mir meine Meinung von nieman⸗ 
dem vorſchreiben laſſe. (Bravo! bei den Sozialde⸗ 
mokraten.) 
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Volkstag Danzig — 40. Sitzung. 
(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

Für die Begründung des Ihnen jetzt vorlie⸗ 
genden Beſoldungsgeſetzes iſt es von Intereſſe und 
Bedeutung, einen kurzen Rückblick auf die Ent⸗ 
wicklung der Beſoldungsgeſetzgebung in Danzig 
überhaupt zu werfen. Das erſte Beſoldungsgeſetz 
vom Jahre 1921 lehnte ſich in ſeiner Struktur und 
ſeinen Sätzen grundſätzlich an die preußiſch⸗deut⸗ 
ſche Beſoldungsgeſetzgebung an. Eine durchgrei⸗ 
fende Aenderung brachte hier das Beſoldungsgeſetz 
vom 21. November 1924. Die Beamten wurden 
ſämtlich, ſoweit das nicht bereits vorher geſchehen 
war, um eine Gruppe höher eingeſtuft als die ent⸗ 
ſprechenden Beamten im Reich, die Dienſtalterbe⸗ 
rechnung wurde weit günſtiger geſtaltet. Dieſe 
Umgeſtaltung der Beſoldungsordnung erforderte 
gegenüber der vorher geltenden Beſoldungsord⸗ 
nung einen dauernden Mehraufwand von jähr⸗ 
lich 8,57 Millionen Gulden (Hört, hört! links.), 


der ſich nach Abzug des erhöhten Steuereinganges 


auf rund 8 Millionen ermäßigte. Die im Geſetz 
der Beſoldungsordnung gegebene Rückwirkung 
auf den 1. September 1924 erforderte außerdem 
eine einmalige Mehraufwendung von 2,14 Mil⸗ 
lionen Gulden. (Hört, hört! links.) Man glaubte 
damals dieſe erhebliche Erhöhung des Beamten⸗ 
etats vornehmen zu können, weil das Jahr 1924 
insbeſondere durch ſeinen hohen Betrag an Zöl⸗ 
len, ſich für den Staat recht günſtig geſtaltete, 
und weil man der Annahme war, daß dieſe gün⸗ 
Be Geſtaltung der Finanzen von Dauer jein 
würde. 


Leider erwies ſich dieſe Hoffnung ſehr bald 
als trügeriſch. Schon die Jahre 1925/26 brachten 
eine ſtarke Verminderung der Staatseinnahmen, 
insbeſondere durch den Verfall des Zloty und die 
dadurch ſtark verminderten Zolleinnahmen. Im 
Laufe des Jahres 1926 wurde die Finanznot ſo 
groß, daß ſich der Senat an das Finanzkomitee 
des Völkerbundes wandte. Die Sachverſtändigen 
des Völkerbundes prüften die Finanzlage und er⸗ 
klärten in ihrem Gutachten, daß die Ausgaben 
des Staates um 10 der geſamten Ausgaben, 
die damals allein für den Staat 42,6 Millionen 
betrugen, geſenkt werden müßten. Dieſe Sen⸗ 
kung ſollte zum Teil durch Abbau von 800 Be⸗ 
amten erreicht werden, zum andern Teil durch 
Abbau der Beamtengehälter. Zur Erfüllung 
dieſer Forderung des Völkerbundes, die eine der 
Vorausſetzungen für die Gewährung einer An⸗ 
leihe bildete, legte die damalige Regierung, die 
in ihrer Zuſammenſetzung der jetzigen entſprach, 
im Rahmen eines Sanierungsprogramms ein 
Beſoldungsgeſetz vor, das eine geſtaffelte Herab⸗ 
ſetzung der Beamtengehälter bis 10 vorſah 
und auf vier Jahre befriſtet war. In ſeiner 
Septembertagung verlangte der Rat des Völker⸗ 
bundes unbefriſtete Herabſetzung. Die Sanie⸗ 
rungsgeſetze kamen im Volkstag nicht zur An⸗ 
nahme, und die Regierung trat zurück. 

Die neue Regierung ſah von einer geſetzlichen 
Regelung der Beamtengehälter ab und nahm das 
ihr vom Beamtenbund angebotene ſogenannte 
Notopfer an, das in der Form durchgeführt 
wurde, daß von den Beamten ein Revers folgen⸗ 
den Inhalts unterſchrieben wurde: 


Mittwoch, den 1. Auguſt 1928. 


Verpflichtungserklärung: 
Ich erkläre mich bereit, vom 1. Januar 1927 ab 
zur Behebung der außerordentlichen finanziellen 
Notlage von Staat und Gemeinden bis auf weiteres 
ein Notopfer zu bringen. Die Höhe des jeweiligen 
Notopfers richtet ſich nach der umſeitigen Aufſtel⸗ 
lung. Der Betrag ſoll von meinen Dienſtbezügen 
einbehalten werden. Dieſe Erklärung ſoll ſolange 
gelten, bis der Senat im Einvernehmen mit dem 
Danziger Beamtenbund feſtgeſtellt hat, daß die 
außerordentliche Notlage des Staates als gemildert 
angejehen werden kann. 
Der Senat vertrat dem Völkerbund gegenüber 
die Anſicht, daß es ſich hier um eine geſetzlich 
zuläſſige Regelung handele, welche dauernd die 
den Forderungen des Völkerbundes entſprechende 
Erſparnis bringe, da die Verpflichtungserklärung 
unbefriſtet ſei. Der Völkerbund gab ſich hier⸗ 
mit zufrieden, und die Anleihe wurde genehmigt. 

Am 13. November 1927 fanden Volkstags⸗ 
wahlen ſtatt. Am 25. November 1927 wandte 
ſich der Beamtenbund an den Senat, indem er die 
Aufhebung des Notopfers forderte und darüber 
hinaus noch eine Erhöhung der Gehälter ſämt⸗ 
licher Beamten verlangte. (Hört, hört!) Die Auf⸗ 
hebung des Notopfers wurde u. a. begründet mit 
der Ermäßigung der Fernſprechgebühren, der Er⸗ 
höhung der Kleinrentnerbeihilfen, dem Abbau 
der Luxus⸗ und Umſatzſteuer und der Erhöhung 
der Bezüge der Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter. 
(Hört, hört! links.) Am 29. Februar 1928 erfolgte 
dann die offizielle Kündigung des Notopfers 
durch den Beamtenbund mit folgendem Schreiben: 

Nachdem der Beamtenbund bereits mit Schrei⸗ 
ben vom 25. Novmber 1927 und 21. Januar 1928 
gebeten hat, das Notopfer mit Rückwirkung vom 
1. Oktober 1927 aufzuheben, erlauben wir uns hier⸗ 
durch namens der durch uns vertretenen Beamten 
mitzuteilen, daß dieſe wegen der veränderten Ver⸗ 
hältniſſe vom 1. April 1928 ab nicht mehr mit dem 
Abzug des Notopfers einverſtanden ſind. 
Inzwiſchen hatte die Regierung gewechſelt, 

und die jetzige Regierung war ans Ruder gekom⸗ 
men. Der Senat vertrat und vertritt den Stand⸗ 
punkt, daß dieſe Kündigung der abgegebenen 
Verpflichtungserklärung jeder Rechtsgrundlage 
entbehrt. (Sehr richtig!) und lehnte im Hinblick 
auf die nach wie vor geſpannte Finanzlage einen 
Verzicht auf das Notopfer ab. Da aber die recht⸗ 
liche Beurteilung von vonherein umſtritten wor⸗ 
den war, ſah ſich der Senat zur Sicherung der 
Staatsfinanzen und zur Erfüllung des von der 
früheren Regierung dem Völkerbund gegenüber 
gegebenen Verſprechens gezwungen, das Notopfer 
in geſetzliche Form zu überführen. Es war dies 
von vornherein nur als eine Uebergangsmaß⸗ 
nahme gedacht, da die Ausarbeitung des jetzt vor⸗ 
liegenden Beſoldungsgeſetzes erhebliche Zeit er⸗ 
forderte und dieſe Maßnahme mit Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes rückwirkend fortfallen ſollte. 
Das vorliegende Beſoldungsgeſetz ſchließt ſich, 
wie es in der Regierungserklärung verſprochen 
worden war, und wie der größte Teil der Beam⸗ 
tenſchaft es gefordert hatte, der neuen preußiſch⸗ 
deutſchen Beſoldungsordnung an. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Danach ſieht es auch aus!) Ich kann es 
mir erſparen, auf die Einzelheiten des Geſetzes 
einzugehen und darf hier auf die ſchriftliche Be⸗ 
gründung des Geſetzes verweiſen. Ich will nur 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

folgende Punkte hervorheben. Die vorliegende 
Beſoldungsordnung ſtellt die Danziger Beamten 
im ganzen günſtiger als die Beamten in Preu⸗ 
ßen und in Deutſchland. (Widerſpruch rechts.) 
Ich will es ſofort nachweiſen. Für alle Beamten 
wird ein Zuſchlag von 3 Prozent gewährt, wie er 
in Preußen den Beamten in Berlin, aber nicht 
den Beamten in Königsberg und Stettin zuer⸗ 
kannt worden iſt. Es liegt bereits ein Abände⸗ 
rungsantrag der Regierungsparteien vor, ſämt⸗ 
lichen Beamten des Freiſtaates einheitlich die 
Ortsklaſſe A zu gewähren. Ich kann ſchon jetzt 
namens des Senats ſagen, daß er ſich dieſem An⸗ 
trag nicht wiederſetzen wird. Der Mehraufwand, 
den die Annahme dieſes Antrages bedingt, be⸗ 
läuft ſich auf rund 220 000 Gulden. 

Noch weit günſtiger ſtellt ſich die Situation 
nach der neuen Beſoldungsordnung für die be⸗ 
reits angeſtellten Beamten dar. Um Härten zu 
vermeiden und den Beamten die Ueberleitung zu 
erleichtern, wird denjenigen Beamten, die nach 
der neuen Beſoldungsordnung ein geringeres Ge⸗ 
halt als bisher haben würden, von ihrem bishe⸗ 
rigen Grundgehalt lediglich ein Abzug in den 
Gruppen III VI von 3 Prozent, in den Grup⸗ 
pen VII- IX von 5 Prozent und in den Gruppen 
darüber von 8 Prozent gemacht. Bei den Un⸗ 
verheirateten erhöhen ſich dieſe Abzüge um 2 v. 
H. Außerdem ſind aus ſozialen Erwägungen für 
die am 31. März 1928 beihilsberechtigten Kinder 
die Kinderbeihilfen in voller Höhe aufrecht er⸗ 
halten worden. Dieſe letzte Beſtimmung wird 
insbeſondere von den Beamten der unteren Ge⸗ 
haltsgruppen begrüßt werden, da hier die Kin⸗ 
derbeihilfen einen erheblichen Teil des Gehalts 
ausmachen. Hiernach wird der großen Zahl der 
Beamten durch die Neuregelung weniger von 
ihrem Gehalt gekürzt, als ſie bisher durch das 
Notopfer abgegeben haben. 

Ein großer Teil der Beamtenſchaft iſt mit die⸗ 
ſer Neuregelung nicht zufrieden. Sie verlangen 
insbeſondere einen Sonderzuſchlag won 15 Proz. 
zum Gehalt. Abgeſehen davon, daß dieſe Forde⸗ 
rung ſachlich nicht begründet iſt, würde jedes wei⸗ 
tere Prozent Sonderzulage eine Belaſtung von 
240 000 Gulden jährlich ausmachen. (Hört, hört! 
rechts.) Die Erfüllung der Forderung der Beam⸗ 
tenſchaft auf einen 15 prozentigen Sonderzuſchlag 
würde alſo insgeſamt die Staatsausgaben um 
2 880 000 Gulden mehr belaſten. Die Beamten 
verlangen weiter für die Umrechnung der deut⸗ 
ſchen Gehälter in Danziger Gulden einen Am⸗ 
rechnungskurs von 1,25 Gulden, während in die 
Senatsvorlage die Einſtellung des tatſächlichen 
Kurſes mit 1,23 Gulden erfolgt iſt. Die Erfül⸗ 
lung dieſer Forderung der Beamtenſchaft würde 
560 000 Gulden jährlich mehr koſten; die Erfül⸗ 
lung beider Forderungen alſo zuſammen 3 440 000 
Gulden jährlich. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
dies der Staatshaushalt ohne erhebliche Steuern 
nicht tragen kann. Um ſo weniger berechtigt iſt 
die weitere Forderung der Beamtenſchaft, ſie für 
das Wohnungsgeld in die Sonderklaſſe einzu⸗ 
reihen, da die Verhältniſſe in Danzig keineswegs 
ſchlechter liegen als die derjenigen Orte, die in 
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Preußen der Ortsklaſſe A zugewieſen worden ſind. 
Die Erfüllung dieſer Forderung würde eine wei⸗ 
tere Mehrbelaſtung von etwa 1 Million Gulden 
betragen, ſodaß alſo die drei Forderungen, von 
denen ich jetzt ſprach, eine Mehrbelaſtung von 
4 440 000 Gulden jährlich ausmachen würden. 


Die Beamtenſchaft wendet ſich aber auch prin⸗ 
zipiell gegen die neue Beſoldungsordnung, weil 
ſie darin einen Eingriff in die wohlerworbenen 
Rechte der Beamtenſchaft ſieht, und weil ſi 
glaubt, hierdurch ein Anrecht auf die volle Wah⸗ 
rung des bisherigen Beſitzſtandes zu haben. Der 
Senat hat ſich dieſer Auffaſſung nicht anzu⸗ 
ſchließen vermocht und er begegnet ſich in dieſer 
ſeiner Auffaſſung mit amtlichen Stellen des 
deutſchen Reiches, dem Reichsgericht und bedeu⸗ 
tenden deutſchen Juriſten. Der Senat ſtützt ſich 
[hierbei auf § 34 des bisherigen Dienſteinkom⸗ 
mengeſetzes, der ausdrücklich eine Herabſetzung 
der Gehälter durch einfaches Geſetz zuläßt. Die 
Auffaſſung, daß dieſer Paragraph dem Artikel 92 
der Danziger Verfaſſung widerſpreche und daß er 
deshalb ungültig ſei, kann nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Der Artikel 92 der Verfaſſung 
erklärt nur die wohlerworbenen Rechte als un⸗ 
verletzlich. Welche Rechte als wohlerworbene 
anzuſehen ſind, ſagt die Verfaſſung nicht, das 
überläßt ſie der Beamten⸗Geſetzgebung. Dieſe kann 
Rechte als wohlerworben, d. h. als ſolche, die 
dem verfaſſungsmäßigen Schutz unterliegen, zu⸗ 
billigen. Sie kann ſie aber von vornherein als 


wohlerworben ſind, alſo nicht den verſtärkten 
Schutz der Verfaſſung genießen. Das iſt bei Er⸗ 
laß der früheren Beſoldungsordnung bezüglich 
der Höhe der Beſoldung in § 34 geſchehen. Die 
Gehaltsſätze ſind als abänderbar geſchaffen. Daß 
der Geſetzgeber abänderbare, alſo nicht wohler⸗ 
worbene Rechte für die Beamten ſchaffen kann, 
iſt anerkanntes Recht. Unzweifelhaft iſt ein ſoge⸗ 
nannter „Ausgleichszuſchlag“, der zur Anpaſſung 
an die wirtſchaftlichen Verhältniſſe gewährt wird, 
jederzeit veränderlich. Es iſt kein Grund einzu⸗ 
ſehen, daß das gleiche nicht gelten ſollte, wenn 
das Gehalt bei ſeiner Feſtſetzung unter Abſtand⸗ 
nahme von der Schaffung eines Ausgleichszu⸗ 
ſchlages durch den Geſetzgeber ausdrücklich für ab- 
änderbar erklärt wird. Der Geſetzgeber hat dann 
von vornherein unzweideutig zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß er der Höhe des von ihm bewilligten 
Gehalts nicht den Charakter eines unveränder⸗ 
lichen wohlerworbenen Rechts hat beilegen wollen. 
Dieſe Frage unterliegt auf Grund der Klage 
eines Beamten zur Zeit der Nachprüfung im 
ordentlichen Gerichtsverfahren. Ich muß es mir 
mit Rückſicht auf dieſen ſchwebenden Rechtsſtreit 
verſagen, auf dieſe Frage ausführlich einzugehen. 
Sollte der anhängige Rechtsſtreit zu ungunſten 
des Staates entſchieden werden, ſo wird eine 


neue Sachlage gegeben ſein, zu der dann von ſei⸗ 
ten des Senats Stellung genommen werden wird. 

Von ſeiten der Beamtenſchaft iſt aus dieſem 
Anlaß der Befürchtung Ausdruck gegeben, die 
Regierung beabſichtige mit der Kürzung der bis⸗ 
herigen Gehälter einen Vorſtoß gegen das Be⸗ 


abänderbar, d. h. als Rechte begründen, die nicht O) 
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dieſen Gründen bitte ich der Vorlage 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

amtentum als ſolches, und es handle ſich um den 
Beginn des Abbaus der Grundrechte der Beam⸗ 
tenſchaft. Davon kann im Ernſt keine Rede ſein. 
Jede Regierung, der das Wohl des Staates am 
Herzen liegt und die Wert darauf legt, die 
Staatsaufgaben gut zu erfüllen, wird darauf Be⸗ 
dacht nehmen müſſen, die Grundrechte der Be⸗ 
amten, d. h. das Recht auf ſtandesgemäßen Un- 
terhalt, auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung, unangetaſtet zu laſſen; denn eine 
tüchtige, zuverläſſige und arbeitsfreudige Beam⸗ 
tenſchaft bildet den Grundpfeiler jedes Staates, 
mag die Staatsform ſein, wie ſie will. (Mögen 
die Beamten ſo reaktionär ſein, wie ſie wollen! 
bei den Kommuniſten.) Auf der andern Seite hat 
jede Regierung aber auch die Pflicht, bei Bemeſ⸗ 
ſung der Gehälter das Staatsganze nicht aus dem 
Auge zu laſſen. Die Bezüge der Beamtenſchaft 


müſſen mit dem Einkommen der freien Berufs⸗ 


ſtände, mit der allgemeinen Wirtſchaftslage und 
der damit zuſammenhängenden finanziellen Trag⸗ 
fähigkeit des Staates im Einklang ſtehen. Es 
iſt nicht angängig, daß Teile der Beamtenſchaft 
Gehälter beziehen, die in auffälligem Mißver⸗ 
hältnis zu dem Durchſchnittseinkommen anderer 
gleichſtehender Volkskreiſe ſtehen. Das muß not⸗ 
gedrungen eine Entfremdung zwiſchen Beamten⸗ 
ſchaft und freien Berufen herbeiführen, die zu ſo⸗ 
zialen Kämpfen führt und ſich zu ungunſten des 
Staates auswirkt. Das muß bei ruhiger Ueber⸗ 
legung auch die Beamtenſchaft einſehen. 

Es mag der Beamtenſchaft ſchwer werden, 
ſich mit der neuen Regelung abzufinden. Sie 
wird es um ſo eher können, als ſie ſich, wie wir 
es von unſerer Beamtenſchaft verlangen müſſen, 
nicht als eine beſonders bevorrechtigte Intereſſen⸗ 
gruppe im Staate, ſondern als Teil des Ganzen 
fühlt. Das allgemeine Wohl verlangt aber, daß 
die Staatsfinanzen auf eine geſunde Baſis geſtellt 
und daß nicht höhere Gehälter gezahlt werden, 
als ſie für die Staatsfinanzen erträglich und für 
die Erfüllung des Anſpruchs der Beamten auf 
ſtandesgemäßen Unterhalt erforderlich ſind. Aus 
zuzuſtim⸗ 
men. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
vorliegende Geſetzentwurf des Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetzes lehnt ſich eng an das preußiſche Be⸗ 
ſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 an. Nur 
inſoweit einzelne Gruppen lediglich im Reichsbe⸗ 
ſoldungsgeſetz enthalten ſind, iſt die Eingruppie⸗ 
rung aus dieſem Geſetz ſinngemäß übernommen 
worden. Ueber den Aufbau dieſes Geſetzes iſt in 
der Beamtenzeitung, in der Tagespreſſe und ſo⸗ 
eben auch vom Herrn Vizepräſidenten des Senats 
eingehend berichtet worden, ſodaß es ſich erübrigt, 


hier noch im einzelnen auf den Entwurf ein⸗ 
zugehen. 
Für jeden Beamten, aber auch für jeden 


Nichtbeamten iſt an dieſem Entwurf von größtem 
Intereſſe die Entſcheidung der Frage, ob die 


Kürzung des Gehaltes für einen auf Lebenszeit 
angeſtellten Beamten nach der Danziger Verfaſ⸗ 
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ſung möglich iſt und geſetzmäßig geſchehen kann. (C) 


Sowohl das Reichsbeſoldungsgeſetz, wie auch das 
preußiſche Beſoldungsgeſetz ſehen für einzelne 
Gruppen gewiſſe Kürzungen der Gehälter vor. 
Die SS 37 bezw. 38 dieſer Geſetze ſchonen aber die 
von einer Kürzung des Gehaltes betroffenen Be- 
amten für ihre Perſon und ſehen eine Kürzung 
lediglich bei Neuanſtellungen vor. Die grund⸗ 
ſätzliche Frage für dieſen Entwurf des Beſol⸗ 
dungsgeſetzes iſt alſo die, ob die Danziger Volks⸗ 
vertreter nach preußiſch-deutſchem Beiſpiel ver⸗ 
fahren, oder ob ſie eine allgemeine Kürzung des 
Gehaltes der Beamten durchführen wollen. Bei 
der Frage der Kürzung des Gehaltes, oder po⸗ 
ſitiv ausgedrückt, der Wahrung des Beſitzſtandes 
begibt man ſich auf das Gebiet der wohlerwor⸗ 
benen Rechte des Beamten. In Danzig iſt die 
Frage, ob die Kürzung des Gehalts eines auf 
Lebenszeit angeſtellten Beamten einen Eingriff 
in die wohlerworbenen Rechte des Beamten 
bedeutet, in allen Parteien ſtrittig, ja, ſelbſt in 
der Beamtenſchaft ſind, wenn auch vereinzelt, 
Stimmen dagegen laut geworden. Es iſt deshalb 
erklärlich, daß dieſe Frage auch innerhalb der Re⸗ 
gierungsparteien nicht einheitlich beantwortet 
wird. So iſt es umſomehr verſtändlich, wenn auch 
die jetzige Regierung zwar grundſätzlich den Be⸗ 
ſitzſtand der Beamten wahren will, aber aus 
Staatsnotwendigkeit heraus eine gewiſſe Kür⸗ 
zung der Gehälter in dieſem Geſetz vorſieht. 

Die Zentrumsfraktion hat bereits bei dem 
Notopfer⸗Geſetz die Erklärung abgegeben, daß ſie 
ſich in dieſer Frage geſchloſſen dem Urteil des 
Danziger Obergerichts fügen wird, mag es aus⸗ 
fallen, wie es wolle. Sie läßt auch heute erklä⸗ 
ren, daß ſie den vom Obergericht feſtgeſtellten 
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Rechtsſtandpunkt in dieſer Frage als für ſie bin⸗ 


dend anerkennt und infolgedeſſen weder dies, noch 
ein anderes Beſoldungsgeſetz mit verfaſſungsän⸗ 
dernder Mehrheit gegen die Obergerichtsent⸗ 
ſcheidung verabſchieden wird. Die Fraktion iſt der 
Erwartung und Ueberzeugung, daß das Danziger 
Obergericht mit der größtmöglichſten Sorgfalt 
und Objektivität die Frage des Beſitzſtandes und 
der wohlerworbenen Rechte der Beamten prüfen 
und entſprechend entſcheiden wird. Wir ſind über⸗ 
zeugt, daß dieſe Entſcheidung für die geſamte 
Danziger Beamtenſchaft, aber auch für die preu⸗ 
ßiſche und deutſche von der größten Wichtigkeit iſt 
und daß durch dieſe Entſcheidung das gegenſei⸗ 
tige Vertrauen zwiſchen Danziger Regierung und 
Beamtenſchaft zu einander hergeſtellt werden wird, 
und die Regierung und der Volkstag dies Geſetz 
dem Urteil entſprechend verabſchieden werden. 
Die Zentrums⸗Fraktion weiß ſich in dieſem 
Standpunkt mit der geſamten Danziger Beam⸗ 
tenſchaft einig, ein Beweis dafür, daß die wahren 
Intereſſen der Beamtenſchaft lediglich bei einer 
Partei gewahrt werden können, die unbeirrt 
Staatspolitik treibt und ſich vor keiner Verant⸗ 
wortlichkeit ſcheut. Die Fraktion ſtellt mit Be⸗ 
friedigung feſt, daß es ihr gelungen iſt, bei der 
Aufſtellung dieſes Entwurfs einige berechtigte 
Wünſche der Danziger Beamtenſchaft zu verwirk⸗ 
lichen. So hat ſich der Senat bereit erklärt, dem 
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(Schilke, Abgeordneter) 

Antrag der Regierungsparteien auf Einführung 
einer einheitlichen Ortsklaſſe A zuzuſtimmen. 
Ferner ſind die kinderreichen Familien durch die 
Weiterzahlung der bisherigen Kinderbeihilfe 
ohne jede Kürzung geſchützt worden. Wir hoffen, 
daß der Entwurf, wie er vorliegt, im Hauptaus⸗ 
ſchuß frei von jeder Parteiagitation geprüft wird 
und evtl. beſondere Härten ausgeſchaltet werden, 
ſoweit es die Finanzen des Staates geſtatten. 

Die Zentrumsfraktion iſt der Auffaſſung, daß 
jeder Berufsſtand in einem Rechtsſtaat das gute 
Recht hat, das Gericht zu ſeinem Schutz anzu⸗ 
rufen, wenn er glaubt durch die Regierung und 
Geſetzgebung benachteiligt zu werden und der ehr⸗ 
lichen Ueberzeugung iſt, daß die entſprechenden 
Geſetze verfaſſungswidrig ſind. Die Fraktion 
teilt daher auch nicht die Meinung des Herrn 
Vizepräſidenten Gehl, der nach einem Bericht der 
„Volksſtimme“ das Vorgehen des Hausbeſitzes 
und Beamtenbundes verurteilt und bei dieſen 
Berufsſtänden von „Staatsſaboteuren“ geſpro⸗ 
chen haben ſoll. Die Zentrumsfraktion nimmt 
Veranlaſſung, zu erklären, daß ſie dieſe Aus⸗ 
führungen des Herrn Vizepräſidenten nicht billigt 
und im Intereſſe des Staates und der Volksge⸗ 
meinſchaft bedauert. Von der Beamtenſchaft er⸗ 
wartet die Fraktion, daß ſie ihre ganze Arbeits⸗ 
kraft nach wie vor in den Dienſt des Staates ſtellt, 
unbekümmert um die Hetzartikel mancher Zei⸗ 
tungen, nur mit dem einen großen Ziel, als Die⸗ 
ner unſeres Volkes unſere geliebte Danziger Hei⸗ 
mat einer beſſeren Zukunft entgegenzuführen, 
(Zurufe links. Abg. Mau: Er hat auch in eigener 
Sache geſprochen, der Lump!) 

Präſident: Herr Abg. Mau, wenn ich richtig 
gehört habe, haben Sie den Herrn Abg. Schilke 
einen Lumpen genannt. Ich rufe Sie für dieſen 
Ausdruck zur Ordnung. (Abg. Raſchke: Eine 
ſchöne Koalition, die ſich als Lumpen bezeichnet!) 
Das Wort hat der Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das vor⸗ 
liegende Geſetz beweiſt das, was wir gelegentlich 
der Verabſchiedung des Notopfergeſetzes geſagt 
haben. Nachdem man die Arbeiterklaſſe ausge⸗ 


plündert hat, geht man dazu über, auch die Le⸗ 
benslage der noch einigermaßen wirtſchaftlich beſ⸗ 
ſer geſtellten Kreiſe auf ein Hungerniveau herab⸗ 
drücken zu wollen. Um dies Geſetz zu nerabſchie⸗ 
den, hat man bereits jahrelang die Vorbereitun⸗ 
gen getroffen. Im Jahre 1926 verlangte der 
Völkerbund diktatoriſch den Abbau der geſamten 
ſozialen Fürſorge, den Abbau aller Ausgaben des 
Staatshaushalts. Die Sozialdemokratie beſand 
ſich damals auch in der „Regierung zur Rettung 
des Staates vor dem Bankerott“, wie ſie es ja 
auch jetzt immer wieder in den Verſammlungen 
und in ihrer Zeitung erklärt. Nachdem ſie da⸗ 
mals die Bevölkerung genügend auf den Abbau 
der Staatsausgaben vorbereitet hatte, der auf 
Geheiß des Völkerbundes beſonders bei der ſozia⸗ 
len Fürſorge erfolgen ſollte, bei der Erwerbslo⸗ 
ſenfürſorge und den Ausgaben für die Beamten⸗ 
beſoldung, erhielt ſie von der bürgerlichen Clique 
den Fußtritt und mußte verſchwinden. Die Neu⸗ 
regelung der Beamtenbeſoldung wurde dann von 


Mittwoch, den 1. Auguſt 1928. 779 


dem deutſchnationalen Senat durchgeführt, der 
ſich eigentümlicherweiſe noch „ſozialer“ als der 
frühere Koalitionsſenat verhielt. Die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, die damalige Koalitions⸗ 
regierung, hatte einen Abbau der Beamtengehäl⸗ 
ter verlangt und zwar in Form eines Geſetzes. 
Es ſollten je nach der Höhe des Einkommens 5— 
10 Prozent gefordert werden. Die Bevölkerung 
war gegen die geſamte Beamtenſchaft aufge⸗ 
putſcht. N 

Als die Deutſchnationalen dann die Regie⸗ 
rung übernahmen, fanden ſie eine ziemlich gün⸗ 
ſtige Situation vor. Die geſamte Bevölkerung 
war aufgehetzt. Die Beamtenſchaft hatte ſich in 
ihrer Mehrheit bereits damit abgefunden, für 
dieſen kapitaliſtiſchen Staat etwas opfern zu müſ⸗ 
ſen, um ihn vor dem „Bankerott“ zu retten, um 
nicht die geſamten Bezüge zu verlieren. Den Be⸗ 
amten gegenüber wurde dasſelbe Theater aufge⸗ 
jührt, wie die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchafts⸗ 
führer es wiederholt den Arbeitern gegenüber 
aufführen, indem ſie erklären, ſie müßten in die 
Regierung hinein, um dort Sparmaßnahmen 
auch bezüglich der Arbeiterſchaft vorzunehmen, 
damit nicht die Wirtſchaft zugrunde gehe; denn 
wird der Baum abgeſägt, ſtürzen alle herunter. 
So war denn die Beamtenſchaft ſogar freiwillig 
bereit, zu opfern. Unter der Koalitionsregierung 
ſträubte ſie ſich mit aller Gewalt und erklärte, 
einen Abzug nicht haben zu wollen und kämpfte 
für ihre Gehälter. Jetzt war eine deutſchnatio⸗ 
nale Regierung am Ruder, jetzt wurde freiwillig 
geopfert. Man verſüßte der Beamtenſchaft dieſes 
Opfer, indem man es etwas „ſozialer“ geſtaltete 
und der oberen Beamtenſchaft ſogar 13 Prozent 
abzog, außerdem den kinderreichen Familien dann 
noch Vergünſtigungen gewährte. Die Beamten⸗ 
ſchaft folgte damals tatſächlich den Ochſen, die an 
der Spitze marſchierten, und opferte „freiwillig“. 
Die verantwortlichen Elemente in der Beamten⸗ 
ſchaft, die ſchuld an dieſem Notopfer der unteren 
Beamtenſchaft waren, empfingen 
lohn in Geſtalt von Senatorenſeſſeln. Die deutſch⸗ 
nationale Regierung rieb ſich die Hände, die Si⸗ 
tuation war gerettet, der Staat war gerettet, 
mehrere Millionen Ausgaben waren dem Staat 
erſpart und alles war in Butter. 

Nun kamen die Novemberwahlen und brach⸗ 
ten einen ſtarken Ruck nach links, es erfolgte eine 
andere Zuſammenſetzung der Regierung, ſie ſtützte 
ſich auf die Parteien, die damals 1926, als das 
Sanierungsprogramm durchgeführt werden ſollte, 
am Ruder waren, und flugs änderte der deutſch⸗ 
nationale reaktionäre Beamtenbund ſeine Stel⸗ 
lungnahme. Die wirtſchaftliche Lage des Frei⸗ 
ſtaates, vom kapitaliſtiſchen Standpunkt aus ge⸗ 
ſehen, hatte ſich nicht geändert, das beweiſen ja 
die Ausführungen des Herrn Dr. Volkmann, der 
erklärte, die Jahre 1928 und 1929 werden die 
ſchlimmſten Kriſenjahre für den Freiſtaat werden. 
Alſo, einer ihrer prominenteſten Vertreter ſagte 
es der Beamtenſchaft: Ja, die wirtſchaftliche Lage 
hat ſich nicht verbeſſert, ſondern im Gegenteil, 
verſchlechtert. Mithin war auch die Grundlage 
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gerlichen Standpunkt aus geſehen, gegeben. Trotz⸗ 
dem iſt dann auf Geheiß derſelben Führer, die 
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die 15 Gulden monatliche Frauenbeihilfe 
viel, für einen Beamten mit 1000 Gulden, 1500 


damals ihren Judaslohn in Geſtalt von Sena⸗ Gulden, 3000 Gulden, 4000 Gulden bedeuten die 


torenſeſſeln geerntet hatten, jetzt das Notopfer ge⸗ 
kündigt. 

Es hob jetzt ein unwürdiges Spiel an. Die 
ſozialdemokratiſche Regierung, die Koalitions⸗ 
regierung, brauchte das Geld, ſie mußte ſich vor 
neuen Ausgaben ſchützen, mußte die Sparmaß⸗ 
nahmen weiter durchführen, genau ſo, wie die 
frühere deutſchnationale Regierung; denn nach 
dem Ausſpruch des Herrn Abg. Weiß blieb ja 
der Kurs der alte; es ſollte weiter geſpart wer⸗ 
den, es ſollte weiter abgebaut werden, und da 
konnte man ſich den Luxus, das Notopfer aufzu⸗ 
geben, nicht leiſten, und deshalb brachte man ein 
Geſetz ein. Dieſes Geſetz, das Notopfergeſetz, hatte 
dasſelbe Geſicht, wie die freiwillige Hergabe des 
Beamtennotopfers. Trotzdem die 
kratiſche Partei ſeinerzeit an der freiwilligen Her⸗ 
gabe des Notopfers Kritik geübt hatte, angeblich 
deshalb, weil es ſoziale Härten enthielt, wurde 
dieſes von den Sozialdemokraten ſo verdammte 
freiwillige Notopfer in Bauſch und Bogen geſetz⸗ 
lich geregelt, zum Geſetz erhoben. Die Danziger 
Bevölkerung war nun von allen Seiten genügend 
bearbeitet. Die Oeffentlichkeit war ſich nun dar⸗ 
über klar, daß endlich eine grundlegende Aende⸗ 
rung erfolgen mußte. Die Deutſchnationalen 
tragen die Schuld an dem damaligen „freiwilli⸗ 
gen“ Opfer, die Sozialdemokraten ſind Schuld da⸗ 
ran, daß dieſes „freiwillige“ Opfer genau in der⸗ 
ſelben Form, in der es die Deutſchnationalen den 
Beamten abgezapft haben, geſetzlich verankert 
wurde, und mitſchuldig an dieſem Spiel ſind auch 
alle die Parteien, die zwiſchen dieſen beiden Par⸗ 
teien hier ſitzen. Man konnte jetzt zum General⸗ 
angriff übergehen, um die Gehälter der Beamten 
zu kürzen. 

Dieſer Generalangriff erfolgt jetzt. das iſt das 
Geſetz, das uns hier vorliegt. Wir haben damals 
als man die erſten ſchüchternen Verſuche machte, 
dieſes Geſetz anzukünden, bereits auf die Gefahr 
hingewieſen, die dieſe neue Beſoldungsregelung 
gerade der unteren Beamtenſchaft bringen würde, 
und es war damals der Abg. Dr. Kamnitzer, der 
erklärte, es wäre da nichts zu befürchten, das 
neue Geſetz brächte im Gegenteil der unteren Be⸗ 
amtenſchaft ganz erhebliche Erhöhungen und ver⸗ 
kürze die Gehälter der 
Nun, das vorliegende Geſetz beweiſt, daß das die 
Anwahrheit iſt. Es wäre heute überflüſſig, auf 
Einzelheiten des Geſetzes einzugehen, ich will 
mich auf einige allgemeine Ausführungen be⸗ 
ſchränken. Zunächſt ſollen die beſonderen Ver⸗ 
günſtigungen der Danziger Beamtenſchaft in Zu⸗ 
kunft in Wegfall kommen, und zwar für alle Be⸗ 
amtengruppen, auch für die untere Beamten⸗ 
ſchaft. Eine dieſer Vergünſtigungen iſt die 
Frauenzulage. Daß gerade der Wegfall der 
Frauenzulage die untere Beamtenſchaft ganz 


enorm trifft, viel mehr als die obere Beamten⸗ 
ſchaft, das beweiſen ein paar Gegenüberſtellun⸗ 
gen: Für einen Beamten mit 170 Gulden oder 
180 Gulden monatlichen Einkommens bedeuten 


Sozialdemo⸗ 


oberen Beamtenſchaft. 


15 Gulden Frauenbeihilfe nichts. 

Abgeſehen davon, daß man alle dieſe beſonde⸗ 
ren Vergünſtigungen für die Danziger Beamten⸗ 
ſchaft, die ſie gegenüber den Beamten im Reich 
beſaß, jetzt in Fortfall gebracht hat, hat man wei⸗ 
ter auch noch bedeutende Verſchlechterungen ge⸗ 
bracht. f Niemand von meinen Vorrednern iſt auf 
die ſozialen Mißſtände dieſes Geſetzentwurfes 
eingegangen. Was bezweckt dieſer Geſetzentwurf? 
Eine Rückkehr zum Klaſſenſyſtem der Vorkriegs⸗ 
zeit durch ſtarke Steigerung der Beſoldungsgrup⸗ 
pen. Nachdem man endlich mit dieſen überalter⸗ 
ten Beſoldungsgruppen der Vorkriegszeit aufge⸗ 
räumt hatte, führt man hier dieſes Syſtem wie⸗ 
der ein. So hatten wir bei der alten Beſoldungs⸗ 
ordnung in der Gruppe A 13 aufſteigende Beſol⸗ 
dungsgruppen. Aus dieſen 13 Beſoldungsgrup⸗ 
pen ſind jetzt 28 geworden. Warum? Nun, man 
will dadurch die Beamtenſchaft untereinander ab⸗ 
kapſeln, man will den Aufſtieg der unteren Be⸗ 
amtenſchaft in mittlere Beſoldungsgruppen und 
den Aufſtieg dieſer Beamten in obere Beſoldungs⸗ 
gruppen verhindern. Das ganze Geſetz, wie es 
hier vorliegt, iſt auch gerade durch die Unmenge 
von Beſoldungsgruppen vollkommen unüberſicht⸗ 
lich und unklar. Weiter: Wie ſteht es mit der 
Spanne zwiſchen den Gehältern der unteren und 
oberen Beamtenſchaft? Auch darauf iſt niemand 
meiner Vorredner hier eingegangen. Sie wiſſen, 
daß gerade das Anſoziale an den Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetzen aller kapitaliſtiſchen Staaten dieſe 
Spanne zwiſchen den Gehältern der unteren und 
oberen Beamten iſt. Ich habe bereits einmal 
an dieſer Stelle darauf hingewieſen, daß dieſer 
kapitaliſtiſche Staat die höhere Beamtenſchaft 
deshalb ſo gut verſorgt, um mit Hilfe dieſer obe⸗ 
ren Beamtenſchaft die unteren Beamten im 
Zaume zu halten. (Sehr wahr! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Man ſpielt die obere Beamtenſchaft gegen 
die untere aus, genau ſo, wie in den Privatbe⸗ 
trieben die hochbezahlten Direktoren und Inge⸗ 
nieure gegen die Arbeiterſchaft ausgeſpielt wer⸗ 
den, wo die Arbeiterſchaft auch mit Hungerlöh⸗ 
nen abgeſpeiſt wird, während die Leiter und Di⸗ 
rektoren enorme Gehälter beziehen. Genau ſo 
iſt das mit der Beamtenſchaft: die untere Beam⸗ 
tenſchaft, die Hungerlöhne bezieht und die obere 
Beamtenſchaft, die den unteren Beamten gegen⸗ 
über ausgeſpielt wird und Rieſengehälter bezieht. 

Wenn wir Vergleiche zwiſchen der Spannung 
der Gehälter der alten Beſoldungsordnung und 
der vorliegenden Beſoldungsordnung ziehen, ſo 
werden wir ſofort erkennen, daß ſich nichts ge⸗ 
ändert hat, ſondern daß ſich im Gegenteil die 
Spanne noch vergrößert hat, daß dieſer Geſetzent⸗ 
wurf alſo noch unſozialer iſt als der frühere. Das 
Anfangsgehalt der Gruppe III betrug bezw. be⸗ 
trägt jetzt, allerdings unter Fortfall des Not⸗ 
opfers 166 Gulden. Das Endgehalt in der 
Gruppe XIII beträgt 1340 Gulden. Die obere 
Beamtenſchaft bezieht alſo die zehnfachen Bezüge 
der unteren Beamtenſchaft. Hinzu kommen dann 
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noch die Einzelgehälter die ſogar bis 3000 und 
4000 Gulden heranreichen. Wir wiſſen, daß das 
Höchſtgehalt, das unſer „allverehrter“ Senats⸗ 
präjiveni Sahm bezieht, 4000 Gulden beträgt, 
alſo das zwanzig⸗ und dreißigfache der Beſoldung 
eines unteren Beamten. Wie iſt die Spannung 
jetzt? Ich nehme zum Vergleich nur das Grund⸗ 
gehalt ohne Wohnungsgeldzuſchlag. Wenn man 
das Wohnungsgeld hinzunimmt, bleibt die Span⸗ 
nung prozentual ungefähr die gleiche. Die Gehäl⸗ 
ter der neuen Gruppe A 11 haben ein Grundge⸗ 
halt von 154 G. In Gruppe 10% bei den Wacht⸗ 
meiſtern der Schutzpolizei ſind ſogar nur 145 G 
vorgeſehen. Das Endgehalt in Gruppe Ja, ganz 
abgeſehen von den Einzelgehältern, beträgt 1450 
Gulden. Wir ſehen, die Spannung iſt noch grö⸗ 
ßer geworden. Rechnet man noch den dreipro⸗ 
zentigen Zuſchlag hinzu, dann ergibt ſich ein noch 
unſozialeres Bild, und wir ſehen, daß dann das 
Anfangsgehalt der Beamtenſchaft in Gruppe 11 
159 Gulden und das Endgehalt der aufſteigenden 
Beſoldungsgruppen, alſo 1 a, 1494, alſo rund 
1500 Gulden beträgt. Wenn man die Bezüge 
der Herren Senatoren und des Senatspräſidenten 
zum Vergleich heranzieht, ergibt ſich eine Span⸗ 
nung von 159 gegenüber 4000 Gulden. 

Das iſt das Anſoziale, das bekämpft werden 
muß. Die untere Beamtenſchaft muß beſſer be⸗ 
ſoldet und die Gehälter der oberen Beamten her⸗ 
abgeſetzt werden. (Sehr gut! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Die Sozialdemokratiſche Partei erklärt, den 
Staat retten zu wollen. Der Bevölkerung drau⸗ 
ßen und den Arbeitern gegenüber operiert ſie mit 
den ungeheuren Ausgaben, die die Beamtenbeſol⸗ 
dung dem Staat verurſacht. Deshalb müſſe ein 
neues Geſetz geſchaffen werden. Sie ſchaffen ein 
Geſetz und geben der höheren Beamtenſchaft noch 
mehr, als ſie bisher bekommen hat. Weiter der 
Ausgleichszuſchlag. Man denkt auch hier nicht 
daran, den Ausgleichszuſchlag zu ſtaffeln, ſondern 
gibt der unteren Beamtenſchaft auch nur 3 Pro⸗ 
zent und der oberen Beamtenſchaft ebenfalls 3 
Prozent. Der Beamtenbund hat beantragt, die⸗ 
ſen Ausgleichszuſchlag auf 15 Prozent zu erhöhen. 
Wie „ſozial“ dieſe Forderung iſt, beweiſt, daß die 
15 Prozent gleichfalls für alle Beamtengruppen 
gefordert werden. Rechnen Sie aus, was 15 Pro- 
zent für einen Beamten mit 200 Gulden monat⸗ 
lichem Einkommen bedeuten oder für Herrn 
Sahm mit 4000 Gulden. Sie werden dann ſehen, 
daß auch dieſer Antrag nicht ſozial iſt. Was be⸗ 
deuten die 3 Prozent Zuſchlag? Für einen unte⸗ 
ren Beamten mit 160, 170 und 200 Gulden Ein⸗ 
kommen ſind es 5 und 6 Gulden und für einen 
höheren Beamten mit etwa 1000 Gulden und 
mehr Einkommen bedeutet dieſer Zuſchlag das 
Zehnfache von dem, was die untere Beamten⸗ 
ſchaft erhält, nämlich 30, 40 und 50 Gulden. 


Auch das iſt wahrſcheinlich eine „ſoziale“ Ver⸗ 
beſſerung gegenüber früher. 

Die Ortsklaſſeneinteilung für das Wohnungs⸗ 
geld hat man fallen gelaſſen. Infolge des ſchar⸗ 
fen Kampfes der Bürgerlichen und auch der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei gegen die geſamte Be⸗ 
amtenſchaft, nicht nur gegen die obere Beamten⸗ 


781 


ſchaft, das betone ich ausdrücklich, machte ſich eine 
ſtarke Erregung gerade bei den unteren Beamten 
bemerkbar. Sie fühlten inſtinktiv, daß die Ab⸗ 
züge gerade ihnen galten und wehrten ſich. Sie 
wiſſen, daß aus dieſer Erregung die Beamten⸗ 
gewerkſchaft in Danzig entſtand, worin Beamte 
organiſiert find, die der Sozialdemokratiſchen 
oder Demokratiſchen Partei angehören. Es galt 
nun für die Demokraten und Sozialdemokraten, 
wenigſtens dieſe Schäflein vor ihren Wagen zu 
ſpannen. Man berief eine Verſammlung ein, 
und in dieſer Verſammlung ſollte die Erregung 
gerade dieſer Beamtenkreiſe gedämpft werden. 


Was erzählte man der Beamtenſchaft? Der 
vorliegende Geſetzentwurf ſei durchaus nicht ein 
Werk der jetzigen Koalitionsregierung. Die jetzige 
Koalitionsregierung hätte niemals gewagt, ein 
derartig „unſoziales“ Gebilde zu ſchaffen. Das 
Geſetz habe die frühere deutſchnationale Regie⸗ 
rung gemacht, ſei ein Werk des reaktionären Dan⸗ 
ziger Beamtenbundes. Gerade die Führer des 
reaktionären Danziger Beamtenbundes hätten ja 
dieſes Geſetz, die Anlehnung an die deutſch⸗preu⸗ 
ßiſche Beſoldungsordnung verlangt. Jetzt könne 
man an den Tatſachen nichts ändern. Man ſei 
gezwungen, das Geſetz vorzulegen. Schlimmer 
konnte eine Komödie nicht durchgeführt werden. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Der Koa⸗ 
litionsſenat und damit auch die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei fühlen ſich alſo verpflichtet, reaktio⸗ 
näre Geſetze ſchlimmſter Art durchzubringen! 
Es wurde damit offen ausgeſprochen, was die 
Kommuniſtiſche Partei immer wieder betont, daß, 
wenn der kapitaliſtiſche Staat, die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft in Gefahr iſt, die Sozialdemokratie 
einſpringt, der es dann ſehr leicht fällt, die reak⸗ 
tionären Geſetze, die eine reaktionäre bürgerliche 
Regierung hier einzubringen nicht gewagt hätte, 
hier nicht nur einzubringen, ſondern ſie auch zu 
verabſchieden. 

Nun macht man genau dasſelbe Manöver, 
wie damals die deutſchnationale Regierung, als 
es galt, zu notopfern. Die Beamtenſchaft hatte 
1926 ganz energiſch Proteſt eingelegt gegen eine 
Kürzung der Beamtengehälter, ſie verlangte, daß 
auch andere Kreiſe der Bevölkerung herangezogen 
werden ſollten, um den Staat zu „retten“. Als 
die Koalitionsregierung dann zu Fall gebracht 
wurde, und die Bürgerlichen allein das Heft in 
der Hand hielten, ſahen auch ſie ſich vor die Not⸗ 
wendigkeit geſtellt zu ſparen, auch bei den Beam⸗ 
tengehältern. Damals erklärte man der Beam⸗ 
tenſchaft: „Ja, die ganze Bevölkerung verlangt 
einen Abbau der Beamtengehälter, der Völker⸗ 
bund verlangt es. Die Sozialdemokraten haben 
den Völkerbund angerufen — allerdings ſchieben 
die Sozialdemokraten die Schuld daran auf die 
Deutſchnationalen — der Völkerbund verlangt 
nun den Abbau der Beamtengehälter, alſo wollen 
wir freiwillig uns darüber verſtändigen.“ So 
kam das freiwillige Notopfer zuſtande. Man 
verſüßte es der Beamtenſchaft dadurch, daß man 
die oberen Beamten bis zu 13 Prozent heranzog, 
und daß man wirtſchaftliche Erleichterungen für 
verheiratete Beamte dadurch ſchaffte, daß für die 
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Ehefrau und die Kinder geringere Abzüge erfolg⸗ 
ten. Die Beamtenſchaft folgte auch hier den Leit⸗ 
ochſen genau ſo, wie heute. 

Heute erklärt die Sozialdemokratiſche Partei 
auch: das Geſetz liegt uns vor, wir können nichts 
daran ändern, aber ſeht einmal, wir werden da⸗ 
für kämpfen, daß es verbeſſert wird. Wenn die 
Deutſchnationalen an der Regierung geblieben 
wären, dann wäre das Geſetz ſo verabſchiedet 
worden, wie es jetzt vorliegt; aber wir haben un⸗ 
ſere Vertreter im Senat, und wir werden ſchon 
dafür ſorgen, daß Verbeſſerungen hineinkommen. 
Eine derartige Verbeſſerung iſt doch ſchon die Be⸗ 
ſeitigung des Ortsklaſſenſyſtems beim Wohnungs⸗ 
geld, ferner die Wahrung des Beſitzſtandes, daß 
man — wie Herr Gehl das hier ausführte — die 
Kinderbeihilfen in der bisherigen Höhe den feſt⸗ 
angeſtellten Beamten beläßt, ujw. Alſo, man 
verzuckert jetzt die bittere Pille für die unteren 
und mittleren Beamten, man will ſie weiter an 
den Parteikarren der S. P. D. ſpannen. Nun, 
wir hoffen, daß nicht nur die Arbeiterſchaft, ſon⸗ 
dern auch die Beamtenſchaft allmählich das wahre 
Geſicht aller bürgerlichn Parteien und auch der 
Sozialdemokratiſchen Partei erkennen wird. Wir 
wiſſen, daß das auch bereits der Fall iſt. Schauen 
wir uns die letzten Wahlen in Frankreich und 
Deutſchland an, dann werden wir das, was ich 
ſoeben ſagte, beſtätigt finden. 


Die Ortsklaſſeneinteilung hat man alſo in 
bezug auf die Zahlung des Wohnungsgeldes in 
Fortfall gelaſſen, aber eine ganze Unmenge an⸗ 
derer ſozialer Mißſtände hat man gelaſſen, ſo z. 
B. die Kürzung der Wohnungsgeldzulagen für 
Ledige. Es iſt allgemein bekannt, daß gerade die 
unverheirateten Beamten oft mehr Miete zahlen 
müſſen, als die verheirateten. Sie müſſen, wenn 
ſie nicht bei Verwandten wohnen können, in Pen⸗ 
ſion gehen, und müſſen für ein Zimmer nicht nur 
hier in der Stadt, ſondern auch auf dem Lande 
mehr zahlen, als ein verheirateter Beamter für 
die ganze Wohnung. Dieſe Kürzung des Woh⸗ 
nungsgeldes hat man nicht beſeitigt, ſondern be⸗ 
ſtehen laſſen, allerdings nicht für die Geiſtlichen, 
die ledig ſind, die bilden eine Ausnahme. Da hat 
die Zentrumspartei auch wieder ihr Schäfchen 
ins Trockene gebracht. (Dieſe verfluchten Pfaffen! 
bei den Kommuniſten.) Außer all dieſen hier ge⸗ 
ſchilderten Maßnahmen hat man aber auch dem 
Senat in dieſer Beſoldungsordnung ganz beſon⸗ 
dere Befugniſſe eingeräumt für beſondere 
Freunde. So ſteht es z. B. dem Senat frei, für 
die Lehrer an höheren Lehranſtalten und für 
Lehrer, die die Qualifikation zur Uebernahme 
eines Pfarramts haben, ein günſtigeres Beſol⸗ 
dungsdienſtalter feſtzuſetzen, ebenſo wird auch 
an Lehrer, die gleichzeitig ein Kirchenamt ver⸗ 
walten, eine beſondere Kirchenamtszulage ge⸗ 
währt; alſo auch hier hat wieder einmal die Zen⸗ 
trumspartei am beſten abgeſchnitten. 
glaube ſoweit gehen zu können, zu behaupten, 
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daß alle dieſe Zulagen, die durch dieſes Beſol⸗ 
dungsgeſetz den kirchlichen Beamten und den 
Geiſtlichen gewährt werden, auch eine Folge der 
Verfaſſungsänderungskuppelei iſt. 


Wir haben 


Ja, ich 
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damals die Frage offen gelaſſen: Was wird man (O) 


bei der Abänderung der Verfaſſung der Zen⸗ 
trumspartei verſprochen haben? Hier beginnen 
ſich die Auswirkungen zu zeigen. Nach § 50 der 
neuen Beſoldungsordnung kann der Senat außer⸗ 
dem noch neue Beſoldungsgruppen für neue Be⸗ 
amtenklaſſen ſchaffen. Es wird vielleicht notwen⸗ 
dig ſein, zu dieſen 28 aufſteigenden Beamtenbe- 
ſoldungsgruppen, zu den Mindeſtgehaltsgruppen 
und den Einzelgehältern, noch neue Beſoldungs⸗ 
gruppen zu ſchaffen, vielleicht für eine neue Be⸗ 
amtenkategorie „Senatoren a. D.“ Dann hat man 
hier immer wieder betont, daß man ſich ſtreng an 
die Regelung in Preußen und in Deutſchland ge⸗ 
halten habe. Wo bleibt aber hier in Danzig die 
vierteljährliche Zahlung des Gehalts? In Preu⸗ 
ßen und in Deutſchland erfolgt die Zahlung der 
Gehälter vierteljährlich, hier ſoll es bei der mo⸗ 
natlichen Zahlung bleiben. 

Aus alledem geht ganz klar hervor, daß das 
neue Beſoldungsgeſetz, wie es hier vorliegt, einen 
Angriff auf die Bezüge der unteren und mittle⸗ 
ren Beamtenſchaft bedeutet, daß dagegen der obe⸗ 
ren Beamtenſchaft eine Verbeſſerung ihrer Be— 
züge gewährt wird, und zwar eine ganz bedeu⸗ 
tende Verbeſſerung ihrer Bezüge. Wenn vielleicht 
dieſe oder jene obere Beamtengruppe nicht ſo gut 
beſoldet wird, wie bisher, jo ſteht es nach $ 50 
dem Senat frei, neue Beſoldungsgruppen und 
auch neue Beamtenklaſſen zu ſchaffen. Und ſo 
wird man dieſe Herren, die betroffen ſind, viel⸗ 
leicht irgendwie befördern und ſie entſprechend in 
eine neue Beſoldungsgruppe einreihen. Eigen⸗ 
artig iſt es aber, daß der Angriff gegen die Ge⸗ 
hälter der unteren Beamten von Parteien unter⸗ 
nommen wird, die ſich immer damit brüſteten, das 
Berufsbeamtentum zu ſchützen, und auch heute hat 
ja der Senatsvizepräſident Gehl mit Emphaſe er⸗ 
klärt, von einem Abbau der Rechte der Beamten— 
ſchaft kann im Ernſt niemand ſprechen. Auch das 
iſt Lüge. Wir wiſſen, daß gerade in der Nach⸗ 
kriegszeit die Rechte der Beamtenſchaft fortwäh⸗ 
rend abgebaut worden ſind, denken wir an die 
auf Wartegeld geſetzten, an die Zwangspenſio⸗ 
nierung uſw., alſo das Gegenteil iſt eingetreten: 
man kann ſehr wohl von einem Abbau der Rechte 
der Beamtenſchaft ſprechen, von einem Angriff 
auf das Berufsbeamtentum. Die Angriffe der 
deutſchnationalen reaktionären Clique gegen das 
Berufsbeamtentum, die Angriffe der kapitaliſti⸗ 
ſchen Clique, machen jetzt auch bei den Liberalen 
und Demokraten und ganz beſonders bei den So⸗ 
zialdemokraten Schule. Auch ſie fangen an, das 
Berufsbeamtentum anzugreifen. 

Wie iſt heute die Situation in Bezug auf die 
ſogenannten Rechte der Beamtenſchaft? Schade, 
daß Herr Senatsvizepräſident Gehl nicht anwe⸗ 
ſend iſt, ſonſt müßte er beſtätigen, daß es für die 
Beamtenanwärter und Diätare völlig ausſichts⸗ 
los iſt, jemals oder erſt nach vielen Jahren in 
eine planmäßige Stelle einzurücken. Gerade 
durch dies Geſetz wird den Beamten jede Mög⸗ 
lichkeit verſperrt, aus ihrer Gruppe heraus zu 
kommen. Ich erinnere an die Beamten der 
Gruppe 11 und greife die Poſtſchaffner heraus. 
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Wir wiſſen, daß auch der neue Senat Beförde⸗ 
rungsſtellen der Poſtſchaffner, nämlich 5 Ober⸗ 
poſtſchaffnerſtellen, geſtrichen hat. Dabei weiſe 
ich darauf hin, daß auch die Partei, die eine be⸗ 
ſondere Vertretung zur Wahrung der Beamten⸗ 
rechte ſein will, nicht daran dachte, hieran etwas 
zu ändern. Als die Kommuniſtiſche Partei den 
Antrag ſtellte, dieſe fünf Oberpoſtſchaffnerſtellen 
wieder einzuſetzen, um den Poſtſchaffnern mehr 
Möglichkeit zu geben, aufzurücken, wurde dieſer 
Antrag der Kommuniſtiſchen Partei mit allen 
Stimmen der Bürgerlichen und der Sozialdemo⸗ 
kraten abgelehnt. In der gleichen Ausſchuß⸗ 
ſitzung hielt es aber ein Vertreter dieſer Beam⸗ 
tenpartei für angebracht, zu verlangen, daß eine 
Stelle der Beſoldungsgruppe 12 in eine der 
Gruppe 13 umgewandelt wurde. Die Schaffner 
werden bei den jetzt beſtehenden Verhältniſſen, 
alſo ihr ganzes Leben hindurch, in Gruppe 11 blei⸗ 
ben. Es beſteht keine Möglichkeit, daß ſie jemals 
in eine Oberpoſtſchaffnerſtelle einrücken oder doch 
nur in ſehr beſchränktem Maße. Dann wird es 
ja auch Herrn Senatsvizepräſidenten Gehl be⸗ 
kannt ſein, daß für die unteren Beamten die Stel⸗ 
len geſperrt werden und man ſich mit Hilfskräften 
begnügt. Das geſchieht nicht bei den oberen Be⸗ 
amten. Wenn ein höherer Beamter eine noch 
höhere Stelle bekleiden ſoll, bekommt er ein ent⸗ 
ſprechend höheres Gehalt; das findet aber nicht 
ſtatt bei der unteren Beamtenſchaft. 


So ſieht die Wahrung des Berufsbeamten⸗ 
tums heute aus. Das nennt man, wie Herr Gehl 
es tat, die Sicherung und Erhaltung des Berufs⸗ 
beamtentums. Aber auch der Vertreter der Zen⸗ 
trumspartei fand heute ſehr ſchöne Worte, um 
das ſoziale Herz der Zentrumspartei für die Be⸗ 
amtenſchaft und das Berufsbeamtentum zu doku⸗ 
mentieren. Natürlich gehört auch die Zentrums⸗ 
partei, wie alle anderen bürgerlichen Parteien 
und die Sozialdemokratiſche Partei, zu den 
ſchlimmſten Gegnern des Berufsbeamtentums. 
Den Beweis dafür werde ich liefern. Ihnen wird 
Herr Stegerwald bekannt ſein, einer der promi⸗ 
nenteſten Führer der Zentrumspartei in Deutſch⸗ 
land. Herr Stegerwald hat vor nicht allzu lan⸗ 
ger Zeit einen Brief geſchrieben, worin es wört⸗ 
lich heißt: „Daß man bei einer wirklich rationa⸗ 
liſierten Staatswirtſchaft anſtelle von 300 000 
bis 400 000 Beamten keine 100 000 Privatange⸗ 
ſtellte braucht, daß die Chefs der Verwaltungen 
ſagen, die abgebauten Beamten ſeien zum großen 
Teil Trinker oder ſonſt moraliſch nicht einwand⸗ 
freie Menſchen, die fie nicht wieder einſtellen 
möchten.“ Weiter heißt es: „. daß damit 
einem großen Teil des Berufsbeamtentums das 
Todesurteil geſprochen worden ſei; denn auch er 
— nämlich Stegerwald — ſei der Ueberzeugung, 
daß jemand, der vor der ſtändigen Gefahr ſteht, 
entlaſſen zu werden, Beſſeres leiſtet, als wenn er 
nur dann entlaſſen werden kann, wenn er ſilberne 
Löffel ſtiehlt, wie es bei dem heutigen Berufs⸗ 
beamtentum der Fall iſt.“ Das dokumentiert die 
Stellung der Zentrumspartei zum Berufsbeam⸗ 
tentum. Wenn ihre Vertreter ſich hier herſtellen 
und warme Worte für die Beamtenſchaft finden, 
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jo iſt das Lüge und Demagogie und Heucheler. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Wir werden den Kampf für die Rechte der 
unteren Beamten führen, für eine beſſere Beſol⸗ 
dung der unteren Beamtenſchaft, wir werden aber 
ebenſo ſcharf gegen die Gehälter und Bezüge der 
(Sehr richtig!) 
Gerade die obere Beamtenſchaft richtet infolge 
ihrer Einſtellung, bei der ſie fortwährend die 
Rechte der Arbeiterſchaft mit Füßen tritt, den 
Staat zu „Grunde“. Sollte dies Schandgeſetz, wie 
es vorliegt, einem Ausſchuß überwieſen werden, 
dann werden wir auch dort den Kampf für die 
Sicherung der Lebensexiſtenz der Beamten der 
unteren und mittleren Gruppen aufnehmen. In 
dieſer Form iſt die Vorlage für uns unannehm⸗ 
bar. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Siebenfreund. 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.) : M. D. 
u. H.! Ich will mich auf wenige grundſätzliche 
Ausführungen beſchränken und auf die Einzel⸗ 
heiten des Geſetzes nicht eingehen. Ein neues 
Beſoldungsgeſetz war zweifellos durch die Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe notwendig geworden. 
Die hiſtoriſche Entwicklung zu dieſer Notwendig⸗ 
keit hat der Herr Stellvertretende Präſident des 
Senats vorhin gegeben. Seinerzeit war es für 
alle überraſchend, daß der Beamtenbund trotz der 
unveränderten Finanzlage des Staates das Not⸗ 
opfer kündigte. Das Verhalten des Beamten⸗ 
bundes war der jetzigen Regierung gegenüber 
zweifellos ein durchaus anderes als es der vori⸗ 
gen Regierung gegenüber geweſen war. Man 
mußte den Eindruck haben, als ob das Notopfer 
nicht eine dem Staat gegenüber übernommene 
Leiſtung darſtellte, ſondern als ob das Notopfer 
eine Leiſtung war, die einer beſtimmten Regie⸗ 
rung, einer Regierung von einer ganz beſtimm⸗ 
ten parteipolitiſchen Zuſammenſetzung darge⸗ 
bracht wurde. 
nicht billigen können, zumal wir auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen, daß die Höhe der Beamtengehälter 
nicht zu den wohlerworbenen Rechten der Beam⸗ 
tenſchaft gehört. Wir ſind der Ueberzeugung, wie 
von dieſer Stelle wiederholt von meinen Partei⸗ 
freunden ausgeführt worden iſt, daß die Höhe der 
Beamtengehälter durch einfaches Geſetz abzuän⸗ 
dern ſei. Nun iſt der Prozeß, der in dieſer Sache 
ſchwebte, in der erſten Inſtanz zu ungunſten des 
Staates entſchieden. (Haben Sie etwas anderes 


erwartet? links.) Wir beſtreiten keinem Bürger, 


auch keinem Beamten das Recht, zu den Gerich— 
ten zu gehen und dort ſein Recht zu ſuchen, wenn 
er der Ueberzeugung iſt, daß es verletzt iſt. Dieſer 
Weg ſoll dem Beamten wie jedem Staatsbürger 
offen bleiben, wenn er ſich vom Stat beeinträch⸗ 
tigt fühlt. (Abg. Plenikowſki: Die Richter werden 
doch den At nicht abſägen, auf dem ſie ſitzen; das 
können Sie doch im Ernſt nicht verlangen!) Aus 
dem Gang zum Gericht können wir daher eine 
Verletzung der Pflichten des Beamten nicht her⸗ 
leiten, und wir können uns daher auch mit dem 
Urteil nicht identifizieren, daß ſich in dem Worte 
„Staatsſaboteure“ ausdrückt. Dieſes Wort war 
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ein Superlativ, der leider nur geſchadet hat und 
keinen Nutzen brachte. Nun wird das Oberge⸗ 
richt erneut zu dieſer Gehaltsfrage Stellung zu 
nehmen haben. (Das Danziger? bei den Kom⸗ 
muniſten.) Das Danziger Obergericht. Es wird 
durch das Urteil dieſes Obergerichts evtl. eine 
neue Lage geſchaffen werden. Wir werden dann 
die Frage prüfen, ob ein Geſetz mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit verabſchiedet werden ſoll. 
Jedenfalls vertreten wir die Anſicht, daß es für 
den Staat in ſeiner Finanzlage eine Notwendig⸗ 
keit iſt, die Ausgaben für Gehälter nicht höher 
werden zu laſſen, als ſie jetzt ſind, wo ſie etwa 
die Hälfte der geſamten Staatsausgaben betra⸗ 
gen. Wir glauben auch, daß keine wirtſchaftliche 
Notwendigkeit beſteht, die Gehälter der Danziger 
Beamten höher zu bemeſſen als ſie im Reich ſind. 
Aus dieſem Grunde haben wir uns, durchaus im 
Einverſtändnis mit dem ſeinerzeit lebhaft ge⸗ 
äußerten Wunſch der Beamtenſchaft, für die 
Uebernahme der preußiſch⸗deutſchen Beſoldungs⸗ 
ordnung eingeſetzt. Als dieſer Wunſch von der 
Beamtenſchaft ausgeſprochen wurde, kannte man 
die neue preußiſch⸗deutſche Beſoldungsordnung 
noch nicht, man wußte noch nicht, wie ſie ausſehen 
würde, und das Geſicht, das ſie ſchließlich hatte, 
hat die meiſten Danziger Beamten wohl ſchwer 
enttäuſcht. Aus dieſer Enttäuſchung und Ueber- 
raſchung iſt meiner Anſicht nach ein weſentlicher 
Teil der Kritik abzuleiten, die ſich gegen das vor⸗ 
liegende Beamtenbeſoldungsgeſetz richtet. Wir 
werden jedenfalls noch einmal in allen Einzel⸗ 
heiten ſorgfältig prüfen, ob die Uebereinſtimmung 
mit der preußiſch⸗deutſchen Beſoldungsordnung 
durchgeführt iſt; denn wir ſind der Anſicht, daß 
jede Abweichung dem Staate zum Schaden ge⸗ 
langt, daß jede unberechtigte und nicht wohlbe⸗ 
gründete Abweichung dem Staate Schaden bringt, 
fie wird leicht die Urſache größerer Unzufrieden⸗ 
heit. Eine Anterſchreitung wird für die Betrof⸗ 
fenen die Urſache für Unzufriedenheit ſein, und 
eine Ueberſchreitung wird von den anderen als 
Unrecht empfunden werden. Darum muß dieſes 
Beſoldungsgeſetz im Ausſchuß auf Fehler und 
Unebenheiten geprüft werden. Es wird aber auch 
nötig ſein, da im Anſchluß an die Neuordnung 
des Beſoldungsweſens die Verwaltungsreform 
des Staates ernſtlich in Angriff genommen wird, 
die aber mehr ſein muß als eine bloße Bürore⸗ 
form. Denn an manchen Stellen in der Staats⸗ 
verwaltung herrſcht auch heute noch eine koſtſpie⸗ 
lige Ueberorganiſation. (Abg. Rahn: An man⸗ 
chen? Bei den meiſten!) Ich ſage: an manchen! 
Das iſt Auffaſſungsſache. Alſo an manchen oder 
vielen Stellen herrſcht Ueberorganiſation und für 
uns als kleinen Staat iſt es unbedingt erforder⸗ 
lich, bei allen Behörden und bei allen Organen 
des Staates zur größtmöglichſten Schlichtheit und 
Einfachkeit zu kommen. Ebenſowenig wie Danzig 
höhere Gehälter als das deutſche Reich ertragen 
kann, ebenſowenig kann es ſich auf die Dauer den 
großen Beamtenapparat leiſten, der hier nach dem 
Muſter großer Staaten aufgezogen iſt und der 
noch immer beſteht. An dieſen Problemen zu ar⸗ 
beiten und dieſe Vereinfachungen durchzuführen, 
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wird gerade im Anſchluß an die Beſoldungsre⸗ 
form eine außerordentlich wichtige Aufgabe der 
Regierung ſein. (Bravo! in der Mitte.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Nach der klipp und klaren Erklärung, die 
das Zentrum heute abgegeben hat, müßte es ſich 
eigentlich erübrigen, hier noch über das Geſetz zu 
beraten. Es würde ſich empfehlen abzuwarten, 
bis das Obergericht den endgültigen Spruch ge: 
fällt hat. Es ſcheint mir aber ſo, als wenn die 
Mehrheit des Hauſes nicht damit einverſtanden 
iſt und beabſichtigt, dieſes Geſetz im Ausſchuß ſo⸗ 
weit durchzuberaten, daß letzten Endes in das 
Geſetz nur noch die Beſtimmungen des preußiſchen 
oder deutſchen Rechts hineingearbeitet werden 
können, die den Beſitzſtand wahren. Es iſt daher 
notwendig, daß ich, wie alle meine Vorredner, 
noch etwas auf das Geſetz eingehe. Zunächſt 
möchte ich mich ein wenig mit den Ausführungen 
des Herrn Präſidenten Gehl beſchäftigen. 

Herr Präſident Gehl hat die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung der Beamtenbeſoldung in Danzig vorge⸗ 
tragen. Ich möchte dabei zu dem erſten Punkt 
ſeiner Ausführungen, die Belaſtung für den 
Staat betreffend ſagen, daß man froh ſein könnte, 
wenn bei den tatſächlich ſchon beſtehenden unſiche⸗ 
ren Verhältniſſen noch Beamte nach Danzig kom⸗ 
men. Man hat ſich ſeinerzeit gezwungen geſehen, 
die Danziger Beamten eine Gruppe höher einzu⸗ 
ſtufen, um überhaupt fähige Köpfe nach Danzig 
zu bekommen. Nachdem nun die Beamten aus 
dem Deutſchen Reich hierher gekommen ſind, ver⸗ 


ſucht man ihre Rechte in der Weiſe zu beſchneiden, 


daß man ſie wieder heruntergruppiert. 


Es iſt dann davon die Rede geweſen, daß der 
Völkerbund eine Senkung der Beamtengehälter 
gefordert habe. M. D. u. H., der Völkerbund for⸗ 
derte eine Senkung der Beamtengehälter um 10 
Prozent durch Beamtenabbau. (Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer: Das iſt nicht richtig!) Jawohl, das iſt rich⸗ 
tig. Die Gehaltsſenkung kann alſo aufhören, ſo⸗ 
bald ein Abbau der Beamtenſchaft in der Weiſe 
durchgeführt iſt, daß 10 Prozent der Gehaltsaus⸗ 
gaben erſpart werden. Es muß feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß ein ganz erheblicher Beamtenabbau er⸗ 
folgt iſt und daß Danzig in allen Verwaltungen 
ein viel geringeres Beamtenperſonal beſchäftigt, 
als dies in gleich großen Städten im Reiche der 
Fall iſt. Nehmen Sie die Statiſtiken zur Hand 
und Sie werden ſehen, daß das, was ich ſage, der 
Fall iſt. Die Danziger Beamtenſchaft muß alſo 
mehr leiſten, als die Beamten in gleichen Stel⸗ 
len anderer Staaten. Die Danziger Beamten⸗ 
ſchaft nimmt dieſe Mehrarbeit gern auf ſich, aber 
jie muß verlangen, daß ihr auf der anderen 
Seite auch Gerechtigkeit widerfährt. 

Im Zuſammenhang mit der 10⸗prozentigen 
Senkung der Gehälter hat der Völkerbund aber 
weiter die Regelung der Erwerbslojenfürjorge 
und den Abbau der Zahl der Volkstagsabgeord⸗ 
neten gefordert. Ich frage die Regierung: Wo 
bleibt das Geſetz über die Regelung der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge und warum beſteht die Regierung 
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nicht ebenſo, wie bei der Beamtenbeſoldung dar⸗ 
auf, daß dieſe Forderung von damals durchge⸗ 
führt wird? (Unerhört! links.) Durch Ihr 
Schreien geben Sie nur zu, daß Ihnen die Erör⸗ 
terung dieſer Frage im Zuſammenhang mit der 
Beamtenbeſoldung unangenehm iſt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Der Völkerbund kann viel fordern!) Die 
Regierung ſtellte die Forderungen, die der Völ⸗ 
kerbund erhoben hat, bei der heutigen Beſpre⸗ 
chung aber in den Vordergrund. Wenn man dieſe 
Forderungen bei der Beamtenſchaft erhebt, ſo 
muß man dies doch folgerichtig auch in den beiden 
anderen Fällen tun. Das iſt nicht mehr als recht 
und billig. Die Forderungen des Finanzkomitees 
des Völkerbundes müſſen alſo in allen Fällen 
durchgeführt werden, dazu gehört auch, daß die 
Zahl der Abgeordneten herabgeſetzt wird. (Das 
haben Sie verhindert! links.) Nein, das ſtimmt 
nicht. 

Die Regierung hat ſich dann veranlaßt geſe⸗ 
hen, heute eine große Verteidigungsrede für die 
Beibehaltung des damals eingeführten Notopfers 
zu halten. Ich will heute nicht all die Reden, 
die der jetzige Senator Dr. Kamnitzer in dieſem 
Hauſe gehalten hat, zitieren. Ich will nicht wie⸗ 
derholen, daß gerade Herr Senator Dr. Kamnitzer 
das Notopfer dauernd und immer wieder als un⸗ 
geſetzlich hingeſtellt hat. Jetzt kommt die Regie⸗ 
rung, in der Herr Senator Dr. Kamnitzer aus⸗ 
ſchlaggebenden Einfluß hat und erklärt, das Not⸗ 
opfer müſſe aufrecht erhalten werden und ſtellt 
die Sache ſo dar, als wenn die Beamtenſchaft 
mit der Kündigung des Notopfers ein großes Un⸗ 
recht begangen hätte. (Abg. Dr. Kamnitzer: Na⸗ 
türlich!) 

Es iſt ferner behauptet worden, daß die Rege⸗ 
lung der drei Hauptforderungen, Sonderklaſſe, 
Erhöhung des Amrechnungskurſes und Erhöhung 
des Ausgleichszuſchlages eine Summe von mehr 
als 3 Millionen ausmachen würde. (Abg. Gehl: 
Zweifeln Sie daran?) Es ſind uns dafür keine 
Beweiſe und Unterlagen gegeben worden. Wer 
das errechnet hat, weiß ich nicht, die Zahl wird 
nachzuprüfen ſein. Schließlich wird es notwendig 
ſein, wenn es ſich tatſächlich um dieſe Summen 


handeln ſollte, noch eingehend auf die Frage ein⸗ 


zugehen, wie die Mittel aufgebracht werden 
können. 

Mit großem Vergnügen haben wir heute die 
Feſtſtellung gemacht, daß ſelbſt die jetzige Regie⸗ 
rung erklären läßt, ſie wolle keine Beſeitigung 
des Berufsbeamtentums. Das wird alle diejeni⸗ 
gen freuen, die der Anſicht find, daß man tatſäch⸗ 
lich Angriffe auf das Berufsbeamtentum unter⸗ 
nimmt. Ich hoffe deshalb auch zuverſichtlich, daß 
mir die Regierung darin zuſtimmt, daß ſie nicht 
beabſichtigt, einen etwaigen Rechtsſpruch des 
Obergerichts durch ein verfaſſungsänderndes Ge⸗ 
ſetz unwirkſam zu machen. Das würde gegen Treu 
und Glauben verſtoßen und dem Berufsbeamten⸗ 
tum ſchweren Schaden zufügen. 

Ich richte an die Regierung die weitere Frage, 
wer die Beamten ſind, die hinſichtlich der Höhe 
ihrer Beſoldung im auffälligen Gegenſatz zu an⸗ 
deren Kreiſen ſtehen. Der Beweis iſt uns dafür 
ſchuldig geblieben. 


Wenn man ſich die Steuer⸗ 
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liſten anſieht, kommt man, nachdem die Beam⸗ 
tenſchaft jahrelang das Notopfer getragen hat, 
doch zu einem anderen Ergebnis. Nachdem ein 
Teil der Beſoldung gekürzt iſt, wird man nicht 
mehr ſagen können, daß die Beamtenſchaft uner⸗ 
hört hohe Gehälter bezieht. Sie haben immer 
nur angemeſſene Gehälter bezogen und noch nicht 
mal in allen Fällen. Die ganze Angelegenheit 
berührt aber ein anderes Gebiet, das iſt die Frage 
der Wahrung des Beſitzſtandes. Die Regierung 
hat in der Begründung zu dieſem Geſetz auf 
Seite 53 folgendes geſagt: „Die Uebernahme der 
preußiſch⸗deutſchen Grundſätze und Beſoldungs⸗ 
ſätze führt den Beſoldungsaufwand der Freien 
Stadt auf ein angemeſſenes Maß zurück.“ In 
dieſem Satz iſt ausgeſprochen, daß man beabſich⸗ 
tigt, die preußiſch⸗deutſchen Grundſätze nach Danzig 
zu übernehmen. Unter Uebernahme dieſer Grund⸗ 
ſätze und Beſoldungsſätze verſtehen wir den Ge⸗ 
ſetzestext und die Beſoldungsordnung. Wenn man 
alſo tatſächlich beabſichtigt, den Geſetzestext und 
die Beſoldungsordnung ſo, wie dies in Preußen 
der Fall iſt, zu übernehmen, ſo muß man ſie auch 
ganz übernehmen. Selbſt Herr Senator Sieben⸗ 
freund hat in ſeinen Ausführungen erklärt, daß 
er jede Abweichung von den preußiſch⸗deutſchen 
Beſtimmungen verurteilt und das vorliegende 
Geſetz gerade in Bezug auf Abweichungen noch 
einer eingehenden Nachprüfung unterziehen will. 
Herr Senator Siebenfreund, wir bitten ſehr dar⸗ 
auf zu achten, daß dies geſchieht. (Abg. Rahn: 
Weshalb legen Sie ihm einen Titel zu, den er 
nicht hat, Herr Kollege! Heiterkeit.) Mei⸗ 
netwegen auch Herr Abgeordneter, Herr Sieben⸗ 
freund war aber doch Senator. Die Beamten⸗ 
ſchaft hat nichts weiter verlangt, als die preu⸗ 
ßiſch⸗deutſchen Sätze und den Geſetzestext zu über⸗ 
nehmen. Sie wünſcht, daß die preußiſch⸗deutſchen 
Geſetz in vollem Umfange übernommen werden, 
und zwar vollkommen, nicht, daß etwa die für die 
Beamtenſchaft günſtigen Beſtimmungen im Dan⸗ 
ziger Geſetz fortgelaſſen werden. Ich darf Sie 
darauf hinweiſen, daß im Artikel 38 des preu⸗ 
ßiſchen Beſoldungsgeſetzes etwas ganz anderes ge⸗ 
jagt iſt, als im 8 47 des Danziger Beſoldungs⸗ 
geſetzes. § 47 kürzt den Beſitzſtand, wogegen 8 38 
in Preußen folgendes ſagt: 

Waren die bisherigen Dienſtbezüge eines 
Beamten nach dem Stande vom 30. September 
1927 höher als die ihm auf Grund dieſes Ge⸗ 
ſetzes zuſtehenden Dienſtbezüge, ſo iſt ihm der 
Anterſchiedsbetrag, ſoweit es ſich um ruhege⸗ 
haltsfähige Bezüge handelt, als ruhegehalts- 
fähiger Zuſchuß, im übrigen als nicht ruhege⸗ 
haltsfähiger Zuſchuß über den Staatshaus⸗ 
haltsplan bis zu dem Zeitpunkte weiter zu ge⸗ 
währen, an dem der Unterſchied durch Steigen 
der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen wird. 
Hierbei bleibt außer Anrechnung neu zu ge⸗ 
währende Kinderbeihilfen, Erhöhung des 
Wohnungsgeldzuſchuſſes uſw. 

Die gleiche Faſſung hat das Reichsbeſoldungs⸗ 
geſetz in §S 37. Wir hätten gewünſcht, daß dieſe 
Faſſung auch von Danzig übernommen worden 
wäre. Die Beamtenſchaft in Danzig würde kein 


Wort ſagen, wenn man dieſe Beſtimmung auch 
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in das Danziger Geſetz aufgenommen hätte. In 
Danzig trifft § 47 die Regelung jo, daß faſt in 
keinem Fall über die neuen Beſtimmungen hin⸗ 
aus Bezüge zur Auszahlung kommen. Die Ge⸗ 
hälter werden alſo auch in dieſem Geſetz um den 
Betrag des Notopfers gekürzt. Ich muß alſo zu 
meinem Bedauern die Feſtſtellung machen, daß 
die wichtigſten Beſtimmungen aus dem preußi⸗ 
ſchen Geſetz in Danzig nicht übernommen ſind und 
daß dementſprechend eine Schlechterſtellung der 
Danziger Beamtenſchaft erfolgt iſt. 

Nun geſtatten Sie mir noch ein paar Worte 
zu der leidigen Angelegenheit „Staatsſaboteure“. 
Wir Beamtenvertreter haben die Angelegenheit 
von vornherein ſo aufgefaßt, daß Herr Präſident 
Gehl dieſe Aeußerung nicht in ſeiner Eigenſchaft 
als Vizepräſident des Senats getan hat. (Abg. 
Gehl: Richtig!) Wir haben wohl verſtanden, daß 


dieſe Aeußerung in einer Funktionärverſammlung 


getan wurde. Nur ſo werten wir dieſe Aeußerung 
auch. Aber, meine Damen und Herren, trotzdem 
weiſe ich darauf hin, daß Artikel 87 der Danziger 
Verfaſſung jedem Staatsbürger und insbeſondere 
jedem Abgeordneten die Pflicht auferlegt, die 
Verfaſſung gegen geſetzwidrige Angriffe zu 
ſchützen. Wenn Artikel 92 der Verfaſſung vor⸗ 
ſchreibt, daß für vermögensrechtliche Anſprüche 
der Beamten der Rechtsweg offen ſteht, ſo kann 
man von „Staatsſaboteuren“ nicht ſprechen. Die 
Beamten haben nur das getan, was die Verfaſ⸗ 
ſung zuläßt, wenn jemand glaubt, die Beamten⸗ 
ſchaft ſabotiere den Staat, jo iſt das ein Unrecht, 
das man der Beamtenſchaft zufügt. Ich will 
nicht ſoweit gehen und behaupten, daß diejenigen, 
die ſo etwas von der Beamtenſchaft ſagen, die 
Verfaſſung ſabotieren. Ich erfülle nur eine 
Pflicht, wenn ich derartige Angriffe gegen die 
Rechte der Beamten zurückweiſe. 

Ich bedaure ſehr die Schärfe, die in dieſen 
Kampf hineingetragen iſt. Man ſollte meinen 
— früher iſt es wenigſtens immer ſo geweſen — 
daß bei der Beratung einer neuen Beamtenbeſol⸗ 
dungsordnung nicht nur die Regierungsparteien 
untereinander Fühlung nehmen, ſondern daß 
darüber hinaus auch mit den Oppoſitionspar⸗ 
teien und dem Beamtenbunde verhandelt wer⸗ 
den müßte. Wäre das geſchehen, ſo wäre wahr⸗ 
ſcheinlich die Schärfe, die jetzt in den Kampf hin⸗ 
eingetragen iſt, erheblich abgemildert worden 
Ich hoffe, daß ſich bei den Beratungen im Aus⸗ 
ſchuß noch Mittel und Wege finden laſſen, zu einer 
Einigung zu kommen, die beiden Teilen, ſowohl 
dem Staat als auch der Beamtenſchaft, gerecht 
wird. 

Es iſt die Frage aufgeworfen worden — und 
es iſt wohl notwendig, daß man auch darüber 
ſpricht — was wird der Senat tun, wenn der 
Prozeß von der Beamtenſchaft gewonnen wird? 
Soll das dann mit vielen Koſten erſtrittene Recht 
durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz illuſoriſch 
gemacht werden? Meine Damen und Herren, der 
Staat wendet hohe Koſten auf, die Beamtenſchaft 
tut dasſelbe und fordert koſtſpielige Gutachten 


ein, daneben aber ſpielt man ſchon mit dem Ge⸗ 
danken, die Beamtenſchaft doch noch dadurch recht⸗ 
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los zu machen, daß man dem Volkstag ein ver⸗ (O) 


faſſungsänderndes Geſetz vorlegen will. Ich rate 
dringend von dieſem Wege ab. Ich bitte Sie viel- 
mehr, ſich alle in dieſer Frage der Zentrumser⸗ 
klärung anzuſchließen, dann wird ſehr bald Ruhe 
und Frieden in die Gemüter einziehen, und es 
wird das nicht zum Nachteil des Staates ſein; 
auch der Allgemeinheit wird damit gedient. 

Es iſt erfreulich, daß man zu dieſem Punkt 
auch in anderen Kreiſen Stellung nimmt. Ich 
darf Ihnen wohl einen kurzen Artikel aus den 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ bekannt geben 
und bitte um die Genehmigung des Herrn Präſi⸗ 
denten dieſen Artikel verleſen zu dürfen. (Zurufe.) 
Sie ſcheinen die Zeitung nicht zu leſen, daher iſt 
es notwendig, daß man Ihnen das hier vorlieſt: 

Es iſt zwar richtig, daß im Wege der Verfaſ⸗ 
ſungsänderung jedes Grundrecht eines jeden Staats⸗ 
bürgers beſeitigt werden kann. Vor einem ſolchen 

Schritt kann aber nicht eindringlich genug gewarnt 

werden. Nur wenn die zwingende Staatsnotwendig⸗ 

keit es verlangt, ſollte man ſich zu dieſem Eingriff 
entſchließen. Beginnt man aber erſt einmal damit, 
beſtehende Geſetze, die zurzeit als unbequem empfun⸗ 
den werden, durch Verfaſſungsänderung zu beſeiti⸗ 
gen, ſo kann dieſem erſten Verſuch bald ein anderer 
folgen, es können andere Kreiſe enteignet werden 
und damit gerät die Verfaſſung ins Wanken. Ein 
Staat, der ſich zu ſolchen Maßnahmen verſteht, ſcha⸗ 
det ſich ungeheuer und erſchüttert ſeine Kreditfähig⸗ 
keit, hört auf, ein Rechtsſtaat zu ſein. Zutreffend 
ſchreibt Geheimrat Dr. Damme in jeinem Gutachten 
in dem augenblicklich ſchwebenden Beamtenprozeß 
vom 16. April 1928 folgendes: „Der Geſetzgeber muß 
ſich hüten, durch einen an ſich möglichen formalen 

Staatsakt in beſtehende Individualrechte einzugrer⸗ 

fen, damit er ſich nicht dem Vorwurf ſchrankenloſer 

Willkür ausſetzt und damit ſeine Volkskraft wach⸗ 

gerufen wird, die bei anderer, vielleicht ernſterer Ge⸗ 

legenheit, das Staatsganze zu erſchüttern droht. Vor 
dieſem Verfahren könnte aber nicht genug gewarnt 
werden, denn nichts ſtumpft die Ehrfurcht der Be⸗ 
völkerung vor dem Begriff des Geſetzes mehr ab, als 

der Mißbrauch der Geſetzgebungsmaſchine.“ 0 

M. D. u. H., ich glaube, das iſt ſehr deutlich 
geſprochen. Ich möchte deshalb nochmals erklä⸗ 
ren, daß der Verſuch, der in einigen Danziger 


Tageszeitungen gemacht worden iſt, die Bevölke⸗ 


rung für eine Verfaſſungsänderung geneigt zu 
machen, immerhin gefährlich iſt, man ſollte ſich 
davor hüten! Ich erinnere bei dieſer Gelegen⸗ 
heit an die Rede, die kürzlich der Herr Abg. 
Lemke hier für die Kleinrentner und Inflations⸗ 
invaliden gehalten hat. War es nicht herzergrei⸗ 
fend, wie dieſer alte Herr von dieſer Stelle aus 
auf ſeine Art ſeinem Herzen Luft machte und 
ſeinem Empfinden Ausdruck gab in einem Sinne, 
wie es wohl alle Inflationsgeſchädigten empfin⸗ 
den? (Abg. Rahn: Haben Sie damals nicht dabei 
mitgewirkt?) Nein, Herr Rahn, ich bin damals 
hinausgegangen und mit mir zuſammen meine 
ganze Fraktion. Vielleicht erklären Sie mir aber, 
ob Sie das damals mitgemacht haben? (Wider⸗ 
ſpruch des Abg. Rahn.) Da befinde ich mich alſo 
in guter Geſellſchaft, ich habe das auch nicht ge⸗ 
tan. Herr Abg. Rahn, es wird Ihnen bald Ge⸗ 
legenheit geboten werden, dieſes Unrecht gut zu 
machen, und es würde mich ſehr freuen, Sie daran 
mitarbeiten zu ſehen. Die Erbitterung, die in 
dieſen Kreiſen herrſcht, iſt unbeſchreiblich. Fügen 
Sie dieſer Erbitterung aber nicht noch die Erbit⸗ 
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terung anderer Bewölkerungskreiſe, denen Sie jetzt 
im Begriff ſtehen ſchweren Schaden zuzufügen, 
hinzu, denn die Beamten ſind ſtark genug, den 
Kampf aufzunehmen und Unrecht abzuwehren. 
Die Unficherheit hier im Staate muß endlich ver⸗ 
ſchwinden. (Abg. Rahn: Wenn wir eine ſtarke 
Regierung hätten, dann wären Sie heute be⸗ 
ſtimmt nicht mehr im Amt!) Herr Rahn, Sie ge⸗ 
ben immer vor, ein Demokrat zu ſein, Ihre Zu⸗ 
rufe beweiſen aber, daß Sie kein Demokrat ſind. 
Gerade auf dem Gebiete der Geſetzesmacherei 
muß die Unſicherheit unbedingt aufhören, ſonſt 
tritt Unzufriedenheit ein. 

Aus dieſem widerlichen Streit ergeben ſich 
aber andere Fragen und die ſind folgende: Kann 
Danzig auf die Dauer eine derartige Beamten⸗ 
politik treiben, ohne dem Staat Schaden zuzufü⸗ 
gen und wird Danzig nicht bald von fähigen Be⸗ 
amten entblößt ſein, wenn der Senat eine ſolche 
Politik in Danzig fortführt? 

Ich ſehe das Lächeln auf dem Geſicht des Herrn 
Vizepräſidenten Gehl. Ich weiß, daß er ſagen 
will, Danzig werde ſeine Beamten ſchon bekom⸗ 
men, und wenn ſie letzten Endes aus den Reihen 
der Gewerkſchaftsſekretäre genommen werden. 
(Schrecklich! links.) Das wäre an und für ji 
nicht ſchrecklich, wenn die Danziger Bamten da⸗ 
durch nicht auf ein niedriges Niveau geſtellt wür⸗ 
den. Es dreht ſich darum, die fähigen Beamten 
aus Danzig nicht fortzugraulen. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Schleunigſt ſollen ſie verduften!) Für den 
Danziger Freiſtaat wäre es beſſer, wenn Sie 
ſchon längſt verduftet wären. Sie find einer von 
denjenigen, die die Beamtenhetze in die Wege ge⸗ 
leitet haben. Um die beiden Fragen, die ich auf⸗ 
geworfen habe, zu beantworten, will ich eine Stel⸗ 
lungnahme der „Danziger Neueſten Nachrichten“ 
bekanntgeben. Die „Danziger Neueſten Nachrich⸗ 
ten“ ſchreiben gelegentlich der Etatsberatungen 
über eine Rede im Volkstag folgendes: 

Beachtenswert aus der ganzen Sache iſt ein Fra⸗ 
genkomplex, wie kann der Erſatz der Lehrkräfte für 
die Danziger Schulen auf die Dauer ſicher geſtellt 
werden. Man kann die Frage überhaupt dahin er⸗ 
weitern, aus welchem Reſervoir der Danziger Staat 
ſeinen Beamtenapparat fortlaufend ergänzen will. 

Dieſe Frage iſt auf lange Sicht deshalb viel wich⸗ 

tiger, als die andere, gegenwärtig im Mittelpunkt 

des Intereſſes ſtehende, wie ſich eine Verringerung 
des Beamtenapparates bewerkſtelligen ließe. Man 
gebe ſich darüber keiner Täuſchung hin, daß vom Reich 
aus geſehen Danzig keine Anziehungskraft für einen 
jungen, vorwärtsſtrebenden Beamten hat. Wer ir⸗ 
gend kann, bleibt in Deutſchland. 

(Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Sie ſind in dieſer 

Sache nicht ernſt zu nehmen Herr Dr. Blavier. 

Umgekehrt beweiſt die große Zahl der im Reichs⸗ 
bund der Danziger Zuſammengeſchloſſenen, daß auch 
die Danziger nicht ungern die Anſicherheit der Poſiti⸗ 
on im Freiſtaat mit der Geborgenheit im Schoß des 
deutſchen Mutterlandes vertauſchen. Bisher waren 
noch gewiſſe nationale Imponderabilien und gewiſſe 

Vorteile in der Beſoldung der Beamten beſtimmend 

dafür, daß Reichsdeutſche nach Danzig kamen und 

den Erſatz für uns ſtellten. Wenn jemals nationale 

Imponderabilien durch innerpolitiſche Entwickelun⸗ 

gen in Danzig zurückgedrängt werden ſollten, und 

wenn durch eine unglückliche Hand der Regierung in 

Beamtenkreiſen Deutſchlands auch nur der Eindruck 

erweckt werden ſollte, als geſelle ſich zu der Unſicher⸗ 
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heit der inneren Struktur, des Fundaments des Be⸗ 

amtenapparates jedes Staates, dann wird die Frage, 

woher einen Erſatz nehmen, zu einer ungemein bren⸗ 
nenden und für den Beſtand des Staates geradezu 
entſcheidenden. 

Zu dieſen Ausführungen iſt kaum noch etwas 
zu ſagen. Man kann ſie nur Wort für Wort un⸗ 
terſchreiben. 

Es iſt in der Bevölkerung das Gerücht ver⸗ 
breitet, daß die Nachzahlungen, wenn die Beam⸗ 
ten vor dem Obergericht ein obſiegendes Urteil 
erlangen, drei bis acht Millionen Gulden betra⸗ 
gen würden. Das iſt mit voller Abſicht gelogen. 
Eine 3 bis 8 Millionen Nachzahlung iſt ein Ding 
der Anmöglichkeit und kommt garnicht in Frage. 
Sachverſtändige, die nachgerechnet haben, was 
die Nachzahlung koſten würde, haben erklärt, daß 
ſie bei weitem geringer ſei. (Abg. Gehl: Wovon 
ſprechen Sie?) Ich ſpreche von der Nachzahlung, 
die zu erfolgen hätte, wenn die Beamtenſchaft 
den Prozeß gewinnt. (Abg. Gehl: Davon iſt in 
meinen Ausführungen nicht die Rede geweſen!) 
Ich bitte mich nicht falſch zu verſtehen. Ich habe 
Ihre Ausführungen auch nicht gemeint. In der 
Bevölkerung werden mit voller Abſicht falſche 
Zahlen ausgeſtreut, die den Steuerzahler kopfſcheu 
machen ſollen. Die Nachzahlung wird nicht 3 bis 
8, ſondern 1 bis 1 Millionen betragen. Den⸗ 
ken Sie doch auch an den Abbau, den Sie vollzo⸗ 
gen haben. (Abg. Dr. Kamnitzer: Dann ſtimmt 
das Notopfer nicht!) Ich behaupte, daß meine 
Zahlen richtig ſind. Bei einer Nachprüfung wer⸗ 
den Sie die Richtigkeit meiner Angaben feſtſtellen. 

Es könnte nun die Frage aufgeworfen werden, 
woher nimmt der Staat dieſe 1 bis 1 Millionen 
oder ſetzen Sie meinetwegen dafür auch 2 Milli⸗ 
onen. Ich behaupte, daß die Mittel heute ſchon 
im Etat vorhanden ſind. Ich habe ſeinerzeit aktiv 
an den Beratungen im Hauptausſchuß teilgenom⸗ 
men und darauf hingewieſen, daß wir dadurch, 
daß die 2 Millionen Finanzausgleich für die Ge⸗ 
meinden geſtrichen wurden, die Mittel beſitzen, 
den Beamten das zu geben, was ihnen zuſteht. 
(Abg. Liſchnewſki: Wie iſt es mit den Erwerbs⸗ 
loſen?) Die Summen dafür ſtehen im Etat und 
ſind ſo hoch bemeſſen, daß ſie ausreichen. Die 
Zahl der Erwerbsloſen iſt nicht geſtiegen. Es 
wurde mir damals geſagt, die 2 Millionen ſollten 
dazu dienen, die Branntweinſteuer, die im Etat 
vorgeſehen war, nicht zu erhöhen. Dieſe Steuer 
ſollte eine Summe von 3,5 Millionen Gulden auf⸗ 
bringen. Ich habe mich damit zufrieden gegeben 
und bin dann auf dieſe Angelegenheit bei einem 
anderen Punkte des Etats eingegangen, und zwar 
bei den Zolleinnahmen. Auch dort verlangte ich, 
den Beamten ihr Recht werden zu laſſen. Die 
Zolleinnahmen ſind in dieſem Jahre, genau wie 
im Vorjahre mit 14 Millionen in den Etat ein⸗ 
geſetzt. (Zurufe.) Es waren 14 Millionen einge⸗ 
ſetzt. Der Hauptausſchuß hat die Summe auf 15 ¼ 
Millionen erhöht. Die neu eingeſetzte Zahl iſt 
aber noch viel zu niedrig. Durch die Valoriſierung 
der Zölle iſt eine Erhöhung der Einnahmen um 
durchſchnittlich zirka 50 Prozent zu erwarten. 
Regulär würde das bedeuten, daß die Zolleinnah⸗ 


beit der äußeren Verhältniſſe auch noch eine Anſicher⸗ men im Etatsanſatz auch um 7 Millionen erhöht 
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werden müßten. Dabei muß natürlich berückſich⸗ 
tigt werden, daß viele Kaufleute ihre Läger vor 
der Zollerhöhung ergänzt und vervollſtändigt ha⸗ 
ben, und daß ſie ſich für eine Reihe von Monaten 
mit Waren eindeckten und neue Waren nicht be⸗ 
ziehen. Aus dieſem Grunde wird die Mehrein⸗ 
nahme von 7 Millionen nicht erreicht. Ich rechne 
deshalb nur mit einer Mehr⸗Einnahme von 4 
Millionen. Wenn Sie anſtatt 14 oder 15 ¼ Mil⸗ 
lionen alſo 18 Millionen ſetzen, dann haben Sie 
die Mittel zur Verfügung, um der Beamtenſchaft 
ihr Recht werden zu laſſen. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
And für die Kriegsinvaliden, die auf ihre Be⸗ 
züge ſeit 1½ Jahren warten?) Die Mittel dafür 
ſtehen ja im Etat, Herr Dr. Kamnitzer, wenn das 
nicht der Fall iſt, bedaure ich das ganz außeror⸗ 
dentlich, daß Sie als Senator nicht dafür geſorgt 
haben. (Sagen Sie doch einmal, wie groß die 
Summe iſt, die Sie auf der Sparkaſſe haben, Herr 
Hennke! links). Gar nichts, Schulden habe ich, 
wollen Sie die bezahlen? 


Es iſt ferner in der Bevölkerung davon die 
Rede, daß der Prozeß unnötig künſtlich in die 
Länge gezogen wird, und zwar mit voller Abſicht. 
In der Bevölkerung ſagt man folgendes: Die Re⸗ 
gierung wird gegen das erſtinſtanzliche Urteil erſt 
ſo ziemlich in den letzten Tagen nach Ablauf der 
Friſt Berufung einlegen, ſie erhält dann zur Ein⸗ 
reichung der Begründung eine weitere Friſt von 
vier Wochen. Auf dieſe Weiſe gelingt es, die 
Sache möglichſt lange hinzuziehen, um zu er⸗ 
reichen, daß die den Beamten nachzuzahlende 
Summe recht hoch aufläuft. Der Zweck iſt der, 
daß man dem Zentrum dann ſagen kann: „So und 
ſoviel Mittel ſind erforderlich.“ (Abg. Gehl: Das 
Zentrum iſt doch Mitglied der Regierung!) Ja, 
eben deshalb, weil dieſe Partei offenbar — und 
das iſt in der Oeffentlichkeit bekannt — ziemlich 
widerſpenſtig iſt, will man das Zentrum auf dieſe 
Weiſe gefügig machen. Man wird dem Zentrum 
dann ſagen: So und ſoviel koſtet die Geſchichte, 
Geld haben wir nicht, ſagt Ihr, woher wir das 
zahlen ſollen, (Abg. Gehl: Herr Hennke, Sie hö⸗ 
ren das Gras wachſen!) nein, ich führe nur Tat⸗ 
ſachen an, entweder Ihr bewilligt eine neue 
Steuer oder Ihr ſtimmt einem verfaſſungsändern⸗ 
dem Geſetz zu. Dies iſt die Zange, die man dem 
Zentrum anlegen wird. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Hennke als Prophet!) Ich ſage Ihnen ja nur, was 
in der Bevölkerung erzählt wird, ich würde mich 
freuen, wenn hier von dieſer Stelle aus erklärt 
wird, daß das nicht zutrifft. (Das hat Ihnen wohl 
der Biſchof erzählt, Sie wohnen doch auch in 
Oliva? bei den Kommuniſten, Heiterkeit links.) 
Ich habe mit dem Biſchof keine Verbindung. 

Nun noch etwas anderes: Ich habe in meinen 
Ausführungen bereits vor einer Abänderung der 
Verfaſſung gewarnt. Ich möchte bei dieſer Gele⸗ 


genheit nicht verfehlen, darauf hinzuweiſen, daß, 
falls Sie tatſächlich ein verfaſſungsänderndes Ge⸗ 
ſetz bringen, Sie damit für die Beamtenſchaft ein 
dreifaches Recht oder ſagen wir auch Anrecht 
ſchaffen. Es gibt dann Beamte, denen Sie auch 
durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz ihr Recht 
nicht ſchmälern können, daß ſind alle diejenigen, 
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die eine Zuſicherung in der Taſche haben, die 
ihnen bei der Uebernahme nach Danzig gegeben 
wurde und die beſagt, daß ihnen ihre Rechte ge⸗ 
genüber den preußiſchen Beamten nicht geſchmä⸗ 
lert werden können. (Abg. Rahn: Das geht durch 
ein einfaches Geſetz zu machen!) Ferner wird eine 
zweite Beamtenkategorie beſtehen, die unter das 
neue Recht fallen würde. Dieſen billigen Sie zu, 
daß ſie gemäß § 47 zu ihren Bezügen, falls ſie die 
Höhe der neuen nicht erreichen, in gewiſſen weni⸗ 
gen Fällen dann noch einen kleinen Bruchteil des 
alten Gehalts als Zuſchuß erhalten. Eine dritte 
Gruppe von Beamten wird ihre Bezüge nach dem 
neuen Beſoldungsgeſetz bekommen. 


M. D. u. H., ſehen Sie denn nicht das Durch⸗ 
einander, das durch dieſes Geſetz geſchaffen wird? 
Es iſt doch wirklich zwecklos, bei dieſer Zerfahren⸗ 
heit und bei dieſem Durcheinander ſich noch weiter 
damit zu befaſſen. Der ganze Streit dreht ſi 
doch letzten Endes nur um Kleinigkeiten, denn 
wenn es alle mit dem Berufsbeamtentum ehrlich 
meinen und den Beamten ihre Rechte nicht kür⸗ 
zen wollen, dann kommt es bei einem 75 Milli⸗ 
onen⸗Etat tatſächlich nicht auf eine Million an. 
Weder die Arbeiter, noch die Wirtſchaftler haben 
irgend einen Nachteil davon, wenn die Beamten 
das bekommen, was ihnen zuſteht. Die Arbeiter 
legen Wert darauf, daß ihre Rechte gewahrt blei⸗ 
ben. Die Beamten tun das auch. Die Wirt⸗ 
ſchafter haben den Vorteil, (Daß ſie mehr Steuern 
zahlen können! links.) daß das Geld wieder in 
ihre Kaſſen zurückfließt und die Beamten kauf⸗ 
kräftig bleiben. 

Geſtatten Sie mir, daß ich ferner noch auf fol- 
genden Punkt hinweiſe. Wenn dieſes Geſetz zur 
Durchführung gelangt, wird der polniſche Staat 
jährlich ca. eine Viertelmillion Gehälter weniger 
an die Danziger Eiſenbahnbeamten zu zahlen ha⸗ 
ben. Dieſe Viertelmillion geht der Danziger 
Wirtſchaft vorloren und ſchädigt die Danziger 
Zahlungsbilanz. Das ſind alles Dinge, die dafür 
ſprechen, daß man endlich den Kampf gegen die 
Beamten aufgeben und ihnen das geben ſollte, 
was ihnen zuſteht. Die Regierung ſollte Wert 
darauf legen, daß alle Streitfragen in gemein⸗ 
ſamer Zuſammenarbeit mit den Vertretern der 
Beamtenſchaft erledigt werden, und ſie ſollte ihre 
Beamten ſo ſtellen, daß ſie frei von Sorge und 
allzugroßen Einſchränkungen ihre Pflichten er⸗ 
füllen können, daß ſie innerlich und äußerlich frei 
ihren Dienſt verſehen können zum Wohle der All⸗ 
gemeinheit und zur Zufriedenheit der Regierung, 
auch in den ſchlimmſten Zeitläuften. Deutſche 
Wirtſchaftskreiſe weiſen heute bereits mit vollem 
Recht darauf hin, daß die preußiſchen Richter nicht 
mehr in der Lage ſind, ſo ſicher Recht zu ſprechen, 
wie das früher der Fall war. Sie führen das dar⸗ 
auf zurück, daß die Richter und Beamte aus 
Mangel an Mitteln nicht mehr in der Lage ſind, 
ſich draußen umzuſehen, ſie verkehren kaum noch 
in Geſellſchaften und werden weltfremd, ſie können 
ſich nicht einmal mehr Bücher kaufen. (Bravo! und 
Händeklatſchen links.) Wollen Sie das beſtreiten? 
(Abg. Raſchke: Sie ſollten einmal in die Bumſen 
auf dem Altſtädtiſchen Graben gehen, dort können 
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Gennke, Abgeordneter! 

Sie das Leben kennen lernen!) Ich ſtelle in den 
Vordergrund, daß die Beamten heute nicht mehr 
in der Lage ſind, ſich fortzubilden. Soweit reichen 
die Gehälter nicht. (Die Mehrzahl der Beamten 
iſt vernünftiger als Sie! Wo laſſen Sie Ihre acht⸗ 
hundert Gulden monatlich? links.) Wollen Sie 
mir das zugeben, was ich weniger habe? Im 
übrigen ſpreche ich für meine Wähler. Die Dan⸗ 
ziger Beamtenſchaft kann es nicht verſtehen, daß 
das Beſoldungsdienſtalter eine erhebliche Ver⸗ 
ſchlechterung erfahren ſoll. Neben der Kürzung 
der Bezüge tritt noch eine weitere Kürzung der 
Gehälter dadurch ein, daß das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter in den meiſten Fällen ganz erheblich zurück⸗ 
geſetzt wird. Wir richten ferner an die Regie⸗ 
rungsparteien und auch an alle übrigen Par⸗ 
teien, die Bitte, das Geſetz erſt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft treten zu laſſen. Es werden 
ſonſt Ungerechtigkeiten bei der Gewährung von 
Kinderbeihilfen geſchaffen. Nämlich Kinder, die 
nach dem 1. April geboren werden, erhalten dann 
den niedrigen Satz. Das führt dazu, daß derſelbe 
Beamte für eigene Kinder zwei Sorten Kinder⸗ 
gelder in Empfang zu nehmen hat. Aber auch 
diejenigen Beamten, die nach dem 1. April noch 
eine Höherſtufung erfahren, erleiden Schaden, 
weil ſie dann den nach § 47 nachträglich erhöhten 


Teil der Bezüge nicht erſetzt bekommen. 


Noch einige Worte zum Stellenbeſetzungsplan. 
Wir haben nichts dagegen, daß zu dieſem Geſetz 
vom Senat aus ein Stellenbeſetzungsplan vorge⸗ 
legt wird. Wir weiſen heute aber ſchon darauf 
hin, daß man bei der Aufſtellung des Stellenbe⸗ 
ſetzungsplans unbedingt daran denken muß, das 
preußiſche Stellenverhältnis zu wahren. Es iſt 
zutreffend, und nicht beſtreitbar, daß die Danzi⸗ 
ger Beamten zum Teil in höheren Stellen Dienſt 
tun, aber die niedere Beſoldung erhalten. Die 
Beförderungsmöglichkeiten ſind in Preußen viel 
größer. Die Zahl der Beförderungsſtellen muß 
alſo in Danzig über den augenblicklichen Rahmen 
hinaus erhöht werden. Wenn dies nicht geſchieht, 
erreicht man mit dieſer Beſoldungsordnung, daß 
eine Reihe von Beamten nicht höher, ſondern tie⸗ 
fer geſtellt find. (Abg. Plenikowſki: Wollen Sie 
noch mehr Gruppen haben?) Nein, auch wir ver⸗ 
urteilen die große Gruppenzahl. Wir hatten bis 
dahin 13, jetzt ſind es glücklicherweiſe 28 Gruppen 
geworden. Streichen Sie die große Anzahl von 
Gruppen erheblich zuſammen, wie es wohl die 
Mehrheit dieſes Hauſes verlangt, und die Beam⸗ 
tenſchaft wird damit zufrieden ſein. Wenn Sie 
das aber nicht wollen, dann ſchaffen Sie wenig⸗ 
ſtens die ganz unglückſelige Unternumerierung 
ab, d. h. die Buchſtaben a, b, e, d uſw. Warum 
werden nicht die glatten Zahlen bis 28 verwandt? 
Das wäre viel klarer und überſichtlicher. Darin 
ſtimme ich mit Herrn Plenikowſki vollkommen 
überein. 

Die Beamtenſchaft fordert ferner einen höhe⸗ 
ren Ausgleichszuſchlag. Herr Präſident Gehl hat 
hier bereits erklärt, daß dies aus finanziellen 
Gründen nicht tragbar ſei. Aber trotz alledem 
muß ich Sie bitten, dem Antrage zu entſprechen. 
Ich kann nichts beſſeres tun, als die Begründung 
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wiederzugeben, die der Danziger Beamtenbund 
dem Senat zu dieſer Frage gegeben hat. Es wird 
allen Abgeordneten dienlich ſein, dieſe Begrün⸗ 
dun zu hören. Vorweg muß geſagt werden, daß 
für die Gewährung eines beſonderen Ausgleichs⸗ 
zuſchlages die Berechnung der Teuerungszahl 
maßgebend iſt. Der Beamtenbund ſchreibt dazu 
folgendes: 


Die Teuerungszahl (Index) umfaßt Ernährung, 
Bekleidung und Wohnung. Sie betrug im Februar 
im Reichsdurchſchnitt 150,6, in Danzig 140,1, alſo in 
Danzig weniger 10,5 oder 7 Prozent. Die Index⸗ 
zahl befaßt ſich bekanntlich mit der Feſtſtellung des 
Verbrauchs einer Arbeiterfamilie. Es iſt ohne wei⸗ 
teres als bekannt vorauszuſetzen, daß in einer Ar⸗ 
beiterfamilie ſchon allein durch den Beruf bedingt, 
der Anteil der Ausgaben für Ernährung (alſo bei 
den gegenüber dem Reich billigeren Erforderniſſen 
des Lebens) ein prozentual höherer iſt als bei den 
Beamten. Umgekehrt ſind die Ausgaben für Be⸗ 
kleidung beim Beamten unbeſtreitbar mit einem er⸗ 
heblich höheren Anteil einzusetzen, als bei dem Ar⸗ 
beiter. Das wird auch meiſtenteils wohl immer bet 
der Wohnung der Fall ſein! Zudem ſind die Mie⸗ 
ten im Reich prozentual höher als hier. Das Reich 
und Preußen haben daher auch das Wohnungsgeld 
bereits auf 120 Prozent des Tarifs feſtgeſetzt. 

Legt man der Danziger Zahl das Einkommen 
eines Arbeiters ſtündlich (etwa 1 6) zugrunde, jo 
ergibt ſich hier ein Verbrauch von 216 Gulden (das 
wäre die Goldindexzahl 140,1). Für das Reich er⸗ 
hält man dann bei 7 Prozent mehr rund 231 Gulden, 
alſo 15 Gulden mehr. Hiervon muß man die Mehr⸗ 
aufwendung von rund 20 Prozent Wohnungsmiete 
abziehen, das ſind bei einer Wohnung zum Preiſe 
won etwa 25—30 Gulden monatlich 5—6 Gulden. 

Bei der Bekleidung kommt der anders geartete 
Bedarf eines Beamten in Betracht. Ein Arbeiter 
kann die auch in Danzig erhältlichen billigeren und 
in der Indexzahl berückſichtigten Bekleidungsſtoffe 
die wir allgemein als „polniſche Ware“ kennen, ver⸗ 
wenden. Bei einem Beamten iſt dies nahezu un⸗ 
möglich und zwar deshalb, weil dieſe Stoffe die unan⸗ 
genehme Eigenſchaft haben, daß ſie ſich durch Feuch⸗ 
tigkeit zuſammenzieſhen. Jeder, der fie ſchon getragen 
hat, wird die Erfahrung gemacht haben, daß Aermel 
und Beinkleider immer kürzer werden. Man muß 
alſo für die Indexberechnung bei einem Beamten 
das Plus bei einem Anzug und einem Mantel jähr⸗ 
lich für deutſche Ware gegen polniſche in Anrechnung 
bringen. Das ſind bei beiden Stücken mittlerer 
Güte mindeſtens 120 Gulden jährlich oder 10 Gul⸗ 
den monatlich. 

Es werden von der Indexzahl aber nicht erfaßt: 
1. Lebensmittel, die zwar als Luxusartikel im 
Sinne der polniſchen Zollgeſetzgebung gelten, aber 
nach wiſſenſchaftlichen Erfahrungen für die Ernäh⸗ 
rung unbedingt ihres Vitaminegehalts wegen not⸗ 
wendig ſind. Hierzu gehören Obſt und Südfrüchte 
( friſch und getrocknet). Beides iſt in Deutſchland im 
Vergleich zu Danzig ganz außerordentlich billig und 
fällt daher im Haushalt faſt garnicht ins Gewicht. 
In Danzig muß man aber wohl für einen wier⸗ bis 
fünfköpfgen Haushalt ſelbſt des unteren Beamten 
als unbedingten Bedarf etwa 8 Gulden monatlich in 
Anrechnung bringen. Die Mehraufwendung muß 
mit mindeſtens 5 Gulden angenommen werden. 

2. Ausgaben für Küchengerät (Metallwaren, Geſchirr, 
Bürſten, Beſen uſw.) Will man hier einen Ver⸗ 
gleich mit deutſchen Waren ziehen, ſo kommt ein⸗ 
mal der durch den Zoll erhöhte Preis in Rechnung, 
ſo dann aber dazu noch, daß man zu dieſen höheren 
Preiſen doch faſt nur polniſche Ware mit weit ge⸗ 
ringerer Haltbarkeit kauft. Man wird die Mehr⸗ 
aufwendungen bei ſparſamſten Verbrauch ſicher mit 
mindeſtens 3 Gulden monatlich berechnen können. 
3. Ausgaben für Stoffe, Garne, Bänder, Knöpfe, für 
Kleidungsinſtandſetzungen, Schirme, Badebekleidung, 
Wäſche, (die beim Arbeiter nicht in Frage kommt). 
Hierfür wird ein beſonders hoher Zoll erhoben. Die 
Dinge ſind mindeſtens doppelt ſo teuer wie in 
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(Hennke, Abgeordneter) 

Deutſchland. Das aber bedeutet eine Mehrausgabe 

von 5 Gulden monatlich. 

4. Ausgaben für Gardinen, Bezugſtoffe uſw. Hier 

kann bei ſparſamſtem Verbrauch in anbetracht deſ⸗ 

ſen, daß wegen des ganz außerordentlich hohen Zolls 
auf deutſche Waren, faſt nur polniſche Erzeugniſſe in 
den Haushalt eines unteren Beamten kommen, da⸗ 
mit gerechnet werden, daß das doppelte an Ver⸗ 
ſchleiß, d. h. alſo auch an Ausgaben entſteht, wie bei 
gleichen Beamten in Deutſchland. 
(Abg. Dinklage: Kloſettpapier!) Nein, dazu ney- 
men wir die Zeitung Ihres Nachbarn Dr. Bla⸗ 
vier. (Heiterkeit. — Abg. Dinklage: Die erſcheint 
nur einmal in der Woche, machen Sie das Ge— 
ſchäft ſo ſelten?) Wir leiden an Verſtopfung, weil 
wir ſo wenig Gehalt bekommen. (Heiterkeit.) 
Auf die weitere Bekanntgabe der Begründung 
kann ich wohl verzichten. Ich hoffe, daß das 
Haus von der rechtlichen Forderung der Beamten 
überzeugt iſt. 

Wir wenden uns ferner noch gegen die drei⸗ 
teilige Ortsklaſſeneinteilung. Der Herr Senats⸗ 
vizepräſident Gehl hat bereits erklärt, daß ein 
Antrag der drei Regierungsparteien vorliegt, 
eine einheitliche Ortsklaſſeneinteilung zu ſchaffen. 
Schon dieſer Antrag, von den Regierungspar⸗ 
teien geſtellt, beweiſt, daß das Geſetz abände⸗ 
rungsbedürftig iſt. (Abg. Gehl: So iſt das nicht 
gemeint!) Unſere Anſicht geht aber dahin, daß 
für Danzig die Einführung der Sonderklaſſe er⸗ 
forderlich iſt, wie wir ſie ja auch in Berlin ha⸗ 
ben. (Abg. Gehl: Noch eine Erhöhung!) Sie 
können es verſtehen, wenn ich dieſes Verlangen 
ſtelle. (Abg. Gehl: Sicher!) Wenn Sie an meiner 
Stelle ſtänden, würden Sie dasſelbe tun. (Abg. 
Gehl: Das weiß ich nicht!) Sie haben das aber 
letztens im Beamtenbunde behauptet. (Abg. Gehl: 
Das war etwas anderes!) Die Danziger Beam⸗ 
tenſchaft ſteht auf vorgeſchobenem Poſten und 
muß deshalb beſſer geſtellt werden als ihre Kolle⸗ 
gen in Deutſchland. Recht und billig iſt es, auch 
in dieſem Punkte der Beamtenſchaft entgegen zu 
kommen. Dann noch ein paar Worte zu dem 
Umrechnungskurs. Was will der Senat tun, 
wenn ſich der Kurs des Danziger Guldens ver⸗ 
ſchlechtert, will er dem Volkstag dann gleich wie⸗ 
der ein neues Geſetz vorlegen? Alſo belaſſen Sie 
es doch lieber bei der kleinen Spanne von 2 Pfen⸗ 
nigen. Selbſt Ihr Beamtenbund (nach links ge> 
wendet) hat dieſe Spanne auch verlangt. (Abg. 
Gehl: Ich habe keinen Beamtenbund.) Nun, Die 
ſer Beamtenbund hat ſich der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei doch angeſchloſſen. Es wird über 
alle dieſe Fragen noch im Ausſchuß ſehr viel zu 
reden ſein und wir werden dort auch zu dieſem 
Punkt noch eine eingehende Begründung geben. 

Der § 48 des vorliegenden Geſetzes entſpricht 
dem § 34 des bisherigen Beamtenbeſoldungsge⸗ 
ſetzes, er ſieht für eine Abänderung der Beſol⸗ 
dungsſätze ein einfaches Geſetz vor. Die vorlie⸗ 
genden Gutachten und das Gerichtsurteil ſprechen 
ſich dahin aus, daß dieſer $ 48 ungültig iſt. Aus 
dieſem Grunde bitte ich jetzt ſchon, dieſen ungül⸗ 
tigen Paragraphen zu ſtreichen. 

Weiter haben wir die Bitte an den Senat zu 
richten, die im § 43, Ziffer 13 vorgeſehene Unfall- 
fürſorge allen Beamten zuteil werden zu laſſen. 
Die Danziger Beamtenſchaft hat ja unter den 
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mannigfaltigſten Schwierigkeiten zu leiden, und 
deshalb iſt es nur recht und billig, dieſe Fürſorge 
auch allen Danziger Beamten zu gewähren. 
Gleichzeitig verbinde ich damit die Bitte, auch in 
Danzig die Notſtandsbeihilfe einzuführen, wie 
das ſchon längſt in Preußen geſchehen iſt. Wenn 
Sie auf die Gleichſtellung mit Preußen drängen, 
dann muß man auch in allen Fragen die Gleich⸗ 
ſtellung durchführen. 

Zum Schluß richte ich noch einmal an alle 
Parteien die dringende Bitte, nicht das Unrecht 
zu krönen, ſondern das Recht, und vor allen Din⸗ 
gen die Beſtimmungen des vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfes zu verwerfen, die ſchon nach der bishe⸗ 
rigen Rechtſprechung und nach den vorliegenden 
Gutachten als verfaſſungswidrig angeſehen wer⸗ 
den müſſen. Unter dieſer Bedingung ſind wir 
bereit, an dem Zuſtandekommen des Geſetzes mit⸗ 
zuarbeiten, Vorausſetzung iſt dafür aber ferner 
noch, daß die in der Gruppierung vorhandenen 
Härten beſeitigt werden. (Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 


Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. D. V.): M. 
D. u. H.! Wenn man dieſe neue Beſoldungsord⸗ 
nung durchzuleſen verſucht, dann kann man wirk⸗ 
lich nur die lieblichen Worte des Schülers in 
Goethes „Fauſt“ zitieren: „Mir wird von alle 
dem ſo dumm, als ging mir ein Mühlrad im Kopf 
herum.“ Es iſt faſt eine Unmöglichkeit, ſich durch 
dieſes komplizierte Geſetz durchzufinden. Ich 
ſtehe hier vor einem Rätſel. Wir haben eine 
Zentralabteilung, die man ruhig 
nennen kann; denn es ſitzen eine Unmenge Herren 
dort, ſodaß man doch eigentlich erwarten durfte, 
daß etwas Eigenes gemacht würde. Wenn wir 
uns ſchon in Danzig den Luxus leiſten, daß wir 
bei jeder Verwaltungsſtelle einen Perſonaldezer⸗ 
nenten haben, einen Amtsrat, bei der Poſt iſt es 
ſogar ein Oberpoſtrat, auch bei der Zollbehörde 
gibt es einen Perſonaldezernenten und wenn wir 
dann noch ein Zentralbüro für Perſonalſachen 
haben, in dem mehrere Oberregierungsräte und 
Staatsräte ſitzen, die ſich nur mit der Frage be⸗ 
ſchäftigen: wie löſen wir die Beſoldungsfrage, 
dann iſt es doch ſehr eigenartig, daß man einfach 
die deutſch- preußiſche Beſoldungsordnung abge⸗ 
ſchrieben hat. 
Wozu dieſer ganze Wuſt von ſiebenundvierzig 
Seiten, durch den man einfach nicht durchfindet? 
Ich kann hier offen bekennen, ich habe verſucht, 
mit meinem ſchwachen Juriſtenverſtande auszu⸗ 
rechnen: Wieviel Gehalt wirſt du nun nach dieſer 
Beſoldungsordnung eigentlich bekommen? (Abg. 
Gehl: Das rechne ich Ihnen ſogar aus!) Ich muß 
offen erklären: ich weiß es nicht. Ich muß ſagen, 
es iſt ſehr ſehr ſchlimm um uns beſtellt, Herr 
Vizepräſident, daß wir nicht endlich den Mut ha⸗ 
ben, mit dem Alten zu brechen und daß wir nicht 
dazu fähig ſind, uns hier in Danzig auf die ge⸗ 
ſunde Baſis der wirtſchaftlichen Vernunft und 
Einfachheit zu ſtellen. 

Sehen Sie ſich dagegen einen induſtriellen Be⸗ 
trieb an. Ich habe mich über die Gruppenein⸗ 
teilung da ganz genau orientiert. Da gibt es 
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den Handlanger, d. h. den geringer qualifizierten 
Arbeiter, den Vollarbeiter, den Vorarbeiter und 
den höheren Beamten, den Ingenieur. Alſo, Sie 
haben den unteren Beamten, das iſt der ganz ge⸗ 
wöhnliche Arbeiter, der Mann, der keine techniſche 
Vorbildung hat, der die Ziegelſteine trägt. Dann 
haben Sie den Vollarbeiter, den Sekretär, das iſt 
der Mann, der die Arbeit ſchmeißt, der den Zie⸗ 
gelſtein vermauert, dann haben Sie den Polier, 
den Oberſekretär, das iſt der Vorarbeiter, dann 
haben Sie den Ingenieur, den Regierungsrat, 
das iſt der Mann, der die ganze Sache von der ho⸗ 
hen techniſchen Warte aus leitet. Weshalb ſollte 
nun der Staat als Betrieb nicht in der Lage ſein, 
ſich dieſe vernünftige Einteilung zu Nutze zu ma⸗ 
chen? Dieſes Rätſel kann ich nicht löſen, dazu bin 
ich etwas zu dumm. Ich ſage mir, in der ſchönen 
früheren Zeit, als der Beamte wirklich noch preu⸗ 
ßiſcher Beamter war, da hatte es die preußiſche 
Staatsverwaltung genau ſo gemacht, wie es je⸗ 
der induſtrielle Betrieb tut. Sie hatte nämlich 
den Unterbeamten, der ſich ſchlicht und recht „Uns 
terbeamter“ nannte, dann hatte ſie den mittleren 
Beamten, den Aſſiſtenten und den Sekretär und 
für ganz beſonders ſchwierige Fälle den Oberſe⸗ 
kretär, dann war Schluß. Dann kam der Regie⸗ 
rungsrat, und hin und wieder, ſo auch hier in 
Danzig, gab es einen Oberregierungsrat. Wenn 
ein Regierungsrat 55 oder 60 Jahre alt gewor⸗ 
den war, dann wurde er glücklich Oberregierungs⸗ 
rat. Die Sache war einfach, man wußte, woran 
man war. Jeder Beamte kannte die Beſoldungs⸗ 
ordnung und hatte ſie im Kopf. 

Weshalb ſind Sie, m. H., in Danzig nicht zu 
dieſen vernunftgemäßen Sätzen zurückgekehrt? 
Wozu haben Sie uns eigentlich dieſen Wuſt von 
47 Seiten beſchert? Ich muß offen ſagen, hier 
würde Danzig zweifellos in der Lage geweſen 
ſein, der Welt zu beweiſen, daß aus dem verläſter⸗ 
ten Danzig einmal etwas Gutes und Einfaches 
kommen kann. Sicherlich wären alle damit ein⸗ 
verſtanden geweſen, auch die unteren und mitt⸗ 
leren Beamten. Gerade dieſe Art und Weiſe der 
Bevorzugung gewiſſer unterer Gruppen nach ſche⸗ 
matiſchen Grundſätzen führt dahin, daß wir 
ſchließlich nicht mehr wiſſen, wie die Arbeit ent⸗ 
lohnt wird. Nehmen Sie einmal die Gruppe des 
Oberinſpektors, des Amtsrats und dann die 
Gruppe, die nun in der Form eines chargierten 
Amtsrats neue geſchaffen wird, den Amtmann. 
Dieſe drei Gruppen ſind bei der Arbeitsleiſtung 
gar nicht auseinander zu halten. Es iſt doch nur 
ſo, daß derjenige, der ganz beſonders gute Bezie⸗ 
hungen zur jeweiligen Staatsregierung oder 
gewiſſen Parteien hat, in die Stellung eines 
Amtsrates oder Amtmannes hineinkommt. Wenn 
er ſich ganz gut benimmt, bekommt er vielleicht 
die nächſte Stufe. Dann wird er ſchließlich auch 
Regierungsrat. Dieſe ganze Verklauſulierung 
geht nur auf Koſten derjenigen, die die eigentliche 
Arbeit leiſten. 5 

Dieſe Art und Weiſe, einen Waſſerkopf von 
Titeln und Aemtern zu ſchaffen, führt dazu, daß 
wir in ein Schachtelſyſtem hineingeraten. Die 


rbeit kann zweifellos doch nur einer leiſten, ent⸗ 
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weder der Aſſiſtent, Sekretär oder Regierungs⸗ 
rat. Was danach kommt, ſind unfruchtbare Glie⸗ 
der, die den ganzen Betrieb nur aufhalten. Das 
ſchafft nur Verärgerung. Der untere Beamte 
fühlt ſich gemaßregelt, wenn ihm der höhere Be⸗ 
amte zwei Sätze durchſtreicht und die Verfügung 
zurückſchickt, um ſeine Daſeinsberechtigung zu be⸗ 
weiſen. An ſich erfolgt eine poſitive Arbeit nicht. 
Da war das preußiſche Syſtem das beſte. Der 
Sekretär machte die Arbeit, ſoweit es ging. Wenn 
er ſie nicht ſelbſt machen konnte, wurde ſie vom 
Dezernenten erledigt. Dieſe Rückkehr zu ver⸗ 
nunftgemäßen Prinzipien müſſen wir verlangen. 

Die neue Beſoldungsordnung hat aber dar⸗ 


über hinaus noch ganz beſondere Unannehmlich⸗ 


keiten. Es iſt tatſächlich ſo, daß die untere Be⸗ 
amtenſchaft auf das ſchwerſte getroffen wird. Die 
untere und mittlere Beamtenſchaft trägt wieder 
einmal die ganzen Koſten dieſes Umbaues. Das 
Zentrum iſt augenblicklich nicht anweſend, das iſt 
ſehr ſchade. Es iſt ſchon einmal ſo, daß die Regie⸗ 
rung, ehemals die Deutſchnationalen, jetzt die 
Sozialdemokraten, an dem böſen Willen der Zen⸗ 


ſtrumspartei ſcheitern, die nun einmal eine ganz 


ausgeſprochene Beamtenpartei iſt, deren Daſein 
und Zweck darin beſteht, möglichſt viel Parteian⸗ 
gehörige unterzubringen, um überall ihre Finger 
drin zu haben. Leider muß ich es den Herren 
Sozialdemokraten erklären, auch ſie ſind darauf 
hineingefallen, auch ſie haben zweifellos bei dieſer 
Art und Weiſe mitgemacht, den Staatsſäckel zu 
belaſten um neue Gruppen und neue Stellen zu 
ſchaffen. Es iſt eigentümlich und es geht aus der 
Beſoldungsordnung hervor, daß für beſtimmte 
Leute Stellen geſchaffen werden. Bei der Schutz⸗ 
polizei wird die neue Stelle des Oberſtleutnants 
geſchaffen, das macht einen äußerſt ſchlechten Ein⸗ 
druck auf die große Maſſe der unteren und mitt⸗ 
leren Beamten. Weshalb das geſchieht, wiſſen 
wir. Die Herrſchaften müſſen untergebracht wer⸗ 
den. Einmal müſſen wir doch aus der Mißwirt⸗ 
ſchaft heraus, d. h. aus der Tatſache, daß die Be⸗ 
ſoldungsordnungen nicht nach vernunftgemäßen 
Grundſätzen gemacht werden, ſondern um Partei⸗ 
angehörige und Leute, die an der Futterkrippe 
ſitzen, beſtens unterzubringen. 

Es ſoll ein Vorteil für den Staat ſein, daß 
dieſe Beſoldungsordnung gekommen iſt, ſagte der 
Herr Vorredner. Er meint, das Geld, das der 
Staat für die Beamten ausgibt, ſei ja im weſent⸗ 
lichen im Wirtſchaftskörper vorhanden. 
wurde geſagt, wenn hohe Gehälter gezahlt wür⸗ 
den, ſo käme dies Geld der Wirtſchaft in Danzig 
zu gute. Das iſt weit gefehlt. Ich muß meinem 
Vorredner erwidern, daß das Geld zu einem ſehr 
erheblichen Teil ins Ausland geht. Es iſt Tat⸗ 
ſache, daß dreieinhalb Millionen Spargelder 
allein im Monat Juli von der Danziger Beam⸗ 
tenſchaft an den Rhein, Bayern, nach Italien 
oder ſonſtwohin gebracht worden ſind. Der Dan⸗ 


ziger Wirtſchaftskörper iſt um dieſe drei Millio⸗ 


nen erleichtert worden. (Hört, hört!) Vor etwa 
vier Jahren war ich im Auftrage der Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine zum Verbandstag in Düjfel- 
dorf. Da leiſtete ich mir einen Tag, um den Rhein 
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herunterzufahren, weil ich ſeit ſechs Jahren nie⸗ 
mals Urlaub gehabt habe. Auf dem Schiff waren 
nicht mehr als vier Danziger Lehrerinnen, 
quietſchvergnügt und neu eingekluftet, die nett 
und amüſant den Rhein hinunterfuhren und ſich 
darüber unterhielten, wie ſie die vier Wochen im 
Auslande zubringen würden. Ich wüßte alſo 
nicht, wie aus der Höherbezahlung der Beamten⸗ 
un ein Segen für die Danziger Wirtſchaft ent- 
teht. 

Dazu kommt noch ein anderer Grund. Als 
organiſierter und enragierter Beamter trägt er 
ſein Geld zweifellos zur Begeda, zur Beamten⸗ 
konſumgenoſſenſchaft, die es als Pflicht erachtet, 
die Beamten aufzufordern, nicht bei den Kauf⸗ 
leuten, ſondern bei der Begeda zu kaufen. Das 
iſt unerhört. Dann wundert ſich Herr Hennke, 
wenn er allmählich die ganze Bevölkerung gegen 
die Beamtenſchaft aufhetzt. Das möchte ich Herrn 
Hennke antworten. Nicht ich für meine Perſon 
habe gegen die Beamtenſchaft gehetzt, ſondern er 
hetzt mit Reden, wie diejenige, die er heute hielt, 
die geſamte Bevölkerung gegen die Beamtenſchaft. 
Er erklärt dauernd, die Beamten können nicht auf 
den geringſten Teil der Gehälter verzichten, die 
Klage müſſe durchgeführt werden, man könnte 
ſchließlich die Erwerbsloſenunterſtützung beſchnet⸗ 
den. Es iſt ungeheuerlich, wie Herr Abg. Hennke 
die Arbeiterſchaft gegen die Beamtenſchaft auf⸗ 
hetzt. Das muß ich als Beamter ablehnen, die 
Beamtenſchaft ſoweit zu exponieren, daß ich die 
Maſſe der Arbeiter gegen den Beamten aufhetze. 
Ebenſo unerhört iſt es, wenn Herr Hennke durch 
die Blume zu verſtehen gab, daß die zwei Millio⸗ 
nen, die jetzt im Staatsetat an Beihilfen für die 
Gemeinden geſtrichen ſind, für die Beamtenſchaft 
verwandt werden könnten. Sie wiſſen genau, 
daß die zwei Millionen in der Stadtbürgerſchaft 
dazu geführt haben, daß der geſamte Grundbeſitz 
im weſentlichen entwertet wird. Iſt das die 
Liebe zum Staat? Herr Hennke hetzt hier den 
Grundbeſitz auf ſich, er hetzt die geſamte Bevöl⸗ 
kerung gegen die Beamtenſchaft. Das muß ich 
mir als Beamter verbitten. Ich will mein Ge⸗ 
halt nicht auf Koſten der Wirtſchaft erhöht ha⸗ 
ben. Auch die große Maſſe der vernünftigen Be⸗ 
amtenſchaft wird jo denken. (Abg. Liſchnewſki: 
Er wirft mit der Wurſt nach dem Schinken!) 
Wenn ich jemals aus der Beamtenlaufbahn et⸗ 
was für mich haben wollte, dann hätten Sie 
recht. So aber war der Zwiſchenruf Unſinn. 

M. D. „ H.! Etwas anderes müßte eigentlich 
der Beamte eſchaft viel mehr am Herzen liegen. 
Bisher betrachtete ſie die Wahrung der wohler⸗ 
worbenen Rechte nur als eine rein materielle An⸗ 
gelegenheit. Wenn man die Reden der Herren Be⸗ 
amtenvertreter hier gehört hat, ſo konzentriert 
ſich eigentlich das ganze Intereſſe lediglich auf 
den elenden Mammon, auf das Geld. Von den 
Idealen des altpreußiſchen Beamtentums hört 
man hier nichts. Es ſcheint ſo, als wenn der 
ganze Idealismus der Beamtenſchaft mit der 
Höhe des Gehaltes ſteigt und fällt. Aber dem iſt 
doch nicht ſo; denn die wohlerworbenen Rechte be⸗ 
ziehen ſich meiner Auffaſſung nach hauptſächlich 
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darauf, daß der Beamte das Recht der freien (O) 


Meinungsäußerung hat, daß der Beamte ſich 
nicht von oben ſchuhriegeln laſſen darf und daß 
er wirklich als Menſch behandelt wird. Davon 
hört man hier gar nichts, obwohl man gerade 
hier in Danzig ſagen kann, daß die untere und 
mittlere Beamtenſchaft in einer Weiſe drangſa⸗ 
liert wird, wie das früher nicht einmal beim 
preußiſchen Kommiß der Fall war. Sehen Sie 
z. B. die Schutzpolizei. Die Leute ſtehen heute 
viel mehr unter der Diktatur und der Kommando⸗ 
gewalt der Vorgeſetzten, als das früher der Fall 
war. Wenn damals irgend wer einmal gegen 
den Stachel lökte, ſo gab es drei Tage, wenn es 
hoch kam, ſieben Tage, aber heute fliegt man auf 
die Straße und verliert die Exiſtenz. Es wäre 
vielleicht richtig, wenn Herr Hennke ſich hier hin⸗ 
geſtellt hätte und namens der Beamtenſchaft er⸗ 
klärt hätte: „Das muß endlich aufhören, auch der 
Schutzpoliziſt und der untere Beamte ſind Men⸗ 
ſchen, er darf ſich nicht ſo behandeln laſſen, wie 
das in den ſchlimmſten Zeiten früher auf einem 
verſteckten Kaſernenhof kaum der Fall war.“ Da⸗ 
von hört man hier aber gar nichts. Die wohl⸗ 
erworbenen Rechte der Beamtenſchaft beziehen 
ſich nur auf das Geld. 


Was die Klage der Beamtenſchaft gegen den 
Staat anbetrifft, ſo muß ich von dieſer Stelle aus 
feſtſtellen, daß es ein gewaltiger Anterſchied iſt 
zwiſchen dieſer Klage, die die Beamtenſchaft ge⸗ 
gen den Staat führt und der zweiten Klage, die 
damit verquickt worden iſt, nämlich der Klage auf 
Aufhebung der Zwangswirtſchaft gegen den Be⸗ 
ſitz. Sie müſſen nur verſtehen, worum es ſich hier 
logiſch handelt. Ich rede hier von dem juriſtiſchen 
Gegenſatz und von dem wirtſchaftspolitiſchen Ge⸗ 
genfatz. Allerdings iſt die Klage der Beamten⸗ 
ſchaft inſofern etwas bedenklich, als ſie, falls der 
Prozeß gewonnen wird, ein erhebliches Loch in 
die Staatsfinanzen ſchlägt. Es iſt klar, wenn der 
Etat für dieſes Jahr um fünf Millionen für Be⸗ 
amtengehälter überſchritten wird, daß das erheb⸗ 
liche Schwierigkeiten bringen muß. Ganz anders 
verhält es ſich mit der anderen Klage, denn wenn 
die zu Gunſten des Beſitzes ausfällt, geſchieht dem 
Staat ja überhaupt kein Unrecht. Ganz im Ge⸗ 
genteil behaupte ich, wenn mit der ſtaatlich⸗fiska⸗ 
liſchen Bauerei erſt einmal aufgehört wird, wenn 
vernünftig gel nut werden wird, ohne daß der 
Staat aus den Mitteln der Wohnungsbauabgabe 
baut, daß wir erſt dann zu geſunden Wohnungs⸗ 
verhältniſſen kommen werden. Wir haben ja ge⸗ 
ſehen, daß rund 25 bis 30 Millionen Gulden 
Wohnungsbauabgabe verpulvert ſind für Woh⸗ 
nungen und wenn wir uns dieſen Teil der Leſke⸗ 
ſchen Aera anſehen, jo finden wir, z. B. an der 
Kurve in Langfuhr und an manchen anderen 
Stellen, daß es jeder höhere Beamte verſtanden 
hat, ſich hier nette Wohnungen zu bauen, und daß 
wir eigentlich der Löſung des Wohnungsbaupro> 
blems nicht näher gekommen ſind, denn die Ar⸗ 
beiter haben bis heute noch keine Wohnungen, 
Herr Plenikowſki, obwohl die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft beſteht. Alſo deshalb behaupten wir, 


daß der Staat durch die Klage des Hausbeſitzes 
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überhaupt nicht betroffen wird, ſondern dadurch 
erſt die Grundlage bekommt, um überhaupt ratio⸗ 
nell zu wirtſchaften. (Iſt das ein Unfinn! links.) 

Wenn wir nun das Beſoldungsgeſetz ablehnen, 
ſo tun wir es deshalb, weil wir, wie Sie aus 
meinen Darlegungen gemerkt haben, es uns nicht 
leiſten können, hier Geſetze, die die einfache Ma⸗ 
terie der Danziger Beamtenbeſoldung regeln, auf 
ſiebenundvierzig Seiten zu machen. Es muß hier 
gerade bei der Beamtenbeſoldung der Anfang ge⸗ 
macht werden; denn wie ſtellen Sie ſich ſonſt die 
Reorganiſation und Neuorganiſation der Danzi⸗ 
ger Behörden vor? Dieſes Geſetz ſchafft ja gerade 
den Waſſerkopf. Wenn dieſes Geſetz Geſetz wird, 
dann können Sie Jahrzehnte hindurch daran ar⸗ 
beiten und Sie werden dieſe Schachtelungen nicht 
beſeitigen können. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
alle dieſe Beamten, daß jeder Amtsrat, jeder 
Oberſekretär, jeder Inſpektor, jeder Oberinſpek⸗ 
tor und die vier neuen Schachtelungen, ſich weh⸗ 
ren werden bis aufs Meſſer, wenn die begonnene 
Reorganiſation durchgeführt werden ſoll; denn 
die fordert ja gerade, daß dieſe Namen und Titel 
verſchwinden, daß jeder Beamte ſeines Lohnes 
wert iſt, daß gerade der mittlere und untere Be⸗ 
amte, der die Arbeit leiſtet, für ſeine Tätigkeit 
beſoldet wird. Wir verlangen vollkommene Be⸗ 
ſeitigung dieſes groben Unfugs der Beſoldungs⸗ 
ordnung mit ihren 28 bis 38 Gruppen, wir ver⸗ 
langen Rückkehr zur vernünftigen einfachen Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe. Für uns genügt die Einteilung: 
Aſſiſtent, Sekretär, Oberſekretär und Regierungs⸗ 
rat, alles andere iſt Blödſinn, das machen wir 
nicht mit! (Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): 
(Abg. Rahn: Eine Regierungserklärung, oder 
ſprechen Sie als Abgeordneter?) Als Abgeordne⸗ 
ter, Herr Rahn, da kann ich freier ſprechen. 

Es iſt eine ſeltſame, aber bemerkenswerte 
Tatſache, daß der größte Teil der Beamtenſchaft, 
wenn man über ihre Gehälter ſpricht, es als eine 
perſönliche Beleidigung empfindet; es ſei denn, 
daß man ſie heraufſetzen will. Wenn aber irgend⸗ 
wie ſonſt etwas daran geändert werden ſoll, ſo 
fühlt ſich die ganze Beamtenſchaft irgendwie auf 
den Fuß getreten. Dieſer Standpunkt iſt voll⸗ 
kommen falſch. Wer ſeine Gehälter aus öffent⸗ 
lichen Mitteln bezieht, der muß es ſich gefallen 
laſſen, daß auch über die Beſchaffung dieſer Mit⸗ 
tel und über den Umfang der Ausgaben öffent⸗ 
lich diskutiert wird. (Sehr richtig! bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Die Frage der Beamtengehälter iſt 
keine Frage der Beamtenſchaft, die Frage der 
Beamtengehälter iſt eine Frage, die die Allge- 
meinheit angeht, alle Volkskreiſe tragen an den 
Beamtengehältern, alle Volkskreiſe gemeinſam 


müſſen ſie aufbringen, deshalb iſt es das Recht 
aller Volkskreiſe, über die Höhe der Beamtenge⸗ 
hälter und alle Fragen, die damit zuſammenhän⸗ 
gen, zu ſprechen. (Abg. Hennke: Das beſtreitet ja 
Niemand!) Herr Hennke, wenn Sie jagen, das ber 
ſtreitet- ja niemand, jo machen gerade Sie hier 
immer den Eindruck, als ob Ihnen ſtändig je⸗ 
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mand auf die Füße tritt. (Abg. Kloſſowſki: Der (O) 


Mann muß ins Krankenhaus!) 

Sit es denn wirklich ſoviel, was man von den 
Beamten verlangt, und iſt es wirklich ſoviel, was 
ihnen hier genommen werden ſoll? Wiſſen denn 
die Beamten nicht, um wieviel beſſer ſie geſtellt 
ſind, als alle anderen Volkskreiſe, was es bedeu⸗ 
tet, ein dauerndes geſichertes Einkommen zu ha⸗ 
ben, nicht die Qual der Erwerbsloſigkeit zu ken⸗ 
nen, nicht die Sorge um die Zukunft und für das 
Alter zu haben? Gerade dieſes ſollte doch die Be⸗ 
amtenſchaft andern Volkskreiſen gegenüber be⸗ 
ſcheiden machen und ſollte ſie dazu führen, etwas 
abzugeben, wo es notwendig iſt. Das iſt die 
große Sünde, die hier wider den Geiſt der Be⸗ 
amtenſchaft vollbracht werden ſoll, daß man ihnen 
ſagt: „Ihr habt zum Teil mehr als andere Volks⸗ 
kreiſe, der Staat kann es nicht tragen, gebt end⸗ 
lich etwas ab!“ Ich ſage endlich. Lange genug 
und zum Schaden des Staates iſt es anders ge> 
weſen. Erſchreckend waren die Zahlen, die heute 
der Herr Vizepräſident des Senats in ſeiner Rede 
nannte, wonach man 1924 an 11 Millionen nur 
für die Beamtenſchaft herausgeſchüttet hat, von 
denen 8 Millionen ſofort und dauernd und 3 
Millionen als Nachzahlung ausgegeben wurden. 
(Abg. Raſchke: Wer hat das Geſchäft gemacht?) 

Wenn unſere Finanzen nicht zur Ruhe kom⸗ 
men, wenn wir immer wieder vor einer Finanz⸗ 
ſanierung ſtehen, ſo hat das Beamtengeſetz, wel⸗ 
ches die Erhöhung beſchloß, den Anfang gebildet. 
(Zurufe des Abg. Plenikowſki.) Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich weiß nicht, bei welcher Partei Sie 1924 
waren. Sie müßten aber wiſſen, daß 1924 nicht 
die Sozialdemokratie die Verantwortung für die 
Regierung trug, ſondern daß es andere Parteien 
waren, die damals das Geſetz zum Schaden des 
Staates verabſchiedet haben. Das Jahr 1924 und 
das Datum des Beamtengeſetzes ſind für Danzig 
kataſtrophal geweſen. Wenn die Folgen fortlau⸗ 
fend immer drückender für den Staat werden und 


die Regierung kommt und ſagt, wir können es nicht 


mehr tragen, die Erhöhung iſt auch nicht mehr 
notwendig, wie kann es dann irgend einen 
Staatsbürger geben, der ſich hier hinſtellt und 
ſagt, er mache es nicht mit. Wie iſt denn die 


hohe Beamtenbeſoldung zuſtande gekommen? Es 


waren verſchiedene Gründe. Nehmen wir einen 
beſonders durchgreifenden, von dem Herr Hennke 
nicht geſprochen hat. Man rechnete den Danziger 
Gulden zu einem Satz von 1,33 Mark. Wo kann 
es ein wohlerworbenes Recht auf den Kurs von 
1,33 geben? Wenn die Beamten dies Recht ha⸗ 
ben, müßten es alle anderen Kreiſe auch haben. 
Wenn wir dieſe Anrichtigkeit beſeitigen, haben 
wir bereits eine Beſoldungsreform. Gibt es 
denn heute tatſächlich jemand, der eine Mark zu 


1,33 Gulden umrechnet? Vielleicht tun es die Be⸗ 


amten. Ich und andere würden dann ganz gern 
mit ihnen Geſchäfte machen. Denn, Herr Abg. 
Hennke, wenn man nimmt, muß man auch geben. 
(Bei Einnahmen und Ausgaben iſt es doch ver⸗ 
ſchieden! rechts. — Heiterkeit.) 

Ich will nun zu Einzelheiten kommen, die 
von meinen Vorrednern geſtreift wurden. Herr 
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Abg. Müller hat ſehr wenig geſagt. Er hat von 
einer öffentlichen Herabſetzung der Beamten ge⸗ 
ſprochen. Das iſt mit Ausführungen, die auch von 
anderen Rednern gemacht wurden, in Verbin⸗ 
dung zu bringen. Da iſt es zunächſt bedauerlich, 


daß ſämtliche Redner, die hier von verantwort⸗ 


licher Stelle ſprachen, nicht das Verantwortungs⸗ 
gefühl hatten, ſich die Quellen anzuſehen, nach 
denen ſie ſprachen. Sonſt hätte keiner von ihnen 
behaupten können und dürfen, daß der Kollege 
Gehl mit Bezug auf die Beamtenſchaft von 
Staatsſaboteuren geſprochen hat. Herr Gehl hat 
nicht von Staatsſaboteuren geſprochen. (Abg. 
Senftleben: Die „Volksſtimme“ hat es ſo verſtan⸗ 
den!) Herr Senftleben, wenn Sie uns für eine 
Ueberſchrift, die die „Volksſtimme“ einem Artikel 
gibt, verantwortlich machen wollen, ſo wäre das 
genau ſo, als wenn wir die Deutſchnationle Par⸗ 
tei für Ihre Zwiſchenrufe verantwortlich machten. 
(Sehr gut! links. — Abg. Dr. Ziehm: Herr Gehr 
iſt doch Verleger!) Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie 
haben noch nie eine Zeitſchrift verlegt! Wenn Sie 
eine Verfügung unterſchreiben, iſt ſie vorher zehn⸗ 
mal durchgearbeitet. Im Zeitungsbetrieb iſt es 
nicht üblich, daß ſich der Verleger die ganze Zei⸗ 
tung vorlegen läßt und die Ueberſchriften redi⸗ 
giert, zumal er als Vizepräſident des Senats ein 
vollgerüttelt Maß von Arbeit hat. (Und die Re⸗ 
dakteure? rechts.) Die Redakteure haben vollkom⸗ 
men recht gehandelt. Ob die Ueberſchrift nicht 
richtig war, ſteht auf einem andern Blatt. (Aha! 
rechts.) Es ſteht aber feſt, daßlder Herr Abg. Gehl, 
in welcher Eigenſchaft er damals ſprach, nichts 
von Staatsſaboteuren geſagt hat. Daß wir Wort 
für Wort zu dem ſtehen, was er ſonſt geſagt hat, 
iſt Ihnen klar. Die Bevölkerung dankt das dem 
Genoſſen Gehl. Es ſind unendlich viele Kundge⸗ 
bungen an uns gelangt, mündlich und telefoniſch, 
aus Ihren Kreiſen — aus unſeren Kreiſen 
brauche ich die Beſtätigung nicht —, die zum Aus⸗ 
druck brachten, daß das endlich einmal geſagt 
werden mußte. Es iſt nur eine Erleichterung für 
den Staat, daß ſo etwas geſagt wird. Das iſt 
kein Staatsmann und Politiker, der den Ereig⸗ 
niſſen hinterherläuft, ſondern politiſcher Führer 
iſt, der ſie vorausſieht. Das hat Herr Gehl ge⸗ 
tan, und dafür verdient er den Dank der Bevöl⸗ 
kerung. Wenn ihm von einer beſtimmten Seite 
die Staatsmannsqualität abgeſtritten wurde, ſo 
wird er ſich damit leicht verſöhnen können. Es 
war im höchſten Maße fahrläſſig von den Red⸗ 
nern, die das Wort von den Staatsſaboteuren 
dem Kollegen Gehl in den Mund legten, es war 
aber geradezu falſch und demagogiſch, wenn dieſe 
Worte dem Vizepräſidenten des Senats zugeſchrie⸗ 
ben wurden. Der Vizepräſident des Senats gibt 
ſeine Erklärungen in offizieller Form von dieſer 
Stelle ab. Der Vizepräſident des Senats pflegt 
nicht in Funktionärverſammlungen der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zu ſprechen. Da würde er 
als ſolcher gar nicht zugelaſſen werden. Wir wol⸗ 
len nur Parteigenoſſen haben, und als Parteige⸗ 
noſſe wird dort geſprochen. Nicht daß formulierte 
Erklärungen abgegeben werden. die Kompromiſſe 
darſtellen. (Er führt ein Doppelleben! rechts.) 
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Ganz zweifellos, Herr Abg. Dumont, wie Sie 
Penſionär ſind und Rechtsanwalt. (Abg. Brill: 
Stehen Sie perſönlich zu allen Vertretungen, die 
Sie bekommen? — Abg. Rahn: Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer, Sie ſind nicht in der Zentrumsfraktion!) 
Wenn ich gereizt werde, muß ich mich wehren. 
(Zuruf des Abg. Rahn. — Abg. Kurowſki: Wer 
hat das Wort?) i 

Ich ſage, es war falſch und fahrläſſig, wenn 
dem Vizepräſidenten Gehl hier Worte in den 
Mund gelegt wurden, die der Abg. Gehl getan 
hatte, umſomehr, als von dieſer Stelle aus kurz 
vorher der Abg. Gehl ſelbſt erklärt hatte, daß er 
dieſe Worte nicht als Vizepräſident geäußert ha⸗ 
be, was ſelbſtverſtändlich war, ſondern als Abge⸗ 
ordneter. Ich weiß nicht, was der Betreffende, 
der dieſe Rede hier gehalten hat, ſich dabei gedacht 
hat. Ich kann mir nur denken, er hat ſein Ma⸗ 
nuſkript ſo fein ſäuberlich vorher fertig gemacht, 
und er war ſo in Spannung, hier ſeine Rede zu 
halten, daß er gar nicht darauf hingehört hat, 
was hier vor ihm geſprochen worden. it. Ich habe 
Grund, anzunehmen, daß Herr Schilke hier nicht 
als Zentrumsredner, ſondern als Beamter ge⸗ 
ſprochen hat. Ich habe Grund zu der Annahme, 
daß das Zentrum politiſch klug genug iſt, von 
dieſer falſchen und unſachlichen Erklärung abzu⸗ 
rücken. (Woher haben Sie den Eindruck? beim 
Zentrum.) Ich glaube nicht, daß es gut iſt, das 
hier genauer zu ſagen, wenn Sie es aber wün⸗ 
ſchen, und einer Ihrer Herren mich dazu ermäch⸗ 
tigt, will ich auch etwas deutlicher werden. (Bitte, 
wir ſind neugierig! bei den Kommuniſten. — 
Abg. Dr. Ziehm: Wer ſpricht für das Zentrum, 
Kamnitzer?) Das Zentrum wird allein ſprechen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Es hat geſprochen!) Mehr 
möchte ich zu dieſer noch ſchwebenden Frage hier 
nicht ſagen. (Abg. Schilke: Und was war das, was 
der Abg. Mau geſagt hat?) Mein Genoſſe Mau 
hat in einer ſehr begreiflichen Erregung einen 
Zuruf gemacht, durch den ſich vielleicht einer der 
Zentrumsherren getroffen fühlen konnte, aber es 
pflegt im politiſchen Leben Situationen zu geben, 
in denen die Erregung ſo groß iſt, daß man ſeine 
Worte nicht mehr wägt. Das ſoll ſogar bei Zen⸗ 


trumsleuten vorkommen. (Abg. Rahn: Der Schei⸗ 


dungsparagraph muß geändert werden!) 

Nun hat hier ſozuſagen die Glanzrede für die 
Beamtenſchaft Herr Hennke gehalten. Die Rebe 
des Herrn Hennke möchte ich als einen Film be⸗ 
zeichnen, überſchrieben „Der Beamtenbund, mit 
verbindendem Text von Herrn Hennke“; denn 
eigentlich hat er hier nur aus der „Beamtenzei⸗ 
tung“ vorgeleſen und dann noch immer einiges 
dazu gejagt. (Abg. Hennke: Ich Habe nur einmal 
etwas aus der „Beamtenzeitung“ verleſen.) Nun 
mag die „Danziger Beamtenzeitung“ ja ein ſehr 
hochſtehendes Organ fein, daß ſie aber abſolut ob⸗ 
jektiv in dieſer Frage iſt, wird wohl auch der 
Herr Abg. Hennke nicht behaupten wollen, und das 
will ſchon viel ſagen. Herrn Hennke hat wieles an 
der Beſoldungsordnung nicht gefallen. Er ſagte, 
wir müßten hier ſehr hohe Gehälter bezahlen, um 
die fähigen Köpfe hierher zu bekommen, und man 
hätte deshalb ſeinerzeit die Höherſtufung gemacht. 
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Herr Hennke, das ſtimmt nicht! Als man im 
Jahre 1924 dieſe Höhereinſtufung vornahm, da 
chatte man bereits alle dieſe fähigen Köpfe hier, 
die man dann erſt höher einſtufte. (Zuruf rechts.) 
Herr Weiße, ich weiß nicht, ob Sie mich genügend 


kennen, um ſich ein Urteil darüber zu erlauben, 


wo ich hingehöre. Ich würde niemals behaup⸗ 
ten, daß Sie in Ihrem Berufe fähig oder unfähig 
ſind, auch als Pfarrer. Ich will aber von dieſem 
Zwiſchengeſpräch abkommen und mich wieder 
Herrn Hennke zuwenden, der da ſagte, wir hät⸗ 
ten dieſe fähigen Köpfe nach Danzig geholt. Zu⸗ 
nächſt hatten wir ſie damals ſchon längſt hier, und 
wenn es nach den Gehältern dabei ginge, dann 
müßten wir die fähigſten Beamten der ganzen 
Welt haben, denn in der Tat gibt es kaum ein 
Land in Europa, daß ſeine Beamten ſo gut be⸗ 
ſoldet, wie Danzig. (Widerſpruch in der Mitte. — 
Abg. Hennke: Sie ſprechen nicht die Wahrheit!) 
Sie ſagen, ich lüge, Herr Hennke, 
freundlich won Ihnen. Ich würde wenigſtens bit⸗ 
ten, ſolch eine Behauptung nicht ſo aus dem Hand⸗ 
gelenk zu ſchütteln, denn das Haus wird es nicht 
glauben, daß die Autorität eines Herrn Hennke 
genüge, um mich lügen zu ſtrafen. (Abg. Fried⸗ 
rich: Sehen Sie ſich einmal die Hamburger Be⸗ 
ſoldungsordnung an, Herr Dr. Kamnitzer!) Alſo 
dieſen Sammelpunkt der fähigſten Köpfe, es iſt 
immer peinlich, darüber zu ſprechen, den kann ich 
in Danzig keinesfalls ſehen. Sie haben ſelbſt da⸗ 
von geſprochen, Herr Hennke, wenn wir die hohe 
Beſoldung nicht hätten, dann träte eine ſtarke Ab⸗ 
wanderung nach Deutſchland ein. Nun iſt die 
Sache jo: auch Deutſchland iſt nicht geſegnet mit 
über den Durchſchnitt befähigten Beamten. Es 
ſtellte ſehr gern Beamte in ſeinen Dienſt, wenn 
ſie beſonders befähigt wären, denn auch in 
Deutſchland fehlen ſolche Beamte, wie ich von 
ſehr maßgeblicher Stelle weiß. Wenn in Danzig 
alſo der Sammelpunkt der fähigſten Beamten 
wäre, dann müßten ſchon alle nach Preußen über⸗ 
nommen ſein, und die Fälle ſind doch an einer 
Hand abzuzählen, in denen Beamte von hier aus 
in höhere Aemter nach Deutſchland übernommen 
ſind. (Ein Oberregierungsrat hat ſich fünfmal 
weggemeldet! in der Mitte!) Die Herren melden 
fi) ja weg, Herr Abg. Dr. Blavier, bloß fie wer⸗ 
den nicht genommen. Herr Hennke, werſuchen Sie 
es einmal, als Amtsrat in Preußen unterzukom⸗ 
men. (Sehr gut! — Lebhafter Beifall links.) 
Herr Hennke ſagt weiter, die Herabſetzung 
brauchte garnicht zu erfolgen, der Völkerbund hat 
fie ja garnicht gefordert. Das iſt, — ich bin vor⸗ 
ſichtig in meinen Ausdrücken — nicht ganz richtig. 
Der Völkerbund hat das verlangt. Leſen Sie mach 
in den beiden Berichten des Völkerbundes vom 
September und in dem Vorbericht des HeriniGanj- 
ſen. Dort ſteht ausdrücklich drin, die Staatsaus⸗ 
gaben ſind zu hoch und müſſen geſenkt werden, und 
en um zehn Prozent, nicht der Gehälter, das 
1 immer falſch zitiert, ſondern der Geſamt⸗ 
gaben für Beamte und Angeſtellte, die damals 
B. Millionen betrugen. Es heißt im offiziellen 
lit des Völkerbundes, die Staatsausgaben 
ollen um 42 Millionen Gulden verringert wer⸗ 
den. 5 . ionen ulden verringert wer⸗ 
Sa as ſollte zum Teil erreicht werden durch 
mienabbau. Der Abbau, den Sie, Herr 


das iſt ſehr 
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Hennke, für ſo kräftig hielten, iſt noch micht einmal 
erreicht, die Zahl von 800 haben wir leider noch 
nicht erreichen können, und wir werden uns 
alle Mühe geben müſſen, dieſe Zahl, die dem Völ⸗ 
kerbund verſprochen worden iſt, auch abzubauen. 

Dann kann das famoſe Notopfer, das 2,56 
Millionen Gulden Erſparniſſe gebracht hat, wie 
man ſagt, und das die Beamtenſchaft dem dama⸗ 
ligen Senat darbrachte. (Abg. Plenikowski: Sie 
doch auch!) Ich nicht. Ich habe mein Notopfer an 
andere Stellen geführt, um damit zu demonſtrie⸗ 
ren gegen die Ungeſetzlichkeit und die Unmorali⸗ 
tät, wie ich das auch von dieſer Stelle aus erklärt 
habe. (Abg. Senftleben: Vorhin haben Sie das 
als moraliſch geschildert!) Das habe ich nicht ge⸗ 
tan! Herr Hennke, Sie glauben mich auf meine 
Stellung festzulegen, die ich zum Notopfer einge⸗ 
nommen habe. Herr Hennke, Sie trauriger Juriſt 
und ſchlechter Politiker, ich habe damals für 
meine Fraktion geſprochen, und wir ſtehen auch 
heute noch auf dem gleichen Standpunkt, den wir 
damals vertreten haben. Wir haben niemals die 
Anſicht vertreten: kein Notopfer, ſondern ſind im⸗ 
mer der Meinung geweſen: nur durch Geſetz! Und 
jetzt mein ſehr verehrter Herr Hennke und Beam⸗ 
tenbund, jetzt kommt der ſpringende Punkt: Wer 
hat denn ſeine wohlerworbenen Rechte aufgege⸗ 
ben und zuerſt aufgegeben, indem er zuließ, daß 
Verhältniſſe der Beamtenſchaft, die ein Recht 
darauf hat, daß alle ihre Anſprüche durch Geſetz 
geregelt werden, durch einen Privatvertrag ge⸗ 
regelt wurden? Das war die Aufgabe der wohl⸗ 
erworbenen Rechte, das war der Anfang, und des⸗ 
halb dürfen Sie ſich jetzt gar nicht beklagen. Sie 
ſelbſt ſind es geweſen, der mit dem Notopfer die 
Beamtenſchaft und ihre Rechte geopfert hat. Das 
iſt das höchſte Recht des Beamten, daß alles, was 
ſeine Verhältniſſe betrifft — und wie groß iſt dies 
Recht — nur durch Geſetz geregelt werden kann. 
Was hat der Beamtenbund geſagt? Ich pfeife 
auf dies Recht und gebe irgend eine Erklärung 
ab, die mir jetzt ſchrecklich leid tut. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Wohltäter wollten Sie ſein!) Das iſt die 
Aufgabe wohlerworbener Rechte geweſen, die Be⸗ 
amtenſchaft hat das ſehr wohl gefühlt. Wir ſind 
erfreut, feſtſtellen zu können, daß ein großer Teil 
unſeres Stimmenzuwachſes bei der Wahl auf die 
Beamtenſchaft zurückzuführen iſt. Damals war 
die Zeit, daß mich die Beamtenſchaft, jedenfalls 
die mittlere und untere, als ihren einzigen Für⸗ 
ſprecher angeſehen hat. Ich beſitze ein dickes Ak⸗ 
tenheft mit Eingaben und Zuſtimmungserklä⸗ 
rungen, worin ich überſchüttet wurde mit Auf⸗ 
forderungen, dieſen Standpunkt weiterzuvertre⸗ 
ten. Ich weiß ſehr wohl, wie es damals in der 
Beamtenſchaft ausſah. (Zuruf.) Wir haben keinen 
Privatbeamtenbund, wie vielleicht Sie den Be⸗ 
amtenbund als Ihre Privateinrichtung anſehen 
oder vielmehr der Beamtenbund Sie als ſeinen 
Privatvertreter. 

Der Beamtenbund hat den Eingriff in die Be⸗ 
amtenrechte vorgenommen, nicht die Regierung 
nimmt ihn jetzt vor. Die Beamten können ſich nicht 
beſchwert fühlen, wenn ſie ſeinerzeit erklärt haben, 
fie ſeien jo moralisch, aus freieſten Stücken gäben 
ſie dem Staat etwas ab. Jetzt kommen ſie und 
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ſagen, ſie hätten es garnicht freiwillig gemacht, 
ſondern nur aus Zwang. Jetzt wird es wider⸗ 
rufen. Wenn man aber dem Völkerbund erklärt 
hat, wir geben freiwillig ſo und ſo viel ab, ſo iſt 
der Beamtenbund den Beweis ſchuldig, daß der 
Beamte jetzt nicht mehr abgeben kann. Freiwillig 
gibt nur derjenige etwas ab, der es wirk⸗ 
lich abgeben kann. Das wird dem Beamtenbund 
und der Beamtenſchaft anhängen, darüber wird 
ſie nicht hinwegkommen. Ueber dieſe Frage haben 
nicht wir allein zu entſcheiden, ſondern Inſtanzen, 
die Sie garnicht in Rechnung gezogen haben. Die 
Beamtenſchaft iſt in den Sumpf geführt worden, 
die wohlerworbenen Rechte ſind durch den Be⸗ 
amtenbund zertrümmert. Jetzt kommt der Beam⸗ 
tenbund und jammert um die wohlerworbenen 
Rechte und fängt an, das Notopfer zu kündigen. 
Schon Herr Abg. Siebenfreund hat das ſehr ſchön 
formuliert. 

Es fällt zum mindeſten auf, welche Politik der 
Beamtenbund erſt einer und dann der anderen 
Regierung gegenüber treibt und wie ſich „zufäl⸗ 
lig“ alles fügt. Ich mache nicht den Mitgliedern 
des Beamtenbundes den Vorwurf, ſondern der 
Vorwurf richtet ſich gegen die Führer des Beam⸗ 
tenbundes. (Sehr richtig! links.) Die Führer des 
Beamtenbundes haben auf dem Rücken der mitt⸗ 
leren und unteren Beamten bewußt Barteipolitif 
getrieben. Dieſe Behauptung iſt ſo klar, daß es 
keines Beweiſes mehr bedarf. Ich kann aber den 
Beweis auch ſehr leicht führen. Wir haben ja mit 
dem Beamtenbund verhandelt. Wie war es, als 
der Geſetzentwurf vorgelegt wurde? Es war nichts 
herauszubekommen. Es hieß immer, wir können 
nicht mitmachen, ſo daß ſelbſt Herr Präſident 
Sahm ſchließlich ſagte: „Wir können mit dem 
Beamtenbund nicht mehr verhandeln, wir müſſen 
das Geſetz machen, es iſt ſo in der Sache nicht 
mehr worwärts zu kommen.“ (Zurufe.) Man hörte 
dann nichts aus den Reihen des Beamtenbundes. 
Erſt als die Regierung abgetreten war, wurde 
es dort mobil. Man gab ſich alle erdenkliche 
Mühe, der Regierung zu helfen. (Alles Märchen! 
rechts.) Es find Tatſachen, vergleichen Sie doch 
die Daten. Mit demſelben Moment, in dem die 
Regierung wechjelt, ändert ſich die Sache wieder. 
Wir haben uns keiner trügeriſchen Hoffnung hin⸗ 
gegeben, daß uns der Beamtenbund beſonders 
freundlich begrüßen würde. Wir haben das getan, 
was gu fun war, und was unſerer Rechtsauffaſ⸗ 
ſung entſprach. Wir haben das Notopfer in geſetz⸗ 
liche Form umgegoſſen. Zufällig kam die Tatſache 
hinzu, daß als Aufpaſſer in der Regierung der 
Vorſitzende des Beamtenbundes Senator wurde 
und dann mit einer gewiſſen Aureole werſchwand. 
Ich will weiter gar nichts ſagen, ich habe nichts 
dagegen, daß gute Dienſte im Intereſſe des Staa⸗ 
tes belohnt werden. (Heiterkeit links.) 

Das ſind Tatſachen, die nicht nur uns zu 
denken geben, ſondern, und das iſt wichtiger, auch 
den Beamten. Es hat ſo zu denken gegeben, daß 
die Beamten einen anderen Beamtenbund ge⸗ 
gründet haben, und daß im Beamtenbund die 
Gärung ſo ſtark iſt, ſo daß auch die jetzige Leitung 
ihrer kaum Herr werden wird. Mag ſie ſich nur 
ausgären. Den Beamten ſind darüber die Augen 
aufgegangen, daß ſie bei dieſer ganzen Geſchichte 
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die Verführten geweſen find. Soviel zum Not⸗ 
opfer. 

Herr Hennke hat, wie er ſagte, mit Befriedi⸗ 
gung vernommen, daß wir nichts gegen das Be⸗ 
rufsbeamtentum haben. Ich weiß nicht, was ſich 
die Beamten von uns denken, wie wir uns eine 
Regierung oder einen Staat zuſammengeſetzt und 
die Verwaltung dieſes Staates denken. Wir ſind 
immer dafür eingetreten, daß jeder, der für die 
Allgemeinheit arbeitet, ſei es als Arbeiter, An⸗ 
geſtellter oder Beamter, in ſeinem Einkommen 
und ſeiner Verſorgung gegen Krankheit und In⸗ 
validität geſichert daſteht. Daß wir gegen das Be⸗ 
amtentum auftreten könnten, iſt ſo töricht, daß 
es kein denkender Beamter glauben kann. (Zuruf 
des Abg. Schwegmann.) Unſere Parteigrundſätze 
ſind in dieſer Richtung vollkommen eindeutig. 
Herr Schwegmann, es iſt den Beamten viel mehr 
gedient, wenn eine Partei ſoziale Grundſätze 
hat, die ſie, wie auf alle Staatsbürger auch auf 
die Beamten ausdehnt, als wenn eine Partei 
Grundſätze zum Zwecke des Beamtenfanges auf⸗ 
ſtellt und die Beamten, wie hier in den Dreck 
führt. (Abg. Hennke: Das haben Sie gründlich 
beſorgt!) 

Sie haben weiter, Herr Abg. Hennke, von der 
Wahrung des Beſitzſtandes geſprochen und jubelnd 
das jetzt ergangene Urteil erwähnt. Nach alter 
deutſcher Sitte war es das Recht jedes Beteilig⸗ 
ten, ein Urteil zu ſchelten. Ich halte dieſes Urteil 
aber nicht des Scheltens für wert. Ich will nicht 
weiter auf das Urteil eingehen, ſondern nur jo 
viel ſagen, daß ich von der zweiten Inſtanz zum 
mindeſtens erwarte, daß ſie ſich mit dem Prob⸗ 
lem ernſter auseinanderſetzt, als es die erſte In⸗ 
ſtanz tat. Dieſe Kritik ſtammt nicht von mir, ſon⸗ 
dern von durchaus ſehr bürgerlichen und ange⸗ 
ſehenen Rechtsanwälten, die mir das geſagt 
haben. (Abg. Hennke: Was ſagten die Sachver⸗ 
ſtändigen?) 

Jetzt komme ich zu den hohen Sachverſtändi⸗ 
gen. Es wäre ſchön, wenn wir uns die Sachver⸗ 
ſtändigen, ſieben find es wohl, es werden aber 
noch mehr werden, alle aufmarſchieren ließen und 
uns anſehen könnten. An erſter Stelle kommt 
Herr Triepel. (Zuruf des Abg. Hennke.) Es han⸗ 
delt ſich um ein Gutachten, das der Senat ſeiner⸗ 
zeit eingeholt hat und das er nicht für geeignet 
und ausreichend hielt, um ſeine Stellungnahme 
zu beeinfluſſen. Leider hat ein zweiter Gutachter 
aus Ueberbürdung ein Gutachten abgelehnt. Man 
pflegt in der juriſtiſchen Wiſſenſchaft nicht eine 
Autorität als unanfechtbar hinzuſtellen. Herr 
Triepel hat zweifellos einen Namen, aber man 
jagt an Regierungsſtellen in Deutſchland: „Herr 
Triepel iſt ein Mann, den wir gerne reden und 
ſchreiben laſſen, aber auf den wir in der Praxis 
nicht viel geben“. Herr Triepel iſt der reaktio⸗ 
närſte ſämtlicher Verfaſſungsrechtler. Herr Triepel 
ſteht nämlich auf dem Standpunkt, daß ein Er⸗ 
mächtigungsgeſetz nicht einmal mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit verabſchiedet werden kann. 
Warum haben Sie ſich denn nicht an Herrn 
Triepel gehalten, meine Herren, als wir gegen 
das Ermächtigungsgeſetz kämpften? (Abg. Senft⸗ 
leben: Wir haben doch garnicht Herrn Triepel 
angerufen, das haben Sie doch getan!) Herr 
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Senftleben, das iſt ein ſehr kluger Zwiſchenruf, 
den Sie da gemacht haben. Sie erſehen daraus, 
wie außerordentlich objektiv die Regierung ſeiner⸗ 
zeit an das Problem herangegangen iſt. Sie 
haben ſich über Herrn Triepel hinweggeſetzt, wir 
aber werden ihn widerlegen! Sie haben ſich hier 
hingeſtellt und uns zu beweiſen verſucht, daß das 
Ermächtigungsgeſetz mit einer einfachen Mehr⸗ 
heit möglich war, obwohl Herr Triepel, auf einem 
ganz entgegengeſetzten Standpunkt ſteht. Und 
Herrn Triepel haben Sie dann noch ein Schwänz⸗ 
chen angehängt. (Abg. Dumont: Na, Mügel 
iſt doch kein Schwänzchen!) Es ſcheint, als ob Sie 
ſich gerade ſolche Juriſten herausgeſucht hätten, 
die von dieſen Fragen am wenigſten verſtehen. 
Herr Mügel hat ſich mit dieſen Fragen niemals 
beſchäftigt. Herr Mügel galt früher als Autorität 
auf dem Gebiet der praktiſchen Verwaltungsre⸗ 
form und iſt zur Zeit Aufwertungsrechtler. Aller⸗ 
dings, die Beamten wollen ja auch in ihren Be⸗ 
zügen aufgewertet werden, es iſt möglich, daß in⸗ 
ſofern ein Zuſammenhang beſteht. Sie haben 
ferner herangeholt Herrn Litten. Das iſt irgend 
ein Profeſſor in Königsberg, der in ſeinem ganzen 
Leben nur Zivilrecht geleſen hat, und auf einmal 
macht er ein großes Gutachten in dieſer öffentlich⸗ 
rechtlichen Sache. (Zuruf: Und Herr Loening?!) 
Ja, Herr Loening! Da verbieten es mir lokalpa⸗ 
triotiſche Gründe (Abg. Schwegmann: Das iſt 
aber ſchade! Heiterkeit rechts. — Abg. Dumont: 
Der gehört doch eigentlich zur Koalition!), auf 
das Gutachten einzugehen. Die Koalitionsverein⸗ 
barungen gehen nicht ſo weit, daß die Koalition 
verpflichtet iſt, für die juriſtiſchen Anſichten ihrer 
Mitglieder irgendwie einzustehen. Alſo, Herrn 
Loening können wir wohl übergehen. Ich will 
Ihnen hier nur an Beiſpielen zeigen, was Sie 
aufgeboten haben. 

Der Senat bezieht ſich nur auf zwei Gutachten, 
die glaube ich, doch ein ganz anderes Gewicht 
haben. Dazu kommt die Reichsgerichtsentſchei⸗ 
dung, die in dieſer Frage ergangen iſt (Abg. 

umont: Stimmt ja nicht!) und ganz klar ent⸗ 
ſchieden hat. (Abg. Dumont: Erzählen Sie doch 
keine Märchen! — Unruhe, Zurufe links.) Es 
wäre vielleicht ſehr intereſſant, wenn der Rechts⸗ 
ſtreit hier vor dem Auditorium des Volkstages 
ausgetragen würde, ich glaube, dann würde Herr 
Dumont viel kleiner werden. (Abg. Dumont: Das 
überlaſſen Sie mir! Mit ſolchen Juriſten werde 
ich noch fertig!) Ich weiß nicht, ob Sie Ihre Kol⸗ 
legen in der Anwaltſchaft meinen. 
Vizepräſident Neubauer: Vielleicht können wir 
perſönlichen Zwiſchenrufe etwas einſchränken. 
Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
bin verpflichtet, ſoweit ſich dieſe Zurufe an mich 
tachten. darauf einzugehen. Die Danziger Beam⸗ 
enſchaft fürchtet jetzt den Eingriff in ihre wohl⸗ 
diworbenen Rechte. Nun hat der Herr Senats⸗ 
hänbrüſident die Rechtsfrage hier ſo zuſammen⸗ 
angend klargeſtellt und den Extrakt dieſer Gut⸗ 
Ei ten ſo prägnant hier vorgetragen, daß ich im 
eines men nicht 
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menſch, und wenn ein Richter ſehr gut iſt, ſo iſt es 
ihm gelungen, mit Hilfe ſeiner Ausbildung und 
natürlichen Anlage ſeinen geſunden Menſchenver⸗ 
ſtand zu entwickeln, mehr iſt auch ein Richter nicht, 
und es iſt nicht ſo, daß das, was ein Richter ſagt, 
abſolut richtig iſt. Ich nenne folgendes Beiſpiel, 
das ich immer meinen Referendaren erzähle: Das 
Reichsgericht pflegt zu ſagen: Unſittlich handelt, 
wer das Rechtsgefühl aller ſittlich denkenden 
Menſchen verletzt. Nun ſtellen Sie ſich einmal 
vor: Im Reichsgericht ſitzen ſieben Richter, das 
Urteil kann zuſtande kommen bei drei zu wier, da⸗ 
durch würde geſagt ſein, daß die drei Richter, die 
dagegen geſtimmt Haben, beine ſittlich denkenden 
Menſchen find. Ein Richter kann immer nur an 
die höchſte Grenze des geſunden Menſchenverſtan⸗ 
des kommen und es kann wohl vorkommen, daß 
ein Richter aus formalen Gründen dieſe Grenze 
überſchreitet. Da iſt es dann Sache des geſunden 
Menſchenverſtandes, ihn in ſeine Grenzen zurück⸗ 
zuweiſen. 

Die ganze Verantwortung für den Staat 
haben Senat und Volkstag, und die haben die 
Pflicht und Schuldigkeit, einzugreifen, wenn ein 
Arteil des Gerichts über den gefunden Menſchen⸗ 
verſtand hinausgeht. So wird es auch im Reich 
gemacht. Wie oft ſind dort Geſetze gemacht 
worden, um ein Reichsgerichtsurteil abzuändern 
und keineswegs mit verfaſſungsändernder Mehr⸗ 
heit. Und dabei reicht unſer Obergericht keines⸗ 
wegs an das Reichsgericht heran, das ſoll durch⸗ 
aus kein Vorwurf gegen die Herren ſein. Wie 
war es denn bei dem Aufwertungsgeſetz? Da iſt 
die Abſtimmung mit einer Stimme Mehrheit er⸗ 
folgt; Sie ſehen alſo, das kann von Zufälligkeiten, 
von einer Magenverſtimmung eines Richters, 
oder anderen Dingen abhängen. Nicht der Zufall 
und Zufälligkeiten dürfen den Staat regieren, 
ſondern die Staatsnotwendigkeiten und der ge⸗ 
ſunde Menſchenverſtand. Wie es mit dem geſunden 
Menſchenwperſtand gerade in dieſer Frage beſtellt 
iſt, ergibt ſich daraus, daß die Beamtenſchaft die 
Anſicht vertritt, die Gehälter dürfen immer nur 
heraufgeſetzt und dürfen niemals herabgeſetzt 
werden, und wenn es dem Staat noch ſo ſchlecht 
geht. Iſt ſolch ein Standpunkt möglich? Denken 
Sie einmal, die Lebensbedingungen ändern ſich 
plötzlich grundlegend in Danzig, nehmen wir ein⸗ 
mal an, ganz Danzig würde Freihafengebiet, wie 
das der Herr Abgeordnete Rahn wünſcht, es fielen 
alſo ſämtliche Zölle weg. Das hätte zur Folge, 
daß eine ſtarke Senkung aller Preiſe des täglichen 
Bedarfs einträte. Nehmen Sie einmal an, unſer 
geſamter Lebensbedarf wäre auf 50 Prozent ge⸗ 
ſunken, dann wären der einzig ruhende Punkt in 
der Erſcheinungen Flucht die Beamtengehälter. Iſt 
das nicht ein ſolcher Unsinn, daß es kein Gericht 
gibt, das ſo etwas als Rechtsſpruch bezeichnen 
kann! Geſchieht dies, ſo wird und muß der Rechts⸗ 
ſpruch hier gefällt werden, ſei es, daß Sie das 
Geſetz in einer verfaſſungsändernden Mehrheit 
annehmen, ſei es, daß Sie ſich bei dem Arteil be⸗ 
ſcheiden, dann müſſen Sie neue Steuern erfinden. 
Wir ſind bereit, die Erhöhung der Vermögens⸗ 
ſteuer mitzumachen. (Abg. Liſchnewſti: Andere 
Wege wiſſen Sie nicht?) Sind Sie nicht mit der 
Vermögensſteuer einverſtanden? (Abg. Raſchke: 
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Natürlich!) Faſt die Mehrheit haben wir ſchon. 
Wir ſind auch bereit, die höheren Einnahmen bei 
der Einkommenſteuer zu erfaſſen. Wir ſind be⸗ 
reit den Grundbeſitz ſchärfer zu erfaſſen und find 
zu allen Maßnahmen bereit, die die Kreiſe tref⸗ 
fen, die es tragen können. Darüber werden wir 
uns noch unterhalten. 


Nun ſagt Herr Abg. Hennke, die Sache ſei 
fürchterlich einfach, man könne die Spritſteuer 
nehmen und ſie den Beamten geben. Ich weiß 


nicht, ob den Arbeiter der teuere Schnaps des⸗ 
wegen beſſer ſchmecken würde, weil er ihn teuerer 
trinkt, um den Beamten etwas mehr zu geben. Ich 
glaube nicht, daß das den kleinen Mann dazu 
bringen wird, die Schnapsſteuer geduldig hinzu⸗ 
nehmen. Herr Abg. Hennke ſagte, die Zölle wür⸗ 
den ſich erhöhen, ſie könnten für die Beamten wer⸗ 
wandt werden. Das iſt die Einſtellung, die ich bei 
Ihnen und Ihren Geſinnungsgenoſſen bekämpfe. 
Dieſe einſeitige Stellungnahme ſagt, daß alles, 
was da iſt, für die Beamten genommen werden 
muß. Es gibt keinen anderen Staatsaufwand, 
keine anderen Ausgaben, es gibt keine Straßen, 


die werfallen, kein Hafenproblem in Danzig, ſon⸗ 


dern nur die Beamten, alles den Beamten! Dieſe 
Einſtellung bekämpfe ich, ſie iſt verdammenswert. 
Das iſt die Einſtellung, die Herr Gehl in ſeiner 
Rede gekennzeichnet hat, die nicht das Ganze, ſon⸗ 
dern nur ſich ſieht. 


Nun einige Ausführungen zum Prozeß, Herr 
Abg. Hennke. Zum Erſtaunen der ganzen Juriſten⸗ 
ſchaft Danzigs wurde vom Gericht außerhalb der 
gewöhnlichen Tagungen ganz ſchnell Termin an⸗ 
geſetzt. Der Senat hat ihn nicht hinausgezögert, 
aber es iſt mindeſtens auffällig, wenn ſich eine 
andere Seite beeilt. Damit hätte man etwas vor⸗ 
ſichtiger ſein ſollen. Es iſt auch nicht worſichtig, 
wenn man in der Danziger Juriſtenzeitung, die 
dazu da iſt, um Danziger Rechtsſprechung zu ver⸗ 
öffentlichen, plötzlich ein Deutſches Reichsgerichts 
urteil zur Beamtenfrage veröffentlicht und eine 
Anmerkung macht, die beſagt, man ſtehe auf 
einem anderen Standpunkt. Das iſt eine Sache, 
die ſehr erhebliche Konſequenzen gehabt hat und 
ſehr nach vorheriger Stellungnahme ausſieht. So 
etwas ſollte man als Richter vermeiden, man 
ſollte keinen Termin vorſchieben und keine Ver⸗ 
öffentlichung dieſer Art machen. (Abg. Mau: So 
ſieht die Objektivität der Richter aus! — Abg. 
Rahn: Kommen ſolche Sachen mit Richtern vor 
und in Danzig? — Abg. Schwegmann: Sachliche 
Gründe!) Ich kann Ihnen den fachlichen Grund 
ſagen. Man wollte die Sache vor den Gerichts⸗ 
ferien unter Dach und Fach bringen. Man hat ſich 
ſo ſehr beeilt, ſo daß man m. E. ſachlich falſch ver⸗ 
fuhr. Das iſt eine ſpeziell juriſtiſche Frage, die ich 
hier nicht erörtern möchte. (Abg. Rahn: Was Sie 
eben ſagten, iſt aus dem Munde eines Richters 
ſehr intereſſant!) Ich ſpreche hier als Abgeordne⸗ 
ter. (Abg. Rahn: Sie ſprechen hier als Abgeord⸗ 
neter! — Abg. Gehl: Herr Rahn hat das Wort!) 
Herr Abg. Schwegmann ſagt, wenn fachliche 
Gründe beſtehen, können Termine vorgelegt wer⸗ 
den. Es geht nur die Diskuſſion darüber, ob ſach⸗ 
liche Gründe vorlagen. (Zwiſchenruf.) Ich halte 
die Gründe nicht für ſachlich, wenn Sie es wiſſen 
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wollen. (Abg. Liſchnewſki: Herr Rahn wollte 
Ihnen bloß ein bißchen beiſtehen! — Heiterkeit.) 

Wir haben kein Intereſſe daran, den Prozeß 
in die Länge zu ziehen. Wir haben ein Intereſſe 
daran, freien Tiſch und freie Bahn zu ſchaffen. 
Wir müſſen ſehen, wie die Angelegenheiten um 
den Staat ſtehen und uns dann fragen, wie Ab⸗ 
hilfe zu ſchaffen iſt. Wir haben den Weg gezeigt, 
der im Intereſſe des Staates notwendig iſt. Die⸗ 
ſen Weg muß die Regierung gehen, um die Fi⸗ 
nanzen des Staates aufrecht zu erhalten. Wenn 
ihn der Volkstag mitgeht, ſo iſt es gut. Geht er 
ihn nicht, ſo wird er andere Wege ſuchen müſſen, 
um den Staat vor dem Bankerott zu retten. Die⸗ 
ſes Wort ausgeſprochen zu haben, war nach mei⸗ 
ner Anſicht Pflicht des führenden Staatsmannes. 
Wo ſoll es hinführen, wenn wir jedes Jahr vor 
einer Regierungskriſe ſtehen! 

Nun hat Herr Abg. Hennke als durchſchla⸗ 
gendſten Grund angeführt, wenn wir die Beam⸗ 
tengehälter herabſetzten, würden die im polniſchen 
Dienſt ſtehenden Staatsbeamten etwas von ihrem 
Gehalt verlieren. Das iſt eine koloſſal politiſche 
Handlung von Herrn Hennke. Ich habe mir die 
Worte notiert, wenn man die Beamtengehälter 
in Danzig herabſetzt, würden auch die in polni⸗ 
ſchen Dienſten ſtehenden Danziger Beamten ge⸗ 
ſchädigt. (Zuruf des Abg. Friedrich.) Die Worte 
des Herrn Hennke ſind nicht bedeutungsvoll ge⸗ 
nug, um ſie alle im Gedächtnis zu behalten. Mir 
ſchien das nicht weſentlich. Was nützt es der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft auf die Dauer, wenn die Beam⸗ 
tenſchaft immer höhere Gehälter kriegt, die aus 
der Danziger Wirtſchaft herausgeholt werden 
müſſen? (Abg. Hennke: Dieſen Teil zahlt der pol⸗ 
niſche Staat!) Sind Sie wirklich ernſtlich der 
Meinung, daß wir wegen der Viertelmillion auf 
eine Erſparnis von 2,56 Millionen verzichten? 
Iſt das unter vernünftigen Menſchen diskutabel? 
(Abg. Hennke: Die Viertelmillion geht Danzig 
verloren!) 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte bitten, 
die Zwiſchenrufe etwas mehr einzuſchränken, wir 
kommen ſonſt heute nicht mehr fertig, WñAbg. Mau: 
Sorgen Sie für Ruhe!) 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
glaube auch, die vorgerückte Stunde iſt den Zwi⸗ 
ſchenrufen nicht zuträglich. Wenn Sie mit mir 
über dieſe Argumentation diskutieren wollen, ſo 
ſetzt das eine Einſeitigkeit voraus, daß es mir 
nicht möglich iſt, mit Ihnen darüber zu reden. 
Ich verlange von jedem Abgeordneten, der in die⸗ 
ſem Hauſe ernſt genommen werden will, daß er 
ſich nicht auf eine Intereſſengruppe einſtellt, ſon⸗ 
dern auf das Ganze. Dieſe Einſtellung haben 
Sie abſolut vermiſſen laſſen. 8 

Nun noch einiges Formelle. Herr Dr. Bla⸗ 
vier hat geſagt, man hätte eine eigene Beſol⸗ 
dungsordnung machen jollen. Das iſt leichter ge⸗ 
ſagt als getan, denn die Herſtellung einer Beſol⸗ 
dungsordnung, das iſt eine Wiſſenſchaft, ja ich 
möchte ſagen, das iſt ſogar eine Geheimwiſſen⸗ 
ſchaft. Es iſt nicht ſo einfach, eine Beſoldungs⸗ 
ordnung zu machen, und wir ſollten froh ſein, 
daß wir ein Vorbild haben, an das wir uns hal⸗ 
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ten können. Es wäre ſehr gefährlich, wenn wir 
anfangen wollten, auf dem Gebiet der Beſol⸗ 
dungsgeſetzgebung zu ſchwimmen. Ich geſtehe, 
daß dort, wo es bei anderen Geſetzen verſucht wor⸗ 
den iſt, ſehr oft Fehler gemacht worden ſind. Die 
Geſetzgebung iſt eine ſehr komplizierte Geſchichte, 
ſie bedarf der komplizierteſten Apparate. 

Ich meine, wir haben gut daran getan, uns an 
Preußen zu halten und anzulehnen, und wir ſind 
ſoweit dabei gegangen, daß ſogar die gleichen 
Sätze eingeſetzt worden ſind, wir wollen, daß un⸗ 
ſere Beamten dasſelbe Gehalt bekommen, wie 
ihre preußiſch⸗deutſchen Kollegen. Der Beamten⸗ 
bund ſagt aber: „Das geht nicht, unſere Beamten 
müſſen mehr haben.“ Herr Hennke begründete 
das mit der beſonderen Befähigung. Meine Er⸗ 
widerung darauf habe ich bereits vorhin gegeben. 
Er ſagte dann weiter, es wäre hier alles viel 
teurer, ſie meinen doch wohl nicht, daß ſich die Be⸗ 
amtenſchaft hier nicht gewiſſe Luxusfrüchte wie 
Ananas und ſolche Sachen leiſten kann, weil Po⸗ 
len dieſe Einfuhr gedroſſelt hat. Ich muß ſagen, 
daß auch ich es bedaure, daß manche Lebensmittel 
hier teurer ſind als in Berlin, aber ich habe in 
Berlin einem einflußreichen Politiker die Frage 
vorgelegt, wie lange kann Deutſchland ſich noch 
den Luxus leiſten, in ſolchen Mengen Südfrüchte 
zu derartig billigen Zollſätzen einzuführen und 
der Zeitpunkt ſcheint mir nicht fern, wo man auch 
dort einen Riegel vorſchieben wird. Man darf 
dabei auch nicht außer acht laſſen, daß hier ſehr 
viele Lebensmittel billiger ſind als z. B. in Ber⸗ 
lin. Wie Sie da nun die Stirn haben können 
und einen Zuſchlag von 15 Prozent verlangen, 
das möchte ich gern wiſſen, wollen Sie das nur 
mit Ihrer beſonderen Fähigkeit begründen oder 
wollen Sie behaupten, man lebt in Danzig tat⸗ 
ſächlich um 12 Prozent teurer als in Berlin? Ich 
muß ſagen, das iſt mir ganz unverſtändlich und iſt 
als Argument garnicht brauchbar. Dieſe Ueber⸗ 
ſpannung der Forderungen zeigt ja gerade 
die Einſtellung. Es iſt bezeichnend, wenn Sie in 
Ihrem Schreiben vom 25. November ſagen, wir 
wollen nicht nur das Notopfer abbauen, ſondern 
wir müſſen jetzt noch mehr erhalten. In dieſer 

eit, wo die Staatsfinanzen auf das Höchſte an⸗ 
geſpannt ſind, da bekommt es der Beamtenbund 
fertig, nicht nur das Notopfer zurückzufordern, 
ſondern noch beträchtlich mehr dazu. Ja, m. 
u. H., wenn ſo argumentiert wird und dafür noch 
als Beweis angeführt wird, ihr habt die Klein⸗ 
rentnerfürſorge erhöht, ihr habt den Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeitern zwei Pfennige zugelegt, 
dann appelliere ich an den geſunden Menſchenver⸗ 
ſtand, von dem ich vorhin bereits ſprach, an den 
geſunden Menſchenverſtand dieſes hohen Hauſes, 
ob das noch Argumente ſind, mit denen ſich je⸗ 
mand als ernſter Politiker überhaupt noch aus⸗ 
einanderſetzen kann. Man kann dieſer Sache nur 
7 Sachlichkeit dienen, man kann ihr nicht die⸗ 
din durch Ueberſpannung und Anſachlichkeit, und 
ſich Beamtenſchaft dient ſich am meiſten, wenn ſie 
1 5 das Staatsganze einordnet. Das vermiſſe 

5 ter, aber das iſt erforderlich, das muß kom⸗ 
en 7 und das muß ihr, wenn ſie es nicht freiwillig 

in irgend einer Form aufgezwungen werden. 
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Wir ſind nicht gegen die Beamtenſchaft, dieſe 
Vorlage richtet ſich nur gegen die zu hohen Ge⸗ 
hälter der Beamtenſchaft, an denen der einzelne 
Beamte keine Schuld hat, ſie richtet ſich in letzter 
Linie an den Volkstag mit dem Rufe, es ſind zu 
viele Beamte da, es ſind zu hohe Gehälter da, die 
müſſen abgebaut werden, der Staat kann das nicht 
tragen. Das iſt der Sinn der Vorlage. Man 
hört in Beamtenkreiſen immer wieder, hier wird 
eine Hetze gegen die Beamtenſchaft gemacht. Das 
iſt nicht der Fall, niemand hat gegen die Dan⸗ 
ziger Beamtenſchaft gehetzt, es iſt nur über die 
Beamtenbeſoldung geſprochen worden, gegen die 
der Beamtenbund eine Hetze veranſtaltet. Was 
dem Staat rein materiell ſchon für Verluſte an 
Arbeitskraft durch dieſe Hetze entſtanden ſind, und 
welchen Schaden ſie außerdem noch angerichtet 
hat, iſt nicht zu beſchreiben. Es wird nur noch 
über Beſoldungsfragen debattiert und über Be⸗ 
amtenfragen diskutiert. Im Richterverein wur⸗ 
den früher Vorträge gehalten, ich habe dann zwei 
Jahre hindurch faſt nur noch Erörterungen über 
die Beſoldungsfrage gehört, da bin ich einfach 
weggeblieben. (Zuruf des Abg. Hennke.) Wir de⸗ 
battieren über das, Herr Hennke, was im Inter⸗ 
eſſe des Staates notwendig iſt, und wir verlan⸗ 
gen, daß die Beamtenſchaft ſich dem Staatswohl 
unterordnet. Ich bin überzeugt, daß die Regie⸗ 
rung und meine Partei als ſtärkſte Partei an der 
Spitze die Wege finden wird, um hier das zu tun, 
was dem Staatswohl zuträglich iſt. Sie wird ſich 
davon weder durch den Beamtenbund, noch durch 
Herrn Hennke abbringen laſſen dürfen oder durch 
ſonſtige einſeitig eingeſtellte Politiker, ſelbſt in 
den Koalitionsparteien. Was hier durchgeführt 
wird, iſt nicht ſozialdemokratiſche Sache, iſt nicht 
liberale Sache, iſt auch nicht Zentrumsſache, ſon⸗ 
dern iſt Sache des Ganzen! (Bravo! und Hände⸗ 
klatſchen bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt mir mitge⸗ 
teilt worden, daß verſchiedene Fraktionen noch 
Redner zu dieſer Vorlage vorſchicken wollen. Mit 
Rückſicht auf die vorgeſchrittene Zeit möchte ich 
daher Vertagung der Sitzung auf morgen vor⸗ 
ſchlagen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Kurowſki. 


Kurowſki, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 


D. Ich möchte den Vertagungsantrag, den der Herr 


Präſident bereits von amtswegen geſtellt hat, un⸗ 
terſtützen und möchte damit im Zuſammenhang 
bitten, von mir eine kurze Erklärung entgegen⸗ 
zunehmen; die dahin lautet: Herr Schilke hat 
heute als Beauftragter unſerer Fraktion geſpro⸗ 
chen. Wenn ich dies hier ausdrücklich erwähne, ſo 
geſchieht es deshalb, weil aus einer Bemerkung 
des Herrn Abg. Dr. Kamnitzer entnommen wer⸗ 
den könnte, daß er nur in ſeiner Eigenſchaft als 
Beamter geſprochen hat. Das iſt nicht der Fall. 

Vizepräſident Neubauer: Ich höre keinen Wi⸗ 
derſpruch gegen die Vertagung, es iſt ſo beſchloſſen. 
Die nächſte Sitzung findet morgen Nachmittag 
3 Uhr 30 Minuten ſtatt mit der Tagesordnung: 
Reſt von heute. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 45 Minuten.) 
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Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Ramminger; Regierungsrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H., ich erkläre die 41. 
Vollſitzung für eröffnet. Geſchäftlich habe ich mit⸗ 
zuteilen, daß der Herr Abg. Dr. Bogdan um Ar⸗ 
laub vom 2. bis 29. Auguſt nachgeſucht hat. Ich 
höre keinen Widerſpruch, das Haus hat den Ur⸗ 
laub genehmigt. Weiter iſt mir mitgeteilt wor⸗ 
den, daß die Deutſchnationale Fraktion zum Vor⸗ 
ſitzenden des Hauptausſchuſſes den Herrn Abg. 


Philipſen delegiert hat und daß an Stelle des 


Herrn Abg. Doerkſen als Mitglied des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes der Herr Abg. Karkutſch tritt. Zum Vor⸗ 
ſitzenden des Verfaſſungsausſchuſſes hat dieſelbe 
Fraktion den Herrn Abg. Doerkſen beſtimmt. 
Wir treten nunmehr in die Tagesordnung 
ein, ich rufe Punkt 1 auf: 
Erſte Beratung eines Beamten⸗Beſol⸗ 
dungsgeſetzes. Fortſetzung. f 
Druckſache Nr. 280. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Zuper. 
Zuper, Frau Abgeordnete (Z.): M. D. u. H.! 
Ich habe als zweite Rednerin meiner Fraktion 
zu dem vorliegenden Geſetzentwurf Stellung zu 
nehmen. Ehe ich mich dazu auslaſſe, möchte ich 
ledoch namens meiner Fraktion eine Erklärung 
abgeben, die zur Klarſtellung eines Vorgangs er⸗ 
Hederlic ſein dürfte, der ſich aus der Rede des 
1 5 Abg. Schilke, der in der geſtrigen Sitzung 
en gleichen Gegenſtande ſprach, ergab. Zunächſt 
daß „um jeden Zweifel zu beſeitigen, bemerkt, 
e Schilke im ausdrücklichen Auftrag der 
ſei rumsfraktion geſprochen hat. Er hat nun in 
en Ausführungen eine Rede kritiſiert, die 
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Herr Gehl vor einigen Wochen in einer Organi⸗ 
ſation ſeiner Partei zur Beamtenfrage gehalten 
hat, die außerordentliche Beachtung einmal durch 
die Perſon des Redners, dann aber durch die be⸗ 
ſonders ſcharfe Form der Behandlung des Gegen⸗ 
ſtandes in der breiteſten Oeffentlichkeit gefunden 
hat. Herr Schilke ſtützte ſich dabei auf ſchwer miß⸗ 
zuverſtehende Aeußerungen der Danziger Preſſe, 
insbeſondere der „Danziger Volksſtimme“, was 
aus ſeinen Worten auch hervorging. Nachdem uns 
erklärt worden iſt, daß beſonders gravierende 
Aeußerungen gegen die Beamtenſchaft, die unſer 
Redner zitiert hatte, von ſeiten des Herrn Vize⸗ 
präſidenten nicht gefallen ſind und uns weiter er⸗ 
klärt wurde, beſonders durch die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kamnitzer, daß der 
Herr Vizepräſident jene Rede in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Abgeordneter, und zwar als ſozialde⸗ 


mokratiſcher Abgeordneter gehalten habe, nehmen 


wir davon Kenntnis und ſtehen nicht an, unſe⸗ 
rerſeits zu erklären, daß dieſe Aeußerungen ſich 
nicht gegen Herrn Gehl in ſeiner Eigenſchaft als 
Vizepräſident des Senats richten können. 

: Dabei möchten wir aber bemerken, daß die be- 
leidigende Art eines Abgeordneten der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion anläßlich der Rede des 
Herrn Schilke als unwürdig bezeichnet und zu⸗ 
rückgewieſen werden muß. 

Nun zur Vorlage ſelbſt: (Schwegmann 
ſchwimmen wieder die Felle weg! links.) Wir hal⸗ 
ten am Berufsbeamtentum feſt. Jeder Verſuch, 
daran irgendwie zu rütteln, würde von unſerer 
Seite eine geſchloſſene Geſellſchaft finden. Die 
Beamten ſtehen in einem ganz beſonderen Ver⸗ 
hältnis zum Staate. Sie find Diener der All⸗ 
gemeinheit und mehr als jeder andere dem Staa⸗ 
te verpflichtet. Der Staat muß ſich auf ſie und 
ihre Pflichttreue und ihren Pflichteifer verlaſſen 


können. Staat und Beamte ſind gegenſeitig auf⸗ 


einander angewieſen. Die Dienſtleiſtung des Be⸗ 
amten iſt ein Dienſt am Staate, ein Dienſt an 
der Allgemeinheit, den nur der in der rechten 
Weiſe auszuüben vermag, der von einem ſtarken 
Verantwortlichkeitsgefühl durchdrungen iſt. Und 
unſere Bamten ſind ſich deſſen ſtets bewußt ge⸗ 
weſen. Zu ihrer Ehre ſei es hier geſagt, daß ſie 
jederzeit als Vorbild treuer Pflichterfüllung und 
Unbeſtechlichkeit galten. Soll der Beamte aber 
auch freudig und gewiſſenhaft ſeine Pflicht er⸗ 
füllen, muß er wirtſchaftlich ſicher geſtellt ſein. Es 
liegt auch im Intereſſe der Allgemeinheit, daß den 
Beamten eine ihrer Vorbildung und ihren Leiſtun⸗ 
gen angemeſſene Lebenshaltung geſichert wird. 
Aus der ganzen Eigenart des Beamtenverhält⸗ 
niſſes ergibt es ſich ohne weiteres, daß die dem 
Beamten durch die Verfaſſung verbürgten Rechte 
gewährleiſtet werden. Und der Artikel 92 der 
Danziger Verfaſſung beſagt: „Die wohlerworbe⸗ 
nen Rechte der Beamten ſind unverletzlich.“ Zu 
dieſen wohlerworbenen Rechten — das wird allge⸗ 
mein anerkannt — gehören insbeſondere lebens⸗ 
längliche Anſtellung, ſtandesgemäßes Gehalt und 
das Recht auf Ruhegehalt. Der Beamte muß 


wiſſen und davon überzeugt ſein, daß ſeine Zu⸗ 
kunft geſichert iſt. Nur wenn er von den Sorgen 
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um das tägliche Brot frei iſt, kann er ſich voll und 
ganz mit ſeiner ganzen Kraft dem Staat zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. 

Gerade der Gedanke lebenslänglich verſorgt 
zu ſein, gerade die Ausſicht auf einen ſorgenfreien 
Lebensabend iſt ja eine große Zugkraft und trägt 
mit dazu bei, daß der Beamte umſo freudiger 
ſeine Pflichten und Aufgaben erfüllt. Ohne dieſe 
Ausſichten würde es ſich vielleicht doch noch man⸗ 
cher überlegen, ob er überhaupt die Beamtenlauf⸗ 
bahn einſchlagen, oder doch nicht lieber einen 
freien Beruf wählen ſollte. Würde der Beamte 
nur ein Beamter auf Kündigung ſein, d. h. wäre 
er nur Angeſtellter, und hätte er keinen Anſpruch 
auf Penſion, dann würde er in ſeinen Entſchlie⸗ 
ßungen auch nicht ſo frei ſein, wie wir das von 
unſeren Beamten erwarten und es auch gewohnt 
ſind; darunter würde die Gewiſſenhaftigkeit lei⸗ 
den, denn der Beamte würde ſich genötigt ſehen, 
ſein Verhalten ſo einzurichten, daß er ſich nicht die 
Gunſt jener Faktoren verſcherze, die da maßge⸗ 
bend oder von Einfluß ſind auf ſeine Entlaſſung, 
oder auf ſein weiteres Verbleiben als Beamter. 
M. D. u. H., wohin ſollte das führen? 

Auch ein ſtandesgemäßes Gehalt muß dem Be⸗ 
amten zuſtehen, denn ſonſt würde der Beſtechlich⸗ 
keit Tür und Tor geöffnet ſein. Der Staat hat 
eben die Pflicht, für ſeine Beamten zu ſorgen, 
wenn er ihre ganze Kraft in Anſpruch nimmt. 
Der Staat hat die Beamten in finanzieller Be⸗ 
ziehung ſicher zu ſtellen, darüber ſind wir uns 
wohl alle einig. Jetzt kommt allerdings eine 
Streitfrage: Gehört auch die Höhe des Gehalts 
zu den wohlerworbenen Rechten des Beamten 
oder nicht? Darf alſo das einmal gewährleiſtete 
Einkommen unter keinen Umſtänden gekürzt wer⸗ 
den oder ja? Die Anſichten darüber gehen ausein⸗ 
ander. Vorwiegend ſind es die Wirtſchaftskreiſe, 
die die Höhe des Gehaltes nicht zu den wohler⸗ 
worbenen Rechten zählen, nicht, als ob ſie den 
Beamten das Gehalt nicht gönnen; denn die 
Wirtſchaft weiß es ſelbſt am beſten, daß gerade 
der Beamte ein lebenswichtiger Teil im geſamten 
Wirtſchaftsleben iſt. Hat die Beamtenſchaft ein 
gutes Ein⸗ und Auskommen, dann kommt dies 
auch der Wirtſchaft zugute. Beide ſind aufein⸗ 
ander angewieſen und von einander abhängig; 
deshalb ſollte man es auf das ſorgfältigſte ver⸗ 
meiden, beide gegeneinander aufzuhetzen. 

In der gegenwärtigen Zeit iſt aber auch fol⸗ 
gendes zu beachten, das gerade für meine Frak⸗ 
tion von ausſchlaggebender Bedeutung iſt: Wir 
machen uns zwar die Anſicht jener Kreiſe nicht zu 
eigen, die da glauben, daß Danzig vor einem bal⸗ 
digen Staatsbankrott ſteht; nein, auch in der Po⸗ 
litik und in der Wirtſchaft muß man ſich von ei⸗ 
nem geſunden Optimismus leiten laſſen, aber das 
eine wird keiner beſtreiten können, daß die Fi⸗ 
nanzlage des Staates ernſt, bitter ernſt iſt. Es 
wäre müßig und iſt überflüſſig, jetzt nachträglich 
Unterſuchungen anzuſtellen, wo die Schuld dafür 
zu finden iſt. Jetzt heißt es, wie iſt es möglich, 


die Einnahmen und Ausgaben des Staates mit⸗ 
einander in Einklang zu bringen, zumal uns doch 
allen bekannt iſt, daß der Völkerbund ein großes 
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Intereſſe daran hat. Alle Kreiſe, ſoweit ſie dazu 
imſtande ſind, ſollen nun dazu beitragen. Die 
Wirtſchaft iſt ſchon ſchwer genug belaſtet, ſie 
würde einen größeren Steuerdruck nicht mehr aus⸗ 
halten können. (Abg. Plenikowſki: Das hat die 
Wirtſchaft ſchon vor hundert Jahren erklärt!) An⸗ 
läßlich des Beſuches des polniſchen Handelsprä⸗ 
ſidenten Gorecki hat auch der Herr Vizepräſident 
des Senats zugegeben, daß der Danziger Handel 
nicht diejenigen Vorteile aus dem Danziger Ha⸗ 
fenverkehr zieht, wie dies vielfach geglaubt wird 
oder wie das bei einer oberflächlichen Betrach⸗ 
tung angenommen werden könnte. Der Handel 
und die Wirtſchaft tragen ſchwer genug an der 
finanziellen Lage unſeres Freiſtaates. Es liegt 
alſo im Intereſſe des Staates, die Wirtſchaft 
nicht noch mehr zu ſchwächen durch neue Steuern, 
ſondern es müßte der Wirtſchaft im Gegenteil 
irgendwie geholfen werden. Die große Mehr⸗ 
ausgabe wäre aber im allgemeinen von der Wirt⸗ 
ſchaft aufzubringen. Vom Standpunkt eines Wirt⸗ 
ſchaftlers iſt es bei der heutigen ſchlechten Wirt⸗ 
ſchaftslage untragbar. Wenn daher die Zen⸗ 
trumspartei nach langen Beratungen, an denen 
auch Beamte teilgenommen haben, ſich ſchließlich 
dazu entſchloſſen hat, der Senatsvorlage zuzu⸗ 
ſtimmen, ſo tut ſie es nicht, weil ſie der Beam⸗ 
tenſchaft unſymphatiſch oder feindlich gegenüber 
ſteht, ſondern weil die Finanzlage des Staates 
es erfordert, und weil andere Kreiſe, beſonders 
die Wirtſchaft, einen ſtärkeren Steuerdruck, der 
ſonſt notwendig wäre, nicht ertragen können. 

Erleichtert wurde uns dieſer Entſchluß da⸗ 
durch, daß ſelbſt die Auffaſſung der Rechtsgelehr⸗ 
ten in dieſem Punkte auseinander geht, ob die 
Höhe des Gehalts zu den wohlerworbenen Rechten 
der Beamten gehört oder nicht, Wir haben uns 
daher entſchloſſen, der Senatsvorlage zuzuſtim⸗ 
men, wonach die Danziger Beamten nach den 
deutſchen Gehaltsſtufen beſoldet werden. Wir ha⸗ 
ben aber auch alles getan, um hierbei jede Härte 
zu vermeiden. Vor allem ſind wir beſtrebt ge⸗ 
weſen, die ſozialen Vergünſtigungen, die Danzig 
bisher gewährte, auch weiter beizubehalten. Das 
Nähere darüber wird noch bei Beſprechung der 
einzelnen Paragraphen zu ſagen ſein. (Bravo! 
beim Zentrum.) 

Präſident: 


Das Wort hat der Herr Abg. 
Lemke. 


Lemke, Abgeordneter (M. u. G. P.): M. D. u. 


H.! Ich hatte nicht die Abſicht, zu dieſem Geſetz⸗ 
entwurf das Wort zu ergreifen und dadurch die 
Rednerliſte zu vermehren, bin aber durch die Mit⸗ 
teilungen, die das Organ des Beamtenbundes 
am 27. Juli in Nr. 30 gemacht hat, herausge⸗ 
fordert worden. Die „Beamtenzeitung“ hat als 
Argument angeführt, daß die Bezüge der Klein⸗ 
rentner und Staatsarbeiter mehrfach erhöht wor⸗ 
den ſind. Ich werde mich nur mit den Klein⸗ 
rentnern beſchäftigen und überlaſſe die Antwort 
bezüglich der Staatsarbeiter einem anderen. Nicht 
nur in der „Beamtenzeitung“ wurde dies hervor⸗ 
gehoben, ſondern geſtern iſt dasſelbe auch in der 
verbreitetſten Zeitung des Freiſtaates, den „Dan⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten“, enthalten. Wir 
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Kleinrentner erheben dagegen Proteſt und weiſen 
dies Argument zurück. Es iſt, um es richtig zu 
ſagen, ſchamlos, (Sehr gut! links.) daß die Be⸗ 
amten dieſe verarmten Leute noch um die paar 
Groſchen, die ſie rechtmäßig zu beanſpruchen ha⸗ 
ben, beneiden. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 

Der 8 6 des Kleinrentnergeſetzes aus dem 
Jahre 1923 beſagt ausdrücklich: 

Die Höhe der monatlich im voraus zu leiſten⸗ 
den Unterſtützungsſätze darf die den Erwerbsloſen je⸗ 
weils zuſtehenden Sätze nicht überſchreiten und nicht 
hinter den Sätzen zurückbleiben, die jeweils den So⸗ 
zialrentnern zugeſtanden werden. 

Dieſe Zuwendungen ſind alſo nicht etwa durch 
Neuſchaffung eines Geſetzes entſtanden, ſondern 
baſieren auf dem alten Geſetz von 1923. Ich weiſe 
es zurück, daß die „Beamtenzeitung“, alſo das 
Organ der Beamten, dazu in dieſer Art und 
Weiſe Stellung genommen hat. Ich muß es be⸗ 
dauern, daß ſich der Beamtenbund zu einer ſolchen 
Stellung hat hinreißen laſſen; denn er hat ſich 
dadurch diejenigen, die ihm wohlwollen, ver⸗ 
ſcherzt. (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) Er hat 
Tauſende beleidigt und gekränkt und ſie zu Fein⸗ 
den gemacht. Sie betonen das gute Recht. Die 
Beamten haben eine Reihe Gutachten eingeholt. 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Für Geld gibt es alles!) 
Profeſſor Triepel wurde ſeinerzeit vom Senat 
aufgefordert, ein Gutachten zu liefern. Dieſes 
Gutachten wurde mir ſehr bald bekannt. Infol⸗ 
gedeſſen bat ich eine andere Autorität, dazu Stel⸗ 
lung zu nehmen. Ich habe eine Abſchrift des 
Briefes hier und werde das Gutachten mit Ge⸗ 
nehmigung des Herrn Präſidenten verleſen: 

Die verfaſſungsmäßigen Rechte der Beamten be⸗ 
gründen niemals die Höhe der Einkünfte. (Entloh⸗ 
nung). Dieſe Kompetenzen ſind allein durch Geſetz 
zu regeln. Hat aus ſozialen und wirtſchaftlichen 
Gründen eine Erhöhung der Entlohnung der Beam⸗ 
ten ſtattgefunden, ſo kann mit demſelben Rechtsgrund 
die Entlohnung der Beamten auch verringert werden. 
Das greift niemals in die durch die Verfaſſung ge⸗ 
währleiſteten Rechte der Beamten ein. Daß die Be⸗ 
amten ſich dagegen wehren und Rechtsanſprüche zu 
haben glauben, kann man ihnen nicht verdenken, aber 
fie find in unrichtiger Erkenntnis des wahren Rechts. 
Es liegt eben in den heutigen Verhältniſſen, daß 
jeder das Recht zu ſeinen Gunſten in Anſpruch 
nimmt, wenn es auch durchaus nicht begründet iſt. 

Das Urteil ſtammt von Profeſſor Hatſcheck⸗Göt⸗ 
tingen. Leider Gottes iſt dieſr Herr inzwiſchen ge⸗ 
ſtorben. Den letzten Brief von ihm erhielt ich aus 
Nizza, wo er erholungshalber wohnte. 

M. D. u. H.! Sie werden wohl ſelbſt als Men⸗ 
ſchen empfinden, welch eine ſchwere Kränkung 
durch dieſe Beweisführung des Rechtsanſpruchs 
der Beamten bei den Kleinrentnern entſtanden 
iſt. Die Kleinrentner fühlen ſich aufs ſchwerſte 
verletzt. Sie dürfen nicht vergeſſen, daß die 

leinrentner durch die Aufwertungsgeſetze ihr 
ermögen verloren haben. Geſtatten Sie, Herr 
Präſident, daß ich einige Worte des deutſchen Ju⸗ 
ſtizminiſters i. R. Schiffer verleſe. Nachdem 


dieichsluſtizminiſter i. R. Schiffer geſagt hat, daß 

ie Rechtsgebarung vollſtändig in den Leerlauf 

gekommen iſt, ſagt er über die Aufwertungsge⸗ 
ſetze folgendes: 

Die bisher als unantaſtbar und heilig gehaltenen 

wurden umgeſtoßen. 
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ganze Gefahr dieſer Kriſis wird endlich offenbart, als 

das Kollegium der Reichsgerichtsräte öffentlich das 

Geſetz als gegen Treu und Glauben verſtoßend be⸗ 

zeichneten und ſeine Anwendung ablehnt, und wie⸗ 

derum ſteht das Recht vor einem chaotiſchen Zuſam⸗ 
menbruch. Die Spaltung zwiſchen Leben und Recht 
ſcheint ohne grundlegende Aenderung nicht überwind⸗ 
bar. Dazu kommt die Ueberflut an Geſetzen und 

Verordnungen, die, zu ſcheußlichen Klumpen geballt, 

heute kaum noch der Juriſt zu überſehen imſtande iſt, 

endlich die Ueberlaſtung der Rechtſprechung und 

Komplikation des gerichtlichen Behördenapparats. 

Das Recht ſelbſt iſt dem Volk fremd geblieben; es 

will nichts mehr mit dem Gericht zu tun haben. Es 

iſt ihm ein unbegreifbarer, techniſcher Apparat, der 
ihm doch nicht zu ſeinem Recht verhilft. So ijt auch 
die Abänderung des Aufwertungsgeſetzes unver⸗ 
meidlich. 
Ja, meine Herrſchaften, wenn wir Kleinrentner 
nur ein Stück unſeres Vermögens wiederbekom⸗ 
men, dann brauchen wir nicht zu betteln, ſondern 
dann haben wir unſer Recht wenigſtens teilweiſe 
wieder erlangt. Ich muß die Beamten darauf auf⸗ 
merkſam machen, welchen Schaden ſie ſich zugefügt 
haben, daß ſie dieſe armen Leute ſo verletzt und 
angegriffen haben. (Bravo! links und in der 
Mitte.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Friedrich. (Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft 
nennt ſich das! — Der ſpricht in eigener Sache! 
— Gott ſei Ihrer armen Seele gnädig! links.) 
Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu ſtören, da⸗ 
mit er anfangen kann. 


Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.) Mich ſtört 
das nicht! Meine ſehr verehrten Damen und Her⸗ 
ren! Geſtatten Sie mir, daß ich zunächſt ganz kurz 
auf die Ausführungen des Herrn Abg. Lemke ein⸗ 
gehe. (Abg. Kloſſowſki: Das war Ihnen wohl 
ſehr unangenehm?) Durchaus nicht! 

Präſident: Herr Abg. Kloſſowſki, wenn Sie 
reden wollen, dann müſſen Sie ſich zum Wort 
melden. (Unruhe links, Zurufe des Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki.) Herr Abg. Kloſſowſki, ich rufe Sie wegen 
dauernder Ruheſtörung zur Ordnung. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Soweit 
die geſtrigen Ausführungen meines Fraktionskol⸗ 
legen, des Herrn Abg. Hennke in Frage kommen, 
möchte ich betonen, daß mein Kollege Hennke in 
keiner Weiſe die Kleinrentner angegriffen, herab⸗ 
geſetzt oder beleidigt hat. Er hat lediglich die 
Tatſache feſtgeſtellt, daß die Bezüge der Kleinrent⸗ 
ner erhöht ſind. (Zurufe links.) Ich kann vorweg 
erklären, daß auch kein Mitglied der Beamten⸗ 
ſchaft irgendwie die Kleinrentner um ihre gerin⸗ 
gen Bezüge beneidet. Wenn die Kleinrentner 
hier eine übertriebene Empfindlichkeit an den 
Tag legen, ſo iſt das darauf zurückzuführen, daß 
ſie ſich in großer Notlage befinden und ſchon alt 
ſind. Alte Leute ſind bekanntlich immer viel emp⸗ 
findlicher als jüngere, oder auch als ein Menſch, 
dem es gut geht. (Die Beamten können nie ge⸗ 
nug bekommen, die können den Staat nicht genug 
ausplündern! links. — Abg. Kloſſowſki: Sie find 
auch ſo ein Räuber!) 

Präſident: Herr Abg. Kloſſowſki, ich rufe Sie 
zum zweiten Male zur Ordnung und mache Sie 
auf die Folgen des dritten Ordnungsrufes auf⸗ 
merkſam. 


— 


D) 


(A) 
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Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Der Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer hat in ſeinen geſtrigen Aus⸗ 
führungen meiner Anſicht nach nicht die Abſicht er⸗ 
kennen laſſen, ſeine Vorredner, beſonders meinen 
Fraktionsgenoſſen, den Abgeordneten Hennke, 
ſachlich zu widerlegen, ſondern er hat den Verſuch 
gemacht, Nebenſächlichkeiten agitatoriſch auszuge⸗ 
ſtalten und Tatſachen zum Teil zu entſtellen oder, 
ſoweit ſie ihm bekannt ſein müßten, ganz zu ver⸗ 
ſchweigen. Man kann annehmen, daß dabei auch 
die Abſicht vorgelegen hat, die Oeffentlichkeit zu 
täuſchen. Es hat ſich alſo mehr um eine Agitati⸗ 
onsrede des Parteimannes gehandelt, als um die 
fachliche Stellungnahme zu einem Geſetz, das, wie 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer doch ſelbſt ſagt, für den 
Staat von ſchwerwiegender Bedeutung iſt. Ich 
habe von einem Abgeordneten, der an der Umge⸗ 
ſtaltung eines ſo wichtigen Geſetzes mitgearbeitet 
hat, zum mindeſtens etwas mehr Sachlichkeit er⸗ 
wartet. (Heiterkeit und Zurufe links.) 

Herr Abg. Dr. Kamnitzer bemängelte, daß die 
Danziger Beſoldungsſätze nach dem Kurs von 1,33 
umgerechnet ſind. Dieſe Umrechnung entſprach 
ſeinerzeit, als ſie feſtgeſetzt wurde, den tatſäch⸗ 
lichen Kursverhältniſſen. Der Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer verſchwieg aber hier dem Volkstag und 
der Oeffentlichkeit, (Abg. Mau: Wie iſt das mit 
den 15 Prozent Zuſchlag?) Das kommt alles noch! 
— daß ihm bewußt und bekannt war, daß am 
1. November 1924 die Gehälter im Reich infolge 
der wirtſchaftlichen Zwangslage um 12 reſp. 10 


G8 Prozent erhöht wurden, ohne das zur gleichen Zeit 


eine Erhöhung der Beamtengehälter im Freiſtaat 
ſtattfand. (Was hat das hiermit zu tun? links.) 
Warten Sie nur ab, ich ſage Ihnen das ſchon! 


Dadurch ergab ſich doch ſchon ohne weiteres trotz 


einer urſprünglichen Umrechnung von 1,33 G für 
die Danziger Beamtenſchaft, gemeſſen an der Höhe 
der Bezüge der preußiſchen Beamtenſchaft, ein 
Kurs von 1,25 Gulden. Sollte dem Herrn Abge⸗ 
ordneten Dr. Kamnitzer dieſe Tatſache aus den 
langen Verhandlungen, die er mit der Beamten⸗ 
ſchaft geführt hat, nicht bekannt ſein? Und ſie iſt 
ihm bekannt! (Abg. Dr. Kamnitzer: Natürlich!) 
Dann kann ich es wirklich nicht verſtehen, weshalb 
man dieſe Tatſache nicht auch hier hervorgehoben 
hat und es in der Oeffentlichkeit ſo darſtellt, als 
wenn die Danziger Beamtenſchaft heute noch Be⸗ 
züge erhielte, die zu einem Kurs von 1,33 G um⸗ 
gerechnet werden. Wenn ich da von einer gelinden 
Täuſchung der Oeffentlichkeit geſprochen habe, ſo 
geht das wohl nicht zu weit. Wir fordern auch 
nur den Umrechnungskurs von 1,25, und unſerer 
Anſicht nach iſt das durchaus nicht unbillig. (Abg. 
Mau: Betrug iſt das!) Dann würden alle ande⸗ 
ren auch betrügen, mein lieber Herr Mau, denn 
die Geſchäftswelt rechnet im Durchſchnitt noch 
überall mit 1,25 G. (Widerſpruch. — Abg. Gai⸗ 
kowſki: 1,22 G!) Herr Abg. Siebenfreund ruft 
mir eben zu: „Das iſt eine ſchwere Täuſchung!“ 
Herr Abg. Siebenfreund, vor ganz kurzer Zeit war 
ich in Ihrem Geſchäft und ließ mir meinen Füll⸗ 
federhalter inſtand ſetzen. Ich erwähnte dabei, 


daß ich ihn ſeinerzeit ſehr billig erſtanden hätte 
und fragte, was ein Füllfederhalter jetzt koſte. 
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Darauf wurde mir geſagt, 
der im Reich 6 Mark koſte, koſte bei Ihnen 7,50 
Gulden zuzüglich Zoll. Iſt das eine Umrechnung 
nach 1,23 oder iſt das eine Umrechnung nach 1,252 
(Heiterkeit. — Das iſt wieder eine Schulmeiſter⸗ 
rechnung! links. Unruhe.) Nun noch für die Herren 
von links eine kleine Bemerkung: Der Allgemeine 
Danziger Beamtenbund ſteht doch der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei mindeſtens ebenſo nahe, wie 
der Danziger Beamtenbund uns. Auch der All- 
gemeine Danziger Beamtenbund fordert die Um⸗ 
rechnung von 1,25 Gulden. Sie geſtatten, Herr 
Präſident, daß ich aus den Forderungen, die der 
Allgemeine Danziger Beamtenbund den Abgeord⸗ 
neten vorgelegt hat, den entſprechenden Satz ver⸗ 
leſe: 

0 Da der Umrechnungskurs von 1,25 Gulden zu 
100 Reichsmark geſetzlich geregelt iſt, da ferner von 
amtlicher Seite bei allen Gelegenheiten, wie Miete, 
Pacht uſw. dieſer Kurs zur Anwendung gelangt, leh⸗ 
nen wir den Kurs von 1,23 Gulden zu 100 Reichs⸗ 
mark entſchieden ab und fordern den geſetzlich feſt⸗ 
gelegten Kurs von 125 Gulden für 100 Reichsmark. 

So der Allgemeine Danziger Beamtenbund und 
nicht wir allein! n 

Der Abgeordnete Dr. Kamnitzer hat ferner die 
Koſten, die im Jahre 1924 durch die Beamten⸗ 
Aufbeſſerung entſtanden, auf elf Millionen Gul⸗ 
den geſchätzt. Ihnen ſollte doch ebenſo wie dem 
Herrn Vizepräſidenten Gehl, der die Zahl hier 
richtig wiedergegeben hat, bekannt ſein, daß dieſe 
Summe nicht 11 Millionen, ſondern 8,52 Milli⸗ 
onen betrug, das iſt ein Unterſchied von 2¼ Milli⸗ 
onen Gulden. Außerdem haben damals die Ver⸗ 
hältniſſe in Preußen und Deutſchland ebenſo ge⸗ 
legen. Auch Deutſchland und Preußen ſind nicht 
ohne Nachzahlungen ausgekommen. Das lag da⸗ 
mals in den Verhältniſſen begründet und war 
eine Folge der allgemeinen Umgeſtaltung. (Abg. 
Mau: Jetzt kommt wieder die Schulmeiſterrech⸗ 
nung!) Ihr habt doch vom Schulmeiſter rechnen 
gelernt, ſonſt würdet Ihr es nicht können. 

Es wurde geſtern ſtark bemängelt, daß Kollege 
Hennke darauf hingewieſen hat, daß Kürzungen 
von Beamtengehältern, und zwar ſprach er von 
den Eiſenbahnern, die im polniſchen Dienſt ſtehen, 
auch für die Wirtſchaft einen Verluſt bedeuten. 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer ſtellte das in Abrede. 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Keine Spur!) Zum minde⸗ 


ſten wurde es unberückſichtigt gelaſſen, damit die 


Sache ein anderes Bild bekam; ich will nicht den 
Ausdruck „unterſchlagen“ gebrauchen. Ich will 
nur Ihre Kampfesweiſe beleuchten, Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer. Sie appellierten ſoviel an den 
geſunden Menſchenverſtand. Jedem, der geſunden 
Menſchenverſtand hat, wird es auffallen, daß die 
Wirtſchaft ſehr ſtark auf die Beſoldungsverhält⸗ 
niſſe der Beamten und Angeſtellten Rückſicht 
nimmt. Ich erinnere nur an die Zeitungsanzei⸗ 
gen und an die Ausverkäufe, die regelmäßig am 
Monatserſten oder gleich nach dem Erſten ſtatt⸗ 
finden. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Ihr Ver⸗ 
ſtand, Herr Kloſſowſki, it allerdings ſchon ausver⸗ 
kauft, Sie bekommen für den Reſt, den Sie haben, 
keinen Pfennig mehr, und wenn Sie ihn noch ſo 
ſchön annoncieren. — Weshalb machen die Ge⸗ 


ein Füllfederhalter, (O) 


D 


— 


(A 


— 


(B) 
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(Friedrich, Abgeordneter) 

ſchäftsleute die Ausverkäufe nicht an anderen Mo⸗ 
natstagen, die weniger günſtig liegen? Alſo auch 
das Gehalt des kleinen Mannes, des Beamten, 
Staats- und Privatangeſtellten ſpielt eine Rolle 
für den Wirtſchaftler. Ich begrüße dieſes Ineinan⸗ 
dergreifen der einzelnen Wirtſchaftszweige. Ich 


weiß nicht, ob Herr Abg. Kloſſowſki bezweifelt, daß 


die Bezüge der Angeſtellten und Arbeiter im Wirt⸗ 
ſchaftsleben ein wichtiger Faktor ſind. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Zweifellos!) Dann ſehe ich nicht ein, 
daß ſich Ihr Fraktionskollege ſo darüber aufregt, 
er iſt offenbar nicht in der Lage, der Sache zu fol⸗ 
gen. 

Als weitere Forderung wird ferner die Er⸗ 
höhung des Sonderzuſchlages bekämpft. (Zuruf.) 
Das ſteckt Ihnen beſonders in der Naſe. (Heiter⸗ 
keit.) Ueber Erhöhung des Sonderzuſchlages läßt 
ſich naturgemäß ſtreiten. Man kann darüber ver⸗ 
ſchiedener Anſicht ſein, und es kann immer noch 
zu einer Einigung kommen. Aber auch in dieſer 
Hinſicht befinden wir uns in der Geſellſchaft des 
Ihnen recht naheſtehenden Allgemeinen Danziger 
Beamtenbundes. Auch er iſt nicht mit dem jetzi⸗ 
gen Zuſchlag von 3 Prozent zufrieden, ſondern 
verlangt den Zuſchlag des beſetzten Gebietes. Herr 


Vizepräſident Gehl hat nachgewieſen, daß bei Erhö⸗ 


hung des Sonderzuſchlages der Staat weſentlich be⸗ 
laſtet würde. Das läßt ſich nicht beſtreiten. Aber die 
Belaſtung würde ſicher nicht das Ausmaß anneh⸗ 
men, das angeführt wurde. (Abg. Gehl: Das ſind 
amtliche Zahlen!) Es liegt mir fern, Ihnen vor⸗ 
zuwerfen, daß Sie falſche Zahlen gebracht hätten, 
oder daß bei Ihnen die Abſicht obgewaltet hätte, 
falſche Angaben zu machen. Ich möchte aber beto⸗ 
nen, daß die Zahl durch die Wahrung des Beſitz⸗ 
ſtandes, die ſelbſt dieſes Geſetz vorſieht, entlaſtet 
wird. Die drei, fünf und acht Prozent Kürzung 
enthalten einen großen Teil der Sonderzuſchläge, 
die ja auf das neue Gehalt zuzuſchlagen ſind, ſo 
daß ein Teil der Zahl ſich ausgleichen würde und 
die Belaſtung nicht ſo hoch iſt, wie angegeben 
wurde. Bei der amtlichen Feſtſtellung iſt der Am⸗ 
ſtand, daß durch die Wahrung des Beſitzſtandes 
ein Teil dieſer Summe aufgebraucht wird, nicht 
berückſichtigt worden, das möchte ich auch von die⸗ 
ſer Stelle aus feititellen. 

Dann haben die Herren Vorredner mehrfach 
darauf hingewieſen, daß die Beſoldung der Be⸗ 
amten im Vergleich zu anderen gleichgeſtellten 
Berufsſchichten und deren Lebenshaltung auf je⸗ 
den Fall zu hoch ſei. Es fehlt vor allen Dingen 

ie Angabe der einzelnen Vergleichsgruppen. Mit 
wem ſollen die einzelnen Gruppen verglichen wer⸗ 
en? Herr Abg. Mau rief mir immer als Ehren⸗ 
ne das Wort Schulmeiſter zu. Ich fühle mich 
adurch nicht beleidigt, wenn Herr Kloſſowſki und 
andere in dieſem hohen Hauſe noch etwas von mir 
ernen wollen. Stellen wir alſo einmal den Schul⸗ 
er und den Bäckermeiſter gegenüber. (Abg. 
wloſſowſki: Das wird eine ſchöne Backware werden, 
A Sie bereiten!) Wenn Sie ſich daran verſchluk⸗ 
en, ſchadet es nichts, dann iſt Ihr großes Maul 
geſtopft. (Heiterkeit.) Jedenfalls wäre es wün⸗ 


ſchenswert, daß man angibt, welche Berufsſtände 
verglichen 


mit den einzelnen Beamtengruppen 
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werden ſollen, wenn derartige Angaben Beweis⸗ 
kraft haben ſollten. (Abg. Kloſſowſki: Bäckermei⸗ 
ſter und Fleiſchermeiſter!) Ich bin auch mit dieſen 
Herren gut befreundet und wünſche jedem, daß es 
ihm ſo gut geht. Es gibt leider auch Bäckermeiſter, 
denen es ſchlecht geht. 

Nun zu der Ortsklaſſe. Da wurde von Herrn 
Senatsvizepräſidenten Gehl geſagt, die Beibehal⸗ 
tung der Ortsklaſſe ſei eine ganz beſondere Ver⸗ 
günſtigung für die Danziger Beamtenſchaft. Mit 
dieſer Beibehaltung ſteht Danzig nicht einzig und 
allein da, ſondern Hamburg und Bremen, die bei 
anderen Gelegenheiten immer zum Vergleich her- 
angezogen werden, haben ebenfalls eine einheit⸗ 
liche Ortsklaſſe, weil es ſich bei dieſen Stadtſtaa⸗ 
ten ganz von ſelbſt verſteht. Wenn über die Orts⸗ 
klaſſe A hinaus noch die Sonderklaſſe gewünſcht 
wird, auch vom Allgemeinen Beamtenbund, ſo 
ſollten Sie nicht dem Danziger Beamtenbund 
Anbeſcheidenheit vorwerfen, ſondern ſollten die 
Wünſche der Ihnen politiſch naheſtehenden Leute 
auch nach Möglichkeit berückſichtigen. Mir fällt 
es gar nicht ſchwer, die Wünſche des Allgemeinen 
Beamtenbundes zu berückſichtigen, ſoweit ſie ſich 
mit den unſrigen decken. Weshalb ſoll ich ſoweit 
nicht gemeinſame Sache machen? Ich mache mit 
jedem Politiker gemeinſame Sache, wenn ſich un⸗ 
ſere Anſchauungen decken und wenn ſie ſachlich 
ſind, Herr Dr. Kamnitzer. 

Herr Dr. Kamnitzer und Herr Siebenfreund ha⸗ 
ben übereinſtimmend betont, daß die neue Ge- 
jegesporlage mit der Vorlage Preußens und des 
Reichs übereinſtimmt. Ich weiß nicht, ob das eine 
kleine Vergeßlichkeit von Herrn Dr. Kamnitzer iſt 
oder was ſonſt die Urſache war, daß er uns und der 
Oeffentlichkeit verſchweigt, daß die SS 37 und 38 
im deutſchen Reiche bezw. Preußen etwas anders 
ſagen als § 47 dieſer Geſetzesvorlage, nämlich ge⸗ 
rade das Gegenteil. Die Antwort auf dieſe Frage 
ſind Sie Herrn Abg. Hennke ſchuldig geblieben. 
S 37 bezw. 38, die ausdrücklich feſtſtellen, daß das 
Gehalt der Beamten nicht gekürzt werden darf, 
lauten im Reich und in Preußen ganz anders. 
Darum dreht ſich ja gerade der ganze Streit. (Zu⸗ 
rufe.) Darum dreht ſich doch nur der ganze Streit. 
(Abg. Kamnitzer: Noch zehn Prozent zu!) Ach, ich 
bin nicht gewohnt, zu ſchachern und zu handeln, 
ich ſtelle nur berechtigte Forderungen. Wenn man 
ſich hier hinſtellt und behauptet, das Geſetz ſtimme 
mit den Geſetzen in Deutſchland und Preußen 
überein, dann ſoll man ſo wichtige Paragraphen 
nicht vergeſſen. 

Nun iſt hier geſagt worden, und zwar auch mit 
einem gewiſſen Recht, die Finanzlage des Staates 
erfordere, daß Erſparniſſe gemacht werden und 
die Beträge, die bis jetzt durch das Notopfer er⸗ 
ſpart wurden, auf andere Weiſe eingeſpart wer⸗ 
den. Dieſe Forderung deckt ſich mit denen, die ſei⸗ 
nerzeit von den Sachverſtändigen des Völkerbun⸗ 
des aufgeſtellt wurden. Ja, ſind aber dieſe 
Forderungen heute nicht ſchon zum größten Teil 
erfüllt? Die Erſparniſſe durch Abbau belaufen 
ſich auf 667 Köpfe der Beamtenſchaft. Rechnen 
wir durchſchnittlich nur mit einer Monatsbeſol⸗ 
dung von 250 Gulden pro Kopf, ſo ergibt das 
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ſchon eine Erſparnis von rund 2 Millionen Gul⸗ 
den. Wenn ferner nach dem neuen Geſetz die 
Frauenzulage fortfallen ſoll, ſo ergibt ſich, daß die 
durch das Notopfer aufgebrachten 2,8 Millionen 
eigentlich ſchon eingeſpart ſind. Es kommt weiter 
hinzu, daß die Beamtenſchaft doch bereits 1½ 
Jahre dieſes Opfer gebracht hat und daß die 
Summe, die gezahlt worden iſt, gar nicht ſo klein 
geweſen iſt. Man wird unwillkürlich verleitet, 
den Kreiſen der Bevölkerung, die ebenſo wie die 
Beamten und beſſer geſtellt ſind, zu ſagen: „Jetzt 
geht einmal hin und tut das Gleiche!“ 

S 47 des neuen Beamtenbeſoldungsgeſetzes 
verlangt, daß unter Wahrung des Beſitzſtandes 
die Gehälter der unteren Gruppen um 3 Prozent, 
die der mittleren Gruppen um 5 Prozent und die 
der oberen Gruppen um 8 Prozent gekürzt wer⸗ 
den ſollen. Wenn das im Intereſſe des Staates 


dringend notwendig iſt, ſo ſehe ich nicht ein, wes⸗ 


halb man die gleiche Kürzung des Einkommens 
nicht auch bei allen denen vornehmen könnte, die 
auch das gleiche Einkommen oder ſogar noch mehr 
haben. Wohlgemerkt nicht die Kreiſe, die bedau⸗ 
erlicherweiſe noch ſchlechter geſtellt ſind, aber all 
die Kreiſe die nachweislich — und aus den Steu⸗ 
erliſten iſt das ja nachweisbar — dasſelbe und 
höhere Einkommen haben. Wer das Einkommen 
eines unteren Beamten hat, dem müßte auf geſetz⸗ 
lichem Wege 3 Prozent, wer das Einkommen eines 
mittleren Beamten hat, dem müßten 5 Prozent 
und wer ein höheres Einkommen hat, dem müß⸗ 
ten 8 Prozent abgezogen werden. Ich weiß, daß 
das verſchiedenen nicht gefallen wird. (Haben die 
auch Penſion? links.) Nein, die haben zum Teil 
keine Penſionen, aber haben die Kreiſe denn je⸗ 
mals für derartige Hungerlöhne zu arbeiten brau⸗ 
chen, wie die Beamten? Sind Ihnen die Zeiten 
aus dem Gedächtnis entfallen, wo Lehrer mit 
Frau und Kindern zweiundfünfzig Mark im Mo⸗ 
nat erhielten? (Abg. Gaikowſki: Sie haben doch 
auch keine Koſten für ihre Ausbildung gehabt!) 


Hier ſitzt der Kollege Beyer in Ihren Reihen, laß 


der Ihnen einmal erzählen, was er als junger 
Lehrer, als Familienvater für ein Einkommen 
gehabt hat. (Damals hatten die Arbeiter zwan⸗ 
zig Pfennig Stundenlohn! links.) Wenn man von 
der einen Seite Opfer verlangt, dann ſoll man 
ſie von der anderen Seite nicht ganz und gar ver⸗ 
ſchmähen. Ich weiß ſehr wohl, daß derartige 
Forderungen nicht verwirklicht werden, ich will 
aber hier zum Ausdruck bringen, daß es zuweit 
geht, ſtändig von einer Bevölkerungsſchicht Opfer 
zu verlangen und andere Schichten zu ſchützen. 

And noch etwas anderes: Ich beſchäftige mich 
ſonſt nicht gern mit Herrn Abgeordneten Dr. Bla⸗ 
wier. Aber er hat geſtern in ſeinen 
Ausführungen wieder einmal von den Lehre⸗ 
rinnen geſprochen, die in ſo großer Zahl nach 
Bayern reiſen. Ich weiß nicht, ob Herr Dr. Bla⸗ 
vier annimmt, daß alle die Wirtſchaftskreiſe, die 
auf Fremdenverkehr angewieſen ſind, allein von 
den Lehrerinnen, die in die Sommerfriſche reiſen, 
beſtehen können. Wenn man ſich die große Zahl 
der Reiſenden anſieht — ich gehöre zu denen nicht 
— dann muß man doch ſagen, es muß wohl auch 
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noch andere Leute geben, als Lehrerinnen, denen 
es möglich iſt, in ihren Ferien zu verreiſen. Ich 
gönne es den Leuten von ganzem Herzen und 
gönne es vor allen Dingen den Wirtſchaftskreiſen, 
die davon leben. Man ſollte ſich hier aber nicht 
hinſtellen und es ſo darzulegen verſuchen, als 
wenn der Beamte wirklich der Einzige iſt, der 
dieſe Vorzüge genießt. Warum gönnen Sie denn 
den Beamten und den Lehrerinnen nicht genau ſo 
ihre Erholung, wie Sie ſie den Wirtſchaftskreiſen 
zugeſtehen, Herr Abg. Dr. Blavier? Gehen Sie 
doch einmal hin in den Spielklub, dort werden 
Summen umgeſetzt, die weit darüber hinausge⸗ 
hen, was ein Danziger Beamter an Gehalt be⸗ 
kommt. Beamte werden Sie dort nicht finden. 
Ich habe, wie Sie alle hier, die Freikarte für den 
Zoppoter Spielklub in der Taſche. Mein Fuß hat 
die Schwelle noch nicht überſchritten, aber es ſind 
andere Leute dort zu finden. (Zurufe links.) 

Nun fällt es den Herren von links beſonders 
auf die Nerven, daß ſich hier ein Beamtenvertreter 
hinſtellt und die Beamtenintereſſen wahrnimmt. 
Ja, meine Herren von links, ſoweit Sie Gewerk⸗ 
ſchaftler ſind, tun Sie denn etwas anderes? Sie 
tun doch genau dasſelbe und mit gutem Recht. Es 
verdenkt Ihnen das keiner, wenn Sie hier als 
Abgeordneter für die Arbeiterintereſſen und für 
Gewerkſchaftsintereſſen eintreten. Mit demſelben 
Recht ſtehe ich hier; unſere Berufsvereinigungen 
ſind heute gerade ſo gut Gewerkſchaften wie die 
Ihrigen. (Abg. Mau: So charakterlos können wir 
gar nicht ſein, das kriegen wir gar nicht fertig!) 
Sie haben doch auch keine doppelte Seele, wenn Sie 
hier ſtehen, bleiben Sie genau derſelbe Gewerk⸗ 
ſchaftsführer, wie wenn Sie draußen ſind. Ich 
will Ihnen damit nur nachweiſen, daß Sie, ganz 
abgeſehen davon, daß Sie die moraliſche Pflicht 
haben, hier die Intereſſen ſämtlicher Volkskreiſe 
zu vertreten, auch die verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit haben, die Intereſſen der Gewerk⸗ 
ſchaft zu vertreten. Wenn Sie Ihrem Koalitions⸗ 
kollegen geſtern das Wort „Lump“ zuriefen, ſo 
möchte ich Ihnen nur ſagen: Lumpen wären wir, 
wenn wir das nicht täten und hier nicht die Inter⸗ 
eſſen der Berufsſchichten verträten, denen wir an⸗ 
gehören. 

Es wird hier immer ſoviel von der hiſtoriſchen 
Entwicklung auf dem Gebiete dieſes Beſoldungs⸗ 
geſetzes geſprochen. Wie iſt es denn geweſen, 
meine Herren von der Sozialdemokratie, als der 
Vertreter der Finanzkommiſſion des Völkerbundes 
hier in Danzig war? Wer hat denn den Herren 
die doch nicht etwa für Ihre Intereſſen eintraten, 
ſondern für die Intereſſen des Großkapitals, Vor⸗ 
ſpanndienſte geleiſtet? Glauben Sie denn, es 
kommt den Herren Finanzſachverſtändigen oder 
denjenigen, die den Völkerbund beraten haben, 
darauf an, hier einem Beamten monatlich fünf⸗ 
zig oder ſechzig Gulden abzuziehen? Denen iſt es 
darum zu tun, mittelbar durch die Kürzung der 
Beamtengehälter auch die Löhne der Arbeiter 
und Angeſtellten zu drücken. Wenn nämlich ein 
Arbeiter in der Stunde zwei Pfennige weniger 
bekommt, und tauſend Arbeiter in einem Betrieb 


[beſchäftigt werden, dann können Sie es ſich ſelbſt 
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ausrechnen, was das an perſönlichen Vorteilen 


für den einzelnen Unternehmer bedeutet. Sie ſind 
diejenigen geweſen, die in dieſer Hinſicht dem 
Großkapital Vorſpanndienſte geleiſtet haben und 
die jetzt hier ſagen, die Beamten — die doch ge⸗ 
nau ſo Arbeitnehmer ſind, wie Sie — haben zu⸗ 
viel. Was bekommen denn die unteren Beam⸗ 
tengruppen an Gehaltszulage? Das iſt nicht der 
Rede wert im Vergleich zu den Einkünften ande⸗ 
rer Leute. Wenn ich Ihnen ſo etwas ſage, werden 
Sie ſchon etwas ſtiller. 

Wenn wir auf das Geſetz ſelbſt näher eingehen, 
ſo ſtimme ich mit den Ausführungen des Herrn 
Abg. Plenikowſki und in dieſem Falle auch mit 
den Ausführungen des Herrn Abg. Dr. Blavier 
überein. Das Geſetz als ſolches iſt ſo unüberſicht⸗ 
lich wie nur möglich. Es iſt tatſächlich ſo, wie 
Herr Abg. Dr. Blavier geſtern ſagte, es fällt 
ſchwer, feſtzuſtellen, wieviel der einzelne Beamte 
nach dieſem neuen Geſetz eigentlich zu erhalten 
hat. Wenn wir als Beamte und als diejenigen, 
die mit dieſer Frage immer zu tun haben, das 
vielleicht noch errechnen können, ſo müßte es aber 
auch jedem Nichtbeamten in dieſem Hauſe möglich 
ſein, leicht feſtzuſtellen, und gewiſſenhaft zu kon⸗ 
trollieren, ob der Beamte zuviel oder zuwenig be⸗ 
kommt. Das iſt aber nicht der Fall. Durch die 
ganze Umgeſtaltung der Aufrückungsmöglichkeit 
und die Umgeſtaltung im Beſoldungsdienſtalter 
wird es den meiſten der anweſenden Damen und 
Herren mit ganz wenigen Ausnahmen überhaupt 
nicht möglich ſein, die Gehälter der einzelnen Be⸗ 
amten zu berechnen und zu vergleichen. Das iſt 
entſchieden ein Mangel dieſes Geſetzes und ich 
möchte anregen, das Geſetz in der Weiſe umzuän⸗ 
dern, daß es überſichtlicher wird oder eine Anlage 
bekommt, die in dieſer Beziehung größere Klar⸗ 
heit ſchafft. Ich verweiſe da auch wieder auf die 

orlage von Hamburg und Bremen und bin be: 
reit, ſie Ihnen zur Verfügung zu ſtellen, es ſind 
ganz klare Zuſammenſtellungen, die jedem ver⸗ 
ſtändlich ſind, damit er ſehen kann, wie die Ver⸗ 
hältniſſe in Wirklichkeit liegen. 
Die in Preußen eingeführten Stellenzulagen 
ſind durchaus kein idealer Zuſtand, fie machen das 
Geſetz auch unüberſichtlich. Ich ſpreche nicht von 
den Zahlen, ſondern lediglich vom Aufbau des 
Geſetzes. Aber auch ſonſt iſt das Geſetz gar nicht ſo 
günſtig. Wenn geſtern von Herrn Siebenfreund und 
Herrn Dr. Kamnitzer behauptet wurde, das alte 
Danziger Geſetz ſei das günſtigſte Geſetz, Herr Dr. 
Namnitzer ſprach von der günſtigſten Beſoldung 
in ganz Europa, ſo möchte ich auch hier auf Ham⸗ 
urg hinweiſen, wo viel günſtigere Verhältniſſe 
bei der Anrechnung der Dienſtjahre vorhanden 
ſind. Es würde ſich empfehlen, daß ſich die Herren 
auch die Geſetze anderer Länder anſehen, um zu 
ehen, was daraus zu lernen iſt. Namentlich, ſo⸗ 
weit es die unteren Beamten angeht, hat Ham⸗ 
a iel, günſtigere Verhältniſſe. (Abg. Kloſ⸗ 
Betti: Nächſtens vergleichen Sie Pietzkendorf mit 
marlin!) Wenn man Sie vor ſich ſttzen ſteht, weiß 
Dalldwirklich nicht, ob Sie aus Pietzkendorf oder 
in Dorf ſtammen, wenn man dann kopfſcheu wird, 
es kein Wunder. Sie ſollten lieber zuhören, 
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damit Sie etwas lernen. — Namentlich was die 
unteren Beamten anbetrifft, beſtimmt die Ham⸗ 
burger Beſoldungsordnung, daß bei jedem Ueber⸗ 
gang von einer Gruppe zur andern mindeſtens 
eine Zulage von 100 Reichsmark gewährt wird. 
Das bedeutet für die unteren Beamten ſehr viel, 
während die Danziger Aufrückung nur eine ganz 
minimale Zulage gewährt. Es wäre zweckmäßig, 
ſich auch in dieſer Hinſicht Hamburg und Bremen 
zum Muſter zu nehmen. (Zuruf des Abg. Dr. 
Kamnitzer.) Herr Dr. Kamnitzer ſagte, das deutſche 
Geſetz ſei ein Kunſtwerk. Ich kenne Leute, die 
Ihnen auch recht naheſtehen, die das preußiſche 
Geſetz nicht als ein Kunſtwerk, ſondern als ein 
Stückwerk bezeichnen. Wenn aber das preußiſche 
Geſetz ein Kunſtwerk iſt, ſoll man es nicht ſinnlos 
abſchreiben. Dadurch gewinnt es nicht an Wert. 
Wer einigermaßen Kunſtverſtändnis hat, dazu 
rechne ich auch Sie, Herr Dr. Kamnitzer mit 
Ihrem geſunden Menſchenverſtand, weiß, daß man 
ein Kunſtwerk nicht in eine Umgebung ſtellen darf, 
die nicht zu ihm paßt. Das Kunſtwerk, das angeb⸗ 
lich im preußiſchen Geſetz geſchaffen wurde, wird 
aber reichlich verſchandelt, indem man es auf die 
Danziger Verhältniſſe überträgt. Ich denke nicht 
einmal an die Beſoldungsordnung als ſolche. 
Wenn Sie behaupten, mit Ihrem geſunden Men⸗ 
ſchenverſtand die ganzen Jahre hindurch am Zu⸗ 
ſtandekommen der Danziger Beſoldungsordnung 
mitgearbeitet zu haben, dann müßten Sie einſe⸗ 
hen, daß auch das Danziger Beſoldungsgeſetz ein 
Kunſtwerk war, das in jahrelanger Arbeit ent⸗ 
ſtanden iſt und manche Feinheiten enthält, die auf 
die Eigenart der Danziger Verhältniſſe zuge⸗ 
ſchnitten ſind. Ein ſolches Werk ſoll man nicht be⸗ 
handeln, wie einen alten, irdenen Topf, den man 
kaputt ſchlägt und dafür einen neuen kauft. 

Herr Abg. Dr. Kamnitzer nannte Herrn Hennke 
geſtern einen Propheten. Ja, mein verehrter 
Herr Dr. Kamnitzer, wenn Sie ſchon Moſes und 
den Propheten nicht glauben, dann glauben Sie 
wenigſtens den Leuten vom Allgemeinen Danziger 
1 9 Der Allgemeine Beamtenbund 
ſagt: 

Wir ſprechen offen aus, daß wir in einem ſolchen 
Verfahren das Beſtreben erblicken, den wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Aufſtieg der Beamtenſchaft be⸗ 
wußt zu erſchweren und können es nicht verſtehen, 
wenn die Danziger Regierung die Hand zu einem 
ſolchen rückſchrittlichen Akt bieten würde. 

Gemeint iſt die neue Geſetzesvorlage. Weiter 
heißt es in der Eingabe: 

Wir möchten hierbei nicht verfehlen, darauf Hinz 


zuweiſen, daß in einem großen Teil der Danziger 


Beamtenſchaft, wie es im Reich und Preußen bekannt⸗ 
lich der Fall iſt, heute ſchon eine große Beunruhigung 
und Erbitterung gegen die Reichs⸗ bezw. preußiſche 
Beſoldungsordnung Platz gegriffen hat, und daß bei 
dieſer Beſoldung in Danzig mit vielen neuen Män⸗ 
geln und Ungerechtigkeiten in nicht allzu ferner Zeit 
ſich auch dieſe Neuregelung als überholt erweiſen 
dürfte. Wir bitten daher dringend, ohne Uebereilung 
eine eigene Danziger Beſoldungsordnung zu ſchaffen, 
die den tatsächlichen Wünſchen der Danziger Beam⸗ 
tenſchaft Rechnung trägt. 

Als Abſchluß zu unſeren Ausführungen geſtatten 
wir uns noch auf die zum Schaden des Staates be⸗ 
ſtimmt nicht ausbleibende nachteilige Auswirkung 


der neuen Beſoldungsordnung hinzuweiſen, die im 
zu den Wünſchen der 


ſchärfſten Gegenſatz großen 
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Menge der Beamten Is und bitten, unſere Abän⸗ 

derungsanträge berückſichtigen zu wollen. 
Sie ſehen alſo, daß nicht allein der von Ihnen 
viel geſchmähte alte Danziger Beamtenbund dieſe 
Einſtellung hat, ſondern auch der von Ihnen in 
Ihrem Organ jo ſehr gelobte neue Danziger Bes 
amtenbund. Auch er hat im großen ganzen die⸗ 
ſelbe Auffaſſung wie wir. (Abg. Kloſſowſki: Er 
ſpricht nicht von wohlerworbenen Rechten!) Sie 
ſehen daraus, daß die Anſichten in vielen Punk⸗ 
ten übereinſtimmen. Aber es handelt ſich nun dar⸗ 
um, dazu Stellung zu nehmen, was im Augenblick 
werden ſoll. Geſtern iſt hier von der Zentrums⸗ 
fraktion erklärt worden, ſie ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkt, die Entſcheidung des Gerichts abzuwarten; 
denn fie ſieht darin eine Grundlage, die evtl. ganz 
andere Maßnahmen bedingen kann. Anderer⸗ 
ſeits hat die Zentrumsfraktion klipp und klar er⸗ 
klärt, daß ſie für ein verfaſſungsänderndes Geſetz 
nicht zu haben ſei. 

Weniger deutlich lautet die Erklärung der 
Liberalen Partei. Herr Siebenfreund ließ dieſe 
Frage offen. Er ſagte zwar, die Fraktion würde 


ſich nach der Entſcheidung des Gerichts richten, ſie 


würde dann aber nach Mitteln und Wegen ſuchen, 

dieſe Entſcheidung des Gerichts zu korrigieren. 
Das iſt alſo keine ganz klare Haltung, und es 

wäre im Intereſſe der öffentlichen Reinlichkeit 

wünſchenswert geweſen, hier klipp und klar von 

10 Fraktion aus zu erklären, wie ſie ſich dazu 
ellt. 

Es wäre deshalb am zweckmäßigſten, die Ent⸗ 
ſcheidung der Gerichte abzuwarten. Trotzdem kann 
und mag dies Geſetz in dieſer Faſſung an den Aus⸗ 
ſchuß gehen. Eine endgültige Verabſchiedung die⸗ 
ſes Geſetzes vor Entſcheidung der Gerichte würde 
aber eine Leerarbeit bedeuten, wie ſie ſchon bei 
der Verfaſſung geleiſtet worden iſt. Es wäre aber 
notwendig und wünſchenswert, daß der Ausſchuß 
zunächſt einmal überprüft, welche Beamten nach 
der jetzigen Vorlage mehr Gehalt bekommen wür⸗ 
den, als ſie zurzeit erhalten. Dieſen Beamten 
müßte man, damit fie durch eine etwaige Verzöge⸗ 
rung nicht benachteiligt werden, wie es zum Teil 
ſchon geſchieht, Vorſchüſſe in voller Höhe dieſes 
Mehrbetrages zuweiſen. (Zwiſchenrufe.) Es han⸗ 


delt ſich meiſtens um untere Beamtengruppen. Ich 


trete alſo nur für die Leute ein, die Sie angeblich 


ſelbſt ſchützen wollen. 


Ich habe aber hier noch einen anderen Wunſch 
zu äußern. Es iſt zwar nicht im öffentlichen Ver⸗ 
ordnungswege bekannt gemacht, aber es ſoll bei 
den Behörden eine Verordnung kurſieren, wonach 
die Anſtellung von Beamten einſtweilen zu unter⸗ 
laſſen iſt. Verſetzen Sie ſich doch einmal in die 
Lage derjenigen jungen Beamten, die Jahre hin⸗ 
durch ihre Pflicht erfüllt haben, die die geſetzlich 
vorgeſchriebenen Bedingungen für die feſte An⸗ 
ſtellung erfüllt haben, und die nun lange Zeit 


warten müſſen, bis ſie die feſte Anſtellung bekom⸗ 


men, trotzdem der Staat durch die feſte Anſtellung 
keine Mehrbelaſtung tragen müßte. Ich ſpreche 
von dieſer Stelle die Bitte aus, daß die Beunru⸗ 
higung, die auf dieſe Weiſe in dieſe Beamten⸗ 


kreiſe getragen wird, ſchleunigſt beſeitigt werde, 
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indem man den betreffenden Beamten die feſte 
Anſtellung gewährt. So mag wohl ein geriſſener 
Geſchäftsmann handeln, der die Konjunktur aus⸗ 
nutzt und ſich ausrechnet, wie er ſeine Angeſtellten 
ausnutzen kann, aber auch im privaten Geſchäfts⸗ 
leben gibt es ſo etwas heute wohl kaum noch. 
Wenn aber eine Staatsverwaltung, die von ihren 
Beamten Vertrauen verlangt, ſolche Wege be⸗ 
ſchreitet und ſagt, ich weiß noch nicht, wie der Pro⸗ 
zeß ausgeht, deshalb behalte ich mir einſtweilen 
noch die feſte Anſtellung vor, ſo iſt das falſch und 
zum mindeſten kein feiner und fairer Akt. (Ach 
du lieber Gott! links.) Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
ruft mir zu: „Ach, du lieber Gott!“ Ja, Herr Dr. 
Kamnitzer, was hilft der liebe Gott dabei, Sie 
haben doch geſtern hier immer an den geſunden 
Menſchenverſtand appelliert. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Das ſcheint bei Ihnen vergeblich geweſen zu ſein!) 

Es iſt hier von den Gegenrednern immer wieder 
damit operiert worden, die Beamten ſchrieen nur 
immer nach einer Erhöhung der Beſoldung, die 
Beamten wären diejenigen, die den Schlund nicht 
voll genug bekommen könnten. Meine Damen und 
Herren, Sie dürfen doch nicht die grundlegende 
Einſtellung der Beamtenſchaft überſehen. Es 
handelt ſich im Augenblick bei unſerm Kampf gar 
nicht darum, ob wir 50, 60 oder 25 Gulden mehr 
oder weniger bekommen, ſondern vor allem um 
die Entſcheidnug der grundſätzlichen Frage: iſt es 
rechtlich zuläſſig, die Beamtengehälter zu kürzen? 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Das erzählen Sie Ihrer 
Großmutter!) Die iſt leider ſchon tot, aber viel⸗ 
leicht kann ich die Ihrige mal ſprechen. 

Ich will Hern Vizepräſidenten Gehl und den 
anderen Herren, nicht etwa unterſtellen, daß ſie 
tatſächlich nicht die ehrliche Abſicht hätten, die 
Rechte des Berufsbeamtentums zu wahren, wenn 
aber dieſer Einbruch in die Verfaſſung ſtattfindet, 
ſo laſſen ſich die Folgen heute noch gar nicht über⸗ 
ſehen. (Abg. Kloſſowſki: Die überlaſſen Sie nur 
ruhig uns!) Dann wären wir ſchön verlaſſen, 
wenn wir Ihnen etwas überlaſſen wollten! Sie 
können die Folgen heute nicht überſehen, Sie 
wiſſen ja nicht, wer nach Ihnen kommt. Wenn 
z. B. nach Herrn Gehl Leute vom Schlage eines 
Herrn Kloſſowſki die Führung bekämen, dann 


wäre die Beamtenſchaft ſchön aufgeſchmiſſen, dann 


helfen uns die ſchönſten Verſprechungen von Herrn 
Gehl gar nichts. Das iſt der Grund, weshalb ſich 
die Beamtenſchaft bis zum letzten wehrt. Und 
nicht nur die Beamtenſchaft in Danzig hat ein 
Intereſſe an der Entſcheidung dieſer Frage, ſon⸗ 
dern auch die Beamtenſchaft im Reich und über 
das Reich hinaus. (Ganz Europa! links.) Ihr 
Herr Dr. Kamnitzer ſprach geſtern von dieſer Stelle 
aus auch von ganz Europa, deshalb geſtatten Sie 
mir, daß ich auch von den europäiſchen Juriſten 
preche. Ich weiß aus ſicherer Quelle, daß die bel⸗ 
giſchen Juriſten ſich für dieſen Fall ſehr weitge⸗ 
hend intereſſieren. Wenn ſolche Entſcheidungen 
fallen, dann haben ſie nicht nur für ein ſo kleines 
Staatsweſen wie Danzig Bedeutung, ſondern nach 
juriſtiſchen Grundſätzen und juriſtiſchem Brauch 
wird auch in anderen Ländern darauf zurückge⸗ 
griffen. Deshalb iſt dieſes Urteil von entſchei⸗ 
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dender Bedeutung, nicht nur für die Beamten⸗ 
ſchaft, ſondern auch für den Staat. Ich bitte des⸗ 
halb, dieſer Frage doch den nötigen Ernſt entge⸗ 
genzubringen und ſie nicht durch dämliche Zwi⸗ 
ſchenrufe lächerlich zu machen. (Bravo! in der 


Mitte.) 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Raſchke. 755 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Dr. Kamnitzer zwingen 
uns, noch einmal zu dem vorgelegten Geſetzentwurf 
Stellung zu nehmen. Wer die geſtrige Rede des 
Herrn Abg. Dr. Kamnitzer mit der Rede ſeines 
Fraktionskollegen Mau im Jahre 1924 vergleicht, 
der muß ſagen, entweder iſt Mau Demagoge erſter 
Klaſſe oder Kamnitzer. Denn beide haben dieſe 
Frage ſo verſchiedenartig behandelt, daß man ſich 
an den Kopf faſſen und fragen muß, gehören dieſe 
beiden Abgeordneten ein und derſelben Fraktion 
an? Ich werde Ihnen ſpäter an Hand der Akten 
für meine Behauptungen den Beweis erbringen. 

M. D. u. H.! Für uns iſt es ſchließlich nichts 
Neues, wenn die Sozialdemokratiſche Partei ſich 
immer mehr und mehr dem Niveau des bürger⸗ 
lichen Staates nähert. Nicht nur heute, nicht 
geſtern, ſondern bereits im Jahre 1914, als man 
bei Kriegsausbruch erklärte: „Wir 


feſtgeſtellt werden, daß die Sozialdemokratie nur 
den kapitaliſtiſchen Staat beſchützen und neu auf⸗ 
bauen will. Das hat ſie auch geſtern durch die 
Rede des Abg. Dr. Kamnitzer wieder klipp und 
klar bewieſen. Beſonders die Beamtenbeſoldung 
hat es ihr angetan und ſie glaubt, durch dieſe Be⸗ 
ſoldungsordnung den kapitaliſtiſchen Staat retten 
zu müſſen. Das Verwerfliche iſt aber dabei, daß 
der Abg. Dr. Kamnitzer hierbei nicht auf die 
Auswüchſe dieſer Beſoldungsordnung in bezug auf 
die untere Beamtenſchaft eingegangen iſt. Er 
glaubte hierbei mit einer Phraſe über die Aus⸗ 
führungen meines Fraktionskollegen Plenikowſki 
hinweggehen zu können. Es muß daher hier noch 
einmal ganz beſonders darauf eingegangen wer⸗ 
den. Wenn man hier immer wieder won Regie⸗ 
rungsſeite erklärt: „Den unteren Beamten joll 
nichts genommen werden“, ſo iſt das ein demago⸗ 
giſches Spiel, wenn nicht gar eine ganz gemeine 
Lüge. An Hand der Vorlage ſtellen wir feſt, daß 
den unteren Beamten ein großer Teil ihres Ein⸗ 
kommens genommen wird, daß ſie mindeſtens auf 
ihrem jetzigen Einkommen jahrelang ſtehen blei⸗ 
ben werden, während fie nach der alten Beſol⸗ 
dungsordnung bereits nach einigen Jahren in der 
Beſoldung aufrückten. Ich möchte das hier an 
einigen Beiſpielen klarlegen, damit die Oeffent⸗ 
lichkeit, wenn ſie davon Notiz nimmt, erfährt, wie 
ſie 5 bei Der unteren Beamtenſchaft aus⸗ 
ſteht. 

Ich habe mir die Arbeit gemacht und einen 


Beamten der Gruppe 4 der alten Beſoldungsord⸗ 


nung verglichen mit der neuen Beſoldungsord⸗ 
nung, nach der er in die Gruppe 11 hineinkommt. 

ehmen wir einmal an, daß dieſer Beamte acht 
Dienſtjahre hinter ſich hat, verheiratet und Vater 
von zwei Kindern iſt. Nach der alten Beſoldungs⸗ 
ordnung würde er bei acht Dienſtjahren 303 Gul⸗ 

en monatlich bekommen, abzüglich des Notopfers, 


laſſen das 
Vaterland nicht im Stich!“, ſchon damals konnte 


das in dieſem Falle überhaupt wegfällt. Nach der 
neuen Beſoldungsordnung würde er aber nur 
285 Gulden monatlich erhalten. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Das iſt ein Anterſchied 
von 18 Gulden! Das Demagogiſche und Gemeine 
dabei folgt noch. Man ſagt, man nehme dem Be⸗ 
amten nichts, denn er bekomme ſeine 303 Gulden 
weiter. Wenn er aber nach der alten Beſoldungs⸗ 
ordnung bezahlt würde, bekäme er nach zwei 
Jahren eine Zulage von 16 Gulden. Nach der 
neuen Beſoldungsordnung bekommt er keine Zu⸗ 
lage, es ſei denn, daß er die 300 Gulden mit der 
neuen Beſoldungsordnung erreicht. Dann müßte 
der Mann aber nach der neuen Beſoldungsord⸗ 
nung mindeſtens noch 6 Jahre laufen. Vor ſechs 
Jahren iſt alſo an eine Verbeſſerung durch die 
neue Beſoldungsordnung nicht zu denken, wäh⸗ 


rend er bei der alten Beſoldungsordnung 
ſchon nach zwei Jahren eine Aufbeſſerung 
ſeines Gehaltes erfahren würde. Nehmen 


wir einen Beamten der Gruppe 6, der nach 
der neuen Beſoldungsordnung in die Gruppe 
8a käme. Er erhält bei acht Dienstjahren, Frau 
und zwei Kindern nach der alten Beſoldungsond⸗ 
nung 385 Gulden und nach der neuen Beſoldungs⸗ 
ordnung 355 Gulden, Auch hier it dasſelbe Spiel. 
Er würde nach zwei Jahren eine Zulage erhalten. 
Aber weil er jetzt ſchon 385 Gulden bekommt, muß 
er ſich jahrelang mit dieſem Gehalt zufrieden 
geben, das kann in dieſem Falle 10 Jahre dauern. 
Wenn die Beamten aus der Gruppe 7 bis in die 
Gruppe 8 mit einer einzigen Prüfung gelangen, 
jo nennen fie das Verzahnung. Das Endgehalt 
eines Sekretärs mit Frau und zwei Kindern 
würde dann 600 Gulden betragen. Nach der neuen 
Beſoldungsordnung iſt er nicht in der Lage, in die 
Gruppe 8 hineinzukommen. Er bleibt vielmehr in 
Gruppe 6b ſtehen und erhält nunmehr ein End⸗ 
gehalt von 484 Gulden. Das iſt ein Verluſt von 
116 Gulden für dieſen mittleren Beamten. Das 
nennen Sie ſozial! 

Wenn ſich die unteren Beamten dagegen 
wehren, ſo heißt es, daß ſie kein Verſtändnis für 
die Notlage des Staates hätten. Die unteren Be⸗ 
amten haben ein Verſtändnis dafür, daß die obe⸗ 
ren Beamten entſchieden zu hohe Gehälter be⸗ 
kommen und auch bei der neuen Beſoldungsord⸗ 
nung erheblich beſſer abſchneiden als bei der alten. 
Auch hierfür ein Beiſpiel. Ein Inſpektor, auch 
wieder verheiratet und mit zwei Kindern erhält 
nach der alten Beſoldungsordnung abzüglich des 
Notopfers 582 Gulden nach acht Dienſtjahren. 
Dieſer Inſpektor, bis jetzt in Gruppe 9, würde nach 
der neuen Vorlage nach Gruppe 40 kommen. Sein 
Gehalt würde 645 Gulden betragen, alſo 63 Gul⸗ 
den mehr. Sie ſehen, daß man bei den oberen Be⸗ 
amten aufbaut, was man bei den unteren ſpart. 
Herr Dr. Kamnitzer, der an das Pflichtgefühl der 
Beamten appellierte, hat es als eine Unverſchämt⸗ 
heit bezeichnet, wenn ſich die Beamten hiermit 
nicht zufrieden geben wollen, wenn beſonders die 
unteren Beamten nicht auch ein Opfer bringen 
wollen. Ich möchte Herrn Dr. Kamnitzer und die 
Regierung fragen, ob dieſer Inſpektor ein Opfer 
bringt. Wenn man von den unteren Volksſchichten 
Opfer verlangt, muß man ſie auch von den oberen 
verlangen. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
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Selbſt der Landesvater des Staates läßt fi noch 
mehr bezahlen als bisher. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Es iſt natürlich wenig, aber er 
erhält zu ſeinen 4000 Gulden noch 14 hinzu. Den 
unteren Beamten kürzt man aber, wie ich nachge⸗ 
wieſen habe, das Gehalt. Wenn geſtern ein Koali⸗ 
tionsbruder vom andern als Lump bezeichnet 
wurde, dann ſage ich, die ganze Koalition iſt eine 
Lumpenbande. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Raſchke, 
ich möchte Sie bitten, ſich in Ihren Ausdrücken 
ebwas zu mäßigen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P. D.): Ich habe 
vorhin geſagt, daß die Anſichten in einer Fraktion 
grundverſchieden ſind. Es fällt nicht ſchwer, den 
Beweis dafür anzutreten, wenn man die 
Sitzung vom 20. November 1924 durchſieht. Es 
würde zu weit führen, hier die ganze Sitzung vor⸗ 
zuleſen. Aber intereſſant ſind einzelne Stellen, 
die der Herr Abg. Mau wortrug und die ſich auf 
die 22. Beſoldungsordnung in Danzig bezogen. 
Herr Mau ſagt: „Dieſer Standpunkt iſt nach unſe⸗ 
rer Auffaſſung grundfalſch.“ Er meint den Stand⸗ 
punkt, daß man ſich in Danzig immer an die deut⸗ 
ſchen Geſetze anlehnt, weil ſich die Verhältniſſe 
zwiſchen dem Freiſtaat und Deutſchland mehr und 
mehr ändern. „Wir werden uns auch in dieſer 
Frage auf eigene Füße ſtellen müſſen.“ Sein Frak⸗ 
tionsfreund Dr. Kamnitzer erblärt: „Wir Danzi⸗ 
ger Richter find zu dumm, wir werſtehen keine Ge⸗ 
ſetze zu machen, wir können uns glücklich ſchätzen, 
daß wir Deutſchland haben, um die Geſetze über⸗ 
nehmen zu können.“ Als Laie habe ich mir ge⸗ 
dacht, daß ein Richter, der Urteile ſpricht, auch 
Geſetze machen könnte. Herr Dr. Kamnitzer hat 
mich eines Beſſeren belehrt. Er erklärt, die Richter 
ſeien zu dumm, ſie könnten nur urteilen. Wir 
wiſſen ja, daß fie in den meiſten Fällen nur 
Klaſſenurteile ſprechen. Herr Mau ſagt weiter: 
„Das iſt ein Grund, der uns zu einem ablehnen⸗ 
den Standpunkt gegenüber dieſer Frage veranlaßt. 

Der zweite Grund iſt folgender: Wir wiſſen, 
daß die letzte deutſche Beſoldungsordnung unter 
dem Widerspruch Der Mehrzahl der Beamten und 
Angeſtellten in Deutſchland zuſtande gekommen 
iſt. Wenn jetzt der Beamtenbund in Danzig trotz⸗ 
dem eine Angleichung an die letzte deutſche Be⸗ 
ſoldungsordnung fordert, jo fordert er dazu auf, 
das Unrecht, daß den deutſchen Beamten und An⸗ 
geſtellten zugefügt worden iſt, hier nach Danzig zu 
übernehmen. Dieſen Unſinn können wir nicht mit⸗ 
machen.“ Der Abg. Dr. Kamnitzer macht dieſen 
Unſinn mit, er freut ſich, daß ſich Diele Gelegenheit 
bietet. Der Abg. Mau ſagt dann weiter: „Ich 
möchte weiter daran erinnern, daß die Beamten 
und Angeſtellten der mittleren und unteren Ge⸗ 
Haltsgruppen in Deutſchland große Proteſtver⸗ 
ſammlungen beim Verabſchieden der letzten 
Beſoldungsordnung veranſtaltet haben.“ Das 
war natürlich nicht bei dieſer letzten Beſoldungs⸗ 
ordnung, ſondern bei der Beſoldungsordnung vom 
Jahre 1924. (Abg. Plenikowſki: Jetzt iſt das auch 
wieder geſchehen!) Darüber bin ich nicht ſo genau 
orientiert. Aber es ſpricht doch dafür, daß man im 
Jahre 1924 der Anſicht war, den unteren Beam⸗ 
ten geſchieht Unrecht, wir können dieſes Unrecht 
nicht mitmachen, wir wollen an deſſen Stelle et⸗ 
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was anderes ſetzen. Ich werde im Verlauf meiner 
Rede noch zeigen, wie ſich das die Sozialdemokra⸗ 
ten ſeinerzeit gedacht hatten. Herr Mau ſagt dann 
in ſeiner Rede weiter: 

Warum?, weil die letzte deulſche Beſoldungsord⸗ 
nung die Spanne zwiſchen den Gehältern der mittle⸗ 
ren und unteren Beamtengruppen zu den höherem 
noch mehr wergrößerte, als das bisher ſchon der Fall 
War. 

Damals lehnte die Sozialdemokratie ab, geſtern 
hat mein Fraktionskollege Plenikowſki nachge⸗ 
wieſen, daß bei der hier vorliegenden Beſoldungs⸗ 
ordnung die Spanne zwiſchen unteren und oberen 
Beamten noch viel viel größer werden ſoll. Herr 
Abg. Mau ſagte weiter: 

Genau denſelben Unſinn, den dort der deutſche 
Reichstag beſchloſſen hat, hat jetzt die Mehrheit der 
bürgerlichen Abgeordneten ſich au eigen gemacht. Dieſe 
Vorlage iſt ein Skandal, ſie gibt den Beamten der 
niedrigen Gehaltsgruppen prozentual weniger Zulage 
wie den höheren Gehaltsgruppen. 

(Das war vor der Wahl! bei den Kommuniſten.) 
Das war allerdings vor der Wahl, und ich möchte 
dazu gleich bemerken, wenn der Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer hier geſtern erklärte: „Große Teile der Be⸗ 
amtenſchaft haben ſozialdemokratiſch gewählt“, jo 
nur auf dieſes demagogiſche Spiel hin. (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Nur, weil fie vor 
der Wahl bewußt belogen wurden. Dann ſagt der 
Abgeordnete Mau weiter: 

Ich bin ermächtigt, im Auftrage vieler Beamter 
der unteren und mittleren Gruppen hier die Erklä⸗ 
zung abzugeben, daß wir abſolut keine Angleichung 
an die deutſchen Gehaltsſätze in der Weiſe wollen, 
wie fie uns die heutige Vorlage bringt. 

Finden wir nun, m. H., zwiſchen der damaligen 
und der heutigen Vorlage einen Anterſchied? 
Jawohl, ein Unterſchied it worhanden, daß näm⸗ 
lich die Gehälter der unteren Beamten noch mehr 
verſchlechtert werden als ſeinerzeit im Jahre 
1924. Alſo das macht man jetzt mit, dafür ſetzt 
man ſich hier ein, trotzdem man vor ein paar 
Jahren anders geſprochen hat. (Abg. Plenikow⸗ 
ki: Das find die Retter des Staates!) Dann 
ſagte der Herr Abgeordnete Mau weiter: 

Wie wirkt ſich nun die Vorlage aus, die uns der 
Ausſchuß jetzt vorgelegt hat? Den Beamten der 
dritten Beſoldungsgruppe wird eine Zulage von 28 
Gulden abzüglich fünf Prozent für den Mietsaus⸗ 
gleich gewährt, den Beamten der vierten Gruppe 40 
Gulden, den Beamten der fünften Gruppe 41 Gulden, 
den Beamten der ſechſten Gruppe 62 Gulden, den 
Beamten der ſiebenten Gruppe 73 Gulden ujw., den 
Beamten der dreizehnten Gruppe 200 Gulden pro 
Monat. E 2 05 

Das war damals die Auswirkung, und der gegen⸗ 
über erklärte die Sozialdemokratiſche Fraktion 
durch den Abgeordneten Mau: 

Aus dieſem Grunde haben wir einen Antrag ein⸗ 
gereicht, der eine andere Regelung der Grundgeßälter 
worſah. als die Vorlage des Senats. Wir verlangen 
eine prozentual ſtärkere Zulage für die unteren Ge⸗ 
haltsgruppen und ſchwächen die Zulage bis zur zehn⸗ 
ten Gehaltsgruppe allmählich ab. Nun, unſerer Anz 
trag war folgender: für die Gruppen eins bis drei 
ſollten fünfzig Prozent Erhöhung eintreten, das 
wäre in der Anfangsſtufe der Gruppe 3 eine Erhö⸗ 
Hung um 69 Gulden pro Monat, alſo ein Anfangs⸗ 
gehalt won 207 Gulden pro Monat geweſen. Wir 
glauben, daß mit dieſer Summe noch nicht einmal 
die Grenze des Exiſtenzminimums für einen verhei⸗ 
rateten Beamten erreicht iſt. 

Das erklärte ſeinerzeit hier Herr Abgeordneter 
Mau, und wir haben dem, wenn auch nicht in 
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allem, ſo doch in vielen Phaſen zugeſtimmt. Ans 
ging das noch nicht weit genug, wir erklärten 
ſchon ſeinerzeit, daß die unteren Beamten noch 
weit mehr erhalten müßten, als es der Antrag 
der Sozialdemokraten vorſah. Der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Antrag ſah dann folgende Staffelung 
vor: in der Gruppe 4 wurden verlangt 45 Pro⸗ 
zent, in der Gruppe 5 40 Prozent, in der Gruppe 
5 40 Prozent, in der Gruppe 6 35 Prozent, in der 
Gruppe 7 30 Prozent, in der Gruppe 8 25 Pro⸗ 
zent, in der Gruppe 9 15 Prozent und in der 
Gruppe 10 5 Prozent. 

Das war der Antrag der Sozialdemokratie, 
für den ſich der Abg. Mau ſo warm eingeſetzt hat, 
der natürlich abgelehnt wurde. Aber man ſollte 
doch mindeſtens ſo konſequent ſein, daß man das, 
was man heute vertritt, morgen nicht bereits mit 
den Füßen tritt. Aber die Sozialdemokratie hat 
hier geſtern durch ihren Dr. Kamnitzer zum Aus⸗ 
druck bringen laſſen: was geitern noch ihr Heilig⸗ 
tum war, das geht ſie heute nichts mehr an. Das 
iſt die Politik der Sozialdemokratie, ſo iſt ſie ge⸗ 
weſen und ſo wird ſie auch bleiben! 

Nun noch einges, was der Herr Abg. Mau 
dann noch allgemein zu der Beamtenbeſoldung 
geſagt hat. Das iſt hochintereſſant, deshalb will 
ich dieſen kurzen Abſchnitt dem Haufe auch noch 
zum Beſten geben: 

Man will alſo den Unſinn, den der deutſche 
Reichstag beſchloſſen hat, nach Danzig übertragen. 
Ich will hier noch bekannt geben, daß ſich die letzte 
deutſche Beſoldungsordnung auf der Friedensbeſol⸗ 
dumgsordnung des deutſchen Reiches aufbaut. Man 
baut alſo auf dem auf, was man unter dem reakti⸗ 

onären wilhelminiſchen Syſtem der Beamtenſchaft 
der unteren und mittleren Gehaltsgruppen bieten 
zu dürfen glaubte. 

Herr Mau ſiecht alſo in dieſer Beamtenbeſol⸗ 
dung das alte wilhelminiſche Syſtem, und ſein 
Freund Kamnitzer übernimmt es unbesehen. Nun 
ich ſagte bereits, daß wir dieſe Politik gewöhnt 
ſind, daß wir dieſe Politik der Sozialdemokraten 
kennen und daß uns leider heute moch die Kräfte 
fehlen, um außerhalb dieſes Hauſes in jedem 
Winkel des Freiſtaates dieſe Politik feſtnageln 
zu können. Aber, m. H. von der Sozialdemokratie, 
auch ohne unſer Zutun wird ſich das auswirken, 
und es hat ſich ſchon in vielen Fällen ausgewirkt. 

chon mehr undmehr lernt die Bevölkerung er⸗ 
kennen, daß fie nicht nur won den Deutſchnationa⸗ 
len und von den Mittelparteien, ſondern auch von 
er Sozialdemokratiſchen Partei betrogen und 
verraten wird. Dieſe Geſetzesvorlage iſt ein neues 
eis an dem Baume des Verrates, ſie wird beſon⸗ 
ders der unteren und der mittleren Beamten⸗ 
chaft die Augen öffnen. Wenn man heute mit 
den einzelnen Beamten ſpricht, was hört man da? 
Spiel Verrat hatten wir Der Sozialdemokratie 
enn doch nicht zugetraut und wenn man uns das 
vor der Wahl geſagt hätte, dann hätten wir ge⸗ 
wußt, was wir zu tun hatten. Dieſen Verrat 
11 Deutſchnationalen und der übrigen bürger⸗ 
„sen Parteien haben wir am eigenen Leibe er- 
geben. Leider müſſen wir jetzt auch noch am ei⸗ 
ie Leibe den Verrat der Sozialdemokraten 
a Das iſt die Stimmung der unteren Be⸗ 
Ges en. Sie werden Ihnen, wenn dieſe Vorlage 
etz wird, die Gefolgſchaft verſagen, die große 


de ir 


Donnerstag, den 2. Auguſt 1928. 811 


Teile der Beamtenſchaft Ihnen ſchon heute ver⸗ 
ſagt haben. 

Herr Dr. Kamnitzer hat das alte Lied geſun⸗ 
gen, der Staat ſei in Gefahr, es ſeien keine Mit⸗ 
tel vorhanden, dieſe und jene Bevölkerungsſchicht 
müßte Opfer bringen. Wir haben Ihnen ſo oft 
geſagt und erklären Ihnen auch heute wieder, daß 
es notwendig iſt, das Gehalt der oberen Beam⸗ 
ten albzubauen. Die Koalition ſteht auf dem 
Standpunkt, daß hier nicht ein wohlerworbenes 
Recht der Beamten angetaſtet wird. Wenn die 
Möglichkeit beſteht, ſollte man doch zugreifen und 
die Gehälter der oberen Beamten ganz erheblich 
abbauen. Mit dieſem Schlag werden Sie zwei 
Fliegen treffen. Es wind ſich zeigen, ob die 
Herren, denen das Gehalt abgebaut wird, noch 
gewillt ſind, hier in Danzig weiter zu arbeiten. 
Ich behaupte, daß 95 Prozent dieſer Herren es 
nicht tun werden. Sie kennen nur den Nationa⸗ 
lismus, wenn ſie ein ſtarkes, dickes Portemonnaie 
in der Taſche haben. Dann ſind ſie national bis 
auf die Knochen. Wenn ſie aber ihren Aufwand 
einſchränken ſollen, iſt ihr Nationalismus in alle 
Winde verflogen. Wenn ſie dieſen Beamten 
das Gehalt kürzen, werden 95 Prozent verſuchen, 
nach Deutſchland zurückzugelangen. Wir weinen 
dieſen Leuten keine Träne nach. Dazu hat auch 
die Koalition keine Arſache; denn gerade in den 
Kreiſen der mittleren und unteren Beamten 
ſtecken Kräfte, die dieſe oberen Beamten zehnmal 
in die Taſche ſtecken können. Die Anterſchrift, die 
dieſe Herren leiſten, kann ein Junge von 14 Jah⸗ 
ren auch machen, ohne Beamter zu ſein. Zu et⸗ 
was anderm ſind die Herren nicht da. Es iſt doch 
ſo, daß ſie täglich nur drei bis vier Stunden Dienſt 
machen und während dieſer Zeit im Büro dicke 
Zigarren rauchen, Empfänge veranſtalten, ſich 
mit ihren Kollegen lange unterhalten, damit die 
drei oder vier Stunden totgeſchlagen werden. 
Wenn Sie kategoriſch von dem oberen Beamten 
verlangten, daß ſie acht Stunden Dienſt zu machen 
haben, dann werden Sie feſtſtellen müſſen, daß 
ein großer Teil überflüſſig iſt. Wenn dann dieſe 
Herren das Weite ſuchen, ſoll man ſie durch Be⸗ 
amte aus den unteren Gruppen und Erwerbsloſe 
erſetzen, die wir in Danzig noch in großer Zahl 
haben. Sollen die jungen Leute immer länger 
auf der Straße liegen? Mir iſt heute wieder ge⸗ 
meldet, daß trotz der glänzenden Koalition der 
Gemeindevorſteher in Stutthof es wagen kann, 
den unverheirateten Erwerbsloſen zu erklären, 
im Sommer bekämen fie keine Anterſtützung. 
Wir ſehen alſo, daß genug Kräfte vorhanden 
ſind, und daß man endlich mit der Verwaltungs⸗ 
reform, mit der Reorganijation des Beamten: 
apparates beginnen muß, wenn man etwas er⸗ 
reichen will. Sie werden es umſo ſchneller er⸗ 
reichen, wenn Sie gewillt ſind, den unteren Be⸗ 
amten entgegen zu kommen. Leider ſind die un⸗ 
teren Beamten noch jo kurzſichtig, zu glauben, 
wenn ſie die Rede eines Regierungsrates, ihres 
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Chefs, anhören, daß er für fie eintritt. Tatſäch⸗ 


lich geht dieſer Herr aber ganz bewußt darauf 
aus, ſeine Intereſſen zu vertreten und benutzt die 
unteren Beamten dafür, natürlich nur als Vor⸗ 
ſpann. Wenn die Koalition ſo werfährt, dann 


wird auf dieſem Gebiet etwas erreicht werden. 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Wir ſind jedoch der felſenfeſten Ueberzeugung, 
daß Sie das abſolut nicht durchführen wollen. 
Sie wollen es bei dieſen Zuſtänden laſſen und 
ſorgen dafür, daß die oberen Beamten gut be⸗ 
zahlt werden, damit ſie den nötigen Druck auf die 
unteren Beamten ausüben können, um die un⸗ 
teren Beamten für die Stahlhelmorganiſation und 
anderen faſchiſtiſchen Organiſationen zu gewin⸗ 
nen und ſie als Staatsſtütze zu benutzen. Dieſe 
Geſetzesvorlage iſt nicht dazu angetan, den kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat anders zu erhalten als auf den 
Knochen der unteren und mittleren Beamten. 

In der Vorlage iſt auch berückſichtigt, was 
Herr Abg. Dr. Blavier geſtern als Wunſch aus⸗ 
ſprach. Er erklärte, man ſolle den Staatsappa⸗ 
rat jo einteilen, wie der Induſtrielle und der Pri⸗ 
watmann, in Arbeiter, Handwerker und Inge⸗ 
nieure. Die Vorlage berückſichtigt das ſchon. 
Früher war es den Beamten möglich, als untere 
Beamte auch in die mittleren Gruppen hinein⸗ 
zukommen. Dieſe Vorlage ſchneidet das vollſtän⸗ 
dig ab. Kein unterer Beamter wird einmal in 
die mittlere Laufbahn hineinkommen, und kein 
mittlerer Beamter gelangt in die obere Laufbahn 
der Beamtenſchaft. Das will man mit dieſer 
Vorlage fertig bringen, und das hat man er⸗ 
reicht. Die Koalition iſt ja wieder ſtark genug, 
um das durchzusetzen. (Abg. Arczynski: Haben 
Sie Angſt?) Ich wünſche Ihnen wiel Glück dabei, 
Herr Abg. Arczynski. Ich wünſche, daß Sie ſich 
Ihrer Gunſt beim Senat noch recht lange erfreu⸗ 
en. Sie werden nachher den Buckel hinhalten 
müſſen. Je länger Sie die Geſchäfte beſorgen, 
um'o deutlicher wird ſich nachher zeigen, was die 
Bevölkerung von Ihnen zu erwarten hat. 

Alſo m. H., ich möchte zuſammenfaſſen und 
gemeinſam mit den Beamten jagen, daß dieſe 
Vorlage eine der reaktionärſten Geſetzesvorla⸗ 
gen des Freiſtaates iſt, die wir je erlebten. Alle 
Beamten der unteren und mittleren Gehalts⸗ 
gruppen, bis auf die oberen Beamten, die immer 
wieder verſuchen, das Intereſſe der unteren Be⸗ 
amtenſchaft vorzuſchieben, ſind ſich darüber klar 
und ſind einverſtanden damit, daß dieſe Vorlage 
überhaupt nicht in den Ausſchuß hinein darf. 
Man ſoll ſie verſchwinden laſſen, man ſoll noch 
einmal im Senat dazu Stellung nehmen und 
eine Vorlage einbringen, die beſonders die In⸗ 
tereſſen der unteren und mittleren Beamten⸗ 
ſchaft wahrnimmt und jo verfahren in der Bes 
ſolldungsordnung, wie ich das hier angegeben 
Habe, indem man die oberen Beamten in ihren 
Bezügen abbaut und den unteren mehr gibt, dann 
werden Sie endlich Ruhe und Frieden auch bei 
den Beamten haben. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
miſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Meine Fraktionskollegen bedauern die Verzöge⸗ 
rung, die dieſe Vorlage erfahren hat, wir können 
aber hier erklären, daß wir nicht die Urſache da⸗ 
zu geweſen ſind. Wir begrüßen in der Vorlage, 
daß ſie gegenüber dem Beſitzſtand, der bisher nach 
Abzug des Notopfers gegeben war, eine erheb⸗ 
liche Verbeſſerung für die Beamtenſchaft bringt. 
(Abg. Plenikowski: Das iſt ja Schwindel!) Es 
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iſt deshalb falſch, wenn hier ſo oft von links oder 
rechts etwas Gegenteiliges behauptet wird. Be⸗ 
ſonders tritt eine Verbeſſerung dadurch ein, daß 
durch die Einführung der Kinderbeihilfen über 
die preußiſchen Beſtimmungen hinaus die untere 
Beamtenſchaft Vorteile erhält. Des weiteren iſt 
durch den bereits von uns angekündigten Antrag 
auf Beibehaltung der Ortsklaſſe A und durch den 
Wohnungsgeldzuſchuß der Vorteil gerade für die 
untere Beamtenſchaft gegenüber den Beamten in 
Preußen ein ganz erheblicher. 

Wenn nun hier in der Debatte ſowohl von 
rechts, als auch von links, behauptet worden iſt, 
daß die ſozialdemokratiſchen Führer früher in die⸗ 
ſer Frage eine andere Stellung eingenommen 
hätten, jo ſtimmt das nicht! (Abg. Plenikowski: 
Nanu!) Ich betone, daß die Sozialdemokratie in 
voller Abſicht und in voller Oeffentlichkeit im 
vergangenen Jahr mit der Forderung in den 
Wahlkampf gezogen iſt: Abbau der Beamtenge⸗ 
hälter. In aller Oeffentlichkeit haben wir in hun⸗ 
derten von Verſammlungen und Kundgebungen 
dieſe Wahlparole der Bewölferung gegenüber zum 
Ausdruck gebracht und auch hier im Volkstag ha⸗ 
ben wir, nachdem dieſe Finanzlage für den Frei⸗ 
ſtaat eingetreten war, dieſe Stellung eingenom⸗ 
men und auch ſchon im alten Volkstag wertreten. 
(Abg. Plenikowski: Sie bauen ja oben nicht ab!) 

Dieſe Vorlage iſt eben ein Zwangsprodukt 
der ſchwierigen Finanzlage des Freiſtaates, das 
haben wir Sozialdemokraten vor der Wahl und 
nach der Wahl anerkannt. Ich möchte dabei auch 
darauf hinweiſen, daß die Vertreter der Par⸗ 
teien, die jetzt ſoviel an diefer Vorlage auszu⸗ 
ſetzen haben, draußen auf dem Lande in ihren 
Kundgebungen und Verſammlungen ganz etwas 
anderes geſagt haben. Wehe dem Volkstagsab⸗ 
geordneten, der auf dem Lande in öffentlicher 
Verſammlung die Stellung einnehmen wollte, wie 
das hier der Kollege Plenikowski oder die Kolle⸗ 
gen von rechts getan haben. (Widerſpruch bei den 
Kommuniſten.) Es hat während der ganzen 
Wahlbewegung keinen kommuniſtiſchen Redner 
gegeben, der es gewagt hätte, in einer öffentlichen 
Verſammlung in dieſer Frage eine ſolche Rede 
zu Halten, wie ſie hier der Kollege Plenikowski 
gehalten hat. Das gilt aber nicht nur für die 
Kommuniſten, das gilt auch für die Herren 
Deutſchnationalen! Sie hätten ſich nur im ver⸗ 
gangenen Jahre bei den Wahlen die Reden der 
deutſchnationalen Volkstagsabgeordneten auf dem 
Lande anhören ſollen und die Stellungnahme der 
überaus großen Mehrzahl der Wähler der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion kennen gelernt haben ſollen. 
Es vergeht kein Tag, keine Zuſammenkunft, keine 
Sitzung und keine öffentliche Kundgebung auf 
dem Lande, wo nicht gegen die hohen Gehälter 
der Beamten Stellung genommen wird und ge⸗ 
rade die Wortführer der deutſchnationalen Par⸗ 
tei ſind es, die in all dieſen Verſammlungen und 
Kundgebungen dieſe Propaganda unterſtützen. 
Hier ſtellt man ſich dann aber her und redet das 
Gegenteil und nimmt gegen den Abbau der höhe⸗ 
ren Beamtengehälter Stellung. (Abg. Plentkow⸗ 
ſki: Wo werden die denn abgebaut? Sahm be⸗ 
kommt 14 Gulden mehr! Unruhe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Weil wir dieſes unehrliche demago⸗ 
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giſche Spiel nicht mitgemacht haben und weil wir 
in aller Oeffentlichkeit das, was wir in dieſen 
Tagen zu dieſer Frage geſagt haben, auch vor 
der Wahl zum Ausdruck gebracht haben, deshalb 
haben wir unſeren großen Wahlerfolg erzielt. 
(Abg. Plenikowski: Ein Inſpektor bekommt 63 
Gulden mehr, ein Poſtſchaffner 10,20 Gulden 
weniger!) Es wurde hier auch geſprochen von 
der Beamten, ja, 
m. D. u. H., die Ausführungen eines Herrn 
Friedrich oder Hennke oder eines Herrn Jahr, 
die laſſen doch wirklich jedes Verantwortungsge⸗ 
fühl gegenüber den Verhältniſſen des Frei⸗ 


ſtaates wermiſſen. (Sehr gut! bei den Sozialde⸗ 


mokraten.) Ich muß auch ſagen, daß es, wenn dieſe 
Angelegenheit der Beſoldung der Beamten zu 
Parteiagitationszwecken gebraucht werden ſoll, 
allerdings eine üble Sache iſt. Vor den Wahlen 
chaben ſo manche der Herren erklärt: „Das Wett⸗ 
rennen um die Gunſt der Beamtenſchaft machen 
wir nicht mit!“ Jetzt, nachdem nun die Verab⸗ 
ſchiedung dieſer Vorlage vor der Tür ſteht, wo 
bleiben denn jetzt dieſe ſtarken Herren, die dieſe 
ſtarken Worte gebraucht haben? 

Wenn die Abg. Frau Zuper in ihrer Rede 
den Standpunkt des Zentrums wegen der wohl⸗ 
erworbenen Rechte der Beamtenſchaft ſo präzi⸗ 
fierte, daß fie ſagte, zu den wohlerworbenen 
Rechten der Beamten gehört die lebenslängliche 
Anstellung, das Recht auf Penſion und eine an⸗ 
gemeſſene Beſoldung, ſo könnte man das gelten 
laſſen, allerdings mit der Einſchränkung, die wir 
Sozialdemokraten immer gemacht haben und die 
wir auch jetzt noch machen, daß ſelbſtverſtändlich 
die Feſtſetzung der angemeſſenen Beſoldung Sache 
des Volkes, Sache der Geſetzgebung iſt. (Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten.) Das iſt bis⸗ 
her auch noch niemals der Geſetzgebung beſtritten 
worden, denn alle Beſoldungsordnungen, die hier 
im Freiſtaat Danzig bisher gemacht worden find, 
ſind von dieſem Hauſe beſchloſſen worden. 

Wir bemängeln an dieſer Vorlage, weil ſie 
ſich an das preußiſche Beamtenrecht anlehnt, daß 
ſie die Fehler wieder mitmacht, die wir früher ſo 
oft bemängelt haben und die heute vom Kollegen 
Raſchke wieder erwähnt wurden. An unſerm 
Standpunkt hat ſich auch jetzt nichts geändert. 
Wir ſind aber in der Koalition nicht ſtark genug, 
um unſere eigenen Anſichten in der Frage der Be⸗ 
amtenbeſoldung reſtlos durchzuſetzen. Wenn wir 
erit eine ſozialdemokratiſche Regierung hätten, 
dann würde ein Beſoldungsgeſetz der Beamten 
auf ganz anderer Grundlage aufgebaut werden 
als die gegenwärtige Vorlage. Wenn ich 1924 
den Unfug der Anlehnung unſerer Beſoldungs⸗ 
ordnung an Deutſchland charakteriſiert habe, jo 
nehme ich und nimmt ouch meine Fraktion heute 
davon nichts zurück. Im Gegenteil wird es ſtets 
der Standpunkt der Fraktion ſein, daß die Feſt⸗ 
ſetzung der Bezüge der Beamten und Angeſtell⸗ 
ten Sache des Volkstages und der Geſetzgebung 
iſt. Die Souveränität der geſetzgebenden Kam⸗ 


mer, des Volkstages, darf in dieſer Frage niemals 
angetaſtet werden. Wer verbürgt uns denn, daß 
wir dauernd ähnliche wirtſchaftliche Verhältniſſe 
wie in Deutſchland behalten. Aus dieſem Grunde 
verbietet es ſich ſchon, daß man ſich zwangsläufig! 
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an die preußiſchen oder deutſchen Vorbilder an⸗ 
lehnt. (Abg. Friedrich: Was hat Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer geſtern geſagt?) Wenn die Beamtenſchaft 
den Kampf bei den letzten Wahlen anſtatt gegen 
links gegen rechts geführt hätte, dann hätten wir 
vielleicht eine Koalitſon, in der wir ein Beam⸗ 
tengeſetz gemacht hätten, das ſich den Danziger 
Verhältniſſen anpaßt. 

Das iſt die Anſicht, die wir won jeher bei allen 
Beſoldungsgeſetzen von dieſer Stelle aus zum 
Vortrag gebracht haben und auch immer wieder 
zum Vortrag bringen werden. Wir bedauern, 
daß wir noch micht ſtark genug ſind, dieſe eige⸗ 
nen Wege auch in der Feſtſetzung von Beſoldungs⸗ 
geſetzen für die Beamten zu gehen. Die Mängel, 
die das Geſetz hat, beſtehen darin, daß es 18 Be⸗ 
ſoldungsgruppen vorſieht. Durch die Anlehnung 
an preußiſche Vorbilder wird die Aufſtiegsmög⸗ 
lichkeit der unteren Beamten gehemmt. Das 
bedauern wir ganz außerordentlich, weil wir den 
Standpunkt „Freie Bahn dem Tüchtigen““ be⸗ 
ſonders für die Beamtenſchaft in jeder Beziehung 
zur Geltung bringen wollen und werden, ſoweit 
unſere Kraft reicht. Aus dieſem Grunde ſollte 
ſich auch der Volkstag bei Behandlung von Be⸗ 
amtenfragen ſo unabhängig und ſo ſelbſtändig 
machen, wie es notwendig iſt, um endlich aus der 
ewigen Debatte über Beamtenfragen herauszu⸗ 
kommen. 

Ich werde den Gedanken nicht los, daß auch die 
Stellungnahme des Zentrums geſtern weniger 
von ſachlichen als won parteipolitiſchen Geſichts⸗ 
punkten getragen war. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Ich bedauere das außerordent⸗ 
lich. Wenn man eine feſte, unerſchütterliche 
Grundlage für die Zukunft ſchaffen will, zum 
Wohle der Wirtſchaft und des Wohlergehens des 
ganzen Freiſtaates, dann muß ſich der Volkstag 
endlich einmal zu einer Tat aufraffen und ſich 
nicht von einzelnen Berufsintereſſenten beein⸗ 
fluſſen laſſen, wie es vielfach von rechts und links 
geſchehen iſt. (Sehr gut! links.) 

Wir Sozialdemokraten wären bereit, auch ſo⸗ 
weit zu gehen, ein oberſtes Gericht zu ſchaffen, wie 
es unſere Verfaſſung worſieht, das dann die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit der Geſetze nachprüft und zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt aus Herren der Wirtſchaft, Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten und nicht aus ſolchen 
Juristen, die ſchon wiederholt wirtſchaftlichen 
Unfinn und wirtſchaftliches Unglück über den 
Freiſtaat gebracht haben, wie wir es hier in letz⸗ 
ten Jahren erlebten. Denken Sie an die Entſchei⸗ 
dung des oberſten Gerichts in der Frage der Auf⸗ 
wertung. Die Geſetzgebung, der Volkstag mußte 


einſchreiten, um den Unſinn eines oberſten Ge⸗ 


richts zu beſeitigen. (Sehr richtig! links.) Es iſt 
nicht ſo, wie ein Vertreter des Jentrums geſtern 
zum Ausdruck brachte, daß wir Volktagsabgeord⸗ 
neten ein abſolutes Vertrauen zu der Unabhän- 
gigkeit unſerer Richter haben könnten. Wir haben 
leider in der Vergangenheit durch die Praxis der 
Rechtſprechung trübe Erfahrungen gemacht ſo daß 
es an der Zeit iſt, daß ſich endlich der Volkstag 
vom Rechtsbruch ſolcher Richter freimacht. Das 
kann man nur, wenn alle Schichten der Bevölke⸗ 
rung, die an einer grundſätzlichen Regelung in⸗ 
tereſſiert ſind und daran mitarbeiten wollen, zu 
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einer einmütigen Stellungnahme bei der endgül⸗ 
tigen Verabſchiedung dieſer Vorlage kommen. 
Dann haben wir die Zweidrittelmajorität, die 
wir gebrauchen, um den Unfug von Richtern, die 
nicht auf die wirtſchaftlichen, ſozialen, kultu⸗ 
rellen oder ſonſtigen Verhältniſſe des Freiſtaates 
Rücksicht nehmen, endgültig zu brechen. Die Ver⸗ 
treter der Beamtenſchaft haben hier mit einer 
Reihe von Gutachten operiert, die ſie ſich ſür ihren 
Standpunkt eingeholt haben. Ich weiß, daß auch 
der Senat ſich aus verſchiedenen Anläſſen Rechts⸗ 
gutachten eingefordert hat und jedesmal für ein 
Gutachten 2 bis 3000 Gulden zahlen mußte. Wenn 
der Beamtenbund hier mit neuen Gutachten ope⸗ 
riert, ſo hätte er demnach die ſchöne Summe von 
etwa 20 000 Gulden allein für Gutachten in die⸗ 
ſer Frage auszugeben. Ich glaube, daß der Be⸗ 
amtenbund dies Geld beſſer für ſoziale Zwecke 
verwandt hätte als für Zwecke, die doch niemals 
zum Ziele führen werden. Soviel Rechtsgutach⸗ 
ten auch eingeholt werden, ſo ändern ſie doch alle 
nichts an den finanziellen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen des Freiſtaates. 

Deshalb iſt es unſinnig und widerſinnig, der⸗ 
artig ungeheure Ausgaben zu machen, die ſich 
ſelbſt ein Staat nicht einmal leiſten kann. Des⸗ 
halb iſt es ein Verbrechen vom Beamtenbund, 
eine derartig hohe Summe für dieſe Gutachten 
hinauszuſchleudern und fie nicht für die ſoziale 
Unterſtützung ſeiner Mitglieder zu verwenden. 


Wir haben wiederholt darauf hingewieſen, daß d 


die Höhe der Gehälter der Beamtenſchaft in einem 
geſunden Verhältnis zu den Löhnen der Arbeiter 
und Angeſtellten in den freien Berufen ſteht und 
dieſes Verhältnis iſt nicht ſo, daß man den bis⸗ 
herigen Zuſtand beſtehen laſſen kann. Es muß 
hier eine Aenderung geſchaffen werden und wir 
begrüßen es, daß die augenblickliche Regierung 
und der Senat dauernd beſtrebt iſt, das 
wirtſchaftliche Leben Danzigs zu fördern. 
Wir begrüßen es, daß die Regierung dau⸗ 
ernd beſtrebt iſt, den Abbau von Steuern 
und andere Erleichterungen für die Wirt⸗ 
ſchaft zu ſchaffen, aber das alles iſt doch nicht 
möglich und kann doch nicht durchgeführt werden, 
wenn nicht auch die Ausgaben des Staates wer- 
ringert werden. Jede Erleichterung für die Wirt⸗ 
ſchaft, jeder Steuerabbau bedeutet eine Verringe⸗ 
rung der Einnahmen des Staates. Dem gegenüber 
muß natürlich auch eine Verringerung der 
Ausgaben des Staates eintreten und dieſer 
zwangsläufige Zuſtand der zwingt uns eben, das, 
was die Beamten durch ihr Notopfer ſelbſt als 
zu Recht beſtehend anerkannt haben, hier geſetzlich 
feſtzulegen und im Grunde genommen it dieſe 
Vorlage nichts anderes, als das geſetzlich legali⸗ 
ſierte Notopfer unter Ausmerzung der Unſchön⸗ 
heiten, die bei dem bisherigen Notopfer für die 
unteren Beamtengruppen vorhanden waren. In 
dieſem Sinne enthält auch das worliegende Ge⸗ 
ſetz einige ſoziale Beſtimmungen, die wir be⸗ 
grüßen und wir werden bereit ſein, im Ausſchuß 
an Verbeſſerungen mitzuarbeiten, ſoweit das die 
Finanzlage der Freien Stadt tragen kann. 
Zum Schluß habe ich folgende Erklärung 
meiner Fraktionsfreunde abzugeben: Der Ver⸗ 
treter der Zentrumsfraktion erklärte geſtern, daß 
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ſeine Fraktion das zu erlaſſende Urteil des Ober⸗ 
gerichts betreffend die Klage des Beamtenbundes 
gegen den Senat abwarten werde. Dazu erklärt 
die Sozialdemokratiſche Fraktion, das dies keine 
Vereinbarung der Koalitionsparteien iſt. (Hört, 
hört! links.) Die Sozialdemokratiſche Fraktion 
wird das Urteil abwarten und dann dazu Stel⸗ 
lung nehmen. Sie macht jedoch jetzt ſchon darauf 
aufmerkſam, daß auch die Zentrumsfraktion die 
Grundſätze angenommen hat, nach denen die Be⸗ 
ſoldungsordnung ausgearbeitet worden iſt, die 
das Ergebnis vieler Beratungen der Koalitions⸗ 
parteien darſtellt und teilweiſe über die preu⸗ 
ßiſch⸗deutſchen Beſoldungsſätze hinausgeht. (Bra⸗ 
vo! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): (Was ver⸗ 
dienen Sie dabei, Herr Dumont? links.) Seien 
Sie nicht ſo neugierig und frech! 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Dumont, 
Sie dürfen einen Abgeordneten nicht als frech be⸗ 
zeichnen. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Dieſer Zu⸗ 
ruf verdiente keine andere Qualifizierung. — M. 
D. u. H.] Es war urſprünglich nicht meine Ab⸗ 
ſicht, zu dieſem Punkt der Tagesordnung das 
Wort zu ergreifen, ſondern wir hatten die Abſicht, 
um die Erledigung dieſer ſtaatsnotwendigen Vor⸗ 
lage nicht aufzuhalten, uns darauf zu beſchränken, 
er Verweiſung der Vorlage an den Hauptaus⸗ 
ſchuß zuzuſtimmen. Die Ausführungen einiger 
Vorredner, die geſtern hier zu dieſer Vorlage ge⸗ 
ſprochen haben, nötigen mich indes, zu der Vor⸗ 
lage auch noch das Wort zu ergreifen, um ſowohl 
zu der Vorlage ſelbſt in aller Kürze Stellung zu 
nehmen, als auch einige Ausführungen, die 
geſtern hier von verſchiedenen Seiten gemacht wor⸗ 
den ſind, richtig zu ſtellen. . 

An die Spitze meiner Ausführungen möchte 
ich die Stellungnahme meiner Partei zu der Vor⸗ 
lage ſelbſt ſetzen. Wenn Staatsnotwendigkeiten 
es erfordern, wenn die finanzielle Lage des Staa⸗ 
tes ſo iſt, daß Opfer gebracht werden müſſen, dann 
muß auch die Beamtenſchaft zu dieſen Opfern bei⸗ 
tragen. (Nur die oberen nicht! links.) Sämtliche! 
(Dann hätten Sie doch den Prozeß nicht über⸗ 
nehmen dürfen! links.) Vielleicht werden Sie das 
nachher begreifen, — vielleicht! (Das iſt ein Ge⸗ 
ſchäft, das bringt noch was ein! links.) Es iſt 
aber die Aufgabe der Regierung, uns nachzuwei⸗ 
ſen, daß dieſe finanzielle Notwendigkeit unbedingt 
vorliegt, und daß auf andere Weiſe Abhilfe nicht 
geſchaffen werden kann. g Wir erwarten daher von 
der Regierung, daß ſie uns im Hauptausſchuß 
über dieſen Punkt noch eingehenderes Material 
gibt, und wir hoffen von der Regierung, daß es 
ihr gelingen wird, auch die Parteien der Oppo⸗ 
ſition — bis in die Reihen der Beamtenvertreter 
hinein — von der Notwendigkeit der Gehaltskür⸗ 
zung zu überzeugen. Falls dieſe Notwendigkeit 
tatſächlich vorhanden iſt, (Andauernde Zurufe 
von links.) ſo wird die Regierung auch die erfor⸗ 
derliche Mehrheit für die Vorlage finden. 

Vizepräfident Neubauer: Ich möchte bitten, 
dieſe beleidigenden Zurufe zu unterlaſſen! Es ſteht 
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(Vizepräſident Neubauer) 

heute hier nicht der Prozeß zur Verhandlung, ſon⸗ 
dern das Beamtenbeſoldungsgeſetz. Der Herr Abg. 
Dumont ſpricht, ſoweit ich das habe feſtſtellen 
können, nur zur Beamtenbeſoldung und nicht zu 
dem Prozeß. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Rein 
äußerlich betrachtet, wäre es erwünſcht geweſen, 
wenn die neue Beſoldungsvorlage die Zahl der 
Beſoldungsgruppen nicht noch vermehrt hätte, wie 
das geſchehen iſt; denn ſtatt dreizehn, wie früher, 
haben wir jetzt glücklicherweiſe achtundzwanzig 
Beſoldungsgruppen und überſichtlicher — darin 
muß ich dem Herrn Abg. Dr. Blavier Recht geben 
— iſt das Beſoldungsgeſetz dadurch wirklich nicht 
geworden. Aber vielleicht läßt ſich im Ausſchuß 
noch eine Verbeſſerung dieſes Mißſtandes erzielen. 

Es fragt ſich nun, ob zu dieſem Beſoldungs⸗ 
geſetz in der Form und Faſſung, wie es jetzt vor⸗ 
liegt, die einfache Majorität des Volkstages ge⸗ 
nügt oder ob, weil durch das Beſoldungsgeſetz die 
Bezüge gewiſſer Beamtengruppen gekürzt werden 
ſollen, eine qualifizierte Mehrheit, eine Zwei⸗ 
drittel⸗Majorität erforderlich iſt und ob das Geſetz 
in der Form eines verfaſſungsändernden Geſetzes 
verabſchiedet werden muß. Ich perſönlich ſtehe 
auf dem Standpunkt, daß wenn Gehaltsbezüge der 
Beamtenſchaft durch das Geſetz verringert und her⸗ 
abgeſetzt werden ſollen, ein verfaſſungsänderndes 
Geſetz notwendig iſt, daß eine Zweidriltel⸗Majori⸗ 
tät erforderlich iſt. Ich ſage ausdrücklich, das iſt 
mein rein perſönlicher Standpunkt und nicht der 
Standpunkt meiner Fraktion und zwar ſage ich 
das aus dem Grunde, weil meine Fraktion zu die⸗ 
ſer Rechtsfrage noch nicht Stellung genommen 
hat. Wenn ich perſönlich nicht dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung wäre, ſo hätte ich übrigens auch nicht die 
Vertretung des Oberpoſtſchaffner Zucholdt in ſei⸗ 
nem Prozeß gegen den Senat — v. J. den Staat 
— übernommen. Es darf nun doch keinem Be: 
amten, der ſich in ſeinem Rechte beeinträchtigt 
fühlt, das Recht verwehrt werden, den Weg der 
Klage zu beſchreiten und ſich ſein Recht im Wege 
des Urteils zu ſuchen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Weiß 
der Zucholdt überhaupt, daß er einen Prozeß 
führt?) Fragen Sie ihn doch einmal! — Es kann 
doch keinem Beamten verübelt werden, ſage ich, 
daß er ſein Recht auf dem Wege ſucht, den das 
Geſetz vorgezeichnet hat, nämlich im Wege der 
Klage, — ſelbſt wenn ſich dieſe Klage gegen den 
Staat richtet. Es iſt daher unangebracht, wenn 
man dieſem Beamten oder den Beamten, die hin⸗ 
ter dieſem Kläger ſtehen, deshalb Vorwürfe macht 
und ſie, wie es — nicht der Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent Gehl — das iſt geſtern ja hier feſtgeſtellt wor⸗ 
den — ſondern, wie es die „Volksſtimme“ tut, als 
„Staatsſaboteure“ bezeichnet. — Wir leben im⸗ 
merhin in einem Rechtsſtaat und in einem Rechts⸗ 
ſtaat muß es jedem gegeben ſein, ſich ſein Recht im 
Wege des Prozeſſes und des Urteils zu erkämpfen. 

as gilt hier umſomehr, als der Beamte in einer 
ganz beſonderen Stellung zum Staate ſteht, da er 
nicht das Streikrecht hat. Der Beamte ſteht in 


einem Treuverhältnis zum Staat, er hat ſtillzu⸗ 
halten; er hat dafür aber den Anſpruch darauf, 
ein angemeſſenes, ſtandesgemäßes Gehalt zu be⸗ 
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kommen, welches ihm das Leben ermöglicht. Wenn 
er ſich in dieſem Rechte beeinträchtigt fühlt, und 
zwar in einer Weiſe, die nach ſeiner Anſicht gegen 
die Verfaſſung verſtößt, ſo muß es ihm ſelbſtver⸗ 
ſtändlich gegeben ſein, ſich dagegen zu verwahren. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Beamten 
ſelbſtverſtändlich ſo geſtellt werden müſſen, daß ſie, 
die dem Staate ihre volle Arbeitskraft zur Verfü⸗ 
gung ſtellen müſſen und keinerlei Nebenverdienſt 
haben dürfen, ſorgenfrei in die Zukunft blicken 
können und daß ihre Arbeitsfähigkeit und Ar⸗ 
beitsluſt durch die Sorge um den Unterhalt der 
Familie nicht beeinträchtigt wird. 

In einer Beziehung muß ich allerdings dem 
Herrn Abg. Dr. Blavier recht geben, nämlich inſo⸗ 
fern, als er davon ſprach, daß in unſerer Verwal⸗ 
tung an gewiſſen Stellen noch immer eine Ueber⸗ 
beſetzung mit Beamten vorhanden iſt. Dieſe Ueber⸗ 
beſetzung mit Beamten — namentlich der mitt⸗ 
leren Gruppen — muß beſeitigt werden. Dadurch 
laſſen ſich erhebliche Erſparniſſe erzielen. 

Nun iſt geſtern Herr Abg. Dr. Kamnitzer auf 
den ſchwebenden Rechtsſtreit, das Arteil der erſten 
Inſtanz und noch auf einige andere Punkte einge⸗ 
gangen, die mit dem Verfahren zuſammenhängen. 


Dieſe Ausführungen nötigen mich, noch in Kürze 


zu ihnen Stellung zu nehmen. (Zuruf.) Das it 
leider nicht möglich, da Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
nicht vor dem Obergericht, ſondern hier geſprochen 
hat und geſtern ſogar den Wunſch äußerte, der 
Prozeß möchte hier vor dieſem Auditorium abge⸗ 
wickelt werden. Dieſem Wunſche möchte ich aller⸗ 
dings nur inſoweit entſprechen, als es die Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Dr. Kamnitzer erfor⸗ 
dern. (Abg. Dr. Kamnitzer: Dann werde ich ant⸗ 
worten!) Ich repliziere, Herr Dr. Kamnitzer! 

Herr Dr. Kamnitzer iſt von der guten Uebung 
abgewichen, die ſonſt geübt zu werden pflegt, daß 
man nämlich im Parlament auf einen Rechtsſtreit 
nicht eingeht, ſolange er noch ſchwebt und nicht 
rechtskräftig entſchieden iſt. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Das gilt nur für Strafverfahren!) Das gilt auch 
für Zivilprozeſſe! Der Herr Vizepräſident Gehl 
hat das ſehr wohl beachtet und es ſich verſagt, auf 
dieſen Rechtsſtreit hier irgendwie näher einzu⸗ 
gehen. Das iſt einem Juriſten vorbehalten geblie⸗ 
ben. — Nun hat Herr Abg. Dr. Kamnitzer von 
einer Terminſchiebung geſprochen. Ich bedaure das 
ganz außerordentlich, daß hier ſolche Ausdrücke ge⸗ 
fallen ſind. Ich fühle mich der Oeffentlichkeit ge⸗ 
genüber verpflichtet, über dieſen Punkt einige Da⸗ 
ten zu geben. Dem Herrn Abg. Dr. Kamnitzer 
werden ſicherlich die in Frage kommenden Be⸗ 
ſtimmungen der Zivilprozeßordnung ganz genau 
bekannt ſein. Nach der Zivilprozeßordnung hat 
der Vorſitzende innerhalb 24 Stunden Termin an: 
zuberaumen, wenn eine Klage eingereicht wird. 
Er hat den Termin nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des § 261 Z. P. O. nur ſoweit hinauszu⸗ 
ſchieben, als es zur Wahrung der Einlaſſungsfriſt 
geboten iſt; dieſe Friſt beträgt nach einer weiteren 
geſetzlichen Beſtimmung in Landgerichtsprozeſſen 
zwei Wochen. 

Im vorliegenden Falle habe ich die Klage⸗ 
ſchrift am 24. Mai 1928 eingereicht und habe 
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(Dumont, Abgeordneter) 

gleichzeitig die Erklärung abgegeben — das war 
notwendig! —, daß ich den Gerichtskoſtenvorſchuß 
hinter mir habe. Darauf hat der Vorſitzende der 
Zivilkammer pflichtgemäß ſofort Termin anbe⸗ 
raumt, und zwar auf den 18. Juni 1928. (Zuruf 
des Abg. Dr. Kamnitzer.) Im ordnungsgemäßen 
Geſchäftsgang Herr Abg. Dr. Kamnitzer, es ſtan⸗ 
den an dieſem Tage noch eine ganze Reihe anderer 
Sachen an. Zwiſchen der Einreichung der Klage 
und dem Terminstag lagen etwa drei und eine 
halbe Woche. (Abg. Dr. Kamnitzer: Und der Ein⸗ 
zelrichter?) Das Verfahren vor dem Einzelrichter 
war bei dieſer einen Rechtsfrage nicht nötig. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Dumont, 
ich habe doch als amtierender Präſident gewiſſe 
Bedenken, wenn hier der ſchwebende Prozeß lang 
und breit erörtert wird. (Geſtern auch! won links.) 
Ich habe auch die Erörterungen bisher zugelaſſen. 
Ich bitte nur den Herrn Abg. Dumont, ſich mög⸗ 
lichſt kurz zu faſſen. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich kann 
dieſen Teil meiner Ausführungen mit der Be⸗ 
merkung ſchließen, daß ich nicht werſtehe, wie der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer es unter dieſen Am⸗ 
ſtänden fertig bringen kann, von einer Termin⸗ 
ſchiebung zu ſprechen. Der Ausdruck „Schiebung“ 
hat immer etwas Häßliches und einen unange⸗ 
nehmen Beigeſchmack und hätte doch gerade von 
Herrn Abg. Dr. Kamnitzer, der ja ſelbſt Mitglied 
des Landgerichts und Mitgied der Regierung iſt, 
beſſer vermieden werden ſollen. (Abg. Brill: Es 
iſt ganz gemein geſchoben worden!) 

Dann hat Herr Abg. Dr. Kamnitzer das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil in einer ſehr wenig ſchönen 
und wenig kollegialen Weiſe heruntergeriſſen. 

Ich glaube auch, es hat Herrn Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer nachher leid getan, daß er das getan hat. 
Es handelt ſich bei dem Richter, der das Urteil 
verfaßt hat, um einen unſerer beiten Richter beim 
Landgericht, der jedenfalls von der Anwaltſchaft 
für einen der fähigſten, fleißigſten und gewiſſen⸗ 
hafteiten Köpfe gehalten wird. Ich könnte nur 
wünſchen, daß wir recht wiele ſolcher Richter hier 
hätten. Es handelt ſich aber doch jetzt immer nur 
erſt um das Urteil der erſten Inſtanz. Und es 
war daher ganz zwecklos, dieſes Urteil hier über⸗ 
Haupt zu erwähnen. Es wäre wiel richtiger ge⸗ 
weſen, jetzt auf dieſen ganzen Prozeß hier nicht 
einzugehen, Herr Abg. Dr. Kamnitzer, ſondern 
zunächſt die Entſcheidung des Obergerichts abzu⸗ 
warten. Einzig und allein auf die Entſcheidung 
des Plenums des Obergerichts kommt es in die⸗ 
ſer Rechtsfrage an! Wenn nun unſer Obergericht 
auch nicht, wie Herr Abg. Dr. Kamnitzer geſtern 
ſagte, die geiſtige Höhe des Reichsgerichts hat, jo 
iſt das doch ganz erklärlich. Das Reichsgericht 
ſucht ſich die beiten Köpfe aus einem 60⸗Milli⸗ 
onen⸗Volk aus. Da wir hier nur ein verhältnis⸗ 
mäßig kleiner Staat ſind, ſo wird man ſagen 
müſſen, daß das Obergericht die zur Entſcheidung 
ſtehende Rechtsfrage ſehr gewiſſenhaft und ſorg⸗ 
fältig zu prüfen hat. Ich habe die feſte Ueber⸗ 


zeugung, daß, wenn das Obergericht zu dem Er⸗ 
gebnis kommt, es ſei am 30. März 1928 kein ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz nötig geweſen — und 
ebenſowenig bei der Schaffung des § 34 der Be⸗ 
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ſoldungsordnung, ſo wird das Obergericht ohne 
Schwanken in dieſem Sinne und gegen die Auf⸗ 
faſſung der Beamten entſcheiden, — genau ſo, wie 
das Reichsgericht das Altersgrenzengeſetz, das 
auch ſo und ſo viel Reichsgerichtsräte betraf, un⸗ 
bedenklich für gültig erklärt hat. 

Auf die im Prozeß vorgebrachten Rechtsgut⸗ 
achten iſt von verſchiedenen Seiten auch heute 
eingegangen worden. Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
hat es für zweckmäßig und angebracht gehalten, 
die von dem Kläger beigebrachten Gutachten — 
ich will mich ganz milde ausdrücken —zu ironi⸗ 
ſieren. Insbeſondere hat er das mit dem Gut⸗ 
achten des Herrn Profeſſor Triepel getan. 


Königsberg“ abgetan. Das ſind aber nicht die 
einzigen Gutachten und ich denke, daß die 
Herren Triepel und Litten über die Kritik ihrer 
Gutachten durch Den Abg. Dr. Kamnitzer hinweg⸗ 
[kommen werden. (Zuruf: Sehr gut!) Es ſind 
von dem Kläger auch noch andere Gutachten bei⸗ 
gebracht worden, ſo z. B. Gutachten von dem 
Landgerichtspräſidenten Brand in Duisburg, dem 
bekannten Kommentator des Beamtenbeſoldungs⸗ 
rechts und dem Senatspräſidenten beim Reichs⸗ 
gericht Dr. Lobe. Ich glaube, daß das immerhin 
Juriſten ſind, die auch neben dem Herrn Abg. 
Dr. Kamnitzer werden beſtehen können. (Heiter⸗ 
keit! — 20 000 Mark haben ſie doch bekommen! 
links.) Das iſt ein Irrtum! Aber es wäre unzweck⸗ 
mäßig, auf dieſe Frage hier einzugehen, und das 
geht mich auch nichts an! Im übrigen ſind ja 
auch won der Gegenſeite Gutachten beigebracht 
worden. Zwar nicht das Triepelſche, das der Se⸗ 
nat eingeholt hatte! Denn das paßte dem Senat 
nicht. Dafür aber das Gutachten von Hagemann, 
einem Reichsgerichtsrat im Ruheſtand, und von 
dem Regierungs⸗ und Finanzrat Olſcher im 
Reichsfinanzminiſterium. Herr Olſcher hat — 
das ergibt ſich aus ſeiner Stellung im Reichsfi⸗ 
nanzminiſterium den ſelbſtverſtändlichen 
Wunſch, der Verwaltung möglichſt freie Hand in 
der Frage der Bemeſſung der Beamtengehälter 
zu laſſen. Es iſt mir nur eins nicht verſtändlich. 
daß der Geſetzgeber in Preußen und in Deutſch⸗ 
land es nicht fertig gebracht hat, daß dieſer 
Wunſch und die Rechtsauffaſſung des Herrn. 
Olſcher nun auch in die Tat umgeſetzt wurde; 
dort hat man ſich nämlich ſchön gehütet und hat 
den Beſitzſtand der Beamtenſchaft gewahrt. 

Die Ueberheblichkeit, mit der der Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer die Gutachten der doch recht ſach⸗ 
verſtändigen und namhaften Juriſten abzutun ge⸗ 
dacht hat, die richtet ſich meiner Meinung nach 
von ſelbſt. Dann iſt der Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
hier noch auf das Notopfer eingegangen und hat 
gemeint, durch das Notopfer habe ſich die Beam⸗ 
kenſchaft ſeinerzeit auf den Weg des Vertrages 
begeben und ſie habe dadurch ihre Rechte, die bis⸗ 
her lediglich auf öffentlich⸗rechtlicher Grundlage 
beruhten — zum Teil wenigſtens — preisgege⸗ 
ben. Ich kann dieſer Auffaſſung nicht folgen. 
Ich folge in einem aber der Rechtsauffaſſung des 
Herrn Abg. Dr. Kamnitzer, nämlich inſofern, als 
er bei der Beratung des Notopfers hier die An⸗ 
ſicht vertrat, das Notopfer ſei ungeſetzlich, da es 
ein Verſprechen für die Zukunft abgab und einen 
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(Dumont, Abgeordneter) 
teilweiſen Verzicht auf das in Zukunft dem Be⸗ 
amten erwachſende Gehalt bedeutete. Was der 
Beamte an den Staat als Notopfer tatſächlich ab⸗ 
geführt hat, das iſt ſelbſtverſtändlich dahin! Ich 
kann aber nicht als Beamter über mein Gehalt 
in dieſer Weiſe nicht auch für die Zukunft verfü⸗ 
gen, und inſofern hatte der Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer mit ſeinen früheren Ausführungen Recht! 

Nun iſt von einem der anderen Herren Vor⸗ 
redner noch erklärt worden, (Wehe, wenn die Ju⸗ 
riſten losgelaſſen werden! links.) daß eine Kür⸗ 
zung der Beamtenbezüge durch ein verfaſſungs⸗ 
änderndes Geſetz nicht in Frage kommen könne. 
Ich ſtehe in dieſer Beziehung auf einem anderen 
Standpunkt; das iſt ſelbſtverſtändlich rechtlich 
durchaus möglich und, wenn die Finanzlage und 
Lebensnotwendigkeiten des Staates es erfordern 
und wenn ein anderer Ausweg nicht möglich iſt, 
dann habe ich jo viel Vertrauen zu dem geſunden 
Sinn der Beamtenſchaft, daß ſie ſich dieſer Not⸗ 
wendigkeit fügen wird. Es wird Sache der Re⸗ 
gierung ſein, im Hauptausſchuß durch Verhand⸗ 
lungen mit den Vertretern der Beamtenſchaft den 
Beamten das Bewußtſein von der Notwendigkeit 
einer Gehaltskürzung beizubringen. (Bravo! in 
der Mitte.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. 
D. u. H.! Nicht ich, ſondern Herr Dumont iſt es 
geweſen, der die Szene zum Tribunal gemacht hat; 
denn wenn hier in einer Frage der Rechtsanwalt 
der Partei auftritt, auch wenn er Abgeordneter 
iſt, und hier zu plädieren anfängt, dann iſt es 
immerhin eine offene Frage, Herr Dumont, ob es 
ungerechtfertigter war — taktloſer, ſo ungefähr 
ſagten Sie wohl — wenn ich, der ich zugleich Rich⸗ 
ter bin, hier als Abgeordneter zu der Frage Stel⸗ 
lung nahm, als der ich verpflichtet bin, zu den 
öffentlichen Dingen Stellung zu nehmen, oder 
wenn jemand dazu Stellung nimmt, der mit dem 
Prozeß beruflich befaßt iſt. Herr Dumont, Sie 
ſind Parteivertreter in dieſem Prozeß, die andere 
Seite, der Beklagte in dem Prozeß iſt die Allge⸗ 
meinheit, iſt das ganze Volk, das die Laſt tragen 
muß. (Zuruf rechts.) Herr Senftleben, es mag 
Ihnen unangenehm ſein, das glaube ich wohl, daß 
ich Mitglied des Senats bin, aber als ſolcher habe 
ich die Ehre und das Vergnügen, auch Sie zu ver⸗ 
treten. f i 
Alſo Sie haben von dem Prozeß geſprochen, 
Herr Dumont. (Abg. Dumont: Nachdem Sie da⸗ 
von angefangen hatten!) Ich habe von dem Pro⸗ 
zeß nicht angefangen, von dem Prozeß iſt hier von 
Herrn Abg. Hennke angefangen worden. Es ſin 
von ihm allerhand Prophezeiungen an den Prozeß 
geknüpft worden. Ich habe den Prozeß nur neben⸗ 
her behandelt und ausdrücklich erklärt, daß ich auf 
den Prozeß nicht weiter einzugehen beabſichtige. 
Auf Ihre freundliche Mahnung an mich, daß man 
Prozeſſe vor der endgültigen Arteilsfälligkeit nicht 
in der Oeffentlichkeit zu behandeln pflege, möchte 
ich erwidern, daß das bisher nur für Strafprozeſſe 
galt. Es iſt ganz allgemein üblich, vorliegende 


Arteile in Zivilprozeſſen zu beſprechen, es gilt nur 
Der Grundſatz, daß man als Politiker zu ſchweben⸗ 
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den Strafverfahren keine Stellung nimmt. Wollen 
Sie alſo dieſe Grundſätze bitte nicht ſo nehmen, 
wie ſie Ihnen paſſen, ſondern ſo, wie ſie allgemein 
juriſtiſch üblich ſind. Ich habe keineswegs gegen 
juriſtiſchen Anſtand und Sitte verſtoßen, wenn ich 
hier den Zivilprozeß beſprach, wie überhaupt die 
Anwürfe des Herrn Abg. Friedrich, ſowie die Er⸗ 
mahnungen des Herrn Abg. Dumont mich nur be⸗ 
friedigen können, denn ſie ſagen mir am beſten, 
daß den Herren ganz empfindlich auf die Füße ge⸗ 
treten iſt. Ich will auch über das Urteil hier wei⸗ 
ter nichts jagen. Ich halte das Urteil für ſchlecht 
und habe ausdrücklich erklärt, daß das nicht nur 
meine Anſicht iſt, das iſt mir von namhaften Dan⸗ 
ziger Anwälten, die nichts mit der Sozialdemokra⸗ 
tie zu tun haben, beſtätigt worden. Sie haben das 
unkollegial genannt, Herr Dumont. Soll ich dar⸗ 
um, weil ich Richter bin, nun jedes Arteil, das ein 
Richter macht, billigen oder nicht beſprechen dür⸗ 
fen? Das iſt eine Torheit, das wäre falſch. Ich 
bin Mitglied der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
und bin Juriſt. Ich habe juriſtiſche Dinge für 
meine Fraktion zu behandeln. (Abg. Dumont: 
Aber nicht von dieſer Stelle aus!) Von dieſer 
Stelle aus, dazu bin ich gewählt worden, (Abg. 
Dr. Heinemann: Um das Gerichtsurteil hier zu 
beſprechen!) um juriſtiſche Fragen hier zu beſpre⸗ 
chen, Herr Dr. Heinemann. Sie nehmen für ſich 
das Recht in Anſpruch — ich wünſchte nur, es ge⸗ 
ſchehe öfters — wirtſchaftliche Fragen und Fragen, 
die die Handelskammer intereſſieren oder nicht in⸗ 
tereſſieren, hier zu beſprechen. Ich brauche mich 
nicht zu verteidigen, der Anwurf iſt ſo töricht, daß 
man gar nicht darauf einzugehen braucht. Ich weiß 
auch gar nicht genau, welcher Richter das Urteil 
gemacht hat, das Kollegium beſchließt darüber. 
(Abg. Dumont: Das wiſſen Sie nicht?) Ich weiß 
nur, wer Berichterſtatter geweſen iſt. Sie lachen 
am falſchen Platz, ich habe ſchon Urteile erlebt, 
bei denen der Vorſitzende das Urteil gemacht hat. 
(Abg. Dumont: Das iſt auch falſch! — Worüber 
unterhalten die ſich eigentlich? bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Nun haben Sie ſich dagegen gewehrt, daß ich 
es als auffällig bezeichnete, daß hier eine gewiſſe 
Terminvorverlegung erfolgt iſt. Das iſt ganz zwei⸗ 
fellos der Fall, Sie haben das auch geſtern gar 
nicht beſtritten, ſondern haben dazu nur bemerkt, 
das geſchah aus ſachlichen Gründen. Es iſt bei 
Gericht allgemein üblich, daß Termine in der Rei⸗ 
henfolge angeſetzt werden, wie ſie eingehen. Es iſt 
nicht beſtritten, daß hier, obwohl der Termin nach 
der Geſchäftslage noch nicht dran war, dieſe Sache 
dazwiſchen geſchoben worden iſt. An dem Ausdruck 


d „ſchieben“ wollen Sie ſich bitte nicht ſtoßen; denn 


es iſt bei Gericht üblich, daß man ſagt: „Ich ſchiebe 
einen Termin dazwiſchen.“ (Heiterkeit und Zurufe 
rechts.) Dieſer Termin iſt zwiſchengeſchoben wor⸗ 
den. Herr Dr. Ziehm, Herr Philipſen und alle 
Kollegen, wenn Sie glauben, daß ich irgend etwas 
von dem zurückzunehmen habe, was ich geſtern ge⸗ 
ſagt habe, ſo irren Sie ſich! (Abg. Schwegmann: 
Der Staat kann ſich freuen, wenn die Sache ſo 
ſchnell wie möglich entſchieden wird!) Der Staat 
kann ſich freuen, wenn das Gericht in dieſer Sache 
albſolut objektiv verfährt und alles vermeidet, 
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was den Eindruck von Nichtobjektivität erwecken 
kann. Um der Richter und des Anſehens der 
Juſtiz willen wende ich mich dagegen, daß ſolche 
Sachen gemacht werden. 

Nun zu den Gutachten. Herr Abg. Dumont 
meinte, die Herren würden meine Kritik verwin⸗ 
den können. Wir ſind als Juriſten gewöhnt, uns 
gegenſeitig zu kritiſieren und nicht daran zu ſter⸗ 
ben. Das wird allgemein nicht übel genommen 
und ich denke, Herr Dumont iſt etwas empfindlicher 
geweſen als etwa Herr Triepel es ſein würde. 
(Zuruf des Abg. Dumont.) Die Zahl der Gut⸗ 
achten kann eigentlich nur einem blutigen Laien 
imponieren. Staatsrechtler gibt es in Deutſch⸗ 
land etwa 3 bis 400. Die Meinungen ſind geteilt. 
Sie können mit gutem Geld und ſchönen Worten 
hundert Gutachten von der einen Meinung und 
hundert von der anderen bekommen. Man fragt 
einen Gutachter, ob er der und der Meinung lei, 
dann wird ein Gutachten gemacht. Das iſt im 
Privatleben üblich. Man will kein Gutachten, 
das ſich gegen den Betreffenden wendet. (Abg. 


worden!) Korrekterweiſe, im Parteibetrieb iſt das 
allgemein üblich und wohl auch gerechfertigt. Nun 
finde ich es aber ſeltſam, wenn der Beamtenbun 
auf dieſe Gutachten ſo pocht. Es zeugt doch nicht 
gerade von Vertrauen zu den Richtern, wenn man 
glaubt, elf Gutachten, ſoviel ſind es wohl ſchon, 
beibringen zu müſſen, um ſeine Anſicht zu ſtützen. 
Das ſehe ich als Mißtrauen gegen die Richter an. 
Ich habe es erlebt, daß Richter ſagten: „Laſſen 
Sie mich mit Ihren Gutachten zufrieden, nach dem 
Geſetz habe ich das Recht zu finden und nicht der 
Gutachter.“ Sie haben vorher ſelbſt gejagt, man 
könne dadurch das Gericht weder in ſeiner Quali⸗ 
tät, noch in ſeinem Richterſpruch beeinfluſſen. Es 
ſcheint mir aber, als wenn man durch die Maſſe 
der Gutachten irgend einen Einfluß ausüben will. 
Ich habe das Vertrauen zum Obergericht und den 
Richtern, daß ſie ſich nicht beeinfluſſen laſſen 
werden und trotz der vielen Gutachten objektiv 
das Recht ſuchen. Das iſt das, was ich am erſten 
Urteil bemängele. Ich muß mich bei ſolchen Fra⸗ 
gen mit dem Problem auseinanderſetzen. Das iſt 
in keiner Weiſe geſchehen, das verlange ich vom 
Obergericht. Deswegen iſt dieſem Prozeß nicht 
durch die Länge und die Zahl der Gutachten ge⸗ 
dient. Die Rechtsfrage, das Problem, liegt klar. 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Sie haben im weſent⸗ 
lichen Recht, Herr Rahn, darauf wollte ich ohne⸗ 
hin kommen. Die Frage, die ſich der Volkstag 
wird vorlegen müſſen, iſt die, ob man von den 
Richtern nicht mehr verlangt als ſie leiſten kön⸗ 
nen. (Abg. Dyck: Ein trauriges Zeugnis!) Ich 
ſelbſt habe mir geſagt, ich hätte nicht in dieſer 
Frage Richter ſein mögen. Herr Dumont ſagt, er 
auch nicht. Der Richter erfüllt eine ſchwere Pflicht. 


Es iſt ihm daraus kein Vorwurf zu machen, 
daß er in eigener Sache entſcheiden muß. 
Das iſt ſeine geſetzliche Pflicht. Ange⸗ 


Das Obergericht 
hat noch mehr Verantwortung als der erſte Rich⸗ 
ter und kommt in die ſchwierige Lage, eine Frage 
von ſtaatspolitiſcher Bedeutung zu entſcheiden und 


Volkstag Danzig — 41. Sitzung. Donnerstag, den 2. 818 Veaolkstag Danzig — 41. Sitzung. Donnerstag, den 2. Auguſt 19858. 1928. 


unter Umſtänden nach formalen Grundſätzen. Es 
kann Richter geben, die ſagen, was aus dem Staat 
wird, geht mich nichts an. So ungefähr ſagt es 
Triepel, Hauptſache iſt das formale Recht. Das 
ſteht ganz im Gegenſatz zu dem engliſchen Rechts⸗ 
grundſatz: „Recht oder Unrecht, mein Vaterland 
geht vor.“ Aber es gibt Juriſten, wie Triepel, die 
ſagen, es kommt nicht darauf an, ob der Staat ka⸗ 
putt geht, es kommt nur darauf an, daß das for⸗ 
male Recht gefunden wird. Hier ſcheiden ſich ſozu⸗ 
ſagen die Wege. Iſt das die Anſicht, die der 
Volkstag vertreten kann? 

Das iſt das, was ich geſtern meinte; daß die 
Grenze immer nur der geſunde Menſchenverſtand 
ſein könne. Wenn das Gericht aus formalen 
Gründen dieſe Grenze überſchreitet, muß die Ge⸗ 
ſetzgebung eingreifen. Herr Dumont ſagte, man 
müßte prüfen, ob nicht ein verfaſſungsänderndes 
Geſetz zu machen ſei. Es iſt bedauerlich, daß ſich 
eine Partei dieſen Weg verbaut hat. Es iſt keine 
Schande, irgend ein Geſetz mit verfaſſungsändern⸗ 
der Mehrheit zu verabſchieden. Sie ſagen ja, das 
ſcheint dem Zentrum nicht bekannt zu ſein, die Be⸗ 
amten verlangen das verfaſſungsändernde Geſetz. 
Sie haben mir geſtern geſagt, die Beamten wehr⸗ 
ten ſich nicht gegen den Abzug, ſie verlangen nur 
ein verfaſſungsänderndes Geſetz. Ihre heutigen 
Ausführungen habe ich auch ſo verſtanden. Ich 
weiß nicht, ob es ernſt gemeint iſt. Iſt es ernſt 
gemeint, ſo wollen wir die Beamten beim Wort 
nehmen. Wir müſſen es, um unſere Staatsfinan⸗ 
zen in Ordnung und den Staat feſt im Gefüge zu 
halten. (Wiederholtes Bravo links.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. 

u. H.! Bei der Beſprechung des vorliegenden G8. 
ſetzes ſind in erſter Linie die beiden Fragen ange⸗ 
ſchnitten worden: 1. Sit das Geſetz notwendig? 
2. Wenn das Geſetz notwendig iſt, wie muß es be⸗ 
ſchaffen ſein, um eingeführt zu werden? Der 
zweite Punkt, wie es beſchaffen ſein muß, ift be⸗ 
züglich der Eigenſchaften des Geſetzes ziemlich ein⸗ 
ſtimmig beſprochen worden. Die Eigenſchaften des 
Geſetzes ſind hier vom Zentrum, vom Herrn Abg. 
Dumont und den Sozialdemokraten dahin aus⸗ 
gelegt worden, daß den Beamten eine ange⸗ 
meſſene Beſoldung gegeben werden muß. Uneinig 

iſt man ſich nur darin, was als angemeſſen zu 85 
zeichnen iſt, wieviel Stufen da ſein müſſen und 
welche Gehälter die oberen und die unteren Be⸗ 
amten erhalten ſollen. Dann iſt man ſich natür⸗ 
lich über die Form uneinig, wie das Geſetz ange⸗ 
nommen werden ſoll. 

Zum erſten Mal ſpielt da die Frage des z. Zt. 
ſchwebenden Prozeſſes mit. Es iſt Herrn Dumont 
der Vorwurf gemacht worden, daß er hier als 
Prozeßvertreter geſprochen habe, und den Beam⸗ 
tenvertretern, daß fie in eigener Sache ſp rachen. 
Ich möchte hierbei ganz kurz die Frage ſtellen, 
wer jemals den Gewerksſchaftsleuten den Vor⸗ 
wurf gemacht hat, daß ſie in eigener Sache ge⸗ 
ſprochen haben. Sobald ein Gewerkſchaftsſekretär 
in Sachen der Arbeiter ſpricht, tut er das. Wes⸗ 


halb ſoll man den Beamten, die Vertreter ihrer 
Beamtengewerlſchaft find, nicht dasſelbe Recht zu⸗ 
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billigen? (Zuruf des Abg. Brill.) Es ſind auch bei 
den Sozialdemokraten noch Leute da, die Arbei⸗ 
ter find, und nicht nur alles Gewerſchaftsſekre⸗ 
täre. Sie z. B. ſind nicht Gewerlſchaftsſekretär, 
ſondern Maurer. Die Reden der Herren Ihrer 
Fraktion waren allerdings nichts weiter als Ge⸗ 
werkſchaftsreden. (Abg. Gerick: Sie Clown!) 

Präſident: Herr Abg. Gerick, ich rufe Sie 
wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
nehme an, daß Sie ſich vorgeſtellt haben, Herr 
Abgeordneter. — Zum Punkt 1: Sit die Einfüh⸗ 
rung notwendig? iſt hier von Wirtſchaftlern ge⸗ 
ſagt worden, die Einführung iſt notwendig, weil 
die Koſten nicht mehr zu tragen ſind. Das iſt 
hier von keiner Seite, auch von keinem Beam⸗ 
tenvertreter beſtritten worden, es wurde nur mit 
Recht darauf Hingewiejen, daß man der einen 
Seite der Bevölkerung nicht gut allein etwas 
nehmen kann, was man der anderen Seite be⸗ 
läßt. Sie willen, daß hier früher gejagt worden 
iſt, daß es über hundert Perſonen in Danzig gibt, 
die ein höheres Einkommen haben als der Se⸗ 
natspräſident; weshalb nehmen Sie 
auch denen etwas weg? 

Ueber das verfaſſungsmäßige Recht hat man 
bei dieſem Prozeß am meiſten geſprochen. Dazu 
möchte ich nur ſagen, daß als Erſter der Herr 
Abgeordnete Dumont einen Weg aus dieſer Ge⸗ 
ſchichte gewieſen hat. Sie alle ſtreiten hier zunächſt 
darum, ob das Geſetz gemacht werden ſoll oder 
micht; alle willen, daß es unheimliche Koſten ver⸗ 
urſachen wird, wenn das Geſetz nicht geſchaffen 
wird, aber niemand hat ſich darüber geäußert, 
wie man aus der Klemme kommen kann, wenn 
das Obergericht die Entſcheidung der erſten In⸗ 
ſtanz beſtätigt und das Zentrum bei ſeiner Er⸗ 
klärung verharrt, daß es ſich dieſer Entſcheidung 
unterwirft. Was paſſiert dann? Entweder platzt 
die Koalition, — das war ja geſtern ſchon bei⸗ 
nahe der Fall und heute hat man wegen der Rede 
des Abg. Mau auch bereits wieder allerhand Be⸗ 
denken. Ich möchte dabei meinen Zuruf wieder⸗ 


holen: „Ich fühle mich durch Herrn Abg. Dr. Kam⸗ A 


nitzer als Senatsmitglied nicht vertreten!“ — 
Wenn das Urteil tatſächlich genau ſo, wie in der 
erſten Inſtanz ausfallen ſollte, ſo iſt damit er⸗ 
wieſen, daß die Nachzahlungen für mindeſtens 
ein halbes Jahr erfolgen müſſen. Die Koſten dafür 
find geſtern hier vom Senatsvizepräſidenten mit⸗ 
geteilt worden. Alſo mit dieſem Gelde müſſen Sie 
die Beamtenſchaft auf jeden Fall befriedigen, da⸗ 
zu ſind Sie verfaſſungsmäßig und geſetzlich ver⸗ 
pflichtet. Was kommt aber dann weiter, falls 
dieſes Geſetz, das hier vorliegt und das Kürzun⸗ 
gen bringen ſoll, nicht bald beſchloſſen wird? Die⸗ 
ſes Geſetz muß alſo jo bald wie möglich verabſchie⸗ 
det werden, es muß angemeſſene Gehälter feſt⸗ 
ſetzen und es muß vor allem in der verfaſſungs⸗ 
ändernden Form verabſchiedet werden, denn ſonſt 
kommt ſofort die nächſte Klage. Deshalb hätte 
der Herr Abg. Dr. Kamnitzer ſchon recht froh dar⸗ 
über ſein können, daß das Gericht dieſen Termin 


denn nicht 
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daß dieſes neue Beſoldungsgeſetz ſobald wie mög⸗ 
lich kommt, damit wenigſtens verhindert wird, 


daß die Nachzahlungen aus dem Notopfergeſetz 


nicht noch über den 1. Oktober hinaus erfolgen. 
Wenn die Koalitionsparteien dieſes Geſetz 
nicht beſchleunigt zur Verabſchiedung bringen 
können, was bei dieſer Zerriſſenheit innerhalb 
der Koalition allerdings noch recht zweifelhaft 
iſt, ſo bedeutet das, daß noch monatelang die Nach⸗ 
zahlungen an die Beamten werden erfolgen müſ⸗ 
ſen. Wenn Sie das verhindern wollen, dann 
ſetzen Sie ih an den Verhandlungstiſch und ver⸗ 
handeln Sie ſchon, bevor noch das Urteil des 
Obergerichts vorliegt. Verlaſſen Sie ſich darauf, 
die vernünftigen Beamten haben ſchon ohne wei⸗ 
teres eingeſehen, daß etwas eingeſpart werden 
muß. Warum kann denn nicht mit dem Senat 
in dieſer Sache am grünen Tiſch verhandelt wer⸗ 
den, genau ſo, wie es in Wirtſchaftsfragen ſo oft 
geſchieht, oder wie es möglich iſt, wenn Arbeiter⸗ 
fragen zur Entſcheidung kommen ſollen und der 
Senat als Schiedsrichter fungiert? Warum tut 
er das nicht in dieſem Falle? Und wenn Sie ge⸗ 
hört haben, daß der Allgemeine Danziger Beam⸗ 
tenbund und der Danziger Beamtenbund in vie⸗ 
len Fragen einer Meinung ſind, müßte es eigent⸗ 

lich leicht genug ſein, zu verhandeln. 
a Einigen Sie ſich auf jeden Fall ſchleunigſt 
über ein neues Geſetz, damit Sie nicht noch die 
Notopferbeträge, die nachzuzahlen Sie auf jeden 
Fall auf Grund der Verfaſſung verpflichtet ſind, 
noch über den 1. Oktober hinaus zu zahlen haben. 
Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen zu dieſem Punkt der Tagesordnung 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß hat vorgeſchlagen, dieſen Geſetzent⸗ 
wurf an den Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 

rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Arbeitsgerichts⸗ 

geſetzes. 
Druckſache Nr. 269. Ich eröffne die allgemeine 
eng, das Wort hat der Herr Senator 
rczynſfki. 


Arczynſti, Senator: Meine ſehr verehrten Da⸗ 


men und Herren! Der vorliegende Geſetzentwurf 
zu einem Arbeitsgerichtsgeſetz iſt eine weitere 
Teilausführung des arbeitsrechtlichen Programms 
der gegenwärtigen Regierung. Bereits am 9. 
März 1927 hat der Volkstag einſtimmig einen 
Antrag der Sozialdemokraten angenommen, der 
dahin ging, den Senat zu erſuchen, dieſe Vorlage 
dem Volkstag zu unterbreiten. Durch Beſchluß 
des Senats vom 24. Februar 1928 iſt die Abtei⸗ 
lung B des Senats mit der Ausarbeitung dieſes 
Geſetzes betraut und das Ergebnis eingehender 
Beratungen iſt, m. D. u. H., der ihnen vorlie⸗ 
gende Geſetzentwurf in Druckſache Nr. 269. 

Dieſer Geſetzentwurf lehnt ſich im allgemeinen 
an das Deutſche Arbeitsgerichtsgeſetz vom 23. De⸗ 
zember 1926 an und weicht nur dort ab, wo zwin⸗ 
gende Gründe es erfordern. Eine der Beſtimmun⸗ 


eingeſchoben hatte. Es liegt durchaus im Intereſſe gen und ich möchte ſagen, faſt die einzige bedeu⸗ 
des Staates und des Volkes, das Sie angeblich 
in dieſem Prozeß als Angeklagten ſehen, es liegt 
aber beſonders 


im Intereſſe der Steuerzahler, 


tende Abweichung vom deutſchen Geſetz 
Nichtübernahme der Reviſionsinſtanz. Das deut⸗ 
ſche Geſetz ſieht den Aufbau in drei Stufen vor, 
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(Arczynſti, Senator) 

nämlich: Arbeitsgericht, Landesarbeitsgericht und 
das Reichsarbeitsgericht. Das Danziger Geſetz 
ſieht nur zwei Inſtanzen vor, nämlich das Ar⸗ 
beitsgericht und als letzte allein entſcheidende In⸗ 
ſtanz das Landesarbeitsgericht. Für ein Ober⸗ 
arbeitsgericht, wie wir es nennen müßten, wäre 
bei der Kleinheit unſerer Verhältniſſe keine ge⸗ 
nügende Arbeit vorhanden, dieſe Einrichtung 
würde dem Staat außerordentlich koſtſpielig ſein. 
Deswegen fehlen in unſerem Entwurf alle Be⸗ 
ſtimmungen des deutſchen Geſetzes, die dieſen drit⸗ 
ten Inſtanzenzug betreffen. Wir können auf dieſe 
Einrichtung umſo mehr verzichten, als nach einer 
Statiſtik des gegenwärtigen Gewerbe- und Kauf⸗ 
mannsgerichtes in Danzig Berufungen nur in ge⸗ 
ringer Zahl erfolgt ſind. 

Im Jahre 1926 ſchwebten beim Gewerbege⸗ 
richt 1468 Klagen. Berufung erfolgte nur in ſie⸗ 
ben Fällen. Bei der Kammer für land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe ſchwebten 318 Klagen, Be⸗ 
rufung erfolgte in vier Fällen. Bei der Kammer 
für Kommunal- und Staatsbehörden ſchwebten 
28 Klagen, Berufung erfolgte in einem Fall. Beim 
Kaufmannsgericht ſchwebten 592 Klagen, Beru⸗ 
fung erfolgte in 13 Fällen. Im Jahre 1927 
ſchwebten beim Gewerbegericht nur 1209 Klagen, 
Berufung wurde in 10 Fällen eingelegt. Bei der 
Kammer für land⸗ und forſtwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe ſchwebten 301 Klagen, in zwei Fällen er⸗ 
folgte Berufung. Bei der Kammer für Kommu⸗ 
nal⸗ und Staatsbehörden lagen 28 Klagen vor, 
Berufung wurde in fünf Fällen eingelegt. Beim 
Kaufmannsgericht ſchwebten 326 Klagen, in fünf 
Fällen erfolgte Berufung. Dieſe Zahlen bewei⸗ 
ſen ſchlagend, daß wir auf die dritte, die Revi⸗ 
ſionsinſtanz, ohne weiteres verzichten können. 
Im übrigen möchte ich infolge der günſtigen Auf⸗ 
nahme dieſer Geſetzesvorlage bei allen Sachver⸗ 
ſtändigen und intereſſierten Kreiſen auf weitere 
Ausführungen dazu verzichten. Ich möchte nur 
noch die dringende Bitte ausſprechen, dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf bevorzugt und beſchleunigt zu erledi⸗ 
gen; denn das Geſetz ſoll ſo ſchnell wie möglich in 
Kraft geſetzt werden. 

Es iſt dringend notwendig als eine Folge des 


in der Verabſchiedung begriffenen Arbeitnehmer⸗ 


ausſchußgeſetzes. Ich möchte Sie daher bitten, 
daß die Ausſchußarbeit recht fleißig und ſchnell 
vonſtatten geht, damit das Geſetz möglichſt ſchon 
am 1. Oktober in Kraft geſetzt werden kann. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Im 
Hinblick auf die ſchon ſehr weit vorgeſchrittene 
Zeit will ich jetzt nur einige ganz kurze Bemer⸗ 
kungen zu der Vorlage machen. Das Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz, wie es uns in der Senatsvorlage 
vorgelegt worden iſt, bedeutet ja in der Haupt⸗ 
ſache eine Uebernahme des deutſchen Geſetzes nach 
Danzig. Dazu wäre an ſich wenig zu ſagen, da 
wir in Danzig beſtrebt ſind, die Rechtseinheit mit 
dem Deutſchen Reiche zu wahren. Immerhin 
muß ich betonen, daß dieſer grundſätzliche Wille 
und Wunſch nicht dazu führen kann und darf, daß 
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Geſetze, die im Deutſchen Reiche verabſchiedet 
ſind, immer unbeſehen ohne Kritik vielleicht auch 
in den Punkten, wo ſchwere Bedenken vorliegen, 
einfach kurzerhand übernommen werden. Wir 
müſſen uns als Fraktion das Recht vorbehalten, 
Kritik an ſolchen Geſetzen zu üben und dort, wo 
wir es für unbedingt notwendig halten, Abän⸗ 
derungen zu verlangen. Wenn wir dieſen Stand⸗ 
punkt der Uebernahme der deutſchen Geſetze zu 
ſtarr einhielten, ſo würde das unter Umſtänden 
bedeuten, daß wir Geſetze in einer Form verab⸗ 
ſchiedeten, die unſeren Grundſätzen widerſprechen 
und die auch im Reiche gegen den heftigſten Wi⸗ 
derſpruch unſerer Parteifreunde verabſchiedet 
worden ſind. Es wird niemand verlangen können, 
daß wir Träger einer ſozialdemokratiſchen Politik 
ſein ſollen. Ich muß das ſagen, um zu begrün⸗ 
den, weshalb ich einige kritiſche Bemerkungen zu 
der Vorlage mache. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes im Deut⸗ 
ſchen Reiche bietet außerordentlich viel Inter⸗ 
eſſantes. Es darf zunächſt einmal geſagt werden, 
daß dort das Geſetz mit einer knappen Mehrheit 
im Reichstage verabſchiedet worden iſt. Daraus 
it zu erkennen, daß doch wohl erhebliche Beden⸗ 
ken gegen das Geſetz in dieſer Form vorhanden 
geweſen ſein müſſen. Das iſt tatſächlich der Fall. 
In den verſchiedenſten Bevölkerungskreiſen und 
Kreiſen der Beteiligten ſind gegen manche Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes entſchiedene Wider⸗ 
ſprüche erhoben worden. Es darf wohl geſagt 
werden, daß die ganze Anwaltſchaft und die ganze 
Richterſchaft dieſem Geſetz in einer Reihe von 
Beſtimmungen ablehnend gegenübergeſtanden ha⸗ 
ben. Ich bemerke, daß dieſe ablehnende Haltung 
nicht etwa dem Geſetz in feiner Geſamtheit ge⸗ 
golten hat, ſondern einzelnen Beſtimmungen. 
Mit Zuſtimmung des Herrn Präſidenten darf ich 
aus einer Erklärung, die der Deutſche Richter⸗ 
bund zuſammen mit dem Deutſchen Anwaltverein 
abgegeben hat, einige Sätze worleſen, weil ſie in 
ganz klar zuſammengefaßter Form die Bedenken 
enthalten, die im Reiche der Geſetzesvorlage ent⸗ 
gegengebracht worden ſind. Es heißt darin: 

Statt der von allen Sachverſtändigen geforder⸗ 
ten völligen Einfügung der Arbeitsgerichte in die 
Organiſation der ordentlichen Gerichte iſt planmäßige 
(Ausgliederung aus der Jiſtizverſaſfung erfolgt. 
Bei der Zuſammenſetzung der Gerichte it das End⸗ 

ziel der völligen Ausſchaltung des rechtsgelehrten 
Richtertums bedrohlich nahe gerückt, die Beteiligung 
des Laienelements erweitert worden. Die Amgren⸗ 
zung des Perſonenkreiſes, aus dem die Laienrichter 
entnommen werden, iſt durch das Mittel der Vor⸗ 
ſchlagsliſten in die Hand der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gelegt 
worden. Die Ausſchaltung der Anwaltſchaft iſt 
nahezu durchgeführt; ſelbſt der vom Entwurfe im 
Intereſſe einer gedeihlichen Rechtſprechung noch vor⸗ 
geſehene Anwaltszwang für die zweite Inſtanz iſt 
durch die Ausſchußbeſchlüſſe tatſächlich beſeitigt wor⸗ 
den. So werden die Arbeitsgerichte zu Organen ge⸗ 
bildet, in denen rechtswiſſenſchaftliche Vorbildung 
und rechtspraktiſche Erfahrungen einen Boden nicht 
mehr haben, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
des Richterſpruches durch wirtſchaftliche und politiſche 
Bedingtheit erſetzt werden, Verantwortungsgefühl 
und Standeszucht der berufmäßigen Rechtsvertretung 
dem Spiele ungeeigneter oder gebundener Intereſſen⸗ 
vertretung weichen müſſen. 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 

Ich habe das hier vorgetragen, damit wir 
Veranlaſſung nehmen, die Geſetzesvorlage mit 
allem Nachdruck und Vorbedacht zu prüfen. Man 
darf nicht mit einer kurzen Handbewegung dar⸗ 
über hinweggehen, was ſo bedeutende Organi⸗ 
ſationen wie der Deutſche Richterbund und der 
Deutſche Anwaltsverein gegenüber der Geſetzes⸗ 
vorlage geſagt haben. Derartige Bedenken lagen 
auch aus anderen Kreiſen noch in weit erheb⸗ 
licherem Amfange vor. Es iſt nicht angängig, 
daß man über das Urteil dieſer Kreiſe als unbe⸗ 
achtlich hinweggeht und glaubt, es beiſeite 
ſchieben zu können. 

Auch in Danzig haben wir beobachten können, 
daß die breite Oeffentlichkeit für dieſes Geſetz 
außerordentlich intereſſiert iſt. Das iſt an ſich 
durchaus zu begrüßen. Wenn bei Entſtehung 
eines Geſetzes die Oeffentlichkeit gewiſſermaßen 
mitarbeitet, werden umſo eher Fehler vermieden 
werden. Die Kritik der Oeffentlichkeit ſoll man 
alſo durchaus begrüßen. Es iſt unerfreulich, daß 
beiſpielsweiſe aus den Kreiſen der wirtſchaftlichen 
Organiſationen in der Oeffentlichkeit an dieſem 
Geſetz Kritik geübt worden iſt. Es iſt zu begrü⸗ 
ßen, daß im Volkstag ſelbſt eine begründete Ein⸗ 
gabe des Anwaltsvereins in Verbindung mit der 
Anwaltskammer eingegangen iſt. Die Bedenken 
gegen dies Geſetz ſind in den oben angeführten 
Zeilen ſchon in erheblichem Umfange vorgetra⸗ 
gen worden. Für Danzig darf man noch einige 
Bemerkungen hinzufügen. Was die Organiſa⸗ 
tion der Gerichte anlangt, ſo ſcheint es mir, daß 
wir in Danzig ganz beſonders ſorgfältig prüfen 
müſſen, ob es nicht geboten iſt, auch die unterſte 
Inſtanz eng in die Organiſation der ordentlichen 
Gerichte einzugliedern. Wenn ich das ſage, ſo 
meine ich damit nicht die Beſeitigung der beſon⸗ 
deren Einrichtungen der Arbeitsgerichte, nament⸗ 
lich in Geſtalt der Beſeitigung des Laienelements. 
In Danzig liegen die Dinge ja doch noch anders 
als im Deutſchen Reiche. Wir müſſen darauf ach⸗ 
ten, daß wir unſere Verhältniſſe möglichſt einfach 
geſtalten und dieſe Eingliederung bedeutet ohne 
Frage eine ganz außerordentliche Vereinfachung. 
Die Eingliederung hat auch inſofern praktiſche 
Bedeutung, als eine lebendige Wechſelwirkung 
mit den übrigen Gebieten des Rechts, ſoweit es 
ſich um die Gerichtsbarkeit handelt, geſichert bleibt. 
Das iſt, glaube ich, im Intereſſe der geſamten 
Rechtspflege zu begrüßen. Es kann und wird ſonſt 
ſehr leicht eintreten, daß auf der einen Seite die⸗ 
jenigen, die bei der Arbeitsgerichtsbarkeit mit⸗ 
wirken werden, wie auf der anderen Seite dieje⸗ 
nigen, die bei den ordentlichen Gerichten wirken, 


ſich gegenſeitig fremd werden. Das liegt nicht im P 


Intereſſe der Rechtspflege. Es ſprechen in Dan⸗ 
zig für dieſe Eingliederung auch beſondere 
Gründe. Wenn Sie daran denken, die Verwal⸗ 


tungsgerichtsbarkeit in die Tätigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte einzugliedern, die ganz beſonderer 
Art iſt, wenn Sie das wollen, dann ſollten Sie 
zuerſt die Arbeitsgerichtsbarkeit den ordentlichen 
Gerichten eingliedern. 

Zur Frage der Organiſation will ich noch dar⸗ 
auf hinweiſen, daß es ſorgfältig geprüft werden 
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muß, wie es mit dem Inſtanzenzuge gehandhabt 
werden joll. Es iſt gewiß richtig, daß gegen die 
zahlreichen Inſtanzen in Danzig Bedenken be⸗ 
ſtehen. Anſere ordentliche Gerichtsbarkeit findet 
mit dem Obergericht ihren Abſchluß. Man muß 
aber dafür ſorgen, daß die letzte Inſtanz ſo ein⸗ 
gerichtet iſt, daß man Vertrauen dazu haben 
kann, und daß die Gerichtsbarkeit ſo vor ſich geht, 
wie es dem Intereſſe der Sache entſpricht. Eine 
beſonders merkwürdige Eigenart der Vorlage iſt, 
daß der Vorſitzende gewiſſermaßen zwei Stimmen 
haben joll. Das iſt nicht ohne Bedenken. Dann 
beſtehen Bedenken bezüglich der Berufungsgrenze. 
Es iſt mit der Berufung ſo, daß es nicht unbedingt 
notwendig ſcheint, daß überall der Berufung freie 
Bahn eröffnet wird. Ich betrachte die Frage der 
Berufungsmöglichkeit unter dem Geſichtspunkt, 
daß die Tatſache, daß man Berufung einlegen 
kann, auf den erſten Richter erzieheriſch wirkt. 
Es iſt ferner zu prüfen, ob Rechtsfragen, die nicht 
unmittelbar zu dem Gebiet der Amtsgerichtsbar⸗ 
keit gehören, dem Arbeitsgericht unterworfen 
werden dürfen. Es iſt bedenklich, daß man alle 
möglichen Fragen vor dieſes Gericht bringen 
kann, zu deren Beurteilung dieſem Sondergericht 
die erforderliche Sachkunde fehlt. Ein erhebliches 
Bedenken, dem auch bereits Ausdruck gegeben 
wurde, liegt in der Ausſchaltung der Anwalt⸗ 
ſchaft bei dem erſtinſtanzlichen Arbeitsgericht. Es 
muß hierzu vorweg betont werden, daß die An⸗ 
waltſchaft an ihrer Zulaſſung nicht ſo ſehr ein 
finanzielles Intereſſe hat; denn die Sachen, die 


O 


vor dieſem Gericht verhandelt werden, find doch (D) 


bekanntlich ſo wenig ertragreich, daß dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt nicht entſcheidend ſein kann. Der we⸗ 
ſentliche Grund für den Proteſt der Anwaltſchaft 
gegen ihre Ausſchließung liegt darin, daß es die 
Anwaltſchaft als Zurückſetzung, gewiſſermaßen als 
Ehrenkränkung betrachtet, wenn ſie auf einem 
Gebiete, auf dem ſie beruflich in erſter Linie 
zur Mitarbeit berufen iſt, nicht zu der Entfaltung 
ihrer vollen Tätigkeit gelangen kann. Es iſt ver⸗ 
ſtändlich, wenn ſich immer lauter und lauter die 
Stimmen erheben, die die Zulaſſung der Anwalt⸗ 
ſchaft bei den Arbeitsgerichten fordern. Daß die⸗ 
ſer Wunſch nicht nur aus den Kreiſen der Wirt⸗ 
ſchaft und der Anwaltſchaft laut wird, das ergibt 
am beſten die Tatſache, daß im vorigen Jahre 
der Preußiſche Landtag eine Entſchließung dahin⸗ 
gehend angenommen hat, die Regierung zu er⸗ 
ſuchen, bei der Reichsregierung dahin zu wirken, 
daß die Zulaſſung der Anwaltſchaft bei den Ar⸗ 
beitsgerichten herbeigeführt wird. Sie ſehen, 
hier liegen Bedenken vor, die einer ſorgfältigen 
Prüfung unterzogen werden müſſen. Ich habe 
verſprochen, nicht allzulange zu reden, da wir ja 
Gelegenheit genug haben werden, im Ausſchuß 
noch alles Einzelne gründlich zu beſprechen. Dort 


werden auch noch Bedenken, die über das, was ich 


vorgetragen habe, hinausgehen, beſprochen wer⸗ 
den. Ich hoffe, daß dort in reger Mitarbeit, auch 
von unſerer Seite, ein vernünftiges Geſetz geſchaf⸗ 
fen werden wird. Ich darf ſagen, daß wir das 
Geſetz durchaus nicht grundſätzlich ablehnen, ſon⸗ 
dern daß wir bereit ſind, tatkräftig an dem Geſetze 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 

mitzuwirken. Wir wollen dabei mitwirken, daß 
dieſes Geſetz ohne Verzögerung verabſchiedet 
werden kann. Unjere Mitarbeit wird nicht nur 
eine rein kritiſche ſein. Wir werden im Ausſchuß 
ſehen, welche Geſtalt das Geſetz annimmt und 
werden dann dazu unſere Entſcheidung treffen. 
(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Gaikowfki. 

Gaikowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
In der Druckſache Nr. 269 legt uns der Senat, 
Abteilung Arbeit, einen Geſetzentwurf vor, damit 
das in Deutſchland beſtehende Arbeitsgerichts 
geſetz auch für die Freie Stadt Danzig geſchaffen 
werden ſoll. Bis zur Schaffung und Verabſchie⸗ 
dung dieſes Geſetzentwurfes unterſtehen unſere 
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten ja, wie bisher, 
Der Gewerbegerichtsbarkeit. Durch das neue Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz, das uns in der Druckſache 
Nr. 269 vorgelegt wird, werden die Beſtimmun⸗ 
gen des Gewerbegerichtsgeſetzes erweitert, jenes 
Geſetz, das im Jahre 1890 geſchaffen und im Jah⸗ 
te 1891 in Kraft trat. Aber auch der Kreis der 
Arbeitnehmer, die unter dieſes Geſetz fallen, wird 
durch das neue Arbeitsgerichtsgeſetz bedeutend er⸗ 
weitert. Das Arbeitsgerichtsgeſetz hat genau ſo, 
wie das Gewerbegerichtsgeſetz die Streitigkeiten 
aus dem Arbeitsverhältnis einfach und ſchnell zu 
erledigen. Weil die Höhe der einzelnen eingeklag⸗ 
ten Summen gering iſt, ſind die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreites ja auch nur gering, größere Koſten werden 
alſo erſpart. Die ordentlichen Gerichte, die ſchon auf 
Grund der geſetzlichen Beſtimmungen langſamer 
arbeiten müſſen, werden durch dieſes Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetz ausgeſchaltet und es wird durch dieſes 
Arbeitsgerichtsgeſetz eine ſchnelle und billige Lö⸗ 
fung für Arbeitsſtreitigkeiten gefunden. Wir find 
uns nur noch nicht klar darüber und das iſt auch 
von meinen beiden Vorrednern hier nicht zum 
Ausdruck gebracht worden, worin eigentlich die 
Hauptaufgabe des Gewerbegerichts, wie auch des 
Arbeitsgerichtes beſteht. Es iſt eine der erſten 
Aufgaben, daß die vorgetragenen Streitigkeiten 
durch Vergleich geſchlichtet werden. Auf Grund der 
Statiſtik, die ja alljährlich herausgegeben wird, 
ſteht feſt, daß ungefähr 50 Prozent aller anhän⸗ 
gig gemachten Streitigkeiten ohne Gerichtsſpruch 
durch Vergleich erledigt worden ſind. Von den 
verbleibenden 50 Prozent wurden ungefähr 25 
Prozent dann noch durch Vergleich bei voller Be⸗ 
ſetzung des Gewerbegerichts durchgeführt und der 
reſtliche Teil mußte durch Urteilsverkündung er⸗ 
ledigt werden. Es iſt zweifellos für den Richter, 
der dieſes Amt übernimmt, ein Tätigkeitsgebiet 
von großer Bedeutung, und er kann, wenn er ſich 
voll hineingearbeitet, wohl Befriedigung darin 
finden. 

Das Gewerbegerichtsgeſetz iſt nicht neu. Be⸗ 
reits im Mittelalter finden wir, daß ſolche Ge⸗ 
richtsbarkeiten eingeführt wurden. Sie gingen 
allerdings durch die politiſchen Amwälzungen 
der Jahrhunderte verloren und erſt im neunzehn⸗ 
ten Jahrhundert ſehen wir dieſe Einrichtungen 
wieder neu erſtehen. Napoleon I. war es, der im 
Jahre 1806 einen „Rat der Gewerbeverſtändi⸗ 
gen“ ſchuf, der aus Fabrik⸗ und Werkſtättenleu⸗ 
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ten beſtand und deſſen Aufgabe es war, kleinere 
Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis durch 
Vergleich gütlich zu ſchlichten. Es war genau wie 
heute im Gewerbegerichtsgeſetz, auch damals eine 
beſtimmte Summe feſtgelegt, und zwar durften 
Streitigkeiten bis zu 60 Franken nicht vor das 
ordentliche Gericht gebracht werden. Am 11. Juni 


1808 hat Napoleon dann dieſe Verordnung und: 


das Geſetz, das er bereits für Lyon geſchaffen 
hatte, in ganz Frankreich eingeführt. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit dieſer Arbeitsgerichte 
Jahre 1810 nicht nur bis 60 Franken, ſondern 
bis 100 Franken. Aber nicht nur in Frankreich 
ſehen wir dieſe Gerichtsbarkeit der Arbeits⸗ 
gerichte, ſondern auch in den Rheinlanden. Im 
Jahre 1810 wurden in Aachen, Krefeld und Köln 
dieſe Gerichte eingeführt. Als dann im Jahre 
1815 die Rheinlande wieder zu Preußen zurück⸗ 
kehrten, wurden dieſe Arbeitsgerichte beibehal⸗ 
ten und nicht abgeſchafft. Ja, ſie wurden ſogar 
durch die preußiſche Gewerbeordnung am 7. Au⸗ 
guſt 1846 noch erweitert und erhielten die Bezeich⸗ 
nung „Königliche Gewerbegerichte“. Im Jahre 
1871 kam Elſaß⸗Lothringen zu Deutſchland. Auch 
die dort beſtandenen Arbeitsgerichte blieben be⸗ 
ſtehen. 

Nach Schaffung des Deutſchen Reiches haben 
ſich auf Grund dieſer Beſtimmungen eine ganze 
Reihe von Gemeinden und Landesteilen für die 
Einführung dieſer Gewerbegerichte eingeſetzt. 
Es ſcheiterte an dem Widerſpruch anderer. Auch 
bei Schaffung der preußiſchen Gewerbeordnung 
won 1845 wurde die Gerichtsbarkeit für die Ar⸗ 
beiter nicht eingeführt. Auch bei Schaffung der 
Gewerbeordnung des Norddeutſchen Bundes 1869 
und ſelbſt bei Schaffung der Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich 1880, wurden auch die Ge⸗ 
werbegerichte für Preußen und Deutſchland im 
allgemeinen mit Ausnahme jener Orte und 
Städte, die bereits aus dem Jahre 1808 und 1810 
dieſe Gerichte hatten, ausgedehnt. Erſt im Jahre 
1880, bei Schaffung der Gewerbeordnung für das 
deutſche Reich, ſehen wir, daß hier die Beſtim⸗ 
mung enthalten iſt, daß beſondere Gerichte ge⸗ 
ſchaffen werden müßten, um Streitigkeiten, die 
ſich aus dem Arbeitsverhältnis ergeben, zu ſchlich⸗ 
ten. Beſonders finden wir in der Gewerbeordnung 
Des Jahres 1880 verankert, daß Einigungsgerichte 
bei Streitigkeiten geſchaffen werden müßten, die 
ſich aus dem Lehrlingsverhältnis ergeben und daß 
die Gemeinden dieſe Lehrlingsſtreitigkeiten durch 
von Gemeinden eingeſetzte Gerichte erledigen ſoll⸗ 
ten. Deshalb ſollten aber auch ſolche Gerichte ein⸗ 
geſetzt werden, um Streitigkeiten innerhalb der 
Geſellen und Handwerker zu beſeitigen. Von 
dem erſteren haben natürlich die dazu berufenen 
Stellen reichlich Gebrauch gemacht, von dem letzte⸗ 
ren allerdings nur wenige. Erſt am 29. Juli 1890 
durch Schaffung des Gewerbegerichtsgeſetzes, wel⸗ 
ches am 1. April 1891 Geſetz wurde, it etwas ge⸗ 
ſchaffen. Eine größere Novelle brachte eine Be⸗ 
lebung des Geſetzes. Das war die Novelle vom 
13. Juni 1901, die Novelle, welche am 1. Juni 
1902 in Kraft trat, wodurch eine weitere Zahl 
von Arbeitern unter die Gewerbegerichtsbarkeit 
fiel. Im Jahre 1904 wurde dann auch das Kauf⸗ 
mannsgericht geſchaffen, wodurch die kaufmän⸗ 


ging dann im. 


ON 


— 


DR 


A) 


<B 


— 


Volkstag Danzig — 41. Sitzung. 
(Gaikowfki, Abgeordneter) 
niſchen Angeſtellten eine Gerichtsbarkeit hatten, 
ähnlich wie ſie die Arbeitnehmer in den gewerb⸗ 
lichen Betrieben beim Gewerbegericht beſaßen. 
Leider beſtand in Deutſchland vor Schaffung des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes auf dem Gebiete des Ar⸗ 
beitsgerichtsverfahrens eine Zerſplitterung. 
Wir unterſchieden bis dahin das Gewerbege⸗ 
richt, das Kaufmannsgericht, das Berggewerbe⸗ 


gericht und das Innungsgericht. Ein Gericht hat W 


gegen das andere gearbeitet. Eine Einheit haben 
wir nicht vorgefunden. Erſt durch das Inkraft⸗ 
treten des Arbeitsgerichtsgeſetzes am 1. Juli 1927 


ſind dieſe Sondergerichte aufgehoben und das 


Arbeitsgericht allein als die Vertretung in Ar⸗ 
beitsſtreitigkeiten eingeſetzt worden. Durch den 
Geſetzentwurf Druckſache Nr. 261 ſollen wir nun 
im Freiſtaat Danzig dieſelbe Gerichtsbarkeit er⸗ 
halten, wie in Deutſchland. Das deutſche Geſetz 
hat 112 Paragraphen, der Danziger Geſetzentwurf 


ſieht 101 Paragraphen vor. Trotzdem muß hier 
behauptet und betont werden, daß ſich der Dan⸗ 


ziger Geſetzentwurf eng an das Geſetz des Deut⸗ 
ſchen Reiches anſchließt. Nur die möglichen Revi⸗ 
ſionen nach dem deutſchen Geſetz wie z. B. das 
Landarbeitsgericht und Reichsarbeitsgericht 
müſſen auf Grund der gegebenen Verhältniſſe in 
der Freien Stadt Danzig eine andere Regelung 
erfahren, wie es auch im Geſetz zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt. 

Der Geſetzentwurf hat auch den Danziger 
Verhältniſſen Rechnung getragen. Es iſt bereits 
hervorgehoben worden, daß einer grundſätzlichen 
Ablehnung dieſes Geſetzentwurfs von keiner Frak⸗ 
tion das Wort geredet worden iſt. Ich glaube, daß 
es vornehmlich zwei Paragraphen ſind, die An⸗ 
ſtoß erregen und die auch vielleicht von dem einen 
oder anderen nicht als annehmbar bezeichnet wer⸗ 
den können. Beſonders will ich hier den § 5 un⸗ 
ſeres Entwurfes herausnehmen, der wortgetreu 
wiedergegeben iſt, wie er auch im deutſchen Geſetz 
verankert wurde. Wir legen großen Wert darauf, 
daß endlich einmal in dieſem Geſetz feſtgelegt 
wid, wer Arbeiter im Sinne dieſes Entwurfs iſt. 
Hierauf müſſen wir großen Wert legen, weil noch 
Heute Anſichten einzelner Handwerksmeiſter und 
Innungen beſtehen, welche glauben, daß die Lehr⸗ 
linge nicht ein freies Betätigungsfeld in punkto 
Organiſation haben. Es werden heute noch 
Lehrverträge worgelegt, worin der Paſſus enthal⸗ 
ten iſt, daß Lehrlinge ohne Genehmigung des 
Lehrmeiſters keinem konfeſſionellen Verein, kei⸗ 
nem Sportverein und keiner Gewerkſchaft beitre⸗ 
ten dürfen. Solche Lehrverträge ſind auf Grund 
der deutſchen wie auf Grund der Danziger Verfaſ⸗ 
ſung ungültig. Das muß mit aller Deutlichkeit 
geſagt werden. 

Gegen den § 11 des Entwurfs, der ebenfalls 
genau dem deutſchen Geſetz entſpricht, wird von 
verſchiedenen Seiten Einſpruch eingelegt. Es iſt 
das gute Recht des einzelnen Staatsbürgers, ſeine 
Intereſſen zu vertreten, jedoch muß man auch den 
Arbeitnehmern das Recht einräumen, ihrerſeits 
die Intereſſen vertreten zu dürfen, wie es not⸗ 
wendig iſt. Wenn wir dieſe beiden Paragraphen 
noch beſonders hervorgehoben haben, ſo geſchieht 
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das, um einzelne Mißſtände, die ſich in das Lehr: (C) 
lingsweſen eingeſchlichen haben, zu beleuchten. 

Im allgemeinen kann ich namens der Zen⸗ 
trumsfraktion die Erklärung abgeben, daß wir 
am Entwurf mitarbeiten und bei der ſchnellſten 
Verabſchiedung des Geſetzes tatkräftig mithelfen 
werden. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
ahl. 


Wahl, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Mein Herr Vorredner iſt bei Erörterung dieſer 
Geſetzesvorlage in die hiſtoriſche Entwicklung der 
ſozialen Gerichtsbarkeit eingeſtiegen. Umſomehr 
kann ich mich bei dieſer Gelegenheit kurz faſſen 
und im Namen meiner Fraktion die Erklärung 
abgeben, daß auch die Deutſchliberale Fraktion 
dieſem Geſetzentwurf ihre Zustimmung gibt, dar⸗ 
an mitarbeiten wird, und eventuelle Anträge, 
die eingebracht werden, ſachlich auf ihren Inhalt 
zu prüfen hat. Das vorliegende Geſetz ſchafft nun 
in der bisher zerſplitterten Arbeitsgerichtsbarkeit 
eine größere Einheitlichkeit. Das Arbeitsgerichts⸗ 
geſetz bildet in der vorliegenden Form weder Voll⸗ 
kommenes noch Vollendetes; denn es fehlen die 
Erfahrungen aus dem Reiche, um ein objektives 
Arteil nach dieſer oder jener Richtung abzugeben. 
Anbeſtreitbar ſteht feſt, daß die Fertigſtellung 
dieſes Geſetzes ein Schritt zur weiteren Entwick⸗ 
lung der ſozial⸗gewerblichen Gerichtsbarkeit iſt 
und das ſoll und muß es auch ſein. 

Es erübrigt ſich, auf Einzelheiten einzugehen, 
da ja der Ausſchuß für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten tiefer in die Materie eingehen muß 
und wie ich ſchon ſagte, Anträge, die ein⸗ 
gebracht werden, die ſich auf die hieſigen be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe beziehen, zu prüfen und an⸗ 
zupaſſen hat. Das Wichtigſte an der Vorlage iſt, 
und das iſt das Durchſchlagende bei dieſem Geſetz, 
daß ein zweckmäßiges, billiges und unmittelbares 
Verfahren erreicht wird. 

Der Arbeitnehmer geht nicht zum Arbeitsge⸗ 
richt, als wenn Frau Maier oder Frau Schultze 
ſich gelegentlich Schmeicheleien am Kopf geworfen 
haben, ſondern der Arbeitnehmer, der den Weg 
zum Arbeitsgericht gehen muß, der kämpft in den 
meiſten Fällen den ſchweren Kampf um ſeine Exi⸗ 
ſtenz. (Was verſtehen Sie unter „kämpfen?“ bei 
den Kommuniſten.) Wir hoffen, daß auch hier die 
Herren Arbeitgeber, genau ſo, wie im Reich, aner⸗ 
kennen, daß es durchaus richtig iſt, einem in erſter 
Inſtanz um ſeine Exiſtenz ringenden Arbeitneh⸗ 
mer jemand zur Seite zu geben, der innerlich ſein 
Schickſal mitempfindet. Das kann in dieſem Falle 
nur der viel verläſterte und wiel beſchimpfte Ge⸗ 
werkſchaftsſekretär ſein, der im übrigen genau ſo 
wichtig iſt, wie ſein Kollege von der Gegenſeite. 
Es widerſpricht dem Charakter einer ſozialen Ge⸗ 
richtsbarkeit, daß aus einer Angelegenheit, die 
mit Hilfe des Vorſitzenden und der Beiſitzer viel⸗ 
leicht in ganz kurzer Zeit auf dem Wege der Eini⸗ 


(D} 


gung erledigt werden kann, ein Fall mit den tief⸗ 


ſinnigſten juriſtiſchen Tüfteleien gemacht wird, 
womit keinem Menſchen geholfen wird. (Meinen 
Sie, daß das jetzt ausgeſchaltet wird? Da irren 


Sie ſich! bei den Kommuniſten.) Ich nehme an, 


a 


— 


®) 


Klaſſe. 


824 Volkstag Danzig — 41. Sitzung. 


(Wahl, Abgeordneter) 
Herr Raſchke, 
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nur das kann und darf der Geiſtſ auch nicht zu den Arbeitgebern das Vertrauen, 


dieſes Geſetzes ſein und nur in dieſem Sinne muß ſondern wir ſagen, in jedem Falle werden dieſe 


das Geſetz ſeine Form bekommen, es muß darauf 
hingearbeitet werden, und wir als Deutſchliberale 
Fraktion werden unſere Anterſtützung und Mit⸗ 
arbeit dazu gewähren. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Raſchke. ö a 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es iſt ſelbverſtändlich, daß die Arbeiter ſeit langer 
Zeit Geſetzesmaßnahmen wünſchen, wodurch ihre 
Intereſſen vertreten werden, bejonders die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter und der Angeſtellten. Daß das 
aber durch dieſes Arbeitsgerichtsgeſetz erreicht 
wird, iſt nach unſerem Dafürhalten ausgeſchloſſen. 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz iſt in Deutſchland be⸗ 
kanntlich von einem Bürgerblock verabſchiedet 
worden. Deutſchnationale, Nationale Volkspartei 
und Zentrum waren die Parteien, die dieſes Ge⸗ 
ſetz dem Reichstag vorlegten, die es ausgearbeitet 
haben und die es auch werabſchiedet haben. Wir 
find uns vollkommen darüber klar, was von der 
Seite im Intereſſe des Proletariats, im Intereſſe 
der ausgebeuteten Klaſſe kommen kann. Wir 
wiſſen genau, daß von dieſer Seite nichts Gutes 
für die Arbeiterſchaft kommen kann. So iſt auch 
dieſes Geſetz ein Geſetz, das ſich zum größten Teil 
gegen die Arbeiterſchaft ausgewirkt hat. Ich er⸗ 
innere nur daran, daß man es verſtanden hat, 
mit dieſem Geſetz Streiks abzuwürgen, ja, da 
man ſoweit gegangen iſt, die Gewerkſchaften für 
geführte Streiks regreßpflichtig zu machen, daß 
man es ferner fertig bekommen hat, auf Grund 
dieſes Geſetzes den Gewerkſchaften die Zahlung 
der Streikunterſtützungen zu unterſagen. Das 
ſind die Auswüchſe dieſes Geſetzes. s 

Wenn man es hier nach Danzig übernehmen 
will, ſo iſt es uns ſchon heute klar, daß hier in 


der Auslegung des Geſetzes abſolut keine Aende⸗ 


rung eintreten wird. Wir müſſen feſtſtellen, daß 
die Zuſammenſetzung des Gerichts den Intereſſen 
der Arbeiter und Angeſtellten in Deutſchland 
durchaus nicht entſpricht, dazu kommen nun für 
Danzig noch weitere Verſchlechterungen, die Zu⸗ 
ſammenſetzung in der erſten Kammer iſt wie 
folgt. vorgeſehen: ein Berufsrichter, ein Beiſitzer 
aus Kreiſen der Arbeitnhmer, ein Beiſitzer aus 
Kreiſen der Arbeitgeber. Ich habe ſchon bei ähn⸗ 
lichen Fragen Gelegenheit genommen, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß der Berufsrichter in neunundneun⸗ 
zig von hundert Fällen nach der Seite des Un⸗ 
ternehmertums entſcheidet. (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten.) und daß der Arbeitnehmer 
immer, zum mindeſten in neunundneunzig Fäl⸗ 
len, der Betrogene iſt. Das ſoll hier weiter be⸗ 
ſtehen bleiben. 

In der Berufskammer finden wir für Danzig 
noch inſofern eine Verſchlechterung, als man hier 
zwei Berufsrichter hineinſetzen will, einen Ver⸗ 
treter der Arbeitgeber und einen Vertreter der 
Arbeitnehmer, alſo drei Vertreter der bürgerlichen 
Wer will da noch behaupten, daß in 


dieſer Berufungskammer die Intereſſen des Ar⸗ 
beiters wahrgenommen werden? Wir haben zu 
den Richtern nicht das Vertrauen und wir haben 


drei parteiiſch handeln. Der Unternehmer wird 
die Intereſſen ſeiner Kreiſe vertreten und wird 
ſich dazu der Hilfe der bürgerlichen Richter be⸗ 
dienen. 

Alſo auf dieſem Gebiet iſt von dem Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz für die Arbeiterſchaft nichts zu er⸗ 
warten. Es wurde hier geſagt, und Herr Wahl 
hegt auch die Hoffnung, daß nach Einführung 
dieſes Arbeitsgerichtsgeſetzes die anhängigen 
Streitverfahren eine beſchleunigte Erledigung fin⸗ 
den würden. Auch hier ſind wir äußerſt peſſi⸗ 
miſtiſch und behaupten, es wird ſich gegenüber 
dem jetzt beſtehenden Gewerbegerichtszuſtand 
nichts ändern. Meine Herren, ich möchte Ihnen 
aus meiner Praxis ſagen, ich bin auch eine Zeit 
hindurch Beiſitzer des Gewerbegerichts geweſen, da 
habe ich einmal einen Termin als Beiſitzer wahr⸗ 
genommen, als ich dann zum zweiten Mal als 
Beiſitzer berufen wurde — das geſchieht alle Vier⸗ 
teljahr einmal — lag noch immer dieſelbe Sache 
vor und nach einem halben Jahre, als ich zum 
dritten Mal berufen wurde, lag noch die gleiche 
Sache vor. Der Herr Vorſitzende und die Gegen⸗ 
partei verſtand es, das Urteil mit allen möglichen 
Einwendungen hinauszuſchieben, es wurden alle 
möglichen Einſprüche erhoben und dadurch das 
Verfahren in die Länge gezogen. Der Herr Vor⸗ 


ß ſitzende und die Beiſitzer aus Arbeitgeberkreiſen 


waren zuvorkommend genug, um dieſen Unſinn 
mitzumachen. (Abg. Gerick: Und Sie ſind ſo 
ſchwach geweſen?) Herr Gerick, wenn Sie heute 
nicht ſoviel Machandel im Leibe hätten, würde ich 
Ihnen etwas anderes ſagen, aber Schwamm dar⸗ 
über — ſonſt müßten Sie ja willen, daß die Bei⸗ 
ſitzer aus Arbeitnehmerkreiſen nicht die Macht 
haben, ſich dreien gegenüber durchzuſetzen. Das 
ſind die Auswirkungen, die das Gewerbegericht 
für die Arbeiterſchaft hat. 

Nun aber m. H. zu den Richtern ſelbſt. Nicht 
nur wir als Kommuniſten, ſondern der größte 
Teil der ſchaffenden Bevölkerung hat mit Recht 
das größte Mißtrauen gegen die heute im Frei⸗ 
ſtaat fungierenden Richter. Wir können nicht zu⸗ 
geben, daß aus dem beſtehenden Richterſtand 
Richter in das Arbeitsgericht hineingeſetzt werden. 
Sie haben keine Verbindung mit der ſchaffenden 
Bevölkerung, ſie haben keine Verbindung mit 
dem, was in den Kreiſen der ſchaffenden Bevöl⸗ 
kerung vorgeht, fie können ſich auf Grund iher ge⸗ 


ſellſchaftlichen Stellung dort nicht hineindenken. 


Wir können deshalb dieſem Richter, der vom Se⸗ 
nat beſtimmt wird, nicht das Vertrauen entge⸗ 
genbringen. Wenn der Richter bei den Arbeit⸗ 
nehmern Vertrauen genießen ſoll, dann nur in 
dem Fall, wenn er von den Arbeitern aus dem 
Betrieb gewählt wird. Weil kein Richter Dan⸗ 
zigs ein derartiges Vertrauen genießt, deshalb 
muß man für dieſe Fälle Laienrichter heranziehen, 
die natürlich eine gewiſſe Vorbildung haben. Ich 
kann mir aus den Kreiſen der Gewerkſchaftsan⸗ 
geſtellten, der intelligenten Arbeiterſchaft und der 
Angeſtellten ſehr gut einen Richter denken. Das 
wird ein Richter ſein, der mit dem Proletariat 
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Maſchke, Abgeordneter) 
verwachſen iſt und ſeine Nöte und Schmerzen 
kennt. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Was uns an dieſem Geſetz weiter auffällt, iſt 
daß man die Richter unabhängig machen will. 
Es heißt in dem Geſetz, daß der Richter nach drei 
Jahren auf Lebenszeit angeſtellt werden kann, d. 
h., er ijt dann unabhängig und niemand hat ihm 
in ſeine Geſchäfte hineinzureden. Wenn der Rich⸗ 
ter unabhängig ſein ſoll, weshalb ſchaffen Sie 
dann nicht auch die Unabhängigkeit der Beiſitzer. 
Wir verlangen, daß auch die Beiſitzer dieſer Ge⸗ 
richte unabhängig ſein müſſen, beſonders die Bei⸗ 
ſitzer aus den Arbeitnehmerkreiſen. Ich kann mir 
ſehr gut vorſtellen, daß ein Arbeiter, der auf der 


Danziger Werft beſchäftigt wird, als Beiſitzer be⸗ 


fangen iſt, wenn vor dem Richtertiſch die Danziger 
Werft als Beklagte ſteht. Selbſt wenn er ſich die 
größte Mühe gibt, objektiv zu urteilen, iſt noch 
nicht die Gewähr gegeben, daß ſein Urteilsſpruch 


der Danziger Werft hinterbracht wird, und daß er 


nicht bei der nächſten Gelegenheit hinausfliegt. Die 
Danziger Werft, Herr Noé an der Spitze, iſt ge⸗ 
mein genug, den Arbeiter nicht zu entlaſſen, weil 
er einen ihr unangenehmen Spruch gefällt hat, 
ſondern ſie wird Mittel und Wege finden, ihn 
aus andern Gründen los zu werden. Wir müſſen 
alſo ſchon verlangen, daß das, was der einen Seite 
recht iſt, auch der andern zugebilligt wird. Die 
Beiſitzer müſſen unabhängig ſein. 

die 


Weiter vermiſſen wir in der Vorlage 


Strafbeſtimmungen gegenüber den Unternehmern. 


Dabei haben wir das Ueberſchreiten der Arbeits⸗ 
zeit im Auge. Dieſe Leute werden ja heute von 
den ordentlichen Gerichten beſtraft. Die Herren 
bezahlen dann 30 Gulden, dafür haben ſie den Ar⸗ 
beiter ausgebeutet und aus ihm herausgeſogen, 
was ſie konnten. Die paar Pfennige Strafe ma⸗ 
chen garnichts aus. Sie ſind nur eine Belohnung 
für Ueberſchreiten des 8 Stunden⸗Tages. Wir 
verlangen, daß auch dies Gericht Vollmacht er⸗ 
hält, ſolche Unternehmer zu beſtrafen, nicht nur 
mit Geldſtrafen, ſondern mit Gefängnis, ja ſogar 
mit Zuchthaus. Die Arbeitskraft muß in erſter 
Linie geſchützt werden. Das geſchieht dadurch, 
daß die Ausbeuter ganz gehörig auf dem Kopf 
bekommen. Erſt dann werden die Ueberſtunden 
eingeſchränkt werden und die Arbeiterſchaft zu 
ihrem Recht kommen. Ich kann aber verſtehen, 
daß Sie eine ſolche Beſtimmung nicht in das Ge⸗ 
ſetz aufnehmen wollen; denn der Senat über⸗ 
ſchreitet am meiſten den Acht⸗Stunden⸗Tag. Wir 
haben ja das klaſſiſche Beiſpiel bei den unteren 
Beamten, die noch immer neun Stunden arbeiten 
müſſen. Wenn die Unternehmer länger arbeiten 
laſſen, werden fie beſtraft. Dem Senat geſchieht 
aber nichts und wird auch weiter nichts geſchehen. 
Wenn die Beſtimmung in das Geſetz hineinkäme, 
ſo beſtände die Gefahr, daß ihm etwas geſchehen 
könnte. Deshalb will man das nicht in das Geſetz 
hineinnehmen. Es iſt notwendig, daß der Arbei⸗ 
terſchutz in dieſem Geſetz mehr als bisher veran⸗ 
kert wird. Der Unternehmer, der den Arbeiter 
zwingt, an der Maſchine ohne Schutzvorrichtungen 
zu arbeiten, muß ſchwerſtens beſtraft werden. Die 
Gefahren entſtehen nicht nur allein durch das 
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Fehlen won Schutzvorrichtungen, ſondern auch da⸗ 
durch, daß der Arbeiter gezwungen wird, an einer 
Maſchine Akkord zu arbeiten. (Das gibt es nicht! 
links.) Bei den Holzarbeitern wohl nicht, aber an 
anderen Maſchinen beſteht Akkordzwang. Damit 
entſteht die Gefahr körperlicher Schädigungen. 
Auch der Schutz der unteren Beamten muß feſt⸗ 
gelegt ſein. Dem unteren Beamten muß das 
Recht zugeſprochen werden, beim Arbeitsgericht zu 
klagen. Wir verlangen weiter, daß die Wahl der 
Richter und beſonders der Beiſitzer durch die Ar⸗ 
beiter in den Betrieben zu geſchehen hat. Wir 
werden uns ganz energiſch dagegen wehren, daß 
auf Vorſchlag der einzelnen Organiſationen es 
dem Senat überlaſſen bleibt, die Beiſitzer zu be⸗ 
rufen. Sie werden ſelbſt zugeben müſſen, daß das 
ein Schritt rückwärts iſt. Mit der Einführung des 
Gewerbegerichts und der Gewerbegerichtsbarkeit 
hat man den Arbeitern das Recht zugeſprochen, 
die Beiſitzer ſelbſt zu wählen. Sie, die immer 
vorgeben, demokratiſch zu ſein, Sie nehmen den 
Arbeitern dieſes demokratiſche Recht. Das kön⸗ 
nen wir nicht zulaſſen. Wir verlangen, daß die 
Wahl der Beiſitzer und auch die Wahl der Richter 
durch die Arbeiterſchaft zu geſchehen hat, dann 
erſt werden wir aller Vorausſicht nach ein Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz bekommen, das den Inter⸗ 
eſſen der Arbeiterſchaft entſpricht. (Bravo bei den 
Kommuniſten.) f 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Dr. Heinemann. ö 
Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.) : M. 
D. u. H.! Ich werde mich in Anbetracht der vor⸗ 
gerückten Zeit ganz kurz faſſen. Ich möchte darauf 
hinweiſen, daß die Nationalliberale Bürgerpar⸗ 
tei der Regierungsvorlage grundſätzlich zuſtim⸗ 
mend gegenüberſteht. Es haben die praktiſchen 
Erfahrungen, die man ſeit einem Jahre im deut⸗ 
ſchen Reich gemacht hat, bewieſen, daß das Geſetz 
gegenüber der Zerſplitterung, die bisher auf dem 
Gebiete des Arbeitsrechts geherrſcht hat, als ein 
Fortſchritt zu bezeichnen iſt. Auch zeigen dieſe 
Gerichte, daß eine ſtärkere Rechtsſicherheit gege⸗ 
ben iſt, als bisher. Ich bin jedoch der Auffaſſung, 
daß die Erfahrungen, die man im Reiche inzwi⸗ 
ſchen gemacht hat, in Danzig zunutze gemacht 
werden ſollten. Unſerer Auffaſſung nach iſt in 
Anbetracht der beſonderen Verhältniſſe des Frei⸗ 
ſtaates zunächſt zu prüfen, ob es nicht zweck⸗ 
mäßiger iſt, die Arbeitsgerichte den Amtsgerich⸗ 
ten einzugliedern, ſie natürlich in der Art der Be⸗ 
ſetzung ſo beſtehen zu laſſen, Arbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmervertreter, wie das in der Regierungs⸗ 
vorlage vorgeſehen iſt. Wir haben bei dem Lan⸗ 
desarbeitsgericht bereits eine derartige Einglie⸗ 
derung. Es hat der Danziger Vorſchlag inſofern 
eine Beſonderheit, als in der Berufungsinſtanz 
eine andersartige Zuſammenſetzung getroffen iſt, 
als im deutſchen Reich, und zwar in der Weiſe, 
daß noch ein zweiter Berufsrichter zu dem Berufs⸗ 
richter⸗Vorſitzenden hinzutritt. Wir ſind der Auf⸗ 
faſſung, daß man ſich infolge dieſer Regelung mit 
dem Wegfall einer dritten Inſtanz als Reviſions⸗ 
inſtanz abfinden könnte, und zwar unter beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzungen, nämlich unter der Voraus⸗ 
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ſetzung, daß, wenn Geſamtſtreitigkeiten aus 8 2 
des Geſetzes, Ziffer 1, in der Berufungsinſtanz 
entſchieden werden ſollen, die Berufungskammer, 
mit einem beruflichen Richter als Vorſitzenden, 
mit zwei Berufsrichtern und zwei Laienbeiſitzern 
zu beſetzen wäre, denn es iſt zu beachten, daß bei 
den ſogenannten Geſamtſtreitigkeiten in der Be⸗ 
rufungsinſtanz weniger nach Billigkeitsmomenten 
zu entſcheiden iſt, noch hier die Tatbeſtände zu 
erörtern ſind, ſondern bei Geſamtſtreitigkeiten in 
wiel ſtärkerem Maße rechtliche Geſichtspunkte in 
Frage kommen. Es hat die Regierungsvorlage 
bereits dieſen Streitigkeiten eine beſondere Be⸗ 
deutung beigemeſſen, daß in der erſten Inſtanz, 
abweichend von der ſonſtigen Regelung vorge⸗ 
ſehen iſt, ein Berufsrichter als Vorſitzender und 
je zwei Beiſitzer von Arbeigeber⸗ und Arbeit⸗ 
nehmerſeite. Es wäre vielleicht auch nicht richtig, 
wenn man in der erſten Inſtanz fünf Richter ur⸗ 
teilen laſſen wollte und in der zweiten Inſtanz 
Ich glaube, dieſer Vorſchlag iſt im 
Ausſchuß noch eingehend zu begründen und zu 


erörtern. 


Der Begriff „arbeitnehmerähnliche Perſon“ 


iſt eine unklare Kautſchukbeſtimmung, die eben⸗ 


falls noch im Ausſchuß klarzuſtellen wäre. Die 
Berufungsgrenze von 400 Gulden ſteht in auf⸗ 


fälligem Gegenſatz zu der Berufungsgrenze, wie 


ſie bei Gewerbegerichten und Kaufmannsgerichten 


bisher beſteht, dann aber auch zu der Berufungs⸗ 


grenze im ſonſtigen zivilprozeſſualen Verfahren. 


Wir ſind der Auffaſſung, daß dieſe Berufungs⸗ 


grenze erheblich herabgeſetzt werden muß, um 
die Möglichkeit zu geben, eine größere Anzahl 
von Streitigkeiten grundſätzlicher Art auch vor 
die zweite Inſtanz zu bringen. (Abg. Gaikowſki: 


Die meiſten Prozeſſe ſind alles nur kleine Sum⸗ 


erſte Inſtanz ſelbſt zu 
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men!) Gewiß, aber es bleibt doch in dieſem Zu⸗ (B) 


ſammenhang zu bemängeln, daß hinſichtlich der 
Berufungsmöglichkeit an die zweite Inſtanz dieſe 
entſcheiden hat, wenn 
grundſätzliche Fragen unterhalb der Berufungs⸗ 
grenze vorliegen, ob die Sache noch an die zweite 
Inſtanz verwieſen werden ſoll. Das iſt rechtlich 
eine Ungeheuerlichkeit. Ich würde, und meine 
Fraktion ſtimmt mit mir darin überein, vorſchla⸗ 
gen, daß die zweite Inſtanz, die Berufungsinſtanz 
zu entſcheiden hat, ob ſie ſich noch mit der Frage 
befaſſen ſoll oder nicht, um hier eine größere 
Rechtsſicherheit zu geben. Wir treten ebenfalls 
dafür ein, daß Anwälte zugelaſſen werden könn⸗ 
ten, nicht für Anwaltszwang, aber es müßte die 
Möglichkeit für die Parteien gegeben ſein, ſi 
gegebenenfalls durch einen Anwalt vertreten zu 
laſſen, es könnten Fälle vorkommen, wo das ſo⸗ 
wohl auf Arbeitnehmer⸗ als auch auf Arbeitge⸗ 
berſeite wünſchenswert erſcheinen kann. Es gibt 
dann noch eine Reihe Einzelheiten, auf die wir 
im Ausſchuß zurückkommen werden. Ich kann 
hier die Erklärung abgeben, daß wir grundſätzlich 
mit der Regierungsvorlage einverſtanden ſind. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſten⸗Ausſchuß ſchlägt Ihnen vor, 
dieſe Vorlage dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchlage 
vor, die Sitzung jetzt zu vertagen, und die nächſte 
Sitzung morgen nachmittag 3 Uhr 30 Minuten 
mit der Tagesordnung abzuhalten: Reſt von 
heute. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 
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Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Er⸗ 
richtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen. Drud- 
ſache Nr. 301 zu Nr. 75.) . 

Jantzen (D. Nat.) 
Wahl (DLib.) 
Langnau (K. P.) 
Mayen (D. Nat.) 
Arczynſki, Senator 
Schwegmann (D Nat.) 

Abänderungsantrag des Abg. Langnau u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 75 (Druckſache Nr. 344.) 

Abänderungsantrag der Abg. Schwegmann, 
Jantzen u. Fr. zu Druckſache Nr. 75 (Druck⸗ 

‚eier e, 

Abänderungsantrag des Abg Moritz u. Fr. zu 

Druckſache Nr. 75 (Drucksache Nr. 847) „ 
Maven (D.Nat.) zur Geſchäftsordnung 

Abänderungsantrag des Abg. Mayen u. Gen. zu 
Druckſache Nr. 75 (Drucksache Nr. 346) 

Namentliche Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 34 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Abän⸗ 
derung der Verfaſſung. Arantrag des Abg. 

r. Bogdan u. Fr. (Druckſache Nr. 316.) . 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung der Verfaſſung. — Arantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. (Druckſache Nr. 318.) 

Dr. Ziehm (D. Nat.) 
Plenikowſki (K. P.) 51 2 
e ,, ee 

Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 

5 Rahn (D. V. P.) „ „ an ey. 9 

Eingaben (Druckſachen Nr. 300 und 324) 

Plenikowſki (K. P.) 3 


ee 


„De Beier (BSP) 
Abänderungsantrag des N08 Plenikowſki u. Fr. 
„zu Druckſache Nr. 300 (Drucksache Nr. 348) . 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

zu Drucksache N. 300 (Druckſache Nr. 349) 
Rahn (D. VV. P.) zur Geſchäftsordnung 
5 zur Eingabe Nr. 125 (Druckſache 
Große Anfrage Nr. 9 des Abg Naſchke u. Fr. betr. 
7 8 des Wehrwolfes (Drudiacdhe 
Liſchnewſki (K. P.) A a 
Ord Mundt, Oberregierungs rat 
8 10 nungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 
= mungsruf für den Abg. Liihnewifi (K. P.) 
e e für den Abg. Plenikowſki 
Raſchke (K. P.) zur Geihäftsordnung . . 
oe ß 
Falkenberg (D. Nat.) 
Gehl, Stellv. Präſident des Senats 
r. Blavier (D. V. P.) zur Geſchäfts⸗ 
A FCC 
ntrag des Senats auf Genehmigung zur Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten (Druck⸗ 
21 CGG 
utrag des Senats auf Genehmigung zur Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten (Druck⸗ 
ſache Nr. 381). „ 
Dr. Blavier (D. V. 


Vertagung und Feſtſetzung der nüchſten Sitzung. 


Der} 


Die Sitzung wird 3 Ahr 50 Minuten 


den Vizepräſidenten Neubauer eröffnet. 
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Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Se⸗ 
nats Gehl; Senator Arczynſki; Oberregierungs⸗ 
rat Kettlitz, Regierungsräte Bock, Dr. Krentz. 

Vizepräſident Neubauer: Die Sitzung iſt er⸗ 
öffnet. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Errichtung von Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 
ſchüſſen. 

Druckſache Nr. 301 zu Nr. 75. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß hat beſchloſſen, zu § 1 dieſer Vorlage noch 
einmal die allgemeine Ausſprache zuzulaſſen. Ich 
eröffne hiermit die allgemeine Ausſprache zu 8 1 
Das Wort hat der Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


5 H.! Der Beſchluß des Sozialen Ausſchuſſes, ſofort 


im Anſchluß an die erſte Leſung des Geſetzes über 
die Arbeitnehmerausſchüſſe die zweite Leſung 
vorzunehmen, und nicht unſerem Vertagungsan⸗ 
trag beizuſtimmen, der ſich darauf begründet 
hatte, daß verſchiedene neue Abänderungsan⸗ 
träge u. a. auch aus den Kreiſen der Koalition 
eingegangen waren, hat uns nicht in den Stand 
geſetzt, weiter an den Arbeiten des Sozialen Aus⸗ 
ſchuſſes teilzunehmen. Wir ſind daher gezwun⸗ 
gen, unſere Abänderungsanträge vor die Vollver⸗ 
ſammlung zu bringen. 

Von vornherein möchte ich zu dem grundle⸗ 
genden § 1 betonen, daß wir die Mitarbeit von 
Angeſtellten und Arbeitern im Produktionspro⸗ 
zeß ſehr wohl zu ſchätzen wiſſen. Wir ſtehen daher 
auf dem Standpunkt, den ich ja auch bereits bei 
der erſten Beratung zum Ausdruck gebracht habe, 
daß durch die Schickſalsgemeinſchaft des deutſchen 
Volkes heute andere Gründe eine Rolle ſpielen 
müſſen als früher. Das hindert uns aber nicht, 
das Geſetz in der vorgelegten Form abzulehnen, 
wenngleich auch geringe Teile unſerer Fraktion 
in gewiſſer Hinſicht auf dem Boden des Geſetzes 
ſtehen. Indeſſen iſt die überwiegende, ich möchte 
ſogar ſagen, die erdrückende Mehrheit, unſerer 
Fraktion für Ablehnung des Geſetzes. 

Im $ 1 dieſes Geſetzes liegen bereits eine 
Reihe von Verſtößen gegen den hier beſonders in 
Betracht kommenden Artikel 115 unſerer Verfaſ⸗ 
ſung vor. Bei Beratung der Verfaſſung war 
das deutſche Betriebsrätegeſetz bereits bekannt, 
wurde aber hier von den damals entſcheidenden 
Faktoren bewußt abgelehnt. (Abg. Schwegmann: 
Sehr richtig!) In der Sitzung vom 29. März 1920 
in welcher vier Vertreter der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, drei der Deutſchdemokratiſchen Par⸗ 
tei, zwei der Deutſchnationalen, zwei der Chriſt⸗ 
lichen Parteien und einer der Polniſchen Partei 
anweſend waren, wurde ausdrücklich beſchloſſen, 
daß der Einführung des bereits im Reiche erlaſ⸗ 
ſenen Geſetzes nicht Folge gegeben werden ſolle. 
Im $ 1 iſt der Ausdruck Arbeitnehmer als Ges 
meinſamkeitsbegriff für Arbeiter und Angeſtellte 
enthalten. Die folgenden Paragraphen haben 
dann auch entgegen der klaren Beſtimmung un⸗ 
ſerer Verfaſſung immer wieder dieſen gemeinſa⸗ 
men Gedanken verfolgt und beide Teile in ge⸗ 
meinſame Arbeitnehmerausſchüſſe eingeteilt. Es iſt 
unſerer Anſicht nach unzuläſſig, hier von einer Or⸗ 
ganiſation zu ſprechen, wie es im Ausſchuß ge⸗ 
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ſchehen iſt. Man kann nicht in einen neuen Ge⸗ 
ſetzentwurf Beſtimmungen hineinbringen, welche 
der Verfaſſung widerſprechen. Wenn die Verfaſ⸗ 
ſung in Artikel 115 ausdrücklich getrennte Aus⸗ 
ſchüſſe für Arbeiter und Angeſtellte verlangt, ſo 
muß man ſich unſerer Anſicht nach in einem Ge⸗ 
ſetz, das in dem gleichen Artikel und ſogar im 
gleichen Abſatz in Ausſicht geſtellt iſt, an dieſe 
Beſtimmung halten. Wenn die Regierung trotz⸗ 
dem glaubt, hiervon Abſtand nehmen zu können 
und Angeſtellte und Arbeiter in gemeinſame 
Ausſchüſſe hineinbringt, ſo können daraus 
Folgen entſtehen, die ſich nicht gerade vorteil⸗ 
haft für die Regierung und dies Geſetz auswirken 
werden. 

Wir haben in den Ausſchüſſen ſtets auf dieſe 
Folgen hingewieſen. Das Geſetz muß alſo unſerer 
Anſicht nach hierauf unbedingt Rückſicht nehmen 
und alles das herauslaſſen, was dieſe Frage be⸗ 
trifft. In den weitaus meiſten Paragraphen 
müßte man alſo Aenderungen vornehmen. So⸗ 
dann bringt der $ 1 einen weiteren Verſtoß ge⸗ 
gen die Verfaſſung in der Wahl des Ausdrucks 
„dem Arbeitgeber gegenüber“. Hier verlangt un⸗ 
ſere Verfaſſung, daß dieſe Ausſchüſſe in Gleichbe⸗ 
rechtigung mit den Unternehmern an der Rege⸗ 
lung der Lohn- und Arbeitsbedingungen mit⸗ 
wirken ſollen, während in § 1 des Geſetzes die 
Arbeiter und Angeſtellten zum Unternehmer in 
Gegenſatz gebracht worden ſind. Wir haben uns 
in unſerem Abänderungsantrag unmittelbar an 
den Artikel 115 angelehnt. Wir können alſo Ge⸗ 
ſetzen, die dieſer Verfaſſung nicht entſprechen, un⸗ 
ſere Zuſtimmung nicht geben, find aber wohl be⸗ 
reit, das Geſetz ſo zu geſtalten, daß es etwas wirk⸗ 
lich Brauchbares darſtellt. Als Folge dieſer Auf⸗ 
faſſung ſind verſchiedene Paragraphen der Vor⸗ 
lage zu ändern. Sie finden dieſe verſchiedenen 
Aenderungen im Abänderungsantrag Druck⸗ 
ſache Nr. 345. Ich glaube annehmen zu dürfen, 
daß es nicht nötig ſein wird, die Abänderungs⸗ 
anträge zu jedem einzelnen Paragraphen zu be⸗ 
gründen, da unſere Auffaſſung bei der Gegen⸗ 
überſtellung der Vorlage und unſerer Anträge 
leicht herauszuleſen iſt. 

Wenn man ſich nun die Folgen des § 1 des 
Geſetzes in Verbindung mit dem Artikel 115 un⸗ 
ſerer Verfaſſung klar macht, ſo iſt es ganz unmög⸗ 
lich, daß Paragraphen in dem Geſetz vorhanden 
find, die einen Zwang ſowohl für Arbeitgeber wie 
für Arbeiter und Angeſtellte bilden. Wir glau⸗ 
ben, daß niemand zu Handlungen gezwungen 
werden ſollte, die gegen ſeine Belange verſtoßen. 
Wenn ſich alſo Arbeiter und Angeſtellte trotz der 
Aufforderung der Arbeitgeber nicht verpflichtet 
fühlen, Ausſchüſſe zu bilden, wie es § 1 wünſcht, 
ſo ſollen auch keine Vorſchriften erlaſſen werden, 
die ſie dazu zwingen. 

Wenn wir uns nun das Gefetz und den Ar⸗ 
tikel 115 unſerer Verfaſſung weiter vergegen⸗ 
wärtigen, der, wie geſagt, beſtimmt, daß Aus⸗ 
ſchüſſe der Arbeiter und Angeſtellten nur zur Re⸗ 
gelung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ge⸗ 


ſchaffen werden ſollen, jo können in das Geſetz 
auch keine Strafbeſtimmungen hineinkommen, 
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wenn Arbeitgeber es unterlaſſen, der Betriebsver⸗ 
tretung vierteljährliche Berichte zu geben und 
Lohnbücher, Bilanz und Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
konto vorlegen uſw. i 

Auch hierin ſehen wir einen ſehr erheblichen 
Verſtoß gegen die Verfaſſung. Wie man dieſen 
im Geſetz zum Ausdruck gebrachten Standpunkt 
wiederum mit der Begründung der Organiſation 
vereinbaren will, iſt uns nicht klar. 

Wir können alſo nur bitten, das Geſetz ſo um⸗ 
zuarbeiten, wie wir es Ihnen vorgeſchlagen ha⸗ 
ben; denn nur dann wird es nicht gegen die Ver⸗ 
faſſung verſtoßen, nur dann wird es eine brauch⸗ 
bare Grundlage ſein, um Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellte wirklich mit Erfolg in den Produktions⸗ 
prozeß hineinzubringen. (Bravo! rechts. — Zu⸗ 
rufe der Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Wahl. 

Wahl, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! 

Ich beziehe mich auf die von Herrn Abg. Jantzen 
gehaltene Rede zur erſten Beratung dieſes Ge⸗ 
ſetzes, in der er ſagte, das Geſetz ſei eine bedeu⸗ 
tende Beſchwerung der Wirtſchaft. Er ſagte wei⸗ 
ter, die großſtädtiſche Aubeiterſchaft werlangte 
1918 bei der Revolution von der Regierung die 
Errichtung von Betriebsräten. Er ſagte weiter, 
die Wirtſchaft befürchte von dieſem Geſetz eine 
außerordentliche Beeinträchtigung, auch dadurch 
daß durch die Ausſchüſſe eine Belaſtung der Be⸗ 
triebe eintrete. Weiterhin erklärte hier der Herr 
Abg. Jantzen, im Reich kümmere man ſich nicht 
mehr viel um das Geſetz, die Arubeitnehmerkreihe 
hätten eingeſehen, das Geſetz fördere nicht die 
Wirtſchaft, ſondern lähme ſie. 
„M. D. u. H.! Es iſt nicht wahr, daß das Ge⸗ 
ſetz die Wirtſchaft im allgemeinen und den Ar⸗ 
beitsfrieden insbeſondere ſtört. (Hört, hört! 
links.) Auch ergibt ſich nicht eine ſo übertrieben 
hohe Belaſtung der Betriebe, wie der Herr Abg. 
Jantzen es hier dargeſtellt hat. Hätte das Geſetz 
im Reich ſeitdem es beſteht, in dem Umfange, 
wie Herr Jantzen es hier darzustellen beliebt, die 
Wirtſchaft geſchädigt und den Arbeitsfrieden ge⸗ 
ſtört, ſo würde nicht der beſcheidene Wiederauf⸗ 
ſtieg der Wirtſchaft im Reich feſtzuſtellen ſein, 
woran die Betriebsrätebeſtimmungen ihren An⸗ 
teil haben. (Widerspruch rechts.) Würde das 
Geſetz aber in ſpäterer Zeit ſich zu ſo ſchwerem 
Schaden der Wirtſchaft und des Staates auswir⸗ 
ken, ſo glaube ich, daß alle Parteien im Reich, 
mit einigen Ausnahmen, die Aenderungen vor⸗ 
nehmen würden, die das Staatsganze unbedingt 
erfordert. Richtig iſt, daß überall dort die Be⸗ 
triebsräte im Reich nicht funktionieren, wo die 
Herren Arbeitgeber den Betriebsräten noch abge⸗ 
neigt ſind. Richtig iſt aber auch, daß der Teil der 
Arbeitgeber im Reich in ſtetem Steigen begriffen 
iſt, der ſich mit der Errichtung oder mit der Ein⸗ 
richtung heute abgefunden hat und mit den Be⸗ 
triebsräten gut arbeitet. Es ſoll nicht beſtritten 
werden, daß es noch eine ganze Reihe von Be⸗ 
trieben gibt, die keinen Betriebsrat haben, da 
ſprechen eben die verſchiedenſten Gründe mit, die 
ſtatiſtiſch von den Gewerbeaufſichtsämtern im 
deutſchen Reiche erfaßt werden. 
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(Wahl, Abgeordneter) 

Die Arbeitsmüdigkeit der Betriebsräte 
ſchlechter Konjunktur iſt z. B. einer der Haupt⸗ 
gründe; denn jeder vernünftig denkende Arbeit⸗ 
nehmer iſt zunächſt auf ſeine eigene Stellung be⸗ 
dacht. Die Berichte weiſen nach, daß gerade bei 
der Schließung und Wiedereröffnung von Be⸗ 
trieben die Betriebsräte zu einem Teil draußen 
geblieben ſind, es ſollen nicht immer die ſchlech⸗ 
teten, auch nicht die unverſtändigſten Leute ge⸗ 
weſen ſein. Es hat auch eine ganze Reihe von 
Fällen gegeben, wo die Amtsmüdigkeit durch 
Streitigkeiten mit radikalen Elementen herbeige⸗ 
führt wurde. (Hört, hört! links.) Dieſe Art von 
Fällen ſind, Gott ſei Dank, nach den Berichten 
der Gewerbeaufſichtsämter von 1926 wenig oder 
garnicht mehr eingetreten. (Abg. Plenikowfki: 
Weil man die radikalen Elemente auf die Straße 
warf!) 

Um Ihnen, m. D. u. H., nun einige Beiſpiele 
aus dieſen Berichten bekannt zu geben, erlaube 
ich mir, mit Genehmigung des Herrn Präſidenten, 
einige ganz kurz ſkizzierte Berichte aus dem 
Jahre 1924, alſo von vor vier Jahren, nach vier⸗ 
jährigem Beſtehen des Geſetzes in Deutſchland, 
aus einzelnen Regierungsbezirken bekannt zu 
geben: z. B. Weſtpreußen. Aus dem Bezi:t Weſt⸗ 
preußen wird berichtet, daß in einer ganzen An⸗ 
zal von Betrieben die Arbeitnehmer auf eine 
Wiederwahl verzichtet haben, weil ſie bei der 
Abneigung der Unternehmer gegen dieſe Einrich⸗ 
tung keine erſprießliche Tätigkeit auszuüber ver⸗ 
mochten. Der Bezirk Frankfurt a. O. führt die 
Abneigung zur Uebernahme eines Amtes als Be⸗ 
triebsratsmitglied darauf zurück, daß allerlei 
Unbequemlichkeiten, mancher Aerger und auch 
geldliche Nachteile damit verbunden ſeien. Er 
betont jedoch gleichzeitig, und das iſt gewiß nicht 
unbeachtlich, daß ſich der Verkehr zwiſchen Be⸗ 
triebsräten und Betriebsleitungen gebeſſert 
habe, und daß die Betriebsräte ein zunehmendes 
Verſtändnis für die Belange der Wirtſchaft an 
den Tag gelegt haben. Ein gleiches Urteil iſt auch 
aus dem Bericht des Bezirks Stettin⸗Stralſund 
erſichtlich, wenn auch hier feſtgeſtellt wird, daß 
die Intereſſenloſigkeit zugenommen hat, ſo heißt 
es weiter, daß die Betriebsräte ſich in ihren 
Aufgabenkreis mehr und mehr eingearbeitet 
haben, daß die Gegenſätze ſich gemildert haben, 
was auch aus dem Bezirk Liegnitz berichtet wird. 
Aus dem Bezirk Magdeburg wird gemeldet, daß 
ſich die Arbeitgeber mit den Betriebsräten im 
allgemeinen gut abgefunden haben und daß mehr 
gegenſeitiges Verſtändnis und Vertrauen ent⸗ 
ſtanden iſt. In dem Bezirk Merſeburg find in der 
größten Ueberzahl Betriebsräte vorhanden, wo 
fie nach wie vor Erſprießliches leiſten, während 
55 en kleineren Betrieben fehlen, weil nie⸗ 
6 ein Amt annehmen will. Bemerkenswert 
0 hierbei, daß die Betriebsräte in dieſem und 
fall in anderen Bezirken jetzt aus älteren, er⸗ 
dehrenen und beſonnenen Leuten beſtehen. In 
d aß be über den Bezirk Hannover heißt es, 
5 ie Forderungen der Betriebsräte nicht mehr 
un unbeſonnen und ihr Auftreten nicht mehr ſo 

ſgeſchickt wie früher wären. Das wird aller⸗ 


921 5 auch auf die ungünstige Wirtſchaftslage 


Arbeitnehmer zurückgeführt, die zur Beſon⸗ 
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bei nenheit mahnt. Der Bericht der Stadt Berlin iſt 


bezeichnend und dürfte den Herrn Abg. Jantzen 
ganz beſonders intereſſieren, trotzdem dürfte die 
Beobachtung des Gewerbeaufſichtsbeamten der 
Stadt Berlin richtig ſein, der als einen Grund 
für die Abneigung der Arbeitnehmer zur Ueber⸗ 
nahme eines Amtes als Betriebsratsmitglied 
das Gebahren reaktionärer Elemente und die 
dadurch hervorgerufenen dauernden Streitigkei⸗ 
ten annimmt. Intereſſant iſt aber auch folgende 
Bemerkung in dem Bericht: Bei einem großen 
Verſicherungskonzern kam die Wahl der Be⸗ 
triebsvertreter nicht zuſtande, weil die Betriebs⸗ 
leitung für dieſen Fall Gehaltserhöhung in 
Ausſicht geſtellt hatte, d. h. alſo, wenn kein Be⸗ 
triebsrat gewählt wird, gibt es Gehaltserhöhung, 
wird ein Betriebsrat gewählt, dann gibt es keine 
Gehaltserhöhung. 

Einige Beiſpiele aus dem Berichtsjahr 1926 
beſagt aus dem Regierungsbezirk Schleswig 
folgendes: Jedenfalls iſt es unter den gegenwär⸗ 
tigen Verhältniſſen für den Betriebsrat, der ſich 
einerſeits den Betriebsnöten nicht verſchließen 
kann, der anderſeits aber auch die Menge der Er⸗ 
werbsloſen durch ſeine Arbeitsgenoſſen nicht ver⸗ 
mehren will, reichlich dornenvoll. (Das hat ihm 
Sewelowifi alles aufgeſchrieben! links.) Aber 
Wilhelm, ſei doch nicht ſo neidiſch! Aus dem Re⸗ 
gierungsbegivf Hannover heißt es wie folgt. 
(Abg. Plenikowſki: Nicht vergeſſen, es nachher 
Herrn Arczynſki als Material für vorkommende 
Fälle abzugeben!) Wollen Sie es überbringen? 

Die ungünſtige Lage des Arbeitsmarktes hat 
naturgemäß auf der Arbeitgeberſeite die mehr oder 
weniger grundſätzliche Ablehnung des Betriebsräte⸗ 
gedankens gefördert und bei den Arbeitnehmern 
die Betriebsratsmüdigkeit und die Befürchtung ver⸗ 
ſtärkt, wegen der Uebernahme und praktiſchen Aus⸗ 
übung eines Amtes in der Betriebsvertretung in 
ihrem Arbeitsperhältnis benachteiligt zu werden. Es 
iſt doch nicht unbemerkt geblieben. daß die Betriebs⸗ 
ratsmitglieder, welche in früheren Jahren die For⸗ 
derungen und Wünſche der Arbeitnehmer mit Nach⸗ 
druck vertreten hatten, zum großen Teil aus den Be⸗ 
trieben verſchwunden ſind. 

Dies ſind nur einige Beiſpiele. Natürlich gibt 
es auch ungünſtigere Berichte, die aber das an⸗ 
geblich Wirtſchaftsſchädigende des Geſetzes nicht 
erkennen laſſen. Daß es aber auch maßgebliche 
Arbeitgeber gibt, die anders über die Geſetze 
denken, davon zeugt die Anſicht eines Direktors 
einer großen ſüddeutſchen Maſchinenfabrik, deren 
wichtigſte Stellen ich mit der freundlichen Geneh⸗ 
migung des Herrn Präſidenten herausgreifen 
möchte. Der Direktor eines der größten Werke 
Deutſchlands ſchreibt folgendes: 

Ich habe von Anfang an der Tendenz des Be⸗ 
triebsrätegeſetzes freundlich gegenübergeſtanden, 
wenn ich auch glaube, daß es in mancher Hinſicht die 
Verhältniſſe unpraktiſch geregelt hat und vor allen 
Dingen eine ſolche geiſtige Einſtellung der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft und auch der Arbeitgeber worausſetzt, 
wie ſie wohl nur in wenigen Fällen worhanden iſt. 


Immerhin ſpricht dies nicht gegen den Erlaß eines 


ſolchen Geſetzes, das den Zweck hat, erzieheriſch zu 
wirken. Was noch nicht iſt, kann noch werden. Je⸗ 
denfalls iſt es ein Vorteil, wenn unter der Geltung 
eines ſolchen Geſetzes der Arbeitgeber nicht mit der 
ganzen Arbeitnehmerſchaft ſondern mit gewählten 
Vertrauensmännern der Arbeitnehmerſchaft verhan⸗ 
deln kann. Hierdurch wird beſonders in kritiſchen 
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(Wahl, Abgeordneter) 
Zeiten eine Art Pufferwirkung erzielt. Vor allen 
Dingen iſt es ein Vorteil, daß durch Aufklärung, die 
wohl Vertrauensleuten, aber nie der ganzen 
beitnehmerſchaft gegeben werden kann, es möglich iſt, 
dieſe über die Lage des Unternehmens ins Bild 31 
ſetzen und ihnen klar zu machen, welche Forderungen 
von ihrer Seite erfüllbar und welche unerfüllbar ſind. 
Die Wahrnehmung der Rechte der Arbeitnehmer 
durch den Betriebsrat geſchieht gewöhnlich nach ein⸗ 
gehender Prüfung der Verhältniſſe. Es iſt nicht zu 
leugnen, daß der Betriebsrat der Natur der Sache nach 
häufig über die perſönlichen Verhältniſſe beſſer 
orientiert iſt als es der Betriebsunternehmer ſein 
kann. Ganz beſondere Zuſtimmung werdient der Ge⸗ 
danke des § 66 Ziffer 8, durch den dem Betriebs⸗ 
rat die Beilegung der Unfall⸗ und Geſundheits⸗ 
fragen im Betrieb zur Aufgabe gemacht wird. Es 
iſt gewiß ein ſehr zweckmäßiges Betätigungsfeld für 
den Betriebsrat. Auch die Aufgabe des § 71, wo⸗ 
nach der Betriebsrat einen gewiſſen Einblick in die 
Verhältniſſe der Unternehmer verlangen kann, hat 
meiner Erfahrung nach nicht zu Mißſtänden ge⸗ 
führt und ich habe von Vertrauensbruch in dieſer 
Richtung noch nichts gehört. Sehr wichtig würde 
es mit ſcheinen, wenn eine Neuregelung des Be⸗ 
triebsrätegeſetzes den Umfang, in welchem die Be⸗ 
triebsratsmitglieder von der Arbeit freigeſtellt werden 
müſſen, ganz genau regelt. Hier iſt die Forderung 
im Anfang viel zu hoch geſpannt geweſen, und hier 
müßte unbedingt eine ſcharfe Grenze 
werden. 
Im Anfang wurde das Betriebsrätegeſetz ſehr 
ſtark von den Unternehmern angefochten. Es i 
auch ſicher, daß in manchen Fabriken der Betriebsrat 
zuerſt ſein Rechte in durchaus unzuläſſiger Weiſe 
zu erweitern verſucht hat, aber jetzt iſt es mit der 
Gegnerſchaft ruhiger geworden. Ich glaube im allge⸗ 
meinen, daß ein vernünftiges Betriebsrätegeſetz, 
wenn einige unzweckmäßige Beſtimmungen ausge⸗ 
merzt werden, ein durchaus geeignetes Mittel iſt, 
den wirtſchaftlichen Frieden zwiſchen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber zu fördern. (Abg. Plenikowski: 
Das Urteil Ihrer Klaſſenfeindel) 
Daß es auch in Danzig ſolche maßgeblichen 
Männer und ſolche Anſichten gibt, wird niemand 
beſtreiten können. Ohne Frage müſſen auch die 
Gegner dieſes Geſetzes zugeben daß die Betriebs⸗ 
räte im Reich wirkſam am Wiederaufſtieg, am 
Wiederaufbau des Deutſchen Reiches bisher mit⸗ 
gearbeitet haben. Die Deutſch⸗Liberale Fraktion 
wird dem Geſetz in ſeiner abgeänderten Form zu⸗ 
ſtimmen. 
Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! 
Der uns vorliegende Geſetzentwurf betreffend Er⸗ 
richtung von Arbeitnehmerausſchüſſen lehnt ſich 
zum großen Teil an das deutſche Betriebsräte⸗ 
geſetz an. Das deutſche Betriebsrätegeſetz wurde 
im Bunde mit den Unternehmern und den Ge⸗ 
werkſchaftsführern ausgearbeitet und am 13. 
Januar 1920 dem Reichstag zur erſten Beratung 
vorgelegt. Die Arbeiterſchaft hatte damals ſchon 
erkannt, trotzdem ſich dies Geſetz noch nicht in der 
Praxis ausgewirkt hatte, daß ſich dies Geſetz zum 
Schaden der Arbeiterſchaft auswirken würde 
und es fanden, weil dies Geſetz einen ganz reakti⸗ 
onären Charakter hatte, Demonſtrationen vor dem 
Reichstagsgebäude ſtatt. Die geſamten Reichs⸗ 
tagsmitglieder von den Deutſchnationalen bis 
zu den Sozialdemokraten hatten vor der Arbei⸗ 
terſchaft ſolche Angſt,, daß die Demonſtrationen 
mit Maſchinengewehren auseinandergetrieben 
wurden. 
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Das deutſche Betriebsrätegeſetz iſt mit Arbei⸗ (O 


terblut getränkt, weil ſich die Arbeiterſchaft gegen 
dies Geſetz wehrte. Trotzdem wurde es durch die 
Vertreter der Zentrümler, Demokraten und So⸗ 
zialdemokraten angenommen. Das deutſche Be⸗ 
triebsrätegeſetz hat ſich nicht für die Arbeiter⸗ 
ſchaft bewährt. Trotzdem wind von den Gewerk⸗ 
ſchafts⸗ und ſozialdemokratiſchen Führern im 
Bunde mit den Unternehmern auch hier in Dan⸗ 
zig ſolch ein Geſetz geſchaffen. Das Danziger Ge⸗ 
ſetz iſt von denſelben Koalitionsbrüdern geſchaf⸗ 
fen worden, wie in Deutſchland, von Jewelowſfki 
Sawatzki und Gehl, nicht im Intereſſe der Arbei⸗ 
terſchaft, ſondern im Intereſſe des Kapitalismus. 
Daß dieſes Tatſachen find, bewies die Ausſprache 
des Abg. Kloſſowſki bei der erſten Beratung, wo 
er u. a. ausführte, das Geſetz wird von rechts 
und links bekämpft. Ganz unverſtändlich, ſagte 
er dann weiter, iſt mir der Kampf, der von rechts 
gegen das Geſetz geführt wird. Trotzdem ſind die 
ſozialdemokratiſchen Führer für dies Geſetz, auch 
die Zentrumspartei. Es war ihr Sprecher, der 
Herr Abg. Gaikowſki, der klipp und klar ſagte, 
wozu dies Geſetz ſein ſollte, nämlich, das Feuer 
im Keim zu erſticken und wirtſchaftliche Stö⸗ 
rungen innerhalb des Betriebes zu verhindern. 


ſt (Abg. Gaikowſki: Natürlich, wenn es ſein muß!) 


Ja natürlich, das wird ſich dann immer gegen 
die Arbeiterſchaft auswirken. Herr Gaikowſki, 
Sie Haben geſtern hier einen jo ſchönen Vortrag 
über die hiſtoriſche Entwicklung des Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetzes gehalten und da müßten Sie doch 
eigentlich wiſſen, daß die Arbeiterſchaft noch zu 
allen Zeiten immer den Kürzeren gezogen hat. 
(Abg. Gaikowſki: Daran ſind die Kommuniſten 
ſchuld! — Frau Abg. Kreft: Daran ſind die 
ſchwarzen Geſellen ſchuld!) Es iſt bemerkenswert, 
daß die Deutſchnationale Partei, die Partei des 
Großkapitals, auch hier für dieſes Geſetz eintritt. 
Sie tut das nur deshalb, weil ſie ganz genau 
weiß, daß die Unternehmer dadurch keinen 
Schaden erleiden werden, ſondern immer nur die 
Arbeiterſchaft. Herr Abg. Wahl hat uns hier 
viel Zitate vorgeleſen, aus denen zum Teil her⸗ 
vorging, daß die Arbeiterſchaft in vielen Betrie⸗ 
ben es abgelehnt hat, ſich als Betriebsrat wählen 
zu laſſen, weil ſie nicht als Prellbock dienen wollte. 
Der Grundgedanke dieſes Geſetzes iſt der, die Be⸗ 
triebsräte zu wirtſchaftsfeindlichen Organen des 
kapitaliſtiſchen Wiederaufbaues zu machen. Die 
Sozialdemokratie ſtellt ſich hinter dieſes Geſetz, 
um das kapitaliſtiſche Syſtem zu erhalten, weil 
ſie Angſt wor der revolutionären Bewegung hat. 
Durch das Geſetz ſoll jede revolutionäre Bewe⸗ 
gung im Keime erſtickt werden, weil die Sozial⸗ 
demokratie genau weiß, daß die Arbeiterſchaft, 
wenn ſie ſich aus ihrem Elend befreit, auch mit 
denen abrechnen wind, die ſeit 1914 bis heute 
zmmer gegen die Arbeiterſchaft gekämpft haben. 

Unjere Abänderungsanträge, die wir im Aus⸗ 
ſchuß zu dieſem Geſetzentwurf geſtellt haben, ſind 
ſämtlich abgelehnt worden, trotzdem haben wir 
fie noch einmal hier im Plenum eingebracht. Aus 
dem § 1 der Vorlage geht ſchon deutlich hervor, 
daß das Geſetz mur zur Unterſtützung der Arbeit⸗ 
geber dienen ſoll. Wie können wir als Arbeit⸗ 
nehmer überhaupt ein Intereſſe daran haben, 
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den Arbeitgeber zu unterjtügen, ihm die Wege zuf gegen der Anſicht, daß alle in einem Betrieb be⸗ 


weiſen, die es ihm ermöglichen, die Arbeiterſchaft 
noch mehr auszunutzen und auszubeuten. Wir 
haben daran kein Intereſſe und verlangen, daß 
dieſer Paſſus aus dem Geſetz herauskommt. In 
§ 4 dieſer Geſetzesvorlage hat man den Landar⸗ 
beiter wieder zum Menſchen zweiter Klaſſe dre⸗ 
gadiert. In den ſtädtiſchen induſtriellen Betrie⸗ 
ben ſoll bereits ein Betriebsobmann gewählt 
werden, wenn fünf wahlberechtigte Arbeitneh⸗ 
mer beſchäftigt werden, in den landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben darf dieſer Obmann erſt ge⸗ 
wählt werden, wenn mindeſtens zehn Arbeitneh⸗ 
mer vorhanden ſind. (Unruhe. — Zurufe links 
und im Zentrum. — Glocke des Präſidenten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat immer 
noch der Herr Abg. Langnau. (Abg. Liſchnewſki: 
Sie alter Schürzenjäger Sie! — Abg. Gaikowfki: 
Eingebrochen! — Abg. Liſchnewſki: Das haben 
Sie wohl ſchon vergeſſen, daß Sie aus der Zen⸗ 
trumspartei hinausfliegen ſollten!) Ich erſuche 
dringend, dieſe beleidigenden Zurufe zu unter⸗ 
laſſen, ſonſt müßte ich Sie zur Ordnung rufen, 
Herr Abg. Liſchnewöki. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Es iſt bemer⸗ 
kenswert, daß die Deutſchnationalen zu dieſem 8 
4 keinen Abänderungsantrag eingebracht haben, 
ſie find ſehr mit diefem § 4 einverſtanden, weil 
ſie wiſſen, daß dann in den meiſten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben kein Obmann gewählt 
werden wird. Aber was ſagen die Vertreter des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes dazu? Was 
lagt Herr Senator Rehberg dazu? Dies iſt ein 
ſchlagender Beweis dafür, daß dieſe Herren nicht 
mehr die Intereſſen der Landarbeiterſchaft ver⸗ 
treten, wie ſie das immer vorgeben, ſondern nur 
ihre rein perſönlichen Intereſſen im Auge haben. 
Aber die Arbeiterſchaft hat das bereits erkannt 
und ſie wird immer mehr und mehr von dieſen 
ſogenannten Arbeitervertretern abrücken. Und 
das wiſſen Sie ja ſchon ſelbſt ganz genau, ein Be⸗ 
weis dafür war das Gautreffen des N. F. B. 
Ich will den Tintenkulis der „Volksſtimme“ auf 
ihren Schwindel, den fie verzapft hat, nur von 
dieſer Stelle aus ſagen, daß ich bei der Demon⸗ 
tration, die der Rote Frontkämpferbund gemein⸗ 
jam mit der Kommuniſtiſchen Partei ausführte, 
nicht als Abgeordneter, ſondern als Vertreter 
einer Anzahl Ortsgruppen des Deutſchen Land⸗ 
arbeiterverbandes geſprochen habe, die mich da⸗ 
mit beauftragt hatten. Die Landavbeiterſchaft 
wird dieſen ſogenannten Vertretern vom Schlage 
Wierſchowſki und Rehberg ganz gehörig auf die 
Finger klopfen. Wenn Sie unſeren Abänderungs⸗ 
SEN zu § 4 ablehnen, jo beweiſen Sie damit, 

aß Sie nicht mehr für die Intereſſen der Land⸗ 


91 gewählt werden. Wir als Kommuniſten 
ein ten den Standpunkt, daß die Wahl nur für 
10 eff Jahr zu erfolgen hat, damit die Arbeiterſchaft 
tri er Gelegenheit hat, zu der Tätigkeit der Be⸗ 
en äte Stellung zu nehmen. Der vorliegende 
etzentwurf beſagt weiter, daß nur der wahl⸗ 
ſein ſoll, 


jahr vollendet hat der das zwanzigſte Lebens⸗ 


Wir Kommuniſten ſind da⸗ 


ſchäftigten Arbeitnehmer wahlberechtigt ſein 
müſſen. Wenn fie zur Ausbeutung gut genug find, 
wenn ſie dazu alt genug ſind, dem Unternehmer 
Profite zu verſchaffen, dann muß ihnen auch das 
Mitbeſtimmungsrecht gegeben werden. Im Krieg 
da waren dieſe Arbeiter von 17 und 18 Jahren 
nicht dazu zu dumm, die Knarre in die Hand zu 
nehmen und auf andere Arbeiter zu ſchießen, aber 
hier, wo der Jugendliche über ſich ſelbſt entſchei⸗ 
den ſoll, will man ihm ſein Recht nehmen. Die 
jugendlichen Arbeiter wiſſen doch genau ſo, wie 
die älteren Arbeiter, wo ſie der Schuh drückt, 
welche Leiden und welche Not fie haben, des⸗ 
wegen fordern wir, daß alle im Betrieb beſchäf⸗ 
tigten Arbeitnehmer das Recht haben ſollen zu 
wählen. Wir forbern ferner, daß jeder Arbeit⸗ 
nehmer, der das ſiebzehnte Lebensjahr vollendet 
hat, auch wählbar iſt. Im § 24 verlangen wir 
die Einführung eines neuen Abſatzes: 

Die Mitglieder des Wahlvorſtandes ſowie die 


Kandidaten zur Betriebsvertretung dürfen nicht 
entlaſſen werden. 


Wenn dieſer Abſchnitt in das Geſetz hinein⸗ 


gearbeitet wird, dann werden wir es erleben, daß 


die Mitglieder des Wahlvorstandes und ſämt⸗ 
liche Kandidaten entlaſſen werden, damit der Be⸗ 
trieb von den ſogenannten „radikalen Elemen⸗ 
ten“ frei iſt. 

Der § 30 des vorliegenden Entwurfs be⸗ 
ſtimmt, daß die Sitzungen des Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchuſſes nach der Arbeitszeit ſtattfinden ſollen. 
Wir fordern, daß die Sitzungen während der Ar⸗ 
beitszeit ſtattfinden ſollen. Wir wollen damit 
auch zum Ausdruck bringen, daß der Arbeitnehmer 
ſeine Freizeit außerhalb des Betriebes zu Agi⸗ 
tationszwecken benutzen ſoll, zur Propaganda für 
die Befreiung der Arbeiterſchaft. Im § 39, Ab⸗ 
ſatz 2 heißt es, daß ein Arbeitgeber das Recht auf 
Stellung eines Antrages hat, daß ein Mitglied 
des Ausſchuſſes entlaſſen werden kann, ferner 
daß er ſeine Funktionen niederlegen ſoll. Wenn 
dieſe Beſtimmung Geſetz wird, ſo wird jeder Ar⸗ 
beitgeber, ſofern der Betriebsobmann nicht das 
macht, was ein Jewelowski und die andern Un 
ternehmer wollen, wenn er nicht für den Wirt⸗ 
ſchaftsfrieden eintritt, ſofort den Antrag ſtellen, 
daß er von ſeinem Amt entfernt wird. Der Ar⸗ 
beitgeber ſoll überhaupt nichts mitzuſprechen 
haben. Den Arbeitern allein ſoll das Recht ein⸗ 
geräumt werden, wenn ihnen der Betriebsob⸗ 
mann nicht mehr gefällt, den Antrag zu ſtellen. 
Im 8§ 66 ſteht, daß die Arbeitnehmerausſchüſſe 
den Betriebsleiter durch Rat und Tat unterſtützen 
ſollen, daß die Betriebsobleute für den Wirt⸗ 
ſchaftsfrieden zu ſorgen haben. Wenn die Be⸗ 
triebsleitung nicht To klug it, daß fie allein ihren 
Betrieb leiten kann, dann ſoll ſie nicht zu den Ar⸗ 
beitern kommen und fie um Rat und Tat fragen. 
Dann mag fie ihren Betrieb in die Hände der Ar- 
beiterſchaft geben. Die Arbeiterſchaft wird ſchon 
wiſſen, wie ſie den Betrieb führen und leiten 
ſoll. Ein Arbeiter, der durch das Vertrauen der 
Belegſchaft gewählt iſt, iſt auch nicht dazu da, für 
den Profit der Unternehmer zu ſorgen. Seine 


Aufgabe ſoll es ſein, im Intereſſe der Arbeiter 
und Angeſtellten zu wirken, damit die geſamte 
Belegſchaft nicht geſchädigt wird. 
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Nach § 66 Abſatz 2 ſoll der Ausſchuß weiter 
dazu da ſein, neue Arbeitsmethoden einzuführen. 
Die neuen Arbeitsmethoden innerhalb des kapi⸗ 
taliſtiſchen Staates werden ſich immer gegen die 
Arbeiter auswirken. Wenn neue Arbeitsmethoden 
eingeführt werden, müſſen dieſe im Intereſſe der 
Belegſchaft liegen, damit die Arbeitszeit ver⸗ 
kürzt wind, wie es in Sowjet⸗Rußland der Fall 
iſt, wo die Arbeiter ſieben Stunden arbeiten. In 
Sowjet⸗Rußland find die neuen Arbeitsmethoden 
im Intereſſe der Aubeiterſchaft eingeführt. Hier 
aber werden immer noch mehr Arbeiter auf die 
Straße geworfen. Die Maſchinen ſollen nicht da⸗ 
zu da ſein, um für die Unternehmer allein den 
Profit zu ſchaffen, ſondern die Maſchinen ſollen 
in den Dienſt der werktätigen Bevölkerung ge⸗ 
ſtellt werden. Nach § 66 ſoll das Einvernehmen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gefördert 
werden. Die Gewerkſchaftsführer in der Sozial⸗ 
demokratie haben es bis heute noch nicht begrif⸗ 
fen, daß es nicht möglich iſt, zwiſchen Unterneh⸗ 
mer und Arbeiter ein Einvernehmen zu ſchaffen. 
Ich erinnere nur an die Worte unſeres alten 
Bebel, der da ſagte: „ich bin und bleibe ein 
Feind dieſer Geſellſchaftsordnung“ und die heu⸗ 
tige Sozialdemokratie will mit dieſem Geſetz die 
Arbeiterſchaft mißbrauchen, zum Schaden der 
Werktätigen und zum Nutzen der Unternehmer. 


Die Unternehmer zeigen doch täglich, daß ſie 
die Feinde der werktätigen Bevölkerung ſind. 
Dieſer Ausſchuß ſoll nicht das Einvernehmen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer fördern. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Aus⸗ 
ſchuß die Aufgabe hat, die Arbeiterſchaft zum 
Klaſſenhaß zu erziehen und den Arbeitern zu 
zeigen. wie der Unternehmer die Arbeiterſchaft 
Tag für Tag ausbeutet. Aus dieſem Grunde 
muß ſich die Arbeiterſchaft zuſammenſchließen und 
dieſe Klicke zum Teufel jagen. Ferner muß es die 
Aufgabe des Ausſchuſſes ſein, die Unfall⸗ und 
Geſundheitsgefahren einer Prüfung zu unterzie⸗ 
hen und ſie zu bekämpfen. Wenn der Unter⸗ 
nehmer nicht auf den Betriebsobmann hört, 
muß es dieſem zuſtehen, den Unternehmer zu be⸗ 
ſtrafen. Die Strafe darf aber nicht ſo gering ſein, 
wie augenblicklich dafür, wenn ein Unternehmer 
10 und 12 Stunden arbeiten läßt, ſondern mit 
Gefängnis und Zuchthaus. Die Geſchichte hat uns 
überliefert, daß der Arbeitgeber nur an ſeinen 
Profit denkt. Seine Maſchinen und ſein Geld⸗ 
beutel ſind ihm mehr wert als das Leben eines 
Arbeiters. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
Wenn der Arbeiter mit den Maſchinen ſo um⸗ 
ginge, wie der Unternehmer mit den Arbeitern, 
ſo würde der Unternehmer den Arbeiter entlaſſen. 


Eine andere Aufgabe muß ſein, daß der Aus⸗ 
ſchuß das Recht hat, die ſozialen Einrichtungen 
zu verwalten. In Fragen der ſozialen Einrich⸗ 
tungen hat der Arbeitgeber auch nichts zu ſuchen. 
Im 8 69 heißt es dann weiter: Die Betriebslei⸗ 
tungen dürfen nur die Beſchlüſſe ausführen, die 
gemeinſam mit dem Ausſchuß und der Betriebs⸗ 
leitung gefaßt worden ſind. Selbſtändige Anord⸗ 
mungen des Ausſchuſſes dürfen nicht ausgeführt 
werden. Wenn wir ſolange warten wollen, bis 
der Unternehmer und die Arbeiter gemeinſame 
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Beſchlüſſe im Intereſſe der Werktätigen faſſen, 
ſo können wir warten bis zum Nimmerleinstag. 

Im Intereſſe der Arbeiterſchaft und der ge⸗ 
ſamten werktätigen Bevölkerung muß „der Bes 
triebsobmann das Recht haben, Beſchlüſſe zu 
faſſen. Der Arbeitgeber muß durch Geſetz dazu 
verpflichtet ſein, fie auszuführen. Im $ 72 ver⸗ 
langen wir, daß anſtelle 300 Arbeiter 100 Ar⸗ 
beiter, anſtelle 100 Angeſtellte 25 Angeſtellte 
geſetzt werden. § 75 zweiter Abſatz ſoll geſtrichen 
werden. Wenn dieſer Abſatz beſtehen bleibt, dann 
wird jeder Unternehmer beim Senat den Antrag 
ſtellen, daß er davon befreit wird, dem Ausſchuß 
ſeine Betriebsbilanz vorlegen zu müſſen. Jeder 
Unternehmer wird ſagen, bei ihm käme das 
Staatsintereſſe in Betracht, infolgedeſſen könne er 
dem Ausſchuß nicht die Bilanz vorlegen. 

Wir haben Ihnen unſere Stellungnahme in 
kurzen Worten mitgeteilt und Ihnen noch einmal 
Gelegenheit gegeben, ſich zu beſinnen. Wenn ins⸗ 
beſondere die Führer der Sozialdemokratie unſere 
Anträge ablehnen ſollten, werden ſie erneut einen 
Verrat gegenüber der Arbeiterſchaft begehen und 
es wird ihnen nicht mehr gelingen, die Arbeiter⸗ 
ſchaft wieder zu belügen und betrügen, wie es 
ihnen bis jetzt zum Teil gelungen iſt. Aber es 
wird trotzdem der Augenblick kommen, wo die 
Arbeiter ſich ein Betriebsrätegeſetz ſchaffen wer⸗ 
den zur Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Privat⸗ 
wirtſchaft und für den Aufbau der ſozialiſtiſchen 
Bedarfswirtſchaft, ohne dies Haus zu befragen. 
Dann werden fie mit allen Feinden der Arbeiter⸗ 
klaſſe abrechnen, mit den Bürgerlichen, aber auch 
mit den Sozialdemokraten, die die Handlanger 
des deutſchen und internationalen Kapitals ſind. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 
Es iſt allerdings bedauerlich, daß die Koalitions⸗ 
parteien bei den Beratungen des Geſetzes im 
Ausſchuß nicht mehr auf die Abänderungsanträge 
der Minderheiten eingegangen ſind. Ich ſelbſt 
habe eine ganze Reihe von Abänderungsanträgen 
im Ausſchuß geſtellt, und zwar mit dem Bemü⸗ 
hen, das Geſetz dadurch zu verbeſſern. Ich habe 
einmal dem Geſetz den Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit nehmen, zum andern habe ich die 
Parität zwiſchen Arbeitern und Angeſtellten in 
dem Geſetz betonen wollen. Sie (nach links) ſind 
dieſen Abänderungsanträgen nicht gefolgt. Mein 
Fraktionskollege hat ſchon darauf hingewieſen, 
daß der Artikel 115 der Verfaſſung ausdrücklich 
die getrennte Wahl der Arbeiter⸗ und Angeſtell⸗ 
tenausſchüſſe vorſieht, Sie haben das in dieſem 
Geſetz nicht verankert. Die Folge davon wird 
ſein — und darum kommen Sie nicht herum, 
Herr Senator! — daß bei dem erſten Rechts⸗ 
ſtreit das Geſetz für verfaſſungswidrig erklärt 
wird. Damit fällt dann das Geſetz ins Waſſer 
und wir können von neuem anfangen. Warum 
ſind Sie nicht den Wegen gefolgt, die ich Ihnen 
gewieſen habe? Sie hätten damit materiell das 
Geſetz vom Arbeitnehmerſtandpunkt aus ſicher 
nicht verſchlechtert. Sie hätten dem Geſetz aber 
zum mindeſten den Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit genommen und hätten verfallungsge: 
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mäß die Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchüſſe ge⸗ 
trennt gewählt. Es wäre dann trotzdem beiden 
Ausſchüſſen möglich geweſen, in gemeinſamen 
Fragen die Intereſſenvertretung der Arbeirneh⸗ 
merſchaft durchzuführen. Für mich war es dann 
weiter weſentlich, die Parität zwiſchen Arbeitern 
und Angeſtellten herzuſtellen. Ich ſehe in der 
jetzigen Faſſung des Geſetzes eine ſchr iende Un⸗ 
gerechtigkeit. Man vergewaltigt in dieſem 
Geſetz die Angeſtellten zugunſten der Arbeiter. 
Sie hätten das gar nicht nötig gehabt und ſehr 
leicht verhindern können, ohne dadurch die Rechte 
der Arbeiter zu ſchädigen. Ich habe Ihnen die 
entſprechenden Anträge unterbreitet und auch im 
Ausſchuß begründet. Sie willen, wie das Geſetz 
im Jahre 1919 zuſtande gekommen iſt. Damals 
wurden die Angeſtellten einfach an die Seite ge⸗ 
drängt. Heute hat man längſt erkannt, wie wich⸗ 
tig der Angeſtellte gerade im Produktionsprozeß 
iſt, und man hätte ſchon aus dieſer Erkenntnis 
heraus, gerade in Intereſſen vertretung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Belange, den Angeſtellten zum vollen 
Recht verhelfen ſollen. Warum aber hat man es 
nicht getan? Nun, ich will nicht annehmen, daß 
die maßgeblichen Bearbeiter dieſes Geſetzes die 
darin enthaltenen Ungerechtigkeiten nicht erkannt 
haben, ganz im Gegenteil, die Sache liegt tiefer; 
man will den Angeſtellten nicht die gleichen 
Rechte zubilligen, wie den Arbeitern. Sie, meine 
Herren von links, wollen das nicht und das ent⸗ 
ſpricht eben Ihrer Einſtellung. Sie ſind gegen 
jede Differenzierung und wollen Ihr Prinzip 
der Gleichmacherei auch hier zum Ausdruck brin⸗ 
gen. So iſt das immer geweſen. Gründen ſich die 
Angeſtellten Erſatzkaſſen, jo find Sie entſchiedene 
Gegner; das hindert aber nicht, daß Ihr ſozial⸗ 
demokratiſcher Zentralverband ſich eine eigene 
Erſatzlaſſe zulegte gegen Ihre Prinzipien, gegen 
Ihre Grundſätze. Wie iſt es denn mit der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung? Sie ſind ſchon wieder nei⸗ 
diſch, daß die Angeſtelltenverſicherung im Reich 
finanziell gut fundiert iſt daß ſie ſich auch hier 
in Danzig ganz annehmbar entwickelt hat. Ihre 
kannt. Sie wollen die Angeſtelltenverſicherung 
verſchmelzen mit der Invalidenverſicherung, um 
die Millionen der Angeſtelltenverſicherung in den 
leeren Pott der Invalidenverſicherung zu werfen. 
Oie vergeſſen bei dieſer Sache ganz die Angeſtell⸗ 
ten, ihre Intereſſen ſind Ihnen gleichgültig. 
reilich, wenn es vor der Wahl iſt, dann wer⸗ 
den große Verſammlungen im Schützenhaus für 
die Angeſtellten abgehalten und ihnen noch 
größere Verſprechungen gemacht. Wenn es aber 
ann zur Tat kommt, dann vergeſſen Sie ſchnell, 
was Sie den Leuten werſprochen haben, und Sie 
ſind wieder doktrinär und dogmatiſch auf Ihren 
en eingeſtellt. 

Ich bedaure im Intereſſe des Geſetzes, daß 
. Wünſche nicht berüchſichtigt worden find. 
anlaßaben ja die Mehrheit. Ich ſelbſt habe Ver⸗ 
1 naflung genommen, bevor ich mit dieſen An⸗ 
ten an in den Ausschuß kam, mit Perſönlichkei⸗ 
it der Koalition Rücksprache zu nehmen. Mir 

3. B. die Anterſtützung von Herrn Senator 


Formell in dieſer Frage zugeſichert worden. Ich 
mit Herrn Kuhn die Angelegenheit be⸗ 


habe auch 
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prochen, der auch die Berechtigung meiner An⸗ 
träge im Intereſſe der Angeſtellten durchaus an⸗ 
erkannt hat, aber weder das Zentrum, noch Sie, 
Herr Wahl, haben es für nötig befunden, ſich im 
Sozialen Ausſchuß für dieſe Anträge einzuſetzen. 
Das iſt meiner Anſicht nach Verrat an den An⸗ 
geſtellten. (Zuruf links.) Kollege Leu, Ihr 
Zwiſchenruf iſt falſch, was ich hier ausführe, iſt 
ſachlich, iſt berechtigt und durchaus wahr! Sie 
hätten dieſe Anträge, die ich im Intereſſe der 
Angeſtelltenſchaft geſtellt habe, berückſichtigen 
können, ohne das Geſetz zu ſchädigen oder zu ver⸗ 
wäſſern. Meine Fraktion ſteht auf dem Boden, 
die Angeſtellten genau ſo zu behandeln, wie die 
Arbeiter, nicht ſchlechter, und das iſt berechtigt. 
Sie haben die Möglichkeit dazu gehabt, aber Sie 
haben es nicht gewollt, und daß muß ich Ihnen 
leider zum Vorwurf machen! (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynfki. 

Arczynſti, Senator: M. D. u. H.! Gegenüber 
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Mayen habe ich namens der Regierung zu er⸗ 
klären, daß ſie auf die Einwendungen der Oppo⸗ 
ſitionsparteien im Ausſchuß eingegangen iſt. 
Sie hat das Geſetz noch einmal hinſichtlich der 
Verfaſſungsmäßigkeit nachgeprüft, ſie findet keinen 
Anlaß, irgenwie die Vorlage abzuändern. (Hört, 
hört! rechts.) Ich möchte Sie bitten, alle Ab⸗ 
änderungsanträge, die auch jetzt noch vorliegen, 
abzulehnen und das Geſetz in der Form, wie es 
der Ausſchuß beſchloſſen hat, anzunehmen. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.) M. D. 
u. H.! Es war eigentlich nicht meine Abſicht, zu 
dieſem Geſetz hier etwas zu ſagen. Nachdem aber 
nunmehr die Erklärung von Herrn Senator 
Arczynſki hier abgegeben worden iſt, muß ich doch 
meiner Pflicht als Abgeordneter genügen und 
etwas aus der Entſtehungsgeſchichte der in Be⸗ 


tracht kommenden Beſtimmung in der Verfaſſung 


mitteilen. Ich kann aus perſönlicher Kenntnis 
der Dinge — außer mir gibt es wohl nur ſehr 
wenige Mitglieder dieſes Hauſes, die ſeinerzeit 
an den Beſprechungen der Koalitionsparteien aus 
Anlaß des Zuſtandekommens der Verfaſſung aktiv 
mitgewirkt haben — mitteilen, daß bei dieſen 
Verhandlungen auch nicht der geringſte Zweifel 
darüber herrſchte, daß alles das, was hier heute 
die Abgeordneten Jantzen und Mayen ausgeführt 
haben, abſolut richtig und zutreffend iſt. Es iſt 
damals mit aller Entſchiedenheit die Uebernahme 
des Betriebsrätegeſetzes nach deutſchem Muſter 
abgelehnt worden. Ich erinnere mich noch, daß bei 
dieſen Verhandlungen gerade die Herren Sena⸗ 
toren Jewelowſki und Nos ſich gegen die Ueber⸗ 
nahme des Geſetzes mit aller Entſchiedenheit 
wehrten und verwahrt haben. Ich kann daher nur 
beitätigen, was hier über die Verfaſſungswidrig⸗ 
keit verſchiedener Beſtimmungen geſagt iſt, insbe⸗ 
ſondere über die Verbindung der Angeſtelltenaus⸗ 
ſchüſſe mit den Arbeiterausſchüſſen. Es iſt durch⸗ 
aus richtio was hier dagegen ausgeführt worden 
iſt; das Geſetz iſt in dieſen Punkten zweifellos 


verfaſſungswidrig. (Bravo! rechts.) 


( 


— 


O 
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§ 72. Im 8 72 werden die Zahlen 300 Arbeitnehmer (O) 
durch 100 und 100 Angeſtellte durch 25 erſetzt. 
§ 73 wird der zweite Abſatz geſtrichen. 


(A) Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor; die Ausſprache iſt ge⸗ 


ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über $1. Langnau 

| Es liegen zu dem § 1 zwei Abänderungsanträge und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
vor, fie find in den Druckſachen Nr. 344 und 345 Fraktion. 

enthalten: 8 Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 345. 


(B) 


Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 344. 

§ 1 erhält folgende Faſſung: 5 Fe 
Zur Wahrnehmung der gemeinſamen wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der Lohn⸗ und Gehaltsemp⸗ 
fänger (Arbeiter und Angeſtellten) dem Anter⸗ 
nehmer gegenüber find in allen Betrieben, die in 
der Regel mindeſtens 20 Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
empfänger beſchäftigen, Arbeitnehmerausſchüſſe 
zu errichten. e 

S 4 erhält ene Faſſung: . 
Auf die Betriebe der Land⸗ und Forſtwirſchaft, 


ſowie ihre Nebenbetriebe findet $ 1 und § 2 
Anwendung. 
$ 18 1. Abſatz werden 2 Jahre durch 1 Jahr erſetzt. 
§ 20 wird wie folgt geändert: 
Wahlberechtigt ſind alle im Betriebe beſchäftig⸗ 
ten Arbeiter, Arbeiterinnen, Angeſtellte und 
Lehrlinge. Wählbar ſind alle mindeſtens 17 Jahre 
alten Wahlberechtigten. 
8 30 Am Schluſſe des § 24 wird folgender Satz zu⸗ 
gefügt: 
Mitglieder des Wahlvorſtandes, ſowie die Kan⸗ 
didaten zur Betriebsvertretung dürfen nicht ent⸗ 
laſſen werden. 
$ 30. Die Sitzungen des Arbeitnehmerausſchuſſes 
finden nach Bedarf und in der Regel während 
der Arbeitszeit ſtatt. 
8 39 11. Abſatz werden die Worte (des Arbeitgebers 
oder) geſtrichen. 
8 41 ichen die Worte (des Arbeitgebers oder) ge⸗ 
ſtrichen. 
S 66 erhält folgende Faſſung: g 
Der Arbeitnehmerausſchuß hat die Aufgabe: 
1. Die Intereſſen der Lohn⸗ und Gehaltsemp⸗ 
fänger gegenüber der Betriebsleitung wahr⸗ 
gumehmen, die Betriebsführung zu über⸗ 


wachen und durch die Kontrolle der Produk⸗ 

tion eine Schädigung der in dem Betriebe 

beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten, ſo⸗ 
wie der Allgemeinheit zu verhüten, 

2. darüber zu wachen, daß die Tarifverträge 

und ſonſtige Verpflichtungen der Unterneh- 
mer durchgeführt werden, 

die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, beſon⸗ 

ders bei Einführung neuer Arbeitsmethoden 

im Intereſſe der Arbeiter und Angeſtellten 

au geſtalten, 

Beſchwerden der Arbeiter und Angeſtellten 
entgegenzunehmen und vom Unternehmer 
ihre Abſtellung zu fordern Falls dies in⸗ 
folge des Widerſtandes des Unternehmers 
nicht möglich iſt, Strafverfolgung gegen 
denſelben zu beantragen, 

„die Vereinigungsfreiheit der Arbeiter und 

Angeſtellten zu wahren. 

6. alle das Arbeitsverhältnis betr. Fragen im 
Einvernehmen mit den Arbeiter⸗ und Ange⸗ 
ſtelltenorganiſationen zu regeln, 

7. auf die Bekämpfung der Unfall⸗ umd Ge⸗ 
ſundheitsgefahren zu achten und für die 
Durchführung der gewerbepolizeilichen Be⸗ 
nungen umd der Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften zu ſorgen, 


= 


» 


& 


Die Ueberſchrift muß lauten: 

Geſetz betreffend Errichtung von Arbeiter⸗ und 
Angeſtellten⸗Ausſchüſſen. 

§ 1 erhält folgende Faſſung: 

Zur Wahrnehmung der Lohn⸗ und Arbeitsbedin⸗ 
gungen der Arbeiter und Angeſtellten gleichbe⸗ 
rechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern 
fler in allen Betrieben, die in der Regel minde⸗ 
ſtens je 20 Arbeiter und oder je 20 Angeſtellte 
beſchäftigen, für Arbeiter und Angeſtellte getrennt 
ad gur beben in zu bilden. 

$ 2 üjt zu ſetzen in Zeile 1 Abſatz 1 

mindeſtens je fünf 
und in Zeile 3 des gleichen Abſatzes 
„ft je ein Betriebsobmann. 
i 2 it zu ſtreichen. 

$ 3. Zwiſchen den Worten 20 und Hausgewerbe⸗ 
treibende iſt einzufügen „im Danziger Staatsge⸗ 
biet wohnende Danziger Staatsangehörige“. 

s iſt zu ſtreichen. 

7 lt zu ſtreichen. 

§ 8 erhält folgenden Zuſatz: 

Sie iſt aber an die Zustimmung der Ausſchüſſe 
ebunden, bezw. von deren Vollmachten ab⸗ 
ſängig. 

$ 10 Abf. 1 die Worte „Mit Ausnahme der Fami⸗ 
lienangehörigen des Arbeitgebers“ find zu 
ſtreichen. 

Abf 2 Nr. 1 ſſſt gu ſtreichen. 

N ah 1. Die Worte „oder als Lehrlinge“ find zu 

reichen. 

8 12 Abf. 1 lautet in Satz 2. Außerdem gelten als 
Angeſtellte die mit niederen oder lediglich 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigten Büro⸗ 
amgeſtellten, ſofern ſie Monatsgehalt beziehen. 

§ 13 it zu ſtreichen. 

§ 15 Abſ. (1. Der Arbeiterausſchuß und der Ange⸗ 
ſtelltenausſchuß werden gebildet: 
in Betrieben von 20—49 Arbeitern und oder 20 
— 40 Angeſtllten aus je 3 Mitgliedern und eben⸗ 
ſoviel Stellvertretern, 
in Betrieben von 50—249 Arbeitern und oder 
50— 249 Angeſtellten aus je 5 Mitgliedern und 
ebenſoviel Stellvertretern. 

Für je weitere 250 Arbeiter und oder Angeſtellte 
bis 999 erhöht ſich die Zahl um je 1 Mitglied 
und ebenſoviel Stellvertreter. 

Bei mehr als 1000 Arbeitern und oder Ange⸗ 
ſtellten ſteigt die Zahl der Mitglieder um je 
eines auf je 1000 weitere Arbeiter und oder An⸗ 
geſtellte bis zur Höchſtzahl von 20. 

$ 15 Abſ. 3. Der Arbeiterausſchuß .. . bis Ergän⸗ 
zungsmitglieder „hinzu“ iſt gu ſtreichen. 

§ 16 iſt zu ſtreichen. 

8 17 iſt zu ſtreichen. 

8 18 Aut 1 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Mitglieder der Arbeiter und. Angeſtellten⸗ 
ausſchüſſe werden von den Arbeitern und Ange⸗ 
ſtellten des Betriebes oder der Betriebsabtei⸗ 
lung, für die der Ausſchuß errichtet iſt, aus ihrer 
Mitte in geheimer, gleicher und unmittelbarer 
Wahl nach dem Grundſatz der Verhältniswahl 
auf unbeſtimmte Zeit gewählt. Bei Ausſcheiden 


. u Ti En durch Tod oder Aenderung der Arbeitsſtelle hat 
8. ſoziale Einrichtungen der Betriebe (Pen⸗ ſich der Arbeit ung der Arbeitsstelle ha 
ionskaſſ erfs: N : e r⸗ be beiter⸗ und Angeſt ‚er \ N 
Hongele- Besmoituungen dr) m wer| Shit un Ana ee Bund 
0 * ergänzen. 
$ 69 erhält folgende Faſſung: a, 2 erhält folgenden Wortlaut: 


Die Ausführung der gemeinſam mit der Be⸗ 
triebsleitung gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die 
Betriebsleitung. 

Der Arbeiknehmer⸗Ausſchuß hat das Recht in 
Ausführung der im § 66 feſtgeſetzten Aufgaben 
im Intereſſe der Belegſchaft, wie auch in Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen des geſamten werktätigen 
Volkes, durch ſelbſtändige Anordnung im die Bes 
triebsleitung einzugreifen. 


Steigt die Zahl der Arbeiter oder Ange⸗ 
ſtellten vorübergehend, fo daß der Betrieb nach 
den Beſtimmungen des § 15 in eine höhere 
Klaſſe kommt, dann kann auf Mehrheitsbeſchluß 
der Wahlberechtigten eine Vergrößerung des 


Ausſchuſſes aus der Zahl der Stellvertreter her⸗ 
beigeführt werden. Sinkt die Zahl der Arbeſler 
und Angeſtellten wieder, ſo haben ſtets dae Be⸗ 
ſtimmungen des § 15 zu gelten. 


D) 
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§ 18 Abf. 3 iſt zu ſtreichen. 

§ 19 ist zu ſtreichen. . i 

5 20 Abf. 1 iſt hinter Ehrenrechte befinden hinzuzu 
fügen und 


heſitzen. 5 f 
Abs. 2 anſtatt 6 Monate iſt zu ſetzen 1 Jahr. 

§ 21 Abf. 4 anſtatt 6 Monate iſt zu ſetzen 4 Jahr. 
Abſ. 2 nalen ſiſt zu ſſetzen einjährigen. 
Abf. 3 ſechsmonatlichen Alt zu ſſetzen einjährigen. 

§ 22 ſtatt der Arſbeitneßhmerausſchüſſe iſt zu ſetzen: 
Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchuß. 

$ N Een im Falle der Ablehnung 
des 8. 

enn infolge won Ausſcheiden mehrerer 

Mitglieder aus den Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
ausſchüſſen dieſe nicht mehr in der von § 15 
beſtümmten Stärke zuſammengeſetzt werden kön⸗ 
men, Alt eine Neuwahl vorzunehmen. In dieſem 
Falle hat der betreffende Ausſchuß mit einfacher 
Stimmenmehrheit einen aus 8 Wahlberechtigten 
beſtehenden Wahlvorſtand und einen der Ge⸗ 
Gewählten zum Vorſitzenden zu beſtellen. Dabei 
ſollen Minderheiten nach Möglichkeit 
tigt werden. 
Abf. 2 iſt zu ſtreichen. 
Abf. 3 iſt zu faſſen, kommt der Anbeiter- oder 
Angeſtelltenausſchuß ſeinen Verpflichtungen aus 
Mo. 1 micht nach, jo kann auf Antrag der Mehr⸗ 
zahl der Wahlberechtigten, der Vorſitzende des 
Gewerbegerichts einen Wahlvorſtand aus dieſen 
beſtimmen. 
At, 4 iſt zu ſtreichen. 
Abf. 5 ſtatt 6 Wochen iſt zu ſetzen 2 Wochen. 


* 


ſchuß“. 

Abſ. 2 und 3 iſt zu ſtreichen. Eventualantrag. 
Der Arbeitgeber iſt zu allen Sitzungen zu laden. 
| Im Falle ſeiner Anwesenheit führt er den Vor⸗ 
ſitz. Ort und Zeit find daher ſtets mit dem Ar⸗ 
beitgeber zu vereinbaren. 

§ 30 erhält folgende Faſſung: Die Sitzungen der Ar⸗ 
beiter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe finden grund⸗ 
ſäätzlich außerhalb der Arbeitszeit ſtatt; ſoll in 
dringenden Fällem hiervon abgewichen werden, 
fo iſt die Zustimmung des Arbeitgebers erfor⸗ 
derlich. Die Sitzungen ſind micht öffentlich. 

8 81 Abs. 1 iſt zu faſſen: Auf Antrag der Mehrheit 
der Arbeiter oder des Angeſtellten⸗Ausſchuſſes 
können Beauftragte wirtſchaftlicher anerkannter 
Organisationen zu Sitzungen mit beratender 
Stimme hinzugezogen werden. 

§ 32 Abi. 1 ſtatt Arbeitnehmer⸗Ausſchuß iſt zu ſetzen: 
Arbeſter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchuß, 
1 Bleratungsgegenjtände und geladen zu 
etzen „mindeſtens 24 Stunden vor Beginn der 
Sitzung“. 

J 33 iſt zu Streichen, 

§ 34 lt zu fallen: Die Arbeiter und Angeſtellten⸗ 
Ausſchüſſe find zur Herausgabe einer dieſe Aus⸗ 
ſchüſſe bindenden Geſchäftsordnung berechtigt, 
jedoch muß dieſe auch die Zustimmung des Ar⸗ 
beitgebers finden. Im Falle von unausgleich⸗ 
1 Differenzen entſcheidet der Schlichtungs⸗ 
ausſchuß. 

. 85 iſt zu ſtreichen. 

8 36 tt zu ſtreichen. Eventualantrag. Satz 1 Alt zu 
Streichen, in Satz 2 ſind zu ſtreichen die Worte 
„Geſchäftsbedürfniſſe“ und zu ſetzen hinter erfor⸗ 


derlichen Räumen die Worte „falls vorhanden“. 


die Danziger Staatsangehörigkeit 


berückſich⸗ 
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§ 37 erhält folgende Faſſung: Die Erhebung und 
Leiſtung von Beiträgen der Arbeiter, Angeſtell⸗ 
ten und des Arbeitgebers für irgendwelche 
Zwecke der Betriebsvertretungen find unzulällig. 

§ 38 iſt zu Streichen. ; 

§ 39 ſtatt Arbeitnehmerausſchuß iſt zu ſetzen: Ar⸗ 
Abf. 2 erhält folgenden Zuſatz: Im Falle eines 


beiter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchuß. 
ſolchen Spruches des Schlichtüngsausſchuſſes hat 
der Arbeitgeber das Recht zur ſofortigen Ent⸗ 
laſſung des von dem Beſchluß betroffenen Mit⸗ 
glöedes des Aubeiter⸗ oder Angeſtelltenaus⸗ 
ſchuſſes. 5 
by. 3 iſt zu streichen. 

§ 40 ft zu weichen. 8 

§ 41 ſtatt Arbeitnahmer⸗Ausſchuß iſt zu ſetzen: Arbei⸗ 
ter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchuß. 

§ 42 iſt zu ſtreichen, ſiehe meinen Antrag zu § 18. 

§ 43 ſtatt: Arbeitnehmerausſchuß it zu ſetzen: Ar⸗ 
beiter- und Angeſtellten⸗Ausſchuß. 

§ 44 iſt zu streichen. 

§ 45 Mb). 1 erhält folgende Faſſung: Zu Betriebs⸗ 
werſammlungen treten die wahlberechtigten Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten getrennt zuſammen. 

§ 46 Abſ. 1 hat zu beginnen: Die Vorſitzenden der 
Ausſchüiſſe find . . . . 
Ab. 2 und 3 mit Bezug auf Eventualantrag 
8 29 zu ſttreichem. a 

J 47 iſt zu ſtreichen mit Bezug auf 8 31. 

§ 48 ſſtabt Arbeitnehmer⸗Ausſchuß it gu ſetzen: Ar⸗ 
beiter- und Angeſtellten⸗Ausſchuß; ſtatt Betriehs⸗ 
werſammlung it zu ſetzen, die Geſamtheit der Ar⸗ 
beiter und die Geſamtheit der Angeſtellten. 

§ 49 Alt zu ſtreichen. 

§ 50—57 find zu ſtreichen. 

S 58 Abs. 1 ſind zu ſtreichen die Worte „auf die 
die Dauer von einem Jahr“. 

8 59 iſt zu ſtreichen. 

§ 61 Ab. 1 ſind zu ſtreichen die Worte „Einzel⸗ und 
Geſamtausſchüſſe, ſowie die Angrenzung ihrer 
Befugniſſe gegeneinander und dafür zu ſetzen 
„Arlbeiter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe“. Ferner 
iſt zu ſtreichen „im Verordnungswege“ und da⸗ 
für aw ſetzen Gemäß den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes“. 
Abs. 2 und 3 ſind zu ſtreichen. 

§ 62 Abſ. 1 und 2 ſtatt Arbeitnehmer⸗Ausſchuß it 
zu ſetzen „Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchuß. 
Statt Tarifvertrag iſt zu ſetzen „Tarif⸗ oder 
Lohnvertrag“. 

Ss 63 desgleichen. 

§ 64 lt Zu, 1 

§ 65 iſt zu ſtreichen. (Beamte etwas anderes.) 

S 66—77 ſind zu ſtreichen. 

§ 78 Abi. 1 ſind zu ſtreichen die Worte oder von 
einer von beiden nicht beſtehht. Der Arbeiterneh⸗ 
mer⸗Ausſchuß. 8 
Ziffer 1 it zu ſetzen ſtatt Arbeitnehmer: Arbei⸗ 
ter⸗ umd Angeſtellte ſtatt Tarifverträge: Tarif⸗ 
und Lohnverträge. 
Ziffer 2 ſind die Worte zu ſtreichen von Arbeit⸗ 
nehmer bis Grundſätze und dafür zu ſetzen: Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte bei der Feſtſetzung der für 
die Regelung der Lohn und Gehälter und ſon⸗ 


ftigen Arbeitsverhältniſſe maßgebenden Grund⸗ 


ſätze mitzuwirken. Urlaub der Arbeitnehmer zu 
erſetzen durch Urlaub der Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten. 

Die Worte bei Erledigung von Beſchwerden bis 
Betrieb ſind zu ſtreichen. 

Ziffer 3 Arbeitnehmer zu erſetzen durch Arbeiter 
und Angeſtellte. 


Tarifverträge gu erſetzen durch Tarif⸗, Lohn und 
Gehaltsverträge nach Maßgabe des § 80 iſt zu 


ſtreichen. 
Ziffer 5 ſind zu ſtreichen die Worte „wenn der 


Arbeitnehmer⸗Ausſchuß die Anrufung ableßnt“. 


8 und 9 ſind zu ſtreichen, 
§ 79 iſt zu streichen. 
§ 80 Ab. 1 ist zu ſtreichen. 
J 81—90 find zu ſtreichen. 
§ 91 iſt zu ſtreichen. 5 
§ 92 iſt zu faſſen: Der Betriebsobmann hat, die 
Aufgabe, die Befugniſſe, die nach dieſem Geſetz 


(C) 


— 


D). 


(A) 


) 
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ven Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗Ausſchüſſen aus 
ehen. 
§ 93 Abf. 5 ſind zu ſtreichen die Worte „Die Not⸗ 
wendigkeit von Geſchäftsführungskoſten der Be⸗ 
triebs vertretungen“. \ 
§ 95 Abs. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines 
Mitgliedes der Bekriebspertretung oder die Ver⸗ 
ſetzung in einen anderen Betrieb gegen deſſen 

illen it vechtsgültig. Wenn der Arbeiter⸗ oder 

Angeſtellten⸗Ausſchuß einer ſſolchen Maßregel 

micht beipflichtet, enſſcheidet der Schlichtungsaus⸗ 

ſchuß. Die Zuſtimmung darf nur wertweigert wer⸗ 
den, wenn wichtige berechtigte Intereſſen des 

Betriebes der Arbeiter oder Angeſtellten durch 

die Entlaſſung oder Verſetzung verletzt werden. 

Abf. 2 iſt zu faſſen: 

Die Zuſtimmung des Arheiter⸗ und Ange⸗ 
ſtellten⸗Ausſchuſſes iſt nicht erforderlich und ein 
Verfahren vor dem Schlichtungsausſchuß oder 
einer anderen Schiedsſtelle ausgeſchloſſen. 

4. Bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen 
tarif⸗ oder lohnvertraglichen Verpflichtung 
beruhen. 

2. Bei Entlaſſungen, die durch 

oder Einſchränbung des Betriebes oder aus 

Mangel an geeigneter Beſchäftigung erfor⸗ 

derlich ſind. N 
Abs. 3 und 4 ſind zu ſtreichen. 

§ 96 ſind die Worte des Schlußſatzes zu ſtreichen von 
„Bis gur bis beschäftigen ⸗ 

§ 97 iſt zu fallen: Auf die Betriebsobleute finden 
die Beſtimmungen der SS 94—96 mit der Maß⸗ 
gabe Anwendung, daß an die Stelle der Arbei⸗ 
ter» und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe die Mehrheit der 

1 wahlberechtigten Arbeiter und Angeſtellten 

tritt. 

§ 98 iſt zu ſtreichen. 
§ 99 iſt zu reichen, f 
§ 101 Abſ. 1 Zeile 1 ſtatt 6 Wochen iſt zu ſetzen 2 

Monate. . 

Abl, 2 zu ſtreichen hinter J 23 die Worte Abs. 2. 

§ 102 Abſ. 1 Ziffer 1 ſind die Worte zu ſtreichen. Die 

Verbindlichkeitserllärung von Schiedsſprüchen 

regelt ein beſonderes Geſetz. 

Ziffer 2 Hinter Tarifverträge zu Lohn⸗ 

verträge, 

Ziffer 4 iſt zu ſtreichen. 8 5 

Ziffer 3 ſind zu ſtreichen die Worte „in Betrieben 

die unter § 62 fallen die dort genannten Ver⸗ 

trethungen. 
§ 103 iſt zu ſtreichen. 5 
§ 104 Abs. 2 ſind die Worte zu ſtreichen: 
„mit Ausnahme der unter $ 62 fallenden“. 
Schwegma mn Jan gen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 


Stilllegung 


ſetzen 


Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 344, 
unterſchrieben vom Abg. Langnau und den übri⸗ 


gen Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag ihre Zuſtimmung geben wollen, 
ſich won den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zu dem Abänderungsan⸗ 
trag Druckſache Nr. 345, unterſchrieben von den 
Abg. Schwegmann, Jantzen und den übrigen Mit⸗ 
gliedern der Deutſchnationalen Fraktion. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Abände⸗ 
rungsantrag annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nunmehr zu § 1 der Ausſchußvorlage. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. Ich rufe 
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dungen liegen nicht vor, wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. In Druckſache Nr. 345 liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag des Herrn Abg. Schwegmann und 
Fraktion vor. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt albgelehnt. Ich bitte die Damen und 
Herren, die § 2 der Vorlage annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, § 2 iſt angenommen. Ich rufe § 3 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe daher 
die Beſprechung. Es liegt in Druckſache Nr. 345 
ein Abänderungsantrag vor. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
über § 3 der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der § 3 iſt angenommen. Ich rufe § 4 auf. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Zu § 4 liegt der 
Abänderungsantrag Drucksache Nr. 344, unter⸗ 
ſchrieben von Herrn Langnau und den übrigen 
Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Fraktion vor. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er "it abgelehnt. Wir kommen nun⸗ 
mehr zu § 4 der Vorlage. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 4 it angenom⸗ 
men. Zu § 5 liegen keine Abänderungsanträge 
wor. Ich darf wohl annehmen, daß er mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. Zu $ 6 liegt 
der Abänderungsantrag Drucksache Nr. 345 vor. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Ich bitte diejenigen, 
die § 6 der Vorlage annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, 8 6 iſt angenommen. Ich rufe § 7 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 345 vor. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich darf wohl 
annehmen, daß § 7 mit der gleichen Mehrheit wie 
vorhin angenommen worden iſt; es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Ich rufe § 8 auf. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 345. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſtelle die Annahme des § 8 feſt. Ich 
rufe § 9 auf. Abänderungsanträge liegen nicht 
vor. Ich darf wohl annehmen, daß § 9 mit der 
gleichen Mehrheit wie vorhin angenommen iſt. 
Zu S 10 liegt der Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 345 vor. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich ſtelle die Annahme des & 10 feſt. Zu 
§ 11 liegt der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 
345 vor. Ich darf wohl annehmen, daß er mit der 


§ 2 auf und eröffne die Beſprechung. Wortmel⸗gleichen Mehrheit wie vorhin abgelehnt iſt. § 11; 
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angenommen. Ich rufe § 12 auf. Dazu liegt der 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 345 vor. Ich 
darf wohl annehmen, daß er mit derſelben Mehr⸗ 
heit, wie vorhin, abgelehnt worden iſt. § 12; an⸗ 
genommen. Ich rufe § 13 auf und darf wohl die 
Ablehnung des Abänderungsantrages in Druck⸗ 
ſache Nr. 345 feſtſtellen, $ 13; angenommen. $ 14; 
angenommen. Zu $ 15 liegt der Abänderungsan⸗ 
trag Druckſache Nr. 345 vor. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß er abgelehnt und 8 15 angenommen 
iſt; es iſt fo beſchloſſen. Ich rufe $ 16 auf. Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 345 abgelehnt, § 16; 
angenommen. Ich rufe $ 17 auf. Abänderungs⸗ 
antrag Druckſache Nr. 345 abgelehnt, § 17; an⸗ 
genommen. Zu $ 18 liegen zwei Abänderungsan⸗ 
träge vor, und zwar in Druckſache Nr. 344 und 
345. Ich laſſe zunächſt über den Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 344 abitimmen und bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich 
laſſe dann über Druckſache Nr. 345, Abänderungs⸗ 


antrag des Abg. Schwegmann und Fraktion ab⸗ 


ſtimmen und bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle die Annahme des § 18 feſt. Zu $ 19 liegt 
wiederum der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 
345 vor, der wohl als abgelehnt gelten darf; es 
iſt jo beſchloſſen. $ 19; angenommen. Bei 8 20 
darf ich wohl annehmen, daß die beiden Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 344 und Nr. 345 
als abgelehnt zu betrachten find; es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. S 20; angenommen. Zu 8 21 liegt der Abän⸗ 
derungsantrag Druckſache Nr. 345 vor. Ich darf 
wohl ſeine Ablehnung feſtſtellen. Das iſt der Fall. 
5 21; angenommen. Zu $ 22 liegt die Abänderung 
in Drucksache Nr. 345 vor, die ich für abgelehnt 
erkläre. § 22; angenommen. Ich rufe § 23 auf. 
Abänderungsantrag Drucksache Nr. 345; abge⸗ 
lehnt. 8 23, angenommen. Zu $ 24 liegen wieder 
die Abänderungsanträge Druckſache Nr. 344 und 
345 vor, deren Ablehnung ich feſtſtellen darf. 8 24 
angenommen. Ich rufe § 25 auf. Abänderungs⸗ 
antrag Druckſache Nr. 345 abgelehnt. § 25 ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 26 auf. Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 345; abgelehnt. S 26 angenommen. 
Ich rufe § 27 auf. Abänderungsantrag Nr. 345 
abgelehnt. §S 27; angenommen. § 28. Abände⸗ 
rungsantrag Drucksache Nr. 345 abglehnt. § 28 an⸗ 
genommen. Ich rufe § 29 auf. Abänderungsan⸗ 


trag Nr. 345 ab 8 293 n. J 
g lr. abgelehnt, 8 29; angenommen. Ich 
rufe § 30 auf. Die Abänderungsanträge Drud- 


ſache Nr. 344 und Nr. 345 find als abgelehnt zu 
Autachten. § 30 angenommen. Ich rufe $ 31 auf. 

änderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. § 31 an⸗ 
genommen, Ich rufe § 32 auf. Abänderungsan⸗ 
rag Nr. 345 abgelehnt. § 32; angenommen. Ich 
rufe § 33 auf. Abänderungsantrag Druckſache 345 
abgelehnt. § 33; angenommen. Ich rufe § 34 auf. 


bänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. § 34; 
§ 35: Abänderungsantrag Nr. 
angenommen. $ 36: Abän⸗ 
9 345 abgelehnt. §S 36 angenom⸗ 
Ich rufe § 37 auf. Abänderungsantrag Nr. 
bgelehnt. § 37 angenommen. § 38: Abände⸗ 
Nr. 345 abgelehnt. § 38 angenom⸗ 


angenommen. 

derünabgelehnt. 8 35; 
ungsantr 
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men. 8 39: Dazu liegen wieder die Abänderungs⸗ 
anträge Nr. 344 und 345 vor. Ich darf wohl an⸗ 
nehmen, daß dieſe beiden Abänderungsanträge 
als abgelehnt zu betrachten find. 8 39 angenom⸗ 
men. $ 40: Abänderungsantrag Nr. 345 abge⸗ 
lehnt. 8 40; angenommen. $ 41: Abänderungs⸗ 
anträge Nr. 844 und 345 abgelehnt. S 41 ange⸗ 
nommen. $ 42: Abänderungsantrag Nr. 345 ab⸗ 
gelehnt. S 42 angenommen. § 43: Abänderungs⸗ 
antrag Nr. 345 abgelehnt. S 43 der Vorlage an⸗ 
genommen. § 44: Abänderungsantrag Nr. 345 
abgelehnt. 8 44 angenommen. Ich rufe § 45 auf. 
Abänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. 8 45 an⸗ 
genommen. § 46: Abänderungsantrag Nr. 345 
abgelehnt. 8 46 angenommen. Ich rufe § 47 auf. 
Abänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. 8 47 an⸗ 
genommen. § 48. Abänderungsantrag Nr. 345 
abgelehnt. 8 48 angenommen. § 49: Abände⸗ 
rungsantrag Nr. 345 abgelehnt. $ 49; angenom⸗ 
men. § 50: Abänderungsantrag Nr. 345 abge⸗ 
lehnt. 8 50; angenommen. § 51: Abänderungs⸗ 
antrag Nr. 345 abgelehnt. 
§ 52: Abänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. 
§ 52 angenommen. § 53: Abänderungsantrag Nr. 
345 abgelehnt. § 53; angenommen. Ich rufe 8 54 
auf mit den Abänderungsanträgen in Druckſache 
Nr. 345. Die Abänderungsanträge ſind abgelehnt, 
§ 54 iſt angenommen. Ich rufe $ 55 auf: Abän⸗ 
derungsanträge ſind abgelehnt; S 55 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe S 56 auf; die Abänderungsanträge 
in Drucksache Nr. 345 find abgelehnt; § 56 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe S 57 auf; die Abänderungs⸗ 
anträge in Druckſache Nr. 345 ſind abgelehnt; 

57 iſt angenommen. Ich rufe § 58 auf; die Ab⸗ 
änderungsanträge in Druckſache Nr. 345 find ab⸗ 
gelehnt; § 58 iſt angenommen. Ich rufe § 59 auf; 
die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 345 
ſind abgelehnt; § 59 iſt angenommen. $ 60 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 61 auf; die Abänderungs⸗ 
anträge in Druckſache Nr. 345 ſind abgelehnt; 
§ 61 iſt angenommen. Ich rufe § 62 auf; die Ab⸗ 
änderungsanträge in Druckſache Nr. 345 ſind ab⸗ 
gelehnt; § 62 iſt angenommen. Ich rufe § 63 auf: 
die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 345 
ind abgelehnt; 8 63 iſt angenommen. Ich rufe 
§ 64 auf; die Abänderungsanträge in Druckſache 
Nr. 345 ſind abgelehnt; § 64 iſt angenommen. 
Ich rufe § 65 auf; die „„anderungsanträge in 
Druckſache Nr. 345 find abgelehnt; S 65 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 66 auf; die Abänderungsan⸗ 
träge in Drucksache Nr. 345 find abgelehnt; § 66 
iſt angenommen. Ich rufe § 67 auf: die Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 345 find abge⸗ 
lehnt; 8 67 iſt angenommen. Ich rufe § 68 auf; 
die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 345 
find abgelehnt; § 68 iſt angenommen. Ich rufe 
§ 69 auf; die vorliegenden Abänderungsanträge 
ſind abgelehnt; § 69 iſt angenommen. $ 70 it 
angenommen. $ 71; die vorliegenden, Abände⸗ 
rungsanträge ſind abgelehnt, 8 71 iſt angenom⸗ 
men. § 72: die vorliegenden Abänderungsanträge 
find abgelehnt, $ 72 iſt angenommen. $ 73: die 
vorliegenden Abänderungsanträge ſind abge⸗ 
lehnt, § 73 iſt angenommen. S 74: die vorliegen⸗ 
den Abänderungsanträge ſind abgelehnt, § 74 iſt 
angenommen. Ich rufe § 75 auf: Meine Damen 
und Herren, da liegen zwei Abänderungsanträge 


( 


§ 51 angenommen. 


— 


O 


D) 


(A 


(B 


838 Volkstag Danzig — 42. Sitzung. 


(Vizepräſident Neubauer) 
vor, und zwar in Druckſache Nr. 345, unterſchrie⸗[heit, dieſer Antrag iſt angenommen. Wir kommen (O) | 


— 


— 


wollen, ſich von den Plätzen zu 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, S 75 iſt angenom⸗ 


ben von den Abg. Schwegmann, Jantzen und den 
übrigen Mitgliedern der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion und der Antrag in Drucksache Nr. 347, unter⸗ 
ſchrieben von Abg. Moritz und den übrigen Mit⸗ 
gliedern der Sozialdemokratiſchen Fraktion: 
Zu 8 75. Die Bezeichnung „§ 66 Ziffer 5“ wird 
geändert in „§ 66 Ziffer 3“. 
Zu 8 80. Die Bezeichnung „S 78 Ziffer 3“ wird 
geändert in „§ 78 Ziffer 4“, 
Ich laſſe zunächſt abſtimmen über den Antrag 
Druckſache Nr. 345. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Antrag ihre Zuſtimmung 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. (Widerſpruch rechts. — Seit wann 
war das die Minderheit? rechts.) Das war die 
Minderheit. (Widerſpruch rechts.) Ich hoffe daß 
das Haus damit einverſtanden iſt, daß ich, um Klar⸗ 
heit zu ſchaffen, noch einmal über dieſen Antrag 
albſtimmen laſſe. (Zuſtimmung.) Das hohe Haus 
iſt damit einverſtanden. Wir ſtimmen dann noch 
einmal ab über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 345. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Antrag ihre Zuſtimmung 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Nunmehr kommen wir zur Abſtim⸗ 
mung über den Antrag der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion, Druckſache Nr. 347. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſen Antrag annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über den 
abgeänderten S 75 der Vorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren die dieſen 8 75 annehmen 
erheben. (Ge⸗ 


men. Ich rufe § 76 auf. Die Abänderungsanträge 
in Druckſache Nr. 345 ſind abgelehnt, § 76 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 77 auf; die Abänderungs⸗ 
anträge in Druckſache Nr. 345 ſind abgelehnt; 
8 77 iſt angenommen. Ich rufe § 78 auf. Die Ab⸗ 
änderungsanträge in Druckſache Nr. 345 ſind ab⸗ 
gelehnt; 8 78 iſt angenommen. Ich rufe § 79 
auf; die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 
345 find abgelehnt; S 79 iſt angenommen. Ich 
rufe § 80 auf. M. D. u. H.! Auch hier liegen wie⸗ 
der zwei Abänderungsanträge vor, und zwar ein 
Antrag in der Druckſache Nr. 345, unterſchrieben 
Schwegmann, Jantzen uſw. und ein weiterer An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 347, unterſchrieben 
Moritz und die übrigen Mitglieder der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Fraktion. Ich laſſe zunächſt über den 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 345 abſtim⸗ 
men, ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. (Kein Wort zu ver⸗ 
ſtehen! rechts.) M. D. u. H., ich ſpreche doch wirk⸗ 
lich deutlich genug. (Widerſpruch rechts.) Wir 
find in der Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag Nr. 347, unterſchrieben Moritz und die 
übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 


Fraktion. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſen Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 


erheben. 


eine Stimmkarte abzugeben? 
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nunmehr zur Abstimmung über den jo geänderten 
§ 80 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Paragraphen ihre Zuſtim⸗ 
mung geben wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 8 
80 iſt angenommen. Ich rufe § 81 auf, die Abän⸗ 
derungsanträge in Drucksache Nr. 345 find abge⸗ 
lehnt; § 81 iſt angenommen. $ 82, die Abände⸗ 
rungsanträge in Drucksache Nr. 345 find abge⸗ 
lehnt, 8 82 iſt angenommen. § 83, die Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 345 ſind abge⸗ 
lehnt, 8 83 iſt angenommen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Mayen. 
Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bitte 
über den Abänderungsantrag zu S 84 in Druck- 
ſache Nr. 346 namentlich abzuſtimmen. 
Vizepräſident Neubauer: Ich rufe 8 84 auf 
und eröffne die Beſprechung. Es liegen zwei Ab⸗ 
änderungsanträge vor, und zwar ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 345, unterſchrieben 
von den Herren Abg. Schwegmann, Jantzen und 
den übrigen Mitgliedern der Deutſchnationalen 
Fraktion und ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 346. Ich laſſe zunächſt über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 345 abſtimmen und 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 


zufügen. 
Mayen, Schütz, Mam then, Berger, 
ohnfeldt. 
Der Herr Abg. Mayen hat namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragt. Wird dieſer Antrag unterſtützt? 


(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Plätze einzu⸗ 


nehmen, die namentliche Abſtimmung beginnt. 
Wünſcht von den Damen und Herren noch jemand 
Das iſt nicht der 
Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich bitte 
auszuzählen. (Geſchieht.) Das Reſultat der Ab⸗ 
ſtimmung iſt folgendes: Abgegeben ſind 83 Stim⸗ 
men, alle mit ja“). Der Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 346 iſt ſomit angenommen. (Hei⸗ 
terkeit.) Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über 
den jo abgeänderten § 84. Ich ſtelle die Annahme 
feſt. Ich rufe § 85 auf und eröffne die Beſprechung. 


Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Zu § 85 liegt der Abänderungsantrag 


Drucksache Nr. 345 vor. Ich bitte die Damen und 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 83, davon 83 mit Ja. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Berger, 
Bergund, Bertling, Beyer, Bock, Böcker, Brennert, Brill, 
Burandt, Beſſer, Dyck II. Doerkſen, Eiſerloh, Fr. Falk, 
Falkenberg, Fiſcher, Fooken, Gaikowſti, Gehl, Gerick, 
Grodnick, Hallmann Robert, Hoog, Hoppe, Jantzen, 
Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karkutſch, Karſchewfki, 
Klawitter, Fritz, Kloſſowſki, Knauſt, Fr. Kreft, Kruppe, 
Kurowſki, Langnau, Lemke Bruno, Lemke W. Leu, 
Liſchnewſki, Loops, Fr. Malikowſki, Manthei, Mathieu, 
Mau, Mayen, Fr. Meyer, Moritz, Mroczkowſki, Fr. 
Müller, Müller Paul, Neubauer, Opitz. Papke, Fr. 
Pauls, Philipſen, Plenikowſki, Plettner, Raap, Raſchke, 


[Regier, Rehberg, Rogalewoſki, Rogozinſki, Rhode, Schilke, 


(D) 
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(A) Herren, die ihn annehmen wollen, ſich wom 


(B 


ſache Nr. 345 Abänderungsantrag, 


— 


Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über 8 85 der Vorlage ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 85 annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, § 85 iſt angenommen. Ich rufe den 
§ 86 auf und darf wohl auch hier feſtſtellen, Daß 
Der Abänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt iſt. 
Ich ſtelle damit die Annahme des § 86 der Vor⸗ 
lage feſt. S 87: Ich ſtelle die Ablehnung des Ab⸗ 
änderungsantrages Nr. 345 und die Annahme 
des 8 87 der Vorlage feſt. § 88: Ich ſtelle die Ab⸗ 
lehnung des Abänderungsantrages Nr. 345 feſt. 
§ 88; angenommen. 8 89: Abänderungsantrag 
Nr. 345 abgelehnt. S 89 angenommen. (Abg. 
Liſchnewſki: Bei dieſem Geſetz hat der Präſident 
ordentlich zu tun.) § 90: Abänderungsantrag Nr. 
345 abgelehnt. S 90 angenommen. $ 91: Druck⸗ 
S 91 ange⸗ 
nommen. $ 92: Dazu liegen zwei Abänderungs⸗ 
anträge vor. Wer die Druckſache Nr. 345 anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abän⸗ 
derungsantrag iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 346 annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt angenommen. Ich ſtelle die 
Annahme des jo veränderten 8 92 feſt. 8 93: Ab⸗ 
änderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. § 93 ange⸗ 
nommen. S 94; angenommen. $ 95: Abänderungs⸗ 
antrag Nr. 345; abgelehnt. § 95 angenommen. 
§ 96; Ich ſtelle die Ablehnung des Abänderungs⸗ 
antrages Nr. 345 feſt. 8 96 angenommen. $ 97: 
Abänderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. § 97 an⸗ 


genommen. § 98: Abänderungsantrag Drucksache 


Nr. 345 abgelehnt. § 98 angenommen. § 99: Ab⸗ 
Änderungsantrag Nr. 345 abgelehnt. 8 99 ange⸗ 
nommen. $ 100; angenommen. S 101: Abände⸗ 
rungsantrag Nr. 345 abgelehnt. $ 101 angenom⸗ 
men. § 102: Abänderungsantrag Nr. 345 abae⸗ 
lehnt. § 102 angenommen. § 103: Drucksache Nr. 
345 Abänderungsantrag abgelehnt. § 103 ange⸗ 
nommen. § 104: Abänderungsantrag Nr. 345 
abgelehnt. § 104 angenommen. Ich rufe die 
Aeberſchrift auf: „Geſetz betr. Errichtung von 
Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen. Ich eröffne die Be⸗ 
prechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die die Geſamtüberſchrift und ſämtliche 
Abſchnittsüberſchriften annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; 
nommen. Die Vorlage iſt in zweiter Leſung er⸗ 
ledigt. (Abg. Gaikowfki: Ich beantrage dritte 


Schütz, Schwegmann, Selow, Fr. Dr. Semrau, Senftleben, 
Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Schwartz, Wahl, Weber, 
Wierſchowſki, Zarske, Dr. Ziehm, Fr. Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Dr. 
Blavier, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Cierocki, Dink⸗ 
lage, Dumont, Friedrich, Geisler, Grünhagen, Hallmann 
Aud. Dr. Heinemann, Hennke, Höhn, Hohnfeldt, Dr. 
Foppenrath, Jahr, Jewelowſki, Fr. Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Paul Kreft, Klein, Klawitter Felix, Lendzion, 
Miſzewſki, Dr. Moczynſti, Müller Bernh., Müller Walt., 

ahn, Fr. Richter, Schmidt, Dr. Unger, Vollerthun, 
Weiß, Weiße, Werner. 


damit ſind die Ueberſchriften ange⸗ 
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Leſung. — Abg. Schwegmann: Ich muß mit Be⸗ 
dauern widerſprechen! — Heiterkeit.) Der dritten 
Leſung iſt widerſprochen worden. Sie darf nicht 
ſtattfinden. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
auf Abänderung der Verfaſſung. — Uran⸗ 
trag des Abg. Dr. Bogdan und Fr. — 

Drucksache Nr. 316. Damit verbinden wir gleich 
die Beſprechung des Punktes 8 der Tagesord⸗ 
nung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Verfaſſung. — Uran⸗ 
trag des Abg. Raſchke u. Fr. — 
Druckſache Nr. 318. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): M. 
H. u. D.! Wir haben Ihnen einen Entwurf zur 
Abänderung der Verfafſung vorgelegt, weil das 
negative Ergebnis der Vorlage, die den Volkstag 
vor einiger Zeit beſchäftigt hat, niemand befrie⸗ 
digen konnte, (Abg. Dyck! Sehr richtig!) weder 
in dieſem Hauſe noch außerhalb des Hauſes. Wir 
haben die Beſtimmungen, bei denen eine über⸗ 
einſtimmende Anſicht nicht zu erzielen iſt, aus 
unſerer Vorlage weggelaſſen, um ein praktiſch 
brauchbares Reſultat zu erreichen. Wir haben nur 
die Beſtimmungen herausgenommen, bei denen 
von faſt niemand in dieſem Hauſe Widerſpruch 
euhoben wurde, jedenfalls nur von einem ganz 
kleinen Teil und bei denen zu erwarten iſt, daß die 
für eine Verfaſſungsänderung nötige Zweidrittel⸗ 
mehrheit erreicht wird. (Sehr gut! rechts.) Es 
find das zwei Beſtimmungen. Erſtens über die 
Auflösbarkeit des Volkstags und zweitens über 
die Herabſetzung der Zahl der Mitglieder des Se⸗ 
nats und des Volkstags. Was die Auflösbarkeit 
anlangt, ſo haben wir in unſerem Danziger Ver⸗ 
faſſungsleben bereits Situationen gehabt, in de⸗ 
nen ſich die Auflösbarkeit als notwendig heraus⸗ 
geſtellt hat. Ich glaube, daß ſich auch in Zukunft 
ſolche Situationen leicht ergeben können, und daß 
es auch der gegenwärtigen Regierungskoalition 
unter Umſtänden nützlich und angenehm ſein, daß 
es im Intereſſe des Staates liegen kann, um 
Komplikationen zu vermeiden, die anders nicht 
bejeitigt werden können, einen Appell an das. 
Volk zu richten. 

Was die Zahl der Abgeordneten und Sena⸗ 
toren anlangt, ſo iſt von allen Seiten des Hauſes 
bis auf einen verſchwindend kleinen Teil aner⸗ 
kannt worden, daß eine Herabſetzung möglich iſt. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) Es hat gerade dieſe 
große Zahl im Senat und Volkstag in der Be⸗ 
völkerung Anwillen erregt. Es hat Unwillen er⸗ 
regt, daß die vorige Verfaſſungsänderungsvorlage 
zu Fall gekommen iſt, gerade mit Rückſicht dar⸗ 
auf, weil in weiten Kreiſen der Bevölkerung der 
Wunſch beſteht, daß eine Herabſetzung der Zahl 
der Abgeordneten und der Mitglieder des Senats 
erfolgt. Was die Mitglieder des Senats anlangt, 
ſo iſt ja gerade von der Sozialdemokratiſchen 
Partei wiederholt der Vorwurf erhoben worden, 
daß der Senat in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung 
ein Waſſerkopf ſei. Wir geben Ihnen die Gele⸗ 


genheit, eine Operation an dem Senat vorzu⸗ 


(O) 


(D) 


(A 


(B 


— 


— 
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nehmen, um ihn von ſeinem Leiden zu befreien. 
Wir ſind der Auffaſſung, daß weder der Volkstag 
noch der Senat in ſeiner Verhandlungsfähigkeit 
und Arbeitsfähigkeit leiden wird, wenn die Zahl 
ſeiner Mitglieder herabgeſetzt wird, im Gegenteil 
ſind wir der Anſicht, daß beide Körperſchaften ar⸗ 
beitsfähiger werden ſollen. Bei einer Herab⸗ 
ſetzung der Zahl wird die Auswahl eine mehr 
ſorgfältige ſein, darunter wird auch die Qualität 
der Mitglieder nicht leiden, im Gegenteil, ſie wird 
dadurch gewinnen. 

Es werden auch die Splitterparteien beſeitigt 
werden, wie wir zuverſichtlich hoffen. Die Split⸗ 
terparteien ſind für das politiſche öffentliche Le⸗ 
ben nicht von Nutzen, ſondern nach unſerer Auf⸗ 
faſſung von Schaden. Sie dienen keineswegs dazu, 
um die Wünſche ihrer Wähler in Erfüllung zu 
bringen und ihre Forderungen zu erreichen; denn 


alle Forderungen und Wünſche können nur durch 


die größeren Parteien verwirklicht werden, die 
Einfluß haben und die Erfüllung der Wünſche 
auch durchſetzen können. Bei der Herabſetzung 
der Mitglieder von Senat und Volkstag wird 
auch eine Erſparnis erzielt, die ſich auf ca. 
100 000 Gulden beziffert, wenn man unſerem 
Vorſchlag folgt. In der Zahl ſind wir den Vor⸗ 
ſchlägen, die hier allgemein gemacht worden ſind, 
gefolgt, obgleich unſere perſönlichen Wünſche noch 
weiter gingen. Wir haben aber die Zahl ſo ge⸗ 
faßt, daß wir hoffen, daß ein großer Teil dieſes 
Hauſes dazu ſeine Zuſtimmung geben wird. 

Erſparniſſe zu machen, darüber brauche ich 
wohl kaum ein Wort zu verlieren, iſt in unſerem 
Staatsweſen dringend nötig. Es iſt von verant⸗ 
wortungsvoller Stelle ſoviel von der Notwendig⸗ 
keit der Erſparniſſe geſprochen worden; es iſt ſogar 
das Geſpenſt des Staatsbankerotts — nach meiner 
Auffaſſung durchaus zu unrecht und zum Scha⸗ 
den des Staates — hier im Volkstag gefallen. 
Aber wenn geſpart werden ſoll, ſo ſind wir der 
Auffaſſung, daß der Volkstag bei ſich anzufangen 
habe. (Sie können ja auf Ihre Diäten verzich⸗ 
ten! bei den Kommuniſten.) Der Volkstag ſoll bei 
ſich anfangen und auch die Zahl der Herren Roms 
muniſten ſoll verkleinert werden; und es ſoll da⸗ 
durch eine Erſparnis eintreten. Es iſt nicht zu 
verkennen, daß dadurch eine moraliſche Wirkung 
erzielt wird, wenn der Volkstag bei ſich mit den 
Erſparniſſen anfängt. Im andern Falle würde 
ein ſchlechter Eindruck erweckt werden; man würde 
dem Gedanken Nahrung geben, daß der Volks⸗ 
tag, der ſonſt bei allen Staatsausgaben Abſtriche 
zu machen wünſcht, bei ſich ſelbſt damit Halt 
macht. Aus dieſem Grunde hat ja auch ſeiner⸗ 
zeit der Völkerbund empfohlen, daß die Zahl der 
Mitglieder von Senat und Volkstag herabgeſetzt 
werde. Es iſt von ſozialiſtiſcher Seite darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es der Regierung außerordentlich 
ſchwer falle, die Zahl der Staatsbedienſteten nach 
den Forderungen des Völkerbundes herabzuſetzen. 
Der Völkerbund hat ausdrücklich darauf hinge⸗ 
wieſen, daß in dieſe Zahl der abzubauenden 


Staatsbedienſteten auch die Zahl der abzubauen⸗ 
den Mitglieder von Senat und Volkstag hinein⸗ 
gerechnet worden iſt. Es wird der Regierung da⸗ 
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her die Erfüllung der Aufgaben, die, wie Sie 
ſelbſt ſagen, außerordentliche Schwierigkeiten ma⸗ 
chen, durch die Annahme unſerer Vorlage erleich⸗ 
tert werden. Die Zahl der nach unſerem Ent⸗ 
wurf Einzuſparenden beträgt nämlich mehr als 
50, was immerhin bei der Zahl von 400 Staats⸗ 
bedienſteten, die pro Jahr eingeſpart werden ſol⸗ 
len, von Erheblichkeit iſt. Wenn es Ihnen, meine 
Damen und Herren, ernſt iſt, daß der Volkstag 
verkleinert wird und wenn Sie die Auflöſung des 
Volkstages mit uns wünſchen, ſo bitten wir Sie, 
unſerer Vorlage zuzuſtimmen. Wenn Sie das 
nicht tun, ſo würden Sie ſich dem Vorwurf aus⸗ 
ſetzen, daß es Ihnen mit der Herabſetzung von 
Senat und Volkstag nicht ernſt iſt. Es iſt durch⸗ 
aus nicht nötig, daß über dieſe Vorlage noch viel 
geredet wird, es ſind ſich alle Parteien über die 
Bedeutung klar. Es iſt nötig, daß die Vorlage 
ſchnell verabſchiedet wird und es iſt möglich, daß 
das Geſetz auf Abänderung der Verfaſſung dem 
Völkerbund in ſeiner nächſten Sitzung vorgelegt 
werden kann; ſo daß die Beſtimmungen noch im 
Laufe dieſes Jahres inkraft treten können. Un⸗ 
ſere Bitte geht dahin: Nehmen Sie unſeren Ge⸗ 
ſetzentwurf an und nehmen Sie ihn ſchnell an. 
(Bravo! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Plenikowski. 


Plenikowfſki, Abgeordneter (K. P.): Sie denken 


auch, wer ſchnell gibt, gibt viel! Die Deutſchnati⸗ 


onale Partei hat dieſen Entwurf nur eingebracht, 
weil ſie ſelbſt davon überzeugt iſt, daß er abge⸗ 
lehnt wird. Sie hätten ja den früheren Entwurf, 
den die Koalition eingebracht hatte, durchbringen 
helfen könnte, dann wären alle dieſe Sachen, die 
Sie jetzt wünſchen, auch durchgebracht worden. 
Wenn wir die Preſſe verfolgt haben, ſo ſahen wir, 
daß beſonders die Sozialdemokratiſche Partei für 
die Ablehnung des vorigen Entwurfs einzig und 
allein die Kommuniſtiſche Fraktion verantwort⸗ 
lich gemacht hat. Deshalb iſt es notwendig auf 
dieſe Angriffe, die dort in der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Preſſe und auch in den Flugblättern der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei gegen die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei erhoben worden ſind, etwas näher 
einzugehen. Gewiß, wir haben die Annahme des 
Koalitionsentwurfes verhindert. Gewiß haben 
wir das Geſetz der Koalition abgelehnt, aber nicht 
meine Herren Sozialdemokraten, aus Dummheit 
oder Unüberlegtheit, ſondern aus voller Verant⸗ 
wortlichkeit. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das ſollen Sie 
auch verantworten!) Wir ſind dazu bereit. Durch 
unſeren eingebrachten Geſetzentwurf geben wir 
Ihnen da die Möglichkeit, uns ſo ſchnell als mög⸗ 
lich bei den neuen Wahlen verantwortlich zu ma⸗ 
chen. Aber Sie ſcheuen ſich ja, das zu tun. Des⸗ 
halb lehnen Sie die Auflöſung des Volkstages 
ab. Zunächſt hat man nicht im entfernteſten ge⸗ 
halten, was man der Bevölkerung vor den Wah⸗ 
len verſprochen hat, und zwar die Verſprechun⸗ 
gen, die von der Sozialdemokratiſchen und auch 
von der Liberalen Partei gemacht worden ſind. 
Auch die Zentrumspartei hat in gewiſſer Bezie⸗ 
hung Verſprechungen gemacht. 


(C) 


(D) 


(A) 


G) 
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Sie bildeten ja alle drei bereits vor den Wah⸗ 
len eine ſtille Koalition. Ich erinnere nur an 
den Ausſpruch des Senators Sawatzki in der 
Verſammlung in Bröſen, wo er erklärte, ihm wäre 
jeder Sozialdemokrat lieber als Stimmen, die an 
die bürgerlichen Splitterparteien fielen. Denken 
Sie an die Rote Wahlpoſt. Von ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Seite aus iſt kein einziger Angriff gegen 
das Zentrum unternommen worden. Nehmen 
Sie die fünf oder ſechs Nummern der Wahlpoſt 
und Sie werden es beſtätigt finden. Die Koali⸗ 
tion beſtand bereits vorher. Sie werden ſich be⸗ 
reits vor der Wahl über die ſogenannte Verfaſ⸗ 
ſungsänderung geeinigt haben; denn dementſpre⸗ 
chend haben Sie Ihre Wahlparole herausgegeben. 
Als dann die Wahl vorbei wahr und die Koali⸗ 
tion zuſtande kam, haben Sie bereits das Produkt 
ausgearbeitet, das Sie nachher vorlegten. Ko⸗ 
miſcherweiſe ſah es nur ganz anders aus, als die 
Verſprechungen, die man vorher gemacht hat. 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer, Sie werden es nicht 
leugnen können. 

Zunächſt haben Sie jahrelang immer wieder 
erklärt, der Volkstag müſſe durch einfache Mehr⸗ 
heit aufgelöſt werden. Er wird aber nicht durch 
einfache Mehrheit aufgelöſt, ſondern es iſt zunächſt 
eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Sie wer⸗ 
den ſagen, das ſei eine reine Formſache. Das 
zweite, daß bei der zweiten Abſtimmung eine ein⸗ 
fache Mehrheit notwendig iſt, iſt eine reine Form⸗ 
ſache. Wichtig iſt aber die erſte Abſtimmung. Sie 
kennen den korrupten Staat und wiſſen, daß man 
in der Woche, die dazwiſchen liegt, Gelegenheit 
hat, auf einzelne Abgeordnete einen unwürdigen 
Druck auszuüben, ja, ſie ſogar zu kaufen. Deshalb 
dieſe Beſtimmung der Zweidrittelmehrheit. 

Ebenſo hat man ſich nicht an die Verſprechun⸗ 
gen über die Herabminderung der Zahl der Se⸗ 
natsmitglieder gehalten. Da iſt man bei 14 ſtecken 
geblieben. Verſprochen wurde, den Senat bis auf 
ſieben Mitglieder abzubauen. Außerdem hat man 
der Bevölkerung ein einheitliches Senatorenſyſtem 
verſprochen. In der neuen Vorlage wollten Sie 
hauptamtliche und nebenamtliche Senatoren ha⸗ 
ben. (Widerſpruch links.) Sie ſagten allerdings, 
beſoldete und unbeſoldete Senatoren. Sie erklär⸗ 
ten ſelbſt, Sie wollten die Möglichkeit haben, 
einige Fachleute heranzuziehen, falls Sie nicht 
genügend geeignete Kräfte in den eigenen Reihen 
hätten. Sie wollten vielleicht ein paar dieſer re⸗ 
aktionären Herren, die augenblicklich im Senat 
ſitzen, weiter behalten. Dr. Volkmann packte ſchon 
am Tage der Wahl ſeine Koffer, allerdings nur 
in der Zeichnung. In Wirklichkeit hat er ſie bis 
heute immer noch nicht gepackt. Dieſe Herren 
verſuchen Sie weiter im Senat zu behalten. Des⸗ 
halb das Syſtem der beſoldeten und unbeſoldeten 
Senatoren. Auch hieran haben Sie ſich nicht in 
Ihren Wahlverſprechungen gehalten. Dann wer⸗ 
den Sie wiſſen, daß man in die neue Verfaſſungs⸗ 
änderung Verſchlechterungen bürgerlich⸗demokra⸗ 
tiſcher Art hineinbalanziert hat. Zunächſt wollte 
man die Anzahl der Anterſchriften, die für ein 
Mißtrauensvotum notwendig ſind, oder um eine 
Auflöſung des Volkstages herbeizuführen, bei 20 
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belafjen. Herr Abg. Rahn hat wiederholt darauf 
hingewieſen, daß es ein Unikum ſei, in Deutſch⸗ 
land wäre eine prozentual viel geringere Zahl 
von Abgeordneten notwendig, um ein Mißtrau⸗ 
ensvotum einzubringen oder die Auflöſung her⸗ 
beizuführen. Die Zahl von 20 Abgeordneten 
wollte man beibehalten, trotzdem man die Anzahl 
der zu wählenden Abgeordneten von 120 auf 72 
herabſetzen wollte. Nachdem dann noch Bedenken 
aufſtiegen, einigte man ſich auf die Ziffer 15. 
Wenn Sie die Zahlen 15 zu 72 und 20 zu 120 ver⸗ 
gleichen, werden Sie zugeben müſſen, daß das 
Verhältnis trotz der Reduzierung auf 15 prozen⸗ 
tual noch ſchlechter geworden iſt. Von einer de⸗ 
mokratiſchen Handhabung kann man auch hier 
nicht ſprechen. 

Dasſelbe gilt in Bezug auf die Wahl der Stadt⸗ 
bürgerſchaft. Auch in dieſer Hinſicht hat man vor 
den Volkstagswahlen allerlei Verſprechungen ge⸗ 
macht, die man nicht eingehalten hat. Der Volks⸗ 
tag ſollte nach wie vor die Stadtbürgerſchaft wäh⸗ 
len; es ſei nur eine Formſache, ob die Stadtbür⸗ 
gerſchaft durch das geſamte Freiſtaatgebiet oder 
die Freie Stadt Danzig gewählt wird; wichtig 
ſei, daß die Bürger der Stadt Danzig ihre Stadt⸗ 
bürgerſchaft ſelbſt wählen ſollen. Sie wiſſen ja 
auch, daß dafür durchaus eine Zweidrittelmehr⸗ 
heit zu haben wäre und daß auch das nicht gemacht 
worden iſt. Am allerſchlimmſten iſt aber, daß ge⸗ 
rade die Sozialdemokratiſche Partei dieſe Ver⸗ 
faſſungsänderung zum Gegenſtand einer ganz ge⸗ 
meinen Verkuppelung proletariſcher Intereſſen 
machte. Das iſt von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei noch nicht widerlegt worden. Herr Abg. Rahn 
hat in der Oeffentlichkeit erklärt, man brauche 
die Stimmen ſeiner Partei zur Abänderung der 
Verfaſſung und ſeine Partei wäre dumm, wenn 
ſie dafür nicht etwas verlangte. Man hat der 
Partei Verſprechungen gemacht. Es iſt ſogar von 
Herrn Abg. Rahn nicht abgeſtritten worden, daß 
Verſprechungen bezüglich einer Mieterhöhung ge⸗ 
macht worden ſind. Er ſtritt aber nicht ab, daß 
man den Hausbeſitzern ſtatt 70 Prozent 85 Pro⸗ 
zent der Mieten zu geben gedachte, ſo daß für den 
Wohnungsbau nur 15 Prozent der Miete benutzt 
werden ſollten. Außerdem find noch Zuſicherungen 
gemacht worden. Als ich auf dieſe Materie anläß⸗ 
lich der Verfaſſungsänderung einging, gab Herr 
Abg. Dr. Blavier durch einen Zuruf zu erkennen, 
daß eine Mieterhöhung nicht geplant iſt, ſondern 
nur eine Erhöhung des Anteils der Hausbeſitzer 
an den Mieten um 15 Prozent. (Abg. Gehl: Das 
ſtimmt nicht!) Es iſt noch nicht von dieſer Stelle 
aus widerlegt worden. Jetzt widerlegen Sie es, 
weil die Verfaſſungsänderung nicht durchgekom⸗ 
men iſt und man keine Arſache hat, entgegenzu⸗ 
kommen. Ebenſo gedachte man die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft aufzuheben. Dann mutet der 
ſchnelle Wechſel der Stellungnahme der polniſchen 
Partei zur Verfaſſungsänderung eigenartig an. 
Bei der zweiten Leſung konnte ſie nicht ſcharf ge⸗ 
nug erklären, daß ſie nicht mitmache. Bei der 
dritten Leſung machte ſie aber mit. Wir haben 
daher alle Urſache, anzunehmen, daß man Rechte 
der freigewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter zu 
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Gunſten gelber Gewerkſchaftsorganiſationen ver⸗ 
kuppelt hat. Anders kann man ſich dieſen Wech⸗ 
ſel der polniſchen Partei nicht erklären. Sie brin⸗ 
gen ja ſelbſt in Ihrer „Volksſtimme“ verſteckte 
Artikel, (Abg. Gaikowſki: Verſteckte Artikel?) 
Artikel, in denen verſteckt das, was ich hier ge⸗ 
äußert habe, eingeſtanden wird. Wir wiſſen auch, 
daß der Hafenausſchuß auch polniſche Arbeiter be⸗ 
ſchäftigen kann. Uns iſt das vollſtändig gleich⸗ 
gültig, ob polniſche oder Danziger Arbeiter ein⸗ 
geſtellt werden, das brauchen wir gar nicht be⸗ 
ſonders zu betonen. Als die Verfaſſungsände⸗ 
rung nicht zuſtande kam und wir unſeren Geſetz⸗ 
entwurf zur Auflöſung des Volkstages einbrach⸗ 
ten, da erhob ſich ein Sturm der Entrüſtung in 
den Reihen der Sozialdemokratie, die uns vor⸗ 
warf, wir hätten durch die Ablehnung dieſer Ver⸗ 
faſſungsänderung ja die Auflöſungsmöglichkeit 
des Volkstages verhindert. Ja, Sie ſagten dabei 
auch ausdrücklich, wir hätten das auch für die 
nächſte Zeit verhindert und das ſtimmt nicht! Sie 
haben ja gar nicht die Abſicht gehabt, den Volks⸗ 
tag ſchon im Laufe der nächſten vier Jahre auf⸗ 
zulöſen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Was der alles 
weiß!) Sie haben einem Abgeordneten dieſes 
Hauſes ein dahinlautendes Verſprechen gegeben, 
der das auch beſtätigt hat. („Lemke“! bei den 
Kommuniſten.) Nun, Sie hören auch den Namen, 
der vorher auch erklärte, nicht mitmachen zu wol⸗ 
len und wir wiſſen ja auch, daß ſein Parteige⸗ 
noſſe nicht mitgeſtimmt hat. Dem betreffenden 
Abgeordneten hat man dieſes Verſprechen, daß der 
Volkstag in den nächſten vier Jahren nicht aufge⸗ 
löſt werden würde, gegeben und er teilte das 
freudeſtrahlend der Kommuniſtiſchen Partei mit: 
„Der Volkstag wird in den nächſten vier Jahren 
nicht aufgelöſt.“ 

So hatte man alſo einfach alle Verſprechen, 
die man vorher der Bevölkerung gegeben hatte, 
einfach über den Haufen geworfen und hat dann 
noch dieſe zuſammengeſchwindelte Verfaſſungsän⸗ 
derung zum Gegenſtand der Verkupplung wirt⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen der Arbeiterſchaft gemacht. 
Man hat nicht im geringſten daran gedacht, auch 
auf dieſen oder jenen Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Partei einzugehen. Sie begnüg⸗ 
ten ſich damit, zu erklären, ja, die Wünſche der 
Kommuniſten ſeien teilweiſe ſehr berechtigt — 
weil Sie ſie ja früher ſelbſt geäußert haben — 
aber es ſei unmöglich, dieſe Anträge der Kommu⸗ 
niſten durchzuführen. Und nun haben Sie ja all 
Ihre Vorwürfe gegen uns in einem Flugblatt zu⸗ 
ſammengefaßt, das ſie dann unter die Bevölkerung 
warfen. Und dieſes Flugblatt enthält derartige 
Lügen, daß es doch notwendig iſt, ein wenig dar⸗ 
auf einzugehen. (Abg. Rahn: Doch nicht die S. P. 
D.⸗Fraktion ]) Zwei Seelen wohnen, ach, in mei⸗ 
ner Bruſt! Wenn der Herr Senatsvizepräſident 
ſeinen Donnerkeil gegen die Staatsſaboteure 


ſchleudert, dann macht er das in ſeiner Eigenſchaft 
als Abgeordneter, dann iſt er ein anderer Menſch 
und wenn der Abgeordnete Dr. Kamnitzer hier 
juriſtiſche Ausführungen macht, dann tut er das 
in ſeiner Eigenſchaft als Abgeordneter und nicht 
in ſeiner Eigenſchaft als Juriſt und Senator. 
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Wenn von dieſer Stelle aus die bürgerlichen Par⸗ 
teien die Arbeiter und die Gewerkſchaften angrei⸗ 
fen, dann erklärt die Sozialdemokratiſche Partei, 
ja, wir als Partei haben hier im Volkstag nichts 
mit gewerkſchaftlichen Sachen zu tun und ver⸗ 
treten hier nicht die Freien Gewerkſchaften. (Abg. 
Gehl: Nanu, wer hat das geſagt?) Herr Gehl ſtellt 
ſich hier dann ſogar hin und erklärt von dieſer 
Stelle aus: „Der Streik iſt ein wilder Streik, wir 
haben damit abſolut nichts zu tun!“ (Abg. Gehl: 
Die Partei nicht!) Dann kommen Sie aber hin⸗ 
aus zu den Gewerkſchaftlern und Arbeitern und 
erklären: „Der Streik iſt berechtigt, Ihr habt ein 
Recht zu ſtreiken.“ Nun erklären Sie, Herr Abg. 
Rahn: „Was hat die Fraktion mit dieſem Flugblatt 
zu tun?“ Die „Fraktion“ als ſolche hat allerdings 
nichts mit dieſem Flugblatt zu tun, das macht 
die Sozialdemokratiſche „Partei“. Aber die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion iſt die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Partei, die Fraktion macht die ganze Politik 
der Sozialdemokratiſchen Partei. (Sehr wahr! bei 
den Kommuniſten.) Sie geſtatten, Herr Präſi⸗ 
dent, daß ich hier ein ganz kurzes Stückchen aus 
dieſem Flugblatt werleſe. 
Die Parteien, die eine Regierung der Freien 
Stadt bilden, haben dabei nicht den geringſten Ein⸗ 
fluß auf die Beſetzung der wichtigſten Reſſorts, die 
von den ſogenannten „hauptamtlichen Senatoren“ 
verwaltet werden. 
Sie ſchieben hiermit die Schuld an den ganzen 
Mißſtänden wirtſchaftlicher und politiſcher Art in 
Danzig einzig und allein auf die hauptamtlichen 
Senatoren. Wie war es aber jetzt in Deutſchland 
bei der Bildung der neuen Regierung? Da drück⸗ 
ten Sie ſich doch mit aller Gewalt davor, den Ar⸗ 
beitsminiſterpoſten zu übernehmen, weil Sie ganz 
genau wußten, daß Sie dann offen und brutal 
gegen die Arbeiterſchaft vorgehen müßten, wäh⸗ 
rend Sie im allgemeinen immer verſuchen, hinter 
den Kuliſſen zu ſchieben. Aber ob wir haupt⸗ 
amtliche Senatoren, Fachſenatoren haben, die par⸗ 
teipolitiſch, wenigſtens erklären ſie es, nicht ge⸗ 
bunden ſind, oder ob wir ſozialdemokratiſche Se⸗ 
natoren haben, es bleibt ja doch alles beim alten. 
Wenn nun alle Senotorenſitze hier in Danzig, 
auch die hauptamtlichen nur von den Koalitions⸗ 
parteien beſetzt werden ſollten, vielleicht würden 
Sie ſich als Sozialdemokraten auch hier in Dan⸗ 
zig ſträuben, verſchiedene Senatorenpoſten zu über⸗ 
nehmen, wie Sie das in Deutſchland gemacht ha⸗ 
ben. Denn ſo können Sie der Bevölkerung immer 
wieder Sand in die Augen ſtreuen und ſagen: „Ja, 
wir ſind doch nicht Schuld an den Mißſtänden, der 
betreffende Senator iſt ja kein Sozialdemokrat, und 
dieſer Amſtand iſt Schuld daran, daß die Regie⸗ 
rung die Mißſtände nicht beſeitigen kann.“ 
Wenn Sie dann in dem Flugblatt folgendes 
behaupten: „Die Verfaſſungsreform ſollte alſo 
Erſparniſſe bringen im Staatshaushalt, freiheit⸗ 
lichen Ausbau der Staatsregierung und Selbſt⸗ 
verwaltung für die Freie Stadt Danzig“, dann 
ſtimmt das nicht ſo ganz mit den Aeußerungen 
überein, die Sie und auch die Bürgerlichen Par⸗ 
teien, die dieſe Verfaſſungsreform unterſtützten, ge⸗ 
braucht haben. Sie ſprechen von Erſparniſſen im 
Staatshaushalt und gerade wenn Sie in länd⸗ 
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liche Verſammlungen hinausgehen, dann pochen 
Sie ſtets darauf, daß durch den Abbau der Volks⸗ 
tagsabgeordneten und durch den Abbau des Se⸗ 
nats ganz weſentliche Erſparniſſe gemacht wer⸗ 
den, das ſei notwendig, ſonſt könnte die ſoziale 
Fürſorge nicht in dem bisherigen Umfange fort⸗ 
geſetzt werden. Was hat aber dazu Herr Loops 
hier erklärt? Er wies darauf hin, daß von den 
bürgerlichen Parteien dahin gezielt wird, daß eine 
große Erſparnis im Staatshaushalt durch den Ab⸗ 
bau der Abgeordneten herbeigeführt werden ſoll 
und führte dann weiter wörtlich aus: „Ich bin 
entgegengeſetzter Meinung, je mehr wir den Volks⸗ 
tag verkleinern, umſomehr ſchaffen wir ein Be⸗ 
rufsparlamentariertum. Der einzige praktiſche 
Grund iſt, wir würden durch den Abbau der Ab⸗ 
geordneten hier mehr Raum ſchaffen“. Herr Loops, 
es ſtimmt alſo nicht, wenn Sie in Ihrem Flug⸗ 
blatt von Erſparniſſen ſprechen, die durch den Ab⸗ 
bau der Abgeordneten erzielt werden. Widerſpre⸗ 
chen Sie ſich doch nicht ſelbſt. Ich weiß nicht, ob 
Sie perſönlich das Flugblatt verfaßt haben, aber 
fähig ſind Sie alle dazu. Sie haben von den Zen⸗ 
trumsleuten ſehr viel gelernt. Sie ſind gelehrige 
Schüler der Zentrumspartei das geben Sie 
ſelbſt zu. 

Erſparniſſe werden nicht gemacht, der einzige 
Grund wäre, man gewinnt mehr Raum. Das⸗ 
elbe hat bereits der Herr Abg. Gehl vor acht 
Jahren in der Verfaſſunggebenden Verſammlung 
betont, indem er den Bürgerlichen zurief, wenn ſie 
die Zahl der Abgeordneten, die nach der zweiten 
Leſung auf 120 feſtgeſetzt wurde, auf 90 herabſetz⸗ 
ten, würde dadurch nichts anderes geſchaffen als 
ein Berufsparlament mit Berufsparlamentariern, 
die ſich mit keiner anderen Arbeit mehr beſchäf⸗ 
tigen könnten. Es könnten ſich für dieſe Tätig⸗ 
keit nur reiche Leute wählen laſſen, die es nicht 
nötig haben, ſich mit anderer Tätigkeit zu beſchäf⸗ 
tigen oder aber diejenigen, die feſt beſoldet wer⸗ 
den. Die Verringerung der Zahl der Abgeordne⸗ 
ten würde eine ſchwere Gefahr für die Arbeits⸗ 
fähigkeit des Parlaments bedeuten. Wenn Sie 
nun behaupten, wir hätten nicht mehr die Arbeit, 
die der Volkstag früher zu Teilten hätte, ſo ſtimmt 
das auch nicht. Sie wiſſen, wie gerade der Volks⸗ 
tag in dieſem Jahr mit Geſetzen förmlich über⸗ 
ſchwemmt wird, und zwar mit ſehr wichtigen Ge⸗ 
ſetzen. Die einzelnen Fraktionen haben nicht ein⸗ 
mal genügend Leute, um eingehend zu den Vor⸗ 
lagen Stellung zu nehmen. Dazu werden die Ge⸗ 
ſetze mit einer wahnſinnigen Beſchleunigung er⸗ 
ledigt. Die 120 Abgeordneten ſind alſo genau ſo 
notwendig wie damals, um die Arbeit zu leiſten. 
Aber es tritt jetzt gerade verſchärft in die Erſchei⸗ 
nung, was einmal Herr Dr. Zint dem damaligen 
Bürgerblock vorwarf: „Was die Blockbildung 
lelbſt anbetrifft, jo möchte ich feſtſtellen, daß wenn 
ſie ja auch auf Mehrheitsbildung beruht, ſie nicht 
mit demokratiſchen Prinzipien in Einklang ſteht; 
denn demokratiſches Prinzip heißt, eine Mehr⸗ 
heit bilden und nicht Zuſammenſchluß zwecks 
Ueberſtimmung der anderen.“ Das kam aber bei 
allen Geſetzen, die wir hier hatten, zum Ausdruck. 
Ein paar Parteichen haben ſich zuſammenge⸗ 
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ſchloſſen, nicht um eine Mehrheit zu bilden, ſon⸗ 
dern um Minderheiten zu überſtimmen. 

Auf die Abänderungsanträge der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei hat man keine Rückſicht genommen. 
Man hat dann im Flugblatt darauf hingewieſen, 
daß wir Anträge ſtellten, die vollſtändig unan⸗ 
nehmbar waren. Nein, bei der dritten Leſung ha⸗ 
ben wir Anträge geſtellt, die durchweg annehmbar 
geweſen ſind. Wir hatten durchaus nicht die For⸗ 
derung geſtellt, daß dieſe Abänderungsanträge 
en bloc angenommen werden ſollten, daß man aber 
wenigſtens die Abänderungsanträge annahm, die 
das wahrmachen wollten, was Sie der Bevölke⸗ 
rung vor den Wahlen verſprochen hatten. Aber 
ſogar das haben Sie nicht getan. Wir hatten des⸗ 
halb kein Intereſſe, dies Flickwerk, das ſogar im 
bürgerlich⸗demokratiſchen Sinne eine Verringe⸗ 
rung demokratiſcher Freiheiten brachte und gleich⸗ 
zeitig Arbeiterintereſſen verkuppelte, durchführen 
zu helfen. Deshalb haben wir einen Geſetzent⸗ 
wurf eingebracht, den Volkstag aufzulöſen. Sie 
haben damals mit erregten Zwiſchenrufen quit⸗ 
tiert. Nun haben die Deutſchnationalen auch ei⸗ 
nen Abänderungsantrag eingebracht, den Sie 
aller Wahrſcheinlichkeit nach ablehnen werden. 
Aber im Sinne der Sozialdemokratiſchen Partei 
bedeutet tatſächlich der Abänderungsantrag der 
Deutſchnationalen einen Schritt vorwärts. Sie 
erklären doch immer wieder, zunächſt das Mög⸗ 
liche ſchaffen zu wollen, wenn es tatſächlich einen 
ſogenannten Schritt vorwärts bedeutet. Alles, 
was die Deutſchnationalen in der Vorlage brin⸗ 
gen, iſt in Ihrem Sinne ein Schritt vorwärts. 
Der Volkstag ſoll aufgelöſt werden. Die Deutſch⸗ 
nationalen bringen nicht einmal die Fußangeln, 
die die Koalitionsparteien brachten, ſondern be⸗ 
gnügen ſich gleich bei der erſten Abſtimmung mit 
einer einfachen Mehrheit. Das iſt doch in Ihrem 
Sinne, m. H. Sozialdemokraten, ein Schritt vor⸗ 
wärts. Ebenſo der Abbau des Senats. Sie ha⸗ 
ben wahrſcheinlich ſchon am eigenen Leibe geſpürt, 
daß der Waſſerkopf nichts taugt. Deshalb waren 
Sie bereit, jetzt dieſen Waſſerkopf abzubauen. 

Das ſind alles Schritte vorwärts, die Sie hier 
durchführen hätten können Intereſſant iſt die 
Begründung zu dieſem Geſetzentwurf. Die Par⸗ 
tei, die angeblich die Verwirklichung aller vor 
der Wahl abgegebenen Verſprechungen verhin⸗ 
derte, ſoll die Zentrumspartei geweſen ſein. Wir 
wiſſen, daß das ja auch teilweiſe zutrifft. Die 
Zentrumspartei hat aber früher einmal einen an⸗ 
deren Standpunkt eingenommen. Es iſt nicht 
notwendig, ihn zu beleuchten. Ich darf nur den 
Namen Schümmer nennen, der Ihnen allen be⸗ 
kannt ſein wird. Die beiden anderen Parteien ſa⸗ 
gen, ſie möchten gern weiter gehen, aber die Zen⸗ 
trumspartei hindere ſie daran. Das, was jetzt 
angeblich verbeſſert werden ſoll, ſollte auch 1920 
verbeſſert werden. Damals war es die Zentrums⸗ 
partei, die erklärte, ſie möchte gern Verbeſſerun⸗ 
gen bringen, aber bei dem augenblicklichen Zu⸗ 
ſammengehen mit den Deutſchnationalen werde 
das zur Unmöglichkeit gemacht. Wer iſt denn nun 
der eigentlich Schuldige? Der Sprecher der 
Deutſchnationalen Partei erklärte, daß das Ka⸗ 
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pitel der Verfaſſungsänderung noch nicht abge⸗ 
ſchloſſen ſei und daß das negative Ergebnis der 
Abſtimmung niemand befriedigt habe. Das mag 
zutreffen. Sie verſuchen ja auch, das negative 
Ergebnis ſo ſchnell als möglich in ein poſitives 
umzuwandeln, indem Sie von Ihren Grundſätzen 
augenblicklich abgerückt ſind. Das beweißt aber, 
was wir Kommuniſten immer wieder erklärt ha⸗ 
ben, die Bürgerlichen wollen nur dann ſogenannte 
Verbeſſerungen bringen, wenn die Maſſe tatſächlich 
etwas verlangt. Sie werden aber nur ſoweit ge⸗ 
hen, als der Geldbeutel nicht angetaſtet wird. So 
haben Sie auch 1918 die Monarchie abgeworfen 
und ſind zur Demokratie abgeſchwenkt. Die Ka⸗ 
pitaliſten haben ſich hinter dem Schutzſchild der 
Demokratie verſteckt, um mit Hilfe der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei das Privatkapital zu retten. 
Sie wiſſen, daß die Deutſchnationale Partei in 
Deutſchland zu den „frommen“ Demokraten über⸗ 
ſchwenkt. Ich erinnere daran, was Herr Lambach 
gemacht hat. Das werden wielleicht in einigen 
Jahren alle Abgeordneten, auch ſolche von der 
Sorte eines Hugenberg, tun, um ein paar Wähler 
mehr an den Parteikarren zu ſpannen. Die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei macht heute nur die 
Schritte vorwärts bis zur Partei des Schwerkapi⸗ 
tals mit, der Partei eines Jewelowſki. Warten 
Sie noch ein paar Jahre ab, dann werden Sie 
Hand in Hand und Schulter an Schulter auch mit 
der Deutſchnationalen Partei alles mitmachen. 

Wir haben den Geſetzentwurf eingebracht, den 
Volkstag aufzulöſen. Das negative Ergebnis der 
Verfaſſungsänderung ſoll angeblich niemand im 
Freiſtaat befriedigt haben. Nun, dann löſen Sie 
doch dieſen Volkstag auf, denn das negative Er⸗ 
gebnis, das niemand im Freiſtaat befriedigt hat, 
hat doch gleichzeitig zu erkennen gegeben, daß die⸗ 
ſer Volkstag aufgelöſt werden muß und gerade 
die Sozialdemokratiſche Partei ſollte doch jede 
Möglichkeit wahrnehmen, dieſen Volkstag aufzu⸗ 
löſen und wieder an die Maſſen heranzutreten, 
um ſie zu erneutem, verſchärften Kampf gegen das 
Kapital aufzurütteln. Aber Sie denken ja nicht 
mehr daran, den Klaſſenkampf zu führen, ſon⸗ 
dern faſeln von einer wirtſchaftlichen Demokratie 
und arbeiten mit den Kapitaliſten zuſammen. 
Wir werden den Kampf um die Volkstagsauflö⸗ 
ſung in der ſchärfſten Form führen. 

Eigenartig iſt auch, was ſeinerzeit bei den 
Beratungen der Verfaſſung der Herr Abg. Grün⸗ 
hagen hier in dieſem Hauſe zum Ausdruck brachte. 
Herr Grünhagen will heute nichts mehr mit De⸗ 
monſtrationen, mit außerparlamentariſchen Kämp⸗ 
fen zu tun haben, Herr Grünhagen rückt ab von 
der ſogenannten Diktatur des Proletariats, vom 
blutigen Bürgerkrieg uſw. Aber Sie haben früher 
einmal anders geſprochen, Herr Senator Grün⸗ 
hagen! Es iſt ſehr intereſſant, die Stelle hier zu 
leſen: „. .. und wenn es notwendig iſt, dann 
wird eine zweite Revolution das vollenden, was 
die erſte nicht zuſtande gebracht hat. Ich muß das 
ganz offen ſagen, denn ſeit geſtern iſt mir doch zum 
Bewußtſein gekommen, daß die Behauptungen 
der Kommuniſten, daß im bürgerlichen Staat, 
oder wie ſie ſagen, im kapitaliſtiſchen Staat keine 
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wahre Demokratie möglich iſt, zutreffen. Und ich 
möchte Ihnen ſagen, die Revolution hat geſündigt 
und das wird der ſchwerſte Vorwurf ſein, der ihr 
ſpäterhin gemacht werden kann, daß ſie nicht 
gründlicher mit eiſernem Beſen ausgekehrt hat.“ 
Ja, Herr Abg. Grünhagen, wenn die Revolution, 
die in Wirklichkeit ja nur ein Verſtecken der bür⸗ 
gerlichen Kreiſe hinter den Schutzſchild der bür⸗ 
gerlichen Demokratie war, wenn dieſe Revolution 
damals gründlich mit eiſernem Beſen ausgekehrt 
hätte, dann hätten wir heute nicht nötig, uns mit 
Verfaſſungsabänderungsfragen herumzuſchlagen, 
denn dann hätten wir damals die Verfaſſung des 
proletariſchen Staates geſchaffen. Aber noch 
iſt es nicht zu ſpät und die zweite Revolution wird 
kommen und ſie wird mit eiſernem Beſen alles 
das auskehren, was ſich ihr in den Weg ſtellt, ſie 
wird auch auskehren den Reformismus und die 
reformiſtiſchen Führer. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops. 
Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Im Inſera⸗ 


tenteil der Danziger Preſſe ſind heute Anzeigen 
über den kommenden Dominik zu leſen, über Ab⸗ 
normitätenſchau uſw. und da ſind dann die ver⸗ 
ſchiedenen Perſonen aufgeführt, die dort zu ſehen 
find, Rieſen⸗ und Koloſſalmädchen und andere 
Dinge, (Wollen Sie da auch auftreten? rechts.) 
und es ſcheint nun jo, als wenn Herr Plenikowfki 
fi) dort auch noch als Wahrſager betätigen 
möchte. Das iſt nun vielleicht inſofern ſehr un⸗ 
ſozial, da Herr Plenikowſki immerhin eine ſehr 
gut bezahlte Stellung innehat und das Auftreten 
auf dem Dominik den ſtellungsloſen Artiſten 
überlaſſen ſollte. (Abg. Plenikowſki: Ein Skan⸗ 
dal, mir mein Lehrergehalt zum Vorwurf zu 
machen!) Sehen Sie, jetzt kommen Sie ſchon wie⸗ 
der mit Ihrer Demagogie. Ich habe Ihnen 
keinen Vorwurf Ihres hohen Gehaltes wegen ge⸗ 
macht, ſondern darüber, daß Sie werſuchen, ſich in 
Artiſtenkreiſe hineinzudrängen und den Wahr⸗ 
ſager, den Propheten, ſpielen wollen. Was Sie 
hier nämlich zum größten Teil in Ihrer Rede 
vorbrachten, das hatte mit Ihren Anträgen gar 
nichts zu tun, ſondern es waren entweder Prophe⸗ 
zeiungen oder Rückblicke, zwiſchendurch brachten 
Sie dann einzelne Abſchnitte aus hier früher ein⸗ 
mal gehaltenen Reden zum Vortrag. (Frau Abg. 
Kreft: And das war Ihnen wohl ſehr unange⸗ 
nehm? — Abg. Plenikowſki: Laßt doch den 
Gockelhahn ſprechen!) Unangenehm iſt uns das 
niemals. Mir haben nur den Wunſch, daß Sie 
nicht nur dieſe ſozialdemokratiſchen Reden hier in 
ſo ausgezeichneter Weiſe vorleſen, ſondern, daß 
Sie danach auch handeln, das würde uns ſehr an⸗ 
genehm ſein. (Dann müßten wir erſt Kapitals⸗ 
knechte werden! bei den Kommuniſten.) Wenn 
Sie der Auffaſſung find, daß alle ſozialiſtiſchen 
Reden eben nur aus dieſer Einſtellung „Kapi⸗ 
talsknechte“ zu verſtehen ſind, dann verſtehe ich 
es wirklich nicht, warum Sie denn dieſe Reden 
überhaupt hier vorleſen. Dadurch machen Sie 
ſich ja dann auch zu dieſen Kapitalsknechten. 
Alſo, zu den eigentlichen Anträgen iſt ja hier 
von kommuniſtiſcher Seite nichts geſagt worden, 
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wahrſcheinlich weil auch der kommuniſtiſche Red⸗ 


ner bereits eingeſehen hat, daß dazu eben nicht viel 
zu ſagen iſt, daß er ſich mit jedem Wort lächerlich 
machen würde. Wenn Herr Plenikowſki aber 
glaubt, den Sozialdemokraten ein doppelſeitiges 
Spiel vorwerfen zu können, indem ſie einmal hier 
im Volkstag etwas behaupten, was ſie dann hin⸗ 
terher als Gewerkſchaftsvertreter in der Oeffent⸗ 
lichkeit ableugnen oder umgekehrt, da möchte ich 
denn doch die Herren Kommuniſten an die Dinge 
erinnern, die ſich gerade in dieſen Tagen in Mos⸗ 
kau abgeſpielt haben. Da fand nämlich der Kon⸗ 
greß der dritten kommuniſtiſchen Internationale 
ſtatt und da traten die Größen der Kommuniſten 
auf den Plan und hielten wütende Reden gegen 
die anderen Länder, unter anderem auch gegen 
Deutſchland, und der Außenminiſter der Sowjet⸗ 
Republik (Unruhe bei den Kommuniſten.) äußer⸗ 
te bei dieſer Gelegenheit: „Was hat die Sowjet⸗ 
regierung. was haben wir Kommuniſten — es 
find doch alles Kommuniſten — mit den Reden 
zu tun, die dort auf dem Kommuniſten⸗Kongreß 
gehalten werden, mit denen haben wir garnichts 
zu tun, die lehnen wir ab.“ Alſo Sie ſehen, das 
Doppelſpiel wird von Ihnen mit einer viel 
größeren Geriſſenheit geſpielt, als Sie es uns je⸗ 
mals vorwerfen können. (Abg. Raſchke: So ein 
armes dummes Luder wird keinen Menſchen 
mehr belehren!) 


Präſident: Herr Abg. Naſchke, Sie haben un⸗ 
parlamentariſche Ausdrücke gebraucht, ich rufe 
Sie zur Ordnung! (Abg. Raſchke: Nanu, die 
Worte werden doch ſonſt immer wiederholt. 
„Armes, dummes Luder“ habe ich geſagt.) 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Sehen Sie 
einmal, mit Schimpfen und Anpöbeln, damit 
kann man eben keine politiſchen Probleme löſen. 
(Unruhe links. Zwiſchenrufe der Kommuniſten. 
Ihre Einſtellung gegen Sowjet⸗Rußland kenn⸗ 
zeichnet Sie ganz beſonders! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Reden Sie doch nicht ſolchen Unſinn, meine 
lieben Herren von den Kommuniſten, ſondern 
erkundigen Sie ſich erſt einmal bei dem hieſigen 

sertreter Sowjet⸗Rußlands, der hat in mir noch 
nie einen Feind Sowjet⸗Rußlands erblickt. (Abg. 
Plenikowſki: Aber Ihre Preſſe!) Da iſt von 
einer Feindſchaft gegen Sowjet⸗Rußland im 

ienſte Englands noch nie die Rede geweſen. 

Nun nur noch eine Feſtſtellung. Wenn hier 
behauptet wurde, daß die Sozialdemokratie in 
ihrem Flugblatt den Vorwurf erhoben hätte, 
es wären Erſparniſſe durch die Ablehnung der 
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aus Erſparnisrückſichten nie eine Rolle geſpielt. 
Deshalb bleiben die Vorwürfe, die in der Oef⸗ 
fentlichkeit gegen die Kommuniſten erhoben wor⸗ 
den ſind, durchaus berechtigt. Es zeigt ſich ja, wie 


ſehr das böſe Gewiſſen der Kommuniſten ſchlägt, 


wenn Herr Plenikowſki eine lange Verteidi⸗ 
gungsrede gegen ein Flugblatt halten mußte, 
daß er keine Zeit hatte, ſich mit ſeinem eigenen 
Geſetzentwurf zu beſchäftigen. (Zuſtimmung links. 

1 Plenikowſki: Löſen Sie den Volkstag 
auf! 

Herr Dr. Ziehm als Vertreter der Deutſch⸗ 
nationalen Partei hat ſich ausführlicher geäußert 
und ſich darauf beſchränkt, den Antrag, den die 
Deutſchnationalen eingebracht haben, zu begrün⸗ 
den. Wenn Herr Dr. Ziehm nun meinte, der 
deutſchnationale Antrag könnte angenommen 
werden, weil alle Parteien mit der Forderung 
des Antrages im großen ganzen einverſtanden 
waren, ſo iſt das doch eine Verſchiebung der Aus⸗ 
führungen, die hier bei der Beratung der Ver⸗ 
faſſungsreform von den verſchiedenſten Rednern 
gemacht worden 


den Abbau der Abgeordneten ausgeſprochen. Ge⸗ 
wiß hat die Sozialdemokratie auch immer eine 
Verkleinerung des Senats gefordert und immer 


gegen den Waſſerkopf von Senat gekämpft. Es ilt. 


ja im Himmel große Freude über einen Sünder, 
der Buße tut, alſo auch bei uns über Sie Herr Dr. 
Ziehm, wenn Sie ſelbſt einſehen, daß die Ver⸗ 
faſſung, die Sie in Bezug auf den Senat ſelbſt 
geſchaffen Haben, nicht mehr den heutigen Zeit⸗ 
erforderniſſen entſpricht und in dieſem Punkt ab⸗ 
geändert werden ſoll, daß alſo der Waſſerkopf von 
Senat beſeitigt werden ſoll. (Abg. Dr. Ziehm: 
Stimmen Sie doch mit!) Aber Herr Dr. Ziehm, 
es dreht ſich für uns um die Zahl erſt in zweiter 
Linie. Es dreht ſich für uns immer um das Prin⸗ 
zip, nach welchem in Danzig regiert werden ſoll. 
Ob wir hier nun eine Diktatur von 22 Mann 
haben oder eine Diktatur vielleicht auch nur von 
einem, in keinem Falle iſt es eine Beſſerung. Es 
kommt hier weniger auf die Zahl, als auf die 
Grundſätze an. Sie wollen die Diktatur einer 
kleinen Schicht. Sie wollen auch den Parlamen⸗ 
tarismus. Die parlamentariſche Demokratie wol⸗ 
len Sie hier in Danzig auf keinen Fall einge⸗ 
führt haben. Aus dieſem Grunde iſt eine gleiche 
Baſis eben nicht vorhanden. Aus dieſem Grunde 
waren auch die Ausführungen, die Herr Dr. 
Ziehm hierüber gemacht hat, falſch. Es iſt auch 
falſch, wenn Herr Dr. Ziehm meinte, daß in der 


Verfaſſungsreform verhindert worden und ande⸗ Bevölkerung die allerernſteſten Vorwürfe erho⸗ 


rerſeits auf frühere ſozialdemokratiſche Reden 
hingewieſen wurde, daß ein Abbau der Abgeord⸗ 
neten keine große Erſparnis bedeute, ſo liegt 
hierin kein Miderſpruch. Die Sozialdemokratie 
hat die Erſparniſſe, die durch die Verfaſſungs⸗ 
reform gemacht werden ſollten, viel weniger im 
Abbau der Abgeordneten geſehen, als gerade in 
der Möglichkeit, mehr Einfluß auf die Verwal⸗ 
tung zu gewinnen, die Verwaltung zu reformie⸗ 
ren und dadurch Erſparniſſe herbeizuführen. 
(Sehr gut! links.) Das iſt durch Sie, m. H. Kom⸗ 


muniſten verhindert worden. Die Frage des Ab⸗ 
baues von 30 oder 40 Abgeordneten hat für ans 


ben werden, daß die Verfaſſungsreform geſcheitert 
iſt, nur weil etwa ein Abbau des Parlaments 
nicht erfolgt iſt. Ach nein, um den Abbau des 
Parlaments kümmert ſich die Bevölkerung nicht 
in dem Maße als um das diktatoriſche Regie⸗ 
rungsprinzip, das wir bisher in Danzig gehabt 
haben. Gerade das iſt es, was bisher in der brei⸗ 
ten Maſſe der Bevölkerung ſolch einen großen 
Anſinn hervorgerufen hat. Wenn wir nur eine 
Verkleinerung der Zahlen vornehmen wollten, 
würde der Anwille der Bevölkerung auch nicht 
nachlaſſen, ſondern der wird erſt dann nachlaſſen, 
wenn die Reform zum mindeſten in dem Maße 
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{A) durchgeführt wird, wie es die Regierungskoali⸗ 


tion mit ihrer Vorlage hier beabſichtigt hatte. 
Herr Abg. Dr. Ziehm hat dann allerdings ge⸗ 
meint, in erſter Linie müßte der Volkstag ſelbſt 
mit gutem Beiſpiel vorangehen. Dadurch würde 
er eine moraliſche Wirkung ausüben. Der Abbau, 
der beim Volkstag erfolgte, würde ſich dann viel⸗ 
leicht auch auf den Beamtenkörper fortſetzen, 
man würde dort auch abbauen und ſparen. Sie 
haben von der moraliſchen Wirkung geſprochen. 
Ich weiß nicht, worauf ſich die moraliſche Wir⸗ 
kung eines Abbaues und einer Erſparnis beim 
Volkstag beziehen ſoll. Das kann ſich nur auf die 
anderen Inſtitutionen des Staates beziehen. Da 
haben wir ja leider ſehr traurige Erfahrungen 
gemacht; denn der Volkstag iſt bereits einmal 
mit gutem Beiſpiel vorangegangen und hat ſchon 
vor längerer Zeit ſeine Diäten verkürzt. Man 
hat aber durchaus nicht gemerkt, daß auch die 
höheren Beamten freiwillig gejagt hätten, fie 
wollten dem guten Beiſpiel der Abgeordneten 
folgen und auf Teile des Gehalts zu Gunſten des 
Staates verzichten. (Sehr richtig! links. — Not⸗ 
opfer! rechts.) Wir haben es in den letzten Tagen 
im Gegenteil erlebt, daß trotz des guten Beiſpiels 
des Volkstages gewiſſe Beamtenkreiſe heute noch 
mit aller Macht ſolch eine Auswirkung auf an⸗ 
dere und eine finanziell viel wertvollere Aus⸗ 
wirkung zu hintertreiben ſuchen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Wiſſen Sie noch immer nichts vom Not⸗ 
opfer?) Aus dieſem Grunde iſt es wohl ausge⸗ 


ſchloſſen, daß die Vorlage, die die Deutſchnatio⸗ 


nale Partei jetzt dem Volkstag unterbreitet hat, 
ſo ſchnell verabſchiedet werden kann, wie es Herr 
Dr. Ziehm in ſeiner Rede zum Ausdruck brachte. 
Selbſt wenn alle Parteien damit einverſtanden 
wären, wäre es doch nicht möglich, dies Geſetz bis 
zur nächſten Sitzung des Völkerbundes, die ſchon 
im September ſtattfindet, durchzubringen. (Abg. 
Karkutſch: Wir ſind doch ſchon einig!) Ich habe 
Ihnen klargelegt, daß dieſe Einigung nicht vor⸗ 
handen iſt, ſondern daß es ſich bei der Verfaſ⸗ 
ſungsreform für uns um ganz andere Dinge han⸗ 
delt als die, die Sie herausgegriffen und in 
Ihrem Antrag niedergelegt haben. Wir wenden 
uns nicht gegen dieſe Dinge, die im Antrag nie⸗ 
dergelegt worden ſind, aber wenn eine Verfaſ⸗ 
ſungsreform durchgeführt wird, dann muß gleich 
ganze Sache gemacht werden; denn eine Ver⸗ 
faſſungsreform können wir nicht alle Jahre 
machen. Aus dieſem Grunde iſt es nicht möglich 
zu ſagen, heute bringen wir dieſe Verfaſſungs⸗ 
reform durch und im nächſten Jahr werden die 
andern Dinge in einer Verfaſſungsreform durch⸗ 
gebracht. 

So kann man eine Verfaſſungsreformpolitik 
nicht machen. Trotzdem werden wir der Ueberwei⸗ 
ſung dieſes Antrages an den Ausſchuß zuſtimmen, 
weil wir hoffen, daß dieſer Antrag doch noch die 
Grundlage für eine großzügige Verfaſſungs⸗ 
reform bilden kann. Es iſt ja bei der Beratung 
der Verfaſſungsreform gerade hier von einzelnen 
Parteien zum Ausdruck gebracht worden, die Zeit 
ſei zu kurz geweſen. Es waren die Nationallibe⸗ 
ralen, die das ganz offen ausgeſprochen haben, 
andere Parteien haben das auch in etwas ver⸗ 
ſteckterer Art hier zum Ausdruck gebracht. Nun, 
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m. D. u. H., wenn wir dann dieſe Vorlage im 
Verfaſſungsausſchuß beraten, wenn wir dann da⸗ 
zu noch Ergänzungsanträge beraten werden, 
dann wird die Zeit nicht ſo gedrängt ſein, wie 
ſie es nach Ihrer Darſtellung vor einigen Wochen 
geweſen ſein ſoll, und es iſt dann vielleicht mög⸗ 
lich, daß aus den Beratungen des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes doch noch etwas Poſitives heraus⸗ 
kommt, daß dann eine Verfaſſungsreform zus 
ſtande kommt, die den Wünſchen der breiten Be⸗ 
völkerung entſpricht, und daß 
Deutſchnationalen mit der Einbringung ihres 
Antrages ein Teil jener Kraft geweſen ſind, die 
zwar das Böſe will, aber das Gute ſchafft. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Wir freuen 
uns, daß die Deutſchnationale Fraktion die Ini⸗ 
tiative ergriffen hat, dieſe Verfaſſungsänderung 
erneut hier einzubringen, nachdem vor kurzem 
ein Regierungsentwurf in der gleichen Materie 
der Ablehnung verfallen iſt. Wir glauben das 
als gutes Zeichen dafür nehmen zu können, daß 
auf der rechten Seite jetzt doch über die Abſtim⸗ 
mung der Regierungsvorlage Dämmerung auf⸗ 
getaucht iſt, und daß man ſich jetzt den Kopf zer⸗ 
bricht, wie man dieſen faux pas, der hier bei der 
Verabſchiedung begangen wurde, beſeitigen kann. 

Ueber die Verfaſſungsänderung und über die 
einzelnen Verfaſſungsfragen iſt hier vor kurzer 
Zeit ausreichend geſprochen worden. Ich verſage 
es mir deshalb, hier auf den Entwurf der 
Deutſchnationalen, wie auch auf den Entwurf der 
Kommuniſten einzugehen. Wir werden im Aus⸗ 
ſchuß, ſpeziell in der zweiten Leſung ſorgfältig 
daran mitarbeiten und ſind überzeugt, daß ſich die 
Praxis des Danziger Parlaments dahin ausge⸗ 
wirkt hat, daß bei den Beratungen von verfaſ⸗ 
ſungsändernden Geſetzen eine einfache Mehrheit 
für die Abſtimmung der einzelnen Paragraphen 
genügt und nur in der Schlußabſtimmung die 
Zweidrittel⸗Mehuheit erforderlich iſt, daß die 
Mehrheit, die die vorige Verfaſſungsänderung 
bearbeitet hat, nämlich die Regierungsparteien 
mit einigen anderen Parteien, das weſentliche, 
was in dem Entwurf unſerer deutſchnationalen 
Kollegen hier fehlt, in den vorliegenden deutſch⸗ 
nationalen Entwurf hineinſetzen wird. Dann 
wird ſich die Deutſchnationale Partei in der un⸗ 
angenehmen Situation befinden, ihre eigene 
Vorlage erneut ablehnen zu müſſen oder ſie anzu⸗ 
nehmen. Ich nehme an, daß die Deutſchnationa⸗ 
len dann das, was ſie in der Regierungsvorlage 
durch Uebereilung ſchlecht gemacht haben, wieder 
gutmachen werden und dann ſo die qualifizierte 
Mehrheit für die Verfaſſungsänderung herbei⸗ 
führen werden, auch gegen die zufällige Nichtein⸗ 
ſicht der Kommuniſten, die, wenn ſie den Rat 
politiſcher Kreiſe aus Sowjet⸗Kußland befolgen 
würden, — auf mich ſollen Sie nicht hören, Sie 
ſollen nur auf die Politiker hören, die an der 
Spitze der ru'ſiſchen Regierung ſtehen, die hätten 
Ihnen geſagt, daß ſie es nicht verſtehen können, 


wenn die Danziger kommuniſtiſchen Vertreter den 


Parlamentarismus in Danzig ablehnen — der 
Verfaſſungsänderung zuſtimmen müßten. (Un⸗ 


dann alſo die 
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(Rahn, Abgeordneter) 
ruhe bei den Kommuniſten, Glocke des Präſiden⸗ 
ten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. Ich 
ſchlage vor, die Vorlage dem Verfaſſungs⸗Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch, 
das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

Rt, Drudiade Nr. 300 und Nr. 
324. 

Zu den Eingaben liegen Abänderungsanträge 
vor, das Wort zu den Eingaben hat der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Im Sozi⸗ 
alen Ausſchuß ſind die Anträge zweier Erwerbs⸗ 
loſer abgelehnt worden, und zwar auf Grund der 
Berichterſtattung der betreffenden Abgeordneten, 
in dem einen Falle war es ein Zentrumsabge⸗ 
ordneter, in dem anderen Falle ein Abgeordneter 
der Sozialdemokratiſchen Partei. Es handelt ſich 
zunächſt um die AUnterſtützungsſache eines Paul 
Roſenkranz aus Langfuhr und dann einer Char⸗ 
lotte Röſiger, auch aus Langfuhr. Der Erwerbs⸗ 
loſe Paul Roſenkranz war in Fürſorgeerziehung, 
er wurde entlaſſen und erhielt Arbeit. Nach ei⸗ 
nigen Wochen wurde er wegen Arbeitsmangel ent⸗ 
laſſen und ſtellte nun den Antrag auf Gewährung 
von Erwerbsloſenunterſtützung. Dieſer Antrag 
wurde abgelehnt, eine Beſchwerde an den Senat 
hatte gleichfalls negativen Erfolg, der Senat 
lehnte auch ab. Weshalb? Weil die „geſetzlichen 
Grundlagen“ nicht gegeben ſeien, ihm die Anter⸗ 
ſtützung zu gewähren. Eigenartigerweiſe hat ſich 
dieſer Anſicht des Senats Herr Gaikowſki ange⸗ 
ſchloſſen, der doch ſonſt wirklich für die ſozialen 
Belange der Arbeiterſchaft ſehr viel „übrig“ hat. 
der doch auch „Arbeitervertreter“ ſein will. Auch 
er hat erklärt, die geſetzlichen Grundlagen genüg⸗ 
ten nicht, um die Anterſtützung zu gewähren. Das 
iſt nicht der Fall. Herr Dr. Kamnitzer hat doch ge⸗ 
ſtern von dieſer Stelle aus erklärt, wenn irgend 
jemand ſein Recht nicht bei den Gerichten findet, 
weil der Richter oder die betreffenden Behörden 
in dieſem oder jenem Falle nicht ganz objektiv 
richtig geurteilt haben, dann iſt der Volkstag hier 
die letzte Inſtanz, um das Unrecht wieder gut zu 
machen. Deshalb erkläre auch ich hier, der Volks⸗ 
tag möge das Unrecht, daß die Behörden, der Se⸗ 
nat und auch der Ausſchuß begangen haben, wie⸗ 
der gutmachen. 

Sind die Vorausſetzungen für die Gewährung der 
Anterſtützung gegeben? Jawohl! Der betreffende 
Arbeiter befand ſich in der Fürſorgeerziehung. Es 
iſt doch klar, daß er dort arbeiten mußte, daß man 
ihm Nahrung und Kleidung nur gab, weil man 
ihn zur Arbeit heranzog. Infolgedeſſen hat er 
ſeinen Lebensunterhalt durch ſeine Arbeit beſtrit⸗ 
ten, ganz abgeſehen davon, daß er ja nicht der 
eigentlich Schuldige war, der die Ueberführung in 
die Anſtaltsfürſorge veranlaßt hat, ſondern Schuld 
hat allein das kapitaliſtiſche Syſtem. Aber es 
ſteht feſt, daß er auch als Fürſorgezögling ſeinen 
Lebensunterhalt durch ſeine Arbeit verdient hat. 
Hinzu kommt noch, daß er dann mehrere Wochen 
tatſächlich gegen Lohn gearbeitet hat und wegen 
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Arbeitsmangel entlaſſen wurde. Hier ſind die ge⸗ 


ſetzlichen Grundlagen gegeben, um Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung zu erhalten. Auch dieſer Koaliti⸗ 
onsſenat, auch dieſer Linksſenat lehnt aber die Ge⸗ 
währung der Anterſtützung ab. Es iſt eigenartig, 
wenn ein Erwerbsloſer auf das Parteibüro der 
Sozialdemokratiſchen Partei kommt, wird ihm das 
Blaue vom Himmel verſprochen und erklärt, ſchuld 
ſeien die reaktionären Gemeindevorſteher und die 
übrigen reaktionären Verwaltungsſtellen. Die 
Partei trete „ſelbſtverſtändlich“ dafür ein, daß der 
Betreffende ſeine Unterſtützung bekomme. Durch 
die Tat weicht man aber von dieſem Lippenbe⸗ 
kenntnis ab. Machen Sie alſo das Unrecht gut, 
das hier verübt wurde. Angeblich ſollen Sie ja 
die „Stimme des Volkes“ ſein, die das von den 
Behörden gemachte Unrecht wieder beſeitigen kann. 
Im andern Falle handelt es ſich um eine Er⸗ 
werbsloſe Charlotte Röſiger. Dieſe Frau iſt 35 
Jahre alt und wohnt im Haushalt ihres Vaters, 
der Schloſſer iſt. Die Herren Sozialdemokraten 
haben wiederholt darauf hingewieſen, daß gerade 
die Arbeiter ſehr ſchlecht entlohnt werden. Sie 
willen, daß auch die Schloſſergehälter nicht im 
Entfernteſten an die Gehälter der Beamten in 
Gruppe V. VI und VII heranreichen. Dieſer 
Schloſſer wird nun gezwungen, ſeine 35 jährige 
Tochter mit zu ernähren. Sie erhält keine Unter- 
ſtützung. Hier haben Sie nicht die Entſchuldi⸗ 
gung, daß die geſetzlichen Grundlagen nicht gege⸗ 
ben ſind. Hier erkennt der Senat an, daß die ge⸗ 
ſetzlichen Grundlagen da ſind. Der Vater iſt aber 
Schloſſer, er ſteht in Arbeit, infolgedeſſen kann er 
ſeine 35 jährige Tochter mit ernähren. Auch hier 
haben Sie Gelegenheit, das Unrecht wieder gut⸗ 
zumachen. Wir verlangen deshalb, daß ſich der 
Volkstag nicht den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes an⸗ 
ſchließt und die beiden Anträge zurückweiſt, ſon⸗ 
dern daß er endlich den Mut aufbringt, anders zu 
handeln, und zwar ſo, wie es das ſoziale Gewiſſen 
verlangt. Nicht Zurückweiſung, ſondern Befür⸗ 
wortung! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ueber 
eine Eingabe iſt der Ausſchuß, glaube ich, erheblich 
leichtfertig hinweggegangen, und zwar handelt 
es ſich um die Eingabe Nr. 11 des Paul Range. 
Dies iſt der typiſche Fall, daß ein kleiner Gewer⸗ 
betreibender, ein Bäckermeiſter, zwar Buchführung 
hat, die aber nicht die komplizierte Buchführung 
einer Aktiengeſellſchaft iſt. Er hat einen Umſatz 
von 17600 Gulden. Die Steuerbehörde taxiert 
aber genau das Doppelte, ohne irgendwelche Un⸗ 
terlagen dafür zu haben. 

Der Fall ſcheint typiſch zu ſein. Er dokumen⸗ 
tiert, daß wir keine Steuerbehörde und kein Steu⸗ 
eramt haben, ſondern zum großen Teil Leute, die 
einfach ſinnlos einſchätzen, weil das Etatsſoll ein⸗ 
gebracht werden ſoll. Es iſt kein Wunder, daß 
die große Maſſe des Bürgertums die Steuerbe⸗ 
hörden und Steuerbeamten ebenſo anſieht, wie im 
Mittelalter die Kaufleute die Raubritter. So 
geht es nicht. Es iſt nicht im entfernteſten nachge⸗ 
wieſen, daß hier ein höherer Umſatz vorhanden iſt. 
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Die Steuerbehörde kommt aber, um das Doppelte 
zu vollſtrecken. Dann iſt es nicht erſtaunlich, daß 
wir in der Zeitung leſen, vierzig Grundſtücke wer⸗ 
den zwangsweiſe verſteigert, wovon die Steuer⸗ 
behörde den Löwenanteil hat. Die Eingabe iſt 
ſymptomatiſch für die Mißwirtſchaft bei der Steu⸗ 
erbehörde. Es iſt nicht der einzige Fall. Meine 
ganze Sprechſtunde iſt mit Anfragen ſolcher Art 
ausgefüllt. Die Veranlagungen ſind viel zu hoch. 
Die Steuerbehörde würgt den Betreffenden ab, ſo 
daß er ruiniert iſt. 

Wir bringen das zum Ausdruck, damit die Re⸗ 
gierung merkt, daß es nicht ſo weiter geht, wenn 
die Steuern ohne nachweisliche Mehreinnahme 
einfach erhöht werden. Dieſem Verlangen der 
Steuerbehörde muß endlich ein Riegel vorgeſcho⸗ 
ben werden. Wir bitten die Eingabe Nr. 11 nicht 
als Material zu überweiſen, ſondern zur Berück⸗ 
ſichtigung, bis die Steuerbehörde nachweiſt, daß 
tatſächlich der doppelte Umſatz erzielt worden iſt. 

Die zweite Eingabe bezieht ſich auf die Recht⸗ 
ſprechung des Obergerichts. Es handelt ſich um 
ein abſolutes Fehlurteil. Es iſt eine mehr juriſti⸗ 
ſche Angelegenheit. Sie wiſſen, daß der Kampf 
um die Rechtsgültigkeit des § 12 heftig entbrannt 
war. Nachher trat eine Aenderung des Aufwer⸗ 
tungsgeſetzes ein. In dieſer Zeit iſt eine Entſchei⸗ 
dung gefällt worden, bei der das Obergericht 
ſagte, daß eine rechtsgültig bezahlte Hypothek, bei 
der eine löſchungsfähige Quittung da war, aufzu⸗ 
werten iſt, auch wenn kein Vorbehalt da iſt. So⸗ 
bald ein Vorbehalt erteilt worden iſt, kann eine 
nachträgliche Aufwertung ſtattfinden. Das iſt 
hier nicht der Fall. Das Urteil iſt in der Zeit 
zwiſchen dem erſten und zweiten Aufwertungs⸗ 
geſetz gefällt. Es iſt ein vollkommenes Fehlurteil, 
ein Nichturteil. Auch in dieſem Fall bitten wir, 
um die ganze Angelegenheit noch einmal ernſt⸗ 
haft zu beraten, den Fall dem Senat nicht als 
Material zu überweiſen, wie es der Ausſchuß 
wollte, ſondern zur Berückſichtigung. 

Präſident: Herr Abg. Dr. Blavier, Sie ha⸗ 
ben wiederholt von Anträgen geſprochen, ich muß 
aber feſtſtellen, daß bei mir keine Anträge einge⸗ 
gangen ſind. Ich kann nicht über etwas abſtimmen 
laſſen, was ich nicht beſitze. Wir kommen nunmehr 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
zur Eingabe Nr. 52, enthalten in Druckſache 
Nr. 348: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 52 des Paul 
Roſenkranz, Langfuhr, betr. Erwerbsloſenunterſtützung 
dem Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Plenikowfſli 
und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abän⸗ 
derungsantrag zur Eingabe Nr. 72, der in Druck⸗ 
ſache Nr. 349 enthalten iſt, ab: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 72 der Char⸗ 

lotte Röſiger, Langfuhr, betr. Erwerbsloſenunter⸗ 


ſtützung dem Senat zur Berückſichtigung zu über⸗ 


Plenikowꝛfki g 
und die übrigen e der Kommuniſtiſchen 


weiſen. 


raktion. 
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Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bitte den 
Herrn Präſidenten, wenn die Eingaben 11 und 
13 herankommen, die Abſtimmung zurückzuhalten, 
bis Herr Dr. Blavier dem Plenum den ſchrift⸗ 
lich ſkizzierten Antrag eingereicht hat. 


Präſident: Es iſt beſſer, wenn die Anträge 
vorliegen. Es genügt, wenn fie eingereicht wer⸗ 
den, wenn der Punkt behandelt wird. Dann 
müſſen ſie verleſen werden. Ich kann die An⸗ 


träge aber nicht verleſen, weil ich ſie nicht beſitze. 


Wenn das hohe Haus dem zuſtimmt, bin ich gern 
bereit, die Abſtimmung auf fünf Minuten zu un⸗ 
terbrechen. (Abg. Rahn: Wenn Ziffer 11 und 13 
herankommen, bitte ich den Herrn Präſidenten 
dem Hauſe vorzuſchlagen, da der Antrag augen⸗ 
blicklich geſchrieben wird, die Abſtimmung einen 
Augenblick auszuſetzen!) Wir behandeln ſeit lan⸗ 
gem die Eingaben als Ganzes. Wenn keine Aen⸗ 
derungen vorhanden ſind, werden ſie vom Hauſe 
zuſammen angenommen. Ich laſſe nachher über 
die Anträge abſtimmen. Wir können ja die Ein⸗ 
gaben ſoweit erledigen und hernach dann noch 
über die Anträge abſtimmen. Wir ſtimmen jetzt 
noch ab über die Entſchließung zu der Eingabe 
Nr. 125, die Entſchließung iſt enthalten in der 
Druckſache Nr. 317. 


„Der Volkstag beſchließt, den Senat zu erſuchen, 
mit der gebotenen Beſchleunigung die Verhältniſſe, 
die ſich zwiſchen den Verſicherungsbehörden und der 
Ortskrankenkaſſe Zoppot herausgebildet haben, zu 
klären und zu einer Einigung zu bringen. 

Bei Prüfung der Eingabe Müller hat der Volks⸗ 
tag den Eindruck gewonnen, daß die in der Orts⸗ 
krankenkaſſe Zoppot aufgetretenen Streitfragen von 
den zuſtändigen behördlichen Stellen nicht mit der 
nötigen Objektivität und Sachkunde behandelt wor⸗ 
den ſind. 

Der Volkstag beanſtandet beſonders die folgen⸗ 
den Handlungen: 

1. die Entfernung des Vorſtandsmitgliedes Müller 

aus dem Vorſtand der A. O. K. Zoppot, 

2 = 1 a Entlaſſung des Geſchäftsführers 

Abel. 


Der Volkstag erſucht den Senat, durch ſofortige 
Aufnahme von Verhandlungen mit den in Frage 
kommenden Stellen die gemachten Fehler zu berich⸗ 
tigen. 

„Weiter erſucht der Volkstag den Senat, mit der 
größtmöglichen Beſchleunigung die beſtehenden fünf 
Verſicherungsämter zu einem Verſicherungsamt mit 
dem Sitz in der Stadtgemeinde Danzig umzubilden, 
um damit die Verwaltung zu vereinfachen und die 
Rechtſwrechung zu beſchleunigen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Ich ſtelle jetzt 
feſt, daß das hohe Haus den Beſchlüſſen der ein⸗ 
zelnen Ausſchüſſe inſoweit Rechnung getragen 
hat, bis auf die beiden Abänderungen zu den 
1 über die wir nachher noch abſtimmen 
werden. 
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(Präſident) 
Ich rufe dann Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Große Anfrage Nr. 9 des Abg. Raſchke 
und Fraktion betr. Ausſchreitungen des 
Wehrwolfes. 
Druckſache Nr. 313. Ich eröffne Die Beſprechung. 
Zur Begründung der großen Anfrage hat das 
Wort der Herr Abg. Liſchnewfki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 


H.! Es ſcheint in der letzten Zeit ſo, daß ſich hier 


alle faſchiſtiſchen Organiſationen in Danzig ein 
Stelen geben, um hier ihre faſchiſtiſchen Be⸗ 
ratungen über die Fememorde uſw. zu pflegen 


und die Grundlinien feſtzuſetzen, nach denen ſich 
dieſe Organiſationen in Deutſchland und in Dan⸗ 


zig in ihrem Kampf gegen die Beſtrebungen der 
revolutionären Arbeiterſchaft benehmen ſollen. 
Dieſe Kongreſſe richten ſich alle, wenn auch nicht 
direkt, ſo doch indirekt gegen die Arbeiterſchaft, 
nur offener, brutaler, ſchamloſer und mit allem 
Raffinement, über das dieſe faſchiſtiſchen Geſellen 
verfügen, wird der Kampf direkt geführt. Des- 
halb haben wir unſere große Anfrage dazu be⸗ 
nutzt, um hier endlich die Oeffentlichkeit darauf 
aufmerkſam zu machen, was insbeſondere der 
1 e von dieſem faſchiſtiſchen Geſindel 
roht. 


In den Pfingſtfeiertagen iſt bekanntlich der 
Wehrwolf in Danzig aufmarſchiert, und er war 
ſchon durch ſeine äußere Erſcheinung und durch 
ſein Betragen dazu angetan, die Arbeiterſchaft 
zu reizen. Der Wehrwolf hat ſich hier in den 
Pfingſtfeiertagen ein Treffen gegeben und hat 
perſucht, hier in Danzig dieſelben Methoden ein⸗ 
zuführen, die er in Deutſchland ſchon ſo manches 
Mal eingeſchlagen hat. Das es hier nicht ſchon zu 
Fememorden gekommen iſt, liegt nur an den 
kleinen Verhältniſſen hier im Freiſtaate. Es iſt 
uns als Kommuniſtiſche Partei bekannt, daß Die 
Wehrwolforganiſation ſich hier in Danzig außer⸗ 
ordentlich rüpelhaft gegen die Arbeiterſchaft be⸗ 
ommen hat, was ſchon der ganzen Einſtellung 

zeſer Geſellen entſpricht. Z. B. haben fie in 
be Paſſanten angepöbelt und haben im Eiſen⸗ 
ahnabteil Angehörige fremder Nationalitäten 
beläſtigt. Ich nehme Angehörige der polniſchen 
ationalität, ſoweit es ſich nicht um revolutio⸗ 
näre Arbeiter handelt, durchaus nicht in Schutz, 
aber immerhin iſt es kennzeichnend für dieſes 
ſaſchiſtiſche Geſindel, daß fie alles, was nach 
einem polniſchen Staatsbürger oder Juden riecht, 
ohne weiteres beläſtigen, Bürger beläſtigen, die 
ihnen abſolut nicht zunahe treten. Sowohl in der 
Eiſenbahn als auch auf der Straße in Oliva 
haben die Wehrwolfleute harmloſe Bürger be⸗ 
läſtigt, außerdem haben ſie mit ihrer Kapelle in 
Joppot geſpielt. Wir Kommuniſten haben durch⸗ 
aus keine Arſache, ihnen ihren Profit in Danzig 
zu ſichern, aber wenn ſich ſolche Veranſtaltungen 
zum Schaden für das Anſehen Danzigs auswir⸗ 
en, dann kann man hierzu ein paar Worte ſagen. 
Unter der Leitung dieſes Kurdirektors, der an⸗ 
ſcheinend von allem anderen eine Ahnung hat, 
nur nicht von der Kurverwaltung, der wohl ſehr 
ſtramm deutſchnational, vielleicht gar ſelbſt Wer⸗ 
wolfmitglied iſt. hat Zoppot ſchweren Schaden 
erlitten. Dieſer Herr trampelt in Zoppot herum, 


‚ih in Deutſchland außerordentlich 
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wie der Elefant im Porzellanladen, indem er (0 


3. B. die Wehrwolfkapelle hat ſpielen laſſen. Es 
wird niemand von Ihnen, meine Damen und 
Herren, beſtreiten können, daß ſich das ſehr zum 
Schaden der Danziger Wirtſchaft ausgewirkt hat, 
deren Sie ſich hier ſonſt immer ſo ſehr anzuneh⸗ 
men vorgeben. Aber es iſt bezeichnend für die 
Einſtellung der Behörden und der Kreiſe, die der 
Regierung nahe ſtehen, wie ie dieſes Geſindel 
behandeln. Es genügt dieſen Kreiſen, wenn dieſe 
Organiſationen, die hierher nach Danzig kom⸗ 
men, nur faſchiſtiſche Organiſationen ſind, dann 
werden ihnen alle möglichen Erleichterungen 
zuteil, man gewährt ihnen Schutz und Aufwar⸗ 
tung. Daher iſt es auch zu verſtehen, daß ſich ganz 
beſonders der Polizeipräſident dieſer Wehrwolf⸗ 
organiſation angenommen hat. 

Dieſe faſchiſtiſchen Organiſationen wirken 
ſtark nicht 
Arbeiterſchaft aus, 
A die bürgerliche Demokratie 
und überhaupt gegen jedes neuzeitliche Beſtreben. 
Es iſt daher nicht weiter erſtaunlich, daß dieſe 
faſchiſtiſche Wehrwolforganiſation die Schalmei⸗ 
enkapelle der kommuniſtiſchen Organiſation über⸗ 
fallen hat, und daß ſie auch den Roten Front⸗ 
kämpferbund mit der ihr eigenen Brutalität auf 
Der Straße meuchlings angefallen hat. Das haben 
ſie genau ſo in Berlin und auch in anderen 
Städten getan. Trotzdem der Rote Frontkämp⸗ 
ferbund für den erſten Pfingſtfeiertag ein Gau⸗ 
treffen in Danzig angeſetzt hatte, hat der Wehr⸗ 
wolf auch ei 
Nachdem der Rote Frontkämpferbund 
treffen beim Polizeipräſidenten 
hat dann der Wehrwolf ſein Zuſammentreffen 
angemeldet, um den Kampf gegen die Rote 
Frontkämpferorganiſation auch in der Oeffent⸗ 
lichkeit aufzunehmen. Wir können beſtätigen, 
daß ihm das auch mit Hilfe des Polizeipräſiden⸗ 
ten gelungen iſt, und das will ich Ihnen hier be⸗ 
weiſen. Schon am Vormittag haben Mitglieder 
des Wehrwolfs die Schalmeienkapelle angerem⸗ 
pelt, es haben ca. 120 Wehrwölfe 15 bis 18 Rote 
Frontkämpfer angefallen und zum Teil auch miß⸗ 
handelt. Das loöſte eine verſtändliche Erregung 
bei den Rotfrontkämpfern aus, wenn 18 Mann 
ihrer Organiſation von 120 Wehrwölfen be⸗ 
läſtigt, provoziert und auch zum Teil geſchlagen 
wurden. Das hat ſich natürlich in der Organi⸗ 
ſation des Rotfrontkämpferbundes außerordent⸗ 
lich ſtark ausgewirkt. Ein Hundsfott wäre der 
Kamerad, der dem andern nicht Beiſtand leiſtete. 
Durch die fortwährenden Provokationen durch 
den Wehrwolf am Vormittag hat ſich alſo in der 
Organiſation des Rotfrontkämpferbundes eine 
berechtigte Erregung geltend gemacht. Am Nach⸗ 
mittag war es genau dasſelbe. Wenn z. B. drei 
oder vier Mann von der Organiſation des Rot⸗ 
frontkämpferbundes auf der Straße gingen, wur⸗ 
den ſie von den Wehrwölfen angepöbelt. Sie wur⸗ 
den, wie man in der Danziger Mundart ſagt, 
durch den Kakao gezogen. Das hat natürlich auch 
3. T. zu Zuſammenſtößen geführt. Hätten mich 
oder ein Mitglied unſerer Fraktion dieſe Leute 


nur gegen die Intereſſen der 
ſondern auch gegen 


ſein Gau⸗ 
angemeldet hatte, 


provoziert, jo glaube ich, daß es noch zu ſchärfe⸗ 


ein Zuſammentreffen anberaumt. (D) 


(A 
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ren Zuſammenſtößen gekommen wäre, als es der 
Fall war. Sich von dieſen Leuten provozieren 
zu laſſen, betrachte ich von meinem Standpunkt 
aus als ehrenrührig. Es iſt zu Anrempeleien ge⸗ 
kommen, die der Polizeipräſident zum Anlaß be⸗ 
nutzte, um dem Rotfrontkämpferbund das Tra⸗ 
gen der Uniform zu verbieten. Das iſt kennzeich⸗ 
nend für die Einſtellung des Polizeipräſidenten. 

Um die Wehrwölfe vom Schein zu befreien, 
ſich provokatoriſch betragen zu haben, hat man die 
Mitglieder des Rotfrontkämpferbundes nach dem 
Polizeipräſidium zitiert, um aus ihnen angeblich 
herauszubefommen, wie die Sache vor ſich gegan⸗ 
gen iſt. Es muß auch hier geſagt werden, daß der 
Polizeipräſident nach unſeren Informationen 
großen Wert darauf legt, ſeine Geheimſchutzleute, 
wenn auch nicht direkt, ſo doch indirekt in den 
Rotfrontkämpferbund hineinzuſetzen, um dort 
irgend etwas in die Wege zu leiten. Früher be⸗ 
zeichnete man ſolche Leute, die das machten, als 
Achtgroſchen⸗Jungens Soweit wir feſtgeſtellt 
haben, hat man einen Achtgroſchen⸗Jungen be⸗ 
nutzt, um den Rotfrontkämpferbund zu verbieten. 
Der Polizeipräſident hat Mitglieder des Rot⸗ 
frontkämpferbundes tagelang im Polizeipräſidi⸗ 
um feſtgehalten, hat ſie dort Protokolle unter⸗ 
ſchreiben laſſen, die garnicht von den Mitglie⸗ 
dern des Rotfrontkämpferbundes durchgeleſen 
waren. Unter dem Zwang, unter der Tortur, wie 
fie im Polizeipräsidium ausgeübt wurde, iſt es 
tatſächlich dazu gekommen, daß die Protokolle un⸗ 
terſchrieben worden ſind. Aber nicht nur das. 
Man hat auch einige Mitglieder des Rotfront⸗ 
kämpferbundes tagelang feſtgehalten, ſo daß ſie 
ihre Stellung losgeworden find. Ein Mitglied iſt 
von der Firma Schichau entlaſſen worden. Auf 
der Entlaſſungsbeſcheinigung ſtand: „Wegen 
Bummelei.“ Darauf bekam der betreffende Ar⸗ 
beiter keine Anterſtützung. Nach großen Mühen 
iſt es ihm gelungen, eine andere Beſchäftigung zu 
bekommen. 

Das ſind die Methoden des kapitaliſtiſchen 
Staates, um die Beſtrebungen der revolutionä⸗ 
ren Arbeiterſchaft zu unterbinden und ſie mürbe 
zu machen, ſie dem Hunger zu überliefern. Uns 
find in dieſer Beziehung mehrere Fälle bekannt. 
Regierung und kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe ar⸗ 
beiten eng zuſammen, um jede freiheitliche Be⸗ 
ſtrebung der Arbeiterſchaft zu unterbinden. 

Wir haben die Große Anfrage benutzt, um der 
Oeffentlichkeit zu zeigen, was überhaupt los iſt, 
und wie ſich die Arbeiterſchaft gegen die Unter- 
drückungsmethode der kapitaliſtiſchen Regierung 
zu wehren hat. Mittlerweile iſt das Tragen der 
Uniform des Rotfrontkämpferbundes wieder ge⸗ 
ſtattet worden, weil der Druck der Arbeiter zu 
ſtark war. (Das ſtimmt nicht! rechts.) Was 
ſtimmt nicht? Das ſie wieder den Anzug tragen 
dürfen? (Das ſtimmt! rechts.) Na alſo! Ich 
habe ſchon erklärt, die ganze Angelegenheit it po⸗ 
litiſch zu bewerten. Sie wollen eine ſogenannte 
bürgerliche Demokratie haben und erklären, die 
Diktatur von links ſei nicht angängig. Dagegen 
wehrten Sie ſich mit allen Ihnen zu Gebote 
ſtehenden Mitteln. Das haben Sie durch Ihre 


Handlungsweiſe bei Geſetzentwürfen uſw. bewie⸗ 
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ſen. Sie mögen eine politiſche Anſchauung ha⸗ 
ben, wie Sie wollen. Es wird ſich zeigen, ob die 
Arbeiter mit Ihrer bürgerlichen Demokratie zu⸗ 
frieden ſind. Sie haben gar keine bürgerliche 
Demokratie, das muß Ihnen immer wieder geſagt 
werden, auch wenn in der Regierung nur Sozial⸗ 
demokraten ſitzen ſollten, wie in Sachſen und in 
Thüringen. Die Arbeiterſchaft muß beſtimmen 


können, wie die Politik geführt werden ſoll. Das 


iſt unſere Meinung, dafür einen 


Kampf. 


führen wir 


Wir erklären, die bürgerliche Diktatur iſt die 


verſchleierte Form der Diktatur des Kapitals, 
darüber kommen Sie nicht hinweg. Man ſagt 
zwar, man habe eine Demokratie, aber alle Hand⸗ 
lungen, ſeien ſie wirtſchaftlicher, ſeien ſie poli⸗ 
tiſcher Art, wenden ſich gegen die Arbeiterſchaft. 
Der Arbeiter iſt immer der wirtſchaftlich und po⸗ 
litiſch Mißachtete, Geächtete und Zurückgeſtellte, 
das werden Sie nicht beſtreiten können. Daher 
bekämpfen wir Sie, weil wir wiſſen, daß Ihre 
Demokratie eine verſchleierte Form der Diktatur 
des Kapitals iſt. Hier ſind die kapitaliſtiſchen 
Kräfte am Werk, auch wenn Sie ſich gegen die 
Einſtellung der Deutſchnationalen wenden, ſo tun 
Sie das nur aus dem Grunde, weil die Deutſch⸗ 
nationalen eine Diktatur von rechts wünſchen. 
Die Tendenzen ſind aber die gleichen, indem die 
bürgerliche Demokratie ihre Diktatur ausübt. 

Nach den neueſten Beſtrebungen des Kapitals 
wünſchen Sie eine Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen 
den Führern der Sozialdemokratie bezw. der Ge⸗ 
werkſchaften und den Führern des Kapitals, um 
den Burgfrieden zu wahren und die Arbeiter⸗ 
ſchaft auf ihrem Wege zum Sozialismus zu hin⸗ 
dern. Wären Sie nicht, m. D. u. H. von der So⸗ 
zialdemokratie, dann wäre es ſchon längſt zu offe⸗ 
nen Zuſammenſtößen gekommen. Es kommt ja auch 
zum Teil noch vor, aber dieſe Zuſammenſtöße wir⸗ 
ken ſich nicht ſo ſtark aus, weil Sie immer Ihre 
ſchützende Hand vor das Kapital halten und dem 
Arbeiter immer zurufen: „Arbeiter, ſei ruhig! 
Du haſt alle Urſache ruhig zu ſein, hat der Ka⸗ 
kapitaliſt nichts, dann haſt Du auch nichts!“ Herr 
Abg. Wahl hat das hier als Vertreter der Hirſch⸗ 
Dunkerſchen Gewerkſchaften ausgeführt, und Herr 
Gaikowſki hat dasſelbe getan. Beſtreiten Sie 
das, daß Sie dieſelben Tendenzen verfolgen, daß 
Sie Ruhe und Ordnung wünſchen? 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, ich möchte 

Sie bitten, zu dieſer Anfrage zu ſprechen. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſehe 
auch eben, daß es ſchon ſieben Uhr iſt, ich kann 
Ihnen aber nicht helfen, Sie müſſen mir ſchon 
noch ein bißchen zuhören. 

Präſident: Wenn Sie nicht zur Sache ſprechen, 
dann muß ich Ihnen das Wort entziehen! 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich werde 
es verſuchen. Wie die Einſtellung des Polizei⸗ 
präſidenten und der ihm unterſtehenden Organe 
zur revolutionären Arbeiterſchaft iſt, will ich hier 
kennzeichnen durch die Ausſage des Vertreters 
der Einwohnerwehr Pahnke, der vor dem Unter- 
ſuchungsausſchuß erklärt hat, daß die Kommu⸗ 
niſten mit den Polen in Danzig Halbpart ma⸗ 
chen, um den Freiſtaat zu vernichten. Das ſind 
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die Belehrungen, die Sie den Beamten angedei⸗ 
hen laſſen, und die ſich dann gegen die Kommu⸗ 
niſten auswirken. Ich werde auf dieſe Außerun⸗ 
gen des Herrn Pahnke, daß die Kommuniſten ſich 
beſtechen laſſen, um den Freiſtaat zu beſeitigen, 
noch ſpäter zurückkommen. Dieſe ſchäbige und 
ſchuftige Handlungsweiſe der beſtehenden Geſell⸗ 
ſchaftsordnung und der Regierung insbeſondere 
iſt ſo herabwürdigend, daß man ſich vor Abſcheu 
abwenden muß. Wir weiſen dieſe Aeußerungen 
eines Herrn Pahnke mit Entſchiedenheit zurück 
und machen darauf aufmerkſam, daß unſere revo⸗ 
lutionäre Arbeiterſchaft in Polen zu tauſenden 
hinter Zuchthausmauern ſitzt, nur weil ſie ver⸗ 
ſucht hat, den kapitaliſtiſchen polniſchen Staat zu 
beſeitigen. Herr Pahnke hat hier unter ſeinem 
Eide erklärt, daß das die Tendenz iſt, die den un⸗ 
teren Beamten eingeſchärft wird, und dieſe Ten⸗ 
denz wird von der Regierung und dem Volkstag 
vertreten, daher auch die Stellungnahme des Po⸗ 
lizeipräſidenten gegen den Roten Frontkämpfer⸗ 
bund, um die Mitglieder des Roten Frontkämp⸗ 
ferbundes wirtſchaftlich und politiſch unmöglich 
zu machen, um ſie zu erledigen. 

Aber dieſe Nadelſtichpolitik, die Sie m. H. den 
revolutionären Organiſationen gegenüber an⸗ 
wenden, wird uns nicht abhalten, unſerem Ziel 
klar und zielbewußt entgegen zu marſchieren. 
Unser Ziel iſt die Vernichtung des Kapitals und 
die Aufrichtung des Sozialismus. Sie haben 
ſchon in der Vorkriegszeit erklärt, Revolutionen 
ſind Anſinn, und doch kam die Revolution. Sie 
haben damals immer wieder erklärt, es iſt eine 
Unmöglichkeit, den Sozialismus einzuführen, und 
heute müſſen Sie ſich alle mit den Problemen des 
Sozialist: Sie müſſen vor dem 
ſozialiſtiſchen Staat auf den Knieen rutſchen, da⸗ 
mit Sie Arbeitsaufträge bekommen. Die Zeit 
ſchreitet unaufhaltſam vorwärts, die jüngſte Ent⸗ 
wicklung beweiſt das ja, und wenn wir unſer Ziel 
nicht mehr vollendet ſehen, dann wenigſtens wer⸗ 
den es unſere Kinder und Enkelkinder erleben, 
die Sonne der Freiheit wird nicht wieder unter⸗ 
gehen! Die Nadelſtichpolitik, die der Polizeiprä⸗ 
ſident und die Regierung gegen die revolutionä⸗ 
ren Beſtrebungen der Arbeiterſchaft anwenden. 
wird uns nicht daran hindern, unſern Kampf 
intenſiver und energiſcher zu führen, und eines 

ages werden auch Sie merken wohin Ihre Na⸗ 
delſtichpolitik geführt hat. Dann wird uns die 

enſchheit dankbar ſein, daß wir den Kampf un⸗ 
ter den ſchwerſten Bedingungen innerhalb und 
außerhalb des Parlaments geführt haben. Das 
werden ſelbſt Sie zugeben müffen, daß unfer 
Kampf der ſchwerſte iſt, denn die Kämpfe der 
Deutſchnationalen oder Demokraten reichen nicht 
im entfernteſten an unſere Kämpfe heran. Aber 
all dieſe Schwierigkeiten können uns auf unſerem 
Wege nicht aufhalten, ſondern nur fördern! (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Mundt. 

Mundt, Oberregierungsrat: Im Auftrage des 
Senats habe ich auf die große Anfrage Nr. 9 an 
den Senat folgendes zu antworten: - 


gaſſe beſtimmt, damit Störungen 
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Am erſten Pfingſtfeiertag, den 27. Mai 1928, 
veranſtaltete der Wehrwolf einen Umzug durch 
die Straßen der Stadt Danzig. Für den gleichen 
Tag hatte die Kommuniſtiſche Partei — Bezirk 
Danzig — und der Rote Frontkämpferbund 
Gau Danzig — zu einer Gegendemonſtration auf⸗ 
gerufen. Wie aus den Auslaſſungen der kommu⸗ 
niſtiſchen Preſſe und Flugblättern erſichtlich war, 
ſollte die Veranſtaltung ausdrücklich den Charak⸗ 
ter einer Gegendemonſtration haben. Daß es 
darüber hinaus auf Zuſammenſtöße abgeſehen 
war, ergibt ſich daraus, daß der kommuniſtiſche 
Amzug, denſelben Weg wie der Wehrwolf⸗Am⸗ 
zug nur in umgekehrter Richtung und mit ganz 
kurzer Zeitdifferenz nehmen ſollte. Infolgedeſſen 
wurde dieſer kommuniſtiſche Umzug wegen unmit⸗ 
telbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit ver⸗ 
boten mit dem Anheimſtellen, entweder nach Be⸗ 
endigung des bereits gemeldeten Umzuges des 
Wehrwolfs oder gleichzeitig mit dieſem Umzug — 
jedoch räumlich beſchränkt auf die Altſtadt — eine 
Demonſtration ſtattfinden zu laſſen. Als Grenz⸗ 
linie zwiſchen beiden Umzügen wurde die Breit⸗ 
der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung vermieden werden ſollten. 
Der Rote Frontkämpferbund — Gau Danzig — 
veranſtaltete daher einen Umzug vom Hakelwerk 


aus durch die Straßen der Altſtadt, während der 
Wehrwolf⸗Amzug auf die Rechtſtadt begrenzt 
wurde. 


Nach Beendigung dieſer Amzüge wurden drei 
Angehörige des Wehrwolfs, die ſich bereits unter 
polizeilichen Schutz geſtellt hatten, von Kommu⸗ 
niſten und Roten Frontkämpfern in Uniform an 
der Ecke Dominikswall⸗Holzmarkt zunächſt mit 
Stockſchlägen angegriffen und darauf durch 
Schläge und Meſſerſtiche ſchwer verletzt, wobei 
auch andere vorübergehende Perſonen ohne jeden 
Anlaß ſchwer mißhandelt wurden. (Hört, hört! 
rechts. — Abg. Plenikowſki: Ein Skandal iſt das! 
Lüge iſt das! Große Unruhe bei den Kommu⸗ 
niſten.) Ferner haben am Pfingſtſonntag Mitglie⸗ 
der des Rotfrontkämpferbundes die Seitenſcheibe 
eines Wagens der Autobusgeſellſchaft eingeſchla⸗ 
gen und durch Drohungen den Chauffeur zum 
Halten genötigt, obwohl ihm ein Polizeibeamter 
die Fahrt frei gegeben hatte. Weiter haben am 
gleichen Tage Mitglieder des Rotfrontkämpfer⸗ 
bundes in Langfuhr die Fahne des Studenten⸗ 
hauſes heruntergeriſſen und entwendet. Dieſe 
Tatſachen gehen aus den Bekundungen einwand⸗ 
freier und zum Teil gänzlich unbeteiligter Zeu⸗ 
gen, ſowie den eigenen Angaben von Mitgliedern 
bes Rotfrontkämpferbundes hervor. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft hat daher gegen die Täter ein Ver⸗ 
fahren eingeleitet. Daß auch einzelne Trupps der 
Wehrwölfe beſonders am erſten Pfingſtfeiertage 
in den Straßen Danzigs durch Anpöbeleien die 
Arbeiter auf Befehl ihrer Führer provoziert und 
ſogar blutig geſchlagen haben ſollen, iſt bisher 
nicht zur Kenntnis gelangt und konnte auch im 
Laufe der Ermittelungen nicht feſtgeſtellt werden. 

Hingegen haben die angeſtellten Ermittelun⸗ 
gen und Erhebungen über dieſe Vorgänge erge⸗ 
ben, daß von führender Stelle des Rotfrontkämp⸗ 


ferbundes der unmittelbare Anſtoß dazu ausge⸗ 
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gangen iſt, Konflikte mit Mitgliedern der Wer⸗ 
wolforganiſationen zu ſuchen. Dieſe Anregung iſt 
dann auch von den Angehörigen des Rotfrontkämp⸗ 
ferbundes prompt befolgt worden. Irgend welche 
Beläſtigungen und tätlichen Angriffe, die Wehr⸗ 
wolfmitglieder in Zoppot und Oliva auf Bürger, 
insbeſondere polniſcher Nationalität ausgeführt 
haben ſollen, ſind bisher nicht feſtgeſtellt worden. 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) Es iſt unzutref⸗ 
fend, daß die Beſchuldigten gezwungen worden 
wären, Geſtändniſſe abzulegen, Protokolle, deren 
Inhalt ſie nicht kannten, zu unterſchreiben. Viel⸗ 
mehr ſind die Vernehmungen der Beſchuldigten 
ſämtlich in Gegenwart eines bezw. mehrerer Zeu⸗ 
gen erfolgt, dieſen vorgeleſen, von den Beſchuldig⸗ 
ten richtig geheißen und unterſchriftlich vollzogen. 
(Widerſpruch bei den Kommuniſten.) 

Im Verlauf der Ermittlungen wurden wegen 
dringenden Verdachts des Vergehens bezw. Ver⸗ 
brechens gegen die 88 113, 114, 115, 223 a und 
242 des Strafgeſetzbuches und zwecks reſtloſer 
Klärung des Sachverhalts insgeſamt neun Per⸗ 
ſonen feſtgenommen, die dem Rotfrontkämpfer⸗ 
bund — Gau Danzig — bezw. der „Roten Ma⸗ 
rine“ angehören. Die Feſtgenommenen wurden 
jedoch ſämtlich nach ihren Vernehmungen und er⸗ 
forderlichen Gegenüberſtellungen infolge vorhan⸗ 
dener Widerſprüche in ihren Ausſagen unverzüg⸗ 
lich auf freien Fuß geſetzt, nachdem Verdunke⸗ 
lungsgefahr nicht mehr in Frage kam. 

Daß einzelne Rotfrontkämpfer tagelang zu 
dem Zwecke inhaftiert wurden, um von ihnen Ge⸗ 
ſtändniſſe zu erpreſſen, iſt unrichtig. (Andauernde 
Zurufe bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowfki, ich rufe 
Sie wegen fortgeſetzter Störung zur Ordnung. 
(Lärm bei den Kommuniſten.) Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich rufe Sie wegen fortgeſetzter Störung 
zur Ordnung. (Abg. Plenikowſki: Es iſt eine 
Frechheit, ſo etwas vorzuleſen, ein Skandal!) Herr 
Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie zum zweiten Mal 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
eventuellen dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 
(Zurufe der Frau Abg. Kreft.) Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus, ich eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 5 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Was der 
Herr Regierungsvertreter in ſeiner Erklärung 
vorbrachte, hatten wir erwartet, weil wir ganz 
genau wiſſen, daß auch die jetzige Koalitionsre⸗ 
gierung gegenüber der Arbeiterſchaft und ihren 
Organiſationen keine andere Stellung einnimmt, 
als die frühere deutſchnationale Regierung und 
die revolutionären Arbeiterorganiſationen mit 
genau derſelben Schärfe tyranniſiert und ſie be⸗ 
kämpft. Daß die Koalitionsregierung aber die 


dreiſte Stirn beſitzt, hier in einer Erklärung un⸗ 
wahre Behauptungen abzugeben, überſteigt den 
Gipfel der Schamloſigkeit. 
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Wir ſehen in allen kapitaliſtiſchen Ländern 
ein Erſtarken der faſchiſtiſchen Welle. Italien iſt 
ja das Vorbild für alle dieſe kapitaliſtiſchen Län⸗ 
der. Wir wiſſen, daß es in Danzig die Deutſch⸗ 
nationale Partei war, die Italien als das rühm⸗ 
liche Vorbild hinſtellte bei Aenderung der Ver⸗ 
faſſung. Wir wiſſen, daß gerade unſer Nachbar 
Polen darangeht, der Diktatur eines Muſſolinis 
zu folgen. Pilſudſki, der frühere Sozialdemokrat, 
iſt drauf und dran, das Parlament davonzujagen, 
um ungeſtört und ungehemmt von parlamentari⸗ 
ſchen Beſchwerden den Krieg gegen Litauen zu er⸗ 
öffnen und damit gleichzeitig den Krieg gegen die 
Sowjet⸗Union zu entfachen. In allen kapitali⸗ 
ſtiſchen Ländern üben gerade in den letzten Jahren 
die faſchiſtiſchen Organiſationen den ſchlimmſten 
Terror aus, und in allen kapitaliſtiſchen Ländern 
werden dieſe faſchiſtiſchen Organiſationen durch 
die Klaſſenjuſtiz geſchützt. Denken Sie an Wien, 
an die blutigen Ereigniſſe, die ſich dort vor einem 
Jahr abgeſpielt haben. Auch dort in dem viel 
gerühmten Oeſtereich wagte es die Klaſſenjuſtiz, 
Mörder des Proletariats freizuſprechen. Das Pro⸗ 
letariat proteſtierte dagegen. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Wiener Polizei ſchoß dann die Arbeiter 
wie Hunde nieder. Dasſelbe haben wir aber auch 
in den letzten Jahren in Deutſchland erlebt. Wir 
wiſſen, daß gerade in dieſem Jahr die Fememorde 
aufgerollt worden ſind, die in der ſogenannten 
Nachrevolutionszeit nicht nur unter Billigung, 
ſondern auch auf Geheiß ſozialdemokratiſcher 
Führer ausgeübt wurden. (Widerſpruch bei den 
Sozialdemokraten.) Das iſt einwandfrei nachge⸗ 
wieſen worden. Wir wiſſen auch, daß in Deutſch⸗ 
land dies Jahr faſchiſtiſche Mordbanditen freige⸗ 
ſprochen worden ſind. Die faſchiſtiſche Welle, die 
in allen kapitaliſtiſchen Ländern anſchwillt, be⸗ 
ginnt auch in Danzig anzuſchwellen. 

Mein Fraktionskollege Liſchnewſki hat bereits 
darauf hingewieſen, daß eigenartigerweiſe gerade 
Danzig in den letzten Monaten zu einem Sammel⸗ 
punkt aller faſchiſtiſchen Organiſationen, Par⸗ 
teien, Verbände und Vereine geworden iſt, und 
daß alle dieſe faſchiſtiſchen Organiſationen aufs 
herzlichſte vom ſogenannten „Linksſenat“ bewill⸗ 
kommnet werden. Der Herr von Keudell, den an⸗ 
geblich Ihre Parteifreunde dadurch „geſtürzt“ 
haben, daß ſie in die Regierung gegangen ſind, 
wurde von einem Vertreter Ihres Senats will⸗ 
kommen geheißen. Herr von Keudell gehört dem 
famoſen Jagdverein an, er iſt alſo indirekt mit 
vom Senatsvertreter empfangen worden. Den 
Herrn von Hünefeldt, den Sie nicht genügend ver⸗ 
hohnepiepeln konnten, haben Sie auch durch einen 
Vertreter Ihres Senats willkommen geheißen. 
Es iſt nur ſonderbar, daß Sie nicht noch den Herrn 
Mahraun empfangen haben, der hier ſeine pro⸗ 
vokatoriſchen Reden gegen die Arbeiterſchaft und 
gegen Sowjetrußland gehalten hat. Dieſer Mah⸗ 
raun wagte es, die Danziger Bevölkerung gegen 
Sowjetrußland aufzuhetzen, und Sie dulden es, 
daß derart provokatoriſche Reden gehalten wer⸗ 
den und wagen dennoch, durch Ihren Regierungs⸗ 
vertreter zu erklären, wir wären die Provoka⸗ 
teure. Iſt es nicht eine Provokation, wenn Mah⸗ 
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raun erklärte: „Unſer Blick muß gegen Oſten ge⸗ 
richtet ſein, im Oſten liegt Deutſchlands Zukunft“. 
Es iſt der Wille der Gewalthaber in Moskau, 
Deutſchland ins Anglück zu treiben. Dieſem Wil⸗ 
len müſſen wir uns auch heute mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit und ohne Rückſicht entgegenwerfen“. 
Dann erklärt Mahraun: „Der deutſche Orden 
bleibt ein Wehrverband! Wehe dem, der nicht 
wehrhaft ſein will im Zeichen des ſchwarzen Kreu⸗ 
zes auf weißem Felde“. Solche und andere pro⸗ 
vokatoriſche Reden werden hier in Danzig ge⸗ 
führt. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten. Neh⸗ 
men Sie die ernſt? bei den Sozialdemokraten.) 
Jawohl, dieſe faſchiſtiſchen Reden nehmen wir 
ernſt. Sie haben damals auch in Italien den 
faſchiſtiſchen Beſtrebungen gegenüber immer er⸗ 
klärt: „Dieſe faſchiſtiſchen Beſtrebungen nehmt 
Ihr ernſt?“ 

Wir wiſſen, daß dieſe faſchiſtiſchen Banditen an 
nichts anderes denken als an eine Aufrichtung 
des Faſchismus in allen Ländern, wir ſehen, daß 
auch Polen unter der Leitung eines Pilſudſki be⸗ 
reits dazu übergegangen iſt. Das eigenartige iſt 
nur, daß Sie das dulden, daß derartig provoka⸗ 
toriſche Reden hier im Freiſtaat gehalten werden 
und daß die hohe Regierung und die Polizei ſich 
ſogar ſchützend vor dieſe Mordorganiſationen ſtel⸗ 
len. Es war eigenartig, aus dem Munde eines 
Dr. Kamnitzer hier geſtern die Objektivität des 
Oberſten Gerichtshofes rühmen zu hören, als 
Marxiſt, als Sozialdemokrat. Da möchte ich 
Ihnen raten, kommen Sie in die Verſammlungen 
hinaus draußen auf dem Lande, und ſprechen Sie 
da von der Objektivität des Gerichts. Das wer⸗ 
den Sie da nicht tun, da werden Sie ſchimpfen auf 
die Klaſſenjuſtiz, aber hier ſtellt ſich ein Vertreter 
der Sozialdemokratie her und lobt dieſe Klaſſen⸗ 
juſtiz als objektives Gericht, das objektiv und ehr⸗ 
lich urteilen kann. Wir wiſſen, daß in der letzten 
Zeit unter dieſem Linksſenat der verſchärfte 
Kampf gegen die revolutionäre Bewegung aufge⸗ 
nommen worden iſt. Das beweiſt das Verbot des 
Tragens der Bundeskleidung des Roten Front⸗ 
kämpferbundes, das beweiſt auch der Fall Litz⸗ 
barſki. Das Verbot des Tragens der Roten⸗ 
Frontkämpferbundeskleidung und die Verurtei⸗ 
lung des Kommuniſten Litzbarſki zu ſechs Mona⸗ 
ten Gefängnis, die Vorbereitungen zu einem Pro⸗ 
zeß gegen die Führer des Roten Frontkämpfer⸗ 
bundes, alle dieſe Ereigniſſe beweiſen nur, daß 
man einen Vorſtoß gegen die Kommuniſten hier 
im Freiſtaat plant. Das liegt alles in der Linie 
der faſchiſtiſchen Beſtrebungen, die verſchärft die 
revolutionäre Arbeiterſchaft niederknüppeln will 
und muß, um ſo zu verhindern, daß es ihr ſelbſt 
an Kopf und Kragen geht. 

Hier hat nun der Regierungsvertreter erklärt, 
daß die ganze Veranſtaltung des Roten Front⸗ 
kämpferbundes zu Pfingſten ja ſchon an und für 
ſich den Charakter einer Gegendemonſtration 
trug. Jawohl! Wir bekennen uns offen und 


ehrlich dazu, wir erklären, daß wir den faſchiſti⸗ 
ſchen Elementen begegnen werden, daß wir die 
Arbeiterſchaft zur Gegendemonſtration aufrufen 
werden. Sie behaupten in Ihrer Regierungs⸗ 


Freitag, den 3. Auguſt 1928. 853 


erklärung aber ganz etwas anderes, Sie behaup⸗ 
ten, daß wir den Befehl ausgegeben hätten, wir 
perſönlich, die faſchiſtiſchen Demonſtranten anzu⸗ 
greifen. Sie erklären weiter, der provokatoriſche 
Charakter unſerer Veranſtaltung wäre ſchon dar⸗ 
aus zu erſehen geweſen, daß wir die gleichen Stra⸗ 
ßenzüge benutzen wollten, die auch die faſchiſtiſche 
Organiſation für ihre Demonſtration in Ausſicht 
genommen hatte. Nun, Herr Regierungsvertreter, 
das ſtimmt nicht ſo ganz. Sie wiſſen ganz genau, 
daß unſere Veranſtaltung zuerſt angemeldet wor⸗ 
den war, und wenn dann die Faſchiſten nach uns 
gekommen ſind und auch eine Demonſtration an⸗ 
gemeldet haben und dafür die gleichen Straßen⸗ 
züge benennen, wie wir, nun, dann ſind die es doch 
geweſen, die dieſen provokatoriſchen Charakter in 
ihre Veranſtaltung hineingetragen haben und 
nicht wir. Es ſteht einwandfrei feſt, daß wir zu⸗ 
erſt beim Polizeipräſidenten unſere Veranſtaltung 
angemeldet haben, und die Faſchiſten haben erſt 
nach uns dieſelben Straßenzüge angegeben, die 
auch wir benutzen wollten! Alſo iſt das, was Sie 
hier behaupten, falſch. Es ſollen nun angeblich 
die Roten Frontkämpfer zuerſt losgeſchlagen ha⸗ 
ben. Nun, daß nicht nur die Regierung Unwahr⸗ 
heiten verbreitet, ſondern die ganze Danziger 
bürgerliche Preſſe am nächſten Tag die haarſträu⸗ 
bendſten Lügenberichte brachte, iſt ja jedem be⸗ 
kannt. So wußte die geſamte bürgerliche Preſſe, 
und nicht zu vergeſſen auch die ſozialdemokratiſche 
„Volksſtimme“, zu berichten, „der Abgeordnete 
Plenikowſti ſei gleichfalls verhaftet worden“. 
Nun, das wäre weiter auch nicht ſchlimm geweſen, 
wenn man mich verhaftet hätte, durchaus nicht, 
aber dieſe Lügenmeldungen ſind bezeichnend für 
Ihre Einſtellung. Wir wiſſen ganz genau, daß 
dieſer kapitaliſtiſche Staat durchaus nicht danach 
ſieht, ob ein Kommuniſt immun iſt oder nicht. 
Denken Sie doch nur an Frankreich, denken Sie 
an Deutſchland, wo gerade Sie (zu den Sozial⸗ 
demokraten) es geweſen ſind, die die bürgerliche 
Klaſſenjuſtiz aufgeſtachelt haben, nicht der Immu⸗ 
nität der kommuniſtiſchen Abgeordneten zu achten, 
ſondern ſie zu verhaften und ins Zuchthaus zu 
werfen. (Sie Lügner! bei den Sozialdemokraten.) 
Ja, anders können Sie nicht darauf antworten. 
Ich ſagte bereits, es iſt eine unwahre Behaup⸗ 
tung, daß der Rote Frontkämpferbund es gewe⸗ 
ſen iſt, der den provokatoriſchen Charakter dieſer 
Demonſtration gegeben hat. Man hat dieſe Nach⸗ 
richten aber in der deutſchen Preſſe aufgegriffen, 
die deutſchen Zeitungen haben geſchrieben, daß 
hier eine Menge Verhaftungen erfolgt find, der 
Abgeordnete und Lehrer Plenikowfki hat ſich an 
den Ausſchreitungen „tätlich“ beteiligt, ſoll mit 
dem Meſſer geſtochen haben, und man hat dann 
dieſen Zeitungsausſchnitt, ich glaube aus einer 
Marienburger oder Elbinger Zeitung, mit Blau⸗ 
ſtift umrandet und Herrn Schulrat Wiedemann 
zugeſchickt, um ihn zu beſtimmen, gegen mich das 
diſziplinariſche Strafverfahren einzuleiten. 

Wie verhielten ſich die Ereigniſſe in Wirklich⸗ 
keit? Nun, ich bin tatſächlich nicht verhaftet wor⸗ 
den, ich bin ſelbſt zur Polizeiwache hingegangen, 
um den Sachverhalt aufzuklären. Ich habe bereits 
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einige Minuten nach dem „Zuſammenſtoß“ die 
Sache einwandfrei auf der Polizei klarſtellen kön⸗ 
nen. Es iſt nur eigenartig, daß der Regierungs⸗ 
vertreter davon kein Wort in ſeiner Erklärung 
bringt, daß er nichts davon erwähnt, was ſich auf 
der Polizeiwache abgeſpielt hat. Man hat einen 
Abgeordneten verhaftet, nämlich den Abgeordne⸗ 
ten Langnau. Der betreffende Polizeibeamte 
ſagte mir, als ich ihm erklärte, der Herr ſei Ab⸗ 
geordnter, das könne er natürlich nicht wiſſen. 
Die Beamten wiſſen nämlich ganz genau, daß ſie 


einen Abgeordneten nur bei der Begehung eines t 


Verbrechens verhaften dürfen. Der Polizeibe⸗ 
amte erklärte dann noch, der Abg. Langnau hätte 
ihm gegenüber garnicht erklärt, daß er Abgeord⸗ 
neter ſei. Das ſtimmt nicht, der Abg. Langnau 
hat das erklärt, aber man hat ihn trotz ſeines Pro⸗ 
teſtes ins Polizeiauto gehoben und ihn ins Poli⸗ 
zeipräſüdium geſchleppt. Erſt dort legte ſich dann 
die Erregung der Polizeibeamten etwas. Man 
hatte eine große Anzahl von Mitgliedern des Ro⸗ 
ten Frontkämpferbundes auf die Polizeiwache ge⸗ 
ſchleppt, Perſonen, die gar nicht einmal an dieſem 
Zuſammenſtoß irgendwie beteiligt waren, ſondern 
ſich zu dem Zeitpunkt in einer anderen Straße be⸗ 
fanden. Wie eine Horde Wölfe oder Hunde hatte 
man ſie zuſammengetrieben, in ein Laſtauto ver⸗ 
laden und dann zur Polizeiwache gebracht. Was 
ſpielte ſich nun hier auf der Polizeiwache ab, was 
wurde nun feſtgeſtellt? Haben Sie die Frau ver⸗ 
nommen, die dort als Zeugin angegeben wurde? 
Hat die Regierung dieſe Frau vernommen, hat der 
Polizeipräſident dieſe Frau zur Vernehmung ge⸗ 
laden? Eine Arbeiterfrau erklärte ſich ſofort be⸗ 
reit dafür Zeugnis abzulegen, daß nicht die Rot⸗ 
frontkämpfer die Angreifenden waren, ſondern die 
Wehrwölfe. Sie war zufälligerweiſe dabei und er⸗ 
klärte, daß ein Mitglied der Wehrwolforgani⸗ 
ſation, das ſie genau beſchrieb — groß und lang 
— zuerſt mit einem Stock auf einen Rotfront⸗ 
kämpfer losgeſchlagen und dabei ſogar noch dieſe 
Frau, die ſich als Zeugin meldete und deren Na⸗ 
men ich habe feſtſtellen laſſen, beinahe mit ge⸗ 
troffen hätte. 

Alſo nicht die Rotfrontkämpfer waren es, die 
zuerſt angriffen, ſondern im Gegenteil Mitglieder 
der Wehrwolforganiſationen. Nun ſoll angeblich 
ein Unbeteiligter, ein früherer ruſſiſcher Kauf⸗ 
mann, auch blutig geſchlagen worden ſein. Die⸗ 
ſer Kaufmann erſchien ſehr erregt mit ſeiner Frau 
auf der Polizeiwache. Da ſagte die Arbeiterfrau, 
der Herr hätte ſich dazwiſchen gedrängt, ſich hin⸗ 
eingemiſcht und wäre dabei zu Fall gekommen. 
Wenn ſich jemand hineindrängt, zu Fall kommt 
und ſich verletzt, iſt daran auch der Rotfrontkämp⸗ 
ferbund ſchuld? Die Frau des polniſchen Kauf⸗ 
manns war nicht genau im Bilde, wer zuerſt ge⸗ 
ſchlagen hat. Sie behauptete, ein großer, ſtarker, 
in Uniform ſteckender Mann. Die ſogenannten 
Beteiligten, die Rotfrontkämpfer, waren mittel⸗ 
groß, ja eher klein zu nennen. Von allen beteilig⸗ 
ten Perſonen war nur eine ſo groß, daß man ſie 
von den übrigen ſofort als groß erkannte. Das war 
dieſer Wehrwolfmann. Die Frau des Kaufmanns 
erklärte nun auch, der Große habe zuerſt geſchla⸗ 
gen. Ich habe verlangt, daß auch dieſe Ausſage 
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ſofort auf der Polizeiwache protokolliert werden 
ſollte. Das hat man aber mit einer Handbewe⸗ 
gung abgelehnt und erklärt. das ſei nicht not⸗ 
wendig, es werde ſich nachher alles aufklären. Die 
Frau des polniſchen Kaufmanns ſagte, ihr ſei der 
Unterſchied zwiſchen dieſen Uniformen nicht be⸗ 
kannt. Es ſei möglich, daß der Angreifer auch 
Angehöriger der anderen Organiſation geweſen 
ſei. Die Uniformen könnte ſie nicht auseinander 
halten. Sie betonte aber, ein Großer hätte zuerſt 
geſchlagen, der, der nachher die Verletzung davon⸗ 
rug. 

So hat ſich die Sache abgeſpielt und nicht, wie 
es der Herr Regierungsvertreter hier erklärt. Es 
iſt eigenartig, daß das der Linksſenat zuläßt. 
(Abg. Gehl: Ich habe an der Demonſtration nicht 
teilgenommen! — Heiterkeit.) Ich habe aus⸗ 
drücklich den Namen der Frau feſtſtellen laſſen. 
Dieſe Frau iſt aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht 
vernommen worden. Ich möchte fragen, warum 
man dieſe Frau, die eine Hauptzeugin iſt, nicht 
vernommen hat. Sie iſt politiſch nicht organiſiert. 
(Wie heißt ſie? links.) Ich werde den Namen 
auch nennen. Erkundigen Sie ſich auf der Poli⸗ 
zeiwache danach. Ich habe den Namen noch Herrn 
Senatsvizepräſidenten Gehl mitteilen laſſen. 
Herr Gehl wird den Namen auch in ſeinen Akten 
finden. Man hat dieſe Frau nicht herangezogen, 
um den Vorfall aufzuklären. Das beweiſt, daß 
man an der Aufklärung nicht intereſſiert war. 
Auch bei dem jetzigen Linksſenat gilt die Parole: 
Wenn es zu Zuſammenſtößen kommt, ſind die 
Proleten immer die Schuldigen, und die Ange: 
griffenen ſind die faſchiſtiſchen Organiſationen. 


Als ich am Pfingſtmontag in meiner Bundes⸗ 
kleidung von Zoppot nach Danzig fuhr, wurde ich 
von dieſen Wehrwolfbanditen gleichfalls provo⸗ 
ziert. Der ganze Danziger Bahnhof wimmelte da⸗ 
von. Ein paar dieſer Schnöſel konnten ſich nicht ent⸗ 
blöden, zu pöbeln, weil ich meine Bundeskleidung 
an hatte. Auch das beweiſt, daß wir nicht dieje⸗ 
nigen ſind, die provozieren, ſondern die Faſchiſten. 
Wenn die Regierung erklärt, es ſei nicht zu Pro⸗ 
vokationen auf dem Bahnhof und in der Bahn 
ſelbſt gekommen, ſo glaube ich, daß ſelbſt Danziger 
bürgerliche Blätter etwas anderes betonen konn⸗ 
ten. Sie berichteten, daß man tatſächlich die pol⸗ 
niſch ſprechende Bevölkerung provoziert hat, was 
auch ohne weiteres anzunehmen iſt, wenn man 
dieſe Herren kennt. Nun hat man, auch das geht 
aus der Regierungserklärung hervor, nicht im 
entfernteſten daran gedacht, die bei dem Zuſam⸗ 
menſtoß beteiligten Wehrwolfleute zu vernehmen. 
Hat man ſie auf die Polizeiwache geſchleppt und 
tagelang in Haft behalten? Hat man ſie auch ge⸗ 
zwungen, Protokolle zu unterſchreiben, die ſie nicht 
leſen durften? Ganz entſchieden nicht. (Oberregie⸗ 
rungsrat Mundt: Die waren im Krankenhaus!) 
Die Herren waren im „Krankenhaus“. Aber, m. 
H. Regierungsvertreter, war die Frau im Kran⸗ 
kenhaus? (Oberregierungsrat Mundt: Von wel⸗ 
cher Frau ſprechen Sie immerzu?) Den Namen 
habe ich im Moment vergeſſen. Es iſt aber doch 
eigenartig, daß man von dieſer Frau nichts weiß. 
Der Herr Senatsvizepräſident wird zugeben müf⸗ 
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ſen, daß der Name der Frau auf beſonderen 
Wunſch dem Senat genannt worden iſt, da der Se⸗ 
nat angeblich tatſächlich die ganze Streitfrage ob⸗ 
jektiv klären wollte. Die „objektive“ Klärung 
war die Regierungserklärung, die vorhin abgege⸗ 
ben wurde. Man will auch hier in Danzig die 
immer mehr ſich ſteigernde Erregung der Arbeiter 
zerſchlagen und eindämmen. Die Linksentwicklung 
der Arbeiterſchaft und unteren Beamtenſchaft 


macht auch in Danzig Fortſchritte. Die Arbeiter⸗ 


) 


den Todeskeim in ſich tragen. 


ſchaft hat gerade in den letzten Monaten einge⸗ 
ſehen, daß ihr Heil nicht in der Koalition mit den 
bürgerlichen Parteien liegt, ſondern nur im ſchärf⸗ 
ſten revolutionären Klaſſenkampf. Und wenn Sie 
(zu den Sozialdemokraten) in Ihrer Preſſe über 
die Klaſſenjuſtiz herfallen und ihre Urteile miß⸗ 
billigen, ſo iſt das auch nur Lüge, Demagogie und 
Heuchelei; denn Sie ſind es geweſen, die in die⸗ 
ſem Jahr der reaktionären Danziger Klaſſenjuſtiz 
noch 203 000 Gulden mehr in den Rachen gewor⸗ 
fen haben, als die frühere deutſchnationale Regie⸗ 
rung. Die Arbeiterſchaft wird ſich aber durch ſolche 
Regierungserklärungen von ihrem revolutionären 
Klaſſenkampf nicht abhalten laſſen. Sie wird den 
Kampf gegen die Reaktion, gegen die faſchiſtiſchen 
Organiſationen weiterführen, wie bisher. Wir 
werden das nach wie vor tun, auch wenn man un⸗ 
ſere Flugblätter ſammelt, auch wenn man unſere 
Zeitungsartikel ſammelt, wir erklären in der brei⸗ 
ten Oeffentlichkeit immer wieder: Nieder mit der 
reaktionären Politik! Nieder mit der Klaſſen⸗ 
juſtiz! Es lebe die Rote Front! (Bravo bei den 
Kommuniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fal⸗ 
kenberg. 
Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Es iſt bemerkenswert, daß die Geiſtesrich⸗ 
tung, welche durch die Geſchehniſſe der letzten zehn 
Jahre neuen Antrieb erhalten hat, des 
Glaubens iſt, als ob nunmehr außer und 
neben ihr keine andere Vorſtellung Platz 
greifen dürfe. Tritt eine andere Mei⸗ 
nung trotzdem in die Erſcheinung, ſei es im 
öffentlichen Leben, ſei es im Parlament, ſo müßte 
ſie durch Terror niedergehalten oder durch Gewalt 
einfach ausgerottet werden. Das ſieht man glei⸗ 
cherweiſe in den Parlamenten, wie auch im öffent⸗ 
lichen Leben. Von Belgrad bis nach Danzig hin 
iſt es wohl kaum einem Menſchen möglich, gegen 
den Strom zu ſchwimmen, es ſei denn, er hätte 
Nerven wie Stahl oder er ſetze ſich gewalttätigen 
perſönlichen Angriffen aus. Die Geſchichte lehrt 
jedoch, daß Geiſtesrichtungen niemals von ewiger 
auer ſind, ſondern daß ſie ſchon bei ihrer Geburt 
Es kommt der 
Augenblick, wo die neue Richtung ſich durchſetzt, 
und die geht regelmäßig von den konſervativen 
Elementen im Staate aus, die das Dauernde dar⸗ 
ſtellen im Gegenſatz zu dem ſchwankenden Zeit⸗ 
ſtrom; dann werden in dieſem Augenblick die kon⸗ 
ervativen Elemente revolutionär. Den Gegen⸗ 


ſatz durch Gewalttätigkeiten aus der Welt zu ſchaf⸗ 
fen, iſt ganz verfehlt. Ich erinnere an die Zeit 
don 1918, wo die ſozialdemokratiſchen Vertreter 
ſagten: „Wir werden mit Ihnen den Kampf auf 
dem Gebiet des Geiſtes auskämpfen“. 
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Wenn man heute Gewalttätigkeiten predigt, ſo 
iſt das ein Beweis dafür, daß man die Zuverſicht 
zu dieſem Syſtem und ſeinen Grundſätzen nicht 
mehr hat, denn ſonſt wäre man ganz ſicher und 
ließe den Faſchismus toben, wie er wolle. Man 
wird ſich damit abfinden müſſen, daß auch andere 
Geiſtesrichtungen beſtehen, immer beſtanden ha⸗ 
ben und auch in Zukunft beſtehen werden. Ich 
teile nicht die Illuſionen des Herrn, der vor mir 
geſprochen hat, daß die revolutionäre Welle noch 
einmal kommen und total aufräumen werde; denn 
das widerſpricht der Wirklichkeit und der Entwick⸗ 
lung des menſchlichen Geiſtes. Wir verurteilen 
natürlich jede Ausſchreitung, von welcher Seite ſie 
kommen möge. Es gibt ein Mittel, ſich vor Scha⸗ 
den zu bewahren, und das empfiehlt ſchon der alte 
Goethe, indem er ſagt, wenn Aufruhr und Zuſam⸗ 
menläufe ſtattfinden, dann bleibe hübſch zu Hauſe! 
Das ſollte jeder einzelne bedenken; denn jeder 
1 verläuft ſich, und die Vernunft ſiegt wie⸗ 


Einige Bemerkungen in der Rede meines Vor⸗ 
redners ſind ſehr intereſſant. Es wurde geſagt, 
alle faſchiſtiſchen Organiſationen geben ſich in Dan⸗ 
zig ein Stelldichein. Ich möchte nur wiſſen, was 
Sie denn unter faſchiſtiſchen Organiſationen ver⸗ 
ſtehen, nur diejenigen, die nationale Jugender⸗ 
ziehung pflegen, oder, wie ich Ihre Ausführungen 
verſtanden habe, fällt darunter auch der Aerzte⸗ 
tag, der Philologentag, der Eiſenbahnertag? 
Alle dieſe friedlichen Leute, die nach Danzig ka⸗ 
men, das ſind für Sie Faſchiſten, die die lieben 
Danziger und die Kommuniſten ermorden wollen. 
Keiner von ihnen hat die Abſicht gehabt, hier 
einem Kommuniſten den Hals umzudrehen. Die 
Vorgänge bei den Ausſchreitungen anläßlich der 
Roten⸗Frontkämpfer⸗Demonſtration ſind uns hier 
von Regierungsſeite geſchildert worden. Herr 
Abg. Plenikowſki hat eine ganz andere Darſtel⸗ 
lung davon gegeben. Wir ſchließen uns der ſachli⸗ 
chen Darſtellung des Regierungsvertreters an und 
ſind davon befriedigt. Wir wünſchen den vaterlän⸗ 
diſchen Organiſationen einen guten Erfolg und 
einen baldigen und gedeihlichen Aufſtieg, damit 
tatſächlich auch dieſe Richtung des Volkes zur Gel⸗ 
tung kommt, damit es nicht den Anſchein gewinne, 
als ob es nur noch kommuniſtiſche Organiſationen 
gäbe. (Bravo! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Stellver⸗ 
tretende Präſident des Senats, Gehl. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Die Polizeibehörde hat ſich genötigt 
geſehen, am erſten Pfingſtfeiertag einzugreifen, 
damit nicht ernſtere Unruhen hier in Danzig 
entſtanden. Dafür, daß ſie eingegriffen hat, wird 
ſie nun hier auf das allerheftigſte beſchimpft. Ich 
muß dieſe Angriffe und Beſchimpfungen auf das 
allerentſchiedenſte zurückweiſen. (Frau Abg. Kreft: 
Au, au!) Wenn Herr Abg. Plenikowſki hier jagt, 
daß die Koalitionsparteien für die Handlungen 
der Behörden verantwortlich ſind, ſo hat er Recht! 
Wir ſtützen unſere Behörden, wir ſtellen uns vor 
unſere Behörden, wenn ungerechtfertigte Angriffe 
auf ſie erfolgen; und daß unberechtigte Angriffe 
hier heute von dieſer Stelle aus auf die Behör⸗ 
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den erfolgt find, das wird niemand von Ihnen be⸗ 
ſtreiten können, auch der Herr Abg. Plenikowſki 
nicht; denn er hat es hier ausdrücklich hervorge⸗ 


hoben und erklärt, daß die kommuniſtiſche Orga⸗ 


niſation eine Gegendemonſtration in der entge⸗ 
gengeſetzten Richtung veranſtaltet habe. Das war 
der Behörde natürlich bekannt, und ſie hatte die 
Pflicht, hier Gegenmaßnahmen zu ergreifen, um 
Zwiſchenfälle zu verhindern, und das iſt in der 
loyalſten Weiſe vom Polizeipräſidenten geſchehen. 
(Abg. Plenikowſki: Aber wir hatten unſere De⸗ 
monſtration zuerſt angemeldet!) Ich werde Ihnen 
ſofort antworten, Herr Plenikowfki, geſtatten Sie 
nur einen Augenblick! Jetzt ſind wir nicht bei der 
Wahlagitation, ſondern jetzt beſprechen wir hier 
im Volkstag eine große Anfrage. Herr Plenikow⸗ 
ſki hat an mich die Frage geſtellt, wer die Demon⸗ 
ſtration zuerſt angemeldet hat. Darauf habe ich 
zu erklären, daß dem Senat nachgewieſen wurde, 
daß die Anmeldung zuerſt von der Wehrwolforga⸗ 
niſation erfolgte. (Abg. Frau Krefft: Nichts zu 
wollen! Das iſt von der Polizei gemogelt wor⸗ 
den!) Bitte ſchön, weiſen Sie mir das Gegenteil 
nach, und dann ſollen Sie Recht behalten! Bis 
jetzt liegt die einwandfreie Mitteilung des Poli⸗ 
zeipräſidenten vor, wir müſſen uns an ſie halten. 
Wenn der Herr Abg. Plenikowſki darüber ein 
Klagelied anſtimmt, daß wir hetzeriſche Reden der 
Nätionaliſten dulden und das bemängelt, ſo 
möchte ich ihm ſagen, daß wir leider auch gezwun⸗ 
gen ſind, hetzeriſche Reden der Kommuniſten zu 
dulden. Unſere Verfaſſung gibt jedem das Recht, 
ſeine Meinung frei zu äußern, nicht nur hier, 
ſondern auch draußen. Wenn wir eingreifen woll⸗ 
ten, ſo wie Sie das verlangen, dann wären Sie 
der Erſte, der die Brutalität der Sozialdemokra⸗ 
ten brandmarken würde, der dann der Koalition 
alle möglichen Schmeicheleien an den Kopf werfen 
würde. (Bravo! links.) M. D. u. H.! Beruhigen 
Sie ſich nur, Sie haben gar keine Veranlaſſung, 
ſehr laut zu fein. Es iſt hier geſagt worden, daß 
die Proleten immer als ſchuldig befunden 
würden. Wie Sie eine derartige Behauptung auf: 
ſtellen können, weiß ich nicht. Ich weiß auch nicht, 
ob das Wort Proleten eine Schmeichelei für die 
Arbeiter ſein ſoll. Ich glaube es nicht. (Zurufe bei 
den Kommuniſten.) Man ſoll die Arbeiter jo be⸗ 
zeichnen, wie ſie es ſelbſt tun. Als Proleten be⸗ 
zeichnet man fie nicht. Ich weiſe es aber zurück, 
wenn in dieſer Redewendung des Herrn Abg. 
Plenikowſki der Vorwurf enthalten ſein ſoll, daß 
die Regierung bewußt parteiiſch gegen die Arbei⸗ 
terſchaft handelt. (Frau Abg. Kreft: Das beweiſt 
die Erklärung!) Dieſe Behauptung wird durch 
den Zwiſchenruf beſtärkt. Ich weiſe ihn auf das 
entſchiedenſte zurück. Bei uns wird mit gleichem 


Maße gemeſſen. (Zwiſchenruf.) Der Name der 
ſehr bekannten Frau iſt mir nicht bekannt, auch 


nicht genannt worden. (Hört, hört! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht mehr 
vor, Punkt 5 der Tagesordnung iſt ſomit erledigt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nach⸗ 


dem der Herr Vizepräsident des Senats mir pri⸗ 


Freitag, den 3. Auguſt 1928. 


vatim die Erklärung abgegeben hat, daß die 
Eingaben nachgeprüft werden, verzichte ich auf 
meine Anträge. 
Präſident: Herr Abg. Dr. Blavier zieht ſeine 
Anträge zurück. Ich ſtelle nunmehr feſt, daß das 
Haus bei allen Eingaben den Beſchlüſſen der 
betreffenden Ausſchüſſe beigetreten iſt. Wir kom⸗ 
men nunmehr zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Antrag des Senats auf Genehmigung 
i eure Rng gegen einen Abgeord⸗ 
Druckſache Nr. 320. Wir können dieſen Punkt 
wohl gleich mit dem nächſten an 8 
Antrag des Senats auf Genehmigung 
zur Strafverfolgung gegen einen Abgeord⸗ 


neten. 

Druckſache Nr. 321. Ich eröffne die Beſprechun 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Wa 5 

„Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Die 
Situation hat ſich gedreht. Sie ſind reichlich lange 
mit den Strafwerfolgungen gegen meine Perſon 
befaßt worden. Ich glaubte, die Sache würde mit 
dem Arteil zu Ende ſein. Es iſt aber nicht jo. 
Lachen Sie nicht, Herr Abg. Schwegmann, Sie 
werden gleich aufhören. Im Intereſſe der Juſtiz 
wollte ich die Sache erledigt ſein laſſen. Die 
Juſtiz wünſcht das nicht. Nunmehr verkehrt ſich 
das Tribunal; Denn jetzt klage ich an. Es handelt 
ſich bei dieſen Strafverfolgungen um etwa 18 bis 
20 Beleidigungen, die ich in der erſten und zwei⸗ 
ten Inſtanz unter dem Vorſitz der Herren Dr. 
Draeger und Zaehle, gemacht habe. Ich dachte, 
nachdem die Herren durch die endgültige Inſtanz 
eins verſetzt bekommen haben, würden ſie Ruhe 
halten. Die Herren wünſchen aber nicht Ruhe, 
ſondern weitere Störung. Die kann allerdings 
ſchlecht jo geſchehen, wie es hier gewünſcht wird. 
Herr Staatsanwalt Schneider wünſcht nunmehr 
den Kampf, und den hat er. Aber es wäre falſch, 
den Kampf ſo zu führen, daß nunmehr 28 neue 
Beleidigungen inſofern erledigt werden, als man 
mich anklagt. Die Beleidigungen habe ich Ge⸗ 
richtshöfen gegenüber gemacht, die wirklich keine 
Gerichtshöfe waren. 

Wir haben inzwiſchen ein Amneſtiegeſetz be⸗ 
kommen. In dem Amneſtiegeſetz ſteht, daß politi- 
ſche Vergehen, und es handelt ſich hier nur um 
ſolche, unter die Amneſtie fallen. Das iſt injofern 
von meinem Standpunkt aus begrüßenswert, als 
ich nicht mehr der Angeklagte bin. Es handelt ſich 
darum, einen kurzen Ueberblick zu geben. Es ſind 
die Aeußerungen, die ich den ſogenannten Herren 
Richtern gegenüber gemacht habe. Man wünſcht 
die Sache ſo zu erledigen, als gegen mich Anklage 
wegen 28 Beleidigungen erhoben wird. In der 
„Neuen Zeit“ ſteht beiſpielsweiſe: 

Aber alle mußten voll tiefer Scham erkennen, wie 
ſich hier das Gericht zum Vollſtrecker der Deutſchna⸗ 
tionalen Parteipolitik machte .... Und es ſcheint 
auch ſo .. . als ob das ja ſeit Wochen fertige Ur⸗ 
teil zur Ehre der deutſchen Juſtiz doch nicht verkündet 
werden würde. Es ſiegt aber der leidenſchaftliche 
Haß des Herrn Amtsgerichtsdirektors Dr. Dräger ge⸗ 
gen den politiſchen Gegner Dr. Blavier. 
Wenn hierunter der Name des Herrn Schneider 
ſteht, ſtaune ich. Politiſcher kann eine Aeußerung 
nicht ſein. Ich behauptete, die Juſtiz mache ſich 
zum Vollſtrecker der Politik des Herrn Dr. Ziehm. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 


Im Amneſtiegeſetz ſteht, daß alle politiſchen Ver⸗ 


gehen amneſtiert werden. Wenn das keine poli⸗ 
tiſche Beleidigung iſt, weiß ich nicht, was ſonſt 
darunter zu verſtehen iſt. Wenn Herr Schneider 
ſo dämlich iſt, daß er das nicht erkennt, tut er mir 
leid. (Heiterkeit.) Es iſt hahnebüchen, was hier 
die Staatsanwaltſchaft an Unſinn produziert. 
Weiter ſteht in der Anklageſchrift, daß ich bei⸗ 
ſpielsweiſe dem Herrn Schwarzkopf zugerufen 
habe: „Schwarzkopf pennen Sie nicht, Sie haben 
ſchon geſchlafen, als ich Referendar war, da gaben 
Sie ein Jahr Gefängnis mehr, als Sie geſchlafen 
hatten.“ Alles das ſind Dinge, die ich beweiſen 
kann. Nur wenn ich unter Anklage ſtehe, kommt 
der Gerichtshof und ſagt, es gibt keine Beweis⸗ 
anträge. Ich werde alſo totſicher verknallt, aber 
der Beweisantritt darüber, daß Schwarzkopf ge⸗ 
pennt hat, wird vom Gericht abgelehnt. Bleiben 
Sie hier, Herr Dr. Ziehm, es iſt eine hochinter⸗ 
eſſante Sache für Sie. Gerade im ſchönſten Mo⸗ 
ment gehen Sie weg. (Heiterkeit.) (Abg. Schweg⸗ 
mann: Das iſt zu voreilig!) Herr Abg. Schweg⸗ 
mann, ich würde nicht ſo ſchamlos ſein, hier zu 
lachen, wo eigentlich die Danziger Juſtiz am 
Boden liegt. Daß Sie es noch fertig bekommen, 
zu lachen, zeigt, daß Sie gar kein Ehrgefühl mehr 
haben, Herr Schwegmann, Herr Dr. Ziehm iſt 
gerade draußen. Ich will darauf hinweiſen, daß 
die Juſtiz auf einen Wink von Dr. Ziehm ge⸗ 
handelt hat. Herr Dr. Ziehm hat eine anonyme 
Anzeige weitergegeben. 

Nun kommen wir zu dem wunderbaren Ereig⸗ 
nis, Herr Schwegmann, hören Sie zu. Es wurden 
Hausſuchungen von Dr. Ziehm abgehalten, und 
ich hatte den Fehler begangen, zu ſagen, die 
Staatsanwaltſchaft hat damit die Verfaſſung ge⸗ 
beugt. Das war ein kleiner Irrtum. Es war Ihr 
Staatsanwalt Muhl, der in Ihrem Hauptausſchuß 
ſitzt. Ich habe geſagt, die Staatsanwaltſchaft 
beuge das Recht. Das Recht gebeugt haben Dr. 
Ziehm und Herr Muhl. Da wurde geſagt: „Du 
bajt dich geirrt, du mußt 1000 Gulden aufge⸗ 
knallt bekommen. Die ganzen Dinge wären be⸗ 
graben geweſen.“ Es handelt ſich um die Beleidi⸗ 
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gung, die ich dieſen beiden Gerichtshöfen zuge⸗ 
rufen habe. Sie fallen alle unter die Amneſtie. 
Der Tatſache, daß die Staatsanwaltſchaft noch 
einmal vorgehen will, entnehme ich, daß man 
nicht Ruhe halten kann. Erledigt wird die Sache 
doch, aber im Zivilprozeß. Die Dinge haben ſich 
gedreht. Es handelt ſich nicht mehr um Strafver⸗ 
folgungen gegen mich, ſondern um Verfolgungen, 
die ich gegen die betreffenden Vorſitzenden im 
Zivilprozeß in die Wege leiten werde. Ich werde 
nämlich den Staat auf Schadenerſatz verklagen. 
(Abg. Gehl: Nun fangen Sie nicht auch noch an!) 
Ich werde alle Behauptungen, daß Herr Dr. 
Dräger erklärt hat: „Den Blavier werde ich er⸗ 
ledigen, ich führe den Vorſitz“, beweiſen. Ich 
werde die Tatſache, daß Schwarzkopf geſchlafen 
hat, mit 30 Zeugen belegen, die ſich genau die 
Stunden notiert haben. Ich werde den Staat auf 
Schadenerſatz wegen wiſſentlicher Rechtsbeugung 
verklagen. Dann müſſen meine Zeugen vernom⸗ 
men werden. Im Straäfprozeß gegen mich kann 
Das Gericht die Vernehmung ablehnen. Ich werde 
Herrn Dr. Draeger zum Eid bringen. Er wird 
ſchwören müſſen, ob er das geſagt hat, Herr 
Schwarzkopf wird ausſagen müſſen, ob er im 
Prozeß gepennt hat. 

Der Kampf wird beginnen, nicht, indem ich 
angeklagt werde, ſondern indem ich anklage. 

Präſident: Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
dieſe Anträge dem Rechtsausſchuß zur Beratung 
zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt 
ſo beſchloſſen. Wir ſind am Ende unſerer Tages⸗ 
ordnung. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, den 15. Auguſt, nachmittags 3,30 Uhr 
mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr, Er⸗ 

richtung von Arbeitnehmerausſchüſſen. 
Dann bitte ich um die Ermächtigung, die Ein⸗ 
gänge, die bis dahin zweifellos kommen, auf die 
Tagesordnung ſetzen zu dürfen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich 
ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 43. 


Vollſitzung. Zur Tagesordnung iſt ein Geſchäfts⸗ 


ordnungsantrag eingegegangen, welcher folgenden 
Wortlaut hat: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 

den Punkt 2 der Tagesordnung zur 43. Vollſitzung 

abzuſetzen, da der Stellv. Präſident des Senats ver⸗ 


reiſt iſt. 
Siebenfreund 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchliberalen Fraktion. 
Gaikowfki 

und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 


ri 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokrat. Fraktion. 
Wenn kein Widerſpruch erhoben wird .. (Abg. 
Schwegmann: Ich erhebe Widerſpruch!) Wenn 
Widerſpruch erhoben wird, kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung. Das Haus hat zu entſcheiden. Ich bitte 
diejenigen, die für Abſetzung dieſes Tagesord⸗ 
nungspunktes ſind, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Ta⸗ 
gesordnung beſteht ſomit nur noch aus einem 

Punkt. Ich rufe dieſen Punkt auf: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Errichtung von Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 

ſchüſſen. 


Mittwoch, den 15. Auguſt 1928. 


Druckſache Nr. 350 zu Nr. 75. Ich eröffne die all⸗ 


gemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr. 


Abg. Klawitter. 


Klawitter, Fritz, Abgeordneter (D. Nat.): M. 


D. u. H.! Der vorliegende Geſetzentwurf iſt nur 


das letzte Glied in einer längeren Kette von Vor⸗ 


bereitungsarbeiten, die alle auf den Artikel 115 


unſerer Verfaſſung zurückgehen. Der Artikel 115 


der Verfaſſung beſtimmt bekanntlich, daß ein Ge⸗ 
ſetz über die Errichtung von Arbeiter- und Ange⸗ 
ſtelltenausſchüſſen eingebracht werden ſoll. Wäre 
dem nicht ſo, dann könnte es zweifelhaft erſchei⸗ 


nen, ob es überhaupt notwendig war, ein ſolches 
Geſetz einzubringen. Geſetze pflegen ja im allge⸗ 


meinen eingebracht zu werden, weil ſie notwendig 
ſind, oder für notwendig gehalten werden. Aber 
dann pflegt die einer ſolchen Vorlage beigege⸗ 
bene Begründung ſich auch damit zu beſchäftigen, 
dieſe Notwendigkeit aufzuzeigen. In dieſem Fall 
läßt die Begründung, die dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf mit auf den Weg gegeben iſt, uns lei⸗ 
der völlig im Stich. Ueber die ſachliche Notwen⸗ 


digkeit des Geſetzes ſagt ſie ſchlechterdings nichts. 


Sie beſchränkt ſich vielmehr darauf, auf eine Re⸗ 
gierungserklärung bezug zu nehmen und im übri⸗ 
gen zu ſagen, daß man ſich an das deutſche Be⸗ 


triebsrätegeſetz eng angelehnt habe. Der Aus⸗ 


druck Anlehnung iſt allzu beſcheiden; denn wie 


wir alle wiſſen, handelt es ſich nicht um eine An⸗ 
lehnung an das deutſche Betriebsrätegeſetz, ſon⸗ 


dern um eine völlige Entlehnung dieſes Geſetzes, 


das bis auf gewiſſe kleine Aenderungen wörtlich 


von dem deutſchen Betriebsrätegeſetz übernom⸗ 


men iſt. Wenn das aber geſchehen iſt, dann iſt 
es eigentlich nicht recht zu verſtehen, weshalb die 


Vorlage ſich nicht auch die Erklärungen und die 


Begründung zu eigen gemacht hat, die ſeinerzeit 


bei der Vorlage des Geſetzes im Reich gegeben 


worden ſind. Bemerkenswert iſt die Begrün⸗ 
dung der wörtlichen Uebernahme des deutſchen 


Velkkebeentegelezes, Die Begründung ſagt: 


Entſprechend der Regierungserklärung, nach der 


Reich herrſchenden Rechtszuſtand in Danzig keine 
Verſchlechterung eintreten ſoll, lehnt ſich der Geſetz⸗ 
entwurf eng an das deutſche Betriebsrätegeſetz vom 
4. Februar 1920 an. 
Ja, m. D. u. H., die Bezugnahme auf die Regie⸗ 
rungserklärung iſt doch noch keine Begründung. 
Eine Regierungserklärung iſt kein Geſetz und 


auch kein Verfaſſungsartikel, und wenn ſie zur 


Grundlage eines Geſetzes gemacht wird, dann 
hätte das ebenfalls einer Begründung bedurft. 


Die Bemerkung der damaligen Regierungserklä⸗ 


rung, es ſolle keine Verſchlechterung gegenüber 
dem Rechtszuſtand im Deutſchen Reich herbeige⸗ 
führt werden, hat ſchon damals einiges Kopf⸗ 
ſchütteln verurſacht, weil völlig unklar blieb, was 
denn unter einer Verſchlechterung des deutſchen 
Rechtszuſtandes eigentlich zu verſtehen ſei. Es 
bleibt nur die Erklärung übrig, daß man das 
deutſche Betriebsrätegeſetz für eine ſo ideale Lö⸗ 


ſung des fraglichen Problems anſieht, daß eine 


Abweichung von dieſem Geſetz unter allen Um- 
ſtänden eine Verſchlechterung mit ſich bringen 


müßte. Damit ſteht freilich im Widerſpruch, daß 
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auf ſozialem Gebiete gegenüber dem im Deutſchen 
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der Entwurf dennoch an einigen Stellen Aende⸗ 


rungen vorgenommen hat, ſo in der Frage des 
Wahlalters und an einigen anderen Punkten. 

Merkwürdiger Weiſe nimmt die Begründung 
der Vorlage auf den Artikel 115 der Verfaſſung 
gar keinen Bezug. Es geſchieht nur einmal, und 
zwar zu dem Zweck, um zu erklären, weshalb man 


mit dem Geſetz nicht auch den Namen Betriebs- 


rätegeſetz übernommen habe. Das ſei unter Be⸗ 
rückſichtigung auf Artikel 115 der Verfaſſung ge⸗ 
ſchehen. Nun iſt nicht recht verſtändlich, wie man 
der Meinung ſein konnte, daß der Artikel 115 zwar 
der Uebernahme des Namens entgegenſteht, der 
Uebernahme des ganzen Geſetzes aber nicht. Ich 
habe den Eindruck gehabt, als wenn im Schoße 
des Senats einige Zweifel darüber beſtanden ha⸗ 
ben, ob ſich das Geſetz mit dem Artikel 115 der 
Verfaſſung richtig deckt. Wenigſtens gab der Ver⸗ 
treter des Senats, der ſich bei der Einführung des 
Geſetzes der Mühe unterzog, die etwas knapp ge⸗ 
ratene gedruckte Erklärung etwas zu erweitern, 
wenigſtens implieite zu, daß der Geſetzentwurf 
über den Artikel 115 der Verfaſſung hinausginge; 
denn er ſagte, die Faſſung des Artikels 115 ſei 
eine Minimalforderung, über die hinauszugehen 
dem Geſetzgeber frei ſtehe. Ich habe das nur da⸗ 
hin verſtehen können, daß der Geſetzentwurf be⸗ 
wußt über den Rahmen des Artikels 115 der Ver⸗ 
faſſung hinausgeht. 

M. D. u. H., wir können uns mit der Auffaſ⸗ 
ſung, daß der Wortlaut eines Artikels der Ver⸗ 


(B) faſſung nur gewiſſermaßen den Rahmen hergeben 


ſoll, der vom Geſetzgeber nach eigenem Dafür⸗ 
halten verengt oder erweitert werden kann, nicht 
einverſtanden erklären und müſſen dagegen ſchärf⸗ 
ſten Widerſpruch erheben. Es iſt auch nicht ein⸗ 
zuſehen, warum die Faſſung des Artikels 115 eine 
Minimalforderung ſein ſoll. Ich meine, daß man 
mit mindeſtens gleichem Recht von einer Maxi⸗ 
malforderung ſprechen kann, und das würde bei 
anderer Gelegenheit in Bezug auf einen andern 
Verfaſſungsartikel auch geſchehen können. Wir 
müſſen aber verlangen, daß Artikel der Verfaſ⸗ 
ſung ſo angewandt werden, wie ſie abgefaßt ſind. 
Ich möchte auch bei der Gelegenheit dem Bedau⸗ 
ern Ausdruck geben, daß der Senat, der doch als 
der berufene Hüter der Verfaſſung angeſprochen 
werden muß, ſich zu Konſtruktionen verſtanden 
hat, die letzten Endes darauf hinauslaufen, nicht 
das Geſetz der Verfaſſung, ſondern die Verfaſſung 
dem Geſetz anzupaſſen. 

M. D. u. H., ſelbſt wenn man zugeben wollte, 
daß mit der Verfaſſung und ihren Artikeln ſo um⸗ 
gegangen werden darf, wie es im vorliegenden 
Fall geſchehen iſt, wird man doch zugeben müſſen, 
das dies Verfahren nicht ſo weit ausgedehnt wer⸗ 
den kann, daß man bei ſeiner Anwendung ſchließ⸗ 
lich bei dem Gegenteil deſſen ankommt, was in 
der Verfaſſung drin ſteht. Dieſer Fall iſt hier 
aber eingetreten; denn in der Verfaſſung ſteht 
im Artikel 115 ganz unmißverſtändlich: 

Die Arbeiter und Angeſtellten bilden aus ihrer 

Mitte, für Arbeiter und Angeſtellte getrennt, Be⸗ 

triebsausſchüſſe, die berufen ſind, gleichberechtigt in 


Gemeinſchaft mit den Unternehmern an der Rege⸗ 


Dieſe Erklärung kann doch nicht 
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lung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen mit⸗ 
zuwirken. 

Das Geſetz beſtimmt im Widerſpruch dazu, daß 

Arbeiter und Angeſtellte gemeinſchaftlich einen 

gemeinſamen Arbeitnehmerausſchuß bilden ſollen. 

Das iſt ein Widerſpruch. 

Zur Vervollſtändigung des Nachweiſes, daß 
der Geſetzentwurf tatſächlich verfaſſungswidrig iſt, 
noch etwas anderes. Sie wiſſen, m. D. u. H., 
daß ſchon der Herr Abg. Jantzen in der erſten Be⸗ 
ratung des Geſetzes und Herr Abg. Schwegmann 
bei der zweiten Beratung darauf hinwieſen, daß 
auch die geſchichtliche Entwicklung dieſer ganzen 
Frage aus Anlaß der Beratungen in der Verfaſ⸗ 
ſunggebenden Verſammlung eine andere Sprache 
ſpricht. Diejenigen von Ihnen, die ſelbſt Mitglied 
der Verfaſſunggebenden Verſammlung waren 
oder in den vorbereitenden Ausſchüſſen oder ſonſt 
in irgend einer Berufsgruppe an dem Zuſtande⸗ 
kommen des Verfaſſungswerkes mitgearbeitet ha⸗ 
ben, werden ſich deſſen entſinnen, wie die Frage 
entſtand, ſich entwickelte und geregelt wurde. Die 
Sachlage war die, daß, als unſer Danziger Ge⸗ 
ſetz, unſere Verfaſſung hier beraten wurde, das 
deutſche Betriebsrätegeſetz bereits herausgekom⸗ 
men war. Es hatte im Reich die Gemüter erregt, 
und auch in Danzig rief es große Beunruhigung 
hervor. Es lag ſehr nahe, daß auch in Danzig der 
Verſuch gemacht wurde, dies Geſetz in der Verfaj- 
ſung zu verankern, wie man ſich damals auszu⸗ 
drücken beliebte. Dieſer Verſuch iſt auch tatſächlich 
gemacht worden. Nach Ausweis der Protokolle 
von damals iſt von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei im vorbereitenden Ausſchuß ein Antrag einge⸗ 
bracht worden, der nach der Erklärung des Ver⸗ 
treters der Sozialdemokratiſchen Partei den Zweck 
haben ſollte, die Einführung des deutſchen Be⸗ 
triebsrätegeſetzes in Danzig zu ſichern. Dieſer 
Antrag iſt ausweislich der Protokolle abgelehnt 
worden. So iſt es denn gekommen, daß der Ar⸗ 
tikel 115 der Verfaſſung ſeine heutige Form er⸗ 
halten hat. Ueber ihre Bedeutung kann kein 
Zweifel ſein. Wir haben aber auch in Herrn Dr. 
Loening einen Kronzeugen für dieſe Auffaſſung. 
Herr Dr. Loening hat der Verfaſſunggebenden 
Verſammlung ebenfalls angehört und iſt an den 
Arbeiten und Formulierungen der Verfaſſung in 
der Vorlage in hervorragendem Grade beteiligt 
geweſen, ſo hervorragend, daß er vielfach als der 
Vater der ganzen Verfaſſung bezeichnet wurde. 
Herr Dr. Loening ſpricht ſich in einer kleinen 
Schrift, die er „Danzig, ſein Verhältnis zu Po⸗ 
len und ſeine Verfaſſung“ betitelt hat, über die⸗ 
ſen Punkt aus. Ich darf die Stelle verleſen: 

Der zweite Hauptteil der Verfaſſung beſchäftigt 

ſich, wie der der deutſchen Reichsverfaſſung vom 11. 

Auguſt 1919, mit den Grundrechten und Grund⸗ 

pflichten der Danziger Staatsangehörigen. Er ſchließt 

ſich eng an die deutſche Reichsverfaſſung an, ohne ihr 
jedoch in allem zu folgen. In einer ganzen Reihe von 

Punkten wird won ihr abgewichen. So iſt namentlich 

in der Danziger Verfaſſung die Schuldfrage bedeutend 

mehr dem Simultanprinzip angenähert, ſo iſt auch 
die Betriebsrätefrage in Danzig anders geordnet als 

im Reich. 
mißverſtanden 
werden, ſie ſagt, daß die Danziger Verfaſſung dieſe 
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Frage anders regeln will als im Deutſchen Reich. 
Wenn aber die Verfaſſung beſtimmt, daß die 
Frage anders geregelt werden ſoll als im Deut⸗ 
ſchen Reich, kann eine Löſung, die die Frage 
ebenſo regeln will, wie in Deutſchland, unmöglich 
der Danziger Verfaſſung entſprechen. Das wäre 
ein logiſcher Widerſpruch! 

Nun hat Artikel 115 der Verfaſſung aber zwei 
Seiten. Einerſeits beſtimmt er allerdings, daß ein 
ſolches Geſetz gemacht werden ſoll. Er beſtimmt 
aber auch andererſeits, wie es ſein und was es 
enthalten ſoll. Auch dieſen Beſtimmungen müßte 
der Geſetzentwurf entſprechen. Er tut es aber 
nicht; denn die Einzelbeſtimmungen des Geſetzes 
gehen zum großen Teil über den Rahmen hinaus, 
den die Verfaſſung gezogen hat. Es kann alſo 
gar kein Zweifel darüber beſtehen, daß der Ent⸗ 
wurf in der vorgelegten Form der Danziger Ver⸗ 


faſſung nicht entſpricht. Es mußte darauf ankom⸗ 


men, in den vorbereitenden Arbeiten im Ausſchuß 
dafür zu ſorgen, daß dem Entwurf die Eigen⸗ 
ſchaft der Verfaſſungswidrigkeit genommen wurde, 
d. h., daß der Entwurf der Eigenſchaften des 
deutſchen Betriebsrätegeſetzes entkleidet wurde. 
Zu dem Zweck hat meine Fraktion im ſozialen 
Ausſchuß bei den vorbereitenden Arbeiten eine 
Reihe von Anträgen geſtellt, zu denen ich mich 
heute nicht äußern will. 


Ich bitte nur etwas allgemeines ausführen 
und mich über die Grundtendenz des Geſetzes 
äußern zu dürfen. Das iſt einmal deswegen not⸗ 
wendig, weil, wie ich ſchon ſagte, die Begründung, 
die das Geſetz mitbekommen hat, uns in dieſem 
Punkt im Stich läßt. Das Geſetz ſelbſt gibt ſich 
ja den Anſchein, als wolle es lediglich den Arbeits⸗ 
frieden fördern. Es erteilt den einzuſetzenden 
Ausſchüſſen die Aufgabe, zwiſchen Arbeitgeber und 

rbeitnehmer zu vermitteln und es billigt außer⸗ 
dem dem Arbeitgeber einſeitige Vorteile zu. Ihm 
ſoll bei der Einführung neuer Arbeitsmethoden 
und bei der Erfüllung der Zwecke ſeines Betrie⸗ 
bes geholfen werden. Ihm ſoll geholfen werden, 
einen möglichſt ruhigen Stand und möglichſte 
Wirtſchaftlichkeit der Betriebsleiſtungen zu ſchaf⸗ 
fen. Das ſteht im Geſetz und klingt für den Nicht⸗ 
eingeweihten zweifellos recht gut. Derjenige, der 
den Dingen etwas näher ſteht, wird ſich damit 
zweifellos nicht abfinden können. 

Wenn der Geſetzentwurf weiter nichts ent⸗ 
hielte als das, was Artikel 115 der Verfaſſung 
vorſchreibt, wenn er nur beſtimmte, daß Arbeiter⸗ 
und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe eingeſetzt werden ſol⸗ 
len, die in Gemeinſchaft mit dem Inhaber über 
die Regelung von Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
verhandeln ſollen, dann würde weder im Reiche 
te große Beunruhigung entſtanden fein, die tat⸗ 
ſächlich entſtanden iſt, noch würde in Danzig 
irgend jemand einem ſolchen Geſetz widerſprochen 
haben. Das Betriebsrätegeſetz iſt aber etwas 
grundſätzlich anderes. Das Betriebsrätegeſetz iſt 


überhaupt nicht auf wirtſchaftlichem Boden ge⸗ 
wachſen, ſondern auf politiſchem. Es iſt eine ſehr 
unglückſelige Verquickung zwiſchen durchaus be⸗ 
rechtigten Arbeiterintereſſen und zwiſchen höchſt 
ſozialdemokratiſcher 


unberechtigten Forderungen 
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Theorien. Das Geſetz wurzelt zunächſt im Rätege⸗ 
danken und iſt zweifellos ein Zugeſtändnis an 
dieſen Gedanken geweſen. Der Name bedeutete da⸗ 
mals, als das Geſetz im Reich eingeführt wurde, ein 
Programm. Dies Programm iſt nichts weniger als 
mit dem identiſch, was die Verfaſſung für das zu 
erlaſſende Geſetz vorſchreibt. 

Daß die beiden Meinungen völlig verſchieden 
ſind, dafür haben wir eine ganze Reihe bemer⸗ 
kenswerte Aeußerungen deutſcher Politiker, die 
ſich gelegentlich der Einbringung des Geſetzes im 
Reiche dazu geäußert haben. Als das Geſetz im 
Reiche eingebracht und dort beraten wurde, führte 
Reichskanzler Bauer die Geſchäfte des Reichs. 
Der Herr Reichskanzler Bauer hat ſich in einer 
Rede vom 7. Oktober 1919 ſehr prägnant ausge⸗ 
drückt und geſagt, das Geſetz ſolle den Arbeitern 
Hausherrnrechte geben, wo ſie bis dahin nur 
ſchlecht bedankte Pflichten hatten. Ja, m. D. u. H., 
die Verleihung von Hausherrnrechten iſt aber doch 
etwas anderes als die Unterſtützung des Arbeit⸗ 
gebers bei der Erfüllung ſeiner Betriebszwecke. 
Sie iſt auch ſicher etwas anderes als die Verſtän⸗ 
digung zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 
Die angebliche Geltendmachung won Hausherrn⸗ 
rechten durch die Unternehmer iſt doch gerade 
das, was dem Anternehmer immer ſo ſchwer übel 
genommen worden iſt. Der „Herr im Hauſe“⸗ 
Standpunkt iſt doch gerade das Schlagwort ge⸗ 
weſen und iſt es noch heute, was herhalten muß, 
um den am wirſchaftlichen Prozeß Unbeteiligten 
gegen den Unternehmer einzunehmen. Der oberſte 
Beamte des Reiches hat damals als das Geſetz be⸗ 
raten wurde, erklärt, daß den Arbeitern Haus⸗ 
1 in den Betrieben gegeben werden 
ollen. 

Etwas draſtiſcher als der Herr Reichskanzler 
Bauer hat ſich der Sozialdemokrat Herr Däumig 
ausgeſprochen, der ſagte: „Schafft euch jetzt Leute 
in den Betriebsräten, die Kontroll⸗ und Mitbe⸗ 
ſtimmungsrecht verlangen, dann wird jeder Be⸗ 
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trieb Brandherd der ſozialen Revolution werden.“ 


(Abg. Liſchnewſti: Reden Sie nicht von Bauer, 
das hat doch Däumig geſagt! Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Er muß lauter ſprechen, es iſt hier nichts 
zu hören!) Ich möchte noch den Sozialdemokraten 
Herrn Dittmann zitieren. Er ſagte auf einem 
Parteitag in Leipzig: „Das Betriebsrätegeſetz, ſo 
ſchlecht es auch werden mag, ſoll der herrſchenden 
Klaſſe der Teufel im Leibe werden.“ (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Das iſt richtig!) Der Sozialdemokrat 
Herr Hoch hat in einem Artikel des „Vorwärts“ 
bei Beginn der Beratungen des Betriebsrätege⸗ 
ſetzes geſagt: „Der jetzt vorliegende Entwurf des 


Betriebsrätegeſetzes ſoll den Arbeitern das Recht 


geben, ihre Vertreter in die Leitung größerer Be⸗ 
triebe zu entſenden, Einblick in den Geſchäftsgang 
und in die Geſchäftsführung zu gewinnen und auf 
Grund dieſer Verbindungen und Kenntniſſe für 
die Arbeiterforderungen einzutreten.“ Derſelbe 
Herr Hoch ſagt dann noch weiter: „Sicher genügen 
nicht die Rechte allein, aber hinter ihnen ſtehen 
doch die Arbeiter ſelbſt, ihre Gewerkſchaften, ihre 
Preſſe, ihre Vertreter in den Volksvertretungen 
und als letztes Mittel die Arbeitseinſtellung.“ 
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Dieſe Aeußerungen ſind ſicher bemerkenswert, 
weil ſie aus dem Lager derjenigen kommen, die 
dieſes Geſetz verlangt und geformt haben. Ich ver⸗ 
urteile dieſe Aeußerungen nicht etwa, ich bin mit 
ihnen vielmehr vollkommen einverſtanden und 
finde ſie höchſt dankenswert wegen der Offenheit, 
mit der man ſich ſeitens der Urheber dieſes Ge⸗ 
ſetzes über ſeine Zwecke und Ziele ausgeſprochen 
hat. Aber Sie werden doch zugeben müſſen, daß 
die Bedenken, die wir gegen ein ſolches Geſetz ha⸗ 
ben müſſen, angeſichts ſolcher Aeußerungen nicht 
unberechtigt erſcheinen. 

Dieſe Bedenken gehen letzten Endes dahin, 
daß das Geſetz offenbar ein Mittel zu dem Zweck 
ſein ſoll, die Privatwirtſchaft zu ſozialiſieren. 
Bedenken iſt eigentlich zu wenig geſagt; denn da⸗ 
für, daß dem ſo iſt, haben wir Zeugniſſe von be⸗ 
rufener Seite. Der „Vorwärts“ ſchrieb am 11. 
November 1919: 

Das Geſetz über die Betriebsräte iſt ein Prüf⸗ 
ſtein. In der Ausgeſtaltung des Geſetzes wird die 
Arbeiterſchaft erſehen, wie ſtark im neuen Deutſch⸗ 
land die Kräfte ſind, die aus der demokratiſchen Re⸗ 
publik eine ſoziale Republik machen und in ſtetiger 
Weiterentwicklung dem wirtſchaftlichen Sozialismus 
den Weg bereiten ſollen. 

(Abg. Liſchnewſki: Sie leſen ja die ganze Rede 
vor, die Ihr Vertreter im Reichstag gehalten 
hat!) In der Tat wird mit dieſem Geſetz die 
ganze Frage des Sozialismus und der Sozialiſie⸗ 
rung aufgeworfen. Auch dafür haben wir eine 
ganze Reihe weiterer klaſſiſcher Zeugen. Der ſchon 
vorhin zitierte Reichskanzler Bauer hat ſich dar⸗ 
über folgendermaßen geäußert: „Die Verneinung 
der Idee des Kapitalismus iſt der Grundgedanke 
dieſes Geſetzes.“ Und der ſozialdemokratiſche Ab⸗ 
grordnete Braun, den wir alle kennen, ſagte am 
28. Oktober 1919: „Nun gilt es die politiſche 
Macht dazu zu benutzen, nach und nach dem Bür⸗ 
gertum alles Kapital zu entreißen. Der Weg dazu 
führt über das Betriebsrätegeſetz.“ Das ſind Aus⸗ 
ſprüche von bemerkenswerter Deutlichkeit, weil ſie 
keinen Zweifel darüber laſſen, was die Urheber 
des Geſetzes damit gewollt haben. Das Geſetz kann 
nur der wollen, der die Sozialiſierung will. Wer 
die Privatwirtſchaft will, kann das Geſetz nicht 
wollen. An der Feindlichkeit des Geſetzes gegen⸗ 
über der Privatwirtſchaft, gegenüber dem Unter⸗ 
nehmertum, kann alſo kein Zweifel beſtehen. 

Das Geſetz iſt aber nicht nur privatwirtſchafts⸗ 
feindlich, ſondern wirtſchaftsfeindlich überhaupt. 
Es bedeutet den Verſuch zu einer Parlamentari⸗ 
ſierung der Wirtſchaft. Das aber kann die Wirt⸗ 
ſchaft nicht vertragen, Sie werden ſich eines 
Schlagwortes aus jener Zeit erinnern, das viel 
gehört und damals ſehr zeitgemäß gefunden wur⸗ 
de, das Schlagwort von der konſtitutionellen Fa⸗ 
brik. Dieſes Schlagwort läßt erkennen, daß damals 
der Plan in den Köpfen ſpukte, politiſche Dinge 
auf das wirtſchaftliche Gebiet zu übertragen. 


Etwa ſo, wie man es für einen Fortſchritt hielt, 
daß man von der Monarchie zur Republik gekom⸗ 
men war, etwa ſo ſollte der wirtſchaftlich als Mo⸗ 
narch gedachte Unternehmer durch Wirtſchafts⸗ 
parlamente erſetzt werden. Dazu äußerte ſich das 
Korreſpondanzblatt der Generalkommiſſion der 


e In dieſem Blatt war damals zu 

eſen: 

f Das eine wollen wir allen denen, die ſich bemü⸗ 
hen, den Arbeiterräten Erſatz für ihre politiſchen Be⸗ 
tätigung zu ſchaffen, jagen: Man hüte ſich, die Ar⸗ 
beitermaſſen zu enttäuſchen. Die Arbeiterräte ſind 
politiſche Organe der Revolution und können nur 
politiſch wirken. Sie haben keine anderen als poli⸗ 
tiihe Organiſationen hinter ſich, auf die ſie ſich 
ſtützen können, und ſie verſagen völlig im Wirtſchafts⸗ 
prozeß. Sie würden die Betriebe in fortwährender 
Unruhe halten und würden ſie politiſieren. So wird 
alſo die Verpflanzung der Arbeiterräte auf das wirt⸗ 
ſchaftliche Gebiet nicht beruhigend wirken, ſondern 
es wird neuen Zündſtoff ſammeln, neue Revolutions⸗ 
herde ſchaffen und das wirtſchaftliche Leben gefähr⸗ 
lichen Kriſen entgegenführen. 

Man kann ſich dem nur anſchließen und muß 
es vor allem tun, wenn man aus eigener Erfah⸗ 
rung von Wirtſchaftsvorgängen eine Vorſtellung 
hat. Geſtatten Sie mir, an einem roh ſkizzierten 
Bild zu zeigen, wie utopiſch der Gedanke iſt, poli⸗ 
tiſche Dinge auf das wirtſchaftliche Gebiet zu über⸗ 
tragen. Bitte ſtellen Sie ſich den wirtſchaftlichen 
Vorgang einer techniſchen Fabrikation vor. Ich 
möchte dieſen Vorgang aus einem mir geläufigen 
Gebiet nehmen, dem Schiffbau. Der Hergang iſt 
kurz folgender: Der Schiffbauer erhält eine An⸗ 
frage auf ein Schiff. Er macht ein Projekt, er kal⸗ 
kuliert es durch, er macht ein Angebot. Wenn er 
Hunderte ſolcher Angebote gemacht hat, dann be⸗ 
kommt er auch einmal einen Auftrag. Das iſt 
übrigens keine von mir gegriffene Zahl, ſondern 
ein ſtatiſtiſches Faktum. Jedenfalls war es früher 
ſo; nach der Revolution iſt es natürlich ſchlechter 
geworden. Ich erwähne es nur, um zu zeigen, 
daß ein großes Arbeitsgebiet ganz außerhalb der 
Wirkungsmöglichkeiten des Geſetzes liegt. Nun iſt 
der Auftrag da, und die Techniker gehen an die 
Arbeit und rechnen und konſtruieren. Dabei iſt 
allerhand zu leiſten. Das Schiff ſoll wahrſchein⸗ 
lich eine beſtimmte Ladung haben, eine beſtimmte 
Geſchwindigkeit, einen beſtimmten Tiefgang und 
verſchiedenes anderes mehr. Das ſind die grund⸗ 
legenden Arbeiten. Dabei iſt eines vom andern in⸗ 
nerlich abhängig. Um dieſe Abhängigkeiten zu 
erkennen und zu berückſichtigen, muß man etwas 
davon werjtehen. Im übrigen ordnet ſich dann 
eines dem andern unter, ganz von ſelbſt. Der 
Nieter kann nur da Nieten einſchlagen wo der 
Locher Löcher hineingeſetzt hat. Der Locher kann 
die Löcher nur dort machen, wo der Vorreißer ſie 
ihm vorgezeichnet hat. Der Vorreißer empfängt 
die Anweiſungen vom Konſtrukteur, der auch nicht 
frei iſt, ſondern durch techniſche Rückſichten gebun⸗ 
den iſt. So hängt eben eines vom andern ab und 
ergibt ſich ganz von ſelbſt. Man ſieht, daß mit 
den Funktionen des Betriebsrätegeſetzes bei dieſen 
Vorgängen nichts zu machen iſt. Das Recht des 
Einzelnen deckt ſich vollkommen mit ſeiner Pflicht 
und der ihm aufgetragenen Arbeit und auch mit 
der Verantwortung, die ihm aus ſeiner Aufgabe 
erwächſt. 

Freilich wird das ganze Bild ſo mannigfaltig, 
es läuft ſo vieles neben einander her, daß es 
einer regelnden Hand bedarf, die imſtande iſt, 
die vielen Kräfte und Fäden zuſammenzufaſſen 
und auf ein gemeinſchaftliches Ziel hinzulenken. 
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(Klawitter, Fritz, Abgeordneter) 
Das iſt die Hand des Unternehmers und was dieſe 
Hand auszuüben hat, iſt die Kunſt der Betriebs⸗ 
führung. Ich ſage abſichtlich Kunſt, denn wenn 
man auch bisweilen von einer Betriebswiſſen⸗ 
ſchaft geſprochen hat, ſo bleibt das Zuſammen⸗ 
faſſende, das, was aus dem ganzen Vorgange et⸗ 
was Lebendiges, Organiſches macht, tatſächlich 
eine Kunſt. Dieſe Kunſt ausüben kann aber nur 
einer, dem ſich das Ganze willig unterordnet. Er 
kann ſie nicht ausüben, wenn ihm Inſtanzen in 
den Arm fallen, Inſtanzen, die ſich zwar auf ge⸗ 
ſetzliche Rechte beziehen, aber keine Pflichten über⸗ 
nehmen wollen, die zwar mitbeſtimmen aber keine 
Verantwortung übernehmen wollen, die ſie auch 
garnicht tragen können. Hier zeigt ſich eben, daß 
das alles dem Unternehmer zufallen muß. Wenn 
aber der Anternehmer dieſen ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Standpunkt vertritt, dann ſpricht man von 
einem „Herrn im Hauſe⸗Standpunkt“ und brand⸗ 
markt das als eine Anmaßung, als einen Aus⸗ 
fluß von Herrſchbegierde. Ein ſolches Arteil iſt 
aber eben ſo ungerecht, wie oberflächlich. Es 
handelt ſich beim Unternehmer tatſächlich nicht 
um Herrſchen, auch nicht Herrſchenwollen, (Abg. 
Liſchnewſki: Sondern um Profite!) ſondern um 
ein Anordnen, und zwar um ein Anordnenmüſſen. 
Ein Unternehmer, der darauf verzichten wollte, 
anzuordnen, ſtünde nicht an ſeinem Platz. Aus 
dieſem in ein paar Strichen gezeichneten Bild ſe⸗ 
hen Sie, daß im Fabrikationsgang alles zwangs⸗ 
läufig geſchieht und daß tatſächlich für die Funk⸗ 
tionen, die ſich aus dem Betriebsrätegeſetz erge⸗ 
ben, kein Raum mehr bleibt. Ein Durcheinan⸗ 
derreden und Mitbeſtimmen in der Erfüllung von 
Betriebszwecken kommt gar nicht in Frage, weil 
der ganze Vorgang in zwangsläufiger Abhängig⸗ 
keit vor ſich geht. Dieſe Dinge ſind Fremdkörper 
im Leibe der Wirtſchaft. Wenn man ſie trotz⸗ 
dem in die Betriebe hineinzwängt, wird die Wirt⸗ 
ſchaft davon krank und es läßt ſich zum mindeſten 
abſehen, daß man damit die Produktion nicht 
fördert, ſondern hemmt. f 

Auch dieſe Sorge iſt keine Parteifrage, keine 
nur durch die Brille des Unternehmers geſehene 
Gefahr. Vielmehr haben auch rein ſozialiſtiſch 
eingeſtellte Politiker die Dinge genau ſo geſehen 
und rein negativen Charakter des Geſetzes er⸗ 
ie So jagt der Sozialdemokrat Julius Ka⸗ 
iski: 

Nach ſeiner ganzen Struktur kann das Betriebs⸗ 
rätegeſetz den Betriebsräten innerhalb der Verwal⸗ 
tung als Produktionsberater nur die Stellung von 
Lauſchern und Horcher geben, die zu einer höchſt un⸗ 
fruchtbaren Tätigkeit verurteilt wären, aber umſo⸗ 
mehr zu Inſtrumenten der Schikanen und anderer 
Störungen für die Produktion werden müſſen. 

An einer andern Stelle ſagte derſelbe Autor: 

In all den Kompromißverhandlungen über das 
Betriebsrätegeſetz iſt das Ziel einer Steigerung der 
Produktion unſerer Wirtſchaft völlig in den Hinter⸗ 
grund getreten. Man macht die Frage der Pro⸗ 
duktion zu einer Angelegenheit der Klaſſeninter⸗ 


eſſen und überſieht auch bei den Streiks über das 
Mitbeſtimmungsrecht der Arbeiter und Angeſtellten, 
daß gerade bei der Uebernahme der vollen Verant⸗ 
wortung der Arbeiterklaſſe für die Leitung der Pro⸗ 
duktion auf die Ausſchaltung jeder die Produktion 
gefährende Faktoren peinlich geachtet werden muß. 
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Alſo auch hier die Auffaſſung, daß das Geſetz pro⸗ 
duktionshemmend wirken muß. Beſonders be⸗ 
merkenswert äußerten ſich die Sozialiſtiſchen Mo⸗ 
natshefte dazu. Sie ſchreiben: 

Aber alles, was als Recht der Mitbeſtimmung 
auf dem Gebiete der Produktion in den Betriebsräte⸗ 
geſetzentwürfen enthalten iſt, berührt niemals ernſt⸗ 
lich den Kern einer Mitführung der Produktion, ſon⸗ 
dern trägt im weſentlichen den Charakter der Belä⸗ 
ſtigung der Betriebsleitung. Am Ende wäre auch 
das in den Kauf zu nehmen, wenn dabei etwas er⸗ 
ſprießliches für die Arbeiter und Angeſtellten heraus⸗ 
käme. Doch das wird nicht eintreten, weil das Re⸗ 
ſultat keine Stärkung produktiver Leiſtungen Nein 
kann und deshalb auch im günſtigſten Falle die Stel⸗ 


lung der Arbeiter und Angeſtellten nicht verbeſſern. 


kann. 
Dieſe Aeußerungen, die ebenfalls dem ſozialiſti⸗ 
ſchen Lager entſtammen, ſind deswegen ſo bemer⸗ 
kenswert, weil ſie erkennen laſſen, daß das Geſetz 
nicht nur unternehmerfeindlich, nicht nur privat⸗ 
wirtſchaftsfeindlich, nicht nur wirtſchafts- und pro⸗ 


duktionshemmend wirken muß, ſondern daß es den⸗ 


jenigen, für die das Geſetz angeblich geſchaffen 
wurde, nicht einmal nützt. 

An dieſem Punkt erkennt man den Fluch des 
Klaſſenkampfgedankens. Er verſteigt ſich in ſei⸗ 
nen Konſequenzen zu der Auffaſſung, daß es ſchon 
einen Vorteil bedeutet, wenn man nur den politi⸗ 
ſchen Gegner ſchädige. Dieſer Gedanke mag im 
Kriege und meinetwegen vielleicht auch in der Po⸗ 
litik richtig ſein. Ich zweifle daran, ſtelle es aber 
dahin. In der Wirtſchaft aber auf die er hier 
übertragen wird, iſt dieſer Grundſatz ganz ſicher⸗ 
lich falſch. In der Wirtſchaft darf es keinen Krieg 
geben. An der Förderung der Wirtſchaft haben 
wir alle ein unbeſtreitbar großes Intereſſe, und 


zwar nicht nur der Unternehmer, nicht nur der 


Arbeiter, ſondern auch alle die Volksteile, die am 


Wirtſchaftsprozeß ſcheinbar unbeteiligt ſind. Denn 


unbeteiligt am Wirtſchaftsprozeß iſt ſchließlich 
niemand. Wir ſind alle beteiligt, wenn nicht an⸗ 
ders dann als Konſumenten. Die beſte Konſu⸗ 


mentenpolitik aber, der beſte Schutz des Konſu⸗ 
menten iſt und wird immer bleiben eine Produk⸗ 


tionsſteigerung. Der Konſument will gut und 
billig kaufen und das kann er nur, wenn die Pro⸗ 
duktion alles deſſen geſteigert wird, was er kaufen 
will. Der Konſument hat das größte Intereſſe an 
der Förderung der Wirtſchaft. 


Ein unverrückbarer Grundſatz der Produktion 


und der Wirtſchaft überhaupt iſt aber, daß ſie mit 
einem möglichſt hohen Nutzeffekt arbeiten muß, 
das heißt, daß ſie möglichſt hohe Leiſtungen her⸗ 
vorbringt, bei möglichſt geringem Aufwand. Nun 
iſt aber der Aufwand der Wirtſchaft in den letzten 
Jahren dauernd vergrößert worden und Geſetze, 


wie das vorliegende bringen weitere Widerſtände, 
Reibungsflächen und Leerlauf in die Wirtſchaft 


hinein. Schon jetzt wird manche wertvolle Stunde 
in Verhandlungen und Sitzungen zugebracht, die 
lediglich einem Zermürbungsprozeß dient und 
beſſer der Produktion gewidmet wäre. 

Nun iſt den Rechtsparteien im allgemeinen 
und den Unternehmern im beſonderen bei ihrer 
Oppoſition gegen die Auswüchſe dieſes Geſetzes 


eingewendet worden, der heutige Anternehmer 
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ſehe dies alles ſchief und falſch, es ſei eben ein 
zurückgebliebenes Etwas im politiſchen Leben. 
Einer der Herren Abgeordneten von der Linken 
glaubte bei der erſten Beratung des Geſetzent⸗ 
wurfs in dieſem Sinne ſcharf mit den Unterneh⸗ 
mern ins Gericht gehen zu müſſen. Er warf ihnen 
vor, ſie ſeien auf dem Standpunkt ihrer Vor⸗ 
fahren vor 50 Jahren ſtehen geblieben, ihre An⸗ 
ſchauungen ſeien mittelalterlich, vorſintflutlich 
uſw. Das zeige ſich gerade darin, daß ſie nur ſich 
ſelbſt zur Wirtſchaft rechnen, die Arbeiterſchaft 
aber nicht. Das iſt gewiß ein Irrtum, auf den 
ich gleich zurückkommen werde. Dieſer Herr Abge⸗ 
ordnete meinte auch, daß die Unternehmer alles, 
was von ſozialpolitiſchen Geſetzen eingebracht ſei, 
mit der Begründung abgelehnt hätten, daß die 
Wirtſchaft dabei zugrunde gehe. Er erwähnte an 
5 Stelle auch das Alters⸗ und Invaliden⸗ 
geſetz. 

Dieſe Behauptungen ſind zu einem kleinen 
Teile richtig, allerdings nicht in dem Sinne, wie 
es der Kritiker meinte, zu einem großen Teil aber 
nicht richtig. Nicht richtig iſt z. B. die Behaup⸗ 


tung, daß das Alters⸗ und Invalidengeſetz von 


den Unternehmern oder Rechtsparteien abgelehnt 
ſei. Dies Alters⸗ und Invalidengeſetz wurde im 
alten Reichstag im Jahre 1889 verabſchiedet, und 
zwar gegen die Stimmen der Sozialdemokraten. 
(Abg. Leu: Warum waren wir dagegen?) Eben⸗ 
jo it das Arbeiterſchutzgeſetz 1891 gegen die 


Stimmen der Sozialdemokratie angenommen 
worden. 
Ich möchte noch kurz auf den Vorwurf unſerer 


Rückſtändigkeit eingehen. Sie ſprachen davon, der 
Unternehmer von heute hätte mittelalterliche und 
vorſintflutliche Anſchauungen. (Sehr richtig! 
links.) Es ſind harte Ausdrücke, die Sie ſelbſt 
vielleicht nicht ganz wörtlich nehmen. Es iſt rich⸗ 
tig, daß unſere Weltanſchauung, ſoweit wir poli⸗ 
tiſch rechts eingeſtellt ſind, in der Vergangenheit 
wurzelt. Es iſt richtig, daß es Dinge für uns gibt 
— und zwar Dinge, die nicht nur hundert Jahre 
zurückliegen, ſondern vielleicht zum Teil zwei⸗ 
tauſend Jahre — die noch heute einen Ewigkeits⸗ 
wert für uns haben, Dinge, die uns ehrwürdig, 
vielleicht heilig ſind und für Sie einen vermeint⸗ 
lich überwundenen Standpunkt bedeuten. Es gibt 
Dinge, denen gegenüber wir die Pflicht empfin⸗ 
den, ſie zu erhalten, Dinge, von denen wir nicht 
glauben, daß ſie durch Amſturz oder ſogenannten 
Fortſchritt zu höherer Vollkommenheit gebracht 
werden könnten. (Abg. Liſchnewſki: Von dieſen 
Dingen zehren Sie!) 

Wir glauben überhaupt nicht daran, daß jede 
Veränderung des Beſtehenden ein Fortſchritt ſei, 
ein Fortſchritt vielleicht, aber oft auch ein Fort⸗ 
ſchritt zum Schlechteren. Es iſt auch nicht jeder 
Fortſchritt ein Fortſchritt zum Beſſern, es iſt auch 
nicht jeder Stillſtand ein Rückſchritt, auch nicht 
jeder Rückſchritt ein Fehler; denn ein Rückſchritt 
kann unter Umſtänden das einzig Richtige ſein, 
wenn man nämlich erkannt hat, daß man auf dem 
verkehrten Wege war. Daß nicht jeder Fortſchritt 
ein Fortſchritt zum Beſſern iſt, dafür erleben wir 
täglich neue Beweiſe. Nehmen wir z. B. den Par⸗ 


Mittwoch, den 15. Auguſt 1928. 


ſchen Umgangsformen. M. D. u. H., man kann ein 
überzeugter Anhänger des Parlamentarismus 
ſein, man kann in ihm alles Heil erblicken und 
wird dennoch zugeben müſſen, daß ſich unſere par⸗ 
lamentariſchen Umgangsformen nicht verbeſſert 
haben. Wer noch Verhandlungen im Reichstag 
zur Zeit Bismarcks mit angehört hat und ſie mit 
der heutigen Verhandlungsart und dem Um⸗ 
gangston vergleicht, die man in neuen deutſchen 
Parlamenten hören kann, wird mir Recht geben 
müſſen, daß ſich vieles geändert hat, aber nicht 
zum Beſſeren. (Sehr gut! rechts.) Ein anderes 
Gebiet: das der öffentlichen Moral. Auch auf 
dieſem Gebiet wird niemand beſtreiten können, 
daß hier ſehr vieles anders geworden iſt, aber 
nicht beſſer. Dieſe Beiſpiele ließen ſich vermehren. 
Sie genügen mir aber zum Nachweiſe, daß 
eben micht alle Veränderungen Verbeſſerungen 
ſind und daß es zuweilen auch ſehr gut ſein kann, 
Beſtehendes zu erhalten. Wenn dem aber ſo iſt, 
dann wird es auch nicht richtig ſein, auf Politiker 
oder Parteien deshalb verächtlich und im Gefühl 
geiſtiger Ueberlegenheit herabzuſehen, weil ſie be⸗ 
müht ſind, etwas Beſtehendes zu erhalten. Dieſe 
unjere Ueberzeugung wurzelt freilich in der Ver⸗ 
gangenheit, ſie braucht deshalb aber nicht ſchlech⸗ 
ter zu ſein als eine andere. Sie iſt es auch im 
vorliegenden Falle nicht. Auch wir zählen den 
Arbeiter zur Wirtſchaft, wir faſſen nur die Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitge⸗ 
ber etwas anders auf, und zwar etwas tiefer. 
Wir ſind der Anſicht, daß dieſe Gemeinſchaft nicht 
nur eine Gemeinſchaft am gleichen Werk iſt, ſon⸗ 
dern eine Schickſalsgemeinſchaft. Es iſt für uns 
etwas ganz Selbſtverſtändliches, daß, wenn es der 
Wirtſchaft ſchlecht geht, dann weder dem einen 
noch dem andern Teil gut gehen kann. Aus dieſer 
Schickſalsgemeinſchaft ergibt ſich dann aber mit 
Folgerichtigkeit, daß beide Teile in gemeinſchaft⸗ 
licher Arbeit die Wirtſchaft fördern müſſen, weil 
eben ihre Intereſſen in gleicher Richtung liegen. 
Nicht wir, nicht der Unternehmer, ſieht den Ar⸗ 
beiter als außerhalb der Wirtſchaft ſtehend an, 
aber diejenigen ſehen den Arbeitgeber als außer⸗ 
halb der Wirtſchaft ſtehend an, die ihn beſeitigen 
wollen. Das wollen doch diejenigen, die die Pri⸗ 
vatwirtſchaft beſeitigen wollen. 

Der Auffaſſung, die die Wirtſchaft als ein 
Feld gemeinſchaftlicher Tätigkeit aller Beteiligten 
angibt, ſteht nun aber eine andere gegenüber, die 
aus ihr ein Schlachtfeld machen will, auf dem ſich 
zwei Parteien, nämlich der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer als tödliche Feinde bekämpfen wol⸗ 
len bis der eine am Boden liegt. Ihre Partei 
iſt nicht gemeinſame Juſammenarbeit, ſondern 
feindliches Gegeneinanderarbeiten, nicht Arbeits⸗ 
friede, ſondern Klaſſenkampf! Dieſer Geiſt des 
Klaſſenkampfes ſpricht aus faſt jedem Para⸗ 
graphen des vorliegenden Geſetzentwurfes. 
Dieſer Geiſt des Klaſſenkampfes iſt, wie wir ge⸗ 
rade von dem Urheber des Geſetzes gehört haben, 
der Grundgedanke dieſes Geſetzes. Das Geſetz iſt 
nicht, wie es ſich äußerlich geben möchte, ein Frie⸗ 
densinſtrument, ſondern ein Kampfmittel in dem 
gewollten Kampf zwiſchen Arbeitnehmern und 


lamentarismus oder auch nur die parlamentari⸗ Arbeitgebern. Es iſt nicht, wie man hat behaupten 
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wollen, ein Arbeiterſchutzgeſetz, ſondern eine An⸗ 
griffswaffe, die zur Bekämpfung des Arbeitgebers 
gebraucht werden ſoll. 
Aber all das könnte noch hingehen, wenn bei 


der beabſichtigten Bekämpfung des Arbeitgebers 


durch das Geſetz etwas Erſprießliches für den Ar⸗ 
beitnehmer herauskäme. Aber das iſt eben nicht 
der Fall. Sie haben aus den von mir zitierten 
Stellen gehört, daß auch namhafte Sozialiſten 
nicht dieſer Meinung ſind. Auch aus dem Geſetz 
kann man das erkennen. Zunächſt das Recht der 
Ausſchüſſe, von dem Arbeitgeber Auskünfte zu 
verlangen. Daß das für den Arbeitgeber eine 
Belaſtung und Beläſtigung bedeutet, braucht nicht 
bewieſen zu werden. Alle Vierteljahr muß er 
einen Bericht fertig ſtellen, den er ſich ſorgfältig 
wird zurecht legen müſſen, da deſſen etwaige Un- 
richtigkeiten unter Strafe geſtellt werden. Ganz 
ohne Zweifel kann durch ſolche Berichte der Un⸗ 
ternehmer geſchädigt werden. Was aber hat der 
Arbeitnehmer davon? Es kann zugegeben werden, 
daß ſeine Organiſationen vielleicht etwas davon 
haben, wenn ſie dieſe Berichte ſammeln und zu⸗ 
ſammenſtellen. Aber der Arbeitnehmer dürfte da- 
von ſchlechterdings nichts haben. Was produziert 
worden iſt, weiß er ohnehin und wie der Anter⸗ 
nehmer über die Ausſichten der nächſten Zukunft 
denkt, damit kann er nichts anfangen. 

Und nun die Bilanz, die Betriebsbilanz. Es 
darf bezweifelt werden, ob mit der Einführung 
des neuen Begriffs der Betriebsbilanz für irgend 
einen Teil der Wirtſchaft etwas Erſprießliches ge⸗ 
ſchaffen it. Wir haben eine Buchbilanz, eine 
Steuerbilanz und bekämen nun noch eine Be⸗ 
triebsbilanz. (Bilanzſchiebung! links.) Es läßt 
ſich befürchten, daß mit den drei Begriffen, die 
vorliegen, Irrtümer einkehren werden. Daß die 
Bekanntgabe einer Bilanz den Betrieb durch In⸗ 
diskretionen ſchädigen kann, kann wiederum 
keinem Zweifel unterliegen. Es iſt nicht zu be⸗ 
ſtreiten, daß durch ſolche Indiskretionen der Kre⸗ 
dit eines Unternehmers gefährdet, ja untergra⸗ 
ben werden kann. Das Schweigegebot und die auf 
ſeinem Bruch ſtehenden Strafen ſchützen den Un⸗ 
ternehmer in keiner Weiſe, denn wann könnte es 
gelingen den Täter zu ermitteln. Und wenn es 
auch gelänge, die Beſtrafung der Schuldigen kann 
den entſtandenen Schaden nicht ausgleichen. Der 
Schaden des Unternehmers kann alſo ſicher ſehr 
groß ſein, aber ein Nutzen des Arbeitnehmers 
ſteht ihm nicht gegenüber. Es gibt wirtſchaftlich 
hochgebildete Leute, die dennoch eine Bilanz nur 
ſehr mangelhaft oder gar nicht leſen können. Iſt 
es anzunehmen, daß die Mitglieder der Arbeit. 
nehmerausſchüſſe das beſſer verſtehen werden? 
(Zwiſchenrufe links.) 

Nun die Mitgliedſchaft am Aufſichtsvat. Auch 
hier dasſelbe Bild. Die Schweigepflicht, die das 
Unternehmen vor Schaden bewahren ſoll, sit 
ſicherlich weniger wert als der Schutz des 8 249 
des Handelsgeſetzbuches, der den Mitgliedern des 
Aufſichtsrats die Pflicht auferlegt, bei der Er⸗ 


füllung ihrer Obliegenheiten die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns anzuwenden. Sie haften 
bei Verletzung dieſer Sorgfalt für den angerichte⸗ 
ten Schaden. Die Mitglieder des 


Aufſichtsrats 
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[können auch nach § 312 des Handelsgeſetzbuches 


in Anſpruch genommen und beſtraft werden, wenn 
ſie abſichtlich zum Nachteil der Geſellſchaft han⸗ 
deln. Das Aut’ chtsratsmitglied darf ſich alſo 
lediglich vom Vorteil der Geſellſchaft leiten laſſen. 
Die Mitglieder der Arbeitnehmerausſchüſſe aber 
ſollen und wollen doch die Intereſſen der Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter wahrnehmen. Daraus er⸗ 
gibt ſich ein Konflikt der Pflichten, der unter 
UAmſtänden auch für den Arbeitnehmer recht be⸗ 
denklich werden kann. Was hat nun alſo der Ar⸗ 
beitnehmer angeſichts ſolcher Riſiken von ſeiner 
Mitgliedſchaft am Aufſichtsrat? 8 

Nun das Mitbeſtimmungsrecht bei der Ein⸗ 
ſtellung und Entlaſſung won Arbeitnehmern? Es 
mag zugegeben werden, daß ſeine Organiſationen 
davon einen Vorteil haben können, wenn ſie 


nämlich auf dieſem Wege das Ziel erreichen, an⸗ 


ders Organiſierte von der Einſtellung auszu⸗ 
ſchließen und Angehörige der eigenen Organiſa⸗ 
tion vor der Entlaſſung zu ſchützen. Aber was hat 
der einzelne Arbeitnehmer davon? Die Folgen 
dieſer Beſtimmungen ſind auf der einen Seite für 
den Arbeitgeber ſehr ſchlimm, ſie können vernich⸗ 
tend ſein, aber dem Arbeitnehmer geben ſie ſo gut 
wie nichts. Wird man nicht unwillkürlich an das 
Wort des Reichskanzlers Bauer erinnert, daß das 
Geſetz den Arbeitern Hausherrnrechte geben ſolle? 
Es iſt in der Tat ſchon ſo, daß es ſich um Rechte 
handelt, die nicht ſo ſehr dem eigenen Vorteil 
dienen ſollen, als vielmehr dem Nachteil der Un- 
ternehmer. Damit wird die Anwendung dieſes 
Rechts aber zur Schikane, und ein Recht, das nur 
zur Schikane angewandt wird, wird zum Unrecht. 

Man hat nun den Einwand gemacht, die be⸗ 
haupteten Mängel ſeien gar nicht vorhanden oder 
exiſtierten nur in der Phantaſie der Unterneh- 
mer, ſie ſeien durch die Praxis längſt widerlegt. 
Ein Vertreter der Regierung hat neulich be⸗ 
merkt, man könne das Betriebsrätegeſetz auch in 
Danzig ruhig annehmen, denn es habe im Reiche 
nicht geſchadet. M. E. reicht es für die Empfeh⸗ 
lung eines Geſetzes nicht aus, wenn man von ihm 
behauptet, daß es anderswo nicht geſchadet habe. 
(Sehr richtig! rechts.) Es wird weiter gejagt, in. 
Deutſchland beſtehe das Geſetz ſeit acht Jahren 
und das Deutſche Reich ſei noch nicht zu Grunde 
gegangen. Die deutſche Wirtſchaft lebt allerdings 
noch, aber das Wie iſt eine andere Frage, und 
eine zweite ſehr bedenkliche Frage und viel 
ſchickſalſchwerere Frage iſt, wieviel von dieſer 
Wirtſchaft noch eine deutſche Wirtſchaft iſt. (Abg. 
Plenikowſki: Wiſſen Sie, wie viel die Kapitals⸗ 
bildung im vergangenen Jahre größer war als 
1913? Sie Schwindler!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, haben Sie 
den Ausdruck auf den Herrn Redner bezogen? 
(Abg. Plenikowſki: Selbſtverſtändlich!) Dann 
rufe ich Sie zur Ordnung. (Daraus macht er ſich 
nicht viel! rechts.) 

Klawitter, Abgeordneter (D.Nat.): Wir 
wiſſen das nicht, aber wir wiſſen, daß ein Teil 
dieſer Wirtſchaft bereits eine ausländiſche Wirt⸗ 
ſchaft geworden iſt, betrieben auf deutſcher Erde, 
mit deutſchen Menſchen. Wir wiſſen auch, daß ein 
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(Klawitter, Fritz, Abgeordneter) 

Teil dieſer Wirtſchaft in den letzten Zügen liegt, 
ich brauche nur das Wort Landwirtſchaft auszu⸗ 
ſprechen. 

Was im übrigen die Erfahrungen anbetrifft, 
die man im Deutſchen Reiche gemacht hat, ſo kann 
man im Staatshandbuch recht ungünſtige Urteile 
leſen. Und das Günſtigſte, was man von deut⸗ 
ſchen Unternehmern aus dem Reich über ſolche 
Erfahrungen hören kann, iſt noch, daß das Geſetz 
etwas in Vergeſſenheit geraten ſei. Das letztere iſt 
zweifellos richtig. Man hat es für nötig gehalten, 
zu dieſem Geſetz ein Abänderungsgeſetz herauszu⸗ 
bringen, datiert vom 28. Februar d. Is., das den 
Zweck hat, die Errichtung der Betriebsausſchüſſe 
ſicher zu ſtellen. Das muß notwendig geweſen ſein. 
Es ſcheint alſo, daß man auch in Arbeitnehmer⸗ 
kreiſen an der Bildung der Ausſchüſſe hier und 
da kein beſonderes Intereſſe gezeigt hat. Dieſe 
Erfahrungen ſind alſo nicht gerade beſonders er⸗ 
mutigend. Man könnte ja den Erfahrungen im 
Reiche mit dem Betriebsrätegeſetz auch die Er⸗ 
fahrungen gegenüberſtellen, die in Danzig mit 


den bisherigen Beſtimmungen gemacht wurden 
und wird dann zugeben müſſen, daß die Arbeit⸗ 


nehmer in Danzig mit den beſtehenden geſetz⸗ 


lichen Beſtimmungen ganz gut ausgekommen ſind. 


Ich glaube nicht, daß es gelingen könnte, ein ſach⸗ 
liches Bedürfnis für ein neues Geſetz nachzuwei⸗ 
ſen. Jedenfalls iſt dieſer Beweis nicht erbracht, 
ja, er iſt nicht einmal verſucht worden. 

Wenn man ſchon Vergleiche zieht, wie den mit 
dem Deutſchen Reich, dann liegt auch der Ge⸗ 
danke nahe, einen ſolchen Vergleich mit dem Aus⸗ 
lande zu ziehen. Der Weſten iſt uns ja immer als 
das Muſter demokratiſcher Verfaſſungen vorge⸗ 
halten worden. Wie ſtehen die Sachen z. B. in 
England, wo die Induſtrie doch von ausſchlagge⸗ 
bender Bedeutung iſt? Der Herr Abg. Kloſſowſki 
hat bei der erſten Beratung des Geſetzes geſagt, 


durch das Geſetz ſolle ein Schritt vorwärts ge⸗ 


macht und erreicht werden, was in der übrigen 
modernen Welt bereits vorhanden ſei. Das iſt 


nicht richtig; denn das, was das Betriebsrätege⸗ 


ſetz erreichen will, iſt nicht in der übrigen Welt 
reſtlos vorhanden. Ich will gar nicht das Wort 
Italien ausſprechen. (Abg. Plenikowſki: Wie 
wäre es mit Spanien, wie wäre es mit Pilſudſki 
in Polen?) In England bemühen ſich die Lüibera⸗ 
len angeſichts der kommenden Wahl mit ſozial⸗ 
reformeriſchen Vorſchlägen herauszukommen. 
Aber weder dieſe Vorſchläge noch die ſogenannte 
Whitly counsels wollen von einer Zwangsrege⸗ 
lung in Lohn⸗ und Arbeitsfragen etwas wiſſen. 
Dem obligatoriſchen Schieds- und Schlichtungs⸗ 
weſen ſtehen ſie abſolut ablehnend gegenüber. 
Nun hat man noch ein Argument, ein hoch 
ideelles Argument für die Geſetzesvorlage ins 
Feld geführt, übrigens das einzige, was uns die 
Begründung der Vorlage überhaupt geboten hat, 
nämlich das Argument der Kulturgemeinſchaft 


mit dem Deutſchen Reiche. Daß die Vorgänge der 
letzten zehn Jahre auf das Kulturniveau des 
deutſchen Volkes nicht ohne Einfluß geblieben 
ſind, iſt natürlich und begreiflich. Ob ſich das Kul⸗ 
turniveau des deutſchen Volkes durch die Vor⸗ 
gänge der letzten zehn Jahre gehoben oder geſenkt 
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hat, iſt eine Streitfrage. Jedenfalls gibt es Stim⸗ (0) 


men, welche durchaus verneinen, daß die Vor⸗ 
gänge der letzten zehn Jahre das Kulturniveau 
gehoben hätten. Angeſichts dieſer zweifelhaften 
Lage wird es nicht richtig ſein, alle gejeßgeberi- 
ſchen Vereinbarungen aus dem Deutſchen Reiche 
unbeſehen zu übernehmen. Von Fall zu Fall wird 
es notwendig ſein zu prüfen, ob die betreffende 
geſetzgeberiſche Veränderung tatſächlich einen Fort⸗ 
ſchritt zum Beſſeren bedeutet. Aber abgeſehen da⸗ 
von: Unter Kulturgemeinſchaft verſteht man doch 
im allgemeinen den gemeinſamen Beſitz an Kul⸗ 
turgütern. Nun hat das deutſche Volk neben 
hohen kulturellen Vorzügen und kulturellen 
Werten zweifellos auch große und verhängnis⸗ 
volle Fehler aufzuweiſen. Wir kennen dieſe 
Fehler nicht erſt ſeit geſtern. Schon vor zweitau⸗ 
ſend Jahren hat ſie der Römer Tacitus den alten 
Germanen vorgehalten. Unter ihnen nennt er an 
erſter Stelle den Neid, den innerpolitiſchen Hader. 
Es hat damals Leute gegeben, die den Feind nicht 
jenſeits der Grenzen, ſondern im eigenen Lager 
ſahen und die bereit waren, in der Not eines 
Krieges das eigene Volk im Stich zu laſſen. (Abg. 
Raſchke: So wie Wilhelm der Letzte, der haute 
auch ab, als die Not am größten war!) Dieſes 
Erbübel, dieſes furchtbare nationale Laſter, an 
dem das deutſche Volk im Laufe ſeiner Geſchichte 
ſchon wiederholt zerbrochen iſt, an dem es auch 
im letzten Kriege zerbrochen iſt, das ihm ſeine 
Freiheit und ſeine Ehre gekoſtet hat, und auch 
noch ſeine Wirtſchaft koſten wird, wenn nicht an⸗ 
dere Wege in letzter Stunde eingeſchlagen werden, 
dieſes furchtbare Uebel der inneren Aneinigkeit, 
das im politiſchen Klaſſenkampf von heute ſeine 
Fortſetzung erlebt und in dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetz ſeinen lebendigen Ausdruck findet, dieſes ſpe⸗ 
zifiſch deutſche Laſter ſollte man nicht pflegen, ſon⸗ 
dern bekämpfen. Eine Kulturgemeinſchaft an 
ſolchen Kulturgütern ſollte man ablehnen. 

Ich zitierte vorhin eine Stelle aus dem „Vor⸗ 
wärts“ der das Geſetz einen Prüfſtein nannte, an 
dem man erkennen könne, ob der Wille vorhan⸗ 
den ſei, aus der demokratiſchen Republik eine 
ſozialiſtiſche Republik zu machen und in ſtetiger 
Weiterentwicklung dem wirtſchaftlichen Sozialis⸗ 
mus den Weg zu bereiten. Ich möchte dieſes Wort 
einmal abwandeln und ſagen: Dies Geſetz iſt ein 
Prüfſtein, an dem wir erkennen werden, wer es 
in Danzig ernſt mit der Privatwirtſchaft meint 
oder wer der ſtetigen Weiterentwicklung zum 
wirtſchaftlichen Sozialismus den Weg bereiten 
will. Wer das nicht will, kann auch das Geſetz 
nicht wollen. (Abg. Plenikowſti: Wenn Sie Re- 
gierungspartei wären, hätten Sie dasſelbe Ge⸗ 
je gebracht, denken Sie an das Tabafmonopol!) 

Wenn die bürgerlichen Parteien der Regie⸗ 
rungskoalition für das Geſetz ſtimmen wollen, 
dann würden fie damit nur beweiſen. daß das Ge⸗ 
ſetz, dem ein großer Teil ihrer Wähler und ihrer 
eigenen Preſſeorgane zum Teil in ſehr lebhafter 
Form widerſprochen hat, für ſie ein Diktat der 
Sozialdemokratie iſt, dem ſie ſich gefügt haben. 
Wenn Sie nicht ein verfaſſungswidriges Geſetz 
herausbringen wollen, müſſen Sie das Geſetz in 
der Form, wie es aus der zweiten Leſung heraus⸗ 
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gekommen iſt, ablehnen. 
rechts.) 
Präſident: 
iſchnewſki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M D. u. 
H. Wenn man das Niveau des deutſchen Volkes 
nach dem Herrn Vorredner meſſen wollte, dann 
wäre es traurig damit beſtellt. (Heiterkeit rechts.) 
Ich ſtelle ausdrücklich feſt, daß die Rede des Vor⸗ 
redners größtenteils abgeleſen war von dem Abg. 
Schiele der Deutſchnationalen Fraktion in der 


(Lebhaftes Bravo! 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Nationalverſammlung bei Einführung des Be⸗ 


triebsrätegeſetzes in Deutſchland. (Abg. Dr. 
Ziehm: Der war gar nicht in der Nationalver⸗ 
ſammlung!) Alſo aus deſſen Rede iſt der Geiſt ge⸗ 
ſchöpft worden, den der Vorredner wiedergab, ab⸗ 
geſehen von einigen philiſophiſchen Abhand⸗ 
lungen, die er zum Beſten gab. Aber die Ableh⸗ 
nung der Deutſchnationalen iſt nur ſcheinbar. 
Ebenſo war es auch in Deutſchland. Sie waren 
froh, daß dies Geſetz unter Dach und Fach kam; 
denn wir Kommuniſten behaupten, daß gerade 
durch dieſes Geſetz die deutſchen Kapitalanhäu⸗ 
fungen möglich geworden ſind. Das wäre niemals 
in dem Ausmaß möglich geweſen als durch die 
Einführung des Betriebsrätegeſetzes, weil das 
Geſetz unter ganz andern Zielen zuſtande kam, als 
die Arbeiter es wollten. Dies Geſetz iſt ſeinerzeit 
geſchaffen worden, um den Arbeitsfrieden zu 
wahren. Das wird niemand in dieſem Saal be⸗ 
ſtreiten können, das war die Tendenz des Be⸗ 
triebsrätegeſetzes in Deutſchland. 

Wenn wir uns heute in die Zeit zurückver⸗ 
ſetzen, in der dieſes Geſetz eingeführt wurde, was 
dieſes Geſetz für Opfer gekoſtet hat, nämlich 30 
Tote und 60 Verwundete blieben vor dem Reichs⸗ 


tag, und wenn wir uns die ungeheueren Verfol⸗ 


gungen und Entlaſſungen der deutſchen Arbeiter 
wegen dieſes Betriebsrätegeſetzes vergegenwärti⸗ 
gen, dann muß einem die Schamröte darüber ins 
Geſicht ſteigen, daß es die Danziger Regierung 
jetzt wagt, der Arbeiterſchaft ein ſolches Geſetz 
vorzulegen. Das iſt die Meinung, die wir von dem 
Geſetz haben. 

Auch hier ſoll der Burgfrieden gewahrt wer⸗ 
den. Wenn wir uns angeſichts der Verhältniſſe 
die heutige Lage betrachten, dann muß man feſt⸗ 
ſtellen, daß man alles tut, damit die Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht zur Empörung kommt. Die heutige 
Arbeitszeit beträgt nicht acht Stunden, ſondern 
in vielen Fällen 16 Stunden. Kein Menſch, keine 
Gewerkſchaft, ſei es die Chriſtliche, die Hirſch⸗ 
Dunkerſche oder die Freien Gewerlſchaften küm⸗ 
mern ſich im geringſten darum, daß dieſe Arbeits⸗ 
zeit beſeitigt wird. Der Eintritt der Sozialdemo⸗ 
kraten in die Regierung iſt angetan, den Burg⸗ 
frieden zu wahren. Uns iſt bekannt, daß die 
Hafenarbeiter 16 Stunden arbeiten, und keine 
Gewerkſchaft, keine Vertretung, findet ſich, um 
dieſen Anſinn aus der Welt zu ſchaffen. Alle er⸗ 
klären, ſie ſeien nicht zuſtändig, trotzdem die 
Arbeiter bei der Arbeit zuſammenbrechen. Wenn 
wir uns die Verhältniſſe bei Schichau uſw. an⸗ 
ſehen, ſo iſt es dasſelbe. Iſt denn eine Gewähr 
geboten, daß durch die Arbeitnehmerausſchüſſe 
dieſe Zuſtände beſeitigt werden? Ich erkläre mit 


Mittwoch, den 15. Auguſt 1928. 867 


aller Deutlichkeit, wenn das Geſetz ſo angenom⸗ 


men wird, wie es aus dem Ausſchuß herausgekom⸗ 


men iſt, dann werden dieſe Mißſtände nicht be⸗ 
ſeitigt, ſondern vorläufig befeſtigt werden. Im 
Gegenteil, es kann unter Umſtänden noch ſchlim⸗ 
mer werden, weil das Geſetz keine Handhabe 
bietet, daß der Arbeiterausſchuß die Gewähr hat, 
daß er Arbeiter einſtellen kann, daß er beſtimmen 
kann, wie lange und unter welchen Bedingungen 
gearbeitet wird. Alles das iſt in dem Arbeit⸗ 
nehmerausſchußgeſetz nicht vorhanden. 

Ich ſtelle feſt, daß das Geſetz eine Verſchlech⸗ 
terung gegenüber dem deutſchen Geſetz bedeutet, 
und in dem deutſchen Geſetz ſind ſchon außer⸗ 
ordentliche Mißſtände drin. Dieſe zu beſeitigen, 
wäre Pflicht und Aufgabe der Koalitionsregie⸗ 
rung. Nichts von alledem iſt zu ſehen. Wir ſtellen 
im Gegenteil feſt, daß man gegenüber dem deut⸗ 
ſchen Geſetz große Verſchlechterungen hineinge⸗ 
bracht hat. In Deutſchland wird z. B. nach einem 
Jahr gewählt, hier in Danzig nach zwei Jahren. 
Das birgt in ſich, daß die Arbeiterſchaft, ehe die 
zwei Jahre um ſind, mehrmals gewechſelt hat, 
und daß der Betriebsarbeiterrat verſchwunden 
iſt. Hier muß den Arbeitnehmern 
Schutz gegeben werden. Nichts von alledem it 
darin enthalten. 

Der Vertreter der Deutſchnationalen erklärte 
hier, daß die Sozialdemokraten im Gegenſatz zu 
der Kapitaliſtenklaſſe ſtehen, zu der Kapitalan⸗ 
häufung überhaupt. Das iſt nicht ſo. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben alle Urſache, Ihnen (nach 
links) dankbar zu ſein, und ſie ſind es auch. Der 
Kampf, der hier zwiſchen den Deutſchnationalen 
und der neuen Koalitionsregierung ausgefochten 
wird, iſt nur ſcheinbar; denn durch das Betriebs⸗ 
rätegeſetz iſt die Ausſicht, daß die Kapitalan⸗ 
häufung und Befeſtigung eine größere wird wie 
bisher, gegeben. Das wiſſen die Deutſchnationalen 
genau. Ausſprüche von Sozialdemokraten zeigen 
mit aller Deutlichkeit, daß ſie nach ihrer Meinung 
die Wirtſchaftsdemokratie einführen wollen. Wie 
ſieht dieſe aber aus? Sehen Sie ſich die Proleten 
an, wenn Sie in Deutſchland aus den großen 
Fabriktoren herauskommen, wenn ſie hier heraus⸗ 
kommen, ſei es auf der Danziger Werft, ſei es 
bei Schichau oder Klawitter? Die Proleten kom⸗ 
men nicht wie Menſchen heraus, ſondern wie ab⸗ 
gearbeitete Sklaven. Auf der andern Seite jehen 
wir die Kapitalanhäufung. Die Kapitaliſten 
ſtecken das Geld in die Taſche, und die Arbeiter⸗ 
ſchaft geht mit einem miſerablen Lohn davon. 
Sie arbeitet 16 Stunden, aber es reicht nicht für 
die Familie. So ſieht Ihre (nach links) Wirt⸗ 


ſchaftsdemokratie aus. Das haben wir auch 1918 


und 1919 geſehen. Sie haben bewußt gegen die Ein⸗ 
führung des Sozialismus gearbeitet und arbei⸗ 
ten auch jetzt gegen ſeine Einführung, um Ihre 
Gewerkſchaftstendenz weiter fördern zu können, 
den Klaſſengegenſatz überbrücken zu helfen und 


dafür zu ſorgen, daß der Burg⸗ und Arbeitsfrie⸗ 


den weiter gefördert und gepflegt wird. Sie gehen 


von dem Standpunkt aus, wir müſſen den Kapi⸗ 


taliſten das geben, was notwendig iſt, damit ſie 
Kapital anhäufen können. Dann hat auch der 


Arbeitnehmer etwas davon. 


ein gewiſſer 
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(Liſchnewſti, Abgeordneter) 

Sie von der Sozialdemokratiſchen Partei wer⸗ 
den ſich dagegen wehren, wenn ich ſage, Sie 
tragen dieſelbe Tendenz in ſich, wie die gelben 
Gewerkſchaften, nämlich den Burgfrieden, die 
Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Kapital und Arbeit. 
Das ſteht doch im kraſſen Gegenſatz zu dem ſozial⸗ 
demokratiſchen Parteiprogramm. Die Gegenſätze 
können nicht überbrückt werden. Der eine muß 
unterliegen, der andere muß ſiegen. Gewiß haben 
Sie die Einführung des Sozialismus in Deutſch⸗ 
land aufgehalten, aber verhindern werden Sie 
es nicht. Sie können noch mehr Geſetze einbrin⸗ 
gen, die ausſchließlich dem Kapital dienen, wie 
das Arbeitnehmerausſchußgeſetz oder das Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz, die nicht im Sinne des Arbeitneh⸗ 
mers liegen, ſondern im Intereſſe des Arbeit⸗ 
gebers, die dem Arbeitgeber einen Schutz ange⸗ 
deihen laſſen. Seinerzeit hat ein Sozialdemokrat 
im Deutſchen Reiche geäußert, ich glaube, es war 
bei Einführung des Betriebsrätegeſetzes, Sozia⸗ 
lismus ſei Aufbau der Wirtſchaft zur höheren 
Form. Sie haben die kapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 
weiſe auf eine höhere Stufe gebracht. Es ſoll noch 
eine größere Kapitalsbildung, eine größere Truſt⸗ 
bildung vor ſich gehen. Die ganze Kapitalanhäu⸗ 
fung geſchieht doch nur durch einige Leute, die in 
dieſem Raum Platz hätten. Höhere Formen in 
der Techniſierung oder Rationaliſierung werden 
Sie nicht bekommen. Soll der Arbeiter noch mehr 
ausgebeutet werden als jetzt? Sehen Sie ſich die 
amerikaniſchen Arbeitsforderungen an. Auf dem 
Arbeitnehmerkongreß erklärte ein Vertreter aus 
Amerika, man ſolle ſich die dortigen Arbeiter 
anſehen, das wären willenloſe Werkzeuge der 
Kapitaliſten. Das iſt der Ausſpruch eines Men⸗ 
ſchen, der von Rationaliſierung und Techniſierung 
eine Ahnung hat. Nach Ihrer Meinung iſt das 
Sozialismus. Wir erklären, daß das Kapitalis⸗ 
mus in höchſt entwickelter Form iſt. Mit Sozialis⸗ 
mus hat das nicht das gerinaſte zu tun. Weil der 
Kapitalismus bereits ſeine höchſte Steigerung er⸗ 
reicht hat, was die Arbeiterſchaft ſchon 1918 er⸗ 
kannte, muß die Arbeiterſchaft den Sozialismus 


einführen, und zwar nach dem Vorbild Rußlands. 


Wir Kommuniſten wiſſen ganz genau, daß der 
Aufbau des Sozialismus für die werktätige Be⸗ 
völkerung eine äußerſt ſchwierige Arbeit bedeutet, 
die nicht von heute auf morgen geleiſtet werden 
kann. Es bedarf ungeheurer Anſtrengungen, um 
den Sozialismus einzuführen. Ich habe Sie im 
Verdacht, m. D. u. H. von der Koalitionsregie⸗ 
rung, daß Sie mit dem Sozialismus keine Ge⸗ 
meinſchaft haben wollen. Das reden Sie nur um 
die Arbeiterſchaft als Stimmvieh zu benutzen. 
Sie wenden ſich gegen das Wort Betriebsrat und 
erkennen das Wort Rat nicht an. Sie lehnen ſich 
dabei an die kapitaliſtiſche Denkweiſe der Deutſch⸗ 
nationalen an, daß ein Rat akademiſche Vorbil⸗ 
dung haben müſſe, wie die Regierungsräte und 
Forſträte. Wenn man mit dieſen Leuten aber in 
Berührung kommt, ich erinnere dabei auch an den 
Herrn Vorredner, ſo muß man feſtſtellen, daß die 
Intelligenz dieſer Leute gegenüber dem geſunden 
Arbeiterverſtand der werktätigen Bevölkerung zu 
wünſchen übrig läßt. Sie haben gezeigt, daß Sie 
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und Genoſſen gemacht haben, indem Sie das Wort 
Räte hinausnahmen und dafür Arbeitnehmer⸗ 
ausſchüſſe ſetzten, um nur nicht Anſtoß zu erregen. 
Wenn die Arbeitnehmerausſchüſſe nicht ein Be⸗ 
ſtimmungsrecht über Entlaſſung und Einſtellung 
der Arbeiter enthalten, wird ein gewiſſes Mucker⸗ 
tum großgezogen. Beugt ſich der Betreffende nicht 
den Kapitaliſten, ſo wird er ohne weiteres auf die 
Straße geworfen. Keine Macht der Welt, auch 
nicht das Geſetz, wird ihn davor ſchützen, daß er 
von dem Arbeitgeber entlaſſen wird, trotz der 
Demobilmachungsbeſtimmungen. 

Nach der in Deutſchland gemachten Erfah⸗ 
rung müßten viel ſchärfere Beſtimmungen ent⸗ 
worfen werden. Wir haben Abänderunasanträge 
geſtellt, wonach es dem Arbeitnehmer unmöglich 
ſein ſoll, den Betriebsrat zu entlaſſen. Wir bitten, 
unſerm Abänderungsantrag zuzuſtimmen. Im Ge⸗ 
ſetz ſind noch andere Fußangeln enthalten. Wenn 
der Arbeitgeber eine Entlaſſung vornehmen will, 
ſo kann er geltend machen, daß die Schweige⸗ 
pflicht oder das Betriebsgeheimnis verle““ wor⸗ 
den iſt, oder daß die Arbeiterſchaft aufaehetzt 
[wurde. Der Arbeitgeber iſt alſo in der Lage, auf 
Grund dieſes Geſetzes den Arbeitnehmervertreter 
zu entlaſſen. So ſieht die Sache in Wirklichkeit 
aus. Ich bin jahrelang im Betrieb Vertrauens⸗ 
mann geweſen und weiß daher über die Aufgaben 
des Betriebsarbeiterrats Beſcheid. Wenn der Be⸗ 
triebsrat ſeine PT und Schuldigkeit getan hat, 
wenn er Streiks verhindert hat, kann er gehen. 
Das haben wir ja an dem Betriebsarbeiterrat 
Karſchewſki geſehen, der Mitalied der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei iſt. Er wurde zuſammen mit 
dem Vertreter aus der Hirſch⸗Dunker'ſchen Ge⸗ 
werkſchaft auf das Straßenpflaſter geworfen. Das 
Schickſal ereilte damals auch den Betriebsaus⸗ 
muß bei Schichau. Alles, was dem Unternehmer 
nicht angenehm war, flog auf die Straße. Herr 
Wahl erklärte, das Geſetz biete die Gewähr, daß 
die radikalen Elemente nicht ans Ruder kommen. 
So wollen Sie es haben. Sie wünſchen keinen 
wirklichen Vertreter der Arbeiterſchaft. Das 
können wir als Kommuniſten nicht mitmachen. 

Wir unterſcheiden uns von der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Tendenz und verlangen die Kontrolle 
der Arbeiterſchaft in den Betrieben. Ohne dieſe 
Kontrolle, die die Arbeiterſchaft über die Be⸗ 
triebe ausübt, wird es nicht möglich ſein, den 
Arbeitern das zu geben, was ſie haben müſſen. 
Sie wehren ſich mit Händen und Füßen gegen 
eine Vorlegung der Bilanz und eine Einſi“ in 
die Lage des Betriebes. Sie erklären den Arbei⸗ 
tern, der Betrieb werfe zu wenig ab und ver⸗ 
ſuchen dem Arbeiter plaufibel zu machen, daß er 
ſich mit weniger Gehalt und Lohn zufrieden geben 
müſſe. Das ſind alles Dinge, die wir aus der 
Welt ſchaffen wollen. Wir verlangen eine wirk⸗ 
liche Kontrolle der Betriebe durch die Arbeiter⸗ 
ſchaft. Der Arbeiter iſt heute ſoweit vorgebildet, 
daß er dem Betrieb in jeder Beziehung vorſtehen 
kann. Alles das wird natürlich vom Vertreter 
der Deutſchnationalen in ſeiner Rede abgeſtritten. 
Nach Meinung dieſes Herrn iſt der Arbeiter zu 
Dumm. Wenn die Arbeiter jo dumm wären, wie 
ſich der Redner angeſtellt hat, jo wäre es um die 
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Arbeiterſchaft traurig beſtellt. Aber wir können ſchen Arbeiter⸗Internationale iſt, zum Kampf ge⸗ (O 


mit freudigem Bewußtſein ſagen, daß die Arbei⸗ 
terſchaft einen ungeheuren Fortſchritt in den 
letzten Jahren gemacht hat. Wie ſchnell die Ar⸗ 
beiter an die höchſten Stellen des Staates rücken 
können, und wie ſie die Wirtſchaft und die Politik 
führen können, hat das Beiſpiel Sowjetrußlands 
gezeigt. Arbeiter, die früher mit den Händen ge⸗ 
arbeitet haben, führen heute die Betriebe beſſer 
wie die Kapitaliſten. Arbeiter, die früher einfache 
Soldaten waren, ſind heute oberſte Richter. Die 
Urteile der ganzen Welt müſſen anerkennen, daß 
die Arbeiter in der Führung der Wirtſchaft beſſer 
ſind wie Akademiker, und daß ſie auch ein beſſeres 
Gerichtsweſen geſchaffen haben. Das ſind Arteile 
von Wirtſchaftlern und von Juriſten. Man 
könnte zu Hunderten ſolche Beiſpiele anführen, wo 
die Arbeiter ſich außerordentlich ſchnell in die Si⸗ 
tuation eingefügt haben. Sie können mit ihrem 
geſunden Menſchenverſtand viel beſſere Arbeit 
leiſten als der ſogenannte vorgebildete Akademi⸗ 
ker, von dem wir heute ein Beiſpiel bekommen 
haben. 

Wir erklären, daß wir, wenn nicht unſere Ab⸗ 
änderungsanträge angenommen werden, das 
Geſetz ohne weiteres ablehnen werden. Wir bit⸗ 
ten Sie unſern Abänderungsanträgen zuzuſtim⸗ 
men, damit die Gewähr geboten wird, daß der 
Arbeiterſchaft ein Kontrollrecht in den Betrieben 
gewährleiſtet wird. Das ſind unſere Forderungen, 
die wir zur Geltung bringen. Wir bitten Sie bei 
der Abſtimmung unſeren Abänderungsanträgen 
zuzuſtimmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Einzelberatung. Zu den 
verſchiedenen Paragraphen liegen Abänderungs⸗ 
anträge vor, die alle in der Drucksache Nr. 363 
enthalten ſind. Damit die Arbeit beſſer fortſchrei⸗ 
tet, möchte ich vorſchlagen, daß wir die Para⸗ 
graphen 1 bis 4 zuſammenfaſſen. Dazu liegen zwei 
Abänderungsanträge vor, die der Redner gleich 
begründen wird. Wir kommen dann mit der Ar⸗ 
beit ſchneller weiter. Widerſpruch gegen meinen 
Vorſchlag wird nicht laut; wir werden ſo ver⸗ 
fahren. Ich rufe die Paragraphen 1 bis 4 ein⸗ 
ſchließlich auf und eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In der heu⸗ 
tigen „Volksſtimme“ iſt der Aufruf der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Arbeiterinternationale enthalten, der mit 
ſolgenden Worten ſchließt: „Durch die Einigung 
zum Sieg über Kapitalismus und Imperialis⸗ 
mus! Durch die Einigung zur Eroberung der 
Macht und damit zum Sozialismus!“ Wenn man 
ſich dann aber die Taten und das zur Beratung 
ſtehende Geſetz vor Augen hält und den 8 1 be⸗ 
trachtet, dann muß einem die Schamröte ins Ge⸗ 
ſicht ſteigen über die Heuchelei, mit der die So⸗ 
zialdemokratie verſucht, der Arbeiterſchaft Sand 
in die Augen zu ſtreuen; denn der Zweck des 81 
der Vorlage iſt doch nur, daß die Betriebsräte 
den Unternehmer unterſtützen ſollen, um die Pro⸗ 
duktion auf der Grundlage der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft hochzubringen. Wenn es dann in dem 
Aufruf heißt, daß es die Aufgabe der ſozialiſti⸗ 
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gen den Kapitalismus aufzurufen, ſo widerſpricht 
das vollkommen dieſem Geſetz in der vorgelegten 
Faſſung. Die Aufgabe jedes Marxiſten ſollte 
doch ſein, dafür zu ſorgen, daß dieſes Geſetz jo ge⸗ 
ſchaffen wird, damit es den Weg zum Gozialis- 
mus bahnt, und daß nicht die Betriebsräte dazu 
da ſein ſollen, den Arbeitgeber zu unterſtützen, 
ſondern die Produktionsmittel aus den Händen 
des Kapitals zu reißen und ſie in den Dienſt der 
Allgemeinheit zu ſtellen. Die Unternehmer, ob 
es nun Deutſchnationale oder ein Jewelowſfki 
ſind, haben beſonders an dieſem erſten Paragra⸗ 
phen ein großes Intereſſe. Die Arbeiterſchaft 
aber hat mit dieſem Paragraphen, beſonders mit 
der Unterſtützung des Unternehmers, nichts zu 
tun. Es iſt aber bemerkenswert, daß die Sozial⸗ 
demokratie dieſem Paragraphen zuſtimmt und 
bei der zweiten Leſung unſern Abänderungsan⸗ 
trag nicht angenommen hat. Das Loſungswort 
der Sozialdemokratie lautet heute nicht mehr al⸗ 
les für den Sozialismus, ſondern alles und alles 
im Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staates. 

„Die Betriebsräte ſollen weiter dieſes kapita⸗ 
liſtiſche Syſtem unterſtützen, dieſes Syſtem, wel⸗ 
ches ſo viel Leid, ſo viel Elend über die werktä⸗ 
tige Bevölkerung gebracht hat, dieſes kapitaliſti⸗ 
ſche Syſtem, das ſich auf der Ausbeutung eines 
Menſchen durch den anderen aufbaut. Dadurch, 
daß die Betriebsräte den Unternehmer unter⸗ 
ſtützen ſollen, liegt ihre Funktion nicht im Inter⸗ 
eſſe der Arbeiterſchaft, ſondern im Intereſſe des 
Kapitalismus. Die Betriebsräte ſollen als An⸗ 
treiber gegenüber den Arbeitern erſcheinen. Sie 
ſollen dafür Sorge tragen, daß der Betrieb recht 
gut floriert, wenn auch der Arbeiter zugrunde geht. 
Es heißt ja auch im Volksmund: „Der Mann 
mag fallen, wenn nur die Aktie ſteigt.“ Die 
Kommuniſtiſche Fraktion kann aus dieſem Grunde 
mit dieſem Abſatz nicht einverſtanden ſein. Ihr 
Abänderungsantrag liegt Ihnen vor. Sie bean⸗ 
‚tragt, daß die Anterſtützung durch den Betriebs⸗ 
rat gegenüber dem Anternehmer wegfällt, damit 
die Betriebsräte das werden, was ſie ſein ſollen, 
und zwar Organe des proletariſchen Klaſſen⸗ 
kampfes. 

Dann zur Frage des § 4. In der zweiten Le⸗ 
ſung haben die Gewerkſchaftsführer und auch die 
Führer des deutſchen Landarbeiterverbandes un⸗ 
ſern Abänderungsantrag abgelehnt. Sie haben da⸗ 
mit dokumentiert, daß ſie die Landarbeiter als 
Menſchen zweiter Klaſſe einſchätzen. Sie haben 
bewieſen, daß ſie kein Intereſſe für die Landar⸗ 
beiter haben, ſondern daß fie gerade jo gegen die 
Landarbeiter ſind, wie die Deutſchnationalen 
und die andern Parteien. Wenn die Führer des 
deutſchen Landarbeiterverbandes ſich ſchon mit den 
Großagrariern, mit dem Großkapital zuſammen⸗ 
gefunden haben, müßten ſie doch wenigſtens ſo⸗ 
viel Ehrgefühl beſitzen und ihre Funktion, die ſie 
von den Landarbeitern erhalten haben, dieſen zu⸗ 
rückgeben, damit andere Arbeiter, die es mit der 
Befreiung des Proletariats ernſt meinen, im In⸗ 
tereſſe der Landarbeiter wirken könnten. Aber es 
zeigt ſich hier, daß ſie kein Ehrgefühl beſitzen, 
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wenn der Landarbeiter auch dabei verreckt. Es iſt 
doch klar, daß wenn unſer Abänderungsantrag 
abgelehnt wird, dann nur in den wenigſten land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben ein Betriebsobmann 
gewählt wird. Durch die Rationaliſierung, die 
ſich jetzt beſonders auf dem Lande bemerkbar 
macht, wird man immer mehr Landarbeiter aus 
den Betrieben hinauswerfen, ſo daß die Landar⸗ 
beiter dann in den Betrieben überhaupt keine 
Vertretung haben. In den kleinen Betrieben iſt 
eine Vertretung noch notwendiger als in den grö⸗ 
ßeren. In den größeren Betrieben, wo die Ar⸗ 
beiterſchaft zuſammengeballt iſt, iſt es ihr beſſer 
möglich, ſich gegen die Angrife der Unternehmer 
zu wehren als in den kleinen Betrieben. 

In unſerem Abänderungsantrag verlangen 
wir, daß für die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebe auch die 88 1 und 2 in Anwendung kom⸗ 
men. Es wird in letzter Stunde die Aufgabe 
der Sozialdemokratie, insbeſondere der Abg. Reh⸗ 
berg, Stukowſki und Wierſchowſki fein, unſerem 
Abänderungsantrag zuzuſtimmen. Sie dürfen 
nicht zulaſſen, daß die Landarbeiterſchaft immer 
wieder rechtlos gemacht wird, daß für die Land⸗ 
arbeiterſchaft immer Ausnahmevorordnungen ge⸗ 
ſchaffen werden. Stimmen Sie unſerem Abände⸗ 
rungsantrag zu, damit Sie das gut machen, was 
Sie in der zweiten Leſung verſchuldet haben. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
die 88 1 bis 4. Wir ſtimmen zuerſt über die bei⸗ 
den Abänderungsanträge der Kommuniſtiſchen 
Fraktion ab, die Sie in Druckſache Nr. 363 finden 
und die zu $ 1 und 4 geſtellt ſind: 

§ 1 erhält folgende Faſſung: 

Zur Wahrung der gemeinſamen wirtſchaftlichen 
Intereſſen der Lohn⸗ und Gehaltsempfänger (Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten) dem Unternehmer gegen⸗ 
über ſind in allen Betrieben, die in der Regel min⸗ 
deſtens 20 Lohn⸗ und Gehaltsempfänger beſchäftigen, 
e zu errichten. 
§ 4 erhält folgende Faſſung: 

Auf die Betriebe der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 
eine ihre Nebenbetriebe findet 8 1 und 2 Anwen⸗ 
Dung. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ab⸗ 
ünderungsanträge annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, die beiden Abänderungsanträge ſind abge⸗ 
lehnt. Ich darf damit wohl feſtſtellen, daß die 
88 1 bis 4 einſchl. unverändert angenommen ſind. 
Es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe die §8 5 bis 17 auf. 
Dazu liegen keine Abänderungsanträge vor. Ich 
darf wohl ihre Annahme feſtſtellen. Ich rufe die 
SS 18 bis 20 auf und eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (RB): M. D. u. H.] In 
der Vorlage heißt es im 8 18, die Mitglieder des 
Arbeitnehmerausſchuſſes werden von den Arbei⸗ 
tern und Angeſtellten des Betriebes ſämtlich in 
einer Wahl in unmittelbarer und geheimer Wahl 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl auf die 
Dauer von zwei Jahren gewählt. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion ſteht auf einem andern Stand⸗ 
punkt und iſt der Meinung, daß die Dauer von 
zwei Jahren eine zu lange Zeit iſt. Falls die 
Belegſchaft mit dem Ausſchuß unzufrieden iſt, hat 
ſie keine Möglichkeit, denſelben zu beſeitigen, ſon⸗ 
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dern muß zwei Jahre lang mit ihm zufrieden 
ſein. Die Kommuniſtiſche Fraktion hat daher 
den Antrag unterbreitet, die Amtsdauer auf ein 
Jahr herabzuſetzen. Es dürfte klar ſein, daß in 
dieſem Falle die Mitglieder des Ausſchuſſes die 
Intereſſen der Belegſchaft anders werden wahr⸗ 
nehmen; denn ſie wiſſen, daß nach einem Jahr 
Neuwahl iſt. 


8 20 der Regierungsvorlage will einfach das 
Wahlſyſtem des Volkstages zu Grunde legen. 
Man hat ſich die Sache ſehr leicht gemacht. Dieſer 
Wahlmodus iſt für die Betriebsausſchüſſe ganz 
und gar nicht annehmbar. Wahlberechtigt ſollen 
alle über 20 Jahre alten männlichen und weib⸗ 
lichen Betriebsmitglieder ſein, die ſich im Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Sie wollen 
dadurch einen Mann, der nicht die Ehrenrechte 
beſitzt, ausſchalten. Was haben die Ehrenrechte 
in einem Betrieb zu ſuchen, wo der Arbeiter, ob 
er Ehrenrechte beſitzt oder nicht, ſeine Knochen und 
ſeine Kraft hergeben muß. Die Ehrenrechte ha⸗ 
ben dort nichts zu ſuchen. Der Mann muß nur 
befähigt ſein, das Amt auszuführen. Weiter 
heißt es, daß nur diejenigen gewählt werden kön⸗ 
nen, die die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen. 
In unſern Betrieben befinden ſich viele polniſche 
Arbeiter und ſolche, die für Deutſchland optiert 
haben. Alle dieſe Arbeiter werden durch dieſe 
Porlage ausgeſchaltet, ſie dürfen nicht an der 
Wahl des Betriebsausſchuſſes teilnehmen. Dieſe 
Beſtimmung muß anders ausſehen. Weiter heißt 
es, daß die Arbeiter am Wahltag mindeſtens 
ſechs Monate in dem betreffenden Betriebe tätig 
jein und dem Gewerbezweig mindeſtens drei Jah⸗ 
re angehören müſſen. Hierdurch wird dem Unter⸗ 
nehmer eine Handhabe gegeben, wenn die Wah⸗ 
len vor der Türe ſtehen, ſo und ſoviel Arbeiter, 
mit denen er unzufrieden iſt, aus dem Betriebe 
zu entfernen und ſo eine Wahl zuſtande zu brin⸗ 
gen, die ihm beliebt. Auch dieſer Paſſus muß ver⸗ 
ſchwinden. Beſonders ſchwerwiegend iſt, daß der 
Arbeiter in einem Gewerbezweig drei Jahre tätig 
ſein muß. Bei der heutigen großen Erwerbsloſig⸗ 
keit verſucht jeder Arbeiter dort Arbeit zu finden, 
wo ſich Gelegenheit bietet, daher müſſen dieſe Be⸗ 
ſtimmungen fallen. Wir wollen auch in unſerm 
Abänderungsantrag den Lehrlingen in den Be⸗ 
trieben das Recht einräumen, mitzuwählen! Denn 


d. gerade aus den Knochen der Lehrlinge ſchindet 


der Unternehmer die größten Profite. Ob es ſich 
um eine Fabrik oder ein kleines Unternehmen 
handelt, bleibt gleich. Daher ſoll man auch den 
Lehrlingen das Recht einräumen, ſich an der 
Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes zu beteiligen. 
Das gilt ſelbſtverſtändlich auch für die Frauen. 
Wir ſagen nicht, wer das zwanzigſte Lebensjahr 
erreicht hat, ſoll wählen, ſondern wir ſagen, jeder, 
der im Betrieb beſchäftigt wird, ohne Unterſchied 
des Alters, hat das Recht, den Betriebsausſchuß 
zu wählen. Nach der Regierungsvorlage ſoll nur 
der gewählt werden können, der das 25. Lebens⸗ 
jahr erreicht hat. Wir verlangen, daß jeder, der 
das 17. Jahr erreicht hat, wählbar iſt. Sie wer⸗ 
den ſagen, was ſollen wir mit ſo jungen Leuten 
anfangen. Das iſt keine Entſchuldigung. Wenn 
Sie der Meinung find, dieſe jungen Leute haben 
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keine Erfahrung, ſie ſind zu jung, ſo ſagen wir, 
wenn ſich die Jugend im Rückstand befindet, jo 
iſt das Ihre Schuld, weil Sie dieſen jungen Leu⸗ 
ten nicht die Mittel zur Verfügung ſtellen, ſich 
geiſtig ſo zu ſchulen, wie es notwendig wäre. So 
ſtellen wir uns zu dieſen Fragen. Wir bitten, 
daß Sie unſerm Antrag zuſtimmen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
die 88 18 bis 20, da keine Wortmeldungen mehr 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zunächſt über die beiden Abänderungsan⸗ 
träge zu dieſen Paragraphen, enthalten in der 
Druckſache Nr. 363. 

§ 18 1. Abſatz werden 2 Jahre durch 1 Jahr erſetzt. 

§ 20 wird wie folgt geändert: 

Wahlberechtigt ſind alle im Betriebe beſchätig⸗ 
ten Arbeiter, Arbeiterinnen, Angeſtellte und Lehr⸗ 
linge. Wählbar ſind alle mindeſtens 17 Jahre alten 
Wahlberechtigten. 

Ich bitte diejenigen, die den Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß die 88 18 bis 20 angenommen 
ſind. Ich rufe die SS 21 und 22 auf. Hier liegen 
Abänderungsanträge nicht vor. Ich darf wohl ihre 
Annahme feſtſtellen. Widerſpruch wird nicht laut. 
Ich rufe nun die SS 23 bis 30 auf und eröffne die 
em Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich muß 
noch einmal das Wort ergreifen, um Ihnen zwei 
wichtige Anträge, die wir Ihnen vorlegen, noch 
einmal wor Augen zu führen, damit ſie in dem 
Geſetz verankert werden und die Arbeiterſchaft zu 
ihrem Recht kommt. Sie haben z. B. im § 23 fol⸗ 
genden Paſſus: 

Kommt der Arbeitgeber ſeiner Verpflichtung 
aus Abſatz 2 nicht nach, jo beſtellt auf Antrag eines 
oder meherer wahlberechtigter Arbeitnehmer oder 
auf Antrag einer wirtſchaftlichen Vereinigung der 
Arbeitnehmer, ſolange ein Arbeitsgericht nicht ge⸗ 
bildet iſt, der Vorſitzende des Gewerbegerichts einen 
Wahlvorſtand aus 
nehmern. 

Sie ſagen, wenn der Arbeitgeber ſeiner Verpflich⸗ 
tung nicht nachkommt, ſoll er dazu gezwungen 
werden. Das wird in Danzig ſehr oft paſſieren. 
Ich denke z. B. an die kleinen Betriebe, die wer⸗ 
den keinen Wert darauf legen und werden keine 
Verſprechungen machen. Sie werden zwei bis drei 
Pfennige die Stunde zulegen. Das muß natürlich 
durch ein Geſetz inhibiert werden. Es muß die 
Möglichkeit geſchaffen werden, die Arbeitgeber zu 
zwingen, daß Wahlen der Vertretung ſtattfinden. 
Wir wollen aber nicht, daß ſie durch den Arbeit⸗ 
geber vorgenommen werden, ſondern es iſt die 
Aufgabe der Gewerkſchaften, ühre Aufmerkſam⸗ 
keit auf die Betriebe zu lenken, damit die Arbei⸗ 
terſchaft zu ihren Vertretungen kommt. Das iſt 
unſere Grundidee bei unſerem Abänderungsan⸗ 
trag zu § 23. Wenn der Arbeitgeber ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nicht nachkommt, wollen wir das in 
die Hand der Gewerkſchaften legen. Dieſe ſollen 
eine Betriebsverſammlung einberufen, und die 
Vorſchläge ſollen vorgelegt werden. 

Wir haben weiter hinzugeſetzt, daß die Be⸗ 
triebsausſchüſſe, ſowohl der Wahlvorstand als 
auch der Arbeitnehmerausſchuß nicht entlaſſen 
werden können. Zeigen Sie mir einen einzigen 
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Paſſus in dem ganzen Geſetz, in dem kurz und 
präziſe erklärt wird, daß Arbeiter bei Aeber⸗ 
nahme eines Amts im Betrieb nicht entlaſſen 
werden können. Sie haben zwar eine verklauſu⸗ 
lierte Formel, daß man den Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar anrufen kann. Stimmen Sie unſerem 
Abänderungsantrag zu, daß die Wahlvorſchläge 
oder der Wahlvorſtand nicht entlaſſen werden 
kann, auch nicht der Betriebsarbeiterrat. Es iſt 
ſehr leicht möglich, daß noch ehe die Wahl ſtatt⸗ 
findet, die Arbeiter friſtlos entlaſſen werden. 
Man erklärt dann, es ſei wegen Verkleinerung 
des Betriebes geſchehen. Aber die Leute, die in 
dem Betrieb tätig ſind, wiſſen, daß der Arbeit⸗ 
geber eine Handhabe haben will, um die Leute 
los zu werden. Wir wollen das durch unſeren 
Abänderungsantrag inhibieren und wollen, daß 
ſolche Maßnahmen nicht von den Arbeitgebern er⸗ 
griffen werden können. 


Bei § 30 wünſchen wir, daß die Sitzungen des 
Arbeitnehmerausſchuſſes nach Bedarf und in der 
Regel während der Arbeitszeit ſtattfinden. M. 
D. n. H., aus meiner Praxis kann ich beſtätigen, 
daß wenn die Arbeiter acht Stunden gearbeitet ha⸗ 
ben, unter Umjtänden noch länger, ſie ſehr müde 
ſind. Bei der Danziger Werft iſt heute eine drei⸗ 
viertelſtündige Mittagspauſe oder 40 Minuten. 
Dort iſt es ſo, daß der Arbeiter nur Brot und 
Kaffee eſſen kann. Wenn dann ſeine Arbeitszeit 
um iſt, ſind die phyſiſchen, die geiſtigen Kräfte er⸗ 
lahmt und auch die Arbeitskraft. Dann ſoll der 
Arbeiter unter Umſtänden noch ſtundenlang 
außerhalb der Arbeitszeit an den Sitzungen teil⸗ 
nehmen. Eine Ausſchußſitzung kann unter Am⸗ 
ſtänden fünf bis ſechs Stunden dauern. Ich bin 
Mitglied der Betriebskrankenkaſſe der Danziger 
Werft geweſen. Da iſt es manchesmal zu Zuſam⸗ 
menſtößen mit den Arbeitgebern gekommen. Man 
hat ſtundenlang debattiert, um die Intereſſen 
der werktätigen Bevölkerung zu vertreten. Der 
Arbeitgeber iſt ausgeruht, er iſt im Vollbeſitz ſei⸗ 
ner Arbeitskraft. Der Arbeiter, der ſchon acht bis 
zehn Stunden gearbeitet hat, ſoll noch vier bis 
fünf Stunden geiſtig arbeiten. Das kann man 
von ihm nicht verlangen. Deshalb werlangen wir, 
daß der Unternehmer dem Arbeiter die Freiheit 
geben ſoll, während der Arbeitszeit an derartigen 
Sitzungen, die im Intereſſe des Betriebes liegen, 
teilzunehmen. Das wollen Sie nicht. Sie wollen 
dem Unternehmer nicht wehe tun. Die Profit⸗ 
rate des Unternehmers ſoll nicht geſchmälert wer⸗ 
den. Der Arbeiter ſoll außer ſeiner körperlichen 
noch ſeine Geiſteskraft für den Unternehmer her⸗ 
geben, und zwar außerhalb der Arbeitszeit. Wer 
körperlich und geiſtig eine Zeitlang, wir wollen 
ſagen ein oder zwei Jahre, tätig geweſen iſt, wird 
an ſeiner Körperkraft rapide abnehmen, er wird 
ſich infolge der Ueberanſtrengung eine Krankheit 
holen, ſei es körperlich oder geiſtig. Daher muß 
dem Arbeiter die Möglichkeit gegeben werden, 
während der Arbeitszeit ſolchen Sitzungen beizu⸗ 
wohnen. 

Das find außerordentlich wichtige Dinge, die 
ich Ihnen eben geſagt habe. Sie werden ſich 
aber auf die Rückſichtnahme berufen, die Sie 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

Ihren Koalitionsfreunden gegenüber übernehmen. 
Wenn Sie etwas für den Arbeiter übrig haben, 
ſo beweiſen Sie das durch Annahme unſeres Ab⸗ 
änderungsantrages. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. (Abg. Jantzen: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wir kommen zunächſt zur 
Abſtimmung über die Abänderungsanträge des 
Abg. Raſchke u. Fraktion zu den SS 23 und 30: 

§ 23 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Kommt der Arbeitnehmerausſchuß ſeiner Verpfich⸗ 
tung, einen Wahlvorſtand einzuſetzen, nicht nach oder 
beſteht keine ordentliche Betriebsvertretung, ſo kann 
durch die zuſtändige Gewerkſchaft eine Betriebsver⸗ 
ſammlung einberufen werden, in der ein Wahlvor⸗ 
ſtand aus drei Wahlberechtigten gebildet wird. In 
Betrieben mit Arbeitern und Angeſtellten müſſen 
beide Gruppen vertreten ſein. Der Wahl vorſtand 
beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt. Kommt aus 
irgend welchen Gründen eine Belegſchaftsverſamm⸗ 
lung nicht zuſtande, jo muß der Unternehmer einen 
Wahlvorſtand beſtellen. Mitglieder des Wahlvor⸗ 
ſtandes ſowie die Kandidaten zur Betriebsvertretung 
dürfen nicht entlaſſen werden. 

Ss 30. Die Sitzungen des Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchuſſes finden nach Bedarf und in der Regel wäh⸗ 
rend der Arbeitszeit ſtatt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe An⸗ 
träge annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie 
ſind abgelehnt. Wir ſtimmen nun über die 88 23 
bis einſchl. 30 der Vorlage ab. Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt worden. Wird der 
Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus, die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht.) Hat noch jemand ſeine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht mehr der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Ich verkünde das vor⸗ 
läufige Abſtimmungsergebnis.) Es find 66 
Stimmkarten abgegeben, ſämtlich mit Ja; die 
SS 23 bis 30 der Vorlage find angenommen. Ich 
rufe nunmehr die SS 31 bis 38 auf und eröffne 
die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Abänderungsanträge auch nicht. Ich ſchließe die 
Beſprechung und bitte die Damen und Herren, die 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 66, davon mit Ja 65, eine ungültig. 

Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Cierocki, Eiſerloh, 
Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Geißler, Gerick, 
Grodnick, Grünhagen, Hallmann Robert, Höhn, Hoog, 
Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Kar⸗ 
ſchewſki, Klingenberg, Knauſt, Fr. Kreft, Kruppke, Ku⸗ 
rowſki, Klein, Langnau, W. Lemke, Leu, Liſchnewfki, 
Loops, Malikowſki, Mau, Moritz, Mroczkowſki, Fr. 
Müller, Neubauer, Opitz, Fr. Pauls, Plettner, Raap, 
Raſchke, Regier, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſki, Rogo⸗ 
zinfti, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Semrau, 
Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Wier⸗ 
ſchowſki, Fr. Zuper. 

Ungültig: eine Stimme. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arczynſki, Berger, 
Bertling, Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, 
Brenner, Burandt, Dinklage, Dumont, Dyck II, Doerkſen, 
Falkenberg, Friedrich, Gehl, Hallmann Rud., Dr. Heine⸗ 
mann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, 
Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter Fritz Klawitter Felix, 
Kloſſowſki, Paul Kreft, Lemke Bruno, Lendzion Manthei, 
Mathieu, Mayen, Fr. Meyer, Miſzewſki, Dr. Mocsynſki, 
Müller B., Müller Paul, Müller Walter, Papke, Philip⸗ 
ſen, Plenikowſti, Rahn Schütz, Schwegmann, Senftleben, 
Schwartz, Dr. Anger, Vollerthun, Weiß, Weiße, Werner, 
Zarſke, Dr. Ziehm. 
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die SS 31 bis 38 annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
88 31 bis 38 find angenommen. Ich rufe nunmehr 
die SS 39 bis 50 auf und eröffne die Beſprechung. 
Es liegen dazu drei Abänderungsanträge vor. 
Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.) M. D. u. H.! 
Die 88 39 und 51 tragen dazu bei, all das illuſo⸗ 
riſch zu machen, was durch dieſes Geſetz eigentlich 
erreicht werden ſoll. Schon die Ausführungen 
des Abg. Wahl in der letzten Volkstagsſitzung 
gaben die Gewißheit, daß dieſe Paragraphen 
gegen die Arbeiterſchaft angewandt werden ſol⸗ 
len. Er ſprach allerdings davon, daß die jetzigen. 
Ausſchüſſe in Deutſchland nicht ſo radikal zuſam⸗ 
mengeſetzt ſind wie früher, daß jetzt ruhige Ele⸗ 
mente in den Betriebsräten die Geſchicke leiteten. 
Das iſt auf die SS 39 bis 51 zurückzuführen, durch 
die die Arbeitgeber die Möglichkeit erhalten, un⸗ 
liebſame Betriebsratsmitglieder hinauszuwerfen. 
und unliebſame Ausſchüſſe zu erledigen. 

Wir können nicht zuſtimmen, daß es dem Ar⸗ 
beitgeber überlaſſen bleibt, ein Mitglied einfach 
auszuſchalten. Niemand anders als die Beleg⸗ 
ſchaft, als die Arbeiterſchaft ſelbſt darf die Mög⸗ 


lichkeit haben, ein Mitglied des Arbeitnehmeraus⸗ 


ſchuſſes zu erledigen oder den Betriebausſchuß zu 
beſeitigen. In unſerm Abänderungsantrag for⸗ 
dern wir, daß der Arbeitnehmerausſchuß zurück⸗ 
treten muß, wenn eine Belegſchaftsverſammlung 
es verlangt. Dieſe Verſammlung ſoll mindeſtens 
von der Hälfte der Betriebsmitglieder beſucht ſein. 
Davon müſſen mindeſtens drei Fünftel der Anwe⸗ 
ſenden für die Beſeitigung des Betriebsrates 
ſtimmen. Wenn der Anternehmer die Möglich⸗ 
keit hat, ſo wird er jedes unliebſame Betriebs⸗ 
ausſchußmitglied an die friſche Luft ſetzen. Dazu 
hat er auf Grund der Paragraphen Gelegenheit, 
wonach über die Frage der Bilanz und verſchie⸗ 
dener Betriebsangelegenheiten nicht Bericht ge⸗ 
geben werden darf. Das Betriebsausſchußmitglied 
iſt doch dazu da, um den Mitgliedern des Betrie⸗ 
bes Aufklärung zu geben, wie die Bilanz des Be⸗ 
triebes ausfieht. Das Betriebsausſchußmitglied 
darf vor der Belegſchaft keine Geheimniſſe haben, 
ſondern muß klar ſagen, wie in der Betriebslei⸗ 
tung gearbeitet wird. Das Betriebsausſchußmit⸗ 
glied wird aber durch dieſe Paragraphen nur zum 
Prellbock zwiſchen den kapitaliſtiſchen Inhabern 
und den Arbeitern gemacht. Darum müſſen dieſe 
Paragraphen verſchwinden. Wenn ſchon in. 
Deutſchland nur angenehme Ausſchußmitglieder 
das heißt ſolche, die für die Kapitaliſten ſind, ein⸗ 
geſetzt werden, werden wir in Danzig noch mehr 
als in Deutſchland erleben, daß nur die Hirſch⸗ 
Dunker ſchen, nur chriſtliche „Arbeitervertreter“, 
in den Arbeitnehmerausſchüſſen ſitzen werden. 
Jeder Unternehmer wird nämlich ſehr bald un— 
liebſame Elemente hinauswerfen, und zwar auf 
Grund dieſer Paragraphen. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion wendet ſich aus 
dieſen Gründen mit aller Kraft gegen dieſe Para⸗ 
graphen. Weiter heißt es immer wieder, der 
Schlichtungsausſchuß müſſe mitbeſtimmen. Der 
Schlichtungsausſchuß iſt ebenfalls das Inſtru⸗ 
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Volkstag Danzig — 43. Sitzung. 
(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
eſſen der Arbeiter⸗ und Angeſtelltenſchaft. Wie 
iſt dieſer Schlichtungsausſchuß zuſammengeſetzt? 
Ich erinnere an den Streik der Hafenarbeiter, wo 
der Abgeordnete Siebenfreund als unparteiiſcher 
Vorſitzender im Schlichtungausſchuß ſaß. Ich 
kann es mit Beſtimmtheit ſagen, weil mein Mann 
ſelbſt an den Verhandlungen teilgenommen hat 
und weiß, wer im Ausſchuß war. (Abg. Sieben⸗ 
freund: Für welche Belegſchaft?) Darauf kommt 
es nicht an, ob er Schuhmacher, Bäckermeiſter oder 
Hafenarbeiter iſt. Wenn Nos der Vertreter iſt 
oder der Vertreter einer Werft, ſo wird er immer 
die Intereſſen des Kapitalismus vertreten und 
nicht die der Arbeiter. Es kommt ja doch immer 
auf die Stimme des Vorſitzenden an. Ich erinnere 
an die letzten Verhandlungen der Hafenarbeiter, 
bei denen Herr Dr. Krentz Vorſitzender war. Es 
zeigte ſich dort, daß es auf ſeine Stimme ankam. 
Sprechen Sie nicht won amtlich oder nicht amt⸗ 
lich, einen unparteiiſchen Vorſitzenden aus den 
Kreiſen der Arbeitgeber gibt es nicht; denn er 
wind immer die Intereſſen des Kapitals vertre⸗ 
ten. (Zwiſchenrufe rechts.) Es gibt dabei eben 
keinen unparteiiſchen Vorſitzenden. Ebenſo wie 
der Schlichtungsausſchuß die Lohnforderungen 
der Arbeiterſchaft zu ihren Ungunſten entſcheidet 
und immer zu Gunſten der Kapitaliſten, wie wir 
es in 99 von 100 Fällen erlebt haben, ſo wird 
auch in dieſem Fall der Schlichtungsausſchuß den 
unliebſamen Arbeiterausſchuß beſeitigen und an 
ſeine Stelle diejenigen ſetzen, die ihm gefallen; 
denn es heißt im § 43: „Der Schlichtungsausſchuß 
kann einen vorläufigen Arbeitnehmerausſchuß 
berufen.“ Das heißt mit andern Worten, diejeni⸗ 
gen, die den Herren im Schlichtungsausſchuß an⸗ 
genehm ſind, werden auf Geheiß des Vertreters 
des Betriebes als Vertreter der Angeſtellten und 
Arbeiter eingeſetzt. Wie man ſolch einen Schmus, 
ſolch einen Unſinn der Arbeiterſchaft vorlegen kann 
und das noch als etwas Gutes bezeichnet, kann 
man abſolut nicht begreifen. 

Die Arbeiterſchaft hat in Deutſchland erfah⸗ 
ren, daß dieſes Geſetz kein Geſetz zur Befreiung, 
londern zur weiteren Knebelung der Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt, ein weiteres Heranrücken an den Kapi⸗ 
talismus bedeutet. In Deutſchland wird die Ra⸗ 
tionaliſierung auf Koſten der Arbeiter durchge⸗ 
führt wird. Wenn nicht das Betriebsrätegeſetz in 
Deutſchland ſo ausſehen würde, könnte ſich die Ra⸗ 
tionaliſierung nicht ſo gegen die Arbeiterſchaft 
auswirken. Deshalb ſagen wir, dieſe Paragra⸗ 
phen müſſen unbedingt verſchwinden. Der Schlich⸗ 
tungsausſchuß hat nichts damit zu tun. Wenn ein 
Betriebsrat zuſtande kommt, hat niemand als die 
Betriebsverſammlung das Recht, dieſen aufzu⸗ 
löſen. 
l das Geſetz ſolche Auswirkungen hat, da⸗ 
her auch das Schweigen der Deutſchnationalen. 
Man macht ſcheinbar Oppoſiton, in Wirklichkeit 
iſt man mit dieſem Geſetz zufrieden. Sie wiſſen, 
daß es ihnen in Deutſchland ſehr viele Vorteile 
gebracht hat, daß es ihnen dadurch gelungen iſt, 
die revolutionären Arbeiterräte hinauszuwerfen. 
Wir haben daher keine Veranlaſſung, für dieſes 
Geſetz einzutreten. Stimmen Sie unſeren Abän⸗ 
derungsanträgen zu, die den Arbeitgeber aus⸗ 
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ſchalten, dann werden wir die Gewißheit haben, 
daß auch wirkliche Vertreter der Arbeiterſchaft ge⸗ 
wählt werden. Heute iſt es ſo, daß nur Schesken⸗ 
bürſter als Vertreter im Ausſchuß vorhanden ſind, 
das können wir nur verhindern, wenn Sie dieſen 
Paragraphen ſtreichen. 

Es heißt dann im § 50, daß bei einem Unter- 
nehmer, der mehrere zuſammenhängende Betriebe 
in einer Gemeinde hat, ein Geſamtausſchuß außer 
den Einzelausſchüſſen beſtehen kann. Wir ſagen es 
iſt richtig ſo, aber nicht nur für die einzelnen Ge⸗ 
meinden ſoll das ſein, ſondern alle dieſe Ausſchüſſe 
ſollen zuſammengeſchloſſen werden. Die Arbeit⸗ 
nehmerausſchüſſe müſſen darauf hinarbeiten, daß 
überall, nicht nur in dem einem Kapitaliſten ge⸗ 
hörenden gleichartigen Betrieben Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe erfolgen. Sie müſſen dafür ſorgen, daß 
gleichartige Betriebe ihre Betriebsausſchußmit⸗ 
glieder zuſammenfaſſen. Ich denke da z. B. an die 
Danziger Werft, die Schichauwerft, die Klawitter⸗ 
und Wojan⸗Werft. Dieſe müßten zuſammen einen 
Geſamtbetriebsausſchuß wählen. Dann wäre es 
möglich, bei beſonderen Lohnforderungen der Ar⸗ 
beiterſchaft gemeinſam vorzuſtoßen, gemeinſame 
Forderungen gegenüber den Unternehmern in 
größerem Maßſtabe zu vertreten. Wir verlangen 
deshalb in unſerem Antrag Geſamtausſchüſſe, da⸗ 
mit in gleichartigen Betrieben die Intereſſen der in 
gleichem Maße intereſſierten Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter verteidigt werden können. Deshalb haben 
wir unſeren Abänderungsantrag vorgelegt. Wir 
wiſſen aber, daß Sie auch dieſen Antrag ablehnen 
werden. Sie von der Sozialdemokratie werden 
dieſen Paragraphen, trotzdem Sie wiſſen, daß es 
Schandparagraphen ſind, zuſammen mit den 
nächſtfolgenden Paragraphen, die die Aufgaben 
bezeichnen, zuſtimmen, weil Sie Ihre Hand den 
Kreiſen der Arbeitgeber gereicht haben, weil Sie 
hier die Intereſſen Jewelowſkis und der Danziger 
Großbetriebe vertreten und nicht die Intereſſen 
der Arbeiter. Sie werden es genau ſo machen, wie 
Ihre großen Brüder im Reich, die dem Bau von 
Panzerkreuzern zuſtimmen. Sie werden auch hier 
Knebelungen der Arbeiterſchaft vornehmen, nur 
um die Intereſſen des Großkapitals zu vertreten. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge 
chloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
58 39 bis einſchließlich 50. Zunächſt ſtimmen wir 
über die vorliegenden drei Abänderungsanträge 
der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 
363 ab, und zwar zu den SS 39, 41 und 50: 

§ 39 11. Abſatz werden die Worte (des Arbeitgebers 

oder) geſtrichen. 

$ 41 wird wie folgt geändert: 

Der Arbeitnehmerausſchuß muß zurücktreten, 
wenn dies von der Belegſchaft gefordert wird. 
Ueber den Rücktritt beſchließt die Betriebsver⸗ 
verſammlung. Der Beſchluß iſt gültig, wenn an 
der Verſammlung mindeſtens die Hälfte der Be⸗ 
legſchaft teilnimmt und drei Fünftel der An⸗ 
weſenden für den Rücktritt ſtimmen. Iſt der 
Rücktritt des Arbeitnehmerausſchuſſes beſchloſſen, 
jo iſt unverzüglich die Neuwahl einzuleiten. — 
Der nach § 2 zu wählende Betriebsobmann muß 
zurücktreten, wenn die Hälfte der Belegſchaft 
dies verlangt. 


— 


O 
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(Vizepräsident Neubauer) 
§ 50 erhält folgende Faſſung: 5 
Befinden ſich innerhalb eines Wirtſchaftsbe⸗ 
zirks mehrere gleichartige oder nach dem Be⸗ 
triebszweck zuſammengehörige Betriebe, ſo muß 
neben den Einzelausſchüſſen die Errichtung eines 
Geſamtausſchuſſes erfolgen. Befinden ſich meh⸗ 
rere Betriebe in der Hand eines Unternehmers, 
gleichviel in welchem Wirtſchaftsbezirk, ſo muß 
neben den Einzelbetriebsausſchüſſen ein Geſamt⸗ 
betriebsausſchuß gebildet werden. Das gleiche 
gilt für alle an Truſts, Kartellen und Syndi- 
katen zuſammengeſchloſſenen Betriebe. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen drei 
Abänderungsanträgen ihre Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Abänderungs⸗ 
anträge ſind abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über die SS 39 bis einſchließlich 50 
der Vorlage. Ich bitte diejenigen, die dieſen Pa⸗ 
ragraphen die Zuſtimmung geben wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, fie find angenommen. Ich rufe nunmehr 
die 88 51 bis einſchließlich 65 auf. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich ſchließe daher die Beſprechung. 
Abänderungsanträge liegen gleichfalls nicht vor. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte dieje⸗ 
nigen, die die 88 51 bis einſchließlich 6 der Vor⸗ 
lage annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Pa⸗ 
ragraphen ſind angenommen. Ich rufe nunmehr 
die 88 66 bis 99 auf und eröffne die Beſprechung. 
Hierzu liegen mehrere Abänderungsanträge der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 363 
vor. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Naſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationale Fraktion, die als Redner 
den Herrn Abg. Klawitter vorſchickte, ließ zum 
Ausdruck bringen, daß ſich dies Geſetz beſonders 
gegen die Wirtſchaft auswirken werde. Ich möchte 
einmal den Herrn Klawitter auf Ehre und Ge⸗ 
wiſſen fragen, ob er das Geſetz überhaupt durch⸗ 
geleſen hat. Nach ſeiner Rede zu ſchließen be⸗ 
haupte ich das Gegenteil. Wollen Sie noch mehr 
haben, als Ihnen der $ 66 zubilligt? Leſen Sie 
ihn aufmerkſam durch und Sie werden finden, 
daß das Geſetz nur im Intereſſe der Betriebsin⸗ 
haber geſchaffen worden iſt. Auch die Gewerk⸗ 
ſchaftsvertreter aller Schattierungen bis zu Herrn 
Wahl möchte ich fragen, ob ſie ſich der Tragweite 
dieſes Paragraphen bewußt ſind. Ich ſtelle feſt, 
daß dieſe Herren den Geſetzentwurf ebenfalls nicht 
durchgeſehen haben, ſonſt könnten beſonders freige⸗ 
werkſchaftliche Vertreter niemals dieſem Para⸗ 
graphen zuſtimmen. Nach Abſchnitt I des § 66 hat 
der Arbeitnehmerausſchuß die Aufgabe, die Be⸗ 
triebsleitung in den Betrieben mit wirtſchaftli⸗ 
chen Zwecken durch Nat zu unterſtützen, um da⸗ 
durch mit ihr für einen möglichſt hohen Stand 
und für möglichſte Wirtſchaftlichkeit der Betriebe 
zu ſorgen. Herr Klawitter, was wollen Sie noch 
mehr? Auch für Sie, m. H., die Sie Beſitzer von 
Betrieben ſind, gilt das. Ich weiß, das ein einfa⸗ 
cher Arbeiter den Betriebsinhaber in die Taſche 
ſtecken kann, weil der Betriebsinhaber die Macht 
nur durch ſein Geld verkörpert, aber geiſtig dumm 
wie Stroh iſt. Der Arbeiter dagegen verfolgt 


den Betrieb viel aufmerkſamer. Bedauerlich wäre 
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es, wenn Arbeiter dumm genug find, nach dieſen 
Paragraphen zu handeln. Wenn ein intelligenter 
Arbeiter erkennt, daß Verbeſſerungen im Betriebe 
möglich ſind, daß die Arbeitsmethoden abgeändert 
werden könnten und er gibt ſein Wiſſen dem Un⸗ 
ternehmer preis, ſo iſt er ein Schuft der Arbeiter⸗ 
klaſſe gegenüber. Das möchte ich in aller Oeffent⸗ 
lichkeit feſtſtellen. Weshalb? Der Profit aus dieſer 
Verbeſſerung des Betriebes kommt allein den voll⸗ 
gefreſſenen Beſitzern zugute. Die Arbeiter werden 


hungern müſſen. 

Wenn Sie dieſen Paragraphen als Gewerk⸗ 
ſchaftsvertreter annehmen, können Sie mir leid 
tun. Dann bleibt der Ausſpruch beſtehen, daß Sie 
nicht mehr Arbeitervertreter ſondern Arbeiterver⸗ 


allein den Profit erzielen. In Abſatz 2 desſelben 
Paragraphen iſt geſagt, daß die Arbeit und Auf⸗ 
gabe des Arbeitnehmerausſchuſſes ſei, in Betrieben 
mit wirtſchaftlichen Zwecken an der Einführung 
neuerer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten. 
Auch hier möchte ich die Herren der Deutſchna⸗ 
tionalen Fraktion, des Bürgertums, Herrn Jewe⸗ 
lowifi, Herrn Rahn und Herrn Siebenfreund fra⸗ 
gen, ob ſie noch größere Wünſche haben. Am beſten 
wäre es für ſie, wenn der Arbeiter überhaupt 
nichts mehr zu reden hätte und nur den Buckel 
hinhielte, wenn es Ihnen beliebt, mit der Knute 
hinzuhauen. Das wäre Ihnen noch lieber. Aber 
Sie werden ſich genau ſo wie Ihre deutſchen Brü⸗ 
der an dieſes Geſetz gewöhnen und allein den Pro⸗ 
fit daraus in die Taſche ſtecken. Ich ſage alſo noch 
einmal: Jeder Arbeiter handelt gegen die Inter⸗ 
eſſen ſeiner Klaſſe, wenn er dem Unternehmer ſein 
Wiſſen zur Verfügung ſtellt. Erſt wenn der Arbei⸗ 
ter allein die Verwaltung über den Betrieb hat, 
ſoll er mit ſeinem Wiſſen herauskommen und da⸗ 
mit den Betrieb bereichern. Dann wird er ſeinen 
Arbeitsbrüdern unter die Arme greifen, damit 
beſſere Arbeitsmethoden Platz greifen und die Ge⸗ 
winnrate eine höhere wird, die allein dem Arbei⸗ 
ter zugute kommt. Abſatz 4 handelt davon, daß 
das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft und zwiſchen ihr und dem Arbeitgeber geför⸗ 
dert wird. M D. u. H.! Das heißt mit andern 
Worten, alles was der Unternehmer will, muß 
der Arbeiter hinnehmen; denn es iſt unmöglich, 
dieſe beiden Extreme zuſammenzubringen. Wenn 
der Arbeiter noch ſo ſehr gewillt iſt, mit dem Un⸗ 
ternehmer friedlich auszukommen, ſo wird dieſer in 
ſeiner Rachgier immer weiter gehen und nicht eher 
nachlaſſen, bis der Arbeiter vernichtet am Boden 
liegt. Ein Einvernehmen zwiſchen dieſen beiden 
Kreiſen fördern zu wollen hieße den Teufel mit 
Beelzebub austreiben. 

Dann heißt es im Abſatz 5, eine Aufgabe des 
Arbeiterausſchuſſes iſt, Beſchwerden der Arbeiter 
und Angeſtellten entgegenzunehmen und auf ihre 
Abſtellung in gemeinſamen Verhandlungen mit 
dem Arbeitgeber hinzuwirken. M. H. Gewerk⸗ 
ſchaftsführer, was hierbei herauskommt, müßten 
Sie ſchon lange erfahren haben. (Zuruf des Abg. 
Wahl.) Reden wir nicht darüber, ſonſt könnte ich 
etwas anderes erzählen. Vielleicht fragen Sie den 


trotz der Verbeſſerung der Betriebe nach wie vor 


räter ſind. Es iſt doch ſo, daß die Unternehmer 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Herrn Präſidenten Spill, der wird Ihnen Aufklä⸗ 
rung darüber geben, ob ich verhandelt habe oder 
nicht. Für die Arbeiterſchaft kann es nur eins ge⸗ 
ben, kein Verhandeln, ſondern ein Handeln. Wenn 
der Arbeiter nicht in jedem Fall poſitiv handelt, 
wird er immer unter den Schlitten kommen, wird 


immer der Betrogene ſein, derjenige, der 
ſchließlich bezahlen muß. Das iſt in groben 
Amriſſen der 8 66. Wir haben davon 
eine andere Auffaſſung, d. h. von den Auf⸗ 


gaben des Arbeitnehmerausſchuſſes. Wir ha⸗ 
ben das in unſerm Abänderungsantrag zum Aus⸗ 
druck gebracht. Wir erklären, daß die Intereſſen 
der Lohn⸗ und Gehaltsempfänger gegenüber der 
Betriebsleitung wahrzunehmen ſind. Die Be⸗ 
triebsführung iſt zu überwachen und durch die 
Kontrolle der Produktion eine Schädigung der im 
Betrieb beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten, 
ſowie der Allgemeinheit zu verhüten. Das iſt der 
erſte Abſatz. Sie werden in unſerm Antrag nichts 
von einer Arbeitsgemeinſchaft finden. Sie wer⸗ 
den aber finden, daß nur allein der Betriebsaus⸗ 
ſchuß bezw. der Arbeitnehmerausſchuß das Recht 
hat, über ſeinen Mitarbeitern zu wachen, für ſie 
einzutreten und ihre Intereſſen in erſter Linie 
wahrzunehmen. Sie ſollen das aber nicht nur den 
Mitarbeitern, ſondern auch der Allgemeinheit ge⸗ 
genüber tun. M. D. u. H.! Ich möchte Sie in die 
ſem Zuſammenhang daran erinnern, daß in 
Deutſchland in letzter Zeit Gaſe hergeſtellt wor⸗ 
den ſind, die ſich gegen die Allgemeinheit ausge⸗ 
wirkt haben. Um dies zu verhindern, muß dem 
Arbeitnehmerausſchuß Gelegenheit zur Kontrolle 
gegeben werden. Es iſt notwendig, daß er einen 
weit größeren Einblick in den Betrieb gewinnt, 
als ihm die Koalitionsregierung zubilligt. Er 
muß alſo nicht nur ſeinen Mitarbeitern im Be⸗ 
trieb gegenüber verantwortlich ſein, ſondern auch 
der Allgemeinheit. Er muß notgedrungen wiſſen, 
was im Betrieb produziert wird, ob es ſich zu 
Gunſten oder zu Angunſten der Allgemeinheit aus⸗ 
wirkt. Er hat weiter darüber zu wachen, daß die 
Tarifverträge und ſonſtigen Verpflichtungen der 
Unternehmer durchgeführt werden. Für jemand, 
der mit der Arbeiterſchaft verbunden iſt, iſt das 
ganz ſelbſtverſtändlich. Es tut mir leid, daß ich 
das den Gewerkſchaftsführern noch erſt ſagen muß. 

Drittens heißt es in unſerem Abänderungsan⸗ 
trag, daß die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, be⸗ 
ſonders bei Einführung neuer Arbeitsmethoden im 
Intereſſe der Arbeiter und Angeſtellten zu ge⸗ 
ſtalten ſind. Daß heißt, wenn durch eine neue Ma⸗ 
ſchine die Produktion geſteigert wird, wenn da⸗ 
durch ein größerer Gewinn erzielt wird, dann iſt 
es die Aufgabe des Arbeitnehmerausſchuſſes, da⸗ 
für zu ſorgen, daß dieſer Gewinn in erſter Linie 
der Arbeiterſchaft zugute kommt, und nicht, wie 
Sie es wollen, allein dem Unternehmertum aus⸗ 
geliefert wird. 

Der Ausſchuß hat viertens die Beſchwerden der 
Arbeiter und Angeſtellten entgegenzunehmen und 
vom Anternehmer ihre Abſtellung zu fordern. 
Falls dies im Falle des Widerſtandes des Unter⸗ 
nehmers nicht möglich iſt, muß Strafverfolgung 
gegen ihn beantragt werden. Das iſt etwas an⸗ 
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deres wie Arbeitsgemeinſchaft. Wenn man die (0) 


Intereſſen der Arbeiter wahrnehmen will, dann 
kann man nicht mit den Unternehmern gemein⸗ 
ſame Sache machen. Dann muß man den Unter⸗ 
nehmer als Feind betrachten. Einen Feind, der 
nicht darauf eingeht, was ich im Intereſſe meiner 
Mitarbeiter vorhabe und durchführen will, muß 
man leider in der heutigen kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung vor den Kadi ſchleppen. In Ruß⸗ 
land würde man mit ſolchen Leuten nicht viel Am⸗ 
ſtände machen, man würde ſie dorthin ſchicken, wo 
ſie hingehören. b 

Als Fünftes verlangen wir, daß der Arbeitneh⸗ 
merausſchuß für die Vereinigungsfreiheit der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten eintritt und ſie wahr⸗ 
nimmt. Sechſtens heißt es in unſerem Abände⸗ 
rungsantrag: „Alle das Arbeitsverhältnis betref⸗ 
fenden Fragen ſind im Einvernehmen mit den 
Arbeiter⸗ und Angeftelltenorganijationen zu re⸗ 
geln.“ Der Unternehmer braucht nicht hinzuge⸗ 
zogen zu werden. Er ſoll ſich während der Zeit, 
wo die Arbeiter verhandeln, in ſein Büro ſetzen 
und ſich einen Eisbeutel auf den Kopf legen. Das 
tut dieſen Herren manchmal Not. 

Das wären die Aufgaben, die wir dem Arbeit⸗ 
nehmerausſchuß zubilligen, die Sie als Gewerk⸗ 
ſchaftsvertreter auch unbedingt dieſen Arbeiterver⸗ 
tretern zubilligen müſſen. Nur wenn dieſer Antrag 
Wirklichkeit wird, werden die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter gewahrt ſein. Dann wird das geſichert 
ſein, wofür ſich die Arbeiter 1918 haben abſchlach⸗ 
ten laſſen. Nun kommt der 8 69, der von uns auch 
abgeändert worden iſt, und zwar verlangen wir, 
daß er folgende Faſſung bekommt: 

Die Ausführung der gemeinſam mit der Betriebs⸗ 
a gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die Betriebs- 
E g. 

Das deckt ſich mit der Regierungsvorlage. Dann 
heißt es aber: 

Der Arbeitnehmerausſchuß hat das Recht, in 
Ausführung der im 8 66 feſtgeſetzten Aufgaben im 
Intereſſe der Belegſchaft, wie auch in Wahrnehmung 
der Intereſſen des geſamten werktätigen Volkes, durch 
ſelbſtändige Anordnung in die Betriebsleitung ein⸗ 
zugreifen. 

Das iſt dem heutigen reaktionären Unternehmer⸗ 
tum gegenüber äußerſt notwendig und nicht, wie 
Sie ſagen, daß dem Arbeitnehmerausſchuß ein Ein⸗ 
griff in die Betriebsleitung durch ſelbſtändige 
Anordnungen nicht zuſtehe. Wenn das, was Sie 
wollen, Geſetz wird, dann wird der Arbeitnehmer⸗ 
ausſchuß vollſtändig illuſoriſch. Welche Rechte hat 
er denn noch, wenn Sie ſagen, ein Eingriff in die 
Betriebsleitung ſtehe ihm nicht zu. Jeder Be⸗ 


triebsinhaber wird jede Anordnung als Eingriff 


in die Betriebsleitung anſehen. Er wird über⸗ 
haupt nicht zulaſſen, daß der Betriebsrat verlangt, 
irgend welche Mißſtände abzuſchaffen. Dieſer Pa⸗ 
tagraph hebt alſo eigentlich die Rechte auf, von 
denen man im $ 66 ſpricht. Der § 70 iſt auch für 
die jetzige Koalition inſofern bezeichnend, als man 
ihn in der zweiten Leſung noch zugunſten der Uns 
ternehmer geändert hat. Ich weiß nicht, ob ſich 
die Gewerkſchaftsvertreter auch in dieſem Fall über 
die Tragweite dieſes Paragraphen bewußt ſind. 
Ich muß annehmen, daß ſie ihn auch nicht geleſen 
haben und vollſtändig darüber im unklaren ſind, 
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(Naſchle, Abgeordneter) 
was mit dieſem Paragraphen geſchehen iſt, und 
was er eigentlich will. 

In der urſprünglichen Vorlage hieß es, daß 
nach Maßgabe eines beſonderen, hierüber zu er⸗ 
laſſenen Geſetzes ein oder zwei Ausſchußmitglieder 
in den Aufſichtsrat entſandt werden, um die Inter⸗ 
eſſen und Forderungen der Arbeitnehmer, ſowie 
deren Anſichten und Wünſche hinſichtlich der Or⸗ 
ganiſation des Betriebes zu vertreten. Bis hier⸗ 
her iſt es auch in der zweiten Leſung ſo geblieben. 
Von da ab heißt aber die alte Faſſung: „Die Ver⸗ 
treter haben in allen Sitzungen des Aufſichtsrats 
Sitz und Stimme, erhalten jedoch keine andere 
Entſchädigung als eine Aufwandsentſchädigung. 
In der neuen Faſſung hat man das abgeſchwächt 
und zugunſten der Unternehmer etwas anderes ge⸗ 
ſetzt. Jetzt heißt es nicht mehr, daß er in jedem Fall 
Sitz und Stimme im Aufſichtsrat habe, ſondern: 
„Soweit die Erfüllung dieſer Aufgaben in Frage 
ſteht, haben die Vertreter in allen Sitzungen des 
Aufſichtsrats Mitbeſtimmungsrecht, in allen übri⸗ 
gen Fragen Mitberatungsrecht. Das iſt alſo eine 
ganz erhebliche Abſchwächung deſſen, was die Re⸗ 
gierungsvorlage zu Gunſten der Arbeiter brachte. 
Dann iſt noch eine weitere Verſchlechterung ein⸗ 
getreten. Im letzten Satz heißt es ganz poſitiv: 
„Sie ſind verpflichtet, über die ihnen gemachten 
vertraulichen Angaben Stillſchweigen zu bewah⸗ 
ren“, d. h. die Vertreter der Arbeitnehmer. Meine 
Vorrednerin Frau Kreft hat ſchon darauf hinge⸗ 
wieſen, daß es für die Arbeiter kein Stillſchwei⸗ 
gen geben kann. Jeder Arbeiter muß darüber un⸗ 
terrichtet ſein, was in ſeinem Betriebe vorgeht. 
Durch den Arbeitnehmerausſchuß muß der Arbei⸗ 
ter wiſſen, wie hoch der Gewinn des Betriebes iſt 
und er muß verlangen, daß er einen dementſpre⸗ 
chenden Lohn erhält. (Wie iſt es mit der Unter⸗ 
bilanz? rechts.) Ich werde Ihnen ſagen, wie Un⸗ 
terbilanzen entſtehen, Herr Bertling. Unterbilan⸗ 
zen entſtehen, wenn die Betriebsinhaber alle 
Woche eine Nacht im Spielklub in Zoppot oder in 
einem der beſten Danziger Hotels zubringen und 
dort 200 oder 300 Gulden in den Wind ſchlagen. 
Dann kommen Unterbilangen vor. Dieſe Unter⸗ 
bilanzen zu verhüten, wird auch eine Aufgabe der 
Arbeiterſchaft ſein. (Zuruf.) Im Sowjetſtaat wird 
nicht ſo mit dem Geld herumgeworfen. Dort würde 
es ihnen abgeknöpft werden, weil ſie ſchließlich 
doch nur Unfug damit treiben. 

Zu 8 70 haben wir einzelne Abänderungsan⸗ 
träge geſtellt und verlangen beſonders, daß die 
Arbeitnehmerausſchüſſe gehört werden. Es heißt 
in unſerem Abänderungsantrag: „Werden im Auf⸗ 
ſichtsrat Unterkommiſſionen gebildet, jo müſſen in 
all den Ausſchüſſen Vertreter der Belegſchaft ver⸗ 
treten ſein. Die Vertreter der Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchüſſe in den Aufſichtsräten ſind verpflichtet, den 
Arbeitnehmerausſchüſſen oder den Belegſchaften 
der zur Geſellſchaft gehörenden Betriebe über die 
Sitzungen des Aufſichtsrats Bericht zu erſtatten. 
Da gibt es kein Geheimnis. Wir müſſen der Ar⸗ 
beiterſchaft klipp und klar erklären, was dort ge⸗ 
ſchoben wird, wie man die Arbeiterſchaft betrügen 
will. Das iſt die Aufgabe der Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchüſſe in den Betrieben. Zu § 71, der fi ſchließ⸗ 
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lich mit § 70 deckt, haben wir einen Abänderungs⸗ ( 


antrag geſtellt. Wir verlangen, daß der Zuſatz „ſo⸗ 
weit dadurch keine Betriebs- oder Geſchäftsgeheim⸗ 
niſſe gefährdet werden und geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen nicht entgegenſtehen“ geſtrichen wird. Das iſt 
analog meinen Ausführungen zu § 70. 

§ 72 iſt auch bezeichnend für die Koalition und 
ihr Entgegenkommen gegenüber den Unterneh⸗ 
mern, in dieſem Fall beſonders den Bankiers. Es 
heißt hier im § 72, daß die Betriebe, die Han⸗ 
delsbücher führen, erſt bei einer Beſchäftigung 
von 300 Arbeitnehmern oder 100 Angeſtellten die 
Bilanzen vorzulegen haben. In Deutſchland 
ſteht dem Betriebsausſchuß ſchon bei 50 Ange⸗ 
ſtellten bezw. 100 Arbeitern das Recht zu, die Bi⸗ 
lanz einzuſehen. Wenn wir hier noch eine Ver⸗ 
ſchlechterung für die Arbeiterſchaft und eine Ver⸗ 
beſſerung für die Unternehmer erfahren, ſo iſt das 
bezeichnend für die Koalition und für die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer. Je kleiner ein Staatsweſen iſt, um 
ſo kleiner müßte dieſe Zahl ſein. Wo iſt in Dan⸗ 
zig ein Betrieb vorhanden, der 100 Angeſtellte und 
300 Arbeiter beſchäftigt. Das ſind nur ſehr wenige 
Betriebe, während in Deutſchland eine erhebliche 
Zahl in Frage kommt. Alle die anderen Betriebe, 
die kleiner ſind, die weniger Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter beſchäftigen, will man in Danzig ausſchal⸗ 
ten. Es iſt doch richtig, daß hier in Danzig nicht 
ſoviele große Betriebe vorhanden ſein können, wie 
in Deutſchland. Folglich müßte man von der Re⸗ 
gierung erwarten, daß ſie ſich dieſer Tendenz an⸗ 
paßt und die Zahlen gegenüber Deutſchland herun⸗ 
terſetzt. Man müßte wenigſtens verlangen, daß 
wenn in Deutſchland 50 Angeſtellte notwendig 
ſind, man ſich hier in Danzig mit 10 begnügen 
müßte. Alſo dort, wo 10 Angeſtellte und 50 Ar⸗ 
beiter beſchäftigt werden, dem deutſchen Verhält⸗ 
nis gegenüber, müßte die Bilanz bezw. die Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtrechnung dem Betriebsaus⸗ 
ſchuß vorgelegt werden. Hier erklärt man aber, 
die Danziger Verhältniſſe ſind ſo klein, ſie laſſen 
das nicht zu, und man legt das ſo wunderbar zu 
Gunſten der Unternehmer aus, anſtatt dieſe klei⸗ 
nen Verhältniſſe hier auch einmal zu Gunſten der 
Arbeiter auszulegen. Wenn man die Zahlen er⸗ 
heblich reduzieren würde, wäre das zu Gunſten 
der Arbeiter. Aber das vermeidet man, weil man 
ja mit der Arbeiterſchaft nichts mehr gemein ha⸗ 
ben will. Wir verlangen deshalb in unſerem 
Abänderungsantrag, daß für die Zahl 300 die 
Zahl 100 und für die Zahl 100 die Zahl 25 ein⸗ 
geſetzt wird. Sie ſehen, m. D. u. H., das iſt noch 
ziemlich minimal. Ich nannte vorhin die Zahlen 
10 bezw. 50. Wenn wir uns alſo auf 25 bezw. 100 
geeinigt haben, ſo müſſen Sie erkennen, daß das 
unbedingt notwendig iſt und auch in Danzig 
durchgeführt werden kann. 

Von dem 8 73 iſt zu jagen, daß auch hier eine 
Aenderung unbedingt erforderlich iſt, und zwar 
handelt es ſich um den zweiten Abſatz. Der Abſatz 
2 der Vorlage ſagt: „Von der Verpflichtung der 
SS 70 und 72 können Unternehmungen oder Be⸗ 
triebe auf ihren Antrag durch den Senat befreit 
werden, wenn wichtige Staatsintereſſen dies er⸗ 
fordern.“ M. D. u. H.! Wir kennen keine Staats⸗ 
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intereſſen, wir kennen auch nicht ſolche wichtigen 
Betriebe und verlangen deshalb, daß dieſe Faſ⸗ 
fung der Regierungsvorlage durch folgende erſetzt 
wird: 
Von der Verpflichtung, Arbeitnehmerausſchuß⸗ 


Mitglieder in den Aufſichtsrat aufzunehmen, kann 
kein wirtſchaftliches Unternehmen und kein Betrieb 
mit Ausnahme der im $ 67 Abſatz 1 genannten, durch 

Senatsverordnung entbunden werden. Die Banken 

müſſen Vertreter ihres Arbeitnehmerausſchuſſes 

ihren Aufſichtsrat aufnehmen. 
Auch hier iſt es notwendig, daß den Angeſtellten 
weit größere Rechte eingeräumt werden, wie es 
in der Regierungsvorlage der Fall iſt. 

Der § 95 ſpricht von der Kündigung des 
Dienſtverhältniſſes eines Mitgliedes der Be⸗ 
triebsvertretung oder von ſeiner Verſetzung in ei⸗ 
nen anderen Betrieb und erwähnt, daß der Ar⸗ 
beitgeber die Zuſtimmung erteilt. Es heißt dann 
weiter: „Die Zuſtimmung iſt nicht erforderlich bei 
Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder einer 
tarifvertraglichen oder durch Schiedsſpruch eines 
Schlichtungsausſchuſſes oder einer vereinbarten 
Einigungs oder Schiedsſtelle auferlegten Verpflich⸗ 
tung beruhen.“ Dann ſoll die Zuſtimmung der 
Betriebsvertretung nicht erforderlich ſein. Hier⸗ 
gegen müſſen wir uns ganz entſchieden wehren. 
Wir verlangen, daß dieſer Abſatz eine andere 
Faſſung erhält, und zwar ſoll er heißen: 

Zur Kündigung oder friſtloſen Entlaſſung eines 
Arbeiters oder Angeſtellten oder zu ſeiner Verſetzung 
in einen anderen Betrieb bedarf der Unternehmer der 
Zuſtimmung der Betriebsvertretung oder, falls keine 
Betriebsvertretung vorhanden iſt, der Zuſtimmung 
des Arbeitnehmerausſchuſſes. 

Alſo die Willkürlichkeit des Unternehmers joll 
hier beſchnitten werden, das iſt unbedingt not⸗ 
wendig. Wir haben beſonders in letzter Zeit ge⸗ 
ſehen, und daran wird mit dieſem Geſetz nichts 
geändert werden, daß ein Schichau, ein Noé Ar⸗ 
beiter entläßt, denen er nichts vorwerfen kann, 
nur, daß ſie hier und da gegen ſeine Maßnahmen 
gegen ſeine räuberiſche Ausbeutung opponiert 
haben. Das iſt für dieſen Mann ſchon Grund ge⸗ 
nug, Arbeiter auf die Straße zu werfen. Dieſe 
Herren ſind dann noch gemein genug, einfach in 
den Entlaſſungsſchein hineinzuſchreiben: „Ord⸗ 
nungsmäßig entlaſſen.“ Sie wiſſen genau, daß 
damit die Erwerbsloſenunterſtützung hinfällig 
wird, daß dieſe Arbeiter nicht in den Genuß der 
Erwerbsloſenunterſtützung kommen können, das 
wird, wie geſagt, durch das Geſetz nicht verhin⸗ 
dert werden. Das wird nur geſchehen, wenn Sie 
unſeren Abänderungsantrag annehmen, daß die 
Zuſtimmung zu derartigen Entlaſſungen vom Ar⸗ 
beitnehmer⸗Ausſchuß gegeben werden muß. 

Auch der dritte Abſatz dieſes Paragraphen, der 
die Ziffer 2 trägt, iſt völlig haltlos für die heute 
beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Er ſagt 
einfach: „Bei Entlaſſungen, die durch Stillegung 
des Betriebes erforderlich ſind.“ Alſo auch dort iſt 
die Zuſtimmung des Betriebsrats nicht nötig. M. 
H. Gewerkſchaftsvertreter, wir haben in Deutſch⸗ 
land zu verzeichnen, daß, ich möchte bald ſagen 
Hunderte Unternehmer einfach ihre Betriebe ge 
ſchloſſen haben, um einen unliebſamen Betriebs⸗ 
rat loszuwerden. In dem Moment, wo der Be⸗ 
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trieb geſchloſſen wird, iſt die Arbeiterſchaft ent⸗ 
laſſen und der Betriebsrat hat dann nichts mehr 


zu beſtimmen. Die raffinierte Methode der deut⸗ 
ſchen Anternehmer ſoll auch hier in Danzig Ein⸗ 
gang finden. Dieſer raffinierten Methode ſoll auch 
hier in Danzig Vorſchub geleiſtet werden, natür⸗ 
lich mit Hilfe der jetzigen Koalitionsregierung, 
fü Hilfe der freigewerkſchaftlichen Gewerkſchafts⸗ 
ührer. 

Wir ſagen, dieſe Willkür muß unbedingt auf⸗ 
gehoben werden. Die Rechte der Arbeiter und be⸗ 
ſonders der Arbeitnehmerausſchüſſe müſſen erheb⸗ 
lich erweitert werden. Wir verlangen deshalb, 
daß der zweite Abſatz folgende Faſſung erhält: 

Bei dauernder Stillegung eines Betriebes endet 
das Arbeitsverhältnis für Mitglieder der Betriebs⸗ 
vertretung, wenn ſämtliche Betriebsabteilungen voll⸗ 
kommen zur Stillegung gekommen find. Bei eintres 
tendem Arbeitsmangel kann der Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchuß die Verkürzung der Arbeitszeit anordnen. 

In der Regierungsvorlage iſt von Verkürzungen 
der Arbeitszeit überhaupt nichts geſagt. Das hät⸗ 
ten wir zu § 95 zu bemerken. Der § 98 handelt 
von den Beſtrafungen der Unternehmer. Daß dieſe 
Regierung die Unternehmer ſehr zart anfaßt, wird 
Ihnen allen ſelbſtverſtändlich ſein. Sie werden na⸗ 
türlich dieſer Regierungskoalition und beſonders 
auch den Sozialdemokraten nicht zumuten, daß ſie 
Unternehmer ins Gefängnis ſtecken. Anders iſt es 
mit den Kommuniſten, das ſind ganz rabiate 
Kerle, mit denen iſt nicht gut Kirſchen eſſen. Des⸗ 
halb verlangen wir Kommuniſten, daß die Un- 
ternehmer bei Vergehen gegen dies Geſetz ganz er⸗ 
heblich an die Kandarre genommen werden und 
mit hohen Strafen belegt werden. In Abſatz I des 
§ 98 ſagen wir folgendes: 

Unternehmer oder ihre Vertreter, die den Vor⸗ 
ſchriften des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes zuwider 
handeln, gleichgültig ob es aus Fahrläſſigkeit oder 
vorſätzlich geſchieht, werden mit Gefängnis nicht unter 
einem Jahr beſtraft. Daneben können außerdem Geld⸗ 
ſtrafen verhängt werden. 
von Amtswegen ein. Die Betriebsvertretung und dort 
wo keine beſteht, die zuſtändige Gewerkſchaft iſt als 
Nebenkläger zuläſſig. 

Die Arbeiter ſind ja leider zur Zeit noch den Be⸗ 
triebsinhabern unterſtellt, trotz dieſes Geſetzes, ge⸗ 
gen das ſie zu opponieren beliebten. Wenn der 
Unternehmer ſeine Macht dazu benutzt, um einen 
Arbeiter ins Unglück zu ſtürzen, dann iſt es an⸗ 
gebracht, daß dieſer Unternehmer ins Gefängnis 
fliegt. Sie können ja immer große Töne reden, 
wenn ein Arbeiter dem andern mit dem Meſſer 
zu Leibe geht. Ihre Klaſſenjuſtiz ſcheut ſich gar 
nicht, dieſen Arbeiter auf Jahre ins Gefängnis 
zu ſtecken. Der Arbeiter hat dem andern ein kör⸗ 
perliches Leiden beigebracht, er hat ihn vielleicht 
auch fahrläſſig getötet. Wenn der Unternehmer 
dem Arbeiter mit anderen Werkzeugen dasſelbe 
antut und ihn unglücklich macht, ſo ſoll er dafür 
büßen und ſoll ſelbſt einmal die Gefängniskoſt 
kennen lernen, damit er ſich beim nächſten Mal 
vorſieht. Dieſe Forderung iſt alſo vollſtändig be⸗ 
rechtigt. Wer jemand an Leib und Seele ſchädigt, 
wer ihn krank und eine Zeit lang erwerbsunfähig 
macht, muß beſtraft werden. Aber nicht mit einem 
Taſchengeld, wie es hier für die Unternehmer 
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vorgeſchlagen iſt, ſondern das kann nur mit Ge⸗ 


fängnis geahndet werden. 
wir, daß anitelle der Geldſtrafe von 2000 Gulden 


liebt. 


einführen wollen, ſo 


Deshalb verlangen 


eine erhebliche Gefängnisſtrafe geſetzt wird. An⸗ 
dererſeits können wir aber nicht mitmachen, was 
uns die Koalition in 8 99 hier vorzulegen be⸗ 
Dort heißt es, daß man auch Arbeiter, die 
angeblich Geſchäftsgeheimniſſe verraten, mit Geld⸗ 
ſtrafe beſtrafen will. Das können wir nicht mit⸗ 
machen und wir bedauern nur die Gewerkſchafts⸗ 
führer, die ſich dafür eingeſetzt und dem zugeſtimmt 
haben. Den Arbeiter, der der Oeffentlichkeit und 
ſeinen Mitarbeitern gegenüber dem Anterneh⸗ 
mer die Maske vom Geſicht reißt, der den Arbei⸗ 
tern zeigt, wie ſie durch die Unternehmer betrogen 
werden, den will man noch beſtrafen. Das ſpottet 
jeder Beschreibung, das iſt ein Wahnſinnspara⸗ 
graph, den wir abſolut nicht mitmachen können. 
Wir verlangen deshalb, daß er geſtrichen wird. 
Den Arbeitern muß die Freiheit gewährt werden, 


mit dem Unternehmerausſchuß zu reden. Wenn Sie 


dieſen Paragraphen durchgehen laſſen, dann wer⸗ 
den es wiederum die Anternehmer meiſterhaft 
verſtehen, dem Arbeiter einen Strick zu drehen. 
Der Arbeiter iſt heute nicht in der Lage, ſich ſo 
auszudrücken, wie er möchte. Wenn er über die 


ihm gezogene Linie hinausgeht, kommt einer der 


raffinierten Unternehmer und bringt den Mann 
ins Gefängnis oder läßt ihm ein paar tauſend 
Gulden Strafe aufholzen. Dies Syſtem können 
wir abſolut nicht mitmachen. Dagegen verwahren 
wir uns ganz entſchieden. 

Zuſammenfaſſend möchte ich ſagen, daß beſon⸗ 
ders dieſer Abſchnitt bei der Arbeiterſchaft das 
größte Mißtrauen gegenüber den Gewerkſchafts⸗ 
führern hervorgerufen hat und der Arbeiterſchaft 
klar zeigt, daß nicht ihre Rechte und Inter⸗ 
eſſen wahrgenommen werden, 
Linie und nur allein die Intereſſen der Unter⸗ 
nehmer hier verankert worden ſind. Es iſt ſchon ſo, 
wie meine Vorredner erklärt haben, daß ſich die 
Deutſchnationalen nur um der Oppoſition willen 
gegen die Vorlage wenden. Sie haben keine Ur⸗ 
ſache, gegen dieſes Geſetz Stellung zu nehmen. In 
Deutſchland hat ſich dies Geſetz zu Gunſten der 
Unternehmer ausgewirkt, ſo daß Tauſende von Ar⸗ 
beitern auf der Straße liegen und andere Tauſen⸗ 
de von Arbeitern für einen Hungerlohn arbeiten 
müſſen. Wenn Sie hier in Danzig dieſes Geſetz 
ſagen wir, nicht die Inter⸗ 
eſſen des Proletariats, nicht die Intereſſen der 
Ausgebeuteten, ſondern nur die Intereſſen der An⸗ 
ternehmer werden beſonders von der Sozialde⸗ 
mokratie wahrgenommen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen, wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über die 88 66 bis 99 einſchließlich. Hierzu liegen 
die Abänderungsanträge des Abg. Raſchke und 
Fraktion in Druckſache Nr. 363 zu den §8 66, 69 
70, 71, 72, 73, 95, 98 und 99 vor: 

8 66 erhält folgende Faſſung: 

Der Arbeitnehmer⸗Ausſchuß hat die Aufgabe: 


1. Die Intereſſen der Lohn⸗ und Gehaltsempfänger 
gegenüber der Betriebsleitung wahrzunehmen, die 


ſondern in erſter 
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Betriebsführung zu überwachen und durch die 
Kontrolle der Produktion eine Schädigung der in 
dem Betriebe beſchäftigten Arbeiter und Angeſtell⸗ 
ten, ſowie der Allgemeinheit zu verhüten, 

2. darüber zu wachen, daß die Tarifverträge und ſon⸗ 
ſtige Verpflichtungen der Unternehmer durchgeführt 
werden, 

3. die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, beſonders bei 

Einführung neuer Arbeitsmethoden im Intereſſe 
der Arbeiter und Angeſtellten zu geſtalten, 
4. Beſchwerden der Arbeiter und Angeſtellten entge⸗ 
genzunehmen und vom Anternehmer ihre Abſtel⸗ 
lung zu fordern. Falls dies infolge des Wider⸗ 
ſtandes des Anternehmers nicht möglich iſt, Straf⸗ 
werfolgung gegen denſelben zu beantragen, 

5. die Vereinigungsfreiheit der Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten zu wahren, 

6. alle das Arbeits verhältnis betr. Fragen im Ein⸗ 


vernehmen mit den Arbeiter⸗ und Angeſtelltenorga⸗ 


niſationen zu regeln, 
7. auf die Bekämpfung der Unfalls und Geſundheits⸗ 
gefahren zu achten und für die Durchführung der 


gewerbepolizeilichen Beſtimmungen und der Une: 


fallverhütungsvorſchriften zu ſorgen, 

8. ſoziale Einrichtungen der Betriebe (Penſtonskaſſe, 
Werkswohnungen uſw.) zu verwalten. 

§ 69 erhält folgende Faſſung: 

Die Ausführung der gemeinſam mit der Betriebs⸗ 
leitung gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die Betriebs⸗ 
leitung. 

Der Arbeitnehmer⸗Ausſchuß hat das Recht in 
Ausführung der im 8 66 feſtgeſetzten Aufgaben im In⸗ 
tereſſe der Belegſchaft, wie auch in Wahrnehmung der 
Intereſſen des geſamten werktätigen Volkes, durch 
ſelbſtändige Anordnung in die Betriebsleitung ein⸗ 
zugreifen. 

191 8 70 iſt der letzte Satz zu ſtreichen und dafür zu 
etzen: 

Werden im Aufſichtsrat Anterkommiſſionen ge⸗ 
bildet, ſo müſſen in all dieſen Ausſchüſſen Vertreter 
der Belegſchaft vertreten ſein Die Vertreter der Ar⸗ 
beitnehmer⸗Ausſchüſſe in den Aufſichtsräten ſind ver⸗ 
pflichtet, den Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen oder den Be⸗ 
legſchaften der zur Geſellſchaft gehörenden Betriebe 
über die Sitzungen des Aufſichtsrats Bericht zu er⸗ 
ſtatten. 

Im 8 71 Abſatz 1 werden folgende Worte geſtrichen: 

„ſoweit dadurch keine Betriebs⸗ oder Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe gefährdet werden und geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen nicht entgegenſtehen.“ 

8 72. Im $ 72 werden die Zahlen 300 8 
durch 100 und 100 Angeſtellte durch 25 erſetzt 
§ 73 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Von der Verpflichtung, Arbeitnehmer⸗Ausſchuß⸗ 
mitglieder in den Aufſichtsrat aufzunehmen, kann kein 
wirtſchaftliches Unternehmen und kein Betrieb, mit 
Ausnahme der im 8 67 Abi. 1 genannten, durch Se⸗ 
gew a nn ee Die Banken müfs 
fen Vertreter ihres Arbeitnehmer⸗Aus es in ihren 
Aufſichtsrat aufnehmen. . i 
8 95 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Zur Kündigung oder friſtloſen Entlaſſung eines 
Arbeiters oder Angeſtellten oder zu ſeiner Verſetzung 
in einen anderen Betrieb bedarf der Unternehmer 
der Zuſtimmung der Betriebsvertretung, oder falls 
keine Betriebsvertretung vorhanden iſt, der Zuſtim⸗ 
mung des Arbeitnehmer⸗Ausſchuſſes. 


b) Abi. 2 Ziffer 1 wird geſtrichen. 
e) Ziffer 2 wird Ziffer 1 und erhält folgende 
Faſſung: 


Bei dauernder Stillegung eines Betriebes endet 
das Arbeitsverhältnis für Mitglieder der Betriebs⸗ 
vertretung, wenn ſämtliche Betriebsabteilungen voll⸗ 
kommen zur Stillegung gekommen find, Bei eintre⸗ 


tendem Arbeitsmangel kann der Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 
ſchuß die Verkürzung der Arbeitszeit anordnen. 

d) Ziffer 3 wird Ziffer 2. 
§ 98 Abi. 1 wird wie folgt geändert: 

Anternehmer oder ihre Vertreter, die den Vor⸗ 
ſchriften des Arbeitnehmer⸗Ausſchußgeſetzes zuwider⸗ 
handeln, gleichgültig, ob es aus Fahrläſſigkeit oder 
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vorſätzlich geſchieht, werden mit Gefängnis nicht unter 
einem Jahr beſtraft. Daneben können außerdem Geld⸗ 
ſtrafen verhängt werden. Die Strafverfolgung tritt 
von Amts wegen ein. Die Betriebsvertretung und 
dort, wo keine beſteht, die zuſtändige Gewerkſchaft, iſt 
als Nebenkläger zuzulaſſen. 

§ 99 wird geſtrichen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Nahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bitte den 
Herrn Präſidenten, mich darüber aufzuklären, ob 
ein Beſchluß des Hauſes vorliegt, eine Geſamtab⸗ 
ſtimmung vorzunehmen. 

Vizepräſident Neubauer: Es liegt ein Beſchluß 
des Hauſes vor. Wir haben uns gleich bei Beginn 
der Sitzung darüber verſtändigt. Wir kommen 
zur Abſtimmung, über den Abänderungsantrag 
der Kommunſtiſchen Fraktion. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dieſen Abänderungsantrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über die 88 66 bis 99 der Regierungsvorlage. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſe Para⸗ 
graphen annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, fi 
ſind angenommen. Ich rufe nunmehr die SS 100 
bis einſchließlich 104 auf. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
mehr vorliegen. Abänderungsanträge liegen 
gleichfalls nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte diejenigen, die die 88 100 bis 
104 einſchließlich annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, fie ſind angenommmen. Wir kommen nun 
zu den Abſchnittsüberſchriften. Ich darf wohl 
annehmen, daß ſie mit der gleichen Mehrheit an⸗ 
genommen ſind. Widerſpruch wird nicht laut, es 
iſt jo beſchloſen. Wir kommen nunmehr zur 
Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Errichtung von 
Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen“. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men nunmehr zur Schlußabſtimmung. (Abg. 


Schwegmann: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 


mung!) Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt 
worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchteht.) Die Anterſtützung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte die 
Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind im 
ganzen 76 Stimmen abgegeben worden, davon 63 
mit Ja, 13 mit Nein“). Das Geſetz iſt ſomit in der 
Schlußabſtimmung angenommen. (Bravol) 

Wir ſind am Schluß unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung angelangt. Der Aelteſtenausſchuß emp⸗ 
fiehlt, für die nächſte Sitzung Donnerstag, den 
30. Auguſt in Ausſicht zu nehmen, wenn genügend 
Material vorliegt. Um dieſes feſtſtellen zu kön⸗ 
nen, ſoll am Freitag vorher der Aelteſtenausſchuß 
tagen. Die Feſtſetzung der Tagesordnung bitte 
ich dem Herrn Präſidenten zu überlaſſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, das hohe Haus iſt damit 
einverſtanden. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 55 Minuten.) 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmkarten 76, 
Stimme ungültig. 

Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Berger, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Cierocki, 
Eiſerloh, Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gerick, 
Grodnick, Grünhagen, Hallmann Robert, Höhn, Hoog, 
Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Kar⸗ 
ſchewſki, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Klein, 
Lemke W., Leu, Loops, Fr. Mal ikowſki, Mau, Mayen, 
Moritz, Mroczkowſki, Fr. Müller, Neubauer, Fr. Pauls, 
Plettner, Raap, Regier, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſki, 
Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Schütz, Gelow, Fr. 
Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Wierſchowſki, Fr. Zuper, 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Böhm, Falkenberg, 
Geißler, Fr. Kreft, Langnau, Liſchnewſki, Opitz, Philip⸗ 
ſen, Plenikowſki, Raſchke, Schwegmann, Weiße, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arczynſki, Bert⸗ 
ling, Dr. Blavier, Böcker, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, 
Dinklage, Dumont, Dyck II, Doerkſen, Friedrich, Gehl, 
Hallmann Rud., Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. 
Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Fr. Kalähne, Karkutſch, Kla⸗ 
witter Fritz, P. Kreft, Kurowſki, Klawitter Felix, Lemke 
Bruno, Lendzion, Manthei, Fr. Meyer, Miſzewſki, Dr. 
Moczynſki, Müller Bernhard, Müller Paul, Müller 
Walter, Papke, Rahn, Senftleben, Schwartz, Dr. Anger, 
Vollerthun, Weiß, Werner, Zarſke. 


t Abgegebene 
davon mit Ja 62, mit Nein 13, eine 
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e e,, ln ee SE 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Genehmigung 
zur Strafverfolgung gegen einen Abgeordne⸗ 
ten (Druckſache Nr. 364) 
Antrag des Abg. Schwegmann u. Fr. betr. Aus⸗ 
kunft über die abgeſchloſſenen Verträge mit 
Polen (Druckſache Nr. 365) 

Damit verbunden: 

Große Anfrage Nr. 11 des Abg. Schwegmann u. 
Fr. betr. Stand der Verhandlungen mit der 
Republik Polen in der Frage der durchge⸗ 
rechneten Tarife (Druckſache Nr. 340) 

Dr. Ziehm (D. Nat.) 


881 C 


. Vor; 


e 


Jewelowſki, Senate 888 B 
Schwegmann (D. Nat.) 890 C 
Jewelowſki, Senator 892 C 
e e 895 A 
, 94 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
un NE a can 898 A 
Namentliche Abſtimmung über Drucksache Nr. 365 898 B 


Große Anfrage Nr. 8 des Abg. Langnau u. Fr. 
betr. Zahlung von Tariflöhnen an ländliche 
Arbeiter (Druckſache Nr. 291) 

Langnau (K. P.) 
Dr. Hemmen, Oberregierungsrat 7 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Aenderung 

verſchiedener Beſtimmungen der Landgemein⸗ 


F Tee Tag: 


deordnung (Druckſache Nr. 3817 899 C 
eee eee 899 C 
dee ,, een 902 A 
2095 (SP. D.) zur Geſchäftsordnung. . 904 
Vert Rahn (D. VIpß.) zur Geſchäftsordnung. . 904C 
vtagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 904 D 
Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präsidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Jewelowfki; 
Staatsrat Lademann; Oberegierungsrat Hem⸗ 
men; Regierungsrat Burmeiſter; Oberſtadtin⸗ 


ſpektor Ziegert. 

„Präſident: Ich erkläre die 44. Vollſitzung für 
eröffnet. Herr Abg. Klein hat vom 22. Auguſt bis 
8. September um Urlaub nachgeſucht. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß das Haus 
den Arlaub genehmigt hat. Zur Tagesordnung 
möchte ich noch folgendes vorſchlagen. Der Senat 
hat auf die Große Anfrage Nr. 11 des Abg. 


| 
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Antrag des Abg. Schwegmann u. Fr. (C) 


betr. Auskunft über die abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge mit Polen. 
Druckſache Nr. 365. Damit verbinden wir gleich 
die Beſprechung des Punktes 2a: 

Große Anfrage Nr. 11 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Stand der Verhand⸗ 
lungen mit der Republik Polen in der 
Frage der durchgerechneten Tarife. 

Drucksache Nr. 340. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat Herr Abg. Dr. 
Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Wir ſind durch das eigenartige Verhalten der 
Regierung getzwungen, die drei Verträge vom 4. 
Auguſt d. Is. über die Eiſenbahntarife, über das 
Munitionslager auf der Weſterplatte und über 
die polniſchen Kriegsſchiffe im Danziger Hafen 
hier in der Vollverſammlung zur Sprache zu brin⸗ 
gen. Wir haben ſchon im Februar die Regierung 
erſucht, uns rechtzeitig über den Stand der Ver⸗ 
handlungen Auskunft zu geben, umſomehr, als 
ſchon damals in der Preſſe bekannt wurde, daß 
die Verhandlungen ſchwebten und daß auch Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe unterrichtet wurden. Auf unſere erſte 
Anfrage wurde uns ein ablehnender Beſcheid zu⸗ 
teil, weil die Lage noch nicht jo weit ſei, daß Mit⸗ 
teilungen erfolgen könnten. Wir haben dann die 
Sache zum Gegenſtand einer Großen Anfrage ge⸗ 
macht und dabei verlangt, daß die Regierung, wie 
es bisher üblich war, uns ihre Abſichten vor Ab⸗ 
ſchluß ihrer Beſprechung und ihrer Stellungnahme 
mitteilte, damit der Volkstag rechtzeitig in die 
Lage verſetzt ſei, ſeine Meinung zu äußern und 
damit wir, der Volkstag, auf die Stellungnahme 
der Regierung Einfluß gewinnen könnten. Es 
wurde dabei hervorgehoben, daß umſo weniger 
Veranlaſſung vorlag, den Volkstag zu umgehen, 
als in Wirtſchaftskreiſen Mitteilungen darüber 
gemacht wurden, und insbeſondere Herr Senator 
Jewelowſki ſich dahin äußerte, daß die Verhand⸗ 
lungen ſchon damals kurz vor dem Abſchluß ſtän⸗ 
den, und als auch die Preſſeſtelle Meldungen 
brachte, daß die Vereinbarungen mit Polen vor 
dem Abſchluß ſtänden und keinerlei Bedenken be⸗ 
ſtänden, den polniſchen Forderungen zu ent⸗ 
ſprechen. 

In der Begründung zu der Großen Anfrage 
haben wir darauf hingewieſen, daß Polen nach 


Schwegmann und Fraktion nicht geantwortet. Auf Preſſemeldungen die Unterwerfung unter polniſche 


Grund des § 39 unſerer Geſchäftsordnung iſt der 
Antrag geſtellt, die Große Anfrage auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Ich ſchlage vor, ſie heute als 
Punkt 2a auf die Tagesordnung zu ſetzen und 
dann gleich zuſammen mit dem Punkt 2 zu behan⸗ 
deln, weil das dieſelbe Materie iſt. Widerſpruch 
wird nicht laut, die Tagesordnung iſt demgemäß 
abgeändert. Wir kommen zu Punkt 1: 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Ge⸗ 
nehmigung zur Strafverfolgung gegen 
einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 364. Ich ſchlage vor, den Antrag 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Widerspruch 
wird nicht laut, das Haus hat ſo beſchloſſen. Wir 
kommen nun zu Punkt 2: 


Beſtimmungen verlangt und daß darin 
ſchwere Gefährdung der Danziger Selbſtändigkeit 
liegt. Wir haben insbeſondere auch ſchon damals 
bei der Begründung darauf hingewieſen, daß 
es außerordentlich gefährlich ſei, wenn ſich Danzig 
bereit erklärte, ſich nicht nur gegenwärtig den pol⸗ 
niſchen Beſtimmungen zu unterwerfen, ſondern 
ſich auch bei künftigen Aenderungen der Danziger 


— 


eine 


Eiſenbahnverkehrsordnung dieſen Aenderungen zu 


unterwerfen. Unſer Redner hob ausdrücklich her⸗ 
vor, daß darin ein Verzicht auf das Danziger 


Recht der eigenen geſetzlichen Regelung liege, und 
Daß Danzig Herr ſeiner eigenen Angelegenheiten 
ſein müſſe, daß von den wenigen Danzig noch ge⸗ 
bliebenen Rechten auch nicht ein Tüpfelchen preis⸗ 


D) 
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(A) gegeben werden dürfe, daß Danzig um ſeine Selb⸗ 


(B) 


ſtändigkeit kämpfen müſſe. 

Auf dieſe Große Anfrage erhielten wir hier im 
Volkstag vom Präſidenten des Senats eine Ant⸗ 
wort, an die zu erinnern heute ſicher ſehr inter⸗ 
eſſant iſt. Es wurde geſagt: 

Hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen Senat und 
Volkstag bezw. dem Hauptausſchuß des Volkstags in 
der Behandlung auswärtiger Fragen iſt mit dem 
Antritt der gegenwärtigen Regierung kein Syſtem⸗ 
wechſel eingetreten. Die Regierung wird wie bisher 
in ſachgemäßer Weiſe und zu rechter Zeit über be⸗ 
vorſtehende Verträge und die ſtattgefundenen Ver⸗ 
handlungen den Volkstag unterrichten. Es wird nicht 
beabſichtigt, mit bereits unterzeichneten Verträgen 
den Volkstag zu überraſchen, ſondern wie bisher zu 
gegebener Zeit über ſtattgefundene Verhandlungen 
und bevorſtehende Verträge Mitteilung zu machen. 


Der Präſident des Senats ſagte damals, es be⸗ 
ſtänden nur Meinungsverſchiedenheiten darüber, 


zu welcher Zeit eine ſolche Mitteilung erfolgen 


ſollte. „Im übrigen aber“, ſo ſchloß er, „werden 
die Verhandlungen in der Form geführt, wie es 
in der Regierungserklärung auch ſchon angekün⸗ 
digt wurde, und wie es die Regierung dem Volks⸗ 
tag feierlich verſprochen hat, unter Wahrung der 
Danziger Hoheitsrechte“. (Hört, hört! rechts.) 
Wir haben dann weiter eine Große Anfrage 
geſtellt, welche heute mit der Beſprechung dieſes 
Antrages verbunden iſt. Damit erklären wir uns 
einverſtanden. Auf dieſe Anfrage haben wir bis 
heute ebenfals keine Nachricht erhalten. Die Be⸗ 
handlung der auswärtigen Fragen im Plenum 
des Volkstags iſt an ſich eine etwas delikate An⸗ 
gelegenheit. Auswärtige Fragen dürfen unter 
keinen Amſtänden zu Parteifragen werden. Es 
ſteht dabei in hohem Maße das Staatsintereſſe 
auf dem Spiel. Wir ſind aber der Anſicht, daß die 
Behandlung der Verträge, die abgeſchloſſen wor⸗ 
den ſind, in voller Oeffentlichkeit des Volkstags 
in hervorragendem Maße im Staatsintereſſe liegt, 
damit das Volk in der Lage iſt, darüber zu urtei⸗ 
len, welche Gefahren aus dieſen Verträgen ent⸗ 
ſtehen. Wir bedauern es außerordentlich, daß die 
Einheitsfront in der Behandlung der Danzig⸗ 
polniſchen Frage, die im Volkstag, in den erſten 


vier Jahren beſtanden hat, durch die Schuld der⸗ 


jenigen verloren gegangen iſt, welche der früheren 
Regierung vorwarfen, ihre Politik ſei an dem 
ſchlechten Verhältnis mit Polen ſchuld. Welches 
Verbrechen Sie damals, Herr Abg. Jewelowſki an 
dem Danziger Volk begangen haben, ſcheint Ihnen 
auch Heute noch nicht klar geworden zu ſein. (Sehr 
gut! rechts.) Ich glaube, Sie ſind Mitglied des 
Senats und müßten wiſſen, daß ein außerordent⸗ 
lich wertvolles Gut verſchleudert iſt, wenn man die 
Einheitsfront gegenüber Polen durchbrochen hat. 
Ich habe auseinandergeſetzt, daß Sie in erſter 
Linie derjenige ſind, der ſie durchbrochen hat, weil 
Sie immer darauf Hingewiejen haben, die Politik 
ſei falſch, es müſſe gegenüber Polen eine grundſätz⸗ 
lich andere Politik eingeſchlagen werden. 
(Zwiſchenrufe.) ; 

M. D. u. H.! Der Herr Präſident des Senats 
hat dann geſagt, der Volkstag ſolle vor Ueber⸗ 
raſchungen bewahrt werden. Wer die Vorgänge 


im Hauptausſchuß werfolgt hat, wird finden, daß 
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dieſes Wort zu einer Unwahrheit geworden iſt. 
Eine ſchlimmere Aberraſchung, ja Überrumpelung 
des Volkstages, wie es mit dieſen Verträgen ge⸗ 
ſchehen iſt, iſt bisher noch nicht erfolgt. Eine 
Stunde nachher wurde der Volkstag unterrichtet, 
und das Bündel Verträge wurde dem Hauptaus⸗ 
ſchuß vorgelegt. Unjere Anfrage, man möchte uns 
Aufklärung über den Inhalt der Verträge geben 
und den Hauptausſchuß kurze Zeit zu vertagen, 
wurde abgelehnt. (Unglaublich! rechts.) Herr 
Dr. Kamnitzer erklärte: „Auch Ihre Erklärungen 
und Ihre Kritik werden nichts an dem unumſtöß⸗ 
lichen Entſchluß der Danziger Regierung ändern, 
die Unterzeichnung der Verträge vorzunehmen. 
Die Anterzeichnung erfolgt binnen einer halben 
Stunde“. (Abg. Senftleben: So wird heute das 
Parlament behandelt! — Heiterkeit und Zwiſchen⸗ 
rufe links.) M. D. u. H.! Es wurde auch buſer 
Antrag abgelehnt, der Hauptausſchuß möge ſich 
noch einmal verſammeln, um Stellung zu den 
Verträgen zu nehmen. Es wurde ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt, dem Hauptausſchuß weiteres Material 
vorzulegen. Fragen, die von unſerer Seite geſtellt 
wurden, wurden zum Teil garnicht, zum Teil un⸗ 
genügend beantwortet. Vorher hieß es, der Volks⸗ 
tag ſolle mit dem Abſchluß der Verträge nicht 
überraſcht werden. 

Bei ſolch einem Verfahren, m. H., ſetzen Sie 
ſich doch dem Vorwurf aus, — das liegt doch auf 
der Hand —, daß Sie etwas zu vertuſchen haben. 
Wenn es nötig geweſen wäre, die Verhandlungen 
in nicht öffentlicher Sitzung zu führen, ſo hätten 
Sie das ja beſchließen können. Aber vor wem 
wollte man etwas verheimlichen? Die Polen 
wußten ja Beſcheid. Aber Sie weigerten ſich, den 
Danziger Volkstag zu unterrichten. Sie verwei⸗ 
gerten die Vorlage der Schriftſtücke, obgleich Sie 
wiſſen, daß die Mitteilung ſolcher Unterlagen, 
ſolchen Briefverkehrs in allen Parlamenten der 
Welt üblich iſt. Sie kennen doch die Herausgabe 
won Grünbüchern, Gelbbüchern, die über wichtige 
auswärtige Fragen in allen Parlamenten vorge⸗ 
legt werden. (Zwiſchenrufe des Abg. Liſchnewfki.) 

Es iſt weiter vorher erklärt worden, Hoheits⸗ 
rechte ſollten nicht preisgegeben werden. Ich be⸗ 
haupte von vornherein und werde es im Einzel⸗ 
nen darlegen, daß bei jedem der drei Verträge 
wichtige Danziger Hoheitsrechte preisgegeben ſind. 
Laſſen Sie mich zunächſt mit dem Abkommen über 
die Tarife beginnen. Es liegt dort eine Preis⸗ 
gabe darin, daß die Danziger Regierung ſich ver⸗ 
pflichtet hat, die polniſche Verkehrsordnung einzu⸗ 
führen, weiter, daß die Danziger Regierung ſich 
verpflichtet hat, auch für die Zukunft jede Aende⸗ 
rung der polniſchen Verkehrsordnung mitzu⸗ 
machen. Bisher hatte Danzig die Tarifhoheit. Die 
Tarifhoheit haben Sie damit preisgegeben. (Sehr 
richtig! rechts.) Die Danziger Regierung hat ſich 
aber auch damit einverſtanden erklärt, daß in 
Zukunft alle Aenderungen auf dem Gebiet des 
Tarifweſens in Kraft treten, und zwar mit der 
Bekanntmachung im polniſchen Verkehrsanzeiger. 
Bisher traten ſie in Kraft durch Bekannt⸗ 
machungen im Danziger Geſetzblatt und im Dan⸗ 
ziger Staatsanzeiger. Ich frage Sie, Herr Senator 
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Jewelowfki, ſehen Sie nicht ein, daß darin eine 
Preisgabe Danziger Hoheitsrechte liegt? Das 
Organ der Handelskammer hat darauf hingewie⸗ 
ſen, daß Danzig auch für die Wirtſchaft außer⸗ 
ordentlich wertvolle Rechte, die es bisher gehabt 
hat, preisgegeben hat. Wir fragen bei dieſer Ge⸗ 
legenheit und bitten, daß der Herr Vertreter der 
Regierung die Frage beantwortet: Sind Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe überhaupt gehört worden, bevor dieſe 
Abkommen abgeſchloſſen worden ſind? Haben 
Wirtſchaftskreiſe, insbeſondere die verantwort⸗ 
lichen Wirtſchaftskreiſe vor dem Abſchluß der Ver⸗ 
träge gewarnt? 

Wir bitten, uns auch über folgende Frage 
Auskunft zu geben. Bisher war es in Danzig 
rechtens, daß die Danziger Aufſichtsbehörde, die 
Danziger Regierung, in der Lage war, durch ihren 
Einſpruch zu verhindern, daß Tarifveränderungen 
in Kraft traten, die dem Danziger Wirtſchafts⸗ 
leben abträglich waren. Es iſt uns im Hauptaus⸗ 
ſchuß mitgeteilt worden, daß Polen nunmehr für 
ſich in Anſpruch nimmt, daß anſtelle der Danziger 
Auſſichtsbehörde die polniſche Eiſenbahnverwal⸗ 
tung tritt. (Hört, Hört! rechts.) Ich bitte um Ant⸗ 
wort, ob Polen dieſen Standpunkt vertritt. Mit 
welchen Mitteln und in welcher Weiſe hat man 
einen ſolchen weiteren Angriff auf Danzigs 
Selbſtändigkeit zurückgewieſen? Bisher war es 
nicht ſtrittig, daß nach der Verkehrsordnung die 
Landesaufſichtsbehörde der Senat war. Mit 
welchem Recht verlangt Polen nunmehr, daß die 
polniſche Eiſenbahnverwaltung anſtelle des Se⸗ 
119 der Wahrnehmung und Entſcheidung der 
1 15 15 Wirtſchaft Danzigs außerordentlich wert⸗ 
5 5 . echte tritt? Ich bitte auch hierüber um 
cum 5 ntwort. Bisher wurden die Tarifverände⸗ 
Ii 5 i durch Danziger Geſetze zuſtandegebracht. 
Alford immten Fällen war ein Danziger Geſetz 
Unter erlich. Wie kommt nun der Senat dazu, 
V 5 Umgehung eines Geſetzes mit Polen einen 
a on abzuſchließen, und worauf gründet er 
Da techt, ſolche für Danzigs Wirtſchaft und für 

anzigs Hoheitsrechte außerordentlich wertvolle 
t ge mung. unter Umgehung des Volkstages zu 
ls Es iſt uns im Hauptausſchuß gejagt wor⸗ 
a ne das Recht des Senats gründe fih auf ein 
ech; welches den Senat ermächtigt, die Ver⸗ 
15 hrsordnung zu ändern. Es gibt dem Senat nicht 
as Recht, die Verträge abzuändern, und zwar 
858 zwei Gründen. Erſtens hat der Senat wohl 
änd Recht, die Verkehrsordnung ſelbſtändig zu 
Men aber nicht die Verkehrsordnung aufzu⸗ 
di er und anſtelle der Danziger Verkehrsordnung 
die polniſche zu ſetzen. Zweitens ermächtigt ein 
ſolches Geſetz den Senat nicht, Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Staaten abzuſchließen. Hier iſt das 
wichtige Recht der Verfaſſung verletzt worden, daß 
Ane mit auswärtigen Staaten in die Form 
5 Geſetzes gekleidet werden müſſen. Ich bitte 
1 m Auskunft, wie der Senat dieſe offenbare Ver⸗ 
etzung der Verfaſſung rechtfertigt. 
d M. D. u. H.! Die Durchrechnung der Tarife 
gut von Danzig in ihrer wirtſchaftlichen Wir; 
ung nicht unterſchätzt werden, ſie darf aber auch 
nicht überſchätzt werden. Die wichtigſten von 
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Polen nach Danzig kommenden Güter wie Holz 
und Kohlen unterlagen ja bereits der Durchrech⸗ 


nung und eine große Reihe von andern Gütern, 


die nach Danzig kamen, ebenfalls. Es iſt kein 
Zweifel, daß Danzig mit der klaren Forderung, 
daß es ein Recht auf die Durchrechnung der Tarife 
hat, vor den Genfer Inſtanzen durchgedrungen 
wäre. Herr Senator Jewelowſki hat ſelbſt gejagt, 
es beſtände darüber nicht der mindeſte Zweifel. 
Warum hat man denn dieſes ſehr klare und ein⸗ 
fache Recht gegen Zugeſtändniſſe, die auf politi⸗ 
ſchem Gebiete liegen, eingehandelt? Ein Völker⸗ 
bundskommiſſar hat einmal erklärt, daß Danzig 
ein Recht auf die Tarife hat, es habe nicht nötig, 
ſich dies Recht durch irgendwelche anderen Forde⸗ 
rungen einhandeln zu laſſen. 

Ich bitte alſo um Auskunft, warum der Senat, 
wenn Polen Forderungen ſtellte, die im Intereſſe 
der Selbſtändigkeit Danzigs nicht erfüllt werden 
durften, in dieſer Frage nachgegeben hat. Warum 
hat er die Frage, die vollſtändig klar lag, wenn 


Polen ſich entgegenſetzte, nicht nach Genf gebracht? 


(Sehr richtig! rechts.) Ich möchte an eins erin⸗ 
nern. Ans iſt bekannt, daß im vorigen Jahre vor 
den Wahlen die Verhandlungen über die Tarife 
ſo ſtanden, daß Polen ſich bereit erklärte, die 
Durchrechnung der Tarife einzuführen, ſobald 
Danzig die Verkehrsſteuer und den Frachturkun⸗ 
denſtempel aufhob. Danzig konnte das damals im 
Laufe des Etatsjahres nicht, weil einmal aus 


dieſen Steuern alle Einnahmen im Etat veran⸗ 


ſchlagt waren. Es beſtand damals beim Senat 
aber kein Zweifel, daß die Steuern mit dem 


1. April aufgehoben werden ſollten, und daß mit 


demſelben Zeitpunkt, wie die Polen zugeſtanden 
hatten, die Tarife durchgerechnet werden ſollten. 
Ich frage den Senat: Wann iſt Polen mit den 
politiſchen Forderungen, die es damals nicht er⸗ 
hoben hat, hervorgetreten? Wir vermuten, daß 
Polen die wiederholt erklärte Verſtändigungsbe⸗ 
reitſchaft der Linksregierung zu neuen Forde- 
rungen ausnutzte, und daß es glaubte, der Links⸗ 
regierung etwas zumuten zu können, was es der 
Rechtsregierung nicht zuzumuten wagte. Dann. 
bitte ih Sie, Herr Senator Jewelowſki, mir dar⸗ 
über Auskunft zu geben, warum die Aenderung 


am 1. November in Kraft tritt. Wenn es eine 
Erleichterung der Wirtſchaft ſein ſoll, wenn Dan⸗ 


zig alles erfüllt und ſich Polens Machtwillen in 
dieſer Frage bis zu letzten 
warum gibt Polen dann nicht die Durchrechnung. 
ſofort? Warum erklärt es, daß ſie erſt vom 1. No⸗ 
vember eintreten kann? (Abg. Senftleben: Bis 
dahin werden die Tarife erhöht!) Mit den von. 
Polen erklärten Schwierigkeiten, die auf techni⸗ 
ſchem Gebiete liegen, iſt die Sache nicht gerechtfer⸗ 
tigt. Was den Wert der durchgerechneten Tarife 
anlangt, ſo wird die Danziger Bevölkerung ſehr 
bald erfahren, daß ſie durch Erhöhung der bevor⸗ 
ſtehenden polniſchen Tarife wettgemacht werden. 

Nun iſt im Hauptausſchuß darauf hingewieſen 
worden, daß am beſtehenden Rechtszuſtand nichts 
geändert werde. Dieſe Klauſel iſt ſowohl von der 
polniſchen, wie von der Danziger Regierung im 
Schriftwechſel aufgenommen. Sie iſt lediglich ein 


unterworfen hat, 
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Beruhigungspulver und ſteht zur Wirklichkeit im 
kraſſen Widerſpruch; denn wie kann man nieder⸗ 
ſchreiben, am beſtehenden Zuſtand werde nichts 
geändert, wenn, wie ich Ihnen auseinandergeſetzt 
habe, in drei wichtigen Punkten ſehr weſentliche 
Aenderungen erfolgt ſind, (Sehr gut! rechts.) 
wenn anſtelle des Danziger Rechtes der Regelung 
das polniſche Recht getreten iſt, wenn Danzig ſich 
verpflichtet hat, auch in Zukunft das polniſche 
Recht anzuerkennen, wenn ſtatt der Bekannt⸗ 
machung im Danziger Staatsanzeiger die Be⸗ 
kanntmachung im polniſchen Verkehrsanzeiger er⸗ 
folgt, ſo ſind das doch in Wirklichkeit alles Aen⸗ 
derungen des beſtehenden Rechtszuſtandes. Wenn 
Sie nun hinſchreiben, an dem beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtand wird nichts geändert, ſo bedeutet das wei⸗ 
ter nichts, nehmen Sie es mir nicht übel, als daß 
die Bevölkerung darüber getäuſcht werden ſoll. 
Hier iſt ein Volksbetrug begangen, Herr Senator 
Jewelowſki! (Abg. Plenikowſki: Sie werfen ſich 
gegenſeitig Ihre Sünden vor!) 

Nun komme ich zu dem Munitionslager auf 
der Weſterplatte. Die Regelung iſt eine provi⸗ 
ſoriſche, auf Kündigung. Ein Teil des Munitions⸗ 
beckens iſt für allgemeine Wirtſchaftszwecke ge⸗ 
öffnet worden, teilweiſe, proviſoriſch! Dieſe Rege⸗ 
lung hat nur einen ſehr bedingten Wert; denn 
das Munitionslager bleibt beſtehen und damit 
die Exploſionsgefahr. Es iſt außerordentlich inter⸗ 
eſſant, wenn wir uns heute einmal vorhalten, wie 
ſich der damalige Abgeordnete Dr. Neumann zu 
dieſer Frage geäußert hat. (Warum gerade Dr. 
Neumann? links.) Um Ihnen klar zu legen, daß 
damals ein hervorragendes Mitglied der Libera⸗ 
len Partei auf dem Standpunkt ſtand, daß, ſo⸗ 
lange das Munitionslager beſteht, eine Verſtän⸗ 
digung mit Polen nicht möglich ſei. (Sehr richtig! 
rechts.) Herr Dr. Neumann erklärte damals am 
16. September 1927: 

ö Wenn es Polen um die Verſtändigungsbereit⸗ 
ſchaft ernſt iſt, ſo iſt in der Frage des Munitionsla⸗ 
gers die beſte Gelegenheit, das dadurch zu beweiſen, 
daß es die Freie Stadt von dieſem Alpdruck befreit. 
Dies Munitionslager iſt ein glühender Pfahl im 

Fleiſch des Freiſtaates und feiner Bevölkerung. So⸗ 
lange dieſe Wunde brennt, wird es ſchwer halten, zu 
einer Verſtändigung und zu einem Einvernehmen 
mit Polen zu gelangen. 

Der glühende Pfahl im Fleiſche Danzigs iſt ge⸗ 
blieben, und ich werde nachher nachweiſen, daß 
er ſich noch befeſtigt hat. Die Wunde brennt 
weiter. Herr Dr. Neumann erklärte: 

Ich bin wahrlich kein Chauviniſt, und niemand 
wird mir worwerfen können, daß ich eine Scharf⸗ 
macherpolitik mit Polen betreibe, da ich mich trotz 
vieler Nackenſchläge und Verdächtigungen nicht habe 
bewegen laſſen, die aufrichtige Verſtändigungsvpoli⸗ 
tik mit Polen aufzugeben. Das geſchaffene Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen Danzig und Polen birgt viel Er- 
ploſipſtoff in ſich, der ſich auch beim beſten Willen 
nicht vermeiden läßt, dem man aber die ſchärfſten 
Ecken und Kanten nehmen muß. Die Anlage des 
Munitionslagers empfinde ich als eine Aungerecht⸗ 
fertigte, untragbare Laſt, Polen braucht Danzig nicht, 
um ſich vom Auslande her mit Munition zu 
verſorgen. Es kann dies gut in Gdingen tun. 
Das Gefühl jedes Danzigers muß leiden, wenn 
er ſieht, daß Polen wenige Kilometer von 
Danzig entfernt einen großartigen Kriegshafen 
errichtet hat, zu deſſen ureigenſter Beſtimmung der 
Munitionstransport und die Lagerung von Muni⸗ 


tion gehören, daß Polen aber dieſen Hafen mit der 
Durchfuhr von Munition nicht beläſtigt, dagegen den 
großen, reinen Handelshafen Danzig jeden Tag und 
jede Stunde auf das ſchwerſte ſchädigt. Dieſe Schä⸗ 
digung, dieſe Gefahr, die Danzig jeden Tag und jede 
Stunde droht, iſt beſtehen geblieben. 
Neumann ſagt weiter: 5 f 

Selbſt wenn fein Anfall geſchieht, iſt das bloße 
Vorhandenſein der Gefahr eine überaus große Schä⸗ 
digung für Danzig, und jeder Verlader, jeder Ree⸗ 
der, der unter gleichen Bedingungen einen ſicheren 
Hafen wählen kann, wird dieſem vor Danzig unbe⸗ 
dingt den Vorzug geben. Jeder weiß, daß das wirt⸗ 
ſchaftliche Rückgrat der Hafen iſt, der vielleicht allein 
noch die Exiſtenz Danzigs gewährleiſten kann. Wehe, 
wenn dieſes Rückgrat gebrochen wird, der wirtſchaft⸗ 
liche Ruin Danzigs wäre beſiegelt. Es geht daraus 
hervor, daß dieſes Problem ein unſagbar lebenswich⸗ 
tiges für Danzig iſt. Ich glaube nicht zu übertreiben, 
wenn ich dieſes Problem mit als eine Lebensfrage 
für Danzig bezeichne. KR 
M. D. u. H.! In dieſer wichtigen Lebensfrage für 
Danzig iſt es nach den Verträgen dabei geblieben, 
daß Polen nach wie vor ſeine Munition im Dan⸗ 
ziger Hafen auslädt, und daß die Exploſionskata⸗ 
ſtrophe Danzig nach wie vor droht. Nun hat Herr 
Dr. Kamnitzer im Ausſchuß erklärt, man habe die 
begründete Hoffnung, daß Polen, nachdem es ein⸗ 
mal den Anfang gemacht habe, das Munitions⸗ 
becken zu teilen und auf Zeit auch für allgemeine 
Handelszwecke zu öffnen, den weiteren Schritt tun 
werde, daß in kurzer Zeit das Munitionslager 
von Danzig verſchwinden werde. Herr Jewelowfki 
hat in einem Aufſatz in der „Danziger Zeitung 
erklärt: „Polniſche Staatsmänner haben ſelbſt 
erkannt, daß die Errichtung des Munitionshafens 
auf der Weſterplatte ein Fehler war.“ Ich weiß 
nicht, woher Herr Jewelowſti dieſe Kenntnis der 
Anſicht der polniſchen Staatsmänner hat. Ich 
bitte ihn, uns darüber Mitteilung zu machen. 
Herr Jewelowſki hat weiter geſagt, daß Polen 
gern ohne Preſtige⸗Verluſt ſich hiervon zurück⸗ 
ziehen möchte, aber ein Staatsmann, ſagt Herr 
Jewelowſti, kann nicht unter allen Umſtänden 
das durchſetzen, was er für richtig hält. Herr 
Jewelowſki, willen Sie, daß in Polen Herr Pil⸗ 
ſudſki regiert, und daß er ſehr wohl durchzuſetzen 
weiß, was er für richtig hält? Wenn Herr Pilſudſki 


Dr. 


es nicht für richtig hält, den Munitionshafen von 


Danzig wegzubringen, wird er wohl ſeine beſon⸗ 
deren Gründe haben. Aber hier den polniſchen 
Staatsmännern eine Abſicht zu inſinuieren, die 
ſie nicht haben, dagegen will ich nicht die polni⸗ 
ſchen Staatsmänner in Schutz nehmen, aber ich 
will die Bevölkerung davor bewahren, daß ſie 
ſolche Sachen glaubt. (Sehr gut! rechts.) Ich 
möchte Sie, Herr Senator Jewelowſki an ein 
Wort erinnern, das Herr Miniſter Strasburger 
im Juni dieſes Jahres in Edingen gejagt hat: 
„Polen gibt kein Recht auf, das es durch Verträge 
und Konventionen erlangt hat.“ (Hört, hört! 
rechts. Das iſt die Anſicht polniſcher Staats⸗ 
männer! 

Dann möchte ich daran erinnern, daß die 
„Epoka“, das regierungsoffiziöſe Blatt Polens, 
die Anſicht der polniſchen Staatsmänner wieder⸗ 
gibt, die dahin geht, daß der neue Vertrag mit 
Polen, das iſt der von Herrn Senator Jewelowſfki 
abgeſchloſſene Vertrag, Polen die Benutzung der 
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Weſterplatte für Kriegszwecke ſichert, (Hört, hört! 
rechts) und daß dieſer Vertrag auch alle Angriffe 
auf Polens Beſitzſtand zunichte mache. (Abg. 
Plenikowſti: Ein bißchen Theater muß gemacht 
werden! Gleiche Brüder gleiche Kappen!) Das 
iſt die Sache, daß dieſer Vertrag dazu dient, alle 
Rechte Polens zu ſichern, den Hafen für Kriegs⸗ 
zwecke zu ſichern und die Angriffe, die dagegen ge⸗ 
richtet ſind, zunichte zu machen. Es iſt in der Tat 
‚0, daß man es durch den Vertrag bei den An⸗ 
ſprüchen Polens belaſſen hat, und daß man dieſe 
wichtige Streitfrage in einem Zeitpunkt, wo ſie 
unter den ſchwierigſten Verhältniſſen aufgerollt 
war, und wo man in Genf erklärte, daß eine neue 
Tatſache die Wiederaufrollung der Streitfrage 
rechtfertige, in einer Weiſe aus der Welt geſchafft 
hat, wie es wohl Polens Intereſſe entſpricht, aber 
nicht dem Danziger Intereſſe. 

Damit nicht genug. Es iſt noch eine Reihe 
weiterer ſchwerer Opfer von Danzig gebracht wor⸗ 
den. In Genf iſt ein Gutachten erſtattet worden 
von dem engliſchen Kronjuriſten Hurſt und von 
dem Italiener Piloti, die von dem Völkerbund 
beauftragt waren, ſich über die Frage der Danzi⸗ 
ger Rechte in Bezug auf das polnische Munitions- 
lager und die Danziger Hoheitsrechte gutachtlich 
zu äußern. Die beiden Sachverſtändigen haben 
erklärt: „Das polniſche Munitionslager iſt nicht 
exterritorial.“ Sie haben weiter erklärt: „Die 
Souveränitätsrechte Danzigs erſtecken ſich auf 
dieſes Munitionslager.“ (Hört, hört! rechts.) Sie 
a en weiter geſagt: „Es kann kein Zweifel ſein, 
15 die Danziger Polizei das Recht und die 
1 8 hat, das Munitionslager zu überwachen“, 
Re a daß die Danziger Zollverwaltung das 
hat“ 115 Zollkontrolle auch im Munitionslager 
1 0 (Zuruf des Abg. Plenikowſki. Sagen Sie 
gut, au Sozialdemokraten!) Im übrigen wäre es 
acht wenn Sie nicht ſo vorlaut wären. Dieſes Gut⸗ 
ach en wurde in der öffentlichen Ratsverſamm⸗ 
5 nicht nur von dem deutſchen Außenminiſter, 
Ch. ern auch von dem engliſchen Außenminiſter 

hamberlein und auch von dem franzöſiſchen 
5 Abenminiiter Briand für unanfechtbar erklärt, 
5 1 5 Briand ſagte, man ſolle nicht von polniſcher 
15 verſuchen, dieſe Gutachten durch einen Ap⸗ 
pe f an den Haager Schiedsgerichtshof zu beſeiti⸗ 
a Wenn dem ſtattgegeben würde, würde ſich 
ſcneßlich kein Gutachter in der ganzen Welt mehr 
190 55 der für den Völkerbund ein Gutachten er⸗ 
\ atte, Er veranlaßte Polen, ſchließlich ſeinen An⸗ 
rag auf Verweiſung an das Haager Schiedsge⸗ 
1 zurückzunehmen. Es wurde ausdrücklich in 
as Protokoll aufgenommen, daß bei den Ver⸗ 
gleichsverhandlungen, welche über die Art der 
a eberwachung geführt werden ſollten, dieſes Gut⸗ 
achten die Grundlage ſein ſollte. 
Bei den Verträgen, die jetzt mit Polen abge⸗ 
NAT » N 2 2 
lassen ſind, find alle die Erfolge, die durch das 
Wichtige Gutachten, das von Herrn Präſidenten 
85 ahm als die Magna Charta Ver Rechte Danzigs 
heichnet wurde, preisgegeben. Die Magna 
N: gi iſt beiſeite geſchoben, nicht weil es Dan⸗ 
ie Intereſſen entſpricht, ſondern weil Polen es 
ünſchte und weil Polen ein Lebensintereſſe 
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daran hat. Was iſt aus der Danziger Polizei ge⸗ 
worden? Danzig hat zugegeben, daß nur der 
Polizeipräſident oder ſein Vertreter, von andern 
Polizeiorganen iſt keine Rede, das Recht haben 
ſoll, unter Kontrolle eines polniſchen Offiziers 
die Weſterplatte zu betreten. (Hört, hört! rechts.) 
Sie haben hier dem Danziger Polizeipräſidenten 
eine Rolle zugeſchoben, welche für eine Danziger 
Hoheitsverwaltung unwürdig iſt, (Sehr richtig! 
rechts.) 

Was iſt aus der Zollkontrolle geworden? Nur 
zweimal im Jahre ſoll die Zollverwaltung das 
Recht haben, eine Kontrolle auszuüben. Ich 
frage Herrn Senator Jewelowſki, ob das keine 
Preisgabe Danziger Hoheitsrechte iſt, auch wenn 
im Vertrage ſteht, am beſtehenden Rechtszuſtand 
werde nichts geändert. Mir ſcheint, hier iſt ſehr 
viel und ſehr Wichtiges geändert worden, und 
zwar in Dingen, die für die Danziger Belange 
von der allerhöchſten Bedeutung ſind. Die Danzi⸗ 
ger Behörden ſind ſo gut wie völlig ausgeſchaltet. 
Der Danziger Senat iſt aus einer außerordentlich 
günſtigen Stellung zurückgewichen. Nun heißt es 
zaus wirtſchaftlichen Gründen“. Ja, m. D. u. H., 
Polen lag alles daran, die Weſterplattenfrage 
zu liquidieren, natürlich in ſeinem Sinne, im 
Sinne der Wahrung des ungeſtörten Beſitzes. 
Das ergibt ſich ja aus den Aeußerungen der pol⸗ 
niſchen Staatsmänner. Wenn Polen auf die 
Danziger wirtſchaftlichen Verhältniſſe Rückſicht 
nehmen wollte, ſo würde es ja Gelegenheit ge⸗ 
habt haben, wie Herr Dr. Neumann ausführlich 
dargelegt hat, Danzig von dem Alpdruck zu be⸗ 
freien. 

Nun iſt der Vertrag mit einer Kündigungs⸗ 
klauſel abgeſchloſſen worden. Gewiß, Danzig kann 
den Vertrag mit 6 Wochen kündigen. Ich frage 
Sie, Herr Senator Jewelowſki, haben Sie die 
Abſicht, den Vertrag zu kündigen und wann wird 
dieſer für Danzig ganz unerträgliche Zuſtand 
durch Kündigung beſeitigt werden? Denkt jetzt 
die Regierung daran, eine Kündigung auszu⸗ 
ſprechen? Wird ſie dann nicht befürchten, daß in 
demſelben Moment die Verſtändigung mit Polen 
dahin iſt? Wird ſie die Kündigung nicht zurück⸗ 
ſtellen, bis wieder einmal die Deutſchnationalen 
an der Regierung ſind? (Darf man neugierig 
ſein, wann das eintreten wird? bei den Kommu⸗ 
niſten.) Vorauszuſehen iſt, daß ein furchtbarer, 
ſcharfer und harter Streit mit Polen in dieſer 
Frage entſtehen wird, da Danzig nicht zur Ruhe 
kommen darf. Wird dann, wenn dieſer Streit 
entſtanden iſt, von den Sozialdemokraten nicht 
geſagt werden, ſie hätten ſich mit Polen gut ver⸗ 
ſtanden und keine Streitfälle nach Genf ge⸗ 
bracht? Es wäre mir überaus intereſſant, wenn 
Herr Senator Jewelowſki uns auch auf die Frage 
eine Auskunft gäbe, wann die Regierung beab⸗ 
ſichtigt, die Kündigung auszuſprechen. 

Nun komme ich zur Frage der polniſchen 
Kriegsſchiffe in Danzig. Ich frage Sie, Herr Se⸗ 
nator Sewelowifi: Warum iſt hier die von der 
früheren Regierung ausgeſprochene Kündigung 
zurückgenommen? War die Kündigung nicht 


nötig? Haben Sie nicht ſelber zugegeben, daß 
[Danzig auf Druck des Völkerbundrates Polen das 
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Zugeſtändnis gemacht hat, im Danziger Hafen 
einen Schutz für ſeine polniſchen Kriegsſchiffe nur 
ſolange zu bieten, bis die Polen in ihrem eige⸗ 
nen Hafen für die Kriegsſchiffe Schutz finden? 
Iſt dieſe Rechtsauffaſſung richtig? Wenn fie nicht 
richtig iſt, bitte ich, mich zu berichtigen. Ich frage: 
Hat Polen jetzt nicht in Gdingen einen Schutz⸗ 
hafen, der ausreichenden Schutz für ſeine Kriegs⸗ 


ſchiffe bietet? Hat Polen dies beſtritten? Beſtrei⸗ 


tet das Danzig? Warum hat man denn weiter 
noch für drei Jahre Polen das Recht eingeräumt, 
ſeine Kriegsſchiffe im Danziger Hafen zu laſſen? 
(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Edingen iſt zwei⸗ 
fellos, wie die polniſchen Staatsmänner ſelber 
zugegeben haben, ſo weit ausgebaut, daß der 
Schutz für die polniſchen Kriegsſchiffe dort in 
beſſerer Weiſe geübt werden kann als im Dan⸗ 
ziger Hafen. Wenn man ſchon die Kündigung zu⸗ 
rücknahm, und das Recht Polens verlängerte, 
warum hat man es auf drei Jahre verlängert? 
Auch hier liegt die Vermutung nahe, daß man ſich 
geſagt hat, nach drei Jahren ſind wahrſcheinlich 
andere Mehrheitsverhältniſſe im Volkstag, dann 
mögen ſich die Deutſchnationalen mit dieſer 
Lebensfrage für Danzig beſchäftigen. Solange 
wir am Ruder waren, war mit Polen Friede und 
Ruhe. Freilich, wenn man alles tut, was Polen 
will, dann herrſcht Frieden und Ruhe. Polen 
wird verſuchen, und darin liegt die Gefahr, daß 
aus dem tatſächlichen Zuſtand, der drei Jahre 
weiter geübt wind, ein Rechtszuſtand wird, daß 
aus dem Proviſorium ein Definitum wird. Wer 


G) im Völkerrecht Beſcheid weiß, wird wiſſen, von 


wie ungeheurer Bedeutung für die 
ſcheidung auch die Beſitzfragen ſind. 
Der polniſche Drang zum Meer, der Zugang 
zum Meer, wie die Polen immer hervorheben, 
hat mehr jee- und marinepolitiſche Bedeutung, 
mehr machtpolitiſche Bedeutung, als wirtſchafts⸗ 
politiſche. Das iſt auch hier klar zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Es iſt gut, wenn heute daran erinnert 
wird, daß Polen um die Errichtung einer polni⸗ 
ſchen Militär⸗ und Marinebaſis in Danzig von 
Anbeginn an mit dem größten Eifer gerungen 
chat und heute noch ringt. In feinem erſten Ver⸗ 
trage, den es vorlegte, forderte Polen im Jahre 
1919, daß ihm die Militärhoheit in Danzig ein⸗ 
geräumt würde. Nachdem dies abgelehnt war 
und Danzig in ſeine Verfaſſung mit Zuſtimmung 
des Völkerbundes die Beſtimmung aufgenommen 
hatte, daß Danzig keine Militär⸗ und Marine⸗ 
baſis mehr fein dürfe, hat Polen weiter um die 
Militärgewalt in Danzig gerungen. Es hat wer 
langt, daß ihm das ſtändige Mandat zur Ver⸗ 
teidigung Danzigs übertragen würde. Zur Ver⸗ 
teidigung Danzigs gegen welche Angriffe? Ich er⸗ 
innere an einen Ausſpruch Hakings, der auch ver⸗ 
dient, heute in Erinnerung gebracht zu werden: 
Es iſt ein Wahnwitz, ſich vorzustellen, daß irgend 
ein Mitglied des Völkerbundes mit Ausnahme von 
Polen einen Angriff auf Danzig verſuchen könnte. 
Trotzdem verſucht Polen nach wie vor und unaus⸗ 
geſetzt, auf indirektem Wege dasſelbe Ziel zu er⸗ 
reichen. Es ſucht in Danzig militäriſch feſten Fuß 
zu faſſen. Polen ſieht in der Errichtung des Muni⸗ 
tionslagers einen ſolchen militäriſchen Stütz⸗ 


Rechtsent⸗ 
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punkt. Welche Abſichten Polen mit dieſem Muni⸗ 
tionshafen verfolgt, ergibt ſich klar aus den Ein⸗ 
richtungen dieſes Hafens ſelbſt, und es ergibt ſich 
für jeden, der ſehen kann, ganz klar aus ſeiner 
weiteren Forderung, daß es in Danzig eine Gar⸗ 
niſon auf der Weſterplatte errichten wollte. Dar⸗ 
um hat Polen ſo großen Wert darauf gelegt, daß 
dieſe Frage liquidiert werde. Es ſollte hinfort 
nicht mehr die Rede davon ſein. Es war Polen 
höchſt peinlich, welche Beſtrebungen und Pläne es 
in Danzig hat. Polen it, wie das Regierungs- 
blatt, die „Epoka“ ſagt, die Benutzung der 
Weſterplatte für Kriegszwecke durch dieſen Ver⸗ 
trag, Herr Senator Jewelowſki, in jedem Fall 
geſichert. (Hört, hört! rechts.) 

M. D. u. H.! In einer reichsdeutſchen Zeitung 
hat geſtanden, die Verſtändigungspolitik könnte 
Erfolge nur dann zeitigen, wenn man darauf 
verzichtete, einige Streitpunkte zur endgültigen 
Entſcheidung zu ſtellen. Das war ein liberales 
Blatt, das wahrſcheinlich von Danzig inſpiriert 
war. Daraus ergibt ſich aber ganz klar, daß auch 
die heutige Verſtändigungsregierung der Auf⸗ 
faſſung iſt, daß die Verſtändigungspolitik nur 
durchgeführt werden und Erfolg zeitigen kann, 
wenn man auf die Wahrung Danziger ſouverä⸗ 
ner Rechte verzichtet. Für die Begründung der 
ſtaatlichen Selbſtändigkeit war die Voraus⸗ 
ſetzung Danzigs Deutſchtum. Für die Erhaltung 
des Deutſchtums iſt umgekehrt die Vorausſetzung 
die Wahrung der ſouveränen Rechte Danzigs. 
Hiergegen hat die Regierung gröblich verſtoßen. 
Hierüber die Danziger Bevölkerung aufzuklären, 
liegt nicht im parteiagitatoriſchen Sinne der 
Deutſchnationalen, ſondern liegt im Lebensinter⸗ 
eſſe der Danziger Bevölkerung, damit das Dan⸗ 
ziger Volk weiß, daß es ſein Deutſchtum nur be⸗ 
wahren kann, wenn es ſeine Selbſtändigkeits⸗ 
rechte wahrt, und daß jede Preisgabe eines Dan⸗ 
ziger Rechts eine Verſündigung am Deutſchtum 
Danzigs iſt. (Sehr gut! rechts.) 

Die Danziger Unterhändler ſind von Herrn 
Straßburger gelobt worden. Herr Jewelowſfki 
hat einmal gejagt: „Die Unterhändler müſſen 
auch bei Polen beliebt ſein.“ Herr Senator Je⸗ 
welowſki, Herr Straßburger wird Ihnen das 
Prädikat ausſtellen, daß Sie als Unterhändler 
in Polen beliebt ſind. Als Danziger können wir 
Ihnen leider keine andere Zenſur geben wie 
„völlig ungenügend.“ (Sehr gut! rechts.) Wir 
richten an den Senat die Bitte, daß er hinfort 
wichtige Verhandlungen mit Polen nicht mehr 
durch Herrn Senator Jewelowſki führen läßt, 
weil wir in der Nachgiebigkeit und Bereitwillig⸗ 
keit des Herrn Senators Jewelowſkti gegenüber 
wichtigen Danziger Belangen eine ſchwere Gefahr 
für Danzigs Selbſtändigkeit ſehen. (Sehr gut! 
rechts.) Herr Senator Jewelowſki, Sie werden 
die nationalen Stimmen nicht zur Ruhe bringen. 
Wenn in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
ein Mahnruf an die Danziger Bevölkerung er⸗ 
folgt mit der Ueberſchrift: „Das Kabinett Stras⸗ 
burger — Jewelowſki“ jo werden Sie dieſen 
Mahnruf nicht dadurch zum Schweigen bringen, 
daß Sie den Staatsanwalt auf den verantwort⸗ 


(C) 


D* 


(A 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 44. Sitzung. 
(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
lichen Redakteur hetzen. (Sehr gut! rechts.) Herr 
Strasburger wird triumphieren: „Glückauf 
Gdanſk!“ Herr Straßburger iſt zufrieden, Sie be⸗ 
ſorgen feine Geſchäfte, Herr Senator Sewelowifi, 
wenn Sie die nationale Bewegung in Danzig 
mundtot zu machen verſuchen. Es ſteht in einem 
merkwürdigen Gegenſatz dazu, daß Sie, wenn in 
einem polniſchen Blatt die allerſchwerſten Belei⸗ 
digungen gegen Sie ſtehen, wenn Ihnen Ohrfei⸗ 
gen angeboten werden, dieſe einſtecken. (Abg. 
Mau: Auf einmal ſo empfindlich? Jeden Tag 
ſchmeißt Ihr mit Schmutzkübeln, jetzt ſo empfind⸗ 
lich!) Wenn der Senat hier erklärt, er hält es 
unter ſeiner Würde hier einzuſchreiten, ſo ſteht 
in merkwürdigem Gegenſatz hierzu, daß er gegen 
Aeußerungen, die aus tiefſtem nationalen deut⸗ 
ſchen Gefühl entſtehen (Oho! links) und aus 
ſchwerer Sorge, wohin der Weg der Verſtändi⸗ 
gung geht, einen Prozeß anſtrebt. Herr Senator 
Jewelowſki, Sie haben nor Gericht wiederholt die 
Frage geſtellt: „Wo hat Danzig, wo habe ich je⸗ 
mals Danziger Hoheitsrechte preisgegeben?“ 
Ich gehe nicht auf die Vergangenheit ein, aber 
hier haben Sie Danziger Hoheitsrechte preisge⸗ 
geben, (Sehr gut! rechts.) und zwar in Fragen, 
die für Danzig die allerbedrohlichſten ſind. 

In dem Regierungsprogramm, in dem die ſo⸗ 
genannte Verſtändigungspolitik ein breites Ka⸗ 
pitel bildete, wurden drei Punkte beſonders her⸗ 
vorgehoben. Es ſollten in Zukunft Streitfälle 
ſeltener wor die Genfer Inſtanz gebracht werden. 
Wenn man das in einem Kampf mit Polen mit 
einem Gegner wie Polen es iſt, laut und deutlich 
erklärt, ſo nimmt man ſich ſelber die einzige einem 
gebliebene Waffe. Das iſt eine politiſche Selbſt⸗ 
entmannung. Wenn Herr Senator Jewelowſfki 
erklärt, vor allen Dingen muß die Munitions⸗ 
frage und die Frage des Anlegerechtes der pol⸗ 
niſchen Kriegsſchiffe ohne Genf erledigt werden, 
ſo macht ihn eine ſolche Erklärung ſchon unfähig, 
Danziger Unterhändler zu ſein. (Sehr gut! 
rechts.) Die Erklärung haben Sie in einer libe⸗ 
ralen Verſammlung gegeben. Ich bin bereit, Ihnen 
die Zeitung zuzuſtellen, in der dieſe Erklärung 
enthalten iſt. (Senator Jewelowſbi: Ich bitte 
darum!) Sie ſollten ſelber wiſſen, daß Sie die 
Erklärung gemacht haben, ich werde Ihnen aber 
die Mitteilung geben. 5 

Weiter heißt es in der Regierungserklärung 
„do ut des“, freilich mit der Einſchränkung, man 
könne von Danzig nicht verlangen, daß es zuviel 
gibt, weil ſonſt nichts mehr zu geben übrig bleibt. 
Hier iſt in wichtigen politiſchen Fragen ſoviel ge⸗ 
geben, daß Danzig dem Ziel, daß es nichts mehr 
zu geben übrig hat, außerordentlich nahe gekommen 


it. Die ſogenannte Verſtändigungspolitik iſt bei 


dem Fehlen der Verſtändigung auf Seiten der 
Polen in Wirklichkeit eine Unterwerfungspolitik, 
eine Verzichtpolitik. Dabei wird überſehen, daß 
Polen auf Danzig einen wirtſchaftlichen Druck 
ausübt, um politiſche Zugeſtändniſſe zu erhalten. 
(Sehr richtig!) Der wirtſchaftliche Druck wird 
umſo ſtärker, je mehr ſich die Danziger Regierung 
zur Verſtändigungsbereitſchaft erklärt. Ein 
Schulbeiſpiel dafür ſind die Tarife. Ein War⸗ 
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ſchauer Blatt hat erklärt, es iſt ein grundlegender 
Fehler, zu glauben, daß Polen einer Linksregie⸗ 
rung Zugeſtändniſſe macht, die es ſeiner Rechts⸗ 
regierung vorenthält. Freilich m. D. u. H., die 
wirtſchaftliche Notlage Danzigs bedarf ernſter 
und aufmerkſamer Fürſorge und Rückſicht. Es 
iſt dringend nötig, daß etwas geſchieht, um der 
Danziger Wirtſchaft eine Erleichterung zu ver⸗ 
ſchaffen. Aber zu glauben, daß man eine ſolche 
Erleichterung von einem Gegner wie Polen ohne 
politiſche Zugeſtändniſſe erkaufen kann, iſt eine 
Illuſion, vor der gewarnt werden muß. Ich er⸗ 
innere an Reden, die in Danzig ſehr beachtet wor⸗ 
den ſind, und denen die Regierung auch politiſche 
Bedeutung beigemeſſen hat. Herr General Go⸗ 
recki, dem zu Ehren hier im Rathaus ein Früh⸗ 
ſtück vom Danziger Senat gegeben wurde, ſtellte 
gedeihliche Anzeichen verſtändnisvoller Zuſam⸗ 
menarbeit feſt und ſagte am Schluß ſeiner Rede, 
als Herr Gehl ihn daran erinnerte, daß große mo⸗ 
nopolartige Verkaufsorganiſationen den Danzi⸗ 
ger Handel ausſchalten, daß polniſche Konzerne 
den Danziger Spediteur, den Danziger Schiffs⸗ 
makler und den Danziger Reeder bei Seite ſchie⸗ 
ben und weiter, daß einſt blühende Handelszwei⸗ 
ge, wie Zuckerhandel, Getreidehandel, Mehlhan⸗ 
del darniederliegen, alles Folgen polniſcher Wirt⸗ 
ſchaftspolitik. Darauf hatte der General Gorecki 
nur zu erklären, er ſtelle noch einmal mit Befrie⸗ 
digung die Bereitſchaft Danzigs feſt, ſeine wirt⸗ 


ſchaftlichen Aufgaben zu erfüllen. Von der Ver⸗ 
pflichtung Polens, ſeine wirtſchaftlichen Aufgaben 


Danzig gegenüber gu erfüllen, ſchwieg er. (Hört, ( 


hört! rechts.) Er ſagte, die Erklärung von der 
Bereitſchaft Danzigs, ſeine wirtſchaftlichen Auf⸗ 
gaben Polen gegenüber zu erfüllen, würde in 
wirtſchaftlichen Kreiſen Polens lauten Beifall 
finden. Selbſtverſtändlich! Er erklärte, daß die 
Ausbreitung der polniſchen Wirtſchaft, Herr Se⸗ 
nator Jewelowſki, zu neuen Betätigungszweigen 
auf ee Gebiete der Freien Stadt Danzig führen 
würde. 


(Lachen rechts.) a 

„Die polniſche Preſſe hat die Worte freilich 
beſſer verſtanden. Sie jubelte darüber, daß Polen 
nunmehr eine ſtarke Politik führen würde, um 
in Danzig feſten Fuß zu faſſen. Daß das die Aus⸗ 


ſchaltung des deutſchen Elements bedeutet, dar⸗ 


über ſollte ſich die Regierung klar ſein. Wie Po⸗ 


len die Dangiger Wirtſchaft ſtützt, ergibt ſich aus 


einer Aeußerung, die am letzten Sonnabend der 
Handelsminiſter Kwiatkowſki auf der Meſſe in 


Lemberg geſprochen hat: Alles für Gdingen, die⸗ 


ſes jüngſte und ſomit liebſte Kind Polens.“ 


macht zu haben, und ich habe länger als üblich 
geſprochen, wie Polen ſich die Unterſtützung der: 
Danziger Wirtſchaft worſtellt. So werden Sie 
auch die Worte des Herrn Strasburger verſtehen, 
welcher auf dem Bankett, daß dem Herrn Gorecki 
gegeben wurde, erklärte, Polen ſei auf dem Wege 
zur Realiſierung der Aufgaben der polniſchen 
Regierung an der Oſtſee. (Hört, hört! rechts.) 


d Und Die „Volksſtimme“ ſagte, ſolche 
Worte ſind in Danzig noch nicht gehört worden. 


Nun, m. D. u. H., glaube ich Ihnen klar ge⸗ 


— 


C) 


D 


Dieſe Aufgaben nach Anſicht der polnischen Re⸗ 


— . 


(A 


(B) daß Sie nur aus eigener 


— 
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gierung ſind klar ausgeſprochen: Stärkung und 


Ausbreitung der militäriſchen und maritimen 
Macht an der Oſtſee und auf dem Gebiete der 
Freien Stadt Danzig, Ausbreitung der polniſchen 
Wirtſchaft auch auf dem Gebiete der Freien Stadt 
Danzig. So iſt ein Drang nach dem Meere zu 
verſtehen. Er bedeutet nichts mehr und nichts 
weniger als die Verdrängung des deutſchen Ele⸗ 
ments. Danzig muß in ſeiner überaus ſchwierigen 
wirtſchaftlichen Lage ſich ſelbſt helfen. In Polen 
wird es keinen Gehilfen finden. Es muß um 
ſeine Stellung kämpfen, es muß von Polen for⸗ 
dern, daß Polen ſeine Verpflichtungen erfüllt, daß 
es die Freiheit der wirtſchaftlichen Betätigung 
Danzigs auf polniſchem Gebiet ebenſo gewährt, 
wie Danzig ungehindert Polen wirtſchaftliche 
Betätigung auf ſeinem Gebiete zuläßt. Es muß 
dem Danziger Staat gewähren, was ihm zu⸗ 
kommt. Wenn Polen es nicht tut, ſo muß das mit 
den Mitteln, die der Verſailler Vertrag uns ge⸗ 
geben hat, bekämpft werden. Polen muß Dan⸗ 
zig den nötigen Anteil an den Zolleinnahmen 
gewähren, damit die Danziger Regierung in der 
Lage iſt, die Danziger Wirtſchaft von dem uner⸗ 
träglichen und ſchweren Steuerdruck zu befreien. 
(Sehr richtig! rechts.) Polen enthält uns die 
nötigen Mittel vor und preßt darüber hinaus 
noch in unerhörtem Maße auf dem Danziger 
Wirtſchaftsgebiet aus der Danziger Eiſenbahn 
Millionen und Millionen heraus. (Sehr richtig! 
rechts.) 

M. D. u. H., nur wenn Sie überzeugt ſind, 
Kraft der Danziger 
Wirtſchaft helfen können, werden Sie vorwärts 
kommen. Schädlich iſt aber das immerfort vor⸗ 
gebrachte überflüſſige, völlig nutzloſe und für 
Danzig nur ſchädliche Betonen won der Danziger 
Verſtändigungsbereitſchaft. Je mehr Sie es be⸗ 
tonen, umſomehr werden Sie Polens Habſucht 
wecken. Eine ſolche Betonung iſt einem Gegner 
wie Polen gegenüber, der keine wirtſchaftliche 
Verſtändigung mit Danzig will, der dies nur be⸗ 
nutzt, um ſeine politiſchen Ziele zu erreichen, von 
ungeheurer Gefahr. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Je welowſfli. 

Jewelowſki, Senator: M. D. u. H.! Herr Dr. 
Ziehm hat die Rede, die er auf dem Deutſchnati⸗ 
onalen Parteitag gehalten hat, hier wiederholt 
und anſcheinend dieſe Verſammlung mit 
deutſchnationalen Parteitag verwechſelt. (Sehr 
richtig! Nun kann er ſie bald auswendig! links.) 
Herr Dr. Ziehm hat erklärt, er müſſe mir bei mei⸗ 
nen Verhandlungen mit Polen das Prädikat „un⸗ 
genügend“ geben. (Abg. Rahn: Da ſteht „Sena⸗ 
tor Jewelowſki“ als Redner, geben Sie eine Re⸗ 
gierungserklärung ab, oder ſprechen Sie als Ab⸗ 
geordneter?) Als Senator. Herr Dr. Ziehm hat 
anſcheinend überſehen, daß ich die Verhandlungen 
mit Polen während der erſten vier Jahre geführt 
habe, und daß die damaligen Deutſchnationalen 
im Senat mit mir durch dick und dünn gingen und 
alle meine Vorlagen einſtimmig angenommen 


haben. (Hört, Hört! links. — Abg. Dr. Ziehm: 
Unwahr!) Wenn Sie es wagen, mir zu erklären, 


dem 
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daß es unwahr iſt, was ich ſage, daß im Senat () 


alle Vorlagen einſtimmig angenommen wurden, 
dann tun Sie mir ſehr leid. (Abg. Dr. Ziehm: 
Wir haben die ſchwerſten Kämpfe mit Ihnen ge⸗ 
führt, Kämpfe, die ſchließlich zu Ihrem Abgang 
geführt haben!) Das iſt unrichtig, denn Herr Dr. 
Ziehm hat mir ſeinerzeit erklärt, daß er mich aus 
völkiſchen Gründen bitten müſſe, auf mein Man⸗ 
dat zu verzichten, weil die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion den Abgang von ſechs völkiſchen Abgeordne⸗ 
ten nicht vertragen könne. (Große Heiterkeit links. 
— Zdwiſchenrufe rechts.) Herr Dr. Ziehm mußte 
ſich damals von mir ſagen laſſen, daß er die In⸗ 
tereſſen ſeiner Partei oder die Zahl ſeiner Frak⸗ 
tionsmitglieder höher ſchätze als die Intereſſen 
der Allgemeinheit. (Hört, hört! links. — Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts. — Abg. Dr. Ziehm: Ich bitte jetzt 
um Antwort!) Zu bitten haben Sie gar nichts, 
ich ſpreche, wie ich es für richtig halte. 

Ich möchte über die Weſterplatte und über die 
Anlegung der Kriegsſchiffe hier nicht ſprechen, 
weil derjenige Herr, der dieſe Sachen bearbeitet 
hat, heute abweſend iſt, Herr Präſident Sahm. 
Ich möchte aber auch hier erklären, daß alle drei 
Abkommen vom Geſamtſenat einſchließlich der 
deutſchnationalen Mitglieder einſtimmig ange⸗ 
nommen wurden. (Hört, hört! links. — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Die ſpielen Theater da drüben! Ent⸗ 
larvte Betrüger!) Ich werde mich hier ſehr ein⸗ 
gehend zu der Frage des Eiſenbahnabkommens 
äußern, weil ich daran ſehr ſtark mitgearbeitet 
habe. Herr Dr. Ziehm hat hier hervorgehoben, 
daß wir die Tarifhoheit aufgehoben haben. Da 
möchte ich die Gegenfrage ſtellen, wenn wir dieſe 
Tarifhoheit in dieſem Umfang beſeſſen haben, wa⸗ 
rum denn Herr Dr. Ziehm während ſeiner Amts⸗ 
tätigkeit niemals davon Gebrauch gemacht hat, 
und warum Herr Dr. Ziehm dieſe Frage, die 
tatſächlich eine der wichtigſten im Wirtſchaftsle⸗ 
ben Danzigs iſt, als er in der Regierung war, 
und nachher ſeine Partei und der Senat der 
Köpfe, nicht nach Genf gebracht hat. (Abg. 
Dr. Ziehm: Ich habe es Ihnen erklärt!) 
Sie haben es uns überlaſſen, dieſe Frage zu re⸗ 
geln, weil die Herren ſich dazu zu unfähig erwie⸗ 
ſen haben. (Abg. Dr. Ziehm: Ich habe es erklärt, 
haben Sie nicht zugehört?) Ich habe Sie auch 
nicht unterbrochen, Sie können ja nachher antwor⸗ 
ten, und ich werde ebenfalls erwidern. 

Herr Dr. Ziehm hat dann in ſeinen Fragen 
alles wiederholt, was er bereits im Hauptaus⸗ 
ſchuß gefragt hat, und worauf er Antwort erhal⸗ 
ten hat. Ich möchte wegen der Verkehrsordnung 
einmal etwas ſagen. Sie wiſſen alle, daß durch 
das Berner Abkommen, dem auch Danzig beige⸗ 
treten iſt, die Verkehrsordnung umgeſtaltet wer⸗ 
den mußte. Polen hat uns nun einen Vorſchlag 
gemacht, die Danziger Verkehrsordnung umzumo⸗ 
deln. Unſere Sachverſtändigen haben nach Durch⸗ 
ſicht der neuen Vorſchläge der Danziger Regierung 
vorgeſchlagen, hier nicht eine polniſche Verkehrs⸗ 
ordnung einzuführen, ſondern eine neue Danzi⸗ 
ger, die in dieſem Augenblick allerdings mit der 
polniſchen Verkehrsordnung gleichlautend iſt. Die 
Letztere iſt faſt gleichlautend mit den Verkehrs⸗ 


— 
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ordnungen in Mitteleuropa. Nun zu behaupten, 
daß wir, weil wir in Danzig durch ein Danziger 
Geſetz eine Danziger Verkehrsordnung einge⸗ 
führt haben, damit Danziger Hoheitsrechte auf⸗ 
gegeben haben, das mußte ein ſo kenntnisreicher 
Herr, ein Richter, wie Herr Dr. Ziehm hier aus⸗ 
führen. (Abg. Plenikowſki: Bedenken Sie die 
Wähler, ein bißchen Theater muß man machen!) 
Herr Dr. Ziehm hat dann an mich die Frage 
gerichtet, ob Wirtſchaftskreiſe gehört worden ſind. 
Ich habe, als die Sache dem Abſchluß nahe war, 
die Handelskammer gebeten, mit mir die Sache 
durchzuſehen und zu beraten, ob die Vorſchläge 
einer Ergänzung bedürfen, oder ob ſie ſo angenom⸗ 
men werden können. In gemeinſamer Beratung 
habe ich dann die Aenderung einer einzigen An⸗ 
ordnung durchgeführt. Angeſichts der ſehr diskre⸗ 
ten Behandlungsart konnte ich andere Kreiſe als 
die Handelskammer in dieſem Fall nicht hören. 
Dann ſprach Herr Dr. Ziehm von den Tarifän⸗ 
derungen. Ich will bemerken, daß wir, ſolange der 
Danziger Freiſtaat beſteht und ſolange die Bahn 
ſich in polniſcher Verwaltung befindet, niemals 
bei Tariffeſtſetzungen oder Tarifänderungen mit⸗ 
gewirkt haben. Wir haben die uns überſandten 
Tarifänderungen veröffentlicht. Wir haben nicht 
mitwirken können, weil wir ja in Danzig die al⸗ 
ten deutſchen Tarife hatten, die wir ſeit Jahren 
in unſerm Intereſſe ändern wollten, was bis 
jetzt keine Regierung erreicht hat. Es iſt uns nach 
langen Verhandlungen gelungen, die gebrochenen 
Tarife in der Weiſe zu beſeitigen, daß Danzig 
nicht ſchlechter geſtellt werden darf als der Hafen 
Edingen. (Wo ſteht das? rechts.) Die beiderſeite⸗ 
gen Erklärungen ergaben, daß in Zukunft zwiſchen 
den Tarifen Danzigs und Edingen ein Unterjchied 
nicht beſtehen darf. (Abg. Dr. Ziehm: Ich bitte, 


uns die Beſtimmung zu zeigen!) 


Herr Dr. Ziehm ſagte dann, daß wir uns der 
polniſchen Aufſichtsbehörde unterworfen haben. 
Dieſe Behauptung iſt bereits im Hauptausſchuß 
aufgeſtellt und dort widerlegt worden. In der 
Danziger Verkehrsordnung, welche ein Danziger 
Geſetz darſtellt, ſteht ausdrücklich, daß die Landes⸗ 
behörde die Aufſicht führt, in dieſem Falle alſo 
der Senat. Es iſt mir völlig unbegreiflich, wie 
dieſe bereits widerlegte Behauptung neu hat auf⸗ 
geſtellt werden können. Ich kann nur widerholen, 
daß Herr Miniſter Strasburger im Namen ſeiner 
Regierung bei den Verhandlungen erklärt hat: 
„Mehr als die gleichen Tarife, wie Polen ſie für 
Edingen hat, können Sie nicht beanſpruchen.“ Ich 
habe erwidert, daß ich mich mit dieſer Erklärung 
einverſtanden erkläre. (Die Landesaufſichtsbehör⸗ 
de! rechts.) Die ſteht im Danziger Geſetz. Im 
Danziger Geſetz gibt es keine polniſche Aufſichts⸗ 
behörde, ſondern nur eine Danziger. (Abg. Dr. 
Ziehm: Und in Zukunft?) Bezüglich der Zukunft 
iſt auch im Hauptausſchuß Aufklärung gegeben, 
daß wir jeder zukünftigen Verkehrsordnung ent⸗ 
ſprechen werden, wenn fie Danziger Intereſſen ent- 
ſpricht. (Abg. Dr. Ziehm: Das iſt keine Antwort, 
wie es mit der Landesaufſichtsbehörde in Zu⸗ 
kunft iſt! — Abg. Liſchnewſki: Seien Sie nicht jo 


neugierig! — Heiterkeit.) Jede Danziger Regie⸗ 
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rung hat bisher jede von Polen beantragte Aen⸗ 
derung widerſpruchslos angenommen und jede 
Danziger Regierung hat die Aenderungen früher 
veröffentlicht als die polniſche. (Abg. Dr. Ziehm: 
Die Antwort auf meine Frage geben Sie nicht!) 
Ich habe ſie bereits gegeben. Wenn Sie nicht ver⸗ 
ſtehen wollen, tut es mir leid. 

Herr Dr. Ziehm hat dann geſagt, warum wir 
mit dieſen Fragen nicht nach Genf gehen, wir 
wollten wohl warten, bis die gegenwärtige Re⸗ 
gierung durch die Deutſchnationalen abgelöſt 
wird, damit dieſe die Angelegenheit 
Das iſt doch merkwürdig; denn die Deutſchnatio⸗ 


nalen ſind mit dieſer Frage nicht nach Genf ge⸗ 


gangen, ſondern haben es uns überlaſſen. (Abg. 
Dr. Ziehm: Ueber die Tariffrage war kein 
Streit!) Bei Ihnen iſt alles klar. Herr Dr. Ziehm 
fragte dann, warum die Tarifänderungen erſt am 


1. November eintreten. Wir haben uns bemüht, 


einen früheren Termin zu erreichen. Wenn aber 
die Sachverſtändigen erklären, daß es techniſch un⸗ 
möglich iſt und daß, wenn die Durchrechnung 
früher erfolgen ſollte, eine frühere Einführung in 


Ausſicht genommen iſt, mußten wir uns damit ab⸗ 


finden. Herr Dr. Ziehm ſagte dann, daß wir, 


ſpeziell ich, nichts gegen die Beleidigungen durch 
die polniſche Preſſe unternommen hätten. Es iſt 


ganz merkwürdig und klingt ſehr komiſch, daß ge⸗ 
rade Herr Abg. Dr. Ziehm, deſſen Leiborgan die 
übelſten Verleumdungen gegen mich verbreitet, 
plötzlich die Ehre des Handelsſenators verteidigt. 
Ich verzichte auf Ihre Verteidigung, ich tue es 
ganz allein. (Sehr gut!) Ich möchte ausdrücklich 
bemerken, daß kurz nach dem Erſcheinen des betref⸗ 
fenden Artikels der Vertreter des polniſchen Gene⸗ 
ralkommiſſars dem Senat eine ausdrückliche Er⸗ 


Republik den Inhalt des Artikels auf das tiefſte 


erledigen. 


(0) 


en 


klärung abgegeben hat, daß die polnische Regie- 
rung und der Herr Generalkommiſſar der polniſchen 


bedauern. (Abg. Hohnfeldt: Das laſſen Sie fi. 


einrahmen, dann haben Sie wenigſtens ein Anden⸗ 
ken! — Heiterkeit.) Es wurde gebeten, von dem 
Artikel keine Kenntnis zu nehmen. 


Dies iſt die 


Art, wie derartige Sachen diplomatiſch erledigt 
werden. Es trifft dann auch zu, wenn Herr Abg. 


Dr. Ziehm, der ja weiß, wie ſolche Angelegenhei⸗ 
ten erledigt werden, darüber lächelt. 
iſt es ein gewaltiger Unterſchied, ob eine auslän⸗ 
diſche Zeitung jemand angreift oder eine in Dan⸗ 


Schließlich 


zig erſcheinende Zeitung bewußte Verleumdungen 


in die Welt ſetzt. (Sehr gut! links.) 
Herr Dr. Ziehm hat dann Gelegenheit genom⸗ 
men, mich beſonders anzugreifen. Ich habe es be= 


reits in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ ge⸗ 


leſen, wo er ſehr geſchmackvoll ausgeführt hat, daß 
nach der 


verlorenen Marne⸗ 


Schlacht das Leben genommen hat, und daß das 


bei mir anſcheinend nicht zu erwarten iſt. Soll 


das eine Aufforderung zum Mord ſein? (Große 


Heiterkeit.) Herr Dr. Ziehm hat ſich dann ſehr ein⸗ 


gehend über Hoheitsrechte ausgeſprochen. Da iſt 
es merkwürdig, daß er alles das wiederholt, was 
er in der Verſammlung der Deutſchnationalen 
Partei ausgeführt hat. Er vergißt, was er bezw. 
ſeine Partei ſich bezüglich der Hoheitsrechte in 
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Danzig alles geleiſtet hat. Ich möchte nur erin- 
nern an die Gründung der Bank von Danzig, die 
Uebergabe von Aktien und Aufſichtsrats⸗ und Ver⸗ 
waltungsſitzen nach dem Ausland, die Errichtung 
des Tabakmonopols, das Zollabkommen vom 
1. November 1923, die beiden Anleihen der Stadt 
Danzig, die Tabakanleihe. (Hört, hört! links.) 
Ich glaube, dieſer Hinweis genügt bereits, um zu 
beweiſen, wie Sie die Intereſſen der Freien Stadt 
Danzig wahrnehmen. Die Frage der Hoheitsrechte 
darf nicht, wie ich bereits gelegentlich der Wahl⸗ 
verſammlung und auch hier ausgeführt habe, zur 
Phraſe werden. Dieſe ernſte Frage iſt lediglich 
durch die Schuld der Deutſchnationalen zu einer 
Phraſe herabgeſunken. Für uns, die wir an ver⸗ 
antwortlicher Stelle ſtehen, iſt die Angelegenheit 
heute ſehr ernſt, wie ſie immer für uns ernſt war. 

Dann hat Herr Dr. Ziehm die Frage Gdingen 
angeſchnitten. Ich möchte auch hier eine Gegen⸗ 
frage tun. Was haben denn die deutſchnationalen 
Regierungen getan, um Danzig vor Gdingen zu 
ſchützen? Sie wünſchen Einſicht in die Akten für 
Ihre Agitationszwecke. Ich könnte Ihnen, wenn 
Sie es wünſchen, zeigen, was wir alles in der kur⸗ 
zen Zeit unſerer Regierung getan haben, um dieſe 
Frage einer Klärung zuzuführen, die wirklich an⸗ 
fängt, für Danzig eine Schickſalsfrage allererſten 
Ranges zu ſein. 

Herr Dr. Ziehm hat dann noch die Frage an 
mich gerichtet, wie wir über die Weſterplatte den⸗ 
ken. Ich kann dieſe Frage hier ganz offen beant⸗ 
worten. Wir werden beſtimmt nicht ruhen, bis 
dieſe Frage im Danziger Sinne gelöſt werden 
wird. Wir haben nur nicht die Machtmittel, ſie 
im Augenblick ſo zu löſen, wie ſie jeder Danziger, 
ganz gleich, welcher Partei er angehört, zu löſen 
wünſcht. Ich habe bereits einmal ausgeführt, daß 
es in dieſer Frage unter den Danzigern wohl keine 
Meinungsverſchiedenheit gibt, daß die Weſter⸗ 
platte ſo ſchnell wie möglich von dem Munitions⸗ 
lagerplatz befreit werden muß, und daß wir alles 
tun werden, um dieſes Ziel ſo bald wie möglich 
zu erreichen. Der Anfang iſt gemacht, und wir 
werden uns damit nicht zufrieden geben, ſondern 
die erſte beſte Gelegenheit benutzen, um auch dieſe 
Frage einer endgültigen Erledigung zuzuführen. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Herr Dr. Ziehm hat dann weiter gefragt, war⸗ 
um wir uns bezüglich der polniſchen Kriegsſchiffe 
bis 1931 gebunden haben. Dieſe Frage iſt allen 
bekannt. Die polniſche Regierung hat notifiziert, 
daß ſie ihren Kriegshafen erſt 1931 fertig haben 
werde, und es war nicht möglich, bei den Inſtanzen 
des Völkerbundes einen früheren Termin durchzu⸗ 
ſetzen. So haben wir es im Staatsintereſſe für 
richtig gehalten, uns auch in dieſer Frage zu ver⸗ 
ſtändigen. Wir haben Grund zur Annahme, daß 
dann auch dieſe Angelegenheit im Danziger Sinne 
erledigt werden wird. 


Auf die ſonſtigen Anwürfe des Herrn Dr. 


Ziehm gegen meine Perſon zu antworten, muß ich 
bei der jetzigen Einſtellung des Herrn Dr. Ziehm 
ablehnen. Sie berühren mich nicht. Gegen Ver⸗ 
leumdungen bin ich gewappnet. (Bravo!) 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Meine 
ſehr verehrten Damen und Herren! Als der Herr 
Senator Jewelowſki jeine Ausführungen vorhin 
begann, war es mir zweifelhaft, ob wir hier eine 
Regierungserklärung hören würden oder eine 
Parteirede (Sehr gut! rechts.); denn das, was dort 
ausgeführt wurde, war wirklich nicht eine Regie⸗ 
rungserklärung. Ich kann wenigſtens nicht anneh⸗ 
men, daß es eine Regierungserklärung ſein ſollte, 
wenn Erörterungen darüber angeſtellt wurden, 
aus welchen Gründen die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion im Jahre 1924 die Wiederwahl des Herrn 
Jewelowſfki abgelehnt hat. Ich will aber dieſe Ge⸗ 


legenheit benutzen, um wieder einmal einem Mär⸗ 


chen den Kopf zu zertreten. Die Wiederwahl des 
Herrn Jewelowſki wurde ſeinerzeit nicht von der 
Deutſchnationalen Fraktion abgelehnt, weil ſechs 
völkiſche Abgeordnete aus der Partei auszutreten 
drohten. (Abg. Dr. Blavier: Aber das ſtimmt! — 
Große Heiterkeit. — Zwiſchenrufe.) Ich muß das 
doch beſſer wiſſen, wie andere. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte um etwas 
mehr Ruhe für den Herrn Redner. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Sie 
können alle zuſammen lauter brüllen als ich ſpre⸗ 
chen kann, das weiß ich. Jedenfalls ſtelle ich feſt, 
daß in der Frage der Nichtwiederwahl von Herrn 
Jewelowſki die ganze Fraktion mit ihren 34 Köp⸗ 
fen vollſtändig einig und geſchloſſen war. Es 
hätten alſo nach dem Rezept von Herrn Jewe⸗ 
lowſki ſchon 34 Abgeordnete austreten müſſen. 
Dieſes Märchen wurde ſchon damals in der libe⸗ 
ralen Preſſe breit getreten. Man ſieht aber, wie 
Märchen ſich halten, und daß es ſelbſt ein Senator 
fertig bringt, Dinge, die längſt widerlegt ſind, 
vorzutragen. 

Ich will aber nicht über Dinge reden, die ne⸗ 
benſächlicher Art ſind, ſondern auf das eingehen, 
was man zur Not als eine Regierungserklärung 
betrachten konnte. Ich muß ſagen, es iſt wohl ſel⸗ 
ten in einer Frage von ſo ungeheurer Bedeutung 
eine ſo jämmerliche und dürftige Erklärung von 
einem Senator abgegeben worden, wie wir ſie ge⸗ 
hört haben. Es war eine Stümperei ſonder⸗ 
gleichen, keine Antwort auf die Fragen, die hier 
geſtellt ſind, auf die ungeheuer ſchwerwiegenden 
Fragen, die erörtert ſind, am wenigſten eine Ant⸗ 
wort auf die ſchweren Bedenken, die hier vom 
Standpunkt der Danziger Rechte geäußert wurden. 
Es wäre wohl richtiger geweſen, wenn man auf 
die ſachlichen Ausführungen näher eingegangen 
wäre und verſucht hätte, ſie zu widerlegen, wenn 
man dazu in der Lage war. Ich ſtelle feſt, daß von 
dem, was an Bedenken vorgebracht worden iſt, 
nichts widerlegt wurde. (Abg. Loops: Gehört Herr 
Jewelowſti zum Jungdeutſchen Orden?) Ich bin 
nicht Mitglied des Jungdeutſchen Ordens, kann es 
alſo nicht ſagen. (Große Heiterkeit.) Da müſſen 
Sie ſich ſchon dort erkundigen. (Abg. Loops: Weil 
Sie ſo ſcharf werden!) Ich weiß auch nicht, was 
dieſe Mätzchen bei dieſer wichtigen Angelegenheit 
ſollen. Auch Sie, Herr Loops, ſollten dieſe Dinge 
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(Schwegmann, Abgeordneter) f 
ernſter nehmen und nicht mit Zwiſchenrufen kom⸗ 
men, die mit det Sache nichts zu tun haben. 

Nun zur Sache. Herr Jewelowſfki hat geglaubt, 
ſich gegen den Vorwurf der Preisgabe von Danzi⸗ 
ger Hoheitsrechten in der Frage der Tarifhoheit 
damit verteidigen zu können, daß er ſagte, es wäre 
nichts weiter geſchehen, als daß die beabſichtigte 
Einführung einer neuen Verkehrsordnung, die 
als Danziger Recht eingeführt werden würde. 
Herr Jewelowſki, Sie ſcheinen immer noch nicht 
begriffen zu haben, um was es ſich handelt. Es 
handelt ſich in erſter Linie darum, daß Sie den 
Staat gebunden haben, für die Zukunft jede Ver⸗ 
änderung auf dieſem Gebiet mitzumachen und zu 
übernehmen und damit Danzig das Recht genom⸗ 
men haben, den Tarifen aus eigenem Recht Ge⸗ 
ſetzeskraft zu geben. (Abg. Loops: Internationales 
Abkommen!) Wenn hier Danzig auf das Berner 
Abkommen verwieſen wird, ſo muß darauf hinge⸗ 
wieſen werden, daß das Berner Abkommen ſich auf 
internationale Verkehrsverhältniſſe erſtreckt. Die⸗ 
ſer Vergleich hat mit der Angelegenheit nichts zu 
tun. Das Schwergewicht liegt nicht darin, daß 
man ausführt, daß das Verkehrsrecht, das Polen 
einführt, in weſentlichen Teilen mit dem Verkehrs⸗ 
recht übereinſtimmt, das wir haben. Es iſt be⸗ 
kannt, daß das Verkehrsrecht Mitteleuropas dem 
deutſchen Verkehrsrecht nachgebildet iſt. Man 
kann das aber nicht als Grund anführen, daß die 
Verpflichtung übernommen iſt, das Verkehrsrecht 
eines fremden Staates dauernd anzuführen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Jedenfalls iſt das ſo klar, daß man dar⸗ 
über keine Worte mehr machen ſollte. Es bleibt 
dabei, auf dieſem Gebiete iſt ein wichtiges Dan⸗ 
ziger Hoheitsrecht für die Zukunft preisgegeben 
worden. 

Es iſt dann auf die Frage, ob Wirtſchafts⸗ 
kreiſe gehört worden ſind, nur kurz erwidert wor⸗ 
den, es wäre die Handelskammer angegangen 
worden, es wären Aeußerungen erfolgt, und dann 
wäre einiges geändert. Wir hätten gern erfahren, 
welche Bedenken die Handelskammer geäußert hat. 
Erſt dann wird man ein Urteil abgeben können, 
welche Bedeutung die Meinungsäußerungen ha⸗ 
ben, die von dieſer die Wirtſchaftsintereſſen ver⸗ 
re berufendſten Stelle abgegeben worden 
ind. 

Dann iſt gejagt worden, in dem Abkommen 
wäre vereinbart, daß Danzig in Zukunft bezüglich 
ſeiner Tarife nicht ſchlechter behandelt werden 
ſollte wie Gdingen. Durch einen Zwiſchenruf hat 
Herr Dr. Ziehm ſchon geſagt, daß wir in dem Ab⸗ 
kommen nichts derartiges haben entdecken können. 
Das Wort Gdingen ſteht in dem Abkommen über⸗ 
haupt nicht. Wohl darf aber darauf hingewieſen 
werden, daß aus Wirtſchaftskreiſen Bedenken ge⸗ 
äußert wurden, daß dieſes Abkommen Polen nicht 
hindern werde, Tarife einzuführen, die man als 
Inlandstarife bezeichnet und die beſſer ſind, als 
diejenigen, die für Danzig gelten. Eine vollkom⸗ 
men klare Antwort haben wir auch über dieſe 
außerordentlich wichtige Seite der Sache nicht er⸗ 
halten. 

Ebenſowenig iſt eine ausreichende Aufklärung 
darüber gegeben, wie es in Zukunft mit den Rech⸗ 


ten der Landespolizeibehörde zu halten iſt. Bisher 


beſtand jedenfalls kein Zweifel darüber, daß unter 
Landespolizeibehörde der Senat zu verſtehen iſt. 
Wenn in Zukunft der Senat nach der Verkehrs⸗ 
ordnung dieſelben Rechte haben ſollte, wie bisher 
das Recht der Mitwirkung bei verſchiedenen An⸗ 
gelegenheiten, ſo brauchte man nur das Wort 
„Landespolizeibehörde“ durch „Senat“ zu erſetzen. 
Dann wäre alles klar und deutlich. Es iſt aber 
zum mindeſten verdächtig, wenn man das Wort 
„Landes“ ſtreicht und Polizeibehörde ſtehen läßt. 
Das gibt zu ſchweren Bedenken Anlaß. Wir haben 
dazu Grund; denn als dieſe Angelegenheit im 
Hauptausſchuß zur Sprache kam, hat ſich Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer verplappert. Als ich feſtſtellte, daß 
im Ausſchuß Einigkeit beſtände, hat Herr Dr. 
Kamnitzer das zugegeben, aber geſagt bezüglich 
Polens wäre es anders. Ich hatte nachher den 
Eindruck, daß Herr Dr. Kamnitzer Bedenken hatte 
und gern die Worte hätte unausgeſprochen machen 
mögen. Auch nach der Richtung waren wir berech⸗ 
tigt, unſere Bedenken zu äußern. Wir haben keine 
klare Antwort bekommen, wie die Dinge liegen 
und nicht gehört, welches der Standpunkt Polens 
iſt. Die Angelegenheit kann man nicht dadurch 
abtun, daß man ſagt, die Verkehrsordnung wird 


als Danziger Verordnung erlaſſen und infolge⸗ 


deſſen iſt die Polizeibehörde die Danziger Behörde. 
Es kommt weſentlich auch darauf an, welche Stel⸗ 


lung das Ausland, Polen, zu der Frage einnimmt. 
zum Schluß ge⸗ 


Dann hat Herr Jewelowſki 
glaubt, einen beſonderen Trumpf ausſpielen zu 
können, indem er von der angeblichen Preisgabe 
der Hoheitsrechte durch frühere Regierungen 
ſprach. Dieſe Behauptung iſt nicht neu und wie⸗ 
derholt erörtert. 
werden, daß dieſe Frage eingehend vor längerer 
Zeit in dem berühmten Anterſuchungsausſchuß 
verhandelt wurde. Da iſt feſtgeſtellt worden, daß 
keine Rede davon ſein kann, daß Danziger Hoheits⸗ 


rechte preisgegeben wurden. Im Einzelnen könne 


man dazu manches ſagen. Es iſt auf die Bank von 


Danzig hingewieſen worden. Ich glaube, die Re⸗ 
gelung der Verhältniſſe der Bank von Danzig kann 
ſich die damalige Regierung als Ruhmesblatt zu⸗ 
rechnen. Sie hat erreicht, daß Danzig eine geſunde, 
ſtabile Währung erhalten hat. Ueber das Tabak⸗ 
monopol iſt hier auch viel geredet worden. Es 


darf feſtgeſtellt werden, daß bei dieſer Regelung 


nicht von einer Preisgabe von Hoheitsrechten ge⸗ 


m werden kann. (Zuruf des Abg. Dr. Bla⸗ 
vier. 5 


hingewieſen, das abgeſchloſſen iſt. Er meint da⸗ 
mit wohl das Abkommen, das Herr Präſident Dr. 
Sahm in Genf abgeſchloſſen hat. i 


fahren abgeſchloſſen iſt, niemals von deutſchnatio⸗ 
naler Seite gebilligt worden iſt. Im übrigen mag 
eine Zwangslage vorgelegen haben, und ich will 
heute nichts gegen Herrn Präſidenten Sahm ſagen, 
der dafür die Verantwortung trägt. Wohl aber 
iſt es richtig, daß Herr Jewelowſfi ſich bereit er⸗ 
klärt hat, Danziger Hoheitsrechte preiszugeben. 
Das iſt im Unterſuchungsausſchuß feſtgeſtellt wor⸗ 


Es darf darauf hingewieſen 


Herr Jewelowſki hat auf ein Zollabkommen 


N Dazu wäre zu 
bemerken, daß dies Abkommen, das im Schiedsver⸗ 
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den. Herr Jewelowſki war bereit, bei der Be⸗ Bedenken zu unterſtützen. 


Mittwoch, den 5. September 1928. 


Andere Regierungen 


ſetzung der höchſten Stellen der Zollverwaltung in anderen Ländern pflegen die Einſprüche und 


Polen ein Mitwirkungsrecht zuzugeſtehen. 


Dieſe Bedenken der Oppoſition zu benutzen, um im In⸗ 


Dinge ſind hier früher erörtert worden. Ich will tereſſe des Staates das durchzuſetzen, was ſie für 


ſie nicht erneut aufrollen, ſondern nur feſtſtellen, 
daß die Sache umgekehrt liegt, wie Herr Jewe⸗ 
lowfki ſie darzuſtellen beliebt. 

Es iſt dann geſagt worden, weshalb jetzt dieſe 
Fragen erörtert würden. Zunächſt muß bezüglich 
der durchgerechneten Tarife betont werden, daß 
dieſe Frage in den erſten Jahren nicht akut war, 
weil die deutſchen Tarife galten und eine Aende⸗ 
rung nicht wünſchenswert war. Die Frage iſt erſt 
in neuerer Zeit brennend geworden. Die frühere 
Regierung hat die Angelegenheit ſoweit gefördert, 
wie Herr Dr. Ziehm darlegte, daß ſie zur Erledi⸗ 
gung reif wurde. Polen war bereit, die durchge⸗ 
rechneten Tarife zuzugeſtehen, nachdem die Ver⸗ 
kehrsſteuern beſeitigt waren. Dieſe Beſeitigung 
war mit dem Ablauf des verfloſſenen Etatsjahres 
in Ausſicht genommen. Dann hätte ja ohne wei⸗ 
teres die Möglichkeit beſtanden, auch dieſe Ange⸗ 
legenheit zu ordnen. Dieſe Frage hat erſt in die⸗ 
ſem Jahre betreffs der Verkehrsordnung die 
ſchwerwiegende Entwicklung genommen. Erſt jetzt 
iſt Polen mit der Forderung der Einführung der 
polniſchen Eiſenbahnverkehrsordnung hervorge⸗ 
treten. Auch hier müſſen wir feſtſtellen, daß das, 
was auf unſere Anfrage geantwortet wurde, eines⸗ 
teils Redensarten ſind, andernteils Bemerkungen, 
die in keiner Weiſe als Antwort angeſehen werden 
können. : ö 

Dann die Frage Gdingen. Herr Senator Jewe⸗ 
lowſki wünſchte zu wiſſen, weshalb die Frage frü⸗ 
her nicht in dem heutigen Sinne behandelt worden 
wäre. Zunächſt iſt zu bemerken, daß eine Danziger 
Stelle es nicht in der Hand hat, Einſpruch zu er⸗ 
heben gegen das, was Polen auf ſeinem Gebiet 
tut. Im übrigen hat die Frage Gdingen ihren 
gefährlichen Charakter erſt in der weiteren Ent⸗ 
wicklung angenommen. Ich fürchte, daß die Ent⸗ 
wicklung, wie ſie jetzt vor ſich geht, in keiner Weiſe 
dazu beitragen wird, Danzig gegenüber dieſer gro⸗ 
ßen Gefahr zu helfen. Es iſt uns auch nichts dar⸗ 
über geſagt worden, wie ſich der Senat jetzt die 
Abwehr dieſer Gefahr denkt. Das, was geſagt 
worden iſt, waren nur einige Redensarten und 
darüber hinaus gar nichts. 

So kann ich zum Schluß feſtſtellen, daß wir auf 
die vielen Fragen und Bedenken nicht im gering⸗ 
ſten eine zufriedenſtellende Antwort erlangt ha⸗ 
ben, ſondern daß die außerordentlich wichtige An⸗ 
gelegenheit in einer Weiſe behandelt worden iſt, 
die durchaus nicht dem entſpricht, was der Volks⸗ 
tag von der Regierung verlangen kann. Wenn 
ſich die Regierungsparteien damit zufrieden geben, 
ſo iſt das ihre Sache. Wir ſind damit in keiner 
Weiſe zufrieden geſtellt. Noch eine kurze Bemer⸗ 
kung zu der Einſtellung der Oppoſition zu ſolchen 
Fragen überhaupt. Wir müſſen feſtſtellen, daß die 
gegenwärtige Regierung es nicht im geringſten 
verſteht, die Kräfte der Opposition mit zu be⸗ 
nutzen, um die auswärtigen Geſchäfte zum Vor⸗ 
teile Danzigs zu führen. Die Oppoſition iſt dazu 
da, Warner zu ſein und die Regierung durch ihre 


richtig halten. Die Danziger Regierung verfährt 
anders. Sie ſieht in ihr nur den politiſchen Geg⸗ 
ner und weiß in keiner Weiſe ihre ſachliche Arbeit 
zu werten. Das geſchieht ſeitens des Senats zum 
Schaden der Freien Stadt Danzig. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Jewelowſki. 

Jewelowſti, Senator: Auf die Rede des Herrn 
Abg. Schwegmann möchte ich einige Richtigſtel⸗ 
lungen geben. Er ſprach von der Aufſichtsbehörde 
und machte die Bemerkung, daß ſich Herr Senator 
Dr. Kamnitzer verplappert habe. Das iſt durch⸗ 
aus nicht der Fall. Auf eine Frage erklärte Herr 
Dr. Kamnitzer, daß in dem polniſchen Entwurf der 
Verkehrsordnung als Aufſichtsbehörde der polni⸗ 
ſche Eiſenbahnminiſter vermerkt ſtand. Wir ha⸗ 
ben dieſen Paſſus in mehrfachen Verhandlungen 
abgelehnt und erklärt, daß wir eine Danziger Ver⸗ 
kehrsordnung, die uns ſonſt gefällt, nicht erlaſſen 
könnten, wenn darin der polniſche Eiſenbahnmi⸗ 
niſter als Aufſichtsbehörde genannt iſt. Wir ha⸗ 
ben uns verſtändigt, dieſen Paſſus zu ſtreichen 
und an ſeine Stelle die Danziger Regierung zu 
ſetzen. (Abg. Dr. Ziehm: Das iſt nicht richtig!) 
Aufſichtsbehörde iſt die Danziger Landesbehörde. 
(Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) Die Frage kann ich 
nur bejahen; denn in Danzig gibt es nur eine Re⸗ 
gierung, die durch den Staat vertreten wird. Ich 
habe bereits erklärt, daß wir den polniſchen Stand⸗ 
punkt abgelehnt haben und betonten, daß wir die 
Verkehrsordnung mit dieſem Wort nicht überneh⸗ 
men könnten, es ſei denn, von polniſcher Seite werde 
zugegeben, daß wir in unſerer Danziger Verkehrs⸗ 
ordnung dieſe Aenderung vornehmen. Polen hat 
ſich damit einverſtanden erklärt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Warum haben Sie nicht geſchrieben der Senat? 
Das läßt Zweifel zu! — Abg. Loops: Sie können 
polniſcher Anwalt werden!) Bezüglich der Tarif⸗ 


hoheit muß ich immer wieder erklären, daß wir in 


Danzig eine Tarifhoheit in unſerem kleinen Bezirk 
nicht gehabt haben und von dieſer Tarifhoheit nie⸗ 
mals Gebrauch machen können. Wir ſind auf den 
Verkehr mit Polen angewieſen und haben ein In⸗ 
tereſſe gehabt, das ergeben im übrigen die Ein⸗ 
gaben der früheren Regierungen — einen einheit⸗ 
lichen Tarif des geſamten Eiſenbahnnetzes Polen 
Danzig zu beſitzen. Dieſen einheitlichen Tarif ha⸗ 
ben wir erlangt und damit alles erreicht, was wir 
wollten, ohne daß irgend ein Recht hierbei aufge⸗ 
geben iſt. Inſoweit Entſcheidungen und Verein⸗ 
barungen vorlagen, haben wir dieſe ausdrücklich 
beibehalten und protokolliert, daß dieſe Entſchei⸗ 
dungen unverändert beſtehen bleiben. Damit iſt 
die Bemängelung, die der Herr Abg. Schwegmann 
hier angeführt hat, klar geſtellt. 

Auf die Bemerkung „jämmerliche Erklärung“ 
will ich nicht eingehen. Ich habe nicht den Wunſch, 
von der Seite irgend eine Anerkennung zu bekom⸗ 
men. Mir genügt dieſe Bemerkung vollkommen, 
Herr Schwegmann. Nun hat aber Herr Schweg⸗ 
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(Jewelowſki, Senator) 
mann erklärt, es ſei nicht wahr, daß Herr Dr. 
Ziehm mir die Erklärung bezüglich der ſechs völ⸗ 


kiſchen Abgeordneten abgegeben habe. Dieſe Rich⸗ 


tigſtellungen mit verteilten Rollen ſind meiner 
Ueberzeugung nach das, was man im üblichen Le⸗ 
ben unfair nennt. Mag Herr Dr. Ziehm ſeine da⸗ 
malige Erklärung ableugnen, dann werde ich 
Herrn Dr. Ziehm Zeugen vorführen, die meine 
Behauptung beſtätigen werden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir zu 
dieſen drei Abkommen Stellung nahmen, dann 
müſſen wir von vornherein erklären, daß es ein 
Fehler nicht nur der jetzigen Regierung iſt, ſon⸗ 
dern auch der alten war, daß derartige Abkommen 
überhaupt in der Dunkelkammer beſchloſſen wer⸗ 
den. Sie haben überhaupt dem Volkstage bezw. 
dem Volk vorher nicht Mitteilung gemacht, was 
vor ſich geht, was beſchloſſen werden ſoll. Das iſt 
natürlich auch von der jetzigen Regierung beibe⸗ 
halten worden. Auch ſie iſt der Meinung, daß die 
Bevölkerung des Freiſtaates ſich um dieſe Fragen 
nicht zu kümmern hat. Erſt wenn die Tatſachen 
vollendet ſind, wird dem Volk Mitteilung gemacht, 
dann ſtellt ſich heraus, daß großer Unſinn gemacht 
worden iſt und daß das Volk vollkommen verraten 
iſt. Auch bei dieſen Abkommen kann man feſt⸗ 
ſtellen, daß die Intereſſen der Danziger Bevölke⸗ 
rung abſolut nicht wahrgenommen worden ſind, 
daß ſie mit Füßen getreten ſind. 

Wenn man ſich vor Augen hält, daß die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung ſeit Beſtehen des Freiſtaates 
dagegen Sturm gelaufen hat, daß die Weſterplatte 
an Polen ausgeliefert worden iſt und jetzt eine 
Regierung kommt und dieſe Weſterplatte unbe⸗ 
anſtandet der polniſchen Regierung ausliefert, 
dann muß man ſagen, daß man das Volk in die⸗ 
ſem Falle betrogen hat. Was hat Danzig für ein 
Intereſſe daran, daß hier auf der Weſterplatte 
Munition gelagert wird? Die Danziger Bevölke⸗ 
rung hat abſolut kein Intereſſe daran. Die 
Deutſchnationalen hätten ein Intereſſe daran, 
wenn es deutſche Munition wäre. (Sehr wahr! 
links.). Wenn Deutſchland hier einen Munitions⸗ 
lagerplatz errichten würde, würde kein Deutſchna⸗ 
tionaler dagegen etwas einzuwenden haben. Wenn 


Deutſchland gebaut wird, hier gelagert würde, 
würde man ſofort eine Einheitsfront von Gehl bis 
Schwegmann haben. (Sehr wahr! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Aber wenn man dieſes Recht der Mu⸗ 
nitionslagerung dem polniſchen Staat einräumt, 
ſo iſt damit nicht nur ein Wohlgefallen gegen Po⸗ 
len zum Ausdruck gekommen, ſondern darin lieg 
eine ſyſtematiſche Politik. Wenn man im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Weſterplatte den Anlege⸗ 
hafen berückſichtigt, dann kommt man dahinter, 
was die jetzige Regierung bezweckt. Sie bezweckt 


nicht mehr und nicht weniger, als Danzig zum 
Aufmarſchgebiet gegen Sowjetrußland zu machen. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Wir wiſſen, 
daß es der polniſche Staat iſt, der Sowjetrußland 
Feindſchaft geſchworen hat und dieſe Feindſchaft 
nach wie vor hochhält. Wir wiſſen, daß der pol⸗ 
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niſche Staat mit allen Mitteln beſtrebt iſt, dieſe 
Auseinanderſetzung recht bald in Erſcheinung tre⸗ 
ten zu laſſen. Er ſucht Stützpunkte und hat ſie 
auch bereits gefunden. Einer der beſten liegt im 
Danziger Gebiet. Jetzt hat die Regierung Polen 
Gelegenheit geboten, dieſen Stützpunkt auszu⸗ 
bauen, ihn ſo zu befeſtigen, wie es notwendig iſt, 
um von hier aus die Fäden weiter ſpinnen zu 
können. 

Wir fragen, was veranlaßt die jetzige Regie⸗ 
rung, den Anlegehafen bis 1931 freizugeben? 
Jeder Menſch weiß, daß in den nächſten Monaten 
der Gdinger Hafen ſoweit hergeſtellt iſt, daß dort 
die polniſchen Kriegsſchiffe anlegen und den Schutz 
des Hafens genießen können. Das muß auch der 
anziger Regierung bekannt ſein, wenn ſie nicht 
den Vorwurf der Dummheit auf ſich ſitzen laſſen 
will“ Und es iſt ihr auch bekannt. Wenn fi 

trotzdem dieſen Hafen der polniſchen Regierung 
freigibt, ſo iſt damit zum Ausdruck gebracht, wir 
wollen euch gegen das verhaßte Sowjetrußland 
unterſtützen. Wir wollen euch Gelegenheit geben, 
es ſo ſchnell wie möglich überfallen zu können. M. 
Sy Ei H. Es iſt bezeichnend, nicht nur für die 
Ausſprüche, die von dieſer Stelle und insbeſon⸗ 
dere von Sozialdemokraten gefallen ſind, ſondern 
es iſt bezeichnend für die Schreibweiſe der Volks⸗ 
ſtimme bezw. der Parteien, die in der Koalition 
verankert ſind. Wenn jetzt die Deutſchnationalen 
gegen dieſes Abkommen Sturm laufen, ſo iſt es na⸗ 
türlich auch nur eine Phraſe; denn genau ſo, wie 
die Koalition ein Intereſſe hat, Rußland zu beſei⸗ 
tigen, haben auch die Deutſchnationalen ein In⸗ 
tereſſe daran. Es könnte vielleicht als Entſchuldi⸗ 
gung gelten, wenn ſie der Meinung ſind, daß dieſer 
Befeſtigungshafen ſich gegen Deutſchland auswir⸗ 


ken ſollte, aber das iſt völlig ausgeſchloſſen; denn 
Polen ſowohl wie Deutſchland haben kein Inter⸗ 


eſſe daran, ſich gegenſeitig in die Haare zu fahren, 
ſondern ſie haben nur ein Intereſſe daran, fried⸗ 
lich zuſammen zu arbeiten, um den einzigen Feind, 


der ihnen noch das Leben ſchwer macht, bejeitigen: 


zu können. 


Mit dieſen Abkommen, die die jetzige Regie⸗ 


rung mit Polen getroffen hat, iſt der Danziger 
Bevölkerung abſolut nicht gedient, ſondern nur 


denen, die am Kriege etwas verdienen wollen, den 
ſind bekanntlich in erſter 


Kriegstreibern. Das 
Linie die Großinduſtriellen und die Großagrarier, 
alſo das Intereſſe ſpielt hier in allen Kreiſen mit. 


Alle ſind beſtrebt, dem entgegen zu kommen. Wenn 


man ſich hier hinſtellt und dagegen Sturm läuft, 
ſo iſt das natürlich nur dazu angetan, um der 
ſchaffenden Bevölkerung und der Wählerſchaft 
Sand in die Augen zu ſtreuen. Aber noch etwas 
anderes ſpielt hier unmittelbar eine große Rolle. 
Man wird als Politiker nicht auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen, daß dies nur eine Danziger Ange⸗ 
legenheit ſei. Es iſt vielmehr auch eine europä⸗ 
iſche Angelegenheit, die die Wehrfähigkeit Euro⸗ 
pas überhaupt betrifft. Wenn dem polniſchen 
Staat das Recht zuerkannt wird, hier Munition 
zu lagern, wenn dem polniſchen Staat zuerkannt 
wird, ſeine Kriegsſchiffe im Danziger Hafen zu 


verankern, ſo berührt das unmittelbar die euro⸗ 
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päiſche Frage, die ſich jetzt mit dem Krieg ganz 
beſonders beſchäftigt. Der Kellogg⸗Vertrag iſt 
auch in dieſen Rahmen hineinzubringen. Trotz 
dieſes Kellogg⸗Paktes hat man ſich nicht geſcheut, 
in Deutſchland die erforderliche Summe für den 
Bau des Panzerkreuzers zu bewilligen. Man hat 
ſich in England und in Frankreich nicht geſcheut, 
Geheimverträge abzuſchließen. Trotzdem auf der 
einen Seite der Krieg geächtet werden ſoll, trotz⸗ 
dem dauernd Abrüſtungskonferenzen ſtattfinden, 
ſcheut man ſich nicht, die Waffen immer ſchärfer zu 
machen, die dazu angetan ſind, ein neues Völker⸗ 
morden herbeizuführen. Es wäre ein Nonſens, 
wenn ſich Danzig hiervon ausſchließen wollte. 
Wenn wir zur gegebenen Zeit eine deutſchnatio⸗ 
nale Regierung hätten, ſo würde auch dieſe mit 
den Verträgen einverſtanden geweſen ſein. Sie 
hätte es vielleicht nicht ſo plump und ungeſchickt 
gemacht, wie die jetzige Regierung. Aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, daß ſie ſich in demſelben Rahmen 
bewegt hätte. 

Wenn hier beſonders von deutſchnationaler 
Seite von den Hoheitsrechten des Freiſtaates ge⸗ 
ſprochen wird, dann möchte ich ſagen, daß es mit 
den Hoheitsrechten genau ſo ausſieht, wie mit den 
Verfaſſungen der einzelnen Staaten. Wer das 
Recht in Händen hat, nutzt es aus und wenn Sie 
noch ſo viel von Hoheitsrechten ſchreien. Wenn es 
Polen gefällt, morgen in Danzig einzumarſchie⸗ 
ren, dann können Sie mit Ihren Hoheitsrechten 
einpacken und ſo ſchnell als möglich nach der deut⸗ 
ſchen Grenze ziehen. Dann wird ſich Polen nicht 
durch ein Gerede eines Dr. Ziehm oder eines 
Schwegmann abhalten laſſen, ſondern das tun, 
was es für recht befindet. Und weil es die Macht 
in Händen hat, wird es auf Grund ſeiner Stärke 
rückſichtslos den Freiſtaat Danzig und ſeine Ho⸗ 
heitsrechte beſeitigen. Man ſoll hier nicht ſo ein 
großes Geſchrei anfangen. Man ſoll ſich hier nicht 
als der Verteidiger Danziger Hoheitsrechte hin⸗ 
ſtellen, die in Wirklichkeit gar nicht beſtehen, die 
alſo auch gar nicht aufgegeben werden können. 
Denn es kommt lediglich darauf an, 
Polen gute Laune hat. Wenn es einmal ſchlechte 


Laune hat und es ihm einfällt, Danzig in die 


Taſche zu ſtecken, wird es ſich nicht davon abhalten 
laſſen. Wenn Sie dann glauben, ſich auf den Völ⸗ 
kerbund berufen zu müſſen, ſo darf man darüber 
nicht viel Worte verlieren. Feſt ſteht doch, daß 
der Völkerbund für die Minderheiten abſolut 
nichts übrig hat. Der Völkerbund iſt derjenige, 
der die Völker nicht zum Frieden anhält, ſondern 
ſie aufeinander hetzt. (Sehr wahr! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Sich auf dieſen Völkerbund berufen 
und ihm vertrauen, heißt wiederum, mit der ſchaf⸗ 
fenden Bevölkerung Schindluder treiben. 

Wir müſſen deshalb die Abkommen, die ſich 
angeblich zu Gunſten des Freiſtaates auswirken 
ſollen, auf das ſchärfſte verurteilen. Wir ſagen, 
Polen hat kein Recht, und das Recht, das ihm 


jetzt eingeräumt worden iſt, durfte ihm nicht ge⸗ 
geben werden; Polen hat kein Recht, hier Muni⸗ 
tion zu lagern und im Danziger Hafen Kriegs⸗ 
ſchiffe zu verankern. Wenn man trotzdem der pol⸗ 
niſchen chauviniſtiſchen Regierung das Recht ein⸗ 


wie lange 
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geräumt hat, ſo iſt das deshalb geſchehen, um Po⸗ 
len entgegenzukommen und es ſozuſagen für Dan⸗ 
zig zu gewinnen. 

Wie es mit der Gewinnung Polens für Dan⸗ 
zig ausſieht, darüber müßte ſich die jetzige Re⸗ 
gierung vollſtändig im klaren ſein. Wir wiſſen, 
daß Polen die ihm angebotene Hand immer wei⸗ 
ter heranziehen wird. Es wird nicht dabei blei⸗ 
ben, es wird auch den Körper nehmen und pol⸗ 
niſche Zuſtände nach Danzig verpflanzen. Damit 
wird beſonders gegen die ſchaffende Bevölkerung, 
gegen jede Freiheit, wie ſie hier zurzeit noch in 
Danzig beſteht, das ſchwerſte Verbrechen heraufbe⸗ 
ſchworen. Ich erinnere nur daran, daß es der 
polniſche Staat iſt, der in den letzten Tagen wieder 
einen freiheitlichen Mann, nur weil er der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei angehörte, zu vier Jahren 
Zuchthaus verurteilt hat. (Hört, hört!) Dieſe 
Zuſtände nach Danzig verpflanzen wollen, heißt 
jede freiheitliche Regung unterdrücken. Aber 
wir wiſſen ja, daß die Sozialdemokraten es gern 


ſehen, wenn dieſe freiheitlichen Regungen nieder⸗ 


geknüttelt werden. Es war ja Herr Vizepräſident 
Gehl, der in einer Sitzung erklärte, gegen die 
Kommuniſten werden wir in erſter Linie die 
ſchärfſten Maßnahmen ergreifen. Das beweiſt uns, 
daß man Polen bewußt dieſe Rechte eingeräumt 
hat und ihm bewußt weitere Rechte einräumen 
wird. Wenn der Drang nach dem Meere von Po⸗ 
len ausgeht, ſo verkennen wir das nicht. Wenn 
Polen ſich weiter ausdehnen will, wenn es Han⸗ 
del und Wandel über ſein Land hinaus treiben 
will, dann kann es dieſe Ausdehnung nur auf 
kriegeriſchem Wege wahr machen. Aber wenn in 
Polen ſowohl wie in Deutſchland die Arbeiter⸗ 
ſchaft das Heft in den Händen hat, dann werden 
dieſe kriegeriſchen Vorausſetzungen beſeitigt ſein, 
und dann erſt wird Ruhe und Frieden auch im 
Freiſtaat Danzig einziehen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) N 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. ö 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Die Tatſache, 
daß Verträge mit der Republik Polen geſchloſſen 
worden find, daß fie im Hauptausſchuß zur Bes 
ſprechung gekommen ſind und jetzt hier in einer 
Großen Anfrage auch das Plenum beſchäftigen, gibt 
mir Veranlaſſung, meine frühere Rüge zu wieder⸗ 
holen, daß die Ausſchüſſe des Danziger Parla⸗ 
ments nicht berechtigt ſind, ſich mit Materien zu 
beſchäftigen, die ihnen nicht vom Plenum über⸗ 
wieſen worden find. Es iſt mir nicht bekannt, daß 
das Plenum in dieſen Angelegenheiten Vorlagen 
an den Hauptausſchuß überwieſen hat, damit ſie 
dort beraten und für das Plenum reif ges 
macht werden. Aus dieſer eigenartigen geſchäfts⸗ 
orbnungswidrigen Maßnahme der Regierung 
und des Hauptausſchuſſes ergeben ſich derartige 
Verhältniſſe, wie wir ſie heute ſich hier haben ab⸗ 
ſpielen ſehen, daß nämlich Regierungserklä⸗ 
rungen abgegeben werden, die keine ſind, daß 
Regierungserklärungen auf einen eigenartigen 
perſönlichen Ton zugespitzt werden, der einer 
Kollektivbehörde, wie es die Danziger Regierung 
darſtellt, unwürdig iſt. Es ergeben ſich anderer⸗ 
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ſeits Zuſtände, daß Parteien ſich ſonſt über 
derartige außenpolitiſche Fragen in dieſer kraſſen 
Form vor der breiten Oeffentlichkeit nicht ausge⸗ 
ſprochen hätten, wenn dieſe Fragen ordnungs⸗ 
mäßig zuerſt im Plenum behandelt worden 
wären. Dann hätten ſie das worſichtig, ſtaatspoli⸗ 
tiſch, wie Herr Dr. Ziehm ſagte, gemacht und 
hätten ihre Bedenken nach der Ueberweiſung an 
den Ausſchuß dort zum Ausdruck gebracht. Es iſt 
hier viel krauſes Zeug geredet worden, und wo 
ſolches geſchieht, muß man, um es zu widerlegen 
und richtigzuſtellen, auf die Dinge eingehen, 
häufig gegen den eigenen Willen. 

Daß die Eiſenbahntariffrage endgültig im 
Sinme Danzigs geklärt worden iſt, iſt ſehr erfreu⸗ 
lich. Es iſt allerdings bedauerlich, daß die Regie⸗ 
rung dieſe Angelegenheit im Verordnungswege 
regeln zu können glaubt, auf Grund einer Er⸗ 
mächtigung, die ſeinerzeit vom Volkstag gegeben 
wurde, und die dahin ging: „Die Regierung iſt 
ermächtigt die Eiſenbahn⸗Verkehrs⸗ Verordnung 
abzuändern.“ Wenn jetzt eine völlig neue Ver⸗ 
ordnung erlaſſen wird, ſo bedeutet das eine Am⸗ 
gehung des Geſetzes und ein Aeberſchreiten der 
Ermächtigung. Es liegt keine Veranlaſſung vor, 
das im Verordnungswege zu machen und auf 
dieſe Ermächtigung zu pochen. Gerade die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, als führende Koalitions⸗ 
partei, ſollte dieſe ſchlechten Praktiken der frühe⸗ 
ren Regierungen nicht mitmachen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Siehe Panzerkreuzer!) Lieber Freund, 
unterbrechen Sie nicht dauernd, Sie fallen mit 


Ihren zu vielen Unterbrechungen auf die Ner⸗ 


ven!) Die Sozialdemokratiſche Partei ſollte als 
führende Koalitionspartei darauf achten, daß die 
Rechte des Parlaments nicht im geringſten ange⸗ 
taſtet werden. Es ſoll eine völlige Außerkraft⸗ 
ſetzung der alten Verkehrs⸗Ordnung Platz greifen 
und eine vollſtändig neue Faſſung an ihre Stelle 
treten, wenn dieſe auch auf der Berner Verein⸗ 
barung beruht. Es iſt das eine neue Ordnung 
und ſie muß durch Geſetz gemacht werden. ‚Sofern 
hier eine Geſetzesverletzung vorliegt, muß ich der 
Regierung die ſchwerſten Vorwürfe machen, daß 
ſie es unterlaſſen hat, dieſen Geſetzentwurf vor den 
Volkstag zu bringen, damit er ihn auf dem Ge⸗ 
ſetzeswege verabſchiedet. Es iſt ſchade, daß Herr 
Senator Jewelowſki draußen iſt. Es könnte nichts 
ſchaden, wenn er, der dieſe Angelegenheit bear⸗ 
beitet hat, auch das zur Notiz nehmen würde. 
Was die kleine Weſterplattenfrage und den ſoge⸗ 
nannten Anlegehafen anbetrifft, ſo iſt es erfreu⸗ 
lich, daß zwei große Streitobjeke endlich für 
einige Zeit friedlich erledigt worden find. Soweit 
die Weſterplattenfrage zur Debatte ſteht, und 
zwar die kleine Weſterplatten⸗Frage, iſt es 
wiederum erfreulich, daß es der Regierung im 
Verhandlungswege geglückt iſt, den ſogenannten 
Munitionshafen, das heißt den Einſchnitt auf der 
Weſterplatte, für Handelszwecke nutzbar zu 


machen. Bisher war dieſes Hafenbecken lediglich 
dem Umſchlag von Munition dienſtbar. Es ſtimmt 
nicht, wenn man der Auffaſſung it, daß die pol⸗ 
niſche Regierung das Recht hat, Munitionsdepots 
in Danzig oder in dem Munitionshafen anzu⸗ 
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legen. Inſofern von einzelnen Parteien die Ber 
völkerung mit derartigen Mitteilungen verſorgt 
wird, kann man von einem Volksbetrug ſprechen. 
Die polniſche Regierung iſt nach den beſtehenden 
Verträgen ausſchließlich berechtigt, den Danziger 
Hafen für den Tranſitverkehr von Gütern zu be⸗ 
nutzen, wobei es ununterſucht bleibt, ob es Güter 
für Friedens⸗ oder Kriegszwecke ſind. Für Kriegs⸗ 
zwecke pflegt man Munition zu benutzen, und für 
dieſen Fall hat die polniſche Regierung das 
Recht, über den Danziger Hafen im Tranſitver⸗ 
kehr auch Munition durchzuführen. Eine dau⸗ 
ernde Lagerung und damit eine dauernde Ge⸗ 
fährdung des Danziger Hafengebiets, wie ſie 
zur Zeit der deutſchen Herrſchaft in der dauernden 
Lagerung von Munition in Weichſelmünde und 
in den Forts beſtand, kann bei dem Tranſitver⸗ 
kehr von Munition über den Danziger Hafen 
niemals eintreten. 

Ich ſagte, es iſt begrüßenswekt, daß die 
Weſterplatte nicht nur für Munition benutzt wer⸗ 
den kann. Ich hoffe, daß die Maßnahmen, die dort 
betreffend den Umſchlag der friedlichen Zwecken 
dienenden Güter getroffen werden, ſo gute ſein 
werden, daß die Vorſichtsmaßnahmen, die ſich auf 
den Munitionsumſchlag beziehen, nicht durch 
leichtſinnige Handlungen bei dem Umſchlag der 
dem Frieden dienenden Güter vielleicht dazu 
führen, daß die Sicherheitsmaßnahmen lax ange⸗ 
wandt werden. Dieſe müſſen in aller Schärfe 
durchgeführt werden. Wenn friedliche Güter be⸗ 
wegt werden, ſo pflegt man nicht ſehr ſorgfältig 
mit derartigen Dingen umzugehen, und es be⸗ 
ſteht evtl. die Gefahr, daß die Sicherheitsmaßnah⸗ 
men vielleicht gelockert werden. Davor möchte ich 
warnen. 

Die prinzipielle Frage, die große Weſterplat⸗ 


ten⸗Frage, die unerfreuliche Tatſache, daß ein an⸗ 


derer Staat berechtigt ſein ſoll, wenn auch nur 


vorübergehend, Munition auf unſerm Gebiet zu 
lagern, wird, hoffe ich, in nicht allzu ferner Zeit, 


ſei es von der gegenwärtigen Regierung odnr von 


einer andern, gelöſt werden können, und zwar im 
Sinne aller Danziger Parteien, vielleicht mit 
Ausnahme unſerer Danziger Staatsangehörigen 


polniſcher Zunge, die aus Nationalgefühl und 
Liebe zum Mutterland den bisherigen Zuſtand 
ganz gern weiter ſehen würden. Aber für alle 
Danziger, die deutſcher Abſtammung und deutſcher 
Zunge find, gibt es wohl über dieſe prinzipielle 


Frage nur eine Auffaſſung. Und die iſt: Es kann 


einem ſelbſtändigen Staat, gegen ſeinen Willen 
nicht zugemutet werden, die Munition für einen 
anderen Staat durch ſein Gebiet führen bezw. 
vorübergehend lagern zu laſſen, zumal zu der 
jedem Munitionstransport innewohnnenden Ex⸗ 
ploſionsgefahr, die durch Vorſichtsmaßnahmen 
eingeſchränkt werden kann, die viel größere Ge⸗ 
fahr der bewußten Zerſtörung im Kriegsfalle 
hinzukommt, die viel gefährlicher werden kann. 
Ich ſagte bereits vor Jahren, daß eine Beſchie⸗ 
ßung der Weſterplatte im Kriegsfalle zwiſchen 
Rußland und Polen ſehr akut werden könnte. 

Bei der kleinen Weſterplattenfrage fragt es 
ſich, ob die Kündigung des Vertrages durch die 
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frühere Regierung zweckmäßig war und ob der frage zu ſprechen komme, meine Ausführungen 


Zeitpunkt geeignet geweſen iſt. Ich habe bereits perſönlich anhören kann. Gezwungenermaßen muß 


bei der Beſprechung dieſer Angelegenheit vor der 
September⸗Tagung in Genf im Hauptausſchuß 
ausgeführt, daß ich die Kündigung der beiden Ver⸗ 
träge durch die damalige Regierung als zu einem 
verkehrten Zeitpunkt geſchehen anſah; denn nach 
den Völkerbundsentſcheidungen hat Polen das 
Recht, Munition durch den Danziger Hafen durch⸗ 
zuführen und ſeine Torpedoboote im Danziger 
Hafen vorübergehend unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen anlegen zu laſſen. 

Wenn die Republik Polen auch im Begriff iſt, 
ſich einen ziemlich bedeutenden Hafen in Edingen 
zu bauen, ſo mußte man ſich bei der Kündigung 
eines derartigen Vertrages doch die Frage vor⸗ 
legen: Kann die Republik Polen im gegenwär⸗ 
tigen Zeitpunkt mit an Sicherheit grenzender 
Wahrſcheinlichkeit Menſchen und Material, alſo 
alle ihre Kriegsſchiffe in dem in der Entwicklung 
begriffenen Hafen genügend ſchützen? Nur wer 
Angſt hat, nach Gdingen zu fahren oder den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen in die Augen zu ſehen, 
konnte eine Kündigung der Verträge im Septem⸗ 
ber vorigen Jahres in die Wege leiten. Der 
Gdinger Hafen wird Ende 1930 ſoweit ausgebaut 
ſein, daß Leben und Eigentum und die polniſchen 
Kriegsſchiffe ſo geſichert ſind, daß auch während 
der Herbſt⸗ und Frühjahrsmonate, wo wir in der 
Danziger Bucht die gefährlichen Stürme aus 
Nordoſt zu erwarten haben, Sicherheit für die 
polniſchen Kriegsſchiffe und den Umſchlag von 
Munition beſteht. Das iſt in dem Moment der 
Fall, wenn die Schiffe nicht mehr in offener See 
liegen und löſchen müſſen, ſondern in das Binnen⸗ 
land große Docks hineingebaggert ſind, wodurch 
infolge der vorliegenden Schutzwälle den Nordoſt⸗ 
ſtürmen, die aus dem Bottniſchen Meerbuſen her⸗ 
unter kommen, die Gewalt genommen wird. Kurz 
nach den Genfer Verhandlungen im September 
paſſierte es, daß der einzige polniſche Kreuzer 
durch den Sturm auf die Molen geworfen und 
das Schiff beſchädigt wurde, ſo daß zwei Tage kein 
Menſch auf das Schiff herauf oder herunter 
konnte. . i Se 

Es iſt befriedigend, daß die Regierung dieſe 
beiden proviſoriſchen Abkommen verlängert hat 
und der Völkerbund jetzt offen zugibt, daß mit 
dem Ausbau des Edinger Hafens hier ein Platz 
für polniſche Kriegsſchiffe und wahrſcheinlich auch 
für die Umladung der Munition nicht mehr ge⸗ 
geben iſt. Das find große Fortſchritte, die im 
Danzig⸗polniſchen Verhältnis erzielt worden ſind, 
einerſeits durch die wohlwollenden Entſchei⸗ 
dungen in Genf, andererſeits durch die vernünf⸗ 
tigen Maßnahmen, die die Danziger Regierung 
mit der polniſchen Regierung in dieſen beiden 
Fragen getroffen hat. Ich freue mich, daß in die⸗ 
ſen Punkten eine friedliche Verſtändigung ſtatt⸗ 
gefunden hat und hätte es begrüßt, wenn in den 
vergangenen acht Jahren über alle Fragen, die 
ſtreitig wurden, im Geiſt der Verſtändigung eine 
Vereinbarung erzielt worden wäre. 

Ich freue mich, daß Herr Senator Jewelowfki 
jetzt anweſend iſt und er, da ich auf die Tarif⸗ 


ich den Deutſchnationalen, weil ſie ausnahms⸗ 
weiſe die Rechte des Parlaments wahrgenommen 
haben, beiſtimmen, wenn ſie erklärten, eine Neu⸗ 
faſſung und vollſtändige Neuordnung der Ver⸗ 
kehrsordnung ſei auf Grund einer früheren Er⸗ 
mächtigung, dieſe abzuändern, nicht im Verord⸗ 


nungswege zuläſſig, ſondern die Regierung wäre: 


verpflichtet, wenn ſie das Geſetzgebungsrecht des 
Volkstages nicht verletzen will, dieſen Entwurf 


(OY. 


einer neuen Verordnung hier einzureichen und 


zum Geſetz erheben zu laſſen. Ich ſagte, es liegt 
kein Grund vor, dieſen Weg nicht zu wählen, weil 
ja dieſe Regierung eine abſolut ſichere Mehrheit, 
und über dieſe Mehrheit hinaus, einige Fraktio⸗ 
nen hat, die ihr bei vernünftigen Maßnahmen 
freundſchaftlich ihre Zuſtimmung geben. Ich 
würde bitten, daß dieſe Verkehrsordnung dem 
Hauſe mit größter Beſchleunigung vorgelegt wird, 


damit wir den ordnungsmäßigen geſetzgeberiſchen 


Weg beſchreiten und die Regierung nicht um den 
klaren Wortlaut der Danziger Verfaſſung herum⸗ 


geht. Gerade die Partei, die etwas derartiges be⸗ a 


kämpft hat, wie es die Sozialdemokratie im 
Danziger Volkstag getan hat, müßte die große 
Zahl von Abgeordnetenſitzen und Senatoren in 
die Wagſchale werfen, um derartige Maßnahmen 
zu verhindern. ; 

Nun zu den Tarifangelegenheiten. Für ein- 
zelne Artikel hatten wir ſchon die durchgehenden 
Tarife, aber nur für die großen Artikel. Unter 
großen Artikeln will ich in dieſem Falle die Ar⸗ 


tikel verſtanden wiſſen, die in großen Mengen 


über Danzig gehen. Erfreulich iſt gerade für den 
kleineren und mittleren Handel, daß das Abkom⸗ 


men die durchgehenden Tarifſätze für das Danzig⸗ ' 


polniſche Verkehrsgebiet zur Verfügung ſtellt. 
Nun die Frage: Sollen wir in Zukunft auch 
dieſelben Tarife haben, wie ſie die Polen haben? 
Herr Senator Jewelowſki hat uns klipp und klar 
geſagt, daß wir dieſelben Tarife wie Gdingen ha⸗ 
ben ſollen. Ich habe gern von dieſer Mitteilung 


Kenntnis genommen. Erfreulicher wäre es aller⸗ 


dings, wenn dieſe Erklärung etwas präziſer ſei⸗ 
tens der polniſchen Regierung abgegeben würde; 
denn es unterliegt keinem Zweifel, daß Danzig 
dieſelben Seeausfuhrtarife haben wird wie Gdin⸗ 
gen. Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß Dan⸗ 
zig die gleichen Ausnahmetarife wie Edingen ha⸗ 
ben wird. Aber wir haben hier ſehr wenig Kauf⸗ 
leute, und viele Herren ſind in den Dingen nicht 
ſo bewandert z. B. Herr Schwegmann, Herr Dr. 
Ziehm. Vielleicht wollten die Herren auf folgen⸗ 
des hinaus: Werden die Tarifſätze von polniſchen 
Stationen einerſeits nach Gdingen und den Dan⸗ 
ziger Bahnhöfen andererſeits geldlich die gleichen 
ein, auch wenn die Kilometerzahl der Strecke 
nicht die gleiche iſt? Das intereſſiert mich auch! 
Es intereſſiert mich ſtark. Solange der Edinger 
Platz 26 Kilometer Schienenweg entfernter liegt 
als Danzig und aus Edingen nur über Danzig 
verfrachtet werden kann, ſind Im⸗ und Export 
dort um 26 Kilometer bei durchgehenden Tarifen 
ungünſtiger geſtellt. Wenn aber die neue Strecke 
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nach Edingen, die von Bromberg über Czersk im 
leichten Bogen um die Freiſtaatſpitze geführt wird, 
fertiggeſtellt iſt, wird dieſe Strecke um 70 Kilo⸗ 
meter kürzer ſein als der Weg über Danzig. Wenn 
das eintritt, kann ich mir bei aller Liebe der pol⸗ 
niſchen Regierung und der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung zu Danzig nicht vorſtellen, daß ſie uns 
geldlich die gleichen Frachtſätze gibt. Wenn es 
Ihnen gelingt, dieſes Problem ſo zu löſen, daß wir, 
ebenjo wie wir früher über Dirſchau und Kreuz 
oder über Stettin nach Berlin zum gleichen Fahr⸗ 
preis fuhren, Güter von Danziger und Neufahr⸗ 
waſſer Bahnhöfen nach polniſchen Stationen zu 
den gleichen Sätzen verfrachten können, wie von 
Gdingen nach polniſchen Stationen, obgleich die 
Strecke von Gdingen um 70 Kilometer kürzer iſt, 
wenn es Ihnen gelingt, in dieſer außerordentlich 
wichtigen Frage eine Verſtändigung in dem an⸗ 
gedeuteten Sinne zu erzielen, wird der Danziger 
Handel Ihnen dankbar ſein. Wenn das aber nicht 
erreicht wird, muß ein Ausweg geſchaffen werden, 


und der Ausweg iſt vorhanden, nämlich in dem P 


Bau einer von Neufahrwaſſer durch den Olivaer 
Wald gehenden Eiſenbahn bis zu dem Kreuzungs⸗ 
punkt der Gdingen⸗Bromberger Bahn. Wenn die⸗ 
ſe Bahnſtrecke gebaut würde, entſtehen Koſten in 
Höhe von etwa zwei bis drei Millionen. Dieſe 
würde aber die polniſche Regierung, da ſie den 
Vorteil aus den Danziger Bahnen zieht, wahr⸗ 
ſcheinlich tragen. Wenn nicht, muß man verhan⸗ 
deln und das Beſte aus der Situation heraus⸗ 
ziehen. 

Es iſt heute hohe Zeit, daß man ſich mit dieſer 
Frage beſchäftigt. Die neue Strecke Bromberg 
Edingen wird vor allem dem oberſchleſiſchen Koh⸗ 
lenexport dienen, und obgleich Danzig hieran ein 
ſehr erhebliches Intereſſe hat, ſind es doch in der 
Hauptſache die Importgüter, die durch dieſe Li⸗ 
nienverkürzung Gdingen—Czersk— Bromberg auf 
Grund des Tarifunterſchieds von Danzig nach 
Gdingen abwandern würden. In dieſer Frage 
bleibt der Regierung noch einiges zu tun übrig. 

Nun hat Herr Dr. Ziehm heute hier eine Lo⸗ 
beshymne auf die früheren Regierungen geſungen 
und hat erklärt, daß dadurch, daß die früheren Re⸗ 
gierungen ſich immer auf den extremen Stand⸗ 
punkt ſtellten, in keiner Frage ſich verſtändigen 
wollten und immer die Entſcheidung in Genf an⸗ 
riefen, Danzig weitergekommen ſei. Hoheitsrechte 
jeien nie veräußert worden. Hoheitsrechte ſind nach 
meiner Kenntnis der Dinge durch die Danziger 
Regierung nur in zwei Fällen veräußert worden. 
Das war einmal das Recht, die polniſchen Zoll⸗ 
kontrolleure hier in Danzig agieren zu laſſen — 
das iſt allerdings im Anterſuchungsausſchuß nicht 
genügend betont worden, weil die Unterſuchungs⸗ 
ausſchüſſe nicht nach objektiven Geſichtspunkten 
unterſuchen, ſondern die Regierungskoalition, die 
die Mehrzahl der Stimmen in ſolchen Fällen hat, 
deckt ihre Leute, auch wenn ſie nach richterlichem 
Ermeſſen nicht gedeckt werden dürften — und ein 
zweites Mal ſind Hoheitsrechte veräußert worden, 
als man für nichts und wieder nichts in der Frage 
des Diskontkredits der Bank von England für die 
Bank von Danzig ſich durch den Völkerbund in 


innere Danziger Staatsangelegenheiten hinein⸗ 
reden ließ. Sie von den Deutſchnationalen 
wollen das nicht wahr haben und nehmen die 
Bank von Danzig als Ruhmesblatt für ſich in An⸗ 
ſpruch. Ich ſage, es war kein Ruhmesblatt der 
derzeitigen Danziger Regierung; denn dieſe Bank 
und die neue Währung haben Sie ſich aufzwingen 
laſſen. Sie haben an der alten Währung feſtge⸗ 
halten, bis nichts mehr übrig war. Sie wollten 
mit der deutſchen Mark ſterben. Das Danziger 
Nationalvermögen iſt dadurch zu 99 Prozent zum 
Teufel gegangen. Wir müſſen, um der Legenden⸗ 
bildung zu ſteuern, dieſes immer wieder betonen; 
Sie hätten dagegen allen Grund, dieſe Angelegen⸗ 
heit ruhen zu laſſen. (Zwiſchenrufe rechts.) 
„Es wurde weiter erklärt, der Frage Gdingen 
hätte früher nicht Aufmerkſamkeit geſchenkt zu wer⸗ 
den brauchen; denn das alles ſei erſt in letzter Zeit 
geſchehen. Ja, m. H. von den Deutſchnationalen, 
wiſſen Sie denn nicht, daß dieſe Pläne nicht von 
heute und geſtern ſind? Wiſſen Sie nicht, daß die 
Aäne zum Bau des Gdinger Hafens darauf zu⸗ 
rückzuführen ſind, daß die verfloſſenen Regierun⸗ 
gen unter Führung der Deutſchnationalen ewige 
Differenzen mit Polen hatten, und daß dadurch erſt 
der Plan, ſich einen eigenen Hafen zuzulegen, auf⸗ 
getaucht iſt und von Polen verwirklicht wurde? 
(Widerſpruch rechts.) M. H. Deutſchnationalen, 
geſtatten Sie, daß ich jetzt ein hartes Wort präge: 
Sie begehen einen Betrug an der Danziger Be⸗ 
völkerung, wenn Sie es ſo darſtellen, als ob die 
polniſche Regierung den Gdinger Hafen ohne 
Gründe baut. Nein, Polen hat den Hafen nach 
vielen Ueberlegungen auf Grund der ewigen Dif⸗ 
ferenzen mit Danzig gebaut. Eine Regierung ſteckt 
nicht 300 bis 400 Millionen ohne zwingenden 
Grund in einen Hafen, der eine Kailänge von 
über 20 Kilometer beſitzen wird. Der Hafen wird 
vorzüglichere Einrichtungen haben, als ſie der 
Danziger Hafen heute und in den nächſten Jahren 
beſitzen wird. Eine Regierung gibt nicht leicht⸗ 
ſinnig Gelder zu dieſem Zweck aus, wenn ſie nicht 
auf Grund der ewigen unzweckmäßigen und un⸗ 
verſtändlichen Handlungen der Danziger Rechts⸗ 
regierung in dieſe Situation hineingezwungen 
worden wäre. (Zwiſchenrufe rechts.) Das Ableug⸗ 
nen und Beſchönigen nützt nichts. Hier muß Farbe 
bekannt werden! Wenn heute in der Woche 
50 000 Tonnen Kohlen über Gdingen ſeewärts 
gehen und in zwei Monaten höchſtwahrſcheinlich 
dort das Doppelte dieſer Ware verfrachtet werden 
wird, wenn heute Erze, Phosphate und Schrott 
über Gdingen eingeführt werden und in Gdingen 
eine Reismühle vorhanden iſt, die in dieſer Sai⸗ 
ſon 50 000 Tonnen Rohreis importiert und ge⸗ 
ſchält hat, wenn dort ein Kühlhaus für Eier⸗ und 
Butter⸗Export gebaut wird und in nächſter Zeit 
alle bedeutenden Branchen des Danziger Handels 
in Gdingen ſitzen werden, ſo gibt das doch zu 
denken. Ihr Parteigenoſſe Boſſelmann unterhält 
dort bereits ein Büro, weil er ſich die Schiffe nicht 
entgehen laſſen will, die in Danzig an F. G. Rein⸗ 
hold adreſſiert ſein würden. (Lebhaftes Hört, hört! 
links.) Ich habe darüber kein Wort der Mißbilli⸗ 
gnug gejagt. Hätte Herr Jewelowſki das aber getan, 
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ſo hätte man ihn mit gewiſſen Ingredienzien be⸗ 
worfen, daß er nicht aus den Augen gucken könnte. 
Daß der Hafen von Gdingen gebaut wird und 
eine große Gefahr für Danzigs Handel bedeutet, 
haben wir nur der unverantwortlichen und durch 
nichts zu rechtfertigenden deutſchnationalen Politik 
der verfloſſenen 7 Jahre zuzuſchreiben. (Sehr 
richtig! links. — Märchen! rechts.) Wenn man 
Ihnen das aus tiefer Kenntnis der Dinge ſagt, 
ſo ſagen Sie, das ſeien Märchen. Das ſind keine 
Märchen, ſondern Tatſachen! Wir ſehen mit Be⸗ 
dauern, wie dem Danziger Handel Stück für 
Stück weggeriſſen wird durch die Maßnahmen, die 
die vorige deutſchnationale Regierung getroffen 
hat und die zu ewigen Differenzen mit Polen 
führten. Es iſt gut, daß dieſer Zeitpunkt überwun⸗ 
den iſt und endlich eine Danziger Regierung am 
Ruder iſt, die durch Verſtändigung Vernünftiges 
zu erzielen ſucht. Eine Verſtändigung iſt beſſer als 
zehn Wege nach Genf. (Lebhaftes Bravo!) 


Präsident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen micht vorliegen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Ueber 
unſern Antrag muß ja abgeſtimmt werden. Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung. 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Antrag. Damit dürfte die große An⸗ 
frage erledigt ſein. Es iſt namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragt worden. Wird dieſer Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die Damen und Herren die Plätze 
einzunehmen; die Abſtimmung beginnt. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Das Abſtim⸗ 
mungsergebnis“) iſt folgendes: N 


Es ſind 90 Stimmen abgegeben worden, 52 mit 


Nein und 38 mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Damit iſt Punkt 2 der Tagesordnung erledigt. 
Ich rufe Punkt 3 auf: ER er 


) Endaültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 90, davon mit Ja 88, mit Nein 52. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Böhm, Dr. Bogdan, Dumont, Dyck II,. Doerkſen, 
Eiſerloh, Falkenberg, Friedrich, Hallmann Rud., Hennte, 
Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Fr. Kalähne, Karkutſch, 
Klawitter Fritz, Langnau, Liſchnewſki, Manthei, Mathieu, 
Fr. Meyer, Müller B., Müller P., Müller W., Opitz. 
Pawke, Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Schütz, 
Schwegmann, Senftleben, Weiße, Dr. Ziehm. 
Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Fr. Falk, Fiſcher, 
Booten, Gaikowſki, Gerick, Grodnick, Hallmann Rob., Höhn, 


Hoog, Hoppe, Jewelowſki, Kaiſer, Karſchewſki, Klingen⸗ 


berg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppe, B. Lemke, Lendzion, 
Loops, Fr. Malikowſki, Mau, Miczewſki, Moritz, Mrocz⸗ 
kowſki, Fr. Müller, Fr. Pauls, Plettner, Regier, Rehberg, 
Fr. Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schmidt, 
Selow, Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, 
Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Böcker, 
Brenner, Burandt, Cierocki, Dinklage, Fuchs, Gehl, 


Geißler, Grünhagen, Dr. Heinemann, Jantzen, Joſeph, Dr. 
Kamnitzer, Klawitter Felix, Fr. Kreft, P. Kreft, Kurowſki, 
Lemke B., Leu, Mayen, Dr. Moczynſki, Neubauer, Raap, 
Schilke, Schwartz, Dr. Anger, Vollerthun, Weiß, Zarske. 
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Große Anfrage Nr. 8 des Abg. Lang⸗ 
nau u. Fr. betr. Zahlung von Tariflöhnen 
an ländliche Arbeiter. 

Druckſache Nr. 291. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Langnau: 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Anfang Juni 
dieſes Jahres erhielt ein Teil der Erwerbslosen 
im Kreiſe Großes Werder von dem Kreisausſchuß 
ein Schreiben, in dem ſie aufgefordert wurden, 
ſich innerhalb 24 Stunden bei einem vom Kreis⸗ 
ausſchuß genannten Arbeitgeber zwecks Ueber⸗ 
nahme von Arbeit zu den Tariflöhnen zu melden. 
Die Erwerbsloſen kamen dieſer Aufforderung 
nach. Die Arbeitgeber weigerten ſich aber, die 
Leute zu den Tariflöhnen einzuſtellen. Sie ver⸗ 
langten, daß ſie für den Lohn arbeiten ſollten, 
für den die polniſchen Saiſonarbeiter arbeiten. 
Die Erwerbsloſen lehnten dies ab und mit Recht. 
Denn es iſt unter der Würde eines freigewerk⸗ 
ſchaftlich organiſierten Landarbeiters, unter dem 
Tarif der Landarbeiter, der ſchon hundsmiſera⸗ 
bel iſt, zu arbeiten.. Als ſich die Erwerbsloſen 
aber bei dem Gemeindevorſteher wieder melde⸗ 
ten, wurden ſie Tag für Tag ſchikaniert. Sie 
wurden Tag für Tag wieder dem Arbeitgeber zu⸗ 
gewieſen. Dieſer ſtellte ſie trotzdem nicht ein. Ein 
großer Teil der Agrarier beſchäftigte trotzdem 
Saiſonarbeiter, und zwar aus dem Grunde, weil 
dieſe noch billiger arbeiteten als die Danziger 
Landarbeiter. Wir Kommuniſten haben nichts 
gegen die polniſchen Saiſonarbeiter, aber wir ver⸗ 
langen, daß dieſe genau ſo entlohnt werden wie 
Danziger Arbeiter, damit ſie nicht Lohndrücker 
im Freiſtaat ſind. Die Landarbeiter, die ſchon 
fünf bis ſechs Monate erwerbslos waren, erhiel⸗ 
ten keine Arbeit. Es müßte Aufgabe des Senats 
ſein, die Arbeitgeber zu zwingen, daß ſie den 
Landarbeitern den Lohn erſetzen. ee 
Noch kraſſer war es bei der Rübenarbeit. Die 
Agrarier ſcheuten ſich auch hier, den Tariflohn zu 
zahlen und verlangten die Rübenarbeit im Ak⸗ 
Sie boten aber nicht ſolchen Akkordlohn, 
daß der Arbeiter wenigſtens auf ſeinen Tariflohn. 
kam, ſondern Löhne, die weit unter dem Tarif⸗ 
lohn lagen. Sie taten das aus dem Grunde, da⸗ 
mit der Arbeitsloſe überhaupt ablehnen ſollte, 
für dieſen Lohn zu arbeiten, und daß ihm dann 
die Unterſtützung entzogen werden konnte. Dies 
geſchah denn auch, und zwar in vielen Gemein⸗ 
den. Trotzdem wir mehr als einmal Beſchwerde 
beim Landratsamt eingelegt haben, hat ſich dieſes. 
um unſere Beſchwerden nicht gekümmert, ſondern 
den Erwerbsloſen wurde die Unterſtützung nicht 
ausgezahlt. | . f 

Was wollten die „notleidenden“ Agrarier nun 
den Landarbeitern zahlen? Für einen kulmiſchen 
Morgen wollten ſie ihnen den „großen“ Akkord⸗ 
lohn von 35 bis 45 Gulden zahlen. Der Landar⸗ 
beiter wäre dann auf einen Tagesverdienſt von 
2 bis 2,50 Gulden bei elfſtündiger Aubeitszeit ge⸗ 
kommen. Ich frage die deutſchnationalen Groß⸗ 
agrarier, ob ſie imſtande ſind, mit 2,50 Gulden 
pro Tag zu leben, ob ſie imſtande find, mit 2,50 
Gulden eine Familie zu ernähren. Trotzdem wir 


[bewieſen haben, daß die Erwerbsloſen bei dieſem 
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Akkord nur 2 bis 2,50 Gulden verdienten, hat ſich Angemeſſenheit des gebotenen Lohnes darauf zu 


das Landratsamt nicht darum gekümmert, ſon⸗ 
dern das Bemerkenswerte iſt, daß das Landrats⸗ 
amt ſich den Vorſchlag des Kreiswirtſchaftsver⸗ 
bandes zu eigen machte, ohne den Vorſchlag des 
deutſchen Landarbeiterverbandes zu berüdjichti- 
gen. Der Landarbeiter braucht zum Reinigen ei⸗ 
nes kulmiſchen Morgens Rüben 18 Tage, und 
zwar das erſte Mal Hacken vier Tage, das zweite 
Mal Hacken auch vier Tage, dann kommt das 
Verziehen 6 Tage und das letzte Mal Hacken auch 
vier Tage. Für dieſe Arbeitstage ſoll der Land⸗ 
arbeiter 35 Gulden bekommen. Wenn man den 
Tariflohn des Landarbeiters zuzüglich 25 Pro⸗ 
zent für Akkordarbeit nimmt, ſo muß der Land⸗ 
arbeiter für einen Morgen 117,90 Gulden be⸗ 
kommen und nicht 35 Gulden. Der Senat hat mit 
der Antwort lange gezögert. Sie kommt jetzt ge⸗ 
rade für die nächſte Saiſon, und zwar zum Rüben⸗ 
ausnehmen. Hier kommen die Agrarier auch wieder 
und ſagen: „Wenn ihr nicht für 30 Gulden die 
Rüben ausnehmt, dann brauchen wir euch nicht.“ 
Man braucht ſechs Tage, um einen kulmiſchen Mor⸗ 
gen Rüben auszunehmen, und dafür ſollen die 
Arbeiter 26 bis 31 Gulden bekommen. Dasſelbe 
iſt bei den Zuckerrüben der Fall. Für das Aus⸗ 
nehmen der Zuckerrüben und das Aufladen will 
man dem Arbeiter, der dazu zwölf Tage braucht, 
ſage und ſchreibe 48 Gulden geben, trotzdem ihm 
laut Tarif 85 Gulden zuſtehen. Es iſt überhaupt 
unverſtändlich, daß das Landratsamt ſolche Sätze 
zuläßt. Nach dem Geſetz heißt es, daß der Er⸗ 
werbsloſe die Arbeit nur dann übernehmen darf, 
wenn der Tariflohn gezahlt wird. Aber das Land⸗ 
ratsamt kümmert ſich micht darum. 

Aus dieſem Grunde haben wir die Große An⸗ 
frage eingereicht, um zu erfahren, ob der Senat 
Dieje Maßnahmen billigt. Die Landarbeiter ver⸗ 
langen vom Senat eine klipp und klare Antwort. 
Sie haben ſchon lange darauf gewartet. Wir ſind 
geſpannt, ob der Senat dieſe reaktionäre Hand⸗ 
Habung des Landratsamtes genehmigt. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Hemmen. 

Dr. Hemmen, Oberregierungsrat. Im Namen 
10 Senats beantworte ich die Große Anfrage wie 
folgt: 

Die Zuweiſung von landwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beitskräften durch den Kreisarbeitsnachweis in 
Tiegenhof erfolgt ſtets unter der ausdrücklichen 
Bedingung, daß, ſoweit ein Tarifvertrag beſteht, 
für die zugewieſene Arbeit der tarifmäßige Lohn 
gezahlt werden, andernfalls der Lohn für die zu⸗ 
gewieſene Arbeit höher ſein muß als die dem Er⸗ 
werbsloſen zuſtehende Unterſtützung. Dement⸗ 
ſprechend darf die Erwerbsloſenunterſtützung dann 
nicht entzogen werden und iſt auch nicht entzogen 
worden, wenn ein Beſitzer entgegen dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht den tarifmäßigen Lohn geboten 
und der Erwerbsloſe deshalb die Aebernahme der 
Arbeit abgelehnt hat. 

Bei Verrichtung von Rübenarbeit im Akkord 
hat der Senat ſchon durch Verfügung vom 22. 6. 
1928 darauf hingewieſen,daß bei Beurteilung der 


achten ſei, daß der Arbeiter im Akkord durch⸗ 
ſchnittlich nicht weniger als den Tagelohn ver⸗ 
diene, da ihm ſonſt die Uebernahme der Arbeit 
im Akkord, die nach dem Tarifvertrag der freien 
Vereinbarung unterliege, nicht zugemutet wer⸗ 
den könne. (Abg. Plenikowſki: Eine ſchöne Ant⸗ 
wort des Senats!) 

Präſident: Damit iſt Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 4 auf: 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Aenderung verſchiedener Beſtimmungen 
der Landgemeindeordnung. 

Druckſache Nr. 381. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Langnau: 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Schwer ha⸗ 
ben die Landarbeiter unter dem willkürlichen 
und brutalen Ausnahmerecht der Monarchie ge⸗ 
litten. Die Geſindeordnung und die Ausnahme⸗ 
beſtimmungen gaben davon ein beredtes Zeug⸗ 
nis. Die Sozialdemokratie wollte dieſe Aus⸗ 
nahmegeſetze gegen die Landarbeiter nach der Re⸗ 
volution beſeitigen. Am 12. November 1918 
brachte auch der Rat der Volksbeauftragten eine 
Kundgebung „An das deutſche Volk“ heraus, in 
der es ſo ſchön im Punkt 8 hieß: „Die Geſinde⸗ 
ordnung wird außer Kraft geſetzt, ebenſo die Aus⸗ 
nahmegeſetze gegen die Landarbeiter.“ 

In dieſer Zeit hatten die revolutionären Ar⸗ 
beiter noch die Waffen in ihren Händen, und die 
Großagrarier beſaßen nicht den Mut, gegen dieſe 
Verordnung Sturm zu laufen. Erſt als die deutſche 
Revolution mit Hilfe der Sozialdemokraten nie⸗ 
dergeſchlagen wurde, krochen auch die Großagra⸗ 
rier wie alle andern Kapitaliſten aus ihrem 
Verſteck heraus und verlangten die Nationalver⸗ 
ſammlung. Die Sozialdemokratie löſte die Arbei⸗ 
ter⸗ und Soldatenräte mit Waffengewalt auf, und 
die Nationalverſammlung wurde gewählt. Am 
24. Januar 1919 wurde das Ausnahmegeſetz für 
die Landarbeiter geſchaffen, und zwar die vor⸗ 
läufige Landarbeitsordnung, welche unterzeich⸗ 
net war von der Reichsregierung: Ebert, Scheide⸗ 
mann, beides Mitglieder der Sozialdemokratie. Die 
vorläufige Landarbeitsordnung zeigt, daß die 
Sozialdemokratie und die Gewerkſchaftsführer 
kein Intereſſe hatten, ein jahrhundertelanges 
Unrecht, welches auf der Landarbeiterſchaft laſte⸗ 
te, endgültig zu beſeitigen. Trotzdem im Jahre 
1919 und 1920 auch der Deutſche Landarbeiter⸗ 
verband eine Stärke und Macht hatte, daß es ihm 
möglich geweſen wäre, Geſetze und Verordnungen, 
die ſich zum Schaden der Landarbeiterſchaft aus⸗ 
wirken, zu beſeitigen, rief die Sozialdemokratie 
und die Gewerkihaftsführer die Landarbeiter 
nicht zum Kampf auf, ſondern ſetzte ſich mit den 
Großagrariern zuſammen und gründete die Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft. 

Die Landarbeiterſchaft hat in den zehn Jah⸗ 
ren nach der ſogenannten deutſchen Revolution 
dieſen Verrat an ihrem eigenen Leib geſpürt. Der 
8 3 der vorläufigen Landarbeitsordnung brachte 
insbeſondere ein Ausnahmegeſetz, indem für 
Landarbeiter nicht der Achtſtundentag vorgeſchrie⸗ 
ben wurde. Bemerkenswert iſt, daß der Vater die⸗ 
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ſes Geſetzes der Vorſitzende des Deutſchen Land⸗ 
arbeiterverbandes Georg Schmidt it, der Partei⸗ 
genoſſe der Gewerkſchaftsführer des Deutſchen 
Landarbeiterverbandes Rehberg und Wierſchow⸗ 
jfi. Jedem Landarbeiter muß die Schamröte ins 
Geſicht ſteigen, wenn man betrachtet, wie er es 
fertig bekommt, ſich mit ſeinem Verrat gegen⸗ 
über der Landarbeiterſchaft noch zu brüſten. Ge⸗ 
org Schmidt hat am 4. Juli 1924 als Sozialde⸗ 
mokrat im Reichswirſchaftsrat folgende Aeuße⸗ 
rung gemacht: 

Ich will daran erinnern, daß in der Landwirt⸗ 
ſchaft, auch in Pommern 2 900 Stunden gearbeitet 
wird, daß alſo der achtſtündige Arbeitstag nicht gilt. 
Herr von Wangenheim, Sie wiſſen, daß ich nicht ganz 
ſunſchuldig daran bin, daß man in der Landwirtſchaft 
in Bezug auf die Arbeitszeit entgegen gekommen iſt. 
Warum haben Sie und andere Herren im November 
und Dezember 1918 betont, daß die Forderungen, die 
wir bezüglich Regelung der Arbeitszeit ſtellten, gar 
micht fo ungeheuerlich ſeien, weil ja in Friedenszeit 
auch nicht länger gearbeitet wurde. 

An einer andern Stelle ſagt er: 

Leider iſt Herr von Wangenheim nicht hier. Ich 
bin geſtern zurückgetreten, weil ich dem alten Herrn, 
den ich trotz aller Gegnerſchaft hoch ſchätze, Gelegen⸗ 
heit geben wollte, geſtern noch zu ſprechen. Ich habe 
ihm geſtern die Frage vorgelegt und ihn daran erin⸗ 
nert — er war mit beteiligt — daß, als im November 
1918 die Landarbeitsordnung eingeführt wurde, die 
Unternehmer über die Vorſchläge erſtaunt waren, die 
ich ihnen unterbreitete und über meine Aeußerung daß 
die Arbeitszeit im Sommer bis zu 11 Stunden Yınaus, 
gehen könne. Exzellenz Memert, der damals Vor⸗ 
ſitzender war, hat ebenſo, wie die anderen Herren er⸗ 
klärt, daß ja die Arbeitszeit auch im Frieden nicht 
über elf Stunden hinausgegangen ſei. Ich habe geſtern 
Herrn Freiherrn von Wangenheim gefragt, wie es 
mit der Auffaſſung, daß die Arbeitszeit nicht aus⸗ 
weiche, in Einklang zu bringen iſt, was damals geſagt 
wurde. Als ich dieſe Vorſchläge über die Regelung 
der Arbeitszeit machte, da wurde geſagt: Das iſt ja 
nicht ſo ſchlimm, wir ſind erſtaunt darüber, daß Sie 
derartige Vorſchläge machen. Bedenken Sie von 
meinem Standpunkt aus die damalige Zeit: Novem⸗ 
ber 1918. Ich will das in dieſem Kreiſe einmal aus⸗ 
ſprechen. Herr von Wangenheim müßte es zugeben, 
wenn er hier wäre, daß ich gerade — laſſen Sie mich 
hier einmal perſönlich ſprechen —, dazu beigetragen 


habe, daß in der Landwirtſchaft die Arbeitszeit den 


Witterungsverhältniſſen, den Lichtverhältniſſen ange⸗ 

paßt würde. 
Hier gibt er klar und deutlich zu, daß er als 
Führer des Deutſchen Landarbeiterverbandes 
den Großagrariern ſolche Vorſchläge gemacht hat. 
Trotzdem ſeit 1919 die Sozialdemokratie und die 
Gewerkſchaftsführer in der Regierung ſind, iſt 
noch keine Aenderung eingetreten. Wir als Kom⸗ 
muniſten können dieſe niederträchtigen Ausnahme⸗ 
geſetze für die Landarbeiterſchaft nich: länger dul⸗ 
den. Anſere dementſprechenden Anträge ſind keine 
Revolutionsforderungen, keine Agitationsan⸗ 
träge. Sie wollen nur die Ungerechtigkeit aus der 
Welt ſchaffen. Es freut uns als Kommuniſten, 
daß die Mitglieder des Deutſchen Landarbeiter⸗ 
verbandes unſere Anträge begrüßen. Sie werden 
aufmerkſam verfolgen, wie ſich die Sozialdemo⸗ 
kratie, insbeſondere die Führer des Deutſchen 
Landarbeiterverbandes, die Herren Rehberg und 
Wierſchowſki, hierzu ſtellen werden. Nicht nur 


allein, daß die Mitglieder des Deutſchen Land⸗ 
arbeiterverbandes die Gleichberechtigung fordern, 
ſondern auch die ſogenannten deutſchnationalen 
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Arbeiter haben auf ihrer letzten Tagung verlangt, 
daß für alle Arbeiter die Gleichberechtigung ge* 
ſchaffen werden ſoll. Aus dieſem Grunde iſt es die 
Aufgabe der Deutſchnationalen, daß ſie unſerm 
Antrag zustimmen. 

Wenn man die Arbeitszeit in der Landwirt⸗ 
ſchaft betrachtet, dann muß man zugeben, daß es 
eine unmenſchliche iſt. Der Landarbeiter ſteht. 
morgens 4 Uhr auf und ſchuftet bis 7 Uhr abends. 
Um 8 Uhr kommt er dann nach Hauſe. Dann iſt 
er zermürbt und zerſchunden. Trotzdem muß er 
dann noch zu Hauſe in der Wirtſchaft helfen. Ich 
glaube, ein großer Teil der Abgeordneten wird 
viel Phantaſie brauchen, um ſich in das Los der 


Landarbeiter hineindenken zu können. Wir ver⸗ 


langen, daß auch die Landarbeiter nur acht Stun⸗ 
den täglich arbeiten, und daß nur in dringenden 
Fällen mit Zuſtimmung des Deutſchen Landar⸗ 
beiterverbandes in der Erntezeit Ueberſtunden 
gemacht werden können. 

Zu dem Abſatz 2, zu der Frage des Arbeits⸗ 
lohns möchte ich folgendes ſagen: Für die ſchwere 
und lange Arbeitszeit erhält der Landarbeiter 
nur einen ſehr geringen Lohn. In der Erntezeit 
bei elfitündiger Arbeitszeit, wo er im Schweiße 
ſeines Angeſichts Tag für Tag ſchuften muß, er⸗ 
hält ein Familienvater, ein Vollarbeiter, 4,40 
Gulden. Ein Deputant erhält den ganzen Monat 
32,50 Gulden. Mit dieſem Geld, wovon noch das 
Krankengeld und die Inwalidenbeiträge abgezo⸗ 
gen werden, ſoll ein Menſch in der heutigen Zeit 
leben. Die Landarbeiterſchaft mit ihren Familien 
wird, wenn hier nicht bald eine Wandlung ein⸗ 
tritt, elend zu Grunde gehen. Sie ſind nicht mehr 
imſtande, als Menſch zu leben und ſich als Menſch 
zu kleiden. Ihre Kleider und Schuhe ſind zer⸗ 
lumpt. Wenn die Landarbeiterſchaft in den 
Kampf für ihre berechtigten Forderungen treten 
will, dann wird ſie durch den Schlichtungsaus⸗ 
ſchuß gehemmt. Das tieftraurigſte iſt, daß die Ge⸗ 
werkſchaftsführer das Schlichtungsweſen anerken⸗ 
nen. Die Landarbeiter, die der Kommuniſtiſchen 
Partei angehören, lehnen es ab, Mitglied des 
Schlichtungsausſchuſſes zu ſein. Die Gewerlſchafts⸗ 
führer müßten erkennen, daß fie gegen das 
Schlichtungsſyſtem Stellung nehmen müſſen. 
Ebenſo, wie die Arbeiter, wird auch die Jugend 
ausgebeutet. Es iſt eine Schande, daß man auf 
dem Lande Jugendliche von 16 Jahren dazu miß⸗ 
braucht, den Dreſchſatz zu führen, daß Jugendliche 
von 16 Jahren Tag für Tag an der Maſchine 
jtehen. Es wird vielleicht der Fall eintreten, daß 
dieſe Jugendlichen verunglücken, und dann wer⸗ 
den die Großagrarier ihnen keine Hilfe angedei⸗ 
hen laſſen. Dann wird dieſer Jugendliche zeit⸗ 
lebens ein Krüppel ſein und ein paar Pfennige 
an den Kopf geworfen bekommen. Deshalb 
muß auch hier eingeſchritten werden. Wir werlan⸗ 
gen, daß laut Geſetz der Landarbeiter den Durch⸗ 
ſchnittslohn eines Induſtriearbeiters bekommt. 
Es iſt nicht möglich, daß der Landarbeiter der 
Ausbeutung preisgegeben wird. Deshalb müſſen 
Sie unſerm Antrag zuſtimmen. 

Eine andere Frage iſt die der Frauenarbeit. 
Die Frauenzwangsarbeit muß endlich verſchwin⸗ 
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den. Ich will hier ein ganz kraſſes Beiſpiel an⸗ 
führen, wie die Großagrarier vorgehen. In Rei⸗ 
chenberg wird ein Deputant entlaſſen, weil ſeine 
Frau nicht zum Beſitzer arbeiten kommt. Die Frau 
hat aber fünf Kinder zu Hauſe. Drei davon waren 
an dieſem Tage krank und eins mußte zur Schule 
gehen. Jeder denkende Menſch muß doch zugeben, 
daß die Frau nicht imſtande war, zu dem Beſitzer 
zu gehen, auch wenn ſie gern etwas verdienen 
wollte. Der Agrarier kümmert ſich nicht darum, 
ſondern entläßt dieſen Arbeiter mit der Beſchei⸗ 
nigung: „Der Arbeiter Soundſo iſt entlaſſen 
worden, weil er ſeinen Verpflichtungen nicht nad- 
gekommen it.“ Das traurigſte dabei iſt, daß in⸗ 
dieſem Fall der Führer des Deutſchen Landarbei⸗ 
terverbandes, Herr Senator Rehberg, es ablehnt, 
den Arbeiter vor dem Gewerbegericht zu vertre⸗ 
ten. Er lehnt es ab, ein zu Unrecht entlaſſenes 


Mitglied des Deutſchen Landarbeiterverbandes 
zu ſeinem Recht zu verhelfen. Er gibt ſich hier als 
treuer Beſchützer der Agrarier und als Beſchützer 
des kapitaliſtiſchen Staates zu erkennen. Wir for⸗ 
dern deshalb, daß die Frauenzwangsarbeit durch 
Geſetz aufgehoben wird. Wenn Frauen aus eige⸗ 
nem Antrieb Arbeit annehmen, müſſen ſie nach 
dem freigeweelſchaftlichen Grandſatz entlohnt 
5 und zwar: Gleicher Lohn für gleiche Ar⸗ 
beit! 

Mit der Kinderarbeit iſt es das gleiche. Nicht 
genug, daß die Großagrarier die erwachſenen Ar⸗ 
beiter Tag für Tag ausbeuten, ſondern die Kral⸗ 
len des Kapitalismus gehen ſo weit, auch aus den 
ſchulpflichtigen Kindern Profite herauszuziehen. 
Jeder, der etwas menſchliches Empfinden hat, 
müßte ſich ſchämen, ein Kind elf Stunden am Tage 
arbeiten zu laſſen. Aber die Agrarier kümmern 
ſich nicht darum. Bei ihnen kommt nur der Profit 
in Frage, wenn auch die Arbeiterkinder dabei zu 
Grunde gehen. Dies muß endlich beſeitigt werden. 


Man muß weiter bedenken, daß die Beamten 
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Ferner muß es die Aufgabe der Regierung fein, 
in der die Sozialdemokraten mit vertreten ſind, 
daß insbeſondere die Techniſche Nothilfe, die 
Streikbrechergarde, verſchwindet. In den Zeitun⸗ 
gen hat man ſchon lange von den öffentlichen Ar⸗ 
beitsnachweiſungen geſprochen. Aber bis heute hat 
ſich die Regierung noch nicht bemüßigt gefühlt, dem 
Volkstag ſolch ein Geſetz vorzulegen. Mit der ge⸗ 
werblichen Vermittlung muß endlich Schluß ge⸗ 
macht werden. Die Arbeiter müſſen in Zukunft 


nur durch die öffentlichen Arbeitsnachweiſe einge⸗ 


ſtellt werden. Eine große Schande iſt es, daß für 
die Landarbeiterinnen die für die Induſtrie gel⸗ 
tenden Beſtimmungen betreffend die Niederkunft 
der Frauen nicht in Betracht kommen. Die Land⸗ 
arbeiterinnen müſſen bis zur letzten Stunde arbei⸗ 
ten. Sie müſſen ſofort nach ein paar Tagen wie⸗ 
der die Arbeit aufnehmen. Es iſt eine Schande 
für einen Kulturſtaat, daß er mit dieſen Ausnah⸗ 
mebeſtimmungen für die Landarbeiterinnen noch 
nicht aufgeräumt hat. 

Ein ganz mittelalterliches Syſtem ſind die 
Werkwohnungen. 
Großagrarier wohnt, iſt vogelfrei. Die Wohnung 
gehört nicht dem Arbeitnehmer, dem Deputanten, 
trotzdem er für dieſe Wohnung Arbeit leiſtet, ſon⸗ 
dern dem Arbeitgeber. Wird der Deputant ent⸗ 
laſſen, ſo wird er auch ſogleich aus der Wohnung 
hinausgeworfen, weil die Werkwohnungen nicht 
unter die Zwangswirtſchaft fallen. Auch darf der 
Landarbeiter über die Wohnung nicht ſelbſt ver⸗ 
fügen. Im 8 3 des Tarifes Abſatz 14 lautet es: 
Benutzung der Wohnung. „Der Deputant darf die 
ihm zugewieſene Wohnung nur für ſich und ſeine 
Familie benutzen und nicht fremden Perſonen 
Wohnrecht gewähren“. Wenn der Deputant einen 
guten Freund hat, der ihn vielleicht aus Deutſch⸗ 
land beſucht, dann darf er ihn nicht beherbergen. 
Tut er es doch, ſo kann er entlaſſen werden, und 
der Arbeitgeber iſt dann berechtigt, ihn ſogleich 
auf die Straße zu werfen. Wir verlangen, daß 


und auch die Induſtriearbeiter im Jahre wenig⸗ lauch die Werkwohnungen unter die Zwangswirt⸗ 


ſtens ein paar Tage Urlaub erhalten. Der Land⸗ 
arbeiter kennt keinen Urlaub. Tag für Tag, Jahr 
für Jahr muß er ſeine Knochen zu Markte tragen, 
muß er im Schweiße ſeines Angeſichtes arbeiten, 
und den Nutzen hat der Großagrarier. Laut Tarif 
ſtehen ihm vier freie Tage im Jahr zu, die ſind 


aber nicht als Erholungsurlaub gedacht, ſondern 


an dieſen Tagen muß er zu Hauſe arbeiten. Tut 
er das nicht, bekommt er auch keine vier freien 


Tage. Wir verlangen, daß die freien Tage dazu 


da ſein ſollen, damit der Landarbeiter ſich von 


ſeiner ſchweren Arbeit erholen kann und neue 
Kräfte ſammeln kann. Nicht nur für die Kapita⸗ 
liſten und die Großagrarier iſt die Natur da, ſon⸗ 
dern auch für die Landarbeiter. 


Eine andere Forderung iſt, daß den Land⸗ 
endlich das Koalitionsrecht geſichert 
wird. Man ſagt, die Landarbeiter haben das 
Vereinsrecht, aber wie ſieht es in Wirklichkeit da⸗ 


mit aus? Merkt ein Großagrarier, daß der Land⸗ 


arbeiter Mitglied der Kommuniſtiſchen Partei iſt 
oder Mitglied des Roten Frontkämpferbundes, 


wird er nicht eingeſtellt. 


ſchaft, unter die Mieterſchutzgeſetzgebung fallen, 
und daß für die Mieten ein Vertrag abgeſchloſſen 
wird und nicht, daß die Wohnung in den Lohn ein⸗ 
gerechnet wird. Insbeſondere verlangen wir, daß 
alle Beſtimmungen gegen die Landarbeiterſchaft 
entfernt werden. 

Die Landarbeiterſchaft muß unter die Gewer⸗ 
beordnung fallen. Die Gewerbeordnung muß aus 
dieſem Grunde ausgebaut werden. Die Induſtrie⸗ 
arbeiter ſtöhnen unter den Schlägen des Kapita⸗ 
lismus. Aber die Landarbeiterſchaft hat ein dop⸗ 
peltes Leiden. Deshalb: Weg mit dieſen Schand⸗ 
beſtimmungen! Wir Kommuniſten und mit uns die 
geſamte Landarbeiterſchaft bitten den Volkstag 
nicht, unſere Anträge anzunehmen, ſondern wir 
verlangen die Zuſtimmung, weil es unſer gutes 
Recht iſt. Alle bürgerlichen Parteien, auch die 
Sozialdemokratie, haben der Landarbeiterſchaft 
vor der Wahl das Blaue vom Himmel verſprochen. 
Die Landarbeiterſchaft verlangt jetzt endlich ein⸗ 
mal Taten. Die können Sie durch Zuſtimmung 
zu unſeren Anträgen beweiſen. Wehe den Par⸗ 
teien, die unſeren Antrag ablehnen. Die Vertreter 


Ein Deputant, der bei einem 
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dieſer Parteien dürfen ſich dann nicht mehr bei 
den Landarbeitern ſehen laſſen. Wir als Kom⸗ 
muniſten werden keine Mühe ſcheuen, um die 
Landarbeiter über das Verhalten aller Parteien 
einſchließlich der Sozialdemokraten aufzuklären. 
Wir werden ſie zum Kampf gegen dieſes Syſtem 
auffordern, zum ſchärfſten Kampf gegen die Hand⸗ 
langer der Bourgeoiſie, die Sozialdemokratie. 

Die Landarbeiterſchaft hat erkannt, wohin der 
Weg geht. Sie hat erkannt, daß ſie bis jetzt von 
allen Parteien verraten wurde, und daß die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei allein berufen iſt, ſie aus dieſem 
Elend zu befreien. Stimmen Sie deshalb unſerem 
Antrag zu. Machen Sie das gut, was Sie ſeit 
langem geſündigt haben und werden Sie nicht 
Verräter an der Landarbeiterſchaft. Wehe Ihnen, 
falls Sie dieſe Anträge ablehnen. Die Landarbei⸗ 
terſchaft wird mit Ihnen aufräumen und Sie da⸗ 
hin bringen, wo Sie hingehören, an den Galgen! 
(Lebhafte Unruhe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
fomifi. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Loops 
fühlt ſich bemüßigt, über die Ausführungen meines 
Fraktionskollegen zu lächeln. Es iſt bekannt, daß 
gerade Sozialdemokraten für die Landarbeiter⸗ 
ſchaft am allerwenigſten übrig haben. Vor der 
Wahl erklärte Herr Dr. Kamnitzer in Tiegenhof 
anläßlich einer Wahlverſammlung: „Der Kom⸗ 
munismus ſcheint auf dem Lande modern zu wer⸗ 
den. Die Kommuniſtiſche Partei ſcheint auf dem 


(B) Lande mehr Einfluß zu gewinnen, wahrſcheinlich 


deshalb, weil es in dieſem Falle ähnlich wie im 
Handel iſt. Wenn man alte Schirme, Stöcke und 
Hüte nicht mehr in der Stadt los wird, wird man 
ſie auf dem Lande los“. 

Ign dieſer gemeinen Art und Weiſe verſuchte 
der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Dr. Kamnitzer 
die Landarbeiterſchaft zu gloſſieren. Die vorlie⸗ 
genden Anträge geben uns Gelegenheit, in der 
breiteſten Oeffentlichkeit die Verhältniſſe zu 
brandmarken, die auf dem Lande herrſchen, ganz 
beſonders in der Wohnungsfrage und der Arbeits⸗ 
vermittlung. Ich will nur einige praktiſche Bei⸗ 
ſpiele dafür anführen, in welcher gemeinen Art 
und Weiſe man Landarbeiter behandelt, nicht, als 
ob man Menſchen vor ſich hat, ſondern Vieh. Die 
Großagrarier haben zwar ſehr viel für ihre Tiere 
übrig, aber nicht für die menſchlichen Arbeitstiere. 
Sie bauen Paläſte, um ihre Pferde und Kühe gut 
unterzubringen, die Häuſer der Landarbeiter laſ⸗ 
ſen ſie aber verfallen. Gehen Sie hinaus aufs 


Land, Sie werden ſich davon überzeugen können. 


(Abg. Liſchnewſki: Gut Sohanistal!) 

Ein paar Beiſpiele dafür, daß man es den Be⸗ 
hörden nicht weiter überlaſſen kann, in dieſer ge⸗ 
meinen Art und Weiſe gegen die Landarbeiter 
vorzugehen, will ich anführen. In einer Gemeinde 
wechſelt ein Gut ſeinen Beſitzer. Der neue Beſitzer 
iſt mit den Arbeitern nicht zufrieden und kündigt 
das Arbeitsverhältnis. Er dringt auf Räumung 
der Wohnung. Nun haben wir angeblich das 
Wohnungszwangswirtſchaftsgeſetz und ſo ohne 


weiteres können die Arbeiter nicht auf die Straße 
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geſetzt werden. Der Gutsbeſitzer wendet ſich an 


das Mieteinigungsamt, das einen Termin abhält 
und nicht auf die Forderung eingeht. Das ge⸗ 
ſchieht nicht etwa aus ſozialem Mitgefühl mit dem 
Arbeiter, ſondern weil der Beſitzer die Sache falſch 
angefaßt hat. Dem Beſitzer wird nämlich der Rat 
erteilt, anders vorzugehen, dann werde er auch 
Erfolg haben. Es handelt ſich um zwei Arbeiter, 
Vater und Sohn, beide wohnen in einem Haus, 
das man eigentlich nicht als Haus bezeichnen 
kann, nicht einmal als Kuhſtall. Die Wohnung 
des Vaters beſteht aus einem einzigen Zimmer. 
Darin wohnt der Vater mit ſeiner kranken Frau, 


einer Epileptikerin. In der Wohnung nebenan, 


die aus zwei Zimmern beſteht, wohnt der Sohn 
mit ſeiner Frau und drei Kindern. Nun klagte 
der Beſitzer auf Räumung der Wohnung, beſte⸗ 
hend aus zwei Zimmern. Dieſer Räumungsklage 
wurde nicht ſtattgegeben. Es wurde dem Beſitzer 
geraten, laſſen Sie den Vater, der nur ein Zim⸗ 
mer hat, die Wohnung räumen. Der Beſitzer 
klagt alſo neu, jetzt auf Räumung gegen den Va⸗ 
ter, den Sohn kann man nicht zum Vater hin⸗ 
einbugſieren, aber umgekehrt kann der Vater den 
Sohn aufnehmen. Dieſe Klage hat tatſächlich Er⸗ 
folg. Der Arbeiter weigert ſich natürlich, die Woh⸗ 
nung zu räumen. Es kommt zur gerichtlichen Aus⸗ 
tragung. Das Gericht erkennt auf Räumung der 
Wohnung. Eigenartig iſt die Begründung, die 
vom Gericht gegeben wird. Der Arbeiter erklärt: 
Ich kann die Wohnung nicht räumen, meine 
Frau iſt ſchwer krank, iſt Epileptikerin.“ Er weiſt 
auch die Krankheitsbeſcheinigung eines Arztes 
nach. Der Sohn hat eine Frau und drei kleine 
Kinder, er kann unmöglich ein Zimmer abgeben. 
Das Gericht erklärt, mit dieſen ſozialen Proble⸗ 
men haben wir uns hier nicht zu beſchäftigen. 
Wir haben nach den Paragraphen des Geſetzes zu 
entſcheiden. Es iſt Sache des Mietseinigungs⸗ 
amtes, den ſozialen Gründen nachzuforſchen und 
zu urteilen, ob die Wohnung geräumt werden 
ſoll oder nicht. Die Räumungsklage iſt geneh⸗ 
migt worden, wir haben ſie nur auszuführen. 

Die Folge war, daß man den Vater tatſäch⸗ 


lich aus der Wohnung herausſetzte. Man wies 


dem Sohn nur ein Zimmer zu und dem Vater auch 
ein Zimmer. Nun kommt das Intereſſante. Man 
hatte dem Vater das hintere Zimmer zugewie⸗ 


ſen und dem Sohn das vordere. Der Sohn ſagte 


ſelbſtverſtändlich: „Ich kann nicht dulden, daß 
meine Wohnung dauernd als Durchgang benutzt 
wird. Ich ſchließe die Tür zu. Da meine Frau 
auch krank iſt, der Entbindung entgegenſieht, will 
ich nicht in dem luftigen Korridor wohnen.“ 
Außerdem ſind noch drei Kinder da. Er ſchloß tat⸗ 


ſächlich die Tür zu. Nun kommt das Schönſte. Der 
alte Mann mußte mit ſeiner Frau immer durch 


das Fenſter ſteigen. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
miſten.) Wir haben lange Beſchwerden geführt. 


(0 


(Di 


Ich glaube, die Sozialdemokratiſche Partei hat 


auch durch ihr Büro eine Beſchwerde eingereicht, 


ließ aber nachher die Hand davon. Es geſchah 


nichts. Es wurde erklärt, wir können den Ge⸗ 
richtsbeſchluß nicht umſtürzen, nur weil ein Groß⸗ 


agrarier ſein Gut verkauft, und ein anderer Be⸗ 
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ſitzer dies Gut erworben hat, können Arbeiter in 
dieſer Art und Weiſe tyranniſiert werden. 

Ein anderer Fall beweiſt auch, daß wir von 
einer Wohnungszwangswirtſchaft auf dem Lande 
micht ſprechen können. In Klein⸗Montau kauft 
ein Beſitzer ein Grundſtück. Er hat nun zwei 
Stellmacher, einen jungen und einen alten. Der 
Beſitzer kann aber nur einen brauchen, alſo kün⸗ 
digt er dem alten. Er wird entlaſſen, und es wird 
ihm auch ſelbſtverſtändlich die Wohnung gekün⸗ 
digt. Es kommt auf dem Miteinigungsamt zu 
Auseinanderſetzungen in dieſer Sache. Das Amt 
erklärt, es iſt eine Werkwohnung, die muß ge⸗ 
räumt werden. Alſo ein 60jähriger Stellmacher 
wird herausgeſetzt, weil ein Beſitzer noch ein an⸗ 
deres Gut hinzugekauft hat und an einem einzi⸗ 
gen Stellmacher genug hat. 

Als Punkt 5 ſteht heute die Große Anfrage 
der Deutſchnationalen bezüglich des Majors beim 
Rundfunk zur Beratung. Da iſt es eigenartig, 
daß ſich die Herren dafür einſetzen, daß man einen 
Offizier nicht aus einer leitenden Stelle ent⸗ 
fernen darf. Man fürchtet, er könnte zu wenig 
Einnahmen haben. Bekümmern Sie ſich doch 
(nach rechts) lieber um die Entlaſſungen und die 
Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter auf dem 
Lande. Dieſe Beiſpiele zeigen, daß man die Land⸗ 
arbeiter als Menſchen zweiter Klaſſe behandelt. 
Mein Fraktionskollege Langnau wies bereits 
darauf hin, daß man den Landarbeitern micht 
einmal geſtatet, Beſuche zu empfangen. Man geht 
noch weiter. Deutſchnationale Gemeindevorſteher 
verbieten den Ortsarmen, Beſuche zu empfangen. 
Auch der Punkt 7 gibt mir Veranlaſſung, hier 
ein paar Mißſtände aufzurollen. Es iſt eigen⸗ 
artig, daß der Herr Senatsvertreter bereits ver⸗ 
ſchwunden iſt. Er kann ſich aber nachher das Ste⸗ 
nogramm anſehen und feſtſtellen, daß ſeine Aus⸗ 
führungen von A bis 3 den wahren Tatſachen 
nicht entſprechen. 

Was verlangen wir? Daß die Arbeitskräfte 
durch öffentliche Arbeitsnachweiſe vermittelt wer⸗ 
den. Wenn der jetzige Zuſtand nicht beſeitigt 
wird, werden auch die Mißſtände nicht aufhören, 
wie ſie ſich auf dem Lande bei der Einſtellung 
von Arbeitskräften im Frühjahr und im Herbſt 
ergeben. Anläßlich der Großen Anfrage, die wir 
auch eben einbrachten und die mein Fraktions⸗ 
kollege Langnau begründete, wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich die Beſitzer den Teufel darum 
kümmern, ob ſie Arbeitskräfte laut Regierungs⸗ 
verfügung einſtellen ſollen oder nicht. Sie er⸗ 


klären, wir haben nicht genügend Kleingeld, um 


dieſe Arbeitskräfte zu bezahlen und ſtellen ſie 


nicht ein, auch wenn der Senat tauſend Verfü⸗ 


gungen erläßt. Wenn die hieſigen Arbeiter arbei⸗ 


ten wollen, können ſie ja zu denſelben Löhnen, wie 
die Saiſonarbeiter arbeiten, und wenn fie das 
nicht wollen, werden wir Akkordlohn anbieten. 
Die Alkordlöhne find, wie mein Fraktionskollege 
Langnau bereits ausführte, derartig niedrig ge⸗ 
halten, daß die Familien dabei langſam ver⸗ 
hungern müſſen. Die Arbeiter werden dadurch 
ſchlechter entlohnt, als wenn ſie erwerbslos ſind 
und Unterſtützung beziehen. Das fühlte fi der 
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Regierungsvertreter bemüßigt, zu leugnen. Er 
führte aus, daß niemand die Unterſtützung ge⸗ 
zogen worden ſei, der ſich geweigert habe, zu 
arbeiten, wenn ihm nicht der Tariflohn geboten 
werde. Ich glaube, es gibt hier auch noch einige 
Abgeordnete, die auf dem Lande wohnen und die 
die Verhältniſſe ſehr gut kennen. Dieſe Abgeord⸗ 
neten werden mir beſtätigen müſſen, daß man 
Erwerbsloſen die Unterſtützung gezogen hat, weil 
ſie ſich weigerten, Arbeit anzunehmen, für die 
weniger Lohn geboten wurde als der Tariflohn. 
Das kann nicht beſtritten werden. Ich kann auch 
die Gemeinden nennen. Es iſt in Neukirch ge⸗ 
weſen und vor allem in Marienau. Dort hat man 
den Arbeitern die Anterſtützung einfach mit den 
Worten gezogen: „Ihr wollt nicht arbeiten.“ 
Wenn für irgend eine Arbeitsleiſtung Tariflöhne 
nicht vorgeſehen ſind, können Akkordlöhne geboten 
werden. Sie müſſen höher ſein als der Unter⸗ 
ſtützungsſatz. 

Eigenartig find die Ausführungen des Land⸗ 
rats Poll. Der Landrat erklärte ſelbſt, wenn ein 
Arbeiter täglich 3,10 Gulden Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung erhält und er ſoll dann Rübenarbeit 
übernehmen und bekommt vom Beſitzer Akkord⸗ 
lohn, der ungefähr 3,50 Gulden täglich ausmacht, 
ſo iſt er gezwungen, dieſe Arbeit anzunehmen. 
Nach dem Geſetz muß er die Arbeit annehmen, 
wenn die Bezahlung höher als die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung ft. Es iſt alſo Lüge und Anwahr⸗ 
heit, wenn der Senatsvertreter erklärt, von der 
Regierung ſei eine Verfügung erlaſſen und da⸗ 
nach gehandelt worden, daß der Akkordlohn min⸗ 


Es beſteht eine klipp und klare Entſcheidung des 
Landrats Poll, die anders lautet. Daher zahlen 
verſchiedene der Herren Großagrarier Akkord⸗ 
löhne, die nur wenig höher ſind als die Erwerbs⸗ 


loſenunterſtützung. Das wird ſogar von den ſozi⸗ 


aldemokratiſchen Abgeordneten, die auf dem 
Lande wohnen, nicht beſtritten. Herr Stukowſki 
nickt mir zu und beſtätigt die Angaben. Wenn 
alſo ein Regierungsvertreter es wagt, etwas der⸗ 
artig Anwahres zu behaupten, wäre es Pflicht 
der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, zu er⸗ 
klären, das ſei nicht wahr bezw. zu veranlaſſen, 
daß die Regierungsvertreter nicht ſolche un⸗ 
wahren Berichte geben. Es ſteht auch feſt, daß 
man verſucht, überhaupt alle landwirtſchaftlichen 
Arbeiten in Akkordarbeit zu vergeben. Ja, man 
erklärt, es gibt keine Tariflohnarbeit auf dem 
Lande. Man verſucht, die hieſigen Landarbeiter 
dadurch los zu werden, daß man durch die Akkord⸗ 
arbeiten den Tarif beiſeite ſchiebt. Denn man 
kann nach der Auslegung des Landrats jede Ar⸗ 
beit in Akkord übergeben und eine tarifliche Feſt⸗ 
ſetzung in Bezug auf die Höhe des Lohnes iſt da⸗ 
durch überflüſſig gemacht. Das wollen Sie ja. 
Sie wollen die Arbeiter zwingen, zu Akkord⸗ 
löhnen zu arbeiten, die niedriger ſind als der 
Tagesſatz und nur etwas höher als die Unter⸗ 
ſtützung. Sie werden alſo den Arbeiter, der 1,75 
Gulden Anterſtützung bekommt, für 2 Gulden und 
2,50 Gulden täglich bei 10 und 11ſtündiger Ar⸗ 


beitszeit Akkordarbeit verrichten laſſen. Dem hat 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

der Landrat nicht widerſprochen, ſondern erklärt, 
das ſei Sinn des Erwerbsloſenunterſtützungsge⸗ 
ſetzes. Anſtatt daß der Regierungsvertreter eine 
klare Entſcheidung fällt, ob die Regierung gewillt 
iſt, dieſer Entſcheidung des Landrats entgegenzu⸗ 
treten, gibt er eine lendenlahme Erklärung, die 
weder Hand noch Fuß hat und zudem von Un⸗ 
wahrheiten ſtrotzt. 

Wir möchten den Regierungsvertreter fragen 
— vielleicht werden die Koalitionsvertreter ſo 
freundlich ſein, ihm die Frage zu übermitteln — 
ob die Regierung gewillt iſt, mit dieſem Syſtem 
zu brechen und niemand die Unterſtützung gezogen 
wird, der ſich weigert Arbeit zu übernehmen, für 
die nicht der Tariflohn gezahlt wird. Wenn der 
Arbeiter Tariflohn verlangt, muß er ihm auch ge⸗ 
gezahlt werden. Der Beſitzer darf ihn nicht zwin⸗ 
gen, jede beliebige Arbeit zu Akkordlöhnen zu über⸗ 
nehmen und die Akkordlöhne niedriger zu bemeſ⸗ 
ſen als der Tageslohn ausmacht. Das was ich an⸗ 
führte, waren praktiſche Beiſpiele, die beweiſen, 
daß wir auf dem Lande eine Megnſchenklaſſe 
Haben, die in der brutalſten Art und Weiſe von 
den Großgrundbeſitzern und der Verwaltungs⸗ 
bürokratie ſchikaniert wird. 

Mit dieſem Syſtem muß endlich einmal Schluß 
gemacht werden. Wir haben deshalb dieſen An⸗ 
trag eingereicht und beantragen, ihn dem Sozia⸗ 
len Ausſchuß zu überweiſen. (Bra vol) 

Präſfident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Soeben 
iſt der Antrag geſtellt, die Druckſache Nr. 380 dem 


) Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Erhebt ſich da⸗ 


gegen Widerſpruch? Das iſt nicht der Fall, das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchlage jetzt vor, 


6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. ge⸗ 
meinſchaftliche Erhebungen verſchiedenartiger Steu⸗ 
ern. Druckſache Nr. 383. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Lohn⸗ und 
Gehaltspfändungen. Druckſache Nr. 382. 

. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr, 
rung des Grundwechſelſteuergeſetzes. — Urantrag des 
Abg. Böcker u. Fr. — Druckſache Nr. 366. 

9. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 

zung 
Nr. 384 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr. 
Abgeordnete Loops. 
Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 


0 


beantragen, daß wir die Punkte, die Geſetzesvor⸗ 


lagen in erſter Leſung ſind, in der nächſten 
Sitzung zuerſt behandeln, damit die 
Arbeit bekommen. Es iſt anzunehmen, daß bei 
einigen andern Punkten eine große Ausſprache 
entſteht. Dann beſteht keine Gewähr, daß dieſe 
Vorlagen an die Ausſchüſſe gehen. Deshalb be⸗ 
antrage ich, die Punkte, die erſte Beratungen 
find, — es waren wohl die Punkte 6 bis 9 — an 
den Anfang der Tagesordnung zu ſetzen und die 
Tagesordnung im übrigen ſo zu laſſen, wie ſie 
vorgeſchlagen wurde. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Die zweite 
Leſung der Verfaſſungsänderung iſt ebenfalls eine 
wichtige Angelegenheit. Die Verfaſſung ſoll bis 
zum Jahresſchluß unter Dach und Fach kommen. 
Es wäre daher zweckmäßig, dieſen Punkt auch auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. 

Präſident: Ich weiß mit voller Beſtimmtheit, 
daß die von mir vorgeſchlagenen Tagesordnungs⸗ 

unkte am nächſten Mittwoch nicht erledigt wer⸗ 


- Ar 0 5 p 
daß ſich das Haus auf nächſten Mittwoch, 3,30 den. Es hat aljo keinen Sinn, wenn die Tages- 
Ahr, vertagt. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ordnung noch erweitert wird. Ich laſſe über den 


jo beſchloſſen. Ich ſchlage für die nächſte Sitzung 
folgende Tagesordnung vor: 

1. Erledigung des Schlußprotokolls des Mahlaus- 
l von der Volkstagswahl 1927. Druckſache 
Nr. 374. 

2. Große Anfrage Nr. 12 des Abg. Falkenberg u. Fr. 
betr. Entlaſſung des leitenden Beamten des Danzi⸗ 
ger Rundfunks. Drucksache Nr. 367. 

3. Große Anfrage Nr. 13 des Abg. Dr. Blavier u. Gen. 
betr. die diesjährigen Steuereinſchätzungen. Druck⸗ 
ſache Nr. 368. 


4. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. die Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrneh⸗ 
mung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle betrauten Beamten. Drucksache Nr. 377 


su 319. 
5. Eingaben. Drucksache Nr. 885. 


Vorſchlag des Herrn Abg. Loops abſtimmen, der 
eine Aenderung der Tagesordnung dahin wünſcht, 
daß die letzten vier Punkte, die erſte Beratungen 
ſind, nach vorn gerückt werden. Gegen den Vor⸗ 
ſchlag erhebt ſich kein Widerſpruch; das Haus hat: 
ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten.) 


Druckfehlerberichtigung zur 42. Sitzung. 

In der Rede des Abg. Langnau (K. P.) muß: 
es auf Seite 830 (ID) 19. Zeile von unten ſtatt 
„wirtſchaftsfeindlichen“ richtig heißen: 
ſchaftsfriedlichen.“ 


Aende⸗ 


des Grundwechſelſteuergeſetzes. Druckſache 


Ausſchüſſe 


„wirt⸗ 


(Di 


(A) 
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Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Arczynſki; 
Staatsrat Lademann; Regierungsrat Burmeiſter; 
Oberſtadtinſpektor Ziegert. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 45. Vollſitzung. Im Einvernehmen 


durch 


mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, Punkt 
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8 der heutigen Tagesordnung, zweite und dritte 
Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Dienſt⸗ 
verhältniſſe der mit der Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle 
betrauten Beamten, an erſter Stelle zu behandeln. 
Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt demgemäß 
beſchloſſen. Weiter ſchlage ich vor, hinter Punkt 4 
als Punkt 4a den Antrag des Herrn Abg. Raſchke 
und Fraktion auf Aufhebung des Urteils gegen 
das Stadtbürgerſchaftsmitglied Litzbarſki, Druck⸗ 
ſache Nr. 397, zu behandeln. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ferner ſchlägt 
der Aelteſtenausſchuß vor, die Punkte 3 und 4 in 
der Beſprechung miteinander zu verbinden. Ich 
5 den jetzigen Punkt 1, den bisherigen Punkt 8 
auf: 


Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. die Dienſtverhältniſſe 
der mit der Wahrnehmung der Geſchäfte 
eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle 
betrauten Beamten. 

Druckſache Nr. 377 zu Nr. 319. Ich rufe 8 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer für § 1 iſt, bitte ich, ſich von 


den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf. 
Ich eröffne die Besprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer für § 2 iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. 8 2 iſt angenommen. Ich rufe S 3 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über $ 3. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 3 
iſt angenommen. Ich rufe § 4 auf. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Wer für § 4 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 4ſt 


angenommen. Ich rufe § 5 auf. Ich ſchließe die 


Besprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer § 5 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 5 
iſt angenommen. Ich rufe § 6 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer 8 6 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz; 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 6 
iſt angenommen. Ich rufe § 7 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer $ 7 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 8 
iſt angenommen. Ich rufe § 8 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer § 8 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 8 
it angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Geſetz über die Dienſtverhältniſſe der mit der 
Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbe⸗ 
amten der Geſchäftsſtelle betrauten Beamten.“ 


(C); 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da los Pfändungen vorgenommen find, trotzdem das 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die geſetzlich nicht ſein darf. Es hat uns außerordent⸗ 
Damen und Herren, die die Ueberſchrift anneh⸗ liche Mühe gekoſtet, das Gericht davon zu über⸗ 


men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt 
angenommen. Wir kommen nun zur dritten Be⸗ 
ratung des gleichen Geſetzentwurfs. Ich eröffne 
die allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. (Abg. Schwegmann: en bloc!) 
Es iſt vorgeſchlagen die 88 1 bis 8 en bloc zu er⸗ 
ledigen. Widerſpruch wird nicht erhoben. Ich rufe 
die §8 1bis 8 auf. Ich eröffne Die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer die 88 1 bis 8 
annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie find 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und 
ſtelle feſt, daß ſie mit der gleichen Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Wir kommen zur Schlußabſtimmung 
über das Geſetz. Wer das Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ich 
ſtelle feſt, daß das Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung angenommen worden iſt. Wir kommen nun⸗ 
mehr zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. gemeinſchaftliche Erhebung verſchie⸗ 
denartiger Steuern. 

Druckſache Nr. 383. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, den Ge⸗ 
ſetzentwurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Lohn⸗ und Gehaltspfändungen. 
Druckſache Nr. 382. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Dem Hauſe 
liegt ein Geſetz vor betr. die Pfändung von Lohn 
und Gehalt. Der Kommuniſtiſchen Fraktion geht 


dieſer Geſetzentwurf inſofern nicht weit genug, als 


durch die Geſetzesbeſtimmungen Härten entſtehen, 
durch die die Arbeiter außerordentlich ſchwer ge⸗ 
troffen werden, wenn ihnen Abzüge für Alimente, 
Steuern uſw. gemacht werden. Es iſt jo, daß dem 
Arbeiter von ſeinem Lohn alles abgezogen wer⸗ 
den kann. Das bekämpfen wir; denn dem Arbeiter 
muß mindeſtens das Exiſtenzminimum bleiben. 
Auf dem Lande iſt es jo, daß die Arbeiter im 
Monat 40 bis 50 Gulden verdienen. Dieſe werden 
ihnen oft für Alimente abgezogen. Sie ſind alſo 
gezwungen, die Arbeitsſtelle zu verlaſſen und nach 
dem Ausland zu reiſen, um wenigſtens ihr Leben 
friſten zu können. Dem Arbeiter muß vor allem 
das Exiſtenzminimum geſichert werden, dann erſt 
können Abzüge vorgenommen werden. Bekannt⸗ 
lich iſt es ſo, daß alles für Alimente und Steuern 
gepfändet werden kann, und über 200 Gulden 
können die Pfändungen betr. rückſtändige Mie⸗ 
ten uſw. vorgenommen werden. Trotzdem dieſe 


Beſtimmung beſteht, daß den Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
empfängern bis zu 200 Gulden freigegeben wer⸗ 
den können, iſt es in letzter Zeit paſſiert, daß reſt⸗ 


zeugen, daß derartige Pfändungen nicht vorge⸗ 
nommen werden können. Beim Gericht beſtehen 
in dieſer Beziehung viele Mißſtände. Von unteren 
und mittleren Beamten wird einfach verfügt, daß 
Lohnpfändungen vorgenommen werden, auch 
wenn das entgegen den geſetzlichen Beſtimmungen 
sit. Erſt nach vieler Mühe iſt es gelungen, zu er⸗ 
reichen, daß erſt von einem Betrag über 200 Gul⸗ 
den monatlich etwas abgezogen wird. Trotzdem 
die Geſetzesbeſtimmungen beſtehen, nimmt man 
reſtlos Lohnpfändungen vor. Wir ſind dafür, daß 
dieſer Geſetzentwurf dem Ausſchuß überwieſen 
wird. Wir werden dort praktiſche Vorſchläge 
machen, daß dem Arbeiter wenigſtens das Exi⸗ 
ſtenzminimum gewährt wird, wenn Alimente, 
Steuern uſw. abgezogen werden ſollen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt beantragt, die Vorlage dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut, ich ſtelle feſt, daß das Haus demgemäß 
beſchloſſen hat. Ich rufe Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Grundwechſelſteuerge⸗ 
ſetzes. — Urantrag des Abg. Böcker und 
Fraktion. — 

Druckſache Nr. 366. Damit ſoll Punkt 4 ver⸗ 
bunden werden: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes. 

Druchſache Nr. 384. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. 
u. H.! Es iſt meine Aufgabe, mit einigen Worten 
bie Vorlage Druckſache Nr. 366 zu begründen. 
Dieſe Vorlage hat die Aufhebung des Vorkaufs⸗ 
rechts zum Gegenſtand, das im Grundwechſel⸗ 
ſteuergeſetz enthalten iſt. Dieſes Vorkaufsrecht gibt 
den Gemeinden das Recht, nach Maßgabe der 
Grundwechſelſteuer Erklärungen gegebenenfalls 
das Vorkaufsrecht auszuüben. Dieſe Beſtimmung 
iſt ſeinerzeit gegen den Widerſtand meiner Frak⸗ 
tion in das Geſetz hineingekommen. Es darf feſt⸗ 
geſtellt werden, daß das ganze Vorkaufsrecht im 
Rahmen dieſes Geſetzes überhaupt ein Fremdkör⸗ 
per iſt; denn für die Zwecke des Grundwechſel⸗ 
ſteuergeſetzes iſt dieſes Vorkaufsrecht vollkommen 
entbehrlich. Wenn man glaubt, ein Schutzmittel 
gegen unrichtige Steuererklärungen haben zu 
müſſen, ſo iſt demgegenüber zu ſagen, daß ja die 
Grundwechſelſteuer nicht nach Maßgabe des Ver⸗ 
trages erhoben zu werden braucht, ſondern nach 
dem gemeinen Wert erhoben werden kann. Die 
Steuerbehörde kann dieſe Beſtimmung anwenden, 
wenn ſie glaubt, daß die vertraglichen Beſtim⸗ 
mungen nicht der Wahrheit entſprechen. Heute 
wiſſen die Gemeinden und die Steuerbehörde ge⸗ 
nau, welchen Wert ein Grundſtück hat. 

Die Praxis hat auch bewieſen, daß dieſes Vor⸗ 
kaufsrecht eine überflüſſige Einrichtung iſt, die 
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lediglich bewirkt hat, daß der Verkehr mit den ſchieden etwas bringen wird, allerdings nicht, 


Grundſtücken unnötiger Weiſe erſchwert wird. In 
den ganzen Jahren iſt das Vorkaufsrecht nur in 
einigen wenigen Fällen ausgeübt worden. Der 
Senat hat die Vorlage gewiſſermaßen ſelbſt da⸗ 
durch begründet, daß er auf eine Kleine Anfrage 
geantwortet hat, daß im Jahre 1927 das Vor⸗ 
kaufsrecht nur ein einziges Mal ausgeübt worden 
iſt. Die Antwort iſt in der Drucksache Nr. 342 un⸗ 
ſerer Volkstagsdruckſachen enthalten. Dieſer eine 
Fall hat ſich in Schöneberg an der Weichſel zuge⸗ 
tragen. Das Vorkaufsrecht iſt alſo eine völlig 
überflüſſige Sache geworden. Im übrigen bedeu⸗ 
tet es eine erhebliche Belaſtung der Behörden; 
denn es muß heute die Gemeinde in jedem einzi⸗ 
gen Fall entſcheiden, ob ſie vom Vorkaufsrecht Ge⸗ 
brauch machen will oder nicht. Das Steueramt 
wird zunächſt behelligt, ihm muß eine Abſchrift 
der Verträge eingereicht werden. Es bietet ſich 
hier Gelegenheit, eine ganz überflüſſige Vorſchrift 
zu beſeitigen und damit auch eine gewiſſe Verein⸗ 
fachung unſeres Verwaltungsbetriebes zu er⸗ 
reichen. Irgendwelche Bedeutung hat jedenfalls 
das Vorkaufsrecht nicht. Deshalb kann es nach 
unſerem Dafürhalten ruhig fallen, ohne daß ein 
Schaden daraus entſteht. Der Staat hat ja ſonſt 
genügend Mittel, um ſich den Einfluß auf den 
Verkehr mit Grundſtücken zu ſichern. Einmal be⸗ 
ſteht ganz allgemein das Enteignungsrecht nach 
wie vor für öffentliche Zwecke. Außerdem beſteht 
das Geſetz vom Dezember 1922, das vorſchreibt, 
daß jede Grundſtücksveräußerung der Genehmi⸗ 
gung des Senats unterworfen iſt. Das Vorkaufs⸗ 
vecht erſcheint aber auf jeden Fall entbehrlich. Wir 
bitten, die Vorlage mit dem Punkt 4 dem Steuer⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Dort wird des näheren 
darüber geſprochen werden können. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abegeordneter (K. P.): Die 
Deutſchnationalen haben bereits vor einem Jahr 
einen Vorſtoß unternommen, um das Vorkaufs⸗ 
recht zu beſeitigen. Sie haben das nicht erreicht, 
trotzdem ſie damals Regierungspartei waren und 
werden einſehen, daß ſie es diesmal auch nicht 
fertig bekommen werden, dieſe Beſtimmung aus 
dem Geſetz zu entfernen. Das Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetz, wie es jetzt vorliegt und aus dem Wertzu⸗ 
wachsſteuergeſetz hervorgegangen iſt, das wir in 
Danzig hatten, iſt durchaus nicht das, was wir 
verlangen; denn wir ſind der Ueberzeugung, daß 
das Grund wechſelſteuergeſetz durchaus nicht das 
bringen ſoll, was es eigentlich zu bringen hat. 
Es erfaßt nicht im geringſten den Wertzuwachs, 
und es iſt höchſte Zeit, daß dies Grundwechſel⸗ 
ſteuergeſetz auch hier in Danzig wieder beſeitigt 
wird und daß an Stelle des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes wieder eine Wertzuwachsſteuer eintritt. 

enn die Regierung dieſes Geſetz bringt, wäre 
tatſächlich zu befürchten, daß die Wertzuwachs⸗ 
ſteuer nichts einbringt. Sie ſtehen ja alle auf dem 
Standpunkt, daß die Grundſtücke nicht an Wert 
zu⸗, ſondern abnehmen. Sie werden aber erlau⸗ 
ben, daß wir auf einem anderen Standpunkt 
ſtehen, und daß die Wertzuwachsſteuer doch ent⸗ 


wenn eine kapitaliſtiſche Regierung die Steuer 
nach Gutdünken einzieht, ſondern wenn ſie ſo ein⸗ 
gezogen wird, wie es nach den geſetzlichen Verfü⸗ 
gungen eines brauchbaren Geſetzes geſchehen 
müßte. 

Allerdings wiſſen wir, daß die Linksregierung 
den Grundbeſitz nicht allzu unſanft anfaſſen, ſon⸗ 
dern ihn im Gegenteil nach Möglichkeit ſchonen 
wird. Trotzdem werden wir dafür ſtimmen, daß 
an Stelle des Grundwechſelſteuergeſetzes eine 
Wertzuwachsſteuer kommt. Wir ſehen, daß bereits 
einige Länder in Deutſchland mit gutem Beiſpiel 
vorangehen. Sie berufen ſich immer auf die in⸗ 
nige Kulturgemeinſchaft mit Deutſchland. Schauen 
Sie nach Thüringen. Thüringen hat in dieſem 
Jahre ein neues Wertzuwachsſteuergeſetz einge⸗ 
bracht, wenn auch nicht in der Form, die wir 
wünſchen. Wenn wir uns das Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetz in der jetzigen Form anſehen, können wir 
tatſächlich feſtſtellen, daß es nicht allzuviel brin⸗ 
gen kann, weil einige Paragraphen hineingear⸗ 
beitet ſind, die die ſteuerliche Erfaſſung in vielen 
Fällen ausſchalten. Ich erinnere z. B. an den 
§ 19, der eine Unmenge von Befreiungen bringt, 
3. B. wird die Steuer nicht erhoben, wenn ein Er⸗ 
werb von einem Ehegatten durch den andern 
ſtattfindet oder ein Erwerb von den Großeltern 
uſw. Alle dieſe Befreiungen ſchalten einen großen 
Teil der Erhebung der Grundwechſelſteuer aus. 
Gerade der § 19 müßte entſchieden beſeitigt wer⸗ 
den und darüber hinaus eine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung hineingearbeitet werden, die das Ver⸗ 
erben an entfernte Verwandte ausſchaltet und 
dieſen Beſitz än Staatshände übergehen läßt. 

Nach S 21 iſt der Verkäufer, wenn die öffent⸗ 
liche Hand ein Grundſtück kauft, auch von der 
Grundwechſelſteuer befreit. Alle möglichen Para⸗ 
graphen bringen alſo Beſtimmungen, die die 
ſteuerliche Abgabe ausſchließen. Die Deutſchna⸗ 
tionalen wollen durch ihren Antrag das Vor⸗ 
kaufsrecht der Gemeinden beſeitigt wiſſen. Der 
Herr Abg. Schwegmann fühlt ſich bemüßigt, 
darauf hinzuweiſen, daß das Vorkaufsrecht nur in 
ſehr wenigen Fällen ausgeübt wird und im Jahre 
1927 praktiſch nur ein Fall eingetreten iſt. Er 
weiſt darauf hin, daß es überflüſſige Beſtim⸗ 
mungen ſeien, die man endlich beſeitigen ſolle. 
Herr Schwegmann vergißt aber ganz, daß die 
Beſtimmung in gewiſſem Sinne regulierend auf 
den Preis wirkt. Sie werden zugeben, daß man 
gerade, um ſich vor der Grundwechſelſteuer zu 
drücken, den Preis anders feſtſetzen würde. Sie 
dürfen nicht mit dem Kopf ſchütteln. Wenn Sie 
in Grundſtücksverkäufen erfahren find, werden. 
Sie wiſſen, was dort für Schiebungen gemacht 
werden, um die Grundwechſelſteuer nicht bezahlen 
zu müſſen. Das ſind keine Phantaſien, ſondern 


Tatſachen. Sie als Rechtsanwalt müßten beſon⸗ 


ders gut wiſſen, was manchmal vor ſich geht. 
Wir verlangen, daß dieſe Paragraphen be⸗ 
ſtehen bleiben, weil ſie einer Gemeinde die Mög⸗ 
lichkeit geben, überhaupt Land zu kaufen. Sonſt iſt 
ſie dazu faſt niemals imſtande. Wenn die öffent⸗ 
liche Hand ein Grundſtück kaufen möchte oder 
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Bauland braucht, werden unverſchämte Preiſe ge⸗ kaufsrecht ſeinerzeit eingeführt iſt, um Steuer⸗ (O) 


fordert. Wir haben leider keine geſetzlichen Ver⸗ 
fügungen, die den Gemeinden das Recht geben, 
zu enteignen, wenn ſie Bauland brauchen. Dieſe 
Paragraphen dürfen alſo nicht beſeitigt, ſondern 
müſſen im Gegenteil ausgebaut werden. In die⸗ 
ſes oder ein anderes Geſetz muß eine Verfügung 
Hineingearbeitet werden, wodurch den Gemein⸗ 
den die Möglichkeit gegeben wird, Land zu ent⸗ 
eignen, wenn es notwendig ült. Deshalb werden 
wir uns dagegen wehren, daß dieſe Paragraphen 
beſeitigt werden. n 

Was will nun die Regierung in ihrer Vor⸗ 
lage? Die ganze Regierungsvorlage iſt eigentlich 
nur eine Verlegenheitsvorlage. Die Stadtge⸗ 
meinde Danzig befindet ſich in finanziellen 
Schwierigkeiten, denen man aus dem Wege gehen 
will. Einzig und allein aus dieſem Grunde, nicht 
etwa, um den Kommunen entgegenzukommen und 
ihnen Gelegenheit zu geben, beim Grundwechſel 
vielleicht die betreffenden Käufer und Verkäufer 
ſteuerlich etwas feſter anzufaſſen, ſondern nur um 
der Stadtgemeinde Danzig z. Zt. die Möglichkeit 
zu geben, aus einer finanziellen Schwierigkeit 
hherauszukommen, it dieſe Abänderung zum 
Grundwechſelſteuergeſetz eingebracht. 

Trotzdem werden wir dafür ſein, weil ſich das 
Geſetz nicht nur für dieſes Jahr auswirkt, ſondern 
auch für die Zukunft. Allerdings geht es uns 
nicht weit genug. Wir wünſchen die Beſeitigung 


dieſes Grundwechſelſteuergeſetzes und Einführung 
eines Wertzuwachsſteuergeſetzes. Wenn Sie jedoch 
nur Abänderungen dieſes Geſetzes einbringen, 
wünſchen wir, daß den Gemeinden auch die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wird, von Fall zu Fall zu prüfen, 
ob nicht noch höhere Zuſchläge eingezogen werden 
ſollen. Dementſprechende Anträge werden wir 
moch im Ausſchuß ſtellen und hoffen, daß auch 
ſolche Abänderungen erfolgen. Wir ſtimmen im 
übrigen dem Abänderungsantrag der Regie⸗ 
zungsparteien zu und werden für Ueberweiſung 
der Vorlage an den Ausſchuß ſtimmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Die beiden Geſetzentwürfe gehen nach zwei 
ganz verſchiedenen Seiten. Der Antrag der 
Deutſchnationalen Fraktion richtet ſich ſozuſagen 
gegen die Anwendung des Geſetzes oder die An⸗ 
wendungsart des Vorkaufsrechts. An ſich wit ja 
das Vorkaufsrecht tatſächlich überflüſſig gewor⸗ 
den; denn die Stadtgemeinde Danzig hat es ja 
mur in ganz wenigen Fällen in Anwendung ge⸗ 
bracht. Vom Lande kennt man überhaupt keinen 
Fall. Außerdem hat die Stadt die Möglichkeit, 
den Verkauf eines Grundſtücks, den ſie nicht haben 
will, zu verhindern. Im übrigen braucht man 
der Stadtgemeinde Danzig oder auch den andern 
Gemeinden ein Vorkaufsrecht nicht zuzuſchanzen, 
wenn man ſieht, wie ſich Danzig mit Grundbeſitz 
überlaſtet hat. Die Angelegenheit der Grund⸗ 
ſtücksankäufe in Danzig berechtigt ſchon allein, 
einen derartigen Geſetzentwurf, wie den deutſch⸗ 
nationalen, einzubringen. Im übrigen hat Herr 


hinterziehungen zu verhindern. Das geſchah in 
der Inflation und vielleicht noch eine kurze Zeit 
danach. Heute kann man won einem Wertzuwachs 
kaum noch ſprechen. Infolgedeſſen hat das Geſetz 
die Grundlage, die es ehemals gehabt hat, ver⸗ 
loren. Ein Zuwachsſteuergeſetz würde heute nur 
in ganz geringen Fällen einen Ertrag bringen. 
(Zuruf des Abg. Schwegmann.) Ja, es wäre ein 
vollkommener Schlag ins Waſſer. Wenn das Ge⸗ 
ſetz ſeinerzeit aus der Not der Inflation heraus 
eingebracht wurde, dann ſollte es damals in der 
Not den Gemeinden und dem Staat etwas Geld 
einbringen. Der Grund war damals klar, und die 
Sache war begründet. Das Geſetz mußte ange⸗ 
nommen werden. 

Wie verhält es ſich aber mit dieſem Notgeſetz, 
das der Senat einbringt? Der Senatsentwurf 
ſchafft die Möglichkeit, den Zuſchlag der Gemein⸗ 
den während des Jahres feſtzuſetzen. Wenn es 
notwendig geweſen wäre, hätte man das ſeiner⸗ 
zeit ſchon gebracht. Heute bringt man es nur, 
weil man in der Stadt Danzig mit dem Geld der 
Steuerzahler jo wahnſinnig herumgearbeitet hat, 
daß man ein derartiges Geſetz braucht. Wie wird 
nur mit dem Geld herumgeſchludert! Sehen Sie 
ſich doch den Bau der Straßenbahnen an. Wenn 
man ſieht, wie das Geld direkt hinausgeworfen 
wird, wie es verjuxt wird, um vielleicht eine 
beſſere Viſitenkarte für Danzig zu ſchaffen, dann 
ärgert man ſich, wenn ein derartiges Geſetz ein⸗ 
gebracht wird. 

Wenn das Geſetz den Landgemeinden helfen 
würde, wäre es gut. Aber denken Sie daran, daß 
die Gemeinden das Zuſchlagsrecht kaum bean⸗ 
ſpruchen, ſondern die Städte, die wegen ihrer 
lauſigen Luderwirtſchaft alle geldſchwach ſind. 
Dazu gehört vor allem die Stadt Danzig. Das 
Geſetz iſt ein Geſetz, das ſich dieſer Senat für ſeine 
Stadtverwaltung ſchaffen will; denn ſeine Leute 
haben dafür geſorgt, daß kein Geld in der Stadt⸗ 
kaſſe iſt. Infolgedeſſen iſt der Geſetzesantrag ab⸗ 
zulehnen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag geſtellt, beide Vor⸗ 
lagen dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, daß dem⸗ 
gemäß beſchloſſen wit. Ich rufe Punkt 4a auf: 

Antrag des Abg. Naſchke und Fraktion 
auf Aufhebung des Urteils gegen das 
Stadtbürgerſchaftsmitglied Leo Litzbarſti. 

Druckſache Nr. 397. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir das 
Verlangen an den Volkstag ſtellen, ein Urteil 
aufzuheben, ſo tun wir es nicht, weil der Mann 
ſchuldig iſt, ſondern weil derjenige, der von die⸗ 
ſem Klaſſengericht verurteilt worden iſt, völlig 
unſchuldig iſt. Der Landjäger Plicht in Brentau 
Hat ſchon lange, wie man im Volksmunde ſagt, 
ein Auge auf die Kommuniſten geworfen. Es 
kann kein größerer Schwindel in die Welt ge⸗ 
ſetzt werden, als wenn der Landjäger Plicht be⸗ 


Plenikowſki Recht, wenn er jagt, daß das Vor⸗ hauptet, er kenne Litzbarſki nicht. Das hat dieſer 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
Mann unter ſeinem Eid ausgeſagt. Er hat ſich 
damit meineidig gemacht. Plicht wollte damit 
ſagen: „Ich habe gegen Litzbarſki nichts, ich habe 
auch gegen die Kommuniſten nichts.“ Tatſächlich 
kann Plicht, wie geſagt, die Kommuniſten abſolut 
nicht riechen, und wo ſich nur eine Gelegenheit 
bietet, iſt dieſer Mann drauf und dran, Kommu⸗ 
niſten dem Staatsanwalt auszuliefern. Die Ge⸗ 
richtsverhandlung hat ergeben, daß man Litzbarſki 
nichts nachweiſen kann. Plicht dagegen behauptet, 
ihn als Sprecher, als Aufwiegler, erkannt zu ha⸗ 
ben und das in einem Abſtand von 15 Meter an 
einem Aprilabend um etwa 9 Uhr. Wenn das 
nicht Beweis genug iſt, daß dieſer Plicht lediglich 
Gelegenheit geſucht hat, einen Menſchen hinter die 
Gefängnismauern zu bringen, ſo glaube ich, daß 
man weitere Beweiſe nicht zu bringen braucht. 
Aber weshalb dieſes Urteil? In erſter In⸗ 
ſtanz war Vorſitzender Herr Dr. Bumke, derſelbe 
Herr Dr. Bumbe, der hier im Volkstag von den 
Kommuniſten eins in die Schnauze bekommen 
ſollte, und zwar von dem Abgeordneten Liſch⸗ 
newſki. Er kam damals noch mit heiler Haut da⸗ 
von und glaubte, ſich jetzt dafür rächen zu müſſen. 
Er wollte dieſen Familienvater für ein halbes 
Jahr hinter Gefängnismauern bringen. Die Ver⸗ 
handlung hat erwieſen, daß Litzbarſki wohl an 
der Anſammlung teilgenommen hat, daß er in 
dem Haufen Menſchen war, daß er aber weder 
Bemerkungen gemacht hat, die als Aufreizung 
oder Aufwiegelung angeſehen werden können 
oder ſonſt etwas. Nur allein Plicht will dieſe 
Aeußerungen gehört haben, und wie gejagt, aus 
einer Entfernung von 15 Metern. Das Arteil 
wurde gefällt. Beſonders bezeichnend iſt, daß der 
Staatsanwalt, der Vertreter der Anklage, nur 
drei Monate Gefängnis beantragte. Herr Bumke 
als ſchneidiger Vorſitzender glaubte über dieſes 
Maß hinausgehen zu müſſen und verknackte 
dieſen Arbeiter zu einem halben Jahr Gefängnis. 
Die Berufungsinſtanz hat natürlich etwas ande⸗ 
res auch nicht ergeben. Das iſt für uns ſelbſtver⸗ 
ſtändlich; denn es iſt ſelten der Fall, daß das 
Vorurteil aufgehoben wird, es ſei denn, daß es 
ſich um eins der kraſſeſten Urteile handelt, wie 
bei den beiden Polen, die vom Danziger Gericht 
wegen Straßenraub zu Zuchthaus verurteilt 
waren. Dieſe Polen mußten natürlich in der 


zweiten Inſtanz zu Gefängnis verurteilt werden, 


weil das Vorurteil abſolut unhaltbar war. Auch 
dies iſt ein Beiſpiel dafür, daß unſere Herren 
Richter Kommuniſten und Ausländer beſonders 
gefreſſen haben. Heute ſpielt ja auch der Prozeß 
Jakubowſki eine große Rolle, wo man einen 
Ruſſen, weil es ein Ausländer war, zum Tode 
verurteilt hat, trotzdem dies ein Fehlurteil, ein 
Juſtizmord geweſen iſt. Schon damals, als der 
Mann zum Tode verurteilt wurde, ſtand feſt, daß 
es ein Juſtizmord war und daß dieſer Juſtizmord 
bewußt heraufbeſchworen wurde. 8 

Es würde zu weit gehen, alle die Klaſſenur⸗ 
teile, die bereits hier in Danzig gefällt worden 
find, anzuführen, aber es ſteht feſt, daß dieſes 
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der Mann gegen die Staatsgewalt unternommen, 
nichts konnte ihm zur Laſt gelegt werden. Im Ge⸗ 
genteil, Zeugen haben beeidigt, daß er ſich ruhig 
verhalten hat und in die Menſchenanſammlung, 
die durch das provokatoriſche Verhalten des Stahl⸗ 
helms heraufbeſchworen wurde, nur zufällig hin⸗ 
eingekommen iſt. Man hat ihn lediglich heraus⸗ 
gegriffen, weil er als Kommunist bekannt und 
derjenige iſt, der ſich in Brentau beſonders für die 
Kommuniſtiſche Partei betätigt. Dieſe beiden 
Momente genügten, um den Mann auf ein halbes 
Jahr ins Gefängnis zu ſtecken. 

Bezeichnend it bei dieſem Urteil, — viel⸗ 
leicht wird ein folgender Redner das erwähnen 
oder im Rechtsausſchuß darauf Bezug genommen 
werden — daß man dem Verurteilten Bewäh⸗ 
rungsfriſt gewährt hat. Wie die Bewährungs⸗ 
friſt ausſieht, will ich nicht beſonders auseinan⸗ 
derſetzen. Die Raffiniertheit des Gerichts liegt 


darin, daß man dieſem Manne aufgetragen hat, 


binnen zwei Monaten 150 Gulden zu zahlen. 
Dann erſt tritt die Bewährungsfriſt in Kraft. 
Das iſt wieder ſolch eine raffinierte Ausklügelei 
der jetzigen Richter und ein Beweis dafür, daß die 
Herren nichts weiter zu tun haben als auszu⸗ 
klügeln, wie ſie dem zu Beſtrafenden das Leben 
ſchwer machen können. Wo iſt es heute einem 
Arbeiter möglich, 150 Gulden in zwei Monaten 
auf den Tiſch zu legen? Das wird nicht einmal 
Herrn Dr. Bumke möglich ſein. Auch dieſe Herren 
ſtöhnen immer noch, daß ſie zu wenig Gehalt be⸗ 
kommen und daß beſonders in der jetzigen Regie⸗ 
rungsvorlage ihr Gehalt weſentlich erhöht wer⸗ 
den müßte. Es wird alſo einem Arbeiter nicht 
möglich ſein, die 150 Gulden in zwei Monaten 
auf den Tiſch zu legen. Wenn ihm das nicht mög⸗ 
lich iſt, muß er die ſechs Monate abſitzen, dann 
wird er unſchuldig von ſeiner Familie hinweg⸗ 
geriſſen. 

Wenn Sie ſich mit dieſer Materie vertraut 
machen, werden Sie alſo unbedingt erkennen 
müſſen, daß hier ein Fehlurteil, ein Klaſſenurteil, 
gefällt worden iſt, das unbedingt aufgehoben 
werden muß. Deshalb haben wir unſeren Antrag 
geſtellt. Wir verlangen, daß ſich der Rechtsaus⸗ 
ſchuß mit dieſer Frage beſchäftigt und der Volks⸗ 
tag die Entſcheidung ſo ſchnell als möglich fällt, 
wie wir fie verlangen, d. h. Aufhebung Dieles 
Schandurteils. 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag geſtellt, die Vorlage 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und darf feſtſtellen, daß dem⸗ 
gemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung auf: 


Schlußprotokoll des Wahlausſchuſſes 


von der Volkstagswahl 1927. f 
Druckſache Nr. 374. Ich eröffne die Ber 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Der Ausſchußantrag geht 
dahin, die Wahl als geſetzmäßig anzuerkennen. 


Arteil eins der kraſſeſten Klaſſenurteile iſt, das Ich höre keinen Widerspruch und ſtelle feſt, daß 
jemals in Danzig gefällt worden iſt. Nichts hat ſich das Haus dieſem Antrage angeſchloſſen hat; 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 12 des Abg. Falken⸗ 
berg u. Fr. betr. Entlaſſung des leitenden 
Beamten des Danziger Rundfunks. 

Druckſache Nr. 367. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Als die Haushaltspläne beraten wurden, 
richteten wir an den Senat verſchiedene An⸗ 
fragen, die ſich auf die Entlaſſung des Leiters des 
Danziger Rundfunks bezogen. Die Fragen ſind 
unbeantwortet geblieben. Es ſcheint überhaupt 
jetzt mehr und mehr Sitte zu werden, daß die An⸗ 
fragen, welche die Oppoſition an den Senat 
richtet, keinerlei Würdigung erfahren. Wir ſind 
darum gezwungen, dieſe Angelegenheit hier noch 
einmal zur Sprache zu bringen. Sie erſcheint uns 
darum außerordentlich wichtig, weil wir durch 
den Senat Fejtgeitellt haben möchten, ob die ehe⸗ 
maligen Offiziere und Penſionäre das Recht 
haben, nach ührer Penſionierung noch eine Beam⸗ 
tenſtelle anzunehmen oder nicht, und des weite⸗ 
ren, ob ſie dann, wenn ſie ſich nach vielen Mühen 
eine Arbeitsſtätte verſchafft haben, darin belaſſen 
werden dürfen oder entfernt werden müſſen. 

Wir haben darum an den Senat eine Große 
Anfrage gerichtet, welche folgende zwei Unter⸗ 
fragen enthält: 1. Welche Gründe führt der 
Senat für die Entlaſſung an? 2. Erkennt der 
Senat das Arbeitsrecht der ehemaligen Offiziere 
an? Es iſt niemand vom Senat hier, der die 
Anfragen beantworten kann. (Widerſpruch links,) 
Dann will ich die Antwort des Senatsvertreters 
abwarten, bevor ich auf den Fall näher eingehe. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. | 

Arczynſki, Senator: Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abg. Falkenberg 
u. Gen. fragen: 1. Welche Gründe führt der Senat 
für die Entlaſſung des erwähnten Beamten an, 
2. erkennt der Senat das Arbeitsrecht der ehe⸗ 
maligen Offiziere und Penſionäre an? 

Namens des Senats habe ich dazu folgendes 
zu ſagen: Die Notwendigkeit der Einſchränkung 
des Perſonalbeſtandes macht es den Behörden zur 
besonderen Pflicht, durch geeignete Reformmaß⸗ 
nahmen auf die erforderliche Perſonalerſparnis 


hinzuarbeiten. In dieſem Zuſammenhange wurde 


auch die Frage geprüft, ob es nicht möglich ſei, 
die Stelle des damaligen Rundfunkleiters Herrn 
Schulz aus dem Kreiſe der vorhandenen Beamten 
zu beſetzen. Da dieſe Frage bejaht werden konnte, 
wurde im Intereſſe der Sparſamkeit und des 
Abbaues beſchloſſen, die Kündigung auszu⸗ 
ſprechen. Die Entlaſſung des Herren Schulz iſt 
aljo nicht ſeitens des Demobilmachungskommiſſars 
oder des Demobilmachungsausſchuſſes erfolgt, 


ſondern ſie iſt lediglich eine Folge der Durchfüh⸗ 
rung der Minderung des Perſonalbeſtandes. 

Zu der zweiten Anfvage habe ich zu erklären, 
daß das Recht auf Arbeit grundſätzlich auch den 
ehemaligen Offizieren und ſonſtigen Penſionären 
zuerkannt wird. Dies Recht iſt auch niemals be⸗ 
ſtritten worden. 


Maßnahmen zur Entlaſſung 


Mittwoch, den 12. September 1928. 


ſolcher beſchäftigter Perſonen werden nur dann 
ergriffen, wenn ſie ſich nachweisbar in einer 
wirtſchaftlichen Lage befinden, die die Notwendig⸗ 
keit auf Erwerb aus einer Beſchäftigung aus⸗ 
ſchließt. In ſolchen Fällen ſind die Demobil⸗ 
machungsausſchüſſe auf Grund der geſetzlichen 
Beſtimmungen verpflichtet, die Freimachung der 
von ſolchen Perſonen beſetzten Arbeitsſtellen 
durchzuführen. Dieſe Maßnahmen ſind erforder⸗ 
lich, um die noch immer erhebliche Erwerbsloſig⸗ 
keit bekämpfen zu können. (Sehr gut! links.) Um 
jedoch Härten zu vermeiden, wird in jedem 
Einzelfall, bevor eine ſolche Anordnung erfolgt, 
eingehend geprüft, ob die Verhältniſſe die Durch⸗ 
führung dieſer geſetzlichen Maßnahme zulaſſen. 

Damit ſind die Anfragen, die der Herr Abg. 
Falkenberg geſtellt hat, glaube ich, genügend be⸗ 
antwortet. (Bravo! links. Abg. Schwegmann: 
Ich beantrage Beſprechung!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus. Es findet Beſprechung 
ſtatt. Das Wort hat der Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Der Herr Senator hat als Grund für die 
Entlaſſung angeführt, daß geſpart werden müſſe. 
Tatſächlich laſſen aber die Verhandlungen in der 
Perſonalkommiſſion und die Beſprechungen im 
Schoße des Senats, die gelegentlich der Beratung 
des Haushaltsplanes gepflogen wurden, erkennen, 
daß doch ein anderer Grund maßgebend war. An⸗ 
fänglich war man ſich darüber vollkommen einig, 
daß der Leiter des Rundfunks im Amt verbleiben 
müſſe, und es beſtand darüber kein Zweifel, daß 
an der Beſetzung dieſer Stelle nicht gerüttelt wer⸗ 
den ſollte. Die Lage änderte ſich in dem Augen⸗ 
blick, als der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten 
an den Demobilmachungsausſchuß mit einem 
Antrag herantrat und ausführte, daß der Leiter 
des Rundfunks entlaſſen werden müſſe, da es 
nicht angehe, daß ein Herr, der noch eine aus⸗ 
kömmliche Penſion beziehe, beſchäftigt werde, 
während eine große Zahl von erwerbsloſen An⸗ 
geſtellten vorhanden ſei. Der Demobilmachungs⸗ 
ausſchuß forderte die Entlaſſung. Der Senat 
ſtellte ſich auf die Seite des Demobilmachungs⸗ 
ausſchuſſes und verſprach der Poſtverwaltung zu⸗ 
gleich, ſich um einen geeigneten Nachfolger aus 
der Zahl der erwerbsloſen Angeſtellten zu be⸗ 
mühen. Hieraus geht doch hervor, daß es ſich nicht 
um eine Sparmaßnahme oder einen Abbau han⸗ 
delte, ſondern man hatte tatſächlich die Abſicht, 
die Stelle neu zu beſetzen und ein Gehalt dafür 
zu geben, das dem Anſehen und dem Wert dieſer 
Stelle entſpricht. Für den alten Leiter brauchte 
man aber nur die Differenz zwiſchen Penſion und 
Gehalt zu zahlen. Wenn es nicht zu der Anſtel⸗ 
lung eines neuen Leiters aus dem Kreis der An⸗ 


(©) 
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geſtellten gekommen iſt, fo iſt dieſe Unterlaſſung 


an dem Widerſtand der Poſtverwaltung geſchei⸗ 
tert. Dieſe erklärte, daß ſie ſich, wenn der Leiter 
entlajjen werden ſollte, mit ihrem eigenen Per⸗ 
ſonal behelfen wollte, da außer Schulz kein ge⸗ 
eigneter Mann für dieſen Poſten in Danzig zu 
finden wäre. (Heiterkeit links.) 
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(Falkenberg, Abgeordneter) 

Aus dieſen Vorgängen in der Perſonalkommiſ⸗ 
ſion und aus den Vorgängen, die ſich bei der Be⸗ 
ratung des Haushaltsplanes abgeſpielt haben, 
iſt doch erſichtlich, daß man tatſächlich verſucht, 
das Arbeitsrecht der ehemaligen Offiziere und 
der Penſionäre einzuschränken. Herr Senator 
Arczynſki hat angegeben, daß die Entlaſſung in 
den Fällen erfolge, wo die Penſion auskömmlich 
ſei, und dann hat er weiter geſagt, es ſollten Här⸗ 
ten vermieden werden. Es geht nicht an, das Recht 
auf Arbeit von dem Vorhandenſein einer Pen⸗ 
ſion oder deren Fehlen abhängig zu machen. 
Wenn ſich ein Offizier, nachdem ſein eigentlicher 
Beruf vernichtet worden it, mühevoll unter 
ſchwierigen Verhältniſſen eine Exiſtenz begründet, 
ſo iſt es doch für das rechtliche Empfinden eines 
Menſchen verletzend, wenn man ihm das Recht 
auf Arbeit, das Recht, ſich eine Arbeitsſtelle zu 
beſchaffen, nimmt. Dieſes Recht muß man jedem 
ben zubälligen, ganz gleich, ob er noch etwas 
daneben bezieht. Man kann nicht warten, bis 
alle Angeſtellten reſtlos untergebracht ſind. Dann 
wird man ſehr viele Jahre warten können, und 
dann wird es wohl unmöglich ſein, daß ſich ſolch 
ein Penſionär eine Arbeitsſtelle beſchaffen kann 
oder daß er ſie behalten kann, wenn er eine ge⸗ 
funden hat. Unſere Verfaſſung erkennt doch die 
Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetz an. 
(Abg. Leu: Iſt es eine Gleichheit, wenn andere 
hungern?) Die Gleichheit beſteht darin, daß ich 
mir eine Aubeitsſtelle ſuchen kann, und daß mir 
das durch das Geſetz und die Behörden nicht ge⸗ 
nommen wird. Es bann nicht ein Menſch an 
die Wand geſtellt und geſagt werden: „Du 
darfſt nicht arbeiten, du darfſt dir keine Möglich⸗ 
keit verſchaffen, dein Brot zu verdienen.“ (Das 
Recht auf das Leben ſteht höher! links.) Das 
Recht auf Arbeit kann keinem genommen werden. 
(Andere Leute gehen elend zugrunde! links.) Auf 
die Haltloſigkeit des Arguments, daß den Penſio⸗ 
nären und ehemaligen Berufsoffizieren die Mög⸗ 
lichkeit, ſich eine Exiſtenz zu ſchaffen, genommen 
werden kann, iſt ſchon in der Hauptſitzung des 
Senats von hauptamtlichen Senatoren hingewie⸗ 
ſen worden. (Abg. Leu: Woher wiſſen Sie das?) 
Wir wiſſen das aus den Mitteilungen, die uns 
gemacht worden ſind. Man muß doch fühlen, wie 
kränkend und aufreizend es iſt, wenn man den 
Mitgliedern eines Berufs, denen ſehr großes 
Unrecht geſchehen iſt, noch die Möglichkeit nimmt, 
einem Erwerb nachzugehen. (Abg. Raſchke: Für 
die Offiziere iſt in Honolulu noch Beihäftigung!) 

Wir können weiter bei dieſer Sache das Ge⸗ 
fühl nicht los werden, daß man hier nach poli⸗ 
tiſchen Motiven verfährt. (Sehr richtig! rechts.) 
Die Entlaſſung des Leiters des Rundfunks iſt 
darauf zurückzuführen, daß man dieſe Stelle, 
von welcher man einen großen Einfluß auf die 
Allgemeinheit erwartet, in die Hände bekommen 
wollte. Der Rundfunk iſt weit verbreitet. Die 
Hörer ſind da und müſſen das, was ihnen mitge⸗ 
teilt wird, empfangen und anhören. Es iſt alſo 
klar, daß man mittels dieſer Einrichtung einen 
großen Einfluß auf das Publikum gewinnen 


kann. (Deshalb legen Sie ſo großen Wert darauf! Demobilmachungsausſchuß es forderte. 
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links.) Wir ſind machtlos, wir können die Stelle 
nicht beſetzen. Aber es iſt ſehr wohl möglich, daß 
Sie einen großen Wert darauf legen, weil es ver⸗ 
mittels dieſer Einrichtung möglich iſt, das Publi⸗ 
kum in einer gewiſſen politiſchen Richtung zu er⸗ 
ziehen. Wir müſſen vor dieſem Schritt warnen; 
denn wenn der Rundfunk politiſch ausgenutzt 
werden ſollte, wird er einen großen Teil der 
Höhrer verlieren. Was des einen Uhl, iſt des 
andern Nachtigall, was dem einen angenehm iſt, 
iſt dem andern unangenehm. Die Poſt hat in 
Erkenntnis dieſer Sachlage, daß es gefährlich iſt, 
den Rundfunk zu politiſieren, ſtets den Grundſatz 
verfolgt, daß der Rundfunk neutral zu bleiben 
und nur das zu bieten habe, was allgemeines 
Intereſſe erregt. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Daß meine Vermutung richtig iſt, beweiſt die 
Umfrage der Verwaltung, welche politiſchen 
Frauenorganiſationen hier beſtehen und wer die 
Vorſitzenden dieſer politiſchen Frauenorganiſatio⸗ 
nen ſind. Es muß doch wohl die Abſicht beſtehen, 
dieſe Frauenorganiſationen durch ihre Vorſitzen⸗ 
den zu Wort kommen zu laſſen. Bis jetzt hat man 
anders verfahren. Man hat ſich an die neutralen 
Frauenorganiſationen gewandt, und dieſe haben 
durch den Rundfunk gesprochen. (Fräulein Marie 
Meyer iſt politiſch neutral? — Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Offenbar ſoll jetzt der politiſche 
Weg beſchritten werden. Das wird natürlich das 
Ende des Rundfunks bedeuten; denn die Ein⸗ 
mahmen werden dadurch nicht gewinnen, das 
können Sie mir glauben. (Heiterkeit links.) 

Die Entlaſſung dieſes Beamten hat für uns 
auch deshalb eine große Bedeutung, weil hier⸗ 
durch zu erkennen gegeben wird, daß man jetzt 
die Beamtenſchaft politiſieren will. Man macht 
jetzt den erſten Schritt auf dieſem Wege. Damit 
will man einen Weg beſchreiten, den die weſt⸗ 
lichen Nationen, Amerika uſw. gegangen ſind, 
nämlich bei einem Regierungswechſel das geſamte 
Beamtenperſonal wechſeln zu laſſen. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) Wiſſen Sie, Herr Kollege, 
was der amerikaniſche Botſchafter in Berlin zu 
dem Bürgermeiſter von Königsberg vor ungefähr 
Jahresfriſt geſagt hat? Er ſagte: „Amerika iſt 
Drauf und dran, ein Beamtentum nach preußi⸗ 
ſchem Muſter einzuführen.“ (Zwiſchenrufe links.) 
Man hat erkannt, welch einen Fehler man mit 
der Politiſierung der Beamtenſchaft gemacht hat. 
Für ein kleines Gebiet wie Danzig iſt das un⸗ 
tragbar. Wir ahmen jetzt weſtliche Formen nach, 
während die weſtlichen Nationen ihr altes über⸗ 
lebtes Syſtem abſchaffen und das preußiſche 
Muſter übernehmen. Denken Sie an den Milita⸗ 
rismus. Alles, was bei uns als überlebt gilt und 
verworfen wird, greifen jene Nationen als das 
Richtige auf, weil ſie die Brauchbarkeit dieſer In⸗ 
ſtitutionen erkannt haben. (Große Unruhe. — 
Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) Wenn die Feinde 
daran zugrunde gehen ſollten, freuen wir uns 
beide. (Abg. Liſchnewſki: Ihr Syſtem führt zum 
Untergang!) 

Zuſammenfaſſend ſei geſagt, daß die Entlaſſung 
des Leiters des Rundfunks erfolgt iſt, ar 2 
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Walkenberg, Abgeordneter) 

nach unſerer Anſicht keine Sparmaßnahme. Die 
Ausnutzung des Rundfunks zu politiſchen Zwecken 
verwerfen wir und warnen davor. (Bravo! 
rechts. — Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Falkenberg waren 
ſehr intereſſant. Wenn man ihn ſprechen hört, 
könnte man denken: Dies Kind, kein Engel iſt ſo 
rein an politiſcher Neutralität. Sie wollen doch 
wohl nicht behaupten, daß der Rundfunk politiſch 
neutral ſei. Dann ſcheint mein Fraktionskollege 
Liſchnewſki Recht zu haben, daß Sie nicht Rund⸗ 
funk hören. (Abg. Falkenberg: Nein! — Heiter⸗ 
keit.) Ein Abgeordneter, ein Vertreter des 
Volkes, maßt ſich alſo an, an den Darbietungen 
des Rundfunks Kritik zu üben, ohne Rundfunk 
gehört zu haben. Sie haben erklärt, bisher war 
die politiſche Neutralität beim Rundfunk ge⸗ 
wahrt, jetzt ſtehe aber zu befürchten, daß das nicht 
mehr der Fall ſein werde. Es iſt eigenartig, daß 
Herr Falkenberg zu behaupten wagt, im Rund⸗ 
funk ſei bisher nicht politiſch gearbeitet worden. 
Verfolgen Sie das Programm, in allen Staaten 
wird im Rundfunk Politik getrieben! Anläßlich 
der Etatsberatungen habe ich eingehend darauf 
hingewieſen. Ich habe Beiſpiele angeführt, wie 
man unter den harmloſeſten Diteln Politik ver: 
zapft. In allen kapitaliſtiſchen Staaten wird die 
bürgerliche kapitaliſtiſche Weltanſchauung zur 
Grundlage des Wirkens genommen, ſowohl in der 
Preſſe, als in der Schule, der Kirche und auch im 
Radio. Glauben Sie, daß irgend ein Vortrag im 
Rundfunk auf kommuniſtiſcher oder ſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung baſieren wird? Das glauben Sie 
nicht im entfernteſten, auch wenn in Deutſchland 
ein Gewerkſchaftsführer an das Rundfunkgerät 
tritt und einen Vortrag vom Stapel läßt. Das iſt 
dann eine Verherrlichung des bürgerlichen 
Syſtems, wie wir es ſchon erlebt haben. Von die⸗ 
ſer Seite haben Sie ebenfalls nichts zu befürchten, 
weil die Gewerkſchaftsführer der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei in Ihrem Sinne durch den Rund⸗ 
funk auf die Maſſen wirken. Sie wiſſen, daß durch 
den Rundfunk von Gewerkſchaftsführerſeite jetzt 
Vorträge über „moderne“ Arbeiterfragen, z. B. 
Betriebsrätegeſetz, Arbeitsgerichtsgeſetz, Geſetze, 
die die Kapitaliſten ſelbſt wünſchen, gehalten 
werden. (Zurufe.) Die Tatſachen haben bewieſen, 
daß auch Sie (nach rechts) dafür ſind. Einige 
Ihrer Abgeordneten haben ja für das Betriebs⸗ 
rätegeſetz geſtimmt. So ſieht die Sache aus, Herr 
Abg. Falkenberg, Sie naives, unpolitiſches Kind, 
Sie ſcheinen wieder in die Kinderjahre hineinge⸗ 
kommen zu ſein. a 

Was wir wollen, iſt, daß man uns geſtattet, 
durch den Rundfunk zu den Arbeitern zu ſprechen. 
Es ſteht feſt, daß der größte Teil der Rundfunk⸗ 
hörer den werktätigen Kreiſen angehört, die ſich 
leider die bürgerlichen Vorträge anhören müſſen. 
Dieſe Kreiſe würden es ſehr gern ſehen, wenn ein 
Vortrag gehalten wird, der ihrer Geiſtesrichtung 
entſpricht. Allerdings ſoll der Vortrag nicht von 
einem reformiſtiſchen Gewerlſchaftsführer gehal⸗ 
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ten werden. Durch dieſe Vorträge wird nicht etwa 
die Zahl der Zuhörer geringer werden, ſondern 
das Gegenteil wird eintreten, die Zahl der Zu⸗ 
hörer wird ſich vermehren. f 

Nun beklagen Sie ſich bitter über den Abbau 
eines Beamten. Der Herr Senator ſagt, er ſei 
notwendig geweſen, weil es der Perſonalabbau 
erforderte. Man will hier das amerikaniſche 
Syſtem einführen und die leitende Beamtenſchaft 
nach Gutdünken den eigenen Parteikreiſen ent⸗ 
nehmen. Das iſt das, was wir immer wieder als 
Futterkrippenpolitik bezeichnet haben. Die 
Deutſchnationalen haben keinen Grund, ſich über 
dieſe Futterkrippenpolitik aufzuregen. Sie mögen 
an ihre Regierungszeit zurückdenken, an die Vor⸗ 
kriegszeit. Sie werden zugeben müſſen, daß da⸗ 
mals Beamte nur unter politiſchen Geſichtspunk⸗ 
ten angeſtellt wurden. In der ganzen Welt war 
bekannt, daß im früheren Preußen niemand 
Nachtwächter werden konnte, der Sozialdemokrat 
war. Dieſe Politik wurde auch während Ihrer 
Regierungszeit durchgeführt. Politiſch Anders⸗ 
denkende wurden entfernt und mit den gemein⸗ 
ſten Mitteln verfolgt. Die Sozialdemokraten ſind 
nun gelehrige Schüler. Sie führen dasſelbe 
Syſtem durch, nur nennen fie es Syſtem Severing. 
Wollen Sie es ihnen übelnehmen? Die Sozial⸗ 
demokraten wollen reinen Tiſch haben und unter 
ſich ſein. Das iſt dasſelbe Syſtem, das früher in 
Preußen beſtand. Es wirkt deshalb lächerlich, 
wenn ſich beide Parteien wegen des Abbaues 
dieſes oder jenes Beamten beſchimpfen. 

Ich möchte nur die Unwahrhaftigkeit der 
Deutſchnationalen Partei einmal klar machen. 
Hier wird ein Offitzier abgebaut. Wird er dem 
Hungertode ausgeliefert? Wenn man den Abg. 
Falkenberg hört, ſo bleibt dem Offizier nichts 
übrig, als ſich einen Sarg zu kaufen, ſich hinein⸗ 
zulegen und zu verhungern. Sie werden zugeben, 
daß das nicht der Fall iſt, ſondern daß der Mann 
ſo viel übrig hat, gut weiter zu leben. Außerdem 
beſitzen die deutſchnationalen Parteigrößen die 
Möglichkeit, ihn in einem Privatbetrieb unterzu⸗ 
bringen. Es kommt ſehr ſelten vor, daß die Sozi⸗ 
aldemokraten die Entfernung eines Beamten 
verlangen, und dann nur, weil ſie einen Partei⸗ 
freund dafür hineinbringen möchten. Die Sozial⸗ 
demokraten ſind gar nicht ſo eifrig mit dem Auf⸗ 
räumen, ſonſt würden wir ſchon andere Verhält⸗ 
niſſe haben. Es mutet aber eigenartig an, daß die 
Deutſchnationalen für dieſen Mann eintreten. 
Haben Sie (nach rechts) ſchon ein einziges Mal 
auch nur eine kleine Anfrage an den Senat gerich⸗ 
tet, ob dieſer oder jener Angeſtellte zu Unrecht 
entlaſſen worden iſt, ob man dieſen oder jenen 
Angeſtellten durchaus hat entlaſſen müſſen? Sie 
wiſſen, daß wir hier in Danzig in den letzten zwei 
Jahren einen Perſonalabbau gehabt haben, wie 
wahrſcheinlich in keinem andern Lande. Man hat 
in zwei Ihren etwa 700 Beamte, Angeſtellte und 
Arbeiter abgebaut. Haben Sie eine einzige kleine 
Anfrage an den Senat gerichtet, warum man die⸗ 
ſen oder jenen Arbeiter oder Angeſtellten abge⸗ 
baut hat? Nur die untere und mittlere Beamten⸗ 
ſchaft wurde abgebaut. Bei der höheren Beamten⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
ſchaft hat man faſt gar nichts abgebaut. Das Inter⸗ 
eſſante aber iſt, daß Sie damals auch keine Anfrage 


ſtellen konnten, weil Sie dieſen Perſonalabbau 


ſelbſt auf Geheiß des Völkerbundes durchgeführt 
haben. Wenn die Sozialdemobraten das jetzt fort⸗ 
ſetzen und zufällig einen höheren Beamten abbau⸗ 
en, einen früheren Offizier, dann erheben Sie ein 
großes Gezeter und Geſchrei. 

Aber Ihre Geſinnungsweiſe will ich noch mehr 
charakteriſieren. Dort ſitzt Herr Abg. Dr. Ziehm, 
der einen Bruder hat, der in Ließau ein Gut be⸗ 
ſitzt. Dieſer Herr wagt es, durch ſeinen Inſpektor 
jedes Jahr ſo und ſo wiele Arbeiter unter den 
nichtigſten Vorwänden auf die Straße ſetzen zu 
laſſen. Vor etwa zwei bis drei Wochen verſuchten 
zwei Landarbeiter, die dort tätig ſind, bei der pol⸗ 
niſchen Staatsbahn eingeſtellt zu werden. Sie 
wiſſen, daß die Arbeiter dort ein beſſeres Gehalt 
beziehen, als der Hungerlohn bei einem Groß⸗ 
agrarier beträgt. Sie verſuchten alſo dort anzu⸗ 
kommen und machten ſich für einen halben Tag 
frei. Daraufhin wurden ſie ſofort entlaſſen. (Große 
Unruhe.) Dasſelbe tun auch die anderen Großagra⸗ 


tier, (Zwiſchenruf des Abg. Liſchnewſki.) Man 


ſetzt die Leute aufs Straßenpflaſter, weil man 
vielleicht weiß, daß ſie in der Kommuniſtiſchen 
Partei organiftert ind. Dann wagt man es aber 
eine Große Anfrage an den Senat zu richten, wes⸗ 
halb man einen Offizier abbaut. Das tun Sie, die 
Arbeiter täglich aufs Straßenpflaſter werfen. Sie 
ſehen, daß die Anfrage, die Sie geſtellt haben, di⸗ 
rekt lächerlich wirkt, und daß ſie keine moraliſche, 
ſittliche Baſis hat. Dementſprechend iſt dieſe An⸗ 
frage zu werten. 

Die ganze Entlaſſungsſache iſt, wie ich ſchon 
einmal jagte, nur eine Futterkrippenangelegen⸗ 
heit zwiſchen der Deutſchnationalen und der Sozi⸗ 
aldemokratiſchen Partei. Wenn die Sozialdemo⸗ 
kraten ihre Pflicht erfüllt und den Staat ſaniert 
haben, werden vielleicht wieder die Deutſchnati⸗ 
onalen die Regierung übernehmen. Es iſt auch 
möglich, daß wir einmal die Regierung von 
Schwegmann bis Gehl bekommen. Das iſt durch⸗ 
aus nicht ausgeſchloſſen. (Abg. Schwegmann: 
Sehr ausgeſchloſſen.]) Es ſei denn, daß die Deutſch⸗ 
nationalen ſich in zwei Lager ſpalten und der eine 
Teil nicht mitmacht. Wir ſehen ja, daß die Jung⸗ 
deutſchen bereits zu den Sozialdemokraten über⸗ 
ſchwenken. Das iſt Ihnen doch ganz gut bekannt. 
(Heiterkeit.) Es iſt alſo ſchon möglich, daß die 
Deutſchnationale Partei in ihrer Mehrheit in den 
nächſten Jahren durchaus eine Regierung mit der 
Sozialdemokratiſchen Partei bilden wird. Sie 
werden doch zugeben, daß zwiſchen der National⸗ 
liberalen Partei und der Deutſchnationalen Par⸗ 
tei keine grundlegenden Unterſchiede ſind,, in 
Deutſchland zwiſchen der Deutſchen Volkspartei 
und der Deutſchnationalen Partei auch nicht. In 
Deutſchland regieren aber die Deutſche Volkspar⸗ 
tei mit den Sozialdemokraten zuſammen und be⸗ 
ſchließen den Bau von Panzerkreuzern. Sie wer⸗ 
den ſich auch in Danzig zuſammenfinden. (Das 


ſind Märchen! links.) Die erſte Rate des Panzer⸗ 
kreuzers iſt doch bewilligt! Es werden weiter die 
anzerkreuzer B, C, D und F gebaut werden. 
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(Rußland baut auch! links.) Wir wünſchen nur, 
daß Rußland ſehr viele Panzerkreuzer baut, und 
daß dieſe die deutſchen mit dem Admiral Müller 
in den Grund bohren. 

Wenn Sie zuſammenſitzen, werden Sie ſich 
über Perſonalfragen ſchnell einigen und alle aus 
dem jetzigen Zuſtand Ihr Bohnchen holen. Dieſer 
unwürdige Zuſtand wird erſt beſeitigt werden, 
wenn die ſoziale Revolution dieſe Futterkrippen⸗ 
politiker beſeitigen und die werktätige Bevölke⸗ 
rung die Regierung in die Hand nehmen wird. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung: 

Große Anfrage Nr. 13 des Abg. Dr. 
Blavier u. Gen. betr. die diesjährigen 
Steuereinſchätzungen. 

Druckſache Nr. 368. Das Wort zur Begründung 
hat Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Die Große Anfrage begründet ſich durch 
ihren Wortlaut ſchon ſelbſt: 

Iſt dem Senat bekannt, daß die Steuerbehörde 
bei den diesjährigen Einſchätzungen nicht nur in 
der Grundwertſteuer, ſondern auch in der Ver⸗ 
mögens⸗, Umſatz⸗ und ſogar der Einkommenſteuer 
völlig willkürlich vorgegangen iſt, und daß die Ein⸗ 
ſchätzungen grundlos auf das Vielfache der vom 
17 nachgewieſenen tatſächlichen Beträge erfolgt 
find 
f Iſt ſich der Senat darüber klar, daß eine der⸗ 
artige Praxis, welche den Bürger won vornherein 
als einen Betrüger behandelt, die Staatsautorität 


untergraben muß? 

Gedenkt der Senat die Steuerbehörde ſofort 
anzuweiſen, eine Reviſion der bisher erfolgten 
Phantaſieveranlagungen auf Grund von tatſächli⸗ 
chen Unterlagen vorzunehmen, um den wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenbruch zahlloſer Eviſtenzen zu ver⸗ 
meiden. 

Ich möchte mündlich noch einiges hinzufügen, nicht 
nur um den wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zahl⸗ 
loſer Exiſtenzen zu vermeiden, ſondern den Zuſam⸗ 
menbruch der Staatsfinanzen überhaupt. Es iſt tra⸗ 
giſch, daß ſieben Jahre lang Herr Finanzſenator 
Dr. Volkmann ſich niemals danach gerichtet hat, 
was der Staatsbürger an Steuern zahlen kann, 
ſondern daß der Staatsaufbau in der Weiſe er⸗ 
folgte, daß zunächſt das Behördengerüſt geſchaffen 
wurde, das Behördengerüſt, und daß ſich darauf 
ſieben Jahre lang die Steuerpraxis gründete. 
Wir ſind jetzt auf folgendem Punkt angelangt: 
Die fließenden Quellen aus Handel und Gewerbe 
ſind verſiegt. Es gibt nichts mehr zu holen. Von 
den Gewerbetreibenden iſt nichts mehr zu haben. 
Eine große Anzahl von Gewerbetreibenden, die 
gerade auf Grund der Großen Anfrage mit uns 
in Beziehungen getreten ſind, erklärten auf Grund 
ihrer nachweislichen Anterbilanz: „Wir haben 
bisher den Betrieb nur aufrechterhalten, weil wir 
uns unſern Arbeitern gegenüber dazu für ver⸗ 
pflichtet hielten.“ Das iſt es, was wir heute den 
Sozialdemokraten als der ſtärkſten Regierungs⸗ 
partei ſagen müſſen. Es handelt ſich hier nicht 
mehr um eine Angelegenheit des Kapitals; denn 
das Kapital iſt ſchon lange weg, wenn es über⸗ 
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haupt jemals hier war und nicht gleich durch die 
Betriebseröffnungsſteuer fortgejagt wurde. Wie 
Herr Abg. Rahn neulich ſchon ſagte, gehen ehe⸗ 
malige deutſchnationale Senatoren nach Gdingen 
und machen dort einen Betrieb auf, weil hier für 
das Kapital nichts zu holen iſt. Dieſe Entwicklung 
iſt ja jetzt kaum noch aufzuhalten, es ſei denn, daß 
man grundſätzlich einen andern Weg einſchlägt. 

Die Steuerbehörde hat mit den diesjährigen 
Steuerveranlagungen den verkehrten Weg noch 
überbetont. Man hat die Veranlagungen ſo vor⸗ 
genommen, daß man jede Steuer um 50—100 
erhöht und den Zenſiten die Veranlagungen zu⸗ 
ſchickte. Die notwendige Konſequenz iſt eine völli⸗ 
ge Erſchütterung der Staatsautorität. Wenn der 
Zenſit von vornherein weiß, daß er auf das Dop⸗ 
pelte veranlagt wird, muß er zum Steuerbetrüger 
werden, muß er einkalkulieren, daß der Staat ihn 
über alle Unterlagen hinweg veranlagt. 

Wir haben die Große Anfrage eingebracht, um 
die Regierung moch in letzter Stunde zu warnen. 
Es iſt heute nichts mehr zu holen. Was Sie er⸗ 
reichen werden, iſt die eine Tatſache, daß Sie die 
geſamten Zenſiten gegen ſich erbittern. Ich möchte 
ſtatt ungezählter anderer Beiſpiele zwei ganz be⸗ 
ſonders kraſſe Fälle von ſteuerzahlenden Arbeitern 
bringen. Die beiden Fälle find geradezu eryſchüt⸗ 
ternd und ſprechen Bände, viel mehr als die tau⸗ 
ſend andern Fälle, bei denen es ſich doch um wohl⸗ 
habende Leute handelt. Zwei Schweſtern, die eine 
iſt halb blind,, die andere iſt ſtark hyſteriſch, faſt 
geiſteskrank, beſitzen ein kleines Haus, mit dem 
ſie ſich ernährt haben Arbeiter find Mieter. Neben⸗ 
bei plätten ſie noch etwas. Sie haben bisher für 
das Plätten 18 Gulden wierteljährlich und eben⸗ 
falls 18 Gulden als Grundwertſteuer an den 
Staat abgeliefert. In dieſem Jahre ſind beide neu 
weranlagt worden. Die eine für die Plätterei von 
18 auf 36 Gulden vierteljährlich und für die 
Mietseinkünfte auch von 18 auf 36 Gulden im 
Vierteljahr. Jetzt erſcheinen die beiden und man 
ſieht auf den erſten Blick, daß die Angaben zutref⸗ 
fen. Die Aufzeichnungen, die ſie brachten, hatten 
ſie auf Packpapier gemacht, in welches man ſonſt 
die geplätteten Sachen einwickelt. Da konnte man 
feſtſtellen, daß die Einnahmen aus dem Hauſe 
nicht geſtiegen waren. Nachweislich lag eine Ver⸗ 
fügung des Polizeipräſidenten vor, wonach das 
Dach ſchadhaft war. Wenn es nicht repariert wür⸗ 
de, ſollten die Mieten beſchlagnahmt werden. Da⸗ 
rauf hatten die beiden armen Proletarier 600 Gul⸗ 
den, faſt die geſamte Jahreseinnahme, für die Dach⸗ 
reparatur bezahlt. Obwohl ſie dieſen Tatbeſtand 
der Steuerbehörde mitgeteilt haben, wurden ſie 
auf das Doppelte veranlagt. Die Steuerbehörde 
wirft die beiden mit ährer Beſchwerde hinaus. 
Wir befinden uns in Danzig in einer Kleinkin⸗ 
derbewahranſtalt, aber nicht in einem Staat, wenn 
ſo etwas möglich iſt. Die Steuerbehörde hat die 
Verpflichtung, ſolche Tatbeſtände nachzuprüfen. 
Tut ſie das nicht, ſo iſt das bezeichnend. Sie wirft 
alle hinaus, die bei ihr mit Beſchwerden er⸗ 
ſcheinen. 

Der andere Fall iſt faſt noch intereſſanter und 
betrifft einen Erwerbsloſen, Dettmer heißt er 
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wohl. Er faßt den Entſchluß, nicht mehr ſtempeln 
zu gehen, ſondern ein kaufmänniſches Geſchäft zu 
eröffnen. Es gelingt ihm, ſich einen Kredit zu ver⸗ 
ſchaffen. Er kauft ſich einen Wagen und ein altes 
Pferd auf Pump und fährt mit 60 Broten herum. 
Kapitaliſt wird er niemals werden; denn ſeinen 
Ferſen folgt der Steuerermittler. Was dieſe Leute 
den Mann drangſaliert haben, geht auf keine Kuh⸗ 
haut. Der Bäckermeiſter, von dem er täglich die 
Brote kauft, wurde dreimal von Spitzeln beläſtigt, 
weil Dettmer an einem Sonnabend 100 Brote 
verkaufte. Das ging ſolange, bis der Bäckermei⸗ 
ſter ſchließlich ſagte: „Gehen Sie weg, ich gebe 
Ihnen keine Auskunft, wenn Sie noch lange hier⸗ 
bleiben, drehe ich mich ein wenig haſtig um, dann 
haben Sie eins mit dem Eiſenhaken ins Geſicht.“ 
Dann werzog ſich der Ermittler. Dettmer ſagte ſich, 
wozu mit dem Wagen herumfahren und gepieſakt 
werden und warf ſeinen Laden hin. Heute ſtem⸗ 
pelt er wieder, weil das Syſtem der Steuerbehörde 
lautet: wenn jemand arbeitet, muß er vernichtet 
werden. Gerade dieſer Fall mit dem 60 Brote 
verkaufenden Erwerbsloſen iſt ausſchlaggebend. 
Wie es dem Mann ergeht, geht es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich tauſend anderen. Es wäre unmöglich, heute 
das geſamte Material, das dies Verfahren illu⸗ 
ſtriert, vortragen zu wollen. Sie kennen es alle. 
Sie wiſſen, daß es geradezu unwürdig iſt, wenn 
man genau kontrolliert, ob jemand im Stadtthe⸗ 
ater Parkett ſitzt oder ſich 1. Rang leiſtet. Neulich 
ſaß jemand im Ratskeller. Es wurde genau no⸗ 
tiert, ob er ein Kotelett oder Schnitzel verzehrte. 
Die Behörde hatte nur inſofern Pech, als der Be⸗ 
treffende nachweiſen konnte, daß ein Verwandter 
aus Berlin da war, der ihn eingeladen hatte. Es 
hat keinen Zweck, dieſe Fälle breit zu treten, ſie 
ſind allgemein bekannt. Die große Frage iſt, wie 
wir das Syſtem ändern. Da muß ich der jetzigen 
Regierung mehrere Ratſchläge geben. 

Es liegt tatſächlich ſo, daß das Luxusbedürf⸗ 
nis und die Einbildungskraft gewiſſer Senatoren 
tatſächlich nicht mehr zu überbieten find. Exiſten⸗ 
zen werden um 18 Gulden Steuern vernichtet, 
aber mit einem Augenblinkern des Senators wer⸗ 
den Tauſende aus dem Fenſter geworfen. Nicht 
weniger als vier Regierungsbauräte und Referen⸗ 
ten befinden ſich heute in einer ſubalternen unter⸗ 
geordneten Stellung, bei der ſie überhaupt gar⸗ 
nicht beſchäftigt oder nicht ihrem akademiſchen 
Grad entſprechend beſchäftigt werden, weil ſie es 
mit ihren hauptamtlichen Senatoren verdorben 
haben. Da nur Namen beweiſen, will ich die 
Fälle exemplifizieren. Weil alſo vier Regierungs⸗ 
räte und Referenten oben nicht gut angeſchrieben 
ſind, leiſtet es ſich der Freiſtaat, ſie abzuſägen. 
Sie machen jetzt Dienſte, die ſonſt mit Gruppe V 
bezahlt werden, bekomrien aber das Gehalt der 
Gruppe XII. Es handelt ſich um den Regierungs- 
zat und Referenten Woiff, der ſeinerzeit im Prä⸗ 
ſidium der eigentliche Chef der geſamten Bau⸗ 
polizei war. Herr Wolff verſchwand, weil er eine 
Wohnungsſchiebung des Herrn Senators Leske an 
Senator Senftleben nicht mitmachen wollte. Er 
muckte auf und flog deswegen. Seit drei bis vier 


Jahren werrichtet er die ſubalternen Dienſte eines 


— 


O 


(D) 


(A), 


18) 


Volkstag Danzig — 45. Sitzung. 
(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
Schreibers, die eines Ahabemifers unwürdig ſind. 
Der Freiſtaat kann ſich das leiſten, warum macht 
auch Wolff Krach? (Er iſt beim Schlichtungsaus⸗ 
ſchuß! rechts.) Iſt der Schlichtungsausſchuß eine 
Stelle für einen Architekten und Baumeiſter? 
Wolff iſt aus ſeiner Stellung beſeitigt worden und 
hinausgeflogen, er iſt gemaßregelt worden, weil 
er den oberen Herren einmal die Wahrheit ſagte. 
Ich komme zum zweiten Referenten Herrn 
Meinhardt. Er ijt Tiefbautechniker und hat als 
Bauführer die Grüne Brücke gehabt. Seinerzeit 
verfaßte er einen Artikel in den „Neueſten Nach⸗ 
richten“ und wagte zu ſagen, daß eine Reihe aus⸗ 
geführte Arbeiten von ihm entworfen ſei. Dadurch 
zog er ſich den Haß des Dezernenten Oberbaurat 
Virus, zu und flog in eine ſubalterne Stellung, 
weil er die hohe Staatsbehörde in ihrer Eitelkeit 
gekränkt hat. 


Ich ſtelle drittens feſt, daß der Baurat Richard, 


Leiter des Staatlichen Bauamtes, geflogen iſt, 
weil er ſich mit Herrn Runge verkrachte und ihm 
Schiebungen nachwies und gewiſſen Domänen⸗ 
pächtern kein Geld zuſchanzen wollte. (Zurufe des 
Abg. Hohnfeldt.) Herr Hohnfeldt, ſeien Sie ruhig, 
Sie werden doch nicht Inſpektor und wenn Sie 
auch einen noch ſo großen Mund haben! (Zurufe 
des Abg. Hohnfeldt.) Seien Sie ruhig, Herr Hohn⸗ 
feldt, ſo einen Schieber wie Sie gibt es im ganzen 
Volkstag nicht. 

Ich komme zum nächſten Fall. Hier handelt es 
ſich um den Baurat Schulze. (Erneute Zurufe des 
Abg. Hohnfeldt.) Einſt war Herr Hohnfeldt links, 
jetzt iſt er rechts. Er macht da mit, wo er einen 
Poſten bekommt. Solche Leute ſollen den Mund 
nicht ſo groß aufreißen, ſonſt bekommen ſie eins 
drauf. Herr Baurat Schulze bearbeitete unter Se⸗ 
nator Runge die Elektrizitätswirtſchaft. Vor fünf 
Jahren erſchien er eines ſchönen Tages bei mir 
und ſagte, er müſſe in der Elektrizitätswirtſchafts⸗ 
ſtelle einen Vortrag halten, ob Carlſon oder Runge 
Recht hat. Nach ſeinem Ermeſſen müſſe er ſagen, 
Carlſon habe Recht. Darauf ſagte ich, er habe ei⸗ 
nen Dienſteid geſchworen und müſſe danach han⸗ 
deln. Darauf erwiderte er, wenn er wirklich ſeine 
Ueberzeugung vortragen würde, ſei er bei Runge 
erledigt. Darauf ſagte ich: „Eid bleibt Eid.“ Ihr 
Dienſteid iſt das größte Heiligtum!“ Herr Schulze 
ſtellte ſich alſo gegen den Senator Runge und flog 
a tempo in eine unbedeutende Sekretärſtelle hin⸗ 
ein? Weshalb? Weil er es mit Senator Runge 
verdarb. 

Das iſt das Syſtem hier in Danzig. Oben 
wird aus dem Vollen gewirtſchaftet, das kann 
man ſich ja leiſten, und dadurch wird die Danziger 
Wirtſchaft erledigt. Man will ihr den Todesſtoß 
‚geben. 

Wir wünſchen, daß untere Große Anfrage den 
Erfolg Hat, daß der Senat ſich umgehend dazu 
entſchließt, die Steuerbehörde anzuweiſen, die 
diesjährigen Veranlagungen nochmals zu prüfen. 
Es geht nicht, daß die Steuerbehörde mit den 
Zenſiten durch die Zeitung verkehrt und ſagt, wir 
reagieren auf nichts, wir wollſtrecken. Ich glaube, 
Sie werden Ihr blaues Wunder erleben, wenn 
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diesjährigen Veranlagungen einzutreiben. Ich 
glaube, dann ſteht mit den ſogenannten Kapita⸗ 
liſten das ganze Volk Schulter an Schulter. Es hat 
hier keinen Zweck, das Detail im einzelnen vorzu⸗ 
tragen. Das Detail werden wir in der Meſſehalle 
vor der geſamten Bevölkerung ausführen. Ich 
hoffe, daß Sie ſich vorher aber entſchließen. Am 
Stadttheater iſt, wie ich gehört habe, für viel Geld 
ein neuer Kuppelhorizont angeſchafft worden. Ich 
wünſche Ihnen allen, meine Herren vom Senat, 
ebenfalls einen neuen Horizont, damit Sie dieſen 
Unſinn laſſen! (Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Dr Bogdan: Ich habe nachträg⸗ 
lich feſtgeſtellt, Herr Dr. Blavier, daß Sie Herrn 
Abg. Hohnfeldt als einen großen Schieber bezeich⸗ 
net haben. Ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks 
zur Ordnung. Das Wort hat Herr Regierungsrat 
Burmeiſter. 

Burmeiſter, Regierungsrat: Auf die große 
Anfrage Nr 13 habe ich im Namen des Senats 
folgende Antwort zu erteilen: 

Die Behauptungen der Großen Anfrage Nr. 13 
daß die diesjährigen Einſchätzungen zu den Staats⸗ 
und Gemeindeabgaben völlig willkürlich und 
grundlos auf das Vielfache der von den Zenſiten 
nachgewieſenen Beträge erfolgt ſind, treffen nicht 
zu. Vielmehr iſt auch die diesjährige Veranlagung 
nach den geſetzlichen Vorſchriften unter weitgehend⸗ 
ſter Mitwirkung des Steuerausſchüſſe und Unter⸗ 
ausſchüſſe, die pflichtgemäß ihre Entſcheidungen 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen getroffen haben, 
durchgeführt worden. Dies gilt auch im beſonde⸗ 
ren für die ſtädtiſche Grundſteuer, für deren Ver⸗ 
anlagung ein von der Stadtbürgerſchaft gewähl⸗ 
ter Ausſchuß zuſtändig iſt. Die Grundſätze, nach 
denen die Wertfeſtſetzungen vorgenommen ſind, 
find im Staatsanzeiger veröffentlicht. 

Der Senat muß auch die völlig unbegründete 
Behauptung, daß die Steuerbehörden bei der 
diesjährigen Veranlagung den Bürger von vorn⸗ 
herein als Betrüger behandelt haben, auf das 
entſchiedenſte zurückweiſen. Er ſieht keinen An⸗ 
laß, auf die von der Steuerbehörde durchgeführte 
Veranlagung mit dem Ziele der geforderten Re⸗ 
viſion einzuwirken. 

Der Senat verweiſt vielmehr auf die jedem 
Steuerpflichtigen gegen ſämtliche Veranlagungs⸗ 
beſcheide zuſtehenden ordentlichen Rechtsmittel, 
die einen durchaus genügenden Rechtsſchutz ver⸗ 
bürgen. Soweit tatſächlich in Einzelfällen Irr⸗ 
tümer unterlaufen ſind, was bei der großen Zahl 
der Veranlagungen, etwa 40 000 Steuerbeſcheide, 
leider nicht ganz zu vermeiden iſt, iſt die Steuer⸗ 
behörde angewieſen, im Verwaltungswege bis 
zur Klarſtellung durch Stundung und Ausſetzung 
der Einziehung zu helfen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be⸗ 
antrage Beſprechung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Die Beſprechung findet ſtatt. Das Wort hat 


Sie es wagen ſollten, nach dieſer Richtung hin Die der Herr Abgeordnete Dr. Blavier. 
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Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Die 
Antwort der Regierung muß wirklich Befremden 
erregen, a) rein formal; denn das Mitgefühl erfor⸗ 
dert es, daß ein Senator die Antwort erteilt, oder 
wenn er es ſchon nicht macht, dann wenigſtens der 
Staatsrat. Aber daß Referenten hier in derar⸗ 
tigen wichtigen Angelegenheiten Antworten er⸗ 
teilen, iſt geradezu unerhört. Die Antwort ſelbſt 
iſt genau ſo ſchwach, wie die der ehemaligen 
deutſchnationalen Regierung. (Abg. Dyck: Sehr 
richtig! — Große Heiterkeit.) Aber abgeſehen 
hiervon kann ſie in keiner Weiſe befriedigen. Es 
wird alles abgeſtritten, und es wird auch nicht 
einmal zugegeben, daß man energiſch nachprüfen 
will. Es ſteht nur der Satz drin, daß in den 
Fällen, in denen Ungerechtigkeiten vorliegen, 
Stundung gewährt werden ſoll. Die Praxis be⸗ 
weiſt, daß bisher Stundungsbeſcheide überhaupt 
nicht erfolgt ſind, ſondern daß die Behörde den 
Zenſiten noch unverſchämte Antworten gegeben 
hat. Ich weiß auch, daß die Behandlung des 
Publikums jeder Beſchreibung ſpottet. 

Wir ſehen nach dieſer Antwort der Regierung 
tatſächlich nicht die Möglichkeit, und das bedauern 
wir, in Frieden auszukommen. Die Antwort 
enthält weiter nichts als die üblichen Phraſen. 
Wenn die Regierung erklärt, ſie behandle die 
Bürger nicht als Betrüger, ſo muß ich fragen, wie 
erklärt mir der Senatsvertreter die Praxis, daß 
ſelbſt buchführende Firmen, auf das Doppelte und 
Dreifache veranlagt worden ſind. Wenn die Steu⸗ 
ereinſchätzungen wirklich regelrecht vorgenommen 
würden, dürfte man dieſe Leute, ohne daß der 
Nachweis einer gefälſchten Buchführung vorliegt, 
nicht auf das Mehrfache veranlagen. Es iſt tat⸗ 
ſächlich ſo, daß der Zenſit bei der Veranlagung 
von vornherein als Betrüger betrachtet wird. 
Die Beweislaſt iſt vollſtändig verſchoben. Wäh⸗ 
rend früher die Steuerbehörde nachweiſen mußte, 
daß ein Einkommen in einer beſtimmten Höhe 
worlag, macht man es jetzt ſo, daß man die 
Beweislaſt dem Bürger zubiegt. Der Bürger iſt 
nicht in der Lage, auf die Entſcheidung zu warten. 
Die Entſcheidungen werden oft vier bis ſechs Mo⸗ 
nate hinausgeſchoben. Es liegen eklatante Fälle 
vor. Einmal wurde ein Grundſtück in der 
Zwangsverſteigerung für 40 000 Gulden erſtan⸗ 
den. Das iſt alſo nachweislich der gemeine Wert; 
denn das Haus hat 40 000 Gulden gebracht. Das 
Grundſtück iſt aber auf 70 000 Gulden in der 
Grundwechſelſteuer eingeſchätzt. Ich frage den 
Senatsvertreter, ob das nicht eine glatte Unmög⸗ 
lichkeit iſt. Das iſt ſchon ein Rechtsbruch. 

Die Konſequenz dieſer Antwort wird die ſein, 
daß ſich das geſamte Bürgertum einſchließlich der 
Minderbemittelten und der ärmeren Klaſſe voll⸗ 
kommen radikaliſiert. Wir haben das Menſchen⸗ 
mögliche getan, um Sie zu warnen. Wenn Sie es 
fertig bekommen, dieſen falſchen Weg weiter ein⸗ 
zuſchlagen, ſo ſteht am Ende dieſes Weges ein 
namenloſes Unglück, nämlich der Zuſammenbruch 
der Freien Stadt! 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dyck II. 
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Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): Ml D. u. H.! 
Zunächſt möchte ich eine Klarſtellung vornehmen. 
Wenn ich bei den Ausführungen des Herrn Abg. 
Dr. Blavier „Sehr richtig“ rief, ſo bezog ſich das 
auf die Kritik, die Herr Dr. Blavier an die Aus⸗ 
führungen des Regierungsvertreters knüpfte. Ei⸗ 


nen deutſchnationalen Steuerſenator haben wir: 


bisher noch nicht gehabt. 
Meine Fraktion hat bereits in ihrer Kleinen 


Anfrage vor einigen Wochen auf die Mißſtände 
bei der diesjährigen Steuerveranlagung hinge⸗ 


wieſen. Es haben auch Verhandlungen zwiſchen 
dem Landbund und der Steuerbehörde ſtattgefun⸗ 


den, die ein praktiſches Ergebnis hinſichtlich der 


Friſten gehabt haben, bis zu denen die Steuerreſte 


gezahlt werden ſollten. Das Landesſteueramt hat 


zugeſagt, daß bei dem ſpäten Zeitpunkt der dies⸗ 
jährigen Ernte hierauf gebührend Rückſicht ge⸗ 


nommen werden ſollte. Es bleiben aber noch die 


Steuerveranlagungen für das Jahr 1927 und die 
Vorauszahlungen für 1928 zu regeln. Das hat 
Herr Dr. Blavier ganz richtig geſchildert. Trotz⸗ 
dem die Ernte im Jahre 1927 nicht im geringſten 
beſſer war, als die im Jahre vorher, ſind Steuer⸗ 
beträge errechnet worden, welche in den meiſten 
Fällen ein Mehrfaches der vorjährigen Steuer⸗ 
beträge ausmachen. Ganz beſonders hart iſt hier⸗ 
bei — daß trifft für ſämtliche drei Landkreiſe 
und auch für die kleineren Städte in den Land⸗ 
kreiſen, ſoweit ich unterrichtet bin, zu — der Kreis 
Großes Werder betroffen worden. Trotzdem die⸗ 
ſer Kreis infolge ſeiner ungünſtigen Lage zu 
ſeinem Hauptabſatzgebiet, der Stadt Danzig, 
unter der Abtrennung gelitten hat, ſind Veran⸗ 
lagungen erfolgt, die man nicht anders als Will⸗ 
kür bezeichnen kann. Es hat den Anſchein, als 
ob der Senat, um ſeinen Etat ins Gleichgewicht 
zu bringen, einfach beſtimmt hat, daß die Ein⸗ 
kommenſteuer in dieſem Jahr eineinhalb Milli⸗ 
onen mehr bringen muß. Inzwiſchen hat die Ver⸗ 
anlagung eineinhalb Millionen mehr 


den Etat in Ordnung zu bringen. 

Ich habe eine große Anzahl von Steuerbe⸗ 
ſcheiden zu Geſicht bekommen und den Eindruck 
gewonnen, daß im Gegenſatz zu den Ausführun⸗ 


gen des Herrn Regierungsvertreters die Veran⸗ 


lagungskommiſſionen in den weitaus meiſten Fäl⸗ 


len nicht gehört worden ſind und als habe das 


Steueramt einfach von ſich aus rein willkürlich 
die Steuerbeträge errechnet, als hätten überhaupt 


nicht ſachliche, ſondern lediglich fiskaliſche Rück⸗ 


ſichten vorgelegen. Ich kann mir nicht denken, 
daß es eine Veranlagungskommiſſion gibt, die 
ein ſolches Verfahren mitmacht. 
ſieben Jahre Mitglied der Veranlagungskom⸗ 


miſſion geweſen, bis im Herbſt des vorigen Jahres: 


das Mitglied des Bauernbundes Herr Segler an 
meine Stelle getreten iſt. Wir haben uns etwas 


derartiges nie bieten laſſen, mit Ausnahme der 


Jahre 1924/25, wo die Steuerveranlagung durch 
Geſetz erfolgte. Mir iſt von größeren Landwirten 
bekannt, daß ſie Nachzahlungen machen ſollen, die 
faſt ein Vermögen ausmachen. Bei kleineren 
Zenſiten, die nach dem Geſetz ſteuerfrei ſein müß⸗ 


gebracht. 
Das iſt allerdings ein ſehr einfaches Mittel, um. 


Ich bin ſelbſt 
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ten, hat man ſich dadurch geholfen, daß man ein⸗ 
fach den Aufwandsparagraphen anwandte. So 
kommt es, daß kleine Landwirte mit vier Kin⸗ 
dern trotz der von allen Seiten anerkannten 
ſchwierigen Lage der Landwirtſchaft ganz erheb⸗ 
liche Einkommenſteuern zahlen ſollen. Die geſetz⸗ 
lich zuſtehenden Abzüge betragen im genannten 
Fall 4920.— Gulden. Ich gebe Ihnen die Ver⸗ 
ſicherung, daß ſich mancher kleine Bauer glücklich 
ſchätzen würde, wenn ihm auch nur die Hälfte 
dieſer Summe zur Ernährung ſeiner Familie zur 
Verfügung ſtände. Mir ſind ferner Fälle bekannt, 
daß kleine Landwirte, die von früh bis ſpät mit 
ihrer ganzen Familie auf das angeſtrengteſte ar⸗ 
beiten, die den denkbar einfachſten Haushalt 
führen, nach dem Aufwandsparagraphen beſteu⸗ 
ert worden ſind. Es hat in dieſem Jahre ſogar 
genügt, daß ſich jemand einen Zuchtbullen kaufte, 
und er wurde ſteuerlich nach dem Aufwand er⸗ 
faßt. (Hört, hört! rechts.) 


Ebenſo willkürlich wird auch der § 23 Abſ. 3 
angewandt, der Zuſchläge für beſondere Einnah⸗ 
men aus der Zucht vorſieht. Der Steuerbehörde 
genügt es, daß jemand lediglich Mitglied einer 
Züchtervereinigung iſt, dann wird er mit beſon⸗ 
deren Zuſchlägen für Einnahmen aus der Zucht 
belegt. Während man in früheren Jahren bei 
allen wirtſchaftlich ſchwachen Exiſtenzen den Bil⸗ 
ligkeitsparagraphen angewendet hat, wird er in 
dieſem Jahre vollſtändig ausgeſchaltet und ledig⸗ 
lich mit dem Aufwandsparagraphen gearbeitet. 
Aehnlich wird das ländliche und ſtädtiſche Ge⸗ 
werbe behandelt. Es mag ſein, daß einzelne 
Zweige des Gewerbes in den erſten Jahren nach 
der Inflation verdient haben. Heute aber hat die 
allgemein ſchwierige wirtſchaftliche Lage auch ſie 
ſchon längſt erfaßt. Die immer weiter um ſich 
greifende Konkurrenz hat auch hier die Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit aufs äußerſte beſchränkt. Mir 
ſind Fälle bekannt geworden, wo durch ganz un⸗ 
verſtändliches Vorgehen der Steuerbehörde, an⸗ 
ders kann ich es nicht nennen, junge Anfänger, 
die ſich quälen müſſen, das tägliche Brot zu ver⸗ 
dienen, um nicht ſtempeln gehen zu müſſen, zu 


Grunde gerichtet werden. 


In vielen Fällen iſt die Umſatzſteuer, die im 
vorigen Jahr nach feſtgeſetzten Normen endgül⸗ 
tig veranlagt worden iſt, nachträglich erhöht 
worden. Hier in der Stadt wurde die Grund⸗ 
ſteuer, die nach dem gemeinen Wert erhoben wer⸗ 
den ſoll, um 50 Prozent erhöht, trotzdem allge⸗ 
mein bekannt iſt, daß ſich der allgemeine Wert der 
Grundſtücke nicht in der zurückliegenden Zeit er⸗ 
höht hat. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ein ſolches 
Verfahren der Steuerbehörde iſt unſeres Staates 
unwürdig und muß dazu führen, auch den letzten 
Reſt von Vertrauen, das der Staatsbürger zum 
Staat hat, endgültig zu vernichten. Endloſe Re- 
klamationen werden die Folge ſein, und in den 
weitaus meiſten Fällen werden ſie von Erfolg 
begleitet ſein müſſen. 

Am Irrtümer zu vermeiden, möchte ich hinzu⸗ 
fügen, daß ich mit meinen Ausführungen nicht 
etwa unſere Steuerbeamten habe treffen wollen, 
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welche das ſehr ſchwierige und verantwortungs⸗ 
volle Amt der Veranlagung bekleiden, nach mei⸗ 
ner Kenntnis der Dinge das ſchwierigſte, un⸗ 
dankbarſte und verantwortungsvollſte Amt, das 
ein Beamter auszuüben hat. Man ſoll den Steu⸗ 
erbeamten in ihrer ſchwierigen Tätigkeit nicht in 
den Rücken fallen. Man ſoll ſie unterſtützen. Sie 
tun weiter nichts als ihre Pflicht dem Staat ge⸗ 
genüber. Aber die genannten Mißſtände ſind 
nach meiner Auffaſſung weiter nichts als eine 
Folge davon, daß der Staat es den Steuerbeam⸗ 
ten einfach zur Pflicht macht, eineinhalb Milli⸗ 
onen aus der ſchwer bedrängten Wirtſchaft mehr 
herauszupreſſen. Wir erwarten von den Veranla⸗ 
gungskommiſſionen, daß fie ſich keinem Diktat beu⸗ 
gen, ſondern einfach nach Recht und Gewiſſen ihre 
Pflicht bei der Erledigung der Reklamationen 
tun. Bis dahin bitten wir, daß die Steuerreſte 
von der Steuerbehörde geſtundet werden. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die neuen Steuerveranlagungen werden von 
der Bevölkerung, insbeſondere von den Klein⸗ 
bauern, als Raub des Senats bezeichnet. Es iſt 
genau dasſelbe, was damals im Mittelalter die 
Deutſchnationalen, die Raubritter, taten, die 
ſich in den Büſchen verſteckten, um den Gewerbe⸗ 
treibenden, die vorbeizogen, das abzunehmen, was 
jie erworben hatten. Heute macht man es anders. 
Heute verfügt man über Angeſtellte und Beamte 
mit Schlips und Kragen, die der arbeitenden Be⸗ 
völkerung nachſtellen und ihr das Blut aus den 
Adern ſaugen. Das iſt heute bezeichnend. Früher 
ging man offener und brutaler vor. Da regierten 
Schwert und Dolch. Heute macht man es mit 
Schlips und Kragen und weißen Glacéhandſchu⸗ 
hen. So geht heute der Raub des Senats an den 
Gewerbetreibenden vor ſich. Der Senat läßt durch 
ſeinen Vertreter erklären, daß eine höhere Veran⸗ 
lagung der Steuer nicht ſtattfindet. Der Senator 
für Steuerſachen wird das ja unterſchreiben 
müſſen. Als einfacher Arbeiter muß man es als 
Frechheit bezeichnen, wenn derartige Sachen im 
Plenum des Volkstages vorgetragen werden. Aus 
meiner eigenen Praxis kann ich erklären, daß z. 
B. Waldarbeiter und Kleinbauern im Kreiſe 
Danziger Höhe zu höherer Veranlagung herange⸗ 
zogen worden ſind, trotzdem das Einkommen nicht 
geſtiegen iſt, trotzdem ſie noch immer das verhun⸗ 
gerte Pferd und die halbkrepierte Kuh beſitzen. 
Die Steuer beträgt genau noch einmal ſo viel, wie 
fie im vorigen Jahr betragen hat. Trotz Rekla⸗ 
mationen erklärt man, daß das Einkommen ſo 
groß ſei, die Behörde habe erfahren, daß das Ein⸗ 
kommen jetzt höher ſei und dementſprechend werde 
auch die Veranlagung erhöht. Wenn nun hier 
erklärt wird, daß es nicht ſo iſt, ſo gehört eine 
ganz beſondere Stirn dazu. Wenn Herr Dyck ſich 
hier hinſtellt und von den kleinen Gewerbetrei⸗ 
benden und kleinen Bauern ſpricht, wie früh ſie 
aufſtehen müſſen, und daß ſie ſich noch quälen, 
wenn die Sonne ſchon untergegangen iſt, ſo iſt 
das weiter nichts als Heuchelei. Ich möchte Herrn 
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Dyck fragen, wie er es macht. Ich glaube, wenn 
er ſich mit ſeinem dicken Bauch aus dem Bett ge⸗ 
wälzt hat, haben ſich der kleine Gewerbetreibende, 
der Schmidt, der Stellmacher, der kleine Bauer 
ſchon dreimal ſchwitzig gearbeitet. Wenn er hier 
erklärt, er habe mit den Kleinbauern Mitgefühl, 
ſo iſt das weiter nichts wie Heuchelei. 

Wir Kommuniſten wiſſen aber, daß die Klein⸗ 
bauern außerordentlich unter den Steuern zu lei⸗ 
den haben. Die Leute verlieren die Luſt zum Le⸗ 
ben, die Luft zu neuen Unternehmungen. Der 
Schmidt hat Angſt, etwas an neuen Beſtellungen 
zu machen, weil er weiß, dann kommt die Steuer⸗ 
veranlagung und nimmt ihm alles weg. Es fehlen 
Stiefel, es ſoll ein Anzug für den Jungen gekauft 
werden, aber bevor das geſchieht, kommt der Ge⸗ 
richtsvollzieher. Wir führen daher den ſchärfſten 
Kampf gegen die Regierung, ganz gleich, ob es 
die frühere deutſchnationale Regierung oder die 
jetzige Koalitionsregierung iſt. Jetzt iſt noch die 
neue Anleihe hinzugekommen, das Darlehen muß 
abgegeben werden. Wir wiſſen, daß dieſes Geld 
aus der werktätigen Bevölkerung herausgepreßt 
werden muß. Es iſt genau dieſelbe Politik wie 
bei den Deutſchnationalen. Das alles haben wir 
der werktätigen Bevölkerung geſagt. Alles wird 
gegen die Kommuniſten zur Verfügung geſtellt. 
Sie haben es verſtanden, die Bevölkerung übers 
Ohr zu hauen, haben es verſtanden, denjenigen 
den letzten Pfennig aus der Taſche zu holen, die 
Ihnen die Stimme gegeben haben. Wir werden 
unſern Kampf weiter führen. Das Elend wird 
nicht eher aufhören, bis wir im Verein mit der 
deutſchen Arbeiterſchaft, mit den Kleinbauern 
aus Polen und den Gewerbetreibenden aus Dan⸗ 
zig, mit allen, die ſich durch ihrer Hände Arbeit 
ernähren müſſen, dieſe Geſellſchaft bekämpfen, 
ſie zum Teufel jagen. Der Sozialismus muß ein⸗ 
geführt werden. (Zwiſchenrufe des Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki.) Reden fie nicht, Kloſſowſki, davon haben 
Sie keine Ahnung! Wenn der Sozialismus ein⸗ 
geführt iſt, werden die Werktätigen beſtimmen, 
was der Staat zu leiſten hat. Heute machen es die 
Deutſchnationalen im Verein mit den ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Gewerkſchaftsführern. Der Arbeiter hat 
nur Beiträge zu bezahlen, aber zu reden hat er 
in den Gewerlſchaften nichts. (Abg. Kloſſowſki: 
Sehr richtig!) Hier ſaß mein früherer Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretär Arczynſki, der hat mich ſelbſt aus 
der Gewerkſchaft ausgeſchloſſen. Wir kennen Ihre 
Einſtellung. 

Letzten Endes müſſen die 40 Millionen, die 
als Anleihe aufgenommen worden ſind, verzinſt 
werden. Die Gehälter für die Beamten, für die 
Senatoren und die ganze Klickenwirtſchaft, die 
ſich hier breit gemacht hat, muß die werktätige 
Bevölkerung durch ihrer Hände Arbeit aufbrin⸗ 
gen. Sie leiſten aber nicht den zehnten Teil von 
dem, was die werktätige Bevölkerung leiſtet. 
Wir wünſchen daher, daß die Arbeiterſchaft To 
ſchnell wie möglich politiſch denken und politiſch 
fühlen lernt. Leider haben die Gewerkſchafts⸗ 
führer immer geſagt, Politik und Wirtſchaft ge⸗ 
hören nicht zuſammen, und ſo begreifen die Men⸗ 
ſchen immer noch nicht, daß die Politik in den 


Mittwoch, den 12. September 1928. 


Vordergrund zu ſchieben iſt. Wir wiſſen auch, wie 
die Deutſchnationalen und Großagrarier denken. 
Wenn Herr Dyck erklärt, daß auch die Großen 
unter der Steuerlaſt leiden, ſo möchte ich ſagen, 
daß aus dieſen Kreiſen, aus den Induſtriellen, 
Speditionsfirmen, den großen Agrar⸗ und Kauf⸗ 
mannskreiſen noch ſehr viel herauszuholen iſt. 
Tatſache iſt, daß ſich dieſe Kreiſe Reiſen erlauben 
und luxuriöſe Einrichtungen, die früher nicht vor⸗ 
handen waren. Gewiß ſteigt das Kulturniveau, 
aber bei dem Arbeiter iſt das ganz unerheblich. 
Wir können es daher nicht verſtehen, daß man 
dieſe Leute ſo ſanft heranzieht. Aber Sie haben 
die wirtſchaftliche Macht in Händen und fürchten 
ſich, in das Weſpenneſt zu greifen. Sie fürchten, 
die Subſtanz anzugreifen, trotzdem Sie bei den 
Nichtbeſitzenden längſt dazu übergegangen ſind, 
die Kuh zu pfänden uſw. Aber bei Schichau und 
den Großagrariern wird man ſich hüten, das 
Letzte anzugreifen oder vielleicht auch nur eine 
einzige Kuh zu pfänden. (Abg. Brenner: Was 
wollen Sie von Schichau? Schichau hat Geld bei 
der deutſchen Regierung aufgenommen!) Wenn 
Sie Geld bekämen, würden Sie es auch nehmen, 
das glaube ich. Wir kennen Ihre Einſtellung, je 
mehr er hat, je mehr er will. Wir wiſſen, daß 
die Regierung die Steuern von Firmen nicht ein⸗ 
zieht, die ſehr wohl in der Lage wären, zu zahlen. 
Bei der Etatsberatung haben wir feſtgeſtellt, daß 
z. B. der Danziger Werft, ich glaube, es waren 
221000 Gulden, geſchenkt worden find. Da kann 
man ſchenken, da drückt man ein Auge zu. Die 
Danziger Werft braucht die Steuern nicht zu 
zahlen, wohl aber der kleine Mann, der die 
Grundwertabgabe nicht zahlen kann oder die 
Deichabgaben, die Einkommen- oder die Umſatz⸗ 
ſteuer. 

Was nützt alles Gerede! Die kleinen Gewer⸗ 
betreibenden, die kleinen Leute, müſſen ſich mit 
der Arbeiterſchaft ſolidariſch erklären, um den 
Kampf gemeinſam und gegen die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei und gegen die neue Koalitionsre⸗ 
gierung zu führen. Wenn das geſchieht, wird 
denen, die ſich in elender Lage befinden, gehol⸗ 
fen werden. Wenn man ſich perſönlich überzeugt, 
kann man ſehen, daß dieſe Leute am Rande der 
Verzweiflung angelangt ſind. Am markanteſten 
kann man das im Kreiſe Danziger Höhe feſtſtellen. 
Die Leute haben keine Barmittel, ſie ſind auch 
nicht in der Lage, welche aufzubringen. Wenn z. 
B. 30 Gulden Steuern gezahlt werden ſollen, ſo 
ſind keine Mittel vorhanden. Ich habe mich 
ſelbſt davon überzeugt, daß die Menſchen dort 
wenig Bargeld haben. Sie geben ihre Produkte, 
Eier und Butter, um dafür Cichorie zu erhalten. 
Wenn ſie nach Danzig 30 Gulden zur Steuerbe⸗ 
hörde bringen ſollen, jo bedeutet das für fie fait 
ein Vermögen. In dieſer Beziehung können wir 
alſo nur der werktätigen Bevölkerung recht geben, 
daß ſie ſich zuſammenſchließt und zuſammen mit 
der Arbeiterſchaft den Kampf gegen die beſtehende 
Geſellſchaftsordnung führt. Wenn die werktätige 
Bevölkerung den Sozialismus eingeführt hat, 
wenn ſie ſelbſt über Arbeiter⸗ und Steuerfragen 


beſtimmt, wie lange und für welchen Preis ſie⸗ 
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arbeiten ſollen, und welche Abgaben der Staat 
erhält, werden ſich die Verhältniſſe beſſern. 

Aber heute iſt es ſo, daß nicht diejenigen be⸗ 
ſtimmen, die produktiv tätig ſind, die erwerbs⸗ 
tätig ſind, die die Bienen des Staates ſind. Sie 
haben nichts zu beſtimmen. Wenn jemand mit den 
wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſen nicht 
jo vertraut iſt, lacht man über ihn und bezeichnet 
ihn als dummen Bauern. Das ſind aber die Bie⸗ 
nen, die dem Staat den Honig liefern. Deshalb 
iſt es notwendig, daß die Bevölkerung ſich zu⸗ 
ſammenrafft, dieſer Bande den Hoſenboden voll⸗ 
klopft und ſie zum Teufel jagt, wohin ſie gehört. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hallmann. 

Hallmann, Rudolf, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
M. D. u. H.! Es iſt ja hinreichend bekannt, daß 
ſeit dem Jahre 1924 weite Kreiſe der Wirtſchaft 


eine Minderung des Steuerdrucks gefordert ha⸗ 
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ben. Dieſe Mahnung iſt immer wieder an die 
Regierung ergangen, endlich einzuſehen, daß die 
Steuerlaſt infolge der immer ſchlechter werdenden 
Lage der Wirtſchaft herabgeſetzt werden müſſe. 
Was iſt bisher auf dieſem Gebiet geſchehen? Das 
einzige iſt die Aufhebung der Umſatzſteuer, die 
aber nachher, wie Sie alle wiſſen, wieder Geſetz 
wurde und heute noch beſteht. Auf der andern 
Seite iſt eine Erhöhung der Steuerlaſt eingetre⸗ 
ten. Ich begrüße es, daß mir Gelegenheit gege⸗ 
ben iſt, gerade zu dieſem wichtigſten Punkt Stel⸗ 
lung zu nehmen. Wenn man ſich die Zeit vor dem 
Kriege vor Augen hält und berückſichtigt, welches 
Ausmaß die Belaſtung der Wirtſchaft heute ange⸗ 
nommen hat, muß ich ſagen, daß dieſes Verhält⸗ 
nis von der Regierung geprüft werden muß. Ich 
kan nicht einſehen, daß, wie der Herr Vertreter 
der Regierung erklärte, alles in beſter Ordnung 
ſei. (Abg. Fooken: Sie veranlagen ja ſelbſt!) Wir 
haben die leidige „Kann⸗Vorſchrift“ im Steuer⸗ 
grundgeſetz, wonach keine bindende Verpflichtung 
beſteht. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Unterbrechen 
Sie mich nicht, Sie als Gewerkſchaftsſekretär 
ſind nicht ſchlecht geſtellt. (Abg. Kloſſowſki: Alle 
Gewerbetreibenden ſind Betrüger — Abg. Rahn: 
Einſchließlich der „Volksſtimme“) Dann ſind Sie 
(zum Abg. Kloſſowſki) der größte Betrüger. (Abg. 
Kloſſowſki: Ich bin kein Geſchäftsmann!) Die 
ſteuerliche Belaſtung erfordert eine Aenderung 
inſofern, daß für die Kreiſe der Wirtſchaft ſofort 
eine Verminderung der Steuerlaſten eintreten 
muß. Wen man einwendet, woher man die erfor⸗ 


derlichen Mittel dann nehmen ſoll, will ich dar⸗ 


faſſungsänderung mit Ihrer Hilfe 


auf die Antwort geben. Die jetzige Regierung 
hat erklärt, ſie wolle ſparen und iſt auch auf 
dem beſten Wege dazu. Mit dieſem Sparen kom⸗ 
men wir allein nicht weiter. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, daß unſer kleiner Freiſtaat beim 
jetzigen Verwaltungsapparat ſowieſo nicht auf 
die Beine kommen kann. Der Staat kann ſich dre⸗ 
hen wie er will, ſolange der mächtige Verwal⸗ 
tungsapparat beibehalten wird und die halbe 


Summe des Etats verſchlingt, wird man nicht 
weiter kommen, (Sorgen Sie doch, daß die Ver⸗ 
zuſtande 
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kommt! links.) Ich werde mir Mühe geben. Wenn 
ſie nach unſerem Sinne iſt, ohne weiteres. Nach 
meiner Kenntnis haben die Steuerveranlagun⸗ 
gen in dieſem Jahr faſt durchweg mit geringen 
Ausnahmen eine faſt 50 - prozentige Erhö⸗ 
hung zu den eigenen Deklarationen erfahren. 
Warum, weiß ich nicht. Teilweiſe iſt es von 
den Ausſchüſſen geſchehen, teilweiſe vom Lan⸗ 
desſteueramt ſelbſt. Ich habe weite Kreiſe gefragt. 
Mir wurde ſtets geantwortet, daß die eigene 
Veranlagung nicht anerkannt wurde und eine 
höhere Einſchätzung ſtattgefunden hat. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Aber Sie hat man doch verſchont!) Wenn 
Sie neugierig ſind, ſo können Sie ja die Steuer⸗ 
liſten einſehen. Für die Kreiſe, die nicht Buch 
führen, iſt es natürlich ſehr ſchwer, den Nachweis 
zu erbringen, daß die Angaben bei der Ein⸗ 
ſchätzung richtig ſind. Nach meinem Empfinden 
kommt es auch vor, daß die Zenſiten aus Un⸗ 
kenntnis und weil ſie in ein Kreuzverhör genom⸗ 
men werden, ſchließlich, wenn auch nicht gutwillig, 
das Protokoll unterſchreiben und ſagen, ſie er⸗ 
klärten ſich einverſtanden. Das hat natürlich in 
ſeinen Auswirkungen auf das nächſte Jahr einen 
Rückſchlag. Wer die veranlagte Erhöhung aner⸗ 
kannt hat, obwohl er nicht den entſprechenden 
Verdienſt hatte, und das iſt vielfach der Fall, 


wird im nächſten Jahre wieder höher veranlagt. 


Dadurch wird die Ehrlichkeit der Zenſiten und 
die Steuermoral nicht gehoben, ſondern das Ge⸗ 
genteil erreicht. 

Aehnlich iſt es auch mit den Buchprüfungen. 
Ich ſehe nicht ein, warum man ſich nicht bei alt⸗ 
eingeſeſſenen Firmen über die ſtrittigen Fragen 
vorher telephoniſch in Verbindung ſetzt und die 
Dinge durch den Firmeninhaber klärt. In den 
meiſten Fällen wird es ſo gemacht, daß die Steu⸗ 
erbehörde telephoniſch ankündigt, dann und dann 
werde eine Buchprüfung abgehalten. (Abg. Rahn: 
Das ſtimmt nicht!) Wenn es nicht ſtimmt, ſo 
können Sie es berichtigen. Inzwiſchen mag es auch 
beſſer geworden ſein. Sie werden nicht beſtreiten, 
daß das in vielen Fällen geſchehen iſt. Weiter 
iſt die Reklamation ſehr ſchwierig. Die Rekla⸗ 
mation iſt wohl möglich, aber es iſt ſehr ſchwer 
zu erreichen, daß ſie anerkannt wird. Da komme 
ich auf die Schichten zu ſprechen, die wirklich nicht 
in der Lage ſind, dieſe Steuerlaſten zu tragen. Es 
fallen ihnen ſchon die Angaben und Erklärungen 
ſchwer. Dieſe Kreiſe ſind, da ſie nicht Buch führen, 
meines Erachtens am ſchwerſten bedrängt. Hier 


müßte das Landesſteueramt volle Rückſicht üben. 


Ich kenne Fälle von einer Gemüſefrau, von klei⸗ 
nen Händlern, da werden Akten vollgeſchmiert 
und große Sachen gemacht. Und was kommt dabei 
heraus? Nichts. Es iſt auch nicht der Zweck der 
Sache, daß man einen Gewerbetreibenden oder 
einen kleinen Handwerker bis zum Aeußerſten 
treibt, damit er auf der Strecke bleibt. Das iſt nur 
eine einmalige Sache. 

Ebenfalls ein ſehr nettes Beiſpiel iſt die Er⸗ 
hebung der Vermögensſteuer. 
man ſolange mit der Veranlagung. Die Vermö⸗ 
gensſteuer müßte doch nach dem Stand vom 31. 
Dezember 1927 veranlagt werden. Es geht nicht, 
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daß man gewartet hat, bis die Erhöhung heraus 
iſt. Ich halte das für ungeſetzlich. Meines Erach⸗ 
tens hat die Veranlagung nur nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1927 zu geſchehen. Sie iſt aber 
erfolgt, nachdem die Erhöhung heraus war. 

Ebenſo iſt es bei den Reklamationen. Wenn 
ſie abgelehnt werden, dann beantragen wir 
Stundung. Ich gebe zu, daß Stundungen gewährt 
werden, aber der Betreffende ſoll dann erklären, 
wie er zahlen will. Er ſoll die Raten einhalten. 
Die Belaſtung erſtreckt ſich dann auf lange Zeit. 
Es iſt durchaus keine Verbeſſerung für den Zen⸗ 
fiten. Der Monat verſtreicht, die Termine kom⸗ 
men heran und damit die Pfändung. Ich möchte 
bitten, daß das Landesſteueramt in größerem 
Maße wie bisher Stundungen bei den kleinen 
Gewerbetreibenden, bei dem Mittelſtand und bei 
ſonſtigen ſchwachen Leuten gewährt. Man ſoll da 
nicht ſo engherzig ſein, ebenſo auch nicht mit den 
Niederſchlagungen. Es werden von kleinen Leu⸗ 
ten noch Zahlungen für 1925 und 1926 verlangt, 
die ſie garnicht leiſten können. Sie ſind nicht dazu 
in der Lage. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Seien 
Sie froh, daß es Ihnen nicht ſchlechter geht wie 
augenblicklich. Sie wiſſen viel, was draußen für 
Wetter iſt. 

Ich halte es ebenfalls nicht für richtig, daß die 
Verzinſung von 1 Prozent vom Landesſteueramt 
nicht bei Rückzahlungen gewährt wird. Was dem 
einen recht iſt, iſt dem andern billig. Der Staat 
hat genau jo Rechte und Pflichten wie der Bür⸗ 
ger. Wenn ich 1 Prozent Zinſen zu zahlen habe, 
ſo kann ich, wenn ich eine Rückzahlung bekomme, 
auch vom Staat verlangen, daß er ebenfalls das 
Geld verzinſt. (Staatsrat Lademann: % Pro⸗ 
zent!) ½ Prozent, und wir bezahlen 1 Prozent, 
es muß etwas dabei übrig bleiben. 

Ich möchte weiter hervorheben, daß die öf⸗ 
fentliche Hand, die Betriebe in der öffentlichen 
Hand, ein großes Ausmaß angenommen haben 
und für das Handwerk und die Gewerbetreibenden 
zur Gefahr geworden ſind. Ich erinnere daran, 
daß wir ein Geſetz zum Schutz der Privatwirt⸗ 
ſchaft eingebracht haben, das ohne weiteres An⸗ 
nahme finden könnte. Es liegt im Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß zur Beratung. Ich bin neugierig, wie 
ſich die Regierungsparteien zu dieſer Sache ſtel⸗ 
len werden. Die Betriebe der öffentlichen Hand 
müßten meines Erachtens ohne weiteres unter⸗ 
bunden werden, dürften nicht da ſein; denn wenn 
ſie von den Gewerbetreibenden, vom Mittelſtand 
und dem Kleinhandel die Steuer bis zum äußer⸗ 
ſten verlangen, dann darf der Staat ihnen auf der 
anderen Seite nicht Konkurrenz bieten, ſo da 
dieſe Betriebe nicht beſtehen können. (Alſo fort 
mit dem Schlachthof! links.) Ich halte das nicht 
für richtig. Von uns verlangen Sie, daß wir 
zahlen. Auf der andern Seite dürfen wir dann 
aber in unſerer Exiſtenz nicht von Seiten des 
Staates bedrängt werden. Ich möchte nicht wie⸗ 
derholen, was man in unſern Sitzungen immer 
wieder hört. Wir haben das nicht gemacht, ſon⸗ 
dern Sie. Ich habe geſagt, von Seiten des Staa⸗ 
tes, ich habe Sie nicht allein gemeint. (Abg. 
Loops! Den Staat haben Sie aufgebaut!) Ich 
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möchte noch hinzufügen, daß man doch auch die 
ſozialen Laſten an und für ſich berüdfichtigen 
muß. Die Unkoſten haben ein großes Ausmaß an⸗ 
genommen und dazu kommt noch die Steuerlaſt 
(Abg. Kloſſowſki: In Danzig?) Jawohl! (Abg. 
Kloſſowſki: Reden Sie keinen Anſinn, fahren Sie 
nach Polen oder nach Deutſchland, da ſind die 
Laſten größer!) Die Laſten ſind ſo groß, daß es 
endlich Zeit iſt, daß ſie eingeſchränkt werden. 
(Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Ihre Ratſchläge 
können nicht zum Ziel führen. (Abg. Kloſſowſki: 
Sie kleben nicht einmal die Marken für die Lehr⸗ 
linge, ſorgen Sie dafür!) 

Ich möchte zum Schluß meiner Ausführungen 
bitten, daß das Landesſteueramt gerade für den 
Mittelſtand und die kleinen Gewerbetreibenden, 
für das Handwerk, jede Erleichterung, die nur am 
Platze iſt, in großzügiger Weiſe ermöglicht. Ich 
bitte ganz beſonders darum, da es Kreiſe ſind, die 
noch ehrlich ihre Steuern zahlen. Es geht nicht, 
daß dieſe Kreiſe ganz verbittert werden und 
ſchließlich ihren letzten Groſchen zum Steueramt 
hintragen. (Bravol) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Richter. 

Richter, Frau, Abgeordnete (DLib.): M. H. 
u. D.! Die Große Anfrage des Herrn Abg. Dr. 
Blavier hat meinen Herren Vorrednern als Ver⸗ 
anlaſſung gedient, der Steuerbehörde einen der⸗ 
artigen Strauß von Wünſchen 
daß ich mich in dieſer Beziehung etwas kurz faſſen 
möchte. Auf einzelne Dinge, die uns auch be⸗ 
kannt ſind, möchte ich aber noch hinweiſen. 


Zenſiten, wenn ihnen Ende Juli die Steuerbeſchei⸗ 
de von 1927/28 zugegangen find, eine ganz gewal⸗ 
tige Nachzahlung zu leiſten haben und die Friſt 
daher länger als vier Wochen ſein muß. Alle, die 
im wirtſchaftlichen Leben ſtehen, wiſſen, daß die⸗ 
jenigen, die von der Wirtſchaft abhängig ſind, 


Kleingewerbetreibende und Fabrikanten, Heute 


einen außerordentlich ſchweren Kampf zu kämpfen 
haben. Ich ſetze ſelbſtverſtändlich bei jedem 
Staatsbürger voraus, daß er die Steuern, die er 
im Intereſſe des Staates zu entrichten hat, auch 
jo entrichtet, wie es feinem Einkommen entſpricht. 
Aber es iſt natürlich etwas anderes, wenn ſich eine 
größere Ausgabe auf einen kleinen Zeitraum zu⸗ 
ſammendrängt. In dieſem Falle iſt eine pünktliche 
Erfüllung der ſteuerlichen Verpflichtungen bei 
den heutigen Verhältniſſen faſt unmöglich. 
Deshalb möchte ich an die Steuerverwaltung die 
Bitte richten, den Zahlungstermin für Rückſtände 


ß etwas langfriſtiger anzusetzen und es nicht bei den 
wier Wochen bewenden zu laſſen. Es iſt allerdings 


auch in weiten Kreiſen der Bevölkerung die An⸗ 
ſicht verbreitet, und das möchte ich noch einmal 
wiederholen, daß die Steuerverwaltung bei Feſt⸗ 


ſetzung dieſer Steuerſummen außerordentlich will⸗ 


kürlich vorgegangen iſt; denn mir ſind Fälle be⸗ 
kannt geworden, wo ſehr reelle Geſchäftsleute 
die eine ganz gewiſſenhafte Buchführung haben 
und die ihre Einnahmen genau angaben, doch 
höher veranlagt worden ſind, als die Bücher aus⸗ 
weiſen. Ich muß doch ſagen, daß das nach meinem 


zu überreichen, 


Es 
handelt fi in erſter Linie darum, daß die meiſten 
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Richter, Frau, Abgeordnete) 

Dafürhalten eine koloſſale Ungerechtigkeit iſt. Dem 
Strauß von Wünſchen möchte ich noch einen ganz 
ſpeziellen zufügen, und zwar iſt es allerdings ei⸗ 
ner, der nicht ganz in den Aufgabenkreis des Volks⸗ 
tages fällt. Es handelt ſich um die Aenderung der 
Grundwertſteuer für Erbbaugelände. Wir wiſſen, 
daß die Steuer von dem zu zahlen iſt, dem der 
Grund und Boden gehört. Bei Erbpächtern, die 
ihren Grund und Boden vom Staat und von der 
Stadt in Erbpacht haben, iſt es aber ſo, daß der 
Erbpächter die Grundwertſteuer bezahlen muß. 
Das iſt nach meinem Dafürhalten eine große Härte 
für diejenigen, die auf Erbbaugelände ſiedeln. 
Meine Herren von der Regierung, Sie unterbinden 


damit jede Siedlungstätigkeit und auch jede Pri⸗ 


datinitiative. Ich möchte hoffen und wünſchen, daß 
die Regierung und die in Frage kommenden Be⸗ 
hörden zu einer anderen Anſicht gelangen. So⸗ 
weit mir bekannt iſt, läuft zur Zeit ein Prozeß. 
Ich weiß nicht, wie er ausfallen wird, vielleicht 
wird er aber die Urſache dazu ſein, hier eine Aen⸗ 
derung zu ſchaffen; denn es iſt doch nicht an⸗ 
gängig, daß derjenige die Steuern zahlt, dem der 
Grund und Boden nicht gehört, ſondern derjenige 
muß zur Zahlung der Steuern herangezogen wer⸗ 
den, der der Eigentümer des Bodens iſt. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Die Große Anfrage des Herrn Abg. Dr. 
Blavier iſt in ihren Grundzügen richtig. Es iſt 
dem Verteidiger der Steuerbehörde nicht möglich, 
die Berechtigung von Klagen über zu hohe Steu⸗ 
ern zu beſtreiten. Ich glaube allerdings, daß die 
Kritik ſich gegen die falſche Stelle gerichtet hat. 
Es iſt nicht richtig, daß man die Veranlagungs⸗ 
behörde, die gar nicht ſelbſtändig damit zu tun 
hat und ſich nur danach richtet, was der Senat 
vorſchreibt, mit den Vorwürfen trifft. Man kann 
ſich aber gegen die Finanzabteilung wenden oder 
noch beſſer gegen den Senat, der das billigt. Der 
Beamte, der mit der Ausführung betraut iſt, hat 
nach den Richtlinien zu arbeiten, die ihm die Pa⸗ 
ragraphen bzw. die Finanzabteilung und der Se⸗ 
nat vorlegen. Wenn es heißt, das Defizit des Se⸗ 
nats ſoll mit allen Mitteln herausgebracht wer⸗ 
den, ſo kann doch die veranlagende Behörde gar⸗ 
nicht anders handeln, als der Senat es vorſchreibt. 
Infolgedeſſen muß ſich die Große Anfrage gegen 
den Geſamtſenat richten. 
Diaasbei möchte ich eins hinzufügen. Wenn man 
den Gewerbetreibenden oder Angeſtellten trifft, 
ſoll man nicht ſolche eklatanten Ausnahmen ma⸗ 
chen, die einen Sturm der Entrüſtung nach ſich 
ziehen würden, wenn die Bevölkerung ſie zu hören 
bekäme. Iſt es richtig, daß bei Geſetzen von vorn⸗ 
herein der Staat, die Stadt, Polen und der Hafen⸗ 
ausſchuß von Steuern freigelaſſen werden? Iſt es 
richtig, daß man die Beträge bei dieſen Behör⸗ 
den niederſchlägt, obwohl es ſich dabei um Hun⸗ 
derttauſende handelt? Man braucht nur Grund⸗ 
wert⸗ oder Grundwechſelſteuer zu nehmen. Da 
kommen immer wieder die Behörden und nicht 
allein die Behörden des Freiſtaates, ſondern auch 


Polen und der Hafenausſchuß mit Niederſchla⸗ 
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gungsanträgen. Die werden vom Geſamſenat be⸗ 
willigt, während der Gewerbetreibende, der ſich 
durchhungern muß, oder auch der Angeſtellte, der 
zu ſpät ſeine Erwiderung einreicht, unberückſichtigt 
gelaſſen werden. Man hat Recht, über die unge⸗ 
rechte Veranlagung zu ſtöhnen und darüber, daß 
berechtigte Niederſchlagungsanträge nicht aner⸗ 
kannt werden, wenn Behördenteile und ſogar 
außerdanziger Behörden freigelaſſen und mit 
ihren Beträgen niedergeſchlagen werden. 

Herr Abg. Dr. Blavier hat eine Reihe von 
andern Behörden bei dieſen Fragen berührt. Ich 
halte es für durchaus unangebracht, daß man bei 
dieſer ſachlichen Angelegenheit, wo es ſich um 
rein ſteuertechniſche Sachen handelt, andere Be⸗ 
hörden hineinzieht. Da ich perſönlich angegriffen 
worden bin, möchte ich nur kurz bemerken: Heute 
werden dieſe Perſonen vom Abg. Dr. Blavier 
verteidigt. Vor zwei Jahren ſind dieſelben Per⸗ 
ſonen von ihm angefochten worden. (Abg. Dr. 
Blavier: Mir liegt es fern, die zu verteidigen!) 
Vergeſſen Sie nicht, daß der geſamte Beamten⸗ 
körper durch derartige Angriffe getroffen wird. 

„Trotzdem ich ſelbſt der Steuerbehörde ange⸗ 
höre, möchte ich feſtſtellen, daß die geſamten Auf⸗ 
regungen in der Bevölkerung ganz planmäßig ge⸗ 
gen die Beamten einer Behörde gerichtet werden, 
die tatſächlich keine Schuld trifft. Nehmen wir die 
Veranlagung zur Einkommenſteuer. Iſt es denn 
unbekannt, daß dabei Kommiſſionen arbeiten? 
In vielen Fällen haben die Konkurrenten eines 
Geſchäftes den Konkurrenten, deren Fall ſie zu 
bearbeiten hatten, in der Schätzung hochgeſchraubt. 
Wie oft hat Herr Senatsvizepräſident Gehl, Herr 
Jewelowſki und ſonſtige Herren, die in den Aus⸗ 
ſchüſſen ſitzen oder ſaßen, ſelbſt Einſpruch einlegen 
müſſen, weil einzelne Konkurrenten andere zu 
hoch eingeſchätzt hatten. Fragen Sie die Herren 
Gehl, Doerkſen und Dyck, wie oft die Mißgunſt, 
der Neid eines Geſchäftskollegen den andern Kol⸗ 
legen einfach höher geſchraubt hat. Die Schuld 
trifft alſo nicht allein die veranlagende Behörde 
und den Senat, ſondern auch die Leute, die in den 
Kommiſſionen ſitzen. Da wird manch eine Sache 
gemacht, worüber ſelbſt die Steuerbehörde den 
Kopf ſchüttelt. Wenn man Steuerbeamter iſt und 
eine derartige Veranlagung durchführen muß, 
wird es einem ſehr bitter, einen Strich zu machen. 
Seien Sie nur eine ganz kurze Zeit Steuerbeam⸗ 
ter und bringen Sie die Geſetze, die Sie ſelbſt ge⸗ 
ſchaffen haben, zur Anwendung. Es wird Ihnen 
grauen vor dem, was angewandt werden muß. 
Das iſt die heutige Steuerpolitik, veranlaßt durch 
die Beſtimmungen der geſetzgebenden Körperſchaf⸗ 
ten und der oberen Verwaltungsbehörden, die die 
Aufſicht über die Ausführungsbehörden haben. 

Ich kann ferner den Senat nur bitten, daß er 
bei ſolchen wichtigen Fragen nicht etwa einen Re⸗ 
ferenten aus einer beſtimmten Abteilung her⸗ 
ſchickt. Dieſe Frage iſt eine Lebensfrage des 
Staates. Man beauftragt in ſolchen Fällen nicht 
einen Referenten mit der Beantwortung, ſondern 
der Finanzſenator oder Senatspräſident müßte 
zur Beantwortung herkommen. Es handelt ſi 
hier um Angelegenheiten, die von großen Ge⸗ 


— 
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(Hobufeldt, Abgeordneter) 

ſichtspunkten betrachtet werden müſſen, nicht etwa 
vom Reſſortſtandpunkt. Es iſt eine Lebensfrage 
ſowohl für den Veranlagten, wie für den Staat. 
Wenn Sie den Gewerbetreibenden erledigen, dann 
ſteht auch der Staat nicht mehr. Das vergeſſen 
Sie bitte nicht. 


Bizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Karkutſch. 


Karkutſch, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Mein Frakleonsfreund Dyck hat bereits die 
ſteuerlichen Verhältniſſe in unſerm Freiſtaat ge⸗ 
ſchildert und unſere Kleine Anfrage Nr. 73, die 
Ihnen als Druckſache Nr. 371 zugegangen iſt, be⸗ 
ſchäftigt ſich mit ungefähr den gleichen Fragen 
wie die zur Verhandlung ſtehende Große Anfrage 
Nr. 13 vom 15. Auguſt. Die beiden Anfragen laſ⸗ 
ſen erkennen, daß auf ſteuerlichem Gebiet ganz 
zweifellos etwas nicht in Ordnung iſt. 

Die Wirtſchaft, worunter ich in dieſem Fall die 
Handwerker, die Kleingewerbetreibenden und auch 
die Kaufleute verſtanden wiſſen will, wird durch 
die unzweckmäßigen und rigoroſen Steuergeſetze, 
wie durch unrichtige und falſche Veranlagungen, 
vor allem aber durch rückſichtsloſe und falſche 
Handhabung der beſtehenden Geſetze und Vor⸗ 
ſchriften auf das ſchwerſte in ihrer Exiſtenz be⸗ 
droht. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ich wünſche nicht, 
daß es Ihnen ſo gehen möge. (Abg. Rahn: Sie 
brauchen nicht vorzuleſen!) Das geht Sie nichts 
an (Abg. Rahn: Doch, das geht mich etwas an!) 

Die vorige Regierung hat die Umſatzſteuer 
aufgehoben und wiederholt Aenderungen der voll⸗ 
kommen untragbaren Vorſchriften der Gewerbe⸗ 
ſteuer beantragt. Leider haben die Regierungs⸗ 
parteien die Umſatzſteuer wieder eingeführt und 
unſere Anträge auf Aufhebung abgelehnt, wie 
auch unſere Anträge, von denen eine bedeutende 
Erleichterung gerade für die Kleingewerbetrei⸗ 
benden zu erwarten war. Sowohl die Sozialde⸗ 
mokraten, wie die Liberalen haben vor den letzten 
Wahlen wie auch in ihren Wahlaufrufen der not⸗ 
leidenden Wirtſchaft alle möglichen Steuererleich⸗ 
terungen verſprochen, leider aber, wie in ſo vielen 
andern Fällen, ihre Verſprechungen nicht gehal⸗ 
ten. Wir vermiſſen noch immer die von den 
Deutſchnationalen bereits ſeit Jahren erhobene 
Forderung auf Beſteuerung nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt. Die Gründe, die damals gegen 
dieſe unſere Forderung ins Feld geführt wurden, 
ſind längſt fortgefallen. Die Regierungsparteien 
können ſich aber anſcheinend betreffs einer Aende⸗ 
rung nicht einigen. Obgleich die Beſteuerung 
nach dem dreijährigen Durchſchnitt die einzig 
mögliche gerechte Art iſt, dem Steuerzahler die 
Möglichkeit zu geben, namentlich bei ſtark ſchwan⸗ 
kendem jährlichen Einkommen bzw. bei Verluſten 
verſchiedener Steuerjahre miteinander aufzu⸗ 
rechnen. 

Sieht die Regierung denn nicht ein, daß die 
jetzige Beſteuerung einer Konfiskation des Ver⸗ 
mögens zu Gunſten des Staates gleichkommt? 
(Abg. Loops: Das war in früheren Jahren auch 
io!) Dabei werden andere Verhältniſſe als die 
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Finanzen ſaniert. Sie konnten das ruhig ein⸗ 
führen. Bedauerlich iſt, daß die bürgerlichen Ko⸗ 
alitionsparteien dieſer Sozialiſierung keinen ge⸗ 
nügenden Widerſtand entgegenſetzen, was im In⸗ 
tereſſe der Wirtſchaft beſonders zu bedauern iſt. 
(Abg. Loops: Sozialiſierung?) Natürlich, wenn 
Sie mir alles wegnehmen, dann iſt das Soziali⸗ 
fierung. (Abg. Loops: Dann haben Sie ja auch 
immer ſozialiſiert!) Damals war das anders. 
(Heiterkeit. — Abg. Loops: Nationaliſiert!) Das 
iſt unſer Beſtreben. Wo bleibt die Vereinfachung 
des Steuerſyſtems und wo die Herabſetzung der 


Steuern, wie ſie im Wahlkampf von den Sozial⸗ 


demokraten und Liberalen verſprochen worden 
ſind? Welche Maßnahmen hat die Regierung 
auf dieſem Gebiet bisher unternommen und 
welche ſind beabſichtigt? 

Aber auf dem Gebiet der Veranlagung hört 
man die größten Klagen. Es muß als unerhört 
bezeichnet werden, wenn immer und immer wie⸗ 
der darüber geklagt wird, daß über eine Veran⸗ 


lagung trotz glaubhafter Aufzeichnung gerade der 


wirtſchaftlich ſchwachen Bürger, alſo gerade bei 
dem Handwerk und den Gewerbetreibenden, ein⸗ 
fach hinweggegangen wird. Dieſe Kreiſe ſind bei 
ihren beſcheidenen Einkünften und bei ihrer an⸗ 
geſtrengten Tätigkeit in ihren Berufen gar nicht 
in der Lage, eine geordnete Buchführung durch⸗ 
zuführen. Sie können auch die Koſten für einge⸗ 
arbeitete Kräfte nicht aufbringen. Ihre Auf⸗ 
zeichnungen machen ſie, da ſie es nicht beſſer ge⸗ 
lernt haben, ſo gut ſie es können. Naturgemäß 
ruft es die größte Erbitterung hervor, wenn die 
Steuerbehörde einfach über derartige Aufzeich⸗ 
nungen mit dem Bemerken zur Tagesordnung 
übergeht, ſie ſeien nicht ordnungsgemäß. Natür⸗ 
lich wird ſich gerade bei ſolchen Aufzeichnungen, 


wenn man einen zu ſtrengen Maßſtab anlegt, jehr: 


häufig ein formaler Mangel finden. Wir haben 
aber das Recht zu verlangen, daß man dieſen 
Steuerzahlern, die ſich nichts haben zu ſchulden 


kommen laſſen und die in Ehren unter dem 


Grundſatz ſtrengſter Solidität ihren Beruf ausge⸗ 
übt haben, wenigſtens ſo weit glaubt, daß man 
ſie nicht mit einer Handbewegung als Betrüger 
und Steuerhinterzieher hinſtellt. Wir zweifeln 
nicht daran, daß alle Parteien in dieſem hohen 


Hauſe darin einig ſind, daß mit dieſem unhalt⸗ 


baren Syſtem der Verwerfung ſolcher Buchfüh⸗ 
rung rückſichtslos Schluß gemacht wird. Wir ver⸗ 
langen mit aller Schärfe, daß wirkliche Steuer⸗ 
hinterzieher zur Verantwortung gezogen werden. 


Vor allen Dingen geht es nicht, daß einfach hohe 


Schätzungen vorgenommen werden, und zwar in 
der bewußten Abſicht, nunmehr dieſe 
pflichtigen zu veranlaſſen, die Schätzungen der 
Steuerbehörde zu entkräften. Dies iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich unmöglich, weil ihre einzigen Beweis⸗ 
mittel, nämlich ihre Bücher und Aufzeichnungen, 


nicht als genügend anerkannt werden. Sie find: 


alſo recht⸗ und ſchutzlos. Es läßt ſich gar nicht ſa⸗ 
gen, wie viel Unglück und Elend durch dieſe Hand⸗ 
habung bereits hervorgerufen iſt, und wie da⸗ 


durch viele ehrliebende und fleißige Handwerker 
und Gewerbetreibende zu Bettlern geworden ſind. 


Steuer⸗ 
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Es muß anerkannt werden, daß nicht wenige 
Beamte und Dienſtſtellen der Steuerverwaltung 
eine andere Handhabung erſtreben und daß in 
vielen Fällen durch perſönliche Rückſprache und 
Vorſtellungen eine Abhilfe oder wenigſtens eine 
Milderung zu erzielen war. Aber der Fehler 
liegt im Syſtem, und es wird Aufgabe der Regie⸗ 
rung und des Landesſteueramtes ſein, hier Ab⸗ 
hilfe zu ſchaffen. (Im Steuerausſchuß! links.) 
Bisher haben alle Aenderungen ſtatt einer Ver⸗ 


einfachung eine Verwirrung gebracht. Die Steu⸗ 


erbeſcheide ſind meiſt für den gewöhnlichen Sterb⸗ 
lichen unverſtändlich. Es müßte doch gelingen, 
eine Vereinfachung des ganzen Syſtems herbeizu⸗ 
führen, die es jedem Steuerzahler möglich macht, 
ſich ſowohl in Steuerveranlagungen wie in Steu⸗ 
erbeſcheide ohne fremde Hilfe hineinzufinden. 
Vorläufig iſt dies unmöglich. 

Die ſteuerlichen Laſten werden beſonders da⸗ 
durch unerträglich, daß bisher in jedem Jahr, ſo 


auch in dieſem, die Veranlagungen ſo ſpät her⸗ ſitz 


auskommen, daß die Steuerpflichtigen ſie erſt im 
Spätſommer in Händen haben. Erſt dann erfah⸗ 
ren ſie oft zu ihrem größten Schrecken, daß man 
ihren Aufzeichnungen nicht Glauben geſchenkt und 
daß man ſie für das Jahr 1927 zu höheren 
Steuern veranlagt hat und dementsprechend auch 
für 1928 hohe Vorauszahlungen zu leiſten ſind. 
Wir haben von vielen ſolchen Steuerzahlern Ber: 
anlagungen geſehen, in denen Beträge nachver⸗ 
langt wurden, die binnen einem Monat nachge⸗ 
zahlt werden ſollten, die das Vermögen ſolcher 
Steuerpflichtigen bei weitem übertrafen. Der 
Staat verlangte alſo in dieſem Fall von ſeinen 
Bürgern Steuerzahlungen, die höher ſind als ihr 
Vermögen. Was ſollen ſolche Leute tun? Durch 
eine ſolche Steuerpolitik erſtirbt doch jeder Wille 
zur Arbeit und zum Weiterſtreben. Die Tatſache 
bleibt beſtehen, daß dieſe Leute niemals in der 
Lage ſein werden, auch nur einen kleinen Teil 
ſolcher ungeheuren Nachzahlung zu leiſten. Viele 
ſind derart erſchreckt und erbittert über ein ſolches 
Verfahren, daß ſie auf jedes Rechtsmittel, auf 
jede Stundungs⸗ und Niederſchlagungsanträge 
verzichten. Werden nämlich ſolche Anträge ge⸗ 
ſtellt, ſo wird ihnen von der Steuerbehörde mit⸗ 
geteilt, daß dieſe erſt auf die Anträge betreffend 
Stundung oder Niederſchlagung eingehen wird, 
wenn mindeſtens ein Drittel des Reſtes gezahlt 
iſt. Da dies nicht möglich iſt, erſcheint der Voll⸗ 
ziehungsbeamte, und damit beginnt der dritte 
und letzte Akt dieſes Trauerſpiels. Der Vollzie⸗ 
hungsbeamte pfändet den Hausrat, Warenlager, 
zum Teil Handwerkszeug oder Betriebsmaſchinen. 
Wie kataſtrophal ſich ſo etwas auswirken muß, 


bedarf keiner Erörterung. Wenn auch ſpäter auf 


eine Beſchwerde hin Sachen freigegeben werden, 
weil dieſer oder jener Gegenſtand nicht pfändbar 
war, können trotzdem Folgen eintreten, die un⸗ 
überſehbar ſind und den Ruin nach ſich ziehen. 
Mit dieſen unhaltbaren Verhältniſſen muß 
endlich Schluß gemacht werden. In Ortſchaften 
mit Saiſonbetrieb, wie in Zoppot, liegen die Ver⸗ 
hältniſſe beſonders ungünſtig, wenn die Veran⸗ 
lagung verſpätet und mit hohen Nachzahlungen 
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verbunden iſt, weil die Einnahmen aus dem Sai⸗ 
ſongeſchäft aufgezehrt oder bereits anderweitig ver⸗ 
wandt ſind. Wir bitten darum das Landesſteuer⸗ 
amt, beſonders auf dieſe eigenartigen Verhält⸗ 
niſſe Rückſicht zu nehmen. Betreffs der Grund⸗ 
wertſteuer muß auch in dieſem Zuſammenhang 
ein Wort geſprochen werden. Obwohl es dem 
Senat bekannt iſt und er bei anderen Gelegen⸗ 
heiten wiederholt zugegeben hat, daß der Grund⸗ 
ſtücksmarkt ſtagniert und daß Grundſtücke infolge 
Fortbeſtehens der Wohnungszwangswirtſchaft, 
deren zeitliche Begrenzung bezw. Aufhebung wir 
nachdrücklichſt erſtrebt haben, wohl kaum verkäuf⸗ 
lich ſind, wobei die wenigen Ausnahmen bei Ge⸗ 
ſchäftsgrundſtücken nicht in Frage kommen, wird 
bei der Grundſteuerveranlagung in Danzig ein⸗ 
fach der Wert der Grundſtücke in vielen Fällen 
auf das Doppelte und mehr erhöht. Dieſe Er⸗ 
höhungen ſind unſeres Erachtens vor dem Geſetz 
unhaltbar, da ſie keine rechtliche Grundlage be⸗ 
ten. 

Aber auch darauf muß die Aufmerkſamkeit der 
Steuerverwaltung gelenkt werden, daß es untrag⸗ 
bar iſt, wenn irgend welchen Konkurrenzunter⸗ 
nehmungen der Auftrag gegeben wird, die geführ⸗ 
ten kaufmänniſchen Bücher zwecks Nachprüfung 
einzuſehen. Es iſt leider heute oft der 


Fall, daß Konkurrenten auserſehen werden, die 


Bücher eines Geſchäftsmannes zu prüfen. Ferner 
dürfen Buchreviſionen, namentlich, wenn ſie ſich, 
wie in wielen Fällen, auf zwei bis drei Wochen 
erſtrecken, nur in Anwendung kommen, wenn die 
Steuerbehörde glaubt, dadurch einen großen Un: 
terſchied zwiſchen der Selbſteinſchätzung und den 
tatſächlichen Verhältniſſen annehmen zu dürfen; 
denn es darf nicht überſehen werden, daß es der 
ganzen Kundſchaft gegenüber, ſofern Geſchäfts⸗ 
räume nur in beſchränktem Maße beſtehen, auf⸗ 
fallen muß, daß eine ſolche Buchreviſion ſtattfin⸗ 
det. Im Kaufmänniſchen iſt der Kredit das 
Höchſte, und die Steuerverwaltung untergräbt 
den Kredit auch durch ſolche Buchreviſionen. Aus 
dem Geſagten erhellt, da wir einer dringenden 
Abänderung unſerer Steuergeſetzgebung bedürfen, 
wenn nicht gerade für den Staat wertvolle Mit⸗ 
bürger verſchwinden oder deren Exiſtenzen ver⸗ 
nichtet werden ſollen. 

M. D. u. H., ehe ich ſchließe, möchte ich noch 
auf eins Bezug nehmen, das iſt der 7. Allgemeine 
Deutſche Bankiertag in Köln. Die dort gefaßte 
Entſchließung, die ich mir erlaube, Ihnen zum 


Teil wörtlich vorzuleſen, lautet folgendermaßen: 


Entſchließung: 


Ohne eigenes Kapital gibt es für die deutſche 
Wirtſchaft keine Entwicklungsfähigkeit und beine An⸗ 
abhängigkeit. Um dieſe zu gewinnen, bedarf Deutſch⸗ 
land dringend der Neubildung von Kapital in einem 
weit größerem Amfange als dem des bisher Erreich⸗ 
ten. In dem Verlangen nach Anwendung aller ges 
eigneten Mittel zur Förderung der Kapitalbildung 
weiß ſich der Bankiertag mit den weiteſten Bevölke⸗ 
krungskreiſen ohne Unterſchied der politiſchen Grund⸗ 
einſtellung einig. Er hält es jedoch für ein Unding, 
auf der einen Seite die Kapitalbildung fördern zu 
wollen, und doch gleichzeitig die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft als ſolche zu bekämpfen, das Privateigentum 
unter dauernder Bedrohung zu halten und die priva⸗ 
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ten Unternehmungen mehr und mehr durch Betriebe 

der öffentlichen Hand zu verdrängen. 

Die derzeitige Höhe der Steuerlaſt überſteigt 
wielfach die Grenze des wirtſchaftlich Tragbaren, Sie 
muß durch eine beſſere Verteilung zwiſchen direkten 
und indirekten Steuern, durch eine Beſeitigung wirt⸗ 
ſchaftlich ſchädlicher Steuerakten und durch eine Mil⸗ 
derung beſonderer Gteuerhänten erträglicher gemacht 
werden. Für die Einkommenſtewer iſt namentlich die 
Rückkehr zum Dreijahresdurchſchnitt, minvejtens aber 
Hinzulaſſung eines Verluſtvortrages nach engliſchem 
Muſter zu befürworten. 

Dieſe Entſchließung darf wohl auf die Danziger 
Verhältniſſe um ſo mehr angewendet werden, als 
das Gebiet einmal kleiner iſt und andererſeits 
die Geſchäftsmöglichkeit durch alle nur denkbaren 
Erſchwerniſſe belaſtet iſt. Gerade in einem ſol⸗ 
chen Staat ſollte die Steuerverwaltung beſonders 
taſtend vorgehen und weder große Unternehmun⸗ 
gen, noch Handwerker, noch Kleingewerbetrei⸗ 
bende unſerem Staatsweſen entfremden. 

Nur durch weitgehendſte Nachſicht in ſteuer⸗ 
licher Beziehung kann es der Regierung vielleicht 
gelingen, die vorhandenen Wirtſchaftsbetriebe zu 
erhalten. Andernfalls muß ſie ſich darüber klar 
ſein, daß mit jedem Jahr eine Anzahl verſchwin⸗ 
den werden. Wir hoffen, daß die Regierung 
verſtändnisvoll genug iſt, denjenigen Weg zu 
wählen, der unſeren Freiſtaat erhält. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. 
D. u. H.! Die Debatte hat mit ziemlicher Ein⸗ 
mütigkeit ergeben, daß man mit Ausnahme des 
Vertreters der Regierung der Meinung iſt, die 
Einſchätzungen müßten grundſätzlich noch einmal 
wiederholt werden und daß mit anderen Metho⸗ 
den gearbeitet werden muß. Wir werden deshalb 
beantragen, die Anfrage dem Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen, um uns darüber weiter zu unterhalten. 
Eins möchte ich in meinem Schlußwort betonen. 
Gelegentlich eines Zwiſchenrufes antwortete Herr 
Abg. Hallmann: „Die Schuldfrage wollen wir un⸗ 
geklärt laſſen.“ Dem muß ich widerſprechen. Die 
Klärung der Schuldfrage enthält die Voraus⸗ 
ſetzung für eine Beſſerung. Ich habe vier Fälle 
von höheren Beamten angeführt, die als Akade⸗ 
miker und Techniker in ſubalterne Stellungen ver⸗ 
ſetzt wurden, weil gewiſſe Eitelkeiten und Vorein⸗ 
genommenheiten hauptamtlicher Senatoren ver⸗ 
letzt ſind. Wenn wir nicht die Schuldfrage löſen, 
kommen wir zu keiner Beſſerung. Es iſt durchaus 
falſch, wenn von deutſchnationaler Seite verſucht 
wird, die Schuld an der jetzigen Veranlagung 
allein den Sozialdemokraten zuzuſchieben. Gewiß 
trifft ſie deswegen eine Schuld, als ſie bisher noch 
nicht den Willen gezeigt haben, aufzuräumen und 
noch nichts geändert haben. Wir haben heute noch 
dasſelbe falſche Syſtem, wie es bei den Deutſch⸗ 
nationalen war, das Syſtem der Alleinherrſchaft 
und der Diktatur, verkörpert in den hauptamt⸗ 
lichen Senatoren. Inſofern müſſen wir die Schuld⸗ 
frage klären. Es iſt ſo, daß dieſer Staatsaufbau, 
der jetzt dazu führt, daß wir tatſächlich zu einer 
Enteignung des Beſitzes kamen, während der gan⸗ 
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zen Vergangenheit vorgenommen worden iſt. Die 
gegenwärtigen Steuern enthalten in ihrer augen⸗ 
blicklichen Form zweifellos eine Enteignung. Ob 
ich im Wege der Grundwertſteuer den Grundbeſitz 
allmählich zwinge, ſich zu entäußern oder ihn 
expropriiere, iſt im Endeffekt gleich. 

Dann führte Herr Hallmann an, daß zu all dem 


noch die Tätigkeit des Staates als Unternehmer 


in allen möglichen Dingen kommt, in der Elektro⸗ 


branche, ſtaatlichen Bekleidungswerkſtätte, in der 


Gefängnisarbeit uſw. Das haben wir nicht ein⸗ 
mal, ſondern zehnmal dem Handwerkskammer⸗ 


präfiventen Habel vorgehalten. Wenn es ſich 


darum handelte, dieſe Betriebe abzubauen, dann 


ſtand Herr Habel in splendid isolation da, und die 


Deutſchnationale Fraktion ſtimmte für die Bei⸗ 
behaltung der Werkſtätten. 

Die Schuldfrage muß alſo geklärt werden. 
Wir müſſen das Syſtem einer Aenderung unter⸗ 
ziehen, ſonſt wird es beharrlich weiter wirtſchaf⸗ 
ten. Daher wollen wir eins feſtnageln. Kommt 


es nicht zu einer Verfaſſungsänderung, zu einer 


Beſeitigung des Syſtems, ſo ſind wir rettungslos 
dem Untergang geweiht. Kommt die Verfaſſungs⸗ 
änderung nicht durch und werden wieder einmal 
acht hauptamtliche Senatoren auf vier Jahre ge⸗ 


wählt, jo find wir hoffnungslos verloren. Deshalb: 


müſſen wir die Schuldfrage klären. Die Diktatur 


muß verſchwinden, ſonſt kommen wir nicht zu an⸗ 


deren Verhältniſſen. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Es iſt der Antrag geſtellt, die Große An⸗ 
frage einem Ausſchuß zu überweiſen. Dafür käme 
der Steuerausſchuß in Frage. Wer für Ueberwei⸗ 
ſung an den Ausſchuß iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Der Antrag iſt dem Steuerausſchuß überwieſen. 
Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 385. 

Zu Ziffer 12 der Eingaben hat Herr Abg. 
Rahn das Wort. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der frühere 
Abgeordnete Herr Brieskorn iſt von den Danziger 


Gerichten in drei verſchiedenen Fällen verurteilt 


worden, einmal, weil er ſich gegenüber einigen 
deutſchnationalen Landbundherren für Beleidi⸗ 


gungen in zwar nicht beſonders liebenswürdiger 
Form, wie das aber wohl in Offizierskreiſen üb⸗ 


lich zu ſein ſcheint, revanchiert hat, nämlich ein 
paar Maulſchellen verabfolgt hat, einmal auf 


friſcher Tat und einmal nach vier Wochen, als er 


den Herrn zu faſſen bekam. Er iſt weiter verur⸗ 


teilt worden, weil er wirtſchaftlich zugrunde ging: 


und Gebühren nicht mehr bezahlen konnte, die die 


Krankenkaſſe von ihm zu erhalten hatte. Bei dem 


dritten Fall handelt es ſich um eine ähnliche 
Sache. Die erſte Strafe hat er bezahlt, die iſt 
erledigt, auch nach dem Antrag des Ausſchuſſes 
als erledigt zu betrachten. In dem zweiten Fall, 
wo eine Geldſtrafe zu bezahlen iſt, hat man die 
Angelegenheit zur Berückſichtigung 


In dem dritten Fall, wo es ſich um die Nichtzah⸗ 
lung der Krankenkaſſenbeiträge handelt, ſoll ſein 


empfohlen. 
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wieſen werden. 

Nun iſt Herr Brieskorn nicht mein Freund, 
ich will ihn auch nicht perſönlich in Schutz neh⸗ 
men, ſondern die Angelegenheit, um die es ſich 
hier handelt, prinzipiell kurz erörtern. Herr 
Brieskorn ſagte ſeinerzeit, als er aus der Zen⸗ 
trumsfraktion hier austrat, mit ihm wäre der 
Verſtand aus der Zentrumsfraktion gegangen. 
( Heiterkeit.) Ich glaube nicht, daß das zutrifft, 
aber Herr Brieskorn hat das damals geſagt. Ich 
fange damit an, weil ich glaube, daß die damalige 
Bemerkung und ſeine ſpätere Stellung zum Zen⸗ 
trum dazu beigetragen hat, daß in der Frage der 
Zurückweiſung ſeines Antrages Nr. 3, nämlich 
der Niederſchlagung der Strafe in der Kaſſenge⸗ 
ſchichte, jetzt ſo entſchieden wurde. 

Wie liegen derartige Dinge, auch im Fall 
Brieskorn? Die Geſchäftsleute gehen durch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu Grunde. Sie ha⸗ 
ben knapp das Geld, um ihren Arbeitern die 
Löhne zu zahlen. Die Krankenkaſſe wird zwar 
offiziell einbehalten. (Abg. Liſchnewſki: Das 
Geld wird von den Arbeitern eingezogen!) Er 
hat das Geld nicht gehabt, ſondern ſich die Löhne 
geborgt. Die Geſchaäftsleute, die ſich in ähnlicher 
Situation befinden, ſind faſt immer gezwungen, 
ſich das Geld zu borgen, um die Löhne an die Ar⸗ 
beiter zu zahlen. (Abg. Raſchke: Dann ſoll er 
ſelbſt arbeiten und Dung fahren!) Nun ſind die 
Verhältniſſe in den meiſten Fällen ſo, wie ich 
ſchon ſagte. (Zwiſchenrufe des Abg. Raſchke.) Ich 
muß den Herrn Präſidenten bitten, die Herren 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion zur Ruhe zu 
bringen, da ich nicht Luſt habe, mich zu veraus⸗ 
gaben, weil die Herren blöken. (Abg. Raſchke: 
Die Wahrheit wollen Sie nicht hören!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte die Zwi⸗ 
ſchenrufe zu unterlaſſen. (Zurufe und Unruhe.) 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Nachdem ich 
mir den kommuniſtiſchen Unfinn heute drei Stun⸗ 
den lang angehört habe, habe ich moch Zeit, zu 
warten, bis die Herren ausgeblökt haben. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Raſchke.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Raſchke, 
ich bitte die Störungen zu unterlaſſen. (Abg. 
Raſchke: Werden Sie nicht frech, Herr Rahn!) 
Herr Abg. Raſchke, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Raſchke: Weil den Herren einmal die 
Wahrheit geſagt wird!) Ich rufe Sie zum zweiten 
Mal zur Ordnung. e 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Die Ord⸗ 
nungsgewalt im Hauſe übt der Herr Präſident 
aus, und es kann nicht ſchaden, daß Leuten, die 
vorlaut ſind, einmal die Wahrheit geſagt wird, 
daß ſie ſich ruhig zu verhalten haben. 

Die Dinge liegen ſo, daß der betreffende Herr 
aus ſeinem Betrieb keine nennenswerten Einnah⸗ 
men hatte und ſich häufig die Löhne pumpen 
mußte, um die Arbeiter entlohnen zu können. Nur 
bei ſchwachen Exiſtenzen kommen derartige Dinge 
wor. Wenn nun, wie in dieſem Fall Brieskorn, 
ein Schaden nicht entſtanden iſt, denn die Behörde 
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kenkaſſenbeiträge gebracht, ſollte man, da auch 
eine böſe Abſicht in der Nichtabführung nicht ge⸗ 
legen hat, in einem ſolchen Fall nicht zur Straf⸗ 
vollſtreckung ſchreiten. Es wäre wünſchenswert, 
wenn die Reichsverſicherungsordnung, die hier in 
Kraft iſt, in dieſer Beziehung abgeändert wrd. 
Sie hatte ſchon vor der Zivilverfolgung durch die 
betreffende Kaſſe ihren Strafantrag geſtellt, und 
das Strafverfahren muß durchgeführt werden. 
Die Verhältniſſe haben ſich nach dem Krieg in 
dieſer Beziehung grundlegend geändert. Das Gros 
der Exiſtenzen, die heute leben und ihre Betriebe 
aufrecht erhalten, befindet ſich in dieſer unglück⸗ 
lichen Lage. Deshalb iſt es zweckmäßig, daß das 
Geſetz in dieſer Beziehung überprüft wird. Wo 
kein Schaden entſtanden iſt, muß Gnade für Recht 
gelten. Auch hier in dem Fall Brieskorn, wo kein 
Schaden entſtanden iſt, muß von dem Begnadi⸗ 
gungs⸗ und Niederſchlagungsrecht des Parla⸗ 
ments, dem Antragsrecht des Parlaments an die 
Regierung, Gebrauch gemacht werden. 

Ich bitte alſo, die perſönliche Animoſität, die 
in den einzelnen Parteien gegenüber dem frühe⸗ 
ren Abgeordneten Brieskorn beſteht, beiſeite zu 
laſſen. (Abg. Liſchnewſki: Was reden Sie ſo lange, 
Sie wollen doch mit Brieskorn zu Abend eſſen!) 
Die Kommuniſten nehmen ja auch für ſich das 
Recht in Anſpruch, für ihre Parteiangehörigen 
eine Lanze zu brechen. (Ganz was anderes! bei 
den Kommuniſten.) Das war heute der Fall, weil 
ein Kommuniſt angeblich von einem Danziger 
Richter zu Unrecht verurteilt iſt. Ich nehme mir 
das Recht heraus, unperſönlich und nicht für einen 
Parteigenoſſen, für einen Mann, der durch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe, (Widerſpruch bei den 
Kommuniſten.) vielleicht auch durch perſönliche 
Schuld in ſchwierige Verhältniſſe hineingeraten 
iſt, einzutreten und Sie zu erſuchen, ihm Recht 
angedeihen zu laſſen. Ich bitte, die Brieskornſche 
Eingabe dem Senat voll und ganz zur Berückſich⸗ 
tigung zu überweiſen. 

Vizepräsident Dr. Bogdan: Ich ſtelle feſt, daß 
zu den Ziffern 1—11 und 13—19 der Druckſache 
Nr. 385 Wortmeldungen und Abänderungsan⸗ 
träge nicht vorliegen. Dieſe Eingaben ſind daher 
angenommen. Herr Abg. Rahn, der Abände⸗ 
rungsantrag müßte in ſchriftlicher Form vorlie⸗ 
gen und würde der Unterſtützung von ſieben Ab⸗ 
geordneten bedürfen. (Abg. Rahn: Ich bitte, ſo⸗ 
lange die Verhandlungen auszuſetzen. — Abg. 
Raſchke: Das ſollte ein alter Parlamentarier 
auch wiſſen, daß die Abänderungsanträge ſchrift⸗ 
lich eingebracht werden müſſen! — Heiterkeit. —) 
Ich bitte, den Antrag einzureichen. Der Abän⸗ 
derungsantrag zur Eingabe 12, III ſtatt „Zurück⸗ 
weiſung“ „Berückſichtigung“ zu ſetzen, liegt vor. 
Wird der Antrag unterſtützt? Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die den Antrag unterſtützen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Die Anter⸗ 


ſtützung reicht aus. Ich ſtelle den Antrag zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer für den Antrag iſt, die Eingabe 
Nr. 12 Ziffer III dem Senat zur Berückſichtigung 
zu überweiſen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
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iſt abgelehnt. Es kommt dann der Antrag des 
Ausſchuſſes, der auf „Zurückweiſung“ lautet, zur 
Abstimmung. Diejenigen, die ihn annehmen wol⸗ 
len, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Ich ſtelle im übrigen feſt, daß die 
Eingabe Ziffer 12, Anträge I und II, gemäß den 
Es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Damit iſt die heutige Tagesordnung er⸗ 
ledigt. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
kommenden Mittwoch, den 19. September, nach⸗ 


mittags 3,30 Uhr, mit folgender Tagesordnung Sitzung. 
abzuhalten: | 


Mittwoch, den 12. September 1928. 


1. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag (B) 
des Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung ge⸗ 
gen einen Abgeordneten. 

2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung. — Urantrag des Abg. 
Dr. Bogdan u. Fr. — 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung. — Urantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. — 

Ferner bitte ich für den Herrn Präſidenten um 
die Ermächtigung, evtl. weitere Gegenſtände auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 35 Minuten.) 
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46. Sitzung. 
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— 


c Ne, e 
Zweite und dritte Beratung eines weiteren Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Lohn⸗ und Gehaltspfändun⸗ 
gen. (Druckſache Nr. 411 zu Nr. 382) 
Zweite Beratung über den Gefekentwurf betr. 
Aenderung der Verfaſſung. Arantrag des 
Abg. Dr. Bogdan u. Fr. (Druckſache Nr. 386 
zu Nr. 316) Pal KR ol: 


P re 


Plenikowſki (K. P.) perſ. Bemerkung 

Dr. Blavier (D. V. P.) perſ. Bemerkung 

Rahn (D. V. P.) perſ. Bemerkung 

Dr. Ziehm (D.Nat.) perſ. Bemerkung 
Ordnungsruf für den Abg. Dr. Blavier (D. V. P.) 
änderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 386 (Drucksache Nr. 400) 


Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
9539 B 


Druckſache Nr. 386 (Druckſache Nr. 409) 
Namentliche Abſtimmung über Drucksache Nr. 400 
Dr. Blavier (D. V. P.) perſ. Bemerkung 

Loops (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung der Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. 
Dezember 1928. Arantrag des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. (Drucksache Nr. 404) 

Damit verbunden: 

Antrag des Abg. Dumont u. Gen. auf Vorlage 
eines Geſetzentwurfs betr. Zuſtimmung zu 
dem Abkommen mit der Republik Polen vom 
4. August 1928 über die Einführung der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahntarife und der polniſchen 
Eiſenbahnverkehrsordnung (Diudiahe Nr. 


e ne 
r 


„ ee der: 
„ „ „ ae 
„ b A 


ee e ee 


Schwegmann (D. Nat.) 
Dumont (Nat. Lib.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 

Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
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Rahn (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
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Rahn (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 954 C 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 954 
Hohnfeldt (Nat Soz.) zur Geſchäftsord⸗ 

ee Oah, 

Loops (S. P. D.) zur Geſchäftsordnungg 


Die Sitzung wird 3 Ahr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 8 

Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Se⸗ 
nats Gehl; Senatoren Arczynſki, Sawatzki, Dr. 
Strunk, Dr. Schwartz; Obergerichtsrat Kettlitz; 
Regierungsrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 46. 
Vollſitzung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt fol⸗ 
gende Aenderung für die Tagesordnung vor: 
Zwiſchen Punkt 1 und 2 ſoll die zweite und dritte 
Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Lohn⸗ und 
Gehaltspfändung eingeſchaltet werden. Weiter 
ſoll als Punkt 5 der Antrag des Herrn Abg. Du⸗ 
mont u. Gen. auf Vorlage eines Geſetzentwurfs 
betr. Zuſtimmung zu dem Abkommen mit Polen 
vom 4. Auguſt 1928 über die Einführung der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahntarife und polniſchen Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung behandelt werden. Weiter 
ſchlägt der Aelteſtenausſchuß vor, bei den Ver⸗ 
faſſungsvorlagen eine allgemeine Beſprechung zu 
eröffnen und dabei die Punkte 2 und 3 zu verbin- 
den. Widerſpruch höre ich nicht, das Haus hat 
ſomit die Abänderung der Tagesordnung be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 
verfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 402 zu Nr. 364. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Ausſchußantrag, der den Herren Abge⸗ 
ordneten vorliegt. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die für den Ausſchußantrag ſtimmen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich 
einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich rufe Punkt 1a auf: 

Zweite und dritte Beratung eines wei⸗ 
teren Geſetzentwurfs betr. Lohn⸗ und Ge⸗ 
haltspfändungen. 8 

Drucksache Nr. 411 zu 382. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu Artikel 1 und ſchließe fie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich bitte die Damen und 


Herren, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich vom 


Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich rufe den Ar⸗ 
tikel 2 auf. Da keine Wortmeldungen vorliegen, 
ſtelle ich feſt, daß Artikel 2 angenommen iſt. Ich 


rufe Artikel 3 auf und ſtelle die Annahme feſt. 


Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Weiteres Geſetz 
über die Lohn⸗ und Gehaltspfändungen.“ Ich 
ſtelle die Annahme feſt. Somit iſt das Geſetz in 
zweiter Leſung angenommen. Wir kommen zur 
dritten Beratung. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 
(Abg. Rahn: Ich beantrage en bloc-Abſtim⸗ 


mung!) Widerſpruch dagegen wird nicht laut. Ich 
ſtelle die Annahme der Artikel 1 bis 3 feſt. Ueber⸗ 
954 C ſchrift; angenommen. 


Wir kommen zur Schluß⸗ 
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(Präſident) 

abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die das Geſetz in der Schlußabſtimmung anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Damit iſt die Vor⸗ 
lage angenommen. Ich rufe jetzt zur gemeinſamen 
Beſprechung die Punkte 2 und 3 auf: 

Zweite Beratung über den Geſetzentwurf 
betr. Aenderung der Verfaſſung. — Uran 
trag des Abg. Dr. Bogdan u. Fr. 

Druckſache Nr. 386 zu Nr. 316. 

Zweite Beratung über den Geſetzentwurf 
betr. Aenderung der Verfaſſung. — Uran⸗ 
trag ds Abg. Raſchke u. Fr. 

Druckſache Nr. 387 zu Nr. 318. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Nach den eingehenden Ausführungen, die 
bei der vorigen Verfaſſungsdebatte von allen Sei⸗ 
ten hier gemacht worden ſind, kann ich mich heute 
auf einige kurze Bemerkungen beſchränken. Die 
Vorlage, wie ſie heute als Ergebnis der Ausſchuß⸗ 
beratung vorliegt, iſt wieder die alte Regierungs⸗ 
vorlage. Wir bedauern, daß unſer Beſtreben, die 
Verfaſſungsänderungen unter Ausſchaltung aller 
parteipolitiſchen Gegenſätze durchzuführen, die von 
der Allgemeinheit gewünſcht und von der über⸗ 
wiegenden Mehrheit hier bei der Einzelabſtim⸗ 
mung angenommen ſind, durch das Verhalten der 
Regierungsparteien geſcheitert iſt. Nun iſt die 
Vorlage wieder mit all den Punkten belaſtet, 
über die Einigkeit noch nicht herrſcht und die eine 
verfaſſungsändernde Mehrheit bisher nicht hinter 
ſich gehabt haben. Es iſt nicht zu verſtehen, daß 
die Regierung, wenn ſie die Verfaſſungsänderung 
in der Oeffentlichkeit als wichtigſten Punkt be⸗ 
zeichnet und es ernſt damit meint, nicht die ge⸗ 
botene Gelegenheit ergreift, einen Teil ihres Pro⸗ 
gramms zu verwirklichen. Dies Verhalten nährt 
immer mehr den Verdacht, daß das Intereſſe an 
der Verfaſſungsänderung in Kreiſen der Regie⸗ 
rungsparteien nicht ſo groß iſt. 

Nach dem Ergebnis der Ausſchußberatung ha⸗ 
ben wir es uns verſagt, unſern Urantrag in ſeiner 
urſprünglichen Form wieder einzubringen und 
haben auch nicht die Anträge aus der früheren 
Beratung wiederholt, ſondern kommen nur mit 
drei Punkten, die Sie in der Druckſache Nr. 400 
finden. Ich möchte aber feſtſtellen, daß ſich unſere 
grundſätzlichen Auffaſſungen nicht geändert ha⸗ 
ben. Die Reformbedürftigkeit der Verfaſſung 
betonen auch wir immer wieder, insbeſondere in 
der Frage der Regierungsgewalt. Wenn wir uns 
gegen das parlamentariſche Syſtem einſetzen, ſo 
nicht deshalb, weil wir damit für das Syſtem der 
hauptamtlichen Senatoren, wie es ſich jetzt ent⸗ 
gegen den Gedanken zur Zeit der Schaffung der 
Verfaſſung entwickelt hat, eintreten wollen. Un⸗ 
ſere Abänderungswünſche gehen nach anderer 
Richtung. 

Was die Verkleinerung des Volkstages an⸗ 
langt, ſo iſt es ein betrübliches Zeichen, daß ſich 
der Danziger Volkstag, ſolange er beſteht, mit die⸗ 
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denden Beſchluß zu faſſen. In der Zeit der ſtreng⸗ 
ſten Beſchneidung aller Etats müßte es die erſte 


Tat auch des Parlaments ſein, mit der Schaffung 


von Erſparniſſen durch Verkleinerung des eigenen 
Aufbaus voranzugehen. (Was ſparen Sie dabei? 
bei den Kommuniſten.) Es ſind immerhin nen⸗ 
nenswerte Summen, die in Frage kommen. Wenn 
wir die Zahl auf 61 herabſetzen, kommen 100 000 
Gulden als Aufwandsentſchädigung und mehrere 
tauſend Gulden als Fahrkoſten heraus. Dazu 
treten bei verſchiedenen Punkten noch ſachliche 
Erſparniſſe, und ſchließlich kommt die Verringe⸗ 
rung der Ausgaben hinſichtlich der Zahl der Se⸗ 
natoren hinzu. Wenn der Verkleinerung nicht die 
Zuſtimmung erteilt werden ſoll, ohne daß das Re- 
gierungsſyſtem grundlegend geändert wird, ſo be⸗ 
deutet das eine glatte Verhinderung. Wir ſind 
aber der Anſicht, daß das Intereſſe der einzelnen 
Abgeordneten am Mandat oder der Parteien, 
Verſorgungsmöglichkeiten für Abgeordnete zu 
ſchaffen, nicht im Vordergrund ſtehen darf und 
halten das für einen Mangel an Staatsgeſinnung. 
(Zuruf des Abg. Plenikowifi.) 

Die Auflöſungsmöglichkeit des Volkstages ha⸗ 
ben wir immer gefordert. Wir werden ihr des⸗ 


halb auch in der uns nicht genügenden Form der 


Ausſchußberatung zuſtimmen. Dagegen lehnen 
wir die Abſchaffung des Richterwahlausſchuſſes 
nach wie vor ab, um ſo mehr, als wir einer Re⸗ 
gierung, die das Recht der freien Meinungsäuße⸗ 
rung bei den Beamten knebelt, die Ernennung der 
Richter nicht anvertrauen können. (Sehr gut! 
rechts. — Anruhe und Unerhört! links.) 

Die Stellung, die die Stadtgemeinde Danzig 
gefunden hat, befriedigt uns nicht. Das parla⸗ 
mentariſche Syſtem würde ſich von der Regierung 
naturgemäß auf den Magiſtrat erſtrecken und dort 
ſeinen unheilvollen Einfluß ausüben, obwohl der 
Magiſtrat nach der Städteordnung als ein ſtetiges 
und unabhängiges Organ gegenüber der Vertre⸗ 
tung der Bürgerſchaft gedacht iſt. Wenn das Sy⸗ 
ſtem ſchon geändert werden ſoll, ſo ſoll auch die 
Städteordnung wieder in ihre Rechte treten. Nur 
muß vorgeſehen werden, das erfordern die Dan⸗ 
ziger Verhältniſſe allerdings dringend, daß die 
Spitze, der Oberbürgermeiſter und der Präſident 
des Senats, ebenſo wie der Finanzleiter in Per⸗ 
ſonalunion ſtehen. Aber die Berufung der Stadt⸗ 
verordneten durch den Volkstag mit der kompli⸗ 
zierten Stimmenabzählung, wie ſie jetzt vorge⸗ 
ſehen iſt, müßte der Wahl durch die Bevölkerung 
weichen. 6 

Wie die Verfaſſungsänderung aber auch aus⸗ 
ſehen mag, die zuſtande kommt, das eine erſcheint 
unhaltbar, daß ihre Durchführung bei den Nächſt⸗ 
beteiligten, dem Parlament, gleich wieder Halt 
macht und auf Jahre hinausgeſchoben wird. M. 
D. u. H., es wird draußen dem Volkstag immer 
vorgeworfen, er verkleinere ſich nicht, weil die 
Abgeordneten Intereſſe an ihren Mandaten hät⸗ 
ten. Beweiſen wir dadurch das Gegenteil, daß 
wir nicht nur den Volkstag verkleinern, ſondern 
den Beſchluß gleich durchführen durch Auflöſung 


ſem Problem ergebnislos befaßt und niemals den und Neuwahl eines kleineren Parlaments ſchon 
Mut aufgebracht hat, von ſich aus den entſchei⸗ 


für das nächſte Jahr. M. D. u. H. von den Re⸗ 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter) 
gierungsparteien, ich weiß nicht, ob es Ihnen ge⸗ 
lungen iſt, ſich inzwiſchen die Sicherheit für die 
Annahme der Vorlage zu verſchaffen. Haben Sie 
ſie und bringen Sie die Vorlage ſo durch, wie ſie 
jetzt iſt, ſo tragen Sie die Verantwortung für die 
bedenklichen Neuerungen, mit denen Danzig dann 
beglückt wird. Haben Sie ſie aber nicht, ſo tra⸗ 
gen Sie meiner Anſicht nach auch eine ſchwere 
und die alleinige Verantwortung; denn die Be⸗ 
völkerung wird Sie dann nicht davon losſprechen, 
die von allen Seiten verlangte, notwendige 
und leicht erreichbare Verfaſſungsänderung 
verhindert zu haben. Wie Sie das mit dem de⸗ 
mokratiſchen Prinzip, nach dem ja der Wille des 
Volkes erſtes Geſetz ſein ſoll, vereinbaren wollen, 
muß ich Ihnen allerdings überlaſſen. (Bravo! 
rechts. — Zwiſchenrufe.) ; 

Präſident: Ich bin darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht worden, daß ich noch einmal bekannt geben 
ſoll, daß jetzt nur die Punkte 2 und 3 in der Be⸗ 
ſprechung verbunden ſind. Nachher ſollen die 
Punkte 4 und 5 verbunden werden. Das Wort 
hat jetzt der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! 
Nachdem die erſte Vorlage der Regierung abge⸗ 
lehnt worden iſt, und nachdem die Regierungs⸗ 
parteien wiederum ihr Geſetz in den Antrag der 
Deutſchnationalen hineingearbeitet haben, iſt na⸗ 
türlich in der Oeffentlichkit eine rege Diskuſſion 
entſtanden, und die Bevölkerung befaßt ſich nach 
wie vor mit der Abänderung der Verfaſſung. Es 
iſt deshalb beſonders von unſerm Standpunkt 
notwendig, daß wir noch einmal auf dieſe Ma⸗ 


terie eingehen und in aller Oeffentlichkeit feſt⸗ 


ſtellen, was die Verfaſſungsänderung will und ob 
ſie ſich auch zu Gunſten der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung auswirkt. 
Die Koalitionsparteien erklären, mit der 
Verfaſſungsänderung erſtens die Verr ingerung der 
staatsausgaben erreichen zu wollen, zweitens 
eine Verwaltungsreform, und drittens ſollen der 
Bevölkerung mehr Rechte eingeräumt werden. 
as ſind wohl die drei Hauptpunkte, die in der 
Bevölkerung eine Rolle ſpielen, die ja ſchließlich 
auch von der Koalition in die Bevölkerung hin⸗ 
eingeſchleudert worden ſind. Es iſt deshalb meine 
ufgabe, zu unterſuchen, was daran wahr iſt, ob 
es mit dieſer Abänderung möglich iſt, das durch⸗ 
zuführen, was die Koalition ſich als Ziel geſteckt 
hat. Es würde ſich erübrigen hierüber zu ſprechen, 
wenn die Regierungsparteien ehrlich genug wä⸗ 
ren zu erkennen, daß mit dieſen von ihnen vorge⸗ 
legten Abänderungen nichts erreicht wird. Aber 
ſie ſind es nicht, ſie ſind demagogiſch genug, der 
Oeffentlichkeit klar zu machen, daß doch etwas 
dadurch erreicht wird. Den Beweis für das Ge⸗ 
genteil anzutreten, wird nicht ſchwer ſein. Wenn 
die Parteien erklären, daß mit der Verfaſſungs⸗ 
änderung die Verringerung der Staatsausgaben 
in Erſcheinung treten ſoll, ſo möchte ich ſagen, 
daß das mit einer Verfaſſungsänderung abſolut 
nicht getan wird. Das läßt ſich ſehr gut auch ohne 
erfaſſungsänderung machen. Den Beweis dafür 
at uns die Koalition nicht nur mit dem Etat 
erbracht, ſondern überhaupt im Verlauf der gan⸗ 
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zen Regierungshandlungen. Beim Etat ſind be⸗ 
ſonders beim Etat für Soziales 4½ Millionen 


abgebaut worden. Jetzt geht man dazu über, das 
Gehalt der Beamten zu verringern, beſonders der 
unteren und mittleren. Dadurch will man auch 
die Ausgaben einſchränken. Alſo dazu iſt eine 
Verfaſſungsänderung nicht notwendig. Es wird 
ſich im Verlauf der Regierungsmethoden weiter 
zeigen, daß man ohne Verfaſſungsänderung ſehr 
gut Sparmaßnahmen durchführen kann und auch 
durchführen will, beſonders dann, wenn es ſich 
darum handelt, den Aermſten der Armen noch 
hier und da etwas abzuknöpfen. Daß dieſe angeb⸗ 
lichen Sparmaßnahmen nur ein 
Spiel ſind, geht daraus hervor, daß dieſe Koali⸗ 
tion auf der andern Seite wiederum das Geld 
mit vollen Händen hinauswirft. Es war ja dieſe 
Regierung, die der Kirche erheblich mehr Mittel 
bewilligte als die verfloſſene. Dieſe Regierung 
At es auch geweſen, die für den Schupo⸗ und 
Juſtizetat mehr Mittel zur Verfügung ſtellt, wie 
die verfloſſene Regierung. 

M. D. u. H.! Wenn wir andere Länder heran⸗ 
ziehen wollen, die eine angeblich demokratiſche 
Verfaſſung haben und die Frage ſtellen, ob dort 
im Intereſſe der ſchaffenden Bevölkerung die Ver⸗ 
faſſung gehandhabt wird, ſo müſſen wir das na⸗ 
türlich auch verneinen. Wenn wir unſer Mutter⸗ 
land Deutſchland betrachten, ſo finden wir, daß 
mit Hilfe der demokratiſchen Verfaſſung auf der 
einen Seite Panzerkreuzer gebaut werden, und 
auf der andern Seite muß die ſchaffende Bevöl⸗ 
kerung hungern. Man hat auf Grund dieſer de⸗ 
mokratiſchen Verfaſſung Mittel für Kriegszwecke 
übrig aber keine Mittel für die Speiſung der not⸗ 
leidenden Kinder. Wir ſehen alſo, daß ſelbſt bei 
demokratiſchen Verfaſſungen nicht im Intereſſe 
der ſchaffenden Bevölkerung regiert wird. Es 
wird dann weiter gejagt, daß Verwaltungsre⸗ 
formen durchgeführt werden ſollen und ſich erſt 
dann durchführen laſſen, wenn die Verfaſſung ge⸗ 
ändert iſt. Hier möchte 
Deutſchland anführen, das ja bekanntlich eine de⸗ 
mokratiſche Verfaſſung hat. Da iſt es in letzter 
Zeit vorgekommen, daß man den Reichsminiſter 


Müller mit dieſer Verfaſſung ganz gehörig hinter 


das Licht geführt hat. Die Zeitungen, und nicht 
zuletzt die kommuniſtiſchen, müſſen heute melden, 
daß Herr Reichskanzler Müller von den deutſch⸗ 
nationalen Verwaltungskörpern, die noch be⸗ 
ſtehen, auf außenpolitiſchem Gebiet betrogen wor⸗ 
den iſt, und daß man ihn in Genf ſozuſagen als 
Strohpuppe hingeſtellt hat. 

So ſieht alſo die Verwaltungsreform in einem 
Staat aus, wo bereits eine demokratiſche Verfaſ⸗ 
ſung vorhanden iſt. In Danzig wird auf dieſem 
Gebiete nichts geändert werden, und wenn die 
Verfaſſung noch ſo demokratiſch wäre. Wenn Sie 
hier etwas ändern wollen, dann müßten Sie not⸗ 
gedrungen unſere damals geſtellten Abänderungs⸗ 
anträge annehmen, die verlangten, daß die wohl⸗ 
erworbenen Rechte der Beamten aufgehoben wer⸗ 
den, d. h. daß die Beamten nicht auf Lebenszeit 
angeſtellt ſein können. Damit haben wir natür⸗ 
lich den unteren und mittleren Beamten abſolut 


ich auch einmal kurz 


(© 


demagogiſches 


— 


D) 


(A) nicht wehe tun wollen. 


G) 
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aſchke, Abgeordneter) 

Wir hatten beſonders 
die oberen im Auge; denn das ſind ja die Sabo⸗ 
teure, die auch nach Meinung der jetzigen Regie⸗ 
rung am Werke ſind und dieſe Reform nicht zu⸗ 
laſſen. Wenn wir die Sache von der andern Seite 
betrachten, ſo finden wir, daß ſich auch in Danzig 
bei gutem Willen dies und jenes ohne Verfaſ⸗ 
ſungsänderung an der jetzt beſtehenden Verwal⸗ 
tung ändern läßt. Ich erinnere daran, daß man 
Herrn Tobien und Herrn Alter trotz der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung einfach an die friſche Luft geſetzt 
hat. Wenn man alſo bei dieſer Regierung den 
guten Willen hat, etwas auf dem Gebiete zu er⸗ 
reichen, dann iſt es ſchon möglich, und man braucht 
dieſe Verwaltungsreformen nicht mit der Verfaſ⸗ 
ſungsänderung zu verknüpfen. Dann ſagt man 
weiter, der Bevölkerung ſollten mehr Rechte ein⸗ 
geräumt werden. Auf dieſem Gebiete wird ſich 
auch nichts ändern; denn wenn man den Willen 
dazu hätte, könnte man es ſchon heute tun, ohne 
die Verfaſſung zu ändern. Aber wir ſehen und 
erleben, daß Die Rechte der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung weit mehr beſchnitten werden als es bisher 
der Fall war. Ich erwähnte ſchon, daß der Etat 
der Schutzpolizei erheblich erhöht wurde. Man 
hat alſo den Willen, mehr Schupoleute einzu⸗ 
ſtellen, die man natürlich gegen die ſchaffende Be⸗ 
völkerung benutzt. Im Verlaufe der Regierungs⸗ 
periode hat man den Nachweis erbracht, daß man 
in erſter Linie der Kirche Unterſtützung gewährt, 
dagegen der Schule alle möglichen Schwierig⸗ 
keiten bereitet. Es war ja dieſe Regierung, die 
die Zahl der Volksſchullehrer verkleinert hat und 
damit zum Ausdruck brachte, daß die arbeitende 
Bevölkerung nicht allzu ſchlau werden darf. 

Das iſt alſo nicht nur bei einer reaktionären 
Verfaſſung möglich, ſondern auch bei einer demo⸗ 
kratiſchen. Die ſoziale Geſetzgebung, die wir ja in 
Deutſchland bereits ſeit acht Jahren haben, hat 
ſich ja auch gegen die ſchaffende Bevölkerung aus⸗ 
gewirkt. Das Betriebsrätegeſetz iſt eine Einrich⸗ 
tung, um die Taſchen der Betriebsinhaber zu 
füllen und die ſchaffende Bevölkerung verhungern 
zu laſſen. Mit dem Erwerbsloſen⸗Verſicherungs⸗ 
geſetz, das eingeführt werden ſoll, iſt es genau 
dasſelbe. Wir ſtellen feſt, daß die Erwerbslosen in 
Deutſchland ſchwer unter dieſem Geſetz zu leiden 
haben. So ſieht alſo im demokratiſchen Staat die 
ſoziale Geſetzgebung aus. Sie wird in einem Staat, 
wo eine reaktionäre Verfaſſung iſt, nicht anders 
ausſehen. Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkt, 
daß ſelbſt mit einer demokratiſchen Verfaſſung 
noch lange nicht im Intereſſe des Proletariats 
regiert wird, und daß die demokratiſche Verfaſ⸗ 
fung nicht angetan iſt, die Rechte der ſchaffenden 
Bevölkerung zu gewährleiſten. 

Aber die Koalitionsparteien glauben ja, den 
Himmel auf Erden zu bekommen, beſonders auf 
der Danziger Erde, wenn dieſe Verfaſſungsände⸗ 
rung durchkommt. Die Herren ſcheinen ſich aber 
noch nicht darüber klar zu ſein, daß all das, was 
jetzt geſchaffen werden ſoll, ſich im ſpäteren Ver⸗ 
lauf der Zeit wieder gegen ſie auswirken wird. 
Wenn wir die jetzige Regierungsweiſe betrachten, 
dann ſtellen wir feſt, daß die Herrlichkeit der ge⸗ 
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genwärtigen Regierung dieſe Volkstagsperiode 
nicht überdauern wird. Wenn nicht die Möglich⸗ 
keit der Auflöſung des Volkstages geſchaffen wird, 
wenn der Volkstag vier Jahre lang weiter re⸗ 
giert, dann wird der nächſte Volkstag nicht eine 
Stärkung der jetzigen Koalitionsparteien erfah⸗ 
ren, ſondern dieſe Koalitionsparteien werden 
wieder auseinanderfallen. Wenn Sie das nicht 
glauben wollen, m. D. u. H., dann möchte ich ein⸗ 
mal fragen, ob Sie der Meinung ſind, daß der 
Mittelſtand, der zum größten Teil bei der letzten 
Wahl ſozialdemokratiſch gewählt hat, ſich von 
einem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten als Be⸗ 
trüger und als Verbrecher bezeichnen läßt. Ich 
glaube, m. H., daß ſich dieſer Ausſpruch im Mit⸗ 
telſtand ſehr, ſehr feſtfreſſen wird und dazu an⸗ 
getan iſt, Ihnen die Quittung zu geben. Glauben 
Sie etwa, daß alle die unteren und mittleren 
Beamten, die ſozialdemokratiſch gewählt haben, 
noch einmal ſo dumm ſind und Ihnen bei der 
nächſten Wahl wieder die Stimmen geben werden, 
obwohl Sie ſie verraten haben und ihnen das Ge⸗ 
halt gekürzt haben? Das glauben Sie ſelbſt nicht. 
Sie wollen ja den Volkstag nicht auflöſen, ſonſt 
würden Sie unſerm Antrag zugeſtimmt haben 
und hätten bei den erſten Abſtimmungen auch den 
deutſchnationalen Antrag angenommen, der be⸗ 
ſagte, daß nach einem Vierteljahr nach Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes der Volkstag aufgelöſt werden 
müſſe. Sie wollen alſo eine Auflöſungsmöglich⸗ 
keit geben, haben aber nicht die Abſicht, den Volks⸗ 
tag in dieſen vier Jahren aufzulöſen. Sie kön⸗ 
nen das auch nicht, weil dann die Ohrfeige, die 
Sie bei der Neuwahl erhalten würden, allzu groß 
wäre. 

Der Volkstag wird alſo vier Jahre beſtehen 
bleiben, und die Neuwahl wird ergeben, daß Sie 
abgewirtſchaftet haben, und daß wieder andere 
Leute ans Ruder kommen. Wenn Sie nun in 
Ihrer Verfaſſungsänderung die Auflöſung des 
Volkstages unmöglich machen, indem Sie zur Ein⸗ 
bringung des Antrags 15 Unterſchriften verlan⸗ 
gen und eine zweimalige Abſtimmung, dasſelbe 
auch, um den Senat das Mißtrauen zu erteilen, 
dann wird es nicht möglich ſein, jemals eine 
Volkstagsauflöſung vorzunehmen und dem Senat 
das Mißtrauen auszuſprechen. Es wird auch bei 
einer ſpäteren Rechtsregierung ſehr wohl zu Kom⸗ 
plikationen kommen und Unſtimmigkeit eintreten. 
Aber wenn dieſen Leuten ſieben Tage Gelegen⸗ 
heit gegeben wird zu verhandeln, wird die Un⸗ 
ſtimmigkeit wieder überbrückt. Und gerade dieſe 
Leute werden davon den größten Gebrauch ma⸗ 
chen. Es wird alſo, wie geſagt, nicht nur den 
Deutſchnationalen ſchwer ſein, den Volkstag auf⸗ 
zulöſen, oder das Mißtrauen gegen die Regierung 
auszuſprechen, ſondern es wird auch Ihnen (zu 
den Sozialdemokraten) unmöglich ſein, wenn Sie 
in allerkürzeſtr Zeit nicht mehr in der Regierung 
ſind. Sie ſollten uns deshalb dankbar ſein, wenn 
wir ganz konſequent verlangen, daß dieſe Klauſel 
heraus muß, daß die einfache Mehrheit genügt, 
wenn der Volkstag aufgelöſt werden ſoll, daß die 
einfache Mehrheit genügt, wenn der Regierung 
das Mißtrauen ausgeſprochen werden ſoll. 
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Nun noch eins, und das iſt für alle die Leute, und wird es als das buchen, wie es richtig iſt. 


die angeben auf demokratiſchem Boden zu ſtehen. 
Ich ſchalte hierbei das Zentrum aus. Sozialde⸗ 
mokraten, Liberale, Deutſch⸗Danziger Volkspar⸗ 
tei ſind die Parteien, die angeben, auf demokra⸗ 
tiſcher Grundlage zu ſtehen. Beſonders die bei⸗ 
den erſteren haben im Wahlkampf erklärt, daß die 
Verfaſſung demokratiſiert werden muß. Sie ha⸗ 
ben gejagt: „Wir müſſen ein einheitliches Sena⸗ 
torenſyſtem haben, wir müſſen die Auflösbarkeit 
des Volkstages herbeiſchaffen.“ Nun, m. D. u. H., 
ein kleines Rechenexempel. Es ſind 80 Stimmen 
zur Verfaſſungsänderung notwendig. Von die⸗ 
ſen 80 Stimmen ſind 18, die nicht auf demokrati⸗ 
ſchem Boden ſtehen, 62 Stimmen einſchließlich der 
Kommuniſtiſchen Fraktion, die ja mit hineinge⸗ 
zogen werden, ſoll, alſo 62 Abgeordnete und deren 
Wähler ſtehen auf demokratiſchem Boden. Sie m. 
9. von der Koalition, kommen nun her und 
opfern dieſe 62 Stimmen einer reaktionären Par⸗ 
tei. 18 Abgeordnete ſind ausſchlaggebend, die be⸗ 
ſtimmen, ſo wird es gemacht und nicht ſo, wie es 


die 62 Abgeordneten haben wollen. Das iſt be⸗ 


zeichnend für Ihre Demokratie, die ſie angeben 
mit Löffeln gefreſſen zu haben. Wenn Sie demo⸗ 
kratiſch ſein wollten, dann würden Sie jagen: 
„Hier ſind 62 Stimmen, die für eine Demokra⸗ 
tiſterung der Verfaſſung ſind. Wenn ihr 18 nicht 
mitmacht, dann macht es bitte mit der Bevölke⸗ 
rung ab, dann werden wir der Bevölkerung ſagen, 
wer derjenige iſt, der es verhindert hat.“ Ihre 
Demokratie ſieht ſo aus, wie es in Ihrem Abän⸗ 
derungsantrag niedergelegt iſt. Das iſt für uns 
keine Demokratie, mit ſolcher Demokratie können 
wir uns abſolut nicht zufrieden geben. 

Wir haben Ihnen deshalb noch einmal unſere 
Abänderungsanträge vorgelegt, aus denen hervor⸗ 
geht, was wir wollen, wie die Verfaſſung zu än⸗ 
dern iſt. Nehmen Sie dieſe Abänderungsanträge 
an, dann wird die Bevölkerung erkennen, daß es 
Ihnen mit der Verfaſſungsänderung ernſt iſt. 

enn Sie aber dieſe Abänderungsanträge ab⸗ 
lehnen, dann weiß die Bevölkerung genau, daß Sie 
nicht die Verfaſſung ändern wollen, ſondern daß 

ie ein großes Intereſſe haben, mit dieſer Ver⸗ 
aſſung weiter zu wurſteln, daß Sie diejenigen 
ind, die Ihre Senatoren auf vier Jahre feſt ver⸗ 
ankern wollen, wenn Sie auch nach außen hin ſa⸗ 
gen: Hinweg mit dieſem Syſtem! Jetzt ſteht die 
Frage doch ſo: Wer ſoll in den hauptamtlichen 
Senat hinein? (Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr!) 
Ind weil Sie es wiſſen, daß jetzt die Stellen frei 
ſind, deshalb Ihr Komödienpiel. (Sehr wahr! bei 
den Kommuniſten.) Sie wollen nur für vier 

ahre in ſolche Poſten hinein, um ſich dort feſtzu⸗ 
ſetzen, um gegen die Bevölkerung zu regieren, um 
der Bevölkerung weiter das Fell über die Ohren 
du ziehen. (Zwiſchenrufe links.) Vielleicht bringen 
Sie den Mut auf, man iſt ja ſchon allerhand von 
Ihnen gewöhnt, vielleicht bringen Sie den Mut 
auf, m. H. von der Sozialdemokratie, deutſchna⸗ 
tionale hauptamtliche Senatoren erneut in den 
enat hineinzuſetzen. Ich traue Ihnen das zu. 


ie Bevölkerung iſt, wie geſagt, alles Mögliche 
Sie wird auch dies noch hinnehmen 


gewöhnt. 


Alſo es wird an Ihnen liegen, hier klar und deut⸗ 
lich zum Ausdruck zu bringen, ob es Ihnen mit 
der Verfaſſungsänderung ernſt iſt, ob es Ihnen 
ernſt damit iſt, ein demokratiſches Syſtem einzu⸗ 
führen. M. D. u. H.! Daß es Ihnen damit nicht 
ernſt iſt, geht daraus hervor, daß Sie unſere An⸗ 
träge zur Verfaſſungsänderung abgelehnt haben. 
Wir haben Ihnen Gelegenheit gegeben, das Volk 
zu befragen, wie die Verfaſſung ausſehen ſoll. Wir 
haben Ihnen Gelegenheit gegeben, den Volkstag 
aufzulöſen und Neuwahlen auszuſchreiben. Es 
wäre Gelegenheit geweſen, dieſen Antrag ſo ſchnell 
wie möglich zu verabſchieden, damit der Völker⸗ 
bund in ſeiner jetzigen Tagung noch dazu hätte 
Stellung nehmen können. Sie haben das ſabo⸗ 


tiert. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Sie 
haben die Beratungen bewußt ſolange hinausge⸗ 
ſchoben, bis der Völkerbund nach Hauſe gegangen 
iſt, um dann wieder in Ihrer demagogiſchen Weiſe 
der Bevölkerung zu ſagen, daß es unmöglich war, 
dieſe Anträge anzunehmen, weil der Völkerbund 
nicht mehr tage, und weil deſſen Zuſtimmung un⸗ 
bedingt erforderlich wäre. 

M. D. u. H.! Der Antrag iſt Ihnen am 27. 
Juni zugegangen. Als ich ſeinerzeit den Antrag 
hier begründete, heulten Sie wie die Wölfe. Sie 
verſuchten uns herunterzuſchreien. Damit brach⸗ 
ten Sie zum Ausdruck, daß Sie keine Auflöſung 
des Volkstages wollten. Sie wollten weiter 
wurſteln, weiter mit dieſer Verfaſſung regieren, 
mit der es ſich wunderbar regiert. Sie haben da⸗ 
durch weiter zum Ausdruck gebracht, wir laſſen 
uns die Poſition, jetzt auf vier Jahre in den 
hauptamtlichen Senat hineinzugehen, nicht aus 
der Hand nehmen. Wir erklären Ihnen deshalb, 
das Spiel, das Sie jetzt treiben, iſt Komödie. Sie 
wollen die Verfaſſung nicht ändern, Sie wollen 
nur nach außen dokumentieren: „Das, was wir 
im Wahlkampf verſprochen haben, wollen wir 
durchführen.“ Jeder denkende Menſch ſieht aber 
ein, daß das nicht Ihre Abſicht iſt. Sie haben 
etwas anders durchzuführen verſprochen. Wir 


— 


— 


Kommuniſten werden nach wie vor auf unſerm 


Standpunkt verharren. Entweder ſtimmen Sie 
unſern Abänderungsanträgen zu und führen ein 
rein demokratiſches Syſtem hier in Danzig ein, 
oder Sie dürfen nicht damit rechnen, daß wir die⸗ 
ſer Verfaſſung zur Annahme verhelfen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 

oops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
In einem Punkte bin ich mit Herrn Abg. Dr. 
Bogdan einig, nämlich darin, daß es heute na⸗ 
türlich keinen Zweck hat, über die Fragen, die wir 
in der Junitagung hier ausführlich beraten ha⸗ 
ben, große Reden zu halten. Wenn Herr Abg. 
Dr. Bogdan aber die Sache jo hinſtellt, als wenn 


Reden aus dem Grunde nicht notwendig wären, 


weil ein deutſchnationaler Antrag zur Beratung 
ſteht, der all das umfaſſe, was alle Parteien wün⸗ 
ſchen, nämlich die Verkleinerung des Volkstags 
und des Senats, ſo iſt das doch ein eigenartiges 
politiſches Spiel, das Her Dr. Bogdan betreibt, 
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und das vielleicht nur dadurch zu erklären iſt, daß 
er noch ein parlamentariſcher Neuling iſt. Ich 
weiß, daß z. B. die Sozialdemokratie ſeit Beſtehen 
des Freiſtaates als ihre Hauptforderung bei einer 
Reform der Verfaſſung ſtets die Parlamentariſie⸗ 
rung des Senats aufgeſtellt hat. 

Gerade nach den Erfahrungen, die wir auch 
als Regierungspartei gewonnen haben, können 
wir von dieſer Forderung jetzt natürlich umſo 
weniger abgehen. Damals iſt bei Schaffung der 
Verfaſſung von deutſchnationaler Seite geſagt 
worden, wir dürften nicht mit Dutſchland vergli⸗ 
chen werden, mag auch in jenem deutſchen Staat 
das parlamentariſche Syſtem eingeführt ſein, mag 
es auch in den übrigen Staaten Europas beſtehen, 
Danzig bildet eine Ausnahme und darf das par⸗ 
lamentariſche Syſtem nicht erhalten, weil unſer 
Staat zu klein iſt und wir keine tüchtigen Fach⸗ 
leute bekommen. Die Geſchichte der Freien Stadt 
Danzig hat bewieſen, daß dieſe damaligen Redens⸗ 
arten jeder ſachlichen Grundlage entbehren, und 
daß es ſehr wohl möglich iſt, ſowohl aus den Krei⸗ 
ſen der Danziger Bürger, als auch von auswärts 
Fachleute heranzubekommen, auch wenn wir ein 
parlamentariſches Syſtem hätten. Wer von ſoge⸗ 
nannten Fachleuten wirklich ein ganzer Kerl, eine 
ganze Perſönlichkeit iſt und Vertrauen zu ſich hat, 
braucht keine Angſt zu beſitzen, in einem Staat 
auch bei einem parlamentariſchen Regierungs⸗ 
ſyſtem Senator zu werden. Er kann gewiß ſein, 
daß die Bevölkerung ſeine Fähigkeiten und Kennt⸗ 
niſſe weiter verwerten wird. Die Leute allerdings, 
deren Geiſt durch bürokratiſche Engſtirnigkeit ge⸗ 
trübt iſt, und deren Tätigkeit als hauptamtlicher 
Senator ſich für den Freiſtaat als ſehr unglück⸗ 
ſelig erwieſen hat, haben das allerdings nicht zu 
erwarten. Es iſt aber auch kein Vorteil für den 
Staat, wenn dieſe Herren hier in Danzig eine 
Nebenſtellung haben. Wir ſind alſo daher auch 
heute der Auffaſſung, daß eine Reform der Ver⸗ 
faſſung in erſter Linie die Parlamentariſierung 
des Senats bringen muß. Wir wollen uns jedoch 
keine Komödie vorſpielen. Der deutſchnationale 
Vorredner ſagte, wir ſollten zuerſt das nehmen, 
was von allen Parteien gemeinſam gefordert 
wird, ſpäter könnten ja die anderen Wünſche er⸗ 
füllt werden. Es iſt natürlich nicht zu erwarten, 
daß wir in abſehbarer Zeit wieder eine Verfaſ⸗ 
ſungsreform durchführen können. Wenn es nicht 
gelingt, die Verfaſſungsreform in dieſem Jahre 
durchzubringen, oder aber, dem Gedankengang des 
Herrn Abg. Dr. Bogdan folgend, wenn wir jetzt 
nur eine Verkleinerung des Volkstages und des 
Senats vornähmen und im übrigen das haupt⸗ 
amtliche bürokratiſche Syſtem ſo ließen, wie es 
jetzt iſt, iſt doch nicht damit zu rechnen, daß wir 
Ende des nächſten Jahres wieder eine Verfaſ⸗ 
ſungsreform durchführen können. Aus dem 
Grunde müſſen wir darauf beſtehen, daß eine Ver⸗ 
faſſungsreform das bringt, was das Gros der Be⸗ 
wölkerung wünſcht. Das iſt neben der Verkleine⸗ 
rung von Volkstag und Senat auch die parlamen⸗ 
tariſche Verantwortung der Regierung. 

Daß die Deutſchnationalen allerdings von die⸗ 
ſem parlamentariſchen Syſtem nichts wiſſen wol⸗ 
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len, iſt ja aus den Kundgebungen, die ihre Orga⸗ 
niſationen in letzter Zeit erließen, zur Genüge 
hervorgegangen. Von einer Partei, deren Füh⸗ 
rer, wie der Abg. Schwegmann einer Organiſa⸗ 
tion angehört, die ſich gegen das parlamentariſche 
Syſtem mit den Worten ausließ: „Wir haſſen 
mit ganzer Seele den augenblicklichen Staatsauf⸗ 
bau, ſeine Form und ſeinen Inhalt, ſein Werden 
und ſein Weſen“, iſt natürlich nichts anderes zu 
erwarten. Es iſt nur intereſſant, mit welchen 
Gründen dieſer Haß gegen das demokratiſche Sy⸗ 


ſtem dokumentiert wird. Das iſt gerade für uns. 


Danziger von beſonderem Intereſſe. (Zuruf des 
Abg. Schwegmann.) Es iſt ſehr gut, daß Sie nicht 
ableugnen, daß Sie damit übereinſtimmen. In 
dieſer Kundgebung wird geſagt: „Wir haſſen die⸗ 
ſen Staatsaufbau, weil er uns die Ausſicht ver⸗ 
ſperrt, unſer geknechtetes Vaterland zu befreien 
und das deutſche Volk von der erlogenen Kriegs⸗ 
ſchuld zu reinigen, den notwendigen deutſchen Le⸗ 
bensraum im Oſten zu gewinnen, das deutſche 
Volk wieder wehrhaft zu machen uſw.“ Der Grund 
iſt hier ja angegeben. Es iſt Ihnen angeblich bei 
dem demokratiſchen Syſtem nicht möglich, im 
Oſten Krieg gegen die Polen zu führen und Sied⸗ 
lungsland für die Deutſchen zu gewinnen. Es iſt 
ganz gut, wenn dieſe Organiſationen, die ja das 
Gros Ihrer Mitglieder umfaſſen, die wahren 
Gründe für den Widerſtand gegen die Demokrati⸗ 
ſierung öffentlich mitteilen. Der Grund, der 
hier zum Ausdruck kommt, iſt eben der, daß Sie 
glauben, mit dem demokratiſchen Syſtem gerade 
hier im Oſten nicht ſo leichtfertig einen Krieg 
heraufbeſchwören zu können, wie es bei Ihrem 
Ideal einer Diktatur Ihnen möglich erſcheint. 
Daß die ſchaffende Bevölkerung natürlich für dieſe 
Wahnſinnspolitik nichts übrig hat, ſollte Ihnen 
endlich auch einmal einleuchten. 

Wenn wir alſo ſehen, daß der Demokratiſierung 
des Senats von deutſchnationaler Seite auch wei⸗ 
terhin Widerſtand geleiſtet wird, dann iſt nach 
den Ausführungen des Abg. Raſchke zu erwarten, 
daß ſich auch die Kommuniſten gegen die Vorlage 
erklären werden. Von kommuniſtiſcher Seite iſt 
hier ſachlich ja nicht allzuviel vorgetragen wor⸗ 
den. Herr Abg. Raſchke meinte, wir ſollten nur 
die kommuniſtiſchen Anträge annehmen. (Abg. 
Raſchke: Das ſind doch Ihre Wahlverſprechun⸗ 
gen!) Die Wahlverſprechungen haben nicht die 
Form gehabt, die Sie in Ihren Anträgen nieder⸗ 
gelegt haben. Wenn Sie fordern, daß ſich der 
Volkstag ſchleunigſt auflöſen und nur auf ein 
Jahr gewählt ſein ſoll, daß wir alſo in jedem 
Jahr Neuwahlen haben und darüber hinaus, 
ſelbſt bei einjähriger Wahlzeit, ſich auch noch wie⸗ 
der ſelbſt auflöſen kann, und außerdem auch noch 
durch Volksentſcheid aufgelöſt werden kann, m. 
H., wenn wir dieſes Syſtem einführen, würden 
wir aus den Wahlen nie herauskommen, und das 
Parlament käme nie zu einer fruchtbaren Arbeit. 
Das ſcheint nun ja auch allerdings der Zweck 
Ihrer Betätigung im Parlament zu ſein, daß Sie 
es dahin gar nicht wollen kommen laſſen. Für 
Sie iſt es ſcheinbar das Idealſte, was Ihnen be⸗ 
gegnen kann, daß das Parlament möglichſt un⸗ 
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(Loops, Abgeordneter) 

tätig iſt. Dann haben Sie Gelegenheit, auf das 
Parlament, die Sozialdemokraten und die andern 
demokratiſchen Parteien zu ſchimpfen. Daß wir 
Ihnen zu dieſer Sabotagepolitik keine Gelegenheit 
geben werden, indem wir Ihren Anträgen nicht 
zuſtimmen, iſt ſelbſtverſtändlich; denn wir ſind 
der Auffaſſung, daß das Volk zwar möglichſt häu⸗ 
fig ſein Parlament wählen ſoll, daß aber anderer⸗ 
ſeits das Parlament auch Zeit und Gelegenheit 
zu fruchtbarer Arbeit haben muß. Wir ſind ge⸗ 
wählt, damit wir im Intereſſe unſerer Wähler 
arbeiten. Das wäre bei der Annahme der kom⸗ 
muniſtiſchen Anträge natürlich nicht möglich. Aus 
dieſem Grunde können die Koalitionsparteien 
den kommuniſtiſchen Abänderungsanträgen nicht 
zuſtimmen. 

Nun werden Sie, beſonders die Deutſchnatio⸗ 
nalen — der kommuniſtiſche Abgeordnete hat es 
ja vorhin ſchon geſagt — in der Oeffentlichkeit 
mit dem Märchen kommen, die Koalitionspar⸗ 
teien wollen in Wirklichkeit gar nicht die Verfaſ⸗ 
ſungsreform. Ich erkläre das hier für puren 
Schwindel; denn wir haben uns während des 
ganzen Sommers mit den andern Koalitionspar⸗ 
teien in langwierigen Verhandlungen bemüht, 
die Verfaſſungsreform, die wir in der Regie⸗ 
rungserklärung verſprochen hatten, auch durchzu⸗ 
führen. Wenn dieſe Verfaſſungsreform nicht 
ſchon vor zwei Monaten Geſetz geworden iſt, ſo 
liegt das einzig und allein an der Sabotage der 
Deutſchnationalen und der Kommuniſten. (Sehr 
richtig!) Die Regierungsparteien haben ſich um 
dieſe Frage im Sommer redlich bemüht. Sie 
wollten auch, als die Anträge der Oppoſitions⸗ 
parteien kamen, dieſen Anträgen im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß die Form geben, die die Koalitionspar⸗ 
teien für notwendig hielten, d. h. ſie haben zu 
dem deutſchnationalen Verkleinerungsantrag die 
Demokratiſierung, die Parlamentariſierung des 
Senats hinzugeſetzt. Wenn Sie nun mit dem 
Märchen hinausgehen und ſagen, wir wollen keine 
Verkleinerung des Volkstages uſw., jo jollten Sie, 
m. D. u. H. von den Kommuniſten, mit dieſem 
Einwand nicht kommen; denn Sie haben ja ſelbſt 
bei den Verhandlungen zugegeben, (Abg. Pleni⸗ 
kowfti: Das überlaſſen Sie uns nur!) daß Sie die 
Verkleinerung des Volkstages nicht wollen, weil 
Sie befürchten, daß Sie dann nicht genügend Ab⸗ 
geordnete hier bekämen. (Zwiſchenruf des Abg. 
Naſchke.) Wir wollen den Volkstag und ebenſo 
auch den Waſſerkopf von Senat verkleinern. Das 

aben wir in unſeren Anträgen, die heute hier 
zur Beſchlußfaſſung ſtehen, auch niedergelegt. Sie 
ſelbſt haben ſich bei den Beratungen gegen die 
Verkleinerung des Volkstages gewandt. M. H. 
von den Kommuniſten, ich nehme es Ihnen nicht 
übel, wenn Sie dieſer Auffaſſung ſind. Wenn 
Sie die Befürchtung haben, daß Sie in einem ver⸗ 
kleinerten Volkstag nicht genügend Abgeordnete 
haben werden. Ich kann das durchaus verſtehen. 
ber wenn man dieſe Auffaſſung hat, ſoll man 
doch nicht den andern dieſe Anſicht unterſchieben 
und den andern Vorwürfe in dieſer Beziehung 
machen. Das iſt ein unehrliches Spiel, das ſie in 
dieſer Angelegenheit getrieben haben. 
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Wir von der Sozialdemokratiſchen Partei 
ſind gerade auf Grund der Erfahrungen als Re⸗ 
gierungspartei unbedingt dazu gezwungen, die 
Parlamentariſierung des Senats mit allen mög⸗ 
lichen Mitteln in Danzig zu erſtreben. Es iſt auf 
die Dauer ein unhaltbarer Zuſtand, daß eine Par⸗ 
tei im Senat mit die Verantwortung trägt und 
nicht den geringſten Einfluß auf die Verwaltung 
hat. Das iſt der Fall geweſen in dieſem Jahr, 
das war der Fall 1925/26, als die Sozialdemokra⸗ 
tie bereits einmal in der Regierung war, als 
die Deutſchnationalen ſich in der heftigſten Oppo⸗ 
ſition gefielen und eigentlich doch das ganze 
Staatsheft in Händen hatten. (Das können Sie 
jetzt ändern! bei den Kommuniſten.) Bei dieſem 
Syſtem iſt es natürlich nicht möglich den Staat zu 
regieren, zu verwalten, wenn die hauptſächlichſte 
Verwaltung in den Händen von Senatoren liegt, 
die zum Teil noch der Oppoſitionspartei, in 
dieſem Fall der Deutſchnationalen Partei ange⸗ 
hören. Die Oppoſition treibt bei dieſen Verhält⸗ 
niſſen ein unehrliches Spiel; denn nicht der hat 


die Macht und die Regierung inne, der in der 


Woche zweimal mit den anderen Parteien zu Se⸗ 
natsberatungen zuſammenkommt, ſondern erſt 
dann kann eine Partei auch wirklich die Verant⸗ 
wortung für ihre Regierung mit übernehmen, 
wenn ſie auch den ihr gebührenden Anteil an der 
Verwaltung des Staates hat. (Abg. Plenikowſki: 
Siehe Deutſchland!) Das iſt bei dieſem Syſtem 
nicht der Fall geweſen, und wir wollen nicht ſelbſt 
dazu beitragen, daß dieſes unehrliche politiſche Sy⸗ 
ſtem auch weiterhin hier in Zukunft beſtehen 
bleibt. Aus dieſem Grunde haben wir auch dies⸗ 
mal wieder mit der Verkleinerung des Volkstages 
und des Senats die Parlamentariſierung ge⸗ 
fordert. z 

M. D. u. H.! Es liegt in der Hand der Oppo⸗ 
ſitionsparteien, wie ſie ſich zu dem Antrag der 
Koalitionsparteien ſtellen wollen. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben ja vorhin ſchon erklärt, daß ſie 
grundſätzlich gegen die Demokratiſierung, gegen 
die Parlamentariſierung des Senats ſind. Ich 
wundre mich nur über eins, daß ſie bei dieſer anti⸗ 
demokratiſchen Einſtellung noch immer den Mut 
aufbringen, ſich als „Volks“partei zu bezeichnen. 
(Sehr gut! links.) Wenn Ihr (nach rechts) haupt⸗ 
ſächlichſtes politiſches Ziel im Staatsaufbau das 
iſt, das Volk von der Mitregierung auszuſchalten, 
ſo iſt es eine widerliche Heuchelei, wenn Sie ſich 
dann noch immer als Volkspartei bezeichnen. 
(Sehr gut! links.) Dann ſollten Sie wenigſtens 
dieſe Bezeichnung ablehnen, das wäre anſtändig 
und ehrlich. 

Es iſt, wie geſagt, bei den jetzigen Machtver⸗ 
hältniſſen, darüber find wir uns innerhalb der Ko⸗ 
alitionsparteien klar, nicht möglich, daß wir allein 
die Verfaſſungsreform durchbringen, ſondern da⸗ 
für iſt die Hilfe der einen oder anderen Oppo⸗ 
ſitionspartei notwendig. Es ſind ja 80 Stimmen 
nötig, um die Reform durchzubringen. Die Ver⸗ 
antwortung dafür, wenn ſie nicht durchgeht, wenn 
wir heute wieder dasſelbe erleben wie vor drei 
Monaten, haben die Oppoſitionsparteien zu tra⸗ 
gen. Wir fürchten uns nicht, wenn Sie in der 
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(Loops, Abgeordneter) 
Oeffentlichkeit ſagen: „Sie haben die Verkleine⸗ 
rung des Volkstages nicht gewollt.“ 

M. D. u. H.! Wir wollen auch nicht die Wäh⸗ 
ler bemühen und ihnen Sand in die Augen 
ſtreuen, als wenn mit der Verkleinerung des 
Volkstags allein ſo ungeheure Erſparniſſe im 
Staatshaushalt durchgeführt würden. Das iſt in 
keiner Weiſe der Fall. Wenn wir hier 30 oder 40 
Abgeordnete abbauen, dann werden nicht die ge⸗ 
waltigen Erſparniſſe erreicht, die Sie den Wäh⸗ 
lern vorgaukeln wollen. Wenn wir Erſparniſſe 
durchführen wollen, ſo iſt das nur auf anderem 
Wege möglich. Aber wir haben es ja erlebt, daß 
Sie dann gerade gegen dieſe Erſparnismaßnahmen 
den allerheftigſten Widerſtand leiſten. Ich er⸗ 
innere nur an die Entlaſſung des Majors Schulz 
und an die Verſetzung von Oberregierungsrat 
Dr. Alter. Wenn der Senat irgendwo durchgreift 
und einen höheren Bamten abbaut oder verſetzt, 
der dadurch durchaus nicht dem Hunger und Elend 
preisgegeben wird, ſondern eine gute Penſtion er⸗ 
hält oder einen andern gut bezahlten Poſten be⸗ 


kommt, ſind Sie es, die dagegen ein großes Ge⸗ 


ſchrei erheben. Da, wo es wirklich möglich und vor 
allen Dingen notwendig wäre, durch Abbaumaß⸗ 
nahmen Erſparniſſe durchzuführen, ſträuben Sie 
ſich am allerheftigſten gegen die Erſparnispolitik. 
Deshalb ſind Ihre ganzen Redensarten von der 
verhinderten Erſparnis im Staatshaushalt nur 
als Agitationsmätzchen zu werten (Abg. Dr. 
Ziehm: Was erſparen Sie bei Herrn Dr. Alter?) 
Wir erſparen, daß der Staat im Rechnungsprü⸗ 
fungsamt einen höheren Beamten als deutſch⸗ 
nationalen Parteiſekretär bezahlt. Ihre Partei⸗ 
ſekretäre ſollten Sie ſelbſt bezahlen und nicht der 
Staat. (Zuruf.) Die Dinge, die dann zur Sprache 
kommen, werden Ihnen vielleicht wenig ange⸗ 
nehm ſein, (Abg. Dr. Ziehm: Was in Ihrer Zei⸗ 
tung geſtanden hat, iſt Schwindel!) Bei den 
Deutſchnationalen iſt ja ein verſtändnisvolles 
Eingehen auf die Notwendigkeiten der Freien 
Stadt Danzig nicht zu erwarten. An die anderen 
Parteien möchte ich aber noch in letzter Stunde 
die Mahnung richten, die im Intereſſe der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung Danzigs, im Intereſſe auch 
der Zukunft und der freiheitlichen Entwicklung 
Danzigs notwendige Reform der Verfaſſung nicht 
zu verhindern, ſondern ihre Durchbringung zu er⸗ 
möglichen. 

Im Namen der drei Koalitionsparteien habe 
ich dann im Anſchluß an dieſe parteipolitiſchen 
Ausführungen eine Erklärung abzugeben, die fol⸗ 
genden Wortlaut hat: 

Nach den ſoeben abgegebenen Erklärungen der 
Oppoſitionsparteien iſt auf Annahme der Vorlage 
mit verfaſſungsändernder Mehrheit nicht zu rechnen. 
Die Regierungsparteien wären bereit geweſen, einem 
Antrag, die Zahl der Abgeordneten von 72 auf 90 zu 
erhöhen, zuzuſtimmen, wenn damit die verfaſſungs⸗ 
ändernde Mehrheit für die Vorlage zu erreichen ge⸗ 
weſen wäre. Damit haben die Regierungsparteien 
das äußerſte getan, um die im Intereſſe der Freien 
Stadt erforderlichen und dem Willen der überwie⸗ 
genden Mehrheit ihrer Bevölkerung entſprechenden 
Verfaſſungsänderungen zu ermöglichen. Nachdem die 
Kommunisten dieſen Vermittlungsvorſchlag abge⸗ 


lehnt haben, liegt für die Regierungsparteien kein 


Grund vor, die Vorlage, wie ſie aus dem Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß hervorgegangen iſt, zu ändern. 


(Lebhaftes Bravo! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Entwurf 
der Kommuniſtiſchen Partei, ein Zweckgeſetz für 
die Auflöſung des Volkstages zu ſchaffen und den 
Verfaſſungswortlaut, wie bisher, beſtehen zu laſ⸗ 
ſen, iſt mit dem Weſen eines Staatsgrundgeſetzes 
unvereinbar. Wenn auch neuerdings findige Ju⸗ 
riſten ſich in Deutſchland aus Opportunitätsgrün⸗ 
den auf den Standpunkt geſtellt haben, daß dieſer 
Weg gangbar iſt und wir ihn leider auch in der 
Frage des Aufwertungsgeſetzes beſchritten haben, 
ſo iſt doch aus Prinzipsgründen eine derartige 
Zweckgeſetzgebung, die gegen die Verfaſſung ver⸗ 
ſtößt, zu verwerfen. Deshalb kann derjenige, der 
es mit dem Staatsgrundgeſetz ernſt nimmt, dem 
Antrag der Kommuniſten, den Volkstag aufzulö⸗ 
ſen und im übrigen an der Verfaſſung nichts zu 
ändern, alſo die bisherige Auflösbarkeit im Prin⸗ 
zip beizubehalten, nicht zuſtimmen. 

Was den Antrag der Deutſchnationalen anbe⸗ 
trifft, der uns gegenwärtig in der Faſſung des 
Verfaſſungsausſchuſſes vorliegt, ſo führte ich be⸗ 
reits bei der erſten Leſung aus, daß das Kernſtück 
einer jeden Danziger Verfaſſungsänderung, die 
Schaffung der parlamentariſchen Regierung, im 
deutſchnationalen Antrag fehlte und erfreulicher⸗ 
weiſe durch die Regierungsparteien im Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuß in die Vorlage hineingearbeitet 
worden iſt. Ich habe bereits bei ſämtlichen De⸗ 
batten im Volkstag über eine Verfaſſungsände⸗ 
rung ſtändig hervorgehoben, daß es unverſtändig 
und unverſtändlich iſt, daß, während wir uns als 
Deutſche bekennen und in jedem deutſchen Land 
ſchon vor Beendigung des Krieges, nämlich durch 
Reichsgeſetz im Oktober 1918, als noch Kaiſer Wil⸗ 
helm die Herrſchaft im Deutſchen Reiche ausübte, 
ein Recht geſchaffen wurde, wonach keine Regie⸗ 
rung im Reich exiſtieren konnte, die nicht vom Ver⸗ 
trauen des Volkes getragen war, ſich hier keine 
Mehrheit für dieſes Syſtem gefunden hat. In der 
Deutſchen Reichsverfaſſung iſt nach der Revolu⸗ 
tion in Weimar feſtgeſetzt worden, daß kein Land 
eine andere als eine freiſtaatliche Verfaſſung ha⸗ 
ben darf, und daß in jedem Land eine parlamen⸗ 
tariſche verantwortliche Regierung exiſtieren muß. 
Wenn nun in jedem deutſchen Land etwas der⸗ 
artiges zwingend iſt, und wir mit allen Faſern des 
Herzens nach Deutſchland zurückſtreben, ſo iſt es 
unverſtändlich, daß wir uns heute wehren, etwas 
einzuführen, was in Deutſchland allgemeines Ver⸗ 
faſſungsrecht iſt. Es will nicht in meinen ſchwa⸗ 
chen Verſtandkaſten hinein, wie ſich Volksvertre⸗ 
ter, die ſich deutſch nennen, weigern können, dies 
Grundrecht aller Deutſchen auch in Danzig einzu⸗ 
führen. : 

Außer dieſen prinzipiellen Gründen muß es 
jedem einleuchten, daß es geradezu unerträglich 
iſt, daß eine Regierung agiert, und daß in dem 
Gremium, welches verantwortlich iſt, die Staats⸗ 
geſchäfte zu leiten, Feinde dieſer Regierung ſitzen, 
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die danach ſtreben, lieber heute als morgen die 
Regierung aus dem Sattel zu heben und ſich an 
ihre Stelle zu ſetzen, weil ſie glauben, ſie könnten 
die Geſchäfte des Staates beſſer leiten. Dieſer 
Zuſtand iſt unerträglich. Wenn die Deutſchnatio⸗ 
nalen mit den heute in der Oppoſition ſtehenden 
anderen Parteien und mit Teilen der gegenwär⸗ 
tigen Regierungskoalition morgen in die unange⸗ 
nehme Situation kämen, die Regierungsgeſchäfte 
erneut zu übernehmen, und wir hätten eine Neu⸗ 
wahl für hauptamtliche Senatoren, und es ſäßen 
fünf oder ſechs Sozialdemokraten in einer unter 
Führung der Deutſchnationalen ſtehenden Rechts⸗ 
regierung, ſo wäre es für ſie ein unerträglicher 
Zuſtand, unter dieſen Verhältniſſen zu regieren. 
Es iſt mir alſo unerklärlich, wie ſich die rechten 
Parteien gegen die Abänderung dieſes Syſtems 
und die Einführung des parlamentariſchen Se⸗ 
nats wehren können. 

Die Abgeordneten der Rechten wollen es nicht, 
da ſie den Parlamentarismus prinzipiell ableh⸗ 
nen, ſie wollen eine Autokratie beſtimmter Kreiſe. 
Aus ihrer Geiſtesverfaſſung und ihrer Weltan⸗ 
ſchauung heraus kann man das vielleicht verſtehen. 
Bei ihnen iſt Hopfen und Malz in dieſer Bezie⸗ 
Hung verloren. Aber die Nationalliberale Partei 
ſollte doch nach den großen Tönen, die Herr Dr. 
Unger vor 1 Jahren im Schützenhaus angeſchla⸗ 
gen hat, dafür ſein. (Abg. Dr. Unger: Das iſt et⸗ 
was ganz anderes!) Sie haben einige krauſe 
Ideen, die Sie auch damals im Schützenhaus ver⸗ 
treten haben und wiſſen anſcheinend nicht, was 
Sie überhaupt wollen. (Heiterkeit. — Abg. Loops: 
Er weiß nicht, was liberal iſt!) Ueber die Frage 
der Parlamentariſierung der Regierung iſt genug 
geſprochen worden, ich kann mir weitere Ausfüh⸗ 
rungen darüber verſagen. 

Was die Verkleinerung des Volkstages anbe⸗ 
trifft, ſo muß jeder Menſch, der die Verhältniſſe 
objektiv überblickt, zu der Anſicht kommen, daß 
aus ſachlichen Gründen eine Verkleinerung des 


arlaments eintreten muß, weil dann ja auch die 


Ausleſe der Volksvertreter in Danzig eine beſſere 
wird, als wenn wie bisher 120 Abgeordnete ge⸗ 
wählt werden. Wir ſind in der Freien Stadt 
380 000 Menſchen mit etwa 210 000 Wählern, 
nach dem Gedächtnis. Wenn wir uns die deutſchen 

änder mit ihren Bevölkerungsziffern und die 
Größe der einzelnen Parlamente anſehen, ſo muß 
man zweifelsohne zu der Auffaſſung kommen, daß 
hier, abgeſehen von allen anderen Gründen, — ob 
100 000 Gulden geſpart werden können, was ſehr 


gut iſt, weil der Staat den Steuerzahlern keinen 


Pfennig mehr wie nötig aus der Taſche ziehen 
oll — es dringend notwendig iſt, daß wir das 
Parlament verkleinern. Wir leiden in Danzig an 
einem Ueberparlamentarismus. Nehmen wir 

reußen, ſo hat es eine Bevölkerungszahl von 
38 854 052 nach der letzten Volkszählung, und auf 
40 000 Wähler kommt ein Abgeordneter. Ich laſſe 
das Reich außer Betracht. Dort wird von 60 000 

ählern ein Reichstagsabgeordneter gewählt. 


Der Preußiſche Landtag ſetzt ſich aus nahezu 400 
Abgeordneten zuſammen. Ein größeres Parla⸗ 
ment würde ſchwer arbeitsfähig ſein. Dort gilt 
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genau dasſelbe wie hier: je mehr Abgeordnete, je 


mehr Unfug. (Heiterkeit.) 

In Bayern haben wir 7509 841 Seelen bei 
128 Abgeordneten, in Sachſen haben wir 4 980 689 
Seelen mit 96 Abgeordneten, in Württemberg 
2 595 114 mit 80 Abgeordneten. Es kommt Ba⸗ 
den mit 2 336 489 Seelen. Auf 10 000 abgegebene 
Stimmen kommt ein Abgeordneter. Thüringen 
hat 1628398 Seelen, auf je 12 000 Wähler 
kommt ein Abgeordneter. Heſſen mit 1358 445 
Einwohnern hat 70 Abgeordnete, Hamburg mit 
1128753 Einwohnern hat 160 Abgeordnete mit 
der gegenwärtigen Tendenz, das Hamburger Par⸗ 
lament zu verkleinern, weil es ſich als zu groß er⸗ 
wieſen hat. In Mecklenburg⸗Schwerin haben wir 
bei 686 838 Einwohnern die Zahl von 50 Abge⸗ 
ordneten. In Oldenburg kommen auf 553 670 
Einwohner 48 Abgeordnete. Anhalt hat bei 
351 692 Einwohnern 36 Abgeordnete. Anhalt mit 
50 000 Seelen weniger wie die Freie Stadt, ver⸗ 
fügt demnach über 36 Abgeordnete. Danzig mit 
380 000 Einwohnern hat 120 Abgeordnete. Bre- 
men mit 332 547 Seelen hat 120 Abgeordnete mit 
der Tendenz, die gegenwärtig zur Beratung ſteht, 
das Parlament ganz erheblich zu verkleinern. 
Mecklenburg⸗Strelitz hat 112 052 Einwohner und 
35 Abgeordnete. Zum Schluß will ich noch 
Schaumburg⸗Lippe anführen, das bei 48 660 Ein⸗ 
wohnern 15 Abgeordnete hat. Ein deutſches 
Land hat eine Zahl von nur 15 Abgeordneten! 

Wenn man dieſe Zahlen am Gedächtnis noch 
einmal Revue paſſieren läßt, muß jeder zu der 
Auffaſſung kommen, daß auch wir in Danzig aus 
ſachlichen Gründen, und nur aus ſolchen, zu einer 
Verkleinerung des Parlaments kommen müſſen. 
Jetzt iſt von der Regierungskoalition die Hand 
geboten worden. Sie will das Parlament ver⸗ 
kleinern, ſie will den Volkstag nach dem Willen 
der Bevölkerung reduzieren. Aus kleinlichen 
Motiven, weil man das Parlament als Redner⸗ 
ſchule benutzen zu können glaubt, will man dem 
nicht zuſtimmen und eine Verfaſſungsänderung 
aus dieſem Grunde verhindern. M. D. u. H. von 
der Kommuniſtiſchen Partei, ich kann die Haltung 
der Fraktion in dieſer Frage wirklich nicht begrei⸗ 


fen, und Ihre Wählerſchaft wird Ihnen dafür. 


(O) 


— 


nicht dankbar ſein, daß Sie das verhindern. (Zu⸗ 


rufe bei den Kommuniſten.) 

Wenn jetzt die Linksregierung unter Führung 
der Sozialdemokratiſchen Partei in der Situation, 
in der ſie ſich befindet, für die Arbeiter nicht das 
durchführen kann, was ſie möchte, ... (Abg. Ple⸗ 
nikowſti: Das überlaſſen Sie uns!) Das werde 
ich Ihnen nicht überlaſſen, Herr Plenikowſki, Sie 
ſind zur Kommuniſtiſchen Partei gelaufen, weil 


man Sie bei den Sozialdemokraten hinausgewor⸗ 


fen hat. (Große Heiterkeit. — Abg. Plenikowſki: 
Immer noch beſſer, als wenn ich weggegangen 
wäre!) Die Wählerſchaft der Kommuniſtiſchen 
Partei wird Ihnen nicht dafür dankbar ſein, daß 
Sie dieſe Aenderung jetzt verhindern. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Von einem Rahn will die Arbeiterſchaft 
entſchieden nichts wiſſen!) Die Arbeiterſchaft wird: 
Ihnen nicht dankbar ſein, daß Sie verhindern, 
daß die gegenwärtige Regierung unter Führung 
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der Sozialdemokratiſchen Partei für die Arbeit⸗ 
nehmer das durchführt, was ſie möchte und beab⸗ 
ſichtigt. Sie tragen die Verantwortung dafür, 
daß es der führenden Koalitionspartei unmöglich 
iſt, für die Arbeiterintereſſen ſo einzutreten, wie 
ſie es gern möchte. (Abg. Plenikowſki: Warum ge⸗ 
hen Sie nicht zur S. P. D.? Sie haben Recht, Sie 
find rausgeſchmiſſen!) 

Wenn nun der Kommuniſtiſchen Partei durch 
mich das Anerbieten gemacht worden iſt, bei den 
Regierungsparteien dafür zu wirken, daß ſie an⸗ 
ſtelle der Zahl 72, welche nach meiner perſön⸗ 
lichen Auffaſſung und der meiner Freunde für ein 
Parlament noch zu viel iſt, um der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion entgegen zu kommen, die Zahl 90 
ſetzen und die Regierungsparteien ſich dankens⸗ 
werter Weiſe entgegen ihrem eigenen Willen für 
die Annahme eines derartigen Antrages bereit 
erklären, ſo trifft die doppelte Verantwortung in 
dieſem Fall die Kommuniſten, wenn ſie durch ihr 
Verhalten dieſem Geſetz nicht zur Annahme ver⸗ 
helfen. (Abg. Plenikowſki: Sie alter Kuhhändler! 
— Heiterkeit.) Auf Flegeleien, auch wenn ſie aus 
dem Munde eines Lehrers kommen, habe ich keine 
Veranlaſſung zu reagieren. (Abg. Plenikowſfki: 
Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil!) 
Ihre Haltung wird Ihnen nichts helfen, wenn 
Sie ſich auch gegenwärtig in die gleiche Linie mit 
den Deutſchnationalen ſtellen. (Abg. Langnau: 
Sie haben überhaupt keine Linie!) Die Linie der 
Kommuniſtiſchen Partei iſt im Parteibüro an der 
Wand angemalt, es iſt nämlich ein Zickzacklinie. 
Ihre Haltung wird Ihnen bei dieſer Vorlage 
nicht helfen. Ich kann hier erklären, daß, nach⸗ 
dem mir der Kollege Raſchke geſtern abend die 
Haltung der Kommuniſtiſchen Fraktion zu dieſem 
Geſetzentwurf bekannt gab, meine Partei ſofort 
Maßnahmen getroffen hat, um ſpäteſtens inner⸗ 
halb 8 Tagen der Regierung ein Volksbegehren 
auf Abänderung der Verfaſſung auf der Grund⸗ 
lage des Regierungsentwurfs vorzulegen. Das 
Danziger Volk wird in den nächſten zwei Mona⸗ 
ten über dieſe Fragen entſcheiden und über die 
Kommuniſten, die Deutſchnationalen und die Be⸗ 
amtengruppe das Urteil zu ſprechen haben, ob 
dieſe Parteien das Intereſſe ihrer Wähler wahr⸗ 
genommen haben oder nicht. Ich bin überzeugt, 
daß der Spruch der Wähler dahin ausfallen wird, 
daß dieſe Parteien nicht in ihrem Intereſſe und 
Sinn gehandlet haben. (Abg. Plenikowſki: Bitte 
Neuwahlen!) 

Nach der Verfaſſung muß ja zwiſchen dem ſech⸗ 
ſten und zwölften Monat nach den Neuwahlen des 
Volkstages die Neuwahl der Senatoren erfolgen. 
Wenn nun die Zeit drängt, ſo glaube ich, daß man 
das Volksbegehren und den Volksentſcheid abwar⸗ 
ten ſoll, bevor man zu den Neuwahlen des Senats 
ſchreitet. Nach der Danziger Verfaſſung iſt der 
Senat beſchlußfähig, wenn die Hälfte ſeiner ver⸗ 
faſſungsmäßigen Mehrheit vorhanden iſt. Elf 
Senatoren genügen, um das Staatsſchiff zu lei⸗ 
ten. Wenn, da der parlamentariſche Senat mit 
dem Senatsvizepräſident 14 Perſonen beträgt, 


eine vollſtändige Aktionsfähigkeit der Regierung 
geſichert iſt, ſollte man den Volksentſcheid abwar⸗ 


Volkstag Danzig — 46. Sitzung. 


Mittwoch, den 19. September 1928. 


ten und ihn im Dezember zur Völkerbundstagung 
vorlegen und dann in den erſten Januartagen die 
Neuwahl der Regierung auf Grund des neuen 
Geſetzes vornehmen. Es liegt kein Grund vor, 
jetzt wiederum für vier Jahre hauptamtliche Se⸗ 
natoren mit Penſionsanſprüchen zu beſtellen, 
wenn der einmütige Wille der überwiegenden An⸗ 
zahl der Bevölkerung für eine Verfaſſungsände⸗ 
rung vorhanden iſt, was ja daraus hervorgeht, 
daß ſich 75 Abgeordnete des Danziger Volkstages 
von 120 für dieſe Aenderung einſetzen. Ich bitte 
alſo die Regierung, die Maßnahmen, die ſie be⸗ 
züglich der Neuwahl der Senatoren zu treffen be⸗ 
abſichtigt, hinauszuſchieben, bis der Wille des 
Volkes über die Verfaſſungsänderung vorliegt, 
was nach dem Lauf der Dinge in ſpäteſtens zwei 
Monaten geſchehen kann. 

Ich möchte nun noch kurz Herrn Abg. Dr. Bog⸗ 
dan auf ſeine Bemerkung antworten, daß die gegen⸗ 
wärtige Regierung das Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung bei der Beamtenſchaft verhindert oder 
ſich der Beamtenſchaft gegenüber in dieſer Bezie⸗ 
hung feindſelig ſtellt. Wenn mich micht mein Ge⸗ 
dächtnis trügt, hat der verfloſſene Senatsvizeprä⸗ 
ſident Dr. Ziehm an meinen Fraktionskollegen 
Dr. Blavier einmal einen Brief gerichtet. (Abg. 
Dr. Ziehm: Ich verantworte alle Briefe!) Darin 
wurde Herr Dr. Blavier über die Pflichten eines 
Beamten und ſein öffentliches Auftreten belehrt 
und weiter in ſehr energiſcher Form angedeutet, 
daß ſein weiteres Auftreten Folgen ernſter Art 
nach ſich ziehen würde. (Zuruf des Abg. Dr. 
Ziehm.) Sie haben in Ihrer Eigenſchaft als Se⸗ 
natsvizepräſident den Brief geſchrieben und Dr. 
Blavier war zu jener Zeit Abgeordneter. (Abg. 
Dr. Ziehm: Er war nicht Abgeordneter! — Zuruf 
des Abg. Dr. Blavier.) Darauf kommt es ja auch 
nicht an, ſondern, daß Sie in Ihrer amtlichen 
Eigenſchaft als Vizepräſident des Senats einen 
Beamten wegen ſeines Auftretens und der Aus⸗ 
übung ſeiner freien Meinungsäußerung ganz 
energiſch zur Ordnung gerufen haben. Wenn Sie 
in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ Artikel 
ſchreiben, dann ſind Sie auch nicht Abgeordneter, 
ſondern Beamter, dann ſind Sie der Staatsrat 
Dr. Ziehm, der ſeine Meinung frei in der Preſſe 
äußert. Wenn Sie das beherzigten, was Herr 
Abg. Dr. Bogdan der Regierung jetzt unverſtän⸗ 
digerweiſe zum Vorwurf macht, dann dürften Sie 
die verſchiedenen Artikel in der „Danziger Allge⸗ 
meinen Zeitung“ auch nicht geſchrieben haben, in 
denen Sie die gegenwärtige Regierung ganz bar⸗ 
bariſch angreifen, es ſei denn, daß das, was Herr 
Dr. Bogdan hier heute geſagt hat, nicht offen und 
ehrlich gemeint war. Man ſoll mit derartigen 
Erklärungen von Angriffen auf die freie Mei⸗ 
nungsäußerung ſehr vorſichtig ſein, wenn man 
ſelbſt im Glashauſe ſitzt und in dieſer Beziehung 
ſelbſt mit böſem Beiſpiel vorangegangen iſt. Ich 
glaube der Beamtenſchaft, beſonders der oberen, 
wird von Seiten der gegenwärtigen Regierung 
vollſter Spielraum gelaſſen. Es fällt mir ſchwer, 
zu verſtehen, wie die Regierung ein ſolches Auf⸗ 
treten der oberen Bürokratie gegenüber der Re⸗ 
gierung dulden kann. Wenn ich im Senat ſäße 


— 


(O 


D 


(A) 


{B) 


Volkstag Danzig — 46. Sitzung. — Dollstag Danzig — 46. Sitzung. Mittwoch, den 19. September 1928. 937 den 19. September 1928. 


TE d Abgeordneter) 

und Einfluß hätte, können Sie Brief und Siegel 
haben, daß derartige Zuſtände in der oberen Be⸗ 
amtenklicke unmöglich wären. (Zuruf bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib. ): M. D. u. 
H.! Zu den grundlegenden Fragen einer Verfaſ⸗ 
ſungsreform hier noch ausführlichere Darlegun⸗ 
gen machen zu wollen, etwa in der Hoffnung, daß 
man einen Stimmungsumſchwung herbeiführen 
könnte und vielleicht doch noch das Werk der Ver⸗ 
faſſungsreform zuſtande brächte, wäre vergebliche 

iebesmühe. Die Meinungen der Parteien liegen 
feſt und ſind zur Genüge durchgeſprochen worden. 

Die koalitionsmäßigen Bindungen ſind ſo feſt, 
daß ſämtliche in Frage kommenden Kompromiſſe 
— die Möglichkeit eines ſolchen wurde hier ſo⸗ 
eben angedeutet — keine Ausſicht auf Erfolg ha⸗ 
ben. Ich kann mich daher darauf beſchränken, 
kurz den Standpunkt meiner Freunde zu den hier 
vorliegenden Anträgen zu ſkizzieren. Wir wer⸗ 
den dem Arantrag der Deutſchnationalen zuſtim⸗ 
men, der in drei ſehr wichtigen Punkten eine Ver⸗ 
beſſerung ſchaffen will: Auflöſungsmöglichkeit des 
Volkstages, Verkleinerung des Volkstages und 
Verkleinerung des Senats. Den von den drei 
Koalitionsparteien geſtellten Abänderungsanträ⸗ 
gen gegenüber, die auf eine Wiederherſtellung 
der ſeinerzeit geſcheiterten Regierungsvorlage 
hinauslaufen, werden wir uns ablehnend verhal⸗ 
ten. Die Frage der Parlamentariſierung des Se⸗ 
nats iſt für uns in dieſer Form nicht diskutabel. 
Für einen ſolch kleinen und ſchwachen Staat, wie 
Danzig es iſt, paßt das rein parlamentariſche Re⸗ 
gime, wie Sie es hier einführen wollen, nicht. 

Zu den ſonſtigen Gründen, die hier genügend 
erörtert wurden und die gegen dieſes Syſtem ſpre⸗ 
chen, kommt einer hinzu, den Herr Abg. Loops 
ſoeben mit dankenswerter Offenheit dargelegt hat. 
Aus den Ausführungen des Herrn Abg. Loops 
ging mit erfreulicher Deutlichkeit hervor, daß es 
den Regierungsparteien letzten Endes gar nicht 
ſo ſehr darauf ankommt, daß man im Senat ſitzt 
und zu Sitzungen zuſammentritt, ſondern daß man 
die Verwaltung, die Beamtenſchaft, parlamentari⸗ 
ſiert und mit Parteigängern der Parteien durch⸗ 
ſetzt, die am Ruder ſind. Das iſt etwas, wogegen 
wir uns aufs äußerſte ſträuben. Wir wollen auf 


die fachliche Eignung und nicht auf die potitijge d 


Geſinnung ſehen. (Abg. Loops: Warum haben v 
Sie früher gegen die Konſervativen gewettert? — 
Abg. Plenikowſti: Eine Zwiſchenfrage, find Sie 
Beamtenfreund oder Beamtenfeind?) Nun ha⸗ 
ben — ich möchte ſagen „leider“! — die Deutſch⸗ 
nationalen noch einen Abänderungsantrag zu 
ihrem eigenen Urantrag geſtellt. Wir werden dem 
urſprünglichen Antrag der Deutſchnationalen zu⸗ 
timmen. Wir begrüßen in ihrem Abänderungs⸗ 
antrag an ſich die weitere Verringerung der Zahl 
der Abgeordneten, wir ſind uns aber klar darüber, 
daß das ein Punkt iſt, der hier im Volkstag auf 
En Fälle ſcheitern wird. In dem Urantrag der 

Deutſchnationalen iſt das Ergebnis fixiert, auf 


as ſich ſeinerzeit beinahe das ganze Haus ge⸗ 


einigt hatte. Da ſtehen wir nun auf dem Stand⸗ 
punkt, daß man, wenn man etwas Poſttives ſchaf⸗ 
fen will, wenigſtens in dieſen Punkten eine Ver⸗ 
faſſungsänderung herbeiführen ſoll. Da wir ehr⸗ 
lich an der Abänderung der Verfaſſung mitarbei⸗ 
ten wollen, werden wir für den Urantrag der 
Deutſchnationalen ſtimmen. 

In dem zweiten Teil des Antrages der Deutſch⸗ 
nationalen iſt ein an ſich geſunder und uns ſym⸗ 
pathiſcher Gedanke enthalten. Wir haben aber 
die Empfindung, daß man mit der Form, mit der 


deutſchnationale Antrag ihn zum Ausdruck bringt, 


das Pferd am Schwanz aufzäumt. Es ſoll die 
Selbſtverwaltung der Stadtgemeinde Danzig wie⸗ 
der hergeſtellt werden. Aber auf dieſem Wege iſt 
das nach unſerer Auffaſſung nicht möglich. Das, 
was die Regierungsparteien wollen, und auch 
das, was die Deutſchnationalen wollen, läuft 
nicht auf eine Wiederherſtellung der Selbſtver⸗ 
waltung der Stadt Danzig hinaus. Selbſtver⸗ 
waltung iſt ihrem Weſen und ihrer Natur nach 
etwas ganz Anderes; die Vorſchläge, die Sie 
machen, werden dem Weſen einer wirklichen 
Selbſtverwaltung nicht gerecht. Wir werden da⸗ 
her den deutſchnationalen Abänderungsantrag ab⸗ 
lehnen. (Eigene Anſichten haben Sie nicht? links.) 

Im übrigen wird ja nach dem, was wir heute 
hier gehört haben, eine Verfaſſungsänderung 
wiederum nicht zuſtande kommen. Selbſt das 
zarte Pflänzchen des Kuhhandels, das von 
meinem verehrten Herrn Vorredner in der letzten 
Zeit ſo eifrig begoſſen und gepflegt wurde, iſt der 
letzten Nacht zum Opfer gefallen. Alſo auch auf 
dieſem Wege wird ſich die Verfaſſungsänderung 
nicht ermöglichen laſſen. Aber die Frage der Ver⸗ 
faſſungsänderung wird — ſei es auf dem vom 
Herrn Abg. Rahn angedeuteten Wege des Volks⸗ 
entſcheids, ſei es auf einem anderen Wege! — 
nicht zur Ruhe kommen. Wir haben unſeren Ent⸗ 
wurf abſichtlich nicht als Abänderungsantrag im 
Verfaſſungsausſchuß eingebracht, weil wir nicht 
wollten, daß unſer Antrag bei der dort beliebten 
Art des Verfahrens ebenſo abgewürgt wurde, 
wie es mit vielen anderen Anträgen im Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuß geſchehen it. Wir behalten uns 
aber vor, zu gegebener Zeit auf unſeren Entwurf 
gurüczutommen und ihn als Arantrag einzu⸗ 
bringen. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
9 zur allgemeinen Ausſprache liegen nicht 

Di allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt doch 
notwendig, hier feſtzunageln, daß Herr Abg. 
Rahn bewußt die Unwahrheit geſprochen hat. 
(Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) Ihm mußte auf 
Grund der Vorgänge, die ſich vor einem Jahr ab⸗ 
geſpielt haben, bekannt ſein, daß ich aus der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei freiwillig ausgetreten 
bin, weil ich dieſer Partei des Arbeiterverrats 
den Rücken kehren mußte, wenn ich ehrlich Ar⸗ 
beiterintereſſen weiter vertreten wollte. (Ausge⸗ 
rechnet Plenikowſki! links. — Große Heiterkeit.) 
Es wird aber ebenſo allgemein bekannt ſein, daß 
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der Herr Abg. Rahn durchaus nicht freiwillig von 
den Sozialdemokraten, auch nicht von den Kom⸗ 
muniſten fortgegangen iſt, ſondern er iſt ausge⸗ 
ſchloſſen bezw. aus der Kommuniſtiſchen Partei 
hinausgeworfen worden, weil er die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei als Domäne zur wirtſchaftlichen Ba⸗ 
fierung ſeiner Exiſtenz benutzen wollte. Deshalb 
5 5 damals hinausgeworfen worden. (Hört, 
hört! 

Ich möchte ferner betonen, daß mit mir damals 
Hunderte von Arbeitern aus der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei ausgetreten ſind. (Große Heiterkeit 
links.) Weiter möchte ich betonen, daß auch jetzt 
ebenſo wie in Deutſchland auch in Danzig Tau⸗ 
ſende von Arbeitern aus der Sozialdemokratiſchen 
Partei austreten werden. Die Kommuniſtiſche 
Partei iſt froh, ſolche Elemente, wie den Abg. 
Rahn losgeworden zu ſein. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort zu einer 
perſönlichen Bemerkung hat der Herr Abg. Dr. 
Blapier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Die Frage, wie die Deutſchnationalen ſich 
zu den Beamtenrechten geſtellt haben, muß hier 
grundſätzlich geklärt werden. Der Herr Abg. Rahn 
hat das Thema angeſchnitten und es muß hier 
einmal Klarheit geſchaffen werden. Ich ſtelle feſt, 
daß tatſächlich der Vorgang folgender war: Ich 
war aufgetreten als Vorſitzender des Danziger 
Hausbeſitzervereins und Hausbeſitzerverbandes. 
Ich hatte ein großes Referat gehalten, zunächſt 
halten wollen, über bie Unſinnigkeit der Leske ſchen 
Idee der Einführung eines Wohnungsbaugeſetzes. 
Dieſes Referat war öffentlich annonciert. Ich 
wurde zum Polizeipräſidenten gerufen, dem ich 
damals unterſtand. Er ſagte zu mir: „Ich habe 
Ihnen namens des Senats zu eröffnen, daß Sie 
dieſes Referat lieber nicht halten ſollen.“ Darauf 
erwiderte ich: „Herr Präſident, es iſt mein wer- 
brieftes Recht, daß ich als Hausbeſitzer und als 
Vorſitzender des Vereins ein Referat gegen das 
Geſetz halte. Das Geſetz iſt mit meinem Gewiſſen 
nicht vereinbar, ich weiß, daß es Unfug anrichten 
wird.“ Ich wurde dann zu Herrn Senator Dr. 
Leske gerufen, und er eröffnete mir namens des 
Senats: „Wenn Sie das Referat halten, geht es 
Ihnen ſchlecht. Ich bin willens, mit allen Mitteln 
gegen Sie vorzugehen.“ Ich hielt das Referat doch. 


Hinterher bekam ich ein Schreiben, deſſen Schluß⸗ 


ſatz lautet: 

Sie haben ſich als Staatsbeamter jeder Kritik 
won Regierungsmaßnahmen, und als ſolche ſtellt ſich 
der Geſetzentwurf des Senats dar, zu enthalten. 

(Große Unruhe.) Es heißt dann weiter: 

Sie haben auch den geringſten Schein zu vermei⸗ 
a ob Sie ſolche Regierungsmaßnahmen kriti⸗ 
ſi 8 

Anterzeichnet war das Schreiben von Herrn Dr. 
Ziehm. Das iſt die Wahrheit, und in dieſem Mo⸗ 
ment haben Sie, Herr Dr. Ziehm, das geſamte 
Beamtenrecht mit Füßen getreten. Ich wundere 
mich, daß man Sie, wenn Sie im Rahmen Ihrer 
Zeitung, im Rahmen von Verſammlungen und 
nicht hier im Hauſe dieſe Regierung kritiſieren, 
nicht wegen eines Wohnungswirtſchaftsgeſetzes, 
ſondern dieſer Regierung Verrat vorwerfen, nicht 
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ſchon lange zum Teufel gejagt hat, wie Sie es 
mit mir machen wollten. 

Vizepräſident Neubauer: Zu einer perſön⸗ 
lichen Bemerkung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. 

Nahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich habe gern 
davon Kenntnis genommen, daß der Herr Abg. 
Plenikowſki freiwillig aus der Kommuniſtiſchen 
Partei ausgeſchieden iſt. Meine Bemerkung be⸗ 
ruhte auf einer falſchen Information, die ich be⸗ 
daure. Wenn Herr Abg. Plenikowſki weiter Aus⸗ 
führungen über mein früheres Verhältnis zur 
Kommuniſtiſchen Fraktion machte, jo irrt er; 
denn ich perſönlich bin aus der Kommuniſtiſchen. 
Partei mie ausgeſchloſſen worden, ſondern nach⸗ 
dem ſich die Kommuniſtiſche Partei mit Ausnah⸗ 
me der ſeinerzeitigen Abgeordneten Frau Döll 
won der deutſchen Mutterpartei loslöſte und als 
Kommuniſtiſche Partei der Freien Stadt Danzig 
ſelbſtändig machte, hat die Kommuniſtiſche Inter⸗ 
mationale unter dem Einfluß des deutſchen Se⸗ 
kretärs und Landtagsabgeordneten Eberlein be⸗ 
ſchloſſen, daß die Danziger Kommuniſtiſche Partei 
nicht als ſelbſtändige Partei zur Dritten Inter⸗ 
nationale gehörig anzuſehen ſei. (Alſo ausge⸗ 
ſchloſſen! bei den Kommuniſten.) Daraufhin hat 
die Partei als ſolche nach einiger Zeit der Selb⸗ 
ſſtändigkeit mit der Sozialdemokratiſchen Partei 
Verhandlungen gepflogen, und die geſamte Kom⸗ 
muniſtiſche Partei der Freien Stadt Danzig ging 
in die damalige Sozialdemokratiſche Partei über. 
(Abg. Plenikowſki: Sie find Ihrer Vergangen⸗ 
heit treu geblieben, Kuhhändler!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort zur per⸗ 
ſönlichen Bemerkung hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Herr Abg. Dr. Blavier hat die Erklärung, 
die ihm ſeinerzeit zugegangen iſt, nicht richtig 
wiedergegeben Ich erinnere daran, daß damals 
Herr Abg. Dr. Blavier eine außerordentlich ver⸗ 
hetzende Tätigkeit gegen ein von der Regierung 
vorgelegtes Geſetz entfaltete. Es iſt ihm in dem 
Brief nahegelegt worden, er möchte ſich der ver⸗ 
hegenden und aufreizenden Tätigkeit enthalten. 
(Abg. Dr. Blavier: Lügen Sie nicht!) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Dr. Bla⸗ 
vier, Sie haben den Herrn Abg. Dr. Ziehm Lüge 
vorgeworfen. Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.) Sie haben 
damals die Regierungsmaßnahmen in einer 
Weiſe kritiſiert, daß die Regierung das unter 
keinen Umſtänden hingehen laſſen konnte. Sie 
waren nicht Abgeordneter, und hatten nicht das 
Privileg der Abgeordneten, die für ihre Aeuße⸗ 
rungen in Ausübung ihres Amtes nicht zur Ver⸗ 
wortung gezogen werden dürfen, ſondern Sie ha⸗ 
ben als Regierungsrat die Regierung wegen ihrer 
geſetzlichen Maßnahmen in verhetzender Weiſe 
heruntergeriſſen. (Abg. Brill: Was tat Dr. 
Alter?) Die Regierung hat nichts getan, als 
Herrn Dr. Blavier zu eröffnen, er möge das un⸗ 
terlaſſen. 

Was jetzt bei Herrn Dr. Alter getan wurde, 
iſt eine Amtsenthebung und ſteht in ſcharfem Ge⸗ 
genſatz zu dem, was die damalige Regierung tat. 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
(A) Ich möchte noch an einen anderen Vorgang erin Im Falle der Auflöſung findet die Neuwahl an (O) ö 


3 NN 11 einem Sonntag binnen 2 Monaten, jedoch nicht vor | 
ee 3 nn 1 ſechs Wochen nach dem Tage der Auflöſung fal. Der ö 
ſammlung: „Die Staatsgewalt hat ſich die ganze 
Zeit hindurch zur Ausbeutung zu Gunſten einer 
Klicke gebrauchen laſſen.“ (Lebhafte Zuſtimmung 

links.) Dieſe Aeußerung von Ihnen iſt damals 
der Regierung berichtet worden; die Regierung 
hat beraten, ob fie wegen dieſer Aeußerung 
gegen Sie disziplinariſch vorgehen ſollte. 

(Abg. Dr. Blavier: Wir kamen mit fünf Man⸗ 

daten durch und da konnten Sie nicht!) Auf mei⸗ 

nen Vorſchlag hat damals die Regierung davon 

Abſtand genommen, weil wir uns ſagten, bei 
Aeußerungen in Wahlverſammlungen und in der 
Wahlagitation wollten wir, auch wenn der Kan⸗ 

didat nicht Abgeordneter iſt, einen möglichſt milden 

Maßſtab anlegen, um auch nicht den Schein zu er⸗ 

wecken, als wenn wir Ihnen bei Betätigung 

Ihrer Wahlkandidatur in den Weg treten woll⸗ 

ten. So hat die damalige Regierung gegenüber 

Dr. Blavier gehandelt. Heute wird wegen einer 

in Ausübung des unabhängigen Amtes recht⸗ 


bisherige Volkstag führt die Geſchäfte bis zur Neu⸗ | 
wahl weiter. | 

Die Wahlperiode des neuen Volkstages beginnt, | 
falls der Volkstag ſich aufgelöſt hat, mit dem Tage | 


der Neuwahl, im übrigen mit dem Ablauf der Wahl⸗ 

periode des alten Volkstages. 

Das Nähere über die Wahl des Volkstages be⸗ 
ſtimmt das Wahlgeſetz. | 

Hinter Artikel 2 wird folgender Artikel 2 a neu 
eingefügt: 

In Artikel 21 Abſatz 1 werden die Worte von 
„es ſei denn“ bis „feſtgenommen iſt“ geſtrichen. 

Abſatz 2 erhält folgenden Abſatz: | 

Jedes Straf⸗ und Disziplinarverfahren gegen | 
einen Abgeordneten und jede Haft oder ſonſtige Ber 
ſchränkung der perſönlichen Freiheit iſt für die Dauer 
der Mitgliedſchaft zum Volkstag aufgehoben. 

In Artikel 22 Abſatz 2 werden die Worte „nur 
mit Zuſtimmung des Präſidenten des Volkstages“ 
geſtrichen, dafür wird das Wort „nicht“ geſetzt. 

Artikel 24 erhält folgende Faſſung: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung eines Amtes, in das ſie durch eine Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts gewählt werden, kei⸗ 
nes Urlaubs. Lohn und Gehalt find weiter zu zahlen. . 

Iſt einer der Genannten in einem Wahlvor⸗ 
ſchlage als Bewerber aufgeſtellt, ſo iſt ihm vom Zeit⸗ 
punkt der Anordnung der Wahl ab, der zur Vorbe⸗ 
reitung der Wahl erforderliche Urlaub unter Wei⸗ 
terzahlung des Gehalts baw. des Lohnes zu gewähren. 

Zu Artikel 4. j 
Artikel 25 erhält folgende Faſſung: 1 
Der Senat beſteht aus dem Präſidenten als Vor⸗ g 

ſitzenden und 4 Senatoren. Die Senatoren werden 

auf unbeſtimmte Zeit vom Volkstage gewählt. 

Die Wahl iſt geheim und geſchieht durch Abgabe | 
von Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die Mehrheit (DJ | 
der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die unbe⸗ 
dingte Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
nicht erzielt, ſo iſt unter den beiden Perſonen, die 
die meiſten Stimmen erhalten haben, abermals zu 
wählen. Erhalten bei der Stichwahl beide Bewerber 
die gleiche Stimmenzahl, jo entſcheidet das vom 
Präſidenten zu ziehende Los. 
Zu Artikel 4b (neu). 4 

Artikel 29 erhält folgende Faſſung: | 

Die Mitglieder des Senats find einzeln und in 
ihrer Geſamtheit von dem Vertrauen des Volkstages 
abhängig und haben von ihrem Amte zurückzutreten, 
wenn der Volkstag ihnen ſein Vertrauen durch aus⸗ 
drücklichen Beſchluß entzieht. Der Antrag bedarf der 
Unterſchrift von fünf Abgeordneten, der Beſchluß er⸗ 
fordert die Zuſtimmung der Mehrheit der anweſen⸗ 
den Volkstagsabgeordneten. 

Zu Artikel 4c (neu.) 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder des Senats beziehen eine durch 
Geſetz feſtgeſetzte Aufwandsentſchädigung 
Zu Artikel Ad (neu.) 

Artikel 34 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder des Senats dürfen kein anderes 


Dr. Alter ſeines Amtes entſetzt. Dagegen muß 
Proteſt erhoben werden. (Unruhe links.) 


Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, wir kommen nunmehr 
zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über Artikel 
1. Dazu liegen eine Reihe Abänderungsanträge 

(B) vor, zunächſt Druckſache Nr. 400, unterſchrieben 
vom Herrn Abg. Schwegmann u. Fr. 


Wir beantragen folgende Aenderungen: 

1. Im Artikel 1 wird an Stelle „zweiundſiebenzig“ 
geſetzt „einundſechzig.“ 

Artekel 4g (neu) der Drucksache Nr. 386 erhält 
folgende Faſſung: 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

Der Präſident des Senats iſt Oberbürger⸗ 
meiſter, das mit der Bearbeitung der Finanzange⸗ 
legenheiten beauftragte Mitglied des Senats 
Kämmerer der Stadtgemeinde Danzig. Beide ſind 
Mitglieder des Magiſtrats. 

Im übrigen gilt auch für die Verwaltung der 
Stadtgemeinde Danzig die Städteordnung. 

In Artikel 5 wird hinter b folgender Abſatz an⸗ 

gefügt. 

ce, Späteſtens binnen drei Monaten nach dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes ſind der Volkstag und 
Senat neu zu wählen. 


Weiter liegt der Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 409 vor, 
Raſchke u. Fr. 


Zu Artikel 1. ee 
In Artikel 1 wird für die Ziffer „zweiundſieb⸗ 


II. 


— 


III. 


— 


unterſchrieben von Herrn Abg. 


zig“ die Ziffer „Einhundertzwanzig“ geſetzt. 
Zu Artikel 2. 

Artikel 9 erhält folgende Faſſung: 

Der Volkstag wird auf ein Jahr gewählt. 

Vor Ablauf der Wahlperiode kann ſich der 
Volkstag durch eigenen Beſchluß auflöſen. 

Der Volkstag kann außerdem durch Volksent⸗ 
ſcheid aufgelöſt werden. 

Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch 
eigenen Beſchluß bedarf der Anterſchrift von fünf 
Abgeordneten. Der Beſchluß erfordert die Zuſtim⸗ 
mung der Mehrheit der anweſenden Abgeordneten. 

Die Neuwahl des Volkstages findet an einem 
Sonntag im vorletzten Monat vor Ablauf der Wahl⸗ 
periode ſtatt. 


mäßig erfolgten Aeußerung, die weiter nichts als 
eine ſachliche Kritik enthält, Oberregierungsra 


öffentliches Amt ausüben. 

Hinter Artikel 4.d it ein Artikel Ada mit fol⸗ 
gendem Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 56 der Verfaſſung wird geſtrichen.“ 

Zu Artikel 4e (neu.) 

Artikel 64 erhält folgende Faſſung: 

Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit wer⸗ 
den in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und ge⸗ 
heimer Wahl von den über 18 Jahre alten männ⸗ 
lichen und weiblichen Staatsangehörigen nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Sie find: 
jederzeit abberufbar. : 

Das Nähere wird durch Geſetz bejtimmt. 

Hinter Artikel 4e iſt ein Artikel 4%8wGQmit fol⸗ 
gendem Wortlaut einzufügen: 5 

„Artikel 65 der Verfaſſung wird geſtrichen. 
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(Bizepräfident Neubauer) 
Zu Artikel 4 (neu.) 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

Die Stadtgemeinde Danzig iſt eine ſelbſtändige 
Gemeinde mit eigenem Vermögen und Verwaltung, 
die auf Grund des allgemeinen, gleichen, unmittel⸗ 
baren und geheimen Wahlrechts gewählt wird, Sie 
regelt ihre Gemeindeangelegenheiten nach einem von 
ihr zu beſchließenden Ortsſtatut. 

Ich werde zunächſt über den Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 400, unterſchrieben vom Abg. 
Schwegmann u. Fr. abſtimmen laſſen. (Abg. 
Schwegmann: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Anterſtützung reicht aus. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung über Druckſache Nr. 400 I beginnt. (Ge⸗ 
ſchieht.) Hat noch jemand eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es find im ganzen 94 Stimmkarten 
abgegeben, davon 26 mit Ja, 68 mit Nein, der 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Schwegmann 
zu Artikel 1 iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr 
zum zweiten Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 409, unterſchrieben vom Herrn Abg. Raſchke 
u. Fr. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men nunmehr zu Artikel 1 der Vorlage. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Artikel anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe Artikel 2 auf und eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 


(8) dungen vorliegen. Zu Artikel 2 liegt der Antrag 


in Druckſache Nr. 409 vor, unterſchrieben von dem 
Herrn Abg. Raſchke u. Fr. Ich bitte diejenigen, 
die dieſen Abänderungsantrag annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Artikel 2 der Ausſchußvorlage. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die Artikel 2 der Ausſchußvorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 2 der Aus⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 94, davon mit Ja 26, mit Nein 68. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Böhm, Dr. Bogdan, Doerkſen, Dyck II, Falkenberg, Hennke, 
Dr. Hoppenrath, Karkutſch, Manthei, Mayen, Fr. Meyer, 
Müller⸗Bernhard, Müller⸗Paul, Müller⸗Walter, Papke, 
Philipſen, Rahn, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Senft⸗ 
leben, Vollerthun, Weiße, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, 
Eiſerloh, Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gehl, Geiſler, Gerick, 
Grodnick, Grünhagen, Hallmann⸗Rob., Höhn, Hoog, 
Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Kar⸗ 
ſchewſbi, Klawitter⸗FJelix, Klein, Klingenberg, Kloſſowfki, 
Knauſt, Kreft⸗P., Kruppke, Kurowſki, Langnau, Lemke⸗ 
W., Lendzion, Leu, Liſchnewſki, Loops, Fr. Malikowfki, 
Mathieu, Mau, Moritz, Fr. Müller, Neubauer, Fr. Pauls, 
Plenikowſki, Plettner, Raap, Raſchke, Regier, Rehberg, 
Rogalewſki, Rogozinſbi, Rohde, Schilbe, Schmidt, Selow, 
Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Stukowſki, Wahl, 


Weber, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

5 Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Böcker, 
Brenner, Burandt, Dinklage, Dumont, Friedrich, Gai⸗ 
kowſbi, Hallmann⸗Rud., Dr. Heinemann, Hohnfeldt, Jahr, 
Jantzen, Fr. Kalähne, Klawitter⸗Fritz, Fr. Kreft, Lemke⸗ 
Bruno, Miczewſki, Dr. Moczynſki, Mroczkowſki, Opitz, 
Fr. Richter, Spill, Dr. Unger, Weiß, Zarske. 


ſchußvorlage iſt angenommen. Wir kommen 
nunmehr zu Artikel 3. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Abänderungsanträge liegen ebenfalls nicht 
vor. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 
3 der Ausſchußvorlage annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, Artikel 3 iſt angenommen. Ich rufe 
Artikel 4 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Zu Artikel 4 liegt 
der Antrag des Herrn Abg. Raſchke u. Fr., Druck⸗ 
ſſache Nr. 409 vor. Ich laſſe zunächſt über dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag abſtimmen. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über Artikel 4 der 
Ausſchußvorlage ab. Ich bitte diejenigen, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen zu Artikel da nach der 
Ausſchußvorlage in Druckſache Nr. 386. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Artikel da annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, Artikel da der Ausſchußvorlage iſt 
angenommen. Ich rufe Artikel 4 b auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Hierzu liegt ein Abänderungsantrag des 
Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache Nr. 409 vor. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über Artikel 4b der Vorlage. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit er 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel 4c auf und er⸗ 
öffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Hierzu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. in 
Druckſache Nr. 409 vor. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Abänderungsantrag ihre Zu⸗ 
ſtimmung geben wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über Artikel 4c der Vorlage. Ich bitte diejenigen, 
die Artikel 40 der Vorlage annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 4% iſt angenommen. Ich 
rufe Artikel 4 d auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
in Druckſache Nr. 409. Ich bitte diejenigen, die 
dieſen Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über Artikel 4 d der Ausſchußvorlage. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 4d it 
angenommen. Ich rufe Artikel 4 e auf. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Es liegt ein Abänderungs⸗ 
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antrag des Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache Nr. 
409 vor. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über Artikel 4e der Vorlage ab. Ich bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Nun liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache 
Nr. 409 vor, hinter Artikel 4 e einen Artikel 46 
einzufügen. Ich laſſe darüber abſtimmen. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Es iſt abegelehnt. 
Wir kommen dann zu Artikel 4 f. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer den Artikel Af der Aus⸗ 
ſchußvorlage annehmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Wir kommen zum Ar⸗ 
tikel 48. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Hierzu 
liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. 
Fr. in Druckſache Nr. 409 vor. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Weiter liegt zu Artikel 48 der 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
vor. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr 
zur Abſtimmung über Artikel 4 der Vorlage. 
Wer ihn annhmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das it die Mehrheit, der 
Artikel iſt angenommen. Ich rufe Artikel 5 auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Hierzu liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. 
Fr. in Druckſache Nr. 400 vor. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über Artikel 5 der Ausſchußvorlage. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Ar⸗ 
tikel 5 iſt angenommen. Wir kommen zur Ueber⸗ 
ſchrift: „Geſetz betr. Abänderung der Verfaſſung 
der Freien Stadt Danzig.“ Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Das 
Geſetz iſt damit in zweiter Leſung angenommen. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den 
Geſetzentwurf des Herrn Abg. Raſchke und Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 387 zu Nr. 318. Die allge⸗ 
meine Aussprache war mit dem erſten Geſetzent⸗ 
wurf verbunden. Ich rufe Artikel 1 der Druckſache 
Nr. 318 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 1 
der Druckſache Nr. 318 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Artikel 1 iſt abgelehnt. Ich rufe Ar⸗ 
tikel 2 auf und eröffne die Beſprechung. Wort⸗ 
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meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wer Artikel 2 der Druckſache Nr. 318 
annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
betr. Abänderung der Verfaſſung der Freien 
Stadt Danzig.“ Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Minderheit, das Geſetz iſt ſomit in zweiter Leſung 


gefallen und als erledigt zu betrachten. Zu einer 
perſönlichen Bemerkung hat das Wort der Herr 
Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es iſt 
günſtig, wenn man wieder einmal die Deutſchna⸗ 
tionalen, beſonders den Herrn Führer, bei einer 
Unwahrheit feſtnagelt. Er hat hier vorhin er⸗ 
klärt, daß mir nur die „verhetzende Kritik“ unter⸗ 
jagt worden ſei. Ich habe dazu einen geſchäfts⸗ 
ordnungswidrigen Zwiſchenruf gemacht. Ich ſtelle 
aber feſt, daß ich recht hatte. Der Brief liegt vor 
und es heißt dort: 

Sie haben ſich angeſichts des Amſtandes, daß Sie 
Verwaltungsbeamter der Freien Stadt ſind, in Ihem 
Auftreten vor der Oeffentlichkeit mehr Zurückhaltung 
aufzuerlegen und auch den Schein zu vermeiden, als 
ob Sie Maßnahmen des Senats, und als ſolcher ſtellt 
ſich ein von dem Senat vorgelegter Geſetzentwurf dar, 
einer abfälligen Kritik unterziehen. 

Ich habe vollſtändig recht, daß hiermit dem Be⸗ 
amten jedes Recht der freien Meinungsäußerung 
genommen wurde. Ich ſtelle feſt, daß ich an der 
Regierung keine ſo verhetzende Kritik geübt habe, 
wie Sie! So gemein und niederträchtig, der Re⸗ 
gierung in einem Artikel Landesverrat vorzu⸗ 
werfen, bin ich nie geweſen. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich beantrage, in der heutigen Sitzung noch die 
dritte Beratung der Verfaſſungsvorlage und der 
Anträge vorzunehmen. Ich glaube, wir alle haben 
ein Intereſſe daran, daß die Vorlagen hier mög⸗ 
lichſt ſchnell entſchieden werden. Es iſt kaum an⸗ 
zunehmen, daß ſich in der Zwiſchenzeit irgend 
welche Dinge ereignen, die eine andere Stellung⸗ 
nahme der Fraktionen herbeiführen. Wir wür⸗ 
den jedenfalls Arbeit ſparen und eine ſchnellere 
Klärung herbeiführen, wenn wir heute noch über 
die Vorlage in dritter Leſung abſtimmten. Ich 
bantrage deshalb dritte Leſung. 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt die dritte Le⸗ 
ſung des Geſetzentwurfs beantragt worden. (Abg. 
Raſchke: Wir widerſprechen!) Ich rufe dann 
Punkt 4 und 5 der Tagesordnung auf, die mitein⸗ 
ander verbunden find: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Geſetzes betr. Aenderun⸗ 
gen der Eiſenbahnverkehrsordnung vom 
23. Dezember 1928. — Urantrag des Abg. 
Schwegmann u. Fr. 

Druckſache Nr. 404. ? 

Antrag des Abg. Dumont u. Gen. auf 
Vorlage eines Geſetzentwurfs betr. Zuſtim⸗ 
mung zu dem Abkommen mit der Repu⸗ 


O 


{A) 


5) 


9⁴² Volkstag Danzig — 46. Sitzung. 


(Bizepräfdent Neubauer) 
blik Polen vom 4. Auguſt 1928 über die 
Einführung der polniſchen Eiſenbahnta⸗ 
rife und polniſchen Eiſenbahnverkehrsord⸗ 
e nung. 
Druckſache Nr. 406. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung zu beiden Punkten und erteile das 
Wort Herrn Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.] Die Vorlage zu Nr. 4 der Tagesordnung, 
Drucksache Nr. 404 hat zum Ziel, den Artikel II 
des Geſetzes betr. Aenderungen der Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung vom 23. Dezember 1908 aufzuhe⸗ 
ben. Dieſes Geſetz hat folgenden Inhalt: Zunächſt 
wird in Artikel I eine kurze Abänderung der Ei⸗ 
ſenbahnverkehrsordnung angeordnet. Dann heißt 
es im Artikel II: „Der Senat wird ermächtigt, 
Aenderungen der Eiſenbahnverkehrsordnung im 
Wege der Verordnung worzunehmen.“ Dieſer 
Artikel II iſt in ſeinem Wortlaut einfach und 
klar. Er beſagt, daß der Senat berechtigt und er⸗ 
mächtigt iſt, die zur Zeit geltende Eiſebahnver⸗ 
kehrsordnung zu ändern. Wenn man hinzu 
nimmt, daß ſich dieſer Artikel II an den Artikel! 
anſchließt, der eine einzelne Aenderung dieſer 
gegenwärtigen Verkehrsordnung anordnet, ſo er⸗ 
gibt ſich klar, daß der Senat auf Grund dieſes 
Artikels II nur berechtigt iſt, Aenderungen an 
der geltenden Eiſenbahnverkehrsordnung vorzu⸗ 
nehmen. 

Daß dem fo iſt, hat feinen guten Grund. Er⸗ 
mächtigungsgeſetze ſind nach anerkannter Rechts⸗ 
anſicht nur zuläſſig, wenn ſie die Ermächtigung 
feſt umreißen. Es iſt alſo micht angängig, allge⸗ 
meine Ermächtigungsgeſetze zu erlaſſen, ſondern 
nur Ermächtigungen mit beſtimmtem Inhalt. 
Das muß einmal klar geſtellt werden. (Zwiſchen⸗ 
ruf.) Was ich vortrage, iſt die herrſchende Anſicht 
der ganzen Rechtswiſſenſchaft und gilt auch für 
Danzig. Wenn man das klargeſtellt hat, ergibt 
fich ohne weiteres, daß das, was der Senat in 
der Frage der Einführung der durchgerechneten, 
Tarife getan hat, jedenfalls nicht auf Grund die⸗ 
ſes Ermächtigungsgeſetzes geſchehen kann. 

Im Hauptausſchuß iſt uns ſeitens der Ver⸗ 
treter der Regierung geſagt worden, daß die Ab⸗ 
machungen, die mit Polen getroffen fin, ſowie 
die Einführung der polniſchen Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
kehrsordnung auf dem Artikel II des eben ange⸗ 
führten Ermächtigungsgeſetzes baſieren ſollen. Es 
leuchtet nach dem, was ich vorhin geſagt habe, 
ein, daß der Senat nicht berechtigt iſt, dieſe Ver⸗ 
änderungen auf Grund dieſes Geſetzes vorzuneh⸗ 
men. Er kann zwar einzelne Beſtimmungen der 
Verkehrsordnung abändern. Das Geſetz ermäch⸗ 
tigt ihn aber micht, eine vollkommen neue, die 
polniſche Verkehrsordnung, einzuführen. Darin 
ſteckt die erſte Ueberſchreitung dieſes Ermächti⸗ 
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geſagt worden, daß auch in Zukunft jede Aende⸗ 
rung der polniſchen Eiſenbahnverkehrsordnung 
nach Danzig übernommen werden ſoll. Eine der⸗ 
artige Maßnahme kann der Senat auf keinen 
Fall auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes tref⸗ 
fen. Das bedeutet eine Bindung für alle Zukunft 
und eine Zuſage für alle Ewigkeit, meinetwegen 
bis zum Ende des Beſtehens des Freiſtaates 
Danzig. 

Zu einer derartigen Maßnahme iſt, darüber 
kann kein Zweifel beſtehen, ein Geſetz erforder⸗ 
lich. Die Zuſage bedeutet einen Staatsvertrag. 
Dazu iſt nach der Verfaſſung ein Geſetz erforder⸗ 
lich. Ja, man wird vielleicht noch viel weiter 
gehen müſſen, das it meine Auffaſſung. Wenn in 
einem derartigen Staatsvertrage für die Dauer, 
für immer, ein ſtaatliches Hoheitsrecht preisgege⸗ 
ben wird, ſo wird das nach meiner Ueberzeugung 
nur durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz ge⸗ 
ſchehen können. Es iſt überhaupt etwas Unge⸗ 
wöhnliches, daß hier für alle Dauer eine derar⸗ 
tige Zuſage, die dahin geht, die Beſtimmungen 
der polniſchen Verkehrsordnung einzuführen, ges 
macht worden iſt. Das Abkommen iſt nicht künd⸗ 
bar, ſondern eine Bindung für immer und be⸗ 
deutet ein Ausſchalten des Geſetzgebungsrechtes 
für immer auf dem Gebiete der Verkehrshoheit. 
Mit der Preisgabe dieſes Hoheitsrechtes it zu⸗ 
gleich auch das Geſetzgebungsrecht des Volkstages 
der Freien Stadt Danzig für die Zukunft preis⸗ 
gegeben. Gegen dieſes Verfahren müſſen wir mit 
aller Entſchiedenheit Einſpruch erheben. Wir 
müſſen ſagen, daß der Senat die Ermächtigung, 
die ihm nach dem Geſetz von 1923 erteilt worden 
iſt, überſchritten und damit Mißbrauch getrieben 
hat. Wenn jemand mit ſeiner Vollmacht Miß⸗ 
brauch treibt, pflegt man ihm im gewöhnlichen 
Leben die Vollmacht zu entziehen. Das ſollte 
auch hier geſchehen. (Wie bei kleinen Kindern! 
links!) Das richtet ſich nach dem Benehmen der 
Betreffenden. Jedenfalls iſt das ſo klar, daß man 
darüber nicht wiel Worte zu machen braucht. 

Im übrigen find: dieſe Fragen für uns in 
erſter Linie keine juriſtiſchen Fragen, ſondern in 
erſter Linie wichtige ſtaatspolitiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Fragen. Wir müſſen bei dieſer Gele⸗ 
genheit die Bevölkerung mit allem Nachdruck 
darauf hinweiſen, welche außerordentlich ſchwere 
Schädigung die Abkommen, die mit Polen ge⸗ 
troffen worden ſind, für die Freie Stadt Danzig, 
ihre Selbſtändigkeit und ihre deutſche Wirtſchaft 
bedeuten. Wir dürfen feſtſtellen, daß die Erkennt⸗ 
nis in dieſer Hinſicht in Danzig ſehr ſtark im 
Wachſen begriffen iſt, wenn auch andererſeits zu⸗ 
gegeben werden darf, daß weite Kreiſe der Be⸗ 
völkerung noch nicht begriffen haben, welche un⸗ 
geheueren Gefahren der Freien Stadt Danzig 
durch dieſe Abkommen drohen, und wie ſchwer in 


gungsgeſetzes. Viel weſentlicher iſt aber noch, daß Zukunft die Wirtſchaft durch dieſe Maßnahmen 


der Senat nach den Mitteilungen im Hauptaus⸗ 
ſchuß die Bindungen, die für die Zukunft über⸗ 


wird gefährdet werden können. Unſere War⸗ 
nungen werden unaufhörlich erfolgen und wir 


nommen ſind, auch auf Grund des Ermächti⸗ werden die Bevölkerung aufklären, wo und wie 
gungsgeſetzes übernehmen zu können glaubt. In wir es nur immer können. 

dem Notenwechſel, der mit der polniſchen Repu⸗ 
blik geführt worden iſt, iſt ja, wie Sie wiſſen, zu⸗ 


In dieſem Zuſammenhang möchte ich zu dem, 
was früher zu dieſer Frage geſagt worden iſt, 


D 
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Volkstag Danzig — 46. Sitzung. 
(Schwegmann, Abgeordneter) 
noch etwas hinzufügen. Es iſt ja eingehend dar⸗ 
gelegt worden, worin wir die Preisgabe eines 
Danziger Hoheitsrechtes erblicken. Bei dieſen Er⸗ 
örterungen iſt meines Erachtens etwas nicht ge⸗ 
nügend zum Ausdruck gekommen. Das iſt das, 
was in der Note ſteht, die der Miniſter Stras⸗ 
burger an die Danziger Regierung gerichtet hat. 
Dort heißt es: 

Herr Präſident! Ich habe die Ehre, mitzuteilen, 
daß die polniſche Regierung, in der Abſicht, die viel⸗ 
fach durch den Senat der Freien Stadt Danzig aus⸗ 
gedrückten Wünſche zu befriedigen, am 1. November 
1928 auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig die 
wolniſchen Eiſenbahntarife einführen wird und die 
Anwendung der gebrochenen Tarife zwiſchen Polen 
und Danzig aufhebt. 

Dazu möchte ich ſagen: Im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig hat die polniſche Regierung über⸗ 
haupt nichts einzuführen. Mit einem Male wird 
wereinbart, daß die polniſche Regierung in Dan⸗ 
zig Beſtimmungen einführen kann. Darin muß 
ich noch ganz beſonders eine Preisgabe Danziger 
Hoheitsrechte erblicken. Nach dem heutigen Recht 
iſt die Sache jo, daß die polniſche Eiſenbahnver⸗ 
waltung als privates Verkehrsunternehmen Be⸗ 
ſtimmungen herausgeben kann, die durch die An⸗ 
ordnungen des Danziger Senats Kraft erlangen. 
In Zukunft ſoll es nur ſo ſein, daß die polniſche 
Regierung Verordnungen mit geſetzlicher Kraft 
erläßt; denn Sie ſagen ausdrücklich, die polniſche 
Regierung wird die neuen Beſtimmungen ein⸗ 
führen. Dagegen müſſen wir uns mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit verwahren. Darin erblicken wir eine 
neue und ſchwere Verletzung der Danziger Rechte. 
Wir warnen die Regierung, ſo weiter zu ſchrei⸗ 
ten. Kehren Sie um, und machen Sie halt auf 
dieſem gefährlichen Weg, den Sie beſchritten 
Haben! (Bravo! rechts. — Abg. Dr. Kamnitzer: 
Wie Sie es gemacht haben!) 

Vizepräſident Neubauer: Zur Begründung des 
Antrages Druckſache Nr. 406 hat das Wort der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat.⸗Lib.): M. D. u. 


H.! Nach Artikel 45 Buchſtabe k bedarf es zum 


(Abſchluß won Verträgen mit fremden Staaten 
eines Geſetzes. Nun hat am 4. Auguſt 1928 der 
Senat mit der Republik Polen ein Abkommen 
über die Einführung der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung auf Danziger Gebiet und über 


Die Einführung der durchgerechneten Tarife ge⸗ 


ſchloſſen. Dieſes Abkommen iſt zwar nicht in die 
Form eines Vertrages gekleidet worden, ſondern 
in die Form eines Notenwechſels. Dieſe Form 
nimmt aber ſelbſtverſtändlich dem Abkommen 
micht den Charakter eines Staatsvertrages. Ganz 
ſelbſtverſtändlich fällt auch dieſer Staatsvertrag 
unter den Artikel 45 der Verfaſſung. Ich habe be⸗ 
reits am 4. Auguſt dieſes Jahres, als eine 
Stunde vor Abſchluß der Verträge der Hauptaus⸗ 
ſchuß informiert wurde und vom Senat den 
Mitgliedern des Hauptausſchuſſes zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß der Ausſchuß eigentlich nur 
die Information entgegenzunehmen und im 
übrigen nichts zu ſagen hätte, auf dieſes Bedenken 
hingewieſen und zum Ausdruck gebracht, daß 


hier ein Mitbeſtimmungsrecht des Volkstages 
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werletzt werde, wenn in dieſer Weiſe werfahren 
werde. Ich habe damals bereits darauf hingewie⸗ 
jen, daß nach meiner Rechtsauffaſſung dem Volks⸗ 
tag ein Geſetzentwurf vorgelegt werden müßte — 
zwecks Genehmigung des Staatsvertrages, wie 
das ja auch bereits bei einer Reihe anderer Ab⸗ 
kommen mit Polen tatſächlich geſchehen iſt. Ich 
erinnere nur an das Abkommen über die gegen⸗ 
feitige Vollſtreckung von Urteilen in Polen und 
in Danzig; da wurde auch dem Volkstag ein ent⸗ 
ſprechender Geſetzentwurf vorgelegt. 

Nun hat ſich in der damaligen Beratung im 
Hauptausſchuß ein Vertreter des Senats auf den 
Standpunkt geſtellt, der Senat brauche den 
Volkstag nicht zu befragen, brauche ſeine Zuſtim⸗ 
mung nicht, weil er das Ermächtigungsgeſetz aus 
dem Jahre 1923 habe, deſſen Aufhebung zu 
Punkt 4 der heutigen Tagesordnung von den 
Deutſchnationalen beantragt worden iſt, und zwar 
meiner Meinung nach ſehr mit Recht. Im Artikel 
2 dieſes Geſetzes heißt es: „Der Senat wird er⸗ 
mächtigt „Aenderungen“ der Eiſenbahnwerkehrs⸗ 
ordnung im Wege der Verordnung vorzunehmen. 
Wenn Sie, m. D. u. H., die Geſetzblätter wer⸗ 
folgt haben, dann werden Sie geſehen haben, daß 
das meiſtens nicht erhebliche Aenderungen waren. 
Meiſtens waren es Aenderungen auf tariflichem 
Gebiet, die vom Senat veröffentlicht wurden. 
Aber hier wird durch das Abkommen vom 4. Au⸗ 
guſt 1928 ein Geſetz, das bisher in Danzig ge⸗ 
golten hatte, mit einem Federſtrich beſeitigt, ein 
deutſches Geſetz in deutſcher Sprache, und an ſeine 
Stelle wird eine polniſche Eiſenbahnverkehrsord⸗ 
nung geſetzt, die in polniſcher Sprache abgefaßt 
iſt. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das iſt ja nicht wahr!) 
Dann werden die Abkommen vorgelegt werden 
müſſen. Es iſt doch nicht zu beſtreiten! Herr Abg. 
Schwegmann hat doch auch einen Paſſus zitiert, 
in dem Herr Miniſter Strasburger erklärt, er 
beehre ſich mitzuteilen, daß die polniſche Regie⸗ 
rung die polniſche Eiſenbahnverkehrsordnung 
auf Danziger Gebiet einführen werde. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Paſſen Sie doch auf, das ſtimmt 
nicht!) Ich paſſe vielleicht zu viel auf, weil ich 
Geſetzwidrigkeiten hier feſtnagele! (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Das aber hat auch Herr Schwegmann 
nicht geſagt!) Wenn ſich der Senat auf die Be⸗ 
ſtimmung des Ermächtigungs⸗Geſetzes won 1923 
berufen will, ſo iſt das eine ſehr lahme Stütze; 
denn dieſes Ermächtigungsgeſetz kann den Senat 
niemals ermächtigen, ein Geſetz, das bisher ge⸗ 
golten hat, durch ein vollkommen neues Geſetz 
eines andern Staates zu erſetzen. 

Was das Abkommen ſelbſt anlangt, ſo habe 
ich nicht die Abſicht, heute auf den Inhalt einzu⸗ 
gehen. Wir freuen uns des Erfolges, der für die 
Danziger Wirtſchaft erzielt iſt. Wir freuen uns, 
daß die Regierung einen Erfolg gehabt hat, ganz 
gleich welche Regierung dieſes iſt! Die Hauptſache 
iſt, daß ſie etwas Vernünftiges für Danzig ſchafft. 
Aber wir haben ſehr ſtarke Bedenken dagegen, 
daß ſie in dieſer Weiſe verfährt. Der Regierung 
wird nicht zum erſten Mal zum Vorwurf gemacht, 
daß ſie eine Verfaſſungswidrigkeit begehe. Jede 
Regierung, die etwas auf ſich hält, ſollte ſich vor 
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dieſem Vorwurf hüten! Wir Abgeordnete ſind 
Hüter der Verfaſſung, und das ſollten auch die 
Mitglieder des Senats ſein. Die Mitglieder des 
Senats ſollten ſich bei jedem Schritt, den ſie tun, 
fragen: „Entſpricht das, was wir tun, auch der 
Verfaſſung?“ Das iſt in dieſem Fall nicht ge⸗ 
ſchehen. Man hat ſich auf ein Ermächtigunggeſetz 
berufen, das wirklich zur Begründung nicht her⸗ 
angezogen werden kann. 

Dem Antrag der Deutſchnationalen auf Auf⸗ 
hebung dieſes Ermächtigungsgeſetzes, mit dem 
hier ein offenkundiger Mißbrauch getrieben wor⸗ 
den iſt, werden wir zuſtimmen. Es liegt im In⸗ 
tereſſe ſämtlicher Parteien des Hauſes, darüber 
zu wachen, daß die Regierung den werfaſſungs⸗ 
mäßigen Weg einhält, daß die Verfaſſung beach⸗ 
tet und dem Volkstag das Geſetz zur Genehmi⸗ 
gung vorgelegt wird. (Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter. 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Im 
Auftrage des Senats habe ich folgende Erklärung 
abzugeben, und zwar zunächſt auf den Antrag 
der Deutſchnationalen Volkspartei, 

Der Senat hat in der Begründung der Vor⸗ 
lage zum Erlaß eines Geſetzes betr. Aenderung 
des 8 471 des Handelsgeſetzbuches die Richtlinien 
dargelegt, nach denen die Umgeſtaltung der in 
Danzig geltenden deutſchen Eiſenbahnverbehrs⸗ 
ordnung erfolgen ſolle, nämlich: Angleichung an 
die Berner internationalen Uebereinkommen über 
den Eiſenbahnverkehr und tunlichſte Anlehnung 
an die polniſche Eiſenbahnverkehrsordnung mit 
Rückſicht auf die engen wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und 
der Republik Polen. 

Die Vorlage auf Abänderung des Handels⸗ 
geſetzbuches iſt Geſetz geworden, das Geſetz vom 
21. Juni 1928. Damit iſt nach Anſicht des Senats 
zum Ausdruck gebracht, daß der Volkstag die 
Grundſätze, von denen ſich der Senat bei Neuge⸗ 
ſtaltung der Eiſenbahnverkehrsordnung leiten 
laſſen wollte, gebilligt hat. Die Veröffentlichung 
der neuen Verkehrsordnungen für den Perſonen⸗ 
und Güterverkehr, die aus techniſchen Gründen 
bisher nicht erfolgen konnte, wind zeigen, daß 
der Senat ſich an die dem Volkstag bekannt ge⸗ 
gebenen Richtlinien gehalten hat, und daß die 
neuen Verkehrsordnungen den Wirtſchaftsinter⸗ 
eſſen der Freien Stadt Danzig gerecht werden. 
Der Senat ſieht deshalb keinen Anlaß, die durch 
Artikel 2 des genannten Geſetzes wom 19. Oktober 
1923 dem Senat erteilte Ermächtigung zur Aen⸗ 
derung der Eiſenbahnverkehrsordnung zu beſeiti⸗ 
gen. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Zu dem zweiten Punkt betr. den Antrag des 
Herrn Abg. Dumont: Nach Artikel 45 fk der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung iſt ein Geſetz erforderlich für den 
Abſchluß won Verträgen mit anderen Staaten. 
Im vorliegenden Fall handelt es ſich aber nicht 
um einen Staatsvertrag in dieſem Sinne. (Hei⸗ 
terkeit rechts.) Es handelt ſich vielmehr um ein⸗ 
jeitige und ſelbſtändige Erklärungen der Regie⸗ 
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rungen der Freien Stadt Danzig und der Repu⸗ 
blik Polen. (Abg. Hohnfeldt: Gut, daß das feſt⸗ 
geſtellt wird! — Eine ſehr wertvolle Feſtſtellung! 
rechts.) Denn die Regierung der Republik Polen 
erklärt ſich bereit, nunmehr Maßnahmen durchzu⸗ 
führen, auf die die Freie Stadt ſchon lange einen 
Anſpruch auf Grund der beſtehenden Eiſenbahn⸗ 
abkommen und Entſcheidungen hat, ſo daß alſo 
durch dieſe Erklärung nur die Erfüllung einer 
alten Verpflichtung zugeſagt, nicht aber eine be⸗ 
ſondere neue Verpflichtung eingegangen wird. 
Der Danziger Senat andererſeits erklärt, auf dem 
Gebiete der Eiſenbahnverkehrsordnung gewiſſe 
Maßnahmen treffen zu wollen; er iſt zu dieſer 
Zuſage berechtigt, da er nach Artikel 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 19. Oktober 1923 ermächtigt iſt, ſelb⸗ 
ſtändig über dieſe Angelegenheit zu entſcheiden. 
Zudem liegt dieſe Erklärung auch lediglich in der 
Richtung der Berner Eiſenbahnabkommen, denen 
die Freie Stadt Danzig beigetreten iſt. Die Er⸗ 
klärungen des Senats bewegen ſich daher durch⸗ 
weg auf dem Boden der beſtehenden Geſetze. (Un⸗ 
ruhe.) An dieſen Geſetzen findet naturgemäß die 
vom Senat durch ſeine Erklärung übernommene 
Verpflichtung ihre Schranke, worüber die polni⸗ 
ſche Regierung ſich bei Entgegennahme der Er⸗ 
klärung nicht im unklaren ſein konnte. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. 


Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ich habe die | 


Aufgabe, Das demagogiſche Spiel mit der ſoge⸗ 
nannten Demokratie und dem Parlamentaris⸗ 
mus, das von allen Parteien einſchließlich der 
S. P. D. ausgeführt wird, der Bevölkerung vor 
Augen zu führen und ihr zu zeigen, wie man mit 
ſogenannten Ermächtigungen und Verordnungen 
Schindluder treibt. Auf Grund der im Jahre 1923 
von der deutſchnationalen Regierung gegen die 
Stimmen der Linken durchgebrachten Ermächti⸗ 
gung iſt der Senat dazu übergegangen, die Ver⸗ 
kehrsordnung der Republik Polen im Verord⸗ 
nungswege zu übernehmen. Wir bekämpfen jede 
Ermächtigung. Wenn ich hier ſage, daß die 
deutſchnationale Regierung ſeinerzeit am liebſten 
nur mit Verordnungen gearbeitet hätte, ſo 
ſtimmt das. Im Jahre 1925 wurde eine Reihe 
Verordnungen erlaſſen, die abſolut nicht im 
Rahmen des ſogenannten Parlamentarismus 
oder der ſogenannten Demokratie liegen. 


Wenn ſich die Deutſchnationale Partei heute 


als Hüterin der ſogenannten Demokratie oder 
des ſogenannten Parlamentarismus aufwirft, ſo 
st es weiter nichts als eine Demogogie. Das muß 
der Bevölkerung auch geſagt werden. Seinerzeit 
wurden Nachtſitzungen abgehalten, und es kam zu 
Exzeſſen, weil die Deutſchnationale Partei durch⸗ 
aus die Ermächtigungsgeſetze haben wollte. Ich 
erinnere an die Aufſtellung eines Nachtrags⸗ 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1926 und 
die Feſtſetzung eines Höchſtbetrages für die Haus⸗ 
haltungsausgaben in den Rechnungsjahren 1927 
und 1928, weiter die Regelung des Zollvertei⸗ 
lungsſchlüſſels. War es nicht Landesverrat, wenn 
Sie auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes der 
Freien Stadt Danzig moch ſechs Millionen weg⸗ 
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nahmen? Darüber sprechen Sie nicht. Sie ſorgten 
nur dafür, daß das Ermächtigungsgeſetz durch⸗ 
kam, um die 14 Millionen herauszubekommen. 
Sie, die jetzt im Volkstag auftreten, ſind unſere 
Klaſſenfeinde, weil wir die Klaſſenfeinde des 
beſtehenden kapitaliſtiſchen Staates ſind. Sie 
haben damals durch das Ermächtigungsgeſetz dem 
Tabakmonopol die Wege geebnet. Für die Taſchen 
der Steuerzahler war das eine ungeheure Bela⸗ 
ſtung. Wenn Sie heute zu den Auswüchſen des 
Monopols Stellung nehmen, ſo wußten wir, was 
der Bewölkerung durch das Tabakmonopol drohte. 
Sie ſind diejenigen, die der Bevölkerung die 
Laſten aufgehalſt haben. Sie find dafür verant⸗ 
wortlich, daß ſich die Bevölkerung durch die Ziga⸗ 
retten des Tabakmonopols die Tuberkuloſe holt, 
trotzdem der Preis gegen früher geſtiegen iſt. 
Sie waren es, die auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes noch 3 Prozent Steuer herausholten, wes⸗ 
wegen in dieſem Parlament große Kämpfe ſtatt⸗ 
fanden. 

Trotz aller Reden iſt der aufgeblähte Beam⸗ 
tenapparat geblieben. Nur die unteren Beamten 
der Schupo, von der Steuer⸗ und Zollbehörde 
und vom Gericht wurden abgebaut. Sie liegen 
zum Teil heute noch erwerbslos auf der Straße. 
Alles haben Sie durch Ermächtigung und Ver⸗ 
ordnung geſchaffen. Sie haben ſich die ſogenannte 
Diktatur Muſſolinis zu eigen gemacht, um der 
Bevölkerung große Laſten aufzubürden. Jetzt 
kommen Sie her und ſagen, daß Sie nicht für Er⸗ 
mächtigungsgeſetze ſind, ſondern für Demokratie 
und den ſogenannten Parlamentarismus. Wenn 
man der Bevölkerung etwas anderes erzählt, ſo 
iſt das weiter nichts als Demagogie, als Verrat 
in höchſter Potenz. Man muß ſich letzten Endes 
fragen, ob das die Raffineſſe einer Partei iſt, 
oder ob der Geiſt des Volkes durch die bürgerlichen 
Parteien ſo getrübt wurde, daß es ſich dieſe De⸗ 
magogie gefallen läßt. 

Nun, m, H. Sozialdemokraten, zu Ihnen! Zus 
ſammen mit der Kommuniſtiſchen Partei haben 
Sie ſeinerzeit die Ermächtigungsgeſetze bekämpft. 
Sie glauben, Träger des Parlamentarismus in 
jedem Stadium zu ſein. Sie glauben, die Demo⸗ 
kratie nach Rickert und Weinhauſen vertreten zu 
müſſen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das waren keine 
Parteigenoſſen!) Sie ſind die Nachfolger. Wenn 
Sie noch micht ſoweit ſind, ſo kommen Sie noch 
darauf hin. ( Heiterkeit.) Sie ſtellen jetzt die 
Partei dar, deren Grundſätze früher Weinhauſen 
vertrat. (Abg. Zarske: Marx!) Sie politiſches 
Kind! (Heiterkeit.) Durch die Gunſt eines Volks⸗ 
tagsabgeordneten können Sie, Herr Zarske, wiel- 
leicht einen Bau bekommen, dazu haben Sie ſich 
wählen laſſen. Von Marx, Demokratie und Par⸗ 
lamentarismus haben Sie aber wirklich keine 
Ahnung. Alſo ſeien Sie lieber ſtill und ver⸗ 
ſuchen Sie, weiter Ihren Profit zu ſchöpfen. Ver⸗ 
ſuchen Sie nicht, hineinzureden, Sie können ſich 
höchſtens blamieren. 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat, als ſie 
außerhalb der Regierung war, gegen die Ermäch⸗ 
tigungsgeſetze gekämpft. (Abg. Dr. Kamnitzer: 


Da habt Ihr uns auch beſchimpft!) Sie begehen 
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jetzt Verrat und ſchlagen ſich mit den eigenen 
Maßnahmen ins Geſicht. Die Ermächtigungsge⸗ 


ſetze, die Sie ſeinerzeit bekämpft haben, ſtecken Sie 
in die Taſche und arbeiten genau ſo, wie dieſe De⸗ 
magogen gearbeitet haben. (Heiterkeit.) Sie ſind 
auch Demagogen und wollen der Bevölkerung 
Sand in die Augen ſtreuen. Sie ſind auch ein ſo⸗ 
genannter Verfechter des Parlamentarismus, 
Herr Dr. Kamnitzer. Ich nehme an, daß bei 
Ihnen auch große ehrgeizige Pläne mitſpielen. 
(Heiterkeit.) Ich kenne meine „Brüder,“ wie ſi 
hier ſitzen. (Erneute Heiterkeit. Abg. Dr. 
Kamnitzer: Erzählen Sie einmal etwas von ſich!) 
Man findet ſehr wenige, die Idealismus zur 
Partei oder zur Weltanſchauung beſitzen. Das 
finden Sie nur bei der Kommuniſtiſchen Partei. 
Bei den andern Parteien kann man nicht davon 
ſprechen. Bei den Kommuniſten deswegen, weil 
ſie alles daran ſetzen, weil ſie von allen verfolgt 
werden, von den Deutſchnationalen bis zu den 
Sozialdemokraten. (Abg. Dr. Kamnitzer: Die 
Deutſchnationalen lieben Sie! — Zwiſchenrufe.) 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich möchte Sie darauf aufmerkſam ma⸗ 
chen, daß wir bei dem Geſetzentwurf betr. die Ei⸗ 
ſenbahnverkehrsordnung ſind. Ich bitte Sie, zu 
dem Geſetz zurückzukehren. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will 
ſpezialiſieren, wie weit es geht, wenn man mit 
Ermächtigungsgeſetzen arbeitet und angibt, den 
Parlamentarismus zu wertreten. Ihre Demokra⸗ 
tie haben Sie am beſten bei der Weimarer Ver⸗ 
faung bewieſen, indem Noske die Proletarier 
niederſchlug. Ihre Demokratie haben Sie bewie⸗ 
ſen, indem Sie Ihre Horden gegen mich im 
Schützenhaus losließen und einen Arbeiterver⸗ 
treter blutig ſchlugen. (Zwiſchenrufe.) Herr Dr. 
Bing hat mir ein Atteſt ausgeſtellt, daß Sie mich 
in Ihrer Verſammlung, wo die Vertreter der ſo⸗ 
genannten Demokratie waren, blutig geſchlagen 
halben. Sie tun es überall, wo Ihnen jemand in 


die Quere tritt. 
Herr Abg. Liſch⸗ 


Vizepräſident Neubauer: 
newſki, ich rufe Sie zur Sache. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Da kämp⸗ 
fen Sie mit den ſchärfſten Mitteln. Wir als 
Kommuniſtiſche Partei und Fraktion ſtehen auf 
dem Standpunkt, wenn ſchon das kapitaliſtiſche 
bürgerliche Syſtem beſteht, dann ſoll man zum 
mindeſten das wahr machen, was man der Bevöl⸗ 
kerung vorgegaukelt hat. Dann ſoll man jedes 
Ermächtigungsgeſetz hier ausſchalten und das 
Volk ſprechen laſſen, das Parlament durch die 
Abgeordneten. Wenn das nicht genügt, muß das 
Volk über das ſogenannte Danzig⸗polniſche Ab⸗ 
kommen entſcheiden. Sie haben kein Recht, ſage 
ich Ihnen von dieſer Stelle, Abkommen von ſo 
einſchneidender Bedeutung wie die mit Polen 
hinter den Kuliſſen zu verhandeln. Sie haben 
kein Recht, die Kriegsſchiffe durchfahren zu laſſen. 
Wir wiſſen, daß Munitionshäfen nicht für Ha⸗ 
ſen und Rehe ſind, ſondern, daß ſie ſich nur gegen 
Sowjetrußland richten. Als drittes haben Sie 
die Verkehrsordnung abgeſchloſſen. Wenn immer 
im Völkerbund von dem Schutz der Minderheiten 
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und der Verwaltung eines ſouveränen Staates 
geſprochen wird, ſo betrachten wir den Völker⸗ 
bund als einen Popanz, aber Sie ſehen ihn ja 
als Ihr Ideal an. Dieſer Völkerbund hätte nie⸗ 
mals zugeben dürfen, daß z. B. nach Ihrer Auf⸗ 
faſſung Polen berechtigt war, mir nichts dir nichts 
die Verkehrsordnung oder die Tarife umzuän⸗ 
dern, und zwar nicht nach Ihrem Willen, m. H. 
Sozialdemokraten und Zentrümler. Polen hat 
Sie doch richtig gezwungen, dieſe Verkehrsord⸗ 
nung jo zu bilden, wie es fie für richtg befunden 
hat. Hier iſt etwas preisgegeben worden, was 
ſich ſpäter rächen wind, wenn die Granaten über 


Danzig fliegen und die Gasangriffe in Danzig 


ſtattfinden werden. Dann werden Sie die Ver⸗ 
antvortung tragen, die Sie Polen dazu veranlaßt 
haben. 

Wir wollen im Verein mit den polniſchen 
Brüdern alles tun, um dieſen Beſtrebungen der 
reaktionären polniſchen Regierung und des reak⸗ 
tionären Danziger Senats einen Damm entge⸗ 
genzuſetzen. Wir werden alles tun, um das pol⸗ 
niſche und das deutſche Danziger Proletariat da⸗ 
rauf aufmerksam zu machen, daß ſie ſich die Hän⸗ 
de reichen müſſen, um dieſen Beſtrebungen einen 
Damm entgegenzuſetzen. Es iſt Zeit, mit dieſer 
Geſellſchaft aufzuräumen, den Klaſſenkampf auf⸗ 
zunehmen und den Sozialismus einzuführen. 
Beim Sozialismus iſt es ausgeſchloſſen, ſolche 
Kuhhandeleien vorzunehmen. Dieſe Verordnun⸗ 
gen bedeuten weiter nichts, als daß das Volk 
ausgeſchaltet wird. Wir wollen denjenigen, die 
ſich mit ihrer Hände Arbeit ernähren, das Recht 
geben, das ſie haben müſſen, weil ſie im Produk⸗ 
tionsprozeß ſtehen. Alle diejenigen, die ſich nicht 
mit ihrer Hände Arbeit ernähren, mögen dahin 
gehen wohin ſie wollen, ſie mögen elendig zu 
Grunde gehen. Dieſen Kampf zu führen, ſoll un⸗ 
ſere höchſte und vornehmſte Aufgabe jein. (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u H.! Mit der juriſtiſchen Erklärung, die uns 
hier eben gegeben worden iſt, können wir uns 
ganz unmöglich einverſtanden erklären Ich 
glaube, es wird niemand hier im Hauſe ſein, der 
nicht die Empfindung hatte, daß es eine gewun⸗ 
dene juriſtiſche Auslegung war, die vor dem ge⸗ 
ſunden Menſchenverſtand nicht ſtandhält. M. D. 
u. H.] Wenn die Rechtfertigung nicht einem ſo 
guten Juriſten wie dem Redner glückt, ſo ſteht es 
ſchlecht um die Sache. 

Die Beſtimmung der Verfaſſung lautet, 
daß die Zuſtimmung des Volkstages zu Verträ⸗ 
gen mit anderen Staaten erforderlich iſt. Es 
kommt alſo in Betracht: Sind hier Verträge ab⸗ 
geſchloſſen oder nicht? Was iſt ein Vertrag? Ein 
Vertrag iſt eine übereinſtimmende Erklärung von 
zwei Parteien, die dem Willen der Parteien 
über gegenſeitige Rechte und Pflichten entſpricht. 
Es iſt alſo, wie es in der juriſtiſchen Sprache 
heißt, erſtens der oonsensus notwendig, der über⸗ 
einſtimmende Wille. Es iſt zweitens die Erklä⸗ 
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rung erforderlich und drittens der Inhalt, über 
den die Uebereinſtimmung erfolgen ſoll. 

Prüfen wir an Hand der uns vorgelegten 
Urkunden, ob dieſe Vorausſetzungen eines Ver⸗ 
trages hier zutreffen oder nicht. Was die Tarife 
anlangt, hat die polniſche Regierung erklärt, 
daß ſie die durchgerechneten Tarife einführen 
wird. Der Senat hat zugeſtimmt. Weiter hat die 
polniſche Regierung gefordert, daß die Freie 
Stadt Danzig die dem Schreiben des polniſchen 
Miniſters beigefügte Verkehrsordnung in Kraft 
ſſetzen wird. Der Senat hat zugeſtimmt. Ferner 
hat die polniſche Regierung auch gefordert, zu⸗ 
künftige Veränderungen der polniſchen Verkehrs⸗ 
ordnung in der Freien Stadt einzuführen. Der 
Senat hat zugeſtimmt. Endlich fordert die pol⸗ 
niſche Regierung daß die Tarife auf dem Gebiet 
der Freien Stadt Danzig durch die Veröffent⸗ 
lichungen im polniſchen Verkehrsanzeiger in 
Kraft treten. Der Senat hat zugeſtimmt. In allen 
Punkten ſind übereinſtimmende Erklärungen ab⸗ 
gegeben. Die Erklärungen entſprechen dem Wil⸗ 
len der Vertragſchließenden. Es kann doch gar 
kein Zweifel darüber ſein, daß hier auf beiden 
Seiten Verpflichtungen übernommen worden 
find und Verträge in dem von mir erörterten 
Sinne abgeſchloſſen ſind. Es kann auch kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß die zwiſchen den 
beiden Staaten Danzig und Polen abgeſchloſſe⸗ 
nen Verträge der Genehmigung des Volkstages 
unterliegen. Das iſt die formale Seite. 

Uns und der ganzen Bevölkerung in Danzig 
it es aufgefallen, daß zu den ſehr ſchweren Vor⸗ 
würfen, die gegen die Regierung erhoben worden 
find, daß ſie Danziger Hoheitsrechte preisgege⸗ 
ben habe, auch nicht mit einem Wort, weder im 
Ausſchuß, noch hier im Plenum Stellung genom⸗ 
men worden iſt. Es äſt nach meiner Auffaſſung 
Pflicht der Regierung, wenn ſie überhaupt ſich 
zu werteidigen in der Lage iſt, zu dieſem doch für 
die Regierung allerſchwerſten Vorwürfen Stel⸗ 
lung zu nehmen und ſie ſachlich zu widerlegen. 
Soweit die heute hier behandelten Punkte in Be⸗ 
tracht kommen — ich laſſe alle anderen Sachen 
weg — haben wir behauptet und behaupten es 
heute noch, daß die Regierung das Recht der Ta⸗ 
rifhoheit preisgab, indem ſie es hat geſchehen 
laſſen, daß die polniſche Regierung, wie Herr 
Schwegmann ſoeben ausführte, Tarife auf Dan⸗ 
ziger Staatsgebiet einführen will, wo die pol⸗ 
niſche Regierung keine Hoheitsrechte hat. (Abg. 
Plettner: Sie Hochverräter!) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Plettner, 
Sie haben den Herrn Abg. Dr. Ziehm das Wort 


„Hochverräter“ zugerufen, ich rufe Sie zur Ord⸗ 


nung. 

= Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.) Herr Plett⸗ 
ner! 
preisgab. Der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes 
Hafing hat erklärt, daß die Eiſenbahn auf dem 
Danziger Gebiet lediglich eine Frachtveranſtal⸗ 
tung iſt und ſich den Danziger Geſetzen zu unter⸗ 
werfen habe. Während die Tarifbeſtimmungen 
Staatsanzeiger veröffent⸗ 


bisher im Danziger 
licht wurden, und damit 


Nicht ich bin derjenige, der Hoheitsrechte 


Rechtskraft bekamen, 


> 
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die Preisgabe von Hoheitsrechten. 
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ſollen fie in Zukunft mit der Veröffentlichung im 
polniſchen Verkehrsanzeiger Rechtskraft erlan⸗ 
gen. Der Vorwurf der Preisgabe eines wichtigen 
Danziger Hoheitsrechtes iſt doch nicht gleichgül⸗ 
tig? And dazu ſchweigen Sie? Wir müſſen verlan⸗ 
gen, daß Sie dazu Stellung nehmen. 

Nun höre ich noch, daß Sie es ſogar ableh⸗ 
nen wollen, daß die heutigen Vorlagen im Aus⸗ 
ſchuß verhandelt werden. Wir haben uns jeder⸗ 
zeit dazu bereit erklärt, wenn Sie meinen, daß 
wichtige Danziger Fragen in Betracht kommen, 
die nicht öffentlich verhandelt werden ſollen, ſie 
mit Ihnen im Ausſchuß in geheimer Sitzung zu 
verhandeln. Durch Ihr Verhalten im Ausſchuß 
haben Sie uns gezwungen, ins Plenum zu gehen. 
(Sehr richtig! rechts.) Sie haben im Ausſchuß 
in der ſchrofſſten Weiſe jede Aeußerung abge⸗ 
lehnt. (Zuruf links.) Hier wird mir wieder von 
einem Menſchen, der es nicht verſteht, und dem ich 
es deshalb nicht übel nehme, das Wort „Hoch⸗ 
verrat“ zugerufen. Was iſt das? Hochverrat iſt 
(Sehr gut! 
rechts.) Halten Sie die polniſche Regierung wirk⸗ 
lich für ſo dumm, daß ſie nicht ſelbſt auf alles 
kommt, was in ihrem Sinne liegt? Der pol⸗ 
niſchen Regierung ſind die Verhandlungen doch 
bekannt; und vor uns halten Sie ſie geheim. 
Uns liegt daran, daß Klarheit geſchaffen wird. 
(Sehr richtig! rechts.) In der Politik müſſen die 
Grundſätze Klarheit und Wahrheit herrſchen. 
(Zuruf des Abg. Jewelowſki.) Herr Jewelowſki! 
Es wird Ihnen nicht gelingen, mich durch 
Zwiſchenrufe vom Thema abzulenken. Ich gehe 
auf Ihren Zuruf nicht ein; Das ſind Methoden, 
mit denen Sie vielleicht im Holzhandel Erfolge 
erzielen. Hier, wo es ſich darum handelt, wichtige 
Staatsgeſchäfte zu behandeln, ſoll man ſachlich 
bleiben. (Sehr gut! rechts.) 

M. H.! Ich bitte Sie dringend, daß Sie zu 
unſeren Vorwürfen, die genau begründet und 
ſcharf prägiftert find, entweder im Ausſchuß oder 


hier im Plenum Stellung nehmen. Wenn Sie die 


Ueberweiſung der heutigen Vorlage an den Aus⸗ 
ſchuß ablehnen, ſo ſetzen fie ſich dem aus, daß ſich 
die Bewölkerung ſagt, Sie ſeien nicht in der La⸗ 
ge, das zu widerlegen, was wir Ihnen vorwer⸗ 
fen. Wir wären glücklich, wenn Sie in der Lage 
wären, unſere Bedenken zu zerſtreuen. Sie haben 
aber nicht einmal den Verſuch gemacht. Als 
Oppoſition ſind wir es dem Staat, unſern Kin⸗ 
dern und dem zukünftigen Geſchlecht ſchuldig, daß 
wir in aller Offenheit erklären, daß nach unſerer 
Auffaſſung aus dieſen Verträgen die allerſchwer⸗ 
ſten Gefahren für Danzig, ſein Deutſchtum und 
ſeine deutſche Wirtſchaft entſtehen. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. 
D. u. H.] Die große Erregung, in der Herr Dr. 
Ziehm geſprochen hat, zeigt, daß ihm langſam Be⸗ 
denken wegen der Taktik der Deutſchnationalen 
gekommen ſind, und daß er geglaubt hat, hier 


eine Entſchuldigungsrede halten zu müſſen. (Abg. 
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Dr. Ziehm: Gehen Sie doch auf die Sache ein!) 
Ich will darauf eingehen und nicht aus einer 
Sache Agitation machen. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
liegt uns ganz fern! — Lachen links.) Ich werde 
mich mit Ihren Anwürfen ſelbſt noch ſpäter be⸗ 
ſchäftigen. Es iſt immerhin ein politiſches Kuri⸗ 
oſum, daß die Deutſchnationale Partei zur Be⸗ 
gründung ihres Antrages in der „Allgemeinen 
Zeitung“ parteioffiziös erklären ließ, den Sozial⸗ 
demokraten wäre es leicht, dieſem Geſetz zuzuſtim⸗ 
men, da ſie immer gegen eine Ermächtigung ge⸗ 
weſen wären. Man pflegt ſich zur Begründung 
ſeiner eigenen Meinung nur dann auf die Grund⸗ 
ſätze anderer Parteien zu berufen, wen man ſelbſt 
keine Grundſätze hat. (Sehr gut! links.) Es iſt 
gerade bei den Deutſchnationalen in der Tat ſo, 
daß ſie die letzten ſind und ſein dürfen, die in die⸗ 
ſer Frage einen Antrag zu ſtellen hätten. Es iſt 


‚eine durchaus bezeichnende Situation, daß es die 


Deutſchnationalen und die Kommuniſten ſind, 
die ſich gegen eine Ermächtigung erklären. Die 
beiden Parteien der Diktatur, die beiden Par⸗ 
teien, die den Parlamentarismus negieren, ſtel⸗ 
len ſich hier her und erklären, ſie ſeien gegen die 
Ermächtigung. Wenn ſie nicht einſehen, wie lä⸗ 
cherlich ſie ſich vor der ganzen Bevölkerung 
machen, geſchweige denn vor dem Parlament, wo 
man das noch ſchneller durchſchaut, dann verſtehe 
ich das einfach nicht. Sie haben nicht das Recht, 
(nach rechts) Sie aus der Vergangenheit und Sie 
(zu den Kommuniſten) aus dem, was Sie gern 
möchten, ſich gegen ſolche Maßnahmen zu wenden. 
(Abg. Raſchke: In Rußland wird ohne Ermächti⸗ 
gung gearbeitet! — Große Heiterkeit.) Wir haben 
uns zurzeit noch nicht mit den glorreichen ruſſi⸗ 
ſchen Zuſtänden zu beſchäftigen, aber wir haben ja 
einen ähnlichen Zuſtand gehabt. 

Wir hatten das Ermächtigungsgeſetz, mit dem 
die Herren von rechts ſolange regiert haben. (Abg. 
Schwegmann: Wenn es praktiſch iſt! — Abg. 
Senftleben: Sie mißbrauchen das Ermächtigungs⸗ 
gejeg!) In der Diskuſſion im Hauptausſchuß 
wurde einmal geſagt, Sie ſind demokratiſch, wenn 
es Ihnen paßt. Ich komme noch darauf, ich will 
Ihnen nichts ſchenken. Sie ſagen: „Die Ermäch⸗ 
tigungsgeſetze machen wir dann, wenn es uns 
paßt.“ Damals paßte es Ihnen, ein Ermächti⸗ 
gungsgeſetz zu machen. Wir haben uns damals 
mit aller Gewalt, wie Sie wiſſen, haben wir Sie 
eine ganze Nacht aufgehalten, gegen das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz gewandt. Wir haben gezeigt, daß 
es uns mit dem Willen, gegen das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz alles mögliche zu tun, ernſt war. Wir 
waren ja vorher in der Regierung. Auch uns 
kam man mit dem Plan eines Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes, und es wäre uns nicht ſchwer gefallen, ein 
ſolches Ermächtigungsgeſetz durchzuſetzen, denn wir 
hatten die Mehrheit. Wir haben aber geſagt, 
wir wollen kein Ermächtigungsgeſetz, weil es ge⸗ 
gen unſere Grundſätze verſtößt. Dann kamen Sie 
und machten dieſes verfaſſungswidrige Geſetz. 
(Abg. Raſchke: Mit dem Sie heute noch arbeiten!) 
Nein, das ſtimmt nicht, lieber Kollege Raſchke, 
lun das Ermächtigungsgeſetz iſt längſt abge⸗ 
aufen. 
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Nun zu dem Ermächtigungsgeſetz, von dem 
Sie heute ſprachen, Herr Schwegmann. Dieſes 
Ermächtigungsgeſetz, das im Jahre 1923 verfaßt 
wurde, iſt in ſeinem Entwurf von den Herren Dr. 
Ziehm und Runge unterzeichnet. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Das beſtreiten wir nicht!) Ich will nur das 
Hiſtoriſche feſtſtellen. Die Begründung ſagt: „Da 
überall die Eiſenbahnverkehrsordnungen durch 
Verordnung geregelt werden, auch in Deutſch⸗ 
land, empfiehlt es ſich für Danzig, für die Aen⸗ 
derungen und Ergänzungen der Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung die einfache Form der Verordnung 
zu wählen.“ (Zwischenrufe rechts.) Ich komme 
noch darauf. Damals paßte es Ihnen! Ein Vor⸗ 
ſchlag zur Güte. Machen wir doch bei allen Ge⸗ 
ſetzen, die politiſch bedeutſam ſind, eine Klauſel: 
„Das Geſetz gilt nur, ſolange die Deutſchnatio⸗ 
nalen in der Regierung ſind.“ (Abg. Dr. Ziehm: 
Solange, bis es aufgehoben wird!) Dann ſind 
alle Schwierigkeiten behoben. Es gibt alſo offen⸗ 
bar Geſetze, mit denen nur die Deutſchnationalen 
umzugehen verſtehen, Geſetze, die ſofort aufgeho⸗ 
ben werden müſſen, wenn ſie aus der Regierung 
heraus ſind. 

M. D. u. H.! Was iſt nun mit dieſem Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz los? Die Eiſenbahnverkehrsordnung 
iſt ſeit jeher in Deutſchland eine Bundesratsver⸗ 
ordnung geweſen. Sie iſt jetzt eine Verordnung, 
deren Aenderung in Deutſchland der Verkehrsmi⸗ 
niſter zu beſchließen hat. Sie haben ganz recht, 
wenn Sie ſagen, in Danzig muß dieſe Sache durch 
Verordnung geregelt werden, und Sie haben 
auch ganz brav ſämtliche Aenderungen der Ver⸗ 
kehrsordnung, wenn ſie in Polen eingeführt wur⸗ 
den, manchmal ſogar ſchon verher, hier einge⸗ 
führt. Die Eiſenbahnverkehrsordnung iſt ein 
techniſches Geſetz, und wie jedes Geſetz, das tech⸗ 
niſcher Art iſt und techniſche Vorausſetzungen hat, 
muß es unter Umſtänden ſehr ſchnell geändert 
werden. Oft müſſen ſehr ſchnell einzelne Beſtim⸗ 
mungen aufgehoben oder zeitweiſe außer Kraft 
geſetzt werden. Das ſind die ewigen Verände⸗ 
rungen der Eiſenbahnverkehrsordnung, die Sie 
in jedem Geſetzblatt ſehen. Es iſt deshalb not⸗ 
wendig, für ein ſolches Geſetz einen gewiſſen 
Spielraum zu haben. Aus dieſer Notwendigkeit 
heraus haben Sie die Ermächtigung gemacht,, 
und aus dieſer Notwendigkeit heraus 
wünſchen wir ſie zu behalten. Das iſt 
keine der prinzipiellen Ermächtigungen, gegen die 
wir uns gewandt haben, ſondern eine Ermächti⸗ 
gung aus allgemein techniſchen Gründen. Deshalb 
haben wir uns auch nicht 1923 gegen dieſes Er⸗ 
mächtigungsgeſetz gewandt, ſondern ihm zuge⸗ 
ſtimmt. Deswegen haben wir uns auch nicht in 
Deutſchland dagegen erklärt. Damit erledigen 
ſich wohl ſehr ſchnell Ihre Anwürfe gegen das 
Geſetz; denn wir wünſchen im Intereſſe der Wirt⸗ 
ſchaft eben ſo prompt zu arbeiten, wie Sie es ge⸗ 
tan haben, und wir können nicht anerkennen, daß 
Geſetze von Ihnen nur auf Zeit, nämlich für 
Ihre Regierungszeit beſchloſſen ſind. 

Nun ſagen Sie, wir hätten das Geſetz miß⸗ 
braucht. (Abg. Plettner: Das verſteht er nicht!) 
Der Senat beabſichtigt nun nicht, eine Verkehrs⸗ 
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ordnung einzuführen, die vollkommen anders iſt 
als die jetzige. (Abg. Schwegmann: Eine neue 
Verkehrsordnung, die polniſche!) Ich habe ſchon 
im Hauptausſchuß geſagt, Herr Schwegmann, daß 
Unrichtigkeiten durch öftere Wiederholung nicht 
richtiger werden. Ich möchte Ihnen ſagen, daß 
es unrichtig iſt, zu behaupten, daß eine vollkom⸗ 
men neue Verkehrsordnung eingeführt wird. Die 
Verkehrsordnung bleibt im weſentlichen wie bis⸗ 
her die alte. Es werden nur Abänderungen ein⸗ 
geführt, die durch das Berner Uebereinkommen 
und aus techniſchen Gründen notwendig gewor⸗ 
den ſind. (Abg. Dumont: Iſt die polniſche Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung auch in deutſcher Sprache 
abgefaßt?) Ich komme zu Ihnen noch beſonders, 
Herr Dumont, denn Sie haben mich heute durch 
wohltuende Unkenntnis der Dinge, mit der Sie 
hier Behauptungen aufſtellen, ſehr erfreut. Ich 
möchte jetzt auf etwas anderes zurückkommen. 
Ich habe geſagt, die Deutſchnationalen zeigen 
bei dem Entwurf, den ſie hier vorgelegt haben, 
ihre Grundſatzloſigkeit. Sie zeigen ſie auch in 
anderer Richtung und noch deutlicher. Früher, 
als die Deutſchnationalen in der Regierung wa⸗ 
ren, predigten ſie uns im Hauptausſchuß, wenn 
wir es wagten, gegen außenpolitiſche Maßnahmen 
irgendwelche Kritik laut werden zu laſſen: „In 
außenpolitiſchen Dingen muß alles einig ſein, in 
außenpolitiſchen Dingen gibt es keine Kritik.“ 
Das waren die Ausdrücke, die die Herren brauch⸗ 
ten. (Abg. Schwegmann: Das iſt höchſt wünſchens⸗ 
wert!) Nun, wenn man den Wunſch hat, muß 
man der erſte ſein, der ihn erfüllt. Weshalb er⸗ 
füllen Sie Ihren Wunſch nicht? Sie können das 
doch. Ich habe inzwiſchen die Rede des Herrn 
Dr. Ziehm nachgeleſen. Es iſt unlogiſch, wenn 
Sie uns ſagen: „Sie haben dieſe Einheitsfront 
durchbrochen.“ Stellen Sie ſie wieder her! Sie 
ſind doch die Führer der Oppoſition. Wir haben 
den Standpunkt nicht gebilligt. Wir haben er⸗ 
klärt, wir verlangen für uns das Recht, jeweils 
Kritik an außenpolitiſchen Maßnahmen zu üben. 
Wir erkennen Ihnen auch das Recht zu, aber wir 
erkennen Ihnen nicht das Recht zu, in einer 
Weiſe Kritik zu üben, die dem Staat ſchadet. Das 
iſt es, was wir Ihnen nicht zuerkennen, und das 
tun Sie. M. D. u. H.! Ich könnte mir keinen 
beſſeren polniſchen Vertreter in Danzig denken 
als Herrn Dr. Ziehm. (Zwiſchenrufe und große 
Unruhe. — Abg. Brill: Was wollen Sie von 
einem Lügner haben?) 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Brill, 
Sie haben Herrn Abg. Dr. Ziehm einen Lügner 
genannt. Ich rufe Sie zur Ordnung. Ich möchte 
bitten, daß dieſe perſönlichen Anwürfe möglichſt 
vermieden werden. Es gibt kein ſchönes Bild 
für die Oeffentlichkeit, wenn wir uns gegenſeitig 
Grobheiten an den Kopf werfen. 
Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): 
Herr Dr. Ziehm, Sie wiſſen als Politiker ganz 
genau, Sie ſtehen lange genug in der Politik, 
daß es Situationen gibt, wo es Mitgliedern der 
Regierungsparteien außerordentlich ſchwer iſt, 
im Staatsintereſſe alles zu ſagen, was geſagt wer⸗ 
den könnte. (Abg. Schwegmann: Ausſchuß!) Auch 
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(Dr. Kamnitzer, Abgeordneter) 

im Ausſchuß nicht! Und dieſe Situation, die Sie 
fühlen und kennen, nutzen Sie weidlich aus. 
(Widerſpruch rechts.) Herr Dr. Ziehm, das iſt 
ſtaatsfeindlich! (Zuſtimmung links. — Kommen 
Sie mit der Wahrheit! rechts.) Wollen Sie etwa 
haben, daß ich in denſelben Fehler verfalle, in den 
Sie verfallen, ſoll ich Ihren Fehler, ſoll ich Ihre 
ſtaatsfeindliche Tendenz noch vergröbern und 
vergrößern, indem ich darauf hineinfalle? Anter 
vielem will ich Ihnen nur eins ſagen: Das große 
Schlagwort, mit dem Sie operieren, iſt, daß wir 
die Tarifhoheit aufgegeben hätten. Sie haben 
uns in Danzig daran gewöhnt, hinter alles das 
Wort Hoheit zu ſetzen, ſo daß ich ſchon geſagt habe: 
„Ich wundere mich nicht, wenn nächſtens noch 
von einer Kloſetthoheit oder richtiger Kanaliſa⸗ 
tionshoheit geſprochen wird.“ (Das iſt allerhand! 
rechts.) Ich will damit ſagen: Man darf ſolch 
einen wichtigen Begriff nicht zum Schlagwort 
herabwürdigen, ſondern muß ihn juriſtiſch und 
politiſch ernſt nehmen. 

Auf das juriſtiſche Problem will ich nicht ein⸗ 
gehen, aber etwas Politiſches, Herr Dr. Ziehm, 
kann ich Ihnen ſagen. Sie fühlen doch, wenn ich 
das einſchalten darf, daß die Erörterung dieſer 
Frage eine außerordentlich bedenkliche Angelegen⸗ 
heit iſt. Wenn Sie ſo abſolut ſicher und zweifels⸗ 
frei die Tarifhoheit auf Danziger Gebiet gehabt 
haben, dann haben Sie ein Verbrechen begangen, 
wenn Sie nicht ſchon ſeit ſieben Jahren die durch⸗ 
gerechneten Tarife eingeführt haben. (Lebhaftes 
Sehr richtig! links.) Dann hätten Sie die Vor⸗ 
orttarife ermäßigen müſſen. (Zuruf.) Herr Dr. 
Heinemann, ich habe geſagt, abſichtlich möchte ich 
nicht zu weit darauf eingehen. Ich habe Ihnen 
das ſchon einmal privat auseinandergeſetzt. Von 
Verbandstarifen kann keine Rede ſein. Wenn Sie 
ſouveräner Inhaber der Tarifhoheit find, dann 
haben Sie die Tarifhoheit bereits durch eine Ver⸗ 
bindung aufgegeben. Ueberlegen Sie ſich das 
einmal. Alſo: entweder Sie ſtehen als Ver⸗ 
brecher an der Wirtſchaft da, oder wir haben der 
Wirtſchaft etwas gebracht. Das wird ja ſogar 
von Herrn Dumont anerkannt. Ich freue mich 
ſeiner Objektivität. Ich glaube, daß es heute 
keine Wirtſchaftskreiſe mehr gibt, die im gering⸗ 
ſten bezweifeln, daß damit der Wirtſchaft etwas 
gebracht worden iſt, und zwar, wie ich betone, 
ohne daß das geringſte Danziger Hoheitsrecht auf⸗ 
gegeben wurde. Es iſt keine Rechtspoſition auf⸗ 
gegeben worden, die Danzig je gehabt hat. Die 
Deutſchnationalen wollen das nicht glauben. 
Ihnen paßt das nicht, und ſie arbeiten mit Argu⸗ 
menten, die — wie ich mir etwa denken könnte — 
von einem polniſchen Kronjuriſten herbeigezogen 
werden könnten, der dies Abkommen madig 
machen will. Sie ſagen beiſpielsweiſe, in der 
Bundesratsverordnung ſtand: „Landesaufſichts⸗ 
behörde“, jetzt ſteht nur „Aufſichtsbehörde“. Die 
Deutſchnationalen dürften genügend Juriſten 
haben, um klar zu wiſſen, worum es ſich handelt. 
Ich gehe darauf ein, weil die Herren auch dar⸗ 
über diskutiert haben. In der Bundesratsver⸗ 


ordnung des Deutſchen Reiches hat das Wort 
„Landesaufſichtsbehörde“ einen guten und tiefen 
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Sinn; denn es will den Ländern gewiſſermaßen 
ein Recht gegenüber dem Reiche vorbehalten. In 


einem einheitlichen Staat, wie wir es ſind, hat 


es keinen Sinn. (Abg. Schwegmann: Das ſtimmt 
nicht!) Wenn Sie noch Zweifel haben, daß das 


der geſetztechniſche Ausdruck iſt, dann bitte ich Sie 
im Bürgerlichen Geſetzbuch 8 1320 oder 


1323 
nachzuſehen, wo das Wort „Aufſichtsbehörde“ als 
das techniſche Wort ſteht. Aus dem Fehlen des 
Wortes „Landesaufſichtsbehörde“ haben Sie das 
Aufgeben von Hoheitsrechten gefolgert. (Abg. 
Senftleben: Warum ſchreiben Sie nicht „Senat“ 
hinein!) Weil Aufſichtsbehörde der richtige tech⸗ 
niſche Ausdruck dafür iſt. 

Nun haben Sie weiter geſagt: Wer iſt die 
Aufſichtsbehörde? Wenn irgend etwas die Dema⸗ 
gogie und die Staatsfeindlichkeit der Deutſch⸗ 
nationalen aufzeigen kann, dann iſt es dieſe 
Frage. (Sehr gut! links.) Wenn in einem Dan⸗ 
ziger Geſetz das Wort „Aufſichtsbehörde“ ſteht 
und jemand fragt, wer Aufſichtsbehörde iſt, ſo 
habe ich im Ausſchuß geſagt, ich ſchäme mich als 
Danziger für ihn. (Bravo! links.) Herr Schweg⸗ 
mann, wie verbohrt Sie in Ihrem Haß wegen des 
Erfolges der Regierung ſind, ergab ſich daraus, 
daß Sie im Ausſchuß fragten, ob die Danziger 
Verkehrsordnung nun in deutſcher oder polni⸗ 
ſcher Sprache veröffentlicht wird. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Im polniſchen Verkehrsanzeiger wird ſie 
veröffentlicht!) 

Wenn ich einige Argumente zuſammengetra⸗ 
gen habe, um das Geſicht der deutſchnationalen 
Oppoſition zu enthüllen, ſo hat das erſchreckend 
gezeigt, und ich bin der erſte, der darüber erſchreckt 
iſt, aus welchen Motiven heraus dieſe Herren 
handeln. Das enthebt mich der Mühe, irgend⸗ 
wie noch auf ihre ſonſtigen Argumente ſachlich 
einzugehen; (Aha! rechts.) denn ſie ſind nicht ſach⸗ 
lich. Aber einiges will ich noch von mir aus be⸗ 
handeln. Die Herren ſtoßen ſich daran, daß wir 
damit einverſtanden ſind, wenn die Tarife im 
Verkehrsanzeiger der polniſchen Staatsbahndirek⸗ 
tion veröffentlicht werden. Wir haben das auf 
Vorſchlag unſeres techniſchen Eiſenbahnberaters 
getan, weil er ſagte, es ſei dasſelbe wie in 
Deutſchland, wo die Reichsregierung damit ein⸗ 
verſtanden iſt, daß die Tarife im Reichsverkehrs⸗ 
anzeiger der Reichsbahngeſellſchaft veröffentlicht 
werden. Hat man in Deutſchland gehört, daß der 
Regierung im Reichstag der Vorwurf gemacht 
wurde, ſie habe Hoheitsrechte aufgegeben? 


Daß wir kein Hoheitsrecht aufgegeben haben, 


ergibt ſich aus folgendem: Würden die Polen die 
Tarifhoheit haben, dann würden die polniſchen 


Tarife ohne weiteres mit der Veröffentlichung in 
Polen gelten müſſen. Da iſt ja die Quelle ihrer 


Tarifhoheit. Indem wir uns ausdrücklich gewahrt 
haben, daß ſie in Danzig erſt mit der Veröffent⸗ 
lichung im Verkehrsanzeiger der Reichsbahnge⸗ 
ſellſchaft gelten, haben wir unſer Hoheitsrecht 
vollkommen und ausdrücklich gewahrt. (Zuruf des 
Abg. Senftleben.) Sie müſſen nun ſchon ein biß⸗ 
chen nachleſen. Es ſteht ausdrücklich: „Sie bedür⸗ 
fen zu ihrer Gültigkeit auf dem Boden der Freien 
Stadt Danzig der Veröffentlichung in polniſcher 
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und deutſcher Sprache, in dem von der Staats⸗ 
bahndirektion in Danzig herausgegebenen Tarif⸗ 
und Verkehrsanzeiger.“ (Abg. Schwegmann: Wel⸗ 
cher Text iſt maßgebend?) Für Danziger der 
deutſche. Jeder Einwand, den Sie mir zurufen, 
läßt ſich ohne weiteres zerpflücken. 

Nun komme ich auf die andere Sache, die da⸗ 
mit zuſammenhängt. Es wird geſagt, wir hätten 
einen Staatsvertrag gemacht, der der Ratifizie⸗ 
rung bedürfe. Den Artikel 45k kenne ich auch. 
Die Deutſchnationalen haben den Antrag nicht 
geſtellt, weil ſie zu ſehr belaſtet ſind. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben dem Volkstag niemals Abkom⸗ 
men zur Genehmigung vorgelegt. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben den Antrag nicht geſtellt, ſon— 
dern Herrn Abg. Dumont den Antrag ſtellen 
laſſen. Herrn Abg. Dumont möchte ich darauf 
jagen, ſoweit es nicht Herr Kettliz nach meiner 
Anſicht ſchon treffend geſagt hat, aber ich möchte 
das Politiſche dabei noch beſonders erwähnen, es 
handelt ſich nicht um einen Staatsvertrag in for⸗ 
mellem Sinne, ſondern um zwei Erklärungen. Nun 
möchte ich Sie politiſch faſſen. Nehmen Sie an, 
wir hätten die Einführung der durchgerechneten 
Tarife als einen Vertrag bekommen, was wir 
behaupteten als einen Anſpruch bekommen zu 
müſſen, und wir hätten uns das vertragsmäßig 
zuſichern laſſen. Dann wären Sie doch die erſten 
geweſen, die geſchrien hätten: „Ihr habt Hoheits⸗ 
rechte aufgegeben; denn ihr habt vertragsmäßig 
etwas genommen, worauf ihr einen Anſpruch 
hättet.“ Iſt es nicht beſſer, wenn Polen erklärt, 
ich bin bereit, deine Anſprüche zu erfüllen, als 
wenn das etwas vertragsmäßig Erhandeltes 
wäre? (Abg. Dumont: Es bleibt doch ein Ver⸗ 
trag!) Der Senat ſteht auf dem Standpunkt, es 
wäre kein Vertrag. Der Senat ſchreibt: „Ich 
bin bereit, die anliegende Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung einzuführen.“ So lautet die Urkunde. 
Der Senat ſchreibt eine Note: „Ich werde die an⸗ 
liegende Eiſenbahnverkehrsordnung einführen.“ 
Die „anliegende“, das iſt nichts weiter, wie eine 
einſeitige Erklärung, und ſie richtet ſich nicht allein 
an Polen, ſondern auch an die internationalen 
Kontrahenten des Berner Abkommens; denn die 
weſentlichen Veränderungen, die vorgenommen 
werden, entſprechen dem Berner Abkommen, fol⸗ 
gern aus dem Beitritt zum Berner Abkommen. 
Das iſt eine internationale Erklärung, die wir 
Polen allerdings notifiziert haben. Der Senat 
hat durchaus im Rahmen ſeiner Kompetenz ge⸗ 
handelt; denn er hat für die Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung das Ermächtigungsgeſetz. Er kann die 
Verkehrsordnung einführen und abändern. Daß 
das nicht, wie Herr Schwegmann ſagt, in alle 
Ewigkeit geſchieht, hängt von Ihnen ab. Wenn 
Sie eines Tages das Geſetz aufheben und die 
Kompetenzen des Senats in dieſer Hinſicht auf⸗ 
heben, dann gut. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) 


Wir haben uns nicht zu mehr verpflichtet, als es 
unſeren Rechten entſprach. Sie meinen doch, daß 
es im Intereſſe der Danziger Wirtſchaft iſt, daß 
die Tarife eingeführt werden. Der Senat iſt der 
Anſicht, und die Regierungsparteien auch, daß 
die Gleichheit der Tarife auch einen Billigfets- 
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anſpruch ergebe, das Tarifrecht zu vereinheit⸗ 
lichen, denn das Tarifrecht gehört zu dem Tarif. 
Das machte dem Senat ſeinen Entſchluß leicht. 
Da iſt nichts aufgegeben, da iſt nichts irgendwie 
verändert, da iſt nichts, woran Sie Anſtoß neh⸗ 
men können. Der Senat hat nirgends ſeine ge⸗ 
ſetzgeberiſche Kompetenz unſerer Anſicht nach 
überſchritten. Da iſt auch nichts, worüber Sie 
zu klagen hätten. Praktiſch haben Sie ja ſeit ſie⸗ 
ben Jahren, ich ſagte es ſchon, beinahe unbeſehen 
jede Veränderung, wie ſie aus Polen kam, auch 
eingeführt. Sie waren ſo willfährig, daß Sie 
manchmal die Veränderungen ſchon, bevor ſie 
Polen noch eingeführt hatte, eingeführt haben. 
Praktiſche Schwierigkeiten haben ſich nicht erge⸗ 
ben. Jetzt, wo Sie die Praxis kennen, wollen 
Sie den unverkennbaren Erfolg, der in der Durch⸗ 
führung der Tarife liegt, nicht anerkennen. Wir 
ſind Politiker, wir wiſſen auch in menſchlichen 
Dingen Beſcheid und wiſſen, daß Ihnen ſolche 
Erfolge als Oppoſition nicht bequem ſein können. 
(Zuruf des Abg. Schwegmann.) Sie ſind wahr⸗ 
ſcheinlich mit der Raiffeiſenaffaire genügend be⸗ 
ſchäftigt und haben für die Tarife nicht viel Zeit, 
aber ich weiß, die Kaufleute danken es uns. Bitte, 
mag Herr Karkutſch hier hintreten und ſagen, wir 
danken für die durchgerechneten Tarife. (Hoheits⸗ 
recht! rechts.) Ihre Hoheitsrechte, Herr Schweg⸗ 
mann, haben Sie behalten, es iſt nichts abge⸗ 
brochen von den Zacken Ihrer Krone. Es iſt kein 
Recht preisgegeben worden, Danzig ſteht integer 
da, wie es vordem dageſtanden hat. Vielleicht noch 
integerer; denn Danzig wird ſeine Selbſtändigkeit 
umſo mehr wahren können, als es ihm wirtſchaft⸗ 
lich gut geht. (Sehr gut! links.) Ihre Politik, die 
dieſe wirtſchaftliche Selbſtändigkeit Danzigs und 
ſeine wirtſchaftliche Tätigkeit behinderten, die 
die Beſtrebungen der Kaufmannſchaft illuſoriſch 
machte, die Danzig an den Rand des Abgrundes 
brachte, hat auch Danzigs Selbſtändigkeit und 
Danzigs Volkstum gefährdet. Nur unſere Tätig⸗ 
keit, wie ſie ſich in dieſem Abkommen zeigt, be⸗ 
fruchtet die Wirtſchaft, gibt dem Arbeiter Brot 
und hilft der ganzen großen Maſſe der Bevölke⸗ 
rung mit Hilfe der Erholung der Wirtſchaft. 
Denn die große Maſſe der Bevölkerung, nicht 
Ihre Oberſchichten, Ihre paar Bauern, ſind es, 
die Danzigs Deutſchtum erhalten. Nur wenn der 
Arbeiter deutſch bleibt, bleibt Danzig deutſch. 
(Lebhafte Bravorufe links.) Aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt machen wir unſere Politik für Danzig, für 
Danzigs Arbeiter, für Danzigs Deutſchtum und 
Selbſtändigkeit! (Lebhaftes Bravo und Hände⸗ 
klatſchen links.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Herr Dr. Kamnitzer ſagte in ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen, die Deutſchnationalen hätten mich den 
Antrag Nr. 5 der Tagesordnung ſtellen laſſen. 
(Andauernde Zurufe des Abg. Kloſſowſti.) Herr 
Kloſſowſki! Wer wie Sie den traurigen Mut ge⸗ 
habt hat, ſeine Immunität als Volkstagsabge⸗ 
ordneter dazu zu mißbrauchen, hier einen ganzen 
ehrenwerten Stand in Danzig durch den 
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Zwiſchenruf: „Alle Gewerbetreibenden ſind Be⸗ 
trüger!“ aufs ſchwerſte zu beleidigen, der ſoll nur 
ganz ſtille ſein und ſich zurückhalten! (Sehr gut! 
rechts. — Unruhe.) Alſo Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer hat in ſeinen Ausführungen. (Zuruf des 
Abg. Kloſſowſki.) Glauben Sie doch nicht, daß Sie 
mich mit Ihren dummen Zwiſchenrufen aus der 
Faſſung bringen werden! (Große Unruhe. — 
Abg. Kloſſowſki: Der Mann bekommt 15 000 G. 
das Jahr Penſion, für was?) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Die Sprech⸗ 
maſchine bekommen Sie nicht ſtill! M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Kamnitzer hat in ſeinen Aus⸗ 
führungen geſagt „die Deutſchnationalen hätten 
mich den Antrag Nr. 5 der heutigen Tagesord⸗ 
nung ſtellen laſſen.“ Ich weiß nicht, was Herr 
Dr. Kamnitzer damit ſagen wollte. Wir laſſen uns 
won niemand veranlaſſen, unſere Anträge zu ſtel⸗ 
len. Die Anträge, die wir ſtellen wollen, ſtellen 
wir allein, da brauchen wir keine Handführung. 
(Sie ſind unfähig! links. — Zwiſchenrufe und 
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Regierung wird in einer halben Stunde abſchlie⸗ 
Ben; was Sie ſagen, iſt gleichgültig, wir werden 
uns dadurch nicht beeinfluſſen laſſen.“ (Hört, 
hört! rechts.) Die Regierung hat, das muß hier 
geſagt werden, ein maßloſes Ungeſchick in der Be⸗ 
handlung der Oppoſition in auswärtigen Fragen. 
(Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) In andern 
Ländern zieht man die Oppoſition hinzu oder 
zieht ihre Führer vertraulich hinzu. Wenn Sie 
uns zu vertraulichen Beſprechungen zuziehen, 
können Sie gewiß ſein, daß kein Wort über unſere 
Lippen kommt, wenn uns Schweigen auferlegt 
iſt. (Lachen links. — Abg. Dr. Kamnitzer: Herr 
v. Tobien hat uns gewarnt!) Ich habe Herrn v. 
Tobien die ihm zugeſicherte Vertraulichkeit ſtets 
gewahrt. Ich rufe Herrn Gehl als Zeugen an, daß 
nie ein Wort über meine Lippen kam, wenn er 
ſich an mich, wie es vorgekommen iſt, vertraulich 
gewandt hat. Das vorausgeſchickt. Ich muß Herrn 
Dumont Recht geben. Die Ausführungen des 
Herrn Abg. Schegmann ſind von Herrn Dr. Kam⸗ 
nitzer in keinem Punkte widerlegt worden. Es 


war nur ein Herumreden um den Kern. (Zujtiins 


Unruhe.) Ich möchte Herrn Abg. Dr. Kamnitzer mung rechts.) Der Kern wunde nicht getroffen, 


mur daran erinnern, daß ich der Erſte war, der 
im Hauptausſchuß die Frage aufwarf, ob dieſe 
Eiſenbahn⸗Abkommen nicht der Genehmigung 
des Volkstages bedürften. Ich habe dieſen Ge⸗ 
danken weiter geprüft, bin zu dem Ergebnis ge⸗ 
kommen, daß er richtig iſt, und habe einen ent⸗ 
ſprechenden Beſchluß meiner politiſchen Freunde 
herbeigeführt. 

Im übrigen hat Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
durch ſeine Ausführungen die Tatſache nicht aus 
der Welt ſchaffen können, daß in Wirklichkeit 
doch ein Staatsvertrag vorliegt. Die Ausfüh⸗ 
rungen, die der Herr Abg. Dr. Ziehm in dieſer 
Beziehung gemacht hat, ſind unwiderlegt geblie⸗ 
ben. Es liegt hier ganz zweifellos ein Abkommen 
vor, das das Reſultat ſehr eingehender Verhand⸗ 
lungen iſt. Ein ſolches Abkommen pflegt man im⸗ 
mer noch als einen Vertrag zu charakteriſieren. 
Da dieſer Vertrag zwiſchen zwei Staaten geſchloſ⸗ 
ſen ist, iſt er auch zweifellos ein Staatsvertrag. 
Ich habe meinen früheren Ausführungen im üb⸗ 
rigen nichts hinzuzufügen, ſondern nur noch zu 
beantragen, unſeren Antrag unter Ziffer 5 der 
heutigen Tagesordnung dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Ich mehme an, Herr Dr. Kamnitzer hat vorhin 
als Regierungsvertreter geſprochen. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Als Abgeordneter!) Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer ſagte, es ſei außerordentlich bedenk⸗ 
lich und delikat, die Dinge im Plenum zu ver⸗ 
handeln. Genau dasſelbe habe ich in meiner 
letzten Rede geſagt. Ich habe damals noch ge⸗ 


beten, man möge uns im Hauptausſchuß Aus⸗ 
kunft geben und uns nicht in ſolch verletzender 
Weiſe behandeln, wie es geſchehen lt, indem man 
uns die Verträge eine halbe Stunde vor Abſchluß 
der Verhandlungen vorlegte und erklärte: „Die 


ja er wurde nicht einmal berührt. Dann verſteckte 
ſich Herr Abg. Dr. Kamnitzer noch hinter gcheim- 
nisvollen Andeutungen, wir wüßten ganz genau, 
daß die Erörterung mancher Dinge unmöglich ſei, 
und wir zwängen die Regierung, hier Erklärungen 
abzugeben, die ſie im Intereſſe des Staates nicht 
abgeben könnte. Ich wiederhole die Bitte: Rufen 
Sie uns zu ſich und legen Sie uns die Gründe 
dar. Ueberzeugen Sie uns, daß es im Intereſſe 
des Staates für die Regierung notwendig war, 
ſo zu handeln, und ich bin überzeugt, daß hinter 
dieſen myſtiſchen Worten nichts weiter als ein 
Verſtecken liegt, um Ihre ſchwächliche Haltung 
zu verbergen. Sie haben zu unſern ſcharf präzi⸗ 
ſierten Vorwürfen nicht Stellung genommen, 
weil Sie nicht Stellung nehmen konnten. Sie 
haben unſere Vorwürfe nicht einmal zu wider⸗ 


legen verſucht, daß Sie Hoheitsrechte preisgege⸗ 


ben haben. 

Nun hat Herr Abg. Dr. Kamnitzer die Kühn⸗ 
heit gehabt, mir zu jagen, ich handle ſtaatsfeind⸗ 
lich. Ich glaube, ich kann nach meiner langjähri⸗ 
gen Tätigkeit im Senat für mich in Anſpruch 
nehmen, daß mir dieſer Vorwurf nicht leichtfertig 
gemacht werden ſollte. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sie 
haben Danzig beinahe an den Abgrund gebracht!) 
Der Zuruf iſt lächerlich. Ich frage Sie, Herr Dr. 
Kamnitzer: Handelt der ſtaatsfeindlich, der Rechte 
preisgibt, um augenblickliche wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile einzuhandeln, oder handelt derjenige ſtaats⸗ 
feindlich, der mit Nachdruck darauf hinweiſt, daß 
es mit den Intereſſen des Staates nicht verein⸗ 
bar iſt, Hoheitsrechte preiszugeben, und der mit 
allen Mitteln ſich dagegen wehrt, und der ver⸗ 
langt, unter keinen Umſtänden etwas von den 
ſelbſtändigen Rechten des Staates preiszugeben? 
Ich bin gewiß, m. D. u. H., eine ſpätere Zeit 
wird die Erregung, die hier heute im Volkstage 
nachzittert, verſtehen. Aber die Zeit wird nicht 
denen Recht geben, welche in Verkennung der pol⸗ 
niſchen Ziele in ſchwächlicher Weiſe den Forde⸗ 
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) rungen der Polen nachgeben und den machtpoli⸗ 


tiſchen Forderungen nicht Widerſtand geleiſtet 
haben, ſondern denen, welche mannhaft für die 
Wahrung der Rechte der Freien Stadt Danzig 
eintreten und das auch von der Regierung ver⸗ 
langen. (Sehr gut! rechts.) Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer hat über die Hoheitsrechte in verächtlicher 
Weiſe geſprochen. Er hat von Kloſetthoheitsrech⸗ 
ten geſprochen. Gegen eine ſolche Bezeichnung un⸗ 
ſerer Hoheitsrechte muß ganz Danzig Einſpruch 
erheben. Die Hoheitsrechte, die Danzig noch be⸗ 
ſitzt, müſſen bis zum letzten Titel gewahrt wer⸗ 
den. (Abg. Dr. Kamnitzer: Die wirklichen Ho⸗ 
heitsrechte zweifellos!) Sonſt kommt es dazu, daß 
Danzig nichts mehr zu vergeben hat. Seien Sie 
ſich einmal klar darüber, daß Ihre ſogenannte 
Verſtändigungspolitik darauf beruht, von Polen 
wirtſchaftliche Zugeſtändniſſe zur Milderung mo⸗ 
mentaner Schwierigkeiten zu erreichen. Sie geben 
Polen in unverantwortlicher Weiſe nach, indem 
Sie Polens Forderung erfüllen, politiſche Rechte 
in Danzig zu erlangen. Polen iſt es mit dieſen 
Verträgen gelungen, weitere Macht in Danzig 
zu erringen. Nach dieſer Richtung haben Sie 
nichts von unſeren eingehenden Ausführungen 
widerlegt, weil Sie ſie nicht widerlegen können. 

Die Selbſtändigkeit der Freien Stadt Danzig 
wurde begründet, weil Danzig deutſch war. Das 
war die Vorausſetzung für die Selbſtändigkeit. 
Die Vorausſetzung für die Erhaltung des Deutſch⸗ 
tums iſt die Erhaltung der Selbſtändigkeit. Des⸗ 
wegen darf von den Rechten nichts preisgegeben 
werden. Das haben Sie getan. Nun haben Sie in 
verhetzender und verletzender Weiſe von unlaute⸗ 
ren und unredlichen Motiven geſprochen, die uns 
Deutſchnationale bei unſerm Vorgehen leiteten. 
Ich will Ihnen ſagen, welches die Motive ſind. 
Die Motive ſind die, daß wir uns bewußt ſind, 
Die ſchwere Verantwortung vor unſern Kindern 
und Kindeskindern dafür zu tragen, daß wir 
Danzig deutſch erhalten. Das können wir nur 


— 


tun, indem wir die Selbſtändigkeit Danzigs bis 
zum letzten, ja auch unter Opfern verteidigen. 


(Abg. Dr. Kamnitzer: Wir auch! 
Bravo rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.]! Die Debatte hat eine etwas andere 
Entwicklung angenommen, als ich gedacht habe. Ich 
kann mich infolgedeſſen in meinem Schlußwort 
ganz kurz faſſen. Ich bringe mein Erſtaunen 
darüber zum Ausdruck, daß es der Senat nicht 
für nötig gehalten hat, durch einen Senator hier 
zu antworten. Herr Dr. Kamnitzer hat als Ab⸗ 
geordneter geſprochen. Ein Senator hat in die⸗ 
ſer wichtigen Frage nicht das Wort ergriffen. 
Das kennzeichnet die jämmerliche Lage der Re⸗ 
gierung in dieſer Angelegenheit und die Nieder⸗ 
lage, die ſie erlitten hat. Im übrigen ſtelle ich 
den Antrag, unſere Vorlage dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die allgemeine Beſpre⸗ 
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chung zu Punkt 4 und 5 der Tagesordnung iſt ge⸗ 


ſchloſſen. Im Aelteſtenausſchuß iſt verabredet 


worden, die beiden Vorlagen dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. (Es wird widerſprochen! links. — 
Abg. Dumont: Ich beantrage getrennte Abſtim⸗ 
mung!) Ich werde erſt über die Geſetzesvorlage 
abſtimmen laſſen und dann über den Antrag. 
(Abg. Raſchke: Ueberweiſung muß zuerſt abg⸗ 
ſtimmt werden!) Wenn Sie es wünſchen, laſſe ich 


zunächſt darüber abſtimmen. Ich bitte die Damen 


und Herren, die für die Ueberweiſung der beiden 
Vorlagen an den Hauptausſchuß ſind, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Unruhe.) Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.) : Ich 
möchte darauf aufmerkſam machen, daß von mir 
getrennte Abſtimmung beantragt worden war 
und daß entgegen meinem Antrag über beide 
Vorlagen gemeinſam abgeſtimmt wurde. Dies 
Verfahren halte ich für geſchäftsordnungswidrig. 

Vizepräſident Neubauer: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Im Aelte⸗ 
ſtenausſchuß iſt nicht geſagt worden, daß die An⸗ 
träge bei der Abſtimmung verkoppelt werden 
ſollten. Ich habe in der Sitzung erklärt, daß wir 
einmal bei Herrn Neubauer, einmal bei Herrn 
Dr. Bogdan und einmal bei Herrn Spill als 
Präſidenten ſolche Fälle gehabt haben. Jetzt ha⸗ 
ben wir wieder geſehen, daß zwei verſchiedene 
Materien, ein Geſetz und ein Antrag, in gemein⸗ 
ſamer Abſtimmung erledigt wurden. Es wurde 
darüber abgeſtimmt, ob ſie dem Ausſchuß über⸗ 
wieſen werden ſollten. So geht die Sache nicht. 
Man kann doch für das Eine und gegen das An⸗ 
dere ſein. Die Abſtimmung muß daher beſonders 
erfolgen. 

Vizepräſident Neubauer: Die getrennte Ab⸗ 
ſtimmung wird jetzt vorgenommen werden, da die 
Vorlagen im Plenum verbleiben. Ich habe aller⸗ 
dings angenommen, daß nach den Vereinbarun⸗ 
gen geſtern im Aelteſtenausſchuß über die beiden 
Vorlagen zuſammen abgeſtimmt werden ſoll, und 
zwar ſollten die beiden Vorlagen an den Haupt⸗ 
ausſchuß gehen. Die Frage iſt aber jetzt als er⸗ 
ledigt zu betrachten. Die Vorlagen bleiben ja 
hier; denn die Ueberweiſung an den Ausſchuß tt 
vom Hauſe abgelehnt worden. (Das wollen wir 
nicht, wir wollen Ueberweiſung an den Haupt⸗ 
ausſchuß! rechts.) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): An ſich 
ergibt ſich aus der Geſchäftsordnung und dem, 
was Herr Abg. Rahn ausgeführt hat, daß über 
die vorliegenden Anträge, auch wenn es ſich dar⸗ 
um handelt, daß Vorlagen den Ausſchüſſen über⸗ 
wieſen werden ſollen, getrennt abgeſtimmt wer⸗ 
den muß. Es iſt obendrein von Herrn Dumont 
und mir beantragt worden, getrennt abzuſtim⸗ 
men. Dieſe Anträge ſind unerledigt geblieben. 

Vizepräſident Neubauer: Wir können uns ja 
in Güte einigen. Wenn das hohe Haus nicht 
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widerſpricht, laſſe ich über dieſe beiden Vorlagen 
noch einmal getrennt abſtimmen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich möchte 
den Herrn Präſidenten darauf aufmerkſam 
machen, daß in jedem Stadium der Verhandlun⸗ 
gen eine Ausſchußüberweiſung möglich iſt. Wenn 
jetzt erneut der Antrag geſtellt iſt, die Vorlage 
dem Ausſchuß zu überweiſen, muß dem entſprochen 
werden. (Abg. Schwegmann: Ich ſtelle nochmals 
den Antrag!) 

Vizepräſident Neubauer: Wir kehren alſo zur 
Vorlage Druckſache Nr. 404 zurück. Es iſt erneut 
beantragt worden, dieſe Vorlage dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich laſſe hierüber abſtim⸗ 
men. Ich bitte diejenigen, die für Aeberweiſung 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt 
ſteht die Mehrheit, der Antrag auf Ausſchuß⸗ 
überweiſung iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über die Vorlage in Druckſache Nr. 
404. Ich rufe Artikel J auf und bitte diejenigen, 
die dem Artikel J ihre Zuſtimmung geben wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
it die Minderheit, Artikel I iſt abgelehnt. Ich 
rufe Artikel II auf und bitte diejenigen, die dieſem 
Artikel zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Ar⸗ 
tikel U iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf 
und bitte die Damen und Herren, die ſie anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, das Geſetz iſt in 
der erſten Leſung abgelehnt (Zwiſchenrufe 
rechts.) Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den Antrag in Druckſache Nr. 406. Ich 
werde jetzt noch einmal darüber abſtimmen laſſen, 
ob dieſer Antrag dem Hauptausſchuß überwieſen 
werden ſoll. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für Aeberweiſung find, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich nicht einig, 
wir müſſen auszählen. Die Auszählung beginnt. 
(Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. Es 
ſind im ganzen 80 Stimmen abgegeben worden, 
davon 41 mit Ja, 39 mit Nein. Der Antrag iſt 
ſomit dem Hauptausſchuß überwieſen. Zu einer 
perſönlichen Bemerkung erteile ich das Wort dem 
Herrn Abg. Kloſſowſki. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Am vorigen Mittwoch hat hier eine Dis⸗ 
kuſſion über die Steuerlaſten ſtattgefunden, die 
angeblich die Geſchäftsleute und Gewerbetrei⸗ 
bende aller Art zu tragen haben. Die Vertreter 
der angeblichen Wirtſchaft, die Deutſchnationalen 
und der Abg. Hallmann, haben ſich bemüht, im 
Schweiße ihres Angeſichts nachzuweiſen, daß die 
Geſchäftswelt übermäßig zur Steuer herangezo⸗ 
gen wird und daß mit beſonderen Härten vorge⸗ 
gangen wird, wenn es ſich darum handelt, die 
jahrelang rückſtändigen Steuern einzutreiben. 
Die ſehr einſeitige Art und Weiſe, wie dies vor⸗ 
gebracht wurde, hat mich zu wiederholten Zwiſchen⸗ 
rufen veranlaßt. Von zwei Zeitungen oder viel⸗ 
We von zwei Skribifaxen ift nun die Behaup⸗ 
ung aufgeſtellt worden, daß ich geſagt hätte, alle 
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Geſchäftsleute ſeien Betrüger. (Abg. Dumont: 


Wir haben es auch gehört!) Sie hören immer, 


was Sie hören wollen. (Abg. Dumont: Das wer⸗ 
den Sie ſich nicht abwaſchen!) Ihr Eifer und Ihre 
Erregung erweckt den Anſchein, als wenn Sie 
glauben, bei dieſer Sache beſondere Geſchäfte 
machen zu können. Sie ſind aber ſehr ſchlechte 
Geſchäftspolitiker. Ich habe den Zwiſchenruf ge⸗ 
macht, daß die Arbeiterſchaft 
Weiſe zu den Steuern herangezogen wird als die 
Geſchäftsleute. Die Lohn⸗ und Gehaltsempfän⸗ 
ger müſſen jeden Pfennig verſteuern. Herr Hall⸗ 
mann hat darauf geantwortet und mich als Lüg⸗ 
ner und Betrüger hingeſtellt. Ich nehme ihm das 
nicht übel. ( Heiterkeit.) Das gehört vielleicht zu 


ſeinem Beruf. Ihnen iſt bekannt, daß von der 


Arbeiterſchaft und Angeſtelltenſchaft in Danzig 
niemals jemand wegen Steuerhinterziehung be⸗ 
ſtraft worden iſt, ſolange das Steuergeſetz beſteht. 
Sie dürften aber genau ſo gut, wie ich, wiſſen, daß 
Hunderte von Geſchäftsleuten wegen Steuerhin⸗ 
terziehung erheblich mit Geldſtrafen belegt wor⸗ 
den ſind. Die Betrüger ſind alſo auf Ihrer Seite 
zu buchen. 

Man muß meinen Zwiſchenruf im Zuſammen⸗ 
hang mit der ganzen Debatte betrachten und wür⸗ 
digen. Ich habe geſagt: Im Verhältnis zur Ar⸗ 
beiterſchaft ſind die meiſten Geſchäftsleute Be⸗ 
trüger. Das iſt natürlich ganz etwas anderes, 
als Sie gehört haben wollen. Ich kann Ihnen 
nicht übelnehmen, daß Sie aus dieſem Zwiſchen⸗ 
ruf beſondere Roſinen für ſich ernten wollen. Das 
ſind Mätzchen, die mit den Zuſtänden zu verglei⸗ 
chen ſind, wie ſie vor 40 Jahren waren. Damals 
zog man gegen die Sozialdemokratie zu Felde und 
ſagte: „Seht Euch die Leute mit der roten Kra⸗ 
watte mit der Ballonmütze an, die wollen Euch die 
letzte Kuh aus dem Stalle holen.“ Dieſe Mätz⸗ 
chen ziehen nicht mehr. Auf Grund meiner Er⸗ 
fahrungen kann ich erklären, daß die Geſchäfts⸗ 
leute und Gewerbetreibenden, die für die Sozial⸗ 
demokratie ihre Stimme abgegeben haben und 
bei uns Mitglied ſind, uns ihre Stimme nicht we⸗ 
gen kleiner materieller Vorteile gegeben haben, 
ſondern, um mit der Arbeiterſchaft gemeinſam 
eine beſſere Weltordnung herbeizuführen. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat Herr 
Senator Jewelowſki. 

Jewelowſti, Senator: Herr Abg. Kloſſowſki 
hat heute zugegeben, daß er die beanſtandete Aeu⸗ 
ßerung tatſächlich gemacht hat. Im Intereſſe des 
Handels und des Gewerbes muß ich entſchieden 
dagegen Verwahrung einlegen, daß man dem 
Gewerbe den Vorwurf macht, es gehe bei ſeiner 
Steuererklärung in betrügeriſcher Weiſe vor. 
(Zuruf des Abg. Leu.) Wenn hin und wieder 
ein Fall worliegt, ſo iſt das noch kein Anlaß zu 
einem ſolchen Vorwurf. Ich muß es für unzuläſſig 
erklären, daß hier einem ganzen Stande ein jo 
ſchwerer Vorwurf gemacht wird. Ich weiſe ihn 
auf das allerentſchiedenſte zurück. (Bravol) 

Vizepräſident Neubauer: Wir ſind ſomit am 
Schluß unſerer Tagesordnung angelangt. Weite⸗ 
re Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchlage 
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dem hohen Haufe vor, die nüchſte Sitzung am 
Mittwoch, den 26. September, nachmittags 
3.30 Uhr abzuhalten. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich bitte Sie, ausnahmsweiſe die nächſte Sitzung 
am kommenden Sonnabend abzuhalten, und zwar 
mit der Tagesordnung: Dritte Beratung der Ver⸗ 
faſſungsänderung. Es iſt ja nach dem heutigen 
Ergebnis der Beratung anzunehmen, daß bei der 
dritten Beratung ein negatives Ergebnis heraus⸗ 
kommt. Aber im Parlament weiß man nie, was 
letzten Endes geſchehen wird. Der Völkerbundrat 
bleibt bis zum 27. d. Mts. in Genf zuſammen. 
Wenn aus den Beratungen über die Aenderung 
der Verfaſſung ein poſitives Ergebnis heraus⸗ 
kommen ſollte und wir dann nach der abgeän⸗ 
derten Verfaſſung die Neuwahl des Senats vor⸗ 
nehmen müſſen, müßte meiner Meinung nach der 
Völkerbundrat noch in dieſer Seſſion zu den Be⸗ 
ſchlüſſen des Volkstages Stellung nehmen. Wir 
Haben uns mit unſerer Delegation dahin ver⸗ 
ſtändigt, daß wir am Sonnabend nachmittag be⸗ 
ſtimmt das Ergebnis nach Genf telegraphieren 
wollen. Die Vorlagen ſind bereits dort. Der Völ⸗ 
kerbundrat hätte alſo noch Zeit, in den erſten 
Tagen der nächſten Woche zu dieſer ganzen Frage 
Stellung zu nehmen. Deshalb bitte ich Sie drin⸗ 
gend, meinem Vorſchlage zuzuſtimmen, daß die 
mächſte Sitzung am Sonnabend ſtattfindet. Wir 
hatten verſucht, heute die dritte Beratung vorzu⸗ 
nehmen. Da Herr Abg. Raſchke widerſprach, war 
es nicht möglich. Wäre der Widerſpruch nicht 
erfolgt, ſo hätten wir uns die Sonnabend⸗Tagung 
erſparen können. (Zuruf des Abg. Auromifi.) 
Wenn es möglich wäre, die Sitzung ſchon mittags 
abzuhalten, wäre es umſo beſſer. Deſto mehr Zeit 
gewinnen wir, um uns telegraphiſch mit Genf 
in Verbindung zu ſetzen. 

Vizepräſident Neubauer: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D Nat.): Dieſer“ 


Munſch iſt an ſich berechtigt. Die Dinge liegen 
aber für uns ſo, daß eine große Zahl unſerer Ab⸗ 
geordneten am Sonnabend verhindert iſt. Sie 
würden an dieſem Tage ſchwer hierher kommen 
können. Deshalb ſchlage ich vor, uns auf Freitag 
zu einigen. Damit iſt dem Senat auch beſſer ge⸗ 
dient. (Abg. Gehl: Das wäre mir noch lieber!) 

Vizepräſident Neubauer: Gegen meinen Vor⸗ 
ſchlag iſt Widerſpruch erhoben und der Vorſchlag 
gemacht worden, am Freitag dieſer Woche zu 
tagen. Dagegen erhebt ſich kein Widerſpruch. Zur 
N Hat das Wort der Herr Abg. 

ahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ein derarti⸗ 
ger Beſchluß hat in dieſem Moment keinen Wert, 
da die Friſten gewahrt werden müſſen. Es beſteht 
die Gefahr, daß jemand am Freitag einfach er⸗ 
klärt, die Friſt iſt nicht gewahrt, er ſei nicht ein⸗ 
werſtanden. Dieſe Möglichkeit beſteht doch. Wenn 
Herr Raſchke allerdings für ſeine Fraktion er⸗ 


klärt, daß ſie einverſtanden iſt, iſt dieſe Gefahr be⸗ 
ſeitigt. 
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Vizepräſident Neubauer: 
Haus hat ſich einſtimmig dafür erklärt. Herr Abg. 
Raſchke hat ebenfalls keinen Widerſpruch erhoben, 
ſondern ausdrücklich durch Zuruf kundgegeben, daß 
er mit der verkürzten Friſt einverſtanden ſei. Zur 
Geſchäftsordnung hat nun das Wort Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Der 
Fall iſt an und für ſich erledigt. Ich muß der Auf⸗ 
faſſung des Herrn Rahn widersprechen, daß es 
noch möglich iſt, am Freitag gegen die Friſtver⸗ 
kürzung Widerſpruch zu erheben. Wenn das hohe 
Haus ohne Widerſpruch beſchloſſen hat, daß am 
Freitag getagt und eine Vorlage beraten wird, 
gibt es keinen Widerſpruch mehr. 

Vizepräſident Neubauer: Wir ſind ſchon auf 
dem rechten Wege. (Abg. Gehl: Dürfte ich wiels 
leicht vorſchlagen am Freitag um 4 Uhr zu ta⸗ 
gen!) Das hohe Haus hat ohne Widerſpruch be⸗ 
ſchloſſen, am Freitag zu tagen und dabei muß es 
nun bleiben. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Herr 
Präſident irrt ſich. Verletzte Rechte leben wieder 
auf. Wenn zufällig ein Abgeordneter der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion, der gegenwärtig nicht an⸗ 
weſend iſt, ſich am Freitag hinſtellt und ſein ver⸗ 
letztes Recht wieder geltend macht, kann er die 
Sitzung am Freitag verhindern. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Rahn, 
das ſtimmt nicht. Sie befinden ſich in einem Irr⸗ 
tum! Ich ſchlage weiter für Freitag, den 21. Sep⸗ 
tember, nachmittags 3.30 Ahr folgende Tages⸗ 
ordnung vor: 

1. Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung gegen 
einen Abgeordneten. Druckſache Nr. 417 zu Nr. 
320 und Nr. 321. 

2. Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Raſchke u. Fr. auf Aufhebung des Urteils 
gegen das Stadtbürgerſchaftsmitglied Litzbarſki. 
Druckſache Nr. 418 zu Nr. 397. 

8. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung für 1925. Bericht des Rechnungsprü⸗ 
fungsausſchuſſes. Druckſache Nr. 410 zu Nr. 197. 

4. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Grundwechſelſteuergeſetzes Druck⸗ 
ſache Nr. 419 zu Nr. 384. 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Grundwechſelſteuergeſetzes. 
Urantrag des Abg. Böcker u. Fr. — Druckſache 
Nr. 420 zu Nr. 366. 

6. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung der Verfaſſung. Drucksache Nr. 386. 

(Abg. Schwegmann: An erſter Stelle!) 

7. Große Anfrage Nr. 10 des Abg. Schwegmann u. 
Fr. betr. eine Aeußerung des ſtell vertretenden 
Präſidenten des Senats. $ 39 der Geſchäfts⸗ 
ordnung. 

Es bleibt zu überlegen, ob es micht zweck⸗ 
mäßig wäre, die dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Abänderung der Verfaſſung als er⸗ 
ſten Punkt zu ſetzen. Notwendig erſcheint es mir 
allerdings nicht, weil ſich die andern Sachen mei⸗ 
nes Erachtens ſchnell erledigen laſſen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 
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Der für die Tagesordnung noch nicht entſchieden ha⸗ 


Herr Präſident hat die Feſtſtellung gemacht, daß ben, das ſoll exit geſchehen. Zur Geſchäftsordnung 
am Freitag getagt werden ſoll. Er iſt dabei auch hat das Wort der Herr Abg. Loops. 


der Meinung geweſen, daß die Tagesordnung feſt⸗ 
ſtehe. Jetzt kann aber noch gegen die Tagesord⸗ 
nung Widerſpruch erhoben werden. Ich weiß 
nicht, wie weit man dem Senat nach der Be⸗ 
handlung der Fragen heute hier entgegenkommen 
joll. Es iſt heute eine Rede von dem Vertreter 
einer Regierungspartei gehalten worden, die ſich 
die Oppoſition eigentlich nicht gefallen laſſen 
dürfte. Sie haben an dem Entgegenkommen des 
Herrn Schwegmann geſehen, daß die Oppoſition 
anders denkt als die Regierung. Damit Sie in 
dieſer Meinung nicht irrig werden, werde ich 
keinen Widerſpruch erheben, aber ich bitte zu be⸗ 
denken, daß ſich die Oppoſition anſtändiger ver⸗ 
1 7 hat als die Regierung ſelbſt. (Große Un⸗ 
ruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter 
Hohnfeldt, ich möchte Ihnen ſagen, daß wir uns 


Loops, Abgeorneter (S. P. D.): Der Herr 
Präſident hat uns eine längere Tagesordnung 
vorgeſchlagen. Nun haben wir doch aber beſchloſ⸗ 
ſen, die Freitagſitzung nur wegen der Verfaſſung 
abzuhalten. Ich beantrage, daß wir auf die Ta⸗ 
gesordnung nur die Verfaſſungsreform ſetzen und 
alle anderen Punkte vertagen. (Zuſtimmung!l) 
Da außerdem am Freitag ein Staatsbeſuch ſtatt⸗ 
findet, möchte ich beantragen, daß wir erſt um 
4 Uhr beginnen. 

Vizepräſident Neubauer: Wir haben ſchon be⸗ 
ſchloſſen, daß die Sitzung um 3.30 Uhr beginnt. 
Daran können wir nun nichts mehr ändern. Es 
iſt jetzt beantragt, nur den einen Punkt auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; es iſt jo beſchloſſen. Ich Ichliege die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 35 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Neubauer eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Schwartz; 
Regierungsrat Köppen. 

Vizepräſident Neubauer: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 47. Vollſitzung. Vor Eintritt in die 
Tagesordnung habe ich bekannt zu geben, daß 
neu eingegangen ſind: erſtens der Antrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Vorlage eines Ge⸗ 
ſetzes betr. Errichtung einer Aufbauſchule, zwei⸗ 
tens das Geſetz betr. Ausbildung der Volksſchul⸗ 
lehrer, Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
Druck und Verteilung iſt vom Herrn Präſidenten 
veranlaßt worden. 

Weiter iſt ein Schreiben der Nationalliberalen 
Bürgerpartei Danzig an den Herrn Präſidenten 
des Volkstages gerichtet worden. Ich bitte das 
Schreiben zu verleſen. 

Zuper, Frau, Schriftführerin (Z.): 
An den Herrn Präſidenten des Volkstages 

in Danzig. 
In Verfolg unſeres Schreibens vom 3. Februar 
1928 teilen wir ergebenſt mit, daß an die Stelle des 
Abg. Dumont bis auf weiteres folgende Abgeord⸗ 


195 in die nachſtehend genannten Ausſchüſſe ein⸗ 
treten. 

1. in den Aelteſtenausſchuß der Abg. Dr. Unger, 

2. in den Hauptausſchuß der Abg. Dr. Heinemann. 
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in den Ausſchuß für das Rechtsweſen der Abg. Dr. 
Heinemann, 2 
in den Ausſchuß für Gemeindeangelegenheiten der 
Abg. Brenner, 5 : 
in den Ausſchuß für die Geſchäftsordnung der Ab⸗ 
geordneten der Abg. Dr. Unger, ' 
im den Anterſuchungsausſchuß wegen Auflöſung der 
Einwohnerwehr der Abg. Dr. Unger, 
in den Verfaſſungsausſchuß der Abg. Dr. Heinemann. 
Für die Gruppe der Nationalliberalen Bürgerpartei 
Der ſtellvertretende Vorſitzende 

gez. Dr. Anger. g 
Vizepräſident Neubauer: Ich erteile das Wort 
zu einer Erklärung dem Herrn Abg. Fooken. Die 
Erklärung hat mir vorgelegen. 

Fooken, Abg. (S. P. D.): M. D. u. H.! Im Auf⸗ 
trage der Sozialdemokratiſchen Fraktion habe ich 
folgende Erklärung abzugeben: 

Gelegentlich einer Volkstagsrede des Herrn Abg. 
Hallmann hat Herr Abg. Kloſſowſki einen Zwiſchen⸗ 
ruf gemacht, der dahin mißverſtanden werden konnte, 
als habe er alle Kaufleute als Betrüger bezeichnen 
wollen. Herr Abg. Kloſſowſki hat dies, wie er erklärt 
hat, keineswegs ſagen wollen. Die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Volkstagsfraktion bedauert den Zwiſchenruf 
und legt Wert darauf, gegenüber Agitationsma⸗ 
növern von gegneriſcher Seite feſtzuſtellen, daß ſie 
als die große Partei aller arbeitenden Erwerbs⸗ 
ſtände jede beleidigende Beurteilung eines ganzen 
Erwerbsſtandes von ſich weiſt. 

(Heiterkeit rechts. — Abg. Liſchnewſti: Herr 
Jewelowſfki, find Sie nun zufrieden? — Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich rufe den einzigen 
Punkt der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung der Verfaſſung. Uran⸗ 
trag des Abg. Dr. Bogdan u. Fr. 

Druckſache Nr. 386 zu Nr. 316. Ich habe dem 
hohen Hauſe bekannt zu geben, daß mir ſoeben 
von dem Herrn Abg. Raſchke u. Fr. eine Reihe 
Abänderungsanträge zur dritten Leſung überreicht 
worden ſind. Ich werde ſie nachher bei der Ab⸗ 
ſtimmung zur Verleſung bringen. Ich eröffne nun⸗ 


S . 


mehr die allgemeine Beſprechung. Das Wort Hat. 


der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſtki, Abgeordneter (K. P. D.): Ich 
glaube, daß die Parteien ſich wahrſcheinlich ſchon 
darüber einig ſind, was ſie heute zu unternehmen 
gedenken. Wir haben ja ſchon ſehr viel Theater 
in dieſem ſogenannten hohen Haus erlebt, aber 
dies Theater ſteigert ſich zu wahren Komödien in 
in den letzten Monaten. (Abg. Gerick: Seit Pleni⸗ 
kowſki da iſt!) Die ganze Frage der Verfaſſungs⸗ 
änderung iſt von den Koalitionsparteien nur als 
Komödienſpiel behandelt worden. (Sehr wahr! 
bei den Kommuniſten.) Sie haben vor den Wahlen 
den Werktätigen Verſprechungen gemacht. Sie 
wußten aus der allgemeinen politiſchen Situation 
heraus, daß die Wahl eine ſtarke Linksentwick⸗ 


lung bringen würde. Sie wußten aber auch aus 


ihrer grundſätzlichen Stellung heraus, die ſie jetzt 
zur Frage des Klaſſenkampfes, zur Frage der Mit⸗ 
arbeit der Bürgerlichen uſw. einnehmen, daß ſie 
mach den Wahlen in eine Koalition mit den Bür⸗ 
gerlichen hineingehen würden. Ich habe bereits 
einmal won dieſer Stelle darauf hingewieſen, daß 
die Vorbereitungen zu einer großen Koalition be⸗ 
reits vor den Wahlen getroffen waren. Ich er⸗ 
innere an eine Rede des Zentrumsſenators Sa⸗ 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 


958 Volkstag Danzig — 47. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 

watzki, der in iner Verſammlung erklärte, ihm ſei 
jede ſozialdemokratiſche Stimme lieber als die 
Stimmen, die etwa die bürgerlichen Mittelpar⸗ 
teien bekämen. Ich habe bereits darauf hingewie⸗ 
ſen, daß in ber „Roten Wahlpoſt“ der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei nicht in einem einzigen Flug⸗ 
blatt, nicht in einem einzigen Artikel Angrffe 
gegen die Zentrumspartei enthalten waren, trotz⸗ 
dem allgemein bekannt iſt, wie gerade ſozialpoli⸗ 
tiſch die Zentrumspartei arbeitet, nämlich nicht 
für, ſondern gegen die Arbeiterſchaft. Wenn Sie 
das nicht glauben, will ich als Beiſpiel die Aus⸗ 
führungen der Frau Abg. Zuper in einer Aus⸗ 
ſchußſitzung vor einigen Tagen anführen, wo fie 
das Zugrunderichten einer kleinen Bauernfamilie 
katholiſcher Konfeſſion nicht etwa mit den Maß⸗ 
nahmen des Senats begründete. Der Senat hat 
nämlich dieſer Familie vor einigen Jahren das 
Pachtland genommen und hat ſie dadurch wirt⸗ 
ſchaftlich zugrunde gerichtet. Das iſt einwandfrei 
an Hand von Akten feſtgeſtellt. Da ſagte die Frau 
Abg. Zuper: „Es werden wohl noch andere Ur⸗ 
ſachen maßgebend ſein und nicht die Fortnahme 
von Pachtland.“ Anſtatt für dieſe Familie einzu⸗ 
treten, nahm ſie den Senat in Schutz und dokumen⸗ 
tierte damit, daß ſie darauf pfeife, wie es dieſer 
armen Familie ergehen werde. 

Wir wiſſen aus der Vergangenheit, das kann 
auch die Sozialdemokratiſche Partei nicht leugnen, 
daß es die Zentrumspartei geweſen iſt, die den 
ſozlalpolitiſchen Kurs hier in Danzig Schulter an 
Schulter mit der Deutſchnationalen Partei be⸗ 
ſtimmt hat. Sie wiſſen ganz genau, wie ſich das in 
Danzig für die Werktätigen ausgewirkt hat. Es 
war nicht ein einziger Angriff in Ihren Flugblät⸗ 
tern gegen den Kurs der Zentrumspartei zu ver⸗ 
zeichnen. Wir wiſſen, daß vor den Wahlen die So⸗ 
gialdemokratiſche Partei in den Verſammlungen 
Schulter an Schulter mit dem Großkapitaliſten 
Jewelowſki kämpfte, gerade in der Frage der Ver⸗ 
faſſungsänderung. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei führte genau dieſelben Argumente an wie der 
Großbapitaliſt Jewelowſki. Die Arbeiterſchaft 
wind es ſehr gut werſtehen, wenn man ihr erklärt, 
daß ihre Intereſſen doch entſchieden nicht genau 
dieſelben Intereſſen wie die des Großkapitaliſten 
Jewelowſfki jein können. Es ſollte alles in unſerer 
Freien Stadt beim alten bleiben. Die ganze Ver⸗ 
waltungsbürokratie ſollte die gleiche bleiben, das 
ganze bürgerliche Wirtſchaftsſyſtem ſollte bleiben. 
Man mußte aber etwas ſuchen, das für den von 
Jahr zu Jahr ſich ſteigernden Niedergang in Dan⸗ 
gig verantwortlich war. Man mußte der Arbeiter⸗ 
ſchaft irgendwie Sand in die Augen ſtreuen, und 
da unternahm die kapitaliſtiſch⸗ämperialiſtiſche 
Klicke unter der Führung des Herrn Jewelowſfki 
oder der Partei des Herrn Jewelowſki einen 
Scheinkampf gegen den Feudalismus der Herren 
Schwegmann uſw. Es waren zwei bürgerliche 
Richtungen, die ſich gegenſeitig einen ſcheinbaren 
Kampf lieferten. Dadurch wollte man die Führer 
der Sozialdemokratiſchen Partei für dieſe Zwecke 
gewinnen. Wir willen auch, daß die Bourgeoiſie 
gar nicht verſuchen durfte, ſie für ſich zu gewinnen, 
ſondern daß ſich dieſe Leute als Lakaien ſelbſt an⸗ 
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geboten haben, um zu helfen, den Arbeitern Sand (C} 


in die Augen zu ſtreuen. 

So ſtellte man die ganzen Verfaſſungsände⸗ 
rungen als etwas hin, was der Arbeiterſchaft nur 
Gutes bringen würde. Herr Loops führte aus, 
daß es jetzt möglich ſei, in die Verwaltung hinein⸗ 
zukommen, einen neuen Kurs in die Verwaltung 
Hineinzubringen. Dieſer Kurs werde ſich wohl⸗ 
tuend auswirken, indem geſpart werden könnte. 
Man könnte jetzt die Reorganiſation der Verwal⸗ 
tung durchführen, und zweitens werde ſich im An⸗ 
ſchluß an die Reorganisation etwas ändern laſſen 
in Bezug auf eine Beſſerung der wirtſchaftlichen 
Lage der Werktätigen. So wurde der Wahlkampf 
geführt. Die große Koalition war ſich einig. Die 
Sozialdemokraten führten nicht etwa den Aufklä⸗ 
rungskampf, zeigten nicht den Werktätigen die 
feindliche Rolle, die auch die Zentrumsleute, die 
Liberalen und die Deutſch-⸗Danziger Volkspartei, 
alle die bürgerlichen Splitterparteien bisher 
Schulter an Schulter mit den Deutſchnationalen 
gegen die Werktätigen führten, ſondern ſie führ⸗ 
ten einzig und allein den Kampf gegen die Deutſch⸗ 
nationale Partei und ließen den Kampf gegen das 
Zentrum und die übrigen bürgerlichen Parteien 
vollſtändig bei Seite. Nun hatte man ſich auf 
etwas feſtgelegt, was man nachher in die Tat um⸗ 
guſetzen verſuchen mußte. Aber wir haben doch in 
den letzten Monaten das Schauſpiel erleben 
müſſen und das berechtigte Empfinden gehabt, daß 
es den Koalitionsparteien mit der (Frage der 
Aenderung der Verfaſſung gar nicht ernſt ſei. 
Jeder, der objektiv zu all den Verfaſſungsände⸗ 
rungsanträgen der Regierung Stellung nahm, 
mußte dies Empfinden haben. Aber durch das 
Aufrollen der Frage einer Verfaſſungsänderung 
des Volkstages würde außerhalb des Parlaments 
der Wunſch nach einer wirklichen Verfaſſungs⸗ 
änderung immer dringender. 

Nun ſehen die Roalitionsparteien ein, daß 
endlich etwas geſchehen muß. Es muß nun irgend⸗ 
wie eine Verfaſſungsänderung zuſtande kommen. 
Vor den Wahlen haben ſie ſich feſtgelegt; ſie 
haben dann verſucht, allerdings ſehr pflaumen⸗ 
weich, die Frage der Verfaſſungsänderung aufzu⸗ 
rollen. Sie ſehen nun aber ein, daß aus dem Spiel 
Ernſt geworden iſt, daß das Feuer anfängt, ſie zu 
verbrennen. Nun wird nach einem Sündenbock ge⸗ 
ſucht, dem man die ganze Schuld am etwaigen 
Nichtzuſtandekommen der Verfaſſungsänderung 
aufholzt. Alle Parteien von den bürgerlichen 
Mittelparteien bis zu den Sozialdemokraten ſind 
ſich jetzt darin einig, den Kampf einſeitig gegen die 
Kommuniſten zu führen. Wir fürchten dieſen 
Kampf nicht. Sie werden von dem Feuer ver⸗ 
brannt werden, das ſie angezündet, das ſteht feſt! 

Wie ſteht es mit den Anklagen, die ſie gegen 
uns erhoben? Herr Abg. Loops fühlte ſich be⸗ 
müßigt, die Stellungnahme der Kommuniſtiſchen 
Partei zu der Verfaſſungsänderung zu kritiſieren, 
als ob dieſer Standpunkt nicht ein richtiger ſei. 
Wir haben unſere klare Linie bei allen Verfaſ⸗ 
ſungsänderungsanträgen niemals verwiſcht. Wir 
haben von Anfang an eine klare, eindeutige Hal⸗ 
tung eingenommen. Sie wiſſen ganz genau, daß 
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wir als Kommuniſten uns nicht auf Kuhhandelei 
von der Art eines Herrn Rahn einlaſſen. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Deshalb iſt es 
töricht, wenn Sie jetzt erklären, Sie kämen den 
Kommuniſten entgegen und ſtimmten zu, daß die 
Zahl der Abgeordneten nicht auf 72, ſondern nur 
auf 90 abgebaut werde. Sie verſuchen, dieſe Tat⸗ 
ſache in der Oeffentlichkeit ſo hinzuſtellen, als ob 
wir Kommuniſten um einen oder ein Dutzend Ab⸗ 
geordnete kuhhandeln. Sie wiſſen ganz genau, 
daß das nicht das Grundlegende für uns iſt, ſon⸗ 
dern daß ganz andere Fragen maßgebend für 
unſere Einſtellung ſind. Ich möchte gerade die 
Sozialdemokratiſche Partei auf die Ausführungen 
hinweisen, die fie in ihrem Wahlhandbuch in Be⸗ 
zug auf Abänderung der Verfaſſung gemacht hat. 
Was fordern Sie da? Auflöſungsbeſtimmung des 
Volkstages durch eigenen Beſchluß und durch Volks⸗ 
entſcheid, alſo etwas, was Ihr Redner Loops 
gerade in der vorigen Sitzung ſo ſtark an uns kri⸗ 
kiſtert hat. Der Abg. Rahn war es übrigens gleich⸗ 
falls, der erklärte: „Warum Auflöfung des Volks⸗ 
tages durch eigenen Beſchluß und dazu noch Volks⸗ 


entſcheid?“ Dabei war es der Abg. Rahn, der da⸗ 


mals als Angehöriger der Sozialdemokratiſchen 
Partei dieſen Abänderungsantrag zur Verfaſſung 
einbrachte. Dem, wofür er ſeinerzeit ſprach, wider⸗ 
ſpricht er heute. „Dem Senatspräſidenten, welcher 
ohne Ausſprache durch den Volkstag gewählt wer⸗ 
den ſollte, wurde die Ernennung der übrigen Se⸗ 
natoren überlaſſen. Zur Führung des Amtes ſollte 
jeder einzelne Senator und der Senatspräſident 
des Vertrauens des Volkstages bedürfen. Bei An⸗ 
nahme eines Mißtrauensvotums ſollte der betref⸗ 
fende Senator bezw. Senatspräſident oder der ge⸗ 
ſamte Senat zurücktreten.“ Sie verlangten ferner 
Verkleinerung des Senats und rein parlamentari⸗ 
ſche Senatoren, keine Beamtenſenatoren, ſondern 
Volksvertreter. Das, was Sie damals in Ihrem 
Abänderungsantrag forderten, haben Sie vor den 
Wahlen propagiert. Wenn wir unſere Abände⸗ 
rungsanträge einbrachten, dann wollten wir Sie 
dadurch auch an das erinnern, was Sie vor den 
Wahlen versprochen haben. 

Wenn Herr Loops Demagoge genug iſt, darauf 
hinzuweiſen, daß es doch töricht ſei, den Volkstag 
alle Jahre zu wählen, daneben noch die Auf⸗ 
löſungsmöglichkeit beſtehen zu laſſen und dann noch 
den Volksentſcheid zur Auflöſung des Volkstages 
herbeiführen zu wollen, dann vergißt er darauf 
hinzuweiſen, daß die kommuniſtiſchen Abände⸗ 
rungsanträge aber auch das verlangen, was die 
Sozialdemokraten vor den Wahlen verſprochen 
haben. Was verſprach man vor den Wahlen? Her⸗ 
abminderung des Senats auf ſieben Perſonen. 
Haben Sie Ihr Verſprechen wahr gemacht? Sie 
verlangten ein rein parlamentariſches Syſtem. 
Sie erklärten, Sie wollten keine Beamten als 
Senatoren, ſondern wirkliche Volksvertreter; hin⸗ 
weg mit dem Beamtenorganismus im Senat, die 
Volksvertreter ſollen hinein. Wenn Sie nun das 
Syſtem des hauptamtlichen und des nebenamt⸗ 
lichen Senats beſtehen laſſen, ſo dokumentieren Sie 
damit, daß Sie auch nach wie vor den Senat mit 
Fachſenatoren beſetzen wollen, mit Beamten. Dieſe 
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Beamtenklickenwirtſchaft im Senat ſoll alſo nicht 
aufhören. Es werden dort nur ſtatt acht in Zukunft 
vier beamtete Senatoren ſitzen und ſtatt vierzehn 
Senatoren im Nebenamt in Zukunft ſechs. Das 
Syſtem als ſolches bleibt. Oder wollen Sie etwa 
anführen, daß dadurch eine Aenderung eingetreten 
iſt, daß dieſe Senatoren jetzt durch den Volkstag 
zum Rücktritt gezwungen werden können? Einer 
Ihrer prominenteſten Führer hat zum Beiſpiel er⸗ 
klärt, jetzt würde die Möglichkeit des Auffliegens 
einer Regierung noch ſchwieriger ſein, weil wir 
durch das jetzige Syſtem noch enger aneinander 
gekettet ſind weil wir uns hüten müfſſen, irgend⸗ 
wie miteinander in Differenzen zu kommen. 

Das bedeutet, daß die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei noch mehr als bisher Lakai der Bürgerlichen 
werden will. Wir ſehen das in dem Ereignis, 
welches ſich in den letzten Wochen in Deutſchland 
abgeſpielt hat und welterſchütternd wirkte, dem 
Panzerkreuzerſkandal. Wir wiſſen, daß die Sozial⸗ 
demokraten dem Bau des Panzerkreuzers in 
Deutſchland nur zuſtimmten, weil fie Angſt hatten, 
die Koalition könne auffliegen. Sie haben das 
ſelbſt zugegeben: „Wenn wir dagegen geſtimmt 
hätten, dann wäre der Panzerkreuzer nicht ge⸗ 
baut.“ Alſo, nur um zu verhindern, daß der Pan⸗ 
zerkreuzer nicht gebaut wird, haben Sie Ihre Zu⸗ 
ſtimmung gegeben. Das können Sie in den Aus⸗ 
führungen leſen, die Ihre linken Führer Seidewitz 
und wie ſie alle heißen mögen, gemacht haben. 
Auch die Ausführungen Breitſcheids beſtätigen 
das. Nur aus Furcht, die Koalition könne aufflie⸗ 
gen, geben Sie 90 Millionen für die Aufrüſtung 
des deutſchen Imperialismus. 

Genau dasſelbe wird auch hier eintreten. Sie 
können der Bevölkerung nicht etwa weiß machen, 
daß der Volkstag die Möglichkeit hat, den Senat 
jederzeit zum Rücktritt zu zwingen. Im Gegenteil, 
die ſozialdemokratiſchen Führer werden ſich noch 
enger an die Bürgerlichen ketten. Wenn jetzt die 
Möglichkeit beſteht, daß eine Koalition auffliegen 
kann, dann werden Sie hier in Danzig genau das⸗ 
ſelbe machen, was Ihre Panzerkreuzer⸗Sozialiſten 
in Deutſchland gemacht haben, ſich in allen For⸗ 
derungen der Bourgeoiſie unterwerfen. Wir 
wiſſen auch, welche wichtigen Lebensfragen für die 
werktätige Bevölkerung in den nächſten Monaten 
hier auf dem Spiel ſtehen. Ich will nur ein ein⸗ 
ziges Geſetz anführen, die Erwerbsloſenverſiche⸗ 
rung. Das Syſtem als ſolches bleibt alſo beſtehen, 
das können Sie nicht leugnen. Es bleibt das 
Syſtem der Beamten⸗Senatoren und der parla⸗ 
mentariſchen Senatoren nach wie vor beſtehen, 
wenn die Abänderung in Ihrer Form durch⸗ 
kommt. Sie werden auch einen ſolchen Senat, 
wenn er unfähig iſt zu arbeiten, nicht zurückberu⸗ 
fen und ihm das Mißtrauen ausſprechen, ſondern 
das Vertrauen. Es iſt doch erſchütternd, daß Ihr 
Parteiausſchuß in Deutſchland den Panzerkreu⸗ 
zerminiſtern nicht etwa das Mißtrauen ausſpricht, 
ſondern ſich noch ſchützend vor die ſozial⸗imperiali⸗ 
ſtiſchen Faſchiſten hinſtellt. Das iſt das Weſent⸗ 
liche. Sie haben der Bevölkerung ein rein parla⸗ 
mentariſches Syſtem verſprochen, d. h. politiſch 
verantwortliche Volksvertreter. Sie haben immer 
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wieder betont, daß für Sie das Wichtigſte in der 
Frage der Verfaſſungsänderung das rein parla⸗ 
mentariſche Syſtem iſt, und daß Sie deshalb dem 
Antrag der Deutſchnationalen nicht zugeſtimmt 
haben. Die Deutſchnationalen brachten eine Reihe 
won Abänderungen, die Sie auch brachten. Aber 
Sie ſagten: „Alles gut und ſchön, aber m. H. 
Deutſchnationalen, Sie wiſſen, daß für uns der 
ſpringende Punkt die Parlamentariſierung des 
Senats iſt, und die führen Sie nicht durch.“ Sie 
werden aber durch Ihre Aenderung einen Sahm 
auch weiter wurſteln laſſen, und wenn Sie etwa 
einen Volkmann beſeitigen, werden Sie einen 
andern Fachbeamten nehmen und ihn weiter 
wurſteln laſſen. (Abg. Liſchnewſki: Evert!) Sie 
haben alſo gerade darin nicht das erfüllt, was Sie 
der Bevölkerung verſprochen haben. 

Sie haben weiter der Bevölkerung die Auflö- 
ſung des Volkstages verſprochen. Haben Sie aber 
der Bevölkerung vor den Wahlen erklärt, daß die 
Auflöſung des Volkstags durch derartige Verklau⸗ 
jelierungen, wie es dieſer Verfaſſungsentwurf 
vorſteht, zur Unmöglichkeit wird? Wenn Sie er⸗ 
klären, es ſei eine reine Formſache, wenn man 
nach einer Woche wieder die Abſtimmung vor⸗ 
nimmt, und in der zweiten Woche das eintritt, 
was die Kommuniſten in ihrem Abänderungsan⸗ 
trag wünſchen, dann wiſſen wir ganz genau, daß 
bei den jetzt beſtehenden Verhältniſſen in dieſer 
einen Woche die größte Kuhhandelei losgehen wird, 
daß man nicht zurückſchrecken wird, wenn es im 
Intereſſe Jewelowſki's liegt, die Leute zu kaufen. 
Wenn das nur eine Formſache ſein ſoll, weshalb 
joll dann nicht bei der erſten Abſtimmung gleich 
die einfache Mehrheit genügen? Sie haben die 
Bevölkerung in dem Glauben gelaſſen, es genüge 
eine einfache Mehrheit, um die Auflöſung des 
Volkstages herbeizuführen. Wenn Sie die Aus⸗ 
führungen in Ihrem Wahlhandbuch leſen, kann 
jeder nur der Meinung ſein, die einfache Mehrheit 
muß genügen. Das iſt das Wichtigſte, und darauf 
gehen Sie durchaus nicht ein. Was Sie vor den 
Mahlen versprochen haben, halten Sie nicht. 

Man beruft ſich nun auf Koalitions⸗Bin⸗ 
dungen und erklärt, die Zentrumspartei ſei ſchuld, 
wenn dieſe Wahlverſprechungen nicht in der 
Form durchgebracht werden, wie man ſie vor der 
Wahl gemacht habe. Nun iſt doch darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß die Zentrumspartei als ſolche grund⸗ 
ſätzlich für das parlamentariſche Syſtem iſt. Das 
hat der Herr Abg. Schümmer wiederholt erklärt. 
Nicht nur Herr Schümmer, ſondern auch andere 
Führer der Zentrumspartei haben immer wieder 
erklärt, jawohl, wir find für das parlamentariſche 
Syſtem. Der Herr Abg. Schümmer hat geſagt: 
„Wir wollten damals bei der Schaffung der Ver⸗ 
faſſung das rein parlamentariſche Syſtem, mußten 
uns aber in der damaligen Koalition der Mehr⸗ 
heit beugen.“ Das waren damals die Deutſchna⸗ 
tionalen. Damals erklärten Sie, wir können das 
parlamentariſche Syſtem nicht in der Verfaſſung 
verankern, weil die Deutſchnationalen nicht mit⸗ 
wollen. Heute berufen ſich die Sozialdemokraten 
auf die Zentrumspartei und ſagen, wir können 
das parlamentariſche Syſtem nicht durchbringen; 
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weil die Zentrumspartei nicht mitmachen will. 
Sie müſſen doch einſehen, daß Sie da ein ganz 
unwürdiges Spiel treiben, aber es iſt bewußt und 
wohldurchdacht. Die Zentrumspartei verſucht 
immer wieder, für ihre ſchwarze Schulreaktion und 
für ihre ſchwarze Kulturreaktion alles Mögliche 
herauszuholen. Trotzdem es eine bewußte Abkehr 
won den Anſichten eines Schümmers in Bezug auf 
das parlamentariſche Syſtem iſt, haben Sie dieſe 
Abkehr vollzogen, um von den Sozialdemokraten 
herauszuholen, was herauszupreſſen iſt. Wir 
haben ſchon einmal darauf hingewieſen, daß es 
bekannt iſt, was der Herr Abg. Rahn erkuhhandelt 
hat, daß es der Oeffentlichkeit durchaus bekannt 
iſt, daß man der Partei verſprochen hat, daß 20 
Prozent der Wohnungsbauabgabe den Hausbe⸗ 
ſitzern zufließen und nur 10 Prozent als Woh⸗ 
nungsbauabgabe bleiben ſollen. (Zwiſchenrufe.) 
Das haben Sie ſelbſt offen zugeſtehen müſſen, als 
ich damals die Erklärung abgab, daß man ver⸗ 
ſuche, auf Grund der Verfaſſungsänderung eine 
Mietſteigerung herauszuhandeln. Damals traten 
Sie, Herr Blavier oder auch Herr Rahn hier vor 


und erklärten, das ſei nicht beabſichtigt, man habe 


nur Fühlung genommen, daß evtl. von den 30 
Prozent der Wohnungsbauabgabe 20 Prozent den 
Hausbeſitzern zufließen ſollen. Sie nicken, das iſt 
ein Beweis dafür, daß Ihre Partei ſich ſo ſcharf 
für die Verfaſſungsänderung ins Zeug legt, nur 
deshalb, um 20 Prozent der Wohnungsbauabgabe 
für die Hausbeſitzer zu bekommen. Wir wiſſen, 
daß das neue Wohnungswirtſchaftsgeſetz in Vor⸗ 
bereitung iſt. Wir Kommuniſten gehen nicht fehl, 
wenn wir erklären, daß im Anſchluß daran, ſofort 
won den Sozialdemokraten die Erklärung abgege⸗ 
ben werden wird: „Wir müſſen doch aber Woh⸗ 
nungen bauen, und wir müſſen das Geld für die 
verlorenen 20 Prozent Wohnungsbauabgabe wie⸗ 
der einbekommen. Deshalb iſt eine Mietsſteige⸗ 
rung notwendig.“ Wenn man die 20 Prozent den 
Hausbeſitzern geſchenkt hat, wird man alſo dazu 
übergehen, den Arbeitern zu erklären, wir brau⸗ 
chen Geld, um Wohnungen zu bauen, wir müſſen 
die Mieten erhöhen, und dann kommt die Miets⸗ 
erhöhung. 

Die Zentrumspartei iſt naturgemäß, das 
wiſſen wir, ſehr viel vorſichtiger, und ſie hat bis 
jetzt noch nicht erklärt, was ſie dafür bekommen 
hat, daß ſie angeblich etwas nachgegeben hat. Sie 
haben ſich deshalb nur bewußt von dem Schüm⸗ 
merſchen Standpunkt, von der früheren Einſtel⸗ 
lung zum parlamentariſchen Syſtem abgekehrt, um 
bloß etwas herauszuholen. Wir ſehen, daß es Er⸗ 
folg gehabt hat, die übrige Koalition erklärt ja, es 
hat uns ſehr viel gekoſtet, um die Zugeſtändniſſe in 
Bezug auf Parlamentariſierung der Zentrums⸗ 
partei abzuringen, daß die Senatoren auch durch 
einen Mißtrauensantrag beſeitigt werden können. 
Es hat uns ſehr viel gekoſtet, daß wir von den 
Zentrumsleuten neben der Verkleinerung des 
Senats auch die volle Verantwortung des geſam⸗ 
ten Senats gegenüber dem Volkstag erreichen 
konnten. Aber glauben Sie, das Zentrum wird 
das umſonſt gemacht haben? Wir ſehen ja auch 
ſchon die Auswirkungen. (Zwiſchenrufe beim Zen⸗ 
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(Plenikowski, Abgeordneter) 
trum.) Das iſt notwendig, weil wir einen klaren 
offenen Kampf führen, aber Sie ſind bekannt als 
Kuliſſenſchieberpartei. Sie ſind bekannt dafür, daß 
Sie hinter den Kuliſſen alles Mögliche für ſich 
und die ſchwarze Kulturreaktion herausholen. 
Air wiſſen aus der Vergangenheit, daß Sie ſi 
dieſe Zugeſtändniſſe ſehr ſchyn haben bezahlen 
laſſen; denn jeder fragt erſtaunt, wie iſt es der 
Sozialdemokratiſchen Partei nach ihrer grund⸗ 
ſätzlichen Abſtimmung möglich, 73 000 Gulden in 
dieſem Jahr für den Kirchenetat mehr auszugeben 
als die Deutſchnationale Regierung es getan! 
Jeder fragt ſich auch bei dem vorliegenden Beam⸗ 
tenbeſoldungsgeſetz, wie iſt es möglich, daß die 
ſchwache Zentrumspartei von der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei in der Frage der Beamtenbeſoldung 
alles Mögliche für ihre Zwecke herausholen kann! 
Ich ſchneide nur eine einzige Sache an, die Pen⸗ 
ſionszulage für alle die Lehrer, die jetzt z. B. ein 
Kirchenamt ausüben. Wenn die betreffenden 
Lehrer das Kirchenamt ausüben, bekommen ſie 
eine Zulage, die die Kirchengemeinde tragen muß. 
Aber dieſe Zulage iſt penſionsberechtigt, und die 
Penſion zahlt nachher der Staat. (Hört, hört! bei 
den Kommuniſten.) Das haben Sie für ſich her⸗ 
ausgeholt, um den Lehrern das Kirchenamt, das 
Amt eines Organiſten, ſchmackhaft zu machen. Wir 
wiſſen, daß Sie weitere Geſchenke bekommen 
haben. Die Regierung ſitzt noch nicht lange im 
Sattel, aber in dieſem Dreivierteljahr haben Sie 
ſchon viel herausgeholt. Ich erinnere an die 
Ohraer Schulfrage. Weiter erinnere ich daran, 
daß es zum erſten Mal gelungen iſt, für eine reine 
Privatſchule beſondere Mittel vom Staat heraus⸗ 
zuholen, zum erſten Mal, ſeit Danzig ein ſelb⸗ 
ſtändiges Staatsweſen iſt, und ausgerechnet von 
einer Linksregierung für eine katholiſche Privat⸗ 
ſchule. Das haben Sie alles erkuhhandelt und des⸗ 
halb Ihren Standpunkt bezüglich des parlamen⸗ 
tariſchen Syſtems aufgegeben. 5 
Das alles beweiſt, wie man hier mit der Frage 


der Verfaſſungsänderung der Bevölkerung Sand. 


in die Augen ſtreut. Ich habe anläßlich der zwei⸗ 
ten Leſung des früheren Geſetzentwurfs der Ko⸗ 
alitionsparteien darauf hingewieſen, daß die werk⸗ 
tätige Bevölkerung won einer Aenderung der Ver⸗ 
faſſung im kapitaliſtiſchen Syſtem in wirtſchaft⸗ 
licher, in materieller Beziehung durchaus nichts 
zu erhoffen hat. Ich habe damals ausdrücklich auf 
Deutſchland hingewieſen und Deutſchland als Bei⸗ 
ſpiel dafür zitiert, ob ſich die Lage der Werktäti⸗ 
gen dort etwa beſſer geſtaltet habe. Ich habe nach⸗ 
gewieſen, daß es dort auch von Jahr zu Jahr ab⸗ 
wärts gegangen iſt mit der wirtſchaftlichen Lage 
der Werktätigen. Denken Sie an die ungeheueren 
wirtſchaftlichen Kämpfe, die in Deutſchland in den 
letzten Jahren entbrannten und heute immer 
wieder noch entbrennen. Das Proletariat iſt ge⸗ 
zwungen, den Kampf außerhalb des Parlaments 
mit den ſchärfſten Mitteln aufzunehmen, um über⸗ 
haupt noch das zu wahren und zu halten, was es 
hat. Daß auch das rein parlamentariſche Syſtem 
den Arbeitern in dieſer Not, in dieſem Kampf 
durchaus nicht zur Seite ſpringt, ſondern noch in 
den Rücken fällt, beweiſt der Panzerkreuzer⸗ 
Skandal. 


Wenn man der Bevölkerung, den Werktätigen. 
weiß machen will, daß die Verfaſſungsänderung 
eine Beſſerung wirtſchaftlicher Art bedeutet, To 
ſtreut man ihnen nur Sand in die Augen. Wir 
haben aber auch erklärt: Wir ſind für Verfaſ⸗ 
ſungsänderung in der Form, in der wir unſere 
Anträge eingebracht haben und in der Form, wie 
Ihre Wahlverſprechungen gefaßt waren, die Sie 
nachher nicht hielten. Aber Sie denken ja nicht 
im geringſten daran, dieſe wahr zu machen. Wenn 
wir alſo trotz allem für Verfaſſungsänderung ſind, 
dann nicht, weil wir der Ueberzeugung jind, daß 
durch dieſe Art Verfaſſungsänderung 
des kapitaliſtiſchen Staates eine Beſſerſtellung der 
wirtſchaftlichen Lage der Werktätigen eintritt, 
ſondern nur, weil die Werktätigen dann den 
Kampf um ihre wirtſchaftlichen Intereſſen noch 
ſchärfer aufnehmen können als bisher. Es iſt den 
Werktätigen möglich, ihre wirtſchaftlichen Rechte 
beſſer zu verteidigen, wenn Veränderungen dieſer 
Art eintreten. Alſo nur, um der werktätigen Be⸗ 
völkerung den Kampf gegen dies Syſtem, gegen 
Verelendungsmaßnahmen zu erleichtern, deshalb 
die Verfaſſungsänderung, aber nicht in Ihrer 
Form. Wenn der Herr Abg. Loops darauf hin⸗ 
weiſt, daß man uns mit den 90 Abgeordneten ſehr 
entgegen gekommen wäre, ſo muß es doch dem 
Herrn Abg. Loops und insbeſondere dem Herrn 
Abg. Rahn bekannt ſein, daß die Zahl der Abge⸗ 
ordneten für uns als Kommuniſten keine grund⸗ 
ſätzliche, ſondern eine taktiſche Frage iſt. Für uns 
iſt die Parlamentariſierung maßgebend, alſo keine 
Beamten, keine Fachſenatoren, ferner Auflöſungs⸗ 
möglichkeit des Volkstages ohne die Verklauſelie⸗ 
rungen, die Sie hineingebracht haben, und dann 
Selbſtändigkeit der Stadtgemeinde Danzig. 

In Ihrem Verfaſſungsentwurf haben Sie nicht 
im geringſten daran gedacht, die Selbſtändigkeit 
der Stadtgemeinde Danzig wahrzumachen. Was 
Sie der Stadtgemeinde Danzig geben wollen, 
reicht an keine Selbſtändigkeit heran. Herr Loops 
hat dann erklärt, es ſei unmöglich, jetzt zu arbei- 
ten, man könne nur dann arbeiten und etwas für 
die Werktätigen ſchaffen, wenn man auch die Ge⸗ 
walt in der Verwaltung habe. Damit erklärt der 
Sozialdemokrat, der Marxiſt Loops: „Habe ich die 
Verwaltung eines Landes in meiner Hand, und 
beſteht in dieſem Land auch das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem weiter, jo kann ich für die Werk 
tätigen herausholen, was ich herausholen will.“ 
Als Marxiſt muß er aber wiſſen, daß nicht das 
Maßgebliche iſt, die Verwaltung zu haben, ſondern 
das Wirtſchaftsſyſtem zu beſeitigen. Wir wiſſen. 
aber auch ganz genau, daß beides mit der Beſeiti⸗ 
gung der Verfaſſung Hand in Hand gehen wird. 
Sie erklären „Eroberung der Verwaltung“. Wir 
erklären: „Zerſchlagen, Zertrümmern dieſes bür⸗ 
gerlichen Verwaltungsapparats.“ An die Stelle 
des bürgerlichen Verwaltungsapparates ſetzen wir 
das Räteſyſtem, das Hand in Hand mit dieſem 
Kampf gehen wird, dem Kampf um die Eroberung 
der wirtſchaftlichen Macht. Beide Fragen ſind nicht 
zu trennen und nur im Kampf um die ſoziale Re⸗ 
volution zu löſen. Wenn Sie erklären, es würde 
Ihnen möglich ſein, die Lage der Werktätigen zu 
beſſern, wenn Sie die Verwaltung in der Hand 
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hätten, ſo iſt das gleichfalls ein Sand⸗in⸗die⸗ 
Augen⸗ſtreuen. In den Ländern wo Sie tatſächlich 
in der Verwaltung das Heft in der Hand haben, 
zeigt ſich, das Entgegengeſetzte. Sie ſind auch dort 
Lakaien der Bürgerlichen und würgen den Kampf 
der Arbeiter ab. Wir wiſſen ja auch, daß Sie ſich 
oft gar nicht danach drängen, in dieſe Verwal⸗ 
tungsſtellen hineinzukommen. Wenn der Marxiſt 
Loops erklärt, der Kampf ginge um die Eroberung 
der Verwaltung im jetzigen Staat, dann iſt auch 
das bewußte Lüge; denn der Abg. Loops muß 
wiſſen, daß ſein Genoſſe Wiſſell ſich geſträubt hat, 
das Arbeitsminiſterium zu übernehmen. 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter 
Plenikowſki, Sie haben dem Herrn Abg. Loops 
bewußte Lüge vorgeworfen. Ich rufe Sie deswegen 
zur Ordnung. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will 
das nur beweiſen und wiederhole es noch einmal. 
Der Sozialdemokrat Wiſſell hat ſich geſträubt, das 
Arbeitsminiſterium in Deutſchland zu überneh⸗ 
men, und zwar mit der Begründung, daß er jetzt 
auch die Verantwortung für alle Schlichtungs⸗ 
ſchiedsſprüche übernehmen müſſe, die er zu fällen 
hat. Sie werden das nicht leugnen können, die 
Zentrumspartei hat das damals ausführlich 
breitgetreten. Er hat nur gezwungen, nicht frei⸗ 
willig, das Amt übernehmen müſſen, weil er jetzt 
offen Farbe bekennen mußte, und wir ſehen auch 
tatſächlich, daß er im Schlichtungsſchiedsweſen 
nicht etwa eine andere Linie einſchlägt, wie der 
frühere Miniſter der Zentrumspartei, ſondern ge⸗ 
nau dasſelbe macht. Das beweiſt, daß beide, der 
Zentrumsminiſter Brauns und der Sozialdemo⸗ 
krat Wiſſell nur Handlanger und Speichellecker 
der Schwerkapitaliſten, der Induſtrie ſind. Erſtens 
einmal wird es unmöglich ſein, das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem beſtehen zu laſſen und nur in der 
Verwaltung den Kampf zu führen. Sie ſehen, was 
ſich daraus ergibt, eine völlige Korrumpierung der 
ſozialdemokratiſchen Führer, nur daß die jetzt ſchon 
bewußt von den Sozialdemokraten betrieben wird. 
Denken Sie an den Barmat⸗Skandal. Die Beſeiti⸗ 
gung der reaktionären bürgerlichen Verwaltung 
iſt wicht zu trennen von der Beſeitigung des kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems. Wenn Sie das 
trotzdem erklären, ſtreuen Sie den Arbeitern nur 
Sand in die Augen. 

Auch hier in Danzig ſehen wir das. Sie 
ſprechen viel von einer Eroberung der Verwal⸗ 
tung, und daß Sie den Arbeitern die Möglichkeit 
bieten, dadurch eine Beſſerung ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Exiſtenz zu erringen. Sie wiſſen ja, daß Sie 
jetzt die hauptamtlichen Senatoren zu ſtellen 
haben, die von der Deutſchnationalen Partei be⸗ 
ſetzt ſind. Sie haben dann die Verwaltung. Aber 
wir wiſſen auch, daß, wenn die Verwaltung in 
dieſer Form beſetzt wird, auch dadurch durchaus 
nichts für die werktätige Bevölkerung erreicht 
wird, ſondern daß Sie genau denſelben Kurs der 


deutſchnationalen Senatoren weiter führen wer⸗ 
den. Sie werden dann die Intereſſen der Arbeiter 
genau ſo bekämpfen wie die jetzigen Sentoren, nur 
mit andern Methoden. 


Freitag, den 21. September 1928. 


Wenn Herr Abg. Loops dann erklärte, daß wir 
Kommuniſten ja auch kein Intereſſe hätten, daß 
hier im Parlament poſitive Arbeit geleiſtet werde, 
und daß wir als Kommuniſten die poſitive Arbeit 
zu verhindern verſuchen, dann hat der gute 
Marxiſt Loops recht. Warum? Weil in dieſem 
bürgerlichen Parlament poſitive Arbeit für die 
Werktätigen nicht geleiſtet wird. Oder nennen Sie 
vielleicht den Verkauf der Ohraer Schule an die 
Zentrumsleute poſitive Arbeit für die Werktäti⸗ 
gen? Nennen Sie etwa die Etats, die Sie verab⸗ 
ſchiedet haben, die Millionengeſchenke an Unter- 
nehmer, Kirche, Polizei und Juſtiz, den Raub 
beim Etat an der ſozialen Fürſorge etwa poſitive 
Arbeit für die Merktätigen? Nennen Sie etwa das 
Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz, das Sie jetzt 
bringen werden, poſitive Arbeit für die Werktäti⸗ 
gen? Nennen Sie die ſogenannten Arbeitergeſetze 
mit modernem Arbeitsrecht, das Arbeitsgerichts⸗ 
geſetz, das Sie ſchaffen wollen, das Betriebsräte⸗ 
geſetz, poſitive Arbeit für die Werktätigen? Nein, 
poſitive Arbeit wird hier nur für die Bourgeoiſie, 
für das Schwerkapital geleiſtet. Wir Kommuni⸗ 
ſten haben alſo alle Urſache, dieſe Ihre poſitive 
Arbeit zu verhindern. (Sehr gut! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Nun haben Sie auf den Volksentſcheid hinge⸗ 
wieſen und haben erklärt, daß dann das Volk ent⸗ 
ſcheiden müſſe, ob die Verfaſſungsänderung durch⸗ 
kommen ſoll oder nicht. Das Eigenartige iſt, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei als ſolche nicht zu 
erklären gewagt hat, fie werde den Volksentſcheid 
einbringen und durchführen, ſondern daß ſie dieſe 
Arbeit bürgerlichen Parteien überläßt, daß Sie es 
ſogar Arbeiter-Renegaten, wie der Herr Abg. 
Rahn einer iſt, überläßt, dieſe Verfaſſungsände⸗ 
rung einzubringen und durchzuführen. Sie ſelbſt 
denken nicht im geringſten daran. Warum nicht? 
Sie ſelbſt müßten dann nämlich konſequent in 
dieſer Verfaſſungsänderung das fordern, was Sie 
vor den Wahlen verſprochen haben. Da kämen Sie 
aber in einen ſehr böſen Konflikt mit den Herren 
Jewelowſki und Sawatzki. Deshalb bringt der 
neutrale Herr Rahn den Volksentſcheid, und des⸗ 
halb unterſtützen Sie dieſen Volksentſcheid eines 
rein bürgerlichen Abgeordneten. Sie wiſſen aber 
auch ganz genau, daß die ganze Frage des Volks⸗ 
entſcheids, wie ſie von den bürgerlichen Parteien 
jetzt in der Preſſe und auch hier im Plenum auf⸗ 
gerollt wird, nur Theater iſt; denn Sie werden 
ſich ſcheuen, dieſen Volksentſcheid tatſächlich in 
irgend einer Form durchzubringen. 

Die einzige Möglichkeit, hier eine Aenderung 
zu ſchaffen iſt die Durchführung der Forderung, 
die wir von Anfang an geſtellt haben, die Auf⸗ 
löſung dieſes Volkstags. Was hat dieſer Volkstag 
bewieſen? Daß die Bürgerlichen eine ſcheinbare, 
ſchwache Mehrheit haben, daß die Bürgerlichen 
durch ihre Zerſplitterung nicht arbeitsfähig ſind. 
Weil die Bourgeoisie, weil ein Jewelowſki das 
ganz genau wußten, deshalb mußte die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei in die Breſche ſpringen, um 
den bürgerlichen Staat wieder arbeitsfähig zu 
machen. Herr Abg. Weiß von der Zentrumspartei 
hat das damals bei der Regierungserklärung ja 
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ganz offen eingeſtanden und erklärt: „Wir wür⸗ 


den ja ſehr gern mit den Bürgerlichen in eine H.! 


Regierung hineingehen, aber dieſe Regierung 
wäre nicht arbeitsfähig.“ Das heißt im Sinne 
des Herrn Weiß, dieſe Regierung könnte nicht 
einen Etat aufſtellen, wie er nachher aufgeſtellt 
iſt; dieſe Regierung könnte nicht die Ohraer 
Schule den Katholiken ausliefern; dieſe Regie⸗ 
rung könnte nicht für katholiſche Privatſchulen 
beſondere Mittel herausholen; dieſe Regierung 
könnte nicht das Erwerbsloſen⸗Verſicherungsgeſetz 
durchführen. Alſo dieſe bürgerliche Regierung 
könnte nicht für die Bougeoiſie auf Koſten der 
Arbeiterſchaft das herausſchinden, was unbedingt 
herausgeſchunden werden ſollte. Deshalb ſind 
Sie mit der Linken, mit den Sozialdemokraten 
in die Regierung hineingegangen, und wir ha⸗ 
ben geſehen, daß Sie tatſächlich vortrefflich re⸗ 
giert haben für die Beſitzer, für die Unternehmer, 
gegen die Arbeiter, gegen die Werktätigen. 
Wenn dieſe ſchwache Mehrheit bei den Bür⸗ 
gerlichen vorhanden iſt, dann gibt es nur eine 
Parole, heraus zum letzten Kampf, heraus, um 
dieſe bürgerliche ſchwache Mehrheit vollſtändig zu 
beſeitigen. Führen wir den Kampf in dieſem 
Sinne, gehen wir hinaus, rufen wir die Werk⸗ 
tätigen zum Kampf auf und verlaſſen wir uns 
nicht auf Kuhhandeleien hier im Volkstag. Ru⸗ 
fen wir die Werktätigen auf, dieſen Volkstag in 
der jetzigen Form zu beſeitigen. Es beſteht nicht 
die Möglichkeit, es iſt nicht zu befürchten, daß die 
Bürgerlichen vielleicht aus dieſem Kampf geſtärkt 
hervorgehen werden. Im Gegenteil, die Bürger⸗ 
lichen tragen durch ihre jahrelange Politik hier 
in Danzig die Schuld an dem wirtſchaftlichen 
Ruin. Sie ſind ſchuld an der von Jahr zu Jahr 
größer werdenden Verelendung der Danziger 
Werktätigen. Die Sozialdemokraten ſetzen dieſes 
Syſtem weiter fort, helfen auch hier eine Akku⸗ 
mulation des Kapitals fördern und die Akkumu⸗ 
lation des Elends der Werktätigen zu vergrößern. 


Das wurde durchgeführt durch die bürgerliche Po⸗ 
litik, das ſoll jetzt weiter fortgeſetzt werden durch zialdemokratiſche Partei, daß 
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Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
Wenn wir Kommuniſten der Verfaſſungs⸗ 
änderung eine größere Bedeutung beimeſſen als 
manch einem anderen Geſetzentwurf, ſo aus dem 
Grunde, weil in dieſer Frage alle bürgerlichen 
Parteien einſchließlich der Sozialdemokraten die 
ganze Schuld auf die Kommuniſten abwälzen 
wollen, weil ſie ganz klar erkennen, daß die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei die Partei iſt, die auch in die⸗ 
ſer Frage am allerenergiſchſten die Verbrechen 
brandmarkt, die vermittels der Verfaſſungsände⸗ 
rung an der ſchaffenden Bevölkerung herbeige⸗ 
führt werden ſollen und der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung die Augen öffnet. Der Herr Abg. Loops iſt 
der Mann, der in einer ſeiner Reden zum Aus⸗ 
druck brachte, daß Verfaſſungsfragen Machtfragen 
ſind. Jawohl, Verfaſſungsfragen ſind Machtfra⸗ 
gen. Mit dieſem Ausdruck hat er bewieſen, daß 
man in dieſem Parlament der Kuhhandeleien 
keine Verfaſſung im Sinne der Intereſſen der Ar⸗ 
beiterſchaft verbeſſern kann. Nur im revolutio⸗ 
nären Kampf, nur durch Sturz der heute beſte⸗ 
henden Geſellſchaftsordnung kann ſich die Arbei⸗ 
terſchaft und darüber hinaus die geſamte werk⸗ 
tätige Bevölkerung eine Verfaſſung ſchaffen, die 
ſich im Intereſſe der geſamten Menſchheit aus⸗ 
wirken muß. Aber jede Partei, jede Richtung, 
hat eine beſtimmte Plattform. Die Tendenz 
ſämtlicher bürgerlichen Parteien einſchließlich der 
Sozialdemokratie geht dahin, den Kommuniſten 
die Schuld in die Schuhe zu ſchieben. In der ſchaf⸗ 
fenden Bevölkerung hat in den letzten Jahren 
eine große Unzufriedenheit Platz gegriffen, weil 
innerhalb dieſer Kreiſe die Not und das Elend 
geſtiegen ſind. Alſo muß man es dieſen Kreiſen 
klar machen, daß man nicht ſelbſt die Schuld 
trägt. In dieſem Fall war es der Waſſerkopf 
von Senat, der daran ſchuld hatte, daß ſo viele 
Kreiſe der Arbeiterſchaft, des Mittelſtandes und 
der kleinen Gewerbetreibenden nicht klar ſehen 
konnten. 
Aus dieſen Motiven erkannte ſpeziell die So⸗ 
es ausgezeichnet 


die Sozialdemokraten, durch den Volkstag in der war, dieſe Parole in den Wahlkampf zu werfen. 
jetzigen Form. Als einzige Forderung darf es Mein Genoſſe Plenikowſki hat ſchon in ſeinen 


da nur die der Kommuniſtiſchen Partei geben: 
Hinweg mit dieſem Volkstag! Schafft dieſen 
Volkstag beiſeite. Wenn Sie den Volksentſcheid 
führen wollen, einen von deutſchnationaler Seite 
und einen von der bürgerlich⸗liberalen Seite, jo 
ſagen wir Ihnen, daß die Arbeiterſchaft, die werk⸗ 
tätige Bevölkerung von beiden bürgerlichen 
Volksentſcheiden nichts zu hoffen hat. Aber wenn 
die Bürgerlichen dieſen Zeitaufwand und Geld⸗ 
aufwand machen wollen, werden ſie ihre bekann⸗ 
ten Ziele im Hintergrund verfolgen. Dann ſetzen 
Sie der Parole der Bürgerlichen auf ihren 
Volksentſcheid eine andere Parole entgegen: Jagt 
dieſen Volkstag in ſeiner jetzigen Zuſammen⸗ 
ſetzung zum Teufel! Wenn eine Verfaſſungsän⸗ 
derung herbeigeführt werden ſoll, dann im Sinne 
der Werktätigen und nicht im Sinne der Kuh⸗ 
handelei mit den Bürgerlichen! (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Abg. Kreft. 


Ausführungen zum Ausdruck gebracht, daß von 
allen Verſprechungen, die der Bevölkerung wäh⸗ 
rend des Wahlkampfes gemacht worden ſind, 
nichts übrig geblieben iſt, und daß die Verfaſ⸗ 
ſungsänderung nichts weiter als Verſchlechterun⸗ 
gen bringt. Immer wieder wird das wunder⸗ 
bare Wort von der Demokratie in den Mund ge⸗ 
nommen, als wenn wir heute ſchon in einer De⸗ 
mokratie lebten. In einer Klaſſengeſellſchaft 
gibt es keine Demokratie. Eine Demokratie wird 
es nur in einer klaſſenloſen Geſellſchaft geben. 
Wir Kommuniſten ſagen immer, daß hinter dem 
Schleier der ſogenannten Demokratie die Inter⸗ 
eſſen des Kapitalismus ganz beſonders gewahrt 
werden können, daß unter dem Deckmantel der 
Demokratie ganz beſonders die Arbeiterſchaft 


ausgebeutet wird. Weil wir das immer wieder 
ſagen, und weil die Sozialdemokratie das Gegen⸗ 
teil davon behauptet, iſt zu erkennen, daß die So⸗ 
zialdemokratie nichts weiter iſt, als eine bürger⸗ 
liche, kapitaliſtiſche Partei. Hier will ich einen an⸗ 
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deren Gedankengang einflechten, der jedem Arbei⸗ 
ter und jedem Menſchen geläufig ſein müßte. Der 
Kampf, der ſich zwiſchen den beiden Lagern von 
rechts mit den Sozialdemokraten und Liberalen 
abſpielt, iſt ein Stück hiſtoriſcher Entwicklung. Der 
Kampf wird von rechts nur deswegen geführt, 
weil es ſich der Kapitalismus, der Imperialis⸗ 
mus in der heutigen Phaſe der wirtſchaftlichen 
Entwicklung nicht mehr leiſten kann, dieſe Kreiſe 
dauernd in einer gut bezahlten Stellung zu hal⸗ 
ten, wo ſie abſolut keine produktive Arbeit lei⸗ 
ſten. Der heutige imperialiſtiſche Staat kann ſich 
dieſen Luxus nicht mehr geſtatten. Das ſehen 
wir ganz klar in Deutſchland, wo man die ſagen⸗ 
hafte Demokratie hat. Danzig, das nicht etwas 
beſonderes iſt, ſondern nur ein Glied Deutſch⸗ 
lands, ein Glied der imperialiſtiſchen Länder, 
muß nachfolgen. 

Dieſer Kampf ſpielt ſich zwiſchen den beiden 
Kreiſen ab. Die Sozialdemokratie, die natürlich 
ein Glied in der Kette der wunderbaren Demo⸗ 
kratie bildet, gibt ihre Hand her, um die Demo⸗ 
kratie gemeinſam mit dem Bürgertum und den 
Großkapitaliſten zu beſſern. Die Sozialdemokra⸗ 
tie verſucht natürlich, die Stellen, die bisher von 
dieſen Herren eingenommen werden, mit ſozial⸗ 
demokratiſchen Führern zu beſetzen. Sie wiſſen 
genau, daß ſie der Arbeiterſchaft leichter Sand in 
die Augen ſtreuen können, wenn ihr geſagt wird: 
„Wir ſitzen im Senatorenſeſſel, wir werden dafür 
ſorgen, daß es in Zukunft beſſer wird.“ Was 
haben Ihre Kollegen, Ihre Parteifreunde in 
Deutſchland bis jetzt getan? Sie haben für die 
Intereſſen der Arbeiterſchaft gearbeitet, indem ſie 
ſich wunderbar für die Intereſſen des Großkapitals 
einſetzten und ſich in neueſter Zeit durch Bewilli⸗ 
gung der Mittel für den Panzerkreuzer für den 
neuen deutſchen Imperialismus eingeſetzt haben, 
um in dem Moment, wo der Tanz beginnt, und 
es keinen anderen Ausweg gibt, nicht zu ſchlecht 
abzuſchneiden. Alle dieſe Maßnahmen ſollen mit 
der wunderbaren Demokratie, mit Hilfe der So⸗ 
zialdemokratie, durchgeführt werden. 

M. H. von der Sozialdemokratie, hinter die⸗ 
ſer ſchönen Demokratie lauert die Fratze des Fa⸗ 
ſchismus. Verfolgen Sie die Geſchichte, ſehen Sie 
nach Belgien, auf Miniſter Thomas, der ſich 
zu weit vorgewagt hat. Dieſer Prozeß führt auf 
dem Wege der Verelendung immer weiter, ſo daß 
die Arbeiterſchaft eines ſchönen Tages rebellieren 
muß, wenn ſie nicht zu Grunde gehen will. In 
dem Moment werden Sie brutal aufſtehen müſſen 
wenn nicht der Imperialismus ganz elend zu 
Grunde gehen ſoll. Wir haben den Glauben an 
die Arbeiterſchaft nicht verloren. Sie wird dies 
Gebahren rechtzeitig erkennen und alle Elemente 
abſchütteln, die für ſich in Anſpruch nehmen, Füh⸗ 
rer der Arbeiterſchaft zu ſein. Sie wird der Par⸗ 
tei Gefolgſchaft leiſten, die ihre Intereſſen wirk⸗ 
lich vertritt und wird nicht nur die bürgerliche 
Geſellſchaft, ſondern auch alle ſogenannten Arbei⸗ 
tervertreter zum Teufel jagen. Das iſt der Ent⸗ 
wicklungsgang. Alle diejenigen, ob ſie gute 
Worte finden oder nicht, die ſich von der klaren 
Linie der marxiſtiſchen Weltanſchauung abwen⸗ 


Freitag, den 21. September 1928. 

den, müſſen elend zugrunde gehen. Das iſt keine 
Utopie, ſondern Leute, die ſich nicht nur mit der 
kapitaliſtiſch⸗ bürgerlichen Wiſſenſchaft beſchäfti⸗ 


gen, ſondern auch mit anderen Fragen, ſind dar⸗ 


über im Bilde. 

M. D. u. H.! Wir haben an dieſer Verfaj- 
ſungsänderung, an dieſem Parlament, nicht das 
geringſte Intereſſe. Wenn die Herren von der 
Sozialdemokratie das nicht verſtehen können, be⸗ 
weiſen ſie damit klipp und klar, daß ſie nichts 
vom Marxismus verſtehen. Wir benutzen dieſes 
Parlament nicht als Rednertribüne. Wenn wir 
Redner ausbilden wollen, hat die Kommuniſtiſche 
Partei Mittel und Wege, um das herbeizuführen. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Aber wir 
benutzen das Parlament, um die ſogenannten 
Arbeiterführer zu entlarven. Wir ſprechen nicht 
zu Ihnen, ſondern zu der Arbeiterſchaft draußen. 
Aus dieſer Kampfeinſtellung müßte auch dem 
Dümmſten einleuchten, warum wir im Parla= 
ment ſind. Der Dümmſte müßte einſehen, daß 
uns keine Sirenenklänge eines Rahn überzeugen 
können, daß dieſe Verfaſſungsänderung etwas 
Beſſeres bringt. Für beſtimmte Herren der Sozi⸗ 
aldemokratie, für beſtimmte Herren der Libera⸗ 
len iſt es etwas Beſſeres. Sie bekommen eine 
gut bezahlte Lebensſtellung mit Anſpruch auf 
Penſion. Wenn Sie aber damit begründen wol⸗ 
len, daß die Lage der Arbeiterſchaft gebeſſert 
wird, dann iſt das Ihr beſonderes Argument. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß damit nichts 
Beſonderes bewieſen werden kann. 

Wenn wir uns weiter mit der Frage beſchäfti⸗ 
gen wollen, ſo können wir es abwarten. Wir 
fürchten keine Neuwahlen. Wir ſtehen nicht auf 
dem Standpunkt, wie es dauernd als Märchen in 
der Preſſe verbreitet wird, daß die Kommuniſten 
nicht zuſtimmen, weil ſie Angſt haben, daß ihre 
Zahl der Abgeordneten verkleinert wird. Es 
ſpielt keine Rolle, ob acht Mann im Parlament 
ſind oder zwei. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
Das iſt nicht ausſchlaggebend. Aber weil wir uns 
zu dem Verrat an der Arbeiterſchaft nicht hinge⸗ 
ben wollen, darum ſtimmen wir der Verfaſſungs⸗ 
änderung nicht zu, und weil wir geſpannt ſind 
auf den Volksentſcheid, von dem wir glauben, daß 
rieſige Maſſen der Arbeiterſchaft dabei aufwachen 
werden. Wir fordern Sie auf, das zu beſchleu⸗ 
nigen, ſonſt werden wir es machen. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Wenn Sie mich nicht verſtehen, dann tun 
Sie mir leid. Ich will aber zu Ihren Gunſten 
annehmen, daß Sie mich verſtehen. Wenn Sie 


etwas anderes erzählen, dann beweiſen Sie, daß 


Sie mit der Sozialdemokratie zuſammen im In⸗ 
tereſſe des Kapitalismus und Imperialismus 
vorwärtsſtoßen. Alle die Kreiſe, die Ihnen 
heute noch Gefolgſchaft leiſten, werden bald mer⸗ 
ken, daß alles, was ihnen durch die Verfaſſungs⸗ 
änderung verſprochen wurde, nicht eingehalten iſt. 
Sie werden nicht jeden Tag die Verfaſſung än⸗ 
dern können, aber Sie werden mit jedem Tag die 
Lage der Arbeiterſchaft verſchlechtern. Weil wir 
ganz genau wiſſen, daß der Kapitalismus auf der 
abſteigenden Kurve iſt, haben wir keine Bange. 
Wir fürchten uns nicht, wenn Sie das auch in der 
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Preſſe ſchreiben. Wir ſind die Partei der Zukunft, 

und als Zukunftspartei werden wir ſiegen trotz 

ne (Lebhaftes Bravo! bei den Kommuni⸗ 
en. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die allgemeine Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen. Wir treten nunmehr in die 
Einzelberatung ein. Ich rufe den Artikel 1 der 
Vorlage auf und eröffne die Beſprechung. Ich 


ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. W̃ 


Zu Artikel 1 liegt der Abänderungsantrag des 
Abg. Raſchke vor. Da die Abänderungsanträge 
noch nicht verteilt ſind, ſind ſie nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung zu verleſen. Zu Artikel 1 liegt folgen⸗ 
der Abänderungsantrag vor: 

In Artikel 1 wird für die Ziffer „Zweiundſieb⸗ 
zig“ die Ziffer „Einhundertundzwanzig“ geſetzt. 

Ich werde zunächſt über den Abänderungsan⸗ 
trag abſtimmen laſſen. Ich bitte diejenigen, die 
ihm ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. Jetzt ſteht die Mehrheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nunmehr zur Abſtimmung über den Artikel 1 der 
Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf und er⸗ 
öffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ju Artikel 2 liegt 
ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke 
vor. Ich muß ihn verleſen: 

Artikel 9 erhält folgende Faſſung: 

Der Volkstag wird auf ein Jahr gewählt. 

Vor Ablauf der Wahlperiode kann ſich der Volks⸗ 
tag durch eigenen Beſchluß auflöſen. 

Der Volkstag kann außerdem durch Volksentſcheid 
aufgelöſt werden. 

Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch 
eigenen Beſchluß bedarf der Anterſchrift won fün 
Abgeordneten. Der Beſchluß erfordert die Zuſt im⸗ 
mung der Mehrheit der anweſenden Abgeordneten. 

Die Neuwahl des Volkstages findet an einem 
Sonntag im vorletzten Monat vor Ablauf der Wahl⸗ 
periode ſtatt. 

Im Falle der Auflöſung findet die Neuwahl an 
einem Sonntag binnen 2 Monaten, jedoch nicht vor 
ſechs Wochen nach dem Tage der Auflöſung ſtatt. Der 
bisherige Volkstag führt die Geſchäfte bis zur Neu⸗ 
wahl weiter. 

Die Wahlperiode des neuen Volkstages beginnt, 
falls der Volkstag ſich aufgelöſt hat, mit dem Tage 
der Neuwahl, im übrigen mit dem Ablauf der Wahl⸗ 
periode des alten Volkstages. 

Das Nähere über die Wahl des Volkstages be⸗ 
ſtimmt das Wahlgeſetz. 

Hinter Artikel 2 wird folgender Artikel 2 a neu 
eingefügt: 

In Artikel 21 Abſatz 1 werden die Worte von 
„es ſei denn“ bis „feſtgenommen iſt“ geſtrichen. 

Abſatz 2 erhält folgenden Abſatz: 

Jedes Straf⸗ und Diſsipbinarverfahren gegen 


Abänderungsantrag abſtimmen. 
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keines Urlaubs. Lohn und Gehalt find weiter zu 
zahlen. 


Iſt einer der Genannten in einem Wahlvorſchlag 
als Bewerber aufgeſtellt, jo iſt ihm vom Zeitpunkt 
der Anordnung der Wahl ab, der zur Vorbereitung 
der Wahl erforderliche Urlaub unter Weiterzahlung 
des Gehalts bezw. des Lohnes zu gewähren. 

Ich laſſe über dieſen Abänderungsantrag ab⸗ 
ſtimmen und bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
ir kommen nunmehr zur Abſtimmung über 
Artikel 2 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 2 der Vorlage iſt angenommen. Ich 
rufe Artikel 3 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Zu Artikel 3 liegen keine Abänderungsan⸗ 
träge vor. Wir kommen daher zur Abſtimmung 
über Artikel 3 der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Artikel 3 iſt angenommen. Ich rufe 
Artikel 4 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie. Zu Artikel 4 liegt ein Abänderungs⸗ 
en des Abg. Raſchke vor. Ich werde ihn ver⸗ 
eſen: 

Artikel 25 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat beſteht aus dem Präſtdenten als Vor⸗ 
ſitzenden und 4 Senatoren. Die Senatoren werden 
auf unbeſtimmte Zeit vom Volkstag gewählt. 

Die Wahl iſt geheim und geſchieht durch Abgabe 
won Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die unbe⸗ 
dingte Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
nicht erzielt, ſo iſt unter den beiden Perſonen, die die 
meiſten Stimmen erhalten haben, abermals zu wäh⸗ 
len. Erhalten bei der Stichwahl beide Bewerber 
die gleiche Stimmenzahl, ſo entſcheidet das vom Prä⸗ 
ſidenten zu ziehende Los. 

M. D. u. H.! Ich laſſe zunächſt über dieſen 
Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über Artikel 4 der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Artikel 4 der Vorlage iſt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel 4a. Es liegen keine Abände⸗ 
rungsanträge vor. Wir kommen ſofort zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Artikel ihre Zuſtimmung geben wollen, 
ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, Artikel 4a iſt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel 4 b und eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen. Zu Artikel 4b liegt folgen⸗ 
der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke 


einen Abgeordneten und jede Haft oder ſonſtige Be⸗ vor: 


ſchränkung der perſönlichen Freiheit iſt für die Dauer 
der Mitgliedſchaft zum Volkstag aufgehoben. 

In Artikel 22 Abſatz 2 werden die Worte „nur 
mit Zuſtimmung des Präſidenten des Volkstages“ ge⸗ 
ſtrichen, dafür wird das Wort „nicht“ geſetzt. 

Artikel 24 erhält folgende Faſſung: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung eines Amtes, in das ſie durch eine Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechtes gewählt werden, 


Artikel 29 erhält folgende Faſſung: 

„Die Mitglieder des Senats find einzeln und im 
ihrer Geſamtheit von dem Vertrauen des Volkstages 
abhängig und haben von ihrem Amte zurückzutreten, 
wenn der Volkstag ihnen ſein Vertrauen durch aus⸗ 
drücklichen Beſchluß entzieht. Der Antrag bedarf der 
Anterſchrift von fünf Abgeordneten, der Beſchluß er⸗ 
fordert die Zuſtimmung der Mehrheit der anweſenden 
Volkstagsabgeordneten. 
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Freitag, den 21. September 1928. 


(Bizepräfident Neubauer) a 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem 
Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über Artikel 4b der Vorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Artikel 4b der Vorlage iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe auf Artikel 4c und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der Artikel 4% der Vorlage lautet folgender⸗ 
maßen: ö 
Artikel 33 erhält folgende Faſſung: R 
Das Gehalt, das Ruhegehalt und die Hinterblie⸗ 

benenverjorgung der wollbeſoldeten Mitglieder des 

Senats, ſowie die Aufwandsentſchädigung für die 

unbeſoldeten Mitglieder des Senats werden durch 

Geſetz geregelt. 

Wir haben dazu einen Abänderungsantrag ge⸗ 
ſtellt, weil wir der Bevölkerung nicht zumuten 
können, daß ſie für die Senatoren a. D. Ruhege⸗ 
hälter zahlen ſoll. Wir werlangen deshalb, daß 
dieſer Artikel folgende Faſſung erhält: 

Die Mitglieder des Senats beziehen eine durch 

Geſetz feſtgeſetzte Aufwandsentſchädigung. 

Wenn Sie es mit der Bevölkerung ernſt meinen, 
dann müſſen Sie dieſem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen. Ich möchte aber noch an eins erinnern, 
worauf ſich nicht nur die jetzige Koalition, ſon⸗ 
dern auch die bürgerliche Regierungsgemeinſchaft 
ſeinerzeit bei allen Geſetzen geſtützt hat, die von 
Deutſchland übernommen waren. Man beruft ſich 
immer auf die Kleinheit des Freiſtaates und 
merzt das aus, was ſich zu Gunſten der Bevölke⸗ 
rung auswirken könnte. Ich erinnere an das Be⸗ 
triebsrätegeſetz. Gegenüber den deutſchen Beſtim⸗ 
mungen hat man hier feſtgelegt, daß die Bilanz 
erſt in Betrieben vorgelegt werden darf, die 300 
Arbeiter und 100 Angeſtellte beſchäftigen. In 
Deutſchland müſſen die Bilanzen von Betrieben 
vorgelegt werden, die 100 Arbeiter und 50 Ange⸗ 
ſtellte beſchäftigen. Hierzu hat man erklärt, die 
Danziger Verhältniſſe ließen es nicht zu, dieſe 
deutſche Beſtimmung zu übernehmen. Man hat 
auch jetzt bei dem Arbeitsgerichtsgeſetz die Revi⸗ 
ſionsinſtanz weggelaſſen, weil der Freiſtaat an⸗ 
geblich zu klein iſt und ſich dieſen angeblichen 
Luxus nicht leiſten kann. 

Alſo in allen Fragen, die ſich zu Gunſten des 
Proletariats, der ſchaffenden Bevölkerung, aus⸗ 
wirken könnten, hat man einfach alles mit dem 
Rotſtift weggeſtrichen. Aber in dieſen Geſetzentwurf 
wodurch der Bevölkerung durch die Penſion neue 
Laſten auferlegt werden, hat man die deutſchen 
Beſtimmungen übernommen, weil ſie ſich zu Gun⸗ 
ſten der beſitzenden Kreiſe auswirkten. Wir wiſ⸗ 
jen, daß die Verfaſſung in Deutſchland den Mi⸗ 
niſtern a. D. in den deutſchen Ländern ein Ruhe⸗ 
gehalt zubilligt. In Danzig hat man das über⸗ 
jehen und hat ſich nicht auf den Standpunk ge⸗ 
ſtellt, daß ſich das zu Ungunſten der ſchaffenden 
Bevölkerung auswirkt. Wenn Sie auch glauben, 
heute recht feſt im Sattel zu ſitzen und daß dieſe 
Koalition recht feſt geſchweißt it, jo find wir doch 
einer andern Meinung. Wir wiſſen beſtimmt, daß 


wiederum die bürgerliche 


Das Zentrum mit allen Mitteln verſucht, aus der 
Koalition herauszukommen. Nur auf Grund der 
Zugeſtändniſſe der Sozialdemokratiſchen Partei, 
wodurch dem Zentrum immer mehr in den 
Schlund geworfen wird, wird die Koalition auf⸗ 
recht erhalten. (Abg. Gehl: Ihre Sorgen möchte 
ich haben!) 

Wenn die Verfaſſung ſo durchgegangen iſt, 
wie Sie ſie wünſchen, und die hauptamtlichen 
Senatoren neu gewählt ſind, wird ſich das Zen⸗ 
trum nicht davon leiten laſſen, ob hier Penſions⸗ 
anſprüche von Senatoren a. D. in Frage kom⸗ 
men oder nicht, ſondern wird die Koalition ſpren⸗ 
gen, ſie wird wieder in den Schoß der Deutſch⸗ 
nationalen zurückwandern. Wenn dann der Senat 
dem Mißtrauen des Volkstages unterliegt, iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß er zurücktritt und daß die 
Senatoren, die von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei geſtellt worden ſind, nicht mehr gewählt wer⸗ 
den, ſondern ſich einfach ein anſtändiges Ruhe⸗ 
gehalt zahlen laſſen. Nach der jetzigen Konſtella⸗ 
tion der Parteien werden es mindeſtens drei Se⸗ 
natoren ſein. Alſo drei hauptamtliche ſozialdemo⸗ 
kratiſche Senatoren werden in Penſion gehen 
und ein anſtändiges Ruhegehalt beziehen. (Abg. 
Fooken: Ausgerechnet Sozialdemokraten!) Wenn 
Koalition zuſtande 
kommt, iſt natürlich auf der andern Seite damit 
zu rechnen, daß auch ſie nicht lange zuſammen⸗ 


hält. Dann werden wieder auf Grund der Stär⸗ 


keverhältniſſe der Parteien drei deutſchnationale 
Senatoren ausgeſchifft, die wieder den Anſpruch 
auf Penſion erheben. So wird noch in dieſer Volks⸗ 
tagsperiode ein anſehnlicher Senatorenſtamm a. 
D. vorhanden ſein, den die ſchaffende Bevölkerung 
ernähren muß. Das können Sie, m. H. von der 
Sozial demokratiſchen Partei, nicht hinwegwiſchen, 
das bleibt beſtehen. 

Dieſe Verhältniſſe wollen Sie in die Ver⸗ 
faſſung hineinnehmen. Das können wir durch⸗ 


aus nicht mitmachen, auch wenn Sie ſagen, das 


Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenengeſetz wird an⸗ 
ders ausſehen. Wir haben zur Genüge erfahren, 
daß Sie Ihre Verſprechungen niemals halten. 
Wenn Sie etwas anders jagen wollen, wäre es 
Ihre Pflicht geweſen, mit der Verfaſſungsände⸗ 
rung auch gleichzeitig das Ruhegehalts- bzw. Hin⸗ 
terbliebenengeſetz hier vorzulegen, damit jeder 
klar und deutlich ſieht, was geſpielt werden ſoll. 
Aber wir wiſſen, daß Sie auch in dieſem Fall die 
deutſchen, bezw. die Länder⸗Geſetze übernehmen 
werden. Da wiſſen wir, daß die Senatoren bezw. 
die Miniſter ſchon nach einem halben Jahr Tätig⸗ 
keit penſioniert werden und eine anſtändige 
Penſion beziehen. Es macht ſich auch hier ganz be⸗ 
ſonders bemerkbar, daß die ſchaffende Bevölke⸗ 
rung wieder ganz gehörig geſchröpft werden ſoll, 
und daß man hier neue Aemter, neue Poſten ſchaf⸗ 
fen will. Die ſchaffende Bevölkerung muß die Ge⸗ 
hälter dafür aufbringen. Es iſt Ihnen alſo, m. H., 
Gelegenheit gegeben, dieſen Antrag der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei anzunehmen und damit zum 


Ausdruck zu bringen, daß die Senatoren verpflich⸗ 


tet ſind, ihre Aemter gegen eine angemeſſene Ent⸗ 


ſchädigung auszufüllen. Wenn Sie, ich habe es 
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ſchon einmal gejagt, ſolche Männer nicht finden, von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die ſopiel Ehrgefühl, ſoviel Selbſtbewußtſein auf⸗ die Mehrheit, Artikel 4d der Vorlage iſt ange: 


bringen, um dem Staat nur dann für Geld zu 
dienen, wenn ſie gebraucht werden, dann iſt es 
traurig mit der Nationalität, mit dem Intereſſe 
für den Freiſtaat beſtellt. Es ſcheint aber ſo zu 
ſein daß Sie in Ihren Reihen ſolche Leute nicht 
haben, daß Ihre Leute nur darauf ausgehen, an 
dem Freiſtaat etwas zu verdienen, recht ſchnell 
Senator zu werden und recht ſchnell hinauszu⸗ 
fliegen, um eine Penſion zu bekommen, um ſich 
in Zoppot oder ſonſtwo auf die Luderbank zu 
legen. Das geht aus Ihrem Antrag hervor. Da⸗ 


durch wird klipp und klar zum Ausdruck gebracht, 


wie das Bürgertum dem Staat gegenüber über⸗ 
haupt eingeſtellt iſt; lediglich zum Geſchäfte⸗ 
machen iſt der Staat gut. Etwas Ideelles haben 
Sie nicht für den Staat übrig. Wenn Sie alſo den 
Gegenbeweis bringen wollen, dann bitte ſtimmen 
Sie unſerm Antrag zu. Dann werden Sie zum 
Ausdruck bringen, daß die beſitzenden Kreiſe, die 
auf die hauptamtlichen Senatorenpoſten ſpeku⸗ 
lieren, nicht jo find, wie ich fie hier gekennzeich⸗ 
net habe. Aber ich weiß, Sie werden auch dieſen 
Antrag ablehnen und damit zum Ausdruck brin⸗ 
gen, alle diejenigen, die ſich in die Dienſte des 
Freiſtaates ſtellen, tun es nur deshalb, um ein 
Geſchäft damit zu machen, um ein anſtändiges 
Gehalt zu beziehen und wenn das nicht, dann eine 
anſtändige Penſion. Das it die Tendenz der jetzt 
regierenden Männer. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung zu Artikel 40. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Es liegt folgender Abänderungsantrag 
des Abg. Raſchke und Fraktion zu Artikel 4% vor: 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: Die Mit⸗ 
glieder des Senats beziehen eine durch Geſetz feſtge⸗ 
ſetzte Aufwandsentſchädigung. 

Ich laſſe zunächſt über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag abſtimmen und bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit. (Abg. Raſchke: Nur Geſchäfte wollen Sie 
machen!) Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über 
Artikel 4% der Vorlage. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 
4 iſt angenommen. Ich rufe Artikel Ad auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Es liegt wiederum ein Abän⸗ 
derungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. vor. Er 
lautet: 

Die Mitglieder des Senats dürfen kein anderes 
öffentliches Amt ausüben. 

Ich laſſe zunächſt über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag abſtimmen und bitte diejenigen, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur 
Abſtimmung über Artikel 4 d der Vorlage. Ich 


bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich 


nommen. M. D. u. H., es liegt nun ein Antrag 
des Herrn Abg. Raſchke vor, der wünſcht, daß 
hinter Artikel 4d ein neuer Artikel eingefügt 
wird. Er hat folgenden Wortlaut: 

Artikel 56 der Verfaſſung wird geſtrichen. 

Ich laſſe über dieſen Abänderungsantrag ab⸗ 
ſtimmen und bitte diejenigen, die ihm zuſtimmen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
rufe nunmehr Artikel 4e der Vorlage auf und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Zu Artikel 4 liegt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke vor, 
der lautet: N 

Artikel 64 erhält folgende Faſſung: 

Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit wer⸗ 
den in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und ge⸗ 
heimer Wahl von den über 18 Jahre alten männ⸗ 
lichen und weiblichen Staatsangehörigen nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Sie ſind 
jederzeit abberufbar. 

Das Nähere wind durch Geſetz beſtimmt. 
Ich laſſe hierüber abſtimmen und bitte die⸗ 
jenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über Artikel 4e der Vorlage. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die Artikel 4%e der Vorlage annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Artikel iſt angenom⸗ 
men. Nun wünſcht ein Abänderungsantrag des 
Abg. Raſchke, daß hinter Artikel 4% ein Artikel 
4e a mit folgendem Wortlaut eingefügt wird: 

Artikel 65 der Verfaſſung wird geſtvichen. 

Ich laſſe hierüber abſtimmen und bitte die 
Damen und Herren, die dafür ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt abgelehnt. Ich rufe Artikel 4 f auf 
und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Abänderungsan⸗ 
träge liegen zu dieſem Artikel nicht vor. Wir 
ſtimmen ab über Artikel 4 der Vorlage. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 4 f der Vor⸗ 
lage iſt angenommen. Ich rufe Artikel 4 auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Zu Artikel 48 
liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke 
vor, welcher lautet: 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

Die Stadtgemeinde Danzig iſt eine ſelbſtändige 
Gemeinde mit eigenem Vermögen und Verwaltung, 
die auf Grund des allgemeinen, gleichen, unmittel⸗ 
baren und geheimen Wahlrechts gewählt wird. Sie 
regelt ihre Gemeindeangelegenheiten nach einem von 
ihr zu beſchließenden Ortsſtatut. 

Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen 
Abänderungsantrag. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über Artikel 4 g der Vorlage. Ich bitte diejenigen, 
die ihm ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich von 
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(Bizepräfident Neubauer) 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe Artikel 5 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Abände⸗ 
rungsanträge liegen gleichfalls nicht vor. Wir 
kommen zur Abſtimmung über Artikel 5 der Vor⸗ 
lage. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 5 ijt 
angenommen. Ich rufe nunmehr die Ueberſchrift 
auf: „Geſetz betr. Aenderung der Verfaſſung der 
Freien Stadt Danzig.“ Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die die Aeberſchrift an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung, die nach unſerer Geſchäftsordnung nament⸗ 
lich erfolgen muß. Ich bitte, die Plätze einzu⸗ 
nehmen, die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht.) Hat noch jemand von den Damen 
und Herren eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, ich ſchließe die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung. Es find im ganzen 73 Stimmkarten“) 
abgegeben worden. Die erforderliche Mehrheit 
zur Aenderung der Verfaſſung in der Schlußab⸗ 
ſtimmung iſt nicht erreicht, das Geſetz iſt ſomit ge⸗ 
fallen. Wir ſtehen damit am Schluß der heutigen 
Tagesordnung. Zur Geſchäftsordnug erteile ich 
das Wort dem Herrn Abg. Liſchnewſki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter ((P.): M. D. u. H.! 
Nach dem Stimmenergebnis it eine Mehrheit 
für die Verfaſſungsänderung nicht zuſtande ge⸗ 
kommen. Wenn Sie noch ein klein wenig auf De⸗ 
mokratie Wert legen, werden Sie ſelbſt einjehen 
müſſen, daß der Volkstag in der jetzigen Zufam⸗ 
menſetzung überhaupt nicht mehr exiſtieren kann. 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter, 
ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß ſich Bemer⸗ 
kungen zur Geſchäftsordnung nur auf den zur Ver⸗ 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 73 abgege⸗ 
bene Stimmkarten, davon 71 mit Ja, eine mit Nein, eine 
Stimmenthaltung. 

Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Bock, Brennert, 
Brill, Cierocki, Dinklage, Eiſerloh, Fr. Falk, Fiſcher, 
Fooken, Gehl, Gerid, Grodnick, Grünhagen, Hallmann 
Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowſki, Kaiſer, Dr. Kam⸗ 
nitzer, Karſchewſki, Klawitter, Klein, Klingenberg, Kloi- 
ſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowski, W. Lemke, Lendzion, 
Leu, Loops, Fr. Malikowſki, Mathieu, Mau, Miczewſki, 
Moritz, Mrocskowſki, Bernhard Müller, Fr. Müller 
Walter Müller, Neubauer, Fr. Pauls, Plettner, Raap, 
Rahn, Regier, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſki, Rogo⸗ 
zinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Semrau 
Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, 
Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

Geſtimmt hat mit „Nein“: Abg. Geisler. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Zarste. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Boecker, Boehm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, Dumont 
Dyck II, Doerkſen, Falkenberg, Friedrich, Gaikowſki, Hall- 
mann, Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Jahr, Jantzen, Joſeph, Fr. Kalähne, Karkutſch, Fr. 
Kreft, P. Kreft, Langnau, Lehmann, Bruno Lemke, 
Liſchnewſki, Manthei, Maven, Fr. Meyer, Dr. Moczynſki, 
Paul Müller, Opitz, Papke, Philipſen, Plenikowſki, 
Raſchke, Schütz, Schwegmann, Senftleben, Schwartz, Dr. 
Unger, Vollerthun, Weiße, Dr. Ziehm. 


< 
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handlung ſtehenden oder den unmittelbar vorher 
verhandelten Gegenſtand oder auf den Geſchäfts⸗ 
plan des Volkstages beziehen dürfen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Iſt denn das nicht der Fall?) 

Liſchnewſkti, Abgeordneter (K. P.): Herr Vize⸗ 
präfident Gehl hat erklärt, daß der Völkerbund 
noch bis zum 29. September zuſammen bleibt. 
(Vizepräſident des Senats Gehl: Nur bis zum 
27. September!) Entſchuldigen Sie, alſo bis zum 
27. September. Es iſt alſo die Möglichkeit ge⸗ 
geben, wenn der Volkstag unſern Antrag auf Auf⸗ 
löſung annimmt, ihn zu ratifizieren. (Lachen 
links.) Ich möchte mir erlauben, Ihnen folgenden 
Antrag vorzulegen: 

8 Antrag Raſchke u. Fr. auf Auflöſung des Volks⸗ 

ages. 

Geſetz betr. Abänderung der 
Freien Stadt Danzig. 

Artikel 1: Artikel 9 der Verfaſſung erhält fol⸗ 
gende Faſſung: Der Volkstag der Freien Stadt Dan⸗ 
zig muß ſich ſpäteſtens am 31. Dezember 1928 auf⸗ 
löſen. Die Neuwahl zum neuen Volkstag findet am. 
Sonntag, den 11. November, ſpäteſtens aber am 
Sonntag, den 18. November 1928 ſtatt. Der neu ge⸗ 
wählte Volkstag tritt erſtmalig am 31. Dezember 
1928 auf Berufung des Senats zuſammen. 

Artikel 2: Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung 
in Kraft und gilt mit dem Zuſammentritt des neuen 
Volkstages als aufgehoben. 

Ich bitte dieſen Antrag zu behandeln. (Wider⸗ 
ſpruch links. — Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Es it gewünſcht wor⸗ 
ben, daß ich das Abſtimmungsergebnis noch ein⸗ 
mal bekanntgebe. Es ſind, wie ich vorhin ſagte, 
im ganzen 73 Stimmkarten abgegeben worden, 
71 mit Ja, eine mit Nein und eine mit Enthalte 
mich. Wir ſind am Schluß der heutigen Tagesord⸗ 
nung. (Unſer Antrag? bei den Kommuniſten.) 
Das widerſpricht der Geſchäftsordnung. (Abg. 
Raſchke: Das Haus hat zu entſcheiden!) Ich 
ſchlage vor, daß wir die nächſte Sitzung am Mitt⸗ 
woch, den 26. September 1928, nachmittags 3,30 
Uhr abhalten. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke.. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn hier be⸗ 
antragt wird, daß noch ein Punkt auf die Tages⸗ 
ordnung kommen ſoll, ſo hat der Präſident min⸗ 
deſtens darüber abſtimmen zu laſſen oder zu fra⸗ 
gen, ob dagegen Widerſpruch erhoben wird. So 
mit einer Handbewegung von Seiten des Präſi⸗ 
denten geht das nicht zu machen, Herr Präſident 
Neubauer. Vor allem entſcheidet das Haus noch 
darüber und nicht eine einzelne Perſon. Ich ver⸗ 
lange, daß auf Grund der Geſchäftsordnung die 
Frage geſtellt wird, ob jemand widerſpricht, und 
daß abgeſtimmt wird, ob unſer Antrag verhan⸗ 
dlet werden ſoll oder nicht. 

Vizepräſident Neubauer: 
ſchäftsordnung beſagt: 

Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
ſtehen, dürfen nur beraten werden, wenn kein Abge⸗ 
ordneter widerſpricht. 

Herr Abgeordneter, es iſt doch Widerſpruch er⸗ 
hoben worden. Ich werde das Haus befragen. 


Verfaſſung der 


§ 48 unſerer Ge⸗ 


M. D. u. H.! Erfolgt Widerſpruch dagegen, daß 
dieſer Antrag heute verhandelt wird? (Jawohl!) 
Der Widerſpruch iſt noch einmal laut geworden. 


(Eh 
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(Vizepräſident Neubauer) 

Ich habe die Zurufe vorhin ebenfalls als Wider⸗ 
ſpruch aufgefaßt. (Zwiſchenrufe.) Das hohe Haus 
muß ſich etwas ruhiger verhalten, dann werden 
wir uns beſſer verſtehen. Wir waren uns darüber 
einig, daß die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 
26. September, nachmittags 3,30 Uhr ſtattfindet. 
Widerſpruch iſt nicht erfolgt, ich werde jetzt die 
Tagesordnung vorſchlagen. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Ich bitte um Ruhe, damit nachher nicht 
erklärt wird, daß Sie nichts verſtanden haben: 

1. Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung eines 
Abgeordneten. Druckſache Nr. 417 zu Nr. 320 
und 321. 

2. Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Naſchke u. Fr. auf Aufhebung des Urteils 
gegen das Mitglied der Stadtbürgerſchaft Leo 
Litzbarſki. Druckſache Nr. 418 zu Nr. 397. 


3. Beſprechung dre Großen Anfrage Nr. 10 des Abg. 
Schwegmann u. Fr. über 


eine Aeußerung des 


Herrn ſtell vertretenden Präſidenten des Senats. 
Drucksache Nr. 322. § 39 der Geſchäftsordnung, 
4. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung für 1925. Druckſache Nr. 410 zu Nr. 197. 
5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Grundwechſelſteuergeſetzes. Druck⸗ 
ſache Nr. 419 zu Nr. 384. 
6. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 


änderung des Grundwechſelſteuergeſetzes. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Böcker u. Fr. Druckſache Nr. 420 
zu Nr. 366. 


7. Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Vor⸗ 
lage eines Geſetzes zur Errichtung einer Auf⸗ 
bauſchule. Drucksache Nr. 415. 

8. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aus⸗ 
bildung der Volksſchullehrer. — Urantrag des 
Abg. Plenikowſkt u. Fr. — Druckſache Nr. 416. 


Ich höre keinen Widerſpruch. Das hohe Haus hat 
ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 35 Minuten.) 
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48. Sitzung. 


Mittwoch, den 26. September 1928. 


Geſchäftliches a ea 
Kurowſki (3.) zur Geſchäftsordnung 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung eines 
Abgeordneten (Drucksache Nr. 417 zu Nr. 320 
und 
Lemke (M.u.G. P.) Berichterſtatter 
Dr. Blavier (D. V. P.) 3 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Abg Raſchbe u. Fr. auf Aufhebung des Ur⸗ 
teils gegen das Mitglied der Stadtbürger⸗ 
ſchaft Leo Litzbarſki. (Druckſache Nr. 418 zu 
e / Are 
Scherf Bee 
Entſchließung der Abg. Plettner, Schilke, Sieben⸗ 
freund u. Fraktionen zu Druckſache Nr. 397. 
EDruchſache r ) „ 
Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 10 des Abg. 
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des Herrn Stellv. Präſidenten des Senats 
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Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung für 1925 (Druckſache Nr. 410 zu Nr. 
97) 


Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech⸗ 
nung für 1926 (Druckſache Nr 38) 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab: 
änderung des Grundwechſelſteuergeſetzes 
(Druckſache Nr. 419 zu Nr. 384) 
5 Plenitowſet Kp) es 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
7900 1 der Druckſache Nr. 384 (Druckſache Nr. 
30) 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Grundwechſelſteuergeſetzes. Ur⸗ 
antrag des Abg. Böcker u. Fr. (Drucksache Nr. 
F 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. gemeinſchaftliche Erhebung verſchiedener 
Steuern. (Druckſache Nr. 433 zu Nr. 383) 

Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Vorlage 
eines Geſetzes zur Errichtung einer Aufbau⸗ 
ſchule. (Druckſache Nr. 419) 

Kurowſki (3.) zur Geſchäftsordnung 
Plenikowſbi (K. P.)) 

Dr. Semrau, Frau (3.) . 
Sein, Sena? 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aus⸗ 
bildung der Volksſchullehrer. Urantrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. (Drucksache Nr. 416) . 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 55 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senator Dr. Strunk; Oberregierungs⸗ 


rat Gallaſch. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 48. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe 
ich mitzuteilen, daß der Herr Abg. Dinklage einen 
dreiwöchigen Urlaub nachgeſucht hat. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle damit feſt, daß der 
Urlaub bewilligt iſt. Im Auftrage des Aelteſten⸗ 
ausſchuſſes habe ich vorzuſchlagen, daß die Tages⸗ 
ordnung folgendermaßen geändert wird: Als 
Punkt 4a wird der Antrag des Senats auf Ent⸗ 
laſtung der Jahresrechnung für 1926 eingeſchoben. 
Wir haben nämlich als Punkt 4 die Entlaſtung 
der Jahresrechnung von 1925 und wollen nun 
gleich die Entlaſtung der Jahresrechnung für 1926 
als Punkt Aa einſchieben. Weiter wird vorge⸗ 
ſchlagen, daß ein Punkt 6a eingeſchoben werden 
ſoll, und zwar zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs betr. gemeinſchaftliche Erhebung 
verſchiedener Steuern. Weiter ſoll bei Punkt 5 


gleich die dritte Beratung des Grundwechſelſteuer⸗ 


geſetzes vorgenommen werden. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Kurowſki. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Die Vorſchläge, die der Herr Präſident bezüglich 
der Abänderung macht, billigen wir. Ich will 
auch nicht dazu Stellung nehmen, ſondern möchte 
Ihnen eine andere Bitte vortragen, nämlich die 
Punkte 7 und 8 der Tagesordnung, Errichtung 
einer Aufbauſchule und Ausbildung der Volks⸗ 
ſchullehrer, von der Tagesordnung abzuſetzen. Die 
Vorlagen ſind uns erſt am Sonnabend zugegan⸗ 
gen. Sie ſind am Freitag Nachmittag verteilt 
worden, und die nicht hier anweſenden Mitglieder 
haben ſie am Sonabend erhalten. Die Fraktio⸗ 
nen ſind ja wohl im Einzelnen in der Lage, dazu 
Stellung zu nehmen, auch wir, derartige Geſetze 
erfordern aber bekantlich auch die Fühlungnahme 
mit dieſer und jener Fraktion. Bei der Kürze der 
Zeit iſt das ganz unmöglich. Nun iſt geſtern im 
Aelteſtenausſchuß beſchloſſen worden, die Tages⸗ 
ordnung ſo abzuwickeln, wie ſie uns heute vorge⸗ 
legt worden iſt. Der Aelteſtenausſchuß fand je⸗ 
doch ſtatt, bevor die Fraktionen getagt hatten, je⸗ 
denfalls bevor unſere Fraktion tagte. Unſer Ver⸗ 
treter war daher nicht in der Lage, den tatſäch⸗ 
lichen Willen der Fraktion zum Ausdruck zu brin⸗ 
gen. Ich erwähne das Letztere, um den Herrn 
Präſidenten zu bitten, zu entſchuldigen, daß wir 
erſt jetzt mit dieſem Antrage kommen. 


Präſident: Ich möchte zunächſt feſtſtellen, daß ich 


annehme, daß Sie keinen Widerſpruch gegen meine 
Aenderungen erheben. (Abg. Raſchke: Hoffentlich 
nicht!) Das Haus hat dann ſomit die von mir 
vorgeſchlagenen Aenderungen genehmigt. Jetzt 
liegt ein Antrag des Herrn Abg. Kurowſki vor, 


die Punkte 7 und 8 von der Tagesordnung abzu⸗ 
ſetzen. Dazu iſt ein Mehrheitsbeſchluß des Haufes- 


erforderlich. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich erſuche, 


den Antrag des Herrn Abg. Kurowſki abzulehnen. 


— 


(©) 


D) 
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— 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Die Begründung, die Herr Abg. Kurowſki gegeben 
hat, ſtimmt nicht. Dieſe beiden Vorlagen ſind 
dem Hauſe bereits am vorigen Mittwoch zugegan⸗ 
gen und haben ſogar auf den Plätzen gelegen. 
(Widerſpruch beim Zentrum.) Wenn Sie nicht da 
ſind, ſo iſt das nicht unſere Schuld. Aber ſelbſt 
wenn Sie die Vorlagen erſt am Freitag gehabt 
haben, jo hatten Sie geſtern Fraktionssitzung und 
ſomit Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen. 
Wenn die Vorlagen heute von der Tagesordnung 
abgeſetzt werden, ſo wird damit nur die Sache ins 
Unendliche hinausgeſchoben. Es iſt Ihnen be⸗ 
kannt, daß dem Hauſe keine dringenden Sachen 
mehr vorliegen, und daß eventuell erſt wieder in 
drei Wochen getagt wird. Unſere Sachen ſind aber 
dringend. Wie Sie aus der Vorlage erſehen, ſol⸗ 
len ſie teilweiſe bis zum 1. Januar durchgeführt 
werden. Sie müſſen deshalb heute verabſchiedet 
und dem Unterrichtsausſchuß überwieſen werden. 
Ich verlange, daß dieſer Antrag des Zentrums ab⸗ 
gelehnt wird. 


Präſident: Weitere Meldungen zur Geſchäfts⸗ 
oidnung liegen nicht vor. Wir ſtimmen jetzt 
über den Antrag des Herrn Abg. Kurowſki zur 
Geſchäftsordnung ab, der verlangt, daß die Punkte 
7 und 8 von der Tagesordnung abgeſetzt werden 
ſollen. Die Mehrheit des Hauſes hat natürlich 
über den Antrag zu entſcheiden. Ich bitte darum 
die Damen und Herren, die dem Antrage des 
Herrn Abg. Kurowſki ſtattgeben wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich ſtelle feſt, daß 
das die Minderheit iſt. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Die Punkte 7 und 8 bleiben auf der Tagesord⸗ 
nung. Damit kein Irrtum entſteht, ſtelle ich feſt, 
daß ohne Widerſpruch die Heraufſetzung der 
Punkte da und 6a auf die Tagesordnung geneh⸗ 
migt iſt. Wir treten jetzt in die Tagesordnung 
ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Oberſtaatsanwalts auf Strafver⸗ 
folgung eines Abgeordneten. 


Druckſache Nr. 414 zu Nr. 320 und 321. Der 
Berichterſtatter, Herr Abg. Lemke, wünſcht, münd⸗ 
lichen Bericht zu geben. Ich erteile ihm das 
Wort. 


Lemke, W., Abgeordneter (M. u. G. P.): M. 
D. u. H.! Der Rechtsauſchuß hat in ſeiner Mehr⸗ 
heit den Antrag auf Strafverfolgung gegen den 
Abg. Dr. Blavier abgelehnt. Ich möchte das fol⸗ 
gendermaßen begründen. Die Vorgänge, weshalb 
der Antrag auf Strafverfolgung eingebracht wor⸗ 
den iſt, ſind ganz entſchieden auf politiſchem 
Grunde gewachſen. Infolgedeſſen dürfte der An⸗ 
trag eigentlich gar nicht geſtellt worden ſein, weil 
durch das Geſetz vom 8. März d. Is. die Amneſtie 
für politiſche Vergehen angenommen iſt. Schon 
der Umſtand, daß die Anträge, die ſeit November 
und Dezember vorigen Jahres vorliegen, faſt 
dreiviertel Jahre beim Senat gelagert haben, 


zeigt nach meiner Anſicht, daß auch der Senat 
ſtarke Zweifel gehabt hat, ob die Anträge weiter⸗ 
zugeben ſeien. Der Rechtsausſchuß in ſeiner Mehr⸗ 
heit iſt der Anſicht, daß es ſich um politiſche Ver⸗ 
gehen handelt. Infolgedeſſen ſtelle ich im Namen 
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der Mehrheit den Antrag, daß die Strafverfol⸗ 
gung des Abg. Dr. Blavier abzulehnen iſt. 

Präſident: Ich möchte mir geſtatten, eine Rich⸗ 
tigſtellung vorzunehmen. Der Herr Berichter⸗ 
ſtatter hat wohl einen falſchen Ausdruck gebraucht. 
Der Antrag auf Ablehnung wird von der Mehr⸗ 
heit des Ausſchuſſes geſtellt. (Abg. W. Lemke: 
Jawohl!) Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. (In eigener Sache! rechts.) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nicht 
in eigener Sache, ſondern ich werde ein paar 
Worte über die Danziger Juſtiz ſagen. Mein 
Fall ſchaltet ganz aus. Ich habe vor der Juſtiz 
weder Angſt gehabt, noch habe ich jetzt vor ihr 
Furcht. Ich möchte lediglich ein paar neckiſche 
Paralipomena aufzählen. Die Strafanträge, die 
hier vorliegen, ſind doch, das hat der Herr Be⸗ 
richterſtatter ſchon geſagt, auf dem Boden des 
niedlichen Prozeſſes gewachſen, der drei Jahre 
lang die Preſſe und die Gerichte in Atem gehal⸗ 
ten hat. Es ſind etwa 28 Beleidigungen, die ich 
im Laufe der drei Jahre gegen die Gerichte aus⸗ 
geſtoßen habe, da ich ſehr oft mit der Gerichtsbe⸗ 
hörde zu tun hatte. Ich habe z. B. von einem Ur⸗ 
teil gejagt, es ſei kein Urteil, ſondern eine Schwei⸗ 
nerei. Es iſt auch eine Schweinerei, das iſt jetzt 
erwieſen, und ſie koſtet den Staat nicht weniger 
als 120 000 Gulden. Bedenken Sie, daß ein Un⸗ 
terſuchungsrichter 1% Jahre lang ausgeknobelt 
hat, was los war. Er hat 140 Zeugen vernommen, 
ob nicht irgendetwas nicht in Ordnung wäre. 
Man hat Kriminalbeamte umhergeſchickt, die er- 
mitteln ſollten, ob ich vielleicht in der delikaten 
Angelegenheit in einem Hotel übernachtet hätte, 
ob ich Auto gefahren bin uſw. Damit hat ſich der 
Staat drei Jahre beſchäftigt. Da iſt mir in den 
drei Jahren 28 Mal die Geduld geriſſen. Daß 
ich effektiv im Recht war, beweiſt das letzte Urteil. 
Aber drei Jahre lang iſt vom Staat das Geld ver⸗ 
pulvert worden. Ein Kriminalkommiſſar hat ſich 
bis zu 50 Prozent feiner Tätigkeit damit beſchäf⸗ 
tigt. Drei Gerichtshöfe haben ſich mit der Ange⸗ 
legenheit befaßt, bis ſich ein vernünftiger Gerichts⸗ 
hof fand. Solche Sachen brauchten nicht vorzu⸗ 
kommen, wenn der Staatsanwalt einen Funken 
von juriſtiſchem Verſtändnis hätte, wenn der 
Staatsanwalt das gewußt hätte, was ein Refe⸗ 
rendar wiſſen muß. Dann hätte der Staat nicht 
das Geld hinauszuwerfen brauchen. Ich habe 
auch 5 bis 6 000 Gulden Anwaltskoſten zu bezah⸗ 
len, die mir niemand erſetzt, obgleich das eine 
Schweinerei war. Nun kommen noch die 28 Fälle 
der Beleidigungen. Wenn Sie wollen, daß dieſer 
Rattenſchwanz noch einmal die Oeffentlichkeit be⸗ 
ſchäftigt, ſo tun Sie es. Ich laſſe mir diesmal den 
Wahrheitsbeweis nicht von den Richtern abſchnei⸗ 
den. Das gibt ein noch tolleres Tohuwabohu. Ich 
werde auch meine Regreßanſprüche erheben. Der 
Strafrichter kann ſagen: „Ich erhebe den Beweis 
nicht, denn er iſt unerheblich.“ So iſt es geſchehen 
in der Angelegenheit meiner Aeußerung, die 
Staatsanwaltſchaft beuge das Recht. Ich habe 
den Beweis antreten wollen, daß in der Sache des 
Spielklubs das Recht gebeugt wird, weil in Zop⸗ 
pot ohne geſetzliche Sanktion geſpielt wird. Ein 
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1 wird aber verurteilt, wenn er mauſcheln 
läßt. 

Wenn dieſe Strafverfolgungen genehmigt 
werden, wird mir wahrſcheinlich wieder der Wahr⸗ 
heitsbeweis abgeſchnitten werden. Wir werden 
aber den Beweis zur rechten Zeit antreten. Dieſe 
ollen 28 Kamellen laſſen Sie ruhig begraben, 
denn da holt ſich die Juſtiz nur neue Blamagen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar über den An⸗ 
trag des Ausſchuſſes. Dieſer lautet: „Die Geneh⸗ 
migung zur Strafverfolgung wird nicht erteilt.“ 
Das iſt in Druckſache Nr. 417 enthalten. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den Ausſchußantrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben 
(Geſchieht). Das iſt die Mehrheit, der Antrag des 
Ausſchuſſes iſt angenommen. Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Abg. Raſchke u. Fr. auf Aufhebung 
des Urteils gegen das Mitglied der Stadt⸗ 
bürgerſchaft Leo Litzbarſti. 

Druckſache Nr. 418 zu Nr. 397. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die Verurteilung des kommuniſtiſchen Stadt⸗ 
bürgerſchaftsmitgliedes Litzbarſki entſprang ſicher 
politiſchen Motiven, weil allgemein bekannt iſt, 
daß Litzbarſki als Stadtbürgerſchaftsmitglied der 
Kommuniſtiſchen Partei außerordentlich rührig 
für die wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen 
der Bevölkerung eintritt. Das ergibt ſich auch 
aus der Urteilsbegründung; denn der Richter 
führte aus, daß es bei ſolchen Anſammlungen 
nicht möglich ſei, den Richtigen zu faſſen, einer 
müſſe aber daran glauben. Es iſt alſo nicht er⸗ 
wieſen, daß Leo Litzbarſki irgendwelche ſtrafbaren 
Handlungen begangen hat. Nur, weil er an den 
Anſammlungen der Bevölkerung beim Aufmarſch 
des Stahlhelms teilgenommen hat, und weil er 
Stadtbürgerſchaftsmitglied iſt und der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei angehört, findet ſich der Richter, 
Herr Dr. Bumke, bemüßigt, Litzbarſki zu 150 Gul⸗ 
den Geldſtrafe zu verurteilen. Wir als Kommu⸗ 
niſtiſche Partei nehmen an, daß dies weiter nichts 
als ein Racheakt iſt, weil ich ſeinerzeit einmal 
das Vergnügen hatte, mit Herrn Dr. Bumke einen 
Zuſammenſtoß zu haben. Er bekam damals nicht 
die Genehmigung zur Strafverfolgung gegen mich, 
und es kam infolgedeſſen nicht zur Aburteilung. 
Er hat an dieſem an dem Exzeß Anſchuldigen 
Rache geübt. Wenn wir immer von Klaſſenjuſtiz 
ſprechen, ſo trifft das hier ganz entſchieden zu. 

er Antrag der Kommuniſtiſchen Partei hat den 
Rechtsausſchuß pafjiert, und dieſer war ſich in 
ſeiner Mehrheit bewußt, daß die Angelegenheit 
einen politiſchen Hintergrund hat. Er nahm eine 
Entſchließung an, die folgenden Wortlaut hatte: 
Der Senat wird erſucht, dem Stadtbürgerſchafts⸗ 

mitglied Leo Litzbarfki die Strafe zu erlaſſen. 

Aber nichts geht über die Kuhhandel⸗G. m. b. H. 
im Volkstag. So können wir auch hier feſtſtellen, 
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daß trotzdem die Mehrheit des Rechtsausſchuſſes 
beſchloſſen hat, daß der Senat erſucht wird, Litz⸗ 
barjfi die Strafe zu erlaſſen, nachher ein Kuhhan⸗ 
del ſtattgefunden hat, und wir wiſſen ganz genau, 
daß hierbei wiederum das Zentrum ſeine Hände 
im Spiel gehabt hat. Die Koalition hat eine an⸗ 
dere Entſchließung eingebracht. Dieſe, unterſchrie⸗ 
ben von Plettner, Schilke und Siebenfreund lau⸗ 
tet folgendermaßen: f 
Der Senat wird erſucht, zu prüfen, ob die Strafe 
für das Stadtbürgerſchaftsmitglied Leo Litzbarſki er⸗ 
laſſen werden kann. 
Wir kennen derartige Prüfungen des Senats, 
wenn es ſich um politiſche Motive handelt. Wir 
willen auch, daß die neue Koalitionsregierung 
drauf und dran iſt, die Kommuniſtiſche Partei zu 
verfolgen und ſie unmöglich zu machen. In allen 
Ländern beſteht ein Kampf gegen die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei, weil die bürgerliche Geſellſchaft und 
die Sozialdemokratie genau wiſſen, daß allein die 
Kommuniſtiſche Partei wirklich ehrlich aus poli⸗ 
tiſchen Motiven handelt und nach den Lehren von 
Karl Marx die politiſchen und wirtſchaftlichen 
Intereſſen der werktätigen Bevölkerung wahr⸗ 
nimmt, daß die Kommuniſtiſche Partei den Klaſ⸗ 
ſenkampf gegen die beſtehende Geſellſchaftsord⸗ 
nung führt. Das weiß die geſamte bürgerliche Ge—⸗ 
ſellſchaft einſchließlich der Sozialdemokraten und 
daher der Kampf gegen die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei bezw. ihre Mitglieder, wenn ſie an beſonderer 
Stelle ſtehen. 

Wir erſuchen dringend, das Anrecht, das dieſe 
Klaſſenjuſtiz begangen hat, durch den Volkstag 
wieder gut zu machen. Machen Sie zum minde⸗ 
ſten das wahr, was Sie immer ſagen, daß Sie für 
die Demokratie ſind. Wenn die Beſtrafung Litz⸗ 
barſkis erfolgt, dann üiſt das keine Demokratie, ſon⸗ 
dern nur eine Verſchleierung der beſtehenden Tat⸗ 
ſachen. Wenn Sie wirklich Wert darauf legen, 
Ihre ſogenannte Demokratie wahr zu machen, 
dann müſſen Sie dies Unrecht wieder gut machen, 
indem Sie die Entſchließung ablehnen, die von 
den Herren Plettner, Schilke, Siebenfreund unter⸗ 
ſchrieben iſt, worin der Senat erſucht wird, zu prü⸗ 
fen, ob die Strafe für das Stadtbürgerſchaftsmit⸗ 
glied Litzbarſki erlaſſen werden kann. Der Senat 
muß erſucht werden, die Strafe zu erlaſſen. Das 
iſt das, was ich auszuführen habe. Ich bitte Sie, 
die Entſchließung, die von der Mehrheit des 
Rechtsausſchuſſes angenommen wurde, ebenfalls 
anzunehmen. 5 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß der Ausſchuß Ablehnung beantragt 
hat. Wir können daher nicht über den Ausſchuß⸗ 
antrag abſtimmen, ſondern nur über den geſtell⸗ 
ten Antrag in Druckſache Nr. 397. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrag Druckſache 
Nr. 397 ſtattgeben wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Es liegt jetzt eine Ent⸗ 
ſchließung vor, die in Druckſache Nr. 429 enthal⸗ 
ten iſt. Sollte fie abgelehnt werden, jo muß über 
die Entſchließung des Ausſchuſſes abgeſtimmt wer⸗ 
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(Bräfident) 
den. Wir ſtimmen zuerſt über die Entſchließung 
in Druckſache Nr. 429 ab: Jr 
Der Senat wird erſucht zu prüfen, ob die Strafe 
für das Stadtbürgerſchaftsmitglied Litzbarſki erlaſ⸗ 
ſen werden kann. 


Plettner 2 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokrat. Fraktion. 
Schilke 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Siebenfreund l 
und die übrig. Mitgl. der Deutſch⸗Liberalen Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ſie an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 
ſchließung iſt angenommen und ſomit die Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 418 erledigt, damit 
gleichzeitig Punkt 2 der Tagesordnung. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 10 
des Abg. Schwegmann u. Fr. über eine 
Aeußerung des Herrn Stellvertretenden 
Präſidenten des Senats. 

Drucksache Nr. 322. § 39 der Geſchäftsordnung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Am Sonnabend, den 7. Juli brachte die 
„Volksſtimme“ einen Artikel „Gegen die Staats⸗ 
ſaboteure. Senatsvizepräſident Genoſſe Gehl 
warnt vor dem Staatsbankerott“. In dieſem Ar⸗ 
tikel wird folgendes ausgeführt: 

Es wird jedem Parteigenoſſen aufgefallen ſein, 
daß, ſeitdem die Sozialdemokratie mit in der Regie⸗ 
zung iſt, von verſchiedenen Seiten Aktionen einge⸗ 
leitet worden ſind, mit der offenſichtlichen Abſicht, 
dem Staate und der Regierung Schwrerigkeiten zu 
bereiten. 

Ich denke dabei an die Klage des Beamtenbun⸗ 
des, der ſtill war, ſolange die Rechtsregierung am 
Ruder war. Ich denke weiter an die Klage der Haus⸗ 
beſitzer gegen die Zwangswirtſchaft, die ſeit dem 
Kriege beſteht, und deren Gültigkeit fie ausgerechnet 
jetzt anfechten. 5 

Jeder Staatsbürger muß ſich darüber klar ſein, 
daß ein Erfolg dieſer beiden Klagen den Staatsban⸗ 
kerott herbeiführen muß. 8 

Es iſt aber vielleicht ganz gut, daß die jetzige Re⸗ 
gierung Anlaß dazu iſt, diejenigen Kräfte ans Licht 
der Oeffentlichkeit zu bringen, denen das Wohl der 
Allgemeinheit nichts iſt, ihr eigenes Intereſſe aber 
über alles geht. 

Dieſe offen hervortretenden oder ſich im Hinter⸗ 
grunde haltenden Feinde des jetzigen Regimes irren 
aber ganz gewaltig, wenn ſie annehmen, daß wir ſie 
in ihrem Bemühen, die Allgemeinheit zu ſchädigen, 
und die Freie Stadt Danzig zum Bankerott zu brin⸗ 
gen. Die Empörung der übrigen Bevölkerung mit 
der Sozialdemokratie an der Spitze, wird dieſe volks⸗ 
feindlichen Treibereien zunichte machen. Das mögen 

- Sich dieſe Herrſchaften merken. 

Darauf haben wir uns erlaubt, eine Große An 
frage an den Senat zu richten, die folgenden In 
Halt hat: 
0 Nach der Meldung der ſozialdemokratiſchen 
„Volksſtimme“ wom 7, Juli 1928 hat der Stellvertre⸗ 
tende Präſident des Senats, Herr Gehl, in einer Ver⸗ 
ſammlung der ſozialdemokratiſchen Parteifunktionäre 
vom 6. Juli 1928 mit bezug auf die ſchwebenden ge⸗ 
richtlichen Klagen betr. die Gehaltsforderungen der 
Beamten und betr. der Wohnungszwangswirtſchaft 
Aeußerungen getan, welche eine ſchwere Beleidigung 
der Beamtenſchaft und der von der Zwangswirtſchaft 
hart betroffenen Hausbeſitzer enthält. Er hat dabei 
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Wir weiſen darauf hin, daß es in jedem Rechts⸗ 
ſtaate das Recht jedes Staatsbürgers iſt, Rechtsan⸗ 
ſprüche durch gerichtliche Klagen zum Austrag zu 
bringen, und daß nach Artikel 92 der Danziger Ver⸗ 
faſſung den Beamten wegen ihrer vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche gegen den Staat der Rechtsweg 
ausdrücklich gewährleiſtet worden iſt. Wir weiſen 
ferner darauf hin, daß vielfach die Erklärungen des 
Herrn Stell vertretenden Präſidenten des Senats als 
ein Verſuch aufgefaßt worden ſind, die Gerichte in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe zu beeinfluſſen. Die Aeußerung 
über den Staatsbankerott aus dem Munde des lei⸗ 
tenden Staatsbeamten iſt geeignet, den Kredit und 
die geſamten Intereſſen des Freiſtaates und ſeiner 
Bewohner ſehr ſchwer zu ſchödigen. Die Aeußerung 
entbehrt für jeden Kenner der wirklichen Finanzlage 
des Freiſtaates der Grundlage. 

Wir richten daher an den Senat die Anfrage: 

Billigt der Senat die Erklärung des Herrn 
Stellvertretenden Präſidenten des Senats? 

Wir wollen nunmehr abwarten, was die Regie⸗ 
rung hierzu zu ſagen hat, und welche Stellung die 
Regierung zu dieſer Aeußerung einnimmt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Namens des Senats habe ich zu der Großen 
Anfrage Nr. 10 folgende Erklärung abzugeben: 

Der Stellvertretende Präſident des Senats, 
Herr Gehl, hat die in der Großen Anfrage Nr. 10 
angezogenen Aeußerungen in einer Verſammlung 
der ſozialdemokratiſchen Parteifunktionäre getan. 
Hieraus und aus einer beſonders von Herrn Gehl 
abgegebenen Erklärung geht hervor, daß er dieſe 
Rede als Mitglied und Abgeordneter einer poli⸗ 
tiſchen Partei, aber nicht als Stellvertretender 
Präſident des Senats gehalten hat. Es handelt 
ſich alſo nicht um eine Staatsangelegenheit, über 
die nach dem Artikel 19 der Verfaſſung der Volks⸗ 
tag vom Senat Auskunft zu begehren berechtigt 
iſt. Es kommt hinzu, daß in der Sitzung des 
Volkstages vom 1. Auguſt dieſe Aeußerung des 
Herrn Gehl Gegenſtand der Diskuſſion geweſen 
iſt, und auch in dieſer Sitzung Herr Gehl eine ent⸗ 
ſprechende Erklärung abgegeben hat. 

Der Senat ſieht daher die Große Anfrage hier⸗ 
durch als erledigt an. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Burandt. (Was wollen Sie da noch ſagen? Die 
Sache iſt ja erledigt! links. — Heiterkeit.) 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Erklärung, die wir eben durch den Mund 
des Herrn Präſidenten des Senats gehört haben, 
entſpricht nicht dem, was wir erwarteten. Wir 
haben ausdrücklich verlangt, der Senat möchte zu 
den Ausführungen des Herrn Stellvertretenden 
Präſidenten des Senats Stellung nehmen. Wir 
haben gefragt, ob der Senat dieſe Ausführungen 
billigt. Der Herr Präſident des Senats iſt dieſer 
Beantwortung dadurch aus dem Wege gegangen, 
daß er hier erklärte, die Ausführungen des Herrn 
Vizepräſidenten ſeien nicht in öffentlicher Sitzung 
in ſeiner Eigenſchaft als Vizepräſident, ſondern 
in einer Funktionär⸗Verſammlung getätigt wor⸗ 
den, infolgedeſſen ſehe ſich der Senat gar nicht da⸗ 
zu gezwungen, hierzu Stellung zu nehmen. 

Wir ſind grundſätzlich anderer Meinung, be⸗ 
ſonders deswegen, weil in der fraglichen Ausgabe 
der „Volksſtimme“ ganz ausdrücklich das Wort 
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Vizepräſident zweimal vor dem Namen des Herrn 
Gehl geſetzt worden iſt. Daraus geht ſchon ganz 
klar hervor, daß auch die „Volksſtimme“ beſon⸗ 
deren Wert darauf legte, dieſe Ausführungen als 
vom Herrn Vizepräſidenten des Senats ausgehend 
zu betrachten. (Sehr richtig! rechts.) Wir legen 
ganz beſonderen Wert darauf, daß gerade von 
einem der höchſten Beamten des Staates überall 
und wo er ſich auch zeigt, die nötige Vorſicht be⸗ 
obachtet wird, und derartige Aeußerungen, die 
den Staat in Mißkredit bringen können, nicht ge⸗ 
tätigt werden. Wir halten zu dem guten alten 

prichwort „Noblesse oblige“, das heißt Adel 
verpflichtet“. Wir ſetzen das in der Weiſe um, 
daß wir ſagen: Stellung verpflichtet. Da können 
wir wohl ſagen, daß die Stellung des Herrn Vize⸗ 
präſidenten nicht geeignet iſt, derartige Ausfüh⸗ 
rungen, die ſich zum Schaden des Staates auswir⸗ 
ken können, zu machen. Wir können wohl ſagen, 
daß die Würde ſeines hohen Amtes es erfordert, 
daß er ſolche Aeußerungen unterläßt. (Haben Sie 
gehört, Herr Dr. Ziehm? links.) 

M. D. u. H.! Stellen Sie ſich ſchützend vor 
dieſe angeblich privaten Aeßerungen des Herrn 
Gehl, ſo werden Sie es in Zukunft nicht verhin⸗ 
dern können, wenn ſich Staatsbeamte in ähnlichen 
hohen Stellungen betrunken im Straßengraben 
wälzen. Wenn der Vizepräſident des Senats 
gleichzeitig der Verleger der betreffenden Zeitung, 
der „Volksſtimme“ iſt, und als Verleger und Füh⸗ 
rer der Sozialdemokratiſchen Partei ſicherlich einen 
Einfluß auf das hatte, was in dieſer Zeitung er⸗ 

ien, mußte er auch beurteilen, welche verheeren⸗ 
den Wirkungen dieſe Veröffentlichung in der Zei⸗ 
tung hervorrufen mußte. Gerade die Ueberſchrift 
dieſes Artikels „Gegen die Staatsſaboteure“ war 
geeignet, dieſen Artikel in einem ganz beſonderen 
Licht erſcheinen zu laſſen. Er ſelbſt hat ja das 


Wort Staatsſaboteure gar nicht gebraucht, aber B 


gerade dieſe Ueberſchrift, die in der Zeitung, deren 
Verleger er iſt, ſtand, drückt der ganzen Angelegen⸗ 
heit den Stempel auf. (Abg. Kloſſowſki: Er iſt gar 
nicht Verleger!) 

Zuſammenfaſſend möchte ich im Namen meiner 
Fraktion feſtſtellen, daß Herr Gehl in ſeiner 
Eigenſchaft als Vizepräſident des Senats für ſeine 


Ausführungen und zum Teil auch für die Art der 


Veröffentlichung voll und ganz verantwortlich iſt, 
und daß der Senat in ſeiner Geſamtheit auch ver⸗ 
pflichtet iſt, zu der Handlungsweiſe ſeines Vize⸗ 
präſidenten klar und eindeutig Stellung zu neh⸗ 
men. Anſere Große Anfrage hat den Zweck, über 
dieſe Angelegenheit prinzipielle Klarheit zu ſchaf⸗ 
fen, auch darüber, daß Mitglieder des Senats bei 
leglicher Erörterung politiſcher Dinge ſich der All⸗ 
gemeinheit gegenüber als Senatoren verantwort⸗ 
lich zu fühlen haben, und daß es völlig gleichgül⸗ 
tig iſt, ob die Erörterungen und Aeußerungen im 
privaten oder geſchäftlichen Leben, in Funktionär⸗ 
verſammlungen oder in dienſtlicher Eigenſchaft 
getan werden. Sie müſſen immer gewertet wer⸗ 
den als von einem hervorragenden Mitglied der 
Regierung geſprochen, und wer die Aeußerung 
tut, muß unter allen Umſtänden dafür gerade ſte⸗ 
hen und die Verantwortung für das, was er ge⸗ 
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ſagt hat, übernehmen. Dieſe Auffaſſung beſteht 
bei allen Parlamenten der Welt, und wir ſehen 
nicht ein, weshalb es etwa hier bei uns in Danzig 
anders ſein ſollte. Da wir nach der Danziger 


Verfaſſung keine verantwortlichen Einzelminiſter 


haben, ſind wir gezwungen, die Geſamtheit des 
Senats zur Stellungnahme über die Entgleiſung 
eines Einzelſenators anzugehen. Wir hätten je⸗ 
doch gewünſcht, eine klarere Antwort zu bekom⸗ 


men. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Wie notwen⸗ 


dig die Ausſprache über dieſe Dinge iſt, erſehen 
wir daraus, daß der Fall Gehl inzwiſchen Schule 
gemacht hat, und daß die Tageszeitungen in der 
letzten Zeit angefüllt ſind mit der Abwehr von. 
Beleidigungen ganzer Berufsſtände. (Zurufe). 

Sachlich hat meine Fraktion zu den Ausfüh⸗ 
rungen folgendes zu erklären: Den Beamten und 
Hausbeſitzern wird in der Funktionärverſamm⸗ 
lung folgendes vorgeworfen: 1. Es wären Aktio⸗ 
nen eingeleitet mit der offenſichtlichen Abſicht, dem 
Staat und der Regierung Schwierigkeiten zu be⸗ 
reiten. 2. Diejenigen ans Licht der Oeffentlichkeit 
zu bringen, denen das Wohl der Allgemeinheit 
nichts iſt, ihr eigenes Intereſſe aber über alles 
geht. 3. Die Freie Stadt zum Bankerott zu brin⸗ 
gen und ſchließlich volksfeindliche Treibereien. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Dieſe Ausführungen halten wir für eine 
ſchwere Beleidigung der Beamten und Hausbe⸗ 
ſitzer, und meine Fraktion weiſt dieſe Anſchuldi⸗ 
gungen mit Entrüſtung zurück. (Sehr richtig! 
rechts.) Es trifft zu, daß die Klagen der Beamten 
und Hausbeſitzer zur Feſtſtellung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit von Geſetzen beim Antritt der Links⸗ 
regierung eingeleitet ſind. Es iſt wichtig, aber 
auch intereſſant, die Urſachen feſtzuſtellen, wes⸗ 
halb gerade beim Eintritt der Linksregierung 
dieſe Feſtſtellungsklagen von zwei bedeutenden 
erufsgruppen vorgenommen find. Das hat 
keinen Grund in dem Erſcheinen der Linksregie⸗ 
rung als ſolcher, ſondern in dem Mißtrauen, das 
einer ſolchen Regierung nach den Leiſtungen die⸗ 
ſer Linksregierung in der Zeit ihrer Regierung 
und in der prinzipiellen Einſtellung der in der 
Regierung ausſchlaggebenden Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei gegenüber beſtehen mußte. M. D. u. 
H.! Jetzt iſt es offenſichtlich, daß zwiſchen der al⸗ 
ten Regierung und den genanten Berufsgruppen 
ein Vertrauensverhältnis beſtanden hat, das ein 
derartiges Vorgehen dieſer Berufsgruppen aus⸗ 
geſchloſſen hat, und daß, wie geſagt, nur das Miß⸗ 
trauen gegen die neue Regierung die beiden Be⸗ 
rufsgruppen zu derartigen Handlungen geführt 
hat. Die freiwillige Hergabe des Notopfers iſt ein 
Beweis dafür, daß es die alte Regierung verſtan⸗ 
den hat, (Zwiſchenrufe links) jawohl freiwillig, 
daß die alte Regierung es fertig gebracht hat, in 
verſtändnisvollem Zuſammenarbeiten mit den 
Beamten auch Opfer im Intereſſe des Staates 
herauszuholen. (Andauernde Zwiſchenrufe des 


Abg. Kloſſowſki.) Herr Kloſſowſki, Sie find ſchon 
wieder ſo vorlaut! Das Gegenſtück iſt heute, daß 
in ähnlicher Lage eine Verſtändigung mit den Be⸗ 
amten gar nicht geſucht wird, ſondern daß ſie ge⸗ 
einzuſchlagen 


zwungen werden, den Rechtsweg 
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(Burandt, Abgeordneter) 
und auf dieſem ihr Recht zu ſuchen, (Fortgeſetzte 
Zwiſchenrufe des Abg. Kloſſowſki). 5 

Auch die Hausbeſitzer, die zum Teil wirklich 
keine Freunde der Deutſchnationalen Partei ſind, 
mit denen die alte Regierung aber gut fertig ge⸗ 
worden iſt, haben nun den Rechtsweg beſchreiten 
müſſen. Die alte Regierung wollte entſprechend 
den Vorausſagen ein neues Wohnungswirtſchafts⸗ 
geſetz an die Stelle des alten ſetzen, welches das 
Aufhören der Zwangswirtſchaft in abeſehbarer 
Zeit in Ausſicht ſtellt. Dieſes Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz iſt gefallen. Zu der neuen Regierung 
hat auch der Hausbeſitzer nicht das Vertrauen, 
daß die Zwangswirtſchaft abgebaut wird, daß 
aljo in dieſer Beziehung eine Beſſerung eintreten 
werde. Den Standpunkt der Hausbeſitzer beleuch⸗ 
tet treffend ein Artikel des Wilhelm Prager in 
der Danziger Hausbeſitzerzeitung von Ende Juni 
1928, in dem über den Zeitpunkt der Einreichung 
der Klage klare Auskunft gegeben wird. Ich bitte 
den Herrn Präſidenten um die Genehmigung, ei⸗ 
nen Abſatz aus dieſem Artikel vorleſen zu dürfen. 
Er lautet: 

Der Zeitpunkt, zu welchem wir unſere Klage 
gegen den Senat angeſtrengt haben, konnte garnicht 
anders gewählt werden. Er fällt zuſammen mit dem 
Beſchluß der neuen Regierung, das alte Wohnungs⸗ 
baugeſetz von 1925 über den 31. Märtz 1928 hinaus 
auf unbeſtimmte Zeit zu verlängern. Lag mit dieſem 
Beſchluß nicht die Abſicht wor, die Gegner der Zwangs⸗ 
wirtſchaft wor den Kopf zu ſtoßen und zu provozieren, 
jo war ein ſolcher Beſchluß, wenn man tatſächlich 
etwas anderes wollte, eine große politiſche Unge⸗ 
ſchicklichkeit, mit deren Konſequenzen die Regierung 
ſich abfinden muß. 

Was die Hausbeſitzer bewogen hat, die Klage 
ſo lange zurückzuhalten, war die Ueberlegung gewe⸗ 
ſen, daß das Wohnungsbaugeſetz von 1925 nach der 
Darſtellung ſeiner Schöpfer eine Uebergangsmaß⸗ 
nahme ſein und mit dem 31. März 1928 ſein Ende er⸗ 
reichen ſollte. Der Entwurf des Wohnungswirtſchafts⸗ 
geſetzes von 1927 war von der alten Regierung als 
neue Maßnahme zur Beſeitigung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft eingebracht und vom Hausbeſitz trotz mancher 
Bedenken gegen Schwächen, welche der Entwurf auf⸗ 
wies, gutgeheißen worden. Das war natürlich ganz 
etwas Anderes, als was ſich für den Hausbeſitz nach 
den Maßnahmen der neuen Regierung jetzt ergibt. 

Wenn der Senatsvizepräſident ſich hinſtellt und 
vorſchützt, die neue Regierung tue in Bezug auf den 
Hausbeſitz nur das, was die alte Regierung getan 
hatte, ſo handelt er nach dem gegenwärtigen Stande 
der Dinge nicht aufrichtig, ſondern bedient ſich da⸗ 
mit recht anfechtbarer politiſcher Mittel. 

M. D. u. H.! Die Beamten waren gewohnt, 
daß man ihre verfaſſungsmäßigen Rechte achtete, 
und daß man ſie vor jeder Neureglung der Beam⸗ 
tenbeſoldung hörte. Die neue Linksregierung hat 
ſich über dieſe verfaſſungsmäßigen Rechte der Be⸗ 
amten linweggeſetzt. Das iſt einmal ein mangeln⸗ 
des Entgegenkommen gegen die Beamten, des wei⸗ 
teren ſprechen die Fälle Tobien und Alter aus der 
neueſten Zeit Bände und werden keineswegs da⸗ 
zu beitragen, das Vertrauensverhältnis der 
Linksregierung zu den Beamten in irgendeiner 
Form zu ſtärken. Ueber dieſe Fragen werden wir 
uns ein anderes Mal unterhalten müſſen. Die 
Herren Beamtenvertreter und Deutſchnationalen 
haben eine Große Anfrage eingebracht, wodurch 
die für uns wichtige Angelegenheit zur Ausſprache 
kommen wird. 
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Die Beamten und Hausbeſitzer fordern durch 
dieſe beiden Prozeſſe nichts weiter als ihre ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte. In allen Rechtsſtaaten 
iſt es üblich, daß jeder Staatsbürger gegen jeden 
Dritten, alſo auch gegen den Staat, die Gerichte 
anrufen kann. In unſerm Staat ſcheint es bei der 
Linksregierung anders geworden zu ſein. Ich er⸗ 
innere hier an die Geſchichte, die Sie wohl alle 
noch aus der Schule her kennen werden, vom Pro⸗ 
zeß des Alten Fritz und dem Müller von 
Sansſouci, den der alte Fritz verloren hat. (Zu⸗ 
rufe links) Wenn der größte Preußenkönig ſich 
damals nicht gegen den Rechtsſpruch ſeiner Ge⸗ 
richte auflehnte, ſo hat der Vizipräſident des Se⸗ 
nats der Freien Stadt Danzig im vielgeprieſe⸗ 
nen Staate der Freiheit und des Rechts doch wirk⸗ 
lich keinen Grund, dem Urteil der Gerichte aus⸗ 
zuweichen. 


Sollte der Herr Vizepräſident mit ſeinen dik⸗ 
tatoriſchen und kraftvollen Worten beabſichtigt 
haben, die Danziger Richter einzuſchüchtern, und 
vielleicht in ihrem Rechtsſpruch zu beeinfluſſen? 
Dieſe Erwägung iſt nicht von der Hand zu weiſen. 
Aber wir haben Gott ſei dank in unſerm Staat 
noch Richter, die ſich nicht beeinfluſſen laſſen, und 
die das Recht nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
prechen. Beamte und Hausbeſitzer wollen ihr 
Recht. Gerade dafür müßte doch die Sozialdemo⸗ 
kratie und beſonders deren Führer das größte 
Verſtändnis haben. Sie kämpft ja angeblich ſchon 
ſeit Jahrzehnten für die Rechte der Arbeiterſchaft. 
Wie ſich dieſer Kampf um das Recht auswirkt, 
ſehen wir heute bei der Behandlung dieſer Frage. 
Der Kampf um das Recht hat ſich immer mehr 
zum Kampf um die brutale Macht ausgewirkt. 
Die heutige Deviſe iſt: „Und willſt Du nicht mein 
Bruder ſein, ſo ſchlag' ich Dir den Schädel ein!“ 
Dieſe Deviſe der Sozialdemokratie wird durch die 
Handlungen des Herrn Vizepräſidenten und des 
Führers der Sozialdemokratie Gehl treffend 
illuſtriert. Dieſer Kampf iſt nun vom Bürgertum 
aufgenommen, und ich habe die feſte Zuverſicht, 
daß uns die Sozialdemokratie durch ſolche Hand⸗ 
lungen unſern Kampf erleichtert. Machen Sie nur 
ſo weiter, dann wird Ihre Vorherrſchaft bei den 
nächſten Wahlen wieder zu Ende ſein. 


Der Hinweis auf den Staatsbankerott iſt ei⸗ 
gentlich die größte Entgleiſung des Herrn Vize⸗ 
präſidenten. Er bedeutet nicht mehr und nicht 
weniger als eine ſchwere Schädigung der Kredit⸗ 
würdigkeit unſeres Staates. Kaufmänniſch ge⸗ 
ſprochen, iſt dieſe Schädigung wirtſchaftlich durch⸗ 
aus zu verurteilen. Trotzdem wurden dieſe Aus⸗ 
führungen gemacht. Nach den Auskünften im 
Hauptausſchuß und anderen Stellen find dieſe An⸗ 
gaben über den Staatsbankerott nicht einmal halt⸗ 
bar und unzutreffend. In der Sitzung des Haupt⸗ 
ſausſchuſſes vom 22. Auguſt wurde ausdrücklich er⸗ 
klärt, daß der Staatshaushalt auch bei dem Ver⸗ 
lieren dieſer Prozeſſe nicht ins Wanken komme, 
und daß von einem Staatsbankerott überhaupt 
nicht die Rede ſein könne. (Hört, hört! rechts.) 


— 


Weshalb werden alſo dieſe Ausführungen über 
den Staatsbankerott gemacht? Weshalb geſchieht 
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dieſe Irreführung in der Preſſe und die Schädi⸗ Art des Herrn Dr. Kamnitzer. Neuerdings iſt nun 


gung des Staatskredits? 

Die Rede des Herrn Vizipräſidenten hat na⸗ 
türlich in der ganzen Danziger Preſſe das größte 
Intereſſe hervorgerufen und iſt leider auch weit 
über die Grenzen unſeres Freiſtaates bekannt ge⸗ 
worden, ſicherlich nicht zum Beſten der Freien 
Stadt. Daß die bürgerliche Preſſe in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit dieſe Ausführungen aufs ſchärfſte verur⸗ 
teilt, iſt ſelbſtverſtändlich. (Unruhe links.) Es iſt 
aber auch intereſſant, wie die Koalitionsparteien 
dieſe Dinge beurteilen. Ich möchte einen kurzen 
Abſchnitt dazu aus dem Zentrumsblatt vom 
13. Juli wiedergeben. Es heißt dort: 

Ob ſeine Rede taktvoll und politiſch klug war, 
iſt eine andere Sache, und da ſind wir der Auffaſſung, 
daß ſie ſo unklug und taktlos wie irgend möglich 
war und auf die Beamten und auf viele Kreiſe 
herausfordernd wirken mußte, daß ſie geeignet iſt, 
alle dieſe Kreiſe, wenn ſie die Worte des Herrn Gehl 
als in ſeiner Eigenſchaft als Vizepräſident des 
Senats geſprochen anſehen, in ſchärfſte Kampfſtim⸗ 
mung zum Senat bringen mußte. Herr Gehl ſollte ſich 
auch als Sozialdemokrat eine etwas größere Re⸗ 
ſerve auferlegen, ſolange er Vizepräſindent des Ger 
nats iſt. Denn man wird ſeine Worte — zu Anrecht 
natürlich — leicht als die Worte des verantwort⸗ 
lichen Staatsmannes auffaſſen, und da hat er die 
Pflicht, auch dieſen Schein zu vermeiden. Wir jeden⸗ 
falls teilen nach dieſer Richtung ſeine Auffaſſung 
nicht, und wir bedauern auch ſein Wort vom Staats⸗ 
bankerott. So weit iſt es u. E. denn noch lange nicht, 
und man ſollte ein ſolches Wort micht ſo leicht aus⸗ 
ſprechen, es kann unſerm Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
leben unabſehbaren Schaden zufügen. 

(Abg. Gehl: Leſen Sie auch den Satz vorher!) 
Ich werde ihn ausdrücklich hinzuſetzen. (Zuruf 
links.) Die Artikel, die die Deutſchnationalen 
ſchreiben, werden in der „Landeszeitung“ leider 
nicht aufgenommen, Herr Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer! Das ſagt die Zentrumspreſſe. Mit dieſen 
Ausführungen ſind wir bis auf einen Punkt voll⸗ 
kommen einverſtanden. Die Zentrumspreſſe ſtellt 
ſich nämlich auf den Standpunkt, daß Herr Gehl 
dieſe Ausführungen nicht in ſeiner Eigenſchaft als 
Vizepräſident, ſondern als Parteimann gemacht 
hat. Wir ſtehen dagegen auf dem Standpunkt, daß 
er für das, was er geſagt hat, auch die volle Ver⸗ 
antwortung als Vizepräſident trägt. Es liegt 
nahe, dieſe Einſtellung der Zentrumspreſſe auf die 
Rückſichtnahme auf die Koalitionspartei zurück⸗ 
zuführen. Ich glaube faſt, daß die Mehrzahl der 
Zentrumswähler mit unſerer Auffaſſung entſchie⸗ 
den einverſtandener iſt, als mit der Abſchwächung, 
der Herr Vizepräſident des Senats habe als Pri⸗ 
vatmann geſprochen. 


Der Fall Gehl hat, wie ich ſchon vorhin an⸗ 
deutete, hier Schule gemacht. Und zwar find fol⸗ 
gende Fälle hier beachtenswert. In der Voll⸗ 
ſitzung vom 13. Auguſt rief der ſozialdemokratiſche 
Abgeordnete Kloſſowſki als Zwiſchenruf: „Die 
Gewerbetreibende ſind alle Betrüger!“ (Zurufe 
links.) Man kann das nicht oft genug betonen, 
Herr Abg. Loops. Des weiteren hat ſich Herr Se⸗ 
nator Dr. Kamnitzer auch einmal bewogen ge⸗ 
fühlt, in recht abfälliger Weiſe von den Bauern 
zu ſprechen, die um Herrn Abg. Schwegmann her⸗ 
umſtehen. Wir kennen die zyniſche, wegwerfende 


auch noch ein Rechtsanwalt von dieſem Ton ange⸗ 
ſteckt worden. Sie kennen ja alle aus der Zeitung 
den Fall des Rechtsanwalts Dr. Lehmann, der 
als Verteidiger eines Betrügers ausführte, wenn 
man den Betrugsparagraphen in Anwendung 
bringen wolle, müſſe man jeden Kaufmann hän⸗ 
gen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Wie ſprechen die Bau⸗ 
ern von den Arbeitern?) Anders und beſſer! Da 
empfehle ich Ihnen das eingehende Studium des 
Artikels unſeres Abg. Bertling, den er nicht als 
deutſchnationaler Abgeordneter, ſondern als Ver⸗ 
treter ſeines Berufsſtandes geſchrieben hat, worin. 
klar zum Ausdruck kommt, daß wir auch nicht die 
Parteiſekretäre oder Parteifunktionäre, weil ein⸗ 
zelne Betrugsfälle vorgekommen ſind, als Betrü⸗ 
ger anſehen, und daß wir es als geſchmacklos be⸗ 
trachten, dieſe Behauptung aufzuſtellen. Wir le⸗ 
gen uns die größte Reſerve in der Beurteilung von 
Berufsſtänden auf. Der Zwiſchenruf von Herrn 
Kloſſowſki ſtellt wohl die ſchwerſte Entgleiſung 
dar, die in letzter Zeit in dieſem Hauſe vorgekom⸗ 
men iſt. Da iſt es auch intereſſant, die Stellung⸗ 
nahme der Sozialdemokratiſchen Fraktion, die in 
einer Erklärung des Herrn Abg. Fooken zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt, hier vorzuleſen. Der Herr 
Präſident geſtattet es vielleicht, es iſt ganz kurz: 
Gelegentlich einer Volkstagsrede des Herrn Abg. 
Hallmann hat Herr Abg. Kloſſowſki einen Zwiſchen⸗ 
ruf gemacht, der dahin mißverſtanden werden konnte, 
als habe er alle Kaufleute als Betrüger bezeichnen 
wollen. Herr Abg. Kloſſowſki hat dies, wie er erklärt 
hat, keineswegs ſagen wollen. Die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Volkstagsfraktion bedauert den Zwiſchenfall 
und legt Wert darauf, gegenüber Agitationsmanö⸗ 
vern von gegneriſcher Seite feſtzuſtellen, daß ſie als 
die große Partei aller arbeitenden Erwerbsſtände 
jede beleidigende Beurteilung eines ganzen Erwerbs⸗ 
ſtandes von ſich weiſt. i 
M. D. u. H.! Es iſt tief bedauerlich, daß die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion nicht den Mut gefun⸗ 
den hat, bisher zu dieſem Zwiſchenruf aktiv Stel⸗ 
lung zu nehmen. (Das geht Sie nichts an! links.) 
und den Herrn Abg. Kloſſowſki zu verurteilen. Es 
iſt davon geſprochen worden, daß dieſe Aeußerung 
falſch verſtanden worden ſei, obgleich Herr Abg. 
Kloſſowſki ſelbſt zugegeben hat, dieſe 
Aeußerung tatſächlich in dieſer Weiſe getan zu 
haben. (Große Unruhe.) Es iſt aber intereſſant, 
daß hier die Sozialdemokratiſche Partei als die 
Partei aller arbeitenden Erwerbsſtände jede be⸗ 
leidigende Beurteilung eines ganzen Erwerbs- 
ſtandes von ſich weiſt. Das iſt deswegen inter⸗ 
eſſant, weil auch im Falle Gehl dann die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion oder vielleicht auch die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei den Herrn Abg. Gehl als 
Parteimitglied zur Rechenſchaft ziehen müßte, 
(Sehr richtighrechts) weil Herr Gehl auch gerade 
zwei große Berufsſtände angegriffen hat. (Hat er 
garnicht getan! links.) Das Bedauerlichſte bei der 
ganzen Geſchichte iſt, daß der Ton des politiſchen. 
Kampfes beſonders hier in dieſem hohen Hauſe 
(Abg. Gehl: Den Sie ſoeben angeſchlagen haben!) 
auf ein Niveau herabgedrückt wird, das mit der 
Würde unſeres Staates nicht vereinbar iſt. (Sehr 
gut! rechts Abg. Mau: Das liegt an den 
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Uns aus der Seele geſprochen iſt ein Artikel 
in den „Neueſten Nachrichten“, überſchrieben „Ver⸗ 
wilderung des Tons““, der folgendermaßen — ich 
will nur eine kleine Stelle daraus verleſen — 
lautet: P 

Man bann ſich des Eindrucks nicht erwehren, ja 
man möchte dieſen Fall geradezu als ein typiſches 

Beiſpiel dafür hinſtellen, daß die Verwilderung des 

Tones im Gebaren unſeres Volkstages in der Oeffent⸗ 

lichkeit unheilvolle Folgen hat. In den Kreiſen der 

Abgeordneten ſelbſt äſt wiederholt der Mangel an 

Niveau beklagt worden, der unſerem Volkstage 

namentlich durch die Zwischenrufe gegeben wird. Die 

Präsidenten des Volkstages ſind im weſentlichen 

machtlos gegen eine ſolche Entwicklung. Hier muß 

die Beſſerung der Dinge bei den Abgeordneten ſelbſt 
beginnen. Es gehört zu den größten Fehlern, die der 

Volkstag begeht, daß er das Verantwortungsgefühl 

der einzelnen Abgeordneten dadurch ſchwächt, daß er 

ſie nahezu jeder Notwendigkeit, für ihre Aeußerungen 
eventuell auch vor Gericht einſtehen zu müſſen, ent⸗ 

zieht. 8 
Ich füge hinzu, daß neben den Abgeordneten in 
allererſter Linie der Herr Vizepräsident des Se⸗ 
nats und die Senatoren verpflichtet ſind, perſön⸗ 
lich dazu beizutragen, die Verwilderung des 
Tons einzudämmen und das politiſche Niveau 
zu heben. (Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe und 
große Unruhe links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter, (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich möchte zunächſt Herrn Abg. Karkutſch meinen 


Dank dafür ausſprechen, daß er meine Rede vom 


6. Juli vor den ſozialdemokratiſchen Vertrauens⸗ 


männern hier der breiten Oeffentlichkeit kundge⸗ 


tan hat. (Das hat er aus Dummheit gemacht! 
links.) Auf die deutſchnationale Agitationsrede 
des Herrn Vorredners einzugehen, erübrigt ſich. 
(Aha! rechts.) Wenn er von einem verwilderten 
Ton ſprach, ſo konnte ich mich während ſeiner Re⸗ 
de des Eindrucks nicht erwehren, daß er zunächſt 
bei ſich anfangen jollte, (Sehr richtig! links) einen 
ruhigen, konzilianten Ton hier in das Haus hin⸗ 
einzubringen. (Abg. Schwegmann: Der Präſident 


hat keinen Ausdruck gerügt!) Er hat auch meine 


Ausdrücke damals nicht gerügt. 

Ich möchte mich mehr an die Große Anfrage 
halten. Nach der Großen Anfrage der Deutſchna⸗ 
tionalen Fraktion ſoll ich durch meine Rede vor 
den ſozialdemokratiſchen Vertrauensmännern vom 
6. Juli d. Is. eine ſchwere Beleidigung der Be⸗ 
amtenſchaft und der Hausbeſitzer begangen, die Ge⸗ 
richte in unzuläſſiger Weiſe zu beeinfluſſen ver⸗ 
ſucht und mit der Aeußerung über den Staats⸗ 
bankerott, die jeder Grundlage entbehren ſoll, den 


Kredit und die geſamten Intereſſen des Frei⸗ f 


ſtaates und ſeiner Bewohner ſehr ſchwer geſchä⸗ 
digt haben. 

M. D. u. H.! Ich möchte demgegenüber zunächſt 
ausdrücklich hervorheben, daß es mir nicht im 
Traum eingefallen iſt, zwei Berufsſtände zu be⸗ 
leidigen. Ich habe mit meiner Rede nur den Tat⸗ 
beſtand feſtgeſtellt und weiter nichts. Ich werde 
mir erlauben, den Nachweis für die Richtigkeit 
meiner damaligen Aeußerung hier heute zu er⸗ 


bringen. 


1926 befand ſich die Sozialdemokratiſche Partei 
in der Regierung. Die Finanzlage des Staates war 
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ſehr ſchlecht. Sie wiſſen, daß Vertreter des Völ⸗ 
kerbundes hier in Danzig waren, und daß uns ſo⸗ 
zuſagen aufgegeben wurde, dafür zu ſorgen, daß 
die Beamtengehälter hier in Danzig auf die Ber⸗ 
liner Sätze heruntergebracht werden ſollten. Wir 
haben das verſucht. Die Gehälter der Beamten 
über 250 Gulden monatlich ſollten progreſſiv ſtei⸗ 
gend bis zu 10 Prozent gekürzt werden. Die da⸗ 
malige Regierung konnte dieſen ihren Willen 
nicht durchſetzen. Sie wurde geſtürzt, und eine 
neue, die Rechtsregierung, kam ans Ruder. Die 
Tatſache kann niemand aus der Welt ſchaffen, daß 


die damalige Regierung den Verſuch unternom⸗ 


men hat, die Beamtengehälter in Danzig durch 
ein Geſetz auf die Berliner Sätze zu bringen, und 
daß ſie dazu quaſi auch verpflichtet war. M. D. u. 
H.! Die Regierung war geſtürzt, und ſofort haben 
zwiſchen Senat und Beamtenbund Verhandlungen 
darüber ſtattgefunden, wie auf anderem Wege ei⸗ 
ne Kürzung der Beamtengehälter vorgenommen 
werden könnte. Es kam das Notopfer zuſtande. 
Wir haben alſo die Tatſache zu verzeichnen, daß 
die Beamten, nach Herrn Burandt vollſtändig 
freiwillig, dem Staat ein Notopfer angeboten 
haben, das alle Beamtengehälter erfaſſen ſollte, 
alſo auch die geringſten bis zu den höchſten pro⸗ 
greſſiv ſteigend bis zu 13 Prozent. Alſo, die Sozi⸗ 
aldemokraten wollten erſt von 250 Gulden an und 
nur bis 10 Prozent ſteigend einen Abzug vorneh⸗ 
men, das wurde abgelehnt. Jetzt bot man, wie 
heute geſagt wurde, der Rechtsregierung freiwillig 
eine Verringerung der Gehälter bis 13 Prozene 
an für alle Beamtengruppen. 

Als am 13. November vorigen Jahres Das 
Wahlergebnis bekannt geworden war, trat der 
Beamtenbund an den Senat mit dem Erſuchen 
heran, das Notopfer nicht mehr zu erheben, War 
der Beamtenbund damals überhaupt zu dieſem 
Verlangen berechtigt? Ich will hier keine langen 
Ausführungen darüber machen; denn Sie alle 
kennen die Abmachungen zwiſchen dem Senat und 
dem Beamtenbund. Danach ſollte das Notopfer 
erſt wegfallen, wenn durch Senat und Beamten⸗ 
bund übereinſtimmend feſtgeſtellt würde, daß die 
finanzielle Notlage des Staates behoben ſei. Der 
Beamtenbund hat alſo gar kein Recht gehabt, das 
Notopfer zu kündigen. Der Senat lehnte auch die⸗ 
ſes Anſinnen ab, aber das Notopfer bröckelte von 
Tag zu Tag immer mehr ab. Daß dem ſo iſt, wer⸗ 
den Sie nicht beſtreiten können, Herr Hennke. Da 
blieb gar nichts anderes übrig, um die Finanz⸗ 
not des Staates nicht noch größer werden zu laſ⸗ 
ſen, als das Notopfer geſetzlich feſtzulegen. Das 
tat der Volkstag. Am 24. Mai erhob der Beam⸗ 
tenbund ſeine Klage gegen den Senat. 

M. D. u. H.] Wenn Sie ſich dieſe Entwicklung 
vor Augen halten, dann werden Sie mir ohne 
weiteres zugeben, daß ich berechtigt war, zu ſagen, 
ſolange die Rechtsregierung am Ruder war, war 
der Beamtenbund bereit, ein Opfer zu bringen, 
ſich Abzüge vom Gehalt gefallen zulaſſen. In dem 
Augenblick aber, wo erſichtlich wurde, daß die alte 
Regierung nicht mehr beſtehen bleiben konnte, 
drehte der Beamtenbund den Spieß um, kündigte 
das Notopfer und reichte Klage ein. (Abg. Plett⸗ 
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(Gehl, Abgeordneter) 
ner: And Abg. Hennke wäre beinahe Senator ges] 
worden! — Heiterkeit. — Abg. Dr. Kamnitzer: 
Senator für Beförderung!) Ich ſtehe aber mit die⸗ 
ſer Behauptung, daß der Beamtenbund die 
Rechtsregierung anders behandelte, als die nach⸗ 
her folgende Linksregierung, nicht allein, denn 
die Ausführungen des Herrn Abg. Burandt vor⸗ 
hin waren ja eine Beſtätigung meiner Ausfüh⸗ 
rungen vom 6. Juli. (Sehr richtig! links.) 

Herr Abg. Burandt hat hier mit vielen Zi⸗ 
taten gearbeitet. Ich möchte ihm auf dieſen Spu⸗ 
ren nicht folgen, ſondern nur einen Satz aus ei⸗ 
nem Artikel der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
vom 10. Juli hier bekannt geben, der den Beweis 
erbringt, daß das, was ich am 6. Juli ſagte, richtig 
war. Hier heißt es: 

Einer bürgerlichen Regierung gegenüber, die die 

Rechte der Beamtenſchaft anerkannte, hatte ſich 

letztere zu Opfern im Intereſſe des Staates bereit 

erklärt. Einer ſozialiſtiſchen Regierung gegenüber, 
die über das gute Recht der Beamtenſchaft mit Ge⸗ 
walt hinwegzugehen ſucht, leiſtet die Beamtenſchaft 
aus grundſätzlichen Erwägungen heraus Widerſtand, 
um dadurch nicht die Rechtsgrundlagen des Berufs⸗ 
beamtentums überhaupt für ewige Zeiten zu er⸗ 
ſchüttern und unter Amſtänden gänzlich beſeitigen 
zu laſſen. 
Im erſten Teil dieſes Satzes wird alſo ganz klar 
beſtätigt, was ich am 6. Juli ſagte. Im zweiten 
Satz werden über die Stellung der Sozialdemo⸗ 
kratie zum Berufsbeamtentum ſo ungeheuer fal⸗ 
ſche Behauptungen aufgeſtellt, die wir hundert 
Mal widerlegt haben, die immer wieder aufge⸗ 


ſtellt werden, daß ich micht anders kann, als dieſe 
Behauptung als eine Verleumdung zu bezeichnen. 
(Erfurter Programm! rechts.) Was verſtehen Sie 
vom Erfurter Programm? (Heiterfeit.) 

Was ich hier in Bezug auf die Haltung der Be⸗ 
amten zur jetzigen Linksregierung geſagt habe, das 
trifft auch für einen Teil der Hausbeſitzer zu, was 
der Herr Burandt vorhin hier beſtätigte, ſolange 
die Rechtsregierung am Ruder war, erfolgte kein 
Angriff der Hausbeſitzer gegen den Staat. Als 
die Linksregierung auf den Plan trat, erhob ein 
Teil der Hausbeſitzer ſofort Klage wegen Nichtig⸗ 
keitserklärung der Zwangswirtſchafts⸗Geſetze und 
der Wohnungsbauabgabe. Ich habe alſo weder in 
Bezug auf die Haltung der Beamtenſchaft noch 
auf die der Hausbeſitzer von dem, was ich in mei⸗ 
ner Rede geſagt habe, nichts zurückzunehmen. 

Nun ſoll ich die Gerichte in unzuläſſiger Weiſe 
zu beeinfluſſen verſucht haben. Das muß ich ganz 
entſchieden beſtreiten. Die Gerichte laſſen ſich ja 
ſonſt nicht von einem Sozialdemokraten beein⸗ 
fluſſen. Vielleicht habe ich ſogar durch meine Rede 
am 6. Juli vor meinen Danziger Vertrauensleu⸗ 
ten dazu beigetragen, daß die Gerichte dieſes Ur: 
teil gefällt haben. Aber von einer abſichtlichen 
Beeinfluſſung kann wirklich keine Rede ſein. Ich 
habe nur recht deutlich in aller Oeffentlichkeit zei⸗ 
gen wollen, welche Gefahren Danzig drohen. Ich 
hielt mich dazu für verpflichtet und würde heute 
genau ſo reden, wie damals am 6. Juli, weil die 
Dinge heute durchaus nicht beſſer und klarer lie⸗ 
gen, als damals. (Bravo! links.) Wenn aber von 
Beeinfluſſung der Gerichte geſprochen werden 
könnte, dann Herr Abg. Dr. Ziehm, denken Sie 
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daran, daß Sie ſich ausgerechnet einen Tag vor, 
dem Stattfinden des Termins betr. die Klage des 
Beamtenbundes in Zeitungsartikeln bemühten, 


die Finanzlage des Staates günſtig darzuſtellen. 


(Abg. Dr. Ziehm: Richtig!) Es iſt nicht richtig, 


daß die Finanzlage des Staates gut iſt. Wenn. 


alſo von einer Beeinfluſſung die Rede ſein könnte, 
dann Herr Dr. Ziehm, könnte dies nur durch 
Ihren Artikel geſchehen ſein. (Abg. Schwegmann: 
Er iſt nicht Vizepräſident des Senats!) Mag dem 
ſein wie ihm wolle, wir brauchen uns nicht wei⸗ 
ter darüber zu unterhalten. 5 | 

Für meine Neuerung über den Staatsbanke⸗ 
rott ſoll jede Grundlage fehlen. Iſt denn das 
wirklich richtig? M. D. u. H.! Ich nehme auch 
dieſes Wort nicht zurück. Bitte leſen Sie im Ste⸗ 
nographiſchen Bericht des Volkstages von der 
Sitzung am Mittwoch, den 14. März d. Is. die 
Rede nach, die Herr inanzſenator Dr. Volkmann 
hier an dieſer Stelle gehalten hat. Er ſprach da⸗ 
mals von der außerordentlich ernſten Lage Dam⸗ 
zias, und in Bezug auf die Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig von dem unvermeidlichen Bankerott in kür⸗ 
zeſter Zeit. (Hört, hört! links.) Ich will objeltiv 
ſein und gern anerkennen, daß Herr Dr. Ziehm 
in der darauffolgenden Woche zu dieſer Rede 
Stellung nahm und die Aeußerungen des Herrn 
Finanzſenators Dr. Volkmann zurückgewieſen 
hat. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) Aber damit 
hat er doch die Finanzlage der Stadtgemeinde 
nicht gebeſſert. Die Lage war damals äußerſt ernſt. 
Sie erſchien Herrn Dr. Volkmann noch ernſter, als 
mir, als ich am 6. Juli vor meinen Vertrauens⸗ 
leuten ſprach, und ſie iſt heute genau ſo ernſt, wenn 
nicht noch ernſter; denn beute kennen wir das Ur⸗ 
teil betreffend die Klage des Beamtenbundes 
undd ſeine evtl. Auswirkung. (Abg. Liſchnewſbi: 
Alſo packen wir zufammen!) 

Ich habe aber bei meinen Aeußerungen nicht 
nur die Klage des Beamtenbundes gegen den 
Staat im Auge gehabt, ſondern auch die Klage 
gewiſſer Kreiſe der Hausbeſitzer. Wenn wir die 
Finanzlage richtig beurteilen, nicht ſo Herr Dr. 
Ziehm, wie Sie es am Montag dieſer Woche in 
den „Neueſten Nachrichten“ und in Ihrer Zeitung 
getan haben, kommt man zu einem ganz andern 
Ergebnis als Sie. Geſtatten Sie, daß ich Ihnen 
einmal ein kleines Bild davon gebe, ſoweit ich 
heute in der Lage bin. 

Zunächſt müſſen wir festellen, daß der Etat 
nicht ausgeglichen iſt, auf dem Papier wohl, 
wenigſtens der Staatshaushalt. Aber in Wirk⸗ 
lichkeit iſt er noch nicht ausgeglichen. Für die Er⸗ 


werbsloſenverſicherung ſind, wenn ich nicht irre, 
in Wenn 
Sie Herr Dr. Ziehm annehmen, daß dieſer Betrag. 


in den Etat 1600 000 Gulden eingeſtellt. 


zum Teil noch in dieſem Jahr eingehen wird, ſo 


erlaube ich mir das zu bezweifeln. Es find, wenn. 
ich hier einige Bemerkungen dazu machen darf, 


bei den Vorbeſprechungen über das zu erwartende 
Erwerbsloſen⸗Verſicherungsgeſetz und das Ar⸗ 
beitsvermittlungs⸗Geſetz ſo große Schwierigkeiten 
entſtanden, daß ich perſönlich nicht mehr damit 


rechne, daß in dieſem Etatsfahr das Erwerbs⸗ 


— 


D) 


(A) loſen⸗Verſicherungsgeſetz 
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(Gehl, Abgeordneter) 

werabſchiedet werden 
wird. (Abg. Liſchnewſki: Das haben wir ja bei 
der Etatsberatung geſagt!) Wenn das der Fall 
ſein wird, dann fehlt dieſer Betrag von 1,6 Milli⸗ 
onen Gulden. Den Invalidenrentnern muß man 
woch wohl unbedingt noch in dieſem Jahr den ſchon 
lange fälligen Staatszuſchuß gewähren. Wenn ich 
damit rechne, daß das Geſetz vielleicht am 1. De⸗ 
zember in Kraft treten wird, — es liegt ja dem 
Volkstag noch nicht wor, es iſt noch nicht fertig — 
ſo rechne ich mit einer Summe von 500 000 Gul⸗ 
den. (Hört, hört! links.) Sie wiſſen auch m. D. u. 
H., daß der Haushalt der Stadtgemeinde Danzig 
noch ein Loch von 1,5 Millionen aufweiſt. Sie 
wiſſen aber auch, daß Herr Senator Dr. Volkmann 
damit rechnet, daß über die Anſätze hinaus aus 
Steuern etwa 200 000 Gulden bei der Stadtge⸗ 
meinde eingehen werden ſo daß man alſo damit 
vechnen muß, daß hier ein Betrag von 1 300 000 
Gulden gedeckt werden muß. Wenn man dieſe 
Beträge zuſammenzählt, (Abg. Liſchnewſki: Ich 
ſtelle den Dalles feſt!) dann ergibt ſich ein unge⸗ 
deckter Betrag von 3 400 000 Gulden. 

Nun einiges zu dem Urteil, das geſtern abend 
gefällt worden iſt. Das Urteil verwirft die Bera⸗ 
fung des Senats. Was heißt das? Das heißt, daß 
der § 34 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes 
und das Geſetz vom 30. März dieſes Jahres für 
verfaſſungswidrig erklärt worden find. Ueber das 
Notopfer iſt nichts geſagt. M. D. u. H.! Wenn 
auch das Notopfer, was ich nicht annehme, für ver⸗ 
faſſungswidrig erklärt würde und Nachzahlungen 
erfolgen ſollten, ſo bedeutet das eine Kataſtrophe 
für Danzig. (Sehr wahr! links. — Zurufe des 
Abg. Kloſſowſki.) Sie werden es alſo verſtehen, 
daß ich damals im Juli mit dieſer Entwicklung 
rechnen mußte. Wenn Sie alſo die Beträge, die in 
Frage kämen, für die Nachzahlung des Notopfers, 
und für die Zahlung der Beamtengehälter nach 
den Sätzen des Beamtendienſteinkommensgeſetzes 
vom September 1924 und dann noch die Beträge 
hinzuzählen, von denen ich vorhin ſprach, die im 
Etat fehlen, ſo bekommen Sie die runde Summe 
von 9 200 000 Gulden heraus. (Zurufe des Abg. 
Rahn.) Dieſer Betrag würde ſich verringern, 
wenn das Urteil dieſe volle Härte nicht ausſpre⸗ 
chen würde. Aber, wie geſagt, ich mußte damals 
mit allen Möglichkeiten rechnen. Wenn ich dieſe 
Zahlen genannt habe, ſo muß ich, um ganz objek⸗ 
tiv und ehrlich zu ſein, erklären, daß davon der 
Betrag abgehen wird. der über den Etatsanſatz 
hinaus aus Steuern mehr einkommen wird, wie 
das Herr Senator Dr. Volkmann in der Haupt⸗ 
ausſchußſitzung geſagt hat. Er rechnete mit einem 
Betrage won 800 000 Gulden, nicht von einer Mil⸗ 
lion, wie Sie neulich ſagten, Herr Dr. Ziehm. 
Ziehen wir dieſen Betrag von 9,2 Millionen ab, 
ſo ergibt ſich ein Betrag von 8 400 000 Gulden. 
Wenn noch der Betrag in Abzug gebracht werden 
könnte, der ſich aus dem Frachturkundenſtempel 
und der Beförderungsſteuer ergibt, ſo kommt ein 
Betrag von rund 8 Millionen heraus. Wenn Sie 
davon den Betrag abziehen, den ich für die Nach⸗ 
zahlung des Notopfers errechnet habe, ich möchte 
mit der Nachzahlung nicht rechnen, dann haben 
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Sie einen Fehlbetrag von rund 5 Millionen Gul⸗ 


den. (Zurufe des Abg. Kloſſowſki.) Ich ſagte ſchon 
vorhin, — (Und die Mehreinnahmen an Zöllen?) 
es iſt gut, daß Sie mich daran erinnern, ſonſt hätte 
ich vergeſſen, darauf einzugehen. Sie wiſſen, daß 
in dem erſten Etatsentwurf der Garantiebetrag 
von 14 Millionen Gulden aus Zöllen eingeſetzt 
wurde. Später rechneten wir damit, daß ſich grö⸗ 
ßere Zolleinnahmen ergeben würden, und haben 
1,5 Millionen mehr eingeſtellt, alſo im ganzen 
15,5 Millionen. Ob wir aber aus den Zollein⸗ 
nahmen einen höheren Betrag werden erzielen 
können, iſt ganz ungewiß. Für dieſe Berechnung 
gibt es keine Grundlage, weil uns jede Mittei⸗ 
lung über die Zolleinnahmen für das ganze Zoll⸗ 
gebiet fehlt. Wir haben alſo bis heute nicht die 
Möglichkeit der richtigen Kalkulation. (Zurufe 
rechts.) Es iſt doch eine reine Rechtsfrage, ob Po⸗ 
len verpflichtet iſt, in dem Falle, wo wir den Min⸗ 
deſtbetrag noch nicht erreichen, uns über die ge⸗ 
ſamten Einnahmen Mitteilung zu machen oder 
nicht, dieſe Frage muß evtl. an einer anderen 
Stelle erörtert werden. Sie können alſo von uns 
nicht erwarten, daß wir über den letzten Etats⸗ 
anſatz hinaus noch irgendwelche Mehreinnahmen 
aus Zöllen in den Etat einſetzen. Wir würden 
ja leichtfertig handeln, wenn wir das täten. 
Wir haben ſchon 1½ Millionen mehr eingeſetzt, 
weil wir an eine Mehreinnahme in dieſer Höhe 
glaubten, dazu hielten wir uns ſchließlich für be⸗ 
rechtigt. Aber ob wir recht getan haben, wird erſt 
die Zukunft lehren. 

Zu den Beträgen, von denen ich vorhin 
ſprach, würden aber noch ſehr große Summen 
hinzukommen, die der Staat zahlen müßte, wenn 
die Klage der Hausbeſitzer von Erfolg ſein 
würde. Mir widerſtrebt es, ein Bild von den 
Dingen zu malen, die dann vielleicht in die Er⸗ 
ſcheinung treten würden. Dies Bild kann ſich 
jeder ſelbſt vorſtellen, wenn er weiß, daß die 
Zwangswirtſchafts⸗Geſetze aufgehoben und die 
Wohnungsbauabgabe verſchwinden ſoll. Wenn 
man ſich in meiner politiſchen Stellung befindet 
und die Dinge ſo ſieht, wie ich ſie damals geſehen 
habe, ſo wäre es eine Unterlaſſung von mir ge⸗ 
wesen, wenn ich nicht darauf aufmerkſam gemacht 
hätte. Ich mußte das tun, weil ich mich dazu 
für verpflichtet hielt. Ich habe auch keine Ur⸗ 
ſache, in irgendeiner Beziehung zurückzuweichen. 
Ich würde mich natürlich ſehr freuen, wenn die 
Entwicklung der Finanzen zeigen würde, daß ich 
im Juli allzu ſchwarz geſehen habe. Aber augen⸗ 
blicklich ſteht das noch nicht feſt. Die Dinge 
können ſich ſchon ſo entwickeln, wie ich damals 
geſagt habe. Dann weiß ich allerdings nicht, was 
mit dem Freiſtadt Danzig werden ſoll. (Hört, 
hört!) Augenblicklich habe ich keinen Grund, 
meine Ausführungen vom 6. Juli irgendwie 
einzuſchränken oder zu widerrufen. Ich will nicht, 
daß mir die Entwicklung der Verhältniſſe Recht 
geben ſoll. Ich würde das ſehr bedauern. Aber 
wenn die Dinge ſo liegen, wie ich ſie damals 
ſah, dann muß man von einem Manne in der 
Stellung, in der ich mich befinde, werlangen, 
daß er darüber der Oeffentlichkeit Aufklärung 
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(Gehl, Abgeordneter) 
gibt und die Lage ſo ſchildert, wie ich ſie damals 
anſehen mußte. (Wiederholtes Bravo! links.) 
Vizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Aus den Ausführungen des Herrn Abg. Gehl; 
denn als ſolcher hat er ja geſprochen, iſt immer 
noch nicht erſichtlich, ob er ſeine damaligen Aus⸗ 
führungen als Regierungsmitglied oder als 
Parteimann gemacht hat. Den Ausführungen 
nach zu ſchließen, iſt das als Parteimann ge⸗ 
ſchehen. Auch die Erklärung des Senats ſagt, 
daß Herr Gehl nur als Parteimenſch geſprochen 
habe. In dieſem Zuſammenhang möchte ich auf 
die Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen 
Partei in ſolchen Situationen verweiſen. Und 
zwar war es der Herr Abg. Loops, der der Mei⸗ 
nung war, man könne micht einmal als Partei⸗ 
menſch und das andere Mal als Regierungsmann 
auftreten. Täte man es dennoch, ſo habe man 
nach ſeiner Meinung zwei Seelen in der Bruſt. 
Heute muß ich mit Herrn Loops, dem Partei⸗ 
freunde des Herrn Gehl, ſagen, daß Herr Gehl 
zwei Seelen in ſeiner Bruſt hat, eine als Partei⸗ 
menſch, und eine als Staatsmann. Das iſt das 
Bedauerliche. Wenn Herr Gehl als Regierungs⸗ 
mann den Mut hat, mit der Sauwirtſchaft auf⸗ 
zuräumen, die er uns hier geſchildert hat, dann 
würde er unſere Unterſtützung finden. Wenn er 
ſich aber heute dahinter verkriecht, er habe nur 
als Parteimenſch geſprochen, ſo iſt das eine In⸗ 
konſequenz, auf deren Bahn wir ihm nicht 
folgen können. 

Intereſſant iſt, daß Herr Gehl ſelbſt als Par⸗ 
teimann hier feſtgeſtellt hat, daß der Staat 
tatſächlich am Zuſammenbrechen iſt, und zwar um 
ſo ſchneller, je weiter dieſe Mißwirtſchaft geht. 
Wir fragen uns, ob dieſe Wirtſchaft durch die 
jetzige Regierung oder Koalition beſeitigt wird, 
ob die Regierung den Willen hat, auf dieſem 
Gebiete etwas zu erreichen. Sie hat natürlich 
den Willen. Es fragt ſich nur, auf weſſen 
Knochen das geſchehen ſoll. Der verfloſſenen Re⸗ 
gierungsmethode und der Einſtellung der Sozial⸗ 
demokratie nach zu urteilen, wird man dieſe 
Mißwirtſchaft nicht die ausbaden laſſen, die da⸗ 
ran ſchuld ſind, ſondern diejenigen, die ſchuldlos 
ſind. 

Sie haben ſich hier als Retter des Staates 
aufgeſpielt, Herr Gehl, Sie glaubten ſich berufen, 
in aller Oeffentlichkeit klarzuſtellen, daß der 
Staat bankerott iſt. Aber im ſelben Atemzug 
glauben Sie, daß eine Klage daran ſchuld iſt, die 
nach unferm Dafürhalten abſolut keine Schuld 
hat. Iſt es etwa eine Sabotage, wenn der Poſt⸗ 
ſchaffner ſich dagegen wehrt, daß ihm Abzüge vom 
Gehalt gemacht werden? Iſt es etwa Sabotage, 
wenn der kleine und mittlere, der untere Be⸗ 
amte dagegen Sturm laufen? Gewiß erklären 
wir es für die größte Gemeinheit, wenn der 
Deutſchnationale Beamtenbund zu den Richtern 
läuft. Das iſt eine Gemeinheit und es wäre 


Aufgabe der Regierung, dieſen Leuten ganz ge⸗ 
hörig auf die Finger zu klopfen, wenn ſie ſolche 
Gemeinheiten anzetteln. Dann hinaus mit dieſer 
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Klicke aus dem Staatsdienſt. Aber auf dieſem 
Wege haben Sie noch nichts unternommen. Im 
Gegenteil, mit Ihrer Hilfe ſind die Leute, die es 
mit dem Staat ernſt meinen, und das ſind die 
unteren Beamten und Angeſtellten, an die Luft 
geſetzt worden. Sie müſſen heute ſtempeln gehen 
und hungern. Die eigentlichen Saboteure, die 
oberen Beamten, und die Klicke, die alles dies 
anzettelt, erfreut ſich nach wie vor des beſten 
Einverſtändniſſes mit der Regierung. 

Wenn Sie weiter jagen, daß die Staatsfinan⸗ 
zen zerrüttet find, daß der Staat am Boden. 
liegt, dann möchte ich einmal die Frage auf⸗ 
werfen, was Sie dagegen unternommen haben. 
Ich habe ſchon geſagt, auch Sie ſind bemüht, den 
Staat auf Koſten der unteren Bevölkerungs⸗ 
ſchichten im Intereſſe der beſitzenden Kreiſe zu er⸗ 
halten. Sie tun es dadurch, daß Sie das Gehalr 
der unteren Beamten abbauen und das, was Sie 
den unteren nehmen, den oberen zugeben. (Abg. 
Gehl: Das ſtimmt doch nicht, Herr Raſchke!) 
Herr Gehl, es iſt ſchon des öfteren nachgewieſen, 
daß die Schutzpolizei und beſonders die Offiziere 
der Schutzpolizei bei dieſem Geſetz das beſte Ge⸗ 
ſchäft machen, (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) 
und das ein Teil der oberen Beamten das Ge⸗ 
halt ganz erheblich erhöht bekommt. Ich frage 
weiter, was haben Sie gegen die Sabotage der 
Steuerzahler unternommen, die ſehr gut in der 
Lage ſind, Steuern zahlen zu können und auch 
mehr zahlen könnten, als ihnen von der deulſch⸗ 
nationalen Regierung auferlegt worden iſt. Sie 
werden nicht beſtreiten können, daß die deulſch⸗ 
nationale Regierung mit den Großagrariern, 
mit den Großinduſtriellen ſehr liebevoll in 
Sachen Steuern umgegangen iſt, daß ſie dieſe 
Kreiſe nicht allzufeſt anfaßt, wenn es gilt, 
Steuern einzutreiben. Sie beweiſen dieſen Krei⸗ 
ſen dasſelbe Entgegenkommen, wie die Deutſch⸗ 
nationalen. Es wäre ſchon lange Ihre Pflicht 
geweſen, denen, die in der Lage ſind, Steuern zu 
zahlen, weit größere aufzuerlegen als es bis 
jetzt geſchehen iſt. Auf dieſem Gebiet haben Sie 
nichts getan, dafür aber etwas anderes. Sie 
haben der Kirche ganz erheblich mehr Mittel be⸗ 
willigt, als es die deutſchnationale Regierung 
getan hat. Wenn man die Bevölkerungszahl zu⸗ 
grunde legt, ſtellt man feſt, daß die Kirche in 
Danzig pro Kopf der Bevölkerung mehr bekommt 
als in Deutſchland. (Abg. Gehl: Das haben Sie 
ſchon jo oft erzählt!) Wenn Sie ſich hierherſtel⸗ 
len und ſagen, der Staat geht kaputt, dann iſt es 
notwendig, Ihnen das Gewiſſen zu ſſchärfen, wes⸗ 
halb und mit weſſen Hilfe er kaputt geht. 

Ebenſo iſt es bei der Polizei. Auch ſie hat bei 
der jetzigen Etatsberatung bei der Bewilligung 
der Etatsſumme beſſer abgeſchnitten als bei der 
alten Regierung. Dies alles zeigt, daß Sie einen 
Teil Schuld an dem angeblichen Zuſammenbruch 
des Staats haben. Wir haben keine Arſache. 
Ihnen Wege zu zeigen, wie ſich eventuell dieſer 


verfaulte und korrupte Staat weiter erhalten 
läßt. Dazu haben wir gar keine Arſache. Aber 


wir werden es nicht zulaſſen, daß zur Erhaltung. 
des Staates die Arbeiterkreiſe, die ſchaffenden 
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Kreiſe noch mehr geſchröpft werden, als es ſchon 
bisher der Fall geweſen iſt. Wenn Sie hier die 
Aufrechnung gemacht und nachgewieſen haben, 
daß rund 9,2 Millionen fehlen, dann wiſſen wir 
bejtimmt, daß Sie darauf ausgehen, dieſe fehlen⸗ 
de Summe von der ſchaffenden Bevölkerung her⸗ 
auszuholen, und daß das abſolut nicht möglich 
iſt. Sie werden dabei aber auf den ſchärfſten 
Wilderſtand der Kommuniſten ſtoßen. Es iſt aber 
bezeichnend, daß es gerade die Sozialdemokraten 
find, die ſich jo intenſiv für dieſen Staat einſetzen, 
für den bapitaliſtiſchen Staat, der nur exiſtiert, 
um der ſchaffenden Bevölkerung das Blut aus 
dem Körper zu ſaugen. Sie werden nichts er⸗ 
reichen, Herr Gehl und ich ſage es hier frei und 
offen, Sie wollen auch für die Arbeiterſchaft 
nichts erreichen. Sie wollen allein der kapitali⸗ 
ſtiſchen Klicke das Leben angenehm machen, Sie 
benutzen Ihre Regierungsmethoden nur dazu, 
dieſen das Leben angenehm und ſchmackhaft zu 
machen. Alles andere ſchaltet bei Ihnen aus. 
Nun Herr Gehl, Sie ſind anderer Meimung, das 
zeigen Ihre Zwiſchenbemerkungen und Ihr Kopf⸗ 
ſchütteln. Vielleicht find Sie aber einmal ſo 
freundlich und erklären uns von dieſer Stelle, 
was ſich in dieſen drei Viertel Jahren Iher Re⸗ 
gierungsweiſe zugunſten der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung gezeigt hat. Wenn Sie das fertig bekommen, 
will ich Ihren Worten Glauben ſchenken. Aber 
bis heute werden Sie den Beweis nicht antreten 
können. Im Gegenteil, Sie find drauf und dran, 
der Arbeiterſchaft genau ſo wie bisher das Leben 


(B) ſchwer zu machen. Sie wollen die Euwerbsloſen⸗ 


verſicherung einführen und das heißt, daß die 
Arbeiter wieder von ihrem wenigen Verdienſt 
noch etwas abgeben müſſen. Sie denken nicht 
daran, die Einkommenſteuer ſo zu geſtalten, daß 
auch der Arbeiter ſich ſelbſt einſchätzen kann. Sie 
wiſſen genau, daß der Arbeiter unter dem beſte⸗ 
henden Syſtem weit mehr Steuern zahlen muß 
als vor dem Kriege. Sie haben Gelegenheit, das 
aufzuheben, tun es aber micht. Sie ſind alſo be⸗ 
ſtrebt und bereit, dieſen bapitaliſtiſchen Staat 
weiter zu erhalten. Ihre Freunde in Deutſchland 
haben es offen ausgeſprochen, daß Kapital ange⸗ 
ſammelt werden muß, daß Truſte gebildet wer⸗ 
den müſſen. Das Monopolkapital iſt heute aus⸗ 
ſchlaggebend. (Abg. Gehl: Wie in Rußland!) 
Herr Gehl, das zeugt von einem ziemlich niede⸗ 
ren Niveau. Wenn Sie meinen, daß in Rußland 
im bapitaliſtiſchen Intereſſe regiert wird, dann 
laſſen Sie ſich heute von dem kleinſten Kinde 
eines anderen belehren. Für uns ſteht feſt, daß 
die Ausführungen des Herrn Abg. Gehl hier von 
der rechten Seite mit Schmunzeln aufgenommen 
worden ſind, und zwar inſofern, als Herr Abg. 
Gehl zum Ausdruck gebracht hat, jawohl, der 
Staat liegt am Boden, aber ich werde meine 
ganze Kraft dafür einſetzen, um ihm wieder auf 
die Beine zu Helfen, d. h. dem Staat, der Leute, 
die dort drüben ſitzen. Denn nur deren Staat iſt 
es, nur in deren Intereſſe wird der Staat erhal⸗ 
ten und aufgebaut. 

Wenn man von den Deutſchnationalen hier 
auch eine Oppoſitionsrede anhören muß, fo nur 
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deshalb, um nach außen zu dokumentieren, es 
könnte wohl etwas beſſer ſein, aber dieſe Regie⸗ 
rung, beſonders an ihrer Spitze die Sozialdemo⸗ 
kratie, macht es ſo wunderbar, daß wir uns gar 
nicht den Kopf darüber zerbrechen ſollten. So 
war es z. Zt. im Jahre 1926, als Sie (nach links) 
in die Regierung hineingingen, und der Karren 
in den tieſſten Dreck gefahren war. Da kamen Sie 
und holten ihn auf Knochen der ſchaffenden Be⸗ 
völkerung heraus. Jetzt iſt er erneut in den Dreck 
gefahren. Sie werden ihn wieder hewausholen. 
Wenn er wieder flott geworden iſt, wenn alle 
arbeiterfeindlichen Geſetze durchgeführt find, kom⸗ 
men die Deutſchnationalen und ſagen, jetzt haben 
wir die Arbeiterſchaft an der Kandare, jetzt kann 
uns kein Menſch mehr Hineinreden. Sie jehen das 
ſelbſt ein, aber Sie gehen bewußt immer weiter 
den Weg, um ſchließlich einmal in den Genuß der 
Regierungsſeſſel zu kommen. (Abg. Gehl: Wir 
gönnen Ihnen die Seſſel!) Sie wollen mit Ihren 
Freunden einmal prangen und der Oeffentlich⸗ 
keit zeigen, was Sie ſo alles geleiſtet haben. Wir 
werden die Zeit ſprechen laſſen, und die Zeit wird 
beweiſen, daß die Arbeiterſchaft Ihnen immer 
mehr den Rücken kehrt und nichts von Ihrer Ne⸗ 
gierungsmethode hält. Es gelingt Ihnen heute 
noch, mit den Phraſen Bankerott, Staatsſabo⸗ 
teure die Arbeiterſchaft an Ihrer Seite zu halten. 
Aber wenn die Arbeiterſchaft erkennen wird, daß 
Sie die Staatsſaboteure unberührt laſſen, daß 
Sie mit ihnen ſogar noch zuſammen gehen und 
ihnen das Leben leicht machen, dann wird die 
Arbeiterſchaft wiſſen, welchen Weg ſie zu gehen 
hat. Dieſer Weg wird ſehr bald betreten werden, 
denn nicht nur in Danzig, auch in Deutſchland 
ſieht man ja, daß die Sozialdemokratie mehr und 
mehr in das FJahrwaſſer der bürgerlichen Par⸗ 
teien hineingerät. 

Es iſt bezeichnend für Danzig, daß man die 
Staatsſoboteure, die oberen Beamten, nicht ſchon 
lange an die Luft geſetzt hat. Aber das wollen 
Sie nicht. Sie verkriechen ſich hinter die Verfaſ⸗ 
ung. Wenn Sie es ehrlich mit der ſchaffenden L.e: 
völkerung meinen und tatſächlich den Wiklen 
haben, die Verhältniſſe im Intereſſe der Bevöl⸗ 
kerung zu ändern, dann hätten Sie ſ. Z. bei der 
Vewfaſſungsänderung dafür eintreten müſſen, daß 
die oberen Beamten, dieſe Saboteure des Staa⸗ 
tes, jo ſchnell wie möglich beſeitigt werden. Auch 
das wollen Sie nicht. Sie wollen nichts weiter, 
als dieſen kapitaliſtiſchen Staat erhalten und ihn 
neu befeſtigen. 

Zu der Großen Anfrage möchte ich nur noch 
bemerken, daß das, was der Herr Abg. Gehl ge⸗ 
jagt Hat, zutrifft, und daß ſich die Sabotage von 
Seiten der Großagrarier, der Großinduſtriellen 
und der oberen Beamtenſchaft tatſächlich bemerk⸗ 
bar macht. Herr Gehl hat aber nicht den Willen, 
dieſe Sabotage zu beſeitigen. Deshalb iſt das, 
was die Deutſchnationalen hier verlangen, ein 
Schlag ins Waſſer. Trotz der großen Anfrage 
wird ſich nichts ändern. Es ſoll ſich auch nichks 
ändern; denn tatjächlich iſt es ja jo, Sie 


darunter nicht zu leiden haben. Sie find vielmehr 
diejenigen, die das beſte Geſchäft dabei machen. 
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Herr Abg. Gehl faſſen Sie die Großagrarier, 
die Großinduſtriellen bei Zahlung der Steuern 
rückſichtslos an, und Sie werden unſere Unter- 
ſtützung haben. (Abg. Gehl: Die bekommen wir 
doch nicht!) Jetzt ſagen Sie, Sie bekämen ſie nicht. 
(Abg. Gehl: Sie verſagen immer!) Ein trauriger 
Staatsmann, der das ſagt. Wenn Sie regieren 
wollen und nicht die Kraft dazu haben, dann 
ſollen Sie die Finger davon laſſen. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Wir haben ſchon Kraft!) Sie haben 
die Kraft, nur Sie wenden ſie nicht an. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Seien Sie froh! — Heiterkeit.) Da⸗ 
vor haben wir noch lange keine Angſt. Wenn Sie 
ſich kräftig genug fühlen, weshalb laſſen Sie nicht 
von den Kreiſen die Mittel aufbringen, die zur 
Erhaltung des Staates notwendig ſind? (Abg. 
Gehl: Warten Sie erſt ab!) Wir ſollen abwarten, 
wir haben aber Beweiſe dafür, daß Sie gar micht 
den Willen dazu haben. (Abg. Liſchnewſki: Wir 
werden Sie mitſamt den Deutſchnationalen zum 
Teufel jagen!) Wenn Sie den Willen gehabt 
hätten, ſo hatten Sie beim Etat die beſte Gele⸗ 
genheit. Sie hätten dort die Umſatzſteuer auf⸗ 
heben können. Aber da brachten Sie den Beweis, 
daß Sie alle Laſten, die dieſer kapitaliſtiſche 
Staat erfordert, der ſchaffenden Bevölkerung auf⸗ 
erlegen. Ob Staatsſaboteure auf der oder jener 
Seite, bleibt nach unſerm Dafürhalten gleich. Es 
wird erſt Wandel geſchafft werden, wenn die 
Arbeiter endlich einmal mit der Fauſt Ordnung 
ſchaffen und alle Staatsſaboteure von Gehl bis 
Schwegmann zum Tempel hinausjagen! (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.) M. D. u. 
H.! Herr Gehl hat hier als Abgeordneter geſpro⸗ 
chen und nicht als Vizepräſident des Senats. 
Man kann aber jagen „einerſeits, andererjeits“; 
denn er ſchloß ſeine Ausführungen damit: „Ich 
mit meiner Verantwortung und in meiner Stelle 
mußte, wenn ich der Anſicht war, daß dem Staat 
Schaden entſtand, das in aller Oeffentlichkeit und 
in voller Klarheit jagen.“ Herr Gehl, das war 
doch Ihre Stellung als Senatsvizepräſident. 
Warum laſſen Sie denn jetzt durch den Senat ab⸗ 
ſtreiten, daß Sie als Vizepräſident des Senats ge⸗ 
ſprochen haben? Ich will es Ihnen ſagen: Weil 
der Senat, wenn er ſachlich und kritiſch zu Ihren 
Ausführungen Stellung nimmt, fie mißbilligen 
muß, und weil er das in voller Oeffentlichkeit 
nicht aussprechen will. 

Herr Gehl hat dann von dem verwilderten 
Ton geſprochen und gemeint, der Herr Abg. 
Burandt ſei ein Beweis dafür, daß die Verwilde⸗ 
rung des Tons hier im Volkstag Platz greife. 
Herr Abg. Gehl, Sie werden doch zugeben müſſen, 
daß der Herr Abg. Burandt mit Ruhe und Sach⸗ 
lichkeit (Widerſpruch links) ohne perſönliche 
Ausfälle ſeine Ausführungen gemacht hat, frei⸗ 
lich mit ſachlicher Schärfe. Das war nötig, um 
Stellung gegen Ihre Ausführungen zu nehmen, 
die nach unſerer Auffaſſung ſchädlich und ſchädi⸗ 
gend waren. (Sehr richtig! rechts.) Sie haben 
dann erklärt, Sie hätten die zwei Berufsſtände 
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nicht beleidigen wollen. Herr Abg. Gehl! War es 
Ihnen denn nicht klar, wenn Sie beiden Berufs⸗ 
ſtänden vorwerfen, daß ihnen das Wohl der All⸗ 
gemeinheit nichts, ihr eigenes Intereſſe aber 
alles ſei, daß das eine Beleidigung enthält? War 
es Ihnen nicht blar, wenn Sie won volksfeind⸗ 
lichem Bemühen ſprachen, von volksfeindlichen 
Treibereien, wenn Sie von dem Bemühen dieſer 
beiden Kreiſe ſprachen, die Allgemeinheit zu 
ſchädigen, daß das in ſich das Bewußtſein der 
Beleidigung ſchließt? Es mußte von den beiden 
Ständen fo empfunden werden. Wenn Sie ſich 
wegen dieſer Aeußerung wor dem Strafrichter zu 
verantworten hätten, würde er zum mindeſten 
feſtſtellen, daß Ihnen das Bewußtſein in der Be⸗ 
leidigung nicht gefehlt hat, daß Ihnen die Be⸗ 
leidigung zum Bewußtſein kommen mußte. Er 
würde Ihnen aber wohl die Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen zubilligen. (Abg. Gehl: 
Wenn Sie Richter wären, ſicher nicht!) 

M. D. u. H.! Der Herr Abg. Gehl hat dann 
einen hiſtoriſchen Aeberblick . .. (Abg. Gerick: 
Ich ſehe den Schieber Ziehm noch im Schwurge⸗ 
richtsſaal neben Jewelowſfi ſitzen!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Gerick, 
Sie haben einen Abgeordneten als Schieber be⸗ 
zeichnet, ich zufe Sie zur Ordnung! (Abg. 
Gerick: Als Sie im Schwurgerichtsſaal neben 
Jewelowſki ſaßen!) 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (Dat.): Sie ge⸗ 
hören zu denen, von denen Herr Abg. Burandt 
geſagt hat, daß der Ton im Parlament werwil⸗ 
dere. (Abg. Gerick: Angeſchmußt haben Sie ſich an 
Jewelowfki!) 

In dieſem hiſtoriſchen Aeberblick hat der Herr 
Abg. Gehl die Frage aufgeworfen: Warum haben 
die Beamten der Rechtsregierung das Notopfer 
bewilligt, warum haben die Hausbeſitzer während 
der Rechtsregierung die Klage nicht angeſtrengt? 
Warum haben ſie in demſelben Moment, als die 
Linksregierung auf den Plan trat, die Klage ein⸗ 
gereicht? Herr Abg. Burandt hat Ihnen ſchon die 
Antwort darauf gegeben, aber ich will moch kurz 
darauf eingehen. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Es liegt daran, weil der Beamtenſchaft durch 
das Verhalten der Sozialdemokratie das Ver⸗ 
trauen zur Regierung genommen iſt. (Zuruf des 
Abg. Dr. Kamnitzer.) Herr Dr. Kamnitzer, Sie 
ſind doch in erſter Linie derjenige, der dauernd 
erklärt hat, das Notopfer müſſe fallen, es jei un⸗ 
geſetzlich. Wundern Sie ſich darüber, daß wenn 
Sie im Wahlkampf ſagen: Wenn wir in die Re⸗ 
gierung kommen, wird das Notopfer fallen“, 
daß die Beamtenſchaft, nachdem Sie in die Res 
gierung gekommen waren, die Konſequenz zieht? 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Das habe ich nie geſagt!) 
Sie ſind Schuld daran, wenn die Beamtenſchaft 
das Notopfer gekündigt hat. (Keine Spur! links.) 
Die Beamtenſchaft zog die Konſequenz, die Sie 
ſelbſt weranlaßt haben. Sie haben aber die Be⸗ 
amtenſchaft getäuſcht, indem Sie das Notopfer 
durch Geſetz feſtlegten. Die Situation änderte 


ſich auch, nachdem das Deulſche Reich eine neue 
Beſoldungsoudnung gebracht hatte, 
amtengehälter erhöhte; 


die die Be⸗ 
da war es notwendig, 


— 


(A 


(B 


— 


— 


Ich bin micht Mitglied des Obergerichts!) M. D. 


gialdemokratie ſitzt, ſollte die Wahrung des 
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daß die Regierung won neuem vertrauensvolle vor, wenn die Staatsregierung mit ihren Macht⸗ (C) 


Verhandlungen mit der Beamtenſchaft führte, in 
dem Sinne, daß den Beamten das gegeben wunde, 
was ihnen zuſteht und dem Staate das, was dem 
Staate zuſteht. Sie haben die Verhandlungen 
nicht geführt. Sie haben werjucht, die Beamten⸗ 
ſchaft niederzuknütteln, Sie haben Sie geradezu 
gu dem Proteſt getrieben. (Zwiſchen rufe und 
Unruhe links.) 

Genau ſo ſteht es mit den Hausbeſitzern. Den 
Mahlfampf haben Sie mit der Parole geführt: 
„Nieder mit dem Mietwucher.“ Glauben Sie, daß 
die Hausbeſitzer nachher noch Vertrauen zu Ihnen 
haben konnten? Sie haben, als Sie in die Re⸗ 
gierung kamen, das Wohnungswirtſchaftsgeſetz 
das wir im Einvernehmen mit den Hausbeſitzern 
dem Volkstag vorgelegt haben, das nahe vor der 
Verabſchiedung ſtand, als die Neuwahlen kamen, 
(Abg. Gehl: Auch mit den Mietern?) Sie haben 
die Vorlage micht aufgenommen. Wundern Sie 
ſich, wenn Sie nun nichts tun, um das Problem 
der Wohnungszwangswirtſchaft einer Löfung 
entgegenzuführen, daß die Hausbeſitzer, die wiſſen 
wollen, wann die Zwangswirtſchaft endlich auf⸗ 
hören wird, unruhig werden? Nicht nur die 
Hausbeſitzer, ſondern die geſamte Wirtſchaft 
wird ſchwer durch die Zwangswirtſchaft beein⸗ 
trächtigt. Warum Tajfen Sie neun Monate ver⸗ 
gehen, ohne zu erklären, was Sie zu tun beab⸗ 
ſichtigen. Wundern Sie fi, wenn danach die 
Hausbeſitzer ebenſo wie die Beamten ſich ihr 
Recht, das Sie ihnen vorenthalten, wor dem 
Richter holen? Man kann in beiden Fällen 
jagen, Sie haben es ſich ſelbſt zuzuſchreiben. 
Wer Wind ſät, wird Sturm ernten. Sie haben 
gelagt, Herr Gehl, der Beamtenbund hätte die 
jetzige Regierung anders behandelt als die 
vorige und die Hausbeſitzer hätten das Gleiche 
getan. Ich möchte Ihnen ſagen: in erſter Linie 
muß ſich eine Regierung nicht won Berufsſtän⸗ 
den ſo oder ſo behandeln laſſen, ſondern die Re⸗ 
gierung muß die Führung in der Hand haben. 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Das hätten Sie machen 
ſollen!) Sie muß die Richtlinien der Politik ſelbſt 
vorſchreiben. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sie haben 
ſich vom Beamtenbund die Politik vorſchreiben 
laſſen!) Herr Dr. Kamnitzer! Iſt Ihnen heute 
nach dem Ausfall des Prozeſſes noch nicht klar ge⸗ 
worden, welches Unheil Sie herbeigeführt 
haben, (Heiterkeit links), welche ſchwere Schlappe 
die Regierung erlitten hat. (Abg. Dr. Kamnitzer: 


u. H.! Man muß jedem Einwohner des Staates, 
auch den Hausbeſitzern und Beamten ihr Recht 
laſſen. Auch für eine Regierung, in der die So⸗ 


Rechts erſter Grundsatz ſein. Wenn Sie dieſen 
Grundſatz aufgeben, untergraben Sie das Fun⸗ 
dament des Staates. (Abg. Liſchnewſki: Das 
müſſen ſich die Sozialdemokraten gefallen laſſen! 
— Sie als Schützer des Rechts! links.) 

Herr Abg. Gehl hat dann den Witz gemacht, 
ich hätte mit meinem Zeitungsartikel die Richter 
zu beeinfluſſen verſucht. Herr Abg. Gehl, eine 


zunzuläſſige Beeinfluſſung der Gerichte liegt dann 


mitteln auf die Rechtſprechung einwirkt. Ich bin 
micht Mitglied der Regierung. Ich habe meine 
Darlegungen über die Finanzen rein ſachlich ge⸗ 
ſchrieben und mit Zahlen belegt, die von Regie⸗ 
rungsſeite ſtammen. Sie haben auch nicht in einer 
Zahl meine Ausführungen widerlegt. Ich richte 
hier an den Senat die Aufforderung, es in aller 
Oeffentlichkeit befannt zu geben, wenn eine Zahl 
oder Schlußfolgerung in meinem Artikel falſch 
iſt. Die Zahlen baſieren auf Angaben, die uns 
vom verantwortlichen Finanzſenator im Haupt⸗ 
ausſchuß gemacht wurden. Ich Habe fie zu Grunde 
gelegt und daraus meine Schlüſſe gezogen, rech⸗ 
nungsmäßig. Die Ausführungen ſind nach meiner 
Auffaſſung unanfechtbar. (Abg. Liſchnewſki: Ent⸗ 
weder der Staatsrat oder der Vizepräſident, 
einer won beiden hat gelogen!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): Auch ich 
erkenne an, daß die Fänanzlage mach wie vor ernſt 
iſt. Ich habe dem auch Ausdruck gegeben. Es 
werden noch ſehr wiel finanzpolitiſche Aufgaben 
von der Regierung zu löſen ſein. Ich halbe dar⸗ 
gelegt, daß rechnungsmäßig ein Ausgleich vor⸗ 
handen iſt. Das möchte ich gegenüber den Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Gehl hervorheben, 
wenn er davon ſpricht, es fehle im Etat auch 
heute noch ein Ausgleich, weil die Erwerbsloſen⸗ 
Verſicherung keine Einnahmen bringen wird. 

Ich habe vom rechnungsmäßigen Ausgleich 
geſprochen, der vorhanden iſt, obwohl der Etat 
Fehlbeträge aufweiſt. Daß der Etat nicht ausge⸗ 
glichen war, das war Ihre Schuld! Der Etat 
durfte keine Fehlbeträge aufweiſen. Man ſoll 
der Volksvertretung keinen Etat vorlegen, der 
nicht ausgeglichen wird. Sie haben es trotzdem 
getan. (Zurufe links) Obwohl im vorigen Jahr 
die Oudnung der zerrütteten Finanzen durchge⸗ 
führt iſt unter einer Regierung, in der die Sozi⸗ 
alldemokraten micht jagen. Sie hatten die Finan⸗ 
zen zerrüttet, die Rechtsregierung hat ſie in 
einer Weiſe geordnet, daß auch jetzt die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben balanzieren. Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer, das mag Ihnen unangenehm 
ſein. Sie mögen mit Ihrem ewig lächelnden Ge⸗ 
ſicht ungläubig dazu lächeln, aber richtig iſt es 
trotzdem. 

Wenn Herr Abg. Gehl auch heute noch ſagt, er 
müßte ſeine Behauptungen vom Staatsbankerott 
aufrecht erhalten, ſo iſt das eine ſchwere Schädi⸗ 
gung der Staatsintereſſen, zumal die Behaup⸗ 
tung durch nichts begründet iſt. Wenn eine Re⸗ 
gierung die Finanzen eines Staates gefahrvoll 
darſtellt, muß ſie auch ſofort die Mittel angeben, 
wie die Gefahren beſeitigt werden. Es darf ein 
Mann in der Stellung des Staatsvizepräſiden⸗ 
ten, in einer dem Volkstag in erſter Linie ver⸗ 
antwortlichen Stellung, nicht vor dem Parlament 
von einem Bankerott des Staates ſprechen. Das 
ſchädigt den Staat nach außen, das ſchädigt ihn 
nach innen, das ſchädigt das Vertrauen der Be⸗ 
völkerung und auch das Vertrauen der Kreiſe 
außerhalb Danzigs und auf deren Vnterſtützung 


— 


D* 


(A 


(B 


— 


— 
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Dr. Ziehm, Abgeordneter) 5 g f 
Danzig angewieſen iſt. Ich muß deshalb berich⸗ Herr Abg. Plettner, ich 


tigend erklären, daß die Zahlen, die Herr Abg. 
Gehl gegeben hat, mit einen Fehlbetrag von 9,2 
Millionen, völlig ireführend find. (Abg. Gehl: 
Das beweiſen Sie einmal!) Bitte, leſen Sie 
meinen Artikel nach! (Abg. Gehl: Der ſtimmt 
nicht!) Wenn es Sie intereſſiert, will ich es 
Ihnen auch hier ſagen. Der Beamtenprozeß dreht 
ſich um eine Summe von 1,4 Millionen. (Wer 
ſagt Ihnen das? links.) Das iſt uns im Haupt⸗ 
ausſchuß von einem Vertreter der Regierung ge⸗ 
ſagt worden. Ich muß bedauern, Herr Abg. Gehl, 
daß Sie, der Sie das Perſonalreſſort führen, bis⸗ 
her noch nicht einmal in dem Ausſchuß, in dem 
die Perſonalien und die Beſoldungsordnung be⸗ 
raten werden, geweſen ſind. (Abg. Gehl: Ich war 
beurlaubt!) Wenn Sie dageweſen wären, hätten 
Sie uns ſelbſt die Mitteilung machen oder hätten 
widerſprechen müſſen, wenn die Zahl unrichtig 
iſt. Es handelt ſich lediglich um eine Summe von 
14 Millionen. (Abg. Arczynſki: Das iſt der 
große Irrtum!) Wie ſoll die Summe von 9,2 
Millionen herauskommen? Da bringt Herr bg. 
Gehl zwei Poſten hinein, die davon abhängen, 
ob die Regierung die betreffenden Geſetze ein⸗ 
bringt, und ob dieſe Geſetze im Volkstag durch⸗ 
gehen. Das betrifft Erhöhung der Invaliden⸗ 
rente und den Ausgleich für die Stadtgemeinde 
von zuſammen 3,2 Millionen. Die Zahl Hat 
Herr Senator Dr. Volkmann uns angegeben. 
Zum Ausgleich dafür, das hat uns ebenfalls 
Herr Dr. Volkmann geſagt, das hat Herr Gehl 
uns verſchwiegen, will die Regierung das 
Branntweinmonopol einführen. 


Wenn ich Geſetze einbringe, die dem Staat 
neue Ausgaben verurſachen, ſo habe ich, als Re⸗ 
gierung, auch die Pflicht, für Deckung zu ſorgen. 
Dieſe Deckung will die Regierung durch das 
Branntweinmonopol ſchaffen. Sie werden ſich 
das überlegen müſſen, bevor Sie die Geſetze vor⸗ 
legen, woher die Deckung kommt. Im übrigen 
rechnet Herr Abg. Gehl mit falſchen Zahlen, 
wenn er davon ausgeht, daß das Notopfer für 
die zurückliegenden Jahre zurückgezahlt werden 
müſſe. Es iſt ja in der Beamtenzeitung ſehr aus⸗ 
führlich klargelegt, daß kein Beamter daran 
denkt. (Zurufe links.) Die Beamten haben Ihnen 
Herr Gehl, bereits einmal erklärt, daß die Zah⸗ 
len, die Sie im Volkstag ſchon einmal gegeben 
haben, und die fi mit den heutigen decken, voll⸗ 
ſtändig irreführend ſind. Kein Beamter denkt 
daran, Nachforderungen aus der Zeit vom Be⸗ 
Ann des Notopfers her zu ſtellen. (Abg. Dr. 

amnitzer: Dann wird es noch mehr!) Es iſt gut, 
daß der Herr Abg. Gehl heute nicht als Finanz⸗ 
ſenator geſprochen hat. (Abg. Gehl: Das wird 
er nie werden!) Sie haben heute die Qualifika⸗ 
tion dafür auch nicht dargetan. (Anverſchämter 
Lümmel! links.) 

Präſident: Mir iſt mitgeteilt worden, daß 
er Zwiſchenruf „Sie unverſchämter Lümmel“ 
von Herrn Abg. Plettner gefallen iſt. Haben 
Die damit den Redner gemeint? (Abg. Plettner: 
Das iſt der Menſch, der von nichts verſteht!) 


Mittwoch, den 26. September 1928. 


Ausdrucks zur Ordnung. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D Nat.): Auch Sie, 


Herr Abg. Plettner, find ein Beiſpiel für die 
Verwilderung des Tons. (Abg. Plettner: Keh⸗ 
ren Sie vor Ihrer eigenen Tür!) Ich bedaure 
es, daß die Verwilderung des Tons, die ſich in 
unparlamentariſchen Zwiſchenrufen von Seiten 
der Sozialdemokratie ausdrücken, 


gen Ausführungen überhaupt micht machen, wenn 
er den Staat nicht ſchädigen wollte. Ich ſagte, 
die damaligen Ausführungen des Hern Gehl 
waren eine Schädigung der 
Die heutigen Ausführungen find es aber nicht 
minder! (Lebhaftes Bravo! rechts.) a 

Präſident: Das Wort hat der Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.). 
Große Anfrage der Deutſchnationalen verquickt 
leider zwei Dinge, die nicht nur nichts mitein⸗ 
ander zu tun haben, ſondern die 
ſachlichen und logiſchen Gegenſatz 
Man kann nämlich nicht beides, 
und den Hausbeſitzerprozeß, zuſammen behan⸗ 
deln. Die Deutſchnationalen haben ſich etwas 
übernommen, wenn ſie dieſe beiden Dinge ver⸗ 
quicken. Herr Abg. Gehl hat auf der einen Seite 
Unrecht, wenn er der Meinung iſt, daß finanzi⸗ 
elle Nachteile für den Staat eintreten würden, 
wenn der Hausbeſitz ſeinen Prozeß gewinnt. 
Ganz im Gegenteil, ein Gewinnen dieſer Klage 
würde Ihnen zeigen, daß nur ein anderer Weg 
eingeſchlagen werden muß als der verfehlte, den 
Herr Senator Dr. Leske mit den Deutſchnati⸗ 
onalen ehemals durch das Wohnungsbaugeſetz 
hier eingeführt haben und den die Sozialdemo⸗ 
kraten fortſetzen wollen. 

Wenn die Hausbeſitzerklage gewonnen wird, 
verſchwindet zunächſt einmal das auch den Mie⸗ 
tern ſehr unangenehme Wohnungsamt, das wohl, 
weiß Gott, nicht das Ideal einer Behörde iſt. 
Wir haben Ihnen ja eingehende Vorſchläge un⸗ 
terbreitet, wie Sie ohne Mieterhöhung, auch 
ohne Belaſtung der arbeitenden Bevölkerung 
das Wohnungsbauproblem löſen können, nämlich 
auf dem Anleiheweg. Nachdem Herr Dr. Leske 
als Hauptwiderſtand verſchwunden iſt, und Herr 
Dr. Volkmann hoffentlich bald folgt, haben Sie 
die Kräfte, die immer gegen eine Anleihe wa⸗ 
ren, glücklich von Danzig fort. Der Prozeß würde 
Sie nur zwingen, unſeren Weg einzuſchlagen. 
Gerade Herr Gehl iſt es geweſen, der ſich in Genf 
bereits um eine Anleihe zu Wohnungsbau⸗ 
zwecken bemüht hat. Dann werden Sie ſehen, 
daß zweifellos nicht die Finanzen der Freien 
Stadt erſchüttert, ſondern daß wir im Gegenteil 
in der Lage ſein werden, für die Arbeiterſchaft, 
etwas zu kun. (Zwiſchenruf bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Auch für die kommuniſtiſchen Arbeiter ha⸗ 


Die 


ſtehen. 
den Beamten⸗ 


ben Sie dann Arbeit, wenn das Geld der Woh⸗ 
nungsbauabgabe nicht in die unterirdiſchen Ka⸗ 
näle an der Kurve fließt, wo höhere Beamte, ge⸗ 
politiſcher 


wiſſe Abgeordnete, gewiſſe Träger 
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Staatsintereſſen. 


aud in einem 


rufe Sie wegen dieſes (O) 
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Macht ihre Villen gebaut haben. Wir wollen das 
mit der Klage werhindern. 

Es ſtimmt alſo nicht und wir müſſen es zurück⸗ 
weiſen, wenn Herr Gehl geſagt hat, das Gewin⸗ 
nen unſerer Klage würde den Staatsbankberott 
herbeiführen. 

M. D. u. H. von rechts, ganz anders, aber 
auch ganz anders liegt es mit der Klage der Be⸗ 
amtenſchaft. Da komme ich jetzt auf die Frage 
warum? Verſchiedene Seiten haben ſich bemüht 
zu fragen, warum hat der Hausbeſitz erſt jetzt die 
Klage eingereicht, warum nicht früher. Herr 
Abg. Gehl argumentierte, weil auch wir ſo ver⸗ 
bohrt waren, daß wir früher, als die Deutſchna⸗ 
tionalen am Ruder waren, friedliche Leute wa⸗ 
ren und jetzt unfriedliche geworden wären. Das 
ſtimmt nicht, Herr Abg. Gehl. Ganz im Gegenteil. 
Wir ſind mit derſelben Schärfe vielleicht mit noch 
größerer, bei Beginn der Zwangswirtſchaft ge⸗ 
gen die Deutſchnationalen und den ganzen Un⸗ 
fug aufgetreten. Weshalb wir aber die Klage da⸗ 
mals nicht eingereicht haben, will ich Ihnen hier 
klarlegen. Das iſt ganz einfach, und Sie werden 
es als Politiker verſtehen. Wir wußten, daß die 
Zwangswirtſchaft von Deutſchnationaler Seite 
eingeführt war, und daß die von den Deutſch⸗ 
nationalen geſchaffene Juſtiz ihrer eigenen Re⸗ 
gierung keine Knüppel zwiſchen die Beine werfen 
würde . Gerade von dieſem Geſichtspunkt aus 
hielten wir vom Verband die Zeit noch micht für 
gekommen. Aber in dem Augenblick, als die Be⸗ 
amtenklage eingereicht wurde, haben wir die 
Hausbeſitzerklage eingereicht, weil ſie jetzt näm⸗ 
lich durchaus ausſichtsvoll war. (Hört, hört! 
links. — Große Anruhe. — Abg. Raſchke: Was 
ſagen Sie zu dieſer Juſtiz, Herr Gehl?) Wenn 
jetzt die Beamten ihre Klage gewonnen haben, 
dann weiß ich, daß es kein Obergericht wagen 
darf, das verfaſſungsmäßige Recht der Beamten 
auf ihre Beſoldungshöhe anzuerkennen, aber das 
Recht des Eigentums zu leugnen. (Abg. W. 
Lembe: Dann bekommen wir auch unſere 
Hypotheken wieder!) Wenn man alſo die Aus⸗ 
ſicht hat, daß man den Prozeß gewinnt, dann 
ſtrengt man ihn als kluger Mann an. (Heiter⸗ 
keit — Abg. W. Lemke: Dann geben Sie uns 


auch unſere Hypothekengelder wieder! — Sehr 


gut! links.) In der Auſwertungsfrage ſind wir 
die letzten geweſen, die das nicht wollten. Wir 
hätten Ihnen gern mehr gegeben, wenn man den 
Hausbeſitz nicht durch die Zwangswirtſchaft ver⸗ 
nichtet hätte. (Abg. Cierochi: Herr Lemke, Sie 
müſſen auch klagen! — Heiterkeit.) 

Ml. D. u. H.! Die Frage der Deckung für die 
gewonnene Beamtenklage iſt allerdings erheblich, 
und ich wundere mich, daß die Deutſchnationa⸗ 
len beide Klagen miteinander verquickt haben, 
denn ſie können unmöglich zwiſchen der Scylla 
der Beamtenklage und der Charybdis der Haus⸗ 
beſitzerklage unangefochten hindurchſegeln. Es iſt 
klar, was die Beamten vor ein paar Tagen ge⸗ 
wonnen haben, wenn es auch nur 1½ Millionen 
ſind, wird notgedrungen bei dieſem Etat, der nur 
knapp balanziert, herausgeholt werden müſſen. 
Alſo können Sie und auch die Herren vom Ge⸗ 
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werbe niemals die Beamtenklage begrüßen. Es 
iſt doch klar, Herr Bertling, von irgendwoher 
wird doch das Geld herausgeholt werden, vom 
Gewerbe oder vom Beſitz. (Von der Arbeiter⸗ 
ſchaft! bei den Kommuniſten.) Als die letzten 
2 Millionen fehlten, wurden, das wiſſen Sie, in 
der Stadt Danzig die Grundwerte auf das Dop⸗ 
pelte erhöht, nebenbei bemerkt, weil der deutſch⸗ 
nationale Stadtverordnete in der entſcheidenden 
Sitzung fehlte. Vielleicht werden Sie auch in der 
nächſten Sitzung nicht zugegen ſein und dann 
werden die Hausbeſitzer, und die Gewerbetrei⸗ 
benden die neuen zwei Millionen für die Be⸗ 
amten bezahlen müſſen. Inſofern iſt es nicht 
logiſch, daß die Deutſchnationalen die beiden 
Sachen verknüpft haben; denn was die Beamten 
bekommen, wird man wieder vom Grundbeſitz 
herauszuholen ſuchen. Inſofern iſt es eine gefähr⸗ 
liche Demagogie, wenn Sie ſich hier hinſtellen 
und für beide Klagen eintreten. Sie können es 
nur mit einem ehrlich meinen, entweder meinen 
Sie es ehrlich mit den Beamten, oder mit dem 
Hausbeſitz. Mit beiden können Sie es nicht ehrlich 
meinen. Sie wollen hier zwei Dinge demagogiſch 
zuſammen behandeln, um der Bevölkerung agi⸗ 
tatoriſch etwas vorzumachen. 

Wir jagen, jo liegen die Dinge nicht. Es iſt 
eine ungeheure Gefahr, wenn jetzt die Gehälter 
erhöht werden, weil wir genau wiſſen, daß es 
ſchwer ſein wird, die Summe aufzubringen, ohne 
andere Steueropfer zu erpreſſen. Welche das ſein 
werden, ahnen wir. Ich faſſe zum Schluß zu⸗ 
ſammen: Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
es unzutreffend und falſch iſt, wenn Herr Gehl 
behauptet, ein Gewinnen der Hausbeſitzerklage 
würde den Staat ſchädigen. Im Gegenteil, wir 
würden, wenn der Hausbeſitz die Klage gewinnt, 
und er muß ſie nach unſerer Anſicht jetzt gewin⸗ 
nen, den Nachweis erbringen, daß der Staat eine 
neue Blüte erleben wird, ſobald nämlich die 
Zwangswirtſchaft fällt. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeld, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Die Beſprechung der Großen Anfrage it in 
vieler Beziehung intereſſant. Die Große Anfrage 
wendet ſich in erſter Linie an den Senat, um 
deſſen Stellungnahme einmal zu den Aeuße⸗ 
rungen des Senatsvizepräſidenten Gehl und 
zweitens zu den Verhältniſſen zu erkunden, wie 
fie durch die „Staatsſabotage“, d. h. durch die 
Klagen, dem Staat gegenüber entſtanden find. 
Der Senat hat ſich um eine direkte Beantwor⸗ 
tung beider Fragen gedrückt. Es iſt dabei be⸗ 
zeichnend, daß die Antwort von dem Parteipoli⸗ 
tiker, dem Abg. Gehl, gegeben wurde und gleich⸗ 
zeitig durch eine Regierungspartei, die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion. 

Sie werden bemerkt haben, daß bei der Be⸗ 
gründung der Großen Anfrage und dem erſten 


Referat des Herrn Abg. Burandt ſoviel Zwiſchen⸗ 
rufe gefallen ſind, wie ungefähr in der ganzen 
übrigen Zeit zuſammen genommen. Die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion hat ſich alſo durch die 
Große Anfrage getreten gefühlt, und der Senat 
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gleichzeitig vom Senat abgeſchüttelt wird, 


Glauben Sie, daß es angenehm wirkt, 
ſeitens des offiziellen Senats eine Erklärung er⸗ 
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fühlt ſich geſichert. Ich möchte an einige kleine 
Punkte erinnern. Im vorigen Volkstag ſollte be⸗ 
kanntlich ein Geſetz eingebracht werden, wonach 
Abgeordnete nicht das Recht der Verantwort- 
lichkeits⸗Zeichnung in Zeitungen bekommen ſoll⸗ 
ten. Es ſollte ſich niemand ungeſtraft zurückziehen 
oder kneifen können, ſondern ſollte Farbe beken⸗ 
nen. Wenn nun im Volkstag eine Aeußerung ge⸗ 
tan wird, ſo kann ſie, ſelbſt wenn ſie beleidigen⸗ 
der Art iſt, wie Sie wiſſen, gerichtlich nicht ge⸗ 
alhndet werden. Wenn in einer Zeitung eine 
Aeußerung getan wird, und der Redakteur iſt ein 
Abgeordneter, ſo kann dieſe Aeußerung ebenfalls 
nicht geahndet werden. Wenn ein Richter oder 
ein Rechtsanwalt vor Gericht eine Beleidigung 
der Gegenſeite ausſtößt, wie es heute wiederum 
ſeitens des Rechtsanwalts Weiſe gegenüber einem 
Mitgliede des Beamtenſtandes geſchieht, ſo kann 
man den betr. Rechtsanwalt auch nicht zur Ver⸗ 
antwortung ziehen. Wenn der Senatsvizepräſi⸗ 
dent auch noch Abgeordneter einer Fraktion iſt 
und eine Aeußerung beleidigender Art gegen 
einen gangen Stand ausſpricht, ſo kann er auch 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. Der 
Senat hat dann die Möglichkeit zu ſagen, es ſei 
nicht die Aeußerung eines verantwortlichen 
Senatsmitgliedes, ſondern die Aeußerung eines 


Parteipolitikers. Wenn derartige Aeu⸗ 
Berungen aber als Ausſpruch einer ganzen 
Regierungsfraktion genommen werden — 


die Fraktion der Sozialdemokraten hat heute den 
Vizepräſidenten Gehl ſehr durch Zurufe unter⸗ 
ſtützt und weitere Beleidigungen gegen die ande⸗ 
ren Referenten ausgeſprochen —, und wiederholt 


behauptet wird, daß Sabotage durch die Beamten 


und den Hausbeſitz vollführt werde, dann bin ich 
der Meinung, daß die Aeußerungen einer ſolchen 
Regierungspartei auch als Aeußerungen der Re⸗ 
gierung genommen werden müſſen. Ein verant⸗ 
wortlicher Senator oder ein Senatsvizepräſident 
behauptet etwas in Bezug auf ſeinen Gegner, was 


Regierungspartei nimmt den Vorwurf wiederum 


auf: es genügt für die Außenwelt und die betref⸗ 


fenden Kreiſe, daß die Erklärung heute wieder⸗ 


holt worden iſt, und die Sozialdemokraten ſich 


reſtlos damit einverſtanden erklärt haben. Die 
Regierung muß ferner zugeben, daß die Aeuße⸗ 
rungen bezüglich Sabotage nicht von ihr gerügt 
werden: damit identifiziert ſich der Senat mit 


den Aeußerungen des angeblichen Abg. Gehl. Das 


iſt bezeichnend. Wir bedauern immer wieder als 
Oppoſitionsangehörige, daß der Senatspräſident 
den Prügelknaben für ſolche Sachen abgeben muß. 
wenn 


folgt, daß er mit der Aeußerung nichts zu tun 
habe? Vielleicht deckt ſich der Senat auch hinter 


der Formſtellung der Großen Anfrage, in der ge⸗ 


ſagt iſt: „Billigt der Senat die Aeußerung?“ Die 
Deutſchnationalen haben mit der Großen An⸗ 
frage noch etwas anderes beabſichtigt. Sie woll⸗ 
ten nicht nur eine Stellungnahme zu der Aeuße⸗ 
rung des Senatsvizepräſidenten, ſondern eine 


Stellungnahme des Senats zu den augenblick⸗ 


präſidenten. 


Ihrem Fall nicht 


eine 
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lichen Verhältniſſen. Ich glaube, daß es gar keine 
beſſere Gelegenheit für den Senat gegeben hätte, 
als heute ſchon Stellung zu nehmen, einmal zu 
dem ergangenen Urteil des Obergerichts und 
zweitens zu den Ausſichten des anderen Oberge⸗ 
richtsurteils. Herr Abg. Dr. Blavier hat durchaus 
Unrecht, wenn er den Deutſchnationalen vorwirft, 
daß ſie eine Verquickung dieſer beiden Sachen 
hervorgerufen hätten. Die iſt nicht von den 
Frageſtellern gemacht worden, ſondern bezieht ſich 
auf eine gemeinſame Aeußerung des Senatsvize⸗ 
Dort iſt dieſes Zuſammenwerfen 
erfolgt. 

Wenn Sie der Meinung ſind, daß der Haus⸗ 
beſitz durch das Obergericht ſein Recht bekommen 
muß, und Sie hiermit zu verſtehen geben, daß das 
Obergericht in Ihrer Sache nach Ihrer Mei⸗ 
nung unbeſtechlich iſt, werden Sie wahrſcheinlich 
auch zugeben müſſen, daß es auch in anderen 
Fällen nicht beſtechlich iſt. (Heiterkeit) Da Sie ſonſt 
gegen die Juſtiz in Danzig gewettert haben, ver⸗ 
ſtehe ich nicht, wie Sie ſich heute auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen können, daß das Obergericht in 
parteiiſch ſei. (Abg. Dr. 
Blavier; Wenn ich den Prozeß gewinne!) Dann 
ſind Sie befriedigt, nach Ihnen die Sündflut! 
Sie ſagen, die Oberrichter als Beamte hätten in 
eigener Sache entſchieden. Nehmen wir an, daß 
im Obergericht Hausbeſitzer und Mieter ſind. Die 
Oberrichter, die Mieter ſind, haben kein Inter⸗ 
eſſe an der Aufhebung der Zwangswirtſchaft und 
ſtimmen dagegen. Dann ſind ſie in eigener Sache 
tätig. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier. — Heiter⸗ 
keit.) Ich ſehe keine andere Möglichkeit, eine 
beſſere oder gerechtere Entſcheidung herbeizu⸗ 
führen. Jedenfalls haben Sie ſich in anderen 
Fragen, wie z. B. der Aufwertung, ſehr mit den 
Entſcheidungen des Obergerichts einverſtanden 
erklärt. Das eine Mal iſt es für Sie recht, und 
das andere Mal iſt es für Sie micht billig. Ich 
habe das Vertrauen zum Obergericht, daß es 
nicht befangen iſt, wenn es eine ſolche Erklärung 
abgibt. Außerdem liegen die Entſcheidungen des 
Reichsgerichts vor. Die Stellungnahme iſt in⸗ 
folgedeſſen klar. Was nicht klar it, iſt, was der 
Senat, der die Kläger als Staatsſaboteure be⸗ 
zeichnet, tun wird, nachdem dieſen Leuten Recht 
geſprochen iſt. Man hat das berühmte Wort von 
dem Mißtrauen gegen die Juſtiz ſo oft ausge⸗ 
ſprochen, aber ich glaube, man muß noch ein an⸗ 
deres Wort ausſprechen: Mißtrauen in die Hand⸗ 
lungen des Senats. Halten Sie es für Staatsſa⸗ 
botage oder nicht, wenn erklärt wird, das Recht 
ſei nicht als Recht geſprochen worden? Das iſt 
die Aeußerung der „Volksſtimme“ als eines offi⸗ 
ziellen Regierungsorgans. Auf der anderen Seite 
wird geſagt, wenn es ſo bleiben ſoll, dann ſoll 
das Recht nicht durch uns bewilligt werden. Wenn 
man derartige Aeußerungen einer Regierungs⸗ 
preſſe lieſt, läßt ſich das Vertrauen in die 
Rechtshandlungen des Senats nicht mehr aufrecht 
erhalten. 

Der Senat hat klar und deutlich zu erklären, 
ob er auf dem Standpunkt ſteht, daß daß Ober⸗ 
gericht richtig geurteilt hat, d. h. das Arteil un⸗ 
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voreingenommen geſprochen hat, und ob er bereit 
iſt, die Folgerungen hieraus zu ziehen. Herr Abg. 
Gehl hat ſ. Z. darauf hingewieſen, daß das Not⸗ 
opfer mittlerweile abgebröckelt ſei. Das hat in 
ſeiner Fraktion angefangen und iſt dann weiter⸗ 
gegangen. Ich ſchließe mich ſelbſt nicht davon aus. 
Auf Grund des Urteils bin ich heute in der Lage, 
den Senat aufzufordern, mir das Notopfer vom 1. 
April nachzuzahlen. In dem Augenblick, wo ich 
das tue, wird ſich der Senat entſcheiden müſſen, ob 
er es zahlt oder nicht. Dann kommt der Zahlungs⸗ 
befehl. Was der eine Beamte macht, werden die 
anderen auch tun; denn ihnen ſteht das Recht 
zur Seite. Wir wollen keine Binde vor die 
Augen nehmen. Das Urteil iſt gefällt und jagt, 
daß die Beſtimmungen des Notopfers zu Unrecht 
geweſen ſind. Die Folge für den Senat iſt die 
Nachzahlung. Wenn dieſe Nachzahlung das Er⸗ 
gebnis einer Staatsſabotage iſt, ſo iſt die 
Staatsſabotage nicht in der Klage der Beamten⸗ 
ſchaft zu ſehen, ſondern darin, daß hier Geſetze 
gemacht werden, die wverfaſſungswidrig ſind, und 
bei deren Entſtehen ſchon auf die Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit hingewieſen iſt. Täuſchen wir 
nicht. Es iſt hier ſo oft geſagt worden, daß ver⸗ 
faſſungswidrige Geſetze geſchaffen werden. Der 
Beweis dafür iſt die Entſcheidung des Oberge⸗ 
richts. Und wenn Sie jetzt z. B. das meue Geſetz 
weiter beraten, — Sie haben den Artikel 47 zwar 
bis jetzt ausgelaſſen — und wollen verſuchen, das 
Geſetz ſo durchzubringen, dann begehen Sie ein 
erneutes Unrecht. Ich habe nicht mehr das Ver⸗ 
trauen zum Senat, daß er recht handeln will 
gegenüber dem Staatsbürger, ob es ſeine Ange⸗ 
ſtellten oder andere Bürger ini. 

Sie können jetzt wieder kommen und ſagen, es 
ſpricht ein Abgeordneter, der ſich hinter ſeiner 
Immunität verſteckt. Sind die Aeußerungen, die 
Herr Gehl heute gemacht hat, nicht viel ſchwer⸗ 
wiegender als die, die ich gemacht habe? Wenn das 
Obergericht erklärt, die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes ſind verfaſſungswidrig, hat der Senat die 
Folgerung zu ziehen und die Nachzahlungen zu 
leiſten. Wenn die Finanzlage wirklich ſo ſchlecht 
iſt, dann hat es unbedingt der Senat von dieſem 
Platz zu vertreten und micht ein Parteipolitiker 
wie Herr Gehl. Hier ſcheidet ſich die Auffaſſung 
der jetzigen Regierung von der früheren. Ich 
habe die frühere nie in Schutz genommen. Man 
hat uns aber immer klaren Wein eingeſchenkt. 
Das tun Sie nicht. Sie haben Angſt vor dem 
Volk. Wa rum haben Sie nicht Herrn Gehl als 
Vizepräſident des Senats ſprechen laſſen? 
(Zwiſchenrufe links.) Was ich ſage, iſt Ihnen 
gleichgültig und mag Ihnen nicht ſchwer ins 
Gewicht fallen. Auf Grund dieſer Anfrage hätte 
aber der Herr Abg. Gehl von ſeinem Platz ver⸗ 
ſchwinden und ſich hier hinſetzen und dieſe Erklä⸗ 
rung als Senatserklärung abgeben ſollen. Es 


iſt eine Formsache, aber ſie hätte Bedeutung ge⸗ 
habt. Der Vizepräſident des Senats war in der 
Lage, eine derartige Erklärung abzugeben. Herr 
Gehl hat ſich ebenſo, wie Herr Kloſſowſki es ge⸗ 
tan hat und wie es der Herr Rechtsanwalt Leh⸗ 
mann gemacht hat, um den Sachverhalt herum⸗ 


uns 
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gedrückt. Es wird dann geſagt, man habe es nicht 


ſo gemeint. Solche Erklärungen ziehen nicht. Ich 
habe das Gefühl, daß die Aeußerungen des Se⸗ 
nats, d. h. ſeine Nichtäußerungen, zu dem Beden⸗ 
ben Anlaß geben, daß ſich der Senat nicht mit 
Ausführungen der Hausbeſitzer und der Beamten 
identifizieren will. Das wäre ſehr bedauerlich. 
Das Mißtrauen großer Schichten, nicht nur der 
Hausbeſitzer und der Beamten, ſondern auch der 
Arbeiterſchaft gegenüber dieſem Senat iſt bewie⸗ 
ſen. Wollen Sie das Zerwürfnis der Bevölkerung 
mit dem Senat weiter aufrecht erhalten, dann 
fahren Sie ſo fort. Liegt Ihnen aber daran, das 
Vertrauen der Staatsbürger zum Senat wieder 
aufzurichten, dann haben Sie der Bevölkerung 
klaren Wein einzuſchenken und vor allem Recht 
Recht ſein zu laſſen! 

5 1 Das Wort Hat der Herr Abg. Paul 

reft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Der dritte Punkt der Tagesordnung behandelt 
ein ſehr intereſſantes und lehrreiches Gebiet. 
Erſtens zeigt er, daß die Nutznießer dieſer Wirt⸗ 
ſchaftsform, die Nutznießer dieſes Staates, ſich 
jetzt wie die Geier auf dieſen Staat ſtürzen und 
verſuchen, ſoviel wie möglich herauszuholen. 
Weiter zeigt er, daß diejenige Partei, die auf 
dem Boden des Marxismus ſteht, ſich in der 
heutigen Sitzung durch den Mund des Vizepräſi⸗ 
denten Gehl als die größte und ſtärkſte ſtaats⸗ 
erhaltende Partei hier dokumentiert hat. Damit 
hat ſie gezeigt und bewieſen, daß ſie nicht mehr in 
der Lage iſt, Arbeiterintereſſen zu vertreten, und 
daß ſie nicht mehr auf dem Boder des Marxismus 
ſteht. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) Sie 
müßten alle wiſſen, daß wir als Marxiſten 
nicht ſtaatserhaltend ſind, ſondern daß wir auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß dieſer Staat ſo ſchnell 
wie möglich zu ſtürzen iſt. Auf dieſem Standpunkt 
kann nur ein Marxiſt ſtehen. Weil Sie das ver⸗ 


leugnen, weil Sie das ſtaatserhaltende Motiv im. 
den Vordergrund ſchieben, beweiſen Sie frei und. 


offen, daß Sie die Intereſſen der Arbeiterſchaft 
und den Marxismus nicht mehr für ſich als bin⸗ 
dend anerkennen. 


Ich gönne jedem, daß er recht tüchtig Fußtritte 


bekommt, aber ich habe die Auffaſſung, daß Ihnen 


doch letzten Endes die Geduld überlaufen wird. 


Die S. P. D. und Herr Präſident Gehl haben heute 
genug Fußtritte bekommen. Heute wurde von 


allen Rednern betont, wir brauchen euch gar 


nicht, wir wollen unſere Politik allein machen. 
Trotzdem verſuchen Sie mit allen Mitteln, in die 


Seſſel hineinzukommen. Trotzdem ſagen Sie, wir 


find tüchtige Kerle, wir wollen mit euch zuſam⸗ 
men eine kapitaliſtiſche Politik machen. (Abg. 
Plenikowſki: Sehr wahr!) Die Sozialdemokra⸗ 


tiſche Partei will mit dem ſchlauen Schachzug ſich 


bei der Arbeiterſchaft Sympathien erwerben. Sie 
ſagten, wir bauen auch etwas bei den Beamten 
ab. Sie haben aber vergeſſen, daß Sie bei den 
oberen Beamten recht wenig abbauen und bei den 
unteren recht viel. Das tun Sie an Hand der Be⸗ 
ſoldungsordnung, wie ſie jetzt beſteht. Aber Sie 


brauchen dieſe Argumente, um Ihre arbeiterfeind⸗ 
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lichen Geſetze in Zukunft leichter durchführen zu ſatz lautet: „Was meiner Klaſſe 


können, die Erwerbsloſenverſicherung, die wunder⸗ 
bare Schlichtungsordnung und alle die andern ar⸗ 
beiterfeindlichen Geſetze, die Sie durchführen wol⸗ 
len, weil Sie ſtaatserhaltend ſind und auf dem 
Standpunkt ſtehen, dieſer Staat iſt unſer Staat. 
Dieſem Staat müſſen wir die Mittel geben. 

Nun der Kampf der feindlichen Brüder und 
der Kampf um die Senatorenſeſſel. Wer iſt der 
Leidtragende? Die Arbeiterſchaft. Dieſer Staat 
wird nicht eher bankerott gehen, bis die Arbeiter⸗ 
ſchaft auf den Plan tritt und ihn zum Teufel 
jagt. Dieſer Staat wird immer Mittel und Wege 
ausfindig machen, um alle Laſten auf die Schul⸗ 
tern der Werktätigen abzuwälzen. Wir ſehen ja, 
Ihre Koalitionsbrüder, die Abgeordneten aus der 
Mitte, die die Liebe in Erbpacht genommen 
haben, ſind auf dem beſten Wege, die Mittel, die 
der Staat unbedingt braucht, zur Verfügung zu 
ſtellen. 

Was zeigt die heutige Sitzung noch? Sie zeigt 
ganz kraß, was wir immer gejagt haben, daß wir 


in einem Klaſſenſtaat nur eine Klaſſenjuſtiz haben 


können. Das zeigt das letzte Urteil. Das Urteil 
zeigt, wir laſſen uns von unſerem Klaſſenſtand⸗ 
punkt nicht herunterdrücken, und wenn es nur 
fünf Pfennig ſind. Solange wir die Macht in 
Händen haben, haſt du Kleinrentner, proletari- 
ſcher Arbeiter die Laſten aufzubringen. Dieſer 
Klaſſenſtandpunkt kann ſich nicht anders doku⸗ 
mentieren als in dem Gerichtsurteil. Intereſſant 
waren auch die Ausführungen des Herrn Dr. 
Blavier. Dieſe Leute haben ſich, als die Wogen 
der Revolution hochgingen, in die Löcher ver⸗ 
krochen. Jetzt warten ſie ab, bis das Urteil kom⸗ 
men wird. Er hat ja geſagt, er wird verſuchen, 
daß die Zwangswirtſchaft als verfaſſungswidrig 
angeſehen wird, und wird auch verſuchen, die 
Mieten auf Koſten der Werktätigen zu ſteigern. 
Das iſt eine ſtaatserhaltende Politik. Ich habe 
ſchon oft geſagt, daß Sie den Sinn der Staatser⸗ 
haltung, den Sinn der Wirtſchaft, nur in der 
Füllung Ihres Geldbeutels verſtehen. Sie ver⸗ 
geſſen, daß zur Wirtſchaft die Arbeiterſchaft ge⸗ 
hört, die nicht gewillt iſt, daß auf ihre Koſten 
“alles durchgeführt werden ſoll. 

Der Begriff der Staatserhaltung hat ſi 
heute ganz klar gezeigt. Jeder Marxiſt, der nur 
ein bißchen Schulweisheit beſitzt, weiß, daß es ei⸗ 
ner der elementarſten Grundſätze iſt, wenn man den 
Sozialismus verwirklichen will, dieſe Staatsform 
erſt zu zerſchlagen. Nur die Herren Sozialdemo⸗ 
kraten, verblendet durch ihre Koalitionspolitif 
und die Sucht nach den Regierungsſeſſeln, können 
es nicht verſtehen, daß die dummen Richter ihre 
guten Ziele nicht anerkennen und ſie auf dieſem 

ege nicht unterſtützen. Sie verzichten auf all 
das Gute der Sozialdemokratie. Das find 
Klaſſengegner, denen wir nur im ſchärfſten 
Klaſſenkampf unſere Ueberzeugung beibringen 
können. Sie werden aber ihren Weg noch eine 
Zeit weiter gehen. Ich wünſchte, daß Sie in 


jeder Sitzung ſoviel Fußtritte bekämen, wie heute. 
Auch der Begriff der Moral iſt dehnbar. Es gibt 
seine bürgerlich kapitaliſtiſche Moral, deren Grund 
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dienlich und 
nützlich iſt, iſt gut.“ Ebenſo gibt es eine prole⸗ 
tariſche Moral. Von dieſem Geſichtspunkt ſehen 
wir die Sache an. Wir kennen keine Würde des 
Hauſes. Mein Kollege machte den wunderbaren 


Zwiſchenruf „Sozialismus iſt Betrügen“. Das 
Prinzip des Kapitalismus iſt Betrügen, indem 
Sie eine beſtimte Profitrate mehr in Ihren 


Klauen behalten. Dieſe Profitrate hat ſich im 
Laufe der Entwicklung in das Gegenteil umge⸗ 
wandelt. Sie hat mit dazu beigetragen, daß die 
Wirtſchaftsform mit dem viel geprieſenen Prinzip 
des freien Spiels der Kräfte erledigt iſt. Das freie 
Spiel der Kräfte hat ſich als überflüſſig erwie⸗ 
ſen und wird durch die Truſte, Konzerne usw. 
ausgeſchaltet. 

Dieſe Maßnahmen können Sie nicht fortleug⸗ 
nen. Alle dieſe rieſigen Wirtſchaftsverbände 
tragen dazu bei, daß die kleinen Gewerbetreiben⸗ 
den und Kaufleute elend zu Grunde gehen müſſen 
und ins Proletariat abgedrängt werden. Der 
Zeitpunkt iſt nicht fern, daß das geſchieht. Ich 
wünſche, daß der Sozialdemokratiſchen Partei in 
Zukunft noch recht viel Fußtritte beigebracht 
werden. Ich glaube beſtimmt, daß ſich die Ar⸗ 
beiterſchaft das merkt. Wir werden die Politik 
treiben, die wir früher verfolgt haben, die die 
Arbeiterſchaft groß und ſtark gemacht hat. Durch 
die Koalitionspolitik gewinnen nur die bürger⸗ 
lichen Parteien und nicht die Arbeiterklaſſe. Das 
hat die heutige Sitzung gezeigt, und ſo wird es 
auch in Zukunft bleiben. (Bravo bei den Kom⸗ 
muniſten.) 


Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Brenner. 
Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ.P.): Den 


Grund, den mein Herr Vorredner für den Prozeß 
der Hausbeſitzer gegen den Senat angegeben hat, 
nämlich, daß die Hausbeſitzer dem Beiſpiel der Be⸗ 
amtenſchaft gefolgt ſind, trifft nicht zu. Der 
Grund iſt auch keineswegs der, den der Herr Abg. 
Dr. Blavier angab, jedenfalls iſt er nicht aus⸗ 
ſchlaggebend geweſen. Der Grund für diejenigen 
Hausbeſitzer, die in der Hausbeſitzerpartei hinter 
mir ſtehen, iſt der, daß der Hausbeſitz endlich ein⸗ 
mal Klarheit haben will. Es ſoll bei Gericht 
Klarheit darüber geſchaffen werden, ob der Haus⸗ 
beſitz weiterhin vor dem Geſetz als nicht gleich⸗ 
berechtigt daſtehen ſoll. Ich habe bereits früher 
ausgeführt, daß nach Artikel 73 der Verfaſſung 
alle Staatsbürger vor dem Geſetz gleich ſein 
ſollen, dazu gehört auch der Hausbeſitz. Wir 
haben das Empfinden, daß das jetzt micht der 
Fall iſt. — Ich habe ſ. Z. bei Beſprechung der 
Regierungserklärung erklärt, daß die Hausbe⸗ 
ſitzerpartei zu der neuen Regierung kein Ver⸗ 
trauen haben kann, weil in der Erklärung der 
Regierung nicht mit einem Wort geſagt worden 
war, was eigentlich mit dem Hausbeſitz geſchehen 
wird. Das Mißtrauen, das ich damals zum Aus⸗ 
druck brachte, hat ſich in der Zwiſchenzeit beim 
Hausbeſitz verſtärkt, da wir bis heute bezüglich 
eines neuen Wohnungswirtſchaftsgeſetzes nichts 
erfahren haben. Man hat mit dem Hausbeſitz in 
keiner Weiſe Fühlung genommen und beraten, 
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wie die Sache im beiderſeitigen Intereſſe er⸗ 
ledigt werden könnte. Nichts von alledem ge⸗ 
ſchieht. Nur auf Gerüchte iſt man angewieſen. 
Dieſe beſagen, daß die Zwangswirtſchaft noch auf 
weitere zehn Jahre verewigt werden ſoll. Hier⸗ 
gegen wendet ſich der Beſitz, nicht allein, um mate⸗ 
rielle Vorteile zu erreichen, ſondern, um vor⸗ 
nehmlich in den ideellen Beſitz ſeines Grund und 
Bodens zu gelangen. Gerade das Ideelle ſpielt 
bei dem Hausbeſitz mehr mit, als das Materielle. 
Der kleine Hausbeſitz muß allerdings auch Wert 
darauf legen, daß eine Steigerung der Miete bei 
ihm eintritt, ſonſt kann er unmöglich die Laſten 
erfüllen, die auf ihm ruhen. Aus dieſen Gründen, 
die ich eben angeführt habe, hat der Hausbeſitz die 
Klage angeſtrengt. Er will endlich einmal Klar⸗ 
heit ſchaffen, darüber ob er eigentlich noch Eigen⸗ 
tümer feines Hauſes iſt oder nicht. Ich hoffe und 
wünſche, daß es tatſächlich jo kommen wird, wie 
Herr Dr. Blavier es ſoeben behauptet hat, näm⸗ 
lich daß die Hausbeſitzer den Prozeß gewinnen 
müſſen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Anträge 
ſind zu der Großen Anfrage nicht geſtellt, Punkt 
3 der Tagesordnung iſt ſomit erledigt. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung für 1925. 

Druckſache Nr. 410 zu Nr. 197. Ich eröffne die 
Besprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Antrag 
in Druckſache Nr. 410. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Antrag beitreten wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe Punkt 
4a der Tagesordnung auf: 

Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung für 1926. 

Druckſache Nr. 393. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich ſchlage entſprechenden Verein⸗ 
barungen im Aelteſtenausſchuß wor, dieſen Punkt 
dem Rechnungsprüfungs⸗Ausſchuß zur Erledigung 
zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut. Das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 
der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes. 

Drucksache Nr. 419 zu Nr. 384. Ich rufe 8 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Ab⸗ 
änderung, die die Koalition eingereicht hat, ſoll 
angeblich bezwecken, den Gemeinden größere 
Selbſtändigkeit bei der Erhebung von Steuern 
zu gewähren. Das trifft aber nicht zu. Wenn man 
das beabſichtigt hätte, müßte man den § 30 ums 
formen. Man hat dieſen Paragraphen aber ſo 
gelaſſen, wie er in dem Geſetz ſteht. Durch dieſe 
Faſſung des § 30 hat man es aber den Gemeinden 
teilweiſe unmöglich gemacht, ſelbſtändig den 
Zuſchlag zur Grundwechſelſteuer zu erheben; 


denn nach dem § 30 find die Gemeinden nur 


dann berechtigt, dieſen 
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Zuſchlag zu erheben, 
wenn der Senat jeweils für die Dauer eines 
Rechnungsjahres die Genehmigung dazu erteilt. 
Was die Koalition durch den Abänderungsan⸗ 
trag bezweckt, iſt, einer Gemeinde — es handelt 
ſich in dieſem Fall um die Stadtgemeinde Danzig 
— die Möglichkeit zu bieten, ſich ſelbſt den 
Finanzausgleich dadurch zu verſchaffen, daß jetzt 
mitten im Jahr der Zuſchlag zur Grundwechſel⸗ 
ſteuer erhoben werden kann, da die Stadtge⸗ 
meinde es verabſäumt hat, dieſen Zuſchlag gleich 
zu Beginn des Steuerjahres zu beſchließen. Aller⸗ 
dings hörte ich von einem Vertreter der augen⸗ 
blicklich ſtärkſten Regierungspartei, einem Stadt⸗ 
verordneten hier in Danzig, daß auch Sie nicht 
gewillt ſeien, etwa ben Zuſchlag mitten im Jahr 
zu erheben. Alſo, Sie werden auch dabei Diffe⸗ 
renzen haben. Wahrſcheinlich werden Ihre Par⸗ 
teien im Stadtparlament Ihnen die Gefolgſchaft 
verſagen, wenn Sie auch dies Verlegenheitsgeſetz 
hier ſchaffen. Das iſt mir von einem Vertreter 
der Sozialdemokratiſchen Partei im Stadtparla⸗ 
ment erklärt worden. (Das ſind unſere Sorgen! 
links.) Es handelt ſich alſo tatſächlich nur um ein 
Verlegenheitsgeſetz und nicht um einen Entwurf, 
die Rechte der Gemeinden in Bezug auf Erhebung 
von Steuern zu erweitern. Deshalb haben wir 
einen Abänderungsantrag eingebracht. Da wurde 
erklärt, daß die Durchführung dieſes Abände⸗ 
rungsparagraphen in dieſer Form eine Unmög⸗ 
lichkeit ſei. Zunächſt wollen wir tatſächlich den 
Gemeinden größere Freiheiten bei der Erhebung 
der Grundwechſelſteuer, bzw. bei Erhebung des 
Zuſchlags zu der ſtaatlichen Grundwechſelſteuer 
gewähren. Deshalb verlangen wir eine Umfor⸗ 
mung des $ 30. Wir verlangen, daß aus dieſem 
Paragraphen die Einholung der Genehmigung 
des Senats geſtrichen wird und daß S 30 folgende 
Faſſung erhält. 

Die Gemeinden ſind berechtigt, für Grundſtücke, 
die in ihrem Gebiet gelegen ſind, jeweils für die 
Dauer eines Rechnungsjahres durch Steuerverord⸗ 
nung im Voraus zu beſtimmen, daß zu den Steuer⸗ 
ſätzen des § 14 einheitliche Zuſchläge erhoben werden. 
Die Erhebung dieſer Zuſchläge ſoll alſo nicht 

von der jeweiligen Genehmigung des Senats 
abhängig gemacht werden. 

Wenn Sie das durchführen, geben Sie den 
Gemeinden die Möglichkeit einer größeren Selb⸗ 
ſtändigkeit. Wenn wir nun außerdem verlangen, 
daß man endlich dazu übergehen ſoll, den etwa 
ſich ergebenden Wertzuwachs zu beſteuern, dann 
entſpricht das nur einer grundſätzlichen alten 
Forderung der Sozialdemokratiſchen Partei. 
Wenn Sie im Hauptausſchuß die Erklärung ab⸗ 
geben, daß Sie ſelbſtverſtändlich grundſätzlich da⸗ 
für ſind, daß eine Wertzuwachsſteuer eingeführt 
werden ſoll, den Zeitpunkt aber nicht für gün⸗ 
ſtig halten, dann ſtimmt das nicht. Im Gegen⸗ 
teil, man hätte die Wertzuwachsſteuer ſchon 
längſt einführen müſſen und es wäre eine Ihrer 
erſten Aufgaben geweſen, die Wertzuwachsſteuer 
einzuführen und ebenſo auch eine neue Ver⸗ 
mögensſteuer (Sehr gut bei den Kommuniſten), 
aber nicht die Umſatzſteuer beizubehalten. Gerade 
dieſe Tatſachen beweiſen, daß Sie auch in der: 
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Steuerpolitik nur den alten Kurs der früheren 
Bürgerblockregierung durchführen. Es iſt von 
deutſchnationaler Seite erklärt worden, daß es 
techniſch unmöglich ſei, jetzt in das Grundwechſel⸗ 
ſteuergeſetz ein Wertzuwachsſteuergeſetz hineinzu⸗ 
arbeiten. Wir haben durchaus nicht ein Wertzu⸗ 
wachsſteuergeſetz hineingearbeitet. Sie wiſſen 
aber, daß wir nach wie vor an unſerer Forderung 
feſthalten, dieſes Wertzuwachsſteuergeſetz müſſe 
eingeführt werden. Wir haben durch unſeren Ab⸗ 
änderungsantrag Ihnen nur die Handhabe bie⸗ 
ten wollen, den Wertzuwachs, der ſich beim Ver⸗ 
kauf ergeben ſollte, ſchon jetzt, bevor man das 
Wertzuwachsſteuergeſetz zur Verabſchiedung hier 
vorlegt, zu erfaſſen. 

Wenn die Deutſchnationalen der Anſicht ſind, 
daß das techniſch unmöglich ſei, ſo ſtimmt das 
nicht. Es iſt möglich, den Wertzuwachs zu berech⸗ 
nen, auch wenn es ſich um Verkäufe handelt, die 
vielleicht in der Inflation getätigt ſind; denn es 
läßt ſich feſtſtellen, zu welchem Preis man in der 
Inflation ein Grundſtück erworben hat. Wenn 
man erklärt, es könnte ja einmal die Situation 
entſtehen, daß ein Wertzuwachsſteuergeſetz not⸗ 
wendig werde, aber jetzt ſei nicht die Zeit da, — 
und in dieſem Standpunkt waren ſich die Deutſch⸗ 
nationalen bis zu den Sozialdemokraten einig, — 
dann erkären wir, daß gerade jetzt die Situation 
da iſt. Man muß noch verſuchen, gerade den un⸗ 
verdienten Wertzuwachs, der durch die Infla⸗ 
tionskäufe entſtanden iſt, zu erfaſſen. Wenn man 
die Sache weiter hinausſchiebt, wenn man jetzt 
nicht dazu übergeht, den unverdienten Wertzu⸗ 
wachs der Inflationskäufe zu erfaſſen, wird man 
in einigen Jahren nichts mehr erfaſſen können, 

Unſer Abänderungsantrag iſt deshalb ſachlich 
durchaus berechtigt und auch techniſch durchführ⸗ 
bar. Wenn nun die Deutſchnationalen gegen alle 
Beſtimmungen des Wertzuwachsſteuergeſetzes ſo 
ſehr Sturm laufen, ſo haben wir hier und auch 
im Hauptausſchuß darauf hingewieſen, warum 
fie es machen. Sie tun das alles nur aus dem 
einfachen Grunde, um ſich vor Steuern zu drücken. 
Wenn die Sozialdemokratie in der Hauptaus⸗ 
ſchußſitzung die Erklärung abgeben ließ, es müſſe 
den Deutſchnationalen ja bekannt ſein, weshalb 
man in der jetzigen Regierung nicht das Vor⸗ 
kaufsrecht beſeitigen wolle, weil man den Polen 
die Möglichkeit nehmen wolle, hier im Freiſtaat⸗ 
gebiet Grund und Boden zu erwerben und nur 
aus dieſem Grunde das Vorkaufsrecht verankert 
laſſen will, dann beweiſt auch das nur, daß Sie 
(nach links) eine ſtaatserhaltende Partei ge⸗ 
worden ſind. Sie kennen die Gründe, weshalb 
wir das Vorkaufsrecht weiter gewahrt wiſſen 
wollen, weil den Gemeinden dadurch die Mög⸗ 
lichkeit geboten wind, Grundbeſitz zu erwerben. 
Wir ſträuben uns nach wie vor dagegen, daß man 
das Vorkaufsrecht der Gemeinden beſeitigen will 
und zwar nicht aus dem Grunde, aus dem Sie ſich 
dagegen ſtraͤuben, ſondern aus anderen. Wir er: 
klären aber nach wie vor, daß unſer Abände⸗ 
krungsantrag, der bezweckt, den unverdienten 


> ertzuwachs zu erfaſſen, für uns nur eine vor⸗ 
Läufige Regelung iſt, und daß wir nach wie vor 
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verlangen, daß endlich einmal, und zwar mög⸗ | 


lichſt Schnell, im Volkstag ein Wertzuwachsſteuer⸗ 
geſetz vorgelegt wird. Sie erklärten heute durch 
einen Zwiſchenruf, wir ſollten abwarten, noch 
ſeien Sie nicht allzulange in der Regierung, man 
müſſe nicht alles auf einmal wollen. Damit 
haben Sie zugeſtanden, daß Sie bis jetzt für die 
Werktätigen nichts getan haben, daß Sie aber in 
Zukunft etwas tun wollen. Aber mein Fraktions⸗ 
kollege Kreft hat bereits darauf hingewieſen, daß 
Sie auch in Zukunft nichts für die Werktätigen 
tun werden, daß ſich Ihr Kampf immer gegen die 
Werktätigen richten wird, und daß auch alle Ihre 
Geſetze darauf zugeſchnitten ſind. Er erinnerte da⸗ 
bei an das Arbeiterſchiedsgerichtsgeſetz und an 
das Erwerbsloſemverſicherungsgeſetz. Deshalb 
wiſſen wir, daß Sie auch in der Steuerpolitik 
keinen anderen Kurs einſchlagen werden, ſondern 
getreu dem Kurs der Deutſchnationalen Partei 
arbeiten werden: Belaſtung der Werktätigen und 
Entlaſtung der Beſitzenden. Aber die Werk⸗ 
tätigen werden den Kampf aufnehmen. Eine For⸗ 
derung der Werktätigen aber iſt auch die Schaf⸗ 
fung des Wertzuwachsſteuergeſetzes. Und mit den 
Werktätigen werden wir dafür den Kampf auf⸗ 
nehmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu $ 1. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Es liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 430 wor: 
§ 1 der . erhält folgende Faſſung: 


In § 30 des Grundwechſelſteuergeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes zur Abänderung des Grund⸗ 
wechſelſteuergeſetzes vom 19. Oktober 1924 (Geſetzbl. 
S. 462) erhält Satz 1 folgende Faſſung:: 

Die Gemeinden ſind berechtigt, für Grundſtücke, 
die in ihrem Gebiet gelegen ſind, jeweils für die 
Dauer eines Rechnungsjahres durch Steuerverord⸗ 
nung im Voraus zu bejlimmen, daß zu den Steuer⸗ 
ſätzen des § 14 einheitliche Zuſchläge erhoben werden. 

Außerdem erhält § 30 folgende Zuſätze: 

Der Zuſchlag nach Abſatz 1 kann auch im Laufe 
eines Rechnungsjahres eingeführt oder erhöht wer⸗ 
den. Die Beſchlüſſe beſitzen rückwirkende Kraft für 
alle während des Rechnungsjahres getätigten 
Rechtsgeſchäfte. . 

Die Gemeinden ſind außerdem berechtigt, in Fäl⸗ 
len, in denen ein Wertzuwachs (Unterſchied zwiſchen 
dem Erwerbspreis und dem Verkaufspreis eines 
Grundſtücks) vorhanden iſt, dieſen wie folgt zu be⸗ 


ſteuern ; 
10 w. H. des Erwerbspreiſes 5 v. H. des Weptzuwachſes 
30 * * ” L ” ” ” * 
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Bei einer Eigentumsdauer von länger als 5 
Jahren vermindert ſich der Steuerſatz für jedes ange⸗ 
fangene Jahr um 1 w. H., er beträgt jedoch bei einer 
Steigerung von mehr als 50 v. H. des Erwerbspreiſes 
10 w. H. und bei einer Steigerung über 50 v. H. min⸗ 
deſtens 30 v. H. 
Steuerpflichtig iſt der Veräußerer des Grund⸗ 
es 


ſtückes. 

f Plenikowfki 

und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
nun über 8 1 der Vorlage ab, enthalten in Druck⸗ 
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(Plenikswski, Abgeordneter) 

ſache Nr. 384. Ich bitte die Damen und Herren, 
die 8 1 annehmen wollen, ſich vom Platz gu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, $ 1 iſt 
angenommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie und darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß auch § 2 mit derſelben Mehrheit an⸗ 
genommen iſt, ebenſo die Ueberſchrift: „Geſetz 
zur Abänderung des Grundwechſelſteuergeſetzes 
vom 26. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 707)“. Damit 
iſt das Geſetz in zweiter Leſung erledigt. Im 
Auftrage des Aelteſtenausſchuſſes ſchlage ich die 
dritte Leſung vor. (Abg. Liſchnewſki: Wir wider⸗ 
ſprechen!) Die dritte Leſung kann alſo nicht wor⸗ 
genommen werden. Ich rufe Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes. — Urantrag des Abg. Boecker u. 
Fr. — 

Druckſache Nr. 420 zu Nr. 366. Ich rufe 
Artikel I auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel I 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, Artikel 
I it abgelehnt. Ich rufe Artikel II auf und darf 
wohl die Ablehnung feſtſtellen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz betreffend Abänderung 
des Grundwechſelſteuergeſetzes“. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, auch die Ueberſchrift iſt abgelehnt. 
Somit iſt das Geſetz in zweiter Leſung endgültig 
abgelehnt. Ich rufe Punkt 6a der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs betr. gemeinſchaftliche Er⸗ 
hebung verſchiedener Steuern. 

Druckſache Nr. 433 zu Nr. 383. Ich rufe § 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die $ 1 annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß auch 8 2 mit derſelben Mehrheit 
angenommen iſt, ebenſo die SS 3, 4, 5, 6 und 7. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz über die ge⸗ 
meinſchaftliche Erhebung der veranlagten Ein⸗ 
kommen⸗, Körperſchafts⸗, Vermögens, Gewerbe⸗ 
und Umſatzſteuer“. Ich eröffne die Beſprechung 
und schließe fie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Das Geſetz iſt da⸗ 


angenommen ſind, über die 88 1 bis 7 en bloc 
abzuſtimmen. Das Haus iſt damit einverſtanden. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſtelle feſt, 
daß die 88 1 bis 7 in der dritten Leſung ange⸗ 
nommen. find. Ich rufe die Aeberſchrift auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie. Ich 
bitte die Damen und Herren, die die Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Die Ueberſchrift iſt angenommen. 
Wir ſchreiten zur Schlußabſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz iſt ſomit in zweiter und dritter 
Leſung erledigt. Ich rufe Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Vorlage eines Geſetzes zur Errichtung 
einer Aufbauſchule. 

Druckſache Nr. 415. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Kurowſfki. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Ich bitte Sie, jetzt die Sitzung zu vertagen. Es iſt 
bereits 7 Uhr, und die Beſprechung der beiden 
vorliegenden Punkte wird ſicher erhebliche Zeit in 
Anſpruch nehmen. Ich nehme an, daß der Herr 
Abg. Plenikowſki der die Vorlage eingebracht hat, 
ſie ſehr eingehend begründen wird. Das würde 
allein ſehr lange dauern. Wir werden ebenfalls 
eingehend dazu Stellung nehmen. Jedenfalls iſt 
anzunehmen, daß ſich die Verhandlung noch auf 
mehrere Stunden in die Länge zieht. 

Präſident: Es iſt der geſchäftsordnungsmäßige 
Antrag auf Vertagung geſtellt worden. Ich bitte 
die Damen und Herren, die für die Vertagung 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen alſo zu Punkt 7 der 
Tagesordnung. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort zu Begründung hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es war 
bekannt, daß das Zentrum zu dieſen Geſetzent⸗ 
würfen bezw. Anträgen eine beſondere Stellung 
einnehmen würde. Den Kampf, den Sie heute 
eröffnet haben, werden Sie im Ausſchuß und 
nachher hier fortſetzen. (Zuruf im Zentrum) Sie 
wollen es verhindern, die Vorlage überhaupt an 
den Ausſchuß gelangen zu laſſen. Die Lehrerſchaft 
die in Ihrer Partei organiſiert iſt, wird ſich 


wahrſcheinlich auch ſehr für dieſe Stellungnahme 
der Zentrumsführer intereſſieren. (Abg. Cierocki: 
Sie wird jehr dankbar ſein!) Ich kenne auch Kol⸗ 
legen Ihrer Partei, die der Meinung ſind, daß in 
Bezug auf die Lehrerausbildung ſchleunigſt et⸗ 
was unternommen werden muß, und die durchaus 


. ——.—. 


mit in zweiter Beratung angenommen. Wir 
kommen zur dritten Beratung. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe § 1 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich glaube, ich darf wohl auch 
hier vorſchlagen, nachdem alle Paragraphen 


gleichfalls der Anſicht find, daß die jetzige Negie⸗ 
rung nicht im geringſten daran denkt, weil ſie zu 
viel Kopfſchmerzen hat, wie der Staat zu ſanieren 
und die Verfaſſungsänderung durchzuführen ſei. 
Man beruft ſich gerade hier in Danzig immer 
wieder auf die „innige“ Kulturgemeinſchaft mit 
dem deutſchen Reiche. Aber nur, wenn es ſich um 
die Ausgaben für die Werktätigen handelt; wenn 
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es ſich um das Wohl der arbeitenden Volkskreiſe 
handelt, vergißt man dieſe „innige“ Kulturge⸗ 
meinſchaft, weil ſie dann Geld koſtet. 

Nach wie vor wird in den Schulen der Geiſt 
des Chauvinismus gelehrt. Ich habe bereits beim 
Etat der Volksſchulen darauf hingewieſen. Hier 
liegt auch eine Kleine Anfrage des Abg. Rahn. 
Ich bin neugierig auf die Antwort des Senats. 
Es iſt doch eigenartig, daß man Rundſchreiben 
der Kommandos der Schutzpolizei durch die Dan⸗ 
ziger höheren Schulen gehen läßt, um die jungen 
Leute darauf aufmerkſam zu machen, daß bei der 
Schutzpolizei Offiziersſtellen frei ſind, und die ſich 
darum bewerben mögen. (Abg. Raſchke: Das iſt 
der Beamtenabbau!) Zunächſt muß man feſtſtel⸗ 
len, daß in den höheren Schulen in dieſer Art Be⸗ 
rufsberatung getrieben wird. Zweitens muß man 
feſtſtellen, daß wir recht haben, wenn wir erklä⸗ 
ren, man denke nicht daran, der Volksſchule neue 
Mittel zur Verfügung zu ſtellen, um mehr Leh⸗ 
rer anzuſtellen und die Klaſſenfrequenz herabzu⸗ 
ſetzen; aber man denkt daran, die Schutzpolizei 
auszubauen und neue Offiziersſtellen zu ſchaffen. 
Wer willen, daß der neue Etat einen neuen ſehr 
hohen Offizierspoſten vorſieht, den Poſten eines 
Oberſtleutnants, den wir in Danzig bisher nicht 
hatten. Wahrſcheinlich wind man Dazu noch jo: 
undſoviel Leutnants⸗ und Oberleutnantsſtellen 
hinzufügen. Eigenartig iſt, daß der Herr Schul⸗ 
ſenator durch ſein Kopfnicken beweiſt, daß er von 
dieſem Rundſchreiben nicht abrückt, ſondern im 
Gegenteil durch Zuruf erklärt, das Rundſchreiben 
ſei zu Recht erfolgt, es ſei eine Art Berufsbera⸗ 
tung. Demgegenüber iſt es doppelt notwendig, 
daß man hier in Danzig Arbeiterkindern die 
Möglichkeit bietet, die Univerſität oder Hochſchule 
beſuchen zu können. Bisher haben wir in Danzig 
dieſe Möglichkeit nicht. Wenn ein Arbeiterkind 
die Volksſchule bis zum 14. Lebensjahre beſucht 
hat, dann gibt es für dieſes Kind keine Möglich⸗ 
keit, irgendwo weiter ſtudieren zu können. Alle 
Wege ſind ihm verſperrt. Sie wiſſen doch ganz 
genau, daß die Berufsberatung für Arbeiterkin⸗ 


der erſt akut wird, wenn die Kinder 13 oder 14 
Jahre alt find. 


Danzig hat noch keine Aufbauſchule. Deshalb 


verlangen wir in unſerm Antrag, daß der Senat 
an die Errichtung dieſer Schule in Danzig her⸗ 
“a geht 5 
der Richtlinien, die wir gegeben haben. Wenn der 


ſelbſtverſtändlich unter Berückſichtigung 


Senat die Aufbauſchule etwa in dem Sinne der 
(Abg. Liſchnewſki: 
ann würden alle Jeſuiten!) dann würde das 


nicht begrüßenswert, ſondern verdammenswert 
ſein. Dann lieber keine Auſbauſchule. Wenn uns 
ein Geſetz vorgelegt wird, wonach die Aufbau⸗ 
ſchule etwa in dieſem Rahmen herbeigeführt wer⸗ 


es ſollte, werden wir ſelbſtverſtändlich gegen 
das Geſetz ſtimmen. Was verlangen wir in un⸗ 


eren Forderungen? Daß zunächſt nur Schüler, 
die auch tatſächlich nicht die Mittel haben, die 
höhere Schule zu beſuchen, 
no ſollen, daß der Staat die wöllige Ausbil- 
Jung und die völlige körperliche Verſorgung zu 
übernehmen hat. Weiter iſt eine wichtige Forde⸗ 


hier aufgenommen 


rung. daß entſprechend der Zuſammenſetzung der 
Schüler auch die Zuſammenſetzung des Lehrkör⸗ 
pers erfolgt, daß alſo als Lehrperſonen für dieſe 
Aufbauſchulen nur Lehrer in Frage kommen, die 
mit der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung eng ver⸗ 
bunden und in ihr tätig waren, bezw. ſind. Wir 
ſprechen damit nur eine grundſätzliche Forderung 
der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung aus. Was 
fordert die Arbeiterſchaft? Daß anſtelle der Kon⸗ 
feſſionen die freien Gewerkſthaften an den Rechten 
der Schulhoheit teilnehmen. Die freien Gewerk⸗ 
ſchaften ſind die gewaltigen Maſſenausbildungs⸗ 
organiſationen der Arbeiterklaſſe bezw. müſſen 
es noch werden. Deshalb unſere Richtlinien. 
Wenn Sie fürchteten, daß ich zu der Frage der 
Aufbbauſchule ausgiebig ſprechen würde, jo ſehen 
Sie, daß das micht der Fall iſt. Das werde ich bei 
der zweiten Leſung tun. Ich ſchließe deshalb für 
heute meine Ausführungen und beantrage, daß 
der Antrag dem Anterrichtsausſchuß überwieſen 
wird. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat die Frau Abgeord⸗ 
nete Dr. Semrau. 

Dr. Semrau, Frau, Abg. (Z.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion wird den vorliegenden, von dem 
Herrn Abg. Plenikowſki unterzeichneten Antrag 
ablehnen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
ebenſo wie auch ſeine Ueberweiſung an den Aus⸗ 
ſchuß, und zwar ſowohl aus formalen wie aus 
ſachlichen Gründen. Aus formalen Gründen des⸗ 
halb, weil es nicht angängig lt und der bisheri⸗ 
gen Gepflogenheit widerſpricht, wie ſchon unſer 
Fraktionsvorſitzender geſagt hat, daß Geſetzesan⸗ 
träge an das Plenum gehen, ehe den Fraktionen 
Zeit und Gelegenheit gegeben iſt, (Unerhört! bei 
den Kommuniſten) ſich mit den in dem Antrag 
behandelten Angelegenheiten zu befaſſen. (Abg. 
Plenikowſki: Wie oft haben Sie Geſetze durchge⸗ 
peitſcht!) Das gibt nur zu Ungelegenheiten An⸗ 
laß und ſollte lieber vermieden werden. (Abg. 
Plemikowſki: Verlegenheitsphraſe!) 

Wir werden den Antrag aber auch aus ſach⸗ 
lichen Gründen ablehnen. Bei der wielumſtritte⸗ 
nen finanziellen Lage des Staates iſt Sparſam⸗ 
keit (Hört, hört! bei den Kommuniſten) das Ge⸗ 
bot der Stunde, wie ſattſam belannt. Wenn wir 
nun eine Aufbauſchule ſchaffen, ſo müſſen wir 
nicht nur eine innerlich wirklich gleichwertige und 
gleichberechtigte höhere Schule ſchaffen, ſondern 
auch — ich erinnere an die neuen Schulbauten, 
die augenblicklich errichtet werden, — eine wirk⸗ 
lich gut und modern ausgeſtattete Schule, (Abg. 
Plenikowſki: Selbſtverſtändlich!) und das iſt ein 
Millionenobjekt. (Abg. Plenikowſli: Die Kirchen⸗ 
ausgaben ſind auch Millionenobjekte!) Da wird 
es eingehender Ueberlegung bedürfen, ob für die 
Neugründung einer höheren Schule die Notwen⸗ 
digkeit vorliegt. Dieſe muß verneint werden. Die 
Klaſſenfrequenz der höheren Schulen zeigt nach 
Maßgabe der Statiſtiken, daß ein Bedürfnis nach 
einer neu zu gründenden höheren Schule augen⸗ 
blicklich nicht vorliegt. (Abg. Plenikowifi: Aner⸗ 
hört!) Abg. Plenikowiki äußert den Wunſch, daß 
auch den Volksſchülern der Weg zur höheren 
Schule offen ſtehe. Sie wiſſen ganz genau, daß da⸗ 
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für Mittel eingeſetzt ſind, ſowohl bei den Mittel⸗ 


als auch bei den Volksſchulen. (Abg. Plenikowſki: 


Kennen Sie die Bettelpfennige?) Bei etwa vor⸗ 
handener Ueberfüllung der Mittelblaſſen it dem 
Uebel durch Teilung und Schaffung von ordnungs⸗ 
mäßigen Parallelklaſſen zu ſteuern. Das iſt ein 


ſehr viel einfacherer Weg. Ein ſachliches Bedürf⸗ 
nis iſt auch zu verneinen, wenn man die ſoziale⸗ 


Schichtung in den höheren Schulen betrachtet. Die 
höhere Schule iſt Heute keine Standesſchule mehr, 
ſondern ſie ſteht grundſätzlich und praktiſch allen 
Bevölkerungsſchichten offen und fie wird tatſäch⸗ 
lich auch von den Kindern aller ſozialen Klaſſen 
bejucht. Uebergangsmöglichkeiten von der Volks⸗ 


zur Mittelſchule und höheren Schule ſind durch die 


Förderklaſſen geſchaffen und können noch in wei⸗ 
terem Maße geſchaffen werden. Es iſt nur zu be⸗ 
dauern, wenn dieſe vorhandenen Möglichkeiten 
nicht hinreichend ausgenutzt werden. Wenn die 
in den Staatshaushaltsplan oder den ſtädtiſchen 
Etat dafür eingeſetzten Mittel ſich als zu gering 
erweiſen oder erwieſen haben, ſo wird meine 
Fraktion gern bereit ſein, dieſe Summe in Zu⸗ 
kunft um ein weſentliches zu erhöhen. (Abg. 
Plenikowſki: Dieſe Demagogen, wie war es beim 
Etat! — Unerhört!) Dazu bedarf es keines Ge⸗ 
ſetzes. Das iſt eine Etatsfrage, die bei der näch⸗ 
ſten Etataufſtellung zu berückſichtigen iſt. Sache 


der Lehrerſchaft und insbeſondere der Landlehrer⸗ 


ſchaft wind es fein, die Ausleſe unter ihren Schü⸗ 
lern und Schülerinnen zu treffen, Fähigkeiten 
zu erkennen und zu pflegen, die Eltern auf die 
beſtehenden Ausbildungsmöglichkeiten hinzuwei⸗ 
ſen und den Kindern nach beſten Kräften die 
Wege zu zeigen. (Abg. Plenikowſki: Als Offiziere 
der Schutzpolizei!) Wenn ſie ſich dazu eignen, ja. 
Dazu bbedarf es keines beſonderen Schulſyſtems. 
Auch die örtliche Lage bietet keine Notwendigkeit; 
denn bei den relativ guten Verbindungswegen 
ſind die Schulen in Danzig, Zoppot, Neuteich, 
Tiegenhof leicht zu erreichen. 

Daß die Exiſtenzmöglichkeit für eine etwaige 
höhere Schule auf dem Lande nicht vorliegt, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Wenn nun die Notwendigkeit 
einer Aufbauſchule, allgemein geſprochen, zur Zeit 
zu verneinen iſt, ſo würde eine Aufbauſchule im 
Sinne des Herrn Antragſtellers keine Exiſtenz⸗ 
berechtigung haben und der Verfaſſung wider⸗ 
ſprechen. In Artikel 104 der Verfaſſung heißt es: 

a Für die Aufnahme eines Kindes in eine be⸗ 

ſtimmte Schule ſind neben dem Willen der Erzie⸗ 
hungsberechtigten Anlage und Neigung des Kindes 
maßgebend, nicht die wirtſchaftliche und geſellſchaft⸗ 
liche Stellung ſeiner Eltern. 
Das iſt das ſtrikte Gegenteil des Abſatzes 3 des 
Entwurfs, der uns vorliegt. (Abg. Plenikowſki: 
Das konſtruieren Sie nur zuſammen!) Der Herr 
Antragſteller hat alſo entgegen ſeinem eigenen 
Parteiprogramm die Abſicht, hier eine Standes⸗ 
ſchule zu ſchaffen, indem er beſtimmte Klaſſen 
der Geſellſchaft von dieſer Schule ausſchließt. Es 
iſt dringend davor zu warnen, ſchon wegen des 
logiſchen Widerſpruches, der entſteht, wenn man 
mit einer allgemeinen Grundſchule anfängt, um 
mit einer ausgeſprochenen Standesſchule zu 
ſchließen. 


Mittwoch, den 26. September 1928. 


Der Abſatz 5 des. Antrages macht die Sache 


noch ſchwieriger. Damit ſtempelt der Herr An⸗ 
tragſteller die von ihm geſchaffene Standesſchule 


zur Weltanſchauungsſchule. Es kann ihm nicht be⸗ 


ſtritten werden, daß es ſein Recht iſt, einen da⸗ 
hingehenden Wunſch zu hegen. Es iſt aber wieder 


auf den Artikel 104 der Verfaſſung hinzuweiſen, 


in dem es heißt: 
Berechtigten Wünſchen der Erziehungsberechtig⸗ 
ten iſt auch hinſichtlich von Neueinrichtungen ſolcher 
Schulen Rechnung zu tragen, ſo weit hierdurch ein 
geordneter Schulbetrieb micht beeinträchtigt wird. 
Den Beweis für das Vorhandenſein ſolcher be⸗ 
rechtigten Wünſche der Erziehungsberechtigten 
müßte der Herr Antragſteller erſt erbringen. Das 
dürfte ihm ſchwer werden. 
Ich faſſe zuſammen: Der Antrag iſt abzuleh⸗ 


nen erſtens aus formalen Gründen, zweitens aus 
Sparſamkeitsgründen, drittens weil die Notwen⸗ 


digkeit der Neuſchaffung einer höheren Schule zur 
Zeit nicht vorliegt, viertens weil eine Schule im 
Sinne des vorliegenden Geſetzentwurfs keine 
Exiſtenzberechtigung hat und verfaſſungswidrig 
iſt. (Bravo! beim Zentrum — Aber ein Biſchofs⸗ 
ſitz muß gegründet werden! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Dr. 
Strunk. 

Dr Strunk, Senator: Mi D. u. H.! Der Ans 
trag des Herrn Abg. Plenikowſki enthält in den 
erſten beiden Punkten einen pädagogiſchen Ge⸗ 
danken, der ernſte Beachtung verdient und auch 
ernite Beachtung in pädagogiſchen Kreiſen und 
bei der Schulverwaltung der Freien Stadt Dan⸗ 
zig gefunden hat. Dagegen würden die Punkte 3 
bis 5 für eine ernſthafte Exwägung durch den Se⸗ 


nat ausfallen, weil ſie die durch die Verfaſſung 


verbürgte ſtaatliche Gleichheit aller Danziger ver⸗ 


letzen, wobei ich von der Unmöglichkeit abſehe, 


durch einen Antrag oder durch ein Geſetz nach 


Prozenten die Schülerzahl für beſtimmte Schulen. 


zu beſtimmen. 
Die ſogenannte Aufbauſchule, 


iſt ja in Preußen durchgeführt und hat ſich dort 
im allgemeinen bewährt. Sie wird dadurch be⸗ 
gründet, daß es notwendig iſt, dafür zu ſorgen, 
daß auch diejenigen hochbegabten Kinder 
Volksſchule aus kleinen Städten und vom platten 
Lande noch in die höheren Schulen hineinkom⸗ 


men können, die nicht rechtzeitig, wie es die mei⸗ 


ſten Kinder aus Stadt und Land erreichen können, 
in die Mittel⸗ und die höhere Schule gekommen 
ſind. 

Die Einrichtungen, die die Freie Stadt Dan⸗ 
zig auf dem Gebiet des Förderſchulweſens getrof⸗ 
fen hat, verbürgen nach meiner Anſicht denſelben 
Aufſtieg geeigneter Volksſchüler, den die preußi⸗ 
ſchen Aufbauſchulen ihnen bieten. (Es it grund⸗ 
ſätzlich etwas anderes! in der Sozialdemokratie) 
Es iſt zwar grundſätzlich in der Form und Orga⸗ 
niſation etwas anderes, aber in der Wirkung 
dasselbe. Jedenfalls ſprechen dafür die Erfahrun⸗ 
gen, die ſich auf eine große Reihe von Jahren er⸗ 
ſtrecken. Die Einrichtungen 


kommen auch den Bürgern zugute, die nicht Stadt⸗ 


e die in einem. 
ſechsjährigen Bildungsgang den Uebergang von 
der Volksſchule direkt zur Reifeprüfung darſtellt, 


der⸗ 


der Stadt Danzig 
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bürger ſind; denn wir haben durch Stipendien ſonſt leicht der Fall iſt. Im ganzen haben wir im 


und auf anderem Wege verſucht, den Zugang der 
Nichtdanziger Kindern zu erleichtern. Dieſe Ein⸗ 
richtung ſtellt ſich kurz geſagt wie folgt dar: Tüch⸗ 
tige Volksſchulkinder können nach dem beendeten 
ſiebenten Volksſchuljahr in die 3. Klaſſe der Mit⸗ 
telſchulen übertreten, wo ſie in Mathematik, Na⸗ 
turwiſſenſchaften und in den beiden Fremdſpra⸗ 
chen im beſonderen Fördereinrichtungen durch 
tüchtige Lehrer vorwärts gebracht werden kön⸗ 
nen, ſo daß ſie nach Erlangung der Mittelſchul⸗ 
reife nach drei Jahren in die Oberſekunda einer 
höheren Schule hineinkommen können. Wir ha⸗ 
ben als Typ die Oberrealſchule gewählt, weil ſie 
nach ihren Fächern die meiſte Verwandtſchaft mit 
der Mittelſchule hat. Um den Uebergang für das 
Staatsgebiet ganz allgemein werden zu laſſen, 
haben wir erſt vor zwei Jahren dieſe Förder⸗Ein⸗ 
richtung von der Städtiſchen Oberrealſchule zu 
St. Petri, die überfüllt war, weggenommen und 
auf die Staatliche Oberrealſchule, das frühere 
Gymnaſium in der Weidengaſſe, übertragen. 
Dieſer Uebergang entſpricht, wenn auch nicht 
in der Form der Lehrpläne und in der Organiſa⸗ 
tion, ſo doch in der Wirkung dem Uebergang, den 
die preußiſchen Aufbauſchulen gewähren, Seit 
1923, dem Jahre der Einrichtung dieſer Förder⸗ 
ſchule, haben 17 Volksſchüler als Staatsförder⸗ 
ſchüler von dieſer Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
und zwar faſt alle mit Erfolg. Dieſe jungen Leu⸗ 
te erhalten Lernmittelfreiheit und Schulgeldfrei⸗ 
heit, ſodaß die ſoziale Stellung der Eltern keiner⸗ 
lei Bedeutung für dieſen Aufitieg hat. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: 40 000 Volksſchüler!) Neben dieſem 
Uebergang gibt es noch andere Uebergänge, die 
auf dasselbe Ziel hinauslaufen, und womit der 
Zwiſchenruf des Herrn Plenikowſli wielleicht ſeine 
Erledigung findet. Es kommt der Uebergang von 


anderen Mittelſchülern hinzu, die nach der Er⸗ 


ledigung der Grundschule die Mittelſchule von 


Anfang an beſucht haben, die alſo nicht, wie die 


Staatsförderſchüler, erſt in die dritte Klaſſe der 
Mittelſchule eingetreten ſind. Unter denen, die 


die Mittelſchule von Anfang an durchmachen, ſind 
Hunderte 
Vollksſchülern, die nach drei und vier Jahren 
Grundſchulpflicht in die Mittelſchule mit Schul⸗ 
geld⸗ und Lernmittelfreiheit eintreten und jo in 
einem ununterbrochenen, natürlichen Aufwärts⸗ 
ſteigen in die höhere Schule hineinkommen. Nach 


und Aberhunderte von geförderten 


Beſuch der dritten Mittelſchulklaſſe treten dieſe 


aus der Volksſchule kommenden Mittelſchüler in 


die Obertertia der Oberrealſchule oder Real⸗ 


ſchule ein und werden dort geſondert unterrichtet. 


In der Unterſekunda werden ſie größtenteils auch 


noch für ſich ſo weit gefördert, daß ſie dann in 


der Oberſekunda mit den anderen Schülern, die 
bisher von der Sexta an dieſe Klaſſen beſuchen, 
mitkommen können. (Abg. Plenikowſki: Das hört 
ſich alles blendend an, die Tatſachen ſehen aber 


anders aus!) Das ſind Erprobungen, die vor 
allem den großen Vorteil haben, daß dieſe jungen 


Leute mit den anderen wirklich zu einer Kame⸗ 
radſchaft und Lebensgemeinſchaft verwachſen und 


nicht Schwierigkeiten ſozialer Art haben, wie das 


Laufe der letzten ſieben oder acht Jahre 140 Mit⸗ 
telſchüler auf dieſe Weiſe in die höheren Schulen 
hineingebracht. Auch dieſe Schüler genießen volle 
Schulgeld⸗ und Lernmittelfreiheit. Es iſt ver⸗ 
ſtändlich, daß in der Stadtgemeinde Danzig, die 
zwei Drittel der geſamten Freiſtaat⸗Bevölkerung 
umfaßt, wohl alle geeigneten Kinder in die 
höhere Schule hineinkommen und in den durch den 
Beſuch der höheren Schule zu erlangenden Beruf 
gelangen können, ſo daß dann wohl kaum noch ein 
Kind vorhanden ſein dürfte, das nach dem abge⸗ 
ſchloſſenen Beſuch der Volksſchule in eine Aufbau⸗ 
ſchule hineinkammen könnte. 

Es muß auch berückſichtigt werden, daß man 
mit dem Herausziehen der Kinder aus der Volks⸗ 
ſchule nicht zu ſcharf und ſtürmiſch vorgehen darf. 
(Sehr richtig! recht.) Was nützt es den Berufen, 
der werktätigen Schicht, wenn alle Kinder, die 
beſonders gut veranlagt ſind, dieſen Berufen ent⸗ 
zogen werden. Außerdem kommt hinzu, daß es für 
die Volksſchulbildung micht gut wäre, wenn man 
die Volksſchule „auskämmen“ würde, wie der 
Ausdruck lautet. Es klagen ſchon jetzt viele Volks⸗ 
ſchullehrer darüber. Es wäre micht gut, wenn 
man mit dieſen Experimenten ſo weit ginge, daß 
man ſchließlich nicht jedes gut begabte Kind aus 
der Volksſchule ziehen würde. (Zwiſchenrufe links.) 
Wenn nun noch eine Aufbauſchule begründet wür⸗ 
de, müßte man mit künſtlichen Mitteln Kinder für 
die Aufbauſchule heranzüchten. Das würde über 
das zu rechtfertigende Maß hinausgehen. (Vom 
Auskämmen der Volksſchule kann nicht die Rede 
ſein! bei den Kommuniſten.) Die Kinder treten 
doch tm ſiebenten Schuljahr aus der Volksſchule 
in die Aufbaujchule. Wir erſtreben aber das acht⸗ 
jährige Schulſyſtem und wollen in der achten 
Klaſſe eine beſondere Leiſtung für die Volksſchul⸗ 
bildung erzielen. Wie ſoll aber das dann möglich 
jein! Die Bestrebungen gehen jedoch bekanntlich 
noch weiter. Verſuche zu machen, um die Volks⸗ 
ſchule auch über das achtklaſſige Syſtem hinaus 
auszubauen. Es bleibt aber keine Möglichkeit 
mehr, für den Ausbau der Volksſchule in der 
Oberſtufe etwas zu leiſten, wenn alle tüchtigen 
Kinder dem letzten Volksſchuljahr entzogen 
werden. 

g Im Landgebiet liegen die Verhältniſſe nicht 
jo günſtig, wie in der Stadt. Aber n den höheren 
Schulen in Neuteich, Tiegenhof und Zoppot iſt 
immerhin eine Möglichkeit gegeben. So weit das 
nicht ausreicht, haben wir Staatsmittel zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, die allerdings nicht ſehr reichlich 
bemeſſen ſind, und haben dadurch den Uebergang 
der Landbinder in die mittleren und höheren 
Schulen gefördert. Unter den 17 Förderſchülern 
befinden ſich vier Kinder, die aus dem Landgebiet 
ſtammen. Ich glaube, daß durch unſere Arbeiten 
auf dem Gebiet des Uebergangs von der Volks⸗ 
und Mittelſchule genug geſchehen iſt, um den 
Bedürfniſſen des Lebens zu entſprechen. Das 
wird auch durch die Untersuchungen beſtätigt, 
die wir in Verbindung mit Herrn Profeſſor 
Henning auf pſychotechniſchem Wege angeſtellt 
haben, um zu ergründen, ob über unſere Ein⸗ 
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(Dr. Strunk, Senator) 
richtungen hinaus noch eine beſondere Einrichtung 
eigener Organiſation nur für ſolche Kinder ge⸗ 
ſchaffen werden müßte. Dieſe Unterſuchungen 
haben datzu geführt, daß wir ein Bedürfnis nicht 
anerkennen können. Wenn eine ſolche Schule ein⸗ 
gerichtet werden ſollte, müßte ſie mit hervorra⸗ 
genden Lehrern beſetzt werden. Sie müßte mit 
ausgezeichneten Einrichtungen bedacht werden, 
und das würde größere Koſten verurſachen als 
eine höhere Schule der bisherigen Typen. Wir 
find in der jetzigen Zeit nicht in der Lage, für 
einen ſolchen Verſuch neue Mittel bereit zu 
ſtellen. (Abg. Plenikowſki: Das it das Aus⸗ 
ſchlaggebende!) Infolgedeſſen bin ich der Mei⸗ 
nung, daß eine preußiſche Aufbauſchule zur Zeit 
für Danzig nicht in Frage kommt. (Abg. Raſchke: 
Für das Volk darf nichts zu teuer fein!) 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Es ilt 
beantragt worden, den Antrag dem Ausſchuß zu 
überweiſen. Da Widerſpruch erhoben iſt, muß das 
Haus entſcheiden. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die dieſen Antrag dem Un⸗ 
terrichtsausſchuß überweiſen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt ſomit dem Unter: 
richtsausſchuß überwieſen. Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung iſt ſomit erledigt. Ich rufe Punkt 8 auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Ausbildung der Volksſchullehrer. 
Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
Druckſache Nr. 416. Ich eröffne die allgemeine 


Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn 


wir uns mit der Frage der Ausbildung der Volks⸗ 
ſchullehrer hier in Danzig beſchäftigen, dann ſind 
es zwei Fragenkomplexe, die wir erörtern müſſen, 
und zwar zunächſt: Iſt die Schaffung einer Aus⸗ 
bildungsmöglichkeit für Volksſchullehrer hier in 
Danzig eine Notwendigkeit? Zweitens, wie iſt 
dieſe Ausbildung zu geſtalten? 

Zunächſt zur erſten Frage. Es iſt klar, daß 
die jetzige Regelung in Bezug auf Lehrerausbil⸗ 
dungsmöglichkeit hier in Danzig völlig unvoll⸗ 
kommen iſt, weil die betreffenden Danziger 
Staatsangehörigen, die ſich dem Volksſchullehrer⸗ 
beruf widmen wollen, nach Deutſchland, nach 
Preußen an irgendeine pädagogiſche Akademie 
gehen müſſen, um dort ihre Ausbildung zu erfah⸗ 
ren. Es hat ſich in der Vergangenheit 
herausgeſtellt, daß dieſer Weg kataſtrophal 
enden muß. Zunächſt einmal werden nur 
wenige Kreiſe fähig ſein, die Mittel aufzu⸗ 
bringen, um das Lehrerſtudium außerhalb Dan⸗ 
zigs zu vollenden. Bei der jetzigen Regelung der 
Lehrerausbildung werden ſich durchaus nicht die 
finanziell beſſer geſtellten Kreiſe danach drängen, 
ſondern es wird der Mittelſtand, teilweiſe ſogar 
der Arbeiterſtand ſein, der dieſe Kräfte ſtellen 


wird, was wir durchaus begrüßen und auch durch⸗ 
aus haben wollen. Aber bei der jetzigen Rege⸗ 
lung wird es gerade dieſen Kreiſen unmöglich ge⸗ 
macht, dieſen Beruf zu ergreifen. Es hat ſich des⸗ 
halb ſchon herausgeſtellt, daß nur 


ſehr wenige 
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dieſen Beruf ergreifen. Es find jährlich nur zwei, (Cd 


drei oder vier Abiturienten, die dieſen Weg ein⸗ 
ſchlagen. Das wird zur Kataſtrophe führen, da 
nach den Mitteilungen, die ich vom Herrn Schul⸗ 
ſenator erhalten habe, in Zukunft jährlich 30 
Lehrer und 15 Lehrerinen gebraucht werden. 
Dieſe Zukunft liegt durchaus nicht mehr ſo weit 
von uns entfernt. Wir werden vielleicht ſchon 
im nächſten Jahr eine beträchtliche Anzahl von 
Volksſchullehrern brauchen, die wir dann nicht 
zur Verfügung haben werden. Der Herr Abg. 
Friedrich und ich haben wiederholt bei den Etats⸗ 
beratungen darauf hingewieſen, daß der Mangel 
an Volksſchullehrern jetzt ſchon vorhanden iſt. Das 
wurde von Seiten des Senats energiſch beſtritten, 
doch wird der Herr Schulſenator nicht leugnen, 
daß gerade jetzt zum 1. Oktober wieder ſehr viele 
preußiſche Lehrer nach ihrer Heimat zurückkehren. 
Mir ſind poſitive Fälle bekannt. Es handelt ſich 
zunächſt um einen Lehrer aus Tiegenhof und um 
zwei Lehrer aus Steegen. Wenn wir die Neu⸗ 
regelung der Lehrerbeſoldung erhalten, dann 
wird dieſe Abwanderung nicht ſchwächer werden, 
ſondern noch ſtärker einſetzen. Was die preußiſchen 
Lehrkräfte hier feſthielt, war z. T. die höhere Be⸗ 
ſoldung der Lehrkräfte in Danzig gegenüber Preu⸗ 
ßen und Deutſchland. Das hört jetzt auf, da die 
Danziger Volksſchullehrer gehaltlich genau fo da⸗ 
ſtehen, wie in Preußen und im Reiche, ſo daß die 
jungen preußiſchen Lehrer kein Intereſſe haben, 
in Danzig zu bleiben, ſondern lieber nach Preu⸗ 
ßen und Deutſchland zurückwandern. 

Ich will gleich dabei feſtſtellen, wie gerade 
auch die jetzige Regierung dafür ſorgt, den Volks⸗ 
ſchullehrerſtand in Danzig in der alten Höhe zu 
erhalten. Sie gibt den Offizieren der Schutzpo⸗ 
lizei durch das neue Beſoldungsgeſetz zum Teil 
höhere Gehälter als nach der Beſoldungsregelung 
von 1924, aber den Lehrern bedeutend verkürzte 
Gehälter. Die Volksſchullehrerſchaft, nicht nur 
die in Danzig, ſondern auch die in Deutjchland: 
und Preußen, wird mit Staunen zur Kenntnis 
nehmen, daß man hier einen Hauptmann mit un⸗ 
gefähr 600 bis 850 Gulden monatlich beſoldet, 
einen Volksſchullehrer dagegen nur mit 350 bis. 
600 Gulden. Nach Anſicht der „Linksregierung“ 
leiſtet alſo der Schupooffizier für die Bevölkerung 
die wichtigeren Dienſte. Sie ſetzen ſich für dieſes⸗ 
Beamtenbeſoldungsgeſetz ein und denken nicht da⸗ 
ran, auch in dieſer Beziehung etwas abzuändern. 


Sie ſind durchaus mit der Regelung zufrieden, 


daß der Schupoofffizier ein bedeutend höheres Ge⸗ 
halt erhält als der Lehrer. 0 

Wenn außerdem auch Vertreter der Sozialde⸗ 
mokraten betonen, daß die Klaſſenfrequenz in 
Danzig herabgeſetzt werden müſſe, dann braucht 
man aber noch mehr Lehrkräfte. Das Gegenteil 
iſt eingetreten. Schon heute kann man nicht mehr 
die Vertretungen beſetzen, die infolge von Krank⸗ 
heitsfällen notwendig ſind. Die Lehrerſchaft iſt 
heute gezwungen, über die Pflichtſtundenzahl 
Unterricht zu erteilen. Wenn das etwa von Re⸗ 
gierungsſeite geleugnet werden ſollte, bin ich be⸗ 
reit, Material dafür zu liefern, genau ſo wie ich 
Material dafür geliefert habe, daß tatſächlich eine 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Abwanderung der preußiſchen Lehrkräfte nach 
Preußen ſtattfindet. Es wird alſo eine Kata⸗ 
ſtrophe eintreten, wenn man nicht endlich dazu 
übergeht, hier in bezug auf Lehrerausbildung 
etwas zu unternehmen. 

Weiter hat die Regierung zugegeben, daß eine 
Stabiliſierung der Beſuchsziffer der Volksſchule 
jetzt eingetreten iſt, daß alſo nicht damit zu rech⸗ 
nen ſei, daß die Beſuchsziffer der Volksſchule in 
den nächſten Jahren abnehmen werde. Aus der 
Praxis iſt mir bekannt, daß bei den Aufnahmen 
ſogar eine teilweiſe Steigerung zu verzeichnen iſt. 
Welche Gefahren werden ſich auch hieraus erge⸗ 
ben, wenn man nicht an die praktiſche Verwirk⸗ 
lichung der Lehrerausbildung in Danzig heran⸗ 
geht. Zunächſt wird ein Steigen der Klaſſenfre⸗ 
quenz eintreten. Das iſt die unabweisbare Folge, 
die ſich jetzt ſchon bemerkbar macht. Wir haben 
in Danzig, wo die Schulverhältniſſe durchaus gün⸗ 
ſtiger als auf dem Lande liegen, bereits Klaſſen⸗ 
ziffern von über 50 bis nahe an 60 Schüler. (Abg. 
Kurowſki: Sit das jo ſchlimm?) Der Zuruf gerade 
von Zentrumsſeite, von einem Rechtsanwalt Ku⸗ 
rowſki, der ſelbſt wunderſchöne Einnahmen hat, 
iſt eigenartig, aber bezeichnend. Seine Kinder 
werden die höhere Schule beſuchen, wo die Klaſ⸗ 
ſenfrequenz 20 und 30 beträgt. (Widerſpruch 
rechts. — Abg. Dr. Unger: Anterprima hat 40 
Schüler!) Es ſteht aber feſt, daß die Klaſſenfre⸗ 
quenz 30 nicht überſteigt. (Abg. Dr. Anger: Das 
iſt nicht wahr!) Sie werden zugeben müſſen, daß 
die Schüler in den höheren Schulen nicht ſo zu⸗ 
ſammengedrängt ſitzen wie in den Volksſchulen. 
(Abg. Dr. Unger: Genau ſo!) Stecken Sie die 
Naſe auch in die Volksſchulen hinein, dann werden 
Sie ſich von der Wahrheit meiner Ausführungen 
überzeugen können. Kennzeichnend iſt aber, daß 
gerade von Zentrumsſeite der Zuruf kam, ob es 
etwa ſchade, daß 50 bis 60 Kinder in einer Klaſſe 
ſitzen. Dieſen Zuruf werden Sie genau ſo büßen 
müſſen, wie Herr Kloſſowſki ſeinen Zuruf hat bü⸗ 
ßen müſſen. (Abg. Cierocki: J wol) Dann bedaure 
ich nur die Lehrerſchaft, die noch der Zentrums⸗ 
partei folgt, die ſich von einem Zentrumsführer 
ſagen läßt: „Was ſchadet es?“ (Sie haben zehn 
zugelegt! im Zentrum.) Ich betone nochmals, ge⸗ 
ſagt zu haben: „Ueber 50 bis nahe an 60!“ Sie 
werden das nicht leugnen können. Darauf fiel 
der Zwiſchenruf. Sie verſuchen alſo jetzt ſchon, 
die Sache abzuſchwächen. Das beweiſt, daß Sie 
ein böſes Gewiſſen haben. 

Die Klaſſenfrequenz wird bedeutend ſteigen. 
Wir werden im nächſten Jahr nicht mehr die alte 
Klaſſenfrequenz haben, ſondern eine höhere. (Das 
iſt nicht ſehr erfreulich!) Jawohl, das ijt ſehr be⸗ 
dauerlich, wenn die Schülerzahl pro Klaſſe zu⸗ 
nimmt. Dazu wird dann noch eine weitere Be⸗ 
laſtung der Lehrer bezüglich der Pflichtſtunden⸗ 
zahl eintreten. Die Lehrer werden gezwungen 
werden, alle die Vertretungen, die infolge Krank⸗ 
heit, Weggang nach dem Reich uſw. nicht beſetzt 
werden können, zu übernehmen. Es wird dann 
etwas eintreten, was gerade von der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei einſt ganz energiſch bekämpft 
wurde. Ich weiſe auf die Ausführungen im So⸗ 
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zialdemokratiſchen Wahlhandbuch auf Seite 92 
hin, wo zur ſtiefmütterlichen Behandlung des 
Volksſchulweſens Stellung genommen wird, und 
wo Sie das ausführen, was ich jetzt hier feſtge⸗ 
ſtellt habe. Geſtatten Sie Herr Präſident, daß ich 
das verleſe: 

1924 ſah ſich der Senat zu Sparmaßnahmen ge⸗ 
zwungen. Die Oppoſition hatte lange die Beamten⸗ 
wirtſchaft in Danzig kritiſiert. Der deutſchnationale 
Senat glaubt, den unbequemen Kritikern den beſten 
Streich ſpielen zu können, wenn er bei den Volks⸗ 
ſchullehrern einen Abbau herbeiführt. 

Sollte es ſich als erforderlich herausſtellen, ſo 
muß er in zwei Klaſſen die Leitung übernehmen. 
Findet auf dieſe Weiſe die verlangte Vollbeſchäf⸗ 
tigung nicht ſtatt, ſo ſollte er an der Fortbildungs⸗ 
unentgeltlich Unterricht erteilen. 

Gegen dieſe Ausnutzung der Lehrer wandte 
ſich die Sozialdemokratie. In einem Artikel der 
„Danziger Volksſtimme“ vom 26. Auguſt 1924 
wurde darauf hingewieſen, daß die Lehrer außer 
der Unterrichtsarbeit noch viele Stunden wöchent⸗ 
lich Arbeit leiſten, durch Vorbereitung, Heftenach⸗ 
ſehen, Konferenzen uſw. „Je ſtärker die Lehrer 
angeſpannt werden, deſto mehr leidet dadurch der 
Unterricht. Die Berliner Pflichtſtundenzahl be⸗ 
trägt 29, 27 und 24 Stunden“. Was Sie damals 
der deutſchnationalen Regierung zum Vorwurf 
machten, führen Sie jetzt infolge ihrer Koalitions⸗ 
politik durch. (Abg. Cierocki: ieviel 
Stunden machen Sie Dienſt?) Der Zwiſchen⸗ 
ruf iſt ganz unberechtigt; denn gerade die Lehrer 
Ihrer Fraktion und von der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion haben ſich teilweiſe ganz befreien laſſen. 
(Unſere Lehrer machen Dienſt! im Zentrum.) Sie 
wiſſen ganz genau, daß Sie 18 Mann in der Frak⸗ 
tion haben. Die meiſten Abgeordneten Ihrer 
Fraktion bekümmern ſich nicht um die einzelnen 
Sachen, die hier erledigt werden. Sie werden 
mir aber zugeſtehen müſſen, daß ich mich um die 
Dinge ſehr bekümmere. (Abg. Kurowſki: Das iſt 
überflüjjig!) Aber nicht vom Standpunkt meiner 
Wähler. Trotzdem erteile ich noch wöchentlich 10 
Stunden. Aber Sie verhindern es ja, daß ich 
auch dieſe Stunden erteile, indem Sie die Haupt⸗ 
ausſchußſitzungen immer am Vormittag abhalten. 
Ich hatte beantragt, die Sitzungen auf den Nach⸗ 
mittag zu verlegen, weil ich die Schule nicht ver⸗ 
ſäumen wollte; das haben Sie abgelehnt. Wenn 
ich aber auch überhaupt keinen Anterricht erteilte, 
wäre es nicht ſchade; denn ich arbeite hier im In⸗ 
tereſſe der Werktätigen, meiner Wähler. Nach 
der Verfaſſung habe ich das Recht, mich völlig be⸗ 
freien zu laſſen. Es iſt deshalb töricht, ſolche 
Zwiſchenrufe zu machen. 

Meine Ausführungen haben wohl bewieſen, 
wie notwendig es iſt, daß an die Lehrerausbil⸗ 
dung herangegegangen wird. (Abg. Cierocki: Die 
wird ohne Kommuniſten gemacht!) Dadurch wol⸗ 
len Sie alſo dokumentieren, daß Sie ſelbſt nicht 
daran denken wollen, das in die Wege zu leiten. 
Wenn die Arbeiterſchaft nicht darum kämpft, daß 
den Kindern das Recht zuteil wird, ſo unterrich⸗ 
tet zu werden, wie die Kinder der höheren Kreiſe, 
dann werden Sie freiwillig an die Lehrer⸗ 


lausbildung nicht herantreten. Es wird das ein⸗ 
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treten, was die Sozialdemokraten damals der 
deutſchnationalen Regierung zum Vorwurf mach⸗ 
ten. Die Deutſchnationalen verſuchten 1927 20 
Lehrkräfte abzubauen. Sie haben es verhindert. 
Das iſt ein Beweis dafür, was man in der Oppo⸗ 
fition erreichen kann. 1928 haben Sie aber ſechs 
Lehrkräfte abgebaut. Sie ſehen, daß die Koali⸗ 
tionspolitik nichts hilft. Wenn jetzt das eintritt, 
was Sie damals der bürgerlichen Regierung zum 
Vorwurf gemacht haben, dann wiſſen Sie aber 
auch genau, wie ſich das bei der Ausbildung der 
Volksſchüler auswirken wird, daß die Volksſchule 
als ſolche darunter leiden wird, daß die Kinder 
der Arbeiter darunter leiden werden. 

Aus alledem ergibt ſich ohne weiteres, daß die 
Schaffung einer Ausbildungsmöglichkeit in Dan⸗ 
zig eine Notwendigkeit iſt. Man muß jetzt daran 
gehen, und man kann ſich nicht auf den Zuruf des 
Herrn Abg. Cierocki verlaſſen, daß man das der 
Regierung überlaſſen ſoll. Wir ſind überzeugt 
davon, daß dann ſolch ein Geſetz nicht kommen 
wird. Man hat ja derartige Entſchließungen, die 
damals beim Etat von den Kommuniſten einge⸗ 
reicht wurden, nicht angenommen. Man hat nicht 
einmal den ernſten Willen gezeigt, an die Prü⸗ 
fung dieſer Materie heranzugehen. Deshalb iſt 
es berechtigt, wenn ich erkläre, daß man ſich auf 
die Regierungsparteien nicht verlaſſen kann, daß 
man nicht warten kann, bis ſie ein derartiges Ge⸗ 
ſetz vorlegen. Dann wären die Arbeiterſchaft, die 
Volksſchüler und die Volksſchullehrerſchaft ver⸗ 
laſſen. Es ſteht feſt, und Ihr Zwiſchenruf hat be⸗ 
wieſen, daß Sie ſelbſt es zugeben müſſen, daß dieſe 
Frage ſehr dringend iſt und unbedingt gelöſt wer⸗ 
den muß. Ich glaube, daß in dieſer Beziehung 
eine einheitliche Auffaſſung in dieſem Hauſe vor⸗ 
handen ſein müßte, und daß man jetzt dazu über⸗ 
gehen muß, eine Ausbildungsmöglichkeit zu ſchaf⸗ 
fen. (Zurufe beim Zentrum.) Sie werden durch 
Ihre dämlichen Zwiſchenrufe durchaus nicht den 
Wert meiner Ausführungen herabwürdigen. 

Wie iſt nun die Ausbildung zu geſtalten? Da 
rühren wir wieder an einen Fragenkomplex, der 
durchaus nicht geklärt iſt. Wie iſt die Regelung 
der Ausbildung in anderen Ländern? Sie wiſ⸗ 
ſen, daß da gegenüber Preußen teilweiſe eine 
ſchlechtere, teilweiſe eine beſſere Ausbildungsmög⸗ 
lichkeit vorhanden Alt. Ich will kurz einige Länder 
anführen, in denen die Ausbildung eine ſchlechtere 
iſt als in Preußen. (Zwiſchenrufe links.) 

In Holland beſteht der ſechsjährige Beſuch der 
Volksſchule, im Anſchluß daran der Beſuch einer 
vierklaſſigen höheren Schule und weiter eine vier⸗ 
jährige Ausbildung in einem Seminar. Aller⸗ 
dings iſt die Ausbildung ganz mangelhaft. Mit 
18 Jahren kann man dort die Abſchlußprüfung 
machen. Sie werden wiſſen, daß das für den Wert 
der Ausbildung kennzeichnend iſt, die man auf 
den Seminaren erhält. Die Ausbildung 'in Polen 
iſt auch bekannt. Man hat dort die alte Seminar⸗ 
ausbildung, allerdings hat man daneben auch 
zweijährige Lehrerausbildungskurſe an den Uni: 
verſitäten. Man braucht dazu das Abitur und 
kann dann zu den Kurſen an der Aniverſität zuge⸗ 
laſſen werden. Dieſe Ausbildung hat man zuge⸗ 
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laſſen, weil in Polen großer Lehrermangel iſt. 
Wenn der Lehrermangel einigermaßen beſeitigt 


ſein wird, wird Polen wohl die Aniverſitätsaus⸗ 


bildung wieder aufheben. (Abg. Miczewſki: Sie 
ſind ſehr ſchlecht unterrichtet!) Wir wiſſen ja, wie 
Polen die Lehrer bezahlt. Auch dort werden 
Sparmaßnahmen durchgeführt. Die Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft wird auch in Polen den Kampf um die 


Wahrung ihrer Rechte aufnehmen. Wir als in⸗ 
ternational organiſierte Lehrer werden den 
Kampf der polniſchen Lehrerſchaft unterſtützen. 


Es wird uns freuen, wenn es der polniſchen Leh⸗ 
rerſchaft gelingt, die Univerſitätsausbildung in 
Polen allgemein durchzuſetzen. In Ungarn hat 
man ebenfalls die Seminare, die gegenwärtig den 
vier oberen Klaſſen der achtklaſſigen höheren 
Schule entſprechen, alſo auch dort iſt es ſchlechter 
als in Preußen. 

Nun noch einige Länder, in denen eine beſſere 
Ausbildung vorhanden iſt, z. B. England. In 
England hat man zwei verſchiedene Ausbildungs⸗ 
möglichkeiten. Man hat die Ausbildung in den 
Seminaren, die in England furchtbar mangelhaft 
iſt. Die Lehrer, die die Seminare durchmachen, 
haben einen ſehr engen Horizont, der oft nicht 
über ihr Kirchſpiel, ihre Inſel, hinausreicht. 
Schuld daran haben aber nicht die Lehrer, ſondern 
der Staat, der den Lehrern keine andere Ausbil⸗ 
dungsmöglichkeit gewährleiſtet. Für ein Drittel 
der Lehrerſchaft in England beſteht die Möglich⸗ 
keit, Aniverſitätsbildung zu genießen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich iſt dazu das Abgangszeugnis der höheren 
Schule notwendig. Daran anſchließend findet ein 
vierjähriger Kurſus ſtatt, drei Jahre zur Erlan⸗ 
gung eines Diploms und ein Jahr für die prak⸗ 
tiſche Ausbildung. Dieſer Ausbildungstyp in 
England greift immer weiter um ſich, und es wird 
hoffentlich gelingen, daß dies Ausbildungsſyſtem 
über das Seminar⸗Ausbildungsſyſtem den Sieg 
davontragen wird. In Amerika hat man beſon⸗ 
dere Lehrerbildungs⸗Anſtalten, getrennt won den 


Univerſitäten, die aber auch alle auf dem Ab⸗ 


gangszeugnis der höheren Schule beruhen. 


Wie iſt die Ausbildung in Deutſchland, die 


uns wegen der „innigen“ Kulturgemeinſchaft am 
meiſten intereſſiert? Sie wiſſen, daß in anbe⸗ 
tracht der ernſten Anzulänglichkeiten des Syſtems 
der Seminare große Anzuträglichkeiten beſtanden. 


(Zurufe im Zentrum.) Wenn ich mich nur auf das 


geſtützt hätte, was mir dort geboten wurde, ſo 
wäre es tatſächlich mit mir traurig beſtellt. Aber 
es ſoll den Lehrern auch während der Ausbildung 
mehr gegeben werden. Deshalb verlangen wir 
andere Ausbildungsmöglichkeiten. 
wagte niemand nach dem Kriege infolge dieſer 
Anzulänglichkeiten der Frage der Reorganiſation 
der Lehrerbildung auszuweichen. Man mußte 
auch in Deutſchland die Reorganiſation der Leh⸗ 
rerbildung in Angriff nehmen. Artikel 43, Ab⸗ 
ſatz 2 der Reichsverfaſſung ſagt: „Die Lehrerbil⸗ 


dung iſt nach den Grundſätzen, die für die höhere 


Bildung allgemein gelten, für das Reich einheit⸗ 
lich zu regeln.“ Allerdings iſt dann durch einen 


Miniſterialerlaß verfügt worden, daß den Län⸗ 
dern in bezug auf Lehrerausbildung freie Hand» 
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gelaſſen wird. Wir ſehen auch, daß die Länder 
davon Gebrauch gemacht haben, und daß deshalb 
die Lehrerausbildung entgegen der Verfaſſung in 
Deutſchland nicht einheitlich für das ganze Reich 
geregelt iſt, ſondern daß wir verſchiedene Typen 
und Ausbildungsſyſteme haben. Ich möchte drei 
beſonders hervorgreifen. In Preußen beſtand bis 
zum Jahre 1926 das alte Seminar mit der kon⸗ 
feſſionellen und ſtrengen Internatserziehung. 
Dann hat man dieſes Seminar beſeitigt. Es er⸗ 


folgt jetzt eine Fachausbildung, ein zweijähriger 


Lehrgang an den Pädagogiſchen Akademien, die 
allerdings mit den Hochſchulen in keiner Verbin⸗ 
dung ſtehen. Ich habe verſäumt, die letzte Num⸗ 
mer der Lehrerzeitung mitzunehmen. In dieſer 


Lehrerzeitung nimmt die Lehrerſchaft gegen den 


weiteren Bau Pädagogiſcher Akademien mit Recht 
Stellung. Dieſe Pädagogiſchen Akademien ſind 
eigentlich nur eine andere Bezeichnung für die 
alten Seminare. Wir wiſſen ja auch, daß der 
Lehrplan nur der verbeſſerte Seminar⸗Lehrplan 
iſt. (Abg. Kurowfki: Alſo eine Verbeſſerung!) Es 
find die alten Lehrpläne, mögen die Vorträge 
jetzt auch in anderer Form gehalten werden, und 
mag es etwas akademiſcher zugehen. Es heißt 
Pädagogiſche „Akademie“, deshalb muß man die⸗ 
ſen Bildungsanſtalten einen anderen Anſtrich ge⸗ 
ben. Aber im Grunde genommen ſind es eigent⸗ 
lich nur die alten Seminare. Der Grund, wes⸗ 
halb man dieſe Akademien ſchuf, und die Ausbil⸗ 
dung nicht an die Univerſitäten verlegte, iſt, daß 
man auch die Volksſchullehrerſchaft weiter konfeſ⸗ 


B) ſionell erziehen wollte. Deshalb kämpft die preu⸗ 


ßiſche Lehrerſchaft gegen die Pädagogiſchen Aka⸗ 
demien. Abgeſehen vom Lehrplan, der durchaus 
nicht zureichend iſt, kämpft man gegen die kon⸗ 
feſſionelle Abgeſchloſſenheit, daß man dort nur 
katholiſche und evangeliſche Pädagogiſche Akade⸗ 
mien ſchaffen will. Allerdings verſucht man jetzt, 
der Oppoſition von links einen Brocken hinzuwer⸗ 


fen, indem man auch Akademien auf rein weltan⸗ 


ſchaulicher Grundlage zu ſchaffen beabſichtigt. Die 


Lehrerſchaft kämpft aber gegen dieſe Pädagogi⸗ 


chen Akademien und verlangt die Verlegung der 
Ausbildung in die Aniverſitäten. a 

Die Pädagogiſchen Akademien bezwecken nur 
die wollſtändige Konfeſſionierung des Anter⸗ 
richtsweſens. Darin wird das Zentrum von den 


Sozialdemokraten unterſtühr, die damit zufrizeen 


ind, wenn einige weltanſchauliche Schulen 


11 
de: 


schaffen werden, de ja ſerbſt von der preußiſchen 


Regierung als ſogenannte Sammelſchulen be⸗ 
zeichnet werden. Was in die übrigen Schulen 


nicht hineingehört, ſoll hier „geſammelt“ werden. 


Wir haben kein Intereſſe daran, daß man die 
Kinder proletariſcher Klaſſenkämpfer von den 


übrigen abkapſelt. Wir verlangen nach wie vor 


die Durchführung der alten grundſätzlichen For⸗ 
erung der Sozialdemokratiſchen Partei: Ein⸗ 
heitlichkeit und Weltlichkeit des geſamten Volks⸗ 
ſchulweſens, keine Trennung in konfeſſſionelle 
und weltanſchauliche Schulen. (Zuruf links.) Sie 
haben nicht einmal das durchführen wollen, ſon⸗ 


deyn ſogar für die katholiſche Schule in Ohra ge⸗ 


ſtimmt. Sie haben auch für den Kirchenetat und 
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die Mehrbewilligung von Kirchenmitteln ge 
ſtimmt. Die Volksſchullehrerſchaft wird ſich ſehr 
dafür intereſſieren, daß man ihren Fragen ſo 
wenig Intereſſe ſchenkt und verſucht, dieſe Aus⸗ 
führungen durch Zwiſchenrufe lächerlich zu 
machen. (Abg. Kurowski: Sie machen ebenfalls 
ſehr viele Zwiſchenrufe, Herr Plenikowſki!) Ich 
gehe nur auf Ihre Zwiſchenrufe ein. Ihre Zurufe 
ſind aber ſehr intereſſant, ſie dokumentieren die 
Stellung Ihrer Partei. 


Anders iſt die Regelung der Verhältniſſe in. 
Bayern und Thüringen. Wir haben dort die 
alten Seminare. Bei der reaktionären Einſtel⸗ 
lung der Regierungs⸗ und Verwaltungsbehörden 
in Bayern und Würtemberg kann das nicht be⸗ 
fremden. Herr Bazille in Württemberg erklärte, 
die bisherige Ausbildung der Lehrer — alſo in 
Seminaren — wäre noch zu gut. Ein Maurer 
brauche nur Schreiben, Leſen und Rechnen zu 
können. (Frau Abg. Kreft: Glauben Sie auch, 
daß das genug iſt, Herr Aurowili? — Abg. Ku⸗ 
rowſki: Wenn man das gut bann, iſt das aller⸗ 
lei!) In Sachſen, Thüringen und Hamburg iſt 
die Fachausbildung planmäßig an die Umiver- 
ſitäten verlegt. In Heſſen, Mecklenburg und 
Braunſchweig haben wir die wiſſenſchaftliche 
Ausbildung auf der Aniverſität und die pädago⸗ 
giſche auf beſonderen Inſtituten. 


Was it nun hier in Danzig zu fordern? Sie 
wiſſen, daß wir durch unſeren Geſetzentwurf die 
wiſſenſchaftliche Berufsausbildung an der Techni⸗ 
ſchen Hochſchule fordern und die praktiſch⸗pädago⸗ 
giſche an einem an die Hochſchule anzugliedern⸗ 
den Pädagogiſchen Inſtitut. Sit dieſe Forderung 
berechtigt? Nun, es werden wahrſcheinlich be⸗ 
ſonders zwei Parteien gegen dieſe Forderung 
ſein, und zwar die Deutſchnationale und die Zen⸗ 
trumspartei. Die Zentrumspartei hat ja ihre 
Meinung hier bereits kund getan. Ohne daß ſie 
nachher zu dem Geſetz zu ſprechen braucht, wiſſen 
wir, daß ſie ſich gegen die Ausbildung an der 
Hochſchule wenden wird. Frau Dr. Semrau nickt 
mit dem Kopf. Sie werden wahrſcheinlich be⸗ 
ſondere Pädagogiſche Akademien verlangen. 
Aber der Zuſtand, daß Sie die Lehrer nach Preu⸗ 
ßen ſchicken, iſt untvagbar. Wenn Sie dann hier 
ſogenannte Pädagogiſche Abademien errichten 
wollen, dann auch nur, um den Grundſatz der 
Konfeſſionierung aufrechtzuerhalten. Sie werden 
dabei vor keinem Mittel zurückſchrecken. Sie wer⸗ 
den dann genug Geld in der Staatskaſſe haben, 
um vielleicht eine evangeliſche, eine katholiſche 
(Eine polniſche! rechts) Akademie zu errichten. 
Der Zwiſchenruf iſt durchaus berechtigt. Bei der 


Stellungnahme des Zentrums iſt zu erwarten, 
daß es eine polniſch⸗katholiſche, eine polniſch⸗ 
evangeliſche, eine deutſch⸗evangeliſche und eine 


deulſch⸗katholiſche Akademie ſchafft. Vielleicht ſoll 
jeder Schüler von einem Geiſtlichen beſonders 
erzogen werden. Sie jehen, daß ich das Richtige 
getroffen habe. Sie werden ſich gegen die Aus⸗ 
bildung in der Hochſchule wenden. Ihre Meinung 
wird aber nicht maßgebend ſein, ſondern die 
Meinung der Bevölkerung. 
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Die Deutſchnationale Partei wird ſich eben⸗ Wege in Bezug auf die Lehrerausbildung zu be⸗ 


falls dagegen wenden. Sie wind erklären, eine 
Ausbildung der Lehrer an der Univerſität in 
demſelben Umfang, wie fie die übrigen afademi- 


ſchen Berufe genießen, ſei überflüſſig. Wir kennen 


den Ausſpruch Ihres Staat mannes in Würt⸗ 
temberg, der erklärte, die Ausbildung an den 
Seminaren wäre zu gut, die Maurer brauchten 
nur Leſen, Schreiben und Rechnen zu lernen. 
Wir wiſſen, daß ſich die Deutſchnationale Partei 
auch dagegen wenden wird. (Seien Sie micht ſo 
peſſimiſtiſch! rechts.) Dazu braucht man nicht 
Peſſimiſt zu ſein. Wir hoffen trotzdem, daß es 
den Werktätigen und beſonders der Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft gelingen wird, die Ausbildung an der 
Hochſchule in Danzig durchzudrücken, auch gegen 
den Willen der Zentrumspartei. (Das Geld! im 
Zentrum.) Ich habe gleich geſagt, Sie werden 
durchaus nicht nach den Koſten fragen, wenn es 
ſich um den Ausbau ſogenannter Pädagogiſcher 
Akademien handelt und wenn dieſe mach der Kon⸗ 
feſſion getrennt werden. Erinnern Sie ſich am die 
Vorgänge, die ſich in Deutſchland abgeſpielt 
haben, als der S̃chulgeſetzentwurf beraten 
wurde? Sie wiſſen, was der Antrag für unge⸗ 
heure Koſten verurſacht, den das Zentrum befür⸗ 
wortet. Da ſpielen aber die Koſten keine Rolle, 
die Hauptſache iſt, daß man die katholiſchen 
Schäflein von den ewangelifchen abbapſeln bann. 
(Frau Abg. Dr. Semrau: Wenn die Notwendigkeit 
vorliegt, dürfen die Koſten keine Rolle ſpielen!) 
Wir willen daß Sie keine Koſten ſcheuen werden, 
um die Ausbildung der Lehrer in Ihrem Sinne 
an ſogenannte Pädagogiſche Akademien zu ver⸗ 
legen bezw. neue Seminare zu gründen. Nicht der 
Wille der Lehrer iſt Ihnen maßgebend. Wir 
find uns bei unſerer Forderung der Gefahr wohl 
bewußt, die die Lehrerbildung auf der Baſis der 
höheren Schulbildung und einer Fachausbildung 
auf der Univerſität unter den gegebenen Verhält⸗ 
niſſen in der bürgerlichen Geſellſchaft mit ſich 
bringt. Wir wiſſen ganz genau, daß es dadurch 
zunächſt einmal den Kindern der Werktätigen 
faſt unmöglich gemacht wird, dieſen Beruf zu er⸗ 
greifen: deshalb muß man auch von vornherein 
dafür ſorgen, daß es dieſen Kreiſen doch möglich 
iſt 


Jetzt werden Sie vielleicht unſeren Geſetzent⸗ 
wurf bezüglich der Aufbauſchule etwas beſſer ver⸗ 
ſtehen. Gewiß werlangen wir die Ausbildung an 
der Hochſchule, wir verlangen aber auch, daß es 
den minderbemittelten Volkskreiſen möglich iſt, 
gerade den Lehrerberuf zu ergreifen, weil ſie be⸗ 
ſonders geeignet ſind, Volkserzieher zu ſein. 
Nicht die Kinder der beſitzenden Kreiſe, ſondern 
die Kinder des Volkes haben Verſtändnis für die 
Nöte des Volkes. Deshalb haben wir in dieſen 
Geſetzentwurf über die Ausbildung der Volks⸗ 
ſchullehrer die Auſbauſchule hineingearbeitet, 
damit es gerade durch die Aufbauſchule den be⸗ 
gabten Proletarierkindern möglich gemacht wird, 
den Lehrerberuf zu ergreifen. Wir wiſſen ganz 
genau, daß das Syſtem der ſogenannten Stipen⸗ 
dien völlig unzulänglich iſt. Ich will nur ein 
Land nennen, das das beweiſt, nämlich Oeſter⸗ 
reich. In Oeſterreich hat man auch verſucht, neue 


ſchreiten. Teilweiſe iſt es der Lehrerſchaft gelun⸗ 
gen, Schulter an Schulter mit den Werktätigen 
eine beſſere Ausbildung zu erreichen. (Mit den 
Sozialdemokraten! links.) Es find die Werktäti⸗ 
gen geweſen, und Sie wiſſen ganz genau, daß 
gerade die Sozialdemokraten in Wien nur ganz 
wenige Stipendien gewähren, daß ſich das Sti⸗ 
pendienſyſtem als völlig unzureichend erwieſen 
hat. Es iſt mir befannt, wieviel Stipendien die 
Stadt Wien gibt. Das Stipendienſyſtem iſt alſo 
ſogar in Wien völlig unzulänglich und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich exit pecht hier. Wir haben das ja auch 
bei der Etatsberatung geſehen. Wir verlangten, 
daß in dieſem Jahr mehr Mittel in den Etat 
eingeſetzt werden ſollten, um den Schülern die 
Möglichkeit zu geben, ſich in Deutſchland für den 
Lehrerberuf ausbilden zu laſſen. 

Wenn erklärt wurde, der Weg der Aufbau⸗ 
ſchule ſei der falſche, der Weg der Gewährung won 
Stipendien ſei der richtige Weg, und man ſei 


gern bereit, Mittel in den Etat einzuſtellen, jo: 


haben Sie durch die Tat bewieſen, daß Sie dazu 
nicht bereit ſind. Wir haben beim Volksſchuletat 
geſehen, daß man dafür lumpige 2000 Gulden 
eingeſetzt hat. Als die Kommuniſtiſche Partei 
verlangte, den Betrag auf 10 000 Mark zu erhö⸗ 
hen, wurde das abgelehnt. Sie werden alſo auch 
dieſen Weg nicht beſchreiten, um den mim derbe⸗ 
mittelten Kindern die Möglichkeit zur Wahl des 
Lehrerberufs zu geben. Deshalb haben wir den 
Geſetzentwurf bezüglich der Aufbauſchule gebracht 
und haben einen entſprechenden Paragraphen in 
das Geſetz über die Ausbildung der Volksſchul⸗ 
lehrer hineingearbeitet. Es muß außerdem feſt⸗ 
geſtellt werden, wir finden es auch in Danzig 
beſtätigt, daß in allen bürgerlichen Staaten durch 
die rückſichtsloſe Kulturpolitik, durch die be⸗ 
ſchränkte konſervative Schulpolitik das Ergebnis 
gezeigt wird, daß die diesbezüglichen Reformen 
für die Ausbildung der Lehrer überall entweder 
Fiasko erlitten haben, oder wo fie teilweiſe durch⸗ 
geführt wurden, verſucht man ſie unkenntlich zu 
machen und wieder zu beſeitigen. Trotzdem wir 
uns alſo der Gefahr bewußt ſind, daß 
wenigen Kindern unbemiktelter Kreiſe ermög⸗ 
licht wind, dieſen Beruf zu ergreifen, obwohl 
wir wiſſen, daß die Kinder des Proletariats dem 
Klaſſenkampf dadurch verloren gehen können, 
halten wir nach wie vor an unſeren grunddſätz⸗ 
lichen Forderungen feſt und haben ihnen durch 
das Geſetz über die Ausbildung der Volksſchul⸗ 
lehrer Ausdruck gegeben. 

Die Berufsausbildung muß an den Hoch⸗ 
ſchulen, den Zentralſtellen der Wiſſenſchaft, er⸗ 
folgen. Den Hochſchulen find pädagogiſche Uni⸗ 


verſitäts⸗Inſtitute anzugliedern. Es iſt alſo un⸗ 
bedingt eine höchſtqualifizierte Ausbildung für 
alle Erzieher der Jugend zu fordern. Wir ſind⸗ 


aber auch gleichzeitig davon überzeugt, daß die 
Erfüllung dieſer Forderung in einwandfreier⸗ 
Form nur im proletariſchen Staat garantiert 
wird. Ich möchte auf einen Ausſpruch Lenins 
hinweiſen: „Der Volksſchullehrer ſoll bei 


auf ein Niveau gehoben werden, auf dem er nie 
geſtanden hat, nirgends ſonſt ſteht und in ber 


es nur 
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bürgerlichen Geſellſchaft niemals ſtehen würde“. 
Dieſe Ausführungen beweiſen aber nur, daß 
alle dieſe Fragen eng mit dem Befreiungskampf 
des Proletariats von den Feſſeln des bapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsſyſtems verbunden find. Unſere 
Forderungen und der Kampf um die Durchfüh⸗ 
rung derſelben find nur Vorarbeiten, allerdings 
ſehr wichtige Vorarbeiten. Wir gliedern ſie be⸗ 
wußt in unſere Geſamtpolitik ein: Fort mit dem 
bürgerlich⸗bapitaliſtiſchen Syſtem, Schaffung der 
proletariſchen Demokratie, Errichtung der prole⸗ 
tariſchen Diktatur! Die Rechte der Werktätigen 
und damit auch die Rechte der Lehrer und der 
Schulen können nur von einer Regierung der 
Werktätigen geſichert ſein. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Hoppe. 

Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Frage der Lehrerbildung iſt von uns im Rahmen 
und Geiſte unſeres ſchulpolitiſchen Programms 
zu betrachten und gu behandeln. Für uns iſt die 
Schule eine Pflegeſtätte der Volkseinheit, der 
Volksſittlichkeit und der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung. (Fr. Abg. Kreft: Der Verdummung!) 
Jede Schule iſt ſoviel wert, wie der Lehrer, der 
an ihr wirkt. Stellen wir an unſere Schulen die 
höchſten Anforderungen, dann müſſen wir auch 
eine Lehrerſchaft der beiten Qualität beſitzen. 
Darum iſt die Schulfrage, wenn wir von einer 
ſolchen ſprechen, im Kernpunkt die Lehrerfrage. 
Wir werden uns fragen: Wie bekommen wir für 
unſere Schulen, wie wir fie uns denken, die 
beſten und tüchtigſten Lehrer? Die Bedeutung 
des Lehrers geht heute über den Rahmen der 
eigentlichen Volksſchule hinaus Wir chen in 
ihm den ſachverſtändigen Vertrauensmann und 
berufenen Führer auf dem Gebiete der Jugend⸗ 
Agiehung. Seine unterrichtliche und erziehende 
Tätigkeit und Aufgabe geht über die Enge der 
Volksſchule hinaus auf die Mittelſchule, die 
Jach⸗ und Fortbildungsſchule. Die künftige 
zehrerbildung muß in der Lage ſein, den Lehrer 
für alle diefe Aufgaben auszurüſten. Die Bil⸗ 
dungsfrage iſt daher die Kernfrage für die Ent⸗ 
wickelung der ganzen Volksbildung und Volks⸗ 
erziehung. 

Nach ſeiner grundſätzlichen Seite liegt das 
Lehrerbildungsprogramm für uns feſt. Es iſt in 
ſeinen Hauptzügen in der Reichsverfaſſung ver⸗ 
ankert. Der Freiſtaat will ihm folgen. In der 
Schulkonferenz der Freien Stadt iſt uns ſchon im 
Jahre 1922 auf Grund der Forderungen der 

ehrervereinigungen der Weg der Lehrerbildung 
ezeichnet: Zweijähriges akademiſches Studium 
mit anſchließendem Probejahr. 

Infolge Ablehnung einer einheitlichen Rege⸗ 
lung der Volksſchullehrerbildung durch das Reich 
ann nun feſtgeſtellt werden, daß bei der Rege⸗ 
lung der Lehrerbildung durch die einzelnen Län⸗ 
der eine Buntſcheckigkeit Platz gegriffen hat und 
noch mehr Platz zu greifen droht, die mit Rück⸗ 
ſicht auf unſere Schule, wie auf den Lehrerſtand, 
tief bedauerlich iſt. (Sehr gut! im Zentrum. 


— 


Stabile Verhältniſſe beſtehen in den Ländern des 
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Reichs eben noch micht, man iſt dort noch nicht 
zur Ruhe gekommen. Die Not der Zeit, insbeſon⸗ 
dere die finanzielle, bedingte die Tatſache, daß 
man ſehr zögernd und vorſichtig an die Neuord⸗ 
nung herantrat, vor allen Dingen, daß ſie nicht 
mit einem Male aus der Erde geſtampft wurde 
und geſtampft werden konnte. Es ſind Verſuche, 
die heute überall gemacht werden, auch in Preu⸗ 
ßen. Gründe, die eigene Einrichtungen für die 
Volksſchullehrerbildung in der Freien Stadt be⸗ 
jahen, ließen ſich gewiß anführen. Genannt wer⸗ 
den die hohe Bedeutung des Heimatgedankens 
für Erziehung und Unterricht, politiſche Gründe, 
daß auch ein kleines Staatsweſen, wie Danzig es 
iſt, bei der Anſtellung der wichtigſten Staats⸗ 
beamten nicht abhängig ſein dürfe von anderen 
Ländern, und ſchließlich wirtſchaftliche Gründe, 
daß der Beruf des Lehrers dem Danziger Staats⸗ 
bürger durch eigene Bildungseinrichtungen im 
Freiſtadtgebiet erſchloſſen bleiben und er⸗ 
leichtert werden müſſe. Ich laſſe allenfalls dieſen 
letzten Grund gelten. Der zweite Grund iſt ganz 
und gar hinfällig. Die Abhängigkeit in dieſer 
Frage von unſerm alten Mutterlande bezw. 
Preußen werden wir Danziger jederzeit gern 
hinnehmen. Würden wir in unſerm kleinen 
Freiſtaatgebiet ebenfalls derartige Verſuche, 
wie ſie in den Reichsländern unternommen 
werden, anſtellen, dann müßten wir uns klar 
ſein, daß ſie die Staatsfinanzen ganz erheblich 
angreifen würden. Man legt ſich weiter durch 
Verſuche, die man macht, zu leicht von vornher⸗ 
ein feſt, und größte Schwierigkeiten finanzieller 
Art würden bei einer ſpäter notwendig werden⸗ 
den Umgeſtaltung entſtehen. Es it daher nicht 
zu verwundern, wenn der Senat für die Ein⸗ 
führung der Lehrerbildung bisher noch nicht ſeine 


ganzen Vorarbeiten abſchließen konnte, vielmehr 


die Entwicklung der Lehrerbildungsreform im 
Reich und in Preußen verfolgte, damit der Zu⸗ 


ſammenhang aus kulturellen Gründen mit der 


Lehrerbildung im Reich und in Preußen gewahrt 


werden kann. 


Bei den diesjährigen Etatsberatungen be⸗ 
zeichnete der Senat die Regelung für Danzig als 
durchaus nicht dringend, da für die nächſten 
Jahre noch genügend Lehrkräfte zur Verfügung 
ſtänden. Vorläufig hat Preußen noch einen der⸗ 
artigen Ueberſchuß an Lehrperſonen, daß unſer 
Bedarf in Danzig vollſtändig gedeckt werden 
kann. Sollte der Bedarf an Lehrkräften von 
Preußen aus in der Folge etwa micht mehr ge⸗ 
deckt werden können, dann dürften die Gründe 
hierfür auf irgendwelchen anderen Gebieten zu 
ſuchen ſein. Der Lehrerberuf ſetzt erſtmalig be⸗ 
ſondere Naturanlagen und Neigungen voraus. 
Sollte ſich etwa die Beſoldung der Danziger 
Lehrer in Zukunft ſo geſtalten, daß ſelbſt brot⸗ 
loſe preußiſche Lehrer nicht mehr nach Danzig 
kommen würden, dann würden auch Danziger 
Abiturienten wenig Neigung verſpüren und 
keine Anregung finden, ſich dem Lehrerberuf zu 
widmen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Wir 


) wollen den Abſchluß der Versuche in Preußen ab⸗ 


warten und uns der einheitlichen Regelung an⸗ 


— 
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D) 
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(Hoppe, Abgeordneter) 
ſchließen. Bis dahin empfehlen wir, unſere Dan⸗ 
ziger Bewerber nach Preußen zu überweiſen und 
ihnen in ihren wirtſchaftlichen Nöten durch Ge⸗ 
währung von Beihilfen zur Seite zu ſtehen. 
Wir folgen den Beſtrebungen, die neuerdings 
für die Lehrerausbildung nur in Frage kom⸗ 
men können. Nur eine Seite dieſer Frage werden 
wir niemals außer Acht laſſen, das iſt die kon⸗ 
feſſionelle. Sowohl die praktiſche Erziehertätig⸗ 
keit, als auch die philoſophiſch⸗pädagogiſchen 
Wiſſenſchaften ſind innerlich auf das engſte mit 
Fragen der Weltanſchauung verknüpft. Daher 
ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß die beruf⸗ 
liche Ausbildung der Lehrer für Bekenntnis⸗ 
ſchulen nach den Grundſätzen der betreffenden 
Religionsgemeinſchaft erfolgen muß. Die religi⸗ 
öſen Grundlagen ſind für unſer Volk befenntnis- 
mäßig geſtaltet, alſo iſt auch die Ausbildung des 
Erziehers auf konfeſſionelle Grundlage verwie⸗ 
ſen. Den Eltern iſt in der Verfaſſung das Recht 
auf Bekenntnisſchulen gewährleiſtet, nicht als 
Privatſchulen, ſondern als öffentliche. Es iſt dann 
eine Konſequenz, daß für dieſe Schulen Lehrer 
vorhanden ſind, die bekenntnismäßig vorgebildet 
ſind, und von denen die Erziehungsberechtigten 
eine ſichere Garantie haben, daß ſie ihre Kinder 
in dem von ihnen gewünſchten Geiſte erziehen. 
Das möchte ich Ihnen beſonders ſagen, Herr 
Plenikowſki. Sie und Ihre Freunde ſpielen ſich jo 
gern als Bringer der Freiheit auf. Wenn Sie 
uns dieſe Freiheit bringen, ſo iſt das für uns 
keine Freiheit, ſondern eine Gewiſſensknechtung. 
Religion und Staatsgeſinnung, Chriſtentum und 
Deutihtum, das iſt das große Ziel aller Volks⸗ 
erziehung, und über unſerer Arbeit ſteht ge⸗ 
ſchrieben, auch über unſerer Schularbeit: Treue 
dem Glauben und Treue dem Staat. (Abg. 
Plenikowſki: Knechtung!) Dieſer Wahlſpruch 
umſchließt in ſeiner Schlichtheit die Forde⸗ 
rungen, in denen die Anſprüche gipfeln, die wir 
an die neue Lehrerbildung und die künftigen 
Lehrerbildner ſtellen. (Bravo! im Zentrum.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Senator Dr. Strunk. 

Dr. Strunk, Senator: M. D. u. H.! Der Ge⸗ 
ſetzentwurf des Herrn Abg. Plenikowſki behan⸗ 
delt einen Gegenſtand, der von größter Bedeu⸗ 
tung für die Volksſchule und den Volksſchul⸗ 
lehrerſtand iſt. Er iſt darum in Danzig häufig 
Gegenſtand der Beratung und Prüfung nach der 
grundſätzlichen und praktiſchen Seite geweſen. Ich 
möchte darauf hinweiſen, daß ich in fait jedem 
Jahre anläßlich der Beratung des Haushalts⸗ 
plans über den Standpunkt des Lehrernad: 
wuchſes und die Möglichkeiten der Lehrerbildung 
Auskunft gegeben habe. Ich habe mich in den 
letzten Jahren auf Grund der Erfahrungen auf 
den Standpunkt ſtellen müſſen, daß die Zeit noch 
nicht reif iſt, etwa ein Geſetz entſprechend den 
88 1 und 2 des Entwurfs des Herrn Plenikowſki 
in Danzig einzuführen, ganz abgeſehen davon, 
daß die finanziellen Verhältniſſe zur Zeit eine 
gute Regelung vollkommen ausſchließen. 


Auch vom kulturpolitiſchen Standpunkt aus 


betrachtet it die jetzige Zeit nicht geeignet, die 
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akademiſche Lehrerbildung bei uns hier in Dan⸗ 
zig zu regeln, und zwar darum, weil wir Wert 
darauf legen müſſen, mit dem Deutſchen Reich in 
dieſer Frage konform zu gehen, worauf auch 
Herr Abg. Plenikowſki hingewieſen hat. Zwar 
iſt in dem Artikel 143 der deutſchen Reichsver⸗ 
faſſung erklärt, daß ein Geſetz über eine einheit⸗ 
liche Vorbildung der Volksſchullehrer ergehen 
ſoll, aber dies Geſetz it trotz vielfacher Verfuche 
niemals zuſtande gekommen, (Abg. Plenikowfki: 
Einheitlichkeit mit Hamburg!) weil ſich Reich und 
Länder über die finanziellen Leiſtungen nicht 


einigen konnten. Dadurch iſt es gekommen, daß 


ſich die einzelnen Länder ſchließlich ſelbſt helfen 
mußten; denn man konnte natürlich nicht acht 
Jahre auf eine Reichsregelung warten. Die Zeit 
geht hin, und es ſind keine alten Seminare mehr 
da. So iſt es gekommen, daß man in den meiſten 


Ländern Eigenlöſungen gefunden hat, und zwar 


Eigenlöſungen, die ſo verſchieden ſind, daß wir 
die von Herrn Abg. Hoppe erwähnte Buntſchek⸗ 
kigkeit im deutſchen Reiche haben, nämlich Ein⸗ 
richtungen, die von den alten Volksſchullehrer⸗ 
ſeminaren bis zur wollen Univerſitätsausbildung 
nebeneinander hergehen. Das iſt eine höchſt un⸗ 
glückliche Erſcheinung. Sie hat nicht nur vom 
rein formalen Standpunkt aus betrachtet viele 
Unzuträglichkeiten, ſondern iſt eine Gefahr für 
die deutſche Volksſchule; denn wenn wir ſechs 
oder zehn verſchiedene Lehrerbildungen haben, 
haben wir auch ſechs oder zehn verſchiedene 
Volksſchulen im deutſchen Vaterland mach dem 


Satz: eine Schule iſt wie ihre Lehrer. Dadurch (DP 


kann ſchließlich eine Zerſtörung der deutſchen 
Kultureinheit entſtehen. Dieſe Befürchtung hat, 
wie ich in den letzten Jahren bemerkt habe, mehr 
und mehr in deutſchen Parteikreiſen Platz ge⸗ 
griffen. Man ſagt ſich, daß es ſo nicht weiter⸗ 
gehen kann. Darum habe ich die Hoffnung nicht 


aufgegeben, daß in nächſter Zeit eine Löſung er⸗ 
folgt, die, wenn auch nicht eine einheitliche Re⸗ 


gelung, ſo doch beſtimmte Einheitstypen herbei⸗ 
führen wind. 


Dann iſt auch der Zeitpunkt gekommen, daß, 


wir uns in Danzig grundſätzlich mit der Frage 
beſchäftigen. Im Augenblick aber wäre es falſch, 


die Lage noch dadurch zu komplizieren, daß wir 


in Danzig ein eigenes Geſetz ſchaffen. Es iſt auch 
noch eine andere Sorge, die, wie ich feſtgeſtellt 
habe, die deutſchen Politiker und Regierungen 
bewegt. Es hat ſich nämlich hevausgeitellt, daß 
der Beſuch der ſämtlichen Inſtitute, Univerſitä⸗ 
ten, Pädagogiſchen Akademien und was man 


ſonſt noch hat, nicht ausreicht, um den zukünfti⸗ 


gen Bedarf an Lehrern, wenn die Junglehrer⸗ 


ſchaft aufgebraucht iſt, zu decken. Es ſcheint alſo, 


als wenn die jetzige akademiſche Ausbildung nicht 


genügend Anziehungskraft auf die jungen Lehr⸗ 
amtsanwärter, auf die Jugend, ausübt. Das iſt 


auch eine gefährliche Sache. Man hat auch feſt⸗ 
geſtellt, daß die ſoziale Schichtung des akademi⸗ 
ſchen Nachwuchſes der Volksſchullehrerſchaft eine 


andere iſt als in den Zeiten des alten Lehrer⸗ 
ſeminars, und darauf muß auch geachtet werden. 
Das iſt auch der Grund, weshalb Herr Abg. 


(A 


— 


(B) 
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Plenikowſki ſeinen Antrag mit dem andern An⸗ 


trag der Aufbauſchule verbindet. Von ſeinem 
Standpunkt iſt das logiſch, vom anderen Stand⸗ 
punkt aber, wie ich ſchon bei der Beratung des 
vorigen Punktes dargelegt habe, abſund, weil 
die Verfaſſung eine ſolche Regelung ausſchließt. 
Ich möchte die Frage durchaus nicht wom Stand⸗ 
punkt des Nachwuchſes betrachten; denn das iſt 
eine ſchiefe Einſtellung, ſondern man muß fie 
von der Eigenart der Volksſchule aus betrachten. 
Der Nachwuchs wind nicht dadurch geſchwächt 
oder geſtärkt, daß die Ausbildung eine akademiſche 
oder halbakademiſche oder nichtakademiſche iſt. 
Da ſind andere Gründe maßgebend. 

Ich möchte noch auf einen Einwand des Herrn 
Abg. Plenikowſki chinweiſen. Wenn ſich ein paar 
Lehrer, die in Danzig tätig ſind, nach Preußen 
zurückgemldet haben (Abg. Plenikowſki: Es ſind 


mehr!), es können drei oder auch zehn fein, jo 
macht das nichts aus; denn wir haben jeden Tag 
die Möglichkeit, dafür andere preußiſche Lehrer 
heranzuziehen. Wenn es dem einen oder anderen 
nicht gefällt, wenn er die Beſoldung nicht billigt, 


ſind wir nicht darauf angewieſen, jedem einen 


Lorbeerkranz dafür zu flechten, daß er nach Dan⸗ 


zig kommt. Wir find in der Lage, Erſatz heran⸗ 
zuziehen. Es liegt aus dieſem Grunde zur Zeit 
ein Zwang nicht vor, daß wir eine Einrichtung 
ſchaffen, die dem Geſetzentwurf entſpricht; denn 
wir ſind dank dem freien Entſchluß des preußi⸗ 
ſchen Miniſteriums in die Lage verſetzt, daß un⸗ 
ſere jungen Abiturienten die Pädagogiſchen 


Akademien in Preußen unentgeltlich beſuchen 
können, wozu ihm der Senat und die Lehramts⸗ 
anwärter zu Dank verpflichtet find. Wir genie⸗ 
ßen hier dieſelben Vorteile 


ohnen finanzielle 
Leiſtungen, den verſchiedene norddeutſche Klein⸗ 
ſtaaten auf Grund von Verträgen genießen, die 
ſie mit Preußen eingegangen ſind. Ich verweiſe 
darauf, daß 3. B. Oldenburg, ein Staat, der 


ungefähr mit dem unſrigen gleichgeſtellt werden 
kann, und Lippe mit Preußen Verträge geſchloſ⸗ 


ſen haben. Mit der Freien und Hanſeſtadt 
Bremen ſchweben Verhandlungen. 

Es iſt ja bekannt, daß die Meinungen über 
den Wert der akademiſchen Lehrerbildung aus⸗ 
einandergehen. Ich ſtehe der akademiſchen 
Lehrerbildung ſympathiſch gegenüber, wie ich be⸗ 
reits vor ſechseinhalb Jahren auf der Danziger 
Schulkonferenz Anfang Januar 1922 ausgeführt 
habe, worauf der Herr Abg. Hoppe eingegangen 


it. Ich habe auch damals die Gründe entwickelt, 


die mir dafür zu ſprechen ſchienen, daß wir in 


Danzig eine eigene Danziger akademiſche Ein⸗ 


richtung ſchaffen müßten. Ich habe aber ſchon da⸗ 
mals auf zwei Vorausſetzungen, die auch zwei 


Bedenken ſind, hingewieſen, nämlich einmal, daß 


man dafür ſorgen müßte, daß aus einem ſolchen 


Vorgehen keine Inzucht und keine Einſeitigkeit 


entſteht; es wäre für uns eine große Gefahr, 
wenn wir uns bildungsmäßig einkapſelten. 
Wenn alles von Danzig geſchähe, wenn die ganze 
Lehrerbildung rein Danzigeriſch wäre, ſo würde 
das kulturpolitiſch eine Gefahr bedeuten. Zwei⸗ 
tens habe ich geſagt, wenn wir etwas machen, 
müſſen wir es doch ſo machen, daß es nicht min⸗ 
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beuwertiger iſt als die Einrichtungen in den 
anderen deutſchen Ländern, die uns mit dieſem 
Vorbild vorangegangen ſind. 

Dieſe Vorausſetzungen können zur Zeit nicht 
erfüllt werden; denn die jetzigen Einrichtungen 
an der Techniſchen Hochſchule in Danzig ſind 
nicht ausreichend, um etwa die akademiſche 
Lehrerbildung in Danzig ohne große Koſten 
durchzuführen und ſicherzuſtellen. Schließlich iſt 
doch auch nicht zu beſtreiten, daß die Pädagogi⸗ 
ſchen Akademien in Preußen der Eigenart der 
Volksſchullehrer⸗Ausbildung gerecht werden. 
Man kann über dieſe Leiſtungen nicht mit einer 
Handbewegung hinweggehen. Es gibt ja jetzt 
ſchon eine ganze Reihe von Danzigern, die dieſe 
Einrichtungen ſelbſt kennen gelernt haben. Er⸗ 
kundigen Sie ſich darüber bei den jungen Leuten, 
die aus Elbing hergekommen ſind, und Sie wer⸗ 
den Anerkennung hören. Ich verweiſe Sie auch 
auf die Vorträge, die die Profeſſoren der Aka⸗ 
demie in Elbing als gern geſehene Gäſte vor 
der Danziger Lehrerſchaft halten. Sie werden 
mir zugeben, daß dort eine gute, wiſſenſchaftlich 
fundierte Arbeit geleiſtet wird. Bei der Anglie⸗ 
derung an ſchon beſtehende Aniverſitäten und 
Hochſchulen kann dieſe Eigenart des Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Berufs leicht zu kurz kommen. Das habe 
ich früher nicht genügend bedacht, das iſt mir mit 
der Zeit klar geworden, als ich mehr in die Ma⸗ 
terie eindrang. 5 

Aus dieſem Grunde hat man ſ. Z. davon Ab⸗ 
ſtand genommen, techniſche Fakultäten an die 
alten Univerſitäten anzugliedern, und man iſt 
dazu übergegangen, neue Einrichtungen, eben die 
Techniſchen Hochſchulen, zu ſchaffen, die dem Geiſt 
der Technik genügend Raum laſſen, ihm Ent⸗ 
wicklungsfreiheit geben und neue große Ziele 
und Erfolge ermöglichen. Wenn die technischen 
Wiſſenſchaften an die Univerſitäten angeſchloſſen 
worden wären, wären ſie mit der ganzen Univer⸗ 
ſttäts⸗Tradition und mit dem Geiſt belaſtet ge⸗ 
weſen, der ſich auf den Univerſitäten ausgebildet 
hat. Ich weiß, daß dieſer Geiſt ein guter Geiſt iſt, 
die Hochſchulen hätten aber keinen eigenen Geiſt, 
keine eigenen Lebenskräfte, keine eigenen Impulſe 
gehabt und hätten ſich nicht zu der glanzvollen 
Höhe entwickeln können, die die Techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen erreicht haben. Niemand wird heute ſagen, 
daß die Techniſchen Hochſchulen den Univerſitäten 
nicht gleichwärtig oder nicht mindeſtens ebenſo 
wertvoll ſeien. (Abg. Plenikowſki: Weshalb 
bilden Sie die Philologen nicht an Pädagogiſchen 
Akademien?) Wenn der philologiſche Beruf 
Aniverſitätsausbildung verlangt, muß dieſer 
Bildungsweg weiter beſchritten werden. 

Beim Etat hat der Herr Abg. Friedrich einen 
Antrag eingebracht, der verlangt, der Senat ſolle 
prüfen, welche Mittel aufgewandt werden 
müßten, um die akademiſche Lehrerausbildung 
an die Techniſche Hochſchule zu verlegen. Dieſer 
Antrag wurde ſ. 3. im Volkstag abgelehnt. Wir 
haben trotzedem dieſe Prüfung vorgenommen 


und feſtgeſtelt, daß ſo hohe Ausgaben und Lei⸗ 
ſtungen notwendig ſind, daß ſie im nächſten Etat 
nicht bewilligt werden können. Weiter möchte 
ich darüber heute keinerlei Mitteilungen machen, 
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r en ff Strunk, Senator) 
weil ſich das nicht ohne weiteres in Zahlen aus⸗ 
drücken läßt. 

Aus allen dieſen Gründen bin ich der Mei⸗ 
nung, daß der jetzige Zeitpunkt für die Annahme 
des Geſetzentwurfs des Herrn Abg. Plenikowſki 
nicht geeignet iſt. Ich bin allerdings der Mei⸗ 
nung, daß der Reiz zur Ergreifung des Lehrer⸗ 
berufs verſtärkt werden müßte. Und zwar iſt das 
nicht nur bei uns der Fall, ſondern auch in ſämt⸗ 
lichen deutſchen Ländern, ſelbſt in denen, wo man 
eine vollkommen alademiſche Lehrerbildung be⸗ 
reits beſitzt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ein kur⸗ 
zes Wort zu der ſogenannten Konfeſſionierung 
der Schulen und der Och re agb il Eigenar⸗ 
tig iſt, daß Sie dieſe Forderung mur bei der Aus: 
bildung der Volksſchullehrer und für die Volks⸗ 
ſchulen erheben. Weshalb erheben Sie ſie nicht un 
bei den höheren Schulen? Weshalb erheben S 
die Forderung der Ausbildung nach der Kon⸗ 
feſſion micht auch bei den Herren Rechtsanwälten, 
Aerzten und anderen Berufen? Dieſe Herren 
brauchen keine beſondere konfeſſionelle Ausbil⸗ 
dung. Aber die Volksſchule und die Volksſchul⸗ 
lehrer brauchen ſie. Das beweiſt nur, daß Sie die 
Konfeſſionierung, die Abkapſelung, nur anwen⸗ 
den, um die Volksſchulen und die Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft weiter in der Anwiſſenheit zu er⸗ 
halten. Es iſt doch bekannt, wie wenig die in den 
katholiſchen Seminaren herangebildete Lehrer⸗ 
ſchaft mit der modernen Wiſſenſchaft und ihren 
Ergebniſſen vertraut war. Das habe ich am eige⸗ 
nen Leibe erfahren, als ich 1917 ins Feld kam 
und dort mit Seminariſten aus Kiel und Han⸗ 
nover zuſammentraf, die nicht in einem katho⸗ 
liſchen Seminar herangebildet waren. Durch die⸗ 
ſen Gedankenaustauſch erſt bin ich zu der Er⸗ 
kenntnis gekommen, daß der Weg, auf dem ich 
mich befand, ein ſalſcher war. Da kam mir zum 
Bewußtſein, wie die batholiſche Kirche, ſei es in 
den Volksſchulen, ſei es in den katholiſchen 
Lehrerſeminaren, ihre Angehörigen geiſtig knech⸗ 
tet und im Unwiſſe enheit erhält. Das iſt ihr In⸗ 
tereſſe. Dieſe Unwiſſenheit wollen Sie (zum 
Zentrum) behalten und hochzüchten. Sie fürchten, 
daß die Erzieher des Volkes, die Volksſchullehrer, 
an der Univerſität die Wiſſenſchaft kennen 
lernen. Sie wollen ſie davon abhalten oder 
erſt ſo weit bringen, bis ſie immun ſind und 
Wige der katholiſche Glaube mache es allein. 

Nun zu den Ausführungen des Herrn Schul⸗ 
ſenators, der ſagte, die Zeit ſei noch nicht da, 
um etwas in bezug auf die Ausbildung der 
Lehrer zu unternehmen. Es iſt die Sorge der 

Volksſchullehrerſchaft und der Werktätigen, daß 
in dieſer Beziehung etwas unternommen wird. 
Der Herr Schulſenator erklärte, es ſeien genug 
Lehrer vorhanden, wenn auch einige Lehrkräfte 
nach Preußen abwanderten, es würden trotzdem 
aus Preußen ſehr viele herüber kommen. Das 
ſtimmt nicht, oder wie iſt es zu erklären, daß 
man heute bei Krankheitsfällen, die ſich auf 
Monate erſtrecken, keine Vertretung ſtellen kann? 


Das Wort hat 
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Das ſteht feſt, ich kann auch dafür die Beweiſe 
erbringen. Wir werden ja in Zukunft ſehen, wer 
Recht behält. Dann noch etwas Beachtenswertes, 
was Herr Dr. Strunk jagte, Er erklärte, daß in 
Deutſchland der Andrang zum Lehrerberuf ſehr 
ſchwach ſei. Er ſagte, es wird eine Kataſtrophe 
eintreten, wenn man nicht dazu übergeht, einen 
Anreiz zum Ergreifen des Lehrerberufs zu ſchaf⸗ 
fen. Wenn wir in Deutſchland auch noch Zehn⸗ 
tauſende von Lehrkräften haben, die noch nicht 
angeſtellt find, was glauben Sie, in welcher Zeit 
dieſe Lehrkräfte aufgebraucht werden, vor allem, 
wenn nicht genügend Nachwuchs herangebildet 
wird. Die Lehrkräfte, die heute in Deutſchland 
noch nicht angeſtellt ſind, werden bald aufge⸗ 
braucht ſein. Das wird in ganz burzer Zeit der 
Fall ſein. Sie wiſſen, wieviel neue Lehrkräfte 
jährlich in Deutſchland gebraucht werden. Dann 
wird Danzig auch nicht mehr Lehrkräfte aus 
Deutſchland beziehen können. Sie wiſſen auch, daß 
ein derartiges Geſetz nicht im Handumdrehen 
durchzuführen iſt. Der Senat ſoll deshalb an die 
Arbeit herangehen. Er ſoll tatſächlich jetzt die 
Frage ernſter erörtern, als es bis jetzt geſchehen 
iſt. Mit den Ausreden, die das Zentrum braucht, 
daß kein Geld da ſei, mit den Ausreden, die 
Herr Senator Dr. Strunk braucht, daß noch ge⸗ 
nügend Nachwuchs in Preußen vorhanden iſt, 
kann man nichts anfangen. Wenn der Herr Se⸗ 
nator erſt warten will, wie in Deutſchland die 
Ausbildung geſtaltet wird, dann iſt dieſer Hin- 
weis auf Deutſchland tatſächlich hier nicht ange⸗ 


(C) 


bracht. Uns ſteht es durchaus frei, da Sie es ja O) 


immer wieder betonen, wir ſeien ein ſelbſtändi⸗ 
ges Staatsweſen, in dieſer Beziehung ſelbſtändig 
zu handeln und die Frage der Lehrerausbildung 
ſo vorzunehmen, wie wir ſie gefordert haben. 
Wir wiſſen ja auch, daß das in einigen Staaten 
Deutſchlands ſchon der Fall iſt, daß in Sachſen, 
Thüringen und Hamburg die Univerſitätsaus⸗ 
bildung vorhanden iſt. Der Lehrerſchaft wird es 
gelingen, auch in den übrigen Staaten die Uni⸗ 
verſitätsbildung durchzudrücken. Abgeſehen da⸗ 
von ſollten wir aber auch hier anfangen, das 
durchzuführen. Deshalb it der Zeitpunkt durch⸗ 
aus da, dieſes Geſetz anzunehmen und zu verab⸗ 
ſchieden. Wir beantragen deshalb, die Vorlage 
dem Anterrichtsausſchuß zu überweiſen. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag gestellt, die Vorlage 
dem Anterrichtsausſchuß zu überweiſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das erſtere war 
die Mehrheit, der Antrag iſt dem Ausſchuß über⸗ 
wieſen. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 
Ich ſchlage wor, bezüglich Zeit und Tagesordnung 
der nächſten Sitzung den Herrn Präſidenten zu 
ermächtigen, die Sitzung anzuberaumen und die 
Tagesordnung feſtzuſetzen. Widerſpruch wird 
nicht laut. Es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich 


ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 8 Uhr 50 Minuten) 
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den Präſidenten Spill eröffnet. 


cinſki; Staatsräte Büttner, Claaſſen, Lademann; 
Oberregierungsrat Dr. Grentzenberg; Regie⸗ 
rungsrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 49. 
Vollſitzung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor: 
Erſtens ſoll die Ausſprache zu Punkt 6 und 7 mit⸗ 
einander verbunden werden, zweitens ſoll Punkt 
8 von der Tagesordnung abgeſetzt werden, weil 
der Herr Handelsſenator nicht anweſend iſt. Drit⸗ 
tens ſollen die Punkte 9 und 10 in der Ausſprache 
miteinander verbunden werden, und viertens ſol⸗ 
len als letzter Punkt der Tagesordnung noch die 
von den Ausſchüſſen erledigten Eingaben bera⸗ 
ten werden. Die Berichte ſind verteilt, die Zu⸗ 
ſammenſtellung liegt auf den Plätzen. Wider⸗ 
ſpruch gegen die vorgeſchlagenen Aenderungen 
höre ich nicht, das Haus hat ſo beſchloſſen. Wir 
19 — in die Tagesordnung ein, ich rufe Punkt 1 
auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 419 zu Nr. 384. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Brenner. 


Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Mir ſcheint, daß durch dieſe Geſetzesvorlage 
nicht der Zweck erreicht werden dürfte, welcher mit 
derſelben beabſichtigt iſt. Das Zuſchlagsrecht der 
Gemeinden zur Grundwechſelſteuer beſteht ja be⸗ 
reits, und ſo ſoll durch dieſe Geſetzesvorlage den 
Gemeinden, die den Zuſchlag bisher nicht erhe⸗ 
ben, das Recht gegeben werden, auch während des 
Rechnungsjahres durch entſprechende Steuerver⸗ 
ordnung dieſen Zuſchlag erheben zu dürfen. Da 
die Gemeinde Zoppot z. B. den Zuſchlag erhebt, 
ſo glaube ich, daß dieſe Geſetzesvorlage zu dem 
Zweck eingebracht worden iſt, insbeſondere der 
Stadtgemeinde Danzig aus ihrem Dilemma 
herauszuhelfen. Durch die bereitwillige Opfer⸗ 
freudigkeit und Bewilligungsfreudigkeit der 
Stadtbürgerſchaft iſt die Stadtgemeinde ſelbſt in 
ein großes finanzielles Dilemma geraten und 
ſucht nun nach Mitteln und Wegen, um dieſem 
beizukommen. 

Natürlich iſt das beliebteſte Steuerobjekt der 
Hausbeſitz. Man hat ſchon einmal in dieſem 
Jahre auf den Hausbeſitz ſeitens der Stadtge⸗ 
meinde zurückgegriffen, indem man einfach die Hö⸗ 
hereinſchätzung der Grundſtücke vornahm und fo 
die Grundwertſteuer erheblich erhöhte, um da⸗ 
durch einen Teil des Defizits decken zu können. 
Bis zu einem gewiſſen Grade mag das ja gelun⸗ 
gen ſein, aber es ſcheint noch nicht auszureichen. 
Nun verfällt man auf einen neuen Weg, will aber 
wieder den Hausbeſitzer herannehmen, indem 
man einen Zuſchlag zur Grundwechſelſteuer er⸗ 


C heben will. Ich ſagte vorhin ſchon, daß der Zweck 


nicht erreicht werden dürfte, denn wenn der Zu⸗ 
ſchlag ebenſo hoch werden ſollte, wie die Grund⸗ 
wechſelſteuer in ihrer Höhe beſteht, ſo daß alſo 
Käufer und Verkäufer das Doppelte von dem zu 


zahlen hätten, was bisher Geltung hatte, dann 
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wird ſelbſtverſtändlich auf dem Grundſtückmarkt 
ein Rückſchlag einkehren, und das, was man be⸗ 
abſichtigte, wird nicht eintreten. Gewiß die Ge⸗ 
meinde ſelbſt dürfte bei dem einen oder 
anderen ſtattfindenden Grundſtücksverkauf nun⸗ 
mehr auch durch den Zuſchlag zur Grund⸗— 
wechſelſteuer eine Einnahme erzielen, aber 
andererſeits dürfte der Staat dadurch, daß 
durch die Steuererhöhung der Grundſtücks⸗ 
verkauf zum großen Teil zurückgehen wird, eine 
finanzielle Einbuße erleiden. Der Staat wird 
5 einen Schaden zu Gunſten der Kommunen 
aben. 2 
M. D. u. H.! Wir, die Hausbeſitzerpartei, ſind 
nicht dafür, daß der Grundbeſitz weiter beengt und 
belaſtet wird. In dieſem Zuſammenhang iſt es 
ſehr erfreulich, daß in der Entſcheidung, die die 
Hausbeſitzer beim Gericht gegen die Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit der Zwangswirtſchaft angerufen ha⸗ 
ben, wenigſtens gerichtsſeitig feſtgeſtellt worden 
iſt, daß die Zwangswirtſchaft tatſächlich eine Ent⸗ 
eignung darſtellt, wenn auch eine 
Entſchädigung in der 70 prozentigen Miete er⸗ 
blickt wird. Hierüber dürfte noch ein weiteres 
Wort zur gegebenen Zeit bei Gericht zu reden 
ſein, und ſo hoffe ich, daß auch die weiteren Pro⸗ 
zeſſe, die die Hausbeſitzer angeſtrengt haben, von 
Erfolg begleitet ſein möchten. Ich erkläre noch⸗ 
mals, daß wir ſehr energiſch gegen jede weitere 
Enteignung und Belaſtung des Hausbeſitzes pro⸗ 
teſtieren und gegen dieſe Vorlage ſtimmen werden. 
Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 


) chung, da Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. 


Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe S 1 
auf und eröffne die Beſprechung, ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 8 1 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe $ 2 auf und darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß er mit der gleichen Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
zur Abänderung des Grundwechſelſteuergeſetzes“ 
und ſtelle die Annahme feſt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt in der dritten Leſung angenommen. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes betr. den 
Finanzrat. 

Druckſache Nr. 440. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Stellvertre⸗ 
tende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Durch dieſe Vorlage ſollen die Auf⸗ 
gaben des Finanzrats, wie ſie in der Verfaſſung 
feſtgelegt ſind, in keiner Weiſe geändert werden. 
Die Vorlage will nur eine andere Zuſammen⸗ 
ſetzung des Finanzrats erreichen, bei der auch 
ſolche Kreiſe der Bevölkerung vertreten ſind, die 
an der Finanzgebahrung der Freien Stadt wohl 
ein lebhaftes Intereſſe haben, aber jetzt an ſei⸗ 


angemeſſene 85 


Donnerstag, den 11. Oktober 1928. 


nen Arbeiten nur ſehr ſchwach oder garnicht be⸗ (O) 


teiligt ſind. Dabei ließ ſich eine Vermehrung der 
Zahl der Mitglieder des Finanzrats nicht um⸗ 
gehen. Die näheren Einzelheiten ergeben ſich aus 
dem Entwurf, der Ihnen vorliegt. Ich bitte, der 
Vorlage zuzuſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Jantzen. a 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Aus dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des jetzt 
geltenden Geſetzes über den Finanzrat vom 9. Fe⸗ 
bruar 1923, alſo drei Jahre nach unſerm Staat⸗ 
werden und Schaffung unſerer Verfaſſung, geht 
hervor, welche großen Verhandlungen zu erledigen 
und Schwierigkeiten zu beſeitigen waren, um die⸗ 
ſes Geſetz endlich durchzubringen. Nun bringen Sie 
uns dieſe neue Vorlage, die Sie uns ja bereits in 
der Regierungserklärung im Januar dieſes 
Jahres ankündigten und mit den Worten begrün⸗ 
deten. „Da dieſe Einrichtung — der Richterwahl⸗ 
ausſchuß war auch gemeint — in der bisherigen 
orm den an ſie geſtellten Erwartungen nicht 
entſprochen hat.“ Dieſer Anſicht ſetzen wir unſere 
Anſicht entgegen, daß die beabſichtigte Zuſammen⸗ 
ſetzung des Finanzrats unſerer Meinung und un⸗ 
ſern Erwartungen noch viel weniger entſpricht. 
Vielmehr ſind wir der Ueberzeugung, daß der 
jetzige noch im Amt befindliche Finanzrat, als 
Sachverſtändigenkollegium in der Hauptſache doch 
nur gedacht, ſich durchaus bewährt und das Ver⸗ 
trauen weiteſter Kreiſe erworben hat. Denn die 
unparteiliche, objektive, auf großer Sachkenntnis 
beruhende Einſtellung des jetzigen Finanzrats zu 
ſeinen in Artikel 56 unſerer Verfaſſung bezeich⸗ 
neten Aufgaben hat unbedingte Zuſtimmung nicht 
nur hier, ſondern auch in Genf beim Völkerbund 
gefunden, und deshalb hat ſich dieſer Finanzrat 
auch dort eine angeſehene Stellung ſchaffen kön⸗ 
nen. Wie Sie nun glauben können, in Genf mit 
Ihrem Finanzrat, den Sie beabſichtigen, eine 
gleich günſtige Beurteilung zu erfahren, erſcheint 
nach dieſer Vorlage etwas merkwürdig. Vorerſt 
wundert man ſich über die Heraufſetzung der An⸗ 
zahl der Mitglieder von 10 auf 15. Herr Präſi⸗ 
dent Gehl hat eben eine Erklärung dafür abge⸗ 
geben, die aber etwas dürftig erſcheint. Nach 
meiner Anſicht erſcheint es überflüſſig, darauf hin⸗ 
zuwelſen, daß dieſe fünf Perſönlichkeiten mehr 
kaum eine Beſſerung des Ergebniſſes der Be⸗ 
ſchlüſſe des Finanzrats ergeben werden. Es er⸗ 
ſcheint umſo merkwürdiger, als die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei durch Herrn Beyer am 6. De⸗ 
zember 1922 als oppoſitionelle Partei ausführen 
ließ, und zwar ſchon hinſichtlich der zehn Mit⸗ 
glieder: „Viele Köche verderben den Brei.“ Jetzt 
kommt die unter ſozialdemokratiſcher Führung 
ſtehende Regierung und fordert 15 Mitglieder. 

Wenn man ſich aber den Artikel 3 Ihrer Vor⸗ 
lage anſieht, iſt man nicht mehr im Zweifel, was 
Sie mit dem Finanzrat beabſichtigen und aus 
ihm machen wollen. Nach Artikel 56 unſerer Ver⸗ 
faſſung iſt die Zuſtimmung des Finanzrats ein⸗ 
zuholen: a) zu neuen Steuern; b) zur Aufnahme 
von Anleihen und Uebernahme von Bürgſchaften; 
c) zu Ausgaben, für welche noch keine Deckung 
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vorhanden iſt, oder für welche die Deckung durch 
Anleihe erfolgen ſoll. Aus dem Umfang dieſer 
Aufgaben und dem 8 4 des Geſetzes vom Februar 
1923, welchen Sie in Ihrer Vorlage auch nicht 
weiter ändern wollen, geht hervor, daß nur ſolche 
Perſonen gewählt werden ſollen, die in Finanz⸗ 
und Steuerangelegenheiten eine beſondere Kennt⸗ 
nis und Erfahrung beſitzen. Die bisherige Zu⸗ 
ſammenſetzung hat ergeben, daß dieſe notwendi⸗ 
gen Kenntniſſe bei den zeitigen Mitgliedern vor⸗ 
handen ſind. Es erſcheint uns ſehr zweifelhaft, 
ob nach den neuen Vorſchlägen die gleiche objek⸗ 
tive Würdigung, die gleiche Kenntnis und das 
gleiche Verſtändnis für die umriſſenen Aufgaben 
auch von den neuen Mitgliedern erwartet werden 
können. Das moraliſche Geſicht dieſes jetzt beſte⸗ 
henden Sachverſtändigen⸗Kollegiums von minde⸗ 
ſtens neun der jetzigen zehn Mitglieder werden 
Sie durch die beabſichtigte Regelung nicht voll⸗ 
gültig erſetzen können. 


Ich will einmal Ihre Vorſchläge durchgehen. 
Zunächſt iſt es erfreulich, daß Sie das erſte Vor⸗ 
ſtandsmitglied der Bank von Danzig hinein⸗ 
nehmen. Dann ſollen drei Mitglieder der Han⸗ 
delskammer gewählt werden. Bei dieſen ſetze ich 
die Fachkentnis voraus; denn Finanz⸗ und Steu⸗ 
erfragen nehmen heute einen ſehr weſentlichen 
Raum in den Belangen des Kaufmanns ein. Hin⸗ 
reichende Schulung kann hier alſo wohl als vor⸗ 
handen angeſehen werden. Von den zwei Mit⸗ 
gliedern der Landwirtſchaft wird man ſagen 
müſſen, daß nach Anſicht der Landwirtſchaft dieſe 
nicht recht weiß, was ſie mit Ihrer Freundlichkeit 
anfangen ſoll. Der eine Vertreter der Handwerks⸗ 
kammer wird ſich in der beabſichtigten Zuſammen⸗ 
ſtellung wohl nicht ſehr wohl fühlen. (Hört, hört! 
links.) Was ſoll der Anwalt in dem Ausſchuß? 
Denken Sie etwa an Prozeßführung des Finanz⸗ 
rats? Von den drei Vertretern der Angeſtellten 
und den vier Vertretern der Arbeiter wird man 
ſagen müſſen, daß hier das Diktat zur Wahrheit 
wird. Wenn unter den Angeſtellten auch tüchtige 
Bankfachleute ſein mögen, ſo iſt dieſes nicht aus⸗ 
reichend, und hierdurch wird nicht erſetzt und er⸗ 
gänzt Erfahrung und Kenntnis der einſchlägigen 
Geſamtverhältniſſe. (Hört! hört! links.) Bei den 
Arbeitern kann ich dieſe Einſtellung noch weniger 
annehmen. Hier wird man meiner Anſicht nach 
die Stellungnahme des einzelnen Ausſchußmit⸗ 
gliedes von höheren Inſtanzen, wahrſcheinlich den 
Herren Gewerkſchaftsſekretären oder den Parteien 
ſelbſt anordnen. Das Urteil eines ſolchen Finanz⸗ 
rats wird demnach hier wie in Genf als unbe⸗ 
deutend gewertet werden müſſen. 


Es geht alſo aus der Faſſung des neuen Vor⸗ 
ſchlages mit abſoluter Klarheit hervor, daß nur 
beabſichtigt wird, was Herr Präſident Gehl auch 
ſchon geſagt hat, eine Parität zwiſchen Arbeitge⸗ 
bern und Arbeitnehmern zu ſchaffen und das erſte 
Vorſtandsmitglied der Bank von Danzig, das ja 
letzt ſchon in dieſer Eigenſchaft Mitglied des Fi⸗ 
nanzpates iſt, gewiſſermaßen zum unparteiiſchen 
Mitglied zu machen. Zu beneiden iſt dieſes Mit⸗ 
glied um dieſe Stelle ſicherlich nicht; denn die ganze 
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Verantwortung wird nunmehr nur noch von ihm 


getragen werden. 

Für uns hat ein ſo zuſammengeſetzter Finanz⸗ 
rat nicht die geringſte Bedeutung. Er iſt nichts 
weiter als ein verkleinerter Volkstag, (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) ſicherlich mit gleicher politiſcher Ein⸗ 
ſtellung wie dieſer. Damit machen Sie den ur⸗ 
ſprünglichen Gedanken des Finanzrats als Sach⸗ 
verſtändigenkollegium vollſtändig illuſoriſch. Sie 
verkennen vollkommen ſeine Bedeutung nach innen, 
wie nach außen und nehmen ihm ſo auch jede hö⸗ 
here Bewertung. Die bisherige Unabhängigkeit 
wird keineswegs mehr gewährleiſtet, was auch 
ſchon daraus hervorgeht, daß Sie die Amtsdauer 
der Mitglieder des Finanzrats nur auf vier 
Jahre, nicht wie bisher auf ſechs Jahre bemeſſen 
wollen. Die Anſicht, daß eine andere Anzahl von 
Jahren als vier undemokratiſch wäre, wie das 
ſeinerzeit geäußert wurde, kann man nicht teilen. 
Vielmehr mache ich mir die Begründung des Wort⸗ 
führers der Deutſchen Partei, des Herrn Keruth, 
zu eigen, daß die ſechs Jahre Amtsdauer unbe⸗ 
dingt notwendig ſind, um Stetigkeit der Be⸗ 
ſchlüſſe herbeizuführen. Die Unparteilichkeit wird 
nicht gewährleiſtet, wie ich ſchon ſagte; denn wie 
man in den Kreiſen der heutigen Regierung über 
die Unparteilichkeit denkt, zeigt der Fall Alter. 
Weil dies Mitglied des Finanzrats objektiv und 
auf Grund von Sachkenntnis ſeine Einſtellung zu 
einer Vorlage fixiert hat, aber zufällig Beamter 
iſt, wird er gemaßregelt. Dieſer Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Alter gehört zu den beiden Beamten, 
die zwangsläufig gemäß § 2 des jetzt geltenden 
Geſetzes betreffend den Finanzrat im Finanzrat 
waren. Sie ſind meiner Anſicht nach nicht zu ent⸗ 
behren, ebenſo wenig wie zu ſeinerzeit nach An⸗ 
ſicht der damaligen Koalition zu entbehren waren. 
Wie Herr Keruth namens des Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſes damals erklärte, hat im Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß allſeitiges Einverſtändnis dahin geherrſcht, 
daß dieſe beiden Beamten unbedingt Mitglieder 
des Finanzrates ſein müſſen, weil ihre genaue 
Kenntnis auf Grund ihrer Tätigkeit dem Finanz⸗ 
rat wertvolle Hilfe bei den Beratungen ſein wird. 
(Abg. Leu: Und wenn die ſterben?) Dann kommen 
die Stellvertreter bezw. Nachfolger. 

In dieſem Verfaſſungsausſchuß haben ſeiner⸗ 
zeit auch Sozialdemokraten mitgewirkt, die da⸗ 
mals oppoſitionell eingeſtellt waren. Hinſichtlich 
dieſer Vorlage muß man alſo ſagen, daß ſcheinbar 
der Regierung unparteilich denkende Beamte un⸗ 
bequem ſind und Verſprechungen des Wahl⸗ 
kampfes und deren Einlöſung für wichtiger gehal⸗ 
ten wird, als wohlbegründete Staatsintereſſen. 
Für uns iſt dies Geſetz gänzlich wertlos und eine 
ſchlechte Arbeit. Wir werden die Vorlage daher 
ablehnen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! 
Man muß ſich wundern, daß dieſer Geſetzentwurf 
hier vorgelegt wird, nachdem man vor ungefähr 
ſechs Wochen erfahren hat, daß hier beſonderer 
Wert auf Verwaltungsreformen gelegt wird. Da⸗ 


mit wollte man natürlich jagen, daß die einzelnen 
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Körperſchaften viel zu groß, zum Teil reaktionär Dunkerſche Verband und der chriſtliche Arbeitneh⸗ 
eingeſtellt wären, und man müßte unbedingt eine merverband ihre Vorſchläge machen. Wenn Sie 


Verwaltungsreform durchführen. 


Man hat auch dort die Parität wahren wollen, dann werden Sie 


verſucht, obere reaktionäre Beamte auszuſchalten, zu verzeichnen haben, daß unter dieſen ſieben Ar⸗ 


aber es auch nur bei dem Verſuch gelaſſen, denn 
die Verfaſſung läßt es eben nicht zu. Aber wir 
wiſſen ja, daß ſchließlich mit dieſen Redensarten 
nur die Oeffentlichkeit beſoffen gemacht werden 
ſoll. Wie die Wirklichkeit ausſieht, erfahren wir 
heute auf Grund dieſes Geſetzes. Hier wäre Ge⸗ 
legenheit geboten, einen Verwaltungskörper ab⸗ 
zubauen, ihn völlig zu beſeitigen, da er für die 


Freie Stadt gar keinen Zweck hat. Wir haben ja 


bei der Verfaſſungsänderung zum Ausdruck ge⸗ 


bracht, was wir vom Finanzrat halten. Wir ſind 
der Anſicht, daß der Volkstag, vom Volke gewählt, 


die oberſte Behörde iſt, und daß dem Volkstag 
keine Aufſichtsbehörde auf die Naſe geſetzt werden 
darf. Hier will man aber den Finanzrat trotz der 
angeblich durchzuführenden Verwaltungsreform 
weiter belaſſen, ja, man will dieſen Körper noch 
vergrößern. Während er jetzt aus elf Mitgliedern 
beſteht, ſoll er nach der Vorlage in Zukunft aus 
15 Mitgliedern beſtehen. | 


Nun die Zuſammenſetzung an und für ſich. M. 
H. von der Regierung, Sie nehmen für ſich das 
Recht in Anſpruch, erkannt zu haben, daß 90 Pro⸗ 
zent der Bevölkerung der arbeitenden Schicht an⸗ 
gehören. Wenigſtens erklären Sie immer in aller 
Oeffentlichkeit, daß Sie zur Wirtſchaft auch die 
werktätigen Maſſen rechnen. Die werktätigen 
Maſſen machen 90 Prozent der Bevölkerung aus. 
Bei dieſem Geſetz ſtellt ſich aber heraus, daß das 
Gegenteil durchgeführt wird. Wenn Herr Jantzen 
in der kommenden Zuſammenſetzung eine Pari⸗ 
tät ſieht, ſo irrt er ſich gewaltig. Das iſt für uns 
keine Parität; denn von den 14 Mitgliedern ſind 
außer dem Vorſitzenden ſieben, die ſich aus Krei⸗ 
ſen des Bürgertums, aus Kreiſen der beſitzenden 
Klaſſe zuſammenſetzen. Sieben ſollen aus dem Ar⸗ 
beiterſtand hinzugezogen werden. Glauben Sie, 
daß der Vorſitzende der Bank von Danzig unpar⸗ 
teiiſch iſt? Ein derartiger Mann wird niemals 
unparteiiſch fein. Er wird in erſter Linie die In⸗ 
tereſſen ſeiner Kreiſe, das ſind die Beſitzenden, ver⸗ 
treten. Die Wage wird ſich alſo in jedem Fall zu 
Gunſten der beſitzenden Kreiſe neigen, zu Gunſten 
derer, die heute noch immer für ſich das Recht in 
Anſpruch nehmen, den Staat regieren zu können. 
Alſo dieſe Parität, die allem Anſchein nach auch 
von der Regierung beabſichtigt wurde, kann für 


das Sie erreichen wollen, auch bei 


von Danzig nehmen, einen Vertreter 


uns abſolut nicht in Frage kommen. Wenn wir 
den Prozentſatz der Bevölkerung zu Grunde legen, 
müſſen wir verlangen, wenn ſchon einmal ein Fi⸗ 
nanzrat beſtehen ſoll, daß 90 Prozent der ſchaffen⸗ 
den Bevölkerung in ihm vertreten ſind. Es kann 
nicht ſo ſein, wie es jetzt iſt, daß weit über die 
Hälfte der beſitzenden Kreiſe in dieſen Finanzrat 
hineinbugſiert werden. Selbſt die ſieben Arbeiter⸗ 
vertreter, die angeblich hineinkommen ſollen, wer⸗ 
den nicht wirkliche Arbeiter ſein, ſondern da wird 
auch hier und da ein reaktionärer Arbeiter hin⸗ 
einſchlüpfen; denn Sie wollen ja auf Vorſchlags⸗ 
liſten dieſe ernennen, und es werden der Deutſch⸗ 
nationale Handlungsgehilfenverband, der Hirſch⸗ 


beitnehmern ſicher drei find, die mit dem Unter⸗ 
nehmertum, mit der beſitzenden Klaſſe durch dünn 
und dick gehen. Dieſe Zuſammenſetzung iſt bei den 
jetzigen Zuſtänden unhaltbar und muß unbedingt 
beſeitigt werden. Wenn Sie mit ihrer demokra⸗ 
tiſchen Einſtellung etwas am Finanzrat ändern 
wollen, dann kann es nur ſo ſein, daß 90 Prozent 
des Finanzrates ſich aus Kreiſen der ſchaffenden 
Bevölkerung zuſammenſetzen. 

Wenn Sie nun in der Begründung ſagen, daß 
die Zuſammenſetzung des jetzigen Finanzrats ein 
unzulängliches Spiegelbild gibt, dann möchte ich 
Ihnen ſagen, daß ſich das zulängliche Spiegelbild, 
der jetzigen 
Stärke des Finanzrats gut erreichen läßt. Wenn 


wir beiſpielsweiſe von den elf Mitgliedern, die 
jetzt vorhanden ſind, den Vorſitzenden der Bank 


aus der 
Handwerkskammer, einen aus der Handelskam⸗ 


mer, einen aus der Landwirtſchaftskammer, dann 


ſind das vier. Dann bleiben noch ſieben Sitze für 
die Arbeiter übrig. Alſo Sie haben jetzt ſchon bei 
den elf Perſonen Gelegenheit, den Finanzrat jo 
e wie er den Volksſchichten ent⸗ 
ſpricht. 

Es zeigt ſich aber, daß Sie nur der ausbeu⸗ 
tenden Klaſſe entgegenkommen wollen. Deren 
Rechte wollen Sie wahren, alles andere iſt Neben⸗ 
ſache. Aber wie ich eingangs ſagte, ſtehen wir 
überhaupt auf den Standpunkt, daß der Finanzrat 
ſchnellſtens zu verſchwinden hat. Wenn Herr 
Jantzen hier ſagte, daß man aus dem Finanzrat 
einen Volkstag machen will, ſo glaube ich, daß 
Herr Jantzen gar keine Urſache hat, dieſes zu kri⸗ 
tiſieren; denn der Wunſch der Deutſchnationalen 
und der Nationalliberalen geht ja dahin, eine 
zweite Kammer zu ſchaffen. (Das iſt etwas ganz 
anderes! rechts.) Wir behaupten, daß die jetzige 
Regierung Ihnen mit dieſem Finanzrat inſofern 
entgegenkommt, als er tatſächlich eine zweite Kam⸗ 
mer ſein ſoll. Das, was dem Finanzrat jetzt an 
Rechten zuſteht, wird für die ſpätere Zukunft noch 
erweitert werden. Die bürgerlichen Kreiſe verſte⸗ 
hen es ausgezeichnet, ihre Macht ſpielen zu laſſen, 
und die Sozialdemokraten verſtehen es auch mei⸗ 
ſterhaft, dieſen Kreiſen immer mehr entgegenzu⸗ 
kommen. Das ſteht feſt, und der beſte Beweis da⸗ 
für iſt wiederum durch die Abänderung des Fi⸗ 
nanzrates erbracht. 

M. H. von der Sozialdemokratie, wir werden 
Ihnen Gelegenheit geben, im Ausſchuß den Fi⸗ 
nanzrat jo zuſammenzuſetzen, wie er den Bevpöl⸗ 
kerungsſchichten entſpricht. Wir werden ſehen, ob 
die Kommuniſten nicht wieder Recht haben, wenn 
ſie erklären, daß nur die Intereſſen der Beſitzenden 
gewahrt werden. Nur den Beſitzenden werden 
immer neue Rechte zugewilligt, während die 
ſchaffende Bevölkerung geknechtet wird, ſchlimmer 
als es bisher ſchon der Fall war. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
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Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Als man vor 
acht Jahren die Danziger Verfaſſung machte, hatte 
man kein eigentliches Vorbild für das grundle⸗ 
gende Staatsgeſetz und bemühte ſich einerſeits aus 
den von Herrn Sahm vorgelegten zuſammenge⸗ 
ſtoppelten Schriftſätzen etwas zu machen, die aus 
der preußiſchen Verfaſſung von 1850 entnommen 
waren und aus Teilen der Druckſachen der Reichs⸗ 
verfaſſung und der preußiſchen Landesverſamm⸗ 
lung beſtanden. Von Demokratie hatte man we⸗ 
der in Deutſchland noch in Danzig eine Ahnung. 
Man war auf Vermutungen angewieſen und 
wußte nur, daß, wo Parlamente regieren, ſich der 
Volkswille, der Wille des Parlaments durchſetzt. 


Daher ſuchte man in reaktionären Kreiſen nach 


einer Inſtanz, welche als Bremsklotz wirken ſollte, 
gewählter ausgedrückt, ein retardierendes Ele⸗ 
ment darſtellen ſollte. Man fand eine Anlehnung 
an den preußiſchen Staatsrat, allerdings unter 


dem andern Namen Finanzrat. Man ſagte ſich, ein 
Volkstag iſt zu bewilligungsfreudig, da muß we⸗ 


— u 


nigſtens eine zweite Inſtanz ſein, die bremſend 
wirken kann. Wenn der Senat und der Volkstag 


reich der Möglichkeit liegt, und ſogar wünſchens⸗ 
wert und wahrſcheinlich iſt, muß noch eine zweite 
Inſtanz ſein, die bremſen kann. So ſchuf man den 
Finanzrat, der nicht als Geſetzgebungskörper ge⸗ 
dacht war, ſondern der unter dem Abſchnitt Ver⸗ 
waltung in der Danziger Verfaſſung untergebracht 
iſt und demgemäß auch ein Verwaltungsorgan 
ſein muß und eigentlich als Verwaltungskörper 
einen ſelbſtändigen Willen gar nicht haben darf. 
Jede Verwaltung hat unter der Oberleitung und 
höchſten Leitung der Staatsregierung zu ſtehen. 
In Preußen haben ſich dadurch außerordentlich 
unliebſame Verhältniſſe herausgebildet, daß man 
einen Teil der Mitglieder des Staatsrats aus den 
Provinzen, den Provinziallandtagen wählte, ein 
anderer wurde aus anderen Körperſchaften ge⸗ 
wählt. Die von der Regierung beſtellten Staats⸗ 
räte haben den Willen der Regierung auszu⸗ 
führen, während die Provinzialvertreter, die aus 
den Provinziallandtagen gewählten Herren, nach 
eigenem Ermeſſen handeln können. So ergab ſich, 
daß die in den Reichsrat entſandten Vertreter 
Preußens ſich gegenſeitig aufhoben, einmal die von 
der Regierung inſtruierten Vertreter, die den Re⸗ 
gierungswillen zu befolgen hatten und die aus den 
Provinziallandtagen gewählten Vertreter, die 
ihren eigenen Willen durchzuſetzen verſuchten. Das 
große Preußen mit 35 Millionen Einwohnern war 
alſo im Deutſchen Reichsrat vollſtändig machtlos. 
Die kleinen Staaten, die mit derartigen unſinni⸗ 
gen und unüberlegten Beſtimmungen nicht belaſtet 
waren, gaben im Reichsrat des Deutſchen Reiches 

en Ton an. Preußen hat dieſe Schwierigkeit ein⸗ 
geſehen und der Miniſterpräſident Braun, der 
glücklicherweiſe ſchon ſieben Jahre auf ſeinem Po⸗ 
ſten ſitzt, hat ſich bisher bemüht, eine Ordnung in 
dieſe Verhältniſſe hineinzubringen. Aber auch im 
preußiſchen Staatsrat haben ſich ähnliche ungleiche 
Zuſtände ereignet. Deshalb iſt man bemüht, auch 
den preußiſchen Staatsrat, der uns hier als Vor⸗ 
95 gedient hat, zu reorganiſieren und umzu⸗ 

den. 


: werden können, 1 i 
gemeinſam am gleichen Strang ziehen, was im Be⸗ in ei jest Die 
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Wir haben hier den Finanzrat, der, wenn er 
auch nicht ein abſolutes Veto hat, wenigſtens ein 
ſuspenſives Veto haben ſoll. Gibt der Finanzrat 
nicht ſeine Zuſtimmung zu irgendeiner Vorlage, 
ſo hat er dies dem Senat binnen 14 Tagen mitzu⸗ 
teilen und in vierzehn Tagen ſeine Anſicht ſchrift⸗ 
lich zu begründen. Dann hat der Volkstag noch⸗ 
mals Beſchluß zu faſſen. Dem einzigen Geſetzgeber 
werden alſo durch eine Verwaltungsinſtitution 
Schwierigkeiten gemacht, die teils vom Volkstag, 
teils von der Regierung, dann den Kreiſen der 
Stadt Zoppot und aus zwei weiteren im Geſetz 
verankerten Stellen gewählt werden. 


Als wir den erſten Finanzrat wählten, hatten 
wir andere politiſche Verhältniſſe und eine andere 
Regierung. Dieſer Finanzrat ſteht in bewußter 
Abſicht im Gegenſatz zur Regierung. Er handelt 
nicht objektiv. Herr Klawitter als ausgeſprochen 
deutſchnationaler Mann iſt garnicht in der Lage, 
dieſer Regierung objektiv gegenüberzuſtehen. 
Wenn der Finanzrat nicht in der Verfaſſung ver⸗ 
ankert wäre, hätte er am beſten ganz beſeitigt 
5 Verfaſſung 
ändern wollen. Da der Volksentſcheid rollt und 
im Augenblick nichts zu ändern iſt, muß man ihn 
durch einfaches Geſetz ändern. Genf hat damit 
nichts zu tun, Herr Abg. Jantzen. Der Finanzrat 
wird durch Geſetz gewählt. Es war der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion unter ihrer Regierung vor⸗ 
behalten, dem Völkerbund innerſtaatliche Rechte 
in der Frage der Begründung der Bank von Dan⸗ 
zig mit dem ſogenannten Kredit der Bank von 
England, der ſich als Bluff erwieſen hat, inner⸗ 
ſtaatliche Rechte, auf die er niemals Anſpruch er⸗ 
hob, zuzuweiſen. Damals ſind zum erſten Male 
durch die deutſchnationale Regierung innerſtaat⸗ 
liche Rechte an den Völkerbund übereignet worden, 
obgleich die beſtehenden Verträge, ſowohl der Ver⸗ 
ſailler Vertrag als auch das Pariſer Abkommen, 
dem Völkerbundsrat hierzu kein Recht gaben. 
Das nur nebenbei. (Abg. Schwegmann: Reden Sie 
doch nicht ſo einen Unſinn!) Ich bin mir bewußt, 
daß Sie mit dem Worte Unſinn herumwerfen. Da⸗ 
mit entkräften Sie meine Ausführungen nicht. 
Selbſt wenn ich ſie zum 99. Mal machte, würde 
das bei der Vergeßlichkeit der Danziger Bevölke⸗ 
rung nichts ſchaden. Ueberhaupt iſt es notwendig, 
daß man Ihnen Ihre Sünden immer wieder unter 
die Naſe reibt, beſonders, wenn Sie den Regie⸗ 
rungen, die nach Ihnen gekommen ſind und die die 
Rechte Danzigs geſchützt haben und ſchützen, vor⸗ 
werfen, daß ſie Danziger Rechte preisgegeben ha= 
ben. Nur zu der Zeit, als Ihre Herren (nach 
rechts) in der Regierung ſaßen, ſind Danziger 
Rechte preisgegeben worden. (Abg. Schwegmann: 
Unſinn wird durch Wiederholung nicht richtig!) 
Ich habe keine Gebetsmühle, um Ihnen dauernd 
darauf zu erwidern und überlaſſe es Ihnen, ſich 
eine ſolche anzuſchaffen. 


Ich ſagte, es wäre beſſer, wenn der Finanzrat 
verſchwände. Da das aber im Moment nicht geht, 
muß man andere Wege beſchreiten. Was wird nun 
aber gebeſſert, wenn der Finanzrat in der vorge⸗ 
ſchlagenen Form umgeſtaltet wird? Obwohl ich 
dieſer Regierung mit einer großen Portion Wohl⸗ 
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wollen, vielleicht iſt das ein falſcher Ausdruck, oder 
Zuneigung gegenüberſtehe, kann ich ihr zu der vor⸗ 
gelegten Novelle nicht gratulieren. Die Gründe 
dazu ſind folgende. 

Der Finanzrat war in der alten Form ſchon 
keine Finanzſachverſtändigen⸗Körperſchaft; denn 
man kann in der Handelskammer ſitzen und von 
derartigen Dingen ſowieſo nichts verſtehen. Wir 
ſehen ja, daß wir einen Finanzſenator haben, der 
uns innerhalb von zwei Jahren Anleihen beſchert 
hat, die mit erheblichen Koſten und Ueberpreiſen 
bezahlt worden ſind, ſo daß die der deutſchen Re⸗ 
gierung naheſtehende Finanzzeitſchrift — die An⸗ 
gelegenheit wird ja nächſtens behandelt werden — 
öffentlich gegen eine derartige Verſchlechterung des 
Anleihemarktes Stellung nehmen muß. Ich habe 
es häufig ausgeſprochen und ſcheue mich nicht, von 
Herrn Schwegmann das Wort Unſinn quittieren 
zu dürfen, daß wir einen Finanzſenator in Dan⸗ 
zig haben, der ein Dillettant größter Art iſt und 
von dieſen Dingen nichts verſteht. Das ſcheint 
in Danzig Allgemeingut werden zu ſollen. Hoffent⸗ 
lich zieht man dies bei einer Neuwahl der Sena⸗ 
toren in Erwägung und ſorgt für die Penſionie⸗ 
rung dieſes Herrn, damit Danzig endlich vor wei⸗ 
terem Schaden bewahrt wird. Wenn, wie ich an⸗ 
nehme, der Direktor der Bank von Danzig, der 
doch zweifellos in der letzten Frage, der Straßen⸗ 
bahnanleihe, den Senat beraten hat, einer derar⸗ 
tigen Sache zuſtimmt, ohne in die Oeffentlichkeit 
zu flüchten; denn es bedeutet doch Zuſtimmung — 
ich nehme es wenigſtens an — wenn eine ſo wich⸗ 
tige Stelle, wenn derartiges paſſiert, nicht den 
Mund aufmacht, dann ſoll man ſich nicht wundern, 
wenn auch Bankdirektoren, beſonders in Danzig, 
nichts davon verſtehen. Wir haben doch eine 
Praxis darin, beſonders in der Inflation. Wer 
war es denn, der händeringend davor warnte, daß 
ſich Danzig eine eigene Währung zulegte? Herr 
Dr. Damme erklärte am 9. November 1920 in der 
Stadtverordnetenverſammlung: „Ein Menſch der 
das will, muß irrſinnig ſein“. Verſchiedene andere 


Bankdirektoren, ich erinnere an Herrn Marx, den 


ich ſehr ſchätze, haben von der Inflation ſo viel 
verſtanden, daß heute nichts mehr da wäre, hätte 
die Bank nicht 60 000 Pfund Guthaben in Eng⸗ 
land gehabt. Die Direktoren der Deutſchen Bank 
haben dem mir befreundeten Generaldirektor der 
Danziger Werft dringend geraten, doch ja ſeine 
Pfunde, die er für die Schiffe bekommen hatte, zu 
verkaufen, weil ſich die deutſche Mark beſſern 
würde. Die Deutſchnationalen in Danzig wollten 
mit der deutſchen Mark leben oder ſterben. Sie 
haben dadurch, auch Sie, Herr Jantzen, Ihr 
größtenteils nicht unbedeutendes Vorkriegsver⸗ 
mögen verloren. Sie ſitzen heute aber wieder bei 
der Partei, die dieſen Unſinn hier aufrecht erhalten 
hat. Die Schuld liegt darin, daß das nicht geän⸗ 
dert wurde. Man hat ſich die Währungsänderung 
in Danzig unter dem Druck eines Generalſtreiks 
abpreſſen laſſen. Da gab die Regierung endlich 


nach. (Widerſpruch rechts.) Sonſt hätten wir noch 
den weiteren Niedergang der deutſchen Mark mit⸗ 
gemacht. So wurde damit Schluß gemacht, als man 
mit der Mark bei einem Umrechnungskurs von 7 
Billionen angelangt war. 


Wenn nun ſchon dieſe Kreiſe nichts davon ver⸗ (C) 


ſtehen, ſo wird man vielleicht unter den drei 
Kaufleuten, die von der Handelskammer gewählt 
werden, den Kaufmann Kuno Sommer hinein⸗ 
wählen, der auch nichts davon verſteht. Oder viel⸗ 
leicht wählt man Herrn Karkutſch hinein, der auch 
nicht viel davon verſteht. (Er iſt Volkstagsabge⸗ 
ordneter! links.) Ach ja, er darf nicht gewählt 
werden! Aber es exiſtierte doch hier dieſer Mi⸗ 
nimax⸗Mann, ich komme nicht auf den Namen, 
vielleicht wählt man den hinein, oder Herrn 
Jantzen! Der darf auch nicht hinein gewählt 
werden, vielleicht nimmt man aber einen, der ein 
ähnliches Geſchäft betreibt. Es iſt vielleicht mög⸗ 
lich, daß die in der Nachkriegszeit nach Danzig ge⸗ 
kommenen Direktoren einzelner Großbanken kraft 
ihrer Stellung und weil ſie ſich in der Welt etwas 
umgeſehen haben, einen finanziellen Ueberblick 
haben. Dieſe Leute werden vielleicht, vielleicht 
ſage ich, aber auch nur als beratende Inſtitution 
gegenüber der Regierung dienen können. 

Wenn Herr Abg. Jantzen weiter ſagt, was die 
zwei Herren von der Landwirtſchaft mit dem Ge⸗ 
ſchenk, das man ihnen macht, ſollen, wiſſe er nicht 
recht, ſo freue ich mich, daß ein Danziger Kauf⸗ 
mann endlich den Mut gefunden hat, zu erklären, 
daß die Landwirtſchaft von finanziellen Dingen 
ſo gut wie nichts verſteht. (Hört, hört! links.) Ob 
ſeine Fraktionskollegen ihm in der Fraktions⸗ 
ſitzung nicht den Kopf waſchen werden, weil er die 
Landwirtſchaft in dieſem Fall bloßgeſtellt hat, 
weiß ich nicht. (Abg. Schwegmann: Das hat er 
garnicht geſagt!) Sie ſcheinen mit tauſend Zungen 
zu reden, wenn Sie jetzt erklären, das ſei nicht ge⸗ 
ſagt worden. Herr Jantzen hat erklärt, was die 
Landwirtſchaft mit dem Geſchenk, das die Regie⸗ 
rung ihr mache, anfangen ſolle, wiſſen Sie nicht. 
Das heißt doch, daß die Herren, die die Landwirt⸗ 
ſchaft entſenden könnte, in dieſen Fragen nicht 
ſachverſtändig find. (Abg. Loops: Er hat ſogar ge⸗ 
ſagt, ſie ſollten ſich vom Kaufmann beraten 
laſſen!) Ich danke Ihnen, Herr Loops, daß Sie 
mein Gedächtnis auffriſchen. Ich will die Herren 
aber nicht allzuſehr blamieren. 

Daß einer der Herren aus der Anwaltskam⸗ 
mer, ein Anwalt oder Notar, in dieſe Inſtutition 
hineingeſchickt werden ſoll, paßt in den ganzen 
Rahmen der Geſchichte wohl hinein, aber ich 
glaube, daß ſich die Anwälte auch beſtens dafür 
bedanken werden; denn die ganze Anwaltskam⸗ 
mer iſt nicht ſo tüchtig, daß ſie ihre finanziellen 
Erfahrungen bei der Schaffung von Monopolver⸗ 
trägen durch drei Notare ſammeln kann. (Heiter- 
keit links.) Ich glaube, die Anwaltskammer wird 
ſich auch dafür bedanken einen derartigen Vertre⸗ 
ter hineinzuſchicken. Dann kommen ſieben Ver⸗ 
treter der Kammer der Arbeit bezw. drei Ver⸗ 
treter der Angeſtellten und vier der Arbeiter. Es 
brauchen ja nicht Arbeiter gewählt zu werden. 
Die betreffenden Körperſchaften können die ihnen 
politiſch naheſtehenden Kreiſe in den Finanzrat 
hineinſchicken. Nur wenn man den einfachen 
Mann von der Hobel- oder Drehbank oder den 
Transportarbeiter nimmt und in den Finanzrat 
ſchickt, wird er verſagen, weil er von den Dingen 
nichts kennen kann. (Die Arbeiter haben mehr 


— 
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Verſtand als Sie! bei den Kommuniſten.) Ich 
glaube, daß nur auf der ganz extremen Seite 
Leute ſitzen, die den Arbeitern etwas derartiges 
zumuten. 

Ich lege aber nicht den Schwerpunkt auf alles 
dies, ſondern der ganze Aufbau des geänderten 
Finanzrats, Handelskammer, Landwirtſchafts⸗ 
kammer, Handwerkskammer, Anwaltskammer ge⸗ 
fällt uns nicht. Es fehlt übrigens noch die Apo⸗ 
thekerkammer. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 
Fehlen nicht noch andere Berufe? Ich glaube all⸗ 
zuviele fehlen nicht mehr. (Hebammeninſtitut! 
bei den Kommuniſten.) Wenn Sie ſolche dummen 
| Redensarten machen und ſich nicht ernſt benehmen 

können, dann gehen Sie hinaus und trinken Sie 
Kaffee. Das iſt beſſer, als wenn Sie ſich hier fle⸗ 


{A 


— 


gelhaft benehmen. Wenn die rechte Seite ſchließlich 
eine Ständekammer verlangt, ſoll man ſich nicht 
| wundern. Wenn der Finanzrat in der Stände⸗ 
form aufgezogen wird, wenn wir die zweite 
Kammer oder die ſogenannte erſte Kammer auch in 
Ständeform aufziehen, wie es die Abſicht iſt, dann 
ſind wir nicht weit davon entfernt, daß auch das 
Parlament ſtändiſch aufgezogen wird. Dann ha⸗ 
ben wir drei Ständekammern. Während man 
vom Ständeweſen mehr und mehr abkommt, ſoll 


hier eine Inſtitution auf ſtändiſcher Baſis geſchaf⸗ 


fen werden. Derartiges iſt mir unerklärlich. Ich 
würde der Regierung den Rat geben, da dieſe In⸗ 
ſtitution eine beratende Körperſchaft der Regie⸗ 
rung darſtellen ſoll, ſich eine Stelle zu ſchaffen, die 
von Finanzdingen auch wirklich etwas verſteht. 
Das ſoll nicht auf ſtändiſcher Baſis geſchehen, ſon⸗ 
dern je nach der Zuſammenſetzung der Regierung 
auf rein politiſcher Baſis. 
Der Finanzrat iſt eine Verwaltungsbehörde 
nd eine beratende Körperſchaft der Regierung. 
Er muß nach meiner Auffaſſung auf rein politi⸗ 
ſcher Baſis aufgezogen werden. Es werden aus den 
politiſchen Kreiſen Leute hineinzuwählen ſein, die 
für dieſe Inſtitution befähigt ſind, und zwar nicht 
auf vier Jahre, ſondern der Finanzrat hat in Dem: 
ſelben Moment zu verſchwinden, wo eine Aende⸗ 
rung der Regierung eintritt. Wenn Sie jetzt 
dieſes Geſetz ſchaffen, jo iſt es ein Ding der Un- 
möglichkeit, die Neuwahl vorzunehmen und in 
einem halben Jahr kommen wir bei irgend einer 
Gelegenheit zu einer Aenderung der Regierungs⸗ 
verhältniſſe. Dann ſoll eine Rechtskoalition mit 
dem ſo zuſammengeſetzten Finanzrat regieren. 
Dann kommt die rechte Seite in genau dieſelben 
Schwierigkeiten, in denen Sie (nach links) fi 
letzt befinden. Das kann nicht die Aufgabe und 
der Zweck der gegenwärtigen Regierung ſein, die 
mit einzelnen Perſönlichkeiten trübe Erfahrungen 
gemacht hat, die nebenbei geſagt, verfaſſungswid⸗ 
rig und geſetzwidrig im Finanzrat ſitzen, da der 
Rechnungsprüfungsausſchuß eine unabhängige 
Rechnungsſtelle ſein ſoll, die bisher in Danzig 
garnicht exiſtiert. Wenn man ſieht, welche 


(8) 


Schwierigkeiten daraus entſtehen, ſoll man reinen 
SH machen und jagen, wenn ſchon damals in der 
Verfaſſung eine Torheit gemacht worden iſt, weil 
man die Dinge nicht überjehen konnte, ändern wir 
das Geſetz in der Form ab, daß daraus ein brauch⸗ 
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bares Inſtrument wird, derart daß die Sachver⸗ 


Fragen beſtellt, ihr mit gutem Rat zur Seite ſte⸗ 
hen. Wenn die Einrichtung abgeändert werden 
kann, ſoll man es ſo machen, wie es dem Zweck 
einer jeden Regierung entſpricht und nicht auf 
vier Jahre, wodurch neue Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtehen. 

Ich wiederhole, daß ich ſehr bedauere, der Re⸗ 
gierung zu der Aenderung nicht gratulieren zu 
können. Ich muß im Gegenteil mein Bedauern 
darüber ausſprechen, was man hier zuſammenge⸗ 
ſtellt hat. Was hier vorgelegt wird, entſpringt 
wohl dem Wunſche der Arbeiterſchaft, in jeder In⸗ 
ſtitution zu ſitzen. Dieſen Wunſch würdige ich, aber 
man ſoll ſolche Inſtanzen nur aus Finanzſachver⸗ 
ſtändigen zuſammenſetzen und nur ſolche Leute 
wählen, die davon etwas verſtehen und die An⸗ 
gelegenheit nicht auf ſtändiſcher Baſis aufbauen. 

Wenn Herr Abg. Jantzen ſich auf den verſtor⸗ 
benen Kollegen Keruth berief, möchte ich ihm ſa⸗ 
gen, daß Herr Keruth, wenn er heute noch lebte, 
den Finanzrat, wie er jetzt beſteht, mit gleichen 
Worten geißeln würde, wie ich es von dieſer 
Stelle aus tue. Er würde ſich gleichfalls, wenn 
er noch Vorſitzender der Anwaltskammer wäre, 
dagegen ausſprechen, daß man die Anwaltskam⸗ 
mer mit ſolchen Sachen behelligt, genau ſo wie 
Sie ſich vorhin dagegen wehrten, daß man die 
Landwirtſchaftskammer mit der Wahl zweier 
Mitglieder beehrt hat. Herr Keruth hat damals 
genau ſo wenig, wie das Gros der Mitglieder des 
Volkstages, die der Verfaſſunggebenden Ver⸗ 
ſammlung angehörten, vorausſehen können, wie 
ſich die verſchiedenen Inſtitutionen entwickeln 
würden. Hätten wir gewußt, welchen Gang die 
Entwicklung nehmen würde, hätten wir damals 
die achtjährige Erfahrung gehabt, die wir heute 
beſitzen, ſo gebe ich Ihnen mein Wort, daß wir 
ein kleineres Parlament, eine verantwortliche 


ten, keine Wirtſchaftskammer, die aus allen mög⸗ 
lichen Korporationen zuſammengeſetzt iſt und auch 
noch wieder eine Ständekammer wird. Dann 
haben wir ſchließlich vier verſchiedene politiſche 
Inſtitutionen in Danzig. Wir haben eine Re⸗ 
gierung mit ſuſpenſivem Veto, einen Finanzrat 
mit ſuſpenſivem Veto, einen allmächtigen Volks⸗ 
tag, dem ſich alles zu beugen hat, dem man 14 
Tage lang Nadelſtiche bereiten kann, und dann 
noch eine Wirtſchaftskammer, die die Ehre hat, 
gelegentlich hierher zu kommen und Geſetzent⸗ 
würfe vor uns zu vertreten. Das alles für die 
große Zahl von 220 000 wahlberechtigten Men⸗ 
ſchen, für 380 000 Seelen in dem Weſtentaſchen⸗ 
ſtaat Freiſtaat Danzig! 

Wenn wir die Größenwahnſinnigkeit nicht 
bald ablegen, dann lacht die ganze Welt über 
uns. Es iſt deshalb Zeit, daß man jetzt, wo ſich 
Gelegenheit bietet, etwas zu ändern und ver⸗ 
nünftig umzugeſtalten, wirklich reinen Til 
macht. Ich plädiere alſo für eine möglichſt kleine 


Regierung allein auswählen ſoll. Es iſt nicht 
nötig, daß der Volkstag die Stadtbürgerſchaft 


ſtändigen, die ſich die Regierung für finanzielle 
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Regierung und keinen Finanzrat geſchaffen hät⸗ 


Korporation von Sachverſtändigen, die ſich die 
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und andere Körperſchaften wählt. Die Regierung 
ſoll wiſſen, wo Kräfte ſind, die ſie im Staats⸗ 
intereſſe heranziehen kann. Jeder Bürger iſt ver⸗ 
pflichtet, im Verwaltungsdienſt ſein Beſtes zu 
geben. Wenn die Regierung glaubt, daß Män⸗ 
ner da ſind, die ſie zur Beratung für geeignet 
hält, mag ſie dieſe heranziehen. Sie trägt die 
Verantwortung für alles, was geſchieht. Wir 
als Parlament haben die Aufgabe, dies zu kon⸗ 
trollieren und zu überwachen, damit ſie ihren Er⸗ 
klärungen entſprechend pflichtgemäß handelt. 

Wenn wir ſo vorgehen, werden wir zu einer 
Geſundung in dieſer Frage kommen. Ich hoffe, 
daß das Danziger Volk in den nächſten Wochen 
eine gründliche Operation vornehmen wird, da⸗ 
mit der Geſundungsprozeß fortſchreitet und end⸗ 
lich die Verfaſſungszuſtände in Danzig gebeſſert 
werden. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Heinemann. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
M. D. u. H.! In einem Punkte kann ich dem 
Herrn Abg. Rahn recht geben, nämlich darin, daß 
man in den Finanzrat tatſächlich auch nur Fi⸗ 
nanzſachverſtändige ſenden ſollte. Allerdings iſt 
es ihm beſchieden geweſen, in Form von perſön⸗ 
lichen Angriffen darzulegen, daß es in Danzig 
eigentlich mit ſeiner Ausnahme überhaupt keine 
Finanzſachverſtändigen gibt. (Sehr gut! rechts.) 
Im übrigen möchte ich ihm in einem anderen 
Punkte widerſprechen. Herr Abg. Rahn hat aus⸗ 
geführt, daß der Finanzrat eine Inſtitution iſt, 
der die Selbſtändigkeit und der eigene Wille ab⸗ 
zuſprechen ſeien und die lediglich ein Verwal⸗ 
tungsorgan darſtelle. Herr Rahn ſchließt das 
daraus, daß der Finanzrat in der Verfaſſung 
unter dem Abſchnitt Verwaltung untergebracht 
iſt. Das iſt lediglich eine formale Begründung, 
die das Weſen des Finanzrats überhaupt nicht 
trifft. Das Weſen des Finanzrats liegt darin, 
daß er ein begutachtendes Beſchlußorgan iſt, das 
ein ſuſpenſives Veto hat. Die Inſtitution ſteht 
alſo neben dem Volkstag, wenn auch nicht geſetz⸗ 
gebend, ſondern nur begutachtend. Sie iſt aber 
in dieſer Hinſicht mit eigenem Willen ausgeſtat⸗ 
tet. (Abg. Schwegmann: Neben dem Senat!) 

In einer weiteren Beziehung muß ich Herrn 
Abg. Rahn widerſprechen. Herr Rahn hat klar 
ausgeſprochen, daß er eine Politiſierung des Fi⸗ 
nanzrats für das Richtige hält. Er hält es nicht 
für richtig, daß es bei der Geſetzgebung in der 
Verwaltung mitwirkende Organe gibt, die der 
augenblicklichen Parteikonſtellation nicht entſpre⸗ 
chen. Ich bin der Auffaſſung, daß es wünſchens⸗ 
wert iſt, daß es Organe gibt, die auch geeignet 
ſind, öffentliche Kritik zu üben, Organe, die auch 
in der Lage ſind, Gutachten abzugeben, die der 
derzeitigen Koalition nicht entſprechen, damit 


auch noch andere Kräfte zur Geltung kommen 
und die Kräfte im Staatsleben ſich gegenſeitig 
kompenſtieren. 

Der vorliegende Geſetzentwurf trägt meines Er⸗ 
achtens dem Zweck und dem Sinn, den der Finanz⸗ 
rat haben ſoll, und den ich eben dargelegt habe, 
nicht Rechnung. Ich gebe zu, daß der beſtehende 


Zuſtand ebenfalls kein idealer iſt, und zwar in⸗ 
ſofern als politiſche Körperſchaften einen Teil der 
Mitglieder des Finanzrats zu wählen haben. Wie 
ſchon vorhin ausgeführt wurde, ſoll der Finanz⸗ 
rat ein Gremium von wiͤrtſchaftlichen Sachver⸗ 
ſtändigen ſein. Dieſer Entwurf, den wir vor uns 
liegen haben, vermehrt die Zahl der Mitglieder 
des Finanzrats, verbeſſert aber meines Erachtens 
durchaus nicht die Sachverſtändigkeit. Im Gegen⸗ 
teil, die Zahl der ſachverſtändigen Mitglieder 
wird vermindert. Ich hätte gewünſcht, daß es 
möglich wäre, in den Finanzrat mehrere Bank⸗ 
fachleute, mindeſtens zwei, zu entſenden, weiter 
einen Vertreter der Großinduſtrie, einen Vertre⸗ 
ter des Handels, einen Vertreter des Verkehrs⸗ 
gewerbes, entweder aus der Schiffahrt oder aus 
der Spedition. Das iſt im gegenwärtig vorge⸗ 
ſehenen Rahmen nicht zu erreichen. Statt deſſen 
will man verſuchen, in den Finanzrat ein Syſtem 
hineinzubringen, nämlich das der Parität zwi⸗ 
ſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Ich glaube, 
man müßte hier von allen Seiten zugeben, daß 
dies Syſtem mit der Sachverſtändigkeit nichts zu 
tun hat. Ich will mich nicht dagegen wehren, daß 
etwa auch Arbeitnehmer im Finanzrat ſitzen ſol⸗ 
len. Warum nicht? (Abg. Liſchnewſki: Aber zu 
ſagen ſollen ſie nichts haben!) Wenn ſie wirklich 
inhaltlich etwas zu ſagen haben, können ſie in 
einem wirklichen Sachverſtändigengremium ihre 
Meinung zur Geltung bringen; denn da kommt 
es auf die Perſönlichkeit und die Sachverſtändig⸗ 
keit an und nicht auf die politiſche Mehrheits⸗ 
maſchine. Das iſt der Unterſchied. 

Gerade dieſe Vorlage würdigt den Finanzrat 
zu einer Abſtimmungsmaſchine herab. Der Erfolg 
dieſer Vorlage wird nach meiner Auffaſſung der 
ſein, daß die Parteipolitik in den Finanzrat hin⸗ 
eingetragen wird, und das bedaure ich ganz be- 
ſonders. (Bisher war das wohl nicht der Fall! 
links.) Die Parlamentariſierung des Finanz⸗ 
rats, wie ſie von der Linken angeſtrebt wird, die 
Zuſammenſetzung des Finanzrats zeigt dasſelbe 
Ziel, nämlich daß der Machtbereich der Parteipo⸗ 
litik überall erweitert werden ſoll. Es ſoll die 
hemmungsloſe und ungeminderte Herrſchaft, die 
Geheimregierung des Interfraktionellen Aus⸗ 
ſchuſſes zur Auswirkung kommen. Wenn man die 
Parteipolitik und die Parteiherrſchaft zu ſtark er⸗ 
weitert, dann gräbt man dem Parlamentarismus 
das Grab. Wir werden bei dieſem Beſtreben 
vielleicht noch das Schauſpiel erleben, daß dieſes 
hohe Haus das Krematorium des Parlamentaris⸗ 
mus werden wird. (Bravo! in der Mitte. — 
Heiterkeit links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Das Geſetz über die Aenderung des Finanz⸗ 
rats iſt vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus 
betrachtet kein ideelles, weil wir Sozialdemokra⸗ 
ten an und für ſich, das haben wir auch bei der 
Schaffung der Verfaſſung zum Ausdruck gebracht, 


einen Finanzrat nicht für notwendig halten, ſon⸗ 


dern ihn nur als eine Verwäſſerung der Demo⸗ 
kratie anſehen. Wenn bei Schaffung des Finanz⸗ 
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(Loops, Abgeordneter) 
rats als Grund angeführt wurde, daß die ſachver⸗ 
ſtändigen Kräfte auch eine Stelle haben müßten, 
wo ſie mitreden könnten, ſo iſt es ja Aufgabe der 
Parteien, in den Volkstag ſolche ſachverſtändigen 
Kräfte hineinzuſchicken. Für dieſe Kräfte wäre 
im Volkstag durchaus die Möglichkeit einer 
Wirkſamkeit vorhanden. Aber der Finanzrat be⸗ 
ſteht nun einmal in unſerer Verfaſſung. Es war 
aber notwendig, daß er in ſeiner bisherigen Zu⸗ 
ſammenfaſſung geändert wurde. Es iſt nun von 
deutſchnationaler Seite geſagt worden, es ſoll 
jetzt die Diktatur der Sozialdemokraten, oder wie 
Herr Dr. Heinemann ſagte, die Diktatur des In⸗ 
terfraktionellen Ausſchuſſes im Finanzrat pro⸗ 
klamiert werden. Es wird von den rechten Oppo⸗ 
ſitionsparteien hier ſo hingeſtellt, als ob der Fi⸗ 
nanzrat bisher wirklich ein Ausſchuß mit Objek⸗ 
tivität und Unparteilichkeit geweſen wäre. (Sehr 
gut! links.) M. D. u. H., wenn Sie ſich mit dieſer 
Redewendung ſchon ſelbſt belügen, ſollten Sie ſo 
etwas nicht öffentlich ſagen; denn die langjährige 
Wirkſamkeit gerade des Finanzrats hat gezeigt, 
daß von dieſer objektiven Einſtellung bei ihm 
nicht die geringſte Rede ſein kann. 
links.) Solange eine deutſchnationale Regierung 
am Ruder war, fiel es dem Finanzrat nicht im 
geringſten ein, irgend welche Kritik zu üben. Als 
eine Linksregierung ans Ruder kam, beſann ſich 
der Finanzrat auf ſeine kritiſchen Rechte und 
legte gegen die Finanzwirtſchaft des Linksſenats 
los. Das iſt nicht geſchehen, weil die Finanzwirt⸗ 
ſchaft des Linksſenais ſchlechter war als die des 
Rechtsſenats, jondern einzig und allein aus dein 
Grunde, den ſeineizeit Herr Abg. Schwegmann 
öffentlich angab, als er ſagte: „Der Beamtenbund 
hat eben zu einem Linksſenat nicht das Vertrauen 
wie zu einem Rechtsſenat und deshalb hat er den 
Linksſenat nicht unterſtützt.“ Dieſes Zutrauen, 
d. h. dieſe politiſche Uebereinſtimmung iſt natür⸗ 
lich beim Finanzrat gegenüber dem Linksſenat 
nicht vorhanden. Die Erzählungen von der bis⸗ 
herigen Objektivität ſind alſo weiter nichts als 
ein großes Märchen. i 

M. D. u. H., was wird nun von der Oppo⸗ 
ſition gegen dieſes Geſetz angeführt? Die Ein⸗ 
wände, die von der rechten Seite und die von der 
linken Seite kommen, heben ſich eigentlich auf. 
Von rechts wurde von Herrn Jantzen und auch 
von Herrn Dr. Heinemann ausgeführt, daß damit 
die Diktatur der Arbeitnehmer und wirtſchafts⸗ 
unverſtändiger Kreiſe aufgerichtet werden ſoll. 
(Abg. Dr. Heinemann: Davon habe ich nicht ge⸗ 
ſprochen! Ich habe geſagt, ich habe nichts dagegen, 
wenn auch Arbeitnehmer dabei ſind!) Sie haben 
aber gegen die Parität gewettert, gegen die Pari⸗ 
tät, daß jetzt zu viel Arbeitnehmer hineinkommen 
ſollen. Die Kommuniſten dagegen erklären, die⸗ 
ſer Entwurf bedeute 
Sozialdemokraten gegenüber den Ausbeutern, ge⸗ 
genüber den Kapitaliſten. Das hält ſich eigentlich 
die Wage, und damit heben ſich dieſe Vorwürfe 
gegenſeitig auf. Es zeigt ſich, daß der Senat mit 
dieſer Zuſammenſetzung zum mindeſten das er⸗ 
reicht hat, was nach Lage der Dinge möglich iſt. 
Was nun die Einwände anbetrifft, die hier 
im Einzelnen gegen die Zuſammenſetzung gemacht 


(Sehr gut! 


ein Entgegenkommen der 
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berührte und ſehr intereſſant war, daß gerade 
ausgerechnet ein Vertreter der Deutſchnationalen, 
Herr Jantzen, hier die Frage aufwarf, warum 
überhaupt Vertreter der Landwirtſchaft, Ver⸗ 
treter des Handwerks in den Finanzrat hinein⸗ 
kommen ſollten. Herr Jantzen, vor etwa acht 
Tagen haben gerade dieſe Kreiſe in einer ſoge⸗ 
nannten Proteſtverſammlung, es ſoll jogar eine 
große Proteſtverſammlung geweſen ſein, dagegen 
gewettert, daß gerade Landwirtſchaft und Hand⸗ 
werk nicht die genügende Beachtung fänden. Nach 
dieſem Geſetz beſteht jetzt die Möglichkeit, daß 
dieſe Kreiſe auch ein Wort bei der Geſtaltung der 
Danziger Finanzen mitreden können. Sie ſelbſt 
erklären dieſe Leute aber dafür für ungeeignet. 
Das iſt außerordentlich intereſſant. Ihre Ab⸗ 
ſchwächung gegenüber dem Zuruf des Abg. Rahn 
kann dieſe Erklärung nicht aus der Welt ſchaffen. 
Sie ſelbſt haben den Landwirtſchaftskreiſen in 
Ihren Ausführungen die Kenntnis abgeſprochen 
und geſagt, ſie hätten ſich in Finanzfragen bis⸗ 
her von den Kaufleuten beraten laſſen. 
die Klage der Erwerbsſtände und des Notbundes 
in der vorwöchigen Verſammlung wirklich aus 
Ueberzeugung gekommen wäre und den Zweck ge⸗ 
habt hätte, irgend eine Abhilfe zu ſchaffen, dann 
ware ein Teil dieſer Klagen doch durch den Ge: 
ſetzentwurf aus der Welt geſchafft. Aber dagegen 
wehren Sie ſich wahrſcheinlich, weil Ihnen dann 
wieder eine Agitationsmöglichkeit genommen 
wird, wenn der Linksſenat den Handwerkerkreiſen 
und der Landwirtſchaft 
mungsrecht gibt. 

In einer anderen Sache iſt es ja ebenſo. Die 
Landwirtſchafts⸗Vertreter ſtimmen in der Oef⸗ 
fentlichkeit Klagelieder an und bezeichnen den 
Senat als landwirtſchaftsfeindlich. In Wirklich⸗ 
keit iſt es jedoch derſelbe von Ihnen jo angegrif⸗ 
fene Senat, der nicht Geſetze, oder richtiger Ver⸗ 
träge durchbringt, die Sie in den ganzen langen 
Jahren Ihrer Regierung nicht haben durchbrin⸗ 
gen können und die für die Landwirtſchaft einen 
großen Vorteil bedeuten. Es wäre anſtändig, 
offen und ehrlich, wenn Sie das auch anerkennen 
würden. Sie tun es aber nur im geheimen und 
ſchicken eine Kommiſſion, die ſich bei einigen links⸗ 
ſtehenden Senatoren bedankt. Aber in der Oef⸗ 
fentlichkeit ſprechen Sie das Gegenteil aus. Das 
iſt die unehrliche Politik der Deutſchnationalen, 
die auch in der Stellungnahme zu dieſem Geſetz⸗ 
entwurf zum Ausdruck kommt. 

Von deutſchnationaler Seite hat man auch be⸗ 
zweifelt, daß die Arbeitnehmer die genügende 
Sachkenntnis aufbringen könnten. Ich weiß 
nicht, was die Herren Mayen und Schütz gedacht 
haben, als ſie in dieſer Weiſe von ihrem eigenen 
Fraktionsvertreter als unwiſſend in dieſen Din⸗ 
gen erklärt wurden. (Sehr gut! links.) Es iſt doch 
gerade Herr Mayen, der ſich ſonſt als einer der 
beſten Wirtſchaftskenner und Politiker in Danzig 
aufſpielt. Er hat in ſeiner Organiſation auch 
noch eine Anzahl von Fachleuten aus dem Bank⸗ 
gewerbe. Das bringt er bei anderer Gelegenheit 
wenigſtens ſehr häufig zum Ausdruck. Nun 


kommt ſein eigener Fraktionskollege und erklärt, 
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wurden, ſo muß ich ſagen, daß es ſehr eigentümlich 


größeres Mitbeſtim⸗ 


(©) 


Wenn 


— 


D) 


(A 


(B) 


— 


1014 Volkstag Danzig — 49. Sitzung. 
(Loops, Abgeordneter) f 

die Angeſtellten und Arbeiter könnten in dieſen 
Dingen nicht mitreden, weil ſie keine Sachkunde 
beſäßen. Es mag ja richtig ſein, Herr Jantzen, 
wenn Sie Ihre deutſchnationalen Arbeiter und 
Angeſtellten in dieſer Weiſe einſchätzen. Aber 
außerhalb des Deutſchnationalen Arbeitnehmer⸗ 
bundes und des Deutſchnationalen Handlungsge⸗ 
hilfenverbandes gibt es doch eine Reihe von Ar⸗ 
beitnehmern, die über mehr Sachkunde verfügen 
und die berufen ſind, auch in dieſen Dingen im 
Finanzrat mitzuarbeiten. 

Es wurde dann der Fall Alter aufgeworfen. 
Er wurde zur Begründung angeführt, um zu zei⸗ 
gen, daß es unter dem neuen Senat eine Unpar⸗ 
teilichkeit des Finanzrats nicht mehr möglich ſei. 
Denben Sie einmal daran, ob der Finanzrat ab⸗ 
geſehen von den durch Herrn Rahn angeführten 
Fällen, etwa zu der Zeit des Ermächtigungsgeſetzes 
irgendwie in Funktion getreten iſt. Der Finanz⸗ 
rat hat zu allen dieſen Dingen geſchwiegen und 
niemals Kritik geübt. Aber jetzt, ſeitdem die 
Sozialdemokraten in der Regierung ſind, kommen 
dem Finanzrat ſchwere Bedenken gegen verſchie⸗ 
dene Maßnahmen des Senats. Als Wortführer 
dafür ſpielt ſich ein höherer Beamter auf, der ge⸗ 
rade vom Senat in dieſen Finanzrat hineindele⸗ 
giert wurde. Der Herr Oberregierungsrat Dr. 
Alter iſt vom Senat als Leiter des Rechnungsprü⸗ 
fungsamtes beſtellt worden und als Folder in den 
Finanzrat hineingekommen. Wenn es auch ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, daß der Leiter des Rechnungs⸗ 
prüfungsamtes ein Recht zur Kritik haben muß, 
jo iſt es aber auf keinen Fall möglich, daß dieſer 
Herr ſeine Stellung ſo auffaßt, daß er im Finanz⸗ 
rat deutſchnationale Parteiagitation treiben ſoll. 
Gerade durch die Art der Formulierung ſeiner 
Kritik und die Redensart vom „bewußten Ver⸗ 
faſſungsbruch“, die ſonſt immer von deutſchnatio⸗ 
naler Seite gebraucht worden it, hat er die Gren⸗ 
zen der ihm zuſtehenden Kritik weit überſchritten 
und ſich zum deutſchnationalen Parteiagitator 
gemacht. Wenn dieſer Herr nun vom Senat 
ſeines Amtes enthoben wurde, ſo denken Sie doch 
einmal, was früher unter der Regierung der 
Deutſchnationalen bezw. der Konſervativen im 
alten Preußen mit einem Beamten paſſierte, der 
es auch nur im geringſten wagte, öffentlich gegen 
die Regierung aufzutreten. Denken Sie daran, 
daß ſich Ihr glorreicher Kanzler Bismarck nicht 
im geringſten geſcheut hat, damals während des 
Kulturkampfes Dutzende von mittleren und hö⸗ 
heren Beamten auf die Straße zu ſetzen. Im 
preußiſchen Landtag führte er aus, daß in Preu⸗ 
ßen nicht ein einziger Beamter geduldet würde, 
der nur im geringſten gegen Maßnahmen der Re⸗ 
gierung auftritt. Das war die Politik, die Sie 
jahrzehntelang betrieben haben und die Sie auch 
heute noch haben möchten, weil Sie das alte 
Preußen zurückerſehnen und als Ihr Ideal hin⸗ 
ſtellen. Wenn ſich nun aber einmal eine Links⸗ 


regierung ſolch ein Vorgehen eines oberen Beam⸗ 
ten nicht gefallen läßt, dann kommen Sie mit 
einem Mal mit den Redensarten von der Anpar⸗ 
teilichkeit des Beamtentums, das geſchützt werden 
muß, von ſeiner Unabhängigkeit uſw. Es wäre 
wünſchenswert, wenn Sie an die Erfüllung dieſer 


wir grundſätzlich von dem Finanzrat 


Donnerstag, den 11. Oktober 1928. 


Phraſen ſchon früher gedacht hätten, als Sie die 
Macht hatten. Aber es iſt in vielen Dingen ſo, 
daß Sie die Redensarten nur immer dann an⸗ 
wenden, wenn Sie in der Oppoſition find und 
nicht im geringſten daran denken, ſie zu beachten 
ind zu verwirklichen, wenn Sie Regierungspartei 
ind. 

M. D. u. H., damit zeigt ſich eigentlich, daß 
die ganzen Einwürfe der deutſchnationalen Oppo⸗ 


(Or 


ſition nicht aus irgend welchen ſachlichen Motiven 


hier erfolgt ſind. Die Frage der Sachverſtändig⸗ 
keit wird, ſoweit ſie wenigſtens von Herrn Jan⸗ 
tzen hier erörtert wurde, wahrſcheinlich noch eine 
Haustevolution in deutſchnationalen Kreiſen her⸗ 
vorrufen. Was die Frage der Arbeitnehmer an⸗ 
betrifft, ſo weiß ich nicht, ob die Herren Schütz 
und Mayen ſo geduldig ſind, daß ſie ſich öffentlich 
von einem Parteifreund als unwiſſend hinſtellen 
laſſen. (Zwiſchenrufe rechts.) Der Fall Alter 
zeigt Ihre Unehrlichkeit, daß Sie dann, wenn Sie 
Oppoſitionspartei ſind, andere Grundſätze haben, 
als wenn Sie Regierungspartei ſind. Das waren 
ja die ganzen Einwürfe, die gegen dieſes Geſetz 
hier gemacht worden ſind. 

Wenn man dieſe Einwürfe hier gehört hat, 
dann zeigt ſich, daß die deutſchnationale Oppo⸗ 
ſition heute eigentlich um Stoff verlegen iſt, und 
daß ſie dann ſelbſt gegen Dinge Oppoſition 
machen muß, die ſie bei anderen Gelegenheiten 
zum Teil ſelbſt vertreten hat. Ich habe ja ſchon 
die Notbundverſammlung erwähnt. Hier zeigt 
ſich die ganze Haltloſigkeit der Oppoſition. Wenn 
man die Wirkſamkeit des bisherigen Finanzrats 
betrachtet, und wenn man weiter daran denkt, 
daß nach unſerer Meinung Sachverſtändige in 
allen Kreiſen der Bevölkerung vorhanden find, 
daß es nur darauf ankommt, von den Gruppen, 
die Mitglieder des Finanzrats präſentieren, auch 
die richtigen Sachverſtändigen zu wählen, dann 
zeigt ſich doch, daß dieſe Aenderung der Zuſam⸗ 
menſetzung notwendig war. 

Wir begrüßen deshalb dieſes Geſetz, trotzdem 
eine andere 
Auffaſſung haben. Wir begrüßen das Geſetz trotz⸗ 
dem, weil es hoffentlich mit dazu beitragen wird, 
daß die deutſchnationale Vorherrſchaft, wie ſie ſich 
im Finanzrat in den letzten Jahren ſo unheilvoll 
bemerkbar gemacht hat, zu einem Teil in Danzig 
wieder abgebaut wird. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Siebenfreund. 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.] Meine Partei hat ſchon ſeit Jahren die 
Umwandlung des Finanzrats gewünſcht und 
einen Plan hierfür auch ſchon vor Jahren ver⸗ 
öffentlicht. Es erfüllt mich mit Freude, wenn ich 
hier feſtſtellen kann, daß wir damals eine Orga⸗ 
niſation in Ausſicht genommen haben, die unge⸗ 
fähr durch das vorliegende Geſetz verwirklicht 
wird. Ich glaube, die Debatte heute hat ergeben, 
daß dieſer Aufbau des Finanzrats richtig ſein 
muß; denn wenn von rechts ſcharfe Kritik geübt 
und dieſer Finanzrat als Arbeitnehmerorganiſa⸗ 
tion gefürchtet wird, und wenn von links der Fi⸗ 
nanzrat kritiſiert und darin eine reine Unterneh- 
merorganiſation, eine reine Arbeitgeberorgani⸗ 


— 


D} 


{A) 


{B) 


Volkstag Danzig — 49. Sitzung. 
(Siebenfreund, Abgeordneter) 
ſation geſehen wird, dann kann man wohl anneh⸗ 
men, daß die Wahrheit auch in dieſem Fall in der 
Mitte liegt, (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
d. h. daß dieſes vorliegende Geſetz das Richtige 
trifft. Es iſt zweifellos ein ſehr ſchwerer Irrtum 
des Herrn Abg. Jantzen, wenn er annimmt, daß 
ein Finanzrat nach der vorliegenden Geſetzesän⸗ 
derung nicht die geringſte Bedeutung und das mo⸗ 
raliſche Gewicht des jetzigen Finanzrats haben 
werde. Ich ſehe nicht, wo der Grund dafür liegt. 
Gerade von der Deutſchnationalen Volkspartei 
ſollte eigentlich die Art, wie dieſer Finanzrat ge⸗ 
wählt und zuſammengeſetzt wird, gelobt werden; 
denn die politiſchen Mitglieder, die ſolange im 
Finanzrat waren, ſind nicht mehr drin. Es iſt 
ein reines Sachverſtändigenkollegium geworden. 
(Widerſpruch rechts.) Es ſoll ein reines Sachver⸗ 
ſtändigenkollegium werden, (Die ſind alle drau⸗ 


ßen! rechts.) und als Sachverſtändigenkollegium 


wird es infolgedeſſen auch nicht von politiſchen 
Körperſchaften gewählt. 

M. D. u. H.] Wenn der Zwiſchenruf erfolgte: 
„Die Sachverſtändigen ſind alle draußen“, dann 
muß ich allerdings ſagen, (Abg. Schwegmann: 
Mit einer Ausnahme!) daß dann bisher diejeni⸗ 
gen Körperſchaften, die wählen konnten, ſehr 
falſch gewählt haben, (Sehr gut! links.) und daß 


jetzt gerade die Wirtſchaftsorganiſationen, die die 


Wahl vornehmen, es in der Hand haben, die 
Sachverſtändigen in ihren Kreiſen herauszuſu⸗ 
chen, die dazu nötig ſind. Wer will hier mit 
Recht behaupten, daß in den Kreiſen der Handels⸗ 
kammer, der Kaufleute, der Handwerkskammer 
der Landwirtſchaft nicht Leute ſitzen, die mit Ver⸗ 
ſtändnis, Liebe und Treue die Aufgaben erfüllen 
können, die ihnen als Mitglieder der Finanzrats 
geſtellt werden? Es iſt doch eine vollkommene 
Verkennung der Tatſachen, wenn man behaupten 
wollte, daß nur die Kaufleute allein über wirt⸗ 
ſchaftliche und finanzielle Fragen entſcheiden kön⸗ 
nen. Es iſt ganz richtig, wie mein Vorredner 
ſagte, wenn es ſich darum handelt, den ſogenann⸗ 
ten wirtſchaftlichen Kurs der jetzigen Regierung 
zu kritiſieren, dann finden ſich Vertreter der Han⸗ 
delskammer, des Landbundes und der Handwerks⸗ 
kammer einmütig zuſammen und bekennen laut 
und deutlich: „Wir kennen alle Nöte der Wirt⸗ 
ſchaft, wir ſind diejenigen, die das viel beſſer 
kennen als alle andern, wir wollen zuſammen ge⸗ 
gen die Regierung Proteſt erheben“. Aber wenn 
ſie hier an einer Sache gemeinſam arbeiten ſol⸗ 
len, dann ſtellt ſich ein Vertreter der einen Gruppe 
hin und jagt, die andern find Dummköpfe, das 
machen wir allein. Es wäre für manche ideal, 
wenn nur die Handelskammer die Mitglieder des 
Finanzrats ſtellen würde. Ich glaube nicht, daß 
das im Intereſſe der Allgemeinheit liegt. 

Ebenſo iſt auch der Vergleich abwegig, den 
Herr Abg. Jantzen gezogen hat, indem er ſagte, 
dieſer neue Finanzrat ſolle ein kleiner Volkstag 
werden. Es iſt nichts falſcher als das. Der 
Volkstag wird von politiſchen Parteien gebildet 
1 1 Finanzrat von wirtſchaftlichen Körper: 

aften. 
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digen⸗Kollegium auch nur zum Teil nach politi- (C) 


ſchen Rückſichten zu wählen, ſondern daß man es 
lediglich nach wirtſchaftlichen Grundſätzen zuſam⸗ 
menſetzt. Dieſe Zuſammenſetzung des Finanzrats 
erſcheint uns eine Garantie dafür zu ſein, daß der 
Finanzrat den Aufgaben, die ihm durch die Ver⸗ 
faſſung geſtellt ſind, und die er weiter zu erfüllen 
hat, mindeſtens ſo gut, wahrſcheinlich beſſer wird 
erfüllen können als bisher. Infolgedeſſen haben 
wir dieſe Vorlage auf das lebhafteſte begrüßt. 
(Bravol) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht weiter vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage zur Erledigung dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch. Das 
Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Leiſtungen in der Invalidenverſiche⸗ 
rung. 

Druckſache Nr. 441. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Der wohllöbliche Senat hat ſich das Leben 
wieder einmal ſehr leicht gemacht und hat uns 
einen Geſetzentwurf unterbreitet, der ſchon vor 
längerer Zeit im Deutſchen Reich angenommen 
iſt. Er hat natürlich mit der Verzögerung dazu 
beigetragen, daß die kleine Erhöhung der Renten 
ſolange nicht durchgeführt werden konnte. Weiter 
iſt für uns intereſſant, daß in dieſem Entwurf 
alle Mängel, Fehler und Härten, die ſpeziell von 
der Zentrumspartei und der Sozialdemokratiſchen 
Partei bei der Beratung im Reichstag ſo ſcharf 
kritiſiert worden ſind, ohne weiteres hier über⸗ 
nommen ſind. Wir wundern uns, daß dieſe Par⸗ 
teien, die doch einen beſtimmten Einfluß im Se⸗ 
nat haben, aus dieſer Kritik, die im Deutſchen 
Reich anläßlich der Annahme dieſes Geſetzes ge⸗ 
übt worden iſt, nichts gelernt haben, ſondern daß 
dieſer Geſetzentwurf ſo, wie er in Deutſchland von 
einer Rechtsregierung angenommen iſt, durch eine 
Linksregierung dem Volkstag vorgelegt worden 
iſt. Ich habe natürlich die Hoffnung, daß alle 
dieſe Fehler und Mängel im Sozialen Ausſchuß 
ohne weiteres von den Regierungsparteien aus⸗ 
gemerzt werden. Bei unſeren Anträgen werden 
wir uns immer von den Grundſätzen leiten laſſen, 
daß es ſich um berechtigte Forderungen der Inva⸗ 
liden handelt. Wir werden nicht die Argumen⸗ 


tation berückſichtigen, die der Staat in den Vor⸗ 


dergrund ſtellt. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus ſind unſere An⸗ 
träge keine Agitationsanträge. Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß unbedingt mit dem Syſtem 
der Steigerungserhöhung aufgeräumt werden 
muß und die Grundrente ſo ſchnell wie möglich zu 
erhöhen iſt, weil die heutigen Auswirkungen eine 
brutale Härte für die Invaliden bedeuten. Als 
Arbeiter werden ſie während ihrer Tätigkeit 
ſchlecht bezahlt und, weil ſie keine höheren Bei⸗ 


Das iſt der grundſätzliche Unterſchied, träge zahlen können, noch einmal beſtraft, wenn 


daß man davon Abſtand nimmt, ein Sachverſtän⸗ ſie Invaliden find, indem fie nur eine geringe 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Rente bekommen. Mit dieſer Sache muß endlich 
aufgeräumt werden. Das Geſetz muß ſozial ſein. 
Es muß einen Ausgleich ſchaffen, damit der Ar⸗ 
beiter, wenn er Invalide wird, ſoviel bekommt, 
um ſeine elementarſten Lebensbedürfniſſe zu be⸗ 
friedigen. 

Als nächſte Forderung verlangen wir, daß der 
Staatszuſchuß bedeutend erhöht wird. Die von 
den Verſicherten beſonders in der Vorkriegszeit 
angeſammelten Gelder ſind der Induſtrie zugute 
gekommen, die zu einem billigen Prozentſatz Ka⸗ 
pital erhielt. Durch den Betrug der Inflation 
wurde der Verſicherungsanſtalt das angeſammelte 
Geld genommen. Demzufolge muß der Staat den 
Staatszuſchuß bedeutend erhöhen, damit ein ge⸗ 
rechter Ausgleich ſtattfindet. In der Vor⸗ und 
der Nachkriegszeit wurde jahrelang gekämpft, um 
den Begriff der Invalidität herunterzuſetzen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 66°, Pro⸗ 
zent ziemlich weitgegriffen ſind. Man ſollte 
nicht 66 Prozent der Erwerbsminderung in Be⸗ 
tracht ziehen, ſondern 50 Prozent der Berufsfähig⸗ 
keit. Gerade durch die Erwerbsminderung tritt 
es ein, daß einem Arbeitnehmer geſagt wird, in 
ſeinem Berufe ſei er nicht mehr voll erwerbsfähig, 
er könne aber einen anderen Beruf ergreifen, an⸗ 
fangen mit Gemüſe zu handeln oder Streichhölzer 


zu verkaufen, für dieſes Gewerbe reiche ſeine Ar⸗ 


beitskraft vollſtändig aus. 

Wir ſind der Auffaſſung, daß ein Arbeiter, 
der nicht mehr 50 Prozent arbeitsfähig in ſeinem 
Berufe iſt, als Invalide angeſehen werden muß. 
Weiter ſind wir der Meinung, daß die Alters⸗ 
grenze für die Invalidität herabzuſetzen iſt. Wir 
verlangen nur die mäßige Herabſetzung von 65 
auf 60 Jahre. Die Arbeitsmethoden ſind ſo in⸗ 
tenſiv geworden, daß es eine Seltenheit iſt, daß 
ein Arbeiter mit 60 Jahren noch im Beſitz der 
vollen Arbeitskraft iſt. Die Großbetriebe gehen 
heute ſchon dazu über, einen Arbeiter, der 40 
Jahre alt iſt, nicht mehr einzuſtellen. Daher iſt 
es ein Unſinn, den Arbeitern die Invalidenunter⸗ 
ſtützung erſt zu gewähren, wenn ſie 65 Jahre alt 
ſind. Viele Arbeiter, die während des Arbeits⸗ 
prozeſſes invalide werden, würden eine höhere 
Invalidenrente erhalten, wenn nicht die Steige— 
rungsſätze vorhanden wären. Dadurch werden die 
Marken nur ganz minimal anerkannt. 

Wenn alle dieſe Maßnahmen durchgeführt 
werden, iſt dadurch noch nichts weſentliches er⸗ 
reicht. Wir glauben aber, daß es das Minimalſte 
iſt, was man den Invaliden ohne weiteres zubil⸗ 
ligen muß. Ich wende mich an die ſogenannten 
Arbeiterparteien. Wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Arbeiter heute ein Recht hat, vom 
Staat unterſtützt zu werden, nachdem er ſein Le⸗ 
ben lang ſeine Arbeitskraft zur Verfügung geſtellt 
hat, damit er ſeinen Lebensabend ſo angenehm 
wie möglich geſtalten kann. Wir lehnen grund⸗ 
ſätzlich die Gedankengänge ab, daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft den Weg der Selbſthilfe beſchreiten ſoll, in⸗ 
dem ſie eigene Verſicherungskaſſen einführt. Dies 
Techtelmechtel, das die Gewerkſchaften empfehlen, 
lehnen wir ab. Je geringere Forderungen die 
Arbeiterſchaft ſtellt, deſto mehr werden die Leute 
von rechts, die Deutſchnationalen, verlangen. 


Volkstag Danzig — 49. Sitzung. 
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Wenn die Arbeitenden keine ſtaatlichen Mittel in 
Anſpruch nehmen, werden dieſe Klaſſen kommen, 
um dem Staat die Gelder wegzunehmen. Daher 
verlangen wir, daß die Anträge, die den Arbei⸗ 
tern das Notwendigſte bringen ſollen, angenom⸗ 
men werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Bei der eingehenden Begründung, die der 
Druckſache Nr. 441 beigefügt iſt, kann ich mich mit 
der Stellungnahme meiner Fraktion kurz faſſen. 
Meine Fraktion begrüßt die Vorlage, wird doch 
durch ſie ein Unrecht gut gemacht, nämlich der 
Schaden, den die Inflation denjenigen zugefügt 
hat, die ihn am allerwenigſten tragen konnten. 
Die Vorlage bringt zwar nicht das, was wir eine 
ausreichende Rentenverſorgung nennen — den 
Fraktionen iſt unſer Standpunkt in dieſer Frage 
ja bekannt — aber ſie bringt eine merkliche An⸗ 
gleichung an die elementarſten Lebensnotwendig⸗ 
keiten, alſo einen weſentlichen Fortſchritt und vor 
allen Dingen die Gleichſtellung mit der entſpre⸗ 
chenden deutſchen Verſorgung. Wir haben ſelbſt 
viele unſerer Münſche zugunſten anderer ebenſo 
wichtiger zurückſtellen müſſen. Ich denke z. B. 
an die Anrechnung der Militärdienſtzeit als Stei⸗ 
gerungsbeträge. Wir empfinden es nach wie vor 
als eine Härte, daß ein Kriegsteilnehmer ſechs 
jeiner Militärjahre (Kriegs- und Friedensdienſt⸗ 
jahre), verlieren muß, während der daheimge⸗ 
bliebene Munitionsarbeiter vermöge ſeiner höhe⸗ 
ren Kriegsentlohnung die höheren Steigerungs⸗ 
beträge, allerdings zu Recht, erhält. Solange 
aber die Verſicherungsanſtalt nicht auf angeſam⸗ 
melte Fonds zurückgreifen kann, ſondern die lau⸗ 
fenden Renten aus den laufenden Einnahmen 
beſtreiten muß, ſehen wir keinen Weg, ſchon jetzt 
dieſes Ziel zu erreichen. Es iſt aber gelungen, 
gegenüber der Vorlage einen weiteren Fortſchritt 
zu erzielen. Die Koalitionsparteien ſind ſich da⸗ 
rin einig, als Datum des Inkrafttretens den 1. 
Oktober ſtatt des 1. Dezember zu fordern. Der 


entſprechende Antrag iſt den Damen und Herren 


ſchon zugegangen. Da die Vorlage eine Erhöhung 
der Leiſtungen ohne die ſonſt übliche Beitrags⸗ 
erhöhung bringt, dürfte auf einen Widerſpruch 


kaum zu rechnen ſein. 


Im Namen der Fraktion bitte ich Sie daher, 
m. D. u. 9., der Vorlage und auch dem Abände⸗ 
rungsantrag zuzuſtimmen und durch eine recht 
ſchnelle Ausſchußarbeit eine möglichſt baldige Ver⸗ 
abſchiedung der Vorlage zu erwirken. Im Inter⸗ 
eſſe einer ſchnellen Verabſchiedung bitte ich Sie 
auch, etwaige Abänderungswünſche zu rückzuſtel⸗ 
len. Auch wir ſind der Anſicht, daß mit dieſer Ver⸗ 
beſſerung durchaus noch nicht Halt gemacht wer⸗ 
den muß. Sobald es die Verhältniſſe geſtatten, 
werden wir für eine Rentenfeſtſetzung eintreten, 
die den Leuten, die ihr Leben in harter Arbeit 
zugebracht haben, und in Ehren grau geworden 
ſind, einen ſorgenfreien Lebensabend garantiert. 
(Bravo! links.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſe Vorlage 
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(Bräfident) 


dem Sozialen Ausſchuß zur Beratung zu über⸗ 


weiſen. Widerſpruch wird nicht laut, das Haus 
hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Abänderung des Volkstagswahlge⸗ 


ſetzes. N 
Druckſache Nr. 444. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Das uns vorliegende Geſetz zur Abänderung des 
Volkstagswahlgeſetzes vom 6. September 1922 
zeigt uns wieder, daß die jetzige Koalitionsregie⸗ 
rung zu jeder Zeit und Stunde bereit iſt, neue 
reaktionäre Maßnahmen zu ſchaffen. Nach dem 
jetzt beſtehenden Geſetz war es üblich, und die Ge⸗ 
meindebehörden waren verpflichtet, die Wähler⸗ 
liſten vier Wochen vor der Wahl auszulegen. 
Hierdurch war es den Arbeitern möglich, auch den⸗ 
jenigen, die in Arbeit ſtanden und außerhalb be⸗ 
ſchäftigt waren, die Wählerliſten einzuſehen. Be⸗ 
ſtehende Mängel konnten beſeitigt werden. Nach 
den neuen Beſtimmungen iſt keine beſtimmte 
Friſt ſeſtgeſetzt. Es ſoll den Gemeindebehörden 
überlaſſen ſein, die Wählerliſten dann auszule⸗ 
gen, wenn es ihnen paßt. Wir werden dann im 
geſamten Freiſtaat keine Einheitlichkeit in dieſer 
Frage haben. Ein Teil der reaktionären Ge⸗ 
meindevorſteher wird die Auslegung der Wähler⸗ 
liſten ſabotieren. Es wird dann der Fall eintreten, 
daß die Wählerliſten einen Tag vor der Wahl 
ausgelegt werden. Die Gemeindebehörden ſind im 
Stande, es ſo zu machen, und nach dem neuen Ge⸗ 
ſetz ſteht ihnen das Recht dazu zu. Dann iſt es 
den Arbeitern, die den Tag über auswärts ar⸗ 
beiten, nicht möglich, die Wählerliſten einzu⸗ 
ſehen. Sie werden dann am Wahltag nicht ihr 
Wahlrecht ausüben können. 

In der Begründung heißt es, daß die Abän⸗ 
derung aus dem Grunde geſchehen ſoll, weil ſich 


aus den bisherigen Beſtimmungen Schwierigkei⸗ 


ten ergeben haben. M. D. u. H., ich kann Ihnen 
die Zuſicherung geben, daß jetzt noch viel mehr 
Schwierigkeiten eintreten werden, und daß ſich 
das Geſetz nur gegen die Arbeiter auswirken 
wird. Die Bourgeoiſie hat Zeit, um zu jeder 
Stunde in die Wählerliſten einſehen zu können. 
Die Vorlage beweiſt uns erneut, daß alle Ge⸗ 
ſetze gegen die Arbeiterſchaft gerichtet ſind. Die 
Sozialdemokratie geht mit der Bourgeoiſie Hand 
in Hand. 

Die Kommuniſtiſche Partei wird dieſes Ge⸗ 
ſetz ablehnen, weil ſie es ſchon vorausſieht, daß 
es ſich nur gegen die Werktätigen auswirken wird. 
Der Grund dieſes Geſetzes iſt aber nicht der, daß 
die bisherigen Beſtimmungen Schwierigkeiten er⸗ 
geben haben, ſondern der Grund iſt der kom⸗ 
me Volksentſcheid in der Frage der Verfaſ⸗ 
ſfungsänderung. Wegen der Verfaſſungsände⸗ 
fung, die ſich auch nur gegen die Werktätigen 
auswirken wird, will man die bisherigen Be⸗ 
timmungen fallen laſſen. Die Arbeiterſchaft 
wird einſehen, daß alle Geſetze, die innerhalb 


dieſes kapitaliſtiſchen Staates geſchaffen werden, 


Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, gleich die 
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ſich immer gegen die werktätige Bevölkerung aus⸗ 
wirken werden, und daß erſt dann Geſetze für die 
Arbeiterſchaft geſchaffen werden, wenn die pro⸗ 
letariſche Revolution geſiegt hat. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht weiter vor⸗ 
liegen. Die erſte Leſung iſt ſomit beendet. Der 
zweite 
und dritte Leſung vorzunehmen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, ich ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Wir treten in die zweite Leſung ein. Ich 
rufe Artikel I auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich bitte die Damen und Herren, die Ar⸗ 
tikel I annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Arti⸗ 
kel I it angenommen. Ich rufe Artikel II auf und 
darf wohl die Annahme feſtſtellen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung des 
Volkstagswahlgeſetzes vom 6. 9. 1922 (Geſetzbl. 
S. 420 ff.)“ Ich darf wohl die Annahme feſt⸗ 
ſtellen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt jo be⸗ 
ſchloſſen. (Abg. Plenikowkſi: Der dritten Leſung 
widerſprechen wir!) Ich ſtelle feſt, Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki, daß ich vorhin geſagt habe: „Der Ael⸗ 
teſtenausſchuß ſchlägt vor, die zweite und dritte 
Leſung vorzunehmen.“ Widerſpruch iſt nicht laut 
geworden, und ich habe den Beſchluß des Hauſes 
feſtgeſtellt. Wir kommen nun zur dritten Leſung. 
(Abg. Plenikowſki: Wir widerſprechen!) Das iſt 
jetzt zu ſpät. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 
Ich rufe Artikel I auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich bitte die Damen und Herren, die Ar⸗ 
tikel I annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel I it angenommen. Ich ſtelle die Annahme 
von Artikel II feſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf 
und ſtelle die Annahme feſt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte diejenigen, die das 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in 
allen drei Leſungen angenommen. Ich rufe Punkt 
5 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Volksentſcheid. 
Druckſache Nr. 443. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K.P.): Die 
Linksregierung legt dem Volkstag wieder ein 
„harmloſes“ Geſetz, Abänderung des Geſetzes über 
den Volksentſcheid, vor. Wenn man die einzelnen 
Artikel des Geſetzes und die Begründung dazu 
durchlieſt, erweckt es tatſächlich den Anſcheln 
einer Bagatelle, einer Nebenſächlichkeit, über die 
man mit einer Handbewegung hinweggehen 
könnte. Ich bin auch überzeugt, daß der Präſident 
bei dieſem Geſetz ſofort die zweite und dritte Le⸗ 
ſung beantragen wird. Wir werden diesmal, 
das ſage ich ſchon hier, widerſprechen. Sie geſtat⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
ten, daß ich das Geſetz und die dazu gehörige Be⸗ 
gründung hier vorleſe: 

Geſetz betr. Abänderung des Geſetzes über den Volk⸗ 

entſcheid vom 6. 1 8 (Geſetzbl. S. 335). 
Artikel I. 

§ 2 Abſ. 2 des Geſetzes über den Volksentſcheid 

vom 6. März 1923 wird aufgehoben. 

Artikel II. 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Begründung. 

Es jind Zweifel darüber entſtanden, ob § 2 Abi. 2 

des Geſetzes über den Volksentſcheid mit Art. 47 

letzter Abſatz der Verfaſſung der Freien Stadt Dan⸗ 

zig in der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. Juni 

1922 nicht in Widerſpruch ſteht. Da die Beſtimmung 

von weſentlicher Bedeutung nicht iſt, erſcheint es 

angezeigt, zur Behebung dieſer Zweifel ſie aufzu⸗ 

heben. 
Alſo wir können doch mit einer Handbewegung 
darüber hinweggehen. Es iſt eine Bagatelle. An 
und für ſich ſteht dieſe Geſetzesbeſtimmung ja doch 
im Widerſpruch zur Verfaſſung. Alſo beſeitigen 
wir ſie, ohne viel Aufhebens zu machen. Kann 
man wirklich mit einer Handbewegung über dieſe 
ganze Angelegenheit hinweggehen? Nein. — Es 
iſt niemand da, der den Präſidenten zur Ordnung 
ruft. Es ſtört natürlich, wenn hinten eine Un⸗ 
terhaltung ſtattfindet. 

Präſident: Die Geſchäftsleitung habe ich, 
dieſe Anmaßung weiſe ich zurück. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ſtört, 
wenn man hinter ſich ſprechen hört. (Abg. Rahn: 
Nicht fo ſehr, als wenn Sie Ihre blödſinnigen 
Zwiſchenrufe machen!) Das iſt eine ganz andere 
Sache. Ich bin nicht Präſident. 

Präſident: Ich bitte, jetzt mit Ihrer Rede 
fortzufahren. 

Plenikowſki: (K. P.): „Dann rufe ich Sie zur 
Ordnung.“ (Ein richtiger Gauner ſind Sie! in 
der Mitte.) Sie alter Kuhhändler! — Es handelt 
ſich aber tatſächlich hier um eine ſehr wichtige Ent⸗ 
ſcheidung. Die Herren, die das Volksbegehren 
durchführen wollen, müßten wiſſen, daß man hier 
wieder eins der wenigen Rechte beſeitigen will. 


Es ſtimmt, daß die Geſetzesbeſtimmung im Volks⸗ 


entſcheid verfaſſungswidrig iſt und infolgedeſſen 
gar nicht zu Recht beſteht. 

Wir wiſſen, daß die Verankerung des Volks⸗ 
entſcheides in der Verfaſſung der bürgerlichen 
Staaten eine ſehr dürftige iſt und daß die direkte 
Teilnahme des Volkes an der Geſetzgebung, die 
das Referendum, der Volksentſcheid, gewährlei⸗ 
ſten ſoll, eigentlich null und nichtig iſt und durch 
die anderen Verfaſſungsbeſtimmungen zunichte 
gemacht wird. Man legt dem Volk einen fertigen 
Geſetzentwurf vor. Dazu ſoll man nun Ja und 
Amen ſagen, bezw. ihn ablehnen. Aber ſelbſtän⸗ 
dige Teilnahme an der Schaffung von Geſetzen 
und ihre Durchführung iſt dem Werktätigen im 
bürgerlichen Staat nicht geſtattet und wird auch 
nicht geſtattet werden. Das Prinzip der Selbſt⸗ 
verwaltung kann erſt in einem Staat der Arbeiter 
und Bauern durchgeführt werden. Nun macht 


man ſoviel Aufhebens vom Volksentſcheid. Man 
begrüßt die Verankerung des Volksentſcheids in 
den bürgerlichen Verfaſſungen und tut ſo, als ob 
tatſächlich dem Volk durch den Volksentſcheid die 
Gewalt gegeben ſei, Geſetze zu ſchaffen, wie es das 
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Intereſſe der Werktätigen erfordert. Mit großen 
Lettern ſchreibt man dann in den Verſammlungs⸗ 
ſälen, in denen die Verſammlungen zum Volks⸗ 
entſcheid abgehalten werden: „Des Volkes Wille 
iſt höchſtes Geſetz“ und erklärt, der Volksentſcheid 
gewährleiſtet dem Volk tatſächlich die Durchfüh⸗ 
rung des höchſten und letzten Willens. 

Was ſagt der Artikel 47 der Danziger Ver⸗ 
faſſung in Bezug auf den Volksentſcheid: 

Ein Volksentſcheid iſt herbeizuführen, wenn ein 
Zehntel der Wahlberechtigten es unter Vorlegung 
eines ausgearbeiteten Geſetzentwurfs verlangt. Der 
Entwurf ſiſt von dem Senat unter Darlegung ſeiner 
Stellungnahme dem Volkstage vorzulegen. Der 
Volksentſcheid findet nicht ſtatt, wenn der Entwurf 
von dem Volkstage unverändert angenommen wird. 

Dieſelbe Faſſung finden wir in der Reichsverfaſ⸗ 
ſung. Es heißt dort im Artikel 73 Abſ. 3 wörtlich: 

Ein Volksentſcheid iſt ferner herbeizuführen, wenn 
ein Zehntel der Stimmberechtigten das Begehren 
nach Vorlegung eines Geſetzentwurfs ſtellt. Dem 
Volksbegehren muß ein ausgearbeiteter Geſetzent⸗ 
wurf zugrunde liegen. Es iſt von der Regierung 
unter Darlegung ihrer Stellungnahme dem Reichs⸗ 
tag zu unterbreiten. Der Volksentſcheid findet nicht 
ſtatt, wenn der begehrte Geſetzentwurf im Reichstag 
unverändert angenommen worden iſt. 

Wir finden hier die Uebereinſtimmung mit der 
Danziger Verfaſſung. Nun war aber zur Durch⸗ 
führung dieſer Verfaſſungsbeſtimmung ein beſon⸗ 
deres Geſetz notwendig, ein Ausführungsgeſetz 
über den Volksentſcheid. Bei Schaffung dieſes 
Ausführungsgeſetzes ergab ſich in Deutſchland die 
Frage, die in der Verfaſſung nicht geklärt war, 
was tun, wenn mehrere Volksbegehren zur ſelben 
Sache geſtellt und gemeinſam eingereicht werden. 
In der Verfaſſung iſt dieſe Frage weder in 
Deutſchland noch hier geklärt. Beim Geſetz be⸗ 
züglich des Volksentſcheides hat man die Frage 
geklärt und hat in Deutſchland im 8 3 des Geſetzes 
über den Volksentſcheid folgende Faſſung hinein⸗ 
gearbeitet: 

Haben dem Reichstag mehrere Volksbegehren über 
denſelben Gegenſtand vorgelegen, ſo iſt auch ein vom 
Reichstag beſchloſſenes Geſetz, durch welches einer der 
begehrten Geſetzentwürfe unverändert angenommen 
wurde, zuſammen mit den andern begehrten Geſetz⸗ 
entwürfen dem Volksentſcheid zu unterbreiten. 

Man hat ſich dabei von den Erwägungen leiten 
laſſen, die auch in den Kommentaren zum Volks⸗ 
entſcheidgeſetz verzeichnet ſind. Sie geſtatten, daß 
ich die Begründung vorleſe: 

Es kann vorkommen, daß mehrere Geſetzentwürfe 
auf Volksbegehren beim Reichstag eingebracht ſind, 
die alle den gleichen Gegenſtand behandeln, ihn aber 
abweichend regeln wollen. Hat der Reichstag den 
einen Geſetzentwurf unverändert angenommen, ſo 
wäre dieſer an ſich nach der R. V. Geſetz geworden; 
denn der Volksentſcheid findet nicht mehr ſtatt, wenn 
der begehrte Geſetzentwurf im Reichstag unverändert 
angenommen worden iſt. (Artikel 73 Abi. 3 Satz 4 
R. V.) Es würde an ſich ein verfaſſungsmäßig zu⸗ 
ſtande gekommenes Geſetz vorliegen, das vom Reichs⸗ 
präſidenten auszufertigen und im R. V. Bl. gu ver⸗ 
künden wäre. (Artikel 70 R. V.) Dagegen müßte noch 
der andere begehrte, aber vom Reichstag abgelehnte 
Geſetzentwurf dem Volksentſcheid unterbreitet wer⸗ 
den. Es würde alſo zunächſt ein Geſetz verkündet und 
in Kraft treten, von dem noch nicht feſtliegt, ob es 
überhaupt in Kraft bleibt und ob es nicht etwa durch 
einen bald folgenden Volksentſcheid wieder umge⸗ 
ſtoßen wird. Ein ſolcher Zuſtand wäre äußerſt uner⸗ 
wünſcht und könnte zu großen Anzuträglichkeiten 
führen. Um dies zu vermeiden, beſtimmt § 3 Abi. 2, 
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D) 
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daß in einem ſolchen Falle alle begehrten Geſetzent⸗ 

würfe, alſo auch der vom Reichstag unverändert an⸗ 

genommene, zum Gegenſtand des Volksentſcheids ge⸗ 
macht werden. In der Vorſchrift des § 3 Abf. 2 liegt, 
wie auch im Reichstagsausſchuß einſtimmig zum 

Ausdruck gekommen iſt, eine Verfaſſungsänderung. 
Sie werden ſich ſchon auf Grund dieſer Ausfüh⸗ 
rungen überzeugen müſſen, daß der Abänderungs⸗ 
antrag, den jetzt die Koalitionsparteien einbrin⸗ 
gen, durchaus keine Bagatelle iſt und keine Ne⸗ 
benſächlichkeit bedeutet, ſondern eine prinzipielle 
Frage, die man unbedingt erörtern muß und über 
die man nicht mit einer Handbewegung hinweg⸗ 
gehen kann. Es wird ſehr intereſſant ſein, wie 
die Herren, die ſich ſo ſehr für die demokratiſchen 
Freiheiten des Volkes einſetzen, die Herren um 
Herrn Rahn herum, ſich zu dem Geſetzentwurf des 
Senats einſtellen werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich 
ein Entgegenkommen gegenüber dem jetzigen Volks⸗ 
begehren, um alle Schwierigkeiten, die ähm viel⸗ 
leicht jpäter hindernd in den Weg treten könnten, 
von vornherein zu beſeitigen und eine abſolut 
klare Linie zu ſchaffen. Man arbeitet aber an⸗ 
ſcheinend ganz beſonders in letzter Zeit ſtark dar⸗ 
auf hin, je der gegebenen Situation entſprechend 
irgend ein Geſetz zu ſchaffen. 

Das iſt gerade kennzeichnend für die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei; denn ſie wirft dabei dann 
ſtets alle ihre Grundſätze über den Haufen. Sie 
richtet ſich nach den jeweiligen Verhältniſſen, 
pfeift auf eine grundſätzliche Stellungnahme und 
verſucht, einem Geſetz, das im Intereſſe der Bour⸗ 
geoilie durchgebracht werden ſoll, die Wege zu 
ebnen. Wir ſehen alſo, daß ſowohl in Deutſch⸗ 
land wie in Danzig ein Widerſpruch zwiſchen dem 
Geſetz über den Volksentſcheid und der Verfaſſung 
beſteht. Nur hat man in Deutſchland den Wi⸗ 
derſpruch beſeitigt, und in Danzig hat man ihn 
nicht beſeitigt. Hier in Danzig hat man das Ge⸗ 
ſetz über den Volksentſcheid einfach abgeſchrieben 
und hat ſich damals, als man dies Geſetz ſchuf, und 
als man auch den $ 3 Abſatz 2 des deutſchen Ge> 
ſetzes nach Danzig übernahm, nicht klar gemacht, 
daß dieſer Abſatz mit verfaſſungsändernder Mehr⸗ 
heit angenommen werden mußte, um Geſetzes⸗ 
kraft zu erlangen. In Deutſchland hat man es 
getan. Es iſt auch in den Ausführungen, die ich 
vorgeleſen habe, betont worden, daß es im Reichs⸗ 
tagsausſchuß einſtimmig zum Ausdruck gekommen 
iſt, daß hier eine Verfaſſungsänderung vorliegt. 
Man hat in Deutſchland tatſächlich dieſe Beſtim⸗ 
mung mit verfaſſungsändernder Mehrheit ange⸗ 
nommen, ſo daß in Deutſchland dieſe Beſtimmung 
zu Recht beſteht, aber nicht hier in Danzig, da 

ter dieſe Beſtimmung nicht mit verfaſſungsän⸗ 
ernder Mehrheit angenommen iſt und zu Un⸗ 
recht beſteht. 

Eigentlich dürfte kein beſonderes Geſetz ein⸗ 
gebracht werden, um dieſe Beſtimmung zu beſeiti⸗ 
gen; denn ſie iſt verfaſſungswidrig, damit hat ſie 
keine geſetzliche Kraft. Man bringt trotzdem die⸗ 
ſen Geſetzentwurf ein, um, wie ich ſchon ſagte, 
Ipäter evtl. ſich ergebende Schwierigkeiten zum 
Volksentſcheid ſchon jetzt vollſtändig beiſeite zu 
taumen. Eigenartig iſt, daß man hier erklärt, 


dieſe Beſtimmung im Geſetz über den Volksent⸗ 
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ſcheid iſt verfaſſungswidrig, ſpricht gegen die Ver⸗ 
faſſung und iſt infolgedeſſen zu beſeitigen, daß 
man aber nicht verſucht, m. H. „Demokraten“, und 
das iſt etwas ſehr Wichtiges, die Beſtimmung, die 
in Deutſchland verankert iſt, auch hier zu über⸗ 
nehmen. Ich glaube ſogar, der „Demokrat“ 
Rahn wird zugeben, daß dieſe Beſtimmung in 
Deutſchland entſchieden auch hier in Danzig Ein⸗ 
gang finden müßte und daß man auch hier in 
Danzig nicht dieſe Beſtimmung beſeitigen, ſon⸗ 
dern daß man im Gegenteil ſie auch hier veran⸗ 
kern müßte. 

Man ſtelle ſich die Folgen vor. Es ſind zwei 
oder drei Volksbegehren geſtellt, aber nur ein Ge⸗ 
ſetz wird hier im Volkstag angenommen. Die an⸗ 
dern laufen weiter. Es beſteht doch die Möglich⸗ 
keit, und zwar die wahrſcheinliche Möglichkeit, 
daß irgend ein Volksbegehren, das weiter läuft, 
mit Mehrheit angenommen wird. Dann iſt das 
bereits vom Volkstag angenommene illuſoriſch. 
Daraus folgt, daß man ſich vergebliche Mühe ge— 
macht hat, und daß es tatſächlich beſſer geweſen 
wäre, man hätte aus rein techniſchen Gründen 
10 Geſetzentwürfe zur Volksentſcheidung bringen 
aſſen. 

Nun noch etwas anderes. Wir Kommuniſten 
wollen, daß das Volk ſelbſt entſcheiden ſoll, und 
nicht etwa nur die Herren Parlamentarier hier, 
daß alſo das Volk zur Beantwortung aller dieſer 
Fragen zugelaſſen wird und nicht nur alles hier 
erledigt werden ſoll. Wir werden deshalb immer 
wieder Gelegenheit ſuchen, die Maſſen ſprechen zu 
laſſen, an die Maſſen heranzukommen. Wir 
werden ſolche Poſitionen ſchaffen, die es uns er⸗ 
möglichen, an die Maſſen heranzukommen, um 
dann das Klaſſenbewußtſein der Werktätigen zu 
ſtärken, um immer wieder auf die Klaſſenunter⸗ 
ſchiede hinzuweiſen, immer wieder die Werktätigen 
zum Klaſſenkampf aufzurufen und ſie darüber auf⸗ 
zuklären, was im bürgerlichen Staat vor ſich geht. 
Deshalb werden wir ſtets dagegen ſein, wenn man 


eine Beſtimmung beſeitigt, die es ermöglicht, das 


Volk ſprechen zu laſſen. 

Warum nun ſo plötzlich dieſes Geſetz? Ich wies 
ſchon einmal darauf hin, es beſteht doch die Mög⸗ 
lichkeit, daß das Rahnſche Volksbegehren hier im 
Volkstag eine Mehrheit finden wird, und zwar 
deshalb, weil anſcheinend die Nationalliberalen 
— (Abg. Rahn: Ich dachte, die Kommuniſten!) 
Sie kennen unſere grundſätzliche Einſtellung, Sie 
wiſſen, daß es Lüge war, wenn in Ihren Verſamm⸗ 
lungen verbreitet wurde, daß wir nur gegen Ihre 
Verfaſſungsänderung ſind, weil die Zahl der Ab⸗ 
geordneten abgebaut werden ſollte. Das iſt eine 
Nebenfrage. Die Hauptfragen ſind für uns die 
der hauptamtlichen Senatoren, beſeitigen Sie das 
Syſtem der hauptamtlichen Senatoren, beſeitigen 
Sie die Penſionierung dieſer Herren, dann auch die 
Wahl der Stadtbürgerſchaft. Das waren für uns 
wichtige Fragen und nicht, was Sie immer wieder 
in den Vordergrund zu ſchieben ſuchen, die Zahl der 
Abgeordneten. Nach außen hin können Sie ja 


damit durch Ihre Manöver eine gewiſſe Wirkung 


erzielen, aber hier nicht. Wir haben klar und ein⸗ 


deutig unſere Stellungnahme zu der Verfaſſungs⸗ 


(O), 


— 


D) 
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änderung zum Ausdruck gebracht. Darüber kann 
eine Unklarheit nicht mehr herrſchen. Sie wiſſen, 
daß wir grundſätzlich kämpfen und nicht unſere 
Grundſätze über Bord werfen wie andere Leute 
und andere Parteien (Zwiſchenrufe links.) Aber 
breitſchlagen haben ſich anſcheinend die Herren 
Nationalliberalen laſſen. (Abg. Fiſcher: Sie 
ſprechen von grundſätzlicher Einſtellung?) Mein 
lieber Herr Fiſcher, die vier Miniſter beſchließen 
in Deutſchland den Bau der Panzerkreuzer, und 
da tanzt Ihre ganze Partei nach der Pfeife dieſer 
Miniſter. Das it grundſätzliche Einſtellung! 
(Zwiſchenrufe links.) Wir können uns, da es der 
Präſident anſcheinend geſtattet, auch einmal per⸗ 
ſönlich unterhalten (Zwiſchenrufe links.) Aber 
bitte nicht alle zuſammen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte den 
Herrn Redner nicht zu ſtören (Andauernde Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Fiſcher.) Herr Abg. Fiſcher, ich 
bitte Sie, die Zwiſchenrufe zu unterlaſſen. Bitte 
fahren Sie fort, Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Na⸗ 
tionalliberalen haben ſich aber anſcheinend breit⸗ 
ſchlagen laſſen; denn ich hörte von einem Ge⸗ 
ſpräch zwiſchen den Herren Dr. Unger und Dr. 
Heinemann, in dem Herr Dr. Unger darauf hin⸗ 
wies, daß die Möglichkeit beſtehe, zu einer Eini⸗ 
gung mit den Sozialdemokraten zu kommen. Es iſt 
alſo tatſächlich möglich, daß die Einigung zuſtande 
kommt und daß Sie dann keine Urſache haben, 
dieſen Geſetzentwurf bezüglich der Verfaſſungs⸗ 
änderung noch einmal dem Volke zur Entſcheidung 
vorzulegen, weil Sie dann kläglich Fiasko erlei⸗ 
den würden. Deshalb auch dieſer Geſetzentwurf. 
Ganz abgeſehen davon, daß man eigentlich be⸗ 
ſtrebt ſein müßte, in dieſer Frage die deutſche Be⸗ 
ſtimmung nicht zu beſeitigen, ſondern im Gegen⸗ 
teil dafür zu ſorgen, daß auch hier in Danzig 
dieſer Paragraph des Volksentſcheidgeſetzes mit 
Mehrheit angenommen 
wird, und damit Geſetzeskraft bekommt, müßten 
eigentlich gerade die Herren aufrechten bürgerli- 
chen Demokraten vom Schlage eines Loops und 
Rahn überhaupt dafür ſein, daß jede Verfaſſungs⸗ 
änderung dem Volk zur Entſcheidung vorgelegt 
wird. Alſo die ganze Frage, die durch den Geſetz⸗ 
entwurf der Koalitionsparteien aufgerollt iſt, iſt 
keine Bagatelle und keine Nebenſächlichkeit. Sie 
haben doch vorher ſchon darauf hingewieſen, daß 
man gerade bei der Frage des Finanzrats reinen 
Tiſch machen müſſe und ſich nicht mit irgendwel⸗ 
chen nebenſächlichen Verbeſſerungen begnügen 
dürfe. Das Gleiche verlangen wir in Bezug auf 
die Verfaſſungsänderung. Helfen Sie uns, reinen 
Tiſch zu ſchaffen. Helfen Sie uns, das Syſtem der 
hauptamtlichen Senatoren zu beſeitigen und 
ebenſo die Frage der Penſionierung dieſer Her⸗ 
ren. Helfen Sie uns, die Wahl der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung durch die Danziger Bevölke⸗ 
rung durchzuſetzen. 

Dieſe Fragen ſind für uns die wichtigſten und 
maßgebendſten. Schaffen Sie ſieben parlamenta⸗ 
riſche Senatoren, die verantwortlich ſind. Wenn 
Sie damals erklärt haben, Herr Abg. Rahn, die 
Sozialdemokraten ſollten ſich bei der Verfaſſungs⸗ 
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änderung nicht den ſchwarzen Stiefel ins Genick 
ſetzen laſſen, ſo laſſen Sie ſich jetzt ſelbſt den 
ſchwarzen Stiefel von der Zentrumspartei ins 
Genick ſetzen. (Abg. Rahn: Ich habe mit den Leu⸗ 
ten nichts zu tun!) Sie werden wiſſen, daß die 
Verfaſſungsänderung in der von uns Kommu⸗ 
niſten gewünſchten Form ohne weiteres tatſächlich 
Annahme finden würde. Die Stimmen würden 
Sie zuſammenbekommen. Zu dieſer Aenderung aber 
nicht, da werden die Werktätigen dagegen ſein. 
Auf die paar Zentrumsleute kommt es beim 
Volksentſcheid nicht an. Wenn man ſich ſonſt bei 
den Sozialdemokraten mit den Koalitionsbindun⸗ 
gen entſchuldigen konnte, ſo ſind Sie (zu den So⸗ 
zialdemokraten) doch jetzt nicht gebunden. Beim 
Volksentſcheid ſpielen die Koalitionsbindungen 
keine Rolle. Es müßte tatfächlich doch auch Ihre 
Forderung ſein, daß das, was in anderen Ländern 
in Bezug auf Demokratiſierung durchgeführt iſt, 
auch hier durchgeführt wird. (Zuruf des Abg. 
Plettner.) Ich nehme gern Entſchuldigungszettel 
von Ihnen an, Herr Plettner. Wir haben keine 
Urſache, uns bei der Bevölkerung draußen zu ent⸗ 
ſchuldigen, Sie aber umſo mehr, nämlich für alle 
die Verrätereien, die Sie durchführen, Etatsge⸗ 
ſetzgebung, Bewilligung von Geldern an die Kirche 
uſw. Alſo an die eigene Naſe faſſen, Herr Plett⸗ 
ner; zufälligerweiſe ſind Sie ja heute nicht an⸗ 
getrunken. (Abg. Plettner: Sie dummer Affe!) 
Es muß auch Herrn Abg. Rahn bekannt ſein, daß 
in allen Ländern außer Deutſchland, wo der 
Volksentſcheid beſteht, das Referendum obliga⸗ 
toriſch iſt und Verfaſſungsänderungen dem Volke 
zur Entſcheidung vorgelegt werden müſſen. (Zuruf 
des Abg. Rahn: Schweiz!) Auch in andern Län⸗ 
dern, die ebenfalls ein Referendum haben. (Abg. 
Rahn: Haben Sie die Güte, mir die Länder zu 
nennen!) Sie werden zugeben müſſen, daß das 
demokratiſcher iſt, als die Beſtimmung, die in 
Deutſchland und Danzig verankert worden iſt. 
Deſto ſeltſamer mutet es an, daß man ſogar das, 
was in Deutſchland vorhanden iſt, hier beſeiti⸗ 
gen will. 

Ich glaube, meine Ausführungen haben be⸗ 
wieſen, daß dieſe Frage nicht ſo zu behandeln iſt, 
wie es in der Begründung der Regierungspartei 
angegeben wird, daß die Beſtimmung nicht von 
weſentlicher Bedeutung ſei und nur beſeitigt wer⸗ 
den ſolle, um Zweifel aufzuheben. Wir werden 
uns infolgedeſſen auch mit aller Energie dagegen 
wenden, daß man die Verbeſſerungen, die man 
hier hat, vollſtändig beſeitigt. Auch durch Ihre 
Verfaſſungsänderung will man es tun. Denken 
Sie daran, daß 15 Abgeordnete bei einer Geſamt⸗ 
zahl von 72 notwendig ſein ſollen, um ein Miß⸗ 
trauensvotum, um einen Antrag auf Auflöſung 
des Volkstages einzubringen. Das iſt keine de⸗ 
mokratiſche Verbeſſerung gegenüber dem jetzigen 
Zuſtand, ſondern eine Verſchlechterung. Man will 


hier alſo die Möglichkeit ſchaffen, um die Verfaſ⸗ 


ſungsänderung, die 
Volksbegehren eingeleitet worden iſt, 
ſchnell zu verabſchieden. Sie wiſſen genau, daß 
man die Verfaſſungsänderung in dieſer Form 
auch durch Volksentſcheid nicht annehmen wird. 


augenblicklich durch das 
möglichſt 


— 


(Oy 


D) 


GR) 


manöver, ſondern durch die ſoziale 


gen verlangen kann. 


geliebten Kollegen Plenikowſki. Die 
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Ueberall werden wir dagegen kämpfen. Die Aus⸗ 
führungen werden aber auch bewieſen haben, 
wie „demokratiſch“ unſere Verfaſſung und auch die 
vielgelobte deutſche Verfaſſung iſt. Die wenigen 
Rechte, die die Verfaſſung den Werktätigen noch 


gewährt, wollen Sie beſeitigen. 


Wir werden immer wieder die Gelegenheit 


wahrnehmen, um den bürgerlichen „Demokraten“ 


aller Schattierungen von Herrn Schwegmann bis 
Gehl die Maske vom Geſicht zu reißen, und zwar 


ſolange, bis die Werktätigen die Frage der Ver⸗ 


faſſungsänderung ſelbſt in die Hand nehmen, al⸗ 
lerdings nicht in der Form, in der ſie jetzt von 
Herrn Rahn durchgeführt wird, in der Form der 
parlamentariſchen Schwindel⸗ und Täuſchungs⸗ 
Revolution. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Nahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich muß 
Herrn Abg. Plenikowſki Recht geben, daß er ſich 
in die Materie recht vertieft hat. Ich habe aber 
mach ſeinen Ausführungen den Eindruck, als wenn 
er das noch nicht zur Genüge getan hat. Wenn 
er zum Schluß betonte, daß er und ſeine Fraktion 
eine Aenderung der beſtehenden Verhältniſſe im 
Sinne des kommuniſtiſchen Parteiprogramms 
oder der kommuniſtiſchen Internationale er⸗ 
zielen wollen, ſo iſt das die Auffaſſung und das 
gute Recht aller Kommuniſten. Hier in Danzig 
haben wir nun aber augenblicklich andere Ver⸗ 
hältniſſe. Das beſtehende ſchlechte Verfaſſungs⸗ 
recht ſoll im demokratiſchen Sinne ausgebaut 
werden. Meine Freunde und ich perſönlich haben 
mit der augenblicklichen Koalition direkt nichts 
zu tun, ſondern unterſtützen die Regierung in der 
Frage der Verfaſſungsänderung wegen der gei⸗ 
tigen Uebereinſtimmung im Gros der Fragen. 
Ich bitte mich nicht mißzuverſtehen, ich habe nicht 


geiſtlich geſagt, ſondern geiſtig. Wir vertreten die 


Auffaſſung, daß man nicht immer und zu jeder 
Zeit hundertprozentige Erfüllung der Forderun⸗ 
9 Wenn jemand, der acht 
Jahre, von der Schaffung der Verfaſſung an, mit 


aller Macht gegen die antidemokratiſchen Ein⸗ 


richtungen der Verfaſſung gekämpft hat wie ich, 
und in jedem Jahr manchmal mehrfach Anträge 
im demokratiſchen Sinne ſtellte und dadurch eine 
Verbeſſerung der Verfaſſung erzielen wollte, jetzt 
die Möglichkeit der Verbeſſerung in den weſent⸗ 
lichſten Hauptfragen ſieht, müßte er ein Tor ſein, 


wenn er die Situation nicht ausnutzte und den 
Stier nicht bei den Hörnern packte, um das, was 
augenblicklich möglich iſt, und das ſind 95 Pro⸗ 
zent alles deſſen, 


was Demokraten erſtreben, 
durchzuſetzen. 


Abgeſehen von dieſen Bemerkungen, die ſich 


allgemein auf das Volksbegehren beziehen, will 


ich zum Geſetzentwurf zurückkommen. Die Ehre, 
in Danzig dieſen Widerſpruch aufgeklärt zu ha⸗ 
ben, gebührt keinem Abgeordneten, weder mir — 
ich habe das ziemlich ſpät erfahren — noch dem 
Danziger 


Neueſten Nachrichten werden in Parentheſe feſt⸗ 
ſtellen, daß der Ausdruck „geliebter Plenikowſki“ 
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auf ein aufſehenerregendes Publikum fiel, welches 
die Miene verzog. (Zwiſchenruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) Ich ſchicke die Annoncenacquiſiteure von 
den „Neueſten Nachrichten“ immer gleich weg. 
Wenn, wie ich ſchon ſagte, niemand von uns die 
Ehre in Anſpruch nehmen kann, auch nicht die 
Regierung, dieſen Mißſtand aufgedeckt zu haben, 
dann ſoll man es ruhig ausſprechen, daß es ein 
tüchtiger Beamter des Volkstages war, der an 
Hand der Stenographiſchen Berichte des Reichs⸗ 
tags feſtſtellte, daß man im Reichstag eine recht 
rege Debatte darüber gepflogen hat, und daß, 
wenn ſich ein Volksbegehren daran anſchließt, 
dieſer Reichstagsbeſchluß nur mit über 50 Prozent 
aller wahlberechtigten Leute aufgehoben werden 
kann. Da gewöhnlich die Volksbegehren mit 
einer Stimme Mehrheit über die Hälfte der ſich 
an dem Volksentſcheid Beteiligten anzunehmen 
iind, jo liegt darin eine Verfaſſungsänderung der 
Reichsverfaſſung. Ein Reichstagsbeſchluß be⸗ 
darf au feiner Aufhebung einer Stimme mehr als 
der Hälfte aller Wahlberechtigten. And gewöhn⸗ 
liche Volksbegehren, wenn ſie nicht Verfaſſungs⸗ 
änderungen bedeuten, bedürfen einer Stimme 
mehr als die Hälfte aller derjenigen, die ſich an 
dem Entſcheid beteiligen. Man hat ſich deshalb im 
Reichstagsausſchuß geſagt, daß eine Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit in der Beſtimmung liegen würde, wenn 
zwei Volksbegehren vorliegen, eins angenommen 
würde und das andere nicht und beide zur Ent⸗ 
ſcheidung an das Volk gehen müßten. Nehmen 
wir an, daß zwei Geſetzentwürfe vorliegen in der 
Frage der Sozialiſierung, ein Entwurf Rathenau 
und ein Entwurf Lederer, einer von einem bür⸗ 
gerlichen Demokraten, der es eingeſehen hat, daß, 
wenn ein Wirtſchaftsbetrieb derart umfaſſend iſt, 
daß er in dem Lande herrſchend iſt, der Staat ein⸗ 
greifen muß oder allgemein ſozialiſieren im Sinne 
der Sozialiſten, während Lederer den prinzipi⸗ 
ellen ſozialdemokratiſchen Standpunkt vertritt 
und nicht erſt abwarten will, bis man in dieſen 
Zuſtand hineinwächſt, ſondern ihn beſeitigen will. 
Alſo dieſe zwei verſchiedenartigen Dinge der 
gleichen Materie ſind Gegenſtand der gewöhn⸗ 
lichen Geſetzgebung und brauchen keine verfaſ⸗ 
ſungsändernde Mehrheit. Wenn nun aber beide 
Geſetze dem Volk zur Entſcheidung vorgelegt wer⸗ 
den, und über einen Gegenſtand bereits ein 
Reichstagsbeſchluß gefaßt iſt; dann iſt dieſer 
rechtskräftige Reichtagsbeſchluß nichts anders 
außer Kraft zu ſetzen, als daß man durch ein ver⸗ 
faſſungsänderndes Reichsgeſetz die Möglichkeit 
hat. Da ſich im Reiche die hauptſächlichſten Ju⸗ 
riſten auf den Standpunkt ſtellen, daß es auch ein 
Zweckgeſetz gibt, — ich bin entgegengeſetzter Auf⸗ 
faſſung, aber nach Anſicht verſchiedener Leute 
verſtehe ich vom Staatsrecht nichts — muß ich an⸗ 
nehmen, daß es auch ein Zweckrecht gibt, mit dem 
man die Verfaſſung ändern kann. 

Nun hat man hier in Danzig das Reichsgeſetz 
abgeſchrieben, hat vielleicht auch jeden einzelnen 
Paragraphen ſorgfältig durchgeleſen, hat aber 
verſäumt, ſich das Geſetzgebungsmaterial des 
Reichstages durchzuleſen, ebenſo wie man es im 
Reichstage beinahe vergeſſen hätte. Dort iſt aber 


O 
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(Rahn, Abgeordneter) 

eine Anzahl Rechtsgelehrter vorhanden, und die 
Herren arbeiten etwas zuverläſſiger als hier. 
Hier hat man gemeint, daß ein Volksentſcheid 
mit einer Stimme Mehrheit von ſämtlichen 
Wahlberechtigten aufgehoben werden kann, und 
daß ein Beſchluß des Volkstages in Danzig nur 
durch den Senat zum Volksentſcheid gebracht wer⸗ 
den muß. Nun hat der Herr Präſident Loebe im 
Reichstag verkündet: „Ich ſtelle feſt, daß der Pa⸗ 
ragraph ſo und ſo mit verfaſſungsändernder 
Mehrheit angenommen iſt.“ Hier iſt das nicht 
der Fall. Was folgt nun? Ich bin durch dieſen 
Geſetzentwurf überraſcht worden und habe erfah⸗ 
ren, daß hier in Danzig der Widerſpruch beſteht. 
Ich habe das Volksentſcheidgeſetz nicht ſo durch⸗ 
gearbeitet, weil das die Aufgabe anderer Herren 
in der Partei war und bin daher nicht in alle 
Einzelheiten eingeweiht. Ich ſagte mir, wenn 
die Regierung das bearbeitet und ein Parteijuriſt 
das durchſieht, wird es in Ordnung ſein. Man 
ſoll ſich aber auf andere Leute nicht verlaſſen. 
Nun iſt das Dilemma da. Es liegt ein Volksbe⸗ 
gehren vor, und es ſoll ein zweites dem Polizei⸗ 
präſidenten zur Anterſchriften⸗Beglaubigung ein⸗ 
gereicht werden. Das eine kommt jetzt zur Ein⸗ 
tragung. 10 Prozent der Stimmen ſind ja zu er⸗ 
warten, weil fünf Parteien hinter dem Volksbe⸗ 
gehren ſtehen. (Abg. Plenikowſki: Das Zentrum 
doch nicht!) Es iſt doch in der Koalition! Was 
ſpielt es für eine Rolle, wenn ſich das Zentrum 
ausſchließen würde? Ich habe aber nicht die 
tiefe Kenntnis der Zentrumsſeele, wie Sie, Herr 


(8) Plenikowſki. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) Da 


ich aber keinem Menſchen etwas Schlechtes zu⸗ 
traue, bevor ich mich davon nicht überzeugt habe, 
traue ich auch dem Zentrum in dieſem Falle nichts 
Schlechtes zu, ebenſo wie ich auch Ihnen nichts 
Schlechtes zutraue, denn ſie ſind ein naiver 
Menſch. 

Wie iſt nun aus der ganzen Geſchichte heraus⸗ 
zukommen? Ein Volksbegehren liegt vor, ein 
zweites iſt eingereicht. Der Herr Polizeipräſident 
ſagte mir geſtern, er wiſſe nicht, ob es weiter ge⸗ 
gangen ſei, er wiſſe nicht, ob die Sicherheit ge⸗ 
ſtellt ſei. Da das Begehren aber von kapitalkräf⸗ 
tigen Kreiſen ausgeht und die rechte Seite dieſes 
Hauſes dahinterſteht, nehme ich an, daß das Be⸗ 
gehren auch zuſtande kommt. Was folgt aber, 
wenn die beiden Begehren in der Form verab⸗ 
ſchiedet würden, wie es das Danziger Geſetz über 
den Volksentſcheid vorſieht? Dann folgt folgen⸗ 
des: Der erſte Entwurf, der von 2000 Danziger 
Bürgern eingebracht worden iſt — nicht von mir, 
daß meine Anterſchrift ſich auch darunter befindet, 
iſt ein Zufall — er kommt zur Eintragung, kommt 
an den Volkstag und kann, wie Herr Plenikowſki 
heute entſchieden hat, unter Zuſtimmung der 
Kommuniſten hier nicht angenommen werden. 
Er hat aber das Gras wachſen hören und angeb⸗ 
lich eine Unterhaltung zwiſchen Herrn Dr. Unger 
und Herrn Dr. Heinemann gehört, die einen Aus⸗ 
gleich zwiſchen der S. P. D. und den National⸗ 
liberalen als möglich erſcheinen läßt. Voraus⸗ 


geſetzt, daß alles dies geſchieht, dann kommt der 
erſte Volksentſcheid zuſtande. 


Er wird angenom⸗ 
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men oder abgelehnt. 
Volksentſcheid, der auch vom Volkstag angenom⸗ 
men oder abgelehnt wird. Es kann auch dazu 
kommen, daß der eine oder der andere Geſetzent⸗ 
wurf dem Danziger Volk zum Volksentſcheid vor⸗ 
gelegt wird. Dann ergibt ſich folgendes: entweder 
wird der Geſetzentwurf, für den 2000 Unterſchrif⸗ 
ten abgegeben ſind, der die Namen des Herrn Dr. 
Blavier und meinen Namen trägt, unter 
Stichwort „Volkswille“ vom Danziger Volkstag 
angenommen, dann darf nach dem Danziger 
Volksentſcheidgeſetz der Entwurf des unpolitiſchen 
Bürgervereins nicht zur Abſtimmung kommen. 
Dann gibt das mit Recht einen zu erwartenden 
Proteſt wegen Verfaſſungswidrigkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes. Ein Obergericht, das in dieſer Frage zu 
entſcheiden hat, kann gar nicht anders entſcheiden, 
als daß die Verfaſſung geändert werden muß. 
Der Volkstagsbeſchluß iſt ungültig, weil das Ge⸗ 
ſetz ungültig iſt und weil zwei Volksbegehren an 
das Volk gekommen ſind und dies verfaſſungs⸗ 
widrig iſt. Iſt die Sache anders, daß das andere 
Begehren angenommen wird, ſo kommt der gleiche 
Einwand von den Regierungsparteien mit unſe⸗ 
rer Unterſtützung und der Unterſtützung durch 
noch eine andere Fraktion. 

Wie kann man nun herauskommen? Man hat 
ſeinerzeit den kleinen Fehler gemacht, weil man 
bei den vielen geſetzgebenden Aktionen nicht allzu 
genau war. Nun muß man die Beſtimmung revi⸗ 
dieren. Es iſt ein perſönliches Pech, daß der un⸗ 
politiſche Bürgerverein, unterſtützt von den 
Deutſchnationalen, nicht etwas tüchtiger war und 
dieſe große Partei mit ihren 50 000 Wählern mit 
Hilfe der Bürgervereine es nicht möglich machte, 
in fünf oder ſechs Tagen 2000 Stimmen aufzu⸗ 
bringen. (Zuruf.) Ich ſagte nur nebenbei, der 
Bürgerverein mit Ihrer liebenswürdigen Unter⸗ 
ſtützung. Herr Bronitzki und Herr Habel tangie⸗ 
ren doch zu Herrn Dr. Ziehm. Wir müſſen etwas 
machen. Die Regierung befindet ſich in der 
Zwangslage und ich fühle mich in der Rolle des 
freiwilligen Regierungskommiſſars gar nicht 
wohl. Ich hätte auch dazu nicht geſprochen, wenn ich 
heute nicht von Herrn Plenikowſfki ſo reichlich inter⸗ 
pelliert worden wäre. Mir blieb alſo nichts an⸗ 
deres übrig, als mein etwas gründlicheres Stu⸗ 
dium in dieſer Frage zur Belehrung des Herrn 
Abg. Plenikowſki zu verwenden. Ich hoffe, daß 
auch das übrige Haus daraus Nutzen zieht; denn 
nicht jeder ſetzt ſich hin und lieſt die ſtenographi⸗ 
ſchen Berichte des Reichstages. Die Sache muß ge⸗ 
ändert werden, ſonſt ſind ſämtliche Volksentſcheide 


ungültig und werden vom Obergericht als rechts⸗ 


ungültig erkannt. 

Uebrigens möchte ich auch noch eins ſagen. 
Wir haben nicht in Danzig die Möglichkeit, was 
ich an ſich bedaure, daß die Kommuniſten der 
Danziger Bevölkerung im Rundfunk ihre Abſicht 
und Meinung bekannt geben. (Heiterkeit. — Abg. 
Plenikowſki: Warten Sie ab!) Ich wäre der 
Erſte, der den Kommuniſten das Recht einräumte, 
im Danziger Rundfunk recht viel und häufig 
Reden zu halten. Der Genieſtreich, den der mir 
bekannte Abg. Schulz mit der Kommuniſtiſchen 


dem. 


Nun kommt der zweite (Ch 


(D} 


KA) 


(B) 


len haben, ſie durchzuführen und 
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Gruppe in Berlin begangen hat, iſt ſo nett und 
ſpaßig, daß man Euch von der kommuniſtiſchen 
Seite nur wünſchen könnte, daß Ihr bei der Pan⸗ 


zerkreuzerabſtimmung nicht ſchon im Vorverfahren 


herunterfallt. (Heiterkeit.) 
In Danzig wird die Frage der Verfaſſungs⸗ 


änderung jedenfalls poſitiv gelöſt werden, mit den 
Stimmen der Kommuniſtiſchen Fraktion oder 


ohne. Die Kommuniſtiſche Wählerſchaft wird aber 


zum größten Teil für das Volksbegehren ſtimmen, 
das wir eingebracht haben. 
Was macht der Senatorſeſſel?) Ich lege keinen 


(Abg. Liſchnewſki: 


Wert darauf, weil ich einen Beruf habe, der es 


mir unmöglich macht, eine Poſition zu überneh⸗ 
men, die ein vollſtändiges Aufgehen im Staats⸗ 
dienſt notwendig macht. Ich glaube aber, daß die 
Kommuniſtiſche Fraktion in Danzig den Zeit⸗ 
punkt herbeiſehnt, 


wo ſie ſich in die Seſſel der 
Volkskommiſſare hineinſetzen kann. Werfen Sie 
alſo nicht mit Lehm, wenn Sie ſelbſt im Glas⸗ 
haus ſitzen. (Abg. Plenikowſki: Einen eigenen 
Laden aufziehen und Konſul werden!) Ich glaube, 
Ihr Kollege Raube beabſichtigt das. (Heiterkeit.) 
Als Herr Abg. Plenikowſki vorhin ſprach, habe ich 
ihn und ſeinen politiſchen Freunden gezeigt, daß 
man auch ſchweigen kann, wenn ein anderer 
ſpricht. Ich ſtelle feſt, daß dies gute Beiſpiel bei 
Herrn Plenikowſki nicht gewirkt hat, obgleich er 
ſich beſchwerte, daß man ihn nicht ſprechen ließ 
und den Herrn Präſidenten in Anſpruch nahm. 
Es iſt eine Unſitte, daß Sie mit Ihren Geſchäfts⸗ 
freunden (Heiterkeit.) ellenlange Zwiſchenrufe 
machen. (Zuruf des Abg. Plenikowfki.) Ich 
werde ſolange warten, bis die Herren mäuschen⸗ 
Kill find. Wenn Sie das nicht tun, werde ich fo 
leiſe ſprechen, daß Sie ſtill ſein müſſen, um mich 
verſtehen zu können. Es iſt Ihnen anſcheinend 
ein Herzensbedürfnis, ſich dauernd mit Zwiſchen⸗ 
rufen an mir zu reiben. 

Wie geſagt, m. D. u. H., wir müſſen eine Aen⸗ 
derung dieſes Geſetzes vornehmen. Der einzige 
Weg dazu iſt der Vorſchlag der Regierung. Ver⸗ 
aſſungsänderungen in dem von Herrn Pleni⸗ 
kowſki gewünſchten Sinne find augenblicklich un⸗ 
durchführbar, weil einige Parteien nicht den Wil⸗ 
1 ſich dagegen 
träuben. Wenn die Regierung, gezeichnet Sahm 


und Dr. Schwartz, in der Begründung angibt, es 


handele ſich nur um eine Nebenſächlichkeit, ſo 


nehme ich an, daß die beiden Herren die Wichtig⸗ 


keit dieſer unmöglichen Geſetzesbeſtimmung nicht 


eingeſehen haben, weil ſie ſich nicht in die Frage 
richtig vertieft haben. Es iſt nett, daß die Kom⸗ 


muniſten hier intelligenter und vernünftiger wa⸗ 
ren als die hauptamtlichen Senatoren, deren Be⸗ 


ſeitigung ſie nicht wollen, weil ſie nicht mithelfen, 


ſie zu beſeitigen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
Jung. Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung 
hat der Herr Abg. Dr. Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.) : M. D. 
u. H.! Das von Herrn Abg. Plenikowſki er⸗ 
Hühnte Telephongeſpräch zwiſchen Herrn Dr. 
Deinemann und mir it weder mir noch Herrn 
Vr. Heinemann bekannt. 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Die Beratung zu 
Punkt 5 ijt geſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 und 7 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes. — Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. 
Gen. 

Druckſache Nr. 422. Damit iſt die Beſprechung 
verbunden: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes. — Urantrag des Abg. Opitz u. Fr. 

Druckſache Nr. 434. Das Wort hat der Herr 
Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Die Kommuni⸗ 
ſtiſche Fraktion hat dem Hauſe einen Geſetzentwurf 
zugehen laſſen, nach dem die 88 57 bis einſchließ⸗ 
lich 61 des Einkommenſteuergeſetzes aufgehoben 
werden ſollen. Dadurch wird die Beſeitigung des 
10-progentigen Lohnabzugs bezweckt, weil dieſer 
für die Arbeiterſchaft und überhaupt für die 
Lohnempfänger ein Ausnahmegeſetz bedeutet, 
welches keine Berechtigung hat, daß es weiter be⸗ 
ſtehen bleibt. Es iſt unbedingt notwendig, daß 
man auch den Lohn⸗ und Gehaltsempfängern 
dasſelbe Recht einräumt, wie der beſitzenden 
Klaſſe, indem dieſe ſich ſelbſt einſchätzt, und dadurch 
viel weniger Steuern als der Arbeiter zahlt. Es 
zeigt ſich in dem Etat der Finanzverwaltung, daß 
auf Grund des Lohnabzugs die Arbeiterſchaft den 
größten Teil der Einkommenſteuer aufbringen 
muß. So hat die Arbeiterſchaft in dieſem Jahr 
nicht weniger als 9 600 000 Gulden an Einkom⸗ 
menſteuer aufzubringen, wogegen die beſitzende 
Klaſſe nur 6800000 Gulden an Einkommen⸗ 
ſteuer aufbringt. Dieſe Zahlen ſprechen für ſich 
und beweiſen, wie notwendig es iſt, daß dieſe Pa⸗ 
ragraphen verſchwinden, der 10⸗-prozentige Lohn⸗ 
abzug beſteuert jeden Groſchen, den der Arbeiter 
verdient. Die Steuerbehörde hat durch das Mar⸗ 
kenſyſtem eine ganz genaue Kontrolle darüber, 
was jeder Arbeiter verdient. Unzählige Weber- 
ſtunden müſſen geleiſtet werden, um dadurch mehr 
Steuern abziehen zu können. Die Akkordarbeit 
ſteht im Vordergrunde, um das Letzte herauszu⸗ 
holen, was der Arbeiter hat, nämlich ſeine Kör⸗ 
perkraft. Die beſitzende Klaſſe bringt auf Grund 
der Selbſteinſchätzung und des raffinierten Be⸗ 
truges viel weniger an Einkommenſteuern auf, 
als die Lohn⸗ und Gehaltsempfänger. Unter dem 
Namen Werbungskoſten verſtehen es die Selbſt⸗ 
einſchätzer, ſich der Steuerzahlung zu entziehen, 
daß ſie dies und jenes angeben, wozu der Arbei⸗ 
ter nicht Gelegenheit hat. Der Lohnempfänger 
muß die Kirchenſteuern noch außer ſeiner Ein⸗ 
kommenſteuer zahlen. Der Selbſteinſchätzer gibt 
unter dem Namen Werbungskoſten die Kirchen⸗ 


(©) 


(D) 


teuer an und fie wird bei feinem Einkommen 


ermäßigt, ebenjo auch Verbandsbeiträge, Verſiche⸗ 
rungsbeiträge, öffentliche Abgaben, Gemeindeab⸗ 
gaben uſw. Dieſe kann der Selbſteinſchätzer alle 
unter Werbungskoſten anführen und von ſeinem 
Einkommen abziehen. Er hat die Möglichkeit da⸗ 
zu, ſo daß er letzten Endes gar keine Einkommen⸗ 
ſteuer zahlt. In erſter Linie die Großagrarier, 


Bankiers und Großinduſtriellen, verſtehen es mit 


(A 


®) 


— 
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Hilfe ihrer Steuerbüros, die ſie ſich geſchaffen ha⸗ 
ben, und die ſich mit weiter nichts beſchäftigen, 
auszuknobeln, wie ſchlecht es den Beſitzenden geht 
und daß ſie ein Einkommen wirklich nicht haben, ſo 
daß ſie unter Amſtänden noch Unterſtützung be⸗ 
kommen müßten. Dieſe Leute treiben den Volks⸗ 
betrug. 

Im 8 2 unſeres Antrages verlangen wir, daß 
dieſes Geſetz am 1. Januar 1928 in Kraft treten 
ſoll und daß alles, was dem § 45 entgegeniteht, 
zurückgezahlt werden muß. Auch hier wird es 
notwendig ſein, darauf hinzuweiſen, daß ein un⸗ 
verheirateter Arbeiter, der im Lohn ſteht, eine 
jährliche Ermäßigung von 960 Gulden für ſich 
perſönlich hat. Es iſt aber einwandfrei feſtge⸗ 
ſtellt, daß ein großer Teil der unverheirateten Ar⸗ 
beiter dieſe 960 Gulden, welche im Jahre als Er⸗ 
mäßigung gelten, nicht verdienen und daß die 
Steuerbehörde trotzdem die Steuer abzieht. Dieſes 
iſt ein unhaltbarer Zuſtand und muß beſeitigt 
werden. Ebenſo iſt es bei den Landarbeitern, ob 
es nun verheiratete oder unverheiratete ſind, ſie 
haben keine Gelegenheit, ſo viel zu verdienen, als 
ihre Ermäßigung jährlich beträgt. Trotzdem 
wird ihnen die Steuer abgezogen. Ebenſo liegt 
es bei den Hafenarbeitern. Es ſteht feſt, daß die 
meiſten Hafenarbeiter monatlich nur 40 bis 45 
Gulden verdienen. Sie verdienen alſo auch nicht 
das, was ihre Steuerermäßigung ausmacht. 
Trotzdem werden die Steuermarken in ihr Buch 
eingeklebt und am Lohntag wird das Geld ab⸗ 
gezogen. Die Steuerermäßigung kommt für der⸗ 
artige Lohnempfänger nicht in Frage. Es hat 
ſich gezeigt, daß im Laufe des Jahres 1928 unzäh⸗ 
lige Reklamationen wegen Rückzahlung zu Un⸗ 
recht abgezogener Steuern bei der Steuerbehörde 
eingegangen ſind, die Steuerbehörde hat alle dieſe 
Anträge abſchlägig beſchieden mit der Begrün⸗ 
dung, es liege kein Grund vor, etwas zurückzuzah⸗ 
e 


n. 

Alles dieſes müßte auch Sie überzeugen, wie 
notwendig es iſt, daß dies Geſetz zu Fall gebracht 
wird und daß man der Arbeiterſchaft dasſelbe 
Recht einräumen muß, wie den Selbſteinſchätzern. 
Wir beantragen, unſeren Antrag dem Steuer⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.“ Ich habe zu dem $ 45 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes einen kleinen Abänderungsantrag 
eingebracht. Im § 45 des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes, Ziffer 6, iſt geſagt, daß bis zu 1200 Gulden 
„Einnahme“ ſteuerfrei fern ſollen. Veranlagt wird 
an ſich das Einkommen. Hier in dieſem Fall ſoll 
aber nur die Einnahme von 1200 Gulden ſteuer⸗ 
frei ſein. Was bedeutet das in der Praxis? Es 
bedeutet, daß eine kleine Näherin, die 1400 Gul⸗ 
den verdient, auch 1400 Gulden verſteuern muß, 
auch wenn ſie nach Unkoſtenabſetzung vielleicht nur 
1000 Gulden verdient hat. Es werden durch 


dieſe Beſtimmung des § 45, Ziffer 6, gerade die 
Kleinverdiener getroffen, wenn ich auch zugeben 
muß, daß durch die Aenderung in dieſem Para⸗ 


graphen Großeinſchätzer, die nach Abſchätzung 
ihrer Verluſte auf 1200 Gulden Einkommen 
kämen, nicht ſteuerpflichtig wären. Aber die 
Steuerbehörde wird zugeben, daß es ſelten vor⸗ 
kommt, daß Großverdiener ſich auf 1200 Gulden 
einſchätzen. Dagegen iſt die Zahl der Kleinver⸗ 


diener, die über 1200 Gulden Einnahmen, aber 


nur 1200 Gulden Einkommemchaben, reichlich groß. 
Das kommt allerdings für den Staat nicht ſo in 
Betracht, weil es ſich um kleine Summen handelt. 
Nehmen Sie den Fall, der von dem Herrn Abg. 
Lemke angeſchnitten wurde. Da wurde geſagt, 


daß Kleinrentner, die noch eine Einnahme aus 


Zimmervermietung haben, dieſe Befreiung nicht 
haben, weil ihre Einnahme höher als 1200 Gulden 
iſt. Das Wort Einnahme hat eine unterſchied⸗ 
liche Bedeutung und wirkt ſich immer zu Ungun⸗ 
ſten der kleinen Einnahmen aus. Ich möchte bit⸗ 
ten, daß die Steuerverwaltung bezw. der Senat 
eine Aufſtellung gibt, wie groß die Ausfälle 
wären, wenn man dieſen Paragraphen zu Guns 
ſten der Kleinverdiener änderte, bezw. wie groß 
die Gefahr wäre, daß ſich Großverdiener drücken 
könnten. Ich bin der Anſicht, daß der Ausfall 
ſehr gering iſt, dagegen der Vorteil für die Klein⸗ 
verdiener ſehr groß. 

Es iſt erklärt worden, daß man im Aelteſten⸗ 
ausſchuß einer Ueberweiſung meines Antrags an 
den Ausſchuß nicht zugeſtimmt habe. Ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, daß es ſich um keine Agi⸗ 
tationsſache handelt. Dann hätte ich ſie unter⸗ 
ſchreiben laſſen „zwecks Unterſtützung“. Ich habe 
ſie von Mitgliedern anderer Fraktionen unter⸗ 
ſchreiben laſſen, um die ſieben Stimmen zuſam⸗ 
men zu bekommen. Wenn Sie gegen die Aus⸗ 
ſchußüberweiſung ſtimmen, ſchädigen Sie kleine 
Leute, die bei 1200 Gulden Einkommen von der 
Steuer freizukommen hoffen. Ich bitte Sie herz⸗ 
92975 laſſen Sie den Antrag an den Ausſchuß 
gehen. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Herr Staatsrat Lademann. 


Lademann, Staatsrat: M. D. u. H.! Zu dem: 
Antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt möchte ich im 
Auftrage des Senats folgendes bemerken. Be⸗ 
reits bei Einführung des $ 45, Abſatz 6, in das 
Einkommenſteuergeſetz wurden ähnliche Wünſche 
laut, wie ſie der Urantrag des Herrn Abg. Hohn⸗ 
feldt enthält. Die damaligen Anträge, das Wort 
„Einnahme“ durch das Wort „Einkommen“ zu er⸗ 
ſetzen, mußten ſeinerzeit abgelehnt werden, und⸗ 
zwar hauptſächlich deswegen, weil die Aenderung 
in ihrer weiteren finanziellen Auswirkung zu 
einem erheblichen Steuerausfall geführt hätte. 
Dieſer Steuerausfall iſt auf ungefähr 1½ Milli⸗ 
onen zu ſchätzen. Weiter würde die Aenderung 
eine neue und keinesfalls unbedingt gebotene Ab⸗ 
weichung vom Wortlaut des deutſchen Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes bedeuten, an das ſich das Dan⸗ 
ziger Geſetz abſichtlich und eng anſchließt und von 
dem es nur dann abweicht, wenn die Verſchieden⸗ 
artigkeit der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in Dan⸗ 
zig und im Deutſchen Reiche eine Abweichung un⸗ 
bedingt erforderlich erſcheinen laſſen. 


(Ch 
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) 
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auch in kataſtrophaler Weiſe mindern. 


(Geſchieht.) Jetzt 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Uran⸗ 
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Die Gründe, die damals zur Ablehnung der 
Faſſung Einkommen ſtatt Einnahme geführt ha⸗ 
ben, ſind auch heute noch vorhanden. Der Senat 
bittet daher, den Urantrag Hohnfeldt abzulehnen. 
Zu dem Urantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion 
iſt folgendes zu bemerken. Die Abſchaffung des 
Steuerabzuges vom Arbeitslohn würde den Steu⸗ 
ereingang nicht nur erheblich verzögern, ſondern 
Auf der 
andern Seite würde die ſteuerliche Heranziehung 
der Arbeitnehmer im Veranlagungswege eine 
ſtarke Perſonalvermehrung bedingen, und zwar 
nicht nur in den Steuerämtern, ſondern auch in 
der Kaſſe und dem Vollſtreckungsdienſt. Ueber das 
Ausmaß der Perſonalvermehrung ſeien folgende 
Zahlen angegeben. Zur Zeit ſind etwa 30 000 
Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer zu veran⸗ 
lagen. Dieſe Zahl würde nach Fortfall des Steu⸗ 
erabzuges vom Arbeitslohn auf 90 bis 100 000 
ſteigen. Dabei würden koſtſpielige Neubauten er⸗ 
forderlich werden, um das vermehrte Perſonal 
unterzubringen; denn die heute der Steuerver⸗ 
waltung zur Verfügung ſtehenden Räume reichen 
gerade aus, um das jetzt beſtehende Perſonal un⸗ 
terzubringen. Das Ergebnis des Antrages, erheb⸗ 
liche Verminderung der Einnahmen auf der einen 
Seite und erhebliche Vermehrung der Verwal⸗ 
tungskoſten auf der andern Seite würde im ſchärf⸗ 
ten Gegenſatz zu allen Beſtrebungen auf Ratio⸗ 
naliſierung der Behördenarbeit ſtehen. 

Die Tendenz des Antrages iſt etwa die gleiche, 
als wenn ſich heute jemand dafür einſetzte, vom 
elektriſchen Licht auf die Petroleumlampe oder 
von der Eiſenbahn auf die Poſtkutſche zurückzu⸗ 
kommen. Unter dieſen Umſtänden bittet der Se⸗ 
nat, den kommunſtiſchen Antrag abzulehnen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Seitens der Antragſteller iſt beantragt, 
die Vorlagen dem Steuerausſchuß zu überweiſen. 
Ich laſſe zunächſt über den Antrag des Herrn Abg. 
Hohnfeldt, Druckſache Nr. 422, abſtimmen. Wer 
für Ueberweiſung an den Steuerausſchuß iſt, bitte 
ich ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. Ich bitte um die Gegenprobe. 
ſteht die Mehrheit, der Antrag 


trag des Herrn Abg. Opitz ab, Druckſache Nr. 434. 

Ser für Ueberweiſung an den Steuerausſchuß iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, die Ueberweiſung iſt 
ebenfalls abgelehnt. (Abg. Plenikowfki: Es find 
nicht 60 Perſonen hier!) Nachdem Punkt 8 von 


der Tagesordnung abgeſetzt iſt, rufe ich die Punkte 
IR 


9 und 10 au 
Bericht des Hauptausſchuſſes über den An⸗ 
trag des Abg. Dumont und Gen. auf Vor⸗ 
lage eines Geſetzes betr. die mit Polen ab⸗ 
geſchloſſenen Eiſenbahnverträge. 
Druckſache Nr. 442 zu Nr. 406. 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Eiſenbahnverkehrsordnung. 
Druckſache Nr. 446. Ich eröffne die allgemeine 


Beſprechun d iſch⸗ 
dene» g. Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 


Liſchnewfki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei und Fraktion ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß mit Ermächtigungsgeſetzen und 
mit Polizei jeder Eſel regieren kann. Wenn die 
neue Koalition weiter nichts machen kann als das, 
was früher die deutſchnationale Regierung ge⸗ 
macht hat, indem ſie ſich durch den Volkstag Er⸗ 
mächtigungen geben ließ, dann ſcheint ſie mir auch 
als Eſel zu exiſtieren. (Denk an Moskau! links.) 
Wir erklären offen und ehrlich, daß wir dort die 
Diktatur des Proletariats haben. (Abg. Plett⸗ 
ner: Mit Diktatur kann jeder Eſel regieren!) 
Wir nehmen die Intereſſen der werktätigen Be⸗ 
völkerung wahr. Wir ſchreiten im Ausbau des 
Sozialismus fort. Wenn Sie glauben, uns als 
Eſel bezeichnen zu können, jo gibt Ihnen das Pro⸗ 
letariat Rußlands darauf die Antwort. Sie ſoll⸗ 
ten ſich als ſogenannter Marxiſt und Sozialiſt 
ſchämen, uns mit den Deutſchnationalen zu ver⸗ 


gleichen. In der Druckſache Nr. 446 legt uns die 
1 ein Geſetz vor, in dem ausgeführt 


Artikel J. 

Der Senat wird ermächtigt, im Wege der Ver⸗ 
ordnung die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. De⸗ 
zember 1908 durch 
a) eine Verkehrsordnung für die Beförderung von 

Perſonen, Gepäck und Expreßſendungen auf den 

Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig, 
b) eine Verkehrsordnung für die Beförderung von 

Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiete der 

Freien Stadt Danzig zu erſetzen und die neuen 
Verkehrsordnungen künftig abzuändern 

Alſo der Volkstag ſoll nichts mehr dreinzureden 
haben, wenn Aenderungen der Verkehrsordnung 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig eintreten. 


Wir als Kommuniſtiſche Fraktion lehnen uns 
ganz entſchieden dagegen auf. Im Friedensver⸗ 
trag zwiſchen Deutſchland und den Alliierten 
Mächten vom 28. Juni 1919 iſt vorgeſehen, und 
zwar im Artikel 104, Abſatz 6, daß der polniſchen 
Regierung die Leitung der auswärtigen Angele⸗ 
genheiten der Freien Stadt Danzig, ſowie der 
Schutz der Danziger Staatsangehörigen im Aus⸗ 
lande übertragen wird. Weiter ſteht dort nichts. 
Die inneren Angelegenheiten muß der Volkstag 
erledigen. Jetzt wollen Sie ein Geſetz, durch das 
der Senat eine Ermächtigung erhält und der 
Volkstag nichts mehr dreinzureden hat. Das ver⸗ 
ſtößt, wenn die Republik Polen in Zukunft ſtändig 
die Verkehrsordnung ändern kann, ſowohl gegen 
den Verſailler Vertrag als auch gegen die Verfaſ⸗ 
ſung. In Artikel 45 unſerer Verfaſſung wird be⸗ 
ſtimmt, daß ein Geſetz erforderlich iſt a) für die 
jährliche Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes, 


b) für die Aufnahme von Anleihen, d) die Ver⸗ 


änderung der Grenzen der Kommunalverbände, 
e) den allgemeinen Erlaß von Strafen, und k) den 
Abſchluß von Verträgen mit anderen Staaten. 
Jedoch darf dieſe Beſtimmung keine Beſchränkung 
derjenigen Beſtimmungen zur Folge haben, 
welche — in Uebereinſtimmung mit Artikel 104, 
Ziffer 6, des Friedensvertrages von Verſailles — 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten 


der Freien Stadt Danzig durch die polniſche Re⸗ 
gierung ſichern. 


D 
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Sie ſtellen ſich alſo vollkommen in Widerſpruch 
ſowohl zum Verſailler Vertrag, als auch zu Ihrer 
Verfaſſung und ſchlagen ſich mit Ihren eigenen 
Argumenten ins Geſicht. Was ich heute ausführe, 
haben Sie (zu den Sozialdemokraten) ausgeführt, 
als Sie das Ermächtigungsgeſetz bekämpften, das 
damals die deutſchnationale Regierung forderte. 
Heute gehen Sie denſelben Weg. Wir werden 
den ſchärfſten Kampf dagegen führen. Sie löſen 
Ihre parlamentariſche Arbeit genau ſo wie die 
Deutſchnationale Partei. Die Verſprechungen, 
die Sie der werktätigen Bevölkerung machen, ſind 
weiter nichts als Demagogie. Sie wollten nur in 
die Verwaltung hineinkommen. Sie haben der 
Bevölkerung damals Sand in die Augen geſtreut 
und tun es, nachdem Sie in den Seſſeln ſitzen, noch 
mehr. Sie werden alles tun, um die Bevölkerung 
darüber aufzuklären. Wenn Sie nur ein bißchen 
politiſch informiert wären, müßten Sie ſich ſagen, 
daß dieſe Maßnahmen jeder demokratiſchen Ver⸗ 
faſſung widerſprechen. Ihre ſozialdemokratiſchen 
Anhänger müſſen den Kampf aufnehmen, damit 
ſolche Ermächtigungen überhaupt nicht verlangt 
werden. Wir als kommuniſtiſche Partei werden 
alles tun, um zu verhüten, daß der werktätigen 
Bevölkerung durch ſolche Ermächtigungsgeſetze 
Rechte genommen werden, die ſie früher hatte. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Zu dem Geſetzentwurf der unter Nr. 10 auf 
der Tagesordnung ſteht, habe ich im Namen des 
Senats noch einige erläuternde Bemerkungen zu 
machen. Das Berner internationale Ueberein⸗ 
kommen, an dem die Freie Stadt Danzig als Ver⸗ 
tragspartei beteiligt iſt, hat wohl in den meiſten 
Vertragsſtaaten eine Anpaſſung der beſtehenden 
Eiſenbahnverkehrsordnung an die neuen Beſtim⸗ 
mungen erforderlich gemacht. Für Danzig trat 
bei dieſer Gelegenheit die Notwendigkeit hinzu, 
die Eiſenbahnverkehrsordnung ſo zu geſtalten, daß 
ſie den Intereſſen unſerer Wirtſchaft, namentlich 
den Intereſſen des Danziger Handels, deſſen 
Hauptabſatzgebiet das polniſche Hinterland iſt, ge⸗ 
recht werden konnte. In dieſer Hinſicht beſtand 
bereits ſeit längerer Zeit in der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft der Wunſch, die hier geltenden Beſtimmun⸗ 
gen der Eiſenbahnverkehrsordnung möglichſt in 
einheitliche Uebereinſtimmung mit den polniſchen 
Vorſchriften zu bringen. Dieſe Wünſche unſerer 
Wirtſchaft deckten ſich nun vollkommen mit den 
Wünſchen der polniſchen Eiſenbahn verwaltung, 
die aus einem anderen Motiv heraus, aus eiſen⸗ 
bahnverkehrstechniſchen Gründen, ebenfalls eine 
Angleichung der Eiſenbahnverkehrsordnung er⸗ 
ſtrebte. 

Als wir im März d. Is. Verhandlungen mit 
der polniſchen Regierung aufnahmen, um endlich 
die Frage der gebrochenen Tarife zu regeln, wurde 
von polniſcher Seite ſofort das Verlangen geſtellt, 
nunmehr auch die Frage der Angleichung der 
Eiſenbahnverkehrsordnung zu regeln. Da der 
Senat ſchon in früheren Jahren, erſtmalig im 
Jahre 1922, der polniſchen Regierung gegenüber 
erklärt hatte, daß der Senat zu einer ſolchen An⸗ 
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gleichung bereit war, ſo trug er auch jetzt kein Be⸗ 
denken, dem Wunſche der polniſchen Regierung zu 
entſprechen und in Verhandlungen über beide 
Fragen einzutreten. Bei dieſen Verhandlungen, 
die längere Zeit in Anſpruch genommen haben, 
ſtanden zunächſt nur die bisherige Danziger und 
die bisherige polniſche Verkehrsordnung zur De⸗ 
batte. Aber bald ſtellte es ſich doch heraus, daß 
es notwendig war, die Entwürfe den neuen Be⸗ 
ſtimmungen des eben von mir erwähnten Berner 
Internationalen Abkommens anzupaſſen. 

Bei allen dieſen Verhandlungen hat der Senat 


ſorgfältig darauf geachtet, daß die Intereſſen der 


Danziger Wirtſchaft gewahrt werden, und daß mit 
dieſen Intereſſen die Beſtimmungen der neuen 
Verkehrsordnung zu vereinbaren wären. So hat 
der Senat den Danziger Eiſenbahnrat, der vor 
einigen Jahren eingeſetzt worden iſt, und der Ver⸗ 
treter aller Wirtſchaftskreiſe umfaßt, zur Sache ge⸗ 
hört. Dieſer Eiſenbahnrat hat ſich mit Rückſicht 
auf die engen wirtſchaftlichen Beziehungen zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen einſtimmig dafür ausge⸗ 
ſprochen, daß die Beſtimmungen der Danziger Ver⸗ 
kehrsordnung einheitlich mit den Beſtimmungen 
der polniſchen Verkehrsordnung übereinſtimmen 
müßten. 

Der Senat hat ferner bei der Begründung der 
Geſetzesvorlage über die Abänderung des § 471 
des Handelsgeſetzbuches, worin eine Abänderung 
der Beſtimmungen über die Haftung verlangt 
war, darauf hingewieſen, daß für ihn folgende 
Richtlinien bei Geſtaltung der neuen Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung entſcheidend ſein ſollten, einmal 
die Anpaſſung an das Berner internationale 
Uebereinkommen und zweitens eine tunlichſte 
Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften der polni⸗ 
ſchen Eiſenbahnverkehrsordnung. Der Volkstag 
hat dieſem Geſetzentwurf zugeſtimmt. Es iſt alſo 
als erwieſen anzunehmen, daß ſich der Senat bei 
ſeinen Verhandlungen mit Polen von den Grund⸗ 
ſätzen leiten laſſen ſollte und mußte, denen der 
Volkstag bereits ſeine Zuſtimmung erteilt hatte. 
(Abg. Liſchnewſki: Längſt überholt!) Dement⸗ 
ſprechend iſt dann bei den Verhandlungen auch 
weiter verfahren worden. 

Die jetzt fertiggeſtellten Entwürfe ſtimmen in 
der Hauptſache mit der polniſchen Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung überein und weichen nur dann in 
Einzelheiten davon ab, wenn es gilt, der beſon⸗ 
deren Eigenart des Danziger Verkehrs Rechnung 
zu tragen. Was nun hier in Danzig geſchehen 
iſt, nämlich eine Uebereinſtimmung zwiſchen den 


wirtſchaftlich ſehr eng verbunden ſind, iſt durchaus 
nichts Neues. Jahrelang, jahrzehntelang Hat 
eine ſolche Uebereinſtimmung zwiſchen den Ver⸗ 
ordnungen des Deutſchen Reiches und Luxemburg 
beſtanden, und erſt in dieſem Jahr haben das 


Deutſche Reich und Oeſterreich ſich dahin geeinigt, 
ihre Eiſenbahnverkehrsordnungen nach genau dem 
gleichen Inhalt zu erlaſſen. 

Der Senat hatte an ſich die Abſicht, die neue 
Verkehrsordnung auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vom 19. Oktober 1923 im Wege der Ver⸗ 
ordnung einzuführen; (Abg. Rahn: Rechtswidrig 


Eiſenbahnverkehrsordnungen zweier Staaten, die 
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einzuführen!) denn er ging von der Auffaſſung 
aus, daß es ſich lediglich um eine Aenderung 
der bisherigen Eiſenbahnverkehrsordnung han⸗ 
dele. Dieſen Rechtsſtandpunkt hält der Senat 
auch heute noch aufrecht; (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) denn große Teile der bisherigen 
Eiſenbahnverkehrsordnung ſind unverändert ge⸗ 
blieben, und wenn wichtige Aenderungen vorge⸗ 
nommen ſind, ſo betreffen ſie in der Hauptſache 
die Haftung der Eiſenbahn, über welche der Volks⸗ 
tag bereits durch Geſetz ſeine Willensäußerung 
kundgegeben hat. Auf dieſer Grundlage hat ſich 
der Senat für befugt gehalten, in einer Note an 
die polniſche Regierung vom 4. Auguſt die Erklä⸗ 
rung abzugeben, daß er die dieſer Note beigefügte 
Verkehrsordnung am 1. November in Kraft 
ſetzen werde. N 
Dieſer Rechtsſtandpunkt des Senats iſt nun 


wiederholt angegrifen worden, und zwar zuerſt 


bei den Beratungen im Volkstag Anfang Sep⸗ 
tember gelegentlich der Beſprechung des Antrags 
des Herrn Abg. Schwegmann und Fraktion betr. 
Auskunft über die abgeſchloſſenen Verträge und 
dann im Hauptausſchuß gelegentlich der Beſpre⸗ 
chung des heute unter Punkt 9 auf der Tagesord⸗ 
nung ſtehenden Antrags des Herrn Abg. Dumont. 
Es iſt hierbei die Auffaſſung vertreten worden, 
daß es ſich nicht um eine Abänderung, ſondern um 
eine Neuſchaffung der Verkehrsordnung handele. 

enngleich, wie ich ſchon anführte, der Senat 
dieſe Auffaſſung nicht teilt, hat er keine Bedenken 
getragen, der weiteſtgehenden Auffaſſung über 
die Rechte des Volkstages Rechnung zu tragen. 
Der Senat will auch durch die heutige Vorlage 
zum Ausdruck bringen, daß er im Intereſſe eines 
geordneten Verkehrs, im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit des Verkehrs jeden Zweifel ausſchließen 
will. Die Regierung hätte an ſich auch keine Be⸗ 
denken getragen, die Verkehrsordnung ſelbſt dem 

olkstag zur Genehmigung vorzulegen, aber die 
Entwürfe dafür ſind nach langen Beratungen erſt 


in den letzten Tagen fertig geſtellt worden, und 


da ſie am 1. November in Kraft treten ſollten, hat 
der Senat den Weg gewählt, daß der Volkstag 
den Senat ermächtigen möge, die Verkehrsord⸗ 
nungen durch neue zu erſetzen. 

HBeſonders ſcharf iſt weiter die Zuſage kriti⸗ 
ſiert worden, die der Senat in dem Notenwechſel 
mit Polen über die künftige Geſtaltung der Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung gemacht hat. In dieſer 
Note hat ſich der Senat bereit erklärt, hier auch 
in Zukunft die polniſche Eiſenbahnverkehrsord⸗ 
nung einzuführen, allerdings unter zwei Voraus⸗ 
ſetzungen. 1. daß ſie nicht mit Danziger Geſetzen 
und Danziger Rechten in Widerſpruch ſtehen 
dürfe, 2. daß internationale Verpflichtungen der 
Freien Stadt nicht entgegenſtehen dürfen. Wegen 
dieſer Zufagen iſt dem Senat der Vorwuf der Wirt⸗ 
ſchaftsfeindlichteit gemacht worden. Nichts iſt un⸗ 
gerechtigter als dieſer Vorwurf; denn die ganzen 
erhandlungen wurden von dem Wunſch und der 
Abſicht getragen, der Wirtſchaft durch die Beſeiti⸗ 
gung der gebrochenen Tarife und Einführung der 


polniſchen Tarife zu helfen. Bei allen Parteien, 
un allen Kreiſen der Wirtſchaft, der Landwirt⸗ 
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ſchaft, Induſtrie, Handel und Gewerbe beſtand die 
Auffaſſung, daß gerade die gebrochenen Tarife je 
länger deſto mehr für die Freie Stadt Danzig 
nicht tragbar wären. Nachdem nun nach lang⸗ 


wierigen Verhandlungen die Angleichung der 
Eiſenbahnverkehrsordnung an die polniſche Ver⸗ 


kehrsordnung zuſtande gekommen war, zeigte ſich 
bei den Verhandlungen als letzte Schwierigkeit 
die Anpaſſung künftiger Aenderungen der Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung. Die polniſche Regierung 
machte geltend, wenn auf der einen Seite von 
Danzig gefordert wird, daß die polniſchen Tarife 
immer in Danzig gelten ſollten, dann müſſe man 
auf der anderen Seite doch auch anerkennen, daß 
die Tarife in ihrer Geſtaltung bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade vom Eiſenbahnverkehrsrecht abhän⸗ 
gig ſeien. 

Die Regelung, die nun durch den Notenwechſel 
in Verbindung mit dem Schlußprotokoll getroffen 
iſt, bedeutet tatſächlich eine Binden der polniſchen 
Regierung dahin, im Danziger Gebiet die polni⸗ 
ſchen Tarife künftig anzuwenden. Eine gewiſſe 
Abhängigkeit der Tarifgeſtaltung vom Eiſenbahn⸗ 
verkehrsrecht muß man zugeben. Ich verweiſe ins⸗ 
beſondere auf die Haftungsbeſtimmungen. Es iſt 
einleuchtend, daß man bei einer Kalkulation über 
die Tarife auch Maß und Umfang der Haftung 
der Gijenbahn mit in Rechnung ſtellen muß. Es 
war daher unvermeidlich, wenn man einen der 
Danziger Wirtſchaft paſſenden Tarifzuſtand er⸗ 
reichen wollte, daß man dann auch die Anpaſſung 
der Eiſenbahnverkehrsordnung an die polniſche 
Eiſenbahnverkehrsordnung garantieren mußte, 
und zwar in einem Umfange, der ſachlich unbe⸗ 
denklich war. Man muß dabei berückſichtigen, daß 
das Eiſenbahnverkehrsrecht durch das Berner In⸗ 
ternationale Abkommen heute in einem Maße 
weitgehend international feſtgelegt iſt, daß ein 
einzelnes Land gar nicht mehr in der Lage iſt, in 
wichtigen Fragen des Verkehrsrechtes eigene 
Wege zu gehen, die etwa der Wirtſchaft ſchädlich 
ſein könnten. (Zuruf des Abg. Rahn.) Die Be⸗ 
fürchtungen, daß aus der Zujage des Senats der 


Wirtſchaft Nachteile erwachſen könnten, ſind ſchon 


aus dieſem Grunde gegenſtandslos. Der Vor⸗ 
wurf der Wirtſchaftsfeindlichkeit wäre nach An⸗ 
ſicht des Senats eher dann berechtigt geweſen, 
wenn der Senat an dieſer Frage die Verhandlun⸗ 
gen hätte ſcheitern laſſen. (Sehr richtig! links.) 
Was wäre dann übrig geblieben? Man hätte dann 
den Weg des Artikels 39 der Pariſer Konvention 
beſchreiten müſſen, d. h. man hätte die Entſchei⸗ 
dung des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes, 
und wenn dieſe nicht zugeſagt hätte, die Entſchei⸗ 
dung des Rates des Völkerbundes anrufen müſ⸗ 
ſen. Wir alle wiſſen, daß dieſer Weg unendlich 
langwierig iſt, Monate, vielleicht Jahre dauert 
und man weiß nicht, wie der Erfolg geweſen wäre, 
ob bei einem ſolchen Anruf nicht vielleicht doch in 
die Entſcheidung eine ähnliche Bedingung hinein⸗ 
gekommen wäre, wie wir ſie jetzt freiwillig auf 
uns genommen haben. 


Wir alle wiſſen, wie die Wirtſchaft der Freien 


Stadt Danzig jahrelang unter den gebrochenen 
Tarifen gelitten hat. 


Es wäre unverantwortlich 
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geweſen, wenn wir die Einführung der ungebro⸗ zu dieſem Geſetzentwurf allſeitig ſeine Zuſtim⸗ 
chenen Tarife noch länger hinausgezögert hätten. mung geben wird; denn er ſoll dem inneren Frie⸗ 


Die Haltung des Senats dürfte aber jedem klar 
ſein, der ſich einmal dieſen für Danzig bisher ſo 
ſchädlichen Tarifzuſtand klar macht. Ich will nur 
einige Zahlen nennen, die den Unterſchied der 
Tarife beleuchten. Die Danziger Frachten waren 
höher gegenüber den polniſchen Frachten: für 
Kleie, Düngemittel und Zuckerrüben um etwa ein 
Viertel, für Getreide um etwa ein Drittel und für 
Nutzholz um mehr als die Hälfte. Dazu kam bei 
Transporten über die Danziger Grenze hinaus 
die allgemein bekannte Brechung der Tarife, wo⸗ 
durch alle Sendungen bei dem Staffelcharakter der 
Gütertarife für die kurze Strecke auf Danziger 
Gebiet mit den teuerſten Anfangsſtaffeln belaſtet 
find- 

Aehnlich große Unterſchiede beſtanden im Per⸗ 
ſonenverkehr. Der Senat iſt überzeugt, daß die 
Danziger Bevölkerung es ſicher begrüßen wird, 
wenn z. B. im Danziger Vorortverkehr vom 1. 
November die Monatskarten zu einem Preis zu 
erhalten ſind, der weniger als die Hälfte der bis⸗ 
herigen Preiſe betragen wird. (Hört, hört! links.) 
Der Senat hat alſo bei ſeinem Vorgehen Ent⸗ 
ſchlußkraft gezeigt, um der Danziger Wirtſchaft in 
ihrer ſchwer bedrängten Lage zu helfen. (Abg. 
Rahn: Der jetzige Senat, der andere hatte fünf 
Jahre Zeit dazu!) Er beantragt deshalb im zwei⸗ 
ten Artikel die Zuſtimmung zu den in der Note 
ausgeſprochenen Zuſicherungen. 

M. D. u. H.! Aus dieſer Stellungnahme, die 
ich hier namens und im Auftrage des Senats ab⸗ 
gebe, ergibt ſich gegenüber einer im Hauptausſchuß 
abgegebenen Erklärung der Oppoſition klar und 
deutlich, daß es ſich hier nicht um ein Sondervor⸗ 
gehen einzelner Mitglieder des Senats handelt, 
ſondern um eine einheitliche, nach ſorgfältiger 
Prüfung erfolgte Stellungnahme des Geſamt⸗ 
ſenats, im übrigen eine Tatſache, die ſich aus der 
Verfaſſung von ſelbſt ergibt. Es muß daher der 
im Hauptausſchuß gegen einzelne Mitglieder des 
Senats erhobene Vorwurf des bewußten Verfaſ⸗ 
ſungsbruches energiſch zurückgewieſen werden. 
(Bravo! links.) Der Vorwurf iſt aber auch in 
weiterer tatſächlicher Hinſicht unbegründet. Der 
Senat hat vor Abſchluß der Verhandlungen mit 
Polen für die Prüfung der Rechtsfrage eine be⸗ 
ſondere Kommiſſion eingeſetzt, die ſich im weſent⸗ 
lichen aus juriſtiſch vorgebildeten Mitgliedern des 
Senats zuſammenſetzt und an der auch ein haupt⸗ 
amtlicher Senator, der juriſtiſch vorgebildet war, 
teilgenommen hat. Dieſe Kommiſſion iſt ein⸗ 
ſtimmig nach Prüfung zu dem Ergebnis gekom⸗ 
men, daß der Senat auf Grund des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes zu ſeinem Vorgehen berechtigt war. 
Die Verantwortung dafür trägt alſo der Geſamt⸗ 
ſenat, und auch ich, denn ich habe mich ſelbſt an 
den Vorberatungen faſt durchweg beteiligt und 
habe mich durchweg mit dem Vorgehen der mit 
der Regelung beauftragten Herren einverſtanden 


erklärt. (Abg. Liſchnewſki: Dafür haben Sie den 


polniſchen Munitionshafen ausgeliefert!) 
Nach dieſen eingehenden Erklärungen darf ich 


wohl die Hoffnung ausſprechen, daß der Volkstag! 


den dienen, den wir ſo nötig haben. (Bravo! — 
Abg. Liſchnewſki: Nieder mit dem Ermächtigungs⸗ 
geſetzl) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Abg. Dr. Heinemann. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.) : 
M. D. u. H.! Die ſoeben vernommene Regierungs⸗ 


erklärung hat einige ſehr eigenartige Stellen. Es 


iſt in dieſer Erklärung davon die Rede, daß be⸗ 
hauptet worden wäre, der Senat hätte, wohlver⸗ 


ſtanden im Zuſammhang mit dieſem Abkommen, 


denn um etwas anderes kann es ſich nicht handeln, 
eine Wirtſchaftsfeindlichkeit gezeigt. Ich kann mich 
nicht erinnern, daß im Volkstag, im Hauptaus⸗ 
ſchuß oder ſonſt in der Oeffentlichkeit irgendwo 
der Vorwurf erhoben worden wäre, daß der Se⸗ 
nat bezüglich des Abkommens über die durchge⸗ 
rechneten Tarife wirtſchaftsfeindlich geweſen wäre 
M. D. u. H.! Dies iſt weiter nichts als eine mas⸗ 
kierte Fechterſtellung, daran iſt kein Zweifel. 
(Abg. Schwegmann: Sehr gut! — Notbundver⸗ 
ſammlung! links!) Der Notbund wird ſich noch 
öfter regen, (Sehr gut! links.) und zwar in rein 
ſachlicher Ausſprache. (Zwiſchenrufe links.) Dar⸗ 
über ſind natürlich die Anſichten verſchieden. Je⸗ 
denfalls begrüßen wir es, daß die Regierung doch 
wohl eingeſehen hat, daß ihr Standpunkt recht⸗ 
lich nicht haltbar iſt, und daß ſie ſich endlich dazu 
bequemt hat, den Volkstag um ſeine Zuſtimmung 
zu bitten. Wenn ſie das nicht eingeſehen hätte, 
hätte ſie uns wahrhaftig dieſen Geſetzentwurf nicht 
gebracht. Die Regierung hat unſerm Antrag ſtatt⸗ 
gegeben, weil fie wohl ſelbſt der Ueberzeugung ge⸗ 
weſen iſt, daß es ſo beſſer ſei. (Zuruf des Abg. 
Rahn.) Die inneren Vorgänge gehen mich nichts 
an, ich bin nicht dabei geweſen. Der Herr Präſi⸗ 
dent hat in der Regierungserklärung auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung dieſes Abkommens hingewie⸗ 
ſen. Dieſe wirtſchaftliche Bedeutung, allerdings 
leider in einem zu beſchränkten Amfang, wird 
von uns nicht beſtritten. Ich möchte hier auf den 
Streit über die Hoheitsrechte nicht eingehen; denn 
darüber iſt ja ſchon in dieſem Hauſe ſehr viel ge⸗ 
ſprochen worden. Aber ich möchte die Gelegenheit 
benutzen, darauf hinzuweiſen, daß gerade in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht das Abkommen in ſeiner Faſ⸗ 


jung und ſeinem Inhalt unzureichend iſt. Diejes- 
Unzureichende wird ſich meiner Anſicht nach erit: 


in den nächſten Jahren zeigen bei der tatſächlichen 
Anwendung der polniſchen Eiſenbahntarife im 
einzelnen ſowie in der Frage der Nebengebühren 
in der Praxis. (Zuruf des Abg. Dr. Kamnitzer.) 


Ich hoffe mit Ihnen, Herr Dr. Kamnitzer, daß es 
eine gute Wirkung haben möge. Leider habe ich 
daß die Danziger Wirtſchaft, 


die Befürchtung, 
insbeſondere der Eiſenhandel und das Speditions⸗ 
gewerbe, noch ſtarke Nackenſchläge erfahren wer⸗ 
den, und daß man in der Danziger Wirtſchaft ſpä⸗ 


ter noch an das Unzureichende dieſes Abkommens 


denken wird. Ich kann mich über Einzelheiten nicht 


öffentlich auslaſſen; denn dann würde man mir 
den Vorwurf machen, daß ich Danziger Intereſſen. 


gefährde. (Sehr richtig! links.) 
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Wir bedauern es, daß die Regierung ſeinerzeit 
verabſäumt hat, den Umfang ihrer Zugeſtändniſſe 
gegenüber Polen klar in Erſcheinung treten zu 
laſſen. Sie hat hier eine Verſchleierungspolitik 
getrieben. Es wären uns viel Streit und viele ge⸗ 
häſſſſige Polemiken erſpart worden, wenn die Re⸗ 
gierung offen geſagt hätte, die und die Zugeſtänd⸗ 
niſſe habe ich machen müſſen; ich konnte nicht an⸗ 
ders, aber ich wollte das Abkommen zustande brin⸗ 
gen; dieſe Zugeſtändniſſe verantworte ich. (Abg. 
Plenikowſki: Kennen Sie die Zugeſtändniſſe 
nicht?) 

Nachdem dieſe Verträge nun einmal abge⸗ 
ſchloſſen find, und unſerer Auffaſſung nach nichts 
mehr zu retten iſt, ſind meine Freunde geneigt, 
der Vorlage im allgemeinen zuzuſtimmen. (Aha! 
links.) Doch kann unſeres Erachtens der Regierung 
micht die Ermächtigung vom Volkstag gegeben 
werden, die neue Verkehrsordnung auch künftig 
abzuändern. Wir haben gerade bei dieſen Verhand⸗ 
lungen mit Polen erleben müſſen, daß die Regie⸗ 
rung mit der Ermächtigung vom 19. Oktober 1923 
Mißbrauch getrieben hat. Wir möchten derartige 
6 in der Zukunft verhin⸗ 
dern. 

Im übrigen möchte ich hinſichtlich der Erklä⸗ 
rung des Herrn Senatspräſidenten feſtſtellen, daß 
der ſogenannte Danziger Eiſenbahnrat, der aus 
den werſchiedenſten Wirtſchaftskreiſen und Bevöl⸗ 
kerungsſchichten zuſammengeſetzt iſt, ungefähr vor 
einem Jahr zur Frage der durchgerechneten Tarife 
ganz allgemein gehört worden lt, aber irgendeine 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu dieſem Abkom⸗ 
men bezw. zu der Vorbereitung hinſichtlich dieſes 

kommens iſt ihm nicht gegeben worden. (Ende 
Mai! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Heute hat der Herr Präsident des Senats den 
ſehr ſchweren Verſuch unternommen, das Tarifab⸗ 
kommen hier vor dem Bolfstag rechtlich und in⸗ 
haltlich zu rechtfertigen. Wenn ſich der Senat be⸗ 
reitgefunden hat, dem Antrag der Nationallibe⸗ 
ralen Partei zu entſprechen, ſo hat er dies ent⸗ 
weder in Erkenntnis, in beſſerer Einſicht der Un- 
haltbarkeit ſeiner bisherigen Haltung getan, 
(Sehr richtig! rechts. — Abg. Rahn: Sehr falſch! 
— Heiterkeit) oder er hat etwas gegen die eigene 

eberzeugung getan. 
Ml. D. u. H.! Wir Deutſchnationale haben hier 
im Plenum bereits unſere Rechtsauffaſſung dar⸗ 
gelegt, daß es rechtlich ein Abkommen mit Polen 
iſt. Uebrigens ſſcheint jetzt die Regierung dies nicht 
mehr zu beſtreiten; denn fie ſpricht ſelbſt von den 
vier Abkommen mit Polen. Abkommen mit ande⸗ 
ren Staaten bedürfen aber der Genehmigung des 

olkstages. Wir haben mit voller Schärfe gefor⸗ 

ert, daß dies Abkommen dem Volkstag zur Ge⸗ 
nehmigung vorgelegt würde. Wir haben hervor⸗ 


gehoben, daß andernfalls die Regierung ſich des 


bewußten Verfaſſungsbruches ſchuldig mache. Es 
heint, als ob ſich die Regierung dieſer ſcharfen 
Opposition, inhaltlich und ſachlich ſcharf, ſchließ⸗ 
lich gebeugt hat. Der Verſuch, den heute der Herr 
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legen gu wollen, daß es nicht nötig geweſen wäre, 
dieſes Abkommen dem Volktag vorzulegen, iſt völ⸗ 
lig geſcheitert. Es iſt doch ganz klar, daß man die⸗ 
ſe Rechtsauffaſſung nicht auf das Ermächtigungs⸗ 
geſetz wom Jahre 1923 ſtützen kann. Wir haben 
wiederholt dargelegt,, daß dies Ermächtigungsge⸗ 
ſetz der Regierung nur die Ermächtigung gibt, in⸗ 
nerſtaatlich die Verkehrsordnung zu ändern, wir 
haben aber ſchon darauf hingewieſen, daß das, 
was die Regierung hier unternommen hat, keine 
Aenderung it, ſondern eine Beſeitigung der alten 
Verkehrsordnung und ihre Erſetzung durch eine 
neue. Die Regierung hat das offenbar ſelbſt ein⸗ 
geſehen; denn in dem Geſetzentwurf, der uns jetzt 
vorgelegt iſt, heißt es ausdrücklich, der Regierung 
ſoll die Ermächtigung gegeben werden, die gegen⸗ 
wärtig geltende Verkehrsordnung durch eine an⸗ 
dere zu „erſetzen“. (Sehr gut! rechts.) 

Wir haben aber auch darauf hingewieſen, daß ei⸗ 
ne innerſtaatliche Ermächtigung die Regierung nicht 
ermächtigt, Bindungen mit fremden Staaten ein⸗ 
zugehen. Das cat aber die Regierung getan; denn 
fie Hat den Danziger Staat verpflichtet, die pol⸗ 
niſche Verkehrsordnung anzunehmen und weiter 
auch für die Zukunft alle Aenderungen der pol⸗ 
niſchen Verkehrsordnung mitzumachen. Zu einer 
ſolchen Regelung war die Regierung formal unter 
keinen Umſtänden berechtigt. Der Herr Präſident 
des Senats hätte beſſer getan, die Rechtfertigung 
der Haltung der Regierung den Herren zu über⸗ 
laſſen, die für dieſe Verträge in erſter Linie ver⸗ 
antwortlich ſind. Die Verträge wurden ja, wie 
bekannt iſt, abgeſchloſſen, als der Herr Präſident 
des Senats nicht in Danzig war. Ich will nicht 
jagen, daß die Unterhändler dieſe Gelegenheit be- 
nutzt haben, um Verträge unter Dach und Fach zu 
bringen, an denen ihnen außerordentlich viel lag. 
Aber umſo weniger hatte nach meiner Auffaſſung 
der Herr Präſident des Senats Veranlaſſung, hier 
eine Sache zu rechtfertigen, die nicht gerechtfertigt 
werden kann. Inhaltlich bleiben wir bei unſerm 
Standpunkt, den wir hier ausführlich vertreten 
haben. 

Wir Haben von Anfang an erklärt, daß die An⸗ 
gleichung der Danziger höheren Tarife an die pol⸗ 
niſchen niederen Tarife eine Forderung Danzigs 
iſt, die durchaus berechtigt war. Wir haben auch 
darauf hingewieſen, daß dieſe Forderung Danzigs 
von dem Völkerbundskommiſſar als ſo klar be⸗ 
zeichnet worden iſt, daß Danzig es nicht nötig ha⸗ 
be, dies Recht gegen irgendwelche polniſche Forde⸗ 
rungen einzuhandeln. Das hat aber der Senat ge⸗ 
tan. Wir bekämpfen nicht die Angleichung. Auch 
wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß es bei dem 
Verhältnis, welches Danzig zu Polen einnimmt, 
ein Anſinn iſt, der nicht aufrecht erhalten werden 
konnte, daß Polen für das Gebiet des Freiſtaates 
höhere Tarife feſtſetzte als für Polen. (Zuruf des 
Abg. Loops.) Dieſe Forderung war ſo klar, daß 
wenn man mit ihr nach Genf gegangen wäre, der 
Danziger Standpunkt nach unſerer Auffaſſung ge⸗ 
billigt worden wäre. (Abg. Dr. Kamnitzer: Warum 
gingen Sie nicht nach Genf?) Weil Polen ſeine 


weitgehenden Forderungen noch nicht an uns ge⸗ 


D 
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ſtellt hatte. Es ließe ſich für einen vernünftigen 
und wirtſchaftlich denkenden Menſchen nicht recht⸗ 
fertigen, daß Polen, dem die Verwaltung der 
Dantziger Bahn anvertraut iſt, für das Danziger 
Gebiet höhere Tarife feſtſetzt als für das polniſche 
Gebiet. 

Dieſer Unſinn iſt fo einleuchtend, daß ich der 
Ueberzeugung bin, daß man, wenn der Senat mit 
dieſer Streittache nach Genf gegangen wäre, Polen 
wohl dort einen Wink bekommen hätte, nicht viel 
Geſchichten zu machen, ſondern unverzüglich dem 
Danziger durchaus berechtigten Standpunkt zu 
entſprechen. Dann wäre es nicht nötig geweſen, 
ſich vor den Forderungen Polens zu beugen. Das 
iſt der Vorwurf, den wir dem Senat machen, daß 
er ſich dazu hergegeben hat, polniſche politiſche 
Forderungen zu erfüllen, um ein Recht zu errei⸗ 
chen, welches unbeſtritten und unbeſtreitbar iſt. 
Wir können es unter keinen Umſtänden billigen, 
daß es unter anderm der Senat auf ſich genom⸗ 
men hat, auch für die Zukunft Danzig zu binden, 
ohne daß man die Folgen davon zu überſehen ver: 
mag. Auch die vorgeſehenen Einſchränkungen ent- 
laſten den Senat nicht von dem Vorwurf, daß er 
eine Bindung für die Zukunft eingegangen iſt, von 
der man heute nicht weiß, welche Bedeutung ſie 
für Danzig haben kann und vielleicht haben wird. 

Daß die Wirtſchaft die billigeren polniſchen 
Tarife gefordert hat, iſt ſelbſtperſtändlich und ohne 
weiteres zu verſtehen. Aber auch aus Wirtſchafts⸗ 
kreiſen iſt von hervorrragender Stelle davor ge⸗ 
warnt, daß man Rechte aus der Hand gibt, die 
man bisher unbeſtritten beſeſſen har. Das iſt ge⸗ 
ſchehen. Wir bekämpfen nicht die Herabſetzung und 
Angleichung der Tarife, ſondern den Preis, den 
Sie bezahlt haben, die Opfer, welche Sie gebracht 
haben. Nach unſerem Standpunkt iſt es unter fer: 
nen Umſtänden zu billigen, daß man irgendwelche 
Danziger Rechte preisgibt. (Welche? links.) Ich 
habe es Ihnen doch eben auseinandergeſetzt. Das 
Recht der eigenen Geſtaltung der Verkehrsordnung 
iſt eins. (Abg. Plenikowüki: Weiter!) Das Berner 
Abkommen ſowie der Paragraph Des Handelsge⸗ 
ſetzbuches rechtfertigen wohl, daß Danzig die Ta⸗ 
rife angleicht, nicht aber, daß dies die polniſche 
Regierung tut. Sie rechtfertigen auch nicht eine 
Bindung Danzigs, die polniſchen Aenderungen 
auch für die Zukunft für Danzig zu übernehmen. 
(Abg. Loops: Es find zwei bedeutſame Worbe- 
halte!) Uebrigens, was in der polniſchen Ver⸗ 
kehrsordnung ſteht — das iſt ja das Eigenartige, 
— weiß keiner von uns. Die Verkehrsordnung hat 
wohl dem Schreiben des Senats an den polniſchen 
Miniſter beigelegen und vorher ſchon dem Schrei⸗ 
ben des polniſchen Miniſters an den Senat. Ob⸗ 
wohl man von dem Volkstage verlangt, er ſollte 
ſie billigen, legt man ſie ihm auch heute noch micht 
vor, ſondern verlangt von ähm, daß er eine Blan⸗ 
kett⸗Ermächtigung abgebe. Auch das iſt ein Ver⸗ 
fahren, mit dem ſich der ganze Volkstag nicht ein⸗ 
verſtanden erklären darf. (Sehr gut! rechts. — 
Abg. Plenikowſki: Haben Sie jo wenig Vertrau⸗ 
en zu Ihren Senatoren? — Auch Ihre haben zu⸗ 
geſtimmt! links. — Heiterkeit.) 

Die Angleichung der Tarife ſoll erſt am 1. No⸗ 
vember erfolgen. Es iſt biher von der Regierung 
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nicht aufgeklärt worden, warum dieſe lange Friſt 
beſteht. Es iſt von uns betont worden, daß man 
auf polniſcher Seite abwarten will, bis die er⸗ 
höhten Darife, die in Polen bevorſtehen, einge⸗ 
führt ſind. Dann wird der Unterſchied der Tarife, 
den hier der Herr Präſident des Senats hervorge⸗ 
hoben hat, auf einen geringen Anterſchied herab⸗ 
ſinken. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das wünſchen Sie, 
das wird aber nicht ſein!) 

Herr Dr. Kamnitzer, das könnten Sie als Se⸗ 
nator auch wiſſen, daß Polen beabſichtigt, ſeine 
Tarife zu erhöhen. Daß in dem Moment, in dem 
Polen die Tarife erhöht, der Unterſchied zwischen 
den gegenwärtig in Danzig geltenden Tarifen 
und den polniſchen Tarifen niedriger wird, iſt doch 
ganz klar. a 

Wir wünſchen, daß die Vorlage dem Haupı- 
ausſchuß überwieſen wird. Wir wollen unter⸗ 
ſuchen, ob es möglich iſt, die Regelung anderweitig 
zu geſtalten, ihr eine Form zu geben, die die In⸗ 
tereſſen und Rechte Danzigs beſſer wahrt, als es 
hier geſchehen it. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Nahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich kann die 
Rede meines verehrten Herrn Vorredners auf den 
Bibeltext abſtimmen: „Es iſt mehr Freude im 
Himmel“ — ich möchte ſagen im Volkstag, in 
Parancheſe, „über einen reumütigen Sünder, als 
über 39 Gerechte.“ Zum erſten Mal hat ein 
deutſchnationaler ſehr hervorragender Repräſen⸗ 
tant von dieſer Stelle aus ausgeſprochen, daß auf 
Grund von Ermächtigungen nicht regiert wenden 
ſolle. Ich habe etwas anderes aus den Worten 
Des Herrn Dr. Ziehm nicht heraushören können. 
Ich freue mich, daß die Deutſchnationale Fraktion 
die ſechs oder ſieben Jahre in der Regierung ge⸗ 
ſeſſen hat, endlich zu der Auffaſſung kommt, daß 
für Ermächtigungen im Danziger Staatsrecht kein 
Boden iſt. Die Verfaſſung geſtattet Ermächtigun⸗ 
gen nicht. (Abg. Schwegmann: Das hat kein 
Menſch geſagt! — Aha] und Heiterkeit links) 
Dann wundert es mich, daß Sie ſich hier hinſtel⸗ 
len und der Regierung Vorwürfe machen, daß ſie 
das auf Grund von Ermächtigungsgeſetzen ändern 
will. (Abg. Plenikowſki: Das iſt ein deutſchnatio⸗ 
naler Demokrat!) Ich freue mich aber auch, daß 
die Regierungsparteien oder die Regierung, rich⸗ 
tiger ausgedrückt, wenn auch noch nicht in der 
Form, wie es eigentlich wünſchenswert wäre, die 
Abmachung mit Polen jetzt dem Volkstag vorlegt. 
Ich glaube, daß die Regierung, die ſich einmal feſt⸗ 
gelegt hatte, nicht aus eigenem Antrieb zu der 
Auffaſſung gekommen iſt, die Angelegenheit jetzt 
durch ein Geſetz erledigen zu laſſen. Ich glaube 
vielmehr nach dem, was ich habe wiſpern hören, 
daß in den einzelnen Fraktionen, und beſonders 
in einer Fraktion, die in der Koalition ſehr groß 
iſt, die Auffaſſung vertreten wurde, wir haben in 
der Vergangenheit durch den Mund unſeres 


Sprechers, beſonders des Herrn Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer — ach, Donnerwetter, nun habe ich die Frak⸗ 
tion verraten! — (Heiterkeit) immer den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß Ermächtigungen verfaſſungs⸗ 
widrig ſind, daß das durch Geſetz zu geſchehen hat. 
Es ſcheint, daß dieſe Kreiſe den inneren Widerſpruch 


— 
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zwiſchen den Erklärungen der Fraktion und dieſerſchen würde, der an den Haaren herbeigezogen iſt, 


Handlung der Regierung herausgehört haben, 
und daß ſich die Mitglieder der Regierung dieſer 
Partei einer beſſeren Einſicht gefügt haben. Ver⸗ 
ſchiedene andere Fraktionen, die in der Koalition 
ſitzen, werden ſich dieſer Meinung angeſchloſſen 
haben. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Ach, ſeien 
Sie doch ſtill! Bei dieſer Angelegenheit handelt 
es ſich um Dinge, bei denen man jedes Wort auf 
die Wagſchale legen muß. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) Ich lege keinen Wert darauf, aber das 
polniſche Generalkommiſſariat lieſt die Stenogra⸗ 
phiſchen Berichte. 

Wenn dieſe Parteien Einfluß auf die Regie⸗ 
rungsmitglieder ausüben, und die Regierung zu 
einer beſſeren Einſicht kommt, ſo iſt das nur zu 
begrüßen. Ich habe ſeinerzeit, als hier der Angriff 
der Deutſchnationalen bezüglich der Aufgabe von 
Hoheitsrechten und noch verſchiedenen andern 
Rechten erfolgte, meiner Meinung als Abgeord⸗ 
neter, da ich gleichzeitig im Danziger Wirtſchafts⸗ 
leben ſtehe, und ein großes Intereſſe an den Ta⸗ 
viren habe, Ausdruck gegeben und habe die Re⸗ 
gerung dazu beglückwünſcht, daß fie endlich den 
auf dein Berner Abkommen beruhenden Verkehrs⸗ 
oldnungen beigetreten iſt. 

Ich ſagte, daß ich mich freue, daß wir endlich 
von dem Ballaſt der gebrochenen Tarife, die uns 
Herr Gehl portemonnaiemäßig vor Augen führte, 
befreit find. Es iſt gut, daß wir das endlich haben, 


und unſer geſamter Handel, der mitten im Leben 


N) 


ſteht, nicht die Syndici der Handelskammer, freut 
ſich der Tatſache des materiellen Abſchluſſes diefes 
Abkommens. Ich mache der Regierung keinen Vor⸗ 
Wurf, ſondern ich freue mich, daß das endlich zu⸗ 
ſtandegekommen iſt, und daß wir die Tarife ha⸗ 
ben. (Abg. Dr. Heinemann: Das haben wir auch 
feſtgeſtellt!) Ich freue mich, daß Sie der mational⸗ 
liberalen Tradition treu geblieben ſind und ſich 
heute auf den Standpunkt geſtellt haben. Aber 
die Deutſchnationale Fraktion hat ſich hier hinge⸗ 


ſtellt und hat geſagt, wegen einiger kleiner mate⸗ 


rieller Vorteile habe die Regierung Hoheitsrechte 
aufgegeben. Wer eine derartige Anſicht in dieſer 

rage vertritt, verkennt die wahren Verhältniſſe. 
Materielle Intereſſen oder Hoheitsrechte ſind hier 
micht geopfert worden; denn das Berner Abkom⸗ 
men iſt ja in fait allen kultivierten Staaten Eu⸗ 
topas eingeführt. Faſt alle Nationen haben ſich 
dieſem Abkommen angeſchloſſen. Wir ſind ihm 


Präfident, ſondern als Chef der Regierung. Wenn 
man Ihnen dann einen derartigen Vorwurf ma⸗ 


[wahrſcheinlich auch wieder 


der nicht mit den wahren Verhältniſſen überein⸗ 
ſtimmt, dann würden Sie ſich, und mit Recht, ge⸗ 
kränkt fühlen. 

Was ich von meinem Standpunkt an dieſem 
Verhalten der Regierung moniere, iſt folgendes. 
Ich bin prinzipiell mit meinen Freunden der An⸗ 
ſicht, daß nach unſerer Verfaſſung für Verordnun⸗ 
gen hier keine Möglichkeit iſt, mit Ausnahme von 
Polizeiverordnungen, was ich ergebenſt anheim⸗ 
gebe ſchleunigſt zu ändern. Das werſtößt alſo gegen 
die Grundrechte des Danziger Volkes und der Ver⸗ 
faſſung. Sonſt haben wir für alle möglichen Dinge 
Geſetze gemacht. (Abg. W. Lemke: Sehr gut!) Als 
Herr Sahm davon ſprach, daß das Berner Abkom⸗ 
men die Grundlage dieſer Vereinbarung wäre, 
habe ich mir den Zwiſchenruf erlaubt, daß Inter⸗ 
nationale Abkommen nicht täglich geändert wür⸗ 
den. Selbſt wenn das der Fall wäre, haben wir 
bei unſern kleinen Verhältniſſen die Möglichkeit, 
an einem Tage die 120 Abgeordneten, und in Zu⸗ 
kunft ſollen es ja weniger werden, zuſammenzu⸗ 
rufen. Wir haben ja häufig den Beweis erbracht, 
daß wir in einer Sitzung Geſetze in drei Leſungen 
verabſchieden konnten wenn es notwendig war. 
Weshalb geht man einen andern Weg, wenn die 
Möglichkeit vorhanden iſt, den ordungsmäßigen 
Weg der Geſetzgebung zu beſchreiten und das, was 
die Regierung im Wege der Abmachungen und 
Verträge bis zur Genehmigung vorbereitet hat, 
zu kontrollieren und dann das Siegel darunterzu⸗ 
ſetzen? Wozu will man Verordnungen durchpeit⸗ 
ſchen, die nach meiner und der Auffaſſung meiner 
Freunde, ſowie der Anſicht anderer großer Par⸗ 
teien in unſerm Staatsrecht keinen Boden haben? 
Die Regierung hätte die Verkehrsordnung und den 
Vertrag mit der polniſchen Regierung — auch 
wenn er Briefform hat — längſt unter Dach und 
Fach haben können, wenn nicht Schwierigkeiten 
in der Herſtellung der Verträge vorgelegen haben, 
was ich nicht wiſſen kann. Es war Zeit genug, die 
Werke zu drucken. Es wäre auch Zeit genug gewe⸗ 
ſen, daß wir als Partei von dem Recht der Kritik 
und Ueberprüfung der Regierungsmaßnahmen 
hätten Gebrauch machen können. Hier ſind 75 Ab⸗ 
geordnete einer Meinung, ſo daß das Geſetz mit 
großer Majorität verabſchiedet worden wäre. Wo⸗ 
zu ſetzt man ſich unangenehmen Debatten aus, wo 
doch alles ſo einfach und klar liegt. Verſtocktheit? 
Ich würde mich freuen, wenn das, was ich auf 
Herrn Dr. Ziehm als Bibelvers angewandt habe, 
auch auf die Regierung angewandt werden würde. 
Dann würde im Volkstag über den einen Sünder, 
der bekennt, eitel Freude ſein. Man ſoll einge⸗ 
ſtehen, daß man etwas falſch gemacht hat, daß man 
ſich unter dem Einfluß ſeines Juriſten⸗Kollegiums 
befand und die Sache einfacher machen wollte. 

Die Regierung vermeidet aber Schwierigkei⸗ 
ten, wenn ſie jetzt ein Uebriges getan und den 
Wortlaut vorgelegt hätte und ſich nicht für die 
Zukunft und auf für zukünftige Regierungen Er⸗ 
mächtigungen erteilen ließe. Wie ſich heute Herr 
Dr. Ziehm gegen Ermächtigungen wehrte, die von 
links kommen, jo wlüürden fi die Linksparteien 
auf ihren früheren 
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Standpunkt ſtellen und ſich Ermächtigungen einer 


Koalition unter Führung der Deutſchnationalen 


ebenfalls widerſetzen. 

Alles das wird vermieden, wenn ein Geſetz ge⸗ 
macht wird. Wo dieſe Möglichkeit beſteht, ſoll man 
nicht die Dinge komplizieren und Auswege ſuchen, 
wie es die Regierung getan hat. Ich reſumüre: ich 
bedaure, daß wir nicht den vollen Wortlaut der 
Verkehrsordnung vorgelegt erhalten haben nicht, 
weil ich den Text nicht kenne — der Text ent⸗ 
ſpringt dem Berner Abkommen und bann nicht an⸗ 
ders lauten — ich lege keinen Wert auf die Ver⸗ 
ordnung an ſich, weil ſie feſtſteht, ich lege aber 
Wert darauf, daß der Volkstag als Geſetzgeber 
eine durch Geſetz zu erledigende Angelegenheit 
auch in Form eines Geſetzes verabſchiedet. Wir 
können nicht immer mehr von den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechten abbröckeln. Ein jeder von den 
120 Abgeordneten, auch die in der 
ſitzenden parlamentariſchen Senatoren, ſollten 
ihren höchſten Stolz daran ſetzen, die Rechte der 
geſetzgebenden Körperſchaften zu wahren. Wir 
ſind der Geſetzgeber. Das Recht muß gewahrt und 
reſpektiert werden. 

Wenn ſo verfahren wäre, dann wäre die De⸗ 
batte unnötig geweſen und wir hätten das Geſetz 
längſt hier. Die Regierung hat es nicht nötig, 
krumme Wege zu gehen. Je gerader ſie marſchiert, 
deſto beſſer iſt es. Aber man ſoll, wenn fie in einer 
materiellen Frage eine Tat vollbracht hat, was 
die Regierung unter deutſchnationaler Leitung 
einschließlich der Regierung der Köpfe nicht in 
fünf oder ſechs Jahren durchſetzen konnte, das an⸗ 
erkennen. Dann werden die Leute, die in der Re⸗ 
gierung ſitzen, den Mut finden, noch mehr für 
Danzig zu tun. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Auf die Ausführungen der Herren Vorredner, ſo⸗ 
weit ſie Einzelheiten betrafen, wird noch Gelegen— 


! 


Regierung 


heit ſein, bei den Beratungen im Ausſchuß näher 
einzugehen. Es wird auch vielleicht möglich ſein, 
dem Hauptausſchuß den Wortlaut der Verkehrs⸗ 
ordnung vorzulegen. Es waren noch einige Abän⸗ 
derungen erforderlich geweſen, die uns von pol⸗ 
niſcher Seite mitgeteilt waren. Die Abänderungen 
ſind jetzt hineingearbeitet worden. Es handelt ſich 
um Abänderungen, die ſich im weſentlichen an die 
in Deutſchland beſtehende Verkehrsordnung an⸗ 
lehnen. Die Verkehrsordnung iſt jetzt bereits im 
Druck. Es wird daher möglich ſein, ſie dem Haupt⸗ 
ausſchuß vorzulegen. Zu verheimlichen haben wir 
in keiner Weiſe etwas. (Abg. Plenikowſki: Wie 
ſteht es mit der Delegation für zukünftige Ver⸗ 
ordnungen? — Abg. Rahn: Da werden Kommu⸗ 
niſten mitgenommen! — Heiterkeit.) 

Ich hätte nicht das Wort genommen, wenn ich 
nicht genötigt wäre, hier auch gewiſſermaßen in 
perſönlicher Angelegenheit zu ſprechen. Ich hatte 
meine Ausführungen damals geſchloſſen, daß ſich 
der Senat der Hoffnung hingebe, daß die Geſetzes⸗ 
vorlage dem inneren Frieden dienen werde. Ich 


glaube aber, daß dieſem inneren Frieden nicht ge⸗ 
dient iſt, wenn verſucht wird, einzelne Mitglie⸗ 


Donnerstag, den 11. Oktober 1928. 


der des Senats gegeneinander auszuspielen. Ins⸗ 
beſondere möchte ich hier von vornherein eine Le⸗ 
gendenbildung zerſtören, als ob etwa mein Ur- 
laub — ſchließlich muß jeder einmal auf Urlaub 
gehen — benutzt worden ſei, um dieſe Vorlage un⸗ 
ter Dach und Fach zu bringen. Ich kann hier erklä⸗ 
ren, daß ich, wie ich ſchon vorher bei meiner Rede 
geſagt habe, bei den grundlegenden Verhandlun⸗ 
gen zugegen gewesen bin und mit den Vorſchlä⸗ 
gen übereinſtimmte, die die Verhandlungsleiter 
dem Senat gemacht haben. Beim formellen Ab⸗ 
ſchluß der Verhandlungen über die Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung bin ich nicht zugegen geweſen. Das 
hatte aber gegenüber dem materiellen Inhalt 
keine Bedeutung. 

Noch ein Wort über die Preisgabe von Ho⸗ 


heitsrechten. Ich bin der Ueberzeugung, daß es ſich. 


hier um ein Abkommen handelt. (Dr. Kamnitzer 
hat anders gejagt! rechts.) Ich bin der Auffaſſung, 
daß dies Abkommen in keiner Weiſe eine Preis⸗ 
gabe von Danziger Rechten bedeutet, ſondern daß 
es eine im logiſchen Zuſammenhang befindliche 
Konſtruktion iſt, die das Beſte für Danzigs Wirt⸗ 
ſchaft geſchaffen hat. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. 
D. u. H.] Nicht Herr Dr. Ziehm und nicht Herr Dr. 
Heinemann veranlaſſen mich, das Wort zu neh⸗ 
men, ſondern ich möchte mich etwas mit Herrn 
Rahn auseinanderſetzen, obwohl er die Regierung 
in dieſer Frage an ſich gelobt hat. Ich möchte den 
Vorwurf oder auch nur den Anſchein zerſtören, als 
wenn ſich die Haltung der Sozialdemokratiſchen 
Partei in der Ermächtigungsfrage irgendwie ge⸗ 
ändert habe. (Abg. Rahn: Ich freue mich, daß ſie 
das nicht macht!) Die Haltung der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei in der Ermächtigungsfrage iſt 
ganz genau ſo geblieben, wie ſie immer war. Wir 
werden uns gegen jede Ermächtigung wenden und 
auch keine Ermächtigung für uns verlangen, die 
die Geſetzgebungsgewalt dem Volkstag wegnimmt. 
(Abg. Plenikowſki: Wie ſtehen Sie mit den Aus⸗ 
führungen des Präſidenten Sahm im Hauptaus⸗ 
ſchuß?) Ich habe bereits von dieſer Stelle aus er⸗ 
klärt und möchte es noch einmal wiederholen, es 
iſt ein ſcharfer Anterſchied zwiſchen Geſetzen zu 
machen, die Rechtsnormen erlaſſen im geſetztech⸗ 
niſchen Sinne, und Geſetzen, die mögliche rweiſe aus 
Verkehrsnotwendigkeiten heraus in 24 Stunden 
9 dieſe Zeitangabe hat Herr Rahn gemacht — ge⸗ 
ändert werden müſſen. Er hat gejagt, wir können 
jedes Geſetz in 24 Stunden durchbringen. Das 
ſtimmt nicht, das iſt techniſch unmöglich. Wenn 
ein Geſetz hier die drei Leſungen mit Ausſchußbe⸗ 
ratung paſſiert, können Sie kein Geſetz unter einer 


Woche durchbringen. (Abg. Rahn: Wir haben es 


ſchon gemacht!) Wenn alles einig iſt. Wenn die 
Oppoſition ſo arbeitet, wie ſie es jetzt ſchon ange⸗ 
kündigt hat, dann kriegen Sie es nicht durch. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Rahn.) Ich muß ſagen, Sie ſind der 
einzige, mit dem ich bereit bin, mich in dieſer Fra⸗ 
ge in eine Diskuſſäon einzulaſſen. Deswegen habe 
ich mich auch zum Wort gemeldet. Denn mit zwei 
Parteien, die ſelbſt mit 


Ermächtigungsgeſetzen 
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arbeiten, die eine praktiſch und die andere dort, 
wo ſie zu herrſchen hat, und mit Parteien, die 
beide Diktaturgelüſte haben, mich über die Berech⸗ 
tigung won Ermächtigungsgeſetzen auseinanderzu⸗ 
ſetzen, erſcheint mir lächerlich. Ich weiß, Herr Abg. 
Rahn, Sie haben in dieſer Frage einen ſehr ſtren⸗ 
gen Standpunkt. Ob er richtig iſt, daß es bei uns 
überhaupt keine Verordnungsgewalt geben kann, 
iſt noch zu diskutieren. Aber hier handelt es ſich 
nicht um ſolche Ermächtigungen, die von der Art 
ſind, wie wir ſie bekämpft haben. Es handelt ſich 
um eine aus techniſchen Notwendigkeiten geborene 
Ermächtigung, wie fie in Deutſchland ſeit jeher be⸗ 
ſteht, wie ſie in Deutſchland auch von den Linkspar⸗ 
teien jetzt dem Reichsverkehrsminiſter gegeben iſt, 
und wie ſie auch hier aus der Notwendigkeit heraus 
gegeben werden muß. (Abg. Liſchnewſki: Dazu muß 
man Juriſt fein!) Ja, Herr Liſchnewſki, es ſſiſt nun 
einmal ſo, daß es gewiſſe Dinge gibt, die die Ju⸗ 
riſten als zu ihrem Fach gehörig als Fachleute 
behandeln. (Abg. Liſchnewſki: Rechtsverdreher!) 
Zur Sache ſelbſt it ja eigentlich nichts mehr zu 


ſagen. Im Weſentlichen haben ja jetzt die Par⸗ 


teien des Volkstages anerkannt, auch Herr Dr. 
Heinemann, daß das Abkommen einen Fortſchritt 
darſtellt. Nur Herr Dr. Ziehm hat ſich mit ſeiner 
Partei zu ſehr verrannt, als daß er zurück könnte. 
Ich weiß, er kann heute nicht mehr zurück, er muß 
den Vers weiter beten, den er als Ueberſchrift 
über die Sache geſetzt hat: „Aufgabe von Hoheits⸗ 
rechten“. Er muß als Oppoſition, jo meint er, be⸗ 
weiſen, daß die neue Regierung nichts gemacht 
habe, was Danzig förderlich geweſen iſt. Da muß 
er ſchon die ſtarken Worte von bewußter Verfaſ⸗ 
ſungswidrigkeit gebrauchen. Er hat fie heute etwas 
eingeſchränkt. Sie haben im Ausſchuß geſagt, Herr 
Dr. Ziehm, daß Sie damit die Nichteinbringung 

des Geſetzes meinten, ſondern Sie ſagten, der Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages wäre eine Verfaſſungswid⸗ 
rigkeit. Sie müſſen ſchon die ſchärfſten Worte brau⸗ 
chen, um den Er 


folg der Regierung, über den ſie 


ſich der Allgemeinheit willen freut, zu verkleinern. 


Herr Dr. Ziehm, es gibt auch Pfeile, die man 
Überſpitzt, und die auf den Schützen zurückfliegen. 
Mir ſcheint das ſolch ein Pfeil zu ſein, wenn man 
gegenüber der überwiegenden Volksmeinung an 
demagogiſchen Redensarten feſthält. Die Volks⸗ 
meinung wird ſich noch verſtärken, wenn ſie die 
Auswirkungen dieſes Abkommens ſieht, die ſie 
erſt am 1. November ſehen kann. 
Sie machen uns weiter den Vorwurf, weshalb 
wir keinen früheren Termin durchgeſetzt haben. 
ie ſoll ich mit Ihnen darüber diskutieren! Sie 
haben ja ſo unendlich lange Zeit gehabt. Sie ha⸗ 


ben ſolange regiert, und die Frage iſt nicht ſeit 


heute, ſondern ſeit Jahren akut. Sie haben ſo vie⸗ 
lerlei nach Genf gebracht. Sie ſagen, die Frage 
Bare in Genf einfach und klar entſchieden worden. 


Weshalb haben Sie dieſe Frage, die eine Lebens⸗ 


Notwendigkeit für die Danziger Wirtſchaft iſt, 
micht nach Genf gebracht? Die Frage kommt im⸗ 
mer wieder, Sie müſſen doch dazu etwas ſagen. 
Abg. Schwegmann: Es war keine Streitfrage! 
— Das iſt noch ſchlimmer für Sie! links) Sie mei⸗ 
nen, das war ſo ſelbſtverſtändlich, daß es keine 
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Streitfrage war. Das Traurige iſt, daß die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft dabei mehr und mehr zurückging. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Die Frage iſt ſeit der Sta⸗ 
biliſierung der Währung durchaus akut. Herr Dr. 
Ziehm, es iſt mit Ihnen nicht darüber zu diskutie⸗ 
ren. Ich bedaure es. Wir hätten wohl einen ſach⸗ 
lichen Treffpunkt, wenn wir über juriſtiſche Fra⸗ 
gen diskutieren wollten. Aber wenn Sie, wie in 
dieſem Fall, aus Feindſchaft gegen die jetzige Re⸗ 
gierung alles zuſammentragen, um der Regierung 
Schwierigkeiten zu machen, nur um der Regierung 
Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen, nur um 
die Regierung an der Arbeit zu hindern, Herr Dr. 
Ziehm, dann weiſt das auf ein Gebiet, auf dem 
ich mich mit Ihnen nicht unterhalten kann und 
unterhalten will. 

„Ich bin Hier von Herrn Dr. Ziehm der Mit⸗ 
wirkung an dem Abkommen beſchuldigt worden. 
Ich mehme dieſe Schuld zum Teil auf mich, und 
ich muß ſagen, ich muß ſagen, ich freue mich dieſer 
Schuld. Ich freue mich, daß der Regierung, der 
meine Partei angehört, dieſe Tat, wie Herr Rahn 
ſie genannt hat, gelungen iſt und ich wünſche, daß 
ihr noch mehr ſolche Taten gelingen. (Bravo! 
links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Nur einige wenige Worte. Herr Abg. Rahn 
hat geſagt, daß wir den Feldzug hauptſächlich 
gegen das Ermächtigungsgeſetz geführt hätten. 
Herr Abg. Rahn, wir haben unſere Vorwürfe ge⸗ 
gen die Regierung nicht deshalb gerichtet, weil ſie 
auf Grund eines Ermächtigungsgeſetzes die Rege⸗ 
lung vorgenommen hat, ſondern daß ſie entgegen 
dem Ermächtigungsgeſetz und unter Veberſchrei⸗ 
tung der Grenzen des Ermächtigungsgeſetzes die 
Regelung vorgenommen hat. Das hat die Regie⸗ 
rung anerkannt, insbeſondere auch der Herr Prä⸗ 
ſident; denn er erklärte: „Ich perſönlich halte es 
auch für ein Abkommen.“ Wenn man die Rege⸗ 
lung für ein Abkommen hält, war es notwendig, 
ſie auch in die Form zu kleiden, die die Verfaſſung 
vorſieht, nämlich in die Form eines vom Volks⸗ 
tag zu genehmigenden Abkommens. 

Es iſt hier weiter geſagt worden, warum denn 
die Deutſchnationale Partei die Regelung der Ta⸗ 
rife nicht getroffen habe, ſie hätte es ſeit fünf oder 
ſechs Jahren machen können. M. D. u. H., in der 
erſten Zeit ſpielte die Frage überhaupt keine 
Rolle. In der Zeit der deutſchen Inflation ſpielte 
ſie für Danzig auch keine Rolle, weil die Danziger 
Tarife billiger als die polniſchen waren. (Abg. 
Dr. Kamnitzer: Wann war die Inflation!) Nach 


der Inflation wurde dieſe Frage aufgenommen. 


Es wurde nun bald von polniſcher Seite der An⸗ 
ſpruch erhoben, daß zuerſt der Frachturkunden⸗ 
ſtempel und die Verkehrsſteuern beſeitigt würden. 
Sie, m. H. Sozialdemokraten, wiſſen ganz genau, 
daß Sie in den Jahren, als Sie in der Regierung 
waren, auf dieſe Steuern nicht verzichten konnten, 
weil ohnehin damals die Finanzen zuſammen⸗ 
brachen und Sie nicht wußten, wie Sie die nötigen 
Mittel aufbringen ſollten. (Abg. Loops: Wir 
haben Ihre Schulden bezahlt!) Sie haben die 
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von uns hinterlaſſenen Millionen⸗Reſerven auf⸗ 
gebraucht. f 

Als in den Jahren 1925 und 1926, während 
Sie in der Regierung waren, nichts geſchehen 
war, um die Tariffrage zu regeln, nahm die 
Rechtsregierung die Sache wieder auf. Es wurde 
nun die Regelung dadurch gefördert, daß ſich die 
Danziger Regierung bereit erklärte, auf die Ver⸗ 
kehrsſteuern zu verzichten. (Wo ſteht das? links.) 
Die Regierung war ſich ſchlüſſig, vom 1. April ab 
ſollten die Steuern nicht mehr in den Etat einge⸗ 
ſtellt werden. Auch die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion hatte ſich damit einverſtanden erklärt, daß 
dieſe Steuern vom 1. April ab fallen. Polen hat 
erſt nach den Wahlen die Forderungen geſtellt, 
denen nachgegeben zu haben wir Ihnen (nach 
links) zum ſchweren Vorwurf machen. Als Polen 
die Forderungen wegen des Frachturkundenſtem⸗ 
pels und wegen der Verkehrsſteuern ſtellte, konn⸗ 
ten wir noch jagen, daß das Forderungen find, 
denen wir im Intereſſe Danzigs nachgeben könn⸗ 
ten, ſobald die Finanzen des Freiſtaates es ge⸗ 
ſtatten. Polen kam aber der Linksregierung mit 
weiteren Forderungen. Von der Abänderung des 
Handelsgeſetzbuches iſt hier ſchon geſprochen. Wir 
Deutſchnationalen haben uns mit der Abänderung 
niemals einverſtanden erklärt, auch der Begrün⸗ 
dung der Vorlage widerſprochen. 

Polen ging in ſeinen Forderungen aber immer 
weiter. Es forderte, daß Danzig die polniſche Ver⸗ 
kehrsordnung einführte, und daß auch künftig alle 
Aenderungen der polniſchen Verkehrsordnung 
Danzig ſich verpflichtete, in Danzig einzuführen, 
ohne daß man jetzt wiſſen kann, wie dieſe Aende⸗ 
rungen lauten werden. Es forderte, daß die Ver⸗ 
kehrs⸗ und Tarifänderungen mit der Bekanntma⸗ 
chung im polniſchen Verkehrsanzeiger in Kraft 
treten, während ſie bisher im Danziger Staats⸗ 
anzeiger bekanntgemacht wurden und dadurch 
Kraft erhielten. Das ſind die Forderungen, die 
Polen aufſtellte. Wenn die Regelung dementſpre⸗ 
chend erfolgt iſt, ſo iſt es nicht geſchehen, weil es 
in Danzigs Intereſſe liegt, ſondern weil es Polen 
wünſchte. Daß Sie den Polen in dieſer Forderung 
nachgegeben haben, iſt, was wir Ihnen zum Vor⸗ 
wurf machen. Wenn der Herr Präſident Sahm 
meinte, darin liege keine Preisgabe von Rechten, 
ſondern eine ſich aus dem logiſchen Zuſammen⸗ 
hang ergebende Konſtruktion, ſo iſt das eine 
nichtsſagende Phraſe, Herr Sahm! Damit wider⸗ 
legen Sie nicht, daß Danziger Rechte nicht preis⸗ 
gegeben worden ſind. Wenn man der Phraſe auf 
den Grund geht, ſo iſt ihr Sinn: Die Erfüllung der 
polniſchen Forderungen ſei eine logiſche Not⸗ 
wendigkeit, und die Konſtruktion enthalte die 
Preisgabe der Rechte. Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
ſprach von einem Erfolge. Wenn Sie für Danzig, 
für Danzigs Wirtſchaft und ſtaatliche Selbſtändig⸗ 
keit einen Erfolg erzielt hätten, ſo würden wir Sie 
aus freudigem Herzen beglückwünſchen, Sie aber 
zu Erfolgen zu beglückwünſchen, bei denen Sie 
Danziger Rechte hergegeben haben, ſind wir un⸗ 
möglich in der Lage. 

Wenn Sie ſagen, die Oppoſition ſei dazu da, 
der Regierung niemals einen Erfolg zu gönnen, ſie 
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müſſe aus Agitation erklären, daß die Regierung 
nichts für Danzig geleiſtet habe, ſo verkennen Sie 
die Bedeutung und Aufgabe der Oppoſition, (Abg. 
Loops: Deutſchnationale Oppoſition!) der Oppo⸗ 
ſition an ſich und insbeſondere der deutſchnatio⸗ 
nalen Oppoſition, Herr Loops. Die deutſchnatio⸗ 


nale Oppoſition ſieht ihre Aufgabe darin, darüber 


zu wachen, daß Danzigs Rechte und ſeine Selb⸗ 
ſtändigkeit gewahrt bleiben. Wenn Sie meinen, 


die überwiegende Volksmeinung ſei für Sie, jo: 


irren Sie. Die überwiegende Volksmeinung in 


Danzig vertritt die Auffaſſung, daß von Danzigs 


Rechten nichts hergegeben werden darf. (Bravo! 
rechts.) > 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Ueber die Frage der Aufgabe von Rechten ſcheint 
genügend geſprochen zu ſein. Selbſt wenn Herr Dr. 
Ziehm ſeinen unhaltbaren Standpunkt zu vertei⸗ 
digen glaubte und ſagte, Herr Präſident Sahm 
hätte, um die Handlung der Regierung zu entſchul⸗ 
digen, erklärt, die einzelnen Akte ſeien ein ge⸗ 
meinſames Ganze und hätten ſich daraus ent⸗ 
wickelt, ſo ſind das, wie ich vorhin ausführte, nach 
meiner Auffaſſung als Kaufmann, der ſehr viel 
mit ſolchen Sachen zu tun hat, ganz natürliche 
Dinge, die zwangsläufig zum Wohl der Danziger 
Wirtſchaft geſchehen find. Darauf bei einer Sache, 
die uns nützlich und dienlich iſt, immer wieder her⸗ 
umzureiten, iſt mir unverſtändlich. Ich will mich 
ganz kurz mit Herrn Dr. Ziehm auseinanderſetzen, 
damit wir nicht aneinander vorbeireden. Herr Dr. 
Ziehm ſagte, die Deutſchnationale Fraktion kriti⸗ 
ſiere durch ſeinen Mund, daß die Regierung eine 
Angelegenheit, einen Staatsvertrag, der durch Ge⸗ 
ſetz nach unſerer Auffaſſung zu regeln ſei, nicht 
durch eine Geſetzesvorlage, ſondern im Verord⸗ 
nungswege erledigt. Herr Präsident Sahm hat 
uns hier erklärt, es ſtänden in den Abmachungen 
weſentliche Aenderungen der früheren Verkehrs⸗ 
ordnung, ſie ſei aber nicht vollſtändig neu. Die 
Regierung ſtelle ſich auf den Standpunkt, das ſei 
durch Verordnung zu machen. Ich habe erklärt, 
daß ich dieſen Standpunkt nicht teile. Darf ich 
Ihnen das Geſetzblatt vom 29. November 1926 
vorhalten. Dort wird geſagt: 
Im Hinblick auf die Notlage der Freien Stadt 


Danzig und zur Wiederherſtellung des Gleichgewichts 


im Staatshaushalt wird der Senat ermächtigt, die 
folgenden Maßnahmen, denen der Volkstag hiermit 


zuſtimmt, zu treffen, ſowie etwa dabei erforderlich 
werdende Staatsverträge gemäß Art. 45 ff. der Ver⸗ 


faſſung der Freien Stadt Danzig abzuſchließen: 

1. Die Aufſtellung ah 
eines Höchſtbetrages für die Haushaltsausgaben in 
den Rechnungsjahren 1927 und 1928; 

2. Die Regelung des Zollverteilungsſchlüſſels. 
Einem Staatsvertrag, den wir nicht kennen, ſtim⸗ 
men wir als Volksvertreter in Form eines Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes zu, worin wir erklären, nicht 


die Beſtimmung zu kennen. (Abg. Dr. Ziehm: Das 


verſtehen Sie nicht!) Dazu muß man Oberverwal⸗ 
tungsgerichtsdirektor ſein. (Heiterkeit.) 


3. Die Regelung der Einnahmen aus dem Tabakver⸗ 


brauch im Wege der indirekten Beſteuerung oder 
des Monopols. 


0 eines Nachtragshaushaltsplanes⸗ 
für das Rechnungsjahr 1926 und die Feſtſetzung 
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D 


) 
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(Rahn, Abgeordneter) 

4. Abbau der Steuerermäßigungen der 88 45 Abi. 1a 
und 58 Abſ. 2, Ziffer 1, des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 27. März 1926 für Ledige ſowie die Erhebung 
eines Zuſchlages zur Einkommenſteuer, der 3 Pro⸗ 
zent der zu entrichtenden Steuerbeträge nicht über⸗ 
ſteigen darf. 

5. Die Vereinfachung der Verwaltung und Rechts⸗ 
pflege mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, ins⸗ 
beſondere die Zahl der Staatsbedienſteten herab⸗ 
zuſetzen. 

Was haben Sie daraus gemacht? Sie haben dar⸗ 
aus eine totale Umänderung der hier beſtehenden 


ehemaligen deutſchen Strafprozeßordnungen ge⸗ 


macht, die unſere ganze Rechtspflege auf den Kopf 
ſtellt. Sie haben das hier nachgemacht, was Em⸗ 
minger durch Verfaſſungsbruch in Deutſchland ge⸗ 


ſchaffen hat. Man muß ſich wundern, wie ausge⸗ 


rechnet eine Partei, die etwas derartiges macht, 
ſich hierher ſtellt und auf dem Steckenpferd herum⸗ 
reitet, dieſer Regierung, die einen Schein des 
Rechts für ſich hat, weil ſie in einer untergeordne⸗ 
ten Sache eine Abänderung eines beſtehenden Ge⸗ 
ſetzes vornimmt, Vorwürfe macht. Dieſe Partei hat 
die Verfaſſung nicht beachtet, ſie hat Staatsver⸗ 
träge, ein Geſetz gemacht, worin ſteht, daß der 
Volkstag alles bewilligt, was er nicht geſehen hat 
und gübt der Regierung die Ermächtigung, alles 
gu machen, was kommen wird. Bei der Erſparnis 
von Staatsbedienſteten kommt eine vollſtändige 
Umſtellung der Rechtspflege, obgleich man in 
Deutſchland drauf und dran tt, fie, ſoweit fie ſchäd⸗ 
lich iſt, wieder abzuändern. Das iſt geradezu unver⸗ 
ſtändlich, wie man ſich hierher ſtellen kann und 
einer anderen Regierung, die wenigſtens den 
Schein für ſich hat und nur einen Schein 
von dem getan hat, was Sie damals ver⸗ 
brochen haben, Vorwürfe machen kann. Ich habe 
für derartige Dinge tatſächlich kein Verſtändnis. 
Ich muß annehmen, daß gebildete Leute über et⸗ 
was mehr Gerechtigkeitsſinn verfügen und einen 
klaren Blick dafür haben, daß keine demagogiſchen 
Mißgriffe begangen ſind. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Stellver⸗ 


tretende Präsident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Ich hätte heute nicht geredet, wenig⸗ 
ſtens nicht zu dieſem Punkt der Tagesordnung, 
wenn Herr Dr. Ziehm hier micht die Behauptung 
wiederholt hätte, die er auf dem Deutſchnationa⸗ 


len Landesparteitag aufgeſtellt hat. Nach einem 


Bericht der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
vom Dienstag, den 4. September hat Herr Dr. 
Ziehm dort folgendes geſagt: 

Bemerkenswert ijt dann, daß im Dezember pori⸗ 
gen Jahres (1927) unter der Rechtsregierung Polen 
bereit war, die Danziger Forderung hinſichtlich der 
Tarife ohne eine Minderung der Danziger Rechte zu 
erfüllen, welche es jetzt von der verſtändigungsberei⸗ 
ten Linksregierung fordert. 


Als uns dieſer Artikel bekannt wurde, wurde in 


der Auswärtigen Abteilung nachgeforſcht, ob die 


Angaben des Herrn Dr. Ziehm auf Wahrheit be⸗ 
ruhten. Da wurde zunächſt feſtgeſtellt, daß in der 
Auswärtigen Abteilung von einem derartigen 


Entgegenkommen Polens nichts bekannt war. 


Hört, hört! links.) Es wurde daraufhin Herr 


der hier ſitzt, erſucht, ſich zu 


dieſer Angelegenheit zu äußern. Herr Staatsrat 
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Büttner ſchrieb uns, daß er ſeine Unterlagen durch⸗ 
geſehen habe, und er wermöge daraus eine poſitive 
Beſtätigung der von Herrn Dr. Ziehm gemachten 
Außerungen nicht feſtzuſtellen. (Hört, hört! links.) 
Herr Präſident Sahm nahm ebenfalls dazu Stel⸗ 
lung und ſchrieb: „Auch mir iſt die von Herrn Dr. 
Ziehm behauptete Tatſache nicht bebannt.“ 

M. D. u. H.! Wenn aftenmäßig feſtſteht, oder 
in den Akten überhaupt nichts davon ſteht, daß 
Polen bereit geweſen wäre, der Rechtsregierung 
entgegenzukommen, und Herr Abg. Dr. Ziehm 
dennoch auf dem Parteitag und heute wieder die⸗ 
jelbe Behauptung aufitellt, jo weiß man wirklich 
nicht, um kein ſchärferes Wort zu gebrauchen, was 
man dazu ſagen ſoll. (Bravo! links. — Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſbi. 

„ Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, Sie ſtreiten ſich hier darüber, wer der 
Wirtſchaft der Induſtrie und den Agrariern den 
größten Profit zuſchanzt, wer für ſich das Verdienſt 
in Anſpruch nimmt, den Beſitzenden noch mehr Pro⸗ 
fite zuzuſchanzen. Sie ſagen, das Danzig⸗polniſche 
Abkommen wird den Preis der Waren herabſetzen. 
Geben Sie eine offene Antwort. (Die Fahrpeiſe 
werden geſenkt! links.) Ich ſage, es bleibt alles 
beim alten. Wenn hier erklärt wird, die Fahr⸗ 
preiſe werden ermäßigt, ſo wird das auf der an⸗ 
dern Seite wieder herausgeholt werden. Von Tag 
zu Tag, von Monat zu Monat erleben wir Preis⸗ 
ſteigerungen. Das erſehen wir aus dem Index, 
den Sie ja auch zu Geſicht bekommen. Daraus wer⸗ 
den Sie geſehen haben, daß eine Senkung der In⸗ 
dexziffer nicht eintreten wird. Das iſt das Weſent⸗ 
liche. Nun ſtreiten Sie fich, wer den Beſitzenden 
den größten Profit gibt. Die werktätige Bevölke⸗ 
rung wird das erkennen. Herr Senatspräſident 
Sahm hat erklärt, daß im Ausſchuß evtl. Gelegen⸗ 
heit ſein wird, das Abkommen über die Verkehrs⸗ 
ordnung vorzulegen. Wir legen keinen Wert dar⸗ 
auf, daß das im Ausſchuß geſchieht, ſondern der 
Volkstag iſt ſouverän. Die Oeffentlichkeit und das 
Volk haben alle Urſache, daß das Abkommen über 
die Verkehrsordnung nicht nur im Ausſchuß be⸗ 
handelt wird, ſondern daß überhaupt über die 
Verhandlungen, die gepflogen ſind, Auskunft er⸗ 
teilt wird. Wir ſind grundſätzlich Gegner der Ge⸗ 
heimdiplomatie, der geheimen Verhandlungen. 
Wir verlangen, daß alles in der Oeffentlichkeit 
behandelt wird. Wir werden bei dem Bericht über 
den Anterſuchungsausſchuß noch darüber zu ſpre⸗ 
chen kommen, wie es kam, daß damals die Ein⸗ 
wohnerwehr abgebaut wurde. Oder glauben Sie, 
wir Kommuniſten ſind ſo dumm, nicht zu erkennen, 
wenn Sie etwas preisgeben oder wenn Polen et⸗ 
was erreicht. Wir wiſſen, daß Sie dann als Gegen⸗ 
ſtück etwas bieten. Wir wiſſen aus Erfahrung, wie 
die diplomatiſchen Verhandlungen von Staat zu 
Staat ſtattfinden. Das iſt weiter nichts als ein 
Geſchäft, daß der Kaufmann auf Preis und Gegen⸗ 
preis abſchließt. In dieſem Fall iſt es genau ſo. 
Man hat alle Arſache, der Oeffentlichkeit nicht zu 
ſagen, daß man als Preis dies und jenes geboten 
habe. So war es bei der Einwohnerwehr, und ſo 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 
iſt es bei dieſem Abkommen. Die Oeffentlichkeit 
hat ein Intereſſe daran, zu erfahren, welcher Preis 
geboten wurde. Das iſt das Weſentliche. Der Herr 
Senatspräſident machte im Ausſchuß Ausführun⸗ 
gen, wobei er nicht erklärte, dies iſt die Ermächti⸗ 
gung, die erfolgt iſt, ſondern er ſteht auf dem 
Standpunkt, daß man zu ſolchen Verhandlungen 
weitere Ermächtigungen brauche. Aus ſeinen Mor- 
ten war zu entnehmen, Plebejer, Ihr ſeid zu 
dumm, um zu erkennen, wie man die Verhandlun⸗ 
gen führen muß, um zu einem Reſultat zu kommen. 
Das Volk iſt politiſch genug geſchult, vor allem 
find die Vertreter des Volkes genügend geſchult, 
um zu erkennen, was im Intereſſe des Staates 
notwendig iſt. Wenn Sie glauben, die Intereſſen 
des Staates wahrzunehmen, dann geben Sie ehr⸗ 
lich den Gegenpreis an. Die Bevölkerung muß da⸗ 
von Kenntnis haben. Aber davor haben Sie Angſt. 
M. H. Sozialdemokraten, was ſagen Sie zu 
den Ausführungen des Herrn Senatspräſidenten? 
Was jagen Sie dazu, daß der Herr Senatspräſi⸗ 
dent noch mehr Ermächtigungen in Bezug auf 
dieſe Verordnung haben will? Wie ſtehen Sie da⸗ 
zu, wenn ſo etwas ähnliches kommen wird? Herr 
Dr. Kamnitzer ſagte, daß Sie grundſätzlich gegen 
Ermächtigungsgeſetze ſind. Weil es aber techniſch 
nicht anders möglich war, mußte ein Ermächti⸗ 
gungsgeſetz kommen. Ich habe ſchon durch einen 
Zwiſchenruf erklärt, daß ein Juriſt dazu gehört, 
um das definieren zu können. Ein einfacher Men⸗ 
ſchenverſtand kann das nicht begreifen, daß man 
grundſätzlich gegen Ermächtigungsgeſetze iſt, aber 
wenn es paßt, kann man ein Ermächtigungsgeſetz 
machen. Die Bevölkerung wird mit derartigen 
Redensarten beſoffen gemacht. Dazu gehört die 
Spitzfindigkeit eines Sozialdemokraten. Ich möchte 
vor allem der Bevölkerung jagen, was hier gekuh⸗ 
handelt wird. Alles geht auf Koſten der werktäti⸗ 
gen Bevölkerung. Du werktätige Bevölkerung, 


wehre Dich gegen einen ſolchen Volkstag und eine 


ſolche Regierung, indem du das Geſchick in die 


Hände nimmſt und eine Arbeiter⸗ und Bauern⸗ 
regierung ſchaffſt. Dann wird die werktätige Be⸗ 
völkerung über die Geſetze zu urteilen haben, die 
im Intereſſe der Werktätigen liegen. Solange das 
kapitaliſtiſche Syſtem beſteht, wird auf Koſten der 
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werktätigen Bevölkerung Kuhhandel 
Immer ſind diejenigen, die ſich durch der Hände 
Arbeit ernähren, die Büßer. Bevor der Sozialis⸗ 
mus nicht eingeführt iſt, wird es weiter ſo gehen. 
Kämpfe Proletarier um Deine Rechte, dann wird 
auch endlich deine Sonne ſcheinen für Freiheit 
und Recht! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über. 
die Punkte 9 und 10 der Tagesordnung. Zur Ge⸗ 


ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
dieſen Antrag des Herrn Abg. Dumont zuſammen 
mit dem Geſetzentwurf den wir eben beraten ha⸗ 


ben, noch einmal an den Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Das war ſo wereinbart! rechts.) 


Präſident: Es iſt beantragt, den Antrag des 


Herrn Abg. Dumont zuſammen mit dem Geſetz⸗ 
entwurf, den wir ſoeben beraten haben, betr. die 


Eiſenbachnverkehrsordnung, Druckſache Nr. 446, 


noch einmal dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Widerspruch wird micht laut, das hohe Haus hat jo 
beſchloſſen. Somit ſind die Punkte 9 und 10 der 
Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt 11 auf: 
Eingaben laut Druckſache Nr. 450. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſtelle feſt, daß 
Wortmeldungen und Anträge zu den Druckſachen 
micht vorliegen. Weiter ſtelle ich feſt, daß das hohe 
Haus den Beſchlüſſen der einzelnen Ausſchüſſe bei⸗ 
tritt. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung am Dienstag, den 


getrieben. (Ch 


16. Oktober 1928, nachmittags 3,30 Uhr, abzuhal⸗ 


ten und zwar mit der Tagesordnung: 
J. Zweite und dritte Beratung eines Beamtenbe⸗ 
ſoldungsgeſetzes. 
2. Zweite Beratung des Geſetzes über den Volksent⸗ 
ſcheid. 
(Abg. Plenikowſki: Wir erheben Widerſpruch⸗ 
gegen die zweite und dritte Beratung des Beam⸗ 
tenbeſoldungsgeſetzes an einem Tage!) Wird der: 
Widerſpruch unterſtützt? (Geſchieht) Der Wider⸗ 
Spruch reicht nicht aus. Es iſt ſomit für Diens⸗ 
tag nächſter Woche die zweite und dritte Beratung: 
des Beamtenbeſoldungsgeſetzes beſchloſſen. Ich; 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 15 Minuten). 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senatoren Sawatzki, Dr. Strunk; 
Staatsrat Scheunemann; Regierungsrat Köppen, 
Regierungsamtsrat Voß. g 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 50. 
Vollſitzung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen 

®) vor, den Punkt 2 zuerſt zu behandeln, aljo die 
Tagesordnung umzuſtellen. (Abg. Raſchke: Dage⸗ 
gen erheben wir Widerſpruch!) Wird der Wider⸗ 
ſpruch unterſtützt? (Geſchieht.) Es müſſen ſieben 
Abgeordnete ſein, der Widerſpruch reicht alſo nicht 
aus. Die Tagesordnung wird ſomit umgeſtellt 
und Punkt 2 wird zuerſt behandelt. Zum Punkt 2 
ſchlägt der Aelteſtenausſchuß vor, eine allgemeine 
Ausſprache ſtattfinden zu laſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Woct der Herr Abg. Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (Mu. G. P.): 

D. u. H.! Ich habe einen Antrag zu ſtellen, 
den ich dem hohen Hauſe unterbreiten will und 
bitte um Ihre Zuſtimmung. Der Antrag lautet: 

Der Volkstag wolle angeſichts der glücklichen 

Landung des Zeppelin⸗Luftſchiffes Dr. Eckener⸗Lake⸗ 

hurſt ſeine Glückwünſche telegraphiſch aussprechen. 

Präfident: Der Glückwunſch ſoll nach dem 
Antrag Dr. Eckener ausgeſprochen werden. Erhebt 
ſich gegen den Antrag Widerſpruch? (Natürlich! 
dei den Kommuniſten.) Dann ſtimmen wir dar⸗ 
über ab. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag Folge geben wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 

ntrag iſt angenommen. Der Glückwunſch wird 
abgeſandt werden. (Abg. Plenikowſki: Erſt regen 
Sie ſich in der „Volksſtimme“ darüber auf, daß Sie 
keinen Preſſevertreter bekommen und jetzt ſtim⸗ 
men Sie dem Telegramm zu!) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! 
Der Volkstag hat am Schluß der vorigen Sitzung 
beſchloſſen, das Beamtenbeſoldungsgeſetz in zwei⸗ 
er und dritter Leſung zu verabſchieden, und 
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zwar ſoll die dritte Leſung gleich im Anſchluß an 
die zweite Leſung ſtattfinden. Solange ich im 
Volkstag tätig bin, iſt es das erſte Mal, daß be⸗ 
ſchloſſen wird, derartige Geſetze von weittragender 
Bedeutung und von derartigem Umfange in zwei⸗ 
ter und dritter Leſung zu beraten. Es iſt üblich 
geweſen, im Anſchluß an die zweite Leſung die 
dritte Beratung zu beantragen. Aber ſie vorher 
zu beſchließen, war hier noch niemals üblich. Sie 
haben es auch nur getan, um die Minderheiten zu 
vergewaltigen. Sie haben genau geſehen, daß es 
nicht möglich war, Einſpruch dagegen zu erheben, 
weil beſonders die Kommuniſtiſche Fraktion nicht 
vollſtändig anweſend war. Deshalb haben Sie 
einfach über die Köpfe der Minderheiten hinweg 
auch die dritte Leſung auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt. Wir erheben ganz entſchieden dagegen Ein⸗ 
ſpruch und verlangen, daß die dritte Leſung heute 
abgeſetzt wird und die Friſten zwiſchen der zweiten 
und dritten Leſung gewahrt werden. 

Das iſt äußerſt notwendig; denn gerade Die 
Koalition hat noch heute wieder einen Abände⸗ 
rungsantrag vorgelegt, den man nicht aus dem 


Handgelenk ſtudieren kann, wozu man Zeit haben 


muß, um darüber zu beraten. In der zweiten Le⸗ 
jung werden evtl. noch weitere Abänderungsan⸗ 
träge kommen. Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, 
daß das Geſetz in der zweiten Leſung eine andere 
Faſſung bekommt. Alle dieſe Gründe müſſen 
maßgebend ſein, um die dritte Leſung für heute 
abzuſetzen. Ich beantrage deshalb, daß die dritte 
Leſung abgeſetzt wird. 

Präſident: Ich muß leider dieſen Widerſpruch 
zurückweiſen und daran die Bitte knüpfen, daß 
ſich die Herren Abgeordneten ein klein wenig die 
Geſchäftsordnung anſehen. § 29 unſerer Geſchäfts⸗ 
ordnung lautet folgendermaßen: 

Der Volkstag kann bei Feſtſtellung der Tagesordnung 

beſchließen, die Friſt zwiſchen der erſten und der 

zweiten Beratung zu kürzen oder aufzuheben. Bei 
den Friſten vor der einmaligen, der erſten und der 
dritten Beratung darf dies nicht geſchehen, wenn ein 
dahingehender Widerſpruch von ſieben anweſenden 

Abgeordneten unterſtützt wird. 

Als ich den Vorſchlag machte, die zweite und dritte 
Leſung für die heutige Sitzung auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen, habe ich ausdrücklich die Frage 
geſtellt, ob Widerſpruch erhoben wird. Wider⸗ 
ſpruch erhob ein einzelner Abgeordneter, und zwar 
der Abgeordnete Plenikowſki. Die Anterſtützung 
der andern ſechs Abgeordneten fehlte. Darum 
lag der Beſchluß des Hauſes vor. Es geht nun 
auch nicht, Herr Abg. Raſchke, und das iſt an Ihre 
Adreſſe gerichtet, daß die dritte Leſung abgeſetzt 
wird. Das iſt nach unſerer Geſchäftsordnung 
nicht möglich. Sie bietet aber die Handhabe, be⸗ 
ſtimmte Punkte von der Tagesordnung abzuſetzen. 
Wir haben nur zwei Punkte auf der Tagesord⸗ 
nung. Nun frage ich Sie, welcher Punkt nach 
Ihrem Antrag abgeſetzt werden ſoll. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es hätte der 
Vorleſung durch den Herrn Präſidenten nicht be- 
durft. Ich berufe mich nicht auf den $ 29 Friſten⸗ 
kürzung, ſondern auf die Feſtſetzung der Tages⸗ 
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Maſchke, Abgeordneter) 


ordnung. Das Haus iſt kompetent, die Tages⸗ 


ordnung in jedem Moment feſtzuſetzen. Ich habe 
deshalb beantragt, um es ganz poſitiv zu ſagen, 
daß heute als zweiter Punkt nur die zweite Be⸗ 
ratung des Beamtenbeſoldungsgeſetzes behandelt 
werden ſoll. Vielleicht iſt das dem Herrn Prä⸗ 
ſidenten klarer. Ich berufe mich, wie geſagt, nicht 
auf den $ 29, ſondern auf die Feſtſetzung der Ta⸗ 
gesordnung und habe vorhin erklärt, daß die 
dritte Beratung abgeſetzt werden ſoll, d. h., daß 
das Geſetz heute nur in zweiter Beratung be⸗ 
ſchloſſen werden darf. Der Herr Präſident müßte 
alſo darüber abſtimmen laſſen, ob als zweiter 
Punkt das Geſetz nur in zweiter Leſung beraten 
werden ſoll. 

Präſident: Ein Antrag auf Abſetzung eines 
Tagesordnungspunktes iſt nicht geſtellt. Ich ſtelle 
das ausdrücklich feſt. Daher erübrigt ſich die Ab⸗ 
ſtimmung. Wir treten jetzt in die Tagesordnung 
ein. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Abänderung des Geſetzes 
über den Volksentſcheid. 

Druckſache Nr. 443. Ich rufe Artikel 1 auf und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel 1 annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel 1 iſt angenommen. Es liegt nun ein Abän⸗ 
derungsantrag vor, enthalten in Druckſache 
Nr. 451; 5 
Artikel La. 
§ 12 a des Geſetzes über 
erhält folgende Faſſung: 

„in die zuletzt abgeſchloſſenen oder laufend geführten 

Wählerliſten (Stimmliſten) oder Wahlkarteien 

(Stimmkarteien) eingetragen iſt (8 23), es ſei denn, 

daß das Wahl⸗ oder Stimmrecht inzwiſchen verloren 

N iſt oder während der Eintragungsfriſt 

ruht. 


Artikel Ib 
§ 13 erhält folgenden Zuſatz: 


den Volksentſcheid 


„und micht in die laufend geführten Wählerliſten oder 


Wahlkarteien eingetragen iſt.“ 
Gerick 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 
0 Kurowſfki 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 


Siebenfreund 

und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 

Fraktion. 

Zuerſt wird beantragt, einen Artikel 1a einzu⸗ 
ſchalten. Ich bitte die Damen und Herren, die Ar⸗ 
tikel 1a annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 
1a iſt angenommen. Weiter will der Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 451 einen Artikel 1b 
haben. Ich bitte die Damen und Herren, die Ar⸗ 
tikel 1b annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 
1b ijt angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf und 
ſtelle ſeine Annahme feſt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf: „Geſetz betr. Abänderung des Geſetzes über 
den Volksentſcheid wom 6. März 1923 (“ eſetzbl. 
S. 335.)“ Ich ſtelle die Annahme feſt. Somit iſt 
das Geſetz in zweiter Beratung erledigt. Wir 


kommen zur dritten Beratung. Ich eröffne die 


| 


allgemeine Ausſprache. Ich ſchließe fie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ein⸗ 
zelberatung. Ich rufe Artikel 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen und ſtelle die Annahme dieſes 
Artikels feſt. Artikel 1a angenommen. Artikel 
1b angenommen. Artikel 2 angenommen. Weber: 
ſchrift angenommen. Wir ſchreiten zur Schlußab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt ſomit in zweiter und dritter Beratung ange⸗ 
915 Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Beam⸗ 
tenbeſoldungsgeſetzes. 
Druckſache Nr. 445 zu Nr. 280. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Müller. 
Müller, Paul, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. 
u. H.! Die Danziger Beſoldungsordnung iſt nach 
dem Muſter der preußiſchen Beſoldungsordnung 
gebildet worden, die am 17. Dezember 1927 ver⸗ 
abſchiedet worden iſt und die in ihren Grundzügen 
mit der Reichsbeſoldungsordnung übereinſtimmt. 
Die Danziger Beſoldungsordnung hat dies Vor⸗ 
bild der preußiſchen Beſoldungsordnung gehabt, 
und man ſollte nun meinen, daß dieſe Beſoldungs⸗ 
ordnung, die in Preußen von einer Linksregie⸗ 
rung, im Reich von einer Rechtsregierung ange⸗ 
nommen wurde, für die alſo alle Parteien ver⸗ 
antwortlich ſind, ein Muſter der Vollkommenheit 


darſtellt. Das iſt aber in keiner Weiſe der Fall; 
denn auch in Preußen und im Reich haben ſich 


ſtarke Widerſtände gegen dieſe Beſoldung vor 
ihrer Verabſchiedung geltend gemacht. Es bleibt 
auch in Danzig eine ganze Reihe von Bemerkun⸗ 
gen übrig, eine ganze Reihe von Fragen, über die 
im Hauptausſchuß des längeren beraten wurde. 

Die erſte Frage iſt die, ob überhaupt das preu⸗ 
ßiſche Syſtem nach Danzig übernommen werden 
ſollte. Es iſt eine ganze Reihe von Stimmen 
laut geworden, die dafür plädierten, daß für Dan⸗ 
zig eine beſondere Danziger Beſoldungsordnung 
geſchaffen werden ſollte. Die Stellung der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei und der Deutſchnationalen 
Fraktion iſt immer die geweſen — und das iſt in 
den Jahren 1921 und 1924 beſtätigt worden — 
daß das Vorbild des Reichs und Preußens für 
die Uebernahme der Beſoldung maßgebend ſein 
müßte, denn im Aufbau und in der Organiſation 
der Beamtenſchaft haben wir das preußiſche reſp. 
das Reichsvorbild ſtets vor Augen gehabt, und 
es wäre nicht gut, wenn wir von dieſem Syſtem, 
das in dem Lande, mit dem wir uns eng verbun⸗ 
den fühlen, maßgebend iſt, abweichen wollten. Es 
kommt hinzu, daß wir für die Ausbildung unſerer 
Beamten die preußiſchen Ausbildungsmöglichkei⸗ 
ten in Anſpruch nehmen müſſen. Es iſt alſo klar, 
daß, wenn wir darauf angewieſen ſind, unſere Be⸗ 
amten zu einem Teil wenigſtens aus Preußen zu 
beziehen, dann auch das preußiſche Beſoldungsſy⸗ 
ſtem reſp. das Reichsbeſoldungsſyſtem für unſere 
Verhältniſſe maßgebend ſein muß. Solange die 
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Deutſchnationalen in der I . 
waren, haben ſie dabei den lebhafteſten Wider⸗ 
ſtand der Sozialdemokraten erfahren. Herr Abg. 
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Regierung vertreten geſagt worden, daß dieſe Zulagen dazu dienen 


ſollten, nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes 
Härten auszugleichen. Wir möchten den Wunſch 


Mau hat noch am 2. Auguſt ausgeführt: „Wenn ausſprechen, daß ſich die Regierung dieſer Aeuße⸗ 


wir erſt eine ſozialdemokratiſche Regierung hät⸗ 
ten, würde ein Beſoldungsgeſetz für die Beamten 
auf ganz anderer Grundlage aufgebaut werden 
als die gegenwärtige Vorlage.“ Er fuhr fort: 
„Wenn ich 1924 den Unfinn der Anlehnung uns 
ſerer Beſoldungsordnung an Deutſchland charak⸗ 
teriſiert habe, ſo nimmt meine Fraktion heute 
nichts davon zurück.“ Dem ſteht gegenüber, daß 
Herr Dr. Kamnitzer am Tage vorher ausgeführt 
hat: „Die Geſetzgebung iſt eine komplizierte Ge⸗ 
ſchichte, ſie bedarf der komplizierteſten Apparate. 
Ich meine, wir haben gut daran getan, uns an 
Preußen anzulehnen.“ | 

M. D. u. H., das iſt ein offenbarer Wider⸗ 
ſpruch. Wenn ſich nun die Anſchauung des Herrn 
Dr. Kamnitzer durchgeſetzt hat, und die Regierung 
dieſe Vorlage gebracht hat, die dem Vorbild der 
preußiſchen Beſoldungsordnung folgt, dann geht 
daraus deutlich hervor, daß die Sozialdemokratie 


nicht in der Lage iſt, in der Regierung das auf⸗ 


recht zu erhalten, was ſie in der Oppoſition ver⸗ 
treten hat. (Sehr wahr! rechts.) Die Sozialdemo⸗ 
kratie muß anerkennen, daß die Art der Behand⸗ 
lung der Beſoldungsfragen durch die früheren Re⸗ 
gierungen die richtige geweſen iſt. Sonſt hätte 
ſie ſie jetzt in der Regierung nicht beſtätigen 
können. 

„Das preußiſche Beſoldungsſyſtem weicht in 
einigen Punkten von dem Reichsbeſoldungsſyſtem 
ab. Eine zweite Frage iſt daher, wie weit man 
der Reichsbeſoldung folgen ſollte und wie weit 
der preußiſchen Beſoldungsordnung. Das Reich 
hatte Rückſicht auf ſeine großen Betriebsverwal⸗ 
tungen zu nehmen. Das preußiſche Syſtem bot eine 

ülle, man kann wohl ſagen, eine faſt unüber⸗ 
ſehbare Fülle von Zulagen. Hinſichtlich dieſer 
Zulagen muß gejagt werden, daß die Reichsbeſol⸗ 
dungsordnung das klarere Bild gibt. Sie hob die 
beförderten Gruppen der Oberinſpektoren und 
der Oberregierungsräte heraus und faßte ſie in 
beſonderen Gruppen zuſammen, während ſie im 
preußiſchen Beſoldungsgeſetz nur mit Zulagen be⸗ 

acht wurden. Ans ſcheint das Vorbild des 
Reichsgeſetzes das beſſere zu ſein, und wir be⸗ 
den ern, daß unſere Wünſche in dieſer Hinſicht von 
der Regierung nicht erfüllt worden ſind. 

Was das Syſtem der Zulagen überhaupt an⸗ 
geht, ſo möchte ich es mir verſagen, des längeren 
auf die Vor⸗ und Nachteile dieſes Syſtems einzu⸗ 
gehen. Die Zulagen bedeuten ja in mancher 
Hinſicht eine Unklarheit in dieſem Syſtem. Es 

arf aber nicht davon geſprochen werden, wie es 
5 dem ſozialdemokratiſchen Vertreter im Reichs⸗ 
tag und auch von einem Vertreter dieſes Hauſes 
m Hauptausſchuß geſchehen iſt, als ob es ſich um 
dier tubtionszulagen handelte; denn dieſe Zulagen 

tenen dazu, Beamte, die befördert ſind, heraus⸗ 
zuheben und ihnen eine Zulage zu gewähren. 
a a eine Korruption zu erblicken, iſt wohl nicht 
Hann, Ferner iſt uns verſchiedentlich im 
uptausſchuß von den Vertretern der Regierung 


rung entſinnt und auch von den betreffenden Fuß⸗ 
noten Gebrauch macht, die zur Beſſerung des 
Ausgleichs von Härten in der Beſoldungsordnung 
enthalten ſind. 

Einen weiten Naum in der Beſoldungsord⸗ 
nung nehmen die Beſtimmungen über das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter ein. Dieſe Beſtimmungen ſind 
grundlegend gegenüber dem Zuſtand vom 21. No⸗ 
vember 1924 geändert worden. Wir wünſchen 
die Beibehaltung der bisherigen Beſoldungs⸗ 
dienſtaltersbeſtimmungen aus verſchiedenen Grün⸗ 
den. Es ſind damals Vergünſtigungen in den 
Dienſtaltersbeſtimmungen für die Militär⸗ und 
Zivilanwärter vorgeſehen worden. Dann ſind 
Vergünſtigungen für alle diejenigen in Anrech⸗ 
nung gebracht, die ein längeres Fachſchulſtudium 
haben ablegen müſſen, ferner für diejenigen, die 
eine akademiſche Bildung nachweiſen müſſen. Es 
iſt durchaus nicht ſo, als wenn mit dieſen Wün⸗ 
ſchen, die wir vortragen, etwas ganz Neues vor⸗ 
gebracht wird; denn es ſind Beſtimmungen, die 
im November 1924 auch vom Zentrum gebilligt 
wurden. Ich muß darauf hinweiſen, daß dieſe 
Anträge in einer Tageszeitung als hemmungs⸗ 
loſe Agitation hingeſtellt worden ſind. Daher iſt 
es notwendig, zu betonen, daß das Anträge ſind, 
die das Zentrum ſeinerzeit mitgemacht hat Es 
ſind Anträge, die gegenüber den hohen Koſten 
des Studiums ein Aequivalent bieten ſollen 
und mit den ſozialen Bedürfniſſen übereinſtim⸗ 
men. Sie ſollen dazu dienen, eine Milderung 
der Spanne zwiſchen den Bezügen nach dem alten 
und dem neuen Geſetz herbeizuführen. Infolge⸗ 
deſſen treten wir für die Beſoldungsdienſtalters⸗ 


beſtimmungen des früheren Geſetzes ein. Ich 


möchte auch darauf hinweiſen, daß gelegentlich der 
Beratungen des Beſoldungsgeſetzes im Reichs⸗ 
tag über die Benachteiligung der Militäranwär⸗ 
ter Klage geführt worden iſt. Zweifellos enthält 
unſer Geſetz eine gewiſſe Beſſerſtellung der Mi⸗ 
litäranwärter. Aber warum die Vergünſtigun⸗ 
gen beſeitigt ſind, die das frühere Geſetz enthielt, 
iſt unerfindlich. Wir wünſchen, daß die Gruppe 
der Militär⸗ und Zivilanwärter nicht geſchädigt 
wird und die günſtigeren Beſtimmungen des 
alten Geſetzes erhalten bleiben. 

Für die Beamten, die bereits angeſtellt und 
unter beſtimmten Vorausſetzungen in den Dienſt 
der Freien Stadt Danzig übernommen worden 
ſind, wünſchen wir die Belaſſung ihres bisherigen 
Beſoldungsdienſtalters. Es bedeutet immer eine 
Härte, wenn ein Beamter unter beſtimmten Be⸗ 
dingungen angeſtellt worden iſt und nachträglich 
durch eine Aenderung des Geſetzes eine Aende⸗ 
rung der Beſtimmungen herbeigeführt wird. 


Der Beamte ſieht es doch als ein Verſprechen an, 
das ihm gemacht worden iſt, und er erwartet, — 

ſob es juriſtiſch berechtigt iſt, laſſe ich dahinge⸗ 
ſtellt — daß der Staat dies Verſprechen auch 
hält. Infolgedeſſen treten wir für die Belaſſung 
des bisherigen Beſoldungsdienſtalters ein und 
ſtellen den Abänderungsantrag zu § 39. 
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Ebenſo wie das Beſoldungsdienſtalter eine 
beſſere Regelung im vorigen Geſetz gefunden hat, 
war auch hinſichtlich der Kinderbeihilfen im frü⸗ 
heren Geſetz die ſozialere Löſung enthalten. Ge⸗ 
wiß hat das preußiſche Syſtem gegenüber dem 
Syſtem im Reich in dieſem Punkte einige Vor⸗ 
züge. Das preußiſche Syſtem berückſichtigt vor 
allen Dingen die Zahl der Kinder. Im früheren 
Danziger Syſtem — dahin zielen unſere An⸗ 
träge — iſt aber Vorſorge getroffen, daß mit dem 
zunehmenden Alter der Kinder unter Berückſich⸗ 
tigung des Umſtandes, daß die Erziehungskoſten 
ſteigen, auch die Kinderbeihilfen eine Steigerung 
erfahren. Inbezug auf die Kinderbeihilfen 
kommt die Regierung in mancher Hinſicht den 
Wünſchen der Beamten entgegen. Es gilt hier 
nur einen Schlußſtein zu ſetzen. Es gilt, hier das 
Syſtem beizubehalten, das ſich bewährt hat und 
den ſozialen Bedürfniſſen gerade der unteren Be⸗ 
amtenſchaft entſpricht. 

Der am meiſten umſtrittene Punkt dieſes Ge⸗ 
ſetzes iſt in 8 47 enthalten, der vom Beſitzſtand 
handelt. Der Senat ging bei der erſten Leſung 
von der Annahme aus, daß er auf Grund des 8 34 
des alten Geſetzes ermächtigt ſei, eine Kürzung 
der Bezüge und auch eine Kürzung der Beſitzſtan⸗ 
des vorzunehmen. Durch die Entſcheidung des 
Obergerichts vom 25. September 1928 iſt nun 
§ 34 des Geſetzes von 1924 für verfaſſungswidrig 
erklärt worden. Das Geſetz vom 30. März 1928 
fällt damit hin. Dieſe Frage iſt alſo entſchieden, 
und die Abänderungsanträge der Regierungs⸗ 
parteien haben dem Urteil Rechnung getragen. 

Eine Frage, die noch nicht gelöſt iſt, iſt die 
Frage der Gültigkeit der Kündigung des Not⸗ 
opfers. Aber auch in dieſer Frage wird die 
Haltung des Senats nicht aufrecht zu erhalten 
ſein, namentlich wenn man bedenkt, daß ſich der 
Vertreter der größten Regierungspartei, Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer, immer auf den Standpunkt 
geſtellt hat, daß das Notopfer etwas Unmorali⸗ 
ſches und Uegeſetzliches ſei, obgleich das Notopfer 
doch in der Tat eine moraliſch hoch zu wertende 
Tat der Beamtenſchaft geweſen iſt. (Sehr wahr! 
rechts.) Herr Abg. Dr. Kamnitzer hat am 1. Au⸗ 
guſt ausgeführt: „Die Beamtenſchaft iſt in den 
Sumpf geführt worden, ihre wohlerworbenen 
Rechte ſind durch den Beamtenbund zertrümmert.“ 
„Die Führer des Beamtenbundes haben auf dem 
Rücken der mittleren und unteren Beamten be⸗ 
wußt Parteipolitik getrieben.“ „Den Beamten find 
darüber die Augen aufgegangen, daß ſie bei dieſer 
ganzen Geſchichte die Verführten geweſen ſind.“ 
M. D. u. H.] Dagegen muß doch geſagt werden, 
daß die Beamtenſchaft nicht in den Sumpf geführt 
worden iſt; denn ſie hat ja den Prozeß gegen den 
Staat gewonnen. Die wohlerworbenen Rechte 
ſind durch den Beamtenbund nicht zertrümmert 
worden; denn der Beamtenbund hat die Anerken⸗ 
nung der wohlerworbenen Rechte erzwungen. 


Die Führer des Beamtenbundes haben nicht Par⸗ 
teipolitik getrieben, ſondern Staatspolitik; denn 
immer wird es zur Staatspolitik gehören, wenn 
auch der Senat zur Anerkennung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte genötigt wird. 
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Wenn ſolche Worte von ſeiten der größten Re⸗ 
gierungspartei erklingen, muß man ſich doch ſa⸗ 
gen, daß ſie nicht geeignet ſind, das Vertrauens⸗ 
verhältnis zwiſchen Senat und Beamtentum in 
ärgendwelcher Weiſe wieder herzuſtellen. Herr 
Abg. Gehl hat dann verſchiedentlich hinſichtlich 
des Notopfers geſagt, daß der Beamtenbund ge⸗ 
genüber der Rechtsregierung eine andere Stellung 
eingenommen habe, als gegenüber der Linksre⸗ 
gierung. (Sehr richtig! links.) Der Rechtsregie⸗ 
rung habe der Beamtenbund das Notopfer be⸗ 
willigt; der Linksregierung habe der Beamten⸗ 
bund das Notopfer gekündigt. Dieſe Ausführungen 
des Herrn Abg. Gehl nötigen mich doch zu einer 
Stellungnahme. (Abg. Plenikowſki: Nochmals?) 
Eine Richtigſtellung muß ſolange erfolgen, bis 
die Gegenſeite davon überzeugt iſt. (Dann wer⸗ 
den Sie noch lange reden müſſen, bis Sie uns 
überzeugen! links.) 

Der Gedanke der Kündigung iſt nicht in dem 
Augenblick entſtanden, als ſich die Wahlen am 
13. November entſchieden. Er iſt nicht erſt in 
dem Augenblick gekommen, wo die Linksregierung 


den neuen Kurs einſchlug, ſondern der Gedanke 


der Kündigung iſt in dem Augenblick entſtanden, 
wo in Preußen und im Reich eine neue Beſol⸗ 
dungsordnung Gegenſtand der Beratung wurde. 
Er iſt im Augenblick entſtanden, als der Herr 
Reichsfinanzminiſter Köhler in Magdeburg die 
Grundſätze ſeines Beſoldungsſyſtems entwickelte, 
und wo klar zu erkennen war, daß das Notopfer 
nicht mehr mit dem neuen Syſtem vereinbar iſt. 
Tatſächlich ſind viele Beamte, die ſich ſeinerzeit 
freiwillig und freudig zu dem Notopfer bekannt 
hatten, auch durch die Not und durch eigene Ver⸗ 
ſchuldung dazu geführt worden, den Gedanken 
der Kündigung des Notopfers zu erwägen. Es 
iſt Tatſache, daß die Kündigungen bereits am 1. 
September vorigen Jahres einliefen, daß ſie dann 
zum Teil wieder zurückgezogen wurden; aber die 
Erkenntnis marſchierte, daß die Ablöſung des 
Notopfers nicht aufzuhalten war, daß das eine 
Frage war, über die der Beamtenbund mit dem 
Senat zu einem Uebereinkommen gelangen 
mußte. Es iſt darauf hingewieſen worden, daß 
es in der Verpflichtung, die ſeinerzeit von den Be⸗ 
amten abgegeben wurde, hieß, dieſe Erklärung 
ſolle ſolange gelten, „bis der Senat im Einver⸗ 
nehmen mit dem Danziger Beamtenbund feſtge⸗ 
ſtellt hat, daß die außerordentliche Notlage des 
Staates als gemildert angeſehen werden kann.“ 
(Zuruf links.) Es iſt derſelbe Zwang, dem Sie 
ſich unterwerfen, wenn Sie Mitglied einer Or⸗ 
ganiſation ſind, und dieſelbe Freiwilligkeit, wie 
fie die Gewerkschaft von ihren Mitgliedern ver⸗ 
langt, darf der Beamtenbund von ſeinen Mitglie⸗ 
dern beanſpruchen. Es iſt die Freiwilligkeit der 
großen Organiſation, die überall herrſchen muß, 
wo überhaupt Beſchlüſſe gefaßt werden ſollen. 
(Sehr gut! rechts.) Das Einvernehmen, das der 
Danziger Beamtenbund mit dem Senat hinſicht⸗ 
lich des Notopfers herbeiführen wollte, begegnete 
Widerſtänden. Der Beamtenbund war bereit, 
zu einem ſolchen Einvernehmen zu gelangen. Es 
war notwendig, eine Auseinanderſetzung mit dem 
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Senat über die Frage zu beginnen, ob die außer⸗ 
ordentliche Notlage des Staates nicht in gewiſſer 
Weiſe gemildert war. Dieſe außerordentliche 
Notlage beſtand damals, als die Beamtenſchaft 
ſofort und bereitwillig das Notopfer auf ſi 
nahm, da die Finanzlage des Staates einem 
Bankerott entgegenging. Damals konnte man von 
einem Bankerott reden, in dem jetzigen Stadium 
nicht mehr. Viele Beamte glaubten, daß ſich mit 
der Feſtigung der polniſchen Währung auch die 
Notlage des Staates gemildert habe. 

Es kam darauf an, zu einem Einvernehmen 
mit dem Senat in dieſer Frage zu kommen. Nun 
zeigt es ſich, daß es in den erſten drei Monaten 
der neuen Regierung zu dieſem Einvernehmen 
nicht gekommen iſt. Das iſt von dem Beamten⸗ 
bund oft beklagt worden. Der Beamtenbund hat 
den Senat verſchiedentlich gebeten, dieſe Frage 
zum Gegenſtand von Verhandlungen zu machen; 
es iſt ihm aber nicht gelungen, zu einem Einver⸗ 
nehmen mit dem Senat zu kommen, ſo daß den 
Beamten nichts übrig blieb, als den Weg zu ge— 
hen, den die Verfaſſung vorſchrieb, den das Geſetz 
vorſchrieb, nämlich die Rechte auf dem Wege zu 
ſuchen, den die Verfaſſung den Beamten gelaſſen 
hatte. So kam es zum Prozeß. (Sehr richtig! 
rechts.) Man ſoll nicht jagen, daß hier eine Ge⸗ 
genüberſtellung zwiſchen Rechts- und Linksſenat 
erlaubt ſei, ſondern es iſt nur eine Gegenüber⸗ 
ſtellung erlaubt zwiſchen dem Senat, der die 
Rechte der Beamtenſchaft anerkennen wollte, und 
dem Senat, der die Anerkennung dieſer Rechte 
von ſich wies, und nicht zu einem Einvernehmen 
mit der Beamtenſchaft zu gelangen ſuchte. (Sehr 
richtig! rechts.) In den erſten drei Monaten hat 
jedenfalls der Senat den Grundſatz der Verſtän⸗ 
digungspolitik, den er nach außen ſo eifrig be⸗ 
kundete, nach innen vernachläſſigt. (Sehr richtig! 
rechts.) Es iſt zu einem außerordentlich bedauer⸗ 
lichen Gegenſatz gekommen, und es iſt zu wünſchen, 
daß dieſer Gegenſatz im Intereſſe des Staates 
aus der Welt geräumt wird. 

Die Vorwürfe, die dann gegen die Beamten⸗ 
ſchaft erhoben wurden, waren noch anderer Art. 
Ich will die Worte wiederholen, die gegen die 
Beamtenſchaft in dieſem bewegten halben Jahr 
ausgeſprochen wurden. Da war die Rede, daß 
fie „Staatsſaboteure“ ſeien. Herr Gehl erhob 
den Vorwurf „volksfeindlicher Treibereien“ und 
er ließ ſich von dem Gedanken leiten, daß die For⸗ 
erungen der Beamten den „Staatsbankerott“ 
herbeiführen. M. D. u. H.! Herr Abg. Gehl hat 
an dieſer Stelle ausgeführt, daß er zu der Summe 
von 9,2 Millionen, die nun im Volke herumläuft, 
auf Grund von irrtümlichen Vorausſetzungen ge⸗ 
kommen ſei, weil er annahm, daß das Notopfer 
für die ganze Zeit, wo es gezahlt war, zurückver⸗ 
langt wurde. Davon iſt niemals und nirgends, 
an keiner Stelle, die Rede geweſen. Das iſt eine 
irrige Anſicht. Wenn Herr Abg. Gehl aus irri⸗ 
gen Anſichten heraus zu dieſen Aeußerungen ge⸗ 
kommen iſt, dann iſt das tief bedauerlich. 
Die Finanzlage des Staates iſt allerdings 
niemals in dieſem Jahr völlig klar gelegt worden; 
denn die Ausführungen, die Herr Finanzſenator 
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Dr. Volkmann im März machte, die fo düſter 
klangen, fanden ſofort den Widerſpruch des Herrn 
Abg. Dr. Ziehm, und ſie fanden auch einen Wi⸗ 
derſpruch in den Ausführungen, die Herr Finanz⸗ 
ſenator Dr. Volkmann ſelbſt im Auguſt im Haupt⸗ 
ausſchuß gemacht hat. (Sehr richtig! rechts.) 
Ebenſo iſt die Rede über den Staatsbankerott des 
Herrn Abg. Gehl im Juli durch die Ausführungen 
widerlegt worden, die der Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent im Hauptausſchuß in einer der letzten Sitzun⸗ 
gen über die Beſoldungsvorlage gemacht hat. 
(Sehr richtig! rechts.) Während einmal Herr Se⸗ 
nator Jewelowſki von einer Erhöhung der 
Einführung 
eines Monopols erwog, wurde jetzt die Hoffnung 
ausgeſprochen, daß man für die Mehrausgaben, 
die mit dieſer Beſoldungsordnung verknüpft ſind, 
Deckung finden werden. Es iſt verſtändlich, wenn 
nicht in jedem einzelnen Punkt die volle Klarheit 
über die Finanzlage des Staates gegeben werden 
kann, da die Finanlage abhängig iſt von der Klar⸗ 
heit über die Mehreinnahmen an Zöllen. Es liegt 
ſo, daß die Verbundenheit der Danziger Finanzen 
mit den Zöllen, über die nur die polniſche Re⸗ 
gierung Auskunft geben kann, es dem Senat nicht 
ermöglicht, eine in allen Einzelheiten klare Aus⸗ 
kunft zu geben. Aber ſoviel Klarheit hätte doch 
in den ganzen Monaten vorher herrſchen müſſen, 
daß nicht von Monat zu Monat immer wider⸗ 
ſpruchsvoller, immer unklarer die Auskünfte ge⸗ 
geben wurden. 

M. D. u. H.! Die Beamtenbeſoldungsordnung 
iſt nicht nur eine Angelegenheit der Beamten, ſon⸗ 
dern in hohem Maße eine Angelegenheit der 
Wirtſchaft. Herr Abg. Siebenfreund hat davon ge⸗ 
ſprochen, daß im Zuſammenhang mit dieſer Be⸗ 
ſoldungsordnung eine Verwaltungsreform durch—⸗ 
geführt werden müſſe. Er hat davon geſprochen, 


daß an manchen Stellen des Staates eine Aeber⸗ 


organiſation vorhanden ſei, und Herr Abg. Rahn 
hat durch einen Zwiſchenruf bekundet, daß das an 
den meiſten Stellen der Staatsverwaltung der 
Fall ſei. Einen Beweis dafür haben die Herren 
nicht erbracht. Auch die Deutſchnationale Fraktion 
tritt dafür ein, daß der Beamtenkörper ſo zweck⸗ 
mäßig organiſiert ſein ſoll wie möglich, daß er jo 
klein ſein ſoll, wie es notwendig iſt; zum Schaden. 
der Wirtſchaft und des Staates darf die Reform 
nicht ſein. Daß tatſächlich die Deutſchnationalen 
aufs allerlebhafteſte dafür eingetreten ſind, den 
Beamtenapparat zu verkleinern, ſoweit es mit 
den Intereſſen des Staates verantwortlich iſt, das 
zeigt ſich deutlich (Abg. Plenikowſki: Bei der 
Funkleiterſtellel) in den Zahlen, die für den 
Abbau genannt werden können. Im Jahre 1923, 
im Inflationsjahr, gab es 9383 Beamte und An⸗ 
geſtellte, im Jahre 1928 gab es nur 6691. Das 
iſt ein Abbau von über 28 Prozent. In den Jah⸗ 
ren 1927/8 betrugen die Erſparniſſe aus dem 
Abbau der Beamten 1,8 Millionen. Es iſt die 
Frage, ob nicht hier und da mit dem Abbau ſchon 
bis nahe an die Grenze des Möglichen gegangen 
iſt bezw., ob die Grenze nicht ſchon überſchritten 
iſt. Häufig hören die Beamten der Poſt und des 
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mangelhafte Abfertigung. Es iſt auch zu fragen, 
ob der Schutz der Bürgerſchaft und die Sicherung 
des Verkehrs genügend gewahrt ſind. Die Zahlen 
die der Herr Polizeipräſident gelegentlich der Be⸗ 
ratungen des Haushaltsplans im Hauptausſchuß 
angegeben hat, ſollten jeden mit Sorge erfüllen. 
Von einem aufgeblähten Beamtenkörper kann 
jedenfalls in Danzig nicht die Rede ſein. (Abg. 
Plenikowſki: Warum führen Sie gerade die Po⸗ 
lizei an, warum nicht die Volksſchullehrerſchaft?) 
Die Höhe der Gehälter iſt ein zweiter An⸗ 
griffspunkt, der immer gegen die Beamten ins 
Feld geführt wird. In der Inflationszeit, als die 
Beamten Hungerlöhne bekamen, hatte mancher 
Mitleid mit den Feſtbeſoldeten. Später iſt eine 
Erregung in das Volk getragen worden. Ich bin 
davon überzeugt, daß ſie das Maß des Berechtigten 
weit überſchritten hat. Es iſt über die Höhe der 
Gehälter geklagt worden. Die Führer der Be⸗ 
wegung haben zu ſagen vergeſſen, daß nur 2 Pro⸗ 
zent der Beamten einſchließlich der Senatoren, der 
Profeſſoren der Techniſchen Hochſchule, der Staats⸗ 
räte, der Oberregierungsräte, (Beamte, die 
immer wieder genannt werden, als ob es nur 
dieſe Beamte im Staat gäbe), über 1000 Gulden 
Gehalt monatlich beziehen, aber 48 Prozent ha⸗ 
ben unter 300 Gulden, 70 Prozent unter 400 
Gulden. Man muß auch darauf hinweiſen, daß 
die Induſtrie⸗ und Handelskammer in Hannover 
in ihrer Juni⸗Vollſitzung 1928 erklärt hat, die 
heute unangemeſſen niedrige Beſoldung veran⸗ 
laſſe leider zahlreiche Richter, die Juſtiz zu ver⸗ 
laſſen. Ich weiß wohl, daß man hier in Danzig 
nicht gern ſolche Worte hört. Ich habe ſie aber in 
der „Danziger Zeitung“ geleſen, die es für nötig 
gehalten hat, auch auf dieſem Wege einmal der 
Bepölkerung nahe zu bringen, daß das Reden über 
die Höhe der Gehälter, wie es hier agitatoriſch 
erfolgt, nicht immer berechtigt iſt. 


Ich komme zur Beſoldungsordnung ſelbſt. 
Wenn man die Frage der Erhaltung des Beſitz⸗ 
ſtandes ausſcheidet und ſich vergegenwärtigt, wie 
dieſe Vorlage für die neu anzuſtellenden Beamten 
ausſieht bei 6 Prozent Ausgleichszuſchlag, den die 
Regierungsparteien jetzt bewilligt haben, zeigt 
ſich, daß das Endgehalt der Poſtſchaffner und 
Amtsgehilfen 6 Gulden mehr beträgt. Die Be⸗ 
triebsaſſiſtenten bekommen 24 Gulden, d. h. 7 
Prozent weniger. Ein Poſtaſſiſtent erhält 53 Gul⸗ 
den, d. h. 13 Prozent weniger, die Sekretäre be⸗ 
kommen 135 Gulden, d. h. 23 Prozent weniger, 
die Regierungsräte bekommen 108 Gulden, d. h. 
9, Prozent weniger, die Oberregierungsräte 193 
Gulden, d. h. 14 Prozent weniger. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Zollräte aber nicht!) Eine Milderung 
bringt die Wahrung des Beſitzſtandes. Ich weiß 
wohl, Herr Abg. Plenikowſki, daß Sie die Zoll⸗ 
räte immer wieder erwähnen, eine Gruppe, die 
wirklich nicht ſehr umfangreich iſt und hier nur 
die Aufrückungsmöglichkeit in genau derſelben 
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Weiſe bekommen hat, wie jetzt etwa für die Volks⸗ 
ſchullehrerſchaft dritte Konrektorenſtellen geſchaf⸗ 
fen worden ſind. Die Zahlen, die ich Ihnen ge⸗ 
nannt habe, ſind ſchon richtig. 
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Ueber die Lage der Volksſchullehrerſchaft wird 
ja, ſo nehme ich an, noch einer der Herren Kol⸗ 
legen ſprechen. Ich möchte das Haus nicht aufhal⸗ 
ten und möchte nur hinſichtlich der Beſoldung der 
Volksſchullehrer auf den § 25 unſeres Geſetzes 
hinweiſen, der von den Naturalleiſtungen han⸗ 
delt. Bei dieſen Naturalleiſtungen liegt es ſo, daß 
ſich eine ganze Reihe von ärmeren Gemeinden, 
namentlich im Kreis Danziger Höhe, beſchwert 
fühlen, daß ſie an den perſönlichen Schullaſten 
noch durch die Naturalleiſtungen in einem Um⸗ 
fange beteiligt ſind, der nicht mehr zu rechtfertigen 
iſt. Man muß bedenken, daß die Gemeinden, die 
in der Inflationszeit ihre Zuſchüſſe lediglich in 
bar geleiſtet haben, vom Staat entlaſtet worden 
ſind. Her liegt ein ungleichmäßiges Verfahren 
gegenüber den einzelnen Gemeinden vor. Es wäre 
zu wünſchen, daß die Regierung in der kommenden 
Zeit es ſich angelegen ſein ließe, die Beſchwerden 
dieſer ärmeren Gemeinden im Kreiſe Danziger 
Höhe zu beheben. Es handelt ſich, wie der Re⸗ 
gierungsvertreter im Hauptausſchuß anführte, 
um eine nicht ſehr hohe Summe, etwa 50 000 Gul⸗ 
den. Ich glaube deshalb, daß der Senat doch da⸗ 
zu übergehen kann, wo er den großen Gemeinden, 
wie der Stadt Danzig eine Summe von 4 Milli⸗ 
onen für die perſönlichen Schullaſten bewilligt, 
auch den ärmeren Gemeinden der Danziger Höhe 
ein Entgegenkommen zu beweiſen. 


Ich möchte ferner auf eine irreführende Be⸗ 
hauptung im Organ der größten Regierungs⸗ 
partei zurückkommen, die die Haltung der Deutſch⸗ 
nationalen betrifft. Da wurde geſagt, die Deutſch⸗ 
nationalen hätten im Hauptausſchuß gegen die 
den ſozialen Wünſchen der unteren Beamtenſchaft 
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Sturm gelaufen. Das iſt unrichtig; denn wir ha⸗ 
ben niemals gegen die ſozialen Wünſche der un⸗ 
teren Beamtenſchaft Sturm gelaufen. Im Gegen⸗ 
teil, wir haben ſie mit aller Kraft gefördert, da⸗ 
von zeugen unſere Abänderungsanträge. Es iſt 
durchaus möglich, daß die Regierungsparteien 
finanziell nicht in der Lage waren, für dieſen 
Abänderungsantrag zu ſtimmen. Dann ſollen ſie 
aber die wahren Gründe ſagen. Sie ſollen uns 
aber nicht etwas Falſches unterſtellen. Das iſt 
eine Vergiftung des politiſchen Kampfes. 

Für die Wünſche der unteren Beamtenſchaft 
ſind wir in Anträgen eingetreten, die wir hier 
zur zweiten Leſung im Plenum wiederholen und 


zu denen im einzelnen mein Freund, Herr Abg. 


Manthei, noch Stellung nehmen wird. Eins 
möchte ich aber noch in dieſem Zuſammenhang er⸗ 
wähnen. Ich möchte die Regierung bitten, der 
ſchlimmen Lage der älteren Schutzpolizeibeamten 
zu gedenken. 450 dieſer älteren Beamten warten 
auf die Ueberführung in einen Lebensberuf. Es 
iſt im Intereſſe des Staates, daß alle Maßnahmen 
getroffen werden, um dieſe älteren Beamten end⸗ 
lich dem Beruf zuzuführen, dem ſie in ihrem Le⸗ 
ben dienen wollen. Sie werden immer älter, und 
ihr Los iſt beklagenswert. Wir wünſchen, daß der 
Senat ſobald als möglich den Wünſchen der 
Schutzpolizei Rechnung trägt. 
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Im Reiche und in Preußen hat die Beſol⸗ 
dungsordnung eine Beſſerung der Lage der Be⸗ 
amtenſchaft gebracht. Hier handelt es ſich im 
weſentlichen um eine Verſchlechterung. Der Fort⸗ 
fall der Frauenzulage, die Errechnung des Beſol⸗ 
dungsdienſtalters, die Hemmung im Aufrücken 
ſprechen eine deutliche Sprache. Wenn auch die 
Wahrung des Beſitzſtandes erfolgt, ſo bleibt doch 
für die künftige Beamtenſchaft dieſe Härte be⸗ 
ſtehen. Die Löſung iſt unbefriedigend. Die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion tritt nun dafür ein, daß dieſe 
Beſoldungsvorlage ſo ſchnell als möglich verab⸗ 
ſchiedet wird. Im Intereſſe des Staates iſt zu 
hoffen, daß die Aera des offenen Kampfes zwi⸗ 
ſchen Senat und Beamtenſchaft nun abgeſchloſſen 
it, nachdem das Geſetz vom 30. März 1928 vom 
e als verfaſſungswidrig bezeichnet wor⸗ 
den iſt. 

Die Deutſchnationale Fraktion iſt davon über⸗ 
zeugt, daß die Danziger Beamtenſchaft in der 
Kriegs⸗ und Nachkriegszeit, insbeſondere in der 
Inflationszeit und im Unglücksjahr 1926 Ver⸗ 
ſtändnis für die Notlage des Staates bewieſen 
hat, und daß ſie auch in Zukunft unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß ihre Rechte unangetaſtet bleiben, 
ihre Pflichten gegenüber dem Staat treu und hin⸗ 


gebungsvoll wie bisher erfüllen wird. Die Wie⸗ 


derherſtellung des Vertrauensverhältniſſes zwi⸗ 
ſchen Senat und Beamtenſchaft liegt im Intereſſe 
des Staates. (Beifall rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Der Vor: 
hang ſoll heute bezw. morgen oder in den nächſten 
Tagen über eine Tragikomödie fallen, die man 
betiteln kann: „Das Danziger Beſoldungsgeſetz“. 
Die Verfaſſer dieſer Tragikomödie find die deutſch⸗ 
nationalen Reaktionäre, die Führer der Deutſch⸗ 
nationalen Partei und die deutſchnationalen 

ührer des Danziger Beamtenbundes. Die Regiſ⸗ 
ſeure ſind die Herren Wirtſchaftler aller Partei⸗ 
richtungen und das Zentrum und die bezahlten 
Claqueure die Sozialdemokraten. 

Wie es bei allen Aufführungen natürlich iſt, 
kam es zwiſchen dieſen drei Faktoren zu Reibe⸗ 
reien und Auseinanderſetzungen. Dieſe Ausein⸗ 
anderſetzungen haben wir ja auch hier im Plenum 
gehabt. Aber letzten Endes ſind ſich Claqueure, 
Regiſſeure und Verfaſſer einig, wenn ſie die tat⸗ 
Achliche, feſte Abſicht haben, das betreffende 
Stück ſpielen zu laſſen. Trotz aller Reibereien 
hofft man zu einem glücklichen Abſchluß zu kom⸗ 
men. Sie werden ohne weiteres zugeben, daß der 
heutige Lauf der Verhandlung beſtätigt, daß man 
zu dieſer Einigung bereits gekommen iſt. Regiſ⸗ 
ſeure und Verfaſſer eines Stückes geraten ſich in 

te Wolle, fie ſind ſich darüber uneinig, wie ein⸗ 
zelne Stücke, einzelne Abſchnitte des betreffenden 
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eigene Sache. Sie werden ja bezahlt, müſſen des⸗ 
halb klatſchen und verſuchen die Zuſchauer zu ver⸗ 
anlaſſen, gleichfalls zu dieſem Stück Beifall zu 
ſchreien. Aber manchmal fürchten ſie, daß die Zu⸗ 
ſchauer nicht Beifall rufen, ſondern ganz energiſch 
proteſtieren. Wanchmal werden die Claqueure 
auch hinausgeworfen, (Heiterkeit) und manchmal 
rebellieren ſie deshalb auch. Daher der ſcheinbare 
Kampf, der bei den Sozialdemokraten zu ſpüren 
war, wenn die Deutſchnationalen einmal zuviel 
auf einmal für die höhere Beamtenſchaft forder⸗ 
ten. Aber das Rebellieren half ihnen nichts, deſto 
ſchärfer wurde gedrückt, jet es durch Gerichtsurteil 
oder durch andere Methoden. Die Claqueure 
klatſchten dann weiter und Sie (zu den Deutſch⸗ 
nationalen) wiſſen, daß Sie endgültig geſiegt ha⸗ 
ben, daß die Sozialdemokraten endgültig kapitu⸗ 
liert haben. Was Sie gewünſcht haben, ſoll jetzt 
verabſchiedet werden. 

Der letzte Akt ſoll heute vor ſich gehen. Ich 
glaube, es war ein kommuniſliſcher Abgeordneter, 


der einmal das hohe Haus mit den Worten an⸗ 


prach: „Verehrtes Kasperletheater“. Selbſtver⸗ 
ſtändlich entſprach das nicht der „Würde“ dieſes 
hohen Hauſes, er erhielt einen Ordnungsruf. 
Wenn man aber Zuſchauer iſt und ſich den Gang 
der Ereigniſſe hier von oben anſchaut, muß man 
tatſächlich ſo und nicht anders reden. Ein äußerſt 
wichtiges Geſetz wird hier verabſchiedet. Die 
Stimme des Volkes ſoll ſprechen. Nur daß die 
Vertreter der Stimme hier nicht ſitzen, ſondern 
ſich draußen an der Theke gütlich tun. Wenn ab⸗ 
gejtimmt werden joll, ertönt die Alarmglocke, 


dann kommen die Abſtimmungsmaſchiniſten her 


und ſtimmen ab. Nun, wir werden alles tun, um 
dieſen letzten Akt nicht etwa ſo vor ſich gehen zu 
laſſen, wie Regiſſeure, Verfaſſer und Claqueure 
es ſich gedacht haben. Wir werden nicht den 
deutſchnationalen „oppoſitionellen“ Standpunkt 
einnehmen, alſo nicht dafür ſorgen, daß das Ge⸗ 
ſetz jo ſchnell wie möglich verabſchiedet wird. Wir 


werden uns im Gegenteil mit aller Energie, mit 


aller uns zur Verfügung ſtehenden Kraft gegen 
Die Verabſchiedung dieſes Geſetzes ſträuben. Es it 
uns klar, daß wir nicht Erfolg haben werden; denn 
wir ſind in dieſem „hohen“ Hauſe zu ſchwach. 
Aber wir werden trotzdem proteſtieren, trotzdem 
den Kampf aufnehmen, trotz der Erkenntnis, die 
Verabſchiedung nicht verhindern zu können. Aber 
wir wollen, daß durch dieſen Kampf, durch dieſen 
Proteſt, den wir auch hier erheben, die Oeffent⸗ 
lichkeit auf das aufmerkſam gemacht wird, was 
hier vor ſich geht; die Ausführungen des Herrn 
Abg. Müller haben zur Genüge bewieſen, daß die 
Einheitsfront für die Verabſchiedung dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſchon da iſt. Die Ausführungen ii der letzten 
Nummer der Beamtenzeitung haben dieſen Ein⸗ 
heitsfrontwillen unterſtrichen. Das Geſetz ſoll jo 


Schauſpiels gefaßt werden ſollen. Sie find fig ſchnell wie möglich von der Bildfläche verſchwän⸗ 
wicht ganz klar über die äußere Form. Deshalb den. 


dieſer ſcheinbare Streit auch beim Beſoldungs⸗ 


Wir aber werden, bevor ſich der Vorhang end⸗ 


geſetz, der ſogar zwiſchen den liberalen Bürger⸗ gültig über dieſer Tragikomödie ſenkt, die Ge⸗ 
parteien, zwiſchen Zentrum und Deutſchnationalen legenheit wahrnehmen und (Abg. Weiße: Radau 
im Ausſchuß und teilmeife auch hier im Plenum machen!) — Das können Sie machen, wenn es 
entſtand. Aber auch mit den Claqueuren iſt es eine notwendig ſein ſollte. Wir werden in dieſem hohen 
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D 


(A 


— 


(B) 


1044 Volkstag Danzig — 50. Sitzung. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Haus auch „Radau“ machen, wenn tatſächlich 
einmal in ganz beſonders brutaler Art und Weiſe 
Rechte der Werktätigen mit Füßen getreten wer⸗ 
den. Dann werden wir vor nichts zurückſchrecken. 
Dann hängt es won den Regierungsparteien und 
von den übrigen Parteien dieſes „hohen“ Hauſes 
ab, ob „Radau“ gemacht werden muß oder nicht. 
Wir fürchten uns durchaus nicht davor — wir 
werden zeigen, daß dieſes Geſetz gleichfalls nur 
dazu dient, die Rechte der Werktätigen, in dieſem 
Fall der unteren und mittleren Beamten, mit 
Füßen zu treten. 

Die Vorbereitungen zur Durchführung dieſes 
letzten Aktes ſind ja bereits im Hauptausſchuß in 
22 Hauptausſchußſitzungen getroffen worden. Sie 
ſehen, es war doch nicht ſo einfach, den letzten Akt 
in Szene zu ſetzen. 22 Hauptausſchußſitzungen 
waren notwendig, um ſich zu einigen. Nachdem 
man ſich nun geeinigt hat, ſoll der letzte Akt, der 
ſich ja vor der breiteſten Oeffentlichkeit abſpielt, 
ſchnell geſpielt werden, der Vorhang ſoll ſich 
möglichſt ſchnell ſenken. Werden die Deutſchnatio⸗ 
nalen hier etwa noch langatmige Ausführungen 
machen? Sie waren dafür, daß die zweite und 
dritte Beratung gemeinſam auf die Tagesordnung 
geſetzt werden ſoll. Damit haben ſie durch die Tat 
das unterſtrichen, was der Herr Abg. Müller 
hier mit Worten ausſprach. Die Sozialdemokraten 
haben ſich aber nun bemüßigt gefühlt, in Bezug 
auf die 22 Hauptausſchußſitzungen von einer 
Oppoſition, von Obſtruktion zu ſprechen. Es iſt 
doch notwendig, einmal den Nachweis zu führen, 
daß, wenn man von einer Obſtruktion ſpricht, die 
eigentlichen Obſtrukteure die Sozialdemokraten 
bzw. die Koalitionsparteien mit Einſchluß der 
bürgerlichen „Oppoſition“ waren, und zwar ſo⸗ 
lange, bis das Gericht geſprochen hatte. Die 
„Volksſtimme“ ſchrieb vor einigen Tagen einen 
Artikel, der folgendermaßen lautet, Sie geſtatten 
Herr Präſident, daß ich ihn verleſe: 

Die Politik der Sozialdemokraten ging in den 
ganzen Monaten der Beratung des Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetzes darauf hin, die unteren Beamten zu 
ſchonen und andererſeits Erſparniſſe für den Staat 
herbeizuführen, die die Steuerzahler entlaſtet hätten. 
Dieſe Politik der Sozialdemokratie iſt wahrſcheinlich 
durch die Oppoſition des Beamtenbundes, der Deutſch⸗ 
nationalen und der Kommuniſten verhindert worden. 
Man kann es den Sozialdemokraten nicht übel 

nehmen, wenn ſie derartige Notizen in ihre Zei⸗ 
tung hineinlanzieren. Sie wiſſen ja, was fie da⸗ 


durch zu verantworten haben, daß ſie dies Geſetz 


mitverabſchieden helfen. Man bann es dem Herrn 
Abg. Mau micht verdenken, wenn er in einer der 
letzten Hauptausſchuß⸗Sitzungen den Deutſchnatio⸗ 
nalen zurief: „Sie meine Herren Deutſchnationa⸗ 
len könnten leicht in die Verlegenheit gebracht 
werden, dieſes unangenehme Geſetz zur Durch⸗ 
führung zu bringen.“ Der Abg. Mau dokumen⸗ 
tierte damals alſo ſelbſt, daß dies Geſetz ein für 
die Sozialdemokratie ſehr unangenehmes Geſetz 
ſei. Ich werde übrigens den Beweis führen, daß es 
tatſächlich der Fall äſt. Eigenartig iſt nur, daß 
man hier im Gegenſatz zu Preußen und im Reiche 
dieſes Geſetz ſogar nach außen hin deckt. Ich 
denke an die Reden der Herren Gehl und Dr. 
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annehmbar ſei und ſchnell verabſchiedet werden 


müſſe. Aber dieſe Ausführungen des Abg. Mau 
beweiſen das Gegenteil. Man ſucht nur noch nach 
Schuldigen, um dieſen Schuldigen jetzt das aufzu⸗ 
holzen, was durch dies Geſetz der Beamtenſchaft 
gegenüber eintreten wird. Die bürgerliche Oppo⸗ 
ſition ſcheidet ja aus; denn ſie ſagt, jawohl, wir 
wollen es auch ſchnell verabſchieden. Trotzdem Sie 


(O) 


(zu den Deutſchnationalen) parteipolitiſch angeb⸗ 


lich nicht mit dem Beamtenbund „gebunden“ ſein 
wollen, werden Sie es doch auch für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen, daß gerade der „Kampf“ der 
Deutſchnationalen und der Führer des deutſchna⸗ 
tionalen Beamtenbundes den Erfolg gezeitigt 
hat: Wahrung des Beſitzſtandes. Sie werden aljo 
tagen, Sie ſeien nicht ſchuldig an dieſem Geſetz, 
Sie hätten durch die Klage und den Kampf, der 
ſogar einen „Erfolg“ hatte, gezeigt, daß Sie das 
Geſetz verbeſſern wollten. Dann werden nur die 
böjen Kommuniſten übrig bleiben, und die böſen 
Kommuniſten bekräftigen dieſe Meinung, indem 
nur ſie „Obſtruktion“ treiben und noch immer 
in Oppoſition ſtehen; fie führen den Kampf, den 
ſie bisher im Ausſchuß geführt, hier weiter. 
Zunächſt ſtellte ich aber bei der erſten Hauptaus⸗ 
ſſchußſitzung feſt, daß man dieſe erſte Sitzung reich⸗ 
lich ſpät angeſetzt hatte. Das iſt im Bericht über 
die Ausſchußverhandlungen nachzuleſen. Man 
hatte es alſo zunächſt gar nicht jo eilig, dies Geſetz 
im Hauptausſchuß zu beraten. Sie werden zu⸗ 
geben, daß die Anberaumung der Sitzung doch 
zum größten Teil von den Koglitionsparteien ab⸗ 
hängig war. Weiter hat man ſehr oft ſchon vor 


dem ſonſt üblichen Termin Schluß gemacht. Man 


tagte alſo nicht bis 1 Uhr, oder, wie man es ſehr 
oft tut, wenn äußerſt wichtige Geſetze auf der 
Tagesordnung ſtehen, vor⸗ und nachmittags, ſon⸗ 
dern es kam ſehr oft vor, daß ſogar die Koalitions⸗ 
parteien bereits um 12 oder 12 Uhr Schluß der 
Beratung und Vertagung beantragten. Weiter hat 
man in der letzten Zeit nicht mehr wie anfangs 
dreimal in der Woche den Hauptausſchuß tagen 
laſſen, ſondern nur zweimal. Weiter hat man ſo⸗ 
gar ſelbſt Ausſchußſitzungen gleich zu Beginn der 
Sitzung vertagt. 

Dieſe angeführten Beweiſe genügen wohl, um 
erkennen zu laſſen, daß die Sozialdemokraten 
durchaus nicht berechtigt ſind, von einer „Oppoſi⸗ 
tion“ des Beamtenbundes oder der Deutſchnatio⸗ 
nalen zu ſprechen, es ſei denn, ſie müßten erklären, 
ſelbſt in „Oppoſition“ geſtanden zu haben. Aber 
warum nun dieſe ſcheinbare Opposition? Man 
wartete auf die Entſcheidung des Obergerichts. 
Ich habe bereits zu Beginn der Hauptausſchuß⸗ 
verhandlungen darauf hingewieſen, daß man das 
Geſetz doch nicht verabſchieden werde, bevor nicht 
das Obergericht geſprochen habe. Ich ſtützte mich 
dabei auf die Haltung der Zentrumspartei. Das 


Zentrum hatte Fr bereits vor Beginn der Aus⸗ 


ſchußverhandlungen dadurch feſtgelegt, daß die 
Zentrumspartei eine Erklärung abgab, ſie würde 
das Geſetz nicht verabſchieden, bevor nicht die 
endgültige Entſcheidung des Obergerichts gefallen 
jei. Dadurch war die Koalition ja ſchon gebun⸗ 


Kamnitzer, die dokumentierten, daß dies Geſetz! den, Dies Geſetz im Hauptausſchuß nicht vor dieſem 


* 


(D) 


Volkstag Danzig — 50. Sitzung. 
(Plenikowfki, Abgeordneter) 


) Termin zu werabſchieden; denn es iſt uns ja allen 


) 


Ausführungen auf die Einheitsfront 


bekannt, daß die übrigen beiden Oppoſitions⸗ 
parteien eine Null in der Koalitionsregierung 
find. Treffend wurde hier bereits von einer Zen⸗ 
trumsregierung mit einer ſozialdemokratiſchen 
Mehrheit geſprochen. Die Zentrumsleute erklärten 
aber wiederum im Hauptausſchuß, die Beratungen 
trotzdem mitmachen zu wollen. Nun hatte man im 
Sinn, dies Geſetz auch ſo ſchnell als möglich im 
Hauptausſchuß zu verabſchieden und einige Para⸗ 
graphen, die beſonders wichtig waren, ich nenne 
den S 47, vielleicht zu vertagen, bis die Entſchei⸗ 
dung des Obergerichts gefallen wäre. Dann hätte 
man hier nur den letzten Akt zu ſpielen und den 
Vorhang ſchnell fallen zu laſſen. 

Man wandte ſich deshalb gegen die dort ge⸗ 
haltenen Reden, gegen die unzähligen Ausſchuß⸗ 
ſitzungen, um zu verhindern, daß durch die Oppo⸗ 
ſition all die Härten und Ungerechtigkeiten dieſes 
Geſetzes aufgedeckt würden. Das paßte auch letzten 
Endes den Claqueuren nicht in den Kram; denn 
durch dieſes ſchonungsloſe Aufdecken all der Härten 
und Ungerechtigkeiten durch die Kommuniſten wur⸗ 
den die Zuſchauer natürlich von Woche zu Woche, 
von Monat zu Monat rebelliſcher. Immer mehr 
Kreiſe wurden über das orientiert, was dies Geſetz 
eigentlich der Beamtenſchaft brachte, trotzdem 
gerade die Führer der Beamtenorganiſationen 
nichts unternahmen, um hier Aufklärung zu ſchaf⸗ 
fen. In der ganzen Zeit wurde nicht eine einzige 
öffentliche Beamtenverſammlung abgehalten. 
Einzig und allein die Kommuniſtiſche Partei 
unternahm den Vorſtoß, um auch in breiteſter 
Oeffentlichkeit Aufklärung zu ſchaffen. Zunächſt 
verſuchte man alſo zu verhindern, daß die Oeffent⸗ 
lichkeit von dieſer Beſoldungsvorlage Notiz nahm, 
um den Sturm bei den Zuſchauern micht allzu groß 
werden zu laſſen. Das war ja auch letzten Endes 
der Sinn, weshalb die Sozialdemokratiſche Partei 
nach ſchneller Beendigung drängte, denn dieſen 
Claqueuren wäre es natürlich ſehr unangenehm 
geweſen, wenn jetzt der Sturm rieſengroß einge⸗ 
ſetzt hätte. Ich Habe die Hoffnung aber immer 
noch nicht verloren, daß der Sturm doch ein⸗ 
ſetzen wird. Wenn nicht jetzt, ſo wird und muß der 
Sturm gegen dies Beſoldungsgeſetz im nächſten 
Jahr eintreten. (Zurufe beim Zentrum.) Ja, wie 
auch der imperialiſtiſche Zeppelin durch den Sturm 
Schaden gelitten hat, wird auch dies imperiali⸗ 
ſtiſche Ballönchen, das Danziger Beſoldungsgeſetz, 
durch den Proteſt⸗Sturm der Beamtenſchaft 
Schaden nehmen. 

Es hätte den Claqueuren leicht paſſieren 
können, daß ſie verhauen und hinausgeworfen 
wären. Deshalb wollte man nicht, daß all die 
Härten und Angerechtigkeiten durch möglichst 
viele Ausſchußſitzungen feſtgenagelt und angepran⸗ 
gert würden. Ich wies bereits zu Anfang meiner 
hin, die 
jetzt mit einem Mal auch äußerlich erkennbar 
vorhanden iſt. Auch die etwaigen Zwiſchenrufe 


des Abg. Müller ſtören dieſe Einheitsfront nicht 
mehr. Ich habe aber noch ein paar Beweiſe, die 
ich für das Vorhandenſein dieſer Einheitsfront 
erbringen will. In der letzten Nummer der „Dan⸗ 
ziger Beamtenzeitung“ leſen wir: 
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Daß die Aufrechterhaltung der durch die Verfaſ⸗ 
fung den Beamten zugeſicherten Rechte nicht den 
Staatsbankerott herbeiführt, hat Vizepräſident Gehl 
klar und deutlich ausgeſprochen. Vielleicht wird es 
ihm möglich ſein, nach dem Abſchluß des Beſoldungs⸗ 
kampfes auch die Volksſtimme zu beruhigen und den 
Burgfrieden herbeizuführen der im Intereſſe des 
Staates und ſeiner Beamtenſchaft liegt. 

Wenn man dieſe verſöhnliche Note lieſt, ſpürt 
man den Hauch der Einigkeit, und die heutige 
Nummer der „Volksſtimme“ beweiſt ja auch den 
Willen dazu. Wenn Sie den Artikel, der heute in 
der „Volksſtimme“ unter der Ueberſchrift „Ein 
anfechtbares Urteil“ ſteht, mit den früheren ver⸗ 
gleichen, werden Sie dieſe Friedferdigkeit feſt⸗ 
ſtellen können. Auch die „Volksſtimme“ iſt alſo 
beruhigt. Sie ſchlägt durchaus nicht den Ton an, 
den ſie früher angeſchlagen hat, als ſie auf der 
erſten Seite groß im Fetidruck von den Staats⸗ 
ſaboteuren ſchrieb. Heute ſchreibt man nicht mehr 
von den Staatsſaboteuren, man begnügt ſich mit 
einigen lendenlahmen „Kritiken“. Kritiſieren 
muß man, man kann nicht gut in den Ton einſtim⸗ 
men, den jetzt die Sieger anſchlagen. Aber ſonſt 
merkt man ſchon die Beruhigung. Dann ſchreibt 
die „Beamtenzeitung“ weiter: 

g Die Geſchloſſenheit unſeres Bundes, das Ein⸗ 
treten aller, hat zu dem Ziel geführt, das wir er⸗ 
ſtrebten: Die Frage einer Gehaltskürzung iſt endlich 
geklärt. Gewiß, die Koſten des Rechtsſtreites waren 
hoch, aber dennnoch entfiel auf den Einzelnen nur 
ein geringer Betrag Das aber war nur möglich, 
weil dem Beamtenbund auch heute noch faſt ſämt⸗ 
liche Staats⸗ und Gemeindebeamten angehören und 
die Zahl der Außenſtehenden überhaupt nicht ins 
Gewicht fällt. 

Das eine Ziel iſt erreicht. Mit ihm eng verbunden 
it das Zweite: Die neue Beſoldungsvorlage! Kein 
Beamter braucht heute mehr darum zu bangen, daß 
er fortan noch weniger hat, als ſein bisheriger ge⸗ 
ſetzlicher Beſitzſtand iſt, denn auch die im neuen Ge⸗ 
ſetz vorgeſehene Kürzung bei den Gruppen III bis VI 
um 3 Prozent, VII bis IX um 5 Prozent, von X auf⸗ 
wärts 8 Prozent, iſt hinfällig geworden. Das Ge⸗ 
ſetz wird erſt mit dem erſten November in Kraft 
treten — ſtatt am 1. April, wie anfänglich vorgeſehen. 

Wenn wir dieſe beiden Punkte aus den Ber 
ſchlüſſen die der Hauptausſchuß des Volkstages in 
zweiter Leſung faßte, hervorheben, ſo tun wir es 
deshalb, weil ſie eine unmittelbare Folge des Ge⸗ 
winnens unſeres Rechtsſtreites ſind. N 

Die Opfer, die der Einzelne von uns gebracht 
hat, waren nicht umſonſt. Jeder Beamte aber hat 
einmal mit aller Deutlichkeit geſehen. welch unge⸗ 
heuren Wert eine große und damit kraftvolle Or⸗ 
ganiſation hat. 

Das ſind Beweiſe für die Einheitsfront. Nur 
noch ein Kommentar zu dieſem Artikel. Gewiß, 
die Klage hat Opfer gefordert. Auch der untere 
Beamte, der nicht einen einzigen Pfennig Nach⸗ 
zahlung bekommt, hat Opfer bringen müſſen, hat 
einen beſonderen Betrag gahlen müſſen, um über⸗ 
haupt die Klage durchführen helfen zu können. 
Er chat alſo Opfer gebracht, bekommt aber durch⸗ 
aus nicht das, was ihm vorgetäuſcht wurde, denn 
er zahlte ja in vielen Fällen kein Notopfer. Es 
gibt untere Beamte in großer Menge, die keinen 
Pfennig Notopfer gezahlt haben. Sie haben alſo 
bei der Klage nur geopfert, bekommen jetzt aber 
nichts. Die höheren Beamten aber, die den 
gleichen Betrag geopfert haben, bekommen eine 
ſchöne Summe nachgezahlt, zum Teil ſind es 
Tauſende. Ich möchte da nur einmal unſern 
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‘heute die Liberalen, die ſonſt eigentlich 
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„erſten“ Beamten nennen, der über 3 000 Gulden 
nachgezahlt bekommt. (Hört, hört! bei den Kom⸗ 
muniſten. — Abg. Liſchnewſki: Donnerwetter, 
das iſt unerhört!) Die „Danziger Beamtenzei⸗ 
tung“ hat recht, einen derartigen Artikel vom 
Stapel zu laſſen, denn die obere Beamtenſchaft 
triumphiert. Sit es aber in Wirklichkeit jo, daß die 
unteren und mittleren Beamten mit dieſer Löſung 
zufrieden ſein können? Aus dieſem Artikel ſpricht 
das Prinzip, wir können jetzt zufrieden ſein, was 
wir wollten, haben wir erreicht, jetzt können wir 
uns zur Ruhe ſetzen. Iſt das jo, hat die Beamten⸗ 
ſchaft das, wofür ſie in Wahrheit kämpfte, er⸗ 
reicht? Nein! 

Um das verſtehen zu können, iſt es notwendig, 
moch einmal den ganzen Sachkomplex aufzurollen, 
der mit dem jetzigen Danziger Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetz in Verbindung ſteht. Es iſt heute ſchon 
auf die Höhe der Gehälter wor 1924 hingewieſen 
worden. — Sie können ſich ruhig zur Theke be⸗ 
mühen und ſich erfriſchen, wenn es Ihnen hier zu 
langweilig wird. — Es iſt heute ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß die Gehälter der Inflation 
tatsächlich Hungergehälter waren. Ich will ein 
ganz kraſſes Beiſpiel anführen. Es iſt tatſächlich 
vorgekommen, daß z. B. Lehrer Unterricht erteil⸗ 
ten und für dieſen Unterricht pro Stunde ſoviel 
Gehalt bekamen, daß ſie ſich dafür nicht einmal 
eine Zigarette kaufen konnten. Es ſteht feſt, daß 
die Inflationsgehälter Hungergehälter waren. 
Als die Stabiliſierung der Währung eintrat, 
wurde dieſer Zuſtand durchaus nicht beſeitigt. 
Eine Erhöhung der Gehälter war eine zwingende 


(B) Notwendigkeit. Dieſe Neuregelung der Gehälter 


erfolgte durch das Beamtenbeſoldungsgeſetz im 
Jahre 1924. Herr Dr. Ziehm erklärte im Haupt⸗ 
ausſchuß: „Das Geſetz 1924 mußten wir bringen, 
um die Hungergehälter der Beamten zu erhöhen.“ 
Er verteidigte damit die Form des Beſoldungs⸗ 
geſetzes, das damals von den Deutſchnationalen 
eingebracht wurde. Es ſollten dadurch die Hunger⸗ 
gehälter aufgebeſſert werden. Das geſchah auch, 
aber nach Ziehmiſcher Methode. Die Deckungs⸗ 
frage ſpielte damals keine Rolle, Geld war in 
Hülle und Fülle vorhanden. Sie wiſſen, daß ſogar 
immer 
am ſtärkſten das Sparſamkeitsprinzip betonen — 
bei den Deutſchnationalen tritt das manchmal in 
den Hintergrund, wenn fie perſönliche Motive ver- 
folgen, wie z. B. bei der Wahrung der Gehälter 
für die obere Beamtenſchaft — im Ausſchuß er⸗ 
klärten, daß 1924 tatſächlich Geldmittel zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. Man konnte damals die Beſol⸗ 
dungsreform durchführen. 

Wie ſah nun dieſe Erhöhung der Hungerge⸗ 
hälter aus? Da ich Frau Richter dort ſehe, möchte 
ich, bevor ſie hinaus geht, noch etwas ſagen. Frau 
Richter erklärte im Ausſchuß: „Wir Liberalen 
waren auch 1924 dagegen, daß die Gehälter aufge⸗ 
beſſert werden ſollten.“ (Abg. Hennke: Das ij 


= 


nicht wahr!) Frau Abg. Richter erklärte, daß die 
Liberale Partei gegen eine Neuregelung der Be⸗ 
amtenbeſoldung im Jahre 1924 war. Sie erklärte, 
man müſſe die Ueberſchüſſe, die der Staat zur Ver⸗ 
fügung habe, für etwaige Zeiten der Not aufbe⸗ 
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wahren. Man glaubt ſich in bibliſche Zeiten zu⸗ 
rückverſetzt, wo die ſieben fetten Jahre Ueberſchüſſe 
für die ſieben mageren Jahre bringen ſollen. Aber 
im kapitaliſtiſchen Staat können die Werktätigen 
nur von mageren Jahren ſprechen. Wenn im 
Jahre 1924 angeblich ein Ueberſchuß vorhanden 
war, dann iſt es um ſo trauriger, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei mit ihrer großen Anzahl von 
Sitzen hier im Volkstag damals nicht entſchiedener 
gekämpft hat, um die ſoziale Lage der Werktätigen 
zu verbeſſern, daß ſie es zuließ, und ich bin über⸗ 
zeugt davon, ohne allzugroßen Kampf, daß die 
Deutſchnationalen damals die Regelung der Be⸗ 
joldung jo vornehmen konnten, wie es nachher ge⸗ 
ſchehen iſt. Wie ſahen die Aufbeſſerungen der 
Hungergehälter aus? Die Gruppe III hatte vor 
1914 ein Anfangsgehalt von 138 Gulden und ein 
Endgehalt von 198 G. Das wurde erhöht auf 
166 bis 240 G. Gruppe IV hatte ein Anfangsgehalt 
von 155 und ein Endgehalt von 221 G. Das wurde 
auf 195 bis 282 G erhöht. Die Gruppe V hatte 
vor 1924 ein Anfangsgehalt von 179 und ein End⸗ 
gehalt von 257 G. Die Aufbeſſerung betrug 230 
bis 334 G. Rechnet man die Steigerung aus, ſo 
ergibt ſich ein Steigerungsbetrag von 20 Prozent. 
War dieſe Steigerung berechtigt? Natürlich! Die 
Gehälter von 138 und 155 G konnte man tatfäch⸗ 
lich mit wollem Recht als Hungergehälter bezeich— 
nen. Eine Aenderung war hier zur zwingenden 
Notwendigkeit geworden. Mlan erhöhte dieſe 
Hungergehälter jetzt auf die rieſigen Gehälter von 
166 bw. 195 G. Das heißt, die Hungergehälter 
wurden nicht beſeitigt, ſondern der unteren Be⸗ 
amtenſchaft wurde weiter ein Hungergehalt be⸗ 
zahlt. 

Wie ſah es nun in den oberen Gruppen aus? 
Gruppe XI hatte vor 1924 ein Anfangsgehalt 
von 482 G und ein Endgehalt von 720 G. Dies 
Gehalt wurde auf 630 bis 950 G geſteigert. 
Gruppe XII hatte vor 1924 570 bis 855 G. Das 
wurde geſteigert auf 745 bis 1125 G. Gruppe XIII 
hatte ein Gehalt von 680 bis 1020 G. Das wurde 
auf 880 bis 1340 G erhöht. — Die Senatoren 
kommen auch noch heran, Herr Sawatzki! — 
(Heiterkeit) Rechnen Sie dieſe Steigerung bei 
Gruppe XIII aus, ſo beträgt die Erhöhung 30 
Prozent. Das Anfangsgehalt der Gruppe III mit 
138 G war nicht entfernt ein ſo hohes Gehalt, wie 
das Anfangsgehalt der Gruppe XIII mit 680 G. 
Man ſteigerte aber die Gehälter der unteren Be⸗ 
amten um 20 Prozent, die der oberen Beamten 
um 30 Prozent. 

Jetzt kommen die höchſten Spitzen unſerer Be⸗ 
amten, die ſogenannten zwei Prozent, von denen 
der Herr Abg. Müller ſprach. (Abg. Paul Müller: 
Nein, die ſind ſchon bei den anderen Gruppen 
dabei!) Dann iſt es ein Prozent! Es kommt ja 
nicht darauf an. Rechnen Sie einmal die Aus⸗ 
wirkungen aus, die ſich ergeben, wenn man einem 
einzelnen höheren Beamten das Gehalt nicht er⸗ 
höht? Nehmen Sie z. B. unſeren „allverehrten“ 
Herrn Präſidenten Sahm. Ich nehme ihn deshalb, 
weil er das anſchaulichſte Beiſpiel dafür bildet, 
wie in den Spitzen das Gehalt geſtaffelt wird. 
Wir wiſſen ja, daß alle ſich darüber einig ſind, 
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daß Herr Sahm zu wenig bekommt. Die Bürger⸗ 
lichen und auch die Sozialdemokraten erklären, 
daß Funktionäre in Wirtſchaftskreiſen, die lange 
nicht ſo eine bedeutende Rolle ſpielen wie Herr 
Sahm, ſogar das Drei- und Zehnfache der Bezüge 
Des Herrn Sahm erhalten. Alſo darf man über 
dieſe Bezüge nicht mäkeln. Es ſtimmt, daß ſehr 
oft einfache Prokuriſten in irgend einem Privat⸗ 
betrieb monatlich bis 20 000 G verdienen können. 
Ich möchte deshalb den Herren Senatoren Strunk, 
Sahm uſw. den Vorſchlag machen, zur Wirtſchaft 
zu gehen, da bekommen ſie höhere Gehälter. Wenn 
nun die Erhöhung bei dem einzelnen Beamten 
Sahm, die Steigerung von 3000 auf 4000 G, 
unterblieben wäre, ſo hätte das monatlich 1000 G 
ausgemacht. Dieſe 1000 G hätten auf eine untere 
Beamtengruppe verteilt das Gehalt won 100 Be⸗ 
amten monatlich um 10 Gulden ſteigern können. 

Wenn man alſo darauf hinweiſt, daß nur zwei 
Prozent der Beamten in Danzig zu der ſogenann⸗ 
ten höheren Beamtenſchaft zu zählen ſind, dann 
kann man aber auch darauf hinweiſen, daß die 
Kürzung der hohen Bezüge dieſer Herren genügt, 
um Hunderten, ja Tauienden von unteren Beam⸗ 
ten die Bezüge um einige Gulden monatlich zu er⸗ 
höhen. Das eine Beiſpiel eines einzelnen Beam⸗ 
ten hat das ohne weiteres gezeigt. (Abg. Paul 
Müller: Die können beſſer rechnen als Sie!) Sie 
können nachher auch Rechenexperimente vorführen, 
das wird Ihnen niemand übel nehmen. Wie war 
es nun mit den Einzelgehältern? Die Einzelge⸗ 
hälter wurden wie folgt erhöht: Einzelgehalt I 
früher 1125 G, jetzt 1500 G. Einzelgehalt II vor 
1924 1300 G, nach der Erhöhung 1750 G. Einzel⸗ 
gehalt III erſt 1500 dann 2000 G. Einzelgehalt 
IV erſt 1600 G dann 2150 G. Einzelgehalt 
Werſt 3000 G, nach der Erhöhung 4000 G. Wenn 
Sie nachrechnen, ſo ergibt das eine Steigerung von 
33¼ Prozent. Die wirklichen Hungergehälter er⸗ 
höhte man um 20 Prozent, die Gehälter von 
1000 G und darüber wurden jedoch um 33 ¼ 
Prozent erhöht. 

Das war die Beſoldungs⸗Politik der deutſch⸗ 
nationalen Regierung. Wenn die Bevölkerung mit 
Recht über die Bezüge der oberen Beamten in 
dieſer Höhe empört war, dann war dieſe Empö⸗ 
rung berechtigt. Man hat damals nicht die Hun⸗ 
gergehälter beſeitigt, man hat ſie nicht ſo erhöht, 
wie es notwendig geweſen wäre, ſondern man hat 
die Bezüge der oberen Beamtenſchaft ins Unge⸗ 
meſſene erhöht und die Rejerwen für dieſe Zwecke 
derpulvert. Anſtatt daß die Liberalen und insbe⸗ 
ſondere Frau Abg. Richter ſich damals dagegen 
wandten, daß die Beſoldung überhaupt neu ge⸗ 
regelt wurde, hätten ſie dafür eintreten müſſen, 
daß man oben nichts, aber unten deſto mehr zu⸗ 
legte. Das Geſetz iſt aber damals auch mit ihrer 
Zuſtimmung verabſchiedet worden. Sie mögen 
letzt noch ſo viel Proteſte loslaſſen, daß Sie nicht 
ſchuld an dieſen Juſtänden ſeinen. Mit Ihrem 

amen, Ihrer Stimme haben Sie der betreffen⸗ 


den Regierung die Durchführung dieser Schand⸗ 
politik ermöglicht. 

die Erhöhung der Hungergehälter aus! 
Erhöhung 28 bis 42 Gulden, 


So ſah 
Unten betrug die 
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oben bis 1000 G monatlich. Nun kamen Wirt⸗ 
ſchaftskriſen, wirtſchaftliche Depreſſionen, die 


vorgerufen wurden. Die Zolleinnahmen ließen 
nach. Erinnern wir uns doch der Zeit von 1926. 
Genau ſo, wie in dieſem Jahre wurde 1926 ge⸗ 
brüllt, der Staat „ginge zu Grunde“, er müſſe 
„gerettet“ werden, die Wirtſchaft „müſſe gerettet“ 
werden, helfen wir alle einig und geſchloſſen, da⸗ 
mit der Staat nicht zugrunde geht und wir nicht 
alle ins Unglück ſtürzen. So wurde 1926 geschrien 
und getobt. Die Erregung, die ſich damals in den 
breiten Maſſen durch die wirtſchaftliche Depreſ⸗ 
ſion und den wirtſchaftlichen Niedergang bemerk⸗ 
bar machte, wurde auf Bevölkerungsſchichten 
dirigiert, die von ihrem Gehalt noch etwas ab⸗ 
laſſen konnten. Die Profite durften nicht ange⸗ 
taſtet wenden. Die Profite floſſen jetzt elwas 
weniger fett. Von dieſen etwas weniger fetten 
Profiten etwas abzugeben, war der Wirtſchaft 
„unmöglich“. Die Wirtſchaftskriſe ſollte behoben 
werden, aber auf Koſten der werktätigen Bepöl⸗ 
kerung. Es ſetzte dasſelbe Spiel ein wie in dieſem 
Jahre. Man zieht nicht die eigentlichen Schuldigen 
zur Verantwortung, ſondern die Anbeteiligten 
müſſen bluten, ebenſo wie man jetzt nicht der 
Bevölkerung klar macht, wo das eigentliche Uebel 
ſitzt, wer der eigentliche Schuldige an dieſer von 
Jahr zu Jahr ſich ſteigernden wirtſchaftlichen De⸗ 
preſſion iſt, nämlich das kapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem. Genau ſo machte man es 1926. Es war 
1926 durchaus keine „Zufälligkeit“, daß die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei die Regierung übernahm, 
ſondern es war Berechnung. Die Bourgeoiſie 
brauchte 1926 jemand, der die Sanierung auf 
Koſten der Werktätigen durchführen ſollte. Wenn 
wir uns die damaligen Zeitungen durchleſen, z. 


Töne. Wenn es auch die Sozialdemokratiſche 
Partei damals ſo hinzuſtellen ſuchte, als ob ſie 
nicht etwa von der Bourgeoiſie in die Regierung 
hineingeſchoben wurde, ſondern daß es ſich auf 
Grund wirtſchaftlicher und politiſcher Konſtella⸗ 


Rechte der Werktätigen wahrzunehmen. Das 
ſtimmte nicht. Ich habe ein Rundſchreiben, das 
die Sozialdemokratiſche Partei damals herum⸗ 
gehen ließ. In dieſem Schreiben hieß es: 

Die europäiſche Wirtſchaftskriſe, die in den mit⸗ 
teleuropäiſchen Ländern nach Einführung der Feſt⸗ 
währung ihren Ausgang nahm, dehnte ſich in den 
letzten zwei Jahren über alle europäiſchen Länder 
aus. Beſonders ſtark wirkte ji dieſe Kriſe in Polen, 
aus, weil hier zu gleicher Zeit eine Entwertung des 
Zloty um faſt die Hälfte des Wertes eintrat. Un⸗ 
glücklicherweiſe trat der Verfall der polniſchen Wäh⸗ 
rung faſt mit demſelben Zeitpunkt ein, als die So⸗ 
zialdemokraten in die Danziger Resierung ein⸗ 
traten. 

Nun ſtimmt das aber nicht; denn Wirtſchafts⸗ 
kriſen können nicht won heute auf morgen eintre⸗ 
ten, ſondern man weiß ſchon monatelang vorher, 
ob eine Wirtſchaftskriſe kommen wird. Das wußte 
die Bourgeoiſie auch genau. Deshalb traf der 
Niedergang der Wirtſchaft nicht unglücklicher⸗ 
weiſe mit dem Eintritt der Sozialdemokraten in 
[die Regierung zuſammen, ſondern war eine be⸗ 


durch den Niedergang der polniſchen Valuta her⸗ 


tion ergab, daß ſie hineingehen mußte, um die 
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B. die „Volksſtimme“, ſo finden wir bekannte 
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wußte Konſtellation der Bourgeoifte. Warum eine 
bemußte Konſtellation? Nun, die Profite ſollten 
gerettet werden, es galt nur, dieſer Wirtſchafts⸗ 
kriſe dadurch zu begegnen, daß man die Ausgaben 
des Staates beſchnitt, und zwar auf Koſten der 
Werktätigen und die Einnahmen auch auf Koſten 
der Werktätigen zu erhöhen ſuchte. Einer bürger⸗ 
lichen Regierung wäre das nicht gelungen, wenig⸗ 
ſtens nicht in dem Maße, wie es nachher von der 
Sozialdemokratiſchen Partei gemacht werden 
follte. Wenn wir uns heute das Sanierungspro- 
gramm der Sozialdemokraten von 1926 in die 
Erinnerung rufen, dann werden Sie meine Be⸗ 
hauptung beſtätigt finden, daß die Sozialdemo⸗ 
traten bewußt in die Regierung gegangen ſind, 
bewußt durch die Deutſchnationalen hineinge⸗ 
laſſem find. a 

Wie ſah damals die Sanierung aus? Es ſollte 
erfolgen 1. Abbau der Gehälter der Beamten, 2. 
Ausbau der Verwaltungsreform,, d. h. Abbau der 
Beamten, 3. erhöhte Einnahmen aus dem Tabak⸗ 
monopol, d. h. der Arbeiter ſollte ſeine Zigarette 
noch teurer bezahlen, 4. Schaffung eines Spiritus- 
monopols, 5. Fortfall des Zwei⸗Gulden⸗Steuerab⸗ 
zugs für die Perſon des Ledigen. Mit dieſem 
Sanierungsprogramm der damaligen Linksregie⸗ 
rung, mit dem Sanjerungsprogramm der Sozial⸗ 
Demokraten, begann der erſte Vorſtoß gegen die 
Werktätigen mach dem ſogenannten „goldenen“ 
Jahr 1924. 

Es iſt in diefom Zuſammenhang gleichzeitig 
intereſſant, auf etwas anderes einzugehen. Die 
Sozialdemokratiſche Partei iſt es, die jetzt auch 
die Schuld an dem Zuſtandekommen dieſes Ge⸗ 
ſetzes in dieſer Form von ſich mit dem Hinweis 
abzuwälzen verſucht, daß eigentlich die Deutſch⸗ 
nationalen die Urheber dieſes Geſetzes ſeien, daß 
die deutſchnationale Regierung ja dieſes Geſetz 
vorlegen wollte, und daß der Danziger Beamten⸗ 
bund auch dieſes Geſetz gefordert hatte. Das 
ſtümmt, ich werde auch dafür den Nachweis erbrin⸗ 
gen. Aber genau jo ſchuldig, wie die Führer des 
Danziger Beamtenbundes, wie die Deutſchnatio⸗ 
nalen iſt auch die Sozialdemokratiſche Partei an 
dem Zuſtandekommen dieſes Geſetzes. Ich will 
auch dafür den Beweis erbringen. Doch zunächſt 
den Beweis dafür, daß die Sozialdemokraten ver⸗ 
ſuchen, die Schuld an dem Zuſtandekommen dieſes 
Beſoldungsgeſetzes auf die Deutſchnationalen ab⸗ 
zuwälzen. In einem Artikel der „Danziger Volks⸗ 
ſtimme“ wom 19. Mai 1928 heißt es: 

Die Sache liegt nun aber leider etwas anders, 
als die Deutſchnationalen und die Führer des Be⸗ 
amtenbundes es behaupten. Der Danziger Beamten⸗ 
bund hat die neue Hungerbeſoldung ſogar ſelbſt ge⸗ 
wollt. Sein geſchäftsführender Ausſchuß hat ſie zu⸗ 

ſammen mit Beamten des Senats ſelbſt bis ins 

Einzelne ausgearbeitet. Er kannte ſchon im vorigen 

Jahr kein ſehnlicheres Ziel, als dieſe unſozialſte 


aller Beſoldungsordnungen mit Gewalt aus Deutſch⸗ 


land nach Danzig zu übertragen. Wieviel dringliche 
und dringlichſte Eingaben hat er nicht beim Senat 
gemacht, damit die preußiſche bezw. Reichs beſoldungs⸗ 
ordnung lieber heute als morgen für Danzig An⸗ 
wendung findet. 
Das ſtimmt; denn es ſind Anfragen geſtellt 
worden, ob die deutſche bzw. die preußiſche Be⸗ 
ſoldung nicht nach Danzig kommt. 
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Sit aber die S. P. D. jo ganz unſchuldig an dem 
Zuſtandekommen dieſer Beſoldungsordnung? Nein; 
denn wir finden, daß ſie ſich ſchon 1926 dafür ein⸗ 
ſetzte, und zwar mit aller Energie. Wir finden es 
in einem Rundſchreiben der S. P. D., um den Sa⸗ 
nierungsfeldzug, die Sanierungskampagne 1926 
und 1927 durchzuführen. In dieſem Rundſchreiben 
leſen wir folgendes: 

Es ſoll ſaniert werden: 

Durch Abbau der Gehälter der Beamten und 
Angeſtellten unter Schonung der unteren Gehalts⸗ 
gruppen auf die deutſchen Gehaltsſätze. 

Durch weiteren Ausbau der Verwaltungsreform. 

Darin iſt doch ſchon enrhalten, daß auch Sie (zu 
den Sozialdemokraten) die deutſche Beſoldungs⸗ 
ordnung und die Herabſetzung der Bezüge auf die 
deutſchen Gehaltsſätze wollten. Das war 1926, alſo 
zu einer Zeit, als in Deutſchland die geringfügigen 
Erhöhungen noch nicht eingetreten waren, die 
erſt 1927 erfolgten. Damals wollten die Sozial⸗ 
demokraten ſogar ſchon die Gehälter der ganzen 
Beamtenſchaft auf die deutſchen Sätze abbauen. 
Wäre es der Sozialdemokratiſchen Partei damals 
gelungen, das Sanierungsprogramm durchzufüh⸗ 


ren, dann wäre es vielleicht tatſächlich jo gekom⸗ 


men, daß man damals 1926/27 ſchon die Gehälter 
der Danziger Beamten herabgeſetzt hätte. Man 
hätte dann ganz beſtimmt nicht daran gedacht, 
hier den Ausgleich zu ſchaffen, der nachher 1927 
in Deutichland und Preußen in Form einer Er⸗ 
höhung einſetzte; denn in dieſem Rundſchreiben 
heißt es weiter: f 

Allerdings ſoll dieſer Gehaltsabau entgegen 

unſerm Vorſchlag auf vier Jahre befriſtet bleiben. 
Alſo habe ich auch recht, zu behaupten, man hätte 
die Erhöhungen nachher nicht gegeben; denn die 
Sozialdemokraten waren empört, daß man die 
Bezüge nur auf vier Jahre beſchneiden wollte. 
Weiter heißt es: 

Wir mußten in dieſer Frage nachgeben, weil es 
uns dadurch gelang, entgegen dem heftigen Wider⸗ 
ſtand der Liberalen und Zentrümler jegliche Ver⸗ 
änderung in den Bezügen zu verhindern. 

Nun werden die Liberalen und Zentrümler mit 
Befriedigung konſtatieren, daß ſie gerechtfertigt 
ſind. Ihnen ſei es alſo zu verdanken, daß damals 
die Gehälter nicht abgebaut wurden. Nun, Sie 
haben aus denſelben Motiven heraus gehandelt 
wie heute. Gewiß, Sie ſind für eine gewiſſe 
Wahrung der Bezüge, weil ja die Rieſengehälter 
der oberen Beamtenſchaft dadurch gewahrt bleiben. 
Wenn nur der unteren Beamtenſchaft etwas ab⸗ 
gezogen würde, ſo wiſſen Sie genau, daß dieſe ſich 
endgültig von der oberen Beamtenſchaft löſen 
würde. Dann würden durch gemeinſamen Kampf 
mit den Arbeitern die Gehälter der oberen Beam⸗ 
ten erheblich gekürzt werden. Darum führten Sie 
damals den ſcheinbaren Kampf gegen die Herab⸗ 
ſetzung. Aber es iſt doch hier ganz klar erſichtlich, 
mit welchen Mitteln von beiden Seiten gearbeitet 
wird. Einer wirft dem andern vor, er ſei an dieſem 
Geſetz ſchuld. Und doch ſteht jetzt feſt, daß nicht nur 
die Deutſchnationalen, nicht nur die Führer des 
Beamtenbundes — das werde ich nachher nach⸗ 
weiſen — ſondern auch die Sozialdemokraten ſchon 
1926 eine Herabſetzung der Bezüge auf die deut⸗ 
ſchen Gehaltsſätze und damit alſo auch die Rege⸗ 
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lung der Beamtenbeſoldung im Rahmen der 
preußiſchen Beſoldungsordnung forderten. Es 
mutet aber doch wie Hohn an, wenn man dies 
Sanierungsprogramm der Sozialdemokratiſchen 
Partei in dieſem Rundſchreiben lieſt und wenn 
Sie (zu den Sozialdemokraten) am Schluß folgen⸗ 
des behaupten: 

Wer nicht will, daß die Volksrechte geſchändet 
werden und die Sanierung auf Koſten der Arbeiter⸗ 
ſchaft durchgeführt wird, muß dem Sanierungsplan 
der Koalitionsparteien zuſtimmen und zum Siege 
verhelfen. 

Es iſt eigentlich furchtbar inſofern, als es ſich die 
Sozialdemokratiſche Partei noch immer erlauben 
bann, in dieſer Art und Weiſe Politik zu treiben. 
Hoffen wir, daß es uns von Monat zu Monat in 
immer ſtärkerem Maße gelingt, der werftätigen 
Bewölkerung die Augen über das wahre Geſicht 
der Sozialdemokratiſchen Partei zu öffnen. Das 
Sanierungsprogramm verlangt Abbau der Ge⸗ 
hälter und Ausbau der Verwaltungsreform. Es 
ſollen alſo Hunderte von Arbeitern, Angeſtellten 


und unteren Beamten auf die Straße geworfen ſch 


werden, ein Spiritusmonopol ſoll geſchaffen wer⸗ 
den. Ich erinnere an den Lohnabzug, den damals 
die Gewerkſchaften freiwillig beſchloſſen, alſo Lohn⸗ 
abzug der Arbeiter, Fortfall der zwei Gulden 
Steuerabzug für die Lebigen. Da muß man ſich 
doch erſtaunt fragen, wie durch eine einzige dieſer 
Maßnahmen verhindert wird, daß die Volksrechte 
nicht geſchändet weuden. Im Gegenteil, alle dieſe 
Maßnahmen ſind eine Schändung der Volksrechte. 
Ein unerhörter Skandal iſt es, wenn die Sozial⸗ 
demokraten zu behaupten wagen, alle dieſe Maß⸗ 
nahmen verhinderten die Schändung der Volks⸗ 
rechte, ſie müßten durchgeführt werden, um für die 
Werktätigen den Sieg zu erringen. 

Aber man mußte damals Stimmung für die 
Sanierung machen. Man ſaß in der Regierung 
und wollte darin bleiben. Die Bourgeoiſie, die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaft, verlangte den Abbau der 
Ausgaben, verlangte eine Erhöhung der Ein⸗ 
nahmen. Die Sozialdemokraten waren die ſtärkſte 
Regierungspartei. Sie mußte alſo in den ſauren 
Apfel beißen. Sie haben bewußt Verrat getrie⸗ 
ben und propagierten dies Regierungsprogramm. 
Wir wiſſen, wie Sie damals Propaganda für dieſe 
Art Sanierung machten, trefflich unterſtützt von 
der Zentrums⸗ und der Liberalen Partei. Die 
Deutſchnationalen ſaßen genau wie heute hinter 
den Kuliſſen und konnten die Marionetten nach 
ihrem Drahtziehen tanzen laſſen. Die Deutſchna⸗ 
tionalen ſaßen außer Gefechtsweite und ließen die 
Sanierung vorbereiten. Als dann genügend Stim⸗ 
mung für dieſen Kampf gegen die werktätige Be⸗ 
völkerung gemacht war, als jeder wußte, daß die 
Beamtengehälter zu hoch waren und daß wir zu⸗ 
viel Beamte haben, daß die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung für den Staat allein nicht tragbar ſei und 
die Erwerbsloſenfürſorge auch von den Werktäti⸗ 
gen getragen werden müſſe, daß neue Steuern in 
Geſtalt von Monopolen, durch Erhöhung der 

aabakpreiſe geſchaffen werden mußten, daß alſo 
ie Sanierung durch dieſe Maßnahmen tatſächlich 
tifolgen mußte, da traten die Herren Deutſchna⸗ 
tonalen wieder auf den Plan und die Sozialde⸗ 
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mokraten flogen aus ihren Senatorenſeſſeln her⸗ 
aus. Die Herren Deutſchnationalen ſetzten ſich hin⸗ 
ein, und jetzt wurde janvert. In Deutſchland ſcheint 
es zum Teil etwas anders zu ſein, aber in Danzig 
haben ſich die Deutſchnationalen in Bezug auf 
Maſſenbetrug immer noch als die beſſeren Pſycho⸗ 
logen und die beſſeren Staatsmänner erwieſen. 
Aber ich habe bereits im Hauptausſchuß darauf 
hingewieſen, daß die Sozialdemokraten ſehr ge⸗ 
lehrſame Schüler ſind und all die nörigen Fineſſen 
auch noch lernen werden. 

Die Deutſchnationalen traten alſo in die Re⸗ 
gierung, und jetzt konnte die Sanierung, die ideell 
vorbereitet war, materiell durchgeführt werden. 
Die deutſchnationale Regierung konnte ſich ſogar 
den Spaß erlauben, nicht einmal ſo brutal zu 
janieren, wie die frühere Linksregierung in die 
Welt hinauspoſaunt hatte. Ich will nicht auf die 
‚anderen Sanierungsmaßnahmen eingehen, die die 
deutſchnationale Regierung durchgeführt hat, ſon⸗ 
dern mich auf die Sanierungsmaßnahmen be⸗ 

ränken, die in Bezug auf die Kürzung der Be⸗ 
amtengehälter und den Abbau der Beamten durch⸗ 
geführt wurden. Es kam das ſogenannte „Not⸗ 
opfer“. Auch hier beſteht ja immer noch ein Streit 
zwiſchen den Verfaſſern dieſer Tragikomödie „des 
Danziger Beamtenbeſoldungsgeſetzes“ und den 
Claqueuren zu dieſem Stück. Die Verfaſſer behaup⸗ 
ten, daß das freiwillige Notopfer nicht nur mate⸗ 
riell eine ganz andere Sache war, wie die Rege⸗ 
lung, die die Claqueure werlangten, nämlich geſetz⸗ 
lichen Abbau. Aber die ganze Beamtenſchaft weiß 
natürlich, daß ſich beide Regelungen vollſtändig 
ähnelten, wie ein Ei dem andern. Sie wiſſen ja 
auch, daß die „Freiwilligkeit“ nur ein Hirngeſpinſt 
der Führer des Danziger Beamtenbundes war, 
und daß die geſamte untere Beamtenſchaft in 
ihrer Mehrheit immer wieder erklärt hat und 
auch heute noch erklärt, von einer „Freiwilligkeit“ 
war damals beſtimmt keine Rede. (Zuruf rechts.) 
O nein, die haben dieſen Weg konſequent durch⸗ 
geführt und tatſächlich nicht gezahlt. Ich habe nicht 
einen Pfennig übrig, ihn dieſem Staate zu opfern. 
Ich habe aber wohl für andere Zwecke etwas übrig. 

urch Ihre Zwiſchenrufe wollen Sie dokumentie⸗ 
ren, daß die Beamten, die nicht geopfert haben, 
mora liſch minderwertige Menſchen ſeien. Sie (nach 
rechts) kämpfen dafür, daß dieſer Zuſtand zu einer 
immer größeren Akkumulation des Elends und der 
Not der Werktätigen führt. Sie ziehen immer nee 
Vorteile aus dieſem Zuſtand, während ich, um das 
nur hier ſo nebenbei zu bemerken, bereit bin, auch 
jedes finanzielle Opfer zu bringen, um dieſen Zu⸗ 
ſtand zu beſeitigen. Dieſem Staat aber werde ich 
keinen Pfennig opfern. Und wenn ich ein Gehalt 
von 2000 oder 3000 Gulden monatlich hätte, wenn 
dieſer kapitaliſtiſche Staat mir ein Gehalt in die⸗ 
ſer Höhe bewilligte, ſo würde ich dieſe Summe mit 
benutzen zum Kampf gegen dieſen Staat und 
würde ihm nicht einen Pfennig zurückgeben. (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten. — Abg. Dr. Ziehm: Das 
beweiſt Ihre Geſinnung!) Ja, ich erkläre hier frei 
und offen, daß ich meine Stellung dazu benutze, 
um gegen dieſes Syſtem, das Sie beſchützen, mit 
den ſchärfſten Mitteln zu kämpfen. Wir wiſſen ja, 
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wie die „Freiwilligkeit“ dieſes Opfers ausſah. 
Wenn Sie hier erklären, daß es nur 40 Mann ge⸗ 
weſen ſind, die nicht die Verpflichtung unterſchrie⸗ 
ben, die das Notopfer nicht freiwillig gebracht 
haben, ſo erinnere ich nur daran, daß man z. B. 
beim Zoll und bei der Schupo ganze Abteilungen 
einfach zur Unterſchrift kommandiert hat. (Man 
hat ſie überzeugt! rechts.) Gerade das ſogenannte 
„Ueberzeugen“ wurde ja auch hier von ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Seite damals gebrandmarkt. Sie ſind es 
doch, die immer wieder uns Kommuniſten den 
Vorwurf machen, daß wir den Grundſatz vertre⸗ 
ten: „Und willſt Du nicht mein Bruder ſein, jo 
ſchlag ich Dir den Schädel ein“. Das iſt aber auf 
die deutſchnationale Regierung damals mit Recht 
bezogen worden; denn ich behaupte, der untere 
Beamte und beſonders der nicht feſt angeſtellte 
Beamte, der in dieſen Zeiten des Beamtenabbaus 
das Notopfer nicht unterſchrieben hätte, der wäre 
am erſten abgebaut worden. Gerade dieſe Tatſache 
kennzeichnet ja treffend die ſogenannte „Frei⸗ 
willigkeit“ des Notopfers. Die beſtand darin, 
daß man tatſächlich auch bei der unteren Beam⸗ 
tenſchaft Abzüge gemacht hat, bei der, das werden 
Sie ſelbſt zugeben müſſen, dieſe Abzüge durchaus 
nicht berechtigt waren. (Abg. Paul Müller: Viel 
weniger, als das ſozialiſtiſche Geſetz vorſah!) Ein 
Kampf zwiſchen Verfaſſern und Claqueren! Dieſer 
Anterſchied beſteht in Wirklichkeit garnicht. Die 
Sozialdemokraten hatten dieſe Regelung in eine 
gemäße Form gebracht, die Deutſchnationalen 
wählten eine andere Form, aber beide wollten 
dasſelbe. Die Sozialdemokraten jagen immer wie⸗ 
der: „Die geſetzliche Regelung iſt etwas anderes 
als das freiwillige Notopfer“, das ſtimmt auch in 
Bezug auf die Form, aber in der Wirkung iſt es 
dasselbe. Es iſt wirklich gleichgültig, wie man es 
macht, auf die Form kommt es dabei durchaus 
nicht an, es iſt vollkommen gleich, ob man jeman⸗ 
den den Schädel mit einem Knüppel einſchlägt 
oder ühn erſchießt. (Wir erſchießen keinen! rechts. 
— Abg. Liſchnewſki: Sie haben Roſa Luxemburg 
und Karl Liebknecht auf dem Gewiſſen!) Sie 
haben durchaus keine Urſache, darüber zu lächeln; 
denn der Beweis iſt erbracht, daß Ihre faſchiſti⸗ 
ſchen Mordoffiziere, die Ihren Schutz genießen, die 
Elemente, vor die Sie ſich ſchützend ſtellen, es ge⸗ 
tan haben. Es iſt kennzeichnend für Sie, daß Sie 
dafür nur ein Lächeln haben, aber dieſes Lächeln 
wird zur Grimaſſe erſtarren, wenn die Arbeiter 
endlich den Weg beſchreiten werden, den ſie in 
Rußland bereits gegangen ſind. 

Als damals das „freiwillige Notopfer“ der 
Beamtenſchaft und beſonders der unteren Beam⸗ 
tenſchaft, abgezwackt wurde, wo waren damals 
dieſe Helden, die in der „Beamtenzeitung“ Sturm 
liefen gegen eine Herabſetzung der Bezüge, die den 
Kampf ſcheinbar wie Löwen aufnahmen, um die 
Wahrung der Bezüge der Beamten? Wir wiſſen 
genau, wo dieſe Herren damals waren. Sie wur⸗ 
den in die Senatorenſeſſel hineinexpediert. Dieſe 
Senatorenſeſſel ſcheinen doch rechte Wunderſeſſel 
zu ſein, denn wenn man da jemanden hineinſetzt, 
dann vergißt er ſofort ſeine früheren Grundſätze 
und wird ein völlig anderer Menſch, und wenn er 
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vielleicht früher etwas ſchwarz geſehen hat, dann 
ſieht er es jetzt weiß, wenn er früher etwas weiß 
geſehen hat, jo ſieht er es jetzt ſchwarz. Es ſcheint 
ein eigen Ding um dieſe Seſſel zu ſein und es iſt 
die höchſte Zeit, daß dieſe Senatorenſeſſel endlich 
bejeitigt werden, daß wir eine Arbeiter: und 
Bauernregierung bekommen, daß wir nicht nur die 
Senatorenſeſſel hinausexpedieren, ſondern 
auch die Leute, die in ihnen ſaßen. Damals erhiel⸗ 
ten die Führer der Beamtenſchaft Senatovenſeſſel 
und hatten die Sprache verloren. Sie hatten ja 
erreicht, was ſie wollten, und die Beamtenſchaft 
konnte bluten. f 

Dieſe Herren begnügten ſich nicht allein damit, 
der Beamtenſchaft das Geld abzuzwacken, ſondern 
ſie ſcheuten ſich auch nicht, den Stellenabbau in der 
brutalſten Form durchzuführen. Es iſt immer noch 
nicht genug gewürdigt worden, wie die Beamten⸗ 
ſchaft gerade durch den Abbau in Danzig geſchädigt 
worden iſt. Wir wiſſen aber auch, daß hierin nicht 
einmal ein Scheinkampf geführt wird, ſondern 
daß hierbei auch äußerlich eine Einheitsfront 
zwiſchen Claqueuren, Regiſſeuren und Verfaſſern 
beſteht, daß ſich alle darin einig ſind: es muß ab⸗ 
gebaut werden, auch ſelbſt dann, wenn hier in Dan⸗ 
zig, wie der Herr Abgeordnete Müller es bereits 
‚elbit zugegeben hat, ſchon die Grenze des Mög⸗ 
lichen, teilweiſe erheblich, überſchritten worden iſt. 
Sie haben hier erklärt: „Auch wir Deutſchnatio⸗ 
nalen treten für eine Verkleinerung des Beamten⸗ 
körpers ein und wir haben durch unſeren Abbau 
die Grenze es Möglichen teilweiſe bereits über⸗ 
ſchritten“, natürlich nur, um für dieſen Staat auf 
Koſten der unteren Beamten, der Arbeiter und 
Angeſtellten Erſparniſſe zu machen. 

Schauen Sie ſich doch einmal an, wie der Ab⸗ 
bau hier in Danzig bisher vor ſich gegangen iſt. 
Den höheren Beamten ſchafft man andere Aemter; 
einen Herrn Dr. Alter wird man nicht abbauen, das 
tut auch eine Linksregierung nicht, man wird ihn 
höchſtens in eine höhere Beſoldungsgruppe ein⸗ 


ſtufen. Die Zukunft wind auch das beweiſen. Nach 


den Angaben der Regierung ſind bis jetzt 668 Be⸗ 
amte, Arbeiter und Angeſtellte im Laufe von nicht 
ganz zwei Jahren abgebaut worden. Dieſe Zahlen 
verteilen ſich auf Beamte, Angeſtellte und Arbeiter 
für die Jahre 1927 und 1928 wie folgt: Im Jahre 
1927 wurden abgebaut: Beamte 192, Angeſtellte 
211, Arbeiter 33. 1928 wurden abgebaut: Beamte 
91, Angeſtellte 73, Arbeiter 63. Es ſtimmt alſo, 
daß man gerade untere Beamte, insbeſondere An⸗ 
geſtellte und Arbeiter abgebaut hat, die höhere 
Beamtenſchaft blieb unangetaſtet. Die Ueberzen⸗ 
traliſation, das, was beſonders durch den wild 
gewordenen Spießbürger hier im Hauſe, den Ab⸗ 
geordneten Dr. Blavier, immer moniert wurde, 
das Aufbauſchen in den zentralen Verwaltungen 
durch höhere Beamte hat man nicht beſeitigt. Weil 
wir das wiſſen, daß dieſer Staat immer nur untere 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter abbauen wird, 
deshalb wenden wir uns gegen den Abbau, der 
im jetzigen Staat vorgenommen wird. Daneben 
erheben wir grundſätzlich die Forderung, daß die 
höheren Beamten nicht etwa vom Staat ernannt, 
ſondern gewählt werden ſollen. 
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Wir werden uns gegen den Abbau im jetzigen 
Staat mit aller Energie zur Wehr ſetzen. Wie 
man abbaut, ſah man bei der Etatsberatung. Im 
Frühjahr dieſes Jahres beantragte die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion, mehrere höhere Poſtbeamte, 
vier Oberpoſtdirektoren, abzubauen. Sie verlangte 
Uebernahme dieſer Beamtenſtellen durch mittlere 
Poſtbeamte. Wir wieſen darauf hin, daß wir Poſt⸗ 
räte mit einer 35⸗jährigen Dienſttätigkeit haben, 
die imſtande ſind, den Poſten eines Oberpoſt⸗ 
direktors zu übernehmen. Man machte das nicht, 
man baute dieſe Stellen nicht ab. Dagegen ließ 
man fünf Oberpoſtſchaffnerſtellen eingehen. Das 
nur als Beiſpiel dafür, daß der Abbau ſich tatſäch⸗ 
lich nur auf die unteren Beamten auswirkt, nie⸗ 
mals auf die oberen. 

Nun noch etwas Eigentümliches. Im Jahre 
1927 baute man 192 Beamte ab und nur 33 Ar⸗ 
beiter. Im Jahre 1928 hat man 91 Beamte und 
63 Arbeiter abgebaut. Das iſt auch ein Beweis 
dafür, daß die Linksregierung nicht nur in die 
Fußtapfen der früheren deutſchnationalen Regie⸗ 
rung tritt, ſondern noch unſozialer abbaut, noch 
brutaler vorgeht. Sie kann es ſich letzten Endes 
leiſten, noch brutaler vorzugehen, weil alle dieſe 
Herren in den führenden Gewerkſchaften als 
Spitzenfunktionäre ſitzen und die Erregung ein⸗ 
dämmen können. 

Der Abbau im Jahre 1927 wurde von den 
Deutſchnationalen durchgeführt, und der Herr Abg. 
Müller ſtellt ſich hier mit dem friedlichſten Geſicht 
hin und iſt ſtolz darauf, daß die deutſchnationale 
Regierung abgebaut hat, daß ſie den Willen kund⸗ 
getan hat, nicht nur bis zur Grenze des Notwen⸗ 
digen, ſondern über die Grenze des Notwendigen 
hinaus. (Zuruf des Abg. Paul Miller.) Machen 
Sie keine Zwiſchenrufe, ſonſt bekommen Sie eine 
Rüge von Herrn Dr. Ziehm. Sie dürfen bei der 
Rede eines Kommuniſten Zwiſchenrufe nicht ma⸗ 
chen. (Zuruf des Abg. Müller.) Deſto eigenartiger 
mutet es an, daß, wenn die Linksregierung einen 
Mann, der parteipolitiſch nicht in ihren Kram 


paßt, abbauen will, die Deutſchnationalen ſich wie 


Löwen gebärden, Große Anfragen ſtellen und ſich 
mit Händen und Füßen gegen dieſen Abbau wen⸗ 
den. Theater! 

Die Deutſchnationalen waren bis Anfang die⸗ 
ſes Jahres in der Regierung. Nun entſtand eine 
andere politiſche Situation. Genau wie 1926 
ſollte ein erneuter Vorſtoß gegen die Werktätigen 
ſtattfinden. Man wollte wieder ſanieren, man 
wollte wieder ſparen, d. h. die Ausgaben des 
Staates verringern und die Einnahmen in ge⸗ 
wiſſer Beziehung erhöhen, aber nur auf Koſten der 
Werktätigen. Die Deutſchnationalen aber fühlten 
ſich dazu zu ſchwach. Die Wahlen im November 
1927 hatten ſie ja noch ſchwächer gemacht als bis⸗ 
ger. Wir erlebten deshalb im Januar dasselbe 
Schauſpiel, das ſich 1926 abgeſpielt hatte. Die 
Deutſchnationalen zogen ſich zurück, verſchwanden 
nach dem Motiv des bekannten Romans „Im 
Hintergrund der ſchöne Fritz“. Die Claqueure 
traten wieder in die Regierung hinein. Was be⸗ 
abſichtigte man diesmal? Im Jahre 1928 ſollte 
ein Vorſtoß unternommen werden gegen die Mie⸗ 
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ter, gegen die Exwerbsloſen, ein Vorſtoß in Bezug 
auf Schaffung des Spiritusmonopols, ein Vorſtoß 
um die Umſatzſteuer beizubehalten. Es war alſo 
eine ganz nette Summe von Maßnahmen, dazu be⸗ 
rechnet, die Lage der Werktätigen noch mehr zu 
verſchlechtern. Das konnten die jo zahlenmäßig 
ſchwach vertretenen Deutſchnationalen ſich nicht 
leiſten, und deshalb gingen die Claqueure wieder 
in die Regierung hinein. Wir wiſſen auch, daß 
das Spritusmonopol geſchaffen werden ſoll, wir 
wiſſen, daß das Erwersloſenverſichevungsgeſetz 
geſchaffen werden ſoll, wir wiſſen, daß die Mieten 
erhöht werden ſollen, alſo alles Maßnahmen, die 
ſich für die Bourgeoisie als notwendig erweiſen, 
um die Profite der Wirtſchaft noch mehr zu ſtei⸗ 
gern, um die Ausgaben des Staates einzuſchrän⸗ 
ken. Alle dieſe Maßnahmen mußten im Intereſſe 
der Bougeoiſie durchgeführt werden, und die Sozi⸗ 
aldemokraten waren, genau wie 1926 bereit, die 
Rolle des Durchführenden zu übernehmen. 
Aber ſie ſollten dieſe Rolle auch in Bezug auf 
die Kürzung der Beamtengehälter ſpielen. Die 
Deutſchnationalen fanden ja vor eineinhalb Jah⸗ 
ren eine famoſe Löſung: Freiwilliges Notopfer. 
Es ſtellte ſich aber heraus, daß dieſe Löſung da⸗ 
durch anfing in die Brüche zu gehen, daß immer 
mehr Beamte erklärten: „Wir wollen dieſen 
Schwindel nicht mehr mitmachen, wir pfeifen dar⸗ 
auf, noch weiter für dieſen Staat zu notopfern.“ 
Die Beamten erkannten immer mehr, was wir 
immer erklärt hatten, daß die ſogenannte Wirt⸗ 
ſchaft dafür nicht dankbar ſein werde, darauf keine 
Rückſicht nehmen, ſondern über das Notopfer hin⸗ 
weg zur Tagesordnung übergehen werde. Deshalb 
bröckelte das Notopfer ab. Das fing nun aber an, 
gefährlich für die Deutſchnationale Partei zu wer⸗ 
den. Außerdem lag noch vor: Durchführung des 
Erwerbsloſenverſicherungsgeſetzes, Beibehaltung 
der Umſatzſteuer, Schaffung eines Spiritusmono⸗ 
pols. Sie waren alſo gezwungen, die Beamtenbe⸗ 
ſoldung irgendwie zu regeln. Durch Freiwillig⸗ 
keit war nichts mehr zu machen. Alſo blieb nur 
der geſetzliche Weg übrig. Gerade die Beamten⸗ 
ſache veranlaßte deshalb die Deutſchnationale Par⸗ 
tei, aus der Regierung zu verſchwinden und wie⸗ 
der ihre Claqueure hinein zu ſchieben. (Zuruf 
rechts.) Das ſchadet nichts, Sie erfriſchen ſich deſto 
mehr und angenehmer draußen. Ich lege kein Ge⸗ 
wicht darauf, daß die Herren zuhören, ſonderm ſa⸗ 


ge das, was Herr Abg. Rahn ſagte: Ich lege Wert 


darauf, daß die Ausführungen ſchriftlich nieder⸗ 
gelegt werden. Die Beamtenſchaft wird davon 
Kenntnis nehmen. Wir werden dafür ſorgen, daß 
ihr dieſe Ausführungen bekannt werden. (Abg. 
Paul Müller: Die ſind zu lang, die Beamten 
leſen nicht gern jo viel!) In dieſer Beziehung 
werden ſie ganz entſchieden auch die längſte Rede 
leſen. Ihre Rede allerdings nicht, mag ſie auch 
noch ſo kurz ſein. (Abg. Dr. Ziehm: Sie erſcheint 
erſt nach ſechs Wochen!) Es iſt immer noch Zeit, 
den Kampf aufzunehmen, um dies Geſetz zu beſei⸗ 
tigen, falls es durchkommt. Der Kampf wird nicht 
von heute auf morgen geführt. Wir warten 


Wochen und auch Monate. Das Proletariat hat 
nicht nur Jahrzehnte ſondern Jahrhunderte ge⸗ 
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wartet, um den Befreiungskampf ſiegreich zu 
Ende zu führen. In Rußland iſt es ja bereits ge⸗ 
lungen. Die jahrzehntelange Enttäuſchung hat 
das Proletariat nicht entmutigt. Es iſt bereit, den 
Kampf immer wieder neu aufzunehmen und wird 
den Sieg erringen, wie es in Rußland den Sieg 
erfochten hat. Deshalb haben auch die Beamten 
Zeit. (Abg. Dr. Ziehm: Auch denſelben Zuſam⸗ 
menbruch!) 

Es iſt intereſſant, daß der Herr Abg. Dr. 
Ziehm auch anfängt, Zwiſchenrufe zu machen. 
Wenn wir uns jetzt darüber unterhalten ſollten, 
ob der Zuſammenbruch in Rußland tatſächlich er⸗ 
folgt iſt oder nicht, würde ich wahrſcheinlich zur 
Sache gerufen werden. Vielleicht habe ich an ande⸗ 
rer Stelle Gelegenheit, dieſe Frage aufzurollen. 
Leſen Sie Ihre eigenen Zeitungsberichte. Im 
Jahre 1917 berichteten deutſchnationale und ſozi⸗ 
aldemokratiſche Zeitungen, Sowjetrußland werde 
in ſechs Wochen erledigt ſein. Dieſe Prophezeiun⸗ 
gen haben bis heute nicht aufgehört. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Zeichen der Dummheit!) Inzwiſchen be⸗ 
ſteht die Sowjetunion zehn Jahre. Sie iſt nicht zu⸗ 
grunde gegangen und ſteht im Gegenteil ſo ſtark 
und mächtig da, daß die kapitaliſtiſchen Länder mit 
ihr rechnen müſſen. Der Sowjetſtaat wird be⸗ 
ſtehen bleiben, jedenfalls länger als alle kapita⸗ 
liſtiſchen Regierungen; wenn wir Werktätigen 
über die bürgerlichen Regierungen in Deutſch⸗ 
land, Frankreich und England längſt zur Tages⸗ 
ordnung übergegangen ſein werden, dann wird 
der Sowjetſtaat immer noch in alter Friſche wir⸗ 
ken und leben. (Abg. Dr. Ziehm: Plenikowſki als 
Volkskommiſſar!) Ich werde den Poſten durchaus 
nicht ablehnen. Ich werde dann aber auch nicht 
Gehälter zugebilligt bekommen, wie ſie die Sena⸗ 
toren mit 3 und 4000 G monatlich heute erhalten, 
ſondern werde mit einem Gehalt zufrieden ſein 
müſſen, wie es ſie auch die übrigen Beamten be⸗ 
kommen würden in Höhe von 300, 400 und 500 G. 
Die Sowjet⸗Beamten werden nicht auf Koſten der 
Werktätigen ein ſo luxuriöſes Leben führen wie 
heute die obere Beamtenſchaft. (Zuruf rechts.) 
Hören Sie doch mit den Märchen von Frau Lu⸗ 
natſcharſki auf. Es iſt einwandfrei erwieſen, daß 
ihre „Brillanten“ nur Glasperlen waren. Wenn 
Sie dieſe alten Märchen aufwärmen, wirken Sie 
damit nicht nur lächerlich, ſondern auch widerlich. 
Ich wundere mich nur, daß ich wom Präſidenten 
nicht unterbrochen werde. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich bitte jetzt zum Beſoldungsgeſetz zurück⸗ 
zukommen. Sie haben ſelbſt zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß das nicht zur Sache gehört. (Abg. 
Plenikowſki: Ich muß doch erwidern!) Sie brau⸗ 
chen nicht auf jeden Zwiſchenruf einzugehen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Eine ge: 
ſetzliche Regelung der Beamtenbeſoldung erwies 
ſich als eine zwingende Notwendigkeit. Die Form 
des freiwilligen Notopfers erwies ſich immer 
mehr als unhaltbar. Die Ausgaben für die Be⸗ 
amten ſollten herabgeſenkt werden, deshalb 
mußte man einen andern Weg finden. Dieſer 
Weg war geſetzlicher Abbau. Geſetzliche Maß⸗ 


nahmen mußten getroffen werden, nur daß die 
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Deutſchnationalen nicht die Kaſtanien aus dem 
Feuer holen wollten, daß ſie dies den Claqueuren 
überließen, die 1926 auch dazu bereit waren. Die 
gingen in die Regierung hinein, und jetzt erfolgte 
abermals die „Sanierung“ auf Koſten der Werk⸗ 
tätigen. Die freiwillige Form wurde durch eine 
geſetzliche abgelöſt. Wir kennen alle die Verhand⸗ 
lungen, die ſich hier in den letzten Monaten ab⸗ 
geſpielt haben. Wir kennen die Kämpfe, die tob⸗ 
ten, um aus der freiwilligen Form eine geſetzliche 
zu machen. Wir wiſſen, daß dieſe Kämpfe jetzt be⸗ 
endet werden ſollen, daß der Vorhang vielleicht 
morgen oder übermorgen fallen ſoll. Die Frie⸗ 
denspfeife wird ja ſchon geraucht. Die Herren 
Deutſchnationalen, Zentrumsleute uſw. ſitzen be⸗ 
reits draußen, vielleicht ſogar an einem Tiſch und 
rauchen dieſe Friedenspfeife. Sie freuen ſich, daß 
dies Beamtenbeſoldungsgeſetz endlich unter Dach 
und Fach gebracht wird. 

Es wird ſich hier vielleicht dasſelbe abſpielen, 
was ſich in Preußen im Anſchluß an das Preu⸗ 
ßiſche Beſoldungsgeſetz abgeſpielt hat. Dort haben 
die Parteien im Anſchluß an den Abſchluß des 
Beſoldungsgeſetzes einen Bierabend veranſtaltet. 
Dazu wurden alle Parteien eingeladen, ja, man 
verſuchte auch die Kommuniſten zur Teilnahme 
an dieſem Bierabend zu veranlaſſen, erfuhr dabei 
aber eine ganz gründliche Abfuhr. Wenn Sie mir 
das nicht glauben, bitte ſchön, leſen ſie den Bericht 
des Preußiſchen Landtages anläßlich der zweiten 
und dritten Beratung des Beſoldungsgeſetzes 
nach, und Sie werden meine Ausführungen be⸗ 
ſtätigt finden. Im Anſchluß an die Verabſchie⸗ 
dung des Beſoldungsgeſetzes in Preußen fand ein 
Bierabend ſtatt. Ich weiß nicht, ob man auch hier 
in Danzig dieſen Abſchluß des Geſetzes in Form 
eines Bierabends feiern oder ob man eine andere 
Veranſtaltung wählen wird. Wir beſitzen ja hier 
in Danzig bereits Routine im Aufziehen derarti⸗ 
ger Veranſtaltungen, denken Sie nur an das ſo⸗ 
genannte „Preſſefeſt“ im Kurhaus in Zoppot, 
das im vergangenen Winter ſtattfand und wo die 
Deutſchnationalen einmütig mit den Sozialdemo⸗ 
kraten die ganze Nacht hindurch kämpften, näm⸗ 
lich mit Alkohol und Nikotin. 

Die Vorbereitungen zu dieſem Danziger Be⸗ 
ſoldungsgeſetz waren ſelbſtverſtändlich in Anbe⸗ 
tracht der Wichtigkeit dieſer Sache ſehr eingehen⸗ 
de. Auf dieſe Vorbereitungen möchte ich etwas 
näher eingehen, es iſt gerade ſo hochintereſſant, 
wenn man dieſe Vorbereitungen noch einmal 
Revue paſſieren läßt, die von den einzelnen Par⸗ 
teien ſeinerzeit zu dieſem Beamtenbeſoldungsge⸗ 
ſetz getroffen wurden. Wenn man ſich noch ein⸗ 
mal vergegenwärtigt, was ſeinerzeit in Verſamm⸗ 
lungen und in der Preſſe von den einzelnen Par⸗ 
teien zu dieſem Geſetz ausgeführt worden iſt, was 
alles verſucht worden iſt, um dieſes Geſetz unter 
Dach und Fach zu bringen, ſo ſchält ſich klar her⸗ 
aus, wer für dieſes Geſetz eingetreten iſt und wer 
gegen das Beſoldungsgeſetz war. 

Hier habe ich einen Bericht der „Danziger 
Volksſtimme“ über eine Mitgliederverſammlung 
der Sozialdemokratiſchen Partei, in der der Abge⸗ 
ordnete Dr. Kamnitzer über politiſche Probleme 
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ſprach, und zwar am 10. Februar 1928. Sie ſehen 
alſo, bereits damals im Februar begannen die 
Claqueure auf Anordnung der Verfaſſer des 
Beſoldungsgeſetzes, das Spiel vorzubereiten. Da⸗ 
mals erklärte der Abgeordnete Dr. Kamnitzer: 
„Die Löcher im Etat drohen ſich weiter zu ver⸗ 
größern angeſichts der Tatſache, daß die Beamten⸗ 
beſoldung in ihrer im Staats⸗ und Beamtenin⸗ 
tereſſe vollkommen verkehrten Notopferpolitit 
neu geregelt werden muß.“ Das iſt der Beweis 
für meine vorherigen Ausführungen. Es erwies 
ſich als notwendig, irgend eine andere Form für 
die bisher freiwillige Form des Notopfers zu 
finden. Es mußte irgend etwas geſchehen, um die 
Neuregelung der Beſoldung herbeizuführen, und 
deshalb verſchwanden die Deutſchnationalen aus 
den Senatorenſeſſeln, die Sozialdemokraten gin⸗ 
gen hinein. Daß das Problem der Beamtenbe⸗ 
ſoldung das zunächſt brennendſte war, beweiſt 
auch, daß man gleich im Februar von Senatoren⸗ 
ſeite aus dazu Stellung nahm. (Zuruf: Sie ſind 
wohl Dauerredner geworden?) Sie können mich 
ja nachher ablöſen. Es iſt ihnen natürlich ange⸗ 
nehmer, die Intereſſen des Volkes da draußen an 
der Theke zu vertreten durch Verkonſumierung 
von Schnaps, als hier im Saal zu ſitzen. Sie ſind 
ja dafür bekannt, Herr Abgeordneter Cierocki. 
Vizepräsident Dr. Bogdan: Ich bitte, dieſe per⸗ 
ſönlichen Bemerkungen zu unterlaſſen! (Abg. 
Liſchnewſki: Dann laß er nicht ſoviel Schnaps 
trinken!) Ich bite noch einmal dieſe Bemerkungen 
zu unterlaſſen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Alſo be⸗ 
reits damals im Februar mußte die Oeffentlich⸗ 
keit darauf vorbereitet werden, daß eine geſetz⸗ 
liche Neuregelung der Betzüge der Beamtenſchaft 
nicht zu umgehen ſei und deshalb erklärte der 
Herr Abgeordnete Dr. Kamnitzer damals: „Das 
neue preußiſche Beamtenbeſoldungsgeſetz bringt 
war den unteren und mittleren Beamten — 
man höre und ſtaune! — die nötigen Aufbeſſe⸗ 
rungen, aber auch die oberen Gehaltsklaſſen profi⸗ 
tieren in erhöhtem Maße davon. Einer Verkür⸗ 
zung der Bezüge dieſer Herren ſtehen ihre ſoge⸗ 
nannten „wohlerworbenen Rechte“ entgegen.“ M. 
H., was wird durch die Ausführungen des Herrn 
Abg. Dr. Kamnitzer in der damaligen Mätglieder⸗ 
verſammlung bewieſen? Zunächſt, daß es ſchon im 
Februar feſtſtand, daß eine Herabſetzung der Be⸗ 
züge der bereits im Amt ſtehenden Perſonen nicht 
erfolgen wird. Das Theater, das nachher ein⸗ 
ſetzte, daß man den § 47 des Geſetzes formulierte, 
daß drei, fünf und acht Prozent Abzüge erfolgen 
ſollten, nun, das war eine Auseinanderſetzung 
zwiſchen Claqueuren und Verfaſſern. Dieſe Aus⸗ 
führungen aber, die der Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
gemacht hat — und der Abg. Dr. Kamnitzer iſt 
doch bekanntlich Juriſt — lauteten dahin, daß 
einer Verkürzung der Bezüge der oberen Beam⸗ 


tenſchaft die „wohlerworbenen Rechte“ dieſer 
erren entgegenſtänden. Vielleicht hat ſich der 


Abgeordnete Dr. Kamnitzer ſogar aus ſeiner 
luriſtiſchen Einſtellung heraus verpflichtet ge⸗ 
fühlt, das zu erklären. Und das erklärte Dr. 


Kamnitzer bereits im Februar dieſes Jahres! Da 
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iſt es doch klar, daß der dann ſpäter einſetzende 
Kampf der Sozialdemokratie, die oberen Gehalts⸗ 
gruppen etwas herabzuſetzen, nur ein Schein⸗ 
kampf war. — So aus dem Zuſammenhang ge⸗ 
riſſen, Herr Abg. Arczynſki, verſtehen Sie die 
Materie nicht, wenn Sie das verſtehen wollen, 
dann müſſen Sie ſchon ein wenig länger im Saal 
bleiben. (Er iſt ſo beſchäftigt als Arbeitsminiſter! 
bei den Kommuniſten.) Aber intereſſant iſt es 
doch, daß bereits im Februar der Abgeordnete 
Dr. Kamnitzer das Märchen auftiſcht, daß das 
neue preußiſche Beſoldungsgeſetz den unteren und 
mittleren Beamten die „notwendigen Aufbeſſe⸗ 
rungen“ bringt. Er wollte doch damit dokumen⸗ 
tieren: Alſo, Ihr Beamten in Danzig, kämpft 
nicht ſo ſehr gegen das neue Beſoldungsgeſetz das 
kommen wird. Es bringt der unteren und mitt⸗ 
leren Beamtenſchaft die Aufbeſſerung ihrer Be⸗ 
züge. Als dann ſpäter der Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer von dieſer Stelle dasſelbe ausführte, daß 
nämlich das neue Beſoldungsgeſetz den unteren 
und mittleren Beamten höhere Bezüge brächte, 
quittierte ich dieſe Ausführungen mit dem Zu⸗ 
ruf „Lüge!“, weil gerade die untere und mittlere 
Beamtenſchaft am meiſten durch das neue Geſetz 
Einbußem erleidet. Damals wollte das der Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer nicht wahr haben. Alſo man 
beließ es nicht dabei, zu ſagen, daß das neue Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetz notwendig ſei, ſondern man 
ſetzte Lügen in Umlauf, man ſuchte die Beamten⸗ 
ſchaft zu täuſchen über die ganze Vorlage. Es 
war nichts anderes als Lüge und Täuſchung, 
wenn der Abgeordnete Dr. Kamnitzer hier er⸗ 
klärte, daß das neue Beſoldungsgeſetz eine Er⸗ 
höhung der Bezüge für die untere und mittlere 
Beamtenſchaft vorſieht. Sie werden ja nachher 
hören, ob das tatſächlich zutrifft. 

In einem anderen Artikel der „Danziger 
Volksſtimme“ wird dann auf die ſtaatspolitiſche 
Notwendigkeit der Uebernahme der preußiſchen 
Beſoldungsordnung für Danzig hingewieſen!. 
Es heißt da in dem Artikel vom 27. Februar 
1928 unter der Ueberſchrift „Die Neuregelung der 
Beamtenbeſoldung“: 

Wie verringern wir die Danziger Ausgaben? 
Eine neue Ordnung ſoll in die Danziger Beam⸗ 
tenſchaft durch Uebernahme der deutſch⸗preußiſchen 

Beſoldungsordnung gebracht werden. 

genau nach deutſchem Vorbild übernommen werden, 

ſo würde die untere Beamtenſchaft bis Gruppe VI 

geringe Erhöhungen im Geſamtbetrage von etwa 

350 000 Gulden Mehrkoſten erhalten, während die 

höheren Gruppen geringe Abſtriche erfahren würden, 

ſo daß die Geſamterſparnis durch die Beſoldungs⸗ 
reform etwa 2,68 Millionen Gulden betragen würde, 

d. h. annähernd ebenſoviel wie heute — auf dem Pa⸗ 

pier — das Notopfer einbringt, das bekanntlich fort⸗ 

fallen ſoll. a 


Sie brauchen das nicht mitzuſtenographieren, 


ich gebe Ihnen diefe Zeitungsnotizen nachher. 
(Zwiſchenruf links.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Ple⸗ 


nikowſti, ich bitte in der Rede fortzufahren und 


nicht Zwiſchenbemerkungen zu machen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.) 
Nun gibt es aber Leute, die zwar bei anderer 
Gelegenheit alles genau ſo machen wollen, wie es in 


Würde dieſe⸗ 


0 


(D} 


(A) 


68) 


1054 Volkstag Danzig — 50. Sitzung. 
(Plenikowſti, Abgeordneter) 

Deutſchland iſt, nicht aber, wenn es ſich um Fragen 

des Geldbeutels handelt. Dieſe Kreiſe erklären, daß 

man zwar die preußiſch⸗deutſche Beſoldungsordnung 

übernehmen könnte, aber nur ſoweit ſie Erhöhungen 

bringt, nicht inſoweit als einige höhere Beamte da⸗ 
durch ein wenig von ihren Gehältern einbüßen. 
Was wollte die „Volksſtimme“, die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei, durch dieſe Ausführungen nach 
außen dokumentieren? Daß das Beſoldungsge⸗ 
ſetz nur geringe Abſtriche für die oberen Beamten 
bringt, daß aber die Beſoldungsgruppen III, IV, V 
und ſogar noch VI eine Aufbeſſerung ihrer Bezüge 
erfahren. Ich bin hier einmal zur Ordnung ge⸗ 
rufen, weil ich einen Abgeordneten als Schwind⸗ 
ler, als Lügner bezeichnete. Ich möchte hier der 
ganzen Redaktion der „Volksſtimme“ öffentlich 
erklären, daß ſie nach Strich und Faden ſchwin⸗ 
delt, und daß ſie ganz beſonders in Bezug auf 
das Beamtenbeſoldungsgeſetz geſchwindelt hat. Es 
iſt doch jedem bekannt, der das Geſetz einiger⸗ 
maßen durchgeſehen hat, daß man von einer Auf⸗ 
beſſerung der Bezüge der Gruppen V und VI nicht 
im geringſten ſprechen kann. So ſuchte man die 
Bevölkerung über das wahre Geſicht des neuen 
Beſoldungsgeſetzes zu täuſchen. 

Dieſe Politik der Sozialdemokratiſchen Partei 


und der „Volksſtimme“ wurde von den Organen 


des kapitaliſtiſchen Staates trefflich unterſtützt, 
durch die Finanzreden und durch die Regierungs⸗ 
erklärungen, die hier vom Stapel gelaſſen wur⸗ 
den. Sekundiert wurde ſie von den Führern des 


Danziger Beamtenbundes. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) — Ich habe nichts dagegen, mein 
Konterfei in der „Volksſtimme“ vorzufinden; 
denn dieſe Herren können niemanden mehr be⸗ 
ſchmutzen. — Ich betonte, daß dieſe Politik der 
Sozialdemokratiſchen Partei und ihrer Preſſe 
durch die Staatsorgane und den Beamtenbund 


unterſtützt wurde. Ich habe auch dafür Beweiſe. 


Man richtete an den Senat eine Kleine Anfrage: 
„Wo bleibt das neue Beſoldungsgeſetz?“ Es kam 
alſo der Schrei nach dem neuen Beſoldungsgeſetz. 
Wenn nun die Führer des Danziger Beamten⸗ 
bundes die Erklärung abgeben: „Wir wollten 
nicht das Beſoldungsgeſetz, wie es jetzt vorliegt, 
wir wollten nicht, daß die Bezüge herabgeſetzt 
werden ſollten, ſondern wir wollten eine Auf⸗ 
beſſerung oder wenigſtens die Bezüge in der 
jetzigen Höhe erhalten; wir wollten dadurch nur 
für die Beamtengruppen eine Erhöhung erkämp⸗ 


fen, die in Deutſchland bzw. Preußen gegenüber 


den Verhältniſſen in Danzig eine Erhöhung er⸗ 
halten“, dann iſt das Schwindel; denn dieſe 
Herren ſind genug Politiker, um zu wiſſen, daß 


die Regierung, ſei es eine deutſchnationale oder 


eine Zentrumsregierung mit ſozialdemokratiſcher 
Mehrheit bei den jetzigen politiſchen Verhältniſſen 
immer nur ein Beſoldungsgeſetz vorgelegt hätte, 
das eine Senkung der Bezüge faſt aller Beamten 


herbeigeführt hätte. Das mußten die Herren mom | 


Beamtenbund wiſſen. Ich glaube mich auch nicht 
zu irren, wenn ich die Behauptung aufſtelle, daß 
die Führer des Danziger Beamtenbundes mit der, 
Regierung trotz der ſcheinbaren Rivalität, trotz 
des ſcheinbaren Kampfes unter einer Decke 1 1 
ten und gemeinſam kämpften, um das Geſetz 
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durchzuführen. Vielleicht wurde auf Anweiſung 


irgend eines hauptamtlichen Senators, vielleicht 


auch auf Anweiſung einer Verwaltungsſtelle im 


Staat die Anfrage losgelaſſen: „Wann kommt 
das Geſetz?“ Sie hatten es nicht ſo eilig, das zu 
verlangen; denn was ſie angeblich damit be⸗ 


zwecken wollten, daß den Beamten, die ſchlechter 


geſtellt waren als in Preußen, die erhöhten Be⸗ 
züge von Oktober 1927 an nicht verlorengehen 
ſollten, dieſe Befürchtung war durch eine Ent⸗ 
ſchließung beſeitigt, die beim Etat angenommen 
werden ſollte. In dieſer ſtand, daß Beamte, die 
in Preußen durch das neue Beſoldungsgeſetz beſſer 
geſtellt waren als in Danzig, das betreffende 
höhere Gehalt nachgezahlt bekommen ſollten. Ich 
gehe alſo nicht fehl, wenn ich ſage, es wurde vom 
Senat beim Beamtenbund angetippt, die Anfrage 
wurde losgelaſſen und dann vom Senat wie folgt 
beantwortet: 

Der Senat wird dem Volkstage mit größter Be⸗ 
ſchleunigung den Entwurf eines neuen Beſoldungs⸗ 
geſetzes zuleiten. Der Entwurf wird eine Anglei⸗ 
chung der Danziger Beamtengehälter an die ſeit dem 
1. Oktober 1927 im Reich bezw. in Preußen geltenden 
Gehaltsſätze vorſehen. 

Dieſe Antwort erfolgte bereits im März. 

Wie unterſtützten nun die Organe des Staa⸗ 
tes, alſo der Finanzminiſter, der Staatspräſident 
die Politik, die in der ſozialdemokratiſchen Preſſe 
in Bezug auf das neue Beamtenbeſoldungsgeſetz 
verfolgt wurde? In der Regierungserklärung, 
die im Januar abgegeben wurde, war folgendes 
enthalten: 

Mit großer Sorgfalt prüft der Senat die Finanz⸗ 
lage des Staates und die finanziellen Probleme in 
ihrer Geſamtheit. Ein klares Bild über die künftige 
Finanzgeſtaltung wird ſich erſt bei der Aufſtellung 
der Staatshaushaltspläne ergeben. Der Senat wird 
ſodann dem Volkstag eine ausführliche Ueberſicht 
über die Finanzlage und die damit zuſammenhängen⸗ 


den Fragen geben. Der Senat wird ſich bei allen, 


jeinen Maßnahmen von dem Gedanken äußerſter 
Sparſamkeit leiten laſſen und wird darauf beſtehen, 
daß in dem Staatshaushalt ein Ausgleich zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben herbeigeführt wird. 
Der dem Völkerbund zugeſagte Abbau der Zahl, 
der Staatsbedienſteten wird in der Weiſe durchge⸗ 
führt, daß am Ende des Etatsjahres 1928 die Ge⸗ 
ſamtzahl um mindeſtens 800 vermindert ſein wird. 


Hierbei ſind die entbehrlichen Stellen auch die höhe⸗ 


ren Beamtenſtellen als künftig wegfallend zu bezeich⸗ 

nen und zu hoch eingeſtufte Stellen, wie z. B. Staats⸗ 

tatsjtellen, ſoweit ſie nicht durch die Leitung größerer 
Behörden gerechtfertigt ſind, beim Freiwerden in 
niedriger eingeſtufte Stellen umzuwandeln, wenn ſie 
nicht überhaupt wegfallen können. 


Da die Einwohnerwehr bei den jetzigen Verhült⸗ 
niſſen entbehrlich geworden iſt, wird die Verordnung 


über ihre Bildung aufgehoben: und werden die Waf⸗ 
fen und die Ausrüſtung eingezogen werden; in den 


neuen Staatshaushalt werden Mittel dafür nicht ein⸗ 


geſtellt. 1788 ö f 
„Vereinfachung der Verwaltung. 
Die Verwaltung iſt durch Zuſammenlegung vet⸗ 


wandter Verwaltungszweige, durchgreifende Bürore⸗ 


form und zweckmäßige Verteilung der Aufgaben ſo zu 


85 vereinfachen, daß die Arbeitskraft eines jeden Beam⸗ 


ten im Dienſte des Staates voll ausgenutzt wird. 
Das Ziel ſoll ein energiſcher Abbau des Verwaltungs⸗ 
apparates ſein unter Wahrung der Rechte des Be⸗ 
rufsbeamtentums. ö 4? 
Bei Beſetzung der Beamtenſtellen iſt in erſter 
Linie auf Eignung zu ſehen. Es darf niemand wegen 
einer politiſchen Einſtellung oder ſeiner Konfeſſion 
oder ſeiner Rechtsanſchauung zurückgeſetzt werden. 
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endlich aufhören ſoll, über die Beamtenfrage zu 


Volkstag Danzig — 50. Sitzung. 

(Plenikowſki, Abgeordneter) 
— Alſo der Herr Leiter des Rundfunks (zu den 
Deutſchnationalen) iſt nicht ſeiner politiſchen 
Einſtellung wegen gemaßregelt worden; ſonſt 
würde dieſe Behauptung den Senat der Lüge be⸗ 

zichtigen. — ; 
Die preußiſch⸗deutſche Beſoldungsreform ſoll als 


Vorbild für die Regelung der Danziger Beamtenbe⸗ f 


ſoldung gelten, ſoweit die Staatsfinanzen es zulaſſen. 
Auch der Herr Finanzſenator blies in dasſelbe 
Horn. Wir wiſſen, daß er in ſeiner Finanzrede 
alles Schwarz in Schwarz malte. Er ſprach von 
dem angeblich ſchwierigſten Finanzjahr 1928/29 
und führte folgendes aus: 

In dieſem Geiſte muß auch das Beamtenproblem 
gelöſt werden. Die Löſung dieſes Problems iſt, dar⸗ 
über iſt ſich die Regierung mit der geſamten Beam⸗ 
tenſchaft einig, dringend und unvermeidlich. Eine ges 
ſetzliche Vorlage hierüber wird vorausſichtlich bald 
dem Volkstage zugehen. Das Ziel. welches hierbei 
zu verfolgen iſt, iſt auch bei allen Beteiligten ein 
völlig klares. Die Gehaltsſätze ſollen ebenſo hoch be⸗ 
meſſen werden, wie im Deutſchen Reich und in Preu⸗ 
ben. Wie aber dieſes Ziel zu erreichen iſt, wie insbe⸗ 
ſondere die Ueberleitung vom gegenwärtigen Zuſtand 
in den künftigen ohne Mehrkoſten herbeigeführt wer⸗ 
den ſoll, wie mit anderen Worten das Notopfer in 
eine geſetzliche Form überführt werden kann, darin 
liegt die Schwierigkeit. j 

Dann betont er am Schluß: 

Denn die allgemeine Lage geſtattet es nicht, den 

Gehaltsbedarf irgendwie zu ſteigern. 
Wir ſehen alſo, wie alle in Betracht kommenden 
Faktoren, der Koaglitionsſenat einſchließlich der 
einzelnen hauptamtlichen deutſchnationalen Se⸗ 
natoren, die Sozialdemokratiſche Partei, die ſozi⸗ 
aldemokratiſche Preſſe zund die Führer des Dan⸗ 
ziger Beamtenbundes ſich alle darin einig waren, 
daß das Beſoldungsgeſetz kommen mußte und das 
Geſicht der preußiſch⸗deutſchen Beſoldungsordnung 
tragen ſollte. Das kennzeichnet den Kampf, der 
hier geführt wurde. Es war nur ein Scheinkampf 
und ſollte die Beamten nur täuſchen. j 
Welches iſt der Zweck dieſes Geſetzes? Sparen 
für dieſeen kapitaliſtiſchen Staat, ſparen, um die 
Profite der Wirtſchaft nicht anzutaſten, ſparen 
auf Koſten der unteren und mittleren Beamten⸗ 
ſchaft. Es iſt oft betont, worden, daß man nun 


prechen. Man müßte endlich einmal zu einem 
Schluß kommen. Das hat teilweiſe ſeine Berech⸗ 
tigung; denn wir haben in den letzten Monaten, 
ja, in den letzten Jahren eine Unmenge Artikel 


über die Beamtenfrage in allen Zeitungen ge⸗ 


leſen. Kalt. keine Woche verging, in der nicht 


uͤrgend eine Zeitung in längeren oder kürzeren 


Ausführungen zur Frage der Beamtenbeſoldungg 


Stellung nahm. Fast jede Rede wurde dazu be⸗ 
nutzt, jede Regierungserklärung, jede Finanzrede 
würde zum Teil mit dem Problem des neuen 
Beamtenbeſoldungsgeſetzes ausgefüllt. Warum 
alle dieſe Ausführungen? Man wußte, daß man 
hier gut vorbereiten mußte, damit nachher der 
letzte Akt möglichſt ſchnell geſpielt werden konnte. 
Wir wiſſen, daß Sie famos vorgearbeitet haben; 
enn Sie hätten es fertig gebracht, vielleicht in 
einer einzigen, allerhöchſtens zwei Sitzungen ein 
derart wichtiges Geſetz in zweiter und dritter Be⸗ 
ratung zu verabſchieden. reiten 
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Durch dieſe ewigen Hinweiſe und vielen Aus⸗ 
führungen wollte man die Anhänger über das 
Ausſehen des neuen Geſetzes täuſchen. So kam 
denn nun endlich das Beſoldungsgeſetz und wurde 
dem „hohen“ Hauſe vorgelegt. Es galt nun aber 
für die Verfaſſer, noch einen anderen Kampf zu 
ühren. Sie hatten erreicht, daß die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei damit einverſtanden war, daß das 
preußiſche Beſoldungsgeſetz mit allen ſeinen Här⸗ 
ten und Angerechtigkeiten übernommen werden 
ſollte. Sie hatten erreicht, daß die Linksregie⸗ 
rung das auch durchzuführen bereit war. Aber 
es galt einen Schönheitsfehler zu beſeitigen, 
nämlich die Bezüge der oberen Beamten in der 
alten Höhe zu wahren. Die Claquere waren be⸗ 
reit, das Geſetz zu übernehmen. Aber man war 
nicht ſo ganz damit einverſtanden, der oberen Be⸗ 
amtenſchaft die Rieſenbezüge zu laſſen, nicht etwa, 
weil dieſe Herren der oberen Beamtenſchaft die 
Gehälter nicht gönnten. Im Gegenteil, es iſt be⸗ 
kannt, daß ſie gerade in Preußen, wo ſie ſelbſt 
in der Regierung ſitzen, ihren Miniſtern fort⸗ 
während die Bezüge erhöht haben. Wir wiſſen, 
daß ſie in Preußen und Deutſchland gerade der 
oberen Beamtenſchaft die Gehälter mit Vorliebe 
erhöhten, weil ehr viels Prominente: Führer 
der Sozialdemokratiſchen Partei dieſe Poſten 
bekleiden und ſie ſelbſtverſtändlich deshalb den 
allergrößten Vorteil von einer Erhöhung der 
Bezüge der oberen Beamtenſchaft haben. Alſo 
nicht etwa, weil Ihnen das unangenehm war, 
weil Sie der oberen Beamtenſchaft dieſe Bezüge 
nicht gönnen wollten, ſondern weil Sie die Rolle 
der Claqueure ſpielten, deshalb die frühere Faſ⸗ 
jung des § 47, deshalb nicht Wahrung des Beſitz⸗ 
ſtandes in vollem Umfange. Die Zuschauer hätten 
ſich vielleicht ein wenig zu ſehr empört und ſollten 
durch den § 47 beruhigt werden. 1 

Das paßte nun aber nicht den Verfaſſern; 
denn die Verfaſſer hatten das Geſetz ſchon fix und 
fertig ausgearbeitet, und jetzt galt es, nicht an 
dieſem ausgearbeiteten Geſetzentwurf etwas zu 
rütteln oder abzuändern. Wie konnten die Cla⸗ 
queure es wagen, an dieſem Geſetzentwurf Aende⸗ 
rungen vorzunehmen? Die Verfaſſer duldeten es 
nicht; deshalb ſetzte jetzt der Kampf um die Wah⸗ 
rung des Beſitzſtandes ein. Der ganze Kampf, der 
jetzt geführt wurde, die ganze Tragikomödie war 
nur darauf zugeſchnitten, dieſes eine Ziel zu er⸗ 
reichen. Dann konnte man zuſammen mit den 
Claqueuren an die endgültige Verabſchiedung des 
Geſetzes herangehen. 10. 18 80 
„Ich habe bereits im Plenum und bei den 
erſten Verhandlungen darauf hingewieſen, daß es 
nicht der bürgerlichen Opposition darauf ankam, 
dies Geſetz zu verhindern oder die wirklichen Här⸗ 
ten und Angerechtigkeiten dieſes Geſetzentwurfs 
zu beſeitigen, ſondern die bürgerliche Oppoſition 
erſtrebte einzig und allein die Wahrung des Bes 


ſitzſtandes. War die Wahrung des Beſitzſtan des 


erreicht, dann konnte das Geſetz verabſchiedet 
werden. So iſt es auch gekommen. Wir kennen 
den ſcheinbar „hartnäckigen“ Kampf, den ſich die 
Faktoren einander lieferten: die Sozialdemokra⸗ 


tiſche Partei und die Deutſchnationale Partei, die 
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ſozialdemokratiſche Preſſe 
nale Preſſe. 

Ich will hier ein paar Illuſtrationen dieſes 
Kampfes bringen, aber nur, um nachher deſto 
ſchärfer und klarer den Nachweis zu führen, daß 
es nicht ein wirklicher, ſondern nur ein ſchein⸗ 
barer Kampf war. Was ich zu Beginn der Ver⸗ 
handlungen im Plenum und im Hauptausſchuß 
erklärte, daß nämlch die Deutſchnationalen die 
Wahrung des Beſitzſtandes erreichen würden, iſt 
auch eingetreten. Es trifft aber auch zu, was ich 
noch erklärte, daß nämlich die Sozialdemokraten 
damit einverſtanden ſein würden, daß ſie nicht 
wagen würden, dagegen zu kämpfen. Ich hatte be⸗ 
hauptet, die Sozialdemokraten würden nichts 
gegen die Rieſengehälter der oberen Beamten 
unternehmen. Das iſt eingetroffen. Wir wiſſen, 
daß die Sozialdemokratie bedingungslos kapitu⸗ 
liert hat, daß die ſcharfen Ausführungen, die teil⸗ 
weiſe der Herr Hauptredakteur in der „Volks⸗ 
ſtimme“ machte, (Zuruf: Wo iſt er, er iſt ja gar⸗ 
nicht da!) — Doch, er verſteckt ſich nur hinter der 
Portiere, er ſchämt ſich, hier jetzt offen hervorzu⸗ 
treten und ſeine Schandtaten anzuhören — jetzt 
übergegangen ſind in ein mildes, nachſichtiges 
Lächeln. Das Schlachtſchwert, das damals ſo 
ſchaurig gegen dieſe böſen Deutſchnationalen und 
die böſen Führer des Danziger Beamtenbundes 
erhoben wurde, hat ſich in eine Friedenspalme 
verwandelt. In der heutigen Nummer der „Dan⸗ 
ziger Volksſtimme“ lieſt man nämlich: „Es iſt 
anders gekommen.“ — nämlich nicht ſo, wie die 
Sozialdemokraten es angeblich erhofften, daß die 
Richter einer Herabſetzung der Bezüge zuſtimmen 
würden. — „Die Richter haben ihrem klagenden 
Kollegen Recht gegeben, haben entſchieden, daß 
ihnen zu Unrecht ihr Gehalt verkürzt worden iſt, 
und daß der Staat ihnen die alten Gehälter un⸗ 
vermindert weiter zu zahlen hat. Und die 
Folge? — „Nun, nach den früheren Artikeln der 
„Volksſtimme“ müßte man eigentlich annehmen, 
jetzt würde klipp und klar der Kampf gegen dieſes 
Urteil erklärt werden, das der oberen Beamten⸗ 
ſchaft Tauſende pro Perſon nachzuzahlen ver⸗ 
pflichtet und der unteren und mittleren Beamten⸗ 
ſchaft nichts gibt. Alſo man erwartete eigentlich 
die ſchärſſte Kampfanſage der Sozialdemokratie 
gegen dieſes Urteil. Und ſtatt deſſen lieſt man 
weiter: „Das Volk, das Publikum — lächelt.“ 
Das iſt der Kampf, den die „Volksſtimme“ jetzt 


und die deutſchnatio⸗ 


führt gegen die Bezüge der oberen Beamtenſchaft. 


Alſo das, was die „Danziger Beamtenzeitung“ in 
ihrer letzten Nummer fordert: „Wir hoffen, daß 
es den ſozialdemokratiſchen Führern gelingen 
wird, ein wenig beſänftigend auf die „Volks⸗ 
ſtimme“ einzuwirken“, das iſt jetzt eingetreten. 
Daß die „Volksſtimme“, daß die Führer der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei aber durch einige Mo⸗ 
nate hindurch ſcheinbar durchaus nicht gewillt 
waren, ein Urteil des Gerichts hinzunehmen, das 
die Wahrung des Beſitzſtandes ausſprach, dafür 
einige Beiſpiele: Am 18. Juli 1928 leſen wir in 
der „Volksſtimme“: 

Wir ſtellen ausdrücklich feſt, daß es in dieſem 

Sinne keine einige bürgerliche Mehrheit gibt. 
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nämlich in bezug auf die Wahrung des Beſitz⸗ 
ſtandes, 
ſondern, daß zwiſchen den bürgerlichen Parteien er⸗ 
hebliche Unterſchiede in der Auffaſſung über verſchie⸗ 
dene Probleme unſeres Staates herrſchen, die zum 
Teil kaum überbrückbar ſind Zweifellos haben wir 
mit unſerer Feſtſtellung recht, daß man weniger von 
einer bürgerlichen. geſchloſſenen Oppoſition gegen die 
Sozialdemokratie, ſondern mehr von einer abioluten. 
Iſoliertheit der Deutſchnationalen ſprechen kann. 
Die Sozialdemokraten wollten alſo damit doku⸗ 
mentieren, nur die Deutſchnationalen ſind gegen 
unſere Maßnahmen, die ganze übrige bürgerliche 
Front iſt für uns. Wir wiſſen aber, daß das nicht 
ſtimmte, daß im Gegenteil die bürgerlichen Par⸗ 
teien ſich in dieſer Beziehung nicht gegenſeitig be⸗ 
kämpften, ſondern daß ſie miteinander kämpften 
gegen die untere und mittlere Beamtenſchaft. 
Auf dem Parteitag der Sozialdemokratiſchen 
Partei wurde auch Stellung genommen zur Be⸗ 
amtenbeſoldung und wir leſen in der „Volks⸗ 
ſtimme“ einen Bericht über dieſen Parteitag. Da 
heißt es u. a.: 
Die Ausſprache im Parteiausſchuß über das Re⸗ 
ferat des Gen. Gehl war ſehr lebhaft. Von verſchie⸗ 
denen Rednern wurde gewünſcht, daß der Senat dies⸗ 
mal gegenüber den Beſoldungswünſchen der oberen 
Beamtenſchaft feſt bleibe und ſomit endlich einmar 
wenigſtens ein Anfang zu einer endgültigen Geſun⸗ 
dung der Danziger Finanzverhältniſſe gemacht werde. 
Alſo durch den Parteitag, durch die Mitglieder 
hat die ſozialdemokratiſche Parteiführerſchaft da⸗ 
mals den Auftrag und die Weiſung erhalten, 
gegenüber den Wünſchen und Forderungen der 
höheren Beamten feſt zu bleiben. Wir ſehen nun, 
daß die Führerſchaft kläglich verſagt, daß ſie den 
Forderungen der höheren Beamtenſchaft reſtlos 
Folge geleiſtet hat. Nun, das iſt ja nicht weiter 
wunderlich, die Dantziger Sozialdemokratiſche 
Partei tritt dabei ja auch nur in die Fußtapfen 
der deutſchen Sozialdemokratiſchen Partei, und 
ich nenne nur als Beweis für dieſe meine Be⸗ 
hauptung die Panzerkreuzergeſchichte. (Abg. Ge⸗ 
rick: Das durfte ja nicht fehlen!) Es iſt wirklich 
nett, daß auch einmal ein ſozialdemokratiſcher Ab⸗ 
geordneter hier ſitzen bleibt und mir Zwiſchenrufe 
macht. Sehr liebenswürdig, Herr Gerick! Sie ſind 
ja heute auch einmal zufällig nicht .. . ma viel⸗ 
leicht werden Sie das noch nachholen auf dem 
Bie rabend zur Feier des Abſchluſſes dieſes Ge⸗ 
ſetzes. (Abg. Gerick: Ich bin ja nicht aus Schmie⸗ 
rau zu Hauſe!) Vielleicht werden Sie ſich dann 
dazu auch die Reichsbannerleute einladen, die 
wird dann die Herren, die nicht mehr allein nad; 
Hauſe gehen können, im Auto wegtransportieren. 
(Abg. Gerick: Plenikowſki, Sie ſind der reinſte 
Ziegenbock, Sie meckern zu viel!) Genau fo, wie 
Ihre Partei in Deutſchland vor der Wahl er⸗ 
klärte: „Keinen Panzerkreuzer“ und nachher das 
Geld bewilligte, ſo auch hier in Danzig. Vorher 
erklärten Ihre Abgeordneten wiederholt: „Wir⸗ 
werden das Arteil des Gerichts nicht anerkennen, 
wir werden uns den Forderungen der oberen Be⸗ 
amtenſchaft nicht beugen!“ und jetzt ſind Sie kläg⸗ 
lich umgefallen. 

Am 31. März ds. Is. ſchreibt die „Volks⸗ 
ſtimme“ unter der Ueberſchrift: „Der Beamten⸗ 
bund ſabotiert“: 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Damit aber hat der Beamtenbund ſeine angeb⸗ 
liche Neutralität völlig preisgegeben und er iſt offen⸗ 
kundig zu einer deutſchnationalen Nebenorganiſation 
geworden. Die dem Beamtenbund noch naheſtehende 
Beamtenſchaft darf ſich nicht wundern, wenn ihre 
Organiſation nun auch entſprechend behandelt wird. 

Und wie wurde nun dieſe Organiſation won den 
Sozialdemokraten behandelt? Man hat die For⸗ 
derungen dieſer Organiſation, die ſich ja in der 
Hauptſache nur auf die Umänderung des § 47 
des Geſetzes konzentrierten — das andere waren 
ja alles nur Forderungen mebenſächlicher Art — 
der Beſitzſtand muß gewahrt, außerdem eine Er⸗ 
höhung des Ausgleichszuſchlages gewährt wer⸗ 
den, voll erfüllt. Es iſt alſo micht eingetreten, wo⸗ 
mit damals die „Volksstimme“ und womit da⸗ 
mals die Sozialdemokratiſche Partei gedroht hat. 
Es iſt auch durch Erfüllung dieſer Forderung der 
oberen Beamtenſchaft durchaus nicht das einge⸗ 
treten, was Herr Abg. Gehl damals prophezeite, 
nämlich der Zuſammenbruch der Wirtſchaft und 
des Staates. Er erklärte damals, wenn dieſe 
Staatsſaboteure nicht ihre Forderungen zurück⸗ 
ſtellen, wenn dieſe Forderungen durch das Ge⸗ 
richtsurteil erfüllt werden, dann geht die Freie 
Stadt Danzig zugrunde. Wir haben ihm damals 
ſchon erklärt, dieſer Staat wird niemals zugrunde 
gehen, wenn ihn nicht die Arbeiterſchaft zerſchla⸗ 
gen wird, wenn nicht die Arbeiterſchaft das pri⸗ 
vatkapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem beſeitigen 
1 5 das ſozialiſtiſche Wirtſchaftsſyſtem aufbauen 
Wird. 
Der Zusammenbruch iſt natürlich nicht erfolgt, 
im Gegenteil, die Millionen ſind da! Es ſind 
2½ Millionen notwendig, um die Forderungen 
der Beamten zu befriedigen. Die 2¼ Millionen 
ſind da, und der Staat iſt nicht zuſammengebro⸗ 
chen. Die Sozialdemokraten nehmen nicht den 
Kampf dagegen auf, ſondern bleiben mach wie 
vor in ihren Senatorenſeſſeln ſitzen. Am 1. Au⸗ 
guſt hat Herr Gehl eine Rede gehalten, in der es 
unter anderm heißt: 
Das Staatsganze iſt gefährdet. Auf der anderen 
Seite aber hat jede Regierung auch die Pflicht, bei 
Bemeſſung der Gehälter das Staatsganze nicht aus 
dem Auge zu verlieren. Die Bezüge der Beamten⸗ 
ſchaft müſſen mit dem Einkommen der freien Berufs⸗ 
ſtände, mit der allgemeinen Wirtſchaftslage und der 
damit zuſammenhängenden finanziellen Tragfähigkeit 
des Staates im Einklang ſtehen. Es iſt nicht an⸗ 
gängig, daß Teile der Beamtenſchaft Gehälter bezie⸗ 
hen, die im auffälligen Mißverhältnis zu dem Durch⸗ 
e Ineoniaser, anderer gleichſtehender Volkskreiſe 
ehen. 
Wenn man dieſe Ausführungen mit den Tat⸗ 
ſachen vergleicht, die jetzt eingetreten ſind, dann 
lächelt man. Damals große Töne, und jetzt erklärt 
man, man könne nicht den Beſitzſtand dieſer Her⸗ 
ten mit ihren 2000, 3000 und 4000 Gulden an⸗ 
greifen. Ganze Bevölkerungskreiſe leben in Not 
und Elend. Dieſe läßt man nach wie vor in Not 
und Elend leben. Man gibt ihnen nur ein paar 
tauſend Gulden, die für ſie Bettelpfennige ſind, 
nämlich die Erhöhung der Invalidenrenten. Hier 
hat man aber 2½ Millionen übrig, die faſt durch⸗ 
weg der oberen Beamtenſchaft zugute kommen. 
fi Ein paar andere Kampffanfaren der „Volks⸗ 
u von damals. In einem Kommentar zu 
er Gehl'ſchen Rede ſchreibt die „Volksſtimme“: 
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Es ſcheint uns ſelbſtverſtändlich, daß der Senat 
ſich nicht ohne weiteres einer Entſcheidung des Ober⸗ 
gerichts beugt, ſondern ſolch ein Urteil erſt auf ſeine 
finanziellen Auswirkungen hin prüft und danach ſeine 
Beſchlüſſe faßt. 
Heute iſt es nicht mehr ſelbſtverſtändlich, daß ſich 
der Staat der Entſcheidung des Obergerichts 
nicht beugt, ſondern er beugt ſich dieſem Urteils⸗ 
ſpruch. Eigenartig iſt, daß die Sozialdemokraten 
beweisen, daß fie inkonſequenter find als die bür⸗ 
gerlichen Parteien; denn wenn ſich eine bürger⸗ 
liche Partei einmal feſtgelegt hat, verſucht ſie die⸗ 
ſen Weg inne zu halten und geht konsequent da⸗ 
bei über alles hinweg. Wir haben das hier ſchon 
oft erlebt, auch bei der Beamtenbeſoldung, als 
die Zentrumsleute die Erklärung abgaben, wir 
werden uns dem Arteil des Obergerichts beugen, 
und ſie haben dieſe Erklärung auch eingehalten. 
Die Sozialdemokraten haben eine andere Er⸗ 
klärung abgegeben. Es waren alſo zwei Auf⸗ 
faſſungen, und wer hat grundſätzlich verſagt? 
Selbſtverſtändlich die Sozialdemokratiſche Partei, 
die heute keine Grundſätze mehr beſitzt. 

In einem andern Artikel, betitelt: „Beamten⸗ 
bund gegen Staat“ ſchrieb die „Volksſtimme“: 

Darin eben beſteht das Weſen des Beamtenge⸗ 
halts, daß nicht der Arbeitgeber Staat wie jeder priä⸗ 
pate Arbeitsherr oder Arbeitgeberverband irgend ein 
Gehalt mit ſeinen Arbeitnehmrn vereinbaren kann 
ſondern daß nur die Volksvertretung im Wege des 
Geſetzes die Höhe der Gehälter feſtlegt. Die Volks⸗ 
vertretung aber iſt in keiner Weiſe gebunden. Sie 
kann die Gehälter erhöhen und herabſetzen, wie es 
das höchſte Geſetz im Staate, die Staatsnotwendig⸗ 
keiten, erfordert. 


Die Sozialdemokratiſche Partei hat alſo damals 


indirekt erklärt, wir werden dann den Volkstag 
noch einmal ſprechen laſſen. In einem beſonders 
ſcharfen Artikel wurde ſogar darauf hingewieſen, 
das Volk ſprechen zu laſſen; denn die letzte In⸗ 


ſtanz ſei nicht das Obergericht, ſondern das Volk. 


Und jetzt? Alles ſchweigt, jeder Sozialdemokrat 
neigt ſich vor den Forderungen, die die Verfaſſer 
dieſer Tragikomödie geſtellt haben. So hat die 
Reaktion geſiegt, nicht nur in Bezug auf das 
Syſtem, ſondern auch in Bezug auf die Wahrung 
des bisherigen Beſitzſtandes für die obere Beam⸗ 
tenſchaft. 

Wenn es nun die Sozialdemokratiſche Partei 
jo darzustellen beliebt, als ob wir Kommun iſten 
nur allein den Kampf gegen dieſes Geſetz hier 
aufnehmen, wenn fie es To hinſtellt, als ob un⸗ 
ſere Forderungen nur rein kommuniſtiſche Agi⸗ 
tationsforderungen ſind, ſo will ich den Beweis 
dafür erbringen, daß es nicht kommuniſtiſche For⸗ 
derungen find, ſondern Forderungen der Beam⸗ 
tenſchaft, vor allem der gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſterten Beamtenſchaft, die wir hier vertreten. 
Hier ſchreibt z. B. die „Volksſtimme“ in einem 
Artikel (Abg. Gerick: Schon wieder einmal?) 
Freuen Sie ſich doch, daß ich mich ſo für die 
„Volksſtimme“ intereſſiere. Es kommt micht dar⸗ 
auf an zuzuhören, ſondern zu verhindern, daß 
dieſe Vorlage Gele wird. (Abg. Gerick: Sie ha⸗ 


ben ſchon einmal Probe geſprochen]) Soviel Zeit 
haben wir nicht! Sie mögen ja in ſchulkindermä⸗ 
ßiger Form, wenn Sie zu ſprechen haben, den 
Vortrag erſt in Ihrer Fraktion halten, vielleicht 
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wird er drei⸗ oder vierfach zenſtiert. Wir haben 
das nicht nötig — In der „Volksſtimme“ ſtand ein 
Artikel, geſchrieben vom Allgemeinen Danziger 
Beamtenbund zu dieſem Geſetz am 21. April: 

Die Beamten lehnen ab. 

Die neue Beſoldungsordnung it unzureichend. 
Man verſucht es in dieſer Ueberſchrift ſo hinzu⸗ 
ſtellen, als ob die gewerkſchaftlich organiſterten 
Beamten nur erklären, daß ſie mit dem Geſetz un⸗ 
zufrieden ſind, nur die Beſoldungsordnung ſei 
unzureichend. Sie werden nachher aus den Aus⸗ 
führungen ſehen, daß die gewerlſchaftlich organi⸗ 
jierte Beamtenſchaft das ganze Geſetz in dieſer 
Form vollſtändig ablehnt. Es heißt hier unter 
anderm: 

Der Gruppenaufbau der neuen Danziger Beſol⸗ 
dungsordnung iſt das geiſtige Produkt des Danziger 
Beamtenbundes. Die Angſt des Danziger Beamten⸗ 
bundes, daß der Entwurf durch den jetzigen Senat 
wel. eine ſozialere Geſtaltung finden könnte, verur⸗ 
lacht die vorher erwähnte Hetze. 

Dann heißt es im Schlußwort: 

Das neue Beſoldungsgeſetz iſt das unſozialſte Ge⸗ 
bilde, das wohl jemals in dieſer Hinſicht zuſtandege⸗ 
kommen iſt, wir müſſen es daher in dieſer Form ab⸗ 
lehnen. 

Alſo die „Volksſtimme“ muß in einem Artikel 
ſelbſt zugeben, daß dieſes neue Beſoldungsgeſetz 
das unſozialſte Gebilde iſt, das jemals in dieſer 
Hinſicht zuſtandegekommen iſt, und daß es deshalb 
in dieſer Form abzulehnen ft. 

Trotzdem wird es durchgeführt, und zwar be⸗ 
ſonders von Leuten, die dieſen Artikel in ihre 
Zeitung hineinlanziert haben, und in derſelben 
Form, in der es urſprünglich gefaßt war; denn 
es iſt ja jedem bekannt, daß eine Aenderung nicht 
eingetreten iſt, ſoweit ſich dieſe Aenderung viel⸗ 
leicht auf eine Beſeitigung der Härten und ſo⸗ 
zialen Ungerechtigkeiten erſtreckt hätte. Was hat 
man beſeitigt? Man iſt der höheren Beamten⸗ 
ſchaft noch mehr entgegengekommen. Das iſt das 
einzige, worin eine Aenderung eingetreten iſt. 
Aber das ganze Geſetz in ſeiner reaktionären 
unſozialen Form, das ganze Syſtem, wie es ur⸗ 
ſprünglich dem Volkstag vorlag, iſt geblieben. 
Deshalb halten wir dieſe Behauptung des All⸗ 
gemeinen Danziger Beamtenbundes, daß dieſes 
Geſetz in dieſer Form das unſozialſte Gebilde iſt, 
das jemals in dieſer Hinſicht zuſtandegekommen 
iſt, voll und ganz auch heute noch aufrecht. Den 
Beweis dafür werde ich erbringen. 

Sehen wir uns das Beſoldungsgeſetz an, wie 
es nach den 22 Ausſchußſitzungen ausſieht. Man 
müßte doch annehmen, daß das Geſetz in den 22 
Ausſchußſitzungen A drei Stunden wirklich ein 
ganz anderes Geſicht bekommen hätte. Aber das 
Geſicht iſt dasselbe geblieben, nur daß einige Ver⸗ 
beſſerungen hinzugekommen ſind, die ſich aus⸗ 
ſchließlich für die obere Beamtenſchaft auswir⸗ 
ken. Es wurde ſchon oft auf die Vermehrung der 
Beſoldungsgruppen hingewieſen. Das alte Beſol⸗ 
dungsgeſetz hatte 13 aufſteigende Beſoldungs⸗ 
gruppen. Das neue Geſetz hat nicht 13, ſondern 
11, alſo eine Verbeſſerung, aber nur ſcheinbar; 
denn wir haben zu jeder Beſoldungsgruppe, die 
unter einer Ziffer zuſammengefaßt ift, verſchie⸗ 
dene Anterbeſoldungsgruppen. Alſo z. B. bei der 
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Gruppe IV haben wir IVa, IVb, IVe, IVd, IVe, 
IVf, IVg, IVh. Ob man nun eine Beſoldungs⸗ 
gruppe als IVb oder V bezeichnet, bleibt ſich 
gleich, ob man fie mit IVe oder mit VI bezeichnet, iſt 
ebenfalls dasſelbe. Wenn man ſtatt der Buchſtaben 
Ziffern ſetzt, ſo ſind es nicht 11 ſondern 28 Be⸗ 
ſoldungsgruppen. Wenn wir danm noch bedenken, 
daß die Beamten jeder Beſoldungsgruppe noch 
ganz verſchiedene Zulagen bekommen, dann ſtei⸗ 
gert ſich die Anzahl der Beſoldungsgruppen noch 
ſehr beträchtlich. So bekommen die Beamten der 
Beſoldungsgruppe IVe, — um nur eine Gruppe 
herauszugreifen, — acht verſchiedene Zulagen. 
Mithin hat man dann noch in dieſer einzigen 
Gruppe acht verſchiedene Gruppen in Bezug auf 
die Gehaltszahlung geſchaffen. Ob man nun er⸗ 
klärt, der Beamte iſt in Gruppe IVe und hat zu 
ſeinem Gehalt eine Zulage von 52 Gulden oder 


[daraus eine neue Gruppe macht, bleibt ſich wirk⸗ 


lich auch gleich. Wenn man die verſchiedenen Un⸗ 
tergruppen genau ſo wie früher bezeichnet, fort⸗ 
laufend mit 1, 2, 3 uſw., dann bekommt man Be⸗ 
ſoldungsgruppen von 1 bis weit über 50 hinaus. 
Was bezweckt man nun damit? Es iſt doch eine 
weſentliche Abkehr von dem früheren Beſoldungs⸗ 
geſetz. Bewußt hat man Unklarheit und Unüber⸗ 
ſichtlichkeit ins Beſoldungsgeſetz zu bringen ver⸗ 
ſucht. Ein Beſoldungsgeſetz, das klar aufgebaut 
iſt und wenige Gehaltsſtufen hat, kann jeder Be⸗ 
amte ſofort überſehen. Er kann daraus erkennen, 
ob es ſich für ihn günſtig oder ungünſtig auswirkt. 
Das wollte man verhindern. Es war beabfichtigt, 
um jeden Preis auf Koſten der unteren und mitt⸗ 
leren Beamtenſchaft zu ſparen. Dieſe Tatſache 
ſollte der Beamtenſchaft möglichſt lange verheim⸗ 
licht werden, darum die Unüberſichtlichkeit des 
Geſetzes. Selbſt bürgerliche Politiker, bürgerliche 
Abgeordnete haben hier nicht einmal, ſondern 
wiederholt erklärt, daß das Geſetz unüberſichtlich 
ſei und deswegen abgelehnt werden müſſe. Es 
war ſogar ein Doktor, der frei und offen einge⸗ 
ſtand, daß er beim beſten Willen nach dem neuen 
Beſoldungsgeſetz nicht ſein Gehalt ausrechnen 
könne. Bei den 53 oder 54 verſchiedenen Beſol⸗ 
dungsgruppen muß der einzelne Beamte erſt ſu⸗ 


chen, in welcher Gruppe er ſteckt, welche Zulage er: 


bekommt. Außerdem hat man noch beſondere Ver⸗ 
fügungen in Bezug auf die Anrechnung des Be⸗ 
ſoldungsdienſtalters getroffen. Gerade durch dieſe 
verſchiedenen Beſtimmungen für die Neuberech⸗ 
nung des Beſoldungsdienſtalters werden wieder 
andere Verhältniſſe geſchaffen, jo daß es tatſächlich 
für ſehr viele Beamte unmöglich iſt, auszurechnen, 


ob ſie eine Verbeſſerung oder Verſchlechterung der 


Bezüge erfahren. Wir können doch nicht anneh⸗ 
men, daß die Beamten in ihrer Geſamtheit den 


„Geiſt“ und die „Intelligenz“ eines Herrn Dr. 


Blavier beſitzen. 

Durch die Vermehrung der Beſoldungsgruppen 
wollte man Anüberſichtlichkeit und Unklarheit 
hineintragen und verhindern, daß jeder klar er⸗ 
kennt, wo er eingeſtuft iſt, welche Abzüge er er⸗ 
fährt. Dann wollte man das demokratiſche Prin⸗ 
zip beſeitigen, dem einigermaßen durch die Art 
des Aufbaues der früheren Beſoldungsordnung 
Rechnung getragen wurde. Die neue Beſoldungs⸗ 
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ordnung bringt eine Verſchlechterung des demo⸗ 
kratiſchen Prinzips der Beſoldungsordnung. Und 
dieſe Verſchlechterung wird von Parteien durch⸗ 
geführt, die jetzt angeblich den Staat noch mehr 
demokratiſieren wollen. Durch dieſe vielen Beſol⸗ 
dungsgruppen, durch die vielen formellen Aus⸗ 
bildungs⸗ und Prüfungsvorſchriften, die das Ge⸗ 
ſetz neu bringt, erſchwert man den Uebergang der 
unteren Beamtenſchaft zu den Gehaltsgruppen 
der mittleren und der mittleren Beamtenſchaft 


zu den Gehaltsgruppen der oberen Beamtenſchaft. 


Man trennt und kapſelt die verſchiedenen Beam⸗ 
tengruppen noch mehr ab, als es bisher geſchehen 
iſt. Man will den altpreußiſchen reaktionären 
Geiſt wieder einführen, wo der Mann mit einem 
Stern bereits bedeutend mehr zu ſagen hatte als 
der Mann ohne Stern und der mit zwei Sternen 
noch mehr zu ſagen hatte als der mit einem Stern. 
Das ganze Vorgeſetztenſyſtem der altpreußiſchen 
Militärkamarilla will man durch dies neue Be⸗ 
ſoldungsgeſetz wieder einführen. Dafür, wie man 
die klaſſenmäßige Scheidung herbeiführen will, 
nur ein Beiſpiel: Während die Aſſiſtenten bisher 
zu einer Gruppe zuſammengefaßt waren, hat man 
die Polizeiaſſiſtenten von den übrigen getrennt 
und dafür eine beſondere Gruppe geſchaffen. 
Durch das neue Beſoldungsgeſetz ſoll alſo eine 
rein klaſſenmäßige Scheidung der Beamtenſchaft 
herbeigeführt werden. Das Zuſammengehörig⸗ 
keitsgefühl der Beamten ſoll beſeitigt werden, man 
will in noch viel größerem Maße als bisher auch 
die einzelnen Beamtengruppen gegeneinander aus⸗ 
ſpielen. Durch das neue Beſoldungsgeſetz hat man 
eine Trennung der einzelnen Laufbahnen herbei⸗ 
geführt. Dadurch wird der Aufſtieg der unteren 
Beamten in mittlere Gruppen und das Aufſteigen 
mittlerer Beamten in höhere Beamtenſtellen ver⸗ 
hindert. 

Aber dieſen ideellen Schäden des neuen Geſetz⸗ 
entwurfes ſtehen würdig zur Seite die ungeheue⸗ 
ren materiellen Härten der Beſoldungsordnung. 
Ich will mur einige dieſer materielleen Schäden, 
die das neue Geſetz der Beamtenſchaft bringt, hier 
kurz kennzeichnen. Wollte man alle dieſe ſchweren 
Schäden, die das vorliegende Geſetz gegenüber dem 
früheren Zuſtand bringt, gebührend geißeln, ſo 
müßte man tatſächlich tagelang ſprechen und 
würde damit die Aufzählung dieſer ſchweren 
Schäden noch nicht einmal erſchöpft haben. Die 


Kinderbeihilfen ſind ganz beträchtlich herabgeſetzt, 


der Wohnungsgeldzuſchuß iſt aus dem Grundge⸗ 
halt herausgenommen und beſondes geſtaffelt. 

an iſt in materieller Beziehung abgewichen von 
dem bisherigen Prinzip der Leiſtungsbezahlung. 
Gewiß, man hat auch bei dem alten Beſoldungs⸗ 
ſyſtem nicht im entfernteſten die Leiſtung bezahlt, 
aber man hat doch das Grundgehalt nicht ſo zer⸗ 
ſplittert und aufgeteilt, wie das jetzt durch das 
vorliegende Beſoldungsgeſetz der Fall iſt. Bisher 
kannte man Grundgehalt, Frauenzulage, Kinder⸗ 
zulagen; jetzt hat man: Grundgehalt, Kinderbei⸗ 
Aten Wohnungsgeldzuſchuß, beſondere Zulagen, 
95 usgleichszuſchlag. Man zerſplittert das Grundge⸗ 
halt immer mehr in einzelne Beſoldungsgruppen, 


in einzelne Teile. Warum? Nun, es erſcheint auf 
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den erſten Blick ganz harmlos, aber ein tiefer 
Sinn ſteckt doch darin. Man will ſich nämlich 
immer mehr von dem Prinzip der Leiſtungszah⸗ 
lung abkehren und ſich immer mehr dem Prinzip 
nähern: Bezahlung entſprechend dem ſozialen 
Stand im kapitaliſtiſchen Staat. Diſt Du ein 
höherer Beamter, ſo erhälſt Du alle dieſe beſonde⸗ 
ren Bezüge in geſteigertem Maße, biſt Du aber 
ein unterer Beamte, dann erhälſt Du dieſe Bezüge 
in einem weſentlich geringeren Amfange. Wir 
verlangen deshalb ein einheitliches Grundgehalt. 
Weg mit den Zulagen, weg mit dem Wohnungs⸗ 
geld, weg mit all den anderen Teilzahlungen, die 
da vorgenommen werden ſollen, dann hat nämlich 
auch die untere Beamtenſchaft tatſächlich einen 
Gradmeſſer und kann feſtſtellen, was bekommen 
wir gegenüber der oberen Beamtenſchaft. Man 
wollte aber gerade auch hierin die Ueberſicht in 
der Beſoldungsordnung verhindern, und deshalb 
teilte man das Grundgehalt in noch mehr Ein⸗ 
De auf und ſtaffelte dann noch dieſe einzelnen 
eile. 

Ich will dabei nur den neugeſchaffenen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß herausgreifen. Es gab bisher 
keinen beſonderen Wohnungsgeldzuſchuß, man 
hatte nur die Frauenzulage, die in einer einheit⸗ 
lichen Höhe von 15 Gulden monatlich gezahlt 
wurde. Jetzt gibt es einen beſonderen Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß, der ſo geſtaffelt iſt, daß die unteren 
Beamten 30 Gulden und die oberen Beamten 185 
Gulden monatlich erhalten. Dadurch ſoll doku⸗ 
mentiert werden, daß der untere Beamte mit mo⸗ 
natlich 30 Gulden Wohnungsgeld zufrieden zu ſein 
hat, während man dagegen den oberen Beamten 
nur eine Wohnung zumuten kann, die mindeſtens 
monatlich 185 Gulden Miete koſtet. Das wird 
doch hier klar zum Ausdruck gebracht. Man beruft 
ſich immer gerade von Seiten der deutſchnatio⸗ 
nalen Führerſchaft und von ſeiten des deutſchna⸗ 
tionalen Beamtenbundes auf die Einheitsfront 
der Beamtenſchaft; die Beamtenſchaft müſſe zu⸗ 
ſammenſtehen in dem Kampf gegen jede Ver⸗ 
ſchlechterung. Aber man vergißt dieſe Einheits⸗ 
front, wenn es ſich um den Wohnungsgeldzuſchuß 
handelt. Hier müßte man auch ſagen, wir ſind 
alles Beamte und haben alle einen gleichen An⸗ 
ſpruch auf eine gleichwertige Wohnung; daher 
müßte auch der Wohnungsgeldzuſchuß einheitlich 
gezahlt werden. Hier läßt man dieſen Unterſchied, 
und die Deutſchnationalen wollen ihn noch ver⸗ 
größern, indem ſie die Sonderklaſſe verlangen. 
Dieſe Sonderklaſſe würde der unteren Beamten⸗ 
ſchaft zu den 30 Gulden noch 5 Gulden monatlich 
mehr bringen, der oberen Beamtenſchaft aber zu 
den 185 Gulden noch 35 Gulden. Gerade dieſer 
Vorgang beweiſt aufs Neue, wie man das Grund⸗ 
gehalt immer mehr in einzelne Teile zerlegen will 
und wie man dieſe Einzelteile dann nach dem ſo⸗ 
zialen Stand ſtaffeln will, nämlich ſo, damit der 
obere Beamte das Fünf⸗ und Sechsfache deſſen er⸗ 
hält, was man der unteren Beamtenſchaft zu⸗ 
billigt. 

Dasſelbe trifft auch beim Ausgleichszuſchlag 
zu. Auch dieſer Ausgleichszuſchlag ſoll durchaus 
nicht für alle Beamte gleich hoch ſein, wie es die 
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Frauenzulage war, ſondern er wird prozentual 
berechnet, d. h. alſo der Beamte mit 200 Gulden 
bekommt 12 Gulden und der Beamte mit 2000 
Gulden 120 Gulden monatlich zu ſeinem Grund⸗ 


gehalt. Dadurch will man vielleicht dokumentie⸗ 


ren, daß der untere Beamte durchaus nicht einen 
ſo guten Anzug zu tragen braucht, wie der obere 
Beamte. Der obere Beamte und beſonders dann, 
wenn er Akademiker iſt, muß einen beſſeren An⸗ 
zug tragen, als der untere Beamte, er muß viel⸗ 
leicht eine beſſere Wurſt eſſen. Das Prinzip der 
Leiſtungsbezahlung wird alſo vollkommen durch⸗ 
brochen, und ſtatt deſſen das Prinzip der Bezah⸗ 
lung nach dem ſozialen Stand eingeführt. 

Dann aber in Bezug auf die Höhe der Be— 
ſoldungsſätze ſelbſt einige Beiſpiele: Ich habe hier 
wiederholt Ausſprüche ſozialdemokratiſcher Par⸗ 
teiführer aus der „Volksſtimme“ zitiert, die 
immer wieder erklärt haben, das neue Beamten⸗ 
beſoldungsgeſetz bringt eine Erhöhung der Be⸗ 
züge für die unteren Gruppen, — es wurden ſo⸗ 
gar die Gruppen von III bis VI genannt — und 
bringt nur verſchiedene Abſtriche bei der oberen 
Beamtenſchaft. Stimmt das? Nun, man hat in 
allerletzter Minute einige Verbeſſerungen ge⸗ 
bracht. Durch dieſe Verbeſſerungsanträge, die in 
letzter Minute hier eingebracht worden ſind, wirkt 
ſich die Kürzung der Gehälter etwas anders aus, 
als wie ſie urſprünglich geplant war. Es iſt jetzt 
die Tatſache zu verzeichnen, daß einige untere Be⸗ 
amtengruppen eine gewiſſe Erhöhung ihrer Be⸗ 
züge erfahren. Das iſt dadurch eingetreten, daß 
man — wie ich ſchon ſagte — in allerletzter Mi⸗ 
nute einige Verbeſſerungen gebracht hat. Man hat 
den Ausgleichszuſchlag von drei Prozent auf ſechs 
Prozent erhöht, dadurch hat man den unteren Be⸗ 
amten ein paar Gulden mehr gegeben, ſodaß ſie 
zum geringen Teil ein paar Gulden mehr erhal- 
ten als ihre früheren Bezüge ausmachten; natür⸗ 
lich hat man dadurch auch ganz beſonders der 
oberen Beamtenſchaft gleichfalls bedeutend mehr 
gegeben, als es die ſozialiſtiſchen Abgeordneten ur⸗ 
ſprünglich ſcheinbar beabſichtigt hatten. 

Sind aber die Erhöhungen, die die untere Be- 
amtenſchaft erhält, tatſächlich jo beträchtlich? Zur 
Illuſtration mögen ein paar Beiſpiele dienen: 
Den Amtsgehilfen wird das Gehalt in der An⸗ 
fangsgruppe um monatlich 29 Gulden erhöht, in 
der Endgruppe um ſieben Gulden, den Poſt⸗ 
ſchaffnern hat man ihr Gehalt in der Anfangs⸗ 
grupe um plus minus Null erhöht. Das heißt in 
der Anfangsgruppe erfahren ſie überhaupt keine 
Erhöhung gegenüber den Bezügen des Beſoldungs⸗ 
geſetzes von 1924, und in der Endgruppe eine Er⸗ 
höhung von 7 Gulden. Man wird ſich alſo ſtolz 
in die Bruſt werfen und erklären, das ſei doch 
eine Verbeſſerung der unteren Beſoldungsgrup⸗ 
pen. In Gruppe V fieht die Sache aber ſchon 
anders aus. Die Sozialdemokraten haben oft 
darauf hingewieſen, daß ſelbſtverſtändlich die 


Gruppen V und VI nach Meinung der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Führer zur unteren Beamtenſchaft ge⸗ 
hören, und es dürfe auf keinen Fall paſſieren, daß 
dieſen Gruppen das Gehalt gekürzt werde. 
mit haben ſie nach außen hin 


Da⸗ 
immer operiert. 
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Schauen wir uns nun eine Beamtengruppe der 


Beſoldungsgruppe V an, z. B. die Betriebsaſſi⸗ 
ſtenten. Da haben wir durchaus nicht mehr ein 
Plus ſondern ein Minus, und zwar ein ſehr ſtar⸗ 
kes. Wir ſehen bei den Betriebsaſſiſtenten ein Mi⸗ 
nus gegenüber den Beſoldungsſätzen von 1924 von 
im Endgehalt 24 Gulden, d. h. die Betriebsaſſi⸗ 
ſtentengruppe wird um rund 7 Prozent ihrer Be⸗ 
züge gekürzt. Das nennt die „Volksſtimme“ eine 
Erhöhung der Bezüge! Die Gruppe der Aſſiſten⸗ 
ten, um wieder eine untere Gehaltsgruppe zu 
nennen, erfährt im Anfangsgehalt eine Kürzung 
um monatlich 5 Gulden und in der Endgruppe 
eine Kürzung um monatlich 53 Gulden. Wir ſehen 
alſo im Endgehalt eine Kürzung um 12 ¼ Proz. 
Das nennt die „Volksſtimme“ und das nennt der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer eine Erhöhung der Be⸗ 
züge! Das ſind die Auswirkungen bei den unteren 
Gruppen. 

Wenn man nun erklärt, dieſe Abzüge werden 
ſich erſt bei den neu anzuſtellenden Beamten aus⸗ 
wirken, dann erklären wir, daß wir gerade des— 
halb den Kampf weiter führen werden. Unjer 
Kampf geht nicht um die Wahrung des Beſitz⸗ 
ſtandes, ſondern unſer Kampf geht darum, einer 
Bevölkerungsſchicht ein gewiſſes Exiſtenzminimum 
zu erhalten, ein gewiſſes Maß an Einkommen. 
Es iſt gleichgültig, ob dieſes Exiſtenzminimum für 
jetzt angeſtellte Beamte oder für ſpäter anzu⸗ 
ſtellende erkämpft werden ſoll. Deshalb führen 
wir den Kampf weiter, deshalb geben wir uns 
nicht mit der Wahrung des Beſitzſtandes zufrie⸗ 
den. Hier ſucht man einer ganzen Bevölkerungs⸗ 
gruppe das Einkommen zu ſchmälern, den unteren 
Beamtengruppen V und VI. Auf Koſten dieſer 
unteren Beamtengruppen ſucht man die Profite 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft zu ſteigern. Wenn 
ſich die „Volksſtimme“ in einem Artikel energiſch 
dagegen wehrt, der S. P. D. den Vorwurf zu 
machen, ſie führe hier eine Proletariſierung einer 
Bevölkerungsſchicht durch, ſo iſt dieſer Vorwurf zu 
Recht erhoben. Man führt eine Proletariſierung 
herbei, teilweiſe iſt ſie ja ſchon herbeigeführt. 
Wenn wir uns die unteren Beamtenſchichten 
ansehen, muß man feſtſtellen, daß dieſe Proletari⸗ 
ſierung ſchon da iſt. Man ſucht ſie aber jetzt in 
noch ſtärkerem Maße durchzuführen. 

So ſehen die ſogenannten „Erhöhungen“ bei 
der unteren Beamtenſchaft aus. Es iſt nicht falſch, 
wenn wir erklären, die wenigen Erhöhungen, die 
man einigen unteren Beamtengruppen zugebilligt 
hat, ſind dadurch völlig wett gemacht, daß man an⸗ 
deren unteren Beamtengruppen die Bezüge ganz 
bedeutend kürzt. Allein bei der unteren Beam⸗ 
tenſchaft iſt dadurch ſchon ein Ausgleich erfolgt. 

Wie ſieht es nun bei der mittleren Beamten⸗ 
ſchaft aus? Bei der mittleren Beamtenſchaft find 
die Abzüge am ſtärkſten. Nehmen wir z. B. die 
Gruppe der Sekretäre. Wir rechnen die Gruppe 
der Sekretäre beſtimmt nicht zu den mittleren Be⸗ 
amten, ſondern wir erklären, die Gruppe der Se⸗ 
kretäre iſt noch eine untere Gehaltsgruppe. Aber 
wenn wir ſie auch als mittlere Gehaltsgruppe gel⸗ 
ten laſſen, iſt es berechtigt, hier Abzüge in dieſem 
Umfang vorzunehmen? Die Sekretäre erfahren 
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nämlich eine Senkung ihrer Bezüge im Endgehalt 
um monatlich 135 Gulden, das ſind Abzüge in 
Höhe von 23 Prozent gegenüber dem Beſoldungs⸗ 
geſetz von 1924. Es wird der Beamtenſchaft zu⸗ 
nächſt ſchleierhaft ſein, daß die angeblichen „oppo⸗ 
ſitionellen“ Kämpfer, die Deutſchnationalen, jetzt 
mit einem Mal erklären: „Wir werden dieſem 
(Widerſpruch 
rechts) Bitte ſchön, Sie können das nicht mehr ab⸗ 
waſchen, Sie haben erklärt, daß ſie helfen werden, 
dieſes Geſetz zu verabſchieden. Ich habe Ihre 
Ausführungen noch wörtlich: „Wir wollen, daß 
dieſes Geſetz möglichſt ſchnell verabſchiedet wird.“ 
Das haben Sie doch gejagt, Herr Abg. Müller? 
(Abg. P. Müller: Ja!) Iſt das nicht das, was ich 
behauptet habe? (Abg. P. Müller: Nein!) Es iſt 
nur eine andere Ausdrucksform. Wir haben uns 
ſchon einmal heute über die Formulierung ge⸗ 
wiſſer Tatſachen geſtritten. Es iſt doch das gleiche, 
ob man einen erſchießt oder aufhängt. Ebenſo 
iſt es auch gleich, ob man erklärt, wir werden mit⸗ 
ſtimmen, damit dieſes Geſetz durchkommt oder ob 
man erklärt: „Wir wollen, daß dieſes Geſetz mög⸗ 
lichſt ſchnell verabſchiedet wird.“ (Abg. P. Müller: 
Ich wollte damit ausdrücken, daß nicht ſo lange 
Reden gehalten werden wie Ihre!) Sie geben doch 
zu, daß Sie dafür ſind, daß dieſes Geſetz verab⸗ 
ſchiedet wird. (Abg. P. Müller: Ja!) Die Beam⸗ 
tenſchaft wird davon Notiz nehmen! Wenn Sie 
ſagen, Sie wollen, daß die erhöhten Bezüge mög⸗ 
lichſt ſchnell ausgezahlt werden, ſo ſind dieſe der 
unteren Beamtenſchaft dadurch ſicher, daß der Se⸗ 
nat immer wieder erklärt hat, Ihr bekommt dieſe 
Bezüge nachgezahlt. Dieſe Beamten dürfen nicht 
befürchten, daß ſie durch eine Nichtverabſchiedung 
dieſes Geſetzes keine erhöhten Bezüge bekommen. 
Wenn man konſequent bleibt, muß man gegen 
dieſes Geſetz kämpfen. Tut man es nicht, ſo er⸗ 
klärt man ſich mit allen dieſen Angerechtigkeiten 
ſolidariſch. 

Nun hat man darauf hingewieſen, daß auch 
bei der oberen Beamtenſchaft Abſtriche gemacht 
worden ſind. Während man bei den mittleren Be⸗ 
amten, z. B. bei den Sekretären die Bezüge um 
23 Prozent gekürzt hat, gibt es keine einzige obere 

eamtengruppe, denen die Gehälter um dieſen 

togentjag gekürzt worden wäre. Die ſtärkſten 
Kürzungen haben die Herren Oberregierungsräte 
erfahren. Dieſe hatten aber in Danzig bisher 
ein ſo wunderbares Gehalt und ſind hier mit ſo 
lungen Jahren in ihre Stellung gelangt, wie es 
in Deutſchland nie der Fall geweſen wäre, ſo daß 
dieſe Kürzung durchaus berechtigt war, nicht nur 
in dieſem Umfange, ſondern noch viel viel ſtärker. 
Aber das neue Beſoldungsgeſetz gibt dem Senat 
la eine Handhabe, dieſen Herren das Gehalt wie⸗ 

er zu erhöhen. Es handelt ſich nur um ein paar 
Leutchen. Da wird ſich ſchon irgendwie die Mög⸗ 
lichkeit geben, ſie wieder höher einzuſtufen, wäh⸗ 
rend man bei den unteren Beamten, wenn man da 
erſt die Bezüge abgebaut hat, ſehr ſchwer etwas 
abändern kann, weil man dann Hunderten von 

eamten höhere Bezüge geben müßte. Den Ober: 
kegierungsräten find alſo gegenüber 1924 die Be⸗ 
züge um nur 14 Prozent gekürzt worden. Auch nach 
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dieſer Kürzung bekommen ſie nach wie vor ein 
Endgehalt von 1 340 Gulden. Einer unteren Ge⸗ 
haltsgruppe, nämlich den Sekretären wird jedoch 
das Gehalt um monatlich 23 Prozent gekürzt. 
Die Beamtenſchaft wird es entſchieden ver⸗ 
ſtehen, wenn man unter dieſen Umſtänden mit 
der Verabſchiedung dieſes Geſetzes nicht zufrieden 
iſt. Sie wird es verſtehen, wenn man den ſchärf⸗ 
ſten Kampf gegen die Verabſchiedung führt. Wir 
werden dieſen Kampf führen. Nun ein paar Ver⸗ 
gleiche. Während man in den mittleren Gehalts⸗ 
gruppen nicht eine einzige Gruppe hat, der das 
Gehalt im alten Umfange gewährt wird — 
vielleicht einzelnen Perſonen, aber nicht Grup⸗ 
pen, — hat man bei der oberen Beamtenſchaft 
ganze Hauptgruppen, wo das der Fall iſt, ich 
wies ſchon durch einen Zuruf darauf hin, — bei 
den Zollräten. Den Zollräten hat man nichts ab⸗ 
gezogen. Sie hatten in der Endſtufe das monat⸗ 
liche „Hungergehalt“ von 965 Gulden. Dies Ge⸗ 
halt iſt nicht um einen Pfennig gekürzt, ſondern 
man hat im Endgehalt noch einen Gulden zuge⸗ 
legt, jo daß es jetzt 966 Gulden beträgt. Die 
obere Beamtenſchaft argumentiert nun, den Zoll⸗ 
räten ſei der Beſitzſtand von 1924 auch in der 
neuen Beſoldungsordnung gewahrt, nun müſſe 
doch all den andern Räten, Regierungs⸗ und 
Oberregierungsräten, der Beſitzſtand auch ge⸗ 
wahrt werden. Das wird die nächſte Etappe der 
Beamtenbeſoldung in Danzig ſein, daß man der 
unteren und mittleren Beamtenſchaft die Hunger⸗ 
bezüge läßt, den oberen Beamten die Bezüge aber 
in nächſter Zeit wieder aufbeſſern wird, beſonders 
durch das Syſtem der Zulagen. Es war der Herr 
Abg. Paul Müller, der erklärte, daß das Syſtem 
der Zulagen durch Schaffung neuer Fußnoten 
beſonders bei den Akademikern verbeſſert werden 
müſſe. (Abg. P. Müller: Das ſtimmt nicht, Sie 
hören nicht zu!) Ich habe einzelne Sachen notiert. 
Sie haben ſelbſt zugeben müſſen, daß es ſo iſt. 
Wir ſtreiten uns immer um die Formulierung, 
aber niemals um den Grundſatz, den Sie dadurch 
ausdrücken wollten. 

Durch dies Syſtem der Fußnoten hat man Ge⸗ 
legenheit, den Regierungs⸗ und Oberregierungs⸗ 
räten, und wie ſie alle heißen mögen, den Beſitz⸗ 
ſtand zu wahren. Ich ſehe wieder ein Kopfſchüt⸗ 
teln des Herrn Staatsrat Schennemann: Um die 


nackte Wahrheit zu ſchildern, muß ich wieder 
Zahlen bringen. Sie werden folgendes zugeben 


müſſen: Die Sekretäre hatten bisher ein Endge⸗ 
halt von 580 Gulden. Sie haben jetzt ein End⸗ 
gehalt von 445 Gulden. Sie können doch nicht 
die Prüfung heranziehen. Die 
haben auch ihre Aufrückungs möglichkeiten durch 
Prüfungen. Bleiben wir deshalb bei der Gruppe 
der Sekretäre. Sie hatten bisher 580 Gulden 
Endgelhalt und bekommen jetzt 445. Stimmt das, 
Herr Regierungsvertreter? (Staatsrat Scheune⸗ 
mann: Sa!) Die Zollräte und die Herren Re 
gierungsräte haben ja auch die Möglichkeit, 
weiter zu ſteigen. Stimmt das, Herr Regierungs⸗ 
vertreter? (Staatsrat Scheunemann: Ja!) Dann 
müßte ich analog den Sekretären nicht etwa das 
jetzige Endgehalt der Regierungs⸗ oder Zollräte 
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zum Vergleich anführen, ſondern auch das Ge⸗ 
halt der etwaigen ſpäteren Beförderungsgruppen. 
Die Kürzung bei den Sekretären beträgt alſo 135 
Gulden, mithin 23,27 Prozent. Wir haben aber 
nicht eine einzige obere Beamtengruppe, die um 
dieſen Betrag gebürzt wird. Ich ſagte bereits, daß 
die Oberregierungsräte mit 14 Prozent am ſchärf⸗ 
ſten herangezogen werden. Wenn man außerdem 
bedenkt, daß die Gehälter der unteren Beamten⸗ 
ſchaft 1924 nur um 20 Prozent geſteigert wurden, 
die Betzüge der oberen Beamtenſchaft jedoch um 
30 und 33 Prozent, dann iſt das Spiel, das man 

hier treibt, noch unwürdiger. Gruppen, die 1924 
eine Steigerung um 20 Prozent erfahren haben, 
erfahren jetzt eine Kürzung um 23 Prozent, alſo 
mehr als denſelben Betrag. Man ſchleudert dieſe 
Gruppen alſo wieder auf den Stand der Gehälter 
von wor 1924 zurück. Aber auch wenn man die 
Bezüge der oberen Beamtenſchaft in gewiſſem 
Mage beſchneidet, — am ſtärkſten bei den Regie⸗ 
rungsräten mit 14 Prozent — ſo muß man beden⸗ 
ken, daß die Erhöhung für dieſe Gruppen im 
Jahre 1924 30 Prozent und mehr betrug. Dieſe 
Herren ſtehen ſich alſo immer noch um 15 bis 20 
Prozent beſſer als 1924. Dann ſoll man nicht den 
Kampf gegen dieſes Geſetz aufnehmen? Nicht 
einer einzigen Gruppe der mittleren Beamten 
wird das Gehalt um einen Pfennig erhöht, 
während das bei der oberen Beamtenſchaft, den 
Zollräten, der Fall iſt. 

Nun noch ein paar Einzelperſonen als Beweis 
dafür, daß man eigentlich ſagen könnte, das ganze 
Geſetz hat eine verkehrte Ueberſchrift. Es müßte 
nicht Danziger Beſoldungsgeſetz heißen, ſondern: 
Zivilliſte für einige höhere Beamte in Danzig. 
Beginnen wir bei unſerem „lieben Freund“, dem 
„allverehrten“ Präſidenten Sahm. Herr Sahm 
hatte bisher ein Monatsgehalt von 4000 Gulden. 
Nun, wir wiſſen ja, daß alle Bürgerlichen herab 
bis zu den Sozialdemokraten ihm dieſes Gehalt 
nicht neiden, daß ſie im Gegenteil ſagen, er be⸗ 
komme noch zu wenig; aber angeſichts der Tat⸗ 
ſache, daß man z. B. einem Sekretär ſein Gehalt 
nicht erhöht, ſondern um 25 Prozent verkürzt 
hat, wird man dieſe Anſicht nicht gut verſtehen 
können. Man wird nicht verſtehen können, daß 
man Herrn Sahm nunmehr zu ſeinen 4000 Gul⸗ 
den noch monatlich ungefähr 225 Gulden hinzu⸗ 
gibt. Ich glaube nicht, daß meine Angaben von 
der Regierungsſeite her ein verneinendes Kopf⸗ 
ſchütteln erfahren, ſondern daß ſie beſtätigt wer⸗ 
den. (Staatsrat Scheunemann: 4 100 Gulden!) 
Ich will hier einmal die Zuſammenhänge etwas 
beleuchten: Sahm hatte bisher 4000 Gulden 
Monatsgehalt, nach dem neuen Beſoldungsgeſetz 
hat er ein Grundgehalt von 3 500 Gulden, dazu 
kommt eine nicht ruhegehaltsfähige Zulage von 
400 Gulden, dann kommt ein Zuſchlag von ſechs 
Prozent hinzu, das ergibt alſo die Summe, die 
hier vorhin von dem Herrn Senatsvertreter ge⸗ 
nannt worden iſt. Sie vergeſſen dabei aber eins, 
nämlich daß die nicht ruhegehaltsfähige Zulage 
nicht der Beſteuerung unterliegt. Während früher 
die 4000 Gulden voll bbeſteuert wurden, d. h. 


alſo, der Betrag, der über 3500 Gulden hinaus 
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ging, mit 22½ Prozent, wird jetzt der Betrag 
von 400 Gulden, der über die 3 500 Gulden ge⸗ 
zahlt wird, nicht beſteuert. Während alſo früher 
Herr Sahm von den ganzen 4000 Gulden Steuern 
zahlen mußte, für den Betrag, der über 3 500 
Gulden hinausging, ſogar 22, bezahlt er nur 
Steuern von dem Gehalt von 3 500 Gulden. Er 
hat alſo außer dem Plus, das von Regierungs⸗ 
jeite vorher mit 100 G genannt wurde noch eine 
weitere Erhöhung ſeiner Einnahmen; ſeine Ein⸗ 
nahmen ſteigen auf 4100 Gulden, aber ſeine 


Ausgaben verringern ſich um 90 Gulden und das. 


kann man doch entſchieden als Einnahme bezeich⸗ 
nen. Es ergibt ſich alſo, daß ſeine Bezüge ſich nach 
dem neuen Geſetz tatſächlich über 200 Gulden 
monatlich geſteigert haben. 

Ich könnte noch eine große Anzahl anderer 
Perſonen zum Beweis dafür aufführen, wie man 
es verſtanden hat, hier einzelne Perſonen heraus⸗ 
zuheben. Ich will aber auf etwas anderes hin⸗ 
weiſen, das auch für den Geiſt dieſer Beſoldungs⸗ 
ordnung ſpricht, nämlich wie man die Beſoldungs⸗ 
ordnung neu geſchaffen hat in bezug auf die Poli⸗ 
zeioffiziere und die Volksſchullehrerſchaft. Der 
Herr Abgeordnete Müller iſt ja hier nicht näher 
auf das Problem der Beſoldung der Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft eingegangen, ſondern hat erklärt, er 
überlaſſe das anderen Herren hier. Ich will auch 
nicht näher darauf eingehen, da ich annehme, daß 
hierzu noch der Kollege Friedrich ausführlicher 
ſprechen wird. (Abg. Friedrich: Irren Sie ſich nur 
nicht, gehen Sie lieber darauf ein!) Deſto tragi⸗ 
ſcher und deſto ſchlimmer iſt das dann, Herr 
Friedrich. Sie werden doch nicht annehmen, daß 
Sie heute hier noch ſprechen werden. (Abg. Frie⸗ 
drich: Auch morgen nicht!) Sie wollen auch mor⸗ 
gen nicht dazu ſprechen, deſto notwendiger wird 
es alſo ſein, wenn ich hier ein wenig auf die 
Lehrerbeſoldung eingehe. Herr Abg. Müller 
ſprach hier von einer Vergiftung des politischen. 
Kampfes durch gewiſſe Preſſenotizen, und er hat. 
Recht, denn die Vergiftung des politiſchen Kamp⸗ 


fes tt da, und fie wird nicht dadurch beſeitigt, daß; 


man hier dagegen opponiert. Aber die Herren, die 
hier von einer Vergiftung des politiſchen Kamp⸗ 
fes ſprechen, die ſollten ſich einmal an die eigene 


Naſe faſſen. Nennen Sie es etwa nicht eine Ver⸗ 


giftung des politiſchen Kampfes, wenn die „Dan⸗ 
ziger Beamtenzeitung“ in eigenartiger Weiſe von 
den „hämiſchen Bemerkungen“ und von den 
„hämiſchen Ausführungen“, ſpricht, die der Abg. 
Plenikowſki zu dieſem Geſetz gemacht hat? Sit das 
etwa keine Vergiftung des politiſchen Kampfes, 
wenn Sie weiter erklären, daß der Abg. Pleni⸗ 
kowſki nur deshalb für die Lehrerbeſoldung jo be⸗ 
ſonders eintritt, weil er ſelbſt Lehrer fit? Sie 
werden ſelbſt zugeben müſſen, daß das eine ganz 
gemeine Kampfesweiſe der Führer des Beamten⸗ 


bundes iſt. (Abg. Dr. Blavier: Machen Sie das 


nicht manchmal auch genau ſo?) Bitte ſchön, wir 
führen grundſätzlich den Kampf und greifen alles 
an, was faul und morſch iſt. Wir erklären, daß 
das ganze kapitaliſtiſche Syſtem, daß der ganze 
kapitaliſtiſche Staat faul und morſch iſt und daß 
es nicht möglich iſt, durch Flichwerk hier etwas zu 
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beſſern oder zu ändern, ſondern daß das Ganze 
beſeitigt und neu gebaut werden muß. Daß wir 
dabei den Kampf auch mit aller Schärfe führen 
müſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. Wir erklären immer 
wieder, der Kampf bann garnicht ſcharf genug ge⸗ 
führt werden. Erſt die ſoziale Revolution wird 
dieſem kapitaliſtiſchen Staat das Genick brechen, 
und wir werden helfen, daß es zu dieſer ſozialen 
Revolution kommen wird. Ich will hier aber auf 
das Merkwürdige hinweiſen, daß die Leute, die 
hier von einer „Vergiftung des politiſchen Kamp⸗ 
fes“ ſprechen, ſelbſt durch ihre Schreibereien dieſen 


Kampf politiſch vergiften. Ich bin durchaus nicht 


dagegen, daß die Herren dieſe Bemerkungen, dieſe 
Ausführungen machen, im Gegenteil, ſie ſollen 


kämpfen, ſo ſcharf ſie können. Wir wiſſen ja auch, 


daß ſie den ſchärſſten Kampf gegen uns Kommu⸗ 


niſten führen, und ich nehme ihnen das nicht übel. 
Ich möchte aber hier nur die gweideutige Rolle 
kennzeichnen, die 


hier der Herr Abg. Müller 
ſpielt, er ſpricht hier doch als Geſchäftsführer des 
Danziger Beamtenbundes. Der Herr Abg. Müller 
ſctſt vergiftete doch den politiſchen Kampf beim 
Die Ausführungen in der 
„Danziger Beamtenzeitung“ richten ſich ja nicht 
nur gegen meine Perſon, ſondern gegen meinen 
Berufsſtand. Sie wollten damit dokumentieren, 
daß es nicht richtig iſt, für die Volksſchullehrer be⸗ 
ſonders einzutreten. Trotzdem tun Sie das ſelbſt, 
indem Sie z. B. die Zollräte ganz beſonders her⸗ 
ausgehoben haben und das als Ihr Verdienſt 
preiſen. Sie ſind in dieſer Beziehung um nichts 
beſſer als die Sozialdemokraten. 

Ich komme auf den Vergleich zwiſchen der 
Volksſchullehrerſchaft und den Polizeioffitzieren 
zurück. Wär erklären nach wie vor, daß die unteren 
Polizeibeamten Hungerlöhne bekommen, daß die 
unteren Polizeibeamten weiter kämpfen müſſen, 
um eine Erhöhung ihrer Bezüge herbeizuführen. 
Wir wiſſen auch, daß ſie oft nicht nur acht oder 


neun, ſondern gehn und elf Stunden Dienſt ſchie⸗ 


ben müſſen. Wir haben nichts gegen die Polizei⸗ 
beamtem als Perſonen. Gerade von der Zentrums⸗ 
partei wurde mir der eigenartige Zuruf gemacht: 
„Gerade Sie als Kommuniſt ſetzen ſich für eine 
beſſere Bezahlung der unteren Poligeiorgane 


ein?“ Darauf erklärte ich dem betreffenden Herrn, 


daß wir keinen perſönlichen Kampf führen, daß 
wir uns mit aller Gewalt auch dagegen ſträuben 
werden, daß man dieſen Beamtengruppen die Be⸗ 
züge noch mehr ſchmälert, bzw. ſie nur um ein 
paar Pfennige erhöht. Aber wir kämpfen gegen 
das kapitaliſtiſche Syſtem und damit auch gegen 
as reaktionäre Polizeiſyſtem, wie es der kapita⸗ 
Iiſtiſche Staat geſchaffen hat, und wie er es immer 
weiter ausbaut. Man kann nun jagen, daß es 
gerade die Polizeibeamtengruppen ſind, die durch⸗ 
weg eine Erhöhung ihrer Bezüge gegenüber 1924 
erfahren haben. Ich glaube, der Herr Regierungs⸗ 
rat wird es beſtätigen. Das war nötig für die 
unteren Polizeibeamten, die ganz miſerabel be⸗ 
ſoldet wurden. Aber man hat ſelbſtverſtändlich 


nicht vergeſſen auch die höheren Polizeibeamten 
höher einzuſtufen und höher zu beſolden! Man 
hat nicht daran gedacht, Beamtengruppen wie den 


Sekretären, den Betriebsaſſiſtenten, ihre Bezüge 
um einen Pfennig zu erhöhen, ſondern ihre Be⸗ 
züge ſtark zu beſchneiden. Man hat aber die Be⸗ 
züge der oberen Polizeiorgane ganz erheblich ge⸗ 
ſteigert. Fragen Sie nur den Herrn Schupohaupt⸗ 
mann Jahr, ſchade, daß er heute nicht da iſt, aber 
Herr Hennke wird es beſtätigen, daß die Bezüge 
des Herrn Jahr gegenüber der Beſoldungsord⸗ 
nung won 1924 verbeſſert worden ſind. (Abg. 
Hennke: Das ſtimmt nicht!) Damit ſprechen Sie 
etwas aus, was im Widerſpruch zu den Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Jahr ſelbſt ſteht. Herr Abg. 
Jahr hat ſelbſt erklärt, daß ſeine Bezüge verbeſſert 
ſind. Von Regierungsſeite wurde beſtätigt, daß 
die Bezüge der Polizeiorgane erhöht worden find 
und beſonders die der oberen Polizeibeamten. 
Ich will aber ein Beiſpiel anführen. Der Oberſt 
der Schutzpolizei bekommt nach dem jetzigen Ge⸗ 
ſetz mehr als nach dem Beſoldungsgeſetz von 1924. 
Stimmt das, Herr Regierungsvertreter, oder 
nicht? (Staatsrat Scheunemann: Alle Beamten, 
die früher in der Gruppe 1 waren!) Alſo ſogar 
die ganze Gruppe bekommt mehr als 1924. Man 
muß ja auch ſchließlich gerade die Polizeioffitziere 
beſſer ſtellen. Man braucht ja den Polizeiapparat. 
Man verſucht, den Polizeiapparat möglichſt eng 
an dieſen Staat zu ketten. Das macht man ſo, wie 
man es z. B. gegenüber der ſozialdemokratiſchen 
Führerschaft macht. Man gibt dieſen Führern 
Pöſtchen im Staat, die gut bezahlt ſind. Dieſe 
Leute bekommen ja heute nicht nur ihre ſchönen 
Gehälter, ſondern ſie bekommen auch moch von Ar⸗ 
beiterbanken Grundſtücke im Wert von 15 000 G 
geſchenkt. (Zuruf des Abg. Fiſcher.) Ach mein gu⸗ 
ter Freund Fiſcher iſt da! Geht das an die Nie⸗ 
ren? (Abg. Fiſcher: Sie brauchen den Schwindel 
nicht aufzuwärmen, dadurch wird er nicht wah⸗ 
rer!) Jawohl, ſelbſt der „Vorwärts“ hat erklärt, 
daß dem Herrn Leiparth ein Grundſtück geſchenkt 
worden iſt. (Abg. Fiſcher: Sie müſſen ja auf Be⸗ 
fehl lügen!) Sie brauchen ſich nur die Artikel 
durchzuleſen, die ich gebracht habe, um feſtzu⸗ 


ſtellen, wer lügt. (Abg. Raſchke: Selbſt die „Volks⸗ 


ſtimme“ muß das zugeben!) 

Präfident: Ich bitte die Zwiegeſpräche zu un⸗ 
terlaſſen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Genau 
wie man verſucht, dieſe Leute von der S. P. D. 
an den bürgerlichen Staat zu ketten, indem man 
ihnen gute Poſten gibt — denken Sie an die hohen 
Polizeiſtellen in Preußen und Deutſchland, an die 
Miniſterpoſten — ſo ſucht man auch die Polizei⸗ 
organe an dieſen bürgerlichen Staat durch eine 
beſſere Beſoldung zu ketten. 

Wie hat man es aber bei dieſer Beſoldung 
gegenüber der Volksſchule gehalten? Wenn ich 
jetzt zu den Bezügen der Volksſchullehrer Stel⸗ 
lung nehme, dann nur, weil ſeit Jahrzehnten ge⸗ 
rade die Arbeiter dieſen Kampf für eine Beſſer⸗ 
ſtellung der Volksſchullehrerſchaft führen, weil 
dadurch auch die Volksſchule als ſolche eine beſſere 
Würdigung in dieſem Staat erfährt. Es iſt alſo 
keine perſönliche Stellungnahme aus perſönlichen 
Motiven heraus, kein Sprechen in eigener Sache. 
Den Polizeioffizieren ſind die Gehälter gegenüber 
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1924 erhöht, der Volksſchullehrerſchaft aber ganz 
gewaltig gekürzt. Den Volksſchullehrern werden die 
Bezüge im Endgehalt um monatlich 163 Gulden 
gekürzt. Das it prozentual allerdings nicht die 
ſtärlſte Steigerung; die ſtärkſte Steigerung erfah⸗ 
ren die Sekretäre mit 23 Prozent. Dann aber 
kommen die Volksſchullehrer mit einer Kürzung 
von 20,5 Prozent ihrer früheren Bezüge. Es iſt 
eine ganz beträchtliche Kürzung, die hier vorge⸗ 
nommen wird. Damit dokumentiert dieſer Staat, 
was er an Leiſtungen ſchätzt. Er ſchätzt die Lei⸗ 
ſtung der Polizeiorgane ſehr hoch ein. Deshalb 
werden dieſe Herren nicht nur genau ſo beſoldet 
wie früher, ſondern ſogar noch beſſer. Dieſe Or⸗ 
gane ſollen den kapitaliſtiſchen Staat ſchützen, 
ſollen ihn mit der Waffe in der Hand verteidigen. 
Dieſer Staat ſchätzt aber die Leiſtungen der Volks⸗ 
ſchule nicht hoch ein. Beweis: die Kürzung der 
Gehälter der Volksſchullehrer um 20,5 Prozent. 
Dazu noch weitere Ausführungen zu machen, iſt 
überflüſſig. Ich werde aber Gelegenheit nehmen, 
bei unſerem Abänderungsantrag noch zu der 
Lehrerbeſoldung Stellung zu nehmen, da Herr 
Abg. Friedrich das nicht machen will. 

Alſo der Schupohauptmann hat ein monat⸗ 
liches Endgehalt von weit über 850 Gulden und 
der Volksſchullehrer ein ſolches von über 600 Gul⸗ 
den. Die Leiſtung eines Schupohauptmanns iſt 
für dieſen Staat um monatlich 200 Gulden wert⸗ 
voller als die Leiſtung eines Volksſchullehrers. 
Das beweiſt, daß wir mit dem Geſetz nicht zufrie⸗ 
den ſein können, daß unſer Kampf, dies Geſetz zu 
verhindern, gerechtfertigt iſt. Dieſes Monſtrum 
von Beſoldungsgeſetz, ich ſagte ſchon, es müßte ei⸗ 
gentlich heißen „Zivilliſte einiger höherer Beam⸗ 
ten“ ſucht man nun ſchnell zu verabſchieden. 

Die Einheitsfront von den Deutſchnationalen 
bis zu den Sozialdemokraten iſt gebildet. Wenn 
wir nicht den Kampf aufgenommen und ihn jetzt 
bei der zweiten und dritten Leſung konſequent in 
derſelben ſcharfen Weiſe wie im Hauptausſchuß 
weiter führten, dann hätte man vielleicht heute 
ſchon das Geſetz verabſchiedet. Die Herren der 
übrigen Parteien hätten kurz geſprochen, unge⸗ 
fähr wie Herr Abg. Müller, und alles wäre in 
Butter geweſen. 

Nun hat man in der Vergangenheit verſucht, 
dies Geſetz dadurch ſchmackhafter für die Bevölke⸗ 
rung zu machen, daß man Angeſtellte gegen Be⸗ 
amte und Beamte gegen Arbeiter ausſpielte. Bei 
allen Wahlen, beim Volksbegehren, den Gemein⸗ 
dewahlen und allen ſonſtigen Möglichkeiten wer⸗ 
den wir aber in der breiteſten Oeffentlichkeit ge⸗ 
rade zu dem Beamtenbeſoldungsgeſetz Stellung 
nehmen. Wir werden der Bevölkerung vor Au⸗ 
gen halten, daß in den mittleren Gruppen kein 
einziger Beamter einen Pfennig mehr bekommt, 
daß aber die Polizeioffiziere und andere höhere 
Gruppen bedeutend mehr erhalten als 1924. 

Wenn die Bevölkerung erſt alle dieſe Tat⸗ 
ſachen weiß, wird ſie unſern Kampf ſehr wohl 
verſtehen. Wenn die Beamtenſchaft die Auswir⸗ 
kungen dieſes Geſetzes am eigenen Leibe verſpürt, 
wird ſie reſtlos verſtehen, warum wir dieſen 


Kampf geführt haben. Solange verſucht man aber 


Dienstag, den 16. Oktober 1928. 


moch, einzelne werktätige Bepölkerungsſchichten ge⸗ 
geneinander auszuſpielen: Beamte gegen Ange⸗ 
ſtellte, Beamte gegen Arbeiter. Da reichen ſich auch 
die Deutſchnationalen, die Beamtenfreunde und 
die Sozialdemokraten die Hand. (Abg. Fiſcher: 
Woher wiſſen Sie das?) Ich werde den Beweis 
dafür erbringen, mein werter Freund. — Herr 
Loops, Sie ſpielen Herrn Fiſcher gegenüber wohl 
dieſelbe Rolle, wie ſie Herr Dr. Ziehm dem Abg. 
Müller gegenüber ſpielte. Herr Müller wurde 
von Herrn Dr. Ziehm beruhigt und Sie beruhi⸗ 
gen Herrn Fiſcher. — Es iſt unerhört, daß man 
werktätige Bevölkerungskreiſe gegeneinander auf⸗ 
hetzt. Ich habe hier einen Artikel der „Danziger 
Beamtenzeitung“ der das ganz kraß ausdrückt. In 
dieſem Artikel wird darauf hingewieſen, daß die 
Bezüge der Beamtenſchaft verkürzt werden ſollen, 
und daß der Senat angeblich kein Geld übrig hat, 
um Ben Abbau der Beamtengehälter zu verhin- 
dern. Es wird aber micht folgerichtig über die 
Kreiſe der Bevölkerung hergezogen, die tatſäch⸗ 
lich leiſtungsfähig ſind und ſich vor der Steuer 
drücken. Ich erinnere da z. B. an die Herren Groß⸗ 
agrarier. Nach den Ausführungen der „Volks⸗ 
ſtimme“ zahlen 60 bis 70 Prozent der Großagra⸗ 
tier überhaupt keinen Pfennig Einkommenſteuer. 
Ich erinnere an die Wirtſchaftskreiſe, die Zehn⸗ 
tauſende von Gulden Steuerrückſtände aus dem 
Jahre 1924 haben. Sogar von Regierungsſeite 
muß erklärt werden, daß es ſich hierbei anſcheinend 
ſehr oft um Böswilligkeit handelt. Ich erinnere 
an einen Fall, der neulich im Steuerausſchuß 
zur Sprache kam. (Abg. Fiſcher: Alſo hat 
Kloſſowſki recht gehabt!) Er hatte nicht allgemein 
recht. Ich unterſtütze den Zuruf, wenn es ſich um 
gewiſſe Kreiſe der Wirtſchaft handelt, aber nicht 
um die kleinen Gewerbetreibenden, die mühſam 
ihr Leben friſten müſſen mit den Einnahmen, die 
ſie durch ihren Handel verdienen. (Abg. Fiſcher: 
Die meint Kloſſowſki auch nicht!) Er hat den 
Zwiſchenruf ſo gemacht. (Abg. Fiſcher: Die Preſſe 
hat ihn nachher jo konſtruiert!) 

Man vergleicht nicht die Einkommen dieſer 
Kreiſe mit den Beamtengehältern, man weiſt durch⸗ 
aus nicht auf dieſe Steuerdrückeberger hin. Man 
weiſt nicht darauf hin, daß man tatjächlich in Pri⸗ 
vatbetrieben Angeſtellte hat, die 30 000, 40 000 
ja 50 000 Gulden Jahreseinnahmen beſitzen. Man 
weiſt aber auf die paar Pfennige Erhöhung hin, 
die den Staatsarbeitern gegeben worden ſind. 
Man führt folgendes aus: 

Der Staat erklärt bei den Beamten: „Wir wür⸗ 
den gern mehr geben, aber es iſt abſolut kein Geld 
da!“ Bei den Gemeinde⸗ und Staatsarbeitern wird 
zugelegt, obwohl beide Schlichtungsinſtanzen 
Erhöhung abgelehnt haben! 

Es iſt ein ganz unwürdiges Spiel und eine nichts⸗ 
würdige Gemeinheit, dieſe Gruppen gegeneinan⸗ 
der auszuſpielen. Das iſt kennzeichnend für die 
Führer des Danziger deutſchnationalen Beam⸗ 
tenbundes. Es heißt dann weiter: 

Es iſt zwar bedauerlich, aber angeſichts ſolcher 


Tatſachen kann man dennoch wohl kaum verlangen, 


daß der Glaube an die Worte von der Finanznot ſo 

ſtark iſt, daß er Berge verſetzen könnte! 2 
Weil den Staatsarbeitern ein paar Pfennige 
mehr Lohn gezahlt werden, deshalb iſt es not⸗ 


eine 


(Cd 


(DD 


KA) 


Volkstag Danzig — 50. Sitzung. Dienstag, den 16. Oktober 1928. 


1065 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
wendig, daß die Bezüge der höheren Beamten⸗ 
ſchaft vergrößert werden. Wenn die „Danziger 
Beamtenzeitung“ zum Schluß erklärt: „Kommen⸗ 
tar überflüſſig!“ dann erklären wir gleichfalls: 
„Kommentar überflüſſig!“ 

Nun die Stellung der Parteien zu dieſem Ge⸗ 


ſetz. Ich habe ſie in meinen Ausführungen eigent⸗ 


lich ſchon gekennzeichnet. Aber einige Ausführun⸗ 
gen verſchiedener Parteigrößen werdienen noch in 
dieſem Zuſammhang feſtgenagelt zu werden. Der 
Abgeordnete, Senatsvizepräſident Gehl erklärte 
in einer Rede, die er hier anläßlich der erſten Be⸗ 


ratung gehalten hat: 


Die vorliegende Beſoldungsordnung ſtellt die 
Danziger Beamten im ganzen günſtiger als die Be⸗ 
anten in Preußen und Deutſchland. Es iſt micht an⸗ 
gängig, daß Teile der Beamtenſchaft Gehälter be⸗ 
ziehen, die in auffälligem Mißverhältnis zu dem 
Durchſchnittseinkommen anderer gleichſtehender Volks⸗ 
kreiſe ſtehen. 

Auch hier vergleicht der Abgeordnete oder der 
Senatsvizepräſident Gehl das Gehalt eines Se⸗ 
kretärs mit dem eines Arbeiters, ſpielt alſo den 
Sekretär gegen den Arbeiter aus. Wenn man das 
Gehalt eines Sekretärs um 23 Prozent kürzt, und 
das hat dieſe Regierung getan, und erklärt, es ſei 
nicht richtig, daß die Beamten mehr haben als an⸗ 
dere Bevölkerungskreiſe, dann dokumentiert man 
damit, daß der Sekretär zuviel hat. Fürwahr, 
eine würdige Rolle, die die ſozialdemokratiſchen 
Führer hier ſpielen. Aber der gute Mann ver⸗ 
gleicht dieſe Gehaltsſätze nicht mit den Gehalts⸗ 
ſätzen, wollen wir einmal ſagen, der Herren Zoll⸗ 
räte, die über 900 Gulden monatliches Grundge⸗ 
halt bekommen. Er vergleicht dieſe Gehälter durch⸗ 
aus nicht mit den Bezügen von Wirtſchaftlern, 
die mehr verdienen. Er ruft nicht die Werktätigen 
auf, den Kampf gegen die ungeheure ſoziale Un⸗ 


gerechtigkeit aufzunehmen, die zwiſchen den Ein⸗ 


nahmen der beſitzenden Kreiſe und den Ein⸗ 
nahmen der Lohn⸗ und Gehaltsempfänger beſteht, 
ſondern vergleicht die Einnahmen der Lohn⸗ und 
Gehaltsempfänger untereinander und ſpielt ſie 
untereinander genau ſo aus, wie es die Führer 
es Danziger Beamtenbundes tun. Und der Mann 


nennt ſich heute noch Sozialdemokrat, nur daß das 


ort „Sozialdemokrat“ heute tatſächlich micht 
mehr etwas Gutes, ſondern etwas bedeutet, was 
nach Verräterei ſchon von weitem ſtinkt. (Abg. 
iſcher: Wenn man Ihre Ausführungen in Mos⸗ 
au hört, dann werden Sie geköpft, dann hebt das 
große Köpfen an!) Der Herr Abg. Dr. Kamnitzer 
erklärte: „denn in der Tat gibt es kaum ein Land 
in Europa, daß ſeine Beamten ſo gut beſoldet, 
wie Danzig.“ Fallen Sie nicht auf den Rücken, 
m. H.: die Danziger Beamten werden am beſten 
von allen Beamten ganz Europas beſoldet. Wir 
ürfen garnicht ſo weit gehen, um den Gegenbe⸗ 
weis dafür zu erbringen. Wir dürfen uns nur 


Hamburg und Bremen anzuſehen, dort finden wir, 
daß gerade die untere und mittlere Beamtenſchaft 
beſſer beſoldet iſt. Es iſt eigenartig, daß die Sozi⸗ 
aldemokraten das hier nicht machen. Daß in Ham⸗ 

urg den unteren und mittleren Beamten Diele 
e Bezüge gegahlt werden, iſt nicht ein Ver⸗ 

ienſt der Sozialdemokratie, ſondern das iſt auf 


kommuniſtiſchen Einfluß dort 
Wenn wir Kommuniſten hier in Danzig fo ſtark 
ſein würden wie in Hamburg, dann wird es auch 
uns gelingen, hier dieſe Gehaltsſätze für die un⸗ 
teren Beamten einzuführen. Es iſt alſo nicht Ihr 
Verdienſt, wenn Hamburg den unteren und mitt⸗ 
leren Beamten höhere Bezüge gewährt. (Phraſe! 
links.) Das iſt keine Phraſe, ſondern das ſind 
Tatſachen, der Einfluß der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei in Hamburg iſt ſehr groß. (Abg. Fiſcher: Wir 
werden den Panzerkreuzer der Roten Marine 
ſchenken!) 

Präſident: Herr Abgeordneter Fiſcher, ich 
bitte die Verhandlungen nicht weiter zu ſtören, 
dadurch erſchweren Sie dem Redner das Reden. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Im Gegen⸗ 
teil, Herr Präſident! Ich fühle mich ſehr friſch und 
munter und bin durchaus noch nicht angegriffen. 

„Ich möchte noch einmal darauf hinweiſen, daß 
die Ausführungen, die Dr. Kamnitzer hier machte, 
nicht der Wahrheit entſprechen, wie ich das ſoeben 
bewieſen habe. Herr Dr. Kamnitzer erklärte 
dann weiter: 

Die Vorlage richtet ſich gegen zu hohe Gebälter 
der Beamtenſchaft, ſie richtet ſich in letzter Linie an 
den Volkstag mit dem Rufe, es ſind zu hohe Ge⸗ 
hälter da, die müſſen abgebaut werden, der Staat 
kann fie nicht tragen. 

Alſo die logiſche Folgerung daraus iſt, der Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer erklärt hier, die betreffenden 
Angeſtellten mit ihren 349 Gulden monatlich, 
haben zuviel Gehalt, das muß abgebaut werden. 
Der Herr Abg. Dr. Kamnitzer hat erklärt, die Be⸗ 
amten dieſer Gruppen haben zuviel Gehalt, das 
muß abgebaut werden. Nun, finden Sie das rich⸗ 
tig, Herr Fiſcher? Ich habe bereits im Hauptaus⸗ 
ſchuß erklärt, daß dieſe Ausführungen ſehr eigen⸗ 
artig anmuten. Mir wurde erwidert, „der Auf⸗ 
bau der Gehälter ergab ſich zwangsläufig; wir 
ſind ja auch der Anſicht, die hohen Beamtengehäl⸗ 
ter müſſen abgebaut werden“. Wenn man den Se⸗ 
kretären das Endgehalt um 135 Gulden kürzt, ſo 
dokumentiert man doch damit, der Kerl hat ein 
zu hohes Gehalt. Wenn man einem Betriebs⸗ 
aſſiſtenten ſein Gehalt von monatlich 245 Gulden 
um 25 Gulden kürzt, ſo dokumentiert man doch 
auch damit: der Kerl hat bei monatlich 245 Gul⸗ 
den zuviel Gehalt. Das beweiſt die „Beamten⸗ 
feindlichkeit“ dieſer Parteien, das beweiſt ganz 
beſonders die „Beamtenfeindlichkeit“ der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei. (Abg. Fiſcher: Na, endlich 
einmal gelang Ihnen das!) Sie machen hier fort⸗ 
während Zwiſchenrufe, Herr Abg. Fiſcher! Sie 
gehören aber auch zu der Sogzialdemokratiſchen 
Partei, und Sie decken auch mit Ihrem Namen 
die von der S. P. D. durchgeführte Tatſache, daß 
245 Gulden Monatsgehalt für einen Beamten zu⸗ 
viel ſind. (Abg. Fiſcher: Woher wiſſen Sie das?) 
Sie ſtimmen doch über das Geſetz ab, Sie ſtimmen 
doch mit, wenn dieſes Geſetz verabſchiedet wird. 
(Abg. Fiſcher: Mögen Sie noch hundertmal lügen, 
dadurch wird es doch nicht wahr!) Es iſt nur noch 
ein Regierungsvertreter da, die andern haben die 
häuslichen Heimſtätten bereits aufgeſucht, ich 
weiß zwar nicht, ob ſie nicht wielleicht unterwegs 
noch einen Abſtecher machen, bei ihren hohen Ge⸗ 


— 


zurückzuführen. (O) 
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(A) hältern können ſich das dieſe Leute ja leiſten. 


G) 


Aber dieſer Regierungsvertreter wird mir beſtäti⸗ 
gen, daß das Anfangsgehalt eines Betriebsſekre⸗ 
tärs von 245 Gulden gekürzt werden ſoll um mo⸗ 
natlich 25 Gulden. (Abg. Fiſcher: Sie werſuchen, 
uns einen falſchen Sinn zu unterſchieben, aber das 
gelingt Ihnen nicht, trotz aller Demagogie!) Das 
ſind nur einige Einzelheiten. Sie werden ſich da⸗ 
von nicht reinwaſchen können. (Abg. Fiſcher: Das 
brauchen wir garnicht!) Das erklärte der Herr Dr. 
Kamnitzer, das erklärte der Herr Abg. Gehl. 

Sie wiſſen ja alle, daß es vor der Wahl auch 
in Bezug auf die Beamtenbeſoldung ganz anders 
hieß. Sie wiſſen ja auch, wie es in Deutſchland 
vor der Wahl mit dem Panzerkreuzer war. Da 
hieß es auch: „Wir dürfen keinen Panzerkreuzer 
bauen!“ und nach der Wahl wurde der Pan⸗ 
zerkreuzer gebaut. (Abg. Fiſcher: Der muß Ihnen 
doch ganz ſchrecklich im Magen liegen!) Es iſt 
traurig genug, wenn Das Volksbegehren nicht zu⸗ 
ſtandegekommen iſt, und zwar nur dadurch, daß 
die S. P. D. dagegen angekämpft hat. Dadurch 
haben Sie erſt recht dakumentiert, daß Sie für den 
Bau des Panzerkreuzers ſind. (Abg. Fiſcher: Ich 
denke, Sie haben die Maſſen hinter ſich?!) Sie 
werden die Tatſache nicht ableugnen können, daß 
die Kommuniſtiſche Partei tatſächlich in allen 
Ländern wächſt und ſich verſtärkt. Denken Sie 
nur an die Wahlen in Schweden, denken Sie an 
die Wahlen in Lettland, denken Sie an die Wah⸗ 
len in Frankreich, denken Sie an die Wahlen in 
Deutſchland, denken Sie an die Wahlen in Polen! 
Ich kann alle die letzten Wahlen aufführen und 
überall finden wir ein zum Teil recht beträcht⸗ 
liches Anwachſen der Kommuniſtiſchen Partei, 
und all Ihre Lügenberichte, die Kommuniſtiſche 
Partei bricht zuſammen, werden daran nichts än⸗ 
dern. (Abg. Raſchke: Die Kommuniſten gewinnen 
nur da, wo Fiſcher nicht hinkommt!) Wir werden 
bei der nächſten Wahl auch hier gewinnen, und 
Sie verhelfen uns dazu, wenn Sie noch mehr ſol⸗ 
che Geſetze verabschieden. 

Die Sozialdemokratiſche Partei ſagte hier in 
Danzig vor der Wahl: „Die Beamtengehälter 
müſſen erhöht werden!“ und nach der Wahl kam 
eine bedeutende Kürzung der Gehälter gerade der 
unteren und mittleren Beamtenſchaft. Der gute 
Freund Severing hat hier vor der Wahl erklärt: 
„Ja, ſchon im alten Deutſchland trat die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei für eine gute Bezahlung der 
Beamtenſchaft ein,“ ja, im „alten Deutſchland“, 
damals war ja auch die S. P. D. noch tatſächlich 
grundſätzlich ſozialiſtiſch⸗marxiſtiſch eingeſtellt, 
während das heute nicht mehr der Fall iſt, — weil 
ſie das gleiche für die Arbeiter und Angeſtellten 
erſtrebt. Die Beamtenſchaft darf ja nicht Selbſt⸗ 
zweck werden, deshalb müſſen überflüſſige Stellen 
abgebaut werden, damit die notwendigen Beam⸗ 
ten beſſer bezahlt werden können.“ Man hat nun 
recht kräftig abgebaut, aber die beſſere Bezahlung 
hat man vergeſſen. Man hat das Gehalt eines 
Betriebsaſſiſtenten von monatlich 245 Gulden um 
25 Gulden gekürzt. Das iſt die angebliche beſſere 
Bezahlung. Wenn man dieſe Datſachen hier feſt⸗ 
ſtellt, dann iſt das natürlich den Herren ſehr 
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unangenehm. Daß die Liberalen in dieſem Kampf 
durchaus nicht fehlen, das iſt ja bekannt; denn 
dieſe Herren vertreten doch die Wirtſchaftskreiſe 
und die Wirtſchaftskreiſe müſſen ja geſchont wer⸗ 
den. Es gilt ja die Wirtſchaft „aufzubauen“, das 
heißt natürlich nur, man muß den Profit dieſer 
Kreiſe ſichern. Herr Siebenfreund erklärte: 


Wir vertreten die Anſicht, daß es für den Staat 


eine Notwendigkeit iſt, die Ausgaben für Gehälter 


nicht höher werden zu laſſen als jetzt. Ebenſo wenig. 


wie Danzig höhere Gehälter zahlen kann als Deutſch⸗ 
land, ebenſowenig kann es ſich den Verwaltungs⸗ 


apparat leiſten, der hier nach dem Muſter großer: 


Besten aufgezogen worden iſt, der hier noch immer 
eſteht. 

Am aber völlige Klarheit darüber zu ſchaffen, 
wie die Stellung der einzelnen Parteien zum Ge⸗ 
ſetz iſt, iſt es notwendig, auf die Ausführungen 
einzugehen, die in Preußen zum Beſoldungsgeſetz 
gemacht worden ſind. Wenn wir uns die Stellung⸗ 
nahme der Parteien in Preußen zum Beſoldungs⸗ 
geſetz einmal anſehen, werden wir erſtaunt erken⸗ 
nen, daß die Verhältniſſe hier ſcheinbar auf den 
Kopf geſtellt zu ſein ſcheinen, weil dort den Kampf 
für das Beſoldungsgeſetz auch nach außen hin die 
Deutſchnationalen führten, und die Sozialdemo⸗ 
kraten das Geſetz bekämpften. Es war, darauf iſt 
auch ſchon von meinem Herrn Vorredner hingewie⸗ 
ſen worden, in Preußen ein ganz eigenartiges Ex⸗ 
periment, das man durchzuführen gezwungen war. 
Man verabſchiedete im Reich und in Preußen zu 
gleicher Zeit eine Beamtenbeſoldungsordnung, nur 
daß im Reich eine Bürgerblockregie rung beſtand, 
und in Preußen eine Koalitionsregierung das 
Zepter ſchwang. Die Oppofitionsparteien im Reich 
waren Regierungsparteien in Preußen, die Re⸗ 
gierungsparteien in Preußen waren Oppoſitions⸗ 
parteien im Reich. Gerade die Ausführungen, die 
ich jetzt machen werde, beweiſen, was wir immer 
und immer wieder erklären, daß durchaus kein 
Anterſchied zwiſchen der Sozialdemokratiſchen und 
Deutſchnationalen Partei beſteht, jondern daß wir 
mit einer geſchloſſenen Front von den Deutſch⸗ 
nationalen bis zu den Sozialdemokraten zu tun 
haben. Das iſt bei allen Maßnahmen der Fall, 
die dieſer Staat gegen die Werktätigen und für 
den Beſitz trifft. Ueber das intereſſante Experi⸗ 
ment, das man in Preußen und im Reich bei ver⸗ 
ſchiedenen Regierungen durchzuführen gezwun⸗ 
gen war, in Preußen Oppoſitionspartei, im Reich 
Regierungspartei, ſagt der deutſchnationale Ab⸗ 
geordnete Dr. Kähler folgendes: 

Es ſei ein ſehr intereſſantes Bild geweſen, daß 

Redner derjenigen Partei die im Reich in der Op⸗ 

poſition ſteht, hier als Regierungspartei ihre Anſicht 

über die Beſoldungsvorlage entwickelt hätten, und daß 


die Partei, die dort, in Preußen, in der Oppoſition 


ſtehe, im Reich die Verantwortung für das dortige 
Syſtem trage. 
So wird dieſe eigenartige Konſtellation, dieſes 
eigenartige Verhältnis von einem deutſchnatio⸗ 
nalen Abgeordneten gekennzeichnet. (Abg. Fiſcher: 
Ein netter Kronzeuge!) Ich werde die Deutſch⸗ 


nationalen noch oft als Kronzeugen dafür an⸗ 


anführen, daß Sie eine arbeiterfeindliche Politik 


führen. (Abg. Fiſcher: Haben Sie nichts Beſſeres?) 


Man ſoll auf den Gegner achten, man ſoll die 


Sache nicht ſo darſtellen, als ob die Herren Bür⸗ 


D 
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gerlichen alle verfeindet ſind, als ob, wie Sie es Weiter heißt es: 


darzuſtellen belieben, ein wirklicher Kampf zwi⸗ 
ſchen den Liberalen und den Deutſchnationalen 
beſteht. Wir haben keine Urfache, die beſtehenden 
Gegenſätze zu beſeitigen, aber wir haben auch 
keine Urſache, es der Bevölkerung gegen⸗ 
über ſo hinzuſtellen, als ob der Kampf dieſer 
Parteien gegeneinander ein wirklicher Kampf ſei. 
Wie ſtand in Preußen die Sozialdemokratiſche 
Partei zu dieſem Beſoldungsgeſetz? Hören wir 
den Herrn Dr. Hamburger, Mitglied der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, Landtagsabgeordneter. 
Er erklärte im Hauptausſchuß des Landtages am 
27. Oktober 1927: 0 
Einig ſeien alle Parteien darin, daß das Reich 
und die Länder ihre Beſoldungsordnungen unmöglich 
nach verſchiedenen Syſtemen aufbauen und verſchie⸗ 
dene Gehaltsſätze zahlen könnten. Der Ausſchuß werde 
ſich bemühen, die Gräben zu verflachen. Sollte das 
aus irgend welchen finanziellen Gründen nicht gelin⸗ 
gen, ſo dürften jedenfalls die Mittelſchullehrer und 
andere kleine Lehrergruppen nicht ſo ſtark aus der 
Volksſchullehrerſchaft herausgezogen werden, daß 
dieſer alle qualifizierten Kräfte entzogen würden. 
Soweit Gruppen die gleiche Arbeit leiſteten, müßten 
ſie auch gleichmäßig bezahlt werden. 
Intereſſanter ſind die Ausführungen, die Herr 
Abg. Simon im Hauptausſchuß machte. Herr Si⸗ 
mon erklärte eigentlich das, was wir immer er⸗ 


klärt haben: 

Schwere grundſätzliche Bedenken habe die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion gegen die Abkehr von dem 
Beſoldungsſyſtem von 1920. Hoffentlich werde der 
Reichstag zu einer ſtarken Annäherung an das alte 
Beſoldungsſyſtem kommen, falls es nicht über⸗ 
haupt vorziehen ſollte, die ganze Beſoldungs vorlage 
abzulehnen und der Not und Verſchuldung der Be⸗ 
amtenſchaft durch prozentuale Zuſchläge zu den alten 
Sätzen abzuhelfen. Beſonders bedenklich ſei das 
ſtark entwickelte Syſtem der Stellenzulagen, das in 
Zukunft zu einem Durcheinander in der Beamten⸗ 
ſſchaft führen könne. In dieſem Syſtem liegt die Ge⸗ 
fahr, daß Zulagen nicht nach klaxen Merkmalen, ſon⸗ 
dern mehr nach der Gunſt der Vorgeſetzten gegeben 
würden. 

Die Herabſetzung des Wohnungsgeldes für die 
ledigen Beamten könne nicht gebilligt werden. Da⸗ 
durch werde einmal verhindert, daß der Ledige Er⸗ 
ſparniſſe für die Ehe mache, zweitens würde es da⸗ 
durch auch ledigen Beamten, die uneheliche Kinder 
hätten, erſchwert, dieſe Kinder im eigenen Haushalt 
aufzunhmen. Nach den Behauptungen in Eingaben 
won Beamtenverbänden bringe das neue Geſetz in 
vielen Fällen eine Verſchlechterung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters mit ſich. Der Unterausſchuß werde dar⸗ 
auf zu achten haben, daß durch derartige Beſtimungen 
nicht für viele Beamte eine Gehaltsaufbeſſerung un⸗ 
möglich gemacht werde. Ein Mißſtand ei es, daß 
infolge des langſamen Aufrückens in höhere Beſol⸗ 
dungsſtufen vielfach ſelbſt Beamte mit ſehr langen 
Dienſtjahren nicht das Höchſtgehalt ihrer Gruppe 
erreichen können. Hier werde eine Aenderung ge⸗ 
troffen werden müſſen. 

Bei der grundſätzlichen Einſtellung feiner Partei 
ſei es ſelbſtverſtändlich, daß ſie keineswegs mit den 
tiefen Gräben einverſtanden fein könne, die jetzt zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Beamtenſchichten gezogen werden, 
während das alte Beſoldungsſyſtem gewiſſe Verzah⸗ 
mungen von den unteren in die mittleren und von 
35 mittleren in die höheren Gruppen vporgeſehen 
habe. 

Bei den Polizeibeamten werde dankenswerter 
Weile im allgemeinen eine angemeſſene Aufbeſſerung 
erfolgen. Erhöhungen ſeien aber noch bei den Ober⸗ 
wachtmeiſtern bis zum Oberleutnant notwendig, da⸗ 
mit auch dieſe Beamten eine wirklich merkliche Er⸗ 
höhung ihrer Bezüge erhalten. 


Völlig unbefriedigend ſei die im Geſetzentwurf 
vorgejehene Regelung der Lehrerbeſoldung. Wenn 
es bei den Handelslehrern möglich ſei, insgeſamt mit 
drei Gruppen auszukommen und auf Zulagen zu ver⸗ 
zichten, hätte das doch wohl auch bei der Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft möglich ſein müſſen. Das bier vorge⸗ 
ſchlagene Soſtem bringe insbeſondere eine Benach⸗ 
teiligung der Volksſchullehrerſchaft gegenüber den 

Lehrern in gehobenen Klaſſen und an Hilfsschulen 

mit ſich, auch würden die Mittelſchulen doch wohl in 
zu e Maße gegenüber den Volksſchulen bevor⸗ 
zugt. 

Wenn, wie man vielleicht hoffen dürfte, der 
Reichstag dieſes ganze neue Beſoldungsgruppengeſetz, 
das mehr einem Klaſſengeſetz ähnele, ablehne und der 
Beibehaltung des bisherigen Beſoldungsſyſtems den 
Vorzug geben jollte, werde der Landtag dem Neichs⸗ 
tag ſicherlich folgen. Die Grwährung prozentualer 
Zuſchüſſe zu den jetzigen Beſoldungen verdiene auch 
deswegen den Vorzug, weil dann in kürzeſter Friſt 
eine Entſcheidung getroffen werden könne und ſomit 
für Reichstag und Länderparlamente Zeit gewonnen 
werde, ſich mit der ganzen Frage der Beſoldungsneu⸗ 
regelung einmal grundſätzlich zu beſchäftigen. Das 
erſchien ſchon deswegen geboten, weil bei der Vorbe⸗ 
reitung dieſes Geſetzes die Parlamente doch etwas zu 
ſtark ausgeſchaltet worden ſeien. Die gebotene Schwie⸗ 
tigkeit bei der Erledigung dieſer ſchweren Arbeit 
werde die Gefahr heraufbeſchwören, daß wieder eine 
ganze Reihe neuer Härten entſtände, ſo daß doch keine 
1 in der Beamtenſchaft herbeigeführt 
werde. 

Das ſind die Ausführungen eines Sozialdemo⸗ 
kraten in Preußen. Sie decken ſich mit den Aus⸗ 
führungen, die wir Kommuniſten zu dieſem Ge⸗ 
ſetz hier machen. Die Vorwürfe, die die Sozial⸗ 
demokraten in Preußen gegen das Geſetz erheben, 
decken ſich vollkommen mit den Vorwürfen, die 
wir gegen das Geſetz erheben, nur daß die Sozial⸗ 
demokraten hier nicht einmal den Mut aufbrin⸗ 
gen, gegen das Geſetz aufzutreten. Es iſt ein 
Schandgeſetz, ein Klaſſengeſetz. Man erklärte in 
Preußen: „Nur der Einheitlichkeit der Beſol⸗ 
dungs regelung mit dem Reich zuliebe, nehmen wir 
das Geſetz an.“ Trotzdem führten Sie den ſchärfſten 
Kampf dagegen, allerdings nur in Worten; denn 
durch die Tat haben Sie auch in Preußen etwas 
anderes bewieſen. Sie haben das Beſoldungsge⸗ 
ſetz angenommen. Da Sie aber jetzt im Reich auch 
in der Regierung ſitzen, könnten Sie dieſe Be⸗ 
ſoldungsordnung jetzt beſeitigen. Sie denken micht 
daran, ſondern ſind froh darüber, daß es bereits 
Geſetz geworden iſt. In der zweiten und dritten 
Beratung machte der Abg. Simon dieſelben Aus⸗ 
führungen. 

Es iſt eigenartig, daß die Regierungspar⸗ 
teien hier in Danzig nicht zu dieſem Geſetz ſpre⸗ 
chen. Man kann ihnen das nicht verübeln. Sie 
fühlen ſich in ſehr gedrückter Stimmung und 
möchten ſehen, daß das Geſetz ſo ſchnell als mög⸗ 
lich werabſchiedet wird. Aber in Preußen haben 
ſie doch wenigſtens den Mut gehabt zu ſprechen, 
und zwar alle Parteien, auch die Zentrumspar⸗ 
tei und die Sozialdemokratiſche Partei, und nicht 
nur im Hauptausſchuß, ſondern auch im Plenum. 
Im Plenum wiederholte der ſozialdemokratiſche 
Abgeordnete Simon ſeine Ausführungen. Trotz⸗ 
dem alſo in Preußen Sozialdemokraten in der 
Regierung ſitzen, kämpft ein ſozialdemokratiſcher 
Abgeordneter gegen die Härten und Ungerechtig- 
keiten dieſes Geſetzes. Das beweiſt allerdings 
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nicht, daß die Leute dort ehrlich vorgehen, ſondern 
nur, daß ſie noch demagogiſcher ſind als die So⸗ 
zialdemokraten hier. Ich hatte darauf hingewie⸗ 
ſen, daß die hieſigen Sozialdemokraten ſehr viel 
von den deutſchen Sozialdemokraten gelernt ha⸗ 
ben. Wenn die ſozialdemokratiſche Führerſchaft 
im Plenum zu dem Geſetzentwurf Stellung nahm, 
dann mur deshalb, um ſich nach außen brüſten zu 
können, ſie hätte gegen die Ungerechtigkeiten ge⸗ 
kämpft, ſogar im Plenum: „Aber im Reiche iſt 
die Beſoldungsordnung durchgegangen, wir ha⸗ 
ben unſer Möglichſtes getan, wir können aber nicht 
aus der Reihe tanzen, es iſt nicht gelungen, eine 
Beſſerung herbeizuführen.“ Im Plenum erklärte 
Abg. Simon, und zwar am 13. September 1927: 
Es iſt nicht richtig, wenn insbeſondere auf dem 
Stegerwald⸗Flügel im Reich werſucht worden iſt, ge⸗ 
wiſſermaßen eine Spannung zwiſchen Arbeitern und 
Beamten herbeizuführen und die Arbeiter allgemein 


gegen die Beamten, ich will es einmal mit einem 


ſcharfen Wort ausdrücken, aufzuputſchen. 

Wie iſt es hier in Danzig? Sozialdemokraten 
ſind es, die die Arbeiter gegen die Beamten auf⸗ 
putſchen. Beweis dafür ſind die Ausführungen 
der Abg. Gehl und Dr. Kamnitzer. Im Reich iſt 
das durch die Zentrumspartei, insbeſondere durch 
den Stegerwald⸗Flügel verſucht worden. Ich 
habe bereits einmal einen Brief Stegerwalds vor⸗ 
geleſen, worin der Abg. Stegerwald der Beam⸗ 
tenſchaft den Vorwurf macht, ſie ſtehle goldene 
und ſilberne Löffel, es wäre beſſer, wenn das Be⸗ 
rufsbeamtentum vollſtändig beſeitigt würde und 
wenn wir nur Angeſtellte im Staatsdienſt hät⸗ 
ten. Dieſer Brief iſt nicht von uns erfunden, ſon⸗ 
dern ein hiſtoriſches Dokument. (Abg. Fiſcher: 
Ausnahmsweiſe!) Weiter jagt Simon: 

Wir ſind nicht der Anſicht, daß das jetzige Beſol⸗ 
dungsſyſtem mit der ſtark vermehrten Gruppenzahl, 
mit der Beſeitigung der Verzahnung, mit der Her⸗ 
ſtellung gewiſſer Gräben, die durch unſere Verhand⸗ 
lungen teilweiſe ja ausgefüllt worden find, einen 
Fortſchritt gegenüber dem Syſtem von 1920 iſt. Man 
hätte einen anderen Weg gehen können, beſonders 
auch unter grundſätzlicher Berückſichtigung des An⸗ 
trages, den wir im Juni dieſes Jahres hier im Ple⸗ 
num geſtellt haben: eine Verlängerung der Beſol⸗ 
dungsgruppen, ein planmäßiger Einbau der Zur 
lagen uſw. 

Grundſätzlich ſind wir der Anſicht, daß das Be⸗ 
amtengehalt eigentlich der vom Arbeitgeberſtand⸗ 
punkt dargebrachten Leiſtungen entſprechen müſſe und, 
wenn es jetzt nicht erreicht wurde, in Zukunft bei 
einem künftigen Beſoldungsgeſetz, das ja wieder ein⸗ 
mal kommen muß und wird, der vollkommene Einbau 
der Sozialzuſchläge in die Grundgehälter erſtrebt 
werden muß. ; I 

Das find alles Forderungen, die ich geitellt habe, 
die ich im Hauptausſchuß und hier gemacht habe. 
Abg. Simon jagt dann weiter: 

„daß im Geſetz und daß bei den Gruppen 
einzelne Härten geblieben find und nicht alle Härten 
beſeitigt werden konnten, liegt an der finanziellen 
Abhängigkeit Preußens vom Reich. Preußen hat nun 
einmal dieſe Selbſtändigkeit in Finanzdingen nicht. 
Wir hoffen ferner, daß ſich die Beamtenſchaft gegen⸗ 
über den übrigen Berufsſtänden, insbeſondere gegen⸗ 
über der Arbeiterſchaft, nicht in ein feindſeliges Ver⸗ 
hältnis drängen läßt, ſondern daß Arbeiter, Ange⸗ 
ſtellte und Beamte als große Verbrauchermaſſen bei 
uns politiſch wie auch gewerkſchaftlich einmal in 


einer Einheitsfront das erkämpfen, was ihnen bei 
dieſer Beſoldungsreform vielleicht noch nicht beſchie⸗ 
den worden iſt. 
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In Preußen beruft ſich die Sozialdemokratiſche 
Partei auf die finanzielle Abhängigkeit vom 
Reich. Sie könnten keine beſondere Beſoldungs⸗ 
ordnung bringen und entſchuldigen jo ihren 
Standpunkt, das Geſetz durchgeführt zu haben. 

Wie entſchuldigen Sie (nach Tinfs) das hier 
in Danzig? Hier ſagen Sie, die Staatsfinanzen 
ließen es nicht zu, eine andere Regelung herbeizu⸗ 
führen. Aber die Staatsfinanzen laſſen es ohne 
weiteres zu, hier ein ganz anderes Syſtem zu 
ſchaffen. Sie ſind hier in Danzig nicht an dies 
reaktionäre Syſtem mit all den Härten und der 
ungeheuren Zahl von Beſoldungsgruppen, der 
Beſeitigung der Verzahnung uſw. gebunden. Hier 
in Danzig können Sie ſich nicht darauf berufen, 
daß wir uns in wirtſchaftlicher, finanzieller und 
politiſcher Abhängigkeit von Deutſchland befin⸗ 
den. Die Ausführungen der Sozialdemokraten im 
Reich und in Preußen zum Beſoldungsgeſetz dien⸗ 
ten auch nur dazu, der Beamtenſchaft Sand in die 
Augen zu ſtreuen und ſie über die wahre Abſicht 
der Sozialdemokratiſchen Partei zu täuſchen. 
(Abg. Fiſcher: Wie ſieht es denn in Rußland aus? 
— Abg. Raſchke: Da mußt Du einmal hinfahren!) 
In Rußland wird man die Werktätigen gegenein⸗ 
ander nicht ausſpielen. Dort wird man eine werk⸗ 
tätige Bevölkerungsſchicht nicht auf Koſten einer 
andern ausplündern! (Abg. Fiſcher: Haben Sie 
keine Beiſpiele darüber?) Falls Sie ſich über die 
Zuſtände in Rußland orientieren wollen, ſo kön⸗ 
nen Sie Material in Hülle und Fülle zur Ver⸗ 
fügung erhalten. Sie ſind und müſſen unbelehr⸗ 
bar bleiben, ſonſt verlieren Sie Ihre wirtſchaft⸗ 
liche Stellung. Deshalb haben Sie ſich vom radi⸗ 
kalen U. S. P.⸗Mann zum harmloſen SPD. Me: 
formiſten entwickelt, Herr Abg. Fiſcher. (Abg. 
Fiſcher: Wo waren Sie denn?) Ich bin den richti⸗ 
gen Weg gegangen. Wir werden jeden begrüßen, 
der den Weg zur Kommuniſtiſchen Partei findet, 
um tatſächlich für die Werktätigen den Kampf 
gegen dies Syſtem aufzunehmen. Sie können erſt 
dann über mich herziehen, wenn ich vielleicht noch 
einmal den entgegengeſetzten Weg gehen ſollte. Aber 
dann iſt ja immer noch Zeit zu ſchimpfen, man 
muß nicht vorher ſchimpfen. Sie können vielmehr 
über alle die ſchimpfen, die bereits den verkehrten 
Weg gegangen find, z. B. über den Abg. Rahn 
uſw. — 

Das iſt die Stellung der Sozialdemokraten 
in Preußen. Wir müſſen doch tatſächlich mit 
Staunen feſtſtellen, daß das eine ganz andere 
Einſtellung iſt, als ſie die Sozialdemokraten hier 
in Danzig haben. In Danzig ſind doch die Sozial⸗ 
demokraten nach außen hin, der Oeffentlichkeit 
gegenüber, als die Vertreter dieſes Geſetzes er⸗ 
ſchienen, weil die Sozialldemokraten die meiſten 
Artikel über die Beſoldungsordnung geſchrieben 
haben, weil ſie am ſtärkſten dieſes Geſetz fördern 
und nicht ein einziges Wort hier im Plenum 
finden, um dieſes Geſetz zu bekämpfen, es als das 
zu brandmarken, was es iſt: ein Klaſſengeſetz, das 
nur dazu dient, um die früheren reaktionären 
Zuſtände im alten Preußen wieder herbeizufüh⸗ 
ren. Aber man findet kein Wort des Kampfes 
gegen dieſes Geſetz. In Preußen war es anders. 
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Es iſt auch notwendig, die Stellung der Zen⸗ 
trumspartei zu dieſem Geſetz zu betrachten. Sie 
wiſſen, daß die Zentrumspartei es der Oeffent⸗ 
lichkeit gegenüber jo darzustellen beliebt, als ob 
ſie jetzt in der Koalitionsregierung die Hüterin 
der Rechte der Beamtenſchaft ſei, daß mur ſie es 


geweſen ſſei, die die Verſchlechterungen verhin⸗ N 


dert habe. Das wahre Geſicht der Zentrumspartei 
beweiſt ja der Stegerwald⸗Brief. Ich will aber 
noch ein paar Dokumente mehr anführen, die das 
wahre Geſicht der Zentrumspartei enthüllen. Der 
Abg. Baumhoff von der Zentrumspartei erklärte 
im Hauptausſchuß am 25. Oktober 1927: 

Jeder gewiſſenhafte Politiker müſſe auch an die 
Zukunft denken. Daher ſei es ihm begreiflich, daß 
die S. P. D. im Reichstag ſage, die Beſoldungsreform 
gehe noch nicht weit genug. 

Das heißt, ein Zentrumsabgeordneter erklärt: 
Wie können die Sozialdemokraten nur noch mehr 
fordern und Anträge auf Erhöhungen und 
Beſſerſtellungen einbringen? Die Zentrumspar⸗ 
tei erklärt damit: Was in Preußen beſchloſſen 
worden iſt, das iſt genug. 

Die meiſten Bittſchriften bezögen ſich garnicht 
auf eine Erhöhung der Bezüge, ſondern lediglich auf 
eine Aenderung der Struktur der Beſoldungsord⸗ 
nung. Den Mängeln des bisherigen Syſtems wolle 
die neue Vorlage abhelfen. Seine Fraktion habe je⸗ 
doch mit Befremden feſtſtellen müſſen, daß nicht nur 
die Fehler des alten Syſtems beſeitigt werden ſoll⸗ 
ten, ſondern auch das Gute des Syſtems, z. B. der 
Verzahnungsgedanke, der an und für ſich ſehr geſund 
ſei, verſtümmelt werden ſollte 

Allerdings dürfe man nicht, wenn man die Not 
der unteren Gruppen anerkenne, die Not der mitt⸗ 
leren und höheren Gruppen einfach überſehen. Auch 
hier müjje endlich zugegriffen werden. 

Wie ſozial von der Zentrumspartei, daß ſie ſich 
gerade für die höheren Beamten einſetzt, indem ſie 
erklärt, ja, auch in der oberen Beamtenſchaft 
herrſcht Not und auch hier muß endlich einmal 
durchgegriffen werden. Wenn es ſich um die obere 
Beamtenſchaft mit 2000 und 3000 Mark Monats⸗ 
gehalt handelt, dann ſchlägt das ſoziale Herz der 
Zentrumspartei. Und nun die Stellung der Zen⸗ 
trumspartei zu den Kinderbeihilfen. Wir wiſſen, 
daß gerade die Kinderzuſchläge in ein anderes 
Syitem gebracht worden find; bisher richtete ſich 
die Kinderbeihilfe nicht nach der Zahl der Kinder, 
ondern mach dem Alter. Wir erklären, daß das 
ſozialer iſt. Grundſätzlich ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß die Kinderzulagen ebenfalls 
eingebaut werden müſſen in das Grundgehalt. 
ber die Abkehr von dem bisherigen Syſtem, die 
Höhe der Kinderzulagen nicht nach dem Alter, 
ſondern nach der Zahl der Kinder richten, iſt zu⸗ 
rückzuführen auf die Initiative der Zentrumspar⸗ 
tei; denn die Zentrumspartei erklärt folgendes 
durch ihren Abgeordneten Baumhoff: 
. Die Frage der Kinderaufzucht ſei durchaus nicht 
in erſter Linie eine wirtſchaftliche Frage. Die Men⸗ 
ſchen ſeien bequemen geworden; ſie ſeien heute auch 
zu feige, um die Verantwortung für die Kinder auf 
ſich zu nehmen. Glücklicherweiſe gebe es aber immer 
noch viele Menſchen, die gerne dieſe Verantwortung 
auf ſich nähmen. Dieſen ſollte der Staat in ſeinem 
Stgenjten Intereſſe helfen. Er ſchlage daher vor, den 
Beamten für die erſten beiden Kinder eine Zulage 
von 20 Mark, für das dritte und vierte Kind eine 


ſolche von 25 Mark und für jedes weitere Kind eine 
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ſolche von 30 Mark zu geben. Die finanzielle Aus⸗ 
wirkung werde ſehr gering ſein; denn man wiſſe ja, 
ns . Beamten im Durchſchnitt nicht zwei Kinder 
hatten. 
Man braucht dieſes neue Syſtem der Kinderzu⸗ 
lagen nur, um einen Anreiz zu ſchaffen, daß die 
Beamtenſchaft ſich mehr Kinder ſanſchaffen ſoll! 
ur vergeſſen die Zentrumsleute ſich auch für 
Arbeiterfamilien mit einer zahlreichen Kinder⸗ 
ſchar einzuſetzen. Wenn wir im Reich, in Preußen 
und auch hier in Danzig dahingehende Anträge 
einbrachten, dann waren es gerade die Zentrums⸗ 
leute, die dieſe Anträge konsequent ablehnten. Der 
Abgeordnete Diehl der Zentrumspartei erklärte 
im Hauptausschuß, mit der Beſoldungs reform 
werde aber eine Beſſerſtellung der Beamten in 
Form einer Erhöhung der Gehälter verbunden. 
Er geht dann auf den Bericht des Abgeordneten 
Baumhoff ein und erklärt dasſelbe, daß nämlich 
die Beamten als ſolche ja garnicht eine Erhöhung 
der Bezüge wünſchten, ſondern mehr eine Neuord⸗ 
nung des Syſtems, und daß ſie es auch nicht auf 
eine Erhöhung des Gehalts abgeſehen hätten, 
ſondern wielmehr auf eine Preisſenkung, und das 
begrüßt er und erklärt, eine Erhöhung der Beam⸗ 
tengehälter ſei durchaus nicht notwendig, man 
müſſe nur eine Preisſenkung herbeiführen, ob⸗ 
gleich ihm bekannt ſein müßte, daß in einem kapi⸗ 
taliſtiſchen Staatsweſen die Preiſe nicht geſenkt 
werden können, wenn nicht die werktätige Be⸗ 
völkerung geſchloſſen den Kampf um eine Sen⸗ 
kung derſelben führt. Wenn der bgeordnete 
Diehl eine Erhöhung der Beamtengehälter mit 
dem Hinweis darauf verhindert, es müſſe eine 
Preisſenkung eintreten, dann will er die Erhö⸗ 
hung überhaupt nicht zulaſſen und er beruft ſich 
dabei eigenartigerweiſe auf Frankreich und auf 
Italien. Er erklärt, dort ſei man dieſen Weg ge⸗ 
gangen, dort habe man die Beamtenbezüge nicht 
erhöht, ſondern ſogar noch herabgeſetzt, man ſei 
den Weg des Preisabbaus gegangen. Jedem iſt 
aber bekannt, daß man zwar die Bezüge dort her⸗ 
abgeſetzt hat, daß man aber keineswegs daran ge⸗ 
dacht hat, die Preiſe zu ſenken. Sie wiſſen, daß 
gerade Italien in einer ſtarken wirtſchaftlichen 
Depreſſion lebt, daß Italien wirtſchaftlich vor 
dem Bankerott ſteht. Der Abgeordnete Diehl vom 
Zentrum erklärte u. a. im Hauptausſchuß: 
Poincaré habe, als in Frankreich eine Inflation 
drohte, entgegen dem Verlangen der Mehrheit des 
Parlaments nicht die Beamtengehälter erhöht, ſon⸗ 
dern den Weg des Preisabbaues eingeſchlagen und 
damit rechtbehalten. Muſſolini, über deſſen politiſche 
Methoden man denken könne, wie man wolle, deſſen 
wirtſchaftliche Fähigkeiten aber anzuerkennen ſeien, 
Dieſe wirtſchaftlichen Fähigkeiten haben dazu ge⸗ 
führt, daß Italien jetzt vor einer Wirtſchaftskata⸗ 
ſtrophe ſteht und daß man die Folgen dieſer Wirt⸗ 
ſchaftskataſtrophe den Werktätigen nach faſchiſti⸗ 
ſcher Methode aufholzen wind. 
„ „habe noch vor wenigen Wochen eine Sen⸗ 
bung der Löhne und Gehälter um 10 bis 20 Prozent 
und gleichzeitig einen entſprechenden Preisabbau 
durchgeſetzt. Wenn jetzt eine Erhöhung der Beamten⸗ 
gehälter komme, werden ſich Lohnkämpfe ereignen. 
Was beweiſt das? Daß die Zentrumspartei 


tatſächlich nicht gewillt iſt, für die Erhöhung der 
Bezüge einzutreten. Das Zentrum möchte am 
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liebſten die Bezüge nicht um einen Pfennig er⸗ 
höhen, ſondern ſie nach Art eines Muſſolini 
ſenken. Das beweiſt auch die Ehrlichkeit des 
Kampfes, den die Zentrumspartei in Bezug auf 
die Beamtenbeſoldung führt. 

Am intereſſanteſten iſt aber die Stellung der 
Deutſchnationalen zu dieſem Beſoldungsgeſetz. 
In noch viel ſchlimmerer Form als Sozialdemo⸗ 
kraten und Zentrumsleute führen die Deutſch⸗ 
nationalen Täuſchungsmanöver zu dieſem Geſetz 
auf. Die Deutſchnationalen erklären ſich hier als 
die alleinigen Hüter der Rechte der Beamten⸗ 
ſchaft. Die Deutſchnationalen ſuchen es in der 
Oeffentlichkeit ſo darzuſtellen, als ob ſie allein 
den Kampf gegen dieſes Beamtenbeſoldungsgeſetz 
ernſtlich aufgenommen haben. Hören wir aber 
einmal, was der Herr Abg. Dr. Kähler in der 
Hauptausſchußſitzung vom 25. Oktober erklärt: 

Die Frage, ob die bisherige Beſoldungsordnung 
ſich ſo bewährt habe, daß man nur an einzelnen Stel⸗ 
len etwa die beſſernde Hand anzulegen braucht oder 
mit Zuſchlägen Abhilfe ſchaffen könne, müſſe verneint 
werden. Die neue Vorlage ſei nach Anſicht ſeiner 
Fraktion durchaus geeignet, eine gründliche Beſſerung 
der Beamtenbeſoldung auch unter ſtaatspolitiſchen 
Geſichtspunkten herbeizuführen. Seine Fraktion 
werde daher an der Vorlage mitarbeiten. Er habe 
die Rede des Abg. Dumont mit großem Intereſſe ge⸗ 
hört, habe dann natürlich auch die Rede des Reichs⸗ 
tagsabgeordneten Steinkopf noch einmal durchge⸗ 
ſehen und habe feſtgeſtellt, daß in beiden Reden zu 
vier Fünftel ſchärſſte Kritik an dem Grundgedanken 
der hier vorliegenden Beſoldungsneuordnung geübt 
würde, und daß doch ſchließlich erklärt würde, man 
wolle ſich irgendwie an der Verabſchiedung beteiligen. 
Sehr klar und eindeutig iſt dieſe Stellungnahme 
nichl. Demgegenüber möchten ſeine Parteifreunde, 
die ſich ſowohl im Reiche, wo ſie in der Regierung 
ſäßen, als auch hier, wo ſie in der Oppoſition ſeien, 
mitverantwortlih fühlten, betonen, daß ſie die 
Grundgedanken der Vorlage für richtig hielten, in 
Parten Punkten aber Bedenken geltend zu machen 
hätten. 

Die wirtschaftlichen und ſozialen Wünſche der 
Beamten müßten mit den Staatsnotwendigkeiten in 
Einklang gebracht werden. Er habe den Eindruck ge⸗ 
wonnen, daß die Vertreter der Beamtenorganiſatio⸗ 
nen einen Druck ausüben wollten. Demgegenüber 
müßten ſich die Abgeordneten ihrer Verantwortlich⸗ 
keit gegen den Staat erinnern. 

Auf Grund der Erfahrungen, die er im Beamten⸗ 
ausſchuß gemacht habe, ſei er auch ein lebhafter 
Freund der Stellenzulagen geworden. Er freue ſich, 
daß ſie grundſätzlich wieder in die Beſoldungsordnung 
eingebaut worden ſeien. 

Was erklärt der Abg. Dr. Kähler? Daß ſie die 
Vorlage für richtig halten, nur nicht in einzelnen 
Punkten mit der Beſoldungsordnung konform 
gehen, weiter, daß die Beamtenorganiſationen 
in Deutſchland anſcheinend einen nicht gerechtfer⸗ 
tigten Druck auf die Organe des Staates auszu⸗ 
üben ſuchen. Nun, hier find es gerade Ihre (zu den 
Deutſchnationalen Beamtenorgamiſationen, die 
einen ſogenannten „Druck“ auf die Regierung 
ausüben, denn Sie werden doch dieſe Gerichts⸗ 


klage als Druck anerkennen müſſen. Dies Gerichts⸗ 
urteil war ein Druck; denn Sie erblären ja ſelbſt, 
durch dieſes Gerichtsurteil wurde der Senat ge⸗ 
zwungen, dieſe und jene Tatſache anzuerkennen 
und durchzuführen. Aber wenn Ihr Abgeordneter 
in Deutſchland erklärt, die Vertreter der Beam⸗ 
tenorganiſationen verſuchen einen Druck auszu⸗ 
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üben und ſich dagegen wehrt, wie ſoll man dann 
Ihre Stellungnahme hier bezeichnen? Hier ſind 
Sie es die die Beamtenorganiſationen zur Klage 
aufforderten. In der zweiten Beratung erklärte 
Herr Dr. Kähler dasſelbe, was er im Hauptaus⸗ 


ſchuß ausführte. 
Dieſe Ausführungen des Herrn Abg. Dr. 


Kähler, die ich zum Schluß noch anführen werde, 


ſollen beweiſen, daß es die Deutſchnationalen ſind, 
die dieſes Geſetz begrüßen, die zuerſt verſucht 
haben, dieſes Geſetz auch hier einzuführen, daß 
ich recht hatte, als ich eingangs erklärte, die Ver⸗ 
faſſer der Beſoldungsordnung hier 
ſeien die Deultſchnationalen. Herr Dr. Kähler 
erklärte: 

Dieſes Geſetz iſt vor allen Dingen deshalb be⸗ 
deutungsvoll, weil die Grundgedanken wertvoll ſind. 
Wenn man das neue Syſtem „reaktionär“ geſcholten 
hat, dann möchte ich doch einmal fragen, ob die Links⸗ 
regierung in Preußen in dem Verdacht ſteht, ein reak⸗ 
tionäres Regiment zu führen. Wenn dem aber ſo 
iſt, dann geht eine Mahnung, eine Aufforderung an 
alle beteiligten Kreiſe, an die Beamten, die Beam⸗ 
ſenorganiſationen und die Abgeordneten des Land⸗ 
tags, nun nicht mehr an die Kategorien der Beſol⸗ 
dungsordnung von 1920 zu denken und Anträge zu 
ſtellen, ſondern ſich auch in die neuen Bahnen des 
Geſetzes von 1927 hineinzudenken und das Schema des 
alten Geſetzes auch bei der Kritik des neuen Geſetzes 
reſtlos auszuſchalten. 

Wir haben grundſätzlich von Anfang an an dieſer 
Beſoldungsordnung mitgearbeitet, weil wir das 
Syſtem, nachdem dieſe Beſoldungsordnung geregelt 
werden joll, für einen Fortſchritt halten, weil wir 
anerkennen mußten, hier werden grundſätzliche Fehler 
des Beſoldungsſyſtems von 1920 beſeitigt, und es iſt 
klar durchdacht bis in die letzten Konſequenzen. Aber 
wir haben ſchwerſte Bedenken dagegen, daß nun trotz 
dieſer ſo gut ausgebauten Syſtematik dieſes Syſtem 
an dem einen Punkte, an der Anfangsbeſoldung der 
99 Beamten, eine wirkliche Ungerechtigkeit auf⸗ 
weiſt. 

M. D. u. H.! Wir werden alſo das Geſetz mitver⸗ 
abſchieden, weil wir die Ueberzeugung haben, daß auf 
Grund dieſes Geſetzes der altpreußiſche und hohen⸗ 
zollernſche Grundgedanke auch in der Beamtenſchaft 
wieder zum Durchbruch kommt: suum cuique d. h. 
nicht: „Jedem das Gleiche“, ſondern „Jedem das 
Seime!“ 

Wollen Sie etwa jetzt noch erklären, daß die 
Deutſchnationalen gegen dieſes Geſetz Sturm 
laufen? Der Abg. Kähler erklärte: „Wir find 
vollkommen einverſtanden mit dem ganzen Geſetz, 
wie es vor uns liegt, bloß in dem einen Punkt 
der Anfangsgehälter der höheren Beamten ſtim⸗ 
men wir nicht mit ihm überein.“ 

Ich glaube den Beweis geliefert zu haben, wer 
Urheber und Verfaſſer dieſes Geſetzes iſt. Es mag 
ſchon ſtimmen, daß die alte Regierung, daß die 
Deutſchnationalen das Geſetz ſchon fix und fertig 
ausgearbeitet hatten. Mag die Regierung das be⸗ 
ſtreiten. Aber die Deutſchnationalen werden nicht 
ableugnen können, daß ſie nach all dieſen Aus⸗ 
führungen des Abg. Kähler im Preußiſchen Land⸗ 
tag Urheber und Befürworter dieſes neuen Be⸗ 
amtengeſetzes ſind. Dieſe Tatſache werden ſie 
nicht von ſich abwaſchen können. Alſo Verfaſſer 
dieſer Tragikomödie des Danziger Beſoldungs⸗ 
geſetzes iſt die deutſchnationale Beamtenſchaft. 
Nach all den Ausführungen, die ich jetzt gemacht 
habe, nach all den Beweiſen, die ich über die 
Stellungnahme der Sozialdemokraten im Preußi⸗ 


in Danzig. 
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I ſchen Landtag geführt habe, werden auch die So⸗ 


zialdemokraten von ſich nicht abwaſchen können, 
daß ſie nur Claqueure ſind, dazu berufen, um die 
Zufchauer zu veranlaſſen, dies Geſetz mit Begei⸗ 
ſterung anzunehmen. Das, was ich zu Anfang 
ausführte, wird alſo voll und ganz durch die 
Reden beſtätigt, die einzelne Führer der Parteien 
im Preußiſchen Landtag gehalten haben. 

Als einzige Partei hat von Anfang an bis jetzt 
grundſätzlich mit aller Schärfe die Kommunni⸗ 
ſtiſche Partei den Kampf gegen dies Beſoldungs⸗ 
geſetz geführt. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Auch die ſogenannten „Beamtenvertreter“ 
hier im Volkstag haben nicht im geringſten kon⸗ 
ſequent dieſen Kampf führen können; ſie ſind ſo 
verſippt und perſchwägert mit den deutſchnatio⸗ 
nalen Parteigrößen, mit der Deutſchnationalen 
Partei, daß fie alles durch dick und dünn mit⸗ 
machen, was dieſe Herren hier durchführen 
wollen, ſo daß man von einem ehrlichen Kampf 
auch bei dieſer Partei entſchieden nicht ſprechen 
kann. Im Gegenteil, dieſe Beamtenfraktion, dieſe 
Beamtenpartei iſt von den Deutſchnationalem mur 


aufgezogen, um in Bezug auf Beamtenfvagen nur 


etwas ſchärfere Oppoſition zu machen. Sie ſelbſt 
können die Oppoſition nicht ſo ſtark führen wie ſie 
ſie eigentlich zur Täuſchung der Oeffentlichkeit füh⸗ 
ren müßten, beſonders nicht nach den Ausfüh⸗ 
rungen, die ihre Abgeordneten im Preußiſchen 
Landtag gemacht haben. Deshalb iſt für die Be⸗ 
amten ein eigener Laden aufgezogen worden, eine 
eigene Beamtenpartei. Hätte dieſe Beamtenpar⸗ 
tei den Kampf jo konsequent geführt, wie wir, jo 
hätte ſie öffentliche Verſammlungen abgehalten, 
micht nur öffentliche Beamtenverſammlungen, 
ſondern öffentliche Volksverſammlungen und 
hätte mit dieſem Mittel, das allein ausſchlag⸗ 
gebend iſt, das Geſetz zu verhindern, den Kampf 
aufgenommen. Sie haben das nicht gemacht, das 
kennzeichnet auch Ihre Oppoſition. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion hat dieſen 
Kampf auf der Baſis der gewerlſchaftlichen For⸗ 
derungen geführt. Wir haben immer wieder er⸗ 
klärt, wir Kommuniſten führen dieſen Kampf, 
weil wir ihn als Gewerkſchaftler führen müſſen. 
Der Danziger Allgemeine Beamtenbund hat in 
Bezug auf Dieſes Geſetz erklärt: 

Aus Vorſtehendem ergibt ſich, daß in dem Ent⸗ 
wurf die ſeit 1920 beſtehenden Härten und Mängel 
nicht beſeitigt, ſondern im Gegenteil erheblich weiter 
vertieft worden ſind. Wir möchten hierbei nicht ver⸗ 
fehlen, nochmals auf die Auswirkung der neuen Be⸗ 
ſoldungsordnung hinzuweiſen, die im ſchärfſten Ge⸗ 
genſatz zu den berechtigten Wünſchen der großen 
Maſſe der Beamten ſteht, und erwarten, daß unſere 
dargelegten Einwände und Abänderungsvorſchläge 
einer eingehenden Prüfung unterzogen werden und 
daß abweichend von den Reichs⸗ bezw. preußiſchen 
Beſtimmungen eine eigene Danziger Beſoldungsord⸗ 

N nung geſchaffen wird. 

Gerade für dieſe Forderung werden wir den 
ampf nach wie vor aufnehmen. Wir werden 

verjuchen, dies Geſetz zu verhindern. Wenn das 

micht gelingt, werden wir weiter den Kampf auf⸗ 

nehmen, um ein neues Beamtenbeſoldungsgeſetz 

an Danzig zur Durchführung zu bringen. „Der 


Allgemeine Danziger Beamtenbund muß zu ſei⸗ 
em Bedauern den jetzigen Entwurf, der zu viel 


Entſchiedenheit ablehnen.“ Leider hat die Mit⸗ 
gliedſchaft den Kampf nicht konſequent durchge⸗ 
führt. Auch die Führer des Danziger Allgemeinen 
Beamtenbundes haben weriagt. Sie geben ſich mit 
einigen Bittſchriften, mit einigen Proteſten, mit 
einem Flugblatt zufrieden. Sie haben ebenſo 
wenig den Kampf ernſthaft aufgenommen, wie 
die Führer des Danziger Beamtenbundes, und 
zwar deshalb, weil die Führer des Allgemeinen 
Danziger Beamtenbundes Sozialdemokraten ſind. 
So, wie die Sozialdemokraten die Rechte der 
Werktätigen verraten, ſo haben ſie auch als Füh⸗ 
rer des Allgemeinen Danziger Beamtenbundes 
ie untere und mittlere Beamtenſchaft verraten. 
Es wird Sache der Beamten fein, dieſe Führer 
des Allgemeinen Danziger Beamtenbundes zu be⸗ 
ſeitigen, um dann den Kampf gegen dieſes Geſetz 
aufzunehmen. 

Ich habe bereits einmal darauf hingewieſen, 
daß wir jede Gelegenheit wahrgenommen haben, 
den Kampf gegen dies Beſoldungsgeſetz zu führen. 
Sogar ein Parteiführer, deſſen Partei angeblich 
immer ſo ſehr für Sparſamkeit eintritt, denkt 
nicht im geringſten daran, dies Geſetz auch zu ver⸗ 
hindern. Das iſt der Herr Abg. Rahn. Er fühlt 
ſich immer ſehr bemüßigt, auf die Schäden hinzu⸗ 


weiſen, die das Syſtem der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren in Danzig in finanzieller Hinſicht für die 
Danziger Wirtſchaft werurſacht. Er denkt aber 
nicht daran, auch darauf hinzuweiſen, wie ſi 

dies Geſetz in Zukunft auswirken wird. (Abg. 
Rahn: Sie haben mir keine Gelegenheit dazu ge⸗ 
laſſen, Sie reden ſchon ſeit vier Stunden!) Sie 
haben Gelegenheit, morgen ſechs Stunden zu 


ſprechen, Sie ſind ja berühmt als Dauerredner. 


(Abg. Rahn: Ich würde nicht ſo viel Blödſinn 
reden, wie Sie!) Darüber läßt ſich ſtreiten. Es 
wurde ſchon einmal darauf hingewieſen, daß Sie 
für ſich in Erbpacht genommen haben, der einzige 
Wirtſchaftler und Politiker in Danzig zu ſein, 


warum nicht der einzige Blödling? Dieſe eigen⸗ 


artige Politik, überall Herr zu ſein, haben Sie 
auch bei der Kommuniſtiſchen Partei durchzufüh⸗ 
ren verſucht. Sie wollten ſie auch in der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei durchführen. Sie werden 
deswegen wahrſcheinlich auch aus der jetzigen 
Blavier⸗Partei herausfliegen, weil Sie auch dort 
dieſe Politik befolgen. (Abg. Rahn: Ihre Sorgen 
möchte ich haben!) Sie müſſen doch dafür ſorgen, 
daß Ihr Profit nicht allzu ſehr geſchmälert wird. 
Dieſe Sorge möchte aber ich wieder micht haben. 
Ich werde aber alles daran ſetzen, damit dieſe 
Ihre Sorge ſich vergrößert. — 

Allein die Komuniſtiſche Partei hat von An⸗ 
fang an den Kampf gegen dieſes Geſetz mit aller 
Konſequenz geführt. Sie war es, die dazu über⸗ 
ging, öffentliche Verſammlungen abzuhalten, die 
ſich nicht ſcheute, die Beamtenſchaft zu öffentlichen 
Verſammlungen aufzurufen, um öffentlich gegen 
dieſes Schandgeſetz zu proteſtieren und zu demon⸗ 
ſtrieren. Wir haben jede Gelegenheit wahrge⸗ 
nommen, um auf dieſes Geſetz hinzuweisen, ſo 
anläßlich der Komba⸗Tagung hier in Danzig. 
Wir haben Flugblätter werteilt, um dieſe Orga⸗ 


wichtige unſoziale Momente enthält, mit aller 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
niſation auf das aufmerkſam zu machen, 
in Danzig vor ſich geht. a 
Wir werden dieſen Kampf trotz aller Schmä⸗ 
hungen von Seiten der Sozialdemokratiſchen 
Partei und auch von Seiten der Deutſchnationa⸗ 
len Partei und der Führer des Danziger Beam⸗ 
tenbundes fortſetzen; denn auch die Führer des 
Danziger Beamtenbundes ſtimmen in die Hetze 
der Deutſchnationalen und Sozialdemokraten 
gegen die Kommuniſtiſche Partei ein. Als Beweis 
hierfür ſei nur ein Artikel aus der „Danziger 
Beamtenzeitung“ angeführt: 

Die Annahme des Antrags der Regierungskoa⸗ 
lition, die einheitliche Ortsgruppe A für den Woh⸗ 
mungsgeldzuſchuß zu Grunde zu legen, machte die 
Streichung der Anlage 2 notwendig. Hierzu ſtellte 
der Abgeordnete Plenikowſki den Antrag, für die 
Tarifklaſſen IV, V und VI die Beträge von 100 Gul⸗ 
den, 85 und 75 Gulden einzusetzen. Er begründete, 
wie gewöhnlich, ſeinen Antrag mit einem Angriff 
auf die Führer des Beamtenbundes und die deutſch⸗ 
nationalen Abgeordneten, die ganz allgemein den 
Wohnungsgeldzuſchuß der Sonderklaſſe beantragt 
hatten. Er behauptete, daß dieſer deutſchnationale 
Antrag lediglich den höheren Beamten zugute komme. 
Die Anwahrhaftigkeit ſolchen Vorwürfe ergibt ſich 
aus der Skala, die deutlich erkennen läßt, daß auch 
die unteren und mittleren Beamten aus den Bezügen 
der Sonderklaſſe einen Vorteil haben würden. 

Nur, daß dieſer Vorteil ſo ausſieht, daß die 
untere Beamtenſchaft fünf Gulden mehr bekommt 
und die obere Beamtenſchaft dreißig Gulden. 

Das Verhalten des Abg. Plenikowſki iſt um fo 
merkwürdiger, als er ſelbſt in ſeinen Anträgen eine 
Staffelung der Gehälter und des Wohnungsgeldzu⸗ 
ſchuſſes worjieht; er billigt der Gruppe, der er ſelbſt 
angehört, das Höchſtgehalt zu, d. i. mehr als doppelt 
ſoviel wie den unteren Beamten. 

Ein eigenartiger Kampf, wenn die Führer des 
Beamtenbundes es ſo hinzuſtellen belieben, als 
ob ich, weil ich Lehrer ſei, dieſe Berufsgruppe 
beſonders herauszuheben ſuche. 

Da Herr Plenikowſki nicht müde wird, die Führer 
des Danziger Beamtenbundes bei jeder Gelegenheit 
ſelbſtſüchtiger Motive zu beſchuldigen, andererſeits 
aber auch die ſachlich begründeten Ausführungen des 


was hier 


Abg. Manthei, deren Berechtigung er nicht werkennen 


kann, in ſeinem angelernten kommuniſtiſchen Jargon 
hämiſch herabzuziehen verſucht, ſo 0 ſeine Mitarbeit 
vom Standpunkt der Beamtenſchaft völlig wertlos. 
Seine Anträge verlieren jede Bedeutung für die Be⸗ 
handlung der ſachlichen Fragen des Beſoldungsge⸗ 
ſetzes, da ſie ihm nur als Mittel für ſeine politiſchen 
Agitationszwecke dienen. 
Wir werden uns dadurch nicht abhalten laſſen, 
weiter zu kämpfen, auch wenn dieſe Vorwürfe, 
auch wenn dieſes hämiſche Gloſſieren in der bür⸗ 
gerlichen und in der ſozialdemokratiſchen Preſſe 
in noch werihärfter Form erfolgen ſollte. Anläß⸗ 
lich der erſten Beratung des Geſetzentwurfs hielt 
es die ſozialdemokratiſche „Volksſtimme“ für not⸗ 
wendig, folgenden Kommentar zu meiner hier ge⸗ 
haltenen Rede zu bringen: 

Als erſter Redner in der Debatte über den Ge⸗ 
ſetzentwurf des Senats betr. vorläufige geſetzliche 
Regelung des Beamtennotopfers ſprach ſonderbarer⸗ 
weile ausgerechnet der Kommuniſt Plenikowſki. 

Ich möchte nur wiſſen, warum ich nicht zum Be⸗ 
amtennotopfer ſprechen ſollte, warum man das 


mit „ſonderbarerweiſe“ bezeichnet. Es iſt doch 


mein ſelbſtverſtändliches Recht, daß ich zu Beam⸗ 
tenfragen Stellung nehme, genau ſo, wie es auch 
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die Beamten⸗Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion für ſich in Anſpruch nehmen, ohne daß 
wir das mit „ſonderbar“ bezeichnen. 

Er bemühte ſich zwar zunächſt, das ablehnende 
Verhalten der Beamten bei den Kämpfen der Arbei⸗ 
terſchaft um ihre Rechte zu geißeln und es als gefähr⸗ 
lich für die geſamte Arbeiterbewegung hinzuſtellen, 
betonte damn aber, daß er ſich beſondes für die 80 
Prozent proletariſchen Schichten des Danziger Beam⸗ 
tenkörpers einſetzen werde. Indem er einerſeits ſo 
energiſch gegen den Abbau der Beamtengehälter auf⸗ 
trat, daß die Bamtenvertreter ähm freudig zuſtimm⸗ 
ten, bog er natürlich den böſen Sozialdemokraten 
alles Mögliche an Verdächtigungen zu, was die 
Rechte mit befriedigtem Lächeln aufnahm. Schließ⸗ 
lich werlangte er noch, die Beamten ſollten ſtreiken. 

Nun ja, ich habe keine Urſache, die Sozialdemo⸗ 
kratie zu ſchonen, nicht im geringſten. Im Gegen⸗ 
teil, gerade wenn wir den ſchärſſten Kampf gegen 
die Sozialdemokratie führen, wird es uns gelin⸗ 
gen, die Arbeiterſchaft geſchloſſen und einig gegen 


dieſen Staat, gegen das kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem zu führen; deshalb mögen die 


Deutſchnationalen ruhig meine Ausführungen, 
die ich über die Sozialdemokraten mache, mit be⸗ 
friedigendem Lächeln quittieren, denn die Sozial- 
demokraten machen das genau ſo mit meinen 
Ausführungen, die ich über die Deutſchnationalen 
mache, ſie ſind ſich darin alſo auch wieder einig. 

Plenikowſkis Ausführungen waren ſichtlich ein 
verlegenes Herumreden um die Materie. Was er 
von der Zurückſetzung der unteren und mittleren Be⸗ 
amten ſagte, das iſt durchaus auch die Meinung der 
Sozialdemokratie. Der Anterſchied liegt aber darin, 
daß die Sozialdemokraten in einer bürgerlichen Koa⸗ 
lition mit vieler Mühe dabei find, endlich dieſes 
Poſtulat der höheren Beamten, dieſes empörende 
Ueberbleibſel einer abſolutjiſtiſchen Staatsordnung, 
langſam aber mit Nachdruck zu beſeitigen, während 
die Kommuniſten ſich mit billigen, dafür aber wert⸗ 
loſen Phraſen vor jeder poſttiven Stellungnahme 
drücken. 

In Wirklichkeit ſieht das natürlich ein wenig an⸗ 
ders aus. Der Unterſchied iſt nämlich der, daß wir 
als Kommuniſten den Kampf tatſächlich ernſthaft 
aufnehmen gegen das Poſtulat der höheren Be— 
amtenſchaft, für die unteren und mittleren Be- 
amten uns einſetzen, daß aber die Regierung mit 
ihrer Koalitionspolitik dieſes Poſtulat ſchützt und 
die unteren und mittleren Beamten in ihren Be- 
zügen bedeutend herunterſetzt. 

Wie unehrlich aber auch der Kampf der 
Deutſchnationalen und der Beamtenvertreter hier 
im Freiſtaat iſt, geht daraus hervor, daß wir im⸗ 
mer wieder betont haben, daß wir gegen die Auf⸗ 
teilung des Grundgehalts in einzelne Teile ſind, 
daß wir ein einheitliches Gehalt verlangen oder 
wenigſtens Beſeitigung der Zulagen, Beſeitigung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes. Das iſt durchaus 
nicht nur eine Forderung des Allgemeinen Dan⸗ 
ziger Beamtenbundes, ſondern auch des Danziger 
Beamtenbundes, alſo damit auch der Deutſchna⸗ 
tionalen. Die Anträge, die der Allgemeine Dan⸗ 
ziger Beamtenbund zu den Hauptausſchuß⸗ 
Sitzungen ſtellte, deckten ſich mit denen des Dan⸗ 
ziger Beamtenbundes. Der Danziger Beamten⸗ 
bund verlangte z. B. unter A, Allgemeines: 

J. Zuſammenlegung aller Gehaltsteile. Na 
dem Entwurf iſt beabſichtigt, Grundgehalt, Woh⸗ 
nungsgeld, Ausgleichszuſchlag in beſonders berech⸗ 
neten Beträgen aufzuführen. Der Beamtenbund 
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(Plenilowſki, Abgeordneter) 
bittet — wie bisher — ſo auch in Zukunft die Einzel⸗ 
beträge zu einem einzigen Betrage zuſammenzu⸗ 
ziehen. 
Das iſt das, was der Allgemeine Danziger Be⸗ 
amtenbund auch fordert, was alſo die geſamte 
Beamtenſchaft haben will. Die Beamtenſchaft 
wünſcht, daß ein einheitliches Grundgehalt ge⸗ 
ſchaffen wird, daß die Teilung beſeitigt wird. Es 
iſt daher ſonderbar, daß Sie nicht den Kampf 
gerade für dieſe Forderung der Beamtenſchaft 
aufnehmen, ſondern es im Gegenteil bei dieſer 
Teilung belaſſen. 5 
Welche Forderungen ſtellen wir Kommuniſten 
zum Geſetz, für welche Forderungen werden wir 
nach wie vor den ſchärfſten Kampf führen? Wir 
fordern Einheitlichkeit des Gehalts, weg mit der 
Teilung, Beſeitigung der beſonders berechneten 
Beträge, wie Wohnungsgeldzuſchuß, Ausgleichs⸗ 
zuſchlag und die beſonderen Zuſchlage. Sie wer⸗ 
den zugeben müſſen, daß dies alles Forderungen 
der geſamten Beamtenſchaft, nicht nur des Allge⸗ 
meinen Danziger Beamtenbundes, ſondern auch 
des Danziger Beamtenbundes find. Weiter for⸗ 
dern wir Steigen der Gehaltsſatze von Jahr zu 
Jahr. Es geht nicht an, daß Beamte erſt nach 
dreißig bis vierzig Dienſtjahren in den Höchſtbe⸗ 
zug ihrer Gehaltsgruppen kommen, ſondern es iſt 
notwendig, daß ſie ſchon früher, möglichſt ſchon 
mit 35 Jahren, das Endgehalt ihrer Gruppe er⸗ 
reichen. Weiter fordern wir einheitlichen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß. Wenn man ſchon nicht darauf 
eingeht, ein einheitliches Grundgehalt zu ſchaffen, 
jo fordern wir wenigſtens einheitlichen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß. Es geht nicht an, daß die unte⸗ 
ren Beamten monatlich 30 Gulden Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß erhalten, während die oberen Beam⸗ 
ten 185 Gulden Wohnungsgeldzuſchuß bekommen; 
auch der untere Beamte hat Anſpruch darauf, 
menſchenwürdig zu wohnen. Wir wünſchen des⸗ 
halb den Wohnungsgeldzuſchuß auf 85 Gulden 
feſtzuſetzen, das iſt der Preis, der für die neu er⸗ 
bauten Dreizimmer⸗Wohnungen verlangt wird. 
Gerade die untere Beamtenſchaft will endlich 
eine menſchenwürdige, beſſere Wohnung beziehen 
und dazu ſind 80 bis 90 Gulden monatliche Miete 
notwendig. Daher werden wir den ſchärfſten 
Kampf gegen die Staffelung des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes aufnehmen. Ferner treten wir für 
die Kinderbeihilfen in der alten Form ein. Wir 
verlangen einen einheitlichen Ausgleichszuſchlag 


ſechs Prozent Ausgleichszuſchlag, d. h. alſo, daß 
ein unterer Beamter mit monatlich 200 Gulden 
12 Gulden Ausgleichszuſchlag erhält, während ein 
höherer Beamter mit monatlich 2000 Gulden 120 
Gulden Ausgleichszuſchlag bezieht. Wir verlan⸗ 
gen, daß die Summe, die für dieſen Ausgleichszu⸗ 
ſchlag zur Verfügung ſteht, ganz einheitlich pro 
Kopf in gleicher Höhe ausgezahlt wind in Form 
der alten Frauenzulage. Durch den Ausgleichszu⸗ 
ſchlag dokumentiert doch dieſer Staat, daß er be⸗ 
reit iſt, gewiſſe Mittel mehr für die Beamten⸗ 
ſchaft zur Verfügung zu ſtellen, nämlich die Be⸗ 
züge, die notwendig ſind, um den ſechsprozentigen 
Zuſchlag zur Durchführung zu bringen. Teilen 
Sie dieſe Geldſumme durch die Anzahl der un⸗ 
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teren und mittleren Beamten. Die höheren Be⸗ 
amten brauchen keinen beſonderen Zuſchlag, die 
haben bereits genug Gehalt, — dann werden Sie 
das Richtige durchführen. 

Wir fordern weiter volles Dienſteinkommen 
auch der außerplanmäßigen Beamten. 


die außerplanmäßigen Beamten ſollen in genau 
derſelben Höhe bezahlt werden, wie die planmäßi- 
gen, wenn die Leiſtung die gleiche iſt. Wir ver⸗ 
langen auch eine Regelung in Bezug auf Urlaub. 
Der oberen Beamtenſchaft gibt man wochenlang 
Urlaub, die untere ſpeiſt man mit Urlaubstagen 
ab. Wir werlangen weiter die Durchführung des 
Achtſtundentages bei der Beamtenſchaft. Schon 
heute müſſen die Beamten neun Stunden arbei⸗ 
ten, die untere Beamtenſchaft ſehr oft ſogar zehn 
und elf Stunden. Wenn man den Beamtenab⸗ 
bau noch weiter durchführt, wird die untere Be⸗ 
amtenſchaft noch mehr Dienſt machen müſſen. Die 
oberen Beamten anbeiten entſchieden nicht acht 
Stunden. Die haben ihre Sekretäre, die die Ar⸗ 
beit machen. Sie können ſich in ihren Zimmern 
privat unterhalten, wenn ſie es nicht vorziehen, 
zum Früh⸗ oder Mittagsſchoppen zu verſchwinden. 
Wir fordern ganz energiſch die Durchführung des 
Achtſtundentages, auch wenn dadurch ein weiterer 
Ausbau der Verwaltung notwendig wird. Weiter 
verlangen wir die Aufbeſſerung des Gehalts der 
unteren Beamten gegenüber 1924. Wir erklären, 
daß die Erhöhung um Pfennige, mit denen man 
jetzt die untere Beamtenſchaft abfindet, zu gering 
iſt. Wir verlangen, daß man nicht nur einzelnen 
Gruppen die Bezüge etwas erhöht, ſondern der 
geſamten unteren Beamtenſchaft müſſen die Ge⸗ 
hälter erhöht werden. Die Sätze der mittleren 
Beamten müſſen voll gewahrt bleiben, aber deſto 
mehr Abſtriche kann man bei der oberen Be⸗ 
amtenſchaft machen. 

Die Sozialdemokratiſche Partei war ja bereit 
dafür zu kämpfen. Sie wußte ſehr ſcharfe Attacken 
in der „Volksſtimme“ zu reiten, um das Poſtulat 
der oberen Beamten zu brechen. Wenn es aber 
auf den Kampf ankommt, werſagt ſie. Wenn wir 
die Durchführung dieſer Forderungen verlangen, 
dann ſoll man ja nicht die Deckungsfrage an⸗ 
ſchneiden, denn jetzt werden ja 2¼ Millionen 


1 ag mehr ausgegeben. Wir ſehen, der Staat hat das 
pro Kopf keinen prozentualen Zuſchlag. Man gibt 


Geld, die Würtſchaft bricht nicht zuſammen, es 
tritt kein Staatsbankerott ein; die 2; Millionen 
werden aufgebracht. Wenn man dann noch be⸗ 
denkt, daß auch hier in Danzig die Steuerdrücke⸗ 
bergerei blüht, kann man nur ſagen: Wer die 
Deckungsfrage anſchneidet, verſucht die Werktäti⸗ 
gen zu täuſchen. Ich habe zufällig einen Artikel 
der „Volksſtimme“ vom 27. April hier, in dem es 
heißt, gerade auf dem Lande ſei eine unverant⸗ 
wortliche Steuerdrückebergerei an der Tagesord⸗ 
nung. Im Kreis Großes Werder zahlt 61 Prozent 
der Grundbeſitzer keine Steuern, während von den 
unteren Beamten und Arbeitern jeder Pfennig 
eingezogen wird. Wenn dann die Sozialdemokra⸗ 
tie noch davon ſpricht, wie ſie die Ausgaben decken 
ſolle, dann iſt das nur der grundſatzloſe Kampf, 
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den ſie auch in allen übrigen Fällen führt. Wünde 
man gegenüber dieſer Steuerdrückebergerei durch⸗ 
greifen, würde man alle Beträge, die die „Wirt⸗ 
ſchaft“ dem Staat noch ſchuldet, aus Böswillig⸗ 
keit heraus ſchuldet, wie es ſich ſo oft in den Ver⸗ 
handlungen des Steuerausſchuſſes herausſtellt, 
einziehen, hätte man nicht nur Geld, um die 
Wünſche der unteren und mittleren Beamten zu 
erfüllen, ſondern auch Geld, die Wünſche der Ar⸗ 
beiter zu erfüllen. Das will man nicht, weil dieſer 
Staat ein kapitaliſtiſcher Profitſtaat iſt, weil 
man für die Intereſſen der Beſitzenden arbeiten 
muß. Man kann für die Beſitzenden nur tätig 
ſein, wenn man ſich an der ſchrankenloſen Ausbeu⸗ 
tung der Beſitzloſen beteiligt. 

Am widerlichſten wirken dieſe Ausführungen 
in Bezug auf Sparſamkeit bei der Zentrumspar⸗ 
tei. Die Zentrumspartei hat bei den Geſetzent⸗ 
würfen, die wir in Bezug auf die Lehrerausbil⸗ 
dung, in Bezug auf die Schaffung einer Aufbau⸗ 
ſchule eingebracht haben, darauf hingewieſen, 
daß kein Geld vorhanden ſei. Aber bei dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf haben die Zentrumsleute gezeigt, daß 
Geld vorhanden iſt. Gerade Frau Abg. Dr. Sem⸗ 
rau hat durch einen Zwiſchenruf erklärt, daß für 
„gewiſſe Zwecke“ Geld vorhanden ſein müſſe. Da 
will ich im Zuſammenhang mit dieſem Geſetz auf 
das hinweiſen, was man gerade der Zentrums⸗ 
fraktion dabei Gutes getan hat. Die Lehrer, die 


bisher ein Kirchenamt nebenamtlich verſahen, er⸗ 


hielten von der Kirchengemeinde eine Kirchen⸗ 
amtszulage. Dieſe Zulage war bisher nicht pen⸗ 


(B) ſionsberechtigt. Jetzt hat man dieſe Kirchenzula⸗ 


ge penſionsberechtigt gemacht, d. h. der Staat zahlt 


jetzt allen Lehrperſonen eine beſondere Penſion, die 


ein Kirchenamt ausüben. Für dieſen Zweck hat 
der Staat Gelder zur Verfügung. Man will 
ſelbſtverſtändlich durch dieſe Penſionsberechtigung 
der Kirchenamtszulage das Kirchenamt für die 
Lehrerſchaft ſchmackhaft machen. 

Weiter gewährt dieſes Beſoldungsgeſetz den 
Ledigen nicht den vollen Wohnungsgeldzuſchuß. 
Ich habe bereits ausgeführt, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten in Deutſchland erklärt haben: „Jawohl, 
auch wir ſind für die Einheitlichkeit des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes. Verheirateten 
verheirateten ſoll das Wohnungsgeld in 
der gleichen Höhe gewährt werden.“ Das 
Geſetz kennt dieſe Gleichheit nicht, nur aus⸗ 
gerechnet bei der Geiſtlichkeit. Die Geiſtlichen be⸗ 
kommen den vollen Wohnungsgeldzuſchuß, auch 
wenn ſie nicht verheiratet ſind. Nun, wir kennen 
ja nicht die Verhältniſſe der Geiſtlichen ſo genau, 
wir wiſſen allerdings nur, daß ein großer Teil von 
ihnen zwar formell unverheiratet iſt, daß ſie 
aber ſonſt ein ſehr geſundes eheliches Gemein⸗ 
ſchaftsleben führen. Vielleicht hat man aus dieſem 
Grunde den Geiſtlichen den vollen Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß gewährt. Alſo auch in dieſem Falle iſt 
Geld vorhanden, weil es ſich um Forderungen 


handelte, die das Zentrum für ſeine besonderen 
Zwecke zu ſtellen hatte. 

Aus der Behandlung die dieſer Staat und die 
Parteien der Beamtenſchaft zukommen laſſen, 
werden die Beamten die notwendigen politiſchen 


und Un⸗ 


en 


Dienstag, den 16. Oktober 1928. 


und organiſatoriſchen Schlußfolgerungen ziehen. 
Die Beamten werden ſich darüber klar ſein müſ⸗ 
ſen, daß der Kampf um eine neue Beſoldungsord⸗ 
nung jetzt erſt beginnt, daß der Kampf um die 
Beſoldungsordnung, wie es die Deutſchnationa⸗ 
len, wie es die Danziger Beamtenzeitung dar⸗ 
zuſtellen beliebt, nicht etwa beendet iſt, wenn dies 
Geſetz hier verabſchiedet worden iſt, ſondern daß 
der Kampf dann erſt beginnt. Die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei wird die Beamtenſchaft zu dieſem 
Kampf aufrufen und dieſen Kampf um ein neues 
Beſoldungsgeſetz führen. Wir werden der Beam⸗ 
tenſchaft aber auch ſagen, daß dieſer Kampf nicht 
geführt werden kann mit Bittſchriften und Ver⸗ 
handlungen, ſondern mit den gewerkſchaftlichen 
Kampfmitteln. Die Beamtenſchaft muß ſich die⸗ 
ſem Staat gegenüber genau jo zur Wehr ſetzen, 
wie ſich der Arbeiter und der Angeſtellte gegen⸗ 
über den kapitaliſtiſchen Unternehmern zur Wehr 
ſetzt. So, wie der Arbeiter dem Unternehmer 
die Arbeit verweigert, wenn der betreffende Un» 
ternehmer nicht das erfüllt, was die Arbeiter⸗ 
ſchaft fordert, ſo werden wir auch der Beamten⸗ 


haft immer wieder ſagen: Wenn man Eure For⸗ 


derungen nicht erfüllt, dann verweigert dieſem 
Staat, der für Euch Anternehmer iſt, die Arbeit 
und ſtreikt. Führt dieſen Kampf um Eure Rechte 
Seite an Seite mit den Arbeitern und Angeſtell⸗ 
ten. Laßt Euch nicht gegen dieſe Bevölkerungs⸗ 
ſchichten aufhetzen, die genau jo in einer elenden 
Lage leben, ſondern ſchließt Euch zuſammen und 
kämpft gegen die Bevölkerungsſchichten, die allein 
den wirtſchaftlichen und politiſchen Vorteil aus 
dieſem Wirtſchaftsſyſtem ziehen. 


00 


(D) 


Wir werden dieſen Zuſammenſchluß der Anbei- 


ter, Angeſtellten und Beamten herbeizuführen ſu⸗ 
chen. Wir werden die Einheit, die immer wieder 
von den bürgerlichen Parteien und von der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei zerſtört wird, dieſe 
Einheit aller Werktätigen, aller Lohn⸗ und Ge⸗ 
haltsempfänger, zuſammenſchmieden. Wir werden 
der unteren Beamtenſchaft erklären, Ihr müßt 
einig und geſchloſſen mit den Arbeitern und An⸗ 
geſtellten im Kampf zuſammenſtehen. Ihr müßt 
die verräteriſchen Führer aus den Reihen Eurer 
Organiſation entfernen. Gebt Euch nicht mit 
dieſem Beſoldungsgeſetz zufrieden, laßt Euch nicht 
einlullen, daß jetzt der Kampf vorüber jei, ſon⸗ 
dern jetzt beginnt erſt der Kampf um eine neue 
Beſoldungsordnung. Dieſen Appell werden wir 
verſchärft und mit allem Nachdruck an die betro⸗ 
gene Danziger Beamtenſchaft richten und hoffen, 
daß der Erfolg nicht ausbleiben wird. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Im Aelteſtenausſchuß war verein⸗ 
bart, nicht über 7 Ahr hinaus zu tagen. (Abg. 
Plenikowſki: Warum haben Sie das micht be⸗ 
folgt?) Auf Grund dieſer Verabredung ſchlage 
ich Vertagung auf morgen, Mittwoch, den 17. 
Oktober, nachmittags 3,30 mit der Tagesordnung 
vor: Fortſetzung der heutigen Beratung. Ich ſtelle 
feſt, daß dagegen kein Widerſpruch erfolgt. Das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. a 


(Schluß der Sitzung 9 Uhr 25 Minuten.) 
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Zweite und dritte Beratung eines Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetzes. — Fortſetzung — 
Drucksache Nr. 445 zu Nr. 280. Das Wort hat der 
Herr Abg. Friedrich. 
Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
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In den langen Monaten des binter uns liegen⸗ (C) 


den Kampfes ging es in der Hauptſache um zwei 

Dinge, erſtens um die Anerkennung des Grundfatzes, 

daß eine Kürzung der Beamtengehälter rechtlich nicht 

zuläſſig iſt, zweitens um die Neuordnung der Beſol⸗ 
dungs ordnung nach preußiſch⸗deutſchem Recht unter 
beionderer Berückſichtigung der Danziger Verhältniſſe. 

Im erſten Fall iſt die Sache zu Gunſten der Be⸗ 
amtenſchaft entſchieden, und zwar in einem Sinn, 
der unſern von Anfang an geſtellten Forderungen 
entſpricht. Wir können heute mit Genugtuung feſt⸗ 
ſtellen, daß die Regierungsparteien ſich in dieſer 
Frage nunmehr den von uns vorgeſchlagenen Weg 
zu eigen gemacht haben. Eine Frage iſt hierbei 
aber noch nicht reſtlos geklärt. Sie betrifft diejeni⸗ 
gen Beamten, die zur Zeit noch nicht das Höchſtge⸗ 
halt erreicht haben. Für dieſe fordern wir mit 
allem Nachdruck die Errechnung der Beſoldung nach 
den Beſtimmungen des alten Geſetzes, ſofern und ſo⸗ 
lange dadurch die Bezüge 5 ſind. 

Für die Neuordnung der Beſoldung haben wir 
dem Hauptausſchuß eine Neihe von Anträgen un⸗ 
terbreitet. Sie hatten durchweg den Zweck, die Ber 
ſoldungsordnung den Danziger Verhältniſſen anzu⸗ 
paſſen und Härten zu wermeiden. Dieſe Anträge find 
zum größten Teil trotz eingehendſter Begründung in 
zweimaliger Leſung abgelehnt worden. Nur bei 
einigen Anträgen hatten wir den Erfolg, daß ſie 
von den Regierungsparteien angenommen wurden. 
Durch die dem Hauſe vorliegende Druckſache Nr. 454 
wiederholen wir nochmals unſerer Anträge und 
appellieren an das Gerechtigkeitsgefühl der Abge⸗ 
ordneten. Auf eine erneute Begründung dieſer An⸗ 
träge verzichten wir zunächſt und hoffen, dadurch die 
Angelegenheith nach Möglichkeit in einem für die 
Beamtenſchaft günſtigen Sinne zu fördern. Wir 
wollen aber nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, 
daß uns das Geſetz in der vorliegenden Faſſung in 
keiner Weiſe befriedigt, da es zu viele Härten ent⸗ 
hält. So hat man u. a., wenn im preußiſchen Staats⸗ 
dienſt keine entſprechenden Beamtengruppen vor⸗ 
handen waren, ſtets ungünſtige Beiſpiele aus dem 
Reich und den Ländern zum ae herangezogen. 

Sollte die Vorlage ohne Berückſichtigung unſerer 
Anträge dennoch Geſetz werden, enwarten wir we⸗ 
nigjtens, daß die ſeith längerer Zeit zu Anrecht be⸗ 
ſtehende Anſtellungs⸗ und Beförderungsſperre nun⸗ 
mehr unwertzüglich aufgehoben und ein Stellenvertei⸗ 
lungsplan unter Berücksichtigung der im Reich vor⸗ 
handenen Beförderungsmöglichkeiten aufgeſtellt wird. 
Die Durchführung dieſes Geſetzes wird neue Schwie⸗ 
rigkeiten und Härten bringen. Es liegt in den Hän⸗ 
den des Senats, dieſe zu mildern und die Beamten⸗ 
ſchaft vor neuen Enttäuſchungen und neuen Verlu⸗ 
ſten zu bewahren. Die zu erlaſſenden Ausführungs⸗ 
beſtimmungen müſſen deshalb einen anderen Geiſt 
zeigen als das vorliegende Geſetz. Wir werden da⸗ 
bei die Rechte der Beamtenſchaft nach wie vor zu 
wahren wiljen? 
Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 

Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Zu dem Beamtenbeſoldunggeſetz iſt an ſich 
recht wenig zu ſagen, weil man mit ziemlicher 
Sicherheit annehmen kann, daß das Geſetz ſo, wie 
es aus dem Ausſchuß gekommen iſt, auch hier an⸗ 
genommen werden ſoll. Es iſt nach meiner Ueber⸗ 
zeugung nicht richtig, über das „Zuwenig“ man⸗ 
cher Gruppe zu ſprechen, wenn der Geiſt des Gan⸗ 


H.! Anſerer Anſicht nach iſt über dieſes Geſetz ſo⸗ zen unter allem Strich iſt. Die Errungenſchaften 
wohl hier im Plenum als auch im Hauptausſchuß der Revolution haben bis zu dem Zeitpunkt ange⸗ 
genug geſprochen worden. Wir wollen es uns halten, an dem die Parteien, die ſ. Zt. die Re⸗ 


deshalb erſparen, zur allgemeinen Ausſprache 


volution gemacht haben, am Ruder ſind. Zu den 


längere Ausführungen zu machen. Meine Gruppe Revolutionsgewinnen gehörten die Beförderungs⸗ 
und die Aufſtiegmöglichkeit eines jeden Beamten. 
Dieſer berühmte Satz von der „freien Bahn für 
jeden Tüchtigen“ hat, man kann ſagen, bis zum 


beſchränkt ſich darauf, folgende Erklärung abzuge⸗ 
5 Herr Präſident geſtattet wohl, daß ich 
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letzten Beſoldungsgeſetz vorgehalten, denn es war 
bis jetzt die Möglichkeit gegeben, daß ein fleißi⸗ 
ger und tüchtiger Beamter durch guten Dienſt 
und abgelegtes Examen es vorwärts bringen 


konnte. Das neue Geſetz gibt dieſe Aufſtiegsmög⸗ 


) 


lichkeit in keiner Weile: Das ſieht man an ſeinen 
Beſtimmungen. Als einen beſonders kraſſen 
Fall möchte ich anführen, daß bei den Amtsge⸗ 
hilfen die Aufrückungsmöglichkeit zum Oberamts⸗ 
gehilfen, wie bisher, geſtrichen iſt. Den ſtrebſamen 
kleinen Beamten iſt die Möglichkeit genommen, 
vorwärts zu kommen. Das wirkt ſich in der 
Skala der einzelnen Beſoldungsgruppen aus. 
Das kommt auch zum Ausdruck bei dem Tarif als 
ſolchem. Sie wiſſen, daß wir im früheren Beſol⸗ 
dungsgeſetz immer die Verzahnung von Gruppe 
zu Gruppe gehabt haben. Heute iſt das vorbei. 


Sie wiſſen, daß weiter nach einer beſtimmten 


Reihe von Jahren die Aufrückungsmöglichkeit von 
einer Gruppe zur andern gegeben war. Heute iſt 
das unmöglich. Sie wiſſen, daß man Stern⸗ 
ſtellungen einführte, daß man es durch Prüfungen 
ermöglichen konnte, weiter zu kommen. So haben 
wir früher den Uebergang vom unteren zum mitt⸗ 
leren und vom mittleren zum oberen Beamten 
gehabt; dieſe Beförderungen ſind auch nur ſehr 
kurze Zeit in Kraft geweſen. Es find die Beamten, 
die früher Bürovorſteher bei der Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung waren, noch ſchnell Perſonal⸗ 
chef geworden. Dann hörte die Beförderung vom 
mittleren zum oberen Beamten auf. Dann gab 
es eine Art Gleichſtellung von mittleren und 
oberen Beamten. Da haben wir z. B. beim 
Zoll die Zollräte gehabt; warum bei anderen 
Behörden nur Amtsräte? 


An ſich iſt es ein Anding, daß man auf der 
einen Seite verſpricht, daß der Tüchtige durch 
ſeine Tüchtigkeit vorwärts kommen kann und 
daß man dann eine Art Prellbock aufſtellt und 
ſagt: „Du darfſt nicht mehr vom Amtsrat Re⸗ 
gierungsrat werden, ſondern für Dich gibt es eine 
Abſchlußſtellung, und das iſt der Zollrat.“ Wenn 
man aber einer einzelnen Beamtenkategorie die 
Möglichkeit gibt, Zollrat zu werden und mit den 
anderen Räten gleichgeſtellt zu werden, mit den 
Regierungsräten, dann muß man dieſe Möglich⸗ 
keit auch den anderen Kategorien geben. Bei der 
Poſt haben Sie z. B. die Poſträte. Sie werden 
einwenden, daß die Poſträte nicht einer mittleren 
Karriere angehören, ſondern zu den akademiſchen 
Berufen gezählt werden. Aber Sie haben bei 
der Polizei Polizeiräte, beim Zoll Zollräte. Wa⸗ 
rum ſoll es dann bei der Steuerbehörde nicht 
Steuerräte geben? Sie haben bei letzterer Be⸗ 
hörde, von der ich jetzt ſpreche, keine Aufrückungs⸗ 
möglichkeit. Sie gehen als Angeſtellter hin und 
haben die Möglichkeit Amtsgehilfe zu werden, 
dann ſind Sie abgeſchnitten. Oder Sie ſind ange⸗ 
ſtellt und machen eine Prüfung als Aſſiſtent. Bet 
der geringen Zahl von Stellen können Sie mit 
Glück Aſſiſtent werden und vielleicht noch Sekre⸗ 
tär. Oder Sie treten als Anwärter für die Se⸗ 


kretärlaufbahn ein; wenn Sie aber angeſtellt wer⸗ 
den ſollen, haben Sie dieſelbe knappe Möglichkeit, 


Sekretär zu werden. Eventuell können Sie noch 
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Oberſekretär werden. Dann gibt es noch eine (0 


Reihe von ſogenannten „Bullen“⸗Stellen, und 
auf dieſe ſtürzen ſich dann 100 Mann. Es ſind 
3. B. drei Amtsratsſtellen, und um dieſe keilt 
ſich die ganze nachfolgende Beamtenſchaft. Früher 
konnte ein mittlerer Beamter, der tüchtig war, 
Inſpektor und auch Oberinſpektor werden. Heute 
hört es beim Oberſekretär auf. Sie brauchen auch 
gar nicht vom Sekretär auf den Oberſekretär zu 
kommen, ſondern Sie können durch Vorbildung 
gleich Oberſekretär werden. Wir wollen anneh⸗ 
men, wir brauchen bei dieſer Behörde 86 Steuer⸗ 
ſekretäre und 82 Oberſekretäre, ſo wie es nach 
der Steuerſtellenbeſetzung in Deutſchland der Fall 
wäre dann können von dieſen 82 Oberſekretären 
vielleicht die vier tüchtigſten ausgeſucht werden 
und Amtsmänner werden. Es kommt aber heute 
nicht die Tüchtigkeit in Betracht, ſondern da 
kommt noch die Zugehörigkeit zu irgend einer 
Partei, und dann werden die Stellen dement⸗ 
ſprechend beſetzt, und die Tüchtigen laufen ſich 
warm. Es kann allerdings ſein, daß in den Etat 
noch ein paar Regierungsratsſtellen eingeſetzt 
werden. Nun möchte ich ſehen, ob dieſe Regierung, 
die für den Fortſchritt ſein ſoll, es zuläßt, daß 
einer von den mittleren Beamten Regierungsrat 
wird. Das bleibt die Futterkrippe für den Aka⸗ 
demiker. Und auch für den iſt es heute eine Ge⸗ 
fahr, ſich nach Danzig zu melden, da er jau nicht 
weiß, ob er überhaupt als Regierungsrat an⸗ 
kommt. Genau ſo liegt die Sache mit dem Juriſten. 
Er muß irgend eine Verbindung haben, ſonſt 
wird er nicht Regierungsrat. Ich erinnere daran, 
daß wir gerade die tüchtigſten Kräfte gehen laſſen, 
und daß keine höheren Beamten hier nach Dan⸗ 
zig kommen aus dem einfachen Grunde: ſie wiſſen 
ja nicht, was der Staat hier mit ihnen ſpielt. 
Sehen wir uns noch einmal die untere Be⸗ 
amtenſchaft daraufhin an. Früher war es der 
Stolz des kleinen Mannes, wenn er ſeinen Jungen 
ſoweit vorbilden laſſen konnte, daß er zum minde⸗ 
ſten kleiner Beamter wurde. Ich kenne eine 
Reihe von Geſchäftsleuten, die ſagten: Nein, 
mein Sohn ſoll nicht Kaufmann werden, mein 
Sohn ſoll Beamter werden.“ Ich möchte nur ein⸗ 
mal hören, wer heute noch ſeinen Sohn in die 
Aſſiſtentenlaufbahn ſteckt; um ihn da verſauern⸗ 
zu laſſen; denn ſelbſt wenn der Junge die beſten 
Anlagen hat, kann er doch nach dieſem Geſetz nie 
vorwärts kommen. Ebenſo verhält es ſich mit 
dem Lehrerberuf. Wem kann man denn heute 
noch raten, die Lehrerkarriere einzuſchlagen? 
Jedenfalls müßte man in allererſter Linie 
nicht ſopiele Unterabteilungen ſchaffen. Der eine 
Aſſiſtent iſt immer etwas anderes und mehr als 
der andere. Der Kanzleibeamte bei der Steuer⸗ 
verwaltung wird beſoldet wie ein Aſſiſtent, der 
Kanzleibeamte bei der Juſtizverwaltung aber 
beſſer und wie die Beamten der mittleren Gruppe. 
Statt der Aufſtiegsmöglichkeit, die fie durch dieſe 
neue Beſoldungsordnung beſeitigen, bleibt ledig⸗ 
lich die gleiche Arbeit, aber gelähmt wird der 
Wille zur Vorwärtsentwicklung. Es wird jedem 
der Aufſtieg verſperrt und die Ausſicht genommen, 


jemals durch noch ſo große Tüchtigkeit vorwärts 


— 


DJ; 


(Sohnfeldt, Abgeordneter) 
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6% zu kommen. Dieſes Geleh tötet jedes Streben, ſich wie ein Ei dem anderen, nämlich, große Worte (0) 


(B) 


Beſſeres zu leiſten, es knebelt den Aufſtiegswillen 
und die Aufſtiegsmöglichkeit der Beamtenſchaft. 

Präſident: Das 
Plenikowſki . i 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt un⸗ 
verſtändlich, wie geſtern hier das Gerücht entſte⸗ 
hen konnte, ich hätte die Abſicht gehabt, geſtern 
bis 11 Uhr zu ſprechen. Es iſt ebenſo unverſtänd⸗ 
lich, wie man dazu kommen konnte, meine geſtrige 
Rede als Obſtruktionsrede zu bezeichnen. Ob: 
ſtruktion treibt man bekanntlich nur dann, wenn 
man irgendwie verhindern will, daß Geſetze an 
dem betr. Tage zur Abſtimmung gelangen, bezw. 
um die Abſtimmung hinauszuſchieben. Es iſt mir 
durch meinen Fraktionsführer bekannt geweſen, 
daß um 7 Uhr Schluß gemacht werden ſollte. Ich 
wußte alſo ganz genau: Höre ich um 7 Uhr zu 
reden auf, ſo vertagt ſich das Haus; es war mir 
auch bekannt, daß das Haus an allen Tagen, 
nötigenfalls ſelbſt am Sonntag Vormittag tagen 
wollte. Wenn ich geſtern fünf Stunden ſprach, ſo 
geſchah das aus ſachlichen Motiven heraus, weil 
ich den ganzen Sachkomplex, die ganze Materie 
der Beſoldungsordnung hier noch einmal grund⸗ 
legend aufrollen wollte. Und das habe ich getan. 


Ich möchte jetzt noch ein paar Bemerkungen 
im allgemeinen zu dem Geſetz machen, und zwar 
insbeſondere zum 8 1. Der Erklärung, die geſtern 
der Herr Abg. Müller im Namen ſeiner Fraktion 
hier abgab, ſchließt ſich heute der Vertreter der 
Beamtenpartei an, und auch aus dieſer Erklä⸗ 
rung ſpricht das, worauf ich geſtern bereits des 
öfteren hinwies: die Einigkeit aller bürgerlichen 
Parteien einſchließlich der Sozaldemokratiſchen 
Partei, dieſes Geſetz ſo ſchnell wie möglich zu ver⸗ 
abſchieden. Mit billigen Erklärungen kann man 
noch ſo ſtark gegen ein Geſetz wettern, das Geſetz 
wird dann trotzdem verabſchiedet werden. Die Er⸗ 
klärung, die heute hier der Herr Abg. Friedrich 
abgegeben hat, rechtfertigt nur meine Ausführun⸗ 
gen, die ich geſtern von dieſer Stelle aus machte 
in bezug auf die Stellungnahme der ſogenannten 
„Beamtenpartei“ hier in Danzig zur Beamten⸗ 
frage. Auch die ſogenannten „Beamtenvertreter“ 
haben ſich der Einſicht gebeugt: Es iſt eine Staats⸗ 
notwendigkeit, dieſes Geſetz zu verabſchieden, und 
deshalb werden wir der Verabſchiedung Hinder⸗ 
niſſe nicht in den Weg legen. 

Dieſe Erklärung war übrigens vorauszuſehen, 
und die Tatſache dieſer Erklärung ſchließt ſich 
würdig an eine andere Tatſache an, daß nämlich 
die Vertreter des anderen Beamtenbundes, 
des Allgemeinen Danziger Beamtenbundes, zwar 
auch mit Worten ſehr ſtark gegen dieſes Geſetz 
kämpfen, aber ſonſt laſſen auch ſie alles beim alten. 
Fenn man das Flugblatt lieſt, daß damals der 
5 [gemeine Danziger Beamtenbund zu dieſem 

eſetzentwurf herausgab und dann damit die 
atſache vergleicht, daß Kampfmaßnahmen von 
ieſen Führern des Allgemeinen Danziger Be⸗ 
amtenbundes nicht im geringſten getroffen wor⸗ 


Wort hat der Herr Abg. 


aber keine Taten! In dieſem Flugblatt heißt es: 
a Mir fragen: darf eine derart unſoziale Vorlage 
ohne entſchloſſene Gegenwehr der Beamtenſchaft, be⸗ 
“sonders der unteren Beamtenſchaft, wirkſam wer⸗ 
den? Nein, abermals nein und dreimal nein! : 
Was blieb alſo übrig? Kämpfen, nur daß nicht 
gekämpft worden iſt. Sie kämpften auf dem Pa⸗ 
pier, Sie kämpfen durch Bittſchriften, aber den 
Kampf, wie Sie ihn als gewerkſchaftliche Führer 
hätten kämpfen müſſen, den führten Sie nicht. 
Die Zentrumspartei machte in ihrer Preſſe 


Ausführungen, dahin lautend, daß die angeblichen 


„Verbeſſerungen“, die durch den langen Kampf 
in dem Ausſchuß erreicht worden ſind, einzig und 
allein der Zentrumspartei zuzuſchreiben wären. 
Die Zentrumspartei verſucht alſo, die Deutſchna⸗ 
tionalen aus dem Felde zu ſchlagen; denn bie 
Deutſchnationalen und die Führer des Beamten⸗ 
bundes erklären: „Nein, die Verbeſſerungen find 
auf unſer Konto zu ſchreiben.“ Das Zentrum 
wiederum ſagt: „Wir und nicht die Oppoſition 
haben dieſe Verbeſſerungen erreicht; ihr wäre es 
nie gelungen, dieſe Verbeſſerungen herbeizufüh⸗ 
ren, da wir doch zahlenmäßig hier im Volkstag 
die Ueberlegenen ſind und abſtimmen können, wie 
es uns beliebt. Wenn dieſe Verbeſſerungen ein⸗ 
getreten ſind —Wahrung des Beſitzſtandes, Her⸗ 
aufſetzung des Ausgleichszuſchlages von drei auf 
ſechs Prozent — dann hat man uns das zu ver⸗ 
danken, denn wir haben in der Koalition einen 
erbitterten Kampf geführt gegen die Liberalen 
und gegen die Sozialdemokraten.“ So ringen nun 
dieſe beiden Parteien um die Palme des Sieges. 

Wer hat denn nun in Wahrheit die Wahrung 
des Beſitzſtandes, die Erhöhung des Ausgleichszu⸗ 
ſchlages von drei auf ſechs 


verargen, wenn ſie jetzt über den Streit hier ver⸗ 
ſtimmt iſt. 


den Zuſchauern fertig werdet, das iſt Eure Sache. 
Nun möchten ſich die Sozialdemokraten aber nicht 
gern von dieſen Zuſchauern verhauen laſſen — 
und die Hiebe kommen ganz beſtimmt, genau ſo 

te bei den letzten Wahlen die Deutſchnationalen 
werden auch die Zentrumspartei und die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei bei den nächſten Wahlen 
tüchtige Hiebe bekommen, und um dem vorzubeu⸗ 
gen nimmt die Sozialdemokratie in ihrer heutigen 
Zeitung Stellung zu den „parteiagitatoriſchen Be⸗ 
hauptungen des Zentrums über die Haltung der 


kann es verſtehen, warum die Herren Sozialde⸗ 
mokraten nicht anweſend ſind, vor allen Dingen 
die Leutchen, die ſonſt immer ſo ein großes Maul 
haben, die Herren Dr. Kamnitzer und Konſorten. 
Aber wenn hier in der „Danziger Volksſtimme“ 
geſchrieben ſteht, für das Ausſehen der Beſol⸗ 
dungsordnung, wie ſie jetzt mit Wahrung des Be⸗ 
ſitzſtandes von 1924 dem Volkstag vorgelegt wird, 
lehnt die Sozialdemokratie jede Verantwortung 


Fin ſind, dann hat man ein Recht zu fagen: die 
Führer beider Beamtenorganiſationen gleichen 


ab, ſo iſt das Heuchelei. Dieſe Claqueure ſind 
Heuchler. Sie wiſſen ganz genau, daß dies Geſetz 


Prozent herbeige⸗ 
führt? Selbſtverſtändlich die geſamte Bourgeoiſie 
einſchl. der Sozialdemokraten. Man kann es aber 
der Sozialdemokratie beim beſten Willen nicht 


Man gibt dadurch den Claqueuren 
den verdienten Fußtritt und jagt: wie Ihr mit 


Sozialdemokratie in der Beamtenbeſoldung. Ich 
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in der Faſſung angenommen wird, in der es jetzt 


vorliegt, in der Faſſung, für die ſie angeblich die 
Verantwortung ablehnen. Dieſe Heuchler wiſſen 
ganz genau, daß nur mit ihrer Hilfe ein derartiges 
unſoziales Gebilde hier verabſchiedet werden 
kann. (Abg. Raſchke: Sehr richtig!) Trotzdem wa⸗ 
gen ſie, zu ſchreiben: „Wir lehnen jede Verant⸗ 
wortung ab.“ Aber trotzdem werden ſie zu⸗ 
ſtimmen. 

Das iſt dasſelbe unwürdige Schauſpiel, das 
wir in den letzten Monaten ſehr oft erlebt haben. 
Außerhalb des Parlaments ſind die Herren für 
die Simultanſchule, nachher verhindern ſie, daß 
die Ohraer Schule eine Simultanſchule wird. 
Dieſe Herren ſind gegen die Herabſetzung der Aus⸗ 
gaben für die Erwerbsloſenfürſorge; aber in der 
Regierung führen ſie dieſe Herabſetzung der Aus⸗ 
gaben für die Erwerbsloſenfürſorge ſelbſt durch. 
Trotzdem dieſe Herren angeblich gegen Kirchen⸗ und 
Polizeiausgaben ſind, werden der Kirche und der 
Polizei im Etat mehr Mittel als bisher zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, ſobald ſie in der Regierung ſitzen. 
Kaum ſitzen ſie in der Regierung, ſo werden auch 
die Ausgaben für die Klaſſenjuſtiz erhöht. Dieſe 
Herren ſind gegen die Einwohnerwehr und gegen 
die Vermehrung der Stellen des Polizeiappa⸗ 
rates. Kaum ſitzen ſie in der Regierung, ſo helfen 
ſie ein Beſoldungsgeſetz durchführen, das nicht 
etwa Beamte bei der Schutzpolizei abbaut, ſon⸗ 
dern zum Oberſt der Schutzpolizei noch eine 
Oberſtleutnantſtelle ſchafft. Sie ſind alſo mit 
Worten ſehr radikal, aber die Taten ſind dann 
um ſo grundſatzloſer und ſtehen in einem um ſo 
kraſſeren Verhältnis zu den Verſprechungen, die 
ſie vorher machen. (Abg. Dr. Ziehm: Panzer⸗ 
kreuzer!) Sie haben keine Urſache, den Sozialde⸗ 
mokraten Vorwürfe zu machen. Erſt haben Sie 
damit geprahlt, Sie ſeien gegen dies Geſetz und 
jetzt kommt Herr Abg. Müller her und erklärt: 
„Wir wollen, daß das Geſetz möglichſt ſchnell ver⸗ 
abſchiedet werden ſoll.“ Und Ihr Freund im preu⸗ 
ßiſchen Landtag erklärte: „Wir begrüßen dies 
Geſetz, weil es dem altpreußiſchen, hohenzollerſchen 
Gedanken endlich einmal bei der Beamtenbeſol⸗ 
dung zur Durchführung verhilft. Wir ſind mit 


dem Geſetz vollkommen einverſtanden, nur in 
einem Punkte nicht, der Anfangsbeſoldung der 


höheren Beamtenſchaft.“ Die Grundſatzloſigkeit 
der Sozialdemokratiſchen Partei beſitzen Sie alſo 
doppelt und dreifach, Herr Abg. Dr. Ziehm. (Abg. 
Dr. Ziehm: Wilhelminiſches Syſtem — ich rufe 
Ihnen die Stichworte zu!) Das iſt nicht notwen⸗ 
dig. Ich wähle meine Stichworte ſelbſt. Ihnen 
muß aber einer Ihrer Sekretäre den Vortrag aus⸗ 
arbeiten und Sie leſen ihn nachher ab. (Heiter⸗ 
keit. — Abg. Dr. Ziehm: Sie laſſen ihn ſich von 
Ihren Jungens ausarbeiten!) 

Die Sozialdemokratiſche Partei erklärte vor 
der Fällung des Arteils des Obergerichts, den 
ſchärfſten Kampf gegen ein Arteil führen zu wol⸗ 
len, das nicht im Sinne der Sozialdemokratiſchen 
Partei ausfiele, daß man dann den Volkstag durch 
ein verfaſſungsänderndes Geſetz entſcheiden laſſen 
wolle, daß man, wenn der Volkstag das nicht 
mache, ans Volk herantreten werde, damit es ent⸗ 
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ſcheide, wie die zukünftige Beamtenbeſoldung im (0) 


Freiſtaat zu regeln ſei. Durch ein Volksbegehren 
wollte man das Poſtulat der höheren Beamten 
brechen. Ich ſagte ſchon geſtern, daß ſich jetzt das 
ſcharfe Schwert der Oppoſition in einen Oelzweig 


umgewandelt hat, in einen Oelzweig der Ver⸗ 


ſöhnung und des Friedens. Ich führte bereits 
geſtern aus, wie die „Volksſtimme“ ſelbſt anfing, 
milde Töne anzuſchlagen, weil die reaktionäre 
„Danziger Beamtenzeitung“ erklärte: „Macht 
doch Schluß nicht allein mit Euren Oppoſitions⸗ 
reden, ſondern übt einen Druck auf die Redaktion 
der „Volksſtimme“ aus, damit ſie nicht ſo ſcharfe 
Artikel bringt und der ganze Kampf der Beam⸗ 
tenbeſoldung beſeitigt wird.“ Genau ſo iſt deshalb 
auch der heutige Artikel zu bewerten. Wenn 
manche Politiker vielleicht annehmen, es kriſel⸗ 
te in der Regierung, ſo iſt das nicht zu „be⸗ 
fürchten.“ 


Die Sozialdemokraten beweiſen damit, wie be⸗ 
dingungslos ſie ſich dem Zentrum beugen, wie 
leicht und wie bewußt ſie ſich den ſchwarzen 
Stiefel ins Genick ſetzen laſſen, nicht nur die 
Sozialdemokraten, ſondern auch gewiſſe andere 
bürgerliche Parteien, die ſich heute von der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei nicht mehr unterſchei⸗ 
den, z. B. die Rahnſche Partei. Ich will Sie nur 
auf die Ausführungen hinweiſen, die Herr Abg. 
Rahn vor einiger Zeit im Plenum machte, der 
jetzigen Regierung ſei der Vorwurf nicht zu er⸗ 
ſparen, daß ſie bei dem Beamtenabbau noch nicht 
ſcharf genug durchgegriffen habe, mit dem Terror 
der Beamten müſſe endlich gebrochen werden. 
Dieſe Ausführungen machte der Herr Abg. Rahn 
noch vor dem Arteil des Obergerichts. Jetzt iſt 
das Urteil gefällt, und man beugt ſich dem neuer⸗ 
lichen Terror der Klaſſenjuſtiz und der Reaktion. 
Der Abg. Rahn iſt ſtill und ich bin überzeugt, 
daß er es mit im Hinblick darauf iſt, im nächſten 
Jahr einen Senatorenſeſſel zu erhalten, vielleicht 
auch dadurch, daß er bei der Abſtimmung mit ja 
ſtimmt. Daß die Ausführungen in der „Danziger 
Volksſtimme“ nicht ernſter Natur ſind und man 
nicht zu „fürchten“ braucht, daß die Regierung ge⸗ 
ſtürzt wird, beweiſen die Schlußausführungen, die 
der Vertreter der Sozialdemokratiſchen Partei im 
Preußiſchen Landtag bei der endgültigen Verab⸗ 
chiedung der preußiſchen Beſoldungsordnung 
machte. Ich habe bereits geſtern wiederholt darauf 
hingewieſen, daß dies Geſetz in Preußen von den 
Rednern der Sozialdemokratiſchen Partei — 
allerdings mit Worten — ſehr ſcharf bekämpft 
wurde, trotzdem doch eine ſozialdemokratiſche Re⸗ 
gierung das Geſetz zur Verabſchiedung brachte 
und die Redner der Deutſchnationalen Partei es 
begrüßten und bewillkommneten. Zum Schluß 
ſtimmten aber auch die Redner der Sozialdemo⸗ 
kraten in die Töne der deutſchnationalen Redner 
ein. Ich möchte dieſe Schlußſtelle hier verleſen. 
Der Abg. Dr. Hamburger von der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei erklärte wörtlich folgendes: 


— 


Deswegen bin ich aber doch der Auffaſſung, daß 
in erſter Linie das Verdienſt an dem Guten, das 
zweifellos in dieſem Geſetz enthalten iſt, der Regie⸗ 
rungskoalition in Preußen zukommt. 


— 


D) 


| 
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Erſt ſchimpfen dieſe Herren, dies reaktionäre Klaſ⸗ 
ſengeſetz in Preußen nicht zu verabſchieden, dann 
aber erklären ſie, Preußen ſei finanziell und wirt⸗ 
ſchaftlich mit dem Reiche eng verbunden, deshalb 
könnten ſie nicht ein anderes Geſetz verabſchieden. 
Weiter erklärt er: 

Wir haben alle Veranlaſſung, für die energiſche 
Vertretung und die techniſche Vorbereitung dieſes 
Geſetzes dem Herrn Finanzminiſter Dr. Höpker⸗Aſchoff 
unjeren Dank auszusprechen, was ich im Auftrage der 
Regierungsparteien hiermit tue. Der Regierungs⸗ 
koalition in Preußen äſt es zu verdanken, daß das 
Geſetz überhaupt hier zur Verabſchiedung gelangt 
und im Reiche zur Verabſchiedung gelangen wird. 

Was ſind das für Töne? Erſt erklären die ſozial⸗ 
demokratiſchen Redner im Preußiſchen Landtag, 
wie ich ſchon geſtern ausführte, ſie ſeien dagegen, 
daß das Geſetz verabſchiedet werde, es ſei ein 
Klaſſengeſetz, aber es müßte verabſchiedet werden, 
weil die reaktionäre Regierung im Reiche ein der⸗ 
artiges Geſetz verabſchiedet habe und man im 
Reiche und in Preußen nicht zwei verſchiedene Be⸗ 
ſoldungsordnungen ſchaffen könne. Dann aber 
erklärt der Vertreter der Sozialdemokratiſchen 
Partei, daß es der Regierungskoalition in Preu⸗ 
ßen zu verdanken ſei, daß dies Geſetz hier zur Ver⸗ 
abſchiedung gelange und im Reich zur Verab⸗ 
ſchiedung gelangen werde. 

Auch im Reich, wo die Sozialdemokraten in 
der Oppoſition ſtanden, iſt dies reaktionäre 
Klaſſengeſetz alſo nur durch die Hilfe der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei tatſächlich verabſchiedet 
worden. Weiter erklärte er: 

Wenn der feſte Wille, das Geſetz noch in dieſem 
Jahr durchzuführen, bei uns nicht beſtanden hätte, 
jo wäre dieſe der Beamtenſchaft überaus abträgliche 
Verſchleppung der Regierungsvorlage ins nächſte 
Jahr erfolgt. 

Dabei erklärte in einer Ausſchußſitzung der Ver⸗ 
treter der Sozialdemokratiſchen Partei: „Wir 
wollen das alte Geſetz behalten, wir wollen nur 
eine Zulage geben und das neue Geſetz erſt im 
nächſten Jahr ſchaffen.“ Wir ſehen das Wider⸗ 
ſpruchsvolle in den Ausführungen der Vertreter 
der Sozialdemokratiſchen Partei im Landtag und 
hier. Dieſes Widerſpruchsvolle entſpringt ja der 
Einſtellung der Sozialdemokratiſchen Partei zu 
den Grundſätzen des Sozialismus und des Mar⸗ 
kismus. Dieſe grundſatzloſe, 
Haltung hat die Sozialdemokratiſche Partei auch 
hier. Sie hat ſich in allem der Zentrumspartei 
gebeugt, und wenn ſie jetzt große Töne anſchlägt 


und in ihrer Preſſe erklärt: „Wir lehnen die Ver⸗ 


antwortung für dieſes Geſetz ab“, dann werden ſie 
doch helfen, dieſes Geſetz durchzubringen. Aber die 

erren ſollen ſich irren. Die Verantwortung iſt 
nicht abzuwälzen, die ſie für dieſes Geſetz durch 
die Abſtimmung mit übernehmen, mögen ſie noch 
lo oft erklären: „Wir tragen keine Verantwortung 
dafür.“ Wenn Sie (nach links) ehrlich ſein wollen, 
dann müſſen Sie den Kram hinwerfen, dann 
müſſen Sie auf die Koalition mit den ſchwarzen 

entrumsleuten und den Vertretern des Kapitals 
pfeifen. Dann ſollen dieſe Herren verſuchen, ob 
ſie dieſes Geſetz durchbekommen. (Das iſt ein 
5 Schluß! rechts) Ich werde noch einen andern 

chluß machen. Ihr Lachen iſt ein Verlegen⸗ 
heitsgrinſen; denn Sie fürchten ja, daß die So⸗ 


widerſpruchsvolle 
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zialdemokraten etwa die Geſchichte hinwerfen 
könnten, und nur aus Furcht, daß vielleicht die 
Sozialdemokratiſche Partei den Krempel der 
Zentrumspartei vor die Füße werfen wird, und 
Sie dann gezwungen wären, dies unangenehme 
Geſetz weiter zur Durchführung zu bringen, aus 
dieſer Furcht heraus entſpringt Ihre Stellung⸗ 
nahme zu der zweiten und dritten Beratung. Sie 
ſind deshalb damit zufrieden, daß das Geſetz mög⸗ 
lichſt ſchnell verabſchiedet wird. 8 
Ich ſpreche nur das aus, was Herr Mau ſchon 
im Hauptausſchuß ſagte: — ich wies geſtern be⸗ 
reits darauf hin — „Sie, meine Herren Deutſch⸗ 
nationalen, könnten leicht in die Verlegenheit 
gebracht werden, dieſes unangenehme Geſetz zur 
Durchführung zu bringen.“ Ich möchte den Sozial⸗ 
demokraten ſagen: Seien Sie ehrlich, machen Sie 
dieſe Worte des Herrn Abg. Mau wahr, und dann 
ſollen dieſe Herrſchaften verſuchen, dieſes unan⸗ 
genehme Geſetz durchzubringen, außerdem noch die 
anderen Verſchlechterungen, die eintreten ſollen, 
Erhöhung der Mieten, Einführung der Erwerbs⸗ 
loſenverſicherung uſw. Wenn Sie etwa verſuchen 
wollten, dieſe Verſchlechterungen durchzuführen, 
dann wird es nicht gelingen, weil Sie auf eine 
Einheitsfront ſtoßen würden. Aber um dieſe Ein⸗ 
heitsfront zu zerſtören, um ſchneller dieſes Geſetz 
durchzubringen, deshalb brauchen Sie ſie, deshalb 
laſſen Sie dieſe Herren von der S. P. D. in den 
Senatorenſeſſeln ſitzen. (Abg. Dr. Ziehm: Sie 
ſind ſehr ſchlecht informiert!) Beruhigen Sie ſich, 
die Herren bleiben drin, und zwar nicht deshalb, 
weil Sie fie herausdrängen wollen, ſondern weil 
Sie ſie drin ſitzen laſſen. Wollten Sie ſie nicht 
drin ſitzen laſſen, wären die Herrſchaften ſchon 
längſt draußen. Es hängt ja nicht von den So⸗ 
zialdemokraten ab, ob ſie hinausgehen wollen oder 
nicht, ſondern von der Bourgeoiſte. Wenn Sie es 
befehlen, dann gehen die Herrſchaften raus. (Hei⸗ 
terkeit rechts.) 

Das Blättchen kann ſich aber doch ein wenig 
ändern. Sie glauben durch dieſe Politik, die Sie 
einſchlagen, vielleicht das Richtige zu treffen. 
Aber ich möchte nur auf die Ereigniſſe, die ſich in 
Deutſchland abſpielen, hinweiſen. Dort zeigt es 
ſich, daß Sie ſelbſt beginnen, dieſe Ihre Politik 
zu fürchten, daß Sie dort in Deutſchland gerade 
in Ihrer „Allgemeinen Zeitung“ immer wieder 
betonen, wie gefährlich es ſei, daß es den Kom⸗ 
muniſten immer mehr gelinge, die Arbeiter, die 
Werktätigen von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei zu ſich herüberzuziehen. Dieſe Taktik, die Sie 
dort zu fürchten beginnen, aber hier immer noch 
durchführen, werden Sie vielleicht zu gegebener 
Zeit auch hier ändern, wenn Sie merken werden, 
daß ſich auch hier die Werktätigen, die Lohn⸗ 
und Gehaltsempfänger, nicht mehr die Gewalt⸗ 
diktatur der Claqueure von der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei gefallen laſſen, ſondern dieſes Joch 
Funktionäre und Führer 
Kommuniſtiſchen Partei 


der ſozialdemokratiſchen 
abwerfen 
kommen. 


Die Sozialdemokratiſche Partei wird trotz aller 
Se e nicht aus der Regierung hinausgehen. 
Sie wird ſich nach wie vor bedingungslos den 


und zur 


— 


— 


C) 


D) 


(A 


{B) 


— 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Forderungen der Zentrumspartei 
Preſſe erklärte, meine ganzen Ausführungen 
geſtern drehten ſich immer nur um den einen roten 
Faden, die untere Beamtenſchaft bekommt nicht 
genug, die obere Beamtenſchaft bekommt zuviel. 
Fünf Stunden lang ſprach ich über dieſes Thema, 
nur in verſchiedenen Variationen. Und das ſtimmt 


auch; denn darum dreht ſich ja alles, daß nämlich 


die untere Beamtenſchaft materiell und ideell be⸗ 
deutend ſchlechter geſtellt werden ſoll. Deshalb wen⸗ 
den wir uns ja gegen ein derartiges Beſoldungs⸗ 
geſetz, weil es nur ein Geſetz iſt, das für die obere 
Beamtenſchaft geſchaffen iſt. Ich ſagte bereits 
geſtern treffend, eigentlich müßte man es „Zivil⸗ 
liſte einiger höherer Danziger Beamten“ nennen. 
Daß ich durchaus Recht mit dieſen Ausführungen 
hatte, will ich durch eine andere Perſon zu beweiſen 
verſuchen, von der man nicht annehmen kann, 


daß ſie nicht „objektiv“ genug dieſes Thema auf⸗ 


rollt, und zwar werde ich ausnahmsweiſe einen 
ſchwarzen Reaktionär, einen Zentrumsmann zi⸗ 
tieren. Der Abgeordnete Baumhoff von der Zen⸗ 
trumsfraktion des Preußiſchen Landtags erklärte 
anläßlich der zweiten und dritten Beratung am 
2. Dezember 1927 folgendes: 

Es iſt mit Recht darüber geklagt worden, daß 
zwiſchen den mittleren und höheren Gruppen eine zu 
ſbarke Spannung Platz gegriffen hat. Man braucht 
ſich nur folgende Zahlen vor Augen zu halten: Das 
Anfangsgehalt des Sekretärs wird in dieſer Vor⸗ 
lage gegenüber dem Friedensgehalt um 33¼ Pro⸗ 

zent erhöht, während die Vorlage bei den höheren 

Beamten eine Erhöhung um 60 Prozent vorſieht. 

Obwohl wir auf 4400 Mark heruntergegangen find 

it immer noch eine Steigerung um 45 Prozent bei 
den oberen Beamten gegenüber 33 Prozent bei 

den mittleren Beamten vorhanden. N 
Hatte ich alſo Recht mit meinen Ausführungen, 
daß das ganze Beſoldungsgeſetz nur für die höhere 
Beamtenſchaft zugeſchnitten ſei? Jawohl; denn ſo⸗ 
gar einer der ſchwarzen Reaktionäre muß das zu⸗ 
geſtehen. 

Daß die Deutſchnationalen damit einverſtan⸗ 
den ſind, daß die Sozialdemokraten noch in der 
Regierung bleiben, um noch die anderen Schand⸗ 
geſetze zu verabſchieden, das beweiſen auch die 
Ausführungen, die der Herr Abg. Dr. Ziehm im 
Hauptausſchuß gemacht hat. Der Herr Abg. Dr. 
Ziehm ſtellte ſich nämlich dort als Lehrmeiſter 
der Sozialdemokraten hin und gab der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei ganz offen Anweiſung, wie 
ſie operieren müſſe, um dieſes Geſetz der Oef⸗ 
fentlichkeit ſchmackhaft zu machen. Er erklärte fol⸗ 
gendes: „Ja, ſehen Sie einmal, wir haben ja auch 
Erſparniſſe herbeigeführt, aber durch das frei⸗ 
willige Notopfer. Wir haben dieſe Erſparniſſe 
herbeigeführt durch Verhandlungen mit den Be⸗ 
amtenvertretern und wir konnten deshalb ſo 
reibungslos dieſe ganze Angelegenheit erledigen. 
Wir konnten ſo reibungslos dem Staat die zwei⸗ 
einhalb Millionen Gulden Ausgaben erſparen, 
weil es uns gelang, in Einklang mit den Vertre⸗ 
tern des Beamtenbundes zu gelangen. So müſſen 
Sie das auch machen; Sie müſſen nicht jo brutal 
und offen erklären, die Beamten haben zuviel. 
Sie müſſen hier einen anderen Weg ſuchen, Sie 
müſſen in einer pſychologiſch feineren Art und 
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beugen. Die 


Weiſe verſuchen, den Staat vor Ausgaben zu (0) 


ſchützen, ſo wie wir das gemacht haben in unſerer 
Regierungszeit.“ And die Sozialdemokratie hat 
ſehr viel gelernt von der Bourgeoiſie und ſie wird 
auch fernerhin gern gutgemeinte Winke mit herz⸗ 
lichem Dank annehmen. 
Wenn wir nun zu dem 81 einen Abände⸗ 
rungsantrag geſtellt haben, ſo aus dem Grunde, 
um durch die Annahme dieſes Abänderungsan⸗ 
trages das ganze Syſtem dieſes Beſoldungsge⸗ 
ſetzes über den Haufen zu werfen und dadurch zu 
erreichen, daß die Beratung über all die andern 
Punkte ausgeſetzt und ein neues Beſoldungsgeſetz 
geſchaffen wird. Die Forderung, die wir in unſerm 
Abänderungsantrag ſtellen, entspricht, wie ich be⸗ 
reits geſtern ausführte, der Forderung der geſam⸗ 
ten Beamtenſchaft. Unjer Abänderungsantrag zu 
§ 1 lautet: 8 
Die Beamten einſchließlich Lehrperſonen erhalten 
ein Gehalt, deſſen Sätze einheitlich für das ganze 
Gebiet der Freien Stadt Danzig gelten. 
Wir wollen alſo dadurch die Aufteilung des 
Grundgehalts in einzelne Teile beſeitigen und 
verhindern, daß der Beamte zu ſeinem Grundge⸗ 
halt noch verſchiedene Zulagen bekommt. Ich er⸗ 
innere 3. B. daran, daß er ganz geſtaffelte Zula⸗ 
gen erhält im Betrage von 12 bis über 100 Gul⸗ 
den monatlich, daß er einen Wohnungsgeldzuſchuß 
in einer ungleichen Höhe von 30 Gulden beim un: 


teren Beamten, bis 185 Gulden beim höheren Be⸗ 


amten erhält, daß er dazu dann noch einen Aus⸗ 
gleichszuſchlag bekommt und noch alle möglichen 
anderen Sondervergütungen, Aufwandsentſchädi⸗ 
gung uſw. Wir verlangen die Schaffung eines 
einheitlichen Grundgehalts. Dieſe Forderung iſt 
nicht nur eine Forderung der Kommuniſtiſchen 
Partei, ſondern ſie iſt eine Forderung des Allge⸗ 
meinen Danziger Beamtenbundes und auch eine 
Forderung des Danziger Beamtenbundes. Eigent⸗ 
lich müßte ſich doch das ganze Haus mit dieſer For⸗ 
derung nach einheitlichem Grundgehalt einver⸗ 
ſtanden erklären; denn nach außen hin, in den⸗ 
Verſammlungen, in ben Beamtenorganiſationen, 
da propagieren Sie dieſes einheitliche Grundge⸗ 
halt, nur dann, wenn es auf die Tat ankommt, 
hier im Volkstag, dann verſagen alle Parteien 
von den Deutſchnationalen bis zu den Sozialde⸗ 
mokraten. Wenn die Sozialdemokratie in ihrer 
Zeitung ſo große Töne riskiert, dann ſoll ſie 
doch auch wahrmachen und ſoll ſagen: nun aber 
Schluß, jetzt beugen wir uns nicht mehr länger 
den Zentrumsleuten, jetzt beugen wir uns nicht 
mehr den Verfaſſern des Danziger Beſoldungsge⸗ 
ſetzes. Wir werfen Euch den Handſchuh hin, wir 
werden nicht länger mehr nach Eurer Pfeife tan⸗ 
zen, wir werden nicht darauf warten, bis Ihr er⸗ 
klärt: „Jetzt aber raus aus den Senatorenſeſſeln“, 
ſondern wir werden allein rausgehen, wir werden 
den $ 1 gemäß dem Antrag der Kommuniſten an⸗ 
nehmen und werden dadurch dokumentieren, daß 
wir nicht länger gewillt ſind, uns von den ſchwar⸗ 
zen Reaktionären und von den deutſchnationalen 
Reaktionären etwas aufzwingen zu laſſen. Aber 
dazu wird es leider nicht kommen, weil die jozial- 
demokratiſche Partei heute keine marxiſtiſche, 
keine ſozialiſtiſche mehr iſt. 


— 


D) 


(B) 


Volkstag Danzig — 51. Sitzung. 
(Plenikowfki, Abgeordneter) 

Wenn wir alſo dieſen Abänderungsantrag 
zum $ 1 geſtellt haben, jo nicht als kommuniſtiſchen 
Agitationsantrag, ſondern weil das die Forde⸗ 
rung aller Beamten iſt. Im Falle der Ablehnung 
haben wir einen Eventualantrag geſtellt. Er 
lautet: 

§ 1 iſt wie folgl zu Din 


Die planmäßig angeſtellten unmittelbaren 
Staatsbeamten einſchl. Lehrperſonen erhalten ein 
Grundgehalt, Kinderbeihilfen und einen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag. 

Will man ſchon nicht das ſchaffen, was die geſamte 
Beamtenſchaft fordert, dann ſoll man wenigſtens 
die Zulagen beſeitigen. 

Ich muß auf das Syſtem der Zulagen ein we⸗ 
nig näher eingehen. Dieſes Zulagenſyſtem hat es 
bisher im Beſoldungsgeſetz nicht gegeben, jetzt hat 
man es in einem Umfange eingeführt, durch den 
die vorhandene Unüberſichtlichkeit des Geſetzes 
noch ſehr ſtark vergrößert worden iſt. Was ſchreibt 
in Bezug auf dieſes Zulagenſyſtem der Allgemeine 
Dangiger Beamtenbund? Der Allgemeine Danzi- 
ger Beamtenbund erklärt: 

Abgeſehen von unſerer grundſätzlichen Stellung⸗ 
nahme gegenüber der geplanten Vermehrung der Be⸗ 
ſoldungsgruppen, muß zunächſt betont werden, 
daß durch die Einführung von Stellenzulagen praktiſch 
eine weitere Vermehrung der Gruppen um ein viel⸗ 
faches erreicht wird. Wir wermögen eine Notwen- 
digkeit zur Einführung von Stellenzulagen nicht ein⸗ 
zuſehen, außerdem liegt auch ein ſachliches Bedürf⸗ 
nis hierzu unſerers Erachtens nicht vor. Die hier⸗ 
bei verſolgten Ziele können zum mindeſten ebenſogut 
durch die entſprechende Einſtufung der jetzt mit Zu⸗ 
lagen bedachten Beamten in darüber liegenden Ge⸗ 
haltsgruppen erreicht werden. 

Die jetzige außerordentlich große und verſchie⸗ 
denartige Zahl von Stellenzulagen bringt aber in⸗ 
fofern noch eine weſentliche Verwirrung in das Sy⸗ 
ſtem der neuen Beſoldungsordnung, als durch die 
Zulagen die Gehälter der über den mit Zulagen ver⸗ 
ſehenen Gruppen liegenden Beſoldungsgruppen viel⸗ 
fach überſchritten werden, ſodaß ein Beamter einer 
unteren Laufbahn, wenn er in einer Zulagenſtelle 

fi, befindet, überhaupt keinen materiellen Wuni 
auf Beförderung mehr entwickeln kann, wenn er ſi 
nicht ſelbſt ſchädigen will. 

Wieweit die mit den Stellenzulagen gewünſchte 
Differenzierungen der Beamtenſchaft nach der Vor⸗ 
lage geht, erhellt aus den Umſtänden, daß in vielen 
Fällen ſogar einzelne Stellen eines bisher geſchloſ⸗ 
ſenen Beamtenkörpers durch Zulage herausgehoben 
find. Die Wirkung dieſes neuen Syſtems wird un⸗ 
zweifelhaft in einer weitgehenden Verſchlechterung 
der durch das bisherige Gruppenſyſtem einigermaßen 

6 ae Einheitlichkeit des Beamtenkörpers be⸗ 

ehen. f 

Die mit den Stellenzulagen verfolgten Ziele 
find angeſichts der vorſtehenden Darlegungen recht 
unklar. Wir bitten deshalb dringend, bei der einmü⸗ 
tigen Ablehnung ſolcher beſonderen Leiſtungszulagen 
ſeitens der Beamtenſchaft, die Neueinführung der 
Stellenzulagen in der Vorlage zu beſeitigen. 


Ich möchte noch ein Beiſpiel dafür anführen, 
wie ſich dieſes Syſtem der Stellenzulagen aus⸗ 
wirkt und will dafür als Beiſpiel die Beſoldungs⸗ 
gruppe Ac nehmen. In der Beſoldungsgruppe 40 
haben wir eine Gehaltsfkala von 287 bis 513 Gul⸗ 
den monatlich. In der Beſoldungsgruppe 4e find 


eine ganze Menge Beamte aufgeführt, die aber 


ihre Beſoldung nicht einheitlich erhalten, wie ſie 
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von 21 Gulden, von 123 Gulden, von 144 Gulden, 
von 103 Gulden, von 82 Gulden, von 52 Gulden, 
von 31 Gulden, von 72 Gulden. Ich glaube es 
ſind acht oder zehn verſchiedene Stellenzulagen in 
einer einzigen Gehaltsſtufe. Nun kommt noch das 
Intereſſanteſte. Nach Fußnote 15 iſt es außerdem 
dem Senat geſtattet, neben dieſen bereits vorge⸗ 
ſehenen Stellenzulagen noch andere Stellenzula⸗ 
gen zu ſchaffen bezw. Beamtengruppen, die nach 
der jetzigen Beſoldungsordnung keine Stellenzu⸗ 
lage bekommen, Stellenzulage zu gewähren. Dieſe 
Fußnote heißt: 

Soweit nicht vorſtehend beſondere Beſtimmungen 
getroffen ſind, können nach Maßgabe des fachlichen 
Bedürfniſſes im Rahmen des Staatshaushaltsplanes 
ruhegehaltsfähige Zulagen von 52 und 31 Gulden 
monatlich gewährt werden. 

Dieſe Fußnote öffnet der Korruption Tür und 
Tor. Mit Recht iſt in der Beamtenſchaft immer 
wieder erklärt worden, daß dieſe Stellenzulagen 
Korruptionszulagen ſeien. Man ſchafft dieſe 
Stellengulagen nur, um der Augendienerei, der 
Speichelleckerei und der Angeberei bei der Beam: 


ſchaft die Wege zu öffnen, um eine gegenſeitige 


politiſche Ueberwachung der Beamten herbeizu⸗ 
führen; denn durch Angeberei, durch Augendiene⸗ 
rei wird man werjuchen, ſich bei der Behörde in 
ein gutes Licht zu ſetzen. Es ſteht der vorgeſetzten 
Behörde frei, nach Fußnote 15 dieſe Stellenzulage 
beliebig an irgendwelche Beamte bezw. Beamten⸗ 
gruppen zu gewähren. Die Art der Gewährung 
der Stellenzulagen iſt durch den Senat micht allein 
in dieſer Fußnote verankert, ſondern auch an an⸗ 
dern Stellen. Im § 2 Abſatz 4 lautet eine Beſtim⸗ 
mung: „Die Entſcheidung, ob die Vorausſetzungen 
für die Gewährung einer Zulage an Lehrperſonen 
vorliegen, trifft endgültig die Schulauſſichtsbe⸗ 
hönde.“ Das jind immer wieder Beſtimmungen 
innerhalb dieſes Geſetzes, die es der Senatsbe⸗ 
hörde überlaſſen, dieſe Zulagen nach Gutdünken 
zu gewähren. Die Beamtenſchaft hat alſo entſchie⸗ 
den recht, wenn ſie ſich gegen dieſe Art der Zula⸗ 
gen mit aller Energie zur Wehr ſetzt. Allein des⸗ 
wegen, weil dies Geſetz mit dem Stellenzulage⸗ 
ſyſtem verknüpft iſt, müßte es einheitlich von 
allen Beamten und Beamtenvertretern abgelehnt 
werden. 

Ich will beweiſen, wer eigentlich der wärmſte Be⸗ 
fürworter dieſer Stellenzulagen iſt, das ſind nämlich 
die Deutſchnationalen. Der deutſchnationale Land⸗ 
tagsabgeordnete Oehlre führte im Hauptausschuß 
folgendes aus (Abg. P. Müller: Sie müſſen et⸗ 
was Neues ſagen, wir haben das ſchon alles 
geſtern gehört!) Sie werden ſich geſtern in den 
letzten Stunden, während ich ſprach, bereits geiſtig 
in einer derartigen Verfaſſung befunden haben, 
daß Sie nicht mehr hörten, was ich ausführte. 
Sie können ſich an Hand des Stenogramms da⸗ 
von überzeugen, daß ich den Ausſpruch, den ich 
jetzt zitieren werde, geſtern nicht angeführt habe. 
(Abg. P. Müller: Aber etwas ähnliches;) Trotz⸗ 
dem ich fünf Stunden ſprach, und das Steno⸗ 
gramm noch nicht geſehen habe, weiß ich ge⸗ 
nau, was ich geſprochen habe. Wenn ich heute zi⸗ 


in dieſer Gehaltsflala aufgeführt iſt. Es treten tierte, was ich bereits geſtern ſagte, habe ich das 
noch ſogenannte Stellenzulagen hinzu in Höhe erwähnt und hätte es auch hier getan. (Abg. Dr. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Ziehm: Wie lange werden Sie noch ſprechen? — 
Abg. Liſchnewſki: Das geht Sie garnichts an!) 
Das liegt in meinem Ermeſſen. (Abg. Liſchnewſki: 
So ein frecher Kerl, was der ſich herausnimmt, 
Sie alter Eſel!) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Abg. Liſchnewſki: Was nimmt der 
ſich gegen kommuniſtiſche Abgeordnete heraus!) 
Wenn Sie micht ruhig ſind, muß ich weitere Mittel 
in Anwendung bringen. (Abg. Liſchnewſki: Das 
ſteht Ihnen frei, Herr Präſident!) 

Plenitowſti, Abgeordneter (K. P.): Es wurde 
von dieſem Herrn ausgeführt, Stellenzulagen 
ſeien gerade bei den preußiſchen Verhältniſſen un⸗ 
entbehrlich. Es ſei zu begrüßen, daß das Zulagen⸗ 
ſyſtem beſonders bei den Lehrern ausgiebig ein⸗ 
geführt ſei. Alſo wer iſt für dieſes Zulagenſyſtem? 
Die Deutſchnationale Partei! Wer iſt für dies 
Korruptionsſyſtem in der Beſoldungsordnung? 
Die Deutſchnationale Partei. Aber gerade das 
beweiſt ja, wie ſich die Sozialdemokraten der Re⸗ 
aktion in Bezug auf die Durchführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes gebeugt haben. Wenn es den Sozialdemo⸗ 
kraten mit ihrer Kampfanſage in der Zeitung ge⸗ 
gen die Zentrumspartei wirklich ernſt iſt, dann 
ſollen ſie Schluß machen mit der Koalition. Ge⸗ 
rade die Abſtimmung bei § 1 über den Abände⸗ 
rungsantrag der Kommuniſtiſchen Partei zu 8 1 
wird darüber Klarheit ſchaffen, ob die Claqueure 
ihre Rolle weiter ſpielen, ſich den ſchwarzen Stie⸗ 
fel länger ins Genick ſetzen laſſen wollen, ob ſie ſich 
weiter dieſem Terror und dieſem Druck der 
Deutſchnationalen beugen werden oder nicht. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Die allgemeine Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Es 
liegen eine Reihe Abänderungsanträge vor: 


Druckſache Nr. 447. 

1. Zu § 6. Hinter Abſchnitt 2 iſt folgende neue Ziffer 
2a einzufügen: „Bei der erſten planmäßigen Anſtel⸗ 
lung wird, wenn dies für die Beamten günſtiger iſt, 
anſtelle der Dienſtzeiten nach Abſ. 1 und 2 auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet: 5 

a) den Beamten, die nach Ablegung der worgeſchrie⸗ 

benen Reifeprüfung an einer neunſtufigen höheren 
Lehranſtalt 
1. beſtimmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von 
mindeſtens 4 Jahren zu vollenden haben, die 
Zeit des vorgeſchriebenen Hochſchulſtudiums, die 
notwendige Prüfungszeit und die Anwärter 
dienſtzeit, ſoweit dieſe Zeiten insgeſamt die 
Dauer von 6 Jahren überſteigen, 
beſtimmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von 
mindeſtens 3 Jahren und im Anſchluß daran eine 

Ausbildungs⸗ oder Vorbereitungszeit von minde⸗ 

ſtens 2 Jahren zu wollenden haben, die Zeit des 

vorgeſchriebenen Hochſchulſtudiums des Ausbil⸗ 
dungs⸗ oder Vorbereitungsdienſtes, der notwen⸗ 
digen Prüfungen, ſowie die Anwärterdienſtzeit, 

jomeit dieſe Zeiten insgeſamt die Dauer von 4 

Jahren überſteigen; 

den Beamten, die beſtimmungsgemäß ein Hoch⸗ 

ſchulſtudium von mindeſtens 3 Jahren zu voll⸗ 

enden haben. 

den Beamten des Bürodienſtes, die ihre Lauf⸗ 

bahn als Zivilſupernumerare oder in einem 

ähnlichen Verhältnis begonnen und beſtim⸗ 


* 


b) 


mungsgemäß einen Vorbereitungsdienſt zu voll⸗ 
enden haben, 5 - 
den als Poſt⸗ und Telegraphengehilfen angenont- 
menen Beamten, N | 


[SCHE 


4. den Beamten, welche eine abgeſchloſſene Fach⸗ 

ſchulbildung nachweiſen müſſen, 

den vor dem 1. Januar 1925 als 

mäßige Beamte eingeſtellten Poſt⸗ 

graphengehilfinnen. 

Die nach Vollendung des 26. Lebensjahres 
abgeleiſtete Anwärterdienſtzeit ($ 30) voll und 
die nach Vollendung des 26. Lebensjahres ab⸗ 
geleiſtete, nicht als Anwärterdienſtzeit angerech⸗ 
nete Vorbereitungsdienſtzeit (einſchließlich der 
Fachſchul⸗ und ſonſtigen Ausbildungszeit) zur 
Hälfte; 8 

c) den Verſorgungsanwärtern (Inhaber des Zivil⸗ 
verjorgungsiheins, die nach Vollendung des 26. 
Lebensjahres abgeleiſtete Dienſtzeit im Heere, in 
der Marine oder in der Schutzpolizei und die nach⸗ 
folgende Zivildbenſtzeit (einſchließlich der Anwär⸗ 
terdienſtzeit) von der Anrechnung ausgeſchloſſen 
ſind die Zeiten, um die ſich die Anſtellung aus 
einem in der Perſon des Beamten liegenden 
Grunde wersögert hat. 

2. Zu §7 Abi. 1 In Satz 1 Zeile 3 iſt hinter „Jahren“ 
einzuſchalten: „oder wenn dies günſtiger iſt, nicht vor 
Vollendung des 26. Lebensjahres.“ 

3. Zu 8 8 Abſ. 1. In Zeile 6 vor dem Wort „Dienſt⸗ 
zeit“ einzuſchalten: „oder wenn dies günſtiger iſt, die 
nach Vollendung des 26. Lebensjahres delete. 

4.5 19 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich für jedes Kind 
bis zum vollendeten 6. Lebensjahre 30 Gulden, bis 
zum vollendeten 14. Lebensjahre 35 Gulden und bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahre 40 Gulden.“ 

5. Zu § 39, 1. Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im 

Amt befindlichen Beamten mit aufſteigenden Gehäl⸗ 

tern werden auf der Grundlage des für ſie nach den 

bisher geltenden Vorſchriften feſtgeſetzten Beſol⸗ 
dungsdienſtalters in die Grundgehaltsſtufen der 
neuen Beſoldungsgruppen eingereiht. Dieſes Beſol⸗ 
dungsdienſtalter iſt jedoch inſoweit zu verbeſſern, als 

ſich aus § 6 Abf. 1 bis 4, § 8, Abf. 1, 8 10, Abi. 1 

und 8 12, Abi. 1 und 2 dieſes Geſetzes eine Verbeſſe⸗ 

rung ergibt.“ 

„Zu § 39, 2. Abſ. 2 und 3 erhält folgende Faſſung: 

„Das Beſoldungsdienſtalter der aus der unteren 

Laufbahn der Zollverwaltung hervorgegangenen 

Zollbeamten ft ſo feſtzuſetzen, wie wenn fie erſtmalig 

planmäßig als Zollbetriebsaſſiſtenten angeſtellt wor⸗ 

den wären. 

7. Zu Gruppe A 1a ff. 

Bei der Berechnung der Gehälter iſt ein Umrech⸗ 

e von 1,25 G. für 1 Reichsmark zu Grunde 

8. Zu Gruppe 6b: zu ſtreichen 205—226, hinzuzuſetzen: 
Landwirtſchaftliche Verwalter. 85 

9. Se 7 a zu ſtreichen: Landwirtſchaftliche Ver⸗ 
walter. 

10. Zu Gruppe 7b aufzunehmen: 
Aſſiſtenten, 8 
Kriminalaſſiſtenten 1) (Fußnote: „Außerdem eine 

ruhegehaltsfähige Zulage von 31 G monatlich), 

Juſtizbüroaſſiſtenten (bisher Regiſtraturaſſiſtenten, ſo⸗ 

weit nicht än Beſoldungsgruppe A 6 b.), 

Oberpfleger 

Telegraphenwerkführer. 
11a. Zu Gruppe Ba zu ſtreichen: 

Aſſiſtenten, 

Dee 

Telegraphenwerkführer, 

hinzuzuſetzen: Zollſchiffer. 
11b. Eventualantrag: Folgende Fußnote aufzunehmen: 

zAſſiſtenten und Juſtizbüroaſſiſtenten erhalten, ſofern 

ſie in der Beſoldungsgruppe A 8 ein Beſol⸗ 
dungsdienſtalter von 5 Jahren erreicht haben, 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe K 6b unter 
gleichzeitiger Aenderung ihrer Amtsbezeichnung.“ 
Manthei, P. Müller, Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
a RR Fraktion. RG 
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Druckſache Nr. 453. 
§ 1 iſt wie folgt zu faſſen: 


1. 
Die Beamten einſchließlich Lehrperſonen erhalten 
ein Gehalt, deſſen Sätze einheitlich für das ganze Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig gelten. 


Im Falle der Ablehnung folgender Eventualantrag 


$ 1 iſt wie folgt zu faſſen: 
8 1. 

Die planmäßig angeſtellten unmittelbaren 
Staatsbeamten einſchl. Lehrperſonen erhalten ein 
ee Kinderbeihilfen und einen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag. 


Im 8 2 iſt in Abſatz 1 der zweite Satz wie folgt zu 


faſſen: 

Es ſteigt, ſoweit es nicht ein feſtes Gehalt ift, nach 
Dienſtaltersſtufen von Jahr zu Jahr bis zur Errei⸗ 
chung des Endgehalts. 

Im 8 2 ſind im Abſatz 2 die Worte - 

„Der Anſpruch ruht bis für die 
Zeit des Ruhens“ 


Im 8 2 iſt Abſatz 4 zu ſtreichen. 
. 8 3 ift wie folgt zu faſſen: 


Bei Verſetzung in ein Amt einer niedrigeren Be⸗ 
ſoldungsgruppe behält der Beamte ſeine bisherigen 
Amtsbezeichnung ſowie das Gehalt und das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter des bisherigen Amtes. 


Im 8 4 iſt Abi. 2 wie folgt zu ändern: 


Bei Aufrückung und Beförderung in eine 
höhere Beſoldungsgruppe wird dem Beamten das 
on erreichte Beſoldungsdienſtalter in voller Höhe 
elaſſen. 


Im 8 4 find die Abſätze 3, 4, 5 und 6 zu ſtreichen. 
Im 8 4 iſt in Abi. 7 Satz 2 das Wörtchen „kann“ 


10. 
ital 


durch „muß“ zu erſetzen. 

Im 8 5 wird Abi. 2 geſtrichen. 

Im 8 6 iſt Abſ. 1 wie folgt zu ändern: 

(1) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt das Anwärterdienſtalter voll anzurechnen. 


Im & 6 iſt Abi. 2 wie folgt zu ändern: 


(2) Den Verſorgungsanwärtern wird bei der erſten 
planmäßigen Anſtellung die nach dem 20. Lebensjahr 
abgeleiſtete geſamte Militärdienſtzeit auf das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter voll angerechnet. 


Im 8 6 ilt folgender Abſatz einzufügen (neu.): 


(4) Die Zeit eines durch Annahme oder Prüfungs⸗ 
bedingungen vorgeſchriebenen Beſuchs einer ſtaat⸗ 
lichen oder ſtaatlich anerkannten techniſchen Fachſchule 
oder eines dieſen erſetzenden Hochſchulbeſuchs wird bis 
zur Höchſtdauer von 3 Jahren auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnet. 

Im $ 6 iſt Abi. 5 wie folgt zu faſſen: 5 
(5) Jede außerhalb des Staatsbeamtenverhältniſſes 
zurückgelegte Beamtendienſtzeit und die Zeit einer 
vollen Beſchäftigung gegen Entlohnung im privat⸗ 
wirtſchaftlichen Vertragsverhältnis als Angeſtellter 
im Staats⸗ oder Gemeindedienſt wird auf das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter in voller Höhe angerechnet. Ebenſo 
wird zum Ausgleich von Härten die Zeit einer Be⸗ 


ſchäftigung außerhalb des öffentlichen Dienſtes auf 


das Beſoldungsdienſtalter zur Hälfte angerechnet, je⸗ 
doch darf dieſe Anrechnung 5 Jahre nicht überſteigen. 


Im Falle der Ablehnung folgender Ewentualantrag: 


Im 8 6 find im Abs. 5 hinter dem Worte „Schul⸗ 
dienſt“ die Worte „die Tätigkeit eines Offiziers oder 
Deckoffiziers“ zu ſtreichen. 


16. Im 8 7 iſt Abſ. 1 wie folgt zu faſſen: 


(1) Die endgültige Anſtellung im öffentlichen Volks⸗ 

ſchuldienſt erfolgt nach einer anrechnungsfähigen 
ienſtzeit von einem Jahre. 

Im $ 7 iſt Abi. 2 au Streichen. 


Im Sd erhält Abi. 1 folgende Faſſung: 


() Das Beſoldungsdienſtalter beginnt mit dem Er⸗ 
ſten des Monats, in dem der Lehrer erſtmalig in den 
öffentlichen Schuldienſt eintritt. 
Im 8 8 ijt Abi. 2 zu ſtreichen. 

iſt zu ſtreichen. 


89 
Im Falle der Ablehnung der Anträge zu 8 1 folgen- 


der Eventualantrag: 
Im 8 13 erhält Abi. 1 folgende Faſſung: 


(1) Die Beamten erhalten einen Wohnungsgeldzu⸗ (O) 


ſchuß, deſſen Satz einheitlich für das ganze Gebiet der 
Freien Stadt und für alle Beſoldungsgruppen 88 
Gulden monatlich beträgt. ; 

22. § 14 iſt zu ſtreichen. 

23. Im Falle der Ablehnung folgender Eventuglantrag: 
Im $ 11 find im Abſ. 2 die Worte „bei Geiſtlichen 
ſowie“ zu ſtreichen. 

24. Im Falle der Ablehnung des Abänderungsantrages 
zu § 1 folgender Eventualantrag: 

Im § 19 erhält Abi. 2 folgende Faſſung: 

(2) Die Kinderbeihilfe beträgt für jedes Kind bis 
zum vollendeten 6. Lebensjahr monatlich 30 Gulden 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr monatlich 35 
Gulden und bis zum vollendeten 21. Lebensjahr mo⸗ 
natlich 40 Gulden. 

25. Im $ 19 find im Abi. 5 die Worte „und die micht ein 
eigenes Einkommen von mindeſtens monatlich 50 
Gulden haben“ zu ſtreichen. 

26. Im § 19 iſt Abi. 8 zu ſtreichen. 

27. $ 21 erhält folgende Faſſung: 

8 21. 
(1) Die Beamten erhalten zu dem Grundgehalt einen 
Ausgleichszuſchlag, der für das geſamte Staatsgebiet 
und für alle Beſoldungsgruppen gleiche Höhe hat. 
(2) Die Höhe des jeweils zu zahlenden Ausgleichs⸗ 
zuſchlags beſchließt der Volkstag. 

28. In der Ueberſchrift zu 7 werden die Worte „Auf⸗ 
wandsentſchädigungen, Sondervergütungen und Ne⸗ 
benbezüge“ geſtrichen. 
§ 22 ſelbſt erhält Bu, Faſſung: 

2 


(1) Beamte, die infolge der Art ähres Dienſtes zu 
Dienſtleiſtungen während der Nachtſtunden und an 
Sonn⸗ und Feiertagen verpflichtet find, erhalten ohne 
Unterſchied der Beſoldungsgruppe, in die ſie einge⸗ 
reiht find, einen beſonderen einheitlichen Zuſchlag 
zum Grundgehalt. g 191 

(2) Außer dieſer beſonderen Vergütung dürfen Stel⸗ 
len⸗ und Leiſtungszulagen, Aufwandsentſchädigungen 
oder ſonſtige Zulagen nicht gewährt werden. 

29. Im § 23 Abi. 3 werden die drei letzten Sätze ge⸗ 
ſtrichen und dafür geſetzt: „Die tatſächlich durch Diele 
Tätigkeit den Beamten entſtehenden beſonderen Auf⸗ 
wendungen werden nach den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen (Reiſekoſten, Tagegelder) erſetzt.“ 

30. Im 8 23 iſt Abi. 4 zu ſtreichen. 

31. Im 0 24 Abi. 1 iſt das Wort „Dienſtbekleidung“ zu 
ſtreichen. f 

32. Im $ 24 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung 
(2) Beamten, die zum Tragen von Dienſtkleidung 
verpflichtet ſind, iſt dieſe ohne Anrechnung auf das 
Dienſteinkommen zu liefern. 

33. Im § 24 it Abi. 3 zu ſtreichen. 

34. §S 26 erhält folgende am: 

Sämtliche Kirchenämter find vom Schulamt zu tren- 
nen. Die Durchführung der Trennung iſt durch ein 
beſonderes Geſetz zu pegeln. f 

35. Im Falle der Ablehnung folgender Eventualantrag: 


Im $ 26 iſt im Abſ. 1 das Wort „ruhegehaltsfähige“ 


zu ſtreichen. 

36. §S 27 erhält folgende Faſſung: 

IA 

Außerpdanmäkige Beunte erhalten das volle Dienſt⸗ 
einkommen mit den Steigerungen nach Dienſtalters⸗ 
ſtufen derjenigen Beſoldungsgruppe, die ihrer dienſt⸗ 
lichen Verrichtung entſpricht. 

87.8 28 iſt zu ſtreichen. 

38. Im 8 30 find im Abſ. 1 die Worte „ſoweit in dieſem“ 
bis „zu rechnen“ zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

„Bei der erſten planmäßigen Anſtellung außer⸗ 

planmäßiger Beamten wird die im außerplanmäßi⸗ 
gen Beamtenverhältnis zwiſchen dem Beginn des An⸗ 
wärterdienſtalters und der erſten Anſtellung liegende 
Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter woll angerechnet.“ 

39. Im § 30 Abi. 2 ſind die beiden letzten Sätze au 
ſtreichen. 

40. Im § 30 Abſ. 3 iſt der letzte Satz zu ſtreichen. 

41. Im § 30 iſt Abſ. 4 zu ſtreichen. 

42. Im § 30 iſt Abſ. 5 wie folgt zu ändern: 


(D) 
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(Präſident) : Be 2 f E 0 
{A) „Die Anwärterdienſtzeit darf 8 Jahre nicht über⸗ 60. Im § 44 find neu hinzuzufügen: - 
ſteigen. Die Zahl der in den Vorbereitungsdienſt 6. S 29 iſt zu ſtreichen. BR 
einzuberufenden Anwärter iſt alljährlich vom Senat 7. Im $ 30 iſt in Abſ. 1 zu ſtreichen: 
derart feſtzuſetzen, daß der Vorſchrift im erſten Satze „aber auch nicht günſtiger“. 
Rechnung getragen wird.“ N 61.5 47 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 
43. Im Falle der Ablehnung des Abänderungsantrages „(1) Die Beamten der alten Beſoldungsgruppen A 3 
zu § 27 folgender Eventualantrag: . bis A 9 dürfen in ihren Bezügen durch das neue Be⸗ 
Im 8 30 iſt Ubi. 5 wie folgt zu ändern: ſoldungsgeſetz gegenüber den ihnen nach dem Geſetz 
Die Anwärterdienſtzeit darf 3 Jahre nicht über⸗ vom 21. November 1924 (Geſetzbl. S. 515) zuſtehenden 
ſteigen. Iſt ein nichtplanmäßiger Beamter bis zur Bezügen (Grundgehalt nebſt Frauenzulage) nicht ge⸗ 
Vollendung dieſer Anwärterdienſtzeit noch nicht plan⸗ schmälert werden“. 


mäßig angeſtellt, jo erhält er das volle Dienſteinkom⸗ 62. 8 48 iſt zu ſtreichen. 
men mit den Steigerungen nach Dienſtaltersſtufen 63. Im $ 49 find hinter „neuen Beſoldungsgruppen“ die 


derjenigen Beſoldungsgruppe, die ſeiner dienſtlichen Worte einzufügen: 
Verrichtung entſpricht. Die Zahl der in den Vorbe⸗ „im Einvernehmen mit den Beamtenvertretun⸗ 
reftungsdienſt einzuberufenden Anwärter iſt alljähr⸗ gen“. 
lich vom Senat derart feſtzuſetzen, daß der Vorſchrift 64. Im § 51 iſt im zweiten Abſatz der zweite Satz zu 
im erſten Satze Rechnung getragen wird. ſtreichen. ö 
44. § 32 wird wie folgt geändert: 65. Im § 52 iſt der zweite Abi. zu ſtreichen. 
. 22 66. Im § 53 Ubi. 1 ſind die Worte „aber auch nicht gün⸗ 
Die Dienſtbezüge werden vierteljährlich im wor⸗ ſtiger“ ſowie der letzte Satz zu ſtreichen. 
aus gezahlt. Abſ. 2 iſt zu ſtreichen. 
45.8 38 erhält folgende Faſſung: 67. Folgender § 53 a iſt ven einzufügen: 
38. 58 a. 
Die Einreihung der am 31. Oktober 1928 im Dienſtzeit. 
Amt geweſenen Beamten in die ſich aus dieſem Geſetz Das Dienſtleiſtungsmaß der Staatsbeamten darf 
ergebenden Bezüge erfolgt nach Maßgabe eines vom 46 Stunden in der Woche nicht überſteigen. Bei be⸗ 
Senat im Einvernehmen mit den Beamtenvertretun⸗ ſonders anſtrengendem Betriebsdienſt (Telephonzen⸗ 
gen aufzuſtellenden Stellenplan. tralen uſw.) iſt die Arbeitszeit auf 42 Stunden in 
46.5 39 erhält folgende Faſſung: der Woche zu beſchränken. 
8 39. Dienſtbereitſchaft iſt als Arbeitszeit voll anzu⸗ 
Verkürzungen des Beſoldungsdienſtalters dürfen rechnen. . e 
bei der Ueberleitung von der alten in die neue Be⸗ 68. Folgender $ 53 b iſt neu einzuſetzen: 
ſoldungsordnung nicht vorgenommen werden. § 53 b. 
47. § 40 iſt zu ſtreichen. Urlaubsregelung. 
48. Im § 43 Nr. 3 (8 15 Abi. 1 des Beamtenruheſtands⸗ Die Staatsbeamten erhalten ohne Anterſchied 
geſetzes) iſt der zweite Satz zu ſtreichen. des Dienſtgrades in jedem Kalenderjahr einen Erho⸗ 
Im Abi. 2 iſt im letzten Satz hinter „Ausgleichs⸗ lungsurlaub von vier Wochen. 
zuſchlag“ zu ſetzen „Kirchenamtszulage“ 69. In den Vorbemerkungen zu Anlage 1 iſt Nr. 2 zu 
(B) 49. Im 8 43 iſt hinter Nr. 1 neu hinzuzufügen: treichen. Dk 
1a. Im § 9 iſt im Abi. 1 a zu ſtreichen: 70. Die Beſoldungsordnung Anlage 1 iſt wie folgt zu (D 
„mad einer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit (8 17 ändern: 
bis 22, 51 und 52) von wenigſtens zehn Jahren.“ A. Beſoldungsgruppe 11 (Beſoldungsgruppe 11 der 
50. Im Falle der Ablehnung folgender Eventualantrag: Vorlage und Wachtmeiſter bis zum 4. Dienjtiahr). 
Im 8 13 des Beamtenruheſtandsgeſetzes iſt ſtatt 200 — 220 — 240 — 260 — 280 — 300 — 
| „kann“ zu ſetzen „muß“. Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
51. Im 8 43 iſt hinter Nr. 1 a (neu) wenn abgelehnt, Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
hinter Nr. 1 neu hinzuzufügen: Beſoldungsgruppe 10 (Beſoldungsgruppe 10 a und 
1b. Im 8 9 iſt im Abi. 2 ſtatt „65“ zu ſetzen „60“. 10 b der Vorlage, Wachtmeiſter vom 5. Dienſt⸗ 
Abſ. 3 iſt zu ſtreichen. jahr ab und Oberwachtmeiſter). 
Im $ 11 iſt überall ſtatt „65“ zu ſetzen „60“. 220 — 240 — 260 — 280 — 300 — 320 — 
52. Im 8 48 iſt hinter Nr. 2 neu hinzuzufügen: j Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
2a. Im § 14 iſt der letzte Satz des erften Abſatzes zu Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
ſtreichen und dafür zu ſetzen: Beſoldungsgruppe 9 (Beſoldungsgruppe 9 und 
„als Höchſtbetrag für die Zahlung von Nuhege⸗ 8b der Vorlage). 
hältern und Wartegeldern hat das Endgehalt 250 — 270 — 290 — 310 — 330 — 350 — 
der Beſoldungsgruppe A 4a zu gelten.“ Wohnungsgeldzuſchuß: IV, 
„Abf. 4 iſt zu streichen. Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
53. Im $ 43 üjt hinter Nr. 4 neu hinzuzufügen: Beſoldungsgruppe 8 (Beſoldungsgruppe 8 a der 
4. Im 8 18 iſt Ubi. 3 zu ſtreichen. Vorlage). 
54. Im § 43 iſt hinter Nr. 6 neu hinzuzufügen: 270 — 290 — 310 — 330 — 350 — 370 — 
6a. § 25 iſt zu ſtreichen. . Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
55. Im § 43 iſt hinter Nr. 7 neu hinzuzufügen: Ueberleitung: Anverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
7a. 8 30 äjt zu ſtreichen. . Beſoldungsgruppe 7 (Beſoldungsgruppe 7a, 7 b 
56. Im 8 43 iſt hinter Nr. 12 neu hinzuzufügen: der Vorlage). 
12 a. Im 5 50 ift zu ſtreichen: 300 — 320 — 840 — 360 — 380 — 400 — 
„a) die Mitglieder des Senats im Hauptamt“, Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
ö und Abs. 2. Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
57. Im § 43 find hinter Nr. 15 neu hinzuzufügen: Beſoldungsgruppe 6 (Beſoldungsgruppe 6a und 
16. $ 60 iſt zu ſtreichen. 6b der Vorlage). 
17. Im $ 61 find in Abſchnitt 1 im zweiten Satz die 320 — 350 — 380 — 410 — 440 — 470 — 
Worte „aber auch nicht günſtiger“ zu ſtreichen. Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
58. Im § 44 iſt ſtatt Nr. 1 zu ſetzen 1a, Neu iſt dieſer 5 Ueberleitung: Anverkürztes Beſoldungsdienſt⸗ 
Nr. dann vorzuſetzen: alter. 
1. § 4 erhält folgenden Zuſatz: Beſoldungsgruppe 5 (Beſoldungsgruppe 5, Ad, c, 
„Als Höchſtbetrag gilt das Endgehalt der Beſol⸗ f, g, h der Vorlage). 
Dungsgruppe A 4a“. 360 — 390 — 420 — 450 — 480 — 510 — 
59. Im § 44 iſt hinter 4 neu einzufügen: Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
4a. Im § 27 ift zu Streichen: Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
„a) die Hinterbliebenen der Mitglieder des Se⸗ Beſoldungsgruppe 4 (Beſoldungsgruppe 4 a, 4 b 


nats im Hauptamt“, und Abſ. 2. und 4 c der Vorlage). 


(A) 


B) 


Volkstag Danzig — 51. Sitzung. Mittwoch, den 17. Oktober 1928. 


(Präſident) 


75. 


76. 


725 


78. 


425 — 455 — 485 — 515 — 545 — 575 — 600 — 

Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 

Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
Als Höchſtſatz für die Beſoldung der Beamten hat das 
Endgehalt der Beſoldungsgruppe 4 zu gelten. 

Bei allen Beſoldungsgruppen iſt eine Beſtim⸗ 
mung einzufügen, daß der Beamte, der das Endgehalt 
ſeiner Gruppe erreicht hat, nach weiteren 11 Dienſt⸗ 
jahren einen Rechtsanſpruch auf das Endgehalt der 
Beſoldungsgruppe mit dem nächſthöheren Gehalt hat. 

Im Falle der Ablehnung des Abänderungsan⸗ 
trages unter Nr. 70 folgende Eventualanträge: 


Die Beſoldungsgruppen A 4a, Ab und 4 find zu 


einen Gruppe mit den Gehaltsſätzen der Beſoldungs⸗ 
gruppe da zuſammenzufaſſen. 

Im Falle der Ablehnung von Nr. 71 folgender 
Eventualantrag: 


Die Lehrerbeſoldung iſt geſondert von den übrigen 


Beſoldungsgruppen feſtzuſetzen. 

Sie umfaßt die Beſoldung der Lehrer und Lehre 
rinnen an den öffentlichen Volksſchulen, mittleren 
Schulen und Berufsſchulen, einſchl. der Schulleiter, 
und zwar mach folgenden Gehaltsſätzen: 0 

500 — 550 600 650 700 G monatlich. 

Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 9 25 

Ueberleitung: Unverkürztes Beſoldungsdienſtalter. 


3. Die unter A 4 f und de aufgeführten Beamten find 


nach A dd einzuſtufen. 


74. Die unter A 5 der Vorlage aufgeführten Beamten find 


mach A 4 d einzuſtufen. 

Unter A 6b find die Sekretäre zu ſtreichen und nach 
A 4 d einzuſtufen. Die unter „Polizeimeiſter“ auf⸗ 
geführten Beamten find als „Politzeiobermeiſter“ 
nach & 5 einzuſtufen. 

Die unter A 7b aufgeführten Beamten find nach 
A La einzuſtufen. Statt „Beſoldungsgruppe 7a“ iſt 
zu ſetzen „Beſoldungsgruppe 7“. 

Unter A 7a iſt als Fußnote zu ſetzen (neu): 
Aſſiſtenten werden nach 15 Dienſtjahren nach A 6 b 
eingeſtuft. 

Unter A Sa ijt zu ſtreichen „Aſſiſtenten“ und unter 


A 7a zu ſetzen. 
Plenäkowſki 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Druckſache Nr. 454.) 


Hinter Abſ. (4) iſt folgender Abſ. (4a) einzufügen: 

Beim Webertritt in eine andere Beſoldungs⸗ 
gruppe darf jedoch das Beſoldungsdienſtalter in je⸗ 
dem Falle nur ſoweit gekürzt werden, daß der Be⸗ 


Zu 8 4 


amte das Endgehalt in der neuen Gruppe nicht ſpäter 


erreicht, als 28 Jahre nach dem Beginn des bei der 
erſten planmäßigen Anſtellung feſtgeſetzten Beſol⸗ 
dungsdienſtalters. er 


Zu 8 6. » ; a 
Hinter Abſ. (4) iſt folgender neuer Abſ. (4 ) ein⸗ 


zufügen: 

„Bei der erſten planmäßigen Anſtellung wird, 
wenn dies für die Beamten günſtiger iſt, auf das Ber 
ſoldungsdzenſtalter angerechnet: 

a) den Beamten, die nach Ablegung der vorgeſchrie⸗ 
benen Reifeprüfung an einer meunſtufigen höhe⸗ 
ren Lehranſtalt 5 
1. beſtinnmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von 

mindeſtens 4 Jahren zu vollenden haben, die 
Zeit des vorgeſchriebenen Hochſchulſtudlums, 
die notwendige Prüfungszeit und die Anwär⸗ 
terdienſtzeit, ſoweit dieſe Zeiten änsgeſamt die 
Dauer von 6 Jahren überſteigen, 

2. beſtimmungsgemäß ein Hochſchulſtudium von 
mindeſtens 3 Jahren und im Anſchluß daran 
eine Ausbildungs⸗ oder Vorbereitungszeit 
von mindeſtens 2 Jahren zu vollenden haben, 
die Zeit des vorgeſchriebenen Hochſchulſtu⸗ 
diums, des Ausbildungs⸗ oder Vorbereitungs⸗ 
dienſtes, der notwendigen Prüfungen, ſowie 
die Anwärterdienſtzeit, ſoweit dieſe Zeiten 


insgeſamt die Dauer von 4 Jahren überſteigen; 
b) den Beamten, die unter 8 17, Abi. 2 und 3 fal- 
eine abgeſchloſſene Fachſchulbildung 


len oder 


3. 


> 
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nachweiſen müſſen, ſowie den vor dem 1. April 
1922 als nicht planmäßige Beamte eingeſtellten 
Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen, die nach Vol⸗ 
lendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete An⸗ 
wärterdienſtzeit (8 17) voll und die nach Vol⸗ 
lendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete nicht 
als Anwärterdienſtzeit angerechnete Vorberei⸗ 
tungsdienjtzeit (einſchl. der Fachſchul⸗ und ſon⸗ 
ſtigen Ausbildungszeit) zur Hälfte; 

e) den Militäranwärtern (Inhabern des Zivilver⸗ 
ſorgungsſcheines), die nach Vollendung des 26. 
Lebensjahres abgeleiſtete Militär⸗, Marine⸗ und 
nachfolgende Zivildienſtzeit (einſchließlich der 
Anwärterdienſtzeit). Von der Anrechnung aus⸗ 
geſchloſſen ſind die Zeiten, um die ſich die An⸗ 
ſtellung aus einem in der Perſon des Beamten 
liegenden Grunde verzögert hat. Für Militär⸗ 
anwärter gilt bei Anwendung der vorſtehenden 
Beſtimmungen (e) Abi. 3 ebenfalls, Abi. 4 da⸗ 
gegen hat keine Geltung. Das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter der ſonſtigen Beamten wird nach Beſtim⸗ 
find. en feſtgeſetzt, die wom Senat zu erlaſſen 
ind.“ 

Zu 8 7. Abi. 1 ſoll folgende Faſſung erhalten: 
6 Die endgültige Anſtellung im öffentlichen Volks⸗ 
ſchuldienſte darf nicht vor Zurücklegung einer anrech⸗ 
nungsfähigen Dienſtzeit von fünf Jahren oder, wenn 
dies günſtiger iſt, nicht vor Vollendung des 26. Le⸗ 
bensjahres erfolgen. Bei den bisher zu einem frü- 
heren Zeitpunkt endgültig angeſtellten Lehrern rech⸗ 
net das Beſoldungsdienſtalter von dem Erſten des 
Monats ab, in dem ſie eine anrechnungsfähige 
Dienjtzeit von fünf Jahren oder, wenn dies günſtiger 
iſt, in dem ſie das 26. Lebensjahr vollendet haben. 
Bis zu dieſem Zeitpunkte beziehen ſie die Grundver⸗ 
gütung der einſtweilig angeſtellten Volksſchullehrer 
mach Maßgabe der Anlage 3. 


Zu 8 8. Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt von der Zeit, die ein Lehrer im öffentlichen Schul⸗ 
dienſt von dem Eintritt in dieſen, früheſtens aber 
von dem Beginn des 21. Lebensjahres ab, bis zur 
endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäf⸗ 
tigung verbracht hat, die über fünf Jahre hinaus⸗ 
gehende oder, wenn dies günſtiger it, die nach Vol⸗ 
lendung des 26. Lebensjahres abgeleiſtete Dienſtzeit 
auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit 
die endgültige Anſtellung durch den Mangel an offe⸗ 
nen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des 
Lehrers unabhängige Gründe verzögert worden iſt. 
Iſt die endgültige Anſtellung wegen unzureichender 
Befähigung oder aus anderen in der Perſon des 
Lehrers liegenden Gründen ausgeſetzt worden oder 
wind eine Verzögerung von dem Lehrer ſelbſt, insbe: 
ſondere durch die Ablehnung einer angebotenen Stelle, 
herbeigeführt, jo bleibt die Zeit dieſer Verzögerung 
von dieſer Anrechnung ausgeſchloſſen. 

Zu 8 13. In Abf. 1 ſind die Beträge des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes wie folgt zu ändern: 
in Tari klaſſe 1 Il E 
monatlich 218 175 187 100 


e 


75 55 35. 
* 


Zu 8 19. 8 19 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 


„Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich für jedes 
Kind bis zum vollendeten 6. Lebensjahre 30 Gulden, 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre 35 Gulden und 
bis zum vollendeten 21. Lebensjahre 40 Gulden.“ 


„Zu 8 21. In 8 21, Satz 1 iſt die Ziffer „6“ durch 


„10“ zu erſetzen. 


Zu 8 35. § 35, Abſ. 2 äſt zu ſtreichen. 


Zu § 39. Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
im Amt befindlichen Beamten mit gufſteigenden Ge⸗ 
hältern werden auf der Grundlage des für ſie nach 
den bisher geltenden Vorſchriften feſtgeſetzten Beſol⸗ 
dungsdienſtalters in die Grundgehaltsſtufen der 
neuen Beſoldungsgruppen eingereiht. Dieſes Beſol⸗ 
dungsdienſtalter iſt jedoch inſoweit zu verbeſſern, als 
ſich aus § 6, Abf. 1 4, § 8, Abſ. 1, § 10 Abi. 1 
und $ 12 Abi. 1 und 2 dieſes Geſetzes eine Verbeſſe⸗ 
rung ergibt.“ 
Es iſt folgender neuer Abi. 4 aufzunehmen: 


(Ch 


(DI 


(Präſident) 
A) © 


{B) 
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10. 


12. 


— 


Direbtor des Hygieniſchen Inſtituts, 


Zu 8 44 Ubi. 4. 


Oberbauräte, 


Das Beſoldungsdienſtalter der zur Zeit des In⸗ 
krafttretens dieſes Geſetzes im Amt geweſenen Be⸗ 
amten der alten Beſoldungsgruppe A 8 mit dem 
Reifezeugnis einer höheren Lehranſtalt, die in einer 
niedrigeren als der alten Beſoldungsgruppe A 8 erſt⸗ 
malig planmäßig angeſtellt wurden, iſt ſo zu be⸗ 
rechnen wie wenn ſie in einer Stelle der alten Beſol⸗ 
dungsgruppe A 8 erſtmalig planmäßig angeſtellt wor⸗ 
den wären. 

Zu § 43 Abi. 11. 

Auf Seite 21 it in Zeile 6 ſtatt „3 w. 9.“ „10 
v. H.“ zu ſetzen. 
abi. 13. 

Das Unfallfürſorgegeſetz iſt auf alle Beamten 
auszudehnen, die aus dienſtlicher Veranlaſſung einen 
Unfall erleiden und dadurch dauernd oder vorüber⸗ 
gehend dienſtunfähig werden. 


Im neuen Abi. 1 äſt ſtatt 6 v. H.“ „10 v. H.“ zu 
jegen. 


Abi. 6. 
Der Antrag zu 8 43, Abi. 13 iſt ſinngemäß zu be⸗ 
rückſichtigen. 
Zu 8 47. 
Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die zur Zeit der Verkündigung dieſes Geſetzes 
bereits ernannten Beamten behalten die ihnen na 
dem Geſetz vom 21. November 1924 (Geſetzbl. S. 515) 
zuſtehenden Bezüge, ſofern und ſolange dieſe höher 
find als die Bezüge nach dieſem Geſetz. 
Beſoldungsordnung (Anlage 1.) 
Zur Vorbemerkung, Abſatz 1. . 
Zum Schluß ift hinzuzufügen: „Das gleiche gilt 
für die Beamten des Kanzleidienſtes.“ 
Zu Gruppe 1a. 
85 ſind zu ſtreichen: 5 
Senatspräſidenten beim Obergericht, 5 
Oberſtaatsanwalt als Leiter der Staatsanwaltſchaft, 
Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 
Hinzuzufügen: 
Obergerichtsräte, x 
Oberverwaltungsgerichtsräte. 
Zu Gruppe 1 b. 
Es ſind hinzuzufügen: ER 
Amtsgerichtsdirektor als aufſichtsführender 
beim Amtsgericht Danzig, $ 
Oberregierungsräte als ſtändige Vertreter der Leiter 
großer Behörden. 


Richter 


Zu Gruppe 2 a. 
Es wird die Teilung der Gruppe in 2a und 2 b 
beantragt. Gruppe 2b des Entwurfs wird 20, 


Gruppe 2c wird 2 d. Die Grundlage bildet die 
Reichsbeſoldungsordnung Gruppe 2b. 
Die neuen Gruppen Na und 2b erhalten folgende 


Faſſung: 8 

Gruppe 2 a (neu.) 
740 792 844 896 948 999 1042. 
Uerberleitung: 

Die Beamten erhalten das gemäß $ 39 errech⸗ 
nete Beſoldungsdienſtalter und zwar diejenigen mit 
den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 12 un⸗ 
verändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſolches 
von 12 Jahren, A 13 um 4 Jahre verbeſſert. 
Oberregierungsräte, ET. ö 
Regierungsfinanzräte leinſchließlich derzeitiger Steu⸗ 

erdipektor) als Leiter der Steuerämter I, II, III. 
Oberpoſträte, N 
Oberpoſtdirektoren, 
Oberſtleutnant der Schutzpolizei (erhält nur die letzte 

ienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe A 2a), 
Oberregierungsrat als Leiter der Staatlichen Kri⸗ 
minalpolizei, 
Oberregierungs⸗ und Medizinalräte, 
Oberregierungs⸗ und Gewerberat, 
Landgerichtsdirektoren, 
Oberregierungs⸗ und Forſtrat, 


Oberkonſiſtorialrat, 


Direktor des chemiſchen Unterſuchungsamtes, 
Direktor der Staatlichen Frauenklinik, 


eee, (bisher Reg.⸗ und Oberveteri⸗ 

närrat), 

Staatsarchivpdirektor (bisher Archipdirektor), 

Bibliotheksdirektor bei der Techniſchen Hochſchule, 

Direktor des Statiſtiſchen Landesamtes, 

Oberſtudiendirektoren und Oberſtudiendirektorinnen, 
ſoweit nicht in Gruppe 1 b, 

Studiendirektoren und Studiendirektorinnen, ſoweit 
micht in Gruppe 1b, 

Oberſtudienräte und Oberſtudienrätinnen, 

Direktoren der höheren Fachſchulen, 

Steuerdirektor, 

Direktor der Taubſtummenanſtalt. 

Gruppe 2b (neu). 

500 542 584 625 667 709 750 792 834 875 907. 

Ueberleitung: 

Das Beſoldungsdienſtalter der Majore und des 
Oberſtabsarztes der Schutzpolizei beginnt mit dem 
Erſten des Monats in dem die Beförderung zu dieſen 
Dienſtgraden erfolgt iſt. 

Im übrigen erhalten die Beamten das gemäß 
§ 39 errechnete Beſoldungsdienſtalter und zwar die⸗ 
jenigen mit den Bezügen der alten Beſoldungs⸗ 
gruppe A 11 unverändert, im günſtigſten Falle je⸗ 
doch ein ſolches von 14 Jahren, A 12 um 4 Jahre 
verbeſſert. 

Regierungsräte (bisher zum Teil Regierungsräte als 

Referenten beim Senat oder in gehobener Stellung), 

Regierungs⸗ und Volkswirtſchaftsräte, 

Staatsarchivräte (bisher Staatsarchivare), 

Poſtdire 

Poſtdirekloren, 

Telegraphendirektoren, 

e Schuss 

ajore der polizei 0 

Oberſtabsarzt der Schutzpolizei 7 184 0. 50 

Regierungs⸗ und Kaſſenrat (bisher Finanzdirektor), 

Direktor beim Rechnungsprüfungsamt, 

Direktor der Staatshauptkaſſe, 

Direktor der Steuerkaſſe, 

Direktor beim Volkstag, 

Regierungs⸗ und Gewerberat !), 

Gewerberäte, 

Regierungs⸗ und Oekonomierat, 

Amtsgerichtsräte als aufſichtsführende Richter bei 
Amtsgerichten mit 3 oder mehr Richtern ), 

Amtsgerichtsräte, 

Landgerichtsräte, 

Erſte Staatsanwälte !), 

Staatsanwaltſchaftsräte, 

Juſtiz⸗ und Kaſſenrat 

beim Obergericht), 

Strafanſtaltsdirektor ), 

Regierungs⸗ und Forſtrat !), 

Oberförſter, 

Direktor beim Obſervatorium ), 

Regierungsbauräte (bisher Reg.⸗ und Bauräte als 
Referenten beim Senat oder in gehobener Stel⸗ 
lung und Regierungs- und Bauräte), 

Bauräte, 

Oberingenieure, 

Stadtbaumeiſter in gehobener Stellung 

Obſervatoren, N 

Regierungs⸗ und Steuerrat (bisher Regierungs⸗ und 
Ka taſter vat), 

Konſiſtorialräte, 

Oberarzt bei der Staatlichen Frauenklinik, 

Regierungs⸗ und Chemierat ), 

Regierungs⸗ und Medizinalräte ), 

Regierungs⸗ und Veterinärräte ), 

Muſeumsdirektoren ), 

Kuſtoden, 

Regierungs⸗ und Schulräte ), 

Schulräte (bisher Kreisſchulräte) ), 

Studienräte und Studienrätinnen, (bisher zum 
Teil Oberzeichenlehrer und Oberzeichenlehrerin⸗ 
men, Obermuſiklehrer und Obermuſiklehrerinnen 
an den höheren Lehranſtalten, Oberlehrer und 
Oberlehrerinnen an der kunſtgewerblichen Ab⸗ 
teilung der Handwerkerſchule, Diplom⸗Handels⸗ 
oberlehrer und Seminarräte), 


} erha ten die Dienft- 


(bisher Rechnungs direktor 


9 
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(Präſident) 


1 


Direktor der Staatlichen Erziehungsanſtalt, 

Direktor der Staatlichen Fürſorgeanſtalt, 

Rektoren der Mittelſchulen ), 

Rektor der Hilfsſchule, 

Direktoren der Fachſchulen, 

Direktoren und Direktorinnen der beruflich ausgebau⸗ 
ten Schulen“), 

Turnrat, 

Zolldimektoren, 


1. Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
32 Gulden monatlich (für Reg.⸗ und Chemie⸗ 
räte nur für den älteſten beim Chemiſchen Un⸗ 
te rſuchungsamt), 

Außerdem eine ruhegehaltsfähige 
63 Gulden monatlich, 

Die Leiter von beſonders großen Mittelſchulen 
erhalten eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
32 Gulden monatlich. 5 

Bei nicht voll beſoldeten Reg.⸗ und Medizinal⸗ 
räten und nicht vollbeſoldeten Reg.⸗ und Vete⸗ 
rinärräten ruhen 20 Prozent der Grundgehalts⸗ 
ſätze der vollbeſoldeten Medizinalräte und der 
vollbeſoldeten Veterinärräte, 5 

„Der Direktor Jaſſe erhält feine Bezüge nach der 
Beſoldungsgruppe 2 a. 

Den Beamten bei den einzelnen Verwaltungen 
iſt nach Maßgabe des ſachlichen Bedürfniſſes im 
Rahmen; des Staatshaushaltsplanes eine ruhe⸗ 
gehaltsfähige Zulage von 32 Gulden zu ge⸗ 
währen. 


Zulage von 


> m 


Rz 


5 ma 


Zu Gruppe 2b des Regierungsentwurfs wird bes 


antragt: N 
Die Gruppe erhält die Bezeichnung 2c. 
Es ſind zuzuſetzen: 
Rektoren an beſonders großen Volksſchulen, 
e 

riminalräte, 
Direktor der Oberpoſtkaſſe, 
Steuerräte. 


Zu Gruppe 2c des Reg.⸗Entwurfs. 


Die Gruppe erhält die Bezeichnung 2 d. 


Zu Gruppe 3 a des Reg.⸗Entwurfs beantragen wir: 


Es iſt zu ſtreichen:: 
Turn rat. 
Es ſind hinzuzuſetzen: 
Gewerbeoberlehrer und Gewerbe⸗ 
oberlehrerinnen 
Handelsoberlehrer und Handels⸗ 
oberlehrerinnen 
Taubſtummenoberlehrer und Taubſtummenoberlehre⸗ 
rinnen, 5 
Fachſchuloberlehrer und Fachſchuloberlehrerinnen an 
der Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule, En 
akademiſch gebildete Zeichenlehrer und Zeichen⸗ 
lehrerinnen, 
Seefahrtsoberlehrer. © . 
Bei den Stadtbaumeiſtern iſt folgende Fuß⸗ 
note hinzuzuſetzen: 155 
„Die bei Inkrafttreten der Beſoldungsordnung 
im Amt befindlichen Stadtbaumeiſter der bisherigen 
Gruppe 11 werden nach Gruppe 2c (neu) beſoldet. 


an Fachſchulen, 


Zu Gruppe 3 b. 


Es ſind zu ſtreichen: 

Polizeiräte, i 

Kriminalräte, 

es ſind hinzusuſetzen: 

Rechnungsxreviſoren, N 

Rektoren, (Leiter und Leiterinnen der Volksſchulen 
mit 8 oder mehr Klaſſen und mindeſtens 5 plan⸗ 
mäßigen Schulſtellen), 1 

Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen an beſonderen 
Veranſtaltungen der Volksſchulen für geiſtig⸗ 
und körperlich nicht normal veranlagte Kinder 


mit mindeſtens 3 aufſteigenden Klaſſen und 3 
planmäßigen Schulſtellen. 
Zu Gruppe 3 c des Regierungsentwurfs: 
Es ſind zu ſtreichen: 
Seefahrtsoberlehrer, b 
Fachſchuloberlehrer und Fachſchuloberlehrerinnen an 
der Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule, 


10. 


— 
— 
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Taubſtummenlehrer uſw. nebſt Fußnote 1. 

Für Oberamtsanwälte !) 

iſt au ſetzen „Amtsanwaltſchaftsräte“ *) 7). 

Sie erhalten ſtatt der bisherigen Fußnote 2 die bei⸗ 
den nachſtehenden Fußnoten: 

) Die bei Inkrafttreten der Beſoldungsordnung 
im Amt befindlichen Beamten der alten Beſol⸗ 
dungsgruppe 11 erhalten für ihre Perſon eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 42 Gulden mo⸗ 
natlich. Die gleiche Zulage erhalten die Ober⸗ 
amtsanwälte der alten Beſoldungsgruppe 10 

nach 16 Dienſtjahren. 

) In beſonderen Fällen können dieſen Beamten 
xuhegehaltsfähige Zulagen gewährt werden. 

Zu Gruppe da des Reg.⸗Entwurfs: 
Gehaltsſätze: 396 428 459 490 
599 625 651 678 704 730. 
Ueberleitung: A 9 unverändert, im günſtigſten Falle 
jedoch ein ſolches von 14 Jahren, A 10 um 
4 Jahre verbeſſert, A 11 um 8 Jahre verbeſſert: 
Oberlehrer und Oberlehrerinnen an den öffentlichen 
Mittelſchulen einſchl. der techniſchen Oberlehrer 
und Oberlehrerinnen an den öffentlichen mitt⸗ 
leren Schulen ) ), 
Hälfsſchuloberlehrer und Hilfsſchuloberlehrerinnen 
(Lebrer und Lehrerinnen, die an beſonderen 
Veranſtaltungen der Volksſchulen für körperlich 
und geiſtig nicht normal veranlagte Kinder 
ſind en vollen Beſchäftigung überwielen 
find). 5 N 
Oberſchullehrer und Oberſchullehrerinnen (bisher 
Lehrer zund Lehrerinnen, ordentliche Lehrer und 
ordentliche Lehrerinnen, Zeichenlehrer und Zei⸗ 
chenlehrerinnen, Geſangslehrer und Geſanglehre⸗ 
rinnen, Jugendleiterinnen, Turnlehrer und 
Turnlehrerinnen an den höheren Lehranſtalten ), 
Leiter und Leiterinnen kleiner Berufsſchulen mit 
weniger als 4 hauptamtlichen Lehrperſonen ), 
Gewerbeoberlehrer und Gewerbe⸗ 


521 547 578 


oberlehrerinnen 9 
Handelsoberlehrer und Handels. fan Berufsſchulen, 
oberlehrerinnen 
Oberlehrer und Oberlehrerinnen an der Staatlichen 
Erziehungsanſtalt, 


Strafanſtaltsoberlehrer (bisher Strafanſtaltslehrer 
und Organiſt), 

Leiter und Leiterinnen kleiner anerkannter Mittel⸗ 
ſchulen und voll ausgebauter Rektoratsſchulen 
und höherer Mädchenſchulen mit 4 oder weniger 
11 4 oder weniger planmäßigen Schul⸗ 
ſtellen ). 


An Mittelſchulen mit mindeſtens 5 Klaſſen und 4 
planmäßigen Schulſtellen führt eine Lehrperſon, und 
an Mittelſchulen mit mindeſtens 12 Klaſſen und 10 
planmäßigen Schulſtellen führt eine weitere Lehr⸗ 
perſon die Amtsbezeichnung Konrektor oder Konrek⸗ 
torin an Mittelſchulen ulm. 

Mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde können 
für Schulſtellen, für deren Inhaber (Inhaberinnen) 
beſondere Anforderungen vorgeſchrieben ſind, ruhege⸗ 
haltsfähige Zulagen gewährt werden. j 


) Mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde können 


4 


— 


11. 


dieſen Leitern und Leiterinnen von Berufsichulen 
die Bezüge der Beſoldungsgruppe A 3a (ohne Stel⸗ 
lenzulage) gewährt werden, wenn an der Schule 
außer dem Leiter oder der Leiterin mindeſtens eine 
zweite hauptamtliche, planmäßig angeſtellte Lehr⸗ 
perſon mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe⸗ 
oder Handelslehrer oder lehrerin vorhanden iſt und 
die Schule wenigſtens 2 Abteilungen für verſchiedene 
Berufsgruppen umfaßt. 

Außerdem kann eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage 
von monatlich bis 42 Gulden gewährt werden. 


Zu Gruppe 4b des Neg.⸗Entwurfs. 
Kriminalkommiſſare. 
Die Fußnote muß lauten: h 
Die bei Inkrafttreten der Beſoldungsordnung im 
Amt befindlichen Kriminaloberkommiſſare erhalten 
für ihre Perſon die Bezüge der Gruppe Ib. 


O 


en 


D 
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(Präſident) 


A) 12. Zu Gruppe 4c. 


18) 


Die Gruppe iſt zu teilen in 
4% Oberinſpektoren und gleiche Beamte, 
4 d. Volksſchullehrer, 
4e Oberſekretäre und gleiche Beamte. 
In die neue Gruppe 4c ſind aufzunehmen: 


„0berinſpektoren ulm.) 438 409 500 532 563 594 625. 
- Meberleitung: g 


Die Beamten erhalten das gemäß 8 39 errechnete 


Beſoldungsdienſtalter unverändert. 


Fachoberlehrer und Fachober⸗ 


Lehrer und Lehrerinnen 


zwiſchen Volksſchullehrern und den Beamten bisher 


.; Meberleitung: A 8 unverändert, 


Lehrer und Lehrerinnen einschließlich der techniſchen 
Lehrer und Lehrevinnen an Volksſchulen ). 


) Nach Vollendung von 16 Beſoldungsdienſtiahren 


Klaſſen führt 


Aufzunehmen ſind: 
Oberinſpektoren ) ), 


Oberpoſtmeiſter 


Oberbuchhalter bei der Staatshauptkaſſe, 

Eichungsoberinſpektor als erſter techniſcher Beamter 
und Eichamtsvorſteher, 

Bezirksreviſor, a 

Oberbuchhalter bei der Juſtishauptkaſſe, 

Juſtizoberrentmeiſter, 

Dolmetſcheroberinſpektoren, 

Strafanſtaltsvorſteher, 

Leiter der Blindenanſtalt, 

Bezirkszollkommiſſa re, 

Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen (Leiter und Lei⸗ 
terinnen von Volksſchulen mit mindeſtens 3 
Klaſſen und mindeſtens 3 planmäßigen Schul⸗ 
ſtellen, ſoweit ſie nicht Rektoren und Rektorin⸗ 
nen ſind), 


ö 5 an Fach⸗ und 
lehrerinnen | Berufsſchulen ) 9). 
a Fußnoten: 

) Oberpoſtinſpektoren erhalten als Bezirksober⸗ 
poſtinſpektoren eine widerrufliche Zulage von 
32 Gulden monatlich. 

) Oberzollinſpektoren erhalten als Beauftragte des 
Landeszollamtes für die Kontrolle der Zollämter 
eine widerrufliche Zulage von 53 G. monatlich. 

) Für Stellen mit beſonderen Anforderungen kann 
eine ruhegehaltsfähige Zulage mit Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde gewährt werden. 

) Der Fachoberlehrer Gutſchke erhält für feine 
Perſon die Bezüge der Beſoldungsgruppe 3 b. 
Beſoldungsgruppe 4 d (neu) Volksſchullehrer) 

318 344 370 396 422 448 474 500 527 552 
578 605 625. 

Anmerkung: Die Gehaltsreihe iſt jo aufgeſtellt, 

daß das gleiche Verhältnis gewahrt il, wie es bisher 


gleicher Gruppen beſtand. Auf die im Regierungs⸗ 
entwurf enthaltenen Zulagen für Konrektoren, erſte 
und alleinſtehende Lehrer an Volksſchulen iſt hier⸗ 
bei verzichtet. 

im günſtigſten Falle 
jedoch ein ſolches von 14 Jahren, A 9 um 4 
Jahre verbeſſert, 


erhalten die Lehrer und Lehrerinnen die Bezeich⸗ 
nung Oberlehrer und Oberlehrerinnen. 
An den Volksſchulen mit mindeſtens 7 18 
eine Lehrperſon, und an Volks⸗ 
ſchulen mit mindeſtens 14 Klaſſen führt eine 
weitere Lehrperſon die Amtsbezeichnung: „Kon⸗ 
rektor bezw. Konrektorin an Volksſchulen.“ 
Neue Gruppe de (Oberſekretäre uſw. ): 


348 344 370 396 417 438 459 480 500 521 542. 
Pberſekretäre ) vergl. Vorbemerkung 1 (bisher In⸗ 


„ Obeveichmeiſter, j = = I 
Oberzahlmeiſter“) und Zahlmeiſter der Schutzpolizei, 


e ee e. Oberſekretäre und Bübliotheksſekre⸗ 
äre), : 

Poſtmeiſter, 
Telegraphenoberwerkmeiſter, 
Maſchinentechniker?) / 
Elektrotechniker), 

Kaſſierer bei der Staatshauptkaſſe 3), 


Schiffahrtspolizeioberſekretäre, 


13. 
14. 


15. 


16. 


„Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 32 | 


Volkstag Danzig — 51. Sitzung. Mittwoch, den 17. Oktober 1928. 


Juſtizrentmeiſter (bisher Rendant ), {€} 
Strafanſtaltsrentmeiſter >), 4 
Kaſſierer bei der Juſtizhauptkaſſe ), a 
Amtsgerichtskalkulator beim Amtsgericht in Danzig, 
Dolmetſcherinſpektoren ?), 
Gefangenenfürſorger, 
Strafanſtaltsinſpektoren (bisher z. T. Strafanſtalts⸗ 

oberſekretäre), 
Oberzollkontrolleure ), 
Rentmeiſter bei der Techniſchen Hochſchules), 
Werkleiter der Schutzpolizei ), 
Garteninſpektoren, 
Förſter, 
Revierförſter ), 

Fußnoten: 

) Kreisoberſekretäre erhalten eine ruhegehalts⸗ 

fähige Zulage von 32 G. monatlich, Juſtizoberſe⸗ | 
kretäre, die in der Hauptſache als Rechtspfleger 
tätig ſind, erhalten eine ſolche von 11 G. mo⸗ 
natlich. i 

) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage 
von monatlich 32 G. 

) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
11 G. Die gleiche Zulage erhalten die bei In⸗ 
krafttreten des Geſetzes vorhanden geweſenen 
Oberbauſekretäre, Elektrotechniker und Maſchji⸗ 
nentechniker nach 8 jähriger Dienſtzeit als ſolche. 

) Die bei Inkrafttreten des Geſetzes vorhandenen 
Stelleninhaber erhalten für ihre Perſon eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 11 G. monatlich. | 

) Der am 31. März 1928 im Amt geweſene Be⸗ 
amte erhält für ſeine Perſon eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage von 32 G. monatlich. | 

6) Den Beamten bei den einzelnen Verwaltungen 
ſind nach Maßgabe des fachlichen Bedürfniſſes im 
Rahmen des Staatshaushaltsplanes ruhege⸗ 
haltsfähige Zulagen von 11 G. und 32 G. mo⸗ 
natlich zu gewähren. 

Gruppe 4d des Reg.⸗Entwurfs wird 4k. 
(D* 


Es find zu N 

Garteninſpektoren. 

Gruppe de des Reg.⸗Entwurfs iſt zu ſtreichen. 

Begründung 

ſiehe zu Antrag 14. 

Gruppe 4f des Reg.⸗Entwurfs wird 4g. 

Es iſt zu ſtreichen „künftig wegfallend.“ 

In die Gruppe werden aufgenommen: 

Sekretäre (vergl. Vorbemerkung 
1), die am 31. 3. 1920 Inhaber 
von planmäßigen Stellen der 


Sie erhalten 


ehemaligen Aſſiſtentenklaſſel die Amtsbe⸗ 
waren. zeichnung Ober⸗ 
Sekretäre, die die Sonderprüfung] ſekretär. 


abgelegt haben oder noch ab⸗ 

legen. 
Oberſekretäre ſind zu ſtreichen. 3 
Gruppe 4g des Reg.⸗Entwurfs wird 4 h. 
In der Aeberleitung muß es heißen: 
A 7 unverkürzt, 
A 8 um 2 Jahre verbeſſert, 


A 9. um 6 Jahre verbeſſert 
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Gruppe 4h des Reg.⸗Entwurfs. 
Die Gruppe iſt zu ſtreichen. 


Gruppe 5 des Reg.⸗Entwurfs. 


Es find zu ſtreichen: 
die eine abgeſchloſſene 


jerungsbauf 105 Fachſchulbildung einer 
igen, ſtaatlichen oder ſtaatlich 
Tu 51 anerkannten FJachſchule 
i beſitzen. 5 


Es iſt hinzuzufügen: g 
Anterzahlmeiſter der Schutzpolizei, 


Werkmeiſter der Schutzpolizei, 


Schiffahrtspolizeibetriebsſekretäre, 


bei Polizeiobermeiſter (bisher Polizeibetriebsſekre⸗ 


täre und Polizeibetriebsſekretäre als 
treter des Reviervorſtehers ) 
Staat Kriminalbezirksſekretäre iſt zu ſetzen : 
Kriminaloberſekretäre) mit Fußnote ). 


Stell ver⸗ 


Gulden monatlich.“ 


Beni e 


I Volkstag Danzig — 51. Sitzung. Mittwoch, den 17. Oktober 1928. 1089 
fi (Präſident) 8 
1 {A) 19. Gruppe 62. i E weit nicht in Beſoldungsgruppe A Ga unſeres 
Gruppe 6a des Reg.⸗Entwurfs wird 6 b. Entwurfs), 
Es ſind einzuſetzen: Oberpfleger, 


21. 


Schiffahrtspolizeibetriebsſekretäre, 


22. 


23. 


Werkmeiſter (Handwerker 


Maſchinenmeiſter in großen Betrieben, 
Oberzollſchiffer, 

Oberzollmaſchiniſten, 

Es ſind zu ſtreichen: 
Telegraphenwerkmeiſter, 
Telegraphenbauführer. 


20. Gruppe 6b des Reg.⸗Entwurfs wird Gruppe 6a 


mit folgenden Gehaltsſätzen: 

277 292 308 323 339 355 370 386 402 417 433 448. 

Es ſind dann aufzunehmen in Gruppe 6a: 

Sekretäre!) — vergl. Vorbemerkung 1 — (Juſtis⸗ 
ſekretäre auch, ſoweit fie bisher Regiſtraturſekre⸗ 
täre, Regiſtraturaſſiſtenten, Juſtiz⸗Kanzleivor⸗ 
ſteher, Kanzleiſekretäre und Juſtizkanzleiaſſiſten⸗ 
ten waren, wenn ſie am 31. März 1920 als Be⸗ 
amte oder Beamtenanwärter (Stellenanwärter) 

im Kanzlei⸗ oder Regiſtraturdienſt tätig waren), 
Poſtverwalter, 

Telegraphenwerkmeiſter, 

Telegraphenbauführer, 

Schiffahrtspolizeiſekretäre, 

Strafanſtaltsſekretäre, 

Landwirtſchaftliche Verwalter, 

Erſte Oberpfleger bei der Staatlichen Fürſorgean⸗ 
ſtalt, 

Erſte Fiſchmeiſter, 

Straßenmeiſter (bisher z. T. Oberſtraßenmeiſter), 

Wirtſchaftsinſpektoren bei den Staatlichen Er⸗ 
ziehungs⸗ und Fürſorgeanſtalten. 

Die Fußnote 2 und 5 zu Gruppe 6b des Re⸗ 
gierungsentwurfs werden Fußnote 1 und 2 der neu 
zu bildenden Gruppe 6a. . 

Für die in Gruppe 6b des Regierungsentwurfs 

übrigbleibenden Beamten wird eine neue Gruppe 6e 

gebildet. 

Hier ſind aufzunehmen:: a 8 g 

Polizeimeiſter ?) (bisher Polizeibetriebsſekretäre, Po⸗ 
lizeigefängnisſekretäre und Hauptwachtmeiſter 
der Schutzpolizei), 

Kuiminalſekretäre !), 


Schiffahrtspolizeiaſſiſtenten, die am 31 3. 
Planſtelle inne hatten, 5 

Landjägermeiſter — bisher Oberlandjäger — (künftig 
wegfallend), j . 

Fährkapitäne, 1 

Kanzleivorſteher (bisher Kanzleiſekretäre als Kanz⸗ 
leivorſteher) ?), 8 . 

Kanzleiſekretäre (künftig wegfallend), . 

Kanzleiſekretäre (bisher Kanzleiaſſiſtenten, ſoweit ſie 

am 31. März 1920 als Beamte oder Beamten⸗ 

anwärter im Kanzleidienſt tätig waren.) 

Fußnoten 1, 3 und 4 der Regierungsvorlage bleiben 
beſtehen als 1, 2, 3. i rs 

Dazu tritt noch folgende neue Fußnote 4: 

„Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 32 ©. 
monatlich.“ N 8 55 

Zu Gruppe 7a des Regierungsentwurfs. 

Es ſind zu ſtreichen 2 

Landwirtſchaftliche Verwalter, 

alt, \ 

Es find hinzuzuſetzen: 


bei den Staatlichen Erziehungsanſtalten). 
Zu ändern: f | 


Maſchinenmeiſter in größeren Betrieben (bisher zum 
Teil Erſte Maſchinenmeiſter und Obermaſchini⸗ 


ſten) in: 


Maſchinenmeiſter in mittleren Betrieben (bisher zum 


Teil Obermaſchiniſten). 
Zu Gruppe 7b des Reg.⸗Entwurfs. 


Neu aufzunehmen ſind: 
. (ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe A 
1 


Kriminalaſſiſtenten 5 1 
Juſtisbüroaſſiſtenten (bisher Regiſtraturaſſiſtenten, ſo⸗ 


20 eine 


Erſte Oberpfleger bei der Staatlichen Fürſorgean⸗ 


als Werkſtättenvorſteher 


24. 


Telegraphenwerkführer. 
Fußnoten 1) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zu⸗ 
lage von 32 G monatlich. a 
Die Aſſiſtenten erhalten mit einem Beſoldungsdienſt⸗ 
alter von 5 Jahren die Bezüge der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 6a (neu). 

Zu Gruppe Sa des Reg. ⸗Entwurfs. 

Es ſind zu ſtreichen: 

Aſſiſtenten, 

Telegraphenwerkführer, 

Juſtizbüroaſſiſtenten, 

Werkmeiſter bei der Staatlichen Erziehungsanſtalt. 

Es find hinzuzuſetzen: 

Poſtverwaltungsgehilfen, 

Poſt⸗ und Telegraphenbetriebsaſſiſtenten, 

Zollſchiffer. 

Die Gruppe der Bürgerlichen 

Friedrich 


Arbeitsgemeinſchaft 
Hennke 


Druckſache Nr. 455. Eventualantrag. 

Im Falle der Ablehnung des Antrages Ziffer 5, 
Seite 5, iſt bei Gruppe 2b des Regierungsentwurfs 
binter Amtsräte neu einzufügen: „Kriminal⸗ 
direktoren.“ 

Gruppe der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 

Friedrich Hennke 


Druckſache Nr. 457. 


Im 8 4 Abſ. 4 iſt (als erſter Satz) hinzuzufügen: 


„Beim Aebertritt aus der Beſoldungsgruppe A 6b 
in die Beſoldungsgruppe A 5 wird das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter höchſtens um 8 Jahre gekürzt.“ 


Im 8 40 erhält der zweite Satz folgende Faſſung: 


„Die dort vorgeſehenen Verkürzungen des Beſol⸗ 
dungsdäenſtalters ſind jo zu berechnen, als wenn 
dieſes Geſetz bereits am 1. Oktober 1927 in Kraft ge⸗ 
treten wäre; ſie dürfen, abgeſehen von den Beamten 
der Schutzpolizei, vier Jahre nicht überſteigen und 
nicht verhindern, daß der Beamte ſpäteſtens 2 Jahre 
vor der Erreichung der Altersgrenze das Endgrund⸗ 
gehalt erhält.“ 


Im § 47 Abſ. 1 iſt hinter „(Die Grundvergütung)“ 


einzufügen „nebſt Aufwandsentſchädigung und Son⸗ 
dervergütung“ und ſtatt „und Ausgleichszuſchlag, ſo 
iſt ihm der Anterſchiedsbetrag als ruhegehaltsfähi⸗ 
ger Zuſchuß“ zu ſetzen: „Ausgleichszuſchlag, Auf⸗ 
wandsentſchädigung und Sondervergütung, jo iſt ihm, 
der Unterſchiedsbetrag, ſoweit es ſich um ruhegehalts⸗ 
fähige Bezüge handelt, als ruhegehaltsfähiger Zu⸗ 
19 5 im übrigen als nichtruhegehaltsfähiger Zu⸗ 
ſchuß.“ 


Im 8 55 Abi. 1 iſt folgender Satz hinzuzufügen: 


„Bei der Berechnung bleibt jedoch 8 47 Ab. 1 und 
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Anlage 1, Gruppe A 3 b. 


Abi. 4, letzterer, ſoweit er auf Abſatz 1 Bezug hat, 


außer Betracht.“ 


In den Ueberleitungsbeſtimmungen iſt unter a) 


ſtatt „1. April 1926“ zu ſetzen: „1. November 1926.” 


Anlage 1, Gruppe A 4c. 


In der Eintragung beginnend mit den Worten: 
„Konrektoren und Konrektorinnen an Volksſchulen“ 
und in derjenigen beginnend mit. den Worten 


„Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen“ iſt am Schluß 
die Zahl „5)“ in „2)“ zu ändern. 
J. Mau 


und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 


Fraktion. 
Schilke 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Frau A. Richter 


und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 
Fraktion. 
Druckſache Nr. 459. 
Zu Gruppe 6 b hinzuzuſetzen: 12 8 
Plegevorſteher bei der Staatlichen Fürſorgeanſtalt. 


In Gruppe 7 a zu ſtreichen: > 
Erſte Oberpfleger bei der Staatlichen Fürſorgeanſtalt. 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Präſident) 
3. Zu Gruppe 8 b: 
Bei den Poſtaſſiſtenten (weiblich) und Telegraphen⸗ 
aſſiſtenten (weiblich) äſt eine 1) hinzuzuſetzen und 
als Fußnote 1) aufzunehmen: 
Erhalten mit einem Beſoldungsdienſtalter von 
5 Jahren die Bezüge der Beſoldungsgruppe 6b 
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unter gleichzeitiger Aenderung ihrer Amtsbe⸗ 
zeichnung. 
a Manthei 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 


Bei der Abſtimmung laſſe ich über die einzelnen 
Paragraphen der Druckſache Nr. 445 abſtimmen. 
Ueber die Abänderungsanträge wird natürlich 
vorher abgeſtimmt. Soweit die Abänderungsan⸗ 
träge negativ ſind, wird nicht über den Abände⸗ 
rungsantrag, ſondern über die Vorlage ſelbſt ab⸗ 
geſtimmt. Ich rufe § 1 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Zu 8 1 liegt in Druckſache Nr. 453/1 ein 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frakti⸗ 
on vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht) Das iſt die Minderheit, der 


Antrag iſt abgelehnt. Es liegt noch ein Eventual⸗ 


antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion ebenfalls 
in Druckſache Nr. 453 vor. Ich bitte die damen 
und Herren, die dieſen Eventualantrag annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich darf dann feſtſtellen, daß $ 1 der Vorlage an⸗ 
genommen iſt. Ich rufe $ 2 auf und eröffne die 
on. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
owſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich hatte 
recht, als ich vor einigen Minuten ausführte, die 
Sozialdemokraten werden ſich weiter den ſchwar⸗ 
zen Stiefel ins Genick ſetzen laſſen, ſie werden 
nicht freiwillig aus der Regierung gehen, ſon⸗ 
dern erſt dann, wenn die Deutſchnationalen es 
wünſchen! (Noch einmal? links.) Ja, noch einmal, 
well jetzt ein paar Zuhörer mehr da ſind. (Jetzt 
ſagen Sie die Wahrheit! links) Laufen Sie hin⸗ 
aus, zur Abſtimmung können Sie wieder herein 
kommen. Gerade Herrn Dr. Kamnitzer ſcheint die 
ganze Materie furchtbar unangenehm zu ſein. Der 
gute Mann wird wie ein Männlein im Wetter⸗ 
haus zu der Abſtimmung hereinſpazieren und, 
wenn einer von uns das Wort nimmt, heraus⸗ 
ſpazieren. Schade, daß der gute Mann zu meinen 
Ausführungen nicht da war, dann hätte er ſich 
überzeugen können, in wie gemeiner Art er die 
untere und mittlere Beamtenſchaft bei ſeinen 
Ausführungen belogen und getäuſcht hat. 

Wenn wir einen Abänderungsantrag zu § 2 
ſtellten, dann taten wir es aus dem einfachen 
Grunde, um die Beamtenſchaft möglichſt ſchon in 
einem früheren Alter in den Bezug des Endge⸗ 
halts gelangen zu laſſen. Es iſt nicht nur von uns, 
ſondern von bürgerlicher Seite ſehr oft die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt worden, daß es Beamte ge⸗ 
ben wird, die ſogar mit 60 Jahren noch nicht in 
den Genuß des Endgehalts kommen. Daß dieſe 
Befürchtung zu Recht beſtand, beweiſt ja auch 
die Faſſung eines Paragraphen dieſes Geſetzes, 
die beſagt, daß mindeſtens zwei Jahre vor der 
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Penſionierung, alſo ſpäteſtens mit dem 38. Le⸗ 
bensjahr, der Beamte in den Genuß des Endge⸗ 
halts gelangt ſein muß. Man hätte dieſe Beſtim⸗ 
mung entſchieden hier nicht hineingearbeitet, 
wenn das, was ich ſagte, nicht tatſächlich wahr iſt, 
daß nämlich ein großer Teil der Beamteunſchaft 
erſt mit 58 Jahren in den Genuß des Endgehalts 
kommen wird. Es wird jedem bekannt ſein, daß 
der Beamte dieſes Endgehalt mit 58 Jahren ent⸗ 
ſchieden nicht ſo notwendig braucht, wie vielleicht 
mit 35 Jahren, und daß das daran liegt, daß 
man die Beamtenſchaft nicht alle Jahre in der 
Gehaltsgruppe aufrücken läßt, ſondern alle zwei 
Jahre. Deshalb it es eine alte Forderung der 
Beamtenſchaft, daß ſchnellere Aufrückungsmöglich⸗ 
keiten geſchaffen werden, daß ſie nicht erſt im 
hohen Alter in den Genuß des Endgehalts ge⸗ 
langen, ſondern bereits in einem früheren Alter, 
mit 35 oder 40 Jahren. Deshalb haben wir 
den Abänderungsantrag zu § 2 geſtellt, der lautet: 
Das Gehalt ſteigt, ſoweft es nicht ein feſtes Ge⸗ 
halt äſt, nach Dienſtaltersſtufen won Jahr zu Jahr bis 
zur Erreichung des Endgehalts. 
Außerdem haben wir in dieſem Abänderungs⸗ 
antrag verlangt, den Abſatz 4 des § 2 zu ſtrei⸗ 
chen. Ich habe dieſen Abſatz heute bereits verle⸗ 
ſen, er lautet: 
Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzun⸗ 
gen für die Gewährung einer Zulage an Lehrper⸗ 

1 n trifft endgültig die Schulaufſichts⸗ 
Wenn wir dieſe Abänderungsanträge zu § 2 ge⸗ 
ſtellt haben, werden Sie nicht behaupten, daß es 
Agitationsanträge ſind. Es ſind Forderungen, die 
von der Beamtenſchaft geſtellt werden. Ganz be⸗ 
ſonders wird die Streichung des Abſatzes 4 ver⸗ 
langt. Wenn Sie vielleicht den Abänderungsan⸗ 
trag, der eine frühere Erreichung des Endgehalt 
verlangt, nicht annehmen, weil Sie ſich damit 
entſchuldigen werden, der Staat habe nicht die 
Mittel, um dieſen Abänderungsantrag anzuneh⸗ 
men, wenn Sie erklären werden, der Antrag iſt 
ja ſehr ſozial gedacht, und wir können nicht ver⸗ 
ſtehen, daß es recht und billig iſt, die Beamten be⸗ 
reits in einem früheren Alter in den Genuß des 
Endgehalts gelangen zu laſſen, aber der Staat 
kann die Mittel nicht tragen, dann nehmen Sie 
wenigſtens den Abänderungsantrag an, der die 
Streichung des Abſatzes 4 beantragt; denn dieſer 
Abſatz 4 öffnet der Korruption in der Beamten⸗ 
ſchaft Tor und Tür. Wer für die Ablehnung die⸗ 
ſes Antrages iſt, der dokumentiert damit, daß er 
mit der Korruption einverſtanden iſt, mit der 
Speichelleckerei, mit der Augendienerei, die nach⸗ 
her in der Verwaltung ſich breit machen wird. 

Ich beantrage, daß getrennt über unſere An⸗ 
träge abgeſtimmt wird. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 8 2, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Es liegt zunächſt 
ein Abänderungsantrag zu Abſatz 1 des § 2 vor, 
der in Druckſache Nr. 453,3 enthalten iſt, geſtellt 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Es liegt weiter 
ein Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 


(Ch 


— 


D} 


{A) 
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(Präſident) 

Fraktion zu § 2 Abſatz 2 vor. Ich bitte diejenigen, 
die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt abgelehnt. Es liegt weiter ein Ab⸗ 
änderungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion, 
Druckſache Nr. 453/5, zu § 2 Abſatz 4 vor, der ne⸗ 
gativ iſt, da beantragt wird, den Abſatz zu ſtrei⸗ 
chen. Wir ſtimmen daher über den Abſatz der Aus⸗ 
ſchußvorlage ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die 8 2 Abſatz 4 der Ausſchußvorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; 8 2 Abſatz 4 iſt 
angenommen. Ich darf wohl nun feſtſtellen, daß 
§ 2 der Vorlage im ganzen angenommen iſt. 

Ich rufe $ 3 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Zu 8 3 liegt ein Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 453/6 
vor. Ich bitte diejenigen, die dieſen Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des 
8 3 feſt. 
Ich rufe § 4 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung, und zwar 
abſatzweiſe, weil zu den einzelnen Abſätzen Ab⸗ 
änderungsanträge vorliegen. Zu Abſatz 2 des 8 4 
liegt ein Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 453/7 vor. Ich 
bitte diejenigen, die dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zu dem Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 453 8 zu Abſatz 3 in Druckſache Nr. 
453. Da er negativ iſt, bitte ich diejenigen, die 
§ 4 Abſatz 3 der Vorlage annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; an⸗ 
genommen. Der Antrag iſt damit abgelehnt. Der 
Abänderungsantrag zu Abſatz 4 in Druckſache Nr. 
453,8 iſt wieder negativ. Ich bitte daher die 
Damen und Herren, die $ 4 Abſatz 4 der Vorlage 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen und der Abänderungsantrag damit er⸗ 
ledigt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 4541 
der Abg. Friedrich und Hennke. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die den beantragten Abſatz 4a annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Wir kommen zum Abänderungsantrag zu Abſa 
5 in Drucksache Nr. 453/8, geſtellt von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion, der negativ iſt. Ich bitte 
diejenigen die 8 4 Abſatz 5 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen und der Abände⸗ 
rungsantrag damit erledigt. Wir kommen zum 
Abänderungsantrag zu Abſatz 6 in Druckſache Nr. 
453,8, der ebenfalls negativ iſt. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die 8 4 Abſatz 6 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen; der 
Abänderungsantrag iſt damit abgelehnt. Wir 


ſtimmen jetzt ab über den Abänderungsantrag zu 
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Abſatz 7 enthalten in Druckſache Nr. 453/9. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Dann liegt noch ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 457/1 geſtellt von den Abg. Mau, 
Schilke und Frau Richter zu Abſatz 4 des § 4 vor. 
Ich bitte diejenigen, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Ich jtelle ſomit die Annahme des 8 4 feſt. 
Ich rufe § 5 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Zu Abſatz 2 liegt ein Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 453 / 
10 vor. Da er negativ iſt, iſt er durch Abſtimmung 
über die Vorlage zu erledigen. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die Abſatz 2 des 8 5 der Ausſchußvorlage an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
1 85 Ich rufe 8 6 auf und eröffne die Be⸗ 
3 Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Gewiſ 
bürgerliche Oppoſitionsparteien e ſich 15 
der Erklärung: Wir haben unſere Abänderungs⸗ 
anträge geſtellt, wir begnügen uns damit. Wer⸗ 
den unſere Abänderungsanträge nicht angenom- 
men, dann nehmen wir das ganze Beſoldungs⸗ 
geſetz nicht an. In Wirklichkeit freuen ſich dieſe 
bürgerlichen Oppoſitionsparteien, wie ich bereits 
nachgewieſen habe, daß dieſes Geſetz ſo ſchnell wie 
möglich unter Dach und Fach gebracht wird. Wir 
aber werden die Gelegenheit wahr nehmen, auf 
all die Fehler und Mängel und den Irrſinn 
dieſes Geſetzes noch einmal ganz eingehend hinzu⸗ 
weiſen. Wir wiſſen ganz genau, daß von der gan⸗ 
zen Abgeordnetenſchar ſich 10 oder 20 Abgeordnete 
vielleicht einigermaßen mit dieſem Geſetz beſchäf⸗ 
tigt haben. Ich habe es ſelbſt erfahren müſſen, daß 
Abgeordnete ganz erſtaunt waren, wenn man 
ihnen die kraſſen Anmöglichkelten dieſes Geſetzes 
erläuterte, daß dieſe Abgeordneten dann einfach 
— wie man ſich auszudrücken beliebt — platt 
waren. Ja, Herr Werner, ich glaube, Sie haben 
auch ganz beſtimmt nicht ein einziges Mal Ihre 
Naſe in dieſes Geſetz hineingeſteckt, aber Sie wer⸗ 
den als Gewerkſchaftler ganz beſonders dafür ver⸗ 
antwortlich gemacht werden. Mögen Sie auch noch 
ſo oft in Ihrer „Volksſtimme“ ſchreiben, Sie 
lehnen die Verantwortung für dieſes Geſetz ab, 


tz Sie werden die Verantwortung dafür, daß man 


einem unteren Beamten ſein Gehalt von 225 
Gulden um 25 Gulden monatlich kürzt, tragen 
müſſen. Sie werden auch die Verantwortung da⸗ 
für tragen, daß man noch neue höhere Beamten⸗ 
ſtellen geſchaffen hat; ich erinnere nur an die 
Schaffung einer Oberſtleutnantſtelle bei der 
Schutzpolizei. Wahrſcheinlich ſpekulieren Sie als 
Führer des „Reichsbanners“ auf dieſe Stelle, Sie 
fangen ja ſchon an, ſich darauf vorzubereiten. 
Wir verweiſen bei 8 6 auf die ungeheuere 
Verſchlechterung, die dieſes Geſetz gegenüber dem 
früheren Zuſtand bringt. Gerade dieſer S 6 war 
in den Ausſchußſitzungen heiß umkämpft, und ge⸗ 


(C) 


D) 


(A 


— 


(B) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

rade dieſer § 6 hat ja auch eine ganze Menge Ab⸗ 
änderungsanträge zur Folge, nur daß es dabei 
ſelbſtverſtändlich iſt, daß die bürgerlichen Oppoſi⸗ 
tionsparteien es ſich dabei begnügen laſſen, dieſe 
Abänderungsanträge zu ſtellen in der ſtillen Hoff⸗ 
nung: möchten ſie doch bloß abgelehnt und der 8 6 
jo angenommen werden, wie er von den Aoali- 
tionsparteien vorgeſchlagen iſt. Es iſt doch tatſäch⸗ 
lich ſo, wenn man hier die Leutchen von rechts 
hört, wenn man dann die Leutchen von der 
S. P. D. hört, jeder lehnt die Verantwortung für 
dieſes Geſetz ab. Es bleiben alſo nur die Zen⸗ 
trumsleute allein, die die Verantwortung für 
dieſes Geſetz tragen. (Das iſt ſchon immer ſo ge⸗ 
weſen! beim Zentrum.) Jawohl, das wiſſen wir! 
Sie ſetzen ſogar den Deutſchnationalen den ſchwar⸗ 
zen Stiefel ins Genick, Sie ſind tüchtige Kerle, das 
weiß jeder in Danzig! Tüchtige Kerle inſofern, 
als Sie es tatſächlich meiſterhaft verſtehen, für 
ſich alles herauszuholen! Sie ſind eben nur des⸗ 
halb die Machtfaktoren, weil Sie ſich immer ſtolz 
in die Bruſt werfen und ſagen können: ohne uns 
kann man nicht regieren, die Deutſchnationalen 
können ohne uns nicht regieren und die Sozial⸗ 
demokraten auch nicht. Aber wenn wir einmal ſo⸗ 
weit ſind, dann werden Sie aus dem letzten Loch 
gepfiffen haben. (Abg. Dr. Ziehm: Dann werden 


Sie uns den Roten Stiefel ins Genick ſetzen!) Den d 


werden Sie noch früh genug zu ſpüren bekommen, 
früher als es Ihnen lieb iſt. 

Wir verlangen in unſerem Abänderungsan⸗ 
trag zum § 6, daß bei der Feſtſetzung des Beſol⸗ 
dungsdienſtalters das Anwärterdienſtalter voll 
anzurechnen iſt. Warum? Es hat ſich in der 
Praxis herausgeſtellt, daß Beamte, die man feſt 
anſtellte, plötzlich weniger Gehalt erhielten, als 
ſie vorher als Anwärter bezogen haben. Durch die 
feſte Anſtellung wird das Gehalt oft herabgeſetzt, 
und zwar durch die Neuregelung die dann bei der 
Ueberleitung vom Anwärterzuſtand in den feſtan⸗ 
geſtellten durch die Neuregelung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters eintritt. Deshalb verlangen wir, daß 
die Anwärterdienſtjahre voll auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnet werden und daß dadurch 
die Möglichkeit einer Herabſetzung der Bezüge 
durch die feſte Anſtellung ausgeſchaltet wird. Man 
hat hier im § 6 genau fo einen famoſen Abſatz 
geſchaffen, wie den Abſatz 4 in § 2. Dieſer Abfatz 

eißt: 
heiß Wieweit ſonſt in einzelnen Fällen die Dienſtzeit 
in einem anderen Zweige des Staatsdienſtes, die 

Zeit im Dienſte eines anderen Landes, im Ge⸗ 

meinde⸗, Kirchen⸗ oder Schuldienſt, die Tätigkeit 

eines Offiziers oder Deckoffiziers oder die Zeit prak⸗ 
tiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsbeamten⸗ 
verhältniſſes zur Vermeidung von Härten auf das 

Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird 

durch den Senat beſtimmt.“ 

Alſo auch hier kann der Senat ganz xbeliebig für 
eine bevormundete Gruppe das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter feſtſtellen. Wir haben deshalb auch außer 
einigen anderen Abänderungsanträgen zum 8 6 
beantragt, daß der Abſatz 5 dieſes Paragraphen 
ſo gefaßt wird, daß er die Möglichkeit bietet, nicht 
nur einigen bevormundeten Gruppen eine beſſere 
Berechnung des Beſoldungsdienſtalters zu ge⸗ 
währleiſten, ſondern daß dieſe Bevormundung 
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beſeitigt wird, und daß an Stelle der jetzigen 
Faſſung eine allgemein gehaltene Faſſung ein⸗ 
tritt. Unſer Abänderungsantrag beſagt: 
Jede außerhalb des Staatsbeamtenverhältniſſes 
zurückgelegte Beamtendienſtzeit und die Zeit einer 
vollen Beſchäftigung gegen Entlohnung im privat⸗ 
wirtſchaftlichen Vertragsverhältnis als Angeſtellter 
im Staats- und Gemeindedienſt wird auf das Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter in voller Höhe angerechnet. 
Ebenſo wird zum Ausgleich von Härten die Zeit 
einer Beſchäftigung außerhalb des öffentlichen Dien⸗ 
ſtes auf das Beſoldungsdienſtalter zur Hälfte ange⸗ 
pechnet, jedoch darf dieſe Anrechnung fünf Jahre nicht 
überſteigen. 
Sie werden nicht ſagen können, das dies ein 
Agitationsantrag ft, ſondern die Möglichkeit der 
Annahme beſteht. Selbſtverſtändlich iſt die An⸗ 
nahme dieſes Antrages auch mit einigen finan⸗ 
ziellen Opfern verknüpft, aber dieſe finanziellen 
Opfer kommen ausſchließlich der unteren und in 
einigen Fällen der mittleren Beamtenſchaft zugut, 
und ſie erreichen durchaus nicht die Höhe der 
Summen, die das Zentrum durch dieſes Beſol⸗ 
dungsgeſetz für ſeine beſonderen Zwecke bean⸗ 
ſprucht; es erreicht auch bei weitem nicht die 
Höhe der Summe, die Sie jetzt der oberen Beam⸗ 
tenſchaft in den Rachen werfen durch die Nach⸗ 
zahlung des Notopfers von April an. Sie haben 
ja ſelbſt zugegeben, daß dieſe Nachzahlung, bezw. 
ie Summe, die Sie der oberen Beamtenſchaft 
auf Befehl der Zentrumspartei, auf Befehl der 
von Ihnen ſo „angefeindeten“ Klaſſenjuſtiz ge⸗ 
währen werden, ungefähr 1¼ Millionen aus⸗ 
machen wird. Wenn Sie unſeren Abänderungs⸗ 
antrag annehmen, ſo wird dieſe finanzielle Be⸗ 
laſtung entſchieden ſo hoch ſein. Wir haben dazu 
noch einen Eventualantrag geſtellt und verlan⸗ 
gen darin, daß man wenigſtens im Abſatz 5 des 
§ 6 die Worte: „die Tätigkeit eines Offiziers 
oder Deckoffiziers“ ſtreichen ſoll. 

Sie haben hier den Leiter der Funkſtelle ent⸗ 
laſſen und gaben dazu die Erklärung ab — 
ſelbſtverſtändlich als Staats verantwortliche — 


dieſer Abbau ſei durchaus nicht aus parteipoli⸗ 


tiſchen Motiven heraus erfolgt, ſondern er ergab 
ſich aus der Notwendigkeit des allgemeinen Be⸗ 
amtenabbaus. Aber als Sozialdemokraten haben 
Sie dann doch wieder indirekt zu verſtehen ge⸗ 
geben: „Jawohl, wir werden anfangen, die obe⸗ 
ren Verwaltungsſtellen zu ſäubern“. Dabei wurde 
dann auch darauf hingewieſen, daß der Herr als 
Offizier ein ganz annehmbares Gehalt habe, 
daß er auch ohne Bekleidung einer Beamten⸗ 
dienſtſtelle ganz gut leben und exiſtieren könne. 
Aber es mutet dann doch ſehr eigenartig an, daß 
Sie hier im Geſetz zu dieſer Ihrer Anſicht die 
Worte ſtehen laſſen wollen: „die Tätigkeit eines 
Offiziers oder Deckoffiziers“ und damit zum 
Ausdruck bringen, dieſe Tätigkeit müſſe gleich⸗ 
falls auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet 
werden, wenn einer dieſer Herren die Beamten⸗ 
laufbahn einſchlägt. Wenn alſo dieſer Herr 
Major, den Sie entlaſſen haben, von Ihrer Re- 
gierung oder einer künftigen Bürgerblockregie⸗ 
rung eingeſtellt wird, ſo wird ſeine ganze Offi⸗ 
ziersdienſtzeit wieder voll auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnet. Bei den Militäran⸗ 


(D) 
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Abänderungsantrag zu Abſatz 2, 


wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
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wärtern, bei den einfachen Soldaten kennen Sie 
dieſe Rücksichtnahme nicht. Wenn ein nach dem 
Krieg angeſtellter unterer oder mittlerer Beamter 
den Krieg mitgemacht, vielleicht ſogar einige Jahre 
vorher gedient hat, alſo 6 bis 8 Jahre unun⸗ 
terbrochen im Militärverhältnis ſtand, werden 
Sie dieſe 6 bis 8 Jahre nicht voll auf das Be⸗ 


ſoldungsdienſtalter anrechnen. Alſo auch hier 
wieder eine Extrawurſt für die Herren Offiziere, 


ausgerechnet wieder von einer „linken“ Regie⸗ 


rung! 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 


den Abänderungsantrag zu Abſatz 1 des 8 6 in 


Drucksache Nr. 453/11. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zum 
ebenfalls in 
Druckſache Nr. 453/12. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſen Antrag des Herrn Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
en (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Der Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 447,1 der Abg. Manthei, P. Müller, Philipſen 
u. Fr. fordert die Schaffung eines neuen Abſatzes 
2a. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Zu Abſatz 3 und 4 liegen 
keine Abänderungsanträge vor, es iſt aber bean⸗ 
tragt, und zwar zweimal, einen Abſatz 4a zu 
ſchaffen. Der weitgehendſte Abänderungsantrag 
Ban mir der in Druckſache Nr. 454/2 zu fein. Ich 

laſſe darüber zuerſt abſtimmen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſem Antrag der Abg. 
Friedrich und Hennke zuſtimmen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
nun über den Abänderungsantrag in Druckſache 


Nr. 453/13 ab. Ich bitte die Damen und Herren, 


die dieſen Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. an⸗ 


nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 


Nun liegt noch in Druckſache Nr. 453/14 ein Ab⸗ 
anderungsantrag und ein Eventualantrag in 


Ziffer 15 zu Abi. 5 vor. Wir Itimmen zuerſt über 


den Abänderungsantrag ab. Ich bitte die Damen 


und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 


Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 


Eventualantrag in derſelben Druckſache ab. Ich 


bitte die Damen und Herren, die dieſen Eventual⸗ 
antrag des Herrn Abg. Plenikowſki annehmen 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 


Ich ſtelle damit die Annahme des 8 6 feſt. 


Ich rufe § 7 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Zu Ab⸗ 
ſatz 1 ſind Abänderungsanträge in den Druck⸗ 
ſachen Nr. 453, 454 und 447 enthalten. a 


ſtimmen über den Abänderungsantrag zu Abſ. 1 
des § 7 in Druckſache Nr. 453/16 geſtellt von 
Herrn Abg. Plenikowſti u. Fr. ab. Ich bitte die 
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Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über den Abänderungsantrag der Abg. Friedrich 
und Hennke in Druckſache Nr. 454/3 ebenfalls zu 
87 Abſatz 1 ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir ngen jetzt ab über 
den Abänderungsantrag der Abg. Manthei, P. 
Müller, Philipſen u. Fr. in Druckſache Nr. 447/2 
zu demſelben Abſatz. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſen Antrag annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Es liegt nun ein 
Abänderungsantrag zu Abſatz 2 des § 7 in 
Druckſache Nr. 453/17 vor, der aber negativ iſt. 
Wir ſtimmen darum über Abſatz 2 der Ausſchuß⸗ 
vorlage ab. Iſt bitte die Damen und Herren, die 
den Abſatz 2 des § 7 in der Faſſung der Ausſchuß⸗ 
vorlage annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; ange⸗ 
nommen. Weitere Abänderungsanträge liegen 
nicht vor, ich ſtelle die Annahme des 8 7 feſt. 

Ich rufe $ 8 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Zu Abſatz 
1 liegen Abänderungsanträge in den Druckſachen 
Nr. 453, 454 und 447 wor. Wir ſtimmen jetzt über 
den Abänderungsantrag zu Abſatz 1 des § 8 ab, 
der in Druckſache Nr. 453/18 enthalten iſt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
des Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 454/4 ab. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſen Antrag der Abg. Friedrich und 
Hennke annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über den Abän⸗ 
derungsantrag der Abg. Manthei, P. Müller, 
Philipſen u. Fr. in Druckſache Nr. 447/. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. Das 
iſt die Minderheit, ſomit ſind ſämtliche Anträge 
zu Abſatz 1 des § 7 abgelehnt. Es liegt nun ein 
Abänderungsantrag zu § 7 Abſatz 2 in Druckſache 
Nr. 453/19 auf Streichung dieſes Abſatzes vor. Wir 
ſtimmen jetzt ab über Abſatz 2 der Ausſchußvor⸗ 
ie Ich bitte die Damen und Herren, die Abſatz 

2 des § 8 der Ausſchußvorlage annehmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Ich ſtelle ſomit die Annahme des 8 8 feſt. 

Ich rufe $ 9 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Es liegt der Abänderungsantrag Des 
Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. in Drudjahe Nr. 
453/20 vor: „§ 9 iſt zu ſtreichen“. Wir ſtimmen 
daher über § 9 der Ausſchußvorlage ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, § 9 iſt angenommen. $ 10; angenom⸗ 
men, $ 11; angenommen, § 12; angenommen. Zu 
8 13 liegt eine Wortmeldung vor. Ich eröffne die 
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(Präſident) 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
fowifi. 

Plenikowfſki, Abgeordneter (K. P.): Es handelt 
ſich bei dieſem Paragraphen um den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß. Seitdem dieſes Beſoldungsſyſtem be⸗ 
kannt wurde, tobte auch wegen dieſes Paragra⸗ 
phen der Kampf. Es iſt ja bekannt, daß man zu⸗ 
nächſt beabſichtigt hatte, den Wohnungsgeldzu⸗ 
ſchuß nicht nur entſprechend den Beſoldungsgrup⸗ 
pen zu ſtaffeln, d. h. den ſchlechtbeſoldeten Beam⸗ 
ten mit einigen Gulden abzuſpeiſen und der höhe⸗ 
ren Beamtenſchaft einen erheblich höheren Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß zu geben, ſondern man wollte 
dieſe unſoziale Staffelung noch durch eine andere 
vergrößern und die Ortsklaſſen A, B und C ſchaf⸗ 
fen. Es iſt gelungen, das zu verhindern. Der 
Staat konnte dieſem Wunſch der Beamten um ſo 
leichter nachkommen und nur eine einheitliche 
Ortsklaſſe ſchaffen, weil nach den Ausführungen 
der Regierungsvertreter dadurch nur etwa 50 000 
Gulden hätten geſpart werden können. 50 000 
Gulden find gegenüber den Bezügen, die man der 
Beamtenſchaft durch dies Geſetz abknöpft und 
gerade der mittleren und unteren Beamtenſchaft, 
tatſächlich eine Bagatelle; denn dies Geſetz ſoll ja 
die Bezüge gerade der unteren und mittleren Be⸗ 
amtenſchaft um Millionen kürzen. Dabei ſpielen 
50 000 Gulden keine Rolle. Man konnte alſo ſi 
diesmal ſehr weitherzig zeigen und der Beamten⸗ 
ſchaft einen Brocken hinwerfen. 

Die deutſchnationalen Verfaſſer dieſes Geſetzes 
waren auch damit nicht zufrieden, ſondern ver⸗ 
langten die Sonderklaſſe. Als ich die Stellung⸗ 
nahme der Deutſchnationalen zu ihrem Abände⸗ 
rungsantrag, Schaffung der Sonderklaſſe für den 
Wohnungsgeldzuſchuß kritiſierte, fühlten ſich dieſe 
Herren ſehr gekränkt und mußten in der Beamten⸗ 
zeitung über den Abgeordneten Plenikowſki her⸗ 
ziehen, weil er die Forderung der Sonderklaſſe 
kritiſierte; denn nach den Ausführungen in der 
„Danziger Beamtenzeitung“ brächte dieſe Forde⸗ 
rung doch gewiß der oberen Beamtenſchaft etwas 
Erhöhung, aber auch der unteren. 

Warum wandten wir uns gegen die Forde⸗ 
rung der bürgerlichen Oppoſition auf Schaffung 
der Sonderklaſſe? Weil auch bei Annahme dieſes 
Abänderungsantrages die höhere Beamtenſchaft 
den Löwenanteil an den Bezügen erhalten hätte, 
die dann zur Beamtenbeſoldung mehr notwendig 
geweſen wären. Ich wies ſchon oft darauf hin, 
daß, wenn man die Sonderklaſſe hier geſchaffen 
hätte, der unteren Beamtenſchaft in der unterſten 
Tarifklaſſe 5 Gulden Wohnungsgeld mehr gege⸗ 
ben hätte als nach der Ortsklaſſe A, der oberen 
Beamtenſchaft aber monatlich 30 Gulden. Die 
untere Beamtenſchaft in Tarifklaſſe 7, die ſowieſo 
nur einen Wohnungsgeldzuſchuß von 30 Gulden 
hat, ſollte großmütig 5 Gulden mehr bekommen. 
Ihr ſollten alſo nach Anſicht der deutſchnationalen 
„Beamtenfreunde“ nicht 30 Gulden Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß gegeben werden, ſondern 35 Gulden! 
Aber der höhere Beamte, der ſchon 185 Gulden 
monatlich Wohnungsgeldzuſchuß bekommt, ſollte 
zu dieſen 185 Gulden noch 30 Gulden monatlich 
zubekommen. Jetzt verſteht man natürlich, warum 


dieſe Herren ausgerechnet die Sonderklaſſe 
den Wohnungsgeldzuſchuß verlangten. Wir Kom⸗ 
muniſten erklärten zu Beginn dieſer Verhand⸗ 
lungen: Weg mit dem Wohnungsgeldzuſchuß, baut 
ihn in das Grundgehalt hinein! Das müßte auch 
eine grundſätzliche Forderung der Sozialdemokra⸗ 
ten ſein. Gerade dadurch, daß die Sozialdemokra⸗ 
ten mit der Trennung des Wohnungsgeldes vom 
Grundgehalt einverſtanden ſind, führen ſie das 
reaktionäre Syſtem der preußiſchen Beſoldungs⸗ 
ordnung auch hier ein, Aufſpaltung des Grund⸗ 
gehalts än einzelne Teile. Sie ſtimmen einer reak⸗ 
tionären Maßnahme zu. Es kommt hinzu, daß ſie 
ſich darüber hinaus auch damit einverſtanden er⸗ 
klären, daß dieſes Wohnungsgeld geſtaffelt wird. 
Es bedeutet alſo einen Bruch mit den Grundſätzen 
der Sozialdemokratiſchen Partei, wenn das Woh⸗ 
nungsgeld vom Grundgehalt abgeſpalten wird. 
Ein größerer Bruch tritt aber dadurch ein, daß er 
geſtaffelt wird: 30 Gulden auf der einen, 185 
Gulden auf der andern Seite! Ja, fürwahr, Sie 
ſind religiös geworden, Sie haben von der Zen- 
trumspartei ſehr abgefärbt. Sie ſind wirklich die 
reinen Bibelforſcher geworden. Man könnte in 
bibliſcher Form zitieren: „Wer wenig hat, dem 
wird wenig gegeben werden, und wer viel 
hat „ dem wird viel gegeben werden.“ Das 
iſt heute auch der Grundſatz der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei. Nachdem man unſeren 
Abänderungsantrag zu 8 1, der ein ein⸗ 
heitliches Grundgehalt vorſieht, abgelehnt hat, 
nachdem man unſeren Eventualantrag abge⸗ 
lehnt hat, (Sie haben die Bibel gut gelernt! links) 
— das ſcheint nicht zu ſtimmen; denn das, was ich 
anführte, ſteht beſtimmt nicht in der Bibel. (Hei⸗ 
terfeit.) Man muß aber auch die Bücher der Geg⸗ 
ner ſtudieren, um zu erkennen, was die Gegner für 
Feinde der Werktätigen ſind. Sie allerdings leſen 
nur das, was ihre Bonzen Ihnen vorlegen. Man 
muß aber manchmal auch andere Sachen leſen. 
Ihre Zwiſchenrufe find alſo genau jo dumm wie 
unzutreffend. (Zuruf des Abg. Loops.) Ihre ſind 
genial, Sie rufen ſelten, aber deſto törichter, — 


der die Schaffung eines Gehalts, beſtehend aus 


Grundgehalt, Kinderbeihilfe und Ausgleichszu⸗ 
ſchlag verlangte, vertreten wir den Abänderungs⸗ 
antrag zu § 13, d. h. wir verlangen den Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß in gleicher Höhe für alle Beam⸗ 
ten. Der Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
Partei lautet: a 
Die Beamten erhalten einen Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß, deſſen Satz einheitlich für das ganze Gebiet 


der Freien Stadt Danzig und für alle Beſoldungs⸗ 


gruppen 88 Gulden monatlich beträgt. 
Was wollen wir dadurch dokumentieren? Daß der 
untere Beamte genau denſelben Anſpruch auf eine 
menſchenwürdige Wohnung hat wie der obere. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Iſt die For⸗ 
derung eines einheitlichen Satzes von 88 Gulden 
berechtigt? Jawohl! Die untere und mittlere Be⸗ 
amtenſchaft hat keine Paläſte, keine beſonderen 


Villen, ſondern wohnt zum größten Teil in⸗ 


Löchern. Wenn ſie aus dieſen hinaus will, kann 


fie nur eine Wohnung erhalten, deren Miete ſich 
auf 80 bis 90 Gulden monatlich beläuft. Alle dieſe 
Wohnungen, die jetzt mit Hilfe von Staatszu⸗ 


— 
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ſchüſſen gebaut werden, ſtehen leer, weil niemand 
die Mittel zur Miete aufbringen kann. Frau Abg. 
Nichter, das ſteht feſt. Erkundigen Sie ſich, wie die 


. Sache in Zoppot iſt, wo es deshalb großen Krach 


“B) 


innerhalb der Parteien gegeben hat. (Zuruf 
rechts.) In Zoppot werden die Wohnungen tat⸗ 


ſächlich nicht bezogen. (Wo iſt der Krach? rechts.) 


Zwiſchen der Gabenstraiähen und der Zen⸗ 
trumspartei in Zoppot. Sie ſind ſich noch nicht 
klar darüber, in welcher Höhe ſie die Mieten feſt⸗ 
ſetzen ſollen. Es iſt ja aber nur ein ſcheinbarer 
Krach, in Wirklichkeit bleibt doch alles beim alten! 
Was Sie bezweifeln, Frau Abg. Richter, gibt 
Herr Abg. Weiße zu, niemand kann die Mieten 
von 80 und 90 Gulden erſchwingen. Ich ſehe eben 
Herrn Dr. Blavier, einen angeblichen „Beamten⸗ 
freund“. Er will überhaupt das Zwangsſyſtem bei 
der Wohnungswirtſchaft beſeitigen. Er iſt doch 
aber ein guter Beamtenvertreter, will es wenig⸗ 
ſtens ſein. (Abg. Dr. Blavier: Mindeſtens ſo wie 
Sie!) Darüber läßt ſich ſtreiten. Ich will den 
Streit nicht hier führen, aber vielleicht geben Sie 
mir Gelegenheit, in irgend einer öffentlichen Be⸗ 
amtenverſammlung mit Ihnen die Klinge zu 
kreuzen. Wenn Herr Dr. Blavier die e 
zwangswirtſchaft beſeitigt wiſſen will, müßte er 
mit aller Energie für den Antrag der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei, Schaffung eines einheitlichen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes eintreten. Denn wenn Sie den 
Wohnungsgeldzuſchuß ſo geſtaffelt laſſen, daß man 
den unteren Beamten nur 30 Gulden gewährt, 
werden ſich dieſe niemals eine Wohnung leiſten 
können, die Herr Abg. Dr. Blavier oder ſeine 
Freunde bauen, nachdem das Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz beſeitigt ſein wird. Unſere Forde⸗ 
rung iſt alſo durchaus berechtigt, denn wenn die 
untere und mittlere Beamtenſchaft aus ihren 
Höhlen will, dann iſt ſie gezwungen, ſich eine der 
neuerbauten Dreizimmer⸗Wohnungen zu mieten 


und die koſten monatlich ungefähr 80 bis 90 Gul⸗ 
den. Deshalb müßte alſo auch wenigſtens ein 


Wohnungsgeldzuſchuß von 80 bis 90 Gulden ge⸗ 


zahlt werden. Sie ſehen, wir ſind garnicht unbe⸗ 
ſcheiden geweſen, wir verlangen nur einen einheit⸗ 


lichen Wohnungsgeldzuſchuß von 85 Gulden, ob⸗ 


wohl wir, durchaus berechtigt, erklären könnten: 


Wenn Ihr der oberen Beamtenſchaft einen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß von monatlich 185 Gulden ge⸗ 


währt, ſo müßt Ihr dieſen auch der unteren Beam⸗ 


tenſchaft zubilligen. Sie ſehen alſo, daß wir durch⸗ 


aus nicht in der Art und Weiſe unſere Anträge ge⸗ 
ſtellt haben, wie Sie es immer nach außen hin 


darzustellen belieben. Wir haben all unſere An⸗ 
träge klar und gut durchdacht, ſo daß auch beim 


‚beiten Willen nicht einer unſerer Anträge von un⸗ 


ſeren Gegnern als unſinnig und undurchführbar 
bezeichnet werden kann. Wenn Sie unſeren Abän⸗ 
betungsantrag nicht annehmen, fo tritt der Zu⸗ 

tand ein, daß der untere Beamte aus dem Woh⸗ 
nungselend nicht herauskommt. Will er aber 
dennoch aus dieſen Höhlen hinaus — und er iſt 


manchmal dazu gezwungen — und will er ſich eine 


er vorbezeichneten Dreizimmerwohnungen mie⸗ 
ten, fo muß er zu feinem Wohnungsgeldzuſchuß 
von 30 oder 45 Gulden von ſeinen paar Pfennigen 
Grundgehalt noch einen ganz beträchtlichen Zu⸗ 
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ſchuß leiſten. Nehmen Sie beiſpielsweiſe einmal (0) 


einen Beamten, der 200 oder 250 Gulden Monats⸗ 
gehalt bezieht. Der betreffende Aſſiſtent hat ein 
Anfangsgehalt von ca. 250 Gulden monatlich. 
Dieſes Gehalt wird noch um 25 Gulden gekürzt. 
Das glauben Sie nicht? Nun, der Regierungsver⸗ 
treter wird gleich die Beſtätigung durch ein Kopf⸗ 
nicken geben. Zu dieſem bisherigen Gehalt von 
250 Gulden, das man um 25 Gulden kürzt, gibt 
man einen Wohnungsgeldzuſchuß von nur 30 bis 
45 Gulden. Dieſe Leute mit einem Grundgehalt 
von 225 Gulden ſind alſo gezwungen, noch 30, 40 


oder 50 Gulden von ihrem Grundgehalt allein für 


die Wohnung auszugeben, ſo daß ſie dann knappe 
150 Gulden monatlich zum Leben haben. Welch 
ein fürſtliches Einkommen! Bei der oberen Beam⸗ 
tenſchaft, wo man ſogar Gruppen hat, die gegen⸗ 
über 1924 bedeutend beſſer geſtellt ſind, — nehmen 
Sie nur die Gruppe der Zollräte, nehmen Sie die 
Offiziere der Schutzpolizei, nehmen Sie den Herrn 
Senatspräſidenten, nehmen Sie alle Beamten der 
früheren Sondergruppe I, ſie alle haben ein Höhe: 
res Gehalt als nach dem Beſoldungsgeſetz von 
1924 — die alſo durchaus imſtande wären von 
ihren Monatsgehältern von 2000 und 3000 Gul⸗ 
den ſich eine gute Wohnung zu leiſten, auch wenn 
die Wohnung monatlich 200 Gulden Miete koſtete, 
die bekommen noch einen Wohnungsgeldzuſchuß 
von 118, von 148 und von 185 Gulden monatlich. 
Nennen Sie das gerecht? Ich möchte hier einmal 


die Frage aufrollen: Wer trägt die Schuld an der 


Staffelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes? Die 


Liberalen anſcheinend nicht, denn die Frau Abg. (D) 


Richter ſchüttelt den Kopf und dokumentiert da⸗ 
mit: Wir wollen dieſe Staffelung garnicht, wir 
geben das unmoraliſche, das unſoziale dieſer Staf⸗ 
felung zu. Der Abg. Lemke erklärte auch: Nein, 
wir wollen das nicht. Die Sozialdemokraten wer⸗ 
den doch nicht ſagen: Ja, wir wollen dieſe Staf⸗ 
felung. Auch die Sozialdemokraten werden die 
Erklärung abgeben: Wir wollen das auch nicht. 
Bleibt alſo nur wieder das Zentrum übrig. (Na, 
ſiehſt Du! beim Zentrum. — Heiterkeit.) Aber 
auch das Zentrum iſt in dieſer Frage geſpalten. 
Ich bin mir klar darüber, daß auch in der Zen⸗ 
trumspartei die Anſichten hierüber verſchieden 
ſind, daß die Herren, ſoweit ſie Arbeitgeber, für 
die Staffelung und, ſoweit ſie nicht Arbeitgeber, 
egen die Staffelung ſind. Die Herren aus der 
Induſtrie und den Wirtſchaftskreiſen, die Herren 
Fuchs uſw., alles dieſes höhere — ich will nicht 
ſagen Pack — dieſe höheren Geſellſchaftsſchichten 
in der Zentrumspartei ſind für und alle Gewerk⸗ 
ſchaftsführer werden gegen dieſe Staffelung ſein. 
Ich möchte einmal den Abg. Klein in einer Eiſen⸗ 
bahnerverſammlung hören und dort an ihn die 
Gewiſſensfrage richten: Herr Abg. Klein, wie 
ſtellen Sie ſich zur Staffelung des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſes? Da wird der Abg. Klein den Eiſen⸗ 
bahnarbeitern erklären: aus grundſätzlichen Er⸗ 
wägungen heraus ſind wir nicht für dieſe Staffe⸗ 
lung. Alſo auch hier iſt die Meinung getrennt, 
aber die einzig wahren Schuldigen die ſitzen ja 
rechts, es ſind die Verfaſſer des Danziger Beam⸗ 
tenbeſoldungsgeſetzes, die Verfaſſer der Staffelung 


des Wohnungsgeldzuſchuſſes. Alle anderen beugen 


(A) 


8) 
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ſich bedingungslos den Forderungen der Verfaſſer 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes. (Abg. Dr. 
Ziehm: Wir ſind die Diktatur von rechts!) Ja, 
bloß daß Sie, wie ich ſchon geſtern ausführte, ſich 
nicht offen blicken laſſen, ſondern ſich beſcheiden in 
den Hintergrund zurückziehen, nach der Ueber⸗ 
ſchrift des Romans in der „Berliner Illuſtrierten 
Zeitung“: „Im Hintergrund der ſchöne Fritz.“ 
(Wir ſind die Drahtzieher! rechts.) Die Forderung 
der Kommuniſtiſchen Partei geht alſo dahin, den 
Wohnungsgeldzuſchuß einheitlich zu geſtalten, und 
zwar in Höhe von 88 Gulden; und das iſt durch⸗ 
aus gerechtfertigt! Ich habe auch teilweiſe die Be⸗ 
ſtätigung erhalten, daß die Mehrheit des Volks⸗ 
tages auf dieſem Standpunkt ſteht. Darum muß 
dieſe Staffelung beſeitigt und ein einheitlicher 
Wohnungsgeldzuſchuß geſchaffen werden. Ich habe 
die Ueberzeugung gewonnen, daß die Mehrheit 
dieſes Hauſes damit einverſtanden iſt. Wenn die 
Mehrheit dieſes Hauſes aber damit einverſtanden 
iſt, dann erklären Sie dieſes Einverſtändnis nicht 
nur durch Kopfſchütteln, nicht nur durch äußer⸗ 
liches Bejahen, ſondern auch durch die Tat und 
ſtimmen Sie unſerem Abänderungsantrag zu. 
Wenn wir eine genügende Anzahl von Stimmen 
hätten, dann würden wir namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragen, um einmal feſtzuſtellen, wer 
konſequent und offen für dieſen einheitlichen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß eintritt. Ich beantrage deshalb 
zu unſerem Abänderungsantrag zu § 13 nament⸗ 
liche Abſtimmung. 5 
Präfident: Weitere Wortmeldungen liegen 

nicht mehr vor; die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
iſt namentliche Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion in 
Druckſache Nr. 453 beantragt. Wird dieſer Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
nicht aus. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 
453/21. Wer für dieſen Abänderungsantrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. iſt, bitte ich, ſich von 
ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men dann zum Abänderungsantrag auf Druckſache 
Nr. 454/5. Wer für dieſen Abänderungsantrag des 
Abg. Friedrich u. Gen. iſt, bitte ich, ſich von ſeinem 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl 
feſtſtellen, daß 8 13 der Vorlage angenommen iſt. 
Ich rufe § 14 auf und eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich hatte 
den § 14 überſehen, ſonſt hätte ich auch dazu ge⸗ 
ſprochen. Der 8 14 ſchafft außer der Staffelung, 
die ich beim Wohnungsgeld bereits erwähnte, noch 
eine weitere Staffelung, nämlich eine unterſchied⸗ 
liche Gewährung des Wohnungsgeldzuſchuſſes an 
ledige und verheiratete Beamte. Es iſt nicht nur 
die Meinung der Kommuniſtiſchen Partei, daß 
dieſer Zuſtand beſeitigt werden muß, daß man den 
ledigen Beamten den Wohnungsgeldzuſchuß nicht 
in derſelben Höhe gewähren will, wie den verhei⸗ 
rateten Beamten. Das iſt eine grundſätzliche For⸗ 
derung des Danziger Allgemeinen Beamtenbun⸗ 
des. Die Führer des Allgemeinen Danziger Be⸗ 
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amtenbundes ſind Sozialdemokraten, zum Teil ſo⸗ 
gar prominente Führer der ſozialdemokratiſchen 
Bewegung. Dieſe ſozialdemokratiſchen Führer er⸗ 
klären zu § 14 folgendes: f . 

Wir ſind grundſätzlich dagegen, daß beim Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß oder in anderer Form irgend ein 
Anterſchied in der Behandlung von ledigen und ver⸗ 

heirateten Beamten gemacht wird. Die Kürzung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes der ſchlechſtbezahlten 

Beamten um 40 v. H. bedeutet eine außerordentlich 

uniosiale Maßnahme. Wir bitten daher, den § 14 

Abſatz 1 und Tarifklaſſe 7 zu ſtreichen. 

Die Herren können es ſich ja erlauben, ſolche 
Abänderungsanträge zu ſtellen, von denen ſie ge⸗ 
nau wiſſen, daß fie von ihren Vertretern im 
Volkstag gar nicht vertreten werden. Ich will 
nicht auf die Materie eingehen, warum es not⸗ 
wendig iſt, den ledigen Beamten tatſächlich genau 
denſelben Wohnungsgeldzuſchuß zu gewähren, wie 
den verheirateten. Das würde zu weit führen. Die 
ganze Beamtenſchaft iſt ſich aber darüber klar, daß 
dieſer Zuſtand beſeitigt werden muß. 

Aber auf etwas anderes will ich eingehen. Wir 
haben beantragt, den § 14 vollſtändig zu ſtreichen. 
Dann haben wir noch einen Eventualantrag ge⸗ 
ſtellt. Herr Abg. Weiße, Sie können jetzt hierblei⸗ 
ben. Es handelt ſich nämlich um die Geiſtlichen. 
Wir haben beantragt, die Worte in Abſatz 2 „bei 
den Geiſtlichen“ zu ſtreichen. Die ledigen Beamten 
bekommen nicht den Wohnungsgeldzuſchuß der 
Verheirateten, aber die geiſtlichen ledigen Beam⸗ 
ten ja. Sie fallen nicht darunter Herr Weiße, Sie 
find ja verheiratet. Es handelt ſich fat durchweg 
um die katholiſchen Geiſtlichen. Auch hier liegt 
klar auf der Hand, daß das Zentrum hier das 
Fett abgeſchöpft hat, daß es auch hier etwas für 
ſich herausgeholt hat. Nur möchten wir die Frage 
aufrollen, warum es eigentlich notwendig iſt, 
wenn man nun einmal den Unterſchied zwiſchen 
verheirateten und ledigen Beamten macht, aus⸗ 
gerechnet den katholiſchen Geiſtlichen den Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß für verheiratete Beamte zuzu⸗ 
billigen. Der ledige Lehrer, der ledige Zollbeamte, 


ſie müſſen ſich genau fo eine Wirtſchafterin Halten 


oder mit der Schweſter oder der Mutter wirtſchaf⸗ 
ten, wenn ſie draußen auf dem Lande tätig ſind, 
wie die katholiſchen Geiſtlichen. Alſo, mit dem⸗ 


ſelben Recht, wie der katholiſche Geiſtliche erklärt, 


er habe eine größere Wirtſchaft, er brauche infolge⸗ 


deſſen den ganzen Wohnungsgeldzuſchuß, kann 
jeder ledige Beamte mit vollem Recht denſelben 


Grund anführen. Es mögen aber andere Gründe 


mitſpielen. Wir wiſſen ja, daß zwar formal der 


größte Teil der katholiſchen Geiſtlichen unverhei⸗ 
ratet iſt, daß viele dieſer Herren aber ſonſt ein ſehr 
geſundes eheliches Gemeinſchaftsleben führen. 
(Abg. Weiße: Nicht zu weit!) Warum wagt man 
es hier, aus der Reihe zu tanzen? Warum gibt 
man den katholiſchen Geiſtlichen den vollen Woh⸗ 
en und der übrigen Beamtenſchaft 
nicht? 


Wir wenden uns gegen dieſe unterſchiedliche 
Behandlung bei Beamten, die an und für ſich als 
gleichwertig zu erachten ſind. Daher mögen viel⸗ 
leicht die Gründe, die ich vorhin anführte, doch da⸗ 
bei mitſpielen, um der katholiſchen Geiſtlichkeit 
den vollen Wohnungsgeldzuſchuß zu gewährleiſten. 


— 


n 


A) 


08) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
in Druckſache Nr. 453/23. Wer für dieſen Abände⸗ 
rungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich kann hier feſtſtellen, daß $ 14 in der 
Faſſung der Vorlage angenommen iſt. Damit iſt 
der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 453/22 er⸗ 
ledigt. 

Ich rufe den § 15 auf und eröffne die Bes 
ſprechung. Wortmeldungen und Abänderungsan⸗ 
träge liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung 
und darf wohl feſtſtellen, daß 8 15 in der Faſſung 
der Vorlage angenommen iſt. $ 16 ſoll nach der 
Ausſchußvorlage fortfallen. Ich rufe § 17 auf und 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für 8 
17 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 18 auf. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für 
§ 18 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 18 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe $ 19 auf und eröffne die Be: 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
fowifi. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir woll⸗ 
ten die Einheitsfront feſtſtellen, die hier ja durch 
die Ereigniſſe dokumentiert wird. (Zurufe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki hat das Wort. (Abg. Plenikowſki: Ich kann 
auch von hier aus ſprechen!) Ich bitte Sie, zur 
Sache zu kommen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich ſpreche 
zu dieſem Geſetz. Wenn ich hier ausführe, daß die 
Deutſchnationalen mit den Koalitionsparteien 
durch Dick und Dünn gehen, ſo iſt das auch zur 
Sache und zu dieſem Paragraphen geſprochen. 
19 behandelt die Kinderbeihilfen. Es liegen drei 
gleichlautende Abänderungsanträge von drei ver⸗ 
ſchiedenen Parteien vor, den Deutſchnationalen, 
der Beamtenpartei und der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei. Eigenartig war eine Szene, die ſich im Haupt⸗ 
ausſchuß abſpielte. Die Kommuniſtiſche Partei 
hatte als erſte Partei den Antrag geſtellt, die 
Kinderbeihilfe in der alten Höhe zu belaſſen. Die⸗ 
ſer Antrag lag bereits dem Hauptausſchuß ge⸗ 
druckt vor und damit auch ſchon der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion. Trotzdem ſtellten die Deutſchna⸗ 
tionalen noch während der Ausſchußſitzung, in der 
Uber dieſen Paragraphen verhandelt wurde, einen 
‘anderen Antrag. Das geſchah nur, um erklären zu 
können, daß auch ſie die alten Kinderbeihilfen 
und ihre Erhaltung in derſelben Höhe verlangt 
hätten. Sie hätten es tatſächlich nicht nötig ge⸗ 
habt, einen beſonderen Antrag zu ſtellen. Hier 
wäre es ja eine andere Sache, aber im Hauptaus⸗ 
ſchuß war es tatſächlich ein ganz überflüſſiges Ma⸗ 
nbver. Sie hätten unſerem Antrag zuſtimmen 
ollen. Als aber über unferen Antrag abgeſtimmt 
Wurde, hielten es die Herren Deutſchnationalen 
nicht für nötig, ihm zugultimmen. und haben nach⸗ 
her für ihren Antrag⸗geſtimmt. Allerdings habe 
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ich mitgeſtimmt. Wenn Sie dokumentieren, daß 
Sie aus dieſem Staat mehr Mittel herausholen 
wollen, um ſozial zu handeln, — das tun Sie 
manchmal, wenn Sie in der Oppoſition ſind, wer⸗ 
den wir das immer unterſtützen. (Abg. P. Müller: 
Das ſtand im früheren Geſetz!) Ja, ganz recht. 
(Abg. P. Müller: Das iſt keine Idee von Ihnen!) 
Wir werlangen deshalb, daß die Kinderbeihilfen 
in der alten urſprünglichen Form beibehalten 


bleiben. Man hat jetzt eine andere Staffelung. 
Man zahlt die Kinderbeihilfen wie folgt aus: 
a Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich für die 
erſten beiden Kinder je 25 Gulden, für das dritte und 
vierte Kind je 31 Gulden, für das fünfte und jedes 
weitere Kind je 37 Gulden. Die Höhe des jeweils 

zu zahlenden Satzes bemißt ſich nach der Zahl der 

kinderbeihilfefähigen Kinder. 

Man glaubt in der Zentrumspartei, die Sätze ſo⸗ 
zialer aufgezogen zu haben als bisher. Ich führte 
geſtern bereits die Stellungnahme eines Zen⸗ 
trumsabgeordneten in Preußen zu dieſen Kinder⸗ 
beihilfen an. Da kommt zum Ausdruck, daß man 
nicht nach dem Alter die Kinderbeihilfen gewäh⸗ 
ren müſſe, ſondern nach der Zahl der Kinder. Das 
iſt micht ſozial; denn Sie kommen auch den Beam: 
ten, die mehrere Kinder haben, bei dem alten Sy⸗ 
ſtem weitherziger entgegen, viel weitherziger, 
ſchon aus dem Grunde, weil ſich bei den Beamten, 
die vier bis ſechs Kinder haben, das alte Syſtem 
beſſer auswirkt. Wir wollen deshalb, daß das alte 
Syſtem erhalten bleibt, daß die Staffelung wie 
bisher erfolgt, nämlich: „Die Kinderbeihilfe be⸗ 
trägt für jedes Kind bis zum vollendeten 6. Le⸗ 
bensjahr monatlich 30 G, bis zum vollendeten 
14. Lebensjahr monatlich 35 Gulden und bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahr monatlich 40 Gul⸗ 
den.“ Wenn Sie erklären, Sie hätten dieſe andere 
Form nur eingebracht, um den kinderreichen Fa⸗ 
milien entgegenzukommen, ſo ſtimmt das nicht. Sie 
haben die neue Form nur gebracht, um den Staat 


§ vor Ausgaben zu ſchützen; denn Ihr Vertreter hat 


im Preußiſchen Landtag ſelbſt erklärt, im Durch⸗ 
ſchnitt wird die Kinderzahl in den Beamtenfami⸗ 
lien an zwei nicht heranreichen. — Das bedeutet, 
daß Sie den Staat wor Ausgaben ſchützen wollen, 
und zwar auf Koſten der unteren und mittleren 
Beamten. Ich beantrage für den Abänderungs⸗ 
antrag zu 8 19 namentliche Abſtimmung. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Abſtimmung über § 19. 
Zu Abſatz 1 liegt kein Abänderungsantrag vor. 
Zu Abſatz 2 liegt ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 447/ vor, geſtellt von der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Damit ſind auch 
die Abänderungsanträge der Kommuniſtiſchen 
Fraktion in Druckſache Nr. 453/24 und der Bür⸗ 
gerlichen Arbeitsgemeinſchaft in Druckſache Nr. 
454/6 erledigt, die gleichlautend ſind. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Ich hatte namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt!) Zu dem Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 453,24 iſt namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt. Wird der Antrag unterſtützt? Geſchieht.) 
Die Anterſtützung reicht nicht aus. Wer für den 


(O) 


D) 
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Antrag iſt, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
helben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Zu den Abſätzen 3 und 4 des S 19 lie⸗ 
gen keine Abänderungsanträge vor. Zu Abſatz 5 
liegt ein Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 453/25 vor. 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Ich bitte um 
elwas mehr Ruhe. Wer dieſen Antrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Zu den Ab⸗ 
ſätzen 6 und 7 liegen Abänderungsanträge nicht 
vor. Zu Abſatz 8 liegt ein Streichungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 
453/26 wor. Der wird durch Abſtimmung über die 
Vorlage erledigt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Abſatz 8 des § 19 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich kann feſtſtellen, 
daß § 19 in der Faſſung der Ausſchußvorlage an⸗ 
genommen iſt. 5 

Ich rufe § 20 auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 


gen. Ich ſtelle feſt, daß $ 20 angenommen iſt. Ich 9 


rufe $ 21 auf und eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es handelt 
ſich bei dieſem Paragraphen um den Ausgleichs⸗ 
zuſchlag. Es iſt zu verſtehen, wenn Herr Abg. Ge⸗ 
rick, als ich vorbei ging, den Zwiſchenruf „Clown“ 
machte. Es heißt übrigens Clown und nicht Cloon. 
Sie ſind ja dabei ſich zu bilden, da Sie der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei angehören, die keinen 
Wert darauf legt Klaſſenkämpferpartei zu ſein, 
ſondern eine Bildungspartei. (Abg. Gerick: Ich 
bin nicht aus Schmierau zu Hauſe!) Das beweiſt, 
daß Sie erſt recht dumm und ungehobelt ſein 
können. (Zwiſchenrufe links.) Wenn der Herr 
Clown ſagte, hätte er zuerſt einen Ordnungsruf 
bekommen müſſen. (Zwiſchenrufe des Abg. Liſch⸗ 
nemifi.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan:: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich bitte den Redner nicht zu unterbrechen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt zu 
verſtehen, daß der § 21 der Sozialdemokratiſchen 
Partei ganz beſondere Bauchſchmerzen verurſacht. 
(Zwiſchenruf links.) Nun beides, Kopfſchmerzen 
und Bauchſchmerzen! Man iſt gerade durch die 
Steigerung des Ausgleichszuſchlags von 3 auf 6 
Prozent auch der deutſchnationalen Forderung 
entgegengekommen. Dieſe Steigerung tatſächlich 
durchgedrückt zu haben in der interfraktionellen 
Sitzung, beanſprucht ja das Zentrum für ſich. Sie 
wollen ja die Steigerung won 3 auf 6 Prozent her⸗ 
aufgeſetzt haben. Die deutſchnationale Forderung 
lautet: „Der Ausgleichszuſchlag ſoll 15 Prozent 
betragen.“ Die Forderung der Beamtenpartei 
lautet: „Der Ausgleich ſoll 10 Prozent betragen.“ 
Nun hat man ſich geeinigt, und hat den Ausgleich 
auf 6 Prozent erhöht. Das iſt doch entſchieden ein 
Entgegenkommen gegenüber den Forderungen der 
bürgerlichen Oppoſition. Wenn nun die Zen⸗ 


trumspartei darauf ſtolz iſt, in dieſer Form eine 
Erhöhung des Ausgleichszuſchlages herbeigeführt 
zu haben, dann iſt dieſer Stolz ſehr wacklig und 
durchaus nicht berechtigt; denn berechtigter wäre 
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es geweſen, wenn Sie die Mittel, die dieſe Stei⸗ 
gerung von 3 auf 6 Prozent doch erfordert, — 
nachdem Sie immer wieder erklärt haben, daß 
keine Mittel vorhanden wären, — nicht durch ei⸗ 
nen prozentualen Zuſchlag der höheren Beamten⸗ 
ſchaft in den Rachen geworfen hätten, ſondern die⸗ 
ſe Mittel benutzt hätten, um der unteren Beam⸗ 


erhöhen. 

Warum ein beſonderer Ausgleichszuſchlag? 
Der Herr Abg. Gehl wies darauf hin, 
neue Beſoldungsordnung die Danziger Beamten 


beamten ſtelle, und zwar gerade durch die Ge⸗ 


währung des Ausgleichszuſchlags. Das ſtimmt 


nicht; denn in Preußen haben ſie die beſonderen. 


Ortszuſchläge, und dieſe entſprechen durchaus den 
Ausgleichszuſchlägen. Alſo von einer Beſſerſtel⸗ 
lung der Beamtenſchaft hier in Danzig gegenüber 
Preußen kann man beim beſten Willen nicht 
ſprechen. Alſo, man war ſich darüber einig, dieſe 
Ausgleichszuſchläge zu gewähren, nur über die 
öhe war man ſich micht einig. Angeblich ſträub⸗ 
ten ſich gerade die Sozialdemokraten mit Händen 
und Füßen gegen eine Erhöhung des Ausgleichs⸗ 
zuſchlages über 3 Prozent hinaus. Und dieſe 3 Pro⸗ 
zent waren bereits eine ſoziale Ungerechtigkeit 
erſten Ranges; denn auch durch dieſen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag dokumentiert die Regierung, was ich be⸗ 
reits geſtern hier anführte: „Wer wenig hat, dem 
wird wenig gegeben und wer viel hat, dem wird 
viel gegeben.“ Der untere Beamte mit ſeinen 
200 Gulden Monatsgehalt ſollte durch den pro⸗ 
zentualen Ausgleichszuſchlag doch wiederum nur 
wenig bekommen, während der obere Beamte mit 
ſeinen 2000 Gulden 60 Gulden mehr erhalten ſoll⸗ 
te. Nun erklärte die Sozialdemokratie auf die 
Forderung der Deutſchnationalen, dieſen Aus⸗ 
gleichszuſchlag zu erhöhen: „Nicht ein Prozent 
mehr! Mit aller Energie werden wir es verhin⸗ 


drei Prozent Ausgleichszuſchlag gewährt werden 
ſollen, aber wir Sozialdemokraten machen eine 
noch höhere Steigerung nicht mehr mit.“ Sie ha⸗ 
ben, wie in ſo vielen Sachen, auch in dieſer Be⸗ 
ziehung ganz bedingungslos nachgegeben. Sie 


nen fünfzehnprozentigen Ausgleichszuſchlag zu 


ten mit 200 Gulden monatlich 30 Gulden mehr 
gegeben worden wären, daß der obere Beamte 
zu ſeinen 2000 Gulden aber noch 300 Gulden er⸗ 
halten hätte. Das war die damalige Stellung⸗ 
nahme der Sozialdemokratiſchen Partei. Aber 
nun hat man ſich inzwiſchen die Sache doch über⸗ 
legt, und erhöht den Ausgleichszuſchlag von drei 


übrigens aus: 


Wenn Sie den Ausgleichszuſchlag um ein Prozent 


erhöhen, jo bedeutet das für den Staat eine Mehr⸗ 


ausgabe von 250 000 Gulden, alſo einer Viertel⸗ 


million. Wenn wir alſo den Ausgleichszuſchlag von 


tenſchaft wenigſtens einigermaßen ühre Bezüge zu. 


daß die 
durchaus beſſer als die preußiſchen und die Reichs⸗ 


dern, es iſt an und für ſich ſchon untragbar, daß 


hatten Recht, als Sie darauf hinwieſen, daß es 
vom ſozialen Geſichtspunkt aus eigentlich unver⸗ 
ſtändlich ſei, wie man dazu kommen konnte, ei⸗ 


fordern. Das bedeutete, daß dem unteren Beam⸗ 


auf ſechs Prozent. Der Herr Abg. Gehl führte hier 


Denken Sie einmal nach, wie die Erhöhung der 
prozentualen Zulagen ſich für den Staat auswirkt. 
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auf ſechs Prozent nur eine 


Volkstag Danzig — 51. Sitzung. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
drei auf vier Prozent erhöhen, dann müßten wir eine 
Viertelmillion für das Beamtenbeſoldungsgeſetz mehr 
aufwenden. 


Und nun mit einem Mal ſtellt ſich heraus, daß 
die Erhöhung der prozentualen Zulagen von drei 
Mehrausgabe von 
50 000 Gulden verurſacht. Man wird mir entge⸗ 


genhalten: Ja, das ſei hervorgerufen durch Wah⸗ 


rung des Beſitzſtandes. Aber es geht hier doch nicht 
darum, ob man das Geld bei der einen Summe 
zulegt, die nun mehr ausgegeben werden muß 
durch die Wahrung des Beſitzſtandes, oder ob man 
das Geld da hinzuzählt, wo man es ausgeben muß 
durch die Steigerung des Ausgleichszuſchlages von 
drei auf ſechs Prozent. Das bleibt ſich vollkommen 
gleich; denn wenn die Wahrung des Beſitzſtandes 
durch die Jahre illuſoriſch geworden ſein wird, 
dann tritt der Zuſtand ein, daß tatſächlich die 
Steigerung um ein Prozent eine Viertelmillion 
Mehrausgaben werurſacht. Jetzt hat man alſo er⸗ 
klärt, wir haben das Geld zur Verfügung, wir 
können den Ausgleichszuſchlag von drei auf ſechs 
Prozent erhöhen, trotzdem vorher immer erklärt 
worden iſt — von dem Finanzſenator Dr. Volk⸗ 
mann, von dem Präsidenten Dr. Sahm, von dem 
Senatsvizipräſidenten Gehl und all den anderen 
Koalitionsbrüdern wie ſie gehacken und gebacken 
ſind — wir haben keinen Pfennig mehr übrig. 
Mit einem Mal haben Sie das Geld zur Ver⸗ 
fügung, da können Sie den Ausgleichszuſchlag von 
drei auf ſechs Prozent erhöhen. Hier können die 
Sozialdemokraten aber durchaus nicht den Ein⸗ 
wand machen: Ja, wir ſind gezwungen worden, 
dieſe Ausgaben zu machen durch ein reaktionäres 
Klaſſenurteil; denn dies iſt eine freiwillige Er⸗ 
höhung. Sie ſind in dieſem Falle nicht durch irgend 
ein Urteil der Klaſſenjuſtiz gezwungen worden, 
dieſe Mehrausgaben zu leiſten. An und für ſich 
würden wir es begrüßen, wenn man ſo dokumen⸗ 
tierte: Wir haben doch noch Gelder zur Verfügung, 
wir können alſo der Beamtenſchaft ruhig noch et⸗ 
was mehr geben. Das darf dann aber nicht in die⸗ 
ſer Form geſchehen. Wenn Sie dokumentiert ha⸗ 
ben, daß genügend Geld vorhanden iſt — und das 


haben Sie getan — denn ſonſt würden Sie den 


Ausgleichszuſchlag nicht von drei auf ſechs Pro⸗ 
zent heraufſetzen — dann verlangen wir eine an⸗ 
dere Regelung. Es ſteht die Summe zur Verfü⸗ 
gung, wie ſie der Betrag bei ſechs Prozent Aus⸗ 
gleichszuſchlag zum Grundgehalt ausmacht. Dieſe 
Summe Geldes muß man der unteren und mitt⸗ 
leren Beamtenſchaft dadurch zuführen, daß man 
einen Zuſchlag pro Kopf gewährt und nicht einen 
prozentualen Zuſchlag auf das Grundgehalt. Tei⸗ 
len Sie dieſe Summe, die der Herr Senatsvize⸗ 
präſident auf Grund ſeiner Unterlagen hier auf 
eine Viertelmillion pro Prozent Erhöhung an⸗ 
gegeben hat, die alſo bei einem Zuſchlag von ſechs 
Prozent einundeinehalbe Million beträgt, durch 
die Zahl der unteren und mittleren Beamten. 
Dann wird der Beamte dieſe Art der Verteilung 
als eine gerechte empfinden, aber nicht, 


wenn Sie ganz allgemein den Ausgleichszuſchlag 
von drei auf ſechs Prozent erhöhen. Deshalb ha⸗ 
ben wir folgenden Abänderungsantrag geſtellt: 
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8 21 erhält folgende Faſſung: 
21 


Die Beamten erhalten zu dem Grundgehalt 
einen Ausgleichszuſchlag, der für das geſamte Staats⸗ 

91 und für alle Beſoldungsgruppen gleiche Höhe 

Die Höhe des jeweils zu zahlenden Ausgleichs⸗ 
zuſchlages beſchließt der Volkstag. 
Der Volkstag hat alſo bei jeder Etatsberatung die 
1 den Ausgleichszuſchlag neu feſtzu⸗ 
ſetzen. 

Ich möchte hier jetzt noch ganz kurz etwas er⸗ 
wähnen, was eigentlich ſchon zu dem folgenden 
Paragraphen des Geſetzes gehört, daß wir nämlich 
gegen das Syſtem der Stellenzulagen, ſeien es 
Sonderzulagen, Stellenzulagen uſw. find. Ich ha⸗ 
be bereits darauf hingewieſen, daß das ganze Zu⸗ 
lagerſyſtem eigentlich ein Korruptionsſyſtem iſt. 
Wir haben zum § 22 einen Abänderungsantrag 
geſtellt, der dieſes Zulagenſyſtem vollkommen be⸗ 
ſeitigen will und wonach wir nur eine Art von 
Zulagen gelten laſſen, nämlich für die Beamten, 
die durch die Art ihres Dienſtes gezwungen ſind, 
auch während der Nacht Dienſt zu tun oder an 
Sonn⸗ und Feiertagen. Dieſen Beamten ſoll eine 
Sonderzulage gewährt werden, und zwar min⸗ 
deſtens in Höhe von 50 Prozent des Gehalts der 
neuen Gruppe 7 oder 8 und daß außer die⸗ 
ſer beſonderen Dienſtzulage keine Aufwandsent⸗ 
ſchädigung oder Sondervergütung gewährt wer⸗ 
den darf. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die 
Beſprechung zu §S 21 Wir kommen zu den Abände⸗ 
rungsanträgen. Zunächſt laſſe ich abſtimmen über 
den Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 
453,27. Ich bitte die Damen und Herren, die die⸗ 
ſen Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; 
der Antrag fit abgelehnt. Dann kommen wir zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 4547. Wer dafür it, bitte ich, ſich 
von ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt ebenfalls abge⸗ 
lehnt. Ich kann feſtſtellen, daß §S 21 angenommen 
iſt. Ich rufe die Zwiſchenüberſchrift auf: „7. Zus 
lagen, Aufwandsentſchädigungen, Sondervergü⸗ 
tungen und Nebenbezüge.“ Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Zu der Ueberſchrift liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 453/28 vor. 
Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, 
ſich von ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
kann feſtſtellen, daß die Abſchnittsüberſchrift 7 
angenommen iſt. 

Ich rufe § 22 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor; ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in der Druckſache Nr. 
453/28. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich kann 
feſtſtellen, daß § 22 der Vorlage angenommen iſt. 

Ich rufe § 23 auf und ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Zu Abſatz 3 
liegt der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Ple⸗ 
nikowſki u. Fr. in Druckſache Nr. 453/29 vor. Wer 
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für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich 


vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ein weiterer Antrag 
in Druckſache Nr. 453/30 fordert die Streichung 
des § 23 Abſatz 4. Wir ſtimmen in dieſem Falle 
über die Vorlage ab. Wer für Abſatz 4 der Vor⸗ 
lage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen. Ich 
ſtelle ſomit feſt, daß §S 23 der Vorlage angenom⸗ 
men iſt. 

Ich rufe nunmehr § 24 auf und ſchließe die 
Beſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Zu Abſatz 1 liegt der Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. in Druckſache Nr. 
453/31 vor. Wer für dieſen Abänderungsantrag 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu Abſatz 2 liegt der Abänderungs⸗ 


antrag aus der gleichen Druckſache Nr. 453/32 wor. 


Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Der An⸗ 
trag des Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 453/33 lautet auf Streichung des Abſatz 
3 des § 24. Wir ſtimmen daher nicht über dieſen 
Abänderungsantrag, ſondern über Abſatz 3 der 
Vorlage ab. Wer für Abſatz 3 der Vorlage iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, dieſer Abſatz iſt angenom⸗ 
men. Somit iſt auch $ 24 angenommen. 

Ich rufe § 25 auf und ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Abänderungs⸗ 
anträge liegen gleichfalls nicht vor. Ich ſtelle feſt, 
daß § 25 angenommen iſt. Ich rufe § 26 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Besprechung. Zur Abſtimmung kommt zunächſt der 
Abänderungsantrag aus Druckſache Nr. 453/4. 
Wer für dieſen Abänderungsantrag des Abg. 


Plenikowſki u. Fr. iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 


erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen dann über den Even⸗ 
tualantrag in Drucksache Nr. 453/35 ab. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das it die Minderheit, er iſt 
gleichfalls abgelehnt. Ich rufe die Abſchnittsüber⸗ 
ſchrift auf: „I. Planmäßige Beamte“. Ich ſchließe 
die Beſprechung, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Ich ſtelle feſt, daß die Abſchnittsüberſchrift 
angenommen iſt. 

Ich rufe § 27 auf und ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegt 
der Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 


Fraktion in Drucksache Nr. 453/36 wor. Wer für 


dieſen Abänderungsautrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Ich kann feſtſtellen, daß 
8 27 angenommen iſt. 

Ich rufe § 28 auf. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Der Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 453/37 der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion lautet: „§ 28 iſt zu ſtrei⸗ 
chen.“ Wir ſtimmen deshalb über § 28 der Vor⸗ 
lage ab. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 
28 iſt angenommen. 
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Ich rufe § 29 auf. Wortmeldungen liegen (Ch 


micht vor, ich ſchließe die Beſprechung und ſtelle 
feſt, daß $ 29 angenommen iſt. Ich rufe § 30 auf. 
Wortmeldungen liegen micht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. In Drucksache Nr. 453/38 der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion liegt zu Abſatz 1 ein Abän⸗ 
derungsantrag vor. Wer für dieſen Abänderungs⸗ 
antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag zu Abſatz 2 in Druckſache Nr. 453/39. Wer 
für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen über 
den Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion zu Abſatz 3 ab, ebenfalls in Druckſache 
Nr. 453, Ziffer 40 enthalten. Wer dafür iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt gleichfalls ab⸗ 
gelehnt. Der Abänderungsantrag der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Fraktion zu Abſatz 4, Druchſache Nr. 453 41 
lautet auf Streichung. Wir müſſen wieder über 
die Vorlage abſtimmen. Wer für Abſatz 4 des 8 
30 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
Abſatz iſt angenommen. Wir kommen zum Abän⸗ 
derungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion in 
Druckſache Nr. 453/42 zu Abſatz 5. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über 


den Eventualantrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 


tion in Drucksache Nr. 453/43. Wer für dieſen 
Eventualantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt gleichfalls abgelehnt. Ich kann nun⸗ 
mehr feſtſtellen, daß § 30 angenommen iſt. 

Ich rufe § 31 auf. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Abände⸗ 
rungsanträge liegen nicht vor, ich ſtelle die An⸗ 
nahme des 8 31 feſt. Ich rufe die nächſte Ab⸗ 
jchnittsüberſchrift auf: II. Nichtplanmäßige Be⸗ 
amte“. Ich ſchließe die Beſprechung, da keine 
Wortmeldungen vorliegen und ſtelle die Annahme 


feſt. Ich rufe § 32 auf. Wortmeldungen liegen, 


micht vor, ich ſchließe die Beſprechung. In Druck⸗ 
ſache Nr. 453/44 liegt ein Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion vor. Wer für die en 
Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle 
feſt, daß $ 32 angenommen, ült. * 


Ich rufe § 33 auf. Wortmeldungen liegen 


nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich kann 


feſtſtellen, daß § 33 angenommen iſt. Ich rufe 8 
34 auf. Da keine Wortmeldungen vorliegen, 
ſchließe ich die Beſprechung und kann wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß § 34 angenommen iſt. Ich rufe § 35 
auf. Da Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe 
ich die Beſprechung. In Druckſache Nr. 454 8 liegt 
ein Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke zu Abſatz 2 vor. Da er Streichung des Ab⸗ 
ſatzes 2 fordert, ſtimmen wir über die Vorlage ab. 
Wer für Abſatz 2 des § 35 iſt bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
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heit, der Abſatz 2 iſt angenommen. Ich ſtelle die § 42 auf. Die Beſprechung 1 
Annahme des 8 35 feſt. 


Ich rufe § 36 auf: Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung und ſtelle die An⸗ 
nahme des 8 36 feſt. Ich rufe § 37 auf. Ich ſchließe 
die Beſprechung und ſtelle gleichfalls feſt, daß 
§ 37 angenommen iſt. Ich rufe die Abſchnitts⸗ 


überſchrift auf: „III. Sonſtige Vorſchriften“. Ich 


ſtelle feſt, daß Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 


erkläre die Abſchnittsüberſchrift für angenommen. 


Ich rufe § 38 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe die Beſprechung. In Druckſache Nr. 


453/45 liegt ein Abänderungsantrag der Kommu⸗ 


niſtiſchen Fraktion vor. Wer für dieſen Abände⸗ 
rungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 


ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Ab⸗ 


änderungsantrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme des 8 38 feſt. 

Ich rufe 8 39 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt in 
Druckſache Nr. 453/46 ein kommuniſtiſcher Abände⸗ 
rungsantrag vor. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für dieſen Antrag ſind, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Weiter liegt zu Abſatz 1 der Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Manthei, P. Müller, Philipſen 
und Fraktion in Druckſache Nr. 447/5 vor. Wer 
für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich. ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag der 
Abg. Friedrich und Hennke in Druckſache Nr. 454,9 
gu Abſatz 1. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir kommen dann zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag der Abg. 
Manthei, P. Müller, Philipſen und Fraktion zu 
§ 39, Abſatz 2 und 3, Druckſache Nr. 447,6. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag it ab⸗ 


gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 


Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 


Hennke auf Einfügung eines neuen Abſatzes 4, 
Drucksache Nr. 4549. Wer für dieſen Antrag it, 
bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle 


70 Annahme des 8 39 in der Faſſung der Vorlage 


Ich rufe $ 40 auf und eröffne die Beſprechung. 
ch ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Aus Drucksache Nr. 457/ liegt ein Abände⸗ 


rungsantrag der Abg. Mau, Schilke, Frau Richter 


und Fraktionen zu Abſatz 2 vor. Wer für dieſen 

bänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Die Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 


trag der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache 


Nr. 453/47 „ 40 iſt zu ſtreichen“ erfolgt durch Ab⸗ 
ſtimmung über die Vorlage in der durch den vor⸗ 
gin angenommenen Abänderungsantrag abgeän⸗ 
derten Faſſung. Wer für § 40 der Vorlage iſt, bitte 
ich, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, § 40 iſt angenommen. 

„Ich rufe $ 41 auf und ſchließe die Besprechung. 
Ich ſtelle die Annahme des 8 41 feſt. 
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ſt geſchloſſen, da keine 


(©). 


Wortmeldungen vorliegen. Abänderungsanträge 
liegen gleichfalls nicht vor. Ich ſtelle die Annahme 


des 8 42 feſt. Ich rufe die 


Abſchnittsüberſchrift 


auf: „IV. Uebergangsvorſchriften“. Ich eröffne die 


Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich ſtelle die Annahme feſt. Ich 


rufe § 43 auf. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 


kowfki. 8 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Im § 43 
intereſſtert uns beſonders die Beſtimmung über 
die Kirchenamts⸗Zulagen. Ich hätte eigentlich 
darüber bei einem früheren Paragraphen ſprechen 
müſſen, aber die Abſtimmungsmaſchine geht ſo 
ſchnell, daß man tatjächlih nicht zur Beſinnung 
kommt. Wenn man auch bei allen Paragraphen 
richtig mitſtimmen will, kann man doch etwas 
jüberſehen. (Sie hatten geſtern fünf Stunden Zeit! 
links.) Ich werde trotzdem die Gelegenheit wahr⸗ 
nehmen und das feſtnageln, was feſtgenagelt zu 
werden verdient. (Soll ich einen Nagel mitbrin⸗ 
gen! links.) Den Nagel brauchen Sie nicht erſt 
mitzubringen; denn Sie haben bereits ſelbſt die 
Nägel geliefert, auch den Hammer und auch be⸗ 
reits die Arbeit geleiſtet. Sie haben das, was ich 
jetzt ſagen werde, ſchon feſtgenagelt, indem Sie 
dieſe Faſſung hier geſchaffen haben. Lehrperſonen 
erhalten, wenn ſie ein Kirchenamt ausüben, eine 
ſogenannte Kirchenamtszulage. Dieſe Kirchen⸗ 
amtszulage zahlt die Kirchengemeinde, ſei ſie 
katholiſch, ſei ſie evangeliſch. Nun erhielt der be⸗ 
treffende Lehrer nach dem alten Beſoldungsgeſetz 
für dieſe Kirchenamtszulage keine Penſion, er er⸗ 
hielt nur die Penſion für ſein Beamtengehalt, 
aber nicht für die Kirchenamtszulage. 

Man kann feſtſtellen, daß in den letzten Jahren 


) 


der Kampf der Lehrerſchaft gegen dieſe Verquik⸗ 


kung von Schule und Kirchendienſt immer ſtärker 
wird. Die Lehrer weigern ſich, das Kirchenamt zu 
übernehmen, und zwar ganz berechtigt. Wir haben 
deshalb auch zu einem früheren Paragraphen 
einen Abänderungsantrag geſtellt: „Kirchen⸗ und 
Schulamt iſt zu trennen.“ Sie haben ja auch dieſen 
Abänderungsantrag einheitlich von rechts bis zu 
den Sozialdemokraten abgelehnt. Sie laſſen es 


alſo bei dem bisherigen Zuſtand, daß Kirchen⸗ und 


Schulamt verquickt werden. Was würden denn die 
armen Gläubigen in den Dörfern machen, wenn 
der Lehrer dort nicht auch den Organiſtenpoſten 
übernähme? (Abg. Weiße: Dann ſingen ſie ohne 
Orgel!) Das ſcheint dieſen Herrſchaften nicht ange⸗ 
nehm gu klingen, ſonſt hätte man dieſen Zuſtand 
ſchon beſeitigt. Man hört ja manchmal den Geſang 
aus der Kirche herausſtrömen, angenehm iſt es 
nicht. Sie müſſen es ja als Geiſtlicher am beſten 
wiſſen. Es beſteht alſo bei den Lehrern eine Ab⸗ 
neigung, das Kirchenamt zu übernehmen. Die 
Leute üben dieſes Amt nicht freiwillig aus. Sie 
ſind dazu gezwungen, weil das Kirchenamt orga⸗ 
niſch mit der betreffenden Schulſtelle verbunden 
iſt. Wenn ſie die Schulſtelle nicht verlieren wollen, 
müſſen ſie in den ſauren Apfel beißen und das 
Kirchenamt mit übernehmen. Nun iſt aber noch 
ein neuer Geſichtspunkt eingetreten. Die neue 
Ausbildung der Lehrerſchaft erfolgt an den Päda⸗ 
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gogiſchen Akademien bezw. an den Hochſchulen, 
alſo nicht mehr an den alten Seminaren, und jetzt 
mangelt es an Lehrkräften mit Organiſtenbefähi⸗ 
gung. Das tritt immer ſtärker in Erſcheinung. 
Man ſucht heute oft ſchon krampfhaft nach einem 
Lehrer mit Organiſtenbefähigung. Gerade aus 
dieſem Geſichtspunkt heraus hat man die Kirchen⸗ 
amtszulage penſionsberechtigt gemacht. (Zuruf 
beim Zentrum.) Das war es nicht. Sehen Sie, ein 
anderer genauer Kenner der Beſoldungsordnung 
beſtätigt es, und ich glaube dem Herrn Abg. Frie⸗ 
drich mehr als einem Zentrumsmann, der da in 
eigener Sache ſpricht. (Heiterkeit.) Ich meine nicht 


in eigener Sache fo, daß Sie Organiſt ſind. Ich 


nehme es auch keinem übel, wenn er in eigener 
Sache ſpricht. Aber wenn es ſo war, daß bisher die 
Kirchenamtszulage penſionsberechtigt geweſen iſt, 
dann mußte durch dieſes Beſoldungsgeſetz damit 
Schluß gemacht werden. Man läßt aber den Zu⸗ 
ſtand, man läßt die Kirchenamtszulage nach Aus⸗ 
ſage des Herrn Abg. Hoppe weiter penſionsberech⸗ 
tigt, oder, wie Herr Abg. Friedrich erklärt und wie 
es meiner Anſicht nach richtig iſt, man ſchafft jetzt 
erſt die Penſionsberechtigung für die Kirchenamts⸗ 
zulage. Man will das Kirchenamt den Lehrper⸗ 
ſonen ſchmackhaft machen. Das Eigentümliche iſt, 
daß die Kirchenamtszulage die betreffende 
Kirchengemeinde zahlt, aber die Penſion zahlt 
nicht die Kirchengemeinde, ſondern der Staat. 
Hierdurch wird bewieſen, daß der Staat für dieſen 
Zweck Geldmittel zur Verfügung hat. Er hat kein 
Geld, um zu verhindern, daß die Beamten in 


(B) Gruppe 5 einen beträchtlichen Teil ihres Gehalts 


verlieren. Es iſt aber Geld vorhanden, um der 
oberen Beamtenſchaft zu ihrem dreiprozentigen 
Ausgleichszuſchlag noch einen dreiprozentigen Aus⸗ 
gleichszuſchlag zu gewähren. Es iſt Geld vorhan⸗ 
den, um die Kirchenamtszulage aus dem Staats⸗ 
ſäckel penſionsberechtigt zu machen. 


Vizepräfident Dr Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe daher die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Abänderungsanträge zu § 43. Zu Abſatz 1 liegt 
kein Abänderungsantrag vor. In Druckſache Nr. 
453/49 wird von der Kommuniſtiſchen Fraktion 
der. Abänderungsantrag geſtellt, einen Abſatz 1a 
neu einzufügen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt abgelehnt. Zu dem gleichen Abſatz 1a 
liegt ein Eventualantrag gleichfalls in Druckſache 
Nr. 453, Ziffer 50 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt gleichfalls abge⸗ 
lehnt. Dann iſt in der Drucksache Nr. 453/51 ein 
Antrag auf Einfügung eines Abſatzes 1b geſtellt. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt abgelehnt. Dann liegt ein kommuni⸗ 
ſtiſcher Antrag auf Einfügung eines Abſatzes 2a in 
Drucksache Nr. 453/52 vor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Zu Ab⸗ 
ſatz 3 liegt der Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 453/48 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Mittwoch, den 17. Oktober 1928. 


Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Zu Abſatz 4 liegt kein Abänderungsantrag vor. 
(Abg. Plenikowſki: Die Penſion der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren ſoll hier beſeitigt werden, ſie 
bleibt!) Es wind dann ein Antrag auf Einfügung 
des Abſatzes 4a in Druckſache Nr. 458,53 geſtellt. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abge⸗ 
lehnt. Zu 5 und 6 liegen Abänderungsanträge 
nicht vor. Es iſt dann ein Abänderungsantrag auf 


Drucksache Nr. 453 54 geſtellt, einen neuen Abſatz 


6a einzufügen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für dieſen Antrag ſind, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Zu Abſatz 7 liegt ein Abän⸗ 


derungsantrag auf Einfügung einer neuen Ziffer 


74 in der Druckſache Nr. 458,55 vor. Wer für 
dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Zu den Abſätzen 8, 9 und 10 


liegen Abänderungsanträge nicht vor. Zu Abſatz 


11 liegt ein Abänderungsantrag in der Druckſache 
Nr. 454/10 vor. Wer für dieſen Abänderungsan⸗ 
trag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Zu Abſatz 12a und 12b liegen Abänderungsan⸗ 
träge nicht wor; dagegen ein Abänderungsantrag 
auf Druckſache 453/56 auf Einfügung eines neuen 
Abſatzes. Wer für dieſen Antrag iſt, den bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Zu Abſatz 18 liegt 
der Abänderungsantrag auf Drucksache Nr. 454 10 
vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Zu Abſatz 14 und 15 
liegen Abänderungsanträge nicht vor, dagegen ein 
Abänderungsantrag auf Einfügung eines Abſatzes 
16 aus der Druckſache Nr. 453/57. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, den bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Ferner liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Drucksache Nr. 453/57 auf Einfü⸗ 
gung eines Abſatzes 17 vor. Wer für dieſen Abän⸗ 
derungsantrag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8 48 in 
der Faſſung der Ausſchußvorlage angenommen iſt. 


Ich rufe § 44 auf. Ich eröffne die Beſprechung. 


Wortmeldungen liegen nicht vor; ich ſchließe die 


Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Zu 
Abſatz 1 liegt der Abänderungsantrag auf 
Druckſache Nr. 453,58 vor. Wer für dieſen Abände⸗ 
rungsantrag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu Abſatz 2 und 3 liegen Abänderungs⸗ 
anträge nicht vor; zu Abſatz 4 liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag auf Drucksache Nr. 454/11 wor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Dann kommen wir zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag aus Druckſache Nr. 
453/59 auf Einfügung eines neuen § 4a. Wer für 
dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich von 
ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
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Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Weiter 
liegt ein Abänderungsantrag auf Einfügung eines 
Abſatzes 6 aus Druckſache Nr. 454 — der zweite 
Teil der Ziffer 11 — wor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, den bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu Abſatz 6 und 7 liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag auf Drucksache Nr. 458/60 vor. Wer 
dafür iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich kann feſtſtellen, daß der § 44 nach der Aus⸗ 


ſchußvorlage angenommen worden it. 


Ich rufe nunmehr $ 45 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß § 45 in der Ausſchuß⸗ 
vorlage angenommen iſt. Ich rufe § 46 auf. Ich 


eröffne die Beſprechung; ich ſchließe ſie, da Wort⸗ 


meldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß 8 46 
in der Faſſung der Ausſchußvorlage angenommen 
iſt. i 
5 Ich rufe § 47 auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Es liegt zunächſt der Abänderungsantrag aus 
der Druchſache Nr. 454/12 vor. Ich bitte 
Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen über den Abänderungs⸗ 
antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druck⸗ 
ſache Nr. 453/61 ab. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag aus der 
Druckſache Nr. 457/3. Wer für dieſen Abänderungs⸗ 
antrag iſt, den bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; der 
Antrag iſt angenommen. Ich kann nun wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß § 47 mit der ſoeben beſchloſſenen Aen⸗ 
derung nach der Faſſung der Ausſchußvorlage an⸗ 
genommen iſt. 

Ich rufe $ 48 auf. Ich eröffne die Beſprechung 


und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. | 


In Druckſache Nr. 453/62 iſt ein Antrag auf 
Streichung geſtellt. Dieſer Abänderungsantrag 
wird durch Abſtimmen über die Ausſchußvorlage 
erledigt. Wer für $ 48 in der Faſſung der Aus⸗ 
ſchußvorlage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; § 48 iſt nach der 
Vorlage angenommen. Ich rufe 8 49 auf. Ich er⸗ 
offne die Beſprechung und ſchließe fie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Es liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Drucksache Nr. 453/63 vor. Wer für 
dieſen Antrag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme 
des § 49 in der Faſſung der Ausſchußvorlage feſt. 

Ich rufe § 50 auf. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor; die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß 8 50 
angenommen iſt. Ich rufe § 51 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Zu Abſatz 2 liegt ein Abände⸗ 
kungsantrag in Druckſache Nr. 453/ 64 vor. Wer 
dafür iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 


die 
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Ich ſtelle feſt, daß 8 51 der Vorlage angenommen 
iſt 


Ich rufe § 52 auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Zum zweiten Abſatz liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 453/65 wor. Wer für 
dieſen Abänderungsantrag iſt, den bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des 
§ 52 in der Faſſung der Ausſchußvorlage feſt. Ich 
rufe § 53 auf. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt an 
ſich ſchon ſehr eigenartig, daß dieſes Geſetz tatſäch⸗ 
lich mit allen ſozialen Härten, mit all den Ange⸗ 
rechtigkeiten verabſchiedet werden ſoll, die ich in 
allen Hauptausſchußſitzungen und auch hier im 
Plenum bereits kritiſiert habe. Daß man aber auch 
die Gemeindeverbände und Gemeinden durch 
dieſes Geſetz zwingen will, ihre Beamten auch micht 
beſſer zu beſolden, das iſt denn doch die Höhe. Im 
§. 53 wird es den Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bänden verboten, die Beſoldung ihrer Beamten 
etwa günſtiger zu regeln, als es der Staat macht. 
Das iſt eine Bevormundung der Gemeinden, ein 
Eingriff in das Verwaltungsrecht der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, alles nur zu dem Zweck, 
um etwa in Gemeinden oder Gemeindeverbänden, 
in denen die Arbeiter die Mehrheit haben und 
dort vielleicht eine günſtigere Beſoldung der unte⸗ 
ren und mittleren Beamten durchzuführen gewillt 
und in der Lage ſind, dieſe Beſſerſtellung zu mer- 
hindern. Wenn ich zum § 53 das Wort genommen 
habe, dann deshalb, um unſeren Antrag auf Schaf⸗ 
fung von neuen Paragraphen, und zwar 53a und 
53b zu begründen. 

Im neuzuſchaffenden § 53a verlangen wir die 
Regelung der Dienſtzeit der Beamtenſchaft. Unſer 
Antrag verlangt: 

Das Dienſtleiſtungsmaß der Staatsbeamten darf 

46 Stunden in der Woche nicht überſteigen. Bei be⸗ 

ſonders anſtrengendem Betriebsdienſt, Telephon⸗ 

zentralen uſw., iſt die Arbeitszeit auf 42 Stunden in 
der Woche zu beſchränken. Dienſtbereitſchaft iſt als 

Arbeitszeit voll anzurechnen. 

Eigenartig iſt, daß dieſer Abänderungsantrag auch 
wieder mit Hilfe der Sozialdemokraten, ich möchte 
ſagen, nur durch die Hilfe der Sozialdemokraten 
abgelehnt wird. Ich möchte nur alle die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer einmal fragen, wie ſie das ihren Ar⸗ 
beiter⸗ und Angeſtelltenwählern gegenüber ver⸗ 
treten wollen, daß ſie nicht auch für die untere und 
mittlere Beamtenſchaft endlich den normalen Ar⸗ 
beitstag eingeführt wiſſen wollen. Das Poſtulat 
der oberen Beamtenſchaft iſt ja eigentlich der 
Nullſtundentag, oder höchſtens noch der Reiſetag, 
wofür ſie dann noch dicke Tagegelder beziehen. 
Wie wollen Sie es aber den Arbeitern und Ange⸗ 
ſtellten gegenüber vertreten, wenn Sie bei den 
unteren und mittleren Beamten nicht endlich den 
Achtſtundentag zur Durchführung bringen? Sie 
treiben doch ein wahrhaft unehrliches Spiel, wenn 
Sie für den Achtſtundentag bei Arbeitern und An⸗ 
geſtellten eintreten und bei der Beamtenſchaft eine 
Ausnahme machen, und gerade bei der unteren 


Beamtenſchaft. Die untere Beamtenſchaft wird be⸗ 
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ſonders ſtark zu Dienſtleiſtungen herangetzogen. Sie 
haben ja in dies Beſoldungsgeſetz eine wunder⸗ 
ſchöne Beſtimmung hineingearbeitet, daß Dienſt⸗ 
leiſtungen über den Achtſtundentag und über neun 
Stunden hinaus nicht beſonders bezahlt werden 
dürfen, daß alſo die Beamtenſchaft dazu verpflich⸗ 
tet iſt, auch 10 und 11 Stunden, evtl. noch mehr 
Dienſt zu leiſten, ohne daß ſie ingend einen Pfennig 
Vergütung dafür erhält. Sie gewähren dann 
vielleicht beſondere Zulagen durch die Etats, aber 
auch die nur in ganz beſchränktem Umfange. Eine 
Feſtlegung der Bezahlung der Ueberſtunden im 
Beſoldungsgeſetz halten Sie nicht für nötig. Es iſt 
ja bekannt, daß die untere Beamtenſchaft durchaus 
nicht acht Stunden, ſondern länger Dienſt leiſten 
muß. Denken Sie z. B. an die Schutzpolizei mit 
ihrem Bereitſchaftsdienſt. Wir beantragen des⸗ 
halb, daß der Bereitſchaftsdienſt voll auf die Ar⸗ 
beitszeit angerechnet wird. Daß der untere Schutz⸗ 
polizeibeamte elf Stunden Dienſt ſchieben muß, iſt 
jedem bekannt. Es iſt kein Wunder, wenn dann in⸗ 
folge Verärgerung verſchiedenen Elementen in der 
Schutzpolizei die Galle überläuft und ſie deſto 
wütender auf unbeteiligte Perſonen losſchlagen. 
(Zuruf rechts.) Nein, ich bin bis jetzt noch nicht 
getroffen worden. Ich glaube, daß die Beamten 
mir gegenüber nicht unanſtändig werden. (Zurufe 
rechts.) Herrn Grzezinſki iſt in Amerika ein Beiſpiel 
gegeben, und er wird dafür ſorgen, daß in Preußen 
nach dieſem Rezept auch vorgegangen wird. Die 
amerikaniſchen Poliziſten haben aber ja nur das 
preußiſche Syſtem übernommen. (Widerſpruch 
rechts.) Doch! 

Es iſt allgemein bekannt, daß die untere Be⸗ 
amtenſchaft mehr als acht Stunden Dienſt leiſten 
muß. Als ich im Hauptausſchuß die Forderung des 
Achtſtundentages, der 46⸗Stunden⸗Woche erhob, da 
wurde von einem Sozialdemokraten eine Notiz ge⸗ 
macht, um nachher zu verbreiten, daß die Kommu⸗ 
niſten für einen Ausbau der Verwaltung ſeien. 
Jawohl, wir Kommuniſten erklären im Gegenſatz 
zu allen Bürgerlichen und zur Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, daß die Verwaltungen ausgebaut 
werden müſſen, wenn es notwendig ſein ſollte, daß 
dadurch der unteren Beamtenſchaft endlich der 
Achtſtundentag gegeben wird. Man denkt natürlich 
nicht im entfernteſten daran, ſondern im Gegen⸗ 
teil, man ſucht durch einen verſchärften Abbau 
gerade bei der unteren Beamtenſchaft, bei den 
Staatsangeſtellten und Staatsarbeitern das 
Dienſtleiſtungsmaß noch höher hinauf zu ſchieben, 
als es bereits jetzt der Fall iſt. 

Ferner haben wir einen Abänderungsantrag 
auf Schaffung eines neuen § 53b betr. Urlaubs⸗ 
regelung geſtellt. Dieſer Antrag lautet: 

Die Staatsbeamten erhalten ohne Unterſchied 
des Dienſtgrades in jedem Kalenderjahr einen Erho⸗ 
lungsurlaub von 4 Wochen. 

Ich glaube, auch dieſe Forderung iſt durchaus nicht 
agitatoriſch, ſondern angemeſſen. Wenn der obere 
Beamte ſeinen vier⸗, ſechs⸗ und achtwöchigen Ur⸗ 
laub antritt, wenn der Juriſt ſeine Gerichtsferien 
hat, iſt es auch begründet, daß wir die Forderung 
erheben, der unteren Beamtenſchaft, den Poſtbe⸗ 
amten, den Zollbeamten, den unteren Schutzpoli⸗ 
zeibeamten ebenfalls einen Urlaub von vier 
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Wochen zu gewähren. Denn gerade die untere Be⸗ (CH 


amtenſchaft hat dieſen vierwöchigen Urlaub ent⸗ 
ſchieden viel nötiger, als die obere Beamtenſchaft. 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 453,66 der 
Kommuniſtiſchen Fraktion zu § 53. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das Haus iſt ganz entſchieden beſchluß⸗ 
unfähig!). Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er 
iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 8 53 der Vorlage 
angenommen iſt. Damit iſt der Antrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 453/66 zu Abſatz 2 erledigt. Es liegt dann 
der kommuniſtiſche Antrag auf Einfügung eines 
Artikels 53 a aus Druckſache Nr. 453/67 vor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den kommuniſtiſchen Abänderungsan⸗ 
trag aus Druckſache Nr. 453/68 auf Einfügung 
eines neuen 8 53 b. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 

Ich rufe § 54 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Abänderungs⸗ 
anträge liegen nicht wor. Ich ſtelle feſt, daß 8 54 
angenommen fit. Ich rufe § 55 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe fie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Es liegt der Abänderungs⸗ 
antrag aus Druckſache Nr. 4574 vor, unter⸗ 
ſchrieben Mau, Schilke, Frau Richter und Frak⸗ 
tionen. Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 
kann wohl feſtſtellen, daß § 55 mit dieſer Abän- 
derung angenommen iſt; es iſt fo beſchloſſen. 8 56 
ſoll fortfallen. Ich rufe die Abſchnittsüberſchrift 
auf: „V. Schlußvorſchriften“. Wortmeldungen. 
liegen nicht vor, ich ſtelle die Annahme feſt. Ich 
rufe die Hauptüberſchrift „Geſetz über die Dienſt⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Dan⸗ 
ziger Beſoldungsgeſetz)“ ſowie die Zwiſchenüber⸗ 
ſchriften auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da. 
keine Wortmeldungen vorliegen und ſtelle . die 
Annahme der Hauptüberſchrift und ſämtlicher⸗ 
Zwiſchenüberſchriften feſt. Ich rufe jetzt die 
Anlage 1 auf und eröffne die Beſprechung. Das 
ES hat der Herr Abg. Plenikowſki. (Zuruf 
inks. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie 
wollen mir Tempo vorſchreiben? Hoffentlich 
kommt bald die Zeit, wo Sie im Tempo aus⸗ 
allen Betrieben hinausfliegen. (Abg. Fooken: 
Tempo, ruckzuck!) Ich habe Zeit. Ich laſſe mir- 
jedenfalls das Tempo nicht von ſo einem däm⸗ 
lichen Abgeordneten vorſchreiben, wie Sie es ſind. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben einen Abgeordneten als däm⸗ 
lich bezeichnet. Ich rufe Sie zur Ordnung und 
bitte Sie, zur Sache zu beginnen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Hoffentlich 
rufen Sie auch die Leute zur Ordnung, die mich 
aufhalten. Man muß in dieſelbe Kerbe hauen, 


wie dieſe Abgeordneten. Wenn ein ſo ruhiger 
Abgeordneter, wie Herr Fooken, ſich aus der 
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Ruhe bringen läßt und anfängt, von Tempo zu] triebsbeamten nicht einmal das gleiche Gehalt, 


ſprechen, ſo iſt das das allerbeſte Zeichen dafür, 
wie unangenehm es der Sozialdemokratiſchen 
Partei iſt, ein derartiges Schandgeſetz zu verab⸗ 
ſchieden. SE 3 


Trotz der Abänderungen, die man geſchaffen, 
hat man in den Vorbemerkungen die Beſtimmung 


gelaſſen, daß den Beamtinnen die Grundgehalts⸗ 


ſätze um 10 v. H. gekürzt werden ſollen. Bei ein⸗ 
heitlicher Leiſtung ſchafft man alſo auch hier eine 
ungleiche Bezahlung. Ich möchte doch gerade hier 
die Frage ſtellen, wo bleiben die Frauenver⸗ 
treter in dieſem „hohen“ Haufe, die doch immer 
wieder in allen Verſammlungen in der Oeffent⸗ 
lichkeit und in der Preſſe darauf dringen: „Gebt 
den Frauen das gleiche Recht,“ die immer wieder 
erklären: Für die gleiche Leiſtung auch der Frau 
den gleichen Lohn. Wenn die Lehrerinnen denſel⸗ 


ben Dienſt leiſten wie der Lehrer, ſoll auch die 


Lehrerin das gleiche Gehalt erhalten und nicht 
etwa die Gehaltsſätze um 10 Prozent verkürzt 
bekommen. Das iſt nicht nur eine kommuniſtiſche 
Forderung, das iſt nicht nur eine Forderung der 
Frauen, ſondern eine grundſätzliche gewerkſchaft⸗ 
liche Forderung. Es iſt eigenartig, daß mir von 
Zentrumsſeite beſtätigt wird, dieſe Forderung 
„Schafft gleiches Gehalt für Frauen und Män⸗ 
ner“ ſei berechtigt. Durch Ihr Nicken haben Sie 
das doch dokumentiert. Frau Dr. Semerau. (Zu: 
ruf der Frau Abg. Dr. Semrau.) Es iſt ja be⸗ 
kannt, daß Sie jetzt Ja ſagen und nachher Nein. 
Sie werden nachher in der Oeffentlichkeit er⸗ 
klären, daß Sie dagegen ſind, daß die Frauen an⸗ 
dere Gehälter bekommen als die Männer. Es 
iſt gut, das feſtzunageln, ich werde mir diesmal 
die Nägel ſelbſt beſorgen und auch den Hammer. 
Die Beamtinnen werden das dankend quittieren 
und ſich über dieſe Frauenvertreterin in der 
Zentrumspartei freuen. Es iſt richtig, daß die 

rauen den gleichen Lohn erhalten ſollen, wie 
die Männer. Auch in dieſer Frage iſt ein Ver⸗ 
Jagen der Sogialdemokratiſchen Partei und der 
Gewerkschaften zu werzeichnen. Ich glaube, in 
all den Monaten, jedesmal, wenn ich zu einem 


Geſetz Stellung nahm, den Nachweis geführt zu 


haben, daß die Sozialdemokraten von ihren 
Grundſätzen abgewichen ſind. Ich glaube nicht, 
daß Sie einen einzigen Grundſatz durchzuführen 
verſucht haben. Im Gegenteil, Sie haben jedes⸗ 
mal verſagt. Sie haben bedingungslos Ihre 
1 den bürgerlichen Forderungen ge⸗ 
opfert. 


„ Wir haben als einzige Partei den Antrag ge⸗ 
ſtellt, das Gehalt der Beamtinnen nicht um 10 
rozent zu kürzen, ſondern genau in berjelben 
übe wie den männlichen Beamten zu zahlen. 
Gewiß, dieſer Staat macht auch Ausnahmen, er 
gewährt ja den weiblichen Beamten manchmal 
böhere Bezüge bei gleicher Dienſtleiſtung, und 
5 0 5 dann, wenn es ſich um Beamtinnen han⸗ 
elt, die eine „beſſere“ Vorbildung haben als die 
männlichen Beamten. Mag die Leiſtung auch die 
gleiche ſein, die „Vorbildung“ iſt dann maß⸗ 
gebend. So bekommen die männlichen Poſtbe⸗ 


das die weiblichen Poſtbetriebsaſſiſtenten erhul⸗ 
ten. Wir gönnen den weiblichen Poſtbetriebsaſſi⸗ 
ſtenten das Gehalt, weil es entſchieden micht all: 


zu hoch iſt. Aber wir wehren uns dagegen, daß 


man den männlichen Poſtbetriebsaſſiſtenten noch 
bedeutend weniger gibt für die gleiche Leiſtung. 
Wir ſehen, daß man hier mit einem Mal den 
Grundſatz, den man in den Vorbemerkungen zum 
Ausdruck bringen will: „Beamtinnen erhalten 
die Grundgehaltsſätze um 10 Prozent gekürzt“ 
durchtbricht, aber dann in einer ganz unſozialen 
Art und Weiſe. Man richtet ſich da nicht nach der 
Leiſtung, ſondern nach der Ausbildung. f 


Dieſe Tatſache iſt auch bezeichnend für das 
wunderſchöne Beamtenbeſoldungsgeſetz. Wir 
ſehen, daß auch heute die Herren Claqueure nicht 
genug lachen, trinken und ſich amüſieren können, 
ſo daß das Geſetz mit einer wunderbaren Schnel⸗ 
ligkeit verabſchiedet wird. Wir ſehen, daß die an⸗ 
gebliche bürgerliche Oppoſition dieſem Geſetz 
keinen Widerſtand entgegenſetzt, und daß dadurch 
das beſtätigt wird, was ich immer wieder geſagt 
habe, daß die eigentlichen Verfaſſer des Geſetzes 
die Deutſchnationalen ſind und daß Sie (nach 
links) nur die Lakaien dieſer Burſchen da drüben 
ſind. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die 
Beſprechung zu den Vorbemerkungen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über die Vorbemerkungen. 
Es liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 454/1 vor, geſtellt von den Abg. Friedrich 
und Hennke. Wer für dieſen Abänderungsantrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. Dann iſt abzu⸗ 
ſtimmen über die Vorbemerkungen Ziffer 1. Wer 
für die Vorbemerkungen 1 iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, ich ſtelle feſt, daß die Vorbemerkungen 
Ziffer 1 angenommen find. Zu den Vorbemer⸗ 
kungen Ziffer 2 liegt der Abänderungsantrag auf 
Streichung in Drucksache Nr 453/69 vor. Es wird 
daher über die Vorbemerkungen Ziffer 2 abge⸗ 
ſtimmt. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Vorbemerkungen Ziffer 2 annehmen wollen, fi 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit; angenommen. Ich kann feſtſtellen, 


nunmehr die Beſoldungsordnung auf. Das Wort 
hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will 


Ihnen die unangenehmen Beſtimmungen des Ge⸗ 


ſetzes ganz eindringlich unter die Naſe reiben. 
(Schriftlich! links.) Sie bekommen ja das Steno⸗ 
gramm, da bekommen Sie es auch ſchriftlich und 
können über Ihre Sünden in Ihrem ſtillen Käm⸗ 
merlein nachdenken, Herr Abg. Fooken. (Ihre 
Sorge! links.) Ich habe keine Sorgen in bezug auf 
die Sozialdemokratiſche Partei; ( Heiterkeit.) denn 
ich weiß, die Sozialdemokratiſche Partei iſt in 
einem Jahr durch ihre Grundſatzloſigkeit völlig 
erledigt. Ihr verlegenes Lächeln täuſcht über dieſe 
Tatſachen nicht hinweg, Herr Abg. Mau! (Ab⸗ 
warten! links.) 


daß Ziffer 3 ebenfalls angenommen iſt. Ich rufe 
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Nun die Beſoldungsordnung! Ich habe bei 
der erſten Beratung ſchon auf dieſe famoſe Be⸗ 
ſoldungsordnung hingewieſen. Ich habe bereits an 
Hand von Zahlenmaterial nachgewieſen, daß ſie 
viel, viel unſozialer geſtaltet iſt als die alte 
Beſoldungsordnung, allein ſchon durch die eine 
Tatſache, daß die Spannung zwiſchen den unteren 
und höheren Gehältern eine größere geworden 
iſt. Das wurde von Regierungsſeite damals be⸗ 
ſtritten. Ich halte dieſe Behauptung nach wie 
vor aufrecht. Es handelt ſich nicht um die Per⸗ 
ſonen, die man jetzt in Bezug auf die Höhe ihrer 
Gehälter vergleichen ſoll, ſondern man ſoll die 
niedrigſte Gehaltsgruppe und dort wieder die 
niedrigſte Stufe mit der höchſten Gehaltsgruppe 
und der höchſten Gehaltsſtufe dort vergleichen. 
Dieſe Zahlen, das werden Sie zugeben müſſen, 
beweiſen, daß die Spannung eine viel größere ge⸗ 
worden iſt, eine größere, als ſie bisher bei den 
aufſteigenden 13 Gehaltsgruppen war. (Abg. P. 
Müller: Alles ſchon widerlegt worden!) Es iſt 
nett, daß Sie ſich ſo warm für dieſe Beſoldungs⸗ 
ordnung einſetzen. Ich habe bereits eingehend 
ausgeführt, warum Sie Urſache haben, ſich Jo 
warm für dieſes Geſetz einzuſetzen, wenn Sie auch 
geſtern zu erklären verſuchten, als ob Sie nicht mit 
allem einverſtanden wären. Sie wollten, daß 
das Geſetz ſchnell verabſchiedet werden ſoll, aber 
blieben doch oppoſitionell dagegen eingeſtellt. Das 
iſt Doppelzüngigkeit. Ihr Zwiſchenruf beweiſt 
aufs neue, wie ſehr Sie ſich freuen, daß das Geſetz 
ſo und nicht anders ausſieht, daß gerade dieſe 
Faſſung hier eingeführt wird. Durch die ganzen 
Abſtimmungen wird Ihre Stellungnahme auch 
beſtätigt. Sie unterſtützen hier die Koalitions⸗ 
parteien aufs ſchönſte. 

Wir haben dem Volkstag, um dieſes Unding, 
das ſich hier „Beſoldungsordnung“ nennt, zu be⸗ 
ſeitigen, eine andere Beſoldungsordnung vorge⸗ 
legt. Wir haben jetzt das Geſetz als ſolches, die 
allgemeinen Vorſchriften werabſchiedet. Es iſt 
klar, daß gerade durch die jetzige Faſſung dieſer 
allgemeinen Vorſchriften ein vollſtändig reaktio⸗ 
närer Zuſtand in Bezug auf die Beamtenbeſol⸗ 
dung geſchaffen wird. Ich habe ausführlich auf 
alle die Härten und Ungerechtigkeiten bei den 
allgemeinen Vorſchriften hingewieſen; aber die 
Beſoldungsordnung ſteht in bezug auf Härten 
und Ungerechtigkeiten den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten um nichts nach. Gerade die Beſoldungsord⸗ 
nung iſt ein derartiges Tohuwabohu, (Reden Sie 
hebräiſch? rechts.) — Wenn ich die Möglichkeit 
hätte, hebräiſch zu erlernen, dann täte ich das 
ſehr gern. Aber leider haben nur die Herren 
Geiſtlichen die Zeit dazu, wir leider nicht. Wiſſen 
ſchadet nie, im Gegenteil es nützt nur! — daß 
der Vorwurf gerechtfertigt erſcheint, daß ſie ein 
wirres Durcheinander von Verordnungen und Un- 
verſtändlichkeiten iſt. Der Kampf der Beamten⸗ 
ſchaft gegen dieſes Geſetz richtet ſich beſonders ge⸗ 
gen die Beſoldungsordnung mit ihren vielen 
Gruppen, mit ihren Untergruppen, mit den Fuß⸗ 
noten, mit den verſchiedenen Stellenzulagen, da 
die Beamtenſchaft gerade in bezug auf die Beſol⸗ 
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ſtem fordert. Man hätte nach dem alten Beſol⸗ 
dungsſyſtem den unteren Gruppen Zuſchläge ge⸗ 
währen ſollen, der früheren Beſoldungsgruppe 3 
50 Prozent ihres Gehalts, der früheren Beſol⸗ 
dungsgruppe 4 40 Prozent ihres Gehalts, der frü⸗ 
heren Beſoldungsgruppe V 30 Prozent ihres Ge⸗ 
halts uſw., dann hätte man nicht dieſe unüber⸗ 
ſichtliche Beſoldungsordnung vorzulegen brauchen. 
Die ganze Beamtenſchaft hätte ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt, aber man wollte durchaus die 
preußiſche Beſoldungsordnung, weil die Herren 
Deutſchnationalen das ja verlangten. Am jetzt 
noch zu dokumentieren, daß wir dieſen ganzen 
Wirrwarr beſeitigt wiſſen wollen, legen wir noch 
einmal eine neue Beſoldungsordnung hier vor 
und verkürzen die Anzahl der 53 Gehaltsgruppen 
auf ſieben. Hinweg mit den 53 Gehaltsgruppen, 
ſchaffen Sie ſieben, allerhöchſtens acht, das genügt 


vollkommen, das bringt einen demokratiſchen Geiſt 


auch in den Verwaltungskörper hinein, das 
bringt einen demokratiſchen Geiſt in die Beam⸗ 


tenſchaft hinein. Außerdem wollen wir 
durch dieſe Beſoldungsordnung die ungeheure 
Spanne beſeitigt wiſſen, die jetzt tatſäch⸗ 


ſpeiſt und auf der anderen Seite dem oberen Be⸗ 
amten weit über 4000 Gulden monatlich gewährt. 
Wenn die Bürgerlichen und auch die Sozialdemo⸗ 
kraten hier erklären: Für einen Senatspräſidenten 
Sahm, für einen Mann in dieſer exponierten 
Stellung ſei dieſer Betrag doch entſchieden noch 
nicht zu hoch, wenn man die Stellung des Senats⸗ 
präſidenten Sahm vergleicht mit der Stellung 
von Leuten in der Wirtſchaft, die nicht einmal 
eine entfernt ſo exponierte Stellung haben und 
doch das Doppelte, ja das Dreifache der Bezüge 
eines Sahm, ſo mag das ja alles ſtimmen, aber 
man ſchafft dadurch doch nicht die Tatſache aus der 
Welt, daß man die untere Beamtenſchaft mit nur 
ca. 190 bis 200 Gulden monatlich abſpeiſt. Wenn 
man das für durchaus gerechtfertigt hält, daß ein 
Sahm 4000 Gulden monatlich erhält, daß andere 
Beamte Gehälter von über 1000 Gulden erhalten 
von 900 Gulden, 800 Gulden, ſo ſchafft man da⸗ 
durch doch nicht die Tatſache aus der Welt, daß 
Gehälter von 200, 300 Gulden durchaus nicht 
ausreichend ſind. Wenn man aber den einen Zu⸗ 
ſtand belaſſen will und ihn für gerecht hält, dann 
muß man logiſcherweiſe auch den Zuſtand für un⸗ 
gerecht erklären, wenn man auf der anderen Seite 
Beamte mit 200 und 300 Gulden monatlich ab⸗ 
ſpeiſt. Wir finden hier denſelben Zuſtand, der 
auch in Wirtſchaftskreiſen vorhanden iſt, wo man 
Direktoren, obere Wirtſchaftsführer und obere 
Betriebsbeamte mit 10 000, ja 20 000 Gulden mo⸗ 
natlich entlohnt und den Arbeiter mit 100 und 
150 Gulden. Sie wiſſen ja auch, daß gerade die 
Arbeiterſchaft im Hinblick auf dieſen Zuſtand das 
jetzige kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem beſeitigt 
wiſſen will, daß ſie aufräumen will mit dieſem 
Poſtulat einer kleinen Bevölkerungsſchicht. Das, 
was die Herren Gewerkſchaftsführer immer erklä⸗ 
ren in bezug auf die Spanne zwiſchen der oberen 
Betriebsbeamtenſchaft und den Arbeitern, das ver⸗ 
geſſen ſie ſofort, ſobald fie ſelbſt Unternehmer ge⸗ 


dungsordnung ein einfaches, überſichtliches Sy⸗ worden ſind. Sie ſind ja jetzt als Regierungs⸗ 


(O) 
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— 


N Volkstag 
(Blenitowiti, Abgeordneter) 
partei Unternehmer geworden und beſchränken 
dieſen ungerechten Zuſtand nicht etwa, nein, Sie 
vergrößern ihn noch. Dieſe Spanne wollen wir be⸗ 
ſeitigt wiſſen und daher haben wir das Anfangs⸗ 
gehalt auf 200 Gulden Grundgehalt monatlich 
und das Endgehalt auf 600 Gulden Grundgehalt 
monatlich feſtgeſetzt, dazu tritt dann noch ein ein⸗ 
heitlicher Wohnungsgeldzuſchuß von 88 Gulden 
monatlich und der einheitliche Ausgleichszuſchlag. 
Weiter werlangen wir, daß bei der Ueberleitung 
das unverkürzte Beſoldungsdienſtalter hinzutritt. 
Ferner verlangen wir den Einbau einer Beſtim⸗ 
mung, wonach ein Beamter, der das Endgehalt 
ſeiner Gruppe erreicht hat, nach weiteren elf 
Dienſtjahren einen Rechtsanſpruch auf das End⸗ 
gehalt der Beſoldungsgruppe mit dem nächſt 
höheren Gehalt hat. Wenn Sie wirklich ehrlich 
dieſen Wuſt von Beſoldungsordnungsvorſchriften, 
dieſen Wirrwarr von Beſoldungsbeſtimmungen be⸗ 
ſeitigen wollen, dann lehnen Sie die ganze Beſol⸗ 
dungsordnung ab, die Ihnen von der Koalitions⸗ 
regierung vorgelegt wird. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Gemäß der 
Vereinbarung im Aelteſtenausſchuß beantrage ich, 
daß der Volkstag ſich auf morgen nachmittag 
vertagt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
auf Vertagung geſtellt worden. Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterjtügung 
reicht aus. Wir ſtimmen über den Antrag auf 
Vertagung ab. Wer dafür iſt, den bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 

ertagungsantrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 453/70 der eine ganz neue 

eſoldungsordnung ſchaffen will. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, den bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 4477, der der Berechnung der Gehälter einen 
Kurs von 1,25 zugrunde legt. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ebenfalls 
abgelehnt. Wortmeldungen zu Gruppe 1a liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Es liegt 
der Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke in Druckſache Nr. 45412 vor. Wer dafür ift, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß die Gruppe 1a an⸗ 
angenommen iſt. Ich rufe die Gruppe 1b auf 
und ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel- 
ungen vorliegen. Es liegt dazu der Abände⸗ 
Duucsantrag der Abg. Friedrich und Hennke in 

ruckſache Nr. 454/3 vor. Wer für dieſen Antrag 
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ist, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich rufe 
ruppe 2a auf. Dazu liegt der Abänderungsan⸗ 
Abg. Friedrich und Hennke in Druck⸗ 
454/ vor. Wortmeldungen liegen nicht 


trag der 
ſache Nr. 
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vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer für dieſen Abänderungs⸗ 
antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abge⸗ 
lehnt. Damit iſt auch der Abänderungsantrag 
der Abg. Friedrich und Hennke in Druckſache Nr. 
454 zu Ziffer 5 bis 6 erledigt. Ich ſtelle feſt, daß 
Gruppe 2a nach der Vorlage angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 2b auf und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Dazu liegt der Eventualantrag der Abg. Friedrich 
und Hennke in Druckſache Nr. 455 vor. Wer dafür 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt, ich ſtelle feſt, daß Gruppe 2b ange⸗ 
nommen iſt. a 

Ich rufe Gruppe 2c auf. Der Abänderungs⸗ 
antrag iſt erledigt. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Iſt ſtelle die 
Annahme der Gruppe 2 c feſt. Ich rufe Gruppe 3 a 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe 
die Beſprechung. In Druckſache Nr. 454/ liegt ein 
Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle 
ſeſt, daß Gruppe 3a der Vorlage angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 3b der Vorlage auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be. 
prechung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke in Druckſache Nr. 454/8. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; 
er iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag der Abg. 
Mau, Schilke, Frau Richter und Fraktionen in 
Druckſache Nr. 4575. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich 
darf wohl feſtſtellen, das Gruppe 3b mit der 
155 vorgenommenen Aenderung angenommen 
iſt. i 

Ich rufe Gruppe 3e auf und eröffne die Be⸗ 
prechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir haben über den Abände⸗ 
rungsantrag der Abg. Friedrich und Hennke in 
Druckſache Nr. 454/9 abzustimmen. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag, 
iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß Gruppe 30 ange⸗ 
nommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 4 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Drucksache Nr. 453/71. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag ſſt abgelehnt. Wir kommen dann zum 
Eventualantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion 
in Druckſache Nr. 453/72. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
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Scharf wohl feſtſtellen, daß Gruppe 4 angenomz 
Men ft 3 
Ich rufe Gruppe 4a auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki. (Abg. Plenikowſki: Ich verzichte!) Die 
Besprechung iſt geſchloſſen. In Druckſache Nr. 
454,10 liegt ein Abänderungsantrag der Abg. 
Friedrich und Hennke vor. Wer für dieſen Antrag 
it, bitte ich, ſich vom Platz; zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 


Ich ſtelle feſt, daß Gruppe da angenommen iſt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Liſchnew ft. n 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Es iſt eigentlich vereinbart worden, um 7 
Uhr Schluß zu machen. Sie haben der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Fraktion geſtern den Vorwurf gemacht, 
daß fie die Verhandlungen in die Länge zöge. 
Jetzt bietet ſich die beſte Gelegenheit, um 7 Uhr 
Schluß zu machen, umſomehr, da Sie nach menſch⸗ 
licher Vorausſicht das Geſetz morgen durchbekom⸗ 
men. Daher iſt es m. E. angebracht, heute Schluß 
zu machen. Das läßt ſich nicht in der Weiſe 
machen, daß wir einen Schlußantrag ſtellen, dem 
die Abgeordneten nicht beigetreten ſind, ſondern 
wir möchten beim nächſten Punkt bezw. Para⸗ 
graphen bitten, namentliche Abſtimmung vorzu⸗ 
nehmen und das Haus beſchlußunfähig zu machen. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich möchte feſtſtel⸗ 
len, daß die Vereinbarungen im Aelteſtenausſchuß 
dahin gingen, am erſten Verhandlungstag um 7 
Uhr Schluß zu machen. Für die weiteren Tage 
wurde nichts beſtimmt. (Abg. Raſchke: Das galt 
ſelbſtverſtändlich auch für die andern Tage!) Ein 
Vertagungsantrag iſt nicht geſtellt, ſondern 
namentliche Abſtimmung zu Gruppe 4b bean⸗ 
tragt. a 

Fb rufe Gruppe 4b auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir ſtimmen zunächſt über den 
der Abg. Friedrich und 
Hennke ab, Drucksache Nr. 454/11. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über Gruppe 
4b der Vorlage. Es iſt namentliche Abſtimmung 
beantragt, wird der Antrag unterſtützt? 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht nicht aus. (Abg. 
Liſchnewſki: Machen Sie uns keinen Vorwurf! — 
Heiterkeit.) Ich kann wohl feſtſtellen, daß Gruppe 
4b angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe de auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Es liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag der Abg. Friedrich und Hennke in Druckſache 
Nr. 454/12 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ferner liegt 
in Druckſache Nr. 454/33 ein Eventualantrag der 
Abg. Friedrich und Hennke vor. Wer für dieſen 
Eventualantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er 
iſt gleichfalls abgelehnt. Weiter liegt der Abän⸗ 
derungsantrag der Abg. Mau, Schilke, Frau 


Richter und Fraktionen aus Druckſache Nr. 457 


wohl feſtſtellen, daß. Gruppe 4e mit dieſer Abän⸗ 
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Ziffer 6. wor. Wer für, Diejen. Antrag it, bitte 


ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die. Mehrheit; er iſt angenommen. Ich darf, 


derung angenommen iſt. Korn 72 
Ich rufe Gruppe dd auf. Ich eröffne die Ber 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 


dungen vorliegen. Es liegen die Abänderungsan⸗ 


träge der Abg. Friedrich und Hennte in Druckſache 
Nr. 454/13: vor, Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 


ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 


derheit; er iſt abgelehnt. Es kommen dann die 
Abänderungsanträge aus Druchache Nr. 453 der 
Kommuniſtiſchen Fraktion, zunächſt Ziffer 73 gur 
Abstimmung. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag Ziffer 
74 in derſelben Druckſache. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
kommen jetzt zur Abſtimmung über Ziffer 75 der 
Drucksache Nr. 453. Wer für dieſen Abänderungs⸗ 
antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Gruppe dd 
angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 4e auf. Der Abänderungs⸗ 
antrag der Abg. Friedrich und Hennke in 
Druckſache Nr. 454 Ziffer 14 iſt ſchon durch Ab⸗ 
ſtimmung über Drucksache Nr. 45412 erledigt. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß Gruppe 4e ange⸗ 
nommen iſt. ! 

Ich rufe Gruppe 4k auf. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
kommen zum Abänderungsantrag der Abg. Frie⸗ 
drich und Hennke in Drucksache Nr. 454/15. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß Gruppe Ak ange⸗ 
nommen tt. Ich rufe Gruppe 49 auf. Wortmel- 
dungen liegen nicht wor. Ich ſchließe die Be— 
ſprechung. Es liegt der Abänderungsantrag der 
Abg. Friedrich und Hennke in Drucksache Nr. 
454/16 wor. Ich bitte diejenigen, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
chieht.) Das it die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß Gruppe 49 der Vor⸗ 
lage angenommen iſt. Ich rufe Gruppe 4h auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke in Drucksache Nr. 454/17. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich von den Plätzen gu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, 
daß Gruppe 4h angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 5 auf. Ich eröffne die Be- 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Es liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 454/18 vor. Wer für dieſen An⸗ 
trag it, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Es liegt wei⸗ 
ter der Eventualantrag in der gleichen Druckſache 
Nr. 454,84 vor. Ich bitte die Damen und Herren, 


Wir kommen zur 


600 


D 


1A) die für dieſen Antrag ſind, ſich zu erheben. (Ge: 


IB) 


Volkstag Danzig 51: Sitzung. 
(Vizepräſident Dr. Bogdan) 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Es liegt weiter der Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Drucksache Nr. 
453/75 Satz 2 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich darf 
dann alſo feſtſtellen, daß Gruppe 5 angenommen 
iſt. a 
Ich rufe Gruppe 6a auf, eröffne die Be 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
micht vorliegen. Es liegt der Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 454/19 vor. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
kann wohl feſtſtellen, daß Gruppe 6a angenom⸗ 
men iſt. 

Ich rufe Gruppe 6b auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Gerade die Gruppe 6b iſt ja auch bereits im 
Hauptausſchuß eine der Gruppen geweſen, wo all⸗ 
gemein über die unzulängliche Beſoldung der be⸗ 
treffenden Beamten, die ſich in dieſer Gruppe 
befinden, geklagt worden iſt. Wir haben zu den 
Gehaltsſätzen, die ſich aus der Beſoldungsordnung 
ergeben, keine Abänderungsanträge geſtellt, weil 
wir ja doch genau wußten, daß dieſe Anträge nicht 
zur Annahme gelangen würden. Es iſt tief be⸗ 
dauerlich, daß gerade die Gruppe der Sekretäre 
einen derartigen Verluſt nach dem neuen Geſetz 
erleiden ſoll, und zwar beträgt der Verluſt im 
Anfangsgehalt 54 Gulden und im Endgehalt 135 
Gulden monatlich. Es wäre eigentlich Pflicht der 
Regierungsparteien geweſen, nach Möglichkeit zu 
verſuchen, dieſe koloſſalen Härten, die ſich für die 
betreffenden Beamten ergeben, durch Schaffung 
einer neuen Gehaltsſkala zu beſeitigen. 

Zu unſeren Abänderungsanträgen möchte ich 
noch einige kurze Ausführungen machen, und 
zwar haben wir es nicht unterlaſſen können, zu 
der Beſoldungsgruppe 6b den Pflegevorſteher 
und den landwirtſchaftlichen Verwalter hinzuzu⸗ 
ſetzen. Wir haben bereits im Hauptausſchuß dar⸗ 
auf chingewieſen, daß die jetzigen Eingrup⸗ 
pierungen dieſer beiden Beamtenkategorien ge⸗ 
genüber dem preußiſchen bezw. deutſchen Geſetz 
nicht richtig iſt. Wir haben den Nachweis geführt, 
daß ſich in Oſtpreußen der Pflegevorſteher bei 
einer gleichwertigen Anſtalt in der Beſoldungs⸗ 
gruppe 6b befindet. Deshalb können wir es nicht 
verſtehen, daß der Regierungsentwurf vporſieht, 
daß die betreffenden Beamten in die Beſoldungs⸗ 
gruppe 7 einrangiert werden ſollen. Man muß 

ter einmal klar zutage fördern, daß die Tätig⸗ 
Lit des hier in der Beſoldungsordnung als erſter 

berpfleger bezeichneten Beamten — und ich 
möchte betonen, daß wir im ganzen Freiſtaat nur 
einen einzigen derartigen Beamten haben, und 
das fit der erſte Oberpfleger in der Staatlichen 
zürſorgeerziehungsanſtalt in Silberhammer, — 
ehr verantwortungsvoll und ſchwierig iſt. Dieſem 
einzigen Beamten müßte man Herechtigkeit 
widerfahren laſſen, indem man ihn in die Gruppe 
einrangiert, wo er in Oſtpreußen iſt. Seine 
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Tätigkeit iſt nicht die wie an gewöhnlichen Krane 
kenanſtalten, ſondern er übt Tätigkeiten aus, die 
an anderen Anſtalten Aerzte ausführen. Zu dieſer 
Staatlichen Fürſorgeanſtalt kommt nur zeitweiſe 
ein Arzt und macht ſeine Viſite. Sonſt iſt die Auf⸗ 


ſicht und Behandlung dieſer geiſtig und körperlich 


Kranken einzig und allein in die Hände des 
Fürſorgeperſonals gelegt. Wenn Sie von Ihrem 
Grundſatz nicht abweichen und deshalb eine un⸗ 
terſchiedliche Behandlung gegenüber den Provin⸗ 
zialbeamten nicht einführen wollen, iſt es Ihre 
Pflicht, den jetzigen erſten Oberpfleger bei der 
Staatlichen Fürſorgeanſtalt, mit der Amtsbe⸗ 
zeichnung „Pflegevorſteher“ in die Beſoldungs⸗ 
gruppe 6b einzufügen. Betzüglich der Straßen⸗ 
meiſter ſind die Regierungsparteien ja bereits 
unſerm Wunſche nachgekommen, indem ſie ſie in 
die richtige Gruppe einrangiert haben. Betreffend 
der landwirtſchaftlichen Verwalter bedauern wir, 
daß ſich die Regierungsparteien nicht haben be⸗ 
reit finden laſſen, die landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
walter in die Gruppe 6b einzufügen. Hier haben 
wir auch das Beispiel, daß der betreffende Be⸗ 
amte im Reich wie in Preußen in der Gruppe 6b 
einrangiert iſt, und daß es unbegreiflich iſt, wes⸗ 
halb man dieſe Beamten nicht auch hier in Dan⸗ 
zig in dieſe Gruppe einrangiert hat. (Zuruf des 
Abg. Plenikowſki.) Laſſen Sie mich doch jetzt 
ſprechen. Sie haben ja nachher ſo viel Zeit. Wir 
haben Ihnen bereits im Hauptausſchuß nachge⸗ 
wieſen, daß die Tätigkeit eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Verwalters mit der eines Sekretärs ver⸗ 
glichen werden kann. Wir haben ferner darauf 
hingewieſen, daß er eine ſelbſtändige Stellung 
hat, ſchwierige Abrechnungen und ähnliche Tätig⸗ 
keiten ausübt. Wenn Sie auch hier Ihrem Grund⸗ 
ſatz treu bleiben wollten, daß nämlich die Danzi⸗ 
ger Beamten micht ſchlechter geſtellt werden ſollen 


als im Reich und Preußen dürfte die Zuſtim⸗ 
mung der Regierungsparteien zu unſern Abän⸗ 


derungsanträgen ſelbſtverſtändlich ſein. (Abg. 
Liſchnewſki: Sie haben noch nie Gvrundſätze. 
gehabt. — Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die 
Beſprechung, da keine Wortmeldungen mehr vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 


(Abänderungsanträge, zunächſt in Drucksache Nr. 


454 20. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſen Antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; ex iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zum Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 454/21. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Weiter liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 453/79 vor. Wer 
dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Weiter liegt der Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 453 81 wor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; abgelehnt. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag in Drudjade Nr. 
447,8. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 


Antrag iſt abgelehnt. Schließlich liegt noch der 
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Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 459 von die Tätigkeit eines Aſſiſtenten von der eines Se⸗ 
der Deutſchnationalen Fraktion vor. Wer für kretärs nicht jo ſehr verſchieden iſt, daß man in 


dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, 
das Gruppe 6b angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 7a auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
In Druckſache Nr. 454/22 liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft vor. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; 
er iſt abgelehnt. Weiter liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druck⸗ 
ſache Nr. 453/76 vor. Wer dieſen Antrag anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen ab über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 453/77. Wer dieſen Antrag an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Weiter 
liegt in der gleichen Druckſache Nr. 453 unter 
Ziffer 78 ein weiterer Abänderungsantrag vor. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
fi zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. In der gleichen 
Drucksache Nr. 453 liegt unter Ziffer 80 eben⸗ 
falls ein Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion vor. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ferner 
liegt ein Abänderungsantrag der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion in Druckſache Nr. 447/9 vor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Dann liegt zu 7a ein Abänderungsantrag 
der Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 
459 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß Gruppe 7a angenommen iſt. 

Ich rufe Gruppe 7b auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): Bezüglich 
der Gruppe 7b haben wir auch die Ihnen vorlie⸗ 
genden Abänderungsanträge geſtellt, und zwar: 

Zu Gruppe 7b aufzunehmen: 

Aſſiſtenten, Kriminalaſſiſtenten) (Fußnote: „Außer⸗ 

dem eine ruhegehaltsfähige Zulage von 31 G monat- 


lich), 

fegte ene, Oberpfleger, Telegraphenwerk⸗ 

Uhrer. 
Es iſt eigentlich unverſtändlich, weshalb man 
dieſe Gruppen, die doch zuſammengehören, ſo aus⸗ 
einandergeriſſen hat, daß man nämlich den Schif⸗ 
fahrtspolizeiaſſiſtenten, den Landjäger, den 
Hauptwachtmeiſter der Schutzpolizei geſondert in 
eine Gruppe gebracht hat und die übrigen Aſſi⸗ 
ſtenten aus dieſer Gruppe fernhält. Sie werden da 
wieder antworten: „Ja, die Reichsbeſoldungs⸗ 
ordnung ſieht das auch vor.“ M. D. u. H., es 
führt doch zu Unzuträglichkeiten, wenn Sie Beſol⸗ 
dungsgruppen, wie es die vorliegende Beſoldungs⸗ 
ordnung vorſieht, derartig auseinanderreißen. 
Außerdem muß doch hervorgehoben werden, daß 


der Beſoldung einen derartigen Unterſchied macht. 
(Abg. Plenikowſki: Das it ja alles Komüdie!) 
Ferner möchte ich gleich betonen, daß die Ober⸗ 
pfleger (Abg. Plenikowſki: Das iſt ja alles Ko⸗ 
mödie!) — Herr Plenikowſki, Sie haben ja nach⸗ 
her noch ſoviel Zeit, um von dieſer Stelle aus zu. 
reden. (Abg. Plenikowſki: Ach, ich unterhalte mich 
ganz gern ſo per Du!) — in Oſtpreußen in die Be⸗ 
ſoldungsgruppe 7 einrangiert ſind, deshalb wäre 
es nur gerecht, wenn Sie dieſe Beamten auch in 
dem vorliegenden Geſetz dementſprechend einord⸗ 
nen würden. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 


mung über den Abänderungsantrag auf Druck⸗ 
ſache Nr. 454/28. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Dann kommt der Abänderungsantrag 
in Drudjache Nr. 447/10. Wer dafür it, den bitte 
ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit; der Antrag iſt abgelehnt. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß Gruppe 7b in der Faſſung der 
Ausſchußvorlage angenommen iſt. 
Ich rufe Gruppe 8a auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Mlanthei. 
Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H., 
zu der Beſoldungsgruppe 8a haben wir ja auch 
unſere Abänderungsanträge geſtellt, und zwar 
haben wir unter anderem, falls unſere Anträge 
zur Gruppe 7h abgelehnt wurden, einen Eventu⸗ 
alantrag geſtellt, bei der Gruppe 8a folgende Fuß⸗ 
note aufzunehmen: 
Aſſiſtenten und Juſtizbüroaſſiſtenten erhalten, 
ſofern ſie in der Beſoldungsgruppe Sa ein Beſol⸗ 
dungsdienſtalter von fünf Jahren erreicht haben, die 
Bezüge der Beſoldungsgruppe A 6b unter gleichzei⸗ 
tiger Aenderung ihrer Amtsbezeichnung. 
Es iſt dies eine Entſchließung des Preußiſchen 
Landtages, und es iſt daher anzunehmen, daß die 
betreffenden Verwaltungen, die bei uns in Dan⸗ 
zig hierfür in Frage kommen, dieſer Entſchließung 
doch auch Rechnung tragen werden. Zwar iſt uns 
von Regierungsſeite entgegengehalten worden, 
in Preußen werde dieſes Verfahren noch nicht an⸗ 
gewandt, aber es wäre doch recht eigenartig, daß 
man eine Entſchließung annimmt und dann nicht 
danach verfährt. (Abg. Plenikowſti: Da fragen 
Sie doch einmal Ihre frühere Regierung, die hat 
nie eine Entſchließung durchgeführt!) Deshalb iſt 
auch hier, wenn man ſeinem Grundſatze treu blei⸗ 
ben will, die Annahme diefer Fußnote eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. Daß die Gruppe der Sekretäre 
tatſächlich keine Beförderungsgruppe iſt, geht 
ſchon daraus klipp und klar hervor, daß das An⸗ 
fangsgehalt der Aſſiſtenten und Sekretäre gleich 
iſt. Deshalb iſt es unbedingt erforderlich, daß Sie 
dieſe Entſchließung in der Form unſeres Even⸗ 
tualantrages annehmen. Das gleiche gilt natür⸗ 
lich für die Beſoldungsgruppe 8b, wenn ich das 
noch hinzufügen darf, in der ſich die weiblichen 
Poſt⸗ und Telegraphenaſſiſtenten befinden. 
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Weitere 
vor, ich ſchließe 
kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 454/24 zu Sa. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 447, Ziffer 
114. Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, den 
bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; der Antrag it abgelehnt. Wir kom⸗ 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 
meldungen liegen nicht 
die Beſprechung. Wir 


men zur Abſtimmung über den Eventualantrag 


der Deutſchnationalen Fraktion in Drucksache Nr. 
447/11b. Ich bitte die Damen und Herren, die die⸗ 
ſen Eventualantrag annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Eventualantrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß Gruppe 8a angenommen iſt. 


Ich rufe Gruppe 8b auf. Ich eröffne die Be⸗ 


ſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): (Zuruf: Holen 
Sie ſich man Abendbrot!) Die Begrüßung freut 


mich ſehr, ſie iſt ein Zeichen dafür, daß Sie ſo⸗ 
lange geſchlafen haben und jetzt mit einemmal 
aufgewacht ſind. 

Wenn wir zu dieſer Beſoldungsgruppe Stel⸗ 
lung nehmen, ſo deshalb, um gerade in dieſem 
Falle Ihr demagogiſches Spiel nachzuweiſen. Sie 
haben in der Vorbemerkung zu der Beſoldungs⸗ 
ordnung einen Paragraphen, aus dem hervorgeht, 
daß den weiblichen Beamten zehn Prozent weni⸗ 
ger zu zahlen ſind als den männlichen. Hier in 
dieſer Beſoldungsgruppe ſtellen wir das Gegenteil 
feſt. Hier werden nämlich den männlichen Beam⸗ 
ten zehn Prozent weniger gezahlt als den weib⸗ 
lichen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das 
iſt auch ein Schulbeiſpiel dafür, wie Sie beſtrebt 
ſind, die Klaſſeneinteilung in die Bewölkerung 
hineinzutragen. Wenn mam dieſe beiden Gruppen, 
die Gruppe 8b und die Gruppe 10a klar betrachtet, 
dann findet man, daß beide Beamtengruppen, 
die hier verankert ſind, denſelben Dienſt machen 
müſſen. Die Poſtaſſiſtenten in der Gruppe 8b 
ſtellen genau dasſelbe vor wie der betreffende 
Aſſiſtent in der Beſoldungsgruppe 10a. Beide 
müſſen denſelben Dienſt machen, beide müſſen die⸗ 
ſelben Leiſtungen vollbringen, trotzdem haben Sie 
den weiblichen Beamten zehn Prozent mehr be⸗ 
willigt. Wir wenden uns nicht dagegen, daß dieſe 
weiblichen Beamten zehn Prozent mehr bekom⸗ 
men, ſondern nur dagegen, daß man den männ⸗ 
lichen Beamten zehn Prozent weniger geben will. 
Wir verlangen deshalb, daß die männlichen Be⸗ 
amten, die unter 10a aufgeführt ſind, in die Be⸗ 
ſoldungsgruppe 8b hineinkommen und das mit 
Recht. Aber von wem und wodurch haben Sie ſich 
m. H. dabei leiten laſſen? Es iſt nämlich ſo, daß 
dieſe Poſtaſſiſtentinnen, Telegraphenaſſiſtentinnen 
uſw. eine beſſere Schulbildung haben. Sie ſind 
aus der Mittelſchule hervorgegangen und nun 
glauben Sie, ihnen ein beſſeres Gehalt bieten zu 
müſſen und fie in eine höhere Beſoldungsgruppe 
einzureihen. Dieſe Aſſiſtentinnen haben es nicht 
nötig, eine Prüfung zu machen. Die männlichen 
Beamten müſſen aber eine Prüfung ablegen, 
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wenn ſie Betriebsaſſiſtent werden wollen, um da⸗ 
mit zu dokumentieren, daß ſie dasſelbe Wiſſen ha⸗ 
ben, wie die weiblichen Beamten, die aus der 
Mittelſchule hervorgegangen ſind. Die männlichen 
Beamten haben aber in der praktiſchen Tätig⸗ 
keit gegenüber den weiblichen Aſſiſtenten einen 
ganz erheblichen Vorſprung. Denn wenn ein Be⸗ 
triebsaſſiſtent oder ein Poſtbeamter, ein Briefträ⸗ 
ger oder Poſtſchaffner Betriebsaſſiſtent werden 
will, muß er mindeſtens zehn Dienſtjahre hinter 
ſich haben. Dann kann er erſt Betriebsaſſiſtent 
werden und bekommt das Gehalt der Gruppe 10a. 
Die weiblichen Beamten, die keine Prüfung ge⸗ 
macht haben und keine praktiſche Erfahrung be⸗ 
ſitzen, werden gleich zwei Gruppen höher einge⸗ 
ſtuft und bekommen 10 Prozent Gehalt mehr als 
der männliche Beamte. 


Dieſer Unterſchied iſt ein Schulbeiſpiel dafür, 
wie Sie die Beſoldung der einzelnen Gruppen 
überhaupt auffaſſen. Sie ſtehen nach wie vor auf 
dem Standpunkt, daß der Standesdünkel gewahrt 
werden muß und daß der Arbeiter, der, wie mein 
Fraktionskollege Liſchnewſki öfter betonte, nur 
das Holzſchlorrengymnaſium bbeſucht hat, nicht die 
Entlohnung erhalten darf, wie es tatjächlich der 
Fall ſein müßte. Alſo auch hier wiederum 1 eine 
Klaſſenſcheidung, die dazu angetan ijt, bei den 
Beamten nicht etwa Solidarität zu erzeugen, 
ſondern ſie zu zerreißen. Das iſt ja letzten Endes 
Ihr Prinzip! Sie wollen, daß das Solidaritäts⸗ 
gefühl bei den Beamten nicht zum Ausdruck 
kommt. Sie wollen dies Solidaritätsgefühl im⸗ 
mer mehr beſeitigen und die Beamten immer 
mehr auseinanderbringen. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die männlichen Beamten, wenn die 
weiblichen höher beſoldet werden, in ihnen eine 
Konkurrenz sehen und ſogar eine erhebliche Be⸗ 
vorzugung. Es iſt vollſtändig ausgeſchloſſen, daß 
die weiblichen Beamten mehr Wiſſen beſitzen als 
der Betriebsaſſiſtent, der ſeine Prüfung abgelegt 
hat und aus der Praxis hervorgegangen ilt. Daß 
dieſe Prüfung nicht jo einfach iſt, wird Ihnen auch 
klar ſein. Gerade die erſten Prüfungen, die abge⸗ 
legt werden müſſen, ſind immer die ſchwierigſten. 
Deshalb iſt es tatſächlich jo, daß die männlichen 
Beamten, die eine Prüfung abgelegt haben, die⸗ 
ſelben Kenntniſſe beſitzen, wie die weiblichen Be⸗ 
amten, die nur eine bejjere Schule beſucht haben. 
Aber es iſt auch hier bezeichnend, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei dieſen Kurs mitmacht. Es 
iſt bezeichnend dafür, daß auch ſie auf dem Stand⸗ 
punkt ſteht, eine beſſere Schulbildung bedinge 
eine beſſere Beſoldung. Wenn man andererſeits 
die Schriften der Sozialdemokraten über dieſen 
Punkt verfolgt, ſtellt man feſt, daß ſie anderer 
Meinung ſind, nämlich, daß nicht nach Wiſſen, 
ſondern nach Leiſtung bezahlt werden joll. Das 
iſt ausſchlaggebend und muß auch ausſchlaggebend 
ſein, auch in dieſem Fall. Die weiblichen Beam⸗ 
ten pochen zum Teil nur auf ihr Wiſſen, leiſten 
aber ſehr wenig praktiſche Arbeit, jo daß ſchließ⸗ 
lich die männlichen diejenigen find, die die Arbeit 
tatſächlich verrichten müſſen. Wir beneiden die 
weiblichen Beamten, wie geſagt, tatſächlich nicht 
um das höhere Gehalt. Der Leiſtung entſprechend, 


(O) 


(D) 
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die ſie vollführen müſſen, iſt es noch zu wenig. von den Bürgerlichen und auch von den Sozial⸗ (O) 


Wär wiſſen, daß der Poſtdienſt verantwortlich und 
anſtrengend iſt. Aber, was für die weiblichen Be⸗ 
amten gilt, muß auch für die männlichen gelten, 
weil beide dasſelbe Wiſſen haben. Ich behaupte 
ſogar, daß der männliche Beamte, wenn er ſeine 
Prüfung abgelegt hat, einmal auf theoretiſchem, 
dann aber auch auf praktiſchem Gebiet noch mehr 
Wiſſen beſitzt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Betriebs⸗ 
aſſiſtenten, die aus der Praxis ſtammen, zurück⸗ 
geſetzt fühlen. Gerade dieſe unteren Beamtenſchich⸗ 
ten waren es, die fi won den Sirenenklängen, 
von den Wahlverſprechungen der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei einfangen ließen. In der Wahl⸗ 
ſchlacht ſtanden Tauſende dieſer Beamtengruppen 
auf dem Standpunkt, daß ſie von den Deutſchna⸗ 
tionalen und Bürgerlichen genug betrogen worden 
wären, daß ihnen nur noch ein Rettungsanker 
geblieben wäre, die Sozialdemokratiſche Partei. 
Heute müſſen dieſe unteren Beamtenſchichten feſt⸗ 
ſtellen, daß ſie nicht nur von den Bürgerlichen, 
nicht nur von der Deutſchnationalen Partei, ſon⸗ 
dern auch von der Sozialdemokratiſchen Partei be⸗ 
trogen worden ſind. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei hat es bei ihrer Stärke in der Hand, hier zu 
erklären, daß das nicht geſchehen dürfe. 
Betriebsaſſiſtenten, die genau dasſelbe leiſten, 
wie die weiblichen Angeſtellten bezw. Beamten, 
müſſen dasſelbe Gehalt bekommen. Das hatte die 
Sozialdemokratie in der Hand. Sie hat aber 
nichts unternommen, weil die unteren Beamten 


(B) für fie gut genug waren, die Stimme abzugeben. 


Für dieſe unteren Beamten einzutreten, hält die 
Sozialdemokratiſche Partei nicht für nötig. M. H. 
von den Sozialdemokraten, Sie wollen ſo oft den 
Nachweis führen, daß Kräfte vorhanden ſind, die 
den Faſchismus großziehen. Sie wollen nachwei⸗ 
ſen, daß die Deutſchnationalen und die Kommu⸗ 
niſten beſonders diejenigen ſind, die dem Faſchis⸗ 
mus Gelegenheit geben, ſich auszubreiten. Ich 
möchte Ihnen gerade an Hand diefer Beſoldungs⸗ 
ordnung den Beweis erbringen, daß Sie diejeni⸗ 
gen ſind, die mit ihrer Beſoldungsordnung dem 
Faſchismus Tür und Tor geöffnet haben; denn 
gerade die Beamtenſchaft, die noch wankelmütig 
it, die ſich von dieſem und jenem noch beein⸗ 
fluſſen läßt, wird auf Grund dieſer Beſoldungsord⸗ 
nung zu dem Entſchluß kommen, daß ſie von allen 
verraten iſt, daß ſie von den Deutſchnationalen, 


Dieſe 


demokraten verraten worden iſt, und daß ihr nur 
noch der eine Weg übrig bleibt, zum Faſchismus 
zu ſtoßen. Wenn ſie dahin ſtoßen, haben Sie das 
verurſacht. Sie ſind diejenigen, die dieſen Beam⸗ 
tenſchichten, die noch in politiſcher Beziehung un⸗ 
klar ſind, den Weg gezeigt haben. Ich möchte aber 
von dieſer Stelle den unteren Beamten jagen, 
nicht durch den Faſchismus wird ihre Lage ver- 
beſſert, ſondern wenn ſie ihr Los verbeſſern wol⸗ 
len, wenn ſie ſich die Gleichberechtigung gegen⸗ 
über dieſen Parteien erkämpfen wollen, gegen⸗ 
über den Parteien, die ſie als Menſchen zweiter 
Klaſſe bezeichnen, müſſen ſie gemeinſam zum 
Kampf mit der Kommuniſtiſchen Partei antreten. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Gruppe 8b liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Zunächſt über den Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druchſache Nr. 
45383. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. Dann liegt der 
Abänderungsantrag der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 459 Ziffer 3 vor. Wer die⸗ 
ſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt ebenfalls abgelehnt. Ich kann 
ſomit feſtſtellen, daß Gruppe 8b in der Faſſung der 
Vorlage angenommen iſt. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bean⸗ 
trage Vertagung der Sitzung auf morgen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus, ich höre keinen Widerſpruch gegen die Ver⸗ 
tagung (Abg. Rahn: Das war doch ſowieſo be⸗ 
ſchloſſen!) Ich ſchlage wor, die nächſte Sitzung mor⸗ 
gen nachmittag 15,30 Uhr abzuhalten mit der 
Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. Ich 
höre keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 19 Uhr 55 Minuten.) 


Druckfehlerberichtigung zur 50. Sitzung. 
In der Rede des Abg. Plenikowſki (K. P.) 
muß es auf S. 1065 (D) in der 17. u. 19. Zeile 


von unten ſtatt „Beamtenfeindlichkeit“ 


richtig 
heißen: „Beamtenfreundlichkeit“. 


D) 


) 


Volkstag Danzig — 52. Sitzung. 


52. Sitzung. 


Donnerstag, den 18. Oktober 1928. 


Seite 

ee a 1115 B 
Zweite und dritte Beratung des Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetzes. — Fortſetzung. — Druckſache 

6jIt 8 1115 B 

Manthei (D. Nat.) i 


Abänderungsanträge der Abg. Manthei, P. 
Müller, Philipſen u. Fr. zu Drucksache Nr. 445 
Sr a 

Abänderungsanträge der Abg. Friedrich, Hennke 
u. Gen. zu Druckſache Nr. 445 (Druckſache Nr. 9 

. 2 


153D 


r Eh 
Abänderungsanbräge des Abg. Plenikowͤſki u. Fr. 3 

zu Drucksache Nr. 445 (Druckſache Nr. 453) 1114 C 
Abänderungsanträge der Abg. Mau, Schilke, Fr. 

Richter u. Fr. zu Druckſache Nr. 445 (Druck⸗ 


ache Nr. Ho) a an. „1115 A 
Manthei (D. Nat.) 1115 C 
Manthei (D. Nat.) 5 1116 B 
Plenikgwſtt (K. P) 11178 
Mau (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . 1121 

Unterbrechung der Sitzung „ eee 
Wiedereröffnung der Sitzung. „ie 
Mau (S. P. D.) 1121 B 
Kreft, Paul (K. P.) A 
Friedrich (B. A. G.) . 1124 C 
Dr. Ziehm (DNat.) . . 1128D 
Erle (SO) en . 1130D 
Dr. Blavier (D. V. Pa 7 8 
Mau (S. P. D.) 1132D 


Abänderungsantrag der Abg. Mau, Schilke, W. 
Lemke u. Fr. zur dritten Beratung der Druck⸗ 
ſache Nr. 445 zu S 1 (Druckſache Nr. 467) 1135 D 

Abänderungsantrag der Abg. Mau, Schilke, 

Lemke u. Fr. zur dritten Beratung der Druck⸗ 
ſache Nr. 445 zu 8 40 (Druckſache Nr. 467) 1135 

Abänderungsantrag der Abg. Hohnfeldt, Friedrich 

u. Gen. zur drätten Beratung der Druckſache 


/ 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäftsord⸗ 

sd... 

Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. . 1154 B 
Namentliche Schlußabſtimmung über die Drud- 

ſache Nr. 445 1154 B 


Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 115⁵ A 
Rahn (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung . 1135 B 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Vigzepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Strunk, 
Sawatzki, Staatsrat Scheunemann; Regierungs⸗ 
amtsrat Voß. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 52. Vollſitzung. Ich habe zunächſt mit⸗ 
zuteilen, daß neu eingegangen ſind der Bericht des 
Hauptausſchuſſes zum Geſetz betr. die Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung, ein Urantrag des Abg. Liſch⸗ 
newſki und Fraktion betr. die Vorlage eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über den Strafvollzug, ein Geſetzent⸗ 
wurf des Senats betr. Regelung verſchiedener 
Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts. Druck und 
1 eileng iſt veranlaßt worden. Wir fahren fort 
N der: 

Zweiten und dritten Beratung des Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetzes. 

Druckſache Nr. 445 zu Nr. 280. Wir befanden uns 

bei Anlage 1. Ich rufe auf Gruppe 9 und eröffne 
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Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
In den ganzen Verhandlungen im Hauptausſchuß 
haben wir wiederholt darauf hingewieſen, daß 
gerade die Gruppe der Betriebsaſſiſtenten auf 
Grund des neuen Beſoldungsgeſetzes eine derar⸗ 
tige Verſchlechterung erfahren ſoll, daß eigentlich 
jede Partei die Verantwortung hierfür ablehnen 
müßte. Es iſt feſtgeſtellt, daß die Betriebsaſſiſten⸗ 
ten, wenn ſie in Gruppe 10a verbleiben, im An⸗ 
fang einen Verluſt von 25 Gulden und im End⸗ 
gehalt von 23 Gulden haben. In einer Stufe ſind 
es ſogar 39 Gulden. Deshalb haben wir den An⸗ 
trag geſtellt, daß ſämtliche Betriebsaſſiſtenten in 
die Beſoldungsgruppe 9 überführt werden ſollen. 
Außerdem befinden ſich in der Beſoldungsgruppe 
9 auch Beamte, die man infolge ihrer Tätigkeit 
mit den Betriebsaſſiſtenten vergleichen kann. Des⸗ 
halb iſt es unverſtändlich, daß man auch hier wie⸗ 
der eine Auseinanderzerrung von Beamten⸗ 
gruppen vorgenommen hat, wie es ſchon bei an⸗ 
deren Gruppen geſchehen iſt, ich erinnere an die 
Auseinanderziehung der Aſſiſtenten und Schiff⸗ 
fahrtspolizeiaſſiſtenten. 

Aus den worhin angeführten Gründen wäre 
es alſo nicht mehr als gerecht, wenn die Betriebs⸗ 
aſſiſtenten in die Beſoldungsgruppe 9 überführt 
würden. Es iſt unverſtändlich, daß die „Volks⸗ 
ſtimme“ geſtern ſchreiben konnte, daß den unteren 
Beamten geholfen werden würde, wenn es nach 
der Sozialdemokratie ginge. Wie man eine der⸗ 
artige Behauptung aufſtellen kann, die von der 
Richtigkeit weit entfernt iſt, iſt unbegreiflich. 
Ich habe Ihnen wiederholt erklärt, daß gerade die 
untere Beamtenſchaft von den angeblich ſozial 
eingeſtellten Parteien erwartet hätte, daß ihr die 
kärglichen Bezüge, die ſie jetzt erhält, zum 
mindeſten erhalten blieben und nicht einen der⸗ 
artigen Verluſt erleiden würden. Deshalb wun⸗ 
dere ich mich, daß immer wieder in der „Volks⸗ 
ſtimme“ Artikel erſcheinen, die die Tatſachen auf 
den Kopf ſtellen. Es iſt doch nicht ſo, daß man den. 
unteren bezw. den mittleren Beamten geholfen 
hat. Darum iſt es höchſte Zeit, daß ſolchen Aus⸗ 
führungen der „Volksſtimme“ einmal Einhalt 


geboten wird und die Beamten erfahren, wie ſich 


die Sache in Wirklichkeit verhält. 

Es iſt doch purer Schwindel, wenn hier be⸗ 
hauptet wird, das neue Beſoldungsgeſetz bringe 
der unteren Beamtenſchaft Vorteile, wo gerade 
das Gegenteil der Fall iſt. Laſſen Sie ſich deshalb. 
vom Gerechtigkeitsgefühl leiten. Bei Ihrer an⸗ 
geblich ſozialen Einſtellung dürfte es Ihnen nicht 
ſchwer fallen, unſerem Abänderungsantrag zuzu⸗ 
ſtimmen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es liegen folgende Abänderungsan⸗ 
träge vor: 

Druckſache Nr. 447. 
12.) Zu Gruppe 9. Zu ändern: 

A 4 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein ſol⸗ 

ches von 16 Jahren, 


A 5 um 4 Jahre verbeſſert, 
A 6 um 8 Jahre verbeſſert, 


die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. (O0) 


Er 
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A 


hinzuzuſetzen: Betriebsaſſiſtenten 
ee e zu ſtreichen: „Ober⸗ 
pfleger“. 


13.) Zu Gruppe 10 a. 


Zu ſtreichen: „Betriebsaſſiſtenten“, 

hinzuzuſetzen: Juſtizoberwachtmeiſtere), 
Hausverwalter. 

Zu Amtsmeiſtern und Oberpoſtſchaffner Fußnote 2). 

Fußnote 2. „Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zu⸗ 
lage von 21 G monatlich.“ 

Fußnote 3. „Außerdem für die bisherigen Juſtiz⸗ 
hauptwachtmeiſter und für die mit der Wahrneh⸗ 
mung der Amtsmeiſtergeſchäfte beauftragten 

Jauſtizoberwachtmeiſter eine ruhegehaltsfähige Zu⸗ 
lage von 21 G monatlich“. 


14.) Zu Gruppe 10 b hinzuzuſetzen: 


„Oberamtsgehilfen, Oberkaſſengehilfen, Oberbiblio⸗ 
theksgehilfen, Oberinſtitutsauffeher, Obermuſeums⸗ 
gehilfen, Oberheizer“, 

Zu ſtreichen: 5 
„Juſtizoberwachtmeiſter (bisher z. T. Juſtizhaupt⸗ 
wachtmeiſter) bisher 3. T. Hausverwalter“. 


15.) Zu Gruppe 11 zu ſtreichen: 


Die Zuſſitze in Klammern (bisher z. T. Ober⸗ uſw.) 
Zu ſtreichen: 
Zollwachtmeiſter. 
„ Manthei, P. Müller, Philipſen 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 


Druckſache Nr. 454. 


5. Zu Gruppe 9 des Neg.⸗Entwurfs. 


Die Ueberleitung muß lauten: 

„Die Beamten erhalten das gemäß 8 39 errech⸗ 
nete Beſoldungsdienſtalter und zwar diejenigen mit 
den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 

A 4 unverändert, im günſtigſten Falle jedoch ein 

ſſoolches von 16 Jahren, 

A 5 um 4 Jahre verbeſſert, 

A 6 um 8 Jahre verbeſſert. 

Es find hinzuzuſetzen: 
Betviebsaſſiſtenten (bisher z. T. Verwaltungsgehilfen 

im Bürodienſt). 

Bei Erzieher (bisher Aufſeher und Aufſeherinnen) 
muß der letzte Satzteil heißen: „bei den Staatlichen 
Erziehungs⸗ und Fürſorgeanſtalten“. 

Es iſt zu ſtreichen: 

Oberpfleger. 


Zu Gruppe 10 a des Reg.⸗Entwurfs. 


Es ſind hinzuzuſetzen: 
Hausverwalter, 
Juſbizoberwachtmeiſterd) 
wachtmeiſter). 
Es iſt zu ſtreichen: 
Betriebsaſſiſtenten, 
bei Verwaltungsgehilfen der Satzteil „(künftig weg⸗ 
fallend)“. 
Bei den Amtsmeiſtern, 
Juſtizoberwachtmeiſtern 
und den Oberpoſſſchaffnern iſt eine >) hinzuzuſetzen 
und als Fußnote 2 aufzunehmen: Außerdem eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 21 G monatlich. 
Bei den Juſtizoberwachtmeiſtern eine 3) und dazu 
eine Fußnote im Wortlaut wie Fußnote 2 und 10 b 
des Regſierungsentwurfs. 


(bisher z. T. Juſtizhaupt⸗ 


Zu Gruppe 10 b des Reg.⸗Entwurfs. 


Es ſind hinzuzuſetzen: 
Oberamtsgehilfen, 
Oberkaſſengehilfen!), 
Oberbibliotheksgehilfen, 
Oberinſtitutsgehilfen, 
Obermuſeumsaufſeher, 
Oberheizer. 


Es ſind zu ſtreichen: 


Juſtizoberwachtmeiſter (bisher zum Teil Juſtizhaupt⸗ 
wachtmeiſter). 
Bei Hausmeiſter iſt zu ſtreichen „(bisher zum Teil 
Hausverwalter)“. 


28. Zu Gruppe 10 c des Reg.⸗Entwurfs. 


In der Gruppe 10 c, 2 iſt eine dritte Stufe mit 
„215 G“ anzuhängen. 


29. Zu Gruppe 11 des Neg.⸗Entwurfs. 
Es ſind zu ſtreichen: 


(3. T. bisher 


Die in Beſoldungsgruppe A 11 


„Zollwachtmeiſter“ und 

bei den Amtsgehilfen, 
Kaſſengehilfen, 
Bibliotheksgehilfen, 
Inſtitutsgehilfen, 
Muſeumsaufſehern und 
Heizern 

die in Klammer gemachten Zuſätze 

Verl eee 

B. Feſte Gehälter. 


„(bisher zum 


.Zu Gruppe B 4. 


In dieſe Gruppe ſind einzuſetzen: 

Staatsräte, 

Senatspräſidenten am Obergericht, 

Oberſtaatsanwalt als Leiter der Staatsanwaltſchaft, 
Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 


In den „Schlußbemerkungen“ äſt unter A: Aufwands⸗ 


entſchädigung hinter den Morten Präſident des Se⸗ 
nats“ einzurücken „der Gerichtspräſident“. 


32. Anlage 1, Schlußbemerkungen (B. Sondervergü⸗ 


tungen). 

In Ziffer 1 iſt hinter „Volkstag“ einzufügen: „und 

beim engeren Senat“ und ſtatt „nichtruhegehaltsfä⸗ 

hage“ zu ſetzen: „ruhegehaltsfähige“. 

Die Gruppe der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 
Friedrich. Hennke. 


9. Unter A 9 iſt 


wachtmeiſter 
ſetzen. 


. Unter Ag iſt zu ſtreichen „Strafanſtaltshauptwacht⸗ 


meiſter“ und unter A 7a zu ſetzen. 


Unter A 9 iſt zu ſtreichen „Pol'zeigefängnishaupt⸗ 


wachtmeiſter“ und unter & 6b zu ſetzen (ohne Fuß⸗ 
note). 


Als Fußnote unter A 10a iſt zu ſetzen (neu): 


Oberpoſtſchaffner werden nach Erreichung des Höchſt⸗ 
gehalts in die Endſtufe der Beſoldungsgruppe A 9 
eingeſtuft. 


. Unter A 10 a iſt zu ſtreichen „Betriebsaſſiſtenten“ 


und unter A 8b zu ſetzen. 


„Unter A 10 b iſt zu ſtreichen „Juſtizoberwachtmeiſter 


(bisher zum Teil Juſtizhauptwachtmeiſter)“ und unter 
Beibehaltung der Fußnote unter A 10a zu ſetzen. 


In A 10 e iſt das unter Ziffer 2 und 3 Aufgeführte 


zu ſtreichen. 
Die Wachtmeister der Schutzpolizei mit weniger 
als 4 Dienſtjahren find in A 11 einzuſtufen. 


In A 10e iſt 1 in la umzuwandeln. Statt „Ober⸗ 


wachtmeiſter“ iſt zu ſetzen „Wachtmeiſter der Schutz⸗ 
polizei mit mehr als 4 Dienftjabren!) 2) (bisher 
Unterwachtmeifter mit mehr als 4 Dienſtjahren und 
Wachtmeiſter)“. 

Statt der Ueberleitung unter Ziffer 1 iſt die Weber- 
leitung unter Zifer 2 mit Ausnahme des letzten Ab⸗ 
ſatzes zu ſetzen. 


In A 10 iſt zu ſetzen (neu): 


1. 240 — 260 Gulden monatlich. 
Wohnungsgeldzuſchuß: IV. 
Ueberleitung: (wie unter Ziffer 1 der Vorlage). 


Die in der Beſoldungsgruppe K 11 aufgeführten Be⸗ 


amten ſind in Beſoldungsgruppe A 10 b einzuſtufen. 
Im Falle der Ablehnung folgende Eventualan⸗ 

träge: 

X aufgeführten Be⸗ 

amten rücken nach 16 Dienjtiahren in die Endſtufe 

der Beſoldungsgruppe A 10a auf. 


In A 11 iſt hinter „Amtsgehilfen“ die Fußnote !) zu 


ſetzen. 


. Die Schlußbemerkungen: 


A. Aufwandsentſchädigungen, 
B. Sondervergütungen, 

C. Nebenbezüge, 

find zu ſtreichen. 


Die beim Volkstag tätigen Beamten ſind entſprechend 


ihrer Dienſtſtellung in die Beſoldungsordnung einzu⸗ 
reihen. Sie erhalten gleichmäßig eine ruhegehalts⸗ 
fähige Zulage von 60 Gulden monatlich. 


Im Falle der Ablehnung des Abänderungsantrages 
unter Nr. 21 folgender Eventualantrag: 


Anlage 2 (neu): 


(A) 
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Wohnungsgeldzuſchuß (100 v. H.) 
Ortsklaſſe Monatsbetrag für Tarifklaſſe 
IV V VI 
Sonderklaſſe 100 G 88 G 75 G. 
Im Falle der Ablehnung des Abänderungsantrages 
unter Nr. 36 folgender Eventualantrag. 

Anlage 3 erhält folgende Faſſung: 
Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen 
Staatsbeamten. 

1. Die nichtplanmäßigen Beamten erhalten: 
a) Zivilanwärter: 
zun 1. Anwärterdienſtjahr 95 v. 9 


unmittelbaren 


des Anfangs⸗ 
gehalts ihrer 


Anwärterdienſtjahr 95 v. H. Aellungs⸗ 


im 3. Anwärterdienſtjahr 98 v. H. gruppe. 

im 4. Anwärterdienſtjahr 100 v. H.] Wohnungs⸗ 

im 5. Anwärterdienſtjahr 100 v. 9.) geldzuſchuß: V 

b) Verſorgungsanwärter: a 
im 1. Anwärterdienſtjahr 95 v. H. Apiſteltange⸗ 

im 2. Anwärterdienſtjahr 98 v. H. = 

im 3. Anwärterdienſtjahr 100 v. 9. | A hnchnge , 

Plenikowfti 5 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Drucksache Nr. 457. 

. Anlage 1, Gruppe A 10 c, 2. 8 
Im Abſatz 2 der Ueberleitungsvorſchriften iſt ſtatt 
„1. April 1928“ zu ſetzen: „Erſten des Monats, in dem 
ſie 4 Dienſtjahre vollendet haben, früheſtens jedoch 
mit dem 1. Oktober 1927“. 

Anlage 1, Schlußbemerkungen, Abſchnitt B, Sonder⸗ 
vergütungen. 
Die Ziffer 2 iſt zu ſtreichen. x h 
In Ziffer 3 iſt hinter dem Worte „Hochſchule“ einzu⸗ 
fügen: „den Leitern und Abteilungsvorſtehern an den 
wiſſenſchaftlichen Anjtalten.” 


p 2. 


J. Mau 
und die übrig. Mitgl. 5 ee Fraktion. 


1 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Frau A. Richter 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchliberalen Fraktion. 

Wir ſtimmen zunächſt über den Abänderungs⸗ 
antrag der Abg. Friedrich und Hennke in Druck⸗ 
ſache Nr. 454, Ziffer 25 ab. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, bitte ich, ſich wom Platz gu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag der Abg. Manthei, P. Müller, Phi⸗ 
lipſen und Fraktion in Druckſache Nr. 447, Ziffer 
12, zu Gruppe 9. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Phatz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
dann über Gruppe 9 der Vorlage ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, Gruppe 9 iſt angenommen. 

Ich rufe Gruppe 10a auf. Wortmeldungen 
liegen micht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
ſtimmen ab über den Abänderungsantrag der 
Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 447, 
Ziffer 13. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen dann zum 
Abänderungsantrag aus der Drucksache Nr. 453, 
Ziffer 82, der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen ab über den Antrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion, Drucksache Nr. 453, 
Ziffer 84. Wer dafür ist, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abän⸗ 
derungsantrag der Abg. Friedrich und Hennke 


aus Druckſache Nr. 454, Ziffer 26, ab. Wer für 
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dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß Gruppe 10a in der Faſſung der 
Vorlage angenommen iſt. Ich rufe Gruppe 10b 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 
Wie aus dem Ihnen vorliegenden Abänderungs⸗ 
antrag erſichtlich iſt, wünſchen wir, daß für die 
Amtsgehilfen eine Aufrückungsmöglichkeit ge⸗ 
ſchaffen werden ſoll, wie ſie bisher war. Zwar hat 
man nach dem neuen Beſoldungsgeſetz die Amts⸗ 
gehilfen mit den Oberamtsgehilfen in die Beſol⸗ 
dungsgruppe 11 einrangiert. Es kann nicht be⸗ 
ſtritten werden, daß ſich für die Amtsgehilfen eine 
Heine, von ihnen ſchon lange erwartete Verbeſſe⸗ 
rung durch das Zuſammenziehen der Amtsgehil⸗ 


fen bezw. mit den Oberamtsgehilfen ergeben hat. 


Nun iſt aber inſofern ein Uebelſtand eingetreten, 
als für die Amtsgehilfen bezw. Kaſſengehilfen, 
Bibliotheksgehilfen, Inſtitutsauſſeher, Muſeums⸗ 
aufſeher und Heizer überhaupt keine Aufrückungs⸗ 
möglichkeit beſteht. Sie würden alſo zeitlebens in 
der Beſoldungsgruppe 11 bleiben. Nun ſagt man, 
für die Amtsgehilfen beſtände die Möglichkeit der 
Aufrückung zum Amtsmeiſter. Was bedeutet das 
aber bei der Zahl der Amtsgehilfen im Verhält⸗ 
nis zu den Amtsmeiſterſtellen? Bei jeder größeren 
Verwaltung haben wir vielleicht einen Amts⸗ 
meiſter und 20 oder 30 Amtsgehilfen. Nun kön⸗ 
nen Sie ſich worſtellen, wie die Aufrückungsmög⸗ 
lichkeit der Amtsgehilfen ſein wird. Um Gerechtig⸗ 
keit walten zu laſſen und wieder eine Auf⸗ 
rückungsmöglichkeit für die von mir angeführten 
Beamtengruppen zu ſchaffen, bitte ich, den alten. 
Zuſtand beizubehalten und die betreffenden 
Gruppen in die Beſoldungsgruppe 10b einzuran⸗ 
gieren, damit dieſen Beamten wenigſtens eine 
Aufrückungsmöglichkeit, die durch das neue Be⸗ 
ſoldungsgeſetz beſeitigt werden ſoll, geſichert bleibt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag der Abg. Friedrich und 
Hennke in Drudiahe Nr. 454, Ziffer 27. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über 
den Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion in Druckſache Nr. 453, Ziffer 88. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen über den Eventualantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion aus Drudjache Nr. 453, 
Ziffer 89, alb. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Antrag der 
Deutſchnationalen Fraktion in Druchſache Nr. 447, 
Ziffer 14. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich. ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe Gruppe 10e 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung 


1116 Volkstag Danzig — 52. Sitzung. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

über die Abänderungsanträge zunächſt in Druck⸗ 
ſache Nr. 454, Ziffer 28, der Bürgerlichen Arbeits⸗ 
gemeinſchaft. Wer für dieſen Antrag it, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Dann kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion in Druckſache Nr. 453, Ziffer 85. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen dann über den Antrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Drucksache Nr. 453, 
Ziffer 86, ab. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ih zu erheben. (Geſchieht.) Das it die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen über den An⸗ 
trag Ziffer 87 in Druchſache Nr. 453 der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion ab. Wer für dieſen Abände⸗ 
rungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 


Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen dann ab über 


den Abänderungsantrag der Abg. Mau, Schilke, 
Frau Richter und Fraktionen in Druckſache Nr. 
457, Ziffer 7, ab. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenom⸗ 
men. Ich kann wohl feſtſtellen, daß die Gruppe 
10° mit dieſem Abänderungsantrag angenom⸗ 
men iſt. 

Ich rufe nunmehr Gruppe 11 auf. Ich eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Du haft wohl von den Kommuniſten ges 
lernt? — Heiterkeit.) M. D. u. H.! Zur Beſol⸗ 
dungsgruppe 11 haben wir den Abänderungsan⸗ 
trag, den wir bereits im Hauptausſchuß geſtellt 
haben, wiederholt, und zwar handelt es ſich hier 
um die Streichung der Zollwachtmeiſter. Es iſt 
wiederholt darauf hingewieſen worden, daß hier 
ſeit mehreren Jahren eine Ungerechtigkeit bezüg⸗ 
lich der Eingruppierung der Zollbeamten vorliegt. 
Deshalb wäre es doch ein Gebot der Stunde, daß 


man dieſe große Härte, die ſich dadurch ergibt, daß 


man die Zollwachtmeiſter in dieſer Beſoldungs⸗ 
gruppe hat ſtehen laſſen, endlich beſeitigt. Ich habe 
Ihnen bereits des öfteren den Nachweis erbracht, 
daß die Tätigkeit eines Zollwachtmeiſters hier bei 
uns in Danzig mit der eines Zollwachtmeiſters 
im Reich garnicht zu vergleichen iſt; denn hier in 
Danzig übt ein Zollwachtmeiſter die Tätigkeit 
eines erſten bezw. zweiten Abfertigungsbeamten 
aus. Dieſe Tätigkeit wird aber in Deutſchland 
von Sekretären und Oberſekretären und nur zu 
einem geringen Teil von Aſſiſtenten ausgeführt. 
Deshalb würde es doch nur der Gerechtigkeit ent⸗ 
ſprechen, wenn Sie dieſen Zuſtand durch Strei⸗ 
chung der Zollwachtmeiſter aus der Gruppe 11 
wenigſtens etwas verbeſſern. Selbſt wenn Sie 
hier unſerem Antrage folgen und Ihre Zuſtim⸗ 
mung dazu geben, ſo bleibt trotzdem noch die ganze 
Härte beſtehen, daß man für eine gleichwertige 
Tätigkeit in Deutſchland Sekretäre und Oberſekre⸗ 
täre verwendet, während man bei uns im Frei⸗ 
ſtaat zum größten Teil Betriebsaſſiſtenten damit 
betrauen würde. Das iſt natürlich ein unhaltbarer 
Zuſtand, der durchaus nicht im Intereſſe des 
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Staates liegt. Man kann doch nicht Beamte eine 
Tätigkeit ausüben laſſen, die ihnen gar nicht zu⸗ 
kommt. Außerdem muß man doch noch berückſich⸗ 
tigen, welch koloſſale Werte bei uns in Danzig 
durch die Hände der Zollbeamten gehen. Wir ge⸗ 
ben uns deshalb der feſten Hoffnung hin, daß der 
neue Stellenbeſetzungsplan die größten Härten be⸗ 
ſeitigen wird. (Zuruf von den Kommuniſten.) 
Herr Abgeordneter von den Kommuniſten, Ihnen 
möchte ich ſagen, wenn Ihnen wirklich die Not der 
unteren und mittleren Beamtenſchaft ſo am Her⸗ 
zen liegt, was ich beſtreite, dann hätten Sie zum 
mindeſten unſere bisherigen Abänderungsanträge 
annehmen und nicht dagegen ſtimmen müſſen. 
Daraus geht doch tatſächlich hervor, daß Sie gar 
kein Intereſſe daran haben, der unteren Beamten⸗ 
ſchaft zu helfen und Sie hier nur unſachliche Oppo⸗ 
ſition treiben, während unſere Anträge ſachlich be⸗ 
gründet find. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Herr 
Plenikowſki, wenn Ihre Anträge abgelehnt wor⸗ 
den ſind, dann wäre es doch Ihre Pflicht, wenig⸗ 
ſtens die weniger weit gehenden Anträge anzu⸗ 
nehmen. Da Sie das aber nicht tun, ſo beſtätigt 
ſich meine Annahme, daß Sie hier nur Obſtruk⸗ 
tion treiben und für die Not der unteren und 
mittleren Beamtenſchaft nichts übrig haben. (Abg. 
Plenikowſki: Guter Mann, Ihre Anträge kommen 
doch zuerſt zur Abſtimmung und dann erſt die 
unſeren!) Das ſind alles ſo faule Ausreden. 
Geſtern haben Sie auch bewieſen, daß es ſchon ſo 
iſt, wie ich ſage. 

Ich möchte zum Schluß kommen und Sie bit⸗ 
ten, unſere berechtigten Abänderungsanträge — 
es ſind tatſächlich keine Agitationsanträge — an⸗ 
zunehmen. Ich habe Ihnen nachgewieſen, wie 
die Verhältniſſe in Deutſchland ſind und wenn 
Sie Ihrem Grundſatz nicht untreu werden wollen, 
daß die Danziger Beſoldung mit der im Reich und 
in Preußen konform gehen ſoll, dann iſt es un⸗ 
bedingt Ihre Pflicht, unſeren Abänderungsan⸗ 
trägen Ihre Zuſtimmung zu geben. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor; ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag der Herren Abg. Friedrich und Hennke 
zu Gruppe 11 aus der Druckſache Nr. 454, Ziffer 29. 
Wer für dieſen Antrag iſt, den bitte ich, ſich von 
ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag der Deutſchnationalen Fraktion aus Druck⸗ 
ſache Nr. 447, Ziffer 15. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag it 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag aus Druckſache Nr. 453, 
Ziffer 90. Wer für dieſen Abänderungsantrag 
iſt, den bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, auch dieſer 
Antrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, 
daß Gruppe 11 angenommen iſt. Ich rufe auf die 
Abſchnittsüberſchrift: „A. Aufſteigende Gehälter 
mit feſten Grundgehaltsſätzen.“ Ich eröffue die 
Beſprechung, ich ſchließe fie, da keine Wortmel⸗ 
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) dungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die Ab⸗ 
ſchnittsüberſchrift angenommen iſt. 

Ich rufe auf B. Feſte Gehälter, Beſoldungs⸗ 
gruppe 1. Ich eröffne die Beſprechung, Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Abänderungsanträge ſind ebenfalls nicht 
geſtellt. Ich kann wohl feſtſtellen, daß die Beſol⸗ 
dungsgruppe B 1 angenommen iſt. Ich rufe auf: 
Beſoldungsgruppe B 2. Wortmeldungen und Ab⸗ 
änderungsanträge liegen nicht vor. Ich kann wohl 
feſtſtellen, daß B 2 angenommen iſt. Ich rufe auf: 
Beſoldungsgruppe B 3. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß Beſol⸗ 
dungsgruppe B 3 angenommen iſt. Ich rufe auf 
B 4. Ich eröffne die Beſprechung; Wortmeldungen 
liegen nicht vor; ich ſchließe die Beſprechung. Es 
liegt dazu der Abänderungsantrag der Bürger⸗ 
lichen Arbeitsgemeinſchaft auf der Druckſache Nr. 
454, Ziffer 30, vor. Wer für dieſen Abänderungs⸗ 
antrag iſt, den bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe die Abſchnitts⸗ 
überſchrift auf: „B. Feſte Gehälter.“ Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich kann feſtſtellen, daß 
die Abſchnittsüberſchrift angenommen iſt. 

Ich rufe auf: C. Beſoldungsgruppe 1. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, 

aß O 1 angenommen iſt. Ich rufe auf C. Beſol⸗ 

dungsgruppe 2. Wortmeldungen liegen nicht vor; 
ich ſchließe die Beſprechung. Ich kann feſtſtellen, 
daß C 2 angenommen ift. Ich ſtelle die Annahme 
der Zwiſchenüberſchrift: „C. Gehälter mit Min⸗ 
deſtgrundgehaltsſätzen“ feſt. Ich rufe auf Schluß⸗ 
emerkungen. A. Aufwandsentſchädigungen. Ich 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei hat beantragt, in den Schluß⸗ 
bemerkungen „A. Aufwandsentſchädigungen, 

Sondervergütungen, C Nebenbezüge“ zu ſtrei⸗ 
chen. Wir haben bereits wiederholt darauf hin⸗ 
gewieſen, daß wir nur ein einheitliches Grundge⸗ 

alt haben und dieſe Nebenbezüge, wie Aufwands⸗ 
entſchädigungen, Sondervergütungen uſw. beſei⸗ 
tigt wiſſen wollen, weil alle dieſe beſonderen Zu⸗ 
agen, ſeien es Stellenzulagen, ſeien es Sonder⸗ 
Jruppierungen, ſeien es Aufwandsentſchädigun⸗ 
gen nur dazu dienen, um einigen höheren Beam⸗ 
ten ein noch größeres Gehalt zukommen zu laſſen. 
Wenn der Abg. Manthei hier wiederholt das 
ort nahm, um ausgerechnet für die unteren Be⸗ 
Inten einzutreten, fo iſt das natürlich nichts als 
Täuschung über die wahre Abſicht der deutſch⸗ 
nationalen Partei. Der Abg. Manthei nahm aus⸗ 
gerechnet das Wort, um bei der Beſoldungsord⸗ 
nung dieſes und jenes gu kritiſteren. Mit der re⸗ 
aktionären Form des ganzen Geſetzes, der Ge⸗ 
etzesvorlage, haben ſich die Herren einverſtanden 
erklärt. Er ſprach allerdings auch nicht zu den Be⸗ 
ſoldungsgruppen der oberen Beamten, weil das 
Bipiſſermaßen mach außen hin ein nicht nettes 

ld abgäbe. Wir haben nun zu den Beſoldungs⸗ 
gruppen der höheren Beamten Abänderungsan⸗ 
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träge geſtellt, die dieſe Bezüge zu kürzen verlang⸗ 
ten. Der ſo ſozial eingeſtellte Abg. Manthei, der 
einer Partei angehört, der Gehälter von 1000 
Gulden monatlich noch nicht hoch genug ſind, do⸗ 
kumentiert doch damit, daß bieje Herren noch 
mehr bekommen müſſen. Wenn der Herr Abg. 
Manthei hier das Wort nimmt, dann nur aus 
dem Grunde, um einige untere Beamte an den 
Parteikarren der deutſchnationalen Partei wei⸗ 
ter zu ſpannen. Sehen Sie einmal, Sie machen 
der Sozialdemokratiſchen Partei den Vorwurf, daß 
ſie nicht genug für die Beamtenſchaft eingetreten 
ſei. Die Sozialdemokraten werden Ihnen darauf 
die Antwort geben: „Das ſind wir aber.“ Sie 
wiſſen aus der Preſſe, daß ſich die Sozialdemokra⸗ 
ten damit brüſten, bisher für die untere Beam⸗ 
tenſchaft eingetreten zu ſein, daß ſie alles verſucht 
haben um die Lage der unteren Beamtenſchaft 
zu beſſern. Das ſind natürlich leere Worte, die 
Taten ſehen anders aus. Aber genau ſo, wie der 
Kampf der Sozialdemokratie für die untere Be⸗ 
amtenſchaft zu bewerten iſt, genau ſo iſt ihr 
Kampf zu bewerten, wenn Sie ſich hier hinſtel⸗ 
len und angeblich eine Beſſerſtellung der unteren 
Beamtenſchaft verlangen. Sie müſſen genau wi 
ſen, daß Ihre Freunde im Reich und in Preußen 
nichts getan haben, um tatjächlich dieſe miſerable 
Bezahlung der unteren Beamterſchaft zu beſeiti⸗ 
gen. Die Anträge, die Sie geſtellt haben, ſind im 
Reich von der Sozialdemokratiſchen Partei ge⸗ 
ſtellt und von Ihren Freunden abgelehnt worden. 
Ihre Freunde haben erklärt, es müſſe endlich mit 
dem Druck der Beamtenorganiſation aufhören in ( 
Bezug auf eine Beſſerſtellung der unteren und 
mittleren Beamten durch Höhergruppierung. 

Das iſt das nichtswürdige Spiel, das Sie trei⸗ 
ben. Sie erlauben ſich tatſächlich nur deshalb für 
die unteren Beamten einzutreten, weil Sie zu⸗ 
fällig in der Opposition ſtehen. Als Sie in der 
Regierung waren, haben Sie die geſtellten An⸗ 
träge beiſeitegeſchoben, weil kein „Geld“ da war, 
weil „geſpart“ werden mußte. Ich erinnere nur 
an das freiwillige Notopfer. Die untere Beam⸗ 
tenſchaft mußte von ihren 180 bis 200 Gulden 
notopfern, und jetzt ſtellen Sie ſich hin und ent⸗ 
decken Ihr warmes Herz für die untere Beam- 
tenſchaft. Ich will aber Ihr jogiales Herz einmal 
von der Hülle befreien, in die Sie es durch Ihre 
Reden einzuhüllen werſuchen. 

Sie haben doch verlangt, daß die Betriebs⸗ 
aſſiſtenten nach Gruppe 9 eingeſtuft werden ſol⸗ 
len. Sie laſſen damit den Zuſtand, den gerade 
dieſe Betriebsaſſiſtenten befeitigt wiſſen wollen, 
nämlich die ungleiche Bezahlung der männlichen 
und weiblichen Betriebsaſſiſtenten weiter beſtehen. 
Wenn Sie etwas für die Betriebsaſſiſtenten übrig 
gehabt hätten, hätten Sie den Antrag geſtellt, die 
männlichen Betriebsaſſiſtenten genau wie die 
weiblichen einzuſtufen. Wenn geſagt wird, die 
weiblichen Betriebsaſſiſtenten haben eine beſſere 
Vorbildung und dementſprechend iſt ihre Leiſtung 
eine beſſere, ſo können wir darauf hinweiſen, daß, 
ſelbſt wenn die männlichen Betriebsaſſiſtenten 
nach Gruppe & 8b beſoldet werden, die weiblichen 
doch beſſer bezahlt werden, denn ſie bekommen 
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das gleiche Gehalt wie die männlichen und nicht, 
wie bei allen übrigen Beſoldungsgruppen 10 Pro⸗ 
zent weniger. Aber durch Ihren Abänderungsan⸗ 
trag wollten Sie unſern Antrag kritiſieren, Sie 
wollten ſagen, daß unſer Antrag nur Agitation 
iſt, und dieſen unſachlichen Antrag könnten Sie 
nicht annehmen. Ich habe oft bewieſen, daß un⸗ 
ſere Anträge ſachlich ſind, weil die Forderungen 
der Beamtenſchaft darſtellen, nicht nur Forderun⸗ 
gen des Allgemeinen Danziger Beamtenbundes, 
ſondern ſogar des Danziger Beamtenbundes und 
doch wurden ſie abgelehnt. — Dem guten Mann 
ſcheint übel zu werden bei dieſer Kritik, denn er 
zieht bereits Leine. — 

Aber noch eine andere Tatſache möchte ich er⸗ 
wähnen und fragen, wie der gute Manthei dieſe 
Tatſache mit ſeinem ſozialen Empfinden für die 
untere Beamtenſchaft in Einklang zu bringen 
ſucht. Die Deutſchnationale Partei ſtellte den An⸗ 
trag, den Ausgleichszuſchlag von 3 auf 15 Pro- 
zent heraufzuſetzen. (Das ſtimmt nicht! rechts.) 
Im Hauptausſchuß haben Sie doch den Antrag 
geſtellt. (Abg. P. Müller: Nein!) Wenn Sie es 
nicht gemacht haben, haben es die Führer des 
Danziger Beamtenbundes, die durchaus identiſch 
mit den Führern der Deutſchnationalen Partei 
ſind, getan. Ich habe ſchon einmal erklärt, es 
kommt nicht auf die Form an, ſondern auf den 
Inhalt, auf die Wirkung. Sie verſtecken ſich hinter 
den Danziger Beamtenbund und ſtellen dort die 
Forderung. Es ſteht aber feſt, daß Sie diejenigen 
find, die den Ausgleichszuſchlag von 3 auf 15 Pro⸗ 
zent erhöht haben wollen. Damit dokumentiert 
der ſozial denkende Herr Manthei, daß 6. B. Herr 
Sahm noch 600 Gulden mehr zu ſeinen 4000 Gul⸗ 
den bekommen ſoll. Aber der Zollwachtmeiſter, für 
den er doch eintritt, der 200 Gulden Gehalt hat, 
ſoll nur 30 Gulden mehr bekommen. So ſehen die 
„ſozialen“ Forderungen der Deutſchnationalen 
Partei aus. Ich habe wiederholt darauf hinge⸗ 
wieſen, daß nicht die jetzige Regierungskoalition 


die eigentliche Verfaſſerin dieſer Beſoldungsord⸗ 


nung iſt, ſondern daß die eigentlichen Verfaſſer da 
(nach rechts) ſitzen und es iſt kein Widerspruch 
von der Regierung erhoben worden. Vielleicht 
wird es im Laufe des heutigen Tages noch ge⸗ 
ſchehen. 

Es iſt Tatſache, daß bereits die frühere Regie⸗ 
rung dieſes Beſoldungsgeſetz faſt wörtlich ausgear⸗ 
beitet und daß die jetzige Regierung es vorgelegt 
hat. Das entſchuldigt durchaus nicht die Stellung⸗ 
nahme der Sozialdemokratiſchen Partei, ſondern 
dokumentiert erſt recht ihre Grundſatzloſigkeit, daß 
ſie einem von den Deutſchnationalen geſchaffenen 
reaktionären Machwerk erſt zur Annahme verhilft. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich mache Sie dar⸗ 
auf aufmerkſam, Herr Abg. Plenikowſki, daß jetzt 
die Schlußbemerkungen zur Beratung ſtehen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Eigentlich 
könnte man auf dem Standpunkt ſtehen, daß man 
bei den Schlußbemerkungen alle Erklärungen ab⸗ 
gibt, die zu dieſem Geſetz noch abzugeben notwen⸗ 
dig ſind. (Zuruf des Abg. Friedrich.) Sie haben 
ja bereits im Hauptausſchuß eine dementſpre⸗ 
chende Bemerkung fallen laſſen. Es iſt nur ſo, 
daß Sie dafür nicht eintreten werden, weil Sie 
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ſich in einer Zwickmühle befinden. Sie müſſen ſich 
dieſen reaktionären Leuten dort auch beugen. Sie 
befinden ſich jedenfalls in derſelben Zwickmühle 
wie die Sozialdemokraten. (Er will Rektor wer⸗ 
den! links.) 

Wenn die Deutſchnationalen für die untere 
Beamtenſchaft wirklich einträten, könnten ſie die⸗ 
ſes Geſetz verhindern, wenn es der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei ernſt wäre, die Bezüge der unteren. 
Beamten zu verbeſſern. Sie ſind ſtark genug, um 
die Verabſchiedung dieſes Geſetzes monatelang 
hinauszuſchieben. Wenn wir auch die Sonderver⸗ 
gütungen geſtrichen wiſſen wollen, ſo haben wir 
dazu einen Abänderungsantrag eingebracht. Die⸗ 
ſer Antrag betrifft die Eingliederung der hier 
beim Volkstag tätigen Beamten. Dieſer Antrag 
lautet: 

Die beim Volkstag tätigen Beamten ſind enk⸗ 
ſprechend ihrer Dienſtſtellung in die Beſoldungsord⸗ 
nung einzureihen. Sie erhalten gleichmäßig eine 
ruhegehaltsfähige Zulage von 60 G monatlich. 
Wenn wir der Beamtenſchaft hier beim Volks⸗ 

tag eine beſondere ruhegehaltsfähige Zulage ge⸗ 
währen, dann widerſpricht das durchaus nicht un⸗ 
ſerer grundſätzlichen Einſtellung, die wir von An⸗ 
fang an betont haben; denn wir haben ja einen 
Abänderungsantrag geſtellt, daß allen Beamten, 
die beſondere Dienſtleiſtungen zu verrichten haben, 
Nachtdienſt, — das kommt hier teilweiſe in Frage, 
ebenſo Sonntagsdienſt — eine beſondere Dienſt⸗ 
zulage gewährt werden ſoll. Wir haben erklärt, 
daß dieſe Dienſtzulage die einzige Zulage ſei, die 
wir in Anbetracht des beſonders ſchweren Dienſtes 
anerkennen, den gewiſſe Beamtengruppen leiſten 
müſſen. Man hat dieſen unſeren Antrag abge⸗ 
lehnt. Deshalb nehmen wir die Gelegenheit wahr, 
um dieſe Zulage gerade bei den Volkstagsbeamten 
zu ſchaffen. Wenn die verſchiedenen Parteien 
unjeren Abänderungsantrag betreffend bejondere 
Zulagen für alle Beamten, die einen beſonders 
ſchwierigen Dienſt verſehen müſſen, auch abge⸗ 
lehnt haben, dann iſt die Ablehnung dieſes Ab⸗ 
änderungsantrages beſtimmt nicht gerechtfertigt; 
denn Sie können ſich am allerbeſten davon über⸗ 
zeugen, daß die beim Volkstag tätigen Beamten 
tatſächlich einen ſchweren Dienſt zu verrichten ha⸗ 
ben, ſo daß alſo eine beſondere Dienſtzulage durch⸗ 
aus gerechtfertigt iſt. Wir verlangen aber nicht 
eine Staffelung dieſer Zulagen, ſondern fordern 
die Gewährung einer einheitlichen Zulage an alle 
Volkstagsbeamten. Wir ſträuben uns mit aller 
Energie dagegen, daß man eine Staffelung vor⸗ 
nimmt, wie ſie uns hier in der Beſoldungsord⸗ 
nung vorliegt, wo man den unteren Volkstagsbe⸗ 
amten mit 200 GüGehalt nur monatlich 31 Gulden 
Zulage gibt und dem oberen Volkstagsbeamten 
zum verhältnismäßig bedeutend höheren Gehalt 
noch eine Zulage von monatlich 62 G bewilligt, 
d. h. in Höhe der doppelten Zulage der unteren 
Beamten. Da die Inanſpruchnahme dieſer Be⸗ 
amten die gleiche iſt, verlangen wir für ſie einen 
einheitlichen Zuſchlag. Ich behaupte ſogar, daß 
die untere Beamtenſchaft im Volkstag infolge 
ihrer beſonderen Tätigkeit viel mehr zu leiſten hat 
als die oberen Beamten und daß bei einer Staffe⸗ 
lung die unteren Beamten beim Volkstag daher 
eigentlich eine höhere Zulage bekommen müßten. 
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Wir haben deshalb dieſen Abänderungsantrag ſetzes gar nicht herausfindet. So geht es der unte⸗ 


geſtellt. Soweit mir bekannt iſt, ſind ja Strö⸗ 
mungen von den anderen Parteien im Gange, die 
auch einen entſprechenden Antrag ſtellen wollen, 
allerdings in genau derſelben reaktionären Form, 
wie ſie die Beſoldungsordnung aufweiſt. Wir 
wehren uns gegen einen derartig unſozialen An⸗ 
trag, der die Zulagen ſtaffeln will. Dieſen An⸗ 
trag, der eine Staffelung vorſieht, werden wir 
nicht annehmen, das ſagen wir jetzt ſchon. Wenn 
Sie das Beſtreben haben, der Beamtenſchaft 
beim Volkstag infolge ihrer beſonderen Dienſt⸗ 
leiſtung eine Zulage zu gewähren, dann gewähren 
Sie ſie in gleicher Höhe. Dann ſoll ſie unſere Zu⸗ 
ſtimmung bekommen, (onjt aber nicht. (Abg. Dr. 
Blavier: Dann bekommen die unteren Beamten 
nicht einmal die 31 E, das iſt Ihre Taktik!) Wenn 
Sie unſeren Abänderungsantrag nicht annehmen, 
bekommt die untere Beamtenſchaft ja nicht die 
62 Gulden. Durch Ihren Hinweis, daß die untere 
Beamtenſchaft nicht die 31 Gulden bekomme, 
werden Sie die Schuld nicht auf uns abwerfen 
können, ſondern die Regierung wird nach wie vor 
die Verantwortung tragen. (Abg. Dr. Blavier: 
Um Ihr Agitationsbedürfnis zu befriedigen!) 
Das iſt genau ſo Schwindel, als wenn Sie ſagen, 
um unler Agitationsbedürfnis zu befriedigen ver⸗ 
hinderten wir die Annahme der Verfaſſungsän⸗ 
derung. Wir haben bereits ſehr oft von dieſer 
Stelle nachgewieſen, daß dieſer Vorwurf ganz 
unberechtigt iſt. Wenn Sie ehrlich wären, dann 
würden Sie dies reaktionäre Machwerk weder 
unterſtützen noch annehmen. Ich bin überzeugt, 
daß Sie ſich mit Haut und Haaren der jetzigen 
Regierungskoalition verlauft haben und auch dies 
Geſetz mitmachen, wenn etwa Stimmen dazu not⸗ 
wendig ſein ſollten. Ich bin davon überzeugt, daß 
Sie dabei nicht leer ausgegangen find, beſonders, 
wenn man Ihre Einſtellung, die Sie jetzt haben, 
mit der in der großen Rede in der Beamten⸗ 
demonſtrationsverſammlung vergleicht. (Abg. Dr. 
Blavier: Ich lehne das Geſetz ab, aber ich rede 
nicht ſtundenlang!) Sie ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt der Deutſchnationalen und lehnen das Ge⸗ 
ſetz ab, find aber damit einverſtanden, daß es 
durchkommt. Man ſoll offen und ehrlich erklären, 
daß man gegen ein derartiges Geſetz kämpfen 
will. Wie oft ſtellen Sie ſich hier hin und reden 
ſtundenlang über Sachen, die wirklich völlig be— 
langlos ſind, beſonders wenn Sie in eigener Sache 
zu allen Strafanträgen Stellung nehmen. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Wenn Sie be⸗ 
ſtraft werden ſollen, reden Sie ſtundenlang. Wenn 
Sie jedoch für die untere Beamtenſchaft eintreten 
ſollen, um etwas für dieſe Leute herauszuholen, 
erklären Sie, es wind zuviel geſprochen, wir wer⸗ 
den das Geſetz ablehnen. (Abg. Dr. Blavier: 
Weil das Reden keinen Zweck hat!) Ich ſpreche 
auch für die Tribüne; denn die Tribünenbeſucher 
tollen über dies reaktionäre, antiſoziale Mach⸗ 
werk orientiert werden. Je länger wir ſprechen, 
je länger das Geſetz hinausgezögert wird, deſto 
mehr wird die untere und mittlere Beamtenſchaft 
auf das aufmerlſam, was hier vorgeht. Sie weiß 
nicht, was das Geſetz bringt. Sie haben ſelbſt zu⸗ 
gegeben, daß man aus dem Wirrwarr diefes Ge: 


ren und mittleren Beamtenſchaft auch. (Abg. Dr. 
Blavier: Dann lehnt man es ab und die Sache iſt 
erledigt!) 

Wir haben einen Antrag geſtellt, um den 
Wohnungsgeldzuſchuß für alle Beamten einheit⸗ 
lich zu ſtaffeln. Der untere Beamte ſoll 88 Gulden 
erhalten und der obere auch. Ich habe bereits 
geſtern dieſen Antrag eingehend erörtert und be⸗ 
gründet. Er wurde abgelehnt. Deshalb haben 
wir unſeren Eventualantrag aufrecht erhalten, 
daß der Wohnungsgeldzuſchuß nach 3 Tarifklaſſen 
zu ſtaffeln ſei, und zwar in Tarifklaſſe IV mit 100 
Gulden monatlich, Tarifklaſſe V 88 Gulden 
monatlich, Tarifklaſſe VI 75 Gulden monatlich. 
Die Danziger Beamtenzeitung nahm dieſen Even⸗ 
tualantrag zum Anlaß, um auf die Widerſinnig⸗ 
keit der kommuniſtiſchen Anträge hinzuweiſen. Es 
wurde erklärt, es ſei widerſinnig, wenn die Kom⸗ 
muniſten zunächſt für einen einheitlichen Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß eintreten und nachher einen 
Antrag einbringen, der 3 Tarifklaſſen vorſieht. Es 
muß um die Führer des Danziger Beamtenbundes 
traurig beſtellt ſein, wenn ſie nicht einmal über 


[die parlamentariſchen Gepflogenheiten orientiert 


ſind. Sie müßten wiſſen, daß, wenn ein Antrag 
abgelehnt wird, man einen Eventualantrag 
ſtellen kann und daß es fih hier um einen Even⸗ 
tualantrag handelt, der die Möglichkeit bieten 
joll, doch noch eine Aenderung beim Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß herbeizuführen. 

Weg mit den ſieben Tarifklaſſen, ſchaffen Sie 
nur drei Tarifklaſſen. Beſeitigen Sie den Zu⸗ 
ſtand der großen Spannung, daß die unteren Be⸗ 
amten nur 30 Gulden Wohnungsgeldzuſchuß er⸗ 
halten und den oberen Beamten 185 Gulden 
Wohnungsgeldzuſchuß gewährt wird. Wir haben 
weiter einen Abänderungsantrag zur Anlage 3 
geſtellt. Bei der Anlage 3 handelt es ſich um die 
Dienſtbezüge der nicht planmäßig angeſtellten un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten. Die Dienſtbezüge 
der nicht planmäßig angeſtellten unmittelbaren 


Staatsbeamten waren bisher in der Weiſe ge⸗ 


regelt, daß man von dem Gehalt der planmäßig 
angeſtellten Beamten prozentuale Abſtriche 
machte. Dieſen Zuſtand hat man beſeitigt und hat 
dadurch nicht etwa eine Verbeſſerung, ſondern 
eine Verſchlechterung geſchaffen. Wir Kommuni⸗ 
ſten haben ja dazu einen Abänderungsantrag ge⸗ 
ſtellt, der die gleiche Bezahlung der nichtplan⸗ 
mäßig angeſtellten, unmittelbaren Staatsbeam⸗ 
ten fordert bei gleicher Dienſtleiſtung und gleicher 
Ausbildung. Dieſer Abänderungsantrag entſprach 
der Forderung der Beamtenſchaft. Wir wiſſen, 
daß gerade die nicht planmäßig angeſtellte Be⸗ 
amtenſchaft beſonders ſchwer zu leiden hat, daß 
da die Bezüge beſonders karg bemeſſen ſind und 
daß dieſe Beamten ganz beſonders zu Dienſtlei⸗ 
ſtungen extra herangezogen werden, weil man 
ganz genau weiß, ſie muß alles geduldig hinneh⸗ 
men, wenn ſie ſich nicht die ſpätere feſte Anſtel⸗ 
lung verſcherzen will. Sie iſt geduldig und nimmt 
alles hin und gibt ſich mit allem ab, was man 
ihr aufpackt. Gerade deshalb iſt unſere Forderung 
berechtigt, der nicht planmäßig angeſtellten Be⸗ 
amtenſchaft dieſelben Bezüge zu gewähren wie der 
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planmäßig angeſtellten Beamtenſchaft. Das hat 
man abgelehnt, das haben auch die ſo ſozial emp⸗ 
findenden Herren, wie ein Herr Manthei, abge⸗ 
lehnt. Nun, Herr Manthei wird beim beſten 
Willen nicht behaupten können, daß das ein un⸗ 
ſachlicher, ein unbegründeter Antrag ſei, wie er 
das vorhin hier darzuſtellen beliebte. Wir haben 
unſeren Abänderungsantrag wiederholt und find 
neugierig, ob Sie ihn annehmen werden. Dieſer 
Antrag regelt die Bezüge der nicht planmäßig an⸗ 
geſtellten Beamten nach einem prozentualen Ab⸗ 
zug des Gehalts der planmäßig angeſtellten Be⸗ 
amten, und zwar ſieht er für Beamte im erſten 
und zweiten Anwärterdienſtjahr 95 Prozent der 
Bezüge des Anfangsgehalts ihrer Beſoldungs⸗ 
gruppen vor, im dritten Anwärterdienſtjahr 98 
Prozent und im vierten und fünften Anwärter⸗ 
dienſtjahr die ganze Summe des Anfangsgehalts 
der Anſtellungsgruppe und dazu den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß V. Für die Verſorgungsanwärter 
fordern wir im erſten Dienſtjahr 95 Prozent, im 
zweiten Dienſtjahr 98 Prozent, im dritten Dienſt⸗ 
jahr 100 Prozent des Anfangsgehalts ihrer An⸗ 
ſtellungsgruppe. 

Wenn Sie wirklich etwas gerade für die nicht 
planmäßig angeſtellten Beamten übrig haben, 
werden Sie dieſen Abänderungsanträgen ihre 
Zuſtimmung geben. Aber man ſcheint ſich ja in der 
Regierungskoalition darüber klar zu ſein, daß 
Anträge auch heute nicht Annahme finden ſollen, 
daß man das Geſetz wielmehr in dieſer reaktionä⸗ 
ren, antiſozialen Faſſung in Bauſch und Bogen 
anzunehmen beabſichtigt. Man hat geſtern die 
zweite Beratung dieſes Beſoldungsgeſetzes nicht 
beendet, dieſe zweite Beratung wurde heute fort⸗ 
gelegt und es find auch heute noch einige Abän⸗ 
derungsanträge der Koalitionsparteien angenom⸗ 
men worden. Nach der Geſchäftsordnung müſſen 
nun aber ſolche Anträge, — außer wenn niemand 
im Hauſe widerſpricht — gedruckt werden und erſt 


dann, wenn die Abänderungsanträge gedruckt 
dem Hauſe vorliegen, dann kann man in die 
dritte Beratung hineinſteigen. Man hätte da 


Schwierigkeiten erleben können und die Herren 
haben das ja auch vorausgeſehen und ſich dem⸗ 
entſprechend eingeſtellt. Aber es iſt doch ein eigen⸗ 
artiges Spiel, wenn Sie hier bereits Abände⸗ 
rungsanträge als angenommen drucken laſſen, 
bevor ſie überhaupt im Hauſe beraten wurden 
und die zweite Leſung paſſiert haben. Das iſt eine 
wunderbare Demokratie, das iſt ein wunderbarer 
Parlamentarismus, das iſt eine wunderbare Re⸗ 
giererei. Sie erklären einfach ſchon gedruckt, ehe 
überhaupt die Beratung erfolgt iſt, das dieſer 
ober jener Abänderungsantrag in der zweiten 
Leſung angenommen worden iſt. Das beweiſt nur 
das, was einmal der frühere Abgeordnete Dr. 
Zint hier ſagte — er iſt ja jetzt auch Senator und 
mitverantwortlich für alle dieſe Manöver, — 
„Die Bürgerblock⸗Regierung bildet nicht einen 
Zuſammenſchluß von Parteien, um auf demokra⸗ 
tiſcher Grundlage Danzig zu regieren, ſondern nur 
eine Verbindung von Parteien, um mit Hilfe 
dieſer Bindung die übrigen Parteien zu verge⸗ 
waltigen.“ Alſo einen Zuſammenſchluß, die 
Schaffung einer Mehrheit zur Vergewaltigung 
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der Minderheit. Und genau dasſelbe dokumen⸗ 
tieren Sie dadurch, daß Sie bereits noch nicht an⸗ 
genommene Abänderungsanträge gedruckt als 
angenommen hinſtellen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung, zunächſt über den Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion zu den Schlußbemerkun⸗ 
gen in Druckſache Nr. 453, Ziffer 92. Wer für die⸗ 
ſen Abänderungsantrag iſt, den bitte ich, ſich von 
ſeinem Platz gu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Wilnderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Es liegt 
ferner in Drucksache Nr. 453, Ziffer 91 ein Antrag 
auf Streichung vor, der durch Abſtimmung über 
die Vorlage erledigt wird. Zu Punkt A liegt 
weiter ein Abänderungsantrag der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft in Druckſache Nr. 454 Ziffer 
31 wor. Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, 
den bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der Antrag 
iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, 
Punkt A, Aufwandentſchädigung, angenommen 
iſt. Ich rufe auf Punkt B: Sondervergütungen. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe jte, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag der Bürgerlichen Arbeitsge⸗ 
meinſchaft in Druchſache Nr. 454, Ziffer 32 vor. 
Wer für Diejem Antrag iſt, den bitte ich, ſich won 
ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. Es liegt 
ferner hierzu der Abänderungsantrag der Abg. 
Mau, Schilke, Fr. Richter in Drucksache Nr. 457, 
Ziffer 8 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, den bilte 
ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt angenommen. 

Ich rufe auf: C. Nebenbezüge. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe die Beſprechung. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß C angenommen iſt. Ich rufe die 
Hauptüberſchrift auf: „Beſoldungsordnung für 
die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten.“ 
Ich kann feſtſtellen, daß die Hauptüberſchrift zu 
Anlage J angenommen iſt. 

Ich rufe Anlage 2 auf: „Wohnungsgeldzuſchuß“ 
nach der Faſſung der Vorlage. Ich ſtelle feſt, daß 
Anlage 2 ſomit fortfällt. Es liegt dazu in Druck⸗ 
sache Nr. 453, Ziffer 98 ein Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion auf Wiederein⸗ 
fügung vor. Wer für dieſen Antrag iſt, den bitte 
ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich rufe Anlage 3 auf: „Dienſtbezüge der 
nicht planmäßigen unmittelbaren Staatsbeam⸗ 
ten.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 
453, Ziffer 94. Wer für dieſen Abänderungsan⸗ 
trag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift der Anlage 3 
auf: „Dienſtbezüge der ſnichtplanmäßigen un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten“ und eröffne die 


Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die Abſchnitts⸗ 


daß 


(C) 


D 
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Ueberſchrift angenommen iſt. Ich rufe Anlage 4 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich kann 
wohl feſtſtellen, daß die Anlage 4 angenommen 
iſt. Ich rufe die Schlußbemerkung auf. Ich eröffne 
die Besprechung und ſchließe fie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, 
daß auch die Schlußbemerkung angenommen iſt. 
Ich rufe die Ueberſchrift der Anlage 4 auf: 
„Dienſtbezüge der wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten 
mit planmäßiger Vergütung und der ihnen gleich⸗ 
geſtellten Hilfskräfte (Oberingenieure) bei der 
Techniſchen Hochſchule.“ Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die Ueberſchrift 
angenommen iſt. Damit iſt die zweite Beratung 
des Geſetzes erledigt. Ich rufe die dritte Beratung 
auf und eröffne die Beſprechung. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Abänderungen müſſen erſt gedruckt 
werden!) Die dritte Beratung ſtand ſchon auf der 
Tagesordnung. (Die angenommenen Abände⸗ 
rungen müſſen erſt bekannt gemacht werden! bei 
den Kommuniſten.) Das iſt nicht erforderlich, der 
Volkstag hat auf die Einhaltung der Friſt ver⸗ 
zichtet. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ſtelle den 
Antrag, die Sitzung auf eine halbe Stunde zu 
vertagen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
geſtellt, die Sitzung auf eine halbe Stunde zu ver⸗ 
tagen. Ich höre keinen Widerspruch und ſtelle feſt, 
daß demgemäß beſchloſſen iſt. 


(Unterbrechung der Sitzung 16 Uhr 45 Minuten.) 


Die Sitzung wird 17 Uhr 10 Minuten durch 
den Vizepräſüdenten Dr. Bogdan wieder eröffnet. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Die Sitzung iſt 
wieder eröffnet. Das Wort zu der allgemeinen 
Beſprechung hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Regierungsparteien haben im Frühjahr 


dieſes Jahres die Vereinbarung getroffen, das 


preußiſche Beſoldungsgeſetz für Danzig zu über- 
nehmen, weil nach den damaligen Berechnungen 
für den Staatshaushalt des Freiſtaates Danzig 
eine Summe von 2,6 Millionen pro Jahr erſpart 
würde. Dieſe Beſtrebungen, die Finanzen des 
Freiſtaats zu beſſern, um für andere Zwecke 
Mittel frei zu bebommen, find durch die Entſchei⸗ 
dungen des Obergerichts illuſoriſch gemacht wor⸗ 
den. Der Volkstag befindet ſich in dieſer Frage in 
einer Zwangslage, ſofern er nicht mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit einen entgegengeſetzten Be⸗ 
ſchluß faſſen will. Das Urteil des Obergerichts iſt 
nach wie vor nach Anſicht der Sozialdemokraten 
unrichtig, weil in derſelben Frage Entſcheidungen 
des Obergerichts feſtliegen, die anders entſchieden 
haben. Da aber durch das Verhalten der Oppo⸗ 
ſitionsparteien von links und rechts eine Verab⸗ 
ſchiedung des preußiſchen Geſetzes mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit nicht zu erreichen war, muß⸗ 
ten auch wir Sozialdemokraten uns gegen unſere 
eigene Ueberzeugung dieſer Zwangslage beugen. 
Deshalb werden wir auch dem neuen Geſetz unſere 
Zuſtimmung geben. 
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Nach dem Urteil des Obergerichts ſind alſo die 

Vereinbarungen, die urſprünglich zwiſchen den 
Regierungsparteien getroffen waren, nicht durch⸗ 
führbar. Es iſt viel Kritik gegen das neue preu⸗ 
ßiſche Beſoldungsgeſetz erhoben worden, aber es 
wird dabei vergeſſen, daß die Regierungsparteien 
das preußiſche Geſetz für die Danziger Beamten 
ganz weſentlich gebeſſert haben, daß wir hier den 
Wohnungsgeldzuſchuß nach der Ortsklaſſe A für 
den geſamten Freiſtaat eingeführt haben. Das be⸗ 
deutet, daß die Beamten des ganzen Freiſtaates 
gegenüber den Beamten der Provinz eine weſent⸗ 
liche Verbeſſerung erhalten. (Abg. Plenikowſfki: 
50 000 Gulden!) Ebenſo haben wir gegenüber 
dem preußiſchen Geſetz einen Ausgleichszuſchlag 
on 6 Prozent eingeführt. Das it eine Verbeſſe⸗ 
rung. (Abg. Plenikowſki: Für die oberen Beam⸗ 
ten!) Alle Beamten des Freiſtaates ſtehen in 
ihren Bezügen weit über den Bezügen der preu⸗ 
ßiſchen Beamten. (Abg. Plenikowfti: Ortsklaſſen⸗ 
zuͤſchläge in Preußen!) Wir Sozialdemokraten 
ſind nach wie vor gegen einheitliche prozentuale 
Zuſchläge, weil dieſe ſich immer für die oberen 
Beamten günſtiger auswirken als für die unteren. 
Wir haben auch verſucht, für alle Beamten bis zu 
den Bezügen von 400 Gulden monatlich ohne Be⸗ 
rückſichtigung der höheren Bezüge eine Sonderzu⸗ 
lage zu erwirken. Das habem wir leider nicht er⸗ 
reichen können, weil das Zentrum in dieſer Frage 
nicht mitmachte. Dadurch hätten wir die Span⸗ 
nung, die zwiſchen den Gehältern der oberen und 
unteren Beamten beſteht, etwas verringert. Wir 
Sozialdemokraten ſind überhaupt der Anſicht, daß 
eine Aufbeſſerung der Bezüge der unteren Beam⸗ 
ten zum Teil nur auf Koſten der Bezüge der 
oberen Beamten möglich iſt. Weshalb, werde ich 
zum Schluß meiner Rede ſagen. Dieſen Stand⸗ 
punkt haben wir von jeher vertreten. Je mehr 
wir Einſicht in die Finanzverhältniſſe des Frei⸗ 
ſtaates erhielten, um ſo mehr wurden wir in 
dieſer Anſicht beſtärkt. 
Das preußiſche Geſetz iſt nicht ſo ſchlecht, wie es 
im allgemeinen gemacht wurde. Mit der Beſſer⸗ 
ſtellung, die wir für Danzig beſchloſſen haben, 
bedeutet es ſogar eine weſentliche Verbeſſerung; 
denn ein Teil der unteren Beamten bezieht auf 
Grund der Beſtimmungen des neuen Geſetzes 
höhere Gehälter als nach dem Beſitzſtand von 
1924. (Abg. Plenikowſki: Wie iſt es denn mit den 
Gruppen 5 und 62) Alſo iſt die Kritik, die gegen⸗ 
über dem preußiſchen Geſetz in bezug auf die un⸗ 
teren Beamten geführt worden iſt, völlig Hin- 
fällig. (Abg. Friedrich: Die haben bisher Hunger⸗ 
löhne gehabt! — Abg. Plenikowſki: Wie iſt es 
mit den Gruppen 5 und 6, leſen Sie die Ausfüh- 
rungen won Simon!) 

Ferner haben wir für die Poſtſchaffner, die 
nach dem Vorbild des preußiſchen Geſetzes aller⸗ 
dings erheblich herabgefallen wären, eine Ver⸗ 
beſſerung der Dienſtjahre um vier Jahre herbei⸗ 
geführt und dadurch eine weſentliche Belaſtung 
auf uns genommen. (Abg. Liſchnewſki: Sie haben 
eine undanfbare Aufgabe übernommen!) Die Er⸗ 
ſparniſſe, die für den Freiſtaat durch die Einfüh⸗ 
rung des neuen Geſetzes im nächſten Jahr erzielt 
werden, alſo im Jahre 1929, betragen etwa 


Volkstag Danzig — 52. Sitzung. 
(Mau, Abgeordneter) : 
900 000 Gulden gegenüber den jetzigen Ausgaben. 
(Abg. Plenikowſki: Wo ſparen Sie das?) Im 
Jahre 1930 werden gegenüber den jetzigen Aus⸗ 
gaben 400 000 Gulden erſpart. In den künftigen 
Jahren werden die Erſparniſſe immer geringer, 
ſo daß nach einem gewiſſen Zeitraum von Jahren 
für den Staatshaushalt wieder die geſamte Be⸗ 
laſtung von 1924 eintritt. (Abg. Friedrich: Das 
iſt am Ende der ganze Aerger!) Die Ausgaben 
für die Gehälter der Beamten und Angeſtellten 
betragen in dieſem Jahre, alſo für 1928, 
40 445 000 Gulden. Wenn man die zu erwarten⸗ 
den über den Etatsanſatz hinausgehenden Ein⸗ 
nahmen mitrechnet, ſind das 50 Prozent der ge⸗ 
ſamten Einnahmen des Freiſtaates. Wenn man 
den Forderungen des Beamtenbundes hätte 
Rechnung tragen wollen, ſo hätten wir in dieſem 
Jahre bei den erhöhten Einnahmen 60 Prozent 
aller Einnahmen für die Bezüge der Beamten 
und Angeſtellten ausgeben müſſen. Wenn wir den 
Anträgen der Kommuniſten Folge geleiſtet 
hätten, jo hätten wir von den geſamten Einnah⸗ 
men, eingerechnet die zu erwartenden erhöhten 


Einnahmen, 70 Prozent nur für die Bezüge der 


Beamten und Angeſtellten ausgeben müſſen. 
(Abg. Plenikowſki: Beſonders, wenn Sie den 
Profit der Beſitzer ſchonen!) Dieſen Unſinn, 
können wir natürlich nicht mitmachen, Die Regie⸗ 
rungsparteien waren gar nicht in der Lage, den 
Anträgen der Beamtenbünde oder der Oppoſi⸗ 
tionsparteien irgend wie näher zu treten. Das, 
was gefordert wurde, iſt einfach ein wirtſchaft⸗ 
licher Anſinn, der überhaupt gar nicht tragbar iſt. 
(Abg. Plenikowſki: Auch die penſionsberechtigte 
Kirchenamtszulage!) 

Für die Regierungsparteien liegt die Frage 
jo, daß für die erhöhten Ausgaben auch die er⸗ 
hühten Einnahmen beſchafft werden müſſen. 
Gerade die Parteien, die dieſe Forderungen ge⸗ 
ſtellt haben, würden wiederum die Mittel zur 
Beſchaffung der erhöhten Einnahmen ablehnen. 
Aus dieſem Grunde war es einfach unmöglich, 
derartigen unſinnigen Anträgen näher zu treten. 
(Abg. Plenikowſti: Der Allgemeine Danziger 
Beamtenbund wird ſich über dieſe Ausführungen 
freuen!) Wenn wir mun berückſichtigen, daß in 
dieſem Jahre 40½ Millionen Gulden für die Be⸗ 
ſoldung der Beamten und Angeſtellten auf Grund 
der zu erwartenden erhöhten Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen zu tragen ſind, ſo gilt es die Frage zu 
prüfen, was im nächſten Jahre, und in der Zu⸗ 
kunft wird. Die Wirtſchaftskreiſe in Deutſchland 
und Polen ſtehen auf dem Standpunkt, daß mit 
Beginn oder ſpäteſtens Mitte nächſten Jahres ein 
Handelsvertrag mit Deutſchland und Polen zu⸗ 
ſtande kommt. Das iſt vom Standpunkt der Kon⸗ 
ſumenten des Freiſtaates aus ſehr zu begrüßen, 
weil ein derartiges Abkommen eine weſentliche 
Senkung eines großen Teiles der Zollpoſitionen 
bringen würde. Für alle Konſumenten des Frei⸗ 
ſtaates würde ein derartiger Vertrag ein 
Vorteil ſein, aber für die Finanzen des 
Freiſtaates eine ganz erhebliche Senkung der 
Einnahmen aus den Zöllen zur Folge haben. 
(Abg. Liſchnewſki: Sie ſind der ſchwarze Mann!) 
Aus dieſem Grunde wird die gegenwärtig trag⸗ 
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bare Laſt in Zukunft eine Laſt werden, die den 
Volkstag noch in Form von Finanz⸗ und Steuer⸗ 
geſetzen ſehr oft beſchäftigen wird. Wir ſind der 
Ueberzeugung, daß dann die Einſtellung vieler 
der jetzigen Redner und Antragſteller und vieler 
Gruppen der Danziger Bevölkerung zu dem gegen⸗ 
wärtigen Problem eine ganz andere ſein wird, 
als ſie gegenwärtig iſt. Wir müſſen es ablehnen, 
ins Blaue hineinzuwirtſchaften, wie es früher 
einmal der Fall war. 

Wir find leider durch das Urteil des Ober⸗ 
gerichts in eine Zwangslage gedrängt worden. 
Wir Sozialdemokraten lehnen die Verantwor⸗ 
tung für die Folgen, die aus dem Urteil und die 
aus der Annahme dieſes Geſetzes für die Zukunft 
entſtehen werden, ab. (Abg. Plenikowſki: Das 
Volk sollte doch entſcheiden! — Abg. Dr. Ziehm: 
Eine feine Regiererei, Sie lehnen die Verant⸗ 
wortung ab! — Abg. Plenikowſki: Herr Ziehm, 
Sie haben doch Ihre Bezüge!) Wir haben ſchon 
oft die Beſeitigung des Obergerichts gefordert und 
die Sachlage, in die wir durch die Entſcheidung 
des Obergerichts hineingetrieben worden ſind und 
die uns in den nächſten Jahren noch ſehr oft be⸗ 
ſchäftigen wird, wird vielleicht einmal die Abge⸗ 
ordneten des Volkstages veranlaſſen, einen 
Staatsgerichtshof zu ſchaffen, der eine Zuſam⸗ 
menſetzung erhält, daß nicht die Beamtenſchaft 
über das Wohl und Wehe des Staates und ihre 
Angelegenheiten in eigener Perſon zu entſcheiden 
hat. (Sehr gut bei den Sozialdemokraten.) Wir 
lehnen es ab, anzuerkennen, daß beim Obergericht 
Objektivität bei den beamteten Richtern vorge⸗ 
legen hat. Wir erklären ausdrücklich, daß es ein 
Klaſſenurteil iſt, daß es ein Urteil gegen die 
Sozialdemokraten iſt, die man als führende Par⸗ 
tei in der Regierung treffen wollte. (Sprechen Sie 
für alle Koalitionsparteien? rechts. Abg. 
Loops: Nein, für die Sozialdemokraten! — Vor⸗ 
hin ſprachen Sie für die Regierungsparteien! 
rechts.) Es wird dem Volkstag überlaſſen bleiben 
müſſen, hier Aenderungen zu ſchaffen, die ein un⸗ 


abhängiges Gericht ſchaffen, das nicht dauernd in 


die Regelung der Staatsfinanzen in ſo unglück⸗ 
licher Weiſe eingreift, wie es das Obergericht des 
öfteren ſchon getan hat. Ich erinnere wiederum 
daran, daß es der Volkstag war, der ein unſinni⸗ 
ges Urteil des Obergerichts dadurch beſeitigen 
mußte, daß in der Frage der Aufwertung, das 
Geſetz, das das Obergericht für ungültig erklärt 
hatte, mit verfaſſungsändernder Mehrheit hier 
angenommen wurde. Es wird der Moment kom⸗ 
men, wo auch in der Frage der Feſtſetzung der Be⸗ 
amtenbezüge ein anderes Obergericht entſcheiden 
wird, wo endlich auch dem Staate in der Frage 
der Finanzen das gegeben werden wird, was ihm 
gebührt und was ihm nötig iſt. 

Ich erkläre nochmals: eine Verbeſſerung der 
Lage der Beamtenſchaft der unteren Gehaltsgrup⸗ 
pen gegenüber dem jetzigen Beſitzſtand, wie wir 
ihn nach dem neuen Geſetz ſchaffen, iſt nur mög⸗ 
lich auf Grund eines Opfers aus den Bezügen der 
oberen Beamtenſchaft. Dieſen Weg haben wir ge⸗ 
wieſen, wir haben ihn beſchreiten wollen, den 
Weg haben wir leider nicht mit Erfolg zu Ende 
gehen können. Das bedauern wir. Trotzedem wer⸗ 
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den wir dem Geſetz unſere Zuſtimmung geben, wir 
wollen es uns aber nicht verſagen, auf die 
Finanzſchwierigkeiten ſchon jetzt hinzuweiſen, die 
in den künftigen Jahren durch die Annahme 
dieſes Geſetzes entſtehen müſſen. (Bravo! bei den 
Sozialdemokraten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
Kreft. 

Paul Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wenn man dieſes Beſoldungsgeſetz während 
der drei Tage hier an feinen Augen vorbeiziehen 
hat laſſen und ſich dann die Stellungnahme der 
einzelnen Parteien und die Kritik in der Preſſe 
anſah, dann mußte man über die Lügen ſtaunen, 
die ſyſtematiſch von allen Seiten gegeneinander 
vorgebracht worden ſind und wie jetzt nach dem 
Schuldigen geſucht wird, um der breiten Oeffent⸗ 
lichkeit gegenüber zu dokumentieren: Wir haben 
nicht ſchuld, der andere hat ſchuld; und der andere 
ſagt dann wieder: Jener hat ſchuld, und letzten 
Endes hört man dann: Die Werhältniſſe, in 
denen wir uns befinden, find ſchuld daran. 

Wenn wir uns aus Anlaß dieſes Geſetzes mit 
der Beamtenfrage etwas mehr beſchäftigt haben, 


wie es ſonſt bei uns üblich iſt, ſo geſchah das aus 


beſtimmten Geſichtspunkten. In der vergangenen 
Zeit iſt es immer die Handarbeiterſchaft geweſen, 
die gegen das Unternehmertum den Kampf um 
eine Erhöhung der Löhne und die Verkürzung der 
Arbeitszeit um alle menſchenwürdige Rechte ge⸗ 
führt hat. Der Beamte war an und für ſich 
früher in feiner Lebenslage geſichert, er hatte eine 
ſichere Exiſtenz. Der Staat hatte ſeinen beſtimm⸗ 
ten Avbeitnehmergruppen eine geſicherte Existenz 
geſchaffen, um ſich ſo eine Garde zu ſichern, mit 
der er jede Lebensforderung der Arbeiterſchaft 
niederſchlagen konnte. Es hat ſich dann im Laufe 
der Entwicklung gezeigt, daß der Staat nicht mehr 
in der Lage war, dem Gros feiner Beamtenſchaft, 
ſpeziell den unteren und mittleren Beamten, das 
zu geben, was ſie unbedingt für ihren Lebens⸗ 
unterhalt brauchten. Es iſt genau der gleiche Zu⸗ 


ſtand, den auch die Entwicklung der Großinduſtrie 


zeigte, daß nämlich durch die Bildung von Truſts 
und Konzernen das Kleingewerbe reſtlos beſei⸗ 
tigt wird. Genau dasſelbe wird heute in den 
Staatsorganen durchgeführt. Auch hier erſchallt 
immer wieder der Ruf: Die Staatsausgaben für 


den. Es iſt durchaus kein Zufall, daß nicht nur im 
anziger Parlament die Beamtenbeſoldung ſolche 
ampfe verurſacht, ſondern in allen anderen Par⸗ 

lamenten kommt dieſe Frage immer wieder aufs 

Tapet und ſie wird auch noch in abſehbarer Zeit 

immer wieder auftauchen. Es iſt natürlich typiſch, 

daß in der Frage der Beamtenbeſoldung die Her⸗ 
ren in Chriſto, ich meine die Herren vom Zen⸗ 
trum, wieder diejenigen find, die ganz klar doku⸗ 
mentieren, wer Knecht iſt, ſoll Knecht bleiben. Du 
unterer und mittlerer Beamter mit den kleinen 

Bezügen, Du ſollſt auch zukünftig mittels der pro⸗ 

zentualen Berechnungsweiſe immer nur das We⸗ 

nige bekommen, und Du höherer Beamter ſollſt 
bedeutend mehr bekommen. Mein. Fraktions⸗ 
kollege Plenikowſki hat gerade an Hand dieſer Ge⸗ 
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ſchichte bewieſen, wie gerade dieſes Prinzip von 
den Liebeshütern in Anwendung gebracht wird. 
Aber die Herren von der Sozialdemokratie, denen 
wir immer wieder gejagt haben, wenn ſie das 
glatte Parkett der Koalitionspolitik beſchreiten, 
dann werden immer wieder dieſe Kreiſe die Nutz⸗ 
nießer ſein, die müſſen endlich doch erkennen, daß 
das Wort ihres alten Führer Bebel auch wieder 
zur Anwendung gebracht werden kann: „Wenn 
ſich eine Arbeiterpartei mit den Bürgerlichen ko⸗ 
aliert, dann werden die Bürgerlichen immer die 
Nutznießer ſein.“ Ich möchte Ihnen auch noch ein 
Wort Ihres alten Führers Bebels ins Gedächt⸗ 
nis zurückrufen: „Ich bin und bleibe der Tod⸗ 
feind der bürgerlichen Geſellſchaft.“ 

Aber alle dieſe Grundſätze werden von den 
Sozialdemokraten der Koalitionspolitik, dem Zen⸗ 
trum und weiter hinüber den anderen Kreiſen ge⸗ 
opfert. Wenn Sie heute verſuchen, die Sache ſo 
hinzuſtellen — und gerade die letzten Ausführun⸗ 
gen Ihres Abg. Mau ließen das erkennen — daß 
Sie ſagen: „Wir lehnen die Verantwortung ab“, 
ſo trifft der Vorwurf, der Ihnen von rechts ge⸗ 
macht worden iſt, voll und ganz zu: eine wunder⸗ 
bare Regierungspartei, eine wunderbare Regiere⸗ 
rei! Das trifft voll und ganz auf Sie zu, wenn 
Sie hier ausführen: „Wir lehnen die Verant⸗ 
wortung ab.“ Kann man denn vor ſolch einer Re⸗ 
gierung noch ein bißchen Achtung haben, wenn 
ſie hier erklärt: Wir lehnen die Verantwortung 
ab! Das können wir nicht mitmachen!?“ Es iſt 
doch wirklich höchſte Zeit, daß die Zentrumspar⸗ 
tei endlich aus der Koalition rausgeworfen wird. 
Ich glaube, der Zeitpunkt iſt nicht mehr fern, wo 
Sie den Fußtritt bekommen werden. Wir haben 
immer wieder gehört, daß es nur auf Befehl des 
Zentrums geſchieht, wenn dieſe ſcheinbaren Ver⸗ 
beſſerungen, die man der Arbeiterſchaft in abſeh⸗ 
barer Zeit bringen wollte, noch immer nicht zur 
Durchführung gekommen ſind. Die wunderbaren 
Verbeſſerungen ſind das Arbeitsgerichtsgeſetz und 
die Erwerbsloſen⸗Verſicherung. Gegen dieſe 
ſchönen Verbeſſerungen ſchluckt die Sozialdemo⸗ 
fratiiche Partei dieſes reaktionäre Geſetz, das noch 
viel ſchlimmer als das frühere Geſetz iſt, das jeder 
Willkür Tür und Tor öffnet, das den unteren Be⸗ 
amten zu einem Knecht degradiert, weil er mit 
allen Mitteln verſuchen muß, in der Gunſt ſeines 


Vorgeſetzten zu ſteigen, wenn er ein paar Pfen⸗ 
alle Zwecke müſſen bedeutend eingeſchränkt wer⸗ 0 


nige mehr verdienen will. Ein Teil der unteren 
Beamten befindet ſich in einer ſehr ſchlechten 
finanziellen Lage. Dieſe Menſchen werden ge⸗ 
zwungen, ihr beſſeres Innere zu verkaufen, um 
ein paar Pfennige mehr zu bekommen. 

Zu all dieſen Methoden gibt die Sozialde⸗ 
mokratie ihre Hand, aber wir lehnen das ab. Die 
letzten Ausführungen des Abg. Mau über das 
Obergericht waren nichts weiter als ein Ge- 
ſtammel, das mit dazu beitragen ſollte, eine Ab⸗ 
lehnung zu begründen. Die Sozialdemokraten 
mußten ſich darüber klar fein, daß dieſes Urteil 
nicht anders ausfallen konnte, bloß die gut durch⸗ 
gebildete Sozialdemokratie wußte das nicht. Alle 
dieſe Argumente können nicht dazu dienen, die 
Schuld der Sozialdemokratie von ühren Schul⸗ 
tern abzuwälzen. 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Es iſt eine Lüge, wenn Herr Abg. Mau aus⸗ 
führte, wenn unſer Abänderungsantrag ange⸗ 
nommen wäre, würden 70 Prozent der Staats⸗ 
ausgaben für die Beſoldung aufgewandt. Herr 
Abg. Mau hat ein wunderbares Rechenexempel 
gemacht, das nicht ſtimmt. Die geſamte Bevöl⸗ 
kerung hat das Gefühl, nicht ſeit geſtern oder 
heute, ſondern jahrelang, daß die Bezüge der 
oberen Beamten viel zu hoch ſind, und daß die ab⸗ 
gebaut werden müſſen. Es iſt nicht die Stimme 
der Kommuniſten, die hier im Parlament zum 
Ausdruck kommt, ſondern ſie iſt lange vor der 
Wahl in der Oeffentlichkeit zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Mit dieſen Stimmen, die die Sozialde⸗ 
mokratie geſchickt aufgefangen hat, hat ſie 42 Man⸗ 
date bekommen. Der größte Teil ſtammte von 
kleinen und mittleren Beamten und deren Ange⸗ 
hörigen, die beſtimmt glaubten, etwas von die⸗ 
ſen Leuten zu bekommen. Schmählich belogen und 
betrogen ſind ſie worden. Wenn mit dieſen Me⸗ 
thoden weiter gearbeitet wird, wird auch nichts 
für dieſe Beamtenkreiſe herauskommen. 

Wir ſetzen uns weiter für die Beamten ein, 
weil wir wiſſen, wenn man den mittleren und 
unteren Beamten ihre Lebenslage nicht veybeſſert, 
wird es für uns Arbeiter ſchwerer ſein, unſere Le⸗ 
benslage zu verbeſſern. Wir bilden alſo eine 
Schickſalsgemeinſchaft mit den unteren Beamten. 
Die Bezüge der unteren Beamten müſſen ver⸗ 
beſſert werden und die der oberen Beamten abge⸗ 
baut werden. Von dieſem Geſichtspunkt Nahen wir 
die Beſoldungsvorlage an und nicht anders. Sie 
mit Ihren 42 Abgeordneten — und wenn ich recht 
unterrichtet bin, bedauern Sie es ſchon, daß Sie 
42 haben, es wäre Ihnen lieber, wenn Sie zehn 


weniger hätten — Sie werden mit Ihren 42 Ab⸗ 


geordneten, und auch wenn Sie 62 hätten, nicht 
in der Lage ſein, die Lebensverhältniſſe der mitt⸗ 
leren und unteren Beamten und der Arbeiter⸗ 
ſchaft zu beſſern. Nur wenn Sie aus der Koalition 
gehen, werden Sie das in gemeinſamem Kampf 
mit uns erreichen. 80 Prozent der Arbeiter ſtehen 
hinter uns. Wenn wir gemeinſam den Kampf mit 
den mittleren und unteren Beamten gegen dies 
Parlament, gegen das Obergericht führen, dann 
behaupte ich, daß ſich keine Regierung finden wird, 
die es wagt, jo ein Geſetz den Beamten gu bieten. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Alle dieſe 
Mittel ſind nicht zur Anwendung gebracht, weil 
die Sozialdemokraten froh ſind, daß dies Geſetz 
zur Verabſchiedung kommt. Wenn Sie heute ver⸗ 
ſuchen, die Sache zu vertuſchen, iſt es Schwindel. 

Ich komme nun noch einmal zu meinen chriſtli⸗ 
chen Brüdern, die die Liebe in Erbpacht genommen 
haben. Wenn ich ſie mir anſehe, kommen ſie mir 
vor, wie ein ſchönes Gefäß ohne Inhalt. Ich 
kann die Leute verſtehen, wenn ich verſuche, ſie 
von ihrem Grundſatz kennen zu lernen: Wer 
Knecht lt, ſoll Knecht bleiben. Gerade die Frage 
der Beamtenbeſoldung wird mit dazu beitragen, 
um die Arbeiter, die hinter Ihnen ſtehen und die 
kleinen Beamten darüber aufzuklären, welch 
wunderbare Arbeit Sie im Intereſſe der Beam⸗ 
ten getan haben. 


In dieſem Sinne ſagen wir Kommuniſten 
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kunft eine ſehr große Bedeutung beimeſſen wer⸗ 
den, weil wir wiſſen, daß die Entwicklung die 
mittleren und unteren Beamten zu der Arbeiter⸗ 
ſchaft drängt. Wenn auch heute noch einige Kreiſe 
der unteren Beamten der Anſicht ſind, daß ſie 
Stehkragen⸗Proletarier find, jo werden die Ver⸗ 
hältniſſe ſie dazu bringen, daß ſie ſich reſtlos mit 
der Arbeiterſchaft verbinden müſſen. Wir Ar⸗ 
beiter ſtehen auf dem Standpunkt, wir wollen die 
mittleren und unteren Beamten in ihren Bezügen 
erhöhen, weil wir dann die beſte Gelegenheit ha⸗ 
ben, auch die Bezüge der Arbeiter und Arbeiterin⸗ 
nen zu erhöhen. Wir wollen die Rieſengehälter 
der oberen Beamten, die nach Anſicht der Bevöl⸗ 
kerung ein Unding ſind, beſeitigen, aber nicht 
durch das Parlament, ſondern durch den Kampf 
draußen, der dieſes Parlament beſeitigen, und alle 
Nutznießer dieſes Wirtſchaftsſyſtems zum Teufel 
jagen wird. (Bravo!! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (BA. G.): Meine ver⸗ 
ehrten Damen und Herren! Wir ſtehen wor einer 
Entſcheidung, die Kummer und Sorge in zahl⸗ 
reichen Beamtenfamilien hineintragen wird. Die 
Parteien, die dieſem Geſetz zuſtimmen, ind ſich 
ihrer Verantwortung nicht bewußt, ſonſt würden 
ſte die Hand von dieſem Spiel laſſen. 


In ſo ernſten Zeiten iſt es aber erfreulich, 
wenn durch einen Zufall Humor in die Sache hin⸗ 
eingebracht wird. Das hat ſich die „Danziger 
Volksſtimme“ mit ihrem Bericht über meine 
geſtrigen Ausführungen hier geleiſtet. Gin Abge⸗ 
ordneter ſoll ja dankbar ſein, wenn er eine freund⸗ 
liche Preſſe hat, aber das, was ſich die „Volksſtim⸗ 
me“ leiſtet, übertrifft das, was möglich iſt. Sie 
ſchreibt: 

Die Beamtenſchaft beſchränkte ſich auf die Ab⸗ 
gabe einer Erklärung durch den Abg. Friedrich, der 

ſeine Befriedigung darüber zum Ausdruck brachte, 

daß das Geſetz den Wünſchen des von ihm vertretenen 

Teils der Beamtenſchaft angeglichen ſei. 

Ich weiß nicht recht, wo der Herr Berichterſtatter 
in dieſem Augenblick feine Ohren oder ſeinen Blei⸗ 
ſtift gehabt hat. Ich habe geſagt: „Wir wollen es 
aber nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß 
uns das Geſetz in der vorliegenden Faſſung in kei⸗ 
ner Weiſe befriedigt.“ Ich nehme an, daß auch 
andere der Auffaſſung ſind, daß das gerade das 
Gegenteil von dem iſt, was die „Volksſtimme“ 
ſchreibt. Ich gebe mich der angenehmen Hoffnung 
hin, daß das Stenogramm meiner geſtrigen Aus⸗ 
5 50 meine heutige Behauptung beſtätigen 
wird. 

Geſtatten Sie nun, daß ich mich ganz kurz mit 
den Ausführungen des Herrn Abg. Mau be⸗ 
ſchäftige. Herr Abg. Mau arbeitet mit Zahlen. 
Zahlen und Papier ſind bekanntlich geduldig. Er 
gab den Satz von 2,6 Millionen an, durch die der 
Staat durch die Beamtenbezüge von neuem be⸗ 
laſtet ſei. Ich werde nachher auf dieſe Zahlen 
näher eingehen. Dann meinte er, die ſozialiſtiſche 
Partei müſſe ſich dem Urteil des Obergerichts 
fügen und ſei infolgedeſſen gezwungen, das Ge⸗ 


noch einmal, daß wir der Beamtenfrage in Zu⸗ſetz, das ſie eigentlich ablehnen wollte, anzuneh⸗ 
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(Friedrich, Abgeordneter) 

men. Ob hier nicht ein Widerſinn herauszuleſen 
iſt, überlaſſe ich der Feſtſtellung der Hörer. Wenn 
Herr Abg. Mau ſich bemühte, den Zuhörern und 
damit der Oeffentlichkeit klarzumachen, daß die 
untere Beamtenſchaft durch dies Geſetz beſonders 


gut geſtellt ſei, ſo kann man darüber doch verſchie⸗ 


dener Meinung fein. Es iſt richtig, daß einige un⸗ 
tere Beamte einige Gulden mehr bekommen, aber 
verdient das überhaupt der Heraushebung? 
Weiß Herr Abg. Mau als Vertreter der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei und angeblicher Vertreter 
der unteren Beamtenſchaft nicht, daß die Löhne 
der unteren Beamten wahre Hungerlöhne waren, 
mit denen ſie nicht länger leben konnten? Ihre 
Erhöhung war eine Selbſtverſtändlichkeit. Man 
ſtellt ſich aber hin und redet noch lange Danon. 

Es wird ferner hervorgehoben, daß man der 
unteren Beamtenſchaft etwas Beſonderes gegeben 
hätte, indem man die Ortsklaſſe A geſchaffen 
habe. Das iſt nichts Beſonderes. Die Danziger 
Beamtenſchaft hat die Ortsklaſſe A gehabt, weil 
es die zwingende Notwendigkeit erforderte. Die 
Verhältniſſe im Freiſtaat Danzig liegen anders 
als in den Nachbarprovinzen. Das it jedem Kin⸗ 
de bekannt. Wir ſind vollkommen abgeſchloſſen und 
auf uns angewieſen. — Herr Abg. Mau hat ſelbſt 
darauf hingewieſen, wie ſich die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe ändern werden, wenn der Handels⸗ 
vertrag zwiſchen Danzig und Polen abgeſchloſſen 
ſein wird. Er überſieht aber, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe bei uns ſchon heute anders 
liegen als im Reich, weil wir durch die politiſchen 
Grenzen eng eingeſchloſſen ſind und ſich unſere 
Wirtſchaftslage infolgedeſſen ganz anders geſtal⸗ 
tet. Das war der Grund, weshalb ſeinerzeit bei 
uns die höchſte Ortsklaſſe eingeführt wurde. Wir 
haben früher nämlich mit der Ortsklaſſe die 
höchſte Ortsklaſſe gehabt. Die Ortsklaſſe A wurde 
erſt bei Einführung der Sonderklaſſe die zweite. 
Wenn man Recht walten laſſen wollte, ſo hätte 
man der Beamtenſchaft die höchſte Ortsklaſſe als 
Sonderklaſſe laſſen müſſen, wie fie vorher beſtan⸗ 
den hat. Die Regierungsparteien ſollen alſo nicht 
das als beſonderes Entgegenkommen bezeichnen, 
was eigentlich eine Selbſtverſtändlichkeit iſt. 

Die Einſtellung der Sozialiſten und Zen⸗ 
trumsleute zu einander iſt eigentlich wunderlich. 


Die feindlichen Brüder vertragen ſich immer von 


neuem. Herr Abg. Mau, won dem man nicht weiß, 
ob er für die Regierungsparteien oder nur für 
ſeine eigene Parteſ geſprochen hat, hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Sozialdemokraten den unteren 
Beamten gern eine Sonderzulage gegeben hätten, 
das böſe Zentrum wäre es aber geweſen, das dem 
nicht zuſtimmte. Ich werde ſpäter nachweiſen, daß 
die ‚anderen Parteien es nicht beſſer machen. 
Gleiche Brüder, gleiche Kappen! 5 
Herr Mau ſagte, daß infolge des Urteils des 
Obergerichts herzlich wenig Erſparniſſe heraus⸗ 
kämen. Er rechnete uns vor, daß in künftigen 
Jahren überhaupt keine Erſparniſſe mehr zu ver⸗ 


zeichnen ſein werden. Weshalb dann dieſe Ver⸗ 


arge rung und Verbitterung, die innerhalb der Br- 
völkerung und der Beamtenſchaft hervorgerufen 
wird? Es iſt wiederholt darauf hingewieſen wor⸗ 
den, daß dies Geſetz ein Korruptionsgeſetz ſei, bei 
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dem man einzelne Beamtenkategorien durch Son⸗ 
derzulagen gegeneinander aufhetzt. Es werden 
ſich Gruppen von Schleichern und Kriechern bil⸗ 
den, Die auf ihre Partefbücher pochen. So wird die 
Wirkung des Geſetzes ausſehen. Dafür danken wir. 
(Zurufe der Kommuniſten.) 


Nun ſagte Herr Abg. Mau, man könne unſere 
Anträge nicht annehmen, ſie würden dem Staat 
Millionen koſten und die Verantwortung könne 
gegenüber der Bevölkerung nicht übernommen 
werden. Ich behaupte dagegen, daß Herr Abg. 
Mau und ſeine Fraktionsgenoſſen ſich dieſe An⸗ 
träge überhaupt nicht recht angeſehen haben. Denn 
zahlreiche Anträge, die wir geſtellt haben, koſten 
den Staat zur Zeit keinen Pfennig, fie ſind alle 
durch Wahrung des Beſitzſtandes gedeckt. Es han⸗ 
delt ſich bei den meiſten Anträgen lediglich darum, 
einer Gruppe oder einem Einzelbeamten Gerech⸗ 
tigkeit widerfahren zu laſſen. Das wird aber 
alles unbeſehen niedergeſtimmt. Das war ſchon 
im Hauptausschuß ſo und iſt auch hier ſo geweſen. 
Wir haben uns Zwang auferlegt und in der zwei⸗ 
ten Leſung kein Wort geſagt, das zuviel oder un⸗ 
nötig war, um nicht die Verhandlungen aufzu⸗ 
halten. Was man uns aber hier geboten hat, geht 
über die Hutſchnur. Es iſt den Regierungspartei⸗ 
en nicht eingefallen, auf die Anträge einzugehen 
oder ſie überhaupt nachzuprüfen, um zu ſehen, ob 
darin nicht doch etwas iſt, was der Annahme wert 
und würdig wäre. — Die Zukunft wird mit Ih⸗ 
nen abrechnen. Man nennt unſere Anträge un⸗ 
ſinnig und widerſinnig. Anſinnig und widerſinnig 
iſt Ihr Verhalten im Hauptausſchuß und hier ge⸗ 
weſen. Das beweiſen am beſten die Ausführungen 
des Herrn Abg. Mau, der hier ſagte, das preußiſche 
Gele ſei garnicht fo ſchlecht, es bringe den unteren 
Beamten ſehr viel. Die Vorlage, die hier verab⸗ 
ſchiedet werden ſolle, habe gegenüber dem preu⸗ 
ßiſchen Geſetz Vorzüge. Er lobte dieſes Geſetz alſo 
und ſagte im gleichen Atenmzuge: „Wir als Sozi⸗ 
aliſten ſind nur gezwungen, dies Geſetz anzuneh⸗ 
men. Nach unſerer wahren Geſinnung würden wir 
es ablehnen, wir werden es aber trotzdem an⸗ 
nehmen.“ Sit das nicht widerſinnig und unfinnig? 

Herr Abg. Mau verſucht ferner, die Wirtſchaft 
gegen die Beamten aufzuhetzen. Nein, Herr Mau, 
die Wirtſchaft iſt nicht mehr ſo dumm, ſich gegen 
die Beamtenſchaft aufhetzen zu laſſen. Sie weiß 
recht gut, daß fie ihren Vorteil davon hat, wenn 
die Bezüge der Beamten erhöht werden, und daß 
von einer Verkürzung der Beamtengehälter der 
kleine Gewerbetreibende lediglich Nachteile hat. 
Ihr Sozialiſten ſeid aber ſo dumm geweſen und 
habt Euch von der Wirtſchaft gegen die Beamt⸗ 
tenſchaft aufhetzen laſſen, ſtatt Euch mit der Be⸗ 
amtenſchaft als eine ſoziale Schicht zu fühlen und 
mit ihr für unſere ſozialen Rechte zu kämpfen. 
Ihr fallt uns in den Rücken und kämpft für das 
Großkapital. So ſehen die Sozialiſten des Frei⸗ 
ſtaates Danzig aus. Wir werden dafür ſorgen, 
daß die Haltung der Danziger Sozialiſten über 
die Grenzen des Freiſtaates hinaus bekannt wird. 
Wenn ich das meinen Kollegen im Reiche mitteile, 
die zum Teil ſelbſt Sozialiſten ſind, werden ſie 
ſtaunen und fragen, wie das möglich ſei. — 
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Herr Abg. Mau übte auch am Urteil des Ober⸗ 
gerichts Kritik. Ich habe jede Regierung geachtet, 
der ich den Treueid geſchworen habe, ſei ſie zu⸗ 
ſammengeſetzt, wie ſie wolle. Ich erwarte aber 
auch, daß die Regierung vor unſerm oberſten Ge⸗ 
richt Achtung hat. Iſt das nicht der Fall, dann 
hört auch unſere Achtung vor der Regierung auf. 
Herr Abg. Mau ſagte, das Obergericht müßte ein 
ſogenanntes Volksgericht ſein. Wenn dies Volks⸗ 
gericht auch nach dem Parteibuch zuſammengeſetzt 
werden ſoll, dann danke ich für ſolch ein Ober⸗ 
gericht. Dann haben wir das, was Sie erſtreben 
und was Sie zu erſtreben bisher beſtritten haben, 
die Beſeitigung des Berufsbeamtentums. Ein 
derartiges Obergericht wäre der Todesſtoß für 
das Berufsbeamtentum. Wenn uns immer ge⸗ 
ſagt worden iſt, die Sozialdemokratie will das 
Berufsbeamtentum nicht beſeitigen, dann teilte ich 
dieſe Auffaſſung, aber wenn Sie uns das heute 
noch erzählen wollen, dann glaube ich Ihnen das 
nicht mehr. Der Herr Abg. Mau hat heute mit 
ſeiner Erklärung — ob er es wollte, oder nicht — 
den klaren Beweis geliefert, daß Sie die Abſicht 
haben, das Berufsbeamtentum zu beſeitigen. 
Das wäſcht kein Regen mehr von Ihnen ab. 

Und nun, m. D. u. H., zunächſt einmal zu den 
Zahlen. (Zuruf des Abg. Schmidt.) Er iſt noch 
immer derſelbe „Stehkragenproletarier“, mein 
lieber Eduard Schmidt, den Sie mir einmal vor 
vier Jahren zugerufen haben, nur daß man das 
von Ihnen micht mehr ſagen kann. Ich habe Ihnen 
ſchon des öfteren geſagt, wie Sie mir vorkommen. 
Heute will ich mich dabei der Worte Ihres Par⸗ 
teigenoſſen, des Reichstagspräſidenten Loebe, be⸗ 
dienen. Ich habe vor einigen Tagen in der „Volks⸗ 
ſtimme“ den Bericht über ſeine Eindrücke wäh⸗ 
rend der Zeppelinfahrt geleſen. Er ſchildert dort 
ſeine Eindrücke, die er von oben herab gehabt hat, 
wenn er hinabblickte auf das arbeitende Volk, und 
da verglich er — leider ſind die Herren von den 
gelben Gewerkſchaften nicht hier — (Abg. Hoppe: 
Es gibt nur chriſtliche Gewerkſchaften!) die gelben 
Gewerlſchaften mit einer Hammelherde. Er jagt, 
ſie ſtehen und ſtecken die Köpfe zuſammen und 
warten geduldig der Dinge, die da kommen ſollen. 
Ja, jo ſeid Ihr mir im Hauptausſchuß vorgekom⸗ 
men. Nun wiſſen Sie, wie Sie mir vorkommen 


und nun kennen Sie meine Einſtellung, Herr 
Schmidt. — 
Nun zu den Zahlen. Es wird zunächſt 


die Zahl von 2,6 Millionen genannt und gejagt, 
ſoviel Mehrkoſten ſollen dem Staat durch das Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetz erwachſen. Die Zeitungen 
bringen auch die Zahl von 5 Millionen. Das ſind 
nämlich die ganzen Mehrkoſten, die zurzeit moch 
durch andere Ausgaben bedingt werden. Man 
hält das aber nicht ſo fein auseinander, ſodaß 
der darüber nicht genau orientierte Leſer ſehr 
leicht auf den Gedanken kommen kann, ja, die 
Beamtenſchaft koſtet dem Staat augenblicklich 
5 Millionen mehr. Ich habe ſelbſt gehört, daß in 
der Bevölkerung geſagt wird: „Ja, was wollen 
die Beamten denn noch, ſie bekommen doch jetzt 
ihre vollen Bezüge, ſie bekommen Nachzahlungen 
in Hülle und Fülle!“ Aber das iſt eine große 
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Täuſchung. Die vollen Bezüge bekommen laut 
Urteil des Obergerichts war die, die ſich zufällig 
im Genuß des Höchſtgehalts befinden, alle anderen 
doch nicht, ſondern die bleiben in Zukunft weit 
hinter ihren bisherigen Bezügen zurück. — Das 
wird ſich in der Wirtſchaft ſchon auswirken. Die 
Aufſtellung des Senats ſchließt auch mit der Sum⸗ 
me von 2,6 Millionen ab. Ich nenne dieſe runde 
Zahl, es ſind genau 2666 000 Gulden. Auf 
Grund dieſer Aufſtellung ſagt man, das ſind die 
Mehrkoſten für die Beamtenſchaft. Ja, das wären 
die Mehrkoſten, wenn man nach wie vor verſucht, 
die Beamtenſchaft wie eine Zitrone auszupreſſen. 
Man hat wiederum, wie auch bei der Aufitellung 


des Etats, zu berückſichtigen vergeſſen, daß bereits. 


durch den Beamtenabbau 1,8 Millionen einge⸗ 
ſpart ſind. Ferner hat der Abg. Mau im Haupt⸗ 
ausſchuß feſtgeſtellt, daß durch die Vorauszahlung 
der Beamtengehälter für einen Monat, ſtatt wie 
früher für ein Vierteljahr, 225 000 Gulden ein⸗ 
geſpart werden. Durch den Wegfall der Frauen⸗ 
zulage werden 288 000 Gulden eingeſpart und 
165 000 Gulden durch den Wegfall der Aufrük⸗ 
kung. Da haben wir alſo ſchon den Beweis, daß 
die Beamtenſchaft nicht die vollen Bezüge weiter 
erhält, wie man das in der Bevölkerung verbrei⸗ 
tet. Wenn man aber dieſe Erſparniſſe zuſammen⸗ 
zählt, ſo ergibt das im ganzen rund 2,5 Milli⸗ 
onen. Vergleicht man die mit dem Betrag von 
2,8 Millionen, der eingeſpart werden ſoll auf 
Grund des Standes von 1926, denn darum dreht 
ſich doch die ganze Notopfergeſchichte, ſo ſind heute 
eigentlich nur noch 325 000 Gulden Mehrkosten 
vorhanden und nicht 2,6 Millionen. — Wenn 
man bezüglich der Aufrückung ruhig alles beim 
Alten gelaſſen hätte, ſo wären noch im ganzen 
490 000 Gulden, oder rund 500 000 Gulden für 
dieſes Jahr für die Beamtenſchaft einzuſetzen ge⸗ 
weſen. Nun wird man mir entgegenhalten: eine 
halbe Million üſt auch Geld. Das ſtimmt, aber fie 
wäre ohne weiteres da, m. D. u. H., wenn man 
nicht leichtfertiger Weiſe 1,6 Millionen als Er⸗ 


man bis heute noch garnicht hat, das man noch 
nicht einmal eingebracht hat, in den Etat einge⸗ 
ſetzt hätte. Dann würde dieſe eine halbe Million 
gar keine Rolle ſpielen, dann wäre ſogar noch ein 


leider nicht vorhanden, weil die Regierungspar⸗ 
teien bis jetzt noch nicht das Erwersloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetz eingebracht haben. So liegen die Ver⸗ 
hältniſſe für das Jahr 1928. 

Für das Jahr 1929 liegen die Verhältniſſe 
von meinem Standpunkte aus betrachtet, noch 
weit günſtiger. Wenn man hier nur noch mit ei⸗ 
nem Mehrbetrag für Beamtenbeſoldung von 1,7 
Millionen rechnet, ſo hat man wiederum das ein⸗ 
zuſetzen vergeſſen, was an der Beamtenſchaft be⸗ 


reits eingeſpart iſt. Zunächſt einmal die ſchon an⸗ 


geführten 1,8 Millionen, dann die 350 000 Gul⸗ 


den, die im nächſten Jahr durch weiteren Abbau. 


eingeſpart werden, wenn die 225 000 Gulden, die 
der Herr Abg. Mau im Hauptausſchuß erwähnt 
hat. Der Fortfall der Frauenzulage erſpart im 


nächſten Jahr 700 000 Gulden, und die Einſpa⸗ 


trag aus dem Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz, daß 


Ueberſchuß von 1,1 Millionen vorhanden. Er ift- 
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rung durch die Aufrückung beträgt 565 000 Gul⸗ 
den. Man hat dann allein an der Beamtenſchaft 
den Betrag von 3,6 Millionen eingeſpart, alſo be⸗ 
reits 800 000 Gulden mehr, als wie durch das 
Genfer Diktat vorgeſehen war. So liegen die Ver⸗ 
hältniſſe in Wirklichkeit. Man begnügt ſich nun 
nicht mit dieſen Erſparniſſen an der Beamten⸗ 
ſchaft, ſondern man verſucht immer wieder aufs 
Neue aus der Beamtenſchaft das herauszupreſſen, 
was man an anderen Stellen zuſetzt, und was man 
haben könnte, wenn man die Geſetze eingebracht 
hätte, die man bei Antritt der Regierung in der 
Regierungserklärung werſprochen hat, ſtatt leicht⸗ 
ſinnig für einen Spatzen, den man nicht einmal 
auf dem Dache hat, 1,6 Millionen Gulden in den 
tat einzulegen, Da iſt es kein Wunder, wenn 
man ſich dann nach der Beamtenſchaft als Kar⸗ 
nickel umſieht und ſagt, da find die Lücken im Etat 
und daran iſt die Beamtenſchaft ſchuld. Aber 
dieſe Lücken entſtehen durch die Nachläſſigkeit ganz 
anderer Kreiſe, ſie liegen in Wirklichkeit an der 
Lage der politiſchen Verhältniſſe. i 


Nun jagt der Herr Abg. Mau, unſere Anträge 
wären alle unſinnig und widerſinnig geweſen. 
Ich hatte eigentlich wicht die Abſicht, heute noch 
hier auf unſere Anträge näher einzugehen und ich 
will Sie hier auch nicht weiter damit aufhalten. 
Aber einige wichtige Sachen möchte ich doch noch 
herausgreifen. Ich habe bereits am Anfang mei⸗ 
ner Ausführungen erklärt, daß dieſes Geſetz unſo⸗ 
zial iſt, daß es der unteren Beamtenſchaft das 
nimmt, was ihr zuteil werden ſollte und müßte. 
Ich greife nur die Gruppe der Poſtverwaltungs⸗ 
gehilfen heraus. Weshalb gewährt man den Poſt⸗ 
verwaltungsgehilfen nicht die geringen Aufbeſſe⸗ 
rungen, die ſie fordern? Weshalb ſtellt man ſie 
nicht den Aſſiſtenten gleich, wie man bei den 
weiblichen Poſtbeamten die Poſtverwaltungsge⸗ 
hilfinnen mit den Poſtaſſiſtentinnen gleichgeſtellt 
hat, warum macht man das bei den männlichen 
nicht auch, warum bringt man nicht auch die 


männlichen Poſtbeamten in eine Gruppe zuſam⸗ 


men? Aber gehen wir noch etwas weiter hinauf, 


beſchäftigen wir uns mit der Gruppe der Sekre⸗ 


täre. Iſt es nicht ein Skandal, wenn man bedenkt, 
was man dieſen Beamten nimmt? (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: 23 Prozent!) Sie haben zum größten Teil 
Familie und haben ihren Familienhaushalt und 
ihre ganze Wirtſchaftsführung auf ihre alten Be⸗ 


züge eingeſtellt. Ich will nicht hinſehen, wie jetzt 


die kommenden Monate und Jahre ſich in dieſen 
Familien auswirken werden. Ich greife moch an⸗ 
dere heraus, die mit Beſtimmtheit erwarten konn⸗ 
ten, daß ſie zum Januar oder Dezember oder 
November eine Stufe aufrückten. Ich weiß, daß 
Beamte durch Familienverpflichtungen gezwun⸗ 
gen waren, Schuldverſchreibungen einzugehen. Sie 
mußten Kinder verſorgen, die ins Leben hinaus⸗ 
gingen. Sie ſind dieſe Schuldverſchreibungen mit 
der guten Gewißheit eingegangen, daß ſie am 
1. Januar eine Gehaltserhöhung von 100 Gulden 
bekommen. Heute ſtehen ſie da und können ihre 
Schulden nicht bezahlen. Wenn man früher eine 
Schuldverſchreibung einging und falſche Angaben 
über fein Gehalt machte, wurde man als Betrüger 
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behandelt. Die Regierung macht ihre Beamten 
hier zu Betrügern. So liegen die Verhältniſſe. 
Und dann jagt man in der Oeffentlichkeit, man 
gebe den Beamten über und über genug. 

Anſere Anträge ſollen unſinnig und wider⸗ 
ſinnig ſein. War es nicht ein Unſinn und Wider: 
ſinn, Anträge, wie wir ſie für das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter der Schutzpolizei verlangten, abzuleh⸗ 
nen? Der einen Gruppe der Schutzpolizei gibt 
man es, aber andere Gruppen, die in genau den⸗ 
ſelben Verhältniſſen leben, vergißt man. Man 
ſieht, mit welcher Leichtfertigkeit die ganze Ange⸗ 
legenheit bearbeitet worden iſt. Genau ſo liegt es 
bei unſerm Antrag bezüglich der Hafen- und Kri⸗ 
minalpolizei. Ich erinnere an den leitenden Kri⸗ 
minalbeamten bei uns. Er hat für ſeine Perſon 
den Wunſch, die Stelle eines Kriminaldirektors 
zu bekommen. Bei dem ſchweren Dienſt, den er an 
der Grenze hat, wäre eine ſolche Einſtufung auch 
gerechtfertigt. Iſt ſie nicht ebenſo gerechtfertigt, 
wie wenn man einen Forſtverwalter nach Grup⸗ 
pe IIIb einſtuft und ihm jo eine Extrazulage gibt, 
die er ſich nicht hat träumen laſſen? Aber dem Re⸗ 
vierförſter in Steegen, der ſeit dem vorigen Herbſt 
zum Revierförſter befördert wurde, entzieht man 
bis auf den heutigen Tag ſeine richtige Beſoldung. 
So ſieht ſozialdemokratiſches Denken aus. Ich 
denke weiter an die Beamten der Verwaltungspoli⸗ 
zei. Das ſind diejenigen, die früher als blaue Poli⸗ 
zei den Straßendienſt werſehen haben. Die An⸗ 
träge der Leute, die äußerſt beſcheiden ſind, lehnt 
man ab. Ich erinnere an die Poſten des Rech⸗ 
nungsrewiſors, der Steuerdirektoren und befinde 
mich dabei im Widerſpruch mit dem Vertreter der 
Staatsregierung, der ſagte, dieſe Verwaltungen 
ſind bei uns micht ſo umfaſſend wie im Reich, in⸗ 
folgedeſſen müſſen die Beamten geringer beſoldet 
werden. Ich habe es ſchon im Hauptausſchuß ge⸗ 
ſagt und werde es hier wiederholen, es kommt 
nicht auf die Größe eines Verwaltungsapparates 
an, ſondern darauf, welche Aubeit der einzelne Be⸗ 
amte zu leiſten hat. Es iſt ſehr wohl denkbar, daß 
in einem kleinen Apparat die Arbeit eines Ein⸗ 
zelnen viel ſpezialiſierter und verantwortungs⸗ 
voller iſt als in einem großen Betrieb. Ich habe 
das mit der Arbeit eines Spezialhandwerkers und 
der Arbeit am laufenden Band verglichen. Aber 
ſo behandelt man jetzt Beamte. Man nennt die 
Anträge widerſinnig und glaubt damit der gan⸗ 
zen Sache Genüge getan zu haben. Ich erinnere 
an den Direktor der Oberpoſtkaſſe. Man ſetzt den 
Beamten nach 3b ein, ſtatt ihm wenigſtens für 
ſeine Perſon die Beträge zu ſichern, die ihm zu⸗ 
ſtehen. 

Ein beſonderes Schulbeiſpiel iſt die Behand⸗ 
lung der Regierungsbauſekretäre. Da haben wir 
den Antrag geſtellt, nach dem Grundſatz „freie 
Bahn dem Tüchtigen“ den beſonderen Zufatz, der 
abgeſchloſſene Fachſchulbildung verlangt, zu ſtrei⸗ 
chen. Den Antrag, bei den Bauräten den Zuſatz 
auf abgeſchloſſene Hochſchulbildung zu ſtreichen, 
hat ſich die Regierung zu eigen gemacht, weil ſie 
vielleicht ſchon eine Perſon für dieſen Poſten vor⸗ 
geſehen hat. Wir erſuchen, unſerm Antrag ent⸗ 
ſprechend, bei den Regierungsbauſekretären dieſe 
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Fußnote zu ſtreichen. Bei den mittleren Beamten 
nerweigert man das. Der Mann, der aus dem 
Volke ſtammt, ſoll die Stelle nicht bekommen. Die 
Hochſchulbildung ſtreicht man. 

Das aus der Fülle des Materials, das uns 
vorliegt. Aber ein ganz beſonderes Kunſtſtück hat 
ſich die Regierung mit der Einſtufung der Taub⸗ 
ſtummenlehrer geleiſtet. Die Taubſtummenlehrer 
ſind auch ein Schulbeiſpiel dafür, wie man hier ge⸗ 
arbeitet hat. Die Taubſtummenlehrer ſind im 
Reich Provinzialbeamte. Nach einem mir vorlie⸗ 
genden Verzeichnis ſind ſämtliche Taubſtummen⸗ 
lehrer nach der Beſoldungsgruppe IIIa eingeſtuft, 
mit Ausnahme in Pommern, die niedriger einge⸗ 
ſtuft find. Unsere Regierung und Herr Mau jar 
gen, wir haben das Geſetz ſo geſtaltet, daß es 
mindeſtens ſo gut iſt wie das preußiſche oder etwas 
beſſer. Hier ſehen Sie es. Hier hat man ſich die 
niedrigſte Stufe, die es in Preußen gibt, die pom⸗ 
merſche, ausgeſucht. Aber ſtatt das einzugeſtehen, 
kommt man mit Taſchenſpielerkunſtſtückchen. Durch 
den Regierungsvertreter wurde gejagt: „Wir 
haben die Taubſtummenlehrer genau fo eingeſtuft 
wie in Hamburg.“ Ich erwiderte: „Das iſt ganz 
neu.“ „Ja, wurde gejagt, ich habe fie den Fach⸗ 
ſchuloberlehrern gleichgeſtellt.“ Der Herr Senats⸗ 
vertreter vergaß aber zu ſagen, daß er erſt einmal 
die Fachſchuloberlehrer nach preußiſchem Muſter 
eingeſtuft hat, nämlich wiel niedriger als in Ham⸗ 
burg und dann die Taubſtummenlehrer ebenſo 
eingeſtuft hat. Das iſt ebenſo, wie wenn Zigeuner 
beim Pferdeverkauf dem Pferd das blinde Auge 
zuhalten. (Zuruf des Staatsrats Scheunemann.) 
Nun, Herr Staatsrat Scheunemann, das mag 
zutreffen, unſere Taubſtummenanſtalt iſt nur 
klein und hat kein Internat, und Sie meinen, in⸗ 
folgedeſſen müſſen die Taubſtummenlehrer we- 
niger bezahlt bekommen. Es iſt richtig, die Taub⸗ 
ſtummenſchule hat kein Internat. Die Taubſtum⸗ 
menſchule bietet überhaupt keine Unterkunft; denn 
das Unterkommen, das fie hat, iſt erbärmlich. Sit 
ſchon einer der Abgeordneten einmal in der Taub⸗ 
ſtummenanſtalt geweſen? Sehen Sie ſich einmal 
an, was man den Kindern, die von der Natur 
vernachläſſigt ſind, bietet. Man ſagt, bei Men⸗ 
ſchen denen ein Sinn fehlt, ſeien die anderen 
Sinne beſſer ausgebildet. So hat man hier wohl 
angenommen, daß die Kinder, die nicht hören und 
ſprechen können, hinten ſehen können; denn die 
Räume ſind ſo klein, daß die Wandtafel hinter 
den Kindern hängt, nicht vor den Kindern. Des- 
halb werden wohl auch die Lehrer ſchlechter be⸗ 
zahlt. Wer will das verantworten? So unge⸗ 
fähr hat man bei dem ganzen Beſoldungsgeſetz ge⸗ 
arbeitet. 

Von der Volksſchule zu ſprechen, erübrigt ſich 
für mich. Ich habe im Ausſchuß klargelegt, was 
klarzulegen war. Was hier die Sozialiſtiſche Par⸗ 
tei und die Regierungsparteien mit der Volks⸗ 
ſchule machen, ſpricht Bände. Jeder it ſoviel wert, 
wie er ſich ſelbſt einſchätzt. Ich kämpfe nicht für die 
Lehrerſchaft. Ich kämpfe für die Einſchätzung der 


Volksſchule, die Schule Eurer Kinder. So, wie 3 


Ihr die Volksſchule eingeſchätzt habt, iſt bezeich⸗ 
nend für Eure Einſtellung zum Volk und die Ein⸗ 
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ſchätzung Eurer ſelbſt. In der Geſchichte des Dan⸗ 
ziger Volksſchullebens wird dieſer Augenblick ver⸗ 
zeichnet ſein, wo die Sozialdemokraten und die 
andern Regierungsparteien abweichend von allen 
ſozialdemokratiſchen Regierungen im Reich es fer⸗ 
tig bekommen, die Volksſchule von der Stufe her⸗ 
unterdrücken, auf die ſie ſich empor gearbeitet 
hat. Das mag genug ſein. 

Nun die Haltung der einzelnen Parteien! Ich 


habe ſie ſchon gekennzeichnet. Es iſt ein trauriges 


Bild für die Regierungsparteien. Sie werden 
ſehen, wie die einzelnen Beſoldungsgruppen Ih⸗ 
nen Vorwürfe machen werden. Sie ſehen die Fol⸗ 
gen ſchon voraus. Wir hörten es ſchon, Sie leh⸗ 
nen die Verantwortung für Ihr eigenes Mach⸗ 
werk ab. Nachher werden Sie hereinkommen und 
auch die Anträge, die geſtellt ſind, niederſtimmen. 
Sie haben nicht die Courage, für Ihr Werk 
einzutreten, trotzdem werden Sie nachher in 
dr Abſtimmung dafür ſtimmen. So liegen die 
Verhältniſſe. Die Liberale Partei ſagt genau ſo 
wie die Sozialiſten, wir wollten ja das und das 
für die unteren Beamten tun, aber das böſe Zen⸗ 
trum wollte es nicht. Das Zentrum ſagte, es 
wollte das Möglichſte für die Beamten herausholen, 
aber die böſen Sozialiſten wollten es nicht. Das 
iſt ebenfalls eine Ausrede und micht mehr wert 
als die andere. Alle, die dies Geſetz annehmen, 
tragen die volle Verantwortung vor der Beam⸗ 
tenſchaft und werden ſich nicht davon reinwaſchen 
können und reinwaſchen dürfen. Die Zentrums⸗ 
partei iſt ſehr oft in der Lage geweſen — ich will 
nicht den Ausdruck gebrauchen, den Herr Pleni⸗ 
kowſki gebraucht, der ſozialiſtiſchen Partei 
ihren Willen aufzuzwingen. Wenn die Zentrums⸗ 
partei es gewollt hätte, hätte ſie es in dieſem Fall 
auch tun können. Die Zentrumspartei hat in die⸗ 
ſem Falle aber nicht energiſch durchgegriffen, Sie 
macht den Sozialiſten Zugeſtändniſſe und will für 
ſich auf dem andern Ende Zugeſtändniſſe erlangen. 
So urteilt die Beamtenſchaft und die Bevölke⸗ 
rung. 

Dieſer Kuhhandel zwiſchen den Parteien, die 
eigentlich wie Feuer und Waſſer zuſammenpaſſen, 
wird ſich ſpäter einmal rächen. Wir ſehen ja ſchon, 
wie jie es machen. Gelegentlich verſetzt man ſichuß⸗ 
tritte gegen gewiſſe Körperteile. Es hat bisher nur 
keine blauen Stellen gegeben. Esſwird der Moment 
kommen, wo die Sache platzen wird. Dann wird 
es Euch Sozialdemokraten leid tun, daß Ihr Euch 
ſo ins Schlepptau habt nehmen laſſen und die 
Leute verraten habt, die Eurer eigenen ſoziglen 
Schicht angehören. Was die Liberale Partei an⸗ 
langt, ſo blicken Sie zu den Sitzplätzen. Sie find: 
leer. Es erübrigt ſich, ein Wort darüber zu ver⸗ 
lieren. Die Liberalen waren früher im Reiche in 
der alten liberalen Zeit Vertreter der Schule, 
Vertreter einer freien Volksbildung mit gleichem 
Recht für alle, für Arbeiter, Angeſtellte und Be⸗ 
amte. Wo ſind heute die Liberalen, die dieſe In⸗ 
tereſſen vertreten? (Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 


ehm. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
9.! Wir haben anjeren Standpunkt zu dieſer⸗ 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

Vorlage in der zweiten Leſung durch unſern Red⸗ 
ner, meinen Fraktionsfreund Müller bekannt ge⸗ 
geben und ich hätte nicht nötig, hier noch dazu zu 
ſprechen. Wir werden das Geſetz ablehnen, weil 
es in der Regelung für die Zukunft nicht unſern 
Münſchen entſpricht und weil Sie uns von der 
Mitwirkung an dieſem Geſetz ausgeſchloſſen und 
unſere Anträge abgelehnt haben, ohne darauf 


einzugehen. Was mich veranlaßt, hier das Wort 


zu ergreifen, ſind die nach meiner Auffaſſung 


ganz unerhörten Ausführungen des Herrn Ver⸗ 


treters der Sozialdemokratiſchen Fraktion. Es iſt 
in einem Parlament wohl noch nie eine ſo merk⸗ 


würdige Begründung einer Haltung der größten 


Regierungspartei gegeben worden, wie heute vom 
Herrn Abg. Mau. Er hat erklärt, ſeine Partei 
lehne die Verantwortung ab. Das iſt ein außer⸗ 
ordentlich merkwürdiges Verhalten. Die Sozial⸗ 
demokratie ſtellt zugleich mit den anderen Koali⸗ 
tionsparteien Anträge zum Geſetz. Sie gibt dazu 
ihre Unterſchrift. Damit übernimmt ſie auch die 
Verantwortung. Sie ſtimmt für dieſe Anträge, er⸗ 
klärt aber: „Wir lehnen die Verantwortung ab.“ 


Es iſt an ſich ſchon merkwürdg, und im Hauſe 
aufgefallen, daß eine Partei der Regierungskoa⸗ 
lition, die Liberale Fraktion, während der Be⸗ 
ſchlußfaſſung über dies wichtige Geſetz den Saal 
verlaſſen hat und hier überhaupt nicht vertreten 
iſt. Merkwürdiger iſt noch die Begründung des 
Herrn Abg. Mau, warum Sie (nach links) die 
Verantwortung ablehnen. Es iſt unvereinbar 
mit den Grundſätzen des parlamentariſchen Sy⸗ 
ſtems, für das die Sozialdemokratie doch immer 
eintritt, daß ſie für ein Geſetz, das ſie ſelbſt vor⸗ 
legt, die Verantwortung ablehnt. Nach dem par⸗ 
lamentariſchen Syſtem haben die Regierungs⸗ 
parteien für die Regierung die Verantwortung. 
Wenn eine Partei glaubt, die Verantwortung 
nicht weiter tragen zu können, ſo handelt ſie ehr⸗ 
lich und den Grundſätzen des Parlamentarismus 
entſprechend, wenn ſie die Verantwortung andern 


überläßt und abtritt. Es iſt feige, wenn Sie glau⸗ 


ben, die Verantwortung mit leeren Worten ab⸗ 
lehnen zu können. Es wird Ihnen niemand die 
Verantwortung abnehmen. (Abg. Plenikowifi: 
Soll das ein Befehl ſein, Herr Ziehm?) Eine 


jede Regierung trägt die Verantwortung, ſolange 


ſie die Regierungsgewalt inne hat. Das war 
früher ſo und iſt auch noch heute ſo, wo die Re⸗ 
gierungsgewalt nach den parlamentariſchen 


Grundſätzen in den Händen der regierenden Par⸗ 


teien liegt und von ihnen getragen wird. Herr 
Abg. Mau hat erklärt, wir befanden uns in einer 
Zwangslage. Er iſt dabei nach mehrfacher Rich⸗ 
tung hin unaufrichtig geweſen. Er führt aus, 
ſeine Partei befand ſich wegen der Haltung der 
Oppoſition von rechts und links in einer 
Zwangslage. Ja, m. D. u. H. und Herr Abg. 
Mau, glauben Sie denn, daß niemand in Danzig 
die Preſſe der Regierungsparteien lieſt? Glauben 
Sie denn, daß nichts bekannt geworden iſt von 
dem häuslichen Streit, der zwiſchen der Zentrums⸗ 
preſſe und der ſozialiſtiſchen Preſſe entſtanden iſt 
darüber, ob ein verfaſſungsänderndes Geſetz vor⸗ 
gelegt werden ſollte? Dann aber ſagen, die 
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Verantwortung dafür müßten Sie der Oppo⸗ 
ſition von rechts und links zuſchieben, iſt eine Spie⸗ 
gelfechterei. a 5 

Herr Mau hat weiter erklärt, daß ſeine Partei 
das Urteil nicht anerkenne. Es iſt in der Oeffent⸗ 
lichkeit und wohl auch in den Kreiſen der Regie⸗ 
rungsparteien als eine Blamage empfunden wor⸗ 
den, wie die Frage der Beamtenbeſoldung von 
den Regierungsparteien behandelt iſt. Es iſt die 
ſchwerſte Niederlage, die die Regierungsparteien 
erlitten haben, und zwar deswegen, weil ſie ſich 
auf den gefährlichen Weg begeben haben, daß ſie 
die Gehaltsregelung auf einem Wege verſuchten, 
der ungeſetzlich war. Sie ſind durch das Urteil 
des Obergerichts davor bewahrt worden, daß ſie 
erneut ein verfaſſungswidriges Geſetz machten. 
Sie haben die Gehaltskürzung der Beamten gegen 
das Geſetz, gegen den Willen und ohne Einver⸗ 
nehmen mit der Beamtenſchaft vornehmen wollen. 
Das entſprach nicht den Grundſätzen der Verfaſ⸗ 
ſung. Sie haben die Beamtenſchaft in eine für 
den Staat und für ſie ganz außerordentlich pein⸗ 
liche Oppoſition getrieben. Sie haben ſie ge⸗ 


ſzwungen, den Weg des Gerichts anzurufen und 


haben nun die Niederlage erlitten. (Fragen Sie 
die Arbeiter auch, wenn Sie die Löhne kürzen? 
links.) Das Schlimmſte, was der Herr Abg. Mau 
hier geſagt hat, das war die Beſchimpfung des 
Richterſtandes. Sit es Ihnen denn nicht klar. 
meine Herren von der Sozialdemokratie, daß die 
Gerichte die Grundlage jedes Rechtsſtaates bilden, 
daß, wenn man die Richter und das Gericht 
wegen ihrer Rechtſprechung beſchimpft, da⸗ 
durch die Grundlagen erſchüttert, auf denen jede 
Regierungsgewalt, alſo auch die von Ihnen aus⸗ 
geübte Regierungsgewalt beruht? (Schöne 
Grundlagen find das! links.) Meine Herren und, 
Damen, einen ſchwereren Vorwurf kann man 
überhaupt nicht gegen einen Richterſtand erheben, 
als den des bewußten Rechtsbruches, wie er hier 
von dem Vertreter der größten Regierungspartei 
gegen die Danziger Gerichte erhoben worden iſt. 
Sie haben ihm vorgeworfen, daß dieſes Urteil 
nicht objektiv ſei, Sie haben ihm den Vorwurf ge⸗ 
macht, daß es ein Klaſſenurteil gegen die Sozial⸗ 
demokratie ſei. Wörtlich ſo hat ſich der Abg. 
Mau ausgedrückt. (Sehr richtig! bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Meine Herren! Sie, der Sie zu⸗ 
rufen „ſehr richtig!“ wiſſen Sie, daß Sie damit 
den Richtern den Vorwurf wegen eines Verbre⸗ 
chens machen, das mit Zuchthaus bedroht iſt? 
(Unruhe, Glocke des Präſidenten.) Ja, bewußter 
Rechtsbruch wird nach dem Strafgeſetzbuch mit 
Zuchthaus beſtraft. Wenn Sie das nicht wiſſen, 
ſo gehören Sie nicht auf dieſe Sitze. Wenn Sie 
ſolchen Vorwurf erheben, ſo fehlt Ihnen das Ver⸗ 
antwortungsgefühl für das Amt, das Sie hier 
inne haben. 


Meine Herren, ich hätte erwartet, daß dieſer 
ſchwere Vorwurf unverzüglich von einem der im 
Hauſe anweſenden Senatoren zurückgewieſen wor⸗ 
den wäre. Hier wäre es am Platze geweſen, daß 
man den Präſidenten des Senats herbeigeholt 
hätte, damit er dieſe unerhörten Vorwürfe und 
dieſe unerhörte Schmähung gegen eine oberſte 
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Staatsbehörde, gegen das Danziger Obergericht 
mit aller Energie zurückweiſe. Da das nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, muß ich leider als Vertreter der Oppo⸗ 
ſition und ich nehme an, im Namen des größten 
Teiles des Hauſes es übernehmen, und ſchärfſte 


Verwahrung gegen ſolche Verunglimpfung und: 


egen ſolche Schmähung einlegen. 

i ne Herren und Damen, wer das Urteil des 
Obergerichts unbefangen und unvoreingenommen 
geleſen hat, der wird doch anerkennen müſſen, 
daß es eine eingehende Begründung enthält, daß 
es eine ſehr eingehende Würdigung der ſchwieri⸗ 
gen Rechtsfragen enthält und daß es eingehend 
Stellung nimmt zu der geſamten Rechtſprechung 
und zu der geſamten Wiſſenſchaft, die ſich zu die⸗ 
ſer Frage geäußert hat. 

Meine Herren und Damen, wir haben, Gott 
ſei Dank, in Danzig einen gut vorgebildeten, un⸗ 
abhängigen und ſeiner hohen Pflichten durchaus 
bewußten Richterſtand. Wir ſollten Gott danken, 
daß wir unabhängige Richter haben, die Recht 
ſprechen, wie es ihre Pflicht iſt, allein nach dem 
Geſetz und daß wir in Danzig nicht das haben, 
was mir zugerufen iſt, und was Sie wünſchen: 
eine Parteijuſtiz, (Unruhe, Glocke des Präſiden⸗ 
ten.) für die nicht das Geſetz ſondern Parteiinter⸗ 
eſſen und Parteiinſtruktionen maßgebend find. 
Meine Herren, wehe Danzig, wenn das wahr 
wird und das eintritt, was die Sozialdemokratie 
nach ihrer Programmrede haben will: eine Par⸗ 
teijuſtiz, lediglich den Parteifunktionären unter⸗ 
worfene und ihnen gefügige Richter! Wir haben 
hier, Gott ſei Dank, noch unabhängige Richter in 
Danzig. 

And nun noch ein Wort auch wegen der von 
den Herren Sozialdemokraten und von ihrem 
Präſidenten Gehl gegebenen irreführenden fal⸗ 
ſchen Darſtellung der Finanzlage. Der Herr 
Vizepräſident Gehl hat erklärt: Wenn der Prozeß 
von der Beamtenſchaft gewonnen wird, und von 
dem Staat verloren wird, dann iſt der Staat 
bankerott, und heute, meine Herren? Derſelbe 
Herr Präſident Gehl hat uns im Hauptausſchuß 
erklärt: Nicht nur das Geld für die Beamten⸗ 
ſchaft iſt da, nein, es iſt noch das Geld da für die 
Erhöhung der Invalidenverſicherung, es iſt noch 
das Geld da für den Finanzausgleich der Stadt⸗ 
gemeinde, die doch weitere drei Millionen erfor⸗ 
dern. (Zurufe links.) Ja, meine Herren, von dem 
Volkstag an erſter Stelle verantwortlichen Be⸗ 
amten muß man doch verlangen, daß er die Fi⸗ 
nanzlage richtig überſieht. Wer nicht dazu in der 
Lage iſt und wer ſo ſchwer daneben greift, wie 
Herr Gehl es getan hat, der iſt nicht fähig, das 


Amt zu verwalten. Das Vertrauen der Bevölke⸗ 


rung muß erſchüttert werden, wenn ſo irrefüh⸗ 
rende, ſo widerſprechende und ſo falſche Darſtel⸗ 
lungen über die Finanzlage von ſo hoher Regie⸗ 
rungsſtelle verbreitet werden. Es iſt doch die 
Grundlage aller Entſcheidungen für die Verwal⸗ 
tung und für den Volkstag, daß man über die Fi⸗ 
nanzlage richtig unterrichtet iſt. (Zurufe des Abg. 
Jewelowſki, Unruhe, Glocke des Präſidenten.) 
Gut, Herr Jewelowſki, daß Sie ſoeben erſchienen 
ſind! Herr Jewelowfki, Sie gehören auch zu denen, 
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die irreführend erklärt haben, der Staat ſei ban⸗ 
kerott, wenn die Beamtenſchaft den Prozeß ge⸗ 
winne. Sie haben öffentlich erklärt, es müßten 
ungeheuer viel neue Steuern kommen, es müßte 
die Einkommenſteuer erhöht werden, es müßte die 
Vermögensſteuer erhöht werden, man erwäge, ob 
auch die Grundwechſelſteuer erhöht werden müße. 
Das, das alles haben Sie erklärt. Herr Jewe⸗ 


lowſki, Sie waren ebenſo falſch und ebenſo wenig 
über die Finanzlage orientiert, wie Herr Gehl. 


Das ſind die ſchwerſten Vorwürfe, (Abg. Loops: 
die man Herrn Volkmann machen kann!) die man 
Ihnen machen muß. Meine Herren, daß Ihnen 


dieſe Ausführungen ſehr peinlich und ſehr unan⸗ 
(Widerſpruch links.) 


genehm ſind, verſtehe ich. 
Na, dann halten Sie gefälligſt 
ruhe, Glocke des Präſidenten.) 
Meine 
Mau geſagt, wir brauchen einen Staatsgerichts⸗ 
hof — in dieſem Punkte ſtimmen wir zu —, we⸗ 
gen der vielen in der Verwaltung und in der Ge⸗ 


den Mund! (Un⸗ 


ſetzgebung erfolgten Verfaſſungswidrigkeiten, die 


Sie in der kurzen Zeit ihrer Regierungstätigkeit 
begangen haben. Das Vertrauen, das die Links⸗ 
regierung — und Sie Herr Jewelowſti beſon⸗ 
ders! — das Vertrauen, daß Sie, wenn überhaupt 
jemals gehabt haben, iſt in dieſen dreiviertel 
Jahren Ihrer Regiererei gründlich verwirtſchaftet 
worden. (Bravo! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. 
Schilke, Abgeordneter (.): M. D. u. H.! Die 


Verabſchiedung von Beſoldungsgeſetzen pflegt in 
allen Staaten den Parteien, die ſie zur Verab⸗ 
ſchiedung zu bringen haben, nicht gerade ange⸗ 
nehme Aeberraſchungen zu bringen. Aber es 
ſcheint mir, als wenn der Danziger Freiſtaat mit 


ſeinen 380 000 Einwohnern ein Spiegelbild da⸗ 


für iſt, wie ſtark ſich alles im engen Raume ſtößt, 
und wie gerade infolgedeſſen auch 
eines Beſoldungsgeſetzes hier im Parlament zu 
Zuſammenſtößen führt, die ſonſt in einem Staat 
nicht möglich wären. Es zeigt ſich, daß man ge⸗ 
rade bei der Beratung von Beſoldungsgeſetzen 
im Danziger Freiſtaat zu ſehr das ſachliche Mo⸗ 
ment verläßt und auf die perſönliche Seite über⸗ 
geht. Ich bedaure das und mit mir meine Par⸗ 
teifreunde. Ich habe hier bei der erſten Leſung 
an alle Parteien des Hauſes 
bei dieſem Geſetz mit möglichſter Sachlichkeit mit⸗ 
zuarbeiten, da es ſich um ein 
von weittragender Bedeutung für den Staat und 
die Beamtenſchaft ſein wird. 

Die Zentrumsfraktion hat in 
ſeit jenem Tage, wo ſie mit den beiden anderen 
jetzigen Regierungsparteien dieſe Regierung ge⸗ 
bildet hat, einen vollkommen klaren Standpunkt 
eingenommen. In jenen Tagen ſind die Grund⸗ 
linien für dieſes Geſetz geſchaffen worden. Inſo⸗ 
weit hat Herr Kollege Mau recht, wenn er ſagte, 
daß die Koalitionsvereinbarungen vorſahen, das 
preußiſche Geſetz als Grundlage für dieſe Beſol⸗ 
dungsordnung zu nehmen. 


ßziſche Geſetz aber nicht mit allen Paragraphen 


übernommen hat, trat für die Zentrumsfraktion 


Herren und Damen! Weiter hat Herr 


die Beratung 


die Bitte gerichtet, 
Geſetz handelt, das 


dieſer Frage 


Da man das preu⸗ 
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eine Schwierigkeit ein, und es war jene Frage zu 
klären, die ich bereits bei der erſten Leſung dieſes 
Geſetzes hier betont habe, die Frage des Beſitz⸗ 
ſtandes. Dieſe Frage iſt nun durch das Oberge⸗ 
richt geklärt worden, und zwar iſt das Urteil zu 
Gunſten der Beamtenſchaft ausgefallen. Ich er⸗ 
kläre hier im Auftrage meiner Fraktion, daß wir 
den Geſetzentwurf mit dem 8 47 angenommen 
hätten, wenn das Obergerichtsurteil zu Ungun⸗ 
ſlen der Beamtenſchaft ausgefallen wäre. Es iſt 
in dieſer Zeit ſchon wiederholt ſowohl von Seiten 
der Beamtenſchaft, wie von Seiten einzelner Par⸗ 
teien mit einem Umfall des Zentrums gerechnet 
worden. M. D. u. H.! Dieſer Umfall iſt nicht ein⸗ 


getreten. Wir haben unſere gerade Linie weiter 


behalten und ſind auf dieſem geraden Wege zum 
Ziel gekommen. Das Obergerichtsurteil bildet 
die Grundlage für die Wahrung des Beſitzſtandes. 

Nun ein paar Worte zu einer Frage, die Herr 
Kollege Mau angeſchnitten hat. Er glaubte ſagen 
zu müljen, daß das Zentrum es bei der Beratung 
dieſes Geſetzes in der Koalition fertig gebracht 
hat, die untere Beamtenſchaft härter zu treffen 
und eine Erhöhung der Beamtengehälter bis zur 
400 Gulden⸗Grenze nicht ermöglichte. Herr Kol⸗ 
lege Mau hat mit großer Opferfreude und Hin⸗ 
gabe an dieſem Geſetz mitgearbeitet. Das müſſen 
ihm alle beſcheinigen, die mit ihm die ganzen 
Monate an dieſer Materie gearbeitet haben und 
ich in erſter Linie. Aber Herrn Kollegen Mau 
iſt dabei heute inſofern ein Irrtum unterlaufen, 
als er überſieht, daß ſein Antrag, den er einmal 
der kleinen Kommiſſion vorgelegt hat, nicht etwa 
den Beſitzſtand des Geſetzes von 1924 zugrunde 
legte, ſondern lediglich den Beſitzſtand des Not⸗ 
opfergeſetzes. (Hört, hört! links.) Sie ſehen doch, 
daß die jetzige Regelung aber jenen Beamten das 
gibt, was das Geſetz von 1924 vorſieht, daß alſo 
bei einer 400 Gulden⸗Grenze jetzt für den unver⸗ 
heirateten Beamten eine Erhöhung von 32 Gul⸗ 
den eintritt, für den verheirateten von 17 Gul⸗ 


den. Die Behauptung des Kollegen Mau trifft 


alſo nicht zu. 
Im übrigen möchte ich nicht auf Einzelheiten 


des Geſetzes eingehen. Wir können mit Genug⸗ 
tuung feſtſtellen, daß dieſes Geſetz durch alle 
Schwierigkeiten hindurch bis zu dieſem Zeitpunkt 


erledigt iſt, und wir hoffen, daß es heute auch 
vollkommen unter Dach gebracht werden kann. 
Vielleicht aber noch ein Wort zu den Ausfüh⸗ 
rungen meiner Herren Vorredner. Herr Kollege 
Friedrich hat hier die Zentrumspartei ein wenig 
unter die Lupe genommen. Er hat von ſtreiten⸗ 
den Brüdern geſprochen. Herr Kollege Friedrich 
vergißt dabei, daß auch er einmal Mitglied einer 
Koalitionspartei geweſen iſt, und er müßte wiſſen, 
daß innerhalb von Koalitionen ſelbſtverſtändlich 
auch bei der Verabſchiedung von Geſetzen Streit⸗ 
fragen eintreten können. Das ändert nichts an 
der Koalition. Wenn Sie heute noch der Libe⸗ 
ralen Partei angehörten und mit die Verant⸗ 
wortung für dieſes Geſetz zu tragen hätten, wären 
Sie nicht in der Lage geweſen, die Anträge zu 
ſtellen, die von Seiten der Arbeitsgemeinſchaft 
geſtellt ſind. Dann hätten 


Sie auch Ihre Aus⸗ 
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führungen nicht machen können. (Sehr richtig! 
beim Zentrum.) 

Herr Abg. Dr. Ziehm hat dann erwähnt, daß 
Herr Kollege Mau betont hat, daß dies Geſetz 
nicht mit einer Zweidrittel⸗Mehrheit geſchaffen 
worden ſei, weil die Oppoſition ſowohl links wie 
rechts dieſe Zweidrittel⸗Mehrheit nicht mitge⸗ 
macht hätte. Er hat im Anſchluß daran geſagt, 
daß das nicht richtig ſei, ſondern daß der Grund 
dafür in der Koalition liege, die über dieſe Frage 
nicht einig geworden ſei. Ich kann erklären, daß 
über dieſe Frage innerhalb der Koalition bei der 
Beratung des Geſetzes überhaupt keine Verhand⸗ 
lungen gepflogen ſind, daher auch keine Einigung 
über die Frage hätte erzielt werden müſſen. (Abg. 
Plenikowfki: Sie haben ſich ja vorher ſchon ge⸗ 
bunden! — Abg. Dr. Ziehm: Was ſchreibt die 
Preſſe?) Die Preſſe iſt nicht die Stimme der 
Fraktion. Die Stimme der Fraktion bin ich, der 
ich ſpreche. 

Wir betonen, m. D. u. H., daß wir für das 
Geſetz in der jetzigen Faſſung die volle Verant⸗ 
wortung übernehmen, und daß wir für alles ein⸗ 
ſtehen, was die Auswirkung des Geſetzes ſein 
wird. Wir ſind nicht der Ueberzeugung, daß der⸗ 
artige Schwierigkeiten eintreten können, wie ſie 
hier von einigen der Vorredner angedeutet wor⸗ 
den ſind. Wir ſind ja die einzigen, die vom erſten 
Tage an die Verantwortung in der Regierung 
tragen. Wir ſind uns deshalb auch dieſer Ver⸗ 
antwortung bewußt. Wir werden auch die Vor⸗ 
würfe jener zurückweiſen, die da glauben ſagen zu 
müſſen, daß in der früheren Zeit die Finanzwirt⸗ 
ſchaft nicht ſo gehandhabt worden iſt, wie es der 
guten Finanzgebahrung entſpricht. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Wir ſind in jeder Regie⸗ 
rung geweſen, wir tragen die 
auch für die früheren Regierungen, und wir er⸗ 
klären, daß wir für die Vergangenheit genau ſo 
die Verantwortung übernehmen wie für die Fol⸗ 
gen, die aus dieſem Geſetz entſtehen. (Bravo! im 
Zentrum.) 

Präſident: 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. 
D. u. H.] Wenn wir bei der dritten Leſung noch. 
einmal das Wort ergreifen, ſo tun wir es nicht, 
um nochmals zu erklären, daß wir das Geſetz ab⸗ 
lehnen. Wir haben in der erſten Leſung genau 
auseinandergeſetzt, aus welchen Gründen wir das 
tun. Uns iſt dies Geſetz mit den ungeheuren 
Schachtelungen eine Unmöglichkeit. Wir haben 
in erſter Leſung erklärt, für uns gibt es untere 
Beamte, Aſſiſtenten, Sekretäre, dann gibt es ein 
paar höhere Beamte, und damit iſt alles erledigt. 
Die Sozialdemokratie hat das nicht durchdrücken 
können. Woran es liegt, intereſſiert nicht, ob es 
am Zentrum liegt oder an dem Widerſtand der 
von Ihnen, Herr Dr. Ziehm, geſchaffenen Büro⸗ 
kratie. Ich nehme an, daß der Widerſtand bei 
der alten Bürokratie liegt, die ihren Beſitzſtand 
wahren will. Wenn Herr Manthei hier erklärt, 
die unteren Stellen müſſen mehr bekommen, wenn 
er ſagt, daß ihnen die Aufrückungsmöglichkeit ge⸗ 
nommen wird, ſo liegt das daran, weil der Be⸗ 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 5 

ſitzſtand der alten deutſchnationalen Beamtenſchaft 
gewahrt bleiben muß, da das Obergericht eine 
Aenderung für verfaſſungswidrig erklärt. Da 
liegt das Entſcheidende bei der ganzen Schuld⸗ 
frage. (Abg. Liſchnewſki: Was halten Sie vom 
Obergericht?) Ich komme ſofort auf das Arteil. 
Die ganze Komplikation iſt nur für die jüngere 
und untere Beamtenſchaft eingetreten, weil das 
Obergerichtsurteil nun einmal die Situation 
endgültig verfahren hat. Die jetzige Regierung 
hätte gelogen, wenn ſie erklärt hätte, der Staat 
ſei bankerott, er könne nicht zahlen. Dieſe Frage 
iſt als Kardinalfrage aufgetaucht. Herr Dr. 
Ziehm argumentiert, es ſei nicht wahr, es jet 
Geld in den Kaſſen. Das beweiſt uns zur Evi⸗ 
denz, daß Herr Dr. Ziehm für die Landwirtſchaft 
und für die Wirtſchaft überhaupt nicht das ge⸗ 
ringſte Verſtändnis hat. Weiß er denn nicht, daß 
die Steuern, die jetzt eingetrieben werden, ſchon 
Raubbau an der Wirtſchaft ſind? Kommt er gar 
nicht auf die Idee, daß es richtiger wäre, dieſe 
2 Millionen vielleicht zurückerſtatten? Herr. 
Ziehm hat hier mehrere Anträge geſtellt. Die 
Landwirtſchaft kann nicht Steuern zahlen, die 
Steuernachzahlungen für die letzten Jahre müſſen 
zurückgezahlt werden. Es erſcheint in der Zeitung 
ein großer Artikel und eine Große Anfrage wird 
eingebracht. Heute kommt er gar nicht auf die 
Idee, zu ſagen, wir ſind doch bankerott. Er will 
aber haben, daß die Landwirte das Geld zurück⸗ 
bekommen. „Erkläret mir, Graf Oerindur, dieſes 
Rätſel der Natur!“ Auf der einen Seite erſcheint 
ein Artikel, der Staat iſt nicht bankerott, auf der 
anderen Seite ſchreiben Sie, die Landwirtſchaft 
ſei bankerott und verteidigen das Obergerichts⸗ 
urteil. 


Das iſt das, was 


ich einmal feſtnageln muß. 
Herr Dr. Ziehm ſagte, wir hätten die allerein⸗ 


wandfreieſte Juſtiz der Welt. Es ſei ſchamlos, 
wenn jemand es wagte, an dieſer Behauptung zu 
rütteln. Wie erklärt Herr Dr. Ziehm ſich die Ob⸗ 
jektivität der Richter, die 
Gehaltsveränderung ein Verfaſſungsbruch ſei, 
wenn der Danziger Richter im gleichen Moment 
ſagt, eine 70⸗prozentige Miete ſei eine Entſchädi⸗ 
gung für die Enteignung auf Grund der Zwangs⸗ 
wirtſchaft. Ich bin einfach ſtarr, daß Herr Dr. 
Ziehm ſich hier herſtellt, das Obergerichtsurteil 
und die Juſtiz verteidigt und hier auf der anderen 
Seite nicht feſtnagelt, daß es doch wohl ein par⸗ 
teiiſches Urteil der Danziger Juſtiz iſt, wenn in 
allen Inſtanzen die wohlerworbenen Rechte der 
Beamtenſchaft ſo hervorgehoben werden und auf 
der andern Seite ein Prozentſatz der ehemaligen 
Miete als vollkommene Entſchädigung angeſehen 
wird. Das iſt mir zu hoch. Auch wir üben an 
dem Obergerichtsurteil Kritik und ſagen, es iſt 
verheerend für die Danziger Wirtſchaft, und es 
braucht gar nicht erſt zum Bankerott zu kommen. 
Wenn Sie allerdings den Bankerott darin er⸗ 
blicken, daß in der Staatskaſſe kein Geld mehr 
vorhanden iſt, dann werden Sie vielleicht nie den 
Bankerott erleben. Es gibt immer noch Wege, 
aus der Bevölkerung Geld herauszupreſſ 

iſt geſchehen. Deshalb müſſen wir erklä 


ſagen, daß eine kleine 


Donnerstag, den 18. Oktober 1928. 


das Obergerichtsurteil tatſächlich der Schlußſtein 
einer Entwickelung iſt, welche zum Bankerott der 
Danziger Wirtſchaft führen wird, ja vielleicht 
ſchon geführt hat. (Abg. Plenikowſki: Wenn Sie 
Ihren Prozeß gewonnen hätten, dann wäre das 
Urteil gerecht! — Heiterkeit.) Wir müſſen ihn ſo⸗ 
gar gewinnen, Herr Abg. Plenikowſki, darüber 
herrſcht gar kein Zweifel. Es handelt ſich nur 
darum, daß hier behauptet worden iſt, daß man an 
der Danziger Juſtiz keine Kritik üben dürfe, ſie 
ſtehe ſo turmhoch über allem eigenen Intereſſe, 
daß man kein Wort der Kritik verlieren dürfe. 

Wir haben die Kritik geübt und müſſen feſt⸗ 
ſtellen, daß wir dies Geſetz nicht mitmachen kön⸗ 
nen. Wir haben es uns allerdings verſagt, Herr 
Abg. Plenikowſki, was Sie getan haben, bei den 
einzelnen Beſoldungsgruppen nachzuweiſen, wie 
es ſchöner hätte ſein können. Wir ſehen aber, daß 
wir mit unſeren Wünſchen leider nicht durchdrin⸗ 
gen können. (Abg. Plenikowſki: Wie it es mit 
dem Syſtem, es koſtet keinen Pfennig, das Syſtem 
abzuändern!) Wir könnten genau wie Sie hier 
oben ſtehen und ſtundenlang über die Kriminal- 
polizei, die Schutzpolizei und andere Kategorien 
reden. Das Syſtem iſt aber einmal da, und es iſt 
ſchwer, ein Syſtem, das in ſieben Jahren geſchaffen 
iſt, in fünf Minuten wieder zu beſeitigen. Was 
an uns liegt, werden wir daran mitarbeiten. Dies 
Beſoldungsgeſetz iſt aber für uns eine Unmöglich⸗ 
keit. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.)? M. D. u. H.! 
Herr Abg. Ziehm hat meine Ausführungen etwas 
unrichtig zitiert. Ob das mit voller Abſicht ge⸗ 
ſchehen iſt, weiß ich nicht. Ich habe geſagt, wir So⸗ 
Zialdemokraten lehnen die Verantwortung für die 
Folgen ab, die ſich aus der Zwangslage ergeben, 
die durch das Urteil des Obergerichts herbeige⸗ 
führt worden iſt, und ich habe weiter betont, daß 
wir auch die Verantwortung für die Folgen ab⸗ 
lehnen, die aus dieſer Zwangslage für die Zu⸗ 
kunft entſtehen werden. Zu dieſen Worten ſtehe ich 
auch heute noch. Die Zukunft wird lehren, daß 
wir recht behalten. Wenn Herr Dr. Ziehm nun 
weiter die ſcharfe Kritik bemängelte, die ich an 
dem Urteil des Obergerichts geübt habe, ſo habe 
ich mich ausdrücklich auf Beiſpiele der Vergan⸗ 
genheit berufen, wo die Geſetzgebung den Blöd⸗ 
ſinn und Unſinn des Obergerichts wieder beſeiti⸗ 
gen mußte, um einen wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
bruch des Freiſtaates zu verhindern. (Abg. Dr. 
Ziehm: Die Richter haben nach den Geſetzen zu 
entſcheiden!) Aus dieſem Grunde muß für alle 
Verfaſſungs⸗ und Staatsfragen ein unabhängiges 
Gericht geſchaffen werden, das nicht nur nach dem 
Buchſtaben des Geſetzes, ſondern auch nach menſch⸗ 
licher Vernunft entſcheidet. Wenn wir im Ober⸗ 
gericht irrſinnige Menſchen ſi 
die nicht über dera i 
(Abg. Dr. Ziehm: 
gung! Unerhö 


ja das furchtbare 
Beiſpiel En 


Is des Obergerichts. 
Aufwertung gehabt. Für den 
kataſtrophal geworden, wenn 

beſtehen geblieben wäre, und. 
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(Mau, Abgeordneter) 
wenn nicht der Volkstag durch ſeine Entſcheidung 
dies unſinnige Urteil korrigiert hätte. 

Wenn Sie meinen, daß wir etwa eine Par⸗ 
teijuſtiz erſtreben, dann iſt es eben Parteijuſtiz, 
was jetzt vom Obergericht geſchehen iſt. In dem⸗ 
ſelben Moment, als die Umſtellung der Danziger 
Beamtenſchaft gegenüber der Danziger Regierung 
erfolgte, nachdem die Sozialdemokraten 
treten waren, 


geſagt hat, daß der Herr Senatsvizepräſident 
über die Finanzlage des Freiſtaates nicht richtig 


informiert geweſen ſei, ſo muß ich dieſen Vorwurf 


mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Trotzdem iſt er richtig!) Das liegt nicht 
am Senatsvizepräſidenten und nicht an uns, 
ſondern an dem Syſtem, das Sie geſchaffen haben. 
Sie ſelbſt und auch Ihre Parteifreunde ſind 
Zeugen geweſen, wie der Herr Finanzſenator Dr. 
Volkmann vor wenigen Monaten im Hauptaus⸗ 
ſchuß ein Klagelied über die Finanzlage und den 
Stand der Finanzen ſang, wobei er mit einem 
geringen Plus von 800 000 Gulden gerechnet hat. 
Die Erfahrungen, die wir dabei mit dem Herrn 
Finanzſenator Dr. Volkmann gemacht haben, die⸗ 
ſelben Erfahrungen haben wir mit ihm ſchon vor 
1928 gefammelt und deshalb haben wir immer 
wieder erklären müſſen: aus dieſem Menſchen iſt 
eben nicht das herauszubekommen, was die 
Oeffentlichkeit unbedingt erfahren muß. Erſt 
nachdem dann andere Senatsvertreter an anderer 
Stelle die Erkundigungen eingezogen haben, die 
notwendig waren, um einen Ueberblick und Klar⸗ 
heit über die Finanzlage des Freiſtaates zu er⸗ 
halten, konnte man auch eine klare Ueberſicht 
über dieſe Dinge geben. Ich glaube, die Geſchichte 
wird über dieſen unfähigen Menſchen ihr Urteil 
ſprechen und über die Menſchen, die ihn hierher 
geholt und an ſolch werantwortungsvolle Stelle 
geſetzt haben und die hier ein Syſtem verankert 
haben, das ſehr oft dem Freiſtaat Danzig, der 
Bevölkerung und der Wirtſchaft zum Schaden ge⸗ 
worden iſt. Wir haben ja Gelegenheit, am Ende 
dieſes Jahres dieſen Krebsſchaden für den Frei⸗ 
ſtaat Danzig zu beſeitigen. Das iſt der Grund, 
weshalb ſelbſt Mitglieder des Senats über die 
Finanzlage nicht die Auskunft geben bonnten, die 
ſie ſelbſt der Oeffentlichkeit ſehr gern ſchon früher 
gegeben hätten. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht mehr vorlie⸗ 
gen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Ich rufe 
auf § 1 nebſt Ueberſchrift. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Zum $ 1 liegt noch ein Abänderungs⸗ 
antrag wor. Ich glaube, die Druckſachen ſind be⸗ 
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reits verteilt, und zwar ſoll gemäß dem Abände⸗ (0 


rungsantrag auf Druckſache Nr. 467 ein Abſatz 4 
hinzukommen: 
Im 8 1 iſt folgender Abſatz Aa hinzuzufügen: 
„(4a) Die Beamten des Volkstages haben die Rechte 
und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten; ſie 
werden durch den Präſidenten des Volkstages ange⸗ 
ſtellt, der ihre vorgeſetzte Behörde it,“ 


Im 8 40 iſt folgender Abſatz 2 hinzuzufügen: 
„(2) St die Stelle eines beförderten Beamten auch 
in der neuen Beſoldungsordnung als Beförderungs⸗ 
ſtelle herausgehoben, ſo iſt das Beſoldungsdienſtalter 
— über die Aeberleitungsvorſchriften hinaus — min⸗ 
deſtens ſo feſtzuſetzen, daß der Beamte ein höheres 
Grundgehalt erhält, als er bei Einweiſung in eine 
niedrigere Stelle derſelben Laufbahn mach den Aeber⸗ 
leitungsvorſchriften erhalten haben würde.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich ſtelle die Annahme des Antrages 
und ſomit auch die Annahme des § 40 feſt. 
§ 41: angenommen; $ 42: angenommen; $ 43: 
angenommen; § 44: angenommen; $ 45: ange⸗ 
nommen; $ 46: angenommen. Ich rufe § 47 auf. 
Hier iſt ſoeben ein Abänderungsantrag eingegan⸗ 
gen, den die Damen und Herren noch nicht kennen: 
In S 47, Abi. 1 find an zwei Stellen die Worte 
zund Sondervergütung“ zu ſtreichen. 
Hohnfeldt, Friedrich, Hennke, Dr. Blavier, Rahn, 
W. Müller, Dinklage. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag zum § 47 annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Er iſt abgelehnt, auch die An⸗ 
tragſteller haben ihn abgelehnt. Wir ſtimmen 
über § 47 der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den $ 47 nach der Vorlage an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit; § 47 iſt angenommen. Ich 


rufe $ 48 auf und ſtelle die Annahme feſt. $ 49: 


angenommen; § 50: angenommen; 8 51: ange⸗ 
nommen; § 52: angenommen; $ 53: angenom⸗ 
men; $ 54: angenommen; $ 55: angenommen; 
§ 56 fällt fort. Damit find die Paragraphen zu 
Ende. Ich ſtelle feſt, daß gleichzeitig alle Ueber⸗ 
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(Präſident) 
ſchriften angenommen worden ſſind, ſowohl die 
der Abſchnitte als auch die der einzelnen Para⸗ 
graphen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Anlage 1. Wortmeldungen und Abänderungs⸗ 
anträge liegen dazu nicht vor. Ich ſſchlage daher 
vor, daß wir ſofort über die ganze Anlage ab⸗ 
ſtimmen. Ich höre keinen Widerſpruch und bitte 
die Damen und Herren, die Anlage 1 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, Anlage 1 iſt angenommen. Ich ſtelle 
feſt, daß Anlage 2 in der Vorlage weggefallen 
iſt, es bleibt dafür Anlage 3. Ich ſtelle feſt, daß 
Anlage 3 und Anlage 4 angenommen find. Da⸗ 
mit iſt das Geſetz nebſt Anlagen in der dritten 
Leſung angenommen worden. Wir ſchreiten zur 
Schlußabſtimmung. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abgeordnete Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
beantrage, über die Schlußabſtimmung nament⸗ 
lich abzuſtimmen. 

Präſident: Ich rufe die Ueberſchrift auf, die 
Einzelüberſchriften ſind bereits angenommen. 
Ich eröffne die Besprechung und ſchließe fie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Iſt bitte die Damen und Herren, 
die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich won 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das it die 
Mehrheit. Die Ueberſchrift iſt angenommen. Ich 
ſtelle alſo feſt, daß im § 1 ein Abſatz Aa neu ein⸗ 
gefügt iſt und der Abſatz 2 des 8 40 neu ge⸗ 
ſchaffen worden ſſt. (Abg. Rahn: Sind das keine 
weſentlichen Aenderungen?) Das ſind keine 
weſentlichen Aenderungen. Der Schlußabſtim⸗ 
mung ſteht nichts im Wege. Wir ſchreiten ſomit 
zur Schlußabſtimmung, und zwar iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt. Würd dieſer Antrag auf 
namentliche Abſtimmung überſtützt? (Geſchieht.) 
Es reicht gerade aus. Zur Geſchäftsordnung hat 
zunächſt das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) Im Auftrage 
der Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: 

Nach einer monatelangen, erbärmlichen, nie⸗ 
derträchtigen Verhandlungskomödie im Haupt⸗ 
ausſchuß, die ſich dann in dieſer Woche bei den Be⸗ 
ratungen hier im Plenum fortſetzte und allen 
Grundſätzen eines ſogenannten demokratiſchen 
Staatsweſens widerſpricht, ſoll das Danziger Be⸗ 
ſoldungsgeſetz jetzt endgültig verabſchiedet werden. 
Trotz der Beruhigungsmanöver der bürgerlichen 
ſogenannten „Oppoſition“ und des Danziger Be⸗ 
amtenbundes wird dieſes Geſetz, von dem Allge⸗ 
meinen Danziger Beamtenbund mit Recht als 
das unſozialſte Gebilde, das in dieſer Hinſicht hier 
jemals verabſchiedet worden iſt, bezeichnet, von 
der großen Menge der Beamten in den unteren 
und mittleren Beſoldungsgruppen ſchon jetzt aufs 
entſchiedenſte abgelehnt. Die ſogenannte bürger⸗ 
liche „Oppoſition“ hatte alle Urſache, bei der 2. 
und 3. Beratung nicht allzuſehr als Oppofition 
aufzutreten, weil ja alle Forderungen der Reak⸗ 
tion und der höheren Beamtenſchaft reſtlos erfüllt 
worden ſind. In beſonders widerlicher Weiſe hat 
bei dieſer Beſoldungsvorlage die Zentrumspartei 
ihre parteipolitiſchen Geſchäfte beſorgt. Wie 
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immer bei allen Regierungsmaßnahmen dieſer 
„Linksregierung“ zeigte ſich auch beim Beſol⸗ 
dungsgeſetz die Sozialdemokratiſche Partei bar 
aller Grundſätze. Bedingungslos hat die S. P. 
D. ſich den Forderungen der Reaktion gebeugt und 
die Intereſſen der unteren und mittleren Beamten 
einiger Senatorenſeſſel wegen verſchachert. (Hei⸗ 
terkeit.) 

Demgegenüber haben wir Kommuniſten von 
Anfang der Verhandlungen an bis zum Schluß 
mit allem Nachdruck die Forderungen der Beam⸗ 
tengewerkſchaft vertreten und den Kampf für die 
Intereſſen der unteren und mittleren Beamten 
geführt. Dieſe Forderungen wurden jedoch von 
den übrigen Parteien und ſogar von den Gewerk⸗ 
ſchaftsführern reſtlos abgelehnt, die ſomit auch 
Forderungen von ihnen naheſtehenden Organiſa⸗ 
tionen mit Füßen traten. An der reaktionären 
Faſſung des Geſetzes und dem unſozialen Aufbau 
der Beſoldungsordnung iſt nicht das geringſte ge⸗ 
ändert worden, es ſei denn, daß man durch An⸗ 
nahme von Anträgen der bürgerlichen Oppoſition 
vereinzelten Beſtimmungen des Geſetzes eine noch 
reaktionärere Form gab und einige höhere Bes 
amte und Beamtengruppen noch höher einſtufte. 
Deshalb erklärt die Kommuniſtiſche Partei noch 
einmal mit aller Entſchiedenheit, daß ſie dieſes 
antiſoziale und reaktionäre Machwerk ablehnt. 

Die betrogene Danziger Beamtenſchaft aber 
fordern wir auf, aus dieſer Behandlung, die ihm 
die bürgerlich⸗kapitaliſtiſche Freie Stadt ange⸗ 
deihen läßt, aus der Bevorzugung der oberen Be⸗ 
amten gegenüber der großen Maſſe der unteren 
und mittleren Beamten die notwendigen politi⸗ 
ſchen und organiſatoriſchen Schlußfolgerungen zu 
ziehen. Sie müſſen ſich darüber klar werden, daß 
der Kampf um eine neue Beſoldungsordnung erſt 
jetzt beginnt, daß dieſer Kampf geführt werden 
muß mit allen gewerkſchaftlichen Kampfmitteln. 
Seite an Seite mit der Arbeiterſchaft und der An⸗ 
geſtelltenſchaft müſſen fie gegen dieſen kapitaliſti⸗ 


ſchen Staat, gegen das kapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 


ſyſtem kämpfen; denn nur dann haben ſie die 
ſichere Gewähr, daß in einer nahen Zukunft eine 
Beſoldungsordnung geſchaffen wird, die ihren 
Dienſtleiſtungen entſpricht und wie es ihre 
Exiſtenzbedingungen erfordern. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Wir ſchreiten zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht von den 
Damen und Herren noch jemand eine Karte ab⸗ 
zugeben? (Geſchieht.) Ich ſchließe jetzt die Ab⸗ 
ſtimmung. (Abg. Plenikow'ki: Es lebe die Zivil⸗ 
liſte der Danziger hohen Beamtenſchaft!) M. D. 
u. H.! Das vorläufige Abſtimmungsergebnis iſt 
folgendes: Abgegeben ſind 64 Stimmen, davon 36 
mit Ja, 24 mit Nein und 4 Stimmenthaltungen.“) 


) Endgültiges Alſſtimmungsergebnis: Abgegebene 


Stimmen 64, davon 36 mit Ja, 24 mit Nein, 4 Stimm⸗ 
enthaltungen. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beyer, Dr. 
Bing, Bock, Brill, Beſſer, Fiſcher, Gehl, Gerick, Hallmann 
Robert, Höhn, Hoog, Hoppe, Dr. Kamnitzer, Knauſt, 
[Kruppke, Kurowſki, Klein, Lemke W., Mau, 


Moritz, 


(Ch 


D 


KA) 


) 
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Das Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung ange⸗ (Abg. Rahn: Wir ſind einig geworden, daß wir (O 


nommen. (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen nachmittag 
15.30 Uhr mit folgender Tagesordnung abzu⸗ 


halten: 
1. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Eiſenbahnverkehrsordnung. Bericht des 


Hauptausſchuſſes. Druckſache Nr. 462 zu Nr. 446. 

. Bericht des Hauptausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Dumont u. Gen. auf Vorlage eines Geſetzes betr. die 
mit der Republik Polen abgeſchloſſenen Eiſenbahn⸗ 
verträge. Druckſache Nr. 464 zu Nr. 406 und Nr. 442. 

3. Große Anfrage Nr. 14 des Abg. W. Lemke u. Fr. betr. 

Erlaß von Steuern. Druckſache Nr. 403. 

4. Große Anfrage Nr. 16 des Abg. Rahn u. Gen. betr. 
Anleihe der Elektriſchen Straßenbahn A.⸗G. in Eng⸗ 
land. Dpuckſache Nr. 414. 

„Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 17 des Abg. 
Schwegmann u. Fr. betr. Amtsenthebung des Ober⸗ 

regierungsrats Dr. Alter. Druckſache Nr. 421. 


1 


ot 


Mroczkowſki, Fr. Müller, Fr. Pauls, Plettner, Regier, 
Rehberg, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Fr. Dr. Semrau, 
Spill, Weber, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuber. N 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Dr. Blavier, Böcker, 

Dr. Bogdan, Dinklage, Falkenberg, Hohnfeldt, Dr. Hop 
venrath, P. Kreft, Langnau, Lendsion, Liſchnewfti, 
Manthei, Fr. Meyer, B. Müller, Paul Müller, Opitz. 
Philipſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Schmidt, Schweg⸗ 
mann, Zarſbe, Dr. Ziehm. | 
Der Stimme enthalten haben ſich: Abg. Brenner, 
Friedrich, Hennke, Jahr. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arczynſki, Berger, 
Bertling, Böhm, Brennert, Burandt, Cierodi, Dumont, 
Dyck II, Doerkſen, Eiſerloh, Fr. Falk, Fooken, Gaikowſti, 
Geisler, Grodnick, Grünhagen, Hallmann Rudolf, Dr. 
Heinemann, Jantzen, Jewelowſbi, Joſeph, Kaiſer, Fr. 
Kalähne, Karkutſch, Karſchewſki, Felir Klawitter, Fritz 
Klawitter, Klingenberg, Kloſſowfki, 
runo, Leu, Loops, Fr. Malikowſki, Mathieu, Mayen, | 
Miczewſki, Dr. Moczynſki, Walter Müller, Neubauer, | 
ſapke, Raap, Fr. Richter, Rogalewſki, Schütz, Selow, 


Senftleben, Siebenfreund, Stukowſki, Schwartz, Dr. Anger, 
Vollerthun, Wahl, Weiß, Weiße. 


Fr. Kreft, Lemke 


morgen nicht tagen wollen, ſondern am kommen⸗ 
den Mittwoch.) Ich kann nur dieſen Vorſchlag 
machen und muß ihn aufrecht erhalten. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich erkläre, 
daß wir uns über die Vertagung auf Mittwoch 
einig geworden ſind, ich beantrage daher Verta⸗ 
gung auf kommenden Mittwoch. 

Präſident: Das konnte ich micht wiſſen. (Abg. 
Rahn: Ich machte Ihnen die ergebene Mittei⸗ 
lung!) Ich ſetze matürlich in die Bekanntgabe des 
Herrn Abg. Rahn keinen Zweifel. (Abg. Rahn: 
Zentrum, Sozialdemokraten, Deutſchnationalel) 
Wenn wir am nächſten Mittwoch tagen, möchte 
ich den vorhin gemachten Vorſchlag noch ergänzen. 
Dann ſollen noch folgende Punkte auf die Tages⸗ 
ordnung kommen: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaf⸗ 
ſungsgeſetzes, Druckſache Nr. 466. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betref⸗ 
fend Leiſtungen in der Invalidenverſicherung, Druck⸗ 
ſache Nr. 465 zu Nr. 441. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend. 
Erhaltung der Privatwirtſchaft. Druckſache Nr. 435 
zu Nr. 162. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. Urantrag des 
Abg. Hohnfeldt u. Gen. Druckſache Nr. 422. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. Arantrag des 
Abg. Opitz u. Gen. Drucksache Nr. 434. 

Eingaben laut Drucksache Nr. 468. 


Es erhebt ſich kein Widerſpruch, das Haus hat ſo 
beſchloſſen. Die nächſte Sitzung findet alſo am 


Mittwoch, den 24. Oktober, nachmittags 15.30 
Uhr ſtatt. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 19 Uhr 20 Minuten.) 


(D) 


- 


{A) 
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Wachhnnn)h, 8 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordung. 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Eiſenbahnverkehrsordnung. (Druck⸗ 
ſache Nr. 462 zu Nr. 446) . 

Damit verbunden: 

Bericht des Hauptausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Dumont u. Gen. auf Vorlage eines Geſetzes 
betr. die mit der Republik Polen abge⸗ 
ſchloſſenen Eiſenbahnverträge. (Druckſache Nr. 
464 zu Nr. 406 und Nr. 4427 

Dr. Heinemann (Nat. Lib. ))) 
Dr. Sahm, Präſident des Senats 
e e,, ee, 
Loops (S. P. D.) 

Maſchte Pp —?ö 
Dr. Sahm, Präſident des Senats. 

Abänderungsantrag der Abg. Dr. Unger, Dr. 
Heinemann u. Gen. zu Artikel I der Druck⸗ 
ſache Nr. 446 (Druckſache Nr. 4760) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Leiſtungen in der Invalidenverſicherung. 
(Druckſache Nr. 465 zu Nr. 441) 8 

ee ee , 

Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 
zu Artikel I der Druckſache Nr. 465 (Druck⸗ 
eee , e ee e 

Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſti u. Fr. 
zu Artikel VII der Druckſache Nr. 465 (Druck⸗ 
ee oe en 

Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu Druck⸗ 
ſache Nr. 471 (Druckſache Nr. 4789 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Zurückziehung 
der Kündigung des „Blindenheims Hinden⸗ 
hee 

Plenikowſki (K. P.) a 

Dr. Wiercinſki, Senator . 
Hohnfeldt, (Nat. Soz.) 

Zarske (D. Soz. )))) 

Raſchke (K. P.) En 
Ars RP 8 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordung. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Rege⸗ 
lung werſchiedener Punkte des Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetzes. (Druckſache Nr. 466) . . 

i ee ee 
ee 

1 e u ee 

weite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Hohnfeldt u. Gen. (Druck⸗ 
ee eee 

Hohnfeldt, (Nat. Soz.) 

Lemke, Wilhelm (Mu. G. P.) 

Zweit Fobnfeldt, (Nat. Soz.) 0 

weite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. — Ur⸗ 
Nu a des Abg. Opitz u. Fr. (Druckſache 
e e REF 
Rahn (Inn T 

En ahn (D. V. P.) perſönliche Bemerkung 

Evendunkankrag Des Abg. Opitz u. Fr. zu $ 1 der 

Groß ruckſache Nr. 434 (Druckſache Nr. 479) 
A Anfrage Nr. 16 des Abg. Rahn u. Gen. betr. 
Anleihe der Elektuiſchen Straßenbahn A. G. 
in England. (Drucksache Nr. 414) 

S 


“ 


„ 7 


a ( . 
r. Volkmann, Senator ! 
Rahn (D. V. P.) zur Geſchäftsordnun, 
e ee, 
5 r. Volkmann, Senator 
gi nanben laut Druckſache Nr. 168 ee 
prechung der Großen Anfrage Nr. 17 des Abg. 
wegmann u. Fr. betr. Amtsenthebung des 
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Fuülkenbers D Nat [ 
Gehl, Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
en 7 „% 199 
Klawitter, Fritz (D. Nat.) 1160 
Dr. Kamnitzer (S. P. D) 1165 C 
Pie , 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) . 1170A 


Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 1170 B 
Ordnungsruf für den Abg. Fiſcher (S. P. D.). . 1170B 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 1170 C 


Unterbrechung der Sitzung e 
Wieder s len 
Feiert a ZTOR. 
e NR 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Fiſcher (S. P. D.) 1171 C 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 1173 B 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeldt (Nat. Soz.) . 1174 
Gehl, Stellvertretender Präſident des Ser 
i e 
Plettner (S. P. D.) perſönliche Bemerkung 1175 B 
/ T ae ea EZB 


Die Sitzung wird 15 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Sawatzki, Dr. Schwartz, 
Dr. Volkmann, Dr. Wiercinſki; Staatsrat 
Claaſſen; Regierungs- und Finanzrat Rodenacker; 
Regierungsräte Köppen, Kunſt. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 53. 
Vollſitzung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt wor, 
die in voriger Woche feſtgeſetzte Tagesordnung 
ſo abzuändern, wie ſie den Herren Abgeordneten 
jetzt gedruckt auf den Plätzen vorliegt. Weiter iſt 
Punkt 7 der jetzt geänderten Tagesordnung zu⸗ 
rückgezogen, das iſt die Große Anfrage Nr. 14 des 
Herrn Abg. W. Lemke. Weiter ſchlage ich vor, 


daß wir in der Beſprechung Punkt 1 und 2 mit⸗ 


einander werbinden. Durch die Erledigung des 
Punktes 1 iſt dann auch Punkt 2 mit erledigt. 
Ebenfalls können wir die beiden Steuerſachen, 
Punkt 5 und 6, in der Ausſprache verbinden. 
Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle den Be⸗ 
ſchluß des Haufes feſt. Zur Geſchäftsoudnung hat 
das Wort der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.. 


Es geht ein Sturm der Entrüſtung durch die 
Kreiſe der Kriegsblinden, und zwar deshalb, 
weil der Senat den Kriegsblinden das Hinden⸗ 


burghaus zum 15. November gekündigt hat mit. 


der Androhung, wenn das Haus nicht geräumt 
werde, die Kriegsblinden einfach hinauszuſchmei⸗ 
hen. Wir fühlen uns deshalb veranlaßt, einen 
Antrag einzubringen, der dieſe Kündigung auf⸗ 
hebt, und zwar verlangen wir, daß dieſer Antrag 
als Punkt 3a behandelt wird, um inzwiſchen 
einen Regierungsvertreter heranzuholen, der die 
Stellungnahme der Regierung präzidieren ſoll. 
Der Antrag hat folgenden Wortlaut: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
die durch den Senat ausgeſprochene Kündigung des 
„Hindenburghauſes“ iſt ſofort zurückzuziehen. 

Sie haben meinen Antrag vernommen. Ich unter⸗ 
ſtreiche ihn nochmals und bitte Sie, zuzuſtimmen, 
0 als Punkt 3a auf die Tagesordnung geſetzt 
wird. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
noch einen Punkt, und zwar als Punkt 3a auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Erhebt ſich dagegen 
Widerſpruch? Ich ſtelle feſt, daß es nicht der Fall 


(C) 
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(Präfſident) 
iſt. Das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 1 
und 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betreffend die Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung. 

Druckſache Nr. 462 zu Nr. 466. 

Bericht des Hauptausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Abg. Dumont u. Gen. auf Vor⸗ 
lage eines Geſetzes betr. die mit der Repu⸗ 
1 Polen abgeſchloſſenen Eiſenbahnver⸗ 
räge. 

Druckſache Nr. 464 zu Nr. 406 und Nr. 442. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Heinemann. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib): 
M. D. u. H.! Ich nehme an, daß, nachdem die 
zweite und dritte Beratung hier zuſammenge⸗ 
zogen ſind, ich gleich über die ganze Materie 
ſprechen darf. 

Präſident: Punkt 1 und 2 ſind in der Aus⸗ 
ſprache verbunden. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
Ich ſchicke zunächſt voraus, daß ich mich in dem, 
was ich hier ausführe, ſtreng an die Beſchrän⸗ 
kungen halten werde, die im Hauptausſchuß ver⸗ 
abredet worden ſind. Aber das eine muß ich hier 
in der Vollſitzung feſtſtellen, daß die Beſprechung 
im Hauptausſchuß meines Erachtens ergeben hat, 
daß die wirtſchaftlichen Bedenken, die ich dort im 
eünzelnen dargelegt habe, von den Vertretern der 
Regierung durchaus nicht zerſtreut werden konn⸗ 
ten. Die Vertreter der Regierung haben ſich in 
ihrer Antwort auf allgemeine Redewendungen 
hinſichtlich der Haking'ſchen Entſcheidung und auf 
das Berner Abkommen zurückgezogen. Ich möchte 
die leidige Frage der Hoheitsrechte nicht noch ein⸗ 
mal erörtern, ich möchte lediglich auf das Verfah⸗ 
ren, das ſeitens der Regierung geübt worden iſt, 
zurückkommen. Die beiden parlamentariſchen Sena⸗ 
toren, die in dieſem Hauſe und im Hauptaus⸗ 
ſchuß vor Monaten das Eiſenbahntarifabkommen 
vertraten, haben ſtändig die Behauptung aufge⸗ 
ſtellt, daß keinerlei Hoheitsrechte preisgegeben 
worden ſind. In der Sitzung des Hauptausſchuſſes 
ſah dann dieſe Sache doch anders aus. Ich ver⸗ 
weiſe auf den § 2 des Geſetzes, das Ihnen vor⸗ 
liegt. In dieſem Geſetz heißt es: 

Aenderungen der im Artikel I genannten Ver⸗ 
kebrsordnungen kommen nur in Betracht, wenn Polen 
die auf dem Gebiete der Republik Polen geltenden 
Eiſenbahnverkehrsordnungen ändert. 

Was heißt das? Wie iſt zu werfahren, wenn von 
der Danziger Wirtſchaft im Intereſſe dieſer Wirt⸗ 
ſchaft eine Aenderung der Verkehrsordnung in 
Danzig gewünſcht wird? Der Herr Regierungs⸗ 
vertreter hat auf meine Anfrage zugeben müſſen, 
daß dann die Danziger Regierung einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag bei der polniſchen Regierung 
ſtellen muß. Erſt wenn die polniſche Regierung 
bereit iſt, die polniſche Verkehrsordnung ent⸗ 


sprechend dem Antrag Danzigs zu ändern, iſt der 
Weg gegeben, daß die Verkehrsordnung in Dan⸗ 
zig durch Uebernahme der betreffenden Beſtim⸗ 
mungen ebenfalls geändert wird. Dieſe Art des 
Verfahrens, wie ich es hier dargelegt habe, und 
wie es zugegeben wurde, zeigt, daß niemand in 
diefem Hauſe die Preisgabe eines Hoheitsrechts 


beſtreiten kann. Wenn ich heute dieſe Feſtſtellung 
mache, ſo geſchieht es, um mich gegen die bisher 
von der Regierung getriebene Verſchleierungs⸗ 
politik iin dieſer Angelegenheit zu wenden. Meiner 
Auffaſſung nach, und das iſt auch die Auffaſſung 
meiner Freunde, hätte die Regierung von worn- 
herein offen erklären müſſen, ſo und ſo iſt die 
Sache. 

Meine Freunde haben den Antrag geſtellt, den 
Paſſus „und die neuen Verkehrsordnungen künftig 
abzuändern“ zu ſtreichen. Der Grund hierfür iſt, 
wir wollen in dieſer für Danzig wichtigen Frage 
genau wiſſen, was die Regierung tut und warum 
ſie es tut. Der Artikel II des vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurfs ſieht nämlich vor, daß die Aenderungen 
der Verkehrsordnung dann von Danzig nicht über⸗ 
nommen zu werden brauchen, wenn dieſe Aende⸗ 
rungen mit weſentlichen Grundſätzen des in Dan⸗ 
zig gültigen Rechts oder mit internationalen Ver⸗ 
pflichtungen Danzigs nicht übereinſtimmen, ſon⸗ 
dern in Widerſpruch ſtehen. Wir müſſen meiner 
Meinung nach im Hauptausſchuß die Gelegenheit 
haben, zu prüfen, ob dieſe Vorausſetzungen gege⸗ 
ben ſind oder nicht. Ich habe ſchon bei der erſten 
Beratung betont, daß meine Gruppe gewillt iſt, 
der Vorlage im ganzen zuzuſtimmen, weil wir 
einerſeits davon überzeugt ſind, daß das betref⸗ 
fende Tarifabkommen in wirtſchaftlicher Hinſicht 
einen, wenn auch nach unſerer Auffaſſung zu eng 
begrenzten und nicht ganz bedenkenfreien Fort⸗ 
ſchritt darſtellt. Wir ſtimmen der Vorlage auch 
zu, weil wir nicht dazu beitragen wollen, die ei⸗ 
gene Regierung irgendwie in ühren Verträgen 
wortbrüchig zu machen und ihre zukünftige Stel⸗ 
lung als Vertragspartner Polen gegenüber zu 
ſchwächen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 


dieſer Frage eingehend dargelegt habe, kann 
ich mich heute auf wenige kurze Ausführungen be⸗ 
ſchränken, und zwar lediglich ſolche Ausführungen, 
die ſich mit dem beſchäftigen, was ſoeben vom 
Herrn Abg. Dr. Heinemann hier vorgebracht 


wurde. Ich bin genötigt, dazu Stellung 
zu nehmen, weil der Herr Abgeordnete 
behauptet hat, daß bei dieſem Abkommen 


Hoheitsrechte preisgegeben worden ſeien. Würde 
dies unwiderſprochen bleiben, ſo würde die 
Regierung dauernd mit dieſem Vorwurf be⸗ 
laſtet ſein. (Abg. Dr. Ziehm: Das wurde ja im 
Hauptausſchuß vom Regierungsvertreter zuge⸗ 
geben, Sie waren garnicht mehr da! — Abg. Hei⸗ 
nemann: Es iſt ausdrücklich zugegeben!) M. D. 
u. H.! Ich mache den Vorſchlag, daß hier von dem 
Abgeordneten wiederholt wird, was im Haupt⸗ 
ausſchuß geſagt worden iſt. Ich kann mich nur mit 
ſolchen Sachen beſchäftigen, die ich kenne und nicht 
mit ſolchen, die ich nicht kenne. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Jantzen. ö 

Jantzen, Abgeordneter (DRat.): M. D. u. H.! 
Ich habe im Namen der Deutſchnationalen Frak⸗ 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. 
D. u. H.] Nachdem ich hier im Volkstage. 
bereits den Standpunkt der Regierung zu 


— 
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tion folgende Erklärung abzugeben. (Zurufe 
links.) Der Verſuch der Regierung, bei dem Ab⸗ 
ſchluß des Tarifabkommens mit Polen die im 
Artikel 45 der Verfaſſung vorgeſehene Geſetzes⸗ 
form zu umgehen und den Volkstag auszuſchalten, 
iſt an dem Widerſtand der Oppoſition geſcheitert. 
Die Regierung iſt davor bewahrt worden, eine 
neue Verfaſſungsverletzung zu begehen. Es wäre 


dem Ansehen der Regierung zuträglicher geweſen, 


wenn ſie ſich von Anfang an auf den Boden der 
Verfaſſung geſtellt hätte. Der Widerſtand der 
Deutſchnationalen richtet ſich nicht gegen die Ta⸗ 
rife, ſondern gegen die ſchweren Opfer, welche von 
Danzig übernommen worden ſind. Die Danziger 
Forderungen, daß die polniſche Eiſenbahn auf den 
ihr zur Verwaltung übergebenen Danziger 
Strecken nicht höhere Tarife nimmt als auf den 
polniſchen Srecken, war unbeſtreitbar und unbe⸗ 
ſtritten. 
Danzig habe es nicht nötig, dieſes klare Recht 
gegen irgend welche anderen polniſchen Forderun⸗ 
gen einzuhandeln. 

Die Deutſchnationale Fraktion erhebt gegen die 
Regierung nach wie vor den Vorwurf, daß die Re⸗ 
gierung in den drei miteinander verbundenen 
Abkommen über die Tarife, über die Weſterplatte, 
über das Anlegerecht der polniſchen Kriegsſchiffe 
im Danziger Hafen Danzigs ſtaatliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen nicht gewahrt hat, und daß 
ſie ſich zur Erfüllung unberechtigter polniſcher 
Forderungen kampflos bereitgefunden hat, welche 
den ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Machteinfluß 
Polens in gefährlicher Weiſe zum Schaden des 
deutſchen Volkstums und der deutſchen Wirtſchaft 
in Danzig ſtärken. Bei den Beratungen im Haupt⸗ 
ausſchuß hat der Regierungsvertreter ſelbſt zu⸗ 
geben müſſen, daß in den von Danzig übernomme⸗ 
nen Bindungen gegenüber Polen eine Preisgabe 
Danziger Hoheitsrechte liegt. (Abg. Schwegmann: 
Sehr richtig!) Die polniſche Regierung hat den 
von Danziger Seite leider wiel zu oft betonten 
„Verſtändigungswillen der Danziger Linksregie⸗ 
rung“ ausgenutzt, um ihre politiſche Macht in 
Danzig zu ſtärken. Die Danziger Regierung hat 
demgegenüber ein Entgegenkommen, eine Nach⸗ 
giebigkeit und Schwäche gezeigt, welche für die 
Zukunft der deutſchen Bevölkerung in Danzig ge⸗ 
fährlich werden kann. (Abg. Brill: Sie ſind die 
Hüter des Deutſchtums, ausgerechnet die Deutſch⸗ 
nationalen!) 

Wir machen weiter der Regierung den Vor⸗ 
wurf, daß ſie bei dieſer Sachlage noch von Erfol⸗ 
gen geſprochen hat. Dieſen Vorwurf muß die 
Deutſchnationale Fraktion nsbeſondere auch gegen 

errn Präſident Sahm erheben, der bei dem Se⸗ 
natsempfang für die polniſchen Journaliſten in 

angzig erklärt hat, die Politik der neuen Regie⸗ 
rung habe im Laufe des vergangenen Jahres viel 
beachtenswerte Erfolge erzielt. (Sehr richtig! 
links.) Wie im Deutſchen Reich die Verträge be⸗ 
urteilt werden, ergibt ein Ausspruch des Abge⸗ 
ordneten der Deutſchen Volkspartei, Admiral 

Yuninghaus, bei einem kürzlich in Danzig ge⸗ 
haltenen Vortrag, der gegen die drei Verträge 


ſtarke Bedenken erhob und der Hoffnung Ausdruck 


Der Völkerbundskommiſſar hat erklärt, 
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gab, Danzig werde von den Verträgen loskommen. 
Wir halten es für einen grundſätzlichen und ſchwe⸗ 
ren Fehler, bei den Verhandlungen mit Polen 
überhaupt von Erfolgen zu ſprechen. Das ſchwächt 
unſere Stellung. Es wäre den Intereſſen Danzigs 
zuträglicher geweſen, wenn die Regierung offen 
zugegeben hätte, daß ſie von Polen die Erfüllung 
des Danziger Rechtes nicht ohne die Preisgabe 
Danziger Rechte habe erreichen können, anſtatt die 
wahre und klare Sachlage zu vertuſchen. Die 
Deutſchnationale Fraktion wiederholt die von 
dem Abg. Dr. Ziehm aufgeſtellte Behauptung, daß 
die polniſche Regierung diejenigen Forderungen, 
die eine Preisgabe Danziger Rechte enthalten, 
erſt in dem Augenblick erhoben hat, in dem die 
Linksregierung ans Ruder kam. Die Erklärungen 
des Herrn Vizepräſüdenten Gehl in der letzten 
Sitzung im Volkstag gehen an dieſer Behauptung 
vorbei. (Abg. Gehl: Soſo!) Die Deutſchnationale 
Fraktion iſt wegen der mit dem Tarifabkommen 
verbundenen ſchweren Opfer nicht in der Lage, 
dem Abkommen zuzuſtimmen. (Bravo! rechts. — 
Abg. Gehl: Darauf verzichten wir auch!) 
Präſident: Ich geſtatte mir, darauf hinzuwei⸗ 
ſen, daß das Verleſen von Reden nur Abgeoud⸗ 
neten geſtattet iſt, die der deutſchen Sprache nicht 
mächtig ſind. (Hört, hört! links. — Erklärungen 
wurden bisher immer verleſen! rechts.) Zu einer 
Erklärung hat niemand das Wort von mir ver⸗ 
langt. (Jawohl! rechts.) Von mir nicht. Das 
Wort hat der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt von den 
vorigen beiden Rednern davon geſprochen worden, 
daß im Hauptausschuß ein Regierungsvertreter 
ſelbſt zugegeben hätte, daß Danziger Hoheitsrechte 
preisgegeben worden ſind. Dieſe Angelegenheit 
wird bei der Veranlagung beſtimmter Rechts⸗ 
kreiſe ſicherlich in Zukunft bei der agitatoriſchen 
Ausnutzung eine Rolle ſpielen. Ich möchte den 
Herren von rechts, die die Vorkommniſſe aus dem 
Hauptausſchuß hier in einer offiziellen Parteier⸗ 
klärung wiedergaben, erklären, daß es der Herr 
Staatsrat Büttner geweſen iſt, daß es ſich alſo 
fürs erſte nicht um ein Mitglied des Senats ge⸗ 
handelt hat, das dieſe Erklärung abgab, ſondern 
um einen Beamten. Dann aber, was noch weſent⸗ 
licher iſt, haben Sie hier nur einen Satz aus der 
Erklärung von Herrn Staatsrat Büttner heraus⸗ 
gegriffen. Von rechts wurde an Herrn Staatsrat 
Büttner die Frage gerichtet, ob auch irgendwelche 
Hoheitsrechte preisgegeben worden ſeien. Herr 
Staatsrat Büttner hat darauf mit einem „Ja“ 
geantwortet, ſich dann aber ſofort eingeſchränkt 
und erklärt, daß es ſich hierbei nicht um Hoheits⸗ 
rechte gehandelt habe, die für uns irgendwelchen 
Wert hätten. (Abg. Hohnfeldt: Kloſetthoheits⸗ 
rechte!) Er hat vielmehr ausdrücklich erklärt, daß 
es ſich um Hoheitsrechte gehandelt habe, die ſeit 
ſieben Jahre auf dem Papier geſtanden hätten, 
die für uns aber keine praktiſche Bedeutung ge⸗ 
habt haben. (Abg. Dr. Ziehm: Davon hat er kein 
Wort gesagt!) Herr Dr. Ziehm, Herr Staatsrat 
Büttner hat gerade Feine ſiebenjährige Tätigkeit 
als Staatsbeamter für dies Reſſort ins Gedächt⸗ 
nis gerufen, um Ihre Angriffe wegen Aufgabe von 
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Hoheitsrechten zu widerlegen. Er hat wörtlich g⸗ Verladung von Munition zur Verfügung ſtand. 


ſagt, er habe ſeit ſieben Jahren die Ehre, die Dan⸗ 
ziger Eiſenbahnfrage zu verhandeln. Allerdings 
hat er auf Ihre Frage das Wort „Ja“ gebraucht. 
(Lachen rechts.) Wenn Sie über dieſen Beamten 
lachen, dann iſt das nur bezeichnend für Sie, was 
für Leute Sie dort hineingeſetzt haben. Unjer Be: 
amter iſt das nicht, das habe ich ganz deutlich zu er⸗ 
klären. Sie lachen dann über Ihre eigene Beam⸗ 
tenpolitik. Ich hätte ſelbſt gewünſcht, daß, wenn 
ein Staatsrat Erklärungen abgibt, dieſe präziſer 
abgefaßt ſind. Es iſt aber feſtzuſtellen, daß dieſer 
Staatsrat, ohne won der Regierung beauftragt zu 
jein, dieſe unklare Erklärung abgegeben hat. 
Was die Frage der Ausſchaltung des Volks⸗ 
tages anbetrifft, ſo glaube ich, iſt gerade durch 
die Geſetzesvorlage, die der Senat hier eingebracht 


| 


hat, bewieſen, daß eine Ausſchaltung des Volks⸗ 


tages für den Senat nicht in Frage kommt. Es iſt 
ſehr zu begrüßen, daß der Senat dieſen Schritt ge⸗ 


rechten Seite des Hauſes ſitzen, bei der erſten Be⸗ 
ratung hier erlkärt worden, man könnte die und 
die Meinung über die Frage der Verpflichtung 
des Senats zur Einholung der Zuſtimmung des 
Volkstages haben. Es iſt nur zu begrüßen, daß der 


Senat mit der Vorla kommen ſei, damit it, 
2 91 5 iR (Abg. Schwegmann: Sie haben die Sache Hinter- 


auch der Schein einer Ausschaltung des Volks⸗ 
tages genommen. Es wäre nur gu wünſchen, wenn 
Sie ſelbſt, m. D. u. H. von rechts, in allen Fällen 
dieſelbe Einſtellung gegenüber dem Volkstag ge⸗ 


habt hätten und in Zukunft haben würden, daß 


Sie es dann ſo machen, wie es hier der jetzige Se⸗ 


nat getan hat. 


Zu der Frage, die hier mit in der Erklärung 
der Deutſchnationalen angeführt worden iſt, heißt 
es, daß der Linksſenat ſich nicht mit Erfolgen 
brüſten ſollte, es lägen keine Erfolge vor. Das 
war ein perſönlicher Angriff gegen den Herrn Se⸗ 
vatspröfdenten Sahm. Sie haben in all den Jah⸗ 
ren, in denen Sie die Regierung geführt haben, 
ſehr häufig von den Erfolgen Ihrer Danziger 


Außenpolitik geſprochen. (Abg. Dr. Ziehm: Nie⸗ 


mals!) Sie haben dauernd von den Erfolgen ge⸗ 
ſprochen, Herr Dr. Ziehm. Ich könnte Ihre eigenen 
Reden auf deutſchnationalen Barteitagen ins Ge⸗ 
dächtnis zurückrufen. Das iſt noch auf dem letzten 
Parteitag geſchehen, wo Sie ſagten, irgendwelche 
Danziger Hoheitsrechte Nuten von Ihnen nicht 
preisgegeben worden. (Abg. Dr. Ziehm: Das iſt 
richtig, ich habe aber nicht von Erfolgen geſpro⸗ 
chen!) Sie haben alle dings nur Mißerfolge ge⸗ 
habt. Ich möchte in Ihr Gedächtnis die Frage der 
Eiſenbahn, die Frage des Hafens, die Frage der 
Zulaſſung polniſcher Arbeitskräfte zurückrufen. 
(Zuruf rechts: Es iſt alles entſchieden worden!) 


Das zeigt nur, daß die Methoden, die Sie ange: 


wandt haben, nicht zugunſten 
ſchlagen ſind. (Zuruf rechts.) 
Wenn Sie ſelbſt in Ihrer Erklärung die Frage 
der Weſterplatte aufwerfen, ſo möchte ich dem⸗ 
gegenüber feſtſtellen, daß unter Ihrer Regierung, 


Danzigs ausge⸗ 


meine Herren Deutſchnationalen, das Munitions⸗ 


becken auf der Weſterplatte, das wir mit Danziger 
Geld gebaut haben, ausſchließlich den Polen zur 


| Verfügung ſtand? Hatten Sie für Danzi 
tan hat. Es iſt ja auch von Juriſten, die auf der Hoheitsrecht der Danziger Polizei erreicht? 


Es iſt auf jeden Fall ein großer Erfolg des jetzi⸗ 
gen Senats, wenn nun erreicht iſt, daß dieſes 
Becken jetzt den überwiegenden Teil der Zeit dem 
Danziger Hafen zur Verfügung ſteht. Das iſt eine 
Regelung, die für Danzig außerordentlich günſtig 
iſt. (Abg. Schwegmann: Da haben Sie Danziger 
Hoheitsrechte preisgegeben! — Abg. Dr. Ziehm: 
Sie find unbelehrbar!) Wie Sie da von 
Preisgabe der Danziger Hoheitsrechte ſpre— 
chen können, wenn zu Ihrer Zeit das Muniti⸗ 
onsbecken dauernd den Polen zur Verfügung 
ſtand, und wenn jetzt an 28 von 30 Tagen das 
Becken dem Danziger Handel zur Verfügung ſteht, 
beweiſt, daß Sie nur Agitation treiben und die 
wirklichen Tatſachen leugnen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Poligeigewalt!) Es iſt gut, wenn Sie das 
anführen. Wo hatten Sie die Polizeigewalt, als 
das Munitionsbecken ausſchließlich Polen Ur 
g das 
Mein, 
das hatten Sie nicht erreicht. Ueber das Muniti⸗ 
onsbecken hatte ausſchließlich damals Polen allein 
zu verfügen. (Abg. Schwegmann: Aber das Gut⸗ 
achten!) Dann iſt es umſo trauriger, daß Sie dieſe 
Regelung nicht durchgeſetzt haben. Das iſt ein be⸗ 
ſchämendes Zeugnis Ihrer Regierungskunſt. 


drein vermaſſelt!) 


Ich möchte vor der Oeffentlichkeit nur eins 


feſtſtellen: Es iſt außerordentlich beſchämend und 


ſicherlich für Danzig nicht ſehr günſtig, daß wir 
jetzt mindeſtens ſchon in einem Dutzend Volkstags⸗ 
ſitzungen dieſe Debatten hier führen müſſen. (Sehr 
richtig! links.) Es iſt im Hauptausſchuß des Volks⸗ 
tages ſehr eingehend über dieſe Fragen diskutiert 
worden, und ich muß hier feſtſtellen, daß auf alle 
Fragen, die dort von Seiten der Oppoſition ge⸗ 
ſtellt worden ſind, eine ausführliche Antwort vom 
Senat erfolgte. Es iſt leider nicht möglich, über 
alle diefe Fragen hier ſo zu reden, wie Sie es ver⸗ 
dient hätten, m. H. Es iſt uns leider eine gewiſſe 
Reſerve aus beſtimmten Gründen auferlegt, was 
Sie ebenſogut wiſſen. Es iſt ein Skandal ſonder⸗ 
gleichen, daß Sie dieſe Reſerve, die uns im In⸗ 
tereſſe Danzigs, im Intereſſe unſerer Konkurrenz⸗ 
fähigkeit mit Edingen auferlegt iſt, die uns in ge⸗ 
wiſſen Dingen zum Schweigen zwingt, in dieſer 
demogogiſchen Weiſe ausnutzen. Damit haben 
Sie wieder einmal bewieſen, daß Ihnen nie das 
Intereſſe Danzigs, ſondern nur das Intereſſe der 
Deutſchnationalen Partei am Herzen liegt. (Bra⸗ 
vo! links.) 
Präſident: 
Raſchke. a 
Naſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es mutet ziemlich komiſch an, wenn man ſeit dem 
4. Auguſt in den ſogenannten ſtaatserhaltenden 
Zeitungen nichts mehr von den Errungenſchaften, 
die angeblich am 4. Auguſt erzielt worden ſind, 
zu leſen bekommt. Da heißt es noch, ach, was hat 
der Freiſtaat nicht alles bei dieſen Verhandlun⸗ 
gen mit Polen profitiert, was iſt ihm nicht alles 
Schönes in den Schoß gefallen! Jetzt hört man 
davon nichts mehr Jetzt hört man etwas ande⸗ 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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res. (Abg. Loops: Geſtern ſtanden die neuen Ta⸗ 
rife in den Zeitungen!) Jetzt hört man, daß die 
Sache doch nicht ſo gut abgelaufen iſt, wie zuerſt 
geſagt wurde. Herr Loops, Sie ſprechen von den 
neuen Tarifen. Es fällt nicht ſchwer, nachzuwei⸗ 


ſen, daß die Arbeiterſchaft von den billigen Ta⸗ 


rifen abſolut nichts haben wird. (Abg. Loops: 
Perſonentarife! Haben Sie nichts davon geleſen?) 
Nun, wie ſteht es mit den Perſonentarifen? Wir 
ſtellen feſt, daß wohl die Monatskarten eine Ver⸗ 
billigung erfahren, aber die Einzelfahrkarten ab⸗ 
ſolut nicht. Sie werden ſchließlich auch zugeben 
müſſen, daß dieſe Verringerung der Preiſe nicht 
der arbeitenden Bevölkerung zugute kommt, ſon⸗ 
dern daß alles in die Taſchen der angeblichen 
Wirtſchaftler fließen wird. Die werden es meiſter⸗ 
haft verſtehen, dieſe Geſchenke in die Taſche zu 
ſtecken. Sie werden es weiter verſtehen, die Preiſe 
zu erhöhen, um die Verbilligung der Monatskar⸗ 
ten wieder wett zu machen. Daß die Preiſe ſchon 
in letzter Zeit ganz erheblich angezogen haben, iſt 
ja auch kein Geheimnis mehr. Ich möchte allo 
jagen, daß tatſächlich mit dieſen Abkommen zu 
Gunſten der ſchaffenden Bevölkerung nichts er⸗ 
reicht wurde. Dafür iſt aber, und das müſſen wir 
auch feſtſtellen, ein Teil Danziger Hoheitsrechte 
geopfert worden, und Gebiete von Danzig ſind 
ohne jede Gegenwehr an Polen ausgeliefert. 
Wenn Herr Loops hier erklärt, daß die Weſter⸗ 
platte ja eigentlich ſchon Polen gehört hat, ſo mag 
das zutreffen, iſt aber nicht ausſchlaggebend. Aus⸗ 
ſchlaggebend war für die Danziger Bevölkerung 
immer, daß dieſe Beſtimmung des Völkerbundes 
zu Unrecht beſteht, daß ſie annulliert werden muß, 
daß ſchnellſtens verſucht werden muß, das Muniti⸗ 
onsbecken auf der Weſterplatte vollſtändig ver⸗ 
ſchwinden zu laſſen. Mit Ihren Verhandlungen 
haben Sie dies Munitionsbecken anerkannt. Wenn 
jetzt angeblich die Wirtſchaft davon profitieren 
ſoll, ſo iſt das nach unſerem Dafürhalten keine Er⸗ 
rungenſchaft, ſondern dem ſteht auf der anderen 
Seite entgegen, daß Sie nicht den Verſuch ge⸗ 
macht haben, die Weſterplatte wieder für Danzig 
zurückzugewinnen und das Munitionsbecken zu 
beſeitigen. Sie haben die Weſterplatte jetzt voll⸗ 
ſtändig an den polniſchen Imperialismus ausge⸗ 
liefert. Es iſt doch in Polens Hände gegeben, wie 
lange die Wirtſchaft dort ihre Waren löſchen 
kann. (Abg. Hohnfeldt: Sehr richtig!) Wenn es 
Polen beliebt, dies Abkommen zu kündigen, dann 
muß die Wirtſchaft den Platz wieder räumen und 
ie Munition bleibt trotzdem noch liegen. 

Ebenſo iſt es mit dem Hafen. Auch hier haben 
Sie ohne jede Bedingung, ohne jede Gegenwehr 
den Hafen auf weitere drei Jahre ausgeliefert, 
was nach unſerem Dafürhalten abſolut nicht not⸗ 
wendig war. Sie müßten darüber im Bilde ſein, 
daß der Ausbau des Gdinger Hafens ſoweit ge⸗ 
diehen ift, daß polniſche Kriegsſchiffe dort feſt⸗ 
machen und Anker werfen können. Das haben 
ie genau jo gewußt, wie jeder Wirtſchaftler 
und jeder Politiker. Wenn Sie dennoch 


Polen für drei Jahre das Recht im Dan’ 
br Hafen eingeräumt haben, ſo zeugt das 
davon, daß Sie Polen alles das, was es haben 
wollte, bedingungslos ausgeliefert haben. 


Der 
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Dank Polens macht ſich ja jetzt jo wunderbar be⸗ 
merlbar. Polen erklärt, das Betriebsausſchußge⸗ 
ſetz geht mich für meine Betriebe garnichts an, ich 
habe nichts damit zu tun, was die Danziger Bevöl⸗ 
kerung beſtimmt, hier bin ich Herr. Trotzdem die pol⸗ 
niſchen Betriebe im Freiſtaat liegen, ſagt Polen, 
hier beſtimme ich, was ich haben will. Bei den 
letzten Ereigniſſen in Genf hat man dem Staatsrat 
Lademann einen Fußtritt verſetzt und einfach er⸗ 
klärt, er habe als Vertreter der Danziger Regie⸗ 
rung garnichts zu reden, er ſolle machen, daß er 
raus komme. Sie werden daraus erkennen, wie 
der Dank Polens und das gemeinſame Arbeiten 
mit Polen ausſehen. (Abg. Brill: Seit wann ſeid 
Ihr jo ſtaatserhaltend geworden?) Unſer Stand⸗ 
punkt hat mit der Staatserhaltung nichts zu tun. 
Wir wollen Ihnen nur nachweiſen, daß Sie den 
imperialiſtiſchen Staat Polen alles und jedes 
ausliefern, weil Sie ſelbſt Imperialiſten ſind und 
ein großes Intereſſe daran haben, den Imperi⸗ 
alismus, beſonders den polniſchen, wieder hochzu⸗ 
päppeln und Danzig an Polen auszuliefern. Das 
iſt das A und O Ihrer Politik. 

Zu dem Geſetzentwurf ſelbſt möchte ich auch 
ſagen, daß es eins der demagogiſchſten Spiele der 
jetzigen Regierung iſt. Seinerzeit erblärte die 
„Volksſtimme“, die Linksregierung ſei garnicht ſo 
reaktionär, ſie verlange kein Ermächtigungsge⸗ 
ſetz. Seht her, Danzigs Bevölkerung, frei und offen 
verlangen wir, daß der Volkstag mit berät. Man 
wollte weiter damit ſagen, die Deutſchnationalen 
haben wohl mit Ermächtigungsgeſetzen gearbeitet, 
aber wir haben es garnicht nötig. 

Wenn man dies Geſetz genauer betrachtet, iſt 
es nichts anderes, als ein Ermächtigungsgeſetz. 
Wenn heute Herr Loops auch wieder ſagte, der 
Volkstag ſolle mitberaten, wobei ſoll er beraten? 
Das Grundlegende iſt doch hier die Verkehrsord⸗ 
nung. Aber dieſe Verkehrsordnung, die nicht we⸗ 
niger als 113 Paragraphen enthält, will die Re⸗ 
gierung nur für ſich behandeln und einfach auf 
dem Ermächtigungswege in Kraft ſetzen. Dagegen 
ſträuben wir uns mit allen Mitteln. Weder den 
Deutſchnationalen, noch einer Linksregierung 
werden wir jemals ein Ermächtigungsgeſetz in 
die Hände geben, weil beide Regierungen damit 
den größten Unfug treiben. (Sehr gut!) Gerade 
dieſe Verkehrsordnung, die jetzt auf Grund des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes in Kraft geſetzt werden ſoll, 
beweiſt uns, daß der Senat alles Mögliche aufs 
Spiel ſetzt und den polniſchen Imperialismus in 
allem folgt, was er beſtimmt. 

Wenn hier von Danziger Hoheitsrechten ge⸗ 
ſprochen wurde, ſo haben wir ja die gewundene Er⸗ 
klärung des Herrn Loops entgegengenommen. Ich 
kann ſie nur als gewunden bezeichnen; denn der 
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(Di 


Herr Staatsrat Büttner hat tatſächlich erklärt, 


daß Danziger Hoheitsrechte preisgegeben worden 
find, weil im Artikel 2 beſtimmt wird: „Aende⸗ 
rungen der im Artikel 1 enthaltenen Verkehrs⸗ 
ordnung kommen nur in Betracht, wenn Polen 
die auf dem Gebiete der Republik Polen gelten⸗ 
den Eiſenbahnverkehrsordnungen ändert.“ Bei 
der Beratung des Artikels 2 war es natürlich 
Herr Dr. Heinemann, der dem Regierungsver⸗ 
treter die Frage vorlegte, was man hieraus ent⸗ 


(A) 


{B) 


Volkstag Danzig — 53. Sitzung. 
(Naſchke, Abgeordneter) 

nehmen könne, ob man hieraus auf eine Preis⸗ 
gabe Danziger Hoheitsrechte ſchließen könne. Da 
war es Herr Staatsrat Büttner, der da ſagte: 
„Jawohl, hiermit ſind Danziger Hoheitsrechte 
preisgegeben worden.“ Ob das nun ein Mann 
von der Regierung geſagt hat oder ein Beamter, 
darauf kommt es weniger an. Er hat es aber in 
jeiner Eigenſchaft als Vertreter des Senats ge⸗ 
ſagt. Ich glaube, dieſes Reinwaſchen durch Herrn 
Loops wird abſolut nichts nützen. Bei Beratung 
dieſer Frage im Hauptausſchuß wurden ein Ver⸗ 
treter des Senats und der Herr Senatspräſident 
Sahm herbeigeholt. Es bleibt alſo ſchon ſo, daß 
Herr Staatsrat Büttner als Regierungsmann ge⸗ 
ſprochen hat und dementſprechend auch im Namen 
der Regierung dieſe Erklärung abgegeben hat. 

Wir werden alſo, wie ich erklärt habe, dieſem 
Geſetz unſere Zuſtimmung nicht geben. Wir ver⸗ 
langen, daß der Volkstag bei allen Fragen, die die 
Verkehrsordnung betreffen, mitzuſprechen hat, daß 
er über alle Fragen, die in dieſer Beziehung ge⸗ 
ändert werden ſollen, ob ſie von Danzig oder von 
Polen ausgehen, mit zu beraten und mit zu be⸗ 
ſchbießen hat. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Die heutigen Beratungen im Volkstag bieten ein 
wenig erfreuliches Schauſpiel; denn in einer 
Sache, wo die Einheitsfront aller Danziger not⸗ 
wendig iſt, zerfleiſchen ſich hier die Parteien 
gegenſeitig, (Abg. Plenikowſkti: Sind Sie der 
Verſöhnungsengel?) anſtatt, daß wir ſolche Be⸗ 
ratungen dort abhalten, wohin ſie gehören, im 
Hauptausſchuß. Alle Perſonen, welche der Sitzung 
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im Hauptausſchuß beigewohnt haben, werden der. 


Regierung das Zeugnis ausſtellen, daß ſie dort 
keiner Frage ausgewichen iſt, ſondern auf alle 
Fragen Antwort erteilt hat. (Zuerſt nicht! rechts. 
— Abg. Loops: Jawohl!) Ich kann ſagen, daß 
wir alle Fragen beantwortet haben, ob nun zu⸗ 


friedenſtellend im Sinne der Oppoſition, weiß ich 


nicht. Das wird keine Regierung fertig bringen. 
(Anzureichend! rechts.). Beantwortet haben wir 
ſie jedenfalls. Die Beratung im Hauptausſchuß 
dauerte, ſolange ich teilnehmen konnte, bis 1. 
Da war die allgemeine Ausſprache beendet und 
ich glaubte, die Sitzung verlaſſen zu können. Wenn 
dann bei der Einzelberatung eine ſchwerwiegende 
Anfrage geſtellt wurde, ſo kann man ſagen, daß 
es nicht richtig war, dieſe Frage zu ſtellen. Ich 
halte die Antwort, die vom Vertreter des Senats 
gegeben wurde, nicht für richtig, ſondern ich ſtehe 
auf dem Standpunkt, daß Danziger Hoheitsrechte 
nicht preisgegeben ſind, und ich wende es beweiſen. 

Zunächſt möchte ich die Frage ſtellen, was 
ind Hoheitsrechte? Es wind mit dieſem Wort jo 
unendlich viel Mißbrauch getrieben. (Sehr richtig! 
links.) Man kann bei wirtſchaftlichen Verhand⸗ 
lungen, wo Bindungen von beiden Seiten einge⸗ 
gangen werden, nicht immer ſagen, daß von einer 
Seite Hoheitsrechte preisgegeben werden. Hat 


denn die Republik Polen, als ſie ſich bindend ver⸗ 
pflichtete, dauernd auf Danziger Gebiet ihre Ta⸗ 
rife einzuführen und beizubehalten, die gebroche⸗ 
nen Tarife dauernd zu beſeitigen, Hoheitsrechte 
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‚aufgegeben? (Abg. Schwegmann: Polen hat 
in Danzig doch keine Hoheitsrechte!) Wenn 
im logiſchen Zuſammenhang damit von der 
Danziger Regierung Bindungen eingegangen 
ſind, die auf dieſem Gebiet liegen und 
aufs engſte damit zuſammenhängen, ſo iſt 
das keine Preisgabe von Hoheitsrechten, ſon⸗ 
dern ein wirtſchaftlicher Vertrag, wie er dau⸗ 
ernd zwiſchen Staaten zuſtande kommt, ohne daß 
der eine Staat dem andern den Vorwurf zu ma⸗ 
chen hat, daß er die Preisgabe von Hoheitsrechten 
erzwungen hat. 

Nun noch ein Wort. Es iſt mir ſpeziell der 
Vorwurf gemacht worden, daß ich davon geſpro⸗ 
chen habe, daß die gegenwärtige Regierung in 
ihren Verhandlungen mit Polen beachtenswerte 


in der Politik nicht immer gut iſt, von Erfolgen 
zu ſprechen. Aber es iſt nötig, wenn von der Oppo⸗ 
ſiition das, was von der Regierung geleiſtet wur⸗ 
de, 8 herabgewürdigt wird. (Sehr richtig! 
links. f 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da wei⸗ 
tere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über Artikel I. Zu Artikel L 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
476 vor: 

Wir beantragen, in Artikel I die Worte zu 
ſtreichen: „und die neuen Verkehrsordnungen künftig 
abzuändern“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. 
der Vorlage ab. Ich bitte diejenigen, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er äſt angenom⸗ 
men. Ich rufe Artikel II auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich mache darauf aufmerlſam, daß 
in Artikel II ein Schreibfehler vorhanden iſt, und 
zwar muß es in der ſechſten Zeile von oben hei⸗ 
Ben: „oder mit internationalen Verpflichtungen“. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel II 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das it die Mehrheit, Artikel II iſt 
angenommen. Ich ſtelle die Annahme von 
Artikel III ebenfalls feſt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf: „Geſetz betreffend die Eiſenbahnverkehrsord⸗ 
nung“. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen worliegen. Ich ſtelle 
die Annahme der Ueberſchrift feſt. b 
zur dritten Beratung. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 


nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 


Ich rufe Artikel Lauf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich ſtelle die Annahme von Artikel! feſt. Artitel II 
angenommen. Artikel III angenommen. Ueber⸗ 
ſchrift angenommen. Da keine Aenderungen einge⸗ 
treten ſind, ſchreiten wir zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die das Geſetz 
in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 


das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in zweiter und 


dritter Beratung erledigt. Damit iſt Punkt 2 der 


Erfolge erzielt habe. Es mag richtig ſein, daß es 


Wir ſtimmen jetzt über Artikel J. 


Wir kommen 


(C) 


(D) 


{A 


— 


(B) 
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(Präſident) 
Tagesordnung ebenfalls erledigt. Ich rufe Punkt 
3 auf: 
g Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Leiſtungen in der Invalidenverſiche⸗ 
rung. . 
Druckſache Nr. 465 zu Nr. 441. Ich rufe Artikel ! 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Kreft. 5 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Mi D. u. 
H.! Wir haben zu dem vorliegenden Geſetz einige 
Abänderungsanträge eingebracht. Ich habe ſie bei 
der erſten Beratung ſchon begründet und will noch 
kurz auf die einzelnen Fragen eingehen. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß es heute unbe⸗ 
dingt notwendig iſt, weil die Produktionsweiſe es 
nicht mehr zuläßt, daß ein Arbeiter von 65 Jah⸗ 
ren noch im Produktionsprozeß untergebracht wer⸗ 
den kann, die Altersgrenze von 65 auf 60 
Jahre herabzuſetzen. Mit dieſer Frage eng 
verbunden iſt der Prozenlſatz der Invalidität, Er 
iſt heute zu hoch, er beträgt 66 Prozent. Wir 
beantragen, daß man dieſen Satz auf 50 Prozent 
reduziert. Weiter beträgt der Grundbetrag der 
Rente heute 210 Gulden. Wir beantragen, daß 
der Grundbetrag um 50 Prozent erhöht und auf 
315 Gulden heraufgeſetzt wird. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht worliegen. Wir 
kommen zur Abstimmung. Zu Artikel I liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki und 
Fraktion vor, enthalten in Drucksache Nr. 471. 

In Artikel I iſt hinter den Worten „wie folgt 
geändert“ neu aufzunehmen: 

1a) Im S 1255 Abi. 1 iſt das Wort „fünfundſechzig“ 

durch das Wort „ſechzig“ zu erſetzen. 

1b) Im § 1255 Abſ. 2 ſind die Worte „ein Drittel“ 

zu erſetzen durch das Wort „die Hälfte“. 

1c) Im § 1288 iſt die Zahl „210“ durch die Zahl 

„315“ erſetzt. 

Wir ſtimmen über den Abänderungsantrag ab. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen dann über Artikel 1 der Vorlage ab. 
Diejenigen, die ihn annehmen wollen, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Artikel II; angenommen, Ar⸗ 
tikel III: angenommen, Artikel IV; angenommen, 
Artikel V angenommen, Artikel VI angenommen. 
Zu Artikel VII liegt in Druckſache Nr. 471 ein 

Abänderungsantrag vor: 
In Artikel VII iſt das Wort „Dezember“ durch 

das Wort „Oktober“ zu erſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
anderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
eit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun über 
Artikel VII der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Artikel VII annehmen wollen, ſich 
nom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, Artikel VII ift angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf: „Geſetz über Leiſtungen in 
er Invalidenverſicherung.“ Ich ſtelle die An⸗ 
nahme feſt. Das Geſetz iſt ſomit in zweiter Be⸗ 
detung erledigt. (Abg. Gaikowſkt: Ich beantrage 
ritte Leſung!) Es iſt dritte Leſung beantragt 


worden. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo be⸗ 
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ſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. 
Ich rufe Artikel J auf und ſtelle die Annahme feſt. 
Artikel II; angenommen, Artikel III; angenom⸗ 
men, Artikel IV; angenommen, Artikel V ange 
nommen, Artikel VI; angenommen, Artikel VII; 
angenommen, Ueberſchrift; angenommen. Ehe 
wir zur Schlußabſtimmung ſchreiten, haben wir 


die Entſchließung des Abg. Liſchnewſki und der, 


übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion in Druchſache Nr. 478 zu erledigen: 

Der Senat wird erſucht, die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der in Danzig gültigen Faſſung inner⸗ 
halb 2 Monate im Geſetzblatt zu veröffentlichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Entſchließung iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen wollen, ſich vom Platz gu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in 
zweiter und dritter Beratung erlcdigt. Wir kom⸗ 
men jetzt zu Punkt Za der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 
Zurückziehung der Kündigung des „Blin⸗ 
denheims Hindenburghaus“. 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Geſtern 
abend tagte im kleinen Saal des Joſephshauſes 
in Danzig der Bund der Kriegserblindeten und 
nahm am Schluß der Verſammlung — es han⸗ 
delte ſich um eine Proteſtverſammlung — folgende 
Entſchließung an: 

Die am 23. Oktober 1928 in Danzig verſammel⸗ 
ten Kriegserblindeten nehmen mit Bedauern davon 
Kenntnis, daß die Regierung der Freien Stadt Dan⸗ 
zig dazu übergegangen iſt, das ihnen im Jahre 1927 
aus öffentlichen Sammlungen und Spenden des frü⸗ 
heren Kriegsminiſteriums, des Roten Kreuzes und 
der früheren Provinzial⸗Verſicherungsanſtalt errich⸗ 
tete Kriegsblindenheim Hindenburg⸗Haus zu ent- 
reißen. Die Kriegserblindeten appellieren an das 
Gerechtigkeitsgefühl und bitten, den ihnen im Jahre 
1917 zuteil gewordenen Volksdank zu erhalten. 

Welche Arſachen führten zu dieſer Proteſtver⸗ 
ſammlung, welche Urſachen führten zu der dort 
gefaßten Entſchließung? Im Jahre 1917 wurde 
in Langfuhr durch freiwillige Spenden ein 
Kriegsblindenheim geſchaffen, das den Namen 
Hindenburg⸗Haus erhielt. Es iſt insbeſondere durch 
freiwillige Spenden der Arbeiter der Gewehr⸗ 
fabrik geſchaffen worden. Wir wiſſen ja, daß man 
ſchon damals nicht von einem Dank des Vater⸗ 
landes ſprechen konnte, wir wiſſen ja, daß das, was 
für die bedauernswerten erſten Opfer dieſes Völ⸗ 
kermordens getan wurde, nur erzwungen getan 
war. Man half nicht freiwillig, ſondern weil 
man ſchließlich helfen mußte. Schon 1914 empfand 
man es als eine Laſt, für dieſe Kriegsopfer zu 
ſorgen. Heute tritt das noch ſtärker in Erſcheinung, 
heute ſpeiſt man dieſe Kriegsopfer mit Bettel⸗ 
pfennigen ab, heute verweigert man ihnen das 
Recht, zu leben! In allen kapitaliſtiſchen Regie⸗ 
rungen und ihren Verwaltungsbehörden hört man 


ſes immer wieder: Die Kriegsopfer ſind uns eine 


(C) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) f 

Laſt. Das ſind keine Phraſen. Der Ausſpruch, 
den ich eben anführte, iſt auch hier in Danzig bei 
den Verwaltungsbehörden den Kriegserblindeten 
gegenüber gefallen. f 38 

So hat es ſchon während der Kriegszeit die 
Regierung nicht für nötig erachtet, tatſächlich die⸗ 
ſen Kriegsopfern zu helfen, ſondern freiwillige 
Spenden mußten herhalten, um dieſe Leute über⸗ 
haupt nicht ganz elend verrecken zu laſſen; ſo 
wurde auch hier in Danzig durch freiwillige Spen⸗ 
den das Kriegserblindetenheim geſchaffen. Aber 
ſchon ſeit 1924 verſuchte der Danziger Senat den 
Kriegserblindeten das Heim zu nehmen und es 
für andere Zwecke zu verwenden. Seit Jahren 
wehren ſich bereits die Kriegserblindeten mit 
aller Energie gegen dieſe Abſicht des Senats. Die 
frühere deutſchnationale Regierung wagte es 
aber nicht, dieſe Abſicht auszuführen. Dieſe Ab⸗ 
ſicht in die Tat umzuſetzen, blieb der ſogenannten 
„Linksregierung“ überlaſſen. So iſt den Kriegs⸗ 
erblindeten die Kündigung zugeſtellt worden. 
Zum 15. November ſoll das Haus von den Kriegs⸗ 
erblindeten geräumt werden, widrigenfalls man 
ſie auf die Straße ſetzen wird. (Hört, hört! rechts.) 
Frau Abg. Dr. Semrau, Sie haben hier einmal 
erklärt, für gewiſſe Zwecke müſſe Geld vorhanden 
ſein, für gewiſſe Zwecke müſſe die Regierung 
Opfer bringen. Wenn Sie nun durch Ihr Kopf 
ſchütteln dokumentieren wollen, daß der Senat den 
Ausdruck, den ich gebraucht habe, den Kriegser⸗ 
blindeten gegenüber nicht angewandt hat, ſo hat 
der Senat im Schreiben an den Kriegsblinden⸗ 
bund doch erklärt, wenn das Haus nicht bis zum 
15. geräumt wird, werden Maßnahmen getroffen, 
um die Räumung durchzuführen. Das iſt vielleicht 
nicht eine ſo kraſſe Form, wie ich ſie gebraucht 
habe. Aber es kommt nicht auf die Form, ſondern 
auf die Tatſachen an und die Tatſache ſteht feſt, 
daß man den Kriegserblindeten die letzte Heim⸗ 
ſtätte rauben will. 

Ein Sturm der Entrüſtung erhob ſich, und 
dieſer Entrüſtungsſturm hat bereits weite Kreiſe 
gezogen. Am geſtrigen Dienstag fand nicht nur 
hier in Danzig eine Proteſtverſammlung gegen 
dieſe reaktionäre, gegen dieſe ſchändliche Maß⸗ 
nahme des Senats ſtatt, ſondern am gleichen 
Tage fanden in ganz Deutſchland, in Oeſterreich 
und in Polen Proteſtverſammlungen ſtatt, die ſich 
gegen dieſe Maßnahme des Danziger „Links⸗ 
ſenat“ richteten. Von den Kriegsopferorganiſa⸗ 
tionen Deutſchlands, Oeſterreichs und Polens, die 
den Willen der 3 Millionen Kriegsopfer dokumen⸗ 
tieren, waren eine Unmenge Proteſttelegramme 
eingelaufen; geſchloſſen iſt man bereit, mit den 
Danziger Kriegserblindeten gegen dieſe Maß⸗ 
nahme des Senats kämpfen zu wollen. Wenn 
man dieſe Proteſttelegramme anhörte, kam einem 
erſchütternd zum Bewußtſein, mit welchen bruta⸗ 
len Maßnahmen der Senat über die Forderungen 
der Kriegsopfer hinweggeht. Gewiß, was geſtern 
abend von Seiten der Kriegserblindeten durch 
Zwiſchenrufe immer wieder zum Ausdruck ge⸗ 


bracht wurde, ſie ſeien dem Staat eine Laſt, ſie 
koſteten ihm Geld, deshalb will man ihnen durch 
derartige Maßnahmen das Leben verbittern und 
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verkürzen, wird voll und ganz durch dieſe Maß⸗ 
nahme des Senats beſtätigt. Die öſterreichiſche 
Kriegsopferorganiſation ſpricht mit Recht von 
einer „Kulturſchande“ des Danziger „Links“ ⸗Se⸗ 
nats, der Internationale Bund der Kriegsopfer 
ſpricht „von einer allem menſchlichem Empfinden 
hohnſprechenden Vergewaltigung“ durch den Dan⸗ 
ziger Senat. Aber nicht nur gegen dieſe Maß⸗ 
nahme des Senats richtet ſich der Proteſt der 
Kriegserblindeten, ſondern überhaupt gegen die 
Maßnahmen, die man gegenüber dieſen Kriegs⸗ 
opfern anwendet, die zu den bedauerns⸗ und be⸗ 
klagenswerteſten aller Kriegsopfer zählen. 


Man hat nicht etwa dafür geſorgt, dieſes 
Heim zu einer würdigen Heimſtätte der Kriegs⸗ 
erblindeten zu machen, ſondern man hat das 
Kriegserblindeten⸗Heim alle die Jahre hindurch 
verloddern und verkommen laſſen. Schuld daran 
iſt ſowohl die deutſchnationale als auch die 
„Links!⸗Regierung. Es iſt bereits von Herrn 
Abg. Zarske eine Anfrage an den Senat gerichtet, 
daß man die Poſtſachen der Kriegsblinden und 
die darin enthaltenen Beſtellungen, die den 
Kriegsblinden zugedacht ſind, öffnen läßt. Wei⸗ 
ter iſt geſtern abend erklärt worden, daß der Se⸗ 
nat verſucht hat, Erweiterungsbauten bei der 
Blindenanſtalt aus den Fürſorgemitteln, die für 
die Kriegsbeſchädigten beſtimmt ſind, zu finan⸗ 
zieren. Aus dem Fonds für beſondere Aufwen⸗ 
dungen wollte man die Summe von 6000 Gulden 
abzweigen, um Erweiterungsbauten vorzuneh⸗ 
men. (Senator Dr. Wiercinſki: Das ſtimmt alles 
nicht!) Herr Senator Dr. Wiercinſki es wurde 
geſtern auch zum Ausdruck gebracht, daß die 
Kriegserblindeten mit Bitten an die deutſch⸗ 
nationale Regierung und auch an die jetzige 
„Links“⸗Regierung herangetreten ſind, daß man 
aber dieſen Bitten kein Gehör geſchenkt hat. Es 
ſtimmt, daß man die Abſicht hatte, eine Summe 
von etwa 6000 Gulden aus dem Fürſorgefonds für 
Erweiterungsbauten zu verwenden. Es ſtimmt 
allerdings weiter, daß das nicht geſchehen iſt. Das 
iſt aber nicht auf Ihr ſoziales Empfinden zurück⸗ 
zuführen, ſondern weil ſich die Kriegsblinden da⸗ 
gegen geſträubt haben, weil die Kriegsblinden 
Deputationen zum Senat ſchickten, die erklärt ha⸗ 
ben: „Das machen wir nicht mit.“ Es ſind nicht 
allein die Kriegsblinden vorſtellig geworden, 
ſondern auch die Vertreter der anderen Kriegs⸗ 
opfer⸗Organiſationen hier in Danzig. Das, was 
die Kriegserblindeten geſtern abend mitteilten, 
beſtätigten auch die Leiter der übrigen Kriegs⸗ 
opfer⸗Organiſationen in Danzig, daß man tat⸗ 
ſächlich verſucht hat, aus dieſem beſonderen Wohl⸗ 
fahrtsfonds Mittel herauszuholen, um Erweite⸗ 
rungsbauten vorzunehmen. Aber auch ſonſt geht 
man in der nichtswürdigſten Art und Weiſe gegen 
die Kriegsblinden vor. Im Heim war ein ver⸗ 
heirateter Kriegsblinder, der keine Wohnung 
hatte. Der Vorſitzende des Kriegsblinden⸗Bundes 
begab ſich zum Senat und bat für dieſen Mann 
um eine Wohnung. Darauf wurde ihm vom Se⸗ 
nat die Antwort zu teil: „Wir können da nicht 
helfen, mag er ſich an das Wohnungsamt wen⸗ 
den.“ Sie alle wiſſen ja, was es heißt, ſich an das 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Wohnungsamt zu wenden. Man behandelt die 
Kriegserblindeten, dieſe vom Krieg am ſchwerſten 
betroffenen Opfer, in genau derſelben brutalen 
Art und Weiſe wie alle übrigen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten. 

Nun wird Herr Senator Dr. Wiercinſki aber 
nicht leugnen können, daß man die Kündigung 
ausgeſprochen hat. Man will die Kriegserblin⸗ 
deten in die Zivilblindenanſtalt überführen. Die 
Kriegserblindeten wehren ſich dagegen, und zwar 
mit Recht; denn dieſes Heim gehört nicht dem Se⸗ 
nat, ſondern dieſes Heim gehört den Kriegserblin⸗ 
deten, und dieſe haben ein Recht zu erklären: „So⸗ 
lange noch ein Kriegserblindeter hier iſt, hat er 
einen Anſpruch, dort im Heim wohnen zu dürfen.“ 
Man darf ihn nicht herausſetzen. Das Kopf⸗ 
ſchütteln des Senators für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten dokumentiert nur, daß der Senat nach wie 
vor die Abſicht hat, die Kriegserblindeten hinaus⸗ 
ſetzen und in die Zivilblindenanſtalt überführen 
zu laſſen. Abgeſehen vom rein Menſchlichen 
ſtehen auch wir auf dem rechtlichen Standpunkt, 
daß dem Senat dieſes Gebäude nicht gehört. Dieſes 


Gebäude it aus öffentlichen Mitteln, aus Samm⸗ g e 5 
glaube, es wird kein objektiver Menſch im Hauſe 


lungen eingerichtet und nicht etwa dem Senat zu 
irgend einer Verfügung übergeben, ſondern den 
Kriegserblindeten zur Wohnſtätte. Deshalb 
werden wir gegen dieſe Maßnahme des Senats 
Seite an Seite mit den Kriegserblindeten den 
Kampf aufnehmen. Die Kriegserblindeten haben 
geſtern erklärt: „Wenn uns der Senat dieſes 
Heim nimmt, wenn er es uns nicht wieder gibt, 
werden wir einen Volksentſcheid herbeiführen.“ 
Sie mögen darüber lachen, aber dieſen Kriegser⸗ 
blindeten iſt es nicht zum Lachen geweſen, als ſie 


es zum Ausdruck brachten. Sie müßten mit dieſen 


Menſchen fühlen, denen das Augenlicht und da⸗ 
mit das Koſtbarſte genommen iſt. (Zuruf rechts.) 
Das wiſſen Sie nicht, ſonſt hätten Sie nicht dieſe 
Maßnahme durch Ihren ſozialen Miniſter durch⸗ 
führen laſſen. Wenn wir dieſe Frage aufrollen, 
können wir verſtehen, daß es Ihnen unangenehm 
iſt. Das haben wir geſtern bereits erfahren; denn 
die Kriegserblindeten haben die Vertreter aller 
Parteien eingeladen, an dieſer Proteſtverſamm⸗ 
lung teilzunehmen. Aber niemand von all den 
Parteien, die ſich ſonſt ſo ſehr für Demokratie und 
Recht einſetzen, iſt dort erſchienen. Der Senat 
war auch eingeladen, iſt aber auch nicht gekommen. 
eute, wo man ſich um Hoheitsrechte herum⸗ 
kabbelt, heute, wo man Spiegelfechterei treibt, 
aßen die Herren vollſtändig auf ihren Stühlen, 
aber wenn es ſich um die Opfer des Krieges han⸗ 
delt, um die Wahrung der Rechte dieſer Opfer, 
dann ſind die Herren nicht anweſend; da hält es 
er Herr Senatspräſident Sahm für notwendig, 
zu verſchwinden. Geſtern war überhaupt von 
en Herren niemand da. Lediglich ein kleinerer 
eamter war abkommandiert, um etwaige 


Wünſche oder Forderungen der Kriegsblinden 
zentgegenzunehmen“. Wenn geſtern von Seiten 
it Kriegsblinden zum Ausdruck gebracht worden 
955 „Wir haben nicht zu betteln, ſondern zu for⸗ 
ern, wir haben unſer Recht zu verlangen“, dann 
geben wir den Kriegserblindeten darin recht. 
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Auch wir erklären, es handelt ſich nicht um ein 
Erſuchen, es handelt ſich nicht um eine Bitte, den 
Kriegserblindeten das Heim wiederzugeben, ihnen 
das Heim zu einer wirklichen Stätte des Aufent⸗ 
halts umzuwandeln, ſondern es handelt ſich um 
eine Forderung. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiercinſki, Senator: Meine ſehr verehrten 
Damen und Herren! Der Senat hat gar keine 
Veranlaſſung, hier etwa die Aufrollung dieſer 
Hindenburg⸗Heim⸗Frage zu verhindern. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Wenn Herr Abg. 
Plenikowſti ſich über die Tatſachen orientiert 
hätte, dann würde er wohl auch kaum dieſe Rede 
gehalten haben. Ich möchte noch beſonders dar⸗ 
auf hinweiſen, daß er die Klage der Kriegsblin⸗ 
den ſicher nicht erſt heute nachmittag 3,30 Uhr er⸗ 
fahren hat, ſondern wohl ſchon im Laufe des 
Vormittags, und es wäre ihm ein Kleines geweſen, 
im Hindenburghaus genaue Nachricht zu erhalten. 
(Abg. Plenikowſki: Ihnen iſt es unangenehm, daß 
die Frage hier aufgerollt wird!) Durchaus nicht! 
Ich will ſie hier voll und ganz aufrollen, und ich 


ſein, der hier zu einem anderen Reſultat kommen 
wird, als der Senat nach ſehr reiflicher Ueberle⸗ 
gung gekommen iſt. (Das glaubt Ihnen kein 
Menſch! bei den Kommuniſten.) 

Wir haben ſelbſtverſtändlich nicht daran ge⸗ 
dacht, die Kriegsblinden in irgend einer Form 
ſchlechter zu ſtellen oder ſie auf die Straße hinaus⸗ 
zuſetzen. Von ſchändlichen Maßnahmen und der⸗ 
gleichen kann keine Rede ſein. Das Hindenburg⸗ 
Haus iſt den Kriegsblinden gelaſſen worden, ob⸗ 
wohl ſchon faſt kaum noch jemand darin wohnte. 
Dies Haus ſteht auf dem Grundſtück der Staat⸗ 
lichen Blindenanſtalt und hat etwa 12 bis 15 
Zimmer. In dieſem Hauſe mit ſeinen z. T. recht 
großen Räumen, das früher voll belegt war, 
waren zum Schluß nur noch vier bis fünf Kriegs⸗ 
blinde. Es war an ſich ſchon eine ſehr unangenehm 
zu tragende Tatſache, daß man dies Haus jahr⸗ 
aus jahrein größtenteils leerſtehen laſſen mußte, 
obwohl für Neueinrichtung ſozialer Anſtalten 
jetzt kein ausreichendes Geld mehr vorhanden iſt. 
Als die Zahl der dort wohnenden Kriegsblinden 
auf vier bis fünf heruntergegangen war, blieb uns 
nichts übrig, als zu überlegen, ob man die Kriegs⸗ 
blinden nicht wo anders ebenſo gut unterbringen 
könne. Dieſe Frage iſt gelöſt worden. Ich mache 
noch darauf aufmerkſam, daß dies Haus nur zum 
Zwecke der Umlernung von Kriegsblinden er⸗ 
richtet worden iſt. (Hört, hört!) Es iſt genau ſo, 
wie bei vielen Häuſern mit dem gleichen Zweck in 
Preußen und in Deutſchland. Dieſe Aufgabe iſt 
hier wie dort längſt erfüllt. Die Betreffenden 
werden nicht mehr einem neuen Beruf zugeführt, 
ſondern die vier Kriegsblinden, die dort noch woh⸗ 
nen, üben lediglich einen Beruf aus. Genau dieſel⸗ 
ben Erſcheinungen waren in Deutſchland. Dort iſt 
man längſt dazu übergegangen, dieſe Häuſer wie⸗ 
der anderen Zwecken zuzuführen. Kein einziges 
Haus, das urſprünglich denſelben Charakter, wie 
das Hindenburg⸗Haus hatte, hat jetzt noch dieſelbe 
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(Dr. Wiercinſki, Senator) 

Bedeutung. Es ſind dort längſt andere Heime 
eingerichtet. Da wir hier in Danzig nicht beſſer 
daſtehen, dürfte das ein Grund für uns ſein, den 
gleichen Schritt auch hier vorzunehmen. 

Es iſt auch nicht richtig, daß man rechtlich den 
Kriegsblinden Unrecht täte und daß ſie etwa 
einen Anſpruch darauf hätten, dies Haus zu be⸗ 
halten. Die Rechtslage iſt genau geprüft worden. 
Das Haus iſt teilweiſe aus freiwilligen Spenden 
errichtet worden, aber es hat von Anfang an der 
Provinz gehört und gehört jetzt als Rechtsnachfol⸗ 
ger dem Senat. Wir wären gar nicht auf dieſe 
Rechtsfrage eingegangen oder hätten nicht auf ihr 
gefußt, um den Kriegsblinden etwas wegzuneh⸗ 
men, wenn es nicht möglich geweſen wäre, ſie an⸗ 
derweit gut unterzubringen. Wie iſt das ge 
ſchehen? In Königstal ſteht die große Staat⸗ 
liche Blindenanſtalt, die vor dem Kriege errichtet 
wurde, ein ſchönes, geräumiges und luftiges Ge⸗ 
bäude. In dieſem Gebäude find, vollkommen ge⸗ 
trennt von den anderen Blinden, neue Näume ge⸗ 
ſchaffen worden. Es iſt uns wohl bekannt, daß 
zwiſchen Kriegs: und Zivilblinden ein Gegenſatz 
beſteht. Wir haben das berückſichtigt. Es ſind 
getrennte Wohnräume, getrennte Aufenthalts- 
räume und getrennte Arbeitsräume, alles für die 
Kriegsblinden geſondert, eingerichtet worden. 
Wir ſind mit dem Vorſitzenden des Kriegsblin⸗ 
denvereins dort geweſen und haben ihm dieſe 
Räume gezeigt. Er hat ſich ſelbſtverſtändlich, das 
bringt ſeine Stellung mit ſich, mit der Verlegung 
nicht einverſtanden erklärt, konnte aber nur einen 
einzigen Mangel zum Ausdruck bringen, daß noch 
kein getrennter Muſikraum da wäre. Es war 
wirklich nicht zu verſtehen, dort ein ganzes Haus 
faſt leerſtehen zu laſſen, wenn in der Staatlichen 
Blindenanſtalt eine ſolche ausgezeichnete Unter⸗ 
bringung der Kriegsblinden möglich war. 

Es iſt nicht richtig, daß die Kriegsblinden aus 
Mitteln, die für fie beſtimmt waren, zu dem Um⸗ 
bau in der Staatlichen Hauptblindenanſtalt bei⸗ 
getragen hätten. (Abg. Plenikowſki: Es beſtand 
die Abſicht!) Es beſtand auch nicht die Abſicht, 
aber etwas Aehnliches. Es mußten die Mittel 
für dieſen Umbau aufgebracht werden. Im Etat 
waren ſie nicht vorgeſehen. Alſo mußten wir 
einen Weg ſuchen, um ſchon jetzt, nicht erſt im 
nächſten Etatsjahr, das Geld zu bekommen. Es 
ſollten lediglich vorſchußweiſe aus allgemeinen 
Mitteln der ſtaatl. Hauptfürſorgeſtelle 6000 Gul⸗ 
den genommen werden, die nachher vom Danziger 
Jugendfürſorgeverband, der in das Haus ein⸗ 
ziehen wird, wieder zurückerſtattet werden. Als 
wir aber hörten, daß das den Kriegsblinden un⸗ 
angenehm wäre, wurde auch dieſe vorſchußweiſe 
Hingabe fallen gelaſſen, und die Sache wird jetzt 
lediglich aus Mitteln des künftigen Mieters be⸗ 
ſtritten werden. 

Darauf hinweiſen möchte ich auch, daß das 
Haus von vornherein für Unverheiratete vorge⸗ 
ſehen iſt, Verheiratete alſo von Anfang an nicht 
darin wohnen durften. Es iſt ferner nicht richtig, 
was der Herr Abg. Plenikowſki ſagte, daß das 


Haus verloddert und verkommen wäre. Dieſe 


Aeußerung ſcheint mir erſt recht ein Beweis dafür 
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eine Familienwohnung ſuchten, 


zu ſein, daß er keine Sach- und Ortskunde beſitzt. (0) 


Das Haus iſt tadellos in Ordnung, ſelbſt nachdem 
es größtenteils jahrelang leer geſtanden hat. Ich 
bin ſelbſt vor einigen Wochen mit der Kommiſſion 
des Senats darin geweſen und habe mich davon 
überzeugen können. 

M. D. u. H.! Die Kriegsopfer find für uns 
nicht eine Laſt, wie das behauptet wird, es iſt für 
uns eine Ehrenpflicht, die berechtigten Wünſche 
der Kriegsopfer zu erfüllen. (Abg. Plenikowfki: 
Phraſe!) Das iſt uns nicht eine Phraſe, Herr Abg. 
Plenikowſki, ſondern wir beweiſen das auch durch 
die Tat. Die Kriegsopfer ſelbſt, Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, wiſſen ganz genau, daß ſie hier in Danzig 
in mancher Beziehung noch beſſer gefahren ſind, 
als ſelbſt im großen Deutſchen Reich. Bitte fragen 
Sie ſie. (Bravo! beim Zentrum.) 

f ee Das Wort hat der Herr Abg. Hohn⸗ 
eldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Herr Senator Dr. Wiercinſki hat ſeine 
Rede damit geſchloſſen, daß die Kriegsblinden 
oder Kriegsopfer wüßten, daß ſie hier vielleicht in 
vielen Punkten beſſer geſtellt ſeien als im großen 
Deutſchland. Nach dieſer Erklärung des Herrn 
Senator Dr. Wiercinſki muß ich fragen, wie es 
kommt, daß bei der geſtrigen Verſammlung To 
viele Proteſtreſolutionen und Telegramme ein⸗ 
gelaufen ſind. Man muß doch auch im Ausland 
die Lage der Kriegsblinden in Danzig nicht ſo 
roſig anſehen, als ſie der Herr Senator ſchildert. 
Außerdem möchte ich die rein rechtliche Seite, die 
Vertragsſeite betrachten. Herr Senator Dr. 
Wiercinſki erklärt, daß das Hindenburg⸗Haus nur 
da wäre, um den Leuten die Möglichkeit zum Ume 
lernen zu geben. Soviel mir bekannt iſt, iſt das 
Haus auch für Anterkunftszwecke beſtimmt. Alſo 
ſchon die reine Beſtimmung der Unterkunft müßte 
für die Kriegsblinden gewahrt bleiben. Wenn 
der Herr Senator meint, daß das Haus für vier 
oder fünf Kriegsblinde zu groß wäre, hätte er die 
Möglichkeit gehabt, die verheirateten Kriegsblin⸗ 
den, die keine Wohnung bekommen, ſtatt an das 
Wohnungsamt zu weiſen, in das Haus hineinzu⸗ 
ſetzen. Herr Plenikowfki hat darauf hingewieſen, 
daß gerade Kriegsblinde, die verheiratet ſind und 
an das Woh⸗ 
nungsamt gewieſen wurden. Herr Senator Dr. 
Wiercinſki ſtellt auf der anderen Seite feſt, daß 
das Haus leer iſt. Warum hat man die Beſtim⸗ 
mung, die die Geber des Geldes ſeinerzeit trafen, 
nicht befolgt und jenen Leuten Unterkunft gege⸗ 
ben? Es iſt mir auch nicht bekannt, daß das 
Haus ein Ledigenheim ſein ſoll. Man hat bei 
dieſer Art Regelung das Gefühl, als ob die 
Kriegsblinden von den Ueberlegungen des Se⸗ 
nats, vielleicht von dem guten Willen des Senats, 


abhängig ſind. Man wollte ihnen durch eine der⸗ 


artige Spende die Möglichkeit geben, daß ſie ſelb⸗ 
ſtändig darüber entſcheiden ſollten. Ich bin auch 
der Meinung, daß man lieber anſtatt der vielen 
Kriegerdenkmäler Anterkunftsräume für die 
Opfer des Krieges hätte bauen ſollen. (Sehr 


richtig! links.) Sie ſagen ſehr richtig, es ſind aber 
auch Kriegerdenkmäler von Ihrer Seite gebaut 
worden. (Zuruf links.) Wenn Sie das nicht glau⸗ 


D 


1 


— 


{A 


{B) 


Volkstag Danzig — 53. Sitzung. 

(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
ben wollen, ſo kann ich Ihnen mitteilen, daß in 
Düſſeldorf vor einiger Zeit das Kriegerdenkmal 
des Füſilierregiments General Ludendorff erbaut 
worden iſt. Es genügt feſtzuſtellen, wer der Er⸗ 
bauer, wer der Künſtler iſt und wie die Unter- 
ſchrift lautet. Auf dem Sockel ſteht: „Dieſes Denk⸗ 
mal . .. iſt das ſteingewordene „Amen“ hinter 
dem „Nie wieder Krieg!“ als Stoßgebet eines 
Volkes, das unter der Geißel der apokalyptiſchen 
Reiter gelitten und geſeufzt hat. Es iſt ein 
Kriegserinnerungsdenkmal derer, die den Krieg 
als furchtbare Laſt getragen haben, ſeeliſch und 
körperlich. Das ſagt der grauſchwarze Stein in 
ſeineren Wüſte.“ Die Kunſtſachverſtändigen ſind: 
Kunſtjude Cohn, Kommerzienrat Schloßmann 
und der Bildhauer Rübſam. Ich glaube, dieſe 
Stifter des Denkmals werden den rechtsſtehenden 
Kreiſen nicht ſehr nahe ſtehen, das ſagen ſchon die 
Namen und der Spruch auf dem Denkmal. 

Wenn Sie auch meinen, daß es beſſer geweſen 
wäre, man hätte Kriegerhäuſer gebaut, hätten 
Sie das den Leuten in Düſſeldorf ſagen ſollen. 
Wir ſind aber nicht in Düſſeldorf, Herr Moritz, 
ſondern in Danzig. Aber es wäre beſſer geweſen, 
wenn der Senat nicht nur auf dem Papier ge⸗ 
prüft hätte, was den Kriegsinvaliden nottut. Er 
hat aber nichts dazu getan. Er weiß, daß es frei⸗ 
willige Spenden waren. Daß dieſe Spenden 
nicht dem Wohlwollen des Senats überlaſſen ſind, 
ſondern den Kriegsblinden gehören, wird ver⸗ 
geſſen. Nun ſehen wir das Wohlwollen. Herr 
Senator Dr. Wiercinſki jagt, die Leute würden 
gut untergebracht. Ich will über die Räumlich⸗ 
keiten als ſolche nicht ſprechen. Herr Senator Dr. 
Wiercinſki kann Recht haben, daß die Räume in 
der Blindenanſtalt vielleicht noch beſſer ſind. Aber 
ſchon die Abſicht des Senats, das Haus einfach 
einer anderen Organiſation zur Verfügung zu 
ſtellen, zeugt davon, daß man über das Schickſal 
der Leute hinweggehen will. Die Stifter des 
Geldes kann man nicht mehr fragen. Was wird 
nun werden? Unter den vier bis fünf Leuten ſind 
vielleicht radikale Elemente, die nicht ausziehen 
werden. Die wird der Senat hinausſetzen. Dann 
kommt der Reſt, daß man die Opfer des Krieges, 
für die man mit Phraſen ſoviel übrig hatte, glatt 
vor die Hunde jagt. 

Das iſt das Erbärmliche, daß der Staat Geld⸗ 
mittel, die ihm zu beſtimmten Zwecken zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurden, nach ſeinem Gutdünken 
verwendet, während man bedenken muß, daß die 
Spender die Opfer des Krieges bedachten und 
nicht den Senat als den Fürſorger. Wenn geſtern 
proteſtiert wurde, und wenn geſtern die Tele 
gramme aus aller Welt gekommen ſind, die die 
* der Kriegsblinden in Danzig unter⸗ 
Wien, dann ſollte der Senat Achtung vor dem 

illen dieſer Leute haben, denen man nach dem 

illen der Spender eine geſicherte Unterkunft 
geben wollte. 

Präfident: 
Zarske. 


Jarste Abgeordneter (D. Soz.): Ich hät 15 
ee) 28 (D. Soz.): Ich hätte ge⸗ 
Gbr daß der Volkstag und der Senat dieſer 
gestrigen Verſammlung beigewohnt hätten. Es 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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war ſchrecklich, die Notſchreie zu hören, und es 
war ſchändlich, was wir dort vernommen haben. 
Die Kriegsblinden Danzigs müſſen ſich an die 
Kriegsblinden anderer Völker wenden. Sit das 
nicht ein Skandal! Polen, Tihehen, Franzoſen 
ſollen ihnen zu Hilfe kommen. Dieſes Haus iſt 
aus öffentlichen Sammlungen errichtet worden. 
Das Heim hat die Aufgabe, den erblindeten 
Kriegern für die Dauer ihrer Ausbildung Unter⸗ 
kunft zu gewähren oder Alleinſtehenden als 
Wohnſtätte zu dienen. Alleinſtehende ſind noch 
nicht Unverheiratete, Herr Senator. Es gibt 
Fälle, wo der Mann mit der Frau nicht mehr zu⸗ 
ſammenleben kann. Dies Heim iſt in das Bewußt⸗ 
ſein der Kriegsblinden eingedrungen. Das Fein⸗ 
gefühl iſt bei den Kriegsblinden beſonders aus⸗ 
gebildet. Die Blinden haben ſich an das Heim 
mit ihrem Taſtſinn und ihrem Geruchsſinn ge⸗ 
wöhnt. Jetzt will man es ihnen nehmen. 

Ich will Ihnen keine rührſeligen Sachen erzäh⸗ 
len, aber ich fordere, daß dieſes Heim für den Zweck, 
für den es geſtiftet wurde, mit den Worten, mit de⸗ 
nen es den Kriegsblinden übergeben wurde, ihnen 
wieder zu eigen gegeben wird. Ich glaube, es ſind 
im Hauſe wohl die meiſten von uns alte Soldaten. 
Ich glaube es werden ſich von allen Parteien 
Leute finden, die die Forderung unterſtützen 
werden. 


Präſident: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Schlußwort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es gehört ſchon allerhand Mut dazu, wenn ein 
Senator ſich hier hinſtellt und gegen einen der⸗ 
artigen ſozialen Antrag Stellung nimmt. (Das ift 
ſein gutes Recht! beim Zentrum) umſo mehr, als 
er ſelbſt vorgibt, das Soziale mit Löffeln ge⸗ 
freſſen zu haben. Wenn man ſeine Ausführungen 
hier gehört hat, muß man jagen, von ſozialoem 
Empfinden iſt auch nicht für einen Pfennig da, 
aber um ſo reaktionärer iſt der „gute“ Herr 
Senator eingeſtellt. Das iſt nicht nur für den Se⸗ 
nator des Sozialen bezeichnend, ſondern für die 
ganze Regierung. Die Ausführungen des Herrn 
Dr. Wiercinſki gingen dahin, wir brauchen Raum, 
und wir müſſen, wenn es nötig iſt, dieſe Kriegs⸗ 
und Zivilblinden zuſammenzubringen, davon Ge- 
brauch machen. 
„Ich möchte einmal Herrn Senator Dr. Wier⸗ 
einfki fragen, ob er ſchon den Verſuch gemacht 
hat, für alle diejenigen eine Wohnung bzw. einen 
Anterkunftsraum zu beſorgen, die auf der Straße 
liegen oder im Schweineſtall verrecken müſſen. 
Es gibt wohl Gelegenheiten in Hülle und Fülle. 
Greifen Sie bei denen zu, wo eine alte Jungfer 
mit einem Hund in einer Zehnzimmerwohnung 
allein ſitzt. Wenn Sie dieſer Dame eine Einzim⸗ 
mer⸗ oder Zweizimmerwohnung zuweiſen und 
ſagen, in die Zehnzimmerwohnung kommen Ar⸗ 
beiterfamilien hinein, dann wäre das ein ſoziales 
Empfinden. Aber dieſe Kreiſe taſten Sie abſolut 
nicht an. Dieſe Kreiſe können weiter in ſchönen 
hellen Räumen wohnen, und die arbeitende 
Schicht des Freiſtaates muß in den Miſtbuden 
verrecken und elend zugrunde gehen. 


Das 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Jetzt glauben Sie dieſe Methode auch bei den 
Kriegsblinden anwenden zu können. Sie begrün⸗ 
den Ihren ablehnenden Standpunkt damit, daß 
dieſe Leute zu viel Raum zur Verfügung haben, 
daß ſie zuſammengepfercht werden müſſen, wie 
nicht einmal der Bauer ſeine Kühe auf dem 
Lande zuſammenpfercht. Jeder Bauer richtet ſeiner 
Kuh den Stall ſo ein, daß ſie dort ſtehen und ſich 
noch ſehr gut bewegen kann. Aber auf dem Woh⸗ 
nungsmarkt iſt es ſo, daß ſich die Menſchen in 
ihren Räumen nicht ſo bewegen können, wie das 
Vieh im Stall des Bauern. Die ſchaffende Bevöl⸗ 
kerung haben Sie bereits ſoweit zuſammenge⸗ 
drängt. Jetzt wollen Sie auch noch die paar 
Kriegsblinden ſoweit zuſammendrängen, daß ſie 
nicht aus noch ein wiſſen. Dagegen erheben wir 
ganz entſchieden Einſpruch und proteſtieren mit 
aller Schärfe dagegen. Aber nicht das allein. Wir 
ſtellen feſt, daß der Senat hier direkt das Recht 
beugt. Das Haus iſt, wie geſagt wurde, aus 
Mitteln aufgebaut, die öfentlich zuſammengetra⸗ 
gen wurden, um den Blinden ein Heim zu ſchaf⸗ 
fen. Wenn der Senat ſagt, er habe zum Teil auch 
beigetragen, ſo mag das vielleicht zutreffen, aber 
feſt ſteht, daß der Senat nur den kleinſten Teil 
beigetragen hat. Es iſt wiederum für dieſen Senat 
bezeichnend, daß er auch das an ſich reißt, worauf 
er keinen Anſpruch hat. Den großen Teil, der den 
Kriegsblinden geſchenkt wurde, der durch Samm⸗ 
lung aufgebracht worden iſt, will der Senat auch 
an ſich reißen und ihn der Geſellſchaftsgruppe zu⸗ 
gut kommen laſſen, die ſchon genug hat und die 
immer noch mehr Arbeiter ausbeutet. (Zuruf des 
Senators Dr. Wiercinſki.) Wir ſind einverſtanden 
damit. Ich ſchlage Ihnen vor, die Allee, die 
Oſtfeeſtraße entlang zu gehen und ich zeige Ihnen 
Räume für die obdachloſen Kinder, die bei weitem 
hinreichen. Sie wenden nicht ſo viel Kinder zu⸗ 
ſammen bekommen, wie Räume zur Verfügung 
ſtehen. Aber von dieſen Kriegsblinden ſollen Sie 
die Finger laſſen. Die ſollen Sie in ihrem Heim, 
das ihnen auf Grund der Wohltätigkeit der Be- 
völkerung zur Verfügung geſtellt wurde, zufrieden 
laſſen. Es kommt hieubei nicht nur auf den gege⸗ 
benen Moment an, daß dies Heim als Umlern- 
raum benutzt wird, ſondern es kommt darauf an, 
daß die Kriegsblinden auch für das ſpätere Alter 
ein Heim haben. (Sehr wahr! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wenn unverheiratete Kriegsblinden ſich 
dort aufhalten, jo muß man auch für die ſpätere 
Zeit damit rechnen, daß dem einen oder anderen 
Kriegsblinden die Frau wegſtirbt, daß er Witwer 
wird und dann in dieſem Heim eine Unterkunft 
finden ſoll, die feinen Anforderungen genügt. Die 
Kriegsblinden haben ſich, wie Herr Abg. Zarske 
hier feſtſtellte, auf das Haus eingeſtellt, ihr Taſt⸗ 
ſinn, ihr Gefühl hat ſich daran gewöhnt. Es wäre 
unverantwortlich und eine Anverſchämtheit, wenn 
der Senat gerade jetzt in dieſem Moment den 
Kriegsblinden das Haus nehmen wollte. 

Es iſt auch für die ganze Regierung bezeich⸗ 
nend, daß erſt ein Proteſt der deutſchen Bevölke⸗ 
rung heraufbeſchworen werden muß. Das zeigt, 
wie reaktionär und rüchſtändig die ganze Regie⸗ 
rung iſt, wie fie ſich von den freiheitlichen Beſtre⸗ 
bungen einer deutſchen Bevölkerung treiben läßt. 


* 
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Wenn man ſich hier immer in Danzig auf den 


Standpunkt ſtellt, wir wollten mit Deutſchland 
auf gleicher Kulturſtufe ſtehen, wir wollten nichts 
unterlaſſen, um Deutſchland nachzueifern, ja, ihm 
eventuell noch vorzukommen, ſo iſt das eine hohle 
Phraſe, eine Lüge. Gerade dieſer Fall beweiſt, 
daß die Danziger Regierung nur dann etwas auf 
Kultur gibt, wenn es die oberen Schichten angeht. 
Wenn es die unteren Schichten angeht, pfeifen Sie 
auf Kultur, auf Geſetzgebung und auf die Ueber⸗ 
nahme der deutſchen Vorſchriften und Geſetze. 
Das iſt alſo ein Beweis dafür, daß wir uns trotz 
der angeblichen Linksregierung immer noch im 
reaktionären Fahrwaſſer bewegen und noch immer 
das ſind, was wir vor acht Jahren waren und die 
Regierung ſeinerzeit beſchloſſen hat. 

Ich unterſtreiche noch einmal und verlange 
mit aller Entſchiedenheit, daß das Haus geſchloſ⸗ 
ſen dieſem Antrage zuſtimmt, und daß der Senat 
ſofort die Zwangsmaßnahmen, die angedroht 
worden ſind, einſtellt. Wenn Sie dieſen Antrag 
ablehnen, dann haben Sie keinen Anſpruch auf 
ſoziales Empfinden. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 


Präſident: Der Antrag iſt inzwiſchen gedruckt 
und liegt den Herren Abgeordneten vor. Er iſt 
jetzt in Druckſache Nr. 481 enthalten. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Arczynſki. 

Arczynſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Es erſcheint der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion notwendig, daß dem Sozialen Ausſchuß Gele⸗ 
genheit gegeben wird, ſich von den Maßnahmen 
des Senats zu überzeugen, damit er ſelbſt Gele⸗ 
genheit hat, in Augenſchein zu nehmen, was 
richtig und was nicht richtig iſt. Ich bitte Sie, 
dieſen Antrag der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
anzunehmen. (Zuruf des Abg. Plenikowfki.) 

Präsident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Herr Senator 
Dr. Wiercinſki hat hier den Standpunkt des Se⸗ 
nats zum Ausdruck gebracht. Ich glaube kaum, 
daß im Sozialen Ausſchuß etwas anderes vorge⸗ 
bracht werden wird. (Abg. Plenikowſki: Hinaus⸗ 
geſchoben!) Hier iſt Rede und Gegenrede ge⸗ 
pflogen, und die Abgeordneten müſſen wiſſen, was 
ſie jetzt zu tun haben. Irgendwelche Aufklärung 
kann der Soziale Ausſchuß nicht geben. Das 
Haus ſoll am 15. geräumt werden. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung genügt, um darüber abzuſtimmen, ob es 
dabei bleiben ſoll oder ob der Senat die Maß⸗ 
nahmen zurückzunehmen hat. Ich beantrage des⸗ 
halb ſofortige Abſtimmung. Wir werden der 
Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß nicht zu⸗ 
ſtimmen. 


Präſident: Es iſt beantragt, dieſe Druckſache 


dem Sozialen Ausſchuß zur Beratung zu über⸗ 


weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Antrag ſtattgeben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Vorlage iſt dem Sozialen Ausſchuß zur 
Beratung überwieſen. Ich rufe Punkt 4 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 


0 
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(Präſident) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Regelung verſchiedener Punkte des 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzes. N 

Druckſache Nr. 466. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir begrüßen den Entwurf. Er erfüllt eine alte 
ſozialdemokratiſche Forderung, die hier ſchon ſehr 
häufig verlangt wurde. Wir bedauern, daß der 
Entwurf erſt ſo ſpät dem Volkstage zugegangen 
iſt. Wir hätten es lieber geſehen, wenn er früher 
gekommen wäre, damit die Bevölkerung der Guts⸗ 
bezirke bei den kommenden Gemeindewahlen im 
November Gelegenheit hätte, ſich ſelbſt eine Ge⸗ 
meindevertretung zu wählen und endlich aus der 
Gewalt eines einzelnen Gutsbeſitzers herauszu⸗ 
kommen. 

An den Gutsbezirken iſt ſchon ſeit ſehr langer 


Zeit herumgeflickt worden. Wenn wir die preu⸗ 


ßiſche Geſchichte durchblättern, dann finden wir, 
daß nach dem Jahre 1849 immer und immer 


wieder verſucht worden iſt, die Gutsbezirke auf⸗ 


zulöſen. Die Konſervativen haben entweder 
direkt oder indirekt die Geſetzgebung beeinflußt 
und dadurch verhindert, daß die Gutsbezirke auf⸗ 
gelöſt wurden. Die Konſervativen ſtimmten gegen 
die Kreisordnung aus dem Jahre 1872 weil ihr 
§ 46 den Gutsbeſitzern die Polizeigewalt nahm. 
Aber die Regierung kam ihnen dadurch entgegen, 
daß ſie lauter kleine Amtsbezirke bildete und ſo 
die Polizeigewalt, die man den Gutsbeſitzern 
nahm, ihnen unter dem Titel Amtsvorſteher 
wieder gab, nur noch in vergrößertem Maße und 
daß der Gutsbeſitzer nicht nur die Polizeigewalt 
über den einzelnen Gutsbezirk, ſondern über den 
geſamten Amtsbezirk ausübte. Die Herfordſche 
Landgemeindeordnung aus dem Jahre 1891 fieht 
in ihrem 8 2 Abſ. 3 vor, daß Gutsbezirke mit 
Landgemeinden vereinigt werden können, wenn 
beide Teile zuſtimmen, der Gutsbeſitzer und auch 
die Gemeinde, die ſich beide vereinigen wollen. 
Dies Geſetz iſt wenig in Anſpruch genommen 
worden, weil ſich niemals ein Gutsbeſitzer dazu 
bereit erklärte, ſeinen Gutsbezirk auflöſen zu 
wollen, um ihn mit einer Landgemeinde zu ver⸗ 
einigen. 

Seit dem Jahre 1920 fordert die Sozialde⸗ 
mokratiſche Fraktion im Volkstag dauernd die 
Auflöſung der Gutsbezirke. Im Jahre 1924 iſt 
ein Abänderungsgeſetz zu dem § 2 Ziffer 3 ange⸗ 
nommen worden. Ich bezeichnete damals dieſe 
Abänderung als weiße Salbe. Wir ſtellen feſt, 
daß trotz dieſer Abänderung bis zum heutigen 

age auch nicht ein einziger Gutsbezirk aufgelöſt 
worden iſt. (Abg. Dörkſen: Es war wohl kein Be⸗ 
dürfnis vorhanden!) Es war ein Bedürfnis da, 
aber Herr Dörkſen nicht ſo voreilig, wir kennen 
uns doch aus alter Vergangenheit. Ich will gleich 
a Fall vortragen. Nachdem dies Geſetz ange 
en 


tragt, daß eine Vereinigung der Landgemeinde 


Schönfeld mit dem Gutsbezirk Schönfeld erfolgen 
ſollte, weil dort wie überall die Gutsbezirke es 
verſtanden haben, die Armenlaſten von ſich abzu⸗ 
ſchütteln. Sie haben die Arbeitskräfte zunächſt 


war, hat die Gemeinde Schönfeld bean⸗ 
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einmal ausgenützt, und wenn ſie arbeitsunfähig 
geworden waren, haben ſie es geſchickt verſtanden, 
dieſe verbrauchten Arbeitskräfte in die in der 
Nähe gelegenen Landgemeinden abzuſchieben und 
damit die Laſten auf die Landgemeinden abzu⸗ 
wälzen, ohne daß ſie etwas dazu beitrugen. So 
war es auch in großem Maße bei dem Gutsbezirk 
Schönfeld gegenüber der Landgemeinde Schönfeld 
der Fall. Die Landgemeinde Schönfeld ſtellte 
einen Antrag auf Vereinigung der Landgemeinde 
mit dem Gutsbezirk, der Gutsbeſitzer lehnte ab. 
Darauf mußte nach dem abgeänderten Geſetz der 
Kreisausſchuß des Kreiſes Danziger Höhe ſein 
Gutachten abgeben. Der Kreisausſchuß Danziger 
Höhe hat unter dem 16. Januar 1925 folgender⸗ 
maßen entſchieden: 

Auf Grund des 8 2 Ziffer 5 der Landgemeinde⸗ 
ordnung in der Faſſung des Geſetzes betreffend Auf⸗ 
löſung von Gutsbezirken und Amwandlung derſelben 
in Landgemeinden vom 3. Juni 1924 gibt der Kreis⸗ 
ausſchuß mit Rückſicht auf den Widerſpruch des Rit⸗ 
tergutsbeſitzers Wendt ſein Gutachten dahin ab, daß 
die Vereinigung des Gutsbezirkes Schönfeld mit der 
Landgemeinde Schönfeld im öffentlichen Intereſſe 

geboten erſcheint. 
(Hört, hört! links.) Dem Kreisausſchuß gehörten 
damals drei Deutſchnationale, ein Zentrums⸗ 
mann, zwei Sozialdemokraten an. Die Leitung 
lag in den Händen des Lieblingskindes der 
Deutſchnationalen, des Landrats Poll. In Gegen⸗ 
wart und mit Zuſtimmung des Landſchaftsdirek⸗ 
tors Meyer wurde das Gutachten dahin abge⸗ 
geben, daß eine Vereinigung erfolgen ſollte. Gegen 
dieſen Beſchluß erhob der Gutsbeſitzer Wendt Be⸗ 
ſchwerde beim Bezirksausſchuß, und der Bezirks⸗ 
ausſchuß hat in ſeiner Sitzung am 28. Februar 
1925 folgendermaßen entſchieden: 

Unter Aufhebung des Beſchluſſes des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes des Kreiſes Danziger Höhe vom 16. Januar 
1925 wird feſtgeſtellt, daß die Vereinigung des Guts⸗ 
bezirks Schönfeld mit der Landgemeinde Schönfeld 

nicht im öffentlichen Intereſſe geboten erſcheint. 
Alſo die maßgebende Körperſchaft, die doch eini⸗ 
germaßen unterrichtet ſein müßte, wie der Kreis⸗ 
ausſchuß Danziger Höhe, erklärt einſtimmig, ja⸗ 
wohl, eine Vereinigung von Gutsbezirk und Land⸗ 
gemeinde liegt im öffentlichen Intereſſe. Der Be⸗ 
zirksausſchuß, eine reine Verwaltungsbehörde, 
lehnt es ab, und erklärt, daß eine Vereinigung 
garnicht nötig jei. In der Begründung ſchreibt 
der Bezirksausſchuß, daß ein ſolcher Antrag 
bereits im Jahre 1892 vom Kreisausſchuß Dan⸗ 
ziger Höhe befürwortet war, daß beide ſich verei⸗ 
nigen ſollten. Im Jahre 1892 gab es weder im 
Kreisausſchuß Danziger Höhe noch im Kreistag 
Sozialdemokraten, ſondern die damaligen Kon⸗ 
ſervativen haben ſchon im Jahre 1892 anerkannt, 
daß es ein Unfug ſei, daß neben der Landgemeinde 
Schönfeld noch der Gutsbezirk Schönfeld beſtehen 
bleiben ſoll. Alſo, ein Bedürfnis, Herr Abg. 
Dörkſen, war ſchon vorhanden. Sie ſehen, was aus 
dieſem Bedürfnis geworden iſt. Die Landge⸗ 
meinde erhob gegen den Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes am 28. 2. 25 Beſchwerde beim Oberver⸗ 
waltungsgericht. Das Oberverwaltungsgericht 


unter Vorſitz von Herrn Polizeipräſidenten a. D. 
Dr. Dolle, und als Beiſitzer Staatsrat Claaſſen 
und Staatsrat Scheunemann haben den Spruch 
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des Bezirksausſchuſſes beſtätigt. Die 
Staatsräte Claaſſen und Scheunemann ſchienen 
mehr von den Dingen zu verſtehen, ob die Ver⸗ 


einigung im öffentlichen Intereſſe lag, als die 


Mitglieder des Kreisausſchuſſes, die die Verhält⸗ 
niſſe dort genau kennen. 

Wir ſehen, wie geſchickt die Gutsbeſitzer trotz der 
Landgemeindeordnung, die 1891 geſchaffen wurde, 
es verſtanden haben, ihren alten Feudalismus 
auch noch in den Gutsbezirken beizubehalten. 
Darum kann man, wenn man wirklich die Guts⸗ 
bezirke auflöſen will, nicht ein Abänderungsgeſetz 
ſchaffen, daß die Auflöſung vom guten Willen des 
Gutsbeſitzers abhängig macht, ſondern man muß 
ein Geſetz zur Auflöjung der Gutsbezirke ſchaffen. 
Man muß ſich fragen, ob es überhaupt in einem 
Staat, wie dem heutigen, noch möglich ſein kann, 
in dem das allgemeine Wahlrecht beſteht, daß 
große Kreiſe der Bevölkerung durch ein Ueber⸗ 
bleibſel aus den früheren Jahrhunderten von 
ihrer eigentlichen kommunalen Tätigkeit ausge⸗ 
ſchaltet werden können. 

Herr Abg. Dörkſen, die Deutſchnationale Par⸗ 
tei war es ja, die im letzten Wahlkampf ein Flug⸗ 
blatt herausgab und darin fo ſehr auf das Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht pochte. War es Ihnen ernſt mit 
dieſem Selbſtverwaltungsrecht, das Sie im Flug⸗ 
blatt gegen die Sozialdemokratiſche Partei aus⸗ 
ſpielten, dann hätten Sie im Intereſſe des Selbſt⸗ 
verwaltungsrechtes längſt die Auflöſung der 
Gutsbezirke durchführen müſſen. Es handelt ſich 
aber, wie ſo oft, bei Ihnen nur um Phraſen. Sie 
haben garnicht daran gedacht, dem Volk dies 
Recht zu geben. Sie waren ja ſtets gegen das 
Volk und ſind heute noch gegen das Volk. Aus 
dieſen Gründen müſſen Sie überall dort, wo Sie 
die Macht haben, ſich dieſen Stützpunkt erhalten. 
Darum waren Sie bisher Gegner der Auflöſung 
der Gutsbezirke, und darum erwarten wir au 
garnicht von Ihnen, daß Sie der Auflöſung der 
Gutsbezirke zuſtimmen werden. Aus Ihrer ganzen 
Vergangenheit, aus Ihrer Einſtellung und Ten⸗ 
denz geht das hervor. Sie wollen die Brutſtellen 
der Reaktion aufrecht erhalten und wehren ſich 
darum mit allen Ihnen zu Gebote ſtehenden Mit⸗ 
teln gegen die Auflöſung der Gutsbezirke, trotzdem 
Sie den Namen Volkspartei tragen, 

Darum wende ich mich auch nicht an Sie, 
ſondern an die übrigen Parteien. Wenn dieſe 
noch ein Intereſſe daran haben, ihre geſchichtliche 
Aufgabe zu erfüllen, müſſen ſie für die Auflöſung 
der Gutsbezirke ſtimmen und die Auflöſung der 
Gutsbezirke nicht davon abhängig machen, ob eine 
Behörde dieſer oder jener Art will oder nicht. In 


dem Geſetz muß feſtgelegt werden, daß die Gilts- 


bezirke aufzulöſen find. Es darf nicht dem Richter 
überlaſſen werden, was dieſer will. (Abg. Dörkſen: 
Die Forſten werden nicht alle aufgelöſt!) Es 
ſcheint ein großer Aerger bei Ihnen zu ſein, daß 
der Entwurf vorſieht, daß die Forſten beſtehen 


bleiben ſollen. Ich habe erwartet, daß Sie damit 


kommen werden, und daran beſondere Bedin⸗ 
gungen knüpfen werden. Aber die Bedingungen 
und auch Begründungen, die Sie dazu geben 


werden, ſind ſo fadenſcheinig, daß niemand ſie 
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ernſt nehmen wird. Aus dieſem einfachen Grunde 
wird man ſchon jo verfahren müſſen, daß die Auf⸗ 
löſung der Gutsbezirke zu erfolgen hat, um da⸗ 
durch endlich einmal auch den Einwohnern der 
Gutsbezirke die Möglichkeit zu geben, Bürger des 
Danziger Staates zu ſein und ſich an der Kom⸗ 
munalverwaltung zu betätigen. Sie ſollen nicht 
weiter, wie es nach der jetzigen Geſetzgebung iſt, 
Bürger minderen Rechtes ſein. 


Dieſe Selbſtherrlichkeit der Gutsbezirke kann 
man am beſten beobachten, wenn man darin mit 
tätig iſt. Die ſchlechteſte Verſorgung der armen, 
ſchwachen und verarbeiteten Schichten haben wir 
in den Gutsbezirken. Im Kreiſe Danziger Höhe, 
geht keine Kreisausſchußſitzung vorüber, in der 
nicht mindeſtens zwei oder drei Fürſorge⸗ 
anträge vorliegen. Dieſe Armen, die 10, 20 und 30 
Jahre auf dem Gute gearbeitet haben, erhalten 
5 G pro Monat Armenunterſtützung. Das iſt 
ein Skandal, der zum Himmel ſtinkt. Er zeigt, 
welchen brutalen Charakter der Gutsbeſitzer hat, 
wie er die Menſchen einſchätzt und daß es ihm eine 
Laſt iſt, die Schwachen zu unterhalten. So liegt es 
noch in anderen Dingen, wo der Gutsbeſitzer 
ebenfalls den Willen der anderen ausſchaltet. 
Dieſe Ausſchaltung des Willens ſoll durch dies 
Geſetz aufgehoben werden, weil es für einen 
Staat, wie den heutigen, unwürdig iſt, einen Teil 
der Bevölkerung von der Mittätigkeit und Mit⸗ 
arbeit am Staate auszuſchalten. Wir haben im 
Kreiſe Danziger Höhe 49 ſolcher Gutsbezirke, im 
Kreiſe Danziger Niederung vier und im Kreiſe 
Großes Werder zehn. (Abg. Doerkſen: Das ſtimmt 
nicht, im Kreiſe Danziger Werder ſind weniger!) 
Nehmen Sie aus der Bibliothek das Gemeinde: 
lexikon zur Hand und Sie werden ſich davon über⸗ 
zeugen können, daß wir 63 Gutsbezirke haben, 
davon 49 im Kreiſe Danziger Höhe, vier im Kreiſe 


ch Danziger Niederung und 10 im Großen Werder. 


(Abg. Doerkſen: 10 Danziger Niederung und vier 
im Großen Werder!) Die Zahl ſtimmt alſo, ich 
habe nur die Kreiſe verwechſelt. Sie bezweckten, 
als Sie mir den Zuruf machten, mich zu irritieren. 
(Er wollte Sie nur korrigieren! rechts.) Das Kor- 
rigieren hatte nicht die Abſicht, etwas richtig zu 
ſtellen, ſondern zu erklären, dieſe Zahl ſtimme 
nicht. (Abg. Plenikowſti: Sie Heuchler, Sie hätten 
es in den vier bis acht Jahren abſchaffen können!) 
Dieſe Gutsbezirke vereinigen nicht immer nur eine 
kleine Anzahl von Perſonen, die zum Gutsbezirk 
gehören, ſondern es gibt Gutsbezirke, die weit 
über tauſend Einwohner haben. Es gibt Gutsbe⸗ 
zirke. (Abg. Doerkſen: Nein!) Sie jagen 
wieder Nein! Der Gutsbezirk an der Nogat zählt 
1200 und einige Seelen. Es gibt Gutsbezirke, die 
einige Hundert Einwohner zählen. Ich erinnere 
an Sobbowitz, das rund 800 Einwohner hat. Es 
gibt Paglau und noch eine ganze Anzahl, nehmen 
Sie nur das Gemeindelexikon zur Hand, dort 
finden Sie die Einwohnerzahl aufgezählt. Alſo, 
Sie ſehen, daß es ſich um Gutsbezirke handelt, 
die eine große Anzahl von Einwohnern haben und 


daß es eine Anzahl von Gemeinden gibt, die noch 
lange nicht ſoviel Einwohner haben, wie manche 
Gutsbezirke aber dort wird den Einwohnern we⸗ 
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nigſtens die Verwaltungstätigkeit gegeben. 
begrüßen, daß in dem Entwurf vorgeſehen iſt, daß 
nicht nur allein die Gutsbezirke aufgelöſt werden 
ſollen, ſondern daß auch durch den Entwurf die 
Möglichkeit gegeben wird, dort, wo es im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt, Gemeinden zu vereinigen. 
Hier wird es ſich um Gemeinden handeln, die 
leiſtungsſchwach ſind. Wir haben im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig eine größere Anzahl ſolcher 
leiſtungsſchwacher Gemeinden. Mir iſt bekannt, 
daß Zuſchläge zu den Gemeindeſteuern von 1 000, 
1500 ja bis 2000 Prozent erhoben werden. Das 
iſt eine glatte Unmöglichkeit. Zum größten Teil 
ſind es ſolche Landgemeinden, die eine große Zahl 
Arbeiter in ſich vereinigen, ſolche Gemeinden, die 
kleine Beſitzer haben, denen dieſe gewaltige Laſt 
an Steuern zu zahlen ſchwer fällt. Darum werden 
übermäßige Einſchränkungen auferlegt. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkungen bedeuten eine große Verſchlechterung 
der ganzen ſozialen Fürſorge, bedeuten eine Ver⸗ 
ſchlechterung des Wegebaues, des Schulweſens 
und was alles damit zuſammenhängt. Es iſt eine 
glatte Unmöglichkeit, daß das auf die Dauer jo 


weiter gehen kann. Deshalb muß Gelegenheit ge⸗ 


boten werden, wo ſolche leiſtungsſchwachen Ge⸗ 
meinden ſind und wo der Wille zur Vereinigung 
vorhanden iſt, die Laſten auf breitere Schultern 
zu legen, um für die Angehörigen der Gemeinden 
mehr leiſten zu können. Aus dieſem Grunde iſt 
es notwendig, daß die Beſtimmung im 8 1 bei⸗ 
behalten bleibt und ſpäter davon genügend Ge⸗ 
brauch gemacht wird. Jeder wird zugeben, daß 
es eine Unmöglichkeit iſt, daß eine Landgemeinde 
1200 oder 2000 Prozent Steuern erheben kann. 
Ehe man dieſe Steuerlaſt erhebt, ſind die Armen⸗ 
laſten aufs äußerſte eingeſchränkt worden. Die 
Gutsbezirke müſſen aufgelöſt werden, um dadurch 
zu erreichen, daß die Gutsbeſitzer mit zu den Laſten 
beitragen, die ſie mit verurſacht haben. 

Ich bitte Sie daher, daß Sie einmütig be⸗ 
ſchließen, dieſen Entwurf anzunehmen, und daß 
der Gemeindeausſchuß ſich ſo ſchnell wie möglich 


mit dieſem Entwurf beſchäftigt, um ihn Geſetz 


werden zu laſſen, um nach der Geſetzwerdung ſo⸗ 
bald wie möglich auch den Einwohnern der Guts⸗ 
bezirke die Möglichkeit zu geben, ſich eine Gemein⸗ 


devertretung und einen Gemeindevorſtand zu wäh⸗ 


len. Es darf in Zukunft nicht mehr ſo ſein wie 
heute, daß der Gutsbeſitzer nicht nur auf Grund 
ſeiner Befähigung oder auf Grund einer Wahl 
Gutsvorſteher iſt, ſondern daß er Gutsvorſteher iſt, 
weil er das Gut ererbt oder gekauft hat. Während 
ſonſt dem Gemeindevorſteher eine Gemeinde⸗ 
vertretung und Schöffen zur Seite geſtellt werden, 
wirtſchaftet der Gutsvorſteher, ohne jemand 
anders verantwortlich zu ſein als der vorgeſetzten 
Behörde. Das iſt ein unwürdiger Zuſtand. Dieſen 
aufzuheben muß Aufgabe aller derjenigen Abge⸗ 
ordneten des Volkstages ſein, die nicht von Natur 
aus Feinde der werktätigen Bevölkerung ſind. 
(Bravo! links.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Höhn. 

8 Höhn, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 
Namens und im Auftrage der Zentrumsfraktion 
gebe ich folgende Erklärung ab: f 


Wir 


1151 


Wir find mit der Geſetzesvorlage, ſoweit es ſich 
um die Auflöſung der Gutsbezirke handelt, ein⸗ 
verſtanden. Wir begrüßen es, daß dadurch auch 
die Gutsarbeiter zu ihrem kommunalen Wahl⸗ 
recht kommen. Wir erklären jedoch, daß wir mit 


der Vorlage noch nicht in allen Punkten überein⸗ 


ſtimmen und unſere Zuſtimmung geben können. 
So ſcheint uns die Form im § 1 Ziffer 2, nach 
welcher Gemeinden auf Beſchluß des Senats auf⸗ 
gelöſt und ebenſo wieder neue Gemeinden ge⸗ 
bildet werden könne, all zu weit. Wir wünſchen, 
ek Frage in einer andern Form geregelt 
wird. 

Weiter erſcheint es uns möglich, daß bei ber 


Auseinanderſetzung zwiſchen Gutsbeſitzern und 
Gemeinden von Seiten der Gutsbeſitzer leicht 
Forderungen geſtellt werden können, welche 


manche Gemeinden zu leiſten nicht in der Lage 
ſind. Es erſcheint uns deshalb notwendig, daß im 
83 ein Zuſatz gemacht wird, daß wo ſolche Schwie⸗ 
rigkeiten bei Gemeinden eintreten, man der be⸗ 
treffenden Gemeinde die Erfüllung ihrer finan⸗ 
ziellen Verpflichtungen ermöglicht. Wir halten 
es auch aus dem Grunde für gerechtfertigt, da für 
einen Teil ein gewiſſer geſetzlicher Schutz in der 
Vorlage eingeräumt iſt, wo es heißt, daß bei der 
Auseinanderſetzung die Mehr- oder Minderbe⸗ 
laſtung, die der Gutsbeſitzer erfährt, zu berüchſich⸗ 
tigen iſt. Mithin muß unſeres Erachtens auch ein 
geſetzlicher Schutz für den anderen Teil, für die 
Gemeinden feſtgelegt werden. 

Wir werden für die Ueberweiſung an den Aus⸗ 
ſchuß ſtimmen und im Ausſchuß Anträge in dem 
von mir angeführten Sinne ſtellen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
In der Begründung zu Druckſache Nr. 466 heißt 
es, daß ſich der Geſetzentwurf im weſentlichen dem 
deutſchen Geſetz anſchließt. Trotzdem der Senat 
dies Geſetz vom deutſchen Geſetz nur abgeſchrieben 
hat, hat er ſolange gezögert, damit es den Guts⸗ 
einwohnern nicht möglich iſt, zu den Gemeinde⸗ 
wahlen ihr Stimmrecht auszuüben. Der Herr 
Abg. Brill erklärte ſoeben, daß er und mit ihm 
die Sozialdemokratiſche Partei es gewünſcht 
hätten, wenn dies Geſetz ſchon früher beraten 
wäre. Ich erinnere den Herrn Abg. Brill daran. 
daß die Kommuniſtiſche Fraktion am 21. März 
dieſes Jahres im Volkstag ein Geſetz einbrachte, 
in dem es im $ 2 hieß: „Die beſtehenden ſerb⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke find aufzulöien.“ Anſer 
Geſetz verlangte nur das, was im § 2 der Vorlage 
enthalten iſt. Das beweiſt uns, daß nicht die 
Sozialdemokratiſche Partei aus ihrem Innerſten 
dazu übergegangen iſt, die Gutsbezirke aufzu⸗ 
löſen, ſondern der Sturm der Entrüſtung, der ſeit 
langer Zeit bei den Gutseinwohnern Platz gegrif⸗ 
fen hat, hat ſie dazu veranlaßt. Aus dieſem 
Grunde haben ſich Senat und die Regierungs- 
parteien bemüßigt gefühlt, dem Volkstag ein Ge⸗ 
ſetz vorzulegen. Wenn man unſeren Geſetzentwurf 
gleich beraten hätte, wäre es möglich geweſen, 
daß die Gutseinwohner am 18. November ſchon 
ihr Stimmrecht hätten ausüben können. Durch die 
Sabotage des Senats und der Regierungspar⸗ 
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teien iſt es über 10 000 Gutseinwohnern nicht 
möglich, ihr kommunales Wahlrecht am 18. 
November auszuüben. Der Herr Abg. Brill 
kann ſich hier hinſtellen und reden wie er will, 
die Hauptſchuld trägt die Sozialdemokratiſche 
Partei, weil ſie als ſtärkſte Regierungspartei die 
Beratung unſeres Geſetzes verhindert hat. Es iſt 
deshalb ihre Aufgabe, ſo ſchnell wie möglich da⸗ 
für einzutreten, daß die Gutsbezirke aufgelöſt 
werden. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion wird im Aus⸗ 
ſchuß mitarbeiten und verſuchen, die beſtehenden 
Mängel im Geſetz zu beſeitigen. Insbeſondere 
muß ein Zeitpunkt feſtgeſetzt werden, bis wann die 
Gutsbezirke aufgelöſt ſein müſſen. Es heißt, daß 
der Senat den Zeitpunkt feſtſetzen ſoll. Wenn man 
alles dem Senat überlaſſen will, werden die 
Gutsbezirke vielleicht noch nicht in dieſem Jahr⸗ 
hundert aufgelöſt. Der Zwiſchenruf des 
Herrn Abg. Doerlſen hat ja bewieſen, daß ſich hie 
Gutsbeſitzer mit aller Kraft gegen die Auflöſung 
der Gutsbezirke wehren werden, (Abg. Doerkſen: 
Nein!) ſo daß es unſere Aufgabe als Kommuni⸗ 
ſten ſein wird, dafür einzutreten, daß endlich die 
Herrſchaft der Gutsbeſitzer gebrochen wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag geſtellt, die Vorlage 
dem Gemeindeausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und kann feſtſtellen, daß dem⸗ 
gemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe Punkt 5 auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes. Urantrag des Abg. Hohnfeldt und 

Genoſſen. 

Drucksache Nr. 422. Ich rufe § 1 auf. Das Wort 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! In der erſten Leſung iſt der von mir einge⸗ 
brachte Antrag, anſtelle des Wortes „Einnahme“ 
das Wort „Einkommen“ zu ſetzen, gefallen. Es 
war mir klar, daß die Vorlage heute ebenfalls 
unter den Diſch fallen würde. Die Beantwortung 
der Großen Anfrage des Herrn Abg. Lemke von 
den Liberalen hätte eine gewiſſe weitere Klarſtel⸗ 
lung durch den Senat gebracht. Ueberraſcht war 
ich daher, daß der Herr Abg. Lemke ſeine Große 
Anfrage zurückgezogen hat. Ich ſehe mich deshalb 
veranlaßt, auf die Geſchichte der Großen Anfrage 
des Abg. Lemke und meines Antrages einzu⸗ 
gehen. Herr Lemke hatte dieſe Große Anfrage Nr. 
14 eingebracht. Geſprächsweiſe ſagte ich Herrn 
Abg. Lemke meine Meinung dahingehend, daß 
jede Große Anfrage, die an den Senat ein Er⸗ 
ſuchen ſtellt oder die Form einer Entſchließung 
hat, wonach der Senat Wohlwollen beweiſen ſoll, 
niemals ein poſitives Ergebnis erzielen kann. 
Wir ſind es von jeher gewohnt, daß derartige 
Entſchließungen wom Senat entweder ganz unbe⸗ 
rückſichtigt gelaſſen werden oder zum Teil, wenn 
ſie nicht dem Papierkorb verfallen. Daran haben 
die Handwerker und kleinen Gewerbetreibenden, 
an die Herr Abg. Lemke gedacht hat, kein In⸗ 
tereſſe. Deshalb forderte ich Herrn Lemke auf, aus 
ſeiner Großen Anfrage einen Antrag zu machen, 
daß die Verwaltungsbehörden den betreffenden 
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geſchädigten Kreiſen, den kleinen Handwerkern (C) 


uw. auf geſetzlicher Grundlage helfen ſollten. Da⸗ 
zu gab und gibt es keine andere Möglichkeit, als 
daß die Vorlage die Aenderung der Worte „Ein⸗ 
nahme“ und „Einkommen“ vornimmt. (Abg. W. 
Lemke: 1 600 000 G!) Sie rufen mir zu, das koſte 
1600 000 G. Der Senatsvertreter hat bei der 
erſten Leſung erklärt, wenn mein Antrag ange⸗ 
nommen werde, koſte das 1200000 G. (Abg. 
Lemke: Sie wollten das beweiſen, tun Sie das 
doch auch!) Ich habe mich privat nach der Rich⸗ 
tigkeit der Zahlen erkundigt. Darauf it mir ge⸗ 
ſagt worden, wenn mein Antrag durchginge, 
müßte man nicht allein den Selbſteinſchätzern 
entgegenkommen — um die handelt es ſich im 
Antrage —, ſondern dann müßte ſofort auch die 
Regelung für diejenigen erfolgen, die unter das 
Lohnabzugsverfahren fallen. Fügt man dieſe 
Zahlen hinzu, ſo hat man 1200000 G. Darauf 
zielt mein Antrag gar micht hin. Er ſoll zunächſt 
feſtſetzen, daß die Einkommensgrenze 1200 G be⸗ 
trägt. In dieſem Fall kann die Summe höchſtens 
30—60 000 G ausmachen. Das jagte mir auch ein 
Vertreter der Sozialdemokratiſchen Fraktion, die 
angeblich auch über die Annahmefähigkeit des 
Antrages geſprochen hat. Man werſicherte mir, daß 
der Antrag poſitiv im nächſten Jahr wiederkom⸗ 
men werde. Der jetzige Etat werde aber durch 
dieſen Geſetzentwurf über den Haufen geworfen. 
Verlaſſen Sie ſich darauf, daß der Antrag gum 
neuen Etat geſtellt wind. 

Mit der Zurücknahme Ihrer Großen Anfrage, 
Herr Abg. Lemke, geben Sie zu, daß Sie keine 
Hoffnung auf Aenderung der Verhältniſſe haben. 
Wenn Sie die Große Anfrage geſtellt hätten, ſo 
hätte der Senator erwidert, daß gemäß § 46 in 
Härtefällen Steuererlaß eintreten ſoll. Der werde 
ſehr gern bewilligt. In den allerſchlimmſten 
Fällen wird gewiß Entgegenkommen gegeigt, 
ſonſt würde die Entrüſtung zu groß ſein. Der An⸗ 
trag betrifft ſo viele Leute, die ruhig ſind, ohne 


zu klagen und daher zahlen müſſen won einer 


kleinen Einnahme, von der ſie kaum ſelbſt leben 
können. Stellen Sie ſich vor, Sie verdienen 
1400 G und ſollen Steuern zahlen. Es handelt ſich 
um Kleinrentner, Handwerker und kleine Ge⸗ 
werbetreibende. Darüber hinaus aber auch um 
Heimarbeiter, um jede kleine Schneiderin und 
Vermieterin, die etwas über 1200 G hinaus ver⸗ 
dient. Sie iſt nicht berechtigt, ihre Unkoſten abzu⸗ 
ziehen, ſondern die geſamte Einnahme wird ver⸗ 
ſteuert, weil ſie über 1200 beträgt. Ich weiß nicht, 
wie ji der Volkstag nach der Zurücknahme der 
Großen Anfrage des Herrn Abg. Lemke ſtellen 
wird. Ich will nur betonen, daß ich den Antrag 
bewußt hinter der Großen Anfrage des Herrn 
Abg. Lemke geſtellt habe, weil ich wußte, daß die 
Antwort des Senats nicht tatſächliche Hilfe 
bringt. Ich will geſetzlich feſtgelegt haben, daß der 
Senat die kleinen Einnahmen ſchützt und nicht 
die Steuern abzieht. Dieſe Leute, die knapp 
wiſſen, wovon ſie leben, ſoll man nicht noch mit 
einer Steuereinziehung beläſtigen. Nehmen Sie 
in der zweiten Leſung meinen Antrag an, ſonſt 
muß er gum neuen Etat wieder eingebracht 
werden. 


— 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
M. D. u. H.! Nach den Ausführungen des Herrn 
Abg. Hohnfeldt muß ich auch auf die Vorgänge 
zurückgreifen. Am 19. September vor der Voll⸗ 
ſitzung habe ich mit Herrn Hohnfeldt im Leſe⸗ 
zimmer ein Geſpräch gehabt. Herr Hohnfeldt trat 
an mich heran und ſagte zu mir: „Herr Lemke, 
Sie haben die Sache in der Großen Anfrage ver⸗ 
kehrt gemacht, das macht man anders. Man 
bringt ein Geſetz ein. Sie haben noch nicht die 
Erfahrung, hätten Sie mich gefragt, ſo hätte ich 
Ihnen die Antwort gegeben, wie Sie es machen 
ſollten.“ (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Ich über⸗ 
lege mir jedes Wort, das ich ſage. — Darauf 
ſagte ich Herrn Hohnfeldt, ein klein wenig Er⸗ 
fahrung hätte ich ja auch, aber ich würde bei ihm, 
wenn Steuerſachen vorliegen, vielleicht eine 
Aufklärung einholen. Ich will nicht vergeſſen, 


was ich Herrn Abg. Hohnfeldt geſagt habe, daß 


ſich der Kleinrentner⸗Vorſtand bereits am 1. 
September veranlaßt gefühlt hat, eine Eingabe 
an den Senat bezüglich Aenderung des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes zu machen. Auf meine Ver⸗ 
anlaſſung wurde das noch zurückgeſtellt, weil ich 
mich orientieren wollte, wie die Stimmung in 
den Regierungsparteien wäre und wie ſich die 
Regierung ſelbſt dazu ſtellen würde. Ferner war 
bereits am 15. September ein Antrag beim 
Senat auf Abänderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes geſtellt. Darauf habe ich allerdings noch 
keine Antwort. Am 12. September habe ich 
meine Große Anfrage mit Unterſtützung der Li⸗ 
beralen Partei geſtellt. Am 19. September war 
das Geſpräch mit Herrn Hohnfeldt. Ich ſagte 
ihm, nachdem er mir in recht aufdringlicher 
Weiſe zugeredet hatte, (Abg. Hohnfeldt: 
And das haben Sie ſich gefallen laſſen? 
Komiſch! — Heiterkeit.) Er ſagte, man kann 
einen Antrag einbringen, man iſt nicht an eine 
Partei gebunden. (Abg. Hohnfeldt: Nein, Sie ſind 
nicht als Hoſpitant an eine Partei gebunden!) 
ie können ja nachher antworten. Darauf hat 
Herr Hohnfeldt, nachdem ich ihm ſagte, daß er mich 
zufrieden laſſen möge, nachher brühwarm einen 
Antrag eingebracht. Der Gedanke dieſes Antrages 
iſt nicht etwa aus dem Gehirngarten des Herrn 
Abg. Hohnfeldt gekommen, ( Heiterkeit.) ſondern 
auf fremdem Feld gewachſen. (Abg. Hohnfeldt: 
Auf Ihrem etwa?) Das habe ich nicht geſagt, das 
können Sie ſich ausdenken, wie Sie wollen. Von 
deutſchnationaler Seite und von der bürgerlichen 
rbeitsgemeinſchaft iſt dieſer Geſetzesantrag un⸗ 
terſtützt worden. Ich bin davon vollkommen über⸗ 
zeugt, daß die Kollegen auf der rechten Seite die 
beſten Abſichten gehabt haben und den feſten 
0 illen, den bedrückten und ſich in unglücklicher 
age befindlichen Menſchen zu helfen. (Wider⸗ 
ſpruch links) Ich bin aber davon überzeugt, daß 
ieſe Herren niemals die Anterſchrift geleiſtet 
hä ten, wenn ſie die Vorgänge gekannt hätten. 
an Herr der Deutſchnationalen Partei hat vor 
einigen Tagen hier erklärt noblesse oblige, Er 
51 es grammattkaliſch richtig überſetzt mit „Adel 
erpflichtet“ und hat es ausgedehnt auf „Stellung 
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verpflichtet“. M. D. u. H.! Hier handelt es ſich 


nicht um die nobilitié nouvelle ou ancienne ou 


d'éepèe oder wie alle die Prädikatea ſonſt heißen. 
Hier handelt es ſich um anderes. Dieſe Sentenz 
hat eine vulgäre Bedeutung, und zwar heißt ſie, 
der Geſinnungsadel, d. h. ganz allgemein „die vor⸗ 
nehme Geſinnung verpflichtet“. Da muß ich ſagen, 
daß dieſes Prädikat oder dieſe Sentenz „Adel ver⸗ 
pflichtet, noblesse oblige, nicht allein auf der 
rechten Seite zu finden iſt, ſondern daß auch, be⸗ 
wußt oder unbewußt, das noblesse oblige auch 
bei dem geringſten Proletarier vorhanden ſein 
kann und vielfach auch geübt wird, nur wird es 
da nicht ſo geachtet. 

„Ich bin dazu verpflichtet geweſen, dies zu er⸗ 
klären, nicht nur den Herren von der rechten 
Seite, ſondern auch dem hohen Haus und der 
Oeffentlichkeit gegenüber; 
paar Tage nach dem Antrag des Herrn Abg. 
Hohnfeldt in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
der Satz: „Hier iſt endlich einmal einer, der ſich 
dafür einſetzt.“ Ja, Herr Hohnfeldt, ich muß 
Ihnen das ſagen, Sie weiden Ihre Schafe auf 
fremdem Felde. (Heiterkeit.) Ich weiß, daß das, 
wenigſtens nach meiner Auffaſſung, eine agitato⸗ 
riſche Geſte iſt. Sie haben ja Jura ſtudiert und 
haben wahrſcheinlich nach dem Grundſatz gehan⸗ 
delt potior tempore, potior jure, wer zuerſt kommt, 
mahlt zuerſt. Sie haben das getan, haben ſozu⸗ 
ſagen Propaganda und Agitation gemacht (Aber 
natürlich! bei den Kommuniſten.) ad futuram 
memoriam, d. h. zum künftigen Gedächtnis. Ver⸗ 
geſſen Sie nicht, daß ich derjenige geweſen bin, 
der die Sache ins Rollen gebracht hat. (Heiter⸗ 
keit.) Herr Hohnfeldt, Sie ſchütteln mit dem 
Kopf und winken ab. Sie vergeſſen ganz und gar, 
daß Sie moraliſch verpflichtet waren, mit mir 
Hand in Hand zu gehen. Das haben Sie nicht ge⸗ 
tan, ſondern Sie haben ſtets verſucht, meine Zir⸗ 
kel zu ſtören. Bei dem Aufwertungsgeſetz war 
das auch nicht Ihr Gedanke, das war von Herrn 
Gerichtsaſſeſſor Baum, nicht Ihre Idee. (Heiter⸗ 


keit.) Ich ſage Ihnen nur, Sie können reden was 


Sie wollen; es iſt ſo. Sie ſprechen in dieſer Art 
und Weiſe den Dank gegen die Sparer aus, auf 
Grund deren Stimmen Sie gewählt ſind. Sonſt 
wären Sie nicht im Volkstag. Wenn ich die 
Spitzenkandidatur der Sparer nicht abgelehnt 
hätte, wären Sie draußen geblieben. (Hört, hört! 
links — Heiterkeit.) a 

Um auf die Sache noch einmal zurückzukom⸗ 
men, will ich folgendes ſagen. Der Senat hat die 
Sache auseinandergeſetzt und ſich dazu geäußert. 
Er hat geſagt, warum die Sache, wie Sie ſie be⸗ 
antragt haben, nicht möglich iſt. Unjer Antrag 
würde auch niemals dahin gehen, daß ſolche Uto⸗ 
pien in Ausſicht genommen wären. Wir ſtehen 
natürlicherweiſe auch auf dem Standpunkt, daß 
nicht nur die Kleinrentner, ſondern auch die 
kleinen Gewerbetreibenden, die Handwerker, die 
kleinen Hausbeſitzer vor der Vernichtung durch 
den Steuerdruck geſchützt werden müſſen. Wir ver⸗ 
langen natürlicherweiſe nicht, daß das ſo gemacht 
wird, daß es ſich finanziell zu Kataſtrophen aus⸗ 


wächſt, das geht ſelbſtverſtändlich nicht. Ich 


möchte Ihnen noch, m. D. u. H., folgendes ſagen: 
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Wir verlangen und fordern auf Grund der Gleich⸗ 
heit für alle, daß ein nicht nachzuweiſender Pau⸗ 
ſchalabzug von 1200 G für die Einzelperſon und 
1560 G für das Ehepaar der Mindeſtabzug für 
diejenigen iſt, die nicht mehr nachweiſen können. 
Darin liegt unſere Hauptforderung und das iſt 
das, was auch nach meiner Anſicht zu erreichen iſt. 
(Abg. Hohnfeldt: Stellen Sie den Antrag!) Wir 
wollen nicht Agitation treiben, ſondern der Wahr⸗ 
heit die Ehre geben. Wir fordern nichts anderes, 
als daß wir mit gleichen Rechten verſehen werden. 
Da können Sie ſich darauf verlaſſen, Herr Abg. 
Hohnfeldt, daß wir genau ſo kämpfen werden, wie 
wir es bisher getan haben. (Bravo!) 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Im allgemeinen iſt ja bekannt, daß ich 
auf eine perſönliche Aeußerung oder einen Angriff 
auch recht kräftig zu antworten pflege. Ich wollte 
das unterlaſſen, als Herr Abg. Lemke hier vor 
mir ſaß. Ich möchte betonen, daß ich ihm im 
guten Sinne zugeredet habe, ihm iſt aber nicht zu 
helfen. Herr Lemke, Sie haben zum Schluß Ihrer 
Ausführungen geſagt, das alles ſei Ihr Wunſch 
und Ihre Forderung und dafür würden Sie 
weiter kämpfen. Wo tun Sie das? Wo haben 
Sie einen Antrag geſtellt? Wo iſt Ihr Kleinrent⸗ 
nergeſetz? Warum bringen Sie es nicht ein? Sie 
ſind Hoſpitant einer Fraktion und haben die Mög⸗ 
lichkeit, die erforderlichen Unterſchriften zu bekom⸗ 
men. Die Beamtengruppe und die Deutſchnatio⸗ 
nalen würden ſofort ihre Unterſchrift geben, wenn 
Sie mit ſozialen Anträgen kommen. Ich würde 
dasjelbe tun. Wenn Sie nicht die 77 Jahre ge⸗ 
habt hätten, wäre ich damals grob geworden. 
Aber ich habe Ihnen ſehr gutmütig zugeſprochen. 
Sie kommen mit der Behauptung, ich hätte meine 
Schafe auf fremdem Felde geweidet. (Heiterkeit.) 
Das Gegenteil iſt der Fall. 

Ich möchte zu meinem Antrag folgendes ſagen. 
Der Antrag iſt von den Mitgliedern der Fraktion, 
die ſie unterſchrieben hat, nämlich der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion, durchgeſprochen worden. Er 
iſt dort verloren gegangen. An demſelben Tage, 
als Sie mit Hilfe Herrn Siebenfreunds und mit 
Hilfe der Geſetzblätter denſelben Antrag ſtellen 
wollten, wurde mir vom Schriftführer der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion mitgeteilt, daß der Antrag 
verloren gegangen ſei. Da bin ich dann mit 
meinem Antrag fünf Minuten früher da geweſen 
als Sie. Das iſt der Vorwurf, der mir gemacht 
werden kann, ich bin jung und bin ſchneller. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Lemke.) Sie ſagten, Sie wollten mit 
Rückſicht auf die Aeußerung des Senats nicht zu 
einem Ruin — des Staates? — verhelfen. Die 
Kleinrentner ſind ſchon alle pleite. Sie, Herr 
Lemke, haben ſich über meine Zwiſchenrufe geär⸗ 
gert. Wo iſt Ihr Antrag, mit dem Sie den Klein⸗ 
rentnern helfen wollen? In der Petriſchule be⸗ 
grüßen Sie die Mithilfe von Herrn Abg. P. 
Müller und anderen Volkstagsabgeordneten und 
erklärten, jede Hilfe ſei Ihnen angenehm. Wie 
haben Sie dieſe Hilfe in Anſpruch genommen? 
Die Liberale Fraktion hat das Kleinrentnergeſetz 
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nicht im vorigen Volkstag eingebracht, und jetzt, 


wo Sie hier ſitzen, werden wir es von dort auch 
nicht ſehen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wer für § 1 iſt, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Ich rufe 8 2 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wer für $ 2 iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, 8 2 iſt abgelehnt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: 

„Geſetz betr. Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes 

vom 27. 3. 26 (Geſetzbl. 1926 S. 83) in der Faſſung 

des Geſetzes vom 15. 6. 27 (Geſetzbl. 1927 S. 255, 

S. 268).“ 

Ich kann wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift 
ebenfalls abgelehnt iſt. Damit iſt dieſer Antrag 
in zweiter Leſung abgelehnt. Wir kommen zum 
nächſten Punkt der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes. Urantrag des Abg. Opitz u. Fr. — 

Drucksache Nr. 434. Ich rufe § 1 auf. Das Wort 
hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Da ja die beiden 
Punkte 5 und 6 verbunden ſind, möchte ich kurz er⸗ 
wähnen, daß ſich meine Vorredner darüber ſtrit⸗ 
ten, wer die kleinen Sparer am meiſten betrügt. 
Ich glaube ſagen zu können, daß der Streit ein 
Täuſchungsmanöver ſein ſollte. Wenn wir uns 
die Tätigkeit der Abg. Hohnfeldt und Lemke be⸗ 
trachten, finden wir, daß Sie einmal einer Rechts⸗ 
regierung und das andere Mal einer Linksregie⸗ 
rung ihre Zuſtimmung geben, ſo daß die kleinen 
Sparer dadurch abſolut keinen Vorteil erreichen 
können. Was unſeren Geſetzentwurf betrifft, ſo 
iſt ſich wohl das ganze Haus darüber klar, daß 
dieſer nichts anderes verlangte als die Beſeitigung 
der 88 58 bis 68, d. h. der Lohnabzug ſoll aufge: 
hoben werden. Bei der erſten Leſung hat ſich eine 
Einheitsfront gezeigt. Von den Deutſchnationalen 
bis zu den Sozialdemokraten war man dagegen. 
Als einzige ſtimmte die Kommuniſtiſche Fraktion 
dafür. Das nimmt uns nicht wunder; denn aus der 
Vergangenheit der Sozialdemokratie iſt ja klar, 
daß ſie im Deutſchen Reichstag im Jahre 1920 für 
die Einführung dieſes Geſetzes geſtimmt hat. Es 
iſt daher nicht verwunderlich, daß ſie ein Gegner 
der Aufhebung dieſer Paragraphen iſt. 


Aufhebung dieſer Paragraphen die Einſtellung 


würde und daß dieſe Einſtellung neuer Arbeits⸗ 
kräfte für den Staat eine ungeheure Laſt bedeuten 
würde. Wenn nichts anderes als dieſe Entſchuldi⸗ 
gung vorliegt, die uns hier der Senat vorträgt, 
ſo glauben wir ſagen zu können, daß eine derartige 
Entſchuldigung durchaus nicht ſtichhaltig ſein 


kann. Was kann der Senat, die Regierung da⸗ 
gegen haben, wenn beim Steueramt mehr Per⸗ 
ſonen eingeſtellt würden? Sie würden einerſeits 
nicht die Erwerbsloſenunterſtützung zahlen brau⸗ 
chen und andererſeits mehr Einkommenſteuer zu 
verzeichnen haben, ſo daß dadurch die finanzielle 


Der Regierungsvertreter führte aus, daß die 


neuer Kräfte im Steueramt erforderlich machen 


(Ch 


) 


{B) 


tariats bleiben Nebenſache. 
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Belaſtung wieder ausgeglichen würde. Alle dieſe 
Entſchuldigungen treffen nicht zu. Bei der Ab⸗ 
ſtimmung zeigte es ſich auch, daß man won den 
Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokraten 
geſchloſſen gegen dieſen Antrag ſtimmte. Daraus 
iſt erſichtlich, daß die Einheitsfront wohl nie beſſer 
hergeſtellt iſt als heute in dieſem Hauſe. Ein⸗ 
mütig und geſchloſſen ſtellen ſich die Parteien vor 
dies Geſetz, damit es nicht aufgehoben wird. Wir 
Kommuniſten ſind uns darüber klar, daß die Par⸗ 
teien in ihrer Zuſamenſetzung als ſtaatserhaltende 
Parteien eigentlich gar nicht anders können. Wir 
ſind uns darüber klar, daß die Parteien, die ſich 
ſtaatserhaltend einſtellen, für dieſen Staat, den 
ſie bejahen, auch Mittel zur Verfügung ſtellen 
müſſen, damit er nicht elendiglich zuſammenbricht. 
Es iſt heute die Sozialdemokratie, die mit ſpeku⸗ 
liert auf die Ausplünderung der unterdrückten 
Maſſen, die immer wieder verſucht, aus dieſen 
Maſſen mehr herauszuquetſchen. Das iſt kein ehr⸗ 
liches Spiel, ſondern ein Verrat von dieſer Partei. 
Durch dieſe Methode wird das Proletariat zu der 
Einſicht kommen, daß dieſe Partei, der es im 
Jahre 1927 bei den Volkstagswahlen ſo zahlreich 
ſeine Stimme gegeben hat, ihm den Fußtritt ver⸗ 
ſetzen muß, wie es es verdient hat. 


M. D. u. H.! Wie ſieht es im großen und gan⸗ 
zen der Arbeiterſchaft gegenüber aus? Es ſieht ſo 
aus, daß mit Hilfe dieſes Parlaments, welches der 
Arbeiterſchaft gegenüber als Geſamtkapitalismus 
auftritt, jede Erleichterung, die das Proletariat 
fordert, abgelehnt wird. Es wird der Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht Gehör geſchenkt, ſondern ſtillſchweigend 
darüber hinweggegangen. Die Abſtimmungsma⸗ 
ſchine funktioniert. Die Forderungen des Prole⸗ 
Ihnen (nach links) 
bleibt es überlaſſen, durch Verſchönerungsmanö⸗ 
ver, durch Verkleiſterungspolitik dem Proletariat 
die Augen zuzukleiſtern. Wir ſagen aber, es wird 
der Tag und die Stunde kommen, wo es die Arbei⸗ 
terſchaft verſtehen wird, dieſe Geſellſchaftsordnung 
zum Teufel zu jagen. Das ſagen wir Ihnen in 
aller Offenheit. Wir haben keine Arſache, damit 
hinter dem Berg zu halten. Wenn der Herr Abg. 
Rahn in ſeinen Bart ſchmunzelt, dann wird ihm 
das nichts nützen; denn gerade der Herr Abg. 
Rahn, der jetzt in ſeinen Bart ſchmunzelt, hat 
dieſe Worte früher von dieſer Stelle aus geſpro⸗ 
chen als ich. (Abg. Rahn: Ich habe augenblicklich 
an etwas ganz anderes gedacht!) Vielleicht an das 
Volksbegehren, das auch nicht vorwärts gehen 


will, das iſt ſehr gut möglich. (Heiterkeit.) 


5 Aber fahren wir in unſerer Sache fort. Die 
Arbeiterſchaft und in erſter Linie die Arbeiter⸗ 
führer haben nicht das Recht, dieſem Staat Mittel 
zu gewähren. Da die Sozialdemokratiſche Partei 
eine Partei der Arbeiterſchaft ſein will, hat ſie 


auch nicht das Recht, irgendwelche Mittel zu be⸗ 


willigen, weil es nicht der Wunſch der Arbeiter 
ſchaft iſt. Sie hat nicht das Recht, die Ausplün⸗ 
erungspolitik jo vor ſich gehen zu laſſen, wie ſie 
de in dieſer Koalition tut. Das bringt mit ſich, 
aß die Arbeiterſchaft an ihren Führern verzwei⸗ 
Sub, natürlich an den ſozialdemokratiſchen 


Mittwoch, den 24. Oktober 1928. 1155 


Ja, m. D. u. H., ſo liegen die Dinge, ſo liegt 
das ganze Syſtem. Gerade das Syſtem der Steu⸗ 
erpolitik, der Finanzpolitik iſt ein ausgezeichnetes 
vielgliedriges Syſtem, mit deſſen Hilfe Sie die 
Maſſen immer mehr und mehr auszuplündern ver⸗ 
ſuchen. Ich will hierbei daran erinnern, daß nicht 
nur das Geſetz für Lohnabzug beſteht. Ich will 
weitergehen und ſagen, daß ungeheuer viel Steu⸗ 
erarten vorhanden ſind, die den Zweck haben, die 
Steuerzahler irre zu führen, um ihnen durch dieſes 
Syſtem die Zahlung der Steuern leichter zu ge⸗ 
ſtalten. Wie würde es heute ausſehen, wenn man 
das ganze Steuerſyſtem zuſammenlegen würde? 
Dann würden die Steuerzahler zu der Erkenntnis 
kommen, daß dieſer Staat, dies Parlament, kein 
Parlament und kein Staat ſind, die die Inter⸗ 
eſſen des Volkes wahrnehmen, ſondern daß dieſer 
Staat und dies Parlament ein Räuberſtaat, ein 
Räuberparlament iſt, (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
gut!) in denen man immer wieder die beſitzende 
Klaſſe, das Kapital, ſchützt. 

Ich möchte in dieſem Zuſammenhang ſagen, 
daß gerade die Sozialdemokratiſche Partei als 
Regierungspartei, als große ausſchlaggebende 
Partei in der heutigen Regierung, es in der 
Hand hätte, auf Grund ihrer 42 Abgeordneten 
dafür zu ſorgen, daß dies Ausnahmegeſetz, als 
ſolches kann man es nur anſprechen, (Sehr gut! 
bei den Kommuniſten.) als ſolches wirkt es ſich 
für die Arbeiterſchaft aus, daß dieſes Geſetz ver⸗ 
ſchwinden müßte, und daß man der Arbeiterſchaft 
dasſelbe Recht einräumt, wie der beſitzenden 
Klaſſe. Die beſitzende Klaſſe verſteht es bei der 
Selbſteinſchätzung immer und immer wieder, ihre 
Geſchäfte oder ihre Bücher ſo zu führen, 
daß letzten Endes wenig oder überhaupt nichts 
übrig bleibt von dem Einkommen, wovon ſi 
Steuer zahlen müßte. Es iſt ja eine altbekannte 
Tatſache, daß die Beſitzenden ihre Steuern erſt 
für das zurückliegende Jahr zu zahlen brauchen, 
während der Lohnabzug bei dem Arbeitnehmer 
ſofort getätigt wird, d. h. daß er den Selbſtein⸗ 
ſchätzern gegenüber eigentlich im voraus ſeine 
Steuern zahlen muß. 

Dies Geſetz muß verſchwinden, mögen Sie ſich 
dazu ſtellen, wie Sie wollen. Es iſt leider noch 
ſo, daß es die unterſte Schicht des Proletariats iſt, 
die Arbeiter, die Lohnempfänger, die leider heute 
noch diejenigen ſind, die ſich von dieſem Staat bis 
aufs Mark ausplündern laſſen. Aber auch dieſe 
Klaſſe, die Lohnempfänger, werden über kurz oder 
lang zu der Einſicht kommen, daß ſie ſich dies nicht 
weiter gefallen laſſen können. 

M. D. u. H., da wir wiſſen, daß auch heute 
unſer Geſetzentwurf wieder der Ablehnung ver⸗ 
fallen wird, haben wir einen Eventualantrag ein⸗ 
gebracht. Bevor ich aber zu dieſem Eventualan⸗ 
trag ſprechen werde, möchte ich beſonders der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei und den ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Mitgliedern der Regierung eins ans Herz 
legen, und möchte ich ihnen ihre Schreibweiſe der 
„Volksſtimme“ vom 20. März 1920 ins Gedächt⸗ 
nis rufen, wo ſie einwandfrei zugeben, daß es an⸗ 
ders werden muß, daß endlich auch einmal die Ar⸗ 


beiterſchaft zu ihrem Recht kommen müſſe. Herr 
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(Opitz, Abgeordneter) 

Präſident, Sie werden mir vielleicht geſtatten, 
dieſen Artikel hier vorzuleſen. Es könnte ſein, 
daß auch die ſozialdemokratiſchen Vertreter hier 
an ihr Gewiſſen appellieren müſſen und dieſem 
Eventualantrag oder überhaupt unſerm Geſetz⸗ 
entwurf ihre Zuſtimmung geben werden. Die 
Ueberſchrift des Artikels in der Volksſtimme vom 
Freitag, den 8. Juni 1928, der von Herrn Abg. 
Kloſſowſki geſchrieben iſt, lautet: „So darf es 
nicht weitergehen!“ Schon die Aeberſchrift beſagt 
eigentlich das, was ich hier ausgeführt habe. Er 
ſchreibt dann weiter: 

Die ungerechte Beſteuerung der Erwerbstätigen. 
— Wie behandelt man die Großeinkommen? — Und 
wie die Arbeiter? Es iſt allgemein bekannt, daß die 
höheren Steuerzenſiten, wie vor allem die Großgrund⸗ 
beſitzer ujw., vom Steueramt in der Steuereinſchätzung 
und Steuerzahlung ſehr nachſichtig behandelt werden. 
Es gibt dort eine ganze Menge Großgrundbeſitzer, die 
nicht einen Pfennig Steuer an die Steuerbehörde 
bezahlen, weil ſie nachzuweiſen verſtehen, daß ſie 
überhaupt kein Einkommen haben. So weit dieſe 
Herrſchaften nicht ſelbſt in der Lage ſind, dem Steuer⸗ 
amt ihre Armut nachzuweiſen, laſſen ſie gegen ent⸗ 
ſprechende Bezahlung ſich den Nachweis durch findige 
Agenten anfertigen. 

So bezahlt beiſpielsweiſe im Großen Werder ein 
Großgrundbeſitzer nicht einen Pfennig Einkommen⸗ 
ſteuer, weil ein in Danzig befindliches Steuerbüro 
ihm eine Steuereinſchätzung ausgearbeitet hat, nach 
der dieſer Großgrundbeſitzer im Jahre 1927 nicht einen 
Pfennig Einkommen gehabt hat, und daß der Mann 
eigentlich von der Erwerbsloſenfürſorge Anterſtützung 
für ſeine Familie empfangen müßte. Dabei hat die⸗ 
ſer Herr neben einer Anzahl Arbeiter, denen die 
Steuer vom Lohn abgezogen wird, einen Kutſcher für 
Herrſchaftsfuhrwerk und vier weitere Hausangeſtellte, 
darunter eine Gouvernante beſchäftigt. Die „Armut“ 
dieſes Großgrundbeſitzers grinſt jedem Beſucher ſeines 
Grundſtückes aus allen Fenſterſcheiben entgegen. 

Wenn das Steueramt der Arbeiterſchaft das 
gleiche Entgegenkommen zeigen würde, wie den Kauf⸗ 
leuten und Großgrundbeſitzern, dann könnte man 
ſchließlich zufrieden ſein. Aber gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft geht das Steueramt ſcharf vor. Das geringſte 
Einkommen, und wenn es auch nur 100 G im Jahr 
ſind, muß der Arbeiter verſteuern, und das Steuer⸗ 
amt verweigert durch ſeine oberen Beamten, in deren 


Köpfen nur die „wohlerworbenen Rechte“ der Be⸗ 


amtenſchaft Platz haben, jede Zurückzahlung zuviel 
bezahlter Steuern. Wahrſcheinlich glauben dieſe 
Herrſchaften, ihre Poſition in Danzig nur halten zu 
können, wenn ſie die Arbeiterſchaft in der ſchärfſten 
Weiſe zu den Steuern heranziehen. 

Als der Volkstag ſeinerzeit das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz ſchuf und die Ermäßigungen für die kleinen 
Steuerzahler geſetzlich feſtlegte, hatten die Abgeord⸗ 
neten die Abſicht und den Willen, einen Teil des Ein⸗ 
kommens der Arbeiterſchaft von der Beſteuerung frei 
zu laſſen. Demgemäß wurde — nur um ein Beiſpiel 
anzuwenden — für den ledigen Arbeiter ein ſteuer⸗ 
freies Jahresarbeitseinkommen von 960 G feſtgeſetzt. 
Jeder vernünftige Menſch kann doch dieſe Ermäßigung 
micht anders auffaſſen, als ſo, daß ein Arbeiter, deſſen 
Einkommen in einem Jahre nicht höher als 960 
geweſen iſt, ſteuerfrei ſein ſoll. Dieſe 960 G Jahres⸗ 
einkommen ſollten nach Auffaſſung der Volksvertreter 
das Exiſtenzminimum für einen unverheirateten Ar⸗ 
beiter bilden. Trotz bes klar ausgeſprochenen Willens 
der Volksvertreter ſetzt die Verwaltungsbürokratie 
das Gegenteil in die Tat um, indem ſie jeden Arbei⸗ 
ter, auch wenn er nur 100 6 im ganzen Jahr Arbeits⸗ 
einkommen gehabt hat, zur Steuerzahlung heran⸗ 
zieht. 

Alle freien Berufe und ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
leute brauchen ſich zur Einkommenſteuer überhaupt 
erſt einzuſchätzen, wenn ihr jährliches Einkom⸗ 
men nicht mehr als 1200 © beträgt Dieſe Kreiſe ſind 
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alio vollſtändig ſteuerfrei, wenn fie ein Jahresein⸗ 
kommen von weniger als 1200 G haben 

Wie das Steueramt dagegen die Arbeiterſchaft 
auspreßt, zeigt folgendes Beiſpiel. Ein Zimmerer, 
69 Jahre alt, hat im Jahre 1927 nur ſechs Wochen 
Arbeit finden können. Er iſt alt und gebrechlich und 
bei dem Darniederliegen des Baumarktes iſt es ver⸗ 
ſtändlich, daß zunge kräftige Handwerker eher in Ar⸗ 
beit kommen als alte. Der Zimmerer hat in dieſen 
ſechs Wochen 355,68 G Lohn erhalten. Von dieſem 
Lohn wurden ihm 25,15 G Steuern abgezogen. Das 
Arbeiter⸗Sekretariat hat auf Grund des Steuergeſetzes 
für ihn einen Antrag auf Zurückzahlung dieſer Steu⸗ 
ern geſtellt. Daraufhin erhielt er vom Steueramt 
den Beſcheid, daß ſeine Werbungskoſten für die Zeit 
der Erwerbstätigkeit bei Berechnung der Steuern voll 
berückſichtigt ſeien, und daß er als ledige Perſon 
keinen Anſpruch auf Steuerzurückzahlung habe. 

Gegen dieſen Beſcheid wurde Einſpruch erhoben 
unter Hinweis auf das Alter des Arbeiters und auf 
das ſteuerfreie Exiſtenzminimum von 960 G für ledige 
Arbeiter. Hierauf erhielt dieſer folgenden klaſſiſchen 
Beicheid: „Ihr Anſpruch wird als unbegründet ab⸗ 
gewieſen. Die Koſtenrechnung wird nach Rechtskraft 
dieſer Entſcheidung zugeſtellt. Begründung: Eine Ver⸗ 


anlagung gemäß § 73 des Steuergeſetzes kommt bei 
Ihnen nicht in Frage, da die gegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen bei Ihnen nicht vorliegen. (Soll heißen: Da 
Sie nicht ſelbſtändiger Geſchäftsmann, Großgrund⸗ 
beſitzer uſw. ſind. (D. V.). Die Werbungskoſten ſind 
bei Berechnung der Steuer während der Zeit der Er⸗ 
werbstäligkeit voll berückſichtigt worden, und gilt die 
Steuerſchuld durch Vornahme der Steuerabzüge 
grundſätzlich als getilgt. Ihr Einſpruch muß daher 
abgewiejen werden.“ 
M. D. u. H.! Der Artikel geht noch weiter. Er 
zeigt, daß auch die Sozialdemokratie mit den Pa⸗ 
ragraphen des Lohnabzuges eigentlich abſolut 
nicht einverſtanden ſein ſollte. Dieſer Artikel 
zeigt uns, daß die Sozialdemokratie ganz genau 
weiß, daß ſich dieſe Steuerermäßigung nicht zum 
Vorteil der Arbeiterſchaft auswirkt. Wir Kom⸗ 
muniſten wiſſen auch, daß von der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei ſolche Artikel geſchrieben werden 
müſſen, um der Arbeiterſchaft und der großen 
Maſſe der Bevölkerung vorzutäuſchen, daß man 


für ihre Intereſſen eintritt, man käme nur nicht 
durch, man möchte alles mögliche machen, gebt uns 
eine Handhabe, wählt uns bei der nächſten Volks⸗ 
tagswahl noch viel zahlreicher, erſt dann werden 
wir für Euch irgend etwas durchdrücken können. 
Auch dieſes iſt eine Irreführung der Maſſen. 
Nichts werden und nichts können Sie in dieſem 
kapitaliſtiſchen Staat ändern. Wir Kommuniſten 
ſind uns darüber klar, daß dieſe Schreibereien nur 
eine Gehirnverkleiſterung ſein ſollen, wodurch ver⸗ 
ſucht wird, die Arbeiterſchaft einzufangen. Auch 
der Sozialdemokratie iſt klar, daß ſie ſeit Beſtehen 
des Freiſtaates noch kein Geſetz zum Vorteil der 
Arbeiterſchaft zuſtande gebracht hat, daß man der 
Arbeiterſchaft, ſei es durch Geſetzgebung oder an⸗ 


E dere Methoden, in dieſem kapitaliſtiſchen Staat 


nichts geben kann. Wenn die Sozialdemokratie 
weiter den Verrat an der Arbeiterſchaft begeht, 
wird die Arbeiterſchaft umſo ſchneller die Konſe⸗ 
quenzen daraus ziehen und dieſen Leuten den ver⸗ 
dienten Fußtritt verſetzen. 

M. D. u. H.! Ich komme zum Eventualantrag, 
den wir geſtellt haben. Wir wiſſen, daß der 8 1 
heute auch der Ablehnung verfallen wird. Wir 
haben dem Hauſe einen Eventualantrag vorge⸗ 
legt, der den Abgeordneten zugegangen iſt. Es 
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(Opitz, Abgeordneter) 

dürfte kaum möglich ſein, daß der eine oder andere 
Abgeordnete nicht darüber im Bilde iſt, was der 
Eventualantrag verlangt. Der Eventualantrag 
verlangt nichts mehr und nichts weniger, als daß 
die ſteuerfreien Einkommen, ſei es für einen ver⸗ 
heirateten oder einen unverheirateten Arbeiter 


etwas weiter heraufgeſetzt werden. Wenn heute 


ein Regierungsvertreter wieder erklären ſollte, 
daß das nicht möglich ſei, jo iſt das zu verſtehen; 
denn in dieſem kapitaliſtiſchen Staat iſt es einfach 
nicht möglich, für die Arbeiterſchaft etwas zu tun. 
Wenn die ſozialdemokratiſchen Vertreter für die 
Arbeiterſchaft etwas tun wollen, ſo müſſen ſie 
unſerem Antrag zuſtimmen. Tun ſie es nicht, dann 
zeigen ſie ihr wahres Geſicht, daß ſie nicht das ſind, 
was ſie ſein wollen. Unſer Eventualantrag 
ſchreibt vor, welche Sätze der Einkommen frei ſein 
ſollen. Unjer Eventualantrag iſt nicht jo. unklar, 
wie der § 58 in dem heutigen Geſetz. In dieſem 
Paragraphen 58 des Steuergeſetzes ſind derartig 
viele Maſchen vorhanden, daß es die Steuerbe⸗ 
hörde immer wieder verſtehen wird, durch dieſe 
Maſchen hindurchzuſchlüpfen und dadurch der Ars 
beiterſchaft unberechtigte Steuern abzuziehen. 

Ich erſuche das Haus, unſeren Eventualantrag 
anzunehmen und ſtelle weiter den Antrag, dieſen 
Eventualantrag dem Steuerausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Vorlage dem Steuerausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Zu einer 
perſönlichen Bemerkung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Herr 
Abg. Opitz hatte die Liebenswürdigkeit, mich vor⸗ 
hin zu apoſtrophieren und darauf hinzuweiſen, 
daß ich bei einigen ſeiner Ausführungen gelächelt 
habe. Ich möchte zur Beruhigung des Herrn Abg. 
Opitz ſagen, daß meine Gedanken ganz wo anders 
waren, und zwar bei einem guten abzuſchließenden 
Geſchäft und daß ich für das Schönheitsmittel 
Augenverkleiſterung gar kein Intereſſe habe. (Abg. 
Raſchke: Das iſt bezeichnend!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wir kommen zur 
Abſtimmung über § 1. Wer für den $ 1 iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. § 1 iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den Eventualantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache 
Nr. 479: 

§ 1 der Drucksache Nr. 434 erhält im Falle der 

Ablehnung folgende Faſſung: 

1. Der 8 58 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

1) Vom Arbeitslohn bleiben für den Arbeitnehmer 

1920 G jährlich vom Steuerabzug frei und zwar: 

a) 1200 G jährlich (100 G monatlich, 24 G 
wöchentlich) als ſteuerfreier Lohnbetrag; 

b) 360 G jährlich (30 G monatlich); 

c) 360 G jährlich (30 G monatlich, 7,30 G 
wöchentlich) zur Abgeltung der Sonderlei⸗ 
ſtungen (8 15); 

d) je 360 G jährlich (30 G monatlich, 7,30 G 
wöchentlich) für die Ehefrau und das erſte 
und das zweite Kind; 

480 G jährlich (40 G monatlich, 
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10 G wöchentlich) für das dritte Kind; 
720 G jährlich (60 G monatlich, 

15 G wöchentlich) für das vierte Kind; 
960 G jährlich (80 G monatlich, 

20 G wöchentlich) für jedes weitere Kind. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich rufe § 2 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe fie, da keine Wortmeldun! 
gen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8 2 
ebenfalls abgelehnt iſt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf: „Geſetz betr. Aenderung des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 27. 3. 26. (Geſetzbl. 1926 S. 83) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 15. 6. 27 (Geſetzbl. 
1927 S. 255, S. 268).“ Ich ſtelle feſt, daß die 
Aeberſchrift gleichfalls abgelehnt iſt. Damit iſt 
der Antrag in zweiter Leſung abgelehnt. Da die 
Große Anfrage Nr. 14 zurückgezogen iſt, rufe ich 
Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 16 des Abg. Rahn u. 
Gen. betr. Anleihe der Elektriſchen Straßen⸗ 
bahn A.⸗G. in England. 

Druckſache Nr. 414. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Vor einiger Zeit ging durch die deutſche und 
die Danziger Preſſe ein Artikel der „Handels⸗ und 
Induſtriezeitung“ über die Anleihe, die die Dan⸗ 
ziger Straßenbahn A.⸗G. in England aufgelegt 
hat, und die außerordentlich abfällig kritiſiert 
wurde. Wir haben in unſerer Großen Anfrage, 
Druckſache Nr. 414, den Wortlaut dieſes Artikels 
gebracht und bitten die Regierung um Auskunft, 
ob ſie in Zukunft bei Unternehmungen, die mit 
dem Staat oder den Kommunen in irgend einer 
Beziehung ſtehen, bei Aufnahme von Anleihen 
die Aufnahme von der Genehmigung der Staats⸗ 
regierung abhängig machen will. Wir bitten den 
Senat, uns eine entſprechende Erklärung geben zu 
wollen und behalten uns vor, im Anſchluß an die 
Erklärung darauf zurückzukommen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Senator Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! Namens 
des Senats habe ich folgende Erklärung abzuge⸗ 
ben: Die in der Großen Anfrage vorgelegte Frage 
wird verneint. Der Senat beabſichtigt zur Zeit 
nicht, Auslandsanleihen von gemiſcht-wirtſchaft⸗ 
lichen Unternehmungen, an denen Kommunen 


mung abhängig zu machen. Nach der Auffaſſung 
des Senats ſind vielmehr bei Unternehmungen, 
deren Kapital ſich ganz oder zum größten Teil in 
öffentlicher Hand befindet, keine andern Grund⸗ 
ſätze für die Staatsregierung als Aufſichtsbehörde 
anzuwenden und ſollen auch künftig keine andern 
Grundſätze maßgebend ſein, als ſie für andere 
privatwirtſchaftliche Unternehmungen gelten. Es 
ſei darauf hingewieſen, daß auch in Deutſchland 
die Anleihen gemiſcht⸗wirtſchaftlicher Unterneh- 
mungen nicht den Vorſchriften des Geſetzes von 
1925 über die Aufnahme von Auslandskrediten 
unterliegen, daß vielmehr ihre Einbeziehung aus⸗ 
drücklich als untunlich bezeichnet worden iſt. Dem 


Artikel in der „Induſtrie⸗ und Handelszeitung“, 
[welcher in der Großen Anfrage zitiert worden iſt, 
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hervorragend beteiligt find , von feiner Zuſtim⸗ 
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(Dr. Volkmann, Senator) 

kann im übrigen der Senat nicht zuſtimmen. Zu 
ſeinem Bedauern kann der Senat im Volkstag 
nicht auf dieſen Artikel im einzelnen eingehen, 
zumal die Organe der Stadtgemeinde Danzig, 
welche durch die Majorität der Aktien und durch 
die Entwicklung und Geſtalt des Verkehrsunter⸗ 
nehmens der Elektriſchen Straßenbahn A.⸗G. in 
dieſer Frage zuſtändig ſind, ſich mit der Angelegen⸗ 
heit bereits befaßt haben. 

Der Senat wird bei den Organen der Dan⸗ 
ziger Stadtverwaltung den Nachweis führen, daß 
die Koſten der engliſchen Anleihe, die dieſe Geſell⸗ 
ſchaft vor einigen Monaten aufgenommen hat, 
keineswegs höher, vielmehr nicht unerheblich nie⸗ 
driger ſind als die Koſten von allen Anleihen 
deutſcher Städte, welche im Jahr 1928 in Deutſch⸗ 
land aufgenommen wurden, und daß auch im übri⸗ 
gen die Kreditbedingungen dieſer Anleihe der 
Danziger Elektriſchen Straßenbahn A.⸗G. der 
Marktlage entſprochen haben. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bean⸗ 
trage Beſprechung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus, die Beſprechung findet 
ſtatt. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Die Erklä⸗ 
rung, die wir ſoeben durch den Mund des Herrn 
Senators Dr. Volkmann gehört haben, habe ich 
ungefähr im voraus erwartet. An ſich ſtimmt es 
ja, daß die Straßenbahn eine Aktiengeſellſchaft iſt, 
und daß ſich die öffentlichen Körperſchaften mit 
ihren Angelegenheiten überhaupt nicht beſchäfti⸗ 
gen ſollten. Es iſt richtig, daß die Straßenbahn, 
wenn auch nicht direkt, ſondern de facto eine kom⸗ 
munale Angelegenheit iſt und dieſe nicht im 
Volkstag behandelt werden müßte. Es ſind dabei 
aber einige auffallende Dinge paſſiert, die es 
zwingend machen, daß die Angelegenheit auch im 
Volkstag erörtert werden muß. Daher hat die 


Regierung auch nicht glatt erklärt, ſie gebe keine 


Auskunft. Es iſt eine ſtädtiſche Angelegenheit, 
aber dieſe Anleihe iſt nach meiner Information 
durch den Herrn Senator für Finanzen der Freien 
Stadt Danzig abgeſchloſſen worden. (Senator Dr. 
Volkmann: Das iſt nicht der Fall!) Er hat die 
Verhandlungen geführt. Ich erkläre doch, daß 
meine Informationen ſo lauteten. Wenn ich mich 
irren ſollte, kann man mich berichtigen. (Senator 
Dr. Volkmann: Das tue ich ja!) Nach meinen In⸗ 
formationen wurde die Anleihe nach Verhandlun⸗ 
gen durch Herrn Senator Dr. Volkmann abge⸗ 
ſchloſſen. Nach meinen Informationen hat ein 


Mitglied der Regierung, und zwar Herr Dr. Kam⸗ 


nitzer, ſich ſehr eifrig bemüht, dieſe Anleihe bei 
den hier in Danzig vorhandenen Großbanken 
unterzubringen, und das proviſoriſche Angebot, 
das gemacht wurde, iſt von Herrn Senator Dr. 
Volkmann glattweg abgelehnt worden. (Senator 
Dr. Volkmann: Ebenſo unrichtig!) Nach meinen 
Informationen hat ſich der Direktor der Bank von 
Danzig auf das eifrigſte bemüht, die Anleihe der 
Straßenbahn in Danzig zu placieren oder bei den 
deutſchen Großbanken, und zwar zu Sätzen, die 
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günſtiger waren als die Anleihe, die durch Herrn (Cn 


Senator Dr. Volkmann in England placiert iſt. 
(Senator Dr. Volkmann: Ebenſo unrichtig!) Ich 
freue mich, daß Herr Senator Dr. Volkmann alles 
als unrichtig darzuſtellen in der Lage iſt. Ich 
fürchte nur, daß ſich dieſes „Unrichtig“ durch Se⸗ 


natsmitglieder und andere Stellen in ganz kurzer 


Zeit als unwahr darſtellen wird, genau ſo un⸗ 


wahr, wie derartige Erklärungen des Finanz⸗ 


ſenators von dieſer Stelle aus immer geweſen 
ſind. Daß die Anleihe von den deutſchen Stellen 
zu einem Rückzahlungskurs von 100 angeboten 


wurde, und Herr Senator Dr. Volkmann in Eng⸗ 


land einen Rückzahlungskurs von 110 akzeptiert 

hat, iſt eine Tatſache, die nur eine ſehr eiſerne 
Stirn abzuſtreiten in der Lage iſt. Daß man die 
Anleihe von den deutſchen Großbanken zu einem 
Nettokurs von 90 bis 91 offeriert erhalten hat, iſt 

991 während man in England 89 genommen 
at. 

Ich verſtehe nicht, wie die Regierung der 
Freien Stadt Danzig, der wohl ein Schreiben des 
Präſidenten der Bank von Danzig, welches etwa 
ſechs Seiten umfaßt, vor einiger Zeit zugegangen 
iſt, es zulaſſen kann, daß durch den Finanzſenator 
eine Erklärung abgegeben wird, in der mit Un⸗ 
wahrheiten gearbeitet wird, obgleich die Dinge 
im Senat offiziell bekannt ſind und ſich die Sena⸗ 
toren in Stadt und Land die Sache erzählen. Ich 
wundere mich über die Stirn, mit der man ſich hier 
herſtellen und ſagen kann, es ſei alles unwahr. 
Es iſt wahr, daß man die Anleihe in Deutſchland 
zum Rückzahlungskurs von 100 erhalten konnte. 
Man hat ſie in England mit 110 abgeſchloſſen. 
Die deutſchen Banken haben die Anleihe mit 90/91 
angeboten. Herr Dr. Volkmann hat mit einer 
Handbewegung erklärt, es ſei nichts zu machen. 
Wenn derart, wie bisher ſchon immer in Finanz⸗ 
dingen zum Schaden der ſtädtiſchen oder ſtaat⸗ 
lichen Verwaltung gearbeitet wird, iſt es hohe 
Zeit, daß mit dieſem Mann aufgeräumt wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Finanzſenator Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: Ich glaube, niemand 
wird annehmen, daß eine derartige Praxis, wie 
ſie Herr Abg. Rahn andeutete, im Senat möglich 
ſei. Nach der Darſtellung des Herrn Abg. Rahn 


ſoll ein weſentlich günſtigeres Anleiheangebot 


vorgelegen haben und Herr Senator Dr. Volk⸗ 
mann ſoll darauf geſagt haben: „Das machen wir 
nicht.“ Ja, glauben Sie denn, daß in einer Se⸗ 
natskommiſſion — das iſt doch die Darſtellung 
von Herrn Rahn — ein derartiges leichtfertiges 
Verhalten gebilligt werde? Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß ich meine Erklärungen nicht perſön⸗ 
lich oder als Reſſortchef abgegeben habe, ſondern 
daß ich mit Abſicht betonte, ich gäbe dieſe Erklä⸗ 
rung im Namen des Senats ab. Hinter dieſer 
formulierten Erklärung ſteht alſo der ganze Se⸗ 
nat. Ferner erkläre ich, daß die Unterſtellungen 
und Vermutungen des Herrn Abg. Rahn aus einer 
unklaren Quelle, wie ſeine früheren, ſtammen 
müſſen und ebenſo unrichtig oder nur halbwahr 
ſind, wie es ſeine früheren Angriffe waren. (Sehr 
gut! rechts.) Die Beleidigungen die mir Herr Abg. 


D 
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(Dr. Volkmann, Senator) 


Rahn wiederum entgegenſchmetterte, ſchüttle ich 
ab. (Bravo!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 


hung. Es iſt vereinbart worden, zunächſt Punki 
10 der Tagesordnung zu erledigen: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 468. 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, 
daß die Eingaben gemäß dem Antrag des Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen ſind. Ich rufe nunmehr 
Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 17 
des Abg. Schwegmann u. Fr. betr. Amts⸗ 
enthebung des Oberregierungsrats Dr. 
Alter. 

Druckſache Nr. 421. Der Punkt iſt gemäß 8 39 
der Geſchäftsordnung auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt. 
Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Der Großen Anfrage liegt folgender Tatbe⸗ 
ſtand zugrunde. Der Senat hat den Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Alter, den Leiter der Unabhängi- 
gen Rechnungsſtelle, der als ſolcher kraft ſeines 
Amtes Mitglied des Finanzrats iſt, wegen einer 
im Finanzrat in Ausübung ſeines Amtes getanen 
Aeußerung von ſofort von der Leitung der Unab- 
hängigen Rechnungsſtelle enthoben. In jener 
Sitzung des Finanzrats hat Oberregierungsrat 
Dr. Alter erklärt, daß der Haushaltsplan der 
Stadtgemeinde Danzig nicht den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen entſpreche, weil er Ausgaben ent⸗ 
halte, für welche keine Deckung vorhanden ſei. 
Darum ſei nach § 34 des Stadtbürgerſchaftsgeſetzes 
die Zuſtimmung des Finanzrats erforderlich. Er 
erklärte dann wörtlich: „Für mich hat es den An⸗ 
ſchein, als wenn der Senat wiſſentlich die Geneh⸗ 
migung des Finanzrats nicht eingeholt hat, damit 
hat er das Geſetz verletzt.“ 

Der Finanzrat iſt eine unabhängige Behörde 
neben dem Senat und Volkstag und dazu be⸗ 
ſtimmt, in der Geſetzgebung und Verwaltung auf 
eine ſolide Führung der ſtaatlichen und ſtädtiſchen 
Finanzen Danzigs hinzuwirken. Die Mitglieder 
des Finanzrats haben, wie es ihr Amt erfordert, 
frei ihre Meinung zu äußern. Sie ſind wegen die⸗ 
ſer Aeußerung dem Senat nicht verantwortlich. 

ir richten darum an den Senat die Frage: Wie 
rechtfertigt der Senat die offenbar doch verfaſ⸗ 
ſungsverletzende Maßnahme der Amtsenthebung 
des Oberegierungsrats Dr. Alter wegen einer in 

usübung ſeines unabhängigen Amtes erfolgten, 
ſachlich durchaus zutreffenden Kritik. 
Im einzelnen richten wir folgende Fragen an 
den Senat: Iſt dem Senat bekannt, daß die 
Aeußerung, die er ſeiner Entſcheidung zugrunde 
gelegt hat, erheblich von der Aeußerung Alters 
abweicht, zweitens, iſt es richtig, daß die Aeuße⸗ 
rung Dr. Alters von einem ſozialiſtiſchen Mitglied 


des Finanzrats, dem Herrn Knauer, und von 


dieſem Herrn Senator Arczynſki mitgeteilt iſt? 
Iſt es richtig, daß Herr Knauer dem Senat eine 
falſche Darſtellung gegeben hat? Was hat der Se⸗ 
nat veranlaßt, um den Sachverhalt objektiv auf⸗ 
zuklären? Hat der Senat über dieſen Fall Zeugen 


Das Wort zur Begründung hat der Herr 


nehmung dieſer 
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vernommen und haben dieſe ausgeſagt? Iſt in 
dem Finanzrat ein Beauftragter des Senats zu⸗ 
gegen geweſen und was hat dieſer berichtet? Iſt 
dem Senat bekannt, daß Oberregierungsrat Dr. 
Alter als Mitglied des Oberverwaltungsgerichts 
den Beſtimmungen über das richterliche Diſzipli⸗ 
nargeſetz unterliegt und nach dieſen Beſtimmun⸗ 
gen eine diſziplinariſche Maßnahme nicht zuläſſig 
iſt? Wie bringt der Senat ſeine Verfügung mit 
Artikel 92 der Verfaſſung in Einklang, wonach 
die Beamten nur unter den geſetzlich beſtimmten 
Vorausſetzungen und Formen ihres Amtes ent⸗ 
hoben werden können? 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Der Herr Vorredner hat eine große 
Anzahl Nebenfragen geſtellt, auf die ich natürlich 
nicht eingehen kann, weil der Senat dazu nicht hat 
Stellung nehmen können. Ich habe namens des 
Senats auf die Große Anfrage Nr. 17 der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion folgendes zu erwidern: 

1. Die Stelle eines Leiters der Unabhängigen 
Rechnungseſtelle iſt bisher nicht beſetzt. Herr Dr. 
Alter iſt lediglich mit der kommiſſariſchen Wahr⸗ 
Stelle vom Senat beauftragt 
worden. Von dieſer Stellung konnte er jederzeit 
abberufen werden, ohne daß es dazu der Einlei⸗ 
tung eines Diſziplinarverfahrens bedurfte. 

2. Die Freiheit, ihre Anſicht als Mitglied des 
Finanzrats in dieſer Körperſchaft rückhaltlos und 
in voller Offenheit auch gegenüber dem Senat zu 
äußern, wird den Mitgliedern des Finanzrats, 
die Beamte ſind, ebenſowenig beſtritten, wie den 
ſonſtigen Mitgliedern des Finanzrats. Beamte 
haben ſich jedoch bei ihrer Kritik an Maßnahmen 


legen, (Heiterkeit rechts.) die ihnen ihre Stellung 
als Beamte auferlegt und dürfen es dabei an der 
gebotenen Achtung vor ihrer vorgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtelle nicht fehlen laſſen. (Heiterkeit und Zwiſchen⸗ 
rufe rechts. — Jetzt iſt es, als ob Herr Dr. Ziehm 


hat Herr Dr. Alter verſtoßen. (Abg. Dr. Ziehm: 
Na, na!) Dabei iſt es gleichgültig, ob Herr Dr. 
Alter von bewußter Verfaſſungsverletzung oder 
von wiſſentlicher Geſetzesverletzung geſprochen hat. 


nehmen, daß die erſtgenannte Aeußerung getan 
ſei, da er ſich ſelbſt weigerte, die von ihm verlangte 
Sa Aeußerung über dieſen Vorfall abzu⸗ 
geben. 

3. Seine Enthebung iſt im dienſtlichen Inter⸗ 
eſſe erfolgt. Wenn das Schreiben, das Herrn Dr. 
Alter ſeine Enthebung mitteilte, etwas über die 
Motive ſagt, ſo ſollte damit nicht ausgeſprochen 
werden, daß es ſich um eine diſziplinariſche Straf⸗ 
maßnahme handelt. Das ergibt ſich aus dem vor 
Abſendung des Schreibens protokollierten Beſchluß 
des Senats, der lautet: „Herr Oberregierungsrat 
Alter ſoll von ſofort von der vertretungsweiſen 
Leitung des Rechnungsprüfungsamtes enthoben 
werden.“ 

4. Zur Einleitung eines Diſziplinarverfahrens 


liegt nach Anſicht des Senats kein Anlaß vor. Er 


hat von der Einſetzung eines ſolchen abgeſehen. 


des Senats ſtets diejenige Zurückhaltung aufzuer⸗ 


da oben ſteht! bei den Kommuniſten.) Hiergegen 


(0 


D) 


Bei ſeiner Beſchlußfaſſung mußte der Senat an⸗ 


(A 


@ 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

Im Fall Alter hat der Senat alſo ſo gehan⸗ 
delt, wie jede Regierung handeln muß, die im In⸗ 
tereſſe des Staates darauf Wert legt, daß ihre Be⸗ 
amten Achtung vor der oberſten Staatsbehörde 
haben müſſen. (Zwiſchenrufe und Heiterkeit 
rechts. — Abg. Schwegmann: Ich beantrage Be⸗ 
ſprechung.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Die Anfrage iſt 
zur Beſprechung bereits auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt. Das Wort hat der Herr Abg. Klawitter. 

Klawitter, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Die Angelegenheit der Maßregelung des 
Herrn Dr. Alter iſt mit einer ganzen Reihe von 
Unbegreiflichkeiten behaftet, und ich muß es lei⸗ 
der ausſprechen, daß durch die Erklärung, die wir 
ſoeben aus dem Mund des Herrn Stellvertreten⸗ 
den Präſidenten des Senats gehört haben, dieſe 
Unbegreiflichkeiten weder beſeitigt, noch vermin⸗ 
dert ſind. (Abg. Jewelowſki: Das iſt ſchon alles 
vorher aufgeſchrieben!) Ich ſtelle den Herren, die 
das meinen, dieſe Blätter gern zur Verfügung. 
(Abg. Dr. Ziehm: Jewelowſki iſt wieder einmal 
reingefallen! — Abg. Jewelowſki: Viel weniger 
als Sie! — Abg. Plenikowſki: Sie haben beide 
Urſache, ſich ruhig zu verhalten! — Wir werden 
uns das Recht der Kritik nicht rauben laſſen! 
rechts.) 

Der Herr Stellvertretende Präſident des Se⸗ 
nats hat einen gewiſſen Ton darauf gelegt, daß 
Herr Dr. Alter es abgelehnt hat, ſich vom Senat 
vernehmen zu laſſen. Dies, m. D. u. H., iſt ge⸗ 
rade der erſte Punkt der Anbegreiflichkeiten, von 
denen ich ſprach. Wir wünſchen gerade eine Auf⸗ 
klärung darüber, und die Oeffentlichkeit hat wohl 
auch ein Intereſſe daran, (Ob er noch höher ein⸗ 
geſtuft wird! links.) hat einen Anſpruch, darüber 
aufgeklärt zu werden, auf welchem Rechtsboden 
ſich der Senat zu befinden und zu bewegen glaubt, 
wenn er das Recht für ſich in Anſpruch nahm, ein 
Mitglied des Finanzrats zur Rechenſchaft zu zie⸗ 
hen. (Abg. Plenikowſki: Er iſt doch nicht zur 
Rechenſchaft gezogen worden!) Er wurde zur 
Rechenſchaft gezogen, ſonſt hätte er nicht deshalb zi⸗ 
tiert werden können. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 
Ihm wurde außerdem zugemutet, Mitteilungen 
über Verhandlungen aus einer Inſtanz zu 
machen, die bekanntlich nicht öffentlich verhandelt. 
Ich bin der Meinung, daß Herr Oberregierungs⸗ 
rat Dr. Alter ſich beſſer und gewiſſenhafter an das 
Geſetz über den Finanzrat gehalten hat, als es der 
Senat getan hat. (Sehr richtig! rechts.) Herr Dr. 
Alter hat nach dem, was wir gehört haben, pflicht⸗ 
gemäß erklärt, daß er eine Angabe über Vorgänge, 
die in nicht öffentlicher Sitzung des Finanzrats 
vor ſich gegangen waren, nicht machen könne. 

Es iſt nun zu der Maßregelung gekommen, 
und es handelt ſich darum: Warum? In den 
Fragen, die der Herr Abg. Falkenberg hier ge⸗ 
ſtellt hat, und von denen der Herr Stellvertretende 
Präſident des Senats ſagte, daß er ſie nicht be⸗ 
antworten könne, war unter anderm auch die 
Frage enthalten, ob der Senat andere Wege ge⸗ 
ſucht habe, um Aufklärung über den Fall zu 
ſchaffen. Ich glaube, daß dieſer Weg auch dann 
hätte beſchritten werden müſſen, wenn Herr Dr.! 
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Alter ausgeſagt hätte; denn bei ſeiner Ausſage (Cd 


allein hätte es doch wahrſcheinlich nicht ſein Be⸗ 
wenden haben können. Es wäre möglich geweſen, 
Zeugen zu vernehmen, natürlich nicht auf dem 
Wege, der in dem Fall der Vernehmung von 
Herrn Dr. Alter gewählt worden war, ſondern auf 
einem andern Weg. Es ſtand doch der 
offen, den Finanzrat um ſeine Zuſtimmung zu 
erſuchen, daß beſtimmte Mitglieder über be⸗ 
ſtimmte Dinge Angaben machten. 
nicht, daß der Finanzrat dazu ſeine Zuſtimmung 


gegeben haben würde, aber, und auch darauf bezog. 


ſich eine ebenfalls unbeantwortet gebliebene 
Frage des Herrn Abg. Falkenberg, noch ein dritter 


Weg ſtand offen. Der Senat hat bekanntlich das 


Recht, in die Sitzungen des Finanzrats Vertreter 
zu entſenden. Es konnte alſo auch einer dieſer 
Vertreter; denn ich nehme an, daß von dieſem 


Recht Gebrauch gemacht worden iſt, gefragt 
werden. 
Aber, m. D. u. H., ſelbſt wenn alle dieſe 


Wege nicht gangbar geweſen wären, und das iſt 
ein neuer Punkt der Unbegreiflichkeiten, dann 
wäre doch damit noch nicht die Möglichkeit ge⸗ 
ſchaffen und der Weg nicht für eine Maßregelung 
freigemacht worden. (Es iſt ja keine Maßrege⸗ 
lung! links.) Das iſt am allerunbegreiflichſten, 
daß eine Amtsenthebung, die ausdrücklich ausge 
ſprochen wird .. . (Abg. Plenikowſki: Das iſt eine 
Verſetzung!) Ja, vorhin hieß es anders. (Abg. 
Plenikowſki: In ein höheres Amt!) Er iſt nicht in 
ein anderes Amt verſetzt worden, ſondern er geht 
augenblicklich ſpazieren. (Abg. Plenikowſki: Viel⸗ 
leicht wird er noch Senator!) Jedenfalls war da⸗ 
mit der Weg für eine Beſtrafung des Beſchuldigten 
noch nicht freigegeben. Wenn keine andere Auf⸗ 
klärung möglich war, mußte dieſe Maßregelung 
eben unterbleiben; denn es bedeutet doch eine 
merkwürdige Verſchiebung der Beweislaſt, wenn 
Herrn Dr. Alter zugemutet werden ſollte, nachzu- 
weiſen, daß der Fall ſeiner Straffälligkeit nicht 
gegeben war. Den Nachweis hatte der Senat zu 
führen. Der Senat durfte eine ſolche Maßregelung 
nur vornehmen, wenn er ſich die Beweiſe verſchafft 
hatte, daß hier Straffälligkeit vorliege. In einem 
Rechtsſtaat pflegt der Grundſatz maßgebend zu 
fein,: in dubio pro reo, im Zweifelsfall für den 
Angeſchuldigten. Gegen dieſen Grundſatz ſcheint in 
11 im vorliegenden Falle verſtoßen worden 
zu ſein. 

Nun iſt Herr Dr. Alter alſo in Geſtalt einer 
Amtsenthebung gemaßregelt worden. Daß dieſe 
Amtsenthebung in weiten Kreiſen der Danziger 
Oeffentlichkeit Befremden erregt hat, iſt be⸗ 
greiflich. Soviel verlautet, beſchäftigt ſich der 
Beamtenbund mit der Frage. Auch die Bürger⸗ 
liche Arbeitsgemeinſchaft hat bekanntlich eine An⸗ 
frage an den Senat gerichtet. Im übrigen wird 
auch in der Oeffentlichkeit ſehr viel über den Fall 
geſprochen. Begreiflicherweiſe, denn es fragt ſich 
jetzt jeder, ob es in Danzig denn nicht mehr mög⸗ 
lich iſt, frei ſeine Meinung zu ſagen. (Abg. Dr. 
Blavier: Das war nie möglich!) Heute iſt freilich 
geſagt worden, daß dies Recht auch den Beamten 


nicht verkürzt werden ſoll. Dieſe Aeußerung ſteht 


jedoch mit dem, was vorgekommen iſt, in einem 


Weg. 


Ich zweifle 
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(Klawitter, Fritz, Abgeordneter) 
zu kraſſen Widerſpruch. (Abg. Beyer: Kann der 
Herr deutſch, Herr Präſident? — Abg. Brill: Er 
gehört der Deutſchnationalen Partei an, dann 
wird er doch wohl deutſch können! — Heiterkeit.) 

Die Frage, ob ein Danziger Staatsbürger oder 
ein Beamter das Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung hat oder nicht, iſt eine Frage, die ſich von 
ſelbſt beantwortet. Jeder kann ſich darüber ſehr 
leicht durch Einblick in die Danziger Verfaſſung 
überzeugen. Im Artikel 79 der Danziger Ver⸗ 
faſſung heißt es: 

Jeder hat das Recht, innerhalb der geſetzlichen 
Schranken ſeine Meinung durch Wort, Schrift oder 
in ſonſtiger Weiſe zu äußern. An dieſem Recht darf 
ihn kein Arbeits⸗ oder Anſtellungsverhältnis hindern, 
und er darf wegen der Ausübung dieſes Rechts in 
keiner Weiſe benachteiligt werden. 

Dies Recht hat nicht nur jeder Staatsbürger, 
ſondern auch der Beamte, auch Herr Dr. Alter, und 
dieſes Recht hat er eben gebraucht. (Abg. Beyer: 
Haben Ihre Angeſtellten auch das Recht?) Daß 
er bei dem Gebrauch dieſes Rechts die geſetzlichen 
Schranken irgend wie durchbrochen hätte, wird 
man nicht behaupten können. Herr Dr. Alter hat 
ſich im Gegenteil bei ſeiner Kritik ſo maßvoll aus⸗ 
gedrückt, daß ich nicht weiß, wie er ſich hätte maß⸗ 
voller ausdrücken ſollen. Er hat ſich ſehr viel maß⸗ 
voller und rückſichtsvoller ausgedrückt, als der Fi⸗ 
nanzrat. Der ſagt nicht, es habe für ihn den An⸗ 
ſchein, daß eine Geſetzesverletzung vorliege, viel 
mehr ſagt er mit lapidarer Beſtimmtheit, es liege 
eine Geſetzesverletzung vor und hat dafür den 
Nachweis erbracht. 

Nun wird man aber Herrn Dr. Alter nicht 
nur das Recht zubilligen müſſen, daß er ſo ſprach, 
wie er geſprochen hat, ſondern daß er auch die 
Pflicht dazu hatte, ſich zu äußern. Im Geſetz 
über den Finanzrat befindet ſich ein Paragraph, 
der das jedem Mitglied zur Pflicht macht, und es 
muß feierlich durch Handſchlag gelobt werden, 
daß dieſe Pflicht erfüllt wird. Ju dieſen Pflichten 
muß man die Wahrung der Rechte des Finanz⸗ 
rates zählen. Die ſind eben im vorliegenden 
Falle verletzt worden. Es iſt dabei zu berückſich⸗ 
tigen, daß Dr. Alter nicht vom Senat in den Fi⸗ 
nanzrat geſandt worden iſt, ſondern daß er Mit⸗ 
glied des Finanzrats war, kraft Geſetzes und kraft 
ſeines Amtes als Leiter des Rechnungsprüfungs⸗ 
amtes. Er hatte alſo nicht etwa Anſichten des Se⸗ 
nats zu vertreten, ſondern ſeine Meinung nach 
eigenem Wiſſen und Gewiſſen zu äußern. 

Man wird bis zu dieſem Punkt ein Dienſt⸗ 
vergehen, das die Grundlage einer Diiziplinie- 
kung ſein könnte, nicht ſuchen und finden können. 
5 un beweiſt aber doch die Maßregelung durch 
den Senat, daß der Senat der Meinung geweſen 
ſein muß, daß ſich Herr Dr. Alter anders hätte 
verhalten ſollen, als er ſich verhalten hat. Sicher⸗ 
lich würde er das Mißfallen des Senats nicht 
et haben, wenn er geſchwiegen hätte. Daß er 
1 ſchweigen durfte, glaube ich eben nachge⸗ 

ieſen zu haben. Man würde jagen können, er 
e nicht von einer Geſetzesverletzung ſprechen 
ollen. 
„An dieſer Stelle möchte ich einſchalten, daß der 
Derr Stellvertretende Präſident des Senats davon 
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ſprach, der Herr Oberregierungsrat Dr. 
hätte von einer wiſſentlichen Geſetzesverletzung ge⸗ 
ſprochen. Ich möchte dieſe Gelegenheit benutzen 
feſtzuſtellen, daß das nicht ſtimmt. Ich bitte zum 
Vergleich noch einmal den Wortlaut heranzu⸗ 
ziehen, der hier vorher mitgeteilt worden iſt, und 
in dem ſich Dr. Alter tatſächlich ausgedrückt hat. 
Das hat Herr Dr. Alter alſo nicht geſagt, aber 
daß er auf eine Geſetzesverletzung hinweiſen 
durfte, wird niemand beſtreiten dürfen. Es han⸗ 
delt ſich hier gerade um etwas, was er als Leiter 
des Rechnungsprüfungsamtes in erſter Linie zu 
vertreten hatte, wo er eine Meinung haben und 
ſie äußern durfte. Es iſt alſo nicht an dem, daß 
man ſagen kann, Herr Dr. Alter hätte nicht von 
der Geſetzes verletzung ſprechen ſollen, viel eher 
könnte man ſagen, es wäre läſſig und feige ge⸗ 
weſen, wenn er aus Rückſicht auf eintretende per⸗ 
ſönliche Nachteile es vermied, den Staat auf eine 
Geſetzesverletzung hinzuweiſen. Er hat im übrigen 
einen Artikel der Verfaſſung zur Seite, der be⸗ 
ſtimmt, daß jeder Danziger Staatsbürger die 
Pflicht hat, Verletzungen der Verfaſſung zu ver⸗ 
hindern und dagegen anzugehen. 

f Nun iſt ſchon richtig, daß es auch einen Kon⸗ 
flikt der Pflichten gibt. Es gibt Fälle, in denen 
jemand eine Pflicht verletzt, indem er eine andere 
Pflicht erfüllt, und es wäre an ſich intereſſant, zu 
unterſuchen, ob man Herrn Dr. Alter ſagen könnte, 
es war ſchon richtig, daß er von einer Geſetzes⸗ 
verletzung ſprechen durfte und vielleicht ſogar die 
Pflicht hatte, das zu tun. Aber er habe auch die 
Pflicht gehabt, das Anſehen des Senats zu ſchonen, 
und er hätte dieſer Pflicht den Vorzug geben 
müſſen. Wir brauchen dieſer Frage nicht weiter 
nachzugehen; denn dieſer Konfliktfall liegt hier in 
Wirklichkeit nicht vor. Herr Dr. Alter hat ſich gar 
nicht in die Lage gebracht, das Anſehen des Senats 
zu ſchädigen. Das hätte nur vor der Oeffentlich⸗ 
keit geſchehen können. Dr. Alter iſt aber mit ſeinen 
Aeußerungen nicht an die Oeffentlichkeit gegan⸗ 
gen. Das hat derjenige getan, der, übrigens unter 
einem Vertrauensbruch, die Vorgänge der Finanz⸗ 
ratsſitzung weitergegeben hat. Das hat vor allen 
Dingen der Senat ſelbſt getan, indem er in einer 
höchſt überſtürzten Weiſe zu einer Amtsenthebung 
ſchritt, durch die er aus der internen Frage des 
Finanzrats eine Sache von allgemeinem Intereſſe 
gemacht hat. Der § 11 des Geſetzes über den Fi⸗ 
nanzrat beſtimmt, daß die Sitzungen nicht öffent⸗ 
lich ſind. Herr Dr. Alter hat alſo zweifellos das 
Recht gehabt, anzunehmen, daß dieſer geſetzlich 
beſtimmte nicht öffentliche Charakter der Finanz⸗ 
ratsſitzungen gewahrt werden würde. Daß er nicht 
gewahrt worden iſt, daß er durchbrochen wurde, 
iſt nicht ſeine Schuld. 

Nach dieſen Ueberlegungen kann wohl kein 
Zweifel daran ſein, daß die Maßregelung von 
Herrn Dr. Alter jeder fachlichen Berechtigung 
entbehrt. Die Maßregelung ſtellt ſich vielmehr 
als ein Akt ganz nackter und rückſichtsloſer Will⸗ 
kür dar. Man kann verſtehen, daß in der Oef⸗ 


fentlichkeit die Auffaſſung anzutreffen iſt, daß es 
ſich um eine Vergeltungsmaßregel handelt, um 
eine recht kleinlich gedachte Vergeltungsmaßregel 
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gegenüber einem Beamten, der ſich dadurch miß⸗ 
liebig gemacht hat, daß er dem Senat eine Ge⸗ 
ſetzesverletzung nachwies. Dieſe Maßregelung kann, 
wenn ſie nicht von vornherein den Zweck hat, 
jedenfalls den Erfolg haben, andere Beamte aus 
Furcht vor ſolchen Maßregelungen daran zu 
hindern, ihre Rechte und Pflichten auszuüben 
und wahrzunehmen. Wenn ſich dieſer Erfolg 
weiter auswirkt, wird in Danzig allerdings ein 
vollkommen verfaſſungswidriger Zuſtand ein⸗ 
reißen. (Sehr richtig! rechts.) Es wird auch zu 
überlegen ſein, ob im Falle der Notwendigkeit 
eines Beamtenzuzuges aus dem Reich ſolche Be⸗ 
amte aus dem Reich nach Danzig zu bekommen 
ſein werden, wenn ſie damit rechnen müſſen, in 
ſolchen Fällen wie dem vorliegenden gemaßregelt 
zu werden. 

M. D. u. H.! Das, was ich ausgeführt habe 
und was hier verſchiedentlichem Widerſpruch be⸗ 
gegnet iſt, deckt ſich mit dem, was auch der Finanz⸗ 
rat ausgeführt hat. Seine Feſtſtellungen vom 28. 
Auguſt ſind ſo bemerkenswert, daß ich den Herrn 
Präſidenten bitte, ſie wenigſtens auszugsweiſe 
wiedergeben zu dürfen. Der Finanzrat hat unter 
dem 28. Auguſt folgendes feſtgeſtellt: 

Die Beratungen und Beſchlußfaſſungen des Fir 
nanzrats finden nach § 11 des Geſetzes in nicht 
öffentlicher Sitzung ſtatt. Der Finanzrat bedauert, 
daß eins ſeiner Mitglieder veranlaßt hat, daß gegen 
Oberregierungsrat Dr. Alter wegen einer von ihm 
in der Beratung getanen Aeußerung bei ſeiner vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde Anzeige erſtattet worden iſt. 
Der Finanzrat erhebt ſchärfſten Einſpruch dagegen, 
daß Oberregierungsrat Dr. Alter wegen ſeiner im 


Finanzrat getanen Aeußerung vom Senat zur Ver⸗ 


antwortung gezogen wird und deshalb von ſeinem 
Amt als Leiter des Rechnungsprüfungsamts und da⸗ 
mit zugleich als Mitglied des Finanzrats enthoben 
wurde. Der Finanzrat iſt durch Die Verfaſſung ge⸗ 
ſchaffen, um innerhalb der verfaſſungsmäßigen Gren⸗ 
zen im Sinne einer ſoliden Finanzgebarung kontrol⸗ 
lierend mitzuwirken. Der Finanzrat iſt koordiniert 
dem Senat und unterliegt weder der Aufſicht des 
Senats, noch iſt er dieſem verantwortlich. Die Mit⸗ 
glieder des Finanzrats ſind berechtigt und verpflichtet, 
ihre Meinung frei zu äußern. Kein Mitglied des 
Finanzrats darf wegen ſeiner in Ausübung ſeines 
Amtes getanen Aeußerung vom Senat zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden. Das betrifft ſowohl die⸗ 
jenigen Mitglieder die Beamte ſind, wie diejenigen, 
die aus anderen Berufen genommen ſind. Es geht 
nicht an, daß hinſichtlich ihrer Verantwortlichkeit 
zweierlei Arten von Mitgliedern geſchaffen werden. 
Der Finanzrat erblickt in dem Vorgehen des Senats 
eine Verletzung der dem Finanzrat durch die Ver⸗ 
faſſung gegebenen Anabhängigkeit. Das Vorgehen 
des Senats iſt geeignet, die für die ſolide Finanzge⸗ 
barung ſehr wichtige verfaſſungsmäßige Stellung des 
Finanzrats zu erſchüttern, da es dazu führt, daß na⸗ 
mentlich die beamteten Mitglieder ſich hüten müſſen, 
frei ihre Anſicht zu jagen, wenn ſie nicht fürchten 
ſollen, daß ſie von ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde 
zur Verantwortung gezogen werden. Der Finanzrat 
fordert, daß der Senat den nach ſeiner Anſicht ver⸗ 
hängnisvollen und unhaltbaren Beſchluß der Amts⸗ 
enthebung des Oberregierungsrats Dr. Alter ſofort 
rückgängig macht. 
Sie ſehen, daß das, was der Finanzrat in ſeiner 
Feſtſtellung geſagt hat, ſich etwa mit dem deckt, 
was ich hier vorgetragen habe. 
Nun iſt aber mit der Feſtſtellung, daß das Ver⸗ 
halten von Herrn Oberregierungsrat Dr. Alter 
nach jeder Richtung hin einwandfrei war, der Fall 


nicht erledigt. Darüber laſſen ſich die Akten noch 
nicht ſchließen; denn wenn Herr Dr. Alter ein⸗ 
wandfrei gehandelt hat, und wenn infolgedeſſen 
die Maßregelung nicht gerechtfertigt war, dann 
geht daraus hervor, daß die Handlungsweiſe des 
Senats in dieſer Angelegenheit nicht einwandfrei 
war. Wenn man dieſem Gegenſtand ſeine Auf⸗ 
merkſamkeit zuwendet, findet man auch, daß es 


ſich bei dieſer Angelegenheit um eine ganze Reihe 
von Verletzungen der Verfaſſung, wie der Geſetze. 


handelt. 

Auf die Verletzung des § 34 des Stadtbürger⸗ 
ſchaftsgeſetzes hat Herr Dr. Alter ſelbſt ſchon hin⸗ 
gewieſen. Aber auch der Finanzrat hat ſich dazu 
ſehr deutlich geäußert. Ich möchte um die Er 
laubnis bitten, auch eine kurze Stelle aus dem Be⸗ 
richt verleſen zu dürfen, nämlich aus einem Schrei⸗ 
ben des Finanzrats. (Zwiſchenrufe links.) Es iſt 


doch viellencht ganz gut, wenn dem einen oder an⸗ 


dern Herrn das ins Gedächtnis zurückgerufen wird. 
Es heißt dort: 

Der Finanzrat vermag die Anſicht des Senats 
nicht zu teilen. Nach § 34 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltung der Gemeindeangelegenheiten vom 9. Ok⸗ 
tober bedürfen Beſchlüſſe, die Ausgaben bezwecken, 
für welche noch keine Deckung vorhanden iſt, oder für 
welche Deckung durch Anleihe erfolgen ſoll, der Ge⸗ 
nehmigung des Finanzrats. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes iſt klar und unzweideutig. Zweifellos iſt die 
Feſtſtellung des Haushaltsplanes ein Beſchluß, und 
däeſer Beſchluß bezweckt vorliegendenfalls Ausgaben, 
für welche noch keine Deckung vorhanden iſt, weil der 
Haushaltsplan mit einem Fehlbetrag von 1,5 Mil⸗ 
lionen abſchließt. Durch die Feſtſtellung des Haus⸗ 
haltsplanes werden die beteiligten Behörden und 
Reſſorts zur Vornahme von Ausgaben im Nahmen 
der im Haushaltsplan vorgeſehenen Summen er⸗ 
mächtigt. Der Beſchluß auf Feſtſtellung eines Fehl⸗ 
betrages bedarf daher der Genehmigung des Finanz⸗ 
rats. Der Finanzrat hat daher in ſeiner Sitzung 
vom 28. beſchloſſen, Verwahrung dagegen einzulegen, 
daß der Senat es ablehnt, entgegen den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 24. Oktober 1923 die Ge⸗ 
nehmigung des Finanzrats zu den mit einem unge⸗ 
deckten Fehlhetrag abſchließenden Haushaltsplänen 
einzuholen. Der Finanzrat hält alle Ausgaben, die 
auf Grund dieſes mit einem Fehlbetrag abſchließenden 
Haushaltsplanes ohne Genehmigung des Finanz⸗ 
rates gemacht werden, für ungeſetzlich. 


(Leſen Sie gleich den nächſten Artikel vor! links.) 
Ich habe keinen Artikel mehr vorzuleſen. Aber 
dieſe Ausführungen waren jo bedeutſam, daß es 
gut iſt, daß ich fie vorgeleſen habe. 

Es iſt aber nicht nur der 8 34 des Stadtbürger⸗ 
ſchaftsgeſetzes vom Senat verletzt worden, ſon⸗ 
dern auch Artikel 79 der Verfaſſung, nach dem 
niemand wegen Ausübung des Rechts der freien 
Meinungsäußerung beeinträchtigt oder geſchädigt 
werden darf. Herr Dr. Alter iſt aber beeinträch⸗ 
tigt worden. Es iſt weiter Artikel 92 verletzt 
worden, der beſagt, daß Beamte nur unter den 
geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen und Formen 
vorläufig ihres Amtes enthoben werden können. 
Die geſetzlichen Vorausſetzungen liegen nicht vor, 
die geſetzlichen Formen ſind nicht eingehalten 
worden. Es liegt aber weiter eine Verletzung des 
Diſziplinarrechts der Beamten vor; denn es kön⸗ 
nen ſämtliche Diſziplinarſtrafen nur im förm⸗ 


lichen Diſziplinarverfahren erfolgen, ſofern es ſich 
um richterliche Beamte handelt. Dieſer Fall liegt 


— 


(CB 


D» 


KA) 


15) 


Volkstag Danzig — 53. Sitzung. 


(Klawitter, Fritz, Abgeordneter) 
hier vor; denn Herr Dr. Alter iſt Mitglied des 
Oberverwaltungsgerichts. Als ſolches hatte Herr 
Alter Anſpruch auf ein Verfahren vor dem Diſ⸗ 
ziplinargericht. Das iſt ihm bisher vorenthalten 
worden. Anſtatt deſſen hat man ihn auf einem 
Wege gemaßregelt, für den ſich eine Grundlage 
im Diſziplinarrecht nicht findet. (Große Unruhe. 
— Abg. Brill: Wie iſt es, wenn Sie einen Ar⸗ 
beiter aus Ihrer Fabrik entlaſſen! — Unver⸗ 
ſchämtheit, ſich hier hinzuſtellen und ſo etwas zu 
jagen, wo Sie das tagtäglich in Ihrer Fabrik 
machen! links.) 

Das Diſziplinarrecht ſieht verſchiedene For⸗ 
men vor, unter denen ein Beamter zurechtgewieſen 
und unter denen er beſtraft werden kann. Die 
vom Senat gewählte Form befindet ſich nicht dar⸗ 
unter. Die Verfaſſung verlangt aber, daß dieſe 
Formen eingehalten werden. Daß im Fall Alter 
ein neues Verfahren vom Senat eingeſchlagen 
wurde, dafür hat die Oeffentlichkeit ein richtiges 
Gefühl gehabt und der Volksmund hat den Aus⸗ 
druck „Tobiniſieren“ geprägt. (Für ſolche Leute 
wie Sie Menſchenſchinder! — Was für einen 
Ausdruck hat er gefunden? links.) „Tobiniſieren“! 
(Heiterkeit. — Der Volksmund? links.) Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß Herrn Dr. Alter 
Unrecht geſchehen iſt, und dieſes Unrecht bedarf 
einer Wiedergutmachung (Zwiſchenrufe.) und ich 
hoffe, daß der Senat ſich dazu bereit finden wird. 
Ein anderer Vorgang berechtigt mich zu dieſer 
Hoffnung. In letzter Zeit hat ſich der Senat auch 
in einem anderen Falle auf fremde Anregung hin 
dazu bewogen gefühlt, den Weg von einer ur⸗ 
ſprünglichen Verletzung der Verfaſſung zur Geſetz⸗ 
mäßigkeit zurückzufinden. Vielleicht findet er ihn 
auch im vorliegenden Falle zurück. Ich kann es nur 
empfehlen, und meine, daß eine Wiedergut⸗ 
machung in dieſem Falle nicht nur dem Verletzten 
zugute kommen würde, ſondern auch dem Senat 
ſelbſt. Es iſt da allerhand gutzumachen. Der Se⸗ 
nat hat augenſcheinlich keine ſehr glückliche Hand 
gehabt, als er dieſe etwas überſtürzte Amtsent⸗ 
hebung verfügte. Er tat das in einem Augen⸗ 
blick, wo er ſich ſelbſt eine große Blöße gab, indem 
er ein Geſetz verletzte. Dieſe Geſetzes verletzung 
würde nicht ſoviel Staub aufgewirbelt haben, 
wenn er nicht gleichzeitig dieſe Maßregelung vor⸗ 
genommen hätte. Das wird vielleicht auch ein 
Grund ſein, die Wiedergutmachung eintreten zu 
laſſen. 

Die Maßregelung wirft auch ein eigentüm⸗ 
liches und nicht eben günſtiges Streiflicht auf die 
beabſichtigte Umgeſtaltung des Finanzrats. Dieſe 

igeſtaltung iſt bekanntlich ſchon im Januar in 

er Regierungserklärung mit der Begründung in 

Ausſicht geſtellt worden, der Finanzrat habe in 
ſeiner bisherigen Zuſammenſetzung den Erwar⸗ 
tungen nicht entſprochen. Welche Erwartungen 

as geweſen ſind, wurde uns damals nicht geſagt. 

Die Maßregelung von Herrn Dr. Alter erweckt 
ni aber den Anſchein, als jeien dieſe Erwar⸗ 
A damals dahin gegangen und gingen heute 
in, daß es der Finanzrat unter allen 
Gens änden vermeiden werde, ſich zum Senat in 

genſatz zu ſetzen und ſich dadurch mißliebig zu 
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machen. Dieſer Anſchein wird noch verſtärkt durch 
die Art, in der die Umgeſtaltung erfolgen ſoll, 
und die allerdings ſehr geeignet erſcheint, ſolchen 
Erwartungen zu entſprechen. (Sehr gut! rechts.) 
Der Senat wird ſich doch jagen müſſen, daß jede 
Regierung auf die Dauer nicht regieren kann, 
ohne die Achtung der Oeffentlichkeit zu beſitzen. 
Sicher iſt aber doch, daß die Achtung der Oeffent⸗ 
lichkeit, die Achtung vor einer Regierung, nicht 
dadurch gefördert wird, ſondern vielmehr dadurch 
beeinträchtigt wird, wenn einer ſolchen Regierung 
wiederholt Verletzung von Geſetzen und der Ver⸗ 
faſſung nachgewieſen wird. Auf dieſem Wege 
kommt man ſchließlich dazu, die Grundlage zu zer⸗ 
ſtören, auf der wir alle ſtehen. Letzten Endes iſt 
immer noch die Gerechtigkeit das Fundament des 
Staates und nicht die Willkür. Wir beantragen, 
unſere Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu 


überweiſen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Präfident: Das Wor . 
ne t hat der Herr Abg. Dr. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M 
e Die künſtliche Aufregung, mit a die 
Deutſchnationalen den Fall Alter aufbauſchen 
beſtärkt meine Fraktion in ihrer Anſicht, die ſie 
von vornherein in dieſem Falle gehabt hat, daß 
der Senat hier vollkommen richtig gehandelt hat. 
Es iſt ja auch gar nicht die Perſon des Herrn 
Alter, ſondern es iſt das geheiligte Reſervat des 
Finanzrats, das geheiligte deutſchnationale Re⸗ 
ſervatgebiet, in das man gewagt hat, hier einzu⸗ 
brechen und vor das ſich die Deutſchnationalen 
ſchützend ſtellen. Es iſt ihnen nicht um Herrn Dr. 
Alter, ſondern um den Finanzrat zu tun. Ich 
möchte dieſe Debatte hier nicht fortſpinnen. Man 
oll von Sterbenden nur Gutes reden. Und iſt der 
jetzige Finanzrat noch nicht ganz tot, ſo iſt doch zu 
hoffen, daß er ſich bald in dem Zuſtand befindet, 
wo wir uns nicht mehr mit ihm zu befaſſen haben. 
Aber einiges zum Fall Alter und Richtigſtellung 
von Ausführungen des Herrn Abg. Klawitter, die 
zum weſentlichen Teil reichlich dunkel und unklar 
waren. (Widerſpruch rechts.) Herr Abg. Hohn: 
feldt, ich hoffe nachher von Ihnen Zitate aus der 
Edda zu hören. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) 

Herr Klawitter hat mit einer Reihe von Be⸗ 
griffen jongliert, die ja jetzt zum täglichen poli⸗ 
tiſchen Eiertanz der Deutſchnationalen gehören, 
Verfaſſungsverletzung, Geſetzesverletzung, Maß 
regelung und was noch ſonſt an ſtarken Ausdrücken 
vorhanden iſt. Wir ſind der Anſicht, daß die 
Deutſchnationalen dieſe Ausdrücke nicht oft genug 
gebrauchen können. Deſto ſchneller werden ſie ſich 
abnutzen, und deſto ſchneller wird die ganze Oef⸗ 
fentlichkeit ſich darüber klar werden, daß ſich die 
Deutſchnationalen mit derartigen Ausdrücken nur 
lächerlich machen. So laſſen ſich ſachliche Probleme 
nicht behandeln, ſondern man dient ihnen nur, 
1 1 man ſie auch in entſprechender Form vor⸗ 
rägt. 

„Was iſt geſchehen? Ein Oberregierungsrat, 
wir wollen den Namen ganz herauslaſſen, der in 
ſeiner Eigenſchaft als Beamter in einer Körper⸗ 
ſchaft tätig war, hat ſeiner vorgeſetzten Dienitbe- 


[hörde bewußte Verfaſſungsverletzung oder, wie er 
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ſelbſt zugibt, Herr Klawitter, bewußte Geſetzes⸗ (Abg. Hohnfeldt: Der Staat ſind Sie!) Ich bin (Ch 


verletzung oder wiſſentliche Geſetzesverletzung vor⸗ 
geworfen. Das Wort wiſſentlich fehlt nicht, auch 
nicht in dem Schreiben des Herrn Dr. Alter. Für 
die Herren, die nicht Beamte ſind, iſt die Sache 
ſehr klar. Herr Klawitter hat auf die Zwiſchen⸗ 
rufe keine Antwort erteilt. Es iſt jeltiam, daß die 
Herren Deutſchnationalen einen Wirtſchaftler von 
derart autokratiſchem Typ, wie die Herren Kla⸗ 
witter ihn darſtellen, die Sache begründen laſſen. 
Nehmen Sie an, Herr Klawitter, einer Ihrer An⸗ 
geſtellten würfe Ihnen vor, Sie handelten fortge⸗ 
ſetzt inkorrekt. Was geſchieht mit dieſem Ange⸗ 
ſtellten? (Abg. Dr. Ziehm: Iſt ein Mitglied des 
Finanzrats Angeſtellter des Senats?) Was ge⸗ 
ſchieht mit dieſem Mann? Ich nehme an, daß er 
in hohem Bogen aus der geöffneten Pforte des 
Fabrikbetriebes hinausfliegt. Wahrſcheinlich wer⸗ 
den Sie ſogar bei einer Gehaltsklage Recht be⸗ 
kommen, und Sie werden den Mann mit Grund 
hinausgeworfen haben. Nun können wir natürlich 
einen Beamten nicht hinauswerfen, das verbieten 
die Geſetze. 

Aber wenn nun weiter Herr Klawitter ſagte, 
nach der Verfaſſung habe jeder Staatsbürger das 
Recht, frei ſeine Meinung zu äußern, und daß 
niemand wegen ſeiner Meinungsäußerung zur 
Rechenſchaft gezogen werden könne, ſo könnten die 
Gerichte weſentlich entlaſtet werden, dann würde 
es keine Beleidigungsklagen mehr geben. Es gibt 
auch für die freie Meinungsäußerung Schranken. 
Die liegen einmal im Geſetz für jeden Staats⸗ 
bürger und beim Beamten in ſeiner Stellung. 
(Abg. Plenikowſki: Was iſt aus der S. P. D. 
geworden? Eine ſtaatserhaltende Partei!) Herr 
Plenikowſki, ich weiß nicht, was einem in Moskau 
paſſiert, wenn er jagt, Herr Stalin habe das Ge⸗ 


fetz verletzt. (Heiterkeit.) Der betreffende Funkti⸗ 


onär wird, glaube ich, in Moskau gehängt. (Zu⸗ 
rufe der Abg. Raſchke und Plenikowſki.) Die 
Deutſchnationalen wünſchen dasſelbe für Herrn 
Dr. Alter zu erreichen, was Herr Stalin für Herrn 
Thälmann gemacht hat, ſie wünſchen ihn zu reha⸗ 
bilitieren und empfehlen dem Senat, es in dieſem 
Falle ſo zu machen. Die Deutſchnationalen haben 
in unſerm Staat nur nicht dieſelbe Macht, wie 
Herr Stalin bei der K. P. D. in Deutſchland, zum 
Heile unſeres Staates. Es gibt auch für den Be⸗ 
amten Grenzen, und es iſt ſehr bezeichnend, daß 


Herr Dr. Ziehm, der Herrn Dr. Blavier dieſe 


Grenzen ſehr genau vorgeſchrieben hat, nicht dieſe 
Frage begründete, ſondern Herrn Klawitter vor⸗ 
geſchickt hat. Herr Dr. Ziehm hat ja Verſtändnis 
für dieſe Grenzen, ſogar einem Abgeordneten ge⸗ 
genüber oder einem im Wahlkampf befindlichen 
Kandidaten, der nach der Verfaſſung Vorrechte ge⸗ 
nießt. (Abg. Dr. Ziehm: Das iſt nicht geſchehen!) 
Nichts iſt geſchehen? Nun Herr Dr. Blavier wird 
Ihnen den Brief wieder unter die Naſe reiben. 
Wir kennen ihn alle auswendig, nur Sie nicht. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sie kennen ihn auch noch nicht!) 
Es gibt alſo für den Beamten Grenzen, die im 
Intereſſe der Staatsautorität eingehalten werden 
müſſen. Es geht nicht an, daß ſich der Senat von 
ſeinen Beamten mit Nichtachtung behandeln läßt. 
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mindeſtens ein ſo großer Prozentſatz des Staates 
wie Sie. Ich glaube jedenfalls als Staatsbürger 
und Abgeordneter das Recht zu haben, über die 
Pflichten eines Staatsbürgers ſprechen zu können, 
ſo wie Sie nachher auch über die Rechte von Be⸗ 
amten ſprechen werden. Ich nehme an, Sie haben 
Angſt; denn es könnte Ihnen paſſieren, daß Sie 
einmal nicht mehr Abgeordneter ſind, und daß 
ſich die Größe Ihrer Ausdrücke nicht in demſelben 
Maße verkleinert wie Ihre Stellung. Da kann ich 
Ihre Angſt verſtehen. (Heiterkeit.) 


Wir wollen aber zunächſt bei Herrn Dr. Alter 


bleiben. Alſo Herr Dr. Alter hat ſeine Grenzen 
nicht eingehalten. Nun ſagt Herr Klawitter 
weiter, er hat es ja im Finanzrat gemacht, und 
Herr Dr. Ziehm ruft dazwiſchen: „Wo er als Mit: 
glied des Finanzrats tätig war.“ Sie jagen, die 
Sitzungen waren vertraulich und durften nicht in 
die Oeffentlichkeit getragen werden. Das iſt in 
gewiſſer Weiſe richtig, aber im maßgebenden Punkt 
falſch. Der Senat hat in dieſer Körperſchaft ſeine 
Vertreter. Der Senatsvertreter hat ſofort gegen 
dieſe Aeußerung, ſoweit mir bekannt iſt, pro⸗ 
teſtiert. Der Senatsvertreter iſt auch verpflichtet 
geweſen, da er als Vertreter des Senats dort war, 
dieſe Aeußerung dem Senat weiter zu melden. 
(Abg. Hohnfeldt: Hat er es getan?) Es liegt, ſo⸗ 
viel mir bekannt iſt, eine Aeußerung Des betref- 
fenden Beamten auch vor. (Abg. Dr. Ziehm: Sie 
ſagen das Gegenteil von Knauer!) Herr Hohn⸗ 
feldt, es iſt ja immer jo, daß zum Teil leider die 
Oppoſitionsparteien über den Akteninhalt beſſer 
informiert ſind als die Regierungsparteien. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Hohnfeldt.) Das ergibt nur die Not⸗ 
wendigkeit für die Regierungsparteien, dafür zu 
ſorgen, daß alle Beamte, die Spitzeldienſte für die 
Oppoſition leiſten, entfernt werden. (Große Uns 
ruhe. — Zwiſchenrufe der Abg. Hohnfeldt und Dr. 
Ziehm. — Abg. Dr. Heinemann: Es wird nur noch 
Beamter, wer das Mitgliedsbuch einer beſtimmten 
Partei hat!) Herr Dr. Heinemann, Sie ſind ja in 
eine gute Poſition gekommen ohne das Mitglieds⸗ 
buch einer Partei! 

Alſo es war nicht eine geheime Sitzung, ſon⸗ 
dern eine Sitzung, in der der Senat offiziell ver“ 
treten war und durch ſeine Vertreter auch die 
Möglichkeit hatte, von den dortigen Verhältniſſen 
Kenntnis zu nehmen und auch gegen etwaige 
Aeußerungen, die dort gefallen ſind, Proteſt ein⸗ 
zulegen, wie es gleich geſchehen iſt. (Abg. Dr. 
Ziehm: War Knauer Senatsvertreter?) Knauer 
war nicht Senatsvertreter, ſondern er war Staats⸗ 
bürger, der es nicht leiden wollte, daß ſeine Regie⸗ 
rung dort beſchimpft wurde. (Abg. Dr. Ziehm: 
Und darum machte er einen verlogenen Bericht! 
— Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Das iſt das Ver⸗ 
brechen, das Sie Herrn Knauer vorwerfen. Wir 
haben aber nicht über Herrn Knauer zu verhan? 
deln, ſondern über Herrn Alter. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sie ſind aber gefragt worden, warum Herr 
Knauer gelogen hat!) Herr Knauer hat meiner 
feſten Ueberzeugung nach nicht gelogen; denn die 
Aeußerung iſt nach meiner Anſicht und nach 
Kenntnis der Akten ſo gefallen, wie Herr Knauer 


— 
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4) fie berichtet hat. (Abg. Grünhagen: Dr. Ziehm 
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und ſeine Parteigenoſſen lügen nicht!) 

Nun zu dem Fall Alter zurück. Jetzt regen Sie 
ſich ſehr auf, daß der Senat ſchnell gehandelt und 
durchgegriffen hat. (Abg. Plenikowſki: Er hat ja 
gar nicht durchgegriffen, Spiegelfechterei!) Ich bin 
überzeugt, daß der Senat Herrn Dr. Alter abbe⸗ 
rufen hat, weil er ihn nach ſeiner Aeußerung nicht 
mehr für geeignet hielt, Vorſitzender der Anab⸗ 
hängigen Rechnungsſtelle zu ſein. Ueber die Eig⸗ 
nung eines Beamten hat doch nur der Senat zu 
befinden. Herr Dr. Alter bezieht ja noch ſein 
volles Gehalt, er iſt nicht zur Dispoſition geſtellt. 
Er hat ja auch noch andere Aemter. Mir iſt nicht 
bekannt, daß er als Mitglied des Oberverwal⸗ 
tungsgerichts ſeines Amtes enthoben iſt. Mir iſt 
nicht bekannt, daß er als Mitglied der Kultusab⸗ 
teilung fein Amt nicht verſieht. (Da gehört er hin! 
links.) Darauf kann ich nur fragen: Wo iſt er 
der Richtige? Ich kann jedenfalls ſagen, daß er 
dort noch ſeinen Dienſt verſieht und nicht ſeines 
Amtes enthoben iſt. Er iſt nur von der kommiſſa⸗ 
riſch verwalteten Stelle wegen Mangels an Eig⸗ 
nung zurückgezogen worden. (Heiterkeit und große 
Unruhe.) Das iſt doch dem betreffenden Herrn 
nichts Neues, daß er die Stelle wechſeln muß. Es 
gibt wohl kaum ein Dezernat, wo er noch nicht 
tätig geweſen iſt. (Abg. Plenikowſki: Sprechen Sie 
als Senator?) Nein, als Abgeordneter. Nehmen 
wir an, irgend ein Beamter, nehmen wir an ein 
Lehrer, iſt in einem Ort und kommt mit den Ein» 
wohnern in Konflikt. Da iſt es doch dem Senat 
unbenommen, . .. (Abg. Friedrich: Dann wird 
der Senat doch wohl ſeinen Beamten ſchützen! — 
Abg. Plenikowſki: So ſieht er aus!) Wenn er im 
Recht iſt, ja. Aber es gibt auch mal einen oder 
den anderen Lehrer, der bei ſolchen Konflikten 
nicht recht hat. Dann muß es dem Senat unbe⸗ 
nommen bleiben, dieſen Lehrer zu verſetzen. (Abg. 
Plenikowſki: Na alſo! Es iſt nett, daß Sie aus der 
Schule plaudern!) Herr Plenikowſki: das iſt doch 
nichts Neues, Sie willen doch auch, daß das ge— 
ſchieht. (Abg. Hennke: Es darf keine Strafver⸗ 
ſetzung ſein!) Es darf keine Strafverſetzung ſein, 
es muß eine Verſetzung im Intereſſe des Dienſtes 
ſein. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Soviel ich weiß, 
hat der Herr Vizepräſident des Senats einen Be⸗ 
ſchluß des Senats mitgeteilt. (Abg. Hohnfeldt: 
Der Beſchluß iſt nicht maßgebend! — Zwiſchenrufe 
und große Unruhe.) 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, Ihre Wort⸗ 
meldung liegt ja noch vor. 
Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): 
Meiner Anſicht nach iſt für die Stellungnahme 

es Senats und der Regierungsparteien der Be⸗ 
ſchluß des Senats maßgebend. (Zuruf des Abg. 
Dr. Ziehm.) Es iſt in erſter Reihe der Senatsbe⸗ 
ſchluß maßgebend, und das Schreiben iſt die Mit⸗ 
teilung an den Beamten. In dem Schreiben iſt 
nichts weiter enthalten, als daß der betreffende 
Verfaſſer des Schreibens, meines Erachtens über⸗ 
llüſſiger⸗ und zuvorkommenderweiſe, die Gründe 
für die Entſchließung des Senats mitgeteilt hat. 

as brauchte nicht drin zu ſtehen. (Zwiſchenrufe 
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dieſer Sache zuſammenhängt, iſt ſonnenklar, aber 
die Begründung dafür iſt, daß der Beamte dadurch 
für den Poſten dienſtlich ungeeignet wurde. M. H.! 
Sie ſagen ganz richtig, wir wollen nicht verſuchen, 
uns mit rabuliſtiſchen Ausreden und Phraſen 
etwas vorzumachen, wie es Herr Klawitter ver⸗ 
ſuchte. Er will mit vielen Worten und vielen 
aus tauſend Gebieten herbeigeholten Argumenten 
einen Fall ſtützen und einen Beamten ſchützen, der 
nicht zu ſtützen und zu ſchützen iſt. Ein Ihnen ſehr 
nahe ſtehender, ſehr großer Staatsmann, Herr v. 
Bismarck, hat geſagt, es käme in manchen Situ⸗ 
ationen nicht ſo ſehr darauf an, ob etwas abſolut 
korrekt geſchehe, ſondern daß es ſchnell geſchehe. 
Ich bin der feſten Weberzeugung, daß der Senat 
hier vollkommen korrekt verfahren hat, aber ebenſo 
wichtig war, daß er ſchnell handelte. Die Beamten 
müſſen wiſſen, daß ein Senat vorhanden iſt, der 
ſich nicht von den Beamten auf der Naſe herum⸗ 
tanzen läßt. (Abg. Rahn: Nur von Herrn Dr. 
Volkmann!) 

Der Senat wird immer Wert darauf legen, 
mit der Beamtenſchaft zuſammenzuarbeiten. Er 
wird jedoch verlangen müſſen, — das werden auch 
die Regierungsparteien fordern — daß die Beam⸗ 
ten auch loyal bereit ſind, im Sinne ſeiner Politik 
mit ihm zuſammenzuarbeiten. Wenn jemand 
ſeine Stellung dazu benutzt, um gegen die Regie⸗ 
rung Oppoſition zu machen, um der Oppoſition 
Material in die Hände zu liefern, um die Regie⸗ 
rung zu beſpitzeln, um ihr Schwierigkeiten zu 
machen, dann muß der Beamte weg; denn ſonſt 
kann im Staat nicht regiert werden. Wir können 
nicht mit einem Senat, beſtehend aus Zentrum, 
Liberalen, Sozialdemokraten und Beamten regie⸗ 
ren, die deutſchnationale Politik im Staat machen 
wollen. Das muß aufhören. (Wiederholtes Bravo! 
links. — Abg. Rahn: Um 7 Uhr wollten wir die 
Eingaben erledigen!) 

Präſident: Sie kommen eine Pferdelänge zu 
ſpät, Herr Rahn. (Abg. Rahn: Verzeihen Siel) 
Das Wort hat Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Alles, was 
ſich im Falle Alter tzwiſchen Sozialdemokraten 
und Deutſchnationalen abſpielt, iſt eitel Spiegel⸗ 
fechterei. Dieſer Eindruck wird durch die Reden 
zweier prominenter Vertreter der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei noch mehr beſtärkt. Der eine 
ſprach in ſeiner Eigenſchaft als Staatsmann, der 
dem „Staatsganzen“ gegenüber „verantwortlich“ 
iſt und der andere in ſeiner Eigenſchaft als ſozi⸗ 
aldemokratiſcher Agitator. (Zuruf links.) Das 
zeugt von Ihrer Doppelzüngigkeit, wenn Sie nicht 
offen und ehrlich erklären, auch in Ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als verantwortliche Staatsmänner würden 
Sie dieſen unfähigen Menſchen nicht nur jeiner 
Stelle entheben, ſondern ihn hinauswerfen, was 
der Pole mit den Worten dokumentierte: „Blei⸗ 
ben Sie nicht auf halbem Wege ſtehhen!“ Sie wer⸗ 
den Ihre Doppelzüngigkeit aus Ihren Erklärun⸗ 
gen nie beſeitigen können, ſolange Sie Koalitions⸗ 
politik treiben. Sie wiſſen genau, was Roſa 
Luxemburg den Reformiſten vom Schlage eines 
Bernſtein vorgehalten hat. Dieſe Politik bringt 


rechts.) Wir wollen doch keine Vogel⸗Strauß⸗ 


es mit ſich, daß man die Doppelzüngigkeit zur 
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daß ber Senatsvitzepräſident in aller Form erklärt 
hat, es ſei keine Maßregelung erfolgt und keine 
Beſtrafung. Der betreffende Beamte ſei lediglich 
im Intereſſe des Dienſtes ſeines Poſtens entho⸗ 
ben worden. Jeder mag nun zuſehen, wie er ſich 
das auslegt. (Dr. Kamnitzer: Natürlich!) Herr 
Dr. Kamnitzer dagegen erklärt, der Kerl ſei un⸗ 
fähig, er ſei reaktionär! Aber dann ſeien Sie 
auch ehrlich. (Stellvertretender Präſident des 
Senats Gehl: Ich habe eine Senatserklärung 
abgegeben!) Seien Sie offen und ſagen Sie 
im Namen des Senats, der Kerl ſei unfähig, 
deshalb muß er beſeitigt werden und winden Sie 
ſich nicht mit der Erklärung herum, es ſei eine 
Verſetzung, eine Abberufung im Intereſſe des 
Dienſtes erfolgt. a 

Weiter hat Herr Senatsvizepräſident Gehl 
erklärt, daß die Aeußerung des Oberregierungs⸗ 
rats Alter über den Rechtsbruch und Verfaſſungs⸗ 
bruch des Senats nicht die Urſache für die Abbe⸗ 
rufung von jeiner Stelle war, da jeder Beamte 
das Recht der freien Meinungsäußerung habe. 
Das iſt erklärt worden! Nun ſtellt ſich der Abg. 
Dr. Kamnitzer, nicht als Senator, ſondern als 
Parteimenſch hin und erklärt: „Jawohl, er iſt 
abberufen worden, weil er der Regierung einen 
Verfaſſungsbruch vorgeworfen hat; es geht nicht 
an, daß Beamte ihre Stellung dazu benutzen, 
unn die betreffende Regierung in diefer Form 
zu kritiſieren.“ Uns intereſſiert der Fall Alter an 
und für ſich ſehr wenig. (Was reden Sie denn? 
links.) Aber es iſt doch notwendig, im Zuſammen⸗ 
hang mit dieſer Frage die Doppelzüngigkeit der 
Sozialdemokraten feſtgunageln. Ich werde noch 
im Laufe meiner weiteren Ausführungen auf 
einige andere Ausführungen ſowohl des Herrn 
Senatsvizepräſidenten Gehl als auch des Herrn 
Abg. Dr. Kamnitzer zu ſprechen kommen. Zunächſt 
etwas anderes. Die Perſon des Oberregierungs⸗ 
rats Dr. Alter it uns vollkommen ſchnuppe. Wir 
stehen auf dem Standpunkt, daß nicht nur Herr 
Alter zu alt iſt und daher unfähig iſt, dieſen 
Poſten zu bekleiden, ſondern daß alle dieſe Stel⸗ 
len, die ganze obere Bürokratie, unfähig und ver⸗ 
kalkt iſt und beſeitigt werden muß, daß aber nicht 
nur die Reaktionäre ſondern auch die Sozialfaſchi⸗ 
ſten beſeitigt werden müſſen, die die Reaktion nur 
beſeitigen, um dieſelbe reaktionäre Politik zu trei⸗ 
ben, wie wir immer wieder nachgewieſen haben, 
und daß die Regierung der Arbeiter errichtet wer- 
den muß. 

Man muß zunächſt die Frage prüfen, warum 
dieſer erneute Vorſtoß der Deutſchnationalen er⸗ 
folgt. Haben die Deutſchnationalen vielleicht ein 
beſonderes Intereſſe daran, gerade dieſen Fall 
auſtzubauſchen? Ich gehe nicht fehl, wenn ich an⸗ 
nehme, daß Herr Dr. Alter deutſchnationales Par⸗ 
teimitglied iſt. Wir wiſſen aber auch, daß beſon⸗ 
ders die Deutſchnationale Partei mit den Maß⸗ 
nahmen der jetzigen Regierung vollſtändig zu⸗ 
frieden iſt, weil ſie es ſich leiſten darf, noch viel 
ſchärfer auf Koſten der Werktätigen dieſen kapi⸗ 
taliſtiſchen bürgerlichen Staat vor dem Zuſam⸗ 
menbruch zu ſchützen. Aber wenn die Deutſchna⸗ 
tionalen nicht hin und wieder ein wenig Theater 
ſpielten, erklären würden, daß dieſer Senat doch 


ſich ſchon heute ins Grab legen. Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer hat Recht, wenn er von Ihnen (nach rechts) 
als von einer ſterbenden Partei ſpricht. Aber Sie 
wollen natürlich das Sterben möglichſt lange hin⸗ 


würden, wären Sie übermorgen ſchon erledigt. 
Deshalb kritiſieren Sie, deshalb find Sie hin und 
wieder mit Ihren Claqueuren nicht zufrieden, 
deshalb wind auch dieſe ganze Frage Alter auf⸗ 
gerollt. Einen Beweis dafür, daß Sie tatſächlich 
mit den Maßnahmen zufrieden ſind, die der 
„Linksſenat“ durchführt, hat uns ja eben das Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetz geliefert. Sie hatten es in 
der Hand, die Verabſchiedung des Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetzes zu verhindern, und haben es nicht 
getan. (Abg. Beyer: Die Kommuniſten auch!) 
Wir haben alle mit Nein geſtimmt. Es wunden 
24 Nein⸗Stimmen abgegeben, 36 Ja⸗Stimmen. 
Rechnen Sie einmal die 26 Deutſchnationalen, 
die 7 Kommuniſten zuſammen, rechnen Sie die 
Rahnſche Partei dazu, die ja in aller Oeffentlich⸗ 
keit dokumentiert hat, auch gegen das Geſetz zu 
ſtimmen, rechnen Sie die Nationalliberalen hin⸗ 
zu, dann bekommen Sie 45 und mehr Stimmen 
heraus. Es wurden aber nur 24 Nein-Stimmen 
abgegeben, weil die Deutſchnationalen ihre Leute 
abkommandiert hatten. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe) Daß ich darin Recht hatte, Herr Abg. Beyer, 
beweiſt die Erklärung der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion, die durch den Herrn Abg. Mau hier ab- 
gegeben wurde. Die zeugte doch von den Bauch⸗ 
ſchmerzen, die Sie anläßlich dieſes Geſetzes hatten; 
denn dieſe Erklärung ſagte eindeutig, wir möch⸗ 
ten am liebſten das Geſetz ablehnen, aber wir 
können die Zentrumsleute nicht abſchütteln. Die 
Bürgerlichen brauchen uns noch, um die Politik 
der Sanierung durchzuführen. Deshalb möchten 
wir wenigſtens im Senat bleiben, bis die neuen 
Senatoren gewählt ſind. Das beweiſt, wie dieſe 
Regierung reaktionäre Politik führt. Ich könnte 
noch an dere Beiſpiele anführen: Beibehaltung der 
Umſatzſteuer, Abbau der Erwerbsloſenfürſorge 
ae Die Deutſchnationalen ſſtehen ja noch außer⸗ 
halb der Regierung, fie werden aber noch hinein⸗ 
kommen. Es wird bie Zeit kommen, wo die Sozial⸗ 
jdemofraten mit den Deutſchnationalen in der Re⸗ 
gierung zuſammen ſitzen werden. In Deutſchland 
haben wir ja ſchon die große Koalition. Herr 
Schilke nickt. Es iſt ein beſonderer Wunſch des 
Zentrums, dieſe „feindlichen“ Brüder zuſammen⸗ 
zuſchweißen. Wir haben in Deutſchland die große 
Koalition, in Preußen kommt ſie jetzt auch. Mit 
den Stahlhelmleuten ſitzen die Sozialdemokraten 
dort in der Regierung drin. (Dr. Heinemann: 
Plenikowſti, Sie dann auch, kehre zurück, alles 
vergeben!) Bei unſerer grundſätzlichen Einstellung 
iſt das beſtimmt nicht zu erwarten. Wir haben 
niemals eine Schaukelpolitik getrieben. Wenn bei 
uns Individualiſten verſuchten, Schaukelpolitik 
zu treiben — wie zum Beiſpiel ein Thalheimer — 
dann haben wir das nie geduldet. Wir dulden 
keine Schaukelpolitiker vom Schlage Grünhagen, 
Kamnitzer, Gehl, in unſeren Reihen, wir halten 
unſere Partei rein. Wir kennen keine Korrup⸗ 
tion. 


ausſchieben. Wenn Sie überhaupt nichts kritiſieren. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Die Deutſchnationalen unternehmen alſo hin 
weiſen, daß es ſich gerade diesmal um nichts an⸗ 
und wieder einen Vorſtoß. Ich werde aber nach⸗ 
deres als Spiegelfechterei handelt. Herr Dr. Alter 
intereſſiert uns nicht, das betonte ich ſchon. Aber 
der Fall Alter gibt uns Gelegenheit, einmal 
grundſätzliche Probleme aufzurollen, die mit die⸗ 
ſem Fall in urſächlichem Zuſammenhang ſtehen. 
Wir werden jede Gelegenheit dieſer Art benutzen, 
um das ſchändliche und demagogiſche Treiben 
beider Parteien, ſowohl der Deutſchnationalen, 
wie der Sozialdemokraten, anzuprangern. Die 
Deutſchnationalen ſtellen ſich hier als Schützer des 
Rechts hin, ſpielen ſich als Vertreter des Rechts 
auf und denken nicht daran, wie ſehr ſie ſowohl 
im Preußen der Vorkriegszeit als auch in der 
Nachkriegszeit dauernd das Recht gebrochen, ver⸗ 
gewaltigt haben. Sie haben ſich ſtets über die 
Verfaſſung hinweggeſetzt, wenn es in ihren Par⸗ 
teikram paßte. Ich will ganz burz auf die Perſo⸗ 
nal⸗Politik der Konservativen der Vorkriegszeit 
eingehen. Wer durfte da überhaupt höherer Be⸗ 
amter werden? Der, der den Adelstitel hatte. 
Wer durfte überhaupt Beamter werden? Der, der 
gewiſſe politiſche Qualifikationen nachwies, d. h. 
nicht in einer „ſtaatsfeindlichen“ Partei organi⸗ 
ſtert war. Wir willen, — das iſt ein Ausſpruch, 
der tatſächlch aus dem Volksmunde ſtammt, — 
daß nicht einmal ein Sozialdemokrat Nachtwächter 
werden konnte. Wie haben Sie außerdem die po⸗ 
litiſch Andersdenkenden im Vorkriegspreußen be⸗ 


handelt, und nicht nur die politiſch Andersden⸗ 


kenden? Wie haben Sie die politiſchen Minder⸗ 
heiten vergewaltigt? Wir wiſſen, daß es hier ein 
Pole war, der Ihnen nachwies, daß Sie ſeinen 
Vater, nur weil er Pole war, als Beamter, als 
Lehrer von hier bis an die holländiſche Grenze 
verſetzt, daß Sie deshalb in ihm das Haßgefühl 
gegen die Konſervativen, gegen die Deutſchnatio⸗ 
nalen großgezogen haben. Das war Ihre Per⸗ 
ſonal⸗Politik. Mit Recht hat Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer hier auf die Bismarck'ſche Politik hinge⸗ 
wieſen. Ich möchte dem Herrn Abg. Dr. Kamnitzer 
aber ſagen, daß er dieſe Bismarck'ſche Politik 
jetzt fortſetzt, aber leider nicht gegen die Herren 
von rechts, ſondern gegen die Kommuniſten und 
gegen die Arbeiter. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sie 


sind doch immer noch in Amt und Würden!) Ich 


erinnnere an das, was ſich ſeit 1918/19 in Berlin 
abgeſpielt hat. Heute ſind es die Sozialdemokra⸗ 
ten, die als Polizeiminiſter und Polizeipräſiden⸗ 
ten die Schupo und die Soldaten gegen die de⸗ 
monſtrierenden Arbeiter vorſchicken und ſie nieder⸗ 
knütteln laſſen. Dieſe Bismarck'ſche Politik der 
Deutſchnationalen, der Konſervativen ſetzen Sie 
in Bauſch und Bogen fort. Sie haben auch erklärt, 
Jawohl, wir ſind gewillt, dieſe Politik tatſächlich 
BU betreiben. 
Ein Beiſpiel übrigens in Bezug auf Bismarck 
für Ihre Doppelzüngigkeit. Hier haben Sie die 
„Bismarck'ſche Politik an den Pranger geſtellt, Sie 
gaben auch wor einiger Zeit in Ihrer Zeitung die 
R ismarckiſſche Politik in Grund und Boden ver⸗ 
ammt und Bismarck ſelbſt aufs ſchärfſte ange⸗ 
griffen. Aber leſen Sie einmal das Flugblatt: 
„Die rote Wahlpoſt“, das Sie vor den Wahlen 
herausgaben. Da ſteht, man höre und ſtaune, Bis⸗ 
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marck ſei ein „anſtändiger“ Gegner der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei geweſen. (Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer: Na, na!) Glauben Sie nicht, daß Sie das 
geſchrieben haben? In dem Flugblatt „Die rote 
Wahlpoſt“ ſind Ausſprüche des Paters Seiler, des 
Herrn Bismarck uſw. angeführt und unten ſteht 
im Kommentar dazu: „Das ſind Ausſprüche an⸗ 
ſtändiger Gegner.“ Alſo, mein lieber Herr Dr. 
Kamnitzer, wenn Sie das heute nicht mehr wiſſen, 
ſo iſt das auch nur ein Beweis dafür, daß Sie 
heute nicht mehr wiſſen, was Sie vor den Wahlen 
werſprochen haben. (Abg. Dr. Kamnitzer: Es gibt 
auch anſtändige Kommuniſten Zwiſchenrufe 
links. Abg. Raſchke: Wenn Bismarck heute 
noch lebte, wäre er Sozialdemokrat!) Man könnte 
das ein wenig umändern und erklären, die Sozial⸗ 
demokraten ſind heute bei Bismarck'ſcher Politik 
gelandet. (Zwiſchenrufe und große Heiterkeit.) 
Das können Sie nicht ableugnen, ich werde noch 
mehr Beweiſe dafür erbringen. 

Dieſe Politik, die die Deutſchnationalen unter 
der Firma der Konſervativen in der Vorkriegs⸗ 
zeit in Preußen und im Reich betrieben haben, 
haben die Deutſchnationalen in der Nachkriegs⸗ 
zeit fortgeſetzt. Auch hier in Danzig. Ich erinnere 
nur daran, wie Sie immer wieder die Beſtätigung 
von Gemeindevorſtehern, die von Arbeitern ge⸗ 
wählt waren, immer wieder mit der Ausrede, die 
Leute ſeien nicht fähig, verhindert haben, trotz⸗ 
dem ſie den Beweis der Fähigkeit durch Prüfung 
erbrachten und ohne weiteres feſtſteht, daß ſie ein 
Dutzend Ihrer deutſchnationalen Gemeindevor⸗ 
ſteher in Bezug auf Wiſſen und Intelligenz in 
den Sack ſtecken konnten. Aber alle dieſe deutſch⸗ 
nationalen Gemeindevorſteher dürfen ja niemals 
irgendeine Prüfung ablegen. Ihre Eigenſchaft als 
Großagrarier genügt, um den Beweis für ihre 
„Fähigkeit“ zur Uebernahme des Gemeindeamtes 
zu erbringen. 

Sie haben auch in der Nachkriegszeit mit der 
Maßregelung politiſch Andersdenkender nicht 
Halt gemacht. Sie regen ſich darüber auf, daß die 
jetzige Regierung einen Beamten aus ſeiner Stel⸗ 
lung entfernt, weil er der betreffenden Regierung 
bewußten Verfaſſungsbruch vorgeworfen hat. Zu 
welchen Maßnahmen ſind Sie geſchritten, als ich 
wor einigen Jahren in einer Rede folgendes aus⸗ 
führte: „Die deutſchnationalen Gemeindevor⸗ 
ſteher zwingen die Arbeiter dadurch, daß ſie ihnen 
weder Erwerbsloſen- noch Armenunterſtützung ge⸗ 
ben. zum Diebſtahl. Dann iſt nicht der Arbeiter 
ſchuld daran, der nur ſein Leben und das Leben 
ſeiner Familie erhalten wollte, ſondern diejeni⸗ 
gen, die ihn zu dieſer Tat gezwungen haben.“ 
Das hörten ein paar Großagrarier im Nebenzim⸗ 
mer und erſtatteten Mitteilung an den Senat. Der 
Senat ging nun dazu über, mir mit diſziplina⸗ 
riſchen Strafen zu drohen. Nur, weil die geſamte 
Bevölkerung der betreffenden Gemeinde und alle 
Verſammlungsteilnehmer den Ausſpruch ſo hin⸗ 
ſtellten, wie ich ihn eben wiedergab, nicht ſo, wie er 
von deutſchnationaler Seite hingeſtellt wurde, der 
da beſagte, ich hätte den Arbeitern erklärt, fie ſoll⸗ 
ten Flinten, Gewehr und Säbel nehmen und rau⸗ 
ben und plündern, ließ man die Sache einſchla⸗ 
fen. Sie haben alfo nicht die allergeringſte Urſache. 
ſich über dieſen Fall Alter aufzuregen. N 


(O 


(D) 


(A) 


(8) 


1168 Volkstag Danzig — 53. Sitzung. 
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Bei allen derartigen Anfragen iſt es übrigens 
immer der Abg. Falkenberg, der hier eine Lanze 
für die Deutſchnationale Partei bricht. Schade, 
daß der Herr nicht hier iſt. Der Abg. Falkenberg 
war es nämlich, der einem Lehrer ſeiner Schule 
Vorhaltungen machte eines harmloſen Vorfalls 
wegen. Er begegnete einem Jungen, der ein 
Hakenkreuzabzeichen trug und bedeutete ihm dies 
Abzeichen der faſchiſtiſchen Banditen nicht zu tra⸗ 
gen. Darauf machte ausgerechnet Herr Falken⸗ 
berg dem Lehrer Vorhaltungen, der auch kurze 
Zeit darauf an eine andere Stelle verſetzt wurde. 
Er war nicht angeſtellt und mußte ſich das des⸗ 
halb gefallen laſſen. Dies iſt ein Beweis mehr 
dafür, daß die Deutſchnationalen keine Urſache 
haben, dieſen Fall Alter irgendwie aufzubauſchen. 
Denken Sie mur an all die Entlaſſungen, die Sie 
während Ihrer Regierungszeit vorgenommen ha⸗ 
ben. Wieviel Arbeiter, Angeſtellte und Beamte 
haben Sie entlaſſen! Es iſt wiederholt auch in den 
Ausführungen hier im Volkstag ganz einwandfrei 
nachgewieſen worden, daß man micht im Intereſſe 
des Dienſtes, daß man nicht nach ſachlichen Be⸗ 
dürfniſſen, ſondern nach politiſchen Geſichtspunkten 
abgebaut hat. Gerade der famoſe Herr Alter war 
es, der mit einen großen Teil Schuld daran trägt, 
daß ſehr viele Beamte entlaſſen, gemaßregelt 
worden ſind. 

Ich habe bereits erklärt, daß die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Regierung durchaus in die Fußtapfen der 
deutſchnationalen Regierung tritt. Wir haben 
keine Urſache, dieſen Streit der „feindlichen“ Brü⸗ 
der zu vertuſchen, aber wir haben auch keine Ur⸗ 
ſache, die Bevölkerung in dem Glauben zu laſſen, 
als ob es ſich um ernſte Differenzen handelt. Wir 
wollen der Bevölkerung klar machen, daß es nur 
Spiegelfechtereien ſind. (Zwiſchenruf.) — Ich 
weiß ja, daß Sie anſcheinend Gedankenleſer ſind. 
Da empfehle ich Ihnen nur, Ihren Beruf als Po⸗ 
litiker aufzugeben. Dazu taugen Sie durchaus 
nicht. Vielleicht werden Sie dadurch etwas mehr 
verdienen, Herr Grünhagen. Als Verdrehungs⸗ 
künſtler haben Sie ſich jedenfalls bewährt. Ich 
erinnere nur, wie Sie 1919 als radikaler Sozial⸗ 
demokrat erklärten, der einzige Vorwurf, den uns 
die Arbeiter machen könnten, ſei, daß wir nicht 
reinen Tiſch gemacht haben. Wir wünſchten nur, 
daß eine zweite Revolution käme, die wirklich rei⸗ 
nen Tiſch macht. Wo find heute dieſe radikalen 
Phraſen, Herr Grünhagen? Etablieren Sie ſich 
alſo als Taſchenkünſtler, Verdrehungskünſtler und 
Gedankenleſer, dann werden Sie mehr Anhänger 
gewinnen. — 

Wenn die Sozialdemokraten erklären: Wie 
ſieht es in Rußland aus, dann iſt das nur ein Be⸗ 
weis dafür, wie weit Sie verbürgerlicht ſind. Ich 
empfehle allen Sozialdemokraten vom Schlage 
eines Dr. Kamnitzer, Grünhagen und Gehl, noch 
einmal die Schriften unſerer alten Führer hervor⸗ 
zuholen, d. h., wenn ſie ſie noch beſitzen und ſie 
nicht ſchon dem Feuer ausgeliefert haben. Leſen 
Sie noch einmal die Ausführungen von Marx 
und von Roſa Luxemburg. Sie dürfen übrigens 
garnicht ſo weit ſchweifen, leſen Sie die Ausfüh⸗ 
rungen eines Max Adler, nur daß dieſer mit ſeinen 
radikalen Linksphraſen ihre reformiſtiſche ver⸗ 
räteriſche Politik unterſtützt. Leſen Sie alle die 
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Ausführungen, dann werden Sie vielleicht in Be⸗ 
zug auf die Diktatur des Proletariats zu einer 
anderen Einſtellung kommen. Dann werden Sie 
nicht immer in dieſe eigenartige Methode ver⸗ 
fallen, die Diktatur des Proletariats in Rußland. 
mit einer bürgerlich-demokratiſchen Staatsregie⸗ 
rung zu wergleichen. Denn für den Arbeiter beſteht 
ein himmelweiter Anterſchied zwiſchen einer Dik⸗ 
tatur des Proletariats und einer bürgerlich⸗demo⸗ 
kratiſchen Staatsregierung, mag die auch aus lau⸗ 
ter Sozialdemokraten beſtehen. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Ich möchte nur auf den Kampf 
der Sozialdemokraten auch gegen die Beſtätigung. 
von Gemeindevorſtehern und Bürgermeiſtern hin⸗ 
weiſen, wenn es ſich um Kommuniſten handelt. 
Schauen Sie nur die Politik an, die Ihre Freunde 
in Preußen und im Reich durchführen, ganz 
beſonders in Preußen, wie es gerade Ihre 
Freunde ſind, die genau ſo in deutſchnationaler 
Manier den kommuniſtiſchen Gemeindevorſtehern 
und Bürgermeiſtern die Beſtätigung verſagen. 
Intereſſant war es, was der Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer hier in Bezug auf die Verſetzung von 
Lehrern im Intereſſe des Dienſtes ausführte. Ich 
weiß, daß er einen ganz ſpeziellen Fall im Auge 
hat. Ihm als Senator müſſen die Vorgänge ja 
bebannt ſein. Die Zentrumsleute haben ſchon jeit 
Jahr und Tag verſucht, den Kommuniſten Pleni⸗ 
kowſki aus Ließau fortzubringen. (Zwiſchenrufe 
beim Zentrum) Wollen Sie leugnen, daß Sie Un- 
terſchriften geſammelt haben, um mich zu entfer⸗ 
nen, daß Sie öffentliche Verſammlungen abgehal⸗ 
ten haben, in denen Reſolutionen gefaßt wurden 
mit folgendem Inhalt: „Wir beantragen, daß der 
Lehrer Plenikowſbi im Intereſſe des Dienites ver⸗ 
ſetzt wind.“ Wollen Sie weiter leugnen, daß Ihnen 
all das nicht gelungen iſt, weil die Ließauer Ar- 
beiterſchaft für den Kommuniſten und gegen die 
Zentrumsleute kämpfte, trotzdem drei Viertel des 
Dorfes katholiſch find? Nun verſucht es das Zen⸗ 
trum auf eine andere Weiſe. Es hat eine Klage 
eingereicht und werlangt die Feſtſtellung meiner 
Lehrerſtelle als einer katholiſchen. Es handelt ſich 
um eine paritätiſche Schule, um eine Simultan⸗ 
ſchule und trotzdem ſoll meine Stelle, es handelt 
ſich um die zweite Lehrerſtelle, als eine katholiſche 
erklärt werden. Ich habe recht, wenn ich erkläre, 
Herr Dr. Kamnitzer hat im Hinblick auf dieſe 
Klage und auf dieſes Bohren der Zentrumspartei 
jetzt ſchon ein paar Vorbereitungen getroffen durch 
die Erklärung: „Ja, wenn die Bevölkerung es 
verlangt, dann muß der betreffende Lehrer auch 
im Intereſſe des Dienſtes verießt werden.“ Ich 
werde aber nicht im Intereſſe des Dienſtes ver⸗ 
ſetzt werden, Herr Senatsvizepräſident Gehl, ſon⸗ 
dern weil ich der Sozialdemokratiſchen Partei — 
beſonders in Ließau — ein Dorn im Auge bin. 
(Abg. Cierocki: Sie wohnen doch in Zoppot!) Sie 
ſcheinen Zauberkünſtler zu ſein. Jedenfalls iſt mir 
nichts davon bekannt, daß ich in Zoppot wohne. 
Weder ich, noch meine Frau, noch mein Kind woh⸗ 
nen in Zoppot. Allerdings hat meine Frau ab⸗ 
wechſelungsweiſe einmal im Sommer bei meinen 
Eltern in Zoppot Quartier genommen. Warum 
ſoll ſie nicht die Annehmlichkeiten, in dem ſchönen 
Zoppot zu wohnen, genießen. Wenden Sie Ihre 
Ausſprüche gegen die Herren an, die Geld genug 
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(Flenitomffi, Abgeordneter) 
haben, ſich Villen in Langfuhr und Oliva zu bauen. 
Hier prallte der Pfeil auf den Schützen zurück. 


Ich weiß nicht, ob Sie eine Villa Haben, aber viel⸗ 


leicht werden Sie bald eine beſitzen. (Abg. Cie⸗ 
rocki: Wollen Sie mir eine ſchenken?) 

Es wird aber nicht gelingen, die Ließauer Be⸗ 
völkerung davon zu überzeugen, daß ich verſetzt 
werden muß. Im Gegenteil, wir werden wahr⸗ 
ſcheinlich einen letzten Kampf aufnehmen. Wenn 


das Gericht die Stelle als katholiſche erklärt, dann 


wird die Bevölkerung verlangen, daß die Stelle 
von dem Kommuniſten beſetzt bleibt. Dann wer⸗ 
den wir den Senat fragen, ob er die Aeußerung 
von Herrn Dr. Kamnitzer wahr machen will. Ich 
will weiter gehen und an den Senat die Frage 
richten, — gewiß, Herr Dr. Kamnitzer hat in ſeiner 
Eigenſchaft als Abgeordneter gesprochen, aber er 
iſt zugleich Senator, — wird der Senat dem Folge 
leiſten, wenn die Bevölkerung einen Lehrer weg⸗ 
haben will? Dann werden wir in dieſem Sinne 
die Frage aufrollen und gegen Beamte, die gegen 
die Bevölkerung arbeiten, den Kampf aufnehmen. 


Wir werden die Bevölkerung ſprechen laſſen und 


werden dann den Senat an den Ausſpruch des, 
Herrn Senators Dr. Kamnitzer hier erinnern. Wir 
werden dann ſehen, ob der Senat dieſen Ausſpruch 
auch in die Tat umſetzt, oder ob Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer ſich hier wieder hinſtellen und erklären wird: 
„Von einem derartigen Ausſpruch iſt mir nichts 
bekannt.“ Es iſt nur gut, daß das diesmal hier 
feſtgelegt worden iſt; denn Herr Dr. Kamnitzer iſt 
uns als ein vergeßlicher Herr ſehr gut bekannt. In 
einer Verſammlung in Tiegenhof erklärte er z. B. 
„Für uns als Sozialdemokraten ſind heute De⸗ 
monſtrationen überflüſſig.“ Als man ihm am näch⸗ 
ten Tag in Neuteich dieſen Ausſpruch vorhielt, 
erklärte er, den Ausſpruch nicht getan zu haben. 
Die Politik, die die Deutſchnationalen früher 
gegenüber der Arbeiterſchaft angewandt haben, 
wenden die Sozialdemokraten jetzt überall da an, 
wo ſie Einfluß haben. Wo ſie hin und wieder ein⸗ 
mal einen Reaktionär kaltſtellen, ſo tun Sie es 
deshalb weil er über kurz oder lang ſowieſo pen⸗ 
ſioniert wäre, um hin und wieder aus der Affäre 
einen politiſchen Nutzen zu ziehen und der Be⸗ 
völkerung zu dokumentieren: „Wir kämpfen doch 
gegen die Reaktion.“ Sie tun es, um ſchließlich 
den Deutſchnationalen Gelegenheit zu geben, ihre 
Schäflein weiter weiden zu können, dieſe Schäflein 
nicht ganz an die übrigen bürgerlichen Parteien 
Au verlieren, alſo nur, um die Deutſchnationale 
artei wor dem Sterben zu bewahren. 
Aber Sie werden nicht leugnen können, daß 
ſie dieſe politiſchen Maßregelungen in verſchärfter 
rt und Weiſe gegenüber der Kommuniſtiſchen 
artei zur Anwendung bringen, gegenüber kom⸗ 
muniſtiſchen Arbeitern und kommuniſtiſchen Be⸗ 
amten. Wenn das hier in Danzig noch nicht ſo 
kraß in die Erſcheinung getreten iſt, ſo deshalb, 
weil Sie nur kurze Zeit in der Regierung 
ſitzen. In Preußen iſt ja bewieſen, wie Sie auf⸗ 
geräumt haben. Der Herr Abg. Gehl hat ja auch 
hier ganz klar zum Ausdruck gebracht, daß von 
den Beamten erwartet werden muß, daß ſie ſich 
AI: ihrer Kritik zu zügeln hätten und ſich 
Mäßigung auferlegen müßten. Schade, daß der 
wildgewordene Spießbürger Blavier nicht da iſt. 


en 
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(Heiterfeit.) Herr Dr. Blavier war es ja, der hier 
einen Brief des Herrn Abg. Dr. Ziehm zur Ver⸗ 
leſung brachte, in dem Herr Dr. Ziehm Herrn Dr. 
Blavier erklärte: „Sie dürfen nicht Kritik in Ihrer 
Eigenſchaft als Abgeordneter an Maßnahmen des 
Senats üben.“ Gerade die Sozialdemokraten 
haben dieſen Brief immer als Beweis dafür her⸗ 
angezogen, wie die Deutſchnationalen keine freie 
Meinungsäußerung bei einem Beamten duldeten. 
Dieſelbe Anſicht hat der Herr Genatspigepräfident 
Gehl heute hier entwickelt. (Stellvertretender 
Präſident des Senats Gehl: Sit mir nicht einge⸗ 
fallen!) Herr Gehl, Sie haben erklärt, die Beam⸗ 
ten hätten ſich in ihrer Kritik ein wenig zu zügeln 
und Mäßigung aufzuerlegen. (Stellvertretender 
Präſident des Senats Gehl: Das iſt etwas ande⸗ 
res!) Wenn Sie das gegenüber den Reaktionären 
anwenden, werden Sie das Einverſtändnis aller 
werktätigen Bevölkerungsſchichten haben. Aber 
wir wiſſen ganz beſtimmt, daß Sie dieſen Herren 
gegenüber nichts unternehmen werden. Das hat 
der Fall Alter bewieſen. Was hat man da groß 
gemacht? Man hat ihn ſeines Dienſtes enthoben. 
Wir gehen nicht fehl in der Annahme, daß er genau 
dieſelben Bezüge erhält, wie früher. Im Gegen⸗ 
teil, er ruht ſich jetzt auf ſeinen Lorbeeren aus. 
Als Leiter der Rechnungsprüfungsſtelle hatte er 
überhaupt nichts zu tun. Aber da war er noch an 
gewiſſe Pflichtſtunden gebunden, die braucht er 
jetzt nicht zu abſolvieren. Jetzt fährt er nach Zop⸗ 
pot, um den ſchönen Herbſt zu genießen. (Stell⸗ 
wertreteyder Präſident des Senats Gehl: Sie 
wiſſen genau, daß wir niemand entlaſſen können!) 
Wenn Sie niemand entlaſſen können, warum denn 


Senats Gehl: Fällt uns nicht ein!) Durch die Aus⸗ 
führungen von Herrn Dr. Kamnitzer haben Sie 
beweiſen wollen, daß Sie eine revolutionäre 
Tat begangen haben, indem Sie Herrn Dr. Alter 
ſeines Amtes enthoben. Wenn Sie wirklich das 
machen wollen, was der polniſche Abgeordnete 
Ihnen zurief, nicht auf halbem Wege ſtehen zu 
bleiben, ſo wiſſen Sie, daß Sie unſere Unterſtützung 
haben werden; wir haben bewieſen, daß wir den 
Kampf gegen die bürokratiſchen Reaktionäre zu 
führen wiſſen. 

Die Sozialdemokraten haben dieſe Perſonal⸗ 
Politik eingeſchlagen, weil das heute in ihrer neu 
geſchaffenen grundſätzlichen Einſtellung liegt. Heute 
iſt die Parole der Sozialdemokratiſchen Partei: 
Eroberung der Staatsmacht durch die Perſonal⸗ 
politik. Es iſt ja bekannt, daß man dieſe Politik 
als Syſtem Severing bezeichnet. Wollen Sie da⸗ 
durch etwa in den Verwaltungen proletariſche 
Politik treiben? Hat die Vergangenheit bewieſen, 
daß Sie tatſächlich dann, wenn Sie dieſe Verwal⸗ 
tungsſtellen im Staat erobert, auch proletariſche 
Politik getrieben haben? Nein, das Gegenteil 
hat ſich herausgeſtellt und herausſtellen müſſen. 
Ich darf nur an Herrn Müller und Herrn Hilffer⸗ 
ding erinnern. Die Herren hätten nämlich den 
Panzerkreuzerbau verhindern können, den ſie erſt 
durch ihre Zuſtimmung herbeigeführt haben. 
Hätten ſie abgelehnt, dann wäre für den Panzer⸗ 
kreuzerbau nicht eine Mehrheit vorhanden gewe⸗ 
ſen. Um dieſe Mehrheit zu ſchaffen, alſo um den 


das Tamtam? (Stellvertretender Präſident des 
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Panzerkreuzerbau zu ermöglichen, haben Sie ja 
auch zugeſtimmt. Sie betreiben dieſe Politik alſo 
nicht etwa, um dann an dieſen verantwortlichen 
Stellen für, ſondern um gegen die Werktätigen zu 
arbeiten. (Abg. Fiſcher: Eine neue Weisheit!) Das 
iſt Ihre Weisheit, wie ich nachher ausführen 
werde. (Fortwährende Zurufe des Abg. Fiſcher.) 
Herr Fiſcher, Sie ſind ein derart korrumpierter 
Dreckfink, daß man auf Ihre Ausführungen gar 
nicht erſt einzugehen braucht. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſfki, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Werk⸗ 
tätigen werden einem Abgeordneten entſchieden 
mehr Vertrauen ſchenken, wenn er ſeine grundſätz⸗ 
liche Einſtellung wahrt, nicht aber einem Fiſcher, 


der vor mehreren Jahren den radikalen U. S. P.⸗ 


Mann mimte und jetzt der frömmſte Sozialrefor⸗ 
mer und Sozialfaſchiſt geworden iſt. (Sie haben 
es umgekehrt gemacht! im Zentrum.) Ich bin 
meiner grundſätzlichen Einſtellung treu geblieben. 
Als ich zu den Kommuniſten übertrat, waren es 
ja gerade die Zntrumsleute, die in ihrer Preſſe er⸗ 
klärten, ſie hätten in mir gleich den Kommuniſten 
erkannt. (Heiterkeit im Zentrum.) Als ich den 
Verrat der S. P. D. erkannte und mir ihre Politik 
klar wurde, habe ich die Konſequenzen gezogen und 
auf ihre Partei und die Vorteile gepfiffen, die mir 
ihre Partei geboten hat. (Lebhafte Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Wenn die Störungen andauern, bin 
ich genötigt, die Sitzung auf eine halbe Stunde zu 
vertagen. (Zurufe des Abg. Raſchke.) Herr Abg. 
Raſchke, ich rufe Sie wegen fortgeſetzter Störung 
zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Komiſch, 
daß Herr Fiſcher nicht zur Ordnung gerufen wird. 
(Abg. Fiſcher: Ich ſtöre dauernd!) Ich weiß, daß 
Sie vor einigen Sitzungen erklärten, mich durch 
Ihre Zwiſchenrufe am Sprechen hindern zu wol⸗ 
len. Ich habe aber Zeit und werde warten. Meine 
Ausführungen ſcheinen der S. P. D. unangenehm 
zu ſein. (Widerſpruch.) Warum ſtören Sie denn? 
Sie ſind doch ſonſt an der Theke und trinken Ihren 
Schnaps. (Sie müſſen nicht immer lügen! links.) 
Sie haben Gelegenheit, dieſe Lügen zu wider⸗ 
legen. (Lebhafte Zwiſchenrufe der Abg. Fiſcher, 
Raſchke und Hohnfeldt.) 

Präſident: Ich erſuche Sie, weiter zu ſprechen 
oder den Platz zu räumen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Weshalb 
gehen die ſozialdemokratiſchen Funktionäre in den 
Staatsapparat hinein? Ich habe es bereits nach⸗ 
gewieſen, nicht um proletariſche Politik zu treiben, 
ſondern nur, um mit den Vertretern der Bour⸗ 
gebiſie Nutznießer dieſes Syſtems zu ſein, und zwar 
auf Koſten der Werktätigen. (Abg. Fiſcher: Auf 
Ihre Koſten!) 

Präſident: Herr Abg. Fiſcher, ich rufe Sie we⸗ 
gen fortgeſetzter Störung zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie find 
nichts anderes als korrumpierte Werkzeuge und 
Lakaien der Bourgeoiſie. Zum Beweiſe dafür, 
daß ich Recht habe, will ich einen Ihrer promi⸗ 
nenten Führer zitieren, und zwar den Herrn Max 
Adler. (Abg. Fiſcher: Schon wieder Zitate!) Sie 
erklären durch Ihre Perſonalpolitik immer wieder, 
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fie müßten den Staat auf dieſe Weiſe erobern. Die 
Perſonen, die Sie auf Grund der Perſonalpolitik 
auf die verantwortlichen Stellen ſetzen, ſprechen 
immer wieder von ihrer Verantwortlichkeit, aber 
nicht dem Sozialismus gegenüber, ſondern gegen⸗ 
über dem Staatsganzen, dieſem bürgerlichen Staat 
gegenüber. Da führt es denn zu Vorgängen, wie 
ſie uns Max Adler in einem Artikel über „Staats⸗ 
verantwortung“ im „Klaſſenkampf“ ſchildert. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſti, ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Sache. (Abg. Plenikowſki: 
Ich bin einmal zur Ordnung und einmal zur 
Sache gerufen worden!) Ordnungsruf und Ruf 
zur Sache ſind in dieſem Falle gleichzuſtellen. Ich 
mache Sie auf die Folgen eines eventuellen drit⸗ 
ten Rufes zur Sache aufmerkſam. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Dann mag Herr Fiſcher mich nicht dauernd 
unterbrechen! — Abg. Fiſcher: Man ſoll ſich alle 
Dreckigkeiten gefallen laſſen! — Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Herr Abg. Raſchke, ich rufe Sie zum 
zweiten Male zur Ordnung und mache Sie eben⸗ 
falls auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes 
aufmerkſam. (Abg. Raſchke: Ich dachte, es wäre 
ſchon das dritte Mal.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Reaktio⸗ 
näre läßt man über alles mögliche ſprechen. In den 
Ausführungen des Abg. Klawitter war vieles, 
was nicht zur Sache gehörte. Wenn ich aber Fra⸗ 
gen aufrolle, die in urſächlichem Zuſammenhange 
zum Fall Alter ſtehen, verſucht man, dieſe Aus⸗ 
führungen abzuwürgen. Wahrlich, eine famoſe 
Demokratie. (Abg. Fiſcher: Sie pfeifen doch auf 
Demokratie, warum nehmen Sie die in Anſpruch?) 
Weil Sie doch Vertreter der Demokratie ſein ſol⸗ 
len, Herr Fiſcher, allerdings bereits faſchiſtiſche 
Methoden anwenden. (Abg. Fiſcher: Ruſſiſche!) 
Bitte ſchön, jawohl! (Abg. Fiſcher: Dann dürfen 
Ste das Maul nicht aufmachen!) Das führen Sie 
ja durch! Traurig genug, daß Sie als Arbeiter⸗ 
vertreter Kommuniſten das Wort entziehen. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Fiſcher. — Abg. Raſchke: Das 
Maul muß ihm im Grabe noch extra erſchlagen 
werden!) In dieſen Ausführungen Adlers wird 
klar zum Ausdruck gebracht, daß es durch die Per⸗ 
ſonalpolitik zu ſolchen Zuſtänden kommen muß, 
wie in Preußen beim Panzerkreuzerbau, wie in 
England bei Macdonald, auf deſſen Befehl eng⸗ 
liſche Flieger Bomben über indiſchen Dörfern fal⸗ 
len ließen. Iſt das auch Lüge? Wenn ſich das Pro⸗ 
letariat abermals erheben wird, um das Joch der 
Lohnſklaverei abzuſchütteln, werden gerade dieſe 
Sozialdemokraten in verantwortlichen Stellen, die 
Leute vom Schlage eines Severings, Gehl und 
Kamnitzer zuſammen mit den Reaktionären von 
drüben, Ziehm und Schwegmann die Politik eines 
Noske und Ebert wieder durchführen. Mit Noste 
werden Sie für die Bourgeoiſie in die Breſche 
ſpringen und ſagen: 
Bourgeoiſie ſein.“ Und mit Ebert werden Sie 
ſprechen: „Wir haſſen die Revolution wie bie 
Sünde.“ (Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. 
Fiſcher.) So werden die Herren der S. P. D. in den 
verantwortlichen Staatsſtellungen handeln. 
(Große Unruhe.) Wir Kommuniſten werden aber 
unſern Weg weitergehen, mögen Sie ſich noch 10 
mit den Deutſchnationalen die Hände reichen, um 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
gerade die Kommuniſtiſche Partei zu vergewalti⸗ 
gen. (Zurufe der Abg. Grünhagen, Fiſcher und 
Raſchke.) Nein, aber Sie ändern Ihre Geſinnung, 
ſo wie der Wind weht. Ihre Häuſer haben Sie 
auf Koſten der Arbeiter gekauft, Herr Grünhagen! 
(Andauernde Zwiſchenrufe und große Anruhe.) 
Präſident: Ich vertage die Sitzung bis 10 Mi⸗ 
nuten vor 21 Uhr. (Abg. Raſchke: Bravo!) 
(Vertagung 20 Uhr 45 Minuten.) 


Die Sitzung wird 20 Uhr 55 Minuten durch den 
Präſidenten Spill wieder eröffnet. 

Präſident: Wir fahren in der Tagesordnung 
fort. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir wer⸗ 
den uns durch die Spiegelfechtereien, die die So⸗ 
zialdemokraten und Deutſchnationalen im Volks⸗ 
tag in aller Oeffentlichkeit aufführen, nicht täu⸗ 
ſchen laſſen. Wir werden der Bevölkerung ſagen, 
daß es ſich nur um Täuſchungsmanöver handelt. 
Wir werden die Doppelzüngigkeit nicht nur hier, 
ſondern auch draußen, und nicht nur der deutſch⸗ 
nationalen Reaktionäre, ſondern auch der ſozial⸗ 
demokratiſchen Faſchiſten mit allem Nachdruck auf⸗ 
decken. Wir werden unſern Weg weiter gehen, 
den Weg des Marxismus und des revolutionären 
Klaſſenkampfes. (Das iſt der Weg, den wir gehen! 
links.) Nein, der Weg der Werktätigen iſt der revo⸗ 
lutionäre Klaſſenkampf und nicht der zur Koa⸗ 
litionsregierung. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) Wir werden nach wie vor erklären: Hinweg 
mit den Reaktionären, hinweg mit den ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Faſchiſten, her mit der Diktatur der Ar⸗ 
beiter und Werktätigen. (Große Unruhe.) Das find 
unſere Kampfparolen, dafür werden wir kämpfen 
und nicht für die Koalitionspolitik. (Bravo! bei 

en Kommuniſten. — Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 

ennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
9.! Der Rechnungsprüfungsausſchuß des Volks⸗ 
tages hat vor nicht langer Zeit die Jahresrech⸗ 
nungen für 1925 und 1926 geprüft. Die Mitglieder 

es Rechnungsprüfungsausſchuſſes, die an den Ar⸗ 


eiten teilgenommen haben, haben die Feſtſtellung 


gemacht, daß das Rechnungsprüfungsamt eine 


ganz ausgezeichnete Arbeit geleiſtet hat. Der Vor⸗ i 
Oöende dieſes Rechnungsprüfungsamtes (Laſſen 
ie ſich nicht die Spucke daben ausgehen! bei den 


ommuniſten.) iſt Oberregierungsrat Dr. Alter. 
Abg. Brill: Ja, der iſt Ausſchuß!) Der Ausſchuß 
at einmütig anerkannt, daß das Nechnungsprü⸗ 
ungsamt eine vorzügliche Arbeit geleiſtet hat. 
ja enn man dieſer Arbeit Anerkennung zollte, jo 
agt man damit zu gleicher Zeit, daß der Leiter 


dieſes Amtes ſeine Pflicht getan hat. (Sie haben 


10 8 perſönlich gejagt, er hat nichts damit zu tun! 
9.8.) Was iſt nun eigentlich geſchehen? Der 
eiter des 
es Finanzrats kraft ſeines Amtes. 
nahanzrat hat er Kritik geübt, an einer Maß⸗ 
8 der Stadt Danzig, die wahrſcheinlich die 
eiſten Abgeordneten dieſes Hauſes verurteilen 


Standen, Es handelt ſich nämlich darum, daß die 
5 er tverwaltung einen Etat verabſchieden wollte, 
ein Defizit von mehr als 1 Million aufwies. 


Rechnungsprüfungsamtes iſt Mitglied 
In dieſem 
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Hiergegen hat ſich Oberregierungsrat Dr. Alter 


gewandt. (Abg. Grünhagen: Stimmt ja nicht, Sie 


kennen den Sachverhalt nicht!) Ich kenne den 
Sachverhalt beſſer als Sie, Herr Grünhagen! 
Herr Oberregierungsrat Dr. Alter hat im Finanz⸗ 
rat zu der bewußten Frage wörtlich folgendes ge⸗ 


ſagt: (Abg. Fiſcher: Was hat er geſagt? Aber nicht 


ſchwindeln!) 
Der vom Senat zugegebene Tatbeſtand und das 

Geſetz ſind klar. Seines Erachtens habe der Senat 

abſichtlich die Zuſtimmung des Finanzrats nicht ein⸗ 

geholt. Damit ſei das Geſetz verletzt. Der ſtädtiſche 

Haushaltsplan ſei nicht nach Maßgabe der geſetzlichen 

Beſtimmungen zustande gekommen. Die nach ihm 

geleiſteten Ausgabe ſeien ungeſetzliche. 

(Abg. Fiſcher: Wer hat das Protokoll geführt?) 

M. D. u. H.! Finden Sie in dieſer Aeußerung 
etwas, was man beanſtanden könnte? (Das iſt 
unwahr! Das ſtimmt nicht! links.) Sie ſagen, das 
ſtimmt nicht, dann frage ich den Senat,. . (Zu: 
ruf des Abg. Grünhagen. — Unruhe.) Sprechen 
Sie doch nachher! Sie haben vorhin die Verhand⸗ 
lungen geſtört und fangen jetzt wieder an. (Er hat 
genug geſchoben! links. — Abg. Fiſcher: Wollen 
wir ihn doch Senator werden laſſen!) Machen Sie 
doch nicht ſolche unſinnigen Zwiſchenrufe. Wenn 
Sie der Anſicht ſind, daß der Tatbeſtand nicht rich⸗ 
tig feſtgeſtellt iſt, dann frage ich den Senat, warum 
er den Tatbeſtand nicht feſtgeſtellt hat. (Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe des Abg. Fiſcher.) 

Präſident: Herr Abg. Fiſcher, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): Warum iſt 
Oberregierungsrat Winter nicht vernommen und 
warum iſt Regierungsoberinſpektor Bukowſki nicht 
vernommen worden? Letzterer hat die Ausführun⸗ 
gen des Oberregierungsrats Alter wörtlich mit⸗ 
ſtenographiert? Wenn der Senat den Tatbeſtand 
vollkommen geklärt hätte, dann würden wahr⸗ 


ſcheinlich die gegen Alter angewandten Maßnah⸗ 


men anders ausgefallen ſein. (Abg. Plenikowſki: 
Dem Mann iſt doch nichts geſchehen! — Zurufe 
der Abg. Brill und Hohnfeldt.) Man hätte dann 
für ein Einſchreiten keine Grundlage mehr gehabt. 
(Anhaltende Unruhe.) 

Präſident: Ich erſuche um Ruhe für den Herrn 
Redner. Wenn es nicht möglich iſt, Ruhe zu ſchaf⸗ 


fen, werde ich die Sitzung ſchließen. f 


Henne, Abgeordneter (B. A. G.): Was tat 
aber der Senat? Er ſandte dem Oberregierungs⸗ 
rat Dr. Alter, ohne daß eine Klärung der Ange⸗ 
legenheit erfolgt war, folgendes Schreiben: g 

Durch Beſchluß des Genäts vom 4. d. Mis. werden 

Sie wegen der von Ihnen im Finanzrat am 28. Au⸗ 
guſt d. Is, erfolgten Aeußerung über einen bewußten 
Verfaſſungsbruch durch den Senat von ſofort von der 
vertretungsweiſen Leitung des Rechnungsprüfungs⸗ 
amtes enthoben. Mit der kommiſſariſchen Leitung 
wind der Direktor des Rechnungsprüfungsamtes bis 
auf weiteres beauftragt, bis die Präſidialabteilung 
die Wahrnehmung dieſes Amtes anderweitig geregelt 
hat uſw. — — 3 re 

Ich muß hierbei feſtſtellen, daß der Herr Vize⸗ 
präſident Gehl, der die Perſonalangelegenheiten 
im Senat bearbeitet, zu der Zeit, als dieſes Schrei⸗ 
ben angefertigt und abgeſandt wurde, im Senat 
nicht anweſend war. Wäre er anweſend geweſen, 
jo wäre dies Schreiben wahrſcheinlich nicht hin⸗ 
ausgegangen. Ich glaube beſtimmt, daß dann die 
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Dinge anders gelaufen wären. Nachdem man aber 
nun einmal das Schreiben hat hinausgehen laſſen, 
will man nicht mehr zurück. (Abg. Rahn: Wer hat 
das unterzeichnet?) Es iſt unterzeichnet vom Se⸗ 
nator Dr. Strunk. 

Oberregierungsrat Dr. Alter hat daraufhin 
den Sachverhalt dem Senat klar dargeſtellt und 
erſucht, ihn wiederum in ſein Amt einzuſetzen. 
(Abg. Mau: Sie wiſſen doch, daß er unfähig und 
nirgend zu gebrauchen iſt! — Sie reden wider 
beſſeres Wiſſen! links.) Nein, ich rede nicht wider 
beſſeres Wiſſen, es dreht ſich hier im übrigen nicht 
um Oberregierungsrat Alter, es dreht ſich um die 
Sache, Herr Abg. Mau. (Abg. Mau: Der Mann 
iſt unfähig, das haben Sie vorher ſelbſt einmal 
beſtätigt!) Mir iſt davon nichts bekannt. (Zurufe 
des Abg. Plenikowſfki.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
vorhin lange genug geſprochen. Melden Sie ſich 
noch einmal zum Wort und reden Sie vier Stun⸗ 
den, aber nicht von Ihrem Platz. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): Auf ſeine 
Vorſtellungen hin hat Dr. Alter folgendes Schrei⸗ 
ben bekommen: 

Auf Ihre Eingabe vom 7. d. Mts., die der Senat 
als Einſpruch gegen ſeine Verfügung vom 6. d. Mts. 
angeſehen hat, teilen wir Ihnen ergebenſt mit, daß der 
Senat auch nach erneuter Prüfung keinen Anlaß fin⸗ 
det, ſeine Verfügung vom 6. d. Mts. zurückzunehmen 
oder abzuändern. Von der Einleitung eines Diſzi⸗ 
plinarverfahrens gegen Sie hat der Senat Abſtand 
genommen. 

M. D. u. H.! Sie werden jagen, der Senat 
habe außerordentlich loyal gehandelt, weil er 
gegen Dr. Alter kein Diſziplinarverfahren einge⸗ 
leitet hat. (Abg. Arczynſki: Natürlich!) Darin 
liegt aber gerade das, was dem Beamten, in die⸗ 
ſem Fall Oberregierungsrat Dr. Alter, es unmög⸗ 
lich macht, fein Recht zu ſuchen. (Abg. Mau: Wegen 
Unfähigkeit verſetzt!) 

Präſident: Sie haben nicht das Wort, Herr 
Abg. Mau. (Abg. Mau: Ich kann doch nicht dafür, 
wenn ein Oberregierungsrat unfähig iſt!) 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): Ich habe 
ſchon einmal geſagt, daß es ſich nicht um den Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Alter handelt, ſondern um die 
Sache. (Zuruf des Abg. Fiſcher.) Ich ſpreche nicht 
in eigener Sache, bin von der Beamtenſchaft ge⸗ 
wählt, und habe daher die Pflicht, für die Beam⸗ 
ten einzutreten, genau ſo, wie Sie für Ihre Wäh⸗ 
ler. (Abg. Fiſcher: Das Talent haben Sie bewie⸗ 
fen!) Machen Sie ſich doch nicht lächerlich. — 

ie Antwort, die der Herr Senatsvizepräſident 
Gehl gegeben hat, iſt in vier Punkten zuſammen⸗ 
zufaſſen. Er ſagte, Dr. Alter ſei lediglich kommiſ⸗ 
ſariſch beim Rechnungsprüfungsamt tätig geweſen 
und könne jederzeit abberufen werden. Das Recht 
der Abberufung wird der Regierung nicht beſtrit⸗ 
ten. (Na alſo! links.) Sie kann den Beamten 
jederzeit abberufen. (Was klöhnen Sie denn? 


links.) Seien Sie nicht ſo voreilig und warten Rech 


Sie doch ab. — In dieſem Falle iſt Herr Alter je⸗ 
doch nicht abberufen, ſondern ſeines Amtes entho⸗ 
ben worden. In der Amtsenthebung liegt aber 
eine diſziplinariſche Beſtrafung. Eine Beſtrafung 
kann ohne ein voraufgegangenes Diſziplinarver⸗ 
fahren aber nicht erfolgen. Das iſt es, was wir 


in dieſem Falle rügen müſſen. (Zuruf.) Mir wird 
zugerufen, das treffe nicht zu. Meine Ausführun⸗ 
gen decken ſich vollkommen mit den Entſcheidungen 
der höchſten Gerichte in Deutſchland. Ich wundere 
mich auch außerordentlich, daß ſich der Juriſt Dr. 
Kamnitzer hier herſtellt und die Maßnahmen der 
Regierung noch verteidigt, obwohl er als Juriſt 
wiſſen müßte, daß das, was geſchehen iſt, rechtlich 
unhaltbar iſt. Ich habe ſchon einmal geſagt, es 
wäre richtig geweſen, wenn die Regierung den 
Fehler einſehen und ſagen würde, die Maßnahme 
war falſch, Oberregierungsrat Dr. Alter 
wieder in ſein Amt eingeſetzt. Hinterher mag die 
Regierung dann machen was ſie will. Sie könnte 
dann den Beamten verſetzen, abberufen und ihn 
anderweit beſchäftigen. 
zu entheben, iſt nicht zuläſſig und deckt ſich nicht 
mit dem Beamtenrecht. (Abg. Mau: Soll er weiter 
Dummheiten machen?) Beſchimpfen Sie nicht 
dauernd Beamte. — 

Bei der Kürze der Zeit will ich mich darauf 
ESS Ihnen einige kurze Entſcheidungen 
bekannt zu geben, die ſich auf das Recht der Amts⸗ 
enthebung beziehen. Das Reichsgericht hat am 
19. Januar 1923 folgendes entſchieden: Band 107 
Seite 6. (Zurufe links.) 

Mag man den umſtrittenen Begriff der wohler⸗ 
worbenen Rechte noch ſo eng ziehen, ſo gehört zwei⸗ 
fellos zu den Rechten der Feſtangeſtellten, namentlich 
der auf Lebenszeit angeſtellten Beamten, der Anſpruch 
darauf, nicht vorzeitig und ſei es auch nur einſtweilig, 
aus dem Amte entfernt zu werden, es ſei denn, daß 
der Fall der diſziplinariſchen Beſtrafung wegen 
Dienſtvergehen nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen vorliegt. Der Anſpruch darauf, nicht vor⸗ 
zeitig aus dem Amt entfernt zu werden, gehört, von 
den bezeichneten Ausnahmefällen abgeſehen, zu den 
Grundrechten der feſtangeſtellten Beamten und zu den 
1 anerkannten Grundfragen des Beamten⸗ 
ums. 

In einem Gutachten des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters vom 29. März 1924 iſt folgendes geſagt: 
Jedenfalls erſcheint die vom Landtagsausſchuß 
vertretene Auffaſſung, daß die Rechte der Beamten 


lichen Anſprüche durch die vorzeitige Beendigung der 

Amtszeit unbeeinflußt blieben, als nicht zutreffend. 

Das ſagt der preußiſche Juſtizminiſter. (Zuruf 
des Abg. Mau.) Das iſt ja aber einer von Ihren 
Leuten. Das württembergiſche Verwaltungsge⸗ 
5 unter dem 14. Juli 1925 folgendes ent⸗ 

ieden: 
Nach Artikel 129 Abi, 2 der Reichsverfaſſung — 

Bei uns muß es heißen: Artikel 92 der Danzi⸗ 
ger Verfaſſung — 

können die Beamten nur unter den. 

ten Vorausſetzungen und Formen 

Amtes enthoben werden. 

Dieſe Beſtimmung enthält nicht nur Richt⸗ 
linien und Grundſätze für die Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzgebung, ſondern verleiht den Beamten, und 
zwar nicht nur den Reichsbeamten, ſondern ſämt⸗ 
lichen deutſchen Beamten unmittelbare, wirkliche 


geſetzlich beſtimm⸗ 
vorläufig ihres 


echte. 


Daraus folgt, daß eine andere als in den geſetz⸗ 


lich beſtimmten Fällen angeordnete vorläufige Dien 

enthebung rechtswidrig iſt und ein Recht des Beamten 
verletzt. Wenn von manchen Seiten die Anſchauung 
vertreten worden iſt, daß die einfache Abnahme Der 
Geſchäfte gegenüber dem Beamten im Wege der Ver⸗ 
waltungsverfügung, wie es jetzt im Fall Alter ge⸗ 


wird 


Aber ihn ſeines Amtes 


genügend gewahrt blieben, wenn ihre vermögensrecht⸗ 
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Denne, Abgeordneter) . g 

ſchehen iſt — arundſätzlich nicht ausgeſchloſſen ſei alſo gibt es eine republikaniſche Beſchwerdeſtelle. Dan⸗ 
auch obne, daß fie in der Beamfengejeßgebung vorbe- zig hatte dieſe republikanische Beſchwerdeſtelle bis⸗ 
bal en it, To dann dieſe Außfaſſuns gegenüber der her nicht, jetzt it fe da, indem Sie (nach links) 
zwingenden Vorſchrift im Artikel 129 Abi. 3 der „ 1 i ; be 

Reichsverfaſſung nicht mehr Beſtand haben. (Zwiſchen⸗ den erſten Petzer dazu geſtellt haben, den Herrn 
rufe und große Unruhe.) Knauer. Bezeichnend iſt es, daß ſich in einer ge⸗ 
Es ſteht alſo feſt, daß Herr Dr. Alter nur im ſchloſſenen Sitzung eins der Mitglieder findet und 


Wege des Diſziplinarverfahrens aus feinem Amte glattweg petzt, wie ſeinerzeit in der Schule. (Er 


entfernt werden konnte. Wenn er trotzdem ohne hat es erklärt, petzen tun wir nicht! links. — Abg. 
dieſes vorgeſchriebene Verfahren unter Hinweis Dr. Ziehm: Und nebenbei lügt er noch!) And 
darauf, daß er im Finanzrat ſcharfe Kritik an der nebenbei lügt er noch! Herr Knauer geht zum 
Regierung geübt habe, aus ſeinem Amt entfernt Senat und macht Meldung. Mich wundert, daß 
wurde, jo ſteht zweifellos feſt, daß nicht beſtim⸗ nicht in erſter Linie Herr Oberregierungsrat 
mungsgemäß verfahren wurde und daß die Geſetze Winter Veranlaſſung genommen hat, das mitzu⸗ 
verletzt worden ſind. Dieſe Geſetzesverletzung muß teilen. Das iſt nicht geſchehen. Erſt, nachdem 
unbedingt wieder gut gemacht werden. Wenn die Herr Knauer dageweſen iſt und die Bemerkung 
Sache nicht von vornherein ſo verfahren wäre, aufgeſtellt hat, die durch nichts bewieſen war, 
würde beſtimmt anders gehandelt worden ſein. wurde Herr Winter gefragt. Er hat geſagt, die 
Jetzt ſollte man den Mut haben, das Anrecht zu⸗ Aeußerung wäre von Herrn Dr. Alter nicht ganz 


zugeben und die Maßnahme rückgängig zu machen. ſo gefallen, wie ſie von Herrn Knauer dargeſtellt 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Beamten ſich bei iſt. Man hätte aber dem Angeklagten das Recht 
ihren Ausführungen Beſchränkung auferlegen auf Aeußerung zubilligen müſſen. (Zwiſchenrufe 
müſſen. Das erkennt die Beamtenſchaft auch ohne links.) Das iſt nicht der Fall geweſen. Sie er⸗ 
weiteres an. (So wie Sie! links.) In dieſem Fall klären, daß Sie Herrn Dr. Alter aufgefordert ha⸗ 
erkennen wir aber nicht an, daß Herr Dr. Alter ben, ſich zu äußern, trotzdem Herr Dr. Alter Sie 
die geſteckten Grenzen überſchritten hat. darauf aufmerkſam gemacht hat, daß er ſeine 
M. D. u. H.! Meine Freunde und ich ſind nach Aeußerung in einer geſchloſſenen Sitzung getan 
eingehender Prüfung des Sachverhalts zu der habe und zum mindeſten zur Ausſage durch den 
eberzeugung gelangt, daß die vom Senat aus⸗ Finanzrat ermächtigt werden müßte. Trotz dieſer 
geſprochene Amtsenthebung des Herrn Oberregie⸗ Bedenken haben Sie gegen Herrn Dr. Alter ſchon 
rungsrats Dr. Alter von ſeinem Amt als Leiter das Urteil gefällt. Es genügt die Ausſage von 
der Unabhängigen Rechnungsſtelle mit den Be⸗ Herrn Knauer und auch von Herrn Winter nicht, 
ſtimmungen der Artikel 79 und 92 der Verfaſſung, um feſtzuſtellen, daß Herr Dr. Alter das geſagt 
dem geltenden Beamtenrecht und der Rechtſpre⸗ hat. Wenn das aber der Fall geweſen wäre, wäre 
chung nicht in Einklang zu bringen iſt. Form und das Diſziplinarverfahren gekommen und nachher 
Inhalt der angezogenen Verfügung laſſen klar er⸗ vielleicht der blaue Brief. Was iſt hier gekommen? 
kennen, daß mit der durchgeführten Amtsenthe⸗ Es kam die Dienſtenthebung mit dem ausdrücklichen 
bung eine diſziplinariſche Beſtrafung verbunden Paſſus, daß das wegen der und der Sache geſche⸗ 
ſein ſollte. Noch zu keiner Zeit durften derartige hen ſei, unterſchrieben allerdings von Herrn Dr. 
eſtrafungen ohne eine genaue Feſtſtellung des Strunk. Nun hat mir Herr Senator Jewelowfki 
Tatbeſtandes und ohne ein voraufgegangenes Diſ⸗ in einem perſönlichem Zuruf gejagt, daß dieſe 
ziplinarverfahren erfolgen. Die ablehnende Hal- ſchriftliche Verfügung nicht mit dem Senatsbe⸗ 
tung des Senats, ein Diſziplinarverfahren gegen |jhluß übereinſtimme. (Na, na! links.) Dies mußte 
Oberregierungsrat Dr. Alter einzuleiten, er⸗ man auch bereits annehmen, nachdem Herr Gehl 
ſchwert die Lage noch weiter zu Ungunſten des Bez geſagt hat, er ſei nicht diſzipliniert worden, und 
amten. Denn ſo iſt ihm jede Möglichkeit genom⸗ trotzdem von einer Seite zugegeben wurde: „Die 
men, die angewandte Methode in einem ordent⸗ Bemerkung ſteht oben.“ Dann kommt Herr Dr. 
lichen Diſziplinarverfahren auf ihre Rechtsgültig Kamnitzer nachher und verdreht die Geſchichte 
eit nachprüfen zu laſſen. Wenn ferner in Betracht ganz und gar. Er ſagt, Dr. Alter ſei wegen 
gezogen wird, daß Herr Dr. Alter nicht nur das Dienſtunfähigkeit entlaſſen. Nachdem dieſe drei 
echt, ſondern auch die Pflicht hatte, ſeine Mei⸗ Aeußerungen gefallen ſind, weiß man nichts. Aber 
nung im Finanzrat frei und unabhängig zu poſitiv liegt die ſchriftliche Verfügung des Senats 
Außern, jo erſcheint die gegen ihn durchgeführte vor. (Große Unruhe.) Herr Senator Grünhagen, 
aßregelung vollkommen unverſtändlich. Eine ich nehme an, daß es Ihnen als Mitglied einer 
zwegierung, die ſich ihrer Verantwortung bewußt Regierungspartei ernſt iſt, die Sache zu klären, 
iſt und ihre Maßnahmen im Rahmen der beſtehen⸗ aber Sie (zu den Sozialdemokraten) wollen heute 
den Geſetze zur Durchführung bringt, braucht eine wohl den Clown ſtellen. Wie kommt es, daß eine 
ſachliche Kritik nicht zu fürchten. Meine Freunde derartige ſchriftliche Verfügung von dem dienſt⸗ 
und ich fordern, daß Oberregierungsrat Dr. Alter älteſten Senator kommt, und der Senatsvizeprä⸗ 
unverzüglich wieder in ſein Amt eingeführt wird. ſident feſtſtellt, daß Herr Strunk etwas anderes 
Andauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe.) verfügt hat, als im Senat beſchloſſen iſt? (Abg. 
„Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill, Dr. Strunk wollte nicht „Dummheit“ hin⸗ 
Hohnfeldt. einſchreiben!) Es liegen perſönliche Differenzen 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. zwiſchen den Herren Dr. Strunk und Dr. Alter 
„.] Danzig hat ſich immer bemüht, das nach⸗ vor, weil Herr Dr. Alter in ſeiner Stellung als 
zuholen, was es etwa im Gegenſatz zu Deutſch⸗ Leiter des Rechnungsprüfungsamtes zum minde- 


land entbehren ſollte. In Deutſchland gab und ſten den Staatsetat objektiv durcharbeiten muß 
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und dabei an der Etatsführung des Herrn Dr. tiſch ſind. Es handelt ſich hier um einen Mann, 
Strunk wahrſcheinlich etwas auszusetzen hatte. der bisher objektiv ſeinen Dienſt verrichtet hat. 
Sollte Herr Dr. Strunk jetzt ſein perſönliches Ein Abgeordneter von Ihnen, ich weiß nicht, ob es 


Mütchen gekühlt haben? (Abg. Arczynſki: Woher 
willen Sie das?) Herr Senator Jewelowſki hat 
mir das geſagt. Herr Senatsvizepräſident, ich 
verbitte es mir, daß Sie mir Spitzeleien vorwer⸗ 
fen. (Stell vertretender Präſident des Senats 
Gehl: Was wollen Sie von mir?) Ich verbitte mir 
das Wort „Spitzeleien“ von Regierungsſeite. 
(Abg. Fiſcher: Ein Faſchiſt verbittet ſich etwas!) 
Jawohl, das verbitte ich mir. 

Präſident: Mir ſcheint es, als wenn Sie die 
Abſicht haben, die Sitzung nicht zu Ende zu führen, 
ſo geht es nicht weiter. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es ſteht 
feſt, daß der Senats⸗Vizepräſident erklärt hat, daß 
es keine Disziplinierung war, die auch durch Se⸗ 
natsbeſchluß nicht beabſichtigt geweſen ſei. Demge⸗ 
genüber ſteht die ſchriftliche Amtsenthebung. Ich 
will noch auf eins hinweiſen. Der Termin fällt 
mit der Wahl der hauptamtlichen Senatoren zu⸗ 
ſammen. Da einzelne der Herren abgeſägt wer⸗ 
den ſollen, muß vielleicht der Poſten des Dr. Alter 
für einen Senator freigehalten werden. Sie wiſ⸗ 
ſen, daß für die Unabhängige Rechnungsſtelle ein 
Senatsrat vorgeſehen war. Dieſer Senatsrats⸗ 
poſten iſt durch Oberregierungsrat Dr. Alter für 
Herrn Senator Dr. Schwartz freigehalten worden. 
(Abg. Fiſcher: Woher wiſſen Sie das alles?) Ich 
will Ihnen etwas ſagen: Herr Senator Dr. 
Schwartz hat ſich damit einverſtanden erklärt, den 
Poſten anzunehmen. Es genügt alſo, wenn man 
Ihnen einzelne Punkte vorhält. (Abg. Grün 
hagen: Da muß man einfach ſtaunen!) Daß Sie zu 
den Staunern gehören, Herr Abg. Grünhagen, 
glaube ich. (Abg. Arczynſki: Diefer Spitzelei wer⸗ 
den wir ein Ende machen!) Sie ſind der zweite, 
der mit gepetzt hat, erſt Herr Knauer und dann 
Sie. Was die Spitzelei anbetrifft, ſo weiſen Sie 
erſt einmal jedem Beamten das nach, was Sie ihm 
vorwerfen. Sie haben Dr. Alter ſchriftlich diſzi⸗ 
pliniert; was Sie im Senat beſchloſſen haben, iſt 
dabei Nebenſache. Im übrigen kommt hinzu, daß 
als Unterſchrift bei der Mitteilung des Senats: 
beſchluſſes weder die Unterjchrift des Senatspräſi⸗ 
denten noch des Senatsvizepräſidenten da war. 
Keiner der juriſtiſch vorgebildeten Senatoren hat 
unterzeichnet. Nachdem die anderen Herren da 
waren, iſt ſowohl von Herrn Sawatzki wie von 
Herrn Gehl der Proteſt erfolgt. Herr Gehl hat dem 
Oberregierungsrat Dr. Alter den Nat gegeben, 
er möchte auf Urlaub gehen, dann würde ſich in⸗ 
zwiſchen alles regeln. Der Beamte muß aber 
willen, warum er diſzipliniert wurde, damit er 
die Möglichkeit hat, gegen eine ungerechte Diſzipli⸗ 
nierung vorzugehen. Ich glaube, es iſt Ihnen ſehr 
unangenehm und Ihnen liegt daran, daß die Sache 
in Ruhe zu Ende geht. 

Was will der Senat nun tun? Der Herr Vize⸗ 
präſident ſagte in keiner Weiſe, was mit dem Be⸗ 
amten geſchehen ſoll. Auch wenn er das Gehalt 
bekommt, und wenn er auf einer anderen Stelle 
arbeitet, haftet an ſeinem Namen der Makel, daß 
er ſich am Staat vergangen habe, wobei ich aller⸗ 
dings beſtreite, daß Dr. Kamnitzer und Staat iden⸗ 


Herr Plettner geweſen iſt, ſoll ihn ſogar im Rech⸗ 
nungsprüfungsausſchuß gelobt haben. Sie ſehen 
daraus, daß die Akten für Sie nicht günſtig ſtehen. 
(Zurufe links.) Ich kann es verſtehen, wenn Sie 


jeden einzelnen Gegner herunterzuſchreien ſuchen. 


Damit beweiſen Sie, daß Sie mich nicht wider⸗ 
legen können. — Ich habe das Gefühl, als wenn 
der Eiertanz, von dem Herr Dr. Kamnitzer ge⸗ 
ſprochen hat, von der Regierung und den Regie⸗ 
rungsparteien getanzt wird. Ich kann nicht ver⸗ 
ſtehen, wie Herr Dr. Kamnitzer ſagen kann „ſoviel 
er weiß“. Er iſt doch dabei geweſen und behauptet 
das Gegenteil von dem, was der Senatsvizepräſi⸗ 
dent ſagt. 

Was ich nicht verſtehen kann, iſt ferner, daß 
der Senatsvizepräſident, der Perſonalchef iſt, es 
anhört, wie ſeine Fraktionskollegen einen Beam⸗ 
ten der Verwaltung als unmöglich und als dumm 
bezeichnen. Ich halte die Angelegenheit Alter für 
einen groben Verſtoß gegen die Verfaſſung und das 
Beamtenrecht. Ich bin der Ueberzeugung, daß es 
dem Senat noch einmal ſehr leid tun wird, daß 
er ſich die Beamten derartig vergrätzt hat. Denken 
Sie daran, wie Sie ſich 1918 die Freikorps holten, 
damit Sie auf dem Poſten ſitzen bleiben konnten. 
Vielleicht wird dieſer Senat auch einmal dankbar 
ſein, wie die Regierung von 1918, wenn die Be⸗ 
amten ſeine Geſchäfte fortführen. Zuzutrauen iſt 
es leider den Beamten, daß ſie ſich Fußtritte er⸗ 
teilen laſſen und dann auf der anderen Seite ku⸗ 
ſchen. Sie aber (nach links) wollen, daß es keinen 
Beamten mehr gibt, der ehrlich ſeine Meinung 
ſagt, ſondern für Sie ſind nur die Beamten recht, 
die Speichellecker ſind. Sie erziehen ſich einen 
Staat, der geleitet wird von Gewerkſchaftsſekretä⸗ 
ren, deren Antergebene die Speichellecker ſind. 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Für uns 
kommt in Frage, daß man einen Beamten zu un⸗ 
recht beſchimpft, daß der Senatsvizepräſident als 
Perſonalchef nicht dazu Stellung nimmt, und ſich 
nicht an das geſchriebene Recht hält, (Zwiſchenrufe 
des Abg. Fiſcher. — Große Unruhe.) wenn er ſchon 
den Geiſt nicht mitmachen kann. 

Präſident: Herr Abg. Fiſcher, Sie haben nicht 
das Wort! Das Wort hat der Herr Stellv. Prä⸗ 
ſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.] Der Herr Abg. Hohnfeldt hat hier 
eben etwas von dem Freihalten der Stelle des 
Leiters der Unabhängigen Rechnungsſtelle für 
Herrn Senator Dr. Schwartz erzählt, der nicht 
wiedergewählt werden ſoll. Er hat auch etwas 
davon geſprochen, daß Herr Senator Dr. Strunk 
einen gewiſſen Haß auf Herrn Dr. Alter hat, und 
daß aus dieſem Haß heraus nun wohl der Brief 
diktiert wurde, den Herr Senator Dr. Strunk an 
Herrn Dr. Alter geſchrieben hat. Ich weiß nichs 
davon, daß Herrn Senator Dr. Schwartz die Lei⸗ 
tung der Unabhängigen Nechnungsſtelle übertra“ 
gen werden ſoll. (Abg. Raſchke: Es wird viel hin⸗ 
ter Ihrem Rücken gearbeitet!) Ich weiß auch nichts 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 

davon, daß Herr Dr. Strunk einen gewiſſen Haß 
gegen Herrn Dr. Alter haben ſoll. (Er iſt Hell⸗ 
ſeher! beim Zentrum.) 

Ich möchte dann noch folgendes ſagen: Es iſt 
hier von einer Doppelzüngigkeit geſprochen wor⸗ 
den, die konſtruiert wurde zwiſchen Aeußerungen, 
die ich in meiner Eigenſchaft als Stellvertretender 


Präſident des Senats getan habe, und Aeußerun⸗ 
gen meines Parteifreundes Dr. Kamnitzer. Ich 


habe dazu folgendes zu jagen. Ich habe im Auf 
trag des Senats eine im Senat formulierte Er⸗ 
klärung abgegeben. Herr Dr. Kamnitzer hat als 
Parteimann geſprochen. Es iſt ſein Recht, ſich ſo 
zu äußern, wie er es für richtig hält. Wenn ein 
Widerſpruch gefunden wird zwiſchen dem, was 
Herr Dr. Kamnitzer hier ſagte und dem, was ich 


ſagte, ſo iſt das nur dadurch zu erklären, daß Herr 


Dr. Kamnitzer als Parteimann ſprach und ich eine 
Erklärung des geſamten Senats abzugeben hatte. 


Ein Widerſpruch hätte nur konſtruiert werden 


können, wenn ich auch als Parteimann geſprochen 
hätte. (Abg. Dr. Ziehm: Trotzdem braucht kein 
ſachlicher Widerſpruch dabei zu ſein!) 

M. D. u. H.! Ich habe weiter zu ſagen, daß 
die Regierung nicht die Abſicht hat, im Fall Alter 
noch irgend etwas weiteres zu unternehmen. Es 
5 bei dem Beſchluß des Senats. 
rufe. 


Volkstag Danzig — 53. Sitzung. Mittwoch, den 24. Oktober 1928. 


(Zwiſchen⸗ 


1175 


Präfident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Zu einer 
perſönlichen Bemerkung hat das Wort der Herr 
Abg. Plettner. 

Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe 
weder zu Herrn Abg. Hohnfeldt, noch zu anderen 
Mitgliedern dieſes hohen Hauſes über die Tätig⸗ 
keit oder Tüchtigkeit des Herrn Dr. Alter etwas 
geſagt. (Abg. Hohnfeldt: Im Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß!) Auch nicht im Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuß, das iſt unwahr. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, die 
Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
ſtattgeben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke! Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Das Büro iſt ſich einig, daß jetzt die 
Mehrheit ſteht. Der Antrag auf Ueberweiſung 
iſt abgelehnt. Damit iſt die Tagesordnung erle⸗ 
digt. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, dem Prä⸗ 
ſidenten die Ermächtigung zu erteilen, den Tag der 
nächſten Sitzung und die Tagesordnung im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Aelteſten⸗Ausſchuß zu beſtim⸗ 
men, da wir nicht in der Lage ſind, Vorſchläge für 
die Tagesordnung zu machen. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 21 Uhr 30 Minuten.) 


(B) 
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ee 


MA). gelehnt. Die Gründe Hierfür find kurz folgende: (O 

0 / 1. Die in dieſem Entwurf vorgeſchlagene Her- 

abjegung der Zahl der Abgeordneten iſt unge⸗ 
De 

2 „Er will den Senat als Inſtitut der beruflich 

f 54. Sitzung. und fachlich worgebildeten Perſönlichkeiten ab⸗ 

Dienstag, den 6. November 1928. ſchaffen und an ſeine Stelle Parlamentarier ſetzen 

— — 5 und ſomit das wichtigſte Staatsamt der täglichen 

Seite Kündigung unteritellen. Die Parlamentariſierung 
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„Nr. E ſchutz“ verwirklichen. Wir werden dies Volks⸗ 
Abänderungsantrag des Abg. Karkutſch u. Fr. zu gerſch Be Dolls 
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(D) 


gab einmal eine Zeit, Herr Gehl, wo Gie ſtolz 
Die Sitzung wird 15 Uhr 40 Minuten durch darauf waren, ein Jünger Marx's genannt zu wer⸗ 
den Präſidenten Spill eröffnet. den. Wenn Sie uns etwa mit „Moskaujünger“ 
Am Negierungstiih: Senator Dr. Schwartz, beſchimpfen, dann iſt das für uns eine Ehre, weil 
Regierungsrat Köppen. in Moskau und in Rußland das Proletariat den | 
Präſident: Ich eröffne die 54. Vollſitzung. Auf Sieg über Lohnſklaverei und kapitaliſtiſche Aus⸗ 
die Ermächtigung, die mir letztens erteilt worden beutung errungen hat. Es iſt ja klar, — (Abg. 
iſt, habe ich den heutigen Tag beſtimmt und die Kloſſowſki: Ganz klar!) In Ihrem Gehirn ſcheint 
agesordnung feſtgeſetzt. Da Widerſpruch nicht es noch nicht ganz klar zu ſein. Gehen Sie es durch 
erhoben wird, ſtelle ich feſt, daß das Haus die von ein paar Likörchen klar machen. (Abg. Naſchke: 
mir aufgeſtellte Tagesordnung genehmigt hat. Zwei Tage nach dem Erſten iſt er immer beſoffen!) 


ir kommen zum erſten Punkt der Tagesord⸗ Na Herr Gewerlſchaftsſekretär zieht das Likörchen 
nung: f noch nicht? 

Erſte und zweite Beratung eines Geſetz⸗ Die Zeit der Wahlen iſt noch nicht vorbei. 
entwurfs betreffend Abänderung der Ver⸗ Wir haben in dieſem Jahr noch die Kommunal⸗ | 


* faſſung. wahlen vor uns. Da iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
ruckſache Nr. 485. Ich eröffne die Beſprechung. man dieſen Schwindel, der ſich Verfaſſungsände⸗ 
as Wort hat der Herr Abg. Mayen. rung nennt, jetzt noch weiter mit derſelben Ener⸗ 


| 
| 
3 Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! gie vertritt. Wir ſehen aber, daß dabei die eine 
10 Namen der Deutſchnationalen Volkstagsfrak⸗ Seite der beiden Exponenten bereits jehr erheb⸗ 
on habe ich folgende Erklärung abzugeben: lich im Kampfe nachläßt, daß es der Deutſchnatio⸗ 
1 heute dem hohen Haufe vorgelegte Ge⸗ nalen Partei heute ſchon politiſch ſchnuppe iſt, ob 
13e. 


N twurf über die Abänderung der Verfaſſung der „Volkswille“ im Sinne der Zentrumspartei 
5 © wörtliche Wiedergabe des entſprechenden oder der „Bürgerſchutz“ im Sinne der Deutſch⸗ 
err zentwurfs der von der Sozialdemokratie be⸗ nationalen Partei irgendwie jtegt. Sie werden ſich 

Den Linksregierung. Dieſer, von der mit den durch die Bourgeoiſie geſchaffenen Zu⸗ 
men ſch⸗Danziger Volkspartei wieder aufgenom⸗ ſtänden doch zufrieden geben, wie Sie ſich auch in 
„Volk ie als Volksbegehren unter dem Namen Deutſchland mit dem Syſtem zufrieden gegeben 

swille“ beantragte Geſetzentwurf wird ab⸗ haben. Ich erinnere daran, daß die Deutſchnatio⸗ 


(A 


) 
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nalen in Deutſchland die wärmſten Befürworter 
des parlamentariſchen Syſtems waren, als ſie in 
der Regierung ſaßen und auch die wärmſten 
Freunde des von ihnen ſo ſtark bekämpften Völ⸗ 
kerbundes. 

Der Geſetzentwurf, den der Senat uns jetzt 
unterbreitet, und zwar mit dem Hinweis darauf, 
daß er der durch das Volksbegehren „Volkswille 
begehrte ſei, trägt, was ſelbſtverſtändlich war, das 
Geſicht des Geſetzentwurfs der Koalition. Wir 
kennen die durch den Geſetzentwurf der Koalition 
herbeigeführten angeblichen Verbeſſerungen ja 
bereits zur Genüge. Da es aber insbeſondere Herr 
Abg. Rahn war, der bei all den Verhandlungen 
immer wieder darauf hinwies, daß wir als Kom⸗ 
muniſten uns gegen die „Verbeſſerung der Demo⸗ 
kratie“ zur Wehr ſetzten und ſie nicht herbeizu⸗ 
führen trachteten, nur aus dem einen Grunde, 
weil wir nicht die Herabſetzung der Zahl der Ab⸗ 
geordneten haben wollten, iſt es notwendig. hier 
noch einmal kurz auf die ſogenannten Verbeſſe⸗ 
rungen einzugehen und den Nachweis zu erbrin⸗ 
gen, ob es ſich tatſächlich um wirkliche Verbeſſe⸗ 
rungen handelt. Wie ſchildert die „Volksſtimme“ 
dieſe „Verbeſſerungen?“ 

Der Entwurf „Volkswille“ erſtrebt, der Senat 
ſoll von 22 Mitgliedern auf 12 verkleinert werden. 

Der Senat ſoll hinfort in ſeiner Geſamtheit der 

Volksvertretung verantwortlich ſein. Der Volkstag 

| Soll von 120 auf 72 Abgeordnete abgebaut werden. 

Die Richter ſoll hinfort nicht mehr ein unverant⸗ 

wortlicher Richterwahlausſchuß, ſondern die dem 

Volkstag verantwortliche Regierung wählen. Die 

Stadt Danzig Noll die kommunale Verwaltung surüd- 

erhalten durch Wiedereinführung eines eigenen Ma⸗ 

giſtrats. 

Wenn man nun aus dieſem Wuſt von ſogenann⸗ 
ten Verbeſſerungen einige wirkliche „Reformen“ 
herausſchält, Verantwortlichkeit der Regierung, 
die wir in vollem Umfange jetzt nicht haben, 
Auflösbarkeit des Volkstags auch während der 
vier Jahre, die wir jetzt auch nicht haben, und die 
Beſeitigung des Richterwahlausſchuſſes, 
das erwähnenswerte Momente. Ueberflüſſig iſt es 
aber auch, zu ſagen, daß wir ſelbſtverſtändlich für 
Reformen, wie ich ſie aufgezählt habe, Verant⸗ 
wortlichkeit der Regierung, Auflösbarkeit des 
Volkstaas, Beſeitigung des Richterwahlaus⸗ 
ſchuſſes ſind, und daß wir niemals beſtritten ha⸗ 
ben, auch für dieſe Reformen einzutreten und mit⸗ 
zuhelfen, daß ſie hier zur Durchführung gebracht 
werden. Wenn Sie immer wieder Zurufe machen: 
„Alſo doch!“, ſo warten Sie nur ab. Wir erklären 
aber frei und offen im Gegenſatz zur Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei, daß wir für Reformen dieſer 
Art, — d. h. Reformen, wie ich fie aufzählte, und 
die Sie auch durch Ihre „Verfaſſungsänderung“ 
nicht herbeizuführen verſuchen, wie ich nachweiſen 
werde — find, aber nicht aus Gründen, wie fie die 
Sozialdemokratiſche Partei anführt, ſondern aus 
einem andern Grund. 

Wir erklären offen, daß auch trotz Durchfüh⸗ 
rung dieſer ſogenannten Reformen eine Beſſerung 
der wirtſchaftlichen Lage des Proletariats, der 
Werktätigen, nicht eintreten wird. Wir erklären 
frei und offen, daß dadurch nur ermöglicht wird, 
das arbeiterfeindliche, werräteriſche 


demokratiſchen Partei, beſſer zu entlarven, und 


ſo ſind 


a Verhalten 
aller bürgerlichen Parteien und auch der Sozial⸗ 
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daß durch dieſe Entlarvung die Werktätigen den 
Kampf noch ſchärfer führen werden als bisher. 
(Abg. Gehl.: Das werden fie tun!) Wir wenden 
dadurch den endgültigen Sieg des Proletariats 
ſchneller herbeiführen. (Abg. Gehl: Sie werden 
Ihr blaues Wunder erleben!) Sie Gaben Ihr 
blaues Wunder bereits beim Volksentſcheid er⸗ 
lebt, ich werde das noch nachweiſen. 

Was verſuchen Sie durch dieſe ſogenannten 
Reformen der Bevölkerung klar zu machen? Sie 
tun fo, als ob es tatſächlich möglich ſei, dadurch 
eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Cage des Pro⸗ 
letariats herbeizuführen. Sie wvergeſſen ganz, daß 
das Proletariat, die Werktätigen auf dieſem Ge⸗ 
biet bereits Erfahrung haben. Das, was Sie her⸗ 
beiführen wollen, haben wir in vollem Umfang 
ſeit zirka 30 Jahren bereits in Frankreich. Das 
haben wir ſeit der ſogenannten Revolution auch 


schon in Deutſchland, und das haben wir auch in 


einigen andern europäiſchen Ländern. Wie ſieht 
es trotz dieſer reinen Demokratiſierung und reinen 
Parlamentariſierung in all dieſen Ländern aus? 
In Deutſchland ſind doch z. B. keine „hauptamt⸗ 
lichen“ Miniſter daran ſchuld, daß der Panzer⸗ 
kreuzer gebaut wird. In Deutſchland ſind keine 
„hauptamtlichen“ Miniſter daran ſchuld, daß 
jetzt die Arbeiter dem brutalſten Terror der An⸗ 
ternehmer ausgeſetzt ſind. In Frankreich ſind keine 
hauptamtlichen“ Miniſter daran ſchuld, daß 
Paul Boncourt das Kriegsdienſtpflichtgeſetz in 
Frankreich ſchaffen konnte, daß der neue Feſtungs⸗ 
gürtel geſchaffen wird. In England waren 1926 
auch keine „hauptamtlichen“ Miniſter daran 
ſchuld, daß die engliſchen Flieger Bomben über 
indischen Dörfern fallen ließen, ſondern der So⸗ 
zialdemokrat Macdonald. In Belgien waren es 
keine „hauptamtlichen“ Minilter, die die Zioil- 
liſte des Köngs von 3 auf 9 Millionen Francs er⸗ 
höhten. (Zuruf des Abg. Rahn.) In Deutſchland 
iſt auch kein „Richterwahlausſchuß“ für die won der 
Juſtiz gefällten Schandurteile verantwortlich. 
Trotzdem dort kein „Richterwahlausſchuß“ vor⸗ 
handen iſt, werden nach wie vor Schandurteile 
gefällt. Ich erinnere aus der Fülle der Fälle nur 
an den Fall Jakubowſki, an die ſchändliche Be 
handlung eines Arbeitermädchens, wie es die 
„Volksſtimme“ ja vor einigen Tagen zu ſchildern 
wußte. (Abg. Nahn: Das war hier in Danzig!) 
Nein, das war in Deutſchland! Wenn Ihr Ge 
dächtnis etwas nachzulaſſen beginnt, kann man es 
Ihnen nicht übel nehmen bei der „Arbeit“, die 
Sie jetzt bei der Verfaſſungsänderung zu leiſten 
haben. — 

Das alles beweilt doch daß das eine Irreführung 
und Täuſchung der Maſſen iſt, wenn man erklärt, 
es ſei möglich, eine wirkliche Verbeſſerung der 
Lage des Proletariats durch dieſe Reformen Her 
beizuführen, es ſei möglich, dann eine beſſere 
ſoziale Fürſorge zu treiben, es ſei möglich, dann 
die Laſten von den Werktätigen auf die Beſitzen⸗ 
den abzuwälzen. Wenn man doch von einer „Ver⸗ 
beſſerung“ ſpricht, jo berufen wir uns auf die Er⸗ 
fahrung, die das Proletariat in allen Ländern, 
wo der „reine“ Parlamentarismus herrſcht, ge⸗ 
jammelt hat, wo die Werktätigen es bereits 90 
ſpürt haben, daß dadurch eine Beſſerung ihre 
Lage nicht herbeigeführt worden iſt. 


0 
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Wenn wir für dieſe von mir erwähnten Re⸗ man die Zahl 12 gelaſſen hat, hat man die Ein⸗ 


formen eintreten, wenn wir ſogar für ſie als 
Tagesforderungen des Proletariats kämpfen, 
dann beſitzen wir gegenüber der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei auch den Mut der Wahrheit, dem 
Proletariat zu erklären: „Nicht Beſſerung Eurer 
wirtſchaftlichen Lage bringt Euch die Reform, 
ſondern ſie ermöglicht einen ſchärferen Kamp 
gegen dieſes Syſtem, ſie ermöglicht eine ſchnellere 
Entlarvung des parlamentariſchen als eines 
arbeiterfeindlichen Syſtems.“ Deshalb treten wir 
für dieſe Reformen ein. Wenn demgegenüber die 
Sozialdemokraten erklären, es ſind Forderungen, 
die Erſparniſſe im Staatshaushalt und eine frei⸗ 
heitliche Entwicklung Danzigs herbeiführen, dann 
haben meine Ausführungen in Bezug auf Deutſch⸗ 
land, England und Frankreich zur Genüge gezeigt, 
daß dort trotz des reinen parlamentariſchen 
Syſtems von einer freiheitlichen Entwicklung für 
das Proletariat nicht im geringſten die Rede ſein 
kann. Es iſt Lüge und Betrug, wenn etwas derar⸗ 
tiges behauptet wird. Die Ausführungen der So⸗ 
gialdemokratiſchen Partei find nur ein Beweis 
mehr dafür, daß die Sozialdemokraten nichts wei⸗ 
ter find als Kettenhunde des Kapitals, daß ſie 
nicht bemüht find, die etwa neu geſchaffenen Ver⸗ 
hältniſſe auszunutzen, um den Kampf für die 
Werktätigen, gegen dies Syſtem noch ſchärfer als 
bisher aufzunehmen, ſondern im Gegenteil um 
diefe Verhältniſſe gegen das Proletariat auszu⸗ 
nutzen. Wenn wir erklärt haben, daß wir für dieſe 
Reformen eintreten, für die Auflösbarkeit des 
Volkstages, Beſeitigung der hauptamtlichen Se⸗ 
natoren, Verantwortlichmachung der Senatoren, 
Beſeitigung des Richterwahlausſchuſſes, dann 
werden wir auch den Kampf um dieſe Reformen 
nicht aufgeben. Aber Reformen ſind Nebenpro⸗ 
dukte des Klaſſenkampfes; wir werden deshalb die 
Werktätigen über dem Kampf um dieſe Tages⸗ 
orderungen zum Kampf gegen das geſamte kapi⸗ 
taliſtiſche Syſtem führen bis zur Diktatur des 
roletariats. 

Wir werden aber nicht helfen, die Reformen 
durchzuführen, wenn man ſie in eine Form gießt, 
in der von einer Verbeſſerung gegenüber der bis⸗ 
herigen Form nichts zu ſpüren iſt. Und darum 
handelt es ſich hier. Wenn Sie ſchreien, Sie ſeien 
ja auch für dieſe Reformen, fo beſteht doch ein 
weſentlicher Unterſchied. Die Reformen, wie wir 
de verlangen, wie wir fie zur Durchführung brin⸗ 
gen wollen, wie ſie die Werktätigen verlangen, 
en mit den Reformen, die Sie durch den 

olksentſcheid herbeiführen wollen, nichts zu tun. 

Den Beweis liefert uns ſchon ein Vergleich 
zwiſchen den Wahlverſprechungen der Sozialdemo⸗ 
liatiſchen Partei und dem uns jetzt wieder vor⸗ 
vegenden Geſetzentwurf. Wie ſahen die Wahl⸗ 
aueſprechungen der Sozialdemokratiſchen Partei 
Arti Ich zitiere wörtlich eine Stelle aus einem 

titel: „Unsere nächſten Kampfziele“, alſo aus 
f 15 „Kampfforderungen“ der Sozialdemokrati⸗ 
bi 7 Partei. Da heißt es: „Beſeitigung der Ein⸗ 
der ung der hauptamtlichen Senatoren, Verrin⸗ 
des Volkes Senats von 22 auf 7 der Vertretung 
gesehen i 3 Ganz ab⸗ 
SEE daß man nicht daran gedacht hat, 
Senatoren auf 7 abzubauen, ſondern daß 


—. 


richtung der hauptamtlichen Senatoren nicht be⸗ 
ſeitigt. Wenn Sie ſich darauf berufen, wir ſchaffen 
doch die Verantwortlichkeit des Senats, dann 
vergeſſen Sie ganz, daß die Verantwortlichkeit des 
Senats und das hauptamtliche Syſtem zwei ver⸗ 
ſchiedene Begriffe ſind, daß das hauptamtliche 
Syſtem von Ihnen in eine andere Begriffsform 
umgegoſſen wurde, nämlich in die Form der feſt⸗ 
beſoldeten Senatoren. Wenn Sie dann gegenüber 
der werktätigen Bevölkerung damit krebſen gehen, 
Sie beſeitigen das hauptamtliche Syſtem, dann iſt 
das eine Lüge. : 

Daß das Syſtem der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren nicht beſeitigt wird, beweiſt auch ein Ar⸗ 
tikel in einem Flugblatt der Zentrumspartei mit 
der Ueberſchrift: „Die Regierungsbildung in 
Danzig.“ Die Zentrumspartei ſchreibt in dieſem 
Flugblatt: 

„Die Einrichtung der hauptamtlichen Senatoren 
bleibt Forderung des Zentrums. Senat und Volks⸗ 
tag werden verkleinert. Der Senat beſteht aus 12 
(bisher 22), der Volkstag aus 70 bis 80 (bisher 120) 
Mitgliedern. Einer ähnlichen Verkleinerung dieſer 
Einrichtungen hatte das Zentrum ſchon in der vori⸗ 
gen Regierung ſeine Zuſtimmung gegeben, damals 
war aber die Ausführung ſeines Wunſches an dem 
Widerſtand der Sozialdemokratie geſcheitert. Senat 
und Volkstag können aufgelöſt werden, jedoch find 
ſolche Auflöſungen mit Erſchwerungen verknüpft 
worden, ähnlich wie in der Hamburger Verfaſſung. 
Alſo das hauptamtliche Syſtem bleibt be⸗ 

ſtehen. (Abg. Rahn: Wir werden den Lehrern in 
Zukunft auch keine Gehälter zahlen!) Warten 


(©) 


Sie ab, bis ich ausgeſprochen habe. In Bezug auf (0) 


die feſt beſoldeten Senatoren handelt es ſich um 
eine ganz andere Sache. Sie wiſſen, Herr Abg. 
Rahn, daß in unſerem Abänderungsantrag ohne 
weiteres verankert war, daß den Senatoren ein 
Gehalt zu gahlen ſei. Alſo iſt der Zwiſchenruf 
„Wir werden den Lehrern auch kein Gehalt 
zahlen“, widerſinnig. (Abg. Rahn: Nicht wider⸗ 
ſinnig!) Wir haben erklärt, daß die Senatoren ein 
Gehalt zu erhalten haben. Sie ſind zu beſolden. 


Aber was will Ihr Syſtem, das alte hauptamt⸗ 


liche Syſtem der feſtbeſoldeten Senatoren? Sie 
wollen dieſen Herrſchaften, wenn ſie zwei, drei, 
vier Jahre oder wielleicht auch eine kürzere Zeit 
die Seſſel gedrückt haben, Rieſenpenſionen in den 
Rachen werfen. Das wollen wir beſeitigen. Man 
kann da Ihre Bauchſchmerzen ohne weiteres ver⸗ 
ſtehen. — (Abg. Rahn: In der Beziehung lügen 
Sie wie gedruckt!) Es bleibt nur der Nachweis 
zu führen, wer mehr lügen kann, Herr Rahn oder 
ich. Ich glaube, an Hand von Beiſpielen bewieſen 
zu haben, daß das, was ich hier behaupte, auch 
der Wahrheit entſpricht. Ihre Gerüchte, die Sie 
von ſozialdemokratiſchen Senatoren empfangen 
haben wollen, ſind nachher von denſelben ſozial⸗ 
demokratiſchen Senatoren als Lüge bezeichnet 
worden. Das beweist den Wert Ihrer Ausfüh⸗ 
rungen. Der Geſamtſenat und damit auch Herr 
Dr. Kamnitzer haben doch zum Ausdruck gebracht, 
daß das, was angeblich Herrn Rahn in Bezug auf 
die Anleihe der Straßenbahn mitgeteilt worden 
ſei, Lüge iſt. (Abg. Rahn: Das dichten Sie in 


an 


Ihrer Phantaſie!) Das haben die Tatſachen be⸗ 
wieſen. (Abg. Rahn: Gehen Sie Kinder erziehen, 
das iſt beſſer! — Zwiſchenrufe beim Zentrum.) 


(A 


— 
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Es iſt unnötig, auch hier wieder die Einheitsfront 
zwiſchen Herrn Gehl, dem Dicken von der Zen⸗ 
trumspartei dort und Herrn Abg. Rahn feſtzu⸗ 
ſtellen. Ich kenne zufällig nicht Ihren Namen, ich 
weiß nur, daß Ihre Dicke davon zeugt, daß Sie 
ein Zentrumsmann ſind. (Abg. Felix Klawitter: 
Sie ſind zu faul zu eſſen! Sie haben ja die 
Schwindſucht!) Beſſer, ſich die Schwindſucht durch 
die Arbeit für das Proletariat zu holen als auf 
Koſſten des Proletariats ſich einen Bauch anzu⸗ 
freſſen. (Abg. Raſchke: Sehr richtig!) — 

Was bleibt alſo von den Verſprechungen übrig, 
die man dem Proletariat wor der Wahl machte? 
Man verſprach ſieben Senatoren, jetzt ſchafft man 
zwölf. Man verſprach Beſeitigung des Syſtems der 
hauptamtlichen Senatoren. Man läßt aber dieſes 
Syitem weiter beſtehen. Durch das Verſprechen 
der Beſeitigung der hauptamtlichen Senatoren 
haben Sie doch dokumentieren wollen, daß die 
hohen Penſionen dieſer Leute abgeſchafft werden 
ſollen. Man läßt dieſe Penſionen jedoch beſtehen. 
Durch das jetzige Syſtem, davon ſeien Sie über⸗ 
zeugt, wird man dieſen Herren noch größere Pen⸗ 
ſionen in den Rachen werfen. Erinnern Sie ſich 
daran, daß es gerade die preußiſchen Miniſter 
waren, — Sozialdemokraten, Zentrumsleute und 
Liberale, — die ſich von Zeit zu Zeit ihre Gehäl⸗ 
ter und damit auch ihre Penſionen ganz beträcht⸗ 
lich erhöht haben. ö 

Was bleibt alſo von allen dieſen Ver⸗ 
ſprechungen übrig? Angeblich die „Verantwort⸗ 


lichkeit“ des Senats! Ich kann feſtſtellen, daß man 


aber von einer „Verantwortlichkeit“ des Senats 
gegenüber dem Volkstag tatſächlich in der Form 
dieſer Verfaſſungsänderung nicht ſprechen kann. 
Daß man die Wahlverſprechungen nicht hält, daß 
es insbejondere die Sozialdemokraten nicht tun, 
dafür nur eine kleine Illuſtration. In der Roten 
Wahlpoſt Nr. 3 hat irgend ein Redakteur der 
„Volksſtimme“ ein paar Schüttelreime fabriziert 
und einer lautete: 
Nach Ohra ſchielt der Zentrumsmann, 
Ob er die Schule kriegen kann. 

Kaum waren die Wahlen vorbei, da hatte der 
mach der Ohraer Schule ſchielende Zentrumsmann 
dieſe Schule. Ich könnte Dutzende ſolcher Beispiele 
anführen. Genau ſo ſind Ihre Verſprechungen in 
Bezug auf Verfaſſungsänderung zu werten, Herr 
Abgeordneter oder Senatsvizepräſident Gehl. 

Wie ſieht es nun mit den angeblich wirklich 
herbeigeführten „Veubeſſerungen“ aus? Das wäre 
alſo die „Auflösbarkeit“ des Volkstages und die 
„Verantwortlichkeit“ der Senatoren. Es iſt auch 
von ſozialdemokratiſcher Seite zugegeben worden, 
daß die Form, in die man die Auflösbarkeit des 
Volkstages und die Verantwortlichkeit der Sena⸗ 
toren gegoſſen hat, eine ſehr unglückliche geweſen 
iſt, und daß man ſich auch da der Zentrumspartei 


hat fügen müſſen. Es iſt jedem bekannt, daß durch V 


bieje Form der Auflösbarkeit des Volkstages und 
der Verantwortlichkeit der Senatoren ſowohl Auf⸗ 
lösbarkeit wie Verantwortlichkeit zu Illusionen 
geworden ſind. Ich habe ſchon des öfteren darauf 
hingewieſen, daß man bei der erſten Abſtimmung 
ſehr ſchwer eine Zweidrittelmehrheit zufammen⸗ 
bekommen wird. Nach der jetzigen Form iſt es bei 


der erſten Abſtimmung ſo gut wie unmöglich, den 


Volkstag aufzulöſen, auch wenn die Mehrheit der 
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Bevölkerung die Auflöſung verlangt. Es wird bei 
der erſten Abſtimmung unmöglich ſein, die Sena⸗ 


(O 


toren zur Verantwortung zu ziehen, auch wenn die 


Mehrheit der Bevölkerung es verlangt. Bis zur 
zweiten Abſtimmung hat man dann doch genug 
Zeit, um zu kuhhandeln. Wir haben es in den letz⸗ 
ten Monaten in Danzig zur Genüge kennen ge⸗ 
lernt. Ich will aber noch auf eine andere Tat⸗ 


ſache Hinweisen, die noch nicht genügend erörtert 
worden iſt. Gerade dieſe Tatſache it glühendes 


Eiſen für den Pa rlamentarier Rahn. Das ſind die 
fünfzehn Anterſchriften, die notwendig ſind, um 
eine Auflöſung des Volkstages herbeizuführen. — 


(Zuruf des Abg. Rahn.) Wenn irgend eine Regie: " 


rung, irgend ein Senator „unfähig“ iſt, wird es 
ihm nicht möglich ſein, gegen 120 Abgeordnete zu 
regieren, mag er auch auf zehn Jahre gewählt 
ſein; das iſt das, was Sie oft geſagt haben. Es iſt 
traurig, wenn Sie gegen einen der reaktionärſten 
Senatoren, Herrn Dr. Vollmann, zu Felde ziehen, 
dann aber nicht den Mut beſitzen, den Plann end⸗ 
lich einmal abzuſägen. (Abg. Opitz: Sehr ü 
Abg. Rahn: Sie kennen weder die Verfaſſung, 
noch Ihre Fibel, wie es ſcheint! — Heiterkeit.) 
Sie ſcheinen wirklich nicht zu wiſſen, was man 
als Politiker wiſſen muß und erinnern ſich deſſen 
nicht, was Sie früher von dieſer Stelle immer 
ſelbſt behauptet haben, was Freunde Ihrer Par⸗ 
teibewegung erklärten, daß es ſogar einem haupt⸗ 
amtlichen Senator nicht möglich jein wird, gegen 
den Willen einer Volkstagsmehrheit und ganz be⸗ 
ſonders nicht gegen den Willen der jeweiligen 
Regierungsparteien, länger als ein paar Monate 
auf dem Regierungsſeſſel zu ſitzen. 

Dieſes Kunſtſtück wird anſcheinend nur bei einer 
Linksregierung fertig gebracht, daß die Leute ji 
derartig reaktionäre Senatoren auf die Naſe 
etzen laſſen und auch die Maßnahmen Dieſer Leute 
dulden; aber dieſe angebliche „Feindschaft“ it 
auch nur Schwindel; denn das hat doch der Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer dadurch zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß er hinten herum angeblich dem Abg. 
Rahn Material über Dr. Volkmann mitteilt, und 
daß er nachher von däeſem Material wieder ab: 
rückt, indem er mit dem Geſamtſenat eine Erklä⸗ 
rung abgibt: „Es iſt alles einwandfrei geweſen.“ 
(Abg. Nahn: Dichtung!) Nein, es find keine Dich: 
tungen. Das ſind Wahrheiten, die jedem in Dan⸗ 
zig bekannt find, Herr Abg. Rahn. — Das ſteht 
feſt. Daß gerade durch die 15 Anterſchriften, die 
alſo zur Auflöſung notwendig find, entſchieden 
kein Fortſchritt in Bezug auf Demokratie oder 
Parlamentariſierung herbeigeführt wird, haben 
Sie doch ſelbſt, Herr Abg. Rahn, wiederholt er⸗ 
klärt. (Abg. Rahn: Jawohl, ſelbſtverſtändlich!) 
Aber das beßweiſt, daß (Abg. Rahn: Sie dämlich 
find!) Das wenige, was von Ihren Wahlver⸗ 
ſprechungen übrig geblieben iſt, Auflösbarkeit des 
olkstages, Verantwortlichmachung der Senato⸗ 
ren durch dieſe Beſtimmung zur Verfaſſungsände⸗ 
rung zur Unmöglichkeit gemacht wird. (Abg. 


Rahn: Anſere Unterſchrift ſollen Sie dann 
haben!) Nun, Herr Abg. Rahn, dann wird bie: 
ſelbe Regierung kommen und Ihnen das Ver 
ſprechen geben, die Mieten zu erhöhen. Dann wer⸗ 
den Sie auf die Intereſſen der Werktätigen pfei⸗ 
fen und die erhöhten Mieten in die Taſche ſtecken. 
(Abg. Raſchke: Werden Sie uns dann die Anter⸗ 


D) 


(A) 


(B) 
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ſchrift geben? — Abg. Rahn: Ja, auch! — Uns; 


den auch die Sozialdemokraten nicht abſtreiten 


ruhe. — Abg. Rahn: Ihr ſeid zu feige, das zu können; ſie können nicht behaupten, daß es agita⸗ 


machen! — So ſiehſt Du aus! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Sie haben wiederholt bewieſen, Herr Rahn, 
daß Sie für die Werktätigen nichts übrig haben. 
Ich erinnere an die Umſatzſteuer. Wer verteidigte 
die Umſatzſteuer? Die Sozialdemokraten waren zu 
feige, ſie zu verteidigen. Sie waren es, die dieſe 
Maßnahme der Linksregierung auf Beibehaltung 
der Umſatzſteuer hier verteidigten. (Abg. Rahn: 
Sie ſind ja irrſinnig, Herr!) 

Warum haben wir gerade dieſen Fragenkom⸗ 
plex noch einmal aufgerollt? Wir haben einwand⸗ 
frei den Nachweis geführt, daß man zunächſt ein⸗ 
mal die Wahlverſprechungen nicht gehalten hat. 
Das wird Herr Rahn nicht als unſinnig bezeichnen 
können. Weiter habe ich nachgewieſen, daß das, 
was man angeblich von den Wahlverſprechungen 
gehalten hat, in eine derartige Form gekleidet iſt, 
daß man von einer Verbeſſerung nicht ſprechen 
kann. Deshalb ſprachen wir noch einmal hierzu, 
deshalb rollten wir gerade dieſen Fragenkomplex 
auf, weil man es immer ſo hinzuſtellen beliebte, 
als ob unſere Hauptforderung die iſt, baut die 120 


Abgeordneten nicht ab; weil man die Abgeord⸗ 


neten abbaut, ſtimmen die Kommuniſten dieſem 
Geſetzentwurf nicht zu. Dieſe Lügen und ihre 
Ausſtreuer wollte ich brandmarken. Wenn Sie 
Herr Abg. Rahn, es übernommen hatten, bei der 
vorigen Verfaſſungsänderung, die von den 
Deutſchnationalen eingebracht war etwa noch um 
unſere Hilfe zu werben, durch den Vermitt⸗ 
lungsvorſchlag Abbau auf 90 Abgeordnete, — 
dann war das von Ihnen keine ehrliche Abſicht, 
unſere Hilfe irgendwie zu gewinnen. Sie wuß⸗ 
ten ganz genau, daß Sie unſere Hilfe nur dann 
bekommen hätten, wenn Sie die Fußangeln bei 
Auflösbarkeit und Verantwortlichkeit beſeitigen, 
die Herabſetzung der Senatoren von 22 auf 5 bzw. 
ohne Penſionierung, und die Wahl der Stadt⸗ 
bürgerſchaft durch die Danziger Stadtbevölkerung 
vornehmen würden. 

Das alles waren Fragen, die für uns maß⸗ 
gebend waren. Die Frage des Abbaus der Abge⸗ 
ordneten war für uns nur eine taktiſche Frage, 
nicht eine grundſätzliche. 
Nahn.) Jawohl, das haben wir immer wieder 
behauptet. und wenn Sie dieſe Frage für uns 
Kommuniſten zur Hauptfrage ſtempelten, dann 
nur, weil Sie bewußt die öffentliche Meinung 
über die Stellungnahme der Kommuniſtiſchen 
Partei zu dieſem Geſetzentwurf täuſchen und irre⸗ 
führen wollten. Wir haben immer betont, und 
zwar als Hauptfragen immer betont: Hinweg mit 
dem hauptamtlichen Syſtem der feſtbeſoldeten Se⸗ 
natoren, hinweg mit der Penſionsberechtigung, 
hinweg mit den Fußangeln der Auflösbarkeit und 

erantwortlichkeit, hinweg mit der Notwendigkeit 
von 15 Unterſchriften bei der Auflöſung des Volks⸗ 
tages, bei der Zurverantwortungziehung des 
Senats! 

Was antworteten aber die Koalitionsparteien, 
was antwortete insbeſondere Herr Abg. Gehl auf 
unſere Forderungen? Sie werden zugeben müſſen, 
daß die Forderungen. die wir aufgeſtellt haben, 
durchaus berechtigt ſind und als Mindeſtmaß 
durchaus durchgeführt werden müſſen, daß es 


agesforderungen der Werktätigen ſind. Das wer⸗ 


(Widerſpruch des Abg. W 


toriſche Forderungen ſind. Es ſind Forderungen, 
die notwendigerweiſe ſofort durchgeführt werden 
müſſen, und für die man ſich als ehrlicher Ver⸗ 
treter der Intereſſen der Werktätigen einſetzen 
muß. Was antwortete gegenüber dieſen Forde⸗ 
rungen der Kommuniſtiſchen Partei der Herr Abg. 
Gehl? Er erklärte: i 
Wenn man aber bedenkt, daß Verfaſſungsfragen 
nur durch Kompromiſſe gelöſt werden können, und 
keine Partei ſie ausſchließlich nach ihren Grundſätzen 
löſen kann, ſo muß man wohl dazu kommen, dem Er⸗ 
reichten zuzuſtimmen, zumal die vorgeſchlagenen Aen⸗ 
derungen erhebliche Verbeſſerungen im Sinne der 
Demokratie und des Fortſchritts bringen, und wer 
zu dem Grundſatz hält, daß der die beſte Politik 
macht, der das Erreichbare nimmt, der beſinne ſich 
nicht mehr lange, ſondern ſtimme in der Schlußab⸗ 
ſtimmung der Vorlage zu. 
Sie wiſſen, daß durch dieſe Worte vor der Schluß⸗ 
abſtimmung der Herr Abg. Gehl moch dieſe oder 
jene Partei für die Verfaſſungsänderung zu ge⸗ 
winnen verſuchte. Er wergißt nur eins: die For⸗ 
derungen, die wir Kommuniſten geſtellt haben, 
ſind auch hier in Danzig durchzuführen, wenn man 
ehrlich darum kämpft. Sie haben ſich hier auf 
Koalitionsbindungen mit dem Zentrum berufen 
können. Führen Sie den Volksentſcheid, ein Volks⸗ 
begehren für dieſe Fragen: Beſeitigung des haupt⸗ 
amtlichen Senatorenſyſtems, Beſeitigung der Pen⸗ 
ſionen dieſer Herren, Verringerung der Senatoren 
von 22 auf 5 bzw. 7, Wahl der Stadtbürgerſchaft 
durch die Danziger Stadtbürger durch, ſtellen Sie 
dieſe Fragen zur Abſtimmung, dann werden die 
Werktätigen in ihrer überwiegenden Mehrheit 
dafür ſtimmen. Sie tun es aber nicht für dieſe 
Verfaſſungsänderung, die ja vom Zentrum ge⸗ 
ſchaffen iſt. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
Anſere Forderungen ſind alſo wirklich erreich⸗ 
bar. Sie wiſſen ja auch ganz genau, daß wir hier 
durchaus nicht grundſätzliche Forderungen aufge⸗ 
ſtellt haben, ſondern daß wir durch dieſe Forde⸗ 
rungen bewieſen haben, daß wir gewillt ſind, 
auch das Erreichbare zu ſchaffen, allerdings nicht 
das „Erreichbare“ in einer Form, die die Zen⸗ 
trumspartei geſchaffen hat. (Abg. Felix Klawitter: 
zenn Sie nicht eine Wanderniere hätten, wüßten 
Sie das nicht!) Ich weiß ja, daß Sie die Sozial⸗ 
demokraten ſehr viel unterſtützen, aber ſtrengen 
Sie Ihre Kehle nicht allzuviel an! Sie kommen 
nur her, ſchreiben Ihren Namen ein, ſchlucken 
Diäten und gehen an die Theke. (Zuruf des Abg. 
Klawitter.) Dies „Schimpfen“ ſcheint der Zen⸗ 
trumspartei ſehr unangenehm zu ſein. — 
Dieſe Einwendungen, die der Herr Abg. Gehl 
damals machte, indem er auf das Erreichbare hin⸗ 
wies, ſtehen aber im kraſſen Widerſpruch zu den 
Ausführungen ſeines Parteifreundes, des Herrn 
Abg. Loops. Denn als die Deutſchnationalen ihre 
Abänderungsanträge zur Verfaſſung einbrachten, 
erklärte Herr Abg. Loops wörtlich: i 
Wir wenden uns nicht gegen dieſe Dinge, — 
nämlich gegen die Dinge, die die Deutſchnationalen 
in Bezug auf Verfaſſungsänderung einbrachten — 
die im Antrag niedergelegt worden ſind, aber wenn 
eine Verfaſſungsreform durchgeführt wird, dann muß 
gleich ganze Sache gemacht werden; denn eine Ver⸗ 
faſſungsreform können wir nicht alle Jahre machen. 
Herr Abg. Gehl, Sie werden zugeben, daß wir 
ein Recht haben, Ihrem Entwurf gegenüber das 


— 
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(A) gu jagen, was der Herr Abg. Loops gegenüber dem Errungenſchaften preisgibt. Dazu gehört auch die 


(B) 


deutſchnationalen Abänderungsantrag erklärt hat. 
Wir erklären, das zunächſt Erreichbare für das 
Proletariat ſind die Anträge, die wir Kommuniſten 
geſtellt haben. Wir haben ein Recht, zu erklären, 
daß wir nur dann in eine Verfaſſungsänderung 
einwilligen, wenn in Bezug hierauf tatſächlich 
unſere Anträge zur Durchführung kommen, weil 
es nicht ſpeziell unſere Anträge ſind, ſondern auch 
Forderungen, die Sie aufgeſtellt haben, als Sie 
noch vor den Wahlen ſtanden und noch nicht in 
der Regierung ſaßen. 

Aber die Sozialdemokraten haben bei ihrer 
jetzigen grundſätzlichen Einſtellung keine Urſache 
zu erklären, daß ganze Sache gemacht werden ſoll, 
wenn eine Verfaſſungsreform durchgeführt wird. 
Wo machen Sie bei Ihrem Entwurf ganze Sache? 
Sie denken nicht im geringſten daran, ganze Sache 
zu machen. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ich habe aus⸗ 
geführt, daß die Verantwortlichkeit nicht im ge⸗ 
ringſten beſteht. Nach wie vor wird mit den Gel⸗ 
dern der Steuerzahler herumgewirtſchaftet wer⸗ 


Verminderung der Zahl der Abgeordneten. — 
(Abg. Rahn: Rednerſchule!) Auch das iſt manch⸗ 
mal für Leute Ihres Schlages, Herr Rahn, not⸗ 
wendig. Ich glaube, Sie haben ſich hier Ihr Red⸗ 
nertalent erworben. (Abg. Rahn! Sie irren!) Sie 
haben doch den Rekord in Bezug auf Dauerreden 
immer noch gehalten. (Abg. Rahn: Als Sie noch 
in den Windeln lagen, ſprach ich vor Maſſenver⸗ 
jammlungen!) Traurig genug, daß die Arbeiter 
Sie damals ſprechen ließen, und Sie nicht dahin 
beförderten, wo Sie hingehören. Aber die Zeit 
wird noch kommen. Es iſt traurig genug, daß Sie 
ſich heute noch damit brüſten, die Arbeiterſchaft 
verraten zu haben. (Abg. Rahn: Das waren nicht 
ſolche Arbeiter wie Sie!) — Die unerhörteſte De⸗ 
magogie und Hinterhältigkeit (Abg. Gerick: Be⸗ 
ſitzt Plenikowſki!) der Regierungsparteien beweiſt 
gerade dieſe Frage des Abbaus der Zahl der Ab⸗ 
geordneten. Man entdeckt jetzt endlich einmal ſo⸗ 
gar in der Sozialdemokratiſchen Partei, daß man 
bereits ſeit Beginn des Beſtehens des Freiſtaates 


den, ob ein Dr. Volkmann hier ſitzt oder ein Abg. auch gegen den „Waſſerkopf“ Volkstag war. Ab⸗ 
Rahn oder Gehl. Das haben die Vorgänge in geordneter Rahn hat immer wieder damit propa⸗ 
Deutſchland bewieſen. Dort wird mit dem Geld giert, daß ich hier Lügen auftiſche. Jetzt werde ich 
der Steuerzahler genau jo gewirtſchaftet wie hier, dem Abgeordneten Rahn nachweisen, wie famos 
bloß daß es dort nicht das Bölkauer Kraftwerk, ſeine Freunde, die Sozialdemokraten, das Blaue 
ſondern der Panzerkreuzer war. (Zuruf des Abg. vom Himmel herunterlügen. (Abg. Rahn: Sie 
Gerick.) In Hamburg war es ein Sozialdemokrat, lügen wieder, wenn Sie die Sozialdemokraten als 
der die Streitenden auseinandertreiben und Ar⸗ meine Freunde bezeichnen!) Durch Ihre Zwiſchen⸗ 
beiter niederſchießen ließ. Herr Abg. Gehl ſagte: rufe werden Sie dieſe Feſtſtellungen auch nicht 
„Wir müſſen zu dem Grundfag halten, daß der die entkräften können. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
beſte Politik treibt, der das Erreichbare nimmt“. tei ſchrieb vor einigen Tagen in einem Artikel der 


Sie verſteifen ſich nur auf die angeblich durch 
Ihren Entwurf herbeigeführte volle Verantwort⸗ 
lichkeit der Senatoren, weil Sie ſonſt dem deutſch⸗ 
nationalen Abänderungsantrag zur Verfaſſung 
zuſtimmen müßten; denn er bringt auch „Verbeſſe⸗ 
rungen“ Ihrer Art, nämlich Verringerung der 
Zahl der Mitglieder des Senats und des Volks⸗ 
tages, Auflösbarkeit uſw. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Eigenartig, daß Sie nicht nach der Methode des 
Herrn Abg. Gehl zunächſt dies 
nehmen und dann die Verantwortlichkeit herbei⸗ 
führen, wenn Sie nach einer Auflöſung des Volks⸗ 
tages in vergrößerter Zahl hier einziehen. — (Zu⸗ 
ruf links.) Sie wären nicht ſo dämlich geworden, 
wenn Sie meine Schule beſucht hätten. Davon 
ſeien Sie überzeugt, Herr Abg. Rahn. (Heiterkeit. 
— Zuruf des Abg. Dr. Moczynſki.) Wir haben 
ſſowiel dämliche Finanzſenatoren gehabt, daß es 
auf einen mehr nicht ankommt. — Dieſe Ausfüh⸗ 
rungen haben bewieſen, daß ſich die Sozialdemo⸗ 
kraten mit ihren eigenen Argumenten ſchlagen. 
Ihre ewigen Zwiſchenrufe „Dummes Zeug, irr⸗ 
innig uſw.“ werden an der Wahrheit dieſer Tat⸗ 
ſachen nichts ändern, Herr Abg. Rahn! Wenn die 
Sozialdemokraten alſo durch den Abg. Loops er⸗ 
klären ließen, die deutſchnationale Aenderung der 
Verfaſſung ſei für ſie unannehmbar, dann haben 
wir tatſächlich doppelt und dreifach recht, in aller 
Oeffentlichkeit zu erklären, und wir beſitzen auch 
den Mut dazu, einer Verfaſſungsänderung nicht 
zuzuſtimmen, die von der Zentrumspartei gemacht 
it und nur Verſchlechterungen bringt. 

Wir wehren uns ferner dagegen, daß man 
durch dieſe Form der Verfaſſungsänderung gewiſſe 


„Erreichbare“ 


„Volksſtimme“: 

Die Deutſchnationalen reden jetzt plötzlich vom 
Waſſerkopf Voltstag und schreien: Fort mit dem 
großen Senat! Aber das ſind doch vertraute Töne, 
bat doch gerade die Sozialdemokratie ſeit Beſtehen 
des Freiſtaates immer und immer wieder von dem 
Waſſerkopf Senat und Volkstag geſprochen und ge⸗ 
gen die Rechtsparteien gewettert, weil gerade dieſe 
es geweſen ſind, die dieſen Waſſerkopf in der Ver⸗ 
faſſunggebenden Verſammlung geſchaffen haben, weil 
es ihnen in ihrer neu gebackenen Staatsherrlichkeit 
nicht groß genug hergehen konnte. 

Sie müſſen zugeben, Herr Rahn, daß die Sozial⸗ 
demokraten die Behauptung auſſtellen, fie ſeien 
ſeit Beginn des Freiſtaates gegen die Zahl der 
Abgeordneten von 120 geweſen. (Abg. Nahn: 
Nicht ſeit Beginn!) Ich nehme Ihnen das nicht 
übel, Sie haben meine Schule nicht beſucht, des⸗ 
halb können Sie nicht feſthalten, was ich vor 
wenigen Minuten vorgeleſen habe. (Abg. Rahn: 
Die Stenogramme des Volkstages ſind maßge⸗ 
bend!) Gerade die Sozialdemokratie hat, ſo ſteht 
es in dem Artikel, ſeit Beſtehen des Freiſtaates 
immer wieder gegen den Waſſerkopf Volkstag ge⸗ 
ſprochen. (Abg. Rahn: Senat ſteht da!) und Volks⸗ 
tag, Herr Abg. Rahn! Wenn Sie wollen, können 
Sie den Artikel einſehen. Derartige Feſtſtellungen 
ſind für Sie natürlich unangenehm. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich peinlich, wenn man in aller Oeffent⸗ 
lichkeit nachweiſt, in welcher lügneriſchen und de⸗ 
magogiſchen Art ganz beſonders die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei jetzt bei der Verfaſſungsänderung 
operiert. Daß aber die Sozialdemokraten ſeit Be⸗ 
ſtehen des Freiſtaates nicht gegen die Zahl der 
120 Abgeordneten waren, das dokumentieren ja 
ſchon Ihre erboſten Zwiſchenrufe, und das doku⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
mentieren auch die Ausführungen, die der Herr 
Abg. Gehl damals in der Verfaſſunggebenden 
Verſammlung machte. — (Zuruf des Abg. Rahn. 
Sie ſind erboſt! Der Bart wackelt ja vor Wut, 
Herr Abg. Ralhn! — Herr Abg. Gehl erklärte da⸗ 
mals in der Verfaſſunggebenden Verſammlung 
folgendes: 5 
Wenn Sie die Zahl der Abgeordneten, die nach 
der zweiten Leſung auf 120 feſtgeſetzt wurde, auf 96 
oder 72 herabſetzen, wie der erſte Antrag lautete, ſo 
ſchaffen Sie damit nichts anderes als ein Berufspar⸗ 
lament, alſo Berufsparlamentarier, die ſich mit keiner 
andern Arbeit mehr beſchäftigen können. Es könnten 
fi alſo für dieſe Arbeit nur reiche Leute wählen 
laſſen, die es nicht nötig haben, ſich mit anderer Be⸗ 
rufsarbeit zu beſchäftigen oder die feſt beſoldet ſind. 

Die Zahl verringern, würde eine ſchwere Gefahr be⸗ 

deuten für die Arbeitsfähigkeit des Parlaments 
(Abg. Rahn: Hat die Kommuniſtiſche Partei ihre 
Meinung noch nie geändert?) Wenn Sie etwa ein⸗ 
wenden wollen, daß die Situation ſich geändert 
hat, daß jetzt die Notwendigkeit der Anzahl von 
120 Abgeordneten nicht mehr beſteht, dann ſtimmt 
das nicht. Es ſtimmt nur inſofern, als jetzt die 
Führer der Sozialdemokratiſchen Partei auch zu 
den „reichen Leuten gehören, die es ſich leiſten 
können, in einem verringerten Parlament zu 
ſitzen“. Nur weil dieſe Situation eingetreten iſt. 
weil die wirtſchaftliche Lage dieſer Herrſchaften 
ſich geändert hat, nicht die wirtſchaftliche Lage des 
Proletariats, nicht der Kampf des Proletariats 
um ſeine Rechte, hat ſich ihre Stellung zu der Zahl 
der 120 Abgeordneten geändert. (Abg. Rahn: 
Sagen Sie doch, wer die Kapitaliſten bei den So⸗ 
zialdemokraten fin!) 

Nun wendet man etwas anderes ein und ſagt, 
der Volkstag muß auch abgebaut werden, weil 
dadurch geſpart wird, und das ſchiebt man in den 
Vordergrund. Ganz beſonders war es die Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei, die erklärte: Der Volkstag 
muß verkleinert werden, weil dadurch geſpart 
wird. Die Deutſch⸗Danziger erklären ſogar, er 
muß noch kleiner gemacht werden. (Zuruf des Abg. 


Rahn.) Herr Abg. Rahn, Sie ſind ſchon ſoweit N 


gewandert, Sie werden auch zu den Deutſchnatio⸗ 
nalen kommen und dort vielleicht die Herabſetzung 
auf 60 auch noch mitmachen. Ich werde aber 
wieder den Beweis erbringen, daß die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei und Sie lügen, wenn Sie in 
der Oeffentlichkeit erklären, der Abbau der Abge⸗ 
ordneten führe Sparmaßnahmen herbei. Es war 
wieder der Herr Abg. Loops, einer von den „lin⸗ 
ken“ Sozialdemokraten, der erklärte: „Die Frage 


des Abbaus von 30 oder 40 Abgeordneten hat für 


uns aus Erſparnisrückſichten nie eine Rolle ge⸗ 
ſpielt“. Es war der Herr Abg. Siebenfreund, der 
in ſeinen Ausführungen klar zum Ausdru 
brachte: „Erſparniſſe werden durch den Abbau 
nicht im geringſten herbeigeführt“. Sie werden 
dieſe Tatſache nicht leugnen. Es ſind Rechenexem⸗ 
pel. Sie werden zugeben, daß Sie die Diäten ganz 
bedeutend erhöhen werden, oder wenn Sie das 
nicht tun, wird das eintreten, was der Herr Abg. 
Gehl zum Ausdruck brachte, daß nur reiche Leute 
es ſich leiſten können, in dies hohe Haus einzu⸗ 
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und bange wird, ob dies Geſetz überhaupt durchge⸗ 
führt wird, und daß Sie deshalb hier ſehr große 


) Bauchſchmerzen verraten. (Zwiſchenrufe der Abg. 


Rahn und Dr. Blavier.) Es kommt aber noch eine 
dritte Tatſache hinzu, weshalb wir uns gegen eine 
Verfaſſungsänderung dieſer Art wenden. Zwei 
Tatſachen führte ich an: Man hält die Wahlver⸗ 
ſprechungen nicht, ſondern ſetzt ſich darüber hinweg, 
man bringt die angebliche Reform in einer Form, 
die keine Verbeſſerung herbeiführt. Man beſeitigt 
demokratiſche Errungenſchaften, ſiehe 15 Anter⸗ 
ſchriften, Herabſetzung der Zahl der Abgeordne⸗ 
ten von 120 auf 72. Dazu kommt noch ein Drittes: 
Man benutzt dieſe Art der Verfaſſungsänderung zu 
einer ganz gemeinen Kuhhandelei mit bürger⸗ 
lichen Parteien, um die Intereſſen der Werktäti⸗ 
gen zu verraten und preiszugeben. Das iſt die 
Kuhhandelei der Sozialdemokraten mit dem Zen⸗ 
trum und der Deutſch⸗Danziger Volkspartei in. 
Bezug auf Mietserhöhung. (Abg. Dr. Blavier: 
Sind Sie Hellſeher? Sie reden immer von Miets⸗ 
erhöhung!) Sie ſind ja ſehr geſiebte Demagogen, 
ganz beſonders die Herren Dr. Blavier und Rahn, 
nur gibt es Leute, die dieſe Geſiebtheit ganz gut 
durchſchauen können. Sie erklären natürlich: „Wir 
wollen ja nur die Wohnungsbauabgabe, wir wol⸗ 
len die Miete in voller Höhe des Friedenswertes.“ 
Damit geben Sie ſich zufrieden. Sie wiſſen aber 
ganz genau, daß dann die Frage entſteht: „Wie 
ſchaffen wir Geld, um Wohnungen zu bauen?“ 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Sie ſind es geweſen, der 
geholfen hat, dieſe Millionen für die höhere Be⸗ 
amtenſchaft auszugeben. Mit Ihrer Hilfe iſt auch 
dies reaktionäre Beamtengeſetz geſchaffen; denn 
wenn es den Bürgerlichen ernſt geweſen wäre mit 
dem Kampf gegen dies Schandgeſetz, das der obe⸗ 
ren Beamten) Haft Millionen in den Rachen wirft, 
das vielen höheren Beamten die Bezüge von 1924 
bedeutend erhöht, dann hätten Sie dies Beamten⸗ 
geſetz verhindern können. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Ich glaube nicht, daß Sie an den Fingern bis 
gehn zählen gelernt haben. 36 Ja⸗Stimmen und 24 
ein⸗Stimmen, zählen Sie doch nach. Wenn es 
den Bürgerlichen ernſt geweſen wäre mit der Be⸗ 
ſeitigung dieſes Schandgeſetzes, — die Sozialdemo⸗ 
kraten haben ja die Verantwortung abgelehnt, 
aber nachher zugeſtimmt, jo hätten fie es vereiteln. 
können. (Zuruf des Abg. Rahn. — Abg. Raſchke: 


Alle andern waren weg, bloß Sie waren da! Sehr 


unangenehm, Herr Abg. Rahn!) Ich werde Ihnen 
etwas jagen Herr Rahn! Wenn es won Ihrer 
Stimme abhängig geweſen wäre, ob das Beamten⸗ 
beſoldungsgeſetz durchkommen ſollte, dann hätten. 
Sie wie die Sozialdemokratiſche Partei Ihre 


ck Stimme mit Ja abgegeben. (Abg. Rahn: Hätte!) 
Nun, Sie konnten es ſich leiſten, Sie haben ſich oft. 


als „Regierungsvertreter“ der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei aufgeſpielt und ſie verteidigt, in der 
Umſatzſteuerfrage und bei andern Gelegenheiten. 
(Abg. Rahn: Vater vergib Ihnen!) denn Sie 
wiſſen wirklich nicht, was Sie heute ſchlabbern. 


(C) 


D 


(Zuruf des Abg. Rahn.) Wenn Sie ſprechen, wer⸗ 


den Sie meine Unverſchämtheiten auch zu jpüren 


kehren. Anſcheinend find Sie der Anſicht, daß ich bekommen, das kündige ich Ihn: (Abg. 

1 | ; ; dige ich Ihnen an. (Abg. 

auch in Bezug auf dieſe Tatſachen fabuliere! 

E Ich kann es verſtehen, daß nach dem kläglichen 
rgebnis der Einſchreibungen Ihnen jetzt Angſt 


| 


Rahn: Sie werden den Mund halten lernen, ſonſt 
werden Sie rausgeſchmiſſen! — Große Unruhe. — 
Glocke des Präſidenten.) Sehen Sie, der Herr Prä⸗ 


(A 
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ſident fängt ſchon an hinauszuwerfen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) 


Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich bitte Sie 


in der Rede weiter fortzufahren und die Zwiege⸗ 
ſpräche zu unterlaſſen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sehen Sie, 
das Hinauswerfen beginnt ſchon! Ihr Freund da 
oben fängt damit ſchon an! (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Präſident: Ich verbitte mir jede Kritik meiner 
Geſchäftsführung. Ich rufe Sie deshalb zur Ord⸗ 
nung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie erklä⸗ 
ren, nur die Friedensmiete zu wollen. (Zuruf des 
Abg. Fiſcher.) Sind Sie heute wieder angetrunken, 
Herr Abg. Fiſcher? Sie ſcheinen heute wirklich be⸗ 
trunken zu ſein. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowfki, ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Sache. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wer⸗ 
den feſtſtellen, wer zur Sache gerufen werden muß. 
(Zurufe der Abg. Naſchke und Fiſcher.) Ich muß 
weiter ſprechen, ſonſt entzieht mir der Präſident 
tatſächlich das Wort. 

Präſident: Herr Abg. Opitz, ich mache Sie 
darauf aufmerkſam, daß ein Abgeordneter Ihrer 
Fraktion ſpricht. (Zwiſchenrufe des Abg. Opitz.) 
Herr Abg. Opitz, ich rufe Sie zur Ordnung. Ich 
weiſe darauf hin, daß es Ihr Fraktionskollege iſt, 
den ich gegen Sie ſelbſt ſchützen muß. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Daß man 
Ihnen die Wohnungsbauabgabe nachwirft, wiſſen 
Sie ganz genau. Das iſt die gemeine Handlungs⸗ 
weiſe, die Sie kennzeichnet. Daß mam aber auch die 
Miete erhöhen wird, hat ein Artikel in der Zen⸗ 
trumszeitung einwandfrei bewieſen. Daß die So⸗ 
zialdemokraten deshalb Bauchſchmerzen bekamen 
und erklärten, es ſei nicht ſo gefährlich, man werde 
die Miete nicht auf „125 Prozent“ ſteigern, beweiſt 
nur, daß man die Miete aber doch erhöhen wird. 
Man hat der Deutſch⸗Danziger Volkspartei eben 
das Verſprechen gegeben, weil ſie ſich ſo ſehr für 
die Verfaſſungsänderung einſetzt. Und auch des⸗ 
halb werden wir dieſe Verfaſſungsänderung nicht 
mitmachen. 

Nachdem man die Verfaſſungsänderung hier 
nicht zuſtande gebracht hat, verſuchte man es auf 
einem anderen Wege. Wenn man die Vertreter der 
Koalitionsparteien, wenn man den Herrn Abg. 
Rahn zur Verfaſſungsfrage hier ſprechen hörte, 
hätte man tatſächlich geglaubt, daß am erſten 
Tage der Liſtenauslegung die Völker zuſammen⸗ 
ſtrömen würden, um ihre Namen einzutragen. 
Das Ergebnis war kläglich! Erſt als man in der 
demagogiſchten Art und Weiſe gelogen und in der 
Preſſe geſchwindelt hat, erſt als man die Benölte- 
rung über das wahre Geſicht der Verfaſſungsände⸗ 
rung täuſchte, bekam man einige Tauſend zuſam⸗ 
men. (Es genügt aber! bei der D.V. P. — In 
Deutſchland fehlten Sie! links.) Seien Sie nicht ſo 
wild! Wenn Sie im Lokal ſo wild ſind, zerſchlagen 
Sie alle Töpfe. Ich werde auch auf Deutſchland 
zu ſprechen kommen. (Abg. Gerick: Auf Hamburg 
auch? Auf Thälmann!) Ich werde den Nachweis 
führen, daß die Kommuniſtiſche Partei in Deutſch⸗ 
land von einem Siege ſprechen kann. (Lachen 
links.) Der Zuruf des Abg. Dinklage ſteht im 


mit dieſer Verfaſſungsänderung treiben. 
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Widerſpruch zu den Siegesfanfaren, in die die (O) 


„Wolksſtimme“ hineinblies. Abg. Dinklage 
ſagte, es genügt, während die „Volksſtimme“ 
von einem großen Siege ſprach, von dem Beweis, 
daß wieder einmal die Disziplin der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei erbracht worden iſt. Von den 
über 100 000 Wählern der Parteien, die dies 
Volksbegehren unterſtützen, haben ſich knapp 
30 000 eintragen laſſen, alſo nicht einmal 30 
Prozent. Alſo nicht einmal 30 Prozent der Wähler 
Ihrer Parteien, die ſich für etwas eintragen 
ließen, was von den Koalitionsparteien, insbe⸗ 
ſondere dem Abg. Rahm als der einzige Rettungs⸗ 
anker geprieſen wurde, der die Danziger Bevölke⸗ 
rung vor dem ewigen Verderben bewahren kann. 
Von dieſen 30 000 Stimmen ſind mindeſtens 50 
Prozent von Berufskreiſen abgegeben worden, die 
den bürgerlichen Mittelparteien nahe ſtehen. 
Sehen Sie einmal ganz gründlich die Liſten durch. 
Dann werden Sie meine Behauptung beſtätigt 
finden. Es bleiben alſo vielleicht 15 000 Stimmen, 
die von den Wählern der Sozialdemokratiſchen 
Partei abgegeben worden ſind. Wenn man be⸗ 
denkt, daß die Sozialdemokratiſche Partei bei den 
letzten Wahlen weit über 60 000 Stimmen hatte 
und ſich nur 15000 davon einzeichneten, dann 
trifft es zu, wenn man von einem kläglichen Er⸗ 
gebnis redet. Hinzu kommt, daß dieſe 15 000 
Stimmen durchaus nicht aus Kreiſen der klaſſenbe⸗ 
wußten Arbeiterſchaft kommen, ſondern auch aus 
Schichten der Bevölkerung, die noch nicht genügen⸗ 
des Klaſſenbewußtſein haben oder aus Kreiſen, 
wie wir ſie hier durch die Abgeordneten der Sozi⸗ 
aldemokratiſchen Partei verkörpert ſehen. 

Es iſt alſo auch nicht eingetreten, was der Herr 
Abg. Rahn hier triumphierend verkündete: „War⸗ 
ten Sie unſer Volksbegehren ab, dann werden Sie 
ſehen, wie die Arbeiter, und gerade die kommuni⸗ 
ſtiſchen Arbeiter zu den Lokalen ſtrömen werden, 
um ſich einzeichnen zu laſſen.“ Das iſt nicht einge⸗ 
treten. Das klägliche Ergebnis dieſes Volksbe⸗ 
gehrens hat nur gezeigt, daß die klaſſenbewußte 
Arbeiterſchaft den Schwindel erkannt hat, Abt 
— (Abg. 
Rahn: Sprechen Sie mich nicht dauernd an, mir 
wird ſchlecht! — Heiterkeit.) Dann können Sie ja 
verſchwinden. Wenn Sie das Hertchen nicht fin⸗ 
den, jo laſſen Sie ſich von einem Saaldiener hin⸗ 
führen; oder nehmen Sie einen Kognak! (Abg. 
Rahn: Das überlaſſe ich Ihnen!) — Von den 
60 000 Wählerſtimmen der letzten Wahl haben ſich 
nur 15 000 eingezeichnet. Ich habe dieſe Ziffer eher 
zu hoch als zu niedrig gegriffen. Wenn man dieſe 
Tatſache mit dem kommuniſtiſchen Volksbegehren 
vergleicht, ſo ergibt ſich doch ein weſentlicher Un⸗ 
terſchied. Die Kommuniſten hatten 3¼ Millionen 
Wähler, davon haben ſich über 1¾ Millionen ein⸗ 
gezeichnet. Sie werden zugeben, daß es heute nicht 
ſchwierig iſt, als Sozialdemokrat zu einem deutſch⸗ 
nationalen Gemeindevorſteher hinzugehen und 
ſich eintragen zu laſſen. Es iſt aber ſehr gefährlich 
für einen Arbeiter, zu einem deutſchnationalen 
Gemeindevorſteher zu gehen, um ſeinen Namen für 
ein kommuniſtiſches Volksbegehren eintragen zu 
laſſen. Das dokumentieren die Ausſprüche der Groß⸗ 
agrarier auf dem Lande. Die Sozialdemokraten auf 
dem Lande werden zugeben müſſen, daß die Groß⸗ 
agrarier ſehr oft betont haben, es ſchade nichts, 
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wenn ſich die Arbeiter ſozialdemokratiſch organi⸗ 
ſierten, ſie dürften ſich aber ja nicht kommuniſt iſch 
organiſieren. Deshalb ſind wir berechtigt, in Be⸗ 
zug auf das Volksbegehren der Kommuniſtiſchen 
Partei in Deutſchland von einem Siege der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei zu ſprechen und hier, trotz 
Ihres ſogenannten „Sieges“, von einem kläglichen 
Fiasko der Regierungsparteien. Es Hat ſich bei 
beiden Volksbegehren, bei dem kommuniſtiſchen 
Volksbegehren in Deutſchland und bei dem Volks⸗ 
begehren der Zentrumspartei bzw. des Herrn 
Rahn hier in Danzig herausgeſtellt, daß die 
klaſſenbewußte Arbeiterſchaft zur Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei hält und in der Kommuniſtiſchen 
Partei ſeine Führerin ſieht. 

Wir werden den Kampf um die Forderungen, 
die ich zu Anfang meiner Ausführungen prägiltert 
habe, und die gerade die Sozialdemokraten den 
Werktätigen vor den Wahlen verſprochen haben, 
— allerdings nach dem Motto: „Nach Ohra ſchielt 
der Zentrumsmann, ob er die Schule kriegen 
kann“ — aufnehmen. Wir werden dem Verfaſ⸗ 
ſungsſchwindel der bürgerlichen Parteien, dem 
Verfaſſungsſchwindel, wie er durch die Deutſchna⸗ 
tionale und die Deutſch⸗Danziger Volkspartei ge⸗ 
trieben wird, die Forderungen des Proletariats 
entgegen ſetzen, die Forderungen der Werktätigen. 
Wir werden auch um die Durchführung der bereits 
durch die Verfaſſung acht Jahre lang den Werk⸗ 
tätigen verſprochenen Maßnahmen kämpfen und 
werden fordern: Her mit dem Wertzuwachs! In 
der Verfaſſung hat man den Werktätigen ſeit acht 
Jahren verſprochen, den Wertzuwachs zu erfaſſen. 
Wo bleibt die Erfaſſung dieſes Wertzuwachſes? 
Man hat ſeit acht Jahren den kinderreichen Fa⸗ 
milien, den Kriegern verſprochen, Heimſtätten zu 
ſchaffen. Wo ſind dieſe Heimſtätten? Den Kriegs⸗ 
blinden raubt man noch die Heimſtätte. Man hat 
ſeit acht Jahren den Werktätigen eine ausreichende 
Fürſorge für kinderreiche Familien verſprochen. 
Wo bleibt dieſe Fürſorge für die kinderreichen Fa⸗ 
milien? Wenn wir Kommuniſten hier im Volks⸗ 
tag und in den Kreistagen die Forderung aufge⸗ 
ſtellt haben, den kinderreichen Familien, deren 
Ernährer erwerbslos iſt, eine beſondere Beihilfe 
zu geben, hat man dieſe Forderung abgelehnt. Es 
waren gerade die Sozialdemokraten, die dieſe For⸗ 
derung mit der Begründung ablehnten, es ſei kein 
Geld vorhanden. Wir werden dafür eintreten, daß 
man dieſe ſeit acht Jahren in der Verfaſſung ver⸗ 
ſprochenen Maßnahmen durchführt, und zwar au 
in Bezug auf die unentgeltliche Hergabe von Lehr⸗ 
und Lernmitteln, für die Volksſchüler. Wo bleiben 
die Maßnahmen zur Durchführung aller dieſer 
Jose ngen des Proletariats, die man ſeit acht 

ahren in der Verfaſſung verankert hat? (Abg. 
Rahn: Sie werden gar nichts, Sie werden quaſ⸗ 
ſeln!) Es hat ſich gezeigt, daß wir durch unſern 

ampf bereits allen bürgerlichen Parteien und 
der Sozialdemokratiſchen Partei ſehr, ſehr auf die 
Nerven gefallen find. Gerade das klägliche Fiasko, 
das Sie beim Volksbegehren erlitten haben, hat 
gezeigt, daß die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft und 
nn Proletariat zu den Kommuniſten ſteht. (Zuruf 
des Abg. Beyer. — Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blawier. 


den Sozialdemokraten organiſiert iſt, 
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Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. 
H.! Es iſt notwendig, daß wir als die Einbringer 
des Volksentſcheids gegenüber allen Entſtellungen 
in der Preſſe und ſeitens der Parteien hier einmal 
klarſtellen, worum es ſich gehandelt hat. Es hat 
ſich nicht darum gehandelt, um zunächſt das Nega⸗ 
tive auszudrücken, daß wir etwa als Bevollmäch⸗ 
tigte oder als Schleppenträger der Sozialdemokra⸗ 
ten oder der Regierungskoalition, aus irgend 
welchen Beziehungen persönlicher oder ſonſtiger 
Natur heraus, den Regierungsentwurf eingebracht 
haben. Wenn wir den Volksentſcheid in der Form, 
wie ihn die Regierungskoalition eingebracht hat 
und wie er hier gefallen iſt, zum Volksbegehren 
gemacht haben, ſo leitete uns allein die Rückſicht 
auf die praktiſchen Notwendigkeiten. Die Bevölke⸗ 
rung iſt ſich darüber klar, daß etwas geſchehen 
mußte. Wir wußten, daß die unglückſelige Beſtim⸗ 
mung über den Volksentſcheid die Hälfte der 
Stimmberechtigten, d. h. annährend 110 000 Men⸗ 
ſchen an die Wahlurne bringen muß, um einen 
Schritt vorwärts zu kommen. Da war es für uns 
ganz ſonnenklar, daß gegen den Willen und gegen 
die Maſſe der Arbeiterſchaft, die nun einmal bei 
ebenfalls 
auch gegen den Willen der Zentrumsarbeiterſchaft 
und gegen den Willen der demokratiſch denkenden 
Teile der Bepölkerung ein Volksentſcheid nur Aus⸗ 
ſicht hatte, wenn er in der Form eingebracht wurde, 
wie ihn die Koalition hier zur Debatte geſtellt 
hat. Wir ſtehen durchaus auf dem Standpunkt, daß 
dieſe Verfaſſungsänderung, wie ſie die Koalition 
durch Kompromißverhandlungen gebracht hat, 
durchaus nicht das Jedal iſt. Wir ſagen ſogar, ſie 
iſt zum großen Teil ſchlecht, verfehlt. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Aber weil wir uns ver⸗ 
pflichtet fühlen, einen Schritt weiter zu kommen, 
Herr Plenikowſki, . . . (Abg. Plenikowſki: Das iſt 
eben kein Schritt vorwärts, ſondern höchſtens ein 
Schritt rückwärts!) Wir wollten uns nicht in Ne⸗ 
gation verzehren. Wir ſagten, etwas it gut, es 
wird wenigſtens in der Hinſicht aufgeräumt, die 
für uns die entſcheidende iſt, nämlich bei dem von 
uns bekämpften Syſtem der hauptamtlichen Se⸗ 
natoren. Das iſt für uns und weite Kreiſe der 
Bewölkerung der Kernpunkt. 

Wenn wir in den ſieben Jahren der Regie⸗ 
rung ſo heruntergekommen ſind, iſt daran nach un⸗ 
ſerer Meinung die politiſche Einſtellung der 
hauptſächlich die Macht habenden Senatoren 


ch ſchuld, und das ſind die Herren Runge, Dr. Volk⸗ 


mann uſw. Das war für uns das Motiv, aus dem 
heraus wir alles andere Schlechte geſchluckt haben. 
Der Herr Kollege Rahn hat offen erklärt, wir 
könnten mit 30 Abgeordneten auskommen. Wenn 
wir aber einmal weiterkommen wollten, ſo iſt es 
im Leben, wenn wir endlich einen Schritt weiter 
kommen wollten, mußten wir, wenn wir Verant⸗ 
wortungsgefühl hatten, den Entwurf der Koali⸗ 
tionsparteien nehmen, weil er uns den unſäglich 
ſchlechen Zuſtand beſeitigte, daß der Senat auf 
vier Jahre gewählt wird, ohne dem Volk verant⸗ 
wortlich zu ſein. Das war das zweite Gute an dem 
Entwurf der Regierungskoalition. Es iſt über⸗ 
flüſſig geweſen, daß Herr Plenikowſki uns oder dem 
Herrn Kollegen Rahn dauernd vorhielt, was für 
einen ſchlechten Volksentſcheid wir eingebracht 
haben. Wir erkennen Ihre Kritik an, nur ſtehen 
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wir nicht auf dem rein negativen Standpunkt, 
ſondern wir wollen nun einmal in Danzig zum 
Segen der ganzen wirtſchaftlichen Entwicklung 
einen Schritt weiter kommen. Deswegen haben wir 
in dieſen ſauren Apfel gebiſſen und haben den Ko⸗ 
alitionsentwurf der Regierungsparteien genom⸗ 


men, nicht aus Liebe, aus perſönlichen Beziehun⸗ 


gen, ſondern aus freier Willensentſchließung, weil 
wir ſo hoffen konnten, die 110 000 Menſchen auf 
die Beine zu bekommen. 

Es iſt nichts verſprochen worden, und es iſt un⸗ 
erhört, wenn auch heute noch än einem Artikel der 
„Danziger Allgemeinen Zeitung“ — das iſt wahr⸗ 
ſcheinlich der Erſatz für die Rede des Herrn Abg. 
Dr. Ziehm, die er hier nicht halten wollte — von 
den dunklen materiellen Verſprechungen geredet 
wird, die gegeben worden ſind. Ich glaube, die 
Deutſchnationalen hätten beſſer getan, uns nicht 
in dieſem Artikel zu zwingen, den rein ſachlichen 
Standpunkt, den ich bisher eingenommen habe, zu 
verlaſſen, um genau ſo perſönlich zu werden, wie 
es die Deutſchnationale Partei wird. Ich betone, 
nicht von uns iſt diesmal wieder der Riß ausge⸗ 
gangen, ſondern hier iſt es wieder die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 
Deutſchnationalen in ihrer Agitation keine Gren⸗ 
zen kennen. Uns wird in dem Artikel vorgeworfen, 
wir ſeien die Schleppenträger der Sozialdemokra⸗ 
tie, weil wir in dem einen Schritt der Beſeitigung 
der hauptamtlichen Senatoren zuſammengehen. 
Nein, Herr Dr. Ziehm, wir werden die Sozialde⸗ 
mokraten in manchen Wirtſchaftsfragen und in 
manchen andern Fragen ſcharf bekämpfen, das 
werden Sie erleben. Aber wir werden ihnen nie 
Landesverrat vorwerfen. Mit ſolchen Methoden 
arbeiten wir auch politiſchen Gegnern gegenüber 
nicht. 

Sie beliebten unſeren Volksentſcheid voll⸗ 
ſtändig zu verdrehen. Sie behaupten in dieſem 
Artikel, daß uns dunkle Motive geleitet hätten. 
M. D. u. H.! Es iſt hier in Danzig tatſächlich ſo, 
daß die Deutſchnationalen ohne Rückſicht auf die 
zukünftige Entwicklung der Freien Stadt nichts 
weiter können, als die Bevölkerungsſchichten ge⸗ 
geneinander zu hetzen. Es iſt doch klar, daß der 
Volksentſcheid „Bürgerſchutz“ eine Antitheſe zum 
Arbeiter bildet. Sie können uns erzählen, was 
Sie wollen, daß der Arbeiter zur Wirtſchaft ge⸗ 
hört, peremtoriſch bedeutet ein von den Bürger⸗ 
vereinen unter Ihrer Führung eingebrachter 
Volksentſcheid „Bürgerſchutz“ einen Gegenſatz zum 


Arbeiter. Daß Bevölkerungsſchichten aufeinander 


gehetzt werden, iſt tief betrübend. Sie tun das 
nur aus dem Grunde, weil für Sie die Hauptſache 
Ihre parteipolitiſche Einſtellung, Ihre Agi⸗ 
tation iſt. 

Nun möchte ich auf folgendes hinweiſen. Der 
Verband der Bürgervereine hat ein zweites Volks⸗ 
begehren eingebracht. Wir ſtehen heute auf dem 
Standpunkt, daß ein poſitiver Erfolg dieſes 
Volksbegehrens niemals zu erwarten iſt, ſelbſt 
wenn die erforderlichen 21000 Stimmen aufge⸗ 
bracht werden ſollten. Es iſt ſonnenklar, darüber 
müſſen auch die Herren von ganz rechts ihre Zwei⸗ 
fel fallen laſſen, gegen die große Maſſe der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung iſt es unmöglich, die 110 000 
Stimmen aufzubringen. Was ſoll nun der Volks⸗ 


Es iſt ſchon fo, daß die 
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entſcheid „Bürgerſchutz“? Ich kann erklären, daß (Ch 


er uns ſehr ſympathiſch iſt. In der Frage der di⸗ 
rekten Wahl der Stadtverordneten und der Wie⸗ 
derherſtellung der vollſtändigen Selbſtverwaltung 
ſind wir ſelbſtverſtändlich einer Meinung, auch 
mit den anderen Sachen. Nur die rein praktiſche 
Ueberlegung und das Intereſſe für die Entwick⸗ 
lung der Freien Stadt Danzig iſt für uns maß⸗ 
gebend. Wenn den Sozialdemokraten aber vor⸗ 
geworfen wird, ſie ſeien Landesverräter und ver⸗ 
kauften Danzig an Polen, ſo iſt das eine Uner⸗ 
träglichkeit. Wir wünſchten einen Schritt vor⸗ 
wärts zu tun. Das war allein das Intereſſe un⸗ 
ſerer Partei. Deshalb haben wir uns an die 
Spitze des Volksbegehrens geſtellt. 

Es iſt behauptet worden, die 30 000 Stimmen 
ſeien herzlich wenig. Das ſtimmt nicht, man muß 
doch die Anzahl Fehlerquellen kennen. Der Volks⸗ 
entſcheid iſt in Danzig zum erſten Mal eingebracht 
worden. Die Bevölkerung wußte garnicht, Herr 
Abg. Plenikowſki, worum es ſich handelte. Die 
breite Muſſe der erwerbstätigen Bevölkerung hat 
mit ihrem Dalles zu tun. Sie kümmert ſich nicht 
darum, ob wir ein parlamentariſches Syſtem ha⸗ 
ben oder nicht. Die große Maſſe der Bevölkerung 
weiß aber eins: Es muß etwas geſchehen, und wir 
müſſen vor allen Dingen in der Entwickelung fort⸗ 
kommen. Mancher Arbeiter, mancher kleine Mann 
geht ungern in das Lokal, um ſich einzuſchreiben. 
Einige ältere Herren aus meiner Bekanntſchaft 
haben ſich ebenfalls geniert, den Federhalter in 
die Hand zu nehmen. Manchem iſt das eben un⸗ 
gewohnt. Wir behaupten, daß das Aufbringen 
von 30 000 Stimmen eine enorme Leiſtung war. 
Sie müſſen bedenken, daß die öffentliche Meinung 
durch das Einbringen der beiden Volksentſcheide 
vergiftet worden iſt. Wie ſoll der gewöhnliche 
Bürger aus und ein wiſſen? Die Preſſe, die „Dan⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten“ biegen und fälſchen 
alles um. Das Publikum wird irre geführt und 
weiß nicht, wohin es ſoll. Das ſchwere Verbrechen 
iſt, daß der Bürgerverein ein anderes Volksbe⸗ 
gehren gleichzeitig eingebracht hat. Durchkommen 
kann es nicht. Das wiſſen die Drahtzieher genau. 
Aber eins kann der Gegenentwurf erreichen, daß 
er die Reform zerſchlägt. Das iſt das, was man 
den Deutſchnationalen jetzt vorhalten muß. Was 
Sie tun (nach rechts) iſt rein negative, zerſchla⸗ 
gende Arbeit. Wenn der andere Volksentſcheid 
auch die 21 000 Stimmen aufbringen ſollte, wird 
eine vollkommene Verwirrung eintreten. Durch⸗ 
kommen kann der „Bürgerſchutz“ ſowieſo nicht, 
weil er die große Maſſe der organiſierten Arbeiter 
gegen ſich hat. Er kann aber erreichen, daß alles 
beim alten bleibt. Z. B. werden wir es erleben 
können, daß infolge ſeiner Taktik eine Menge le⸗ 
benslänglich angeſtellter Senatoren das Gehalt 
beziehen. Das wiſſen Sie offenbar. Das wird 
notwendigerweise der Effekt Ihrer demagogiſchen 
Haltung ſein. Das geht aus Ihrem Artikel her⸗ 
vor, den ich noch beleuchten muß. Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki, Sie find hier zitiert und haben die Ehre, 
als Motto einem Leitartikel von Dr. Ziehm vor⸗ 
anzuſtehen. Das beweiſt am beſten, daß dieſe 


beiden Herren das Jahrhundert Arm in Arm in. 


die Schranken fordern. Es wird andere Stellen 
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geben, wo wir uns mit den Herren unterhalten 
werden. Es iſt dauernd die Rede vom jungen 
Mann der Sozialdemokratie. (Abg. Plenikowſki: 
Wen meint Dr. Ziehm?) Ich ſoll der junge Mann 
von Herrn Gehl ſein. Eins iſt weſentlich, feſtzu⸗ 
ſtellen. Es wird hier von dem Verfahren gegen 
mich geſprochen. Ich hätte im Intereſſe der Dan⸗ 
ziger Richterſchaft gewünſcht, daß dieſe Frage ge⸗ 
legentlich des Volksentſcheids nicht noch einmal 
aufgerührt würde. Es würde für Herrn Dr. 
Ziehm nicht zu dieſer trüben Stunde gekommen 
ſein, daß ich dieſe ollen Kamellen auskramen muß, 
um mich zu verteidigen. Ich muß genau wie Herr 
Abg. Mau feſtſtellen, daß es eine unabhängige 
Richterſchaft, die nur ihrem Gewiſſen unterworfen 
iſt, nicht gibt. Wir werden Gelegenheit haben, 
nachdem wir provoziert ſind, zu zeigen, daß in dem 
Verfahren wegen Betruges gegen mich die aller⸗ 
ſchlimmſten Rechtsbrüche vorgekommen ſind. Wir 
werden das durch eine Schadenerſatzklage 
ſtellen, die ich gegen den Senat einreichen werde. 


Wir haben heute ſchon den Beweis, Herr Dr. 5 


Ziehm, daß der unterſuchende Landgerichtsrat 
Jochim Zeugenausſagen nicht aufgenommen hat, 
die zu meinen Gunſten waren. Wir haben ihn ge⸗ 
faßt, daß er die Ausſagen entſtellt protokolliert 
hat. Ich bin heute im Beſitz der Ausſagen ver⸗ 
ſchiedener Leute, die das beſtätigen. Vor dem 
Gerichtsverfahren haben wir keine Angſt gehabt, 
auch ich nicht. Ich hatte nur Angſt, in die Hände 
von Leuten zu fallen, von denen ich wußte, daß 
fie gefügige junge Leute von Ihnen find. 
Deswegen haben wir begrüßt, daß die Wahl 
der Richter durch Volksentſcheid eine andere Mo⸗ 
dalität bekommen ſoll. Sie ſchreiben, durch eine 
Veränderung des Richterwahlausſchuſſes ſei die 
Integrität, die Objektivität der Juſtiz gefährdet. 
Sie iſt nicht gefährdet. Wir wollen hoffen, daß ſie 
dann erſt einmal anſtändig wird. Ich habe zwei 
Vorſitzende kennen gelernt, Landgerichtsdirektor 
Draeger und Dr. Zaehle, mehrere Beiſitzer und 
einen Unterſuchungsrichter. Die Praxis, die ich 
durch 1½ jährige Prozeſſe am eigenen Leibe ver⸗ 
ſpürt habe, ſagt mir, daß wir in Danzig eine un⸗ 
abhängige Juſtiz nicht beſitzen, daß die Juſtiz le⸗ 
diglich von Haß gegen die politiſchen Gegner ge⸗ 
trieben wurde. Das ſage ich ausdrücklich, weil ich 
es am beſten ermeſſen konnte, als ich in der An⸗ 
klagebank ſaß und ſah, wie Dr. Zaehle und Dr. 
Draeger den Zeugen die Ausſagen in den Mund 
legten. Kein Zeuge hat die objektive Ausſage 
machen können, die er machen wollte. Wenn er zu 
meinen Gunſten reden wollte, wurde er von Dr. 
Draeger in der ſchwerſten Form beeinflußt. Das 
ging ſogar ſoweit, daß Dr. Draeger einem Ent⸗ 
laſtungszeugen belaſtende Worte in den Mund 
legte und ſich deswegen bei meinem Anwalt ent⸗ 
ſchuldigen mußte. Da iſt nichts zu verzeihen. (Abg. 
Plenikowſki: Wie iſt es in Deutſchland?) Haben 
Sie ein großes Intereſſe daran, mich in dieſem 
Moment zu unterbrechen? Ich kämpfe jetzt für 
das Proletariat genau ſo gut wie für das Bür⸗ 
gertum, ich kämpfe für eine unabhängige Rechts⸗ 
pflege. Sie tun ſo, als ob es nicht beſſer würde. 
Das ſtimmt nicht. (Abg. Plenikowſki: Es bleibt 
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alles beim alten, die neuen Lumpe [ind genau ſo⸗ 


viel wert wie die alten!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
bereits geſprochen, wenn Sie wieder ſprechen wol⸗ 
len, bitte melden Sie ſich zum Wort. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Als Herr Abg. Rahn dauernd Zwiſchen⸗ 
rufe machte, konnten Sie den Mund nicht auf⸗ 
machen!) Herr Abg. Plenikowſtki, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Wenn 
es nicht beſſer wird, iſt es nicht unſere Schuld. 
Wir haben, wenn wir das Volksbegehren einge⸗ 
bracht haben, den ehrlichen Willen gehabt, an⸗ 
ſtändige Verhältniſſe in Danzig zu ſchaffen. Wenn 
uns das nicht gelingt, find Sie, Herr Plenikowſki, 
Schulter an Schulter mit den Deutſchnationalen 
daran Schuld. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
erger. 


Berger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
.! Im Namen der Nationalliberalen Bürger⸗ 


‚partei habe ich die Erklärung abzugeben, daß wir 


den vorliegenden Geſetzentwurf ablehnen werden. 
Wir verzichten darauf, auf den Geſetzentwurf 
näher einzugehen und Stellung dazu zu nehmen, 
da unſere Stellungnahme bereits bei dem früher 
vorgelegten Geſetzentwurf klar zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt. Ich habe noch zu erklären, daß wir 
uns für das Volksbegehren „Bürgerſchutz“ ein⸗ 
ſetzen werden. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle 
feſt, daß die erſte Beratung des Geſetzentwurfs er⸗ 
ledigt iſt. Wir ſchreiten zur zweiten Beratung. Ich 
rufe Artikel 1 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich zu 
erheben. Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe Artikel 2 auf und darf wohl die 
Annahme feſtſtellen. Artikel 3; angenommen, Ar⸗ 
tikel 4; angenommen, Artikel 4a; angenommen, 
Artikel Ab; angenommen, Artikel 40; angenom⸗ 
men, Artikel 4d; angenommen, Artikel 4 e; ange⸗ 
nommen, Artikel 4f; angenommen, Artikel 48; 
angenommen, Artikel 5; angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Ich ſtelle 
feſt, daß das Geſetz in zweiter Beratung ange⸗ 
nommen iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
die dritte Beratung vorzunehmen. (Abg. Raſchke: 
Es wird natürlich widerſprochen!) a 

Präfident: Widerſpruch höre ich nicht. (Abg. 
Raſchke: Es wird Widerſpruch erhoben. Komiſch, 
daß Sie von dieſer Seite nichts hören!) Das 
macht, weil Sie gewöhnlich ſo laut ſind, und wenn 
Sie dann etwas Wichtiges ſagen, verſtehe ich es 
nicht. Ich rufe den zweiten Punkt der Tagesord⸗ 
nung auf: 
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(Präſident) 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Aenderung des Geſetzes 
über den Finanzrat. 


Druckſache Nr. 484 zu Nr. 440. Ich rufe Artikel I 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Zu Artikel I liegt der Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 496 vor. 

In Artikel I wird für die Zahl „15“ die Zahl 

„11“ geſetzt. 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Abänderungsan⸗ 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über den Artikel I der Vorlage ab. Ich 
bitte diejenigen, die Artikel I annehmen wollen, 
fich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Artikel ! 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel II auf und ſtelle 
die Annahme feſt. Ich rufe Artikel III auf. Zu Ar⸗ 
tikel III liegen zwei Abänderungsanträge vor, ent⸗ 
halten in den Druckſachen Nr. 494 und 496. 

Wir ſtimmen zunächſt über den Abänderungs⸗ 
antrag der Deutſchnationalen Fraktion in Druck⸗ 
ſache Nr. 494 ab: 

Wir beantragen, Artikel III wie folgt zu faſſen: 

Der 8 3 erhält folgenden Wortlaut: 

Zu Mitgliedern des Finanzrats werden gewählt: 

a) 3 Mitglieder von der Handelskammer, 

b) 3 Mitglieder von der Landwirtſchaftskammer, 

e) 2 Mitglieder von der Handwerkskammer, 

d) 1 Mitglied von der Anwaltskammer, 

e) 1 Mitglied von der Aerztekammer, 

f) 1 Mitglied von der Apothekerkammer, 

g) 2 Vertreter der Beamtenſchaft, 

h) 2 Vertreter der Hausbeſitzer, 

1) 2 Vertreter der Mieter, 

K) 4 Vertreter der Arbeiterſchaft, und zwar 2 aus 
ländlichen und 2 aus ſtädtiſchen Kreiſen, 

1) 3 Vertreter der Angeſtellten, 

m) 2 Vertreter der techniſchen Berufe. 

Solange und ſoweit für die vorgenannten Berufe zu 

a) bis m) noch keine geſetzliche Regelung ihrer Be⸗ 

rufsorganiſationen vorhanden iſt, werden die von 

ihnen zu wählenden Mitglieder vom Senat auf Vor⸗ 
ſchlag der beſtehenden Organiſationen der betreffen⸗ 
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den Berufe für die Dauer der Wahlperiode ernannt. 


Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun über den 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 496 ab: 

Artikel III erhält folgende Faſſung: 

Der § 3 erhält folgenden Wortlaut: 

Von den übrigen 10 Mitgliedern werden gewählt: 

einer von der Handelskammer, 

einer von der Landwirtſchaftskammer, 

einer von der Handwerkskammer, 

ſieben von den Verbänden der Freien Gewerk⸗ 
ſchaften, und zwar } 

zwei aus Kreiſen der Angeſtelltenſchaft, 

zwei aus Kreiſen der Landarbeiterſchaft, 

drei aus Kreiſen der Induſtriearbeiterſchaft 

Hinter Artikel IM iſt Artikel Ia mit folgen⸗ 
dem Wortlaut einzufügen: 

§ 5 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die zu Wählenden müſſen die Wahlberechtigung 
zum Volkstag beſitzen, das 25. Lebensjahr vollendet 
595 im Gebiet der Freien Stadt ihren Wohnſitz 

aber. 


Hinter Artikel IH a iſt Artikel IIIb mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 
In 8 11 erſte Zeile 
ſtreichen. 


if das Wort „nicht“ zu 
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Ich bitte diejenigen, die dieſen Antrag anneh⸗ (Ch 


men wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun über 
Artikel III der Vorlage ab. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt 
die Mehrheit; angenommen. Ich rufe Artikel IV 
auf und ſtelle die Annahme feſt. (Abg. Raſchke: 
Es muß doch erſt über Artikel Ma und III b abge⸗ 
ſtimmt werden, da liegt doch ein Antrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 496 vor!) Es liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 494 vor, geſtellt von der 
Deutſchnationalen Fraktion, der einen Artikel IVa 
einfügen will: 

Artikel 20, der Verfaſſung findet auf die Mit⸗ 
glieder des Finanzrats entſprechende Anwendung. 
Wer dieſen Artikel IVa annehmen will, bitte 

ich, ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Ich rufe Artikel V auf. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag vor, enthalten in Druckſache 
Nr. 495: 5 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Artikel 5 erhält folgenden Zuſatz: 

„mit der Maßgabe, daß die bisherigen Mit⸗ 

glieder des Finanzrats ihr Amt bis zum 31. De⸗ 

zember 1928 behalten.“ 


Gerick 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokrat. Fraktion. 
Gaikowfki 

und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 

f Siebenfreund 

und die übrig. Mitgl. der Deutſch⸗Liberalen Fraktion. 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Antrag anneh⸗ 

men wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Desgleichen Artikel V mit 
dieſem Zuſatz. Ich rufe Artikel VI auf und ſtelle 
ſeine Annahme feſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
und darf wohl feſtſtellen, daß ſie angenommen iſt. 
Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß 
das Geſetz ſomit in der zweiten Beratung ange⸗ 
nommen iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 
Naſchke, Abgeordneter (K. P.): In der Druck⸗ 
ſache Nr. 496 wird verlangt, daß hinter dem Ar⸗ 
tikel III ein Artikel IIIa und ein Artikel III b 
eingefügt werden. Darüber, Herr Präſident, haben 
Sie nicht abſtimmen laſſen. 

Präfident: Ich habe über den Antrag, enthal⸗ 
ten in Drucksache Nr. 496 abſtimmen laſſen. (Abg. 
Raſchke: Ja, aber nicht, daß die Artikel IIa und 
Ulb eingefügt werden ſollen!) Die kommen Hinter 
Artikel III, das iſt doch ganz logiſch. (Zurufe des 
Abg. Raſchke.) Wir kommen zur dritten Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Wir werden dieſem Geſetz unſere Zuſtimmung 
werſagen. (Abg. Gehl: Das haben wir uns ge 
dacht!) Offenbar iſt dieſes Geſetz unter ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Einflüſſen zuſtandegekommen. (Abg. 
Kloſſowfki: Furchtbar 1) Die Regierungserklärung, 
die ſeinerzeit abgegeben wurde, lautete ja ſchon da⸗ 
hin, daß wir darauf rechnen mußten, daß der Fi⸗ 
nangrat umgeſtaltet werden würde, weil er ſich an⸗ 
geblich nicht bewährt hat. Inwiefern er ſich nicht 
bewährt hat, iſt uns leider nicht mitgeteilt wor⸗ 
den. Die Antwort iſt uns die Regierung ſchuldig 
geblieben. Dieſe Frage wurde in ganz beſtimmter 
Form geſtellt. Die Vertretung des Senats hatte 
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Garlutſch, Abgeordneter) 
bezeichnenderweiſe Herr Senatsvizepräſident Gehl 
übernommen. Er hat ſich der Antwort entzogen und 
darauf hingewieſen, daß uns die ſchriftliche Be⸗ 
gründung zum Geſetz darüber Aufſchluß geben wür⸗ 
de. Jedenfalls iſt darin eine Antwort, die uns zu⸗ 
friedenſtellen könnte, auf dieſe Frage nicht gegeben. 

Es iſt aber auch nicht zutreffend, daß der 
Finanzrat in der heutigen Zufammenſetzung ver⸗ 
ſagt hat. Wir behaupten, das Gegenteil iſt richtig. 
Der Finanzrat hat bisher durch ſeine außerordent⸗ 
liche Sachkunde, durch ſeine freie unbeeinflußte 
objektive Arbeit ſich ein Vertrauen erworben, 
das ſich erſt der neue Finanzrat, den Sie bilden 
wollen, erwerben muß. Ob er das jemals können 
wird, wollen wir abwarten. Im Hauptausſchuß 
ſind wir ja auch in unſerer Auffaſſung beſtärkt 
worden, daß der Grund zur Umgeſtaltung des 
Finanzrats darin liegt, daß Sie ihn von Par⸗ 
teieinflüſſen abhängig machen wollen. Sie wollen 
ihn mit Ihren Parteifumktionären durchſetzen. 
(Sehr richtig! rechts!) Dieſe Parteifunktionäre 
uns) die ganze Parteiwirtſchaft iſt für dieſen 
Finanzrat ungeeignet. 

Was ſoll der Finanzrat? Der Finanzrat hat auf 
finanzwirtſchaftlichem, ſtaatsfinanziellem Gebiete 
wichtige Aufgaben zu erfüllen. Wenn wir uns an⸗ 
ſehen, wie ungeeignet Ihre Herren ſind, dann 
brauchen wir ja bloß daran zu denken, wie der 
Sozialdemokrat Knauer die Sache aufgefaßt hat. 
Der hat ſein Amt mißbraucht. (Dr. Ziehm: Sehr 
gut!) Wenn in einem Amt, in einer Behörde, in 
einer Körperſchaft etwas vertraulich behandelt 
werden ſoll, und ſoweit mir bekannt iſt, iſt aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß der Finanzrat nur ver⸗ 
trauliche Beſprechungen abhält, dann fragt es ſich, 
wie es möglich iſt, daß ein Mitglied dieſes 
Finanzrats die Vertraulichkeit mißbraucht und 
darüber dem Senat Mitteilungen macht. (Pfui! 
rechts — Abg. Dr. Ziehm: Er betrachtet ſich als 
Parteifunktionär!) Wenn dieſe Mitteilungen auf 
Wahrheit beruhten, würde ich ſie noch nicht ein⸗ 
mal für ſo ſchlimm halten. Wenn ſie aber nicht 
der Wahrheit entſprechen, (Hört, hört! rechts.) 
ſo iſt das ein außerordentlich trauriges Zeichen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Der hat den Senat belogen!) 
Er hat den Oberregierungsrat Alter denunziert. 
Was von einem Denunzianten zu halten iſt, iſt 
allen bekannt. Wegen dieſer Aeußerung iſt der 
Oberregierungsrat Alter von ſeinem Poſten ent⸗ 
hoben worden. 

Der Senat iſt auf dieſe unwahren Behauptun⸗ 
gen bezw. Aeußerungen des Herrn Knauer hin⸗ 
eingefallen. Damit zeigt er, daß er die Sache nicht 
nachgeprüft hat bezw., daß ihm das Finanzrats⸗ 
mitglied Knauer einen ſehr ſchlechten Dienſt er⸗ 
wieſen hat. Jedenfalls ſtehen wir auf dem Stand⸗ 
Punkt, daß ſolche Perſon nicht in den Finanzrat 
gehört. (Sehr gut! rechts.) Im Ausschuß haben 
wir verſchiedene Anträge geſtellt, die leider ab⸗ 
gelehnt worden ſind. Wir beſtehen darauf, daß 
er Finanzrat aus ſolchen Herren beſteht, die nach 
Vorbildung und beruflicher Tätigkeit das Zeug 
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niſſe und Erfahrungen haben, ſie müſſen auf 
finanziellem Gebiet bewandert ſein, damit ſie die 
Aufgaben erfüllen können, die ihr Amt erfordert. 
(Zuruf des Abg. Plenikowfki.) 

Der Geſetzentwurf, den Sie uns überreicht ha⸗ 
ben, iſt ja eigentlich nur eine Gegenüberſtellung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Wir leh⸗ 
nen an und für ſich dieſen Kampf zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern ab. Wir ſagen, ein 
derartiger Kampf ſollte in einem Volke, wie dem 
unſrigen, überhaupt nicht entbrennen. Davon 
abgeſehen bezweckt Ihr Geſetzentwurf, wenn Sie 
ihn. ſich genau durchleſen, eine berufsſtändiſche 
Vertretung. Wenn Sie ſchon eine berufsſtändiſche 
Vertretung fordern, ſollten Sie auch die Ueber: 
ſchrift ändern und ſagen, es ſei nicht ein Geſetz für 
den Finanzrat, ſondern zur Schaffung der Berufs⸗ 
vertretung. (Abg. Gehl: Das ät es nicht!) Dieſe 
Berufsvertretung iſt in der Verfaſſung vorge⸗ 
jeden. Wenn Sie fie bilden, werden Sie auch die 
Berufe hineinbringen müſſen, die Sie bisher aus⸗ 
gelaſſen haben. Am etwas herauszugreifen, Sie 
bringen einen Vertreter der Anwaltskammer hin⸗ 
ein, vergeſſen aber, daß wir hier noch eine Aerzte⸗ 
kammer, eine Apothekerkammer haben. (Abg. 
Kloſſowſki: Totengräber! — Abg. Leu: Schorn⸗ 
ſteinfeger!) Die Regierung ſagt in der Begrün⸗ 
bung zum Geſetz, die bisherige Zuſammenſetzung 
des Finanzrats habe gezeigt, daß ſie kein zu⸗ 
längliches Spiegelbild aller derjenigen Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe und Kräfte geweſen iſt, auf deren 
Mitwirkung bei Beratung von Finanzfragen im 
Intereſſe des Staates Wert gelegt werden muß. 


Da muß man ſich fragen, ob Sie glauben, ein zu⸗ 


längliches Bild zu erhalten, wenn Sie dieſe Mit 
glieder wählen. Soll das ein zulängliches Spiegel⸗ 
bild unſerer Wirtſchaftskräfte und Wirtſchafts⸗ 
kreiſe ſein? Nein, m. H., das üft kein zulängliches 
Spiegelbild, wenn Sie ganze Berufsgruppen aus⸗ 
ſchalten, wenn Sie die Beamten und alle andere! 
Berufe, wie Hausbeſitzer, Mieter uſw. ausſchalten, 
die ſich um die Verwaltung des Staates min⸗ 
deſtens ebenſo verdient machen, wie die Mitglie⸗ 
der, die Sie hier wählen wollen. 

Inm Hauptausſchuß hat uns der Herr Vizeprä⸗ 
ident des Senats Gehl, ebenſo wie die Sprecher 
der Sozialdemokraten und Liberalen geſagt, daß 
wir hierin einen Anſatz zur berufsſtändiſchen Ver⸗ 
tretung ſehen ſollen. Sie ſehen, daß unſere An⸗ 
nahme garnicht ſoweit entfernt iſt. Herr Loops 
hat es auch geſagt daß der Finanzrat zu einem 
Wirtſchaftsrat ausgebildet werden oll. Wir kön⸗ 
nen Ihnen nur jagen, daß wir die in der Verfaſſung 
geforderte berufsſtändiſche Vertretung ſehr gern 
ſehen werden. Wir begrüßen eine ſolche Anregung 
und werden ſie in jeder Beziehung unterſtützen. 
Die urſprüngliche Anregung ſtammt ja von den 
Deutſchnationalen. Sie werden uns daher ſelbſt⸗ 
verſtändlich gern dazu bereit finden, mit Ihnen nach 
dieſer Richtung hin zufammenzuarbeiten. Das hat 
aber nichts mit dem Finanzrat zu tun. Die vor⸗ 
geſehene Zuſammenſetzung des Finanzrats iſt ſo⸗ 
mit kein Spiegelbild der Wirtſchaftskreiſe und 


azu haben. (Deutſchnationale! links.) Das hängt Wirtſchaftskräfte, wie Sie ſich ausdrücken. Jeden⸗ 


aht mit deutſchnational zuſammen. Der 
manzrat iſt ja garnicht deutſchnational, ſeſhen 


falls behaupten wir, daß wir mit unſerm Antrag 
ein viel beſſeres und weſentlich zulänglicheres 


Sie ihn ſich doch an. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr gut!) 
te Mitglieder des Finanzrats müſſen Kennt⸗ 


Bild erreichen, als Sie es mit Ihrem Antrag ver⸗ 
mögen. 
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(Karlutſch, Abgeordneter) 

Ferner haben wir den Antrag wiederholt, der 
darauf hinausgeht, daß niemand wegen ſeiner 
Abſtimmung oder wegen feiner Aeußerung zur 
Verantwortung gezogen werden ſoll. Und zwar 
heißt der Artikel 20 unſerer Verfaſſung: 

Niemand darf wegen ſeiner Abſtimmung oder 
wegen der in Ausübung ſeines Berufes als Abge⸗ 
ordneter getanen Aeußerung gerichtlich oder auf dem 
Dienſtwege verfolgt oder ſonſt innerhalb der Berwal- 
tung zur Verantwortung gezogen werden. 

Der Grund, warum wir das fordern, wird Ihnen 
nicht ſchleierhaft ſein nach den Vorkommniſſen, 
die wir gehabt haben, ſo daß wir uns nicht allzu⸗ 
weit nach der Richtung auszulaſſen brauchen; 
denn der Fall Alter hat uns bewieſen, daß ſelbſt 
die Regierung vor einer Verfaſſungsverletzung 
nicht zurückſchreckt, wenn es gilt, einen Beamten, 
den ſie aus irgendwelchen Gründen nicht haben 
will, vor die Tür zu ſetzen. (Zwiſchenrufe links.) 
Jedenfalls ſind ſolche Vorgänge geeignet, den 
Finanzrat in ſeinem ganzen Weſen herabzuſetzen 
und ihn völlig wertlos zu machen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Sehr richtig!) Wir haben dann nur noch 
eine Vereinigung von willfährigen und gehor⸗ 
ſamen Jaſagern. (Sehr gut! rechts.) Der Finanz⸗ 
rat iſt aber geſchaffen, um ſich ganz rüchſichtslos 
über Finanzgeſetze und Maßnahmen des Senats 
auszuſprechen und ſeine Meinung zu ſagen, wenn 
dies auch dem Senat unbequem iſt. Der Finanz⸗ 
rat darf nicht danach fragen, ob er im Augenblick 
dem Senat etwas Unbequemes oder Bequemes 
jagt. Die Verfaſſung verlangt von dem Finanzrat 
daß er offen ſeine Meinung bekennt. Wenn das 
nicht mehr möglich iſt, und wenn Sie lediglich 
eine Korona haben wollen, die bei jeder An⸗ 


gelegenheit Ja ſagt, dann mögen Sie dies Geſetz 
annehmen. (Zwiſchenrufe links.) Wir lehnen 
einen derartigen Finanzrat ab und verlangen 
einen Finanzrat, der voll und ganz ſeine Schuldig⸗ 
keit tut, aber frei iſt, ſowohl von Seiten des Se⸗ 
nats, wie von Seiten des Volkstages. (Bravo! 
rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir uns 
auf Grund der Verfaſſung die Aufgaben anſehen, 
die dem Finanzrat gujtehen, dann können wir ab⸗ 
ſolut nicht dafür eintreten, daß hier überhaupt 
noch ein Finanzrat in Danzig exiſtieren ſoll. Die 
Aufgaben, die ihm vorbehalten ſind, decken ſich 
unmittelbar mit denen des Volkstages. Es iſt 
eine Unverantwortlichkeit jeder Regierung, wenn 
ſie über den Volkstag noch eine Inſtanz ſetzt, die 
den Volkstag überwacht und die Geſetzgebung des 
Volkstages inhibieren kann. Schließlich kann man 
auch ſagen, daß dadurch die jeweilige Regierung 
und die Regierungsparteien zum Ausdruck brin⸗ 
gen, daß die Mitglieder des Volkstages ihren 
Aufgaben nicht gewachſen find. Wenn das für die 
Regierungszarteien zutreffen ſoll, habe ich nichts 
dagegen, aber wir wenden uns gegen dieſe Un⸗ 
terſtellung ganz energiſch. Wir nehmen für uns 
in Anſpruch, hier das zu beſchließen, was not⸗ 
wendig tt, und was ſich im Intereſſe der Bevölke⸗ 
rung auswirkt. Keiner iſt berufen, noch darüber 


zu beſtimmen, ob das gut oder ſchlecht iſt. 


Es heißt nach Artikel 56 der Verfaſſung, daß (0) 


die Zuſtimmung des Finanzrats einzuholen iſt 
zu neuen Steuern, zur Aufnahme von Anleihen 
und Uebernahme von Bürgſchaften, zu Ausgaben, 
für welche noch keine Deckung vorhanden iſt oder 
für welche die Deckung durch Anleihe erfolgen ſoll. 
Das ſind alſo alles Aufgaben, die in erſter Reihe 
von der Geſetzgebung beraten werden. Neue Steu⸗ 
ern werden vom Volkstag beſchloſſen, die Auf⸗ 
nahme einer Anleihe wird vom Volkstag beſchloſ⸗ 
ſen, ebenfalls die Deckungsfrage bei Auf⸗ 
nahme einer Anleihe uſw. Das ſind alſo alles 
Aufgaben, die der Volkstag zu erfüllen hat und 
auch erfüllt. Niemand hat ein Wort hineinzu⸗ 
reden, ob es nun zu Unrecht iſt oder zu Recht. 
Aber was man beſonders im heutigen kapita⸗ 
liſtiſchen Staat mit dem Finanzrat bezweckt, iſt, 
daß er, wenn neue Steuern beſchloſſen werden, 
diejenigen, die den Beſitz drücken, ablehnen ſoll. 
Er ſoll das dann an den Volkstag zurückverweiſen. 
Das iſt die eine Aufgabe, für die der Finanzrat 
hier eingeſetzt worden iſt. Wir haben es ja zur 
Genüge gerade auf dieſem Gebiet kennen gelernt, 
daß der Finanzrat ſeiner Aufgabe gewachſen iſt, 
d. h., wenn neue Steuern beſchloſſen werden, die 
den Beſitz treffen, dann iſt er derjenige, der da⸗ 
gegen Widerſpruch erhebt, der zum Ausdruck 
bringt, dies Geſetz ſoll nicht verabſchiedet werden. 
Wir haben deshalb auch ſchon bei der erſten 
Leſung hier zum Ausdruck gebracht, daß der Fi⸗ 
nangrat keine Exiſtenzberechtigung im Freiſtaat 
hat und ſo ſchnell wie möglich verſchwinden muß. 
Aber die jetzige Koalition iſt nicht geneigt, dies 
durchzuführen und iſt auch nicht geneigt, den Be⸗ 
völkerungsſchichten einen größeren Einfluß zu ge⸗ 
währen, die im Freiſtaat maßgebend find, ſondern 
die jetzige Koalition, an deren Spitze die Sozial⸗ 
demokraten ſtehen, iſt genau dasſelbe wie es die 
deutſchnationale Regierung war, die dieſen Fi⸗ 
nanzrat ins Leben gerufen hat. Die deutſchnatio⸗ 
nale Regierung hat, wie geſagt, den Finanzrat 
ins Leben gerufen, um den Beſitz zu ſchonen. Die 
Sozialdemokraten laſſen ihn weiter beſtehen, um 
den Beſitz zu ſchonen, um ihn nicht anzugreifen. 
Ja, die Sozialdemokraten gehen in ihrer Geſetzes⸗ 
vorlage noch weiter als der deutſchnationale Se⸗ 
nat. Sie gehen ſoweit, den Wirtſchaftskreiſen 
einen noch viel größeren Einfluß zu gewähren, 
als es bisher der Fall war. Das muß hier in aller 
Oeffentlichkeit ausgeſprochen werden. Es muß 
der Oeffentlichkeit gezeigt werden, wie auch dieſe 
Regierung mit Hilfe der Sozialdemokraten haupt⸗ 
ſächlich die Intereſſen der Beſitzenden vertritt. 
Wenn wir beiſpielsweiſe an Hand der Vor⸗ 
lage des Senats feſtſtellen, daß einmal die Zahl 
der Mitglieder des jetzt beſtehenden Finanzrats 
noch um vier vermehrt werden ſoll, jo iſt das auch 
ein Beweis dafür, daß man den Beamtenapparat, 
die Verwaltungskoſten, nicht erſparen, nicht ver⸗ 
ringern, ſondern noch vergrößern will. Hier zeigt 
ſich beſonders, daß die Agitation, die zur Abän⸗ 
derung der Verfaſſung von Seiten der Sozialde⸗ 
mokraten getrieben wird, nur demagogiſch, nur 
ein Lügengewebe iſt; denn wenn man mit der 
Verfaſſungsänderung Agitation treibt bezw. 
ſchachern geht und ſagt, der Verwaltungskörper 
iſt zu groß, die Ankoſten dafür find zu groß, dann 
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ſoll man doch, wo man Gelegenheit hat, dafür 
sorgen, daß der Verwaltungsapparat verkleinert 
wird oder, wo er überflüſſig iſt, muß man ihn völ⸗ 
lig verſchwinden laſſen. 


Wir ſtellen feſt, daß das Gegenteil der Fall iſt. 
Sie hatten hier, auch ohne die Verfaſſung zu än⸗ 
dern, Gelegenheit, den Finanzrat ganz erheblich 
abzubauen, ja, ihn vollſtändig verſchwinden zu 
laſſen, wenn Sie den ehrlichen Willen hätten. Da 
wäre Ihnen bei der Verfaſſungsänderung Ge⸗ 
legenheit gegeben. Die Zuſammenſetzung des Fi⸗ 
nanzrates ſoll jo geſtaltet werden, daß die be⸗ 
beſitzende Klaſſe einen weit größeren Einfluß be⸗ 
kommt, als die beſitzloſe Klaſſe, und zwar jollen 
14 Mitglieder im Finanzrat vertreten ſein, von 
denen ſieben den beſitzenden Kreiſen angehören 
und ſieben Arbeiter ſind. Nach außen hin eine Pa⸗ 
rität. Aber wie dieſe Parität ausſieht, findet man 
erſt, wenn man ſich die Sache genauer anſieht. Die 
ſieben Arbeitervertreter ſollen aus der noch zu bil⸗ 
denden Landwirtſchaftskammer und der Kammer 
Arbeit geſtellt werden. Die Kammer, 
die natürlich wiederum aus Arbeitern zu⸗ 
ſammengeſetzt wird, wird ſo geſtaltet ſein, daß 
dort ein gewiſſer Einfluß der bürgerlichen Ar⸗ 
beitervertreter zur Geltung kommt, das chriſtliche 
Arbeitervertreter, Hirſch⸗Dunckerſche Arbeiterver⸗ 
treter hineinkommen und aus dieſen Kammern in 
den Finanzrat gewählt werden. Es iſt bekannt, 
daß dieſe Arbeitervertreter mit dem Kapital 
durch dick und dünn gehen und ſeine Intereſſen 
wahrnehmen, es auch nicht wagen, dagegen an⸗ 
zukämpfen. So wird die gewollte Parität, die wir 
auch ablehnen, vollſtändig aufgehoben. Schon bei 
der Parität, bei der der Direktor der Bank von 
Danzig den Vorſitz hat, werden in jedem Fall die 
Intereſſen der Beſitzenden wahrgenommen wer⸗ 
den, weil Herr Dr. Meißner ja auch einer der⸗ 
jenigen iſt, der in erſter Linie für ſeine Taſchen 
ſorgt, weil er bekanntlich über einen ſehr großen 
Beſitzſtand verfügt. Demgemäß muß er auch die 
Intereſſen der beſitzenden Klaſſe wahrnehmen 
und vertreten. 

Wenn wir beſonders auf ſteuerlichem Gebiete 
feſtſtellen, daß die Arbeitnehmer keinen Einfluß 
im Finanzrat haben, dann iſt es ſelbſtverſtänd⸗ 


lich, daß alle Steuern, die von dieſer Regierung 


zu ungunſten der ſchaffenden Bevölkerung verab⸗ 
ſchiedet werden, im Finanzrat gutgeheißen wer⸗ 
den. Im Finanzrat wird man kein Wort gegen 
dieſe Steuern finden. Wenn man nun ſchon einen 
Finanzrat haben will und glaubt, daß er für 
Dangig exiſtieren ſoll, dann ſagen wir, daß dieſer 
Finanzrat der Bevölkerung entſprechend zuſam⸗ 
mengeſetzt fein muß. Wir hatten Ihnen bei der 
zweiten Leſung Gelegenheit gegeben, den Finanz⸗ 
rat ſo zuſammenzuſetzen, wie er der Schichtung 
der Danziger Bevölkerung entſpricht. Sie haben 
es abgelehnt und wollen davon nichts wiſſen. Sie 
find demnach Vertreter der Kapitaliſten, der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe und nehmen die Gelegenheit 
5 gegen die Intereſſen der Beſitzloſen loszu⸗ 
ehen. 


Es iſt aber beſonders intereſſant, feſtzuſtellen, 
daß es nicht einmal die Sozialdemokratie wagt, 
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für die Intereſſen der Beſitzloſen einzutreten und 
die Gelegenheit wahrnimmt, gegen die Angriffe 
der Deutſchnationalen Fraktion Stellung zu neh⸗ 
men, die der Herr Abgeordnete Karkutſch gegen⸗ 
über der Arbeiterſchaft unternahm. Wenn hier 
oben ein kommuniſtiſcher Redner ſteht, dann be⸗ 
mühen ſich die Herren der Sozialdemokratie, ihn 
aus der Faſſung zu bringen. Wenn es aber heißt, 
die Arbeiter zu verteidigen, dann haben Sie an⸗ 
ſcheinend keine Zeit dafür, dann ſitzen Sie alle 
draußen. Ich werde mich deshalb bemühen, die 
Arbeiterſchaft in Schutz zu nehmen, weil es die 
Gewerkſchaftsbürokraten und die S. P. D.⸗Führer⸗ 
ſchaft nicht für nötig halten. Ich möchte deshalb 
Herrn Karkutſch jagen, es iſt eine Unverſchämtheit 
wenn man hier erklärt, daß die Arbeiter für die 
Tätigkeit im Finanzrat ungeeignet wären. (Abg. 
Plenikowſki: Das können nur ſolche Schafsköpfe 
fertig bekommen, wie Karkutſch! — Das hat er 
nicht geſagt! rechts.) Ich ſage daß die Arbeiter in 
ihrer Mehrzahl geeigneter ſind, im Finanzrat 
mitzuarbeiten, als die Kreiſe, die Sie vertreten. 
(Zurufe des Abg. Plenikowſki.) 


Präſident: Herr Abg. Plenikowfki, ich bitte 
Sie, den Redner nicht dauernd zu unterbrechen. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es iſt Dema⸗ 
gogie, wenn Sie behaupten, daß im Finanzrat 
nur wirtſchaftliche Fragen erörtert werden. (Abg. 
Karkutſch: Das Gegenteil iſt der Fall!) Sie 
waren ja nicht im Ausſchuß. Ihre Vertreter haben 
es dort erklärt und zum Ausdruck gebracht, daß 
ſich der Finanzrat nur mit wirtſchaftlichen Fra⸗ 
gen zu beſchäftigen habe. (Abg. Karkulſch: Im 
Gegenteil, die berufsſtändiſche Vertretung ſoll 
das machen!) Dies ſoll in den Finanzrat hinein, 
weil es nur eine wirtſchaftliche Inſtitution iſt, die 
nah Ihrer Meinung nur wirtſchaftliche Fragen 
zu erörtern hat. Nach Ihrer Meinung wäre es 
angebracht, dort politiſche Parteien hineinzu⸗ 
chicken. Aber Sie ſtehen doch auf dem Boden, daß 
es eine wirtſchaftliche Vereinigung iſt, die nur 
über wirtſchaftliche Fragen zu beraten hat. Wenn 
das Gegenteil der Fall ſein ſoll, was ſoll dann 
die Handelskammer darin, die ein wirtſchaftliches 
Inſtitut iſt und die Landwirtſchaftskammer, die 
ebenfalls ein wirtſchaftliches Inſtitut iſt? 

Alſo Sie ſehen, daß das, was ich geſagt habe, 
ſchon zutrifft. Sie haben es ja auch beſtätigt. Ich 
möchte dazu jagen, daß Sie es unter dieſer wirt⸗ 
ſchaftlichen Maske ſehr gut verſtehen, über poli⸗ 
tiſche Fragen zu reden. Das iſt der Sinn der gan⸗ 
zen Sache, daß Sie die Arbeiter ausſchalten wol⸗ 
len, um dort Ihre Politik zu treiben und Ihre 
Geſchäfte zu beſorgen. Deshalb haben Sie den 
Antrag geſtellt, daß nur Mitglieder der einzel⸗ 
nen wirtſchaftlichen Vereinigungen vertreten ſein 
ſollen. Wenn Sie gnädiglich geſtatten, daß unter 
den 26 Vertretern ſieben Arbeiter tätig ſein kön⸗ 
nen, zeugt das auch von einer ganz gemeinen 
Demagogie. Sie wiſſen genau, daß Sie dann 


ſchon mit den Arbeitern fertig werden. Politik 
und Wirtſchaft iſt heute nicht mehr zu trennen. 
Deshalb muß dieſer Finanzrat notgedrungen auch 
zu einer politiſchen Inſtitution werden. Er muß 
die Fragen, die ihm vorgelegt werden, vom po⸗ 


litiſchen Standpunkt aus betrachten und in An⸗ 


O 
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en een — u een gan an 
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griff nehmen. Deshalb iſt es notwendig, daß der 
Finanzrat auch nach politischen Geſichtspunkten 
zuſammengeſetzt wird und das Spiegelbild wie⸗ 
dergübt, wie die Bevölkerungsſchichten. Dieſe Be⸗ 
völkerungsſchichten ſind 90 Prozent Erwerbsſtän⸗ 
dige, die ſich von ihrer Hände Arbeit ernähren 
müſſen und hoch gegriffen 10 Prozent, die von 
der Hände Arbeit anderer leben, die nichts tun 
und andere für ſich arbeiten laſſen. Es iſt ſchon 
zu weitgehend für uns als Kommuniſten, wenn 
wir dieſen Leuten, die von der Hände Arbeit an⸗ 
derer leben, überhaupt ein Beſtimmungsrecht 
einräumen. Die haben än unſerm Staat, wie wir 
ihn uns vorſtellen, wie er von der Arbeiderſchaft 
coſſchaffen werden muß, nichts zu ſuchen, und zwar 
nach dem Gebot: „Wer nicht arbeitet, ſoll auch 
wicht beſtimmen.“ Wenn wir, wie geſagt, dieſe 10 
Prozent hier zubilligen, ſo nur deshalb, um 
Ihnen nicht die Möglichkeit zu nehmen, dem An⸗ 
trag zuzuſtimmen. Aber trotzdem haben Sie un⸗ 
ſerm Antrag nicht zugeſtimmt, trotzdem laſſen 
Sie es bei den jetzt beſtehenden Verhältniſſen und 
treffen damit die Maßnahmen, die ſich die be⸗ 
ſitzende Klaſſe wünſcht. 

Nun iſt auch von Herrn Karkutſch geſagt wor⸗ 
den, daß der Kampf zwiſchen Arbeitgebern und 


Arbeitnehmern, der evtl. bei dieſer vom Senat 


vorgeſehenen Zuſammenſetzung entbrennen könn⸗ 
te, unbedingt vermieden werden muß. Deshalb 
ſollen auch recht wenig Arbeitnehmer nach Mei⸗ 
nung der Deutſchnationalen hineinkommen. Wir 
ſagen, der Kampf zwichen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern kann nicht ſcharf genug geführt 
werden, und es iſt bedauerlich, daß auch wiederum 
die Freien Gewerkſchaftsführer und die Sozialde⸗ 
mokraten mit allen Mitteln verſuchen, dieſen 
Wirtſchaftskampf zu unterbinden, 
bieren. Sie, Herr Karkutſch, haben kein Recht, 
heute noch von Kämpfen gwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu sprechen. Die beſtehen nicht 
mehr. Die werden langſam und ſicher mit Hilfe 
der Freien Gewerkſchafts⸗Bürokratie annulliert. 
Aber es geht nicht an, daß dieſer Kampf weiter 
unterbunden wird, daß er letzten Endes ſchließ⸗ 
lich beſeitigt wird. Wenn wir die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Finanzrats ſo verlangen, daß 90 Pro⸗ 
zent der ſchaffenden Bevölkerung darin vertreten 
ſind, ſo auch deshalb, weil dies ein Kampfinſti⸗ 
tut für die Intereſſen der Beſitzloſen werden 
muß. Gerade auf ſteuerlichem Gebiet, gerade auf 
dem Gebiet, wo man Anleihen aufzunehmen be⸗ 
zweckt, und die ſchaffende Bevölkerung die Ver⸗ 
zinſung tragen läßt. Sie muß die Steuern auf⸗ 


bringen, die hier im Volkstag beſchloſſen werden. 


Deshalb iſt es notwendig, daß ſie einen Einfluß, 
und zwar den größten Einfluß gewinnt. Wenn 
hier die Steuergeſetzgebung im Rahmen des 
bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Staates vollzogen wird, 
dann muß die Zuſammenſetzung des Finanzrates 
diche Steuergeſetzgebung verhindern, muß fie be⸗ 
ſeßtigen. Deshalb iſt es notwendig, den Arbeitern, 
der ſchaffenden Bevölkerung dies Inſtrument in 
die Hände zu geben. Aber die Regierungsparteien 
wollen davon nichts wiſſen. Sie haben unſern 
Abänderungsantrag abgelehnt, Sie haben damit 
zum Ausdruck gebracht: Für die schaffende Be⸗ 
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werden deshalb dieſe Regierungsvorlage ableh⸗ 
nen. (Bravo bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Ich 
rufe Artikel I auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die Artikel I annehmen wollen, ſich zu 
erheben. Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel II mit 
derſelben Mehrheit angenommen iſt. Artikel III: 
angenommen, Artikel IV; angenommen, Artikel 
V; angenommen, Artikel VI; angenommen. Ueber⸗ 
ſchrift; angenommen. Da eine weſentliche Aende⸗ 
rung in der zweiten Beratung nicht eingetreten 
it, können wir zur Schlußabſtimmung ſchreiten. 
Ich bitte diejenigen, die das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen wollen, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt damit erledigt 
und damit die heutige Tagesordnung erſchöpft. M. 
D. u. H.! Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
Freitag, den 9. November 15.30 Uhr mit folgen⸗ 
der Tagesordnung abzuhalten: 


1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 


derung der Verfaſſung. 

2. Eingaben laut Druckſache Nr. 497. 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung 

Der Amſatzſteuer. — Arantrag des Abg. Böcker und 

Fraktion. Druckſache Nr. 469. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Fürſorge 

für Kleinrentner. — Arantrag der Frau Abg. Ka⸗ 

lähne und Fraktion. Druckſache Nr. 470. 

5. Antrag des Abg. Liſchnewſhi und Fraktion auf Vor⸗ 
lage eines Geſetzentwurfs betr. den Strafvollzug. 
Drucksache Nr. 468, 

6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe an Minderbemittelte. — Uran⸗ 
trag des Abg. Opitz und Fraktion. Druckſache Nr. 480. 


Zur Geſchäftsordnung hat d ü N 
Abg. Gehl. ftsordnung hat das Wort der Herr 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
nur die erſten beiden Punkte, die der Herr Prä⸗ 
ſudent genannt hat, nämlich die dritte Beratung 
der Verfaſſungsänderung und die Erledigung von 
Eingaben auf die Tagesordnung zu ſetzen und 
alles übrige noch zu vertagen. N 


Präſident: Zur Geſchäftsordnun hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. an i 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat ſich geſtern davon leiten laſſen, daß 
die dritte Beratung der Verfaſſungsänderung 
keine allzu große Aussprache mehr herbeiführen 
wird und deshalb beſchloſſen, daß mehrere Punkte 
auf die Tagesordnung geſetzt werden ſollen. Ich 
bin der Meinung, daß wir am Freitag, wenn ge⸗ 
tagt wird, nicht nur eine halbe Stunde herkom⸗ 
men, ſondern daß wir die 15.— Gulden, die wir 
bekommen, ausnutzen und bis 7 oder ½8 Uhr 
arbeiten. Dann wird es möglich ſein, die Fragen, 
die für die ſchaffende Bevölkerung won Bedeutung 
find, wie die Wirtſchaftsbeihilfe, die Fürſorge 
für Kleinrentner, die Umſatzſteuer zu beraten. 
Dann können die Sachen in den Ausſchuß gehen. 
Ich beantrage, daß die Tagesordnung ſo beſtehen 
bleibt, wie ſie der Herr Präſident vorgeſchlagen 


8 


völkerung nichts, alles für die Beſitzenden! Wir hat. 


(C) 


(D) 


| (A) 
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Präſident: Ich muß den Vorſchlag dem Hauſe 
ſo unterbreiten, wie er nach der Vereinbarung im 
Aelteſtenausſchuß zuſtandegekommen iſt. Jeder 
Abgeordnete hat natürlich das Recht, eine Aende⸗ 
rung zu verlangen, und das Haus hat letzten 
Endes zu beſchließen. Ich laſſe zunächſt über den 
weitergehenden Antrag des Herrn Abg. Gehl 
abſtimmen, der nur haben will, daß zwei Punkte 
auf die Tagesordnung kommen. Ich bitte die D. 


u. H., die für den Antrag des Herrn Abg. Gehl 
find, daß nur die beiden erſten von mir vorge⸗ 
ſchlagenen Punkte auf die Tagesordnung geſetzt 
werden, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Die Tagesordnung der Sitzung am 
Freitag enthält ſomit nur zwei Punkte. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr.) 
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wegs iſt und ein zweites Volksbegehren in Szene 
geſetzt wird, zu welchem gegenwärtig die Ein⸗ 
zeichnungen erfolgen, und dem ich allen Erfolg 


ſchon aus Gründen der Erſparnis der eingezahl⸗ 


ten Sicherheit wünſche. 

Wenn man dieſes Volksbegehren mit ehrlichen 
Waffen durchſetzen wollte, ſo könnte ich das ver⸗ 
ſtehen. Wenn ein Volksbegehren aber mit unehr⸗ 
lichen Mitteln, mit demagogiſchen Mitteln, mit 
Lügen zum Ziel gebracht werden ſoll, um näm⸗ 
lich die nötigen Unterſchriften zu erreichen, ſo iſt 
das zweifellos wverwerflich. Sie werden aus mei⸗ 
nen Worten ſchon herausgehört haben, auf welche 
Parteien, auf welche Gruppen ich abziele, die 
mit unwahren Behauptungen, mit Lügen die 
Bürgerſchaft der Freien Stadt oder einen Teil 
davon einzufangen ſuchen, daß ſie ihre Unter⸗ 
1 005 unter das Volksbegehren „Bürgerſchutz“ 
ſetzen. 

Man behauptet bei der Agitation für das 
Volksbegehren „Bürgerſchutz“, daß durch das 
Volksbegehren „Volkswille“, welches der Regie⸗ 
rungsentwurf iſt, Mittel des Staates vergeudet 
würden. Man ſagt der Bevölkerung nicht, daß die 
Deutſchnationalen ſeinerzeit, als ſie die Führung 
in der Rechts regierung hatten, das Beamten⸗ 
ſenatoren⸗Penſionsgeſetz geſchaffen haben, nach 


Gehl (SP. D.) zur Geſchäftsordnung. 1204 C welchem den hauptamtlichen Senatoren nach 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ zweijähriger Amtstätigkeit 50 Prozent ihrer 
le u ee 1204C feſten Bezüge als lebenslängliche Penſion ge⸗ 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Dr. Schwartz. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! J 
eröffne die 55. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung der Verfaſſung. 
Druckſache Nr. 485. Ich eröffne die allgemeine 
Besprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Nach jahre⸗ 
langen Verfaſſungskämpfen in Danzig, nachdem 
vor kurzer Zeit ein Antrag der Regierung und 
ein Antrag der Deutſchnationalen Partei in 
jedesmal drei Leſungen hier behandelt, in der 
Einzelberatung angenommen, in der Schlußab⸗ 
ſtimmung immer abgelehnt wurden, haben wir 
das in der Verfaſſung vorgeſehene Begehren des 
Volkes auf der Baſis des Entwurfs, den die Re⸗ 
gierung dem Volkstag für die Abänderung der 
Verfaſſung vorgelegt hat, in die Wege geleitet. 
Die entſprechenden Einzeichnungen, die das Ge⸗ 
ſetz vorſieht, ſind erfolgt, und der Volkstag hat 
nun über den Entwurf, über das Volksbegehren, 
zu entſcheiden, ob er den Geſetzentwurf annehmen 
oder ablehnen wird, wobei ihm nicht das Recht 
gegeben iſt, auch nur ein J⸗Tüpfelchen oder ein 
Komma an dem Geſetz abzuändern. Es handelt 
ſich alſo jetzt darum, Ja oder Nein zu jagen. 
Leider finden ſich in unſerm großen Staat Danzig 
immer Organe und Organiſationen, die entweder 
direkt oder indirekt, mittelbar oder unmittelbar 
glauben, wenn eine große Bewegung im Gange 
iſt, etwas Beſonderes machen zu ſollen. Das, was 
in anderen Staaten ein Ding der Anmöglichkeit 
wäre, iſt hier in Danzig in die Tat umgeſetzt 
worden, nämlich, daß ein Volksbegehren unter⸗ 


ch leben: Das haben wir nicht 


währt wurden. (Abg. Schwegmann: Das ſteht in 
der Verfaſſung!) Das ſteht nicht in der Ver⸗ 
faſſung, ſondern im Senatoren⸗Penſtonsgeſetz. 
Man verſchweigt dieſe Tatſache. (Abg. Senft⸗ 
allein gemacht!) 
Das wurde in der Koalition geſchaffen, in der 
Sie die Mehrheit hatten. (Sie kommen ſchon 
wieder mit Ihren berühmten Erklärungen! 
rechts.) Sie verſchweigen abſichtlich . .. (Zuruf 
des Abg. Senftleben.) Herr Senftleben, beruhi⸗ 
gen Sie ſich! Ich kriege Sie ſchon klein, daß Sie 
ſtill werden. Sie verſchweigen abſichtlich, daß Sie 
es mit Ihrer Koalition damals waren, die das 
Senatoren⸗Penſionsgeſetz dahin gemacht haben, 
daß Leute, die einige Jahre im Staatsdienſt als 
Senatoren tätig waren, 50 Prozent ihres Gehalts 
auf Lebenszeit als Penſion erhalten. [Hört, 
hört!) Sie verſchweigen ferner das Folgende, 
(Abg. Schwegmann: Wir denken nicht daran, 
das zu verſchweigen!) Sie verſchweigen, daß nach 
dem gegenwärtig beſtehenden Penſionsgeſetz für 
Beamte die Penſionen für Senatoren genau ſo 
feſtgeſetzt ſind, wie für jeden andern Beamten. 
Die frühere Koalition, in der die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei führend war, hat das Senatorer- 
Penſionsgeſetz in das allgemeine Beamtengeſetz 
hineingearbeitet und hat den hauptamtlichen Se⸗ 
natoren wie jedem Staatsbeamten, ganz gleich 
welcher Kategorie vom Poſtboten bis zum Staats⸗ 
rat, die gleichen Penſionsbedingungen geſchaffen. 
Wenn er nämlich zehn Jahre im Staatsdienſt iſt, 
erhält er 35 Prozent ſeines Gehalts als Penſion. 


Während die übrigen Beamten für jedes weitere 
Jahr bis zur Höchſtgrenze von 75 Prozent des 


Gehalts jährlich 2 Prozent erhält, bekommt der 
beſoldete Senator bis zur Höchſtgrenze von 80 
Prozent jährlich 3 Prozent vom elften Jahre ab. 
Wenn man berüchſchtigt, daß die Senatoren im 
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Hauptamt in der Hauptſache erſt in reiferen 
Jahren gewählt werden, ſo wird man dieſe 50 
Prozent, die man ihnen nach einer 25jährigen 
Dienſtzeit als Staatsbeamter gewähr: nicht als 
zu hoch erklären können. Von einer Vergeudung 
von Staatsmitteln kann man nicht reden. Aber 
im Prinzip iſt der bezahlte Senator bezüglich der 
Peniſion genauſo geſtellt, wie jeder andere Be⸗ 
amte. Er muß nämlich zehn Jahre ſeine Arbeits⸗ 
kraft dem Staat widmen, dann erhält er erſt 35 
Prozent ſeines Gehalts als Penſion. Sie ver⸗ 
ſchweigen, daß es die Koalition der Mitte und der 
Sozialdemokratiſchen Partei geweſen iſt, die dem 
Staat die Erleichterung in Bezug auf die Pen⸗ 
ſion der Senatoren geſchaffen hat, die Sie in 
Ihrer Verblendung im Jahre 1920 bei der Schaf⸗ 
fung der Verfaſſung in das Senatoren⸗Penſions⸗ 
geſetz hineingebracht haben. 

Sie belügen die Wählerſchaft und die Bürger 
der Freien Stadt auch noch in einem andern 
Punkt. Sie ſagen nämlich, der „Volkswille“, der 
Regierungsentwurf, wolle dieſen Volkstag noch 
drei Jahre am Leben laſſen, während das Be⸗ 
gehren „Bürgerſchutz“ den Volkstag ſofort auf⸗ 
löſen will. Sie verſchweigen, daß nach dem 
Volksbegehren „Volkswille“, nach dem Regie⸗ 
rungsentwurf, der Volkstag mit einfacher Mehr⸗ 
heit, mit 61 Mandaten, mit 61 Ja⸗Stimmen 
jeden Tag aufgelöſt werden kann, und daß er das 
ſtets tun kann, wenn ſich die Meinung der Wäh⸗ 
lerſchaft mit der Meinung des Parlaments nicht 
mehr in Uebereinſtimmung befindet, und wenn 
ſich die Verhältniſſe derart einſtellen, daß eine 
Regierung überhaupt nicht wählbar iſt. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts.) 

Ich will folgendes Beiſpiel herausgreifen: 
Nach den Erklärungen der Liberalen Partei durch 
Herrn Senator Jewelowſki iſt es für abſeh⸗ 
bare Zeit ein Ding der Unmöglichkeit, daß dieſe 
Partei mit den Deutſchnationalen eine Koaliton 
eingeht. Nach meiner ganzen Vergangenheit und 
nach dem Betragen der Deutſchnationalen gegen⸗ 
über meinem Fraktionsfreund Dr. Blavier, den 
Sie wegen angeblichen Betrugs in das Gefängnis 
bringen wollten, iſt auf Jahre hinaus nicht da⸗ 
mit zu rechnen, daß die Deutſch⸗Danziger ſich 
mit Ihnen an einen Tiſch ſetzen. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Karkutſch.) Herr Bäckermeiſter, ſeien 
Sie ruhig, Sie ſind zu dumm, um das zu wiſſen! 
(Große Heiterkeit und Unruhe.) Wenn nun 
der Fall vorliegt, daß eine Koalition wie die 
jetzige auffliegt und eine andere geſchaffen werden 
muß, ſo wird das unmöglich ſein, weil elf Ab⸗ 
geordnete, die evtl. für eine Mehrheitsbildung 
nach links in Frage kämen, für eine Koalition 
nach rechts nicht zu haben ſind. Die 26 Deutſch⸗ 
nationalen könnten aber in Verbindung mit den 
18 Zentrumsabgeordneten, wenn ſie bei Ihrer 
(nach rechts) infamen Agitation der letzten drei 
Jahre nicht den Geſchmack auf eine Koalition mit 
Ihnen verloren haben, eine ſolche bilden. Das 
würden dann 26 und 18 Abgeordnete fein, da⸗ 
zu kämen drei Beamte und Herr Hohnfeldt. 
Das wäre die Regierungskoalition, die Sie 
bilden könnten. Ihr würden ſich auch wohl die 
ſechs Nationalliberalen anſchließen, die nur ver⸗ 
ſteckte Deutſchnationale darſtellen. 
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Es beſteht alſo gar keine Möglichkeit, 
Regierung nach rechts zu bilden, wenn ſich die 
jetzige Koalition eines ſchönen Tages auseinan⸗ 
dermanövrieren würde oder infolge ernſter Dif⸗ 
ferenzen nicht mehr zuſammen bleiben ſollte. Ich 
könnte mir denken — (Zwiſchenrufe rechts) viel⸗ 
leicht beruhigen Sie Ihre Fraktionskollegen. Es 
ſtört mich, wenn ſich Herr Karkutſch hinten zu laut 
unterhält. (Lauter! rechts.) Ich muß ſo laut 
ſchreien, weil ſich Ihr Kollege Karkutſch ſo laut 
unterhält. Wenn der deutſchnationale Vizepräſi⸗ 
dent Dr. Bogdan gefütterte Ohrklappen um hat, 
iſt es kein Wunder, daß man ſo laut ſprechen muß. 
Es äſt mir abſolut nicht angenehm, mein Organ 
zu überanſtrengen. Wenn Sie ſehr leiſe ſind, kann 
ich auch im Verkehrston ſprechen. 

Es iſt ſehr wohl denkbar, daß eine Partei, die 
mit der feſten Abſicht der Verfaſſungsänderung in 
die Regierung hineingegangen iſt, wie beiſpiels⸗ 
weiſe die Sozialdemokratie, rein theoretiſch ge⸗ 
ſprochen, aus der Ablehnung des Volksbegehrens 
oder der Ablehnung der Verantwortlichkeit der 
Senatoren die Konſequenzen zieht und aus der 
Regierung austritt. Dann iſt die Bildung einer 
Regierung nach rechts ein Ding der Unmöglichkeit. 
Wenn derartige Fälle eintreten, und ſie können 
eintreten, dann muß die Möglichkeit gegeben 
ſein, durch einen Appell an das Volk eine Neu⸗ 
wahl des Parlaments herbeizuführen. Das wol⸗ 
len Sie nicht. Sie verſchweigen dies der Wähler⸗ 
ſchaft. Sie ſagen, wir wollen jetzt einmal wählen 
und dann bleibt die Verfaſſung, wie ſie bisher 
war. Wenn Sie die Schlappe, die Sie in der No⸗ 
vemberwahl erlitten haben, vielleicht bei einer 
Neuwahl durch Verſtärkung im Parlament aus⸗ 
gleichen können, ſo mag die deutſchnationale Herr⸗ 
lichkeit vier Jahre dauern, genau ſo wie Sie nach 
der Konſtituierung des Staates ſechs Jahre zum 
Haben der Freien Stadt Danzig gewirtſchaftet 
aben. 

„Sie ſind zu feige, der Bevölkerung und der 
Wählerſchaft die Wahrheit zu ſagen. Sie find 
gemein genug, ihr das abſichtlich zu unterſchlagen 
und das Gegenteil von dem zu ſagen, was wahr iſt. 
(Unruhe rechts.) Dieſe demagogiſche Betonung, 
dieſe geradezu verbrecheriſche Methode der 
Deutſchnationalen Volkspartei feſtnageln (Zuruf 
des Abg. Böcker), dieſe demagogiſche Tatſache hier 
vor der Oeffentlichkeit feſtzunageln, (Zurufe 
rechts), ich bin hinten immer noch micht verſtan⸗ 
den worden, dieſe demogogiſche, gemeine Tatſache 
feſtzunageln, (Zurufe rechts) — Herr Karkutſch 
kann mich immer noch nicht verſtehen — dieſe 
demagogiſche, gemeine und hinterhältige Tatſache 
der Deutſchnationalen feſtzunageln und der Be⸗ 
völkerung bekanntzugeben, st mir ein Herzensbe⸗ 
dürfnis. Ich hoffe und wünſche, daß die Bevölke⸗ 
rung, nachdem ſie jetzt durch alle möglichen Orga⸗ 
niſationen über das Volksbegehren „Bürger⸗ 
ſchutz' belogen und irregeführt iſt, genügend 
orientiert iſt, wenn das Volksbegehren „Volks⸗ 
wille zur Abſtimmung kommt, um über Ihre 
gemeinen Mhchinationen endlich Beſcheid zu 
wiſſen, ob für Bürgerverein Deutſchnationale 
Fraktion ſtehen muß, ob es für Landbund 
Deutſchnationale Fraktion heißen muß, daß 
Chriſtlicher Jungfrauenverein Deutſchnationale 
Partei heißen muß, daß irgendwelche Schornſtein⸗ 
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fegerverbände Deutſchnationale Fraktion heißen 
müſſen, daß die Handelskammer, daß die Hand⸗ 
werkskammer Deutſchnationale Partei heißen 
müſſen. Wenn Sie ehrlich wären und den Mut 
zur Verantwortung hätten — (Zuruf rechts) Sie 
täten beſſer, Herr Abg. Dr. Heinemann, Anfragen, 
die die Kaufmannſchaft vor ſechs Wochen an die 
Handelskammer gerichtet hat, zu beantworten und 
hier nicht dumme Zwiſchenrufe zu machen. 

Wenn die Deutſchnationale Volkspartei wahr⸗ 
heitsliebend wäre, würde ſie alle dieſe Deck⸗ 
adreſſen, die keine politiſchen Organiſationen ſind, 
nicht in den Vordergrund ſchieben, ſondern würde 
ſagen, die Deutſchnationale Partei als Trägerin 
des konſervativen politiſchen Willens und politi⸗ 
ſche Vertretung verſchiedener Teile der Berufs⸗ 
gruppen verlange eine ſolche Verfaſſungsände⸗ 
rung. Aber Sie ſchieben die eben genannten Par⸗ 
teichen, Organiſatiönchen und Kämmerchen als 
Deckmantel vor und kommen dann in dieſe Orga⸗ 
niſationen, erzählen der Bevölkerung Märchen, 
belügen ſie ſogar in der ſchwerſten Weiſe und er⸗ 
zielen damit, daß Ihnen erſpart bleibt, die 20 000 
Gulden, die das Volksbegehren koſten wird, zu 
verlieren, während Sie ſie ſonſt an den Staat 
bezahlen müßten. 8 

Ich ſagte ſchon vorher, daß das Volksbegehren 
„Bürgerſchutz“ die 10 Prozent Stimmen oder 
etwas mehr erhalten wird. (Zuruf des Abg. Phi⸗ 
lipſen.) Sie ſehen, daß ich nicht mißgünſtig bin. 
Ich gönne Ihnen gern die 10 Prozent der Stim⸗ 
men. (Abg. Dr. Ziehm: Sie machen ja nur Pro⸗ 
paganda!) Genau ſo wie Herr Dr. Ziehm, wenn 
er ſich hier herſtellt und ſeine Reden von dieſer 
Stelle hält. Ich mache eine Mitteilung in der 
Oeffentlichkeit, daß Sie die Oeffentlichkeit belo⸗ 
gen haben. Wenn das eine Propaganda für eine 
Partei it, dann gönne ich Ihnen dieſe Propagan⸗ 
da. (Abg. Dr. Ziehm: Sie machen Propaganda 
für Ihre Perſon! — Große Unruhe. Glocke 
des Präſidenten.) Ich ſagte alſo, daß ich nicht 
ärgerlich und nicht neidiſch bin. (Lachen rechts. — 
Zuruf des Abg. Weiße.) Herr Pfarrer, ſagen Sie 
das in der Kirche, dann klingt es beſſer! Ich 
freue mich, wenn die Deutſchnationalen und ihr 
Anhang die 10 Prozent Stimmen aufbringen. 
(Zuruf des Abg. Karkutſch.) Ich komme nachher 
zu Ihnen Brot kaufen. — Ich freue mich, wenn 
die Deutſchnationalen die notwendigen 10 Pro⸗ 
zent der Stimmen jetzt bei dem Begehren auf⸗ 
bringen, damit ihnen bei ihrer geſchwächten Par⸗ 
teikaſſe die Hergabe der 20 000 G erſpart bleibt. 
(Große Unruhe und andauernde Zwiſchenrufe 
rechts. — Glocke des Präſidenten.) Ich freue mich, 
daß die Deutſchnationale Volkspartei die 10 Pro⸗ 
zent Stimmen, die für das Volksbegehren not⸗ 
wendig ſind, erhält, damit ſie die Koſten, die 
etwa 20 000 Gulden betragen werden, bei ihrer 
geſchwächten Parteikaſſe nicht herauszugeben 
braucht. (Das zahlt doch der Bürgerverein! 
rechts.) Die Herren verſtehen mich da hinten 
immer noch nicht. Ich freue mich, daß die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei die 10 Prozent der Anter⸗ 
chriften, die notwendig ſind, erhalten wird. (Leb⸗ 


hafte Zwiſchenrufe rechts.) Ich habe Zeit und 


ſtelle feſt, daß Sie mich immer noch nicht ver⸗ 


tehen. Ich freue mich, daß die Deutſchnationa⸗ 
len .. (So wiel Freude it ja nicht im Himmel, 
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wie hier im Volkstag! rechts. — Andauernde 


Zwiſchenrufe. — Glocke des Präſidenten.) ö 

Es iſt ja nicht meine Aufgabe, für Ruhe im 
Saal zu ſorgen. Ich wundere mich, daß Sie mich 
hinten nicht verſtehen können. Wenn Sie mich 
verſtänden, würden Sie ruhig ſein. Ich freue mich 
alſo — Heiterkeit. Abg. Dr. Heinemann: 
Alles freut fi!) 

1 e Dr. Bogdan: Ich bitte jetzt um 
uhe. 

Rahn, Abgeordneter (DV. P.): Sie werden 
es noch dahin bringen, daß Ihr Präſident ge⸗ 
zwungen iſt, weil er mich ſelbſt nicht mehr ver⸗ 
ſtehen kann, die Sitzung wegen ruheſtörenden 
Lärms aufzuheben. Es iſt höchſt eigenartig, daß 
eine Partei, die ſich ſonſt nicht genug tun kann, 
über parlamentariſche Sitte und parlamentari⸗ 
ſchen Anſtand zu reden, jetzt auf einmal Freude 
am Skandal im Parlament hat. Sollten Sie viel⸗ 
leicht in der Vorfreude über das Gelingen der er⸗ 
forderlichen 10 Prozent Unterſchriften im Rats⸗ 
keller oder ähnlichen Kneipen ſich zuviel Wein⸗ 
geiſt eingeflößt haben, der durch Ihre Reden hier 
zum Ausdruck kommt? Ich erklärte, ich bin er⸗ 


freut darüber, wenn die Deutſchnationale Volks⸗ 


partei die 10 Prozent Anterſchriften für das 
Volksbegehren aufbringt, weil ich es dieſer Par⸗ 
tei bei ihrem geſchwächten Kaſſenbeſtand gönne. 
(Das haben wir ſchon gehört! rechts.) Die iſt 


doch genau jo ſchwach wie die Landwirtſchaftliche 


Bank, bei der Sie tätig ſind! Die geſchwächte 
Parteikaſſe müßte dann dem Staat das Geld 
zahlen, wenn die AUnterſchriften nicht aufgebracht 
würden. (Zuruf des Abg. Senftleben.) Sie müß⸗ 
ten doch geſehen haben, daß Sie mich mit der⸗ 
artigen Zwiſchenrufen nicht klein machen, daß ich 
es Ihnen ſo oft und ſo deutlich einhämmere, daß 
Sie es verſtehen. (Andauernde Zwiſchenrufe und 
große Unruhe rechts.) Ich habe meine Steuerer⸗ 
klärungen bisher richtig abgegeben. Von Herrn 
Senftleben iſt dagegen behauptet worden, daß 
das nicht ſtimme. (Sehr gut! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Wo da die Wahrheit liegt, überlaſſe ich dem 
Urteil des Hauſes. (Zwiſchenrufe rechts.) 

„Wenn nun aber die Deutſchnationalen und die 
ihnen angeſchloſſenen Organiſationen deswegen 
glauben ſollten, daß 10 Prozent der Eintragungs⸗ 
berechtigten identiſch ſind mit einer Stimme mehr 
als der Hälfte der Wahlberechtigten der Freien 
Stadt, ſo iſt es doch höchſt einfach auszurechnen, 
wenn Sie ſich die Stimmenliſten der letzten Volks⸗ 
tagswahl vornehmen. Da werden Sie feſtſtellen, 
daß die Deutſchnationale Volkspartei inklusive 
Schornſteinfegerverband, Handelskammer, Gewer⸗ 
bekammer, inkluſive Chriſtlicher Jungfrauenver⸗ 
ein und wie die Organiſationen der Deutſchnatio⸗ 
nalen alle heißen, (Andauernde Zwiſchenrufe 
rechts. — Große Unruhe.) in Verbindung mit den 
Nationalliberalen und der Beamtengruppe nicht 


mehr als 60 000 Stimmen aufbringen können, 


während ſie 110 000 Stimmen für ein Volksbe⸗ 


gehren haben müſſen. Es iſt ja auch gar nicht 


Ihre Abſicht, dem Volksbegehren „Bürgerſchutz“ 
zum Erfolg zu verhelfen. Sie wiſſen, daß es bei 


der Abſtimmung., beim Volksentſcheid nie Geſetz 


werden kann, wogegen die Parteien, die hinter 
dem Volksbegehren „Volkswille“ ſtehen, alſo hin⸗ 


ter der Regierungsvorlage, die Gewißheit haben, 
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daß dies von Erfolg gekrönt ſein muß. (Das iſt 
ja falſch! rechts. — Große Unruhe.) Nehmen Sie 
die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft, (Abg. 
Philipſen: Die haben die 10 Prozent nur mit 
Mühe und Not zuſammenbekommen!) nehmen 
Sie die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft, nehmen 
Sie die Wähler der Zentrumspartei, nehmen Sie 
die Mählerſchaft der Liberalen Partei, nehmen 
Sie die Wählerſchaft der Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei, (Abg. Philipſen: Sie haben doch keine 
Wählerſchaft mehr!) dann kommen Sie zu einer 
Geſamtwählerzahl ... (Zuruf des Abg. Bertling.) 
Herr Bertling, Sie eignen ſich beſſer dazu, in 
Zoppot bei der Stadtverordnetenwahl den Ihrer 
Partei angeſchloſſenen kleinen Gewerbetreibenden 
politiſche Weisheiten klar zu machen. (Abg. Bert⸗ 
ling: Das überlaſſen Sie nur mir!) Sie eignen 
ſich ferner dazu, hinterhältige und gemeine Be⸗ 
merkungen auf Ihrem Platz zu machen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Rahn, 
Sie dürfen einen Abgeordneten nicht als hinter⸗ 
hältig und gemein bezeichnen, ich rufe Sie des⸗ 
wegen zur Ordnung. — (Endlich aufgewacht? 
links. — Abg. Plenikowſki: Bobby erwacht! — 
Abg. Philipſen: Sachlich können Sie nichts mehr 
ſagen! — Abg. Bertling: Ich ſage Ihnen ins 
Geſicht, was ich zu ſagen habe! — Große Unruhe.) 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Sie eignen ſich 
beſſer dazu, unverantwortliche Bemerkungen, die 
ſchwere Beleidigungen darſtellen, für die Sie nicht 
geradeſtehen können, zu machen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Hören Sie mich doch an, wenn ich mit 
Ihnen rede! (Große Heiterkeit und Unruhe.) 
Wenn man Sie durch einen Fraktionskollegen 
ſtellen läßt, dann bringen Sie ſoviel Mangel 
an Mut auf, nicht einmal die Wahrheit zu ſagen 
und ſich dazu zu bekennen. (Abg. Philipſen: Sie 
ſind nicht ernſt zu nehmen, das iſt ja alles Ko⸗ 
mödie!) Ich ſagte, die Parteien, die hinter dem 
Volksbegehren „Bürgerſchutz“ ſtehen, haben die 
Gewißheit, an Hand der Ziffern der letzten Volks⸗ 
tagswahl feſtzuſtellen, (Abg. Philipſen: Sind Sie 
Prophet?) daß die Sozialdemokratiſche Partei, 
die Zentrumspartei, die Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei und die Liberale Partei mit ihren 117 000 
Stimmen die notwendigen 110 000 Stimmen, die 
für das Volksbegehren erforderlich ſind, aufzu⸗ 
bringen in der Lage ſind. Sie haben von vorn⸗ 
herein dieſes Bewußtſein nicht, weil Sie ſich an 
Hand Ihrer bei der Wahl erhaltenen Stimmen 
ausrechnen können, daß Sie im beſten Fall nur 
60 000 Stimmen für Ihren Antrag aufbringen. 
(Da werden Sie ſich ſehr irren! rechts. — Große 
Unruhe.) Das charakteriſiert Ihre Gemeinheit! 
Neben dem Belügen der Wählerſchaft charakteri⸗ 
ſiert dieſe weitere Tatſache, daß Sie gar nicht den 
Willen haben, etwas zu ändern, ſondern daß Ihre 
ganzen Maßnahmen lediglich eine Quertreiberei 
bedeuten, die dazu führen ſoll, Verwirrung in 
die Danziger Bevölkerung zu bringen und unter 
Umſtänden das Volksbegehren „Volkswille“, 
welches von der Regierung ſelbſt verlangt wird, 
zu ſabotieren. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Am heutigen Tage wird man an einen 
Gedenktag erinnert, an den 9. November 1918. 


Freitag, den 9. November 1928. 


Schon der vorliegende Punkt der Tagesordnung, (0) 


die Verfaſſungsänderung, weiſt ja darauf hin. 
Wir haben den Freiſtaat Danzig und die Ver⸗ 
faſſung aus der Revolution bekommen, an die wir 
durch die Zeitungen heute ganz beſonders erin⸗ 
nert werden. Und wenn wir das vergeſſen haben 
ſollten, dann wären wir auf dieſen Tag durch die 
Rede des Herrn Abg. Rahn aufmerkſam gemacht 
worden. (Sehr gut!) Wie heute manche Zeitungen 
feſtſtellen, daß ſich vom 9. November 1918 bis 
zum 9. November 1928 in der Revolution und in 
der Republik angeblich manches verändert habe, 
jo hat ſich auch der Herr Abg. Rahn ganz weſent⸗ 
lich verändert, d. h. er iſt vom Kommuniſten zum 
Bürgerlichen geworden und verſucht nun, Ver⸗ 
faſſungsänderungen im bürgerlichen Sinne einzu⸗ 
bringen. Und wenn er dann merkt, daß er da auf 
Konkurrenz ſtößt, dann erinnert er ſich durch das 
Zurückdenken an den 9. November 1918 an ſeine 
eigene Vergangenheit. Die Folge beſteht darin, 
daß er genau fo pöbelhaft den Gegner angreift, 
wie er es früher als Kommuniſt getan hat. Wenn 
er ſeine Verfaſſungsänderung „Volkswille“ heute 
wieder empfiehlt, ſo hat er diesmal vergeſſen, wie 
er ſeinerzeit die Kommuniſten aufgefordert hat, 
nach ſeinem Programm zu ſtimmen. Wenn er 
heute die Erklärung für den „Volkswillen“ ſo ab⸗ 
gegeben hat, wie er es getan hat, dann hat er 
die eigenartigſte Empfehlung dafür gegeben. Wer 
derartig bürgerliche Berufe, wie Sie es heute ge⸗ 
tan haben, angreift und ſie lächerlich macht, 
Schornſteinfeger, Handelskammer ujw., wer ſelbſt 
bürgerlich ſein will und dabei das Bürgertum in 
den Schmutz sieht, wer derartige Wandlungen 
vom Kommuniſten zum Bürgerlichen durchge⸗ 
macht hat, und dann in ſeine kommuniſtiſche 
Methode, ſein früheres kommuniſtiſches Gebaren 
zurückfällt, (Abg. Plenikowſti: Wagen Sie es 
nicht noch einmal, das zu ſagen!) erbringt nur 
den Beweis, daß er ſich als Vorſpann für die 
Marxiſten benutzen läßt. Jeder, der die Rede des 
Abg. Rahn durchlieſt und darin lieſt, wie fein 
Beruf beſchimpft worden iſt, wird froh ſein, daß 
er Ihrem Volksbegehren „Volkswille“ nicht zu⸗ 
geſtimmt hat. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die all⸗ 
gemeine Beſprechung. Wir kommen zur Einzel⸗ 
abſtimmung. Ich rufe Artikel 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe die Beſppechung. Wer für Artikel 1 
der Vorlage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich 
rufe f Artikel 2 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wer für Artikel 
2 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt angenommen. Ich 
rufe Artikel 3 auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer für Artikel 8 iſt, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; Artikel 3 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe Artikel 4 auf. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Artikel 4. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, Artikel 4 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe Artikel 4a auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
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vorliegen. Wer für Artikel 4a iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel 4a 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel 4b auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wer für Artikel 4b der Vorlage iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
Artikel 4b iſt angenommen. Ich wufe Artikel 40 
auf. Wortmeldungen liegen nicht wor, ich ſchließe 
die Beſprechung. Wer für Artikel 4c der Vorlage 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, Artikel 4 iſt angenommen. Ich 
rufe Artikel Ad auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für Artikel 
4d der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit. Artikel Ad iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe Artikel 4e auf und ſchließe 
die Beſprechung, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer für Artikel 4e iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, Arti⸗ 
kel 4e iſt angenommen. Ich rufe Artikel Ak auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer für Artikel 
4f der Vorlage iſt. bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Artikel Ak it angenommen. Ich 
rufe Artikel 4g auf und ſchließe die Beſprechung, 
da Wortmeldungen nicht worliegen. Wer für Arti⸗ 
kel Ag iſt, bitte ich ſich zu erheben. — Das it die 
Mehrheit Artikel Ag. iſt angenommen. Ich rufe 
Artikel 5 auf und ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer für Artikel 
5 it, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, Artikel 5 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
ich darf wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift ange⸗ 
nommen iſt. Die Schlußabſtimmung hat nach 
unſerer Geſchäftsordnung namentlich zu erfolgen. 
Es müſſen 80 Mitglieder des hohen Hauſes anwe⸗ 
ſend ſein und zwei Drittel der Abgeordneten für 
die Vorlage ſtimmen. Ich bitte, die Plätze einzu⸗ 
nehmen und die Beiſitzer, die Stimmkarten ein⸗ 
zuſammeln. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
g ginnt. — Hat noch jemand ſeine Stimmkarte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Abſtimmung. Es find 69 Stimmkarten“) abgege⸗ 
) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 69, davon 68 mit Ja, 1 Stimme ungültig. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Bock, Brennert, 
Brill, Dinklage, Eiſerloh, Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gai⸗ 
kowfki, Gehl, Gerick, Grodnick, Grünhagen, Hallmann Ro⸗ 
ert, Höhn, Hoog, Hoppe, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, 
Karſchewſki, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, 
urowſki, Klein, Lemke Bruno, Lemke Wilhelm, Lend⸗ 
on, Leu, Loops, Fr. Malikowſki, Mathieu, Mau, Mic⸗ 
zewſki, Dr. Moczynſki, Moritz, Mroczkowſki, Müller Bern⸗ 
hand, Fr. Müller, Müller Walter, Fr. Pauls, Plettner, 
S an, Rahn, Rehberg, Rogalewſki, Rogozinſbi, Rohde, 
chilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, 
r. Jute oft, Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſki, 
Ungültig: 1 Stimme. 
Böcker ne Stimmkarte gaben ab: Berger, Bertling, 
Dumont. dom, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, Cierocki, 
Hallig Dyck II, Doerkſen, Falkenberg, Friedrich Geisler, 
Dr. 5 0 Rudolf, Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, 
lähne Snenaih, Jahr, Jantzen, Jewelowſki, Fr. Ka⸗ 
Kreft P. Kreſch Felix Klawitter, Fritz Klawitter, Fr. 
r. Meyer reft, Langnau, Liſchnewſfki, Manthei, Mayen, 
lipſen Ple 1 1 Paul, Neubauer, Opitz, Papke, Phi⸗ 
wegniann en = 1 en Wollen: 
thun, Weiß, Weiße, Zarste, Dr. Sichm 
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ben, ſämtlich mit Ja. Das Geſetz hat demnach die 
vorgeſchriebene Mehrheit für Verfaſſungsände⸗ 
rungen nicht gefunden. Der Volkstag wird dem⸗ 
zufolge dem Senat den Geſetzentwurf zurück⸗ 
reichen, damit er den Volksentſcheid veranlaſſen 
kann. Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung 
hat der Herr Abg. Senftleben. (Abg. Brill: Sie 
alter Benzinſchieber!) 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe 
meine Poſt ſchon unterſchrieben, deshalb habe ich 
Zeit, bis Sie ruhig ſind. (Unruhe links. — Abg. 
Brill: Das iſt der Benzinſchieber Danzigs.) 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Herr Abg. Brill, 
Sie dürfen einen Abgeordneten nicht als Schieber 
bezeichnen, ich rufe Sie zur Ordnung (Abg. Brill: 
Wenn ich für die Wahrheit einen Ordnungsruf 
bekomme, nehme ich ihn gern hin! — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Wie ein Maulwurf ſitzt er da oben!) 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Man 
muß es Leuten Ihres Schlages überlaſſen, ſi 
über ſolche Anwürfe und Witze zu freuen. Die 
Tribüne wird Sie deswegen entſprechend ein⸗ 
ſchätzen. (Abg. Brill: Wann wird der Benzin 
teurer? — Abg. Schmidt: Die Chauffeure werden 
Sie aufhängen!) Der Herr Abg. Rahn hat vorher 
in ſeinen Ausführungen erklärt, es gingen Ge⸗ 
rüchte um, daß ich meine Steuererklärung nicht 
richtig abgegeben hätte. (Abg. Plenikowſki: Das 
ſtimmt doch, Steuerſchieber!) Ich ſtelle feſt, daß 
der Abg. Rahn hier wieder nach ſeiner alten Me⸗ 
thode gearbeitet hat, indem er unkontrollierte 
Gerüchte zu irgendwelchen Redewendungen ge⸗ 
braucht, um einen politiſchen Gegner herabzu⸗ 
ſetzen und zu verdächtigen. Der Herr Abg. Rahn 
hätte Gelegenheit gehabt, durch Nachfrage beim 
Steueramt nachzuprüfen, ob ein derartiges Ge⸗ 
rücht, das ihm zugetragen wurde begründet iſt. 
Ich kann ihm ſagen, daß ich meine Steuererklä⸗ 
rungen richtig abgegeben habe. Herr Abg. Rahn 
müßte wiſſen, daß ein Angeſtellter ein Steuerbuch 
hat, nach welchem man ganz genau ſein Einkom⸗ 
men feſtſtellen kann. Alſo mit ſeiner Behauptung 
war es wieder einmal nichts. Ich bitte aber den 
Herrn Abg. Rahn, mir den oder die Lumpen aus 
ſeinem Lager zu nennen, die ſolche Unwahrheiten 
in die Welt ſetzen, damit ich ſie belangen kann. 
Ich ſtelle feſt, daß die Angriffe, die mich treffen 
ſollten, lächerlich zerſchellt ſind. (Andauernde 
Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: Eingaben laut Druckſache 
Nr. 497. Ich möchte mitteilen, daß zur Druckſache 
Nr. 497 zwei Abänderungsanträge eingegangen 
ſind, die noch nicht gedruckt ſind: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 177 des Max 

Schulz, Langfuhr betr. Invalidenverſicherung dem 

Senat zur Berückſichtigung zu überreichen. 

Plenikowfki 

und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
Fraktion. 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 178 des Adolf 

Stolzmann, Weſtl. Neufähr, betr. Erwerbsloſenun⸗ 

terſtützung dem Senat zur Berüdjihtigung zu über⸗ 


weiſen. 
Plenikowſki N 

und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
Fraktion. f 


Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es hans 


delt ſich hier um zwei Eingaben, die man im So⸗ 

zialen Ausſchuß abgelehnt hat. Es wäre hier 

durchaus angebracht geweſen, nicht allein aus mo⸗ 
raliſchen, aus menſchlichen Gründen Berückſichti⸗ 
gung zu empfehlen, ſondern auch aus rechtlichen. 

Zaunächſt handelt es ſich um eine Eingabe um 

Gewährung einer erhöhten Invalidenrente. Wie 

liegt der Fall? Ein Invalide beantragt, ſeine 

Rente zu erhöhen, weil man ihm die Steigerungs⸗ 

ſätze für die Wochen der Kriegs- und der Militär⸗ 

zeit nicht gewährt. Er fühlt ſich zu Unrecht da⸗ 
durch anderen Bevölkerungskreiſen gegenüber be⸗ 
nachteiligt. Er führt auch zu Recht an, daß früher 
ein anderer Zuſtand geſetzmäßig war, daß nämlich 
in der Nachkriegszeit die Steigerungsſätze bei der 

Feſtſetzung der Invalidenrente auch für die 

Wochen der Militär⸗ und Kriegszeit gewährt 

wurden. Er wandte ſich deshalb an die Große 

Kammer, er beantragte richterliche Entſcheidung. 

Dieſe Große Kammer hat nun entſchieden. Sie 

hat ſich, wie vorauszuſehen war, ſelbſtverſtändlich 

auf den Standpunkt geſtellt, den dieſer Staat ein⸗ 
nimmt und hat auch hier ein Klaſſenurteil gefällt. 

Die Große Kammer hat erklärt, aus rechtlichen 

Gründen könne man die Steigerungsbeträge für 

die abgeleiſteten Kriegs⸗ und Militärwochen nicht 

gewähren. Früher wäre die geſetzmäßige Recht⸗ 
lichkeit vorhanden geweſen, jetzt nicht. Durch ein 

im Jahre 1923 neu geſchaffenes Geſetz ſei eine 

Aenderung gegenüber dem früheren Zuſtand her⸗ 

beigeführt worden. Das Geſetz in der früheren 

Faſſung erklärte ausdrücklich, daß die Steige⸗ 
rungsbeiträge auch für die Zeit gewährt werden 
müßten, in der der Betreffende zur Erfüllung der 

Wehrpflicht in Friedens⸗, Mobilmachungs⸗ oder 

Kriegszeiten eingezogen worden iſt. Die neue 

Faſſung des Geſetzes hebt aber dieſe früheren ge⸗ 

ſetzlichen Beſtimmungen auf und erklärt nur: 

{ Als Beitragswochen werden, ohne daß Beiträge 
entrichtet zu werden brauchen, die vollen Wochen an⸗ 
gerechnet, in denen der Betreffende wegen einer 
Krankheit arbeitslos und nachweislich verhindert 
worden iſt, feine Berufstätigkeit fortzuſetzen. Der 
Senat bann beſtimmen, in welchen Fällen eine wei⸗ 
tere Anrechnung der Beitragsklaſſe B ſtattfindet. 
Dieſe Beiträge werden nur denen angerechnet, die 
vorher nur berufsmäßig beſchäftigt geweſen ſind. 
Für jede Woche wird ein Steigerungsbeitrag von 30 
Pfennig gerechnet. 

Das ſind die rechtlichen Grundlagen auf Grund 

deren die Große Kammer zu der Entſcheidung 

kam: Steigerungsbeiträge werden für die Kriegs⸗ 
wochen nicht gewährt. 

Man kann dieſe Entſcheidung des Gerichts mit 
der Entſcheidung bei der Klage der Beamten ver⸗ 
gleichen. Man kann hier mit vollem Recht erklä⸗ 
ten, es handelt fi in beiden Fällen um Klaſſen⸗ 
urteile, bei dem erſten Fall um ein Arteil, das 
dem Invaliden einen Teil der Rente raubt, das 
gegen die Werktätigen gerichtet iſt, und bei dem 
Beamtenurteil um ein Arteil, das der oberen Be⸗ 
amtenſchicht Millionen in den Rachen wirft. 
Wenn der Juſtiz von dieſer Stelle aus vorge⸗ 
worfen worden iſt, daß ſie nur in eigener Sache 
ſpreche, daß die Richter nicht objektiv, ſondern aus 
perſönlichen Motiven heraus Urteile fällten, dann 
halten wir dieſe Behauptung voll und ganz auf⸗ 
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recht. Gerade dieſer Fall beweiſt das wieder zur (O) 
Genüge. Man kann nämlich aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen ohne weiteres herausleſen, daß die 
Steigerungsbeiträge für die Kriegswochen ge⸗ 
währt werden können. Das ſteht einwandfrei 
feſt. Das Gericht mußte zu dieſer Entſcheidung 
kommen. Es konnte das aber nicht, weil es ein 
Klaſſengericht iſt. Der Senat kann ebenſo nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen ohne weiteres in 
beſonderen Fällen eine Anrechnung von Beitrags⸗ 
wochen herbeiführen, ohne daß Beiträge entrichtet 
zu werden brauchen. Das Gericht hätte alſo tat⸗ 
ſächlich zu einem anderen Urteil kommen müſſen. 
Es galt aber, für den Staat Geldmittel zu er⸗ 
ſparen, und deshalb wurde dieſer Spruch gefällt. 
Eigenartig iſt, daß der Vorſitzende bei dieſer Ge⸗ 
richtsverhandlung der Herr Abg. Dr. Ziehm war, 
der ſonſt immer auf das Recht pocht und immer 
wieder erklärt, Recht müſſe Recht bleiben. Recht 
bleibt Recht, wenn man den oberen Beamten 
Millionengeſchenke machen muß. Recht bleibt 
aber nicht Recht, wenn man den Arbeitsinvaliden 
ein paar Pfennige Steigerungsbeiträge zukommen 
laſſen ſoll. 

Nun aber noch eine andere Seite der Angele⸗ 
genheit. Wir haben in der Verfaſſung den Ar⸗ 
tikel 73. Dieſer Artikel lautet: „Alle Staatsan⸗ 
gehörigen der Freien Stadt Danzig ſind vor dem 
Geſetz gleich. Ausnahmegeſetze ſind unſtatthaft.“ 
Dieſes Geſetz, das die Regelung der Gewährung 
der Steigerungsſätze für Invalidenrenten feſtſetzt, 
iſt aber dann ein verfaſſungswidriges Geſetz. Wa⸗ 
rum? Weil eine Bevölkerungsſchicht gegenüber 
anderen Bevölkerungsſchichten bei der gleichen 
Materie benachteiligt wird. Wenn wir uns das 
Beamtenbeſoldungsgeſetz anſchauen, werden wir 
hier die Anrechnung der Militärzeit auf die 
Dienſtzeit geſetzlich verankert finden, damit auch 
den Anſpruch auf die Gewährung einer erhöhten 
Penſion, da ja die Höhe der Penſion von der 
Länge der Dienſtzeit abhängig iſt. Hier hat man 
ein Geſetz geſchaffen, das den Beamten, die eine 
Militärzeit abgeleiſtet haben, die die Kriegs⸗ 
dienſtzeit geleiſtet haben, eine höhere Penſion ge⸗ 
währt. Dann haben wir aber das Geſetz für die 
Invalidenverſicherung, wo den Arbeitern, die die 
Militärzeit und die Kriegsdienſtzeit ableiſten 
mußten, die Steigerungsbeiträge und damit eine 
Erhöhung ihrer Penſion nicht gewährt wird. 

Sie werden ſelbſt zugeben müſſen, daß das ge⸗ 
genüber dem Beamtenbeſoldungsgeſetz ein Aus⸗ 
nahmegeſetz iſt, und daß dieſe Beſtimmung ver⸗ 
faſſungswidrig it. Anſere hohen Gerichte befaj- 
ſen ſich ja ſonſt mit der Frage, ob dies oder jenes 
Geſetz nicht verfaſſungswidrig ſei. Sie werfen der 
oberen Beamtenſchaft gerade deshalb Millionen 
in den Rachen, weil die Geſetze, die dieſe Milli⸗ 
onen den Beamten zu nehmen verſuchten, verfaſ⸗ 
ſnugswidrig ſein ſollen. Bei dieſer Materie 
kommt das Gericht aber zu einem anderen Ent⸗ 
ſchluß. Man darf ſich darüber nicht wundern. 
Und der Herr Abg. Dr. Ziehm führte in den Ver⸗ 
handlungen den Vorſitz. Wir ſehen alſo, daß es 
abgeſehen vom moraliſch⸗menſchlichen Standpunkt 
auch rechtlich nicht begründet war, Zurückweiſung 
oder Aeberweiſung als Material zu beantragen, 
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ſondern daß hier tatſächlich Berückſichtigung hätte 
beantragt werden müſſen. Der Senat hätte auf⸗ 
gefordert werden müſſen, gerade in dieſem Falle 
die Steigerung auch für die Kriegswochen zu zah⸗ 
len und dann, durch dieſen einen Fall gezwungen, 
die Steigerungsbeträge auch für alle anderen in 
Betracht kommenden Invalidenrentenempfänger 

Wir haben heute wegen der Verfaſſungsände⸗ 
rung lebhafte Auseinanderſetzungen gehabt. Man 
ſucht es nach außen hin darzuſtellen, als ob das 
Glück der Danziger Bevölkerung von der Verfaſ⸗ 
ſungsänderung abhänge, und zwar die Deutſchna⸗ 
tionalen nach ihrem „Bürgerſchutz“ und die So⸗ 
zialdemokraten nach ihrem „Volkswillen.“ Wenn 
es ſich darum handelt, den werktätigen Kreiſen, 
den Aermſten in der Bevölkerung, den Invaliden⸗ 
rentenempfängern, ein paar Pfennige mehr zu 
geben, weil ſie es auf Grund der Verfaſſung be⸗ 
kommen müſſen, kümmert man fi) überhaupt nicht 
darum, weil es den Staat Geld koſtet. Geld hat 
man ja für dieſe Kreiſe der Bevölkerung nicht. 
Der Regierungsvertreter brachte das in der Aus⸗ 
ſchußſitzung auch ganz kraß zum Ausdruck, indem 
er erklärte, daß die Regierung keine Geldmittel 
zur Verfügung habe, um die Steigerungsbeträge 
an die Invalidenrentenempfänger zu zahlen. Die 
Invalidenverſicherungsanſtalt habe das Geld auch 
nicht. Der Senat könne keine Zuſchüſſe gewähren. 
Das geſchieht zur ſelben Zeit, wo man den oberen 
Beamten die Millionen nachzahlt. Außerdem be⸗ 
gründet der Regierungsvertreter im Sozialen 
Ausſchuß dieſe Stellungnahme damit, daß die 
eigentlich 
doch nicht geſchädigt ſeien, da die Renten doch we⸗ 
ſentlich höher ſeien als vor dem Kriege. Er ver⸗ 
gißt eine Tatſache, die ganz beſonders den ſozial⸗ 
demokratiſchen Gewerkſchaftsſekretären bekannt 
ſein wird, daß nämlich in der Invalidenverſiche⸗ 
rung vor dem Kriege der höchſte Wochenbeitrag 
bei einem Wochenlohn von mehr als 36 Mark nur 
48 Pfennig betrug und daß heute der Wochenbei⸗ 
trag für denſelben Wochenlohn 2 Mark beträgt. 
Ich bringe die Zahlen von Deutſchland, die die 
gleichen wie in Danzig ſind. 

Damit iſt einwandfrei bewieſen, daß die ſoge⸗ 
nannten hohen ſozialen Laſten nur von der Ar⸗ 
beiterſchaft getragen werden. Aber noch eine an⸗ 

re Tatſache. Wenn der Regierungsvertreter 
darauf hinwies, daß die Renten weſentlich höhere 
Lien, daß die ſoziale Fürſorge eine bedeutend 
eſſere fei, jo wurde er darin durch Zurufe der 
ozialdemokraten unterſtützt, die auch auf die 
usführungen des ſozialdemokratiſchen Reichs⸗ 
arbeitsminiſters in Deutſchland hinwieſen, der auch 
erklärt hätte, die ſoziale Fürsorge ſei eine weſent⸗ 
beſſere geworden. Dabei vergeſſen die bür⸗ 
an Regierungsvertreter und auch die So⸗ 
925 demokratie, daß die „hohen“ ſozialen Laſten 
ba ingt werden durch den ungeheuerlichen Raub- 
Mas der mit der Arbeiterſchaft getrieben wird. 
5 an kann entſchieden nicht von einer „hohen“ 
ee Fürſorge ſprechen, wenn man dieſe Tat⸗ 
d chen in den Vordergrund ſchiebt. Man will bei 
an h aner een ai 17 5 e 99255 
en. Man will das Kapital der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten ſparen. Ich habe wiederholt 
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treten, daß ſich das Kapital der Verſicherungsan⸗ 
ſtalten tatſächlich von Jahr zu Jahr ſteigert. Man 
benutzt es, um den Unternehmern billige Kredite 
zum „Aufbau“ ihrer Wirtſchaft zur Verfügung 
zu ſtellen. 

Man wird ſich auch hier an Koalitionsbindun⸗ 
gen halten, der Staat könne dieſe Gelder nicht 
auszahlen; denn man hat ganz richtig erklärt, daß 
es ſich nicht um einen ſpeziellen Fall handelt und 
daß man wahrſcheinlich gewillt wäre, in einem 
einzelnen ſpeziellen Fall ein Auge zuzudrücken 
und ein paar Gulden zu gewähren. Ich ſehe, daß 
der Abg. Wahl verſtändnisinnig lächelt. Damit 
beweiſt er, daß es ſich hier um eine grundſätzliche 
Frage handelt und daß man deshalb hier nicht 
Berückſichtigung beantragt hat. Aber wir werden 
Sie trotzdem vor die Frage ſtellen, ob Sie gewillt 
ſind, das beſtehende Unrecht zu beſeitigen. Es iſt 
zweifellos vorhanden. Der Beamtenſchaft rechnet 
man bei Gewährung der hohen Bezüge und der 
Penſion die Kriegsdienſtjahre an, ebenſo die Mi⸗ 
litärdienſtjahre. Auf der andern Seite aber 
werden den Invalidenrentnern dieſe Kriegszeiten 
nicht angerechnet. Dieſe Angerechtigkeit muß be⸗ 
ſeitigt werden, weil ſie, wie ich bereits nachwies, 
verfaſſungswidrig iſt, weil nach Artikel 73 der 
Verfaſſung tatſächlich Ausnahmegeſetze unſtatt⸗ 
haft ſind. Es handelt ſich hier um ein Ausnahme⸗ 
geſetz, um eine Ausnahmebeſtimmung gegenüber 
den Invalidenrentnern, wenn man das Beamten⸗ 
beſoldungsgeſetz zum Vergleich heranzieht. Wir 
werden deshalb in nächſter Zeit eine entſprechende 
Vorlage einbringen und werden genau wiſſen, 
daß ſie nicht mit Hilfe der „ſozialen“ Einſtellung 
der Koalitionsparteien durchzudrücken iſt, ſondern 
durch den Druck der Arbeiter. Wir werden die 
Arbeiter, die Gewerkſchaften, auffordern, dazu 
Stellung zu nehmen. Dann wird es der Arbeiter⸗ 
ſchaft gelingen, dieſe Ungerechtigkeit zu beſeitigen 
und endlich dafür zu ſorgen, daß den Arbeitsin⸗ 
validen, den Invalidenrentnern die Beitrags⸗ 
ſteigerung für die Kriegswochen gewährt wird. 
Sie haben es in der Hand, ſchon heute dazu Stel⸗ 
lung zu nehmen, indem Sie ſich nicht an die Ko⸗ 
alitionsbindungen halten, ſondern im Einzelfall 
dem zuſtimmen, was wir als Kommuniſten be⸗ 
antragen, nämlich, dieſe Eingabe dem Senat zur 
Berückſichtigung zu überweiſen. Aber Sie werden 
es ja nicht machen, die Arbeiterſchaft wird erſt 
wieder darum kämpfen müſſen. 

Dann ein anderer Fall, Es handelt ſich in 
der zweiten Eingabe, zu der wir einen Antrag ge⸗ 
ſtellt haben, um die Gewährung der vollen Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. Auch dieſer Fall liegt 
eigentlich klar. Abgeſehen vom moraliſch⸗menſch⸗ 
lichen Standpunkt muß auch hier aus rechtlichen 
Erwägungen die volle Erwerbsloſenunterſtützung 
gezahlt werden. Ein Arbeiter iſt ſeit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1928 erwerbslos und über 50 Jahre alt. Es 
iſt kaum anzunehmen, daß er wieder eingeſtellt 
wird. Wir wiſſen, daß heute den Arbeitern mit 
40 Jahren ſchon der Berufstod entgegen grinſt, 
daß es den Arbeitern über 50 Jahre heute unmög⸗ 
lich iſt, wieder in den Arbeitsprozeß eingereiht 
zu werden. Der Arbeiter beantragte Erwerbs⸗ 
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loſenunterſtützung und erhielt fie auch, aber nicht 
den vollen Satz, ſondern nur einen Teil der ihm 
geſetzlich zuſtehenden Unterſtützung. Das iſt nicht 
verwunderlich, wenn man bedenkt, daß auch in 
dieſer Gemeinde ein deutſchnationaler Gemeinde⸗ 
vorſteher das Zepter ſchwingt. Die deutſchnatio⸗ 
nalen Gemeindevorſteher haben nur dafür In⸗ 
tereſſe, den Staat vor Ausgaben zu ſchützen. Die 
ſogenannte ſoziale Einſtellung, die Sie hin und 
wieder angeblich durch Ihre Anträge verraten, 
iſt bei den Deutſchnationalen nicht im geringſten 
vorhanden. Wenn Sie jetzt den Antrag für die 
Kleinrentner geſtellt haben, ſo iſt es Ihnen mit 
dieſem Antrag nicht ernſt, das haben ja Ihre ſechs 
Regierungsjahre zur Genüge bewieſen. 

Der deutſchnationale Gemeindevorſteher wies 
den Antrag mit der Begründung ab: „Du haſt ja 
einen Sohn, der 19 Jahre alt iſt und in Arbeit 
ſteht.“ Er arbeitete auf dem Holzfeld. Sie wiſſen, 
daß die Holzkonjunktur eine äußerſt ungünſtige 
iſt. Er hat nur zwei bis drei Tage wöchentlich 
Beſchäftigung und verdient in dieſen Tagen wirk⸗ 
lich herzlich wenig. Trotzdem liefert er von dieſem 
Wenigen ſeinen Eltern noch 15 Gulden Koſtgeld 
ab. Sie werden aber auch zugeben müſſen, daß 
man einen erwachſenen Menſchen von 19 Jahren 
mit 15 Gulden wöchentlich nicht unterhalten kann. 
Der Erwerbsloſe wandte ſich nun an den Für⸗ 
ſorgeausſchuß des Kreiſes. Der Fürſorgeausſchuß 
lehnte Gewährung der vollen Unterſtützung auch 
ab. Es handelt ſich da um folgende Sätze: Er 
hatte nach dem Geſetz für ſich und ſeine Frau 2.65 
Gulden zu beanſpruchen. Er erhielt nur eine An⸗ 
terſtützung von 2 Gulden täglich. Er beantragt, 
ihm die volle geſetzliche Unterſtützung von 2.65 
Gulden zu geben. Der Erwerbsloſenfürſorgeaus⸗ 
ſchuß des Kreiſes wies dieſen Antrag ab. Er 
wandte ſich an den Senat und dieſer lehnte den 
Antrag auch ab. Nun wandte er ſich an den 
Volkstag. 

Wenn ein Erwerbsloſer den Unterſtützungs⸗ 
ſatz von 2.65 Gulden für ſich und ſeine Frau be⸗ 
kommt, dann kann er davon nicht leben. Wenn 
er längere Zeit, vielleicht Jahre, erwerbslos 
bleibt, wird er dem ſicheren Hungertode entgegen⸗ 
gehen; denn das ſteht einwandfrei feſt, daß die 
Erwerbsloſenunterſtützungsſätze nicht ausreichen, 
um den Erwerbsloſen den Lebensunterhalt zu 
ſichern. Das wird jeder zugeben müſſen. Man 
lehnt die Erhöhung ab. Es wird aber auch jeder 
zugeben müſſen, daß ein 19 jähriger junger Mann 
mit 15 Gulden wöchentlich nicht unterhalten wer⸗ 
den kann, beim allerbeſten Willen nicht, und daß 
es deshalb nicht möglich üſt, mit dieſen 15 Gulden 
nicht allein den 19 jährigen Jungen zu unterhal⸗ 
ten, ſondern noch teilweiſe die Eltern. Wenn man 
trotzdem auf dem Standpunkt ſteht, daß der 19⸗ 
jährige Junge die Eltern mit zu unterſtützen hat 
und deshalb ja auch die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung kürzt, dann macht man die Arbeit noch 
viel mehr als bisher zur Strafe. Man beſtraft 
diejenigen, die heute noch in Arbeit ſtehen. Es 
iſt heute ſchon eine Strafe für die Werktätigen, 
bei dieſer Ausbeutung, bei dieſer Lohnſklaverei zu 
arbeiten. Gerade deshalb kämpfen wir um die 
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und ihre Arbeitskraft werden für die Profite der 
Unternehmer ausgebeutet. Dieſe Strafe ver⸗ 
ſchärft man noch durch die geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen, durch die geſetzlichen Maßnahmen, die man 
trifft. Es iſt eine Verſchärfung der Strafe, wenn 


man von dieſen jungen Menſchen noch verlangt, 


daß ſie von ihren wenigen Groſchen noch die er⸗ 
olle, Familienangehörigen unterſtützen 
ollen. 

„Eigenartig iſt, daß der Berichterſtatter, in 
dieſem Fall der Zentrumsabgeordnete Gaikowſki, 
ſich mit den Maßnahmen des Senats einverſtan⸗ 
den erblärte. Er ſagte: „Ja, in dieſem Fall, wenn 
ein Familienangehöriger Arbeit hat, kann die 
volle Unterſtützung nicht gezahlt werden.“ Dieſer 
Mann iſt Gewerkſchaftsführer, ſchimpft ſich Arbei⸗ 
tervertreter. Das Skandalöſeſte aber iſt, daß die 
Sogialdemokraten dieſe antiſoziale Einſtellung 
des Zentrumsabgeordneten durch ihre Stimmen 
mitunterſtützen. Das Geſetz beſagt, daß gemein⸗ 
ſame Einnahmen im Familienhaushalt bei der 
Feſtſtellung der Bedürftigkeit in Betracht gezogen 
werden ſollen. Sie haben gerade jetzt in den Zei⸗ 
ten der Linksregierung immer wieder von einer 
humaneren Behandlung in Bezug auf die ſozialen 
Fürſorgegeſetze geſprochen. Sie gehen jetzt bei den 
kommunalen Wahlen überall damit krebſen: 
„Helft uns die Verwaltungsapparate erobern, 
dann werden wir in dieſen Verwaltungsappara⸗ 
ten dafür ſorgen, daß eine humanere Handhabung 
der ſozialen Fürſorge eintritt.“ Hier haben Sie 
die Gelegenheit, einmal zu zeigen, ob Sie gewillt 
ſind, die Erwerbsloſenfürſorge humaner zu hand⸗ 
haben. Was hat ſich gezeigt? Sie ſind nicht ge⸗ 
willt, die Erwerbsloſenfürſorge humaner zu 
handhaben, und zwar waren es ausgerechnet 
„Arbeiterführer“, chriſtliche und ſozialdemokra⸗ 
Eiche Arbeiterführer, die durch die Abgabe ihrer 
Stimmen erklärt haben, nicht für eine humanere 
Handhabung einzutreten. Durch Ihren Beſchluß 
haben Sie klar zum Ausdruck gebracht, daß eine 
Bedürfigkeit bei einem Erwerbsloſen nicht vor⸗ 
handen iſt, wenn ein Sohn in Arbeit ſteht. In 
den Gewerkſchaften erklären Sie, die Löhne ſeien 
Hungerlöhne und müßten erhöht werden. Hier 
aber benutzen Sie dieſe Hungerlöhne, um den 
Staat wor Ausgaben zu ſchützen und die Arbeiter 
zu zwingen, die erwerbsloſen Familienangehöri⸗ 
gen mit zu unterhalten. Das iſt die Doppelzüngig⸗ 
keit der chriſtlichen und ſozialdemokratiſchen Ar⸗ 
beiterführer, die wir hier immer wieder brand⸗ 
marken. Der chriſtliche Arbeiterführer Gaikowfki 
brachte zum Ausdruck, daß man ſogar auch die 
Renten bei der Gewährung der Erxwerbsloſen⸗ 
unterſtützung in Abzug bringen müſſe, und zwar 


auch dann, wenn ein Familienangehöriger, der 


keine Erwerbsloſenunterſtützung bezieht, dieſe 
Rente erhält. Er brachte ungefähr folgendes zum 
Ausdruck: Iſt ein Arbeiter deſſen Eltern Invali⸗ 
denrente bekommen, erwerbslos, ſo muß dem be⸗ 
treffenden Arbeitsloſen die Hälfte der den Eltern 
gewährten Invalidenrente in Abzug gebracht wer- 
den. Die Regierung beſtätigte das, und offiziell 
haben es auch die Koalitionsparteien durch die 


ſtillſchweigende Zuſtimmung zu einer Antwort be⸗ 


ſtätigt, die der Senat im Frühjahr dieſes Jahres 
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auf eine meiner kleinen Anfragen erteilt hat. 
Dann gehen Sie aber bei den Kommunalwahlen 
hinaus und propagieren dort, daß der Gemeinde⸗ 
vorſteher nicht berechtigt ſei, die kleinen Ein⸗ 
nahmen bei der Erwerbsloſenunterſtützung in 
Abzug zu bringen. Sie gehen hinaus und er⸗ 
zählen den Arbeitern, wenn ſie ein oder zwei 
Kühe Haben, wenn ſie ein oder zwei Mieter 
haben, dürfe der Senat, dürfe der deutſchnatio⸗ 
nale Gemeindeworiteher dieſe Einnahmen bei der 
Erwerbsloſenunterſtützung nicht in Abzug bringen. 
Das erklären Sie draußen, und hier ſtimmen Sie 
dafür, daß in dieſem Fall ſogar der Hungerlohn 
eines Arbeiters verwandt werden ſoll, um den 
erwerbsloſen Vater mit zu unterhalten und zu 
unterſtützen. 

Ich glaube, Sie haben ſich dieſen Antrag Des 
Zentrumsabgeordneten Gaikowſki nicht richtig 
überlegt, ſonſt wären Sie vielleicht gegenüber 
dieſer Eingabe zu einer anderen Einſtellung ge⸗ 
kommen, nicht etwa, weil Sie ſozial eingeſtellt 
ſind, ſondern weil Sie die Abrechnung der Arbei⸗ 
ter fürchten, ganz beſonders jetzt auch bei den 


Kommunalwahlen. Wenn wir immer wieder er⸗ 


klärt haben, daß wir Kommuniſten auch hier in 
den Volkstag hinein gegangen ſind, um den bür⸗ 
gerlichen Parteien und der Sozialdemokratiſchen 
Partei die Maske vom Geſicht zu reißen, ſo iſt 
das keine Phraſe. Wenn Sie in Ihrer Zeitung 
erklärt haben, daß die Reden der Kommuniſten 
bei der letzten Plenarſitzung wieder gezeigt haben, 
daß die Kommuniſten im Volkstag überflüſſig 
ſind, ſo beweiſen die angeführten Fälle wieder, 
daß wir hier nicht überflüſſig ſind, ſondern daß 
wir allen Parteien, ganz beſonders der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, unangenehm ſind, weil wir 
dieſen Parteien durch unſere Anweſenheit in die 
Karten ſchauen und die Bevölkerung über den 
Verrat aufklären, der ſich hier vollzieht. 

Alſo auch nach der rechtlichen Seite hat der 
betreffende Erwerbsloſe den vollen Unter: 
ſtützungsſatz von 2,65 Gulden zu werlangen. Er 
muß ihm gegeben werden; denn gerade dies iſt 
ein Prüfſtein dafür, ob auch die jetzige Regierung 
gewillt iſt, die Fürſorgegeſetze humaner zu hand⸗ 
haben. Es ſcheint aber ein gewiſſes Syſtem darin 
zu liegen, daß man den Erwerbsloſen jetzt in ver⸗ 
ſtärktem Maſſe die Anterſtützung kürzt. Die 
Deutſchnationalen und die ſozialdemokratiſchen 

emeindevorſteher machen es. Den Arbeitern er⸗ 
lärt man, die Unterſtützung dürfe nicht gekürzt 
werden, aber die Verwaltungsſtellen machen es, 
und der Senat unterſtützt dies Vorgehen der 
DBerwaltungsbehörden, ſeien es Sozialdemokraten, 
eien es deutſchnationale Gemeindevorſteher. 
arum geſchieht das? Ich habe ſchon in der ver⸗ 
gangenen Sitzung darauf hingewieſen, daß ge⸗ 
en die Herren Rahn und Dr. Blavier ganz ge 
f a Perſonen find. Aber auch Sie (nach links) 
md doppelt geſiebt und gekocht. Sie führen dies 
Syſtem deshalb in verſtärktem Maß herbei, um 
97 das Arbeitsloſen⸗Verſicherungs⸗Geſetz Stim⸗ 
um der Machen, (Abg. Raſchke. Sehr richtig!) 
M en Arbeitern zu erklären: „Wenn Ihr Eure 
ſtützunn klebt, könnt Ihr geſetzlich auf die Unter⸗ 
55 1 70 in dieſer oder jener Höhe pochen, und 
e könnt Ihr das nicht.“ Das iſt aber elende 
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Demagogie; denn die Arbeiter haben durchaus 
ein Recht, den vollen Unterſtützungsſatz auch nach 
den jetzt geltenden Geſetzesbeſtimmungen zu ver⸗ 
langen. 

Wir werden auch hier nichts unverſucht laſſen, 
um die Arbeiter dafür in den Kampf zu führen, 
daß ihnen die wollen geſetzlichen Unterſtützungs⸗ 
ſätze ausgezahlt werden und daß dieſe Sätze dar⸗ 
über hinaus noch geſteigert werden. Wir werden 
dafür ſorgen, daß ſich die Arbeiterſchaft durch das 
Syſtem, wie Sie es jetzt immer ſchärfer anwen⸗ 
den nicht täuſchen laſſen wird, ſondern daß die Ar⸗ 
beiterſchaft dieſe geſtebte und ausgekochte dema⸗ 
gogiſche Einſtellung der Regierung erkennen wird, 
daß die Arbeiterſchaft den Kampf führen wird um 
die Herbeiführung der geſetzlichen Unterſtützungs⸗ 
ſätze, um die Erhöhung dieſer Sätze, gegen das 
Arbeitsloſen⸗Verſicherungs⸗Geſetz. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Abſtimmung zunächſt über 
den Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki 
und der übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
Fraktion zu Druckſache Nr. 4972. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich ſtelle weiter den Abänderungsantrag zu Druck⸗ 
ſache Nr. 497/3 zur Abſtimmung. Wer für dieſen 
Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Weitere Abänderungsanträge lie⸗ 
gen zu den Eingaben nicht wor. Ich kann feſtellen, 
daß ſie entſprechend den Anträgen der Ausſchüſſe 
angenommen ſind. Es liegt noch die Entſchließung 
in Druckſache Nr. 498 vor: 

Der Senat wird erſucht, 
ſchriftlichen Bericht 
über die für den Strafvollzug in Danzig maßgeben⸗ 
den Verwaltungsvorſchriften ſowie darüber vorzu⸗ 
legen, welche Maßnahmen für die neuzeitliche Um⸗ 
gestaltung des Strafpollzuges bisher getroffen und 
für die Zukunft in Ausſicht genommen worden find. 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß dieſe Entſchließung angenommen 
iſt; es iſt jo beſchloſſen. Damit iſt die Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich ſchlage dem hohen Hauſe wor, 
die nächſte Sitzung am Donnerstag, den 22. No⸗ 
vember 15,30 Uhr mit folgender Tagesordnung 
abzuhalten: 

1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Druck⸗ 
ſache Nr. 501 zu Nr. 193. 

2, Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anklage 
der Senatoren wegen ſchuldhafter Verletzung der 
Verfaſſung oder eines Geſetzes. — Urantrag des 
Abg. Bogdan u. Fr. — Druckſache Nr. 486. 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Er⸗ 
haltung der Privatwirtſchaft. — Arantrag des Abg. 


dem Volkstag einen 


Dr. Heinemann u. Gen. — Drucksache Nr. 435 zu 


Nr. 162. 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer. — Urantrag des Abg. 
Böcker u. Fr. — Druckſache Nr. 469. 

5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Fürſorge 
für Kleinrentner. — Urantrag der Frau Abg. 
Kalähne u. Fr. — Druckſache Nr. 470. 


6. Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. auf Vorlage 
eines Geſetzentwurfs betr. den Strafvollzug. Druck⸗ 
ſache Nr. 463. 0 

7. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
malige Wirtſchaftsbeihilfe 


betr. ein⸗ 
an Minderbemittelte, 


0 


— 
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1 


(B 


— 
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Bizepräfivent Dr. Bogdan) 
— Arantrag des Abg. Opitz u. Fr. — Druckſache 
Nr. 480. 


8. Eingaben. 

Sollte jedoch der Geſetzentwurf auf Abände⸗ 
rung der Verfaſſung auf Grund des Volks⸗ 
entſcheids „Bürgerſchutz“ vorgelegt werden, ſo 
ſchlage ich vor, die Sitzung am Dienstag, den 
20. November mit derſelben Tagesordnung ab⸗ 
zuhalten, nur daß die erſte und zweite Beratung 
des Geſetzentwurfs betr. Aenderung der Verfaſſung 
an die Spitze geſetzt werden. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat natürlich beſchloſſen, daß Mittwoch 
nächſter Woche nicht getagt werden ſoll, aber unter 
der Vorausſetzung, daß heute, wie ich ſchon in der 
vorigen Sitzung erklärt habe, mindeſtens bis ½8 
Ahr getagt werden ſollte, um die notwendigen 
Sachen zu verabſchieden. Das ſind die einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe für die Minderbemittelten, die 
Aufhebung der Umſatzſteuer, die Kleinrentnerfür⸗ 
ſorge der Deutſchnationalen Volkspartei und der 
Strafvollzug der Kommuniſtiſchen Partei. Das 
hätte heute ſehr gut erledigt werden können, 
wenn nicht auf einen Wink des Herrn Vizepräſi⸗ 
denten des Senats die Koalition wieder umgefal⸗ 
len wäre. Anſcheinend ſind das alles Hampelmän⸗ 
ner, und der Herr Vizepräsident iſt derjenige, der 
an der Strippe zieht. Ein tüchtiger Mann! links.) 

Unter dieſer Vorausſetzung ſollte am Mittwoch, 
den 14. November nicht getagt werden. Sie haben 
dieſen Beſchluß wieder umgeſtoßen. Ich beantrage 
deshalb, daß der Volkstag am Mittwoch, den 14. 
November zuſammentritt und folgende Tagesord⸗ 
nung erledigt: 1. Einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
an Minderbemittelte, Druckſache Nr. 480, 2. Ur⸗ 
antrag des Abg. Liſchnewſki auf Vorlage eines 
Geſetzentwurfs über den Strafvollzug, Druckſache 
Nr. 463, 3. Aufhebung der Umſatzſteuer, Druck⸗ 
ſache Nr. 469, 4. Kleinrentnerfürſorge, Druckſache 
Nr. 470. Gerade dieſe Vorlagen be rühren die werk⸗ 
tätige Bevölkerung Danzigs am meiſten und 
müſſen ſchnellſtens an die Ausſchüſſe gehen, damit 
der armen Bevölkerung geholfen werden kann. Es 
dürfen uns hier nicht die Gemeindewahlen, die am 
Sonntag ſtattfinden, abhalten, ſondern es muß 
der Bevölkerung gezeigt werden, daß der Volkstag 
auch für ſie Zeit hat. Ich hoffe und wünſche, daß 
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nächſten Mittwoch tagt, um dieſe Tagesordnung 
zu erledigen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (SP. D.): Ich möchte bit⸗ 
ten, es bei dem Vorſchlag des Herrn Präſidenten 
zu belaſſen, aber die Sitzung ſchon am Dienstag, 
den 20. November abzuhalten; denn ich bin der 
Meinung, daß es möglich ſein wird, die Feſtſtel⸗ 
lung des Ergebniſſes der Eintragungen für den 
Volksentſcheid „Bürgerſchutz“ ſo rechtzeitig vorzu⸗ 
nehmen, daß der Geſetzentwurf am Dienstag hier 
verhandelt werden kann. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Daß am 
Dienstag, den 20. November ſpäteſtens die Sitzung 
ſtattfinden muß, wird außer allem Zweifel ſein. 
Das wird geſchehen können; denn der Abſt im⸗ 
mungsausſchuß iſt auf Donnerstag, den 15. No⸗ 
oember einberufen worden. Am Donnerstag kann 
feſtgeſtellt werden, ob das Begehren die erforder⸗ 
liche Stimmenzahl erreicht hat oder nicht. Nach 
den vorliegenden Zeitungsmeldungen iſt das ſchon 
der Fall. Wir können daher beſchließen, daß die 
Sitzung am Dienstag, den 20. November ſtattfin⸗ 
det. Wenn wir uns einigen können, daß die 
Punkte, die Herr Raſchke genannt hat, behandelt 
werden ſollen, ſo ſoll uns das recht ſein. Wir wer⸗ 
den uns aber an das halten, was im Aelteſten⸗ 
ausſchuß beſchloſſen wurde. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es liegt der Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Abg. Raſchke vor, die nächſte Sit⸗ 
zung am Mittwoch, den 14. November mit der von 
ihm vorgeſchlagenen Tagesordnung ſtattfinden zu 
laſſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, es iſt abgelehnt. Es liegt 
nun noch der Antrag des Herrn Abg. Gehl vor, 
die Sitzung am Dienstag, den 20. November mit 
der Tagesordnung abzuhalten, wie ich ſie verleſen 
habe und außerdem die erſte und zweite Beratung 
der Verfaſſungsänderung hinauftzuſetzen. Wider⸗ 
ſpruch gegen dieſen Vorſchlag wird nicht laut. Ich 
kann feſtſtellen, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 17 Uhr 15 Minuten.) 


die Koalition dafür ſtimmt, daß der Volkstag (0) 
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5 8 Hohen Hauje mitzutei⸗ 


Vertagu 


| tung. Ich habe dem 
di daß neu ein Geſetzentwurf zum Schutz der 
in entlich⸗rechtlichen Körperſchaften eingegangen 
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ich dem hohen Hauſe vor, Punkt 2 und 3 
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von der Tagesordnung abzuſetzen und Punkt 8 (C) 


hinter Punkt 6 zu ſetzen und miteinander in der 
Ausſprache zu verbinden. Widerſpruch höre ich 
nicht, ich ſtelle ſomit den Beſchluß des hohen 
Hauſes feſt. — Zu einer Erklärung außerhalb der 
Tagesordnung hat Herr Abg. Walter Müller das 
Wort. Die Erklärung hat mir vorgelegen. 

Müller, Walter, Abgeordneter (D. V. P.): M. 

D. u. H.! Ich habe folgende Erklärung abzugeben: 

n der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ mom 
Dienstag, den 13. November wurde in einem Artikel 
erklärt, daß ich meine Stimme für das Volksbe⸗ 
gehren „Bürgerſchutz“ abgegeben habe. Dieſe Behaup⸗ 
tung iſt völlig aus der Luft gegriffen. Ich habe hier 
zu erklären, daß ſelbſtverſtändlich für mich nur das 
Volksbegehren „Volkswille“ in Frage kommt und ich 
auch dementſprechend gehandelt habe. Die Abſicht des 
Artikelſchreibers dieſes genannten Blättchens iſt nur 
zu durchſichtig. Er wollte nach außen hin eine Spal⸗ 
tung unſerer Volkstagsgruppe konſtruieren. Dieſe 
Abſicht der Irreführung der Bevölkerung iſt aber vor⸗ 
beigelungen. Feſtſtellen muß ich aber, daß den 
Deutſchnationalen jedes Mittel recht iſt, um die 
öffentliche Meinung zu vergiften. 

Wahrlich eine Tat der Deutſchnationglen, die auf 
ihrem Blättchen als Aeberſchrift die Worte ſtehen 
haben: „Für deutſche Art und deutſche Sitte!“ (Zu⸗ 
rufe rechts.) 

Präsident: Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
Erſte und zweite Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Abänderung der Ver⸗ 
faffung. 
Druckſache Nr. 506. Das Wort hat der Herr Abg. 
Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (Dat.): M. D. u. 
H.! Die machtvolle Kundgebung des Bürgertums, 
die durch das Abſtimmungsergebnis zum Volksbe⸗ 
gehren „Bürgerſchutz“ zum Ausdruck gekommen 
iſt, zeigt uns mit aller Deutlichkeit, daß die Be⸗ 
völkerung dem ſozialiſtiſchen Volksbegehren 
„Volkswille“ ablehnend gegenüber ſteht und mit 
Recht erkannt hat, welche ſchweren Schäden für 
unſern Freiſtaat durch Annahme dieſes Volksbe⸗ 
gehrens entſtehen würden. Das Bürgertum hat 
ferner mit aller Deutlichkeit zu erkennen gegeben, 
daß es keine ſozialiſtiſche Diktatur, keine rote Par⸗ 
teijuſtiz haben will, ſondern durch ſachliche Arbeit 
am Aufbau von Staat und Wirtſchaft mithelfen 
will (Abg. Dr. Ziehm: Sehr gut! — Zwiſchen⸗ 
rufe links.) und den ſozialiſtiſchen „Volksbe⸗ 
glückern“ den Rücken kehrt. Sicherung des Staa⸗ 
tes und der Danziger Bevölkerung gegen marxi⸗ 
ſtiſche Parteiherrſchaft iſt die Parole (Abg. 
Raſchke: Sie hätten ſich vorher ſchwarz machen 
müſſen, dann ziehen Ihre Worte mehr!) aller 
Berufsſtände in Stadt und Land. (Abg. Dyck II: 
Sehr richtig!) In dieſem Zuſammenhang müſſen 
wir mit Bedauern feſtſtellen, daß durch die Ein⸗ 
bringung des Volksbegehrens „Volkswille“ die 
beiden Führer der Deutſch⸗Danziger Volkspartei 
Dr. Blavier und Rahn wieder einmal die Ge⸗ 
ſchäfte der Sozialdemokratie beſorgt haben. (Dr. 
Ziehm: Sehr richtig! —Lachen links.) Sie haben 
dadurch zu erkennen gegeben, daß Sie ſich immer 
mehr mit der Sozialdemokratie anbiedern und 
Ihrer Wählerſchaft wahrlich einen ſchlechten 
Dienſt erweiſen. Anſcheinend iſt es beim Abg. 


Dr. Blavier die Abtragung einer gewiſſen Dan⸗ 


kesſchuld an die Sozialdemokratiſche Fraktion, die 
ihn ja ſchon ſo oft aus den ſchwierigſten Situati⸗ 
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(Manthei, Abgeordneter) 
onen gerettet hat. (Hat das Dr. Ziehm aufge⸗ 
ſchrieben? links.) 

Wie nicht anders zu erwarten war, iſt das auf 
rein ſozialiſtiſchen Ideen und Wünſchen aufge⸗ 
baute Volksbegehren Dr. Blavier⸗Rahn der Ab⸗ 
lehnung im Volkstag verfallen, und es iſt auch 
anzunehmen, daß bei dem endgültigen Volksent⸗ 
ſcheid dieſes Volksbegehren das gleiche Schikſal 
erfährt. Die Deutſchnationale Volkspartei hat in 
den letzten Jahren immer wieder betont, daß un⸗ 
jere Verfaſſung reformbedürftig ſei. Sie iſt wie⸗ 
derholt mit Anträgen nach dieſer Richtung an die 
Oeffentlichkeit getreten. Alle Beſtrebungen ſind 
aber geſcheitert, weil die Sozialdemokratiſche 
Partei mit den Punkten, die leicht hätten erledigt 
werden können, nämlich die Verkleinerung des 
Volkstages, des Senats und die Auflöſungs⸗Mög⸗ 
lichkeit des Volkstages die Frage der Einführung 
des parlamentariſchen Regierungsſyſtems ver⸗ 
knüpft hat. Wenn in vielen Punkten die deutſch⸗ 
nationalen Wünſche auch erheblich weiter gehen, 
als es der Geſetzentwurf der Bürgervereine vor⸗ 
ſieht, ſo werden wir uns doch für das Volksbegeh⸗ 
ren „Bürgerſchutz“ einſetzen. Wir vermiſſen in 
ihm vieles, was zur Geſundung unſerer Staats⸗ 
verhältniſſe unbedingt notwendig fit. Auch ent⸗ 
hält er Neuerungen, die bedenklich werden können. 
Unter den gegebenen Verhältniſſen dürfte jedoch 
zur Zeit beſſeres nicht zu erreichen ſein. (Wer hat 
Ihnen das aufgeſchrieben? links.) 

Daß das zum Volksentſcheid geſtellte Geſetz des 
Herrn Dr. Blavier nach genauerer Betrachtung 
) eine vollkommen unbrauchbare Löſung der Ver: 
faſſungsfrage darſtellt, beweiſt ja ſchon der macht⸗ 
volle Sieg, den das Volksbegehren „Bürgerſchutz“ 
über das Volksbegehren „Volkswille“ errungen 
hat. (Unruhe und Zurufe links.) Wahrſcheinlich 
iſt Ihnen dieſe Tatſache recht unangenehm. Das 
Volksbegehren „Volkswille“ entſpricht auch nicht 
unſeren politiſchen Grundſätzen und Forderungen. 
Wie aus dem heute zur Beratung ſtehenden Ge⸗ 
ſetzentwurf der Bürgervereine erſichtlich iſt, ſind 
in ihm folgende Punkte enthalten: 

1. Er ſieht entſprechend den Anträgen der 
Deutſchnationalen Volkspartei eine ausreichende 
Herabſetzung der Mitglieder des Volkstages vor, 
indem er die Zahl der Abgeordneten auf 61 be⸗ 
mißt, während die Herabſetzung der Mitglieder 
auf 72, wie es der „Volkswille“ vorſieht, unge⸗ 
nügend iſt. 

2. Er beſchränkt die Zahl der Mitglieder des 
Senats auf zwölf, ohne das rein parlamentariſche 
Syſtem zu bringen, im Gegenſatz zu dem „Volks⸗ 
willen“, der eine völlige Parlamentariſierung der 
Regierung, alſo die hemmungsloſe Parteiherr⸗ 
ſchaft bringt. Der ganze Senat, alſo auch die 
hauptamtlichen Senatoren, ſind dann nur noch 
ein Ausſchuß des Volkstages, auf deſſen Mißtrau⸗ 
ensvotum er jederzeit zurücktreten muß und ſomit 
auf tägliche Kündigung angeſtellt. Das be⸗ 
deutet natürlich völlige Abhängigkeit vom Volks⸗ 
tag, nicht allein in der Geſetzgebung, ſondern auch 
in der Verwaltung und führt zu zahlreichen Wech⸗ 
ſeln, was ſchon wegen der Penſionen für den 
Staat von ſchwerwiegenden finanziellen Folgen 
ſein wird und geeignet iſt, die Beamtenſchaft par⸗ 
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teipolitiſchen Einflüſſen auszuliefern. 
nicht? links.) 

Wir wollen demgegenüber eine Regierung, die 
für ihre Wahlzeit unabhängig daſteht, und die 
Verwaltung ſelbſtändig führen kann neben einem 
Volkstag, der zuſammen mit einer zweiten Kam⸗ 
mer, die nach berufsſtändiſchen Grundſätzen zu⸗ 
ſammenzuſetzen wäre, die Wahl und Kontrolle 
der Regierung und der Geſetzgebung zu erledigen 
hat. (Sehr gut! rechts.) 

Wenn Sie m. H. von der Sozialdemokratie 
immer wieder zur Begründung für die Einfüh⸗ 
rung des rein parlamentariſchen Syſtems der Be⸗ 
völkerung den Schwindel auftiſchen, daß die 
hauptamtlichen Senatoren bei dem jetzigen Zu⸗ 
ſtand nicht zur Verantwortung gezogen und auch 
nicht ihres Amtes enthoben werden können, ſo 
weiß doch ein einigermaßen Eingeweihter, daß 
hier eine vollſtändige Verdrehung der Tatſachen 
zutage gefördert iſt; denn Artikel 32 unſerer Ver⸗ 
faſſung beſagt doch, daß ein Mitglied des Senats 
wegen ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung oder 
eines Geſetzes auf Beſchluß des Volkstages ange⸗ 
klagt werden kann, und daß die Entſcheidung 
durch das oberſte Gericht der Freien Stadt Dan⸗ 
zig erfolgt. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ferner 
möchte ich betonen, daß außerdem der Artikel 19 
der Verfaſſung dem Volkstag die Pflicht aufer⸗ 
legt, Unterſuchungsausſchüſſe einzuſetzen; denn in 
dieſem Artikel heißt es: 

Der Volkstag hat das Recht und auf Antrag von 
einem Fünftel ſeiner Mitglieder die Pflicht, Unter» 
ſuchungsausſchüſſe einzurichten, wenn die Geſetzlich⸗ 
keit oder Lauterkeit von Regierungs⸗ oder Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen angezweifelt wird. 

Außerdem beſteht doch für Sie die Möglichkeit, 
durch Stellen von Kleinen bezw. Großen Anfra⸗ 
gen den Senat um genügende Auskunft zu bitten. 
Damit dürfte doch gewiſſermaßen auch Ihren 
Wünſchen Rechnung getragen ſein. (Abg. Dr. 
Ziehm: Sehr richtig!) 

Bei dem ſozialiſtiſchen Syſtem liegt ferner die 
Befürchtung nahe, daß in Zukunft die Beſetzung 
der Senatorenſtellen lediglich nach rein partei⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten erfolgen wird. Aus⸗ 
ſchlaggebend wird wahrſcheinlich die Zugehörig⸗ 
keit zu einer beſtimmten politiſchen Partei ſein, 
ohne Rückſicht auf die ſonſtigen Leiſtungen der be⸗ 
treffenden Männer. (Das iſt bei Ihnen doch auch 
ſo geweſen! links. — Große Unruhe.) Die in dem 
von dem Herrn Abg. Dr. Blavier in Szene geſetz⸗ 
ten ſozialiſtiſchen Volksbegehren „Volkswille“ ent⸗ 
haltene Forderung der Beſeitigung des Richter⸗ 
wahlausſchuſſes bedeutet eine große Gefahr für 
das ganze Staats⸗ und Rechtsleben. Die Poli⸗ 
liſierung der Richterſchaft führt daher zu einem 
für uns unannehmbaren Zuſtand. Der Richter⸗ 
wahlausſchuß, der neben Vertretern der Renie- 
rung (Fortgeſetzte große Unruhe — Glocke des 
Präſidenten) und des Volkstages Rechtsanwälte 
und Richter zu ſeinen Mitgliedern zählt, bietet 
eine Gewähr dafür, daß die Richterernennung 
nach ſachlichen Geſichtspunkten erfolgt. (Das war 
auch bei Dr. Draeger der Fall! links.) Wird ſie, 
wie es der ſozialiſtiſche Vorſchlag will, allein in 
die Hand der politiſchen Regierung gelegt, jo be⸗ 
ſteht die Gefahr, daß ſie im parteipolitiſchen Sinne 


(Jetzt (O 
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(Manthei, Abgeordneter) 
erfolgt und Gegenſtand des parlamentariſchen 
Kuhhandels wird. (Sehr richtig! rechts.) Darin 
liegt aber eine ſchwere Gefahr für die Unabhän⸗ 
gigkeit der Rechtspflege. (Wer hat Ihnen den 
Unſinn aufgeſchrieben? links.) 

3. Das Volksbegehren „Bürgerſchutz“ verlangt 


ferner die Auflöſung des jetzigen Volkstages und L 


eine Neuwahl, ohne allerdings, was zweifellos 
eine Lücke iſt, die allgemeine Auflöſungsmöglich⸗ 
keit des Volkstages durch eigenen Beſchluß oder 
durch geeignete Stellen vorzuſehen, während der 
Geſetzentwurf „Volkswille“ zwar die Auflöſungs⸗ 
möglichkeit des Volkstages durch eigenen Beſchluß 
will, doch iſt dieſer an Bedingungen geknüpft, 
welche die Faſſung geſchäftsordnungsmäßig er⸗ 
ſchweren. Vor allem iſt in dem „Volkswillen“ 
die Auflöſung des jetzigen Volkstages nicht vorge⸗ 
ſehen, die nach einer Verfaſſungsänderung unbe⸗ 
dingt notwendig iſt; denn eine beſchloſſene Herab⸗ 
ſetzung des Volkstages muß auch ſogleich durchge⸗ 
führt werden. (Sehr gut! rechts.) 3 

4. Schließlich fordert der Bürgerſchutz für 
die Stadtgemeinde Danzig, daß ſie wieder einen 
Magiſtrat und eine direkt zu wählende Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung bekommt. Die nähere 
Regelung dieſer Neu⸗Organiſation ſoll aber einem 
vom Volkstag zu ſchaffenden Geſetz überlaſſen 
bleiben. Unter den gegebenen Verhältniſſen 
dürfte auch in dieſem Punkt zur Zeit Beſſeres 
nicht zu erreichen ſein, ſo daß wir auch hier zu⸗ 
ſtimmen werden. 

Durch meine heutigen Ausführungen glaube 
ich, einem jeden Einſichtigen klar gemacht zu ha⸗ 
ben, (Heiterkeit links.) daß das Volksbegehren 
Blavier⸗Rahn eine Verſchlimmerung unſeres po⸗ 
litiſchen Lebens bringt (Sehr gut! rechts.) wäh⸗ 
rend das Volksbegehren Bürgerſchutz die Vorbe⸗ 
dingung für eine allmähliche Geſundung unſerer 
Staatsverhältniſſe enthält. Volkstag und Senat 
dürfen an einer ſolchen Macht, wie ſie durch das 
Abſtimmungsergebnis beim „Bürgerſchutz“ zum 
Ausdruck gekommen iſt, nicht achtlos vorüber⸗ 
gehen. (Sehr gut! rechts.) Es wird wahrſcheinlich 
intereſſant ſein, wie ſich die einzelnen Parteien zu 
dem Geſetzentwurf heute ſtellen werden. Durch 
den machtvollen Sieg, den der „Bürgerſchutz“ ge⸗ 
genüber dem „Volkswillen“ in der Volksabſtim⸗ 
mung errungen hat, iſt der Beweis erbracht, daß 
man von unſerer Seite auf dem richtigen Wege 
war, als wir doch ſchon ſeit jeher eine Verfaj- 
ſungsänderung wünſchten, wie fie zum Teil in dem 
von den Bürgervereinen ſelbſtändig eingeleiteten 
Volksbegehren enthalten iſt. Ich möchte bei dieſer 
Gelegenheit noch ausdrücklich betonen, daß die 
Deutſchnationale Volkspartei die Bürgervereine 
nicht veranlaßt hat, den „Bürgerſchutz“ einzu⸗ 
bringen. (Ach wo! links — Große Heiterkeit.) 
Ihnen allen dürfte es nicht unbekannt ſein, daß 
der Urheber und Verfaſſer Herr Rechtsanwalt 


Dr. Lewinſki geweſen iſt, der doch wahrlich in kei⸗ b 


nen Zuſammenhang mit der Deutſchnationalen 
Volkspartei gebracht werden kann. 

Zum Schluß richte ich den dringenden Appell 
an alle, die den Staat vor der uneingeſchränkten 
Terrorherrſchaft der Marxiſten ſchützen und die 
Wirtſchaft gegen die ſozialiſtiſche Willkür vertei⸗ 
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digen und eine ſachliche Arbeit zum Wohle aller 


Berufsſtände gewährleiſtet ſehen wollen, ihre 
Zuſtimmung zu dem Volksbegehren „Bürger⸗ 
ſchutz“ zu geben. (Bravo! rechts. — Große Un⸗ 
ruhe links.) 
Präſident: 
oops. 
Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir haben ſoeben eine recht intereſſante Rede 
von Herrn Dr. Ziehm gehört (Heiterkeit links), 
die ja Herr Manthei hier ganz dramatiſch⸗bewegt 
abgeleſen hat. Was in dieſer abgeleſenen Rede 
zum Teil angeführt worden iſt, entſpricht aller⸗ 
dings in keiner Weiſe den Tatſachen. Wenn z. B. 
dem armen Herrn Dr. Blavier der Vorwurf 
gemacht wird, daß er die Geſchäfte der Sozialde⸗ 
mokratie beſorgt, (Das ſtimmt doch! rechts.) ſo 
kann ich als Sozialdemokrat erklären, daß Sie m. 
H. Deutſchnationalen das in viel größerem Maße 
tun. Ihre Politik ſorgt viel mehr dafür, daß wir 
in Stadt und Land immer mehr Anhänger be⸗ 
kommen. (Dann freuen Sie ſich doch! rechts — 


Das Wort hat der Herr Abg. 


Abg. Dr. Heinemann: Sie haben ja bei den Ge⸗ 
meindewahlen Kloppe bekommen!) Ich wünſche, 


daß ſich jeder nach einem Bankerott ſo wohl fühlt, 
wie diesmal die Sozialdemokratie. (Das kommt 
noch beſſer! rechts.) 

Wenn hier von einem machtvollen Sieg ge⸗ 
ſprochen wurde, den die Deutſchnationalen und das 
rechtsgerichtete Bürgertum beim „Bürgerſchutz“ er⸗ 
zielt haben, ſo wiſſen Sie, m. H. von rechts, ganz 
genau, mit welchen Mitteln auf dem Lande ge⸗ 
arbeitet worden iſt. Soll ich Sie daran erinnern, 
daß z. B. eine ganze Anzahl von Gemeindevor⸗ 
ſtehern nicht einmal ihre Pflicht erfüllt und die 
Liſten für den „Volkswillen“ ausgelegt haben! 
Wir werden dieſe Gemeindevorſteher dem Senat 
namentlich mitteilen, damit er als Aufſichtsbe⸗ 
hörde eingreift. Viele dieſer Herren haben den 
Leuten erklärt: „Die Sache iſt auf 14 Tage aufge⸗ 


ſchoben und ihr müßt dann wiederkommen. Wir 


haben jetzt nur die Liſte für „Bürgerſchutz.“ Es 
handelt ſich um eine ganze Anzahl von Gemeinde⸗ 
vorſtehern, die das getan haben und die wir alle 
namhaft machen könen. (Zwiſchenrufe rechts.) In 
andern Gemeinden iſt es vorgekommen, daß die 
Gemeindevorſteher z. B. die Ortsarmen zuſam⸗ 
menberufen und ihnen erklärt haben: „Ihr müßt 


dieſe Liſte unterzeichnen, dann bekommt Ihr auch 


eine erhöhte Anterſtützung.“ Dabei handelte es 
ſich um die Liſte „Bürgerſchutz“. Mit ſolchen Mit⸗ 
teln iſt auf dem Lande gearbeitet worden. Wenn 
Sie alſo dort ein paar tauſend Stimmen mehr 
erzielt haben, ſo iſt das bei dieſen Terror⸗Maß⸗ 
nahmen durchaus verſtändlich. (Abg. Dr. Heine⸗ 
mann: Daher die 46 000 Stimmen! — Treten Sie 
für ſolchen Betrug ein? links.) 

Wenn dieſe Beijpiele vom Lande vielleicht zu 
weit entfernt ſind, darf ich darauf hinweiſen, daß 
beim Hebammen⸗Lehrinſtitut ein leitender Arzt 
die Schweſtern zuſammenberufen hat und erklärte, 
daß es ihre Pflicht wäre, für das Volksbegehren 
„Bürgerſchutz“ zu ſtimmen. (Hört, hört! links — 
Abg. Senftleben: Wie machen es die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Gewerkſchaften?) In den ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Gewerkſchaften liegt die Sache anders. Da 
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(Loops, Abgeordneter) 

handelt es ſich um Mitglieder, die ſich freiwillig 
zu einer Organiſation zuſammengeſchloſſen haben. 
Wenn da die Mahnung ſeitens eines 
ſchaftsbeamten erfolgt, ſo handelt er nur im Auf⸗ 
trage und Geiſt der Mitglieder der Gewerkſchaft. 
Anders liegt es aber, wenn in einem öffentlichen 
Inſtitut, das vom Staat unterhalten wird, ein 
leitender Arzt ſein Amt in dieſer Weiſe parteipo⸗ 
litiſch mißbraucht. Das lift garnicht mit der Tätig⸗ 
keit eines Gewerkſchaftsbeamten zu vergleichen. 
(Zurufe.) 


Es iſt vorhin von dem Vorleſer der Dr. Ziehm' 
ſchen Rede, als auch in Flugblättern darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß das Volksbegehren „Volks⸗ 
welle“ eine ungeheure Verſchwendung von Staats⸗ 
ausgaben mit ſich bringen würde. Das iſt eine 
Verdrehung von Tatſachen; denn es iſt ſchon an 
dieſer Stelle und bei den Beratungen im Ver⸗ 
faſſungsausſchuß mehrfach nachgewieſen worden, 
daß das in keiner Weiſe der Fall fit. Es kommt 
nachher in erſter Linie auch auf das Ausführungs⸗ 
geſetz an, auf das Senatoren⸗-Penſtonsgeſetz. 


ſchaffen haben, dann würden die Dinge anders 
liegen. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß bei einer 
Aenderung der Verfaſſung natürlich auch das Se⸗ 
natoren⸗Penſionsgeſetz geändert werden muß. 
Eine Verſchwendung, eine Mehrausgabe, braucht 
demnach in keiner Weiſe einzutreten. Dagegen 
wird allerdings durch dies Syſtem verhindert, 
daß in Zukunft Ihre Vertrauensleute noch in einer 
anders gerichteten Regierung vorhanden find. 
Aber dieſe Dinge haben wir hier ſchon ſo häufig 
beſprochen, ſodaß es ſich nicht verlohnt, auch nach 
der vorhergehenden Vorleſung darauf noch ein⸗ 
mal einzugehen. 


Ich möchte hier nur betonen, daß es der Sozi⸗ 
aldemokratiſchen Partei und den anderen Regie⸗ 
rungsparteien ein Leichtes geweſen wäre, die 
Volksabſtimmung über den „Bürgerſchutz“ zu ver⸗ 
hüten. (Na, na! So ſehen Sie aus! rechts.) Wir 
hätten dazu einzig und allein nur die Sabotage⸗ 
Methoden der Deutſchnationalen anzuwenden 
brauchen. Wir hätten es nur notwendig gehabt, 
uns nicht an der Abſtimmung zu beteiligen. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Senftleben. — Abg. Plettner: Sie 
aufgeblaſener Froſch!) Dieſe Methode, die Sie 
bei uns ſcheinbar ſo verurteilen würden, haben 
Sie bei allen Abſtimmungen geübt. Daher haben 
Sie kein moraliſches Recht, ſich darüber aufzu⸗ 
regen, wenn wir dieſelbe Methode nachmachten. 
Sie haben ſich ſeinerzeit an der Abſtimmung nicht 
beteiligt! Ebenſo könnten es die anderen Parteien 
tun und ſich nicht an der Abſtimmung über die 
jetzige Vorlage beteiligen. Da die anderen Par⸗ 
teien durch das Vertrauen des Volkes ſtärker als 
Sie ſind, hätten ſie mit dieſer Methode natürlich 
auch eine ſtärkere Wirkung erzielt, als es Ihnen 
vergönnt war. Es wäre alſo möglich geweſen, 
die Methode der Deutſchnationalen, die im Laufe 
dieſes Jahres ein halb Dutzend Male geübt 
wurde, nachzumachen. Wir bleiben aber auch in 
dieſem Fall unſerm Programm und den Grund⸗ 
ſätzen der Demokratie treu und haben aus dieſem 


Grunde auch die Sabotage⸗Methoden der Deutich- | fen, warum 


Gewerk⸗ 
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nationalen abgelehnt. (Abg. Dr. Ziehm: Die ſind 


doch von Ihnen erfunden!) 

Es kommt hinzu, daß wir auch nicht im ge⸗ 
ringſten den Anſchein erwecken wollen, als wenn 
wir uns vor einer Volksabſtimmung über den 
„Bürgerſchutz“ fürchteten. Wir ſind gewiß, daß 
das Volksbegehren „Volkswille“ bei einer gemein⸗ 
ſamen Abſtimmung als Sieger über den „Bürger⸗ 
ſchutz“ hervorgeht. Wenn Sie darauf hinweiſen, 
daß der „Bürgerſchutz“ mehr Stimmen erhalten 
habe, ſo liegt das außer an den Terrormaß⸗ 
nahmen, von denen ich einige Beispiele anführte, 
auch daran, daß die Einſchreibung einer öffent⸗ 
lichen Wahl gleichkam. Es darf natürlich nicht 
verkannt werden, daß ſehr viele Leute, die ſonſt 
ihre Stimme für die Sozialdemokratie abgegeben 
hätten, es beſonders auf dem Lare nicht wagten, 
ſich in die Liſte für den „Volkswillen“ einzu⸗ 
tragen, weil ſie damit ihre ſozialiſtiſche Geſin⸗ 
nung öffentlich bekundet hätten. Bei dem Ab⸗ 
hängigkeits⸗Verhältnis, das für viele Leute auf 
dem Lande leider noch beſteht, war das angeſichts 


Wenn es ſo bleibt, wie Sie (nach rechte) es ge⸗ Ihrer Terrormaßnahmen mit zu großen Gefahren 


verknüpft. Auch aus dieſem Grunde hat der 
„Volkswille“ natürlich nicht die Stimmenzahl er⸗ 
reicht, die Sie bei Ihrem „Bürgerſchutz“ erreichen 
konnten. (Zuruf des Abg. Dyck II.) Es wird der 
Einwurf gemacht: „Am 9. Dezember!“ Wir ſind 
gewiß, daß bei dieſer Wahl die Methoden, die bei 
der Eintragung für das Volksbegehren üblich 
waren, nicht mehr vorherrſchen, und daß aus 
dieſem Grunde die Abſtimmung am 9. Dezember 
ein ganz anderes Reſultat erreichen wird. (Sie 
werden ein blaues Wunder erleben! rechts.) 

Aus dieſem Grunde werden wir auch der Ver⸗ 
abſchiedung des Entwurfs „Bürgerſchutz“ keine 
Schwierigkeiten im Volkstage machen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich werden wir, getreu unſerer früheren 
Auffaſſung auch jetzt dagegen ſtimmen. Aber wir 
werden hier nicht die Sabotage üben, die Sie 
bisher vollführt haben, ſondern wir wollen die 
Entſcheidung über dieſe beiden Entwürfe dem ge⸗ 
ſamten Danziger Volk überlaſſen. Wir ſind gewiß, 
daß am 9. Dezember dann auch der „Volkswille“ 
als Sieger aus der Wahlurne hervorgehen wird. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort 
Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir 
wußten ja, daß Sie (zu den Sozialdemokraten) 
helfen würden, den „Bürgerſchutz“ durchzubrin⸗ 
gen. (Heiterkeit) Sie haben ja der Zentrumspar⸗ 
tei in den letzten Wochen und Monaten vollſtän⸗ 
dig freie Hand gelaſſen. Es iſt ja bekannt, daß Sie 
ge vade Mitglieder des Zentrums aufgefordert 
haben, beim „Bürgerſchutz“ zu unterſchreiben. 
(Abg. Gaikowfki: Beweiſel) In Ließau hat der 
ſtellvertretende Gemeindevorſteher Ba ranowfki 
bei „Volkswille“ und bei „Bürgerſchutz“ unter⸗ 
ſchrieben. Dann kann ich auch aus anderen Ge⸗ 
meinden Dutzende won Bemeijen erbringen, daß 
Ihre Führer dazu aufgefordert haben, ſich beim 
„Bürgerſchutz“ einzutragen. (Zurufe rechts.) Daß 
ihnen das freiſteht, weiß ich natürlich auch. (Abg. 
Gaikowſki: Na, aljo!) Ich will nachher nachwei⸗ 
ſie das machen. 


hat der Herr Abg. 
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Das, was der Herr Abg. Loops ausführte, hat 
ja nur bewieſen, daß die Sozialdemokraten eigent⸗ 
lich umgekehrt das machen, was Herr Loops den 
Deutſchnationalen zum Vorwurf machte, daß ſie 
mur die Geſchäfte der Deutſchnationalen hier be⸗ 
ſorgen. Es ſprachen hier zwei Betrüger, die ſich 
gegenſeitig ihre Betrügereien vorwarfen. Nach⸗ 
dem der erſte Schwindel elend Schiffbruch gelit⸗ 
ten, ſoll der zweite Schwindel ſheute hier elend 
Schiffbruch erleiden. Die klaſſenbewußte Arbei⸗ 
terſchaft, der fortgeſchrittene Teil der Arbeiter⸗ 
ſchaft, hat mit ſicherem Inſtinkt den Schwindel 
beider Volksbegehren durchſchaut. Die klaſſenbe⸗ 
wußte Arbeiterſchaft erinnert ſich mit Recht der 
Worte Lenins, der ſagte: „Die demokratiſche Re⸗ 
publik iſt die denkbar beſte Hülle des Kapitalis⸗ 
mus. Daher begründet das Kapital, nachdem es 
von dieſer beſten Hülle Beſitz ergriffen hat, ſeine 
Macht derart ſicher, derart feſt, daß kein Wechſel 
von Perſonen, Behörden oder Parteien der bürger⸗ 
lich⸗demokratiſchen Republik dieſe Macht erſchüt⸗ 
tert.“ Das iſt Wahrheit. Dieſe Worte Lenins wer⸗ 
den durch die Ereigniſſe der Vergangenheit bewie⸗ 
ſen. Sie werden durch die Ereigniſſe bewieſen, die 


ſich jetzt überall und beſonders in Deutſchland ab⸗ 


ipielen. Es iſt Lüge, wenn von ſozialdemokra⸗ 
tiſcher Seite behauptet wird, die Unternehmer be⸗ 
kämpfen den Staat, bekämpfen die deutſche Repu⸗ 
blik. Es iſt Lüge der Deutſchnationalen, der 
Barone der Eiſen⸗ und Hütteninduſtrie, wenn fie 
erklären, die Miniſter „zerſtörten“ den Aufbau, 
verhinderten den Aufbau der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft, denn die Ereigniſſe haben doch ein⸗ 


wandfrei erwieſen, daß der Staat den Unterneh⸗ 
mern zu Hilfe eilt. Er hilft ihnen, die Arbeiter 


mürbe zu machen. Das beweiſt, daß Lenin tat⸗ 
ſächlich Recht hat, wenn er ſagt, daß in der 
bürgerlich⸗demokratiſchen Republik die Macht der 
Bourgeoſie, die Macht des Kapitals, nicht durch 
einen Wechſel von Perſonen oder Parteien er⸗ 
ſchüttert wird. 

Nun ſucht man es hier in Danzig ſo hinzu⸗ 
ſtellen, als ob die Deutſchnationalen durch ihren 
Geſetzentwurf zur Abänderung der Verfaſſung im 
Begriff ſeien, die demokratiſche Hülle abzuwerfen, 
daß ſie jetzt den erſten Vorſtoß unternehmen, um 
den Parlamentarismus vollſtändig zu beſeitigen. 
Das iſt Schwindel. Die Deutſchnationalen, die 
Reaktionäre, die Bourgeoiſie, denken nicht im ge⸗ 
ringſten daran, dieſe demokratiſche Hülle abzuwer⸗ 
fen. Es faelt ihnen gar nicht ein, weil dieſe Hülle 
ihnen noch genug Sicherheit gewährt, um ihren 


Profit auf Koſten der Werktätigen zu ſteigern. gerade jetzt Auflöſung des 
ie Bourgeoiſie, die Deutſchnationalen wiſſen ganz nur als einmaligen Fall? Durch 


ie den einmaligen Fall. Wir 
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deutſche Regierung hinein: „Wir müſſen verhin⸗ 
dern, daß Deutſchland wieder Monarchie wird.“ 
Auch das iſt Schwindel. Die Bourgeoiſie in 
Deutſchland denkt nicht daran, irgenwie eine Re⸗ 
ſtauration der Monarchie herbeizuführen, weil 
das für ſie eine Erſchütterung ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Macht, ja eine Bedrohung derſelben bedeu⸗ 
ten würde. Genau dasſelbe erleben wir auch hier 
in Danzig. Die Sozialdemokratiſche Partei ver⸗ 
ſucht, durch dieſes „Schreckgeſpenſt“ der Beſeiti⸗ 
gung des Parlamentarismus nur ihre aktive 
Teilnahme an der bürgerlichen Regierung zu be⸗ 
mänteln und zu entſchuldigen. 

Wenn die Deutſchnationalen, wie ich bereits 
bewieſen habe, auch nicht im entfernteſten daran 
denken, dieſen ihren ſo ſicheren Schutz zur Aus⸗ 
plünderung der Maſſen, dieſe demokratiſche Hülle, 
abzuwerfen, dann betreiben ſie aber eine andere 
Methode. Langſam und ſicher betreiben ſie unter 
dieſer parlamentariſchen Hülle einen Abbau der 
noch vorhandenen demokratiſchen Rechte. Das he⸗ 
zweckt auch dieſer Entwurf der Deutſchnationalen 
oder, wie hier ja von den Deutſchnationalen her⸗ 
vorgehoben wird, der „Bürgervereine“. Im all⸗ 
gemeinen bieten ja die Beſtimmungen der bürger⸗ 
lich⸗demokratiſchen Verfaſſung in allen Ländern 
der Bourgeoſie, dem Kapital, eine genügende 
Sicherheit, um die Werktätigen aufs ſchärfſte aus⸗ 
beuten zu können. Aber manchmal droht dieſe oder 
jene Beſtimmung der Verfaſſung ſich immer ſtär⸗ 
ker als Kampfmittel der Werktätigen gegen dieſen 
Staat, gegen dies Syſtem auszuwirken. Da ſucht 
man dann, dieſem entgegenzutreten. Man zer⸗ 
reißt entweder mit brutaler Kauft dieſe Beſtim⸗ 
mungen oder man führt „Veränderungen“ der 
Verfaſſung herbei. Darum dieſer Geſetzentwurf. 
Die Deutſchnationalen prunken nun mit der Auf⸗ 
Läſung des Volkstages. Selbſt der gute Manthei, 
der Stift des Herrn Dr. Ziehm, muß zugeben, daß 
hier aber eine Lücke klafft, daß man won einer 
Auflöſungsmöglichkeit des Volkstages im allge⸗ 
meinen nicht ſprechen könne; es handele ſich nur 
um einen einmaligen Fall. Das ſtimmt. Sie den⸗ 
ten nicht daran, die Auflöſungsmöglichkeit des 
Volks tages in die Verfaſſung hineinzuarbeiten. 
{ Abg. Schwegmann: Das iſt beantragt!) Das iſt 
ja Schwindel! Sie beantragen die Auflöſung nur 
0 haben vor Mona⸗ 
ten bereits, Herr Schwegmann, beantragt, dieſen 
Volkstag aufzulöſen. Sie waren es, die damals 


im Verein mit den Sozialdemokraten unſeren An⸗ 


trag abgelehnt haben. Warum beantragen Sie 
Volkstages, und zwar 


den verſchärf⸗ 


— 


genau, daß die Beſeitigung dieſer Hülle ſchwere ten Verrat der Sogzialdemokratiſchen Partei, durch 
Kämpfe im Gefolge haben würde, und daß dieſe ihre Koalitionspolitik ſind breite Maſſen der Be⸗ 


Kämpfe gleichzeitig eine Erſchütterung, 
Bedrohung ihrer Macht bedeuten würden. 

Die S. P. D. arbeitet hier mit denſelben Mit⸗ 
teln, die wir bereits vor 30 Jahren in Frankreich 
erlebt haben, als die Sozialdemokratiſche Partei 
in Frankreich zu vertuſchen ſuchte, warum ſie 
überhaupt in eine Regierung mit den Bürger⸗ 
lichen hineinging. Auch dort wurde erklärt: „Wir 
müſſen in die Regierung hinein, um zu verhin⸗ 
dern, daß die Monarchie wieder Staatsform wird. 
Es war Schwindel. So gehen auch heute die So⸗ 
zialdemokraten u. a. mit dem Schlagwort in die 


ja eine 


völkerung, die der Sozial demokratiſchen Partei 
bei den letzten Wahlen ihre Stimme gegeben 


haben, ſchwankend geworden, ſind enttäuſcht wor⸗ 
den. Die Politik der Sozialdemokratiſchen Partei 


hat ſie zum Teil in die Parteien des Bürgertums 
zurückgetrieben. Dadurch glauben Sie (zu den 
Deutſchnationalen) ſich zu Hoffnungen berechtigt, 
die aber tatſächlich nicht erfüllt werden. Wenn 
Sie die Auflöſung des Volkstages herbeiführen 
werden, dann werden Sie genau ſo Ihr blaues 
Wunder erleben, wie die Sozialdemokraten ihr 
blaues Wunder bei den Gemeindewahlen erlebt 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
haben. Das Wichtigſte iſt den Deutſchnationalen 
aber der Abbau der Abgeordneten auf 61. Gerade 
damit treiben die bürgerlichen Parteien am 
meiſten Propaganda. Sie wiſſen, daß ſich darin 
ſogar Rahn, Dr. Blavier, und alle bürgerlichen 
Parteien mitſamt den Deutſchnationalen einig 
ſind. Wir Kommuniſten haben bereits ausführ⸗ 
lich dargelegt, weswegen wir das Volksbegehren 
„Volkswille“ ablehnten. Wir haben dabei auf die 
Frage des Abbaues der Abgeordneten hingewie⸗ 
ſen und zum Ausdruck gebracht, daß dies nur eine 
taktiſche Frage für uns ſei, nicht die wichtigſte. 
Wenn die Deutſchnationalen jetzt aber mit erneu⸗ 
ter Schärfe gerade einen Abbau auf 61 verlangen, 
dann muß das Proletariat zu dieſem verlangten 
Abbau abermals Stellung nehmen, dann müſſen 
wir doch noch einmal die Frage aufrollen, warum 
gerade dieſe Reaktionäre den Abbau der Abge⸗ 
ordneten bis auf 61 verlangen. Wir ſehen, daß ſich 
hierin das geſamte Bürgertum die Hand reicht, 
vom wildgewordenen Spießbürger Dr. Blavier 
bis zum Stahlhelmer Schwegmann. Sie unter⸗ 
nehmen gemeinſam den ſchärſſten Vorſtoß, um den 
Volkstag bis auf 61 Abgeordnete abzubauen. 
Wir Kommuniſten haben nie ein Hehl daraus 
gemacht, wie wir zum Parlament ſtehen. Das 
Parlament it auch nur eine Form der Gewalt⸗ 
herrſchaft der Bourgeoiſie, um geſchützt durch dieſe 
Hülle ein leichteres Ausbeuten der Werktätigen 
zu ermöglichen. Wir haben immer klar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß wir deshalb auch von der Par⸗ 
lamentstribüne herab den Kampf gegen dies 
Syſtem führen werden, daß wir die Parlaments⸗ 
tribüne zum Zwecke der Aufklärung der unent⸗ 


wickelten und unwiſſenden Schichten der Bevölke⸗ 


rung benutzen werden, um dieſe rückſtändigen 
Schichten für den revolutionären Klaſſenkampf zu 
erziehen. Wir erklären, daß gerade der Parla⸗ 
mentarismus es uns erleichtert, uns eine beſſere 
Mxglichkeit ſchafft, auf dieſe Schichten einzuwir⸗ 
ken, um gerade dieſen rückſtändigen Schichten zu 
beweiſen, warum dieſe Parlamente auseinander: 
gejagt werden müſſen. 


Breite Maſſen der Arbeiter und Kleinbauern, 


der proletariſierten bürgerlichen Schichten, ſind 
heute noch allzuſehr von bürgerlich⸗demokratiſchen 
und parlamentariſchen Vorurteilen durchtränkt. 
Deshalb werden wir auch das Parlament be⸗ 
nutzen, um ſie von dieſen Illuſionen au befreien. 
Wir werden gegen dieſe Vorurteile den Kamp 
der Enthüllung, der Zerſtreuung, der Ueberwin⸗ 
dung führen. Wenn wir unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt an die Frage herangehen: „Warum ver⸗ 
langt die Bourgeoiſie den Abbau der 120 Abge⸗ 
ordneten auf 612“, dann werden wir die Frage 
auch im proletariſchen Sinn beantworten können. 
Dann werden wir verſtehen können, warum ſich 
die geſamte Bourgeoiſie die Hand reicht, warum 
heute auch die Sozialdemokraten darin einwilli⸗ 
gen, den deutſchnationalen Abbau des Volkstages 
zu unterſtützen. Je mehr proletariſche Klaſſen⸗ 
kämpfer hier worhanden find, die den Kampf der 
Enthüllung, der Zerſtreuung der kleinbürgerlich⸗ 
parlamentariſchen Illuſionen führen können, deſto 
größer die Wirkung. Das will man werhindern. 
Man will die Zahl derjenigen, die dieſen Kampf 
gegen dies Syſtem von dieſer Tribüne aus 
führen, verringern. Darum Abbau der Abgeord⸗ 
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neten bis auf 61. In bürgerlichen Kreiſen iſt ja 
wiederholt zum Ausdruck gekommen, daß man ſo⸗ 
gar mit 36, ja mit 20 Abgeordneten zufrieden 
ſein kann. (Mit einmal! rechts.) Kaiſer Wilhelm 
müßte erſcheinen, um hier zu regieren! (Das muß 
Pfarrer Weiße machen, der kann das am beiten! 
links.) Von der Parlamentstribüne herab muß 
der Kampf der Enthüllung geführt werden. Das 
haben die Ereigniſſe der letzten Monate zur Ge⸗ 
nüge bewieſen. 

Aus der Fülle der Ereigniſſe will ich nur 
einen Fall herausgreifen, der das ganz klar be⸗ 
weiſt. Wir wiſſen, daß alle Parteien von den 
Deutſchnationalen bis zu Sozialdemokraten vor 
den Wahlen damit agitiert haben, daß den Er⸗ 
werbsloſen der Satz der geſetzlich feſtgelegt iſt, ge⸗ 
währt werden muß, auch wenn vielleicht ein 
Familienmitglied in Arbeit ſteht. Es ſind beſon⸗ 
ders die Zentrumsleute und Sozialdemokraten ge⸗ 
weſen, die damit in Flugblättern und Verſamm⸗ 
lungen agitiert haben: Wenn ein Sohn in Arbeit 
ſteht und wöchentlich lumpige 20 G verdient und 
der Vater erwerbslos iſt, dann dürfe man dieſem 
Erwerbsloſen die Unterſtützung nicht um einen 
Pfennig kürzen. Damit haben Sie doch überall 
Propaganda gemacht. Hier im Volkstag haben 
Sie ſich aber damit einverſtanden erklärt, daß 
eine dieſer reaktionären Beſtien, ein deutſchnatio⸗ 
naler Gemeindevorſteher, einem Mann die Unter⸗ 
ſtützung um täglich 65 Pfennig kürzte, weil ſein 
Sohn in Arbeit ſteht. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) 

Wir werden dieſen Kampf der Entlarvung 
und Enthüllung immer ſchärfer führen. (Das 
haben Sie bei der Gemeindewahl gemacht und 
haben Fiasko erlitten! im Zentrum.) Sie wiſſen, 
daß die Zentrumspartei in meiner Gemeinde ein 
Viertel ihrer Wähler verloren hat. Wollen Sie 
ein paar Zahlen? Sie hatten 1927 in Ließau 109 
Stimmen und hatten jetzt 89. Sie wiren gantz 
genau, daß Ließau zu drei Vierteln katholiſch iſt, 
daß von den 500 Wählern 400 Katholiken ſind. 
Sie haben aber nur 89 Stimmen bekommen. Sie 
wien auch, daß Sie in Neuteich Stimmen ver⸗ 
loren haben. (Abg. Cierocki: In Zoppot auch? 
Beim Zentrum überall Sieg auf der ganzen 
Linie!) Sie werden ſolange ſiegen, bis Sie ſich 
totſiegen, wie die Deutſchnationalen. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: 1927 haben Sie bloß 80 bekommen!) Und 
jetzt haben wir 201 Stimmen. Herr Gaikowſki, Sie 
ſind ja der Geſinnungslump, der tatſächlich dafür 
eingetreten äſt, — (Abg. Gaikowſki: Der kann 
mich nicht beleidigen!) der beantragte, dem er⸗ 
wähnten Erwerbsloſen täglich 65 Pfennig abzu⸗ 
ziehen. 

Präsident: Der Abgeordnete hat ſofort zu 
ſchweigen, wenn die Glocke ertönt. (Abg. Raſchke: 
Wenn er aber lauter ſpricht, als die Glocke tönt?) 
Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie wegen Ihres 
Ausdrucks zur Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr 
Cierocki, Sie können ſich in die Front Ihres Neu⸗ 
bauer und Ihres Fuchs einreihen. (Abg. Cierocki: 
Was wiſſen Sie von Neubauer und von Fuchs?) 
Es werden vielleicht noch weitere Enthüllungen 
kommen. (Abg. Raſchke: Wieviel hundert Gulden 
ſind für Dich bei der Schiebung Neubauers ab⸗ 
gefallen?) 


0 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 

Wir Kommuniſten erklären deshalb, je mehr 
revolutionäre Klaſſenkämpfer von dieſer Tribüne 
herab kämpfen können, deſto ſtärker wird die 
Front der Werktätigen. Das fürchtet die Bour⸗ 
geoiſie, daher der einmütige Ruf von den Reak⸗ 
tionären bis zu den Sozialfaſchiſten: Abbau der 
Abgeordneten auf 72, ja ſogar 61; denn auch die 
Sozialdemokraten haben erblärt, das ſei für ſie 
eine völlig belangloſe Frage. 

Die Deutſchnationalen erklären ja auch, ihr 
Geſetzentwurf bedeute eine gewiſſe Verbeſſerung, 
vom bürgerlich⸗demokratiſchen Standpunkt ge⸗ 
ſehen, z. B. die Auflöſung des Volkstages. Ich 
wies bereits darauf hin, daß es ein Unterſchied 
iſt, in welcher Form man dieſe Reform bringt. 
Bereits beim Entwurf „Volkswille“ wies ich 
darauf hin, wie wir zu Reformen innerhalb des 
bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Staates ſtehen. Ich 
habe erklärt und erkläre heute wieder, den Re⸗ 
formiſten, den Sozialdemokraten, iſt die Reform 
alles. Sie benutzen die Reform nur, um den 
Maſſen Sand in die Augen zu ſtreuen. Das ver⸗ 
ſuchten Sie auch durch das Volksbegehren „Volks⸗ 
wille“. Die Reformen dieſer Art verwandeln ſich 


unter der reformiſtiſchen Taktik und unter den 


Verhältniren des bürgerlichen Staates unaus⸗ 
bleiblich in ein Werkzeug zur Stärkung dieſer 
Macht und zur Zerſetzung des revolutionären 
Klaſſenkampfes. Demgegenüber ſehen wir in den 
Reformen nur Nebenprodukte des revolutionären 
Klaſſenkampfes, und deshalb werwandeln ſich bei 
wepolutionärer Taktik unter den Verhältniſſen 
auch des bürgerlichen Staates, der bürgerlichen 


B) Macht dieſe Reformen in ein Werkzeug zur Zer⸗ 


ſetzung der Macht und zur Verſtärkung des revo⸗ 
lutionären Klaſſenkampfes, zum Stützpunkt für 
die weitere Entwicklung der revolutionären Be⸗ 
wegung. Nur unter dieſem Geſichtspunkt betrach⸗ 
tet werden wir Reformen zuſtimmen, werden wir 
Reformen erkämpfen. 

Es it darum ſelbſtverſtändlich, daß wir beide 
Volksbegehren ablehnen, daß wir gegen beide 
Volksbegehren den ſchärfſten Kampf führen, weil 
beide nur dazu dienen, den Werktätigen Sand in 
die Augen zu ſtreuen. Wenn die Deutſchnationa⸗ 
len mit großen Worten auf die angeblich gewal⸗ 
tige Stimmenzahl hinweiſen, die Sie erreicht 
haben, jo haben ſich won 200 000 Wählern 45 000 
eingeſchrieben, unter Methoden, die ich nachher 
auch noch kritiſieren werde. Sie können alſo won 
einem „gewaltigen“ Sieg nicht ſprechen. Sie 
glauben von einem Sieg ſprechen zu können, wenn 
Sie das Ergebnis des „Volkswille“ zum Ver⸗ 
gleich heranziehen. Beide verſuchen Sie, zu be⸗ 
weiſen, daß Sie die Maſſe hinter ſich haben. 
Elender Schwindel! 

Es iſt bereits von dem Abg. Loops auf die 
Art und Weiſe eingegangen worden, wie die 
Deutſchnationalen ihre Stimmenzahl erreichten. 
Wenn ich hier bei den Zentrumsleuten von Ge⸗ 
ſinnungslumperei ſprach, dann trifft es doppelt 
und dreifach für die deutſchnationalen Gemeinde⸗ 
vorſteher zu. Es iſt einwandfrei erwieſen worden, 
und Herr Schwegmann, der Stahlhelmer, wird 
Ihnen das ſelbſt bezeugen müſſen, daß in Dutzen⸗ 
en von Dörfern die Arbeiter gezwungen worden 
ſind, (Abg. Schwegmann: Ich bin gar nicht 
draußen geweſen!) tatſächlich die Anterſchriften 
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zu leiſten. Wenn Sie nicht da geweſen ſind, nun 
ſo habe ich mich in einigen Orten davon über⸗ 
zeugen müſſen. Wir kennen ja die brutale Art und 
Weiſe, in der die Großagrarier, die deutſchnatio⸗ 
nalen Gemeindevorſteher mit den Arbeitern, mit 
den Hilfsbedürftigen, mit den Erwerbsloſen auf 
dem Lande umſpringen. Sie wiſſen, daß Sie ſich 
nicht im geringſten won den Hüttenbaronen unter⸗ 
ſcheiden, die in Deutſchland die Arbeiter aufs 
Straßenpflaſter werfen und dem Hungertode über⸗ 
liefern. Wir haben Dutzende von Beweiſen aus 
Ihrer Rede Herr Abg. Weiße, die Sie einmal in 
der Kleinrentner⸗Frage vom Stapel ließen, daß 
Sie nur elende Demagogie und Schwindel trei⸗ 
ben. Sie können dieſen Schwindel von Ihren 
Kanzeln herab Ihren Gläubigen vortiſchen, hier 
war er überflüſſig. Und daß er überflüſſig war, 
beweiſt, daß man den Herrn Abg. Weiße hier 
niemals wieder hat ſprechen laſſen. Gerade die 
Großagrarier, die durchaus in Hülle und Fülle 
Geld haben, um wunderſchöne Ställe für ihre 
Pferde und Kühe zu bauen, erklären, man müſſe 
jetzt ſparen, denn das neue Syſtem, das die 
Sozialdemokraten angeblich herbeizuführen ver⸗ 
ſuchen, (Zuruf des Abg. Weiße) verurſache un⸗ 
geheure Koſten. Dieſer Sippe da draußen wird 
bald von der Arbeiterſchaft das Handwerk ge⸗ 
legt werden. Wir werden aber dieſer Sippe nicht 
die Abfindungen zahlen, die ſie in Deutſchland 
von den Sozialdemokraten nachgeworfen bekom⸗ 
men hat. Wenn wir die Macht haben, werden wir 
dieſer Sippe die Abfindung geben, die die ruſſi⸗ 
ſchen Arbeiter dem Zaren und ihrem Anhang ge⸗ 
geben haben. (Gehen Sie nach Rußland! rechts.) 

In der gemeinſten Art und Weiſe haben Sie 
es werſtanden, die Unterſchriften zu erpreſſen. 
(Das iſt Lüge! rechts.) In Klein⸗Montau iſt der 
Gemeindevorſteher von Tür zu Tür gegangen, hat 
die Leute auf der Straße angehalten und die 
Unterſchriften verlangt. Er hat auch andere Leute 
mit der Liſte herumgeſchickt. Die deutſchnationa⸗ 
len Gemeindevorſteher haben gelogen und betro⸗ 
gen. Herr Schwegmann hat ſich davon ſelbſt über⸗ 
zeugen können, daß einzelne herausgegriffene 
Exemplare mehrere Unterſchriften derſelben Per⸗ 
ſon aufwieſen. Das waren die Stichproben, die 
wir gemacht haben, aus der Fülle des Materials 
alſo nur wenige. Es war zu ſehen, daß bei dieſen 
Stichproben faſt durchweg mehrere mit derſelben 
Handſchrift vollzogene Unterſchriften vorhanden 
waren. (Abg. Schwegmann: Das ſtimmt nicht!) 
Menn Sie das Gegenteil behaupten, ſind Sie 
gleichfalls ein elender Lügner! 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie 
auf die Folgen des dritten Ordnungsrufes auf⸗ 
merkſam. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Er ſoll mir 
das Gegenteil beweiſen. Das zeigt, worauf Sie 
Ihren „Sieg“ zurückführen. Wir Kommuniſten 
haben immer wieder erklärt, daß der die Macht 
im Staat hat, der die Wirtſchaft hat. Wir wiſſen, 
daß gerade die Deutſchnationalen in der brutal⸗ 
ſten Art und Weiſe dieſe Macht benutzen, um die 
Arbeiter zu zwingen, die Unterſchriften zu leiſten, 
genau wie die Zentrumsleute ihre moraliſche 
Macht benutzen, in der gemeinſten Art und Meile 
die chriſtlichen Arbeiter, die katholiſchen Arbeiter 


) Werktätigen in allen 
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(zu willfährigen Knechten, zu willfährigen Werk⸗ 


zeugen der Bourgeoiſie und des Kapitals zu 
machen. (Das überlaſſen wir Ihnen! beim Zen⸗ 
trum.) Wir wiſſen, daß Sie offen propagiert 
haben, daß die Wähler der Zentrumspartei dem 
deutſchnationalen „Bürgerſchutz“ die Stimme 
geben ſollten. Wir wiſſen, daß wir deshalb recht 
haben, wenn wir erklären, die Sozialdemokraten 
ſind nur Werkzeuge der Deutſchnationalen; denn 
die Sozialdemokraten wiſſen ja ganz genau, daß 
die Zentrumsleute draußen nicht propagiert, nicht 
gekämpft haben für den „Volkswillen“, ſondern 
für den „Bürgerſchutz“. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Die Sozialdemokraten wiſſen ganz 
genau, daß es deshalb völlig ausſichtslos iſt, daß 
der „Volkswille“ am 9. November die 110 000 
Stimmen erhält. Man muß ja hin und wieder 
Täuſchungs⸗ und Verwirrungsmanöver in Szene 
legen, um die Werktätigen über das, was hier tat⸗ 
ſächlich vorgeht, zu täuſchen, zu verſchleiern, wie 
hier die Intereſſen der Werktätigen verraten 
werden. Sie wiſſen auch ganz genau, daß die 
Front der revolutionären Klaſſenkämpfer auch in 
Danzig von Woche zu Woche wächſt. Das haben 
die Gemeindewahlen einwandfrei erwieſen. Weil 
Sie jetzt auch mit verſchärfter Macht in Dangig 
den Kampf gegen die revolutionäre Bewegung 
führen, deshalb verlangen Sie auch den Abbau 
der Abgeordneten auf 61, ja, Sie werden auch 
darüber hinausgehen und wielleicht dafür ſorgen, 
und werden dabei die Hilfe der Sozialdemokraten 
erhalten, daß die Abgeordnetenzahl dann noch 
mehr abgebaut wird. Es iſt höchſte Zeit, daß die 
Ländern mit der bürger⸗ 
lichen Sippſchaft aufräumen. (Sehr wahr! bei 
den Kommuniſten.) Wir wiſſen, daß der Tag nicht 
mehr fern iſt. Die politiſche Lage beweist das. 
Dann werden Sie auch die Abfindung der ruſſi⸗ 
ſchen Bourgeoiſie erhalten. Das Grinſen wird 
dieſen Fettbäuchen ganz beſtimmt vergehen, wie es 
den ruſſiſchen Fettbäuchen vergangen  ift. f 

Der gange Streit zwiſchen „Volkswille“ und 
„Bürgerſchutz“ iſt nur ein Streit zwiſchen Betrü⸗ 
gern. Jeder will für ſich die Ehre in Anſpruch 
nehmen, die Werktätigen am meiſten zu betrügen, 
am meiſten zu täuſchen. Deshalb werden wir der 
Parole, die Sie gemeinſam herausgeben, die 
Parolen entgegenſetzen: Gegen den Rahnſchen 
Volkswillen“ und gegen den „Schwegmannſchen 
Bürgerſchutz“ für die Stärkung der Roten Klaſſen⸗ 
front, für die Einheit des Proletariats im Kampf 
gegen dies Syſtem, für die Stärkung der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei, für die Verteidigung der 
Sowjetunion, für die Diktatur des Proletariats! 
(Abg. Zarsle: Hoch Stahlhelm! Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie Schnodder! — Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) nö een 
4 Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier (Zuruf des Abg. Raſchke 7 
Dr. Blavier, Abgeordneter (DVB): M. D. 
u. Hel Keine noch ſo ſchön ausgearbeitete Rede des 
Herrn Dr. Ziehm kann darüber täuſchen, daß das 
Einbringen eines zweiten Volksentſcheids ein 
ungeheurer Fehler war. (Zurufe rechts.) Meinen 
Sie, daß der Zollwachtmeiſter ſo eine Rede auf⸗ 
ſetzen kann? Dann müßte er 1000 Gulden Gehalt 
bekommen. Die Rede war beſſer als die manch 


eines Regierungsrats. (Abg. Dr. Ziehm: Die Sie 


wählen, davon 


Dienstag, den 20. November 1928. 


je gehalten haben!) Es iſt zweifellos, daß die (O) 


Deutſchnationalen ein Intereſſe daran haben, 
dieſen wahren Sachverhalt zu vertujhen. Die 
Deutſchnationalen ſprechen dauernd von einem 
ſozialdemokratiſchen Volksbegehren, „Volkswille“, 
und dabei handelt es ſich gar nicht um ein ſozial⸗ 
demokratiſches Volksbegehren. Es handelt ſich 
höchſtens um ein Volksbegehren der jetzigen Re⸗ 
gierungskoalition. Sie beſteht aus dem Zentrum, 
das in Danzig ſehr weit rechts ſteht, Herr Dr. 
Ziehm, und dann aus den Liberalen und So⸗ 
zialdemokraten. Folglich iſt es ſchon eine ziemliche 
Unkenntnis der Verhältniſſe oder Demagogie, 
wenn man der Bevölkerung vorreden möchte, daß 
dieſer Entwurf der Regierungskoalition ein ſozi⸗ 
aldemokratiſcher jei. Wenn die Deutſchnationalen 
behaupten, daß dieſer Entwurf der jetzigen Re⸗ 
gierungskoalition, den wir eingebracht haben, zu 
einer Stärkung der Sozialdemokratie führt, ſo 
muß ich, ſo paradox das klingen mag, ſagen, daß 
das Gegenteil der Fall iſt. Der „Bürgerſchutz“ 
wird gerade die Macht der Sozialdemokratie ſtär⸗ 
ken; denn Sie (nach rechts) werden durch Ihr 
Volksbegehren erreichen, das Sie ſofort nach 
unſerem einbrachten, daß jetzt beide Volksentſchei⸗ 
de unter den Tiſch fallen und nunmehr fünf Sozi⸗ 
aldemokraten als hauptamtliche vollbeſoldete 
Beamte mit lebenslänglicher Penſion in den Se⸗ 
nat einziehen. Obwohl Sie jetzt mit Ihren de⸗ 
magogiſchen Phraſen die Bevölkerung betrunken 
machen, wird Ihnen das noch einmal bei der 
weiteren Entwicklung der Dinge das Genick 
koſten. (Abg. Raſchbe: So gehäſſig?) 

So, wie die Dinge liegen, war das Einbringen 
des Volksentſcheides „Bürgerſchutz“ weiter nichts 
als ein Sabotageakt. Da regte ſich ſofort bei den 
Bürgervereinen der Konkurrenzneid. Es war un⸗ 
möglich, daß die Deutſch⸗Danziger Volkspartei 
etwas machte, ohne daß die Bürgervereine ſich 
ſofort in ihrem Konkurrenzempfinden ſagten, 
wir müſſen auch etwas machen. Da haben Sie 
tatſächlich den kapitalſten Bock geſchoſſen, der je⸗ 
mals im politiſchen Leben erlegt worden iſt. 
Darüber iſt ſich heute jeder klar, wie die Dinge 
liegen. Es handelt ſich eben bei dem Entwurf 
„Volkswille“ gar nicht um ein ſozialiſtiſches 
Volksbegehren. Ich vermute ſogar, daß es den 
Sozialdemokraten gar nicht ſo ſehr angenehm war, 
daß wir ihn eingebracht haben. Man kann es 
einer Partei. wenn ſie einmal ſtark im Sattel 
iſt. gar nicht verübeln, wenn ſie eine Verfaſſung, 
wie Sie ſie geſchaffen haben, m. H. Deutſchnatio⸗ 
nalen, gu ihren Gunſten ausnützen würde, nach⸗ 
dem Sie durch Ihre geniale Leiſtung eine ſolche 
Verfaſſung geſchaffen haben, die jedem, der ein⸗ 
mal die Mehrheit hat, faſt diktatoriſche Befug⸗ 
niſſe gibt und die Oppoſition zum Tode ver⸗ 
urteilt, r nodıan 

Nachdem Sie das getan 
ich ganz offen, ein gewiſſer Opferfinn dazu, den 
„Volkswillen“ mitzumachen. Die Sozialdemo⸗ 
kraten könnten jetzt hauptamtliche Senatoren 

b „davon fünf Sozialdemokraten, was 
hätten ſie nötig, die Verfaſſung zu ändern! Sie 
werden gugeben. Herr Dr. Ziehm, es iſt gegen das 
Intereſſe der Sozialdemokraten, wenn ſie für den 
Volksentſcheid „Volksw ille“ geſtimmt haben. 


Man kann es den Sozialdemokraten nicht ver⸗ 


haben, gehörte, ſage 
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übeln, wenn ſie die Senatorenämter beſetzen und 
lebenslängliche Penſionen beziehen, was Ihre 
Leute (nach rechts) auch getan haben. Weshalb 
dieſe niederträchtige Demagogie, uns vorzuwer⸗ 
fen, daß wir die Geſchäfte der Sozialdemokratie 
geführt haben, als wir das Volksbegehren ein⸗ 
brachten! Aus dieſer rein logiſchen Erwägunag 
werden Sie die Konſequenzen zu ziehen haben. 
Auf die Dauer läßt ſich eine Bevölkerung nicht 
mit Phraſen betören. 
Als wir das Volksbegehren einbrachten, trieb 
uns lediglich der Geſichtspunkt, einmal zu ſehen, 
ob die jetzige Koalition es mit ihrem Verfaſſungs⸗ 
entwurf ernſt meint. Wir wollen die Probe aufs 
Exempel machen. Gleichzeitig leitete uns, im 
Gegenſatz zu Ihrer Demagogie, an. H. Deutſchna⸗ 
tionalen, die Notwendigkeit, etwas zu erreichen. 
Wir ſagten uns, daß es unmöglich iſt, allein 
110 000 Stimmen aufzubringen. Das Geſetz über 
den Volksentſcheid iſt leider ſo gefaßt, daß die 
jeweilige Koalition, die in der Regierung ſitzt, 
gar nicht zu beſeitigen iſt. Es gibt nur ein einziges 
Mittel, einen Erfolg zu erzielen. Das iſt der 
taktiſche Schachzug, daß man den Entwurf der 
jetzigen Koalition zur Debatte ſtellt und dann 
mit einem vernünftigen Bürgertum rechnet, das 
zunächſt den erſten Volksentſcheid mitmacht. 
Wenn Sie Ihre Demagogie gelaſſen und zu⸗ 
nächſt einmal unſeren Entwurf „Volkswille“ be⸗ 
raten hätten, abgewartet hätten, bis die Ab⸗ 
ſtimmung über ihn ſtattfindet, Herr Dr. Ziehm, 
dann war immer noch Zeit, einen Volksentſcheid 
einzubringen. Aber, was Sie getan haben, war 
zum mindeſtens eine unerhörte politiſche Ueber⸗ 


eiltheit. Sie werden jetzt, das habe ich den Bür⸗ 


gervereinen ſchon geſagt, die Konſequenzen zu 
tragen haben. Wenn jetzt ſchon abzuſehen iſt, daß 
nunmehr die Sozialdemokraten nicht als parla⸗ 
mentariſche Senatoren einziehen, ſondern als 
hauptamtliche Beamte, wo bleibt dann der Schutz 
des Bürgers wor der Sozialdemokratie? (Sehr 
richtig!) Sie haben aber erklärt, wir beſorgten 
durch unſeren „Volkswillen“ die Geſchäfte der 
Sozialdemokratie. Das iſt unerhört. Wenn Sie 
ein Gewiſſen hätten, Herr Dr. Ziehm, würden 
Sie hier nicht durch eine jungen Mann eine 
Rede haben vorleſen laſſen, die das Veferloſeſte 
an Agitation iſt, was man je erlebt hat. (Zurufe 
rechts.) Es iſt eigentümlich, daß Sie hier von 
kommuniſtiſcher Seite zu hören bekommen, mit 
welchen Mitteln Sie gekämpft haben. Herr 
Pfarrer Weiße, Sie ſind doch ein Mann. der 
Treu und Glauben hochhalten muß, halten Sie 
die Art und Weiſe der Beeinflußung von armen 
Menſchen, die abhängig ſind, für richtig? Halten 
Sie es für richtig, daß Gemeindevorſteher die 
Liſten „Volkswille“ gar nicht ausgelegt haben, 
daß ſie alſo ein Amtsverbrechen begangen haben? 
(Das iſt nicht erwieſen! rechts.) Dann muß ich 
ſtaunen. (Abg. Weiße: Das find ja Lügen! — 
Abg. Plenikowſki: Sie können Beweise haben!) 
Ich glaube beinahe, Herr Pfarrer Weiße, Ihnen 
kann man auch ſehr wenig trauen. Solche Lügen, 
daß Sie einem meiner Parteiangehörigen an⸗ 
dichten, er ſtimme gegen ſeine eigene Fahne, be⸗ 
kommen Sie nur in Ihrem Blatt fertig. 

Ich komme zu dem Entſcheidenden. (Zuruf 
rechts.) Seien Sie ganz ruhig. Es wäre ſicher in 
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paar Zwiſchenrufe antwortete. Dasjenige, 
was wohl die Deutſchnationalen am meiſten an 
dem Entwurf „Volkswille“ ärgert, iſt vielleicht 
gar nicht ſo ſehr die Frage der Parlamentariſie⸗ 
rung, die keine ſozialiſtiſche Angelegenheit iſt. 
Ich muß Ihnen ein kleines Kolleg halten, Herr 
Dr. Ziehm. Halten Sie Amerika und England für 
ſozialiſtiſche Staaten? (Abg. Dr. Ziehm: In 
Amerika iſt kein parlamentariſches Syſtem!) In 
England auf jeden Fall! Nach Ihrer Meinung iſt 
alſo England ſozialiſtiſch. Aber das iſt ja nicht 
der innere Grund, weshalb Sie dieſen Volksent⸗ 
ſcheid auf Parlamentariſierung ablehnen. Es 
it tatſächlich der weitere Punkt daran ſchuld, die 
Frage des Richterwahl⸗Ausſchuſſes und eine an⸗ 
dere Zuſammenſetzung der Juſtiz. Sie haben ja 
erklärt, wenn die Veränderung, die der „Volks⸗ 
wille“ bringt, durchkommt, dann wird der 
Richter zum Parteimann geſtempelt. Herr Dr. 
Ziehm, da muß ich Ihnen ſagen, das jetzige 
Syſtem hat dazu geführt, daß wir eine Partei⸗ 
zuſtiz haben, und das iſt die deutſchnationale 
Parteijuſtiz. (Zum Beiſpiel Dr. Zint! rechts.) 
Leider iſt Herr Dr. Zint nicht mehr tätig, weil 
er krank iſt. Aber, weil Sie Namen nennen, 
wenn Ihre deutſchnationalen Richter ſoviel Ehr⸗ 
gefühl, ſoviel Anſtand und Kenntniſſe beſäſſen 
wie Herr Dr. Zint, würde es beſſer um Danzig 
ausſehen. (Dr. Ziehm: Dr. Kamnitzer!) Sie 
haben doch keine Veranlaſſung, Ihre Kenntniſſe 
jo hoch einzuſchätzen, Herr Dr. Ziehm, daß Sie 
hier andere Mitglieder des Volkstages herab⸗ 
ſetzen wollen. Sie haben doch Ihre Examina nur 
mit Drei gemacht, und dann wurden Sie nach 
Strasburg (Wſtpr.) verſchickt. Nach Strasburg, 
an der Drewenz, dem elenden Neſt, kamen 
Aſſeſſoren nur, wenn ſie unfähig waren. 

Gerade dieſe Angelegenheit des Richter⸗Wahl⸗ 
ausſchuſſes gibt uns Gelegenheit, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß wir einen ganz weſentlichen Punkt 
des Volksentſcheids darin erblicken, daß es mög⸗ 
lich ſein wird, ein wenig beſſere Luft hineinzu⸗ 
bringen in das merkwürdige Gebäude drüben, 
das ſich Juſtizpalaſt nennt. Darüber, ob da wirk⸗ 
lich Recht geſprochen wird, ſind die Meinungen 
bis tief in die bürgerlichen Kreiſe äußerſt ge⸗ 
teilt. Wir werden ja Gelegenheit haben, bei dem 
Geſetzentwurf zur Rettung der Privatwirtſchaft 
darauf hinzuweiſen, daß es tatſächlich ſo iſt, daß 
die Juſtiz zum mindeſten wirtſchaftsfeindlich iſt. 
Das haben wir bei Entſcheidungen ſehr bedeut⸗ 
ſamer Natur, wie in der Frage des Beamten⸗ 
Notopfers gemerkt. Wir haben das erlebt, und 
wir ſagen, daß es ſo unter keinen Umſtänden 
weiter geht. Wir ſind gar nicht in der Lage, Ein⸗ 
fluß auf die Staatsgeſchäfte zu gewinnen. Das 
Bürgertum iſt weiter nichts als der Paslack der 
Beamten, ſei es der Steuerbeamten, ſei es der 
Juſtiz. Wir haben bewieſen, daß mit zweierlei 
Maß gemeſſen wird, und ſehen Sie Herr Dr. 
Ziehm, wir müſſen einmal aus dieſem entſetz⸗ 
lichen Zuſtand heraus, daß wir weiter nichts ſind 
als der abhängige Koeffizient für eine von Ihnen 
eingeſetzte Beamtenſchaft. 

Wir haben deshalb unſern Volksentſcheid ein⸗ 
gebracht um den erſten Schritt zu tun. Wir 
haben offen erklärt, vieles, unendlich vieles, ge⸗ 
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fällt uns nicht. Wir würden die Abgeordneten⸗ 
zahl auch auf 60 herabſetzen, auch auf 30, wir 
würden viel lieber die direkte Wahl für die 
Stadtverordneten-Verſammlung wählen, aber 
wenn wir uns ehrlich ſelbſt abbauen wollten, 
dann konnten wir nur dieſen Geſetzentwurf der 
jetzigen Regierungs⸗ Koalition nehmen, der 
wenigſtens Ausſicht gehabt hätte, durchzukommen, 
wenn nämlich die Rechtsparteien zunächſt für den 
„Volkswillen“ geſtimmt hätten. Aber Sie haben 
dieſen Entwurf ſabotiert, indem Sie ſofort Ihren 
„Bürgerſchutz“ einbrachten. Weshalb Herr Dr. 
Ziehm? Ich werde es Ihnen ſagen, weil Sie die 
Zuſtände verewigen wollen, weil Sie die Macht 
Ihrer deutſchnationalen Bürokratie verewigen 
wollen. Da möchte ich Sie an einen ſehr großen 
Konſervativen erinnern, an die radikalen Maß⸗ 
nahmen, die einſt der Freiherr v. Stein im 
Staatsintereſſe propagiert hat, und die er durch⸗ 
ſetzen wollte. Sehen Sie, das war ein Konſerva⸗ 
tiver alten Schlages. Es wäre ſchön, wenn Sie 
nmachleſen würden, 
anders über eine beſtimmte Angelegenheit dachte 
als Sie. Freiherr v. Stein kannte nämlich nicht 


die „wohlerworbenen Rechte“, die den Staat ka⸗ 


put gemacht haben, ſondern er war ſo klug, daß 
er bei Ausbruch des Krieges gegen Napoleon dem 
König allen Ernſtes vorſchlug: „Der Adel wird 
aufgehoben! Nur derjenige Offizier, der tapfer 
aus dem Kriege gegen Napoleon zurückkommt, 
bekommt ihn wieder!“ Das war ein Mann, der 
räumte auf. Er war auch nicht deutſchnational, 
ſondern konſervativ. Die Königin Luiſe hat 
übrigens dafür geſorgt, daß Freiherr v. Stein 
holte der 


flog. Als der Krieg verloren war, 
König trotz des Widerſpruchs der Königin Luiſe 


Stein wieder und ſagte: „Lieber Stein, was 
machen wir? Der Staat iſt am Ende“. Da ſetzte 
ſich Stein hin und arbeitete einen Entwurf aus. 
Da ſtand zu leſen: „Die Leibeigenſchaft wird 
aufgehoben.“ Dann heißt es weiter: „Die Ge⸗ 
hälter der hohen Beamten werden auf die Hälfte 
reduziert.“ Sie können es nachleſen. Sie haben 
es nicht geleſen, Sie haben nicht Zeit für derartige 
Dinge, ſondern nur für Ihren Geldbeutel und 
Ihre wohlerworbenen Rechte! Das iſt die augen⸗ 
blickliche Lage. Es handelt ſich für uns, wenn wir 
den „Volkswillen“ propagiert haben, das betone 
ich noch einmal zum Schluß, nicht um einen ſozia⸗ 
liſtiſchen Entwurf, auch nicht um einen Entwurf 
der Koalition, ſondern um unſere eigene Idee, 
die das Volk aufrufen wollte. Wenn Sie (nach 
rechts) jetzt dafür geſorgt haben, daß alles unter 
den Tiſch fällt und daß die Sozialdemokratie ver⸗ 
ſtärkt durch fünf hauptamtliche Beamtenſenato⸗ 
ren das Staatsweſen drei Jahre regieren wird, 
haben Sie vor der Geſchichte Danzigs die volle 
Verantwortung! (Bravo!) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. i 
haben das Geſetz in erſter Beratung erledigt. Wir 
ſchreiten zur zweiten Beratung. Ich rufe Artikel! 
auf und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die Artikel J annehmen wollen. ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, Artikel I iſt 
abgelehnt. Ich rufe Artikel I auf. Die Beſprechung 


wie Freiherr v. Stein ganz 
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iſt geſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel II mit der⸗ 
ſelben Mehrheit abgelehnt Hit. Wortmeldungen 
liegen zu Artikel III nicht vor, die Beſprechung iſt 
iſt geſchloſſen. Wer Artikel Ul annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das Büro iſt ſich nicht einig, wir 
müſſen auszählen. Ich bitte die D. u. H., den 
Saal zu verlaſſen. — Die Auszählung beginnt. 
— (Abg. Raſchke: Ich möchte beantragen, daß die 
Koalition photographiert wird, das macht ſich 
wunderbar!) Ich ſchließe die Auszählung. Die 
Abſtimmung hat folgendes Ergebnis. Abgegeben 
ſind 101 Stimmen, davon 46 mit Ja, 45 mit 
Nein, zehn Stimmenthaltungen. Artikel III iſt 
ſomit angenommen. (Bravo! rechts). Ich rufe 
Artikel IV auf. — Die Beſprechung iſt geſchloſſen, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer Artikel 
IV annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, Artikel IV iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Ueberſchrift. Wortmeldungen 
liegen nicht wor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer 
die Aeberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, die Ueber⸗ 
ſchrift iſt abgelehnt. Damit iſt das Geſetz in zwei⸗ 
ter Leſung erledigt. (Abg. Gehl: Ich beantrage 
dritte Beratung!) Es iſt dritte Beratung bean⸗ 
tragt. Widerſpruch wird nicht laut, das hohe Haus 
hat ſo beſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 


ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 


gen vorliegen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. 
Ich rufe Artikel III auf, der allein übrig geblieben 
iſt. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer Arti⸗ 
kel III annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, Artikel III iſt abge⸗ 
lehnt. Für die namentliche Schlußabſtimmung 
iſt alſo nichts mehr da. Wir kommen jetzt zu 
Punkt 2, früher Punkt 4 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Erhaltung der Privatwirtſchaft. —Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr. Heinemann u. Gen. — 
Druckſache Nr. 435 zu Nr. 162. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Klawitter. . 
Klawitter, Fritz, Abgeordneter (D. Nat.) M. 
D. u. H.! Der $ 1 des vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfs verlangt, daß den öffentlichen Behörden 
und Körperſchaften die Betätigung auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete nur bei Vorliegen beſonderer 
Genehmigung geſtattet ſein ſoll. Er geht alſo von 
der Vorausſetzung aus, daß wirtſchaftliche Betä⸗ 
tigung in erſter Linie und in der Regel der Pri⸗ 
vatwirtſchaft vorbehalten ſein ſoll, (Lauter! 
rechts.) Aeber die Frage, ob Privatwirtſchaft 
notwendig iſt und aus welchem Grunde, iſt nicht 
nötig, hier viel zu ſagen. Es beſteht über die 
Tätigkeit der öffentlichen Hand eine weit verbrei⸗ 
tete Literatur, und jeder, der ſich für dieſe Frage 
intereſſiert, wird die Literatur ſtudiert haben, 
wer über dieſe Frage mitreden will, wird ſie 
ennen. Im übrigen ſind für jeden, der vielleicht 
auf ein Parteidogma eingeſchworen iſt, von vorn⸗ 
herein z. B. grundſätzlich die Staatswirtſchaft 
verlangt, ſachliche Argumente überflüſſig, und für 
denjenigen, der aus Eigenem die Privatwirtſchaft 
für notwendig hält, ſind ſolche Argumente auch 


Volkstag Danzig — 56. Sitzung. Dienstag, den 20. November 1928. 1215 


(Klawitter, Fritz, Abgeordneter) 
nicht erforderlich. Wer nach dieſer Richtung hin 
aber noch einige Bedenken oder Zweifel hat, dem 
möchte ich empfehlen, einen Blick in das Stati⸗ 
ſtiſche Jahrbuch der Stadt Berlin zu tun, das 
kürzlich herausgekommen iſt und da ſpeziell das 
Kapitel über die öffentlichen Betriebe durchzu⸗ 
ſehen. Wer da belehrt ſein will, kann aus dieſem 
Kapitel ſchätzenswerte Belehrungen entnehmen. 
Ich muß es mir an dieſer Stelle verſagen, auf dieſe 
Veröffentlichung näher einzugehen, aber ich kann 
kurz erwähnen, daß von den 252 öffentlichen Be⸗ 
trieben der Stadt Berlin Steuern in nennens⸗ 
wertem Umfange nicht bezahlt werden, daß aber 
ein ſehr großer Teil dieſer Betriebe mit Verluſten 
arbeitet, ſelbſtverſtändlich zunächſt zum Schaden 
der Privatwirtſchaft der betreffenden Gewerbe⸗ 
treibenden, denen ein mit Unterſtützung der All⸗ 
gemeinheit geſtützter Wettbewerb gemacht wird, 
der eigentlich kein Wettbewerb mehr iſt und dann 
zum Schaden des Staates, der über einen Steuer⸗ 
ausfall zu klagen hat. 5 
Die Einftellung meiner Fraktion zu dieſer 
Vorlage iſt eine naturgegebene. Wir ſind immer 


dafür eingetreten und haben immer den Stand⸗ 


punkt vertreten, daß Wirtſchaft, jedenfalls das, 
was dieſen Namen verdient, nur betrieben wer⸗ 
den kann auf privater Grundlage. Deshalb 
müſſen wir einer Geſetzesvorlage, die ausgeſpro⸗ 
chenermaßen den Zweck hat, die Privatwirtſchaft 
zu erhalten, ſelbſtverſtändlich zuſtimmen. Dennoch 
tun wir es mit einem leiſen Unterton des Be⸗ 
dauerns, weil es uns ſcheint, daß dieſe Vorlage 


(8) den Weg, den fie bejchritten hat, nicht bis zu Ende 


geht. Sie ſcheint uns ſozuſagen auf halbem Wege 
ſtehen geblieben zu ſein. Unſere eigenen Wünſche, 
die Wünſche der Deutſchnationalen Volkspartei, 
gehen weiter. Sie wiſſen das, und ich darf Sie 
daran erinnern, daß wir bei Gelegenheit der 
Etatsberatungen Entſchließungen beantragt ha⸗ 
ben, Entſchließungen, die übrigens damals im 
Hauptausſchuß von allen Fraktionen angenommen 
worden ſind, Entſchließungen, durch die der Senat 
damals erſucht wurde, zunächſt einmal darauf 
hinzuwirken, daß die wirtſchaftliche Betätigung 
der öffentlichen Stellen eingeſtellt werde, weiter 
den Senat zu erſuchen, darauf hinzuwirken, daß 
die wirtſchaftliche Tätigkeit der Behörden und 
öffentlichen Körperſchaften, ſo weit ſie im Inter⸗ 
eſſe der Allgemeinheit liegt, abgegrenzt wird, und 
ſchließlich, daß der Wirtſchaft ein gewiſſes Ein⸗ 
ſpruchsrecht gegen neue wirtſchaftliche Betätigung 
öffentlicher Stellen gegeben werde. Wenn wir 
trotzdem ſpäter davon abgeſehen haben, zu der 
Geſetzesvorlage Abänderungsanträge einzubrin⸗ 
gen, ſo hauptſächlich deshalb, weil wir glauben, 
daß die Probe auf das Exempel, ob wirklich die 
Regierung den guten Willen hat, die Privatwirt⸗ 
ſchaft zu erhalten und zu ſtützen, am beſten und 
am klarſten aufgeht, wenn es bei der vorliegenden 
Vorlage bleibt. 

Nun haben auch andere Parteien, haben auch 
die bürgerlichen Parteien der Regierungskoali⸗ 
tion für ſich in Anſpruch genommen und häufig 
betont, daß ſie für die Privatwirtſchaft eintreten. 

r das iſt ja gerade das Groteske unſerer heu⸗ 
tigen parlamentariſchen Zuſtände, daß die 


Zwangsjacke der Koalition ganze Fraktionen 
zwingt, gewiſſermaßen imperative Mandate an⸗ 
zunehmen und gegen ihre eigene Ueberzeugung 
zu handeln. (Sehr gut! rechts.) Nun wird einge⸗ 
wendet, man könne ſehr wohl die Privatwirt⸗ 
ſchaft als ſolche bejahen, brauche aber dazu ein 
ſolches Geſetz nicht. Das iſt richtig. Aber es iſt 
auch ebenſo richtig, daß derjenige, der wirklich 
den ehrlichen Willen hat, die Privatwirtſchaft 
zu erhalten, ſich gegen dieſes Geſetz nicht zu ſträu⸗ 
ben und es nicht abzulehnen braucht. Es werden 
aber an dem ehrlichen Willen der Regierung, die 
Privatwirtſchaft zu fördern, einige Zweifel er⸗ 
laubt ſein, Zweifel, die durch die ganzen Erleb⸗ 
niſſe der vergangenen zehn Monate hervorgerufen 
und verſtärkt worden ſind. Es iſt für die Regie⸗ 
rung ein Leichtes, dieſe Zweifel wenigſtens in 
etwas zu beſchwichtigen. Dazu hätte es nur der 
Annahme dieſes Geſetzes bedurft. 

Die Regierung will aber die Annahme dieſes 
Geſetzes augenſcheinlich nicht; denn ſie hat im 
Wirtſchaftsausſchuß, der die Vorlage behandelte, 
durch den Mund ihres Vertreters erklären laſſen, 
daß ſie die Vorlage ablehnt, daß ſie an ſich von 
Fall zu Fall bereits nach dem Sinn der Vorlage 
handle, aber eine Bindung ablehne, Organe zu 
befragen, von denen ſie behauptet, daß ſie weniger 
wirtſchaftlich als politiſch ſeien. Dieſe Erklärung 
m. D. u. H. iſt ſo bedeutungsvoll, daß wir an ihr 
nicht vorbeigehen können, bedeutungsvoll nicht 
deshalb, weil ſie ausreichen könnte, eine Ableh⸗ 
nung des Geſetzes zu begründen, ſondern aus an⸗ 
deren Arſachen. Die Ablehnung des Geſetzes kann 
ſie kaum begründen, und ſie würde es auch nicht 
können, wenn das, was in der Erklärung behaup⸗ 
tet wird, zutreffen würde. Es iſt aber nicht zu⸗ 
treffend; denn die Organiſationen, die hier in 
Frage kommen, ſind keine politiſchen Organiſati⸗ 
onen. Was für Organiſationen kommen in 
Frage? In erſter Linie denkt man wohl an die 
Handelskammer. Dann wird die Handwerks⸗ 
kammer in Frage kommen, vielleicht der Land⸗ 
bund und einige andere große wirtſchaftliche Ver⸗ 
bände. Man wird von dieſen Verbänden wirk⸗ 
lich nicht behaupten können, daß ſie politiſch ſeien. 
Unter politiſchen Organiſationen verſteht man 
doch ſolche, bei denen die Mitglieder auf einen 
beſtimmten Zweck eingeſtellt ſind. Das trifft bei 
dieſen Organiſationen nicht zu. Die Zugehörig⸗ 
keit zur Mitgliedſchaft beruht auf rein beruflicher 
Grundlage. Die Mitglieder ſind zum großen 
Teil Leute aus allen möglichen Parteien. Ihre 
Parteizugehörigkeit kennt man meiſtens nicht ein⸗ 
mal; denn nach ihr wird nicht gefragt. Dieſe 
Verbände haben ausgeſprochenermaßen wirtſchaft⸗ 
liche Ziele. Wenn man alſo trotz allem ſolche 
Organiſationen als politiſche anſprechen will, 
dann m. D. u. H. gibt es nichtpolitiſche Verbände 
überhaupt nicht. Aber, und darauf möchte ich den 
größeren Ton legen, ſelbſt wenn es ſo wäre, ſelbſt 
wenn dieſe Organiſationen politiſche Organi⸗ 
ſationen wären, muß man doch fragen, weshalb 
und mit welchem Recht politiſchen Organiſationen 
das Recht, gehört zu werden, verwehrt werden 
ſoll, wenn es ſich um Dinge handelt, die ſie auf 
das allernächſte angehen. Kann es denn über⸗ 
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haupt darauf ankommen, in ſolchen Fällen danach 


ſind? Kommt es nicht vielmehr darauf an, 


ankommt. Dieſe beiden Qualitäten wird man 
den vorher genannten Verbänden und Organi⸗ 
ſationen wohl nicht abſprechen können. 

Aber es handelt ſich ja wohl vielleicht über⸗ 
haupt gar nicht um die Ausſchaltung ſolcher Or⸗ 
ganiſationen, die wirtſchaftlich, politiſch oder 
ſonſt etwas ſind. Es handelt ſich wohl mehr um 
die Ausſchaltung von Organiſationen, von denen 
man Widerſpruch erwartet. (Unruhe. — Lauter! 
rechts.) Widerſpruch ſcheint aber etwas zu ſein, 
was unſere Regierung nicht mehr recht vertragen 
kann. (Abg. Dyck: Sehr gut!) Ich möchte das nicht 
nur aus der Ablehnung dieſes Geſetzes folgern, 
ſondern es geht auch aus einer ganzen Reihe von 
Vorgängen hervor, die uns dieſe Ueberzeugung 
beigebracht haben. Ich darf Sie nur ganz kurz 
an Vorgänge erinnern, die ſich im Hauptausſchuß 
gelegentlich der Beratung der polniſchen Abkom⸗ 
men abgeſpielt haben. Auch hier wurde der Wi⸗ 
derſpruch des Hauptausſchuſſes in gewiſſen Punk⸗ 
ten ausgeſchaltet, in denen der Hauptausſchuß 
Aufklärungen verlangte, die ihm verweigert wur⸗ 
den. Ein ſolches Ausſchalten ereignete ſich auch 
bei der Nichtbefragung des Finanzrates in einer 
Angelegenheit, in der dieſe Befragung durch Ge⸗ 


(B) ſetz gefordert wird. Hier hat man ſich ebenfalls 


mit der Sorge getragen, der Finanzrat könnte 
eine abweichende Meinung geltend machen. Auch 
die Umgeſtaltung des Finanzrats legt die Vermu⸗ 
tung nahe, daß eine ähnliche Sorge obgewaltet 
hat; denn auch hier iſt die Abſicht nur allzu deut⸗ 
lich aus der Art und Weiſe, wie der Finanzrat 
umgeſtaltet werden ſoll, daß man aus einer rein 
ſachlich entſcheidenden Kontrollinſtanz eine harm⸗ 
loſe Inſtanz machen will, von der man einen Wi⸗ 
derſpruch nicht zu gewärtigen hat. Auch ſonſt 
ſcheint es mit der Befragung intereſſierter Kreiſe 
nicht ſehr ernſt genommen zu werden. Aus den 
Druckſachen, die heute zu dem nicht zur Beſpre⸗ 
chung kommenden Kraftfahrzeugſteuergeſetz in 
unſere Hände gelangt ſind, ſcheint hervorzugehen, 
daß die intereſſierten Kreiſe entweder gar nicht 
oder nur unzureichend gehört worden ſind, ob⸗ 
wohl die Laſten auf ihre Schultern gewälzt wer⸗ 
den ſollen. 

Zu dieſen Dingen kann man ſich ſtellen, wie 
man will. Man wird aber zugeben müſſen, daß 
dies Verfahren kaum noch etwas mit demokra⸗ 
tiſchen Grundſätzen zu tun hat. Aus alledem 
kann die Danziger Wirtſchaft nur die Folgerung 
ziehen, daß man in Zukunft ebenſo wie bisher 
oder vielleicht noch mehr als bisher gegen die 
Wirtſchaft regieren will. In Preußen hat der 
preußiſche Innenminiſter ganz kürzlich auf dem 
Deutſchen Städtetag erklärt, daß mit der Soziali⸗ 
8 7 weiter Ernſt gemacht werden ſoll. (Un⸗ 
ruhe. 

Präsident: Ich bitte, die Privatunterhaltun⸗ 
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Klawitter, Fritz, Abgeordneter (D. Nat.): Er 
zu fragen, ob die betreffenden Stellen, die man hat weiter erklärt, daß er ſich allen Verſuchen 
hören will, politiſch oder wirtſchaftlich eingeſtellt energiſch widerſetzen werde, 
od Tätigkeit der Kommunen einzuſchränken. 
dieſe Inſtanzen ein berechtigtes Intereſſe an der in Danzig ſind von der Regierung noch nicht der⸗ 
Sache haben und außerdem über die nötige Sach⸗ artig entſchiedene Töne geredet worden, aber wir 
kunde verfügen? Mir ſcheint, daß es nur darauf haben allen Grund zu der Annahme, daß nach 


die 
Hier 


dieſer Melodie gehandelt werden ſoll. Eins be⸗ 
grüßen wir jedenfalls in der Vorlage, das iſt, daß 
ſie in jedem Fall einen Erfolg haben muß. Wenn 


ihr im Plenum dasſelbe Schickſal bereitet werden 


ſoll, wie im Ausſchuß, dann wird ſie jedenfalls 
den Erfolg haben, daß der Danziger Bürger eine 


weitere Aufklärung darüber erhält, was von den 


Verſprechungen in der Regierungserklärung vom 
Januar, die ſich auf Förderung der Danziger 


Wirtſchaft beziehen, zu halten iſt. (Bravo! rechts. 


— Zurufe links.) 

Präſident: Ich gebe dem hohen Hauſe bekannt, 
daß eine Entſchließung zu Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung eingegangen iſt, die nicht gedruckt werden 
konnte, und die ich zu verleſen bitte. 


Malikowſti, Frau, Schriftführerin: 
Entſchließung. n 
Der Senat wird im Intereſſe der Erhaltung 
der Privatwirtſchaft erſucht, ſofort ein verfaſſungs⸗ 
änderndes Geſetz mit dem Ziele einzubringen, das 
Obergerichtsurteil in der Gehaltsfrage in ſeinen 
wirtſchaftlichen Konſequenzen aufzuheben und die 
dadurch erſparten Beamtengehälter in Höhe von drei 
Millionen wie folgt zu verwenden: f 
a) 1 Million für Herabſetzung der Amſatzſteuer, 
b) 1 Million zum Abbau der Wohnungsbauabgabe 
für den kleinen Hausbeſitz, 


e) 1 Million zur Anterſtützung der Kleinrentner 


und Sozialrentner. N 

Desgleichen wird der Senat im Intereſſe der 
Erhaltung des Kleinhandels und Kleingewerbes er⸗ 
ſucht, die Beamtenkonſumvereine als gewinnbrin⸗ 
gende Nebenbeſchäftigung zu unterſagen, oder falls 


wirtſchaftliche 


O 


D) 


nach Meinung des Senats die Unterhaltung der 


Konſumvereine zu den wohlerworbenen Rechten der 
Beamtenſchaft gehört, ebenfalls eine diesbezügliche 
Aenderung der Verfaſſung herbeizuführen. 

Dr. Blavier und die übrigen Mitglieder der D. V. P. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Jewelowſfki. 

Jewelowſki, Senator: Im Namen des Senats 
habe ich zu dieſem Geſetzentwurf folgende Erklä⸗ 
rung abzugeben: 

Der Geſetzentwurf bezweckt, die Wirtſchaft da⸗ 


durch zu fördern, daß er für wirtſchaftliche öf⸗ 


fentliche Betätigung geſetzliche Bindungen ein⸗ 
führt. Dieſer Weg der Förderung der Wirtſchaft 
erſcheint dem Senat nicht als richtig. Der Se⸗ 
nat hat in der Regierungserklärung geſagt, daß 
er die Wirtſchaft in jeder Beziehung zu fördern 
gewillt iſt. Im Sinne dieſer Erklärung hat der 
Senat ſich bisher mit Erfolg betätigt (Wider⸗ 
ſpruch rechts) und wird ſeine Bemühungen mit 
größtem Eifer fortſetzen. Er muß es aber ableh⸗ 
nen, eine geſetzliche Bindung, inbeſondere wie es 
der Inhalt des Urantrages will, zu übernehmen. 
(Bravo) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. 
Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben bereits anläßlich der erſten Bera⸗ 
tung grundſätzlich zu dieſem wunderbaren Geſetz⸗ 


gen im Erfriſchungsraum zu führen, hier ſtört es. entwurf Stellung genommen. Ich will aber auf 


(A 


(B 
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die einzelnen Probleme noch einmal kurz einge⸗ 
hen. Eins ſteht feſt, daß die Struktur des Kapi⸗ 
talismus heute anders iſt als vor dem Kriege und 
auch kurz nach dem Kriege. Wenn wir uns die 
Struktur des heutigen Kapitalismus kurz vor 


Augen führen, ſo ſteht einwandfrei feſt, daß das 


ganze kapitaliſtiſche Syſtem heute nicht mehr von 
den kleinen Kapitaliſtengruppen beherrſcht wird, 


die den Antrag eingebracht haben, ſondern von 


den großen Anternehmer⸗Verbänden, die wir mit 
dem Ausdruck Monopol und Truſt kennzeichnen. 
Dieſe Großunternehmer⸗ Verbände beherrſchen 
heute die wirtſchaftliche Struktur und den Staat. 
Wir haben weiter klar gemacht, daß die Metho⸗ 
den, die in der Vergangenheit ſpeziell vom Mo⸗ 
nopolkapital eingeleitet wurden, den Zweck hat⸗ 
ten, die Lebensdauer des Kapitalismus zu ver⸗ 
längern. Sie ſind aber zwecklos und werden auch 
in Jukunft zwecklos ſein. Ich habe beſonders da⸗ 
mals auf die Rationaliſierung hingewieſen, mit 
deren Hilfe dem Unternehmertum Rieſengewinne 
zugeſchanzt werden. Der Nutznießer aus der Ra⸗ 
tionaliſierung iſt nur das Großkapital. Wenn 
man die heutige Statiſtik durchſieht, 
feſtſtellen, daß unſere Behauptungen richtig wa⸗ 
ren. Die großen Konzerne heimſen Rieſengewinne 
ein, die kleineren und mittleren Betriebe, die 
kleinen Gewerbetreibenden ſind am Verhungern. 
Alſo alle unſere Behauptungen ſind einwandfrei 
bewieſen. N 
Wir haben ferner feſtgeſtellt, im Gegenſatz zur 
Sozialdemokratie, daß die Rationaliſierung nicht 
etwa eine beſtimmte Phaſe der kapitaliſtiſchen 
Aufwärtsentwicklung iſt, ſondern ein beſtimmtes 
Abſterbeſyſtem darſtellt. Wir haben feſtgeſtellt, 
daß die Rationaliſierung kein einmaliger Akt iſt. 
Die deutſche Großinduſtrie beſchäftigt ſich heute 
ſchon wieder damit, neue Rationaliſierungs⸗ 
methoden durchzuführen. Die neue Etappe der 
Rationaliſierung iſt im Anzug begriffen und 
ſtößt auf die rieſigen Arbeitermaſſen, die heute 
erwerbslos auf der Straße liegen. Es tritt alſo 
eine Vergrößerung der Zahl der Erwerbsloſen 
ein. So wird der Prozeß in abſehbarer Zeit wei⸗ 
tergehen. In Danzig haben wir das ausgeprägte 
Monopolkapital noch nicht ſo kraß. Trotzdem fal⸗ 
len ſelbſtverſtändlich die Schatten des deutſchen 
Monopolkapitals auch nach Danzig herüber. Die 
hieſige Wirtſchaft iſt eng an die Ausgeſtaltung der 
Monopole in Deutſchland gebunden. 
Nun die Betätigung der öffentlichen Hand. M. 
D. u. H.! Man kann das Rad der Weltgeſchichte 
nicht zurückdrehen. Man kann aber verſuchen, es 
für eine beſtimmte Zeit feſtzuhalten. Vermittels 
dieſes Antrages ſoll verſucht werden, alle die klei⸗ 
nen Wirtſchaftskreiſe, die ſchon im Abſterben be⸗ 
griffen ſind, weiter am Leben zu erhalten. Das 
ſoll dadurch verſucht werden, daß man den Staat 
völlig ausſchalten will. Man verſucht, dieſen 
kleinen Wirtſchaftskreiſen, für eine beſtimmte Zeit 
n Exiſtenzminimum zu ſchaffen. M. D. u. H.! 
Die heutige Wirtſchaftsform wird in ganz kurzer 
eit vermittels des Monopolkapitals an die Ver⸗ 
geſellſchaftung der geſamten Wirtſchaft heran⸗ 
8 mit dem Anterſchied, daß vermittels dieſer 
ergeſellſchaftung die Nutznießer einige wenige 


kann man 


ſind. Ich will an Hand dieſer Tatſachen zeigen, 
daß gegenüber der Auffaſſung der Sozialdemo⸗ 
kraten eine Lücke beſteht. Dieſe glauben, daß in 
dem Moment, wo der Vergeſellſchaftungsprozeß 
ſoweit getrieben iſt, daß ſie ſang⸗ und klanglos in 
den Sozialismus hineinmarſchieren, ausſchlagge⸗ 
bend iſt, wer die Staatsmacht in Händen hat. 
Selbſtverſtändlich hat die bürgerliche Staatsmacht 
auch die kapitaliſtiſche Klaſſe, und das ſind in 
Deutſchland die wenigen Beſitzer der Monopole 
und Konzerne. Wir haben in Deutſchland Geſell⸗ 
ſchaften, und es hat Situationen gegeben, wo alle 
dieſe Nutznießer für die Betätigung der öffent⸗ 
lichen Hand geweſen ſind. Aber in der Entwick⸗ 
lung hat es ſich gezeigt, daß es Situationen gege⸗ 
ben hat, wo ſie das Gegenteil behauptet haben, 
wo ſie geſagt haben: „Wir müſſen alle 
Staatsbetriebe in unſere Hand bekommen.“ 
Schauen Sie ſich Deutſchland an, die Dawesbahn, 
alle die Rieſenbetriebe, die brutal und rückſichts⸗ 
los im Intereſſe der beſitzenden Klaſſe einge⸗ 
ſpannt werden. Man zieht rückſichtslos dieſe 
Staatsbetriebe heran, um die Reparationslaſten 
aufzubringen. Wir ſehen, daß die Rationaliſie⸗ 
rung ganz brutal und rückſichtslos durchgeführt 
iſt, und daß in abſehbarer Zeit dieſelbe Methode 
in Anwendung gebracht werden ſoll. 

Das Hauptproblem des Antrages geht dahin, 
dieſen Gewaltprozeß etwas in die Länge zu zie⸗ 
hen. Der weſentliche Unterſchied it heute, daß 
das Monopolkapital vollſtändig national und 
darüber hinaus international organiſiert iſt, 
während die kleinen Wirtſchaftsgruppen heute 
nicht organiſiert ſind, und infolge dieſes Zerriſſen⸗ 
ſeins werden ſie von dem Monopolkapital über⸗ 
rannt werden. Der Weg des Antrages iſt völlig 
verkehrt. Dieſer Weg kann für eine kurze Zeit 
einzelnen der Wirtſchaftskreiſe eine kleine Ein⸗ 
nahme verſchaffen, aber er muß ſich ſofort aus⸗ 
wirken, indem er in den Staatsſäckel ein Loch 
reißt, das wieder durch Steuern aufgebracht wer⸗ 
den muß. Dieſer Weg iſt ganz ungangbar. Es 
würde nicht im entfernteſten das erreicht werden, 
was erreicht werden muß. Wenn man die Wirt⸗ 
ſchaft fördern will, muß man dieſen Vergeſell⸗ 
ſchaftungsprozeß, dieſe Entwicklung, weiter vor⸗ 
wärts treiben. Wir haben daran kein Intereſſe, 
weil wir nicht dieſe Wirtſchaft aufbauen wollen. 
Je ſchneller der Vergeſellſchaftungsprozeß vor ſich 
geht, deſto ſchneller wird der Revolutionierungs- 
prozeß der Arbeiter vor ſich gehen. Von dieſen 
Gedankengängen laſſen wir uns leiten. Heute 
hat ein Unternehmer einen Dienſt an der geſam⸗ 
ten Menſchheit zu erfüllen und nicht den Zweck, 
wie es in Ihrem Antrag heißt, den Geldbeutel 
zu füllen. Sie können ſich zu dieſen Gedanken⸗ 
gängen noch nicht aufſchwingen, aber die ehernen 
Geſetze der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsform wer⸗ 
den es in kurzer Zeit dazu bringen, daß Sie zum 
Proletariat herabgedrängt werden. Das Mono⸗ 
polfapital, das die Staatsgewalt in Händen hat, 
wird ſich mit den Gedankengängen nicht befreun⸗ 
den und über ſolche Sachen zur Tagesordnung 
übergehen. Das haben wir Ihnen als Kommu⸗ 
niſten zu ſagen, weil wir von der Warte des 
Marxismus die ganze Sache betrachten und nicht 


dieſe 


D) 


(A) 


(B) 


verſtändlich hier feſtgenagelt werden. 
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Kreft, Paul, Abgeordneter ö 
wie Herr Dr. Heinemann, der im Ausſchuß ſagte, 
daß er nicht weiß, was kommen werde. Wenn 
man die ganze Sache vom Geſichtspunkt der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft betrachtet, kann man fagen; 
was iſt denn eigentlich los? Wir können mit die⸗ 
ſen Methoden nicht vorwärts kommen. Unfere 
eigenen Klaſſengenoſſen, das Monopolkapital, 
enteignen uns rückſichtslos. Mit dieſem Gedan⸗ 
ken kann man nicht die Wirtſchaft heben. Man 
kann den Geldbeutel des Einzelnen füllen. Mit 
dieſer Politit werden Sie auch in Danzig nicht 
Glück haben, weil ſie in kurzer Zeit ein ganz 
großes Loch in den Staatsſäckel reißen würde, 
das wieder durch neue Steuern zugedeckt werden 
müßte. Das lehnen wir ab. (Abg. Dr. Heine⸗ 
mann: Mit welchen Methoden denn?) Das habe 
15 an ja gejagt. (Bravo! bei den Kommuni⸗ 
ten). 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Der 
Antrag zur Rettung der Privatwirtſchaft iſt uns 
ſehr willkommen, weil er uns Gelegenheit gibt, 
auf unſere vieljährigen Anträge zurückzukommen. 
Wir haben zu Zeiten der deutſchnationalen Re⸗ 
gierung, als noch Herr Habel hier ſaß, alle Jahre 
einmal in Form von Großen Anfragen oder An⸗ 
trägen gewünſcht, daß bei den Behörden die ge⸗ 
werbliche Arbeit aufhört. Wir haben mit 
Menſchen⸗ und Engelszungen geſprochen. Die 
Deutſchnationalen haben damals alle geſchloſſen, 
ſogar manchmal Herr Habel mit, unſere Anträge 
abgelehnt. Es war nichts zu machen. Wir ſagten, 
bei der Schupo geht es nicht ſo weiter, bei der 
Zollbehörde ebenfalls nicht, die Gefängnisarbeit 
muß fortfallen. Die Deutſchnationalen ſtimmten 
geſchloſſen gegen unſere Anträge. Das muß ſelbſt⸗ 
Von ganz 
rechts kommt man jetzt mit dem Antrag auf Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung, Verkleinerung des 
Volkstages, Verkleinerung des Senats, als ob die 
Bevölkerung vergeſſen hätte, daß Sie (nach rechts) 
diejenigen waren, die die 120 Abgeordneten ge⸗ 
ſchaffen haben, die den Senat geſchaffen haben. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Sie waren doch die ſtärkſte 
Partei! Das iſt zunächſt zu der Anfrage zu ſagen. 

Wir haben auch den Verdacht, daß die Na⸗ 
tionalliberalen mit ihrem Antrag zum großen 
Teil agitatoriſche Zwecke verfolgen, wie wir auch 
den Verdacht hegen, daß der Antrag Böcker auf 
Aufhebung der Umſatzſteuer, die Sie, als Sie in 
der Regierung waren, dauernd beibehalten haben, 
ein Agitationsantrag iſt. Ebenſo behaupten wir, 
daß der Antrag der Frau Abg. Kalähne auf 
Unterftügung der Kleinrentner ein reiner Agita⸗ 
tionsantrag iſt. Wenn man ſolche Geſetzentwürfe 
einbringt, muß man, wenn man nicht in den Ver⸗ 
dacht kommen will, Agitation zu treiben, auch ſo⸗ 
fort angeben, woher das Geld kommen joll. Wie 
ſoll ein Antrag auf Beſeitigung der Umſatzſteuer 
ernſt genommen werden, wenn man genau weiß, 
daß heute durch das Obergerichtsurteil an Beam⸗ 
tengehältern drei Millionen mehr gezahlt werden 
müſſen? Ja, m. H. Deutſchnationalen, ich frage 
Sie, ſind Sie unfähig, logiſch zu denken oder 
treiben Sie Agitation? (Abg. Rahn: Beides!) 


Dienstag, den 20. November 1928. 


Um Ihnen die Sache zu erleichtern, haben wir (C) 


uns hingeſetzt, und haben eine entſprechende Ent⸗ 
ſchließung eingebracht, weil wir wiſſen, daß Sie es 
ſchwer machen können, weil Ihr Herz an der 
höheren Bürokratie hängt, die Sie durch die 
Verfaſſung beibehalten wollen. Wir haben es 
formuliert. Wir ſind mit Ihnen einverſtanden, 
daß die Umſatzſteuer abgebaut werden muß, 
wir ſind mit Ihnen einverſtanden, daß die Klein⸗ 
rentner etwas haben müſſen, aber wir geben auch 
gleich den poſitiven Weg an. Herr Brenner und 
Fraktion werden ſicherlich geſchloſſen dafür ſtim⸗ 
men, daß der kleine Hausbeſitz eine Million be⸗ 
kommt. Deswegen haben wir die Entſchließung 
eingebracht, die beſagt, daß eine Million zum Ab⸗ 
bau der Wohnungsbauabgabe für den kleinen 
Hausbeſitz dienen ſoll. Es heißt wörtlich: 


Die Sozialdemokraten wollten dieſe Millionen, 
die der Wirtſchaft weggeſchnappt ſind, verwenden, 
um die Umſatzſteuer abzubauen. Das iſt ihnen 
nun verpatzt worden, weil die Herren Oberrichter 
ihre eigenen Gehälter für wichtiger hielten, als 
den Abbau der Umſatzſteuer. Es iſt logiſch, Herr 
Dr. Ziehm, daß Sie für unſere Entſchließung 
timmen müſſen; denn bei Ihnen lautet doch jetzt 
die Parole: Die Wirtſchaft über alles! Wir 
wollen vom Standpunkt unſerer Partei aus, und 
der iſt zum Teil derſelbe wie bei Ihnen, dieſe drei 
Millionen verwenden, eine Million für Herab⸗ 


— 


— 


ſetzung der Umſatzſteuer, eine Million zum Abbau 


der Wohnungsbauabgabe für den kleinen Haus⸗ 
beſitz und eine Million zur Anterſtützung der 
Klein⸗ und Sozialrentner, weil die der Frau 
Abg. Kalähne ſo ſehr am Herzen liegen und uns 
mindeſtens ebenſo. Weg mit den drei Millionen 
Beamtengehältern! Her mit den drei Millionen 
Beamtengehältern für die Wirtſchaft! 

Wir wollen noch einen weiteren Schritt gehen. 
Sie haben bei Ihrem Geſetzentwurf, Herr Abg. 
Dumont, die Beamten⸗Konſum⸗Vereine vergeſſen. 
Sie haben ſich gegen die Gefängnisarbeit ge⸗ 
wandt, aber nicht an die Beamtenkonſumvereine 
gedacht, die dem Kleingewerbe und der Danziger 
Wirtſchaft das Leben ſchwer machen. Deswegen 
haben wir Ihnen das Gedächtnis geſtärkt. Die 
Auswüchſe der Beamtenkonſumvereine nehmen 
Formen an, die grotesk ſind. Wenn ſchon 46 oder 
50 Millionen Beamtengehälter im Staate konſu⸗ 
miert werden, iſt es eine unglaubliche Hand⸗ 


lungsweiſe, wenn die Beamtenſchaft dazu über⸗ 


geht, dem Gewerbe die Schmutzkonkurrenz zu 
bieten. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß es 
durchaus Notwehr iſt, wenn die Arbeiterſchaft die 
Konſumvereine der Arbeiter propagiert. Im 
Wirtſchaftsleben herrſcht Kampf. Der Unter: 
nehmer bewilligt nur geringe Gehälter. Der Ar⸗ 
beiter muß ſich wirtſchaftlich retten und ſchafft da⸗ 
her Konſumvereine. Die Konſumvereine der Ar⸗ 
beiter ſind demnach berechtigt. Unberechtigt, 
moraliſch und juriſtiſch, ſind aber die Beamten⸗ 
konſumvereine. Der Arbeiter bekommt im wirt⸗ 


D 
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ſchaftlichen Kampf das Minimum an Lohn. Der Hinſicht bedeutet ſie aber eine Bankerotterklärung 


Beamte, insbeſondere in Danzig, bekommt jedoch 
ein auskömmliches Gehalt. (Abg. Raſchke: Die 
Poſtſchaffner auch?) Im allgemeinen. — Der 
Arbeiter erhält einen geringeren Lohn. Um was 
handelt es ſich hier? Die Beamtenkonſumvereine 
in Danzig haben einen grotesken Umfang erreicht. 
Die Beamten⸗Bekleidungsſtätte annonciert nicht 
nur für Beamte, ſondern ſagt: „Kauft alle! Nicht 
nur Beamte, ſondern jeder Staatsbürger komme 
bei uns kaufen!“ Wenn wir das ruhig mitanſehen 
ſollen, m. H. Nationalliberalen und Deutſchna⸗ 
tionalen, dann weiß ich nicht, wo Ihr Intereſſe 
für die Wirtſchaft ſitzt. Dem einzelnen Beamten 
wird die Nebenbeſchäftigung unterſagt. Im Diſzi⸗ 
plinarverfahren gegen mich war einer der Haupt⸗ 
punkte, daß ich noch Redakteur wäre. Dieſe 
Nebenbeſchäftigung iſt unſchuldig gegen das Ver⸗ 
brechen, daß im Beamtenkonſumgeſchäft zwanzig 
Verkäuferinnen Kleider verkaufen. Natürlich 
kann die Bevölkerung dort billiger kaufen; denn 
das Beamtenkonſumgeſchäft bekommt ſeinen Kre⸗ 
dit bei der Regierungshauptkaſſe, kauft zinslos 
ein und arbeitet dann mit der Steuer zuſammen. 
Eine Krähe hackt der andern nicht die Augen aus, 
was die Umſatzſteuer uſw. anlangt. Die Beamten⸗ 
konſumvereine ſind billiger. Das Bürgertum geht 
bei der Beamtengenoſſenſchaft einkaufen, und der 
wirtſchaftliche Mittelſtand wird ſomit erledigt. 
deswegen faſſe ich Sie mit der Entſchließung beim 
Wort. Entweder ſind alle Ihre Anträge Agita⸗ 
tion, oder Sie müſſen mit der ganzen Fraktion 
für unſere Entſchließung ſtimmen. (Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Heinemann. (Zwiſchenrufe.) 
Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. 
D. u. H.! Ich muß mich zunächſt gegen den Vor⸗ 
wurf verwahren, daß der Antrag, den wir einge⸗ 
bracht haben, lediglich ein Agitationsantrag ſei. 
Wer den Antrag mit geſundem Sinn geleſen hat, 
wird begreifen, daß er eine ſehr praktiſche Wir⸗ 
kung haben kann. Wie weit der andere Antrag 
des Kollegen Dr. Blavier ein Agitationsantrag 
iſt, laſſe ich dahingeſtellt; denn nachdem einmal 
dieſe Dinge ſo ſind, wie das Obergericht entſchie⸗ 
den hat, iſt in dieſem Falle noch ſehr wenig zu 
machen. Man kann ſich dann ſehr ſchön mit dem 
Bruſtton der Ueberzeugung hinſtellen und ſolche 
Anträge einbringen. Jedenfalls, glaube ich, wür⸗ 
den alle Parteien, ſowohl die Koalitions⸗ wie die 
Oppoſitionsparteien gut gehandelt haben, wenn 
ſie ſich mit dem nationalliberalen Antrag gründ⸗ 
lich und ernſt auseinander geſetzt hätten. Das iſt 
aber leider im Ausſchuß nicht möglich geweſen. 
Man hat im Ausſchuß überhaupt dieſe emi⸗ 
nent wichtige Frage Privatwirtſchaft oder 
nicht Privatwirtſchaft nicht ſachlich beſprochen. 
ie Parteien der Regierungskoalition haben 
den Mund gehalten. Sie haben ſich auf eine 
Regierungserklärung beſchränkt und ſind über⸗ 
haupt nicht in ſachliche Debatten eingetreten, weil 
fie ſich nicht mit dieſem Problem auseinander⸗ 
legen konnten. Sie waren unfähig, und ebenſo un⸗ 
fähig ſieht dieſe Regierungserklärung mit ihren 
paar lapidaren Sätzen aus. M. D. u. H.! Ich ſtelle 


dieſer Regierung, weiter nichts. Man hat in dieſer 
ernſten Frage der Wirtſchaft um den Kern der 
Sache herumgeredet. Man hat ein politiſches Ge⸗ 
ſtammel angefangen, das durch Sachkenntnis 
überhaupt nicht getrübt war. (Abg. Fiſcher: Sind 
Sie beſoffen? Dann gehen Sie hinunter!) Das 
Beſoffenſein überlaſſe ich Ihnen! (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Er hat ſich Mut angetrunken! — Abg. 
Fiſcher: Sie beſaufen ſich und ſtellen ſich da oben 
hin, Sie Flegel!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Fiſcher, 
ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung! 
Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich 
kann warten, bis Ihre lächerlichen Zwiſchenrufe 
verſtummt ſind. (Abg. Fiſcher: Wenn Sie beſoffen 
ſind, ſtellen Sie ſich nicht dort oben hin!) 
Bizepräfident Dr. Bogdan: Herr Abg. Fiſcher, 
ich rufe Sie zum zweiten Male zur Ordnung. 
Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
Wir können ja gemeinſam, wie das im Automo⸗ 
bilverkehr in Amerika der Fall iſt, gegenſeitig Al⸗ 


koholproben machen. (Heiterkeit links.) Vielleicht 


führen wir dies Verfahren auch noch im Volkstag 
ein, und wenn wir dies nette Verfahren im Volks⸗ 
tag eingeführt haben, werden wir vielleicht ein⸗ 
mal feſtſtellen, ob die Abgeordneten der Koalition 
oder der Oppoſition den Vogel abſchießen. Ich 
ſtehe in dieſer Beziehung jederzeit zur Verfügung. 

Aber nun möchte ich zur Sache weiter reden. 
Ich ſtelle nochmals feſt, daß dieſe Erklärung der 
Regierung in dieſer wirtſchaftlich wichtigen Ange⸗ 
legenheit meiner perſönlichen Auffaſſung nach 
eine glatte Bankerotterklärung iſt. (Abg. Fiſcher: 
Die Auffaſſung iſt auch danach! — Zwiſchenrufe.) 
Solche Broſchüren können Sie doch überhaupt nicht 
ſchreiben. (Daß Sie überhaupt den Mut Haben, 
die Rednertribüne zu beſteigen! — Unruhe.) Viel⸗ 
leicht habe ich doch noch das Wort. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte, die per⸗ 
ſönlichen Zwiſchenrufe einzuſchränken. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
Ich habe in dieſem hohen Hauſe bisher immer ſach⸗ 
lich geſprochen und niemals perſönlich und kann, 
glaube ich, doch verlangen, daß man mich auch 
ſachlich anhört. (Heute auch? — Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Derartig lächerliche Bemerkungen 
bezüglich Alkoholgenuß wollen wir unterlaſſen. 
(Lächerlich ſind Sie! links.) Sind Sie fertig? 
(Wir warten, daß Sie fertig werden! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte um etwas 
5 5 Ruhe, Herr Abg. Dr. Heinemann hat das 

ort. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
(Abg. Plenikowſki: Sind Sie fertig, Herr 
Heinemann?) Ihnen wird ja nicht ganz un⸗ 
bekannt ſein, wer ſich mit dieſer Materie 
wirklich ſachlich beſchäftigt hat, daß auf dem 
Deutſchen Bankiertag, dann auf der Ham⸗ 
burger Tagung des Gewerkſchaftsbundes von 
Naphtali über die Frage Privatwirtſchaft und 
Staatswirtſchaft ziemlich eingehend debattiert 
worden iſt. Ich glaube, die Regierung hätte Ma⸗ 


(C 


(D) 


feſt, daß dieſe Regierungserklärung freilich auch terial genug gehabt, ſich mit dieſer Frage im In⸗ 
eine Regierungserklärung iſt, in wirtſchaftlicher tereſſe der Danziger Wirtſchaft etwas ernſter aus⸗ 


(A 


— 
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einanderzuſetzen. Sie hat das nicht getan. Sie war, 


glaube ich, ſei es mangels Beſchäftigung mit dieſen 
Dingen oder kraft Koalitionsbindungen dazu nicht 
in der Lage. Ich möchte darauf hinweiſen, daß ich 
— (Sie ſind ja ſchon ganz blaß! links.) Blaß zu 
werden, überlaſſe ich Ihnen in dieſem Fall; denn 
Sie ſollten an Ihre eigene Naſe faſſen. Ich möchte 
darauf hinweiſen, (Zwiſchenrufe links.) Reden 
Sie nicht ſolchen Quatſch! (Abg. Fiſcher: Dann 
müſſen Sie ſich nicht beſaufen!) Ich möchte daräuf 
hinweiſen, daß der Geſetzentwurf eine teilweiſe 
Oeffentlichkeit des Verfahrens über die Frage der 
Privatwirtſchaft und der öffentlichen Wirtſchaft 
vorſieht. Ich möchte gleichzeitig betonen, daß es 
eigentlich die Aufgabe der liberalen Demokratie 


und die Aufgabe der Sozialdemokratie wäre, eine 


Oeffentlichkeit des Verfahrens über dieſe Dinge in 
den Vordergrund zu ſtellen und ſich nicht dahinter 
zu verkriechen, daß die Regierung geſagt hat: 
„Wir werden ſchon mit bewährten Maßnahmen 


dieſe Angelegenheit im Schoße der Regierung re⸗ 


geln.“ (Abg. Plenikowſki: Sind Sie neidiſch, daß 
Sie nicht Miniſter ſind?) Die Regierung will die 
Oeffentlichkeit des Verfahrens in dieſen Dingen 


vermeiden. Wenn ſie das ſo unter der Hand macht, 


kann ſie um ſo beſſer ihre parteipolitiſche Futter⸗ 
krippenwirtſchaft fördern. (Woher wiſſen Sie das? 
links.) Sie möchte nicht in eine öffentliche Erör⸗ 
terung dieſer für die Wirtſchaft wichtigen Dinge 
eintreten und deshalb lehnt ſie es ab. FON 
Ich habe ferner in dem Geſetzentwurf verlangt, 
daß die ſtaatlichen Betriebe, das iſt eine ganz alte 
wirtſchaftliche Forderung, denſelben ſteuerlichen 
Laſten, denſelben öffentlichen und ſozialpolitiſchen 
Laſten ausgeſetzt ſind, wie die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe. Ueber dieſe Sache iſt man hin⸗ 
weggegangen. (Wie Muſſolini! links.) Ich möchte 
Sie, nachdem Sie ſich hier ſo ſtark in die Bruſt ge⸗ 
worfen haben, — (Abg. Fiſcher: Das haben Sie 
gemacht!) und nachdem Sie betont haben, ich 
würde blaß, (Heiterkeit.) darauf hinweiſen, (Zu⸗ 
ruf in der Mitte.), Sie ſind doch ſelbſt Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretär und müßten die Sache kennen. 
(Weingeiſt ſpricht aus Ihnen! links.) — ich möchte 
Sie an die Worte Ihres Kollegen Naphtali erin⸗ 
nern. (Das haben Sie uns ſchon einmal erzählt! 
links.) Naphtali hat hinſichtlich der Frage der 
Steuerbelaſtung an ſich, deutſchnationale oder 
Wirtſchaftsdemokratie, folgendes ausgeführt. 
(Abg. Wahl: Da war auch Geiſt drin!) Der Geiſt, 
den Sie nicht haben. (Weingeiſt! links.) Naphtali 
jagt: „Inſofern als die Steuerbefreiung der ſtädti⸗ 
ſchen Betriebe von der Kommunalſteuer, die Be⸗ 
freiung der Staatsbetriebe von ſtädtiſchen Steuern 
in Wirklichkeit oft nur eine rein rechneriſche Ver⸗ 
einfachung iſt, wäre es zu empfehlen, um die Ver⸗ 
gleichbarkeit mit Privatbetrieben zu erzielen, ſtets 
die ſich aus allgemeinen Steuerſorgen für den Be⸗ 
trieb ergebende Belaſtung geſondert zu berechnen 
und zu veröffentlichen.“ Das iſt das, was Ihr 
eigener Parteigenoſſe ſagt. Und wie haben Sie 
unſeren Antrag aufgenommen? (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das beweiſt Ihre Einigkeit mit den So⸗ 
zialdemokraten, Sie Spiegelfechter!) Es iſt eine 
alte Forderung der Wirtſchaft, daß private und 
öffentliche Betriebe unter die gleichen Bedingun⸗ 
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gen geſtellt werden. Dieſe Forderung haben wir 
aufgenommen, und nichts anderes iſt verlangt 
worden. (Heiterkeit links.) Dieſe Forderung iſt 
von Ihrem Parteigenoſſen auf dem Allgemeinen 
Gewerkſchaftskongreß in Hamburg aufgeſtellt wor⸗ 
den. Herr Lemke, ich pflege auch zu leſen und 
mich mit den Dingen zu beſchäftigen. (Abg. Lemke: 
Haben Sie mich erwiſcht? — Heiterkeit und Zwi⸗ 
ſchenrufe. — Abg. Plenikowſki: Der arme Steno⸗ 
graph!) Ihre Beurteilung iſt durch Sachkenntnis 
nicht getrübt. (Abg. Plenikowſki: Wie iſt es mit 
einer Kognaktour? Herr Heinemann lädt ein!) 
Jedenfalls hat der Senat die Vorlage mit einer 
kurzen Erklärung in drei nichtsſagenden Sätzen 
abgetan, indem er auf Form und Inhalt über⸗ 
haupt nicht eingegangen iſt. Ich ſtelle hiermit nur 
feſt, daß die Regierung in dieſer Koalition über⸗ 
haupt nicht den Mut hat, darauf einzugehen. 
(Abg. Plenikowſti: Sie haben ſich heute Mut an⸗ 
getrunken! — Abg. Klingenberg: Hoffentlich ſteht 
die Wirtſchaft feſter als Sie!) Ich warte ſolange, 
bis Sie ſich beruhigen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte, den Red⸗ 
ner nicht weiter zu unterbrechen. (Bringt ihm 
einen Schnaps! links. — Abg. Dr. Heinemann: 
Ich bitte um ein Bier oder einen Kognak für die 
Zwiſchenrufer! — Heiterkeit. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Wirtſchaft iſt hilflos!) Ich bitte fort⸗ 
zufahren. (Abg. Plettner: Das iſt nun die Han⸗ 
delskammer! — Abg. Plenikowſki: Er hat keinen 
Geiſt mehr!) Ich bitte um mehr Ruhe für den 
Herrn Redner und bitte fortzufahren. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.) : 
Ich ſtelle feſt, daß die Regierung in dieſer Koa⸗ 
lition nicht den Mut hat, ſich mit dieſem für die 
Wirtſchaft wichtigen Problem ernſthaft auseinan⸗ 
der zu ſetzen, ſondern ſich darauf beſchränkt, die 
Vorlage einfach mit einigen wenigen nichtsſagen⸗ 
den Sätzen abzutun. (Bravo! und Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Senator Jewelowſfi. 

„Jewelowfſki, Senator: M. D. u. H.! Ich habe 
nicht das Wort genommen, um Herrn Dr. Heine⸗ 
mann zu anworten. Die Begründung, die er 
ſeinem Arantrag gegeben hat, hat ja klar bewie⸗ 
ſen, was man von dieſem Antrag zu halten hat, 
wenn ſich eine Perſönlichkeit wie der Redner be⸗ 
gutachtend äußert, ob man einen Betrieb ſo oder 
ſo aufzumachen hat. Ich muß es als Senatsver⸗ 
treter ablehnen, auch auf die ſonſtigen Ausfüh⸗ 
rungen zu antworten. Das würde der Würde der 
Regierung nicht entſprechen. (Sehr gut!) 

Wenn ich hier das Wort genommen habe, ſo 
geſchieht das zu den allgemeinen Ausführungen, 
die die anderen Herren Redner hier vorbrachten. 
Man ſagt, daß die jetzige Regierung zu wenig 
Verſtändnis für die Wirtſchaft habe. Im Zuſam⸗ 
menhang damit erſcheint heute ein Artikel in den 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ mit der Ueber⸗ 
ſchrift „Konflikt zwiſchen Landbund und Handels⸗ 
ſenator „Ich will mich zu beiden Aeußerungen 
hier erklären. M. D. u. H.! Trotz der ſchwerdrük⸗ 
kenden Finanzlage haben wir es fertig bekom⸗ 
men, mehrere Steuerarten zugunſten der Wirt⸗ 
ſchaft abzubauen, die Lohnſummenſteuer und die 
Verkehrsſteuer. Wir haben Ihnen nach ſehr 
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(Sewelowiti, Senator) 


(A) ſchwierigen Verhandlungen die Aufhebung der 
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gebrochenen Tarife gebracht. Wir bemühen uns 
dauernd, alle Hinderniſſe wegzuräumen. Das 
wiſſen die Wirtſchaftskreiſe und beſtätigen es 
dauernd. Wir bemühen uns, den Handel und 
die Induſtrie bei dem deutſch⸗polniſchen Handels⸗ 
vertrag zu unterſtützen, wo es nur möglich iſt. 
Wir haben alle Intereſſenten gehört, den Handel, 
die Induſtrie und die Landwirtſchaft. Aber es 
iſt doch ganz merkwürdig, wenn von Seiten des 
Landbundes behauptet wird, wir unterſtützten 
nicht das Linau⸗Projekt. Genau das Gegenteil 
iſt richtig. Als die Landbund⸗Kommiſſion beim 
Senat erſchien, habe ich einen Vorſchlag gemacht, 
wie man das Projekt Wirklichkeit werden laſſen 
könne. Ich muß es als unerhört bezeichnen, wenn 
hier wahrheitswidrige Erklärungen abgegeben 
werden. 

M. H. von rechts, Sie verlangen unbedingte 
Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Sie ſtellen den 
Antrag, daß wir Weizen, der für die Bevölkerung 
und die Wirtſchaft hier gebraucht wird, zum Ex⸗ 
port frei geben. Sie ſtellen wieder den Antrag, 
Weizen hereinzulaſſen. Mit Rückſicht auf die vor⸗ 
handene Notlage der Landwirtſchaft haben wir 
bei der polniſchen Regierung einen Antrag ge⸗ 
ſtellt, zunächſt 5000 Tons Weizen zur Ausfuhr 
freizugeben. Das wiſſen die Vertreter der Land⸗ 
wirtſchaft. Wir ſind ſogar weiter gegangen und 
haben erklärt, bis 10 000 Tons gehen zu wollen, 
obgleich ſtatiſtiſch bereits nachgewieſen iſt, daß 
von der geſamten Getreideernte ſchon etwa zwei 
Drittel ausgeführt ſind. Aber weil ſich die Land⸗ 
wirtſchaft in Not befindet, haben wir keine Beden⸗ 
ken getragen, derart weitgehende Ausfuhranträge 
zu befürworten. Sie haben jetzt einen neuen An⸗ 
trag auf Zwangswirtſchaft geſtellt. Wir ſollen 
die Kleie nicht mehr herauslaſſen. Damit wür⸗ 
den die Danziger Mühlen, die Danziger Induſtrie 
auf das ſchwerſte geſchädigt werden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Getreide wird nach Deutſchland verſchoben 
und die Danziger hungern!) 


Als die Rotzſeuche ausbrach, wurde gewünſcht, 
daß der Senat wenigſtens vorſchußweiſe die 
Koſten zur Verfügung ſtellen ſollte, weil nach den 
Behauptungen, die wir als richtig annahmen, 
ſonſt die Mittel für die Bekämpfung nicht aufge⸗ 
bracht werden konnten. Wir haben das getan und 
auch noch ſonſtige Maßnahmen getroffen, über die 
ich leider nicht in aller Oeffentlichkeit ſprechen 
kann, die der Landwirtſchaft ganz erhebliche Vor⸗ 
teile gebracht haben. Das haben wir getan, weil 
wir es als unſere Pflicht anſahen, jedem Stand 
zu helfen, der ſich in Not befindet. Landwirte 
ſind zum Senat gekommen und haben ſich für 
ul außerordentliche Hilfe bedankt. (Hört, hört! 
inks.) Sie haben uns erklärt, daß ſie hoch aner⸗ 
ie was die Regierung geleijtet hat, und daß 
ge auf dieſem Gebiete nicht mehr leiſten konnte. 
tes ien Sie damit den verleumderiſchen Ar⸗ 
ng der heute vom Landbund veröffentlicht 
er (Pfui! links.) Ich muß das als ganz un⸗ 
Mr Ort bezeichnen und aufs energiſchſte zurückwei⸗ 
Yin a Pfarrer Weiße, was jagen Sie nun? 


In einer Zeit, wo es allen Wirtſchaftskreiſen 
ſchlecht geht, iſt es naturgemäß ſchwer, allen ſo zu 
helfen, daß es ſichtbar iſt. Aber niemand wird in 
der Lage ſein, hier aufzutreten und zu ſagen, daß 
wir da, wo wir hätten helfen können, etwa die 
Hilfe verweigert haben. Im Gegenteil, wir ſind 
bei der Abwägung der Intereſſen gegeneinander 
ſehr weit gegangen, gerade um die Kreiſe zu un⸗ 
terſtützen, die uns jetzt bekämpfen und angreifen. 
(Abg. Plenikowſki: Nur für die Erwerbsloſen 
nicht!) Auch da tun wir, was wir können. 

Ich muß ausdrücklich betonen, daß einmal der 
Moment kommt, wo wir unbekümmert um die 
Folgen ſprechen müſſen. (Sehr richtig! links.) Die 
Herren von rechts wiſſen das. Es wird ſo oft von 
Landesverrat uſw. geſprochen. Ich muß es ein⸗ 
mal ausſprechen, daß mir ein Referent ſagte, als 
eine Kleine Anfrage vorlag, die beantwortet wer⸗ 
den ſollte: „Beantworten wir die Kleine Anfrage 
wahrheitsgemäß, ſo begehen wir Landesverrat, 
die Stellung der Kleinen Anfrage iſt zum min⸗ 
deſten Landesverrat“. (Hört, hört! links.) Ich 
muß es tatſächlich jagen, es ſind bereits Erwägun⸗ 
gen nach der Richtung hin im Gange, daß wir uns 
dieſe Angriffe, dieſe Verleumdungen, auf die 
Dauer nicht mehr werden gefallen laſſen. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rudolf Hallmann. 

Hallmann, Rudolf, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
M. D. u. H.! Ich möchte den Augenblick nicht un⸗ 
genutzt vorübergehen laſſen und als Vertreter des 
Handwerks zu dieſen Betrieben der öffentlichen 
Hand einiges jagen. (Abg. Plenikowſki: Wieviel 
Handwerker ſtehen hinter Ihnen, einer oder 
zwei?) Wenn Herr Senator Jewelowſti hier als 
Handelsſenator die Forderungen der Wirtſchaft 
zitiert hat, wenn geſagt wird, daß die Regierung 
alles verſucht hat, und Erleichterungen durch Auf⸗ 
hebung der Lohnſummenſteuer, durch die gebro⸗ 
chenen Tarife geſchaffen hat, ſo mag das ja richtig 
ſein. Ich möchte aber auf der anderen Seite 
zu bedenken geben, daß den kleinen Gewerbetrei⸗ 
benden, die auf engem Raum das Exiſtenzmini⸗ 
mum wahren ſollen, die von allen Seiten be⸗ 
drängt werden, durch die Werkſtätten des Staa⸗ 
tes ſchwerer Schaden zugefügt wird. Liebe Kinder, 
(Heiterkeit.) m. D. u. H., die Sozialdemokratie 
ſollte hierbei ganz beſonders nicht vergeſſen, daß 
die kleinen Handwerksmeiſter nach der letzten 
Volkstagswahl ſehr darauf achten, wie der Haſe 
läuft, ob Erleichterungen geſchaffen werden. 
Glauben Sie nicht, daß dieſe öffentlichen Be⸗ 
triebe, die Werkſtättenbetriebe, mit einer Hand⸗ 
bewegung abzutun ſind. Das Schlimmſte an der 
Sache iſt, daß dieſe Betriebe ſeit vielleicht fünf bis 
ſechs Monaten ein derartiges Ausmaß angenom⸗ 
men haben, und ich möchte den Herrn Handels⸗ 
ſenator beſonders bitten, darauf zu achten, daß 
ſich dieſe Betriebe vor allem auf den eigenen 
Raum beſchränken und nicht ein lebhaftes Geſchäft 
über die Straße treiben. Das iſt Unfug ſonder⸗ 
gleichen. 

Wenn die Gefängnisarbeit nötig iſt, was wohl 
nicht beſtritten wird, ſo iſt auf der anderen Seite 
nicht einzuſehen, Herr Senator, daß dieſe Betriebe 
rückſichtslos gegenüber dem mittleren Handwerk 
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GHalmeann, Nud., Abgeordneter) 

vorgehen und große Geſchäfte über die Straße 
treiben. Das muß von der Regierung unterbun⸗ 
den werden. Sehen Sie, was da noch übrig bleibt, 
denken Sie an die ſozialpolitiſchen Schranken! 
Wo ſollen dieſe Erwerbsſtände mit ihren Fami⸗ 
lien hin? Ich habe hier nur das Wort im Inter⸗ 
eſſe dieſer Kreiſe genommen. Es wird wohl keine 
Regierung geben können, die nicht auf dieſe mitt⸗ 
leren Stände Rückſicht nimmt. Hier muß eine 
Aenderung geſchaffen werden. Bei den Laſten, 
die heute auf den kleinen Gewerbetreibenden 
ruhen, ſteht der Achtſtundentag ſozuſagen nur auf 
dem Papier. Um 5 Uhr morgens beginnt die 
Arbeit und dauert bis ſpät am Abend, um das 
Exiſtenzminimum zu erreichen. M. D. u. 5 
Ueber dieſe Leute werden Sie nicht hinweggehen 
können. Das ſind die Kreiſe, die von dem Herrn 
Handelsſenator erwarten, auch das will ich aus⸗ 
ſprechen, daß Erleichterungen für ſie geſchaffen 
werden. Herr Senator Jewelowſki, Sie können 
ſicher ſein, Sie werden erſt dann Vertrauen bei 
dieſen mittleren Schichten erhalten, wenn Sie 
hierin Wandel ſchaffen und die Ausbreitung der 
ſtaatlichen Betriebe unterbinden. (Welche Be⸗ 
triebe meinen Sie eigentlich? links.) Das habe 
ich ja erklärt! 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
M. D. u. H.! Die letzten Ausführungen des Herrn 
Senators Jewelowſki waren für uns äußerſt in⸗ 
tereſſant, und zwar inſofern, als wir wieder ein⸗ 
mal Gelegenheit hatten, feſtzuſtellen, daß den 
Bürgerlichen durch einen anderen Bürgerlichen 
nicht die Augen ausgehackt werden. Wenn Sie, 
m. D. u. H. von rechts hier dauernd die Privat⸗ 
wirtſchaft bedroht glauben, dann muß Ihnen, 
oder mindeſtens der Oeffentlichkeit klar geworden 
ſein, daß Ihr Geſchrei Schwindel und Demagogie 
iſt. Herr Senator Jewelowſki hat hier einwand⸗ 
frei nachgewieſen, daß die Regierung Ihnen be⸗ 
ſonders entgegengekommen iſt. Alles, was die 
Regierung geſchaffen hat, um mit Herrn Jewe⸗ 
lowſki zu reden, hat ſich in Ihrem Intereſſe aus⸗ 
gewirkt, hat Ihren Geldbeutel geſtärkt! (Das hat 
er ſehr heimlich getan, wir haben nichts gemerkt! 
rechts.) M. H. von rechts, ohne Herrn Je welowſki 
zu zitieren, ſteht feſt, daß es tatſächlich ſo iſt, daß 
Sie keine Urſache zu klagen haben. Wenn der 
Mittelſtand ein Klagelied anſtimmt, ſo iſt das 
tatſächlich angebracht. Mein Fraktionskollege 
Kreft hat auch ſchon darauf hingewieſen, woran 
das liegt. Aber Sie wollen ja dem Mittelſtand 
gar nicht helfen. Wenn Sie dem Mittelſtand hel⸗ 
fen wollten, dann wäre auch hier Gelegenheit ge⸗ 
geben, indem Sie die Rationaliſierung, die Tech⸗ 
niſierung der Wirtſchaft erheblich einſchränken; 
denn infolge der Rationaliſierung und Techniſie⸗ 
rung kann natürlich der kleine Handwerker nicht 
mehr hochkommen. Er wird unbedingt ins Pro⸗ 
letariat geſtoßen. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten!) Das wollen Sie und das will auch Ihre 
Regierung, die heute am Ruder iſt. Es iſt Ihre 
Regierung, und es ſind die Sozialdemokraten, die 
dies unterſtützen. Kein beſſerer Beweis konnte 
uns für unſere Behauptung erbracht werden als 
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der durch Herrn Jewelowſki, indem er erklärte: (0) 


„Wir haben ſchon über das Maß hinaus zugege⸗ 


ben, daß Weizen aus Danzig ln wird“, d. 


h. wir (die Regierung) find mitſchuldig, wenn 
die arme Bevölkerung heute nicht ſoviel Brot 
kaufen kann, wie ſie unbedingt braucht. Der Brot⸗ 
preis iſt in Danzig trotz der guten Ernte auf der⸗ 
ſelben Höhe ſtehen geblieben, ja man kann be⸗ 
haupten, daß er jetzt allmählich wieder anzieht. 
Das iſt auf die überaus große Ausfuhr von Wei⸗ 
zen zurückzuführen. 

Auf der anderen Seite hat Herr Jewelowſki 
erklärt, daß Steuern aufgehoben worden ſind, die 
die Wirtſchaft belaſten. Wir haben damals er⸗ 
klärt, daß die Aufhebung dieſer Steuern wohl 
den Beſitzenden zugute kommt, aber noch lange 
nicht der ſchaffenden Bevölkerung. Wir ſtellen 
heute feſt, daß das eingetroffen iſt. Weiſen Sie 
uns nach, daß mit Aufhebung dieſer die Wirt⸗ 
ſchaft belaſtenden Steuern die Lebensmittel bil⸗ 
liger geworden ſind. Weiſen Sie uns nach, daß 
die Bedarfsartikel billiger geworden ſind, daß der 
Arbeiter in der Lage iſt, für ſeinen Verdienſt 
mehr zu kaufen als bisher. Sie werden dieſen Be⸗ 
weis nicht erbringen können. Ich erkläre hier in 
aller Oeffentlichkeit, daß der größte Schwindel 
mit den Indexzahlen getrieben wird. Fragen 
Sie die Frauen der Proleten, die Ende der Woche 
auf den Markt gehen, wie die Preiſe geſtiegen 
ſind, was ſie heute für ihr Geld kaufen können, 
und was ſie noch vor ſechs oder acht Wochen dafür 
kaufen konnten. Wenn die Indexziffer ſagt, daß 
die Bedarfsartikel und Lebensmittel um 0,8 Pro⸗ 
zent gefallen ſeien, ſo beweiſen die Preiſe das 
Gegenteil. Jede Frau, die ihre Einkäufe auf dem 
Markt macht, wird Ihnen beſtätigen, daß ſie für 
ihr Geld heute nicht mehr dasſelbe kaufen kann, 
2 fie dafür vor etwa ſechs oder acht Wochen be⸗ 
am. 

Wir ſtellen weiter feſt, daß beſonders die 
Punkte der Regierungserklärung, die den Be⸗ 
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figenden Erleichterungen verſprochen haben, alle 


durchgeführt werden. Aber der Punkt der Re⸗ 
gierungserklärung, der Preisſenkung verſprach, 
iſt nicht durchgeführt worden. Wenn Sie weiter 
durch den Mund Ihres Fraktionskollegen, Herrn 
Hallmann, erklären laſſen, daß die Gefängnis⸗ 
arbeit die Wirtſchaft ſchädigt, ſo gehen wir in die⸗ 
ſer Anſicht konform, wenn auch nicht ſo, wie Herr 
Hallmann meint, daß dieſe Arbeit zu den üblichen 
Preiſen geliefert wird und der Mehrverdienſt 
dem Senat in die Taſche fließt. Gefängnisarbeit 
muß ſein, aber dann ſollen diejenigen, die ſie ver⸗ 
richten, den Stundenlohn bekommen, der im 
freien Wettbewerb angebracht iſt. Die Gefängnis⸗ 
inſaſſen ſollen denſelben Stundenlohn erhalten 
wie die freien Arbeiter. Dann wird die Kon⸗ 
kurrenz aufgehoben ſein, und Sie helfen gleich⸗ 
zeitig den Gefallenen, die Sie ins Unglück geſtürzt 
haben, wieder auf die Beine. Es iſt eine unſerer 
alten Forderungen, daß die Gefängnisinſaſſen 


für ihre Arbeit eine angemeſſene Bezahlung er⸗ 
halten. Führen Sie das durch, und Sie brauchen 
dieſe Konkurrenz nicht mehr zu ſcheuen. Im 
Grunde genommen ſind Sie aber mit den gegen⸗ 
wärtigen Zuſtänden einverſtanden, weil das, was 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
aus den Gefängnisarbeiten herausgeholt wird, 
der Wirtſchaft wieder in Form von Steuerer⸗ 


leichterungen zu Gute kommt. 


Wir können auch den Streit zwiſchen Herrn 
Dr. Heinemann und der Sozialdemokratie abſolut 
nicht verſtehen. Es iſt ſchon ſo, daß ſich Herr 
Naphtali auf dem Hamburger Gewerkſchaftskon⸗ 
greß in Deutſchland für die Wirtſchaftsform der 
Sozialdemokratie eingeſetzt hat. Der Vertreter der 
Danziger Wirtſchaft, Herr Dr. Heinemann, ver⸗ 
langt hier auch nur das, was dort Herr Naphtali 
gefordert hat. (Hört, hört! links.) Sie werden 
nicht davor zurückſchrecken, die Betriebe, die heute 
noch in öffentlicher Hand ſind, in allernächſter 
Zeit an die Wirtſchaftskreiſe auszuliefern. Schüt⸗ 
teln Sie nicht mit den Ohren Herr Arczynſki, die 
Vergangenheit in Deutſchland hat es gelehrt! 
Wer war es, der in Deutſchland die Eiſenbahn 
an die Privatwirtſchaft auslieferte? Waren nicht 
Sozialdemokraten in der Regierung, die das ſehr 
gut beſorgt haben? Sie werden weiter auf dieſem 
Gebiete vorſtoßen und werden dem Sturm eines 
Dr. Heinemann und den Forderungen der rechten 
Parteien nachkommen. Wenn hier ein Krach 
zwiſchen dieſen beiden Lagern entſteht, geſchieht 
es nur deshalb, um der Oeffentlichkeit Sand in 
die Augen zu ſtreuen und ſich gegenſeitig etwas 
vorzumachen. 

Dann noch ein Wort zur Entſchließung des 
Herrn Abg. Dr. Blavier. Hier wird ebenfalls 
ein äußerſt demagogiſches Spiel getrieben. Wenn 
Herr Dr. Blavier glaubt, in der Oeffentlichkeit 
damit hauſieren gehen zu können, daß den Be⸗ 
amten das Gehalt abgebaut werden müſſe, ſo ver⸗ 
gißt er immer wieder, zwiſchen den einzelnen 
Gruppen den Trennungsſtrich zu ziehen. Wir 
werden uns mit aller Entſchiedenheit dagegen 
wehren, daß den unteren Beamten wieder das 
Notopfer auferlegt wird. Wir verlangen nach wie 
vor, daß den unteren Beamten nicht nur der Be⸗ 
ſtand gewährt wird, den ſie heute haben, ſondern 
daß er erheblich erhöht wird. Auf der anderen 
Seite müſſen die hohen Gehälter der oberen Be⸗ 
amten beſeitigt werden. Dieſe Beträge können 
der Wirtſchaft, der Arbeiterſchaft, den Kleinrent⸗ 
nern und Wohlfahrtsempfängern zugeführt wer⸗ 
den. Wenn Sie die Abſicht haben, dieſen Kreiſen 
zu helfen, können Sie alſo ein Geſetz einbringen, 
wonach den oberen Beamten das Gehalt abgebaut 
wird. Wenn dazu eine qualifizierte Mehrheit 
erforderlich iſt, werden wir unſere Zuſtimmung 
geben. Wer aber an den Gehältern der unteren 


Beamten rütteln will, wird auf die Finger be⸗ 


kommen. Wenn nun mit den drei Millionen, die 
erſpart werden ſollen, ſchwachen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten geholfen werden ſoll, ſo iſt das wieder ein 
demagogiſches Spiel des Herrn Abg. Dr. Blavier. 
Str wiſſen beſtimmt, daß man dieſen Kreiſen 
nicht helfen will. Dieſe Abſicht beſteht auch nicht 
bei der Koalition. Allerdings möchte ſie gern 
dieſe drei Millionen in die Taſche ſtecken, aber 
nicht im Intereſſe der Beſitzloſen, ſondern ſie wird 
auch dieſe drei Millionen der Wirtſchaft in den 

achen werfen, um die Rationaliſierung und 
Techniſierung noch beſſer durchzuführen. Man 
ort ſchon ein fernes Läuten, daß die Schichau⸗ 
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werft in Danzig finanziert werden ſoll. Vielleicht 
ſollen die drei Millionen dazu dienen, daß die 
Arbeiter noch mehr und ſchlimmer ausgebeutet 
werden, als es bisher der Fall war. Dieſe Politik 
können wir abſolut nicht mitmachen. Wir werden 
der Bevölkerung nachweiſen, daß es heute ein Se⸗ 
nator Jewelowſki war, der erklärte, daß nur den 
Beſitzenden geholfen worden iſt. Die haben die 
Hilfe bekommen, die Proleten aber, die Schichten 
der armen Bevölkerung, ſind leer ausgegangen. 
Das werden wir der Bevölkerung klarmachen und 
ihr nachweiſen, daß es nicht nur bis heute ge⸗ 
ſchehen iſt, ſondern auch weiter geſchieht, und daß 
es höchſte Zeit iſt, dieſe Regierung zum Teufel zu 
jagen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräjident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Dr. Ziehm. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der Vertreter des Senats hat es für richtig 
gehalten, anſtatt auf die ſachlichen und eingehen⸗ 
den Ausführungen einzugehen, die zum vorlie⸗ 
genden Geſetzentwurf gemacht wurden, ausfal⸗ 
lend gegen uns Deutſchnationale zu werden. 
(Abg. Plenikowſki: Jetzt kommt wieder die neue 
Sachlichkeit!) Anſer Fraktionsfreund, Herr Kla⸗ 
witter, hat der Regierung eingehende Vorhal⸗ 
tungen gemacht. Auf alle die Fragen iſt Herr 
Jewelowſki nicht mit einem einzigen Wort einge⸗ 
gangen. Herr Senator Jewelowſki glaubte die 
Politik der Regierung dadurch rechtfertigen zu 
können, indem er ruhmredig ausführte, was die 
Regierung für die Wirtſchaft alles getan hätte. 
Dabei hob er insbeſondere hervor, die Regierung 
habe die Lohnſummenſteuer beſeitigt. Herr Je⸗ 
welowſki, iſt Ihnen nicht bekannt, daß die Lohn⸗ 
ſummenſteuer bereits unter der vorigen Regie⸗ 
rung aufgehoben iſt? Ihre Regierung ſchmückt 
ſich alſo mit fremden Federn. Sie haben weiter 
geſagt, die Verkehrsſteuer wäre aufgehoben. 
Herr Jewelowſti, iſt Ihnen nicht bekannt, daß 
bereits im Juli vorigen Jahres die Rechtsre⸗ 
gierung beſchloſſen hat, die Verkehrsſteuern auf⸗ 
zuheben? Sonſt laſſen Sie ſich die Akten vor⸗ 
legen. Iſt Ihnen nicht bekannt, daß in dem Vor⸗ 
entwurf, den die vorige Regierung für den dies⸗ 
jährigen Etatsvoranſchlag entworfen hatte, die 
Verkehrsſteuern überhaupt nicht mehr enthalten 
waren? Es iſt von der Linksregierung alſo wei⸗ 
ter nichts geſchehen, als daß das, was von der vori⸗ 
gen Regierung bereits beſchloſſen war, von ihr 
durchgeführt wurde. 

„Dann hat Herr Jewelowſki von vielen Be⸗ 
mühungen im Intereſſe der Wirtſchaft geſprochen. 
SR m. D. u. H., in der Politik gilt es nicht allein 
ſich zu bemühen, ſondern die Politik einer Re⸗ 
gierung wird nach ihren Taten beurteilt und 
nicht allein nach dem, was ſie will. Herr Jewe⸗ 
lowſki hat dann bewegliche Klage darüber ge⸗ 
führt, daß er das Vertrauen der Landwirtſchaft 
nicht habe. (Senator Jewelowſki: Kein Wort!) 
Er hat ſich über den heute in der Preſſe erſchiene⸗ 
nen Artikel des Landbundes beſchwert. Der Land⸗ 
bund iſt der Vertreter der Landwirtſchaft. Faſt 
die ganze Landwirtſchaft iſt im Landbund orga⸗ 
niſtert, und wenn vom Landbund ſcharfe An⸗ 
griffe gegen die Regierung gerichtet werden, gel⸗ 
ten die Angriffe als von der Landwirtſchaft kom⸗ 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
mend. (Widerſpruch links.) Das beweiſt, daß die 
Regierung das Vertrauen dieſer Kreiſe nicht hat. 
Das Gleiche gilt von dem Handwerk, das von 
der Handwerkskammer vertreten wird. Hören 
Sie, was in dieſen Kreiſen über die Regierung 
geſagt wird. Glauben Sie, daß da Vertrauen zu 
der Regierung zum Ausdruck kommt? Hat denn 
die Regierung für dieſe Kreiſe irgend etwas ge⸗ 
tan? (Zwiſchenrufe links.) Nein, wenn wir das 
poſitive Reſultat deſſen, was die Regierung ge⸗ 
tan hat, beurteilen, ſo ergibt ſich, daß ſie ſehr viel 
gegen die Wirtſchaft getan hat. Sie hat die Um⸗ 
ſatzſteuer wieder eingeführt, die von der vorigen 
Regierung aufgehoben war. (Heiterkeit.) Jetzt 
lacht der Vertreter der Regierung. Glauben Sie, 
daß das die Kreiſe, die die Umſatzſteuer drückt, 
nicht trifft? Glauben Sie, daß das eine Erxleich⸗ 
terung für die Wirtſchaft iſt, wenn Sie die Um 
ſatzſteuer wieder eingeführt haben, die drückendſte 
und ungerechteſte Steuer, die es gibt? Sie haben 
weiter das Betriebsrätegeſetz eingeführt. Glau⸗ 
ben Sie, daß das im Intereſſe der Wirtſchaft 
liegt? Glauben Sie, daß die Kreiſe, die die Wirt⸗ 
ſchaft darſtellen, die um ihr Daſein ſchwer ringen, 
über ſolche Geſetze erfreut ſind, die nur aus mar⸗ 
xiſtiſchem Geiſt entſprungen ſind? (Widerſpruch 
und Heiterkeit links.) Das Geſetz, das heute hier 
zur Beratung vorlag, das Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 
ſetz, iſt von der Tagesordnung abgeſetzt worden. 
Vielleicht nehmen Sie noch in letzter Stunde die 
Gelegenheit, zu hören, was die berufenen Kreiſe 
dazu ſagen, die in dem Geſetz die Erdroſſelung 
ihres Gewerbes ſehen. Und da ſtellen Sie ſich hin, 
Herr Senator Jewelowſki, und ſagen, die Regie⸗ 
rung hätte allerhand zur Erleichterung für die 
Wirtſchaft getan. In der Regierungserklärung 
bei Antritt der Regierung erklärten Sie, Sie 
wollten der Wirtſchaft Erleichterungen durch 
Verſtändigung mit Polen bringen. Wo liegen 
denn die Erleichterungen, die Sie durch die Ver⸗ 
ſtändigung mit Polen der Danziger Wirtſchaft 
gebracht haben? Die Gefahr der Konkurrenz von 
Gdingen wird immer größer. Wir haben bis jetzt 
noch nicht gehört, daß irgend etwas im Verlauf 
des ganzen Jahres getan iſt, um dieſe Gefahr zu 
bannen. Das Eindringen polniſcher Konzerne in 
Danzig wird von Tag zu Tag ſtärker. Deutſche 
Unternehmungen werden von polniſchen ſtaatlich 
ſubventionierten und privilegierten Unterneh: 
mungen verdrängt. Wir haben noch nie gehört, 
daß die Regierung etwas getan hat, um dieſe 
ſchwere Gefahr der Verdrängung der deutſchen 
Wirtſchaft aus Danzig zu bannen. Unter dem 
Banner der Verſtändigungspolitik wird die Er⸗ 
droſſelung des deutſchen Beſitzſtandes in Danzig 
von Tag zu Tag ſtärker. Das fühlt die Bevölke⸗ 
rung, deshalb erhebt ſich der Unmut gegen Sie, 
und deshalb richtet ſich das Mißtrauen beſonders 
in nationaler Beziehung gegen die Regierung. 
Nun kommt die dunkle Andeutung des Herrn Je⸗ 
welowſki, es ſei von einem Referenten ihm er⸗ 
klärt worden, die Beantwortung einer Kleinen 
deutſchnationalen Anfrage wäre Landesverrat. 
Der Herr Senator macht ſich dieſe ungeheuerliche 
Behauptung zu eigen. Fühlen Sie garnicht, daß 
Sie damit der Regierung ſelbſt den Vorwurf des 
Landesverrats inſinuieren? Wir müſſen die Re⸗ 
gierung gegen einen ſolchen für Regierung und 
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Staat gefährlichen Vorwurf 
Die Rede des Herrn Jewelowſki war eine neue 
ſehr ſchwere untragbare Belaſtung für die Regie⸗ 
rung und den Staat. Wir verlangen von Ihnen, 
daß die Antwort auf unſere Kleine Anfrage ſo 
gegeben wird, wie es die deutſchen Belange Dan⸗ 
zigs erfordern, wie es notwendig iſt, damit das 
Deutſchtum Danzigs geſchützt und erhalten wird. 
Handeln Sie in dieſem Sinne! Dann können Sie 
die Wahrheit ſagen. Die Bevölkerung hat nicht 
das Vertrauen, daß die deutſchen Belange ge⸗ 
nügend von Ihnen gewahrt werden, darum rich⸗ 
tet ſich von Tag zu Tag, man kann ſagen von 
Stunde zu Stunde der Anwille der Bevölkerung 
in ſteigendem Maße gegen die Regierung. Ins⸗ 
beſondere betrifft das die nationalen Kreiſe, die 
Beſorgniſſe wegen Ihrer Polenpolitik haben, und 
es betrifft auch die Wirtſchaftskreiſe. Das iſt 
heute ſtark zum Ausdruck gekommen, daß Ihre 
Wirtſchaftspolitik die Empörung der Wirtſchafts⸗ 
kreiſe hervorruft. Ich hätte gewünſcht, Herr Sena⸗ 
tor Jewelowſki hätte bei der Vertretung dieſes 
Geſetzentwurfs ſachlich geſprochen anſtatt der all⸗ 
gemeinen Redensarten und nichtsſagenden Sätze, 
mit denen er dieſen im Intereſſe der Wirtſchaft 
eingebrachten Geſetzentwurf abzutun für richtig 
gehalten hat. (Haben Sie etwas Sachliches gejagt‘ 
links. — Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Senator Jewelowſfki. 

Jewelowſki, Senator: M. D. u. H.! Die Rede 
des Herrn Abg. Dr. Ziehm war ja zu erwarten. 
Die Art, wie dieſer Urantrag hier begründet und 
behandelt wurde, mußte irgend eine Hilfe heran⸗ 
holen und wenn ſie vom Himmel käme. Herr Dr. 
Ziehm hat nun verſucht, indem er mir Vorwürfe 
machte, daß ich das hervorgehoben habe, was die 
vorige Regierung getan hat, die ganze Angele⸗ 
genheit auf den nationalen Standpunkt zu brin⸗ 
gen, indem er erklärt, es wäre eine nationale Ge⸗ 
fahr für Danzig vorhanden. (Abg. Schwegmann: 
Glauben Sie nicht, daß eine nationale Gefahr in 
Danzig beſteht?) Ich will ohne weiteres zugeben, 
wenn Sie, Herr Dr. Ziehm dieſe Politik fort⸗ 
ſetzen, die Sie mit Ihrer Zeitung ſeit längerer 
Zeit treiben, dann beſteht für Danzig wirklich 
eine nationale Gefahr; (Sehr gut! links.) denn 
Sie rauben mit Ihrer Politik der Danziger Be⸗ 
völkerung die Möglichkeit, ſich hier zu ernähren. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sie geben die Möglichkeit 
erſt recht nicht; denn Sie haben ſchon die Mög⸗ 
lichkeit genommen! Ich habe geſagt das Polen⸗ 
tum dringt jeden Tag weiter vor, das geht auf 
Koſten des Deutſchtums!) Mit ſolchen Phraſen 
kommen Sie! (Abg. Dr. Ziehm: Das nennen Sie 
Phraſen!) Ich nenne es ſogar landes verräteriſche 
Phraſen, wenn Sie ſolche Politik treiben. Wovon 
wollen Sie denn die Danziger Bevölkerung er⸗ 
nähren, wenn Sie jeden Tag erklären, der Pole 
ſei ein Betrüger? Verteidigen Sie die Danziger 
Intereſſen, dagegen hat niemand etwas. Darin 
arbeiten wir mit Ihnen zuſammen, daß wir die 
Freiheit und Unabhängigkeit Danzigs erhalten. 
Eine andere Sorge kennen wir nicht. (Abg. Dr. 
Blavier: Das kümmert doch Dr. Ziehm nichts!) 
Daß wir es tun, wiſſen Sie genau aus unſerer ge⸗ 
meinſamen Arbeit. (Abg. Dr. Ziehm: Das Ge⸗ 
genteil!) Dann muß ich in aller Oeffentlichkeit 
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(Jewelowfki, Senator) 

erklären, daß dieſe Behauptung eine bewußte 
Unwahrheit iſt. (Zuruf rechts.) Das iſt eine die⸗ 
ſer Phraſen, die Herr Abg. Schwegmann alle fünf 
Minuten gebraucht. Er ſelbſt darf ſchimpfen, ein 
anderer nicht. 

Ich habe ausdrücklich aufgezählt, was die Re⸗ 
gierung getan hat. Nun ſagt Herr Dr. Ziehm, die 
vorige Regierung habe ſchon die Aufhebung der 
Verkehrsſteuern beſchloſſen. (Abg. Dr. Ziehm: 
Wenn Sie das beſtreiten, dann fragen Sie die 
Mitglieder des früheren Senats! Das ſteht in 
den Akten!) Die Mitglieder der alten Regierung, 
ſo weit ſie dem jetzigen Senat angehören, haben 
genau das Gegenteil erklärt. Herr Staatsrat 
Büttner hat erklärt, daß er davon nichts wiſſe. 
(Abg. Dr. Ziehm: Daß die Aufhebung der Ver⸗ 
kehrsſteuer bereits beſchloſſen war?) Ich ſpreche 
von den gebrochenen Tarifen. Sie haben ja auch 
die Aufhebung der gebrochenen Tarife in der 
vorigen Regierung beſchloſſen! (Abg. Grün⸗ 
hagen: Hat Dr. Jiehm das Wort oder Senator 
Jewelowſki?) Die Mitglieder der alten Regie⸗ 
rung haben das Gegenteil geſagt. 

Nun jagt Herr Dr. Ziehm, daß der Landbund 
die geſamte Landwirtſchaft repräſentiere. Der 
Vorſitzende des Landbundes hat auf meine Vor⸗ 
haltungen erklärt, — ich bin bereit, Ihnen das 
Protokoll des Senats vorzuleſen —, daß er aner⸗ 
kenne, daß wir für die Landwirtſchaft ſehr viel 
getan haben. (Hört, hört! links.) Das hat er im 
Senat in Anweſenheit mehrerer Senatoren und 
des Senatspräſidenten geſagt. Bei ſeiner Rede im 
Notbund habe er nur das Betriebsrätegeſetz im 
Auge gehabt. Leſen Sie die Rede, die Herr Vol⸗ 
lerthun in der Notbund⸗Verſammlung gehalten 
hat, und leſen Sie die Erklärung, die heute in 
den „Danziger Neueſten Nachrichten“ ſteht, dann 
werden Sie finden, wer die Wahrheit geſprochen 
hat. Ich muß das, was ich geſagt habe, voll auf⸗ 
recht erhalten. Ich halte es für meine Pflicht, der 
Wirtſchaft zu helfen, gleichgültig, ob es kleine 
Handwerker, der Großhandel oder die Landwirt⸗ 
ſchaft iſt. Ich halte es für meine Pflicht, ſtets 
dann zu helfen, wenn es mir möglich iſt. Deshalb 
habe ich das Linau⸗Projekt unterſtützt. Ich habe 
Mittel und Wege gezeigt, wie das Geld aufzu⸗ 
bringen iſt. Ich habe der Landwirtſchaft bei an⸗ 
derer Gelegenheit ſo weit wie möglich geholfen. 
Führende Landwirte kamen freiwillig und unge⸗ 
rufen zum Senat und haben ſich bei uns offiziell 
bedankt. Dasſelbe hat Herr Vollerthun erklärt. 
(Das waren aber keine Deutſchnationalen! rechts 
— Abg. Plenikowſki: Haben Sie gehört, was 
Landarbeiter ſagen?) Wenn Herr Doerkſen dar⸗ 
über lacht, ſo weiſe ich ihn darauf hin, was wir 
bei der Zuckerwirtſchaft geleiſtet haben. (Abg. 

berkſen: Da haben Sie auch ein Intereſſe daran! 
— Abg. Bertling: Das iſt ſehr intereſſant!) Rech⸗ 
nen Sie aus, welches Intereſſe wohl ein Privat⸗ 
mann wie ich in dieſem Falle hat, um Ihnen für 
Ihre Rüben einen Preis zu ſichern, den in der 
Hauptſache nur die Rübenbauern bekommen. Da 
die Aktionär, e wie Sie wiſſen, nur vier bis fünf 
fit den Dividende zur Zeit erhalten, können Sie 
I ausrechnen, welchen Nutzen der Aktionär hat. 

er Landwirt erhält aber ohne Mehrleiſtung 


lediglich durch unſere Maßnahmen pro Zentner 
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tion unternahmen, taten wir es nicht, weil wir 
die Landwirtſchaft ſo lieben, ſondern wir ſagten 
uns, es ſei unſere verdammte Pflicht und Schul⸗ 
digkeit, der Landwirtſchaft zu helfen, wo es mög⸗ 
lich iſt. Wir haben lediglich unſere Pflicht er⸗ 
füllt, das möchte ich ausdrücklich betonen. Uns 
deswegen zu beſchimpfen und zu ſagen, wir täten 
nichts für die Landwirtſchaft, iſt eine ſo unerhörte 
„ daß ich ſie energiſch zurückweisen 
muß. 

Nun hat Herr Dr. Ziehm auch von den Klei⸗ 
nen Anfragen geſprochen. Sie wiſſen ganz genau, 
daß wir verſchiedene Kleine Anfragen nicht ſo be⸗ 
antworten können, wie wir es gern möchten. Ich 
muß es als eine unerhörte Schädigung der Dan⸗ 
ziger Freiſtaatintereſſen bezeichnen, wenn Sie 
dieſe Fragen ſtellen, trotzdem Ihnen bewußt iſt, 
daß Sie ſie nicht ſtellen dürften. Sie glauben ſich 
dadurch Agitationsſtoff gegen die Regierung zu 
verſchaffen, weil wir in gewiſſen Fällen den 
Mund halten müſſen. Ich kann Ihnen in Aus⸗ 
ſicht ſtellen, daß wir dieſe Reſerve wahrſcheinlich 
in ganz kurzer Zeit aufgeben werden. Die Be⸗ 
völkerung wird ſich bei Ihnen für die Schädi⸗ 
gungen bedanken, die dadurch eintreten. (Bravo! 
— Zurufe des Abg. Dr. Ziehm.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen zu $ 1 liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Wer für § 1 iſt, bitte ich aufzu⸗ 
ſtehen. (Abg. Brill: Ein bißchen ſtrammer, 
Herr Dr. Heinemann!) Das iſt die Minderheit, 
S 1 iſt abgelehnt. Ich rufe § 2 auf und eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer für $ 2 iſt, bitte ich fi 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit. 8 2 iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe $ 3 auf. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer für 8 3 iſt, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, § 3 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe 8 4 auf und eröffne die Ber 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wer für § 4 ijt, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, 8 4 iſt abge⸗ 
lehnt. Zu 8 5 liegen keine Wortmeldungen vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer § 5 anneh⸗ 
men will, bitte ich ſich zu erheben. — 8 5 iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe $ 6 auf und ſchließe die Be⸗ 
prechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer $ 6 annehmen will, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. = Das iſt die Minderheit, $ 6 ijt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf und ſchließe 
die Besprechung, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich ſtelle feſt, daß auch die Ueberſchrift ab⸗ 
gelehnt iſt. Damit iſt das Geſetz in zweiter Le⸗ 
ſung erledigt. 

Es liegt nunmehr noch die Entſchließung des 
Abg. Dr. Blavier vor. (Abg. n Die 
kommt erſt in der dritten Leſung!) Die dritte 
Leſung kommt nicht in Frage, weil das Geſetz in 
zweiter Leſung ganz abgelehnt wurde. (Heiter⸗ 
keit.) Wer für die Entſchließung des Abg. Dr. 
Blavier iſt, bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt 


— 


die Minderheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. 
Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 5 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Aufhebung der Umſatzſteuer. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Boecker u. Fr. 4 
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Dienstag, den 20. November 1928. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
Druckſache Nr. 469. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Boecker. 

Boecker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es handelt ſich bei dem vorliegenden Antrag um 
keine Agitation, wie hier ausgeführt worden iſt. 
(Warum betonen Sie das noch, das iſt verdächtig! 
links.) Es handelt ſich bei der Aufhebung der Um⸗ 
ſatzſteuer auch nicht um eine parteipolitiſche 
Frage, ſondern es handelt ſich um eine reine 
Wirtſchaftsfrage, die von außerordentlicher Be⸗ 
deutung für die Kreiſe iſt, die von der Umſatz⸗ 
ſteuer betroffen werden. (Abg. Plenikowſki: Sie 
hatten doch ſechs Jahre Zeit, guter Mann!) Es 
ging nicht nur durch dies Haus, ſondern durch alle 
Kreiſe der Wirtſchaft ein Aufatmen der Exleich⸗ 
terung, als im vorigen Jahr, kurz vor den Wah⸗ 
len allerdings, in dieſem Hauſe einſtimmig be⸗ 
ſchloſſen wurde, ich betone noch einmal, einſtim⸗ 
mig beſchloſſen wurde, die Umſatzſteuer zu beſeiti⸗ 
gen. Der neuen Regierung, der Regierung, deren 
Parteien ſich während des Wahlkampfes nicht ge⸗ 
nug tun konnten in Verſprechungen für die Wirt⸗ 
ſchaft, der Regierung, die auch in ihrer Regie⸗ 
rungserklärung, wie Herr Senator Jewelowſfki 
heute hier noch beſonders feſtſtellte, darauf hin⸗ 
gewieſen hat, daß ſie ſich die Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft angelegen ſein laſſen wolle, dieſer Regie⸗ 
rung blieb es überlaſſen, als eine ihrer erſten 
Maßnahmen die Wiedereinführung der Umſatz⸗ 
ſteuer vorzuſchlagen. Mit Hilfe der Regierungs⸗ 
parteien wurde das ja auch bekanntlich durchge⸗ 
führt. M. D. u. H.! Es iſt damals von Seiten der 
Koalitionsparteien hier gejagt worden, daß man 
im Augenblick keinen anderen Rat wiſſe, daß man 
aber ſelbſtverſtändlich ſo bald als möglich die 
Umſatzſteuer beſeitigen wolle. Von unſerer Seite 
wurde damals auch geſagt, daß wir unter keinen 
Umſtänden dieſe Frage ruhen laſſen würden, ſon⸗ 
dern daß wir in abſehbarer Zeit wiederkommen 
würden. Wir kommen heute damit wieder und 
geben den Regierungsparteien und der Regierung 
Gelegenheit, hierzu Stellung zu nehmen. 

Es iſt heute von einer Seite geſagt worden, man 
müßte bei derartigen Anträgen unbedingt den 
Nachweis erbringen, wie dieſe Beträge ander⸗ 
weitig gedeckt werden könnten. Sie werden von 
mir nicht verlangen können, daß ich mir den Kopf 
für die Regierung verdrehe. Es iſt Aufgabe der 
Regierung, für einen Ausgleich zu ſorgen und 
nicht Aufgabe der Oppoſition. (Zwiſchenrufe 
links.) Es wird aber in weiten Kreiſen davon ge⸗ 
ſprochen, daß das Aufkammen aus den Zöllen 
viel höher iſt, als angenommen wurde. Da ſollte 
die Regierung, die bei jeder Gelegenheit Schutz 
und Förderung der Wirtſchaft verſpricht, es ſich 
auch angelegen ſein laſſen, hier einmal eine Maß⸗ 
nahme durchzuführen, die wirklich eine Förderung 
der Wirtſchaft bringt. (Zwiſchenrufe links.) Denn 
m. D. u. H., darüber ſind Sie ſich doch klar, auch 
in Ihren Reihen ſitzen Leute, die dieſe Steuer 
als ganz außerordentlich drückend und ſchwer 
empfinden. 

Gerade dieſe Steuer iſt keine Parteifrage, 
ſondern eine rein wirtſchaftliche. Auch unter 
Ihren Parteiangehörigen ſind die Leute, die immer 
wieder verlangen, daß gerade dieſe Steuer ſo 
ſchnell wie möglich beſeitigt wird. (Zuruf des 


Abg. Rahn.) Kommen Sie doch nicht mit dieſen 


ollen Kamellen. Darüber haben wir uns ſchon 
hunderte von Malen unterhalten! Keine Regie⸗ 
rung, wie ſie auch zuſammengeſetzt ſein könnte, 
wäre in der Lage geweſen, über die ſchwere In⸗ 
flationszeit ohne dieſe Steuern hinwegzukommen. 
(Abg. Rahn: Unſinn!) Genau, wie in Deutſch⸗ 
land, genau wie in Polen war das auch in Dan⸗ 
zig der Fall. Wir haben dieſe Steuer von vorn⸗ 
herein als eine reine Inflationsſteuer betrachtet. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) Wir ſind es ge⸗ 
weſen, die ſofort nach der Inflation geſagt ha⸗ 
ben, wir wollen dieſe Steuer beſeitigen. Die alte 
Regierung iſt es geweſen, die den Abbau der Um⸗ 
ſatzſteuer durchgeführt hat. Wir ſind es geweſen, 
die im letzten Jahr den einſtimmigen Beſchluß 
herbeigeführt haben, daß dieſe Steuer vollkom⸗ 
men beſeitigt werden ſollte. Der jetzigen Regie⸗ 
rung unter Führung der Sozialdemokratie, der 
Partei, die in dieſer Beziehung die größten Ver⸗ 
ſprechungen gemacht hat, dieſer Regierungsko⸗ 
alition blieb es überlaſſen, dieſe allen Kreiſen der 
Bevölkerung ſo verhaßte Steuer wieder einzu⸗ 
führen. (Abg. Plenikowſki: Wollen Sie Senator 
werden?) Wir bitten, den Antrag dem Steuer: 
ausſchuß zu überweiſen und bitten die Angehöri— 
gen aller Parteien, endlich einmal mit dieſer 
wirtſchaftsfeindlichen Steuer Schluß zu machen. 
(Abg. Plenikowſki: Wenn Sie wieder in der Re⸗ 
gierung ſind!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion iſt für die Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer und wird für die Auf⸗ 
hebung ſtimmen, ſobald Erſatz für dieſe Steuer 
innerhalb der Kommunen geſchaffen iſt. Das, 
m. D. u. H., iſt der Angelpunkt der ganzen Ge⸗ 
ſchichte. Neun Zehntel dieſer Steuer werden den 
Kommunen zur Inſtandhaltung ihrer Etats über⸗ 
wieſen. Sie, m. D. u. H., die Sie Antragſteller 
dieſer Geſetzesvorlage ſind, haben in einer An⸗ 
frage gefragt, wie es komme, daß die Stadtge⸗ 
meinde Danzig ihren Etat heute noch nicht in Ord⸗ 
nung habe. Herr Abg. Boecker, das iſt Ihnen doch 
nicht unbekannt? (Abg. Boecker: Spart!) Wenn Sie 
auf der andern Seite fordern, daß die Einnah⸗ 
men der Stadtgemeinde, die zu einem weſent⸗ 
lichen Teil in der Umſatzſteuer beſtehen, abgebaut 
werden ſollen, dann Herr Boecker, hätten Sie den 
Weg zeigen ſollen, wie die Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig und die anderen notleidenden Kommunalver⸗ 
bände und Städte in der Lage ſind, ohne Umſatz⸗ 
ſteuer ihren Etat in Ordnung zu halten. (Abg. 
De Ziehm: Ueberweiſungen!) Ueberweiſungen 
aus Einnahmen des Staates die nicht vorhan⸗ 
den ſind! (Zölle! rechts.) Auch Ihnen wird nicht 
unbekannt ſein, daß der Staatshaushalt nur mit 
Mühe und Not banlanziert und daß aus den Ein⸗ 
nahmen des Staates den Kommunen nichts über⸗ 
wieſen werden kann. Bei dem Entwurf des Haus⸗ 
haltsplans beſtand die Abſicht, den Kommunen 
einen Teil zu überweiſen. Das wurde zurückge⸗ 
zogen und dadurch hat ſich die Notlage noch er⸗ 
höht. (Abg. Rahn: Warum ſträuben Sie ſich, die 
Beamtengehälter zu ermäßigen?) Herr Kollege 
Rahn, auch darauf möchte ich zu ſprechen kom⸗ 
men. (Abg. Rahn: Legen Sie ſolchen Wert auf 
das Zentrum, wenn es nicht mitmachen will?) 


— 
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Das Haus hat Geſetzentwürfe zu behandeln ge⸗ zahlen, ſonſt kommt der Gerichtvollzieher und 


habt, die Erſparniſſe für den Staat und die Kom⸗ 
munen gebracht hätten. Aber die Herren auf der 
rechten Seite waren es, die die Anträge abge⸗ 
lehnt haben. (Zwiſchenrufe rechts.) Lehnt man 
aber dieſe Anträge ab, die Erſparniſſe bringen, 
dann muß man es ſich gefallen laſſen, daß Ein⸗ 
nahmen für die Kommunen und den Staat ge⸗ 
ſchaffen werden, die es ermöglichen, die Ausgaben 
zu decken. Erſt müſſen Geſetze angenommen wer⸗ 
den, die Erſparniſſe bringen, dann wird die Mög⸗ 
lichkeit beſtehen, die Umſatzſteuer abzubauen. 

Ich muß ſagen, daß es meine Partei geweſen 
it, die immer gefordert hat, daß die Umſatzſteuer 
abgebaut werden ſolle. Wir werden unabläſſig 
auf der Wacht ſein, dort wo ſich Gelegenheit bie⸗ 
tet, Erſparniſſe zu machen, vor allem Steuern 
zu ermäßigen, die die Arbeiterſchaft be⸗ 
drücken. Dazu gehört die Umſatzſteuer. Wir 
werden aus eigenem Intereſſe an eine Beſeitigung 
der Umſatzſteuer herangehen, und die Regierung 
wird dem hohen Haus eine entſprechende Vor⸗ 
lage überweiſen. Heute iſt das aus wirtſchaftlichen 
Gründen nicht möglich. Wir ſind aber dafür, daß 
dieſer Geſetzentwurf dem Steuerausſchuß über⸗ 
wieſen wird. Sie, m. H. von der rechten Seite 


haben dann Gelegenheit, uns den Weg zu zeigen, 


wie Sie ſich die Beſeitigung der Umſatzſteuer und 
die Balanzierung des Haushaltsplanes der Kom⸗ 
munen denken. Wenn Sie uns den Weg zeigen 
können, der begangen werden ſoll, die Sozial⸗ 
demokratie iſt bereit, die Amſatzſteuer dann abzu⸗ 
bauen. 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Das Geſetz 
betr. Umſatzſteuer iſt im Jahre 1922 in Kraft ge⸗ 
treten. 
ſehr ſchwere Kämpfe abgeſpielt. Insbeſondere 
waren die Kommuniſten dagegen. Wenn die So⸗ 
zialdemokratie nicht in der Regierung war, trat 
ſie auch gegen die Umſatzſteuer auf. Aus welchem 
Grunde kämpfen wir Kommuniſten gegen die Um⸗ 
ſatzſteuer? Die Umſatzſteuer trifft insbeſondere die 
werktätigen Klaſſen. Wenn die Arbeiterfrau 
Lebensmittel oder Kleider kauft, jo iſt die Umjat- 
ſteuer ſchon in die Preiſe eingerechnet. Der Groß⸗ 
kaufmann zahlt nicht die Umſatzſteuer, ſondern 
ſie wird von der werktätigen Bevölkerung aufge⸗ 
bracht. Von ihren Hungerlöhnen und von der 
geringen Erwerbsloſenunterſtützung müſſen ſi 
die Amſatzſteuer zahlen. Der kleine Handwerker, 
der mit Sorgen zu kämpfen hat, der kleine Ge⸗ 
werbetreibende, der nicht viel verdient, müſſen die 
Umſatzſteuer entrichten. Wenn man dann zum 
Steueramt kommt und der Steuerbehörde erklärt, 
daß man nicht ſoviel Geld verdient hat, ſagen die 
Herren dort: „Sie leben ja noch, wenn Sie leben, 
verdienen Sie noch immer ſo viel, daß Sie die 
Steuer zahlen können!“ Aber es ift ein Unter- 

ied, wie man lebt, ob man ein Gehalt wie Se⸗ 
natspräſident Sahm oder Dr. Ziehm hat oder 
wöchentlich 20 und 30 Gulden verdient. Ebenſo 
geht es dem kleinen Bauern. Er muß von mor⸗ 
gens früh bis ſpät abends arbeiten und hält ſich 
knapp am Leben. Trotzdem muß er die Steuer 


Seit der Zeit haben ſich um dies Geſetz W̃ 


pfändet ihm die letzte Kuh. 

Die werktätige Bevölkerung begrüßt es des⸗ 
halb, daß die Amſatzſteuer am 1. April d. Is. auf⸗ 
gehoben werden ſollte. Aber leider war dieſe 
Freude vergebens. Die Wahlverſprechungen, die 
man gemacht hatte, wurden nicht gehalten. Alle 
Parteien von den Sozialdemokraten bis zu den 
Deutſchnationalen brauchten nur Stimmvieh, um 
innerhalb des Parlaments die werktätigen Klaſ⸗ 
ſen zu betrügen. Es iſt auch eine ganz nieder⸗ 
trächtige Heuchelei von den Deutſchnationalen, 
wenn ſie jetzt den Antrag zwecks Aufhebung der 
Umſatzſteuer einreichen. Sie meinen es mit ihrem 
Antrag nicht ehrlich, ſonſt hätten ſie während 
ihrer Regierungszeit ſchon längſt die Umſatzſteuer 
aufgehoben. Aber die Arbeiterſchaft hat Sie 
durchſchaut, daß Sie niemals ein Herz für die 
Werktätigen gehabt haben, daß Sie die Not und 
das Leiden der Aermſten der Armen überhaupt 
nichts angeht. Aufgabe der Regierung muß es 
ſein, die Umſatzſteuer zu beſeitigen. Das ſollte 
vor allen Dingen die Sozialdemokratie tun. Die 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, die zu Ver⸗ 
ſammlungen auf dem Lande waren, werden ein 
Bild von der Not und dem Elend der Werktäti⸗ 
gen bekommen haben. Sie müſſen deshalb dieſem 
Antrage zuſtimmen, nicht aus Liebe zu den 
Deutſchnationalen, denen es nicht ernſt damit it; 
denn die Kapitaliſten zahlen ja nicht die Umſatz⸗ 
ſteuer, ſondern ſie wird aus den Knochen der 
Werktätigen herausgepreßt. Dem Proletariat 
zuliebe müſſen Sie die Umſatzſteuer aufheben. 

Es wird uns entgegen gehalten, daß die Dek⸗ 
kung fehlt. Beſteuern Sie doch die beſitzende 
Klaſſe mehr. Sie haben gehört, daß Geld vor⸗ 
handen iſt. Man hat der Landwirtſchaft geholfen. 
enn man von der Landwirtſchaſt ſpricht, meint 
man nicht die kleinen Bauern. Die Beihilfen 
haben die Großagrarier bekommen. Sie ſind im⸗ 
ſtande, Steuern zu zahlen, tun es aber nicht. Es 
iſt typiſch, daß die Sozialdemokratie ſagt, es ſeien 
keine Mittel da, trotzdem ihr Genoſſe Bürger⸗ 
meiſter Reek erklärt hat, daß 70 Prozent der 
Großagrarier im Kreiſe Großes Werder keine 
Steuern bezahlt haben. Ziehen Sie die Groß⸗ 
agrarier heran, dann haben Sie Geld. Aber die 
Sozialdemokratie wird wie die Deutſchnationalen 
getreu ihrer arbeiterfeindlichen Politik dagegen 
ſtimmen. Das beweiſt, daß die Kämpfe, die Sie 
während Ihrer Oppoſition gegen die Umſatzſteuer 
geführt haben, nicht ehrlich, ſondern unehrlich 
geweſen ſind. Sie haben von der Sozialdemokra⸗ 
tie bis zu den Deutſchnationalen nur das eine 
Intereſſe, dieſen kapitaliſtiſchen Staat auf Koſten 
der werktätigen Bevölkerung zu erhalten. Nur 
die Kommuniſtiſche Partei iſt bisher ehrlich für 
die Arbeiterſchaft eingetreten. Sie wird auch 
weiter gegen die UAmſatzſteuer und gegen alle 
arbeiterfeindlichen Geſetze kämpfen. Wenn ſich 
die Zuhörer heute dieſen Hokuspokus angeſehen 
haben, werden ſie ſelbſt zugeben, daß aus dieſem 
Parlament keine Rettung für die Werktätigen 
kommen wird. Wir werden gegen dieſen Staat, 
gegen alle arbeiterfeindlichen Geſetze kämpfen. 
Die Geſetze, die im Intereſſe der Arbeiterſchaft 
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ſind, werden erſt dann durchgeführt werden, wenn 


die Arbeiterſchaft geſiegt und den Sozialismus er⸗ 
richtet hat. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Sprecher 
der Deutſchnationalen Fraktion hat auf einen 
Zwiſchenruf von mir, daß es die Deutſchnationale 
Fraktion war, welche vor etwa acht Jahren die 
Umſatzſteuer in Danzig einführte und acht Jahre 
aufrecht erhielt, erwidert, daß die Deutſchnatio⸗ 
nalen und die damalige Regierungskoalition 
unter einem Zwange gehandelt und dieſe Steuer 
als Inflationsſteuer eingeführt und betrachtet 
haben. Es iſt richtig, daß man bei der einſeitigen 
Anſchauung der damaligen Regierungskoalition, 
die unter der Leitung der Deutſchnationalen ſtand, 
nicht mit der Inflation in Danzig fertig wurde, 
ihr die Steigbügel hielt und ſie förderte. Es iſt 
aber auch ferner richtig, daß Danzig, wenn eini⸗ 
germaßen Verſtand in der damaligen Regierungs⸗ 
koalition geweſen wäre, keine Inflation hätte zu 
haben brauchen. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) 
Sie hingen an der deutſchen Mark und wollten 
mit ihr ſtehen oder fallen. Durch dies Feſthalten 
haben Sie 99 Prozent des Danziger National⸗ 
vermögens geopfert. Das iſt Ihr Verdienſt. (Zu⸗ 
ruf rechts.) Wir gingen darin konform, daß nicht 
die polniſche Währung in Danzig eingeführt wer⸗ 
den dürfte. Ich erinnere aber daran, trotz aller 
Zwiſchenrufe des Herrn Abg. Dr. Ziehm, deſſen 
parlamentariſcher Anſtand ſich neuerdings in 


G) überlauten Zwiſchenrufen offenbart, daß ſchon in 


der zweiten Hälfte des Jahres 1923 in Danzig die 
ſogenannten Goldſchecks eingeführt wurden, und 
daß mit Ablauf des Jahres 1923 die neue Danzi⸗ 
ger Währung, die Guldenwährung, eingeführt 
wurde. Von 1923 bis, wenn ich mich recht entſinne, 
Auguſt 1925, hielt die deutſchnationale Regie⸗ 
rung bezw. die Rechtsregierung unter deutſch⸗ 
nationaler Führung, die Umſatzſteuer aufrecht, 
obgleich Anträge auf Aufhebung von unſerer 
Seite ſtändig geſtellt wurden. (Abg. Dr. Ziehm: 
Stimmt ja nicht!) Die Steuer wurde erſtmalig 
Ende 1924 von 2 Prozent auf 1 Prozent ermäßigt. 
Als eine kurze Zeit darauf die Steuer infolge der 
großen Zolleinnahmen für den Staatsſäckel nicht 
mehr notwendig war, überließen Sie dieſe Steuer 
den Kommunen. Bei ordnungsmäßiger Führung 
der kommunalen Verwaltungen und zweckmäßiger 
Einrichtung der Beamtenſchaft in den Gemeinden 
hätten dieſe ohne dieſe Steuer auskommen kön⸗ 
nen, die ſie vor und nach dem Kriege nicht gekannt 
haben. Sie waren es, die den Kommunen die 
Amſatzſteuer zuſchanzten. Als dann die Links⸗ 
koalition unter Führung der Sozialdemokratiſchen 
Partei die Geſchäfte in die Hand nahm, fand ſie 
derart zerrüttete Finanzen vor, daß es ihr nicht 
möglich war, die Umſatzſteuer abzubauen. (Zuruf 
rechts.) Auf Ihre 15 Millionen erſparten Gelder 
komme ich gleich zurück. Damals wurden von 
Ihnen die Anträge geſtellt, obgleich Sie wußten, 
daß die Regierung nicht in der Lage war, die Am⸗ 
ſatzſteuer aufzuheben, weil ihr die Möglichkeit da⸗ 
zu fehlte, weil die Finanzen das nicht erlaubten. 
Jawohl, Sie hinterließen, als Sie aus der Regie⸗ 
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rung gingen, 15 Millionen, die aber nur auf dem 
Papier ſtanden, (Das iſt nicht wahr! rechts.) die 
nicht einzubringen waren, (Abg. Schwegmann: 
Was Sie ſagen iſt lauter Schwindel!) und die un⸗ 
einbringliche Zollaußenſtände darſtellten. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) Ihre Regierung war da⸗ 
mals der Danziger Wirtſchaft, und zwar nicht nur 
der Danziger Wirtſchaft, die das verdiente, ſon⸗ 
dern in leichtſinniger Weiſe der geſamten Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft entgegengekommen, die ſie um den 
Zoll betrogen hat, ſodaß der Staat ſchließlich 8 bis 
9 Millionen an Zoll verlor. (Das ſtimmt nicht! 
rechts.) Dieſe 9 Millionen, die Sie der damaligen 
Regierung als Guthaben anrechneten, hatten Ste 
hinterlaſſen. Es waren Ausſtände, die unein⸗ 
bringlich waren. (Abg. Schwegmann: Alles 
Schwindel!) Kommen Sie nicht mit derartigen 
Redensarten, wie Schwindel! Herr Dekan Sa⸗ 
watzki hat es erklärt, der Herr Finanzſenator hat 
es erklärt, die Senatoren, die Ihnen folgten, ha⸗ 
ben es erklärt. Wenn die Senatoren das geſagt 
haben, ſchwindle nicht ich, ſondern die Herren vom 
Senat. (Das haben ſie nicht geſagt! rechts.) Ich 


glaube nicht, daß die Senatoren, die dieſe Erklä⸗ 


rung abgegeben haben, geſchwindelt haben, ſon⸗ 
dern daß ſie die Wahrheit geſagt haben und daß 
Sie ſich mit der Wahrheit auf einem ſehr gefähr⸗ 
lichen Streitfuß befinden. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Nun wurde ferner erklärt, daß die Herren 
Deutſchnationalen das nicht als eine Parteiſache, 
ſondern als eine wirtſchaftliche Angelegenheit be⸗ 
trachten. Jawohl, jede Steuer iſt eine wirtſchaft⸗ 
liche Angelegenheit, und alles, was Wirtſchaft iſt, 
iſt eine politiſche Angelegenheit. Es iſt über⸗ 
flüſſig, zu betonen, daß Sie wirtſchaftlich handeln. 
Nein, weil Sie im gegenwärtigen Moment es für 
zweckmäßig halten, Agitation zu treiben, deshalb 
bringen Sie einen derartigen Antrag ein. Sie 
find töricht genug, das im gegenwärtigen Momens 
zu tun, in dem Moment, wo die Regierung er⸗ 
klärt, ſie könne ſteuerliche Ermäßigungen über 
das, was ſchon geſchehen iſt, hinaus nicht vorneh⸗ 


men, weil ſie infolge der Auszahlung der höheren 


Beamtengehälter, da ſich das Obergericht auf den 
Boden der Beamten und nicht auf den Boden der 
Regierung geſtellt hat, 3 bis 4 Millionen Nach⸗ 
zahlungen oder jährliche Mehrzahlungen leiſten 
muß. Sie erklärt, es ſei unmöglich, jetzt die Um: 
ſatzſteuer abzubauen. Ich mache den Deutſchnatio⸗ 
nalen keine Vorwürfe, wenn ſie Anträge ſtellen, 
die im parteiagitatoriſchen Intereſſe liegen, dann 
ſoll man ſich aber nicht hier hinſtellen und ſo tun. 
als ob man das aus ſtaatserhaltendem Intereſſe 
tue, ſondern der Parteiegoismus ſpricht dieſem 
Antrag aus dem Geſicht. Es wäre ehrlicher, wenn 
Sie erklärten, wir erkennen an, daß die Sozial⸗ 
demokraten und die linken Parteien, als ſie in der 
Regierung waren, ſtändig Anträge ſtellten, die 
auf Abſchaffung der Umſatzſteuer hinzielten. Das 
wäre ehrlich. Sie als geweſene Regierungspartei 
müſſen es wiſſen, da es ſchwierig iſt, wenn die 
Kaſſe des Staates die Mittel nicht aufweiſt, eine 
Steuer aufzuheben. Es iſt eine politiſche Unehr⸗ 
lichkeit, wenn Sie mit derartigen Anträgen hau⸗ 
ſieren gehen. Einer Partei, die noch nie in der 


Regierung war, iſt der Vorwurf nicht zu machen, 
wenn ſie, um ihr agitatoriſches Bedürfnis zu be⸗ 


— 
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friedigen, einen derartigen Antrag ſtellt. Aber 
Sie, die Sie zwei Mal die politiſchen Geſchäfte 
einer Regierung geführt haben, müßten wiſſen, 
daß es illoyal iſt, einen derartigen Antrag zu 
ſtellen. 

Da aber auch der Regierungskoalition einiges 
in dieſer Angelegenheit geſagt werden muß, 
möchte ich zu der Bemerkung des Herrn Abg. 
Fooken ſagen, daß es eigenartig iſt, wenn man 
hier immer nur erklärt: „Zeigt den Weg, zeigt 
den Weg, dann werden wir die Steuer aufheben“. 
Mein Fraktionskollege Dr. Blavier hat vorhin 
den Weg gezeigt, wie 3 bis 4 Millionen geſpart 
werden können, um die Umſatzſteuer aufzuheben, 
um den Kleinrentnern zu helfen, um den kleinen 
Hausbeſitzern zu helfen. Ich habe leider nicht be⸗ 
merkt, daß die Deutſchnationalen und die Natio⸗ 
nalliberalen dieſer Reſolution zugeſtimmt haben. 


Es iſt ein Weg gezeigt worden, wie man die 3 bis 


4 Millionen, die die Aufhebung der Umſatzſteuer 
ermöglichen, ſchaffen kann. Ich fürchte nur, daß 
die Regierungskoalition dieſen Weg aus Angſt 
nicht beſchreiten könnte, und zwar nach dem heuti⸗ 
gen Ergebnis der Abſtimmung, wo das Zentrum 
nicht für eine Regierungsvorlage eingetreten iſt, 
nachdem es bereits drei Mal dafür geſtimmt hat. 
Die Abſtimmung des Zentrums über den Volks⸗ 
entſcheid müßte Ihnen wohl gezeigt haben, daß 
Sie mit einer ſolchen Regierungskoalition nicht 
weiter zuſammenarbeiten können, wenn das Zen⸗ 
trum nicht den ſozialdemokratiſchen und liberalen 
Münſchen, denen ſich noch einige andere Parteien 
des Hauſes anſchließen, folgen will, und das Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz dahin abändern will, daß 
man über die Frage, was Verfaſſungsrecht und 
was nicht Verfaſſungsrecht iſt, einen Gerichtshof 
entſcheiden läßt, der frei von ſolchen Beamten iſt. 
Dann iſt es hohe Zeit, daß Sie ſich von dieſer 
Koalition trennen, denn Ihre Wählerſchaft wird 
Ihnen keinen Dank dafür ſagen, daß Sie noch 


einen Tag länger mit Leuten zuſammenſitzen, die 


ihren Willen durchaus durchſetzen wollen, daß 
zentrümliche Beamtenwirtſchaft und deutſchnatio⸗ 
nale Beamte den Staat ruinieren. Ziehen Sie, 
wenn die Dinge ſo liegen, die Konſequenzen aus 
dem Verhalten dieſer Fraktionen und retten Sie 
Ihre Ehre! (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Es iſt der Antrag geſtellt, den Urantrag 
dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Wer für die⸗ 
ſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt demgemäß dem 
Steuerausſchuß überwieſen. Ich rufe nunmehr 
die Punkte 6 und 8 auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Fürſorge für Kleinrentner. — Ur⸗ 
antrag der Frau Abg. Kalähne u. Fr. — 

Druckſache Nr. 470. 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe an 
Minderbemittelte. — Urantrag des Abg. 
Opitz u. Fr. — 


Druckſache Nr. 480. Das Wort zur Begrün⸗ 


dung des erſten Antrages hat Frau Abg. Kalähne. 
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Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Wieder einmal ſoll ſich heute der Volks⸗ 
tag mit Kleinrentnerfragen beſchäftigen. (Abg. 
Plenikowſki: Wieder einmal mit Agitationsan⸗ 
trägen der Deutſchnationalen!) Ich komme auf 
den Vorwurf der Agitation noch zurück. Es iſt 
nicht das erſte Mal, daß ich von dieſem Platze zu 
dieſen Fragen ſpreche. (Zuruf des Abg. Brill. — 
Abg. Plenikowſki: 1924 hatten Sie Millionen, 
warum haben Sie da nicht das Kleinrentnergeſetz 
geſchaffen?) Es iſt tief bedauerlich, daß wir immer 
noch mit Teilanträgen kommen müſſen, weil die 
Frage im Deutſchen Reich noch nicht jo weit ge⸗ 
diehen iſt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Herr 
Abg. Plenikowſki, Sie find Lehrer und müſſen als 
ſolcher die Kinder unterrichten. Sie müßten aber 
zuerſt ſelber lernen, den Mund zu halten, wenn 
ein anderer ſpricht. (Abg. Plenikowſki: Ich werde 
vor meinen Kindern nicht derartigen Unſinn ſpre⸗ 
chen, wie Sie, die deutſchnationale Regierung im 
Reich hat nicht daran gedacht, das Geſetz zu ſchaf⸗ 
fen!) Es iſt tief bedauerlich, daß es die Reichs⸗ 
Regierungen bisher noch nicht fertig gebracht ha⸗ 
ben, ein Kleinrentnergeſetz zu ſchaffen. Sie wiſſen, 
daß man ſeit Jahren verſucht, eine Regelung zu 
ſchaffen, daß aber eine Einigung zwiſchen den 
Parteien nicht zuſtande kommt. Auch heute wird 
im Reiche viel über dieſe Frage geſprochen, aber 
ein Geſetzentwurf, der irgendwelche Ausſicht hätte, 
eine Mehrheit zu bekommen, liegt nicht vor, wenn 
auch verſchiedene Geſetzentwürfe von kleineren 
Fraktionen oder Gruppen bereits eingebracht ſind. 

Es iſt tief traurig, daß Jahr um Jahr vergeht, 
und dieſe armen Leute in Gram, Sorge, Ent⸗ 
behrung und vor allen Dingen Erbitterung dahin⸗ 
ſterben, ehe eine einheitliche Löſung gefunden 
wird. Alles, was wir in Danzig leiſten und auch 
das, was wir heute beſprechen wollen, iſt Stück⸗ 
werk. Das wiſſen wir ganz genau. Es wird ſo 
lange Stückwerk bleiben, bis wir die Löſung über⸗ 
nehmen können, die das Reich fand. Wir hoffen, 
daß es eine gerechte Löſung ſein wird, die endlich 
den Rentnern einen Anſpruch auf Verſorgung 
gibt. Nun iſt mir entgegengerufen worden, wer 
trieben Agitation. Das iſt nicht nur von Herrn 
Abg. Plenikowſki, ſondern ähnlich auch von Herrn 
Abg. Dr. Blavier ausgeſprochen. Darauf möchte 
ich dieſen Herren erwidern, daß ſie anſcheinend 
keine Ahnung haben, wie man in ſolchen Kreiſen 
Agitation treibt, wenn Sie unſere Arbeit Agitation 
nennen. Als Agitation bezeichne ich die Entſchlie⸗ 
ßung, die Herr Dr. Blavier eingebracht hat. Wenn 
wir in Kleinrentner⸗Kreiſen Agitation treiben 
wollten, dann würde ich heute als Mitglied einer 
Oppoſitionspartei ein Kleinrentner⸗Geſetz vor⸗ 
legen. Das macht mir nicht viel Schwierigkeiten; 
ich habe Dutzende von Entwürfen zu Hauſe. Darin 
würde ich den Kleinrentnern alles das verſpre⸗ 
chen, was z. B. der Rentnerbund im Reiche für 
dieſe Kreiſe verlangt. Ich wüßte aber dann vor⸗ 
her, daß dies Geſetz im Volkstag keine Mehrheit 
fände. (Zuruf bei den Kommuniſten.) Sie begehen 
ſelbſt als Kommuniſten und Sozialdemokraten 
keine Heldentat, wenn Sie nicht ſchweigen können, 
ſo lange eine Frau ſpricht. (Wenn Sie etwas Ver⸗ 
nünftiges reden, ja, aber nicht bei ſolchem Blöd⸗ 
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ſinn! links.) Wenn Sie meinen, daß das Blöd⸗ 
ſinn iſt, was ich geſagt habe, dann können Sie 
ſpäter das Wort nehmen und darauf erwidern. 
(Auf den Unſinn erwidert man nicht! links.) 
Wenn wir alſo hätten Agitation treiben wollen, 
dann hätten wir es ſo wie Herr Dr. Blavier mit 
ſeiner Entſchließung oder wie Herr Abg. Lemke 
machen können, — (Abg. Lemke: Laſſen Sie mich 
zufrieden! — Heiterkeit Abg. Lemke: Mit 
Ihnen werde ich fertig! — Erneute Heiterkeit.) 
Herr Lemke verſpricht den Rentnern, ein neues 
Kleinrentnergeſetz einzubringen. Mit ſolchem 
Stückwerk wie Frau Kalähne ſich abgibt, ließe er 
ſich nicht ein. (Abg. Plenikowſki: Sie haben es 
trotz Ihrer ſechsjährigen Regierungszeit auch 
nicht geſchaffen!) Herr Lemke iſt neues Mitglied 
dieſes Volkstages und Mitglied einer Regie⸗ 
rungspartei, da mag er beweiſen, was er er⸗ 
reichen kann. Wir haben es in der Regierung 
fertig gebracht, mit Hilfe der beiden anderen 
bürgerlichen Parteien das Kleinrentnergeſetz zu 
ſchaffen. Wenn das Mängel aufweiſt, ſo ſi 
nicht wir, ſondern Ihre Partei und die Sozial⸗ 


demokraten daran ſchuld, die eine höhere Unter⸗ 


ſtützung nicht haben wollten. Das Zentrum, die 
Demokraten und wir waren uns damals einig, 
daß wir helfen wollten. (Abg. Plenikowſfki: 
Millionen⸗Geſchenk an die höhere 
ſchaft!) Das hat mit den Kleinrentnern nichts 
zu tun. Die von uns beantragte Aenderung des 
jetzt beſtehenden Kleinrentner⸗Geſetzes iſt etwas, 
was eigentlich einer Diskuſſion nicht bedürfte, 
denn dieſer Aenderung hat auch die Fraktion von 


) Herrn Plenikowſki zugeſtimmt, die jetzt jo ſehr 


dagegen Front macht, ſcheinbar, weil ſie gar nicht 
weiß, was in der Vorlage ſteht. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Gemeine Agitation!) Wer ſchimpft, hat 
Unrecht. (Abg. Plenikowſki: Ihre Gemeindevor⸗ 
ſteher laſſen die Kleinrentner auf dem Lande 
verrecken!) Wir beantragen alſo eine Aenderung 
des beſtehenden Kleinrentner⸗Geſetzes. (Bei 
Vollerthun müſſen Sie anfangen, der beantragt 
5 Gulden Unterſtützung monatlich! links.) Was 
Herr Vollerthun macht, geht mich in dieſem Falle 
nichts an. Ich werde meine Ausführungen zu 
Ende führen, auch wenn Sie mich dauernd unter⸗ 
brechen. Glauben Sie nicht, daß ich dieſe für mich 
wichtige Frage etwa abbreche, wenn ich auch nicht 
über ſo viel Stimmittel verfüge, wie der Herr 
Abg. Plenikowſki. Die Energie, meine Ausfüh⸗ 
rungen zu beenden, bringe ich noch auf. 

Wir haben beantragt, den Geſetzentwurf in 
einem Punkte zu ändern. Dieſe Aenderung iſt 
von dem geſamten Volkstag von links bis rechts, 
von den Kommuniſten bis zu den Deutſchnatio⸗ 
nalen bereits angenommen. Ende Mai vorigen 
Jahres wurde im Anſchluß an eine Eingabe, die 
der Kleinrentnerbund wegen Erhöhung der 
Unterſtützungsſätze eingebracht hatte, einſtimmig 
beſchloſſen, daß das Geſetz für Kleinrentner dahin 
abgeändert werden ſolle, daß die Höchſtſätze der 
Sozialrenten künftighin für die Bezüge der Klein⸗ 
rentner maßgebend ſein ſollten. Man war ſich im 
ganzen Volkstag einig, daß dies der richtige Satz 
wäre. Damals waren dieſe Höchſtſätze für Sozial⸗ 
rentner ungefähr die Sätze, die heute den Klein⸗ 
rentnern gezahlt werden. Inzwiſchen hat ſich die 
Sachlage geändert. Das iſt der einzige Grund, 


Beamten⸗ 
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weshalb ich heute mit dieſer Vorlage komme. Sie 
hat ſich geändert, weil eine Neuregelung der Be⸗ 
züge der Sozial⸗ und Invalidenrentner eingetre⸗ 
ten iſt, deren Sätze erhöht worden und höher als 
vor einem Jahre find. Wenn wir alſo jetzt das 
verwirklichen wollen, was wir ſ. Z. einſtimmig 
für richtig hielten, ſo können wir gar nicht anders, 
als das Geſetz ändern. Hinzu kommt, daß ich Sie 
bitte, das Wort „Erwerbsloſe“ darin zu ſtreichen; 
denn es iſt widerſinnig. Die Kleinrentner haben 
mit den Erwerbsloſen nichts zu tun. Die Erwerbs⸗ 
loſen⸗Unterſtützung iſt eine Unterſtützung, die für 
ganz andere Zwecke gedacht iſt, nämlich für Leute, 
die unverſchuldet um ihre Erwerbsmöglichkeit ge⸗ 
kommen ſind, denen man natürlich einen Erſatz 
geben muß, damit ſie leben können. Der Erſatz iſt 
niedrig, das wiſſen wir. Er darf aber niemals ſo 
hoch ſein, daß er ihnen die Luſt an der Arbeit 
nimmt, und daß die Löhne, die für Arbeit ge⸗ 
währt werden, niedriger wären als die Erwerbs⸗ 
loſen⸗Unterſtützung. (Zuruf des Abg. Plenikowſki) 


d Ich habe nicht gejagt, daß die Erwerbsloſen⸗ 


Anterſtützung zu hoch ſei, ſondern daß fie niedrig 
iſt. Im übrigen werden meine Ausführungen 
ſtenographiert, und Sie können nachher nachleſen, 
was ich geſagt habe. — Die Sätze, die den Er⸗ 
werbsloſen gezahlt werden, ſind nicht ſo gedacht, 
daß ſie den Erwerbsloſen einen dauernden 
Lebensunterhalt verbürgen ſollen. Das iſt aber 
bei den Kleinrentnern der Fall. Dieſe haben nie 
die Möglichkeit, aus dieſem niedrigen Satz her⸗ 
auszukommen. Sie ſollen alle ihre Bedürfniſſe 
fortlaufend aus dieſem niedrigen Satz befriedigen. 
Deswegen iſt die Grundlage, von der die Unter: ( 
ſtützung ausgeht, bei Erwerbsloſen und bei Klein⸗ 
rentnern vollſtändig verſchieden. 

Es kommt etwas weiteres hinzu. Wenn wir 
jetzt die Sätze der Kleinrentner erhöhen, und wir 
müſſen ſie erhöhen, der Senat hat ſich dem ja 
auch gar nicht verſchloſſen, und hat ehe ich meinen 
Antrag einbrachte, bereits in Zoppot durch ſeinen 
Vertreter verkünden laſſen, daß er eine Erhöhung 
beabſichtige. (Zurufe links.) Der Senator für 
Soziales hat öffentlich in Zoppot verkündet, daß 
beabſichtigt ſei, die Sätze zu erhöhen. Das iſt ja 
auch ganz naturgemäß, nachdem Sie das einſtim⸗ 
mig angenommen haben. Sie werden doch Ihren 
Senator nicht bloßſtellen, Herr Senator Arczynſki. 
Ich muß doch annehmen, daß das im Senat vor⸗ 
her beſprochen war. Der Volkstag hat doch vor 
einem Jahr beſchloſſen, daß die Kleinrentner die 
Höchſtſätze der Sozialrente haben ſollen. Die 
Sozialrenten ſind erhöht, folglich müſſen die 
Renten der Kleinrentner erhöht werden. Das 
ſteht auch in den Ausführungen zum Kleinrent⸗ 
nergeſetz. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, es iſt 
nur eine Ausführung des beſtehenden Geſetzes. 
Sie können aber andererſeits die Sätze nicht er⸗ 
höhen, wenn Sie das Wort „Erwerbsloſe“ nicht 
ſtreichen, weil die Bezüge der Erwerbsloſen heute 
im großen und ganzen erreicht ſind. Deswegen 
kann man nicht auf der einen Seite die Sätze er⸗ 
höhen und auf der anderen Seite dies Wort 
ſtehen laſſen. Das muß geſtrichen werden. 

Es kommt noch etwas weiteres hinzu. Gerade 
die jetzige Regierung hat bei ihrem Regierungs⸗ 
antritt von dieſer Stelle verkündet, ſie wolle 
möglichſt bald das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz 


(A) 


(B 


(Ralähne, Frau, Abgeordnete) 

ſchaffen. In dem Augenblick, wo Sie das Erwerbs⸗ 
loſenverſicherungsgeſetz geſchaffen haben, iſt ein 
Vergleich der Bezüge der Erwerbsloſen mit denen 
der Kleinrentner ein Ding der Unmöglichkeit. Da 
muß das Wort ſo wie ſo fallen. Es iſt darum nur 
logiſch, wenn es jetzt geſtrichen wird. Sie ſehen, 
wir wollen rein ſachlich das, was Sie auch wollen, 
nur daß Sie uns mit ſo furchtbarem Argwohn 
gegenüberſtehen, weil Sie wiſſen, daß wir augen⸗ 
blicklich in der Oppoſition ſind, da muß alles aus 
einem ſchlechten Motiv heraus, nämlich aus Agi⸗ 
tation, geſchehen, aber nicht aus dem Motiv, daß 
man innerlich Anteil an dem Schickſal dieſer 
armen Leute nimmt. Wenn mich das Schickſal 
dieſer Entrechteten nicht ſo ſehr ergriffe, würde 
ich agitieren, aber dazu ſind mir dieſe Leute zu 
gut. (Zuruf des Abg. Plenikowſki). Wir ſtehen 
auch auf dem Standpunkt, das brauche ich nicht 


beſonders zu betonen, das ſteht in den Ausfüh⸗ 


rungsbeſtimmungen des Geſetzes, daß das Inkraft⸗ 
treten der Erhöhung mit dem gleichen Zeitpunkt 
geſchehen muß, wie die Erhöhung der Bezüge der 
Invaliden⸗ und Sozialrentner. 

Auch die Zulagen für Kinder und Ehegatten 
ſpielen eine Rolle. Kinder im Alter bis zu 18 
Jahren werden bei den Kleinrentnern nur wenig 
vorhanden ſein, aber es gibt ſolche Fälle. Da 
haben ſich ſchwere Differenzpunkte ergeben. Wir 
ſind uns wohl alle einig, daß wir den Antrag dem 
Ausſchuß überweiſen. Da können wir die Frage 
dann regeln. Wir wollen, daß die Ehegatten 35 
Prozent der Rente erhalten und jedes unter 18 
Jahre befindliche Kind 25 Prozent. Es iſt noch 
eine andere Gruppe Menſchen, die tief unglücklich 
ſind, die von dieſem Geſetz betroffen werden. Das 
ſind die Zivilblinden. Sie wiſſen wohl, daß man 
die Rente der Zivilblinden nach den Bezügen der 
Kleinrentner bemeſſen hat. Hier möchten wir 
es als ſelbſtverſtändlich anſehen, daß, wenn die 
Erhöhung der Renten der Kleinrentner vorge⸗ 
nommen wird, die Zivilblinden dieſelbe Unter⸗ 
ſtützung bekommen. 

Ein anderer Punkt, den wir ſchon öfter be⸗ 
rührt haben, der im Verordnungswege geregelt 
werden kann, zu welchem keine Abänderung des 
Geſetzes nötig iſt, iſt die Uebernahme der deut⸗ 
ſchen Beſtimmungen, die in dieſem Jahre heraus⸗ 
kamen, und die beſagen, daß der Rückgriff auf 
Vermögen und Verpfändbarkeit des Vermögens 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. 

Dann iſt hier in Danzig ein Fall paſſiert, der 
eine Ungeheuerlichkeit darſtellt, und der auch den 
Rechtsausſchuß beſchäftigen wird. Die Kleinrente 
iſt als pfändbar erklärt worden. Soviel ich weiß, 
ſind die Erwerbsloſenbezüge unpfändbar, ebenſo 
wie die Bezüge der Invalidenrentner. Demnach 
kann man auch die Kleinrente nicht pfänden; denn 
dieſe Kreiſe haben nur das Notdürftigſte, was der 
Menſch zum Leben braucht. 

Ich erinnere an die Verhandlungen im Aus⸗ 
ſchuß, wo ſich gerade Herr Abg. Plenikowfki fo 
warm für einen Fall einſetzte. Es handelte ſich um 
einen Mann, der eine Penſion von über 100 
Gulden bezieht. Er wohnt im Haushalt ſeiner 
Kinder, iſt alleinſtehend und hatte ſich unrecht⸗ 
mäßig die Erwerbsloſenunterſtützung verſchafft, 
obgleich er wußte, und dies auch zugibt, daß es un⸗ 
rechtmäßig war. Als man verlangte, daß er einen 
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Teil zurückzahlt, machte er eine Eingabe an den 
Volkstag. Sie wurde abgewieſen, aber Herr Pleni⸗ 
kowſki ſetzte ſich warm für den Mann ein und 
meinte, es wäre nicht möglich, daß man mit 100 
Gulden, wenn man im Haushalt der Kinder lebt, 
auskommen kann. Das wäre ganz undenkbar. Hier 
ſollen Menſchen mit 50 Gulden den Monat ihren 
ganzen Unterhalt beſtreiten. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Wir haben immer erklärt, daß wir 
für dieſe Anträge ſind! (Zuruf des Abg. Senft⸗ 
leben. — Abg. Plenikowſki: Wenn Sie nicht den 
Mund halten, ſollen Sie etwas erleben!) Wenn 
Sie das erklären, können wir ein gutes Stück 
Weges zuſammen gehen, wenn Sie für unſeren 
Antrag ſtimmen. Die Mittel, die gebraucht wer⸗ 
den, ſind nicht ſo groß, daß ſie nicht aufgebracht 
werden könnten. Auch über das Aufbringen der 
Mittel werden wir in nächſter Zeit ſprechen. 
Wir ſollen nicht vergeſſen, es handelt ſich um 
eine Hilfsaktion für Menſchen, deren Kreis von 
Jahr zu Jahr kleiner wird. Es handelt ſich um 
Menſchen, denen gegenüber wir verpflichtet ſind, 
als Deutſche, als Chriſten und auch als Menſchen. 
Ich möchte bitten, daß der Antrag dem Sozialen 
Ausſchuß überwieſen wird. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Wilhelm Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
M. D. u. H.! Zunächſt will ich ſagen, daß ich als 
Mieter und Gläubiger und berufener Vertreter 
der Kleinrentner ſpreche. (Bravo!) Ich habe nicht 
die Abſicht, mich hier hinzuſtellen und mein eige⸗ 
nes Loblied zu ſingen. Das habe ich der Vorred⸗ 
nerin überlaſſen (Sehr richtig! links.) Vor langer 
Zeit, ſechs Monate iſt es her, habe ich hier in die⸗ 
ſem hohen Haus erklärt, daß ich das Gute von 
jeder Seite nehme, ob es von rechts oder von 
links kommt. Infolgedeſſen gebe ich die Erklärung 
ab, daß ich mich dieſem Antrag der Deutſchnati⸗ 
onalen anſchließe und ihn warm befürworte. 
(Bravo!) Leider muß ich ſagen, daß ich mich ent⸗ 
gegen den Worten, die vorhin die Frau Ab⸗ 
geordnete und Antragſtellerin hier geſprochen hat, 
in einer Kontroverſe mit ihr befinde. Die An⸗ 
tragſtellerin würde mich in jedem Fall an ihrer 
Seite finden, — (Abg. Rahn: In dem Alter noch? 
— Heiterkeit.) ja, es wäre eine ſchöne Gruppe, 
wenn wir zuſammengingen, — wenn ſie aus ſo⸗ 
zialethiſchen Gründen handelte und wenn ſie das 
voll und ganz in dieſem Sinne vertreten würde. 
Da muß ich aber leider konſtatieren, daß die An⸗ 
tragſtellerin dieſe ſoziale Frage zum Kampf und 
Werbemittel für ihre Partei benutzt hat. (Hört, 
hört!) Ja, das iſt die Wahrheit. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das dürfen nur Sie tun!) Sie hat ſich aber 
hingeſtellt, als ob ſie diejenige wäre, die allein 
das große, warme Gefühl hätte und hat die an⸗ 
deren, darunter mich, ich mache mir daraus nichts, 
wenn ſie das ſagt, herabgeſetzt. (Ein bißchen Ge⸗ 
fühl wird ſie noch haben! rechts. — Heiterkeit.) 
Das iſt das, was mich auf den Kampfplatz ruft, 
ſonſt würde ich jeden Antrag, der von dort kommt, 
unterſtützen. Sobald er aber nur für die Partei 
geſchrieben iſt, ruft mich das auf den Plan. Ich 
darf für meinen Teil erklären, daß ich noch nie⸗ 
mals ſoziale und ethiſche Belange vor den Partei⸗ 
wagen geſpannt habe. Man ſoll ſich nicht hinſtel⸗ 
len, als wenn man allein die ſegenſpendende Fee 
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ſei. (Heiterkeit.) Ich achte alle Damen des Volks⸗ 
tages als Engel. Ich habe leider nicht mit allen 
über dieſe Materie geſprochen, aber mit zweien, 
die ich namentlich hervorheben will, Frau Abg. 
Richter und Frau Abg. Malikowſki. Ich habe bei 
ihnen feſtgeſtellt, daß ein warmer Strom des 
ſozialen Empfindens für dieſe Leute vorhanden 
iſt, die ſo in Not geraten ſind. Dieſe Damen 
brauchen nicht im Winkel zu ſtehen, ſondern 
können ihr Licht auch auf die Turmſpitze ſtellen. 
Damit will ich aber durchaus nicht etwa die an⸗ 
deren Damen zurückſetzen und durchaus nicht die 
ſozialen Beſtrebungen der Antragſtellerin herab⸗ 
würdigen. Das tue ich nicht. Ich bin nicht ſolch ein 
kleinlich denkender Menſch wie andere. 

Daß man mit ſolch einem ſozialen Belang 
Agitation treibt, das iſt es, was ich verwerflich 
finde und verurteile. (Abg. Dr. Ziehm: Worin 
liegt nun die Agitation?) Wenn man außerdem 
ſagt, man treibe keine Agitation, ſo bin ich ge⸗ 
zwungen, zwei von vielen Dingen hervorzuheben. 
Was ſoll man dazu ſagen, wenn ein Geiſtlicher 
ſeine Kirche mit einem Wahllokal verwechſelt? 
(Hört, hört! links) oder die Kirchenbeſucher als 
eine Volksverſammlung betrachtet und dort eine 
politiſche Rede hält? (Abg. Gehl: Wer war das?) 
Wen es juckt, der kratze ſich! (Große Heiterkeit.) 
Man hält in der Kirche eine politiſche Wahlrede 
und macht die Leute gruſelig. Daß man mit 
ſolchen Phantaſtereien Wahlagitation treibt, 
finde ich abwegig. Zum Schluß wird die Not der 
Kleinrentner als höchſter Trumpf ausgeſpielt und 
geſagt: „Mindeſtens ſorge man dafür, daß dieſe 
Leute ein anſtändiges Begräbnis haben.“ Das iſt 
Hohn. Ich muß aufrichtig ſagen, dieſer Herr hat 
ſeinen Beruf verfehlt. (Sehr richtig! links.) 
Während er dieſen Trumpf ausſpielte, hat er 
m. E. mehr an ſeinen Gänſebraten und Rotſpon 
gedacht, als an das trockene Stück Brot, das die 
Kleinrentner eſſen. Dann will ich das zweite Bei⸗ 
ſpiel anführen. Ein hoher Beamter hat ſich der⸗ 
artig vergeſſen, daß er öffentlich erklärte, wenn die 
Weißhaarigen erſt erledigt ſind, würde Ruhe 
kommen. (Hört, hört! links.) Und wenn das Gras 
turmhoch wächſt, ſo wird es doch nicht den Not⸗ 
ſchrei der Kleinrentner, den Schwindel und Be⸗ 
trug der Inflation, das Verbrechen der Aufwer⸗ 
tungsgeſetze und geraubten Vermögen, über⸗ 
wuchern. Wenn wir auf dem Totenbette liegen, 
werden wir unſere Nachkommen dazu verpflich⸗ 
ten: Gedenket der Athener! Das heißt in dieſem 
Falle derjenigen, die Euch die Vermögen geraubt, 
die Euch zuerſt zu Kleinrentnern gemacht haben. 
(Sehr richtig! links. — Abg. Schwegmann: Die 
Sozialdemokratie! — Lachen links.) 

M. D. u. H.! es iſt nicht meine Abſicht, die 
Verdienſte einer ſozial denkenden Frau herabzu⸗ 
würdigen. Ich habe von vornherein erklärt, daß 
ich es verwerflich finde, wenn ſolche Charitas mit 
Agitation zuſammengewürfelt wird. Ich hatte die 
Abſicht, Sie zu bitten, dieſe Vorlage heute in 
erſter, zweiter und dritter Beratung zu verab⸗ 
ſchieden. Dafür iſt die Stimmung nicht. Ich be⸗ 
antrage daher gleichfalls, daß die Sache dem 
Sozialen Ausſchuß überwieſen wird. (Wieder⸗ 
holtes Bravo!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat die 
Frau Abg. Kreft. 


Dienstag, den 20. November 1928. 


Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. 
D.! Ich will zuerſt unſern Antrag betr. einmalige 


Wirtſchaftsbeihilfen für die Erwerbsloſen und für 


alle Rentenempfänger begründen. Alle Jahre iſt 
der Volkstag dazu übergegangen, wenigſtens ein⸗ 
mal den Erwerbsloſen, den Kriegsbeſchädigten, 
den Sozialrentnern, den Kleinrentnern, allen 
Menſchen, die in Not ſind, eine einmalige Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe zu bewilligen. Wenn auch verſchie⸗ 
dentlich die Anträge in der Form abgelehnt wur⸗ 
den, ſo wurde doch meiſtens wenigſtens etwas be⸗ 
willigt. 

In dieſem Jahre iſt die Not nicht geringer 
geworden. Die Erwerbsloſigkeit iſt beſonders jetzt 
wieder im Steigen begriffen. Alle diejenigen, 
denen es nicht möglich war, einmal im Jahre 
Arbeit zu finden, ſind nicht in der Lage, von der 
Erwerbsloſen⸗Anterſtützung auch nur das Nötigſte 
zu kaufen, das Notwendigſte für ihre Kinder zu 
beſchaffen. Deshalb haben wir dieſen Antrag ein⸗ 
gebracht, um den Erwerbsloſen und weiter den 
Invalidenrentnern, Kleinrentern und Wohl⸗ 
fahrtsrenten⸗Empfängern eine Unterjtügung zu 
geben, damit ſie ſich für den Winter mit den not⸗ 
wendigſten Bedarfsartikeln verſehen können. Wir 
haben in unſerm Antrag feſtgelegt, daß den 
Kleinrentnern, ſowie allen Rentenempfängern 
ihre Monatsunterſtützung als einmalige Beihilfe 
gewährt wird. Die Erwerbsloſen jollen die 
doppelte Wochenunterſtützung als einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe erhalten. Wir wiſſen aber, 
daß ein großer Teil der Erwerbsloſen von der 
Anterſtützung ausgeſchloſſen iſt. Wegen der nich⸗ 
tigſten Gründe ſucht man den Erwerbsloſen die 
Anterſtützung zu entziehen, weil das Geld erſpart 
werden muß, das im Etat feſtgeſetzt iſt. Die 
Millionen, die man bei der Erwerbsloſenfürſorge 
abbaut, müſſen herausgeſchunden werden, deshalb 
überall die Abzüge bei der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. Wenn ein Sohn als Laufburſche arbei⸗ 
tet, werden dem Vater Abzüge gemacht. Wenn der 
Vater eventuell bei Schichau arbeitet, wird dem 
Sohn keine Unterſtützung gewährt. Wir ſagen, 
allen denen muß geholfen werden, alle dieſe 
müſſen einmal in den Genuß einer Anterſtützung 
kommen, damit ſie ſich etwas anſchaffen können. 
Deshalb beantragen wir, daß diejenigen, die 
keine Erwerbsloſen⸗ und keine Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung bekommen, aber arbeitslos ſind, ebenfalls 
eine Anterſtützung erhalten, und zwar in doppel⸗ 
ter Höhe der ihnen zuſtehenden wöchentlichen 
Anterſtützung. Ich möchte beſonders das Zentrum, 
das in den nächſten Wochen und auch jetzt ſchon 
ſoviel von dem Feſt der Liebe redet, daran er⸗ 
innern, dieſe Liebe nicht nur zu predigen, ſondern 
auch dadurch zu beweiſen, daß man dieſen Leuten 
etwas gibt. 

Man oll nicht wieder kommen, wie es in den 
früheren Jahren geſchehen iſt und ſagen, daß ſind 
Fragen, die die Gemeinden angehen. Nein, der 
Staat hat einzugreifen, er hat zu helfen; denn der 
kapitaliſtiſche Staat iſt an dem Elend dieſer Leute 
ſchuld. Deshalb muß der Staat eingreifen. Man 
kann auch nicht herkommen und ſagen, der Staat 
hat kein Geld. Der Staat hat Geld, den oberen 
Beamten die hohen Gehälter zu bewilligen. Der 
Staat hat auch Geld, wie Herr Senator Jewelow⸗ 
ſki erklärte, um der Landwirtſchaft Mittel zu ge⸗ 
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währen. Er erklärte hier, daß ſich die Landwirt⸗ 
ſchaft für die Unterſtützung der Regierung be⸗ 
danke. Hier ſoll die Regierung auch helfen, damit 
die Arbeitsloſen, die Kleinrentner, die Sozial⸗ 
rentner und die Kriegsbeſchädigten auch einmal 
ſagen können: „Dieſe Regierung hat wenigſtens 
ein paar Pfennige für uns übrig.“ Zeigen Sie, 
daß Sie es ernſt mit dieſen Leuten meinen und 
bewilligen Sie die Unterſtützung, die nicht hoch 
iſt, die wir nicht als unſere Forderung anerken⸗ 
nen. Wir haben dieſen Antrag geſtellt und wir 
hoffen, daß er im Sozialen Ausſchuß angenom⸗ 
men wird, damit die Kleinrentner und die Er⸗ 
werbslojen zu Weihnachten eine kleine Anter⸗ 
ſtützung bekommen, damit Sie ſich etwas Warmes 
kaufen können, damit ihre Familie etwas hat. 
Nun will ich zu dem Antrag der Deutſchnatio⸗ 
nalen kommen. Die Frau Abg. Kalähne ſtellt ſich 
hier hin und ſprach fo, als wären nur die Deutſch⸗ 
nationalen die Verfechter der Kleinrentner. Sie 
tun ſo, als ob ſie nur diejenigen ſind, die den 
Kleinrentnern etwas bewilligen wollen. Immer, 
wenn Anträge vorlagen, die den Kleinrentnern 
etwas geben wollten, haben wir ihnen zuge⸗ 
ſtimmt, ganz gleich, ob ſie von den Deutſchnatio⸗ 
nalen oder von ſonſtwo kamen. Was wir aber 
verurteilen, iſt, daß man dieſe Leute benutzt, um 
Agitation zu ſchinden, um immer wieder, wenn 
Wahlen oder ſonſtige Parteiaktionen in Ausſicht 


‚find, dieſe Leute für ſich zu gewinnen, fo auch dies 


Mal. Der Volksentſcheid, die Frage des Bürger⸗ 
ſchutzes ſteht auf der Tagesordnung, und weil 
man die Kleinrentner vor den Parteikarren ſpan⸗ 
nen will, weil man dieſe Leute gewinnen will, 
deshalb wird ſolch ein Antrag im Volkstag einge⸗ 
bracht, der nichts beſagt, der den Kleinrentnern 
nicht das bringt, was ſie haben müſſen, um zu 
leben. Man muß nicht nur die Frage der Klein⸗ 
rentner hier anſchneiden. Wenn die Frau Abg. 
Kalähne in demſelben Moment die Renten der 
übrigen Sozialrentner, die Renten der Armen an⸗ 
geſchnitten hätte, die Wohlfahrtsunterſtützung er⸗ 
halten, wenn ſie die Armenunterſtützung der 
Landarmen angeſchnitten hätte, die auf dem 
Lande eine Anterſtützung von 5 oder 10 Gulden 
monatlich bekommen, dann hätte ich geſagt, ja, 
wenn Frau Kalähne für dieſe Leute auch etwas 
beantragt hätte, würde ſie etwas tun, aber dieſe 
Leute gehen die Deutſchnationalen nichts an. Die 
deutſchnationalen Gemeindevorſteher bewilligen 
ihnen nichts, ſondern laſſen ſie verhungern. 

Was verlangen wir Kommuniſten? Erhöhung 
aller Sätze in der ſozialen Fürſorge und Verein⸗ 
heitlichung der Sätze. Es darf nicht ſo ſein, daß in 
der Invalidenunterſtützung ein Arbeiter auf dem 
Lande mit 20 oder 26 Gulden den ganzen Monat 
abgeſpeiſt wird. Wohlfahrts⸗ und Armenunter⸗ 
ſtützung lehnt man ab, weil er eben 18 oder 20 

ulden im Monat bekommt. (Sehr wahr!) Man 
ſagt den Invaliden, die 20 oder 26 Gulden mo⸗ 
natlich bekommen: „Sie haben 26 Gulden Anter⸗ 
ſtützung und davon können Sie leben. Sie haben 
auch noch einen Sohn, der bei Schichau arbeitet 
— der fünf oder ſechs Kinder hat — der iſt ver⸗ 
Fflichtet, den Vater zu unterſtützen.“ Das ſagt 
man den Invaliden, wenn ſie nach Anterſtützung 
kommen. Wir verlangen deshalb Vereinheit⸗ 
lichung der Sätze für alle Anterſtützungsempfän⸗ 
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Leute haben einen einheitlichen Magen, ſie haben 
die gleichen Bedürfniſſe. Wir ſagen auch, der Satz, 
der jetzt gezahlt werden ſoll, iſt viel zu niedrig. 
Deshalb werden wir in nächſter Zeit einen Ge⸗ 
ſetzentwurf vorlegen, in dem wir verlangen, daß 
die Sätze erhöht werden. 

Wenn Frau Abg. Kalähne ſo tut, als ob die 
Deutſchnationalen alles für die Kleinrentner tun, 
ſo erinnere ich an die Behandlung der Kleinrent⸗ 
ner auf dem Lande. Wer ein guter Freund der 
deutſchnationalen Gemeindevorſteher iſt, bekommt 
Unterſtützung. Wer es nicht iſt, bekommt auf dem 
Lande keine Kleinrentnerunterſtützung. Es erhal⸗ 
ten auch nur diejenigen, die ein Vermögen von 8 
bis 10 000 Gulden gehabt haben, eine Anter⸗ 
ſtützung. Alle diejenigen, die weniger hatten, be⸗ 
kommen nichts. Ich kann Ihnen Familien nennen, 
die 5 bis 6000 Mark gehabt haben und die völlig 
berarmt ſind. Ihnen wird die Kleinrentnerunter⸗ 
ſtützung abgelehnt. Von einem deutſchnationalen 
Gemeindevorſteher wurde auch die Armenunter⸗ 
ſtützung abgelehnt, weil die Schweſter ein kleines 
Grundſtück hat und die Leute miternähren ſoll. 
So ſieht die Behandlung der Kleinrentner aus. 

Wir verlangen, daß alle Leute, die durch die 
Inflation, die durch die Politik der Deutſchnati⸗ 
onalen heraufbeſchworen iſt, Schaden erlitten ha⸗ 
ben, unterſtützt werden, auch diejenigen, die nicht 
8000 Mark beſeſſen haben. Auch ſie müſſen eine 
Nente bekommen. Das verlangen wir für die 
Kleinrentner und die geſamte arme Bevölkerung, 
damit ſie leben können. Wir wiſſen aber auch, daß 
dieſen Leuten nur geholfen werden kann, wenn 
dieſer Staat beſeitigt wird. Wir wiſſen, daß die 
Deutſchnationalen die gleiche Politik wie ihre 
Brüder im Reichstag treiben, die, als ein Antrag 
für die Kleinrentner geſtellt wurde und ſie in der 
Regierung waren, gegen ihren eigenen Antrag ge⸗ 
ſtimmt haben. (Sehr wahr! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Genau dasſelbe Spiel werden die Deutſch⸗ 
nationalen treiben, wenn ſie in der Regierung 
ſind. Dann werden ſie nichts für die Kleinrentner 
übrig haben, wie ſie alle Jahre nichts für ſie ge⸗ 
tan haben, als ſie in der Regierung waren. Dann 
haben ſie nur Geld für die Agrarier, die die Be⸗ 
völkerung ausbeuten. Für Sie haben alle Men⸗ 
ſchen nur ſolange Wert, als ſie Geld einbringen. 
Als Kleinrentner ſind ſie Ihnen nur im Wege. 
Das wird nur anders werden, wenn wir das auf⸗ 
gerichtet haben, was unſere Brüder in Rußland 
geſchaffen haben, die für alle ſorgen, die gear⸗ 
beitet haben. Dort kommt nicht ſo etwas vor, wie 
es hier in dieſen Tagen geſchehen iſt, daß ein 76 
Jahre alter Mann die Scheune anſteckte, um im 
Winter verſorgt zu fein. Das iſt Ihre Wirtſchaft 
und Ihre Politik. Deshalb ſage ich, mit dieſer 
Politik müſſen die Kleinrentner, muß die geſamte 
tätige Bevölkerung aufräumen. (Und wie in Ruß⸗ 
land verhungern! rechts.) Es wird beſſer werden, 
wenn die Kapitaliſten zum Teufel gejagt ſind. 
(Abg. Raſchke: Daß die Pfaffen noch auf derar⸗ 
tigen Schwindel hereinfallen! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Auch wenn es in der „Volksſtimme“ ſteht!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir können es verſtehen, wenn von deutſchnati⸗ 
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onaler Seite aus Gewiſſensſkrupeln die Gelegen⸗ 
heit benutzt wird, beſonders wenn ſie nicht in der 
Regierung ſind, ſich der Kleinrentner in beſonders 
temperamentvoller Weiſe anzunehmen. Wenn 
aber dieſer Antrag gerade jetzt kommt, muß man 
ſehr naiv ſein, um den Zuſammenhang nicht zu 
merken. Nach Ihrem eigenen Bericht in der 
„Allgemeinen Zeitung“ hatten Sie in der 
vorigen Woche in Langfuhr eine Kleinrentner⸗ 
Verſammlung und haben ſich dort in ausgiebiger 
Weiſe mit dem Bürgerſchutz befaßt. Ich kann wohl 
annehmen, daß der „Bürgerſchutz“ keine Neben⸗ 
ſache geweſen iſt und die Kleinrentnerfrage die 
Hauptſache. Sie berufen ſich bei Ihrem Geſetzent⸗ 
wurf auf eine Entſchließung, die der Volkstag im 
vorigen Jahr einſtimmig angenommen hat. Da⸗ 
zu muß man feſtſtellen, daß dieſe Entſchließung 
von Ihrem Senat abgelehnt iſt. Sie haben bisher 
jede Gelegenheit benutzt, um nichts für die Klein⸗ 
rentner zu tun. (Widerſpruch rechts.) Und zwar 
erfolgte die Ablehnung aus dem allgemein be⸗ 
kannten Mangel an Mitteln. Mir iſt nicht be⸗ 
kannt, daß ſich in der Zwiſchenzeit die finanzielle 
Lage des Staates weſentlich gebeſſert hätte. Im 
Gegenteil, auch Sie haben einen reichlichen Teil 
dazu beigetragen, um die Finanzlage zu verſchlech⸗ 
tern. Ich möchte Sie daran erinnern, daß wir bei⸗ 
ſpielsweiſe im Etat bei den Beamtengehältern 
eine Erſparnis von 2½ Millionen erzielen woll⸗ 
ten. Sie haben es ſehr gut verſtanden, das zu ver⸗ 
hindern. 

Nach den gegenwärtig beſtehenden Geſetzen 
haben die Kleinrentner und Zivilblinden eine 
Unterjtügung erhalten, die ſich im Durchſchnitt 
zwiſchen Invalidenrente und Erwerbsloſen⸗Un⸗ 
terſtützung bewegt. Da die Invalidenrenten jetzt 
erhöht ſind, folgt damit automatiſch eine Er⸗ 
höhung der Unterſtützung für Kleinrentner und 
Zivilblinde. Es iſt alſo ſehr wohl möglich, ohne 
eine Geſetzes⸗Aenderung die Bezüge der Klein⸗ 
rentner zu erhöhen. Weil das ohne Geſetzes⸗Aen⸗ 
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as: möglich iſt, können wir uns auch nicht für 
die Annahme des beantragten Geſetzentwurfs 
einſetzen. Wir ſind aber dafür, daß der Entwurf 
dem Ausſchuß überwieſen wird. Wir werden uns 
dort in poſitiver Weiſe an der Mitarbeit betei⸗ 
ligen. (Bravo! links.) 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Es iſt bezüglich beider Uranträge der An⸗ 
trag geſtellt worden, ſie dem Sozialen Ausſchuß 
zu überweiſen. Dagegen erfolgt kein Widerſpruch. 
Ich ſtelle feſt, daß die Ueberweiſung an den Sozi⸗ 
alen Ausſchuß beſchloſſen iſt. Damit iſt Punkt 5 
erledigt. Ich ſchlage nunmehr vor, jetzt die Sitzung 
abzubrechen und zu vertagen. Dagegen erhebt ſich 
kein Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß 
beſchloſſen iſt und ſchlage vor, die nächſte Sitzung 
am Mittwoch, den 28. November 1928, nachmit⸗ 
tags 15 Uhr 30 Minuten abzuhalten mit der 
ages ne Reſt von heute, ſodann 

Große Anfrage Nr. 18 des Abg. Dr. Bogdan u. 
Fr. betr. Einſpruch des diplomatiſchen Vertreters 
der Republik Polen gegen die Tagung der deutſchen 
Geſchichtsvereine. Druckſache Nr. 483. 

Große Anfrage Nr. 19 des Abg. Schwegmann u. 
Fr. betr. Einrichtung einer Profeſſur für Handels⸗ 
wiſſenſchaften an der Techniſchen Hochſchule in Dan⸗ 
zig Druckſache Nr. 487. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Neu⸗ 
wahl der ne bei der Ortskrankenkaſſe in 
Zoppot. Druckſache Nr. 511. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Geſetzes betr. die Aufwandsentſchädigung 
der Abgeordneten und nebenamtlichen Senatoren. 
Urantrag des Abg. Gerick, Siebenfreund, Gaikowfki 
u. Fr. Druckſache Nr. 514. 
Bericht des e e für ſoziale Angelegenhei⸗ 
ten zum Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Kün⸗ 

digung des Blindenheims „Hindenburghaus“. Druds 
ſache Nr. 500 zu Nr. 481. 
Zweite Beratung eines Arbeitsgerichtsgeſetzes. 

Druckſache Nr. 512 zu Nr. 269. 

Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß 
demgemäß beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 10 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 40 Minuten durch (O) 


den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Jewelowſki, Dr. Wier⸗ 
einſki; Staatsrat Claaſſen; Oberregierungsrat 
Dr. Ferber; Landgerichtsrat Dr. Bode; Regie⸗ 
rungsräte Bock, Hagemann, Dr. Sandheim, Dr. 
Zaeſchmar. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 57. 
Sitzung. Durch ein Schreiben vom 20. November 
teilt der Senat dem hohen Haus mit, daß der 
Senator im Nebenamt Fuchs ſein Amt niederge⸗ 
legt hat. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, in 
der heutigen Tagesordnung den Punkt 5 mit dem 
Punkt 1 zu vertauſchen. Es bleiben beide Punkte 
beſtehen, nur ſoll Punkt 5 als erſter Punkt zur 
Verhandlung kommen. Widerſpruch höre ich 
nicht; das Haus hat ſo beſchloſſen. Außerhalb der 
Tagesordnung wünſcht der Herr Abg. Vollerthun 
eine Erklärung abzugeben. Die Erklärung lag 
vor. Ich erteile hierzu das Wort. 

Vollerthun, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe 
folgende perſönliche Erklärung abzugeben: 

Die Preſſeſtelle des Senats hat eine offenbar 
von dem Herrn Handelsſenator inſpirierte offiziöſe 
Erklärung durch die Preſſe verbreitet, die ſich gegen 
mich und gegen den Landbund richtet. Dieſe Er⸗ 
klärung verſchiebt die Dinge und ſtellt ſie auf den 
Kopf. Es iſt unrichtig, daß ich namens des Land⸗ 
bundes der Regierung für ihre Bemühungen den 
Dank ausgeſprochen habe. Im Gegenteil, ich habe 
gegen die Regierung wegen ihrer wirtſchaftsſchäd⸗ 
lichen Politik die ſchärfſten Vorwürfe erhoben. Die 
Vorwürfe richteten ſich namentlich gegen ihre Maß⸗ 
nahmen für die Weizeneinfuhr, gegen das Betriebs⸗ 
rätegeſetz und gegen die Ausdehnung der Demobil⸗ 
machungsausſchüſſe auf das Land. Ich habe zu⸗ 
ſammen mit den anderen Herren der Abordnung 
weiter dargelegt, wie dieſe Maßnahmen auf das 
ſchärfſte die Exiſtenz der Landwirtſchaft, namentlich 
die des kleinſten Beſitzes, bedrohen. ir haben 
auch ſcharfen Einſpruch gegen die unerträgliche Be⸗ 
laſtung der landwirtſchaftlichen Bevölkerung mit 
Steuern und ſozialen Laſten eingelegt, die ins⸗ 
beſondere dem kleineren Beſitz die Fortführung der 
Wirtſchaft nahezu unmöglich machen, und die gerade 
im Laufe des letzten Jahres eine ungeheuerliche 
Steigerung erfahren haben. (Na, na, wo? links. — 
Abg. Langnau: Für die Zuckerrüben haben Sie 50 
Pfg. mehr bekommen!) Das wiſſen wir noch nicht, 
das iſt alles Zukunftsmuſik. Der Herr Handels⸗ 
ſenator hat es beliebt, anſtatt auf die ſachlichen 
Vorſtellungen ſachlich einzugehen, ſie mit der Bemer⸗ 
kung abzutun, daß der Landbund eine gefährliche 
Politik treibe. Es iſt die Art des Herrn Senator 
Jewelowſki, gegen alle Organiſationen und Vereini⸗ 
gungen, die ſeine Politik nicht für richtig halten, 
den Vorwurf ſtaatsfeindlicher Beſtrebungen zu erhe⸗ 
ben. (Zuruf des Abg. Rahn. 

Ich hahe gegen dieſe Art damals ſofort Einſpruch 
erhoben und muß es auch heute auf das ſchärfſte zu⸗ 
rückweiſen, wenn der Herr Handelsſenator ſich her⸗ 
ausgenommen hat, die Geſchäftsführung der Berufs⸗ 
vertretung eines der wichtigſten Berufsſtände des 
Freiſtaats in dieſer Weile zu kritiſieren. Ich muß 
auch Einſpruch dagegen erhoben, daß der Herr Han⸗ 
delsſenator dem Landbund eine parteipolitiſche Hals 
tung unterſtellt. (Heiterkeit links.) Es iſt unrichtig, 
daß ich jemals zugegeben habe, daß der Landbund ſich 
parteipolitiſch beeinflußt ſehe. (Heiterkeit links und 
Zwiſchenrufe.) Der Landbund iſt eine wirtſchaftliche 
Organiſation, welche die Landwirtſchaft des Frei⸗ 
ftaats in allen Größen des Beſitzes und ohne Rückſicht 
auf parteipolitiſche Einſtellung umfaßt. Der Lands 


bund iſt als Berufsvertretung genötigt und verpflich⸗ 
tet, zu politiſchen Maßnahmen der Regierung, welche 
in die Landwirtſchaft eingreifen, Stellung zu neh⸗ 
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(A) 
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men. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) Er wird dabei 


aber von rein wirtſchaftspolitiſchen und niemals von 
parteipolitiſchen Geſichtspunkten beherrſcht. (Sehr 
richtig! rechts.) 

Wenn der Herr Handelsſenator es als notwendig 
hingeſtellt hat, im Gegenſatz zu der Berufsvertretung 
der Landwirtſchaft die Errichtung einer Landwirt⸗ 
ſchaftskammer zu propagieren, ſo kann ich nur wie⸗ 
derholen, daß dies den Herrn Handelsſenator eigenr⸗ 
lich gar nichts angeht. (Sehr gut! rechts.) Die Land⸗ 
wirtſchaft weiß, daß die Beſtrebungen des Herrn 
Jewelowſki dahin gehen, in die Kreiſe der Landwirt⸗ 
ſchaft Zwieſpalt hineinzutragen, (Sehr richtig! rechts.) 
und daß er aus dieſem Grunde die Errichtung der 
Landwirtſchaftskammer betreibt. Die Landwirtſchaft 
weiß aber auch, daß ſie gerade in der heutigen 
ſchwerbedrängten Zeit in der Wahrung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen einig und geſchloſſen ſein muß. 
Die Landwärtſchaft bennt die für fie gefährlichen, aus 
parteipolitiſchen Geſichtspunkten entſprungenen Be⸗ 
ſtrebungen des Herrn Jewelowſki und wird ſich gegen 
fie entſprechend zu wehren wiſſen. (Das verſtehen 
Sie nicht! — Sagen ſie doch Großagrarier, wir Groß⸗ 
agrarier! links.) Ich bin auch nur ein ganz kleiner 
Agrarier. Wenn Sie 600 Hektar als großen Betrieb 
anſehen, un Sie mir leid. 

Die Erklärung der Senatspreſſeſtelle irrt, wenn 
fie annimmt, daß ich und die übrigen Mitglieder der 
Landbundabordnung aus der Beſprechung beim Se⸗ 
nat den Eindruck gewonnen haben, daß der Senat 
für die Landwirtſchaft alles tue, was bei der gegen⸗ 
wärtigen Lage getan werden könne. Die Landwirt⸗ 
ſchaft hat ſich ſchon öfter vom Gegenteil überzeugen 
müſſen. Für das, was die Regierung bisher für die 
Landwirtſchaft erreicht hat, ſoll die Anerkennung ſei⸗ 
1115 15 Landwirtſchaft nicht ausbleiben. (Na alſo! 
inks. 

Präſident: Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Neuwahl der Kaſſenorgane bei der 
Ortskrankenkaſſe in Zoppot. 

Druckſache Nr. 511. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Die Verhältniſſe bei der Krankenkaſſe in 
Zoppot haben ſich derart ungünſtig geſtaltet, daß 
man ſie ruhig als unhaltbar bezeichnen kann. 
Deshalb begrüßen wir die Geſetzesvorlage des Se⸗ 
nats. Ob ſie gerade geeignet ſein wird, ſchnell 
Rettung zu ſchaffen, möchte ich bezweifeln; denn 
zunächſt bleiben die Verhältniſſe ſechs bis acht 
Wochen ſo beſtehen, d. h. die ärztliche Verſorgung, 
insbeſondere die ſpezialärztliche Verſorgung der 
8000 Verſicherten iſt nicht ſichergeſtellt. Immer⸗ 
hin kann man ſagen, daß es das letzte Mittel iſt, 
das unternommen werden kann, um dort geord⸗ 
nete Verhältniſſe herbeizuführen. Deshalb wer⸗ 
den wir wahrſcheinlich für die Geſetzesvorlage 
ſtimmen. Wir bitten Sie aber, ſie zunächſt dem 
Ausſchuß zu überweiſen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
2 Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u 
H.] In den letzten Monaten und Jahren hat die 
ganze Oeffentlichkeit in Danzig und weit darüber 


hinaus ein großes Intereſſe an der Ortskranken⸗ k 


kaſſe Zoppot gehabt. Ich will in ganz kurzen Zü⸗ 
gen die ganze Materie darlegen, weil ich ſie mit⸗ 
gemacht habe, erſtens als Vorſtandsmitglied und 
darüber hinaus als Stellvertretender Vorſitzen⸗ 


der. Ich glaube, daß auf dieſem Gebiet mit dem E 


größten Schwindel operiert iſt. Gerade jetzt eben 
hat das Vorſtandsmitglied Herr Bertling wieder 
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verſucht, mit 
Ich will daher kurz ſkizzieren, aus welchen Moti⸗ 
ven heraus die Ortskrankenkaſſe Zoppot dieſen 
Weg beſchritten hat. Die Ortskrankenkaſſe Zoppot 
hat, trotzdem von allen Seiten und gerade von 
den berufenſten Seiten, ich erinnere an das Ver⸗ 
ſicherungsamt und das Oberverſicherungsamt, 
dauernd Schwierigkeiten gemacht worden ſind, 
einen ganz bedeutenden Erfolg erzielt. Die Sozi⸗ 
alverſicherung, die Bismarck ſeinerzeit ins Leben 
rief, hatte den Zweck, zu verſuchen, der Sozialde⸗ 
mokratie und der aufſteigenden Arbeiterklaſſe das 
Waſſer abzugraben. Der Arbeiterſchaft ſollten 
ein paar ſcheinbare Verbeſſerungen hingeworfen 
werden, damit der revolutionäre Wille der Ar⸗ 
beiterſchaft auf dieſe Weiſe auf abſehbare Zeit 
eingedämmt werden konnte. Im Laufe der Ent⸗ 
wicklung hat ſich infolge der Verſchlechterung auf 
dem geſamten wirtſchaftlichen Gebiet und des 
weiteren Aufſtiegs der Arbeiterklaſſe viel geän⸗ 
dert. Sie gewann allmählich einen bedeutenden 
Einfluß in den ſogenannten Selbſtverwaltungs⸗ 
organen. Man ging dazu über, mit der Sozial⸗ 
verſicherung wirklich ernſt zu machen, d. h. mit der 
ärztlichen Verſorgung und der Familienverſiche⸗ 
rung. 

Als im Jahre 1923 die Inflation ihren Höhe⸗ 
punkt erreicht hatte, gingen die Aerzte nicht bloß 
in Danzig, ſondern in ganz Deutſchland dazu 
über, die Verträge zu kündigen, die ſie mit den 
Krankenkaſſen ſo lange inne hatten. Sie hielten 
ſich nicht daran, ob eine Krankenkaſſe in der Ver⸗ 
gangenheit ihre vertraglichen Verpflichtungen er⸗ 
füllt hatte oder nicht. Sie kündigten rückſichts los 
die Verträge und beriefen ſich darauf, daß es in 
Zukunft unmöglich wäre, daß die Aerzte unter 
dieſen Bedingungen arbeiten konnten. Ich will 
ganz kurz unterſuchen, ob dieſe Forderungen der 
Aerzteſchaft berechtigt waren. Sie waren bis zu 
einem beſtimmten Grade berechtigt, nur hat ſich 
die Aerzteſchaft an die verkehrte Stelle gewandt. 
Sie hätte ſich an den Staat wenden müſſen, daß 
‚er jo ſchnell wie möglich mit dem Verbrechen der 
Inflation Schluß machen ſollte. Die Aerzteſchaft 
hätte gemeinſam mit der Arbeiterklaſſe die Infla⸗ 
tionsgewinnler und Schieber am Kragen nehmen 
und verſuchen müſſen, in kurzer Zeit andere Ver⸗ 
hältniſſe zu ſchaffen. Sie haben aber von der Ar⸗ 
beiterſchaft verlangt, obwohl dieſe nur in Papier⸗ 
mark entlohnt wurde, durch einen Umrechnungs⸗ 
kurs auf der Grundlage der Silbermark entlohnt 
zu werden. 

Weiter wurde nicht nur Bezahlung für ge⸗ 
leiſtete Arbeit, ſondern auch Vorſchußzahlung 
verlangt. Von den Krankenkaſſen, die am Schluß 


| 


der Inflation wirtſchaftlich ruiniert waren und 


über keine Barmittel verfügten, verlangte man 
Vorſchußzahlungen, um Geld in die Hände zu be⸗ 
ommen. Dieſe Forderung wurde den Kranken⸗ 


kaſſen ganz plötzlich mitgeteilt. Am Abend eines 
Tages erhielten die Krankenkaſſen die Benachrich⸗ 
tigung, und am nächſten Morgen ſetzten die Aerzte 
die ärztliche Behandlung der Verſicherten aus. 
s wurde mitgeteilt, daß nach Einzelleiſtungen 
bezahlt werden ſollte, nicht wie früher, mit Pau⸗ 
Das war für die Krankenkaſſen 


ſchalſummen. 


demſelben Schwindel zu kommen. (C) 


(D) 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

eine Unmöglichkeit. Nachdem die Krankenkaſſen 
in vielen Verhandlungen verſucht hatten, die Be⸗ 
rufsvereinigung der Aerzte davon zu überzeu⸗ 
gen, daß ihre Forderung eine Unmöglichkeit war, 
und nachgeſucht hatten, die Sache zurückzuſtellen, 
bis ſicherere Verhältniſſe eingetreten waren, wurde 
alles abgelehnt, und die Aerzte ſtellten ihre Tätig⸗ 
keit ein. Mit der Einſtellung der Arbeit wurde 
ſelbſtverſtändlich mit allen Mitteln verſucht, die 
Krankenkaſſe dazu zu zwingen, die Forderungen 
der Aerzteſchaft anzuerkennen. Es iſt typiſch, daß 
in dem Moment, wo die Einſtellung der ärzt⸗ 
lichen Tätigkeit eintrat, ſich kein Verſicherungs⸗ 
amt und kein Oberverſicherungsamt um dieſe An⸗ 
gelegenheit gekümmert hat. Als aber keine ver⸗ 
traglichen Vereinbarungen zuſtande kamen, und 
als die A. O. K. Zoppot als erſte Krankenkaſſe 
dazu überging, Aerzte einzuſtellen, das war vier 
Wochen ſpäter, meldeten ſich das Verſicherungs⸗ 
amt und Oberverſicherungsamt. 
der A. O. K. Zoppot ging den ganzen Tag, und es 
wurde kategoriſch verlangt, daß die Aerzte zu ent⸗ 
laſſen ſeien. Solange ein Arzt da ſei, wäre nicht 


die Möglichkeit einer gütlichen Vereinbarung ge⸗ 


währleiſtet. 


Wir ſtanden ſelbſtverſtändlich nach den prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen der letzten vier Wochen auf 
dem Standpunkt, daß es nicht möglich war, die 
ärztliche Hilfe zu entlaſſen, ſolange wir kein Ver⸗ 
tragsverhältnis in den Händen hatten. Der Arzt 
Virchow, der auf ſeinem Gebiete eine ziemliche 
Kapazität geweſen iſt, hat den Ausſpruch getan: 
„Der Arzt iſt der natürliche Wohltäter der 
Menſchheit.“ Der Streik hat damals aber ganz 
kraß gezeigt, wie weit der ärztliche Beruf heute 
von dieſem Spruch entfernt iſt. Ich erinnere nur 
an den Fall, daß ein Menſch auf der Straße einen 
Sturz erlitt, den Arm brach, und der freie Arzt es 
abgelehnt hat, dem Betreffenden die erſte Hilfe 
angedeihen zu laſſen oder auch nur mitzuteilen, 
wo der Sitz der Ortskrankenkaſſe war. Weiter 
wurde in einem anderen Fall abgelehnt, zu einem 
kranken Kinde zu kommen, obwohl die Eltern 
darum erſuchten, weil das Kind angeblich zur A. 

K. Zoppot gehören ſollte. Es hat ſich jedoch 
erausgeſtellt, daß der betreffende Vater in Dan⸗ 
gig verſichert war. Das Kind iſt geſtorben. (Abg. 
E aikowſki: Warum haben Sie den Arzt nicht ver: 
lagt?) Auf dies Thema komme ich noch. Die 
Fälle könnte ich verzehnfachen. Auf dieſem Ge⸗ 
iet hat die Aerzteſchaft ganz rückſichtslos und 
rutal ihre Intereſſen vertreten. 


a Wir nehmen es als Arbeiter nicht übel, wenn 
ne beſtimmte Gruppe verſucht, ihre Wirtſchafts⸗ 
1 zu verbeſſern. Aber es beſteht ein gewaltiger 
tigterſchied wenn die Arbeiterſchaft ihre berech⸗ 
gten Forderungen erhebt und um ein Stück 
Aer mehr kämpft und auf der anderen Seite die 
en eſchaft verſucht, ihr Lebensniveau zu erhö⸗ 
En ir haben als Arbeiter unſere Beſtimmun⸗ 
1 wonach lebenswichtige Betriebe aufrecht er⸗ 
7 15 werden müſſen. Bei den Aerzten gibt es 
. Kein en kein 
Be : 2 
einzugreifen ſich in dieſer Frage bemüht, 
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Als alle dieſe Maßnahmen der A. O. K. Zop⸗ 
pot nichts nützten, ſahen wir uns gezwungen, an⸗ 
dere Maßnahmen zu ergreifen. Bei den Verhand⸗ 
lungen, die ich mitgemacht habe, habe ich dem Re⸗ 
gierungsvertreter Weber geſagt, daß wir es ab⸗ 
lehnen, zu verhandeln, wenn ſich die Regierungs⸗ 
ſtellen nur zu Handlangern der Aerzte hingeben. 
Weil die Regierungsſtellen nur das Intereſſe 
hatten, die Berufsvereinigung der Aerzte in die 
Krankenkaſſe hineinzubekommen, wurden ſämt⸗ 
liche Verhandlungen abgebrochen. Mit allen 
Mitteln verſuchte man, den angeſtellten Arzt weg⸗ 
zubekommen. Durch die Erfahrungen wurden 
wir klüger und ſind auf demſelben Wege vorwärts 
gegangen. Allmählich haben wir einen Arzt nach 
dem andern angeſtellt. 


Als wir die ärztliche Verſorgung einiger⸗ 
maßen ſichergeſtellt hatten und darüber hinaus 


Das Telefon in die Leiſtungen der A. O. K., d. h. nicht nur die 


eiſtungen für die Verſicherten, ſondern auch für 
die Familienangehörigen bis an die geſetzlichen 
Höchſtleiſtungen herangebracht hatten, hat die Be⸗ 
rufsvereinigung der Aerzte den Weg beſchritten, 
uns die Aerzte das erſtemal abzukaufen, d. h. ſie 
iſt mit ihren Kollegen, die mit ihnen verbunden 
ſind, in Verbindung getreten und hat gegen eine 
beſtimmte Zahlung die Aerzte bewogen, ihren 
Dienſt zu quittieren. Dann hat ſie am nächſten 
Tage dem Oberverſicherungsamt bewieſen, daß 
die ärztliche Verſorgung der A. O. K. Zoppot 
nicht ſichergeſtellt iſt. Auf dieſem Wege iſt ſie 
weiter vorwärts gegangen. Als dieſe Maßnahmen 
ihr Ziel auch nicht erreichten, ging die A. O. K. 
dazu über, weil wir Wahlen hatten, mit allen 
Mitteln ſich willfährige Elemente zu kaufen und 
eine zweite Liſte aufzuſtellen. Ein weiter Kreis 
von Hausangeſtellten, an die wir ſehr ſchwer her⸗ 
ankommen können, iſt der Beeinfluſſung der Leute 
ausgeſetzt. Wir haben feſtgeſtellt, daß die betref- 
fenden Hausangeſtellten einen ganzen freien Tag 
bekommen haben, trotzdem ſie ſonſt niemals einen 
ganzen freien Tag haben. Man hat ihnen auch 
noch ein Ausgehgeld gegeben. Mit allen Mitteln 
hat man verſucht, die Wahlpropaganda durchzu⸗ 
führen. Trotzdem haben die Verſicherten mit 
Zweidrittel⸗Mehrheit entſchieden, daß das Syſtem, 
wie es beſteht, für ſie maßgebend ſei. Alſo die 
Wahl hatte nicht das gewünſchte Ergebnis ge⸗ 
bracht. Es mußte auf dem Wege der Ungültig⸗ 
keitserklärung weitergearbeitet werden. Die 
Wahl für den Vorſtand wurde als ungültig er⸗ 
klärt. Gemeinſam mit der Berufsvereinigung 
der Aerzte wurde beraten, wie man das durch⸗ 
führen ſollte. Weſentlich iſt auch die Stellung des 
Zoppoter Magiſtrats in der ganzen Angelegenheit 
geweſen, beſonders die des zweiten Bürgermei⸗ 
ſters. Als die Frage der Beſetzung des Verſiche⸗ 
rungsamts bei uns akut wurde, beantragten wir, 
daß nach den geſetzlichen Beſtimmungen die Stelle 
zu beſetzen ſei, d. h. daß nur derjenige Vorſitzender 
eines Verſicherungsamts werden könne, der be⸗ 
ſtimmte Erfahrungen auf dem Gebiet habe, wie 
das die Verſicherungsordnung wünſcht. Ueber 
dieſen Punkt wurde hinweggegangen. Man hat 


einen Menſchen eingeſetzt, der von vornherein das 


(D) 


7 


(B) 
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Beſtreben und die Taktik eingeſchlagen hat, alles 


kaputt zu machen. 

Ich will weiter zu den letzten Vorgängen ſpre⸗ 
chen, die wohl noch allen bekannt ſein werden. Der 
A. O. K. iſt es gelungen, in ganz kurzer Zeit, trotz 
aller Schwierigkeiten das Ambulatorium aufzu⸗ 
bauen. Dagegen iſt von allen Behörden ſehr 
ſtark gekämpft worden. Es iſt eine ſoziale Ein⸗ 
richtung, die ſich ſehr bald zu einer finanziellen 
Entlaſtung auswirkte. Es wird allen klar ſein, 
daß dort, wo die volle Familienhilfe gewährt 
wird, das Wohlfahrtsamt Erſparniſſe macht. Aus 
dieſer Einſtellung iſt es klar, daß eine Kommune, 
eine Stadtverordnetenverſammlung, einer ſolchen 
Einrichtung Räume zur Verfügung ſtellen müßte. 
Das wurde in Zoppot nicht gemacht. Es wurden 
keine Räume zur Verfügung geſtellt. In dieſer 
Frage iſt ſogar die Berufsvereinigung der Aerzte 
beim Senat vorſtellig geworden, um zu verhin⸗ 
dern, daß der Zoppoter A. O. K. Räume zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurden. Wir waren alſo gezwun⸗ 
gen, aus Mitteln, die für die Verſicherten be⸗ 
ſtimmt ſind, ein Haus zu ſchaffen, um das Ambu⸗ 
latorium auszubauen. 

Als all dieſes durchgeführt war, als das Am⸗ 
bulatorium ausgebaut und die ärztliche Verſor⸗ 
gung vollſtändig gewährleiſtet war, und als nach 
vielen Verſuchen von Ausſchuß und Vorſtand keine 
Möglichkeit beſtand, dies Syſtem kaputt zu 
machen, holte das Verſicherungsamt Zoppot zum 
letzten Schlage aus. Der beſtand darin, daß ſich 
das Verſicherungsamt Zoppot auf den Standpunkt 
ſtellte, daß die Verträge, die zwiſchen den Aerzten 
und der A. O. K. abgeſchloſſen waren, ungültig 
wären, weil ſie gegen die guten Sitten verſtießen. 
Das Verſicherungsamt empfahl dem Vorſtand, die 
Verträge zu kündigen. M. D. u. H.] Wir haben 
ja in dieſer Frage ſehr ſcharf im Vorſtand ge- 
kämpft. Man kann von dem einzelnen Vorſtands⸗ 
mitglied nicht verlangen, daß es mit den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung vollſtändig vertraut iſt. Das iſt ein Ding 
der Unmöglichkeit, weil die Paragraphen ſehr 
zahlreich und ſehr verſchieden ſind. Aber von dem 
Leiter eines Verſicherungsamts muß man verlan⸗ 
gen, daß er ganz genau weiß, daß das Sache des 
ordentlichen Gerichts iſt, daß es dazu einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage bedarf. Erſt nachdem das Gericht 
entſchieden hatte, daß die Verträge ungültig 
waren, hätte der Vorſtand dazu übergehen kön⸗ 
nen, den Aerzten zu kündigen. Der Vorſtand der 
A. O. K., der aus dem Herrn Bertling, verſchie⸗ 
denen andern Herren, auch aus zwei Gelben be: 
ſteht, hatte nichts Eiligeres zu tun als zu ſagen, 
das Verſicherungsamt hat recht, die Verträge wer⸗ 
den gekündigt. Man hat die Aerzte aus dem 
Ambulatorium hinausgeworfen und hat ſie an 
der ärztlichen Tätigkeit gehindert. Wir haben 
dagegen gekämpft und haben erreicht, daß die 
ärztliche Verſorgung durch angeſtellte Aerzte 
weiter ausgeübt wurde. Nun ſah die Berufsver⸗ 
einigung der Aerzte, ſpeziell der Leipziger Ver⸗ 
band, dem die hieſigen Aerzte angeſchloſſen ſind, 
ein, daß ſie mit dieſen Methoden nichts erreichen 
konnten und ging zu einem weiteren Schlag über. 
Wenn Angeſtellte, in dieſem Fall die angeſtellten 
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Aerzte, durch jahrelangen Kampf mürbe gemacht 
ſind, ſo kann man es verſtehen, daß ſie auf das 
letzte Kaufangebot eingingen. Man hat ihnen 
erſtens einmal verſprochen, daß ſie eine Zulaſ⸗ 
ſungsanſtellung in Deutſchland bekommen wür⸗ 
den, weiter wollte man die Koſten in Höhe von 
20 bis 30 000 Gulden tragen. Nach der Zermür⸗ 
bungstaktik iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die 
Herren darauf eingingen. Ich ſpreche es offen 
aus, daß ſie heute zu einem großen Teil mit uns 
noch nicht ſympathiſieren. Es ſind Akademiker, 
das iſt Blut von Ihrem Blut, Fleiſch von Ihrem 
Fleiſch. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir letzten 
Endes dabei hineingefallen ſind. Das Weſent⸗ 
liche iſt aber, daß in dem Moment, als der Kauf 
getätigt war, die Berufsvereinigung der Aerzte 
wieder da war und im ganzen Städtchen auspo⸗ 
ſaunte: „Von morgen ab wird die freie Arztwahl 
wieder eingeführt.“ Dieſe Maßnahme wurde von 
den Leuten durchgeführt, um ſo ſchnell wie möglich 
in den Genuß der Aerztehonorare zu kommen. 
Beſonders auffallend bei der Sache iſt, daß 
das Verſicherungsamt und das Oberverſicherungs⸗ 


amt in dieſer Angelegenheit ganz kraß und ganz 


brutal die Intereſſen der Berufsvereinigung der 
Aerzte vertreten haben. Einem jeden Menſchen, 
der ſich mit dem Problem der Ambulatorium⸗Be⸗ 
handlung beſchäftigt, muß es klar ſein, daß 
dies Syſtem das 
Verſorgung iſt. Wir wiſſen ſelbſtverſtändlich 
auch, daß dies Syſtem wie jedes neue Syſtem, be⸗ 
ſtimmte Mängel hat. Wir wiſſen, daß jedes neue 
Syſtem ſcharf bekämpft wird. Wir wiſſen aber 
auch, daß, wenn die betreffenden Behörden ſich in 
dem Moment, als ſie genau ſahen, daß ſich dieſes 
Syſtem zum Nutzen der Verſicherten auswirkt, 
neutral verhalten hätten, die A. O. K. heute ein 
ziemlich großes Barvermögen hätte. Sie könnte 
vielleicht in ein paar Jahren zum Bau eines 
Krankenhauſes in Zoppot ſchreiten. Die Stadt 
wird nie in der Lage fein, für die minderbemit⸗ 
telte Bevölkerung ein Krankenhaus zu ſchaffen. 
Das iſt der Entwicklungsgang, wie es in Zop⸗ 
pot bis jetzt geweſen iſt. Wenn wir nun zu dem 
Geſetzentwurf Stellung nehmen, ſo haben wir ihn 
nicht heute verlangt, ſondern ſchon vor längerer 
Zeit, vor vier oder fünf Monaten. Vor einiger 
Zeit hat ſich der ſoziale Ausſchuß damit beſchäftigt. 
Wenn heute von dem Herrn Abg. Bertling zum 
Ausdruck gebracht wurde, daß Sie (nach rechts) den 
Geſetzentwurf begrüßen, ſo ſtimmt das nicht. Sie 
haben bis heute immer erklärt, die Wahlen zu 
den Krankenkaſſenorganen werden nicht ſtattfin⸗ 
den. Sie wiſſen ganz genau, daß die Konjunktur 
im Winter für Sie nicht fo günſtig iſt wie im 
Sommer. Anſere Reformarbeit hat dazu beige⸗ 
tragen, der Zoppoter Arbeiterſchaft klar zu zeigen, 
daß dieſe Reformarbeit bald an die Grenzen der 
Staatsgewalt ſtößt. Die Staatsgewalt hat ſich 
ganz kraß auf die Seite der Aerzte geſtellt. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus haben wir den Kampf 
in Zoppot geführt. Wir haben von Anfang an 
geglaubt, daß wir etwas erreicht haben, wenn uns 
der Aufklärungsprozeß gelingt. Wenn es uns 
weiter gelingt, das Ambulatorium aufrecht 


zu erhalten, wird die A. O. K. Danzig über 


(©) 


Zukunftsſyſtem der ärztlichen 
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kurz oder lang zu demſelben Syſtem greifen 
müſſen. Das Zoppoter Ambulatorium hat die 
Aerzte bisher davon zurückgehalten, ihre Honorar: 
forderungen zu erhöhen. Deshalb haben ſie ge⸗ 
glaubt, daß der Zeitpunkt eintritt, wo die A. O. 
K. Zoppot andere Methoden anwenden wird. 
Wir ſchlagen vor, den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf ſo ſchnell als möglich zu erledigen. Aus be⸗ 
ſtimmten Gründen erſuche ich, das ſchon morgen 
zu tun. (Heute! im Zentrum.) Wenn es möglich iſt, 
auch Heute. Das Oberverſicherungsamt verſucht 
auf geſetzlichem Wege, trotzdem es keine geſetzliche 
Handhabe dazu hat, einzugreifen. Man hat uns 
die Aerzte abgekauft, und bis heute haben wir 
keine zwei Fachärzte, weil ſich jeder Arzt ſagt, er 
geht kein Vertragsverhältnis ein, ſolange die 
Verhältniſſe nicht geklärt ſind. 
Das Oberverſicherungsamt hat uns bis zum 

2. Dezember Friſt gelaſſen. Wenn bis dahin in 
dieſer Frage nichts unternommen wird, beſteht 
die berechtigte Gefahr, daß das Oberverſicherungs⸗ 
amt verſucht, von ſich aus mit der Berufsvereini⸗ 
gung der Aerzte Verträge abzuſchließen. In den 
Vertragsbeſtimmungen befindet ſich ein Paſſus, 
daß der Vertrag ſolange läuft, bis ein neuer Ver⸗ 
trag kommt. Dann kann es eintreten, daß die 
A. O. K. die Berufsvereinigung der Aerzte und 
außerdem die vier angeſtellten praktiſchen Aerzte 
bezahlen kann. Manch einer wird das nicht glau⸗ 
ben. Ich erinnere daran, daß die Berufsvereini⸗ 
gung der Aerzte ſo human war, nachdem ſie den 
Streik durchgeführt hat, in einem Gerichtsverfah⸗ 
ren zu verlangen, daß wir ihr den entgangenen 
Arbeitsverdienſt erſetzen ſollten. Aus dieſer Ein⸗ 
ſtellung iſt erſichtlich, mit welchen blaublütigen 
Herren wir es zu tun haben. Die Vorſtands⸗ 
mehrheit hat zu Montag mit den Arbeitgebern 
eine Sitzung einberufen, die ſich mit dieſen Fra⸗ 
gen beſchäftigen ſoll. Es ſoll wieder verſucht wer⸗ 
den, dies Syſtem in letzter Stunde mit allen Mit⸗ 
teln kaputt zu machen. 

5 Jetzt zu der Frage der Herren Arbeitgeber. 
Ich kann es verſtehen, daß ſie gegen die A. O. K. 
Zoppot Sturm laufen würden, wenn ſie bei Ein⸗ 
führung des anderen Syſtems die Gewähr hätten, 
daß ihre Beiträge ermäßigt werden. Sie wiſſen 
aber genau, daß die Honorarerhöhung der Aerzte 
und demgemäß auch die Erhöhung der Beiträge 
kommen wird. Aber es tritt hier ganz typiſch die 
Intereſſengemeinſchaft der Behörden und der Ar⸗ 
beitgeber, die nicht von der Krankenkaſſe verarztet 
werden, die nicht ein beſonderes Intereſſe an der 
guten Behandlung der Mitglieder haben, zutage. 
Das alleinige Intereſſe der Arbeitgeber iſt, daß 
ie Beiträge recht niedrig ſind. Wenn die Herren 
Arbeitgeber ein bißchen Moral im Leibe hätten, 
würden ſie ſich ſagen, daß ſie ſich beſſer neutral ver⸗ 

ielten. Das verſtehen dieſe Leute aber nicht, 
trotzdem ſie immer wieder erklären, daß ſie die 
Moral mit dem Schöpflöffel eingenommen hätten. 
Sie geben ihre Hand, um ganz rückſichtslos die 
Intereſſen der Zoppoter Verſicherten und der Fa⸗ 
milienmitglieder zu ſtören. Ihr Wiſſen, Herr 
Abg. Bertling, über die Zoppoter Krankenkaſſe 
iſt typiſch. Sie hat nicht 8000 Verſicherte, ſondern 
nur 4590. Die anderen ſind Familienangehörige. 
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Wenn Ihre Kenntniſſe fo find, jo iſt das dafür be⸗ 
zeichnend, wie weit Sie ſich mit der A. O. K. be⸗ 
ſchäftigen. Sie haben vielleicht eine ſo ausge⸗ 
dehnte Tätigkeit, daß Sie ſich mit den Dingen, 
die Sie perſönlich nichts angehen, nicht eingehend 
beſchäftigen können. Ich erſuche, die Vorlage 
heute in allen drei Leſungen anzunehmen. (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Im 


Auftrage des Aelteſtenausſchuſſes ſchlage ich vor, 
dieſen Geſetzentwurf dem Ausſchuß für Soziales 
zu überweiſen, der morgen vormittag tagen ſoll, 
ſo daß die Möglichkeit beſteht, daß das Geſetz mor⸗ 
gen in zweiter und dritter Beratung zur Erledi⸗ 
gung kommt. Widerſpruch höre ich nicht. Das 
Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 507 und 

515. 

Ein Abänderungsantrag iſt nur zu Ziffer 5 
der Druckſache Nr. 515 geſtellt: 

Wir beantragen: die Eingabe Nr. 204 des Jo⸗ 
hann Topka, Zoppot, betr. „Einbürgerung“ dem Se⸗ 
nat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Langnau 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Wortmeldungen liegen nicht vor, wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 


Langnau u. Fr. in Druckſache Nr. 527 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich ſtelle 
nun feſt, daß das Haus allen Beſchlüſſen der Aus⸗ 
ſchüſſe über die Eingaben beigetreten iſt. Somit 
iſt Punkt 2 der Tagesordnung erledigt. Ich rufe 
Punkt 3 auf: 

Große Anfrage Nr. 18 des Abg. Dr. Bog⸗ 
dan u. Fr. betr. Einſpruch des diploma⸗ 
tiſchen Vertreters der Republik Polen 
gegen die Tagung der deutſchen Geſchichts⸗ 
vereine. 

| Druckſache Nr. 483. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Weiße. 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Sie wiſſen, daß in den Tagen vom 26. Auguſt bis 
1. September dieſes Jahres in Danzig ein Kon⸗ 
greß der deutſchen Geſchichtsvereine und des Ar⸗ 
chivtages abgehalten worden iſt. Der Kongreß 
ſtellt die wiſſenſchaftliche Tagung einer Organi⸗ 
ſation dar, die mehr als 280 Einzelvereine um⸗ 
faßt und Männer der Wiſſenſchaft aus allen deut⸗ 
ſchen Gauen umſchließt. Er war hier von mehr 
als 200 Kongreßvertretern beſucht. Auf ihm find 
bedeutſame wiſſenſchaftliche Vorträge über die 
Geſchichte des deutſchen Oſtens und die deutſche 
Geiſteskultur gehalten worden. Dabei wurde auch 
der deutſche Charakter Danzigs und ſeiner Bepöl⸗ 
kerung, ſowie die deutſche Kultur im polniſchen 
Korridor nach dem Ergebnis ſtrenger wiſſenſchaft⸗ 
licher Geſchichtsforſchung behandelt. Dieſer Kon⸗ 
greß war von Berlin hierher berufen und Danzig 
auch von Berlin aus ausdrücklich beſtimmt wor⸗ 
den. Es beſtand die gute Abſicht, daß die Herren 
dieſer Geſellſchaft die deutſche Stadt Danzig nicht 
bloß gefühlsmäßig erleben wollten, ſondern auch 
beſtrebt waren, dieſe deutſche Stadt auch wiſſen⸗ 


Herren, die den Abänderungsantrag des Abg. 
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(Weiße, Abgeordneter N 
ſchaftlich zu erkennen. Das war für die Männer 
der Wiſſenſchaft ſelbſt ein großer Vorteil. 

Aber es lag in dieſem Kongreß und ſeiner 
Tagung erſt recht eine größere Bedeutung für un⸗ 
ſere Bevölkerung, da wir uns hier in einer be⸗ 
ſonders ſchwierigen politiſchen Lage befinden. 
Bei uns wurden hier Erkenntniſſe neu gewonnen 
und geſchaffen und in unſere Bevölkerung hinein⸗ 
geleitet, Erkenntniſſe, die zu neuen Motiven wer⸗ 
den können und zum Teil ſchon geworden find, 
das, was wir hier von unſeren Vätern ererbt ha⸗ 
ben, ganz beſonders treu zu bewahren. Gegen 
dieſe Tagung hat nun nach Preſſemeldungen, 
denen vom Senat nicht widerſprochen worden iſt, 
der diplomatiſche Vertreter Polens in Danzig, 
Strasburger, durch eine offizielle Note bei der 
Danziger Regierung Einſpruch erhoben. Wir 
ſehen in dieſer Note, in dieſem Einſpruch, eine 
Einmiſchung der polniſchen diplomatiſchen Ver⸗ 
tretung in Danzig in innere Angelegenheiten, und 
wir befürchten, daß dieſe Note der Anfang von 
weiteren Verſuchen der polniſchen Regierung ſein 
kann, die geiſtige und kulturelle Verbindung mit 
unſerm deutſchen Mutterlande zu unterbinden 
und die deutſche wiſſenſchaftliche Forſchung hier 
in Danzig ganz unmöglich zu machen. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) 

Wir richten deshalb an den Senat die An⸗ 
frage: 1. Wie lautet die Note der polniſchen Re⸗ 
gierung, 2. was hat der Senat getan, um die neue 
polniſche Anmaßung und die unzuläſſige und un⸗ 
gehörige Einmiſchung des bei der Danziger Re⸗ 
gierung akkreditierten diplomatiſchen Vertreters 
der polniſchen Regierung in unſere inneren eige⸗ 
nen Angelegenheiten gebührend zurückzuweiſen? 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.] Namens des Senats habe ich die Große An⸗ 
frage wie folgt zu beantworten: 

Der diplomatiſche Vertreter der Republik Po⸗ 
len in Danzig hat auf Grund von Preſſeberichten 
anfangs September dieſes Jahres an den Senat 
eine Note gerichtet, welche ſich in ihrer Haupt⸗ 
ſache darauf bezieht, daß Mitglieder des Senats, 
ſowie Danziger Beamte bei Kongreſſen, deren 
Tendenz ſich gegen den polniſchen Staat richtete, 
beteiligt geweſen ſeien. Es wurde beſonders auf 
den Kongreß der deutſchen Seebäder, ſowie auf die 
Archivtagung hingewieſen und um Mitteilung ge⸗ 
beten, welche Maßnahmen der Senat zu treffen 
berbjichtige, damit ein derartiges Auftreten von 
Beamten der Freien Stadt nicht mehr ſtattfinde. 
(Hört, hört! rechts.) 

Der Senat hat geantwortet, daß bei keinem 
der im Laufe des letzten Sommers in Danzig 
veranſtalteten Kongreſſe es ſich um eine propa⸗ 
gandiſtiſche Veranſtaltung zur Förderung irgend⸗ 
welcher politiſchen Beſtrebungen gehandelt habe, 
ſondern daß alle Kongreſſe, insbeſondere auch die 
beiden im Einzelnen namhaft gemachten, lediglich 
Veranſtaltungen waren, welche die kulturelle Ver⸗ 
bundenheit mit dem deutſchen Volke betonten. 
Die Kongreſſe hatten keinerlei politiſche Ziele und 
konnten daher auch keinerlei politiſche Auswirkung 
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haben. Die Reden der offiziellen Vertreter des 
Senats bei dieſen Kongreſſen haben lediglich dem 
kulturellen Charakter der Veranſtaltungen Rech⸗ 
nung getragen. Was die Reden der bei den Kon⸗ 
greſſen aufgetretenen Danziger Beamten, welche 
nicht in offizieller Eigenſchaft ſprachen, anbetrifft, 
ſo haben ſich dieſe Reden durchaus im Rahmen 
wiſſenſchaftlicher Ausführungen bewegt. 

er Senat hat Veranlaſſung genommen, den 
polniſchen diplomatiſchen Vertreter auf die Be⸗ 
ſtimmungen der vom Völkerbund garantierten 
Danziger Verfaſſung hinzuweiſen, wonach die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre frei iſt und jedem 
Staatsangehörigen das Recht der freien Mei⸗ 
nungsäußerung zuſteht. Der Senat hat ferner 
darauf hingewieſen, daß er entſprechend der ge⸗ 
kennzeichneten Beurteilung der in Danzig ſtatt⸗ 
gehabten deutſchen Kongreſſe ſeinerſeits auch pol⸗ 
niſche Veranſtaltungen, ſei es in Danzig oder in 
Polen, beurteilt habe und beurteilt. 

Die Regierung benutzt dieſe Gelegenheit, um 
ihr Bedauern darüber auszuſprechen, daß durch 
eine ſtreng zu verurteilende Indiskretion ein Teil 
des Inhalts der polniſchen Note, noch ehe ſie be⸗ 
antwortet war, — noch dazu in teilweiſe entſtell⸗ 
ter Form — in die Preſſe gelangte. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be⸗ 
antrage Beſprechung. 

Präſident: Wird der Antrag auf Beſprechun 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Ich 


das 


(C) 


eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr (g) 


Abg. Dr. Bogdan. 
Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.] Unjere Anfrage wünſchte Antwort über 
einen Notenwechſel mit dem diplomatiſchen Ver⸗ 
treter der Republik Polen. Wir ſtellen feſt, daß 
die Regierung die Antwort erteilt hat, indem ſie 
uns den Inhalt der beiden Noten übermittelt hat. 
ſo hat ſie nach 
Form und Inhalt alle unſere Annahmen übertrof⸗ 
N Wir müſſen ſie als einen unerhörten Ein⸗ 
griff in die Danziger Verhältniſſe zurückweiſen. 
hätte die Regierung auch 
tun jollen!) Es war ſelbſtverſtändlich, daß das An⸗ 
ſinnen von der Regierung zurückgewieſen wurde, 
mit ihr einverſtanden. Wir 
bedauern nur, daß die Zurückweiſung nicht in 
chärferen erfolgt iſt, und daß die 
Note nicht in einer ſchärferen Art und Weiſe ver⸗ 
) Wir bedauern auch, daß der 
Senat nicht Gelegenheit genommen hat, von ſich 
aus die Angelegenheit der Danziger Bevölkerung 
bekannt zu machen, damit dieſe i 
ſtand und es nicht nötig war, erſt eine Anfrage an 
den Senat zu richten. Wenn auf eine Indiskre⸗ 
tion hingewieſen wird, ſo iſt bekannt, daß die 
Herren, die den polniſchen Kreiſen naheſtehen, 
wenn ſie irgend etwas gegen Danzig unternommen 
haben, nicht ſtillſchweigen, ſondern darüber reden, 
ſo daß man daraus entnehmen kann, daß irgend 
etwas im Gange iſt. Ich muß mit Bedauern feſt⸗ 


ſtellen, daß die Regierung es nicht für ihre Pflicht 
gehalten hat, die Danziger Bevölkerung über den 
Angelegenheit 


Notenwechſel aufzuklären. Die 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter) 
gibt mir aber Anlaß zu weiteren grundſätzlichen 
Ausführungen. 3 

Jede Danziger Regierung hat ſich bisher ſtets 
loyal auf den Boden der durch den Verſailler Ver⸗ 
trag geſchaffenen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ge⸗ 
ſtellt. Sie hat polniſche Intereſſen und polniſches 
Kulturgut dort, wo dieſe ihre nationale Berechti⸗ 
gung hatten, unangetaſtet gelaſſen. Aber Danzig 
kann auch verlangen, daß in Bezug auf dieſe Loya⸗ 
lität Gegenſeitigkeit herrſcht. Das hat auch die 
jetzige Regierung bei ihrer erſten Kundgebung 
ausgeſprochen; denn ſie erwartete, daß Polen die 
ſtaatliche Selbſtändigkeit und den überkommenen 
uns allſeitig vertrauten deutſchen Charakter der 
Freien Stadt achtet. Dieſe Erwartung hat immer 
und immer wieder getrogen, wie gerade Vor⸗ 
kommniſſe aus dem letzten Jahre zeigen. Die 
deutſchen Kongreſſe begrüßen wir hier mit Freu⸗ 
den. Sie halten die Verbindung mit dem Mutter⸗ 
lande aufrecht. Sie bringen Stärkung für uns 
und drüben Aufklärung über uns, und ſie werden 
deshalb mit Recht von der Regierung begrüßt 
und unterſtützt. Sie ſind von polniſcher Seite 
wiederholt Gegenſtand unberechtigter Angriffe ge⸗ 
weſen. Ich erinnere nur daran, daß ſchon vor Jah⸗ 
ren anläßlich der Tagung des Hanſeatiſchen Ge⸗ 
ſchichtsvereins Teilnehmern wegen der dort ver⸗ 
tretenen Geſchichtsauffaſſung Schwierigkeiten ge⸗ 
macht und ihnen der Weg durch den Korridor ver⸗ 
legt wurde. Ferner ſoll ſich der ſo geprieſene Ge⸗ 
neral Gorecki in dem Sinne ausgeſprochen haben, 
daß die Tagungen dem Verſtändigungsfrieden 
hinderlich ſeien. Dann kommt die heute zur Er⸗ 
örterung ſtehende Note. Daneben ſollen Verſuche 
laufen, durch die Regierung offiziös auf die natio⸗ 
nale Preſſe einzuwirken, um ihr das freie Wort 


zu verſagen. (Hört, hört! rechts.) Schließlich muß 
ich auf die Ereigniſſe hinweiſen, die im Zuſam⸗ 
menhang ſtehen mit der kürzlich ſtattgefundenen 
Jahresfeier der polniſchen Republik, die eine Pros 
vokation für das Deutſchtum darſtellen. (Sehr 
wahr! rechts.) 
Alles das ſind unerhörte Einmiſchungen in die 
inneren Danziger Verhältniſſe, Beweiſe derſelben 
nmaßung und Unduldſamkeit, mit der Polen uns 
zweifelhaft litauiſche und ruſſiſche Gebiete für ſich 
Su Anſpruch nimmt und mit der es überall in der 
Außenwelt den Eindruck zu erwecken ſucht, als ob 
Danzig eine polniſche Stadt ſei. Es iſt intereſſant, 
dabei die Tatſache feſtzuſtellen, die von Rheinrei⸗ 
ſenden berichtet wurde, daß auf der Ausſtellung 
reſſa in der Abteilung Polen jedenfalls zu An⸗ 
fang das Bild Danzigs mit unter die polniſchen 
tädte eingereiht war. (Bewegung rechts.) Dabei 
ſteht als hiſtoriſche Wahrheit der deutſche Charak⸗ 
er Danzigs und nicht nur Danzigs, ſondern des 
ganzen nördlichen Weichſellandes feſt. (Sehr gut! 
den Seit 3000 Jahren war dort germaniſch⸗ 
eutſcher Kulturboden. Erſt wenige Jahrhunderte 
nach Chriſti Geburt drangen Slaven ein. Deutſche 
egenſtöße führten aber dazu, daß die allgemeine 
utwicklung und Kultur trotzdem deutſch blieb. 
he beweiſen die Ausgrabungen, davon zeugen 
M. Bauten aller Städte und das unerſchöpfliche 
aterial an Arkunden, das ſich in allen Staats⸗ 


archiven findet. Es iſt beachtenswert, daß dar⸗ 
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unter keine polniſchen Arkunden ſind. Selbſt der 
Schriftwechſel der Stadt Danzig mit den Königen 
von Polen iſt deutſch geführt, ebenſo wie ſich auch 
unter Danzigs Straßennamen kaum einer ſlavi⸗ 
ſchen Urſprungs findet. > 

Wenn dieſe Auffaſſungen, ſei es in der Arbeit 
unſeres Archivs, ſei es bei der Hiſtorikertagung 
oder ſonſtigen Tagungen ihren Ausdruck gefunden 
haben, ſo ſind das einwandfreie wiſſenſchaftliche 

Forſchungsergebniſſe. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr 
richtig!) Der Herr Präſident des Senats hat be⸗ 
reits hervorgehoben, daß die Wiſſenſchaft und ihre 
Lehre nicht nur von innerſtaatlichen Hemmungen, 
ſondern auch von ausländiſcher Bevormundung 
frei ſein ſollen. Es widerſpricht allen Gepflogen⸗ 
heiten, daraus diplomatiſche Aktionen herzuleiten. 
Die deutſche Wiſſenſchaft hat es nicht nötig, ſich 
bezüglich der Oſtfragen unter polniſche Zenſur zu 
ſtellen. (Sehr gut! rechts.) 

„Wenn der polniſche Vorſtoß gegen den Hiſto⸗ 
rikertag oder andere Tagungen unternommen iſt, 
ſo von polniſcher Seite ſicherlich mit aus dem Ge⸗ 
fühl heraus, in dieſem Senat für ſolche Kritik 
Verſtändnis zu finden. Hat doch der jetzige Herr 
Vizepräſident des Senats zur Zeit ſeiner früheren 
Amtsführung ein verletzendes Urteil über unſer 
Archiv und ſeine Forſchungen, die jeder Regierung 
wertvolles Material im Kampf um das Deutſch⸗ 
tum ſein müſſen, gefällt. (Unerhört! rechts.) Er 
hat ſich damals dahin ausgeſprochen, daß er unter 
Geſchichte nicht ſolche Geſchichte verſtehe, die von 
nationaliſtiſchen Archiven gemacht werde. Damit 
hat er nicht nur die Leiſtungen des Archivs, das 
für die Arbeit in den Entwicklungsjahren unſeres 
Staates Anerkennung verdient, zu unrecht herab- 
geſetzt, ſondern er hat auch, was viel ſchlimmer iſt, 
die Geſchichtsauffaſſung vom deutſchen Oſten, auf 
der unſere Zukunftshoffnung baſiert, als eine 
nationaliſtiſche Phraſe hingeſtellt. Wenn ferner 
ein Senator in einem Artikel Anſichten ausge⸗ 
ſprochen hat, die in Polen als ein Zugeſtändnis 
des polniſchen Charakters des Korridorlandes 
aufgefaßt werden konnten oder wurden, ſo konnte 
Herr Strasburger glauben, er könne Danzig alles 
bieten und ſich alles leiſten. Sein Velangen iſt 
unter dieſem Geſichtswinkel geſehen eine wenig 
erfreuliche Frucht der Verſtändigungspolitik, wie 
ähnliche wohl noch öfter reifen werden. (Sehr 
gut! rechts.) 

Aber gegenüber der polniſchen Empfindlichkeit 
in Bezug auf die Exiſtenz des polniſchen Staates 
und die Achtung der Grundlagen des Verſailler 
Vertrages lohnt es ſich, dieſe Grundlagen einmal 
näher anzuſehen und immer wieder zu beleuchten. 
Ich ſtreife nur ganz kurz, daß ja der ganze Ver⸗ 
trag auf der Kriegsſchuldlüge aufgebaut iſt. Aber 
ſeinen angeblichen Hauptgrundſatz, das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker, hat man hier im 
nördlichen Weichſelland im deutſchen Oſten, 
zum großen Teil einfach nicht anzuwenden 
gewagt, weil man das ſichere Ergebnis 
im deutſchen Oſten nicht wollte. (Sehr 
richtig! rechts.) So kann es nicht wunder⸗ 


nehmen, daß gerade die Grundlagen des Verjailler 
Vertrages für die Regelung der Oſtfragen und für 
die Grenzen des polniſchen Staates alles andere 
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als einwandfrei find. (Abg. Schwegmann: Sehr; 


richtig!) Beruhten doch die Informationen der 
Alliierten, ſowie des Präſidenten Wilſon ledig⸗ 
lich auf Gutachten und Denkſchriften polniſcher 
Verfaſſer, die unter dem Deckmantel der Wiſſen⸗ 
ſchaft darzulegen verſuchten, daß der ganze Oſten 
urſlaviſch⸗polniſches Gebiet ſei. Dieſe glatte Ge⸗ 
ſchichtsfälſchung entſpricht der Tendenz der pol⸗ 
niſchen Forſchung, die damals und auch heute noch 
ohne Vorbehalt der polniſchen Expanſionspolitik 
dient. Als kraſſeſtes Beiſpiel in dieſer Richtung 
nenne ich das Ihnen wohl allen bekannte Buch 


des Profeſſor Aſenazy über Danzig und Polen. 


Auf ſo zuſtande gekommene Grundlage ſollte man 
lieber nicht pochen. 

Man hat aber polniſcherſeits überhaupt kein 
Recht, ſich wegen angeblicher Angriffe gegen die 
Grundlagen des Verjailler Friedensverkrages zu 
beſchweren; denn dort in Polen ſteht ja niemand 
ſelbſt auf dem Boden dieſer Grundlagen. (Sehr 
richtig! rechts.) 

Anverhohlen ſpricht man von den gegenwärti⸗ 
gen Grenzen als einem Proviſorium. Anzwei⸗ 
deutig verlangt man Zuteilung von Danzig und 
weiter deutſcher Landſtrecken, 
preußens, Teile von Pommern und Schleſien bis 
in die Mark Brandenburg hinein. Auch hier wer⸗ 
den die Politiker wieder von dem Schrifttum im 
weiteſten Maße unterſtützt. Eine ganze Anzahl be⸗ 
deutender Schriften über die Zukunft Polens in 
dieſem Sinne ſind in letzter Zeit erſchienen. Eine 
dankenswerte Zuſammenſtellung findet ſich in 
einem Buche „Polens Drang nach dem Weſten“ 
von Ernſt Hanſen mit einem Vorwort von 
Staatsſekretär a. D. Dr. Auguſt Müller. Nur 
ganz kurz zwei, drei Proben aus dieſem Buche, ſo⸗ 
weit ſie ſich auf Danzig und Oſtpreußen beziehen. 
Ich geſtatte mir, ſie mit Genehmigung des Herrn 
Präſidenten vorzuleſen: 

Wir ſetzen unſere ganze zar Verfügung ſtehende 
Kraft dafür ein, daß die oſtpreußiſche Frage durch 
Polen im Sinne Polens entſchieden werde. 

An einer andern Stelle heißt es: 

Ebenſo kann auch das polniſche Volk den Aus⸗ 
gang des Plebiſzits in Maſuren nie als einen end⸗ 
gültigen Spruch der Geſchichte anerkennen und unſere 
Ausdehnungsbewegung in der Richtung auf die Ma⸗ 
ſuriſchen Seen und zum Baltiſchen Meer iſt das erſte 
Gebot der polniſchen Geſchichte. Sie iſt der hiſtoriſche 
Weg der Machtpolitik des polniſchen Volkes und 
Staates. 

(Zurufe) Bei ſolchen Beſtrebungen ſollte man ſich 
uns gegenüber auf den Verſailler Vertrag und 
deſſen Grundlagen nicht berufen, um ſo weniger, 
als man ſchon mit dem Verlangen, daß hier der 
Senat Maßnahmen trifft, um Beamte von ſol⸗ 
chen Kongreſſen fernzuhalten oder zu veranlaſſen, 
daß auf dieſen Kongreſſen andere Reden gehalten 
werden, in unſere Rechte, die uns nach dem Ver⸗ 
ſailler Vertrag zuſtehen, eingreift. 

Aber, m. D. u. H., durch alle dieſe Propagan⸗ 
da und Geſchichtsfälſchungen wird ebenſowenig 
wie durch ſchwächliche Anbiederung oder lahme 
Zurückweiſung von Danziger Seite an der hiſto⸗ 
riſchen Wahrheit des deutſchen Charakters des 
Oſtens und Danzigs etwas geändert. Wenn heute 
auch harte Tatſachen entgegenwirken, ſo geben 
wir doch die Hoffnung nicht auf, daß der gegen⸗ 
wärtige unhaltbare Zuſtand im Oſten nicht von 
Dauer ſein kann. (Zuſtimmung rechts.) Die Welt 


insbeſondere Oſt⸗ 
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wird immer mehr erkennen, daß der Korridor 
mit Danzig ein unmögliches Gebilde, ja ein Un⸗ 
recht iſt. Auch der Vertrag von Verſailles wird 
Europa nicht für alle Zukunft ſtabiliſieren können. 
(Sehr richtig!) Das haben alle die großen Frie⸗ 
densſchlüſſe in der europäiſchen Geſchichte nicht zu 
Wege gebracht, und ein ſo erpreßter Vertrag, wie 
es der von Verſailles mit ſeinen Grundlagen für 
den Oſten iſt, wird das am allerwenigſten ver⸗ 
mögen. (Beifall rechts.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 19 des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. betr. Einrichtung einer Pro⸗ 
feſſur für Handelswiſſenſchaften an der 
Techniſchen Hochſchule in Danzig. 

Druckſache Nr. 487. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat der Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Wir haben folgende Große Anfrage geſtellt: 

Gemäß Druckſache Nr. 32 vom 13. Februar 
1928 erfolgte folgende Kleine Anfrage Nr. 18: 

Iſt der Senat bereit, an der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule eine Profeſſur für Handelswiſſenſchaften oder 
ein Handelsinſtitut nach Art etwa des Landwirtſchaft⸗ 
lichen Inſtituts einzurichten und die hierfür erforder⸗ 
ellen Mittel in den Staatshaushaltsplan einzu⸗ 

e 1 


Wir bedauern es, daß der Senat unſere Kleine 
Anfrage ſeinerzeit nicht beantwortet hat. Wir 
halten die Frage, die hier aufgeworfen wird, aber 
für ſo außerordentlich bedeutungsvoll, für Danzig 
von ſo weittragenden Folgen, daß wir unbedingt 
den größten Wert darauf legen, die Stellung⸗ 
nahme des Senats in dieſer Frage kennen zu ler⸗ 
nen. Es ließe ſich für die Einrichtung einer ſol⸗ 
chen Handels hochſchule eine ganze Menge von 
Gründen anführen, über die wir aber erſt dann 
diskutieren können und werden und uns vorbe⸗ 
halten, dieſes in naher oder ferner Zukunft zu 
machen, wenn wir wiſſen, was der Senat auf 
unſere Anfrage zu antworten hat. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regie- 
rungsrat Dr. Zaeſchmar. 


Dr. Zaeſchmar, Regierungsrat: Im Auftrage 
des Senats habe ich auf die Große Anfrage Nr. 
19 folgende Erklärung abzugeben: 

Der Senat hatte bereits am 21. Februar, alſo 
ſofort nach Einbringung der Kleinen Anfrage 
Nr. 18 beſchloſſen, zu prüfen, ob und in welcher 
Weiſe die Handelswiſſenſchaften an unſerer Tech⸗ 
niſchen Hochſchule gegebenenfalls in Anlehnung an 
vorhandene Lehrſtühle mehr als bisher gepflegt 
werden können. 

Die Techniſche Hochſchule, die um ein Gutach⸗ 
ten über den Inhalt der Kleinen Anfrage Nr. 18 
erſucht worden iſt, hat von ſich aus keine Anträge 
auf Erweiterung des Lehrziels in der angedeuteten 
Richtung geſtellt, da nach ihrer Meinung, der der 
Senat ſich anſchließt, zur Zeit an der Techniſchen 
Hochſchule dringendere Bedürfniſſe vorliegen, die 
infolge der jetzigen Finanzlage nicht ſogleich be⸗ 
friedigt werden können. Die Techniſche Hochſchule 
iſt vielmehr der Meinung, daß die gewünſchte 


Verbeſſerung der Ausbildungsmöglichkeit auf dem 
Gebiete der Handelswiſſenſchaft auf Grund der 
bisher mit den Handelshochſchulkurſen des Außen⸗ 
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inſtituts der Techniſchen Hochſchule gemachten Er⸗ 
fahrungen herbeizuführen ſei. 

Der Geſchäftsführer der Handelshochſchulkurſe 
des Außeninſtituts, Direktor Dr. Sittel, der um 
Stellungnahme zur Kleinen Anfrage Nr. 18 er⸗ 
ſucht iſt, hat eine Denkſchrift ausgearbeitet über 
den Ausbau der Kurſe zu einer Handelshoch⸗ 
ſchule, die die Aufgabe einer Hochſchule für Wirt⸗ 
ſchaft und Verwaltung zu übernehmen hätte. Der 
Hauptgrund für das Hinausgehen der Wünſche 
dieſer Denkſchrift über die Kleine Anfrage hin⸗ 
aus liegt in dem Umſtande, daß die Einrichtung 
einer Profeſſur für Handelswiſſenſchaften wohl 
geſteigerte Studienmöglichkeiten ſchaffen würde, 
nicht aber zur Abhaltung von anerkannten kauf⸗ 
männiſchen Diplomprüfungen berechtigen würde. 

Aber auch für die Umgeftaltung und Erweite- 
rung der Handelshochſchulkurſe, durch die man 
dem wachſenden Bedürfnis der Kaufmannſchaft 
und Beamtenſchaft nach fachwiſſenſchaftlicher Ver⸗ 
tiefung ihrer Arbeit gerecht werden würde, ſind 
große Mittel erforderlich, die der Staat zur Zeit 
nicht zur Verfügung ſtellen kann. Jedoch wird 
im Rahmen des Möglichen an einem weiteren 
Ausbau gearbeitet. 

Die Beantwortung der Kleinen Anfrage Nr. 
18 iſt immer wieder hinausgeſchoben worden, da 
noch die erbetene Aeußerung einer Körperſchaft 
ausſteht. In Zukunft wird in einem ſolchen Fall 
allen ein Zwiſchenbeſcheid gegeben 
werden. 


Präſident: Damit iſt Punkt 4 der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 5 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. auf 
Vorlage eines Geſetzentwurfs betr. den 
Strafvollzug. 

Druckſache Nr. 463. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Herr Landgerichtsrat Dr. Bode. 


Dr. Bode, Landgerichtsrat: M. D. u. H.! Der 
Senat glaubt es ſich verſagen zu ſollen, auf die 
einzelnen Vorſchläge in Druckſache Nr. 463 heute 
einzugehen. Der Volkstag hat in ſeiner Sitzung 
vom 9. November 1928 eine Entſchließung ange⸗ 
nommen, die den Senat erſucht, dem Volkstag 


einen Bericht über die für den Strafvollzug in 


anzig maßgebenden Verwaltungsvorſchriften, 
ſowie darüber vorzulegen, welche Maßnahmen 
für die neuzeitliche Umgeftaltung des Strafvoll⸗ 
zugs bisher getroffen und für die Zukunft in Aus⸗ 
icht genommen worden ſind. 

Der Senat wird in Verfolg dieſer Entſchlie⸗ 
0 dem Volkstag in nächſter Zeit eine ausführ⸗ 
1927 Denkſchrift zugehen laſſen, die die gewünſch⸗ 
Ber Auskünfte enthält. Es wird dann die gege⸗ 
ene Gelegenheit ſein, alle Fragen des Strafvoll⸗ 
dugs ausführlich zu prüfen. Für eine geſetzliche 
5 lung des Strafvollzugs iſt der gegebene Zeit- 
Straf erſt dann gekommen, wenn das deutſche 
m afvollzugsgeſetz verabſchiedet worden iſt. An⸗ 
Penner müßte auf die Verwertung der im 
10 ſchen Reich auf dem Gebiete des Strafooll- 
| nn gewonnenen Erfahrungen verzichtet werden, 
95 in dem deutſchen Strafvollzugsgeſetz ihren 
geſetzgeberiſchen Niederſchlag finden werden. 
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Präſident: Ich bitte die Wortmeldungen 
rechtzeitig einzureichen. Das Wort hat der Herr 
Abg. Kreft. 


Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die bürgerlichen Staaten, die die Loſung der 
Demokratie, die Loſung der allgemeinen Gleich⸗ 
heit auf ihren Schild geſchrieben haben, verſtehen 
es trotzdem ausgezeichnet, im Strafvollzug nichts 
von dieſer Demokratie und auch nichts von dieſer 
Gleichheit zum Ausdruck zu bringen. Es zeigt ſich 
überall ganz kraß, daß es auf dem Gebiete des 
Strafvollzugs nicht ſo iſt, wie es die bürgerlichen 
Kreiſe immer zum Ausdruck bringen, daß es keine 
Klaſſenjuſtiz gibt, ſondern auf dem Gebiete des 
Strafvollzugs zeigt ſich, daß die eine Seite kraß 
und brutal belangt wird und daß auf der andern 
Seite für die beſſergeſtellten Kreiſe, die der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe angehören, ein anderer Strafvoll⸗ 
zug zur Ausführung kommt. 

M. D. u. H. Wenn wir uns den Strafvollzug, 
der heute im großen und ganzen durchgeführt 
wird, kraß vor Augen führen, ſo müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß jetzt jeder Menſch ſühnen ſoll, daß 
jedem Menſchen erſt einmal kraß zum Bewußtſein 
gebracht wird, daß er ſich gegenüber den beſtehen⸗ 
den Geſetzen und Verhältniſſen etwas hat zu 
ſchulden kommen laſſen. Ein großer Franzoſe hat 
einmal zum Ausdruck gebracht, das Geſetz in 
ſeiner wunderbaren Majeſtät verbiete dem Armen 
Brot zu ſtehlen, unter Brücken zu ſchlafen, aber es 
ſchaffe nicht die Möglichkeit, daß dieſer Arme 
nicht in die Verſuchung komme Brot zu ſtehlen, 
daß er nicht in die Verſuchung komme, unter 
Brücken oder etwas Aehnlichem zu ſchlafen. 

Die meiſten Gefangenen, die heute unter dem 
Strafvollzug zu leiden haben, muß man von dem 
Geſichtspunkt betrachten, daß ſie infolge der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe hinter die Kerkermauern 
kommen. Der einzelne Menſch iſt nicht ſchuld 
daran, ſondern die wirtſchaftlichen und ſozialen 
Verhältniſſe. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsform 
gibt den Betreffenden nicht die Möglichkeit, ſo zu 
leben, wie es unbedingt notwendig iſt. In ein⸗ 
zelnen Ländern ſind bereits Verſuche gemacht, den 
Strafvollzug anders durchzuführen, als in frühe⸗ 
ren Jahrhunderten, wo man demjenigen, der 
etwas geſtohlen hatte, die Hand abhaute oder die 
Ohren abſchnitt. Das Syſtem hat ſich zwar heute 
etwas gemildert, aber der Grundgedanke iſt ge⸗ 
blieben. Einige Länder haben ſich allerdings 
dazu aufgeſchwungen, von dieſem Grundgedanken 
abzugehen. Bürgerliche Wiſſenſchaftler, nicht wir, 
haben feſtgeſtellt, daß in dieſen Ländern die Zahl 
der rückfälligen Gefängnisinſaſſen kleiner gewor⸗ 
den iſt. Erſtmalig iſt der Verſuch gemacht wor⸗ 
den, zu ergründen, weshalb der betreffende 
Menſch in die Lage kam, eine ſtrafbare Handlung 
zu begehen. Weiter hat man die Leute dement⸗ 
ſprechend behandelt und ihnen nicht die Menſchen⸗ 
würde abgeſprochen. Das iſt das Weſentliche. Man 
muß dem Strafgefangenen beibringen, daß er den 
von ihm beſchrittenen Weg in Zukunft nicht 
weiter gehen kann. Wenn ſich aber die Klaſſen⸗ 
juſtiz auf den Standpunkt ſtellt, ſich an dem be⸗ 
treffenden Menſchen rächen zu müſſen, wird man 
ihn nicht zur Einſicht bringen. Wenn man dem 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

Gefangenen beibringt, daß er minderwertig ſei, 
ſo muß dieſer Gedanke Früchte tragen, wenn er 
entlaſſen wird. 

Aus dieſen Gründen haben wir den Geſetzent⸗ 
wurf eingebracht. Wir haben darin die Beſtim⸗ 
mungen hineingearbeitet, wie wir uns den zu⸗ 
künftigen Strafvollzug denken. In erſter Linie 
ſoll den Gefangenen das Recht der Selbſtverwal⸗ 
tung zugebilligt werden. Manch einer wird den⸗ 
ken, die guten Leute ſind verrückt geworden, jetzt 
ſollen die Gefängniſſe zu Sanatorien oder Para⸗ 
dieſen umgeſtaltet werden. In andern Ländern 
ſind die Erfolge aber gut geweſen, ſo daß man 
dieſe Beſtimmungen ohne weiteres in das neue 
Geſetz über den Strafvollzug hineinarbeiten kann, 
ohne zu befürchten, daß böſe Folgen eintreten, 
was die bürgerlichen Parteien in Deutſchland bei 
Behandlung dieſes Problems zum Ausdruck 
brachten. 

Der zweite Paragraph verlangt, daß den Ge⸗ 
fangenen alle acht Tage uneingeſchränkte Korre⸗ 
ſpondenz mit Behörden und Abgeordneten ge⸗ 
währleiſtet wird. Heute iſt es meiſtens ſo, daß der 
Gefangene nur in vier oder acht Wochen die Mög⸗ 
lichkeit hat, einen Brief zu ſchreiben. Läßt er 
ſich aber das geringſte Vergehen zu ſchulden kom⸗ 
men, ſo nimmt man ihm ohne weiteres dieſe Ver⸗ 
günſtigung. Weiter haben wir feſtgeſtellt, daß 
die größten Schwierigkeiten gemacht werden, wenn 
Gefangene mit Abgeordneten in Verbindung 
treten wollen. Mit allen Mitteln wird zu ver⸗ 
hindern verſucht, daß ſich die Gefangenen an ihre 
Geſinnungsfreunde wenden und verſuchen durch 
Abgeordnete beſtehende Mißſtände zu beſeitigen. 
Manch einer wird glauben, daß die Gefängniſſe 
in Zukunft von Abgeordneten überſchwemmt wer⸗ 
den. Wenn dieſe Beſtimmung ins Geſetz hineinge⸗ 
arbeitet iſt, bin ich trotzdem der feſten Ueberzeu⸗ 
gung, daß es nur ſehr wenige Abgeordnete geben 
wird, die ſich mit den Strafgefangenen in Verbin⸗ 
dung ſetzen werden und die verſuchen, die Verbin⸗ 
dung mit der Außenwelt, ſpeziell mit der Familie 
ſicherzuſtellen. 

Die dritte Beſtimmung lautet, daß in jeder 
Anſtalt eine Beſuchszeit von täglich mindeſtens 
vier Stunden eingeführt werden muß. Jeder Ge⸗ 
fangene ſoll berechtigt ſein, mindeſtens einmal in 
der Woche Beſuch zu empfangen. Es ſoll nicht ſo 
ſein, wie heute meiſt, daß der Gefangene hinter 
einer Mauer vom Beſucher zwei Meter entfernt 
iſt und daß der Aufſeher dabei ſteht. Zweitens iſt 
der Kreis der Beſucher ziemlich eng begrenzt, nur 
die engeren Familienangehörigen werden zuge⸗ 
laſſen. Wenn eine Ehefrau ihren Mann beſucht, 
iſt es nicht angenehm, daß beide erſtens durch das 
Gitter getrennt ſind und zweitens ein Aufſeher 
dabei iſt, der verhindert, daß ſich beide über 
Dinge unterhalten, die evtl. in ihrem Intereſſe 
liegen. Ein Beſuch in dieſer Form wird immer 
nur eine Qual für den Gefangenen ſein. Eins 
der wichtigſten Probleme, das in vielen Ländern 
aufgegriffen wurde, iſt, daß Ehegatten die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wird, während der Beſuchszeit in 
beſtimmten Zwiſchenräumen, die feſtzulegen ſind, 
ohne Aufſicht allein zu ſein. Es läuft in Danzig 
jetzt ein Film, der von der Liga für Menſchen⸗ 
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Mittwoch, den 28. November 1928. 


„Ge⸗ 
Dieſer Film iſt darauf auf⸗ 
gebaut, daß die ſexuelle Frage für die Gefangenen 


rechte unter ihren Schutz genommen 
ſchlecht in Feſſeln“. 


iſt: 


eine ſchwere ſeeliſche und moraliſche Belaſtung 
bedeutet, weil es ſich um einen Naturtrieb han⸗ 
delt. Es handelt ſich hierbei nicht nur um eine 
Frage des Gefangenen allein, ſondern ſie iſt auch 
für die Ehegattin wichtig. Bisher iſt es oft ein⸗ 
getreten, daß infolge Fehlens ſolcher humanen 
Beſtimmungen die Ehe vollſtändig zerrüttet 
wurde. Daher muß vor allen Dingen aus menſch⸗ 
lichen Erwägungen dafür eingetreten werden. 
Selbſt bürgerliche Strafrechtslehrer haben ſich 
dafür eingeſetzt, daß in die neueren Strafbeſtim⸗ 
mungen ein Paſſus aufgenommen wird, wonach 
dem Ehegatten die Möglichkeit gegeben wird, 
ohne Aufſicht einige Zeit im Gefängnis oder an⸗ 
derwärts zuſammen zu ſein. Dieſe Beſtimmung 
muß in Zukunft auch in den neuen Strafgeſetz⸗ 
entwurf aufgenommen werden. Es wird nicht ein⸗ 
treten, was viele bürgerliche Strafrechtslehrer 
glauben, daß die Gefängniſſe letzten Endes zu 
Bordellen werden. Es iſt nicht jedermanns Sache, 
ſeinen Gefühlen unter Aufſicht freien Lauf zu 
laſſen, da müßte ſchon die Veranlagung ziemlich 
ſtark in Erſcheinung treten. Aber gerade für die 
Menſchen, die beſonders auf dieſem Gebiete bela⸗ 
ſtet ſind, muß unbedingt die Möglichkeit beſtehen, 
ihren Naturtrieben freien Lauf zu laſſen. N 

Der § 4 beſagt, daß die Gefangenen das un⸗ 
eingeſchränkte Recht zum Leſen politiſcher Zeitun⸗ 
gen und von Zeitſchriften, Büchern und Bro⸗ 
ſchüren haben ſollen. Nach § 5 ſoll aus den Ge⸗ 
fängnisbibliotheken alle Traktätchenliteratur ver⸗ 
ſchwinden. Nur literariſch einwandfreie Bücher 
ſind einzuſtellen. Es iſt ſelbſtverſtändlich kein Zu⸗ 
fall, wenn heute manch ein Gefangener ſtatt einer 
beſtimmten Literatur ein Gebetbuch in die Hand 
bekommt. Mit dieſer Methode wird man ſelbſt⸗ 
verſtändlich nichts erreichen. Wenn ich als klaſſen⸗ 
brwußter Arbeiter ins Gefängnis komme und man 
mir eine Bibel reicht, ſo werde ich, weil ich keinen 


‚anderen Leſeſtoff habe, letzten Endes die Bibel 


leſen. Aber ſie wird nicht das erreichen, was die 
Leute glauben, die mir die Bibel in die Hand 
drücken, ſondern das Gegenteil. Das empfinde ich 
als eine große Gemeinheit, ebenſo, wenn wir als 
Kommuniſten dazu übergehen würden, einem 
Menſchen. der religiöſes Empfinden hat, kommu⸗ 
niſtiſche Literatur auszuhändigen. Einem Men⸗ 
ſchen, der eine beſtimmte religiöſe Einſtellung hat, 
ſoll man nicht eine gegneriſche Literatur geben, 
ſondern man ſoll ihm die Möglichkeit geben, die 
Literatur zu leſen, die ſeiner geiſtigen Auffaſſung 
entſpricht, die ihm eine beſtimmte geiſtige Ver⸗ 
bindung vermittelt, vielleicht mit der Arbeit, die 
er draußen geübt hat. Alle Literatur, die nur 
darauf aufgebaut iſt, daß der Menſch durch Reli⸗ 
giöſität zu beſſern iſt, muß verſchwinden. Es darf 
kein Zwang ausgeübt werden, der dahin geht, 
alle Strafgefangenen, ob ſie religiös ſind oder 
nicht, mit dieſer Literatur zu verſehen. Es ſoll 
jeder Strafgefangene eine beſtimmte Auswahl 
haben. 

„Kleidung und Wäſche ſind in ausreichendem 
Maße zu beſchaffen.“ Dieſer Paragraph ſagt 
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ſelbſtverſtändlich noch nichts Konkretes. Der Be⸗ 


griff ausreichend iſt dehnbar. Aber wenn dieſer 
Paragraph nur einigermaßen in Anwendung ge⸗ 
bracht wird, wird es möglich ſein, die Strafgefan⸗ 
genen beſſer zu kleiden als in der Vergangenheit. 
„Einzelhaft darf nicht ſtrafweiſe verhängt wer⸗ 
den.“ Wenn einzelne Gefangene lieber ihre 
Strafe in Einzelhaft abmachen wollen, ſo haben 
wir nichts dagegen. Es gibt Menſchen, die lieber 
allein ſitzen. Aber als Strafe ſoll die Einzelhaft 
nicht verhängt werden. Es gibt Menſchen, die nur 
in Gemeinſchaft Lebenswillen haben. Wenn man 
dieſe Menſchen längere Zeit in Einzelhaft Aude 
bringt, werden ſie verrückt, ihre Geſundheit leide 
Schaden. 

r Waffengebrauch bei Transport und 
Ueberwachung der Gefangenen iſt unterſagt. Po⸗ 
litiſche Gefangene dürfen nicht gefeſſelt werden. 
Früher war es gang und gäbe, daß man den 115 
litiſchen Gefangenen andere Rechte einräum , 
aber infolge Verſchärfung der Situation behan⸗ 
delt man ſelbſtverſtändlich heute die politiſchen 
Gefangenen viel brutaler als früher. Man ſieht 
in dieſen Leuten die ideellen Kämpfer, die mit 
aller Macht dahin ſtreben, die Wirtſchaftsordnung 
zu bekämpfen. Infolgedeſſen ſieht man in dieſen 
Menſchen viel größere Feinde als in denjenigen, 
die infolge wirtſchaftlicher Verhältniſſe Straftaten 
begehen. Wir müſſen feſtſtellen, daß gerade in 
Bezug auf die politiſchen Gefangenen die Ver⸗ 
ſchärfungen weiter fortſchreiten. 

„Das Anſtalts⸗ und Aufſichtsperſonal der 
Strafanſtalten muß eine der Eigenart des Berufs 
entſprechende Ausbildung erhalten. Das Hilfs⸗ 
beamtenweſen muß aufhören. Die Zahl der auf 
einen Aufſichtsbeamten entfallenden zu überwa⸗ 
chenden Gefangenen darf höchſtens 20 betragen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Straf⸗ 
anſtaltsbeamten nicht bloß Leute ſein dürfen, die 
man anſtellt, um die Gefangenen in Raiſon zu 
halten, ſondern die Beamten ſollen Leute ſein, 

ie verſtehen mit den Gefangenen umzugehen, die 

nicht den Gummiknüppel gebrauchen, ſondern die 
eine geiſtige Verbindung mit den Gefangenen 
herzuſtellen verſtehen. Es darf nicht ſo ſein, wie 
in der Vergangenheit, wo man mit allen Mitteln 
verſucht hat, nur das Sühne⸗ und Rachemotiv in 
den Vordergrund zu ſtellen. ERS 

Jetzt komme ich zu der Frage der Beſchäftigung 
der Gefangenen. Bei dem Geſetzentwurf betr. 
Schutz der Privatwirtſchaft haben wir ja ſchon 
gehört, daß man die Gefangenenarbeit nicht als 

onkurrenzarbeit aufzuziehen braucht. Auch dies 

roblem muß in abſehbarer Zeit anders geregelt 
werden. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
für die Gefangenen die achtſtündige Arbeitszeit 
eingeführt werden muß. Weiter verlangen wir, 
aß man die Gefangenen nach ihrer Befähigung 
beſchäftigen ſoll. Man hat die Gefangenen jahre⸗ 
lang mit Tütenkleben beſchäftigt, mit Tauzupfen. 

can hat fie auch ganz unproduktiv be⸗ 
ſchäftigt, indem man ſie Steine von der 
ahnen auf die andere Seite ſchleppen ließ. 
Man wollte ihnen nur beweiſen, daß ſte 
Menſchen zweiten oder dritten Grades ſind. An 
jedes Gefängnis müſſen Werkſtätten angegliedert 
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werden, und die Gefängnisanſtalten müſſen mit 
den Betrieben draußen in Konkurrenz treten. 
Dann wird ſich herausſtellen, ob die Privatwirt⸗ 
ſchaft wirklich etwas ſo Wunderbares iſt und ob 
die Gefängniſſe rentabel wirtſchaften oder nicht. 
Selbſtverſtändlich muß dann auch die Bezahlung 
der Arbeit dieſelbe ſein. Es darf heute nicht mehr 
wie im Jahre 1925 auf einer Tagung beſchloſſen 
werden: „Die Gefangenenarbeit wird grund⸗ 
ſätzlich nicht bezahlt. Den Gefangenen dürfen nur 
kleine Prämien ausgezahlt werden, damit ſie in 
ihrem Arbeitsfleiß nicht erlahmen.“ Auch auf 
dieſem Gebiet ſtellt man die Gefangenen zurück. 
Man verlangt von ihnen ein beſtimmtes Arbeits⸗ 
quantum, auf der andern Seite gibt man ihnen 
aber nur ein paar Pfennige und der Staat heimſt 
den Löwenanteil ein. Der Staat läßt die Gefan⸗ 
genen ſchuldig werden und nachdem ſie ſchuldig 
geworden ſind, zieht er noch den Profit von ihrer 
Arbeit ein. 

Eine andere Frage iſt die der weiblichen Ge- 
fangenen. Da ſtehen wir auf dem Standpunkt, 
daß ſchwangere Frauen nicht in Strafanſtalten 
untergebracht werden dürfen. Wir wünſchen, 
daß dieſer Paragraph in den Strafvollzugsent⸗ 
wurf hineingearbeitet wird. Eine Frau, die 
ſchwanger iſt oder ſtillt, darf nicht in das Ge⸗ 
fängnis kommen. Wir wollen den Kindern nicht 
den Makel aufs Geſicht drücken, daß man ſie im 
ſpäteren Leben in allen Fragen benachteiligt. 
Weiter wiſſen wir, daß die Periode der Schwan⸗ 
gerſchaft auf die Frau beſonders deprimierend 
wirkt. Kommt dann noch die Gefängnishaft 
hinzu, dann kann man ſich von vornherein 
darüber klar ſein, daß eine ſolche Frau, die die 
Strafanſtalt verläßt, nur ein krankes Weſen iſt. 
Dazu muß man eine andere Stellung einnehmen. 

Eine der wichtigſten Fragen, die ohne weiteres 
durchgeführt werden muß, iſt die: Was wird aus 
dem Gefangenen, wenn er die Strafanſtalt ver⸗ 
läßt? Es wird den meiſten Abgeordneten bekannt 
ſein, mit welch wunderbaren Schuhen und Hoſen 
der Gefangene ausgeſtattet wird, der das Ge⸗ 
fängnis verläßt. Der Herr Abg. Liſchnewfki hat 
das hier einmal zum Ausdruck gebracht. Wenn 
man ſich nicht weiter um den Gefangenen küm⸗ 
mert, dann ſoll man ſich nicht wundern, wenn er 
in kurzer Zeit gezwungen wird, ſeine Heimat 
wieder im Gefängnis aufzuſchlagen. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß die Gefangenen mit 
ausreichender Kleidung zu verſehen ſind. Man 
muß ſich bemühen, ihnen wieder Arbeit zu verſchaf⸗ 
fen. Dann muß man ſie auch in Fürſorge geben, 
nicht ſo, daß ſie ſich alle drei oder acht Tage auf 
dem Polizeipräſidium melden müſſen, ſondern ſie 
müſſen in wirkliche Fürſorge kommen, wo man ſie 
davor behütet, daß ſie nicht wieder ins Gefängnis 
kommen. Wenn das durchgeführt wird, werden 
dieſe Menſchen, die heute mit dem Strafrichter in 
Konflikt kommen, das in Zukunft nicht mehr tun. 
Wenn ſie die Möglichkeit haben, anders fortzu⸗ 
kommen, werden ſie verſuchen, die Gefängnis⸗ 
mauern zu meiden. N 

Eine andere Frage iſt die der kranken Gefan⸗ 
genen. Da hat uns auch die Vergangenheit ge⸗ 


zeigt, daß gerade auf dieſem Gebiet beſonders ge⸗ 
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jündigt iſt. Den Gefangenen wird geiſtliche Be⸗ 
handlung zuteil, aber auf dem Gebiet der Kran⸗ 
kenbehandlung ſieht es noch ſehr ſchlimm aus. Wir 
verlangen, daß man auf 200 Gefangene einen 
Arzt hauptamtlich anſtellt, der die Aufgabe hat, 
die Kranken ſo zu betreuen, wie es notwendig 
iſt, damit ſie nachher das Gefängnis wirklich im 
ſelben Geſundheitszuſtand verlaſſen, wie ſie es 
betreten haben. 

Das ſind in kurzen Zügen die Gedankengänge, 
die wir haben und die in einem humanen Straf⸗ 
vollzug hineingearbeitet werden müſſen. Wenn 
dieſe Vorſchläge durchgeführt ſind, wiſſen wir, daß 
zwar etwas erreicht iſt, aber nichts weſentliches. 
Die Hauptſache bei der ganzen Angelegenheit iſt, 
daß die Gefängnisdirektoren und das Aufſichts⸗ 
perſonal eine andere Durchbildung und Schulung 
erfahren. Die Aufſichtsorgane müſſen davon 
überzeugt werden, daß die Gefangenen als kranke 
Menſchen anzuſehen ſind. Ich hatte Gelegenheit, 
in dieſem Jahr eine Anzahl ruſſiſcher Gefängniſſe 
zu beſichtigen. Wer Leſer der „Berliner Illuſtrier⸗ 
ten Zeitung“ iſt, erinnert ſich wohl auch noch der 
Schilderung eines bürgerlichen Journaliſten der, 
falls er mit den bürgerlichen Gerichten in Kon⸗ 
flikt käme, wünſchte, ſeine Strafe in der Sowjet⸗ 
Anion abſitzen zu können. In jedem ruſſiſchen 
Gefängnis befindet ſich ein dickes Buch. Da 
ſchreibt jeder, der das Gefängnis beſuch ‘eine 
Anſichten und die Auffaſſung nieder, die er vom 
Gefängnis hat. Es waren ſehr viele Aufzeich⸗ 
nungen nicht nur von deutſchen Journaliſten, ſon⸗ 
dern aus der ganzen Welt, die ſich in anerken⸗ 
nender Weiſe äußerten. Es waren aber auch 
einige Niederſchriften von Bürgerlichen, die klipp 
und klar ſchrieben, daß dieſer Strafvollzug in ka⸗ 
pitaliſtiſchen Ländern ſolange nicht durchgeführt 
werde, wie das kapitaliſtiſche Syſtem exiſtiere. Es 
gab einige bürgerliche Journaliſten, die beſtimmt 
keine Kommuniſten waren, die offen und ehrlich 
zum Ausdruck brachten, daß ein bürgerlich⸗kapita⸗ 
liſtiſcher Staat niemals einen ſolchen Strafvollzug 
durchführen werde. Unſere ruſſiſchen Genoſſen be⸗ 
trachten den Strafvollzug unter dem Geſichts⸗ 
winkel, daß jeder Menſch, der mit dem Straf⸗ 
richter in Konflikt kommt, ein kranker Menſch iſt. 
Sie legen das Hauptgewicht darauf, daß dieſen 
kranken Menſchen beigebracht wird, daß ſeine 
Handlungen der Allgemeinheit des ruſſiſchen 
Volkes ſchädlich ſind. Der Prozentſatz der rückfäl⸗ 
ligen Strafgefangenen beträgt in der Sowjet⸗ 
Union nur 22, in Deutſchland 59 und in Eng⸗ 
land ſogar 65 Prozent. An dieſem Prozentſatz 
kann man erkennen, daß die ruſſiſche Methode die 
beſte iſt. Solange das kapitaliſtiſche Syſtem 
exiſtiert, werden wir ſie allerdings nicht beſitzen. 
Ich erinnere an die Stellungnahme, die die 
Deutſchnationalen im Jahre 1927 bei den Ver⸗ 
handlungen im Reichstag eingenommen haben. 
Sie ſtellten ſich auf den Standpunkt, daß mit den 
alten Methoden aufgeräumt werden müſſe und 
der Strafvollzug humaner durchzuführen fei. Ich 
glaubte, daß ſich die Danziger Deutſchnationalen 
dieſen Gedanken gar nicht zu eigen machen wer⸗ 
den, nicht bloß in Worten, ſondern auch mit der 
Tat. Das iſt die beſte Gewähr dafür, daß in Zu⸗ 
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kunft die Zahl der Strafgefangenen geringer wird 
und andererſeits die Rückfälligkeit nicht ſo oft ein⸗ 
tritt. Dann werden viele Verbrechen und viele 
Straftaten nicht geſchehen. Laſſen Sie aber das 
gegenwärtige Syſtem beſtehen, ſo wird das Heer 
der Strafgefangenen ſyſtematiſch von Tag zu Tag 
größer, weil die wirtſchaftlichen Verhältniſſe einen 
großen Teil der ſchaffenden Bevölkerung auf 
dieſen Weg treiben müſſen. In Ihrem eigenen In⸗ 
tereſſe iſt es unbedingt notwendig, dieſe Verbeſ⸗ 
ſerung in den neuen Strafgeſetzentwurf aufzuneh⸗ 
men. (Bravo! bei den Kommuniſten!) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
wird vorgeſchlagen, den Antrag dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Erſte Veratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes betr. die 
Aufwandsentſchädigung der Abgeordneten 
und nebenamtlichen Senatoren. — Uran⸗ 
trag der Abgeordneten Gerick, Sieben: 
freund, Gaikowſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 514. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! In 
der Druckſache Nr. 514 legen Ihnen die Regie⸗ 
rungsparteien einen Antrag vor, der vorſieht, daß 
die Aufwandsentſchädigung für den Senatsvize⸗ 
präſidenten erhöht wird. Der Antrag geht von 
der Grundlage aus, daß das Amt des Senatsvize⸗ 
präſidenten von Perſonen der freien Berufe aus⸗ 
geübt werden ſoll. Es iſt eine unleugbare Tat: 
ſache, daß eine Aufwandsentſchädigung von 350 
Gulden niemals ausreichen kann, um einen 
Mann der Wirtſchaft auch nur in etwas dafür zu 
entgelten, daß er ſeine ganze Tatkraft, ſeine ganze 
Arbeitskraft, in den Dienſt des Staates ſtellt. Es 
iſt ebenſo bekannt, daß der Poſten des Senatsvize⸗ 
präsidenten eine vollkommene Arbeitskraft braucht, 
Das iſt ja auch bereits bei den andern Regie⸗ 
rungen der Fall geweſen. Es iſt aber auch ferner 
nichts Neues, daß die Stimmung in den Regie⸗ 
rungsparteien und darüber hinaus auch bei jenen 
Parteien, die jetzt nicht in der Regierung ſitzen, 
immer dahin gegangen iſt, die Aufwandsentſchä⸗ 
digung für dieſen Poſten jo zu geſtalten, daß 
jedem, auch dem Nichtbeamten, die Möglichkeit 
gegeben iſt, dieſe Stelle auszufüllen. 

Dieſer Antrag iſt alſo nicht etwa ein Antrag, 
der in der jetzigen Koalition geboren iſt oder 
irgendwie mit dem Regierungsprogramm zu tun 
hat, ſondern es iſt ein Ausfluß der Erfahrungen, 
die der Volkstag in der Zeit des Beſtehens des 
Senats gemacht hat. Ich weiſe darauf hin, daß 
dieſer Gedanke ſchon in früheren Jahren ſehr 
ſtark akut geworden war und auch ſehr ſtark zur 
Debatte geſtanden hat. Es muß jedem Staats⸗ 
bürger die Möglichkeit gegeben werden, ein ſo 
hohes Amt auszuüben, ohne perſönlich große 


Opfer zu bringen. Daher ſieht der Antrag vor, 
daß die Aufwandsentſchädigung des Senatsvize⸗ 
präſidenten dem Einkommen eines hauptamt⸗ 
lichen Senators gleichgeſtellt werden ſoll. Wenn 
dieſe Gleichſtellung durch den Antrag erreicht 
wird, ſo kann, wie die nähere Durchſicht des An⸗ 
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trages ergeben hat, allerdings die e 
bleiben, ob nun die Aufwandsentſchädigung in 
dieſer Höhe auch gleichzeitig ſteuerfrei bleiben 
ſoll. Tritt das ein, ſo würde die Aufwandsent⸗ 
ſchädigung über das Einkommen eines hauptamt⸗ 
lichen Senators hinausgehen. 

Die Regierungsparteien haben deshalb den 
Antrag nochmals durchgeprüft und legen dem 
hohen Hauſe einen Abänderungsantrag vor, der 
vorſieht, daß von dieſer Aufwandsentſchädigung 
in der Höhe des Gehalts der hauptamtlichen Se⸗ 
natoren 250 Gulden ſteuerfrei bleiben ſollen, da⸗ 
mit eine Gleichſtellung in ſteuerlicher Hinſicht mit 
den übrigen Senatoren erfolgt. Wir bitten, dieſen 
Antrag dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Wir 
hoffen, daß der Antrag mit genau derſelben Sach⸗ 
lichkeit erledigt wird, wie das Aufwandsentſchä⸗ 
digungsgeſetz bisher im Hauſe ſeine Erledigung 


gefunden hat. 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Schütz. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Nach Artikel 25 der Verfaſſung beſteht der Senat 
aus 22 Mitgliedern. Davon ſind der Präſident 
und ſieben Senatoren die ſogenannten hauptamt⸗ 
lichen Senatoren, d. h. Senatoren, die auf vier 
Jahre gewählt werden und ein feſtes Gehalt be⸗ 
ziehen. Der Senatsvizepräſident und dreizehn 
weitere Senatoren ſind ſogenannte parlamen⸗ 
tariſche Senatoren oder, wie die Verfaſſung ſagt, 
Senatoren im Nebenamt. Sie werden von den 
Parteien des Volkstages, die die Mehrheit haben, 
gewählt. Sie erhalten, da ſie nur Senatoren im 

) Nebenamt find, kein Gehalt, ſondern eine monat⸗ 
liche Aufwandsentſchädigung wie die Abgeordne⸗ 
ten. (Abg. Plenikowſki: Seit wann find Sie Do⸗ 
zent?) Seien Sie nicht ſo neugierig! Das Geſetz 
betr. die Aufwandsentſchädigung für Abgeord⸗ 
nete und Senatoren ſchreibt vor, daß ihnen eine 
Aufwandsentſchädigung gezahlt wird, und zwar 
geſtaffelt für Abgeordnete, Senatoren und auch 
Ur den Senatsvizepräſidenten. 
beträgt fie 150,— Gulden für die Abgeordneten, 
250,— Gulden für die Senatoren und 350,— 
Gulden für den Senatsvizepräſidenten. Sie wer⸗ 
en ſich entſinnen, daß ſeinerzeit die Aufwands⸗ 
entſchädigung höher war als augenblicklich, daß 
ſich damals aber die ganze Bevölkerung gegen 
ie ſogenannten hohen Diäten der Abgeordneten 
aufgebäumt hat. Auch heute hört man noch, daß 
ie Abgeordneten die hohen Diäten ſchlucken. 
Iwiſchenrufe links.) Nun kommt der neue Geſetz⸗ 
entwurf, der wieder eine Erhöhung der Auf⸗ 
wandsentſchädigung, und zwar für den Senats⸗ 

bigepräſidenten vorſieht. (Sind Sie neidiſch? 
inks.) Sie ſoll von 350,— Gulden, wie es bisher 
vorgeſehen war, auf 2051,— Gulden erhöht wer⸗ 
1 Herr Schilke ſprach ſchon davon, und ich 
ee ſpäter darauf eingehen, daß dann die Auf⸗ 
ten dsentſchädigung für den Herrn Vizepräſiden⸗ 
ab. öher wäre als für einen Senator. Nun wurde 
er von Herrn Schilke geſagt, daß ein beſtimmter 
ist di als Steuer abgezogen werden ſoll. Dann 
55 ies aber wieder feine Aufwandsentſchädigung, 
dern eine feſtbeſoldete Stelle eines hauptamt⸗ 
S en Senators, und das iſt verfaffungswidrig. 
Sehr richtig rechts) Das iſt dasselbe, Herr 
chilke. Es iſt gleichgültig, ob Sie es ſo oder ſo 


— 
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machen. Jedenfalls iſt er dadurch hauptamtlicher 
Senator geworden. 

Wir haben früher Vizepräſidenten des Senats 
gehabt. Davon war Herr Dr. Ziehm Beamter, der 
ſich etwas beſſer ſtand. — Aber wir haben auch 
einen Wirtſchaftler gehabt. Dieſer Antrag ſchreibt 
bor, wenn es jemand aus der Wirtſchaft iſt, der 
ſeinen Dienſt nicht ganz machen kann, ſoll er die 
Hälfte bekommen. Wenn es jemand iſt, der keinen 
Dienſt machen kann, weil er zu ſehr in Anſpruch 
genommen wird, ſoll er das Gehalt eines Sena⸗ 
tors bekommen. Ich glaube, daß die Herren Dr. 
Ziehm und Riepe auch wiſſen, welche Arbeit 
einem Senatsvizepräſidenten auferlegt iſt und in 
welcher Zeit ſie dieſe Arbeit leiſten können. 
(Zwiſchenruf des Abg. Plenikowſki.) Ja, ich weiß, 
einer arbeitet ſo und einer ſo. Sie arbeiten über⸗ 
haupt nicht und nehmen vom Staat das Geld. 
(Sehr gut! rechts.) 

M. D. u. H.! Es handelt ſich aber um etwas 
anderes. Als dieſer Antrag in der Preſſe bekannt 
gegeben wurde, hat man feſtſtellen müſſen, daß 
mit vollem Recht eine Empörung durch das Volk 
gegangen iſt. Es wurde geſagt, man hat früher 
von einer Futterkrippenwirtſchaft geſprochen, aber 
jetzt ſehen wir, was der heutige Senat macht. Er 
treibt die richtige Futterkrippenwirtſchaft. Das 
geſchieht aus dem Grunde, weil ſich vor noch nicht 
langer Zeit der Herr Senatsvizepräſident Gehl, 
als die Beamten ihr Recht verteidigten, und als 
ſie ſagten, ſie würden ihr Recht auch vor Gericht 
vertreten, hinſtellte und vom Staatsbankerott 
ſprach. Der ſchwarze Mann, wie er genannt wurde, 
erklärte: „Der Staat hat ſo gewirtſchaftet, 
wir gar nicht daran denken können. Wenn das 
Gericht den Beamten recht geben würde, dann 
würde der Staat ganz von ſelbſt zuſammenbrechen. 
M. D. u. H.! Ich erkläre von dieſer Stelle, daß es 
ſo nicht gehen kann.“ Er predigte uns die größte 
Sparſamkeit. Der Staat müßte ſparen, damit er 
nicht untergehe, damit nicht noch mehr Erwerbs⸗ 
loſe kämen uſw. Er ſagte in der 40. Vollſitzung 
am 1. Auguſt d. Is., es iſt in dem Sitzungsbericht 
auf Seite 778 zu leſen: 

Jede Regierung hat die Pflicht, bei Bemeſſung 
der Gehälter das Staatsganze nicht aus dem Auge zu 
laſſen. (Sehr richtig! rechts.) Die Bezüge der Beam⸗ 
ten müſſen mit dem Einkommen der freien Berufs⸗ 
ſtände, mit der allgemeinen Wirtſchaftslage und der 
damit zuſammenhängenden finanziellen Tragfähig⸗ 
keit des Staates in Einklang ſtehen. Es ift nicht an⸗ 

gängig, daß Teile der Beamtenſchaft Gehälter be⸗ 
ziehen, die in auffälligem Mißverhältnis zu dem 

Durchſchnittseinkommen anderer gleichſtehender 

Volkskreiſe ſtehen. 

Er ſagte weiter mit ſcharfen Worten: „Das 
muß notgedrungen eine Entfremdung zwiſchen 
Beamtenſchaft und freien Berufen herbeiführen.“ 
(Hört, hört! rechts.) 

Ich möchte nun einmal feſtſtellen: Haben die 
Herren, die dieſen Geſetzentwurf ausgearbeitet 
haben, nach denſelben Gedanken gehandelt, die 
Herr Vizepräſident Gehl hier vorgeſchrieben hat? 
(Widerſpruch rechts.) Haben ſie die Wirtſchafts⸗ 
lage tatſächlich ins Auge gefaßt? Haben ſie wirk⸗ 
lich das Staatsganze betrachtet, und haben ſie 
danach gehandelt, daß die Bezahlung des Senats⸗ 
vizepräſidenten den Gehältern gleichkommt, die in 
der Privatwirtſchaft gezahlt werden? Hat er, ſo⸗ 
lange er Zeitungsverleger war, auch dies hohe 
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Gehalt bekommen? Ich weiß nicht, ob die „Volks⸗ 
ſtimme“ ſo gut finanziert iſt, daß er es bekommen 
hat, aber ich bezweifle es. Ich werde ſpäter noch 
auf etwas eingehen und Sie werden hören, daß 
ich recht habe. (Zwiſchenrufe links.) Zu dem 
Ausſpruch von Herrn Gehl möchte ich noch ſagen, 
daß ich den letzten Satz beſonders herausrücken 
will, in dem er ſagte: „Das muß notgedrungen 
eine Entfremdung zwiſchen Beamtenſchaft und 
freien Berufen herbeiführen.“ Da muß ich ſagen, 
auf Grund dieſes Geſetzes wird die Entfremdung 
und Verärgerung zwiſchen der Bevölkerung und 
dem Senat noch mehr zunehmen, als es jetzt ſchon 
der Fall iſt. ö 

Es iſt eigentlich komiſch, und man muß dar⸗ 
über nachdenken, wie denn dieſer große Staats⸗ 
bankerott ausſieht. Dann muß man darauf kom⸗ 
men, welche Maßnahmen und welche Arbeiten 
denn der Senat in der Vergangenheit erledigt hat 
und prüfen, ob er immer den hohen Staatsge⸗ 
danken im Auge gehabt hat. Im Mai dieſes 
Jahres wurde im Hauptausſchuß der Haupthaus⸗ 
haltsplan beraten. Da wurde von uns mit aller 
Deutlichkeit darauf hingewieſen, daß größere Er⸗ 
ſparniſſe im Staat gemacht werden müßten. (Abg. 
Plenikowſki: Schauen Sie einmal die deutſchna⸗ 
tionalen Männer an!) Es iſt anders gekommen. 
Man hat ſich weder um die Not des Staates, noch 
um den Staatsbankerott gekümmert. Man hat ſich 
geſagt, man müſſe erſt für ſich ſelbſt etwas tun, 
das andere ſei Nebenſache. Solange waren unſere 
Senatsvizepräſidenten beſcheidener. Das alte 
Auto war für den früheren Senat gut. Der neue 


(B) Senat tat aber nichts ſchneller, als für den neuen 


Senatsvizepräſidenten ein Auto anzuſchaffen, das 
etwa 35 bis 36 000 Gulden koſtet. (Zwiſchenrufe.) 
Das iſt Staatsbankerott, wie er gepredigt wor⸗ 
den iſt. Wenn ſich der Staat ſo nahe vor dem Zu⸗ 
ſammenbruch befindet, ſoll man nicht Autos für 
35 000 Gulden kaufen. Wenn eines gebraucht 
wird, dann gibt es auch billigere. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt mir ein Artikel aus 
einer Arbeiterzeitung eingefallen. Die „Hanno⸗ 
verſche Maſzeitung“ brachte im Jahre 1904 einen 
Artikel, den ich mit Genehmigung des Herrn Prä⸗ 
ſidenten verleſe: 

Die Arbeiter werden einſt in eigenen Wagen 
fahren, mit eigenen Schiffen die Meere durchkreuzen, 
in Alpenregionen klettern und wonnetrunken die 
Schönheiten des Südens und der Tropen ſchauen. 
Fragt ihr aber, wer euch ſolches bringen wird, nur 
allein der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat, er bringt die 
Erfüllung eurer kühnſten Träume, was euer Herz er⸗ 
ſehnt, was euer Mund ſtammelnd in Worte gekleidet 
hat, er bringt euch das leibhafte Evangelium des 
Menſchenglücks. 

Das ſchrieb eine Arbeiterzeitung im Jahre 1904. 
Ich ſagte, donnerwetter, etwas geht doch von den 
ſozialdemokratiſchen Prophezeihungen in Erfül⸗ 
lung. Die Sozialdemokraten fangen tatſächlich an, 
in eigenen Autos zu fahren, und zwar noch auf 
Staatskoſten. (Bravo! und Heiterkeit.) 

So hat die Sozialdemokratie ſchon in jenen 
Jahren gehetzt, und man ſieht, da fie jo gut ge⸗ 
hetzt hat, daß die Führer bereits im eigenen 
Wagen fahren können. Ich erinnere mich auch 
einer Epiſode des Polizeipräſidenten Lübbering 
aus Königsberg, der ſich auf Staatskoſten einen 
Regenmantel gekauft hat, was er auch zugab. Das 
it Ihnen ſicher jehr unangenehm zu hören. (Hei⸗ 
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terkeit.) Trotz dieſes Bankerotts, der jeinerzeit 
verkündet wurde, hält es die neue Regierung für 
angebracht, das wurde auch ganz beſonders im 
Mai dieſes Jahres im Hauptausſchuß kritiſiert, 
daß ganz neue Zimmereinrichtungen für die 
neuen Senatoren angeſchafft werden mußten, weil 
die neuen Senatoren nicht mehr in den alten 
Seſſeln ſitzen konnten, in denen die alten geſeſſen 
haben. Auf die Frage, wo die alten Möbel blei⸗ 
ben, wurde keine richtige Antwort gegeben. Der 
Staatsbankerott war ſo drohend, daß man ſogar 
für einzelne Senatoren Parkettfußböden legen 
laſſen konnte. Das iſt die Not des Staates, von 
der Herr Gehl ſeinerzeit geſprochen hat. Sehen Sie 
ſich vor, m. D. u. H., von links, daß Sie auf dieſem 
glatten Parkettboden nicht ausgleiten (Heiterkeit) 
und zu Schaden kommen. (Abg. Brill! Sie find 
hier manchmal ausgeglitten!) Die Sache kommt 
Ihnen ſo lächerlich vor. Wir ſehen aber draußen 
die Not und das Elend unſerer Arbeitnehmer, ſie 
kommen zu uns gelaufen, um nur Arbeit zu er⸗ 
halten. Wir betrachten das von einer andern 
Seite. Während Sie ſich in die Senatsſeſſel ſetzen 
und in Autos fahren, ſtehen unſere Arbeitnehmer 
am Stempelkaſten, hungern und müſſen ſehen, wie 
die Volksvertreter für ſie ſorgen, d. h. für ſich 
ſelbſt. (Abg. Plenikowſti: Was machen die Groß⸗ 
agrarier?) Die Ausgaben für dieſe Dinge bringen 
mich auch noch auf einen andern Gedanken. Man 
hat von linker Seite beantragt, den Kriegsblin⸗ 
den das ſogenannte Hindenburghaus wegzuneh⸗ 
men und ſie anderswo hineinzuſtecken mit der Be⸗ 
gründung, man müſſe wirtſchaftlicher verfahren. 
(Das wollen ja die Deutſchnationalen! bei den 
Kommuniſten.) Wir haben für Ihren Antrag ge⸗ 
ſtimmt, damit die Blinden im Hindenburghaus 
bleiben. Wir wiſſen, was wir unſeren Kriegsbe⸗ 
ſchädigten ſchuldig ſind. 

So ſieht die Sparſamkeit der jetzigen Regie⸗ 
rung aus. Auf einer Seite Not und Elend und auf 
der andern wird das Geld mit Gewalt zum Fen⸗ 
ſter hinausgeworfen. Nicht weniger als 2051 
Gulden ſoll der Senatsvizepräſident erhalten. Ich 
weiß nicht, welche Antwort Ihnen die Wirtſchaft 
geben wird, wenn ſie erſt wieder dazu kommt, ihre 
Stimme abzugeben. Der Volksentſcheid wird da⸗ 
für eine Probe ſein. Die Ermäßigung von 
Steuern uſw. wird rundweg mit der Begründung 
abgelehnt, der Staat habe kein Geld, er geht ka⸗ 
putt. Die Wirtſchaft, die am Zuſammenbrechen 
iſt, wird durch das rigoroſe Vorgehen der Steuer⸗ 
behörden vollſtändig in den Ruin hineinge⸗ 
ſtoßen, aber die Aufwandsentſchädigung des Se⸗ 
natsvizepräſidenten kann auf etwa 2000 Gulden 
erhöht werden. Ich will Ihnen wieder etwas aus 
Ihren Zeitungen vorleſen. Die „Dortmunder Ar⸗ 
beiterzeitung“ ſchrieb im Jahre 1910: 

Reizen wir die dumpfen Maſſen auf, reizen wir 

fie immer vom neuen auf, nicht Forderungen genug 

können wir ſtellen. Zeigen wir ihnen, daß erſt dann 
von einem echten und rechten Kulturdaſein geſprochen 
werden kann, wenn jeder Familie eine Exiſtenz 

garantiert iſt, die nach den heutigen Verhältniſſen 12 

und 15 000 Mark ausmacht 


Auch das geht in Erfüllung. Die Herren, die dies 
Geld beanſpruchen, haben es früher nicht im gan⸗ 
zen Jahr verdient. Ich gönne es ihnen gern. Auf 
dieſe Art und Weiſe wird nun aber geſpart. Anſer 
Bürgertum wird aber der heutigen Regierung die 
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(Schütz, Abgeordneter) 


richtige Antwort geben. Ich komme nun auf die Be⸗ 


gründung des Entwurfs zurück. Innerlich denkt 
Herr Abg. Schilke ganz anders. Weil er aber in 
der Regierungskoalition ſitzt, muß er das ſagen. 
Das kann ich ihm nicht verdenken. Er weiß, daß in 
der Koalition ſehr oft Kuhhandel getrieben wird, 
ſo mag es hier ſein, ich will es nicht behaupten. 

Nun wollen wir die Tätigkeit eines Vizepräſi⸗ 
denten ein klein wenig unter die Lupe nehmen. 
Ich ſtehe auf dem Standpunkt, und das hat auch 
der Volkstag bekundet, daß wir zu viel Senatoren 
und Abgeordnete haben. Hier ſoll abgebaut wer⸗ 
den, um Erſparniſſe zu machen. Jetzt heißt es mit 
einemmal, der Senatsvizepräſident habe ſo viel zu 
tun, daß er nicht mehr in ſeinem Zeitungsverlag 
tätig ſein könne. Der Senatsvizepräſident habe 
ſo viel zu tun, daß er unbedingt das Senatorenge⸗ 
halt bekommen muß, weil er ſonſt nicht exiſtieren 
kann. M. D. u. H., früher iſt die Arbeit auch ge⸗ 
macht worden und es wurde kein Anſpruch auf 
höhere Aufwandsentſchädigung erhoben. Wenn 
Herr Abg. Schilke ſagte, daß das früher erwogen 
worden ſei, ſo muß ich feſtſtellen, daß es die 
Deutſchnationale Partei niemals erwogen hat. 
Wir wiſſen, daß ſeit geraumer Zeit der Poſten 
eines hauptamtlichen Senators, und zwar des 
Herrn Dr. Leske frei iſt. Trotzdem iſt auch dieſe 
Arbeit geſchafft worden. Wenn wir jetzt die Se⸗ 
natoren und die Abgeordneten abbauen, wird die 
Arbeit von uns trotzdem geſchafft werden müſſen. 
Dann ſollen ſich die Herren etwas mehr auf den 
Hoſenboden ſetzen. 

Sollte bei der ganzen Angelegenheit nicht noch 
ein anderer Gedanke mitſpielen? Ich kann es nicht 
beſtimmt ſagen, aber es ſcheint, daß Herr Gehl 
der Detektiv des Präſidenten Sahm iſt. Ich 
glaube, daß Herr Gehl Angſt hat, irgend etwas 
könnte anders geſchehen. Er will dem Präſidenten 
auf die Finger gucken, damit kein Fehler in Ihrem 

inne gemacht wird, und die Verſtändigungspoli⸗ 
tik mit Polen nicht in die Brüche geht. Sonſt 
werden wir noch feſtſtellen, daß die Verſtändi⸗ 
gungspolitik mit Polen, die ſo herrlich ausſieht, 
in die Brüche geht. Ich glaube aber, daß da noch 
eine andere Sache mitſpielt, und ich werde einen 

usſpruch erwähnen, den einmal Herr Mau ge⸗ 
tan hat, der im Jahre 1924 ein ehrliches Wort 
geſprochen hat. Ich will ihn daran erinnern. Ich 
glaube ſicher, daß der Verlag der „Volksſtimme“ 
heute jagt: „Laß doch der Staat unſren Zeitungs- 
verleger bezahlen, und für das Geld, das wir ihm 
geben, können wir andere Kräfte einſtellen.“ Es 
15 dann wieder Chancen für Ihre Kollegen da, 
ort hineinzukommen. Ich will eine Sache von dem 
Herrn Abg. Mau erzählen. Ich fuhr im Jahre 1924 
nen Monat nach der damaligen Wahl nach Zop⸗ 
155 Ich hatte damals noch die hohe Ehre, 2. Klaſſe 
5 zu dürfen. Herr Mau ſaß von Danzig ab 

5 Zuge, und in Langfuhr ſtieg noch ein anderer 
en en ein, der Herrn Mau begrüßte. Ich wurde 

5 Herrn Mau nicht erkannt, weil er mich wohl 

115 wenig geſehen hatte. Es entwickelte ſich fol⸗ 

15 Geſpräch. Der Herr ſagte zu Herrn Mau: 
Wahl = haben ſchlecht abgeſchnitten bei der 
ee atſchkewitz iſt auch nicht mehr hineinge⸗ 

en?“ Es ſchien wohl ein Bekannter von 
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Herrn Matſchkewitz zu ſein. Darauf ſagte Herr 
Mau: „Er iſt nicht mehr hineingekommen.“ Dar⸗ 
auf ſagte der Herr: „Wie kommt das denn?“ Herr 
Mau antwortete: „Wir haben eigentlich unſere 
Stärke überſchätzt. Wir ſind hineingeplumpſt, wir 
hätten Herrn Matſchkewitz gern genommen. Er 
iſt Beamter, bekommt ſein Gehalt und wir hätten 
ihn gern in unſerer Zeitung beſchäftigt.“ Das 
ſagte Herr Mau, das kann ich beſchwören, im 
Eiſenbahnzug von Danzig nach Zoppot. So ſieht 
Ihre Taktik aus. Sie ſehen zu, daß Sie bezahlte 
Parteikräfte bekommen und unſere Arbeiterſchaft 
muß zuſehen, wie dieſe Kräfte bezahlt werden. 
Dann ſtellen Sie ſich aber in den Verſammlungen 
hin, wie Herr Gehl in der Funktionärverſamm⸗ 
lung, der von den Beamten als Staatsverrätern 
ſprach, von den Saboteuren der Arbeit im Staat 
uſw. Wenn man ſich dies alles vor Augen führt, 
muß man ſich fragen, ob das keine Futterkrippen⸗ 
politik iſt. Den Arbeitern rufe ich heute zu: Seht 
euch dieſe Leute an, die euch genau wie vor 25 und 
30 Jahren die ſchönſten Worte geſagt haben, die 
euch geſagt haben, ihr werdet im eigenen Wagen 
fahren. Während die fahren, müßt ihr aber ſtem⸗ 
peln gehen. (Zwiſchenrufe links.) Herr Kloſſowſki 
hat hier auch geſagt, daß die Geſchäftsleute alle 
Betrüger find. (Unruhe.) Wenn Sie ſoviel 
ſchreien, ſo weiß ich, daß Ihnen das unangenehm 
iſt. Meinetwegen können Sie noch viel mehr 
ſchreien. Dies habe ich hier zu ſagen, und bei der 
dritten Leſung werde ich noch mit anderem Ma⸗ 
terial dienen, wonach Ihnen Hören und Sehen 
vergehen wird, wie Ihre Futterkrippenwirtſchaft 
ausſieht. 

Wir können Ihnen ſagen, daß wir von der 
Deutſchnationalen Partei dieſen Antrag erwägen 
wollen. Wenn es unbedingt nötig iſt, wollen wir 
eine kleine Zulage zur Aufwandsentſchädigung 
geben. Aber aus dieſer Aufwandsentſchädigung 
das Gehalt eines hauptamtlichen Senators zu 
machen oder ſich durch den Poſten eines Senats⸗ 
vizepräſidenten und Senators über alle anderen 
hinauszuſetzen, werden wir ablehnen. (Bravo! 
rechts. — Zwiſchenrufe links.) 

Präfident: Das Wort hat Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationalen haben früher gegen die 
Vertreter der Sozialdemokratie, wenn dieſe For⸗ 
derungen der Arbeiterſchaft vertraten, immer den 
Vorwurf erhoben, daß ſie die geſiebteſten Dema⸗ 
gogen ſeien. Dieſer Vorwurf wurde z. B. ſehr 
häufig gegen die verſtorbenen Führer der Sozial⸗ 
demokraten, Bebel, Singer uſw. gerade von der 
rechten Seite des Bürgertums vorgebracht. Nun, 
es wäre gut, wenn auch die andern Kreiſe des 
Bürgertums, die damals nicht dieſe Vorwürfe er⸗ 
hoben haben, einmal die Reden eines Singer, 
Bebel oder des alten Liebknechts mit der dema⸗ 
gogiſchen Rede vergleichen würden, die hier ſo⸗ 
eben von Herrn Schütz gehalten wurde. 

Die Reden, die Sozialdemokraten zu den Ma⸗ 
terien gehalten haben, die damals im Vorder⸗ 
grund des öffentlichen Intereſſes ſtanden, hatten 
alle nicht dieſe demagogiſche Art, wie ſie heute 
von Herrn Schütz vorgetragen wurde, der ſich hier 
als ein Meiſter dieſer Redeart produziert hat, 
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(Loops, Abgeordneter) . 

Es wäre zweckmäßiger geweſen, und es hätte dem 
Anſehen der Deutſchnationalen mehr entſprochen, 
wenn zu dieſer Materie ein anderer der Herren 
Deutſchnationalen, insbeſondere einer der Füh⸗ 
rer dieſer Partei, Herr Dr. Ziehm oder Herr 
Schwegmann, geſprochen hätten, die ſonſt ja zu je⸗ 
der Angelegenheit hier das Wort nehmen. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Senftleben.) Es iſt gut, daß Sie die⸗ 
ſen Zwiſchenruf machen. Wenn Sie in Ihrer 
Fraktion Arbeitervertreter haben, wäre es Auf⸗ 
gabe der Arbeitervertreter, zu all den Fragen zu 
reden, die für die Arbeiterſchaft von Intereſſe find. 
Da verbieten Sie aber Ihren Arbeitervertretern 
das Wort. Da dürfen ſie nicht reden, da ſchicken 
Sie Herrn Klawitter und andere Leute vor. 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe rechts.) Aber 


wenn es ſich darum handelt, nun einmal einen 
parteidemagogiſchen Schachzug zu machen, und 
für die Führer der Deutſch⸗ 


wenn es ſich vor allem 
nationalen Fraktion darum handelt, die Hände 
nachher in Unſchuld zu waſchen, dann ſind die Ar⸗ 
beiter bei Ihnen gut genug, daß ſie auch einmal 
eine Rede halten können. 

Was hier von dem Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen, von dem Abg. Schütz, vorgebracht wurde, 
war z. T. ſo demagogiſch, daß es ſich nicht lohnt, 
darauf einzugehen. Einzelne ſeiner Redewendun⸗ 
gen will ich aus beſonderen Gründen hier feſt⸗ 
halten, da ſie, wie ich nachher nachweiſen werde, 
in das Kampfſyſtem paſſen, daß Sie gegen den 
jetzigen Senat in Szene geſetzt haben. Es iſt hier 
zum Ausdruck gekommen, daß der Herr Senats⸗ 
vizepräſident gewiſſermaßen der Detektiv des 
Herrn Präsidenten Sahm iſt. Herr Schütz hat ge⸗ 
meint, die Leitung des Staates muß doch in den 
Händen des Präſidenten des Senats liegen. Der⸗ 
ſelbe Gedanke iſt auch in einem Artikel der „Dan⸗ 
ziger Allgemeinen Zeitung“ am Montag zum 
Ausdruck gekommen, in dem es hieß, die eigentliche 
Arbeit ſolle von den eingearbeiteten Fachbeam⸗ 
ten geleiſtet werden. Der Senatsvizepräſident 
ſolle ſich auf die Ausgabe von Direktiven und die 
Ueberwachung der ihm unterſtellten Beamten be- 


ſchränken. Dafür aber, daß er dem Senatspräſi⸗ 


denten das Heft aus der Hand nehme und ſich als 
Abgeordneter für ſeine Partei betätigt, könne er 
nicht Gehalt bekommen. Das iſt derſelbe Gedanke, 
der vorhin in weniger vollendeter Form hier zum 
Ausdruck kam. (Das find Tatſachen! rechts.) Es iſt 
gut, daß Sie das jagen. Es ſind Tatſachen! Nun, 
die Deutſchnationalen ſelbſt ſind es doch aber, die 
ſonſt ſo häufig davon ſprechen, daß eine Aenderung 
des Regierungsſyſtems garnicht notwendig ſei, 
weil auch bei dem heutigen halbparlamentariſchen 
Syſtem der Vizepräſident des Senats die ganze 
politiſche Leitung des Staates habe und die 
hauptamtlichen Senatoren nur mehr oder weniger 
die Verwaltungsarbeit machen, und deshalb für 
die Verwaltungsarbeit geſchult ſein müſſen. Die 
politiſche Leitung liegt alſo nach Ihrer Auffaſ⸗ 
ſung, die Sie ſehr häufig zum Ausdruck gebracht 
haben, beim Senatsvizepräſidenten. Wenn Sie 
das ſelbſt aber anerkennen, dann iſt es alles an⸗ 
dere als ſachlich, wenn Sie in dieſem Fall der Re⸗ 
gierungskoalition einen Vorwurf machen, daß ſie 
hieraus die Konſequenzen ziehen. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ein Fehler im jetzigen Verfaſſungsſyſtem, 
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daß Sie zwei leitende Poſten, ſowohl den haupt⸗ 
amtlichen Präſidenten, wie den nebenamtlichen 
Präſidenten des Senats geſchaffen haben, und daß 
Sie dem nebenamtlichen Praſidenten die ganze 
Verantwortung für die Staatspolitik aufbürden. 
Das haben Sie ſelbſt immer zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Wir hören doch niemals etwa Angriffe der 
Deutſchnationalen gegen den Herrn Senatspräſi⸗ 
denten. (Sehr gut!) Die Angriffe richten ſich ein⸗ 
zig und allein gegen den Senatsvizepräſidenten 
und die nebenamtliche Regierung, während der 
Senatspräſident völlig aus dem Spiel gelaſſen 
wird. Damit haben Sie ſelbſt Ihre wahre Auf⸗ 
faſſung über die Dinge zum Ausdruck gebracht. 

Die andern Vorwürfe, die hier gemacht ſind, 
ſind billige Demagogie. Wenn Herr Schütz ſagte, 
man hätte ein billigeres Auto kaufen ſollen, wozu 
wäre das Auto angeſchafft worden, (Für 36 000 
Gulden! rechts.) ſo iſt gerade von der Verwal⸗ 
tung, die Sie, m. H. Deutſchnationalen, eingerich⸗ 
tet haben, von der Schupo erklärt worden, daß das 
alte Auto in keiner Weiſe mehr reparaturfähig 
ſei und daß unbedingt ein neues Auto angeſchafft 


j 


werden müßte. Das Auto ijt auch nicht von Herrn 


Gehl, ſondern von den Verwaltungsbeamten ge⸗ 
kauft worden. (Lachen rechts.) Sie dachten ſich da⸗ 
bei wohl auch, daß die deutſche Induſtrie unter⸗ 
ſtützt werden müſſe. Es iſt deshalb auch ein teures 
deutſches Auto gekauft worden, ſtatt der billigeren 
franzöſiſchen oder amerikaniſchen Wagen. Der 
Autokauf iſt alſo ein Akt der Verwaltung und der 
Beamten, die Sie eingeſetzt haben und die Ihnen 
naheſtehen. Wenn das Auto ſo teuer gekauft wur⸗ 
de, ſo wahrſcheinlich deshalb, daß dieſe Herren da⸗ 
mit rechnen, daß in kurzer Zeit Herr Dr. Ziehm 
in dem Auto fahren würde. Da wollte man ihm 
einen Ford oder einen franzöſiſchen Wagen nicht 
zumuten, (Abg. Plenikowfti: In den Armen lie⸗ 
gen ſich nachher beide!) 

Es wurde hier der Einwand erhoben, der auch 
in der Oeffentlichkeit gemacht wird, daß die Ar⸗ 
beit Des Vizepräſidenten auch früher gemacht 
worden ſei ohne daß Gehaltsforderungen geſtellt 
worden wären. In den erſten fünf oder ſechs Jah⸗ 
ren des Danziger Freiſtaates war Herr Dr. Ziehm 
Senatsvizepräſident. Die Bezüge des Herrn Dr. 
Ziehm waren als Senatsvizepräſident nur wenig 
geringer, als ſie jetzt der Senatsvizepräſident Gehl 
erhalten ſoll. Herr Dr. Ziehm, der das Amt ſechs 
Jahre führte, war Staatsrat und bezog das höch⸗ 
ſte Beamtengehalt, das in Danzig gezahlt wird. 
Dazu bekam er noch die Aufwandsentſchädigung, 
die dem Vizepräſident gewährt wird. Beide Sum⸗ 
men waren nur um eine ganz kleine Zahl gerin⸗ 
ger, als ſie jetzt auch der Senatsvizepräſident er⸗ 
halten ſoll. (Abg. Dumont: Er hat doch auch ſein 
Amt erledigt!) Sie beſchäftigen ſich zu kurze Zeit 
mit der Danziger Politik, Herr Dumont. In 
früheren Jahren iſt das nicht der Fall geweſen, 
ſondern auch Herr Dr. Ziehm hat ſeine ganze Ar⸗ 
beitskraft für den Poſten des Senatsvizepräſi⸗ 
denten zur Verfügung geſtellt. Das it auch hier 
im Volkstag in der vorigen Legislaturperiode ge⸗ 
rade von deutſchnationalen Abgeordneten zum 
Ausdruck gekommen, die erklärten, daß dieſer 


Poſten eine wolle Arbeitskraft erfordere. Wenn 
das bei Herrn Dr. Ziehm der Fall war, fo iſt es 
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(Loops, Abgeordneter) 
doch bei der jetzigen Regierungskoalition 
mindeſten in demſelben Maße notwendig. f 
Herr Abg. Schütz hat hier geſagt, damals ſei 
eine Erhöhung der Bezüge nicht in Erwägung ge⸗ 
zogen worden. Das war auch nicht notwendig; 
denn der damalige Senatsvizepräſident bezog an⸗ 
nähernd 2000 Gulden und eine Erhöhung brauchte 
nicht in Erwägung gezogen zu werden. (Und Se⸗ 
natsvizepräſident Riepe! rechts.) Ja, wenn Sie 
der Auffaſſung ſind, daß für den Poſten des Se⸗ 
natsvizepräſidenten nur Millionäre in Frage 
kommen ſollen, Leute, die es ſich leiſten können, 
ſolch ein Amt anzunehmen, ohne dafür bezahlt zu 
werden, dann zeigt das eben Ihre Einſtellung, daß 
Sie auch heute noch der arbeitenden Klaſſe, die 
nicht über die großen Mittel verfügt, die Teil⸗ 
nahme an der Staatsverwaltung verwehren wol⸗ 
len. Es wäre ſehr gut, wenn ſich das die Herren 
Schütz und Mayen hinter die Ohren ſchrieben. 
(Zuruf des Abg. Karkutſch.) Nach Ihrer Auffaſ⸗ 
ſung können alſo nur hohe Staatsbeamte oder 
ſehr gut geſtellte Herren für dieſes Amt in Frage 
kommen. (Abg. Weiße: Declaſſierte Bourgeois!) 
Wenn Sie die haben, dann charakteriſieren Sie 


zum 


ſich ſelbſt. 


Was Herr Schütz allgemein hier zum Ausdruck 
gebracht hat, iſt nicht die Auffaſſung der 
Deutſchnationalen Fraktion. Es iſt ja immerhin 
vielleicht erfreulich, daß auch in der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion einige Mitglieder vorhanden ſind, 
die nicht ſo auf die Parteidemagogie eingeſchwo⸗ 
ren ſind, wie Herr Abg. Schütz, ſondern die dieſe 
Dinge objektiver betrachten. Allerdings ſind ſie 
dann wieder zu feige, ihre objektiven Anſichten 
zu dieſer Materie zum Ausdruck zu bringen. Sie 
überlaſſen dann die Behandlung des Themas der 
zügelloſen Parteiagitation. Als vor einigen Mo⸗ 
naten, im Juni, die Verfaſſungsfrage zur De⸗ 
batte ſtand, hatten wir eine Beſprechung, wie die 
Verfaſſungsvorlage des damaligen Senats hier 
erledigt werden ſollte. Meine Fraktion hatte mich 
beauftragt, mit den Deutſchnationalen zu beraten, 
ob die zweite und dritte Beratung an einem Tage 
ſtattfinden könnte oder ob die Deutſchnationalen 
widerſprechen würden. Es handelte ſich alſo um 
eine rein geſchäftsordungsmäßige Sache. Dabei 
griffen die Herren Dr. Ziehm und Schwegmann 

as Theman Bezahlung des Vizepräſidenten auf, 
ohne daß ich dazu Veranlaſſung gegeben hatte. Sie 
'agten, daß es zweckmäßig geweſen wäre, wenn 
ei der Verabſchiedung der Verfaſſungsvorlage 
auch die Frage der Bezahlung des Senatsvizeprä⸗ 
identen aufgerollt worden wäre. (Hört, hört!) 
Das habe ich damals Herrn Dr. Ziehm hoch an⸗ 
gerechnet, da er ſich eine gewiſſe Objektivität be⸗ 
wahrt hat. Er ſagte, er wüßte ja aus ſeiner eige⸗ 
ſer Erfahrung als Senatsvizepräſident, daß die⸗ 
5 Poſten eine ganze Arbeitskraft in Anſpruch 
Bam (Hört, hört! links.) Es ſei nur logiſch und 
weffändlich wenn der Politiker, der an verant⸗ 

ortlicher Stelle ſtehe, ſeine ganze Arbeitskraft 
dem Staate zur Verfügung ſtelle, auch vom Staat 
o bezahlt werde, wie es ſein Poſten und die re⸗ 
präſentativen Verpflichtungen verlangen, die er 
zu erfüllen habe. Herr Schwegmann, Sie haben 


ja ſelbſt an der Unterhaltung teilgenommen und 
es hätte dem Anſehen Ihrer Partei mehr gedient, 
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wenn Sie oder Herr Dr. Ziehm ſelbſt zu dieſer 
Frage das Wort genommen und nicht die gewiſſe 
demagogiſche Befähigung eines Ihrer Arbeiter⸗ 
vertreter mißbraucht hätten. Damals haben die 
Herren Dr. Ziehm und Schwegmann ſelbſt aner⸗ 
kannt, daß es mit der bisherigen Bezahlung nicht 
weiterging, und daß eine andere Regelung ein⸗ 
treten müſſe. (Abg. Dr. Ziehm: Dann ſoll man 
ihn nicht zum parlamentariſchen Senator machen!) 
Dann wiederholen Sie das, was ich vorhin ſchon 
feſtnagelte, daß entweder nur hohe Beamte, wie 
Sie es waren, mit Staatsratsgehältern oder Leute, 
die finanziell außerordentlich gut geſtellt ſind, 
ſolch ein Amt übernehmen. Damit haben Sie doku⸗ 
mentiert, daß Sie die Arbeiterſchaft von der Mit⸗ 
verwaltung ausſchließen wollen. Es iſt unmög⸗ 
lich, daß ein Arbeiter, der ein geringes Einkom⸗ 
men hat, dieſen Poſten übernimmt, und allen ſei⸗ 
nen Verpflichtungen nachkommen kann, wenn er 
nur eine Aufwandsentſchädigung in der bisheri⸗ 
gen Höhe erhält. (Abg. Dr. Ziehm: Das wider⸗ 
ſpricht aber dem Sinn der Verfaſſung!) Sie hät⸗ 
ten nicht eine ſo unvollkommene Verfaſſung ſchaf⸗ 
fen ſollen, die vielleicht nur darauf berechnet war, 
daß für die nächſten Jahrzehnte ausſchließlich Herr 
Dr. Ziehm Vizepräſident bleibt. Von dieſem Ge⸗ 
danken haben Sie ſich vielleicht bei Schaffung der 
Verfaſſung leiten laſſen. Sie haben es damals 
nicht für notwendig gehalten, für eine Regelung 
der Bezüge des Senatsvizepräſidenten zu ſorgen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Wenn ich die Verfaſſung ge⸗ 
ſchaffen hätte, wäre fie anders geworden!) Dann 
wäre ſie noch reaktionärer geworden, als ſie jetzt 
ſchon iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Sie würde dem In⸗ 
tereſſe Danzigs beſſer gedient haben!) Für 


Sie beſteht Danzig aus einer Schicht von Groß⸗ 


agrariern, Herrn Fabrikbeſitzer Klawitter und noch 
einigen wenigen anderen. Die große Maſſe kommt 
für Sie nicht in Betracht. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
iſt ſehr ſchwach!) Wenn Sie ſelbſt die Unhaltbar⸗ 
keit der jetzigen Zuſtände anerkannt haben, be⸗ 
ſonders bei der Bezahlung des Senatsvizepräſi⸗ 
denten, haben Sie das Recht verwirkt, hier aufzu⸗ 
treten und ſolche demagogiſchen Reden halten zu 
laſſen, wie es Herr Schütz vorhin getan hat. 

5 Es iſt Ihnen auch ſchon von bürgerlicher Seite 
beſcheinigt worden, welche unwürdigen Methoden 
Sie anwenden. Es iſt das Blatt der Zentrums⸗ 
partei geweſen, daß Ihnen ins Stammbuch 
geſchrieben hat, Sie ſollten nicht vergeſſen, daß zu 
der Zeit, als Sie den Vizepräsidenten des Senats 
in der Perſon des Herrn Dr. Ziehm ſtellten, dieſer 
das gleiche Einkommen bezog, nur daß es unter 
anderer Firma ging. Das war damals der Fall. 
Herr Dr. Ziehm hat ſeinen Beamtenpoſten, für 
den er bezahlt wurde, nicht mehr ausgeübt, hat 
aber die 1500 oder 1600 Gulden als Beamter be⸗ 
kommen und noch 350 Gulden Aufwandsentſchä⸗ 
digung (Wieviel bekommt Herr Gehl als Zeitungs⸗ 
verleger? rechts.) Als Zeitungsverleger bekommt 
er in Zukunft nichts. (Abg. Schütz: Sie wären 
ſchön dumm, wenn Sie uns das ſagen würden! 
Ich glaubte Sie mal gefaßt zu haben!) Von Ihnen 
kann ich mich höchſtens faſſen laſſen, wenn wir 
uns auf der Straße treffen und ich Ihnen nicht 
rechtzeitig ausweichen kann. Da iſt es möglich. 
daß ich angerempelt werde. In ein geiſtiges Du⸗ 
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(Loops, Abgeordneter) - 

ell werde ich mich mit Ihnen nicht einlaſſen. (Abg. 
Plenikowſki: Höchſtens in ein Duell mit Likör⸗ 
chen, da würden Sie beſtimmt unterliegen!) 

Die ganze Art der Behandlung dieſer Ma⸗ 
terie zeigt, daß die Deutſchnationalen auch dieſen 
Vorſtoß hier nur als einen Teil des Trommel⸗ 
feuers betrachten, das ſie in den letzten Wochen 
und Monaten gegen den jetzigen Senat losge⸗ 
laſſen haben. Man braucht ja bloß die Entwicklung 
der politiſchen Verhältniſſe in der letzten Zeit in 
Danzig zu betrachten, um zu ſehen, daß bei den 
Deutſchnationalen heute nicht eine objektive Be⸗ 
trachtung und Einſtellung zu den hier eingebrach⸗ 
ten Vorlagen beſteht, ſondern einzig und allein 
das Beſtreben, durch die ſchärfſten Angriffe, ſelbſt 
wenn ſie mit der Wahrheit in Widerſpruch ſtehen, 
die Stellung der jetzigen Regierung zu erſchüttern. 
Das iſt der einzige Zweck deſſen, was Sie mit Ihren 
Angriffen erreichen wollen. (Abg. Rahn: In 
keinem anderen Parlament der Welt wäre ſo et⸗ 
was möglich!) Vielleicht iſt ſo das Trommelfeuer 
der Deutſchnationalen zu verſtehen, daß ſie glau⸗ 
ben, es würde ihnen gelingen, einmal die Re⸗ 
gierungsfront zu erſchüttern. Es iſt ſchließlich nicht 
die Aufgabe der Sozialdemokratie, ſich darüber 
Kopfzerbrechen zu machen, wie die deutſchnatio⸗ 
nalen Angriffe auf die einzelnen Parteien wirken. 
Jedenfalls darf ſelbſt die Abweſenheit einer An⸗ 
zahl bürgerlicher Abgeordneter bei der Behand⸗ 
lung dieſer Fragen nicht als eine Zuſtimmung 
zu den deutſchnationalen Angriffen angeſehen 
werden. Selbſt einer der Vertreter der bürger⸗ 
lichen Mittelparteien hat hier vorhin bei der Be⸗ 
gründung der Materie auch ſeine ſachliche und 
perſönliche Einſtellung zum Ausdruck gebracht. 
Man kann alſo nicht voreilige Schlußfolgerungen 
daraus ziehen. 

Ich ſagte, daß die Rede gegen die Aufwands⸗ 
entſchädigung des Vizepräſidenten ein weiteres 
Glied in der Hetze iſt, die jetzt von den Deutſch⸗ 
nationalen eröffnet iſt. Es mögen ja vielleicht bei 
Ihnen gewiſſe Hoffnungen beſtehen, daß Sie die 
Regierungsfront erſchüttern können, daß Sie viel⸗ 


leicht Eindruck auf das Ausland machen können. 


Aber die Methoden, die Sie anwenden, richten 
ſich ſelbſt. Damit haben Sie im Frühjahr an⸗ 
gefangen, als Sie mit der Verleumdung kamen, 
einzelne Senatoren hätten mit Polen verhandelt, 
und deshalb würde die Einwohnerwehr auf Ge⸗ 
heiß Polens und infolge von Charakterloſigkeit 
einiger Senatoren aufgehoben. Dabei hat nach 
langwierigen Verhandlungen im Anterſuchungs⸗ 
ausſchuß ſelbſt der Führer der Deutſchnationalen 
Partei, Herr Dr. Ziehm, erklärt: „Für mich 
kommt hinzu, daß, nachdem die drei Herren, Mit⸗ 
glieder des Senats Gehl, Dr. Kamnitzer und Je⸗ 
welowſti ihre eidliche Bekundung gemacht haben, 
daß keine Rede davon ſei, daß einer von ihnen mit 
Polen diesbezügliche Unterhandlungen geführt 
habe, oder daß dies jemals Gegenſtand einer Be⸗ 
ſprechung geweſen iſt, ich mit Befriedigung feſt⸗ 
ſtellen kann, daß dem Gerücht der Boden 
entzogen i (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) 
Aber ſo leichtfertig dieſer erſte Angriff 
damals im Frühjahr inſzeniert wurde, ſo 
leichtfertig und ſo wenig mit der Wahrheit 
in Einklang ſtehend ſind die anderen Angriffe, 


die Sie in der letzten Zeit losgelaſſen haben, z. B. 
Ihre antiſemitiſchen Angriffe von den altteſtamen⸗ 
tariſchen Vorbetern, die Danzig in den Senatoren 
Dr. Kamnitzer und Jewelowfki hat. Wenn Sie jo 
gegen das alte Teſtament aufgebracht ſind, warum 
laſſen Sie es denn noch in den Schulen weiter leh⸗ 
ren? Es wäre logiſch, wenn Sie dann dafür ſor⸗ 
gen würden, daß die Schulkinder von dieſer „alt⸗ 
teſtamentariſchen Verſeuchung“ befreit würden. 
(Zuruf des Abg. Zarski.) Es iſt gut, daß Sie ſich 
auch einmal bemerkbar machen! Aber ſolche 
Methoden, ſolche perſönlichen Anrempeleien, um 
nicht ſchlimmere Ausdrücke zu gebrauchen, ſoll⸗ 
ten doch ſelbſt einem Herrn Dr. Ziehm nicht gut 
erſcheinen, um ſie im politiſchen Kampf zu ver⸗ 
wenden. Wenn Ihnen der Linksſenat nicht andere 
Angriffsflächen als dieſe abgedroſchenen antiſe⸗ 
mitiſchen Redensarten bietet, die ſchon in den 
achtziger Jahren Stöcker und andere Herren vor⸗ 
gebracht haben, dann zeigen Sie, daß Ihre An⸗ 
griffsfront einen ſachlichen Grund nicht hat. Viel⸗ 
leicht iſt es ſo zu verſtehen, daß Sie, je weniger Sie 
eine ſachliche Berechtigung zu den Angriffen haben, 
ſich deſtomehr in der Schärfe der Ausdrücke ſtei⸗ 
gern. Das iſt vielleicht noch zu gelinde geſagt. Im 
Goſſenton tun Sie es, wenn Sie es fertig bringen, 
die Einrichtungen der Arbeiterſchaft mit Aus⸗ 
drücken zu belegen, wie „Volksſtimme am Zucht⸗ 
hausplatz“, wenn Sie von „Mordgeſellen“ und 
Angeziefer ſprechen uſw. Damit zeigen Sie, daß 
Sie um ſachliche Waffen verlegen ſind und dieſen 
Mangel an Sachlichkeit durch Grobheit erſetzen 
wollen. 

Aber, m. D. u. H., mit den Anpöbelungen wer⸗ 
den Sie die Sozialdemokratie ebenſowenig klein 
bekommen, wie es einſt Bismarck mit ſeinem Aus⸗ 
nahmegeſetz unter Wilhelm II. mit ſeinen groß⸗ 
ſprecheriſchen Reden vermochte. 1892 hatte er 
großſprecheriſch erklärt: „Die Sozialdemokratie zu 
erledigen, das überlaſſen Sie nur mir, mit der 
werde ich fertig.“ Die Entwicklung hat den Erfolg 
gezeitigt, daß wir eine Millionenpartei geworden 
ſind, während ſich Ihr Wilhelm II. und Bismarck 
längſt in der politiſchen Verſenkung befinden. (Un⸗ 
ruhe rechts.) Wenn Sie Wilhelm II. vielleicht noch 
einmal zurückholen wollen, ſoll Ihnen das unbe⸗ 
nommen bleiben. Wollen Sie der Welt noch ein⸗ 
mal ein politiſches Kaſperletheater bieten, wie wir 
es von 1888 bis 1914 ſchon zur Genüge erlebten? 
Davon will heute das Gros des deutſchen Volkes 
nichts mehr wiſſen. (Zuruf des Abg. Bertling.) 
Sie ſollten fi darüber nicht fo entrüſten; denn 
nach Wilhelm II. ſehnen ſich ſelbſt maßgebende 
Mitglieder der Deutſchnationalen Partef in 
Deutſchland nicht mehr zurück. Herr Abg. Mayen, 
Sie willen ja, wie Ihr Parteffreund Lambach 


über die Monarchie geurteilt hat, die er für eine 


überlebte Einrichtung erklärte. Es wäre nur 
wünſchenswert, wenn auch Sie ſo charaktervoll 


wären und ſolche fortſchrittlichen Anſichten in 
Ihrer Partei vorbrächten. Das iſt nicht der Fall. 
Die Arbeitnehmer der Deutſchnationalen Partei, 
ob es Herr Mayen oder Herr Schütz iſt, ſind nur 
gut genug, um als Sturmbock gegen die Sozial⸗ 
demokratie zu dienen. Aber wenn ſelbſt ein Bis⸗ 


marck oder ein Wilhelm II. die Sozialdemokratie 
nicht klein bekommen haben, dann wird es am 
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(Loops, Abgeordneter) 
allerwenigſten Herrn Schütz gelingen. (Wiederhol⸗ 
tes Bravo! links. — Zurufe rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Opitz. | 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Als die heutige 
Koalitionsregierung ihr Amt vor einem Jahre 
antrat, erklärte ſie die größte Sparſamkeit üben 
zu wollen. Wir haben im Laufe des Jahres ge⸗ 
funden, daß ſie es verſtand, dies Verſprechen zu 
halten. Sie wandte überall dort Sparmaßnahmen 
an, wo ſie es für angängig hielt, allerdings nicht 
bei der beſitzenden Klaſſe. Die Sparmaßnahmen 
erſtreckten ſich im großen und ganzen einzig und 
allein auf die Arbeiterſchaft. Ich möchte bei dieſer 
Gelegenheit noch einmal daran erinnern, daß es 
dieſe Regierung war, die im Etat für Soziales 
eine halbe Million ſtrich. Es iſt daher erklärlich, 
daß die Arbeiter, die zum Wohlfahrtsamt gehen, 
abgewieſen werden. Die Folge iſt natürlich eine 
immer größere und weitere Verelendung. Umfo 
verwunderlicher ijt es, daß uns heute die Regie⸗ 
rungsparteien einen Geſetzentwurf vorlegen, der 
die Regelung der Bezüge des Senatsvizepräſiden⸗ 
ten verlangt. Der 
jetzt 350 Gulden monatlich erhielt, ſoll ab 1. No⸗ 
vember 2000 Gulden Monatsgehalt bekommen. 
Wir lehnen es nicht ab, ihm eine Entſchädigung 
zu geben, ſagen aber, daß dieſer Betrag zu ho 
iſt. Es hätte genügt, wenn man ihm 500 Gulden 
zugeſprochen hätte. Er wäre damit in der Lage, 
ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe bedeutend beſſer 
zu geſtalten, als es ein Erwersloſer oder Orts⸗ 
armer kann. Die Begründung des Senats iſt ab⸗ 
ſolut nicht ſtichhaltig. Es dürfte doch klar ſein, 
daß der Senatsvizepräſident ein ſo hohes Gehalt, 
wie es gefordert wird, gar nicht aufbrauchen kann. 
Er wird höchſtens auf Koſten der Steuerzahler im 
Laufe der Jahre große Kapitalien ſammeln. 

Es nimmt aber Wunder, wenn ſich heute hier 
die Deutſchnationalen, vertreten durch den Abg. 
Schütz, herſtellen und erklären, daß dies verfaſ⸗ 
ſungswidrig ſei. Die Deutſchnationalen haben 
am allerwenigſten Veranlaſſung, ſolche Worte zu 


gebrauchen. Es iſt ja bekannt, daß die Deutſchnatio⸗ 


nalen dieſelbe Regelung eingeführt hätten, wenn 
ſie in der Regierung wären. Sie haben ſomit 
keinen Anlaß zu erklären, daß die Einführung 
dieſer Beſoldung zu Anrecht geſchehe. Jedes Kind 
weiß, daß im Dezember die Neuwahl der haupt⸗ 
amtlichen Senatoren vor ſich gehen muß. Daher 
verſuchen die Deutſchnationalen zu retten, was zu 
retten iſt und, wenn möglich dieſe Koalition in die 
zrüche gehen zu laſſen, um dann den hauptamt⸗ 
lichen Senat wieder in der Form zu beſetzen, wie 
es bis dahin der Fall war. 

Wenn Herr Abg. Loops für die Sozialdemo⸗ 
kratie eine Entſchuldigungsrede hielt, ſo ſind wir 
uns darüber klar, daß dieſe Partei dieſelben An⸗ 
ſtrengungen macht, um im Dezember recht zahl⸗ 
reich in dieſem hauptamtlichen Senat vertreten zu 
ſein. Wenn der deutſchnationale Vertreter er⸗ 


klärte, daß es Herr Gehl und die jetzige Regierung 
waren, die das jetzige für die unteren Beamten ſo 
ungünſtige Beſoldungsgeſetz verabschiedet haben, 
195 den unteren Beamten ihre Gehälter beſchnit⸗ 
en, ſo erklären wir, daß es in erſter Linie die 
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Schuld der Deutſchnationalen geweſen iſt, weil ſie 
bei der namentlichen Abſtimmung den Saal nicht 
in voller Fraktionsſtärke beſetzt hatten. Wäre das 
geſchehen, ſo wäre die damalige Vorlage zu Fall 
gebracht worden. Es ſtimmten nur 36 Abgeord⸗ 
nete dafür und 24 dagegen. Das iſt ein klarer Be⸗ 
weis dafür, daß nur die Deutſchnationalen an die⸗ 
ſem Beſoldungsgeſetz ſchuld ſind. Wenn man wei⸗ 
ter von dieſen Sparmaßnahmen ſprechen will, ſo 
ließen ſich hier verſchiedene andere Momente an⸗ 
führen, an denen man nachweiſen kann, daß die 
Sparmaßnahmen immer und immer wieder auf 
Koſten der unterſten Bevölkerungsſchichten durch⸗ 
geführt worden ſind. So möchte ich hier noch ein⸗ 
mal daran erinnern, daß auch dieſe Regierung 
nicht dafür zu haben war, die Umſatzſteuer aufzu⸗ 
heben. Die Arbeiterſchaft muß alſo heute noch 
die teuren Lebensmittelpreiſe bezahlen. 

Wenn man die Beratung des Etats des Volks⸗ 
tages für 1929 noch einmal unter die Lupe nimmt, 
ſo findet man, daß die Sparmaßnahmen immer 
wieder zu Gunſten des Präſidenten und zu Un⸗ 
gunſten der Abgeordneten durchgeführt wurden. 


Senatsvizepräſident, der bis! Ich möchte hierbei auch daran erinnern, daß bei 


der damaligen Etatsberatung die Fahrgelder für 
die Strecke Zoppot zu Fall gebracht wurden, und 
heute ſtellt ſich heraus, daß die geſamten Abgeord⸗ 


ch neten, die damals dafür geſtimmt haben, ſchmäh⸗ 


lich hinters Licht geführt worden ſind, weil jetzt 
ja der Senatsvizepräſident 20 000 Gulden jährlich 
bekommen ſoll. Er nimmt ſomit nur das Geld, 
das bei den Abgeordneten erſpart worden iſt. 


M. D. u. H.! Wenn man die Sache noch wei⸗ 
ter unterſucht, ſo müßten auch Sie einſehen, daß 
es eine Ungerechtigkeit iſt, daß die Regierungspar⸗ 
teien kein Recht dazu haben, ſelbſt die Zentrums⸗ 
partei iſt ſich darüber noch nicht im klaren, ob ſie 
dieſem Geſetzentwurf ihre Zuſtimmung geben ſoll. 
Ich habe geſtern Gelegenheit gehabt, mit einem 
Zentrums⸗Abgeordneten zu ſprechen. Dieſer er⸗ 
klärte mir, er werde bei der Abſtimmung hinaus⸗ 
gehen. Es wäre praktiſcher und richtiger geweſen, 
wenn die Regierungsparteien einen Geſetzentwurf 
vorgelegt hätten, der verlangte, daß die Gehälter 
der Senatoren bis zum Satz von 500 Gulden her⸗ 
abgeſetzt würden, wie ich es bereits hier einmal 
ausgeführt habe. Die Regierungsparteien zeigen, 
daß ſie nicht gewillt ſind, zu ſparen. Sie haben es 
nicht getan, ſondern wenn es ſich um ihre Partei⸗ 
freunde handelt, ſo iſt Geld vorhanden. Wenn es 
ſich aber um die minderbemittelte Bevölkerung 
dreht, dann iſt kein Geld da. Es wäre richtiger 
geweſen, wenn die Regierungsparteien einen Ge⸗ 
ſetzentwurf eingebracht hätten, der meinetwegen 
eine andere Regelung für die Abgeordneten, die 
aus dem Arbeiterkreiſe hervorgegangen ſind, vor⸗ 
ſah. Dieſe haben unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen, unter den minimalen Diäten ſchwer zu lei⸗ 
den. Wenn Sie für die betreffenden Abgeord⸗ 
neten einen Ausgleich geſchaffen hätten, dann 
hätten Sie das mit gutem Recht tun können. Wir 
als Arbeiter ſagen, daß wir von der Arbeiter⸗ 
ſchaft hierher geſchickt ſind, mit gutem Recht kön⸗ 
nen wir deshalb dasſelbe verlangen, was ſich Herr 
Vizepräsident Gehl herausnimmt. Ich ſagte es 
ſchon einmal, wenn es ſich darum dreht, einem 
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Parteifreund eine geſicherte Stellung zu verſchaf⸗ 
fen, ſo ſind genügend Gelder vorhanden. Wenn es 
ſich aber darum dreht, der minderbemittelten Be⸗ 
völkerung eine Wirtſchaftsbeihilfe auszuzahlen, 
dann iſt kein Geld da. Es wurde ſchon einmal 
im Frühjahr der Antrag auf Zahlung einer Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe abgelehnt. Es hat ſich auch heute 
im Sozialen Ausſchuß gezeigt, daß man abſolut 
nicht daran denken will, den Urantrag der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion anzunehmen, der eine Wirt⸗ 
ihaftsbeihilfe für ſämtliche Arbeitsloſe und Ren⸗ 
tenempfänger verlangt. Man will nicht, daß dies 
vor dem 9. Dezember im Sozialen Ausſchuß be⸗ 
handelt wird. Das zeigt, daß man für dieſe 
Kreiſe keine Mittel übrig hat, daß man nur Geld 
hat, wenn es ſich um parteipolitiſche Freunde han⸗ 
delt, um dieſe politiſchen Freunde hineinzuſchieben 
und ihnen ein auskömmliches Lebensniveau zu 
ſichern. 

Wir Kommuniſten ſagen, wir werden in den 
folgenden Beratungen entſprechende Anträge ſtel⸗ 
len und erklären jetzt ſchon, daß wir die Geſetzes⸗ 
vorlage in der Form, wie ſie uns vorgelegt iſt, ab⸗ 
lehnen werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Die Vorlage der Koalitionsparteien hat in 
weiten Kreiſen der Bevölkerung ſtarkes Befrem⸗ 
den ausgelöſt. (Hauptſächlich bei Ihnen! links.) 
Nicht nur bei mir, ſondern bei weiten Kreiſen der 
Bevölkerung. Darüber, daß dieſes Befremden 
kommen mußte, mußten ſich die Koalitionspar⸗ 
teien eigentlich auch von vornherein im klaren 
ſein. Sie mußten ſich ſagen, daß es bei der Be⸗ 
völkerung unliebſames Aufſehen erregen mußte, 
wenn derartige finanzielle Neuanforderungen in 
einer Zeit geſtellt werden, in der die Regierung 
das Gebot der brutalen Sparſamkeit predigt und 
an allen Ecken und Kanten zu ſparen ſucht. Wir 
teilen dieſes Befremden und wir haben Bedenken 
gegen dieſe Regierungsvorlage nicht nur aus wirt⸗ 
ſchaftlichen und finanziellen, ſondern auch aus 
verfaſſungsrechtlichen Gründen. Es handelt ſich 
letzten Endes doch um die Schaffung einer neunten 
hauptamtlichen Senatorenſtelle und das wider⸗ 
ſpricht der Verfaſſung! Da dieſe Vorlage ja einem 
Ausſchuß überwieſen werden muß, ſo wird ja noch 
Gelegenheit ſein, die verfaſſungsrechtlichen Beden⸗ 
ken, die wir haben, im Ausſchuß des Näheren zur 
Sprache zu bringen. 

Die Perſon des Herrn Senatsvizepräſidenten 
ſcheidet ſelbſtverſtändlich bei unſeren Betrachtun⸗ 
gen vollkommen aus. Wir werden die Geſetzes⸗ 
vorlage der Koalitionsparteien unter rein ſach⸗ 
lichen Geſichtspunkten prüfen und kritiſieren. 
Wenn es tatſächlich ſo iſt, daß das Amt des Se⸗ 
natsvizepräſidenten ein großes Maß an Arbeit 
erfordert, wenn tatſächlich repräſentative Ver⸗ 
pflichtungen mit dieſem Amt verbunden find, fo 
läßt ſich im Ausſchuß durchaus darüber reden, daß 
man die Aufwandsentſchädigung für den Herrn 
Senatsvizepräſidenten angemeſſen erhöht. Das 
braucht aber keineswegs in der Form zu geſche⸗ 
hen, daß man die Stelle eines neuen hauptamt⸗ 
lichen Senators ſchafft. Da Sie, m. D. u. H. von 
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den Koalitionsparteien aber die Perſon des Herrn 
Gehl bei der Begründung Ihrer Vorlage heran⸗ 
gezogen haben, ſo möchte ich dazu folgendes ſagen: 
Die Wahl der hauptamtlichen Senatoren ſteht doch 
vor der Tür, und wenn es ſich für Sie darum han⸗ 
delt, einem verdienten Parteifunktionär ein Amt 
zu verſchaffen, das ihm eine Lebensſtellung ſichert, 
ſo iſt die Gelegenheit dafür ja in Kürze gegeben. 
Da braucht man doch nicht ein Experiment zu 
machen, das ſtarke verfaſſungsrechtliche Bedenken 
in ſich trägt. 

Ich möchte auch noch auf die Tatſache hinwei⸗ 
ſen, daß eine hauptamtliche Senatorenſtelle ja ſeit 
längerer Zeit unbeſetzt iſt, die Stelle des früheren 
Senators Dr. Leske. Anter dieſen Umſtänden iſt 
ein gewiſſer Verdacht nicht ganz von der Hand zu 
weiſen und es erſcheint ein gewiſſes Mißtrauen 
berechtigt, wenn man ſich fragt: Warum wird 
denn jetzt und unter dieſen Umſtänden die Schaf⸗ 
fung einer neuen neunten hauptamtlichen Sena⸗ 
torenſtelle für einen Parteigänger der Sozialde⸗ 
mokratie betrieben? Sollten vielleicht unter den 
Koalitionsparteien irgend welche Vereinbarungen 
beſtehen, die wir noch nicht kennen und die den 
freien Platz des ſiebenten Senators vielleicht für 
irgendeinen Parteifunktionär einer der beiden 
anderen Koalitionsparteien ſicherſtellen?! Auch 
darüber wird im Ausſchuß noch zu ſprechen ſein. 

Aber eine Frage ſei zum Schluß noch geſtattet. 
Die Koalitionsparteien haben ja die Mehrheit 
und ſie werden ihrem Geſetzentwurf ſchon zur An⸗ 
nahme verhelfen. Wenn alſo die Vorlage Geſetz 
werden ſollte und wenn dann in Zukunft wieder 
einmal ein Vizepräſident, der in dieſer Weiſe be⸗ 
ſoldet wird wie ein hauptamtlicher Senator, von 
„Staatsſaboteuren“ ſprechen ſollte, wird dann nur 
wieder der Parteifunktionär geſprochen haben oder 
der Herr Vizepräſident des Senats? (Bravo! — 
Abg. Rahn: Der penſionierte Stadtrat!) Herr 
Rahn, reden Sie nicht ſo dummes Zeug! 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. ; 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Wir werden gegen die Vorlage ſtimmen, 


weil ſie im gegenwärtigen Moment durchaus un⸗ 


geeignet zur Behandlung iſt. Wir ſtehen vor 
ganz wichtigen verfaſſungsrechtlichen Veränderun⸗ 
gen, und da war der gegenwärtige Moment durch⸗ 
aus nicht der geeignete, um die grundſätzliche 
Frage zu klären. Wir geben dieſe Erklärung ab, 
müſſen aber darauf hinweiſen, daß die Deutſch⸗ 
nationalen, die heute in demagogiſcher Form die 
Geſchichte ausgenutzt haben, nicht das geringſte 
Anrecht darauf haben, etwa hier dem Herrn Vize⸗ 
präſidenten Gehl vorzuwerfen, er treibe Ver⸗ 
ſchwendung; denn die Partei des Herrn Dr. Ziehm 
und der ganze Staatsaufbau zeigen, daß die Herr⸗ 
ſchaften rechts nicht im geringſten ein Vorbild ge⸗ 
geben haben, wie man ſparſam ſein ſoll. Es ſteht 
gerade die Autofrage zur Debatte. Wir müſſen 
auch ſagen, daß das Auto überflüſſig iſt. Aber 


wir haben gehört, daß die Schupooffiziere das le⸗ 
bende Beiſpiel geben. Sie fahren durch die Stra⸗ 
ßen, haben junge Damen neben ſich und unter⸗ 
nehmen große Vergnügungsfahrten. Wenn die 
Beamtenſchaft ein ſo ſchlechtes Beiſpiel gibt und 
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(A) die höheren Beamten Luſtfahrten machen, verſtehe 
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ich nicht, wie man fo dreiſt fein kann, der anderen 
Seite einen Vorwurf zu machen. 

Wir kommen hierbei auf eine andere Frage. 
Die Deutſchnationalen regen ſich auf, daß hier ein 
neues Gehalt bewilligt werden ſoll. Wir ſind der 
Meinung, daß der Staat nicht in der Lage iſt, das 
Geld aufzubringen, deswegen lehnen wir die Vor⸗ 
lage ab, aber ſo ſagen wir weiter, wenn jetzt durch 
die glorreiche Aktion der Bürgervereine die bei⸗ 
den Volksentſcheide unter den Tiſch fallen, dann 
bekommt ja Herr Gehl nicht nur die 2000 Gulden, 
ſondern die 2000 Gulden mit Penſion. Wir ver⸗ 
ſtehen alſo nicht die agitatoriſche Ausnutzung die⸗ 
ſer Situation. Weiter müſſen wir erklären, daß 
die Deutſchnationalen ebenſo wenig wie die Na⸗ 
tionalliberalen das geringſte Recht haben, dar⸗ 
über zu ſprechen. Wie bereits Herr Rahn ſagte, 
müſſen auch wir erklären, daß es beſſer geweſen 
wäre, wenn die Vorlage nicht gekommen wäre. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Die ganze Ausſprache hat einen durchaus 
perſönlichen Charakter gehabt. Das liegt daran, 
daß, wie Herr Abg. Dumont bereits ſagte, die Be⸗ 
gründung auf die Perſon des Herrn Gehl zuge⸗ 
ſchnitten wurde. Es iſt richtig: wenn jemand 
arbeitet, ſo ſoll er auch den entſprechenden Lohn 
dafür bekommen. Grundſätzlich würde man dem⸗ 
nach für eine Aufwandsentſchädigung oder ein Ge⸗ 
halt ſtimmen müſſen. Herr Dr. Blavier ſagte, 
der Zeitpunkt ſei aber nicht der richtige, und be⸗ 
gründet das mit dem Volksentſcheid. Als Drittes 
kommt hinzu, daß man betrachten muß, aus wel⸗ 
chem Grunde eine volle Bezahlung erfolgen ſoll, 
wenn die Möglichkeit tatſächlich vorhanden wäre, 
das Geld zu geben, und man es Herrn Gehl oder 
irgendeinem anderen geben wollte, der Vizeprä⸗ 
ſident iſt. In der Begründung heißt es: 

Gehört der ſtellvertretende Präſident des Senats 
einem freien Berufe an und übt er dieſen Beruf wei⸗ 
ter aus, ſo erhält er die Hälfte der vorgenannten Be⸗ 
züge. 

Wenn er ſeinen Beruf gar nicht ausübt, ſoll er 
den vollen Betrag bekommen. Herr Gehl gehört 
einem freien Berufe an. Wenn nun der Verlag 
der „Volksſtimme“ Herrn Gehl ſagt, er ſolle ſeine 
rbeit niederlegen, ein Anderer bekomme das Ge⸗ 
alt, das er bezogen habe, und Herr Gehl erhalte 
eine Bezahlung vom Staat, ſo ſind das die Fol⸗ 
gen des Geſetzentwurfs. Wenn heute eine andere 
tegierungspartei ans Ruder käme, würde fie 
einen bis dahin gut dotierten Beamten ihrer Par⸗ 
tei herausſetzen, ein anderer käme an ſeine Stelle 
in der Partei, und der erſte Parteifunktionär er⸗ 
hielte eben das Gehalt des Vizepräſidenten. Das 
et mit dem Gelde der Steuerzahler Schindluder 
iben. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich auf 

etwas hinweiſen, was anläßlich der Diätengeſetz⸗ 
eratungen in einem früheren Volkstage geſagt 
. Mit Recht wurde gefordert, daß den Be⸗ 
e wenn ſie Volkstagsabgeordnete ſind, das 
ehalt bezw. die Aufwandentſchädigung gekürzt 


würde. M i 
a daß an wies ferner damals ſchon darauf 


1255 


ihre politiſche Tätigkeit ihren Beruf verloren hät⸗ 
ten, eine entſprechende Entſchädigung geben ſollte. 
Das iſt auch heute noch berechtigt. Ich erinnere 
daran, daß dem hohen Hauſe eine Reihe von Ar⸗ 
beitnehmern angehören, die durch ihre politiſche 
Tätigkeit als Kommuniſten oder Angehörige ande⸗ 
rer Parteien ihren Beruf verloren haben. Dieſe 
Volkstagsabgeordneten, die im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit ihr Mandat ausüben, genau wie der 
Vizepräſident des Senats, ſollen mit 150 Gulden 
auskommen. Die Kürzung von 180 auf 150 Gul⸗ 
den iſt erfolgt, trotzdem der Einwand gemacht 
wurde, daß man dem durch politiſche Betätigung 
beruflich Geſchädigten eine entſprechende höhere 
Entſchädigung geben ſollte. Ich würde es als be⸗ 
rechtigt anerkennen, wenn im vorliegenden An⸗ 
trag ſtände, daß der Senatsvizepräſident, der 
ſeinen Beruf durch ſeine politiſche Tätigkeit ver⸗ 
loren habe, die Entſchädigung bekommen müſſe. 
Aber Gründe, die in ſeiner freien Wahl liegen 
oder darin, daß ihn ſeine Partei aus einer gutbe⸗ 
zahlten Stellung herausnimmt und ihn zum 
Staatsfunktionär ſtatt Parteifunktionär macht, 
ſind keine ausreichenden Gründe, eine derartige 
Entſchädigung zu geben. Zum mindeſten ſollte 
man die Partei, die angeblich ſo viel Köpfe hat, 
veranlaſſen, jemand anders in dieſen Poſten zu 
ſetzen. Ich bin der Meinung, daß ſämtliche Mit⸗ 
glieder der Sozialdemokratiſchen Partei gleichviel 
wert ſind wie Herr Gehl. Man könnte alſo ein 
Parteimitglied nehmen, das ſeinen Poſten in an⸗ 
derer Form verloren hat. 


Wenn Sie die Begründung gegeben hätten, 
daß der Senatsvizepräſident deshalb eine Ent⸗ 
ſchädigung bekommen müſſe, weil er durch ſeine 
politiſche Tätigkeit an der Ausübung des eigent⸗ 
lichen Berufes verhindert würde, ſo läge die Sache 
anders. Die Frage der Beſoldung der Senats⸗ 
vizepräſidenten führt mit Recht dazu, daß wieder 
ie geſamte Diätenfrage angeſchnitten wird. Die 
Diätenfrage muß unſtreitbar geklärt werden. Was 
geſchieht mit denjenigen Abgeordneten, die nicht 
Beamte ſind, die nicht durch ihre Partei beſoldet 
werden und infolge Ausübung ihrer politiſchen 
Tätigkeit um ihr Brot gekommen ſind? Denen iſt 
ebenfalls eine höhere Entſchädigung als 150 Gul⸗ 
den zu geben. Die Kürzung der Anzahl der Volks⸗ 
tagsabgeordneten, die mit dem Volksentſcheid be⸗ 
zweckt wird, geht doch darauf hin, eine Erſparnis 
zu bringen. Bei einer Herabſetzung der Abgeord⸗ 
netenziffer von 120 auf 60 hat man eine Erſpar⸗ 
nis von 120 000 Gulden errechnet. Das jetzt vor⸗ 
gelegte Geſetz wird allein ein Mehr von 24000 
Gulden an Aufwandsentſchädigungen bedingen. 
Gleichgültig, ob der Volkswille oder der Bürger⸗ 
ſchutz durchkommt, ob 72 oder 60 Abgeordnete hier 
ſitzen, der Bevölkerung draußen kann man ſchon 
die Wahrheit geſtehen, daß dieſen Abgeordneten, 
die infolge der umfangreicheren Tätigkeit mehr 
behindert ſein werden, als es jetzt der Fall iſt, zum 
mindeſten die doppelte Aufwandsentſchädigung 
gegeben werden muß. Ich bin der feſten Ueber⸗ 
zeugung, daß dies Geſetz die Folge hat, daß im 
verkleinerten Volkstag ſämtliche Diäten verdop⸗ 
pelt werden. (Zuſtimmung.) Mit anderen Wor⸗ 


man ſolchen Abgeordneten, die durch ten, es wird keine Erſparnis erzielt, wenn die Ab⸗ 
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geordnetenziffer auf 60 herabgeſetzt wird und die 
Diäten erhöht werden. Dann kommt dieſelbe 
Summe hinzu, außerdem das Gehalt eines neben⸗ 
amtlichen Senatsvizepräſidenten mit 24000 Gul⸗ 
den. Dann koſtet der nächſte Volkstag, der ver⸗ 
kleinert iſt, nicht weniger, ſondern mehr. 

Dieſe Tatſachen müſſen ausgeſprochen werden. 
Daran erinnern Sie aber nicht. Wenn das offen 
geſagt wird, wird die Bevölkerung den richtigen 
Maßſtab an dies Geſetz legen. Die Bevölkerung 
iſt der Meinung, daß, wer arbeitet, auch ſeinen 
angemeſſenen Lohn bekommen muß. Wer als Se⸗ 
natsvizepräſident ſeine ganze Arbeitskraft gibt, 
muß eine entſprechende Entſchädigung bekommen. 
Dies Geſetz zieht aber, weil es die Folge hat, daß 
die Diäten erhöht werden müſſen, weil Abgeord⸗ 
nete durch ihre politiſche Betätigung ebenfalls 


ihren Beruf verlieren, einen Rattenkönig von Er⸗ 
höhungen nach ſich. Daher muß es abgelehnt wer⸗ 
den. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage Druckſache Nr. 514 dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch, das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich erteile das 
Wort dem Herrn Abg. Moritz zur Geſchäftsord⸗ 
nung. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Das Geſetz über die Neuwahl des Kranken⸗ 
kaſſenvorſtandes in Zoppot hat dem ſozialen Aus⸗ 
ſchuß vorgelegen. Der ſoziale Ausſchuß war ein⸗ 
ſtimmig der Anſicht, das Geſetz anzunehmen. Er 
ſchlägt dem hohen Hauſe vor, das Geſetz ebenfalls 
anzunehmen. Die Druckſachen ſind den einzelnen 
Abgeordneten zugegangen. Um die Angelegenheit 
zu beſchleunigen, beantrage ich, die zweite und 
dritte Leſung als Punkt 6a auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. 

Vizepräſident Neubauer: Wenn niemand im 
Hauſe widerſpricht, kann dieſer Punkt auf die 
Tagesordnung geſetzt werden. Es widerſpricht 
niemand, das hohe Haus iſt damit einverſtanden. 
Ich rufe nunmehr auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. Neuwahl der Kaſſenorgane 
bei der Ortskrankenkaſſe in Zoppot. 

Druckſache Nr. 530 zu Nr. 511. Ich eröffne die 
Ausſprache zu $ 1, ich ſchließe fie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Ich bitte diejenigen, die 8 1 
annehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte diejenigen, 
die $ 2 annehmen wollen, ſich zu erheben. — 8 2 
iſt angenommen. Ich rufe § 3 auf. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer § 3 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit 5 
er iſt angenommen. Ich eröffne die Beſprechung 
zu § 4 und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer 5 4 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. § 4 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Wer die Ueberſchrift anneh⸗ 
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men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die () 


Mehrheit, das Geſetz iſt damit in zweiter Leſung 
angenommen. Ich rufe nunmehr die dritte Be⸗ 
ratung des Geſetzentwurfs auf. (En bloc!) Ich 
eröffne die allgemeine Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Es iſt en 
bloc-Abjtimmung beantragt worden. Widerſpruch 
erhebt ſich nicht. Ich rufe die SS 1, 2, 3, 4 und die 
Ueberſchrift auf. Wer dieſe Paragraphen und 
die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit. Sie ſind ange⸗ 
nommen. Wir kommen nunmehr zur Schluß ⸗Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt damit angenommen. Ich rufe nunmehr Punkt 7 
der Tagesordnung auf: 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Ange⸗ 
legenheiten zum Antrag des Abg. Raſchke 

u. Fr. betr. Kündigung des Blindenheims 

„Hindenburghaus“. 

Druckſache Nr. 500 zu Nr. 481. Ich möchte zu⸗ 
nächſt bekanntgeben, daß hier ſoeben eine Ent⸗ 
ſchließung zum Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
betr. das Kriegsblindenheim „Hindenburghaus“ 
eingegangen iſt: 

Der Volkstag erſucht den Senat, das Hinden⸗ 
burghaus als Kriegsblindenheimſtätte zu belaſſen 
oder aber für entſprechenden Erſatz durch Zurverfü⸗ 
gungſtellung eines andern Heims als Blindenheim 
und Zufluchtſtätte für die Kriegsblinden innerhalb 
Jahresfriſt Sorge zu tragen. 

Mayen, Kalähne 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Frage des Hindenburghauſes für die Kriegs⸗ 
blinden, aus dem dieſe eventuell zwangsweiſe 
entfernt werden ſollen, hat in der Oeffentlichkeit 
eine bedeutende Erregung hervorgerufen. In der 
Tat iſt das nicht weiter zu verwundern, da es ſich 
hier um die Opfer des Krieges handelt, die ihr 
Augenlicht eingebüßt haben. Es ſind hier nicht 
nur moraliſche und ſeeliſche Momente ausſchlag⸗ 
gebend, die ruhig in den Vordergrund geſtellt 
werden können, ſondern auch die rechtliche Frage 
muß einer eingehenden Betrachtung unterzogen 
werden. Man wird bei der Abſicht des Senats, die 
dortigen Kriegsblinden zwangsweiſe aus dem 
Haus zu werfen, im ironiſchen Sinne an das 
Wort erinnert: „Der Dank des Vaterlandes iſt 
Euch gewiß“. Bei den Beſprechungen im Sozialen 
Ausſchuß iſt ja zutage getreten, daß man das 
richtige Verſtändnis für die Kriegsblinden nicht 
aufzubringen vermag. Es iſt tief bedauerlich, daß 
hier die Koalitionsparteien ſich auf einen ſo hart⸗ 
herzigen Standpunkt geſtellt haben. 

Sehen wir uns einmal die rechtlichen Argu⸗ 
mente an, die die Kriegsblinden geltend machen, 
und die ganz entſchieden nicht von der Hand ge⸗ 
wieſen werden können. Am 1. Oktober 1920 
wurde dem Senat das Heim zu treuen Händen 
übergeben, um ſeine Zweckbeſtimmung zu er⸗ 
füllen. Herr Landeshauptmann Kruſe hat, als 
er das Haus dem Senat übergab, in einem 


Schreiben ausgeführt: „Das Heim hat die Auf⸗ 
gabe, den erblindeten Kriegern für 


die Dauer 
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ihrer Ausbildung Anterkunft zu gewähren oder 
Alleinſtehenden als Wohnſtätte zu dienen.“ Es 
ſoll alſo nicht nur den Kriegsblinden zeitweilige 
Unterkunft ſichern, und zwar während der Zeit 
ihrer Ausbildung für ein Handwerk oder ſonſtiger 
Tätigkeit, nein, es ſoll auch dauernden Aufent⸗ 
halt bieten. Dieſes Heim ſollte eine bleibende 
Wohnſtätte für die Kriegsblinden ſein. Dieſe Auf⸗ 
gabe hat die Provinzialabwicklungsſtelle Poſen⸗ 
Weſtpreußen noch ausdrücklich beſtätigt. Es 
heißt in einem Schreiben: 

Das Hindenburghaus it auf Grund der Be⸗ 
ſchlüſſe des 40. und 41. Propinziallandtages aus 
Mitteln der früheren Provinz, der Landesver⸗ 
ſicherungsanſtalt, des Preußiſchen Kriegsminiſteri⸗ 
ums und aus freiwilligen Spenden der Angeſtellten 
und Arbeiter der früheren Königlichen Gewehr⸗ 
fabräk errichtet und am 21. April 1920 als Teil der 
Anſtalt Königstal dem Senat zur Verwaltung über⸗ 
geben worden. 5 

Hieraus geht klipp und klar hervor, daß die 
Spender die Zweckbeſtimmung des Heims hochge⸗ 
halten wiſſen wollten, daß ſie ſie ſichern und auch 
für die Zukunft erhalten wollten. Es ſind ſehr 
wichtige rechtliche Momente maßgebend, wenn 
heute die Kriegsblinden gegen die zwangsweiſe 
Ausquartierung proteſtieren. Gerade die Provin⸗ 
zialabwicklungsſtelle führte ihren Standpunkt in 
einem Schreiben noch dahin aus, daß nach ihrer 
Anſicht die Verwaltung des Hindenburghauſes 
kriegserblindeten Perſonen Heimat und Pflege 
ſichern ſoll. Man ſieht hieraus, daß man den 
Kriegsblinden dieſes Heim als dauernden und 
bleibenden Aufenthalt abſolut ſichern wollte. 
Eine andere Verwendung des Hauſes dürfte, ſo 
ſagt die Provinzialabwicklungsſtelle, in Hinſicht 
auf den urſprünglichen Stiftungszweck wenigſtens 
ſolange unzuläſſig ſein, als der urſprüngliche Stif⸗ 
tungszweck noch erfüllt werden muß. 

Was will nun der Senat? Er hat die Abſicht, 
das Haus den Zwecken eines Kinderheims dienſt⸗ 
bar zu machen. Wie verlautet, ſollen durch dieſe 
Aenderung die Räume beſſer ausgenutzt werden. 
Wenn dem ſo iſt, ſo entſteht ſofort die Frage, 
warum ſich der Senat nicht mit den Kriegsblin⸗ 
den einigt. Es wäre doch einfach, mit den Kriegs⸗ 
blinden eine Regelung in dieſem Sinne herbei zu 
führen. Aber weit gefehlt, mit der Geſte des Dik⸗ 
tators erklärt der Senat, daß er das Haus einem 
neuen Zweck zuführen wolle. Die Kriegsblinden 
werden hinausgeſetzt. Ein Schreiben des Herrn 
Regierungsrat Bock an den Bund der Kriegsblin⸗ 
den hat folgenden Wortlaut: 

Auf die Anfrage vom 14. September teilen wir 
ergebenſt mit, daß der Senat beſchloſſen hat, das Hin⸗ 
denburghaus von den Kriegsblinden räumen zu 
laſſen und zunächſt dem Danziger Jugendfürſorgever⸗ 
band dasſelbe zu vermieten. Die Kriegsblinden ſollen 
in der Blindenanſtalt untergebracht werden. Mit dem 
dazu erforderlichen Umbau iſt bereits begonnen 
worden. 

Alſo, M. D. u. H., man will die Kriegsblinden in 
das Blindenheim einquartieren. Das erſcheint auf 
den erſten Blick ganz plauſibel. Wenn man aber 
die Mentalität berückſichtigt, die gerade bei den 

linden vorhanden iſt; wenn man die Gegenſätze 
würdigt, die zwiſchen Kriegsblinden und Zivil⸗ 
blinden leider Gottes beſtehen, wenn man weiter 
erwägt, daß auch ſehr zahlreiche Gegenſätze rein 
wirtſchaftlicher Art, der Konkurrenz, vorhanden 
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ſind, ſo fragt man ſich mit Recht, warum man die 
Dinge in dieſer Form erledigen will. Warum will 
man die Dinge auf die Spitze treiben? Daß dabei 
beide Teile, weder die Kriegsblinden, noch die 
Zivilblinden auf dieſem Wege zu einem angeneh⸗ 
men Daſein kommen werden, liegt auf der Hand, 
wenn man die nun einmal vorhandenen Gegen⸗ 
ſätze in Betracht zieht. Ich laſſe es dahingeſtellt, 
ob es trauriger iſt, daß einer von Geburt aus 
blind iſt oder daß er das Augenlicht im Kriege 
dem Vaterland geopfert hat. Jedenfalls müſſen 
die Gegenſätze, die eben vorhanden ſind und ſich 
anſcheinend nicht beſeitigen laſſen, zu denken geben 
und in die Berechnung eingeſtellt werden. 


Wenn nun eine zwangsweiſe Ueberführung 


der Kviegsblinden in das Blindenheim erfolgt, jo 
verſtößt das meines Erachtens gegen den § 11 der 
Verordnung vom 16. Dezember 1924, der lautet: 
Die Hilfe kann in Geld, Sachleiſtung oder per⸗ 
ſönlicher Hilfe beſtehen oder in offener oder geſchloſſe⸗ 
ner Anſtaltspflege gewährt werden. In einer Anjtalt 
oder in eine Pflegefamilie ſoll der Hilfsbedürftige 
nur untergebracht werden, wenn ſein körperlicher, 
geiſtiger oder ſittlicher Zuſtand beſondere Maßnahmen 
ee 9 oder Bewahrung erfordern. 
angsweiſe darf dies nur geſchehe⸗ enn ein Gel 
oe s nur geſchehen, wenn ein Geſetz 


Wenn der Wortlaut dieſer Verordnung ſo kli 
und klar iſt, muß ich die Frage een ob 15 
Geſetz beſteht, wonach es möglich iſt, ſo zu verfah⸗ 
ren, wie man tatſächlich zu verfahren beabſichtigt. 
Die Frage, ob ein ſolches Geſetz beſteht, iſt aber zu 
verneinen. Ein ſolches Geſetz beſteht nicht. Es iſt 
daher nicht nur eine Härte, ſondern es iſt entſchie⸗ 
den ein Unrecht, das man den Kriegsblinden an⸗ 
tut, wenn man ſich über den § 11 der Verordnung 
kalten Herzens hinwegſetzt, um die Abſichten des 
Senats über die Köpfe der paar Kriegsblinden 
hinweg mit Gewalt durchzuführen. Das iſt den 
Kriegsblinden durchaus bewußt. Die ſagen ſich, 
wenn fie erſt aus dem Hauſe heraus ſind, können 
ſie lange warten, bis ſie wieder zu einem Heim 
kommen. Sie wollen ſich daher dem Diktat des 
Senats nicht gutwillig beugen, ſondern wollen ſich 
höchſtens mit Gewalt aus dem bisherigen Heim 
entfernen laſſen. Die Kriegsblinden ſind zu einer 
Einigung bereit. Sie haben erklärt, ſchön, wenn 
der Senat eine beſſere Ausnutzung der Räume an⸗ 
ſtrebt, wollen wir dem nicht entgegenſtehen. Er 
oll uns aber dann ein anderes Heim zur Verfü⸗ 
gung ſtellen, vielleicht ein kleineres Heim, das 
ausreicht, eine Zufluchtſtätte bietet und ein Heim 
1 zu 1175 De Kriegsblinden verlaſſen 
; das für fi i i 
eben it. ſie als ein Wahrzeichen 
arum iſt es nicht zu verſtehen, weshalb der 
Senat nicht den Weg gegenſeitiger Vereinbarung 
beſchreitet und nicht Mittel und Wege prüft, um 
eine derartige Vereinbarung zuſtande zu bringen. 
Wenn Herr Senator Dr. Wiercinſki im Blinden⸗ 
heim oder Sozialen Ausſchuß darauf hinwies, daß 
ihm ein derartiges Angebot der Kriegsblinden 
neu ſei. ſo muß das ein falſcher Zungenſchlag ge⸗ 
weſen ſein; denn die Verhandlungen gehen ſchon 
eine ganze Weile vor ſich. Es liegt bereits aus 
dem Jahre 1926 ein Schreiben vor, (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Unter Ihrer Regierungszeit!) in dem 
Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen beim 
Kriegsblindenbund anfragt, ob die Verſuche, ein 
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eigenes Heim zu ſchaffen, geglückt ſeien. Die Ver⸗ 
handlungen mögen ſich ſchon eine ganze Weile 
hinziehen, aber bisher iſt kein Senat zwangsweiſe 
gegen die Kriegsblinden vorgegangen. So hat 
denn auch der Kriegsblindenbund, fußend und 
pochend auf ſeine Rechte, davon Abſtand genom⸗ 
men, ſich nach einem geeigneten Heim umzuſehen, 
weil er glaubte, das Heim vielleicht beſſer in der 
Weiſe ausnutzen zu können, indem er aus der 
Provinz oder anderen Gegenden Kriegsblinde 
zeitweiſe zur Erholung unterbringt und ſie dort 
für ein verhältnismäßig billiges Geld verpflegt. 
Eine entſprechende Zuſtimmung nach der Rich⸗ 
tung hat ſeinerzeit Herr Bürgermeiſter Dr. Bail 
gegeben, worüber auch verſchiedene Schriftſtücke 
vorliegen. N 

Es iſt auch nicht zu verſtehen, warum der 
Senat den Kriegsblinden durchaus die Beſchaf⸗ 
fung eines neuen Heims aufbürden will. Wenn er 
ſelbſt die Initiative ergreift, ſtehen ihm mehr 
Hilfsquellen zur Verfügung, und er iſt leichter in 
der Lage, etwas Gleichwertiges, Praktiſches und 
Zweckmäßiges für die Kriegsblinden zu ſchaffen. 
Wenn alſo die Bemühungen des Kriegsblinden⸗ 
bundes zurückgeſtellt wurden, ſo glaubte er im 
Hinblick auf ſein gutes Recht dazu berechtigt zu 
ſein. Wenn der Senat die Sache ſeinerſeits in die 
Hand nimmt, ſo bin ich überzeugt, daß ſich un⸗ 
ſchwer ein Ausgleich finden laſſen wird. Der 
Reichsarbeitsminiſter hat erklärt, daß er evtl. 
bereit iſt, den Kriegsblinden mit einem angemeſ⸗ 
ſenen OSetrag zu dienen. Wenn nun der Senat 
einige beſcheidene Mittel dafür auswirft, wenn 
ferner das Reichsarbeitsminiſterium etwas gibt, 
wenn ſchließlich der Kriegsbeſchädigtenbund oder 
der Kriegsblindenbund etwas dazu beiſteuert, wie 
er bereits zum Ausdruck gebracht hat, wenn viel⸗ 
leicht auch die Invalidenverſicherung oder die 
Angeſtelltenverſicherung ein Darlehen bewilligt, 
ſo bin ich überzeugt, daß ſich die aufgetauchten 
Gegenſätze bei gutem Willen des Senats über⸗ 
brücken laſſen. Die Kriegsblinden klammern ſich 
gar nicht einmal an eine beſtimmte Gegend oder 
an das Gelände des Blindenheims. Sie ſind auch 
zufrieden, wenn ſie in einer geſunden Lage ein 
Häuschen bekommen, das ihren Zwecken dient und 
für ſie ausreicht. 

Mir ſind auch ſonſt aus der Oeffentlichkeit 
eine Menge Zuſchriften zugegangen, die ſich ſehr 
lebhaft mit dieſer Frage beſchäftigen. Unter an⸗ 
derm hat ſich auch der Stahlhelm dazu geäußert 
und hat es außerordentlich bedauert, daß der 
Senat ſo wenig Verſtändnis und Intereſſe für 
Kriegsblinde zeigt. (Zuruf bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Der Stahlhelm ſchreibt: 

Das iſt der Dank des Vaterlandes. In keinem 
andern Lande würden es maßgebende Stellen zu⸗ 
laſſen, daß diejenigen ſolche würdeloſe Behandlung 
erfahren, denen ſie zu tiefſtem Dank verpflichtet ſind. 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) Der Stahlhelm 
warnt davor, unſer deutſches Danzig der gerechten 
Verachtung des In⸗ und Auslandes auszuſetzen und 

verlangt, daß an andern Stellen geſpart werden ſoll, 


aber nicht an den wehrloſen, tiefunglücklichen Kriegs⸗ 
blinden. 


Wir können uns dieſe Ausführungen nur 
durchaus zu eigen machen. Ich habe daher im Ein⸗ 
verſtändnis mit meinen politiſchen Freunden ſchon 
im Ausſchuß eine Entſchließung eingebracht, die 
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ich jetzt hier noch einmal wiederhole, und die vor⸗ 
hin der Herr Präſident des Hauſes vorgeleſen hat. 
Die Entſchließung bezweckt, den Kriegsblinden in 
jedem Fall zu ihrem Recht zu verhelfen, ſei es, 
daß ſie nun, weil die Dinge anſcheinend ſoweit ge⸗ 
diehen ſind, das Haus räumen müſſen, ſo ſollen ſie 
wiſſen, daß ſie ſpäteſtens in Jahresfriſt ein neues 
Heim bekommen, in dem ſie ſich wohl fühlen und 
wo ſie ſich ihre zweite Heimat ſchaffen können. Es 
iſt eigentümlich, gerade jetzt, wo dieſe Dinge ſpie⸗ 
len, berichtet die „Volksſtimme“ über eine Kund⸗ 
gebung der Kriegsopfer. Da iſt es intereſſant zu 
leſen, daß der Herr Abg. Moritz große Tiraden 
über das unſoziale Kriegsbeſchädigtengeſetz an⸗ 
ſtimmt, und daß er ſich nicht enthalten kann, wie⸗ 
der recht herzhaft gegen die böſen Arbeitgeber zu 
hetzen, die in Stadt und Land wenig ſoziales Ver⸗ 
ſtändnis für die Kriegsbeſchädigten aufbringen. 
Es gehört doch ſchon ein großer Prozentſatz von 
Demagogie und Phariſäertum dazu, dies in einem 
Augenblick zu tun, in dem man die Kriegsblinden 
aus ihrem jetzigen Heim hinauswerfen will. Da 
ſollten Sie (nach links) doch lieber Farbe beken⸗ 
nen und den Mut zur Ehrlichkeit zeigen, anſtatt 
eine ſo wankelmütige Schaukelpolitik zu treiben. 
Dann ſollten Sie ſagen: „Wir ſetzen Euch Kriegs⸗ 
blinde hinaus und wenn Ihr nicht geht, werfen 
wir Euch mit Gewalt hinaus.“ 

Ich möchte meine Ausführungen mit einem 
Appell an das Zentrum ſchließen. Ich bedaure es, 
daß ſich das Zentrum von den Sozialdemokraten 
ins Schlepptau nehmen läßt. (Abg. Plenikowſki: 
Umgekehrt, das iſt doch ein Zentrumsſenator!) 
Ich möchte den Appell an das Zentrum richten, 
unſerer Entſchließung zuzuſtimmen, um den 
Kriegsblinden Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 
Den Zentrumsleuten rufe ich zu: Gebt den Kin⸗ 
dern, was der Kinder iſt, gebt aber auch den 
Kriegsblinden, was der Kriegsblinden it. 
(Bravo! rechts.) ’ 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es ſtimmt 
durchaus, was mein Fraktionskollege durch Zuruf 
betonte, wenn es etwa won dieſen Herren abhän⸗ 
gig iſt, ob die Kinder oder die Kriegsblinden et⸗ 
was bekommen, werden ſie beide nichts erhalten. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Der Senat 
hat es im Ausſchuß ſo hinzuſtellen beliebt, als ob 
eine Kündigung nicht erfolgt ſei. Ich betone heute, 
daß es doch ſo iſt. Den Blinden iſt das Heim ge⸗ 
kündigt worden, und zwar in einer Form, die 
durchaus verletzend war. (Zwiſchenrufe.) Mögen 
Sie das tauſendmal abſtreiten, die Wahrheit wer⸗ 
den Sie dadurch nicht verwiſchen können. Sie 
haben es bisher nicht gewagt, die Kriegsblinden 
herausſetzen zu laſſen und wollen vielleicht damit 
nach außen dokumentieren, daß Sie gar nicht das 
Haus gekündigt haben. Sie wagen aber nicht, die 
Kriegsblinden herauszuſetzen. Aber nicht etwa, 


weil Ihr ſoziales Empfinden Ihnen das verbietet, 
ſondern weil Sie den Sturm der Entrüſtung der 
Kriegsopfer weiter Kreiſe der Danziger Bepölke⸗ 
rung bemerkten. Wenn ſich niemand der Kriegs⸗ 
blinden angenommen hätte, wenn ſie nicht an die 
politiſchen Parteien und die anderen Organiſa⸗ 
tionen herangetreten wären, hätten Sie ſich den 
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Teufel um die Kriegsblinden gekümmert. So 
haben Sie es nicht gewagt, weil die Kriegsblinden 
den einzigen Weg gegangen ſind, den wir Ihnen 
immer empfehlen. Wir rufen Ihnen immer zu: 
„Geht hinaus auf die Straße und erkämpft euer 
0 e 1 “ 


Wenn Sie es wirklich auch noch nicht gewagt 
haben, die Kriegsblinden hinausſetzen zu laſſen, 
ſo beſteht die Kündigung doch nach wie vor. Sie 
wurde ausgeſprochen, ſie ſchwebt wie ein drohen⸗ 
des Geſpenſt über den Kriegsblinden. Sie ſind ja 
auch ſchon dazu übergegangen, Kinder in dieſem 
Heim unterzubringen. Sie werden zugeben 
müſſen, daß das ein unhaltbarer Zuſtand für die 
Kinder und für die Kriegsblinden iſt, und daß 
ohne weiteres hier eine Abänderung geſchaffen 
werden muß. Sie wollen die Sache möglichſt 
ſchnell hier verabſchieden, aber nicht, um dann 
mit Hilfe der Entſchließung der Koalitionspar⸗ 
teien den Kriegsblinden zu einem neuen Heim zu 
verhelfen, ſondern um ſie zu zwingen, ins Zivil⸗ 
blindenheim überzuſiedeln. Die Kriegsblinden 
werden das wahrſcheinlich nicht tun, und wir 
werden ſie darin beſtärken, erſt das Haus Zu 
räumen, wenn ihnen ein gleichwertiges Heim da⸗ 
für geboten iſt. Deshalb halten wir unſern Antrag 
aufrecht. Die Kündigung iſt ausgeſprochen, und 
wir verlangen nach wie wor, daß die Kündigung 
des Blindenheims aufgehoben wird. 

Es ſind nun zwei Anträge eingegangen. Ueber 
die rechtliche Seite der ganzen Angelegenheit 
ſprach ſchon Herr Abg. Mayen. Es iſt klar, daß die 
rechtliche Seite der Angelegenheit durchaus noch 
nicht geklärt iſt. Wenn es im Ausſchußbericht 
heißt: „Ein Abgeordneter fragt, ob die Kriegs⸗ 
blinden einen rechtlichen Anſpruch auf dauerndes 
Bleiben im Hindenburghauſe haben“ und weiter 
verzeichnet ſteht: „Regierungsvertreter verneint 
die Frage“, dann ſage ich: Die Frage iſt noch nicht 
geklärt. Aber Sie werden auch nicht die Tatſache 
verwiſchen können, daß ein Anſpruch auf dauern⸗ 
des Verbleiben der Kriegsblinden beſteht. Nun 
hat man zwei Entſchließungen eingebracht. Die 


eine iſt von den Deutſchnationalen geſtellt und 


verlangt das, was wir auch fordern, die andere 
00 den Koalitionsparteien hat folgenden Wort⸗ 
aut: 

1. Der Senat wird erſucht und ermächtigt, die Be⸗ 
ſtrebungen der ledigen und alleinſtehenden Kriegs⸗ 
erblindeten um Erlangung einer Heimſtätte mit 
allen geeigneten Mitteln zu ermöglichen. 

2. Der Senat wird erſucht, den Wohnungsämtern An⸗ 
weiſung zu geben, bei der Wohnungsverteilung 
wohnungſuchende werheiratete Kriegserblindete be⸗ 

vorzugt zu behandeln. 
Dieſe Entſchließung beſagt gar nichts. Sie ver⸗ 
pflichtet zu nichts, ganz abgeſehen davon, daß ſich 
weder der frühere deutſchnationale Senat noch 
ieſer Senat jemals um irgend eine Entſchlie⸗ 
ung gekümmert hat. Zunächſt iſt bereits die Form 
ieſer Entſchließung eine eigenartige. Es heißt 
ter nicht, daß man den Kriegserblindeten ein 
gleichwertiges Heim bieten ſoll, wenn man ſie aus 
dieſem Haus heraushaben will, ſondern man ſoll 
die Beſtrebungen der ledigen Kriegserblindeten 
um Erlangung einer Heimſtätte mit geeigneten 
= itteln ermöglichen. Man unternimmt ja auch 
Schritte in dieſer Beziehung und will die ledigen 
Kriegsblinden zwingen, einen Teil ihrer Rente zu 
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kapitaliſieren und ſich ſelbſt eine Heimſtätte au 
bauen. Das bejagt dieſe Entſchließung und nicht 
das, was die Kriegserblindeten wollen. Sie wol⸗ 
len ein eigenes gleichwertiges Heim. Wenn im 
zweiten Fall der Entſchließung erklärt wird, daß 
die Wohnungsämter Anweiſungen bekommen ſol⸗ 
len, bei der Wohnungszuteilung erblindete Krieger 
zu bevorzugen, ſo iſt das nur eine Entſchließung, 
die auf dem Papier ſteht; denn noch immer be⸗ 
findet ſich der eine verheiratete Kriegserblindete 
im Blindenheim und hat noch keine eigene Woh⸗ 
nung. Sie ſehen, daß Sie nicht im geringſten 
daran denken werden, dieſe Entſchließung auch in 
die Tat umzuſetzen, ganz abgeſehen davon, daß die 
Form dieſer Entſchließung nicht das bringt, was 
die Kriegsblinden nicht nur wollen, ſondern zu 
beanſpruchen haben. 


Wenn nun die Deutſchnationalen eine Ent⸗ 
ſchließung eingebracht haben, und wenn der 
deutſchnationale Abg. Mayen hier ſo warme 
Worte für das Elend der Kriegserblindeten fand 
und ſo ſcharfe Worte gegenüber dem Vorgehen der 
Koalitionsparteien, dann möchte ich dem Herrn 
Abg. Mayen ſagen, daß er ſich in Bezug auf De⸗ 
magogie würdig an die Seite ſeines Fraktions⸗ 
kollegen Schütz ſtellen kann. Herr Abg. Mayen, 
Sie waren es, der bei der Beſichtigung des Zivil⸗ 
blindenheims erklärte, die Räume wären doch 
gut und Sie verſtänden es nicht, warum die 
Kriegsblinden nicht hinüberziehen wollten. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Mayen.) Damit beweiſen Sie, daß 
Sie das geſagt haben. 

Wenn Sie weiter erklären, daß der jetzige Ko⸗ 
alitions⸗Senat unrecht handele, dann möchte ich 
darauf hinweiſen, daß die Regierung bereits ſeit 
1924 verſucht, den Kriegsblinden dieſes Heim zu 
rauben. Die Vorarbeiten zu dieſer Tat ſind von 
der deutſchnationalen Regierung geleiſtet worden. 
(Abg. Raſchke: Hört, hört!) Es war derſelbe Herr, 
der jetzt hier ſitzt und die Maßnahme unter der 
Koalitionsregierung durchführt, der bereits die 
Vorarbeiten unter Ihrer Regierungszeit (nach 
rechts) getroffen hat. (Abg. Hohnfeldt: Aber die 

ündigung ſprach erſt der ſozialdemokratiſche Se⸗ 
nat aus!) Die wäre ausgeſprochen worden, auch 
wenn die Deutſchnationalen in der Regierung 
ſäßen. Davon ſeien Sie überzeugt, war es doch 
gerade die Zentrums⸗Partei, die zu Anfang des 
Jahres durch ihren Abg. Weiß erklärte, der Kurs 
der Regierung bliebe derſelbe, nämlich der Kurs 
geradeaus. Wenn die Deutſchnationalen in der 
Regierung geblieben wären, hätte genau derſelbe 
Herr Wohlfahrtsſenator Dr. Wiercinſti die Er⸗ 
klärungen abgegeben. Er bemüht ſich allerdings 
um die Wohlfahrt der Bourgeoiſie, aber nicht um 
die Wohlfahrt der werktätigen Klaſſen. Dieſer 
Wohlfahrtsſenator Dr. Wiercinſki hat unter der 
deutſchnationalen Regierung die Kinder hineinge⸗ 
ſetzt und erklärt, man müſſe ſozial fühlen und 
müſſe an das Elend der obdachloſen Kinder den⸗ 
ken und ſie dort hineinſetzen. Die Kriegsblinden 
könnten ſich mit den Räumen begnügen, die man 
ihnen neu anweiſe. Die wären noch beſſer als im 
Hindenburghaus. 


Der Wohlfahrtsſenator Dr. Wiercinſki be⸗ 
folgt nur die Methode der Bourgeoiſie, der bür⸗ 


(C) 


(D) 


(A 


B 


— 
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gerlichen Regierungen, die eine Klaſſe der Werk⸗ 
tätigen, die eine Klaſſe der Wohlfahrtsempfänger 
gegen die andere auszuſpielen. Wenn Sie Heime 
haben wollen, wenn Sie Villen haben wollen, ſo 
hat Ihr Kollege Dr. Volkmann eine wunder⸗ 
ſchöne Villa in Zoppot. Beſchlagnahmen Sie die 
und laſſen Sie Herrn Dr. Volkmann Räume der 
Blindenanſtalt anweiſen, er wird beſtimmt mit 
dieſen Räumen auskommen. (Zuruf des Senators 
Dr. Wiercinſki.) Sie brechen die Verfaſſung, das 
iſt vom Abg. Mayen nachgewieſen worden. Man 
darf die Kriegsopfer nicht mit Zwang in eine 
neue Anſtalt bringen. (Abg. Dr. Wiercinſki: Eine 
ganz andere Rechtslage!) Das iſt keine andere 
Rechtslage, da brechen Sie das Geſetz und die Ver⸗ 
faſſung. Aber dieſe Herren haben ſonſt ein R o 
warmes Herz für die Not und das Elend werktäti⸗ 
ger Kreiſe. Sie betonen ja ſelbſt, weil Sie ein ſozi⸗ 
ales Empfinden für die Not der Obdachloſen 
haben, deshalb kämpfen Sie gegen das Verlangen 
der Kriegsblinden, in ihrem bisherigen Heim zu 
bleiben. Aber dann mögen dieſe Herren ihre 
Villen freiwillig den obdachloſen Kindern zur 
Verfügung ſtellen. Dann brauchen Sie die Ver⸗ 
faſſung nicht zu brechen, Herr „Wohlfahrts⸗ 
miniſter.“ 

Die deutſchnationale Regierung hat alſo be⸗ 
reits die Abſicht gehabt, das ſteht einwandfrei 
feſt und wird von den Kriegserblindeten beſtätigt, 
die Kriegserblindeten auch herausſetzen zu laſſen. 
Nun wurde weiter von dem Abg. Mayen erklärt, 
man hatte doch ſchon lange den Kriegserblindeten 
ein anderes Heim geben können. Dem Senat 
ſtanden ja genügend Mittel zur Verfügung, er 
hatte ja genügend Möglichkeiten. Denken Sie an 
den Herrn Senatsvizepräſidenten! (Abg. Hohn⸗ 
feldt: 35 000 Gulden für ein Auto!) Wenn der 
Abgeordnete Mayen außerdem erklärte, es be⸗ 
ſtänden auch Möglichkeiten, ohne große Mittel den 
Kriegserblindeten ein anderes Heim zu ſchaffen, 
dann möchte ich den Deutſchnationalen ſagen, 
ihre Regierung hat ſich nicht im geringſten darum 
bemüht, den Kriegserblindeten ein anderes Heim 
nachzuweiſen. Die Kriegserblindeten ſollten ſeit 
1924 in der Weltgeſchichte herumlaufen und ſich 
ein anderes Heim ſuchen, während es der Regie⸗ 
rung in den vier Jahren von 1924 bis 1928 tat⸗ 
ſächlich möglich war, den Kriegserblindeten eine 
Anzahl anderer Heime nachzuweiſen; denn durch 
die Regierung ſind dauernd Hauskäufe und Haus⸗ 
verkäufe gegangen. Was Sie der jetzigen Koali⸗ 
tionsregierung zum Vorwurf machen, hätten Sie 
alſo ſchon ſelbſt durchführen können. Als Sie aber 
in der Regierung ſaßen, betrieben Sie ja natür⸗ 


lich dieſelbe Politik, die jetzt die Koalitionsregie⸗ I 


rung betreibt. Darin ſind ſich beide Regierungen 
gleich und treiben nur ein bißchen Oppofition, 
wenn ſie nicht in den Seſſeln ſitzen. 

Eigenartig iſt, daß man Herrn Abg. Mayen 


vorſchickt. Er hat nicht beſtritten, daß er erklärte, 


die Räume ſeien ſehr ſchön, und es ſei nicht zu ver⸗ 
ſtehen, daß die Kriegsblinden nicht in die Zivil⸗ 
blindenanſtalt überſtedelten. (Abg. Mayen: Das 
it unwahr!) Sie wiſſen, daß ich von Anfang an 
grundſätzlich erklärte, den Kriegserblindeten müſſe 
ihr Heim aus rechtlichen Erwägungen gelaſſen 
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bezw. ein gleichwertiges Heim zur Verfügung ge⸗ (O) 


ſtellt werden. Ich bin trotz der Meinung von den 


ſchönen Räumen zu einer anderen Anſicht gekom⸗ 


men. Sie haben erklärt, die Zimmer hätten ſehr 
ſchöne Sonne und es ſei nicht zu verſtehen, warum 
die Kriegserblindeten nicht überſiedeln wollten. 
Vielleicht haben Sie ſich nachher von anderen 
Leuten, vom Stahlhelm oder Herrn Schwegmann 
breitſchlagen laſſen, um das Gegenteil zu ſagen, 
was Sie in dem Hindenburghaus ausgeſprochen 
haben. (Widerſpruch des Abg. Mayen.) Das be⸗ 
weiſt, daß Ihr Kampf nicht ein ernſter Kampf iſt, 
ſondern daß Sie Agitation treiben wollen. (Abg. 
Mayen; Das machen Sie!) Wir haben bei dieſer 
Frage Angriffe gegen die Art und Weiſe gerichtet, 
in der man die Kriegserblindeten behandelt. Da 
hat der Wohlfahrtsſenator Dr. Wiercinſki erklärt, 
es handele ſich um Lügen. Wir erklärten, daß man 
das Heim habe verkommen laſſen, daß man nicht 
daran gedacht hat, es ordnungsmäßig ſauber zu 
halten. (Abg. Zarske: Nachher, als hier Skandal 
gemacht wurde! — Widerſpruch des Senators Dr. 
Wiercinſki.) Der Wohlfahrtsminiſter erklärt wie⸗ 
der, es ſei Lüge. Von den Blinden iſt bei der Be⸗ 
ſichtigung erklärt worden, und zwar in Ihrer 
Gegenwart, Herr Senator, daß man 14 Tage vor 
der Beſichtigung eine Menge Scheuerfrauen hin⸗ 
geſchickt hatte, um das Blindenheim zu reinigen. 
(Abg. Raſchke: Hört, hört!) Stimmt das, Herr 
Senator? (Senator Dr. Wiercinſti: Das beweiſt 
nicht, daß vorher nicht auch gereinigt ift!) Die 
Blinden haben erklärt, das ſei zum erſten Mal 
geſchehen, nur weil man Beſuch erwartete. Der 
Kriegsblinde Hoffmann ſagte, er hätte ein feines 
Taſtgefühl und er hätte ſich, wenn er das Blin⸗ 
denheim beſuchte, immer davon überzeugen kön⸗ 
nen, daß an den Gardinen und auf den Fenſtern 
Staub war. (Abg. Zarſki: Der Geruch aus den 
ungepflegten Toiletten!) Alſo ſtimmen die Vor⸗ 
würfe, die wir hier bereits anläßlich der erſten 
Beratung gemacht haben. Auch heute verſucht der 
Wohlfahrtsminiſter, die Sache zu beſchönigen. 
Dann eine andere Tatſache, die werden Sie 
aber jetzt nicht mehr abſtreiten können. Das 
erſte Mal haben Sie es getan. Gelegentlich der 
erſten Beratung habe ich behauptet, daß man aus 
dem Fonds für die Kriegsopfer eine Summe ab⸗ 
zweigen wollte, um den Erweiterungsbau vorzu⸗ 
nehmen. Das haben Sie als Lüge bezeichnet. 
Bitte ſchön, ſehen Sie mein Stenogramm nach. Als 
ich die Ausführungen machte, machten Sie einen 
Zwiſchenruf, das ſei nicht wahr. In Ihrer Rede 
haben Sie auch behauptet, das geben Sie doch zu, 
das ſei auch nicht wahr. (Senator Dr. Wiercinſbi: 
ch habe geſagt, vorſchußweiſe! Das habe ich das 
erſte Mal auch geſagt!) Nun, das iſt etwas an⸗ 
deres, aber auch der ſogenannte Vorſchuß ſtimmt 
nicht, denn Sie haben in einem Schreiben an die 
Kriegserblindeten erklärt, Sie werden dieſe Sum⸗ 
me zurückzahlen, wenn von dieſen Räumen nicht 
Gebrauch gemacht werde. Wenn von dieſen Räu⸗ 
men Gebrauch gemacht wird, wenn die Kriegs⸗ 
erblindeten nicht in dieſe Räume ziehen, wird die 
Summe nicht zurückgezahlt. Bitte ſchön, das 


Schreiben iſt auch vorhanden. Weiter ſteht feſt, 
daß 1000 Gulden abgezweigt und für dieſen Zweck 


— 


D) 


(A 


{B) 


Sie hätten jagen follen: hier iſt 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
verbraucht ſind. Das werden Sie auch nicht be⸗ 
ſtreiten können. Ihr Referent nickt mit dem Kopf. 
Wenn Sie derartige unklare Angaben machen, 
ſo ſind Sie ja über das meiſte nicht informiert 
oder bekommen vielleicht falſche Informationen. 
Aber wenn Sie nicht die richtigen Informationen 
bekommen, dann ſpreche Sie lieber nicht, ſondern 
laſſen Sie Ihren Referenten reden. (Senator 
Dr. Wiercinſki: Wenn Sie mich zitieren, muß ich 
ſprechen!) Dann dürfen Sie aber nicht lügen! 
Was iſt nun der Zweck der Entſchließung der 
Koalitionsparteien? Die Entſchließung der Ko⸗ 
alitionsparteien bezweckt nur, die Sache hinaus⸗ 
zuſchieben, ſie einſchlafen zu laſſen. Wir werden 
alles daran ſetzen, um die Sache nicht einſchlafen 
zu laſſen. Wir werden uns mit allen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mitteln dafür einſetzen, daß den 
Kriegsblinden ihr Heim nicht geraubt wird. Wir 
werden uns auch dafür einſetzen, daß die Kriegs⸗ 
blinden nicht etwa mit irgendwelchen Räumen 
im Zivilblindenheim abgeſpeiſt werden, ſondern 
daß ihre Wünſche erfüllt werden. Ihr Wunſch 
geht dahin, ein gleichwertiges Heim zu erhalten. 


Es iſt bekannt, daß der Senat Gebäude zur Ver⸗ 


fügung hat. In Oliva ſind einige Gebäude an⸗ 
läßlich der Zollunterſchlagungsaffäre beſchlag⸗ 
nahmt worden. Man hat dieſe Räume vermietet, 
man hat aus Deutſchland hergezogene höhere Be⸗ 
amte hineingeſetzt. (Abg. Zarſki: Aus ſozialen 
Gründen!) Selbſtverſtändlich aus ſozialen Grün⸗ 
den! Ein höherer Beamter aus Gruppe 12 oder 13 
braucht eine Sechs⸗ bis Acht⸗Zimmer⸗Wohnung, 
aber die obdachloſen Kinder kann man nur in 
eime ſetzen, aus denen man die Kriegsblinden 
heraustreibt. Sehen Sie, auch dort hätten Sie Ge⸗ 
legenheit gehabt, die obdachloſen Kinder unter⸗ 
zubringen. Sie hätten den höheren Beamten nicht 
hineinzuſetzen brauchen. Sie hätten den andern 
Teil des Hauſes nicht vermieten dürfen, ſondern 
ie e ein Heim für die 
riegsblinden, dieſes Heim geben wir- Euch. Sie 
aben nicht daran gedacht. 
Wir wiſſen auch, daß Sie nicht daran denken 
werden, aus ſozialem Empfinden heraus den 
viegsblinden ein anderes Heim zu geben. Sie 
werden es ſich erkämpfen müſſen. Wir werden 
en Kriegsblinden in dieſem Kampf mit allen uns 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln beiſtehen. Die 
tiegsopfer ſind dem Staat eine Laſt. Der Kampf 
gegen die Kriegsopfer beweiſt das zur Genüge. 
: enken wir doch daran, wie man in immer ſchär⸗ 
1 Weiſe die Renten der Kriegsbeſchädigten 
a erabzuſetzen ſucht oder ſogar die Kriegsbeſchädig⸗ 
d n um die Rente zu prellen verſucht. Denken wir 
aan, wie man dieſen Leuten mit allen möglichen 
trchtanen begegnet. Wir wiſſen, daß man die An⸗ 
a ‚der Kriegsbeſchädigten auf Beſuch von Sa⸗ 
lä As uſw. wochenlang liegen läßt. Dann er⸗ 
515 man ſchließlich, es ſeien keine Mittel vorhan⸗ 
8 ſind allerdings Mittel da, um höheren 
en Gehälter von 1000 und 2000 Gulden zu 
5 2 bezw. noch neue Poſten zu ſchaffen. Wir 
a 15 en heute ein Beiſpiel erlebt. Das beweiſt, daß 
Be Kriegsopfer nur eine Laſt für den Staat ſind, 
re dieſen Staat der Bourgeoiſie; denn jede ver⸗ 


mehrte Ausgabe bedroht den Profit der Beſitzen⸗ 
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den. 
freit ſein. Die Kriegsopfer erkennen aber immer 
mehr, daß ſie für dieſen Staat eine Laſt bedeuten 
und deshalb reihen ſie ſich immer mehr in die 
Front der revolutionären Werktätigen, die unter 
Führung der Kommuniſtiſchen Partei ſtehen, ein. 
Dieſe werden dazu übergehen, dies Syſtem und 
dieſen Staat möglichſt ſchnell zu beſeitigen, weil 
ſie erſt dann zu ihrem Recht gelangen werden. 

(Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Wenn Sie 


Zarſki. (Zwiſchenrufe links.) 

Zarske, Abgeordneter (D.Soz.): 
ſolche Sachen ins Lächerliche ziehen, dann beweiſt 
das, wie dumm Sie ſind. (Wollen Sie das Haus 
bauen? links.) Wenn Ihre Partei dazu beitragen 
wird, ja, denn ich bin ein Baumeiſter. — M. D. u. 
H.! Hier ſoll etwas ganz Ungeheures geſchehen, 
Treue und Glauben, gegebenes Wort, gegebenes 
Verſprechen, eingegangene Verpflichtungen ſollen 
hier gebrochen werden. Das Rechtsbewußtſein des 
ganzen Volkes bäumt ſich auf, wie Herr Mayen 
ganz richtig geſagt hat. (Abg. Schmidt: Alter Schie⸗ 
ber!) Durch juriſtiſche Ueberlegereien ſollen Tat⸗ 
ſachen aus der Welt geſchafft werden. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) Fluch und Schande dem Gehirn, dem 
ſolch ein Gedanke entſprungen iſt! Herr Senator 
Dr. Wiercinſki, Sie führen eine recht ſchlechte 
Sache! (Abg. Schmidt: Die Wohnungsbauabgabe 
nehmen und dann hohe Mieten erheben! Dann 
ſtellt man ſich hier hin und tritt für Recht ein! 
Was man im Danziger Volkstag alles erleben 
muß!) Wenn Sie nicht immun wären, würde ich 
Sie gerichtlich belangen. Aber Sie verſtecken ſich 
ja hinter Ihrer Immunität, Sie ſind ein Strolch! 

Präſident: Herr Abg. Zarske, Sie haben einen 
Abgeordneten Strolch genannt. (Abg. Zarske: 
Nachdem er mich des Betruges bezichtigt hat!) 
Ich rede jetzt, und wenn der Präſident ſpricht, hat 
der Abgeordnete zu ſchweigen. (Unruhe.) Ich rufe 
Sie zur Ordnung. 

Zarske, Abgeordneter (D. Soz.): (Abg. Raſchke: 
Hände an die Hoſennaht, wenn der Präſident 
redet!) Herr Senator Dr. Wiercinſki, treten Sie 
an dieſe Stelle, ſeien Sie ehrlich und geben Sie 
das Anrecht zu. Ich ſtehe auf dem Standpunkt, 
daß hier ein Vertauſchen oder die Schaffung eines 
gleichwertigen Heimes nicht genügt. Das Haus 
iſt vollſtändig Eigentum der Kriegsblinden. Es 
iſt aus öffentlichen Mitteln und durch öffentliche 
Sammlungen erbaut. Seinerzeit wurde es dem 
Senat von der Provinzialverwaltung zu treuen 
Händen übergeben. Dieſe treuhänderiſche Verwal⸗ 
tung üben Sie jetzt aus, indem Sie den Kriegs⸗ 
blinden das Haus enteignen wollen. Ich glaube, 
dieſe Tatſachen werden alle Parteien veranlaſſen, 
für dieſe Sache zu ſtimmen. Vor einigen Tagen 
hat das ſozialdemokratiſche Blatt einen Artikel er⸗ 
ſcheinen laſſen: „Gedenket der Lebendigen!“ Hier 
iſt Gelegenheit, an die Lebendigen zu denken. Ich 
denke, daß Sie Ihren Artikel nicht in die Luft 
geſchrieben haben werden. Das Zentrum wird ja 
auch dafür einzutreten haben, da es immer die 
Güte und Barmherzigkeit auf den Lippen führt. 
(Abg. Moritz: Nehmen Sie ſich ein Beiſpiel dar⸗ 
an!) Herr Moritz, Sie ſind ein Vertreter der 


Schwer⸗Kriegsbeſchädigten und haben dagegen ge⸗ 


Deshalb wollen Sie von dieſen Laſten be⸗ (C) 


(D} 


(A 


— 


(B) 
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ſtimmt. Wenn Sie wollen, daß deutſches Wort und 
der Glaube an deutſches Wort noch gelten ſollen, 
dann ſtimmen Sie alle gegen die Senatsvorlage. 
(Abg. Raſchke: Sie find viel in Polen geweſen!) 
Ja, auch! Ich glaube ſogar, daß ſich auch die Po⸗ 
len dieſer Stimmung gegen den Senat anſchließen; 
denn ſchließlich haben die Kriegsblinden auch 
für fie das Augenlicht verloren, ſonſt wäre ihr 
Staat nicht entſtanden. Wenn Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki ſagte, ſeine Partei werde ſich mit allen 
Mitteln gegen die zwangsweiſe Räumung wen⸗ 
den, ſo hat er damit jedenfalls wohl den Roten 
Frontkämpferbund gemeint. Dann wird ſich auch 
beſtimmt der Stahlhelm dafür in die Schanze 
werfen, um dies Haus mit ſeinem Leibe zu 
ſchützen. (Abg. Schmidt: Sind Sie auch beim 
Stahlhelm?) Jawohl, ich bin Stahlhelmer. (Paßt 
Ihnen überhaupt einer? links.) Er hat ſchon ge⸗ 
paßt. 

Präſident: Ich bitte, den Herrn Redner nicht 
fortgeſetzt zu ſtören, Herr Abg. Schmidt. 

Zarske, Abgeordneter (D. Soz.): Dem Herrn 
Senator Dr. Wiercinſti möchte ich in Erinnerung 
rufen, daß kleine Urſachen große Wirkungen haben 
können. Ich glaube Sie ſind auch aus Thorn. (Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki: Aus Dresden!) Sie waren 
aber in Thorn. (Senator Dr. Wiercinſki: Drei 
Monate!) Das müßte auch genügen, um die Ge⸗ 
ſchichte vom Thorner Blutgericht zu kennen. 
Lachen Sie nicht und winken Sie nicht ſo ab. Sie 
haben gehört, welche Erregung in der Bevölke⸗ 
rung iſt und wiſſen, welche kleinen Urſachen dem 
Thorner Blutgericht vorangegangen ſind. Ein 
Handwerksgeſelle iſt mißhandelt worden, das hat 
nachher Tauſende Blut und den Kopf gekoſtet. 

Wenn Sie ehrlich ſind, treten Sie hierher und 
ſagen Sie, Sie haben damit unrecht getan, dieſe 
Forderung an die Kriegsblinden zu ſtellen. 
Ein großer Teil der Bevölkerung wird ſich mit 
ſeinem Leibe vor dies Haus ſtellen und das Haus 
nicht beſchlagnahmen laſſen. (Zuruf.) Auch der 
Stahlhelm mit Rotfront zuſammen. (Heiterkeit) 
Wenn uns auch ſonſt eine Weltanſchauung trennt, 
aber hier handelt es ſich um die Kameradſchaft. 
(Der reinſte Muſſolini! links. — Heiterkeit.) Die 
eine Seite wird Rotfront und die andere Seite 
der Stahlhelm bewachen. (Erneute Heiterkeit.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat.⸗Soz.): M. D. 
u. H.! Die Beſprechung iſt etwas fröhlich gewor⸗ 
den und Sie haben, Herr Abg. Schmidt, durch 
Ihre Zwiſchenrufe bewieſen, daß Sie den 
Ernſt der ganzen Sache nicht erkannt haben. 
Bei dem Ausdruck „Schwerbeſchädigte“ mach⸗ 
ten Sie einen Witz, als wenn „hſchwerbe⸗ 
ſchädigt“ ein Witz wäre. So gefühllos und roh ſind 
Sie in Ihrer Anſicht. (Sehr richtig! rechts. — Zu⸗ 
rufe links.) Ob Sie älter ſind als ich, ſpielt dabei 
keine Rolle. Sie find jedenfalls roh in Ihren 


Aeußerungen; dadurch beweiſen Sie nicht, daß Sie 
ſchlauer ſind. 

Drei Dinge ſind intereſſant. Durch dieſe Vor⸗ 
lage ſoll eine Erſparnis erzielt werden. Die vorige 
Vorlage forderte eine Mehrausgabe für den Se⸗ 
natsvizepräſidenten. 
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des Senatsvizepräſidenten machte der Abg. Loops 
den Deutſchnationalen den Vorwurf, daß ſie aus⸗ 
nahmsweiſe Arbeiter ſprechen ließen, in ſozialen 
Fragen aber nicht. Beweis dafür, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei bei dieſer ſozialen Frage ge⸗ 
nau ſo verkehrt handelt, iſt, daß ſie jetzt keinen 
Arbeiter ſprechen läßt, ſondern höchſtens dumme 
Zwiſchenrufe macht. (Sie täuſchen ſich! links.) 
Dann haben Sie jetzt vielleicht Veranlaſſung, her⸗ 
aufzukommen, bisher war das nicht der Fall. 
Drittens war die Haltung einzelner Parteien zu 
dieſer Frage die, daß das Haus leer war, ſolange 
die Oppoſition ſprach. Jetzt ſind die Mitglieder 
infolge des Klamauks glücklich hereingekommen. 
Das zeigt im Vergleich mit der vorigen Vorlage, 
daß das Intereſſe für die Bewilligung einer Ent⸗ 
ſchädigung für den Senatsvizepräſidenten bei 
Ihnen größer iſt als an dieſer Frage der Kriegs⸗ 
beſchädigten. 

Nun zu dem Fall ſelbſt. Der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki hat hier die Behauptung des Herrn Se⸗ 
nators Dr. Wieroinſki widerlegt, daß keine Kün⸗ 
digung erfolgt ſei. Nach den mir von Herrn Hoff⸗ 
mann gemachten Mitteilungen iſt eine Kündigung 
ſchriftlich erfolgt. Herr Hoffmann hat dieſe Kün⸗ 
digung nicht anerkennen wollen und den Brief 
dem Senat zurückgeſchickt. Damit iſt das Beweis⸗ 
mittel verloren gegangen. Wenn ſeitens des Se⸗ 
nats nun mit Behauptungen operiert wird, es 
ſei nicht gekündigt worden, ſo muß der Verdacht 
entſtehen, daß derartige Beweismittel verloren 
gehen, wenn ſie dem Senat unbequem ſind. Zu 
der Behauptung, daß die vorige Regierung die 
Kündigung ſchon eingeleitet hätte, nehme ich an 
ſich keine Stellung. Wenn Verhandlungen dar⸗ 
über gepflogen wurden, die Räume bei der allge⸗ 
meinen Not anders zu verwenden, mag das viel⸗ 
leicht zutreffen. Aber Tatſache iſt doch, daß die 
Kündigung erſt durch die ſozialdemokratiſche Re⸗ 
gierung erfolgt ſei. Wenn Sie der Meinung ſind, 
daß die vier Kriegsbeſchädigten, die heute im 
Heim wohnen, mit weniger Räumen einverſtan⸗ 
den ſein können, ſo haben die Kriegsbeſchädigten 
das ſelbſt erklärt und wären auch mit einem an⸗ 
dern Heim einverſtanden. Rein rechtlich muß man 


auf dem Standpunkt ſtehen, daß Eigentum Eigen⸗ 


tum bleibt, ob es Herrn Dr. Volkmann oder Herrn 
Jewelowſki gehört — Herr Jewelowſti hat ja auch 
eine Kronprinzenvilla, die hätten Sie von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion auch zur Räumung in 
Vorſchlag bringen können. (Die Villen von Gehl 
und Grünhagen! rechts.) — oder ob es das Eigen⸗ 
tum der Kriegsblinden iſt. Es ſteht feſt, daß die 
Kriegsblinden das Heim von den Volksgenoſſen 
bekommen haben, die geſammelt haben, die in 
irgendeiner Weiſe ihre Dankbarkeit zum Ausdruck 
bringen wollten. Ebenſo wie der Senat Denk⸗ 
mäler in Empfang nimmt, hat er das Kriegs 
blindenheim in Verwahrung genommen. Das 
mußte ihn veranlaſſen, ganz beſondere Vorſicht 
walten zu laſſen. Die vermiſſe ich hier. Ich bin der 
feſten Ueberzeugung, wenn man an irgendeinem 
Denkmal ein Stück abſchlagen würde, würde der 
Senat dagegen einſchreiten. Ich hoffe das jeden⸗ 
falls von ihm. Hier, wo das Kriegsblindenheim 
beſchlagnahmt wird, iſt er es ſelbſt, der die Be⸗ 


Zweitens, bei der Vorlage ſchlagnahme ausſpricht. 


(C) 


— 


D 


{A 


(B 


— 


— 
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Im Ausſchuß wurde die Sache behandelt, und 
geſagt, die Kriegsblinden ſollten ſich ſelbſt be⸗ 
mühen, ein anderes Heim zu bekommen. Ich habe 
im Ausſchuß geſagt, der Senat habe dazu viel 
mehr Möglichkeiten. Durch ſeine Hand gehen alle 
Verkäufe. Er hat ja auch noch das Vorkaufsrecht. 
Er hätte ja in einem Fall ſein Vorkaufsrecht aus⸗ 
üben können. Ich ſagte ſchon bei der Beſprechung 
im Ausſchuß, daß das eine Grundſtück für den 
Senat ſehr günſtig lag. 

Die Kriegsblinden wollen einen Sammelpunkt 
auch für diejenigen haben, die außerhalb des 
Heims wohnen. Sie wollen nicht zu den Zivil⸗ 
blinden ziehen, weil da allerlei Unterſchiede vor⸗ 
liegen. Sie ſind ſehr ſenſibel und fürchten, daß der 
eine dem andern die Arbeit wegnimmt. Der eine 
hat unter der Anſtaltszucht zu leiden, der andere 
will als früherer Frontſoldat frei ſein. Heute 
müſſen die Kriegsblinden mit den Kindern zu⸗ 
ſammenwohnen, was zu allerlei Anannehmlich⸗ 
keiten Anlaß gibt. Die Kinder laufen die Trep⸗ 
pen hinunter, und ein Kriegsblinder wird viel⸗ 
leicht umgeworfen, oder der Kriegsblinde iſt zu 
den Kindern ſchroff. 

Der Senat beſitzt ein Haus in der Förſter⸗ 
ſtraße in Oliva, das ich ſchon einmal empfohlen 
habe. Die Hälfte des Hauſes wurde von der Zoll⸗ 
verwaltung beſchlagnahmt, weil es ein Zollbe⸗ 
amter mit unterſchlagenen Geldern gekauft hat. 
Die Haushälfte hat ſechs Zimmer und einen 
750 qm großen Garten. Die andere Hälfte des 
Hauſes iſt von einer Witwe gekauft worden, die 
beſtimmt nicht eine Sechs-Zimmerwohnung 
braucht, um mit den Kommuniſten zu ſprechen. 
Dies Haus gebe man den Kriegsblinden. In die 
bisherige Hälfte, die dem Senat ſchon gehört, 
ſetze man gleich die Kriegsblinden hinein. Dieſe 
Wohnung von ſechs Zimmern und einem 750 qm 
großen Garten in einem neugebauten Haus 
ſchätze ich auf 250 Gulden monatlich Mietwert. 
Ich glaube, das wird noch zu gering ſein, wenn 
ich ſelbſt in Oliva für eine zwangsfreie Drei⸗Zim⸗ 
merwohnung in der 3. Etage 100 Gulden bezah⸗ 
len muß. Jene Wohnung gibt man aber einem 
aus Deutſchland gekommenen Zollbeamten. Nach 
Meinung des Senats haben wir genug Beam⸗ 
te, man holt ſich aber einen Zollrat aus Deutſch⸗ 
land. Man gibt dieſem Beamten eine zwangs⸗ 
freie Wohnung, die einen Mindeſtmietwert von 
250 Gulden hat. Die Wohnung hat einen Garten, 
in dem ich ungefähr 6 Itr. Erdbeeren ernten 
kann. Die Erdbeeren ſind im Boden geblieben, 
ſolange das Haus beſchlagnahmt war. Die Woh⸗ 
nung iſt 1½ Jahre leer geblieben. Warum hat 
der Senat hier nicht bei der anderen Grundſtücks⸗ 
hälfte von dem Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht? 

ann hätte man das ganze Haus den Kriegs⸗ 
blinden zur Verfügung ſtellen können. Der Senat 
hat alſo die Möglichkeit, die Kriegsblinden wo 
anders unterzubringen, und zwar in einem Haus, 
das ihren Bedürfniſſen entſpricht. Die Bedürfniſſe 
der Kriegsblinden verlangen ein Einzelhaus, 
eine Einzelwohnung, damit ſie nicht mit andern 
beuten, die nicht kriegsblind ſind, in Berührung 
ommen. Sie müſſen aber die Möglichkeit haben, 
on ihren ehemaligen Kriegskameraden zu 
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Wenn der Senat das nicht tun will, wenn er 
nicht ein Haus beſorgen will, muß die Forderung 
erhoben werden, daß das jetzige Heim den Kriegs⸗ 
blinden verbleibt. Es gibt auch Kriegsblinde, die 
verheiratet ſind, die eine Wohnung ſuchen und die 
immer wieder an das Wohnungsamt gewieſen 
werden. Es beſteht auch die Gefahr, wie der 
Kriegsblinde Hoffmann ſagte, daß bei anderen 
die Familie zerrüttet wird. M. H. vom Zentrum, 
von wo ja der Herr Senator ſtammt, Sie berufen 
ſich immer auf gute Werke, nehmen Sie die 
Kriegsblinden, die verheiratet ſind, auch in das 
Heim hinein. Das ſind eine ganze Reihe, das 
werden Sie nicht beſtreiten können. Einer von 
ihnen wohnt heute ſchon in dem Haus, trotzdem 
das nicht dem Vertrag entſpricht. Der Senat 
kann ihn nicht hinausſetzen; denn der Mann 
geht nicht hinaus. Ich will ferner das anführen, 
was der Kriegsblinde Hoffmann in Pelonken 
gefordert hat. Er ſagte, da die Kriegsblinden be⸗ 
ruflich in Konkurrenz mit den Zivilblinden 
ſtehen, iſt es klar, daß bei gemeinſamer Wohnung 
Reibereien mit den Zivilblinden entſtehen. 
Außerdem, wenn heute auch nur vier Kriegs⸗ 
blinde in dem Haus wohnen, ſo kann es doch 
bald vorkommen, daß ein verheirateter Kriegs⸗ 
blinder, der jetzt bei ſeiner Familie wohnt, dieſe 
verläßt — bezw. ſeine Familie verläßt ihn — 
und dann muß er vom Senat eine Unterkunft 
haben. Wenn nur vier Räume vom Senat freige⸗ 
ſtellt werden, dann muß die Forderung erhoben 
werden, bringt auch die geſchiedenen, bisher ver⸗ 
heirateten Kriegsblinden in dem Heim unter. 
Das Recht haben dieſe; es ſteht in dem Vertrag, 
daß „alleinſtehende“ Kriegsblinde dort unterge⸗ 
bracht werden ſollen. Es iſt doch ſo, daß manche 
Kriegsblinde eine Frau bekommen, die vielleicht 
nur durch die hohe Rente dazu angereizt wurde. 
Die Frau macht dabei vielleicht ein gutes Ge⸗ 
ſchäft; denn von Liebe iſt in ſolchen Fällen leider 
wohl wenig zu ſpüren; da ſpielt die Selbſtſucht 
der Menſchen eine Rolle. Die Leute glauben 
vielleicht auch, daß ſie ſich in der Ehe näher 
kommen werden. Sie führen wohl auch ein gutes 
Familienleben, aber bei den Blinden iſt es doch 
ſo, daß ſie oft mißtrauiſch ſind, es kommt leicht zu 
Reibereien mit der Frau und den Kindern. Die 
Frau leidet ebenſo ſtark wie der Mann, und die 
Ehe geht unweigerlich in die Brüche. In Berlin 
haben wir eine Reihe von Selbſtmorden von 
Kriegsblinden zu verzeichnen. Stellen Sie ſich 
vor, Sie haben dauernd Tag für Tag einen 
Kriegsblinden zu verſehen. Anfangs geht es wohl 
oft gut, aber der Mann iſt empfindlich, Sie tun 
ihm nichts recht. Sie werden auch empfindlich, 
und ſchon iſt eine Ehe zerbrochen. Der letzte Halt 
eines ſolchen Kriegsblinden iſt dann dahin. Er 
wünſcht wieder zu ſeinen Kriegskameraden zu⸗ 
rückzukehren. Er möchte in das Heim zurück, das 
ihm durch die Mildtätigkeit ſeiner Volksgenoſſen 
gegeben iſt. Da kommt der Senat und ſagt, das 
Heim beſteht nicht mehr, ich habe es beſchlag⸗ 
nahmt. Ob ſo und ſo viele Unglücksfälle dadurch 
entſtehen, ſchert den Senat nichts und ſchert Sie 
nichts, wenn Sie vielleicht den Antrag der Kom: 


muniſten ablehnen. Es iſt eine Seltenheit, wenn 
ſeitens der bürgerlichen Abgeordneten, zu denen 


C) 
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(A 


— 
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ich mich in dieſem Fall rechnen will, ein kommu⸗ 


niſtiſcher Antrag ſo warm unterſtützt wird. 


Nachdem Sie ſich im Sozialen Ausſchuß für 
den Punkt 6a der heutigen Tagesordnung ein⸗ 
ſtimmig entſchieden haben, werden Sie hoffentlich 
auch in dieſem Fall der Vorlage der Kommuni⸗ 
ſten einſtimmig zuſtimmen. Geben Sie den 
Kriegsblinden ihr Recht, laſſen Sie ihnen ihr 
Heim oder ſchaffen Sie etwas Gleichwertiges, und 
das möglichſt bald! 


Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 

Dr. Wiercinſki. 
Dr. Wiercinffi, Senator: M. D. u. H.! Als 
wir im Senat die Entſchlüſſe faßten, das Hinden⸗ 
burghaus anderen Zwecken zuzuführen, da waren 
wir uns wohl darüber klar, daß die Frage die 
Oeffentlichkeit beſchäftigen würde. Ich glaube 
aber, jeder von uns hat die Ueberzeugung gehabt, 
daß es bei ruhiger Beratung gelingen würde, 
jedem Kritiker die Gründe unſeres Handelns vor⸗ 
zuführen, und ihn davon zu überzeugen, daß un⸗ 
ter den obwaltenden Umſtänden eine andere Re⸗ 
gelung nicht in Frage kommen kann. (Zuruf des 
Abg. Plenikowſki.) Wenn Sie ſich die Räume, die 
wir den Kriegsblinden zur Verfügung ſtellen 
wollen, angeſehen haben, ſo müſſen Sie zugeben, 
daß, abgeſehen von dem einen Umſtand, daß es 
nicht ein Einzelhaus, ſondern ein Teil der großen 
Blindenanſtalt iſt, gegen die Räume nicht das 
Geringſte einzuwenden iſt. (Abg. Plenikowſki: 
Wo bleibt die Sonne?) Ich bin feſt überzeugt, 
daß keiner von denen, die in dieſe Räume ein⸗ 
ziehen ſollen, wenn ihnen das Augenlicht geblie⸗ 
ben wäre, ſo ſchöne, trockene und freundliche 
Zimmer bezogen hätte, wie dieſe ſind. Es iſt 
falſch, zu behaupten, daß dieſe Räume nicht 
ſonnig wären. Sie haben dieſelbe Front wie die 
Räume des Kriegsblindenhauſes. Lediglich ein 
Zimmer hat nicht die Front nach Süden, ſondern 
nach Norden. Die Sonne kommt alſo nicht direkt 
hinein, wohl aber mittelbar. Der Blick geht ins 
Königstal. (Abg. Zarske: Das können die Blin⸗ 
den nicht ſehen!) Ich will damit auch nur ſagen, 
daß die Räume geſund, trocken und luftig ſind. 
Einer von den Kriegsblinden iſt bereits ohne 
jeden Druck aus dem Hindenburghaus hinaus⸗ 
gezogen, weil er erkannt hat, daß die neuen 
Räume beſſer ſind. Das iſt ja auch erklärlich, denn 
die Blindenanſtalt iſt im Frieden gebaut und das 
Hindenburghaus iſt ein Kriegsbau. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Ihnen bleibt nichts anderes übrig, als hin⸗ 
überzuziehen, ſonſt laſſen Sie ſie verhungern!) 
Im Gegenteil, wir ſtellen das Eſſen zur Verfü⸗ 
gung. Die Kriegsblinden haben aber erklärt, ſie 
möchten nicht dasſelbe Eſſen wie die Zivilblinden 
haben. (Abg. Plenikowſki: Da ſcheint das Eſſen 
für die Blinden wunderbar zu ſein!) Es iſt ſehr 
gut, Sie können davon ſchmecken. 

Vor allen Dingen bitte ich im Auge zu halten, 
daß die Rechtslage vollkommen klar iſt. Bei der 
Eröffnung des Heims iſt darauf hingewieſen wor⸗ 
den, daß es nicht dazu beſtimmt iſt, die erblinde⸗ 
ten Soldaten für die ganze Lebenszeit aufzuneh⸗ 
men, ſondern ihnen nur ſolange eine Heimſtätte 
zu bieten, bis ſie beruflich ſo erſtarkt ſind, daß ſie 
ihren Platz in der bürgerlichen Gemeinſchaft aus⸗ 
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füllen können. Das habe ich bereits letztens im (© 


Plenum ausgeführt. Das Heim iſt lediglich für 
Zwecke der Berufsausbildung geſchaffen worden. 
Ich habe Ihnen wörtlich vorgeleſen, was ſeiner⸗ 
zeit geſagt worden iſt. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die anderen Belege beſagen ganz etwas 
anderes!) Dies iſt der entſcheidende Beleg. Zu 
demſelben Zweck ſind auch in Deutſchland die 
Häuſer gebaut worden. Wir behandeln die An⸗ 
gelegenheit genau ſo wie dort. Ich bitte Sie, da⸗ 
bei auch zu beachten, daß es ſich um keine zwangs⸗ 
weiſe Unterbringung in eine Anſtalt handelt, wie 
behauptet worden iſt. Die Betreffenden befinden 
fi bereits in der Anſtalt, es wird ihnen lediglich 
ein anderer Raum zugewieſen. Ich gebe gern zu, 
daß es eine gewiſſe Beeinträchtigung bedeutet, 
wenn die Kriegsblinden aus ihrem Einzelheim 
in die Hauptanſtalt hinüberziehen müſſen. Aber 
iſt es denn ſo weſentlich, ob ſie dieſe oder jene 
Räume bewohnen? Die Räume in der Haupt⸗ 
blindenanſtalt ſind von den andern vollkommen 
getrennt und bilden einen Flügel für ſich. (Abg. 
Hohnfeldt: Derſelbe Flur!) And mit den Wohn⸗ 
räumen ſind die Werkſtätten unmittelbar ver⸗ 
bunden. Es befinden ſich übrigens nur zwei Leute 
in den Werkſtätten. Die anderen haben ihre Be⸗ 
ſchäftigung außerhalb, ich glaube als Telefo⸗ 
niſten. Eine Verwaltung muß doch ſchließlich be⸗ 
fugt ſein, innerhalb der Anſtalt die Räume mit 
den Inſaſſen verſchieden belegen zu können. 

Aus all dem geht hervor, daß wir gar nicht 
zu verbergen brauchen, daß wir den Blinden ge⸗ 
ſchrieben haben, ſie müßten die jetzigen Räume 
freigeben. Ob das als Kündigung aufzufaſſen iſt 
oder nicht, iſt eine Rechtsfrage, auf deren Beant⸗ 
wortung es nicht ankommt. Es iſt dies geleugnet 
worden. M. E. iſt es juriſtiſch keine Kündigung. 
(Zuruf links: Bis zum 15. November.) Gewiß, 
das haben wir ſelbſt ja immer geſagt. Ich weiß 
nicht, wie man dem Senat vorwerfen kann, daß er 
hierbei irgend etwas verbirgt. 

Wir ſind ſicher beſtrebt, den Kriegsblinden ein 
Heim zu ſchaffen, ſo gut und ſo ſchön wir das 
können. Augenblicklich haben wir keine anderen 
Räume als die, die wir ihnen in der großen An⸗ 
ſtalt zur Verfügung ſtellen. (Abg. Plenikowfki: 
Stimmt nicht!) Wir ſind uns vollkommen klar, 
daß das nicht eine endgültige Löſung zu fein 
braucht. Wenn wir ein beſonderes Haus für die 
Kriegsblinden einrichten können, wollen wir das 
ſehr gern tun. Glauben Sie nur nicht, daß Ihnen 
die Kriegsblinden näher ſtehen als dem Senat 
und den Männern, die in dieſer Frage tätig ſind. 
Für uns iſt es zunächſt eine Löſung für die nächſte 
Zeit geweſen. (Abg. Plenikowſki: Sie haben doch 
Gebäude!) Ich lade Sie ein, Gebäude anzugeben. 
(Abg. Plenikowſki: Für obere Beamte!) Was das 
Haus von der Zollverwaltung anbetrifft, ſo 
haben wir davon nichts gewußt. Das macht die 
Zollverwaltung wie alle großen Verwaltungen 
für ſich. Wir ſind mit der Zollverwaltung in 


Verbindung getreten, ob ſie uns das Haus frei⸗ 


geben will. Ich glaube kaum, daß dieſer Weg zum 
Ziel führen wird. Wenn die Zollverwaltung das 
Haus erworben hat, wird ſie damit beſtimmte 
Zwecke verfolgen. (Abg. Plenikowſki: Des Volkes 
Wille, wie ſteht es damit?) 


D 


(A) 
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(Dr. Wiercinſki, Senator) 

Wenn geſagt wird, es wären genug andere 
Räume da, ſo glaube ich, daß dieſe Behauptungen 
vollkommen in der Luft hängen. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß weder der Senat, ein Senator oder 
ſonſt jemand die Beſchlagnahme von Villen in 
Jäſchkental vornehmen kann. Dieſe Behaup⸗ 
tungen oder Wünſche ſind wohl lediglich agitato⸗ 
riſcher Natur. (Abg. Plenikowſki: Aber 10 000 G 
Provifion einſtecken!) Ich möchte Sie bitten, die 
Anträge, die von den Oppoſitionsparteien geſtellt 
worden ſind, abzulehnen und lediglich der Ent⸗ 
ſchließung der Regierungsparteien zuzuſtimmen, 
die vollkommen den Abſichten der Regierung ent⸗ 


ſpricht. 
Präſident: Das Wort hat Herr Abg. 
Wenn man 


Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): 
ſelbſt Kriegsbeſchädigter iſt und heute den Wett⸗ 
lauf der Parteien beobachten konnte, muß man 
eigentlich Freude empfinden. Andererſeits ſtellt 
man dann aber feſt, daß die Herrſchaften, die ſich 
heute ſo ſehr ins Zeug gelegt haben, immer dann 


der 


verſagt haben, wenn es an ihnen lag, Abhilfe zu 


ſchaffen. (Abg. Leu: Sehr gut!) Es iſt beſonders 
eigenartig, daß Herr Abg. Mayen ausgerechnet 
mir Demagogie vorwarf. Es wäre ihm ein leich⸗ 
tes geweſen, ſich durch ſeine Anweſenheit davon zu 
überzeugen, welche Stimmung unter den Kriegs⸗ 
beſchädigten herrſcht. Ich kann die Deutſchnatio⸗ 
nalen beſonders an die Verſorgung erinnern, die 
ſie nach 1870 geſchaffen haben, wo ein Leierkaſten 
das höchſte aller Gefühle war, was ſie für einen 
Kriegsbeſchädigten aufbringen konnten. (Zuruf. ) 

Herr Abg. Zarske hat die Angelegenheit in 
einer Weiſe behandelt, die weder der Würde des 
Hauſes noch dem Ernſt der Sache entſprach. Ich 
kann Ihnen namens meiner Fraktion erklären, 
daß ſich die Sozialdemokratie ſeit Ende des Krie⸗ 
ges als diejenige Partei erwieſen hat, die an der 
Verwirklichung des Dankes vom Vaterland den 
tatkräftigſten Anteil gehabt hat, um ihn in die Tat 
umzuſetzen. Sie hat ſich hierbei von keiner andern 
Partei übertreffen laſſen. (Verſprochen! rechts.) 
Dieſe Verwirklichung vom Dank des Vaterlandes 
ſieht weſentlich anders aus, als der Dank des 
Vaterlandes von 1870, der auf Ihr Konto geht, 
(Sehr gut! links.) der jo war, daß Kriegsbeſchä⸗ 
digte verhungerten. (Abg. Gerick: 19031) Uns 
trifft daher nicht der hier gemachte Vorwurf, daß 
uns die Kriegsbeſchädigten eine Laſt bedeuten. 
Wir halten eine ausreichende Verſorgung für 
eine ganz ſelbſtverſtändliche ethiſche Pflicht und 
erblicken in der Belaſtung durch dieſe Pflicht das 
beſte Propagandamitel für den Gedanken des 
Weltfriedens. (Sehr gut!) 

Andere Kreiſe der Bevölkerung glauben den 
von ihnen verſprochenen Dank dadurch beweiſen 
zu können, daß ſie Denkmäler ſetzen. Wenn Herr 
Abg. Hohnfeldt bei der vorigen Beſprechung mit 

echt daran Kritik übte, brauchte er gar nich 
allzu ſehr in die Ferne zu ſchweifen, auch in 
anzig will man neben den zahlreichen kleinen 
enkmälern noch ein großes errichten, deſſen 


Koſten auf 100 000 G feſtgeſetzt ſind. Mit dieſer 
= umme evtl. mit einem ſtaatlichen Zuſchuß, wür⸗ 
en Sie das Wohnungsproblem der Blinden in 
einer geradezu vorzüglichen Weiſe löſen. Sie wür⸗ 


den ſich ein Denkmal in den Herzen der Kriegs⸗ 
opfer ſetzen, und gleichzeitig auch im Sinne der 
Gefallenen handeln. (Lebhaftes wiederholtes 
Bravo links. — Zwiſchenrufe des Abg. Hohn⸗ 
feldt.) 

Man weiß nicht, worüber man ſich mehr wun⸗ 
dern ſoll, über die Ankenntnis oder die Demago⸗ 
gie, mit der Sie die Kenntnis von den Dingen 
verdrehen. Es iſt Ihnen der Beweis erbracht 
worden, daß das Haus nicht aus Spenden erbaut 
iſt, ſondern daß die Spenden nur einen ganz ge⸗ 
ringen Prozentſatz darſtellen. Die Herren, die die 
Beſichtigung mitgemacht haben, waren durchweg 
der Ueberzeugung, daß die neuen Räume freund⸗ 
licher und beſſer ſind als die alten. Wenn Sie das 
jetzt beſtreiten, dann iſt das Demagogie. Sie tun 
es, weil Sie wiſſen, daß Sie heute eine andächtige 
Zuhörerſchaft haben. (Abg. Hohnfeldt: Das be⸗ 
ſtreiten wir nicht, Sie verdrehen aber die Sache!) 
Aber den Dank des Vaterlandes in dieſer Weiſe 
in die Tat umzuſetzen, beſteht bei Ihnen keine 
Meinung. Sie haben jedenfalls keinen ernſtlichen 
Willen, den verſprochenen Dank des Vaterlandes 
in die Tat umzuſetzen. Sie haben lediglich ein 
Intereſſe, dies dankbare Thema recht breit auszu⸗ 
walzen und zu parteipolitiſchen Zwecken zu be⸗ 
nutzen. Die Sozialdemokratie lehnt es aber ab, 
das Kriegsopfer⸗Elend für Parteipropaganda zu 
benutzen. Wir verſuchen, dem ſozialen Elend in 
jeder Form, in der es ſich zeigt, zu ſteuern. Alle 
Parteien haben doch bei der Beratung des Etats 
für Soziales durch Stellung von Anträgen ver⸗ 
ſucht, mit den vorhandenen Mitteln den möglichſt 
höchſten Nutzeffekt zugunſten der zu Betreuenden 
zu erzielen. Aus einem aber faſt völlig leerſtehen⸗ 
den Haus kann man im Sinne ſozialer Fürſorge 
keinen Nutzeffekt erzielen, und die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei konnte ſich der dringenden Not⸗ 
wendigkeit nicht verſchließen, daß dieſe Räume für 
andere ſozialfürſorgeriſche Zwecke benutzt werden. 
Wenn die Kriegsblinden der jetzt geplanten Re⸗ 
gelung mißtrauiſch gegenüberſtehen, ſo hat die 
Sozialdemokratie keine Veranlaſſung dazu ge⸗ 
boten, die ſolch ein Mißtrauen rechtfertigen 
würde. Die Sozialdemokratie wird diejenige 
Partei ſein, die ſich ſofort auf die Seite der 
Kriegsblinden mit ihrer ganzen Macht ſtellen 
wird, wenn dort etwa ein Abbau ſozialfürſorgeri⸗ 
ſcher Maßnahmen geplant ſein ſollte. g 

Ich bitte Sie namens der Koalitionsparteien, 
dem Ausſchußantrag entſprechend zu beſchließen. 
Wir werden ein wachſames Auge darauf haben, 
daß unſerer Entſchließung in kürzeſter Zeit auch 
entſprochen wird. (Abg. Raſchke: Daß ſie in den 
Papierkorb wandert!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Nur einige ganz kleine Feſtſtellungen. Der 


t| Herr Abg. Moritz hat viel Selbſtlob auf ſeine 


Fraktion gehäuft und hat behauptet, daß die 
Sozialdemokratiſche Partei in allererſter Linie 
als diejenige Partei zu betrachten ſei, die am 
meiſten für die Kriegsbeſchädigten getan habe. 
Sie haben dies Lob wirklich zu verdienen, viel 
Möglichkeit in Deutſchland wie in Danzig gehabt. 
Sie haben das Gegenteil dadurch z. B. bewieſen, 


(O) 


(D) 


(A) 


(B) 
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Gohnfeldt, Abgeordneter) 
indem Sie perſönlich, Herr Moritz, mit Ihrer 
Fraktion, genau wie die Liberalen, für die Am⸗ 
rechnung ſtimmten, bei der man um 2 Pfennige 
feilſchte. Die Mark wurde nicht mit 125 umge⸗ 
rechnet, ſondern mit 123. Um 2 Pfennige hat man 
von Ihrer Seite die Kriegsbeſchädigten betrogen. 
Das möchte ich hier feſtſtellen. (Abg. Fiſcher: 
Alter Lümmel!) Damit haben Sie wieder Ihre 
Viſitenkarte abgegeben. 

Präſident: Herr Abg. Fiſcher, Sie haben dem 
Redner „alter Lümmel“ zugerufen, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nach 
dem Herr Moritz im Namen der Regierungskoa⸗ 
lition .. . (Im Ausſchuß erzählten Sie das 
Gegenteil von dem, was Sie hier ſagen! links.) 
Das müßten Sie mir beweiſen! Nachdem Sie im 
Namen der Koalitionsparteien an das Haus 
appelliert haben, gegen den Antrag der Kommu⸗ 
niſten zu ſtimmen, der die Kündigung aufgehoben 
haben will, möchte ich einen ganz kurzen Gegen⸗ 
appell erheben. M. D. u. H.! Es macht einen ſehr 
ſchlechten Eindruck, wenn man in einer ſozialen 
Frage mit dem Verſtand oder meinetwegen mit 
dem Rechtsſtandpunkt, wie Herr Senator Dr. 
Wiercinſki arbeitet. Hier gehört nicht der Ver⸗ 
ſtand hin, ſondern das Herz, und wenn man das 
Herz nicht für die Kriegsbeſchädigten aufbringen 
kann, dann iſt es traurig um dieſe Volksvertreter 
beſtellt. (Abg. Fiſcher: Alles nur Phraſen!) 

Präſident: (Zwiſchenrufe des Abg. Hohn⸗ 
foldt.) Wenn Sie die Verhandlungen weiter 
ſtören, Herr Hohnfeldt, muß ich Sie zur Ordnung 
rufen. Wir ſtimmen jetzt über den Antrag des 
Abg. Raſchke und der Kommuniſtiſchen Fraktion 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Es liegen nun 
noch zwei Entſchließungen vor. Wir ſtimmen zu⸗ 
nächſt über die Entſchließung Nr. 1 in der Druck⸗ 
ſache Nr. 500 ab: 

Wir beantragen, der Volkstag möge beſchließen: 

1. Der Senat wird erſucht und ermächtigt, die Be⸗ 
ſtrebungen der ledigen und alleinſtehenden Kriegs⸗ 
erblindeten um Erlangung einer Heimſtätte mit 
allen geeigneten Mitteln zu ermöglichen. 

2. Der Senat wird erſucht, den Wohnungsämtern An⸗ 
weiſung zu geben, bei der Wohnungsverteilung 
wohnungsſuchende verheiratete 
bevorzugt zu behandeln. 


Kriegserblindete 


Mittwoch, den 28. November 1928. 


Ich bitte diejenigen, die dieſer Entſchließung 
zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. — (Abg. 
Hohnfeldt: Die andere Entſchließung iſt weiter⸗ 
gehend, die hätte zuerſt kommen müſſen!) Das iſt 
die Mehrheit, die Entſchließung iſt angenommen. 
Es iſt noch eine Entſchließung während der Ver⸗ 
handlung eingegangen. Sie iſt bereits verleſen 
worden und ſteht in Druckſache Nr. 500. Da ſi 
wohl nicht mehr in Erinnerung ſein wird, bitte 
ich den Herrn Schriftführer, ſie zu verleſen. 

Plettner, Schriftführer: 

Der Volkstag erſucht den Senat, das Hinden⸗ 
burghaus als Kriegsblindenheimſtätte zu belaſſen 
oder aber für entſprechenden Erſatz durch Zurverfü⸗ 
gungſtellung eines anderen Hauſes als bleibendes 
Heim und Zufluchtsſtätte für die Kriegsblinden 
innerhalb Jahresfriſt Sorge zu tragen. 

Mayen Kalähne 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Volkspartei. 
Präſident: Ich bitte diejenigen, die dieſer 
Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, die Entſchließung iſt 
abgelehnt. Punkt 7 der Tagesordnung iſt damit 
erledigt. Ich ſchlage jetzt Vertagung der Sitzung 
vor. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt jo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchlage weiter vor, die nächſte Sitzung 
morgen, Donnerstag, den 29. November, nach⸗ 
mittags 15.30 Uhr mit folgender Tagesordnung 
abzuhalten: 
1. Wahl eines Senators im Nebenamt. 
2. et Part ee 
der öffe, rechtlichen erſcht 
Druckſache Nr. 518, ee 

3. Der Reſt von heute, die zweite Beratung eines 
Arbeitsgerichtsgeſetzes. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
in Anbetracht der umfangreichen Materie des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes morgen bei $ 1 bei der 
zweiten Leſung eine allgemeine Ausſprache. 
(Abg. Schwegmann: Einverſtanden!) 


Präfident Wenn das Haus damit einver⸗ 


ſtanden iſt, ſteht dem nichts entgegen, daß auch 
bei der zweiten Beratung eine allgemeine Aus⸗ 
ſprache ſtattfindet. Ich höre gegen den Vorſchlag 
keinen Widerſpruch; 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 12 Minuten.) 


es iſt ſo beſchloſſen. Ich 


(C) 


betr. Schuß 


D) 
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58. Sitzung. 


Donnerstag, den 29. November 1928. 
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perſönliche Bemer⸗ 
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Wahl eines Senators im Nebenamt 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zum Schutz 


des Senats und den von ihnen geleiſteten Eid er⸗(C) 


klärt hat: „So anſtändig iſt er, er glaubt den Eid.! 
Dieſer Zwiſchenruf kann nur ſo aufgefaßt werden, 
daß Herr Abg. Hohnfeldt drei Mitglieder des 
Senats der Verletzung der Eidespflicht verdäch⸗ 
tigt. (Abg. Hohnfeldt: Das iſt nicht wahr, es 
kann auch anders ausgelegt werden!) 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte, den Herrn 
Präſidenten nicht zu unterbrechen. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: Der Senat 
weiſt dieſe unerhörte Verdächtigung ſeiner Mit⸗ 
glieder mit Entrüſtung zurück. Auch die ſchärfſte 
Oppoſition darf in ihrer Kritik nicht ſo weit 


der Uffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften gehen, daß ſie beweislos unter dem Schutze der 
e (0 1 5 ce ee er Immunität die perſönliche Ehre anderer antaſtet. 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 1268 5 (Sehr richtig!) Durch ſolche verwerflichen Metho⸗ 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung . 1268D [den des politiſchen Kampfes wird das Anſehen 
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Nebenamt Prof. Dr. Rembold (3.) . 1269 A 
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Dr. Sahm, Präſident des Senats 

Zweite Beratung eines Arbeitsgerichtsgeſetzes 
(Druckſache Nr. 512 zu Nr. 269) 

Dr. Bogdan (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 11 


c Le ER 69B 
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u. Fr. (Druckſache Nr. 521) 
Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. 

(Druckſache Nr. 522) 
Abänderungsantrag des Abg. Dr. Bogdan u. Fr. 1277 D 
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Die Sitzung wird 3,45 Uhr durch den Vize⸗ 
präſidenten Neubauer eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 


Dr. Sahm; Landgerichtsrat Dr. Bode; Regie⸗ 
rungsrat Dr. Sandheim. 
Vizepräſident Neubauer: M. D. u. H.! Ich 


eröffne die 58. Vollſitzung. Bevor wir in die 
Tagesordnung eintreten, habe ich noch eine Feſt⸗ 
ſtellung zu machen. Zeitungsnachrichten zufolge 
ſoll der Herr Abg. Hohnfeldt während einer Rede 


des Herrn Abg. Loops, der aus dem Bericht des 


Unterſuchungsausſchuſſes die Aeußerungen des Abg. 
rt. Ziehm erwähnte, wonach den Gerüchten über 
ie Gründe zur Auflöſung der Einwohnerwehr 

nach dem Eide der drei Senatoren der Boden ent⸗ 

zogen ſei, den Zuruf getan haben: „So anſtändig 
iſt er, er glaubt den Eid!“ Da ich als amtieren⸗ 
der Präſident ebenſo wie die Stenographen den 

Zuruf nicht gehört habe, jo frage ich den Herrn 

Abg. Hohnfeldt, ob er dieſen Zuruf getan hat. 

(Abg. Hohnfeldt: Ja!) Dann, Herr en 

rufe ich Sie nachträglich zur Ordnung. (Abg. 

Hohnfeldt; Dagegen werde ich Widerſpruch er⸗ 

heben!) Das Wort zu einer Erklärung hat der 

Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 

8. Soeben iſt feſtgeſtellt worden, daß Herr 

Abg. Hohnfeldt mit Bezug auf drei Mitglieder 


des Staates, des Volkstages und der Regierung 
auf das ſchwerſte geſchädigt. 

Die Regierung erwartet, daß der Volkstag mit 
dem Senat in der Verurteilung ſolchen vergiften⸗ 
den Vorgehens einig iſt. (Lebhafte Zuſtimmung.) 


Vizepräſident Neubauer: (Abg. Hohnfeldt: 
Ich beantrage Beſprechung der Regierungser⸗ 
klärung.) Nach 8 67 der Geſchäftsordnung wird 


die Beſprechung, falls ein Senator oder ein Be⸗ 
auftragter des Senats das Wort außerhalb der 
Tagesordnung verlangt, eröffnet, wenn ein dahin⸗ 
gehendes Verlangen von ſieben anweſenden Abge⸗ 
ordneten unterſtützt wird. Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Wir treten 
in die Beſprechung der Erklärung ein. Ich erteile 


5 das Wort dem Herrn Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Ich habe auf die Frage des Herrn Präſiden⸗ 
ten, ob ich den Zuruf „So anſtändig iſt er, er glaubt 
den Eid!“ getan habe, mit „Ja“ geantwortet. Sie 
erſehen daraus, daß ich durchaus nicht die Ab⸗ 
ſicht habe, mich feige zu ſtellen oder irgend etwas 
zurückzunehmen. Ich ſtelle feſt, daß ich bis zum 
Erſcheinen der „Danziger Zeitung“ der Meinung 
war, mit einem derartigen Zuruf, der übrigens 
laut genug war, keine ordnungswidrige Handlung 
im Volkstag begangen zu haben. (Abg. Brill: 
Wenn ich geſtern hier geweſen wäre, dann hätten 
Sie eins in die Schnauze bekommen, Sie Lümmel!) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Brill, ich 
muß Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung 
rufen. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn 
Sie geſtern der Meinung waren, daß ich einen 
Ordnungsruf verdient hätte, ſo hätten Sie ja 
gegen meinen Zuruf durch eine perſönliche Er⸗ 
klärung Einſpruch einlegen können. Statt deſſen 
iſt es der „Danziger Zeitung“ überlaſſen geblie⸗ 
ben, in einem Jargon, der früher als der der Acht⸗ 
groſchenjungens bezeichnet wurde, gegen mich als 
Beamten und Abgeordneten zu hetzen. Ich habe 
mich nicht hinter die Immunität als Abgeordneter 
verkrochen und tue es auch jetzt nicht. Ich bin aber 
der Meinung, daß mir auch als Beamter dasſelbe 
Recht zuſteht wie ſämtlichen andern Abgeord⸗ 


neten. Wenn man gegen mich vorgehen will, ſo 
möge man den Weg des offenen Strafverfahrens 
einſchlagen. Ich bin bereit, mich zu ſtellen. 

Der Herr Präſident hat erklärt, mein Zuruf ließe 
nur die eine Auffaſſung zu, daß ich die drei Se⸗ 
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natoren der Verletzung der Eidespflicht verdäch⸗ 
tige. Dieſe Auffaſſung hat er als die allein gültige 
erklärt. Das trifft nicht zu. (Abg. Dyck II: Sehr 
richtig!) Herr Loops hat nicht dasſelbe geſagt, was 
im Text der Danziger Zeitung ſteht, ſondern, daß 
Herr Dr. Ziehm nach der eidlichen Erklärung ge⸗ 
ſagt habe, die Erklärung genüge, der Fall wäre 
erledigt. Darauf habe ich zugerufen: So anſtän⸗ 
dig iſt er, er glaubt den Eid. (Fortdauernde Un⸗ 
ruhe. — Abg. Brill: Unerhört!) Ich ſetze der von 
Herrn Senatspräſidenten gegebenen Auslegung 
eine andere entgegen. So anſtändig wie Herr Dr. 
Ziehm in Bezug auf den Eid der Herren Jewe⸗ 
lowſki, Dr. Kamnitzer und Gehl geweſen iſt — 
(Lebhafte Zurufe links.), ich bitte, mich ausreden 
zu laſſen, Sie wiſſen garnicht, was ich ſagen will, 
— jo anſtändig it Herr Jewelowſki im Unter- 
ſuchungsausſchuß in Sachen des Herrn Dr. Ziehm 
nicht geweſen. (Sehr richtig! Sehr gut! rechts.) 
Herr Abg. Jewelowſki hat im Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß unter Eid gemachte Ausſagen des Herrn Dr. 
Ziehm in Zweifel gezogen. (Zuſtimmung rechts.) 
Weder der Senat, noch der Volkstag mit ſeinem 
Präſidium hat es für nötig befunden, ſich in dieſem 
Fall vor den Abg. Ziehm, dem damaligen 
Senatsvizepräſidenten zu ſtellen. Das ſtelle ich 
feſt. Ich erkläre ausdrücklich, daß ich hiermit den 
Gegenſatz zwiſchen der Oppoſition von damals 
und der heutigen, die anſtändiger handelt als die 
Gegenſeite, feſtnagele. (Jetzt find fie ſtill! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. (Zuruf des Abg. Fiſcher. — Abg. Hohn⸗ 
feldt: Ich werde den Beweis antreten!) Zu einer 
perſönlichen Bemerkung erteile ich das Wort dem 
Herrn Abg. Jewelowſki. (Abg. Raſchke: Die per⸗ 
ſönlichen Erklärungen reißen nicht ab!) 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): Herr Abg. 
Vollerthun hat in der geſtrigen Sitzung des 
Volkstages eine von der Senatspreſſeſtelle her⸗ 
ausgegebene Berichtigung über eine Verhandlung 
einiger Herren des Landbundes mit den Herren 
Senatspräſident Dr. Sahm, Landwirtſchaftsſena⸗ 
tor Dr. Frank und Handelsſenator 
als völlig unrichtig bezeichnet. (Zurufe des Abg. 
Rahn.) 

Ich habe Grund zur Annahme, daß der Senat 
auf die Erklärung des Herrn Vollerthun auf dem 
üblichen Wege antworten wird. Mit Rückſicht 
darauf, daß Herr Vollerthun ſich in ſeiner Berich⸗ 
tigung mit meiner Perſon beſchäftigt hat, will ich 
heute ſchon folgendes erklären: Die Notiz der 
Preſſeſtelle iſt von dem Senatsreferenten, welcher 
an der Sitzung teilgenommen hat, verfaßt, von 
dem Senatspräſidenten und dem Handelsſenator 
geprüft und als richtig genehmigt worden. 

Sonach war die geſtrige Erklärung des deutſch⸗ 
nationalen Abgeordneten Vollerthun weder deutſch 
noch national, ſondern unwahr. (Sehr gut! links. 
— Abg. Schwegmann: Das verſtehen Sie nicht!) 

Vizepräſident Neubauer: Wir treten in die 


Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Wahl eines Senators im Nebenamt. 
M. D. u. H.! Wir ſchreiten zur Wahl und ich 
ſchlage vor, daß Herr Abg. Beyer an der Arne 
Platz nimmt. Herr Abg. Plettner wird als Pro⸗ 


Jewelowſki 
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tokollführer die Namen aufrufen. Ich bitte die 
Herren, dann an die Wahlurne zu treten und ihre 
Stimmzettel abzugeben. Die Wahl iſt nach Arti⸗ 
kel 25 unſerer Verfaſſung geheim. — Iſt jemand 
von den Abgeordneten noch nicht aufgerufen wor⸗ 
den? Hat noch jemand eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Die Stimmabgabe 
it geſchloſſen. (Zwiſchenrufe des Abg. Rahn) 
M. D. u. H.! Das Reſultat des Wahlgangs iſt 
folgendes: Es ſind 62 Stimmzettel abgegeben, 
davon hat Herr Profeſſor Rembold 62 Stimmen 
erhalten. Herr Profeſſor Dr. Rembold iſt ſomit 
zum Senator im Nebenamt gewählt. Ich werde 
feſtſtellen laſſen, ob Herr Profeſſor Dr. Rembold 
die Wahl annimmt. Ich rufe nunmehr Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zum Schutz der öffentlich⸗rechtlichen Kör⸗ 
perſchaften. 

Druckſache Nr. 513. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich ſchlage vor, dieſe Vorlage dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch. Die Vorlage geht alſo an den Rechts⸗ 
ausſchuß. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich bitte, dieſe 
Sitzung zu ſchließen und eine neue Sitzung fur 
heute nachmittag 4,20 Uhr anzuberaumen mit 
der Tagesordnung: 1. Einführung eines neben⸗ 
amtlichen Senators, 2. Zweite Beratung eines 
Arbeitsgerichtsgeſetzes. 

Vizepräſident Neubauer: Zur Geſchäfsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Vor ungefähr 
zwei Minuten hat der Herr Präſident verkündet, daß 
er feſtſtellen werde, ob der neugewählte Senator 
ſein Amt annimmt. Es ſcheint mir nicht möglich, 
dieſe Feſtſtellung in fünf Minuten zu machen, es 
ſei denn, daß es per Radio geſchieht. (Er iſt im 
Hauſe! beim Zentrum.) Dann hätte er hier er⸗ 
klären können, daß er die Wahl annimmt. (Das 
geht nicht! beim Zentrum.) Außerdem würde die 
Vereidigung überflüſſig ſein, wenn der Herr Frei⸗ 
denker wäre. 

f Vizepräſident Neubauer: Die Sache erledigt 
ſich wohl dadurch, daß mir inzwiſchen mitgeteilt 
iſt, daß Herr Profeſſor Dr. Rembold die Wahl 
zum Senator annimmt. Sie haben den Vorſchlag 
gehört. Widerſpruch wird nicht laut. Die Ver⸗ 
tagung iſt beſchloſſen. Die nächſte Sitzung findet 
4,30 Uhr mit der vorgeſchlagenen Tagesordnung 
ſtatt. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Minuten.) 


59. Sitzung. 


Donnerstag, den 29. November 1928. 
Die Sitzung wird 5 Uhr durch den Vizepräſi⸗ 
denten Neubauer eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senatoren Arczynſki, Sawatzki, Land⸗ 
gerichtsrat Dr. Bode; Regierungsräte Ottawa, 
Dr. Sandheim. 

Vizepräsident Neubauer: Ich eröffne die 59. 
Vollſitzung und habe zunächſt mitzuteilen, 
folgendes Schreiben eingegangen iſt: 
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(Vizeuräſident Neubauer) 
An den Herrn Präſidenten des Volkstages, hier. 
Meine heute erfolgte Wahl zum nebenamtlichen 
Senator nehme ich an. 
Profeſſor Dr. Viktor Rembold. 


Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Einführung eines Senators im Neben⸗ 
amt. 


Ich erteile das Wort dem Herrn Präſidenten des 


Senats. 
Dr. Sahm, Präſident des Senats: In der 58. 
Vollſitzung des Volkstages ſind Sie, Herr Profeſ⸗ 


ſor Dr. Rembold, zum Senator im Nebenamt der 


Freien Stadt Danzig gewählt worden. Gemäß Ar⸗ 


tikel 28 der Verfaſſung habe ich Sie in Ihr Amt 


einzuführen und bitte, mir durch Handſchlag fol⸗ 
gendes zu geloben: 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beobachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim 
zu halten mir geboten wird und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 

(Senator Dr. Rembold: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe!) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Senator Dr. 
Rembold, geſtatten Sie mir, daß ich Sie im Namen 
des Volkstages begrüße und den Wunſch aus⸗ 
ſpreche, daß ſich Ihre Mitarbeit im Senat zum 
Wohl der Freien Stadt Danzig auswirken möge. 
Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Arbeitsgerichts⸗ 

geſetzes. 
Druckſache Nr. 512 zu Nr. 269. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Bogdan. 
Dr. Bogdan, Abgeordneter (D.Nat.): Mit 
Rückſicht auf die zahlreichen Abänderungsanträge 
beantrage ich zu $ 1 eine allgemeine Ausſprache. 

Vizepräſident Neubauer: Soweit ich infor⸗ 
miert bin, iſt die allgemeine Ausſprache bereits 
beſchloſſen. Der Bericht des Ausſchuſſes liegt den 
Damen und Herren vor. Ich eröffne nunmehr die 
Ausſprache zu § 1, die zugleich allgemeine Aus⸗ 
ſprache ſein ſoll und erteile das Wort dem Herrn 
Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.] Es iſt begrüßenswert, daß die Grundſätze 
über die Gerichtsbarkeit und Rechtspflege in Ar⸗ 
beitsſachen in einem Geſetz zuſammengefaßt wer⸗ 
en. Wir haben auch hier wieder, wie immer bei 
den Juſtizgeſetzen, ein deutſches Vorbild, dem wir 
in der Hauptſache folgen können und haben uns 
nur damit zu beſchäftigen, in welchen Punkten Ab⸗ 
änderungen oder Abweichungen geboten er⸗ 
cheinen. 

Abweichungen können aus zwei Gründen gege⸗ 
ben ſein. Einmal wenn es ſich um die Organiſa⸗ 
ton handelt. In dieſem Punkte find wir auch bei 
anderen Juſtizgeſetzen abgewichen. Was als Orga⸗ 
niſation im Deutſchen Reihe in Betracht kommt, 
paßt nicht immer für unſere kleinen Verhältniſſe, 
ganz beſonders, wenn es ſich um Beſtimmungen 

andelt, bei denen man bereits in der Zwiſchen⸗ 
1 im Deutſchen Reiche eingeſehen hat, daß ſie 
icht zweckmäßig find. 
15 Vom erſten Geſichtspunkt aus iſt ein Teil un⸗ 
erer Abänderungsanträge geſtellt, mit denen wir 
IE Eingliederung der Arbeitsgerichte in die or⸗ 


Donnerstag, den 29. November 1928. 1269 


dentliche Gerichtsbarkeit verlangen. Dadurch wird 
ihr Charakter in ſonſtiger Beziehung nicht geän⸗ 
dert. Es bleibt bei dem beſonderen Verfahren, es 
bleibt bei der Beteiligung der Beiſitzer. Sie ſollen 
nur Teile der Gerichte werden, wie es drüben im 
Reiche die Miet⸗Schöffengerichte ſind. Im Zeichen 
der Verwaltungsreform ſollte man keine neuen 
Behörden als Arbeitsgerichtsbehörden ſchaffen, 
ſondern ſollte im Wege der Vereinfachung dazu 
kommen, die Arbeitsgerichte als Abteilungen der 
Amtsgerichte bzw. der höheren Inſtanz zu bilden. 
Ich betonte ſchon, daß dadurch weder das Ver⸗ 
fahren noch der ſonſtige Charakter geändert zu 
werden braucht. Im Gegenteil, bei unſeren kleinen 


Verhältniſſen wird ein Mehr und Nebeneinander 
von Aufſichtsorganen und Mehrarbeit vermieden. 
Das mag unter den großen Verhältniſſen drüben 
im Deutſchen Reiche erträglich ſein, für uns iſt es 
abträglich. Dem Beſtreben, dieſe Angliederung 
durchzuführen, dient ein Teil unſerer Abände⸗ 
rungsanträge. Weitere Abänderungsanträge be⸗ 
ziehen ſich auf die Zuſammenſetzung des Landes⸗ 
arbeitsgerichtes. Das Landesarbeitsgericht wollen 
wir einer Zivilkammer hinſichtlich der juriſtiſchen 
Beiſitzer völlig gleichgeſtellt wiſſen, ſo daß ſtatt 
des einen rechtsgelehrten Beiſitzers zwei heranzu⸗ 
ziehen wären. Es iſt für uns die einzige und 
gleichzeitig die letzte Rechtsmittelinſtanz, während 
im Reiche das Reichsarbeitsgericht in letzter In⸗ 
ſtanz ſprechen kann. 

Ich erinnere daran, daß durch das Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetz eine ganze Anzahl neuer und ſchwieri⸗ 
ger Rechtsfragen hinzukommt. Das ſind alle die 
Fragen, die mit Tarifſtreitigkeiten und mit 


Streitigkeiten aus dem Betriebsrätegeſetz 
zuſammenhängen. Wenn man die Mr 
beitsgerichte den ordentlichen Gerichten einglie⸗ 


dert, ſo beſtehen auch Bedenken gegen die beſon⸗ 
dere Berufungsgrenze, die für Lohnſtreitigkeiten 
gelten ſoll. Es würde ſich empfehlen, dieſelbe Be⸗ 
rufungsgrenze zu ziehen, die für alle anderen 
Rechtsſtreitigkeiten gilt, wo auch keine Rückſicht 
darauf genommen wird, welchen Kreiſen die Par⸗ 
teien angehören. Die Zuſtändigkeit, die in 8 2 
und 3 vorgeſehen iſt, erſcheint uns zweifellos zu 
weit geſpannt, weil man auch Rechtsſtreitigkeiten 
gegen Dritte herangezogen hat. Beſonders dieſe 
Beſtimmung erſcheint uns nicht haltbar, ſie führt 
zu Schwierigkeiten mit Rückſicht auf gewiſſe Be⸗ 
ſonderheiten des Verfahrens, die bei den Arbeits⸗ 
ſtreitigkeiten am Platze ſein mögen, aber für an⸗ 
dere Rechtsfragen und außerhalb des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
nicht am Platz ſein dürften. 

Wir begehren dann weiter eine günſtigere 
Feſtſetzung der Koſten und eine Beſtimmung dar⸗ 
über, daß Fachkammern für das Handwerk und 
die Landwirtſchaft vorgeſehen werden müſſen, 
ebenſo, daß es bezüglich der Beſtellung der Ar⸗ 
beitsrichter beim bisherigen Syſtem bleibt. Unſer 
Abänderungsantrag zu § 11 des Geſetzes ſchließ⸗ 
lich iſt aus der Feſtſtellung entſprungen, daß ſich 
gerade dieſer Paragraph in der Zwiſchenzeit bei 
den deutſchen Arbeitsgerichten als unhaltbar und 
unzweckmäßig erwieſen hat. Ein Jahr der Ar⸗ 


beitsgerichtsbarkeit iſt in Deutſchland vorbeige⸗ 
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gangen, und es iſt in der Literatur und in allen 
Zeitſchriften, die ſich mit Arbeitsgerichtsfragen 
beſchäftigen, eine Bilanz gezogen worden. Da gibt 
es eine ſehr große Menge von Fällen, in denen auf 
die Unzulänglichkeit gerade des $ 11 hingewieſen 
wird, der die Anwälte von der Tätigkeit vor den 
Arbeitsgerichten jedenfalls in der erſten Inſtanz 
völlig ausſchließt. Dieſen Ausſchluß bekämpfen 


wir, nicht etwa im Intereſſe der Anwälte, denn 


dieſe Intereſſen können für ſolche grundſätzlichen 
Fragen nicht maßgebend ſein, ſondern weil er auf 
die Dauer eine Gefährdung der Rechtspflege dar⸗ 
ſtellt und bereits große Schäden nach ſich gezogen 
hat. 


Gerade in der Zeitſchrift „Das Arbeitsgericht“, 
dem Organ der Verhände der Arbeitsgerichte, ſind 
eine große Anzahl Fälle dieſer Art, wo ſich der 


Ausſchluß der Anwälte als eine glatte Rechts⸗ 


verweigerung erwieſen hat, aufgeführt. 
nicht immer möglich, daß die Parteien, ſeien es 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, perſönlich er⸗ 
ſcheinen können, und die Vertretung durch andere 
Perſonen iſt ihnen ſchwer gemacht. Wir haben be⸗ 
ſonders die Schwierigkeit, daß viele Arbeit⸗ 


Es iſt 


nehmer, wenn ſie die Stellung aufgegeben haben, 
als Ausländer nach Deutſchland oder Polen ver⸗ 


ziehen. Ich erinnere daran, daß ſich in der Dan⸗ 
ziger Praxis ſchon Schwierigkeiten bei der Ver⸗ 
tretung von Klägern ergeben haben, die im 
Großen Werder wohnen. Man hat ſich nur damit 
helfen können, hier Beamte der Kaufmanns⸗ und 
Gewerbegerichtsbehörden als Vertreter zu beſtel⸗ 
len. (Zuruf.) Wenn ſie nicht organiſiert find, if 
das wiederholt vorgekommen. Ich weiß das aus 
Akten, die ich ſelbſt in der Hand gehabt habe. Im 
Deutſchen Reiche wird das jetzt ſogar in einem 
ſehr großen Umfange gemacht. Man iſt auch dazu 
übergegangen, Referendare zu beſtellen. Sie 
wiſſen, daß man auch verſucht hat, Rechtsanwälte 
als Armenanwälte zu beſtellen. Ich zitiere mit Er⸗ 
laubnis des Herrn Präſidenten eine Aeußerung 
über die Verhältniſſe beim Arbeitsgericht Berlin: 
„Im Laufe von 11 Monaten find beim Arbeitsge⸗ 

richt Berlin durch 
gen einer nicht im Bezirke des Gerichts wohnenden 
Partei vorgenommen worden. Außerdem wurden von 
Referendaren in der gleichen Zeit ebenfalls 450 Of⸗ 
fizial⸗Vertretungen wahrgenommen. Da nun hierfür 
nur wenige Beamte in Betracht kommen, ſo ſteht auf 

der einen Seite, der übermäßigen Entziehung der 
Beamten ihrer dienſtlichen Obliegenheiten, auf der 
andern Seite die Gefahr gegenüber, daß ihre Tätig⸗ 
keit infolge ihres häufigen Auftretens als geſchäfts⸗ 
mäßig angeſehen wird. 
Es iſt weiter nicht Sache der Beamten und der 
Behörden, die Vertretung durchzuführen, ſondern 
die Streitigkeiten zu erledigen. Daher geht der 
Aufſatz weiter: 
Die Juſtiz ſollte in keinem ihrer Vertreter auch 

nur den Schein der Objektivität verlieren. Für den 
ordentlichen Prozeß konnte man ih den 8 116 der 
Zivilprozeßordnung gefallen laſſen, als ſeltene Aus⸗ 
nahme und notwendiges Uebel, wo eben andere Ver⸗ 


treter nicht zu haben ſind: Das gilt aber nur für 
ſehr kleine Orte. 

Heute aber gehören beim Arbeitsgericht die 
Juſtisbeamten⸗Vertreter ſchon zur typiſchen Erſchei⸗ 
nung. Muß nicht beim Publikum dadurch notwendig 
die Grenze zwiſchen Partei und objektiver Juſtiz mi 
der Zeit verwiſcht werden, zum mindeſten in ſolche 
Gefahr kommen? 


= 


Juſtizbeamte rund 450 Vertretun⸗ 
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Solche Beſtellung iſt aber notwendig geworden, 
weil die Rechtsanwälte ausgeſchloſſen ſind. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Wir verlangen ja auch nicht, daß 
ſich jeder Arbeiter durch einen Rechtsanwalt ver⸗ 
treten laſſen muß. Es ſteht jetzt jedem frei, ſich 
durch eine andere Perſon vertreten zu laſſen. Nur 
der Ausſchluß der Rechtsanwälte iſt das Uebel. 
Wir wollen nur die Freiheit. Es wird von den Ge⸗ 
werkſchaften immer eingewandt, daß jeder organi⸗ 
ſiert ſei. Man ſollte aber von Seiten der Gewerk⸗ 
ſchaften auch den Schein vermeiden, als ob man 
einen indirekten Organiſationszwang durch dieſes 
Mittel der bevorzugten Vertretung bei Prozeſſen 
herbeiführen wollte. Das Geſetz iſt doch für die 
geſamten Arbeitnehmer geſchaffen, ohne Rückſicht 
darauf, ob und welcher Organiſation ſie ange⸗ 
hören. 

Die Anſicht, daß der Ausſchluß der Rechtsan⸗ 
wälte unberechtigt ſei, wird von den Juſtizmi⸗ 
niſtern aller deutſchen Staaten vertreten, die doch 
zum größten Teil der Weimarer Koalition ange⸗ 
hören. Ich will nur die Aeußerung des badiſchen 
Juſtizminiſters Dr. Trunk verleſen, mit Genehmi⸗ 
gung des Herrn Präſidenten, der da ſagt: 

Der Rechtsanwalt iſt das fachgeübte Organ für 
Rechtsvertretung, und ich empfinde es als ein Ans 
ding, daß man ausgerechnet die Rechtsanwaltſchaft 
nicht zulaſſen will. Wir haben auch von der badiſchen 


Regierung bei der Schaffung des Arbeitsgerichts das 
als unſere Meinung gejagt, 


| Ebenfo iſt die ganze Hochſchullehrerſchaft der Mei- 
nung, daß die Rechtsanwälte nicht ausgeſchloſſen 
werden dürfen. Sie hat ſich dahin ausgeſprochen, 
daß der Ausſchluß der Anwälte eine bedenkliche 
Schädigung der Rechtspflege und der ſachgemäßen 
Fortentwicklung des Arbeitsrechtes iſt. Schließlich 
iſt es zu einem Beſchluß des Preußiſchen Land⸗ 
tages gekommen. Damit iſt der Fehler, der bei 
Schaffung des Geſetzes begangen iſt, zugegeben 
worden. Denn der Landtag hat folgenden Antrag 
angenommen: 

| Das Preußiſche Staatsminiſterium zu erſuchen, 
bei der Reichsregierung dafür einzutreten, daß zu 
den Verhandlungen vor den Arbeitsgerichten die 
Rechtsanwälte ohne jede Einſchränkung zugelaſſen 
werden. 

(Hört, hört! rechts.) Auch der preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſter hat ſich, und nicht nur infolge dieſes Be⸗ 
ſchluſſes, ſondern auf Grund ſeiner ſonſtigen An⸗ 
ſicht auf dieſen Standpunkt geſtellt und beim 
Juſtizetat zugegeben, daß infolge der gegenwär⸗ 
tigen Regelung viele Parteien, insbeſondere Ar⸗ 
beitnehmer, keinen Vertreter finden können. 
(Hört, hört! rechts.) Nach meiner Anſicht, und das 
iſt durch dieſe Zeugniſſe bewieſen, hat ſich in dem 
erſten Jahre der Tätigkeit des Arbeitsgerichtsge⸗ 
ſetzes herausgeſtellt, daß der Ausſchluß ein Fehler 
iſt, und ich ſtehe auf dem Standpunkt, wenn wir 
auch ſonſt den deutſchen Geſetzen folgen, daß wir 
hier ruhig einmal in einem Punkt vorangehen kön⸗ 
nen; denn es wird ſicher dahin kommen, daß im 
Laufe der Zeit dieſer Paragraph auch im Deut⸗ 
ſchen Reich geändert wird. Dafür ſpricht die 
Stellung des Preußiſchen Landtages. Im übrigen 
iſt der Paragraph nur mit 179 gegen 169 Stim⸗ 
men ſeinerzeit zuſtandegekommen. Ich will nur 


noch darauf hinweiſen, daß ein Erkenntnis eines 
Berliner Arbeitsgerichts den Ausſchluß der 
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wälte ſogar als verfaſſungswidrig hingeſtellt hat. 
Das Landesarbeitsgericht in Frankfurt a. M. 
nimmt einen anderen Standpunkt ein, hat aber 
in ſeinem Urteile ganz unzweideutig auf die Un⸗ 
haltbarkeit des gegenwärtigen Zuſtandes hinge⸗ 
wieſen. Eine Entſcheidung des Reichsarbeits⸗ 
gerichts zu dieſem Punkt liegt noch nicht vor. Ich 
bitte daher, unſere Abänderungsanträge, insbe⸗ 
ſondere ſoweit ſie ſich auf den Einbau der Arbeits⸗ 
gerichte in die ordentliche Gerichtsbarkeit und den 
Ausſchluß der Rechtsanwälte beziehen, anzuneh⸗ 
men. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das vorlie⸗ 
gende Geſetz iſt ja im Rechtsausſchuß beraten wor⸗ 
den, und wenn wir ſchon in der erſten Leſung 
darauf hingewieſen haben, daß im Ausſchuß an 
dem Geſetz nichts geändert werden würde, ſo haben 
wir Recht behalten. Anrecht haben wir aber be⸗ 
halten, wenn wir der Meinung waren, daß es 
nicht verſchlechtert werden würde. Heute müſſen 
wir feſtſtellen, daß es im Rechtsausſchuß noch er⸗ 


heblich verſchlechtert worden iſt, und zwar zu Un⸗ 


gunſten der Arbeiterſchaft. Dagegen iſt es zu 
Gunſten der Beſitzenden verbeſſert worden. (Zuruf 
des Abg. Kurowſki.) Herr Kurowſti, ich habe den 
$ 11, in dem man den Rechtsanwälten das Recht 
gegeben hat, Vertretungen vor dem Landesar⸗ 
beitsgericht zu übernehmen, im Auge. (Abg. Gali- 
kowſkt: Das iſt in Deutſchland auch jo!) Das war 
in der Vorlage nicht drin. (Abg. Gaikowſki: Ja⸗ 
wohl, das iſt ja das deutſche Gejeg!) Entſchuldigen 
Sie, Herr Gaikowſki, die Vorlage hat den Abſatz 
2 des § 11, Prozeßvertretung, ganz erheblich ge⸗ 
ändert. (Abg. Gaikowſki: Zugunſten der Arbei⸗ 
ter!) Nein, zugunſten der Beſitzenden, wir werden 
darauf noch zu ſprechen kommen. Ich möchte mich 
zuerſt mit dieſem Geſetz beſchäftigen und mit 
ſeinem Urſprung. (Abg. Schmidt! Was verſtehſt 
Du von dem Geſetz?) Wenn ich ſo dumm wäre wie 
Du, Schmidt, dann allerdings nichts. Wenn wir 
den Arſachen dieſes Geſetzes nachgehen, ſo iſt es 
natürlich nur auf Drängen der Arbeiterſchaft zu⸗ 
rückzuführen. Die Arbeiterſchaft ift es geweſen, 
die auf Grund der Praktiken der Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichte ganz energiſch verlangt hat, 


daß eine andere Geſetzgebung anſtelle der. beſte⸗ 


henden Gewerbe- und Kaufmannsgerichte zu tre⸗ 
ten hat. Aber die Arbeiterſchaft hat niemals 
daran gedacht, daß die beſtehenden Verhältniſſe 


noch verſchlechtert werden ſollten. Es war im Re⸗ 


volutionsjahr, als die Sozialdemokratie, um den 
Sturm gegen die beſtehende Geſellſchaftsordnung 
abzudämmen, mit allerlei Verſprechungen kam. 
Auch hier zu dieſem Geſetz wurden haushohe Ver⸗ 
ſprechungen gemacht. Es wurde immer wieder er⸗ 
klärt, jawohl, die beſtehenden Geſetze in Bezug 
auf Gewerbe- und Kaufmannsgericht ſind nicht 
mehr ſtichhaltig. Sie müſſen zu Gunſten der ar⸗ 
beitenden Schichten abgeändert werden. 

Aber als ſich die Wellen der Revolution etwas 
beruhigt hatten, als man es verſtanden hatte, die 
Arbeiterſchaft hinters Licht zu führen, einmal mit 
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marſchiert“ —, da war noch eine zweite Methode 
notwendig, das waren die Arbeitsgeſetze, die ge- 
ſchaffen werden ſollten. Bekanntlich iſt ja das Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz nur ein Glied dieſer Arbeiter⸗ 
geſetze, wie ſie die Sozialdemokratie oder die De⸗ 
mokraten der neuen Republik geben wollten. In 
dieſem Zuſammenhange ſind die Schlichtungsord⸗ 
nung, das Erxwerbsloſenverſicherungsgeſetz, Ar⸗ 
beitsgerichts- und das Betriebsrätegeſetz zu nennen. 
In Deutſchland haben wir ja bereits alle dieſe 
Geſetze und haben auch das Arbeitsgerichtsgeſetz. 
Nachdem dieſe Geſetze geſchaffen worden find, iſt 
feſtzuſtellen, daß der Arbeiterſchaft nicht geholfen 
wurde, ſondern daß fie immer weiter verelendete. 
(Zuruf des Abg. Cierocki.) Mit Hilfe dieſes Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetzes liegen immer noch im Ruhr⸗ 
gebiet eine viertel Million Arbeiter auf der 
Straße, im Zuſammenhang mit der Schlichtungs⸗ 
ordnung, mit der Schiedsſpruchmaſchine. Alſo die 
Arbeiterſchaft hat bei dieſen Geſetzen abſolut 
nichts gewonnen und wird nichts gewinnen. Im 
Gegenteil, die Ausbeutung iſt nach wie vor die⸗ 
ſelbe geblieben und wird noch in weit ſtärkerem 
Maße durchgeführt als bisher. 

Wenn man die Ereigniſſe in Deutſchland ver⸗ 
folgt, muß man weiter feſtſtellen, daß die Rechte, 
die die Arbeiter vor Schaffung dieſer Geſetze hat⸗ 
ten, beſeitigt worden ſind. Ich erinnere in dieſem 
Zuſammenhange daran, daß es den Arbeitern, 
die nicht organiſiert ſind, hier in Danzig unmög⸗ 
lich gemacht werden ſoll, ſich ihr Recht vor dem 
Arbeitsgericht bezw. Landarbeitsgericht zu errin⸗ 
gen. (Zuruf beim Zentrum.) Herr Cierocki, Sie 
ſagen, es gibt keine Unorganiſierten. Ich ſage, 
es ſollte eigentlich keine Unorganifierten geben. 
Wenn es heute Unorganiſierte gibt, ſo ſind ſie des⸗ 
halb unorganiſiert, weil ſie von den einzelnen Ge⸗ 
werkſchaften zu Unrecht hinausgeſchmiſſen werden. 
Eine beſondere Routine hat darin die Freie Ge⸗ 
werkſchaft. Sie ſcheut ſich nicht, alle ihr unlieb⸗ 
ſamen Elemente einfach an die Luft zu ſetzen, der 


machen. Es iſt ja nicht allein in Deutſchland, ſon⸗ 
dern auch in Danzig ſchon ſo oft der Fall geweſen, 
daß man freigewerkſchaftlich organiſierte Kolle⸗ 
gen, wenn fie der Oppoſition angehören, wenn ſie 
den Kommunismus in den Gewerkſchaften ver⸗ 
treten, einfach hinauswirft. (Zuruf links.) Herr 
Werner, bei Ihnen noch nicht, aber Sie verſtehen 
es meiſterhaft, auf dieſem Wege vorzuſtoßen. Ich 
werde Ihnen gleich einen Namen nennen, um zu 
beweiſen, daß Sie es verſtehen, Arbeiter in den 
Kreiſen Ihrer Anhänger unmöglich zu machen, 
Sie werden vielleicht den Kollegen Zierocki ken⸗ 
nen, der an den Verhandlungen über das Karten⸗ 
ſyſtem im Hafen beim Senat teilgenommen hat. 

ie haben in einer öffentlichen Hafenarbeiterver⸗ 
ſammlung erklärt, Herr Senator Dr. Wiercinſki 
habe zu Ihnen geſagt: „Wie kann man ſolch 
einen unkultivierten, rohen Arbeiter zu ſolch einer 
Verhandlung mitbringen? (Abg. Werner: Das 
ist gelogen!) Das haben Sie in der öffentlichen 
Verſammlung geſagt. Ich habe geſtern Herrn Dr. 
Wiercinſki die Frage vorgelegt. der mir erwiderte, 


er Verſprechung der Sozialiſierung — denken er habe das nie gejagt. Ich will damit nur nach⸗ 
ie an die großen Plakate „Die Sozialiſierung weiſen, daß Sie Methoden anwenden, die gemein 
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Organiſation zu entziehen und fie jo rechtlos zu 
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gefallen? Wo bleibt da die Weltrevolution? — 
(B) Heiterkeit.) Wir find es ja gewohnt, beſonders 
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ind, und den Zweck haben, die Arbeiter ihres Proletariats, richten können. Wenn das Arbeits: (0) 


Einfluſſes zu berauben. 

In Deutſchland iſt der Beweis erbracht, daß 
man die Arbeiter aus den Gewerkſchaften hinaus⸗ 
wirft, um ſie aller Rechte zu berauben. Hier in 
Danzig hat man eine andere Methode erfunden, 
die angeblich noch beſſer iſt, als das Hinauswerfen 
aus den Freien Gewerkſchaften. Hier in Danzig 
hat ſich gezeigt, daß die Oppoſition in den Gewerk⸗ 
ſchaften allein die Intereſſen der Arbeiter vertritt. 
(Abg. Gaikowſti: So ſehen Sie aus!) Man gibt 
ihnen nicht die Möglichkeit, das Geſetz zu beraten. 
Ich möchte hier in aller Oeffentlichkeit feſtſtellen, 
daß man den Mitberatern der Kommuniſtiſchen 
Fraktion an dieſem Geſetz mit Hilfe eines ſozialde⸗ 
mokratiſchen Präſidenten das Fraktionszimmer 
vorenthält. Sie lachen wohl noch darüber, Herr 
Gerick? (Abg. Gerick: Darüber muß man lachen!) 
Dann erkundigen Sie ſich bei dem Amtsdiener, 
der am Sonnabend Dienſt gehabt hat. Wir hat⸗ 
ten am Sonnabend Fraktionsſitzung angemeldet. 
Als wir zur Fraktionsſitzung kamen, erklärte uns 
der Amtsdiener, er dürfe keinen Fremden herein⸗ 
laſſen. Als unſere Fraktionsgenoſſen kamen und 
unſere Mitberater einführen wollten, da erklärte 
er zum zweiten Mal, er habe die Anweiſung, kei⸗ 
nen Fremden in das Zimmer hineinzulaſſen. Ich 
glaube, das genügt, um zu ſagen, daß man es der 
Kommuniſtiſchen Partei unmöglich macht, die zu 
dieſem Geſetz unbedingt notwendigen Beratungen 
durchzuführen. (Abg. Schmidt: Das laßt Ihr Euch 


vom ſozialdemokratiſchen Präſidenten, ſo behan⸗ 
delt zu werden. (Abg. Schmidt: Ihr laßt Euch 
jo von einem Hausdiener verblüffen!) Im vorigen 
Volkstag hatten wir einen ſozialdemokratiſchen 
Präſidenten, der das kommuniſtiſche Fraktions⸗ 
zimmer durch die Schupo räumen ließ. Dafür, daß 
es in dieſem Volkstag genau ſo gehen ſoll, haben 
wir ſchon genügend Beweiſe erhalten. 

Wenn das Arbeitsgerichtsgeſetz der Arbeiter⸗ 
ſchaft zu ihrem Recht verhelfen ſoll, muß es ſo ge⸗ 
ſtaltet ſein, wie wir es in unſerem Abänderungs⸗ 
antrag niedergelegt haben. Wir lehnen es ab, in 
die Arbeitsgerichte ſolche Richter hineinzuſchicken, 
die aus der Klaſſe der Beſitzenden hervorgegangen 
ſind. Sie richten ſich allein nach dem ſtarren Pa⸗ 
ragraphen und vertreten in erſter Linie die In⸗ 
tereſſen der Beſitzenden. Die Vergangenheit und 
die Gegenwart beweiſen immer wieder, daß dieſe 
Richter Klaſſenrichter ſind, die nicht gewillt ſind, 
die Intereſſen der Arbeiterſchaft wahrzunehmen. 
Wenn das ſchon auf dem Gebiete der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit feſtzuſtellen iſt, um wieviel mehr 
noch bei dieſen Gerichten, die rein wirtſchaftlicher 
Art ſind. Wie will ein Richter, der mit den Le⸗ 
bensbedingungen der Arbeiterſchaft abſolut nicht 
vertraut iſt, der nicht weiß, wie ein Nagel einzu⸗ 
ſchlagen iſt, der nicht weiß, wie dies oder jenes 
anzugreifen iſt, der nicht weiß, wo den Arbeiter 
der Schuh drückt, über einen Arbeiter Recht ſpre⸗ 
chen? Wie will er ſich über die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Arbeiters ein Urteil erlauben? 
Das iſt völlig ausgeſchloſſen. Solch ein Richter 
wird niemals im Intereſſe der Werktätigen, des! 


Tat getrieben hat, abſolut 
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gerichtsgeſetz in der Berufung auch Rechtsanwälte 
zuläßt, ſo iſt das ein Zeichen dafür, daß man die 
Intereſſen der Werktätigen nicht wahrnehmen 
will. 

Ich ſtehe nicht an zu erklären, daß es objektiv 
urteilende Rechtsanwälte gibt, aber genau jo wie 
bei den Richtern gibt es auch in dieſem Stande 
eine überaus große Zahl, die die wirtſchaftliche 
Lage des Arbeiters nicht verſteht, die einzig und 
allein nach den Paragraphen handelt und alles 
andere ausſchaltet. Hier aber gilt es, vor allen 
Dingen die wirtſchaftliche Lage im Auge zu be⸗ 
halten. Hier gilt es vor allem, von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus das Recht zu finden. Wenn bei⸗ 
ſpielsweiſe ein Arbeiter, der von dem Arbeitgeber 
dauernd ſchikaniert, dauernd geſchuhriegelt wird, 
ſich einmal vergißt, einmal etwas macht, was er 
nicht tun ſollte, ſo wird das, was ihn zu dieſer 
nicht berückſichtigt, 
weder von einem bürgerlichen Richter noch von 
einem Rechtsanwalt. Man wird den Arbeiter ein⸗ 
fach verurteilen. Man wird ihn einfach mit ſeiner 
Klage abweiſen, wenn ihm aus dieſem Vorgang 
ein Schaden erwachſen iſt. 

Aber es iſt auch zu beachten, daß der einzelne 
Arbeiter nicht in der Lage iſt, ſich immer durch 
einen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen. Wenn 
dann geſagt wird, daß ihm auch das Armenrecht 
gegeben iſt, ſo darf man dabei nicht vergeſſen, daß 
die Bewilligung des Armenrechts ja auch noch 
einer Prüfung unterliegt. Die Herren, die über 
die Bewilligung des Armenrechts entſcheiden, wer⸗ 
den immer erſt prüfen, ob die Klage ausſichtsvoll 
iſt oder ob fie den gegebenen Umſtänden nach evtl. 
abgelehnt werden wird. Wenn das Letztere zu⸗ 


trifft, dann wird dieſem Arbeiter das Armenrecht 


nicht bewilligt. Er iſt ſeines Rechtes verluſtig ge⸗ 
gangen. Wiederum iſt es ſo, daß die Herren, die 
über die Erteilung des Armenrechts verfügen, 


auch gegen den Arbeiter eingeſtellt ſind. Sie kön⸗ 
nen ihm jede Möglichkeit rauben, ſein Recht zu 


ſuchen. 

Wer lehnen deshalb die Vertretung durch die 
Rechtsanwälte ganz entſchieden ab und verlangen, 
daß jeder Arbeiter das Recht hat, ſich ſelbſt zu ver⸗ 
treten, wenn er gewillt iſt die Vertretung durch⸗ 
zuführen. Es muß ihm auch das Recht zuſtehen, 
eine Vertretung zu beſtimmen, von der er die 
Hoffnung hat, daß ſie für ſeine Intereſſen eintritt. 
Das muß auch bei der Berufungsinſtanz möglich 
ſein, das muß unbedingt in das Geſetz hinein⸗ 
kommen. 

Aber wir vermiſſen auch bei dieſem Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz, daß die Kriegsbeſchädigten ihre 
Vertretung ſtellen dürfen. Sie haben unſeren da⸗ 
hingehenden Abänderungsantrag nicht angenom⸗ 
men. Sie wollen alſo, daß auch die Kriegsbeſchä⸗ 
digten ſich durch eine gewerkſchaftliche Organiſa⸗ 


tion oder durch einen Rechtsanwalt vertreten la]: 
ſen müſſen. Das iſt auch ein Zeichen dafür, daß 
Sie dieſe Leute rechtlos machen wollen, daß Sie 
dieſe Leute völlig ausſchalten wollen. 

Aus allen dieſen Geſichtspunkten heraus kann 
uns das Geſetz abſolut nicht befriedigen. Wir 
werden das Geſetz ablehnen und werden der Ar⸗ 
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weis dafür, daß das Geſetz nicht das bringt, was 
die Arbeiter wollen, ſondern was die beſitzende 
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beiterſchaft klarmachen, was ihr mit dieſem Geſetz 
droht. Wir werden ihr ſagen, daß hier wiederum 
ihre Intereſſen mit Füßen getreten werden, daß 
nur die Intereſſen der Beſitzenden in dem Geſetz 
verankert ſind, daß deren Intereſſen gewahrt wer⸗ 
den. Wir werden weiter der Arbeiterſchaft ſagen, 


daß es das Zentrum, daß es die Sozialdemokra⸗ 


ten ſind, die dies mitmachen, die mit dazu beitra⸗ 
gen, daß die jetzt beſtehenden Verhältniſſe in Be⸗ 
zug auf Gewerbegericht, auf Kaufmannsgericht 
noch verſchlechtert werden; denn m. H., vor 
Gewerbegericht konnte jeder Arbeiter von dem 
vertreten werden, der nach ſeiner Meinung das 
Zeug dafür hatte, ausgeſchloſſen natürlich Rechts⸗ 
anwälte und diejenigen, die das gewerbsmäßig 
betrieben. Das wollen wir auch bei dieſem Geſetz 
ausſchalten. Wenn aber beim Gewerbegericht 
eine Berufung angebracht war, dann war es dem 
Arbeiter möglich, auch in der Berufung eine Ver⸗ 
tretung zu ſtellen. (Zuruf des Abg. Wahl.) Herr 
Wahl, die Berufung iſt bekanntlich beim Landge⸗ 


richt. (Zuruf des Abg. Wahl.) Da iſt es aber dem 


Arbeiter leichter gemacht, eine Vertretung zu be⸗ 
kommen. Sie wird des öfteren zugelaſſen. Ich 
habe auch ſchon erlebt, daß wenn kein Rechtsan⸗ 
walt anweſend iſt, auch ein Nichtjuriſt die Vertre⸗ 
tung ausführen kann. 

Dies Geſetz bringt alſo eine Verſchlechterung. 
Deshalb wird es von der Arbeiterſchaft abjolut 
nicht verſtanden, daß man es in der heutigen an⸗ 
geblich fortſchrittlichen Zeit wagt, der Arbeiter⸗ 
ſchaft mit ſolchen reaktionären Geſetzen zu kommen. 
Es iſt ja nicht nur dies Geſetz, ſondern auch das 
Betriebsrätegeſetz in dieſem Rahmen gehalten. M. 
D. u. H., Sie ſind ſo ſtolz auf das verabſchiedete 
Betriebsrätegeſetz, wie ſich aber das Geſetz ſchon in 
dieſen ſechs Wochen gegen die Arbeiterſchaft aus⸗ 
gewirkt hat, geht daraus hervor, daß im Hotel 
Continental ein Arbeiter, der dort 24 Jahre tätig 
war, auf die Straße geſetzt wurde, weil er in den 
Ausſchuß gewählt werden ſollte. Das find 
die Aus wüchſe des Betriebsrätegeſetzes. 
Die Auswüchſe dieſes Arbeitsgerichtsgeſetzes ha⸗ 
ben die deutſchen Arbeiter ſchon eine lange Zeit 
am eigenen Leib geſpürt. 
laſſen, daß die Gemeinheiten, die in Deutſchland 
mit dieſem Geſetz angerichtet worden ſind, auch 
hier in Danzig gegen die Arbeiterſchaft begangen 
werden. Wenn man auf Grund dieſes Geſetzes die 
Möglichkeit hat, Tauſende von Arbeitern wochen⸗ 
lang auf die Straße zu ſetzen, dann iſt das ein Be⸗ 


Klaſſe will. Es ſind nicht zuletzt beſitzende Kreiſe, 
die ſich gerade für dieſes Geſetz in Deutſchland ein⸗ 


geſetzt haben. Sie haben mit daran gewirkt, daß 


tes Geſetz zuſtande gekommen iſt. Es gibt keine 
reaktionäre Klicke und keine beſitzende Klaſſe, die 
an einem Geſetz mitarbeitet, welches ſich zu ihrem 
Schaden auswirkt. Nur wenn ſich die Geſetze zu 
ihren Gunſten auswirken, werden ſie daran mitar⸗ 
beiten. Wenn die Beſitzenden heute erklären, 
aß auch ſie ein Intereſſe für die Arbeiterſchaft 
haben, ſo iſt das gemeine Lüge, gemeine Dema⸗ 
gogie und eine gemeine Handlungsweiſe der So⸗ 
zialdemokratie, die bewußt dieſen Leuten Vorſchub 


dem 


Wir werden nicht zu⸗ 
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leiſtet, bewußt deshalb, weil ſie dieſe Geſetze durch⸗ 
führt, die nur allein die Intereſſen der beſitzenden 
Kreiſe vertreten. Wir werden alles daran ſetzen, 
der Arbeiterſchaft klar zu machen, was hier geſpielt 
wird, und daß ſie erneut mit dieſem Geſetz ver⸗ 
raten wird. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Wenn man daran denkt, welches Schickſal die 
Abänderungsanträge der verſchiedenen nicht an 
der Regierung beteiligten Parteien im Rechtsaus⸗ 
ſchuß gehabt haben, ſo kann man ſich wohl nur 
wenig Hoffnung machen, daß es hier im Plenum 
noch möglich ſein wird, irgend welche Verände⸗ 
rungen oder Verbeſſerungen des vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurfs zu erzielen. Das gilt insbeſondere 
auch für den Antrag der Deutſchnationalen, die 
Arbeitsgerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit einzugliedern. Das iſt an ſich ein durch⸗ 
aus vernünftiger Gedanke, gegen den ſich irgend⸗ 
welche gewichtigen Gründe kaum vorbringen laſ⸗ 
ſen. Wir werden deshalb dieſem Antrag der 
Deutſchnationalen zuſtimmen, wenngleich wir 
uns darüber im klaren ſind, daß er nicht angenom⸗ 
men werden wird. 

Gegen die Zuſammenfaſſung der Sonderge⸗ 
richtsbarkeit von Gewerbegerichten und Kauf⸗ 
mannsgerichten, alſo gegen den Gedanken des Ar⸗ 
beitsgerichtes ſelbſt und gegen die Erweiterung der 
genannten Sondergerichtsbarkeit auf andere Ar⸗ 
beitsſtreitigkeiten haben wie keine Bedenken und 
Einwendungen zu erheben. Der Gedanke, die ganzen 
Arbeitsſtreitigkeiten beſonderen Gerichten zu un⸗ 
terſtellen, entſpricht dem Zuge der Zeit. Wir wer⸗ 
den und wollen uns dem nicht entgegenſtellen. 
Wir haben aber ſtarke Bedenken gegen die Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit, wie ſie der $ 3 des 
Geſetzentwurfs vorſieht. Dieſe Kautſchuckbeſtim⸗ 
mung ermöglicht es, Streitigkeiten nor das Fo⸗ 
rum des Arbeitsgerichts zu ziehen, die an ſich mit 
dem urſprünglichen Gedanken, arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten durch ein Sondergericht zur Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen, nichts mehr zu tun haben. 
Es können Dritte in den Prozeß hineingezogen 
werden, die an ſich mit dem Arbeitsvertrag, der 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits zwiſchen den ei⸗ 
gentlichen Parteien bildet, nicht das geringſte zu 
tun haben, u. a. auch Auswärtige, die garnicht 
die Möglichkeit einer Vertretung vor einem Dan⸗ 
ziger Arbeitsgericht haben, — namentlich dann 
nicht, wenn Sie die Zulaſſung der Rechtsanwälte 
ausſchließen wollen. Es geſchieht an ſich dem Ge⸗ 
danken, arbeitsrechtliche Streitigkeiten Sonderge⸗ 
richten zu unterſtellen, nicht der geringſte Abbruch, 
wenn 8 3 des Geſetzentwurfs geſtrichen wird. Wir 
haben deshalb den Antrag geſtellt, den § 3, der 
die erweiterte Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte 
vorſieht, zu ſtreichen. 

Sodann gibt die Faſſung des § 5, in dem von 
Perſonen die Rede iſt, die als arbeitnehmer⸗ähn⸗ 
liche Perſonen bezeichnet werden, zu ſtarken Be⸗ 


denken Anlaß. Es wird Ihnen bekannt ſein, daß 
namentlich bei Handelsagenten und Handelsver⸗ 
tretern ſehr häufig die Frage entſteht, ob ein Ar⸗ 
beitsvertrag vorliegt oder ob der Handelsvertre- 


( 


— 
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D) 


(B) ſchiebung der Berufungsgrenze, 
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(A) ter als ein ſelbſtändiger Gewerbetreibender anzu⸗ 


ſehen iſt. Aus dieſen Kreiſen heraus iſt auch hier 
in Danzig der Wunſch geäußert worden, daß in 
dieſem Punkte Klarheit dahin geſchaffen werden 
ſolle, daß die Handelsagenten und Handelsver⸗ 
treter nicht als arbeitnehmerähnliche Perſonen 
anzuſehen ſeien. Wir haben deshalb eine andere 
Faſſung des § 5 vorgeſchlagen, die unſerer Anſicht 
nach derartige Zweifel ausſchließt. Wir möchten 
Sie daher bitten, dieſe andere Faſſung des § 5 
noch einmal einer kritiſchen Würdigung zu unter⸗ 
ziehen und ſich vielleicht doch noch für die von uns 
vorgeſchlagene Faſſung zu entſcheiden. 

Im $ 8 Abſatz 3 des Geſetzentwurfs iſt dann 
ferner eine Beſtimmung getroffen worden, die 
zweifellos auch nicht im Intereſſe der Arbeitneh- 
mer liegt; denn es ſoll die Berufung gegen Ur⸗ 
teile der Arbeitsgerichte nur zugelaſſen werden, 
wenn der Wert des Streitgegenſtandes 400 Gul⸗ 
den überſteigt. Nun werden ſich gewiß unter den 
Arbeitnehmern auch zahlreiche Angeſtellte befin- 
den, die ein höheres Einkommen haben und bei 
denen unter Umſtänden der Betrag von 400 Gul⸗ 
den noch nicht ein Monatseinkommen darſtelke. 
Aber Sie werden doch zugeben müſſen, daß es eine 
Verſchlechterung für die weit zahlreicheren Ar: 
beitnehmer, die geringer beſoldet ſind, bedeutet, 
wenn ſie nicht in der Lage ſind, gegen ein ihnen 
ungünſtiges Urteil des Arbeitsgerichts Berufung 
einzulegen. Wir haben zwar beim Kaufmanns⸗ 
und Gewerbegericht ſchon eine Berufungsgrenze 
von 300 Gulden, aber wozu dieſe weitere Hinauf⸗ 
wenn wir doch 
im amtsgerichtlichen Verfahren, bei dem es ſich 
heute vielfach um Streitigkeiten handelt, die 
häufig viel unwichtiger ſind und die die Exiſtenz 
des Einzelnen viel weniger bedrohen, als es bei 
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten der Fall ſein 
wird, eine Berufungsgrenze von 100 Mark haben? 
Die Heraufſetzung der Berufungsgrenze auf 400 
Gulden entſpricht viel mehr den Intereſſen des 
Arbeitgebers, wenn Sie ſchon überhaupt in dieſer 


Frage von auseinanderlaufenden Intereſſen re- 


den wollen, als den Intereſſen des Arbeitneh⸗ 
mers. — Wir haben deshalb beantragt, die Be- 
rufungsgrenze genau ſo wie in amtsgerichtlichen 
Streitigkeiten auf 100 Gulden feſtzuſetzen, und 
wir möchten Sie bitten, auch dieſem Antrag Ihr 
Wohlwollen zuzuwenden. 

Nunmehr muß ich noch auf den $ 11 eingehen, 
der von der Ausſchließung der Rechtsanwaltſchaft 
handelt. Ich kann mich in dieſer Beziehung ſehr 
kurz faſſen und ſagen, daß das, was der Herr Abg. 
Dr. Bogdan hier vorher vorgetragen hat, durch⸗ 
aus richtig iſt und daß, wenn man die Sache ganz 
objektiv betrachtet, auf allen Seiten ſehr ſtarke 
Bedenken gegen die Ausſchließung der Anwalt⸗ 
ſchaft beſtehen müſſen. Auch in Deutſchland iſt ja 
die Beſtimmung des Arbeitsgerichtsgeſetzes, die 
die Rechtsanwälte in der erſten Inſtanz aus⸗ 
ſchließt, nur mit einer ſehr knappen, mit einer Zu⸗ 
fallsmehrheit zuſtandegekommen. Das Abſtim⸗ 
mungsergebnis im Reichstag war bekanntlich 179 
gegen 169 Stimmen; es waren ganze 10 Stimmen 
Mehrheit für die Ausſchließung der Rechtsanwalt⸗ 


ſchaft! — In Deutſchland hat ſich nun ſchon her⸗ 
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ausgeſtellt, daß die Ausſchließung der Anwälte ſich 
auf die Dauer nicht aufrechterhalten laſſen wird, 
wenn man den berechtigten Intereſſen der Betei⸗ 
ligten gerecht werden will. An der Zulaſſung der 
Anwaltſchaft ſind die Arbeitnehmer genau ſo in⸗ 
tereſſiert wie die Arbeitgeber. Ich kenne in dieſer 
Frage keinen Unterſchied. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Selbſtverſtändlich haben die orga⸗ 
niſierten Arbeitnehmer eine Vertretungsmöglich⸗ 
keit. Aber es gibt einen großen Teil von Arbeit⸗ 
nehmern, die nicht organiſiert ſind. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Sie können nicht beſtrei⸗ 
ten, daß Fälle denkbar ſind, in denen Arbeit⸗ 
nehmer ſich bei dem Arbeitsgericht nicht vertreten 
laſſen können. Denken Sie an die Fälle des Ver⸗ 
zugs uſw. (Wo ſoll man hier ſchon hinziehen? bei 
den Kommuniſten.) Es iſt ſchon unangenehm, 
wenn man tief im Werder ſitzt und nach Danzig 
zur Verhandlung kommen ſoll. (Zuruf des Abg. 
Langnau.) Dann bekommt er eben einen Armen⸗ 
anwalt! 
Daß ſich in Deutſchland eine ſtarke Bewegung 
geltend gemacht hat, um eine Reviſion der Beſtim⸗ 
mung über die Nichtzulaſſung der Rechtsanwälte 
in erſter Inſtanz zu erzielen, iſt doch nicht zu ver⸗ 
kennen. Ein Mann wie der Stadtrat Fleſch in 
Frankfurt a. M. — Fleſch wird Ihnen ja wohl 
bekannt ſein von ſeiner Betätigung auf dem Ge⸗ 
biet des Gewerbegerichts und Arbeitsrechts her! 
— hat ſchon 1915 erklärt, es ſei der Zeitpunkt ge⸗ 
kommen, an dem vom Standpunkt eines eingeleb⸗ 
ten Verfahrens keine Bedenken mehr gegen das 
Auftreten von Rechtsanwälten vor den Gewerbe⸗ 
gerichten zu äußern ſeien. Und der Aniverſitäts⸗ 
profeſſor Dr. Jaſtrow in Berlin, der ebenfalls auf 
dem Gebiete der Entwicklung der Gewerbegerichts⸗ 
barkeit und des Arbeitsrechts hervorragend tätig 
iſt, hat ſchon früher auf demſelben Standpunkt wie 
Fleſch geſtanden, und er hat noch kürzlich in der 
„Juriſtiſchen Wochenſchrift“ im Jahre 1927 die 
Anſicht geäußert, daß der deutſche Geſetzgeber bei 
dem Ausſchluß der Rechtsanwälte von den Ar⸗ 
beitsgerichten von falſchen Vorausſetzungen aus- 
gegangen ſei, und er hat den Zeitpunkt für gekom⸗ 
men gehalten, um eine Korrektur dieſes Fehlers 
einzuleiten. a 

Von den Gefahren, die mit dem Ausſchluß der 
Rechtsanwälte in dem Verfahren vor dem Ar⸗ 
beitsgericht verbunden ſind, hat Herr Abg. Dr. 
Bogdan ſchon einige illustrative Beiſpiele gegeben. 
Ich möchte nun noch mit Genehmigung des Herrn 
Präſidenten den Standpunkt zur Kenntnis brin⸗ 
gen, den die deutſchen Hochſchullehrer der in be: 
tracht kommenden juriſtiſchen Fächer eingenom⸗ 
men haben: 

Die Vertreter des Arbeitsrechts und Zivilpro⸗ 
zeſſes an den Hochſchulen ſehen in dem Ausſchluß der 
Anwälte eine bedenkliche Schädigung der Rechts⸗ 
pflege und der ſachgemäßen Fortentwicklung des Ar⸗ 
beitsrechts, gegen die ſie warnend ihre Stimme er⸗ 
heben. Die oft gehörte Einwendung, daß die Zulaſ⸗ 
ſung der Anwälte das Verfahren verlangſame, kom⸗ 
pliziere und eine vergleichsweiſe Erledigung er⸗ 


ſchwere, lehnt die amtliche Begründung ſelbſt aus⸗ 
dücklich ab .... Das Hauptargument der Begrün⸗ 
dung iſt die Befürchtung, daß die Möglichkeit der 
Betrauung eines Rechtsanwalts mit der Prozeß ver⸗ 
tretung vor dem Arbeitsgericht der wohlhabenderen 
Partei eine beſſere Prozeßſtellung einräume als der 
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(Dumont, Abgeordneter) 
unbemittelten. Mit genau der gleichen Begründung 
könnte man auch die Rechtsanwälte im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren ausſchließen, ein Ergebnis, das nie⸗ 
manden befriedigen und der Rechtspflege nachteilig 
ſein würde. Wer wie wir der Auffaſſung iſt, daß der 
Rechtsanwalt der berufene Vertreter der Partei im 
Prozeßverfahren iſt, wird ihn niemals ausſchließen 
dürfen, ſondern auf Mittel und Wege ſinnen müſſen, 
jeder Partei, die den berechtigten Wunſch hat, durch 
einen Rechtsanwalt vertreten zu ſein, dies zu ermög⸗ 
lichen. Niedrige Gebühren, Armenrecht und Nichter⸗ 
ſtattung der Anwaltsgebühren an die obſiegende Par⸗ 
tei, wenn die Zuziehung eines Anwalts offenbar un⸗ 
nötig war, dienen dem Intereſſe der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer beſſer als der Ausſchluß der Rechtsan⸗ 
wälte. 
In dieſer Entſchließung der deutſchen Hochſchul⸗ 
lehrer ſind am Schluß die Mittel angedeutet, durch 
deren Anwendung man einer überflüſſigen Inan⸗ 
ſpruchnahme von Anwälten ſehr wohl zu begegnen 
in der Lage ſein würde. ex sie 
Es find — worauf ich nochmals hinweiſen 
möchte — von Herrn Abg. Dr. Bogdan hier Fälle 
angeführt worden, in denen Prozeßparteien durch 
die Nichtzulaſſung von Rechtsanwälten geradezu 
zechtlos gemacht werden, da es ihnen nicht möglich 
iſt, ihr Recht zu ſuchen, weil ſie vielleicht nicht oder 
nicht mehr ſelbſt am Ort des Arbeitsgerichts ſind 
und weil ſie nicht den geeigneten Vertreter finden 
können, dem ſie die Wahrnehmung ihrer Inter⸗ 
eſſen übertragen können. Die verſaſſungsrechtliche 
Seite der Ausſchließung der Rechtsanwälte iſt auch 
ſchon geſtreift worden. Es iſt bereits darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß ein Berliner Arbeitsgericht 
dieſe Ausſchließung für verfaſſungswidrig erklärt 
hat. Zur Entſcheidung des Reichsarbeitsgerichts 
iſt dieſe Frage ja leider noch nicht gekommen. Ich 
kann mich daher darauf beſchränken, auf die Be⸗ 
denken hinzuweiſen, die in dieſer Beziehung ob⸗ 
walten. 
Vor kurzem, d. h. im Juli dieſes Jahres, iſt 
übrigens von dem Vorſitzenden des Landesarbeits⸗ 
gerichts in Breslau in der Wochenbeilage der 
Voſſiſchen Zeitung „Recht und Leben“ ein Artikel 
über dieſe Frage erſchienen, aus dem ich mit Ge⸗ 
nehmigung des Herrn Präſidenten einen kurzen 
Abſchnitt verleſen möchte: 

Man hat es in allen Kreiſen, die nicht aus po⸗ 
litiſchen Gründen widerſprechen, als einen Fehler ein⸗ 
geſehen, daß man die Anwälte von der Arbeitsge⸗ 
richtsbarkeit erſter Inſtanz ausgeſchloſſen hat. Die 
Gründe, die auch heute noch in Artikeln der Aus⸗ 
ſchlußbefürworter angegeben werden, ſind keines⸗ 
wegs ſtich haltig. Ebenſowenig, wie man dem 
Kranken verbieten kann, zum Arzt zu gehen, ſollte die 
Geſetzgebung einer Prozeßpartei verbieten, ſich durch 
die berufsmäßigen Prozeßvertreter, die Anwälte, in 
Rechtsſtreitigkeiten unterjtüßen zu laſſen. 

Auf die Tatſache, daß das preußiſche Abgeordne⸗ 
tenhaus bereits beſchloſſen hat, das Preußiſche 
taatsminijterium zu erſuchen, bei der Reichsre⸗ 

gierung dafür einzutreten, daß der Ausſchluß der 
Rechtsanwälte von den Arbeitsgerichten wieder 
aufgehoben wird, iſt ja bereits hingewieſen wor⸗ 
1795 Auch dieſe Tatſache ſollte doch zu denken ge⸗ 
5 Es iſt doch nicht nötig, wenn auch der Ge⸗ 
1 der Erhaltung der Rechtsgleichheit mit 
zeuiſchland, an ſich durchaus begrüßenswert und 
1 billigen iſt, daß man, nur um dieſen Gedanken 
en n durchzuſetzen, auch alles das nachmacht, 
s ſich in Deutſchland bereits als fehlerhaft her⸗ 
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ausgeſtellt hat. — Unſer Nachbarſtaat Polen geht 
übrigens in dieſer Frage nicht ſo weit. Auch Polen 
hat Arbeitsgerichte, aber Polen läßt auch in der 
erſten Inſtanz wenigſtens in den bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, bei denen eine Berufung zu⸗ 
läſſig iſt, Rechtsanwälte zur Vertretung der Par⸗ 
teien zu. Die polniſche Geſetzgebung geht darin 
alſo weiter, als Sie in Danzig gehen wollen. 
Es iſt nun in der Ausſchußberatung ſo darge⸗ 
ſtellt worden, als ob in dieſer Frage ein überwie⸗ 
gendes Erwerbsintereſſe der Anwälte vorliege, 
das ſie veranlaſſe, ſich dafür einzuſetzen, daß ſie 


nicht von der Vertretung der Parteien vor dem 


Arbeitsgericht ausgeſchloſſen werden. Bei den ver⸗ 
hältnismäßig kleinen Objekten, die in der Regel 


von den Arbeitsgerichten entſchieden werden, kön⸗ 
nen Sie ſicher ſein, daß das Erwerbsintereſſe der 
Rechtsanwälte für ihre Stellungnahme in dieſer 


Frage nicht ausſchlaggebend iſt. Außerdem, m. D. 
u. H., wäre ſelbſt das Erwerbsintereſſe der An⸗ 
wälte doch durchaus berechtigt! Sie werden den 
Rechtsanwälten auch die Berechtigung dieſes In⸗ 
tereſſes nicht abſprechen wollen und können! Der 
Anwaltsſtand iſt genau ſo ein Stand wie jeder an⸗ 
dere, der das Recht darauf hat, von ſeinem eigent⸗ 


lichen Betätigungsfeld nicht ausgeſchloſſen zu wer⸗ 


den. Die Zulaſſung zu den Arbeitsgerichten iſt 
aber für die Anwaltſchaft viel mehr eine Frage 
des Standes und des Preſtiges, als eine Frage des 
Erwerbsintereſſes! Wenn Sie die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft von der Zulaſſung zu den Arbeitsgerichten 
ausſchließen, ſo tun Sie ihr ein ſchweres Unrecht! 
Sie diskreditieren die Anwaltſchaft vor der Bepöl⸗ 
kerung! And das iſt das ausſchlaggebende Mo⸗ 
ment, das die Rechtsanwälte veranlaßt hat, ſich 
durch die Anwaltskammer, d. h. durch die berufene 
Standes⸗Vertretung der Rechtsanwälte, dafür ein⸗ 
zuſetzen, daß ihr Ausſchluß von den Arbeitsgerich⸗ 
ten rückgängig gemacht wird. Sie tun der Anwalt⸗ 
ſchaft Unrecht, aber ſie tun auch dem Publikum 
Anrecht, das ein berechtigtes Intereſſe daran hat, 
daß die Rechtsanwälte vor den Arbeitsgerichten 
zugelaſſen werden. (Abg. Raſchke: Aber die Arbei⸗ 
ter haben kein Intereſſe?) Ein ſehr erhebliches, 
Herr Raſchke, aber es hat keinen Zweck, mit Ihnen 
darüber zu ſtreiten. 

8 Wir haben dann noch einen Abänderungsan⸗ 
trag zu dem 8 34 geſtellt, der die Beſetzung des 
Arbeitsgerichts in der Berufungsinſtanz vorſieht, 
und zwar haben wir für die Streitigkeiten aus 8 2 
Ziffer 1 beantragt, das Berufsrichterelement in 
der Berufungsinſtanz zu verſtärken. Wir haben 
jetzt den Zuſtand, daß nach der jetzigen Faſſung 
des Geſetzes die Berufungsinſtanz aus zwei Be⸗ 
rufsrichtern zuſammengeſetzt iſt und aus je zwei 


Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitneh⸗ 


mer, daß die Berufungsinſtanz alſo i B= 
ſetzung mit 6 en urteilt 5 eh ſich 
chon ein außergewöhnlicher Zuſtand, daß ein 
Richterkollegium aus einer geraden Zahl von 
Richtern zuſammengeſetzt iſt. Es iſt viel beſſer, 
wenn wir eine ungerade Zahl haben. Dann 


braucht nicht, wie es jetzt der Fall iſt, unter Am⸗ 
ſtänden die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag 
zu geben. Wir haben deshalb eine Beſetzung der 
Berufungsinſtanz mit drei Berufsrichtern bean⸗ 


C) 


— 


(D} 


(B) 
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tragt und im übrigen mit je zwei Arbeitgebern 


und zwei Arbeitnehmern. Dann haben 
Sie ſieben Richter in der Berufungsinſtanz 
gegenüber fünf Richtern in der erſten In⸗ 


ſtanz und dann ſind die Berufsrichter gegenüber 
den Laienrichtern immer noch in der Minderzahl. 
(Abg. Raſchke: Davon ſind zwei Arbeitnehmer, 
das wäre ein Geſchäft für Sie, das möchten Sie 
machen!) 

Als unnötig betrachten wir einen Teil der 
Vorſchrift des $ 38 und die Vorſchriften der 88 46 
und 47 des vorliegenden Geſetzes, die von dem 
Güteverfahren handeln. Dieſes Güteverfahren 
haben wir im Zivilprozeß in Danzig noch nicht. 
Die entſprechenden Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 


reform ſind hier in Danzig noch nicht in Kraft ge⸗ 


ſetzt, und dies erübrigt ſich auch beim Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetz. Das Gericht iſt nach den prozeßrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen ohnehin jederzeit 
Lage, eine gütliche Beilegung des Rechtsſtreits 
zu verſuchen. Ich bin jahrelang Vorſitzender im 
Kaufmanns⸗ und Gewerbegericht geweſen. Ich 
weiß aus meiner Tätigkeit, daß es immer das Be⸗ 


ſtreben jedes Arbeitsgerichts ſein wird, zunächſt 


eine gütliche Erledigung des Rechtsſtreites herbei⸗ 
zuführen. (Abg. Moritz: Solange noch keine 
Rechtsanwälte dabei ſind!) Sie haben ja keine 
Ahnung davon, wieviel Vergleiche überhaupt nur 
dadurch zuſtande kommen, daß Rechtsanwälte da⸗ 
bei mitwirken! (Abg. Raſchke: Wielange dauert 
ein Prozeß, wenn zwei Rechtsanwälte dabei ſind 


und wie oft wird er vertagt!) Der Vortermin im 


Güteverfahren wird nicht zur Beſchleunigung des 
Rechtsſtreits, ſondern zur Verlangſamung dienen. 
Deutſchland hat ja das Güteverfahren im Zivil⸗ 
prozeß eingeführt. Das Güteverfahren hat dort 
zu erheblichen Bemängelungen Veranlaſſung ge⸗ 
geben. Die Zahl der Stimmen, die das Gütever⸗ 
fahren wieder abgeſchafft wiſſen wollen, mehrt ſich 
von Tag zu Tag. Die Prozeſſe dauern nur länger. 
Es iſt doch ganz klar, daß eine Einigung zwiſchen 
den Parteien ſehr viel eher zuſtande kommen 


wird, wenn das Arbeitsgericht voll beſetzt iſt und 


wenn der Vorſitzende des Arbeitsgerichts in ſeinen 
Bemühungen, 
kommen zu bringen, durch die Beiſitzer unterſtützt 
wird. Das haben wir oft genug erlebt, und iſt 
menſchlich durchaus verſtändlich, wenn ſich die 
Parteien auf das Zureden auch der Beiſitzer hier 
viel eher vergleichen als es ohne dieſe Mitwirkung 
ſeitens der Beiſitzer der Fall wäre. (Abg. Moritz: 
Aber keine Rechtsanwälte, die verzögern gewöhn⸗ 
lich den Prozeß!) Ich werde nicht in der Lage ſein, 
Sie darüber belehren zu können, Herr Moritz! Ich 
muß Ihnen allerdings ſagen, Sie haben nicht die 
Erfahrung, die wir auf dieſem Gebiete haben! Sie 
haben kein eigenes Urteil! (Heiterkeit. — Abg. 
Raſchke: Wer macht bei den Vergleichen das Ge⸗ 
ſchäft?) 

Zum 8 53 haben wir ebenfalls noch einen Ab⸗ 
änderungsantrag geſtellt. Im 8 53 iſt vorgeſehen, 
daß der Wert des Streitgegenſtandes vom Arbeits⸗ 
gericht im Urteil feſtgeſetzt wird. Durch die Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwertes hat es das Arbeitsgericht 
unter Umſtänden in der Hand, die Berufung aus⸗ 
zuſchließen oder zuzulaſſen. Es iſt ein unmöglicher 


in der 


die Parteien zu einem Ueberein⸗ 


Zuſtand, daß das Arbeitsgericht dadurch, daß es 
den Streitwert unter Amſtänden verhältnismäßig 
niedrig feſtſetzt, den Parteien die Möglichkeit der 
Berufung nimmt. Das funn ſomohl die eine, wie 
die andere Partei treffen. Deswegen haben wir 
beantragt, daß die Feſtſetzung des Streitwertes 
durch das Arbeitsgerichtsgeſetz mit der Berufung 
ſoll angefochten werden können. 

Zum 854, der von der Zwangsvollſtreckung han⸗ 
delt, haben wir lediglich einen Antrag geſtellt, der 
das Arbeitsrecht auf dieſem Gebiete mit dem Recht, 
das in den gewöhnlichen Rechtsſtreitigkeiten des 
bürgerlichen Rechtes gilt, in Uebereinſtimmung 
bringen ſoll. Wir bitten Sie, auch dieſen Antrag 
anzunehmen. 

Zum § 56 haben wir dann ſchließlich noch 
einen Abänderungsantrag geſtellt, der die Mög⸗ 
lichkeit betrifft, daß das Arbeitsgericht unter Am⸗ 
ſtänden auch in Fällen, in denen die Berufungs⸗ 
ſumme nicht erreicht iſt, die Berufung zulaſſen 
kann, nämlich dann, wenn die grundſätzliche Be⸗ 
deutung des Rechtsſtreites die Zulaſſung der Be⸗ 
rufung als angemeſſen erſcheinen läßt. Nun kön⸗ 
nen die Auffaſſungen darüber, ob die grundſätz⸗ 
liche Bedeutung eines Streitfalles die Zulaſſung 
der Berufung als angemeſſen erſcheinen läßt oder 
nicht, natürlich ſehr verſchieden ſein. Auch da muß 
alſo ein Korrektiv gegeben ſein! Wir haben des⸗ 
wegen unſeren Antrag dahin geſtellt, daß auf An⸗ 
trag einer der Parteien das Arbeitsgericht eine 
Entſcheidung darüber treffen muß, ob eine grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung und daher Veranlaſſung für 
die Zulaſſung der Berufung vorliegt oder nicht, 
und daß gegen eine dieſe Frage verneinende Ent⸗ 
ſcheidung des Arbeitsgerichts die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde an das Landesarbeitsgericht gegeben 
werden ſoll. 

Der 8 5g iſt ebenfalls überflüſſig. Wir haben 
daher ſeine Streichung beantragt. (Bravo!) 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Niemand wird von mir annehmen, daß ich 
für das Berufsjuriſtentum oder die Anwälte ſpre⸗ 
chen will. Aber ich kenne die Praxis und weiß, 
daß es nicht richtig wäre, wenn man die Anwälte 
hier ausſchließt. Es beſteht auch keine Gefahr; 
denn die Herren, die als Vertreter der Arbeit⸗ 
nehmer vor dem Kaufmanns- und Gewerbegericht 
oder dem künftigen Arbeitsgericht auftreten wol⸗ 
len, ſind ja in ihrer Art Fachanwälte der betref⸗ 
fenden Branche. Die Herren, die z. B. die land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter vertreten, kennen die 
Winkelzüge des Berufes beſſer als der Berufsan⸗ 
walt. Aber was man beim Kaufmanns⸗ und Ge⸗ 
werbegericht vermißt, iſt die Tatſache, daß die Ge⸗ 
genſeite, die Arbeitnehmerſchaft, durchaus nicht 
immer vertreten iſt, wenn die Anwälte nicht zuge⸗ 
laſſen werden. Von den großen Formationen des 
Wirtſchaftslebens, z. B. der Werft von Klawitter 
oder Carlſon, erſcheint der betreffende Syndikus, 
und dann iſt die Gerechtigkeit hergeſtellt, obwohl 
im allgemeinen der betreffende Vertreter der Ar⸗ 
beitnehmerſchaft viel beſſer orientiert iſt, weil er 
ja beim Kaufmanns⸗ und Gewerbegericht dauernd 
zu tun hat, während ſich der Syndikus in der De⸗ 


(C) 


D 
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— 
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fenſive befindet. Aber es gibt zweifellos unange⸗ 
nehme Entſcheidungen, bei denen der andere Teil 
überhaupt nicht vertreten iſt, ſondern ſich durch 
irgend einen Verwandten oder guten Bekannten 
vertreten laſſen muß. Dann iſt zweifellos der an⸗ 
dere Teil, der Arbeitgeber, ſo erſtaunlich in der 
Defenſive, daß man es als Richter nicht verſtehen 
kann. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 

Ich komme nicht in den Verdacht, daß ich für 
die Berufsjuriften ſpreche. Aber im Intereſſe der 
ausgleichenden Gerechtigkeit verſtehe ich nicht, wes⸗ 
wegen Sie ſich dagegen ſträuben. Der Arbeit⸗ 
nehmer wird nicht zum Anwalt gehen. Der An⸗ 
walt muß häufig beim Kaufmannsgericht fünf 
Stunden warten, bis die Sache herankommt und 
muß daher ſo viel verlangen, daß er praktiſch ſo⸗ 
wieſo ausſcheidet. (Sehr richtig!) Ich kann die 
Sache nur ſo betrachten, weil ich im Kaufmanns⸗ 
und Gewerbegericht tätig geweſen bin. Es tut 
einem leid, wenn man manchmal ſo einen armen 
Arbeitgeber ſieht. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 
Es iſt ein hohes Lob für Sie, Herr Raſchke, wenn 
Sie als Vertreter der Arbeitnehmer auftreten und 
da ein Bauer ſitzt, der ſich nicht zu verteidigen 
weiß. Dann tut einem der Bauer leid. Das iſt 
ein Lob für Ihre Intelligenz. Sie werden zuge⸗ 
ben, daß Sie ganz gefährliche Gegner ſind. Es iſt 
daher ein Gebot der Gerechtigkeit, ſich nicht dage⸗ 
gen zu ſträuben, daß die Rechtsanwaltſchaft zuge⸗ 


laſſen wird. (Abg. Plenikowſki: Der will ausglei⸗ 


chende Gerechtigkeit!) 

Vizepräfident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache 
zu § 1. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung. 
M. D. u. H.! Es liegt eine Reihe von Abände⸗ 
rungsanträgen in den Druckſachen Nr. 521, 522, 
523 und 526 vor: ö 


Druckſache Nr. 521. 
Im § 74, 2. Abſatz wird das Wort „Gerichts⸗ 
ſchreiberei“ in „Geſchäftsſtelle“ geändert. 
Wahl und die übr. Mitgl. der D. Lib. Fr. 
Moritz und die übr. Mitgl. der Soz. Fr. 
Hoppe und die übr. Mitgl. der Ztr. Fr. 


. Druckſache Nr. 522. 
Wir beantragen folgende Abänderungen 
Arbeitsgerichtsgeſetzes: 
1. § 3 wird geſtrichen. 
2. § 5 erhält folgende Faſſung: 

„Arbeitnehmer im Sinne dieſes Geſetzes ſind Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte einſchl. Lehrlinge. Nicht als 
Arbeitnehmer im Sinne dieſes Geſetzes gelten die 
fu ih hen Peron und geſetzlichen Vertreter von 
juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten 
des öffentlichen und privaten Rechts, ferner die Ge⸗ 
ſchäftsführer und Betriebsleiter, ſoweit ſie zur ſelb⸗ 
ſtändigen Einſtellung und Entlaſſung der übrigen im 
Betriebe oder in der Betriebsabteilung beſchäftigten 
Arbeiter oder Angeſtellten berechtigt ſind, und Pro⸗ 
kuriſten ſowie Generalbevollmächtigte. Ferner Ar⸗ 
beitnehmer, deren Jahresarbeitsverdienſt an Lohn 
oder Gehalt den Betrag von 6000 Gulden überſteigt, 
r in ihrer Eigenſchaft als öffentliche 

Beamte.“ 

3. In § 8, Abi. 3 wird das Wort „vierhundert“ durch 
das Wort „einhundert“ erſetzt. 

4. Zu § 11 


des 


a) In 8 11, Abſatz 1 werden in der zweiten Zeile 
die Worte: „Rechtsanwälte und“ geſtrichen. 
In den letzten drei Zeilen des erſten Abſatzes 
werden die Worte: „die Tätigkeit als Rechtsan⸗ 
walt ausüben oder“ geſtrichen. / 
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b) In S 11, Abſatz 2 werden im zweiten Satz die 
Worte von: „ferner Mitglieder und“ .... bis 
. . . . Partei find“ geſtrichen. Das Komma vor 
„ Worten wird durch einen Punkt 
erſetzt. 

e) In $ 11, Abſatz 3 werden in der erſten Zeile die 
Worte: „und 2“ geſtrichen. 

In $ 34 erhält der zweite Abſatz folgenden Zuſatz: 

„Handelt es ſich jedoch um Streitigkeiten der in 

§ 2, Ziffer 1 dieſes Geſetzes bezeichneten Art, jo ent⸗ 

ſcheidet die Kammer in der Beſetzung mit einem Vor⸗ 

ſitzenden, zwei weiteren Berufsrichtern und je zwei 

Beiſitzern aus den Kreiſen der Arbeitgeber und der 

Arbeitnehmer.“ 

6. In § 38 wird im zweiten Abſatz der zweite Satz, näm⸗ 
lich die Worte von „an die Stelle“. bis 
„und 47“ geſtrichen. 

S 46 wird geſtrichen. 

. S 47 wird geſtrichen. 

In 8 53 erhält der zweite Abſatz folgenden Zuſatz: 

„Die Feſtſetzung kann mit der Berufung angefochten 

werden.“ 

Zu 8 54. Der erſte Satz des erſten Abſatzes des § 54 

erhält folgende Faſſung: 1 

„Urteile der Arbeitsgerichte, gegen die der Ein⸗ 
ſpruch oder die Berufung zuläſſig iſt, ſind von Amts⸗ 
wegen für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, ſofern 
der Gegenſtand der Verurteilung an Geld oder Gel⸗ 
deswert die Summe von 800, — Gulden nicht über⸗ 
ſteigt; in betreff des Wertes des Gegenſtandes kom⸗ 
men die Vorſchriften der SS 3 bis 9 der Zivilproßez⸗ 
ordnung zur Anwendung.“ 

Zu $ 56. Der erſte Abſatz des $ 56 erhält folgende 

Faſſung: f e 

„Gegen die Arteile der Arbeitsgerichte findet, 
ſoweit nicht nach § 63 das Rechtsmittel der Be⸗ 
ſchwerde gegeben iſt, die Berufung an das Landes⸗ 
arbeitsgericht ſtatt, wenn der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes den Betrag von einhundert Gulden über⸗ 
ſteigt, oder wenn das Arbeitsgericht die Berufung 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechts⸗ 
ſtreits zugelaſſen hat. — Auf Antrag einer Partei 
hat das Arbeitsgericht eine ausdrückliche Entſchei⸗ 
dung darüber zu treffen, ob der Rechtsſtreit grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung hat und die Berufung daher zu⸗ 
gelaſſen werden ſoll oder nicht. Gegen eine dieſe Frage 
verneinende Entſcheidung des Arbeitsgerichts findet 
die ſofortige Beſchwerde an das Landesarbeitsgericht 
ſtatt.“ 

§ 59 wird geſtrichen. 5 

Dumont u. die übr. Mitgl. der Natlib. Bürgerpartei. 


a 


Soon 


10. 


b 


12. 


Druckſache Nr. 523. 
Wir beantragen folgende Abänderungen: 
1. Dem § 1 folgende Faſſung zu geben: 
Die Gerichtsbarkeit in Arbeitsſachen (88 2 und 
3) liegt den ordentlichen Gerichten ob. Sie wird aus⸗ 
geübt durch die bei ihnen einzurichtenden: 
1. Arbeitsgerichte (88 14 bis 31) 
5 das Landesarbeitsgericht (88 32 bis 37). 
Im 82 
1. in Ziffer 2 den letzten Satz wie folgt zu faſſen: 

„ausgenommen ſind Streitigkeiten, deren Gegen⸗ 

ſtand die Erfindung eines Arbeitnehmers bildet 

und Streitigkeiten der nach $ 481 des Handels⸗ 
geſetzbuches zur Schiffsbeſatzung gehörenden Per⸗ 

ſonen“, 5 

2. die Ziffer 3 wie folgt zu fallen: 

3. für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen 
Arbeitnehmern aus gemeinſamer Arbeit, ſowie 
für Streitigkeiten zwiſchen Arbeitnehmern aus 
unerlaubten Handlungen ſoweit dieſe mit dem 
Arbeitsverhältnis im Zuſammenhang ſtehen. 

III. Im 8 3 Abſatz 1 die Worte „ſowie von ſolchen gegen 

Dritte“ zu ſtreichen. . > 

IV. In $ 8 dem Abſatz 3 folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 
Gegen den ablehnenden Beſchluß des Arbeitsge⸗ 
richts iſt Beſchwerde beim Landesarbeitsgericht zu⸗ 


läſſis. 
V. Dem 8 11 folgende Faſſung zu geben: 5 
Vor den Arbeitsgerichten werden Perſonen, 
welche das Verhandeln vor Gericht gewerbsmäßig be⸗ 


D 


(A) 


(B) 
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treiben, als Prozeßbevollmächtigte oder Beiſtände XVI. Dem 8 53 Abſatz 1 folgende Faſſung zu geben: (O) 
nicht zugelaſſen. Zugelaſſen werden jedoch: Der Betrag der Koſten iſt, ſoweit er ſofort ermit⸗ 
1. ſatzungsmäßige Vertreter und bevollmächtigte telt werden kann, im Arteil feſtzuſtellen. Ein An⸗ 
Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen von ſpruch der obſiegenden Partei auf Entſchädigung 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ſoweit ſie für wegen Zeitverſäumnis und auf Erſtattung der Ko⸗ 
die Vereinigung oder Mitglieder der Vereini⸗ ſten für die Zuziehung eines Prozeß bevollmächtigten 
gung auftreten; oder Beiſtandes beſteht nur, ſoweit dies aus beſon⸗ 
2. Rechtsanwälte, 5 deren Gründen der Billigkeit entſpricht und das 
über die Zulaſſung zu 1 entſcheidet in Zweifels⸗ Arbeitsgericht auf Antrag die Verpflichtung der 
fällen das Arbeitsgericht unanfechtbar; die Ent⸗ unterliegenden Partei im Urteil ausſpricht. Ueber 
ſcheidung kann ohne mündliche Verhandlung er⸗ die Höhe des Anſpruchs entſcheidet das Arbeits⸗ 
gehen. 5 5 gericht nach freiem Ermeſſen. Die Entſcheidungen 
Vor dem Landesarbeitsgericht müſſen die auf Grund dieſes Abſatzes ſind endgültig, ſoweit 
Parteien ſich durch Rechtsanwälte vertreten nicht die ihnen zugrunde liegende Entſcheidung über 
laſſen. a 1 die Koſten des Rechtsſtreits abgeändert wird. 
Zur Vertretung berechtigt iſt jeder bei einem Dr. Bogdan u. die übr. Mitgl. der Dnut. Fr. 
Mech e Stadt Danzig zugelaſſene 
echtsanwalt. 5 8 
VI. In $ 12 von der dritten Zeile an zu ſetzen: Bis zu Druckſache Nr. 526. 
G 50,— einſchl. G 1,—, 1 Abſatz von mehr als G 1. S 1 erhält folgende Faſſung: 
50,— bis G 100,— G 2,—, für jedes weitere ange: Die Gerichtsbarkeit in Arbeitsſachen liegt den Ar⸗ 
fangene Hundert bis zu G 1000, — je G 3,—, für beitsgerichten ob. 
jedes weitere angefangene Tauſend bis zu G 5000, — 2. § 2 erhält folgende Faſſung: 
2 %, für jedes weitere angefangene Tauſend bis zu Die Arbeitsgerichte ſind ohne Rückſicht auf den Wert 
G 10 000, — 1%, für jedes weitere angefangene Tau⸗ des Streitgegenſtandes zuſtändig: 
ſend darüber ½ % bis zum Höchſtſatz von G 600, —. a) für Streitigkeiten der Tarifvertragsparteien aus 
Schreibgebühren kommen nicht in Anrechnung. Tarifverträgen; 
VII. Dem 8 14 folgende Faſſung zu geben: . b) für Streitigkeiten zwiſchen Arbeitnehmern (Ar⸗ 
Die Arbeitsgerichte werden bei den ordentlichen beitern, Angeſtellten und Beamten) und Arbeit⸗ 
Gerichten für den Bezirk eines oder mehrerer Ar⸗ gebern (Unternehmern, öffentliche Körperſchaf⸗ 
beitsgerichte errichtet. ten) aus dem Arbeits- oder Lehrverhältnis und 
VIII. Im 8 17 h aus den Verhandlungen über die Eingehung 
1. im Abſatz 1, Abſatz 2 und Abſatz 3 die Worte eines Arbeits- oder Lehrverhältniſſes einſchl. der 
„nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereinigun⸗ Streitigkeiten, deren Gegenſtand die Erfindung 
gen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ zu eines Arbeiters, Angeſtellten oder Beamten bilder 
ſtreichen, 5 und einſchl. der Streitigkeiten, der nad) $ 481 des 
2. dem Abſatz 3 folgenden Zuſatz zu geben: „Für Handelsgeſetzbuches zur Schiffsbeſatzung gehöri⸗ 
die Landwirtſchaft und das Handwerk müſſen gen Perſonen; 
Fachkammern gebildet werden.“ 0) uch ee aus dem Arbeitnehmeraus⸗ 
IX. Zu § 18 “ HUDBEID UT 
1. im erſten Abſatz die Worte „beſtellt der Senat ch) für Streitigkeiten aus der Verordnung, betr. o 
zu erſetzen durch „werden dürch das Präſidium eine vorläufige Landarbeitsordnung; 
des Landgerichts beſtellt“, ä TEE e) für Streitigkeiten aus dem $ 98 des Reichsver⸗ 
2. am Eingange des Abſatz 2 die Worte „ſind in ſorgungsgeſetzes. 
der Regel ordentliche Richter“ zu erſetzen durch Die Arbeitsgerichte ſind auch zuſtändig für das 
die Worte „müſſen ordentliche Richter fein. Arbeitsſtrafrecht auf Verletzung von Arbeitsſchutz⸗ 
X. 1.8 20 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: beſtimmungen. 
Die Arbeitsrichter werden in unmittelbarer und 3. § J erhält folgende Faſſung: 
geheimer Wahl von den Arbeitgebern und Ar⸗ Bei den Arbeitsgerichten können auch Klagen gegen 
beitnehmern im Bezirke des Arbeitsgerichts ge⸗ die Arbeitgeber oder Arbeitnehmer ſowie von ſolchen 
wählt. Die Wahl hat nach den Grundſätzen der gegen Dritte erhoben werden, wenn die Streitigkeit 
Verhältniswahl zu erfolgen und iſt getrennt für mit einem Arbeitsverhältnis im rechtlichen oder wirt⸗ 
kaufmänniſche, techniſche und ſonſtige Angeſtellte ſchaftlichen Zuſammenhang ſteht. 
ſowie für Arbeiter und die verſchiedenen Arbeits⸗ 4. 8 4 erhält folgende Faſſung: 
gruppen durchzuführen. Die näheren Beſtimmun⸗ Der Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarleit durch 
gen über die Durchführung der Wahl erläßt der Schiedsvertrag oder Vereinbarung iſt nicht zuläſſig. 
Senat. g Entgegenſtehende Vereinbarungen ſind nichtig. 
2. Abſatz 2 zu ſtreichen. 5. $ 5 erhält folgende Faſſung: 
XI. Zu 8 29 2 Arbeitnehmer im Sinne des Geſetzes find Arbeiter 
1. den erſten Abſatz durch folgende Beſtimmung zu und Angeſtellte einſchl. der Lehrlinge. Als Arbeit⸗ 
erſetzen: Vor Beginn des Geſchäftsjahres werden nehmer gelten auch die unteren Beamten, ferner mitt⸗ 
durch das Präſidium des Landgerichts die Ge⸗ lere Beamte, ſoweit dieſelben nicht in leitender Stel⸗ 
ſchäfte auf die einzelnen Kammern verteilt, In lung beſchäftigt ſind. . e 
gleicher Weiſe erfolgt die Verteilung der Vor⸗ Den Arbeitnehmern ſtehen Perſonen gleich, die, 
ſitzenden, der ſtellvertretenden Vorſitzenden und ohne in einem Arbeitsvertragsverhältnis zu ſtehen, 
der Beiſitzer auf die einzelnen Kammern. Die im Auftrag und für Rechnung einer oder mehrerer 
Vorſitzenden, die ſtellvertretenden Vorſitzenden beſtimmter anderer Perſonen Arbeit leiſten (Heim⸗ 
und die Beiſitzer können mehreren Kammern an⸗ gewerbetreibende und ſonſtige arbeitnehmerähnliche 
gehören. 8 Perſonen, wie Zwiſchenmeiſter, die einen weſentlichen 
2. in Abſatz 2 eingangs „ſollen“ durch „müſſen“ zu Teil ihres Entgelts für eigene Arbeiten erhalten.) 
erſetzen. 5 5 Keine Arbeitnehmer ſind die höheren Beamten 
XII. Im $ 32 die Worte „durch den Senat“ zu ſtreichen. oder mittlere Beamte in leitenden Stellungen. 
XIII. Im $ 34 Abſatz 2 „einen weiteren Berufsrichter“ zu 6. § 6 erhält folgende Faſſung: f 
erſetzen durch „zwei weiteren Verufsrichtern. 1. Zu Arbeiterrichtern können nur Arbeitnehmer 
XIV. Im $ 35 Abſatz 1 die Worte „der Senat“ zu erſetzen (Arbeiter, Angeſtellte und Beamte) gewählt 
durch „das Präſidium des Landgerichts.“ a werden. 
XV. 1. Dem 5 43 Abſatz 1 folgenden Zuſatz zu geben: 2. Zu Vorſitzenden von Arbeitsgerichten ſind nur 
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Von der Anwendung ſoll abgeſehen werden, 


wenn der Partei wegen weiter Entfernung ihres 
Aufenthaltsortes vom Sitze des Gerichts oder aus 
ſonſtigen Gründen die perſönliche Wahrnehmung 
des Termins nicht zugemutet werden kann. 

2. Im § 43 Abſatz 2 zu ſtreichen. 8 


ſolche Arbeitnehmer zu wählen, die Kenntniſſe 
und Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeits⸗ 
rechts beſitzen. 3 
3. Die in der Gerichtsverfaſſung feſtgeſetzte Befä⸗ 
higung zum Richteramt iſt weder für den Vor⸗ 
ſitzenden noch für feinen Stellvertreter erforder⸗ 
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lich; ebenſowenig eine Staatsprüfung für die 
allgemeine Staatsverwaltung. | 

7. § 7 erhält folgende Faſſung: | 
Die Koſten der Arbeitsgerichte trägt die Freie Stadt 
Danzig. 

8. § 8 wird geſtrichen. 

9. § 10 erhält folgende Faſſung: 

Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren ſind 
auch wirtſchaftliche Vereinigungen von Arbeitgebern 


1A) 
vom 6. 10. 25 ſoll als Beiſitzer mindeſtens ein (O) 
verſorgungsberechtigter Schwerbeſchädigter beige⸗ 
zogen werden. 
b) Im 8 16 erſter Abſatz zweiter Satz hinter dem 
Worte „Arbeitgeber“ iſt einzuſchalten: „bezw. 
Veertreter der öffentlichen Körperſchaften.“ 
16. § 17 erhält folgende Faſſung: 
Die Zahl der Kammern wird vom Arbeitsgericht be⸗ 
ſtimmt. Für Streitigkeiten der Arbeiter, Angeſtellten 


= 


und von Arbeitnehmern, die Gewerkſchaften (die ört⸗ 
lichen Verwaltungsſtellen und Kartelle.) 

8 11 erhält folgende Faſſung: 

Vor den Arbeitsgerichten ſind alle Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte oder Beiſtände Rechtsanwälte und Perſonen, 
die das Verhandeln vor Gericht gewerbsmäßig gegen 
Entgelt betreiben, ausgeſchloſſen. 

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte haben das 
Recht, ſich durch andere Perſonen mit Ausnahme der 
im Abſatz 1 bezeichneten vertreten zu laſſen. 

Im Falle der Ablehnung iſt dem 8 11 folgender 
dritter Abſatz anzufügen: 

Die dem Neichsausſchuß der Kriegsbeſchädigten⸗ 
und Kriegshinterbliebenenfürſorge angehörigen Ver⸗ 
bände werden als Vertretungsbevollmächtigte zuge⸗ 
laſſen. 

8 12 erhält folgende Faſſung: . 

Alle Arbeitsſtreitigkeiten ſind für Arbeitnehmer un⸗ 
entgeltlich, Vergleiche in einem anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit vor dem Arbeitsgericht find ſtempelfrei. 

Der Arbeitgeber trägt im Falle des Unterliegens 
die Koſten nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtenge⸗ 
ſetzes. Im Falle der Einlegung einer Berufung durch 
Arbeitgeber hat das Gericht angemeſſenen Koſtenvor⸗ 
ſchuß zu verlangen. 2 
. 813 erhält folgende Faſſung: 0 
Die Arbeitsgerichte haben in Bezug auf Beweiser⸗ 
hebung (Partei-, Sachverſtändigen⸗ und Zeugenver⸗ 
nehmung) Verteidigungen und Vorführungen die 
gleichen Befugniſſe wie die Amtsgerichte nach der 
Zivil⸗ und Strafprozeßordnung und der Gerichtsver⸗ 


faſſung. 


Die Arbeitsgerichte haben einander Rechtshilfe 
zu leiſten. 
Arbeitsgerichte. 
Aufbau. 


3, 8 14 erhält folgende Faſſung: 


Die Arbeitsgerichte werden als ſelbſtändige Gerichte 
durch die Gemeindebehörden errichtet. In jeder Ge⸗ 
meinde über 3000 Einwohner iſt ein Arbeitsgericht 
zu errichten. Gemeinden unter 3000 Einwohner wer⸗ 
den zu einem Arbeitsgerichtsbezirk vereint. Sie er⸗ 
richten gemeinſam ein Arbeitsgericht. Der Sitz dieſes 
Arbeitsgerichtes wird vom Arbeitsgericht ſelbſt be⸗ 
ſtimmt. In beſonderen Fällen, insbeſondere in einem 
einheitlichen Wirtſchaftsgebiet, können auch für meh⸗ 
rere Gemeinden über 3000 Einwohner gemeinſame 
Arbeitsgerichte errichtet werden. Anter, dieſen Vor⸗ 
aussetzungen können auch Gemeinden unter 3000 Ein⸗ 
wohner in den Bezirk eines nächſtliegenden Arbeits⸗ 
gerichts einbezogen werden. 

5 15 erhält folgende Faſſung: g 
Die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht 
führt die Gemeindebehörde am Sitz des Arbeitsge⸗ 
richts. Die Gemeindeverwaltung ſoll die Geſchäfte 
der Verwaltung und die Dienſtaufſicht dem Vorſitzen⸗ 
den des Arbeitsgerichts oder, wenn mehrere Vor⸗ 
ſitzende vorhanden ſind, einem Vorſitzenden über⸗ 


tragen. 

§ 16 erhält folgende Faſſung: 2 
Das Arbeitsgericht beſteht aus der erforderlichen 
Anzahl von Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden und von Beiſitzern. \ * 

Jede Kammer des Arbeitsgerichts wird in Ber 
ſetzung mit einem Vorſitzenden und zwei beiſitzenden 
Arbeiterrichtern tätig. s 

Iſt ein Kriegsbeſchädigter als Partei an dem 
Ausgang eines Arbeitsſtreites intereſſiert, ſo muß 
vom Arbeitsgericht als Arbeiterrichter ein verſor⸗ 
gungsberechtigter Schwerbeſchädigter mitwirken. 

Im Falle der Ablehnung: 

a) dem S 16 iſt folgender dritter Abſatz anzufügen: 

Für die Erledigung von Streitfällen nach dem 

Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter 


D 
So 


und Beamten können getrennte Kammern gebildet 
werden. Ebenſo können Fachkammern für beſtimmte 
Berufe und Gewerbe und beſtimmte Gruppen von 
i Angeſtellten oder Beamten gebildet 
werden. 


. 18 erhält folgende Faſſung: 


Die Vorſitzenden werden mindeſtens jährlich nach er⸗ 
folgter Neuwahl der Arbeitsgerichte neu gewählt. 
Zu Vorſitzenden können auch Nichtmitglieder der Ar⸗ 
beitsgerichte gewählt werden. 
Ausgeſchloſſen von der Wahl ſind: 
a) Unternehmer, 
b) Prokuriſten, Geſchäftsführer und Betriebsleiter, 
e) Vertreter oder Angeſtellte von Unternehmerver⸗ 
einigungen, 
d) Angeſtellte und Beamte eines Arbeitsgerichts. 
Die Vorſitzenden der Arbeitsgerichte werden 
durch die Mitglieder der Arbeitsgerichte gewählt. Die 
b geheim und mit einfacher Stimmen⸗ 


S 20 erhält folgende Faſſung: 


Die Mitglieder der Arbeitsgerichte werden alljährlich 
in geheimer und direkter Wahl nach dem Verhältnis⸗ 
wahlrecht auf Grund gebundener Liſten gewählt. 
Wahlberechtigt ſind alle Arbeiter, Angeſtellten und 
Beamten beiderlei Geſchlechts, die im Bezirk des Ar⸗ 
beitsgerichts beſchäftigt ſind. Erwerbsloſe wählen an 
ihrem Wohnort. Die Wahl hat an einem Sonntag 
ſtattzufinden. 

In Betrieben, die über 50 Angeſtellte und Arbei⸗ 
ter beſchäftigen, muß die Wahl an einem Arbeitstag 
im Betriebe ſelbſt vorgenommen werden. 


8 21 erhält folgende Faſſung: 


Zum Gerichtsmitglied kann gewählt werden jeder Ar⸗ 
beiter, Angeſtellte und Beamte, der das 20. Lebens⸗ 
jahr vollendet hat. Das Gerichtsmitglied braucht nicht 
im Bezirk des Arbeitsgerichts beſchäftigt zu ſein oder 
dort zu wohnen. 
Als Mitglieder können nicht gewählt werden: 
a) Unternehmer, 
b) Prokuriſten, Geſchäftsführer und Betriebsleiter, 
e) Vertreter oder Angeſtellte von Unternehmerver⸗ 
einigungen, 
d) Angeſtellte und Beamte eines Arbeitsgerichts. 


19 a. § 22 iſt zu ſtreichen. 
20. Im § 23 iſt am Schluß des zweiten Abſatzes anzu⸗ 


fügen: 

„Den Beamten ſtehen Mitglieder und Angeſtellte 
wirtſchaftlicher Vereinigungen von Beamten oder von 
Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die kraft 
Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt ſind.“ 


8 24 den letzten Satz ſtreichen, an deſſen Stelle jegen: 


Ueber die Berechtigung zur Ablehnung entſcheidet das 
Arbeitsgericht endgültig. 


. 8 25 erhält folgende Faſſung: 


Das Amt der Gerichtsmitglieder iſt ein Ehrenamt. 

Die Gerichtsmitglieder erhalten eine vom Ar⸗ 
beitsgericht feſtzuſetzende angemeſſene Entſchädigung 
für den ihnen erwachſenden Verdienſtausfall und 
Aufwand ſowie Erſatz der Fahrkoſten. 


S 26 erhält folgende Faſſung: 


Mitglieder oder Vorſitzende der Arbeitsgerichte dür⸗ 
fen während ihrer Zugehörigkeit zum Arbeitsgericht 
vom Arbeitgeber (Unternehmer, öffentliche Körper⸗ 
ſchaften) weder entlaſſen noch gekündigt werden. Die 
Kündigung oder Entlaſſung darf auch nach dem Er⸗ 
löſchen ihrer Zugehörigkeit zum Arbeitsgericht nicht 
wegen ihrer Tätigkeit als Gerichtsmitglied erfolgen. 

Den Arbeitgebern iſt unterſagt, einen Arbeiter, 
Angeſtellten oder Beamten in der Uebernahme und 
Ausübung des Arbeiterrichteramtes zu beſchränken 
oder ſie wegen der Ausübung ihrer arbeiterrichter⸗ 
lichen Tätigkeit zu benachteiligen. 


(A) 
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24. 


30. 


31. 


Im 


Arbeitgeber, (bei Körperſchaften des öffentlichen 

Rechts die für die Benachteiligung eines Beamten 
in der Ausübung ſeiner arbeiterrichterlichen Tätig⸗ 
keit verantwortlichen Betriebsleiter) die den Vor⸗ 
ſchriften des Abſatz 1 zuwiderhandeln, werden mit 
Gefängnis nicht unter einem Monat oder mit Geld⸗ 
ſtrafe von 1000 G bis zu 10000 G beſtraft. a 
§ 27 erhält folgende Faſſung: 
Wenn ein Gerichtsmitglied ſeine Amtspflicht grob 
verletzt, ſo kann ihn das Arbeitsgericht ſeines Amtes 
N Vor der Entſcheidung iſt der Angeſchuldigte 
zu hören. 


8 29a erhält folgende Faſſung: 


Bei Arbeitsgerichten mit mehr als einer Kammer fin⸗ 
den regelmäßig Vollſitzungen aller Mitglieder der 
Arbeitsgerichte unter Leitung des aufſichtsführenden 
Vorſitzenden ſtatt. Die Vollſitzung des Arbeitsgerichts 
beſchließt über die Bildung von Fachkammern ſowie 
über die Geſchäftsverteilung und über die Verteilung 
der Beiſitzer auf die Kammern. Jedes Mitglied des 
Arbeitsgerichts iſt berechtigt, Anträge bezüglich der 
Verwaltung und Dienſtvorſchrift zur Beſchlußfaſſung 
der Vollſitzung zu ſtellen. 

§ 30 die Worte „der Vorſitzende“ zu erſetzen durch 
„die Arbeitsgerichte“ 


8 31 erhält folgende Faſſung: 


Jedes Arbeitsgericht errichtet eine Geſchäftsſtelle. 
Landesarbeitsgerichte. 


Die SS 32 bis 37 die Landesarbeitsgerichte betref⸗ 


fend, werden geſtrichen. 


29. § 40 erhält folgende Faſſung: 


Die ordentlichen Gerichte ſind verpflichtet, Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die zur Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte 
gehören, an dieſe unverzüglich zu überweiſen. Im 
Zweifel iſt die Entſcheidung zu Gunſten der Zuſtän⸗ 
digkeit der Arbeitsgerichte zu treffen. 
§ 41 erhält folgende Faſſung: ; 
Ueber die Ablehnung von Gerichtsperſonen entſcheidet 
das Arbeitsgericht. Der abgelehnte Arbeitsrichter 
wirkt bei dieſer Entſcheidung nicht mit. 5 
Iſt der Vorſitzende abgelehnt, ſo tritt an deſſen 
Stelle an Orten, wo mehrere Kammern vorhanden 
ſind, der Vorſitzende einer anderen Kammer. 
Iſt an einem Orte nur eine Kammer gebildet 
worden, ſo iſt der Vorſitzende eines benachbarten Ar⸗ 
beitsgerichts zu dieſer Entſcheidung hinzuzuziehen. 
Anſtelle der abgelehnten Beiſitzer treten die auf 
dem Wahlvorſchlag nachfolgenden Arbeitsrichter als 
Erſatzrichter ein. 5 5 
Gegen den Beſchluß findet kein Rechtsmittel ſtatt. 
$ 44 erhält folgende Faſſung: a 
Die Verhandlung einſchl. der Beweisaufnahme und 
der Verkündung der Entſcheidungen iſt öffentlich. 


2. § 49 erhält folgende Faſſung: 


Die Verhandlung iſt möglichſt in einem Termin zu 
Ende zu führen. Iſt das nicht durchführbar, insbe⸗ 
ſondere weil eine Beweisaufnahme nicht ſofort ſtatt⸗ 
finden kann, ſo iſt der weitere Termin alsbald zu 
verkünden. 0 

Der neue Termin iſt, falls nicht Hinderungs⸗ 
gründe beſtehen, die dies unmöglich machen, inner⸗ 
halb drei Tagen anzuſetzen. 


33. § 56 erhält folgende Faſſung: 


Gegen die Arteile des Arbeitsgerichts findet die Be⸗ 
rufung nur innerhalb der Arbeitsgerichte ſtatt, wenn 
der vom Arbeitsgericht feſtgeſetzte Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 1000 Gulden überſteigt 
oder wenn bei Strafurteilen wegen Verletzungen von 
Arbeiterſchutzbeſtimmungen die Strafe einen Monat 
Gefängnis oder 1000 Gulden Geldſtrafe überſteigt. 

Bei Rollektivftreitigfeiten mehrerer Arbeiter, An⸗ 
geſtellten oder Beamten findet Berufung ſtatt, wenn 
die auf den einzelnen, an der Streitigkeit Beteiligten 
entfallende Durchſchnittsſumme 1000 Gulden über⸗ 
teigt. 
Die Berufungsverhandlung findet vor einer an⸗ 
deren Kammer desſelben Arbeitsgerichts ſtatt. Die 
Mitwirkung von Richtern, die bei der erſten Ent⸗ 
ſcheidung beteiligt waren, iſt bei einer Berufungs⸗ 
verhandlung ausgeſchloſſen. Bei Arbeitsgerichten, 


bei denen nur eine Kammer eingerichtet iſt, wird die 
Berufungsverhandlung an das örtlich am nächſten 


34. 


35. 


36. 
37. 


38. 


39. 


40. 


41. 
42. 
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oder im Verkehr am leichteſten zu erreichende Ar⸗ 
beitsgericht abgegeben. 

Im Falle der Ablehnung ift dem $ 56 Abſatz 1 
folgende Faſſung zu geben: 

Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet, ſo⸗ 
weit nicht nach S 75 das Rechtmittel der Beſchwerde 
gegeben iſt, die Berufung an die Landesarbeitsge⸗ 
richte ſtatt — ſoweit Lohnempfänger Berufungskläger 
find — wenn der vom Arbeitsgericht feſtgeſetzte Wert 
des Streitgegenſtandes den Betrag von 300 Gulden 
überſteigt — ſoweit Gehaltsempfänger Berufungs⸗ 
kläger ſind — wenn der vom Arbeitsgericht feſtge⸗ 
ſetzte Wert des Streitgegenſtandes den Betrag von 
900 Gulden überſteigt — ſoweit Unternehmer oder 
ihnen gleichgeſtellte Perſonen Berufungskläger find — 
für den Fall, daß der in der erſten Inſtanz obſiegende 
Teil Lohnempfänger iſt und der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes 900 Gulden überſteigt, wenn der in der 
erſten Inſtanz e Teil ein Gehaltsempfänger 
iſt und der von dem Arbeitsgericht feſtgeſetzte Wert 
des Streitgegenſtandes 2700 Gulden überſteigt. Das 
Arbeitsgericht kann zu Gunſten des wirtſchaftlich 
ſchwächeren Teils die Berufung wegen der grundſätz⸗ 
lichen Bedeutung des Streites unbeſchadet der Höhe 
des Wertes des Streitgegenſtandes zulaſſen. 
§ 58 erhält folgende Faſſung: 

Die Berufungsfriſt und die Friſt für die Berufungs⸗ 
begründung betragen je zwei Wochen. 
Der Termin zur mündlichen Verhandlung muß 
unverzüglich beſtimmt werden. 
§ 61 erhält folgende Faſſung: 
Hat ſich der Wert des Streitgegenſtandes nach der 
Verkündung des Arteils des Arbeitsgerichts geändert, 
ſo ſetzt ihn das Arbeitsgericht im Berufungsurteil 
erneut feſt. 
Im 8 64 iſt der zweite Satz zu ſtreichen. 
Im 8 66 Abſatz 2 die Worte „... Vorſitzenden des 
Arbeitsgerichts“ zu ſtreichen und an deren Stelle zu 
ſetzen „Arbeitsgericht“. 
§ 68 erhält folgende Faſſung: 
In dem Verfahren ſind die Arbeitgeber, die Arbeit⸗ 
nehmer und die Betriebsvertretungen zu hören, die 
im einzelnen Falle beteiligt ſind. Die Beteiligten 
find vor der Kammer anzuhören. 
Die Vornahme von Beſichtigungen erfolgt durch 
die Kammer. 
Im 8 69 erhält der Abſatz 3 folgende Faſſung: 
Der Beſchluß nebſt Gründen muß vor der Verkündung 
ſchriftlich niedergelegt werden. Die Verkündung muß 
ſpäteſtens drei Tage nach Faſſung des Beſchluſſes 
erfolgen. 
§ 70 erhält folgende Faſſung: 
Gegen die das Verfahren beendenden Beſchlüſſe der 
Arbeitsgerichte findet die Rechtsbeſchwerde ſtatt. 
Für die Entſcheidung über Rechtsbeſchwerden ſind 
beſondere Beſchwerdekammern zuſtändig. 
Entſprechend dem Umfang der Geſchäfte werden 
die Arbeitsgerichte zu einem Bezirk zuſammengefaßt 
und für jeden Bezirk eine Beſchwerdekammer gebildet. 
Die Beſchwerdekammer ſetzt ſich zuſammen aus 
fünf Mitgliedern. Der Vorſitzende wird von den Mit⸗ 
gliedern der Beſchwerdekammer gewählt. Als Mit⸗ 
glied der Beſchwerdekammer können nur Arbeiter, An⸗ 
geſtellte und Beamte gewählt werden, die mindeſtens 
ein Jahr als Arbeiterrichter tätig waren. 
§ 94 die Ziffer 6 iſt zu ſtreichen. ? 
§ 95. Der $ 95 Abſatz 1 Ziffer 2 wird geſtrichen. 
Langnau und die übr. Mitgl. der Komm. Fr. 
Wir kommen zur Abſtimmung über 8 1 der 


Vorlage, und zwar werde ich zunächſt über den 


Antrag in Druckſache Nr. 523 abſtimmen laſſen, 


unterſchrieben Dr. Bogdan und die übrigen Mit⸗ 
glieder der Deutſchnationalen Fraktion. Ich bitte 


diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag 


ihre 


Zuſtimmung geben wollen, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Es ſteht jetzt die 
Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag in Druckſache 
Nr. 526, unterſchrieben von dem Abg. Langnau 
und der Kommuniſtiſchen Fraktion. Ich bitte die⸗ 
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jenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Die 
Mehrheit ſteht jetzt, der Abänderungsantrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
§ 1 der Vorlage. Bitte diejenigen, die 8 1 an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das Büro iſt ſich nicht einig, wir 
müſſen auszählen. Die Auszählung beginnt. — 
Ich ſchließe die Auszählung. Es haben ſich an ihr 
62 Abgeordnete beteiligt, davon haben 38 mit Ja 
und 24 mit Nein geſtimmt. $ 1 der Vorlage iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Es lie⸗ 
gen wiederum zwei Abänderungsanträge vor. Ich 
laſſe zunächſt über den Abänderungsantrag der 
Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 523 
abſtimmen. Ich bitte diejenigen, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
526, geſtellt von der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtim⸗ 
mung über $ 2 der Vorlage. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Es 
iſt das gleiche Ergebnis wie vorhin, § 2 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 3 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Zu 8 3 
träge in den Druckſachen Nr. 522, 523 und 526 vor. 


5 laſſe zunächſt über den Abänderungsantrag 


es Abg. Dumont in Druckſache Nr. 522 abſtim⸗ 
men. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab über den 
Antrag in Druckſache Nr. 523, geſtellt von dem 
Abg. Dr. Bogdan. Ich bitte die D. u. H., die ihn 


Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 


men zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 


trag in Druckſache Nr. 526, geſtellt von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion. Ich bitte diejenigen, die 


ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über $ 3 der Vor⸗ 
lage. Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 

3 it angenommen. Wir kommen zu § 4. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Es liegt hierzu der Abänderungsan⸗ 
trag der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache 
Nr. 526 vor. Ich bitte diejenigen, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag ihre Zuſtimmung geben wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
3 4 der Vorlage. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 A 
iſt angenommen. Ich rufe § 5 auf. Ich eröffne die 

eſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Es liegen zwei Abänderungsan⸗ 
träge in Druckſache Nr. 522 und 526 vor. Wer den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 522 anneh⸗ 


liegen Abänderungsan⸗ 
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men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 


Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zum 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 526. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Er 
iſt abgelehnt. Wer § 5 der Vorlage annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Vorher ſtand die Mehrheit, 8 5 
der Vorlage iſt angenommen. Ich rufe § 6 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. In Druckſache Nr. 526 liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag vor. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen über § 6 der Vorlage ab. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, § 6 iſt angenommen. Ich rufe 8 7 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſen. Es liegt der Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 87 der Bor: 
lage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 


Das iſt die Mehrheit, $ 7 der Vorlage iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 8 auf. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſen. Es 
liegen zu dieſem Paragraphen drei Abänderungs⸗ 
anträge vor, und zwar in Druckſache Nr. 522, 523 
und 526. Wer den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 522 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 


Wer den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
523 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 


Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 526 anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wer § 8 der Vorlage anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, § 8 iſt angenommen. Ich rufe § 9 auf. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Abänderungsan⸗ 
träge liegen nicht vor. Wer 8 9 annehmen will, 


bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 8 


9 iſt angenommen. Ich rufe § 10 auf. Die Be⸗ 


ſprechung iſt geſchloſſen. In Druckſache Nr. 526 


liegt ein Abänderungsantrag vor. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer S 10 der 
Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, 8 10 iſt angenommen. Zu 
§ 11 liegen keine Wortmeldungen vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. Es find drei Abänderungs⸗ 
anträge geſtellt, Druckſache Nr. 522, Nr. 523 und 
Nr. 526. Wer den Abänderungsantrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 522 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
tungsantrag iſt abgelehnt. Wer Druckſache Nr. 
523 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. — Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 
Wer den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
526 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men jetzt über $ 11 der Vorlage ab. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, $ 11 iſt angenommen. Ich rufe 8 12 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe 
die Beſprechung. In Druckſache Nr. 523 und Nr. 
526 liegen zwei Abänderungsanträge vor. Wer 


Druckſache Nr. 523 annehmen will, bitte ich, ſich 
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zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wer den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 526 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wer § 12 der Vorlage annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
§ 12 iſt angenommen. Ich rufe § 13 auf. Wort: 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. In Druckſache Nr. 526 liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag vor. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wer § 13 der Vorlage an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich ſtelle feſt, 
daß auch die Ueberſchriften des I. Teils angenom⸗ 
men ſind. Wir kommen zum zweiten Teil. Ich rufe 
§ 14 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. Es liegen zwei Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 523 und Nr. 526 
vor. Wer den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 523 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 
den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 526 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer § 14 der 
Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, $ 14 iſt angenommen. 
Wir kommen zu § 15. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 526 
zu § 15 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 
S 15 der Vorlage annehmen will, bitte ich, fi 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 15 der Vor⸗ 
lage iſt angenommen. Ich rufe § 16 auf. Wortmel: 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wer den dazu vorliegenden Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wer § 16 der Vorlage an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, $ 16 iſt angenommen. Ich rufe $ 17 
auf und ſchließe die Beſprechung, da feine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer den Abänderungsan⸗ 


trag in Druckſache Nr. 523 annehmen will, bitte 8 


ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Wer den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 526 annehmen will, bitte ich, ſich zu 
on — Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
ehnt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich rufe § 18 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Abänderungsanträge liegen in 
Druckſache Nr. 523 und Nr. 526 vor. Wer für den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 523 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wer den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Dis iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt gleichfalls abgelehnt. Wer 
für § 18 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, § 18 iſt angenommen. 
Ich rufe § 19 auf. Abänderungsanträge und 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Wer für § 19 der Vorlage iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
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5 19 iſt angenommen. Ich rufe § 20 auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich laſſe zunächſt über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 523 abſtimmen. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, abgelehnt. Wer für den 
Abänderungsantrag in Druckſache 526 iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wer für § 20 der Vor⸗ 
lage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, $ 20 der Vorlage iſt angenommen. Ich 
rufe § 21 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer für den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 526 iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Wer für § 21 der Vorlage iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 21 
iſt angenommen. Ich rufe § 22 auf. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Wer den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 526 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme des 8 22 feſt. Ich rufe § 23 auf. Die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer für den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 526 zu § 23 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des $ 23 feſt. 
Ich rufe § 24 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für den 
Abänderungsantrag in Drudjahe Nr. 526 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
§ 24 angenommen iſt. Ich rufe $ 25 auf und 
ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer für den Abänderungsantrag in 
Drucksache Nr. 526 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſtelle feſt, daß § 25 angenommen iſt. 
Ich rufe § 26 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 526 annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle feſt, daß 8 26 angenommen iſt. Ich rufe 
27 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wer den Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 526 zu dieſem Bara- 
graphen annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wer § 27 der Vorlage annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — 8 27 iſt angenommen. 
Ich rufe § 28 auf. Wortmeldungen und Abände⸗ 
rungsanträge liegen nicht vor, ich ſtelle feſt, daß 
S 28 angenommen worden iſt. Ich rufe $ 28a auf. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 520 vor. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Er iſt abgelehnt. Wer für Annahme dieſes 
Paragraphen iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, $ 28a iſt angenommen. 
Ich rufe § 29 auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer für den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 523 zu 


dieſem Paragraphen iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Abänderungsan⸗ 
trag iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß § 29 der 
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— 


— 


Vorlage angenommen iſt. Ich rufe $ 30 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſcholſſen. Dazu liegt der Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 526 vor. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
§ 30 angenommen iſt. Ich rufe S 31 auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Wer für den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 526 zu § 31 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme dieſes Para⸗ 
graphen feſt. Außerdem darf ich auch wohl die 
Abſchnittsüberſchriften des II. Teils als ange⸗ 
nommen erklären; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
§ 32 auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Dazu 
liegen Abänderungsanträge in den Druckſachen 
523 und 526 vor. Wer für den Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 253 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wer für den Antrag in Druckſache Nr. 
526 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 


Minderheit, der Antrag iſt gleichfalls abgelehnt.“ 


Ich kann wohl § 32 als angenommen betrachten. 
Ich rufe $ 33 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Es liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 526 vor. Wer dafür iſt, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich ſtelle die Annahme von 8 33 feſt. Ich rufe 
§ 34 auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Dazu 
liegen Abänderungsanträge in den Druckſachen 
Nr. 522, 523 und 526 vor. Wer den Antrag in 
Drucksache Nr. 522 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wer den Antrag in Druckſache Nr. 523 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die den Antrag in Druckſache Nr. 526 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
§ 34 der Vorlage angenommen iſt. Ich rufe § 35 


der Vorlage auf und eröffne die Beſprechung. Ich 


ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Dazu liegen Abänderungsanträge in den Druck⸗ 
ſachen Nr. 523 und 526 vor. Wer für den Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 523 iſt, bitte ich 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wer den Antrag in Druckſache Nr. 526 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die 
Annahme von § 35 der Vorlage feſt. Ich rufe 
$ 36 auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt 
dazu ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
526 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme von $ 36 
feſt. Ich rufe § 36a auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Dazu liegt gleichfalls ein Abän⸗ 
erungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer 


für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle 
die Annahme von § 36a feſt. Ich rufe § 37 auf, 
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eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle die Annahme von 8 37 feſt. Ich kann wohl 
auch feſtſtellen, daß die Ueberſchrift des zweiten 
Teils angenommen iſt. Ich rufe § 38 auf. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 522 vor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle dann die Annahme von 8 38 feſt. Ich rufe 
§ 39 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Abände⸗ 
tungsanträge liegen nicht vor. Ich kann wohl die 
Annahme von 8 39 feſtſtellen. Ich eröffne die 
Beſprechung zu § 40 und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Es liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle dann die Annahme von $ 40 feſt. Ich rufe 
§ 41 auf und eröffne die Beſprechung, ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Dazu 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
526 vor. Wer dieſen annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich ſtelle die Annahme von 8 41 feſt. 
Ich rufe § 42 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ein Abänderungsantrag liegt auch nicht vor, ich 
kann daher wohl die Annahme von 8 22 feſt⸗ 
ſtellen. Ich eröffne die Beſprechung zu $ 43 und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Es liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 523 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme von 8 43 feſt. 
Ich rufe § 44 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſtelle dann die Annahme von 8 44 feſt. 
Ich rufe § 45 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ein Abänderungsantrag liegt nicht vor. Ich kann 
dann wohl die Annahme von § 45 feſtſtellen. 
Ich eröffne die Beſprechung zu § 46 und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ein 
Abänderungsantrag liegt in Druckſache Nr. 522 
vor. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſtelle die Annahme von 8 46 feſt. Ich 
rufe § 47 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Dazu 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
522 vor. Wer dieſen Antrag annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme von 


ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Abänderungsanträge liegen nicht 
vor, ich kann alſo wohl die Annahme von 8 48 
feſtſtellen. Ich rufe $ 49 auf, eröffne die Be⸗ 


§ 47 feſt. Ich rufe $ 48 auf, eröffne die Be⸗ 


— 


D 


UN 


{B) 


1284 


Volkstag Danzig — 59. Sitzung. Donnerstag, den 29. November 1928. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

ſprechung und ſchließe ſie, da 
nicht vorliegen. Es liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 526 vor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 8 49 
der Vorlage angenommen iſt. Ich rufe § 50 auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Abänderungsanträge 
zu § 50 liegen nicht vor, ich kann dann wohl 
ſeine Annahme feſtſtellen. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu § 51 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Abänderungsanträge lie⸗ 
gen nicht vor. Ich ſtelle die Annahme von § 51 
feſt. Zu § 52 liegen gleichfalls keine Anträge vor, 
ich ſtelle die Annahme feſt. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu § 53 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Dazu liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 522 vor. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Dann liegt 
ein Antrag in Druckſache Nr. 523 vor. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die 
Annahme von S 53 feſt. Ich rufe § 54 auf, er⸗ 


öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 


meldungen nicht vorliegen. Dazu liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 522 vor. Wer 
für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich ſtelle die Annahme von 8 54 feſt. Ich rufe 
§ 55 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Abände⸗ 
rungsanträge liegen auch nicht vor. Ich kann da⸗ 
her wohl die Annahme dieſes Paragraphen feſt⸗ 
ſtellen. Ich ſtelle ebenfalls feſt, daß die Abſchnitt⸗ 
überſchrift angenommen ift. Ich rufe S 56 auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegen Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 522 und Nr. 526 
vor. Wer für den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 522 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer für den 
Antrag in Druckſache Nr. 526 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich kann dann wohl die Annahme von 
§ 56 feſtſtellen. Ich rufe 8 57 auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie. Abänderungsanträge 
liegen hier nicht vor. Ich kann dann wohl die 
Annahme feſtſtellen. Ich eröffne die Beſprechung 
zu § 58 und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Es liegt ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 526 vor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Ich kann dann wohl die 
Annahme von 8 58 feſtſtellen. Ich eröffne die 
Beſprechung zu 8 59, ich ſchließe fie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Dazu liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Drucksache Nr. 522 vor. Ich bitte 
diejenigen, die dieſen Antrag annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 8 59 angenommen 
iſt. Ich rufe 8 60 auf, eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Abänderungsanträge liegen gleichfalls nicht 
vor. Ich ſtelle feſt, daß § 60 der Vorlage ange⸗ 
nommen iſt. Ich eröffne die Beſprechung zu § 61 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 


Wortmeldungen 


gen. Dazu liegt einAbänderungsantrag in Druck⸗ (O) 


ſache Nr. 526 vor. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme von 8 61 feſt. Ich rufe $ 62 auf und er⸗ 
öffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Abänderungsanträge 
liegen nicht vor. Ich ſtelle daher die Annahme 
von § 62 feſt, ebenſo die Annahme der Ueber⸗ 
ſchrift des zweiten Abſchnitts. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu § 63 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Abänderungsanträge lie⸗ 
gen auch nicht vor. Ich ſtelle die Annahme von 
8 63 ſeſt, ebenſo die der dritten Unterabſchnitts⸗ 
überſchrift. Ich rufe § 64 auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie. Es liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer 
für dieſen. Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit. Der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Ich kann wohl die Annahme des 
§ 64 feſtſtellen. Ich rufe die Ueberſchrift des vier⸗ 
ten und des erſten Anterabſchnitts auf und ſtelle 
feſt, daß ſie angenommen ſind. Ich rufe § 65 auf, 


eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 


meldungen nicht vorliegen. Da auch keine Abän⸗ 
derungsanträge vorliegen, ſtelle ich feſt, daß 8 65 
angenommen iſt. Ich rufe § 66 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Es liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme von § 66 feſt. Ich rufe § 67 auf, eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Abänderungsanträge 
liegen gleichfalls nicht vor. Ich ſtelle daher die 
Annahme feſt. Ich eröffne die Beſprechung zu 
8 68. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Dazu liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 526 auf. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme 
von 8 68 der Vorlage feſt. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu § 69 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Dazu liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer 
dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme von 8 69 feſt 
und gleichzeitig die Annahme der erſten Unter⸗ 
abſchnittsüborſchrift. (Unruhe.) Ich bitte um et⸗ 
was mehr Ruhe. Och rufe § 70 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Dazu liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 526 vor. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. = Das iſt die Minderheit, er iſt abge: 
lehnt. Ich ſtelle feſt, daß § 70 angenommen iſt. 
Zu 8 71 liegen Wortmeldungen und Abände⸗ 
rungsanträge nicht vor, ich ſtelle ſeine Annahme 
feſt. § 72; ebenfalls angenommen. 8 73; ange⸗ 
nommen. Zu $ 74 liegt ein Abänderungsantrag 
der Abg. Wahl, Moritz, Hoppe u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 521 vor. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich ſtelle feſt, daß $ 74 mit 
dieſer Abänderung angenommen iſt. Ich darf 
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wohl feſtſtellen, daß auch die Ueberſchriften des ſache Nr. 526 zu dieſer Vorlage annehmen will, 


II. Unterabſchnittes angenommen ſind, ebenſo die 
Ueberſchrift des III. Unterabſchnitts, des II. Ab⸗ 
ſchnitts und III. Teils. Ich rufe S 75 auf; ange⸗ 
nommen, § 76, angenommen, S 77; angenommen. 
§ 78; (Abſtimmung! bei den Kommuniſten. — 
Kinderei! bei den Sozialdemokraten.) Wer $ 78 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, $ 78 iſt angenommen. 8 79; 
Wortmeldungen und Abänderungsanträge liegen 
nicht vor, angenommen. $ 80; angenommen, 8 81; 
angenommen, § 82; angenommen, S 83; ange: 
nommen, § 84; angenommen, § 85; angenom⸗ 
men, ebenſo die Ueberſchrift des erſten Abſchnitts. 
§ 86; angenommen, § 87; angenommen, 8 88; 
angenommen, § 89; angenommen, § 90; ange⸗ 
nommen, ebenſo die Ueberſchrift des II. Ab⸗ 
ſchnitts. Zu § 91 liegen ebenfalls keine Abände⸗ 
rungsanträge vor. Ich ſtelle die Annahme feſt. 
§ 92 ebenfalls angenommen, desgleichen die 
Ueberſchrift des II. Abſchnittes und die Ueber⸗ 
ſchrift des vierten Teils. 8 93; angenommen. Zu 
§ 94 liegen keine Wortmeldungen vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. 
antrag in Druckſache Nr. 526 zu dieſem Para⸗ 
graphen annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß § 94 der Vorlage ange⸗ 
nommen iſt; es iſt ſo beſchloſſen. Zu § 95 liegen 
keine Wortmeldungen vor, ich ſchließe die Bes 


ſprechung. Wer den Abänderungsantrag in Druck⸗ 


Wer den Abänderungs⸗ 


bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des 
§ 95 feſt. Weitere Abänderungsanträge zu den 
folgenden Paragraphen liegen nicht mehr vor. 
§ 96; angenommen, $ 97; angenommen, 8 97a 
angenommen, $ 98; angenommen, 8 99; ange⸗ 
nommen, S 100; angenommen, S 101; angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift des fünften Teils 
auf und ſtelle ſie als angenommen feſt. Ebenſo 
erkläre ich die Hauptüberſchrift des Geſetzes für 
angenommen. Damit iſt die zweite Beratung des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes erledigt. Wir ſind damit 
am Schluß unſerer heutigen Tagesordnung ange⸗ 
langt. Ich habe nur noch Zeit und Tagesordnung 
der nächſten Sitzung vorzuſchlagen. Ich ſchlage als 
nächſten Sitzungstag, Donnerstag, den 13. Dezem⸗ 
ber, nachmittags 3,30 Uhr mit folgender 
Tagesordnung vor: 
1. Einſpruch des Abg. Hohnfeldt gegen den in der 58. 
Vollſitzung erteilten Ordnungsruf, 
2. Dritte Beratung eines Arbeitsgerichtsgeſetzes, 
3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anklage 
der Senatoren, 
4. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 
derung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 
Weiter bitte ich, den Herrn Präſidenten zu er⸗ 
mächtigen, weitere Vorlagen, die aus den Aus⸗ 
ſchüſſen kommen ſollten, auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt demge⸗ 
mäß beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
Schluß der Sitzung 6 Uhr 45 Minuten.) 


— 
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Landgerichtsrat Dr. Bode; Regierungsräte Köp⸗ 


pen, Dr. Sandheim. 
Bräfident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 60. 


Vollſitzung. Im Einvernehmen mit dem Aelte⸗ 
ſtenausſchuß ſchlage 


0 ich dem hohen Hauſe vor, 
die Punkte 5 und 6 von der heutigen Tagesord⸗ 
nung abzuſetzen. Widerſpruch höre ich nicht, das 
Haus hat ſo beſchloſſen. Vor Eintritt in die 
Tagesordnung hat der Herr Abg. Vollerthun das 

ort zu einer perſönlichen Erklärung. 

Vollerthun, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe 
folgende Erklärung abzugeben: (Wieder einmal? 
Die 198. links.) 

In der Vollſitzung am Donnerstag, den 29. No⸗ 
vember hat der Herr Handelsſenator ſich wieder ein⸗ 
mal mit meiner Perſon beſchäftigt und die Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt, meine Erklärungen ſeien weder 
deutſch noch national, ſondern unwahr geweſen. (Da 
hat er auch recht gehabt! links.) Ich weiſe dieſe Be⸗ 
bauptungen aufs ſchärfſte zurück (Heiterkeit links.) 
und überlaſſe es meinen Herren Berufsgenoſſen, ſich 
ein Arteil darüber zu bilden. (Er ſchwindelt! links.) 
Da ich es nicht gewohnt bin, Partherpfeile zu be⸗ 
nutzen, erkläre ich hiermit, daß ich es von jetzt ab 


| ablehne, mich weiterhin mit dieſer Materie zu be⸗ 


faſſen. (Heiterkeit. — Abg. Plettner: Das war wenig⸗ 

ſtens mannhaft national! — Anruhe.) 0 

Präſident: Das Wort zu einer perſönlichen 
Erklärung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. (Die 199. 
Erklärung! links.) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H., ich habe folgende Erklärung abzugeben: 

In der Vollſitzung vom 29. November 1928 habe 

ich zur Rechtfertigung meines Zwiſchenrufes vom 

28. November auf die vom Senator Jewelowſki ſ. Zt. 

geäußerte Anzweiflung von eidlichen Ausſagen des 

ehemaligen Senatsvizepräſidenten Dr. Ziehm hinge⸗ 
wieſen, wobei ich an die Verhandlungen vor dem 

Unterſuchungsausſchuß vom Jahre 1924 gedacht habe. 

Anfangs dieſer Woche habe ich bei meiner erſtmali⸗ 

gen, gründlichen Durchſicht der Akten des Anter⸗ 

ſuchungsausſchuſſes von 1924 — Volkstagsakten II 20 

1924/27 — jedoch feſtſtellen müſſen, daß Senator 

Jewelowſki damals eidliche Ausſagen nicht Dr. 

Ziehms, wohl aber Senator Dr. Volkmanns ange⸗ 

zweifelt hat, und zwar in derart ſtarken Ausdrücken 

wie „eine Anwahrheit ſchlimmſter Art“, „um den 

Ausſchuß abſichtlich zu täuſchen“ uſw. Ich habe aber 

ferner eine Reihe ſchwerwiegender Widerſprüche zwi⸗ 

ſchen den eidlichen Ausſagen des Senators Jewe⸗ 
lowſki, der ſich bei ſeinen Ausſagen mehrfach auf ſein 
gutes Gedächtnis berufen hat und denen des Senats⸗ 
präſidenten Sahm, Senator Dr. Volkmann und an⸗ 
derer Zeugen, ſowie vor allem den urkundlichen Be⸗ 
weisergebniſſen des Unterſuchungsausſchuſſes feſtge⸗ 
ſtellt, daß ich mich im Intereſſe der ja auch von Re⸗ 
gierungsſeite ſo oft gewünſchten politiſchen Reinlich⸗ 
keit dazu genötigt ſah, durch Schreiben vom geſtrigen 

Tage bei der Staatsanwaltſchaft eine Anzeige gegen 

Senator Jewelowſki wegen Eidesverletzung einzu⸗ 

reichen. Eine Abſchrift des Briefes habe ich einge⸗ 

reicht. 

Präſident: Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Wahlen der Mitglieder des Se⸗ 
nats im Hauptamt. — Arantrag der Abg. 
Dr. Ziehm, Schwegmann u. Fr. 

Druckſache Nr. 533. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Mayen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Der Lambach von 
Danzig!) 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der vorliegende Geſetzentwurf, deſſen Wichtigkeit 
und Bedeutung zur Einberufung der heutigen 
Volkstagsſitzung Veranlaſſung gegeben hat, iſt in 
dem Augenblick zur Selbſtverſtändlichkeit gewor⸗ 
den, wo das Danziger Volk ſich anſchickt, durch 
Volksentſcheid die zukünftige Leitung ſeiner Ge⸗ 
ſchicke zu beſtimmen. Artikel 3 der Verfaſſung ſagt: 
„Alle Gewalt geht vom Volke aus.“ Man kann 
im Zuſammenhang mit dieſem Artikel ſagen: 
„Wenn das Volk ſpricht, hat der Senat zu ſchwei⸗ 
gen, auch dann, wenn es ſich um die Neuwahl von 
hauptamtlichen Senatoren handelt.“ (Heiterkeit 
links.) Wer da glaubt, daß mit der Abſtimmung 
am kommenden Sonntag alles getan iſt, befindet 


ſich in einem verhängnisvollen Irrtum. Aller⸗ 
dings, ſiegt einer der Volksentſcheide, ſo würde 


ſich die Wahl der Senatoren nach dem alten Mo⸗ 
dus ſowieſo erübrigen. Aber es iſt durchaus mög⸗ 
lich, daß infolge Erfolgloſigkeit der Volksent⸗ 
ſcheide eine Klärung auf gerichtlichem Wege über 
die Gültigkeit der Wahl herbeigeführt werden 
muß. Es liegt auf der Hand, daß eine ſolche Klä⸗ 
rung nicht von heute auf morgen zu erzielen iſt. 
Daher könnte leicht der Fall eintreten, wenn Sie 
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zu voreilig mit der Wahl der neuen Senatoren 
find, daß nach Spruch des Danziger Obergerichts 
und nach einer neuen ſiegreich durchgeführten 
Wahl die ſoeben gewählten Senatoren wieder 
aus dem Sattel gehoben werden. Unter dieſer 
Vorausſetzung wäre doch die allu eilige Wahl der 


Senatoren ein Schauspiel für Götter und würde 


uns dann nur das Gelächter der Welt einbringen. 
(Noch mehr! rechts.) 

Unſer Geſetzentwurf weiſt den Weg, wie in 
Anbetracht der verfaſſungsrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu verfahren iſt. Darüber hinaus erzieht er 
aber die ungeſtüm herandrängenden neuen Sena⸗ 
toren⸗Anwärter zur heilſamen Geduld. Der Senat 
und Volkstag hätten daher alle Veranlaſſung, 
unſerm Volksentſcheid zuzuſtimmen. (So, ſo! Er 
lacht ſelbſt darüber! links.) Wenn ich die Möglich⸗ 
keit von Einſprüchen und evtl. notwendig werden⸗ 
den gerichtlichen Entſcheidungen hier zitiert habe, 
ſo trägt hierfür einzig und allein der Senat die 
Verantwortung, der durch ſeine zweifelhafte, an⸗ 
fechtbare Verordnung die größte Verwirrung und 
Empörung in die Bevölkerung hineingetragen 
hat. (Heiterkeit links.) Geſtatten Sie, daß ich 
das kurz begründe. (Wo iſt denn die Empörung 
in der Verordnung? links.) In der Verordnung 
vom 22. November wird ein Abdruck der Stimm⸗ 
zettel gegeben mit der Randbemerkung: 

Die Abſtimmung erfolgt in der Weiſe, daß bei 
einem der beiden Volksentſcheide der Stimmberech⸗ 
tigte, der die zur Abſtimmung geſtellte Frage beja- 
hen will, das mit „Ja“ bezeichnete Viereck durch⸗ 
kreuzt, der Stimmberechtigte, der die zur Abſtimmung 
geſtellte Frage verneinen will, das mit „Nein“ be⸗ 
zeichnete Viereck durchkreuzt. Die Abgabe von Stim⸗ 
men für beide Geſetzentwürfe iſt unzuläſſig. 

M. D. u. H., mit Recht wurde dieſe Verord⸗ 
nung von der Bevölkerung und der bürgerlichen 
Man kritiſierte 
vor allem die Beſtimmung, wonach das Viereck ge⸗ 
rade zu durchkreuzen iſt, das man bejahen will. 
Man beſchreitet hier einen Weg, der in Wider⸗ 
ſpruch zu der Praxis des alltäglichen Lebens ſteht. 
Es war ferner überhaupt nicht zu verſtehen, war⸗ 


um die Wähler nicht einmal für den einen Volks⸗ 


entſcheid, den ſie verneinen wollen, mit „Nein“ 
ſtimmen dürfen und gleichzeitig für den Volksent⸗ 
ſcheid, den ſie bejahen wollen mit „Ja“. (Das kön⸗ 
nen ſie ja machen! links.) Es war endlich eine 
unglaubliche Zumutung an jeden Staatsbürger 
und die Wähler, die Bejahung beider Entſcheide 
einfach zu verbieten. Unter dem Druck der öffent⸗ 
lichen Meinung und der Kritik der bürgerlichen 
Preſſe ſah ſich der Senat veranlaßt, ſich ſelbſt zu 
berichtigen. Das geſchah in ſeiner Verordnung 
vom 1. Dezember 1928. Er machte das ſo unge⸗ 
ſchickt, daß er eine Blöße bedeckte und die andere 
enthüllte. (Abg. Kloſſowſki: Dazu geben Sie ſich 
als Arbeitervertreter her?) In der neuen Ver⸗ 
ordnung heißt es, es ſei unzuläſſig, beide Fragen 
mit „Ja“ zu beantworten. Es iſt alſo jetzt plötzlich 
zuläſſig, für das eine Begehren mit Ja und das 
andere mit Nein zu ſtimmen. Die Berichtigung, 
die ſich der Senat ſelber zuteil werden läßt, iſt 
doch zum mindeſten ſehr bezeichnend. Er beweiſt 
durch dieſe Berichtigung, daß er mit ſeiner erſten 
Forderung weit entfernt davon war, zwingendes 
Recht zu ſchaffen, daß er vielmehr einen zufälligen 
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Willkürakt provozierte. (Sehr richtig! rechts.) Es (C) 


iſt aber auch nach der neuen Verordnung nach wie 
vor nicht zuläſſig, für beide Begehren poſitiv, alſo 
für beide Begehren mit Ja zu ſtimmen. Wir fra⸗ 
gen, was denkt ſich eigentlich die Regierung bei 
dieſer Konfuſion? Wir fragen weiter, mit welchem 
Recht der Senat eine Verordung erläßt, die die 
Wähler zu Unmündigen und Bevormundeten 
macht? (Abg. Kloſſowſki: Sie können ja für beide 
ſtimmen!) Wir fragen ſchließlich, auf welcher 
Rechtsgrundlage fußend entzieht die Regierung 
dem freien Bürger das Recht der freien Mei⸗ 
nungsäußerung? Gefällt ſich der Senat vielleicht 
in der Rolle des geſtrengen Herrn Papas, der mit 
drohend erhobenem Finger ſeinen Kindern etwas 
zu verbieten hat? Fühlt hier die Regierung nicht, 
daß ſie der Bevölkerung draußen in einer jo we- 
ſentlichen und wichtigen Sache Aufklärung ſchuldig 
iſt? Müſſen wir erſt der Regierung, dem Senat, 
die Zunge löſen? (Unruhe links.) 

Der Bürgerverein hat beantragt, die Abſtim⸗ 
mung für das Volksbegehren „Bürgerſchutz“ eine 
Woche ſpäter auf den 16. Dezember zu verlegen. 
Es waren gewichtige Gründe für dieſen Wunſch 
vorhanden. Zunächſt einmal wäre die Zweifels⸗ 
frage der poſitiven Abſtimmung für beide Volks⸗ 
begehren bei der Verlegung auf den 16. Dezem⸗ 
ber weggefallen. Es kommt hinzu, daß mancher 
Wähler, der für das erſte Volksbegehren ſtimmte, 
wenn er die Exfolgloſigkeit dieſes Begehrens ge⸗ 
ſehen hätte, ſich entſchloſſen hätte, gleichermaßen 
für das zweite Volksbegehren zu ſtimmen. Bei 
der Mentalität der Wähler iſt das durchaus ver⸗ 
ſtändlich. So mancher hätte ganz ruhig und ſach⸗ 
lich deduziert: Hauptſache iſt Abbau des Volks⸗ 
tages, Abbau des Senats und Auflöſung des 
Volkstages, der nicht das Vertrauen der Bevöl⸗ 
kerung beſitzt. (Abg. Brill: Das machen wir ohne 
Sie!) Der Senat hat den Antrag der Bürgerver⸗ 
eine abgelehnt, wie es heißt, aus Sparſamkeits⸗ 
gründen. Wir glauben nicht, daß dieſe Sparſam⸗ 
keitsgründe maßgebend waren. Wir ſind im Ge⸗ 
genteil davon überzeugt, daß andere Beweg⸗ 
gründe für die Ablehnung entſcheidend und maß⸗ 
geblich geweſen ſind; denn eine ſo kleinliche Spar⸗ 
ſamkeit wird zum Unheil, wenn es um Sein oder 
Nichtſein der Bürgerſchaft geht. 

Läßt man die Entwicklung der Dinge um das 
Volksbegehren „Bürgerſchutz“ an ſeinem geiſtigen 
Auge Revue paſſieren, (Unruhe links.) ſo kommt 
man zu der Ueberzeugung, daß der Senat die 
Sache keineswegs mit Wohlwollen behandelt hat, 
ſondern vielmehr mit verſteckter Feindſeligkeit. Im⸗ 
mer mehr ringt ſich draußen die Meinung durch, 
daß der Senat gar kein Intereſſe an einem Erfolge 
beider Volksentſcheide habe und überhaupt nicht 
wünſcht, daß einer oder der andere Volksentſcheid 
durchgeht. (Abg. Dr. Ziehm: Er ſabotiert beide!) 
Nun hätte ja der Senat, wenn er es ehrlich meint, 
den Weg der Aufklärung beſchreiten können. (Abg. 
Kloſſowſki: Lauter!) Er hat es ja verſtanden, in 
dieſer Weiſe bei den Wahlen zur Zoppoter Kran⸗ 
kenkaſſe zu operieren. Da hat er auch die Gefolg⸗ 
ſchaft der Parteien von rechts bis links gefunden. 
Bei dieſer Sache geht er nicht den Weg der Klar⸗ 
ſtellung, ſondern den der Dunkelheit und Verwir⸗ 
rung. Iſt ein Wunder, wenn ſich draußen immer 
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mehr Stimmen melden, die dem Senat Verfaf⸗ 
fungswidrigkeit vorwerfen? Sieht der Senat nicht 
den Abgrund, der ſich vor ihm auftut? Immer mehr 
Kreiſe melden ſich, die dem Senat Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit vorwerfen. Erſt waren es die Beamten, 
dann die Hausbeſitzer, dann die Landwirte, die 
Arbeitgeber, die Rechtsanwälte. Nun kommt noch 
ein großer Kreis der Wählerſchaft. (Lachen links.) 
Geht es ſo weiter, dann wird Ihr Präſident, Herr 
Gehl, nicht mehr ſoviel Finger an beiden Händen 
haben, um alle Kreiſe der Bevölkerung aufzuzäh⸗ 
len, die nach ſeiner Meinung Staatsſaboteure 
find. (Abg. Dyck: Sehr richtig! — Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Was kommt jetzt?) Die Verordnung vom 
22. November ebenſo wie die Verordnung vom 
1. Dezember halten auch wir für verfaſſungswid⸗ 
rig und ungeſetzlich. Sie ſtellen eine verfaſſungs⸗ 
rechtliche Unmöglichkeit dar. Beide Verordnungen 
ſtanden unter einem unglücklichen Stern. Ic 
glaube ſicher, Vater dieſer Verordnung war die 
ſchlotternde Angſt vor einem Erfolg des Volks⸗ 
entſcheides „Bürgerſchutz“. Das Verhalten des 
Senats hat mit Demokratie, meine Herren von 
links, nichts mehr zu tun. Auch der Dümmſte 
weiß heute, wohin die Reiſe geht. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Nur Sie noch nicht!) Leſen Sie ein Inſe⸗ 
rat in der Olivaer Zeitung. Danach wird Herr 
Dr. Kamnitzer in einer öffentlichen Verſammlung 
über das Thema ſprechen: „Des Volkes Wille oder 
Schutz des behäbigen, ſatten Bürgers.“ (Abg. 
Kloſſowſti: Iſt das nicht richtig?) Es wäre 
intereſſant, zu erfahren, ob zu dieſer letzteren 
Kategorie auch Hausbeſitzer Blavierſcher Rich⸗ 
tung gehören. Ich hoffe, daß ſowohl die „Neue 
Zeit“ wie die „Danziger Landeszeitung“ ihren 
Leſern dieſe famoſe Ankündigung nicht vorent⸗ 
halten werden. Sie würden ſonſt eine Fundgrube 
der Erkenntnis verſchütten. Es iſt ſehr intereſſant, 
daß die Sozialdemokratie mit dieſer Bekanntgabe 
ſo offen ihre Abſichten enthüllt. (Abg. Kloſſowſki: 
Sie mit Ihrer Sippſchaft machen das hinten 
herum!) Wir ſehen aus dieſer Bekanntmachung 
auch, in welchem Geiſt die Sozialdemokratie den 
Volksentſcheid „Volkswille“ ausgelegt ſehen will. 
Sie hat aber auch Recht, wenn ſie mit dieſer Be⸗ 
kanntmachung unſere Stellung kurz charakteri⸗ 
ſiert; denn in der Tat, wir wollen den Schutz und 
das Recht des Bürgertums, und zwar eines 
Bürgertums, zu dem wir den Arbeiter und An⸗ 
geſtellten rechnen. (Lärm links.) Dieſen Willen 
zum Schutz aller Kreiſe ſoll unſer Geſetzentwurf 
unterſtreichen. Wer ſich als Bürger in dieſem 
Hauſe fühlt, nicht als marxxiſtiſcher Klaſſen⸗ 
kämpfer, wird daher unſerm Geſetzentwurf zu⸗ 
ſtimmen. (Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe und 
große Unruhe links.) 

Präſident: Das Wort 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Im Namen der drei Regierungsparteien habe ich 
zu dem vorliegenden Geſetzentwurf folgendes zu 
erklären: Wir betrachten dieſen Geſetzentwurf 
nicht als einen ſachlichen, ſondern als einen Agi⸗ 
tationsantrag, (Sehr richtig! links.) als einen 


hat der Herr Abg. 


Agitationsantrag, der, wie es auch ſchon vorhin 
aus der Rede des Herrn Abg. Mayen hervorging, 
für den Volksentſcheid „Bürgerſchutz“ Stimmung 


ch (Abg. Dr. Ziehm: 
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machen ſoll. Wenn das aber bezweckt iſt, ſehen 
wir in dieſem Antrag und in ſeiner Faſſung einen 
Verſuch mit untauglichen Mitteln. 

In dem Geſetzentwurf wird gefordert, daß 
die Neuwahl der Senatoren hinausgeſchoben wer⸗ 
den ſoll, bis der Volksentſcheid vom 9. Dezember 
vorliegt. In dieſem Punkt iſt der Antrag über⸗ 
flüſſig; denn die drei Regierungsparteien haben 
dieſen Beſchluß ſchon vor Wochen gefaßt und auch 
durchgeführt. Eine Neuwahl findet vorläufig 
nicht ſtatt, braucht alſo auch nicht durch einen 
Agitationsantrag der Deutſchnationalen verhin⸗ 
dert zu werden, bis der Volksentſcheid vorliegt. 

Wenn darüber hinaus gefordert wird, daß die 
Neuwahl verſchoben werden ſoll, bis etwaige 
Einſprüche gegen das Ergebnis der Abſtimmung 
rechtskräftig geworden ſind, ſo ſehen wir darin 
eine Verfaſſungswidrigkeit dieſes Antrages. 
. Im Gegenteil!) Nach der 
Danziger Verfaſſung verlieren die hauptamt⸗ 
lichen Senatoren am 31. Dezember d. Is. ihr 
Amt. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) Durch ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz könnte das geändert 
werden. (Abg. Dr. Ziehm: Weiter iſt nichts beab⸗ 
ſichtigt!) Dann hätten die Herren Antragſteller 
aber etwas früher aufſtehen und dieſen Antrag 
einige Wochen früher einbringen ſollen. Nach 
unſerer Verfaſſung muß jede Verfaſſungsände⸗ 
rung in mindeſtens zwei Leſungen vorgenommen 
werden, die vier Wochen auseinander liegen. 
Alſo ſelbſt wenn wir heute dieſen Antrag in 
erſter und zweiter Leſung erledigten, könnten wir 
die endgültige dritte Leſung erſt nach vier Wochen 
vornehmen, das wäre Anfangs Januar. Dann 
aber iſt zu einer Aenderung unſerer Verfaſſung 
auch eine Zuſtimmung des Völkerbundsrates not⸗ 
wendig. Nachdem der Völkerbundsrat aber jetzt 
Anfang Dezember tagt, wird ſeine nächſte Tagung 
erſt im März nächſten Jahres ſtattfinden. Die 
Beſtätigung hätte alſo erſt in jener Zeit erfolgen 
können. Es würde dann alſo ein Interregnum 
eintreten, d. h. am 31. Dezember hätten alle 
hauptamtlichen Senatoren ihr Amt abgeben 
müſſen, und der Senat wäre dann für mehrere 
Monate, wahrſcheinlich bis zum April nächſten 
Jahres, ohne hauptamtliche Senatoren. Dieſer 
Zuſtand iſt verfaſſungswidrig. 

Aus dieſem Grunde können die Regierungs⸗ 
parteien dieſem Antrag nicht zuſtimmen. Sie 
werden ſich trotzdem einer Behandlung dieſes An⸗ 
trages im Hauptausſchuß oder Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß nicht widerſetzen, weil ſie annehmen, daß 
dort durch die Verhandlungen vielleicht auch die 
Deutſchnationalen ſelbſt zu der Weberzeugung 
kommen, daß ſie ihren Antrag zurückziehen 
müſſen, weil dieſer einerſeits verfaſſungswidrig 
iſt, und weil er andererſeits überhaupt nicht 
durchzuführen iſt. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Wenn irgend eine Aktion der Deutſchna⸗ 
tionalen den rein demagogiſchen Charakter des 
Volksentſcheids „Bürgerſchutz“ enthüllen konnte, 
ſo war es der vorliegende Urantrag auf Abände⸗ 
rung der Verfaſſung. Der Vorredner hat zweifel⸗ 
los inſofern Recht, als er erklärte, ſtaatsrechtlich 
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könne dieſer Antrag unmöglich von einem Juri⸗ 
ſten geſtellt ſein. Ich glaube, deswegen hat man 
auch zur Begründung nicht eine Parteikoryphäe 
hinaufgeſchickt, ſondern man genierte ſich und hat 
daher Herrn Mayen hier dieſen Unſinn verzapfen 
laſſen. (Abg. Kloſſowſki: Alles neu macht der 
Mail) 

Um es gleich von vornherein zu erklären, wir 
werden für dieſes Geſetz ſtimmen. Wir wollen 
ſogar unſere beſſere Ueberzeugung opfern und die 
Wahl der hauptamtlichen Senatoren hinaus⸗ 
ſchieben. Wir erkennen grundſätzlich an, daß die 
Konſequenz Ihres „Bürgerſchutz“ iſt, die Wahl 
von vier oder fünf hauptamtlichen Senatoren, 
die jetzt ſozialiſtiſche Gewerkſchaftsſekretäre ſind, 
hinauszuſchieben. Deshalb laſſen wir kein Mittel 
unverſucht und machen ſelbſt einen Antrag mit, 
obwohl er verfaſſungswidrig iſt. 

Ich will Ihnen beweiſen, wie niederträchtig 
demagogiſch Sie ſind, wenn Sie hier das Haus 
mit Anträgen beläſtigen, von denen Sie ſelbſt 
wiſſen, daß ſie nicht durchkommen. Wenn Sie hier 
das Haus mißbrauchen, dann ſage ich allerdings 
offen, nur um Ihrer maßloſen Agitation in 
Ihrem Blättchen die Spitze abzubrechen, daß wir 
poſitiv für Ihren Geſetzentwurf ſtimmen werden. 

M. D. u. H.! Wenn Sie den ernſthaften 
Willen gehabt hätten, die Verfaſſungsänderung 
durchzudrücken, dann hätten Sie mit Ihrem An⸗ 
trag folgerichtig etwas früher kommen müſſen. 
Ich glaube, Herr Dr. Ziehm, Sie haben reichlich 
geſchlafen; denn Sie wiſſen doch ſelbſt, daß das 
jetzt vor dem 4. Januar nicht durchkommt. Nach 
der Verfaſſung muß die Koalition die Wahl vor⸗ 
nehmen, und Sie ſehen ſich jetzt tatſächlich in der 
üblen Lage, daß die Wahl der hauptamtlichen 
Senatoren vielleicht am 14. Dezember ſtattfindet, 
was wir durch unſern Volksentſcheid verhindern 
wollten. Dann wird die Bevölkerung ſagen, die 
Deutſchnationalen und Herr Dr. Ziehm haben es 
durch ihre verlogene Taktik fertig bekommen, 
jetzt gerade die ſozialdemokratiſchen hauptamt⸗ 
lichen Senatoren auf vier Jahre feſt zu veran⸗ 
kern. Sehen Sie, verehrter Herr Vorvorredner, das 
wird der Hausbeſitz erkennen. Wenn Herr Grün⸗ 
hagen z. B. die Geſchäfte der öffentlichen Bauten 
verwaltet, ſo weiß ich, daß er wirtſchaftspolitiſch 
der ſchärfſte Feind meiner Weltauffaſſung iſt. Sie 
haben dann das große Verdienſt, Herrn Grün⸗ 
hagen dem Bürgertum auf vier Jahre mit 
Penſion feſt auf den Buckel geſetzt zu haben. Das 
iſt Ihr glorreicher Verdienſt, Herr Dr. Ziehm! 
(Zwiſchenrufe rechts.) Herr Grünhagen wird 
Ihnen rieſig dankbar ſein. Das erkennen Sie nun 
auch, und das Intereſſanteſte iſt, daß Sie das 
auch zugeben, Herr Dr. Ziehm. Sie haben nämlich 
vorhin durch einen Zwiſchenruf geſagt, die jetzige 
Koalition wollte, das war Ihr Zwiſchenruf, den 
ich mir genau notiert habe, beide Volksentſcheide 
ſabotieren. Sie waren diesmal ehrlich. Sie haben 
nämlich jetzt zugegeben, daß der Volksentſcheid 


„Volkswille“ nicht im Intereſſe der Sozialdemo⸗ 
kraten liegt. Jetzt haben die Sozialdemokraten es 
viel beſſer, ſie können vier oder fünf Senatoren⸗ 
ſeſſel zieren, genau ſo wie Sie das einſt gemacht 
haben, und bei jeder kommenden Koalition wer⸗ 
den ſie den Stachel bilden, der das Bürgertum 
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zerfleiſchen wird. Das iſt Ihre glorioſe Politik. 

Und weshalb haben Sie dieſe Politik getrie⸗ 
ben, Herr Dr. Ziehm? Weil Sie nichts anderes 
kennen als Ihre elende Demagogie. Sie jagten, 
mit unſerm Volksentſcheid „Bürgerſchutz“ können 
wir das Bürgertum ſchön gegeneinander ver⸗ 
hetzen. Sie wiſſen doch ganz genau, daß dieſer 
Entwurf der Regierung nicht etwa von den So⸗ 
zialdemokraten ſtammt, ſondern er rührt von den 
Sozialdemokraten her plus Zentrum, plus Libe— 
rale. Halten Sie das Zentrum für ſo bürger— 
feindlich, daß es einen Entwurf mitgemacht hätte, 
von den man ſagen könnte, daß er das Bürgertum 
erledigt? Herr Dr. Ziehm, Sie wiſſen aus Ihrer 
Praxis, das Zentrum iſt in Danzig ſtramm konſer⸗ 
vativ, wenn man dies Wort einmal gebrauchen 
will. In übertragenem Sinne heißt das, daß das 
Zentrum vielleicht in Danzig rechts von Ihnen 
iſt. Glauben Sie wirklich, daß Herr Prälat Sa⸗ 
watzki als Vertreter konſervativſter Weltauf⸗ 
faſſung, nämlich der römiſchen Kirche, einen Ge— 
ſetzentwurf mitmacht, von dem Sie ſagen, er ſei 
ein ſozialiſtiſcher? Nein, Herr Dr. Ziehm, Sie 
können zwar einige Zeit lang lügen und die Be— 
völkerung belügen, wenn die Bevölkerung aber 
im Dezember ſieht, daß der Erfolg der ganzen 
Kampagne vier oder fünf ſozialiſtiſche Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretäre als hauptamtliche Senatoren ſein 
wird, wird fie erkennen, was an Ihrem nieder⸗ 
trächtigen Lügenfeldzug wahr geweſen iſt. 

Sie hatten ja die Möglichkeit, den Volksent⸗ 
ſcheid „Bürgerſchutz“ ſolange hinauszuſchieben, 
bis über unjeren die Entſcheidung gefallen war. 
Herr Mayen macht große Litaneien, weil beide 
Entſcheide auf einen Tag gelegt ſind, gewiß, 
ganz gegen unſeren Willen. Selbſtverſtändlich iſt 
das ungehörig, ſelbſtverſtändlich ſchadet uns das, 
aber Sie haben die ganze Sache doch erſt ein⸗ 
gebrockt. Hätten Sie mit Ihrem „Bürgerſchutz“ 
noch zwei oder drei Wochen gewartet, dann wäre 
alles in Ordnung geweſen. Weshalb mußten Sie, 
als wir hier den Volksentſcheid einbrachten, ſo⸗ 
fort zwei Tage darauf die Bürgervereine auf 
einen neuen Volksentſcheid hetzen, Herr Dr. 
Ziehm? Ich will es Ihnen ſagen. Sie gönnten 
der Deutſch⸗Danziger Volkspartei nicht, daß ſie 
einen Volksentſcheid einbrachte. Aus Konkurrenz⸗ 
rückſichten animierten Sie ſofort die Bürgerver⸗ 
eine. Nun haben Sie die größte Eſelei begangen, 
die je ein politiſcher Führer gemacht hat. (Zuruf 
rechts.) M. H. Deutſchnationalen, erzählen Sie 
uns in dieſem Hauſe keine Märchen. Das können 
Sie in Ihrer Zeitung einer Bevölkerung ver⸗ 
zapfen, die Sie für einen Augenblick dumm 
machen können. In dieſem Hauſe weiß jeder 
klipp und klar, um was Sie jetzt kämpfen. 

Wir werden, wie geſagt, für Ihren Antrag 
ſtimmen, weil wir mit aller Gewalt eine neue 
Wahl der hauptamtlichen Senatoren, insbeſon⸗ 
dere eine Neuwahl ſozialiſtiſcher Senatoren, ver⸗ 
hindern wollen. Es iſt verhängnisvoll für die 
Freie Stadt Danzig, iſt ſogar eine Kataſtrophe, 
was im Dezember geſchehen wird. Aber wer hat 
dem Bürgertum dieſe Kataſtrophe eingerührt? 
Sie allein! (Zuruf des Abg. Senftleben.) 
Wiſſen Sie, Herr Senfleben, ich hätte erwartet, 
daß Sie hier geiſtreichere Zwiſchenrufe machen. 
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Sie ſagen, daß ſei der ſozialiſtiſche Entwurf. 
Eben habe ich Ihnen auseinandergeſetzt, daß das 
Zentrum ſeinen Namen mit darunter geſetzt hat. 
Kommen Sie nicht mit den alten Ammenmärchen, 
die glaubt Ihnen keiner mehr! (Das glauben 
alle ſozialiſtiſchen Wähler! rechts.) Weil Sie ein 
wenig die elementaren Gründe und elementaren 
Entwicklungen der Politik hören müſſen, will ich 
Ihnen eine kleine Lektion geben. Sie ſagen, das 
ſei ein ſozialiſtiſcher Entwurf, weil jetzt die Sozi⸗ 
aldemokratie ſo ſcharf dafür Propaganda mache. 
Herr Senftleben, lieber Kollege, (Heiterkeit) Sie 
werden feſtſtellen können, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten bei Einbringung des Volksbegehrens nicht 
die Agitation gemacht haben, denn damals war 
es eben der Volksentſcheid „Volkswille“ der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei, der gleichmäßig 
auch das Zentrum umfaßte. (Zuruf des Abg. 
Senftleben) Jetzt, Herr Senftleben, wo Sie durch 
Ihre minderwertige Agitation das Volksbe⸗ 
gehren zu einem ſozialiſtiſchen geſtempelt haben 
und die Parole ausgaben: Unjer Antrag „Bür⸗ 


gerſchutz“ umfaßt das geſamte Bürgertum zum 


Kampf gegen die Sozialdemokratie, mußte die 
Sozialdemokratie, nachdem die Sache eine Pre⸗ 
ſtigefrage geworden war, den Kampf aufnehmen. 
Nachdem Sie den Volkswillen zu einem ſoziali⸗ 
ſtiſchen Unternehmen geſtempelt haben, muß ſich 
die Sozialdemokratiſche Partei dafür einſetzen. 
Herr Senftleben, es !ijt vollſtändig verloren, Sie 
irgendwie überzeugen zu wollen. (Zuruf rechts.) 
Sie ſind ſchon dumm genug. Ich brauche Sie 
nicht mehr dumm zu machen. (Zwiſchenruf des 
Abg. Senftleben.) Fragen Sie Ihre ſtudentiſchen 
Kollegen, die werden Ihnen ſagen, daß man keine 
Retourkutſchen macht. (Abg. Schütz: Wann wer⸗ 
den Sie zu Verſtand kommen?) Wenn ich bei 
Ihnen Nachhilfeſtunden nehme! An Geiſtreichig⸗ 
keit überbieten Sie mich allerdings. Wenn man 
Sie betrachtet, Herr Schütz, Sie ſind die lebendige 
Inkarnation der Intelligenz der Partei. (Allge⸗ 
meine Heiterkeit. — Abg. Plenikowſki: Das ver⸗ 
ſteht er ja nicht!) Nein. Bleiben Sie hier, Herr 
Senftleben, (Erneute Heiterkeit. — Haltet ihn 
feſt! links.) 

M. D. u. H.! Wir müſſen unbedingt die Ge⸗ 
legenheit benutzen, um das Demagogiſche der Be: 
hauptungen herauszuſchälen, der Volksentwurf 
„Volkswille“, der Entwurf der Regierungskoali⸗ 
tion, ſei ein ſozialiſtiſches Machwerk, das geeignet 
ſei, die Sozialdemokratie ganz beſonders in den 
Sattel zu heben, um das Bürgertum zu vernich⸗ 
ten. Der Unterſchied zwiſchen den beiden Volks⸗ 
entſcheiden iſt ja tatſächlich ſo evident. Beide 
wollen die Verkleinerung des Volkstages, die 
Verkleinerung des Senats. Der einzige Anter⸗ 
ſchied beſteht tatſächlich nur in der Frage der 
Senatoren. (Auflöſung des Volkstages! rechts.) 

ir ſind diejenigen, die ihn ſofort auflöſen wol⸗ 
len. (Weshalb haben Sie das nicht hineinge⸗ 
ſchrieben?) Wenn wir nur ein Wort hineinge⸗ 
ſchrieben hätten, das nicht im Regierungsentwurf 
war, wußten wir, daß das Zentrum das nicht mit⸗ 
machen würde. Das Zentrum hatte geſagt, als 
wir die Abänderungsanträge im Senat durch 
meinen Freund Rahn ſtellten, der Entwurf werde 
o' angenommen, wie er iſt, oder überhaupt nicht. 
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Nachdem das Zentrum erklärte, daß am Entwurf (O) 


nicht ein Komma geändert werden dürfe, mußten 
wir, weil wir es ehrlich meinten und nicht Agi⸗ 
tation treiben wollten, in den ſauren Apfel bei⸗ 
ßen und den Entwurf ſo nehmen, wie er iſt. Wir 
können es uns nicht leiſten, ſo unverantwortlich 
mit dem Volke herumzutanzen, wie Sie es machen. 
(Abg. Philipſen: Sie find ſehr liebenswürdig!) 
Aus dieſem Grunde haben wir den Entwurf an⸗ 
genommen, ich ſage offen, als notwendiges Uebel, 
wenn wir einen Schritt vorwärts kommen wol⸗ 
len. (Zuruf rechts.) 

Die einzigen Unterſchiede waren bekanntlich 
die Frage der hauptamtlichen Senatoren und 
die Frage der Richterwahl. Um die Frage der 
Richterwahl vorwegzunehmen, die mutmaßlich 
bei Ihnen den Hauptanlaß gebildet hat, um die⸗ 
ſen Regierungsentwurf ſofort zu ſabotieren, 
möchte ich ſagen, daß Sie da demagogiſche Ver⸗ 
hetzung gegenüber dem „Volkswillen“ getrieben 
haben. Sie haben geſagt, der Richter wird da⸗ 
durch zum politiſchen Parteimann gemacht, es 
gibt dann keine unabhängigen Richter mehr. 
Fragen Sie Herrn Dr. Ziehm, obwohl er die Ver⸗ 
faſſung ſchlecht beherrſcht, wie ſein Antrag be⸗ 
weiſt, ob nicht zur Richterqualität nun leider die 
beiden Staatsexamina erforderlich ſind, daß man 
ohne dieſe Garantie nicht Richter werden kann. 
Sehen Sie, da werden die Leute, die vier Jahre 
ſtudieren müſſen, die dann weiter vier Jahre als 
Referendare oder als Aſſeſſoren herumlaufen, 
ſehr wenig aus den unteren Schichten ſtammen. 
Es wird jo fein, daß die Ausleſe immer noch aus 
den bürgerlichen Kreiſen, aus den beſſer ſituier⸗ 
ten Familien, ſtammt. Vielleicht kommt einmal 
bei ganz beſonderer Befähigung auch ein anderer 
hinzu. Aber wie eine Fliege noch keinen Sommer 
macht, ſchafft der eine noch keine ſozialiſtiſches 
Richtertum. Ehe wir ſoweit ſind, wird noch viel 
Waſſer die Mottlau hinunterlaufen. Ich ver⸗ 
ſtehe aber gar nicht, Herr Dr. Ziehm, in andern 
Staaten, auch in Deutſchland, werden die Richter 
jetzt von der Regierung ernannt. Ich wüßte nicht, 
daß dieſe Regelung etwa zu einer parteipolitiſchen 
Inflation im Reich geführt hätte. Weshalb 
ſträuben Sie ſich vor dieſer elementar⸗ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Sache, daß die Regierung die Richter 
ernennt, wenn ſie die Richterqualität haben? 
Aber es iſt etwas anderes, was Sie befürchten. 
Sie befürchten eine Durchlöcherung Ihres Rich- 
termonopols. Heute find alle Richter bis auf zwei 
rein deutſchnational eingeſtellt. Das iſt ja klar, 
weil wir in Danzig durch den Richterwahlaus⸗ 
ſchuß eine Inzucht an Richtern haben. Ueber die 
Wahl entſcheiden die Richter ſelbſt und die 
Rechtsanwälte. Herr Schwegmann, Sie werden 
mir Recht geben, wenn ich ſage, daß die Anwälte 
in Danzig zum großen Teil bei den kleinen Ver⸗ 
hältniſſen entweder geſellſchaftlich oder ſonſt ab⸗ 
hängig ſind. Wenn ein Anwalt einmal frech zu 
einem Richter wird, dann bekommt er Nr. 5 und 
kann bei Prozeſſen leicht aufplatzen. Sie werden 
ſagen, ich läſtere das Richtertum. Nein, ich ſehe 
nur als Menſch die Eventualitäten. 

Wir haben alſo die Erſcheinung, daß die 


Richter ſich ſelbſt wählen. Da ſie ebenſo wie die 
Kaſte der Anwälte in der Kammer wenigſtens 
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rein reaktionär zuſammengeſetzt ſind, werden ſie 
ſich aus dieſen reaktionären Schichten immer 
wieder ergänzen. Ich ſage nicht konſervativen 
Schichten; denn ich habe an Hand der Perſon des 
Freiherrn von Stein neulich auseinandergeſetzt, 
daß konſervativ und reaktionär etwas anderes iſt. 
Wie können Sie ſich nun dagegen ſträuben, daß 
wir in Danzig es ſo machen, wie es in der ganzen 
Welt üblich iſt! Nirgends iſt ein Richterwahl⸗ 
ausſchuß. (In Bremen! rechts.) Bremen iſt alſo 
Ihre Welt, wunderbar! (Heiterkeit links. 
Bremer Stadtmufikanten!) Jetzt verdrehen Sie 
dieſe Tatſachen und ſagen, weil die Richter 
lebenslänglich von der Regierung ernannt jind, 
deshalb will der Volksentſcheid „Volkswille, 
alle Richter zu Sozialdemokraten machen. Es 
iſt eigentlich ſonderbar, daß man in dieſem 
Hauſe, wo jeder die Dinge kennt, darüber ſpricht. 


Das können Sie Ihren Damen vormachen. Wenn 


Sie denen ein paar Taſſen Kaffee oder Zichorien⸗ 
waſſer geben, können Sie ihnen dieſe Märchen 
erzählen! Logiſch denkende anſtändige Menſchen 
müßten ſich eigentlich genieren das zu tun. Aber 
Sie haben ja alles Schamgefühl verloren. 

Ich komme zu der Wahl der hauptamtlichen 
Senatoren. Das große Geſchrei geht dahin, wir 
dürften keine parlamentariſchen Senatoren 
haben; denn der Fachſenator ſei das Entſcheiden⸗ 
de. Sie ſagen, alle Rettung kommt von dem Fach⸗ 
ſenator. Nun, beſehen wir uns einmal die Praxis 
und unſere Fachſenatoren. Sehen Sie, da haben 
wir einen Fachſenator, einen ſehr lieben Mann, 
ich kann nichts gegen ihn ſagen, den Senator Dr. 
Wiercinſki. Aber was iſt er? Er iſt Formaljuriſt 
der Bildung nach. Er verwaltet jetzt die Abtei⸗ 
lung Soziales, und ihm unterſtehen noch einige 
andere Abteilungen, z. B. die Medizin. Nun 
werden Sie mir zugeben, was verſteht beim 
beſten Willen ein Juriſt davon, was im Kranken⸗ 
haus paſſiert? Was verſteht er von der ganzen 
Medizinalverwaltung? Einen großen Schmarrn, 
einen großen Dreck! Die Herren, die bei den 


ſtädtiſchen Krankenanſtalten angeſtellt ſind und 


das Gehalt von Staatsräten beziehen, beherr⸗ 
ſchen doch dies Gebiet. Ich will Herrn Dr. 
Wiercinſki nicht zu nahe treten, aber er iſt doch 
wirklich kein mediziniſcher Fachmann. Er iſt doch 
parlamentariſcher Senator; denn zweifellos ver⸗ 
ſteht Herr Dr. Wiercinſki von der Medizin nicht 
viel mehr, als wenn Sie heute einen Sozialde⸗ 
mokraten nehmen und den etwas verwalten 
laſſen. Beide haben doch von der Branche keine 
Ahnung. (Abg. Schwegmann: Verwaltungs⸗ 
fragen! — Zwiſchenrufe rechts und links.) Wir 
haben ja doch die großen Fachleute hier, die an 
der Spitze der einzelnen Behörden ſtehen. 
Ich will das garnicht beſtreiten. Ich 
nehme an, daß Herr Dr. Ziehm uns einen wun⸗ 
derbaren Beamtenkörper hinterlaſſen hat. Dann 
ſtehen die fähigſten Leute an der Spitze in 
Staatsratspoiten. Wir haben einen Staatsrat 
mit 1500 Gulden bei der Zollbehörde, dann einen 
Staatsrat bei der Polizei, einen Staatsrat bei 
der Schutzpolizei, einen Staatsrat bei der Steuer, 
einen Staatsrat bei der Poſt. Wir haben unge⸗ 
zählte Oberregierungsräte in der Bauverwal⸗ 


tung, wir ſind überſät mit Fachleuten. Die Fach⸗ 
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leute trampeln ſich hier ſozuſagen die Zehen auf⸗ 
einander ab. Was. ſoll darüber noch ein Fachſena⸗ 
tor? Der kann höchſtens allen auf den Zehen 
trampeln und die, die gegen ihn ſind, kann er 
diſziplinieren. (Heiterkeit.) Die Praxis zeigt das. 
Ich will ein Beiſpiel anführen. Ich will einen 
nennen, der ſein Examen in der Technik mit 1 
gemacht hat. Das iſt der örtliche Bauführer der 
Brücke am Grünen Tor. Er iſt deshalb hinausge⸗ 
worfen worden. Herr Baurat Virus hat von der 
Branche keine Ahnung. Der unſchuldige Mein⸗ 
hardt wird falſch und veröffentlicht einen Artikel: 
„Ich habe die örtliche Bauaufſicht gehabt.“ Schon 
wird der Mann verſetzt. Er darf nicht bauen; 
denn der Fachmann, Herr Dr. Virus, iſt tief ge⸗ 
kränkt, weil Meinhardt ſich angeblich in ſein Fach 
hineingedrängt hat. 


Diaas ſind die Fachſenatoren, die keine Ahnung 
von ihrem Fach haben. Die Poſt z. B. unterſteht 
Herrn Senator Runge. Herr Runge verſteht maß⸗ 
los viel von Talſperren, aber daß er von der 
ganzen Poſt mehr verſteht als ich, glaube ich nicht. 
Er kann höchſtens eine Briefmarke ablecken und 
aufkleben. Aber er iſt Fachſenator. Wir müſſen ja 
Fachſenatoren haben. Herr Runge iſt Fachſenator 
für Oeffentliche Arbeiten. Nach meinen Informa⸗ 
tionen hat er einmal etwas mit der Elektrizität 
in ſeinen jungen Jahren zu tun gehabt. Weshalb 
er jetzt Fachmann für Siedlungsbauten und Hoch⸗ 
bau iſt, iſt mir unbegreiflich. Was bleibt nun von 
Ihren Fachſenatoren übrig? Weiter nichts, als 
eine ganz törichte Phraſe; denn die Fachſenatoren 
oder die Fachleute dürfen natürlich nicht vom 
Parlament abhängig ſein. (Abg. Rahn: Vergeſſen 
Sie nicht Dr. Frank für den Handel!) Das will 
ich gleich vorweg nehmen. Ich habe den Fach⸗ 
ſenator Herrn Dr. Frank vor zwei Jahren bei 
einem Empfang der polniſchen Republik geſehen. 
(Da geht er auch hin? links.) Er kam ſo um 6 
Uhr. (Morgens oder abends? links.) Es waren 
der Biſchof O'Rourke ſowie alle Parteien und 
Konſuln zugehen. Ich ſah, wie Biſchof O' Rourke 
dem Vertreter der Sowjetunion die Hand gab. 
Die Gegenſätze waren vergeſſen, man war bei 
einem diplomatiſchen Empfang. Danzig glänzte 
königlich durch den Fachſenator Dr. Frank. Er 
hatte ſoviel Verſtändnis, daß er um 6 Uhr mit 
einem Monokel in diſtanzierter Haltung erſchien. 
Er rauſchte als König durch die Gemächer, ſprach 
mit niemand, und dann war er nicht mehr zu 
ſehen. Da hörte ich, wie ſich in meiner Nähe zwei 
Konſuln franzöſiſch unterhielten. Ich weiß nicht 
mehr, welche es waren. Ihre Aeußerungen waren 
ungefähr ſo: „Wer war dieſer Stieſel?“ Das ſind 
unſere Fachſenatoren. Was verſteht Herr Dr. 
Frank vom Handel? Er war hier ſeinerzeit im 
Landeshaus Regierungsrat. Er hat Verfügungen 
unterſchrieben, die ſein Sekretär ausgearbeitet 
hat, und von denen er keine Ahnung beſaß. Jetzt 
ſitzt er da und regiert als Fachſenator. Die Han⸗ 
delskammer in Danzig erläßt papierne Proteſte. 
Hin und wieder erſcheint der Syndikus der Han⸗ 
delskammer hier und hält merkwürdige Reden. 
(Abg. Brill: Für Landwirtſchaft iſt er auch Fach⸗ 
ſenator!) So könnte ich die Beiſpiele ins Uferloſe 
ausdehnen. 
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Es iſt nicht zu verſtehen, wie Sie als ernſte 
Männer mit dieſen Phraſen arbeiten können. 
Genieren Sie ſich nicht, allmählich gegenüber 
klaren, logiſchen Argumenten einzuſehen, wir 
müſſen eine Einheitsfront bilden, eine bürgerliche 
Einheitsfront, auch der Arbeiter 
Weswegen dieſe maßloſe Verhetzung? Es iſt doch 
ſchon ſo, daß wir Fachleute in Danzig genug 
haben. Wenn die ſo unfähig ſind, daß Sie jetzt 
noch beſondere Fachleute haben müſſen, dann 
ſtimmt es doch nicht, Herr Dr. Ziehm, wenn Sie 
ſagten, Sie überließen der Regierung ein wunder⸗ 
bares Beamtentum. Sollten die Kräfte nicht 
fähig ſein, die Staatsgeſchäfte zu leiten? Müſſen 
wir andere herholen? Das ſtimmt ſehr bedenklich. 
Eins fehlt uns in Danzig, und das wollen wir 
geändert haben. Es iſt ein uferloſer Unfinn, wenn 
jetzt Sozialdemokraten gewählt werden, die nach⸗ 
her in einer bürgerlichen Regierung, Herr Dr. 
Ziehm, in der wir vielleicht ſitzen werden, den 
Stachel bilden. Herr Dr. Ziehm, überblicken Sie 
gar nicht die Konſequenzen? Sie lächeln nur hold⸗ 
ſelig. Das beweiſt nur, daß Sie den Argumenten 
nicht folgen, ſondern nur Ihre demagogiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte im Innern weiter fortpflanzen. (Abg. 
Dr. Ziehm: Ich habe hier zu arbeiten, ich höre 
gar nicht zul) Ich muß annehmen, Herr Dr. 
Ziehm, daß Sie vielleicht doch etwas lernen 
können. (Abg. Dr. Ziehm: Sie meinen Demago⸗ 
gie?) Was uns fehlt, ſind Männer, die den Mut 
haben, die politiſche Verantwortung zu tragen. 
Wenn es nach unſeren Vorſchlägen gegangen 
wäre, hätten wir nicht 12 Senatoren genommen, 
ſondern fünf hätten reichlich genügt. Aber es 
müſſen doch einmal im modernen Staat Leute 
vorhanden ſein, die zweifellos die Verantwor⸗ 
tung tragen. Das bedeutet gar nicht, daß wir uns 
Miniſter halten wollen, ſie heißen ja auch nur 
Senatoren. Es müſſen doch Menſchen da ſein, die 
drüben verantwortlich ſind. Es geht doch nicht, 
daß wir etwa das Syſtem Runge, welches ich jetzt 
zum Schluß berühre, in alle Ewigkeit fortſetzen. 
Sie ſagen, wir müßten Fachleute haben. Ich habe 
Ihnen auseinandergeſetzt, daß das gar keine Fach⸗ 
leute ſind, und daß es bei der heutigen Speziali⸗ 
ſierung aller Wiſſenſchaften keinen Fachmann 
gibt, der alle Gebiete beherrſcht. Es wäre ein 
Uebermenſch, wer als Fachſenator Medizin und 
Soziales beherrſchte. Da müßten Sie Napoleon 
oder Friedrich den Großen aus der Erde graben, 
die haben vielleicht alle Gebiete beherrſcht. Der 
jetzige Zuſtand hat gezeigt, daß der hauptamtliche 
Senator im Gefühl ſeiner Macht auf die ganzen 
unteren Beamten einen Druck ausübt und dikta⸗ 
toriſche Befugniſſe beſitzt. Herr Runge hat genau 
wie Herr Volkmann im Senat diktatoriſche Be⸗ 
fugniſſe gehabt. Alles, was ſie vorbrachten, wurde 
gemacht. Das müſſen wir endlich einmal ändern. 
Die Leute müſſen aus ihrer Macht gehoben wer⸗ 
den. Der kleine Beamte weiß, daß ſeine Beförde⸗ 
rung vom hauptamtlichen, bürokratiſchen Sena⸗ 
tor abhängt. Das hat eine Menge Mißſtände im 
Gefolge. Ich erinnere da an den Baurat Schulz, 
er zu mir kam und ſagte, Bölkau ſei ein Unſinn, 
er müſſe berichten, daß wir es nicht bauen könn⸗ 
ten. Ich ſagte: „Natürlich, wenn Sie gegen Böl⸗ 
kau ſprechen, find Sie am nächſten Tage abgegur⸗ 


iſt bürgerlich. 


gelt“. Drei Tage darauf verſah er ſchon gewöhn⸗ 
liche Sekretärdienſte. 

Sie wollen jetzt die Sozialdemokraten in dieſe 
uferloſe Macht hineinſetzen. Wenn Sie es wirklich 
ernſt mit der Bevölkerung meinen, würden Sie 
die Konſequenzen überlegen. Herr Runge hat es 
doch mit ſeiner ſuggeſtiven Gewalt als hauptamt⸗ 
licher Senator fertig bekommen, jahrelang das 
Verbrechen von Bölkau zu verſchleiern. Ich kenne 
ein paar Leute, die er verklagt hat. Sie wurden 
zu 2000 G verurteilt. Es wurde ihnen bedeutet, 
daß ſie keine Berufung einlegen ſollten, ſonſt 
kriegten ſte im Staatsintereſſe Gefängnis. Wir 
wiſſen, daß Senator Runge immer geſchrien hat, 
alles ſei in Ordnung, Bölkau rentiere ſich. Zum 
Schluß holt ſich Herr Runge, weil er nicht mehr 
aus noch ein weiß, den Herrn Profeſſor Dr. Win⸗ 
del aus Berlin und kündigt an, daß der Fachmann 
komme, der erklären werde, daß Bölkau rentabel 
jet. Wenn wir nicht fo aufpaßten, würden wir 
vielleicht diesmal vom hauptamtlichen Senator, 
der die Macht in der Hand hat, geneppt 
worden ſein. Wir haben aber bei Zeiten erfahren, 
daß Profeſſor Dr. Windel zwar Profeſſor iſt, aber 
Propagandachef von Siemens. Das iſt hochinter⸗ 
eſſant. Der Mann, der die Millionen verdient hat, 
kommt in die Hochſchule. Nun hat ſich dieſes Auf⸗ 
treten allerdings zu einer Kataſtrophe für Herrn 
Runge und wie ich behaupte, zu einer Kataſtrophe 
der hauptamtlichen Senatoren ausgewachſen. 
Erſtens befand ſich Herr Windel in einem Zuſtand, 
wie neulich der Handelskammerſyndikus. Er 
wiſchte ſich dauernd den Schweiß von der Stirn. 
Nach einer halben Stunde verließen Profeſſor 
Schulze⸗Pillot und Profeſſor Peterſen das Lokal, 
weil ſie von einem angetrunkenen Menſchen nichts 
hören wollten. Zum Schluß brachte der Mann 
folgendes Argument vor. Er ſagte: „Bölkau iſt 
rentabel, glänzend rentabel“, d. h. wenn man die 
Verzinſung und die Amortijation nicht verzeich⸗ 
net. Heute bekomme ich von einem Studenten, den 
ich nicht kenne, einen telephoniſchen Anruf. Der 
ſagte: „Es ſtinkt zum Himmel, was der Mann uns 
für Zahlen gegeben hat, das muß aufhören.“ Ich 
ſage auch, dies Syſtem muß aufhören! Nur, weil 
Runge dieſe Macht als beamteter Senator hatte, 
konnte er die 30 Millionen zum Fenſter hinaus⸗ 
werfen. Die 30 Millionen ſind nicht von parla⸗ 
mentariſchen Senatoren zu verpulvern. Wie 
viele gibt es, die da in Frage kommen! Das iſt 
die wahnſinnige Demagogie, die Sie treiben. Uns 
koſtet ein hauptamtlicher Senator vom Format 
Runges oder Dr. Volkmanns ungezählte Milli⸗ 
onen mehr als vielleicht die drei Pfennige, die ein 
parlamentariſcher Senat bezahlt bekommt. 

Deshalb erklären wir zum Schluß, daß wir 
verhindern wollen, das gebe ich zu, daß andere 
hauptamtliche Senatoren ihre Macht ebenſo miß⸗ 
brauchen. Wenn Sie das befürchten, müſſen Sie 
eins tun, Sie müſſen uns Recht geben und dann 
dem „Volkswillen“ zuſtimmen. Dann können Sie 
die Kataſtrophe vermeiden. Daß die Sozialdemo⸗ 
kratie für den „Bürgerſchutz“ ſtimmt, ift eine An⸗ 
möglichkeit. Es iſt auch nicht ihr Intereſſe. Sie 


fährt parteipolitiſch beſſer, wenn er nicht durch⸗ 
kommt. Wenn Sie (nach rechts) aber vermeiden 
wollen, daß Arczynſki, Grünhagen oder andere 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
den Staat als hauptamtliche Senatoren auf vier 
Jahre beherrſchen, dann wählen Sie mit uns ge⸗ 


ſchloſſen am nächſten Sonntag den „Volkswillen“, 


nicht, weil er ſozialdemokratiſch iſt, ſondern um 
das Bürgertum zu retten. (Bravo!) 5 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Phi⸗ 
lipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Meine 
hochverehrten Damen und Herren, mein Frakti⸗ 
onskollege Mayen hat den Hier zur Beratung vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf bereits eingehend begrün⸗ 
det. Deshalb war es auch zunächſt nicht meine Ab⸗ 
ſicht, hier noch einmal dazu Stellung zu nehmen. 
Wenn ich es dennoch tue, ſo geſchieht es wegen des 
Ganges, den die Verhandlung bisher genommen 
hat. Wenn Ihr mildeſtes Urteil, Herr Dr. Bla⸗ 
vier, auf Zwiſchenrufe Ihrer politiſchen Gegner, 
meiner Fraktionsfreunde „Demagogen! Sie ſind zu 
dumm und verrückt“ lauteten, ſo möchte ich Ihnen 
mit Bezug auf Ihre Ausführungen mit Leſſing 
antworten: „Wer über gewiſſen Dingen nicht den 
Verſtand verliert, hat keinen zu verlieren.“ Die 
Ausführungen des Herrn Dr. Blavier charakteri⸗ 
ſieren Herrn Dr. Blavier. Er hat ſich mit dem vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf überhaupt nicht beſchäf⸗ 
tigt, ſondern in einem Verlegenheitsgeſtammel le⸗ 
diglich verſucht, Propaganda für ſeinen Volksent⸗ 
ſcheid „Volkswille“ zu machen. Er hat den miß⸗ 
lungenen Verſuch unternommen, die ſozialiſtiſchen 
Tendenzen dieſes Geſetzentwurfs abzuſtreiten. 
Herr Dr. Blavier, es iſt Ihnen mißlungen, 
nachzuweiſen, daß Sie für die Auflöſung dieſes 
Volkstages ſind, wenn Sie für den Volksentſcheid 
„Volkswille“ eintreten, den Sie ſelbſt eingebracht 
haben, der aber die ſofortige Auflöſung nicht for⸗ 
dert. Es iſt Ihnen mißlungen, Herr Dr. Blavier, 
nachzuweiſen, daß die Auflöſung des Richterwahl⸗ 
ausſchuſſes eine Politiſierung der Gerichte nicht 
begünſtigt. (Zwiſchenrufe des Abg. Dr. Blavier.) 
Wenn Sie dann davon ſprachen, daß wir die bür⸗ 


gerliche Einheitsfront zerſtört haben, Herr Dr. h 


Blavier, ſo möchte ich Sie daran erinnern, daß Sie 
es waren, der von dieſer Stelle aus erklärt hat: 
„Es iſt ein Glück, daß die Macht der Deutſchnatio⸗ 
nalen gebrochen iſt.“ Sie, Herr Dr. Blavier, ſind 
der Zerſtörer des Bürgertums, und was Sie uns 
vorwerfen, fällt auf Sie zurück. (Abg. Dr. Blavier: 
Das Bürgertum iſt alſo nur deutſchnational, das 
könnte Euch ſo paſſen!) 

Auf die uns heute hier zur Beratung vorlie— 
gende Geſetzvorlage ſind die Augen nahezu der 
geſamten Danziger Bevölkerung gerichtet. (Wider⸗ 
ſpruch links.) Umſomehr muß es Befremden er⸗ 
regen, daß die Regierungsparteien ſich lediglich 
mit einer Erklärung zu dieſem Geſetzentwurf be⸗ 
gnügen, die von der ſtärkſten Regierungspartei 
abgegeben wurde, und daß der Senat ſelbſt zu 
dieſer Vorlage überhaupt noch nicht Stellung ge⸗ 
nommen hat. Unſer Antrag, der von der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion, von der Nationalliberalen 
Gruppe und von der Bürgerlichen Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft eingebracht iſt, birgt keinerlei politiſche Ten⸗ 
denz in ſich. Er entſpringt lediglich ſachlichen Mo⸗ 
tiven. Sachlich begründet iſt das Verlangen, daß 
die Wahl neuer Senatoren nicht früher vorgenom⸗ 
men wird, bis über die Volksentſcheide „Volks⸗ 
wille“ und „Bürgerſchutz“ endgültig entſchieden 
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iſt. (Sehr wahr! rechts.) Mein Kollege Mayen 
hat bereits darauf hingewieſen (Am 9. Dezember 
iſt die Entſcheidung! links.) daß noch nicht feſt⸗ 
ſteht, daß dieſe Entſcheidung am 9. Dezember end⸗ 
gültig fällt. M. D. u. H.! Wenn infolge der durch 
die Verordnung des Senats innerhalb der Bes 
völkerung entſtandenen Verwirrung keiner dieſer 
Volksentſcheide am 9. Dezember die erforderliche 
Stimmenzahl erreichen ſollte, ſo ſteht ſchon heute 
feſt, daß gegen die Wahl Einſpruch erhoben wer⸗ 
den wird. (Unruhe und Zwiſchenrufe.) Bevor 
das Einſpruchsverfahren endgültig abgeſchloſſen 
iſt, dürfte alſo keine Wahl neuer Senatoren er⸗ 
folgen. Beide Volksentſcheide, ſowohl „Volks⸗ 
wille“ wie „Bürgerſchutz“, fordern eine andere 
Zuſammenſetzung des Senats, insbeſondere aber 
eine Verkleinerung des Senats. M. D. u. H., des⸗ 
halb muß jeder objektiv urteilende anerkennen 
und aus fachlichen Gründen verlangen, daß die 
Wahl nicht früher vorgenommen wird, bis über 
dieſe Volksentſcheide entſchieden iſt. 

M. D. u. H., in der Bevölkerung iſt man aber 
der Auffaſſung, (In welcher! links.) daß es Ihnen 
mit einer Verfaſſungsänderung nicht ernſt iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) Man begründet dieſe Auf— 
faſſung damit, daß es der Volkstag in vielen Jah⸗ 
ren nicht fertig gebracht hat, eine Verfaſſungsän⸗ 
derung, die von der Bevölkerung ſeit langem ge⸗ 
wünſcht wird, vorzunehmen. Dieſe Auffaſſung 
fand dadurch neue Nahrung, daß Sie unſern letz⸗ 
ten Antrag auf Aenderung der Verfaſſung, der 
die ſtrittigen Punkte völlig ausſchaltete, dagegen 
lediglich eine Verkleinerung von Volkstag und 
Senat forderte und der Stadtgemeinde Danzig 
die Selbſtverwaltung wiedergab, ablehnten. M. 
D. u. H., die beiden Verordnungen des Senats 
über die Volksentſcheide „Volkswille“ und „Bür⸗ 
gerſchutz“ haben dieſe Auffaſſung der Bevölkerung 
aufs neue verſtärkt. Durch die ablehnende Haltung 
der Regierungsparteien gegenüber dem uns heute 
ier vorliegenden Geſetzentwurf gewinnt dieſe 
Auffaſſung des Bürgertums neuen Boden. Es 
muß aber auch gejagt werden, daß der Volksent⸗ 
ſcheid Bürgerſchutz z. B. auch die Auflöſung des 
jetzigen Volkstages fordert. Es iſt ſchon heute mit 
Beſtimmtheit anzunehmen, daß ein Volkstag, der 
aus Neuwahlen hervorgeht, eine weſentlich andere 
Zuſammenſetzung haben würde, als der heutige 
Volkstag. Dieſe andere Zuſammenſetzung würde 
aber die Wiederwahl der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren und die Neuwahl der Senatoren in perſo⸗ 
neller Hinſicht weſentlich beeinfluſſen. Auch hierin 
liegt eine ſachliche Begründung für die Annahme 
unſeres Geſetzentwurfs. 

Wenn Herr Abg. Loops in der Erklärung, die 
er für die Regierungspartei abgab, ſagte, dieſer 
Geſetzentwurf komme zu ſpät, ſo kann ich dieſen 
Einwand nicht gelten laſſen. Herr Abg. Loops, zu⸗ 
nächſt wäre es Aufgabe der Regierung geweſen, 
angeſichts dieſer Sachlage eine Zwiſchenlöſung zu 
finden und zu zeigen. (Sehr richtig.) Ich kann 
aber auch nicht anerkennen, daß es zu ſpät iſt. Es 
iſt wohl richtig, daß die Amtsdauer der haupt⸗ 
amtlichen Senatoren am 31. Dezember dieſes 
Jahres abläuft. Aber, m. D. u. H., wir haben es 
hier ſehr häufig erlebt, daß Geſetze an einem oder 
in wenigen Tagen in erſter, zweiter und dritter 
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Leſung angenommen wurden. 
Rahn. — Abg. Beyer: Das geht ja nicht!) Wenn 
dieſe Verfaſſungsänderung dann auch erſt Mitte 
Januar, alſo bei der zweiten Abſtimmung über 
die dritte Leſung rechtskräftig wird, kann ich dar⸗ 
in noch „kein Unglück“ und kein „zu ſpät“ ſehen; 
denn die Zuſtimmung des Völkerbundes würde 
ſchon in der Dezember⸗Tagung zu erreichen ſein, 
wenn hier die verfaſſungsändernde Mehrheit feſt⸗ 
geſtellt wird. (Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) 
Die neben amtlichen Senatoren ſind aber bſchluß⸗ 
fähig. Sie haben die Mehrheit gegenüber der Ge⸗ 
ſamtzahl der Senatoren und ſind ſehr wohl im 
Stande, in der Zeit vom 1. Januar bis etwa Mit⸗ 
te Januar die Regierungsgeſchäfte zu führen. 
Dieſer Einwand kann alſo nicht gelten. 

Wenn Sie dann in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage ſagen, die beiden Geſetzentwürfe ſchließen 
ſich in weſentlichen Punkten gegenſeitig aus, ſo 
kann ich auch dieſen Einwurf nicht gelten laſſen. 
Nach unſerer Auffaſſung handelt es ſich hier um 
zwei ſelbſtändige, um zwei getrennte Geſetzent⸗ 
würfe. Der Senat iſt nicht berechtigt, Geſetze bin⸗ 
dend auszulegen. Das iſt Aufgabe derjenigen Fak⸗ 
toren, die die Geſetze anzuwenden haben. 
Grundlage des ganzen Verfahrens ſind die beiden 
Verordnungen des Senats. Der Senat hat kein 
Recht, der Bevölkerung vorzuſchreiben, wie ſie ab⸗ 
ſtimmen ſoll. Darin muß man eine Einmiſchung 
des Senats ſehen. In dieſer Einmiſchung liegt 
eine unzuläſſige Beeinfluſſung der Wähler. (Abg. 
Beyer: Der Gemeindevorſteher von Prauſt ver⸗ 
ſchickt die Zettel mit den Kreuzen, das iſt ein 
Deutſchnationaler!) Ich habe Ihnen den Beweis 
erbracht, daß die Einwirkung des Senats eine Be⸗ 
einfluſſung der Wähler iſt und daß ſie ungültig 
iſt. Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel und da⸗ 
mit der Wahl haben lediglich die Wahlleiter und 
der Abſtimmungsausſchuß zu entſcheiden. In der 
Sache beſtehen tiefgehende Gegenſätze zwiſchen 
den Regierungsparteien, in Sonderheit der Sozi⸗ 
aldemokratie, den Liberalen und dem Bürgertum. 

Das Volk hat von dieſem Volkstag genug. Das 
Volk wünſcht eine Auflöſung des Volkstages. 
(Abg. Kloſſowſki: Welches Volk?) Dieſe Auf⸗ 
löjung verlangt das Volksbegehren „Bürger⸗ 
ſchutz, das Volk lehnt im Anterbewußtſein das 
parlamentariſche Syſtem in der heutigen Form 
ab. Nur aus dieſem Unterbewußtſein erklärt ſich 
das ſtändige Verlangen in der Bevölkerung auf 
Abänderung der Verfaſſung. Sie, m. H. von der 
Sozialdemokratie, merken, daß Ihnen die Felle 
wegſchwimmen. Deshalb verſuchen Sie, die beiden 
Volksentſcheide durch unzuläſſige Senatsverord⸗ 
nungen zu ſabotieren. Man braucht ja nur Ihre 
„Volksſtimme“ zur Hand zu nehmen. Die Angſt 


ſpricht aus jeder Zeile. Das geht ſchon daraus her⸗ 


vor, daß Sie z. B. in Ihrer letzten Nummer zu 
Wahlſchwindeleien Ihre Zuflucht nehmen muß⸗ 
ten. Es iſt unrichtig, wenn Sie bei den Beratun⸗ 
gen im Hauptausſchuß über die Aufwandsent⸗ 
ſchädigung der nebenamtlichen Senatoren und 
Abgeordneten ſagten, wir wären für eine Er⸗ 


höhung der Bezüge des Senatsvizepräſidenten ein⸗ 
getreten. (Abg. Gerick: Das war auch ſo!) Wir 
haben lediglich zum Ausdruck gebracht, daß wir 
den Senatsvizepräſidenten aus 
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(Zuruf des Abg.] hauptamtlichen Senatoren nehmen wollen. Das 


mit verringert ſich aber die Zahl der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren um einen. Unſere Abſicht bringt 
alſo Erſparniſſe. Wenn Sie derartige Verfaſſungs⸗ 
änderungen annehmen, dann werden Sie das ſehr 
bald merken. Wer heute mit der Bevölkerung in 
Berührung kommt, findet immer wieder, daß ſie 
von dem Volkstag in ſeiner heutigen Zuſammen⸗ 
ſetzung nichts wiſſen will. (Sehr richtig! rechts.) 
Die Bevölkerung hat genug von der Geſetzesar⸗ 
beit dieſes Volkstages. Die Bevölkerung empfindet 
täglich, daß dieſer Volkstag bei ſeiner Geſetzesar⸗ 
beit überhaupt keine Rückſicht mehr auf die Ver⸗ 
faſſung nimmt und alle Mahnungen, die von an⸗ 
derer Seite erhoben werden, einfach mit einer 
Handbewegung abtut. Wir haben es ja noch 
geſtern bei der Beratung im Hauptausſchuß er⸗ 
lebt, daß bei einem Geſetz, das nur einen einzigen 
Artikel enthielt, der Wortlaut ſo abgefaßt war, 
daß er das Gegenteil von dem ausdrückte, was die 
Regierungsparteien, die Antragſteller dieſes Ge⸗ 
ſetzentwurfs waren, wollten. Wundern Sie ſich 
dann darüber, wenn das Volk zu dieſer Arbeit 
keinerlei Vertrauen mehr hat! 

In dieſem Volkstag ſieht die Bevölkerung 
ernſte Gefahren für die deutſche Wirtſchaft in 
Danzig und für das deutſche Danzig. Darum muß 
Bürgerſchutz zum Siege geführt werden. (Wieder⸗ 
holtes Bravo! rechts. — Abg. Kloſſowſki: Deutſche 
Wirtſchaft, deutſchnationale Wirtſchaft, zu ver⸗ 
gleichen mit Schweinewirtſchaft!) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

2 Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Ausſprache 
über die Geſetzesvorlage der Deutſchnationalen 
klingt heute von den einzelnen Parteien dahin 
aus: „Hoch Bürgerſchutz, hoch Volkswille“. Alle 
beide wollen ſiegen, aber alle beide wollen tat⸗ 
ſächlich das Volk betrügen. Das iſt der Grundge⸗ 
danke bei dieſen Volksentſcheiden. Es iſt kein 
Kommuniſt, ſondern es war in dieſem Falle Herr 
Dr. Blavier, der hier dieſen Betrug aufgedeckt 
hat. Herr Dr. Blavier hat hier erklärt, m. H., 
haben Sie doch keine Angſt vor dem Volkswillen, 
der will ja garnichts ändern. Was halten Sie 
denn ſchließlich, ſagte er, von der Beſeitigung des 
Richterwahlausſchuſſes. Glauben Sie, daß dadurch 
das Recht ſchlechter geſchützt wird? Mit dieſen 
Worten und mit einer Schilderung der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren hat er den ganzen Schwindel 
aufgedeckt, der mit dem Volksentſcheid Volkswille 
getrieben werden ſoll. Wenn die Sozialdemokraten 
in ihrer Prokaganda immer wieder ſchreien, daß 
die Klaſſenjuſtiz beſeitigt werden müſſe und daß 
das nur durch den Volkswillen und Aenderung 
des Richterwahlausſchuſſes geſchehen könne, ſo 
hat hier Dr. Blavier nachgewieſen, daß trotz einer 
Aenderung das heute beſtehende kapitaliſtiſche 
Gerichtsverfahren, das ſich nur zu Gunſten der 
Beſitzenden auswirkt, nicht beſeitigt wird. Herr 
Dr. Blavier hat es ſo gut verſtanden, die Macht 
der hauptamtlichen Senatoren zu kennzeichnen. 
Er hat nachgewieſen, daß es dieſe Herren ſind, die 
den Staat in Grund und Boden regiert haben. 
Er ſagte, wenn das hauptamtliche Senatoren⸗ 
ſyſtem weiter beſtehen bleibt, dann wird der 
Staat vollſtändig in Grund und Boden regiert. 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Nun, m. H. von der Sozialdemokratie, vom Zen⸗ 
trum und den Liberalen, was will der Volks⸗ 
wille? Will er nicht das hauptamtliche Sena⸗ 
torenſyſtem weiter beibehalten? Will er nicht die⸗ 
ſen unfähigen Leuten weiter die Macht im Staate 
einräumen? Bei der Bevölkerung erklären Sie: 
„Dieſe hauptamtlichen Senatoren ſind die Ver⸗ 
brecher am Staate, die müſſen beſeitigt werden.“ 
Aber Sie ſagen der Bevölkerung nicht, daß nach 
dem „Volkswillen“ alles beim alten bleibt, daß 
der „Volkswille“ auch die hauptamtlichen Sena⸗ 
toren beibehält. 

M. D. u. H., wenn Sie von einer Verantwort⸗ 
lichkeit der hauptamtlichen Senatoren ſprechen, 
ſo haben wir Ihnen ſchon ſo oft nachgewieſen, wie 
ſie ausſieht, das es keine Verantwortlichkeit iſt, 
daß es unmöglich iſt, bei einem Mißtrauensantrag 
Zweidrittel aller Abgeordneten für die Zuſtim⸗ 
mung zu gewinnen, und daß es unmöglich iſt, die 
einmal zuſammengeſetzte Regierung jemals aus⸗ 
einander zu bringen. Aber abgeſehen davon 
kommt es hier darauf an, daß dieſe Fachſenatoren 
verſchwinden. Wenn Herr Dr. Blavier jagt, daß 
dieſe Herren die Verbrecher am Staate ſind, dann 
wird jeder denkende Menſch ſagen müſſen: Hin⸗ 
weg mit dieſem Syſtem! Wir haben Ihnen Ge⸗ 
legenheit gegeben, dies Syſtem zu beſeitigen. Nicht 
nur wir, ſondern Sie ſelbſt haben ja damit Pro⸗ 
paganda getrieben. Die Liberalen, die Sozialde⸗ 
mokraten und heute auch wieder Herr Dr. Bla⸗ 
vier haben erklärt, daß fünf Senatoren für den 
Freiſtaat vollkommen genug ſind. Als wir Ihnen 
ſeinerzeit in dem Sinne Abänderungsanträge vor⸗ 
legten, waren Sie es, die ſagten, das ließe ſich 
nicht durchführen. Ja, warum nicht? Weil das 
Zentrum allein der Anſicht iſt, daß es ſo wie jetzt 
bleiben muß. Wir haben Ihnen nachgewieſen, 
wenn Sie es ehrlich meinen mit einer Demokra⸗ 
tiſierung der Verfaſſung, — nur in Ihrem Sinne, 
nicht im Sinne der Kommuniſten, das iſt völlig 
ausgeſchloſſen — daß Sie das ohne Zentrum 
durchführen können. Sie wollen aber nicht. Sie 
wollen dies Syſtem weiter beibehalten, das ſich 
nur zu Gunſten der beſitzenden Klaſſe auswirkt, 
das nur im Intereſſe der beſitzenden Klaſſe auf⸗ 
recht erhalten werden ſoll. 

Es iſt bezeichnend für den Wahlſchwindel, der 
jetzt zum Volksbegehren ſtattfindet, daß ſowohl 
die eine Seite wie die andere die Verantwortlich⸗ 
keit der Senatoren überhaupt nicht will, daß beide 
Volksbegehren das hauptamtliche Senatoren⸗ 
ſyſtem beibehalten wollen. Beide Einrichtungen 
ſollen mit dieſer Volksentſcheid⸗Kampagne weiter 
verankert werden. Beide weiſen aber nach, daß 
der Staat dadurch zu Grunde gerichtet wird. 
Wenn Herr Dr. Blavier ſagt, daß der Staat durch 
dieſes Syſtem zu Grunde gerichtet wird, ſo iſt das 
nicht ganz richtig. Zu Grunde gerichtet werden 
tatſächlich die arbeitenden Schichten. Der beſitzen⸗ 
den Klaſſe wird kein Haar gekrümmt, ob dieſes 
oder jenes Syſtem an der Tagesordnung iſt. Sie 
wird immer auf die Beine fallen. Die werktätige 
Bevölkerung iſt die leidtragende Schicht bei dieſer 
Auseinanderſetzung bei dem jetzt beſtehenden 
Syſtem. Wenn Herr Dr. Blavier die hauptamt⸗ 
lichen Senatoren hier ſo treffend gezeichnet hat, 
ſo iſt das nicht gegen den Willen der Beſitzenden 


jetzigen Regierungsmethoden 


geſchehen, ſondern gerade die beſitzenden Kreiſe 
find es geweſen und find es auch heute noch, die 
dieſe Männer ſtützen, weil ſie es verſtehen, der 
Arbeiterſchaft das Leben ſo ſchwer wie möglich zu 
machen, weil ſie es verſtehen, der Arbeiterſchaft 
den Stiefel immer wieder ins Genick zu ſetzen und 
ſie niederzuhalten. Aber dieſer Schwindel, der 
jetzt getrieben wird, ſtinkt zum Himmel, ſage ich; 
denn was ſoll man davon halten, wenn in der 
„Volksſtimme“ beiſpielsweiſe geſagt wird: „Willſt 
du, daß die unverantwortliche Beamtenwirtſchaft 
im Senat, die Danzig an den Rand des Abgrun⸗ 
des führte, erhalten bleibt, dann ſtimme für Bür⸗ 
gerſchutz, willſt dus aber den Steuerdruck in Dan⸗ 
zig vermindern durch Erſparnis der Senatoren⸗ 
penſion, durch Verkleinerung von Volkstag und 
Senat, ſo ſtimme für Volkswille.“ M. D. u. H., 
vor einigen Wochen hat Herr Loops von dieſer 
Stelle aus erklärt, eine Erſparnis trete beim Ab⸗ 
bau des Volkstages garnicht in Erſcheinung. Die 
„Volksſtimme“ ſagt, „eine Verminderung des 
Steuerdrucks wird nur durch „Volkswille“ er⸗ 
reicht.“ Vor ungefähr acht Tagen ſtellte ſich aber 
wieder Herr Loops hierhin und ſagte, die Auf⸗ 
wandsentſchädigung des Herrn Vizepräſidenten 
muß von 350 auf 2 100 Gulden pro Monat er⸗ 
höht werden. Will man da den Steuerdruck er⸗ 
mäßigen, wenn man auf der andern Seite 1750 
Gulden nur ſo hinauswirft? 

Dieſer Schwindel, der jetzt in dieſer Kampagne 
getrieben wird, muß unbedingt feſtgenagelt wer⸗ 
den. Wenn ſich die Deutſchnationalen hier her⸗ 
ſtellen und erklären, daß dieſer Volkstag zu ver⸗ 
ſchwinden hat, ſo können wir das nur unter⸗ 
ſtreichen, aber die Herren ſollen ſich nicht dem Ge⸗ 
danken hingeben, daß ſie in einem neuen Volks⸗ 
tag in vermehrter Stärke einziehen werden; denn 
die Wahl 1927 hat ja zum Ausdruck gebracht, was 
die Bevölkerung von Ihrer Regierungstüchtig⸗ 
keit hält. Sie hat zum Ausdruck gebracht, daß Sie 
diejenigen ſind, die das Volk in jeder Phaſe be⸗ 
trügen und hinters Licht führen. Wenn das Volk 
heute die Auflöſung verlangt, wenn es gegen die 
aufgebracht und 
mißgeſtimmt iſt, ſo hat es doch noch nicht die Re⸗ 
gierungsmethoden der Deutſchnationalen ver⸗ 
geſſen. Die haften noch feſt im Gehirn und werden 
nicht vergeſſen werden. Wir ſagen deshalb: So 
ſchnell wie möglich den Volkstag nach Hauſe ſchik⸗ 
ken und Neuwahlen ausſchreiben. Das Volk wird 
entſcheiden, wie es nicht anders entſcheiden kann. 
Es wird mit aller Macht dafür ſorgen, daß die ka⸗ 
pitaliſtiſche Partei anders einzieht, als es bisher 
der Fall war. Unter dieſer Deviſe erklären wir: 
Genug des Betruges, genug mit dem Schwindel 
Volkswille und Bürgerſchutz. Jeder vernünftige 
Arbeiter, jeder einigermaßen richtig denkende 
Bürger und beſonders die Werktätigen der Freien 
Stadt Danzig werden dieſen Schwindel nicht mit⸗ 
machen. Sie werden am 9. Dezember weder dem 
Volkswillen noch dem Bürgerſchutz ihre Stimme 
geben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. 


Mayen: Wir beantragen, die Vorlage dem Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen]!) Es iſt der Antrag ge 
ſtellt, die eben beſprochene Geſetzesvorlage dem 
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Staates in ſeinem Wachstum hemmen. (Wie war 


Die Weihe des Feſtes wir dadurch gefördert, daß 
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(Bräfident) 

Hauptausſchuß zu überweiſen. (Abg. Raſchke: 
Abſtimmung! — Abg. Loops: Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß!) Da dem Antrag widerſprochen wird, ſchrei⸗ 
ten wir zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Geſetzesvorlage dem Ver⸗ 
faſſungsausſchuß zur Beratung überweiſen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — (Abg. Raſchke: Einheits⸗ 
front von Schwegmann bis Gehl!) Damit iſt die 
Vorlage dem Verfaſſungsausſchuß überwieſen. 
Wir kommen zum zweiten Punkt der Tagesord⸗ 


nung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes. Urantrag des Abg. Mayen u. Fr. 

Druckſache Nr. 529. Ich eröffne die Beſprechung. 
Zur Begründung hat das Wort der Herr Abg. 
Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der vorliegende Geſetzentwurf entſpricht dem 
Geiſte der Billigkeit. Die Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter haben es ſchon lange als Härte empfunden, 
daß man ihnen von der Weihnachtsgratifikation 
immer noch die Steuer abzieht. Die Weihnachts⸗ 
gratifikation iſt nicht mit einer Gewinnbeteili⸗ 
gung oder Abſchlußproviſion zu vergleichen, ſon⸗ 
dern eine freiwillige Zuwendung, die jederzeit ge⸗ 
geben und jederzeit wieder genommen werden kann 
Der Arſprung der Weihnachtsgratifikation wur⸗ 
zelt im moraliſchen und ſittlichen Empfinden. Es 
wäre daher verkehrt, bei dieſer Frage materielle 
Momente in den Vordergrund zu ſtellen. Jede 
Weihnachtsgratifikation iſt der Ausdruck des Zu⸗ 
ſammengehörigkeitsgefühls zwiſchen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. Wie der Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellte ſeine ganze Kraft in den Dienſt des Be⸗ 
triebes ſtellt, um dem Arbeitgeber jede Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit zuzubiegen, ſo will der Arbeit⸗ 
geber auch ſeinerſeits zeigen, daß er ſeine Mitar⸗ 
beiter achtet, ſchätzt und ehrt. Darum gibt er ihm 
eine Weihnachtsgratifikation. (Zuruf des Abg. 
Kloſſowſki.) Nur in den Wirtſchaftsunterneh⸗ 
mungen, wo der Geiſt der Zuſammengehörigkeit 
obwaltet, werden Weihnachtsgratifikationen aus⸗ 
geſchüttet. Wo roher Materialismus, Profitſucht 
und Geiz vorherrſchend iſt, gibt es keine Weih⸗ 
nachtsgratifikationen. Da herrſcht auch nicht das 
Zuſammengehörigkeitsgefühl zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. (Zuruf des Abg. Leu.) 

Dieſe Einſtellung in Bezug auf die Weih⸗ 
nachtsgratifikation entſpricht durchaus deutſcher 
Weſensart. Es iſt daher nicht richtig, daß der 
Staat hier mit harten Händen zufaßt und auch 
von der Weihnachtsgratifikation ſeinen Anteil 
haben will. Was organiſch wächſt, ſoll man wach⸗ 
ſen laſſen. Man ſoll es nicht durch Eingreifen des 


es vorher? links.) Für über 90 Prozent der Be⸗ 
völkerung Europas iſt das Weihnachtsfeſt das 
Feſt des Friedens und der Liebe. Der Geiſt des 
Friedens wird zu dieſer Zeit beſonders lebendig. 


man ſeinen Mitmenſchen Freude bereitet, ihnen 
etwas ſchenkt. Dieſe Weihe des Feſtes iſt vielfach 
für Arbeitnehmer nur durch die Ausſchüttung 


einer Weihnachtsgratifikation möglich. Wie ſich 
heute der Arbeiter und Angeſtellte freut, wenn er 
erhält, ſo 


zu Weihnachten eine Gratifikation 
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freut ſich der Arbeitgeber, wenn es ſein Betrieb 
geſtattet, eine Weihnachtsgratifikation auszu⸗ 
ſchütten. Hier wird das Wort zur Wahrheit: Ge⸗ 
ben iſt ſeliger als nehmen. Wir wiſſen ganz ge⸗ 
nau, daß es der Wirtſchaft in Danzig nicht ſo 
glänzend geht. Auch die Betriebe, die eine Weih⸗ 
nachtsgratifikation ausſchütten, geben es nicht vom 
Ueberfluß. Daher ſoll es dankbar anerkannt wer⸗ 
den, wenn eine Weihnachtsgratifikation ausge⸗ 
ſchüttet wird. (Abg. Plenikowſki: Wer bekommt 
ſie denn?) Es gibt eine ganze Anzahl Arbeitgeber 
in Danzig, die eine Weihnachtsgratifikation aus⸗ 
ſchütten. Wir haben unſere Geſetzesvorlage ſo ge⸗ 
faßt, daß fie Ueberſpannungen nicht zuläßt. Nach 
dem Geſetzentwurf ſollen nur ſolche Weihnachts⸗ 
gratifikationen ſteuerfrei bleiben, die ein Mo⸗ 
natsgehalt nicht überſteigen. Auch hier ſind Gren⸗ 
zen gezogen; denn nur ſolche Monatsgehälter 
kommen in Frage, die der Invaliden⸗ und Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung unterliegen. Sie ſehen alſo, 
daß wir auch hier den Schwachen helfen wollen. 
Es iſt erfreulich, daß ſich eine ganze Reihe von 
Wirtſchaftskreiſen in Danzig zur Ausſchüttung 
einer Weihnachtsgratifikation bekannt hat. Ich 
möchte in erſter Linie die Banken nennen, die 
zwar den Ausdruck Weihnachtsgratifikation ver⸗ 
meiden und ſich etwas verbrämt ausdrücken, um 
nicht ein dauerndes Recht, einen Präzedenzfall zu 
ſchaffen, die ſich aber wie im Vorjahr auch in die⸗ 
ſem Jahre bereit erklärt haben, ihren Angeſtell⸗ 
ten zu Weihnachten beſtimmte Zuwendungen zu 
machen. Auch ein großer Teil des Handelsgewer⸗ 
bes, Verſicherungsgewerbes, Baugewerbes und 
eine Reihe größerer Betriebe haben ſich zur Aus⸗ 
ſchüttung einer Weihnachtsgratifikation bereit er⸗ 
klärt. Dieſe Betonung des guten Verhältniſſes 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer dient 
letzten Endes dem Geiſt der Volksgemeinſchaft, 


(C) 


O) : 


dem Geiſt der Zuſammengehörigkeit. Ich bin über- 


zeugt, daß auch die Arbeitnehmervertreter inner⸗ 
halb des Zentrums mit meinem Antrag einig 
gehen werden. Ich habe neulich erſt wieder ein⸗ 
mal die Reden unſeres bewährten Führers im 


deutſchen Gewerkſchaftsbund, Stegerwald, nachge⸗ 


leſen. Gerade Stegerwald weiſt immer wieder auf 
die Notwendigkeit der Stärkung des Zuſammenge⸗ 
hörigkeitsgefühls hin und zeigt ſehr richtig, daß 
es das Weſentlichſte iſt, Geſellſchafts⸗feſtigend und 
Kulturfördernd zu wirken. Ich glaube aber nicht, 
daß ſich die Kollegen im deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
bund, ſoweit ſie der Zentrumsfraktion angehören, 
gegen die Steuerfreiheit der Weihnachtsgratifi⸗ 
kation ſträuben werden. 

Ihnen, m. H. von links, möchte ich aber ſagen, 
Stimmen Sie dieſem Geſetzentwurf zu. Wenn Sie 
es nicht tun, wenn Sie plötzlich Ihr kapitaliſtiſches 


Herz in Bezug auf die Notwendigkeiten der finan⸗ 


ziellen Lage des Staates entdecken, haben Sie das 
Recht verwirkt, ſich für die Zukunft noch als In⸗ 
tereſſenvertreter der Arbeiter und Angeſtellten 
aufzuſpielen. (Abg. Plenikowſki: Wie war es im 
vergangenen Jahr, Herr Mayen?) Ich betone, die 
Ausſchüttung einer Weihnachtsgratifikation 
bringt eine Stärkung des Berufsethos. Herr Abg. 
Plenikowſki, wenn das Geſetz im vorigen Jahr 
nicht eingeführt wurde, ſo wäre es zweckmäßig, es 
jetzt durchzuführen. Oder wollen Sie es auf die 
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(Mayen. Abgeordneter) e 
Ewigkeit vertagen? (Frau Abg. Kreft: Sie ſind 
ein Demagoge!) 5 5 

Ich bin der Meinung, daß der reine Finanz⸗ 
ſtandpunkt des Staates nicht immer der richtige 
iſt. Es gibt auch noch höhere Werte als Geld. Ich 
bedaure, daß ich das den antikapitaliſtiſchen Freun⸗ 
den, den Sozialdemokraten, vorhalten muß. Ich 
bitte deshalb die Regierung, ſich diesmal zu einer 
beſſeren Einſicht zu bekennen. Ich bitte die D. u. 
H., dem Antrag zuzuſtimmen. Ich ſtelle gleichzeitig 
den Antrag, die Vorlage dem Steuerausſchuß zu 
überweiſen. Ich bitte den Herrn Präſidenten, das 
vorzumerken. Den Steuerausſchuß bitte ich, die 
Angelegenheit eilig zu behandeln, weil ihre Na⸗ 
tur eilig iſt. Der Steuerverwaltung möchte ich zu⸗ 
rufen: Schonen Sie die Weihnachtsgratifikatio⸗ 
nen! (Bravo! recht.) 

Vizpräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat Herr 
Abg. Kruppke. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die deutſchnationale Fraktion legt uns einen Ge⸗ 
ſetzentwurf vor, den Herr Abg. Mayen hier eben 


begründet hat. Der $ 61 des Einkommenſteuerge⸗J 


ſetzes ſoll einen Zuſatzabſatz erhalten, nach wel⸗ 
chem die Weihnachtsgratifikationen von dem 
Steuerabzug befreit ſein ſollen. Der Herr Abg. 
Mayen hat hier ja viel von dem Zuſammengehö⸗ 
rigkeitsgefühl erzählt. Die deutſchnationale Frak⸗ 
tion glaubt wohl, wie Herr Mayen ausführte, 
durch dieſe Weihnachtsgratifikationen beſonders 
die wirtſchaftlich Schwachen zu ſtützen und ihnen zu 
helfen. Die Frage wird wahrſcheinlich nicht im 
Volkstag entſchieden werden, ob durch ſolche Gra⸗ 
tifikationen den wirtſchaftlich Schwachen gehol⸗ 
fen wird oder nicht, ſondern dieſe Frage wird 
wahrſcheinlich die Arbeiterſchaft in ihren Orga⸗ 


niſationen zu löſen haben. Die Sozialdemokratiſche S 


Fraktion iſt aber der Anſicht, daß die finanztech⸗ 
niſche Seite der Angelegenheit noch der Erörte⸗ 
rung im Steuerausſchuß bedarf. Deshalb werden 
wir der Ueberweiſung an den Steuerausſchuß zu⸗ 
ſtimmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Der Herr 
Abg. Mayen iſt ja den meiſten Herren bekannt. 
(Er war früher Kommuniſt! links.) Er iſt ſämt⸗ 
lichen Lebenslagen gewachſen. Genau dasſelbe 
Schauspiel, wie er es beim Hindenburghaus auf-- 
führte, beliebte er vor ein paar Minuten hier zu 
ſpielen. Ich möchte erwähnen, daß wir ſelbſtver⸗ 
ſtändlich für jede Erleichterung für die Arbeiter⸗ 
ſchaft und die kleinen Beamten ſind. Wir werden 
uns aber dagegen wehren, daß die Deutſchnatio⸗ 
nalen, vertreten durch Herrn Mayen, jetzt mit 
einemmal ihr wunderbares Herz für die kleinen 
Beamten und Arbeiter entdecken, ſich hier hin⸗ 
ſtellen und für ſich in Anſpruch nehmen, diejeni⸗ 
gen zu ſein, die in der Vergangenheit und auch 
in der Zukunft immer wieder für dieſe Kreiſe ein⸗ 
treten werden. Was hat aber der Abg. Mayen 
noch ſo ſchön über die deutſche Weſensart geſagt? 
Herr Abg. Mayen, Sie verſtehen unter deutſcher 
Weſensart, daß der deutſche Arbeiter, ſpeziell der 
deutſche Landarbeiter, der ſich das ganze Jahr 
über nicht hat ſatteſſen können, zu Weihnachten, 
nachdem er der gnädigen Frau die Hand geküßt 
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hat, ein paar 
verſtehen Sie von deutſcher Weſensart. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich muß Ihnen ſagen, Herr Mayen, daß 
Sie vom Deutſchtum bis jetzt nichts verſtehen. 
Wir Arbeiter ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
wir mit allen Faſern unſeres Herzens alles das, 
was unſere Väter und Großväter auf dieſem 
Wege errungen haben, erhalten werden, aber 
nicht mit den Motiven, wie Sie es wollen. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß wir 
erſtens einmal unſere Lebenslage ſo verbeſſern 
müſſen, daß wir nicht gezwungen ſind betteln zu 
gehen. Wir wollen erhöhte Löhne haben, damit 
wir darauf pfeifen können, das ganze Jahr auf 
die paar Pfennige Gratifikation zu Weihnachten 
zu hoffen. Weiter wiſſen wir, daß die Gratifika⸗ 
tion nur meiſtens ſolchen Elementen zugute 
kommt, die das ganze Jahr über eine beſtimmte 
Einſtellung in der deutſchen Weſensart zum Aus⸗ 
druck gebracht haben, (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) indem ſie die Intereſſen der Arbeit⸗ 
geber vertreten haben und darüber meiſtens die 
nterejjen ihrer Kollegen vernachläſſigt haben. 
(Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 

Wie ſieht es im Bankgewerbe aus? Den An⸗ 
geſtellten, die oft 14, 15 oder auch 16 Stunden 
ſchuften müſſen, aber nur für acht Stunden be⸗ 
zahlt bekommen, bewilligt man, nachdem man 
ſie das Jahr über um Tauſende betrogen hat, 
eine mäßige Weihnachtsgratifikation. (Zuruf des 
Abg. Mayen.) Das iſt Ihre deutſche Weſensart. 
Das iſt das, was Sie ſpeziell mit dem Deutſchtum 
verbindet, d. h. daß Sie ganz brutal die Inter⸗ 
eſſen der beſitzenden Kreiſe vertreten. 

Wir werden dem Geſetzentwurf ohne weiteres 
zuſtimmen, aber ich wollte nur kennzeichnen, wie 

ie es verſtehen, unter einem beſtimmten Deck— 
mantel vorzugehen. (Zuruf des Abg. Mayen.) 
Herr Mayen, Sie haben in der Vergangenheit 
nichts von dieſer deutſchen Weſensart hier zum 
Ausdruck gebracht. Wenn Sie jetzt zum Ausdruck 
gebracht haben, daß es unbedingt notwendig iſt, 
den Angeſtellten und Arbeitern eine Gratifika⸗ 


tion zu geben, ſo iſt es aus den Motiven heraus 


geſchehen, die ich gekennzeichnet habe. Wir werden 
dem Entwurf zuſtimmen, werden die Arbeiter⸗ 
ſchaft aber immer auffordern, ſich beſſere Löhne zu 
erkämpfen, um ſie von dieſen Bettelpfennigen un⸗ 
abhängig zu machen! (Bravo bei den Kommu⸗ 
niſten.) 5 5 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Es iſt der Antrag geſtellt, 
den Geſetzentwurf dem Steuerausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch und kann 
daher feſtſtellen, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 


Einſpruch des Abg. Hohnfeldt gegen 
den ihm in der 38. Vollſitzung erteilten 
Ordnungsruf. 

Druckſache Nr. 531. Gemäß 8 58 der Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Haus ohne Beſprechung darüber zu 
entſcheiden, ob der Ordnungsruf gerechtfertigt 
war. Ich bitte die Damen und Herren, die für die 


Rechtmäßigkeit des Ordnungsrufes eintreten, id) 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. ce 
Vorher ſtand die Mehrheit, der Ordnungsruf iſt 


Filzſchlorren geſchenkt bekommt. Das (0 
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(Vizepräſident Dr. Bogdau) 


für gerechtfertigt erklärt. (Unerhört! rechts.) Ich Kaufmannsgericht ſo, 


rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung eines Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes. 
Druckſache Nr. 534 zu Nr. 512. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Sie haben zur 
zweiten Leſung dieſes Geſetzes von uns eine Reihe 
Abänderungsanträge auf Ihren Plätzen gehabt. 
Trotzdem die „Volksſtimme“ ſchrieb, daß ein Teil 
der Abänderungsanträge angebracht war, haben 
Sie es nicht für nötig befunden, den einen oder 
den andern Antrag anzunehmen. Ich habe ſchon 
bei der zweiten Leſung erklärt, daß dies Geſetz 
lediglich im Intereſſe der Betriebsinhaber, alſo 
derjenigen geſchaffen iſt, die heute über die Wirt⸗ 
ſchaft beſtimmen. An Hand der einzelnen Para⸗ 
graphen kann man feſtſtellen, daß die Ueberſchrift 
des Geſetzes „Arbeitsgerichtsgeſetz“ abſolut nicht 
zutrifft. Es wäre angebracht, dem Geſetz den 
Namen zu geben „Anternehmergerichtsgeſetz“; 
denn nur im Intereſſe der Anternehmer und mit 
Zuſtimmung und auf Wunſch der Unternehmer 
it dies Geſetz geſchaffen und ſoll hier in Danzig 
verabſchiedet werden. 

Worin beſteht das Weſentliche, daß wir uns 
von dieſem Geſetz ganz erheblich unterſcheiden? 
Wir lehnen erſt einmal die Berufung an ein 
Landesarbeitsgericht ab. Wir ſagen, es ſollen Ar⸗ 
beitsgerichte ſein, aber wenn eine Berufung not⸗ 
wendig iſt, muß die Materie an ein anderes Ar⸗ 
beitsgericht überwieſen werden. Dieſe Forderung 
iſt umſo mehr berechtigt, da die Landesarbeits⸗ 
gerichte anders zuſammengeſetzt ſind, und zwar 
noch reaktionärer, noch arbeiterfeindlicher, als das 
Arbeitsgerichtsgeſetz. Wenn wir beiſpielsweiſe bei 
den Landesarbeisgerichtsbehörden feſtſtellen, daß 
dort zwei Berufsrichter, zwei Arbeitgeber und zwei 
Arbeitnehmer tätig ſein ſollen, ſo iſt in 99 von 
100 Fällen damit zu rechnen, daß der Arbeiter 
abgewieſen wird, wenn er eine Berufungsklage 
hat. Aber ſelbſt die Zuſammenſetzung der Arbeits⸗ 
gerichte iſt dazu angetan, den Arbeiter nicht zu 
ſeinem Recht kommen zu laſſen, einmal dahin⸗ 
gehend, daß es dem Senat freiſteht, das Arbeits⸗ 
gericht in ſeinem Sinne auf Vorſchlag der einzel⸗ 
nen Parteien zuſammenzuſetzen. Ihm ſteht das 
alleinige Recht zu, den Richter zu beſtimmen. Es 
it hier alſo ſchon der Moment gegeben, den die 
Unternehmer ſo ſehnſüchtig herbeiwünſchten. Die 
Unternehmer wiſſen genau, daß der Senat Rich⸗ 
ter einſetzen wird, die in ihrem Sinne entſcheiden. 

Bir wiſſen, daß bei dieſer Zuſammenſetzung 
eines Gerichtes der Vorſitzende ausſchlaggebend 
iſt. Herr Dr. Blavier hat ja beim erſten Punkt 
der Tagesordnung die Berufsrichter eingehend 
charakteriſiert. Wenn alſo ein Berufsrichter Vor⸗ 
ſitzender ift, fo iſt damit zu rechnen, daß die Ar⸗ 
beiter nicht zu ihrem Rechte kommen. Wenn man 
dann noch die Berufung der Beiſitzer auf Vor⸗ 
chlag der Parteien bezw. der Gewerkſchaften 


durch den Senat unter die Lupe nimmt, dann 
muß man feſtſtellen, daß auch hier das Gericht 
nicht den Intereſſen der Arbeiter entſpricht. Es 
iſt auch eine Beſeitigung der Demokratie; denn 
bis vor kurzer Zeit war es beim Gewerbe- und 
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daß die Beiſitzer von der 
Arbeiterſchaft gewählt werden. Das war im 
wahren Sinne des Wortes die Demokratie im 
kapitaliſtiſchen Sinne. Wenn heute die Beiſitzer 
einfach ernannt werden ſollen, dann hat das mit 
Demokratie abſolut nichts zu tun. 

Wenn die Herren Gewerkſchaftsführer er⸗ 
klären, daß ſie auf dieſem Gebiete Erfahrung be⸗ 
ſitzen und wiſſen, welche Beiſitzer ſie zu ernennen 
haben, ſo iſt damit der Arbeiterſchaft abſolut 
nicht gedient. Die Arbeiterſchaft weiß, daß der 
bürokratiſche Apparat der Gewerkſchaften, gleich⸗ 
viel welcher Parteirichtung, immer danach ſtrebt, 
ſeine Freunde in dieſes Amt hineinzubringen. 
Daß dieſe Freunde zum großen Teil bürokratiſch 
eingeſtellt ſind, bedarf keiner Begründung. Bei 
der Ernennung der Beiſitzer werden die Arbeiter 
aus den Betrieben am ſchlechteſten fahren; denn 
die letzten Ernennungen zum Gewerbegericht, die 
Ergänzungen für die Beiſitzer haben gezeigt, daß 
man zum größten Teil diejenigen zu Beiſitzern er⸗ 
nannt hat, die in der Arbeiterſchaft eine führende 
Stellung einnehmen, d. h. die beliebte Politit 
der Gewerkſchaftsbürokraten betreiben. Daß dieſe 
Gewerkſchaftsbürokraten auch nicht mehr mit dem 
Willen und Wohl der Arbeiterſchaft im Betriebe 
vertraut ſind, iſt auch eine Selbſtverſtändlichkeit. 
Die Arbeiter verlangen deshalb nach wie vor, 
daß die Wahl der Beiſitzer direkt zu vollziehen 
iſt, auf Vorſchlag der Arbeiter, die im Produk⸗ 
tionsprozeß ſtehen, es können natürlich auch Er⸗ 
werbsloſe dabei in Frage kommen. 

Aber nicht allein die Beiſitzer, ſondern auch 
die Vorſitzenden müſſen auf Grund der allge: 
meinen, geheimen und direkten Wahl gewählt 
werden. Sie müſſen das Vertrauen der Arbeiter⸗ 
ſchaft haben. Ich habe ſchon bei der zweiten Le⸗ 
ſung zum Ausdruck gebracht, daß der Richter, der 
aus den Kreiſen der Bourgeoiſie hervorgegangen 
iſt, ſich nicht in die Lebenslage des Arbeiters hin⸗ 
eindenken kann. Das Milieu iſt ihm vollſtändig 
fremd. Er kennt nicht den Kulturſtand, er kennt 
nicht die Lebensbedürfniſſe des Arbeiters. Er 
weiß nicht, wie es in den Betrieben zugeht, was 
da alles paſſiert. Er darf deshalb nicht berufen 
ſein, bei dieſen Gerichten mitzuwirken. Es gibt 
genug intelligente Arbeiter in den Betrieben, die 
das Amt als Richter ſehr gut ausüben könnten. 
Deshalb erklären die Arbeiter, daß ſie mit dieſer 
Geſetzesvorlage nichts gemein haben, daß ſie von 
ihr nichts wiſſen wollen. 

Weiter iſt die Vertretung vor dem Gericht ein 
ſpringender Punkt. Auch hier muß feſtgeſtellt 
werden, daß die Unorganifierten von der Ge⸗ 
richtsbarkeit ausgeſchloſſen werden, ſoweit es ſich 
um Berufungsfragen handelt und ſoweit ſie nicht 
in der Lage ſind, ſich ſelbſt zu vertreten. Wenn ich 
dies in der zweiten Leſung ſchon zum Ausdruck ge⸗ 
bracht habe, und die Volksſtimme daraus konſtru⸗ 
iert, daß wir Kommuniſten die Unorganiſierten 
unterſtützen und dafür eintreten, daß den Unor- 
ganiſierten, nur weil ſie ſich nicht organiſieren 
wollen, Rechte eingeräumt werden, ſo möchte ich 
ſagen, daß ſich der Verfaſſer dieſer Bemerkungen 
auf dem Holzwege befindet. Das iſt auch ein Zei⸗ 
chen dafür, daß dieſe Schreiberſeelen mit der Ar⸗ 
beiterſchaft abſolut nicht mehr vertraut ſind. 
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(Naſchke, Abgeordneter) 5 5 

Sonſt müßte der Herr wiſſen, daß es gerade die 
Kommuniſten ſind, die den Unorganijierten im⸗ 
mer wieder ſagen: „Ihr müßt in die freien Ge⸗ 
euch abhalten, 
auch wenn der Führer der freien Gewerkſchaften 
noch ſo demagogiſch, noch ſo gemein iſt.“ Wenn er 
einen hinauswirft, müſſen 15 andere an ſeiner 
Stelle hineingehen. (Zuruf des Abg. Gerick.) Herr 
Gerick, Sie ſind ja auch nur in der Partei, weil 
Sie einen guten Poſten bekommen haben. (Abg. 
Gerick: Ich will von Ihrem Poſten nichts erzäh⸗ 
len!) Ohne Poſten geht es ja bei Ihnen nicht, 
ſonſt wären Sie ja nicht Sozialdemokrat. (Abg. 
Gerick: Ich werde etwas von Langfuhr erzählen, 
von der Hausmeiſterſtelle!) Herr Gerick meint, 
ein Kommuniſt darf nicht mehr in Privatbetrie⸗ 
ben tätig ſein. Ich habe mich ſeinerzeit als Ver⸗ 
walter bei der Genoſſenſchaft in Neuſchottland 
beworben. Das iſt Herrn Gerick auf die Nieren ge⸗ 
fallen. Ein Kommuniſt darf nach ſeiner Anſicht 
nicht mehr arbeiten. Ja, wenn wir ſo fette Pfrün⸗ 
de bei uns hätten, wie bei der Sozialdemokratie, 
z. B. mit 2050 Gulden monatlich und was alles 
noch kommen wird, dann braucht man ſich nicht 
um Privatpoſten zu bemühen. Aber wir haben 
leider immer noch einen Magen und Kinder und 
eine Frau. Alſo das iſt abgeblitzt mit Langfuhr. 
Das iſt doch unerhört! (Zwiſchenrufe links.) 

Es müßte den Sozialdemokraten bekannt ſein, 
daß die Kommuniſten in jeder Art und Weiſe und 
in jedem Moment dafür eintreten, daß die Unor⸗ 
ganiſierten ſich ſchnellſtens zu organiſieren haben. 
Wenn ich von den Unorganiſierten geſprochen 
habe, ſo habe ich einmal die Leute im Auge ge⸗ 
habt, die ſyſtematiſch aus den freien Gewerkſchaf⸗ 
ten hinausgeworfen werden. Ich habe diejenigen 
Unorganiſierten im Auge gehabt, die von den 
Hirſch⸗Dunckerſchen Verbänden, von den Chriſt⸗ 
lichen Verbänden und von den freien Gewerk⸗ 
ſchaften deshalb nichts wiſſen wollen, weil alle 
drei ein und dieſelbe Gewerkſchaftspolitik be⸗ 
treiben. Sie ſagen ſich, — nach unſerm Dafürhal⸗ 
ten zu Unrecht — was nützt es, da hineinzugehen, 
mit deinen paar Groſchen verſchaffen ſich die Bon⸗ 
zen nur ein anſtändiges Leben und für die Ar⸗ 
beiterſchaft wird nichts getan. Dieſe Einſtellung 
der Arbeiter zu beſeitigen iſt allein Aufgabe der 
Oppoſition. Sie hat ihre Hauptaufgabe darauf 
gelegt und verſucht, die Arbeiter von dieſer fal⸗ 
ſchen Einſtellung abzubringen. Dann haben wir 
die Unorganiſierten, die für die Gewerkſchafts⸗ 
arbeit nicht zu haben ſind. Auch da verſuchen wir 
es, den Arbeitern klar zu machen, daß ſie ſich zu 
organiſieren haben. Wenn die Freien Gewerk⸗ 
ſchaften auf dieſem Gebiet mehr leiſten würden, 
und wenn ſie daneben eine klaſſenbewußte Politik 
in den Freien Gewerkſchaften treiben würden, 
dann wäre vielleicht der Kreis der Unorgani⸗ 
ſierten ſehr klein. Aber die Einſtellung der Freien 
Gewerkſchaften iſt heute ſo: Nur nicht allzuviele, 
beſonders nicht oppoſitionell eingeſtellte Kollegen, 
ſonſt könnte es uns an den Kragen gehen. Der 
Herr Abg. Fiſcher hat ja ſchon einmal geſagt: 
„Was ſollen wir mit den Erwerbsloſen in den Ge⸗ 
werkſchaften? Die machen uns nur das Leben 
ſchwer.“ Es iſt alſo nicht ſo, wie die Volksſtimme 
ſagt, daß die Kommuniſten diejenigen ſind, die 


die Anorganiſierten in Schutz nehmen; ſondern O 


ſie verurteilen die Anorganiſierten, wiſſen aber 
die Arſache der Unorganifiertheit zu ſchätzen und 
knüpfen dort an, um dieſe Urſache bei den Prole⸗ 
tariern zu überwinden. Es wäre angebracht, wenn 
die „Volksſtimme“ einiges von dem geſchrieben 
hätte, was ich bei der zweiten Leſung über das 
gemeine Verhalten des ſozialdemokratiſchen Prä⸗ 
ſidenten in dieſem Haufe gejagt habe. Davon hat 
ſie allerdings keine Notiz genommen. 85 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich 
wegen dieſer Aeußerung zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Damit wird fie 
nicht aus der Welt geſchafft. Es iſt alſo für die 
Arbeiterſchaft mit dieſem Geſetz nichts anzufan⸗ 
gen, deshalb nicht, weil auch dieſes Geſetz unter 
dem Geſichtswinkel Wirtſchaftsfriede, Wirtſchafts⸗ 
demokratie geſchaffen wurde. Dieſe Wirtſchafts⸗ 
demokratie, dieſer Wirtſchaftsfriede und die Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft ſind Fundamente, auf die die 
Anternehmer bauen. Alle ihre Wünſche ſind in 
Erfüllung gegangen, alle ihre Wünſche werden be⸗ 
rückſichtigt, dagegen bleiben die Wünſche der Ar⸗ 
beiter unerfüllt. Niemand, auch nicht die Sozial⸗ 
demokratie, denkt daran, dieſe Wünſche, die nicht 
übernatürlich ſind, die ſehr gut durchgeführt wer⸗ 
den können, durchzuführen. 

Es wird noch bei der Einzelberatung auf die 
einzelnen Paragraphen einzugehen ſein. Ich 
will nur ſagen, daß wir das Geſetz ablehnen, weil 
es für die Arbeiterſchaft nichts übrig hat, ferner 
weil es allgemein angetan iſt, die Intereſſen der 
Ausbeuter wahrzunehmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die allge⸗ 
meine Ausſprache. Es liegt der Abänderungsan⸗ 
5988 des Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache Nr. 

vor: 


1.8 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitsſachen liegt den 
Arbeitsgerichten ob. 

2. 8 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeitsgerichte ſind ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes zuſtändig: 

a) für Streitigkeiten der Tarifvertragsparteien aus 
Tarifverträgen; 

b) für Streitigkeiten zwiſchen Arbeitnehmern (Ar⸗ 
beitern, Angeſtellten und Beamten) und Arbeit⸗ 
gebern (Unternehmern, öffentliche Körperſchaf⸗ 
en), aus dem Arbeits⸗ und Lehrverhältnis und 
aus Verhandlungen über die Eingehung eines 
Arbeits⸗ und Lehrwperhältniſſes einſchl. der 
Streitigkeiten, deren Gegenſtand die Erfindung 
eines Arbeiters, Angeſtellten oder Beamten bil⸗ 
det und einſchl. der Streitigkeiten der nach 8 481 
des Handelsgeſetzbuches zur Schiffsbeſatzung ge⸗ 
hörigen Perſonen; 

c) für Sreitigkeiten 
ſchußgeſetz; 

d) für Streitigkeiten aus der Verordnung betr. 
eine vorläufige Landarbeitsordnung; 

e) für Streitigkeiten aus dem § 98 des Reichsver⸗ 
Wie 5 
Die Arbeitsgerichte find auch zuſtändig für das 

Arbeitsſtrafrecht a Verletzung von Arbeitsſchutz⸗ 

beſtimmungen. 

3.8 3 erhält folgende Faſſung: 

Bei den Arbeitsgerichten können auch Klagen ge⸗ 
gen die Arbeitgeber oder Arbeitnehmer ſowie von 
ſolchen gegen Dritte erhoben werden, wenn die 
Streitigkeit mit einem Arbeitsverhältnis im recht⸗ 
lichen oder wirtſchaftlichen Zuſammenhang ſteht. 

4.5 4 erhält folgende Faſſung: 
Der Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit durch 


rufe 


aus dem Arbeitnehmeraus⸗ 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
Schiedsvertrag oder Vereinbarung iſt nicht zuläſſig. 
Entgegenſtehende Vereinbarungen ſind nichtig. 

5.8 5 erhält folgende Faſſung: 

Arbeitnehmer im Sinne des Geſetzes ſind Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte einſchl. der Lehrlinge. Als 
Arbeitnehmer gelten auch die unteren Beamten, ferner 
mittlere Beamte, ſoweit dieſelben nicht in leitender 
Stellung beſchäftigt ſind. h 

Den Arbeitnehmern ſtehen Perſonen gleich, die, 
ohne in einem Arbeitsvertragsverhältnis zu ſtehen, 
im Auftrag und für Rechnung einer oder mehrerer 
beſtimmter anderer Perſonen Arbeit leiſten (Heim⸗ 
gewerbetreibende und ſonſtige arbeitnehmerähnliche 
Perſonen, ſowie Zwiſchenmeiſter, die einen weſent⸗ 
lichen Teil ihres Entgelts für einige Arbeiten er⸗ 
halten). 

Keime Arbeitnehmer ſind die höheren Beamten 
oder mittlere Beamte in leitenden Stellungen. 

6. § 6 erhält folgende Faſſung: 1 

1. Zu Arbeiterrichtern können nur Arbeitnehmer 
(Arbeiter, Angeſtellte und Beamte) gewählt 
werden. 

2. Zu Vorſitzenden von Arbeitsgerichten ſind nur 
ſolche Arbeitnehmer zu wählen, die Kenntniſſe 
und Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeits⸗ 
rechts beſitzen. 4 e 

3. Die in der Gerichtsverfaſſung feſtgeſetzte Befähi⸗ 
gung zum Richteramt iſt weder für den Vorſitzen⸗ 
den noch für ſeinen Stellvertreter erforderlich; 
ebenſowenig eine Staatsprüfung für die allge⸗ 
meine Staatsverwaltung. 

7.8 7 erhält folgende Faſſung: ; 

Die Koſten der Arbeitsgerichte trägt die Freie 
Stadt Danzig. 

8.8 8 wird geſtrichen. 

9. § 10 erhält folgende Faſſung: 

Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
ſind auch wirtſchaftliche Vereinigungen von Arbeit⸗ 
gebern und von Arbeitnehmern, die Gewerkſchaften 
(die örtlichen Verwaltungsſtellen und Kartelle). 

10, § 11 erhält folgende Faſſung: 

f Vor den Arbeitsgerichten ſind als Prozeßbe⸗ 
vollmächtigte oder Beiſtände Rechtsanwälte und 
Perſonen, die das Verhandeln vor Gericht gewerbs⸗ 
mäßig gegen Entgelt betreiben, ausgeſchloſſen. 

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte haben das 
Recht, ſich durch andere Perſonen mit Ausnahme der 
im Abſatz 1 bezeichneten vertreten zu laſſen. 

Im Falle der Ablehnung iſt dem § 11 folgender 
dritter Abſatz anzufügen: 

Die dem Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigten 
und Kriegshinterbliebenenfürſorge angehörigen Ver⸗ 
lasen werden als Vertretungsbevollmächtigte zuge⸗ 
aſſen. 

11. § 12 erhält folgende Faſſung: 

Alle Arbeitsſtreitigkeiten ſind für Arbeitnehmer 
unentgeltlich. Vergleiche in einem anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit wor dem Arbeitsgericht ſind ſtempelfrei. 

Der Arbeitgeber trägt im Falle des Unterlie⸗ 
gens die Koſten nach den Vorſchriften des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes. Im Falle der Einlegung einer Be⸗ 
rufung durch Arbeitgeber hat das Gericht angemeſſe⸗ 
nen Koſtenvorſchuß zu verlangen. 

12. § 13 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeitsgerichte haben in Bezug auf Be⸗ 
weiserhebung (Partei-, Sachverſtändigen⸗ und Zeu⸗ 
genvernehmung) Verteidigungen und Vorführungen 
die gleichen Befugniſſe wie die Amtsgerichte nach 
der Zivil⸗ und Strafprozeßordnung und der Gerichts⸗ 
werfaſſung. 

Die Arbeitsgerichte haben einander Rechtshilfe 
zu leiſten. 

Arbeitsgerichte. 
Aufbau. 

13. § 14 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeitsgerichte werden als ſelbſtändige Ge⸗ 
richte durch die Gemeindebehörden errichtet. In jeder 
Gemeinde über 3000 Einwohner iſt ein Arbeitsge⸗ 
richt zu errichten. Gemeinden unter 3000 Einwohner 
werden zu einem Arbeitsgerichtsbezirk vereint. Sie 
errichten gemeinſam ein Arbeitsgericht. Der Sitz 


1301 


einem einheitlichen Wirtſchaftsgebiet, können auch 
für mehrere Gemeinden über 3000 Einwohner ge⸗ 
meinſame Arbeitsgerichte errichtet werden. Unter die⸗ 
jen Vorausſetzungen können auch Gemeinden unter 
3000 Einwohner in den Bezirk eines nächſtliegenden 
Arbeitsgerichs einbezogen werden. 
14. 8 15 erhält folgende Faſſung: 7 
Die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht 
führt die Gemeindebehörde am Sitz des Arbeitsge⸗ 


richtes. Die Gemeindeverwaltung ſoll die Geſchäfte 


der Verwaltung und die Dienſtaufſicht dem Vor⸗ 

ſitzenden des Arbeitsgerichts oder, wenn mehrere Vor⸗ 

ſitzende vorhanden ſind, einem Vorſitzenden über⸗ 
tragen. 
15.8 16 erhält folgende Faſſung: 

Das Arbeitsgericht beſteht aus der erforderlichen 
Anzahl von Vorſitzenden und ſtell vertretenden Vor⸗ 
ſitzenden und von Beiſitzern. 

Jede Kammer des Arbeitsgerichts wird in Be⸗ 
ſetzung mit einem Vorſitzenden und zwei beiſitzenden 
Arbeiterrichtern tätig. 

Iſt ein Kriegsbeſchädigter als Partei an dem 
Ausgang eines Arbeitsſtreites intereſſiert, jo muß 
vom Arbeitsgericht als Arbeiterrichter ein verſor⸗ 
gungs berechtigter Schwerbeſchädigter mitwirken. 

Im Falle der Ablehnung: 

a) dem $ 16 iſt folgender dritter Abſatz anzufügen: 
Für die Erledigung von Streitfällen nach dem 
Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter 
vom 6. 10. 25 ſoll als Beiſitzer mindeſtens ein 
verſorgungsherechtigter Schwerbeſchädigter bei⸗ 
gezogen werden. 

b) Im § 16 erſter Abſatz zweiter Satz hinter dem 
Worte „Arbeitgeber“ iſt einzuſchalten: „bezw. 
Vertreter der öffentlichen Körperſchaften.“ 

16.8 17 erhält folgende Faſſung: 

Die Zahl der Kammern wird vom Arbeitsge⸗ 
richt beſtimmt. Für Streitigkeiten der Arbeiter, An⸗ 
geſtellten und Beamten können getrennte Kammern 
gebildet werden. Ebenſo können Fachkammern für 
beſtimmte Berufe und Gewerbe und beſtimmte Grup⸗ 
pen von Arbeitern, Angeſtellten oder Beamten gebil⸗ 
det werden. 

17.8 18 erhält folgennde Faſſung: 

Die Vorſitzenden werden mindeſtens jährlich nach 
erfolgter Neuwahl der Arbeitsgerichte neu gewählt. 
Zu Vorſitzenden können auch Nichtmitglieder der 
Arbeitsgerichte gewählt werden. 

Ausgeſchloſſen von der Wahl ſind: 


dieſes Arbeitsgerichtes wird vom Arbeitsgericht ſelbſt 
beſtimmt. In beſonderen Fällen, insbeſondere in 


a) Unternehmer 

b) Prokuriſten, Geſchäftsführer und Betriebsleiter, 

e) Vertreter oder Angeſtellte von Unternehmerver- 
einigungen, 

d) Angeſtellte und Beamte eines Arbeitsgerichts. 
Die Vorſitzenden der Arbeitsgerichte werden 

durch die Mitglieder der Arbeitsgerichte gewählt. 

Die Wahl erfolgt geheim und mit einfacher Stim⸗ 

menmehrheit. 

18. § 20 erhält folgende Faſſung: 

1 Die Mitglieder der Arbeitsgerichte werden all⸗ 

zährlich in geheimer und direkter Wahl nach dem 

Verhältniswahlrecht auf Grund gebundener Liſten 

gewählt. Wahlberechtigt ſind alle Arbeiter, Ange⸗ 

ſtellte und Beamte beiderlei Geſchlechts, die im Be⸗ 
dirk des Arbeitsgerichts beſchäftigt find. Erwerbslose 
wählen an ihrem Wohnort. Die Wahl hat an einem 

Sonmtag ſtattzufinden. 

„In Betrieben, die über 50 Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter beſchäftigen, muß die Wahl an einem Arbeits⸗ 
tag im Betriebe ſelbſt vorgenommen werden. 
Wir treten in die Einzelberatung ein. Ich rufe 
8 1 auf. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
9.! Es iſt heute hier von dem Herrn Abg. Dr. 
Blavier die Rolle der Juſtiz ziemlich richtig ge- 
kennzeichnet worden. An Hand des erſten Para⸗ 
graphen dieſes Geſetzes will ich auch ganz kurz 
auf die Frage eingehen. Es iſt an Hand des Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetzes der ſcheinbare Verſuch unter⸗ 
nommen worden, die Gerichtsbarkeit den ordent⸗ 
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lichen Gerichten zu entreißen und damit eine 
Breſche in das Juſtizweſen zu ſchlagen. Nach dem 
erſten Paragraphen liegt die Gerichtsbarkeit in 
Arbeitsſachen den Arbeitsgerichten ob. Es kommt 
in Frage: 1. Arbeitsgerichte, 2. Landesarbeits⸗ 
gerichte. Die erſte Inſtanz, das Arbeitsgericht, 
ſoll aus Beiſitzern zuſammengeſetzt ſein, die nicht 
gewählt werden, alſo aus Beiſitzern, die aus be⸗ 
ſtimmten Vorſchlagsliſten von einem Juriſten 
ausgewählt werden, alſo von einem uns feind⸗ 
lichen Menſchen. Das iſt das Geſicht der wunder⸗ 
baren Demokratie, einer Demokratie, wie ſie im⸗ 
mer wieder von den einzelnen Abgeordneten und 
Parteien im Munde geführt wird. 

Es könnte aber eintreten, daß die Zuſammen⸗ 
ſetzung auf Grund der Vorſchlagsliſten vielleicht 
etwas anders wäre. Da haben die Behörden ſchon 
vorgebaut und die nächſte Berufungsinſtanz ge⸗ 
ſchaffen. Es muß alſo der Weg des ordentlichen 
Gerichts beſchritten werden. Der Abg. Dr. Bla⸗ 
vier hat klipp und klar gezeigt, daß in abſehbarer 
Zeit, auch, wenn der Richterwahlausſchuß beſei⸗ 
tigt wird, die Richter nach reaktionären Geſichts⸗ 
punkten ausgewählt werden. Ein Arbeitsgericht, 
das ſich ausſchlaggebend mit Arbeiterfragen be⸗ 
ſchäftigen ſoll, wird dieſen Herren auch in Zukunft 
ausgeliefert ſein. Der Senat beſtimmt den Vor⸗ 
ſitzenden, der eine juriſtiſche Vorbildung beſitzen 
muß. Alſo alle dieſe Maßnahmen, die wir im al⸗ 
ten Geſetz gehabt haben, ſollen ins neue Geſetz 
übernommen werden. An Hand der einzelnen Pa⸗ 
ragraphen werden wir darauf hinweiſen, wo die 
Gefahren dieſes Geſetzes liegen. Für den erſten 
Paragraphen möchte ich ganz kurz hinweiſen, daß 
dies Geſetz keine Verbeſſerung, ſondern eine Ver⸗ 
ſchlechterung bringt. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogan: Weitere Wort⸗ 
meldungen zu § 1 liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Es liegt der Abänderungsantrag aus Druckſache 
Nr. 538 vor. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit. Der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Ich laſſe über § 1 der 
Vorlage abſtimmen. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
§ 1 iſt angnommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Es war 
vorauszuſehen, daß der Abänderungsantrag zu 
§ 1 abgelehnt wurde. Trotzdem will ich bei 8 2 
auf das Weſentliche eingehen. Ich hatte geglaubt, 
daß die hieſigen Gewerkſchaftsführer auf Grund 
der Erfahrungen, die in Deutſchland gemacht 
worden ſind, wenigſtens den Verſuch gemacht 
hätten, die Schäden, die ſich in Deutſchland ſeit 
1926 herausgeſtellt haben, auszumerzen. Im 
erſten Abſchnitt des Entwurfs ſteht: „Für bür⸗ 
gerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen tarifver⸗ 
tragsfähigen Perſonen und zwiſchen dieſen und 
Dritten aus unerlaubten Handlungen, ſofern es 
ſich um Maßnahmen zu Zwecken des Arbeits⸗ 
kampfes oder um Fragen der Vereinigungsfrei⸗ 
heit handelt“. An Hand dieſer Beſtimmung iſt es 
dem Unternehmer jederzeit möglich, auf Schaden⸗ 
erſatz zu klagen. Wir haben bereits in Deutſch⸗ 


land geſehen, daß die Gewerkſchaften auf Grund 
dieſes Paſſus ſchon verurteilt worden ſind. Es 
wird ſich in abſehbarer Zeit ganz kraß zeigen, 
daß gerade dieſer Abſchnitt für die Arbeiterſchaft 
ſehr gefährlich ſein wird. Bei guter Wirtſchafts⸗ 
konjunktur werden ſich die Arbeiterſchaft und die 
Gewerkſchaftsführer jagen müſſen, ſie wären 
Eſel, wenn ſie dieſe Konjunktur nicht ausnutzten, 
um Lohnerhöhung zu fordern. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung wird die Möglichkeit genommen, und 
es beſteht die Gefahr, daß die Gewerkſchaften für 
den Schaden haftbar gemacht werden, der den 
einzelnen Unternehmern entſteht. An Hand dieſer 
Beſtimmungen habe ich nachgewieſen, wie gefähr⸗ 
lich dieſe Klauſel des Arbeitsgerichtsgeſetzes ſein 
wird. Der Arbeitgeber wäre ein Eſel, wenn er 
dieſe Beſtimmung nicht für ſich in Anwendung 
brächte. a 

Wir haben ja immer gejagt, daß die ſoge⸗ 
nannten ſozialpolitiſchen Geſetze, zu denen das 
Arbeitsgerichtsgeſetz gehört, nichts weiter ſind, 
als eine Verfilzung der Sozialdemokratiſchen 
Partei und darüber hinaus der Gewerkſchaften 
mit dem kapitaliſtiſchen Staat. Wir haben immer 
wieder geſagt, daß die Arbeiterſchaft an Hand 
dieſer ſcheinbaren Verbeſſerung geknebelt wird. 
Die reformiſtiſchen Gewerkſchaftsführer werden 
der Arbeiterſchaft nicht ſagen, daß an Hand der 
Beſtimmungen des Arbeitsgerichtsgeſetzes ſofort 
die Richter bei einer Klage das ganze Vermögen 
der Gewerkſchaft beſchlagnahmen können. Da⸗ 
durch wird dem einzelnen Gewerkſchaftsbetrieb 
ſozuſagen der letzte Halt genommen. So ſehen die 
wunderbaren ſozialpolitiſchen Geſetze aus, die 
hier durchgeführt werden. Dieſe Vorlage wird 
dazu beitragen, der klaſſenbewußten Arbeiter⸗ 
ſchaft, die heute noch in den Gewerkſchaften iſt, 
klarzumachen, daß dieſer Weg verkehrt iſt und 
ie: einzelnen kapitaliſtiſchen Unternehmern 
nützt. 

Wir verlangen durch unſern Abänderungsan⸗ 
trag, daß ſämtliche Streitigkeiten, die aus dem 
Arbeiterausſchußgeſetz entſtehen können, durch die 
Arbeitsgerichte erledigt werden. Die Erfahrung 
in Deutſchland hat gezeigt, daß die Beſtimmungen 
nicht ausreichen. Dort ſitzt der Kollege Karſchew⸗ 
ſki, der auf dem Gebiete des Gewerkſchaftsweſens 
eine ziemliche Autorität iſt. Er wird beſtätigen 
können, was ich ausgeführt habe. Ich habe ge⸗ 
legentlich der Beratungen des Betriebsrätege— 
ſetzes ausgeführt, welche Gefahren eintreten 
können, wenn nicht ſchon für den Moment der 
Einreichung der Vorſchlagsliſten die Schutzbe⸗ 
ſtimmungen in Kraft treten. Ich hatte bereits 
damals erkannt, daß man die beſten Arbeiter, 
die auf die Vorſchlagsliſte gebracht worden ſind, 
aufs Straßenpflaſter ſetzen würde. Heute können 
wir dieſe Auswirkungen des Geſetzes bereits 
feſtſtellen. : 

Wenn wir Kommuniſten Anträge ſtellen, die 
durchaus keine Agitationsanträge ſind, ſondern 
ſolche Anträge, die wir auf Grund unſerer prak⸗ 
tiſchen Erfahrung für erforderlich halten, dann 
heißt es, wir ſeien in der Gewerkſchaftsbewegung 
zu jung, wir hätten keine Ahnung. Ich weiſe no 
einmal darauf hin, daß dieſer Paragraph eine 


verfluchte Schärfe gegenüber der Arbeiterſchaft 
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(beſitzt, die ſich in kurzer Zeit gegen die Arbeiter⸗ Wir ſehen, daß ſie in der letzten Zeit zu der (O) i 
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schaft auswirken muß. Daher erſuche ich nochmals zweiten Phaſe der Rationierung übergegangen 


0) 


gerade die Gewerkſchaftsführer und alle, die es ſind, daß ſie, um ihre Profite zu ſteigern, die j 
ehrlich mit der Arbeiterſchaft meinen, dieſe Be⸗ Löhne der Arbeiter abbauen. Sie tun nicht nur I 
ſtimmungen aus dem Geſetzentwurf herauszu⸗ dies, jondern fie gehen auch dazu über, die ein- 
laſſen. zelnen Geſetze abzuändern, vor allem die ſoziale || 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ Geſetzgebung. Man baut nicht nur die Renten | 


meldungen zu § 2 liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Ich laſſe zunächſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 538 abſtim⸗ 
men. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Ich laſſe nunmehr über S 2 der 
Vorlage abſtimmen. Iſt bitte diejenigen, die ihn 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, 8 2 iſt angenommen. Ich rufe $ 3 auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, er 5 
lehnt. Wer für § 3 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 3 iſt an⸗ 


ab, ſondern man findet auch in der Invaliden⸗ 
und Krankenverſicherung neue Methoden, um die 
Lage der Rentenempfänger zu verſchlechtern, um 
die Zahl der Krankengeldempfänger herabzu⸗ 
ſetzen. Die Rationierung, die eine immer größer 
werdende Zahl von Rentenempfängern ſchafft, 
muß eben durch radikalere Mittel innerhalb der 
ſozialen Geſetze zurückgeſtellt werden. So wie man 
Geſetze ſchafft, um die Arbeiterſchaft niederzu⸗ 
halten, ſo ſucht man auch nach neuen Mitteln, die 
den Kapitaliſten im Kampf Schutz gegen die 
Arbeiter gewähren. Zu dieſen Schutzgeſetzen ge⸗ 


hört auch das Arbeitsgerichtsgeſetz, das hier vor⸗ 
iſt abge⸗ 


gelegt wird. 
Man ſpricht von dem Schutz der Arbeiterſchaft, 
wenn man aber das Geſetz durchſieht, findet man 


genommen. Ich rufe § 4 auf. Ich eröffne und! in ihm nichts davon. Angeblich jagt der § 1: 


ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 538 annehmen will, bitte ich, ſi 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, daß 
S 4 der Vorlage angenommen iſt. Ich rufe $ 5 
auf. Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
zu § 5 in Druckſache Nr. 538. Wer für dieſen An⸗ 
trag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich kann wohl 
feſtſtellen, daß § 5 der Vorlage angenommen iſt. 
Ich rufe § 6 auf und eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Das vor: 
liegende Geſetz, iſt nicht als ein Geſetz zum Schutze 
der Arbeiterſchaft zu bezeichnen, ſondern als ein 
Geſetz, das den Kapitaliſten Schutz bieten ſoll 
gegen die Machtkämpfe der revolutionären Ar⸗ 


„Dies Gericht ſoll ein ſelbſtändiges Gericht wer⸗ 
den, es ſoll von den ordentlichen Gerichten ge⸗ 
trennt werden“. Sieht man ſich aber den § 6 an, 
ſo findet man, daß er den § 1 aufhebt; denn der 
Vorſitzende dieſes Gerichts ſoll ein ordentlicher 
Richter ſein. Es ſoll ein Mann ſein, der, wie es 
vorhin Herr Dr. Blavier klar und deutlich ſagte, 
aus dem bürgerlichen Niveau kommt, der in der 
Schule und auf der Aniverſität erzreaktionär er⸗ 
zogen iſt. Er kennt nichts von den Empfindungen 
des Arbeiters, weiß nichts von der Not und dem 
Elend der Arbeiter. Er iſt nur als Klaſſenkämp⸗ 
fer gegen die Arbeiterſchaft erzogen. Dieſer Mann 
joll als Vorſitzender Recht ſprechen über die 
Fragen der Arbeiterſchaft. Da ſage ich, er iſt als 
Klaſſenrichter erzogen und wird genau ſo wie im 
Zivilprozeß denjenigen beſtrafen, der aus Not 
ein Brot ſtiehlt, weil ſeine Kinder nichts zu 
eſſen haben. Genau ſo wird er auch die Urteile im 
Arbeitsgericht fällen, weil er keine andere Er⸗ 


beiterſchaft. Immer dann, wenn ſich die Kapita⸗ ziehung gehabt hat, weil kein anderes ſoziales 
liſten in einer Kriſe befinden, immer dann, wenn Empfinden in ihm erweckt wird. Daher jagen 
ſie durch neue Erfindungen, durch neue Methoden wir, dies Geſetz bedeutet keine Selbſtändig⸗ 
der Ausbeutung der Arbeiterſchaft ihre Lage nicht machung des Arbeitsgerichts, ſondern dadurch, 
verbeſſern können und die Arbeiterſchaft zu revolu⸗ daß dieſer Mann da drin ſitzt und der Vorſitzende 


tionären Handlungen greift, ſind es die Kapita⸗ 
liſten, die Unternehmer, die bürgerlichen Kreiſe, 
die mit einem Geſetz kommen, das einen Wall 
ſchafft, um den Kampf der Arbeiter nicht ent⸗ 
brennen zu laſſen. Das ſehen wir bei Bismarck. 
Als die Arbeiterſchaft damals revolutionär ein⸗ 
geſtellt war, kamen die ſogenannten „ſozialen“ 
Geſetze, die heute noch beſtehen, und die nicht da⸗ 
zu dienen, der Arbeiterſchaft zu helfen, ihr etwas 
zu geben oder ſie zu ſchützen, ſondern nur dazu, 
um den Kampf abzubremſen. So auch dieſes Ge⸗ 
ſetz; denn in der jetzigen Zeit der Rationierung, 
in der jetzigen Zeit der größeren Ausbeutung der 
Arbeiterklaſſe durch größere techniſche Verbeſſe⸗ 
rungen, durch ſchärfere Ausbeutung an den Ma⸗ 


mit ſeiner Stimme ausſchlaggebend iſt, es kom⸗ 
men da noch die zwei Arbeitgeber hinzu, ſehen 
wir, daß dieſes Gericht immer wieder Arteile 
fällen wird, die zu Ungunſten der Arbeiterſchaft, 
aber zu Gunſten der Kapitaliſten ausfallen. Der 
Berufsrichter wird doch nur die Frage der Kapi⸗ 
taliſten dort vertreten. f 

Dieſer Paragraph iſt einer der Giftzähne, die 
der Arbeiterſchaft ſagen müſſen: Laßt Euch nicht 
von dem Gedanken einlullen, daß dies Geſetz 
einen Fortſchritt bringt, laßt Euch von dem Ge⸗ 
danken abbringen, daß dies Geſetz eine Verein⸗ 
heitlichung ſchafft! Es bringt keine Vereinheit⸗ 
lichung, z. B. fallen nicht die Seeleute unter dies 
Geſetz und alle möglichen anderen Kategorien 


ſchinen, trotz aller dieſer neuen Methoden ſehen auch nicht, ſie ſind ausgeſchloſſen. Es iſt kein ein⸗ 
ſich die Kapitaliſten gezwungen, 
Methoden Umſchau zu halten. 


nach weiteren heitliches Geſetz, ſondern bringt der Arbeiterſchaft 
eine weitere Zerſplitterung. Wir ſagen, die Ar⸗ 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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beiterſchaft kann ſich nur ein Arbeiterrecht ſchaf⸗ 


fen, wenn ſie die Kapitaliſten zum Teufel gejagt 
und ſich ſelbſt ihr Recht geſchaffen hat. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wer für § 6 der Vorlage 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich rufe $ 7 auf, eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Zu §7 liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt 
abgelehnt. Ich kann wohl feſtſtellen, daß $ 7 der 
Vorlage angenommen iſt. Ich rufe § 8 auf, er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Es iſt zunächſt über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 ab⸗ 
zuſtimmen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich kann wohl die Annahme von 88 
feſtſtellen. Ich rufe § 9 auf und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Abänderungsanträge liegen gleichfalls nicht vor. 
Ich kann wohl die Annahme von §9 feſtſtellen. 
Ich rufe § 10 auf. Ich eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es 
liegt ein Abänderungsantrag zu S 10 in Druck⸗ 
ſache Nr. 538 vor. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme von § 10 
feſt. Ich rufe $ 11 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat Herr Abg. Paul Kreft. 
Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Der 8 11 
beſchäftigt ſich mit der Prozeßvertretung. Es iſt ja 
allen bekannt, daß es nach den Beſtimmungen 
verboten iſt, beim Arbeitsgericht die Vertretung 


durch Rechtsanwälte vornehmen zu laſſen. Der 


Genoſſe Raſchke hat auch darauf hingewieſen, daß 
ſpeziell ein Teil Arbeiter an Hand dieſer Beſtim⸗ 
mungen nicht in der Lage ſein werde, wenn ſie ſich 
ſelbſt nicht vertreten können, einen geeigneten 
Vertreter zu beſchaffen. Wir haben ja unſere 
Stellungnahme in der Frage der Unorganiſierten 
kurz zum Ausdruck gebracht. 
die Unorganiſierten zu den Gewerkſchaften her⸗ 
übergezogen werden können und müſſen, wenn 
man ihnen praktiſch beweiſt, daß die Gewerkſchaf⸗ 
ten ihre Intereſſen vertreten. Wenn man die Un⸗ 
organiſierten nicht bearbeitet und in die Gewerk⸗ 
ſchaften hineinzieht, iſt das der Faktor, der in 
ganz kurzer Zeit die ganze Gewerkſchaftsbewe⸗ 
gung kaputtſchlagen kann. 

Aus dieſem Grunde iſt es notwendig, ſich 
heute ſchon der Unorganiſierten, wie es im Ge⸗ 
ſetz vorgeſehen iſt, anzunehmen. Ich will die 
Frage aufwerfen, was die Gewerkſchaftsführer 
mit dem großen Heer der Unorganiſierten machen, 
wenn ein Streik ausgebrochen iſt. Sie werden mit 
der Zeit zu einer Gefahr werden. Auf Grund der 
Beſtimmungen der Vorlage iſt es trotzdem mög⸗ 
lich, daß die Rechtsanwälte die Vertretung der 


Wir glauben, daß 
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Arbeitgeber auch bei den Arbeitsgerichten durch⸗ (O 


führen. In den Ausführungen von Mertel und 
Aufhäuſer wird ſehr fein geſchrieben, daß der 
Syndikus beim Gericht Vertretungen übernehmen 
wird. Die praktiſche Erfahrung in Deutſchland 
zeigt, daß alle größeren Betriebe als Vertreter 
Rechtsanwälte engagieren und ſie ſo beſolden, 
daß ſie es nicht nötig haben, bei den Arbeitsge⸗ 
richten oder anderen Gerichten Prozeßführung 
gegen Entgelt zu übernehmen. Man wird alſo die 
Gefahr auf Seiten der Arbeiterſchaft bannen 
können, aber nicht auf Seiten der Unternehmer. 
Die Unternehmer werden ſofort ihre Rechtsan⸗ 
wälte anſtellen, die beſoldet werden. Sie werden 
bei der erſten Inſtanz bevollmächtigt ſein und die 
Vertretungen durchführen. 

Man hat das deutſche Geſetz abgeſchrieben und 
präſentiert es uns hier als wunderbares Mach⸗ 
werk. Wenn Sie es nicht für notwendig erachten, 
die Erfahrungen, die in den letzten zwei Jahren 
in Deutſchland geſammelt worden ſind, zu ver⸗ 
werten, die ſich gegen die Arbeiterſchaft ausge⸗ 
wirkt haben, zeigt es, wie Sie die Intereſſen der 
Arbeiter vertreten. Die Rechtsanwälte werden 
auch in Zukunft die Möglichkeit haben, die Ver⸗ 
tretungen durchzuführen. In der Frage der Unor⸗ 
ganiſierten, wenn ſie ſo gehandhabt wird, wie 
hier, wird dasſelbe eintreten, was wir heute in 
Amerika haben. Ein kleiner Kreis von Arbeiter⸗ 
ariſtrokraten, von beſſeren Arbeitern, wird einen 
beſtimmten Lohn bekommen. Große Teile der Un- 
organiſierten, die man gar nicht in der Gewerk⸗ 
ſchaft haben will, werden verrecken. Das geht bis 
zu einem beſtimmten Zeitpunkt und muß ſich 
gegen die Organiſierten auswirken, weil es ſich 
das große Heer der Unorganiſierten nicht auf die 
Dauer gefallen laſſen wird, dabei zu ſtehen, 
ſondern aktiv auf den Plan treten wird. 

Präſident Dr. Bogdan: Weitere Wormel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Ber 
ſprechung zu § 11. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 538 
zu 8 11. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Es liegt ein Eventualantrag aus derſelben 
Druckſache vor. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt ebenfalls die Minderheit, der 
Eventualantrag iſt abgelehnt. Ich kann wohl 
nunmehr die Annahme des $ 11 der Vorlage feſt⸗ 
ſtellen und rufe § 12 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat Herr Abg. Raſchke. 

„Rafſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
eine Regierung, und die ſtärkſte Partei in dieſer 
Regierung trommelt immer wieder in die Oef⸗ 
fentlichkeit, daß ſie die Intereſſen der Arbeiter 
vertritt und daß ohne ſie nichts gemacht werden 
könne. Wenn man dieſe Auslaſſungen mit dem 
§ 12 der Vorlage vergleicht, jo kann man wieder 
einmal feſtſtellen, daß dieſe Propaganda, dies Ge⸗ 
ſchrei in der Oeffentlichkeit großer Schwindel ilt- 
Wenn man ſich ſozial ſchimpft, wenn man angibt, 
für die werktätige Bevölkerung, für die Arbeiter⸗ 
ſchaft etwas geſchaffen zu haben, dann muß man 
ihr auch die Möglichkeit geben, das Geſchaffene 
für ſich in Anſpruch nehmen zu können. Aber der 
8 12 hebt die ganze „ſoziale“ Geſetzgebung auf. 
Welcher Arbeiter wird noch in der Lage fein, Ge⸗ 


P) 
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(Raſchke, Abgeordneter) 


(A) bühren zu zahlen, ſelbſt wenn er ſich nach jeiner 


(8) 


Meinung bei der Klage im Recht befindet? Wenn 
ſich herausſtellt, daß die Klage trotz der gegen⸗ 
teiligen Meinung des Arbeiters unberechtigt war 
und er abgewieſen wird, muß er Koſten bezahlen. 
Die Koſten find nach § 12 nicht gering. Sie find je 
hoch, daß der Arbeiter jein Recht mit einem ges 
wiſſen Vorbehalt zu erlangen verſuchen wird. 
Wenn er weiß, daß er Koſten zu zahlen hat, wird 
er zurückſchrecken und ſein Recht nicht ſuchen. 

Das iſt es ja ſchließlich, was die Unternehmer 
bezwecken. Sie wollen dem Arbeiter den Weg zum 
Recht erſchweren und nach Möglichkeit unterbin⸗ 
den. Die Parteien, die ſich ſozial ſchimpfen, kom⸗ 
men den Unternehmern auf dieſem Gebiete ent⸗ 
gegen und ſagen, jawohl, es iſt unerhört, wenn 
ſich ein Arbeiter erlaubt, eine Klage anzuſtren⸗ 
gen, die ausſichtslos erſcheint, ſo muß er auch be⸗ 
zahlen. Nun iſt es aber ſo, daß jeder, der eine 
Klage einleitet, davon überzeugt iſt, im Rechte zu 
ſein. Das iſt auch im Zivilrecht der Fall. Wenn 
nun ein Arbeiter der Meinung iſt, ihm ſei Un⸗ 
recht geſchehen, dann ſoll man ihm den Weg offen 
laſſen und ihm Gelegenheit geben, zu klagen. 
Man ſoll nicht die Gefahr über ihm ſchweben 


laſſen, daß er bezahlen muß, wenn die Klage evtl. 


zu Unrecht ausfällt. Der Einwand, daß ſich bei 
dieſer Regelung viele Simulanten finden werden, 
iſt vollſtändig lächerlich. Die Praxis lehrt, daß 
das Simulantentum auf dieſem Gebiete ver⸗ 
ſchwindend klein iſt. Niemand denkt daran, das 
Gericht zu beanſpruchen, wenn er innerlich nicht 
davon überzeugt iſt, Recht zu haben. Jeder Ar⸗ 
beiter, dem der wohlverdiente Lohn vorenthalten 
wird, wird immer der Meinung ſein und iſt mit 
Recht der Anſicht, daß ihm ſein Geld vorenthalten 
wird und daß es ihm gezahlt werden muß. Wenn 
er dabei bei dieſer oder jener Beſtimmung der Be⸗ 
triebsverordnung oder der Arbeitsordnung an⸗ 
ſtößt, ſoll man das überſehen. Das kann und 
1 man überſehen, wenn man ſozial eingeſtellt 
iſt. 
Wir verlangen deshalb, daß dieſer Paragraph 
dahingehend abgeändert wird, daß alle Arbeits⸗ 
ſtreitigkeiten für den Arbeitnehmer unentgeltlich 
durchzuführen ſind. Das wird wenig in Erſchei⸗ 
nung treten, und wenn hier und dort einmal der 
Arbeiter im Unrecht ſein wird, ſoll man ihm nicht 
die Koſten aufhalſen, ſondern wir ſagen, daß ſie 
der Arbeitgeber zu tragen hat. Unſer Abände⸗ 
rungsantrag ſagt: 
Der Arbeitgeber trägt im Falle des Unterliegens 
die Koſten nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtenge⸗ 
ſetzes. Im Falle der Einlegung einer Berufung durch 


Arbeitgeber hat das Gericht angemeſſenen Koſtenvor⸗ 
uß zu verlangen. 


Ich glaube mit dieſem Abänderungsantrag das 
zu erreichen, worauf Sie ausgehen. Sie wollen 
das Gericht ſchließlich dahin bringen, daß es ſich 
teilweiſe ſelbſtändig macht, daß es die Ausgaben, 
die erforderlich ſind, auf der anderen Seite ein⸗ 
nimmt. Wenn Sie in dieſem Fall den Arbeitge⸗ 
ber anfaſſen und wenn Sie ihn bei Berufungs⸗ 
klagen den gebührenden Vorſchuß zahlen laſſen, 
dann wird die Einnahme erzielt werden, die Sie 
00 Auge haben. Wir ſtehen nicht an zu erklären, 
ni in jedem Fall der Arbeitgeber die Koſten, die 
urch die Rechtsſtreitigkeiten entſtehen, zu tragen 
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änderung vor und erwarten, daß Sie Ihrem ſozi⸗ 
alen Herzen nachgeben, das Sie angeblich in der 
Bruſt tragen, und daß Sie dieſem Abänderungs⸗ 
antrag Ihre Zuſtimmung geben werden. 
Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung zu § 12 
it geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zunächſt über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 538. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Abänderungsantrag ihre Zu⸗ 
ſtimmung geben wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über § 12 der Vorlage. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 
§ 13 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 
§ 13 der Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. Das iſt die Mehrheit, § 13 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 14 auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. In Druckſache Nr. 538 liegt ein 
Abänderungsantrag vor. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer § 14 der Vor⸗ 
lage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich 
rufe 8 15 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 vor. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wer § 15 der Vorlage annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
er iſt angenommen. Ich rufe § 16 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Es liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 538 vor. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wer § 16 der Vorlage 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 
§ 17 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 817 
der Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, § 17 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe $ 18 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Dieſen 


Paragraphen muß man ebenfalls als einen Gift⸗ 


zahn dieſes Geſetzes bezeichnen. Genau ſo wie der 
5 6 befaßt er ſich mit dem Vorſitzenden, und zwar 
heißt es, daß der Vorſitzende vom Senat beitellt 
wird. Hier macht man zwar die Einſchränkung, 
daß in der Regel ein ordentlicher Richter als Vor⸗ 
ſitzender beſtellt werden ſoll. Wir wiſſen aber, daß 
das Wort „in der Regel“ hier nur ein Stückchen 
Papier iſt, das man vorlegt. In der Praxis wer⸗ 
den die ordentlichen Richter vom Senat beſtellt 
werden. Weiter heißt es dann, die Vorſitzenden 


hat. Wir legen Ihnen deshalb in $ 12 die Ab⸗ (0) 


(D) 


(A) 


(B) 
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werden auf ein Jahr, mindeſtens auf ein Jahr, 


höchſtens auf neun Jahre gewählt. Es iſt doch 
wirklich eigenartig, daß man einen Menſchen an 
einem Arbeitsgericht als Vorſitzenden neun Jahre 
lang tätig ſein laſſen will, ohne daß jemand 
daran rütteln kann. Es heißt ſogar, daß ſie nach 
drei Jahren als Richter, als hauptamtliche Richter 
für Lebenszeit angeſtellt werden. Daß ein derar⸗ 
tiger Paragraph für einen freigewerkſchaftlichen 
Kollegen annehmbar ſein ſoll, halte ich einfach 
nicht für möglich. Trotzdem ſehen wir, daß die Ge⸗ 
werkſchaftsſekretäre, die hier als Abgeordnete 
ſitzen, dieſen Paragraphen annehmen werden, 
weil ſie in der Koalition ſitzen, die die Wirt⸗ 
ſchaftsdemokratie predigt und weil es ihnen nicht 
darauf ankommt, die Rechte der Arbeiterſchaft zu 
vertreten. Bezeichnend iſt es auch, wenn es in 
dieſem Paragraphen heißt, daß beſonders Vor⸗ 
ſitzende von Schlichtungsausſchüſſen, ihre Stell⸗ 
vertreter oder die Schlichter beſondere Berückſich⸗ 
tigung als Arbeiterrichter finden ſollen. Die Ar⸗ 
beiterſchaft kennt dieſe Schlichter, ſie kennt deren 
reaktionäres Handeln. Sie kennt die Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe; denn hundertmal ſind ſie ihr zum 
Würger geworden. Und dieſe Leute, die ſchon in 
den Schlichtungsausſchüſſen als Würger der Ar⸗ 
beiterſchaft auftreten, ſollen nun auch noch in dem 
Arbeitsgericht mit vertreten ſein. Das iſt auch 
eine Tendenz, die dieſes Geſetz kennzeichnet. Dies 
zeigt ſo recht, was dies Geſetz für die Arbeiter⸗ 
ſchaft bedeutet. 

Wir haben deshalb einen Abänderungsantrag 
geſtellt, den ein freigewerkſchaftlicher Arbeiter 
auf keinen Fall ablehnen kann. Wir ſagen nicht, 
ein Richter iſt Vorſitzender und auch nicht ein 
Arbeitgeber kann Vorſitzender ſein, ſondern als 
Vorſitzenden können wir nur einen Arbeitnehmer, 
einen Angeſtellten oder einen Beamten beſtim⸗ 
men, der unter dies Geſetz fällt; denn die Stimme 
des Vorſitzenden iſt ausſchlaggebend. Dann würde 
es möglich ſein, daß in dieſem Gericht die Sachen 
der Arbeiter vertreten werden könnten. Wenn 
der Paragraph aber ſo bleibt, wie er uns jetzt 
vorliegt, wird das abſolut nicht der Fall ſein. 
Dann ſagen wir weiter, der Richter ſoll nicht be⸗ 
ſtellt werden, ſondern der Vorſitzende ſoll von den 
Arbeiterrichtern gewählt werden, von den Bei⸗ 
jigern. Dieſe ſollen den Vorſitzenden wählen, den 
Arbeitnehmer, der als Vorſitzender fungiert. Nur 
dann haben wir die Gewißheit, daß er auch in 
dem Arbeitsgericht die Sachen der Arbeiter 
wenigſtens einigermaßen vertritt. In dieſer 
Form bedeutet dieſer Paragraph aber einen 
1 eine neue Abwürgung der Arbeiter- 
ſchaft. 
Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wer den Abänderungsantrag in Druck⸗ 


ſache Nr. 538 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir kommen zu § 18 der Vorlage. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit. $ 18 iſt angenommen. Ich rufe § 19 
auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Dazu liegt kein Abände⸗ 
rungsantrag vor. Wer $ 19 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. § 19! 


Donnerstag, den 6. Dezember 1928. 


iſt angenommen. Ich rufe § 20 auf und erteile (0) 


Herrn Abg. Paul Kreft das Wort. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Ich habe ja ſchon kurz ausgeführt, daß dieſer 
Geſetzentwurf der Inbegriff der Demokratie, der 
Gleichberechtigung oder etwas ähnliches iſt. An 
Hand der Vorlage werden die Beiſitzer vom Se⸗ 
nat auf drei Jahre ernannt, und zwar nach einzu⸗ 
reichenden Vorſchlagsliſten. Ich habe ſchon gekenn⸗ 
zeichnet, was für Vorſchlagsliſten es meiſtens ſein 
werden. Aber dies nebenbei. Es wird in den Hän⸗ 
den des Senats liegen, die Wahl aus den Vor⸗ 
ſchlagsliſten zu treffen und feſtzulegen, daß der be⸗ 
treffende Arbeiter oder Gewerkſchaftsangeſtellte 
drei Jahre lang das Amt des Beiſitzers auszu⸗ 
üben hat. Wir als Arbeiter und auch die Gewerk⸗ 
ſchaften haben früher auf dem Standpunkt ge⸗ 
ſtanden, daß man ſolche Poſitionen nur durch 
Wahlen ſchaffen ſoll. Man ſoll eine ſolche Poſition 
einem Kollegen auch nicht für länger als ein Jahr 
zudiktieren. Ja, man ſoll in den Geſetzentwürfen 
verſuchen, das ſogenannte Rückberufungsrecht 
feſtzulegen. Wenn es alſo einem Beiſitzer nicht 
möglich iſt, ſein Amt auszuüben oder wenn ein 
Beiſitzer klar erkannt hat, daß er ſeinen Aufgaben 
nicht gewachſen iſt, muß dem Auftraggeber das 
Recht zuſtehen, den betreffenden Beiſitzer abzu⸗ 
berufen. Wir ſehen aber, daß der ganze Geſetzent⸗ 
wurf von der Demokratie ſo durchtränkt iſt, daß 
nichts mehr von ihr übrig geblieben iſt, um ſie in 
den § 20 zu übernehmen. Ich habe klar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß dieſer Geſetzentwurf die Ver⸗ 
filzung der Gewerkſchaften und der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei im jetzt beſtehenden Staat durch⸗ 
führen ſoll. Das kann niemals im Intereſſe der 
Arbeiterſchaft liegen. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 538 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Wer $ 20 der Vor⸗ 
lage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, § 20 der Vorlage iſt ange⸗ 
nommen. Ich erteile das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung Herrn Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
Vertagung. 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt Vertagung der 
Sitzung beantragt, ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt ſo beſchloſſen worden. Ich ſchlage nunmehr 
vor, die nächſte Sitzung gemäß den Beſchlüſſen des 
Aelteſtenausſchuſſes am Donnerstag, den 13. De⸗ 
zember 1928, nachmittags 3,30 Uhr mit folgen⸗ 
der Tagesordnung abzuhalten: 

1. Große Anfrage Nr. 20 des Abg Schwegmann u. Fr. 
betr. die Wärmewirſchaft. Druckſache Nr. 488. 

2. Große Anfrage Nr. 21 des Abg. Karkutſch u. Fr. 
betr. Aufhebung des Altersgrenzengeſetzes. Druck⸗ 
ſache Nr. 499. 

3. Eingaben. Druckſache Nr. 542. 

4. Zweite und dritte Beratung 


eines Geſetzentwurfs 
betr. Schutz der 


öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften. 

Druckſache Nr. 539 zu Nr. 513. 5 
Falls der Steuerausſchuß den Bericht rechtzeitig 
erhält, würde ich vorſchlagen: 


5. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes.— 
Urantrag des Abg. Mayen u. 


Fr. — 
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(Vizepräſident Neubauer) 

() 6. Zweite und dritte Beratung betr. Aenderung des 
Geſetzes betr. Aufwandsentſchädigung der Abgeord⸗ 
neten und nebenamtlichen Senatoren. Druckſache 

Nr. 541 zu Nr. 514. 

7. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über eine 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für Minderbemittelte. 
— Arantrag des Abg. Opitz u. Fr. — 

Dieſer Punkt der Tagesordnung nur dann, falls 

der Ausſchuß rechtzeitig, das müßte wohl am 

Montag ſein, den Bericht vorlegt. 

8. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 
derung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Druckſache Nr. 
501 zu Nr. 193 

9. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zurück⸗ 
ſtellung der Wahl der Mitglieder des Senats im 
Hauptamt. 

Wenn die Vorlage ſoweit gediehen iſt. 

10. Bericht des Unterrichtsausſchuſſes über den Antrag 

des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. Errichtung einer 
Aufbauſchule. Druckſache Nr. 535 zu Nr. 415. 
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Zum Schluß möchte ich die Fortſetzung der dritten 
Beratung des Arbeitsgerichtgeſetzes in Vorſchlag 
bringen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
als erſten Punkt das Arbeitsgerichtsgeſetz auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. 


Vizepräſident Neubauer: Wenn ſich das Haus 
damit einverſtanden erklärt, ſo können wir die 
Fortſetzung der dritten Beratung des Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetzes als erſten Punkt erledigen. Dagegen 
erhebt ſich kein Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
Die Tagesordnung iſt damit genehmigt. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten.) 


(B) 


A) 


(B) 
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61. Sitzung. 


Donnerstag, den 13. Dezember 1928. 


En 
Te NE ee 
Raſchke (RB) zur Geſchäftsordnung. . 1309 B 
Gerick (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. . 1309D 
Dritte Beratung eines Arbeitsgerichtsgeſetzes — 
Fortſetzung. — (Drucksache Nr. 534 zu Nr. 
e . 
Abänderungsantrag der Abg. Gerick, Gaikowſfki, 
Wahl u. Fr. zu Drucksache Nr. 534 (Druckſache 
p ER e 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 534. (Druckſache Nr. 538.) . . 1310A 
5 Raſchke (K. P.) Erklärung „ „ 132 
Große Anfrage Nr. 20 des Abg. Schwegmann u. 
Fr. betr. die Wärmewirtſchaft. (Drucksache Nr. 
D et 7 ‚1312D 
Bertling (D. Nat.) 1312D 
Chariſius, Oberbautat t 1315 
Große Anfrage Nr. 21 des Abg. Karkutſch u. Fr. 


A 


* ’ 


betr. Aufhebung des Altersgrenzengeſetzes. 
(Druckſache Nr 9 8 „1 
f 1315 C 
Scheunemann, Staatsrat .1315D 
Eingaben (Druckſache Nr. 542) . . . . 1314 A 


Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zum Schutze der öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften. (Druckſache Nr. 539 zu Nr. 513.) . 1514 B 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes betr. die Auf⸗ 
wandsentſchädigung der Abgeordneten und 
nebenamtlichen Senatoren. (Druckſache Nr. 
e en „ e 
2 Müsch p [e 
Abänderungsantrag der Abg. Gerick, Gaikowſfki, 
Siebenfreund u. Fr. zu Druckſache Nr. 541 
r ee 
Namenliche Abstimmung über Artikel 1 der Druck⸗ 
ache r — 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zu⸗ 
rückſtellung der Wahl der hauptamtlichen Se⸗ 
natoren. — Urantrag des Abg. Dr. Ziehm u. 
Fr. — (Druckſache Nr. 553 zu Nr. 533.) 1316 
Bericht des Anterrichtsausſchuſſes über den An⸗ 
trag des Abg. Plenikowͤfti u. Fr. betr. Errich⸗ 
tung einer Aufbauſchule. (Druckſache Nr. 535 
BU r free „1316 B 
En pp; 131650 
Erſte und zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
hetr. Abänderung der Verfaſſung der Freien 
Stadt Danzig. — Urantrag des Abg. Naſchke 
u. Fr. — (Druckſache Nr. 551.) 1319 C 
r ea 21319 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 1320D 


1515 
1316 


„ 7 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. s 
Am Regierungstiſch: Staatsräte Scheune⸗ 
mann, Dr. Winderlich; Oberbaurat Chariſius; 
Landgerichtsrat Dr. Bode; Regierungsräte Otta⸗ 
wa, Dr. ‚Sandheim; Dberingenieur Peters. 
Präſident: M -D. u. H.! Ich eröffne die 61. 
ollſitzung. Nach den Vereinbarungen im Ael⸗ 
zeſtenausſchuß ſchlage ich dem hohen Hauſe vor, 
Punkt 7 der Tagesordnung abzuſetzen und dafür 
die zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betref⸗ 
fend Zurückſtellung der Wahl der hauptamtlichen 
enatoren heraufzunehmen. Widerſpruch wird 


nicht laut. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
kachdem am Sonntag, den 9. Dezember die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung zum Ausdruck gebracht hat, 


1 
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daß ſie weder von einer deutſchnationalen, noch 
von einer Koalitionsregierung etwas hält, iſt es 
angebracht, den Volkstag aufzulöſen. (Frau Abg. 
Kreft: Sehr richtig!) Sie können nicht mehr das 
Omen auf ſich nehmen, gegen die Bevölkerung zu 
regieren; denn die jetzigen Koalitionsparteien 
müſſen ſelbſt zugeben, daß ſie ein ſchlimmes Fias⸗ 
ko erlitten haben. (Abg. Senftleben: Sehr rich⸗ 
tig!) Die Deutſchnationalen (Große Heiterkeit) 
dürfen nicht etwa für ſich in Anſpruch nehmen, daß 
fie das Vertrauen der Bevölkerung beſitzen. Da 
ſieht es genau ſo betrübend aus wie bei den Ko⸗ 
alitionsparteien. (Zurufe links.) Keine dieſer 
Schichten hat das Vertrauen der Bevölkerung. 
Die Bevölkerung will einen anderen Volkstag. 
Wir fühlen uns deshalb veranlaßt, Ihnen noch 
einmal einen derartigen Antrag vorzulegen und 
verlangen, daß heute die erſte, zweite und dritte 
Beratung durchgeführt wird. Nach unſerm Antrag 
ſoll die Neuwahl ſpäteſtens am 10 Februar ſtatt⸗ 
finden. Ich glaube, daß ſich das durchführen läßt, 
wenn Sie heute die drei Leſungen vornehmen, 
die Sache dem Völkerbund unterbreiten und dann 
in die Neuwahlen eintreten. Wir verlangen des⸗ 


halb, daß die Druckſache Nr. 551, die ja bereits 
auf Ihren Plätzen liegt, als Punkt 1a der Tages⸗ 
ordnung behandelt wird. 


Präſident: Ich ſtelle feſt, daß gegen den Vor: 
ſchlag des Aelteſtenausſchuſſes kein Widerſpruch 
erhoben wird. Somit iſt die Tagesordnung in 
ſeinem Sinne umgeändert. Weiter iſt jetzt der An⸗ 
trag geſtellt, daß noch ein Punkt 1a eingeſchoben 
werden ſoll, der Antrag auf Auflöſung des Volks⸗ 
tages. Das kann geſchehen, wenn kein Abgeord⸗ 
neter widerſpricht. Zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Gerick das Wort. 

Gerick, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Antrag des Herrn Abg. Raſchke, den Antrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion als Punkt 1a auf 
die Tagesordnung zu ſetzen, wird von uns auf je⸗ 
den Fall abgelehnt. Wenn Herr Raſchke ſich damit 
einverſtanden erklärt, daß der Antrag als Punkt 
9 behandelt wird, haben wir nichts dagegen. 
(Abg. Raſchke: Als Punkt 7!) 

Präſident: Es iſt dagegen Einſpruch erhoben, 
daß der Antrag als Punkt 1a auf die Tagesord⸗ 
nung geſetz wird. Dagegen wird kein Einſpruch 
geltend gemacht, wenn er als Punkt 9 behandelt 
wird. Sind Sie damit einverſtanden, Herr Abg. 
Raſchke? (Abg. Raſchke: Jawohl!) Dann kommt 
der Antrag als Punkt 9 auf die Tagesordnung. 
Wir treten in die Tagesordnung ein: 

Dritte Beratung eines Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes. — Fortſetzung. 
Druckſache Nr. 534 zu Nr. 512. Hierzu liegen die 
Abänderungsanträge Druckſache Nr. 536 und Nr. 
538 vor. 
Druckſache Nr. 536. 
Mir beantragen, in $ 101 die Worte „mit dem 
1. Februar 1929“ durch die Worte „mit dem 1. April 
1929“ zu erſetzen. 
Gerick 


und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 
Richard Gaikowſki 2 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 


ahl 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen 
Fraktion. 


(D) 


&) 


®) 
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(Präſident) 
Drucksache Nr. 538. 

19.8 21 erhält folgende Faſſung: 5 

Zum Gerichtsmitglied kann gewählt werden jeder 

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte, der das 20. Lebens⸗ 
jahr vollendet hat, Das Gerichtsmitglied braucht nicht 
im Bezirk des Arbeitsgerichts beſchäftigt zu ſein oder 
dort zu wohnen. 1 0 N 

Als Mitglieder können nicht gewählt werden: 

a) Unternehmer, f 
b) Prokuriſten, Geſchäftsführer und Betriebsleiter, 
c) Vertreter oder Angeſtellte von Unternehmerver⸗ 
einigungen, 2 : 
d) Angeſtellte und Beamte eines Arbeitsgerichts. 
19a. 8 22 iſt zu ſtreichen. : 

20. 105 § 23 iſt am Schluß des zweiten Abſatzes anzu⸗ 
fügen: 

„Den Beamten ſtehen Mitglieder und Angeſtellte 
wirtſchaftlicher Vereinigungen von Beamten oder 
von Verbänden ſolcher Vereinigungen gleich, die 
kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt 
find.“ 

21.3 24 den letzten Satz ſtreichen, an deſſen Stelle ſetzen: 
Ueber die Berechtigung zur Ablehnung entſcheidet das 
Arbeitsgericht endgültig. 

22.8 25 erhält folgende Faſſung: 

Das Amt der Gerichtsmitglieder iſt ein Ehrenamt. 

Die Gerichtsmitglieder erhalten eine vom Ar⸗ 
beitsgericht feſtzuſetzende angemeſſene Entſchädigung 
für den ihnen erwachſenden Verdienſtausfall und 
Aufwand ſowie Erſatz der Fahrkoſten. 

23. § 26 erhält folgende Faſſung: 

Mitglieder oder Vorſitzende der Arbeitsgerichte 
dürfen während ihrer Zugehörigkeit zum Arbeitsge⸗ 
richt vom Arbeitgeber (Unternehmer, öffentliche Kör⸗ 
perſchaften) weder entlaſſen noch gekündigt werden. 
Die Kündigung oder Entlaſſung darf auch nach dem 
Erlöſchen ihrer Zugehörigkeit zum Arbeitsgericht 
01 wegen ihrer Tätigkeit als Gerichtsmitgſied er⸗ 
olgen. 

Den Arbeitgebern iſt unterſagt, einen Arbeiter, 
Angeſtellten oder Beamten in der Uebernahme und 
Ausübung des Arbefterrichteramtes zu beſchränken 
oder ſie wegen der Ausübung ihrer arbeiterrichter⸗ 
lichen Tätigkeit zu benachteiligen. 

Arbeitgeber, (bei Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts die für die Benachteiligung eines Beamten in 
der Ausübung ſeiner arbeiterrichterlichen Tätigkeit 
verantwortlichen Betriebsleiter) die den Vorſchriften 
des Abſatz 1 zuwiderhandeln, werden mit Gefängnis 
micht unter einem Monat oder mit einer Geldſtrafe 
von 1000 G bis zu 10 000 G beſtraft. 

24. § 27 erhält folgende Faſſung: 

Wenn ein Gerichtsmitglied ſeine Amtpflicht grob 
werletzt, ſo kann ihn das Arbeitsgericht ſeines Amtes 
entheben. Vor der Entſcheidung it der Angeſchuldigte 
zu hören. 

25. § 29a erhält folgende Faſſung: 

Bei Arbeitsgerichten mit mehr als einer Kam⸗ 
mer finden regelmäßig Vollſitzungen aller Mitglieder 
der Arbeitsgerichte unter Leitung des aufſichtsfüh⸗ 
renden Vorſitzenden ſtatt. Die Vollſitzung des Arbeits: 
gerichts beſchließt über die Bildung von Fachkammern 
ſowie über die Geſchäftsverteilung und über die Ver⸗ 
teilung der Beiſitzer auf die Kammern. Jedes Mit⸗ 
glied des Arbeitsgerichts iſt berechtigt, Anträge be⸗ 
züglich der Verwaltung und Dienſtvorſchrift zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Vollſitzung zu ſtellen. 3 

26. Im § 30 die Worte „der Vorſitzende“ zu erſetzen durch 
„die Arbeitsgerichte“, 

27. § 31 erhält folgende Faſſung: 

Jedes Arbeitsgericht errichtet eine Geſchäftsſtelle. 

4 Landesarbeitsgerichte. 

28. Die $$ 32 bis 37 die Landesarbeitsgerichte betreffend, 
werden gejtrichen, 

29. § 40 erhält folgende Faſſung: 

Die ordentlichen Gerichte find werpflichtet, Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die zur Zuſtändigbeit der Arbeitsgerichte 
gehören, an dieſe unverzüglich zu überweiſen. Im 
Zweifel iſt die Entſcheidung zu Gunſten der Zuſtän⸗ 

digkeit der Arbeitsgerichte zu treffen. 

60. § 41 erhält folgende Faſſung: 5 

Ueber die Ablehnung von Gerichtsperſonen ent⸗ 
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Iſt der Vorſitzende abgelehnt, jo tritt an deſſen 
Stelle, an Orten wo mehrere Kammern vorhanden 
find, der Vorſitzende einer anderen Kammer. 

Iſt an einem Orte nur eine Kammer gebildet 
worden, ſo äft der Vorſitzende eines benachbarten Ar⸗ 
beitsgerichts zu dieſer Entſcheidung hinzuzuziehen. 

Anſtelle der abgelehnten Beiſitzer treten die auf 
dem Wahlvorſchlag nachfolgenden Arbeitsrichter als 
Erſatzrichter ein. . 0 

Gegen den Beſchluß findet Rechtsmittel 


ſtatt. 
31.3 44 erhält folgende Faſſung; 2 1 

Die Verhandlung einſchl. der Beweisaufnahme 
und der Verkündung der Entſcheidung it öffentlich. 

32. § 49 erhält folgende Faſſung: 

Die Verhandlung iſt möglichſt in einem Termin 
zu Ende zu führen. Iſt das nicht durchführbar, ins⸗ 
beſondere weil eine Beweisaufnahme nicht ſofort 
ſtattfinden kann, jo iſt der weitere Termin alsbald 
zu werfünden. 

Der neue Termin iſt, falls nicht Hinderungs⸗ 
gründe beſtehen, die dieſes unmöglich machen, inner⸗ 
halb drei Tagen anzuſetzen. 

33. § 56 erhält folgende Faſſung: 

Gegen die Urteile des Arbeitsgerichts findet die 
Berufung nur innerhalb der Arbeitsgerichte ſtatt, 
wenn der vom Arbeitsgericht feſtgeſetzte Wert des 
Streitgegenſtandes den Betrag von 1000 Gulden über⸗ 
ſteigt oder wenn bei Strafurteilen wegen Verletzung 
von Arbeiterſchutzbeſtimmungen die Strafe einen Mo⸗ 
nat Gefängnis oder 1000 Gulden Geldſtrafe über⸗ 


ſteigt. 
Kollektivſtreitigkeiten mehrerer Arbeiter, 


kein 


Bei 
Angeſtellten oder Beamten findet Berufung ſtatt, 
wenn die auf den einzelnen, an der Streitigkeit Be⸗ 
teiligten entfallende Durchſchnittsfumme 1000 Gulden 
überſteigt. 

Die Berufungsverhandlung findet vor einer an⸗ 
deren Kammer desſelben Arbeitsgerichts ſtatt. Die 
Mitwirbung von Richtern, die bei der erſten Ent⸗ 
ſcheidung beteiligt waren, iſt bei einer Berufungs⸗ 
verhandlung ausgeſchloſſen. Bei Arbeitsgerichten, 
bei denen nur eine Kammer eingerichtet ift, wird die 
Berufungsverhandlung an das örtlich am nächſten 
oder im Verkehr am leichteſten zu erreichende Ar⸗ 
beitsgericht abgegeben. 

Im Falle der Ablehnung iſt dem § 56 Abſatz 1 
folgende Faſſung zu geben: 

Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet, ſo⸗ 
weit nicht nach § 75 das Rechtsmittel der Beſchwerde 
gegeben iſt, die Berufung an die Landesarbeftsge⸗ 
richte ſtatt — ſoweit Lohnempfänger Berufungs⸗ 
kläger ſind — wenn der vom Arbeitsgericht feſtge⸗ 
ſetzte Wert des Streitgegenſtandes den Betrag von 
300 Gulden überſteigt — ſoweit Gehaltsempfänger 
Berufungskläger ſind — wenn der vom Arbeitsgericht 
feſtgeſetzte Wert des Streitgegenſtandes den Betrag 
von 900 Gulden überſteigt — ſoweit Unternehmer oder 
won ihnen gleich geſtellte Perſonen Berufungskläger 
lind — für den Fall, daß der in der erſten Inſtanz ob⸗ 
ſiegende Teil Lohnempfänger iſt und der Wert des 
Streitgegenſtandes 900 Gulden überſteigt, wenn der 
in der erſten Inſtanz obſiegende Teil ein Gehaltsemp⸗ 
fänger iſt und der vom Arbeitsgericht feſteſetzte Wert 
des Streitgegenſtandes 2700 Gulden überſteigt. Das 
Arbeitsgericht kann zu Gunſten des wirtſchaftlich 
ſchwächeren Teils die Berufung wegen der grundſätz⸗ 
lichen Bedeutung des Streites unbeſchadet der Höhe 
des Wertes des Streitgegenſtandes zulaſſen. 

34. § 58 erhält folgende Faſſung: 

Die Berufungsfriſt und die Friſt für die Be⸗ 
rufungsbegründung betragen je zwei Wochen. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung muß 
unperzüglich beſtimmt werden. 

35.8 61 erhält folgende Faſſung: 
„Hat ſich der Wert des Streitgegenſtandes nach 
Verkündung des Urteils des Arbeitsgerichts geändert, 
ſo ſetzt ihn das Arbeitsgericht im Berufungsurteil er⸗ 
neut feſt. 

36. Im 8 64 ft der zweite Satz zu ſtreichen. 

37. Im § 66 Abſatz 2 die Worte „ . . Vorſitzenden des 

Arbeitsgerichts“ zu ſtreichen und an deren Stelle zu 


ſcheidet das Arbeitsgericht. Der abgelehnte Arbeits⸗ ſetzen „Arbeitsgericht“. 
38. § 68 erhält folgende Faſſung: 


richter wirkt bei dieſer Entſcheidung nicht mit. 


(D) 
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In dem Verfahren find die Arbeitgeber, die Arbeit | Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. (O) 


nehmer und die Betriebs vertretungen zu hören, die 
im einzelnen Falle beteiligt ſind. Die Beteiligten 
find von der Kammer anzuhören. 

Die Vornahme von Beſichtigungen erfolgt durch 
die Kammer. ; 

Im 8 69 erhält der Abſatz 3 folgende Faſſung: 

Der Beſchluß nebſt Gründen muß wor der Verkündung 
ſchriftlich niedergelegt werden. Die Verkündung muß 
ſpäteſtens drei Tage nach Faſſung des Beſchluſſes 
erfolgen. 

§ 70 erhält folgende Faſſung: 

Gegen die das Verfahren beendenden Beſchlüſſe der 
Arbeitsgerichte findet die Rechtsbeſchwerde ſtatt. Für 
die Entſcheidung über Rechtsbeſchwerden ſind beſon⸗ 
dere Beſchwerdekammern zuſtändig. 

Entſprechend dem Umfang der Geſchäfte werden 
die Arbeitsgerichte zu einem Bezirk zuſammengefaßt 
en für jeden Bezirk eine Beſchwerdekammer ger 

ildet. 

Die Beſchwerdekammer ſetzt ſich zuſammen aus 
fünf Mitgliedern. Der Vorſitzende wird von den Mit⸗ 
gliedern der Beſchwerdekammer gewählt. Als Mit⸗ 
glied der Beſchwerdekammer können nur Arbeiter, 
Angeſtellte und Beamte gewählt werden, die minde⸗ 
stens ein Jahr als Arbeiterrichter tätig waren. 

41.8 94 die Ziffer 6 iſt zu ‚streichen. : 

42. § 95. Der $ 95 Abſatz 1 Ziffer 2 wird geſtrichen. 

Raſchke 
und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
. Fraktion. ; 

Wir waren bei 8 20 ſtehen geblieben, der erledigt 
war. Ich rufe 8 21 auf. Ich eröffne die Be 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Zu § 21 liegt in Druckſache Nr. 
538 ein Abänderungsantrag vor, über den wir 
zuerſt abſtimmen. Ich bitte die D. u. H., die den 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Ich darf feſtſtellen, 
daß § 21 angenommen iſt. § 22; dazu liegt eben⸗ 
falls der Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 vor. Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle die Annahme des § 22 feſt. Zu $ 23 liegt 
ebenfalls ein Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 538 vor. Ich bitte die D. u. H., die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, ich ſtelle die Annahme des $ 23 feſt. 
Zu 8 24 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 538 vor. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
8 24; angenommen. Zu 8 25 liegen keine Wort⸗ 
meldungen vor, ich ſchließe daher die Beſprechung. 
Wir ſtimmen über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 538 ab. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, 
daß § 25 angenommen iſt. Zu § 26 liegen keine 
Wortmeldungen vor. Ich bitte diejenigen, die 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das ijt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 8 26; an⸗ 
genommen. Ich rufe $ 27 auf. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich bitte die D. u. H., die den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die An⸗ 


3 


— 


4 


= 


nahme des § 27 feſt. 8 28; angenommen. 8 28a 


genommen. $ 39; angenommen. 
ein Abänderungsantrag 


Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Somit iſt S 29 angenommen. Zu $ 30 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. $ 30 iſt angenommen. Zu 
§ 31 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 538 vor. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
De Minderheit, er iſt abgelehnt. $ 31 der Vorlage 
iſt angenommen. Die §8 32 bis 37 ſollen nach 
dem Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 
geſtrichen werden. Wenn die Paragraphen ange⸗ 
nommen werden, iſt der Abänderungsantrag 
erledigt. S 32; angenommen. § 33; angenommen. 
S 34; angenommen. $ 35; angenommen, $ 36; 
angenommen. § 36a ijt neu eingefügt worden. 
Ich ſtelle die Annahme des § 364 feſt. Ich rufe 
S 37 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
bitte die D. u. H., die 8 37 annehmen wollen, ji) 
zu erheben. — $ 37 iſt angenommen. $ 38; ans 
Zu $ 40 liegt 
in Druckſache Nr. 538 
vor. Ich bitte die D. u. H., die den Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. § 40 iſt an⸗ 
genommen. Zu § 41 liegt der Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 538 vor. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle die Annahme des § 41 feſt. § 42; ange⸗ 
nommen. $ 43; angenommen. Zu § 44 liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. 
Ich bitte die D. u. H., die den Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. s 44 iſt angenom⸗ 
men. 8 45; angenommen. 5 46; angenommen. 
§ 47; angenommen. § 48; angenommen. Zu 8 49 
liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 


wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 


49 feſt. S 50; angenommen. $ 51; angenommen. 
§ 52; angenommen. $ 53; angenommen. 8 54; an⸗ 
genommen. $ 55; angenommen. Zu 8 56 liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ich ſtelle 
die Annahme von 8 56 feſt. 8 57; angenommen. 
Zu 8 58 liegt ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 538 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
§ 58 angenommen iſt. § 59; angenommen. $ 69; 
angenommen. Zu $ 61 liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 538 vor. Ich bitte dieje⸗ 
nigen, die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle 
die Annahme von $ 61 feſt. § 62; angenommen. 
$ 63; angenommen. Bei 8 64 ſtimmen wir zuerſt 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit. Er iſt abge⸗ 


iſt im Ausſchuß neu in die Vorlage gekommen. 
Ich ſtelle die Annahme feſt. Zu $ 29 liegt ein 


lehnt. Ich ſtelle die Annahme von 8 64 der Vor⸗ 
lage feſt. § 65; angenommen. Bei $ 66 ſtimmen 


538 vor. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 


er iſt abgelehnt. Ich ſtelle die Annahme des 8 


(D) 


— 
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(Präſident) f : 
wir zuerjt über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 538 ab. Ich bitte diejenigen, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß S 
66 angenommen ijt. $ 67; angenommen. Bei 8 68 
ſtimmen wir zuerſt über den Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 538 ab. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. 8 68 iſt angenommen. Bei 
§ 69 ſtimmen wir zuerſt über den Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 538 ab. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich ſtelle ſomit die 
Annahme von 8 69 feſt. Zu § 70 liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 538 vor. Bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Danke, das iſt die Minderheit, § 70 der 
Vorlage iſt angenommen. § 71; angenommen. 
§ 72; angenommen. § 73; angenommen. 8 74; an⸗ 
genommen. § 75; angenommen. § 76; angenom⸗ 
men. 8 77; angenommen. S 78; angenommen. 
§ 79; angenommen. $ 80; angenommen. $ 81; an⸗ 
genommen. $ 82; angenommen. § 83; angenom⸗ 
men. § 84; angenommen. § 85; angenommen. 
§ 86; angenommen. $ 87; angenommen. 8 88; an⸗ 
genommen. $ 89; angenommen. § 90; angenom⸗ 
men. § 91; angenommen. 85 92; angenommen. 
§ 93; angenommen. Bei 8 94 ſtimmen wir zuerſt 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 ab. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Ich ſtelle ſomit die Annahme von 


(B) S 94 feſt. Bei 8 95 ſtimmen wir ebenfalls zuerſt 


über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
538 ab. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. $ 95; angenommen. § 98; ange⸗ 
nommen. 8 97; angenommen. $ 97 a; angenom⸗ 
men. 8 98; angenommen. 8 99; angenommen. 
§ 100; angenommen. Zu $ 101 liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 536 vor. Ich bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Wir kommen zur Aeberſchrift und gleichzeitig zu 
den Ueberſchriften der Abſchnitte und der Para⸗ 
graphen. Ich bitte diejenigen, die die Ueberſchrif⸗ 
ten dieſes Geſetzes annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, ſie ſind angenom⸗ 
men. Da Aenderungen nicht eingetreten ſind, kön⸗ 
nen wir zur Schlußabſtimmung ſchreiten. 
Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Im Namen der 
Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich folgende Er⸗ 
klärung abzugeben: 

Das vorliegende Geſetz, das nur einen Erfolg für 
die Induſtrievertreter darſtellt, iſt gekennzeichnet durch 
ſeinen Klaſſencharakter. Es hat den Zweck, den Ar⸗ 
beitsertrag zugunſten des Anternehmers zu ſichern 
und bringt keinen Fortſchritt auf ſozialpolitiſchem 
Gebiet. Das Ziel der Befürworter dieſer neuen Ar⸗ 
beitsgerichtsbarkeit iſt, die ſich aus dem Arbeitspro⸗ 
zeß ergebenden Streitigkeiten von Arbeitsgerichten 
ſchlichten zu ei die völlig beherrſcht werden von 
der ſattſam bekannten Klaſſenjuſtiz. (Frau Abg. 

Kreft: Sehr richtig!) : 

Das Geſetz Toll angeblich eine Vereinheitlichung 
der Arbeitsgerichtsbarkeit bringen. Es ſteht jedoch 
feſt, daß durch den Ausſchluß von Streitigkeiten der 


Kriegsbeſchädigten aus dem Reichsverſorgungsgeſetz, 


Das 


der Streitikeiten nach $ 481 des Handelsgeſetzbuches, 
die ſich beziehen auf die zur Schiffsbeſatzung gehören⸗ 
den Perſonen, ſowie die im Geſetz nur teilweiſe vor⸗ 
geſehene Bearbeitung von Streitigkeiten, deren Ge⸗ 
genſtand die Erfindung eines Arbeiters., Angeſtellten 
oder Beamten betreffen, größere Gruppen der Arbei⸗ 
terſchaft von der Arbeitsgerichtsbarkeit in beſtimmten 
Fällen ausgeſchloſſen werden. Weiter ſind die Ar⸗ 
beitsgerichte nicht zuſtändig für die häufig vorkom⸗ 
menden Verletzungen von Arbeitsſchutzbeſtimmungen 
durch die Anternehmer. Hinzu kommt noch, daß eine 
wichtige Gruppe im Wirtſchaftsleben, die Beamten, 
nicht mit unter die Arbeitsgerichtsbarkeit fallen. 

Auch bringt der im Geſetzentwurf vorgeſebene Aus⸗ 

ſchluß der Arbeitsgerichte durch Schiedsvertrag eine 

weitere Zerſplitterung. 

Die im Geſetz ausgeſprochene Beſeitigung der 
bisherigen Beiſitzerwahlen und die an ihrer Stelle 
vorgeſehene Berufung der Beiſitzer durch den arbei⸗ 
terfeindlichen Sengt hebt die notwendige Verbindung 
der Laienrichter mit der Arbeiterſchaft vollſtändig auf. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion hat durch ihre Ab⸗ 
änderungsanträge den Weg zu einer im Intereſſe 
der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten liegenden 
Arbeitsrechtſprechung gezeigt. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion iſt der Ueberzeugung, daß das Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetz, das jetzt vom Volkstag verabſchiedet wer⸗ 
den ſoll, den juriſtiſchen Ueberbau des kapitaliſtiſchen 
Staates durch Ausdehnung und Verſchärfung der 
Klaſſenjuſtiz auf dem Gebiete der Arbeitsſtreitig⸗ 
keiten erweitert. Die Kommuniſtiſche Fraktion 
ſtimmt deshalb gegen dies reaktionäre Geſetz, das 
nur im Intereſſe des Unternehmertums liegt. (Bravo! 
bei den Kommuniſten). 

Präſident: Wir ſchreiten nun zur Schlußab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen, die das Geſetz 
in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
85 zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Das Ge⸗ 
etz iſt ſomit in der dritten Beratung angenommen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf. 

Große Anfrage Nr. 20 des Abg. Schweg⸗ 

mann u. Fr. betr. die Wärmewirtſchaft. 

Druckſache Nr. 488. Ich eröffne die Beſprechung. 

Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u 


H.]! Wir haben unter Druckſache Nr 488 vom 


23. Oktober folgende Große Anfrage eingebracht, 


die ich mit Genehmigung des Herrn Präſidenten 
zur Verleſung bringen möchte: f 

Gemäß Druckſache Nr. 200 unterm 29. Mai 1928 
erfolgte folgende Kleine Anfrage Nr. 46: 

In der Stadtbürgerſchaftsſitzung vom 22. Mai 
1928 iſt nach Zeitungsnachrichten ſeitens des Senats, 
hinſichtlich der ſtaatlichen Wärmewirtſchaftsſtelle 
mitgeteilt worden, daß ein Vergleich des früheren 
mit dem jetzigen Verbrauch eine Erſparnis von 
72 000 Str. Steinkohlen und 30 000 Ztr. Koks, bezw. 
die entſprechenden geldlichen Werte ergeben habe. 
Zwecks völliger Klärung dieſer Angelegenheit wird 
hierdurch angefragt: 

J. Welche Mengen an Kohlen und Koks ſind ver⸗ 
braucht, und in welchen Qualitäten und Preiſen 
in den Heizperioden 1911/12, 1912/1913, 1913/1914, 
in den drei Heizperioden vor Einrichtung der 
ſtaatlichen Wärmewirtſchaftsſtelle, ſowie nach 
Einrichtung dieſer? 

Welche Froſtperioden und Kältegrade waren 

in dieſen Zeiten feſtzuſtellen? 

II. Iſt die Anzahl der beheizten Räume die gleiche 
wie nach Einrichtung der Wärmewirtſchaftsſtelle 
geblieben? Oder ſind Räume hinzugekommen? 
In welcher Zahl? 

III. Ferner darüber Auskunft zu geben, auf welche 
Zeit ſich die oben erwähnte Erklärung des Se⸗ 
nats bezieht. 

Dieſe Anfrage iſt nicht beantwortet worden. 

Wir wiederholen dieſe Anfrage. 


(O0 
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(Bertling, Abgeordneter) 

Die Kleine Anfrage Nr. 200 vom 20. Mai 
1928 hat die Regierung in eigenartiger Weiſe 
nicht beantwortet und uns deshalb gezwungen, 
die heute vorliegende Große Anfrage vom 23. 
Oktober 1928 einzubringen. Zur Sache ſelbſt 
haben wir zu erklären, daß wir es etwas eigen⸗ 
artig finden, wie ſich die Wärmewirtſchaftsſtelle 
verhält. Sie begnügt ſich damit, durch den Ober⸗ 
baurat Chariſius in der Stadtbürgerſchaft und 
den Oberbaurat Virus im Volkstag zu erklären, 
die Bedeutung und Exiſtenzberechtigung der Wär⸗ 
mewirtſchaftsſtelle ſei dadurch nachgewieſen, daß 
Erſparniſſe gemacht worden ſind. 

Ob Erſparniſſe gemacht wurden, iſt zu bezwei⸗ 
feln. Es liegt zunächſt eine Behauptung der bei⸗ 
den Herren Oberbauräte vor. Wir hätten ge⸗ 
wünſcht, daß dieſe Behauptungen durch Nach⸗ 
weiſe unter Heranziehung vergangener Zeit⸗Ab⸗ 
ſchnitte belegt worden wären. Aber gerade die 
Erklärungen der beiden Herren Oberbauräte 
haben uns Veranlaſſung gegeben, die Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle aufzufordern, einen ordnungs⸗ 
mäßigen Nachweis zu erbringen, der, wie es in 
der Großen Anfrage verlangt wird, durch Ver⸗ 
gleiche mit Zeitabſchnitten, 
Kältegraden belegt iſt. Wir wünſchen das des⸗ 
halb, um den Außenſtehenden die Möglichkeit zu 
geben, ſich ſelbſt über den Schaden oder Nutzen 
und über die Exiſtenzberechtigung der Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle zu informieren. 

Wir werden auch weiterhin der Wärmewirt⸗ 
ſchaftsſtelle unſere volle Aufmerkſamkeit zuwen⸗ 
den, da die abgegebenen Berichte der beiden 
Herren Oberbauräte nach unſerer Auffaſſung die 
Exiſtenzberechtigung der Wärmewirtſchaftsſtelle 
noch nicht rechtfertigen. Wir erwarten mit gro⸗ 
ßem Intereſſe die Erklärungen der Regierung 
und werden zu geeigneter Zeit darauf zurückkom⸗ 
men. (Abg. Dyck II: Sehr gut!) 

Präſident: Das Wort 
vertreter, Herr Oberbaurat Chariſius. 


Chariſius, Oberbaurat: Im Auftrage des Se⸗ 
nats habe ich auf die Große Anfrage Nr. 200 


vom 23. Oktober 1928 folgende Erklärung abzu⸗ 
geben: 

Zu Ziffer J läßt es ſich nicht mehr feſtſtellen, 
welche Mengen an Kohlen und Koks und in wel⸗ 
chen Qualitäten dieſe in den Heizperioden 1911 / 
1912, 1912/1913, 1913/1914 verbraucht ſind. Da⸗ 


mals waren die heute einheitlich von der Wärme⸗ 


wirtſchaftsſtelle bearbeiteten Heizungsanlagen 
auf die verſchiedenen Provinzial⸗, 


tungen verteilt. Schon deswegen läßt ſich kein 
Vergleich mit dem derzeitigen Zuſtand, der ſich 
nach Einrichtung der Wärmewirtſchaftsſtelle er⸗ 
gab, ziehen, und es ſind auch deshalb die Froſt⸗ 
perioden und Kältegrade nicht ermittelt und zum 
Vergleich herangezogen. 

Zu Ziffer II. Durch Zuſammenlegung der 
Dienſtſtellen von Kommunen, Reich und Staat 
iſt die Zahl der beheizten Räume eine völlig an⸗ 
dere als vor dem Kriege. Genaue Angaben über 
die Zahl der beheizten Räume vor dem Kriege 
im Vergleich zu der Zahl der Räume, die jetzt 
geheizt werden, können nicht gemacht werden, da 


Froſtperioden und 


hat der Regierungs⸗ 


Magiſtrats⸗, 
preußiſche Staatsverwaltung und Reichsverwal⸗ 
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die hierzu erforderlichen Unterlagen fehlen. 

Zu Ziffer III: Die von der Wärmewirtſchafts⸗ 
ſtelle ermittelten Brennſtoffmengen bezw. die er⸗ 
rechnete Erſparnis beziehen ſich auf die Jahre 
1924 bezw. 1925 und als Vergleichsjahr auf das 
Jahr 1928. Die Vergleichszahlen ſind alle den 
Haushaltsplänen entnommen. 

Präſident: Punkt 2 der Tagesordnung iſt ſo⸗ 
mit erledigt. Ich rufe Punkt 3 auf: 

Große Anfrage Nr. 21 des Abg. Kar⸗ 
kutſch u. Fr. betr. Aufhebung des Alters⸗ 
grenzengeſetzes. 

Druckſache Nr. 499. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Boecker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Am 11. September hat mein Fraktionskollege 
Karkutſch eine Kleine Anfrage an den Senat ge⸗ 
richtet betr. das Altersgrenzengeſetz. Der Senat 
hat es nicht für nötig gehalten, dieſe Kleine An⸗ 
frage zu beantworten. Aus dieſem Grunde haben 
wir am 5. November in der Druckſache Nr. 499 
eine Große Anfrage in derſelben Angelegenheit 
geſtellt, und es iſt von Regierungsſeite im 
Hauptausſchuß erklärt worden, daß bei Beſeiti⸗ 
gung des beſtehenden Altersgrenzengeſetzes er⸗ 
hebliche Erſparniſſe erzielt werden könnten. Wei⸗ 
tere Mitteilungen haben wir in dieſer Ange⸗ 
legenheit bisher nicht von der Regierung erhal⸗ 
ten können. Es hat ſich aber doch gezeigt, daß 
das jetzige Altersgrenzengeſetz in ſeiner beſtehen⸗ 
den Form nicht durchführbar iſt. Es hat ſich er⸗ 
wieſen, daß einzelne Beamte nach Erreichung 
des 65. Lebensjahres zwangspenſioniert wurden 
und dann wieder als Hilfsbeamte eingeſtellt ſind. 
Derartige Maßnahmen ſind nicht allein unprak⸗ 
tiſch, ſondern ſie ſchaden auch dem Anſehen des 
Staates, der Regierung und der Verwaltung. 
Deswegen iſt unbedingt eine Aenderung des be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes notwendig. 

„Selbſtverſtändlich verkennen wir durchaus 
nicht die Schwierigkeiten, die ſich bei einer voll⸗ 
kommenen Beſeitigung des Altersgrenzengeſetzes 
ergeben würden. Wir ſind natürlich auch der 
Anſicht, daß bei den Betriebsverwaltungen, bei 
Poſt, Zoll und vor allen Dingen auch bei der 
Schupo den jüngeren Beamten die Aufſtiegsmög⸗ 
lichkeit unter allen Umſtänden erhalten werden 
muß. (Sehr richtig! rechts) Es liegt uns vor 
allen Dingen daran, klar zu ſehen und zu wiſſen, 
was die Regierung in dieſer Angelegenheit zu 
tun gedenkt, und in welcher Weiſe ſie für die 
Folge die Altersgrenzenfrage regeln will. (Bra⸗ 
vo] rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter Staatsrat Scheunemann. 
Scheunemann, Staatsrat: Im Auftrage des 
Senats habe ich die Große Anfrage dahin zu be⸗ 
antworten: Die von der Regierung dem Haupt⸗ 
ausſchuß des Volkstages mitgeteilten Zahlen 
über die finanzielle Auswirkung der geſetzlichen 
Beſtimung über die Altersgrenze ſind zutreffend. 
Es muß dazu indeſſen erläuternd bemerkt werden, 
daß dieſe Zahlen naturgemäß nur auf Schätzungen 
beruhen können. Obwohl hiernach als Wirkung 


des Geſetzes eine nicht unerhebliche Belaſtung des 
Staates und der Stadt feſtzuſtellen iſt, hält der 
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Senat es nicht für zweckmäßig, die Altersgrenze erledigt. 
find folgende auf: 


zu beſeitigen. Maßgebend dafür i 
Gründe: Sowohl im Reich wie auch in Preußen 
beſteht für die Beamten die Altersgrenze. Es 
ſteht, ſoweit bekannt, nicht zu erwarten, daß dieſe 
Beſtimung dort beſeitigt wird. (Abg. Hohnfeldt: 
Was geht das uns an?) Es erſcheint erwünſcht, 
daß die Freie Stadt Danzig, die ſich in ihrer ge⸗ 
ſamten Beamtengeſetzgebung an das deutſch⸗preu⸗ 
ßiſche Vorbild anlehnt, auch in dieſem Punkte 
115 eo abweicht. (Zuruf des Abg. Hohn⸗ 
eldt. 

2. Die über 65 Jahre alten Beamten ſind, 
auch wenn ſie noch nicht dienſtfähig im Sinne des 
Geſetzes ſind, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, 
in ihrer Leiſtungsfähigkeit doch immerhin herab⸗ 
geſetzt. Gerade bei einem verhältnismäßig kleinen 
Beamtenkörper muß aber im Intereſſe des Staa⸗ 
tes darauf Wert gelegt werden, daß die vorhan⸗ 
denen Beamten körperlich und geiſtig voll lei⸗ 
ſtungsfähig ſind. 

3. Es liegt im Intereſſe des Nachwuchſes, daß 
die vorhandenen Stellen nicht allzu lange von 
den alten Inhabern beſetzt bleiben. Die Beamten⸗ 
ſchaft ſelbſt legt Wert darauf, daß die Beſtim⸗ 
mungen über die Altersgrenze beibehalten wer⸗ 
den und den jüngeren Beamten eine frühere Ein⸗ 
ſtellung und ein früherer Aufſtieg ermöglicht 
wird. (Abg. Hohnfeldt: Das iſt die Erſparnis!) 

Präſident: Somit iſt Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 4 auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 542. 
Da Wortmeldungen und Anträge zu den Einga⸗ 
ben nicht vorliegen, ſtelle ich feſt, daß das hohe 
Haus allen Beſchlüſſen der betreffenden Ausſchüſſe 
beigetreten iſt. Ich rufe Punkt 5 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zum Schutz der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften. 

Druckſache Nr. 539 zu Nr. 513. Ich rufe 8 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 8 1 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit. § 1 iſt angenommen. Ich ſtelle gleich⸗ 
falls die Annahme des § 2 feſt. 8 3 angenommen, 
§ 4 angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über die Ueberſchrift. Ich bitte diejenigen, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift 
iſt angenommen und ſomit das Geſetz in zweiter 
Leſung erledigt. Wir kommen zur dritten Vera⸗ 
tung. (Abg. Plettner: En bloc!) Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Es iſt beantragt worden, über 
alle vier Paragraphen zuſammen abzuſtimmen. 


Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die die 88 1—4 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Mehrheit, ich ſtelle die Annahme feſt. 
Ueberſchrift angenommen. Wir ſchreiten zur 


Schlußabſtimmung. Ich bitte diejenigen, die das 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt ſomit in zweiter und dritter Beratung 
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Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 


5 ſetzentwurfs betr. Aenderung des Geſetzes 


betr. die Aufwandsentſchädigung der Ab⸗ 

geordneten und nebenamtlichen Senatoren. 
Druckſache Nr. 541 zu Nr. 514. Ich rufe Artikel 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ich bin erſtaunt, daß ich zu dieſer Vorlage als 
erſter das Wort erhalte. M. H. von den Deutſch⸗ 
nationalen, wo iſt denn Ihre Oppoſition zu dieſer 
Vorlage geblieben? Sie dokumentieren dadurch 
wieder, daß die Einheitsfront von Gehl bis 
Schwegmann unerſchüttert daſteht. (Widerſpruch 
rechts.) Das wollte ich nur erwähnen. M. H. 
Deutſchnationalen, nicht nur hier, ſondern im 
Ausſchuß haben Sie es auch bekundet, daß es 
Ihnen nicht auf die Höhe der Entſchädigung an⸗ 
kommt, ſondern Sie glaubten nur Bedenken wegen 
der Verfaſſung zu haben. Daß die Verfaſſung 
hierbei überhaupt keine Rolle ſpielt, iſt ja glän⸗ 
zend dargelegt worden. Für uns kommt es bei 
dieſer Vorlage darauf an, daß man hier wieder 
mit Staatsgeldern Schindluder treiben will. Es 
iſt bezeichnend für dieſe Koalition, daß Sie am 
Dienstag im Sozialen Ausſchuß wie die Maul⸗ 
affen dageſeſſen haben, als es ſich darum handelte, 
den Erwerbsloſen ein paar Groſchen zuzulegen. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Da fand 
niemand von den Abgeordneten der Koalition 
ein Wort dafür oder dagegen. 

In demſelben Atemzug werden hier Staats⸗ 
gelder hinausgeworfen, die vollkommen unange⸗ 
bracht ſind. Ich habe im Ausſchuß erklärt, wenn 
es ein Mann iſt, der durch die Wahrnehmung des 
Amtes finanziell geſchädigt wird, wenn es ein 
Arbeiter, ein Angeſtellter iſt, der durch die Aus⸗ 
übung des Amtes ſeine Arbeit verliert, dann kann 
man nichts dagegen haben. Es läßt ſich noch über 
die Höhe ſtreiten. Ich habe ausgeführt, daß wir 
die Höhe, die die Koalition verlangt, als unver⸗ 
ſchämt bezeichnen müſſen. 

Wenn eine Entſchädigung gezahlt werden ſoll, 
ſo kann ſie ſich nur im Rahmen des Möglichen 
bewegen. Da ſind nach unſerem Dafürhalten 
500 Gulden die Höchſtgrenze für eine monatliche 
Entſchädigung. Mit 500 Gulden muß es jedem 
möglich ſein, auszukommen, wenn man auf der 
anderen Seite feſtſtellen muß, daß es Volksſchich⸗ 
ten gibt, die monatlich mit 100 Gulden und noch 
weniger auskommen müſſen. Ein Erwerbsloſer, 
der nur mit ſeiner Frau lebt, der keine Kinder 
hat, bekommt die ganze Woche 12,60 Gulden. Das 
macht den Monat ungefähr 50 Gulden. Der Mann 
muß genau ſo eine Wohnung haben, wie ein 
Vizepräſident des Senats. Er muß, wenn er auch 
nicht täglich Gänſebraten eſſen kann, mindeſtens 
einmal in der Woche ein Stück Fleiſch haben. Er 
muß mindeſtens einmal oder zweimal in der 
Woche das Brot beſtrichen haben. Alſo Sie geben 
durch Ihre Regierungsmethode ſelbſt zu, daß ein 
Mann mit ſeiner Frau monatlich mit 50 Gulden 
auskommen kann. Ich bin mir bewußt, daß ich 
von den Erwerbsloſen ganz gehörige Ohrfeigen 


Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung (I 
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Gaſchke, Abgeordneter) 
bekomme, wenn ich hier für 500 Gulden plädiere. 
Aber ich nehme es auf mich, den Erwerbsloſen zu 
ſagen, wenn von jemand Arbeit verlangt wird, 
muß er auch entſchädigt werden, und wir 
nicht die Letzten, die auch für die Erwerbsloſen 
eine dementſprechende Erhöhung verlangen. 
Was tut aber die Koalition? Sie geht über die 
Forderungen der Erwerbsloſen mit einer Hand⸗ 
bewegung hinweg und hat nur Sinn für die For⸗ 
derung ihrer Kreiſe, d. h. beſonders ihrer Partei⸗ 
angeſtellten, ihrer Parteileute, die ihre Inter⸗ 
en vertreten und ſchließlich auch vertreten müſ⸗ 
en. 

So iſt die Sache aufgezogen. Der ſchaffenden 
Bevölkerung kommt immer mehr zum Bewußtſein, 


daß dieſe Koalition weder für die arbeitenden 


Schichten, noch für die Erwerbsloſen, die Wohl⸗ 
fahrtsrentner oder die Invalidenrentner uſw. 
etwas übrig hat. Wenn Sie ſich auf die Geſetze be⸗ 
rufen, die Sie jetzt verabſchiedet haben, ſo ſollte 


Ihnen die Abſtimmung, die am Sonntag ſtattge⸗ 


funden hat, doch klar und deutlich ſagen, daß die 
werktätige Bevölkerung von Ihren Regierungs⸗ 
methoden nichts hält, daß ſie ſie in Grund und 
Boden verurteilt. 

Wir werden deshalb auch dieſer Vorlage nicht 
zuſtimmen. Wir werden der Bevölkerung ſagen, 
daß man mit ihren Intereſſen Schindluder treibt, 
und daß die Koalition nur dazu da iſt, für ſich 
Poſten und für die Poſten eine Beſoldung zu 
ſchaffen, die zum Himmel ſtinkt. Ich möchte ein⸗ 
mal fragen, wo es in der Weltgeſchichte der Fall 
iſt, daß für nebenamtliche Tätigkeit monatlich 
2100 Gulden wie in der Freien Stadt Danzig be⸗ 
zahlt werden. Wenn geſagt wird, daß das Amt 
täglich acht Stunden ausfülle, ſo glauben wir das 
nicht. M. D. u. H.! Es iſt nicht nur ein Vizeprä⸗ 
ſident im Senat, ſondern es ſind noch ſieben 
hauptamtliche und 13 nebenamtliche Senatoren 
zur Mitarbeit verpflichtet. Sie kommen aber her 
und wollen uns weismachen, daß der Vizepräſi⸗ 
dent des Senats acht Stunden und mehr zu tun 
habe. Wir ſagen, das iſt Schwindel, das iſt Be⸗ 
trug an der Bevölkerung. Wenn es hoch kommt, 
dann hat dieſer Herr vier Stunden Dienſt und da⸗ 
mit genug. Er tut auch nicht mehr und hat gar 
keine Veranlaſſung, mehr zu tun, weil der ihm 
obliegende Dienſt die acht Stunden nicht ausfüllt. 
Es iſt ſo wie bei allen oberen Beamten, ſie leiſten 
nur Unterſchriften, ſtecken ihre Akten in die Taſche 
und dokumentieren auf der Straße, daß ſie noch 
Arbeit nach Hauſe nehmen. In Wirklichkeit wird 
die Aktentaſche mit den Akten zu Hauſe in die 
Ecke geworfen und am andern Morgen wieder 
mitgenommen. Die Sache iſt damit erledigt. Die 
Herren oberen Beamten tun in ihrem Reſſort 
nur drei bis vier Stunden Dienſt und laſſen im 
übrigen die Arbeit von den unteren Beamten 
verrichten. Die untere Beamtenſchaft muß aller⸗ 
dings noch neun oder zehn Stunden ſchuften und 
das Geld für die oberen Beamten mitverdienen. 
Genau ſo iſt es im Senat. Auch dort ſind die 

erren hauptamtlichen Senatoren nur dazu da, 
um ihre Anterſchriften zu geben. Der andere 


Senf wird von den unteren Beamten erledigt. 
5 iſt lächerlich, wenn der Vizepräſident des Se⸗ 


ſind 


Volkstag Danzig — 61. Sitzung. Donnerstag, den 13. Dezember 1928. 


| 


1 


1315 


nats durch ſeine Koalitionsfreunde verkünden 


läßt, daß er furchtbar viel arbeite. 

Wenn weiter geſagt wird, daß ihm die Stel⸗ 
lung als Verleger der „Volksſtimme“ entzogen 
wird, ſo iſt das inſofern ein Schwindel, als er 
trotz ſeiner Tätigkeit als Vizepräſident noch im⸗ 
mer die Tätigkeit eines Verlegers ausübt; denn 
m. H. was iſt das ſchließlich für eine Tätigkeit, 
täglich einmal in den Verlag hineinzugucken, und 
ſich mit Herrn Fooken zu unterhalten, ob dies 
oder jenes klappt. Das fit die ganze Tätigkeit 
des Verlegers der „Volksſtimme“. Ich glaube 
nicht, daß ihm dies Amt entzogen wird. Was mit 
dieſer Erhöhung der Diäten bezweckt werden ſoll, 
iſt, die Parteikaſſe zu ſtärken, um die Bevölkerung 
noch mehr mit Agitation und ſonſtigem Firlefanz 
beſoffen zu machen. Das gilt nicht nur für Sie, 
ſondern wird ſich auch zeigen, wenn eine der übri⸗ 
gen bürgerlichen Parteien dieſen Poſten beſetzt 
oder ein deutſchnationaler Vizepräſident das Amt 
ausübt. Auf Staatskoſten wird hier alſo Partei⸗ 
geld zuſammmengetragen, das ſich gegen die werk⸗ 


tätige Bevölkerung auswirkt. Wir haben deshalb 
keine Urſache, dieſer Vorlage zuzuſtimmen. Wir 


werden der Bevölkerung offen ſagen, daß Ihre 
Politik, die Sie bis heute betrieben haben und 
weiter betreiben wollen, nur im Intereſſe Ihrer 
Partei geſchieht und mit den Intereſſen der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung nichts zu tun hat. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 
5 Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel 1. Es liegt ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 552 vor, über den wir zuerſt ab⸗ 
ſtimmen: 
In Artikel 1 ſind folgende Aenderungen 
nehmen: 
1. Der Satz von „§ 9“ bis „ſteuerfrei“ erhält folgende 
Faſſung: 
„g letzter Abſatz erhält anſtelle des Punktes ein 
Komma und folgenden Zuſatz: 
die Aufwandsentſchädigung des ſtellvertretenden 
Präſidenten des Senats jedoch nur zu einem Teil⸗ 
„betrage von 250 Gulden“. 
Im letzten Abſatz in Zeile 2 
einzufügen: „oder Angeſtellter“. 
85 Der letzte Satz des letzten Abſatzes erhält folgende 
Faſſung: 
„Gehört der ſtellvertretende Präſident des Senats 
einem andern auf Erwerb gerichteten Berufe an, 
und übt er dieſen Beruf aus, ſo erhält er die 
Hälfte der vorgenannten Bezüge.“ 


Vorsu⸗ 


de 


iſt hinter „Beamter“ 


> 


erick 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokr. Fraktion. 
Gaikomſki 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Siebenfreund 

„ und die übrig. Mitgl. der Deutſch⸗Liberalen Fraktion. 
(Abg. Schwegmann: Ich möchte ſchon jetzt ankün⸗ 
digen, daß wir zu Artikel 1 namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragen!) Ich bitte diejenigen, die den 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Wir ſchreiten jetzt zur Abſtimmung 
über den durch die jetzige Abſtimmug veränderten 
Artikel 1. Es iſt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen über 
den Artikel 1 namentlich ab. Ich bitte die D. u. 
H. die Plätze einzunehmen. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
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(Präfident) 

ich ſchließe die Abſtimmung. Das vorläufige Er⸗ 
gebnis iſt folgendes: Abgegeben ſind im ganzen 
97 Stimmen, davon 58 mit Ja, 39 mit Nein, Arti⸗ 
kel 1 iſt ſomit angenommen.“) 

Ich rufe Artikel 2 auf und darf wohl die Annahme 
feſtſtellen. Ueberſchrift; angenommen. Das Geſetz 
iſt ſomit in zweiter Leſung erledigt. Wir kommen 
zur dritten Beratung. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe 
Artikel 1 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle 
die Annahme des Artikels 1 feſt. Artikel 2; ange⸗ 
nommen. Weberjchrift; angenommen. Wir kom⸗ 
men zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die D. u. 
H., die das Geſetz in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt ſomit in der zweiten und 
dritten Beratung erledigt. Ich rufe Punkt 7 der 
Tagesordnung auf: 


Volkstag Danzig — 61. Sitzung. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Zurückſtellung der Wahl der haupt⸗ 
amtlichen Senatoren. Arantrag des Abg. 
Dr. Ziehm u. Fr. 

Druckſache Nr. 553 zu Nr. 533. Ich rufe $S 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Da Wortmeldungen 
nicht vorliegen, ſchließe ich die Beſprechung. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, 
die 8 1 annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, § 1 iſt abgelehnt. Ich darf 
wohl auch feſtſtellen, daß § 2 abgelehnt iſt. S 3 ab- 
gelehnt. Wir kommen zur Ueberſchrift. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte diejenigen, 
die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, das Geſetz iſt 
damit in zweiter Beratung endgültig erledigt. 


Bericht des Unterrichtsausſchuſſes über 
den Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
betr. Errichtung einer Aufbauſchule. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 97, davon mit Ja 57, mit Nein 39, 1 un⸗ 
gültige Stimme. 


Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Beſſer, Ber⸗ 
gund. Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, 
Eiſerloh, Fr. Falk, Fooken, Gaikowſki, Gerick, Grünhagen, 
Hallmann Robert, Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowfki, Joſeph, 
Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klingenberg, Knauſt, 
Klein, Kruppke, Lemke Bruno, Lemke W., Leu, Loops, 
Fr. Malikowſki, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, 
Mrocdzkowſki, Fr. Müller, Frau Pauls, Plettner, Raap, 
Regier, Rehberg, Rogalewſki, Rohde, Schilke, Schmidt, 
Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, Stukowſki, Wahl, Weber, 
Weiß, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Burandt, Dink⸗ 
lage, Duck II, Doerkſen, Falkenberg, Geisler, Hallmann, 
Dr. Heinemann, Hohnfeldt, Jantzen, Fr. Kalähne, Kar⸗ 
kutſch, Klawitter, Fr. Kreft, P. Kreft, Langnau, Manthei, 
Fr. Meyer, B. Müller, Walter Müller, Opitz, Papke, 
See Plenikowſki, Naſchke, Schütz, Schwegmann, 
Senftleben, Schwartz, Vollerthun, Weiße, Zarske, Dr. 
Ziehm. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Brenner, Dumont, 
Fiſcher, Friedrich, Gehl, Grodnick, Hennke, Dr. Hoppenrath, 
Jahr, Klawitter Felix, Kloſſowſki, Kurowfki, Lendzion, 
Liſchnewſki, Mayen, Miczewſki, Paul Müller, Neubauer, 
Rahn, Fr. Richter, Rogozinſki, Selow, Spill, Dr. Unger. 


Donnerstag, den 13. Dezember 1928. 


Druckſache Nr. 535 zu Nr. 415. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ſcheint 
heute eine ſeltſame Einmütigkeit von rechts bis zu 
den Sozialdemokraten zu herrſchen. Ich erklärte 
ſchon geſtern im Ausſchuß, daß man wahrſchein⸗ 
lich den Deutſchnationalen auch ein paar Senato⸗ 
renpoſten angeboten hat, da man die Bevölkerung 
nicht weiter „beunruhigen“ will. Das ſcheint ſich 
heute durch die Tat zu beſtätigen. (Widerſpruch 
rechts.) Wenn nicht jetzt, ſo dann in einigen Mo⸗ 
naten zuſammenfinden werden Sie ſich doch. 

Die Beratungen bei der erſten Leſung und im 
Unterrichtsausſchuß anläßlich der Einbringung 
unſeres Antrages bezüglich Aufbauſchule haben 
den Beweis erbracht, daß keine Partei ernſtlich an 
eine wirkliche Reformierung der Schule denkt. 
Der Idee der Aufbauſchule ſteht man nach wie 
vor verſtändnislos gegenüber. Nur ſo konnte es 
kommen, daß man dieſe Schule und unſeren Ge⸗ 
ſetzentwurf durch die Brille der bürgerlich⸗kapita⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung betrachtete. Dabei reich⸗ 


ſten ſich alle Parteien, von den Deutſchnationalen 


bis zu der Sozialdemokratiſchen Partei die Hand. 
Man dachte bei dieſer Aufbauſchule lediglich an 
eine neue höhere Schule, darum auch die Aus⸗ 
führungen des Herrn Senators und der übrigen 


Parteivertreter zur Frage des Auskämmens und 


der Begabtenausleſe. Den wichtigſten Gedanken, 
den wir in unſerem Antrag verfolgten, überging 
man gefliſſentlich. Wir hatten das vorausgeſehen 
und deshalb auf eine gründliche Stellungnahme zu 
der Aufbauſchule bei der erſten Leſung verzichtet 
und erklärt, daß wir es bei der zweiten Beratung 
nachholen wollten. Das ſoll jetzt geſchehen. Ich 
wundere mich übrigens, daß man in Regierungs⸗ 
kreiſen die Frage der Aufbauſchule in einer derar⸗ 
tigen Art und Weiſe behandelt, daß man es nicht 
einmal für nötig hält, den Herrn Senator hierher 
zu ſenden, ſondern ſich mit einem Vertreter be⸗ 
gnügt. Die Arbeiterſchaft kämpft ſeit Jahrzehnten 
um die Einheitsſchule. Als ſie 1918 Wirklichkeit 
werden ſollte, zerſchlug auch dieſe Aenderung im 
Erziehungsweſen der Verrat der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei. Es bedurfte langer Jahre, um die 
enttäuſchten Arbeiter gerade auf dieſem Gebiet 
zu beruhigen. Eine Unmenge von Vorſchlägen 
zur deutſchen Einheitsſchule, von Vorſchlägen zur 
inneren Ausgeſtaltung der Schule wurden ausge⸗ 
arbeitet, eingereicht, — aber nicht ein Vor⸗ 
ſchlag wurde durchgeführt. Triumphierend konnte 
deshalb in Deutſchland ein deutſchnationaler 
Schulmann erklären, daß die Revolution kaum 
die Schwellen des Gebäudes der deutſchen Schule 
genetzt habe. Die Sozialdemokratie beruft ſich 
heute noch immer auf die ſogenannten Errungen⸗ 
ſchaften der Revolution. Wir haben demgegen⸗ 
über immer wieder und ganz beſonders jetzt bei 
den Fragen der Verfaſſungsänderung erklärt, 
daß die revolutionäre Erhebung der Arbeiter 
und Soldaten 1918 durch den Verrat der Sozial⸗ 
demokratie niedergeſchlagen wurde, daß die Kon⸗ 


terrevolution geſiegt und daß man die berüchtigte 


Weimarer Verfaſſung geſchaffen habe. Das be⸗ 


deutete gleichzeitig den entſcheidenden Sieg des 


(©) 


(D) 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) ; 
(A) Bürgertums auch auf dem Gebiet des Schul: nicht im geringſten an der Struktur des jetzigen (0 
weſens. Schulſyſtems. Mit dem Vorhandenſein der Auf⸗ 
Die höheren Lehranſtalten ſind heute durch⸗ bauſchule wird jedoch ein ernſtes Problem zur 
weg genau ſo wie früher Standesſchulen. Der Debatte geſtellt, nämlich die Ueberflüſſigkeit der 
Herr Senator verſuchte nun voller Stolz ſowohl höheren Schule oder, anders ausgedrückt, ent⸗ 
bei der erſten Leſung, als auch im Ausſchuß das weder einheitlicher Schulaufbau oder aber Kon⸗ 
Gegenteil nachzuweiſen und brachte auch Zahlen, ſervierung des bürgerlichen Bildungsprinzips. 
die angeblich beweiſen ſollten, daß auch dem min⸗ Wir Kommuniſten erklären ſchon heute, daß 
derbemittelten Volksſchüler heute der Weg zur wir nicht bei dieſem erſten Antrag ſtehen bleiben 
höheren Schule und damit zur Hochſchulreife frei werden, ſondern weiter vorſtoßen wollen. Unſere 
ſtehe. Er zählte auch die Wege auf, die hier in Verfaſſung ſpricht von einem Geſetz, durch das das 
Danzig zu dieſem Ziel führen. Ich will ſie kurz geſamte Schulweſen neu geregelt werden ſoll. 
wiederholen. Er nannte die Fördereinrichtung Wenn es in dem Artikel 104 unſerer Verfaſſung 
und ſetzte dieſe Einrichtung der deutſchen Aufbau- weiter heißt: „Auf einer für alle gemeinſamen 
ſchule gleich. Er nannte den Weg Grundſchule, Grundlage baut ſich das geſamte Volks⸗, mittlere 
Mittelſchule Obertertia. Nun, es iſt nach dieſer und höhere Schulweſen auf“, ſo kann man aus der 
Stellungnahme des Herrn Senators nicht ver⸗ Faſſung dieſes Artikels doch ohne weiteres ent⸗ 
wunderlich, wenn er die Aufbauſchule auch nur nehmen, daß man auch hier in Danzig dabei an 
als einen neuen Weg neben dieſen Wegen zur einen einheitlichen Schulaufbau gedacht hat. Ge⸗ 
Hochſchulreife anſah. Dann allerdings hat er rade hiervor ſucht man ſich auch in Danzig zu 
Recht, wenn er von einer „Begabtenausleſe“ und drücken. Man ſucht es ſogar ſo hinzuſtellen, als 
von einem „Auskämmen“ der Volksſchule ſprach. ob unſer Antrag auf Gründung dieſer Aufbau⸗ 
Wir ſahen ja auch im Ausſchuß, daß ſich alle ſchule dieſe „Einheitlichkeit, wie man ſie in ge⸗ 
Parteien, nicht nur die Sozialdemokraten, ſondern wiſſem Sinne auch hier in Danzig zu ſchaffen ge⸗ 
eigenartiger Weiſe auch die Deutſchnationalen, denkt, wenigſtens was das Volksſchulweſen be⸗ 
im Prinzip für eine Aufbauſchule einſetzten, ja, trifft“, zerſtöre, denn nur ſo kann man die Worte 
daß ſogar im nächſten Jahre Mittel bereitgeſtellt des Schulſenators zu unſerm Antrage anläßlich 
werden ſollen, um tatſächlich eine ſolche Aufbau⸗ der erſten Beratung auffaſſen. Der Senator er⸗ 
ſchule zur Durchführung zu bringen., Man muß klärte folgendes: 


ſich die Frage vorlegen, ob dieſer bürgerlich⸗ Wenn nun noch eine Aufbauſchule begründet 
kapitaliſtiſche Staat tatſächlich, wenn auch nur zu würde, müßte man mit künſtlichen Mitteln Kinder 
einer winzigen Reform auf dem Gebiete des für die Aufbauſchule heranzüchten. Das würde über 
V ich e e iſt. Wir i Nei das zu rechtfertigende Maß hinausgehen. Die Kinder 
(B) olksſchulweſens bereit iſt. Wir Jagen Nein. treten doch im ſiebenten Schuljahre aus der Volks⸗ (D) 

Im kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem wird die ſchule in die Aufbauſchule. Wir erſtreben aber das 
Situation in bezug auf Erziehung für den kapita⸗ l 1 m 1 f in, c 
iſtiſche 0 ; m 11 hürgerlich⸗ aſſe eine beſondere Leiſtung für die Volksſchulbil⸗ 
liſtiſchen Produktionsprozeß, für das bürgerlich⸗ dung erzielen. Wie ſoll das dann aber möglich ſein? 


kapitaliſtiſche Syſtem dadurch gekennzeichnet, daß, Die Beſtrebungen gehen bekanntlich jedoch noch wei- 
einer großen Maſſe ungelernter oder an der ter, Verſuche zu machen, um die Volksſchule auch über 
Maſchine angelernter Arbeiter eine relativ kleine e at ee 
S Alifizierter 9 stter 1 118 eine e 0 Aus 
Schar qualifizierter Arbeiter. Angeſtellter und der Wo che i der eise age z leiten 
Ingenieure in den Betrieben, der großen Maſſe wenn alle tüchtigen Kinder dem letzten Volksſchul⸗ 
der unteren Beamten nur eine winzige Schicht jahr entzogen werden. 
von Oberbeamten gegenüberſteht. Darum unter⸗ Zu dieſer Einſtellung kann man ſelbſtverſtänd⸗ 
drückt der Staat mit allen Mitteln eine allge⸗ lich nur kommen, wenn man einzig und allein das 
meine Hebung der Volksſchulbildung und tritt für Prinzip der Begabten⸗Ausleſe vertritt und ſich 
die ſogenannte „Begabten-Ausleje“ ein. Dieſe den Teufel um die allgemeine Hebung der geſam⸗ 
eraushebung der beiten Kräfte aus der proleta⸗ ten Volksſchulbildung oder um einen einheitlichen 
riſchen Maſſe und ihr „Aufſtieg“ ins Klein⸗ Schulaufbau kümmert. Die Pläne, die Volksſchule 
ürgertum oder darüber hinaus entſpricht dem über das achtklaſſige Syſtem hinaus auszubauen, 
allgemeinen kapitaliſtiſchen Klaſſenintereſſe. Und ſind uns natürlich auch ſehr wohl bekannt. Es iſt 
wie ſchön konnte unſer liberaler Senator Dr. übrigens ſehr intereſſant, zu wiſſen, daß unſere 
Strunk damals auch gleichzeitig ſein demokrati⸗ Schulbehörde, die ja gegenüber den Schulbehörden 
ſches Gewiſſen beruhigen. Sobald man aber dazu im Reiche immer ein paar Kilometer zu ſpät 
übergeht, durch Forderungen dieſes Uebergangs⸗ kommt, auch davon Kenntnis genommen hat und 
bett zu verbreitern, ſchreit man Zeter und Mordio vielleicht ſogar die Abſicht beſitzt, dies auch hier in 
über ein „Auskämmen“ der Volksſchule. Darum Danzig zu tun. Das nimmt nicht Wunder, wenn 
lehnte man auch den Antrag der Kommuniſten man bedenkt, daß wir jetzt eine „Linksregierung“ 
auf Schaffung einer Aufhauſchule gemäß unſerm haben und einen „demokratiſchen“ Schulſenator. 
utrage ab. Man überſieht wiſſentlich, daß unſer Die Volksſchule iſt im kapitaliſtiſchen Staat 
Antrag der erſte Vorſtoß zur Forderung der Ein: eine Schule zweiten Grades und wird es inner: 
heitsſchule in Danzig war. halb dieſes kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems auch 
Warum ſetzten ſich ſowohl der Senator, wie bleiben. Um dieſe Degradierung noch ſchärfer in 
auch die bürgerlichen Parteivertreter ſo warm für Erſcheinung treten zu laſſen, hat man ja auch die 
518 jetzige Förderſyſtem ein? Warum lehnten ſie Mittelſchule geſchaffen, eins der übelſten und 
def Aufbauſchule in unſerm Sinne ab? Die jetzt überflüſſigſten Gebilde des heutigen Schulſyſtems; 
eſtehenden Wege des Aeberganges von der denn das kleine Bürgertum ſchickt ſeine Kinder 
olksſchule zur höheren Schule rühren nämlich deshalb in die Mittelſchule, um ſchon möglichſt 
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— 


(B) 


gebilde durch Verleihung beſonderer „Berechti⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

früh gegenüber dem Proletariat eine gewiſſe 
Diſtanz zu gewinnen. Wir ſehen, daß ſich in den 
bürgerlichen Staaten gerade jetzt Konſolidierungs⸗ 
beſtrebungen bemerkbar machen, dieſes üble Schul⸗ 


gungen“ noch zu konſervieren und zu unterſtützen, 
ſtatt es zu beſeitigen. Wir ſehen dann auch im täg⸗ 
ichen Leben immer wieder eine Hintanſetzung der 
Volksſchüler gegenüber den Schülern der Mittel⸗ 
ſchule. Nun ſuchen die „Demokraten“ aller Schat⸗ 
tierungen in den bürgerlichen Schulverwaltungen 
nach einem neuen Verlegenheitstreppchen, um 
dieſen Umſtand zu beſeitigen und propagieren nur 
aus dieſem Grunde den Ausbau der Volksſchule 
durch zwei bezw. drei Oberklaſſen mit dem Ab⸗ 
ſchluß ber mittleren Reife. Man propagiert alſo 
eine ſogenannte Volksoberſchule, obwohl man die 
übrigen Wege zur mittleren Reife beſtehen läßt. 
Dieſer Weg der Volksoberſchule wird daher ein 
ausgeſprochener Proletenweg bleiben, ein Ver⸗ 
legenheitstreppchen, das auch unſerm liberalen 
Herrn Schulſenator ein wenig das Gewiſſen be⸗ 
ruhigen wird, aber doch nicht die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft zwingen kann, zwiſchen den Beſitzern 
der Zeugniſſe der ſechsklaſſigen Schule und der 
dreiklaſſigen Volksoberſchule keinen Unterſchied zu 
machen. Wenn man hier in Danzig etwa auch 
einen Aufbau der Volksſchule in dieſer Art vorzu⸗ 
nehmen gedenkt, werden wir die Forderung auf 
Abbau der drei unteren Klaſſen der Standes⸗ 
ſchulen des Bürgertums erheben, der Mittel-, 
Realſchulen und Lyceen und die Umgeſtaltung der 
drei oberen Klaſſen zu Volksoberſchulen ver⸗ 
langen. 

Wenn man unter dieſem Geſichtswinkel an die 
Betrachtung der Frage der Aufbauſchule heran⸗ 
geht, ſo wird man als Folgeerſcheinungen der Ein⸗ 
richtung der Aufbauſchule nicht die Ergebniſſe her⸗ 
ausſchälen, die der Senator und die bürgerlichen 
Parteien angeben, nämlich „Begabten⸗Ausleſe“, 
„Auskämmen“ u. dergl., ſondern ganz etwas an⸗ 
deres. Wie bei der mittleren Reife haben wir auch 
bei der Hochſchulreife zunächſt den breiten bürger⸗ 
lichen Bildungsweg, nämlich die neunklaſſigen 
Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen uſw. 
und daneben dann noch den ſchmalen Proletenweg 
durch das Förderſyſtem. Wenn man nun auf die⸗ 
ſem Weg durch das Förderſyſtem befähigte Schü⸗ 
ler, und zwar, wie Herr Senator Dr. Strunk ſelbſt 
zugeben mußte, mit Erfolg zur Hochſchulreife ge⸗ 
langen laſſen kann, wozu dann noch die beſonderen 
höheren Lehranſtalten mit neun Klaſſen? Warum 
dann nicht Volksſchule und dann Aufbauſchule? 
Weil man eben mit der Erhaltung der neunklaſſi⸗ 
gen höheren Lehranſtalten das bürgerliche Bil⸗ 
dungsprivileg erhalten will. Unter dieſem Ge⸗ 
ſichtswinkel betrachtet erhält unſere Forderung 
nach der Aufhauſchule ein anderes Geſicht, als 
man es hier zu geben verſuchte. Durch die Ein⸗ 
führung der Aufbauſchule nehmen wir den Kampf 
auf, um die Forderung des Abbaues der drei un⸗ 
teren Klaſſen der neunklaſſigen höheren Schule 
und den Kampf um die Beſeitigung dieſer höheren 
Schulen ſelbſt. 8 

Durch unſeren Antrag wollten wir auch alle 
Parteien zwingen Farbe zu bekennen, und ſie 
haben alle Farbe bekannt. Sogar der Herr Abg. 


Vieooltstag Danzig — 61. Sitzung. 


und gangbar für das Proletariat zu 
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Friedrich ſah in der Aufbauſchule nicht den Weg (CO 


zur Aufnahme des Kampfes um die Einheits⸗ 
ſchule, ſondern auch nur einen neuen Gelegenheits⸗ 
weg neben dem beſtehenden, um die Hochſchulreife 
zu erlangen, und nur dies Moment war für ihn 
ausſchlaggebend, denn als er hörte, man habe die 
Abſicht, im nächſten Jahre Mittel für eine Auf— 
bauſchule im Sinne der bürgerlichen Parteien be⸗ 
reitzuſtellen, war für ihn auch das ganze Problem 
der Aufbauſchule erledigt. Man hat unſeren An⸗ 
trag abgelehnt. Wir werden ihn natürlich zu ge⸗ 
gebener Zeit wieder aufnehmen und darüber hin⸗ 
aus Vorſchläge zum Schulaufbau auf einheitlicher 
Grundlage machen. Vorſchläge ſolcher Art ſind ja 
auch bereits in Deutſchland eingebracht worden. 
Ich erinnere nur an die des Genoſſen Fritz Aus⸗ 
länder und des Sozialdemokraten Paulſen. 

Nun hat man ſich aber auch gegen die Punkte 
3 und 5, zum Teil auch gegen den Punkt 4 in un⸗ 
ſerem Antrag gewandt. Ich habe ausgeführt, wie 
wir Kommuniſten zur Aufbauſchule ſtehen und 
warum wir die Aufbauſchule fordern. Die durch 
unſeren Antrag geforderte Aufbauſchule ſollte die 
erſte ihrer Art in Danzig ſein. Wir waren uns 
darüber klar, daß auch die Durchführung dieſes 
Antrages nicht im geringſten die Einheitlichkeit 
des Schulaufbaues hier in Danzig gebracht hätte. 
Aber dieſe Aufbauſchule in unſerem Sinne, in un⸗ 
ſerer Art konnte zum erweiterten und verſchärften 
Kampf um die Einheitsſchule hier in Danzig be⸗ 
nutzt werden. Als Uebergangsſchule dazu mußte ſie 
ſelbſtverſtändlich gewiſſe Sicherungen haben, um 
den neuen Weg zur Hochſchulreife möglichſt breit 
geſtalten, 
ganz beſonders im Hinblick auf unſere Forderung 
der Lehrerausbildung an unſerer Techniſchen 
Hochſchule. Für uns war es ſelbſtverſtändlich, daß 
der Senat erklären würde, die „Punkte 3 bis 5 
fielen für eine ernſthafte Erwägung durch den Se⸗ 
nat aus“. Für uns war es ſelbſtverſtändlich, daß 
die bürgerlichen Parteien, allen voran die Zen⸗ 
trumspartei, erklären würden, eine „Aufbauſchule 
im Sinne der Antragſteller habe keine Exiſtenzbe⸗ 
rechtigung, widerſpreche der Verfaſſung, ſtempele 
dieſe Schule zu einer Standes⸗ und Weltanſchau⸗ 
ungsſchule“. Die Arbeiterſchaft hat ſich noch jeder 
Reform, die für ſie eine wirkliche Beſſerung in 
wirtſchaftlicher oder kultureller Beziehung bedeu⸗ 
tete, erkämpfen müſſen. Der energiſche Widerſtand, 
der unſerem Antrag vom Staat und den bürger⸗ 
lichen Parteien, insbeſondere der Zentrumspartei 
entgegengeſetzt wird, beweiſt nur, daß wir das 
Nichtige mit unſerem Antrag getroffen haben! 
Man ppricht von einer Standesſchule, und dabei 
ſind alle Schulen im kapitaliſtiſchen Staat nur 
Standesſchulen, die mittleren und höheren für das 
Bürgertum, die Volksſchulen für die ſozial und 
geiſtig Armen, nach dem Motto der Zentrumspar⸗ 
tei: „Denn ihrer iſt das Himmelreich.“ Man 
ſpricht von Weltanſchauungsſchulen, dabei wird in 
allen kapitaliſtiſchen Staaten die Propagierung 
nur einer Weltanſchauung nicht nur geſtattet, 
ſondern direkt befohlen, und zwar die bürgerlich 
chriſtlich⸗kapitaliſtiſche. Wenn dieſen Tatſachen 
gegenüber Frau Abg. Dr. Semrau zu erklären 
wagte, „durch den Antrag ſtempele der Herr An⸗ 
tragſteller die von ihm geſchaffene Standesſchule 


— 


(DI 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 61. Sitzung. Donnerstag, den 13. Dezember 1928. 


1319 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
zur Weltanſchauungsſchule“, ſo iſt das nur eine 
Satyre, ein blutiger Witz. 

Wenn wir unter Punkt 4 Körperausbildung 
und vollſtändige körperliche Verſorgung auf 
Staatskoſten fordern, ſo hat das ſeine Berechti⸗ 
gung, hat entſchieden mehr Berechtigung als die 
Forderung der Koalitionsparteien, dem Senats⸗ 
vizepräſidenten Gehl das Gehalt um ca. 1800 
Gulden monatlich zu erhöhen. Anentgeltlichkeit 
des Unterrichts und der Lehr⸗ und Lernmittel ge⸗ 
nügt nicht: Solange es eben ein wirtſchaftlicher 
Vorteil für den Arbeiterhaushalt iſt, den Jungen 
in die Lehre anſtatt in die Schule zu ſchicken, wird 
das ganze ſchöne Begabtenausleſeſyſtem immer 
doch nur eine Ausleſe der Beſſerſituierten ſein. 
Deshalb verlangen wir Erziehungsbeihilfen in 
vollem Ausmaß der Lebenshaltungskoſten für 
jedes Kind, deſſen Eltern mit ihrem Einkommen 
das Exiſtenzminimum nicht überſchreiten. Was 
wir alſo in unſerem Antrag vorgeſchlagen haben, 
it durchaus durchführbar und hat durchaus Be⸗ 
rechtigung. Was wir darüber hinaus in Bezug 
auf einheitlichen Schulaufbau verlangen, iſt auch 
durchaus keine „kommuniſtiſche 
ſondern nur die konſequente Durchführung der 
bürgerlichen Schulreformforderungen. Sie haben. 
jedoch unſeren Antrag unter den fadenſcheinigſten 
Gründen abgelehnt. Die Sozialdemokraten haben 
wie immer den Bürgerlichen dabei Lakaiendienſte 
geleiſtet. Die Ablehnung dieſer Forderung der 
Aufbauſchule werden wir mit der Mobiliſierung 
der Arbeiter in den Gemeinden und in den prole⸗ 
tariſchen Kulturorganiſationen beantworten. Wir 
werden den Kampf für die Aufbauſchule dieſer 
Art weiterführen unter der gleichzeitigen Loſung: 
Abbau der höheren Schule, Auf⸗ und Ausbau der 
Volksſchule. 

Wir ſind uns allerdings darüber klar, daß die 
Schule unweigerlich nur die herrſchenden Klaſſen⸗ 
tendenzen widerſpiegelt, daß jede tiefgehende Er⸗ 
neuerung der Schule eine vorhergehende, nicht 


weniger tiefgehende Erneuerung der Geſellſchaft 
bedingt. Es iſt unmöglich, von der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung eine befriedigende geſetzliche 
Löſung der Hauptprobleme der Erziehung zu er⸗ 


warten. Wie aber auf allen Gebieten des täglichen 
Kampfes der Arbeiter gegen ihre Ausbeuter be⸗ 
deutet unſere Stellungnahme durchaus nicht, daß 
wir auf jede pädagogiſche Arbeit in Erwartung 
dieſer Umgeſtaltung verzichten, wie die Sozialde⸗ 
mokraten es immer mit ihren Phraſen von den 
Alles⸗ oder Nichtspolitikern hinzuſtellen belieben. 
Im Gegenteil, wir wollen täglich für die Schule 
kämpfen, für die Schule, die die Keime der Zu⸗ 
kunft in ſich birgt. Wir erklären weiter, daß dieſer 
Kampf kein iſolierter „Kulturkampf“ iſt. ſondern 
ein politiſcher Kampf, den wir mit dem Kampf um 
ohn und Arbeit verbinden, gegen die kapita⸗ 
liſtiſche Rationaliſierung gegen Wohnungselend, 
Steuerdruck, Zollwucher, Imperialismus, Juſtiz, 
zum politiſchen Machtkampf. (Bravo! bei den 
ommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Ich bitte die D. u. 9 

ie den Antrag annehmen wollen, fich zu erheben, 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das Büro iſt 


Zukunftsmuſik“, 


in den Dienſt der 
ſpannt. Auf der anderen Seite haben wir feſtge⸗ 


haben geſagt: „Innerhalb der 


„Volkswillens“ geſpannt. 


ſich nicht einig, wir müſſen zur Auszählung ſchrei⸗ 
ten. (Abg. Raſchke: Nur, weil die Herren es vor⸗ 
ziehen, Kaffee zu trinken!) Die Auszählung be⸗ 
ginnt. — Ich ſchließe die Auszählung. Sie hat fol⸗ 
gendes Ergebnis: Gezählt ſind 75 Stimmen, davon 
8 mit Ja, 67 mit Nein. Der Antrag iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt. 
Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Erſte und zweite Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. Abänderung der Verfaſſung 
der Freien Stadt Danzig. — Urantrag des 

Abg. Raſchke u. Fr. — 
Druckſache Nr. 551. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Es iſt in den letzten Wochen und Monaten 
und auch ſchon im vorigen Jahre vor der Wahl 
zur Frage der Verfaſſungsänderung überall in den 
Vereinigungen und Verſammlungen geſprochen 
worden. Es wurde dafür eine ſehr große Propa⸗ 
ganda entfaltet. Ich erinnere daran, daß die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei bei der Neuwahl dieſes 
Parlaments im vorigen Jahre die Parole auf⸗ 
ſtellte, daß dieſer Waſſerkopf von Senat beſeitigt 
werden müßte Damit Erſparniſſe erzielt und der 
Steuerdruck und das Elend von der ſchaffenden 
Bevölkerung genommen werden könnten. Anter 
dieſer Parole erhielt die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei im Parlament 42 Mandate. Als die Wahl 
beendet war, mußte die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei ſelbſtverſtändlich in den großen Wählermaſſen 
die Illuſſion erhalten, daß ſie es mit den im Jahre 
1927 gegebenen Verſprechungen ernſt meinte. Auf 
Grund dieſer Einſtellung wurde der wunderbare 
Geſetzentwurf zur Aenderung der Verfaſſung ein⸗ 
gebracht. Bei allen Beratungen dieſes Geſetzent⸗ 
wurfs haben wir klargemacht, was von dieſen Ver⸗ 
ſprechungen durchgeführt werden ſollte. Wir ha⸗ 


ben ja heute bei der Diätenfrage und der Erhö⸗ 


hung auf 2100 Gulden geſehen, wie die Anfänge 
der Sparmaßnahmen durchgeführt werden. Es iſt 
ja jahrelang innerhalb der Bevölkerung die größte 
Agitation entfaltet worden, erſt durch die erſte und 
zweite Abſtimmung über die Volksbegehren, und 
dann iſt am Sonntag, den 9. Dezember die Wahl 
von ſtatten gegangen. 

Ich will zunächſt einmal ausführen, wie dieſe 
Wahl von unſeren Freunden von rechts durchge⸗ 
führt worden iſt. Die Herren Deutſchnationalen 
haben alle ihre Machtpoſitionen, ſei es als Ge⸗ 
meindevorſteher, Bürgermeiſter uſw. rückſichts los 
Abſtimungsmaſchine einge⸗ 


ſtellt, daß unſere Freunde von der Sozialdemo⸗ 
kratie das wunderbare Wort von der Neutralität 
der Gewerkſchaften nicht eingehalten haben. Sie 
\ ! Gewerkſchaften 
werden wir der Richtung zuſtimmen, die am ener⸗ 
giſchſten und zielklarſten die Intereſſen der Arbei⸗ 
terſchaft vertritt.“ Ganz rückſichtslos hat die Par⸗ 
tei die Freien Gewerkſchaften in den Dienſt des 
N Sie hat ſich über alles 
hinweggeſetzt, was man uns in jahrelangen 


Kämpfen an den Kopf geworfen hat. Alle Schand⸗ 
taten, ich erinnere an die Ausſchlüſſe aus den Ge⸗ 
werkſchaften, hat ſie rückſichtslos, brutal bei Seite 
geſtellt und hat mit allen Mitteln verſucht, den 
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Preſtigekampf — etwas anderes als ein Preſtige⸗ 
kampf war es nicht — für ſich ſiegreich zu führen. 
Die beſte Rolle haben die Leute in Chriſto ge⸗ 
ſpielt, indem ſie die Koalitionsbildung nicht als 
bindend angeſehen haben. Sie haben in der Oef⸗ 
fentlichkeit nicht den Mund aufgetan, haben aber 
für den „Bürgerſchutz“ Agitation entfaltet. Dieſe 
Maßnahme allein müßte die Sozialdemokraten 
dazu zwigen, unſerm Geſetzentwurf zuzuſtimmen. 
Sie dürften es ſich nicht weiter gefallen laſſen, daß 
fie unter dieſen Umſtänden mit dem Zentrum eine 
Koalitionsregierung aufrecht erhalten. M. H. von 
der Sozialdemokratie, wenn Sie auf dieſem Ge⸗ 
biet nicht das Ehrgefühl aufbringen können, und 
wenn Sie glauben, dieſe Politik noch weiter auf⸗ 
recht erhalten zu können, wird der Tag nicht fern 
ſein, wo Sie den verdienten Fußtrit bekommen. 
M. D. u. H.] Wir haben dieſen Geſetzentwurf 


eingebracht, um alle Argumente, die uns gelegent⸗ 


lich der großen Debatten immer wieder an die 
Rockſchöße gehängt wurden, zu widerlegen. Uns 
wurde immer wieder in den Verſammlungen vor⸗ 
geworfen: „Ihr Kommuniſten ſeid ja deshalb 
nicht für eine Verfaſſungsänderung, weil Ihr 
Angſt habt vor der Verkleinerung des Volks⸗ 
tages“. Wir haben keine Angſt, und dieſer Geſetz⸗ 
entwurf dokumentiert es. Wir haben keine Angſt, 
weil wir wiſſen, daß es nicht ausſchlaggebend iſt, 
ob drei oder zehn Mann von uns hier ſitzen. Aber 
die Koalitionsparteien, die auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß ihre Regierungstätigkeit bis jetzt den 
Intereſſen der ſchaffenden Bevölkerung dienlich 
war, müßten jetzt die Machtfrage ſtellen und durch 
eine Auflöſung des Volkstages ihre Parteien be⸗ 
deutend verſtärken. Speziell die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei müßte verſuchen, ihr Kräfteverhält⸗ 
nis zu ihren Gunſten beſſer zu geſtalten. Das 
können Sie letzten Endes aber nicht, weil Sie für 
die Schandtaten, die Sie in dieſem Jahr an der 
ſchaffenden Bevölkerung begangen haben, die 
Quittung bekommen werden. Das iſt das Ergeb⸗ 
nis nach all dieſen Wahlparolen, nach dieſer rie⸗ 
ſigen Propaganda. Ich will daran erinnern, daß 
es uns nicht möglich war, in Danzig ein größeres 
Lokal zu bekommen, um eine öffentliche Verſamm⸗ 
lung abzuhalten. Es gab kein Lokal, das die Kom⸗ 
muniſten trotz ſehr guter Bezahlung bekamen. 
(Zwiſchenrufe links.) So weit ſind wir noch nicht, 
daß uns die Wirte die Lokale umſonſt geben. Wir 
bezahlen ganz anſtändig. Aber niemand hat ſich 
gefunden, der uns ein Lokal zur Verfügung ſtellte. 
(Zwiſchenrufe links.) Bei unſeren Verſammlungen 
iſt es gang und gäbe, daß das Recht der freien 
Meinungsäußerung im Vordergrund ſteht. In 
unſeren Verſammlungen gibt es noch eine freie 
Ausſprache, während Sie (nach links) es heute 
nicht mehr wagen können, in Ihren Verſammlun⸗ 
gen eine freie Ausſprache zu gewährleiſten. Die 


neuer Volkstag zuſammentreten kann, 
Verfaſſung ſo ändern kann und muß, wie es im 
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Kürzeren ziehen wird. Sie haben uns den Fehde: (C) 


handſchuh hingeworfen, wir nehmen ihn auf. 
Das Ergebnis iſt alſo ein recht klägliches. Nun 

iſt feſtzuſtellen, daß an Hand dieſes kläglichen Er⸗ 

gebniſſes verſchiedene Kreiſe ganz wunderbare 


Berechnungsmethoden haben. Sie ſagen, wir wer⸗ 


den die Stimmen zuſammenwerfen, dann haben 


wir die Verfaſſungsänderung. Alſo das, was wir: 


immer betont haben, daß beide Volksentſcheide ein 
und dasſelbe wollen, kommt heute ganz verſteckt 
zum Ausdruck. 

Wenn Sie alſo auf dem Standpunkt ſtehen, daß 
Ihre Regierungstätigkeit während dieſes einen 
Jahres all das gebracht hat, was Sie immer wie⸗ 
der betonen, müſſen Sie unbedingt für die Auf⸗ 
öſung des Volkstages ſtimmen. Sie müſſen heute 
uch alle drei Leſungen durchführen, weil dann die 
öglichkeit gegeben iſt, allen Machinationen, die 
ie Herren von rechts noch unternehmen wollen, 
die Spitzeabzubrechen und durch die Neuwahl ein 
klares Bild zu ſchaffen. Da der Völkerbund eben⸗ 
falls noch tagt, können die einzelnen Termine ein⸗ 
gehalten werden, ſodaß ſpäteſtens im März ein 
der die 


Intereſſe der ſchaffenden Bevölkerung dienlich und 
notwendig iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Damit iſt die erſte Beratung der Vorlage 
erledigt. Ich rufe die zweite Beratung der Vor⸗ 
lage, Druckſache Nr. 551 auf. Ich rufe Artikel 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über Artikel 1. Wer Artikel 1 
annehmen will, bitte ich ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Jetzt ſteht die Mehrheit, Artikel 1 
iſt abgelehnt. Ich rufe Artikel 2 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer Artikel 2 annehmen will, bitte ich ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, Artikel 2 iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne und 


ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 


vorliegen. Ich kann wohl feſtſtellen, daß die Ueber⸗ 
ſchrift gleichfalls abgelehnt iſt. Damit iſt der Ar⸗ 
antrag in zweiter Beratung abgelehnt. Wir ſind 
am Ende der Tagesordnung. Ich ſchlage vor, die 
nächſte Sitzung am Dienstag, den 18. Dezember 
1928, nachmittags 3,30 Uhr mit der Tagesordnung 
abzuhalten: 
Wahl eines Präſidenten des Senats und von 
ſieben Senatoren im Hauptamt. Artikel 25 der Ver⸗ 
faſſung. ; 
Ich höre gegen dieſen Vorſchlag keinen Wider⸗ 
5 es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die 
itzung. 


Zukunft wird zeigen, wer auf dem Gebiet den 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 20 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: — 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 62. 
Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle den Antrag, die Druckſache Nr. 529, 
Geſetz zur Aenderung des Einkommensſteuerge⸗ 
ſetzes und die Druckſache Nr. 470, Geſetz zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über Fürſorge für Klein⸗ 
rentner als Punkt 1 und 2 heute zu behandeln. 
Ans erſcheint es wichtiger, daß wir uns mit dieſen 
ſchwebenden ſozialpolitiſchen Fragen befaſſen, als 
daß wir antikapitaliſtiſchen Senatoren den kapi⸗ 
taliſtiſchen Ritterſchlag geben. (Große Heiterkeit.) 

Präſident: Herr Abg. Mayen, ſoweit ich Sie 
verſtanden habe, wollen Sie vor der Wahl der 
Senatoren noch einige Geſetze behandeln, die noch 
nicht gedruckt und verteilt ſind. Alſo iſt es auch 
nicht zuläſſig, daß fie verhandelt werden. (Abg. 
Mayen: Sie ſind doch in den Ausſchüſſen behan⸗ 
delt worden!) Schreiben Sie bitte den Antrag auf. 
Bei der lebhaften Unruhe habe ich ihn nicht ge⸗ 
nau verſtehen können. Ich werde ſo lange warten. 
— Der Antrag lautet folgendermaßen: 

Hiermit ſtelle ich den Antrag, die Druckſachen Nr. 

529 und Nr. 470, die bereits im Ausſchuß werabſchie⸗ 

det ſind, als Punkt 1 und 2 auf die heutige Tages⸗ 

ordnung zu ſetzen. 


durch 


Mayen { 

und die übrig. Mitglieder der Deutſchnat. Fraktion. 
Dem kann nur ſtattgegeben werden, wenn nie⸗ 
mand widerſpricht. (Wir widerſprechen! links.) 
Es wird Widerſpruch erhoben. Der Antrag iſt ſo⸗ 
mit abgelehnt. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat das 
Wort zu einer Erklärung der Herr Abg. Schweg⸗ 
mann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.) M. D. 
u. H.] Im Namen der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Wir ſind bei der Vorbereitung der Wahlen der 
Mitglieder des Senats in keiner Weiſe beteiligt 
worden. (Sehr richtig! links.) Wir lehnen die Ver⸗ 
antwortung für die Wahl ab und werden uns des⸗ 
halb auch dabei nicht beteiligen. 

Wir verurteilen die Art, wie die Wahl zuſtande⸗ 
gekommen iſt, auf das ſchärfſte. Das Feilſchen und 
Schachern der Parteien um die Sitze im Senat hat 
abſtoßend gewirkt. (Abg. Gehl: Das haben wir von 
Ihnen gelernt!) Die häßliche Kritik, welche einzelne 
Senatoren in der Koalitionspreſſe erfahren haben, 


iſt nicht geeignet, Vertrauen zu erwecken. (Abg. Gehl: 

Wir verzichten auf Ihr Vertrauen!) g 

Durch dieſe Wahl wird gegen den Sinn der 
Verfaſſung über die Einrichtung der Senatoren im 
Hauptamt ſchwer verſtoßen. An die Stelle von Fach⸗ 
ſenatoren, die frei von den Bindungen der Parteien 
jind, will man reine Parteifunktionäre wählen. 
Man will Senatoren, die ſich für ihre Aemter her⸗ 
vorragend eigneten, und ſich in jahrelanger Amts⸗ 
tätigkeit bewährt haben, große Erfahrungen geſam⸗ 
melt und dem Staat hervorragende Dienſte geleiſtet 
haben, aus dem Amte entfernen und an ihre Stelle 
zum größten Teil Männer ſetzen, denen jede Vor⸗ 
bildung und Eignung für ihr Amt fehlt. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Das wichtige Amt der Finanzen will 
man einem Mann anvertrauen, der in ſeinem Leben 
niemals in der Verwaltung tätig geweſen iſt und 
nichts won der Finanzverwaltung verſteht. Dasſelbe 
gilt von der Verwaltung des Innern. Wir hegen 
die ſchwerſten Beſorgniſſe, daß das Gefüge der ſtaat⸗ 
lichen und ſtädtiſchen Verwaltung dadurch erſchüttert, 
und daß dem Staat daraus die ſchwerſten Gefah⸗ 
ren entſtehen werden. Durch die Neuwahlen ent⸗ 
ſtehen auch ungeheure Mehrkoſten für den Staat, die 
auf 150 000 Gulden jährlich zu berechnen find. (Hört, 
hört! rechts) und die in ſchroffſtem Gegenſatz zu den 
notwendigen Beſtrebungen ſtehen, die Verwaltung jo 
ſparſam wie möglich einzurichten und die Steuer⸗ 
zahler ſopiel wie möglich zu entlaſten. 

Es ſind auch in der Oeffentlichkeit gegen die 
Lauterkeit einiger Mitglieder des Senats Vorwürfe 
erhoben worden, die leider unwiderſprochen geblieben 
ſind. Wir ſtehen dieſem Senat mit ſchwerſten Miß⸗ 
ine) gegenüber. (Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe 
inks. 
Präsident: Ebenfalls zu einer Erklärung 

außerhalb der Tagesordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. (Zuruf links.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) Im Namen der 
Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich zu der Neu⸗ 
wahl der hauptamtlichen Senatoren folgende 
Erklärung abzugeben: 

Die Volksabſtimmung am 9. Dezember dieſes 
Jahres hat einwandfrei den Beweis erbracht, daß 
die Koalitionsparteien nicht mehr das Vertrauen 
der werktätigen Bevölkerung beſitzen. Schon lange vor 
der stattgefundenen Volksabſtimmung ſtand bei der 
werktätigen Bevölkerung feſt, daß die Koalitions⸗ 
regierung die Intereſſenvertretung der beſitzenden 
Klaſſe darſtellt. Die Verabschiedung der arbeiter⸗ 
feindlichen Geſetze auf der einen Seite und der 
Steuererlaß für die Beſitzenden auf der andern 
Seite zeigt klar und deutlich, daß das Mißtrauen 
der werktätigen Bevölkerung gegen die Koalitions⸗ 
parteien zu Recht beſteht. 

Die Geſetzgebung des verfloſſenen Jahres und 


die auf Grund der Regierungserklärung vom 26. 1. 


1928 noch zu verabſchiedenden Geſetze ſind direkt auf 
die Verelendung breiter werktätiger Schichten zuge⸗ 
ſchnitten. Die Geſetze, an deren Ausarbeitung und 
Verabſchiedung die Führer der Sozialdemokratie den 
größten Anteil haben, unterbinden jeden Kampf um 
beſſere Löhne und Arbeitsbedingungen und ſollen die 
Zertrümmerung des kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaates 
verhindern. Der Kampf der Arheiterſchaft um höhere 
Löhne und Gehälter, für den Achtſtungentag, für aus⸗ 


reichende Erwerbsloſenunterſtützung wird von einer: 


Regierung, die zuſammengeſetzt iſt aus Vertretern 
des Finanzkapitals, des Pfaffentums und den 
Führern der Sozialdemokratie, vollſtändig abge⸗ 


droſſelt. 

Daß die ſozialdemokratiſch⸗ bürgerliche Koali⸗ 
tionsregierung nur ein Inſtrument der beſitzenden 
Klaſſe zur Unterdrückung und Niederhaltung der 
Danziger Arbeiterſchaft iſt, hat das verfloſſene Jahr 
zur Genüge bewieſen. Die Auslieferung des Danzi⸗ 
ger Hafens und der Weſterplatte an Polen, die 
dauernde Zurückweichung vor dem polniſchen Impe⸗ 
rialismus wird auf Befehl des Völkerbundes von 
der Koalitionsregterung bewußt durchgeführt, um 


Danzig als Aufmarſchgebiet gegen die Sowjetunion 
an Polen auszuliefern. Das berechtigte Mißtrauen 


— 


(©) 
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der werktätigen Bevölkerung gegen die verfloſſene Voraus 


Regierungstätigkeit, die ihren Ausdruck in der 

Volksabſtimmung am 9. Dezember fand, ſoll von den 

Koalitionsparteien unberückſichtigt bleiben. Wenn 

trotzdem heute die Koalition die hauptamtlichen 

Senatoren wählt, ſo iſt dieſe Handlungsweiſe nur 

eine weitere gemeine Provokation gegen die werk⸗ 

tätige Bevölkerung. 

Die werktätige Bevölkerung wird dieſe Provo⸗ 
kation nicht ſtillſchweigend hinnehmen, ſondern 
unter Führung der Kommuniſtiſchen Partei den 
Kampf für den Sturz dieſer Regierung (Lachen 
links — Abg. Mau: Am Dominikanerplatzl) für die 
Auflöſung des Volkstages, für die Erhöhung der 
Löhne und Gehälter für die Angeſtellten und unte⸗ 
ren Beamten, für den Achtſtundentag, für eine aus⸗ 
reichende Erwerbsloſen⸗Anterſtützung, für die aus⸗ 
reichende Verſorgung der Sozialrentner, für die 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der werktätigen, 
kleinbürgerlichen Schichten, gegen den Mietswucher 
weiterführen. 

Als Proteſt wird die Kommuniſtiſche Partei ihre 
eigenen Kandidaten der Bourgeoiſie gegenüber⸗ 
ſtellen und nur eine Regierung, beſtehend aus Ver⸗ 
tretern der Arbeiter und Bauern, die der Sache des 
Proletariats und den Lehren Marx, Lenins treu er⸗ 
geben ſind, wird die Intereſſen aller Werklätigen 
wahrnehmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Wir treten jetzt in die Tagesord⸗ 

nung ein: 
Wahl eines Präſidenten des Senats 
und von ſieben Senatoren im Hauptamt. 

— Artikel 25 der Verfaſſung. — 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Auf der Tagesordnung ſteht die Wahl des 
Präſidenten des Senats und von ſieben Senato⸗ 
ren im Hauptamt. Ich weiſe darauf hin, daß im 
Staatshaushaltsgeſetz nur ein Präſident und 
ſechs Senatoren eingeſetzt ſind. In dem Etat für 
die Allgemeine Verwaltung iſt ausdrücklich unter 
Erläuterung die Bemerkung vorgeſehen, daß die 
ſeit dem 15. Februar 1927 unbeſetzte Stelle eines 
hauptamtlichen Senators in Abgang gebracht iſt. 
(Hört, hört! rechts.) Das war die Stelle des 
Herrn Senators Dr. Leske. Es war damals der 
übereinſtimmende Wille, der vom Volkstag und 
Senat zum Ausdruck gebracht wurde, daß dieſe 
Stelle geſtrichen werden ſoll. Wenn Sie jetzt 
außer dem Präſidenten des Senats ſieben Sena⸗ 
toren im Hauptamt wählen, ſo fehlt für den 
ſiebenten Senator die etatsrechtliche Grundlage. 
Ausgaben dürfen ohne etatsrechtliche Grundlage 
nicht gemacht werden. (Schöner Reinfall! rechts. 
— Unruhe links.) Die nicht auf Geſetz beruhenden 
Ausgaben entbehren jedes Rechtstitels. Sie ver⸗ 
ſtoßen nicht nur gegen die etatsrechtlichen Grund⸗ 
ſätze, ſondern ſie verſtoßen auch gegen die Ver⸗ 
faſſung, wenn Sie heute ſieben Senatoren wäh⸗ 
len, ehe Sie die etatsrechtlichen Grundlagen ge⸗ 
ſchaffen haben. In der Verfaſſung ſteht ausdrück⸗ 
lich: „Beſchlüſſe des Volkstages, welche Mehraus⸗ 
gaben außerhalb des Staatshaushaltsplans zur 
Folge haben, müſſen zugleich über die Deckung 
dieſer Mehrausgaben Beſtimmung treffen.“ Das 
ſchreibt der Artikel 53 der Verfaſſung vor. Wer 
ſich der Ueberſchreitung des Etats ſchuldig macht, 
haftet perſönlich. (Zwiſchenrufe links.) 

Es handelt ſich hier zweifellos um Mehraus⸗ 
gaben, welche die Wahl des ſiebenten Senators 
zur Folge hat. Ein ſolcher Wahlakt darf nach der 
Verfaſſung alſo nicht vorgenommen werden. Die 
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faſſung, nämlich das Vorliegen eines unvorher⸗ 
geſehenen oder unabweisbaren Bedürfniſſes, iſt 
nicht gegeben. Hier handelt es ſich aber nicht um 
einen unvorhergeſehenen Fall. Es liegt über⸗ 
haupt kein Bedürfnis vor, einen ſiebenten Sena⸗ 
tor zu wählen. Es handelt ſich auch nicht um ein 
unabweisbares Bedürfnis. Anabweisbare Be⸗ 
dürfniſſe ſind ſolche, deren Hinausſchiebung oder 
Anterlaſſung eine ſchwere Beeinträchtigung 
weſentlicher Allgemeinintereſſen bedeuten würde. 
Hier würde aber den Allgemeinintereſſen nicht 
ein Schaden durch die Anterlaſſung der Wahl 
zugefügt werden, ſondern die Wahl ſelbſt, durch 
die dem Staat unnötige Koſten entſtehen, be⸗ 
deutet einen Schaden für die Allgemeinheit. 

Sie hätten die Vorausſetzung für die Wahl 
ſchaffen können, indem Sie die Zuſtimmung des 
Finanzrats herbeiführten, ohne deſſen Zuſtim⸗ 
mung eine Ausgabe ohne Deckung nicht gemacht 
werden darf. (Lachen links.) Wenn Sie lachen 
m. H., ſo beweiſen Sie dadurch, daß Sie die Ver⸗ 
faſſung nicht kennen. (Zuruf des Abg. Brill.) 


Präſident: Herr Abg. Dr. Ziehm, ich wollte 
Sie nicht unterbrechen, aber ſo geht es nicht 
weiter. Sie haben das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung erhalten, haben aber bis jetzt zur Sache ge⸗ 
ſprochen. (Widerſpruch rechts.) Ich darf das nicht 
weiter zulaſſen. (Abg. Dr. Ziehm: Ich bitte um 
Entſchuldigung, Herr Präſident, im Laufe einer 
halben Minute werde ich mir erlauben, einen 
Antrag zur Geſchäftsordnung einzubringen, den 
ich zu begründen habe. Ich muß mich dagegen ver⸗ 
wahren, daß ich anders als zur Geſchäftsordnung 
geſprochen habe!) Herr Abg. Dr. Ziehm, ich ſtelle 
feſt, daß Sie bis jetzt zur Sache geſprochen haben. 
(Wiederſpruch rechts.) Ich erſuche Sie, jetzt zur 
Geſchäftsordnung zu ſprechen oder mit der Rede 
aufzuhören. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Ich werde 
weiter zur Geſchäftsordnung ſprechen, wie ich vor⸗ 
her zur Geſchäftsordnung geſprochen habe. — Sie 
können auch die Zuſtimmung des Finanzrats her⸗ 
beiführen und dadurch eine Ausgabe ſchaffen, für 
die Deckung vorhanden iſt. Nach Artikel 56 der 
Verfaſſung können nämlich mit Zuſtimmung des 
Finanzrats Ausgaben gemacht werden, für die 
noch keine Deckung da iſt. 

Da die Vorausſetzungen der Verfaſſung und 
die Vorausſetzungen, die durch den Etat zu geben 
ſind, nicht vorhanden ſind, iſt es unzuläſſig, daß 
Sie die Wahl des ſiebenten Senators vornehmen. 
Das iſt ungeſetzlich und verfaſſungswidrig. Ich 
ſtelle hiermit den geſchäftsordnungsmäßigen An⸗ 
trag, daß die Tagesordnung dahin abgeändert 
wird: „Wahl eines Präſidenten des Senats und 
von ſechs Senatoren im Hauptamt.“ (Bravo! 
rechts. — Abg. Mau: Ins Irrenhaus muß der!) 

Präſident: Es iſt der geſchäftsordnungsmäßige 


Antrag geſtellt, einen Präſidenten und ſechs Se⸗ 


natoren zu wählen. Nach meiner Auffaſſung iſt 
der Antrag nicht zuläſſig, aber ich werde das 


Haus darüber entſcheiden laſſen. Ich bitte die D. 
u. H., die dieſem Antrag zuſtimmen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. (Zurufe rechts.) 


— 


ſetzung der Artikel 54 und 56 der Ver⸗ (0) 


D 
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(B 


) 
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(Präfident) 
Wir ſchreiten jetzt zur Wahl eines Präſidenten 


und von ſieben Senatoren im Hauptamt. Die 
Wahl erfolgt mittels verdeckter Stimmzettel 
nach Namensaufruf. Wenn der Name aufgerufen 
iſt, bitte ich die Abgeordneten, den verdeckten 
Stimmzettel zur Arne zu bringen. Wir beginnen 
mit dem Namensaufruf. (Der Namensaufruf er⸗ 
folgt.). Das Ergebnis des erſten Wahlganges iſt 
folgendes: Abgegeben ſind 84 Stimmen, davon 
für Herrn Dr. Sahm 75, Herrn Dr. Strunk eine, 
auf den Namen Stachel ſechs, weiße Zettel zwei. 
Herr Dr. Sahm iſt ſomit zum Präſidenten des 
Senats gewählt. Da Herr Dr. Sahm nicht an⸗ 
weſend iſt, werde ich die Feſtſtellung darüber, ob 
er das Amt annimmt, herbeiführen. 5 

Wir ſchreiten zum zweiten Wahlgang. Ich 
bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der zweite Wahlgang hat folgendes 
Ergebnis: Abgegeben ſind 72 Stimmen, davon 
65 für Herrn Dr. Althoff, ſechs für Herrn Litz⸗ 
barſti und ein weißer Zettel. Herr Dr. Althoff iſt 
ſomit zum Senator im Hauptamt gewählt. Ich 
werde auch hier die Feſtſtellung über Annahme 
des Amtes nachher machen. 2 

Wir ſchreiten zum dritten Wahlgang. Ich 
bitte, die Namen zu verleſen. (Geſchieht.) Das 
Ergebnis des dritten Wahlgangs iſt folgendes: 
Abgegeben ſind 70 Stimmen, davon für Herrn 
Abg. Arczynſki 60, für Herrn Dr. Kamnitzer eine, 
auf den Namen Limperg ſechs, weiße Zettel drei. 
Somit iſt Herr Abg. Arczynſti zum Senator im 
Hauptamt gewählt. Herr Arczynſki iſt anweſend, 
ich richte an ihn die Frage, ob er das Amt an⸗ 
nimmt. (Abg. Arczynſki: Ich nehme die Wahl an!) 

Wir ſchreiten zum vierten Wahlgang. Ich 
bitte mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das Ergebnis des vierten Wahlganges 
iſt folgendes: Abgegeben ſind 74 Stimmen, davon 
für Herrn Dr. Evert 55, Herrn Kloth 6, 13 weiße 
Zettel. Herr Dr. Evert iſt ſomit zum Senator im 
Hauptamt gewählt. Da er nicht anweſend iſt, 
ſtelle ich die Erklärung über die Annahme der 
Wahl zurück. (Abg. Raſchke: Fragen Sie einmal, 
wann der nächſte Majeſtätsbeleidigungs⸗Prozeß 
kommt!) 

Wir ſchreiten zum fünften Wahlgang. Ich 
bitte die Namen aufzurufen. (Geſchieht.) Der 
fünfte Wahlgang hat folgendes Ergebnis: Es 
ſind 71 Stimmen abgegeben, davon für den Herrn 
Abg. Grünhagen 64, ſechs auf den Namen 
Mierau, für Herrn Dr. Kamnitzer eine. Herr 
Abg. Grünhagen iſt ſomit zum Senator im 
Hauptamt gewählt. Ich frage Herrn Grünhagen, 
ob er das Amt annimmt. (Abg. Grünhagen: Ich 
nehme die Wahl an!) 

Wir ſchreiten zum ſechſten Wahlgang. Ich 
bitte, die Namen aufzurufen. (Geſchieht.) Es ſind 
73 Stimmzettel abgegeben worden, davon ent⸗ 
fallen auf Herrn Dr. Kamnitzer 62, auf den 

kamen Zmorra ſechs, auf den Namen Grünhagen 
einer, auf Herrn Dr. Wiercinſki einer, außerdem 
find drei weiße Zettel abgegeben worden. Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer iſt ſomit zum Senator im 
Hauptamt gewählt. Herr Abg. Dr. Kamnitzer, 
nehmen Sie die Wahl an? (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Ich nehme die Wahl an!) 
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Wir kommen zum ſiebenten Wahlgang. Ich 
bitte, den Namensaufruf vorzunehmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das Ergebnis des ſiebenten Wahlgan⸗ 
ges iſt folgendes: Abgegeben ſind 79 Stimmen. 
Davon entfallen auf Herrn Dr. Strunk 69, Herrn 
Stachel ſechs und vier weiße Zettel. Herr Dr. 
Strunk iſt ſomit zum Senator im Hauptamt ge⸗ 
wählt. Da er nicht anweſend iſt, werde ich ſeine 
führen. über die Annahme der Wahl herbei⸗ 
ühren. 


„Wir ſchreiten zum achten Wahlgang. Ich bitte, 
mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht.) 
Beim achten Wahlgang ſind 80 Stimmen abge⸗ 
geben worden. Davon entfallen auf Herrn Dr. 
Wiercinſki 64, auf Herrn Abg. Liſchnewſki ſechs, 
Herrn Abg. Raſchke zwei, Herrn Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer eine Stimme. Außerdem ſind ſieben weiße 
Zettel abgegeben worden. Herr Dr. Wiercinſki 
iſt ſomit zum Senator im Hauptamt gewählt. 
Ich werde veranlaſſen, daß er erklärt, ob er die 
Wahl annimmt. 


M. D. u. H., wir ſind ſomit am Schluß unſerer 
heutigen Tagesordnung. Ich ſchlage vor, die 
näüchſte Sitzung am Mittwoch, den 16. Januar, 
nachmittags 3 Uhr 30 mit folgender Tagesord⸗ 
nung abzuhalten: 

1. Wahl des Vorſtandes gemäß §§ 7 und 8 der Ge 
ſchäftsordnung. i 

2. Wahl der drei Vertreter der Präſidenten für den 
Richterwahlausſchuß. (§ 92 Abſ. 3 der Geſchäftsord⸗ 
nung.) 

3. Einführung des Präſidenten des Senats und der 
ſieben Senatoren im Hauptamt gemäß Artikel 28 der 
Verfaſſung. 

Ich bitte weiter um die Ermächtigung, wenn 
es durchaus ſein muß, auch noch andere Punkte 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, das Haus hat ſomit die Tagesord⸗ 
nung beſchloſſen. 

M. D. u. H.! Aller Vorausſicht nach ſind wir 
wohl in dieſem Jahre zum letzten Mal zuſammen 
geweſen. Es iſt ja ſo üblich, daß der Geſchäfts⸗ 
mann nach einjähriger Tätigkeit in gewiſſem 
Sinne eine Bilanz zieht. Ich möchte das nicht tun. 
(Abg. Plenikowſki: Die Bilanz würde auch ſchlecht 
ausfallen!) Aber ich möchte folgende Feſtſtellung 
machen. Es iſt leider oft in die Erſcheinung ge⸗ 
treten und beſonders bei den harten Kämpfen um 


die Volksentſcheide „Volkswille“ und „Bürger⸗ 
ſchutz“ (Abg. Plenikowſki: Komödie !), daß von 


außen her die Tätigkeit des Parlaments ſchlecht 
gewürdigt wurde, und daß man außen auch oft 
eine Kritik hören mußte, die das Parlament 
wirklich nicht verdient hat. Ich ſtehe nicht an, zu 
erklären, — das iſt meine Auffaſſung — daß 
hieran auch ein ganz klein wenig die Danziger 
Preſſe ſchuld trägt. (Sehr richtig!) links.) Dem 
gegenüber darf ich feſtſtellen, daß im Vergleich 
zu anderen Parlamenten hier in dieſem Jahre 
ſehr fleißig gearbeitet wurde. Das läßt ſich durch 
Belege beweiſen. Ich darf ferner feſtſtellen, daß 
niemals, und wenn die Meinungen auch noch ſo 
hart aufeinander platzten, die Ordnung in einer 
Weiſe geſtört wurde, daß es nicht möglich war, 
die Geſchäfte fortzuführen. Damit glaube ich ſagen 
zu dürfen, daß es nicht ſtimmt, was vielfach 


(D) 
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(Bräfident) i g 

außerhalb des Parlaments von Laien behauptet das Vertrauen des Volkes zum Parlament und (B) 
wird, daß der Anreiz der Diätenzahlung die Ab⸗ umgekehrt das Vertrauen der Abgeordneten zur 
geordneten zur Teilnahme an den Sitzungen ver⸗ Bevölkerung weiter wächſt. 

anlaßt. Ich glaube behaupten zu dürfen, daß es Nun geſtatte ich mir noch, Ihnen ein frohes 
das hohe Pflichtbewußtſein der D. u. H. iſt, die Weihnachtsfeſt und ein glückliches neues Jahr zu 
ſich hier der mühevollen, aufreibungsvollen Ar⸗ wünſchen und hoffe, daß wir mit voller Arbeits⸗ 
beit für die Allgemeinheit unterzogen haben. Ich freudigkeit am 16. Januar wieder zuſammen⸗ 
| geſtatte mir zu hoffen, — ich glaube, den Wunſch treten. Ich ſchließe die Sitzung. (Lebhaftes 
| werden wir alle teilen — daß fih im nächſten Bravo!) 

N Jahre die Dinge in dieſer Richtung beſſern, und! (Schluß der Sitzung 5 Uhr 20 Minuten.) 


(A 


— 


(A) 


3) 
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63. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Januar 1929. 
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64. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Januar 1929. 


Einführung von drei Senatoren im Nebenamt 
Dr. Sahm, Präſident des Senats 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


1327 K 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Althoff, Arczynſki, Dr. 
Evert, Formell, Grünhagen, Dr. Kamnitzer, Ram⸗ 
minger, Dr. Strunk, Dr. Wiercinfki. 

Präſident: Ich eröffne die 63. Vollſitzung. 
Außerhalb der Tagesordnung habe ich dem hohen 
Hauſe folgendes Geſchäftliche mitzuteilen: Die 
Herren Abgeordneten Felix Klawitter, Dr. Kam⸗ 
nitzer, Arczynſki und Grünhagen haben mir ſchrift⸗ 
lich mitgeteilt, daß ſie mit Ablauf dieſes Jahres 
1928 ihr Mandat als Abgeordnete niederlegen. 
Die liſtenmäßigen Nachfolger ſind Herr Landge⸗ 
richtsrat Alwin Bohner, Herr Brandmeiſter Jo⸗ 
hannes Hackbardt, Herr Angeſtellter Friedrich 
Schmidt und Frau Gertrud Prillwitz. Sind die 
Damen und Herren anweſend? (Ja!) Ich begrüße 
Sie herzlichſt als neue Mitglieder des Volkstages 
und wünſche, daß Ihre Tätigkeit zum Wohl des 
Danziger Volkes gereiche. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau Abgeordnete (D. Lib.): M. H. u. 
D.]! Wir beantragen eine Aenderung der Tages⸗ 
ordnung in Punkt 3, und zwar anſtatt der Wahl 
von vier nebenamtlichen Senatoren die Wahl 
von drei nebenamtlichen Senatoren vorzunehmen. 

Präſident: Es iſt eine Aenderung der Tages⸗ 
ordnung beantragt. Wird dieſem Antrag wider⸗ 
ſprochen? Ich ſtelle feſt, daß nicht widerſprochen 
wird. Die Tagesordnung iſt alſo dem Antrag ge⸗ 
mäß geändert. (Ei, ei! bei den Kommuniſten.) 


Wir treten nun in die Tagesordnung ein. Ich 


rufe den erſten Punkt auf: 
Wahl des Vorſtandes gemäß 87 und 88 
der Geſchäftsordnung. 

Wir kommen zunächſt zur Wahl eines Präſi⸗ 
denten und zweier Vizepräſidenten. Nach 8 7 der 
Geſchäftsordnung findet die Wahl in beſonderen 
Wahlhandlungen ſtatt. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich 
ſchlage vor, als Präſidenten des Hauſes Herrn 
Abg. Spill zu wählen. 

Präſident: M. D. u. H.! Wenn nicht Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird, kann die Wahl durch Zuruf 


B erfolgen. Ich ſtelle feſt, daß Widerſpruch nicht er- 


hoben worden iſt. Die Wahlhandlung iſt ſomit 
vollzogen. Ich nehme das Amt an und hoffe wie 
bisher meine Kraft in den Dienſt des Volkstages 
ſtellen zu können. Wir kommen zur Wahl der bei⸗ 
den Vizepräſidenten. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Rahn. 

e Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Wir haben 
ſeit Beſtehen dieſes Hauſes die Wahl durch Akkla⸗ 
mation in einem Wahlgang vorgenommen. Ich 
glaube, wir können das jetzt auch wieder ſo 
machen. 

Präſident: Der Vorſchlag iſt ſehr liebenswür⸗ 
dig, aber ich glaube, wir fahren beſſer, wenn wir 
die Geſchäftsordnung beachten. § 7 ſagt, daß die 
Wahl in getrennten Wahlhandlungen vorzuneh⸗ 
men iſt. Da ein Wahlgang bereits erfolgt iſt, wer⸗ 
den wir auch die anderen ſchnell erledigen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (3.): Ich ſchlage vor, als 
erſten Vizepräſidenten des Volkstages Herrn Abg. 
Dr. Bogdan zu wählen. 

Präſident: Wird gegen den Vorſchlag Wider⸗ 
ſpruch erhoben? Ich ſtelle feſt, daß das nicht der 
Fall iſt. Somit iſt Herr Abg. Dr. Bogdan zum 
Vizepräſidenten gewählt. Ich frage, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Dr. Bogdan: Ich nehme die 
Wahl an!) Wir kommen zum dritten Wahlgang. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
ſchlage als zweiten Vizepräſidenten Herrn Abg. 
Gaikowfki vor. 

Präſident: Es iſt Herr Abg. Gaikowſti vorge⸗ 
ſchlagen. Da Widerſpruch nicht laut wird, iſt auch 
dieſe Wahl durch Zuruf erfolgt. Herr Abg. Gai⸗ 
kowſki iſt zum Vizepräſidenten gewählt. Ich frage 
Herrn Gaikowſki, ob er die Wahl annimmt. (Abg. 
Gaikowſki: Ich nehme die Wahl an!) Dann be⸗ 
grüße ich Sie als neues Mitglied des Präſidiums 


und hoffe, daß ſich die gemeinſame Arbeit ebenſo 


harmoniſch geſtalten wird, wie es mit Ihrem 
Herrn Vorgänger der Fall war. Ihnen, Herr Abg. 
Neubauer, danke ich für die bisherige Tätigkeit 
auf das herzlichſte. 5 

Wir kommen nun zur Wahl der acht Beiſitzer. 
Seitens der Fraktionen ſind mir folgende Beiſitzer 
ſchriftlich benannt worden: Abg. Beyer, Frau Ma⸗ 
likowſki, Plettner, Manthei, Schwartz, Frau 
Zuper, Opitz, Mroczkowſki. Widerſpruch wird nicht 
laut. Die eben verleſenen Beiſitzer gelten ſomit 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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(Präſident) 
als gewählt. Somit iſt der erſte Punkt der Tages⸗ 
ordnung erledigt. 

Wir ſchreiten zum zweiten Punkt: 

Wahl der drei Vertreter für die Präſi⸗ 
denten des Volkstages im Richterwahl⸗ 
ausſchuß. 

Die Wahl muß nach 8 92, Ziffer 3 der G. O. einzeln 
erfolgen. Sie kann aber durch Zuruf geſchehen. 
(Abg. Kreft: Wir widerſprechen]) Da Widerſpruch 
erhoben iſt, müſſen wir Zettelwahl vornehmen. 
Wir ſchreiten zum erſten Wahlgang. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, mit dem Namensaufruf zu 
beginnen. (Geſchieht.) Der erſte Wahlgang hat 
folgendes Ergebnis: Abgegeben ſind 93 Stimmen, 
davon 92 für Herrn Abg. Fooken, eine lautet auf 
den Namen Behrendt. Herr Fooken iſt ſomit als 
Stellvertreter zum Richterwahlausſchuß gewählt. 
Herr Abg. Fooken, nehmen Sie die Wahl an? 
(Abg. Fooken: Ich nehme die Wahl an!) Wir 
kommen zum zweiten Wahlgang. Ich bitte, mit dem 
Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht.) Im 
zweiten Wahlgang ſind 87 Stimmen abgegeben 
worden, davon für Herrn Abg. Schwegmann 83, 
für Herrn Abg. Kurowſki eine, Herrn Abg. Raſchke 
eine, Herrn Abg. Hohnfeldt eine und ein weißer 
Zettel. Herr Abg. Schwegmann iſt ſomit mit 83 
Stimmen gewählt. Herr Abg. Schwegmann, neh: 
men Sie die Wahl an? (Abg. Schwegmann: Ich 
nehme die Wahl an!) Wir ſchreiten zum dritten 
Wahlgang. Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu 
beginnen. (Geſchieht.) Im dritten Wahlgang ſind 
95 Stimmen abgegeben worden. Davon lauten 93 
auf Herrn Abg. Kurowſki, eine auf den Herrn 
Abg. Böhm und eine auf Herrn Abg. Klein. So⸗ 
mit iſt Herr Abg. Kurowſki mit 93 Stimmen ge- 
wählt. Herr Abg. Kurowſki, nehmen Sie die 
Wahl an? (Abg. Kurowſki: Ja!) 


Somit iſt Punkt 2 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 3 auf: 
Wahl von drei 

toren. 

Die Herren Senatoren Arczynſki, Dr. Kamnitzer, 
Grünhagen und Dr. Evert haben mir ſchriftlich 
mitgeteilt, daß ſie infolge ihrer Wahl zum haupt⸗ 
amtlichen Senator mit Ende des Jahres 1928 ihr 
Amt als nebenamtlicher Senator niederlegen. 


nebenamtlichen Sena⸗ 


0 
I 


Wir haben infolgedeſſen gemäß den Beſtimmun⸗ 


gen des Artikels 25, Abſatz 4 der Verfaſſung die 
Neuwahl zu vollziehen, und zwar muß die Wahl 
in getrennten Wahlgängen mittels verdeckter Zet⸗ 
tel erfolgen. Der erſte Wahlgang beginnt. Ich 
bitte den Herrn Beiſitzer, mit dem Namensaufruf 
zu beginnen. (Geſchieht.) Es ſind im erſten Wahl⸗ 
gang 67 Stimmkarten abgegeben worden, alle 
lauten auf den Namen Behrendt. Herr Behrendt iſt 
ſomit zum nebenamtlichen Senator gewählt. Da 
er nicht hier iſt, werde ich nachher die Feſtſtellung 
machen, ob er die Wahl annimmt. 

Wir ſchreiten zum zweiten Wahlgang. Ich bitte, 
mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht.) 
Im zweiten Wahlgang ſind 67 Stimmkarten abge⸗ 
geben worden. Davon entfallen auf Herrn Abg. 
Loops 65. Außerdem ſind zwei weiße Zettel abge⸗ 
geben worden. Herr Abg. Loops iſt ſomit zum ne⸗ 
benamtlichen Senator gewählt worden. Herr Abg. 
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Loops, nehmen Sie die Wahl an? (Abg. Loops: 


Sa!) 

Wir ſchreiten dann zum dritten Wahlgang. Ich 
bitte, den Namensaufruf vorzunehmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Im dritten Wahlgang ſind 68 Stimmkar⸗ 
ten abgegeben, die alle auf den Namen des Herrn 
Abg. Klingenberg lauten. Herr Klingenberg iſt 
ſomit zum nebenamtlichen Senator gewählt wor⸗ 
den. Herr Abg. Klingenberg, nehmen Sie die 
Wahl an? (Abg. Klingenberg: Ja!) Somit iſt 
Punkt 3 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Einführung des Präſidenten des Senats 

und der ſieben Senatoren im Hauptamt. 

Es fällt mir die Aufgabe zu, den Herrn Präſiden⸗ 
ten des Senats in ſein Amt einzuführen. 

Sehr geehrter Herr Senatspräſident! Durch 
das Vertrauen des Volkstages, der berufenen 
Vertretung des Danziger Volkes, ſind Sie in der 
Sitzung vom 18. Dezember 1928 wiederum zum 
Präſidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 
gewählt worden. Sie haben das Amt angenom⸗ 
men. Als erſter und oberſter Beamter des Staa⸗ 
tes, als Leiter des geſamten Geſchäftsgangs der 
Verwaltung haben Sie wiederum eine Unſumme 
von Verpflichtungen und eine ſehr große Verant⸗ 
wortung übernommen, und zwar in einer Zeit, wo 
leider ſehr große Teile unſerer Bevölkerung mit 
den ſchwerſten wirtſchaftlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben. Es iſt mein Wunſch, und ich darf 
mit Fug und Recht behaupten, der Wunſch der 
übergroßen Mehrheit dieſes Hauſes, daß Ihnen 
dieſes Vorhaben, die Ueberwindung dieſer 
Schwierigkeiten, mit Unterſtützung der anderen 
Mitglieder des Senats gelingen möge. Mit die- 
ſem Wunſch führe ich Sie erneut in Ihr Amt ein. 
Ich bitte, mir durch Handſchlag zu geloben, alle die 
Pflichten, die durch die Vorſchriften der Verfaſ⸗ 
ſung zuſammengefaßt ſind, getreu zu erfüllen. Die 
Eidesformel iſt in Artikel 28 der Verfaſſung ent⸗ 
halten: 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheimzu⸗ 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 

tadt Danzig nach beiten Kräften fördern. 

Präſident Dr. Sahm: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe! 

Präſident: Das Wort zur Einführung der 
ſieben hauptamtlichen Senatoren hat der Herr 
Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: In der 
Sitzung des Volkstages am 18. Dezember 1928 
ſind ſieben Senatoren im Hauptamt gewählt wor⸗ 
den. Nach Artikel 28 der Verfaſſung habe ich die 
Neugewählten in ihr Amt in der nächſten nach 
der Wahl ſtattfindenden Sitzung einzuführen. Die 
neuen Senatsmitglieder haben durch Handſchlag 
zu geloben: N 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 


obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheimzu⸗ 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 


Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
Ich bitte, mir dies Gelöbnis in folgender Reihen⸗ 
folge durch Handſchlag abzugeben: Herr Dr. Alt⸗ 


(C) 


D 


(A) 


(B) 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 
hoff, (Senator Dr. Althoff: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe!) Herr Arczynſki, (Senator Ar⸗ 
czynſki: Ich gelobe es!) Herr Dr. Evert, (Senator 
Dr. Evert: Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott helfe!) 
Herr Grünhagen, (Senator Grünhagen: Ich ge⸗ 
lobe es!) Herr Dr. Kamnitzer, (Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer: Ich gelobe es!) Herr Dr. Strunk, (Senator 
Dr. Strunk: Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott 
helfe!) Herr Dr. Wiercinſki, (Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki: Ich gelobe es, jo wahr mir Gott helfe!) 
Präſident: Wir ſind ſomit am Schluſſe unſerer 
heutigen Tagesordnung angelangt. Ich ſchlage 
dem hohen Hauſe vor, die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, den 16. Januar, 5 Uhr nachmittags ab⸗ 
zuhalten. Einziger Punkt der Tagesordnung: 
Einführung der neugewählten 
Nebenamt. 
Widerſpruch wird nicht laut, ich 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 50 Minuten.) 


64. Sitzung. 
Mittwoch, den 16. Januar 1929. 

Die Sitzung wird 5 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Behrendt, Grünhagen, Klingenberg, Loops, Ram⸗ 
minger, Dr. Wiercinſki. 

Präſident: Ich eröffne die 64. Vollſitzung und 
rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung auf: 

Einführung von drei Senatoren im Ne⸗ 
benamt. (Art. 28 der Verfaſſung.) 
Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: In der vor⸗ 
ausgegangenen Sitzung des Volkstages ſind zu 
Senatoren im Nebenamt die Herren Behrendt, 
Loops und Klingenberg gewählt worden. Gemäß 
Artikel 28 der Verfaſſung habe ich die neugewähl⸗ 
ten Mitglieder des Senats in ihr Amt einzufüh⸗ 
ren. Ich bitte, mir durch Handſchlag folgendes zu 
geloben: 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
obachten, verſchwiegen ſein in allem was geheimzu⸗ 


halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 


(Senator Behrendt: Ich gelobe es! Senator 
Loops: Ich gelobe es! Senator Klingenberg: Ich 
gelobe es!) 


ſchließe die 


Senatoren im M 
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Präſident: M. D. u. H.] Die Führung für 
unſer Staatsſchiff iſt jetzt vorhanden. Wünſchen 
wir ihm glückliche, erfolgreiche Fahrt! M. H. Se⸗ 
natoren! Wie ſo oft feſtgeſtellt werden muß, daß 
ſelbſt der beſten Schiffsführung oft Wind und 
Wellen entgegenſtehen, ſo wird es natürlich auch 
hier vorkommen, daß Schwierigkeiten auftauchen, 
die vielleicht nicht zu überwinden ſind. Aber ich 
glaube mir den Wunſch geſtatten zu dürfen, daß 
durch vereinte Kraft, durch ſorgſame, treue Zuſam⸗ 
menarbeit des Volkstages mit dem Senat verſucht 
werden muß, aller Schwierigkeiten Herr zu wer⸗ 
den. Ich heiße Sie herzlich willkommen! (Bravo!) 

Wir ſind am Schluß unſerer heutigen Sitzung 
angelangt. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
ittwoch, den 23. Januar 1929, nachmittags 3.30 
Uhr abzuhalten. Für die Tagesordnung habe ich 
folgende Vorſchläge: 

1. Antrag des Abg. Schwegmann u. Gen., den Sena⸗ 
toren im Nebenamt das Vertrauen zu entziehen. 
Geiterkeit). 

Druckſache Nr. 568. 

Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung 

gegen einen Abgeordneten. Druckſache Nr. 554. 

3. Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Strafvorfolgung 
gegen einen Abgeordneten. Druckſache Nr. 571. 

4. Eingaben. Druckſache Nr. 577. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung 
des übernommenen Reichsſtempelſteuergeſetzes. (Druck⸗ 
ſache Nr. 543). 

6. Antrag des Senats auf nachträgliche Genehmigung 
von Ueberſchreitungen des Staatshaushalts für 1927. 
Art. 54 der Verfaſſung. Druckſache Nr. 569. 

Antrag des Abg. Böhm u. Fr. auf Umwandlung der 
Fiſchereidarlehen in zinsloſe Darlehen. Druckſache Nr. 


1 


* 


— 


Antrag der Frau Abg. Kalähne u. Fr. betr. Vorlage 
eines Kleinrentnergeſetzes. Druckſache Nr. 555. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Geſetzes betr. Fürſorge für Kleinrentner. 
Urantrag der Frau Abg. Kalähne u. Fr. Druckſache 
Nr. 568 zu Nr. 470. 

10. Bericht des Steuerausſchuſſes zur Großen Anfrage 
Nr. 13 des Abg. Dr. Blavier betr. die diesjährigen 
Steuereinſchätzungen. Druckſache Nr. 564 zu Nr. 368. 

11. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Einkommenſteuergeſetzes. Urantrag des Abg. 
Mayen u. Fr. Druckſache Nr. 565 zu Nr. 529. 

12. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. einma⸗ 
lige Wirtſchaftsbeihilfe für Minderbemittelte. Uran⸗ 
ae Abg. Opitz u. Fr. Druckſache Nr. 557 zu 


— © 


. h 
Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesord⸗ 
nung wird nicht laut. Das hohe Haus hat ſomit 
die Tagesordnung genehmigt. Ich ſchließe die heu⸗ 
tige Sitzung. 
| (Schluß der Sitzung 5 Uhr 25 Minuten.) 


(©) 


(D) 


» (A) 


(3) 
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65. Sitzung. 


Mittwoch, den 23. Januar 1929. 
Seite 


Geſchäftliches %%% ee ae 
Bekanntgabe eines Schreibens des Abg. Jewe⸗ 
luowfki betr. Aufhebung ſeiner Immunität. . 1329 B 

Liſchnewſäki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1329 C 
Ausſchluß des Abg. Liſchnewſki - -_ 1330 A 
Unterbrechung der Sitzung gemäß § 57 


Ubi 2 


der G 75 n 
Wiedereröffnung 1330 B 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 1330 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präsidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senator Behrend. N 

Präſident: Ich eröffne die 65. Vollſitzung. Ge⸗ 
ſchäftlich habe ich dem Hauſe mitzuteilen, daß die 


Ausſchüſſe von der Zentrumsfraktion anderweitig 


beſetzt ſind, und zwar: Sozialer Ausſchuß die Abg. 
Hoppe, Rogalewſki; Wirtſchaftsausſchuß Abg. 
Hallmann und Klein; Rechtsausſchuß: Schilke 
und Bohner; Gemeindeausſchuß: Lemke und 
Mathieu; Rechnungsprüfungsausſchuß: Abg. 
Schilke und Rogozinſki; Verfaſſungsausſchuß: 
Bohner und Lemke. Der Herr Abg. Dr. Bing hat 
bis Ende Februar 1929 Urlaub beantragt. Ich 
höre keinen Widerſpruch, ich ſtelle feſt, daß das 
hohe Haus den Arlaub genehmigt hat. Ferner 
habe ich mitzuteilen, daß neu eingegangen iſt ein 
Geſetzentwurf über die Altersverſorgung der Heh⸗ 
ammen. Druck und Verteilung habe ich veranlaßt. 
Dann iſt ein Schreiben von Herrn Abg. Jewe⸗ 
lowſki eingegangen. Ich bitte den Herrn Beiſitzer, 
es zu verleſen. 
Opitz, Schriftführer: 
Danzig⸗Langfuhr, d. 22. Jan. 1929. 
An den Volkstag 
durch den Herrn Präſidenten des Volkstags 
Danzig. 

Der Abg. Hohnfeldt hat wor einiger Zeit gegen 
mich bei der Staatsanwaltſchaft eine Strafanzeige 
wegen Meineids eingereicht. 
hält ſich ſehr eng an die Vorſchriften der Verfaſſung 
und vertritt die Meinung, daß ſelbſt ein Leſen der 
im Jahre 1924 angefertigten Akten des Anter⸗ 
ſuchungsgusſchuſſes bereits eine Unterfuhung gegen 
einen Abgeordneten darſtellt. Infolgedeſſen iſt die 
Staatsanwaltſchaft nicht in der Lage, die Anzeige 
des Abg. Hohnfeldt zu prüfen. Der Oberſtaatsanwalt 
hat deshalb den Antrag auf Genehmigung der Straf⸗ 
verfolgung geſtellt. 

Ich bitte die Mitglieder des Volkstags, ohne den 
Antrag der Staatsanwaltſchaft an die Rechtskom⸗ 
miſſion zu überweiſen, meine Immunität bereits in 
der morgigen Volkstagsſitzung aufzuheben und da⸗ 
mit die Strafverfolgung ſofort zu genehmigen. 

Mit beſonderer Hochachtung 
Julius Jewelowfki 


Präſident: Zur Tagesordnung ſchlage ich vor, 
Punkt 7 der Tagesordnung abzuſetzen, weil der 
Antragſteller erkrankt iſt. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 


Der Oberſtagtsanwalt 
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Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bitte, 
den erſten Punkt der Tagesordnung als zweiten 
zu behandeln und den letzten Punkt der heutigen 
Tagesordnung „Zweite Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für 
Minderbemittelte“ als erſten Punkt auf die Ta⸗ 
gesordnung zu ſetzen. Ich begründe dieſen Antrag 
damit, daß wir jetzt in Danzig bereits 15 000 Er⸗ 
werbsloſe haben. Früher war es üblich, daß die 
Erwerbsloſen zu Beginn des Winters oder bei 
ſehr ſtrengem Winter eine einmalige Wirtſchafts⸗ 
beihilfe erhielten, damit ihre Not wenigſtens ein 
klein wenig gelindert wurde. Dieſes Jahr iſt 
nichts geſchehen. (Abg. Plenikowſki: Doch, Herr 
Gehl hat mehr Gehalt bekommen!) Die Erwerbs⸗ 
loſen hoffen beſtimmt auf eine Winterbeihilfe in 
Aubetracht des außerordentlich ſtrengen Winters. 
Ich beantrage um ſo mehr, den letzten Punkt als 
erſten auf die Tagesordnung zu ſetzen, als der Ge⸗ 
ſetzentwurf bereits ſeit dem 28. Oktober 1928 dem 
Hauſe vorliegt und bis jetzt noch nicht behandelt 
worden iſt. Es muß endlich einmal Beſchluß ge- 
faßt werden, was mit dieſem Antrag geſchehen 
ſoll. Es war jedesmal ſo, daß der Antrag der Er⸗ 
werbsloſen auf eine Wirtſchaftsbeihilfe als letzter 
Punkt auf die Tagesordnung geſchoben wurde. 
Das läßt ſich die Kommuniſtiſche Fraktion nicht 
mehr länger gefallen. (Abg. Raſchke: Sehr gut!) 
Wir verlangen mit allen uns zu Gebote ſtehen⸗ 
den Mitteln, daß dieſer Tagesordnungspunkt zu⸗ 
erſt behandelt wird, weil wir ſonſt befürchten, 
daß er in der Verſenkung verſchwindet und die 
Erwerbsloſen nicht wiſſen, ob ſie in den Genuß 
der einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe kommen. 

Zweitens verlangen wir die Behandlung die⸗ 
ſes Punktes als erſten Tagesordnungspunkt, um 
unſere Stellungnahme zum Mißtrauensvotum 
davon abhängig zu machen. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion macht es von dieſem Antrag abhängig, 
wie ſie ſich zum Antrag betr. Entziehung des Ver⸗ 
trauens ſtellen wird. (Unruhe links.) Sie ſatten 
Bürger, die Sie hier vollgefreſſen ſitzen, und 
denen gute Gehälter zur Verfügung ſtehen, Sie 
haben keine Urſache, darüber zu lachen. Das iſt 
eine ernſte Frage. Sehen Sie einmal, wie das 
Schuhwerk der Erwerbsloſen ausſieht, die Schnee 
ſchippen, wie die Erwerbsloſen unter den Witte⸗ 
rungsverhältniſſen leiden müſſen. Sie lachen aber 
darüber, wenn wir Kommuniſten ſagen, daß die⸗ 
ſer Punkt zuerſt behandelt werden müſſe. Wenn 
wir erkennen wollen, ob der jetzige Senat für die 
Aermſten der Armen in unſerer Bevölkerung ein 
warmes Herz hat, wagen Sie es noch, mir ins 
Geſicht zu lachen. Schämen Sie ſich etwas. Sie 
ſollen ihr Verſprechen wahr machen, das Sie der 
Bevölkerung gegeben haben, daß Sie ein warmes 
Herz für die arbeitenden Schichten haben würden. 
Sie lachen aber, wenn wir Ihnen ſagen, daß Sie 
Ihre Verſprechungen verwirklichen ſollen. 

Daher fühlen wir uns veranlaßt, dafür einzu⸗ 
treten, daß dieſer Tagesordnungspunkt zuerſt be⸗ 
handelt wird, um ſo mehr, als die Witterungs⸗ 
verhältniſſe immer ſchlechter werden. Die 13 000 
bis 15000 Erwerbsloſen wollen wiſſen, was jetzt 
geſchehen ſoll. Die Erwerbsloſen haben eine Ver⸗ 
ſammlung einberufen, um zu ihrem miſerablen 
Loſe Stellung zu nehmen, das ihnen durch die 
Witterungsverhältniſſe und die Erwerbsloſigkeit 
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zuteil wurde. Sie wehren ſich gegen die Maßnah⸗ 


men des Senats, weil ſie nicht das bekommen, 


was ſie zum Leben gebrauchen. Die Erwerbsloſen 
wollen morgen wiſſen, ob Sie ihnen die einmalige 


Wirtſchaftsbeihilfe, wie ſie gefordert wurde, ge⸗ 


ben werden oder nicht. (Glocke des Präſidenten — 


Zum Präſidenten gewandt): Sie ſind vollgefreſſen 


und wiſſen gar nicht, was mit den Erwerbsloſen 
105 üb... 

Präſident: Ich ſtelle eine grobe Verletzung der 
Ordnung feſt und ſchließe Sie darum von der heu⸗ 


tigen Sitzung aus. Ich fordere Sie auf, den Saal 


zu verlaſſen. (Andauernde Zurufe des Abg. Liſch⸗ 
newſki, der die Rednertribüne nicht verläßt. — 
Zurufe des Abg. Plenikowſki.) Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich ſtelle feſt, daß Sie der Aufforderung 


nicht nachgekommen ſind und den Saal nicht ver⸗ 


laſſen haben. Ich vertage die Sitzung bis 4 Uhr 


Mittwoch, den 23. Januar 1929. 


15 Minuten. (Fortdauernde Zurufe des Abg. Liſch⸗ 
newſfki.) 
(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 15 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill wieder eröffnet. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich erkläre die Sitzung 
wieder für eröffnet. Auf Grund der Beſprechun⸗ 
gen im Aelteſtenausſchuß ſchlage ich dem hohen 
Hauſe vor, die Sitzung bis Mittwoch, den 30. Ja⸗ 
nuar, nachmittags 3.30 Uhr zu vertagen, und 
zwar mit der Tagesordnung, wie ſie heute vor⸗ 
gelegen hat. (Abg. Raſchke: Ihre Diktatur wird 
ſich noch gegen Sie ſelbſt auswirken!) Widerſpruch 
wird nicht laut, die Sitzung iſt geſchloſſen. 


(Zwiſchenrufe und Lärm der Kommuniſten.) 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 50 Minuten). 


— 
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66. Sitzung. 


Mittwoch, den 30. Januar 1929. 


Wehn 8 1351 B 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1551 B 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1551 C 
Raſchke (K. P.) zur Geihäftsordnung . .„ 331D 


Gehl (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Einſpruch des Abg. Liſchnewſki gegen feinen Aus⸗ 
ſchluß (Druckſache Nr. 588) 
Antrag des Abg. Schwegmann u. Gen. den Sena⸗ 
toren im Nebenamt das Vertrauen zu entzie⸗ 4 
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hen (Druckſache Nr 58) 8 332 B 
Wei t! ]; 1332 B 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſti. 1359 C 
e ee 1559 D 

Kreft, Pauf[r ß 88 1345 C 

Dr. Blavdier d 8 1346 C 
Hohnfeldt (Nat Soz.) 1348 C 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats . 1351 


Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 568 1352 B 
Mitteilung vom Austritt der Abg. Lemke, Mrocs⸗ 
kowſki u. Regier aus der Deutſchliberalen 
Fraktion 1 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Arczynſki, Dr. Kamnitzer, 
Sawatzki, Dr. Wiercinſki. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 66. 
Vollſitzung und habe dem Hauſe bekannt zu geben, 
daß ſich der Herr Abg. Liſchnewſki auf Grund der 
Beſtimmungen des § 57 Abſatz 2 der Geſchäfts⸗ 
ordnung den Ausſchluß von acht Sitzungen zuge⸗ 
zogen hat. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Der Ausſchluß gilt auch für die ſtattfindenden 
Ausſchußſitzungen. Ueber den Einſpruch des 
Herrn Abg. Liſchnewſki ſoll nach den Verein⸗ 
barungen im Aelteſtenausſchuß an erſter Stelle 
der heutigen Tagesordnung abgeſtimmt werden. 
Da Zweifel beſtehen, ob dies nach den Beſtim⸗ 
mungen des 8 49 Abſatz 4 der Geſchäftsordnung 
zuläſſig iſt, ſo ſoll der Geſchäftsordnungsausſchuß 
die Frage klären und dem Volkstag entſprechende 
Vorſchläge machen. (Abg. Raſchke: Es ſoll doch 
abgeſtimmt werden!) Ich ſtelle feſt, daß der 
Bolkstag meinem Vorſchlag beitritt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat beſchloſſen, den Einſpruch als erſten 
agesordnungspunkt zu behandeln. Daneben ſoll 
der Geſchäftsordnungsausſchuß die Frage klären, 
ob in ſpäteren Fällen ein derartiger Einſpruch 
als erſter Punkt der Tagesordnung behandelt 
werden ſoll. Zu dem heutigen Einſpruch gilt der 
Beſchluß des Aelteſtenausſchuſſes, der dahingeht, 
daß er als erſter Punkt behandelt wird, daß alſo 
jetzt die Abſtimmung erfolgt. 5 
u Präſident: Herr Abg. Raſchke, mit andern 
Worten habe ich dasſelbe gejagt. (Abg. Raſchke: 


# 
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Wollen Sie jetzt über den Einſpruch abſtimmen 
laſſen?) Jawohl! (Abg. Raſchke: Das war ziem⸗ 
lich unklar!) Dann muß ich ſchon bitten, ein 
bißchen mehr aufzupaſſen. Ich ſtelle nochmals feſt, 
daß das Haus meinem Vorſchlag beitritt. Die 
Tagesordnung iſt in dieſer Weiſe abgeändert. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Raſchke. f 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Am 24. dieſes 
Monats ſchrieb die „Danziger Zeitung“, es war 
bekanntlich einen Tag nach der rigoroſen Hand⸗ 
habung der Geſchäftsordnung gegen die Kommu⸗ 
niſten in dieſem Hauſe, daß die Kommuniſten dem 
Hauſe nicht Gelegenheit gegeben haben, über 
den Antrag, den Herr Abg Liſchnewſfki geſtellt hat, 
abzuſtimmen. Ich beantrage nunmehr, daß der 
Punkt 13 der heutigen Tagesordnung als zweiter 
Punkt beraten und verabſchiedet wird. Ich ver 
um daß über dieſen Antrag jetzt abgeſtimmt 
wird. 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich kann dem 
Antrag allerdings nicht folgen. Der § 49 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſagt ausdrücklich, daß Mißtrauens⸗ 
anträge gegen die Regierung allen andern Tages⸗ 
ordnungspunkten voranzuſtellen ſind. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Sie können das ja ſelbſt abändern! Sie 
ſind ſchuld, wenn Sie die Tagesordnung ſo feſt⸗ 
geſetzt haben!) Ich ſtelle aber anheim, zu bean⸗ 
tragen, den Punkt 13 eventuell als Punkt 3 zu 
behandeln. Das iſt nach der Geſchäftsordnung 
möglich, wenn nicht ſieben Abgeordnete wider⸗ 
ſprechen. Eine Abſtimmung kann überhaupt nicht 
erfolgen, ſondern der Widerſpruch von ſieben Ab⸗ 
geordneten genügt dazu, daß die Tagesordnung 
nicht abgeändert wird. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn der 
Herr Präſident ſich auf den § 49 der Geſchäfts⸗ 
ordnung beruft, ſo muß ihm geſagt werden, daß 
die heutige Tagesordnung mit dem $ 49 abſolut 
nichts zu tun hat. Wenn man ſich auf den 8 49 
beruft, dann bedeutet das, daß die Tagesordnung 
ſo wie ſie heute aufgeſtellt iſt, überhaupt voll⸗ 
ſtändig ungültig iſt. M. D. u. H.! Der § 49 be⸗ 
handelt bekanntlich den Schwerinstag, und es 
heißt dort: 

In der Regel ſoll in jeder Woche ein Tag in 


erſter Linie zur Erledigung von Großen Anfragen, 
ranträgen und Ausſchußberichten verwendet werden. 


Dann ſagt der Paragraph weiter, daß an dieſem 
Tage Anträge über die Vertrauensfrage, An⸗ 
träge und Ausſchußberichte über Geſchäftsord⸗ 
nungsfragen, gerichtliche Verfolgungen von Ab⸗ 
geordneten uſw. an die erſte Stelle zu ſetzen ſind. 
Wenn heute Schwerinstag ſein ſoll, dann kann 
nicht über Geſetzentwürfe, die vom Senat einge⸗ 
reicht worden ſind, beraten werden, und dieſe 
ſtehen auch heute auf der Tagesordnung. Wenn 
man alſo die Geſchäftsordnung beachten will, 
dann darf am Mittwoch nur über Geſetzentwürfe, 
die vom Senat eingereicht ſind, beraten werden. 
Wenn man ſich aber auf den Schwerinstag beruft, 
dann muß mindeſtens von dem Herrn Präſidenten 
vorher darauf aufmerkſam gemacht werden, daß 
wir heute Schwerinstag haben. Das iſt nicht der 
Fall geweſen. Niemand im Hauſe iſt es bekannt, 
daß heute Schwerinstag iſt. Deshalb iſt „die 
Tagesordnung, wenn man es mit der Geſchäfts⸗ 
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ordnung ſtreng nimmt, hinfällig. Die Tagesord⸗ lei Sprüchen. (Abg. Plenikowſki: Sie können Ihr (0 


nung müßte für heute ſo umgeſtellt werden, daß 
nur die Geſetzentwürfe des Senats hier zur Be⸗ 
ratung ſtehen. Da von dieſer Geſchäftsordnung 
abgewichen iſt, halten wir unſern Antrag auf⸗ 
recht. Wir wollen, daß Punkt 13 als zweiter 
Punkt der Tagesordnung verhandelt wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, 
daß Herr Abg. Raſchke ſich im Irrtum befindet. 
Es kommt nicht der Paragraph in Betracht, den 
er hier angezogen hat, ſondern der vorhergehende. 
Dort heißt es im zweiten Abſatz: - 

Gegenſtände der Tagesordnung, zu denen nie⸗ 
mand das Wort verlangt, kann der Präſident nach 
der erſten Sitzungsſtunde außer der Reihe zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung ſtellen, wenn es auf der Tagesordnung 
angekündigt iſt. Im übrigen darf die Reihenfolge 
nicht geändert werd, wenn ein dahingehender Wi⸗ 
stur wir von ſieben anweſenden Abgeordneten unter⸗ 

Ich bin der Anſicht, daß in dieſem Fall der Herr 
Präſident recht hat. f 

Präſident: Wenn Zweifel entſtehen, entſchei⸗ 
det der Präſident. Meine Anſicht haben Sie ge⸗ 
hört. Ich ſtelle noch einmal anheim, wollen Sie 
den Antrag dahin geändert haben, daß Punkt 13 
als Punkt 3 behandelt wird? Das iſt möglich. 
(Abg. Raſchke: Als Punkt 3, gut, wir ſind einver⸗ 
ſtanden!) Es iſt jetzt der Antrag geſtellt Punkt 
13 als Punkt 3 zu behandeln. Erhebt ſich hier⸗ 
gegen Widerſpruch? Das iſt nicht der Fall. Die 
Tagesordnung iſt demgemäß geändert. Wir treten 
in die Tagesordnung ein und kommen zum erſten 
Punkt: | 

Einſpruch des Abg. Liſchnewſti gegen 
ſeinen Ausſchluß. 

Druckſache Nr. 588. Ich ſtelle die Frage ſo, wie 
ich es eben getan habe, auch bei der Abſtimmung 
und bitte die Damen und Herren, die dem Ein 
ſpruch des Abg. Liſchnewſbi ſtattgeben wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. — Er iſt abge⸗ 
lehnt. (Abg. Raſchke: Einheitsfront von Gehl 
bis Schwegmann!) Punkt 1 iſt damit erledigt. 
Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: i 
Antrag des Abg. Schwegmann u. Gen. 
den Senatoren im Nebenamt das Ver⸗ 
trauen zu entziehen. 
Druckſache Nr. 568. Das Wort zur Begründung 
hat der Abg. Weiße. 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): Nach Artikel 
29 der Verfaſſung bedürfen die Mitglieder des 
Senats im Nebenamt zu ihrer Amtsführung des 
Vertrauens des Volkstages. Die Beſtimmung 
entſpricht dem tiefſten Sinn des demokratiſchen 
Syſtems. (Seit wann ſind Sie Demokrat? links.) 
Vertrauen iſt für jede Staatsſtruktur die 
conditio sine qua non. Dieſe Vorausſetzung iſt 
die erſte und letzte Bedingung, und für das de⸗ 
mokratiſche Syſtem, glaube ich, ſogar das Lebens⸗ 
element, ohne das niemand auskommen kann. Es 
liegt aber auch noch ein anderer tieferer Sinn in 
dieſem Wort. Auch das demokratiſche Syſtem iſt 
kein Klempnerladen, in dem man mit mehr oder 
weniger ungeeigneten Handgriffen etwas zuſam⸗ 
menſchuſtert. (Abg. Dr. Blavier: Im Klempner⸗ 
laden ſchuſtert man nicht!) Es iſt auch kein Hand⸗ 
langerdienſt ungelernter Arbeiter, noch weniger 
iſt es eine Plattform zum Deklamieren von aller⸗ 
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Sprüchlein ſehr gut!) Am allerwenigſten iſt es 
ein Laboratorium zum Herumexperimentieren an 
allerlei Parteirezepten, ſondern es iſt ein Betäti⸗ 
gungsfeld geiſtigſter, perſönlichſter, eigener, ſelb⸗ 
ſtändiger Art, ein fortwährendes Durchdringen, 
Erfaſſen, Weitergehen von Ideen, von Impulſen, 
von Willenshandlungen, von Zielſetzungen. Um 
jo mehr kommt es auf die Wahl der Perſönlich⸗ 
keiten an, die hier Führer in dieſem Prinzip ſein 
ſollen. Von der Richtigkeit der Wahl hängt es ab, 
ob ſie zum Segen, zum Vorteil ausſchlagen wird 
oder nicht. Darum hat die Verfaſſung die Feſt⸗ 
ſtellung des Vertrauens vorgeſehen. Von vorn⸗ 
herein ſoll wenigſtens einigermaßen feſtgeſtellt 
werden, ob dieſe Wahl von Vorteil oder Nachteil 
ſein wird. Dieſe Feſtſtellung des Vertrauens 
kann auf zweierlei Weiſe ſtattfinden, entweder 
poſitiv durch Einbringung eines Vertrauensantra⸗ 
ges und des Beſchluſſes über das Vertrauens⸗ 
votum oder negativ durch Einbringung eines 
Mißtrauensantrages und deſſen Abſtimmung. 


An dieſem in der Verfaſſung verankerten 
Grundgeſetz und Grundſatz haben alle Parteien 
konſequent feſtgehalten, auch die Sozialdemokra⸗ 
ten. Sie ganz beſonders haben immer wieder be⸗ 
tont, daß die Tätigkeit des Senats verfaſſungs⸗ 
widrig iſt, ſolange das Vertrauensvotum nicht 
beſchloſſen iſt. Um jo mehr Verwunderung un 
Befremden muß es erregen, daß die Sozialdem 
kraten, ſeitdem fie zur Regierung gekommen find, 
im Widerſpruch mit ihrer bisherigen Haltung auf 
die Einbringung der Vertrauensfrage verzichtet 
haben, ſowohl im vorigen Jahr als auch dieſes 
Mal. Je weniger Sie ſich, m. H. von der Sozialde⸗ 
mokratie, aber dazu bequemen wollen, Ihre Wahl 
auch von Außenſtehenden irgendwie gebilligt zu 
ſehen, um ſo mehr fühlen wir uns verpflichtet, 
auf die Erfüllung der Verfaſſungsbedingungen zu 
dringen, wir Deutſchnationale als die ſtärkſte 
Partei der Oppoſttion am allermeiſten. (Sehr 
richtig! rechts.) Das gebietet uns aber auch der 
ſchwere Exiſtenzkampf, in dem ſich unſer Volk be⸗ 
findet. 

Die Form, in der wir die Vertrauensfrage 
eingebracht haben, iſt die negative. Sie iſt durch 
unſere Stellung als Oppoſitionspartei geboten. 
Es ſei hierbei ausdrücklich betont, daß ſich dieſer 
Antrag nicht bloß auf die genannten Herren, 
ſondern auch auf die inzwijchen zugewählten und 
auf den, der noch kommen ſoll und von den poli⸗ 
tiſchen Hecken und Zäunen noch irgendwo aufge⸗ 
leſen wird, erſtreckt, wenngleich wir es nicht für 
angebracht gehalten haben, das durch einen be⸗ 
ſonderen Abänderungsantrag zu kennzeichnen. 
Wenn mir nun die Aufgabe zuteil wurde, die 
Begründung dieſes Mißtrauensantrages zu über⸗ 
nehmen, ſo will ich das tun, ohne Inſtinkthaß, 
ohne Leidenſchaft, auch ohne das Bedürfnis, für 
Fehler des eigentlichen öffentlichen Lebens immer 
nur einzelne Perſönlichkeiten zu treffen. Ich weiß 
wohl, wie Milieu, ökonomiſche, parteipolitiſche 
Zuſammenhänge die Maßnahmen der einzelnen 
Perſönlichkeiten beſtimmen können. (Abg. Loops: 
Das klingt ja arg wie Marxismus!) Stärker als 
in größeren Gebilden wirken ſich im kleinen 
Staatenraum auch die Gegenſätze der politiſchen 
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Parteien auf das Perſönliche aus. Die Gefahr ge⸗ ten der Regierung in erſchreckendem Maße ge⸗ 


häſſiger Verbitterung und ſehr unfeinen Kampfes 
rückt immer ſehr nahe heran. Das zu vermeiden, 
muß unſer ehrlichſtes und allſeitiges Anliegen 
ſein. (Zurufe links.) 

Andererſeits ſtehe ich nicht an, um ſo entſchie⸗ 
dener das Syſtem und die politiſche Dogmatik zu 
treffen, aus deren Geiſt und Logik heraus die 
einzelnen Perſönlichkeiten ihre Maßnahmen tref⸗ 
fen müſſen. In erſter Linie und in der Haupt⸗ 
ſache wende ich mich natürlich gegen das marxi⸗ 
ſtiſche Syſtem der Sozialdemokratie, ſchon in An⸗ 
betracht des Stärkeverhältniſſes der Koalitions⸗ 
parteien untereinander, (Abg. Plenikowſki: Sie 
kämpfen gegen Windmühlenflügel!) bei welcher 
die Sozialdemokraten ja von 22 Senatorenſitzen 
11 inne haben und dadurch ſchon ein beſonders 
beſtimmender Machtfaktor geworden ſind, daß 
man wohl ſagen könnte, dieſe jetzige Regierung 
iſt direkt als eine ſozialiſtiſche anzuſprechen. (Sehr 
wahr! rechts.) Gegen die Liberale Partei und 
ihre Grundſätze könnte man natürlich auch man⸗ 
cherlei anzuführen haben. Aber dieſe Partei ent⸗ 
behrt jeglichen Einfluſſes gegenüber den Macht⸗ 


verhältniſſen und Diktaturgelüſten der Sozialde⸗ 


mokratie. Die Partei liegt im Sterben, ſie hat 
keinen rechten Willen mehr. Sie erſcheint wie ein 
letzter kümmerlicher Reſt eines Sammelbeckens für 
allerlei politiſches Treibholz und Wracks. 

Größere Verantwortung ſchieben wir Ihnen 
zu, m. H. vom Zentrum! Ihre ſoziologiſche Grup⸗ 
pierung war ja in früheren Zeiten eine ganz an⸗ 
dere. Inzwiſchen ſind die Gewerkſchaftsſekretäre 
und die Wirtſchaftsgruppen in den Vordergrund 
gekommen. Sie wiſſen, wie Sie in einer Kriſe 
ſtehen. Die einſtige Geſchloſſenheit und Feſtigkeit 
hat entſchieden nachgelaſſen. Aber dennoch legen 
wir Ihnen in Ihrer ganzen Struktur und Zu⸗ 
ſammenſetzung die volle Verantwortung für das, 
was geſchehen iſt und was geſchehen wird, auf 
Ihre Schultern. 

Geſtatten Sie mir noch eine allgemeine Bemer⸗ 
kung. Es wäre nämlich demagogiſch von uns, 
ſtets die Parteien allein für letzte Dinge verant⸗ 
wortlich zu machen. Unter letzten Dingen ver⸗ 
ſtehen wir dieſe Hemmungen, dieſe Bindungen, 
die für alle von uns unabänderlich ſind. (Abg. 
Plenikowſki: Jetzt ſetzt das Liebeswerben ein!) 
Ich denke z. B. an die Zollunion mit Polen oder 
das Eiſenbahnabkommen. Wir wiſſen uns wie 
Sie gebunden durch eine loyale Anerkennung der 
durch den Verſailler Vertrag, wie auch durch die 
nachfolgenden weiteren Verträge geſchaffenen 

rundlagen unſeres Staates und ſeines Verhält⸗ 
niſſes nach außen hin. Niemand von uns könnte 
alſo in vollem Ernſt verlangen, durch eine beſon⸗ 
dere Aktivität das beſtehende Verhältnis zu än⸗ 
dern. Es wäre aber verantwortungslos, wollte 
man mit den uns aufgezwungenen Verhältniſſen 
perſönliche Schuld entſchuldigen. 

M. D. u. H.! Ein Jahr der Regierung durch 
den Linksſenat liegt hinter uns. Wir hatten der 

gierung beim Beginn des Jahres das ſchärfſte 
rißtrauen ausgeſprochen. (Sehr richtig! links.) 
Vielleicht hat es damals der eine oder andere für 
zu ſcharf gehalten. (Abg. Plenikowſki: Sie haben 
alles mitgemacht, ſiehe Beamtenbeſoldungsgeſetz!) 
nd wie iſt dieſes Mißtrauen durch das Verhal⸗ 


rechtfertigt worden! Es kann nicht meine Aufgabe 
ſein, den ganzen Inhalt aller Ihrer Regierungs⸗ 
maßnahmen bis ins einzelne zu beleuchten und 
aufzudecken. Es genügt, wenn es ſtichprobenartig 
und andeutungsweiſe geſchieht. 

Zuſammenfaſſend möchte ich gleich am Anfang 
ſagen, es war ein Jahr bitterer Enttäuſchungen 
voll von ſteigendem Mißtrauen, (Abg. Leu: Dann 
haben wir es richtig gemacht!) und als Reſultat 
haben Sie eine grenzenloſe Unſicherheit in unſer 
Staats leben hineingebracht. Dieſe Vnſicherheit 
zeigt ſich zunächſt auf dem Rechtsgebiet. M. D. u. 
H.! Rechtsſicherheit iſt genau wie das Vertrauen 
unbedingt notwendig, wenn ein Staat gedeihen 
ſoll. Das Recht iſt die geheimnisvolle Kraft, die 
den Staat im Innerſten zuſammenhält. Umge⸗ 
kehrt lähmt und hemmt jede Erſchütterung des 
Rechts den Staat und untergräbt ihn, bis ſchließ⸗ 
lich alles zuſammenbricht. Andererſeits iſt der 
Sinn für Recht und Gerechtigkeit im deutſchen 
Menſchen von jeher wach und rege geweſen. Der 
Sinn für Rechtlichheit iſt geradezu eins der 
kennzeichnenſten Merkmale des deutſchen Volks⸗ 
charakters. Um ſo verwirrender, zerſetzender und 
entkräftender muß es ſich dann aber auswirken, 
wenn das Recht mißachtet wird. Nun haben wir 
ein Jahr voll von Rechtserſchütterungen, Rechts⸗ 
gefährdung und Rechtsdämmerung hinter uns, 
wobei die wertvollſten und heiligſten Beſtand⸗ 
teile der Rechtsordnung, nämlich die Grundgeſetze 
der Verfaſſung, ſelbſt in Mitleidenſchaft gezogen 
worden ſind. 

Dieſe Rechtsunſicherheit hat ſich zunächſt in der 
Rechtsbildung bemerkbar gemacht, ſo bei der ge⸗ 
ſetzlichen Regelung der Bezüge der Beamten und 
Angeſtellten. Ich ſehe ganz ab von der Brüskie⸗ 
rung der Beamten durch eine beleidigende Aeuße⸗ 
rung. Die Beamten hatten ſie wirklich nicht ver⸗ 
dient. (Iſt gar nicht gefallen! links.) Im Gegen⸗ 
teil, ſie verdienen Dank und Anerkennung. In 
ſchwierigſter Zeit unſeres Danziger Landes, zu 
der Zeit der Abtrennung vom Mutterlande ent⸗ 
ſtanden, hat die Beamtenſchaft ungeheuer viel 
dazu beigetragen, dies Staatsweſen aufzubauen 
und zu erhalten. Sie hat auch bis jetzt in ſachkun⸗ 
diger und zuverläſſiger Weiſe ihre Aufgaben er⸗ 
füllt, wobei die Fälle, in denen Beamte ſich ver⸗ 
gangen haben, gar nicht ins Gewicht fallen. Die 
Beamtenſchaft hat ſich auch jeder Regierung 
gegenüber loyal und korrekt verhalten. Sie hat 
ſich zu allen Zeiten durch ihre beſondere Stellung, 
die ſie im Staat einnimmt, zur Zurückhaltung 
verpflichtet gefühlt, auch zur Zurückhaltung in 
ihren Aeußerungen über die Maßnahmen der Re⸗ 
gierung. (Siehe Dr. Alter! links.) Aber wir 
wiſſen, das Beamtentum ſteht Ihnen ſolange im 
Wege als es ein Berufsbeamtentum iſt. Die Ab⸗ 
ſchaffung des Berufsbeamtentums iſt ja eine der 
wichtigſten Forderungen des marxiſt iſchen 
Syitems, es gehört zu der Zertrümmerungsaktion 
alter Ordnungen. Bei der Beſoldungsfrage kam 
darum dieſe Stimmung ganz unverblümt und un⸗ 
gehemmt zur Geltung. Kalt wieſen Sie alle Ab⸗ 
änderungsanträge der Beamten ⸗ Abgeordneten 


ab. (Abg. Plenikowſki: And Sie halfen das Geſetz 


durchbringen!) Sie verſuchten der Beamtenſchaft 
wohlerworbene und verfaſſungsmäſſig zugebil⸗ 
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ligte Rechte zu ſchmälern, bis durch rechtskräftiges 
Urteil des Gerichts das von der Regierung einge⸗ 
brachte Beamtenbeſoldungsgeſetz auch tatſächlich 
für verfaſſungswidrig erklart worden iſt. 
Verfaſſungswidrig iſt auch das Betriebsräte⸗ 
geſetz. Es konnte nicht ſchnell genug eingebracht 
und nicht ſchnell genug durchgepeitſcht werden. 
Sozialiſtiſche Keimzellen mußten möglichſt ſchnell 
in die Wirtſchaftskörper hineingetragen werden. 


(Zwiſchenrufe links.) Dieſe Betriebsorganiſation 


hat von jeher in dem marxiſtiſchen Syſtem eine 
große, wichtige Rolle geſpielt. (Zurufe bei den 
Kommuniſten.) Man will eben die Maſſen be⸗ 
triebsweiſe faſſen, wenn man ſie auf andere Weiſe 
nicht bekommen kann, zumal es dann auf Koſten 
der Wirtſchaft ja ſehr bequem lt, Parteifunktio⸗ 
näre ihr Weſen treiben zu laſſen. (Abg. Brill: 
Sie ſcheinen noch wenig Erfahrung zu Haben!) 
Nach Artikel 115 der Verfaſſung müſſen Betriebs⸗ 
ausſchüſſe gebildet werden, die für die Arbeiter 
und Angeſtellten getrennt ſein ſollen. Das haben 
Sie nicht getan und ſich dadurch der Verletzung 
der Verfaſſung ſchuldig gemacht, obwohl Sie des 


öfteren von uns darauf aufmerkſam gemacht ſind, 


und wie es neuerdings auch durch auswärtige 
wiſſenſchaftliche Darlegungen klargelegt worden 
iſt 


Auch das Arbeitsgerichtsgeſetz iſt verfaſſungs⸗ 
wüdrig, (Heiterkeit links) inſofern es den Aus⸗ 
ſchluß der Rechtsanwälte als Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte und als Beiſtände erſter Inſtanz vorſieht. 
Durch dieſen Ausſchluß wird es einer beſtimmten 
Gruppe von Menſchen, namentlich von unorgani⸗ 
ſierten Arbeitern unmöglich gemacht, den Weg 
zum Richter zu finden, ſofern ſie es nicht vorzie⸗ 
hen, ſich zu organiſieren und am Klageort ſich 
einer Wirtſchaftsvereinigung anzuſchließen, um 
dort ihr Recht zu finden. (Zwiſchenrufe links.) 
Darin liegt ein indirekter Zwang, und ſolcher 
Zwang iſt nach Artikel 113 unſerer Verfaſſung 
ungeſetzlich, da er die Vereinigungsfreiheit für 
jedermann gewährleiſtet. An die Rechtsbildung 


in der Hauptſache durch die Gerichte. Die Juſtiz 
iſt ja Gott ſei Dank bis jetzt tadellos intakt. 


Mittwoch, den 30. Januar 1929. 


Regierung hat ſich dieſer Nachprüfung entzogen. 
(Abg. Plenikowſki: Dem Dr. Alter geht es doch 
gut!) Der Fall Alter könnte ja damit erledigt 
ſein. Grundſätzlich müſſen wir aber jetzt nachträg⸗ 
lich ſagen, die Pflicht der Beamten zur Zurück⸗ 
haltung in ihren Aeußerungen über Maßnahmen 
der Regierung muß dort ihre Grenzen finden, 
wo den Beamten geſetz⸗ und ſitten⸗, und wie im 
Fall Alter auftragswidriges Verhalten zuge⸗ 
mutet wird. Vor dem Fall Alter gab es einen 
Fall Tobien. Der Regierungsrat v. Tobien wurde 
von ſeiner Stellung entfernt, weil er eine ihm 
mitgeteilte der Wahrheit entſprechende Aeußerung 
eines prominenten Liberalen weitergegeben 
hatte, nämlich daß die Auflöſung der Ein⸗ 
wohnerwehr nur deshalb geſchehe, weil die 
Polen das haben wollten und die Einwohner⸗ 
wehr ein Dorn im Auge der Polen ſei. Der Fall 
Alter und der Fall Tobien laſſen die Beſorgnis 
aufſteigen, daß immer neue Fälle vorkommen 
werden, wo die Beamten ſtaatsamtlich gemaß⸗ 
regelt und politiſch entrechtet werden, nach dem 
Grundſatz der den Terror heiligt: „Wer nicht 
pariert, der fliegt!“ (Abg. Brill: Das iſt Ihre 
Parole!) Dieſem Grundſatz gegenüber werden 
wir alle Mittel anwenden, uns dagegen ſträuben 
und der Beamtenſchaft zur Seite ſtehen, wer und 
wie es auch immer ſein mag. 

Einen ſchweren Verſtoß gegen die verfaſſungs⸗ 
mäßige Rechtsanwendung hat ſich der Senat da⸗ 
durch zuſchulden kommen laſſen, daß er das Ab⸗ 
kommen über die durchgehenden Eiſenbahntarife 
nicht dem Volkstag zur Erteilung der verfaj- 


recht war der Senat nicht berechtigt, den Staat 
zur Uebernahme der künftigen Aenderungen der 
polniſchen Eiſenbahnverkehrsordnung zu ver⸗ 
pflichten. Nach dem klaren Wortlaut des Artikels 
45 der Verfaſſung bedarf es zu einem derartigen 
Staatsvertrag des Erlaſſes eines Geſetzes. An 
dieſer Stelle ſehen wir auch, wie ſich der Senat 
ohne Gegenleiſtung bereit erklärt hat, wichtige 


Zu den verfaſſungswidrigen Fällen gehört 
auch die Wahl des achten Senators. In dem 


ſchließt ſich die Rechtsanwendung an. Sie erfolgt 9 75 Rechte zu opfern. 


(Heiterkeit links.) Die häßlichen Beſchimpfungen, 
die ſich ſozialiſtiſche Abgeordnete im Volkstag 
den Danziger Richtern gegenüber erlaubt haben, 
zeugen von Unkenntnis oder Voreingenommen⸗ 
heit. Der Juſtiz kann das Schwinden der Rechts⸗ 
ſicherheit auf keinen Fall zugerechnet werden. 


Aber die Rechtsanwendung iſt nicht nur Sache des 


Gerichts, ſondern auch der Verwaltung und der 
Regierung. Hier hat die Rechtsſicherheit ſtark ge⸗ 
litten. Von dieſer Seite aus iſt ſie beengt und in 
ihren Funktionen gehemmt und behindert worden. 

Ich denke an einzelne Fälle, ſo an den, wo 
1½ Millionen Gulden Ausgleich im Etat der 
Stadt Danzig bewilligt worden waren, trotz⸗ 
dem gar nicht die verfaſſungsmäßige Deckung 
vorhanden war. Im Zuſammenhang mit dieſer 
verfaſſungswidrigen Maßnahme ſteht die rechts⸗ 
widrige Behandlung des Oberregierungsrats Dr. 
Alter wegen ſeiner Kritik an dieſer Maßnahme. 
(Zurufe des Abg Langnau.) Der Fall Alter 
ſollte ja eigentlich durch das von Herrn Dr. 


Alter ſelbſt beantragte Disziplinarverfahren ſein 
Nachſpiel auf ſeine Rechtmäßigkeit hin haben. Die 


Etat befinden ſich noch heute die Stellen für nur 
ſieben hauptamtliche Senatoren. Der achte war 
in übereinſtimmender Abſicht von Volkstag und 
Senat geſtrichen worden, um dieſen Poſten einzu⸗ 
ſparen. Wenn dieſer Poſten jetzt aber neu beſetzt 
worden iſt, ſo verſtößt dieſe Neubeſetzung nicht nur 
gegen den Beſchluß des Senats und des Volks⸗ 
tags, ſondern direkt gegen die Verfaſſung, die im 
Artikel 53 beſtimmt, daß Ausgaben in Einklang 
mit dem Etat zu erfolgen haben, und daß für 
jede Mehrausgabe auch die Deckung vorhanden 
ſein müßte. f 

Als beſonders typiſches Beiſpiel für die Un⸗ 
ſicherheit in der Rechtsanwendung möchte ich das 
Steuerweſen heranziehen. Die Behauptung, daß 
die Tätigkeit der Steuerbehörde im letzten Jahre 
im zunehmenden Maße nicht ſo ſehr Rechtsan⸗ 
wendung geweſen iſt als vielmehr eine Betäti⸗ 
gung im Zeichen des Grundſatzes „Faßt nur hin⸗ 
ein ins volle Menſchenleben“ wird und ſoll keinen 
Beamten dieſer Verwaltungsbehörde kränken. Die 
Tatſache als Vorwurf allein gedacht, richtet ſich 
ja nicht gegen die Beamten, ſondern gegen die 
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ſungsmäßigen Zuſtimmung vorgelegt hat. Erſt (D) 
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Regierung und deren Anweiſungen, die es den 
armen Beamten zur traurigen Pflicht machen, 
eineinhalb Millionen mehr aus der Wirtſchaft 
herauszupreſſen. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 
Im Zuſammenhang mit dieſer Tatſache möchte 


ich auch darauf hinweiſen, daß an einen 1 5 
(Abg. 


von Steuern gar nicht zu denken iſt. 
Raſchke: Sie kriegen den Schlund nicht voll!) 
Im Gegenteil, der klaſſenkämpferiſche 
punkt und die marxiſtiſche Zielſetzung der Ver⸗ 
nichtung und Zerſtörund der Privatwirtſchaft 
und des Privateigentums fordern gebieteriſch, 
alle Steuern zu erhöhen, zu den alten neue hin⸗ 
zuzubringen und auf dieſem Wege das Wirt⸗ 
ſchaftsleben zum Erlahmen und Niederbruch zu 
bringen. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Daher 
die erhöhten Gemeindegrundſteuern in Danzig, 
zum Teil um 50 Prozent erhöht, daher die Beibe⸗ 
haltung der Amſatzſteuer, die Erhöhung der Ein⸗ 
kommenſteuer durch willkürlich und ins Blaue 
feſtgeſetzte Einſchätzungen, daher dieſe Feſt⸗ 
ſetzungen von Einkommen bei Gewerbetreibenden 
und Landwirten, wo gar kein Einkommen vor⸗ 
handen iſt. (Wie iſt es mit der Stempelſteuer? 
bei den Kommuniſten.) Daher die rigoroſe Ein⸗ 
ziehung der Steuerreſte aus früheren Jahren, 
wodurch viele Exiſtenzen aufs ſchwerſte geſchädigt 
und vernichtet werden. (Abg. Plenikowſki: Meine 
Jungens verſtehen das Ableſen beſſer!) Daher 
die Pläne der jetzigen Regierung, die Wohnungs⸗ 
bauabgabe zu erhöhen, überhaupt die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft feſter anzuziehen, anſtatt ſie 
langſam der Aufhebung unter Vermeidung aller 
ſozialen Härten entgegenzuführen. Daher die 
Abſicht, die gewerblichen Räume, die bisher von 
der Zwangswirtſchaft frei waren, mit der Woh⸗ 
nungsbauabgabe zu belaſten, und zwar in der 
ungeheuerlichen Höhe von 30 Prozent. (Hört, 
hört! rechts.) Das iſt eine Abſicht, der wir uns 


Stand⸗ 


mit Händen und Füßen entgegenſtellen werden, 


weil wir überzeugt find, daß dieſe Steuer nicht 
nur für den Hausbeſitz, ſondern für das ganze 


Gewerbe eine Kataſtrophe bedeuten muß. (Abg. 


Dr. Ziehm: Sehr richtig! — Abg. Plenikowſki: 
Wer würde denn die Mieten erhöhen?) 

Wenn wir an die Wirtſchaftspolitik im all⸗ 
gemeinen denken, ſo müſſen wir der Regierung 
mit dem allerſchärfſten Mißtrauen begegnen. 


Hier haben Sie eine Unſicherheit herbeigeführt, 
die ans Grenzenloſe reicht. Was ſind da für ſchöne 
Es klang freilich nicht 


Worte gemacht worden! 
mehr im Fanfarenton: Regierung zur Rettung 
der Wirtſchaft. (Abg. Plenikowſki: Lügen haben 
kurze Beine!) Man war vorſichtiger geworden 
und hatte nach den fürchterlichen Ergebniſſen der 
dreizehnmonatigen Wirtſchaft des Jahres 1926 
auch allen Grund dazu. (Abg. Plenikowſki: Des⸗ 
halb mußte die Umſatzſteuer weiter beibehalten 
werden!) In der Regierungserklärung war nur 
die Zuſage gemacht, daß die Wirtſchaft nicht durch 
neue Zwangsmaßnahmen beeinträchtigt werde. 
Das iſt eine negative Erklärung. Es wird nur 
geſagt, was nicht geſchehen ſoll. So drückt man 
ſich immer aus, wenn man nicht weiß, was man 
tun ſoll oder nicht will, daß man etwas tut. 
Vielleicht hat beides vorgelegen. Tatſache iſt 
jedenfalls, daß nichts zur wirkſamen Hebung der 
Wirtſchaft getan worden iſt. 


gaben ſteigen und laſſen keine 
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Ich habe ſchon auf die Wohnungswirtſchaft 
hingewieſen. Es ſollte ja ein neues Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz herausgebracht werden. Von dem 
iſt bis jetzt nichts zu merken. Zeit genug war dazu 
vorhanden. Die geſamte Wirtſchaft hat das aller⸗ 
größte Intereſſe, etwas Authentiſches darüber zu 
hören. Die Regierung macht ſich auch ſcheinbar 
gar keine Gedanken über die Beſchaffung der 
Mittel für die Ablöſung der am 1. Januar 1932 
fälligen Hypotheken. Dabei ſoll es ſich nach zu⸗ 
verläſſigen Schätzungen um eine Summe von 100 
bis 200 Millionen Gulden handeln. Die In⸗ 
duſtrie baut ab, die Aufträge von außen bleiben 
aus. Handel und Wandel erlahmen. Die pol⸗ 
niſche Konkurrenz wird immer bedrückender. Sie 
macht ſich immer mehr bemerkbar und verdrängt 
den deutſchen Wirtſchaftler. Polniſche Unterneh: 
mungen werden priviligiert und unterſtützt. Die 
Konkurrenz von Edingen wird immer fühlbarer, 
und es mußte dahin kommen, wohin es gekommen 
it. (Abg. Plenikowſti: Die Ausgaben für die 
Kirche werden immer größer!). Die Handlungen 
der Regierung reden eine deutliche Sprache. Sie 
bilden eine dunkle Rauchfahne, die den Weg 
marxiſtiſcher Wirtſchaft anzeigt. 

Bei der Landwirtſchaft ſteigt die Not. In der 
Regierungserklärung kaum erwähnt, wird dieſer 
wichtige ſtaatserhaltende Beruf nicht eines Wor⸗ 
tes gewürdigt, und wenn die Deutſchnationalen 
um Abſtellung der Not gebeten haben, dann ha⸗ 
ben ſie lange warten müſſen, ehe ſie eine Ant⸗ 


wort bekommen haben, und dann ſind es ein paar 


abgegriffene Worte geweſen, die ihnen geſagt 
worden ſind. Natürlich iſt auch gar kein Verſuch 
gemacht worden, die Danziger Landwirtſchaft 
irgendwie zu unterſtützen, ihr vielleicht dadurch 
zu helfen, daß fie vor der Ueberſchwemmung mit 
polniſchen Erzeugniſſen bewahrt wird oder durch 
irgend einen Akt der Sanierung des Steuerprob⸗ 
lems ihr zur Seite geſprungen wird. Trotz aller 
Einſchränkung und erhöhter Arbeitsleiſtung der 
geſamten Familie bis auf die Kinder hinab ſind 
bei den Landwirten Einnahmen und Ausgaben 
nicht mehr in Einklang zu bringen. Der Zinſen⸗ 
dienſt, die ſozialen Laſten, die öffentlichen Ab⸗ 
a Rentabilitäten 
mehr zu. Die marxiſtiſche Regierung verlangt 
eben billiges Brot für ihre Maſſen in den 
Städten. Sie fühlt ſich nicht beſchwert, wenn ſie 
das ganz einſeitig auf Koſten der Landwirtſchaft 
tut, obwohl auch ſie wiſſen müßte: Landwirts Not 
iſt Landes Tod. Bebel hat einmal geſagt: „Ich 
will der Todfeind dieſer bürgerlichen Exiſtenzen 
ſein.“ (Abg. Gehl: Das hat er nie gejagt!) Dies 
Wort ſagt klar, (Abg. Loops: Daß Sie die Un⸗ 
wahrheit jagen!) hier könnte manches verſucht 
werden. Die Regelung des Zollverteilungsſchlüſ⸗ 
ſels, über die wir noch nicht das Mindeſte gehört 
haben, und die durch die gemachten Erfahrungen 
gerechtfertigt iſt, muß erfolgen, weil Polen täglich 
mehr Nutzen aus Danzig zieht. Warum haben 
Sie es auf Grund ihrer angeblich guten Bezie⸗ 
hungen zu Polen nicht fertig bekommen, die Zoll⸗ 
einnahmequote zu erhöhen und dieſe zum Rück⸗ 
grat unſerer ganzen Finanzwirtſchaft zu machen? 
(Abg. Plenikowſki: Die Geiſtlichen ſind das 


Schwindeln gewöhnt!) 
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(Weiße, Abgeordneter) 

Eine ſpürbare Entlaſtung der Wirtſchaft ſollte 
durch Sparmaßnahmen bei der 
und in der Beamtenpolitik eintreten. Nach der 
Erklärung der Regierung ſollte der Beamtenap⸗ 
parat ſo ſehr aufgebläht ſein. Er ſollte abgebaut 
werden, was ja auch bereits die Rechtsregierung 
in anerkennendem Maße getan hat und mit gutem 
Erfolg, bis zu 25% gegenüber dem Jahre 1924. 
Dieſe Forderung des Beamtenabbaus wurde von 
den Sozialdemokraten, als ſie noch in der Oppo⸗ 
ſition waren und ſich im Wahlkampf befanden, 
bis zum Ueberdruß immer wieder gebraucht. Da⸗ 
bei ſchienen es ihr die höheren Beamten beſon⸗ 
ders angetan zu haben. Von deutſchnationaler 
Futterkrippenwirtſchaft konnte man überall hören 
und leſen. Daß es ſich dabei um eine Unwahrheit 
handelte, machte nichts aus. Sie ſcheinen, m. H., 
damals reichlich nach dem Rezept verfahren zu 
haben: Immer nur verleumden, es bleibt ſchließ⸗ 
lich etwas hängen. Nun iſt wirklich etwas hängen 
geblieben, aber nicht bei uns, ſondern bei Ihnen. 
Der Pfeil hat den Schützen getroffen. Jetzt zeigt 
ſich nämlich das merkwürdige Bild, daß die So⸗ 


zialdemokraten die allerſchärfſten Gegner des Ab⸗ 
baues ſind, und daß ſie danach ſtreben, alle Stel⸗ 


len, wo ſie ſie noch finden können, zu beſetzen. 
Statt Abbau iſt ein Aufbau eingetreten. Ich er⸗ 
innere nur an die Neueinrichtung der zwei beſol⸗ 
deten Stellen im Senat. 

Im Zuſammenhang damit möchte ich Ihren 
Blick auch etwas auf die ausgeſchiedenen Sena⸗ 
toren lenken. Waren ſie wirklich ſo unbrauchbar, 
daß man ſie erſetzen und die große Laſt ihrer Pen⸗ 
ſionen auf ſich nehmen mußte? Waren ſie nicht 
vielmehr überragende Fachleute, die an Selb⸗ 
ſtändigkeit andere weit überragen, z. B. der Fi⸗ 
nanzſenator, dem wir unſere Hochachtung und 
unſern Dank noch lange bewahren müſſen, und 
demgegenüber ſein Nachfolger doch ſicherlich ein 
Dilettant ſein muß. Durch dieſe Neuwahl des 
Senats hat ſich eine finanzielle Auswirkung er⸗ 
geben, die doch auch nicht ſo ganz verſchwiegen 
werden darf, und die doch eine Belaſtung der 
Wirtſchaft bedeutet, wenn durch dieſe Neuwahl 
des Senats 150 000 Gulden im Jahr mehr in den 
Etat eingeſetzt werden müſſen. Iſt das eine Ent⸗ 
laſtung der Wirtſchaft? Bedeutef das Sparſam⸗ 
keit oder iſt das die in der Negierungserklärung 
angekündigte Verwaltungsreform? M. D. u. 9.! 
Das iſt die Futterkrippenwirtſchaft, (Sehr richtig! 
rechts) parteipolitiſcher Aemterſchacher, Kuh⸗ 
handel ſchlimmſter und teuerſter Art, während die 
Wirtſchaftsnot draußen vor den Kontoren und 
Fabriken vor den Geſchäftsleuten, Angeſtellten 
und Arbeitern drohend ihr Haupt erhebt. (Sie 
haben kein Recht, jo zu ſprechen! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Uns Deutſchnationalen will es, je länger 
wir ihre Politik einer Kritik unterziehen, ſchei⸗ 
nen, als ob ſich da ein trauriges Spiel von Selbſt⸗ 
ſucht, Eitelkeit, Ehrgeiz, von Parteipolitik und 
Parteiverblendung anbahnt. Es fällt mir ſchwer, 
Ihnen das zu ſagen, m. H., (Heiterkeit links) aber 
angeſichts des heraufſteigenden Unglücks iſt 
Schweigen Verbrechen. (Sehr gut! rechts.) Um jo 
mehr, als man zu der Ueberzeugung gelangen 
muß, daß dieſe Entwicklung nicht Schickſal, ſon⸗ 


Beamtenſchaft j 


Mittwoch, den 30. Januar 1929. 


dern gewollte Politik iſt. Wir wiſſen wohl, daß 
ih manches im innerpolitiſchen Leben ändern 
muß. Neue Probleme harren der Löſung. Vieles 
wird aus den alten Bahnen herauskommen 
müſſen. Eine Umſchaltung wird gewiß ſtattfinden. 
Wir ſind ja zwiſchen zwei Welten geſtellt, die alte 
und die neue, die neue, der auch unſere Pflicht 
und Einſicht gebührt und die alte, der wir unſer 
Herz und unſere ganze ſeeliſche Art ſchenken. 
Sie aber faſſen die Gegenwart ſo auf, daß Sie 
mit klarem Bewußtſein nicht zu einem Ausgleich 
der Intereſſen, zum Ausgleich der Stände, zum 
Ausgleich der einzelnen Klaſſen, ſondern einſeitig 
zum Untergang des einen Teils und zur Erhal⸗ 
tung des andern eintreten. Es muß hier zu einer 
Entwicklung führen, die in einer Kataſtrophe 
endigt. (Zuruf des Abg. Rahn.) Wenn jemand 
vom Gegenteil reden will, vielleicht gar von einem 
Aufſtieg reden möchte, dann kann es nur ein 
Aufſtieg ſein, (Abg. Plenikowſki: Unter Leh⸗ 
mann!) wie ihn Bismarck ſchon in biſſiger Ironie 
gekennzeichnet hat: „Laſſen Sie uns alle erſt ein⸗ 
mal ſterben, dann ſollen Sie ſehen, wie Deutſch⸗ 
land in Flor kommt.“ Auf dieſen Moment wartet 
draußen der Pole, er wartet auf den Augenblick, 
wo ſich die Danziger in verzweifelter Wirtſchafts⸗ 
not dem größeren polniſchen Wirtſchaftskompler 
auf Gedeih und Verderb ausliefern müſſen. 


In unſerer Betrachtung ſind wir nun ſoweit 
ekommen, daß wir vor einem zweiten Problem 
tehen. Es handelt ſich um die Frage der Außen⸗ 
olitik. Die Außenpolitik ſpielt ſich bei Ihnen nach 
dem Grundſatz der Verſtändigung ab. Dieſer 
Grundſatz gehört zur marxiſtiſchen Ideologie und 
it ein Poſtulat des Gleichheitsprinzips, alle 

Menſchen ſeien gleich, Chriſten und Hottentotten, 
Deutſche, Polen und Engländer, Südſeeinſulaner. 
(Abg. Plenikowſki: Iſt das nicht ein chriſtliches 
Poſtulat?) Daraus ergibt ſich der taktiſche Grund⸗ 
ſatz (Zurufe bei den Kommuniſten) Verzicht auf 
jeden völkiſchen Kampf und jede Nationalpolitik. 
Stellen wir zum Vergleich neben dieſen Grund⸗ 
ſatz den anderen vom Klaſſenkampf mit ſeinen 
Haßgefühlen, ſo ergibt ſich eine Politik, die eine 
Unnatürlichfeit und Widernatürlichkeit bedeutet, 
ein vollſtändiges Amdenken, Fühlen, auch ein 
vollſtändig anderer Erfolg. Die deutſche Sprache 
hat es bis jetzt noch nicht fertig gebracht, für dieſes 
Verhalten und für dieſe Politik das treffende Ei⸗ 
genſchaftswort zu finden. Wir müſſen es aus einer 
Fremdſprache ableiten. Für die, die Latein kön⸗ 
nen, darf ich ſagen, daß es mit dem Infinitiv ver⸗ 
vertere zuſammenhängt. Das Eigenſchaftswort 
kennen wir alle. Der eigene Volksgenoſſe wird als 


Feind bekämpft und der Fremde wird als Freund 


in die Arme geſchloſſen. Dieſe Verſtändigungside⸗ 
ologie ſpielt natürlich ſofort eine Hauptrolle in 
der Regierungserklärung und deren Kommenta⸗ 
ren. Sie wurde von einem ſozialiſtiſchen Vertreter 
dahin gefaßt: „Die Sozialiſten begrüßen den Ver⸗ 
ſtändigungswillen mit Polen und hoffen, daß dies 
Beſtreben von Erfolg begleitet ſei.“ Er ſetzte noch 
die Erwartung hinzu, daß Polen in allen Fragen 
den Vertrag von Verſailles anerkenne und Dan⸗ 
zigs Freiheit reſpektiere, die ihm in den Verträ⸗ 
gen geſichert ſei. Und der Erfolg nach einem 
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(Weiße, Abgeordneter) 
(A) Fahre? Das Wort Verſtändigung iſt hier in Dan⸗ 
zig der Lächerlichkeit preisgegeben, und alle Ver⸗ 


ſtändigungsbemühungen haben zu einem voll⸗ 
et Mißerfolg geführt. (Sehr richtig! 
rechts. 


M. H. von der Sozialdemokratie, das Wort 
und die Idee von der Verſtändigung iſt von 
Ihnen ganz gewiß ernſtlich erfaßt und mit einem 
ſittlichen Begriff verbunden. Das traue ich Ihnen 
zu. Aber Ihre Kontrahenten, die Polen, denken 
gar nicht daran, mit dieſer, Ihrer Idee und mit 
dieſem Ihrem Programmpunkte auch nur eine 
Spur von ihrer Auffaſſung zu verbinden. Die Po- 
len wollen ſich gar nicht mit Ihnen verſtändigen, 
ſondern Sie und Danzig beherrſchen. Darum ſind 
alle Ihre aufgebrachten Energien an Verſtändi⸗ 
gungswillen eine nutzlos vergeudete Kraft, die 
eines Beſſeren wert wäre. Wenn ich heute 


Ihr Verhalten Polen gegenüber zum Gegen⸗ 


ſtand der Erörterung und Begründung un⸗ 
ſeres Mißtrauensantrages mache, ſo möchte 
ich nicht unbetont laſſen, daß wir Ihre 
Schwierigkeiten kennen, in denen Sie ſich befinden. 
Wir wiſſen, Polen iſt ein ſchwieriger Verhand⸗ 
lungspartner und erſt recht ein unmöglicher Ver⸗ 
ſtändigungspolitiker. (Abg. Gehl: Was haben 
Sie erreicht?) Die Schuld liegt alſo nicht bloß bei 
Ihnen. Sie liegt in der Hauptſache auf der pol⸗ 
niſchen Seite. Wenn Sie das aber nicht zu ſagen 
wagen, dann wollen wir es für Sie an Ihrer 
Stelle tun und dafür müßten Sie uns dankbar 
ſein, Herr Gehl. Ihr Verhalten uns gegenüber 

(8) läßt aber freilich nichts von dieſer Dankbarkeit er⸗ 
kennen. Im Gegenteil, wie oft haben Sie uns in 
den Sitzungen vorgeworfen, daß wir, die Deutſch⸗ 
nationalen, allein die Schuld an der Unverſöhn⸗ 
lichkeit der Polen hätten. M. H. mag uns ſonſt 
vieles trennen, dieſem äußeren, gemeinſamen 
Gegner gegenüber wollen wir uns verbunden 
fühlen. Es ſchmerzt Sie und uns, zu erfahren, wie 
Polen darauf bedacht iſt, die Danziger Rechte ein⸗ 
zuſchränken und uns zu poloniſteren. Polen nützt 
die ihm zugeſtandenen wirtſchaftlichen Rechte für 
ſeine politiſchen Ziele aus und denkt gar nicht 
daran, Rückſicht zu nehmen, ob Sie, die Verſtändi⸗ 
gungspolitiker, oder wir als Nationaliſten mit 
Gift und Geifer überſchüttet werden. Polen will 
Unterwerfung. 

Laſſen Sie mich das noch ein wenig ausführen. 
Ich könnte es an Hand der älteren Geſchichte tun. 
Sie würden ſehen, wie Polen ſchon vor 450 
Jahren dasſelbe Spiel ſpielte. Schon damals 
wollten die Polen ans Meer. Dazu brauchten ſie 
Danzig. Schon damals ſetzten ſie alle Mittel 
daran, um ihr Ziel zu erreichen. Aber damals 
waren Danziger Staatsmänner da, die feſtſtan⸗ 
den, die ſich nicht durch Verſprechungen, Schlag⸗ 
wörter, Drohungen oder Gewalt einfangen ließen, 
die ſich nicht dazu bewegen ließen, ihr Danziger 
Vaterland dem Verderben und ihre Ehre der Lä⸗ 
cherlichkeit preiszugeben. Demgegenüber erzählen 
die Polen freilich, daß dieſe Geſchichte eine natio⸗ 
naliſtiſche Fälſchung ſei, Polen habe gar nicht ver⸗ 
ſucht, was die deutſche Scheinwiſſenſchaft ihr an⸗ 
dichte. Im Gegenteil, es habe getan, was in ſeinen 
Kräften ſtand, das Land zum Wohlſtand zu brin⸗ 
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gen. Nun wohl, zum Wohlſtand iſt es gekommen, 
das iſt wahr, aber nicht durch die Polen, ſondern 
trotz Polen. (Sehr richtig! rechts.) Danzig hatte 
eben weitſichtige vaterlandsliebende, heimatge⸗ 
bundene, opferbereite Menſchen, die kampfesfroh 
waren, und die nur das eine Intereſſe hatten, 
ihrem kleinen Heimatlande und ihrer geliebten 
Vaterſtadt die ſtaatliche Selbſtändigkeit und Frei⸗ 
heit zu bewahren und die bereit waren, ſich bis 
zum äußerſten zu wehren, ſelbſt mit der Waffe in 
der Hand. Polen will Unterwerfung. 

Laſſen Sie mich dieſe Behauptung aber mit 
Dingen aus neueſter Zeit belegen. Fangen 
wir gleich mit dem Allerneueſten an. In der geſtri⸗ 
gen Nummer der „Danziger Zeitung“ iſt zu 
leſen, daß die Vororte der Freien Stadt Danzig 
von der Tarifvergünſtigung der polniſchen 
Staatsbahn ausgeſchloſſen ſind. Das Tarifabkom⸗ 
men wäre durchlöchert, der Senat müßte einſchrei⸗ 
ten. Ich ſage nichts mehr dazu. Wir werden über 
dieſe Sache noch weiter zu reden haben. Ja, der 
Senat muß einſchreiten, wir rufen es ihm auch zu: 
„Sie müſſen einſchreiten!“ Heute frage ich bloß in 
dieſem Zuſammenhang: Iſt das Verſtändigung? 
Oder da war die Verordnung des polniſchen Ei⸗ 
ſenbahnminiſteriums, daß Züge und Stationsge⸗ 
bäude bei der Jahresfeier der polniſchen Repu⸗ 
blik mit Flaggen in den polniſchen Farben ge⸗ 
ſchmückt werden ſollten? Flaggen ſind doch nicht 
irgend ein paar Lappen, Flaggen bedeuten ein 
Hoheitszeichen, die angeben ſollen, wer Herr im 
Lande iſt. Verſtößt das nicht direkt gegen Völker⸗ 
bundsbeſtimmungen und Entſcheidungen des Ho⸗ 
hen Kommiſſars? Iſt das aber Verſtändigung? 
Oder da iſt jene Note der polniſchen Regierung, 
die gegen die Tagung der deutſchen Geſchichtsver⸗ 
eine und gegen die Archivtagung Einſpruch erhob. 
Iſt das nicht eine unerhörte Einmiſchung des pol⸗ 
niſchen Vertreters in Danziger innere Angelegen⸗ 
heiten und ein dreiſter Verſuch, unſere geiſtige 
und kulturelle Verbindung mit unſerm deutſchen 
Mutterlande zu unterbinden und die deutſche wiſ⸗ 


ſenſchaftliche Forſchung hier unmöglich zu machen? 


(Sehr gut! rechts.) Iſt das Verſtändigung? 
Oder da iſt die Betonung der polniſchen Tarifho⸗ 
heit, die jetzt ja wieder eine aktuelle Färbung be⸗ 
kommen hat, die Feſtlegung des Rechts, den Tarif 
im Danziger Eiſenbahnverkehr ſo gut wie allein 
zu geſtalten. Iſt das nicht verſuchte Anmaßung 
von Hoheitsrechten? Iſt das Verſtändigung? Oder 
die bekannten Schulbeiſpiele, wie Polen die Ver⸗ 
ſtändigung mit Danzig auffaßt: da iſt das erneu⸗ 
erte Abkommen über die Weſterplatte, das dazu 
führt, das polniſche Munitionslager in Danzig 
auf drei Jahre zu verlängern und das Leben un⸗ 
ſerer Einwohner und die Sicherheit unſeres Ha⸗ 
fens tödlich zu verletzen. (Was haben Sie dagegen 
gemacht? links.) Das iſt ein Abkommen, daß dazu 
führen kann, aus einem Proviſorium ein Defini⸗ 
tivum zu ſchaffen und ausgerechnet an einer Stelle 
des Staatskörpers, die die Schlagader unſeres 
Landes bedeutet. Iſt das Verſtändigung? Oder 
die Regelung des Port d'attaché, des Anlegerechts 
polniſcher Kriegsſchiffe im Danziger Hafen und 
in deutſchen Gewäſſern, wodurch eine Verlände⸗ 
rung eines unhaltbaren Zuſtandes wegen ſeiner 
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Gefahr im Falle eines Krieges auf weitere drei welche Schlüſſelſtellung Danzig bedeutet. Wer (0 


Jahre hinaus verlängert wird und ganz Danzig 
einer furchbaren Zerſtörung ausgeſetzt werden 
kann. Oder die Betonung des Rechts ſeitens Po⸗ 
lens, das für 6 Millionen hergeſtellte Munitions⸗ 
becken, wovon Danzig ſelbſt die Hälfte beige⸗ 
tragen hat, beliebig zu ſperren, falls es die mili⸗ 
täriſchen Intereſſen Polens verlangen. Hat Polen 
das nicht alles in der Abſicht getan, hier in Dan⸗ 
zig eine polniſche Marinebaſis zu ſtabiliſieren? 
Iſt das aber Verſtändigung? Oder die Beſetzung 
der Lotſenkommandos mit einem Polen oder die 
Betonung des Rechtsanſpruchs ſeitens Polens, die 
Danziger Beamten der Zollverwaltung auf Dan⸗ 
ziger Gebiet zu inſpizieren oder ſie gar abzuſetzen 
oder auszuſchalten, oder die Anſprüche Polens 
auf das Recht, Danziger Eiſenbahnbeamte den 
Danziger Gerichten zu entziehen und ſie gegen 
alle Verträge der polniſchen Eiſenbahnverwal⸗ 
tung vor polniſche Richter zu führen, oder, um 
noch bei den Eiſenbahnangelegenheiten zu bleiben, 
die Angelegenheit, die durch Anfrage des Abg. 
Klein ans Licht gebracht wurde, und die noch der 
Aufklärung bedarf, der Verſuch Polens die Woh⸗ 
nungsbauabgabe und die Lohnſummenſteuer dem 
Danziger Staat vorzuenthalten. (Hört, hört! 
rechts.) Oder was ich jetzt vor einigen Tagen 
gehört habe, daß der Zoppoter Bahnvorſteher in 
eine untergeordnete Stellung verſetzt werden 
ſoll, weil der Sonderzug des Herrn v. Pilſudski 
in Zoppot zum Halten gebracht werden mußte und 
ſich der Vorſteher nicht ſofort bei dem begleiten⸗ 
den Perſonal des Zuges gemeldet hat. Die jungen 
Leute, welche bei unſerer Volkstagswahl polni⸗ 
ſche Wahlzettel ausgetragen haben, ſind, ganz 
gleich, ob ſie ſchon ausgebildet waren, befördert 
worden. Dadurch ſind ältere deutſche Beamte aus 
ihren Stelungen verdrängt worden. Oder denken 
wir an die in Kürze zu erwartende Erhöhung 
der Eiſenbahntarife, deren Regelung von ein⸗ 
ſchneidender Bedeutung für das Danziger Wirt⸗ 
ſchaftsleben ſein muß. Oder die Tatſache, daß der 
Verſuch von Menſchen gemacht wird, die hier ein 
Gaſtrecht genießen, auf die deutſche Preſſe in 
Danzig einen Druck auszuüben und ſie in politi⸗ 
ſchem Sinne zu beeinfluſſen, oder was in ähn⸗ 
licher Richtung liegt, die Uebertragung des von 
hieſigen polniſchen Studenten veranſtalteten 
Konzerts auf die Rundfunkſender wird ertrotzt, 
während die Kundgebung des Vereins der Rhein⸗ 
länder abgelehnt werden muß. 

M. D. u. H.! In der Linkspreſſe werden dieſe 
Dinge als Bagatellen behandelt. Ich ſage, es 
ſind nicht Bagatellen, nicht Kleinigkeiten, ſondern 
ungeheuer große Lebensfragen für Danzig, und 
wehe den Danzigern, wenn ſie dem polniſchen 
Diplomaten-Rat folgen, auf ſolche Dinge nicht 
ihre ganze Aufmerkſamkeit zu konzentrieren. In 
dieſen kleinen Dingen ſteckt die polniſche Unter⸗ 
minierarbeit, die ſich ſyſtematiſch und folgerichtig 
zum Sturz unſeres Staatsweſens vollziehen kann. 
Dieſe Dinge bekommen aber ſofort einen über⸗ 
ragenden Wert, wenn man ſie in die großen poli⸗ 
tiſchen Zuſammenhänge bringt, die als das Oſt⸗ 
problem bezeichnet werden. Durch die verratene 
Grönerdenkſchrift ſind die Oſtfragen ja neu ans 
Licht gebracht worden. Da können wir ſehen, 
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Danzig hat, hat den Zutritt zum Oſtraum. Und 
da, m. H, bekommen Sie es fertig, mit Polen zu 
paktieren, ihm vieles auf Koſten des Deutſchtums 
zu geſtatten, hier, wo jeder Poſten mit einem 
deutſchen Menſchen beſetzt bleiben muß, wo jeder 
Quadratmeter Danziger Landes von deutſcher 
Treue bewacht ſein muß, wo jeder Beſitz in deut⸗ 
ſcher Hand ruhen muß, und jede Gefahr nur von 
einem deutſchen Menſchen abgewendet werden 
kann. Fühlen Sie nicht die weltgeſchichtliche Sen⸗ 
dung Danzigs für die neue deutſche Zukunft? (Zu⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Ich glaube wohl, daß 
auch Sie das fühlen, aber die Bindungen Ihrer 
marxiſtiſchen Verſtändigungs⸗Pſychoſe halten Sie 
in Ketten. Währenddeſſen aber zieht Polen ein 
politiſches Recht nach dem andern an ſich, bis die 
Schlinge fertig iſt, und dann kann es noch den 
Vorteil für ſich buchen, keine Gefahr zu laufen, in 
Genf als Angeklagter vor das Forum der politi⸗ 
ſchen Welt gezogen zu werden. (Sehr richtig! 
rechts.) 

.. M. D. u. H.! Das iſt nicht Verſtändigungspo⸗ 
litik, ſondern Unterwerfungspolitik, (Sehr gut! 
rechts) und ſolche Politik müſſen wir aufs ſchärfſte 
bekämpfen. Wir müſſen warnen und die Gewiſſen 
ſchärfen, andererſeits aber auch die Regierung be- 
ſtimmen, kein Mittel unverſucht zu laſſen, das uns 
in die Hände gelegt iſt. Das haben Sie im letzten 
Jahr reichlich verſäumt. Ich denke an den Appell 
an den Völkerbund und an das völkerbündliche 
Schiedsverfahren. Es iſt eigenartig, daß Sie 
gerade, m. D. u. H. von der Sozialdemokratie auf 
dieſes Recht verzichten wollen. (Zurufe links.) 
Wenn Sie das Verfahren gegenüber Polen auf⸗ 
geben, geben Sie einen Ihrer Grundſätze auf. Das 
braucht uns nicht zu berühren, aber es geht uns 
ſoweit an, daß wir Ihnen ſagen müſſen, wenn Sie 
das aufgeben, geben Sie das letzte Rechtsmittel 
aus Ihren Händen, ja, Sie drücken Polen gerade⸗ 
zu einen Freiheitsbrief für Rechtsverletzungen in 
die Hände. Das iſt Harakiri. (Sehr richtig! rechts.) 
Iſt es bei dieſer Regierungsmethode verwunder⸗ 
lich, daß wir nichts erreichen, daß der Erfolg aus⸗ 
bleibt und infolgedeſſen das Mißtrauen der Be⸗ 
völkerung gegenüber der jetzigen Regierung täg⸗ 
lich immer größer wird? Die Ergebniſſe der Ab⸗ 
ſtimmung bei den Gemeindewahlen, ganz beſon⸗ 
ders bei den Volksentſcheiden haben klar bewie— 
ſen, daß das Urteil der Bevölkerung ein Urteil 
gegen die Sozialiſten iſt, und daß auch die jetzige 
Mehrheit des Volkstages in keiner Weiſe mehr 
dem Willen des Volkstages entſpricht, (Abg. 
Gehl: Denken Sie an den 13. November!) daß die 
jetzige Regierungskoalition nur auf einer Min⸗ 
derheit baſiert, und daß das bewußte Bürger⸗ 
tum eine ſichere Mehrheit aufweiſt. Wenn nach 
einem Jahr Linksregierung die Bevölkerung ein 
ſolches Urteil ſpricht, dann dürfen wir, die wir 
die Volksvertreter ſind, klar und deutlich aus- 
ſprechen, was die Entſcheidung des Volkes bedeu⸗ 
tet. Das Volk hat die Mißwirtſchaft der Links⸗ 
regierung ſatt. Es iſt grenzenlos enttäuſcht. Es 
iſt angewidert von dem Terror, der über Verfaſ⸗ 
ſung und Geſetz hinweg einfach durch Mehrheits⸗ 
beſchluß diktiert, der der Bevölkerung einſeitig 


neue Laſten aufbürdet und die Wirtſchaft zum 


— 


D) 


(A 


— 


(B) 
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(Weiße, Abgeordneter) 

Erlahmen bringt. Es iſt empört über die Außen⸗ 
politik, die es um die letzten Reſte von Freiheit 
und Selbſtändigkeit bringt. So wie bisher darf 
es nicht weitergehen. Der von den Sozialdemo⸗ 
kraten betonte Grundſatz, „die Gewalt geht vom 
Volk aus“, muß dahin führen, daß Sie ſich aus 
der Regierung zurückziehen. (Abg. Gehl: Das 
möchte Ihnen ſo paſſen! — Heiterkeit.) Das Ver⸗ 
trauen haben Sie längſt verloren. Wenn wir 
Kataſtrophen⸗Politiker wären, würden wir ſagen, 
arbeiten Sie nur recht lange ſo, um ſo ſicherer 
wird die Sache ſchief gehen. (Abg. Gehl: Das hat 
Herr Dr. Ziehm ſchon vor Ihnen geſagt!) 

Auch die Danziger Arbeiterſchaft hat von 
Ihrer Regierungsmethode genug. Sie ſieht immer 
klarer, wie wenig die eigentlichen Grundinter⸗ 
eſſen der Arbeiter gewahrt werden. Die Ein⸗ 
ſetzung von Betriebsräten und das Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetz machen noch nicht das Glück der Ar⸗ 
beiter allein aus, aber um ſo mehr ſpüren ſie das 
Unglück, das heranzieht, und fühlen den Strudel, 
der ſie erbarmungslos in die Tiefe reißt. Die 
Arbeitsmöglichkeit und Verdienſtmöglichkeit läßt 
überall nach. Ueberall kommt die Wirtſchaft zum 
Erlahmen und ſie merken, der Aſt auf dem ſie 
ſitzen, wird abgeſägt. Je länger deſto mehr ſehen 
die Arbeiter auch die Unnatürlichkeit der Ver⸗ 
ſtändigungspolitik ein und erkennen, wie ihre 
deutſchen Arbeiterintereſſen immer mehr auf dem 
Altar der Verſtändigungspolitik geopfert wer⸗ 
den. Sie müſſen zuſehen, wie die Rechte der 
Hafenarbeiter deutſcher Nationalität den polni⸗ 
ſchen Forderungen gegenüber ſo wenig gewahrt 
werden, wie die Zahl der polniſchen Arbeitneh⸗ 
mer bei der Eiſenbahn, beim Hafenausſchuß, bei 
der Danziger Werft und anderen Betrieben mit 
maßgeblichem polniſchem Einfluß immer hem⸗ 
mungsloſer wächſt, und Lohndrückerei die Dan⸗ 
ziger aus Lohn und Brot bringt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Und Ihre Großagrarier?) 

Die gegenwärtige Zahl der Erwerbsloſen iſt 
nicht etwa eine ſaiſonmäßig durch die Zeit be⸗ 
dingte Erſcheinung, ſondern in der Hauptſache die 
notwendige Folge verkehrter ſozialiſtiſcher Poli⸗ 
tik. Viele Arbeiter haben der Sozialdemokratie 
daher enttäuſcht den Rücken gekehrt, wie aus den 
Gemeindewahlen und aus dem Volksbegehren 
„Volkswille“ hervorgeht. Oder ſie bilden immer 
mehr einen Kern von Unzufriedenen in ihrer 
Partei ſelbſt. Es machen ſich überhaupt viele 
Gegenkräfte in der ſozialiſtiſchen Bewegung gel⸗ 
tend. Die Einſicht der verſtändigen Arbeiter fängt 
an zu ſiegen, weil ſie die Brüchigkeit der Klaſſen⸗ 
kampftheorie, die Undurchführbarkeit der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Pläne erkennt. Sie durchſchauen das Ge⸗ 
wirr von unbewieſenen Hypotheſen und künſt⸗ 
lichen Fiktionen. Das Mißtrauen in Arbeiter⸗ 
kreiſen Ihnen gegenüber iſt jedenfalls größer, als 
es zahlenmäßig aus den Ergebniſſen der letzten 
Wahlen herauszuleſen iſt. Was aber dann, wenn 
die Revolutionshäuptlinge ihren jakobiniſchen 


Veitstanz bekommen (Heiterkeit), ſehr verehrter 
Herr Gehl, und es gelingt ihnen, ihre Scharen zu 
Unbedachtheiten hinzureißen? (Abg. Plenikowſfki: 
Sie ſind ein echter Chriſt mit Ihrem Veitstanz, 
ein Lump ſind Sie, verſtehen Sie! Sie haben da 
oben den Veitstanz!) 


1339 


Prüſident: Herr Abg. Plenikowfki, ich rufe 


Sie zur Ordnung und erſuche Sie, die Redner⸗ 
tribüne zu räumen. (Abg. Langnau: Ein Lump 
bleibt ein Lump!) 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): Stalin will 
erneute Aktivität. Der Gedanke der Weltrevolu⸗ 
tion ſoll vorwärts getrieben werden. Haben Sie 
für ſolche Fälle die nötigen Sicherheiten? (Abg. 
Kreft: Das überlaſſen Sie uns!) 

Die Rechtsregierung hatte die Einwohner⸗ 
wehr als Hilfe und Reſerve für die Schupo ein⸗ 
gerichtet. Was haben Sie getan? Dieſen Sicher⸗ 
heitskoeffizienten haben Sie ſo ſchnell als möglich 
aus Ihrer politiſchen Rechnung herausgebracht. 
Das entſprach wohl Ihrer politiſchen Einſtellung, 
auch dem Willen Ihrer Wählermaſſen, es ent⸗ 
ſprach auch dem Wunſch Polens. Es entſprach 
aber nicht dem Geſichtspunkt einer wirklichen 
Staatspolitik. (Sehr gut! rechts.) Jetzt wird mit 
dem Leben und dem Eigentum unſerer Danziger 
Bewohner va banque geſpielt. Selbſt die polizei⸗ 
liche Sicherheit iſt durch Ihre Politik in Frage 
geſtellt. Da, meine Herren, ſollten wir Ihnen 
Vertrauen ſchenken? Obwohl Sie alle ſtaatser⸗ 
haltenden, ſtaatsaufbauenden und ſtaatsſichern⸗ 
den Elemente zerſtören? Hier würde das Wort 
vortrefflich paſſen, das man an unrechter Stelle 
und am unpaſſenden Ort den Beamten und 
Hausbeſitzern zugeſchleudert hat. Ich möchte mich 
aber nicht einer Brüskierung ausſetzen, obwohl 
es taktiſch richtig wäre, auf einen Schelm andert⸗ 
halb zu ſetzen. Ich ſtelle nur feſt, daß es Ihnen 
nicht gelungen iſt, das Vertrauen unſeres Volkes 
zu erringen. Das wird dem 
recht nicht möglich ſein. Die Unſicherheit nimmt 
zu. Daher beantragen wir, Ihnen das Vertrauen 
zu entziehen. (Lebhaftes Bravo! rechts. — Zuruf 
des Abg. Plenikowſki. — Abg. Gehl: Das war 


ſehr ſchwach!) 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Im Intereſſe 
der von Ihnen vertretenen Religion wäre es beſſer 
geweſen, wenn Sie, Herr Pfarrer Weiße geſchwie⸗ 
gen hätten; denn ein Geiſtlicher iſt nicht dazu da, 
in dieſer Weiſe Parteiagitator zu ſein und mit 
ſolchen Mitteln zu arbeiten, wie es vielleicht noch 
Herrn Schütz oder anderen Herren dieſer Fraktion 
erlaubt ſein kann. Denn dadurch, daß Sie hier die 
Anklagen in derſelben demagogiſchen Art, nur in 
einer etwas beſſeren Form vorbringen, werden 
ſie in keinem Fall berechtigter und ſind in keinem 
Fall überzeugender. Es müßte aber doch gerade 
Ihre Aufgabe ſein, nach dem Bibelwort zu han⸗ 
deln und immer bei der Wahrheit zu bleiben. 
(Zurufe rechts). Ich glaube an die Wahrheit, 
allerdings nicht bei Ihnen. 

Was hier zur Begründung des Antrags vor⸗ 
gebracht wurde, umfaßt zwei große Gebiete, ein⸗ 
mal die Außenpolitik und das andere Mal das 
der Innenpolitik. Soweit das Gebiet der Außen⸗ 
politik in Frage kommt, iſt es doch ſehr eigenartig, 
daß ſich ein Vertreter des Chriſtentums hier hin⸗ 
ſtellt und der Sozialdemokratie deshalb Vor⸗ 
würfe macht, weil ſie ſich mit andern Völkern ver⸗ 
ſtändigen will. Gerade Sie, Herr Pfarrer Weiße, 
müßten doch das Wort aus der Bibel kennen: 


(©) 


jetzigen Senat erſt O 


(A 


(B) 


— 
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(Loops, Abgeordneter) 

„Gehet hin in alle Welt und lehret alle Völker.“ 
Es iſt da nicht allein die Rede von den Germanen, 
ſondern von allen Völkern. Sie machen ſich jetzt 
darüber luſtig, daß man mit Polen, Engländern 
und Südſeeinſulanern eine Verſtändigung ſucht. 
Nun, Herr Weiße und m. D. u. H. von den 
Deutſchnationalen, wenn das etwas ſo Schänd⸗ 
liches iſt, warum unterſtützen Sie dann die chriſt⸗ 
lichen Miſſionen, die nach Afrika, Auſtralien und 


ſonſtwo hinreiſen und den Leuten dort das Chri- r 


ſtentum bringen? Wenn das ſo etwas Schänd⸗ 
liches iſt, ſollten Sie doch nicht die Leute in die 
weite Welt ſchicken. Sie machen ſich dann ja des 


gleichen Verbrechens ſchuldig, das Sie der Sozial⸗ 


demokratie vorwerfen. (Abg. Weiße: Gerade das 


Gegenteil! Abg. Rahn: Dieſe chriſtlichen Vorle⸗ 
ſungen haben doch keinen Sinn! Wir wollen doch 


Politiſches hören!) Das wurde hier aber zur Be- 
gründung einer politiſchen Aktion vorgetragen. 
Es wäre beſſer geweſen, wenn Sie vorher Ihre 
Kritik gegenüber Herrn Abg. Weiße zum Aus⸗ 
druck gebracht hätten. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Es wäre aber müßig, wenn man auf alle Einzel⸗ 
heiten, die hier zur Begründung des deutſchna⸗ 
tionalen Standpunkts gegenüber der Verſtändi⸗ 
gungspolitik, wie ſie vom jetzigen Senat betrieben 
wurde, vorgetragen wurden, im einzelnen ein⸗ 
gehen wollte. Aber eins müßte ich herausgreifen. 
Es iſt hier mit ſehr tönendem Pathos geſagt 
worden, es müßte die Aufgabe gerade der jetzigen 
Regierung ſein, jede einzelne Arbeitsſtelle in 
Danzig für einen Deutſchen freizuhalten. Nun, 
Herr Weiße, Ihre Parteifreunde aus dem Großen 


Werder und der Danziger Niederung ſind es, die 


Jahr für Jahr Tauſende von Polen hereinkom⸗ 


men laſſen, und die bereits in dieſem Jahre wie⸗ 


11000 
hört! 


der den Antrag geſtellt haben, 
arbeiter hereinzuholen. (Hört, 


Saiſon⸗ 


in all dieſen Dörfern Hunderte von Erwerbsloſen 


ſind, die durchaus in der Lage wären, den größten 


Teil dieſer Arbeiten zu verrichten. Sie und Ihre 
Freunde ſind es, die in erſter Linie gegen die 
Redensart handeln, es müſſe gegen die Lohn⸗ 
drückerei der Polen Front gemacht werden. (Hei⸗ 
terkeit links.) Die Saiſonarbeiter werden gerade 
deshalb hereingeholt, weil ſie als Lohndrücker 
gegen die Danziger einheimiſchen Arbeiter wir⸗ 
ken. (Weil die Landwirtſchaft Ihre Leute nicht 
bekommt! rechts.) Es wäre gut, wenn dieſer Teil 
des Vortrags von Herrn Weiße auf dem 
Deutſchnationalen Parteitag vor den deutſchna⸗ 
tionalen Agrariern gehalten würde. Dort wäre 
er angebracht. (Sehr gut! links.) 

Es iſt auch unwahr, wenn hier die Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt worden iſt, daß ſich die Sozial⸗ 
demokraten gegen ein Schiedsgerichtsverfahren 
wehren. Gerade die Sozialdemokratie hat in 
ihrem Programm die Forderung, daß die Diffe⸗ 
renzen zwiſchen den Völkern durch Schiedsge⸗ 
richtsverfahren ausgetragen werden ſollen. Sie 
ſind es ja gerade, die dieſen Standpunkt bekämp⸗ 
fen und die in der Zeit vor dem Kriege eine 
ſolche deutſche Außenpolitik zuſchanden gemacht 
haben. Wenn der jetzige Senat in Danzig nicht 
mit jeder einzelnen Kleinigkeit nach Genf gegan⸗ 
gen iſt, ſondern verſucht hat, ſie hier durch Ver⸗ 
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handlungen zu löſen, dann iſt es eben aus dem ( 


Grunde geſchehen, um ſich nicht in Genf ſo viel 
Blamage und Niederlagen zu holen, wie es zur 
Zeit Ihrer Regierung der Fall geweſen iſt. (Zu⸗ 
rufe rechts und links.) Es iſt möglich geweſen, 
verſchiedene Differenzen, die Ihnen unlösbar 
ſchienen, in der Zeit da der jetzige Senat am 
Ruder iſt, durch direkte Verhandlungen zu be⸗ 
1 (Dafür haben Sie Rechte hingegeben! 
rechts. 


Nun die Ausführungen, die bei dem deutſch⸗ 
nationalen Redner zur Innenpolitik überleiteten. 
Ich ſagte ſchon, es iſt zuviel von Herrn Pfarrer 
Weiße. (Abg. Rahn: Herrn Abg. Weiße!) 

Präſident: Herr Redner wir haben in dieſem 
Hauſe nur Abgeordnete. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Alſo von 
Herrn Abg. Weiße vorgebracht worden, was mit 
ſeiner Auffaſſung, die er am Sonntag auf der 


Kanzel vertritt, in Widerſpruch ſteht, daß es un⸗ 


möglich iſt, auf alle Einzelheiten einzugehen. Ich 
will aber die grundſätzlichen Fragen herausgrei⸗ 
fen und möchte das auch in der Innenpolitik tun. 

Wenn Herr Abgeordneter Weiße in etwas 
ſehr eigenartiger Weiſe davon ſprach, daß man 
endlich im Kampf in Danzig die unfeinen 
Kampfesmethoden laſſen ſollte, ſo wäre es beſſer, 
wenn Sie Herr Abg. Weiße auch das auf einem 
deutſchnationalen Parteitag ſagen würden; denn 
es ſind gerade in den letzten Monaten Ihre Par⸗ 
teianhänger geweſen, die zum Beiſpiel gegen den 
jetzigen Senatsvizepräſidenten den Kampf in der 


perſönlich niedrigſten Weiſe geführt haben. Wenn 


Sie ſich jetzt über unfeine Kampfesmethoden be⸗ 
klagen, dann ſchlagen Sie meine Herren Deutſch⸗ 
nationalen ſich einmal ſelbſt an die Bruſt. Sie 
haben durch Ihre Art zu einer Verſchärfung des 


e e Kampfes beigetragen, der im In⸗ 
11000 Polen ſollen zugelaſſen werden, trotzdem 


terejje Danzigs manchmal ſehr zu bedauern war. 

Nun die Frage der Stellenjägerei. Die Sozi⸗ 
aldemokraten ſollen die Abſicht haben, alle Stel⸗ 
len mit ihren Leuten zu beſetzen, und dadurch 
hätten ſie dem kleinen Freiſtaat ungeheuere 
Laſten aufgebürdet. Ich möchte durch einige Tat⸗ 
ſachen dieſe Anklagen der Deutſchnationalen ins 
rechte Licht rücken. Der Senat hat ſich in ſeiner 
jetzigen Koalition natürlich Senatoren gewählt, 
die der derzeitigen Parteikoalition entſprechen. 
Das ſehen Sie als ein fluchwürdiges Verbrechen 
an und daher erheben Sie in der Oeffentlichkeit 
dauernd Anklagen, daß das eine Verſchwendung 
von Mitteln ſei, die wir hätten erſparen können. 
Nun, meine Damen und Herren von den Deutſch⸗ 
nationalen, was haben Sie bei der Gründung 
des Freiſtaates Danzig gemacht? Sie fragen, 
warum mußten dieſe tüchtigen Fachleute ent⸗ 
laſſen werden? Warum müſſen für fie die hohen 
Penſionen bezahlt werden? Was haben Sie aber 
1920 gemacht? Damals gab es hier in Danzig 
doch eine ganze Anzahl von höheren Beamten, 
die nach Ihrer Meinung tüchtige Fachleute 
waren. Es waren Stadträte, die jahrelang in 
ihren Aemtern tätig waren, und die penſioniert 
werden mußten. Als Sie die Regierung über⸗ 
nahmen, haben Sie das Gros dieſer Stadträte, 
dieſer tüchtigen Fachleute hinausgeworfen und 
dafür Ihre 


(Sehr richtig! links.) War etwa Herr Dr. Frank, 


Parteianhänger hineingebracht. 


—— 


D) 


(A 


(B) 


— 
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(Loops, Abgeordneter) 

den Sie zum beſoldeten Senator machten, in der 
Stadt Danzig als Fachmann tätig geweſen? 
Nein, er war ein Parteianhänger von Ihnen 
und dafür mußten die Herren Dr. Grünſpan, 
Dr. Hellwig, Dumont und eine Reihe von ande⸗ 
ren Stadträten hinaus, um Ihren Parteianhän⸗ 
gern Platz zu machen. Sie haben dadurch dem 
Staat viel mehr Unkoſten verurſacht, als es durch 
die jetzige Umgruppierung geſchehen iſt. (Abg. 
Gehl: Sehr richtig!) Die damaligen Unkoſten, 
die für Penſionen ausgegeben werden mußten, 
beliefen ſich auf mindeſtens 130 000 Gulden. 
(Abg. Gehl: Mehr!) Wenn Sie damals dieſe 
rückſichtsloſe Politik, dieſe rückſichtsloſe Stellen⸗ 
jägerei, wie Sie zu ſagen beliebten, getrieben 
haben, ſo haben Sie kein Recht, ſich dagegen zu 
wenden, daß die Sozialdemokratie auf Grund 
ihrer Stärke verlangt, einen gewiſſen Anteil an 
der Verwaltung des Staates zu haben, und daß 
auch einige hauptamtliche Senatorenſtellen mit 
ihren Leuten beſetzt werden. Wenn ſie das getan 
hat, ſo hat ſie eigentlich nur das nachgeahmt, 
was Sie damals 1920 in ſo vorbildlicher Weiſe 
vorgemacht haben. Was für Sie recht war, muß 
dann auch für die Sozialdemokratie billig ſein. 
(Abg. Rahn: Nachahmung iſt nicht Sache der 
Sozialdemokratie, im Gegenteil, die ſoll es beſſer 
machen!) Das iſt eine Frage, die nicht zur Debatte 
ſteht. Hier ſteht einzig und allein die Frage der 
Beſetzung der hauptamtlichen Senatorenpoſten 
zur Diskuſſion und nicht, ob dieſe überhaupt über⸗ 
flüſſig ſind. 

In letzter Zeit haben in der Parteipolitit 
auch andere Dinge eine große Rolle geſpielt, 
nämlich der Fall Alter und der Fall v. Tobien. 
Im Anſchluß daran wurde erklärt, jetzt ſei die 
Methode üblich: Wer nicht pariert, fliegt. M. H. 
von rechts! Sie ſollten es doch eigentlich wiſſen, 
daß in dem Staat, der vor einigen Tagen von 
dem deutſchnationalen Redner an anderer Stelle 
als vorbildlich geprieſen wurde, nämlich im 
monarchiſchen Staat Wilhelm II., im alten Preu⸗ 
ßen, der ſchlimmſte Terror gegen die Beamten 
geübt wurde. Abgeſehen davon, daß ein Sozial⸗ 
demokrat nicht einmal Nachtwächter werden 
konnte, ſtimmte ſelbſt noch 1913 die Ihnen ſo be⸗ 
nachbarte Partei der Nationalliberalen im 
Preußiſchen Landtage große Klage darüber an, 
daß unter den 400 Landräten kaum ein Dutzend 
Nationalliberale ſeien, weil die Konſervativen 
alle maßgebenden Stellen einzig und allein mit 
ihren Leuten beſetzten. Wenn Sie dieſe Politik 
damals ſelbſt getrieben haben und Sie heute, 
Herr Abg. Weiße, vor wenigen Tagen in einer 
Verſammlung zur Feier des Geburtstages Wil⸗ 
helm II. dieſen Staat als vorbildlich hinſtellen, 
dann iſt es mehr als eigenartig, hier zu ſagen, 
0 etwas jei nur in Danzig unter dem Linksſenat 
üblich, das ſei das allerſchlimmſte, dagegen wür⸗ 
den die Deutſchnationalen immer wieder kämpfen. 
Ich hatte heute Gelegenheit, einige alte Akten 
durchzuſehen, die zeigen, wie in früheren Jahren 
Arbeiter in Danziger Staatsbetrieben behandelt 
worden ſind. In einem Schreiben wird ein Me⸗ 
tallarbeiter, der in der Gewehrfabrik tätig war, 
von der Polizei denunziert, daß er einmal in 
einer Gewerkſchaftsverſammlung geſehen worden 


ſei. Dieſer Metallarbeiter, der dort über 10 Jahre 
tätig geweſen war, dem von ſeinem Meiſter das 
beſte Zeugnis ausgeſtellt worden iſt, wurde bei 
der nächſten Gelegenheit hinausgeworfen. Da⸗ 
mals war alſo die Methode üblich, die Sie jetzt 
hier ſo ſcharf verurteilen: Wer nicht pariert, 
fliegt. Damals flogen allerdings ausſchließlich 
Angehörige der arbeitenden Klaſſe und Sozial⸗ 
demokraten, unter Amſtänden ſogar National⸗ 
liberale. Damals ſahen die Deutſchnationalen 
dieſe Politik als berechtigt an. Sie wird jetzt, 
man könnte vielleicht ſagen leider, in Danzig 
nicht in dem Maße geübt, wie es notwendig 
wäre; denn es gibt leider heute noch manche Stel⸗ 
len im Staat, die von Beamten beſetzt werden, 
deren Streben einzig und allein darauf hinaus⸗ 
geht, derjenigen Regierung und den hinter ihr 
ſtehenden Parteien Schwierigkeiten über Schwie⸗ 
rigkeiten zu bereiten. (Abg. Rahn: Manche Stel⸗ 
len?) Wir wollen uns über die Zahl nicht ſtrei⸗ 
ten, aber ich möchte daran erinnern, daß es z. B. 
hier einen Amtsvorſteher gibt, der, als letztens 
ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter in einer 
Verſammlung überfallen wurde und ein Neichs⸗ 
bannermann einen Meſſerſtich erhielt, nicht etwa 
den Meſſerſtecher verhaftete, ſondern Feſtſtel⸗ 
lungen traf, ob ſich nicht die Sozialdemokraten 
mit Gummiknüppeln, Zaunlatten oder anderen 
Dingen bewaffnet hätten. (Hört, hört! links.) 
Das iſt die Politik, die noch heute von maßge⸗ 
benden Beamten im Staate gegen eine Regie⸗ 
rungspartei geübt wird. Hier wäre es allerdings 
einmal angebracht, Herr Abg. Weiße, daß gegen 
ſolche Elemente in der Staatsverwaltung anders 
eingeſchritten wird als es bisher geſchehen iſt. 


Nun die Frage, die auch in der Agitation der 
Deutſchnationalen und auch heute in der Rede 
des deutſchnationalen Vertreters eine große Rolle 
geſpielt hat, nämlich der Marxismus, der hier in 
Danzig herrſchen ſoll. Wir hörten in der vorigen 
Rede mindeſtens ein Dutzend mal den Ausdruck 
Marxismus. Wir leſen ihn dauernd in den Zei⸗ 
tungsartikeln der Deutſchnationalen. Es iſt die 
Rede von „marxiſtiſchen Experimenten“, die in 
Danzig üblich ſeien. Nun die Beweiſe dafür. 
Wenn alle Beweiſe für die Vorherrſchaft des 
Marxismus ſo ſind, wie der Hauptbeweis, der 
vorher hier angeführt wurde, dann iſt es zum 
mindeſten mit Ihrer Kenntnis des Marxismus 
außerordentlich ſchlecht beſtellt. Hier wurde vor. 
hin geſagt, wie ſehr der Marxismus Danzig be⸗ 
herrſchte gehe daraus hervor, daß er das Beſtre⸗ 
ben habe, das Privateigentum durch hohen 
Steuerdruck zu vernichten. Als Beweis dafür 
wurde die Beibehaltung der Umſatzſteuer ange⸗ 
führt. Nun, Herr Abg. Weiße, wer hat dieſe 


„marxiſtiſche Steuer“, die das Privateigentum 


nach Ihrer Meinung vernichten ſoll, in Danzig 
eingeführt? Es waren nicht die Marxiſten, nicht 
die Sozialdemokraten, ſondern es war eine Koa⸗ 
lition, in der Ihre Partei maßgebend vertreten 
war. Jetzt kommen Sie damit, wer die Steuer 
aufheben wollte. Nun, Herr Abg. Weiße, es 
wäre vielleicht wünſchenswert geweſen, wenn 
Ihnen einige Parteifreunde, die ſchon länger der 
Deutſchnationalen Fraktion angehören, einige 


Auskünfte gegeben hätten. Als die jetzige Koali⸗ 


— 
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tion ans Ruder kam, ſtellte die deutſchnationale 
Fraktion allerdings ſofort den Antrag, die Um⸗ 
ſatzſteuer aufzuheben. Einige Monate vorher, als 
die Deutſchnationalen noch in der Regierung 
ſaßen, erklärten ſie ſich dagegen, Herr Abg. 
Weiße. Das iſt eine Politik, die wohl nichts mehr 
mit Ehrlichkeit zu tun hat. 


Es iſt geſagt worden, ein weiterer Beweis für 
das Eindringen des Marxismus in Danzig ſei 
das Beſtreben, die öffentliche Hand auf mehr Be⸗ 
triebe zu legen. (Zuruf.) Das iſt in der Begrün⸗ 
dung zum deutſchnationalen Mißtrauensvotum 
ausgeführt. Leſen Sie doch Ihre eigene Preſſe 
nach. In den letzten Monaten ſind auch mehrere 
Verſammlungen abgehalten worden, in denen 
gegen das Vordringen des Sozialismus Sturm 
gelaufen wurde. Wie ſieht es damit in Wirklich⸗ 
keit aus? Es läge doch im Intereſſe der Danzi⸗ 
ger Politik, wenn Sie ſich über dieſe Dinge etwas 
mehr informieren möchten. Es war gerade ein 
Vertreter der Ihren, der vor einigen Jahren ſehr 
ſcharf für eine Sozialiſierung des Verkehrsweſens 
eintrat, für eine Sozialiſierung des Autobus⸗ 
weſens. Jetzt haben Ihre Parteifreunde in den 
letzten Monaten große Proteſtverſammlungen 
gegen die beabſichtigte Sozialiſierung abgehalten. 
Damals erklärte ſich aber Ihr Führer in der Dan⸗ 
ziger Stadtverordnetenverſammlung, der Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher Brunzen für die Sozialiſie⸗ 
rung. (Das iſt nicht wahr! rechts.) Dafür ſind ja 
die Berichte als Beweis da, und ich glaube, Sie 
werden auch vom deutſchnationalen Standpunkt 
aus Herrn Brunzen nicht ſchlechter machen als 
er fit; denn er begründete ſeinen Wunſch in fol⸗ 
gender Weiſe: „Weil wir unſere Eiſenbahnlinien 
an Polen haben abtreten müſſen, und weil der 
Staat für alle Fälle auch ein eigenes Verkehrs⸗ 
weſen haben muß, das nach Lage der Dinge eben 
nur die Autobuslinien ſein können, die man uns 
Gott ſei Dank noch gelaſſen hat“. Das iſt an 
öffentlicher Stelle in der Danziger Stadtverord⸗ 
netenverſammlung betreffend die Sozialiſierung 
des Autobusweſens ausgeführt worden. So wurde 
der Sozialismus ſelbſt von deutſchnationaler 
Seite gepredigt und propagiert, allerdings mit 
einer ſehr eigenartigen Begründung, der Staat 


Mittwoch, den 30. Januar 1929. 


Dieſe Betriebsausſchüſſe find in der Danziger Ver⸗ (C) 


faſſung verankert; denn da ſteht, daß ſolche Ar⸗ 
beiter⸗ und Angeſtelltenausſchüſſe in der nächſten 
Zeit gebildet werden ſollen. (Zwei! rechts.) Es 
dreht ſich nicht bei Ihrem Widerſtreit um die for⸗ 
melle Frage, ob getrennte Arbeiter- und Ange⸗ 
ſtellten-Ausſchüſſe gebildet werden ſollen. (Natür⸗ 
lich! rechts.) Bitte, es iſt von Ihnen auch darauf 
hingewieſen worden, aber Ihr Kampf geht doch 
nicht von dem Grundſatz aus, daß die Arbeiter⸗ 
und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe getrennt fein müſſen. 
Die ſozialiſtiſchen Keimzellen wären doch vor⸗ 
handen, ob es ſich um gemeinſame Ausſchüſſe han⸗ 
delt oder um getrennte Arbeiter- und Angeſtell⸗ 
ten⸗Ausſchüſſe. Sozialiſtiſche Keimzellen wären 
auf jeden Fall da. Wenn ſie getrennt wären, wäre 
ſogar die Möglichkeit gegeben, daß zum mindeſten 
die Arbeiterausſchüſſe ausſchließlich ſozialiſtiſche 
Keimzellen wären. Wie ſieht es aber mit dieſen 
Betriebsausſchüſſen in Wirklichkeit aus? Welche 
Auffaſſung vertreten Sie an anderer Stelle? Hier 
wird dagegen Sturm gelaufen und wird geſagt, 
damit ſei der Danziger Wirtſchaft ein Todesſtoß 
verſetzt worden, von dem ſie ſich nicht werde er⸗ 
holen können. Ich möchte deshalb eine Auslaſſung 
über die Betriebsausſchüſſe anführen, die für Sie 
von Intereſſe ſein dürfte.: 

„Wie kann der Sozialismus in ſeiner zwei⸗ 
fachen Ausgabe am wirkſamſten bekämpft wer⸗ 
den? Wie kann der Arbeitnehmer, der Arbeiter, 
wie der Angeſtellte, für den Gedanken der natio⸗ 
nalen Volksgemeinſchaft gewonnen werden? Auf 
keinen Fall durch die Entrechtungspolitik, wie ſie 
vielen Rechtspolitikern noch immer als Ideal vor⸗ 
ſchwebt. Soll der Arbeitnehmer für die Politik der 
Rechtsparteien gewonnen werden, ſo müſſen ihm 
ſowohl im Staat wie auch in der Wirtſchaft Rechte 
zuteil werden, — beides blau unterſtrichen — 
Rechtspolitiker und Rechte. Der Herr⸗im⸗Hauſe⸗ 
Standpunkt, dem viele unſerer Wirtſchaftsführer 
auch nach der Revolution huldigen, iſt veraltet 
und treibt die Arbeitnehmer dem Sozialismus in 
die Hände. Dem Arbeiter und Angeſtellten iſt 
nicht damit gedient, daß ihm die Revolution po⸗ 
litiſche Rechte gab. Der Mißbrauch der Demokratie 
wird am beſten dadurch verhindert, daß ſich unſer 


müſſe „für alle Fälle“ Transportmittel haben, Unternehmertum zu Reformen auf ſozialem Ge⸗ 


d. h. um im Falle eines Krieges die Stahlhelmer 
an die polniſche Front zu bringen. (Zuruf des 


Abg. Weiße.) Ich ſagte, daß das Ausführungen 
von Herrn Brunzen ſind, aber Herr Brunzen 


iſt 
doch Ihr Parteifreund, und wenn von einem 


maßgebenden Deutſchnationalen der Sozialismus 
hier ſo propagiert wird, dann iſt es doch zum 
mindeſtens ſehr eigenartig, wenn Sie ſich hier 
hinſtellen und gegen denſelben Sozialismus 
Sturm laufen. 

Nun noch Ihre Behauptung, daß die „ſozia⸗ 
liſtiſchen Keimzellen in unſerer Wirtſchaft“ nicht 
ſchnell genug mit Parteifunktionären hätten be⸗ 
ſetzt werden können. Was ſind die ſozialiſtiſchen 
Keimzellen? Das ſollen nämlich die Betriebs⸗ 


ausſchüſſe ſein, die im vorigen Jahr durch Geſetz 
hier in Danzig eingeführt worden ſind, und gegen 
die heute und in den Monaten vorher von deutſch⸗ 
nationaler Seite Sturm gelaufen worden iſt. 


biet bereit findet, daß die Arbeiter⸗ und Ange⸗ 
ſtellten⸗Ausſchüſſe, die im kaiſerlichen Deutſchland 
eingeführt wurden, ausgebaut werden“ (Abg. 
Plenikowſki: Das iſt S. P. D.⸗Politik!) Nein, das 
iſt die Auslaſſung eines maßgebenden deutſchna⸗ 
tionalen Abgeordneten, und zwar aus dem deutſch⸗ 
nationalen Handlungsgehilfen⸗Verband. Ich 
glaube, es war Herr Lambach. (Das iſt etwas 
anderes! rechts.) Es iſt gut, daß Sie darüber ſo 
urteilen. Damit zerſchlagen Sie nämlich ſelbſt 
Ihre Phraſen von der Volksgemeinſchaft. Wenn 
alſo ein Arbeitnehmer in Ihren Reihen Sie an 
Ihre ſoziale Pflicht mahnt, dann haben Sie nur 
ein Hohnlächeln für ihn übrig. Sie nehmen ihn 
nicht für voll. Sie können nur Leute wie Herrn 
Schütz brauchen, die ſich über die ſoziale Lage ihrer 
Klaſſengenoſſen keine Gedanken machen. Es iſt 
hier ſehr viel vom deutſchnationalen Redner ge⸗ 
ſagt worden. Er meinte, ſchweigen wäre in dieſem 
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Fall Verbrechen geweſen. Ich glaube, in dieſem 
Fall wäre Schweigen Gold geweſen. 

Wenn geſagt wurde, das demokratiſche Syſtem 
ſei kein Klempnerladen, ſo gebe ich zu, daß das 
richtig iſt, Herr Abgeordneter. Aber Sie ſelbſt 
wirken doch an anderer Stelle dafür, daß der 
Klempnerladen nicht aufhört; denn bei der Hul⸗ 
digungsrede, die Sie für Wilhelm II. gehalten 
haben, haben Sie zu erklären vergeſſen, daß der⸗ 
ſelbe Herr noch heute bei ſeiner Geburtstagsfeier 
Dutzende von ſolchen Blechmarken verteilt hat. Er 
hat alſo den Klempnerladen nach Doorn verlegt. 
(Zurufe rechts und links). Es iſt alſo gut, daß 
unter dem demokratiſchen Syſtem in Danzig ein 
Klempnerladen nicht vorhanden iſt. (Abg. Rahn: 
Gefallene Größen ſoll man nicht beſchimpfen!) 
Das geſchieht auch nicht. Es liegt uns Sozialde⸗ 
mokraten fern, Wilhelm II. noch zu beſchimpfen, 
um ſo weniger, da wir ihn noch nicht einmal als 
eine gefallene „Größe“ anſehen. Für uns iſt er 
überlebt. Es iſt nur bedauerlich, daß ſich noch 
immer Leute finden, die in der Danziger Politik 
eine maßgebende Rolle ſpielen, die dieſe vergan⸗ 
gene Größe auch in unſerer Jetztzeit noch feiern. 

Zum Schluß wurde von meinem Vorredner 
über den Aufſtieg Deutſchlands ein Bismard-Wort 
zitiert. Es wäre angebracht, wenn man ſchon Bis⸗ 
marck zitiert, dies vollſtändig zu tun. Es zeigt ſich 
nämlich, m. H. von den Deutſchnationalen, daß die 
Politik, die Sie jetzt betreiben, darin beſteht, wie 
es Herr Abg. Weiße vor wenigen Tagen an an⸗ 
derer Stelle zum Ausdruck brachte, immer wieder 
die alten Zuſtände herbeizuſehnen, das alte mon⸗ 
archiſtiſche Preußen und kaiſerliche Deutſchland 
als vorbildlich hinzuſtellen und darüber zu jam⸗ 
mern, daß das heute nicht mehr vorhanden ſei. Ein 
Mann wie Bismarck hat, nachdem er von Wil- 
helm II. den Fußtritt bekam, erkannt, wie hohl das 
ganze kaiſerliche Deutſchland Wilhelms II war. 
Bismarck hat 1894 oder 95 die prophetiſchen Worte 
ausgeſprochen: Einmal wird wahrſcheinlich 
Deutſchland wieder abſtürzen, aber wenn es ſich 
dann aufrichtet, wird es einzig und allein auf re⸗ 
publikaniſcher Grundlage ſein. (Abg. Gehl: Na 
alſo!) Die Sozialdemokratie iſt dabei, dieſen Auf⸗ 
ſtieg auf republikaniſcher, demokratiſcher und ſo⸗ 
zialer Grundlage herbeizuführen. Auch hier in un⸗ 
ſerem kleinen Freiſtaat. 

M. H. von rechts, wir werden uns nicht durch 
die Angriffe ſtören laſſen, die von Ihrer Seite 
kommen. Sie bringen nichts Poſitives vor, Sie 
machen keine beſſeren Vorſchläge, ſondern Ihre 
ganze Agitation geht einzig und allein darauf hin⸗ 
aus, das Alte, Vergangene zu rühmen. Sie kön⸗ 
nen aber keine beſſeren Vorſchläge für die Zu⸗ 
kunft machen. Wirkſam iſt die Politik aber nur, 
wenn mit der Kritik auch beſſere Vorſchläge ver⸗ 
bunden werden. Dies iſt nicht der Fall und des⸗ 
halb iſt Ihre Kritik fruchtlos. Deshalb trägt fie 
nicht dazu bei, Danzig vorwärts zu bringen. Das 
bleibt einzig und allein der Regierung überlaſſen, 
wie ſie jetzt zuſammengeſetzt iſt und wie ſie von 
Ihnen ſo befehdet wird. Wir hoffen, daß es mög⸗ 
lich ſein wird, Danzig auch in den nächſten Jahren 
ein großes Stück vorwärts zu bringen, wie wir uns 
ſchon bemüht haben, es im vergangenen Jahre zu 
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tun. (Wiederholtes Bravo! links. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Alles bleibt beim alten!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Paul Kreft. 


Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Wenn man 
ſich die Begründungsrede des Herrn Abg. Weiße 
angehört hat, muß ein jeder Abgeordneter, der 
objektiv urteilen kann, die Auffaſſung haben, daß 
er entweder an geiſtiger Verwirrung leidet oder 
daß bei ihm der Prozeß der Demagogie, der ſelbſt⸗ 
verſtändlich bei dem Beruf, den er ausübt, anzu⸗ 


der Lügen, die er Woche für Woche zu verbreiten 
gezwungen iſt, beim beſten Willen nicht mehr in 
der Lage iſt, einen klaren Gedanken zu faſſen (Abg. 
Plenikowſki: Sehr wahr! Gegenrufe rechts. 
Abg. Plenikowſti: Lügner von Beruf! — Abg. 
Weiße: Wiſſen Sie, was Paralyſe iſt?) Inter⸗ 
eſſant waren die Ausführungen des Abg. Loops, 
der auf die ſchweren Angriffe des Abg. Weiße, die 
Sozialdemokraten hätten in Danzig den Sozia⸗ 
lismus eingeführt, nur in einem eleganten Bo⸗ 
gen darüber hinweggeht. Er hat nicht geſagt, daß 
innerhalb eines kapitaliſtiſchen Staates von den 
ſpärlichen Anfängen des Sozialismus überhaupt 
nicht die Rede ſein kann. Wir haben ja oft von 
dieſer Tribüne zur Frage des Staates und zur 
Frage der Demokratie Stellung genommen. Das 
Wort Marxismus wurde hier ſehr oft im Munde 
geführt. Die Begründer des wiſſenſchaftlichen 
Marxismus haben einen der elementarſten Sätze 
geprägt, die Geſchichte der menſchlichen Geſellſchaft 
ſei die Geſchichte von Klaſſenkämpfen. Dieſer 
Grundſatz wird ſich ſolange bewahrheiten, bis die 
Klaſſengeſellſchaft zum Teufel gejagt iſt und an 
deren Stelle eine klaſſenloſe Geſellſchaft geſetzt 
wurde. 

Sehen wir uns die jetzige Phaſe der kapitali⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaftsordnung an. Man beliebt es, 
die Demokratie ſo hinzuſtellen, als wenn es etwas 
ware, was von menſchlichen Leidenſchaften voll: 
ſtändig unabhängig iſt. Die Demokratie, in der 
wir uns heute befinden, iſt als Nachfolgerin der 
Monarchie nichts weiter als eine beſtimmte 
Herrſchaftsform der beſitzenden Klaſſe. Ob die be⸗ 
ſitzende Klaſſe ihre Profitwirtſchaft unter einer 
Monarchie oder unter einer Demokratie durch⸗ 
führt, iſt kein weſentlicher Anterſchied. Wir als 
Arbeiter kämpfen ſolange, als ein monarchiſti⸗ 
ſches Staatsweſen beſteht, für die Durchführung 
der Demokratie, weil ſie uns beſſere Möglichkeiten 
zur Durchführung des Klaſſenkampfes bietet. 
Aber in dem Moment, wo die Demokratie erreicht 
iſt, werden wir ſofort weiter hinausſtoßen, weil 
wir ganz genau wiſſen, daß, ſolange die Demo⸗ 
kratie herrſcht, die Befriedigung der geſamten 
Bedürfniſſe der Arbeiter niemals erfolgen kann. 
Das iſt das Weſentliche, was uns in der Beur⸗ 
teilung vom marxiſtiſchen Standpunkt der Sozial⸗ 
demokratie trennt. Die Sozialiſten ſind heute 
nicht mehr das, was ſie vor dem Kriege waren. 
Sie glauben, daß ſie die wunderbare Republik 
haben und für die Arbeiterſchaft gut wirken wer⸗ 
den. In meinen Ausführungen werde ich nach⸗ 
weiſen, was in dieſer wunderbaren Zeit durch⸗ 
geführt wurde und wie die Geſetze ausſehen, die 


nehmen iſt, ſo weit vorgeſchritten iſt, daß er infolge 
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die Sozialdemokratie in der logiſchen Entwick⸗ 
lungsfolge durchzuführen gezwungen iſt. 

Ich ſagte ſchon, daß die Demokratie eine be⸗ 
ſtimmte Staatsform des kapitaliſtiſchen Staates 
iſt. Der Parlamentarismus iſt ja nichts weiter, 
als formelle Demokratie. Parlamentarismus be⸗ 
deutet nichts anderes als eine Verhöhnung der 
geſamten Arbeiterſchaft. Das will ich an einigen 
Beiſpielen von Ländern zeigen, die uns immer 
als höchſt entwickelte Demokratien bezeichnet wer⸗ 
den. Z. B. an der Schweiz. Herr Rahn, Sie 
waren es, der anführte, wie die Schweizer Volks⸗ 
abſtimmung vor ſich gehe. Wir müſſen immer wie⸗ 
der feſtſtellen, daß die Arbeiterſchaft in dieſen 
Ländern, ſpeziell in der Schweiz, wenn ſie ver⸗ 
ſucht, ihre Lebenslage durch Streiks zu verbeſſern, 
genau ſo niedergeſchlagen wird, wie in Danzig 
und Deutſchland. Sehen Sie ſich Amerika an. Es 
iſt nicht mit den Feudaliſten behaftet, die ſi 
nicht daran gewöhnen können, daß ihre Geſchichts⸗ 
periode vorbei iſt, die noch mit allen Faſern des 
Herzens an ihrer vergangenen Macht hängen, die 
ſie jahrhundertelang genoſſen haben. Mit dieſen 
Leuten über dies Problem zu ſprechen, erübrigt 
ſich. Aber Amerika iſt nicht mit dieſen alten An⸗ 
ſchauungen behaftet. Trotzdem müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß dieſe hoch entwickelte Demokratie 
gegenüber der Arbeiterklaſſe gemeinſte Formen in 
Anwendung bringt. In dem Moment, wo die Ar⸗ 
beiterſchaft aktiv auf den Plan tritt, um ihre 
Lebenslage zu verbeſſern, tritt dasſelbe ein, wie 
in jedem kapitaliſtiſchen Staat, der noch nicht 
die Formen der Demokratie erreicht hat. Wenn 
ſich Herr Loops hier herſtellt und ſo ſpricht, als 
ob es uns möglich ſein werde, durch die Republik 
und die Demokratie die Lebenslage der Arbeiter⸗ 
klaſſe zu verbeſſern, zeigt das, wie weit die Sozi⸗ 
aldemokratiſche Partei vom Marxismus ent⸗ 
fernt iſt. Es zeigt auch weiter, wie dumm die 
Leute von rechts ſind, wieviel Ahnung ſie vom 
Marxismus haben. Wir ſind es aber gewöhnt, 
daß die Deutſchnationalen die Parole rausgeben: 
„Haltet den Dieb“, weil ſie wiſſen, daß in der 
Bevölkerung auf dieſem Gebiet große Unklarheit 
beſteht. Die Bevölkerung wird es vielleicht noch 
kurze Zeit glauben, daß alle Maßnahmen, die die 
Sozialdemokratie durchgeführt, die ſich aber gegen 
die Arbeiterſchaft auswirken, ſchon der Sozialis⸗ 
mus ſind. Wenn dies ein Stück vom Sozialismus 
iſt, dann wäre der Kampf, den wir führen, nichts 
wert. Die Rechtsauffaſſung, die von den Herren 
Loops und Weiße zum Ausdruck gebracht wurden, 
iſt auch in dieſer Frage die, die beſitzende Klaſſe, 
die Klaſſe die die Macht in Händen hat, wird ſich 
das Recht ſchaffen, das ihr am beſten die Gewähr 
bietet, dieſe Macht aufrecht zu erhalten. Solange 
dieſes Verhältnis beſteht, wird der Staatsappa⸗ 
rat nichts weiter als eine Beiſchläferin der be⸗ 
ſtehenden Machthaber ſein. Nun zu ſagen, die 
Juſtiz muß in der und der Frage humaner fein, 
iſt Unſinn. Sie kann in einer Frage einmal ein 
humaneres Arteil fällen, dann wird ſie in der 
anderen Frage das Gegenteil entſcheiden. Wir 
ſehen ja, daß die kleinen Delikte, die die Arbeiter 
begehen, weil ſie keine Unterhaltsmöglichkeit für 
ihre Familie haben, früher nicht ſo hart beſtraft 
wurden, wie heute. Man wird dieſe Arbeiter in 
Zukunft noch mehr beſtrafen. Auf dem Gebiet der 
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gegen die politiſchen Gefangenen in der Vor⸗ 
kriegszeit verhängt wurden, waren nicht ſo 
chlimm, wie die Strafen, die in der kurzen Zeit 
eit 1918 verhängt wurden. Wir können alſo trotz 
Demokratie, trotz aller dieſer ſchönen Phraſen 
ſehen, daß die Juſtiz gegenüber der Arbeiterſchaft, 
gegenüber der werktätigen Bevölkerung gezwun⸗ 
gen iſt, ſchärfere Formen anzuwenden, weil der 
Beſtand des kapitaliſtiſchen Staates von Tag zu 
Tag gefährdeter wird. Solange der Beſtand nicht 
jo gefährdet war, brauchte die Juſtiz nicht ſolche 
Methoden zur Anwendung zu bringen. 

In der Steuerfrage iſt es genau dasſelbe. 
Wir ſehen, daß der Arbeiterſchaft überall 10 Pro⸗ 
zent vom Lohn abgezogen werden. Es kommt jetzt 
wieder ein neues Geſetz. Alle dieſe Fragen ſind 
genau dieſelben, wie die erſten. Wenn man wie 
die Herren Sozialdemokraten auf dem Stand⸗ 
punkt ſteht, dieſer Staat iſt unſer Staat, dieſen 
Staat wollen wir aufbauen, da es unſere Wirt⸗ 
ſchaft iſt, müſſen wir in den ſauren Apfel beißen 
und dieſem Staat und dieſer Wirtſchaft die 
Mittel geben. Es wäre ein Unding, wenn man 
dieſen Staat als den eigenen anſieht und ihm die 
Mittel zum Aufbau verweigern wollte. 

Eine andere Frage ſind die ſozialen Laſten. 
Der gute Mann mit dem ſozialen Herzen iſt ja 
hinausgegangen. In den ganzen letzten Jahren 
ging ein Rauſchen durch die Preſſe, daß es ein 
Anſinn ſei, daß für die Arbeiterſchaft ſoviele 
joziale Erleichterungen geſchaffen werden. Nicht 
nur wir beſchäftigen uns damit, nicht nur die 
Arbeitnehmer, ſondern die berufenen Vertreter, 
in dieſem Fall die Aerzteſchaft, befaßt ſich auch 
mit dieſem Problem. Wer ſich etwas mit der 
Literatur beſchäftigt hat, wird vielleicht das 
ſchöne Buch von Dr. Erwin Liek geleſen haben, 
der da ſagt, daß alle dieſe ſozialen Einrichtungen 
die Faulheit fördern, die Krankenverſicherung 
fördere die Krankheiten, die Anfallverſicherung 
die Anfälle. Alle ſozialen Leiſtungen ſollten ab⸗ 
gebaut werden, damit die Wirtſchaft entlaſtet 
werde, Es heißt dann, der deutſchen oder Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft iſt es möglich, mit der engliſchen, 
franzöſiſchen oder amerikaniſchen Wirtſchaft auf 
dem Weltmarkt zu konkurrieren. Ja, m. D. u. H., 
Sie haben ja die wunderbare Rationaliſierung 
durchgeführt. Es iſt alles eingetreten, was wir 
geſagt haben, daß dieſer Prozeß dem Groß⸗Anter⸗ 
nehmertum kurze Zeit geſtattete, auf dem Welt⸗ 
markt erfolgreich zu konkurrieren, bis die anderen 
Staaten dasſelbe eingeführt haben. Wenn Sie die 
ſozialen Laſten abbauen, Sie ſind ja ſchon im 
Abbau drin, werden ſelbſtverſtändlich die anderen 
Staaten auch dazu gezwungen ſein. Der Kapita⸗ 
lismus läßt keine Humanitätsduſelei zu, weil nur 
der ſchärfſte Kampf auf dieſem Gebiet ausſchlag⸗ 
gebend iſt. Man ſoll ſich auf dieſem Gebiet keinen 
Duſeleien hingeben. Sie werden ſchrecklich er⸗ 
wachen. 

Wir als Kommuniſten bekämpfen die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei, weil ſie vermittelſt dieſer 
Taktik bei unſern Kollegen die Illuſion erweckt, 
daß ſie ohne Kampf und Blutvergießen ihre 


— 


Lebenslage verbeſſern können. Den Herren von 
rechts iſt es heute nicht mehr ſo leicht, die Arbei⸗ 
terſchaft zu erobern. Die Herren von rechts ſind 
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erkannt. Aber noch heute ſehen viele Arbeiter in 
der Sozialdemokratiſchen Partei ihre berufene 
Vertretung. Aber es wird in kurzer Zeit dazu 
kommen, daß das anders wird. Darüber muß ſich 
jeder klar ſein, weil die Politik der Sozialdemo⸗ 
kraten nichts weiter iſt als eine deutſchnationale 
Politik. Der Arbeiterſchaft werden die Augen ge⸗ 
öffnet werden müſſen. 

Jetzt die Frage der Verſtändigung. Das iſt 
auch ſo ein wunderbares Problem. Ich nehme an, 
Herr Paſtor Weiße ſieht die Verſtändigung genau 
ſo, wie ſeine Berufskollegen ſie während des 
Krieges angeſehen haben. Seinem Feind das Ba⸗ 
jonett zwiſchen die Rippen zu ſtoßen, war Gottes⸗ 
dienſt. Er bekämpft aufs ſchärfſte, daß der Pole 
ſich hier eine Flottenbaſis ſchafft. Er würde es aber 
begrüßen, wenn der Deutſche eine Flottenbaſis in 
Danzig errichten würde, und wenn er den einzigen 
Arbeiterſtaat vernichten würde. Im Endziel iſt es 
dasſelbe Werk. Es iſt aber ein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied, wer es tut. 
noſſen haben auf dieſem Gebiet bei allen Bera⸗ 
tungen den ernſthafteſten Willen gezeigt, gerade 
in der Frage der Verſtändigung und Abrüſtung 
vorzugehen. Wir haben es überall erlebt, daß 
dieſe Angebote grauſam und rückſichtslos verhöhnt 
und abgelehnt wurden. Solange der kapitaliſtiſche 
Staat beſteht, wird und muß es Kriege geben, 
weil die Verſtändigung zwiſchen den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staaten ſo ausſieht, wie das friedliche Zu⸗ 
ſammenleben zwiſchen einem Löwen und einem 
Lamm. Das iſt ein Ding der Unmöglichkeit. Das 
hat es nicht gegeben und wird es nicht geben. Alle 
dieſe Verträge, alle dieſe Vereinbarungen, die 


jetzt getroffen werden, haben den realen Hinter⸗ 


grund, den einzigen Arbeiterſtaat, die Sowjet⸗ 
Union zu vernichten. Bei der Einſtellung der 
Sozialdemokratie iſt dies ſelbſtverſtändlich. Da 
ſie ſtaatserhaltend iſt, wird ſie ſich ganz konkret 
und konſequent in dieſe Front einreihen müſſen, 
ob es nun heute oder erſt morgen geſchieht. Wenn 
man die Preſſe in Deutſchland verfolgt und ihre 
Politik in Deutſchland, wenn man an den geheim⸗ 
nisvollen Grönerbrief denkt, ſo ſtimmt alles, was 
wir vor der Panzerkreuzerkampagne geſagt ha⸗ 
ben, daß die Sozialdemokratie heute in ihrer Ein⸗ 
ſtellung auf dem Boden der Feinde der Sowjet⸗ 
Union ſteht. Die „Volksſtimme“ hat in der letzten 
Zeit ihre Stellung zum Staate frei zum Ausdruck 
gebracht, die dahin ging, daß ſie frei und offen 
erklärte, jawohl dieſer Staat iſt unſer Staat, wir 
Sozialdemokraten ſind gar nicht ſolche ſchlechten 


Kerle, ihr Herren von rechts, ihr braucht gar nicht 


ſo auf uns zu ſchimpfen. Dieſen Staat haben wir 
mitgeſchaffen, und dieſen Staat wollen wir mit⸗ 
aufbauen. 

Jetzt wollen wir uns einmal kurz die Taten 
anſehen, die gerade von den Herren von rechts als 


ſozialiſtiſche Taten gekennzeichnet werden, alle die 


Taten, die während der kurzen Regierungszeit der 
Sozialdemokratiſchen Partei begangen wurden. 

ir wollen ſehen, wie ſie in Wirklichkeit aus⸗ 
ſehen. Zuerſt einmal der Satz: „Es bleibt alles 
beim alten.“ Aber wir ſagen, es kann nicht alles 
beim alten bleiben. Die Lage der Arbeiterſchaft 
wird von Tag zu Tag mit Hilfe der Regierungs⸗ 
koalition, mit Hilfe der Sozialdemokratie, 
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ſchlechter. Da iſt die eine Steuer, um deren Beſei⸗ 
tigung die Sozialdemokraten gekämpft haben als 
ſie nicht in der Regierung waren, die Umſatzſteuer. 
Als die Sozialdemokraten ſich in der Regierung 
befanden, mußten ſie genau ſo wie die Deutſchna⸗ 
tionalen erklären, es ſei beim beſten Willen nicht 
möglich, die Steuer abzubauen, wenn der große 
Juſtizapparat beibehalten, wenn die Schupo bei⸗ 
behalten werden ſolle, wenn die hohen Beamten⸗ 
gehälter gezahlt würden, wenn letzten Endes für 
den Herrn Gehl etwas übrig bleiben ſolle. Wir 
werden vielleicht in abſehbarer Zeit das Schau⸗ 
ſpiel erleben, wenn Sie hier hinausfliegen, daß 
Sie ſich hier herſtellen und jagen, die Sozialdemo⸗ 
kratie ſei dauernd für den Fortfall der Umſatz⸗ 
ſteuer eingetreten. Sie kennen ja unſere Stellung⸗ 
nahme in dieſer Frage. Die zweite Steuer ſind die 
10 Prozent Lohnabzug. Ich führte ſchon kurz an, 
daß es im vorigen Jahr Herr Abg. Kloſſowfki in 
der „Volksſtimme“ geweſen iſt, der auf die Ange⸗ 
rechtigkeiten beim zehnprozentigen Lohnabzug 
hinwies. Es wurde als vornehmſte Forderung 
hingeſtellt, die Steuer abzuändern, wenn die So⸗ 
zialdemokratie in die Regierung käme. Von einem 
Abbau haben wir nichts gemerkt. Wir haben viel⸗ 
mehr feſtgeſtellt, daß der zehnprozentige Lohnab⸗ 
zug noch grauſamer und rabiater gehandhabt 
wird. Auf der andern Seite haben wir feſtgeſtellt, 
daß in der Frage der Selbſteinſchätzung der Be⸗ 
ſitzenden größtes Entgegenkommen im Intereſſe 
der Wirtſchaft gezeigt wird. 

Ich komme zur Frage des Betriebsrätegeſetzes. 
In dieſer Frage zeigt ſich gerade die Dummheit 
der Deutſchnationalen. M. H. von rechts. In Zu⸗ 
kunft werden Sie als Ueberreſte von früher nicht 
beſtimmen, ſondern in Zukunft werden die Be⸗ 
herrſcher der Wirtſchaft, die großen Beſitzer der 
Induſtrieunternehmungen, die Truſts, gemeinſam 
mit Vertretern der Gewerkſchaften und Sozialde⸗ 
mokraten beſtimmen, wie die Politik durchgeführt 
wird. Sie ſind Ueberbleibſel einer vergangenen 
Zeit, die man nur ſolange duldet, wie man ſie 
vielleicht noch zur Beeinfluſſung der Arbeiter: 
ſchaft, der Religionsdiener, zur Dummerhaltung 
der Arbeiterſchaft braucht. Wenn man ſich aus 
dem Lager der Arbeiterklaſſe Kumpane herange⸗ 
zogen hat, werden dieſe Leute einen Fußtritt er⸗ 
halten, weil ſich die Machtverhältniſſe verſchoben 
haben. Das iſt das Weſentliche, wenn man das 
Betriebsrätegeſetz von dieſem Geſichtspunkt be⸗ 
trachtet. Das Geſetz hat den Zweck, den wir bei der 
Beratung klipp und klar zum Ausdruck gebracht 
haben. Ich habe damals gejagt, daß die S. P. D. 
und die Zentrumspartei die ſchädlichen Erfahrun⸗ 
gen ausmerzen ſollen, die in Deutſchland während 
der ſechs oder ſieben Jahre gemacht worden ſind. 
Sie hat ſie ausgemerzt, aber im Intereſſe der 
Anternehmerſchaft. Das Betriebsrätegeſetz, ver⸗ 
bunden mit der ſchönen Schlichtungsordnung, dem 
ſchönen Geſetz der Arbeitsvermittlung, dem ſchö⸗ 
nen Geſetz der Arbeitsgerichtsbarkeit, das ſind 
alles Geſetze, die den Zweck haben, die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft in Zukunft vor Erſchütterungen 
zu bewahren, weil ſie in Zukunft nicht mehr große 
Erſchütterungen vertragen kann. Nach dem Spruch 
des ſeinerzeitigen Polizeipräſidenten von Berlin, 
ſteckt hinter jedem Streik die Hydra der Revolu⸗ 
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tion. Daher haben alle dieſe Geſetze den Zweck, 
den Fortbeſtand der Wirtſchaft zu gewährleiſten 
und die Revolution zu verhindern. 

M. H., die Geſetze mögen ja von Ihrem 
Standpunkt gut gemeint ſein, aber in einer ganz 
kurzen Zeit wird auch die Geſchichte der kapita⸗ 
liſtiſchen Entwicklung über dieſe gutgemeinten 
Ratſchläge hinweggehen. Daran werden wir weit⸗ 
gehendſt mitarbeiten, das iſt unſere Aufgabe. Ich 
will noch eine andere Frage kurz anſchneiden, das 
iſt das Hauptproblem, weshalb die Deutſchnatio⸗ 
nalen das Mißtrauensvotum eingebracht haben. 
Wir ſchenken den Deutſchnationalen kein Ver⸗ 
trauen, wir ſchenken den Sozialdemokraten kein 
Vertrauen und ſchenken auch dem Zentrum kein 
Vertrauen. Solange dieſer Staat beſteht, wird 
niemals eine Regierung im Intereſſe der Arbei⸗ 
terſchaft regieren können. Solange dies nicht iſt, 
ſolange wird die Regierung das Vertrauen der 
Arbeiterſchaft nicht genießen. Erſt in dem Mo⸗ 
ment, wo eine Zuſammenſetzung aus Arbeitern 
und Bauern da ſein wird, die ohne dies Parla⸗ 
ment regieren werden, wird es das Vertrauen 


der Arbeiterſchaft haben. Aber die Deutſchnatio⸗ 


nalen ſind aus der Einſtellung der Futterkrip⸗ 
penpolitik gezwungen, immer wieder zu verſuchen, 
weil die Entwicklung der Sozialdemokratie dahin 
geht, die Rolle der Leute von rechts zu über⸗ 
nehmen. Die Arbeiterſchaft hat keinen Nutzen da⸗ 
von, wenn man verſucht, eine beſtimmte Schicht 
von Leuten, die in der Vergangenheit die Nutz⸗ 
nießer dieſes Syſtems waren, durch eine andere 
Schicht zu erſetzen. Wenn die Sozialdemokraten 
die Auffaſſung haben, daß es der Arbeiterſchaft 
beſſer geht, wenn Herr Gehl in einem neuen 
Auto fährt, oder Herr Arczynſki ſich einen Schwal⸗ 
benſchwanz anzieht, iſt das ihre perſönliche Sache. 
Die Stimmung der Arbeiterſchaft geht dahin, daß 
dadurch keine Sonnenſtrahlen für die Lebenslage 
der Arbeiterſchaft, Kleinrentner uſw. geſchaffen 
werden. Von dieſem Geſichtspunkt aus werden wir 
niemals einer kapitaliſtiſchen Regierung, möge ſie 


ausſehen wie ſie will, das Vertrauen ſchenken. Sie 


haben ſo ſchön in der „Volksſtimme“ zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Kommuniſten die Helfers⸗ 
helfer der Deutſchnationalen ſeien, wenn ſie dem 
Mißtrauensantrag zuſtimmten. Wer das in der 
Oeffentlichkeit noch glaubt, dem iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ſchwer zu helfen. Sie werden auch in Zukunft 
verſuchen, uns bei der Arbeiterſchaft in Mißkredit 
zu bringen, weil Sie in Zukunft gezwungen ſind, 
auf dieſem Gebiete noch viel gemeiner zu handeln 
als in der Vergangenheit. Herr Paſtor Weiße von 
den Deutſchnationalen brachte ja zum Ausdruck, 
wie die Arbeiterſchaft denkt. Ja, ſie denkt anders, 
aber nicht ſo wie Herr Abg. Weiße. Für die 
Methoden des 14⸗ oder 15⸗Stundentages mit 
einem tieferen Lohnniveau bedankt ſich die Ar⸗ 
beiterſchaft ganz beſonders. 

Wir werden dieſem Mißtrauensantrag der 
Deutſchnationalen ſelbſtverſtändlich zuſtimmen, 


weil die Handlungsweiſe der Regierungskoalition 
bis heute auf keinem Gebiet eine Verbeſſerung 
der Lebenslage der Arbeiterſchaft gebracht hat. 
Sie hat ihre Verſprechungen nicht im entfernte⸗ 
ſten erfüllt, was den Beamtenabbau anlangt, 
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ſondern ſie hat neue Stellen geſchaffen. Sie hat (O) 


den unteren Beamten nur ein paar Pfennige be⸗ 
willigt, den oberen dagegen recht viel. Es war ge⸗ 
nau ſo wie bei den Deutſchnationalen. Aus dieſem 
Grunde und nicht, weil wir Anhänger der Deutſch⸗ 
nationalen ſind, ſondern weil die Regierung, die 
in der Vergangenheit ſo auch in Zukunft ganz 
brutal und rückſichtslos ihre eigenen Intereſſen 
und die Intereſſen des kapitaliſtiſchen Staates 
vertritt und vertreten muß, ſind wir für das Miß⸗ 
trauensvotum (Bravo! bei den Kommuniſten). 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Das Mißtrauensvotum, das die Deutſchna⸗ 
tionalen dem parlamentariſchen Senat einge 
bracht haben, ſtammt der Idee nach von meiner 
Partei. (Aha!) Wir ſind es geweſen, die ſofort 
nach dem Ergebnis der Volksentſcheide und auch 
auf Grund der geſamten bisherigen Entwickelung 
zu der Ueberzeugung kamen, daß wir uns einmal 
darüber unterhalten müſſen, ob die jetzige Regie⸗ 
rung tatſächlich das Vertrauen verdient. Daß die 
Deutſchnationale Volkspartei dieſe Angelegenheit 
lediglich demagogiſch umgewertet hat, iſt heute be⸗ 
wieſen. So ſehr wir auch grundſätzlich Mißtrauen 
gegen die jetzige Regierung hegen, ſo ſehr müſſen 
wir es allerdings abweiſen, daß dies Mißtrauen 
in einer derartig demagogiſchen Form begründet 
wird, wie es hier von deutſchnationaler Seite ges 
ſchehen iſt. Die Deutſchnationalen haben den ſach⸗ 
lichen Wert des Mißtrauensvotums allerdings 
erheblich herabgewürdigt, wenn ſie lediglich mit 
demagogiſchen Phraſen arbeiten. Es ſteht feſt, daß 
tatſächlich 70 Prozent der Sünden der jetzigen 
Regierung nichts weiter ſind als die alten Erb⸗ 
jünden, um auch einmal ein bibliſches Wort zu 
brauchen, der verfloſſenen Regierung. Das iſt es 
vielleicht, was man hier feſtſtellen muß. Gewiß, 
es ſtimmt, daß ſehr vieles nicht geändert worden 
iſt, aber ein hoher Prozentſatz der Urſachen iſt 
eben in der Vergangenheit enthalten und in dem, 
was hier in dieſen Jahren geſchaffen worden iſt. 
Die Sünden einer ſieben- oder achtjährigen Re⸗ 
gierung, und zwar einer deutſchnationalen Regie⸗ 
rung, ſind nicht in ein paar Monaten zu beſeiti⸗ 
gen. Was wir bei der jetzigen Regierung ver⸗ 
miſſen, iſt aber doch die Tatſache, daß ſich recht 
wenig, herzlich wenig, bisher geändert hat und 
daß wir aus dieſem Grunde doch der Regierung in 
der Form des Mißtrauensvotums einmal den 
Spiegel vorhalten müſſen zwiſchen dem, was ſie 
wollte, und zwiſchen dem, was ſie nicht erreicht 
hat. Sie konnte das alles unmöglich erreichen, 
aber in grundſätzlicher Form müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß wichtigſte Gebiete überhaupt nicht in 
Angriff genommen worden ſind, obwohl man 
weltanſchauungsgemäß zweifellos die Verpflich⸗ 
tung dazu gehabt hat. 

Die Urſache unſeres Mißtrauens gegen die 
jetzige Regierung beſteht darin, daß wir glauben, 
daß es mehrere Koalitionsparteien in der Frage 
der Verfaſſungsänderung nicht ganz ernſt mein⸗ 
ten. Was wir mit der Verfaſſungsänderung be⸗ 
zweckten, war nicht etwa, wie die Demagogie der 
Deutſchnationalen uns vorwirft, die Abſicht, der 
Sozialdemokratie Handlangerdienſte zu leiſten. 


— 
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Ganz im Gegenteil, was wir wollten und was 
ſattſam genug von uns erklärt wurde, war, daß 
wir verhindern wollten, daß hauptamtliche Se⸗ 
natoren wiedergewählt wurden. Wenn wir das 
ſchon bei den bürgerlichen hauptamtlichen Sena⸗ 
toren verhindern wollten, wollten wir ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ebenſo ſehr, vielleicht noch mehr, verhin⸗ 
dern, daß ſozialdemokratiſche hauptamtliche Sena⸗ 
toren gewählt wurden. Uns war in dieſer Frage 
die Partei gleichgültig. Wir wollten vor allem 
mit unſerm Entwurf das Grundübel der freiſtäd⸗ 
tiſchen Verfaſſung beſeitigen. Da müſſen wir er⸗ 
klären, daß wir gerade deshalb ein Mißtrauen 
gegen die jetzige Regierung haben. Wenn die Re⸗ 
gierung nicht in der Lage war, die Verfaſſungs⸗ 
änderung durchzuſetzen, dann gab es zweifellos, 
nachdem die Verfaſſungsänderung gefallen war, 
nur die eine Möglichkeit, das Volk vor die neuen 
Verhältniſſe zu ſtellen, das Volk zu befragen. Wir 
werden es auch als unſere Hauptaufgabe betrach⸗ 
ten, in Zukunft unbedingt eine Einheitsfront, 
ſelbſt von den Kommuniſten bis zu den Deutſch⸗ 
nationalen, dahin zu bringen, daß wir einen 
Volksentſcheid auf Auflöſung dieſes Volkstages 
einbringen. Man handelte unbedingt gegen das 
eigene Programm, wenn man zur Wahl der 
hauptamtlichen Senatoren ſchritt. Es wäre die 
Möglichkeit geweſen, daß die jetzige Koalition die 
hauptamtlichen Senatoren nicht wählte. Wir 
haben längere Zeit ohne den Herrn Senator Dr. 
Leske gearbeitet, und die Staatsgeſchäfte gingen 
genau ſo gut weiter, d. h. die Bauräte ſchalteten 
genau ſo wie vorher. Das werden ſie auch in Zu⸗ 
kunft tun. Es war nicht notwendig, einen neuen 
Senator zu wählen. Zwar ſchreibt die Verfaſſung 
vor, mit Ablauf des letzten Jahres ſollten die 
hauptamtlichen Stellen beſetzt werden, wenn ſich 
aber im Parlament keine Mehrheit gefunden 
hätte, d. h. wenn die Regierungskoalition jelbit 
nicht hätte wählen wollen, wäre eben der Wille 
ſtärker geweſen als die Verfaſſung. Man hätte 
parlamentariſch weiter regieren können. (Abg. 
Rahn: Und hatte auch nicht gegen die Verfaſſung 
verſtoßen!) Ja, man hätte auch nicht gegen die 
Verfaſſung verſtoßen. 

Es gab alſo durchaus die Möglichkeit, hier das 
Programm durchzuführen und hier tatſächlich 
nicht etwa gegen die Verfaſſung, ſondern im Ein⸗ 
klang mit allen Beſtimmungen eine kalte Beſeiti⸗ 
gung der hauptamtlichen Senatoren vorzuneh⸗ 
men, indem man ſie eben nicht mehr wählte. 
Das iſt nicht geſchehen, und das gibt uns aller⸗ 
dings zu der Vermutung Anlaß, daß man es viel⸗ 
leicht mit der Verfaſſungsänderung nicht ernſt 
gemeint hat. Insbeſondere ſcheint uns das Betra⸗ 
gen des Zentrums zu dieſer Behauptung Veran⸗ 
laſſung zu geben. Man wußte nicht, was das Zen⸗ 
trum eigentlich wollte. Da haben wir den Ver⸗ 
dacht nicht los werden können, daß es dieſer Par⸗ 
tei darauf ankam, wieder einmal einen haupt⸗ 
amtlichen Senatorenpoſten zu beſetzen, den Poſten 
des Herrn Senators Dr. Althoff. Man kommt 


allmählich auf dieſe Vermutung. Sie, die Sie die 
Hausbeſitzerverhältniſſe kennen, wiſſen, daß ſich 
die Bauräte bei uns die großen Zehen abtram⸗ 
peln.. Wenn Sie ſich die herrlichen Bauten an der 
Oſterzeile, am Heeresanger, beſehen, die Faſſaden, 
architektoniſche 


und wenn man an die Kunſt 


denkt, die man für dieſe Häuſer braucht, ſo muß 
man ſagen, daß das jeder beſſere Maurerpolier 
machen kann. Wozu wir dann noch neben den un⸗ 
gezählten Bauräten jemand herholen, bleibt uns 
unverſtändlich. Wir erklären uns die Sache ſo, 
daß man eben alle Stellen beſetzen wollte. Die 
jetzige Koalition macht es genau ſo, wie die 
deutſchnationale, d. h. es müſſen alle Stellen be⸗ 
ſetzt werden. Das gibt uns Veranlaſſung, der 
Regierung das Mißtrauen auszuſprechen. 

Ich ſagte ſchon, daß es unmöglich iſt, in der 
Frage des Abbaues von heute auf morgen neue 
Reformen durchzudrücken. Aber es ſcheint ſo, als 
ob die Koalition noch nicht aus den Klauen der 
Bürokratie und der geſchaffenen Verhältniſſe her⸗ 
aus kann. Ich möchte nur an ein paar Reformen 
erinnern, die evtl. denkbar geweſen wären, die im 
Reiche ſchon vorgenommen ſind in der Frage der 
Moderniſierung der Diſziplinarverfahren für 
Richter und andere Verwaltungsbeamte, in 
manchen anderen Fragen der Rechtsſprechung, 
beiſpielsweiſe in der Frage der Wiederherſtellung 
der Schwurgerichte, die hier zu Anrecht beſeitigt 
ſind. Alle dieſe Fragen hat die Regierung nicht 
gelöſt, ſie ſind auch nicht einmal in Angriff ge⸗ 
nommen worden. Die Regierung hat verſprochen, 
die Frage der Wohnungswirtſchaft zu löſen. Wir 
wiſſen ja, daß ſich die Sozialdemokratie und ge⸗ 
rade Vizepräſident Gehl in Genf, als er die erſte 
Regierung führte, für eine Wohnungsbauanleihe 
und eine Löſung dieſer Frage im Wege der An⸗ 
leihe eingeſetzt hat. Da verſtehen wir es nicht, 
wenn dieſe einzig mögliche Löſung und ſchnelle 
Löſung des Wohnungsbauproblems nicht in An⸗ 
griff genommen iſt. Die Regierung ſitzt jetzt ein 
Jahr im Sattel. Es hätte jetzt die Möglichkeit be⸗ 
ſtanden, in dieſer Frage etwas entſcheidend Neues 
zu bringen. Auch Herr Dr. Kamnitzer ſtand da⸗ 
mals auf dem Standpunkt, die Anleihe ſei das 
Richtige. Wir müſſen uns darüber klar ſein, daß 
wir mit dieſer kleckerweiſen Bauerei, d. h. mit 
dem Verbauen der Wohnungsbauabgabe, nicht 
einen Schritt weiter kommen. Die alten Buden 
verfallen mehr und mehr. Es kommt nicht zu einer 
endgültigen Löſung. Die iſt natürlich nur möglich, 
wenn größeres Kapital herangeſchafft wird und 
die Laſt der Neubauten auch auf die nächſte Ge⸗ 
neration übertragen wird. Das ſind alles Dinge, 
die wir an anderer Stelle eingehend bearbeitet 
haben. Was wir nicht verſtehen und was uns miß⸗ 
trauiſch macht, iſt die Tatſache, daß die Regierung 
und auch die Sozialdemokratie plötzlich die Idee 
der Löſung des Problems im Wege der Anleihe 
fallen läßt und daß ein übler Behelf geſucht wird, 
indem man neue Laſten ſchafft. Das ſind alles 
Dinge, die zweifellos von uns nicht verſtanden 
werden können. 

Es ſind 114 Jahre vergangen und das wich⸗ 
tigſte Problem iſt nicht in Angriff genommen 
worden. Wenn das ſtimmt, was man hört, dann 
iſt es allerdings die Kataſtrophe. Wir haben, wie 
geſagt, unſer Mißtrauensvotum von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus eingebracht, weil es uns im 
Staatsintereſſe notwendig erſcheint, einmal die 
Regierung zu fragen, was ſie zu tun gedenkt, um 
alle dieſe Probleme zu löſen. Bisher haben wir 
tatſächlich reichlich wenig Wirkſamkeit nach außen 
hin vernommen. Wir haben nur feſtſtellen 
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können, daß es im großen ganzen bei dem alten 
Betrieb geblieben iſt. Die Deutſchnationalen hät⸗ 
ten eigentlich alle Urſache, darüber glücklich zu 
fein. Herr Weiße, es hat ſich wirklich nicht viel 
geändert. Die Bürokratie bis in die Staatsräte 
hinauf iſt dieſelbe geblieben. Haben Sie keine 
Furcht, wenn die Sozialdemokratie und die 
jetzige Regierung weiterhin derartig regieren, 
dann ſitzen Sie im Sattel. Sie haben die Büro⸗ 
kratie und haben die Macht, — die andern tragen 
die Verantwortung! Das iſt eigentlich für Sie 
eine ganz bequeme Art. Es ſcheint aber ſo, als 
wenn Sie doch ein wenig neidiſch ſind, daß die 
anderen Herrſchaften es ſo ähnlich machten. Das 
klang nämlich immer aus Ihren Reden heraus, 
daß das die einzige Urſache ſei. Wir geben zu, daß 
es unmöglich ſo weiter geht und daß wir vor dem 
Abgrund ſtehen. Ich glaube, die Frage der 
Steuerkritik entwickelt ſich immer mehr nach dieſer 
Richtung. Allerdings war es früher, als Sie 
regierten, genau ſo. Es wurde genau ſo rückſichts⸗ 
los eingetrieben, wie heute. Nur ſind wir der 
Kataſtrophe jetzt viel näher, und jetzt wirkt ſich 
ſelbſtverſtändlich alles viel ſchlimmer aus. Es iſt 
ſchon ſo, daß die Steuerzahler in hellen Haufen 
aus Danzig fortgehen. Das iſt eine Schuld, für die 
Sie, meine Herren Deutſchnationalen, mit die 
Verantwortung tragen. Aber die jetzige Regie⸗ 
rung trifft die Schuld, daß ſie nicht an Auswege 
denkt. Ich möchte von den zahlloſen mir bekann⸗ 
ten Fällen einen herausgreifen. Es iſt ein großes 
Kaffee in der Langgaſſe. Der Inhaber dieſes be⸗ 
kannten Kaffees erklärte mir ganz im Ernſt, er 
habe kein Intereſſe mehr, weiter zu arbeiten. Er 
zeigte mir ſeine Steuerveranlagung. Da war zu 
leſen: 41000 Gulden allgemeines Steuerſoll, 
8000 Gulden Umſatzſteuer, 6000 Gulden Luxus⸗ 
ſteuer, alles in allem ſchließlich 64 000 Gulden. 
Der Betrieb könnte zwar, ſo ſagte er, 40 Ange⸗ 
ſtellte ernähren, aber das Gehalt für einen Se⸗ 
natspräſidenten mit 48 000 Gulden und einen 
Regierungsrat mit 15000 Gulden könne der 
kleine Betrieb nicht aufbringen. Der Mann hat 
Recht, es iſt eine Unmöglichkeit. Wenn er am 
Ende des Jahres ſeine perſönliche Bilanz zieht, 
hat er 18 000 Gulden für ſich. Tue ich nicht beſſer, 
ſo fragte er, wenn ich den Laden zumache und die 
40 Angeſtellten auf die Straße ſetze? Ich bekom⸗ 
me, wenn ich das Geld auf Zinſen gebe, 20.000 
Gulden. Jetzt bleiben mir, obwohl ich noch ar⸗ 
beite, 18 000 Gulden. Außerdem trage ich das 
Unternehmerrijifo. Wird er jo dumm ſein, ledig⸗ 
lich zu arbeiten, um 40 Angeſtellte, einen Senats⸗ 
präſidenten und einen Regierungsrat zu ernäh⸗ 
ren? Nein, ſobald es irgend möglich iſt, ſchüttelt 
er 155 Staub Danzigs von ſeinen Füßen und ver⸗ 
duftet. 

Das iſt kein Einzelfall, ſondern ſymptomatiſch 
für die Grundeinſtellung der Steuerzahler in 
Danzig. Wir tanzen auf einem Vulkan. Wir 
meſſen der jetzigen Regierung nicht etwa in der 
demagogiſchen Art der Deutſchnationalen die 
Schuld allein zu. Aber ſie trägt einen großen Teil 
der Schuld, 

Es iſt ſonnenklar und wir wiſſen ganz genau, 
Herr Abg. Weiße, daß das Notopfer, das jetzt ge⸗ 
ſtrichen iſt und jetzt bezahlt werden ſoll, rund 3 
Millionen ausmacht. Mit dieſen 3 Millionen 
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kleine Exiſtenzen in Danzig retten. Wenn Sie 
nicht zu entſcheidenden Maßnahmen vorgehen, 
wenn Sie die Sache nicht endlich einmal mit Ge⸗ 
walt aus der Welt ſchaffen, dann haben wir 
allerdings keine Veranlaſſung, dieſer Regierung 
das Vertrauen zu geben. Das find die Gründe, 
weshalb wir der Regierung gegenüber miß⸗ 
trauiſch ſind. Wir wollen hoffen, daß es anders 
kommt, und daß die jetzige Regierung ſowohl in 
den großen Fragen der Entwicklung des Woh⸗ 
nungsbaus, wie auch in der Frage der Beſteuerung 
andere Wege geht, ſich Ellenbogenfreiheit ſchafft 
und endlich einmal mit der Fauſt auf den Tiſch 
ſchlägt. Es iſt vielleicht noch Zeit, vielleicht auch 
nicht mehr. Wenn es nicht umgehend geſchieht, 
ſehen wir Danzig am Abgrund. Wir wollen 
wenigſtens beizeiten darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht haben, daß Sie einen andern Weg finden 
müſſen, oder wir müſſen eben dieſer Regierung 
das Mißtrauen erklären. (Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! In dieſem Hauſe ſind ſchon eine Reihe von 
Mißtrauensanträgen eingebracht und begründet 
worden. Aber wohl ſelten iſt ein Mißtrauensan⸗ 
trag ſo auf Filzpantinen behandelt worden, wie 
der heutige. Ich will gar nicht die letzten Ausfüh⸗ 
rungen des Abg. Dr. Blavier erwähnen, der ſein 
Mißtrauen gegenüber der jetzigen Regierung ſehr 
verbrämt und verſchämt darbrachte. Ich muß auch 
ſagen, daß mir die Ausführungen des Herrn Abg. 
Weiße als Oppoſitionsrede nicht gerade imponiert 
haben. Wie kann man als deutſchnationaler Oppo⸗ 
ſitionsredner, der ein Gegner jeder Verſtändi⸗ 
gungspolitik iſt, etwa ſeinen Gegnern in der jetzi⸗ 
gen Regierung, den Sozialdemokraten, den Glau⸗ 
ben zumeſſen oder den Glauben geben, daß ſie mit 
Ehrlichkeit eine Verſtändigung erwarten und er⸗ 
ſtreben! Wenn Sie als Deutſchnationale der Mei⸗ 
nung ſind, daß die Handhabung der Verſtändi⸗ 
gungspolitik der Sozialdemokraten ehrlich ge⸗ 
meint ſei, dann müßten Sie eigentlich veranlaßt 
ſein, die Leute darin zu unterſtützen. Ich als Na⸗ 
tionalſozialiſt habe keine Veranlaſſung zu glau⸗ 
ben, daß da Ehrlichkeit herrſcht, vor allem des⸗ 


halb nicht, und jetzt komme ich zu meiner Begrün⸗ 


dung, weil ich zu den einzelnen Charakteren ſelbſt 
nicht das Vertrauen habe. (Zurufe links.) Wenn 
Sie mit Schimpfworten beginnen, ſo kennzeichnet 
das Ihre Regierung. 

Es iſt ein Antrag eingebracht gegen zehn na⸗ 
mentlich aufgeführte Senatoren. Man hätte an⸗ 
nehmen müſſen, daß nicht allein das Syſtem in 
ſeiner Anwendungsform bei der Begründung des 
Mißtrauensvotums kritiſiert wird, ſondern daß 
man ſich zum mindeſten auch mit den Senatoren 
ſelbſt beſchäftigt. Da muß ich noch auf etwas an⸗ 
deres hinweiſen. Man hat nur einen Teil des 
Senats verantwortlich gemacht, den nebenamt⸗ 
lichen Senat. Das entſpricht den Beſtimmungen 
der Verfaſſung. Nachdem aber durch die Neuwahl 
des hauptamtlichen Senats und in der Art, wie 
man es gemacht hat, Parteipolitiker in den 
hauptamtlichen Senat hineingeſetzt wurden, war 
der erſte Gedanke, den die Blavierleute bei Auf⸗ 


könnten Sie erheblich viel Exiſtenzen und gerade (© 
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ſtellung ihres Mißtrauensvotums hatten, der, zu 
ſagen: „Dem Senat wird das Vertrauen ent⸗ 
zogen.“ Sie können heute nicht den zehn neben⸗ 
amtlichen Senatoren das Vertrauen entziehen, 
wenn das Syſtem, wenn die zehn hinausgingen, 
dasſelbe bleibt. Der Mißtrauensantrag iſt von 
vornherein ein Schlag ins Waſſer. Er wendet ſich 
nicht gegen die Hauptſchuldigen. Sie ſehen, daß 
Herr Dr. Blavier ſich bemüßigt fühlte, die Perſon 
des Herrn Runge zu ſtreifen. Es wurde auch auf 
die Fähigkeiten des neuen Finanzſenators Dr. 
Kamnitzer hingewieſen unter Entgegenſtellung der 
Fähigkeiten des früheren Finanzſenators. Man 
kann auch ſonſt noch über eine Reihe von haupt⸗ 
amtlichen Senatoren ſprechen. Ich glaube deshalb, 
man trifft mit der Beſprechung der Perſönlich⸗ 
keiten das Syſtem noch beſſer als jetzt mit der 
Aufzählung der Fehler, die die jetzige Regierung 
in innen⸗ und außenpolitiſcher Beziehung be⸗ 
gangen hat. 

Ich möchte vorausſetzen, daß keine Oppoſition 
das Recht hat, Leuten, die bewieſen haben, daß ſie 
anſtändige Charaktere ſind, ein Mißtrauen nur 
aus ihrer Regierungstätigkeit zu machen, ſondern 
höchſtens daraus, daß ſie mit ihrer ehrlich gewoll⸗ 
ten Regierungsart nicht zum Erfolg gekommen 
ſind. Es wird von der Oppoſition behauptet, daß 
die jetzige Regierung einen Erfolg beſonderer Art 
nicht vorzeigen kann, und nach meiner Meinung 
mit Recht. Die jetzige Regierung behauptet, ſie 
habe eine Reihe von Erfolgen aufzuweiſen. Sie 
zählte kurz vor Weihnachten eine Reihe davon 
auf, und darunter war auch die Aufhebung der 
gebrochenen Tarife. Die geſtrige Alarmnachricht 
der Danziger Zeitung, die bei mir in ganz beſon⸗ 
ders erfreulicher Erinnerung iſt, beſagte, daß 
Zoppot gegenüber dieſe Vorzugstarife nicht gelten 
ſollen. Man will Danzig anders behandeln, als 
„die andern polniſchen Städte.“ Es iſt intereſſant, 
daß Danzig nach der „Danziger Zeitung“ eine pol⸗ 
niſche Stadt iſt. Das, was man uns ſeinerzeit pre⸗ 
digte, ſollte eine Gloriole ſein, die man aufs 
Haupt der einzelnen Senatoren ſetzte, vor allem 
auf das der Verhandlungsführer des Senats. 

Wer iſt in Danzig Verhandlungsführer in 
dieſen Fragen geweſen? Soweit es ſich um wirt⸗ 
ſchaftliche Fragen handelte, haben wir das Ver⸗ 
gnügen gehabt, an der Spitze der Danziger Dele⸗ 
gation Herrn Jewelowſki zu ſehen. Herr Jewe⸗ 
lowſki wird von ſich aus wohl behaupten, daß er 
ein Charakter ſei. Die Oppoſition, zu der ich mi 
in dieſem Fall ganz beſonders rechne, wird ihm 
dieſen Charakter nicht zubilligen können. Herr Je⸗ 
welowſki wird nun ſicherlich, da er mich als per⸗ 
ſönlichen Gegner kennt, behaupten, daß ich wieder 
mit einer ſchmutzigen Wäſche beginne oder ekel⸗ 
hafte Methoden benutze, mich an ihm zu reiben. 
Aber Herr Jewelowfki hat mehrfach Gelegenheit 
genommen, ſich zu verteidigen, wo er gar nicht an⸗ 
geklagt war. Ich erinnere die anderen Mitglieder 
des Hauſes an den Artikel der „Danziger Zeitung 
vom Sonntag, den 13. Januar: „Verleumder am 
Werk“, in dem Herr Jewelowſki ellenlange Vertei⸗ 
digungsreden aus blauem Himmel hält. In dieſer 

rteidigungsrede ſagt er, daß ihm der Vorwurf 
gemacht werde, er hätte bei den Verhandlungen 
mit Polen nicht im Intereſſe Danzigs handeln 
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können, weil er durch beſondere pekuniäre Bin⸗ 
dungen in Polen feſtgelegen hätte. Gegen dieſe 
Vorwürfe wendet er ſich kurz. Zum Schluß kommt 
ein Abſatz von einer angeblichen Erpreſſung. 
Ich bitte Sie, das ſelbſt nachzuleſen. Ich habe es 
nicht nötig, den ganzen Salm hier vorzutragen. 
Jedenfalls behauptet Herr Jewelowſki, es wäre 
ein Mann, der ſeit dem Jahre 1927 eine Forde⸗ 
derung zivilrechtlichr Art gegen ihn hätte, an ihn 
herangetreten und hätte verlangt, daß er ſeine 
Verbindlichkeiten ihm gegenüber löſen möchte. An⸗ 
dernfalls würde es einen Skandal geben. Dieſem 
Brief mit der Aufforderung die Schulden zu be⸗ 
zahlen, hätte ein Brief beigelegen, der von einem 
Herrn H. ſtamme, der eventuell im Auftrage eines 
völkiſchen Abgeordneten einen Prozeß auf eigene 
Koſten gegen Herrn Jewelowſki führen wollte. Ich 
bitte Sie, ſtellen Sie ſich das Rindsvieh vor, das 
ſchreibt, daß er auf eigene Koſten einen Prozeß 
gegen Herr Jewelowſki führen wolle, wobei ich 


bemerke, daß es an ſich ſehr ſchwierig iſt, gegen 


Herrn Jewelowſki vorzugehen, da er weiß, wie er 
ſeine Stützen im Staat und in den Staatsorgani⸗ 
ſationen findet. Etwas Wahres iſt an dem Artikel, 
und zwar, daß aus Wielun bei Czenſtochau ein 
Brief an mich gelangte auf Grund der Zeitungs⸗ 
nachricht, die der Leſer über meine Zwiſchenruf⸗ 
affäre in Polen geleſen hatte. Dieſer Mann, der 
da ſchreibt, er könnte mir Material zur Verfü⸗ 
gung ſtellen, das mir vielleicht wertvolle Dienſte 
leiſten würde, gegen Herrn Jewelowſki vorzu⸗ 
gehen, iſt ein Raſſegenoſſe von ihm, Leizer Ber⸗ 
kowicz aus Wielun. Auf Grund dieſer Anfrage 
habe ich durch eine dritte Perſon an den Betref⸗ 


fenden ſchreiben laſſen, um zu fragen, ob es fi‘ 


um eine ſtrafrechtliche oder zivilrechtliche Form 
handele. Die Abſchrift des Briefes iſt hier. Es 
ſind im ganzen ſechs Fragen darin enthalten. Es 
wird u. a. gefragt, ob Herr Jewelowſki ſich in 
einer amtlichen Stellung, die er bei der deutſchen 
Heeresverwaltung während des Krieges inne⸗ 
hatte, in irgendeiner Form ſtrafrechtlich vergan⸗ 
gen habe. Ich habe es für nötig befunden, diejer 
Sache nachzugehen, und zwar aus folgenden 
Gründen: Ich halte es für unmöglich, daß in 
einer Regierung Leute ſitzen, denen man eine An⸗ 
ſtändigkeit ihres Charakters nicht mehr nachſagen 
kann. Ich habe dann einen Brief erhalten, worin 
der Betreffende ſchreibt, er wolle nicht durch 
dritte Perſonen mit mir verhandeln; Herr Jewe⸗ 
lowſki werde ſich an eine Verhandlung vor dem 
deutſchen Konsulat erinnern. Herr Jewelowſki 
habe die Möglichkeit, die ganzen Verhältniſſe klar⸗ 
zuſtellen, unter denen er ſeinerzeit als Beauf⸗ 
tragter der deutſchen Regierung private Geſchäfte 
gemacht habe und welcher Art und Sauberkeit 
dieſe privaten Geſchäfte geweſen ſind. 

Ich will nur jagen, daß Herr Jewelowſki es 
von vornherein für nötig befunden hat, ſich gegen 


einen Vorwurf zu wehren, der noch gar nicht er⸗ 


hoben war. Herr Jewelowſki muß kein gutes Ge- 
wiſſen haben, und ein gutes Gewiſſen muß ein 
Senator haben. Sie, Herr Jewelowſki, haben dies 
gute Gewiſſen neulich zwar bekundet, indem Sie 
einen Brief an den Volkstag richteten, in dem Sie 
um Aufhebung der Immunität in dem Verfahren 
wegen Eidesverletzung erſuchen. Sie haben recht 
große Töne geſchwungen. Ich bin nicht der An⸗ 
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ſicht des Herrn Staatsanwalts Graßmann, daß 
eine Eidesverletzung unter die Amneſtie von 1925 
und 1928 fällt. Ich habe leider Gottes die Be⸗ 
fürchtung oder Meinung gehabt, daß Sie das 
wußten und deshalb den Mut aufbrachten, Ihre 
Immunität aufgehoben zu wiſſen. Wenn Sie der 
Meinung ſind, daß das nicht der Fall iſt, habe ich 
mich in dieſem Fall zu Ihren Ungunſten ge⸗ 
täuſcht. Jedenfalls glaube ich, daß ein derartiger 
Vorwurf, ob eine Eidesverletzung vorliegt oder 
nicht, bereinigt werden muß. 

Nun wende ich mich von Ihrer Perſon zu 
Ihren ſonſtigen Senatorenkollegen. Das, was 
Herrn Jewelowſki vorgeworfen wird, iſt vor den 
Augen der anderen Senatoren geſchehen. Man hat 
die Akten des Unterſuchungsausſchuſſes 1924, in 
denen ſeine eigenen Ausſagen dem urkundlichen 
Beweismaterial gegenüber gemacht ſind. Nie⸗ 
mand hat es für nötig befunden, darauf einzu⸗ 
gehen. Inſofern halte ich es für bedauerlich, dem 
übrigen Senat den Vorwurf machen zu müſſen, 
daß er nicht von ſich aus gerichtliche Klärung ver⸗ 
anlaßt hat. Was den übrigen Staatsbürgern recht 
iſt, muß dem Senat auch recht ſein. Dann ein an⸗ 
derer Fall. Im Mißtrauensantrag iſt nicht mehr 
die Perſon des Senators Fuchs enthalten. Ich 
habe im vorigen Jahr mehrfach den damaligen 
Regierungsvertreter, Herrn Kettlitz, gefragt, wie 
weit das Verfahren gegen Senator Fuchs wegen 
Eidesverletzung gediehen wäre. Darüber iſt nach⸗ 
her eine Erklärung nicht mehr gegeben worden. 
Dafür bekamen wir aber die Mitteilung, daß 
Herr Senator Fuchs ſein Amt aus Krankheits⸗ 
gründen niedergelegt habe. Ich halte es für ſehr 
bedauerlich, daß Herr Fuchs nicht die Wahrheit 
ſagte, warum er zurücktrat. Ich halte es weiter 
für bedauerlich, daß der Senat nicht eine richtig⸗ 
ſtellende Erklärung für dieſen Rücktritt des Se⸗ 
nators Fuchs aus Geſundheitsgründen abgab. 

Ich richte jetzt an den Senat die Frage, ob die 
Gerüchte, daß Senatspräſident Dr. Sahm den Se⸗ 
nator Fuchs aufgefordert hat, binnen 48 Stunden 
von Sonnabend zu Montag ſich zu erklären, ob er 
von ſeinem Amt zurücktrete, zutreffen. Grund für 
dies Ultimatum war, daß die Tatſache des Ban⸗ 
kerotts des Herrn Fuchs nach zwei Jahren nicht 
mehr zu verſchleiern war. Aus dieſem Grund ſoll 
er aufgefordert ſein, aus dem Senat auszuſchei⸗ 
den. Ich ſtelle zunächſt die Sache beiſeite und 
frage: Halten Sie es für richtig, daß man im 
Senat einen Senator als Vertreter der Stadt⸗ 
ſparkaſſe ſitzen läßt, der mit ſeinen privaten 
Finanzen reſtlos bankrott iſt? Iſt es in einem 
gut fundierten Staate denkbar, daß ein bankrotter 


Senator die Sparkaſſe und die Grundbeſitzverwal⸗ 


tung in der Hand hat? Das iſt mit Wiſſen der 
übrigen Senatoren zugelaſſen worden. (Hört, 
hört! rechts — Zuruf des Abg. Rahn.) Es gibt 
Leute, die Kredite bei der Girozentrale und ähn⸗ 
lichen Inſtituten zu erhalten verſuchen. Dann 
kommt der Knalleffekt, daß der Senator mit 
280 000 Gulden bankrott it und mit ſeinen Gläu⸗ 
bigern auf 10 Prozent verhandeln muß. Mir iſt 
von verſchiedenen Seiten das Gerücht zugetragen 
worden, das in Danzig in Umlauf iſt, daß ſich 


unter den lombardierten Waren, die jetzt bei dem 
Bankrott mitſpielen, auch Kommiſſionswaren be⸗ 
finden. Dies Gerücht iſt ſo ſchwerwiegend, daß, 


wenn man das Strafgeſetzbuch anwendet, 
zum erſtenmal eine äußerſt ſchwerwiegende 
Strafe verhängt werden müßte. (Zuruf des Abg. 
Rahn.) Ich bitte, daß dieſe Frage geklärt wird, 
weil dadurch der geſamte Senat blamiert und 
mit in dieſe Bankrott⸗Affäre hineingeriſſen wird. 
Ich habe dieſe perſönlichen Momente, dieſe Ge⸗ 
rüchte, ſo ſchmutzig ſie auch ſind, deshalb ange⸗ 
führt, weil man bei der Regierung reinen Tiſch 
machen ſoll, um, wenn es notwendig iſt, von der 
Regierung zu ſagen, wir haben ehrlich verſucht, 
unſer Beſtes zu tun und ſind nicht in der Lage 
dazu geweſen. Solange ich die Befürchtung haben 
muß, daß dieſe ſogenannten ehrlichen Verſuche 
nicht von Leuten kommen, denen man das Wort 
ehrlich beilegen kann, muß ich dem Mißtrauens⸗ 
antrage zuſtimmen. 

Der Senat hat eine Reihe von Ausſprüchen 
getan, bei denen er mich der Unwahrheit geziehen 
hat. Ich erinnere daran, daß ich beim Falle Dr. 
Alter die Vermutung ausſprach, daß der Poſten 
des Vorſitzenden des Rechnungsprüfungsamtes 
dem Senator Dr. Schwartz vorbehalten bleiben 
ſolle und der Platz deshalb geräumt würde. Tat⸗ 
ſächlich hat der Senat die Verhandlungen mit Dr. 
Schwartz aufgenommen. (Abg. Gehl: Stimmt 
nicht, der Senat hat damit nichts zu tun!) Dann 
ſollen es wieder Einzelmitglieder des Senats 
ſein. Es iſt traurig, daß nicht der geſamte Senat, 
ſondern einzelne Perſonen die Verhandlungen 
aufnehmen. (Abg. Gehl: Ihr gutes Recht!) Der 
geſamte Senat iſt dann für die Handlungen der 
einzelnen Senatoren verantwortlich. Halten Sie 
es für möglich, daß geſagt worden iſt, die Penſion 
ſei mit 1400 Gulden monatlich höher als das Ge⸗ 
halt des Senatsrats und deshalb übernehme Herr 
Dr. Schwartz den Poſten nicht? (Abg. Gehl: Auch 
das ſtimmt nicht!) Ich halte mich an die Zahlen, 
die mir genannt ſind. Sie können die richtigen 
Zahlen ſagen. Jedenfalls iſt die Zahl genannt. 
Die Penſion wäre höher als das Einkommen, das 
er als Senatsrat beim Rechnungsprüfungsamt 
bekäme. Daher verlange er Aufbeſſerung der Be⸗ 
züge. Außerdem ſolle er die Bezeichnung Präſi⸗ 
dent des Unabhängigen Rechnungshofes bekom⸗ 
men. Auch in dieſem Fall iſt eine Klärung not⸗ 
wendig. Daß man den Gerüchten etwas trauen 
darf, geht daraus hervor, daß auch im Falle Alt 
hoff die Zubilligung eines höheren Gehaltes er⸗ 
folgt iſt, als die übrigen Senatoren beziehen. 
Wenn man zu geringe Bezüge für Senatoren 
ausſetzt, wird man keine tüchtigen Kräfte hierher 
bekommen. Ich halte es aber für zweckmäßiger, 
daß man die Sätze ſo ſtaffelt wie bei den Hoch⸗ 
ſchulprofeſſoren. Wenn Sie einen beſonders tüch⸗ 
tigen Mann haben, ſo geben Sie ihm ein höheres 
Gehalt, das über den Mindeſtſatz für Senatoren 
geht. Dann ſteht das frei. Aber ſo kommt man 
nicht um den Eindruck herum, als handele es ſich 
um eine Gehaltsſchiebung. Wie kann man ent⸗ 
gegen den Beſtimmungen der Beſoldungsordnung 
und des Etatsrechtes ein höheres Gehalt einräu⸗ 
men, ohne Zuſtimmung des Volkstages, welches 
in keiner Weiſe im Etat verankert iſt. 

Zu dieſem Kapitel gehören die Aenderungen 
in der Finanzverwaltung ſelbſt. Ich habe keine 
Urſache, für den verfloſſenen Senator Dr. Volt 
mann eine Klinge zu ſchlagen. Er war früher 
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ſelbſt dazu in der Lage, wenn er es für richtig be⸗ „Bürger“ für nötig, den Poſten des Schützenpräſi⸗ 
fand. Das eine wird 
müſſen, daß er Fachkenntniſſe mitbrachte. Sehen Was tut Herr Reek? Er tritt an den Vorſtand 
wir uns die Umſtände und die Bedingungen an, heran und bittet, man möchte ihn aufnehmen. 
unter denen die Neuwahl des Finanzſenators vor Da er ein anſtändiger Mann iſt, liegt nichts gegen 
ſich ging. Herr Abg. Weiße hat den Ausdruck ihn vor. Er wird aufgenommen, muß aber den 
Kuhhandel gebraucht. Erinnern Sie ſich der Zei⸗ Eid ablegen: „Mit Herz und Hand fürs Vater⸗ 


ihm zugebilligt werden denten von dem des Bürgermeiſters zu trennen. 


tungsnachrichten? Die „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ haben mehrfach mit Kombinationen über 
die Senatorenwahl den Propheten geſpielt und 
haben ſchließlich recht behalten. Es wurde auch 
auf den Gegenſatz zwiſchen Dr. Kamnitzer und 
einem anderen Herren, ich glaube Senator Dr. 
Evert, hingewieſen. Es wurde geſagt, daß Herr Dr. 


Kamnitzer den Vorteil habe, daß er die beſſere P 


Verbindung zu Hilferding habe. Mir als Natio⸗ 
nal⸗Sozialiſten it das beſonders intereſſant. (Zu⸗ 
ruf links.) Es ſtand in der Zeitung und ich mache 
es mir zu eigen. Ich kenne keinen anderen Grund. 
Herr Dr. Volkmann hat deshalb ſo vorteilhaft 
arbeiten können, weil er die guten Verbindungen 
hatte, die für dieſes Amt notwendig ſind. Der 
Meinung werden Sie ja wohl auch ſein, Herr 
Gehl. Bei Herrn Dr. Kamnitzer wurde in der 
Zeitung auf die Verbindung zu Dr. Hilferding 
hingewieſen. Wir haben es erlebt, daß der 
Reichskanzler Müller, der Friedens- Müller, 
wieder Reichskanzler in Deutſchland wurde und 
der Inflationsmann Hilferding wieder Reichs⸗ 
finanzminiſter. Letzterer hatte das eine für ſich, 
daß er als Ausländer und Arzt ganz beſonders 
geeignet war, Reichsfinanzminiſter in Deutſch⸗ 
land zu werden. Wir haben hier in Danzig jetzt 
einen ähnlichen Fall. Hier haben wir einen 
Juriſten. Ich weiß, daß gerade von Ihrer Frak⸗ 
tion die Beſetzung der Fachſenatorenpoſten durch 
Juriſten immer bemängelt wurde. Man ſagte: 
„Ein Juriſt ſoll es nicht fein; denn Juriſten brin⸗ 
gen keinen klaren Verſtand mit.“ So ungefähr 
waren die Richtlinien. Wenn z. B. Herr Dr. 
Frank hier ſtand, wurde geſagt: „Was ſoll er viel 
als Fachmann tun, er iſt doch Juriſt.“ Und nun 
haben wir einen Finanzminiſter bekommen, der 
auch Juriſt iſt. Er hat weiter nichts aufzuweiſen, 
als ſeine Verbindung mit Herrn Dr. Hilferding. 
Wir werden ſehen, wie ſich das für den Freiſtaat 
Danzig auswirken wird. Wir ſehen die erſten An⸗ 
ſtrengungen mit dem Stempelſteuergeſetz. Warten 
wir ab, ob die Genoſſen des Herrn Dr. Kamnitzer 
der Börſe das Feld öffnen, das man geöffnet 
ſehen möchte. 

M. D. u. H.! Ich habe nur einzelne der 
Herren genannt. Es hat keinen Zweck, auf die 
Perſönlichkeiten der Zentrums⸗Senatoren einzu⸗ 
gehen. Ich wüßte nicht, was man ihnen außer den 
Beteiligungsarbeiten vorwerfen ſollte. Ich weiß 
auch nicht, warum man in einem Antrag zehn 
Namen nennt und den einen oder anderen aus⸗ 
läßt. Ich will nicht Herrn Reek beſonders er⸗ 
wähnen und an ſeiner Tätigkeit Kritik üben. Im 
Gegenteil, die Tätigkeit, die Herr Reek in Neu⸗ 


teich ausübt, halte ich für glänzend. (Na alſo! 


links.) Herr Reek iſt auch kein Sozialdemokrat. 
(Heiterkeit.) Er iſt der typiſche Spießbürger. Aber 
ich halte es für gut, daß er ſich ſo in die Verhält⸗ 
niſſe hineingefunden hat. Ich erinnere an den 
Schützenverein in Neuteich. Da war das Präſi⸗ 
dium immer in Händen des Bürgermeiſters. Als 
Herr Reek Bürgermeiſter wurde, hielten es die 


land!“, was Herr Reek auch tut. (Heiterkeit.) 
Herr Reek hat es für nötig befunden, das zu tun, 
was manch einem Spießbürger nicht einfiel: wenn 
der Schützenverein durch Neuteich zog, machte er 
in Reih und Glied den Ausmarſch mit. Aller⸗ 
dings hat das der Sozialdemokratiſchen Partei 
nicht gefallen, und Herr Reek wurde durch ſeine 
Parteifreunde gezwungen, dieſem bürgerlichen 
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Treiben fernzubleiben. Ich bedauere das. Wie ſoll 
man dieſes Mißtrauensvotum gegen dieſe zehn 


Männer unterſchreiben. Ich wende mich gegen das 


Syſtem und gleichzeitig dagegen, daß derartig mit 


Gerüchten belaſtete Leute im Senat ſitzen. Dieſe 
Laſt der Gerüchte liegt auch auf den übrigen Per⸗ 


Syſtem ausfallen. Das iſt das Maßgebende, ſo⸗ 
lange dieſes Parlament halb marxiſtiſch, zentrüm⸗ 


werden ja nächſtens einen weiblichen Senator be⸗ 
kommen und das liberal⸗feminine Element wird 
dann auch vertreten ſein. Dieſe Miſchung iſt es, 
von der man eine Rettung oder Beſſerung nicht 


Herr Weiße geht und der Regierung die Ehrlich⸗ 
keit des Beſtrebens zubilligt, dann bin ich der 


Ihnen (nach rechts) zuzubilligen, daß Sie es in 
der Regierung ehrlich mit ihrem Programm mein⸗ 
ten. Wie konnten Sie als Oppoſition dieſe ſchöne 
Geſte machen? Mit ſchönen Geſten macht man kein 
Mißtrauen; denn mit ſchönen Geſten ändert man 
ein Syſtem nicht. Wenn man einen Mißtrauens⸗ 
antrag ſtellt, ſchickt man den ſchärfſten Kämpfer 
vor. Ich bedaure es, daß Herr Abg. Weiße ſich 
allerhand Zurufe machen laſſen mußte, nicht nur, 
weil er als Pfarrer beſchimpft wurde, 
auch, weil er kein Gegner iſt, auf den die Sozial⸗ 
demokraten gucken. Den Sozialdemokraten können 
Sie nur mit einer Idee kommen. Dieſe Idee bann 
nicht auf Filzpantinen kommen. Dieſe Idee muß 


ren Ueberzeugung hat auch die jetzige Regierung 


niſten die Leviten geleſen. Die Zentrumsleute 
haben die Ueberzeugung, in jeder Regierung ſitzen 
zu müſſen; die Liberalen haben überhaupt keine 
Ueberzeugung. Das eine ſteht feſt, wenn Herr Je⸗ 
welowſki ſeinerzeit bei den Verhandlungen in Pa⸗ 
ris geſagt hat: „Einen dämlicheren Menſchen 
konnten Sie mir nicht mitgeben, als den Stadt⸗ 
kämmerer“ und er und die andern jetzt denſelben 
Menſchen zum Senator wählten, dann kann man 
ſagen, daß Sie es nicht verſtanden haben, ſich einen 
Senator hinzuſetzen, vor dem man Achtung hat. 
Es iſt kein Mißtrauen, es iſt die Abſprechung der 
Achtung vor dieſem Senat. 

Vizepräſident Gaikowſki:: Das Wort hat der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Ich habe mich nicht zum Wort ge⸗ 


jonen. Wie die Perſonen find, muß das ganze 


innere Aeberzeugung haben. Dieſe Idee der inne⸗ 


lich, nächſtens auch Tiberaffeminin iſt, — wir 


erwarten kann. Wenn man dann aber ſo weit wie 


Meinung, daß dieſer Mißtrauensantrag nicht 
mehr angebracht iſt. Sehen Sie, die Sozialdemo⸗ 
kraten haben es früher nicht für nötig befunden, 


(D} 


jondern 


nicht. Den Sozialdemokraten haben die Kommu⸗ 
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(Gehl, Stellv. Präſident des Senats) 


meldet, um nebenamtliche Senatoren zu verteidi⸗ 
gen oder gegen das Regierungsſyſtem Stellung zu 


ich den nächſten Punkt der Tagesordnung aufrufe, 
habe ich noch folgendes Schriftſtück zu verleſen. Es 


nehmen. Ich habe mich lediglich zum Wort gemel⸗ it verſehentlich unterblieben, das ſchon bei Er⸗ 


det, um einige Feſtſteuungen zu machen und eine 
Redewendung des Kedners der Deutſchnationalen 
Fraktion zurückzuweiſen, falls ſie ſo gefallen iſt, 
wie ich ſie gehort habe. Ich habe den Herrn Redner 
jo verſtanden, als ob er der jetzigen Regierung den 
Vorwurf machen wollte, daß ſie ihre Haltung in 
gewiſſen auswärtigen Fragen von Wünſchen Po⸗ 
lens abhängig machte. Stimmt das? (Abg. Rahn: 
So war es nur zu verſtehen!) Stimmt das, Herr 
Abg. Weiße? (Abg. Weiße: In einer Beziehung 
ja!) Dann muß ich dieſe Bemerkung entſchieden 
zurückweiſen. Wir in der Danziger Regierung 
kennen nur Intereſſen Danzigs. Dieſe nehmen wir 
wahr, jo gut wir können. Wir richten uns nicht 
nach den Wünſchen irgend einer auswärtigen 
Stelle. (Siehe Einwohnerwehr! rechts.) 

Dann hat Herr Abg. Hohnfeldt die Bemerkung 
gemacht, daß der Senat durch den Bankrott ſeines 
früheren Mitgliedes, des Herrn Senators Fuchs 
blamiert und hineingeriſſen ſei. Ich möchte darauf 
hinweiſen, daß im Artikel 26 der Verfaſſung ſteht: 
„Nicht wählbar iſt: c) wer ſich im Konkurſe be⸗ 
findet“. Ich weiß im Augenblick nicht, ob nach der 
Verfaſſung jemand Senator bleiben darf, wenn er 
einen Bankrott erleidet. Die Herrn Juriſten wer⸗ 
den das beſſer feſtſtellen können. Wenn der Herr 
Senatspraſident Dr. Sahm ſeinerzeit mit Herrn 
Senator Fuchs ſprach, hat er doch nur ſeine Pflicht 
erfüllt. Wir Mitglieder des Senats können doch 
nicht wiſſen, ob ſich dieſer oder jener der Herrn Se⸗ 
natoren in geordneten wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen befindet oder im Konkurs. (Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Das können wir nicht wiſſen, Herr 
Hohnfeldt. Wenn Sie im Senat wären, würden 
Sie auch nicht wiſſen, wie die wirtſchaftliche Lage 
des einen oder andern Senators iſt. Das können 
wir doch nur willen, wenn der Betreffende ſelbſt 
eine Erklärung abgibt. Aber dies nur nebenbei. 
Vor allem wollte ich die Bemerkung des Herrn 
Abg. Weiße zurückweiſen, die nicht ohne Wider⸗ 
ſpruch in das Land hinaus darf. (Bravo! links.) 


Vizepräfident Gaikowſti: Die Rednerliſte it. 
erſchöpft, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Laut 8 33 
Ziffer 4 unſerer Geſchäftsordnung muß namentliche 
Abſtimmung erfolgen. Ich bitte die Damen und 
Herren die Plätze einzunehmen. (Abg. Raſchke: 
Was ſteht zur Abſtimmung, Herr Präſident, der 
Antrag oder etwas anderes? Der Antrag! 
rechts. — Abg. Raſchke: Wer dafür iſt, gibt eine 
Ja⸗Karte ab, wer dagegen iſt, eine Nein⸗Karte!) 
Herr Abg. Raſchke, Sie haben nicht das Wort. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es ſind 101 Stimmen abgegeben wor⸗ 


— 


öffnung der Sitzung zu tun. 
Danzig, den 30. Januar 1929. 

An den Präſidenten des Voltstages, 

Herrn Spill, Danzig 
Ew. Hochwohlgeboren teilen die Unterzeichneten 
ergebenſt mit, daß ſie mit dem geſtrigen Tage aus der 

Deutſchliberalen Fraktion des Woltstages ausgetre⸗ 

ten ſind. 

Lemke, Mroczkowſki, Regier. 55 
(Lebhaftes Hört, hört! links.) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Fooken. € 

Booten, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt jetzt 7 
Uhr. Ich beantrage, daß wir uns jetzt auf morgen 
vertagen und als erſten Punkt den heutigen Punkt 
14 auf die Tagesordnung ſetzen, die Gewährung 
einer Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe. Weiter 
den Reſt von heute. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt Vertagung be⸗ 
antragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? 
Die Unterſtützung reicht aus. Ich habe demnach 
nur noch die Tagesordnung für morgen bekannt⸗ 
zugeben, und zwar: 

Fortſetzung von heute, dann: Antrag des Oberſtaats⸗ 

anwalts auf Strafverfolgung gegen einen Abgeord⸗ 

neten. Druckſache Nr. 583. 

Große Anfrage Nr. 22 des Abg. Dr. Blavier u. Gen. 

11 1 für das Kraftwerk Bölkau. Druckſache 

r. 592. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den Ver⸗ 

kehr mit Kraftfahrzeugen. Drucksache Nr. 562 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 

rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Drucksache Nr. 

501 zu Nr. 193. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zah⸗ 

lung ſozialer Zulagen an Staats⸗ und Gemeinde⸗ 

arbeiter. — Arantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 

Drucksache Nr. 580 zu Nr. 58. 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 

über den Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Aen⸗ 

derung verſchiedener Beſtimmungen der Landge⸗ 

meindeordnung. Drucksache Nr. 581 zu Nr. 381. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Alters⸗ 

verſorgung der Hebammen. Druckſache Nr. 582. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die An⸗ 

klage der Senatoren wegen ſchuldhafter Verletzung 

der Verfaſſung oder eines Geſetzes. — Urantrag des 

Abg. Dr. Bogdan u. Fr. — Druckſache Nr. 486. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 

des Gewerbeſteuergeſetzes. — Urantrag des Abg. 

Dumont u. Gen. — Druckſache Nr. 576. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über Aende⸗ 

rung des Vermögensſteuergeſetzes. — Arantrag des 

Abg. Brenner u. Gen. — Druckſache Nr. 591, 


Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſ⸗ 
ſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 5 Minuten). 


kowſki, Rahn, Raſchke, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Senftleben, Dr. Unger, Weiße. Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beyer, 
Bock, Bohner, Beſſer, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſerloh, 
Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Fehl, Gerid, Grod⸗ 
nick, Hackbarth, Hallmann Robert, Höhn, Hoog, Hoppe, 


den, davon 65 mit Nein, 35 mit Ja, eine Stimm- Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Karſchewſki, Klein, Klingen⸗ 


enthaltung.“) Der Antrag iſt abgelehnt. Bevor 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 101, davon mit Ja 35, mit Nein 65, 1 Stimm⸗ 
enthaltung. d 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, Dinklage, Du⸗ 
mont, Doerkſen, Falkenberg, Dr. Heinemann, Hohnfeldt, 


berg, Kloſſowſki, Knauſt, Kurowski, Lemke 
Bruno, Lemke Wilh., Lendzion, Leu, Loops, Fr. Mali⸗ 
kowſki, Mau, Dr. Moczynifi, Moritz. Mrocskowſfki, 
Müller, Gertrud, Fr. Pauls, Plettner, Fr. Prillwitz. 
Raap, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewifi, Rogozinſki, 
Rohde, Schilke, Schmidt, Ed., Schmidt, Friedr., Selow, 
Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

Der Stimme enthalten hat ſich: Abg. Geisler. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Böcker, 


Kruppke, 


Dr. Hoppenrath, Jantzen, Fr. Kalähne, Klawitter, Fr. 
Kreft, Paul Kreft, Langnau, Manthei, Mayen, Müller, 


Böhm, Dyck, Friedrich, Hallmann, Rud., Hennke, Jahr, 
Karkutſch, Liſchnewſki, Mathieu, Fr. Meyer, Miczewſfki, 


Bernh., Müller, Paul, Müller, Walter, Philipſen, Pleni⸗ Neubauer, Opitz, Papke, Regier, Vollerthun, Zarske. 


(C) 


(D) 


— _ 
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{A) ten Staates zur Not der Erwerbsloſen und der (C) 
minderbemittelten Bevölkerung. Die vorige 
Sitzung des Volkstages hat ja auch bewieſen, daß 
ein kommuniſtiſcher Abgeordneter von den Volks⸗ 
tagsſitzungen ausgeſchloſſen wurde, wenn er die 


67 Sitzung Frage der Erwerbsloſen vertritt. (Abg. Gehl: 
0 9 Deswegen nicht!) Man will die Erwerbsloſen 
Donnerstag, den 31. Januar 1929. ohne Vertretung laſſen. Wir werden aber auch 


ite den Ausſchluß eines Genoſſen vertragen und uns 
1355 B um jo mehr der Not der Erwerbslojen annehmen. 


Banane an LET 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. eins Bezeichnend iſt, daß dieſer Antrag dem Volkstag 
malige Wirtſchaftsbeihilfe für Minderbemit⸗ ſeit dem 23. Oktober zur Beratung vorliegt, daß 
| telte, Urantrag des Abg. Opitz u. Fr. 9 der Soziale Ausſchuß aber erſt am 12. Dezember 
| a ur (K P 4353 B zu dieſen Fragen Stellung nahm und daß der 
| Moritz (S P. SD) . 1557D 1 es erſt heute HR nötig befindet, diejen 
Dr. Wiereinifi, Senate ntrag zu verabſchieden. Bezeichnend war auch 
Hoppe (3.) „ Fan 18 5 das Verhalten der geſamten Parteien im Sozialen 
De ER) © 59 Ausſchuß, Es zeigt ſich wie die Not der Erwerbslo⸗ 
Abänderungsantrag des Aba. Raſchke u. Fr. zu ſen den Vertretern des ſogenannten „Sozialen 
| $ 2 der Druckſache Nr. 480 (Druckſache Nr. 594). 1366 B Ausſchuſſes am Herzen lag. Nicht ein Vertreter 
Entſchließung der Aba Brill, Hoppe, Gieben- der Parteien hielt es für nötig, auch nur ein Wort 
ER, en 2 See 1366 B zu dieſem Antrag zu jagen. Nicht das chriſtliche Zen- | 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Strafverfol⸗ trum, nicht die ſogenannten Arbeitervertreter der I 
| Bene ans einen Abgeordneten (Druckſache 1 10 1 So nur ein Wort für dieſen An- |} 
„%% „᷑ — Wu » rag übrig, ſondern mit einem Handaufheben, mit N 
E Di, Planer (D. V. P.) n 150 einer Ablehnung des Antrages war die Not der 10 
Eingaben laut Druckſache Nr. 577ꝰꝰ7ʒ7 Erwerbsloſ 1 d der A ER ) 
Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft u. Fr. € en erledigt und der Antrag hinfällig. 5 
| n Diückache Nr. ; a nee 1560 B | Nur der Regierungsvertreter nahm das Wort, um 1 
| — — des Abg. Langnau u. Fr. zu 1809 b erklären, daß er leider die Aufgabe hätte dieſen 1 
| VVV || 
Fr. zu Druckſache Nr. 5778... 2... 1500 B Und auf der anderen Seite der Antrag nicht ſo 1 
e ee a Mor H. Kreft u. 5 ſozial wäre, als daß er ne werden 
Fr. zu Druckſache Nr. 577/12 könnte. In der nächſten Sitzung wiederrief er di 
{B) en re das Anſoziale des ganzen Antrages und ſagte, der (D) || 
HERR ne 1370C | Antrag ſei nur injofern unſozial, als die Kriegs⸗ 1 
| a ß 1572 K beſchädigten und Invalidenrentner einbegriffen 1 


Brill (S. P. D.) sur Eſchäftsordnung. 137 f ſeien, bei denen eine Bedürftigkeit nicht vorliege 
a! BR.) zur Geſchäfts 0 138 5 R ; 1 5 f 

Nate ( f.) aur en 1350 Wir Kommuniſten willen, daß auch die Kriegsbe- 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 1375C ſchädigten in Not und Elend leben, und daß die | 
Kriegsbeſchädigten noch lange nicht das bekom⸗ | 

Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den men, was ihnen vom Staat verſprochen wurde, 
Vizepräſidenten Gaikowfki eröffnet. als ſie damals hinausgeſchickt und zu Krüppeln 1 
Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, geſchlagen wurden. Sie haben alſo alles Anrecht 
Dr. Wiercinſki; Oberregierungrat Dr. Hemmen. darauf, ebenfalls eine Beihilfe zu bekommen. I 
Vizepräſident Gaikowfki: M. D. u. H.] Die 67. Unſer Antrag verlangt für alle Erwerbsloſen eine i f 


Vollſitzung iſt eröffnet. Vor Eintritt in die Tages⸗ einmalige Beihilfe in Höhe der doppelten 
ordnung habe ich folgendes Schreiben bekanntzu⸗ Wochenunterſtützung. Er verlangt darüber hinaus 
geben: für alle Erwerbsloſen, die keine Erwerbsloſen⸗ 1 
An den Herrn Präſidenten des ey: us erhalten, eine Unterſtützung in 1 
8 5 bier. oppelter Wochenhöhe der ihnen geſetzlich zu⸗ 5 
Wir entſenden an Stelle des Herrn Abg. Doerk⸗ N N Re 1 x . 
ſen den Abe, Dr. Bogdan in den Werfel ee Erwerbsloſenunterſtützung. Für alle 
ſchuß und benennen ihn gleichzeitig zum Vorſitzenden. einrentner, Wohlfahrtsunterſtützungsempfän⸗ 
Schwegmann. ger, Invalidenunterſtützungsempfänger und Rent⸗ 
Ich rufe Punkt 1 der heutigen Tagesordnung ner verlangt unſer Antrag eine einmalige Unter⸗ ii 
h auf: ſtützung in Höhe ihrer monatlichen Rente. Früher 1 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs ſagten die Parteien immer, die Arbeiter, die I 
betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für gerade erwerbslos geworden waren, wären nicht | ö 
N Minderbemittelte. Urantrag des Abg. unterſtützungsbedürftig und könnten noch nicht 
f Opitz u. Fr. einbegriffen werden. Aus dieſem Grunde und | 
Druckſache Nr. 557 zu Nr. 480. Dazu liegt ein nicht deshalb, weil wir etwa der Anſicht find, daß 
1 Abänderungsantrag des Abg. Raſchke und der die Erwerbsloſen nicht ſofort vom erſten Tage der 
| übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion Erwerbsloſigkeit bedürftig find, haben wir den 


in Druckſache Nr. 594 vor. Ich eröffne die Aus⸗ Antrag in dieſer Form eingebracht, daß die Er⸗ 

ſprache zu § 1. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. werbsloſen, die ſechs Wochen erwerbslos ſind, die 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Die Be⸗ einmalige Beihilfe erhalten. In der letzten Zeit 

handlung dieſes Antrages durch den Volkstag ſind aber gerade die Arbeiter der Schichauwerft 

zeigt ſo recht das Verhalten des geſamten Volks⸗ zu Tauſenden auf die Straße geflogen. Dieſe 
| tages, der bürgerlichen Parteien und des geſam⸗J Leute mußten für 20 und 25 Gulden Wochenlohn 


(A) 


(B) 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
arbeiten. Wie man dann den Standpunkt vertre⸗ 
ten kann, daß dieſe Leute der Unterjtügung nicht 
ſofort bedürftig ſind, verſtehe ich nicht. Sonſt 
ſtellen ſich die Vertreter der Zentrumspartei und 
der anderen Parteien als Partei der Nächſten⸗ 
liebe hin. Wenn es jedoch darauf ankommt, den 
Aermſten der Armen zu helfen, hat man nur ein 
Lächeln dafür übrig. Nur die Intereſſen des Geld⸗ 
ſacks und der Kapitaliſten werden wahrgenom⸗ 
men. Sie fragen nicht danach, ob die Erwerbs⸗ 
loſen elend zugrunde gehen. (Abg. Hoppe: Bloß 
Sie!) Natürlich iſt es uns darum zu tun. Für Sie 
handelt es ſich nur darum, daß der kapitaliſtiſche 
Staat erhalten wird. Daher werden Gelder für 
die Kapitaliſtenklaſſe und für Kriegsrüſtungen 
ausgeworfen. Den Erwerbsloſen gibt man nur ſo⸗ 
viel, damit die Rebellion der Erwerbsloſen der 
bürgerlichen Klaſſe nicht zur Gefahr wird. Für 
die Erwerbsloſen ſind nur Bettelpfennige übrig. 
Was zeigte ſich geſtern? Die Erwerbsloſen hat⸗ 
ten in einer Verſammlung ihre Forderungen ver⸗ 
treten und verlangten, daß der Volkstag dazu 
Stellung nehmen ſolle. Die Erwerbsloſen taten in 
dieſer Verſammlung ihre Not vor der breiten 
Oeffentlichkeit kund und wählten eine Delegation, 
die den einzelnen Fraktionsführern die Not der 
Erwerbsloſen vor Augen führen ſollte. Da wagte 
man es nicht, den Erwerbsloſen ganz brutal zu 
ſagen, man habe nichts übrig. Worte koſten ja 
nichts und man kann den Erwerbsloſen auch ein⸗ 
mal ein freundliches Wort gönnen, wenn man auf 
der anderen Seite weiß, daß die Forderungen ab⸗ 
gelehnt werden. Man gibt vielleicht eine Erklä⸗ 
rung ab oder bringt eine Entſchließung ein, die 
beſagt, daß der Senat erſucht wird, die Not der 
Erwerbsloſen zu beſeitigen. Wir haben jetzt in 
Danzig 15 000 Erwerbsloſe. Viele erhalten gar 
keine Unterſtützung, und man rechnet ſie nicht zu 
den Erwerbsloſen. Ich denke an die Tauſende 
Hafenarbeiter, die jetzt im Hafen ohne Arbeit 
ſtehen, die drei, vier, ſechs und acht Wochen lang 
keine Beſchäftigung finden können und die in die⸗ 
ſem und im vorigen Jahre auch nicht einen Pfen⸗ 
nig Unterſtützung vom Senat erhalten haben. Auf 
der andern Seite zieht man den Hafenarbeitern, 
wenn ſie einen halben Tag verdient haben, die 
Steuer ab, ſo daß Hafenarbeiter mit zwei Kindern, 
die das ganze Jahr 2000 Gulden verdient haben, 
annähernd 185 Gulden Steuern zahlen müſſen. 
Bei Reklamationen hat man den Hafenarbeitern 
geſagt: „Ihre Abzüge ſind ja gemacht worden als 
die Verrechnung ſtattfand. Alle die Beträge, die 
man unbedingt zurückzahlen müßte, wurden nicht 
bezahlt. Vielen Erwerbsloſen zieht man auf 
Grund der Paragraphen des Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetzes, die von der Bedürftigkeit ſprechen, die 
Anterſtützung ganz. Andern wird auf Grund der 
Paragraphen, die eine Teilunterſtützung zulaſſen, 
die Anterſtützung einfach bis auf ein ganz mini⸗ 
males Maß geſtrichen. Man ſagt dann entweder, 
der Vater arbeitet, dann braucht der Sohn keine 
Anterſtützung, oder der Sohn arbeitet, die Tochter 
arbeitet, der Vater braucht keine Unterſtützung. 
Den Abgeordneten des „Sozialen“ Ausſchuſſes 


+ 


jind derartige Eingaben, die von den einzelnen Er- 
werbsloſen gejtellt werden, zur Genüge bekannt. 
Gerade in der letzten Zeit zeigt ſich, daß man wie⸗ 
der zu ſchnüffeln anfängt und feſtſtellt, ob der Er⸗ 
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werbsloſe auch nicht etwa zwei bis drei Gulden (0 


die Woche oder den Monat verdient. Dann wird 
ihm auf 14 Tage bis drei Wochen die Unter- 
ſtützung geſperrt. (Abg. Naſchke: He Moſtrich, er⸗ 
zählen Sie ſich draußen, wenn Sie das Bedürfnis 
haben, zu ſchwaddern!) Die Erwerbsloſen werden 
dann einfach mit der Begründung abgelehnt, daß 
ſie nicht bedürftig ſeien. Einem Erwerbsloſen, der 
aus Not von ſeiner kleinen Zweizimmer⸗Wohnung 
noch ein Zimmer abvermietet, um die teure Miete 
bezahlen zu können, wird einfach die Wohnungs⸗ 
bauabgabe mit der Begründung entzogen: „Sie 
haben ein Zimmer vermietet und ſind nicht 
mehr ſo bedürftig, um die Wohnungsbauabgabe zu 
bekommen.“ Aehnliche Fäle ſpielen ſich täglich ab, 
ſo werden die einzelnen Erwerbsloſen in ihren 
Bezügen immer mehr geſchmälert. 

Die Frage der Karenzzeit ſpielt neuerdings 
ebenfalls eine große Rolle. Man läßt die Erwerbs⸗ 
loſen einfach 14 Tage oder drei Wochen arbeiten, 
um ſie erneut eine Karrenzzeit durchmachen zu 
laſſen, trotzdem das geſetzlich nicht ſtatthaft iſt. 
Und nun erſt die Frage der Winterbeihilfe! Mit 
welchen Schikanen man dort vorgeht, wie man die 
einzelnen Erwerbsloſen ein bis zwei Tage auf 
Arbeit ſchickt, um ſie nur nicht in den Genuß der 
Winterbeihilfe kommen zu laſſen, darüber könnte 
man ſtundenlang ſprechen, um zu beweiſen, in 
welcher Form geſpart wird. Das iſt kein Wunder, 
wenn im Etat für Soziales für das Jahr 1928 
bei den Erwerbsloſen allein 215 Millionen einge⸗ 
ſpart werden. Wenn 2½ Millionen aus den 
Knochen der Erwerbsloſen herausgeſchunden 
werden ſollen, dann muß dieſer Abbau vollzogen 
werden, damit die Gelder für dieſen Etat aus⸗ 
reichen. Auf dieſe Weiſe wird geſpart. Aus den 
Aermſten der Armen wird herausgezogen, was 
herausgezogen werden kann, um auf der andern 
Seite für andere Zwecke Gelder auszugeben, z. B. 
für höhere Beamte, für den Ausbau der Flug⸗ 
plätze, für den Waſſerflugzeughafen, für den 
Kriegshafen Neufahrwaſſer, für die Weſterplatte, 
überall iſt Geld vorhanden, nur nicht für die 
Aermſten der Armen. 

Um den Beſitzenden Erleichterungen zu ſchaffen, 
hat dieſe Regierung auch Geld übrig. Die Stem⸗ 
pelſteuer beweiſt uns, daß für die Beſitzenden 
geſpart wird, aber für die Aermſten der Armen 
abſolut nichts vorhanden iſt. Wenn man ſagt, die 
Stempelſteuer werde eine Entlaſtung für die Ar⸗ 
beiterſchaft bringen, jo wiſſen wir, daß die Um⸗ 
ſatzſteuer auch keine Erleichterung für die Arbei⸗ 
ter gebracht hat, daß die Preiſe in derſelben Höhe 
geblieben ſind, daß die Lebensmittelpreiſe ſogar 
in der letzten Zeit immer mehr im Anſchwellen 
ſind. Die Hausfrauen wiſſen nicht mehr ein noch 
aus, ſie wiſſen nicht, was ſie für die paar Pfennige 
Anterſtützung kaufen ſollen, die der Mann be⸗ 
kommt. Wenn die Familie klein iſt, geht es noch, 
aber wenn viele Kinder da ſind, iſt es ſehr 
ſchlimm. Das Motto der Bürgerlichen, das 
Motto des Zentrums iſt doch: Je mehr Kinder, 
je mehr Segen. Was tut man beim Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetz? Da ſind vier Kinder ſtaatlich ſank⸗ 
tioniert. Da heißt es: „Wenn Du Arbeiter dumm 
biſt und mehr Kinder haſt, bekommſt du nichts 
mehr.“ Wie der Genoſſe Plenikowſki ſchon er⸗ 
wähnte, beträgt die höchſte Unterſtützung der 
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Landarbeiter 3,10 Gulden. Dieſe wiſſen mit ihrer 
Familie nicht ein noch aus und ſehen dem Hunger⸗ 
tode entgegen. En 

Wie man auf der andern Seite die Exwerbs⸗ 
loſen ſchikaniert, wie ſich Leiter der Jugendämter 
und Behörden, noch erlauben, dieſe Erwerbsloſen 
zu verhöhnen, zeigt eine Eingabe, die mir geſtern 
überreicht wurde. Dort ſchreibt das Jugendamt 
einem Vater: „Ihre Verhältniſſe haben ſich noch 
nicht geändert. Sie ſind immer noch erwerbslos. 
Ihre Betten und Wäſche ſind in einem ſolchen 
Zuſtand, daß wir es nicht übernehmen können, 
Ihnen Ihre Kinder wieder zurückzugeben.“ In 
dieſer Art und Weiſe verhöhnt man noch die Er⸗ 
werbsloſen. Aber auf der andern Seite unter⸗ 
nehmen die Jugendämter, die Behörden nichts, 
um die Not dieſer Aermſten der Armen zu lindern. 
Sie müßten den Arbeitern helfen, ſich ein anderes 
Heim aufzubauen. Oder glauben Sie, daß der 
Arbeiter kein Verlangen nach einem ordentlichen 
Heim hat? Oh, ja, er hat es ſchon, aber die Mittel 
reichen nicht. Wenn er noch in dieſer Weiſe ver⸗ 
höhnt wird, ſo ſage ich, das iſt ſchon das höchſte, 
was vorkommen kann. ER 

Wie groß die Not iſt, beweiſt die tägliche Zahl 
von Selbſt morden, die ſich in Danzig jetzt eben⸗ 
falls zeigt. Verſchiedentlich verſchleiert man noch 
die Motive, die zu den Selbſtmorden geführt 
haben. Aber zu einem großen Teil muß man 
ſchon zugeben, daß Nahrungsſorgen dieſe Menſchen 
in den Tod getrieben haben. Ich ſage, welch eine 
Not, welch ein Elend muß vorhanden ſein, wenn 
ein Menſch ſoweit zur Verzweiflung getrieben 
wird, daß er ſeine Frau und ſeine Kinder im 
Stich läßt und ſich das Leben nimmt, wenn auf 
der andern Seite eine Mutter dazu übergeht, 
ihren Kindern das Leben zu nehmen, um endlich 
Not und Elend aus dem Wege zu gehen. So ſieht 
es in der geſamten kapitaliſtiſchen Welt aus, die 
die Arbeiterſchaft verhungern läßt, die ihr nur 
ſo viel gibt, daß ſie gerade nicht verreckt. 

Aber nicht nur, daß man die Unterſtützungs⸗ 
ſätze abbaut, nicht nur, daß man auf Grund 
dieſes Geſetzes die ſchlimmſten Schikanen gegen 
die Erwerbsloſen ausübt, ſind dieſe auf den 
Stempelſtellen auch noch der größten Kälte preis⸗ 
gegeben. In Langfuhr war auf der Stempelſtelle 
bis jetzt nur ein einziger Beamter, der die 2000 
Erwerbsloſen Langfuhrs abfertigte. Sie mußten 
vier Stunden draußen ſtehen, ehe ſie den Stempel 
in die Karte gedruckt bekamen. Genau ſo wie dort 
ſieht es auch auf der Zahlſtelle Jakobswall in 
Danzig aus. Drei bis vier Stunden ſtehen die 
Erwerbsloſen, man kann ſagen faſt auf offner 
Straße. Kein warmer Raum iſt vorhanden. Sie 
warten bei dieſer Witterung draußen, bis ſie die 
lauſigen paar Pfennige bekommen. Die Erwerbs⸗ 
loſen von Heubude und Langfuhr müſſen im 
Monat zweimal zur Stempelung nach Danzig 
kommen. Es iſt ihnen unmöglich, von ihren paar 
Pfennigen noch das Fahrgeld zu bezahlen. Iſt es 
nicht genug, daß dieſe Erwerbsloſen am Monats⸗ 
erſten nach Danzig kommen, um ſich hier einmal 
wegen Arbeit vorzuſtellen oder regiſtriert zu wer⸗ 
den? Warum müſſen dieſe Erwerbsloſen auch 
noch am 15. nach Danzig, um ſich hier ebenfalls 
zu melden? Beſonders die 
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noch einmal am 15. nach Danzig kommen müſſen, 
um ſich beim Arbeitsamt zu melden. Ebenſo iſt es 
nicht richtig, daß die Erwerbsloſen von Heubude 
nach Danzig kommen müſſen, um ihr Geld in 
Empfang zu nehmen. Es iſt unbedingt notwendig, 
daß beſonders im Winter die Zahlſtelle für die 
Erwerbsloſen dort ebenfalls eingerichtet wird. 

Noch eine große Rolle ſpielt die Arbeitsver⸗ 
mittlung der Erwerbsloſen. In der letzten Zeit 
werden die Erwerbsloſen zum Schneeſchippen an 
die Fuhrparks verteilt. Da zeigt ſich beſonders in 
Langfuhr, daß man 300, 400 Mann zur Arbeit 
vermittelt, d. h. ihnen die Karten abnimmt. Am 
nächſten Morgen um 6 Uhr müſſen ſich die Er⸗ 
werbsloſen melden und geduldig warten. Von 300 
bis 400 Mann werden 50, höchſtens 100 zur 
Arbeit angenommen. Alle übrigen kehren zurück 
und müſſen von 6 bis 8 Uhr morgens warten, bis 
ſie ihre Stempelkarten geſtempelt bekommen. Die⸗ 
ſelbe Methode wird auch in Danzig angewendet. 
Auch hier werden die Erwerbsloſen zum Fuhr⸗ 
park geſchickt und nur ein geringer Teil angenom⸗ 
men. Da die Erwerbsloſen nicht Almoſen, ſondern 
Arbeit fordern, ſieht man auch, wie ſie ſich an die⸗ 
ſen Arbeitsſtellen nach der Arbeit drängen, ja, 
daß ſie ſich ſogar um die Arbeit ſchlagen. Trotzdem 
kriegen es bürgerliche Abgeordnete fertig, die Er⸗ 
werbsloſen als faule Leute zu bezeichnen, die nicht 
arbeiten wollen. Dort ſchlagen ſie ſich wegen der 
Arbeit, und was iſt das Ende vom Lied? Wenn 
ſie ſich nach der Arbeit drängen, holt man die 
Schutzpolizei. Drei bis fünf Mann werden in 
Langfuhr geholt, ja das ganze Ueberfallkomman⸗ 
do. Mehr noch holt man nach dem Nonnenhof, 
damit mit blanker Waffe gegen die Erwerbsloſen 
vorgegangen wird, weil ſie Arbeit wollen. Weil 
ſie mit ihren zerriſſenen Schuhen, ihren zerriſſe⸗ 
nen Kleidern verſuchen, für ihre Kinder etwas 
herauszuholen, weil ſie ſich um Arbeit bemühen, 
darum ſchlägt man ſie, deshalb ſperrt man ſie 
ein. So ſieht die Fürſorge aus. 

In der letzten Zeit zeigt es ſich, daß beſonders 
der Abbau der Wohnungsbauabgabe Schule 
macht. So wird in den Kreiſen, aber auch in 
Danzig dazu übergegangen, den Erwerbsloſen 
die Wohnungsbauabgabe zu ſtreichen. Ein beſon⸗ 
ders gutes Schema ſcheint der Gemeinde⸗ und 
Amtsvorſteher von Kalthof erfunden zu haben. 
Er gibt einfach eine Bekanntmachung heraus, in 
der es heißt: „Nach der neueſten Mitteilung des 
Kreisausſchuſſes iſt es unſtatthaft, daß die Er⸗ 
werbsloſen die ganzen 30 Prozent der Miete als 
Wohnungsbauabgabe den Hauswirten vorenthal⸗ 
ten. Nach § 9 des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot vom 27. März 1925 ſind auf An⸗ 
trag Mietbeihilfen denjenigen zu gewähren, die 
durch die Mietsſteigerung in eine Notlage geraten 
ſind, insbeſondere Rentenempfänger und Arbeits⸗ 
loſe für die Dauer der Erwerbsloſigkeit. Dieſe 
Anträge auf Mietbeihilfen ſind unverzüglich beim 
Gemeindeamt ſchriftlich zu ſtellen. Die Beihilfe 
beträgt pro Wohnung und Monat 1 Gulden.“ 
(Abg. Raſchke: Hört, hört!) Den Gutſchein, den 
der Antragſteller erhält, hat er dem Hauswirt zu⸗ 
gleich mit der Miete in Zahlung zu geben. Der 
Hauswirt wiederum gibt den Zettel dann bei 


Erwerbsloſen von Zahlung der Wohnungsbauabgabe für die ent⸗ 
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Gutſcheine für frühere Zeit als auf die ſie lauten, 
in Zahlung zu geben, iſt ſtatthaft. Diejenigen 
Mieter, die ihre Mieten nicht voll bezahlen, ſind 
am Ende des Monats unter Angabe des Betrages 
anzugeben. Von den rückſtändigen Mietzahlern 
werden dann die Mietreſte von der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung einbehalten. (Hört, hört!) Haus⸗ 
wirte, die nicht rechtzeitig die rückſtändige Miete 
ihrer Einwohner melden, haften dann für die 
volle Zahlung der Wohnungsbauabgabe. Dieſer 
Herr macht es ſich ganz bequem. Er ſetzt einfach 
einen Gulden pro Erwerbsloſen und Wohnung 
feſt. Damit iſt die Sache erledigt. Hat der Kreis⸗ 
ausſchuß Großes Werder einen diesbezüglichen 
Beſchluß gefaßt? Hat der Senat eine dahingehende 
Verordnung an die Landratsämter erlaſſen? Hat 
der Senat eine entſprechende Verfügung an die 
Gemeindevorſteher ergehen laſſen, daß die Woh⸗ 
nungsbauabgabe in dieſer Form bezahlt wird? 

Dieſer Fall iſt nicht alleinſtehend. Im allge⸗ 
meinen wird den Erwerbsloſen die Wohnungsbau⸗ 
abgabe einfach vorenthalten. In Danzig geht man 
dazu über, feſtzuſtellen, wie ich bereits anführte, 
ob nicht evtl. doch ein Pflegekind 15 G den Monat 
bekommt, ob der Erwerbsloſe nicht ein Zimmer 
vermietet, damit man das zurechnen kann und 
man ihm die Wohnungsbauabgabe ſtreicht. So 
wird die Not der Erwerbsloſen ausgebeutet, ſie 
wird nicht verringert, ſondern geſteigert (Abg. 
Plenikowſki: Linksſenat!) 

Gerade dieſe Regierung zeigt ſich den Erwerbs⸗ 
loſen nicht als die Regierung der ſogenannten Ret⸗ 
tung der Arbeiterſchaft, ſondern als die Regierung 
der weiteren Knebelung der Arbeiterſchaft. (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Denn die Schika⸗ 
nen, die bei der Deutſchnationalen Regierung be⸗ 
ſtanden, ſind in derſelben Form beſtehen geblieben, 
ja, ſogar noch verſchlechtert worden. Was ſagte 
die Regierung bei ihrem Antritt? Die ſoziale Für⸗ 
ſorge ſollte ausgebaut werden. Die Erwerbsloſen, 
die geſamten Sozialrentner, hofften auf einen 
Ausbau. Trotzdem die Regierung nun ſchon ein 
Jahr am Ruder iſt, hat ſich die Lage der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung noch nicht verbeſſert. Die 
Preiſe ſind geſtiegen, und die Lage der werktä⸗ 
tigen Bevölkerung iſt ſchlimmer geworden. Die 
Regierung hat alſo nichts getan. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sanierung der Wirtſchaft!) Während 
ſonſt die deutſchnationale Regierung ſich dazu 
aufraffte, wenigſtens einen Abänderungsantrag 
zum kommuniſtiſchen Antrag zu ſtellen, durch den 
den Erwerbsloſen wenigſtens etwas zugelegt wird, 
iſt dieſe Regierung mit einer Handbewegung über 
die Not der Erwerbsloſen hinweggegangen. Die 
Deutſchnationalen haben damals auch nur unter 
dem Druck der revolutionären Arbeiterſchaft und 
der Erwerbsloſen etwas gegeben. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sehr wahr!) Immer wenn die Erwerbs⸗ 
loſen ihren revolutionären Willen zeigten, wurde 
ihnen etwas bewilligt. Jetzt glaubt dieſe Regie⸗ 
rung ſtark genug zu ſein, den Willen der Erwerbs⸗ 
loſen zu brechen. Der Senat geht dazu über, den 


Erwerbsloſenausſchuß der Stadt Danzig mit der 
Begründung einfach nicht anzuerkennen, für ihn 
beſteht ein Ausſchuß. Die Erwerbsloſen wiſſen von 
keinem Ausſchuß, der beſteht. (Abg. Plenikowſki: 
Doch, da ſitzt der Senator, das Haupt des Aus⸗ 
ſchuſſes!) Sie wiſſen nur eins, 
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Wiebenkaſerne ein Auskunftsbüro beſteht, 
iſt aber keine Vertretung der Erwerbsloſen vor⸗ 
handen, die die Intereſſen der Erwerbslosen mit 
aller Energie vertritt. Es zeigt ja auch, welch ein 
Ausſchuß das iſt oder welche Vertretung, wenn 
Herr Dr. Schneider den Erwerbsloſen ſagen kann: 
„Ich bin froh, daß kein Erwerbsloſenrat beſteht. 
Dann werde ich zehn Jahre länger leben.“ Das 
beweiſt, daß man die Erwerbsloſen ohne Vertre⸗ 
tung prügeln kann wie man will, die kann man 
mit Schupo zuſammenhauen, aber wenn die Er⸗ 
werbsloſen eine geſchloſſene Maſſe bilden, wenn 
ſie ihre Vertretung haben, fürchtet man ſich doch 
ein klein wenig und tritt anders auf. 

M. D. u. H.! Die Erwerbsloſigkeit iſt aber 
nicht eine Frage des Freiſtaats, iſt nicht eine 
Frage Deutſchlands, ſondern die Erwerbsloſigkeit, 
wie ſie heute beſteht, iſt eine Frage der geſamten 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. (Zuruf rechts.) Reden 
Sie nicht von Sowjet⸗Rußland! Wenn Sie 
wollen, kann ich ja darüber etwas ſagen. Wir 
ſehen, daß die Erwerbslosigkeit eine Folge des 
kapitaliſtiſchen Syſtems iſt. Je länger der Kapi⸗ 
talismus beſteht, deſto mehr muß er nach Mög⸗ 
lichkeiten ſuchen, ſeine Profite zu ſteigern, ſeinen 
Geldbeutel zu vergrößern. Da ſehen wir, daß nach 
dem Krieg, nach dem Jahre 1918 der Kapitalis⸗ 
mus am Boden lag, daß er auf Grund der revolu⸗ 
tionären Stellung der Arbeiterſchaft dazu über⸗ 
gehen mußte, einige Forderungen der Erwerbs⸗ 
loſen zu bewilligen. Wir ſahen, daß in den ein⸗ 
zelnen kapitaliſtiſchen Ländern dann die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge eingerichtet und durchgeführt wurde. 
Aber kurz nachdem die Rationaliſierung der Be⸗ 
triebe einſetzte, nachdem der Kapitalismus ſi 
zu einem kleinen Teil befeſtigt hatte, ſetzte der 
Abbau der ſozialen Fürſorge auf der ganzen Linie 
ein. Zu gleicher Zeit erfolgte das erſte Stadium 
der Rationaliſierung durch Techniſierung der 
Betriebe, durch Abbau der Löhne, durch ſtärkere 
Ausbeutung, durch größere Anſpannung der 
Arbeiterſchaft. M. D. u. H.! Wenn Sie wiſſen, daß 
heute z. B. bei den großen Beſitzern, die früher 
15 bis 20 Mann beſchäftigt haben, zur Zeit der 
Rationaliſierung nur noch 5, 6 oder 10 Mann 
tätig ſind, dann zeigt das, in welch ſcharfer Form 
die Ausbeutung der Arbeiterſchaft vor ſich geht. 
Im Baufach hat man techniſche Verbeſſerungen 
noch nicht ſo durchgeführt und doch habe ich, die 
ich als Tochter eines Maurers groß geworden 
bin, beobachtet, wie in früheren Jahren der Bau 
eines Hauſes Wochen und Monate in Anſpruch 
nahm, und heute ſteht es in 14 Tagen da. Was 
bedeutet das? Die größere Ausbeutung der Ar⸗ 
beiterſchaft, die größere Anſpannung des einzel⸗ 
nen Arbeiters Dadurch werden dem Unternehmer 
in ſtärkerem Maße Profite in die Hand gegeben. 
Im Hafen ſehen wir dasſelbe Spiel. Dort wird 
die Arbeiterſchaft immer mehr überflüſſig. 
Während früher bei einem Kohlenſchiff von 
3000 Tons 40 Arbeiter mindeſtens 14 Tage ar⸗ 
beiteten, ſehen wir heute, daß dasſelbe Schiff in 
ein paar Schichten mit ſechs bis ſieben Mann fer⸗ 
tig gemacht wird. 

So ſieht die Rationaliſierung in den Betrie⸗ 
ben aus, ſo kommt die große Zahl der Arbeits⸗ 
loſen zuſtande. Aber es war doch gerade die So⸗ 
zialdemokratie, es waren die Gewerkſchafts⸗ 
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führer, die bei der Einführung der Rationaliſie⸗ 
rung ſagten, ſie werde den Arbeitern mehr Ar⸗ 
beit bringen. Es hieße, ſie würde den Kapitaliſten 
mehr Profit bringen, aber auf der andern Seite 
würden die Arbeiter auch größere Einnahmen 
haben. Wie iſt es in Wirklichkeit gekommen? 
Wir haben ein größeres Heer von Exwerbsloſen. 
Wenn wir feſtſtellen, daß heute in der Welt eine 
Erwerbsloſigkeit von 11 bis 12 Millionen vor⸗ 
handen iſt, ſo beweiſt das, daß der Kapitalismus 
nicht in der Lage iſt, die Frage der Arbeitsloſig⸗ 
keit zu löſen. Gerade die Länder mit der techniſch 
vorgeſchrittenſten Induſtrie haben die größte 
Zahl der Arbeitsloſen. Das ſehen wir doch in 
Amerika, dem Land des Dollars, das beſonders 
den Arbeitern als das Land des Wohlſtandes, 
als das Land der Arbeiter⸗Automobilbeſitzer ge⸗ 
ſchildert wurde, wo die Not der Erwerbsloſen 
groß iſt. In Amerika ſehen wir eine Zahl von 
über 4 Millionen erwerbsloſen Arbeitern. War 
es doch der Vertreter nicht eines fortgeſchrittenen 
Verbandes, ſondern der Sekretär eines reak⸗ 
tionären Arbeiterverbandes, der erklären mußte: 
„Wir ſollten uns unſeres Vaterlandes nicht als 
eines Landes des Wohlſtandes bei dem gegen⸗ 
wärtigen Stand der Arbeitsloſigkeit rühmen.“ 
Sich auf die niedrige Statiſtik berufend, fuhr er 
fort: „Daß wir 3 Millionen Erwerbsloſe haben, 
beweiſt, daß 15 Millionen oder annähernd ein 
Achtel der Bevölkerung ohne ſtändigen Lebens⸗ 
unterhalt und ohne Obdach ſind.“ M. D. u. H., 
das beweiſt, daß in dieſem Lande, das den Ar⸗ 
beitern Deutſchlands; den Arbeitern Europas 
als das Land des Arbeiterwohlſtandes gezeigt 
wird, 15 Millionen ohne Obdach, ohne Wohnung, 
ohne Verpflegung daſtehen. Der amerikaniſche 
Kapitalismus weiſt dieſe Erwerbsloſen nur an 
die Wohltätigkeitsvereine, er läßt für ſie nur durch 
private Fürſorge ſorgen. 

Dasſelbe, was wir in Amerika ſehen, ſehen 
wir auch in England. Dort müſſen wir mit einer 
laufenden Zahl von 115 Millionen Erwerbsloſen 
rechnen. Heute ſehen wir in England eine Zahl 
von über 2 Millionen erwerbsloſen Arbeitern. 
Das beweiſt, daß auch in England die Not und 
das Elend der Erwerbsloſen ins Unermeßliche 
ſteigen. In Deutſchland, wo die Rationaliſierung 
am meiſten fortgeſchritten iſt, haben wir augen⸗ 
blicklich eine Erwerbsloſenzahl von 3 Millionen. 
Bezeichnend iſt, daß von dieſen 3 Millionen nur 
annähernd 2 Millionen Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung erhalten. Die übrigen gehen völlig ohne 
Unterſtützung aus. Man hat ſie einfach der Kri⸗ 
ſenfürſorge überwieſen. Man hat ſie der Not und 
dem Elend völlig preisgegeben. Das iſt nicht etwa 
einzig daſtehend, ſondern in der ganzen Welt iſt 
dieſelbe Linie zu verzeichnen. Die Loſung des Ka⸗ 
pitalismus in dem Stadium der zweiten Welle 
der Rationaliſierung heißt Abbau der Löhne, Ab⸗ 
bau der ſozialen Fürſorge, auf der ganzen Linie. 
Abbau der Laſten für den Unternehmer. Dasſelbe 
iſt in der Unfallverſicherung zu verzeichnen und in 
der Krankenverſicherung, trotz ſteigender Zahl der 
Unfälle, trotz ſteigender Zahl der Kranken. Die 
Summe für die Verſicherten wird ermäßigt, weil 
man es verſteht, die Unfallrentner abzuweiſen. So 
iſt es bei der Unfallrente, ſo iſt es bei der Inva⸗ 
lidität, jo iſt es bei der Erwerbsloſenverſicherung, 
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überall dasſelbe Lied. Wenn die deutſche Arbei⸗ 
terſchaft den Segen der Erdwerbsloſenver⸗ 
ſicherung ſchon geſpürt hat, wenn dort der Kapi⸗ 
talismus ſchon verſtanden hat, die ſozialen Laſten 
auf die Schulter der Arbeiterſchaft abzuwälzen, 
ſo ſteht vor den Danziger Erwerbsloſen immer 
noch das Geſpenſt der Erwerbsloſenverſicherung, 
das ihnen auf der einen Seite die Laſten auf die 
Schultern legt und auf der andern Seite den Ab⸗ 
bau der Unterſtützung vorſieht. Bei dieſem Syſtem 
kommt es nur darauf an, den Profit des Geldjads 
zu ſteigern und den Krieg vorzubereiten, der den 
Kapitaliſten neue Profite verſchaffen ſoll. Die 
Zeitungen der letzten Zeit beweiſen immer mehr, 
daß ein Krieg näher iſt, als vielleicht der eine oder 
andere in der Arbeiterſchaft denkt. Dazu brauchen 
die Kapitaliſten das Geld, dazu müſſen ſie auch 
eine verelendete Arbeiterſchaft haben, die ſich 
dann im Moment des Krieges nicht jo ſchnell 
widerſetzt, ſondern dem Kapitalismus als will⸗ 
fährige Herde folgt. 

Wir jagen den Erwerbsloſen: Ihr Erwerbs⸗ 
loſe, kämpft für jeden Pfennig Erhöhung Eurer 
Erwerbsloſenunterſtützung, kämpft für den Aus⸗ 
bau der Erwerbsloſenfürſorge, kämpft gegen die 
Einführung des Erwerbsloſen⸗Verſicherungsge⸗ 
ſetzes und kämpft gegen dies kapitaliſtiſche Syſtem 
bis zum Sturz dieſes Staates, bis zur Einführung 
des Arbeiter- und Bauernſtaates, der allein in 
der Lage iſt, die Lage der Armen zu verbeſſern. 
(Abg. Langnau: Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz, 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich kann mich in meinen Ausführungen weſentlich 
kürzer faſſen als meine verehrte Vorrednerin; 
denn wir haben es glücklicherweiſe nicht nötig, das 
Elend der Renten: und Wohlfahrtsempfänger zur 
Parteiorganiſation zu mißbrauchen. Wir ſtehen 
vielmehr auf dem Standpunkt, daß man den So⸗ 
zialrentnern und den Minderbemittelten auch 
ohne ſtundenlange Parlamentsreden, ohne Provo⸗ 
kationen und außerparlamentariſche Aktionen 
helfen kann. (Abg. Raſchke: Na wie?) Die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion hat am 23. Oktober einen 
Antrag eingereicht, als noch gar nicht zu über⸗ 
ſehen war, wie ſich die Arbeitsloſigkeit während 
des Winters auswirken würde. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Sie haben in dem Antrag ohne 
Anterſchied der Einkommensverhältniſſe, ohne 
Rückſicht auf ſonſtiges Einkommen, Zulagen und 
Beihilfen für Rentenempfänger gefordert, z. B. 
für ſämtliche Kriegsbeſchädigte, ohne dabei zu be⸗ 
rückſichtigen, daß es Kriegsbeſchädigte gibt, die ſich 
in recht hohen Beamtenſtellen befinden. Ich er⸗ 
innere z. B. an Herrn Senator Runge, der auch 
Kriegsbeſchädigter war. 

Inzwiſchen hat nun, unabhängig von dieſem 
Antrag, der Senat Veranlaſſung genommen, ſich 
mit der Not dieſer im Antrag genannten Kreiſe zu 
beſchäftigen. Es iſt in der Zwiſchenzeit ſchon dahin 
gekommen, daß der Antrag zum Teil überholt 
wurde. Wenn für die Kleinrentner eine Unter⸗ 
ſtützung in Höhe des einmaligen Monatsbetrages 
verlangt wird, ſo kann man hier behaupten, daß 
der Antrag inzwiſchen weit überholt iſt; denn ein 
Kleinrentner erhielt monatlich 55,— G, Verhei⸗ 
ratete 65,— Gulden. In der Zwiſchenzeit iſt die 
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(Moritz, Abgeordneter) 5 
Erhöhung um 5 Gulden pro Monat beſchloſſen 
worden, das ſind 60 Gulden pro Jahr und für 
Verheiratete 96 Gulden pro Jahr. Des weiteren 
iſt durch Verwaltungsmaßnahmen, wie in jedem 
Jahr, den Kriegsbeſchädigten aus ſtaatlichen 
Mitteln nach Maßgabe der Bedürftigkeit eine 
Weihnachtsbeihilfe zugute gekommen. In dieſen 
Punkten iſt alſo der Antrag beſtimmt überholt. 
Es bliebe noch übrig, die Lage der Erwerbs⸗ 
loſen zu betrachten. Die Koalitionsparteien haben 
die Lage ernſtlich geprüft, und zwar, ohne dazu 
durch dieſen lange zurückliegenden Antrag bewegt 
worden zu ſein. In Anbetracht des beſonders lan⸗ 
gen, harten Winters und der damit verbundenen 
Arbeitsloſigkeit ſind ſich die Koalitionsparteien 
dahin einig geworden, den Senat durch eine Ent⸗ 
ſchließung zu erſuchen, einen größeren Betrag zur 
Verfügung zu ſtellen. (Abg. Plenikowſki: Die 
koſtet nichts!) Die Entſchließung hat folgenden 
Wortlaut: 

Der Senat wird erſucht zu prüfen, ob ein Be⸗ 
trag von 200 000 G für Gewährung einer Winterbei⸗ 
hilfe an langfriſtig bedürftige Erwerbsloſe den Kom⸗ 
munalverbänden zur Verfügung geſtellt werden kann. 
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Oppe 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Siebenfreund 
und die übrigen Mitglieder der D. Lib.⸗Fraktion 
Die Koalitionsparteien werden es möglich machen, 
daß dieſer Betrag tatſächlich zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wird. Sie werden ſich auch darüber einig 
werden, nach welchen Geſichtspunkten dieſe Win⸗ 
terbeihilfe zu erfolgen hat. Ich bitte das hohe 


(B) Haus, unſerer Entſchließung zuzuſtimmen. (Zuruf 


bei den Kommuniſten). 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiercinſki, Senator: M. D. u. H.! Da ich 
rechtzeitig von dieſer Entſchließung Mitteilung be⸗ 
kommen habe, habe ich Gelegenheit genommen, die 


Sache mit dem Herrn Finanzminiſter und mehre⸗ 


ren anderen Mitgliedern des Senats zu be⸗ 
ſprechen. Ich glaube ohne der Entſchließung des 
Senats vorzugreifen hier ſagen zu können, daß der 
Senat in der Lage ſein wird, die 200 000 G in den 
nächſten 14 Tagen zur Auszahlung zu bringen. 
(Zuruf des Abg. Mayen.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hoppe. (Abg. Raſchke: Wer hat ihm 
ſein Verschen aufgeſchrieben?) 

Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Frau 
Abg. Kreft hat es in ihren Ausführungen beſon⸗ 
ders auf das böſe Zentrum abgeſehen gehabt. Ich 
möchte der Frau Abg. Kreft nur ſagen, daß das 
Zentrum ſtets bei den Beratungen, ſpeziell was 
die Erwerbsloſenfürſorge anbetrifft, nach Möglich: 
keit mitgewirkt hat. Es hat den einen Wunſch, daß 
tatſächlich in allen Notfällen ausreichend geholfen 
werden könnte. Wir ſind immer bereit geweſen, 
arbeitswilligen und bedürftigen Erwerbsloſen das 
zu geben, was zur Steuerung der Not und Erhal⸗ 
tung der Arbeitskraft notwendig iſt. Man muß na⸗ 
türlich hierbei auf die allgemeine Wirtſchaftslage 
Rückſicht nehmen, und man muß auf die heute 
ohnehin ſchon beeinträchtigte Leiſtungsfähigkeit 
unſerer Danziger Wirtſchaft Rückſicht nehmen. Wir 
als Regierungspartei haben die Pflicht, auch auf 


die Staatsfinanzen Rückſicht zu nehmen, für die! Sie hätten die Entſchließung früher 
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wir mit verantwortlich ſind. Gewiß, die Oppoſt⸗ (©) 


tionsparteien haben es mit ihren Anträgen leich⸗ 
ter. Sie können mit ihren Anträgen kommen, und 
tun das ja auch in recht ausgiebigem Maße. Fragt 
man aber, woher die Mittel genommen werden 
ſollen, jo erhält man keine Antwort oder man er⸗ 
hält die Antwort: „Das ſoll Eure Aufgabe ſein, 
dafür habt ihr als Regierungspartei zu ſorgen, 
das iſt nicht unſere Sache. Sie ſtellen ihre Anträge 
in der Erwartung, daß ſie hier im Volkstag abge⸗ 
lehnt werden und dann kocht Ihr Parteiſüppchen, 
dann können Sie auf die Regierungsparteien 
ſchimpfen, oder Sie glauben, wir hätten die 
Pflicht, aus Ihren unerreichbaren Forderungen 
etwas für die Regierung oder den Staat Trag⸗ 
bares zu ſchaffen. 

Was die Fürſorge für die Arbeitsloſen anbe⸗ 
trifft, ſo hat das Zentrum es immer verſtanden, 
den ſozialen Erforderniſſen im Rahmen des Mög⸗ 
lichen gerecht zu werden. Ich erinnere Sie nur 
daran, m. D. u. H. von den Kommuniſten, daß 
Ihre Anträge z. Zt. durch unſere Mitarbeit jo ge: 
ſtaltet wurden, daß ſie für den Staat tragbar wa⸗ 


Brill | ren und daß auch die größte Not abgewehrt wurde. 
und die übrigen Mitgl. der Sozialdemokrat. Fraktion. B 1 größte nt N 


Die Not iſt groß, wir kennen ſie genau jo, wie Sie 
ſie zu kennen glauben, das verkennt keine Partei. 
Die Not iſt groß in den kinderreichen Familien. 
Das ſehe ich als Lehrer ſpeziell in der Schule. Sie 
iſt auch in den Familien derjenigen Erwerbslojen 
groß, die lange Zeit erwerbslos ſind. Die Gewäh⸗ 
rung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe, ganz 
gleich, welcher Gruppe ſie gewährt wird, generell, 
bedeutet in den meiſten Fällen eine Unvollkom⸗ 
menheit, in den allermeiſten Fällen eine Unge⸗ 
rechtigkeit. Wir werden deswegen zur indivi⸗ 
duellen Behandlung ſchreiten müſſen. Das geht 
nur auf dem Wege, daß man von Staats wegen 
beſtimmte Summen zur Verfügung ſtellt und es 
den einzelnen Gemeinden überläßt, die Frage der 
Bedürftigkeit zu prüfen und in Einzelfällen, wie 
ſie vorliegen, zu helfen. (Lebhaftes Bravo! beim 
Zentrum.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Der Herr Abg. Moritz hat die Redewendung 
gebraucht, daß ſich die Regierung auf Grund des 
kommuniſtiſchen Antrages veranlaßt geſehen hätte, 
die Angelegenheit nachzuprüfen, ferner eine Ent⸗ 
ſchließung einzubringen uſw. Es hat den Anſchein, 
als ob erſt der kommuniſtiſche Antrag kommen 
mußte. (Abg. Moritz: Nein, das habe ich nicht ge- 
ſagt!) Das war aus Ihren Worten zu entnehmen; 
denn Sie ſagten, Sie hätten inzwiſchen Veran⸗ 
laſſung genommen, die Sache nachzuprüfen. Herr 
Abg. Moritz, ich muß Ihnen folgendes vorhalten: 
Als im Jahre 1925 die damalige Rechtsregierung 
abtrat und an ihrer Stelle eine ſozialdemokratiſch 
geführte Regierung kam, wuchs die Zahl der Er⸗ 
werbsloſen im Winter von 9000 auf 22 000. 
Heute haben wir 15 000 bis 17000 Erwerbsloſe. 
Wir haben die Zahl von damals alſo ſchon faſt 
erreicht. Sie wäre heute auch ſicher noch größer, 
wenn nicht diesmal zur Schneebereinigung viele 
Kräfte gebraucht würden. Wir haben dieſe große 
Erwerbsloſigkeit alſo ſchon recht lange gehabt, und 
einbringen 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
und hätten dem Herrn Finanzſenator früher vor⸗ 
ſchlagen ſollen, 200 000 Gulden zu bewilligen. 

Ich möchte dann den Einwand des Abg. Hoppe 
abweisen. Es iſt gejagt worden, daß ſeitens der 
Oppoſitionsparteien niemals bedacht worden 
wäre, wie die Deckungsfrage geregelt werden 
ſollte. Sie laſſen jetzt durch den Herrn Senator Dr. 
Wiercinſki erklären, daß 200 000 Gulden zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden ſollen. Geben Sie nun bitte 
an, woher dieſe 200 000 Gulden kommen. Beweiſen 
Sie, daß Sie beſſer rechnen können als die Oppo⸗ 
ſition. Sonſt kommt der Senat nachher wieder mit 
einem Antrag auf nachträgliche Genehmigung 
einer Etatsüberſchreitung wie heute unter Punkt 
7 der Tagesordnung. Kommen die 200 000 Gulden 
nur, weil Herr Dr. Kamnitzer hier ſitzt und nicht 
Herr Dr. Volkmann? Es iſt erſtaunlich, daß die 
300 000 Gulden jetzt da ſind, nachdem das Elend 
der Erwerbsloſen den Winter über gedauert hat. 
Sie haben jedenfalls keine Urſache, den Oppoſi⸗ 
tionsparteien einen Vorwurf zu machen. Wenn die 
Anregung der Kommuniſten nicht gekommen wäre, 
hätten Sie wahrſcheinlich noch lange geſchlafen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowifi. 5 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Selbſtver⸗ 
ſtändlich bemühen ſich jetzt die Koalitionsparteien 
den Nachweis zu erbringen, als ob die Arſache 
dieſer Entſchließung ihre ſoziale Einſtellung iſt 
als ob ſie nicht durch den Kampf herbeigeführt 
wurde, den die Kommuniſtiſche Fraktion hier ge⸗ 
führt hat und durch den Druck der Erwerbsloſen 
außerhalb des Parlaments. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Sie mögen ſagen, was Sie wol⸗ 
len, Sie mögen auch verſuchen, durch die Entſchlie⸗ 
kung und die Worte, die die Abg. Moritz und 
Hoppe fanden, um die Entſchließung zu begründen, 
es ſo darzuſtellen, vielleicht auch im Hinblick auf 
die Erwerbsloſen, die oben auf der Tribüne den 
Verhandlungen beiwohnen, als ob ſie die trei⸗ 
bende Kraft dieſer Entſchließung wären. (Zurufe 
links) Jawohl, wir ſprechen für die Erwerbsloſen 
oben, für die Maſſe draußen! (Agitation! rechts) 
Jawohl, wir ſind Agitatoren der Arbeiterſchaft im 
Parlament, das laſſen Sie ſich geſagt ſein. Da 
mögen Sie dieſe Zwiſchenrufe brauchen. (Unruhe.) 
Ich werde aber nachweiſen, wie es mit Ihrem ſo⸗ 
zialen Empfinden und mit Ihrer ſozialen Ein⸗ 
ſtellung ausſieht. (Zurufe beim Zentrum: Ließau!) 
Ich komme auch auf Ließau zu ſprechen, wo Sie 
Ihren famoſen Vertreter ſitzen haben. Ein Zen⸗ 
trumsmann wurde dort mit Hilfe der Sozialdemo⸗ 
kraten gewählt. In Ließau gehen Sozialdemokra⸗ 
ten und Zentrum zuſammen, und in Meiſters⸗ 
walde geraten ſich die Sozialdemokraten mit den 
Zentrümlern in die Haare wegen des Gemeinde⸗ 
vorſteherpoſtens. Alles nur Poſſe! (Zurufe der 
Frau Abg. Kreft.) 5 

Vizepräſident Gaitowſti: Frau Abg. Kreft, Sie 
haben nicht das Wort. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir ſehen 
hier wieder die Einheitsfront von den Sozialde⸗ 
mokraten bis zu den Deutſchnationalen. Herr Se⸗ 
nator Fuchs hat ſchon bankrott gemacht, vielleicht 
kommt jetzt Herr Jewelowſki heran: jo ſieht der 
Senat aus, dieſer famoſe bürgerliche Senat! 

Nun zunächſt einmal zu den Ausführungen, die 
Herr Abg. Moritz hier machte. Er erklärte, es ſei 
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unverſtändlich, warum wir als Kommuniſten 
bereits im Oktober dieſen Antrag geſtellt hätten. 
Wir taten es, weil wir wußten, daß Sie monate⸗ 
lang nichts unternehmen würden, um durch Bei⸗ 
hilfen die Not der Erwerbsloſen zu lindern. Was 
wir damals vorausſahen, iſt eingetroffen. Morgen 
iſt der 1. Februar, und den Erwerbsloſen iſt durch 
dieſen famoſen bürgerlichen Staat nicht ein 
Pfennig Beihilfe gegeben worden. Wenn jetzt eine 
Entſchließung eingebracht wird, dann geſchieht es 
nur durch den Druck der Erwerbsloſen, nur, weil 
wir von Oktober bis heute die Erwerbsloſen uner⸗ 
müdlich aufgerufen haben, für eine beſondere Bei⸗ 
hilfe zu kämpfen. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Es iſt alſo lächerlich, damit zu argumen⸗ 
tieren, weshalb wir im Oktober bereits den An⸗ 
trag eingebracht haben. Wir hätten ihn vielleicht 
im Februar vergangenen Jahres einbringen müj- 
ſen, 1 hätten Sie vielleicht 300 000 Gulden 
gegeben. 


Außerdem fühlen ſich die Sozialdemokraten, 
insbeſondere Herr Abg. Moritz bemüßigt, die Be⸗ 
dürftigkeitsfrage anzuſchneiden. Wir wollen doch 
einmal zu der Frage der Bedürftigkeit Stellung 
nehmen. Ausgerechnet ein Sozialdemokrat, der 
Herr Abg. Moritz, verſucht die Bedürftigkeitsfrage 
bei den Wohlfahrtsempfängern aufzurollen. Er 
glaubt es ſo hinſtellen zu können, als ob dieſer oder 
jener Wohlfahrtsempfänger, dieſer oder jener Ar⸗ 
beitsloſe etwa nicht bedürftig ſei. Mein lieber Herr 
Abg. Moritz, alle Wohlfahrtsempfänger, die dar⸗ 
auf angewieſen ſind, von dieſem Staat ein paar 
Bettelpfennige zu bekommen, insbeſondere alle 
Erwerbsloſen, ob ſie Anterſtützung bekommen oder 
nicht, ſind bedürftig. (Abg. Moritz: Sie haben 
wohl vorhin auf Ihren Ohren geſeſſen!) Sie ha⸗ 
ben die Renten angeführt, die den höheren Beam⸗ 
ten zu ihrem Gehalt noch gegeben werden. Sie 
ſchneiden dieſe Frage hier genau ſo an wie Ihre 
Freunde im Reich bei dem Antrag der Kommu⸗ 
niſten bezüglich der Wartegeldempfänger. Wir 
haben wiederholt erklärt, dieſen hohen Beamten 
keinen Pfennig extra zu geben. Die höhere Beam⸗ 
tenſchaft braucht nicht Gehälter von 1000 Gulden 
monatlich und darüber. Bauen Sie laut unſern 
Anträgen dieſe ab, dann werden Sie auch nicht zu 
Ihren demagogiſchen Ausführungen kommen. Sie 
vergeſſen eben zu ſagen, daß wir Kommuniſten 
verlangen, die hohen Gehälter und die hohen 
Penſionen abzubauen. Sie haben jetzt eine ganze 
Anzahl von Senatoren den Laufpaß gegeben, aber 
Sie geben dieſen Senatoren nicht das, was Sie 
allen Arbeitsloſen geben, ſondern Penſionen von 
1000 Gulden und darüber. (Wußten Sie das vor⸗ 
her nicht? links) Jawohl, aber Sie zählen dieſe 
Herren Senatoren, die dieſe Penſionen vom Staat 
bekommen, auch zu den „Wohlfahrtsempfängern.“ 
(Abg. Raſchke: Sie hätten ihnen die Stempelkarte 
in die Hand drücken ſollen, dann hätten ſie es 
beſſer gemacht!) 

5 Sie ſagen, daß unſere Entſchließung überhaupt 
überholt ſei, denn die Kleinrentner z. B. erhielten 
ſchon mehr als unſer Geſetzentwurf es verlangt. 
Wiſſen Sie, wenn man hier ein paar Rechnungen 
aufmacht, kann man mit dieſen Rechnungen alles 
beweiſen. Sie ſcheinen viel von den Ausführungen 
des Herrn Abg. Weiße geſtern gelernt zu haben, 
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der ja oft zu beweiſen ſuchte, daß Weiß Schwarz ſei 
und Schwarz Weiß. Wenn den Kleinrentnern ihre 
Unterſtützungsſätze erhöht worden ſind, dann iſt 
das ſelbſtverſtändlich. Es iſt weiterhin notwendig, 
daß für alle Wohlfahrtsempfänger die Anter⸗ 
ſtützung in derſelben Höhe gezahlt wird, daß alſo 
jetzt der Kampf einſetzen muß, allen Wohlfahrts⸗ 
empfängern die gleiche Unterſtützung zu erkämp⸗ 
fen, wie ſie den Kleinrentnern gewährt wird. 
Wollen Sie aber damit etwa ſagen, daß dann die 
Unterſtützung in dieſer Höhe einmalige Beihilfen 
überflüſſig mache? Auch wenn den Erwerbslojen 
jetzt die Unterſtützung um 50 Prozent erhöht 
würde, brauchen ſie noch beſondere Beihilfen im 
Winter, um ihr Leben friſten zu können. 

Der Herr Senator fühlte ſich gleichfalls be⸗ 
müßigt, zu erklären, er habe Rückſprache mit dem 
Senat bzw. mit den Herren der KRoalitionspar 
teien genommen und könne ſagen, daß die 200 000 
G zur Verfügung ſtehen. Der Abg. Hohnfeldt 
ſchnitt die Frage an, woher die 200 000 G genom⸗ 
men werden. Ich kann jetzt ſchon eine Antwort 
geben. Nicht nur dieſe 200 000 G, ſondern ich ſchätze 
mindeſtens eine Million ſind den Erwerbsloſen in 
dieſem Jahr in allen Gemeinden auf die nieder⸗ 
trächtige Art und Weiſe abgezwackt worden, in der 
man das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz handhabt. 
Ich werde auch dafür ein paar Beweiſe bringen. 
Wenn Sie jetzt mit der einen Hand den Erwerbs⸗ 
loſen 200 000 Gulden reichen, dann nehmen Sie 
mit der andern Hand den Erwerbsloſen auf die 
gemeinſte Art und Weiſe 1 Million von den Unter⸗ 
ſtützungen fort. Selbſtverſtändlich mußte das Zen⸗ 
trum, Herr Abg. Hoppe, als „Befürworter“ nicht 
fehlen. Es wollte der S. P. D. nicht allein das 
„Verdienſt“ zukommen laſſen, für die Erwerbslo⸗ 
ſen 200 000 G herausgeholt zu haben. Das iſt der 
alte Streit zwiſchen den Zentrümlern und den 
Sozialdemokraten, wenn ſie in der Regierung 
ſitzen, wer etwas für die Arbeiter tue. Ich werde 
auch auf dieſen Streit zu ſprechen kommen. Gehen 
Sie nur hinaus in die Verſammlungen. In den 
S. P. D.⸗Verſammlungen auf dem Lande erklären 
die Abgeordneten der S. Jag 
telle für die Arbeiterſchaft erreicht iſt, das ſei ihr 
Verdienſt, deswegen habe die S. P. D. in der 
Koalition kämpfen müſſen, deshalb ſei ſie in die 
Regierung hineingegangen. Dann kommen aber 
die Zentrumsleute und erklären in ihren Arbeiter⸗ 
verſammlungen genau dasſelbe. (Zuruf beim 
Zentrum.) Ich werde auch darauf zu ſprechen kom⸗ 
men, was die Kommuniſten dazu ſagen. Es iſt des⸗ 
halb notwendig, insbeſondere in bezug auf die 
Entſchließung, die jetzt eingebracht worden iſt, ein⸗ 
mal die Stellungnahme der Parteien zur Er⸗ 
werbsloſenfürſorge und insbeſondere zum vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf ein wenig zu ſtreifen, und 
einmal nachzuweiſen, ob denn ihre Stellungnahme 
zur Not der Erwerbsloſen, zum Erwerbsloſen⸗ 
elend wirklich eine ſoziale iſt und ob Sie für dieſe 
Notlage ein Herz haben. Gewiß, Sie werden nicht 
mit Worten kargen, um Ihre „ſoziale“ Einſtel⸗ 
lung zur Not der Erwerbsloſen darzulegen. Aber 
die Worte, die Sie brauchen, koſten ja kein Geld, 
die ſind wohlfeil. Wir wollen deshalb einmal 
hinter die Kuliſſen ſchauen und uns die Parteien 
in ihrer Praxis anſehen. Dann wollen wir ein⸗ 
mal die Erwerbsloſen urteilen laſſen. 


P. D., wenn eine Baga⸗ 
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Die Stellungnahme der bürgerlichen Parteien, 
insbeſondere der Deutſchnationalen zur Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge, iſt ja allgemein bekannt. Den Par⸗ 
teien der Großagrarier und des Großkapitals 
wäre es am liebſten, wenn die Erwerbsloſen über⸗ 
haupt keinen Pfennig erhielten. Dann wären es 
ſehr gute Lohndrücker; die Erwerbsloſen, deren 
Zahl ſich täglich ſteigert, würden noch mehr wie 
bisher auf das Lohnniveau einen Druck ausüben, 
man hätte billige Arbeitskräfte. Sie kennen ja 
alle die Ausführungen deutſchnationaler Größen, 
Sie kennen die Ausführungen liberaler Größen, 
die das bereits unumwunden erklärt haben. Mein 
Fraktionskollege Kreft hat auch bereits geſtern 
darauf hingewieſen. Der „Pfarrer“ Weiße warf 
ſich geſtern in die Bruſt und ſprach von Volksge⸗ 
meinſchaft. (Abg. Weiße: Es ſind hier nur Ab⸗ 
geordnete!) Ich habe Sie mit Abſicht, genau wie 
geſtern der Abg. Loops, als „Pfarrer“ angeſpro⸗ 
chen. Auch ich habe, wie wahrſcheinlich der Herr 
Abg. Loops, abſichtlich das Wörtchen „Pfarrer“ 
gebraucht. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, im hohen Hauſe ſind nur Abgeordnete. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das weiß 
ich Herr „Abgeordneter.“ (Das iſt der Präſident! 
Das weiß er auch nicht! rechts.) Der Abg. Weiße 
hat an einer anderen Stelle erklärt, ein Herz für 
die Erwerbsloſen zu haben. Es war wohl gerade 
zu Beginn Ihrer Tätigkeit in dieſem „hohen“ 
Hauſe, — ich will nicht Quaſſelbude ſagen, ſonſt 
könnte ich auch noch darüber belehrt werden, wie 
dieſes Haus zu betiteln iſt — da ſagten Sie: Ja⸗ 
wohl, wenn Ihr Kommuniſten für die Erwerbs⸗ 
loſen Forderungen ſtellt, dann werde ich auch dafür 
eintreten. Trotzdem haben Sie unſern Antrag in 
Gemeinſchaft mit andern Fraktionen abgelehnt. 
Weil Sie aber immer von „Volksgemeinſchaft“ 
ſprachen, möchte ich darauf ein wenig näher ein⸗ 
gehen, wie dieſe „Volksgemeinſchaft draußen auf 
dem Lande zwiſchen deutſchnationalen Gemeinde⸗ 
vorſtehern und Erwerbsloſen beſteht. Hier ſtellen 
Sie ſich hin und gebrauchen wohlfeile Worte. 
Machen Sie ſich einmal auf und beſuchen Sie die 
Landgemeinden. Gehen Sie von Gemeinde zu Ge⸗ 
meinde und betrachten Sie die Handhabung der 
Erwerbsloſenfürſorge da draußen, dann werden 
Sie herausfinden, daß deutſchnationale Gemein⸗ 
devorſteher und Großagrarier die Erwerbsloſen 
eine halbe Stunde, ja eine Stunde lang bis zur 
Stempelſtelle durch tiefen Schnee laufen laſſen. 
Täglich müſſen ſie früh morgens um 7 Uhr beim 
Herrn Gemeindevorſteher zur Stempelkontrolle an⸗ 
tanzen. Mit Berechnung und Raffineſſe läßt man 
die Erwerbsloſen nicht im Dorf ſtempeln. Nein, 
Herr „Pfarrer“ Weiße, Sie wiſſen nichts davon, 
Sie ſtecken Ihre Naſe nicht in dieſe Sachen. Man 
übergibt das Stempelamt einem Großagrarier, 
der eine halbe Stunde außerhalb des Dorfes 
wohnt. Nun müſſen die Erwerbsloſen des Dorfes 
eine halbe bis eine Stunde bis zu dieſem Beſitzer 
laufen, der auf einem Abbau wohnt. Es iſt eine 
beſtimmte Zeit vorgeſehen, von 7 bis 8 Uhr mor⸗ 
gens. Kommt der Erwerbsloſe einmal 5 oder 10 
Minuten zu ſpät, dann gibt es für dieſen Tag 
kein Stempelgeld. Es ſind ſchon genug Beſchwerden 
eingegangen. Der Senator iſt draußen und hat an⸗ 
ſcheinend Wichtigeres zu tun. Beſchwerden ſind 
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Das So ſehen die deutſchnationalen „Volksgemein⸗ 


hat weder die frühere, noch dieſe Regierung fertig ſchaftler“ aus, ſo ſieht Ihre „ſoziale“ Einſtellung 


gebracht. Die Perſönlichkeit des Senators Dr. 
Wiercinſki dokumentiert ja eben, was der Abg. 
Weiße ſagte, der Kurs bleibt der alte. (Wieviel 
Kinder müſſen eine Stunde weit zur Schule! 
beim Zentrum.) Woran liegt das? Wollen Sie 
etwa die Kinder gegen die Erwerbsloſen ausſpie⸗ 
len? Wollen Sie ſagen, wenn die Kinder eine 
Stunde laufen müſſen, können die Erwerbsloſen 
auch eine Stunde laufen? Beides iſt ein unwür⸗ 
diger Zuſtand, und wir Kommuniſten ſind drauf 
und dran, auch in dieſer Beziehung Schritte zu 
unternehmen. So haben wir geſtern in Ohra an 
der Mottlau eine Proteſt⸗Verſammlung abge⸗ 
halten, weil die Kinder dort durch hohen Schnee 
eine Stunde zur Schule laufen müſſen. Sie können 
doch nicht die Schulkinder gegen die Erwerbsloſen 
ausſpielen. Wir werden dafür kämpfen, daß auch 
dieſe unwürdigen Zuſtände, die uns in bezug auf 
die Schulverhältniſſe ganz genau bekannt ſind, be⸗ 
ſeitigt werden. (Phraſen! rechts.) Nun, daß Sie 
geſtern Phraſen gebraucht haben, iſt ja ſchon nach⸗ 
gewieſen worden, und ich werde es Ihnen auch 
noch nachweiſen. 

Sie wollen alſo noch ein paar Beweiſe haben, 
wie Ihre Freunde draußen, die deutſchnationalen 
Gemeindevorſteher und die Großagrarier, die 
Erwerbsloſen behandeln. Sie wiſſen, daß an die 
Gemeinden nach dem Geſetz die Wohnungsbauab⸗ 
gabe abzuführen iſt. Meine Fraktionskollegin 
Kreft hat ſchon nachgewieſen, daß den Erwerbs⸗ 
loſen auf dem Lande die Wohnungsbauabgabe 
nicht erlaſſen wird. Wir haben bereits Beſchwer⸗ 
den eingelegt und uns an die maßgebenden Ver⸗ 
waltungsſtellen gewandt, ohne daß allgemeine 
Abhilfe geſchaffen wurde. Dazu etwas, was gerade 
Ihre Leute dort draußen charakteriſiert. Dieſe 
Herren wagen es, von den erwerbsloſen Landar⸗ 
beitern, deren höchſter Unterſtützungsſatz, auch 
wenn ſie fünf oder mehr Kinder haben, nur 3,10 
Gulden, ja in der Niederung und Höhe nur 2,80 
oder 2,90 Gulden beträgt, Wohnungsmieten von 
8, 9 und 10 Gulden zu verlangen. Aber dieſe 
Herren denken nicht daran, von dieſen Mieten die 
Wohnungsbauabgabe an den Staat abzuführen, 
ſondern ſie ſtecken ſie in ihre eigene Taſche. Sie 
wollen Beweiſe dafür haben? Nun, einer dieſer 
Herren, die das getan, iſt der Bruder des Herrn, 
der dort vorne ſitzt, Ihres Fraktionsführers. Dieſe 
Leute ſchämen ſich nicht, die Wohnungsbauabgabe 
nicht an den Staat abzuliefern, die ſie den erwerbs⸗ 
loſen Arbeitern abknöpfen, ſondern ſie ſtecken ſie 
in ihre Taſche. (Abg. Weiße: Das iſt Verleum⸗ 
dung!) Das iſt nicht Verleumdung, ſondern Wahr⸗ 
heit. Ich werde draußen dieſe „Verleumdung“ 
wiederholen, und Sie können mich zur Verantwor⸗ 
tun ziehen. (Abg. Dr. Ziehm: Bis Sie ins 
Zuchthaus fliegen!) Ich werde das in aller Oef⸗ 
fentlichkeit wiederholen. Ich habe die Sache auf⸗ 
gedeckt, und Ihr Bruder wurde verurteilt, die 
Wohnungsbauabgabe abzuführen. Trotzdem wei⸗ 
gerte er ſich noch, ſie abzuführen. (Abg. Dr. Ziehm: 
Alles gelogen!) Stellen Sie doch Strafantrag! 
Ich bin bereit, zu beantragen, daß meine Immu⸗ 
nität in dieſer Sache aufgehoben wird. (Zuruf 
des Abg. Raſchke.) 5 


gegenüber den Erwerbsloſen und der Not der Er⸗ 
werbsloſen aus. (Abg. Weiße: So ſehen Sie aus!) 
Sie ſprechen immer von der „Notlage“ der Land⸗ 
wirtſchaft und meinen ſelbſtverſtändlich immer nur 
die Großagrarier damit. Sie vergeſſen dabei die 
Not der Landarbeiter. Ihre Freunde ſind es, die 
die Löhne der Landarbeiter auf einer ganz gemein 
niedrigen Höhe halten, und zwar mit voller Ab⸗ 
ſicht, weil nämlich den Erwerbsloſen infolge der 
niedrigen Lohnzahlung auch die Unterſtützung ge: 
kürzt wird. Sie haben ja nicht nur hier im Volks 
tag, ſondern auch in Flugblättern wiederholt er⸗ 
klärt, für die Unbemittelten eintreten zu wollen, 
Bei den letzten Kreistagswahlen ſind Sie auch 
gegen die Sozialdemokratiſche Partei deshalb los⸗ 
gezogen, weil ſie verſuchte, die Landkreiſe aufzu⸗ 
löſen und Landbürgermeiſtereien zu ſchaffen. Sie 
haben in Flugblättern erklärt, der Unbemittelte 
könne dann ſehen, wie er zu der abgelegenen Zen⸗ 
trale komme, um dem Beamten am grünen Tiſch 
die Wünſche vortrage, die er jetzt in ſeinem Dorf 
mit dem Gemeindevorſteher beſprechen könne. Sie 
ſcheinen ſehr naiv zu ſein, Herr Abg. Weiße! (Abg. 
Weiße: Wie lange wollen Sie noch reden? Wir 
gehen nach Hauje!) Ihretwegen ſpreche ich ja auch 
nicht. (Abg. Weiße: Sie ſprechen doch zu mir!) Sie 
ſcheinen ſehr naiv zu ſein, wenn Sie meinen, daß 
der Herr deutſchnationale Gemeindevorſteher es 
für nötig hält, die „Wünſche“ eines Unbemittel⸗ 
ten mit ihm zu „beſprechen“. Wiſſen Sie, wie dieſe 
Herren die Wünſche der Arbeitsloſen auf dem 
Lande behandeln? Sie müſſen um 7 Uhr morgens 
nach halbſtündigem Marſch zum Abbau bei dem 
Gemeindevorſteher antanzen. Der ſteckt den Kopf 
zum Fenſter hinaus, fertigt die Erwerbsloſen ab, 
und wenn ſie etwa Wünſche haben, zieht er den 
Kopf zurück und die Erwerbsloſen müſſen wieder 
ſo gehen, wie ſie gekommen ſind. Die Stellung⸗ 
nahme der Deutſchnationalen iſt ja ſchon wieder⸗ 
holt gerade in bezug auf die Erwerbsloſen hier 
gegeißelt worden. Ich erinnere nur noch an das 
Wort des Herrn Abg. Dr. Ziehm, der jetzt ver⸗ 
ſchwunden iſt, die Erwerbsloſenunterſtützung ſei 
eine Prämie auf die Faulheit. 

Aber auch die Stellungnahme der anderen 
Parteien werde ich hier noch einmal aufdecken, 
und zwar nicht, wie ſie ſie hier mit ſchönen Wor⸗ 
ten kundgetan, ſondern wie ſie tatſächlich „prak⸗ 
tiſch“ für die Erwerbsloſen „eingetreten“ find. 
Meine Fraktionskollegin Frau Kreft, hat das ſchon 
geſtreift. Da fühlten ſich die Herren vom Zentrum 
bemüßigt zu erklären, ſie treten praktiſch für die 
Erwerbslosen ein, fie hielten nicht lange Reden, 
ſondern verſuchten auch wirklich etwas für die Er⸗ 
werbsloſen herauszuholen. Wenn man wirklich 
einmal die Stellungnahme der Zentrumspartei zu 
der Erwerbsloſenfrage, zu der Not der Wohl⸗ 
fahrtsempfänger prüfen will, dann müßte man nur 


verſchiedene Artikel der Volksſtimme hier heran⸗ 
ziehen oder ein paar Ausſprüche von Sozialdemo⸗ 
kraten, die nämlich tatſächlich die Zentrumspartei 
als das kennzeichnen, was ſie iſt, nämlich als eine 
antiſoziale Partei. Hin und wieder bringen die 
Sozialdemokraten den Mut auf, gegen die Zen⸗ 
trumsleute zu Felde zu ziehen, weil ſie vielleicht 
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ein paar Wahlſtimmen ergattern wollen, 

etwa, weil es ihnen wirklich ernſt iſt, für die Er⸗ 

werbsloſen etwas zu tun. Wir wollen aber ſehen, 
was die Zentrumsleute von ſich ſelbſt behaupten. 

Wir haben bereits gehört, was Herr Abg. Hoppe 

hier behauptete. Ich habe hier ein Flugblatt der 

Zentrumspartei zur Kreistagswahl. Dort heißt es: 

Die Zentrumspartei hat es ſich aus ihrem gläu⸗ 
bigen Chriſtentum heraus zur beſonderen Aufgabe 
gemacht, ſich aller derer anzunehmen, die irgendwie 
Not leiden. Gilt es, den Armen und Erwerbslosen 
zu helfen, das Zentrum tritt für ſie ein. Wer an⸗ 
ders ſpricht, verdreht die Tatſachen. 4 

Das, behauptet das Zentrum, ſei die Einſtellung 

des Zentrums zur Frage der Armen⸗ und Er⸗ 

werbsloſenfürſorge. An einer anderen Stelle er⸗ 
klären die Zentrumsleute ebenfalls in einem Flug⸗ 
blatt zur Kreistagswahl: 

Die Sozialdemokraten behaupten, das Zentrum 
hätte das Erwerbsloſenfürſorge⸗Geſetz verſchlechtert. 
Das ſtimmt micht. Die Wahrheit iſt, der Völker⸗ 
bund verlangte eine Verſchlechterung, und die So⸗ 
zialdemokratie zeigte ſich, als ſie noch in der Re⸗ 
gierung war dazu geneigt. 

Hören Sie, m. H. Sozialdemokraten, was Ihre 

Koalitionsbrüder im Flugblatt behauten. 
Eigentlich müſſen die Zentrumsleute ja dar⸗ 

über orientiert ſein, was ſie damals in der Koa⸗ 
litionsregierung machten. Dort behaupten alſo die 
Zentrumsleute, daß Sie (Zu den Sozialdemo⸗ 
kraten) Ihre Tätigkeit in der Koalitionsregierung 
dazu benutzt haben, um die Erwerbsloſenfürſorge 
zu verſchlechtern. Was dieſe Herren aber behauptet 
haben, haben wir immer wieder behauptet; wir 
haben auch die Beweiſe dafür angetreten. Das iſt 
uns alſo nichts Neues. Das iſt auch Herrn Loops 
nichts Neues, weil er ja bei den Verhandlungen 
beſonders jetzt als Senator zugegen iſt. Alſo iſt es 
ihm natürlich auch bekannt, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten drauf und dran ſind, die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge immer ſchlechter zu geſtalten. Aber das Zen⸗ 
trum macht keine Ausnahme trotzdem es weiter 
ſchreibt: 

0 Die anderen Parteien wollten entſprechend die⸗ 
ſem Verlangen die Erwerbsloſenfürſorge durch ein 
Ermächtigungsgeſetz regeln. Das hätte leicht zum 
Schaden der Arbeiter ausfallen können. Dem wider⸗ 
ſetzte ſich das Zentrum in ſchweren Kämpfen, damit 
es ſelbſt und der ganze Volkstag an dieſem wichti⸗ 
gen Geſetz mitarbeiten konnte. Was taten in der Zeit 
die Sozialdemokraten? Sie ſahen zu und ſchimpften. 

Das, was Sie (zu den Sozialdemokraten) jetzt alſo 

von uns behaupten, behaupteten damals die Zen⸗ 

trumsleute von Ihnen, als Sie in Oppoſition ſtan⸗ 
den. Und gerade damals erfuhr die Fürſorge ganz 
minimale Verbeſſerungen, aber nicht etwa durch 

Ihre Tätigkeit in der Oppoſition, ſondern durch 

die Geſchloſſenheit der Erwerbsloſen, die für dieſe 

Forderungen kämpften. Die Zentrümler ſchreiben 

weiter: 

Man wollte in Danzig die Winterbeihilfe ab⸗ 
ſchaffen. Das Zentrum hat dafür geſorgt, daß ſie blieb. 
Was taten die Sozialdemokraten? Sie ſahen zu und 
ſchimpften. Alle Arbeitnehmer wünſchen die Erwerbs⸗ 
loſenverſicherung, damit jeder Erwerbsloſe ſeinen ge⸗ 
ſetzlichen Anſpruch auf Hilfe hat, ähnlich wie der In⸗ 
validen- und Altersrentner auf ſeine Rente. Was 
haben die Sozialdemokraten zur Vorbereitung dieſes 
Geſetzes getan? Nichts. Das Zentrum hat dagegen 
im neuen Geſetz die verſchiedenen Lohnklaſſen einge⸗ 
führt als grundlegenden Anfang der Verſicherung. 
Wir ſehen, nach dieſem Zentrumsflugblatt, hat 

alles das Zentrum getan. Die S. P. D. „ſaß nur 

da und ſchimpfte“. So ſtellte ſich alſo auch Abg. 
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ſind ein paar Leute vorhanden, die zuhören. Aber 
deshalb werde ich einmal die wirkliche Stellung 
der Zentrumspartei zur Frage der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge aufdecken. Ich habe das bereits ein⸗ 
mal an anderer Stelle getan. Aber es iſt wichtig, 
das immer wieder zu wiederholen. Schon 
geſtern hat mein Fraktionskollege Kreft den 
Pfarrer von der Deutſchnationalen Partei ge⸗ 
bührend gekennzeichnet. In allen dieſen Parteien 
bis zu den Sozialdemokraten ſcheinen es immer 
die Pfaffen zu fein, die am gemeinſten den Er: 
werbsloſen und Wohlfahrtsrentenempfängern die 
Unterſtützungen mißgönnen. Sie (zu den Sozial⸗ 
demokraten) wiſſen ja, daß Sie eine ganze Anzahl 
dieſer Herren auch in Ihrer Partei haben. Vor 
einiger Zeit erſchien im offiziellen Organ der Zen⸗ 
trumspartei, in Ihrer „heiligen“ Zeitung ein Ar⸗ 
tikel des berüchtigten Pfarrers Aeltermann, mit 
dem Titel: „Die Landarbeiterfrage“. Darin 
nimmt er zu verſchiedenen Problemen der Land⸗ 
arbeiterſchaft Stellung. Nachher verſuchten aller- 
dings die Zentrumsleute, insbeſondere die Herren 
Gewerkſchaftler, die Sache ſo hinzuſtellen, als ob 
die Zentrumspartei mit dieſem Artikel nichts zu 
tun habe. Das ſtimmt natürlich nicht, ſondern 
wenn irgend etwas in einer Zeitung behauptet 
wird, wenn in der Zeitung zu einer Frage grund⸗ 
ſätzlicher Art Stellung genommen wird, und die 
Erwerbsloſenfrage iſt eine ſolche Frage, dann kann 
man ſich von dieſen Ausführungen nicht mehr rein 
waſchen. Was behauptet dieſer Zentrumsmann 
in der Zeitung, was ſagt dort der Pfarrer Aelter⸗ 
mann? 

Na, und dann die Erwerbsloſenfürſorge. Sie iſt 
ein Kapitel für ſich, ſo wie ſie eingeriſſen iſt. Man 
kann nur ſagen, die Menſchen ſind nicht reif oder die 
Zeit war nicht reif hierfür. Noch beſſer dürfte man 
wohl ſagen, die Geiſter, die ich rief, die werde ich 
nimmer los. Dazu darf doch eine ſolche Fürſorge 
nicht ausarten, daß der ſtrebſame und fleißige Menſch 


der Dumme iſt und zahlt für Faulenzer und Drücke⸗ 
berger. 


Was wird hier von den Zentrumsleuten und aus⸗ 
gerechnet von einem Pfarrer behauptet? Dieſe 
Ausführungen beweiſen, daß das „Chriſtentum“ 
dieſer Leute einen Dreck wert iſt. Es wird hier 
klar und deutlich geſagt, daß die Erwerbsloſen 
Drückeberger und Faulenzer ſeien. Das iſt das 
offene Geſicht der Zentrumspartei, und danach 
handeln dieſe Leute auch. Im Flugblatt ſteht: 
„Wer anders ſpricht d. h. wer erklärt, die Zen⸗ 
trumspartei trete nicht für die Erwerbsloſen ein, 
der verdreht die Tatſachen.“ Wenn das ſtimmt, 
dann iſt es ausgerechnet Ihr Pfarrer Aeltermann, 
der die Tatſachen verdreht, der alſo von der eige⸗ 
nen Partei als Lügner hingeſtellt wird. Aber nun 
iſt die Sache ja mal umgekehrt und was der 
Pfarrer Aeltermann ſagt, danach handelt man in 
der Zentrumspartei. Weiterer Kommentar dazu 
iſt überflüſſig. Dafür, daß gerade die Zentrums⸗ 
leute das Schwindeln und Betrügen ausgezeichnet 
verſtehen, will ich hier eine Koſtprobe geben. In 
einem Gewerkſchaftsblatt „Der Danziger Gewerk⸗ 
ſchaftler“ ſchreibt ein Gewerkſchaftler, wahrſchein⸗ 
lich Herr Cierotzki: 
Es kommt hier auf die Tatſache an, daß der So⸗ 
zialismus wieder verſucht, der Arbeiterſchaft einen 
höchſt gefährlichen Gedanken zu ſuggerieren, als ob im 


nicht Hoppe hin und hält ſchöne Reden. Hauptſache, es (O) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Leben eines einzelnen, eines Standes oder 
Volkes der Stimmzettel das Ausſchlaggebende ſei zur 
Beeinfluſſung von Wirtſchaft und Staat. 

Dieſe Gewerkſchaftler ſagen alſo, daß nicht der 
Stimmzettel ausſchlaggebend iſt, auch wenn die 
Partei ſtark im Volkstag vertreten iſt. Sie haben 
einen ganz vernünftigen Gedanken, ſprechen ihn 
aber nur aus, weil auch die katholiſchen Arbeiter 
Jahr für Jahr darauf warten, daß nun endlich 
einmal die Not der Arbeiter, der Arbeitsloſen, 
etwas gemildert wird. Weil die katholiſchen Ar⸗ 
beiter ſehen, daß ihre Führer Jahr für Jahr in der 
Regierung ſind und nichts geſchieht, werden ſie 
rebelliſch. Deshalb müſſen die Herren Gewerk⸗ 
ſchäftsführer erklären, das liege daran, daß der 
Stimmzettel nicht ausſchlaggebend ſei. 

Dann kommt aber dieſelbe Partei und erklärt 
zu derſelben Zeit in einem Flugblatt, daß der 
Stimmzettel im Gegenteil ſehr ausſchlaggebend iſt 
und ſchreibt: 8 

Wollen Sie, daß die Parteien und die Regierung 
auch einmal auf Ihre Wünſche und Nöte Rückſicht 
nehmen, da möchten wir Ihnen raten, ſich an der Po⸗ 
litik ein klein wenig zu beteiligen. Das können Sie 
tun. Demnächſt kommt eine gute Gelegenheit, die 

Volkstagswahl. Da brauchen Sie bloß hinzugehen 

und Ihre Stimme — nämlich den Stimmzettel — der 

Partei zu geben, die Ihnen gefällt. Dann zieht die 

Partei groß und ſtark in den Volkstag ein und tut 

nach Ihren Wünſchen. 

Sie müſſen ſelbſt zugeben, daß man ſelten einen 
ſolchen kraſſen Widerſpruch zuſammenbraut. Daher 
kann man daraus nur die Schlußfolgerung ziehen, 
daß das, was die Zentrumsleute hier erklären, 
Lüge und Täuſchung iſt. Die Wahrheit ſieht ſo 
aus, wie es der Pfarrer Aeltermann in ſeinem 
Artikel dargelegt hat. 

Die Sozialdemokraten werden wahrſcheinlich 
brennend darauf warten, daß auch ſie herankom⸗ 
men. (Heil Moskau! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie ſollen ſich nicht zu beklagen haben. Genau ſo, 
wie ich den Deutſchnationalen den wirklichen 
Nachweis bringen konnte, was für eine Art Leute 
die deutſchnationalen Großagrarier ſind, wie es 
mit ihrer „ſozialen“ Einſtellung ausſieht, genau 
ſo werde ich auch den Beweis für die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Führer bringen, und zwar in Form von 
Tatſachen. (Abg. Klingenberg: Ausnahmsweiſe!) 
Nicht ausnahmsweiſe, mein lieber Herr Senator 
Klingenberg! Ich gönne dieſem Herrn, daß er nun 
auch verſucht, die Danziger Wirtſchaft zu „ſanie⸗ 
ren“ und werde nachher nachweiſen, wie er das 
tut. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Unſer Kampf 
geht dahin, dieſes Wirtſchaftsſyſtem zu zerſchlagen, 
und um dieſes Syſtem zu zerſchlagen, iſt es not⸗ 
wendig, auch die Sozialdemokratiſche Partei zu 
zerſchlagen. Das wird die Arbeiterſchaft fertig be⸗ 
kommen, davon ſeien Sie überzeugt. Leſen Sie nur 
die Artikel, die Ihre „linken“ Führer im „Klaſſen⸗ 
kampf“ ſchreiben. Sehen Sie ſich nur die Politik 
an, die Ihre Freunde in Deutſchland, in Frank⸗ 
reich, in England und die Sie hier durchführen, 
ſo iſt das der beſte Beweis, daß dieſe Politik Ihre 
eigene Partei zerſchlägt. (Abg. Brill: Bleiben wir 
in Danzig!) Sie werden gleich Beweiſe bekommen, 
wie es auch in Danzig mit Ihrer Politik ſteht. 
(Abg. Klingenberg: Sie ärgern ſich bloß über die 


Entſchließung!) Die Erwerbsloſen wiſſen genau, 


daß dieſe Entſchließung nur durch den Druck zu⸗ 


eines 
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ſtande gekommen iſt, den wir ausgeübt haben und 
durch den Druck der Erwerbsloſen, die wir außer⸗ 
halb des Parlaments aufgerufen haben, für ihre 
Forderungen zu kämpfen. (Zwiſchenrufe links.) 
Sie waren ja zu feige, um in die Erwerbsloſen⸗ 
verſammlungen zu gehen und zu ſprechen. (Abg. 
Brill: Sie wiſſen doch, daß ich perſönlich nicht ſo 
feige bin!) Auch Sie, denn Sie müſſen ſchon 50 
bis 60 Reichsbannerleute antanzen laſſen, um 
ſprechen zu können. (Abg. Brill: Und Sie haben 
den Mut, den Mann ins Gefängnis zu bringen!) 
Das iſt eine unerhörte Verleumdung, wenn Sie 
behaupten, der betreffende junge Mann ſei unſer 
Genoſſe. Sie können doch dieſe Lüge nicht ver⸗ 
breiten, Sie können doch nicht die Behauptung 
aufſtellen, daß das ein Genoſſe von uns iſt. (Ja⸗ 
1 links.) Dann ſind Sie ein Lügner, Herr 
till. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zurufe des 
Abg. Langnau.) 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): (Es iſt 
traurig, daß die Lüge bei Ihnen erlaubt iſt, daß 
Sie fie ſogar anwenden müfjen! links.) Ich werde 
gleich den Nachweis führen, wer lügt. Ich werde 
das Wort Lügner nicht mehr direkt gebrauchen, 
ich habe keine Urſache, drei Ordnungs rufe zu be⸗ 
kommen und mir vielleicht das Wort entziehen zu 
laſſen. Ich werde andere darüber urteilen laſſen, 
wer lügt. Sie haben genau wie die Zentrums⸗ 
Partei Flugblätter herausgegeben mit der Ueber⸗ 
ſchrift: „Verrat an den Erwerbsloſen“. In dieſem 
Flugblatt heißt es: 

Salt im ganzen Freiſtaat iſt den ledigen Erwerbs⸗ 
loſen ein Teil der Bezüge geraubt. Auch einem Teil 
der übrigen Erwerbsloſen iſt durch falſche Auslegung 
des Bedürftigkeitsparagraphen ein Teil der Unter⸗ 
ſtützung entzogen. 

Was wollten Sie damit ſagen, meine Herren So⸗ 
zialdemokraten? Es iſt nicht richtig, wenn man 
den Erwerbsloſen auf Grund des Bedürftigkeits⸗ 
paragraphen einen Teil ihrer Anterſtützung ent⸗ 
zieht. Sie haben verſprochen, gegen die Entziehung 
zu kämpfen, hier iſt das Flugblatt. Und Ihre 
Taten? Vor einiger Zeit lag dem Sozialen Aus⸗ 
ſchuß des Volkstages das Geſuch eines Erwerbs⸗ 
loſen vor, dem man die Anterſtützung gekürzt 
hatte. Der Fall lag ſo: In der Gemeinde Neufähr 
wurde ein 54⸗jahriger Arbeiter erwerbslos. Er 
war verheiratet, und ihm ſtanden infolgedeſſen 
2,65 Gulden Anterſtützung zu. Der deutſchnatio⸗ 
nale Gemeindevorſteher zahlte ihm die 2,65 Gul⸗ 
den aber nicht aus, ſondern nur 2,00 Gulden. 
Warum? Der Erwerbsloſe hatte einen 19-jähri- 
gen Sohn, der auf dem Holzfeld arbeitete und 
nachweislich, wie ſogar von dem Berichterſtatter, 
dem Zentrumsabgeordneten Gaikowſki zugegeben 
wurde, ein wöchentliches Einkommen von 24 Gul⸗ 
den hat. Es iſt, wie gejagt, ein 19-jähriger 
Menſch. Nun ſitzt hier eine Reihe von Gewerk⸗ 
ſchaftlern, finden Sie es für richtig, daß man dem 
Erwerbslosen von ſeiner Anterſtützung täglich 65 
Pfennig abzieht, weil er einen 19⸗jährigen Sohn 
hat, der 24 Gulden wöchentlich verdient? Finden 
Sie das für richtig? Nun, in Arbeiterverſammlun⸗ 
gen werden Sie Nein ſagen. (Abg. Brill: Hier 
auch!) Was haben Sie aber im Ausſchuß des 
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Volkstages gemacht? Sie haben dieſe Maßnahme 
des deutſchnationalen Gemeindevorſtehers ge⸗ 
billigt und haben erklärt, jawohl, wenn ein Sohn 
24 Gulden wöchentlich verdient, dann kann dem 
Vater die volle Erwerbsloſenunterſtützung gekürzt 
werden. Herr Brill, das iſt Tatſache. Damit haben 
Sie ſich als Sozialdemokrat einverſtanden erklärt. 
Ich glaube, Herr Brill, Sie waren ſelbſt in der 
Ausſchuß⸗Sitzung zugegen, und wenn nicht in der 
Ausſchuß⸗Sitzung, dann waren Sie hier im Ple⸗ 
num. Leſen Sie die Berichte des Volkstages: wir 
haben damals im Plenum Einſpruch erhoben. Ich 
habe lang und breit dazu geſprochen und habe be⸗ 
antragt, daß dem Erwerbsloſen die ganzen 2,65 
Gulden gewährt werden ſollen. Da waren Sie es, 
die im Verein mit den Deutſchnationalen dieſen 
Antrag abgelehnt haben. Nun mag man darüber 
urteilen, wer lügt. 

Sie wollen noch andere Beweiſe haben, wie 
Sie die Erwerbsloſen behandeln. Das iſt nur ein 
Fall, ich könnte Dutzende von Fällen anführen. 
(Abg. Brill: Führen Sie alle an, dann werden 
ſte ins Protokoll aufgenommen!) Es geſchieht ja 
doch nichts. Ich habe hier das Stenogramm der 
Sitzung vom 6. Juni. Da habe ich Dutzende von 
Fällen angeführt. Der Senat hat ſich nicht darum 
gekümmert und nicht verſucht, das ſchreiende An⸗ 
recht, das den hier genannten Erwerbsloſen ange⸗ 
tan wurde, gutzumachen. Warum? Sie (zu den 
Sozialdemokraten) beſtätigen ja die Maßnahmen 
der deutſchnationalen Gemeindevorſteher. Alle 
dieſe in der Sitzung vom 6. Juni angeführten 
Fälle beweiſen ganz klar und einwandfrei, daß ich 
recht habe, zu behaupten, daß der Senat eine Mil⸗ 
lion bei der Erwerbsloſenfürſorge geſpart hat, um 
den Erwerbsloſen jetzt lumpige 200 000 Gulden 
zu geben. 

Nun haben die Koalitionsparteien auch heute 
wieder die Frage der Beſchaffung der Mittel an⸗ 
geſchnitten. Sie haben erklärt: „Wir möchten ja 
ganz gern helfen, aber wir haben nicht die Mög⸗ 
lichkeit, wir haben nicht die Mittel“. Da iſt es 
notwendig, auf eine wichtige Tatſache einzugehen. 
Wenn hier im Volkstage Anträge für die Arbei⸗ 
terſchaft geſtellt werden, dann geht man an die 
Betrachtung dieſer Anträge unter folgendem Ge⸗ 
ſichtspunkt heran: Iſt dieſer Antrag durchführbar 
oder iſt er nicht durchführbar? Und wenn man zu 
den Anträgen Stellung nimmt, dann wird dieſer 
Staat ſelbſtverſtändlich immer zu der Antwort 
kommen, daß der Antrag nicht durchführbar iſt. 
Wir haben dies Schauſpiel ja alle im vergangenen 
Jahre Dutzende von Malen erlebt, daß alle An⸗ 
träge abgelehnt wurden, wenn ſie von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei kamen, mit der Begründung, 
ſie wären nicht durchführbar. Das war es ja auch, 
was der Abg. Moritz und der Abg. Hoppe erklärt 
haben: Die Kommuniſten ſtellten mit Abſicht 
ſolche Anträge, damit ſie abgelehnt werden. (Zu⸗ 
ruf beim Zentrum.) N N 
Nun, Herr Abg. Hoppe, werde ich ein paar 
Beiſpiele bringen, die beweiſen, daß unſere An⸗ 
träge durchführbar ſind, nur undurchführbar für 
dieſen kapitaliſtiſchen Staat. Wir haben ganz be⸗ 
ſonders in bezug auf die erwerbsloſen Landar⸗ 
beiter hier im vergangenen Jahre einen Antrag 
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eingebracht, der die Erhöhung der Unterſtützungs⸗ 
grenze für die erwerbsloſen Landarbeiter vorſah. 
Den erwerbsloſen Landarbeitern ſollte als Höchſt⸗ 
unterſtützung ihr Lohnſatz gewährt werden. Ich 
habe bereits wiederholt rechneriſch nachgewieſen, 
daß das für den geſamten Freiſtaat jährlich eine 
Mehrbelaſtung von zirka 50 000 bis 60 000 Gul⸗ 
den ausgemacht hätte. Dieſen Antrag haben wir 
vor einem Jahre anläßlich unſeres Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
geſtellt. Man hat dieſen Antrag als undurchführ⸗ 
bar abgelehnt. Es iſt alſo unmöglich, daß dieſer 
Staat den erwerbsloſen Landarbeitern jährlich 
50 000 Gulden zukommen läßt. Die Mittel für 
dieſen Zweck hat dieſer Staat nicht. Er hat aber 
Mittel, um einem einzigen Beamten jährlich über 
50 000 Gulden Gehalt zu geben, nämlich unſerem 
Herrn Senatspräſidenten Sahm, der ja bekannt⸗ 
lich monatlich 4200 Gulden erhält. Alſo für eine 
Perſon in einem Jahr über 50 000 Gulden Ge⸗ 
halt, für alle erwerbsloſen Landarbeiter mit 
drei und mehr Kindern aber ſteht dieſe Summe 
nicht zur Verfügung. Herr Hoppe, dieſer unſer An⸗ 
trag war alſo auch undurchführbar? So iſt es mit 
allen Anträgen, die wir als Kommuniſten ſtellen, 
ſie ſind durchführbar, nur nicht für dieſen Staat. 
Nun, die Arbeiter fragen nicht, ob die Forderun⸗ 
gen durchführbar ſind oder nicht. Wenn die For⸗ 
derung notwendig iſt, dann wird die Arbeiter: 
ſchaft darum kämpfen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
durchführbar iſt oder nicht. Wir wiſſen zur Ge⸗ 
nüge, daß dieſer Staat bei jedem Antrag der Ar⸗ 
beiter erklären wird, er ſei undurchführbar. Wenn 
dann hin und wieder mal ein Zuckerſtückchen ge⸗ 
währt wird, wir wiſſen ja, daß Bismarck auch 
dieſe Zuckerſtückchen gewährte, dann geſchieht das 
nur durch den Druck der Arbeiterſchaft. f 
Nun wird immer wieder erklärt, Geldmittel 
ſeien nicht vorhanden. Ich will einmal zeigen, was 
man in dieſem Jahr allein an Mitteln für Zwecke 
rein kapitaliſtiſcher Art eingeſetzt hat. Wir wiſſen, 
daß dieſer Staat nicht einmal Geld übrig hat, 
um allen Erwerbsloſen und Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungsempfängern eine einmalige Beihilfe zu 
geben. Er hat aber Millionen für den Juſtiz⸗ 
apparat, für den Polizeiapparat, Millionen für 
die Kirche, Millionen zur Abdeckung der „Schul⸗ 
den“ der Bourgeoiſie. Ich denke an die 300 000 
Gulden, die der Zuckerfabrik Danzig gegeben wur: 
den. Dieſe Millionen werden durch indirekte 
Steuern herausgepreßt. Gerade im letzten Jahr 
hat man die Ausgaben für dieſe Zwecke noch ganz 
beträchtlich erhöht. So hat man zu den 1½ Mil⸗ 
lionen, die die Kirche bisher jährlich ſchluckte; 
73000 Gulden zugelegt. Die Herren Geiſtlichen 
und die Kirche brauchen das Geld! Für die Er⸗ 
werbsloſen waren aber nicht 50 000 Gulden mehr 
übrig. Man hatte zu den Millionen für die Juſtiz 
noch 204 850 Gulden zugelegt. Man hat für die 
innere Verwaltung noch Geld genug, um den Etat 
gegenüber früher um 193 860 Gulden zu erhöhen, 
So hat man dieſe Poſitionen in dieſem Jahr über⸗ 
all erhöht. Das beweiſt nur, daß dieſer Staat für 
dieſe Zwecke Gelder in Hülle und Fülle zur Ver⸗ 
fügung hat. Wenn man dann aber mit Forderun⸗ 
gen für die Arbeiterſchaft kommt, dann ſind Gelder 
nicht übrig. Bei der Beratung des Etats für 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Wohlfahrtsweſen haben wir bereits darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ausgerechnet der Linksſenat die 
Mittel für die Erwerbsloſen um 1 100 000 Gulden 
gekürzt hatte. Da erklärte der Miniſter „für So⸗ 
ziales“, daß dieſe Million geſpart werde, weil die 
Erwerbsloſigkeit in dieſem Jahr nicht ſo ſtark ſein 
werde. Ich möchte heute die Frage an ihn richten, 
ob das der Fall iſt. (Senator Dr. Wiercinſki: Ja⸗ 
wohl, monatlich 1000 Erwerbsloſe weniger!) Trotz 
der Schichau-Entlaſſungen? (Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki: Trotz der Schichau-Entlaſſungen!) Sehen 
Sie einmal, Herr Senator „für Soziales“, Sie ha⸗ 
ben bei dieſem Etat die Erklärung abgegeben, die 
Erwerbsloſigkeit werde in dieſem Jahr nicht ſo 
ſtark ſein. Nun konnten Sie doch unmöglich dulden, 
daß das Gegenteil eintritt. Deshalb die Anweiſung 
an alle Verwaltungsſtellen, die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ſchärfer zu handhaben und dort abzubauen, 
wo es irgend möglich iſt. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Die Anweiſung müßte ich doch kennen!) Es bedarf 
nicht erſt offizieller Anweiſungen. Es genügt die 
Tatſache, daß die deutſchnationalen Großgrundbe⸗ 
ſitzer wiſſen, daß die Sozialdemokraten die Maß⸗ 
nahmen der Kürzung, der Nichtgewährung dulden 


und decken, wie ich das nachgewieſen habe. Da 


brauchen Sie keine offiziellen Rundſchreiben her⸗ 
auszugeben. Das genügt, um die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge viel ſchärfer anzuziehen. Aber noch iſt nicht 
aller Tage Abend. Wir werden ja auch am Ende 
des Etatsjahres feſtſtellen, daß der Senator ſagen 
wird, er habe recht behalten, die ausgeſetzte 
Summe reiche gerade. Im nächſten Jahre wird 
man dann erklären, die Erwerbsloſigkeit werde 
1929/30 noch geringer ſein, und man wird noch 
1 Million abbauen. 

Ich habe nachgewieſen, daß die Frage, ob Gel⸗ 
der zur Verfügung ſtanden, für uns geklärt iſt. Es 
ſtehen Geldmittel zur Verfügung. Dieſer Staat 
hat Mittel, es kommt nur darauf an, wem der 
Staat die Mittel bewilligt. Nun wird erklärt, ja, 
aber alle dieſe Mittel reichen nicht aus, der An⸗ 
trag der Kommuniſten erfordert Millionen. Dann 
ſpricht man dieſes Wort Millionen, wie es anläß⸗ 
lich der erſten Beratung der Senator tat, der da 
ſagte, unſer Antrag würde 3 oder 4 Millionen er⸗ 
fordern, (Senator: Dr. Wiercinſki: Nur 2 Mil⸗ 
lionen!) alſo nur 2 Millionen, mit einer Geſte 
aus, die beſagen ſollte: Seht einmal die unverſtän⸗ 
digen Kommuniſten, ein einziger Antrag erfordert 
2 Millionen! Jawohl ſagen wir, aber für welchen 
Perſonenkreis? Nun, die Erwerbsloſenzahl der⸗ 
jenigen, die eine Anterſtützung erhalten, beträgt 
15 000 . Der Senat hat ſelbſt vor einem Jahr er⸗ 
klärt, der Kreis der Erwerbsloſen, die keine Unter⸗ 
ſtützung bekommen, belaufe ſich auf dieſelbe Zahl. 
Es wurde damals von einem Regierungsvertreter 
erklärt, die Kommuniſten wollen auch für die Er⸗ 
werbsloſen, die keine Unterſtützung erhalten, eine 
Beihilfe, und die Anzahl dieſer Erwerbsloſen be⸗ 
trage genau ſo viel. Das wären 30 000 Perſonen. 
Nun zählen Sie alle die Wohlfahrtsrentenemp⸗ 
fänger hinzu, das wird zuſammen ein Kreis. von 
75 000 Perſonen ſein. Allein dieſe Zahl von 75 000 
Perſonen, die nicht leben können, die vegetieren 
müſſen, beweiſt die Zuſtände in dieſem famoſen ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staat, beweiſt aufs deutlichſte, 
warum dies Syſtem ſo ſchnell wie möglich beſeitigt 
und zerſchmettert werden muß. 75 000! Und für 
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dieſe 75 000 Perſonen ſollen 2 Millionen einmalige 
Beihilfe gewährt werden. Dieſe zwei Millionen 
hat der Staat nicht zur Verfügung. Aber nehmen 
wir allein die Gehälter, die für die Beamten ge⸗ 
zahlt werden. Wir haben ungefähr 8 000 Beamte, 
die ein jährliches Geſamteinkommen von 32 bis 
35 Millionen haben. Wenn Sie nun die hohen 
Beamtengehälter auf 600 bis 700 Gulden ab⸗ 
bauen, würden Sie allein ſchon dieſe zwei Millio⸗ 
nen zuſammenbekommen. Das iſt ein Weg, um 
Geldmittel zu erhalten. Dann weiter: Die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei hat immer wieder erklärt, ſie 
trete für die Beſteuerung derjenigen ein, die ein 
hohes Einkommen haben, ſie trete für eine Beſteue⸗ 
rung der Vermögen ein. Sie hat, trotzdem ſie ein 
Jahr ſchon in der Regierung ſitzt, noch nichts getan. 
um die hohen Einkommen verſchärft zur Einkom⸗ 
menſteuer heranzuziehen. Sie hat noch nichts ge⸗ 
tan, um die hohen Einkommen verſchärft zur Ein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen. Sie hat noch nichts 
getan, um die großen Vermögen ſteuerlich ſchärfer 
zu erfaſſen. Auch da ſind Wege, um tatſächlich 
Mittel für die Wohlfahrtspflege zu erhalten. 

5 Wir haben alſo nicht allein gezeigt, daß dieſer 
Staat und daß die Parteien von den Deutſchna⸗ 
tionalen bis zu den Sozialdemokraten nicht das 
geringſte für die Not und das Elend der Erwerbs⸗ 
loſen übrig haben, wir haben auch klar und deut⸗ 
lich gezeigt, daß ſie nicht daran denken, tatſächlich 
den Erwerbsloſen zu helfen. Die Entſchließung, die 
hier angenommen wird, beſagt gar nichts. Wir 
haben des öfteren erlebt wie derartige Entſchlie⸗ 
Bungen gehandhabt wurden. Man vervollkomm⸗ 
nete die Komödie dadurch, daß man den Senator 
hier ſprechen ließ, der erklärte: „Wir werden auch 
im Senat dafür ſorgen, daß die 200 000 Gulden 
ausgezahlt werden.“ (Senator Dr. Wiercinſki: 
Glauben Sie das nicht?) Ich glaube, daß Sie die 
200 000 Gulden wahrſcheinlich ſo auszahlen wer⸗ 
den, daß die Erwerbsloſen nichts davon bekommen. 
Senator Dr. Wiercinſkti: Ich werde Sie eines 
Beſſeren belehren!) Sie werden die 200 000 Gul⸗ 
den den Kommunen überweiſen und es den Ver⸗ 
waltungsbehörden überlaſſen, die Auszahlung je 
nach der „Bedürftigkeit“, wie Sie immer betonen, 
vorzunehmen. Sie als Zentrums⸗Senator ſtehen 
wahrſcheinlich auf dem Standpunkt, daß ein Land⸗ 
arbeiter, der ein Kind hat und erwerbslos iſt und 
3,10 pro Tag bekommt, nicht bedürftig iſt, daß man 
einen Landarbeiter erſt dann als bedürftig be⸗ 
zeichnen kann, wenn er zehn Kinder hat und auch 
nur 3,10 Gulden bekommt. Dann tritt vielleicht 
bei Ihrem ſozialen Empfinden die „Bedürftigkeit“ 
ein. So geht das nicht. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Haben Sie keine Angſt, die 200 000 Gulden wer⸗ 
den ausgezahlt werden!) Was bedeuten 200 000 
Gulden bei 15000 Erwerbsloſen! Wenn wir die 
geſamten 75 000 Wohlfahrtsempfänger nehmen, 
dann werden auf jeden wohl zwei bis drei Gulden 
kommen. Aber nehmen wir nur die 15 000 Er⸗ 
werbsloſen und rechnen wir aus, was der einzelne 
Erwerbsloſe an Anterſtützung erhalten wird. Wir 
wiſſen ganz genau, daß die Bedürftigkeitsfrage nur 
in Ihrem Sinne angeſchnitten wird, und wir 
wiſſen auch, daß ſehr viele deutſchnationale Ge⸗ 
meindevorſteher keinen Beſchluß faſſen werden, 
daß jeder Erwerbsloſe und jeder Wohlfahrtsemp⸗ 
fänger eine beſtimmte Summe bekommt, ſondern 
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Sie werden es den deutſchnationalen Gemeinde⸗ 
vorſtehern direkt ermöglichen, den Bedürftigen 
nichts zukommen zu laſſen, ſondern das Geld für 
andere Zwecke auszugeben. Schütteln Sie nicht mit 
dem Kopf, Ihre jetzigen Koalitionsfreunde haben 
es doch auch oft in der Zeitung nachgewieſen, als 
ſie in Oppoſition ſtanden. (Zuruf des Senators Dr. 
Wiercinſki.) Sie werden ſich dieſen Nachweis nicht 
geben laſſen, davon bin ich überzeugt. Wir aber 
werden nachweiſen, daß die 200 000 Gulden zur 
Linderung der Not der Erwerbsloſen nicht aus⸗ 
reichen. Wir werden aber auch nachweiſen, daß 
Gelder vorhanden ſind, daß es alſo nicht wahr iſt, 
wenn Herr Abg. Hoppe und wenn die Sozialdemo⸗ 
kraten erklären, der Staat habe keine Mittel für 
dieſen Zweck. Der Staat hat Mittel. Die Wege 
haben wir gewieſen, da man dieſe Wege kennen⸗ 
lernen wollte und ſie angeblich ſelbſt nicht wußte. 
Wir wußten, daß man dieſe Wege nicht gehen 
wird. Die kann natürlich dieſe Koalition nicht 
gehen. Wir werden deshalb trotz dieſer Entſchlie⸗ 
ßung den Kampf weiterführen. Wir werden die 
Erwerbsloſen weiter in den Kampf um die Forde⸗ 
rungen führen, die wir in unſerm Geſetz aufgeſtellt 
haben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu § 1 liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
für $ 1 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit. 8 1 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe 82 auf und eröffne die Bes 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Es liegt der Abänderungsantrag des 


§ 2 erhält folgende Faſſung: 

„Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft.“ 

Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über $ 2 ſelbſt, Wer da’ 
für iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, § 2 iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich kann 
wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift abgelehnt iſt. 
Dann iſt eine Entſchließung der Abg. Brill, Hoppe, 
Siebenfreund und Fraktionen eingegangen, die 
noch nicht gedruckt und verteilt iſt. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, ſie zu verleſen. 

Beyer, Schriftführer: 

Der Senat wird erſucht zu prüfen, ob ein Betrag 
von 200 000 G für Gewährung einer Winterbeihilfe 
an langjährige, bedürftige Erwerbsloſe den Kommu⸗ 
nalverbänden zur Verfügung geſtellt werden kann. 

(Abg. Plenikowſki: Langjährige, —es iſt ein Skan⸗ 
dal, daß eine derartige Entſchließung gefaßt wird!) 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Ich laſſe über die 
Entſchließung abſtimmen. Wer dafür iſt, bitte ich 
ſich vom Platz zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Entſchließung iſt angenommen. Im übrigen iſt 
das Geſetz in zweiter Beratung abgelehnt. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 

Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 554. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Es iſt vielleicht nicht richtig, daß man das 
hohe Haus mit Dingen befaßt, die früher, als wir 
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alte, deutſche Tradition im Richterſtand hatten, (G) 


unmöglich geweſen wäre. Um es von vornherein 
zu erklären, es handelt ſich heute nicht um eine der 
üblichen Strafverfolgungen, es wird jetzt etwa die 
22, ſein, (Abg. Brill: Bloß?) der Unterſchied iſt 
der, daß die Strafverfolgung diesmal von einem 
Senat ausgeht, der ſtark ſozialdemokratiſch zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt. Es handelt ſich für mich nicht um 
die Strafverfolgung, die ſich darauf bezieht, daß ich 
einmal in der „Neuen Zeit“ das Wort habe fallen 
laſſen, ein Urteil ſei eine Unverſchämtheit, es ſei 
lächerlich. Ich ergreife heute das Wort deshalb, 
weil mir der Strafantrag der Regierung Gele- 
genheit gibt, ein Plädoyer zu halten, das mir 
heute unmöglich gemacht wurde, weil ſich das 
Landgericht Danzig entgegen den Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung, ohne die Anwälte zu 
hören, vertagte. Es wäre auch falſch, wenn ich 
heute lediglich als Vertreter des Hausbeſitzes 
ſprechen würde. Worum es ſich heute dreht, iſt die 
Frage, ob wir in Danzig eine Juſtiz haben, oder 
ob wir uns vor aller Welt lächerlich machen 
wollen. Wohl gemerkt, es handelt ſich heute weder 
um die Strafverfolgung gegen den e 
hat, 
auch nicht einmal um die Tatſache der Rechtsver⸗ 
weigerung, die heute vormittag ſtattfand. Ich 
möchte heute in Verfolg meiner geſtrigen Ausfüh⸗ 
rungen Ihnen allen klarmachen, von den Kom⸗ 
muniſten bis zu den Deutſchnationalen, daß es jo 
nicht weitergeht. Heute trifft es den Hausbeſitz, 
morgen jemand anders. (Zuruf des Aba. Raſchke.) 
Ich rede in Ihrem Intereſſe genau ſo, wie im In⸗ 
tereſſe des Hausbeſitzes. Wir müſſen einmal klar 
ſehen, wie tief wir geſunken ſind. 

Der Sprecher der Deutſchnationalen, Herr Abg. 
Weiße, hat hier geſtern davon geſprochen, daß 
unſere Juſtiz zweifellos auf der Höhe wäre, und 
daß ungerechte Angriffe ſelbſt von Senatsſeite 
gegen die Juſtiz geführt worden ſind. Er iſt, wie 
wir, alle der Meinung, daß die Juſtiz und die Ge⸗ 
rechtigkeit das Fundament der Staaten bilden, 
mehr vielleicht als die Kanonen und die Gewalt. 
Ich habe heute die Gelegenheit, an einem Fall, 
den ich zufällig beherrſche bei dem ich ſachverſtän⸗ 
dig bin und der ſich zufällig auf den Hausbeſitz be⸗ 
zieht, mich mit der Juſtiz zu unterhalten. Die Ge⸗ 
legenheit gibt mir geſchäftsordnungsmäßig der 
komiſche Zufall, daß ich heute ſtrafverfolgt werde. 
Ich ſage das, damit ich nicht evtl. unterbrochen 
werde; denn es ſteht heute die Strafverfolgung 
gegen den Abg. Dr. Blavier zur Debatte, weil er 
zu Danzig im November 1928 den Landgerichts⸗ 
direktor Dr. Zaehle, einen Beamten, in Beziehung 
auf ſeinen Beruf wörtlich beleidigt habe, und zwar 
öffentlich durch Verbreitung von Schriften. Der 
Jargon iſt derſelbe geblieben, leider iſt die Idee 
heute nicht mehr da. 

zn ſtrafbar nach 88 185, 194, 196, 200 St. 


5 In der Beilage zu Nr. 44 der Zeitung „Die Neue 
Zeit“ it ein Artikel mit der Ueberſchrift „Haben wir 
eine Rechtſprechung?“ und der Anterſchrift „Dr. 
Blavier“ erſchienen. 


Ich habe damals meinen Namen abſichtlich unter⸗ 
ſchrieben, weil ich mich nicht hinter die Anonymi⸗ 
tät eines Chefredakteurs verkriechen wollte. 
In dieſem Artikel wird das Urteil in einem Zipil⸗ 
prozeß, das von einer Zivilkammer des Landgerichts 
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Danzig unter Vorſitz des Landgerichtsdirektors Zaehle 


gefällt iſt, kritiſiert. Am Schluß des Artikels wird das 

Urteil als eine „glatte Unverſchämtheit“ und die Be⸗ 

gründung als „lächerlich“ bezeichnet. Die Wahl dieſer 

Ausdrücke und die mehrfache Erwähnung des Land⸗ 

gerichtsdirektors Zaehle zeigen, daß der Artikel nicht 

auf eine ſachgemäße Kritik des Urteils, ſondern auf 
ee 1 des Landgerichtsdirektors Zaehle ab⸗ 
ejtel a 

5 Nach der Unterſchrift iſt Dr. Blavier der Verfaſſer 

dieſes Artikels. Im übrigen iſt er auch in der Nr. 44 

der „Neuen Zeit“ vom 3. 11. 1928 als verantwortlicher 

Redakteur für Politik und Wirtſchaft genannt. ($ 20 

Preßgeſetz.) Der Gerichtspräſident als amtlicher Vor⸗ 

geſetzter des Landgerichtsdirektors Zaehle und dieſer 

ſelbſt haben form⸗ und friſtgerecht Strafantrag wegen 
Beleidigung geſtellt. 
Ich möchte hier eins feſtſtellen. Der Herr Landge⸗ 
richtspräſident hätte klüger getan, ſtatt dieſen 
Strafantrag zu ſtellen, bei ſeiner nachgeordneten 
Juſtiz endlich einmal aufzuräumen. Er iſt einer 
von den Beamten, die wir aus dem Reiche herge⸗ 
holt haben, iſt Geheimrat und könnte vielleicht 
alte Tradition wieder herſtellen. (Abg. Rahn: 
Ich denke, er kommt aus Aſien! — Heiterkeit.) Er 
hat leider nicht erkannt, daß das Anſehen der 
Juſtiz nicht dadurch gerettet wird, daß man den⸗ 
jenigen, der ein Arteil kritiſiert, vor den Kadi 
zieht. Da ich ſchon einmal mit 1000 Gulden wegen 
Beleidigung der Staatsanwaltſchaft beſtraft bin, 
bekomme ich 1000 oder vielleicht 2000 Gulden 
Strafe, vielleicht ſogar einen Monat Gefängnis. 
Damit aber retten die Herrſchaften durchaus nicht 
etwa das Anſehen der Juſtiz. Wenn ich heimtückiſch 
wäre, müßte ich mir eigentlich wünſchen, einmal 
mit ein paar Roſenſträußen nach Schießſtange ab⸗ 
transportiert zu werden. 

Es iſt doch troſtlos, daß die Leute nicht erkannt 
haben, daß damit doch alles deutſches Handeln 
nicht gewertet wird, daß man auf derartige Dinge 
hereinfällt. Einen Richter, der wirklich empfindet, 
daß er Recht ſpricht, tangieren ſolche lächerlichen 
Aeußerungen in einem lächerlich kleinen Blatt 
überhaupt nicht, der ſteht ſouverän, turmhoch über 
derartigen lächerlichen Kritiken. Aber vielleicht iſt 
es in Danzig anders. Vielleicht fühlt man im 
Juſtizpalaſt die innere Schwäche. Vielleicht fühlt 
man, daß man im Unrecht iſt. Die Klagen über die 
Danziger Juſtiz ſind nicht von heute und morgen. 
Das iſt zweifellos feſtſtellbar. Für meine Perſon 
kann ich es unbedingt. Wenn Sie mich fragen, was 
ich von der Juſtiz halte, dann ſage ich, in meiner 
Privatangelegenheit war es weiter nichts als ein 
geplantes großes Juſtizverbrechen. 

Aber wir wollen uns heute nicht von dieſer üb⸗ 
len Angelegenheit unterhalten. Wir wollen uns 
heute einmal nur zivilprozeſſual vom Vorgehen 
des Gerichts in den Hausbeſitzerklagen unterhal⸗ 
ten. Ich ſage ausdrücklich, nicht etwa wegen des 
ſachlichen Inhalts, da ſind Sie von links einer an⸗ 
dern Meinung, als ich. Ich will hier nur feſtſtellen, 
wie man in Danzig Recht ſpricht, und wie man zu 
Vertagungen kommt. Es handelt ſich um die Klage 
betreffend Feſtſtellung der Nichtigkeit der Zwangs⸗ 
wirtſchaft. Wir als Intereſſenvertretung haben die 
Klage ſolange nicht eingereicht, als wir uns ſagen 
mußten, es hat keinen Zweck, wenn wir klagen, 
werden wir abgewieſen. Aber in dem Augenblick, 
in dem das Urteil in der Gehaltsfrage gefällt wur: 
de, als man feſtſtellte, die jeweilige Gehaltshöhe 
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iſt ein wohlerworbenes Recht, das nur mit ver⸗ 
faſſungsändernder Mehrheit geändert werden 
kann, ich ſage ganz offen, da witterte man in den 
Kreiſen des Hausbeſitzes etwas Morgenluft. Ich 
ſagte, wenn wir eine objektive Juſtiz haben, ich 
für meine Perſon glaube es nicht, aber da das 
Obergericht entſchieden hat, das Gehalt iſt wie ein 
rocher de bronce, es iſt unabänderlich, mögen 
auch die Lebensmittel auf dem Weltmarkt auf ein 
Zehntel fallen, was einmal im Volkstag mit ein⸗ 
facher Mehrheit, mit 61 gegen 59 Stimmen ange⸗ 
nommen iſt, iſt ſolange ewiges Licht, bis der Siri⸗ 
us auf die Erde fällt und wir alle vermolſcht zu 
Grunde gehen. Wenn das ſo iſt, wollten wir doch 
einmal das Obergericht und die alte deutſche 
Juſtiz vor ein Ultimatum ſtellen. Wir ſagten, ſeit 
Gründung des Freiſtaats, das iſt ſieben oder acht 
Jahre her, haben die Gehaltsempfänger eine wohl⸗ 
erworbene Baſis bekommen, da iſt nichts mehr ab⸗ 
zuändern. Wenn das der Fall iſt, ſagten wir uns, 
hat doch eigentlich ein kleiner Hausbeſitzer aus der 
Niederung, der ſeine Kabache ererbt hat und da⸗ 
von lebt, doch eigentlich auch ein wohlerworbenes 
Recht, daß er für ſeine eigene Wohnung nicht noch 
die Wohnungsbauabgabe bezahlen muß, denn er 
iſt doch eigentlich Eigentümer, und was dem Be⸗ 
amten recht iſt, iſt auch dem alt ererbten Beſitz 
recht und billig. Wir machten dies Experiment, um 
uns darüber zu vergewiſſern, ob wirklich — Herr 
Abg. Weiße iſt ja nicht da — hier in Danzig auf 
dem Vorpoſten des Deutſchtums letzte höchſte Er⸗ 
kenntnis menſchlicher Gerechtigkeit zu finden 
wäre. (Heiterkeit links.) 

Wir haben uns aber getäuſcht. Das einzige Er⸗ 
gebnis iſt die Strafverfolgung gegen mich, weil ich 
geſagt habe: „Das Arteil iſt eine glatte Unver⸗ 
ſchämtheit“. (Abg. Plenikowſki: Warum jagen Sie 
das?) Nun wollen wir uns das Urteil einmal be⸗ 
trachten. (Abg. Plenikowſki: Sie hätten das hier 
ſagen ſollen!) Herr Abg. Dr. Bohner, Sie ſind ja 
Richter, ich wollte Ihnen dieſe trübe Stunde er⸗ 
ſparen. Mir iſt ſehr viel Böſes von Ihnen ge: 
ſchehen, d. h. auch von dem Stande, dem ich ange⸗ 
höre, ‚bon dem Richterſtand. Ich rede davon nicht, 
ich will alles mit dem Mantel der Nächſtenliebe 
bedecken. Ich will heute alles vergeſſen. Ich will 
nur Ihnen, der Sie ja Richter ſind, beweiſen, und 
das ſollen Sie drüben auf Neugarten erzählen, daß 
es hier im Staate Danzig faul iſt, und daß Sie die⸗ 
jenigen ſind, die uns vielleicht noch retten können. 
Reden wie die des Herrn Abg. Weiße retten das 
Anſehen des Deutſchtums nicht. Sie drüben können 
uns retten, aber Sie wollen es offenbar nicht. Ich 
betone, daß ich jetzt alle Schärfe laſſen will und die 
Klagen der Hausbeſitzer objektiv darlegen will, ſo 
wie ſie ſich abgeſpielt haben. Das Arteil des Land⸗ 
gerichtsdirektors Zaehle und der Beiſitzer lautet 
in dem Prozeß Hellwig: „Es liegt zwar eine Ver⸗ 
letzung der Verfaſſung vor, aber eine gewiſſe Ent⸗ 
ſchädigung bietet dafür die 70prozentige Miete“. 
Darüber kann man ſtreiten. Die Geſchichte ging an 
die Berufungsinſtanz. Nun kommen wir auf das 
Juriſtiſche. Die eine Klage geht dahin, ob die 
Zwangswirtſchaft zu Recht beſteht, und ob der 
Staat, wenn er falſche Verordnungen erläßt, d. h. 
wenn er, wie bei dem erſten Prozeß, zahlungs⸗ 
unfähige Mieter einweiſt, dafür haftet. Das iſt 
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der eine Prozeß. Unſer Prozeß ging auf die Feſt⸗ 
ſtellung der Nichtigkeit der Zwangswirtſchaft. Nun 
kommen wir zu dem Ergebnis, das Detail in⸗ 
tereſſiert nicht. Seit ungefähr einem Jahr ſpielen 
das Obergericht und das Landgericht Fangball 
mit den Entſcheidungen. Sie kommen mir vor wie 
Jongleure. Man drückt ſich herum, man will nicht 
entſcheiden. In der Beamtenfrage ging es ſehr 
ſchnell. Prompt kam der Termin, ſogar während 
der Gerichtsferien. Prompt wurde auf Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit entſchieden, raſch kamen die Ge⸗ 
hälter. Die drei Millionen waren da, man machte 
ſich keine Gedanken, ob der Staat das tragen 
konnte. . 

Nun kommt die Entſcheidung in der Hausbe⸗ 
ſitzerſache. Da entſcheidet der beliebte Landgerichts⸗ 
direktor Dr. Zaehle, das können wir nicht machen. 
Wenn wir in dieſem Prozeß zu Gunſten der Haus⸗ 
beſitzer entſcheiden, dann entſtehen ſo große Laſten 
für den Staat, daß wir das nicht verantworten 
können. Da ſagte ich, Herr Dr. Zaehle, wir ſind 
beide Juriſten, wenn Sie in dem Beamtenprozeß 
nicht dieſes Zartgefühl gegenüber dem Staat hat⸗ 
ten, weshalb ſind Sie jetzt bei den Hausbeſitzern 
ſo zart empfindend? Da ich genau weiß, daß in 
Danzig meine lieben Kollegen, die Herren Richter, 
nach meiner Erfahrung nur dann ein wenig auf⸗ 
merkſam werden, wenn man deutlich wird, ſagte 
ich als biederer Deutſcher, da ſich Herr Dr. Zaehle 
oder die Richter bei dem Beamtenprozeß um die 
Staatsangelegenheiten nicht gekümmert hatten, 
wohl aber bei der Hausbeſitzerklage: „Ich glaube, 
Herr Dr. Zaehle, daß Sie nicht gern ſtatt 80 
Prozent 100 Prozent Miete zahlen.“ Ich fügte hin⸗ 
zu: „Das iſt eine glatte Anverſchämtheit.“ Diefer 
Ausſpruch koſtet mich 1000 Gulden oder einen 
Monat Gefängnis. Aber beſtellen Sie, Herr Dr. 
Bohner, auf Neugarten, damit wird nicht Herr 
Dr. Zaehle gerettet, ſondern damit blamieren Sie 
die Juſtiz noch mehr. 

Ich ſehe dieſer Strafverfolgung mit äußerſter 
Ruhe entgegen, genau ſo, wie auch die Strafver⸗ 
folgung im Fall Runge. Ich erwähne das hier 
ausdrücklich. Nachher wird wieder in den Neueſten 
Nachrichten ſtehen: „Er iſt verurteilt, er iſt der 
größte Schuft.“ In Wirklichkeit geht es aber hier 


tatſächlich um das Anſehen und die Ehre der f 


Juſtiz. 
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ſcheidung fiele. Nun ſagt das Obergericht in Sachen 
Hellwig, daß die Zuſtellung nicht an die Frau er⸗ 
folgt ſei, die Eigentümerin iſt, ſondern an den 
Mann. Wir brauchen nicht die paar Pfennige 
Miete zu bezahlen, wir werden dem Kläger recht 
geben, weil die Verfügung nicht richtig zugeſtellt 
iſt, ſo kommen wir um die grundſätzliche Ent⸗ 
ſcheidung herum. Wir dachten heute, wenn die 
Sache oben abgewürgt wird, wird Herr Dr. Zaehle 
heute nicht entſchlüpfen können, er wird entſcheiden 
müſſen. 

Auf dem Gericht ſah ich, wie der Prozeßgegner 
die Akten wälzte und ſich mächtig auf ein großes 
Plädoyer präparierte. Auch der Senat kam nicht 
auf die Idee, daß vertagt werden würde. Wir 
wollten uns verabredungsgemäß um 11 Uhr tref⸗ 
fen, um vor Gericht die Klingen zu kreuzen. Aber 
wir hatten uns alle getäuſcht. Herr Dr. Zaehle 
war viel, viel klüger. Er vertagte nämlich von 
Amts wegen. Wir ſahen uns alle an, keiner wußte 
weshalb. Dr. Zaehle ſagte, er habe die Akten nicht 
da, die ſeien beim Obergericht, es ſei gegen ein 
Teilurteil Berufung eingelegt, deswegen Ver⸗ 
tagung ad caiendas graecas, in alle Ewigkeit, jetzt 
find wir den Rummel los. (Abg. Plenikowſki: Das 
iſt eine Geſellſchaft! — Heiterkeit.) Das kann 
Ihnen genau ſo paſſieren, wenn wir wegen Land⸗ 
friedensbruch in Unterfuhungshaft ſitzen. Hätte 
ich im Gericht dem Vorſitzenden ein Tintenfaß an 
den Kopf geworfen, ſo wäre das ſchon Landfrie⸗ 
densbruch geweſen. Heute vormittag kam Herrn 
Dr. Zaehle die glänzende Idee, er vertagte von 
Amts wegen. Da erhob ſich eine kleine Revolu⸗ 


iſt. Die Berufung gegen das Teilurteil iſt voll⸗ 


ſtändig unabhängig vom Schadenerſatzanſpruch. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

ſcheiden wollen. Ich hatte ja geſtern annonciert, 
wenn er wirklich vertagt, riskiert er, ein Tinten⸗ 
faß an den Kopf zu bekommen. Heute war beſtellte 
Arbeit. Deswegen wurde die Tür zugeſchlagen und 
der Verbrecher gehütet. (Abg. Plenikowfſti: Viel⸗ 
leicht waren Sie es, der ſich gedrückt hat!) Ich 
kenne doch meine Freunde. In dieſem einfachen 
Fall wird Verweigerung des Rechtes getrieben. 
Die Herren wollen eben nicht. Sie fühlen ſich ſo in 
der Macht. daß ſie erklären, wir gehen über alles, 
nur nicht über unſere Gehälter, die retten wir. 

Jetzt bringe ich den Zuſammenhang zu meiner 
geſtrigen Rede. Es iſt in Danzig ſoweit, daß wir 
kaum irgend etwas retten können. Wirtſchaftlich 
wird es kaum mehr möglich ſein. Die Strafverfol⸗ 
gung gibt mir Anlaß, das feſtzuſtellen, was ich be⸗ 
fürchte. Wir werden auf dem Vorpoſten des 
Deutſchtums und alter Tradition nicht nur wirt⸗ 
ſchaftlich zuſammenbrechen, weil nämlich das nicht 
ſtimmt, was Herr Weiße geſtern ſagte, daß wir eine 
unantaſtbare Rechtſprechung haben. Das möchte 
ich gerade deshalb betonen, weil neulich ein Blatt, 
ich glaube, die „Neueſten Nachrichten“ ſagte, wir 
ſprechen uns ſpäter, die Zeit wird entſcheiden. Die 
Zeit wird entſcheiden und wird mir und meiner 
Partei Recht geben. Wir werden einſtmals ge⸗ 
richtet werden, weil wir nicht nur wirtſchaftlich 
verſagt haben, ſondern weil wir das Deutſchtum 
und die deutſche traditionelle Juſtiz in den Kot 
zerren. Das wollen wir verhindern, das war die 
letzte Mahnung! 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen zu dieſem Punkt der Ta⸗ 
gesordnung nicht vorliegen. Nach Beſprechung im 
Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, den Antrag dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich ſtelle feſt, daß 
das Haus dem beiſtimmt. Ich rufe Punkt 4 der Ta⸗ 
gesordnung auf: Eingaben laut Druckſache Nr. 
577. Zu Druckſache Nr. 577 Nr. 3 iſt ein Abände⸗ 
rungsantrag geſtellt: 

Wir beantragen: Die Eingabe Nr. 203 der Anna 
Waſikowſki, Danzig betr. laufende Unterſtützung dem 
Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

H. Kreft u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 

Es liegt ein weiterer Abänderungsantrag zu 
der gleichen Druckſache laufende Nr. 6 vor: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 212 des Adolf 
Wagner, Krakau betr. Erwerbsloſenunterſtützung dem 
Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Langnau u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 

Weiter ein Abänderungsantrag zu Druckſache 
Nr. 577 laufende Nr. 8: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 223 des Emil 
Crede, Danzig betr. Erwerbsloſenunterſtützung dem 
Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

H. Kreft u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 

Dann liegt noch ein Abänderungsantrag zu 
Druckſache Nr. 577 laufende Nr. 12 vor: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 237 des Johann 
Grzenkowſki, Müggau, betr. Invalidenrente dem 
Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

H. Kreft u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 
Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Dieſe Ein⸗ 
gabe iſt auch ein Zeichen dafür, daß der Abbau der 
ſozialen Fürſorge auf der ganzen Linie vor ſich 
geht, daß das Motto der Kapitaliſten, Abbau der 
Laſten, die den Unternehmer treffen, hier voll⸗ 
zogen werden ſoll. Beſonders bei der Anfallrente 
wird immer wieder dazu übergegangen. Wenn 
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ſchon dem Unfallrentner, ſolange er lebt, die Rente 
ſtrittig gemacht wird, ſo ſetzt ganz beſonders bei 
dem Tode des Unfallrentners ein Abzug ein, dann 
wird der Witwe die Rente ſtrittig gemacht. Das 
Anfallgeſetz iſt hier in Danzig noch ganz beſonders 
rückſtändig. Hier in Danzig ſind in das Anfallge⸗ 
ſetz noch nicht die Aenderungen aufgenommen, die 
ſchon ſehr lange im deutſchen Geſetz drin ſind, wie 
3. B. ein Bezug der Rente nach dem wirklichen Ver⸗ 
dienſt des Rentners. Alle dieſe Verſchlechterungen 
haben die Danziger Unfallrentner ſchon zu tragen. 
In ganz beſonderem Maße werden in Danzig die 
Unfallrenten gekürzt, oder es wird den Leuten die 
Rente auch einfach ſtrittig gemacht. 

Die Anfälle ſteigen in Danzig rapide. Die 
ſchärfere Anſpannung bei der Arbeit, die Ratio⸗ 
naliſierung, die Ueberſtundenarbeit, bringt ein 
ſtärkeres Anſteigen der Unfallziffern mit ſich. Ich 
erinnere ganz beſonders daran, daß im Hafen kein 
Tag vergeht, an dem nicht ein bis zwei Unfälle 
vorkommen. Faſt täglich ereignet ſich ein tödlicher 
Anglücksfall. Dann verſucht man aber mit allen 
Mitteln, dieſen Armen die Unfalltente ſtrittig zu 
machen. Hier in Danzig iſt es ſo, daß die Anfall⸗ 
rentner nicht ſofort nach vier bis fünf Wochen den 
Zuſchuß zum Krankengeld bekommen, ſondern ſie 
erſt 26 Wochen krank ſein müſſen, ehe ein Anſpruch 
auf Unfallrente vorhanden iſt. 

In dieſem Fall handelt es ſich um eine Witwe, 
die einen Antrag auf Unfall⸗Witwen⸗Rente ge⸗ 
ſtellt hat. Ihr Mann iſt im Jahre 1923 bei der 
Elektriſchen Straßenbahn verunglückt, und zwar 
wurde ihm zuerſt eine Zehe abgenommen. Dann 
verſchlimmerte ſich die Krankheit 1927 ſo, daß ihm 
das Bein amputiert werden mußte. Der Mann 
erhielt eine Anfallrente von 75 Prozent. Er ſtarb 
bei der Amputation des Beines. Jetzt wird na⸗ 
türlich von der Unfallverſicherung erklärt, der 
Mann ſei nicht an den Folgen des Unfalls geſtor⸗ 
ben, ſondern an der Zuckerkrankheit. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Immer wieder finden wir 
dieſe Fälle, nicht nur bei den Anfallrentnern, ſon⸗ 
dern auch ganz beſonders bei den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten und Invalidenrentnern. Wir kennen dieſe Ge⸗ 
ſchichte. Es heißt dann, der Mann iſt nicht an den 
Folgen des Unfalls, nicht an den Folgen der 
Kriegsverletzung geſtorben. So wird auch dieſer 
alten Frau die Witwenrente ſtrittig gemacht. Das 
Städtiſche Krankenhaus hat feſtgeſtellt, daß der 
Tod infolge der Erkrankung eingetreten iſt. Das 
Marienkrankenhaus, das den Mann zuerſt behan⸗ 
delt hat, hat ein ärztliches Gutachten abgegeben, 
daß der Tod nur auf den Unfall zurückzuführen iſt, 
weil der Mann ſonſt nicht ſo ſchnell an den Folgen 
der Zuckerkrankheit geſtorben wäre. Trotzdem die 
Frau immer wieder verlangt hat, daß das ärzt⸗ 
liche Gutachten vom Marienkrankenhaus angefor⸗ 
dert wird, lehnt es der Senat als oberſte Inſtanz 
ab, ein derartiges Gutachten einzufordern. Das 
gleiche tut die Oberverſicherungsbehörde. Das 
Arteil des Städtiſchen Krankenhauſes muß als 
rechtsgültig herhalten. Immer wenn ärztliche 


Gutachten ſich gegen die Behörde richten, werden 
fie nicht eingeholt, ſondern immer nur dann, wenn 
fie ſich gegen die einzelnen Rentner auswirken, um 
den Rentner um ſeine wohlverdiente Rente kom⸗ 
men zu laſſen. 


(D) 


— ie 


| 25 
0 1370 Volkstag Danzig — 67. Sitzung. Donnerstag, den 31. Januar 1929. 


(Kreft, Frau, Abgeordnete) N 
Auch in dieſem Fall wurde die Witwe abge⸗ Sollte der Volkstag mir helfen können und mir (C) 


die Mittel bewilligen, ſo wäre ich imſtande, meinem 


(A) 


q) Erwerbsloſenunterſtützung. 


lehnt, ſie wurde auf den Weg des Armenrechts ver⸗ 
wieſen. Wenn dieſe Leute ſich dann an den Volks⸗ 
tag wenden, dann werden derartige Anträge von 
den Volkstagsabgeordneten mit Phraſen abge⸗ 
lehnt. Die alte Frau ſagt am Ende ihres Schrei⸗ 
bens: „Es kann doch nicht ſein, daß dies die letzte 
Inſtanz iſt, es muß doch etwas geben, das uns Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren läßt.“ Wenn dann die 
Volkstagsabgeordneten ſagen, das Geſetz kann nichr 
anders ausgelegt werden, dann ſage ich, wir haben 
die Pflicht, den Senat zu zwingen. Es muß verſucht 
werden, dieſer Frau zu helfen, ihr die geſetzliche 
Rente zukommen zu laſſen. Deshalb erſuchen wir 
Sie, dafür einzutreten, daß hier nicht Zurück⸗ 
weiſung beantragt wird, ſondern daß dieſe Ein⸗ 
gabe dem Senat zur Berückſichtigung überwieſen 
wird, damit man dieſer Frau Gerechtigkeit zu⸗ 
kommen läßt, damit wenigſtens einige Fälle, die 
einen ſchweren Fehler gegen die einzelnen dar⸗ 
ſtellen, beſeitigt werden. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Lang⸗ 
nau. ö 
Langnau, Abgeordneter (K. P.): Es iſt eine 
Unverſtändlichkeit, daß der Senat die Eingabe 
Nr. 212 des Adolf Wagner, Krakau, abgelehnt hat. 
Der Antragſteller verlangt weiter nichts, daß er 
als Arbeitsmann ſich und ſeine Familie ernähren 
kann. Wenn das nicht möglich iſt, verlangt er eine 
Beihilfe, damit er ſich Fiſchereigerät beſchaffen 
kann. Iſt auch dies nicht möglich, verlangt er die 
Die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung hat man abgelehnt. Das Geſuch be— 
treffend Beihilfe hat man dem Senat zur Erwä⸗ 
gung übergeben. Wir wiſſen ja aus Erfahrung, 
was der Senat mit den Erwägungen macht. 

Wenn wir die Eingabe betrachten, ſo müſſen 
wir feſtſtellen, daß der Betreffende ſeit September 
1928 arbeitslos iſt. Er hat im ſelben Monat einen 
Antrag eingereicht, damit ihm die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung gezahlt wird. Der Erwerbsloſen⸗ 
Fürſorgeausſchuß hat dieſen Antrag mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß er nicht gegen Lohn oder 
Gehalt gearbeitet habe. Tatſache iſt aber, daß 
Wagner in den Jahren 1926 und 1927 gegen Lohn 
und Gehalt gearbeitet hat, und zwar auf den Holz⸗ 
feldern. Er hat im Jahre 1926 auch ſchon Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung erhalten. Da die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung nicht ausreichte, hat er ſich in der 
Fiſcherei Arbeit verſchafft. Das beweiſt, daß er 
Luſt zum Arbeiten hat und nicht der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge zur Laſt fallen wollte. Beim letzten Sturm 
im September hat er ſein ganzes Gerät verloren, 
ſo daß er jetzt mittellos daſteht und ſeinem Berufe 
nicht nachgehen kann. Er hat ſchon jetzt mehr als 
einmal beim Wohlfahrtsamt den Antrag geſtellt, 
ihm eine Beihilfe von 500 Gulden zu gewähren, 
damit er ſich das Fiſchereigerät wieder verſchaffen 
kann. Der Senat hat es abgelehnt, ihm Arbeit 
zu geben, ebenfalls iſt die Zahlung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung abgelehnt worden. Aus ſeiner 
Eingabe geht hervor, daß er alles verſucht hat, 
aber überall abgewieſen wurde, ſo daß er ſich jetzt 
an den Volkstag gewandt hat. Er ſagt im letzten 
Abſchnitt: 


Berufe wieder nachzugehen und wäre nicht gezwun⸗ 
gen, dem Staat zur Laſt zu fallen. Zur Anſchaffung 
des Fiſchereigeräts benötige ich 500 Gulden. Sollte es 
nicht möglich ſein, die 500 Gulden zu bewilligen, ſo 
bitte ich, mir Arbeit zu beſchaffen oder die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung zuzuſprechen. 

Hochachtungsvoll Adolf Wagner, Krakau. 


M. D. u. H.! Sie ſehen, daß er auf jede Art und 
Weiſe verſucht, ſich und ſeine Familie zu ernähren. 
Ich appelliere jetzt an Ihr Gewiſſen. Stimmen Sie 
unſerm Abänderungsantrag zu, damit dieſer 
Mann nicht dem Elend und der Not preisge⸗ 
geben iſt. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. ig 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Eingabe Nr. 
232 betrifft einen Erwerbsloſen, und zwar hat 
man dem Betreffenden die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung auf 14 Tage geſperrt. Das iſt natürlich 
nicht der einzige Fall. Wenn dieſer Arbeiter mit 
14 Tagen weggekommen iſt, hat er noch ſozuſagen 
Glück gehabt. Daß Arbeiter den Verluſt der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung wochenlang zu beklagen 
haben, ja, daß ſie vollſtändig aus der Erwerbs— 
loſenfürſorge herausgeworfen werden, kann man 
heute täglich und ſtündlich bei der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge feſtſtellen. Wenn der Senator beim erſten 
Punkt der Tagesordnung in einem Zwiegeſpräch 
mit meinem Fraktionsgenoſſen Plenikowſki ſagte, 
die Erwerbsloſigkeit gehe zurück, und die Summe 
verringere ſich demgemäß, ſo trifft das nicht zu. 
Die Ausgaben verringern ſich infolge der Maß⸗ 
nahmen, die wir täglich und ſtündlich erleben, in⸗ 
dem man den Erwerbsloſen wochenlang die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung entzieht und ſie ihnen 
überhaupt fortnimmt. Darauf iſt die Erſparnis 
nur zurückzuführen. Warum und weshalb hat man 
dieſem Erwerbsloſen die Unterſtützung entzogen? 
Er ſoll angeblich noch Arbeit gegen Entgelt ver⸗ 
richtet haben. Wir wiſſen, daß es in der heutigen 
Geſellſchaftsordnung nicht nur in den oberen Krei⸗ 
ſen, ſondern bis in die arbeitenden Schichten hin⸗ 
ein Denunzianten gibt. Leider bringt es das ka⸗ 
pitaliſtiſche Syſtem mit ſich. Wir verurteilen dieſe 
Angeberei auf das ſchärfſte. Man muß es aber als 
eine Gemeinheit bezeichnen, wenn die Behörden 
auf dieſe Denunziationen reagieren und denjeni⸗ 
gen, die als Denunzianten bekannt ſind, mehr 
glauben, als einem Menſchen, der beſtrebt iſt, ſich 
ehrlich durchs Leben zu ſchlagen. So hat man auch 
dieſen Erwerbsloſen bei der Behörde denunziert, 
daß er neben ſeiner Erwerbsloſenunterſtützung noch 
Arbeit gegen Entgelt verrichtet. Tatſächlich hat 
der Mann die Zeit ſeiner Erwerbslosigkeit dazu 
benutzt, ſich für einen andern Beruf vorzubereiten. 
Er gibt an, daß er die Vorbereitung zum 
Chauffeurberuf bei einem Autobeſitzer durchge⸗ 
führt hat. Die Koſten, die bekanntlich dem Lehrer 
entſchädigt werden müſſen, ſind in dieſem Falle 
durch die von ihm geleiſtete Arbeit entſchädigt 
worden. Er hat alſo dafür, daß ihm der Lehrer die 
Grundbegriffe des Chauffeurs beibrachte, einen 
Teil ſeiner Arbeitskraft zur Verfügung geſtellt. 


Ich glaube, der Senat ſollte das begrüßen. Er ſollte 


zufrieden ſein, wenn die Arbeiter ſelbſt beſtrebt 
find, aus dem Elend herauszukommen. Wenn man 
aber feſtſtellen muß, daß der Senat dem entgegen⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter) 


arbeitet, ſo iſt das eine große Unverſtändlichkeit 


des Senats. Das zeigt, daß der Senat den Arbeits⸗ 
markt, den Markt der Erwerbsloſen abſolut nicht 
entlaſten will. Wenn man dieſer Frage auf den 
Grund geht, Herr Vizepräſident Gehl, muß man 
zugeben, daß das, was ich zuletzt behauptet habe, 
zutrifft. Jede kapitaliſtiſche Regierung hat ein 
Intereſſe daran, daß eine gewiſſe Reſervearmee 
vorhanden iſt, die als Lohndrücker und Streik⸗ 
brecher benutzt wird. Sie wird von jeder bürger⸗ 
lichen kapitaliſtiſchen Regierung großgezogen. Die 
heutige Regierung iſt nichts anderes als eine kapi⸗ 
taliſtiſche Regierung und hat deshalb genau die⸗ 
ſelben Intereſſen, dieſen kapitaliſtiſchen Staat zu 
erhalten. Er kann nur erhalten werden, wenn eine 
Reſervearmee auf dem Arbeitsmarkt iſt, die bei 
Streiks jederzeit eingeſetzt werden kann. Aus die⸗ 
ſem Anlaß hat man dann dieſem Arbeiter die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung für 14 Tage gekürzt. Sein 
Wunſch geht dahin, daß ihm die Unterſtützung für 
die 14 Tage, die zu unrecht von der Erwerbsloſen⸗ 
Fürſorge einbehalten wurde, gezahlt wird. Ich 
ſtehe nicht an zu erklären, daß im Verlauf der 
Verhandlung der Einbringer der Eingabe einen 


warmen Befürworter in dem Abg. Kloſſowſki ge⸗ 


funden hat; denn der Abg. Kloſſowſki ſchreibt zu 
dieſer Eingabe: „Wenn die Angaben des Antrag⸗ 
ſtellers richtig ſind, würde unſerer Meinung nach 
die Sperrung der Unterſtützung zu Unrecht erfolgt 
ſein.“ Da das Arbeitsamt den ſeinerzeit finanzier⸗ 
ten Ausbildungskurſus für Chauffeure aufgeho⸗ 
ben hat, iſt es zu verſtehen, daß der Antragſteller 
ein anderes Gewerbe reſp. einen anderen Beruf 
erlernen will. Es iſt klar, daß er infolge ſeiner 
langen Arbeitsloſigkeit das notwendige Geld nicht 
haben kann, um den Unterricht für die Chauffeur⸗ 
ausbildung zu bezahlen. So iſt er auf die Idee 
gekommen, den Vorbereitungsdienſt bei dem Kauf⸗ 
mann Schultz zu leiſten, damit er auf dieſe Art 
und Weiſe ſein Ziel erreichen kann. Wir bitten die 
Eingabe zu prüfen und die geſperrte Unterſtützung 
wieder zu gewähren und nachzuzahlen.“ Aber im 
weiteren Verlauf der Verhandlung iſt der Abg. 
Kloſſowſki und mit ihm ſeine Fraktion wieder ab⸗ 
gerutſcht, d. h. er hat ſich wieder eines Beſſeren be⸗ 
ſonnen, und die Sozialdemokratiſche Fraktion, 
ebenſo die Deutſchnationalen, das Zentrum und 
die Liberalen haben dieſe Eingabe zurückgewieſen. 
M. D. u. H.! Ich kann dieſes zwieſpältige Spiel 
einem Erwerbsloſen gegenüber nicht verſtehen. 
Das iſt nur darauf zurückzuführen, wie ich ein⸗ 
gangs ſagte, daß hier Denunzianten ihre Hände 
im Spiel haben, und daß ſelbſt die Sozialdemokra⸗ 
tie, die auch einmal gegen das Denunziantentum 
Sturm gelaufen hat, ſich dazu hergibt, dieſen Ele⸗ 
menten mehr Glauben zu ſchenken, als ihnen zu⸗ 
kommt. 

Wir Kommuniſten ſagen, dieſem Mann muß 
die Erwerbsloſenunterſtützung, die ihm vorenthal⸗ 
ten worden iſt, nachgezahlt werden. Ich möchte 
noch bemerken, daß mit der Vorenthaltung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung dieſer Mann ſeine weitere 
Ausbildung aufgegeben hat. Er hat erkannt, daß 
er der Schwächere iſt, und um nicht für längere 
Zeit von der Erwerbsloſenunterſtützung ausge⸗ 
ſchloſſen zu bleiben, um nicht Weib und Kind ins 
tiefſte Elend zu ſtürzen, hat er von der weiteren 
Ausbildung Abſtand genommen. Er bekommt 


demgemäß wieder die Erwerbsloſenunterſtützung 
gezahlt. Wenn der Senat die Geſchäfte weiter ſo 
handhabt, werden wir aus dieſem Drechhaufen 
nicht herauskommen. Dann wird es nicht möglich 
ſein, den Erwerbsloſen Arbeit und Verdienſt zu 
geben. Denen, die ſich ſelbſt um Arbeit bemühen, 
denen es gelingt Arbeit zu bekommen, ſoll man 
nicht Knüppel zwiſchen die Beine werfen, ſondern 
man ſoll ſie weitgehendſt unterſtützen und ihnen 
helfen, damit ſie wieder in geordnete Verhältniſſe 
kommen. (Abg. Gehl: Er hätte es doch ſeiner 
Stempelſtelle melden müſſen!) Herr Vizepräſident, 
aus ſeiner Eingabe geht hervor, daß er ſich an Dr. 
Schneider gewandt hat, daß er ſich an den Senat 
gewandt hat und an alle Behörden, die für dieſen 
Fall in Betracht kommen. Ueberall hat man ihn 
nur auf Grund der Denunziation abgelehnt. 
(Abg. Gehl: Aber vorher hätte er es machen 
ſollen!) Ob er es vorher gemacht hat entzieht ſich 
meiner Kenntnis. Aber iſt das ein Grund, dem 
Mann die Erwerbsloſenunterſtützung für 14 Tage 
zu ſperren, oder iſt das ein Grund, ihm die An⸗ 
lernmöglichkeit überhaupt zu nehmen? Ich glaube, 
das iſt nicht ſtichhaltig, ſondern ſtichhaltig iſt, daß 
man den Erwerbsloſen das Leben ſo ſchwer wie 
möglich machen will. Auf der anderen Seite 
braucht man eine Reſervearmee, um ſie einſetzen zu 
können, wenn es eventuell zwiſchen Arbeit und 
Kapital zum Krieg kommt. Das iſt der Grund, nach 
dem Motiv wird gearbeitet. Das iſt nicht zuletzt 
auch für die deutſche Regierung bezeichnend, da 
dort heute 4 Millionen Erwerbsloſe vorhanden 
ſind. Wenn Sie dieſelben Methoden hier in Dan⸗ 
zig anwenden, dann werden Sie mit Ihrer Re⸗ 
gierungstätigkeit den Rekord ſchlagen, den Sie 
ſchon einmal im Jahre 1926 geſchlagen haben. 
Damals hatten wir 20 000 Erwerbsloſe in Dan⸗ 
zig, eine Zahl, die vorher nie erreicht worden iſt. 
Aber wenn Sie es weiter ſo machen, wenn Sie 
dieſem Senat nicht gehörig auf die Finger klopfen, 
werden Sie in nächſter Zeit nicht nur die Zahl 
20 000 erreichen, ſondern ſie noch überſchreiten. 
Alle dieſe Schikanen, die man bei der Zahlung 
der „Erwerbsloſenunterſtützung anwendet, find 
allein das Ergebnis der Erſparniſſe bei der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. Je mehr man die Er⸗ 
werbsloſen ſchikaniert, um ſo mehr wird auf der 
Ausgabenſeite geſpart, um ſo mehr wird der kapi⸗ 
taliſtiſche Staat in die Höhe gebracht, um ſo mehr 
1 die Kreiſe, die dieſe Mittel aufbringen, ge⸗ 
ont. 

Wir haben deshalb zu dieſer Eingabe bean⸗ 
tragt, daß dem Erwerbsloſen die 14 Tage Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung, die ihm entzogen worden 
ſind, nachgezahlt werden. Dieſer Antrag iſt um ſo 
mehr berechtigt, als dieſer Mann verheiratet iſt 
und Kinder hat. M. D. u. H.! Sie ſollten ſich doch 
endlich einmal davon leiten laſſen, daß ein Mann, 
der erwerbslos iſt, der ſchon mit der Unterſtützung 
nicht weiß, was er anfangen ſoll, wenn er 14 Tage 
lang überhaupt keine Anterſtützung erhält, dann 
vollkommen in das Elend hinabſinkt. Wenn er 
heute in dieſer Eingabe ſchreibt: „Ich weiß nicht, 
was paſſieren wird, wenn meine Eingabe nicht 
berückſichtigt wird“, dann wundere ich mich nur, 
daß noch nichts paſſiert iſt. Der Mann droht da⸗ 
mit, daß er ſeine Familie abſchaffen und daß er 
ſich ſelbſt etwas antun wird. (Abg. Plenikowſki: 


(D) 


(A) 


(B) Erkrankung des Fußes im 
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Wie in Bürgerwieſen!) Bürgerwieſen iſt ein Be⸗ 


weis dafür, wie man die Erwerbsloſen ſyſtema⸗ 
tiſch ins Elend treibt, wie man ihnen ſyſtematiſch 
den Revolver in die Hand drückt. Das werden wir 
nicht zulaſſen. Wir beantragen deshalb, daß dieſe 
Eingabe dem Senat zur Berückſichtigung über⸗ 
wieſen wird. 

Präſident: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Bei dieſer 
Eingabe handelt es ſich um einen Arbeiter, der 
über 10 Jahre bei der früheren Kaiſerlichen 
Werft tätig war, der dort Invalide und entlaſſen 
wurde, wie es üblich iſt. Wenn Arbeiter auf einer 
Arbeitsſtelle Invalide werden, werden ſie hin⸗ 
ausgeworfen. Der Arbeiter wurde entlaſſen und 
verſuchte, ſein Leben durch den Betrieb einer 
kleinen Landwirtſchaft zu erhalten. Er verſuchte, 
ſich mit ſeiner Familie durchzuſchlagen. Nun 
ſtellt er beim Volkstag den Antrag, daß ihm ſeine 
Penſion gezahlt wird, auf die er Anſpruch hat, 
weil er 10 Jahre im Betriebe tätig war und Pen⸗ 
ſionsgelder gezahlt hatte. Er iſt den Inſtanzen⸗ 
weg gegangen und hat ſich an die Marineverwal⸗ 
tung und den Arbeitsminiſter in Deutſchland ge⸗ 
wandt. Dann wurde er an den Danziger Senat 
verwieſen, erhält aber keine Anterſtützung, weil 
man in der ſozialen Fürſorge ſparen will. 

ieſer Tage wurde mir ein ähnlicher Fall 

mitgeteilt. Ein Arbeiter, der im Felde war, hat 
ſich dort ein Hühnerauge unter dem Fuße abge⸗ 
drückt. Mit dem kranken Fuß iſt er ſchon im Kriege 
in Behandlung geweſen. Durch ärztliches Gut⸗ 
achten und Zeugen iſt feſtgeſtellt, daß er ſich die 
Militärdienſt zuge⸗ 
zogen hat. Damals dachte er, die Sache ſei nicht ſo 
ſchlimm und ſtellte keinen Antrag auf Rente. 1923 
mußte dieſer Mann aber ins Krankenhaus. Das 
Hühnerauge wird operiert und jetzt zeigt ſich, daß 
dem Mann nach drei Jahren das ganze Bein ab⸗ 
genommen wird. Im Mai 1928 beantragt er beim 
Verſorgungsamt Militärrente. Jetzt ſagt das 
Verſorgungsamt, es ſei zuzugeben, daß das Leiden 
auf die Kriegsdienſtbeſchädigung zurückzuführen 
iſt, der Antrag ſei aber zu ſpät geſtellt und werde 
deshalb abgelehnt. Der Mann iſt mittlerweile alt 
geworden und ein Krüppel. Er kann ſeine Fa⸗ 
milie nicht mehr ernähren. Der Staat jagt: 
„Warum kommſt du ſo ſpät?“ Weil er dem Staat 
ſolange etwas geſchenkt hat, weil er zu anſtändig 
oder zu dumm war, ſeine Anſprüche zeitig zu 
ſtellen, bekommt er jetzt nichts. Genau ſo liegt der 
Fall hier. Man jagt, wenn der Antrag früher ge- 
ſtellt worden wäre, hätte der Betreffende etwas 
bekommen. Das jagt man, um alle dieſe Renten 
zu kürzen. Dieſer Mann klagt beſonders über 
einen Arzt, der den Kriegsbeſchädigten, den Un⸗ 
fallrenten⸗ und Invalidenrentenempfängern ſehr 
gut bekannt iſt. Er ſchreibt: 

Daß ich meine Rente nicht bekomme, iſt darauf 
zurückzuführen, daß Dr. Sturmhöfel ein Gutachten 
feſtgeſtellt hat, nach dem ich nicht berechtigt bin, dieſe 
Rente zu bekommen. 

Bei den Nachunterſuchungen der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten iſt es immer wieder Dr. Sturmhöfel, der die 
Renten ſtreicht. Er iſt derjenige, durch den ſie die 
Renten verlieren. Wenn die Invaliden mit 70 
Prozent Beſchädigung zu ihm kommen, wundert er 
ſich, daß ſie noch leben. Eine 100prozentige Rente 


nirgends hinzuwenden, du bekommſt nichts. 
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wird aber abgelehnt. Dr. Sturmhöfel 


Schaden der Rentner und Kriegsbeſchädigten 
durchführt. Aber bis jetzt hat der Senat noch 
nichts dagegen getan. (Abg. Plenikowſki: Solche 
Leute braucht er ja!) Der Senat hat keine Ur⸗ 
ſache, das abzuändern, weil ſolche Elemente gut 
genug ſind, die Renten der einzelnen Empfänger 
abzuwürgen. 

So, wie man bei dieſem Manne vorgeht, geht 
man bei den Invalidenrentnern im allgemeinen 
vor. Die Zahl der Unfallventner und Invaliden⸗ 
rentner ſteigt. Deshalb muß ein ſyſtematiſcher 
Abbau dieſer Renten vor ſich gehen. Wenn einem 
Invaliden zwei Marken bei der 19. oder 20. Karte 
fehlen, bekommt man es fertig, Leuten, die jahre⸗ 
lang ihre Beiträge gezahlt haben, kaltſchnauzig zu 
erklären, ſie hätten keinen Anſpruch. Wenn dieſe 
Leute Rente bekommen, wie ſehen auf der andern 
Seite die Beträge aus? Man ſagt: „Warum warſt 
du ſo faul bei der Arbeit? Hätteſt du viel gear⸗ 
beitet, ſo bekämſt du eine hohe Rente; denn die 
Rente richtet ſich danach, wie du gearbeitet haſt, 
wieviel Lohn du verdient haſt.“ Beim Erwerbs⸗ 


loſenfürſorgegeſetz ſagt man: „Wenn du mehr als 


vier Kinder haſt, ſieh zu, wie du ſie ernähren 
kannſt.“ So ſagt man bei der Gewährung der 
Unfallrente: „Was warſt du ſo dumm, bei 
Schichau zu arbeiten?, du mußteſt wo anders ar⸗ 
beiten und ſehen, daß du ſpäter eine andere Rente 
bekommſt.“ Denjenigen, die wohlverdiente Rechte 
haben, kürzt man ihre Unterſtützung, zieht ihnen 
die Rente ab. 

So hat ſich auch in dieſem Fall dieſer Mann 
an alle Inſtanzen gewandt. Er iſt darüber ver⸗ 
zweifelt, daß ihm niemand bei ſeiner Eingabe 
hilft. Der Senat ſchreibt an ihn: 

Auf Ihr an den Herrn Reichsarbeitsminiſter 
hierhin zur Erledigung gegebenes Schreiben vom 
28. 4. 1927 erhalten Sie den Beſcheid, daß Sie für die 
Bewilligung einer laufenden Anterſtützung nicht in 
Frage kommen können, wie Ihnen bereits am 9. 2. 
1927 und 11. 4. 1927 mitgeteilt worden iſt. 

Das iſt die Antwort, die dieſer Mann bekam, als 
er es verſucht hat, ſich an eine nächſt höhere In⸗ 
ſtanz zu wenden. Dann ſagt der Senat ganz falſch, 
bitte ſchön, wir haben ſchon einmal gearbeitet und 
wir ſind die höchſte Inſtanz, du brauchſt dich 
Der 
Volkstag hat da nichts dreinzureden, der Senat 
hat endgültig Beſchluß gefaßt. Sieh zu, wie du 
weiterkommſt. Dem Geſetz muß Genüge getan 
werden; ob du verhungerſt oder nicht, iſt uns egal. 
Dem Geſetz iſt Genüge getan, d. h., dem kapitali⸗ 
ſtiſchen Geldſack iſt Genüge getan. Auf der einen 
Seite iſt wieder einem Mann ſeine Rente ſtrittig 
gemacht worden. Einem Mann iſt wieder etwas 
entzogen, was ihm rechtlich zuſteht. 

Da wir Kommuniſten einem Abbau der Ren⸗ 
ten nicht zuſtimmen können, weil wir nicht zu⸗ 
laſſen können, daß einfach die Gelder eingezogen 
werden und der Staat von den Unterſtützungen 
der Aermſten ſeine Kriegsrüſtungen, ſeine Unter⸗ 
ſtützung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, ſeine Un- 
terſtützung der Unternehmer durchführt, deshalb 
ſagen wir, dieſem Mann muß Genüge geſchehen, 
dieſer Mann muß ſeine Rente bekommen, ſeine 
wohlverdiente Unterſtützung. Deshalb beantragen 


iſt der (0) 
Mann, gegen den im Volkstag ſchon hundert Be⸗ 
weiſe vorgebracht wurden, daß er ſeine Arbeit zum 


D 


(A) 


(B) 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
wir, daß dieſe Eingabe dem Senat zur Berückſich⸗ 
tigung überwieſen wird. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) f 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
Punkt 4, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
eingegangenen Anträge. Wir ſtimmen ab über 
den Antrag zur Eingabe Nr. 203, laufende Nr. 3. 
Ich bitte diejenigen, die den Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun 
ab über den Abänderungsantrag zur Einaabe 
Nr. 212 laufende Nr. 6. Ich bitte diejenigen, die 
dieſen Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. — Das iſt die Minderheit, or 
iſt abgelehnt. Wir kommen dann zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag zur Eingabe Nr. 
223, laufende Nr. 8. Ich bitte diejenigen, die ihn 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit. Er iſt abgelehnt. (Zuruf der Frau 
Abg. Kreft.) Wir ſtimmen jetzt ab über den Ab⸗ 
änderungsantrag zur Eingabe Nr. 237, laufende 
Nr. 12. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich ſtelle ſodann feſt, 
daß das Haus den Beſchlüſſen der Ausſchüſſe bei⸗ 
getreten iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
jetzt Vertagung. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich ſtelle feſt, 
daß ein Vertreter der Regierung zur Rettung der 
Wirtſchaft jetzt, nachdem zwei Tage lang verhält⸗ 


das 


nismäßig wenig Arbeit geleiſtet worden iſt und 
als nächſter Punkt ein Geſetz zur Beratung ſteht, 
das nach der Begründung der Regierung der 
Wirtſchaft helfen will, Vertagung beantragt. 
Präſident: Ich ſtelle feſt, daß gegen den An⸗ 
trag auf Vertagung kein Widerſpruch erhoben 


wird. Auch Herr Abg. Rahn hat keinen erhoben. 


Die Vertagung iſt beſchloſſen. Ich ſchlage vor, die 
nächſte Sitzung am Mittwoch, den 6. Februar, 
nachmittags 3,30 Uhr abzuhalten, mit der Tages⸗ 
ordnung: Fortſetzung von heute. Ich bitte weiter 
um die Ermächtigung, eventuell noch weitere 
Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte den 
Einwand des Herrn Abg. Rahn aufnehmen und 
um der Wirtſchaft zu helfen, beantragen, daß 
morgen getagt wird. M. D. u. H.! Wenn Sie ſich 
die Tagesordnung anſehen, ſo haben wir noch 17 
Punkte zu erledigen. 17 können eventuell noch hin⸗ 
zukommen, ſo daß ſich die Arbeit am Ende des 
Vierteljahres, wo die Etats zur Beratung kom⸗ 
men, ſehr zuſammendrängen wird. Deshalb glaube 
ich, iſt es notwendig, daß morgen getagt wird. 
Mit der heutigen Vertagung ſind wir einverſtan⸗ 
den, aber wir beantragen, daß nicht nächſten Mitt⸗ 
woch, ſondern morgen getagt wird. 

Präſident: Da gegen meinen Vorſchlag Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden iſt, hat das Haus zu ent⸗ 
ſcheiden. Ich bitte diejenigen, die meinen Vor⸗ 


ſchlag annehmen wollen, daß die näch“e Sitzung 
am Mittwoch, den 6. Februar ſtattfindet, ſich von 
den Plätzen zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
das Haus hat ſo beſchloſſen; ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 5 Minuten.) 


(©) 


(D) 


kA) 


(B) 


Volkstag Danzig — 68. Sitzung. 


68. Sitzung. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Arczuynſki; 
Oberregierungsräte Dr. Hemmen, Sachſe; Regie⸗ 
rungs⸗ und Finanzrat Rodenacker, Regierungs⸗ 
und Medizinalrat Dr. Roſenbaum. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 68. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem Hauſe mit⸗ 
zuteilen, daß der Abg. Regier ſich der National⸗ 
liberalen Bürgerpartei als ſtändiger Gaſt ange⸗ 
ſchloſſen hat. (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) 
Dieſe Gruppe hat ſomit die Fraktionsſtärke er⸗ 
langt. Neu eingegangen iſt der Entwurf eines 
Geſetzes über den Finanzausgleich. Druck und 
Verteilung habe ich veranlaßt. Ich rufe Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des übernommenen 
(Reichs)⸗Stempelgeſetzes. 

Drucksache Nr. 543. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): In Anbetracht 
der Wichtigkeit dieſer Vorlage beantrage ich, daß 
zu der Beſprechung Herr Finanzſenator Dr. Kam⸗ 
nitzer herbeizitiert wird. (Sehr richtig! bei den 

ommuniſten.) Die Finanzabteilung iſt, wie ich 
ſehe, durch Herrn Regierungsrat Rodenacker ver⸗ 
treten. (Abg. Plenikowſki: Der Senator ſelbſt 
muß dabei ſein!) Wir beantragen, daß Herr Se⸗ 
nator Dr. Kamnitzer herbeigerufen wird. 
Präſident: Darüber hat das Haus zu beſchlie⸗ 
Ben. Ich bitte diejenigen, die dem Antrag des 
Herrn Abg. Raſchke Folge leiſten wollen, ſich von 


den Plätzen zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 


heit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Raſchke: Der 
Herr Senator ift wohl in Zoppot?) Ich eröffne 
die Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. 
chwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. 
5 H.! Die vorliegende Druckſache Nr. 543 ſchlägt 
em Hauſe einige Aenderungen des Reichsſtem⸗ 
pelgeſetzes vor. Dieſe Aenderungen bewegen ſich 
M großen ganzen in der Richtung der Wünſche, 
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die von uns ſeit langer Zeit geltend gemacht wor⸗ (C) 


den iſt. Es ſind ja auch hier im Hauſe wiederholt 
Anträge von uns vorgelegt worden, die die Stem⸗ 
pelſteuergeſetze betrafen. Ein großer Teil davon 
iſt abgelehnt worden. Andere Anträge haben das 
Schickſal gehabt, daß Entſchließungen angenom⸗ 
men wurden, die alle darauf hinausgingen, daß 
auf dieſem Gebiet eine gründliche Reform durch⸗ 
geführt werden ſollte. Wenn wir die Vorlage, die 
jetzt vorgelegt iſt, betrachten, müſſen wir ſagen, 
daß dieſe Vorlage eine wirkliche Reform nicht ent⸗ 
hält und wohl auch nicht enthalten ſoll. Es wird 
eine Reihe von Abänderungen vorgeſchlagen, die 
begrüßenswert ſind, aber es fehlt doch, daß man 
der Stempelgeſetzgebung gründlich zu Leibe geht, 
ſie den heutigen Verhältniſſen anpaßt und neu 
regelt. Es handelt ſich nicht nur um das Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz, das vom Reich übernommen iſt, ſon⸗ 
dern auch um das Landesſtempelgeſetz, das von 
Preußen übernommen worden iſt. Es wird nötig 
ſein, daß beide Geſetze einer gründlichen Reform 
unterzogen werden, und daß beide vereinheitlicht 
werden, damit wir in Zukunft ein einheitliches 
Stempelgeſetz haben und nicht zwei. Wieweit man 
dabei einzelne Gegenſtände ausſcheiden will, wird 
der näheren Prüfung vorbehalten bleiben müſſen. 
Die neue Geſetzgebung wird neben Verbeſſe⸗ 
rungen im einzelnen Ermäßigungen der Steuer⸗ 
ſätze bringen müſſen. 

Wir bitten den Senat um Auskunft darüber, 
wieweit die Vorarbeiten für die gründliche Re⸗ 
form des Stempelſteuerweſens gediehen ſind. Wir 
fragen ferner, was aus den Anträgen geworden 
iſt, die dem Hauſe vorgelegt wurden, und die 
auch zum Teil angenommen wurden. Es iſt nicht 
nötig, daß das hier geſchieht, ſondern wir ſind zu⸗ 
frieden, wenn im Ausſchuß eingehende Auskunft 
darüber gegeben wird. Wieweit noch Abände⸗ 
rungsanträge notwendig ſind, darüber zu entſchei⸗ 
den, wird auch Sache des Ausſchuſſes ſein. Wir 
wünſchen, daß dieſe Vorlage recht bald verabſchie⸗ 
det wird, bitten aber, dafür zu ſorgen, daß auf 


dieſem Gebiet bald eine grundlegende Reform vor 
ſich geht, mit dem Ziele: Vereinfachung und Ver⸗ 
billigung. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Hall⸗ 
mann. 

Hallmann, Robert, Abgeordneter (Z.): M. D. 
u. H.! Den vorliegenden Geſetzentwurf über die 
Aenderung des hier geltenden Reichsſtempelge⸗ 
ſetzes begrüßt meine Fraktion. Die Regierung gibt 
mit dieſer Vorlage zu erbennen, daß ihr die ſchwie⸗ 
rige Lage der Danziger werbenden Wirtſchaft be⸗ 
kannt iſt, und daß ſie Wege ſucht, Schwierigkeiten, 
die der Wirtſchaft bisher von ſeiten des Staates 
gemacht worden ſind, nach Möglichkeit einzu⸗ 
ſchränken. Wir erblicken in dieſer Vorlage ge⸗ 
wiſſermaßen den Anfang einer Reorganiſation 
der Steuergeſetzgebung und begrüßen es, daß die 
Regierung zuerſt dort Erleichterung ſchaffen will, 
wo die durch die Inflation ebenfalls verarmte 
Wirtſchaft gezwungen iſt, den Kapitalmarkt in 
Anſpruch zu nehmen. 

Wenn die in dem Geſetzentwurf vorgeſehene 
Herabſetzung der Geſellſchaftsſteuer auch nur 


einem begrenzten Teile der Wirtſchaft zugute 
kommt, ſo kann man zugeben, daß es gerade die 
maßgebenden Kreiſe der Wirtſchaft ſind, die durch 
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Heranziehung von Kapital die Wirtſchaft be⸗ 


leben können und bei minder großen Schwierig⸗ 
keiten ſicher auch zum Nutzen des Staates und der 
Arbeiterſchaft beleben werden. Mehr Kapital 
bringt ganz gewiß auch mehr Arbeit. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Dieſer Schwindel!) 

Die vorgeſehenen Erleichterungen halten wir 
jedoch noch nicht für ausreichend. Wir möchten 
hierbei auf eine Erleichterung anderer Art hin⸗ 
weiſen, und zwar auf die Heranziehungsmöglich⸗ 
keit ausländiſchen Kapitals, Valuten. Wir er⸗ 
ſuchen die Regierung, die bisherige Haltung in 
dieſer Frage noch einmal zu prüfen. : 

Der vorliegende Geſetzentwurf ſieht eine Ent⸗ 
laſtung der beteiligten Kreiſe um rund 190 000 
Gulden vor. Ganz gewiß wird hierdurch nicht eine 
überall fühlbare Erleichterung zu merken ſein, 
aber ebenſo gewiß werden wohl auch die Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe jeden Schritt nach dieſer Richtung hin 
begrüßen. Leider geſtattet es die finanzielle Lage 
des Staates nicht, einen energiſchen Abbau der 
Steuern vorzunehmen. Die Regierung wird jedoch 
ſtets darauf bedacht ſein müſſen, auf dem beſchrit⸗ 
tenen Wege fortzuſchreiten, damit der eigentliche 
Zweck dieſer oder ähnlicher Geſetzesvorlagen, die 
die Geſundung und den Wiederaufbau der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft herbeiführen ſollen, tatſächlich 
auch erreicht wird. 

In dieſem Zuſammenhange möchten wir nicht 
unerwähnt laſſen, daß es für die Erleichterung 
der Wirtſchaft unerläßlich iſt, auch die Gebühren, 
die Gerichtskoſten, die Rechtsanwalts⸗ und Nota⸗ 
riatsgebühren zu ermäßigen, um hier einem drin⸗ 
genden und außerordentlich gerechtfertigten 
Wunſche der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 
Wir werden deshalb der Ueberweiſung dieſer 
Vorlage an den Steuerausſchuß zuſtimmen und 
ſagen unſere Mitarbeit in dem vorerwähnten 
Sinne zu. (Bravo! beim Zentrum.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Aus⸗ feſt 
nanzminiſter Dr. Kamnitzer ſich in ſeiner Tätigkeit 
hier dadurch einführt, daß er dies Geſetz nicht zu⸗ 


führungen meiner beiden Vorredner haben ja 
eigentlich ſchon zur Genüge bewieſen, was die werk⸗ 
tätige Bevölkerung von dieſem Geſetz zu erwarten 


hat. (Arbeit! rechts.) Ich werde nachweiſen, ob Ka⸗ 


pitalkonzentration im kapitaliſtiſchen Staat für 
die Werktätigen Beſchaffung von Arbeit bedeutet, 
und zwar an Hand von Beweiſen und Beiſpielen. 
Dann werden wir wahrſcheinlich zu einer anderen 
Erkenntnis kommen. 

Es war intereſſant, ausgerechnet von den 
Deutſchnationalen die Worte zu hören: „Wir be⸗ 
grüßen dieſes Geſetz, wir freuen uns darüber, es 
bewegt ſich in der Linie, in der wir uns die Ge⸗ 
ſetzgebung in finanzieller Beziehung wünſchen.“ 
Wenn der Herr Abg. Hohnfeldt anläßlich der Be⸗ 
ratung des Mißtrauensvotums in bezug auf die 
Oppoſttionsrede des Abg. Weiße erklärte, daß ſie 
nur ein leiſes Streicheln, aber keine Oppoſition 
geweſen wäre, dann hat er recht; denn dieſe 


Herren freuen ſich in Wirklichkeit, daß mit Hilfe 
der Sozialdemokratie, mit Hilfe der Führer der 
Sozialdemokratiſchen Partei für den Beſitz auch 
hier in Danzig die Kaſtanien aus dem Feuer ge⸗ 
holt werden. Ausführungen derſelben Art machte 
ſelbſtverſtändlich der Vertreter der Zentrumspar⸗ 
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tei, nur daß er nicht ganz brutal erklärte, das Zen⸗ O 


trum freue ſich darüber, weil dies Geſetz die Ka⸗ 
pitalsbildung fördere. Er verbrämte dieſe Tat⸗ 
ſache mit dem Hinweis darauf, es gäbe Arbeit, die 
Arbeitsloſigkeit könnte beſeitigt werden und was 
derlei Phraſen noch mehr ſind. 

Man wagt es bei den Verhältniſſen, die augen⸗ 
blicklich in Danzig herrſchen, ein derartiges Geſetz 
vorzulegen. Aus den Danziger Statiſtiſchen Mit⸗ 
teilungen erſehen wir, daß die Goldinderziffer der 
Lebenshaltungskoſten vor einem Jahre für den 
Monat Januar 1928 139,6 betrug. In der heuti⸗ 
gen „Volksſtimme“ leſen wir die Goldindexziffer 
der Lebenshaltungskoſten für Januar 1929, die 
141,9 beträgt. Das iſt ein Beweis, daß die Lebens⸗ 
haltungskoſten ſteigen. Darauf wird aber nicht 
Rückſicht genommen. Man baut nicht Steuern ab, 
die tatſächlich den Konſum belaſten. Man denkt 
nicht daran, wirklich wirtſchaftfeindliche Steuern 
zu beſeitigen, z. B. die Umſatzſteuer, ſondern man 
beſeitigt Steuern, die den Beſitz belaſten, um die 
Kapitalsbildung zu fördern. Der Senat wagt ja 
ſchließlich alles. Er wagt es ſogar, die Verfaſſung 
zu brechen, ſich über Recht und Geſetz hinwegzu⸗ 
ſetzen und ein Geſetz vorzulegen, für das niemand 
verantwortlich iſt. Das Geſetz trägt die Unterſchrift 
zweier Senatoren, die gar nicht mehr als ſolche 
tätig find, des früheren Senators Dr. Schwarz und 
des früheren Senators Dr. Volkmann. Nun ſoll 
über dies Geſetz beraten werden. Selbſtverſtändlich 
ſtoßen ſich weder die Deutſchnationalen noch die 
übrigen Parteien daran. Beſonders die Herren 


Deutſchnationalen, die ſonſt immer fo für Recht (DI 


und Gerechtigkeit bis auf das J⸗Tipfelchen find, 
nehmen daran keinen Anſtoß, Hauptſache iſt, daß 


das Geſetz vorliegt. Es bedeutet eine Entlaſtung 


des Beſitzes, das genügt. Die Verantwortung, 
dies Geſetz trotzdem dem Volkstag vorzulegen, wird 
ſelbſtverſtändlich der ſozialdemokratiſche Finanz⸗ 


miniſter Dr. Kamnitzer tragen. Es iſt ſehr inter⸗ 


eſſant feſtzuſtellen, daß der ſozialdemokratiſche Fi⸗ 


rückzieht, ſondern es dem Hauſe vorlegt. 

Wir wiſſen, warum man dies Geſetz einge⸗ 
bracht hat. Die Steuern erhebt ja dieſer Staat, 
um ſeine Macht zu erhalten und zu entfalten. 
Wir Kommuniſten betrachten alle Steuer⸗ und 
Finanzfragen unter dem Geſichtspunkt des Klaſ⸗ 
ſenkampfes. Wir wiſſen, daß auf der einen Seite 
die Klaſſe der Beſitzenden ſteht und auf der andern 
Seite die ungeheure Maſſe der Beſitzloſen. Zu 
einer Klaſſenverſöhnung wird es niemals kom⸗ 
men. Dieſer Kampf wird ſolange toben, bis eine 
Klaſſe beſeitigt iſt. Dieſer fundamentale ötono- 
miſche Zuſtand iſt auch für alle politiſchen Be⸗ 
ſtrebungen maßgebend. Wir betrachten deshalb 


alle politiſchen Beſtrebungen, alle politiſchen Zu⸗ 


ſtände, unter dem Geſichtswinkel des Klaſſen⸗ 
kampfes und nehmen auch unter dieſem Geſichts⸗ 
winkel Stellung zu den Steuern und Finanzfragen 
im kapitaliſtiſchen Staat. Das von der Geſellſchaft 
erzeugte Mehrprodukt entſteht aus Arbeit, und alle 
Steuern, die der Staat deshalb einzieht, kommen 
aus dem Arbeitseinkommen. Wir wiſſen aber, daß 
unter den Verhältniſſen der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
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ſchaftsproduktion die Aufteilung des Mehrwertes 
unter dem Beſitz erfolgt, daß die Arbeiter, die 
Maſſe der Werktätigen, mit Lohn oder Gehalt ab⸗ 
geſpeiſt werden. Dieſer Zuſtand beweiſt, daß wir 
in einem Wirtſchaftsſyſtem leben, das ſich auf der 
Lohnſklaverei aufbaut. Die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft beruht ja eben in dieſem Ausbeutungs⸗ 
ſyſtem, auf der Ausbeutung der Maſſe der Werk⸗ 
tätigen durch die beſitzende Klaſſe, durch die Bour⸗ 
geoiſie. Um nun dieſes Ausbeutungsverhältnis 
zu verſchleiern, benutzt die beſitzende Klaſſe alle 
möglichen Maßnahmen, auch das Steuerſyſtem, 
0 wir es heute in allen kapitaliſtiſchen Staaten 
aben. 


Wir wiſſen, daß der Akt der Beſteuerung erſt 
nach der Teilung des erzeugten Mehrwertes in 
Arbeitseinkommen, Lohn, Gehalt einerſeits und 
Profit andererſeits eintritt. Wir haben deshalb 
bei der Steuergeſetzgebung zwiſchen Beſitzſteuern 
und Maſſenſteuern, zwiſchen direkten und indirek⸗ 
ten Steuern zu unterſcheiden. Dieſer Staat hat 
nun ein wunderbar ausgeklügeltes Steuerſyſtem 
geſchaffen, äußerſt raffiniert, um die Tatſache zu 
verſchleiern, daß nach der Aufteilung des Mehr⸗ 
wertes in Arbeitseinkommen einerſeits und Pro⸗ 
fit andererſeits faſt ausſchließlich das Arbeitsein⸗ 
kommen, Lohn ud Gehalt, beſteuert und Profitein⸗ 
nahmen in Danzig freigelaſſen werden. Das 
Steuerſyſtem der kapitaliſtiſchen Klaſſe iſt, wie ich 
ſchon ſagte, ein äußerſt raffiniert ausgeklügeltes 
Syſtem und gekennzeichnet durch die ungeheure 
Mannigfaltigkeit der Steuerarten und durch die 


B) ungeheure Kompliziertheit der Steuermethoden 


an ſich. Warum dieſe ungeheure Mannigfaltigkeit, 
dieſe ungeheure Kompliziertheit? Selbſtverſtänd⸗ 
lich nur, um die Maſſen der Werktätigen unge⸗ 
ſtörter ausbeuten zu können. Nehmen wir nur eine 
einzige Steuerart, die Zuckerſteuer, die indirekt 
von allen Verbrauchern erhoben wird. Es kommt 
einem großen Teil der Bevölkerung gar nicht in 
den Sinn, feſtzuſtellen, daß ſie für jedes Pfund 
Zucker, das ſie kauft, einen ganz beträchtlichen Teil 
als Steuer abführt. Als ich anläßlich einer Wahl⸗ 
verſammlung in Kunzendorf das Syſtem der in⸗ 
direkten Steuern beleuchtete und auch nachwies, 
daß gerade durch die indirekten Steuern die Werk⸗ 
tätigen ausgeplündert würden, da machte ein an⸗ 
weſender Großagrarier den ſehr kennzeichnenden 
Zwiſchenruf: „Wenn ein Arbeiter Steuern zahlt, 
ſobald er Zucker kauft, dann muß ich als Beſitzer 
doch die gleiche Menge als Steueranteil abführen. 
Er dachte nicht daran, daß er mit feinen 5—10 000 
Gulden Einkommen 10 oder 15 Pfennig Steuer 
pro Pfund Zucker ſelbſtverſtändlich viel leichter 
abführen kann, als ein Arbeiter, der, wenn er er⸗ 


werbslos iſt, ein monatliches Einkommen von R 


50 bis 60 Gulden hat. Man hat dieſes Steuer⸗ 
ſyſtem erfunden, um den Kapitaliſten, um der 
Klaſſe der Beſitzenden den Steuerbetrag zu er⸗ 
leichtern und auch um die Abwälzung der Steuer⸗ 
laſten vom Profit auf das Arbeitseinkommen be⸗ 
quemer zu machen. 

Wir ſehen es ganz deutlich an der Geſetzesvor⸗ 
lage, die hier jetzt zur Beratung ſteht. Wohin 


führt das Streben des kapitaliſtiſchen Staates, das 
Streben der beſitzenden Klaſſe 2 Möglichſt mini⸗ 
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male Beſitzſteuern zu erheben, auf der andern Seite 
für ungeheure Maſſenſteuern einzutreten, um die 
Herabminderung der minimalen Beſitzſteuern zu 
ermöglichen und andererſeits die Maſſenſteuern 
noch zu erhöhen. Das Streben der beſitzenden Klaſſe 
in bezug auf Herabminderung der an und für ſich 
ſehr minimalen Beſitzſteuer und Heraufſetzung der 
Maſſenſteuern, der indirekten Steuern, wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich durch den kapitaliſtiſchen Staat unter⸗ 
ſtützt. Das Geſetz, das uns jetzt vorgelegt iſt, iſt ja 
ein ganz klarer Beweis dafür. Die beſitzende Klaſſe 
verſucht die Maſſenſteuern zu ſteigern, die Steuern 
von der Maſſe einzuziehen und die Beſitzſteuer her⸗ 
abzuſenken, weil nämlich bei den Beſitzſteuern 
auch im kapitaliſtiſchen Staat, unter der kapita⸗ 
liſtiſchen Produktionsweiſe je nach den Marktver⸗ 
hältniſſen zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat, 
zwiſchen der beſitzenden und beſitzloſen Klaſſe ein 
mehr oder minder ſtarkes Riſiko der Nichtab⸗ 
wälzbarkeit liegt. 

Die Stellungnahme der Kommuniſten zur Fi⸗ 
nanz⸗ und Steuerpolitik innerhalb des kapita⸗ 
liſtiſchen Staates ergibt ſich ſelbſtverſtändlich aus 
unſerer grundſätzlichen Stellung zum klapitaliſti⸗ 
ſchen Staat. Wir Kommuniſten bewilligen dieſem 
Staat keine Mittel zu ſeiner Exiſtenz, mag die 
Form des kapitaliſtiſchen Staates ſein wie ſie will, 
mag ſie eine monarchiſche oder eine demokratiſche 
ſein. Deshalb führen wir auch innerhalb dieſes 
Staates den ſchärfſten Kampf gegen Maſſen⸗ 
ſteuern und indirekte Steuern und für die ſteuer⸗ 
liche Belaſtung des Kapitals und des Beſitzes. 

Was tut nun aber die S. P. D., die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei? Nun, ich darf ja nur auf 
das vorliegende Geſetz hinweiſen. Mag dieſes 
Geſetz auch noch als Unterſchrift die Namen zweier 
Senatoren tragen, die bereits a. D. ſind, verant⸗ 
wortlich für dieſes Geſetz iſt der ſozialdemokratiſche 
Finanzſenator Dr. Kamnitzer, der Buſenfreund 
des Herrn Jewelowſki. M. D. u. H.! Es iſt kenn⸗ 
zeichnend, daß der Finanzſenator es nicht einmal 
für nötig hält, zu den Beratungen dieſes Geſetzes 
anweſend zu ſein. Stellen wir uns einmal die 
Situation vor, die entſtehen würde, wenn wir 
eine Bürgerblockregierung hätten, die Sozialde⸗ 
mokraten in Oppoſition ſtänden, und ein Finanz⸗ 
ſenator hätte hier ein Finanzgeſetz eingereicht. 
Was würden die Herren von der Sozialdemokratie 
für ein Geheul angeſtimmf haben, wenn der Fi⸗ 
nanzſenator nicht zu den Beratungen des Finanz⸗ 
geſetzes anweſend geweſen wäre! Jetzt find ſie ſtill. 
Es iſt ja ihr Genoſſe Dr. Kamnitzer, der ſich wahr⸗ 


ſcheinlich von den Mühen der Finanzgeſetzgebung, 


er iſt ja allerdings erſt einige Wochen in Tätig- 
keit, aber anſcheinend hat ihn dieſe Tätigkeit ſo 
angeſtrengt, daß er ſich heute an der Danziger 
iviera, in Zoppot, erholt. Aber das iſt kennzeich⸗ 
nend, daß Sie nicht einmal Ihren Finanzſenator 
heranholen, damit er dieſes Geſetz hier vertritt. 
Wir ſehen, von einer Oppoſition der Deutſchnatio⸗ 
nalen können wir doch beim beſten Willen nicht 
ſprechen. Ihr Finanzſenator legt ein Geſetz vor, 
und die Deutſchnationalen freuen ſich darüber und 
erklären, hoffentlich werde es auf dieſem Wege 
weitergehen. Der Zentrumsabgeordnete erklärt, 
wir können Euch die Verſicherung geben, daß wir 
noch mehrere ſolche Geſetze einbringen werden, 
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die den Beſitz und das Kapital in dieſer Art und 
Weiſe entlaſten. Da iſt der Herr Finanzſenator 
hier nicht notwendig, er hat ja andere Leute, die 
ihn hier vertreten. Das alles liegt nicht in der 
heutigen politiſchen Linie der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei. 

Wir wundern uns durchaus nicht, daß die 
Sozialdemokraten ein derartiges Geſetz einbrin⸗ 
gen. Wir wiſſen ja, daß die Sozialdemokraten 
heute mit Marxismus, mit Klaſſenkampf, nichts 
mehr zu tun haben. Und weil Sie eben den Mar⸗ 
xismus, den Klaſſenkampf, über Bord geworfen 
haben, haben Sie Ihre grundſätzliche Einſtellung 
zu all den Problemen dieſer Art gleichfalls über 
Bord geworfen, alſo Ihre grundſätzliche frühere 
Einſtellung in bezug auf die Finanz⸗ und Steuer⸗ 
politik in einem kapitaliſtiſchen Staat. Heute 
verweigern Sie dieſem Staat nicht mehr die Mit⸗ 
tel zu ſeiner Exiſtenz, im Gegenteil, Sie bewilli⸗ 
gen ihm die Mittel, und zwar Mittel, die nicht 
aus den Beſitzenden herausgepreßt werden, ſon⸗ 
dern aus den werktätigen Maſſen. Alſo, Sie be⸗ 
willigen ihm hunderte von Millionen zum Bau 


von Panzerkreuzern, zur Entfaltung und Erhal⸗ 


tung ſeiner Macht. Dieſe Millionen werden nicht 
etwa durch Steuern aus dem Beſitz herausgepreßt, 
ſondern als Maſſenſteuern, denken wir an die 
Bierſteuer des Herrn Finanzminiſters Hilferding. 
Wir kennen ja die Finanzpolitik, die Herr Hilfer⸗ 
ding in Deutſchland treibt. Herr Senator Dr. 
Kamnitzer iſt ja ein Genoſſe des Herrn 
Hilferding und wird ſich wahrſcheinlich von ihm 
ſtets Rat und Hilfe holen. Auch ich habe die 
Ueberzeugung, daß Herr Senator Dr. Kamnitzer 
herzlich wenig von der ganzen Finanzgebarung 
verſteht. Er wird ſich allmählich einleben. Er 
geht mit gutem Beiſpiel voran. Er denkt nicht 
daran, dieſen Geſetzentwurf irgendwie zurückzu⸗ 
ziehen, ſondern läßt ihn hier beraten und wird 
wahrſcheinlich auch im Senat der eifrigſte Befür⸗ 
worter dieſes Geſetzentwurfes ſein. Wir wiſſen 
ja, daß die Sozialdemokratiſche Partei dieſem 
Staat ſeit 1914 die Mittel zur Erhaltung ſeiner 
Exiſtenz bewilligt. Wir wiſſen, daß ſie genau 
dieſelbe Steuer- und Finanzpolitik treibt, wie 
andere bürgerliche Parteien. Wir ſehen es ja, 
ich ſtreifte es ſchon ganz kurz, ganz kraß in Deutſch⸗ 
land, und wir ſehen es auch jetzt in Danzig. 
Ueberall in Danzig und Deutſchland ſitzen die 
Herren der Sozialdemokratiſchen Partei in der 
Regierung, und überall arbeiten ſie praktiſch nicht 
für die Maſſe der Werktätigen, ſondern für den 
Beſitz, für das Kapital. So arbeiten ſie auch in 
bezug auf Finanz⸗ und Steuerpolitik. Wir kennen 
ja alle die Auswirkungen dieſer praktiſchen Poli⸗ 
tik. Gerade die Stellungnahme der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei zur Finanz⸗ und Steuerpolitik 
des kapitaliſtiſchen Staates beweiſt uns ja die 
Abkehr der Sozialdemokratiſchen Partei vom 
Marxismus und vom Klaſſenkampf. Die Vorlage 
eines ſolchen Geſetzes beweiſt das auf das ein⸗ 
dringlichſte. 

Wenn angeblich ein Gegenſatz weltanſchau⸗ 
licher Art zwiſchen der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei und der Deutſchnationalen Partei konſtruiert 
wird, ſo glauben an dieſen Gegenſatz wirklich nur 
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Aneingeweihte. 
Kuliſſen kennt, kennt auch die Verbrüderung und 
das Zuſamenarbeiten dieſer Parteien. Die Werk⸗ 
tätigen erkennen immer mehr, gerade durch die 
Politik, die die Sozialdemokraten in dieſem Staat 
treiben, — Belaſtung der Werktätigen, Entlaſtung 
der beſitzenden Klaſſe — daß dieſer Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen der Sozialdemokratiſchen Partei nicht be⸗ 
ſteht. Wenn hin und wieder mal Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten entſtehen, ſo handelt es ſich um 
Fragen nebenſächlicher Art. Im Prinzip ſind ſie 
ſich einig. Sie haben ja heute ſchon dieſelbe Welt⸗ 
anſchauung. Sie ſtehen grundſätzlich weltanſchau⸗ 
lich auf demſelben Boden, nämlich Erhaltung und 
Förderung des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
und größte Machtentfaltung des kapitaliſtiſchen 
Staates. Als Bürgerliche erklären ſie ſelbſtver⸗ 
ſtändlich immer: Schützt die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft, ſchützt das Privateigentum an Produktions⸗ 
mitteln, ſtärkt das Privateigentum, ſtärkt das 
Kapital. Die Sozialdemokraten wählen für die⸗ 
ſelben Begriffe nur andere Worte und ſprechen 
von Wirtſchaftsdemokratie. Selbſtverſtändlich 
meinen ſie damit die kapitaliſtiſche Wirtſchaft, 
wenn ſie von dieſem Staat, den man ſchützen, den 
man ausbauen muß, reden. 

In den grundſätzlichen Fragen ſind ſie ſich alſo 
einig. Die Sozialdemokratiſche Partei iſt heute 
eben nur eine bürgerliche Arbeiterpartei in dem 
Umfange, wie es in gewiſſem Sinne auch die Zen⸗ 
trumspartei iſt, wo wir allerdings auf dem rech⸗ 
ten Flügel auch Beſitzer der Truſtbourgeoiſie ſitzen 
haben. Wenn Kampf und Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen S. P. D. und Deutſchnationalen 
entſtehen, dann ſind es an und für ſich nicht grund⸗ 
ſätzlich weltanſchauliche Fragen, ſondern ſolche 
nebenſächlicher Art. Heute ſehen wir ja bei die⸗ 
ſem Geſetzentwurf die Uebereinſtimmung aller 
bürgerlichen Parteien von den Deutſchnationalen 
bis zu den Sozialdemokraten, da wir ſelbſtver⸗ 
ſtändlich heute die Sozialdemokratie nur als eine 
bürgerliche Partei anſehen, was ſie ja auch iſt. 
Es handelt ſich dann eben nur um den Kampf, um 
die Futterkrippe, um den Kampf dieſer beiden 
Flügel innerhalb der bürgerlichen Bewegung, um 
die Nutznießung der Verwaltungsſtellen des kapi⸗ 
taliſtiſchen Staates. Heute liegt die Situation in 
allen kapitaliſtiſchen Staaten und auch hier in 
Danzig ſo, daß das Truſtkapital, die Truſtbour⸗ 
geoiſie die Führer der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei notwendiger braucht als die abgetakelten und 
immer mehr und mehr zuſamenſchrumpfenden 
Vertreter des abſterbenden Feudalismus. Einer 
der markanteſten Vertreter des Truſtkapitals in 
Danzig iſt Herr Jewelowſki, der eben eingetreten 
iſt. Sie brauchen die Führer der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei, der Gewerkſchaften notwendiger 
als die Führer der deutſchnationalen Bewegung. 
Darum haben die Herren nicht etwa einen 
Schwegmann als hauptamtlichen Senator in den 
Senat hineingenommen. (Abg. Schwegmann: Ich 
würde auch nicht hineingehen]) Ich bin der Ueber⸗ 
zeugung, daß Sie genau ſo um die Senatorenſeſſel 
kämpfen, wie Herr Arczynſki und Herr Grün⸗ 
hagen. Wenn Sie nicht hineingehen, ſo vielleicht 
Ihr Fraktionskollege Dr. Ziehm oder deſſen Bru⸗ 
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der. Die Perſonenfrage ſpielt dabei keine Rolle. 
Die Herren der Truſtbourgeoiſie brauchen heute 
im Senat nicht Führer der deutſchnationalen Be⸗ 
wegung, ſondern Führer der ſozialdemokratiſchen 
Bewegung, weil wir in einer Zeitepoche der ver- 
ſchärfſten Konzentrierung des Kapitals und des 


verſchärfſten Kampfes der beſitzenden Klaſſe gegen 


die beſitzloſe Klaſſe leben. Da braucht man die 
Führer der ſozialdemokratiſchen Bewegung not⸗ 
wendig, um den Kampf der beſitzloſen Klaſſe ab⸗ 
würgen zu können. Wir wiſſen ja, daß die be⸗ 
ſitzende Klaſſe, die Vertreter der Truſtbourgeoiſie, 
ihre Lakaien in den Vertreterſtellen des kapita⸗ 
liſtiſchen Staates ſehr gut bezahlen. Wir haben 
ja erlebt, wie dieſe Herren einen der markanteſten 
Führer der ſozialdemokratiſchen Bewegung in 
Danzig ſehr gut bezahlt haben, indem ſie ſeine 
Aufwandsentſchädigung von 350 Gulden auf 
2100 Gulden monatlich erhöhten. Wir wiſſen, 
wie andere Führer der ſozialdemokratiſchen Bewe⸗ 
gung für dieſe Lakaiendienſte, die ſie dem Kapital 
leiſten, ſehr gut bezahlt worden ſind, indem ſie 
jetzt als hauptamtliche Senatoren im Senat ſitzen. 
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ſucht, daß Steuern aus den Maſſen der Werktäti⸗ 
gen herausgepreßt werden, daß dieſer Staat den 
Beſitz ſehr wenig belaſtet und ſelbſtverſtändlich 
noch weniger die zehrende Rente. Wenn wir uns 
den Etat des vergangenen Jahres anſchauen und 
ihn mit den Etats vergleichen, die uns die frühere 
deutſchnationale und die Bürgerblockregierung 
vorgelegt haben, dann finden wir wirklich nicht 
den geringſten Unterſchied. Es iſt wirklich, wie 
der Herr Abg. Weiß im vergangenen Jahr anläß⸗ 
lich der Beſprechung der Regierungserklärung 
hier ſagte, alles beim alten geblieben. Ja, wir er⸗ 
klären, es iſt ſogar nicht einmal alles beim alten 
geblieben, ſondern im Gegenteil, es iſt noch viel 
ſchlechter geworden. Von den rund 70 Milli⸗ 
onen, die an Steuern eingenommen werden, ſind 
allein rund 55 Millionen Maſſenſteuern. Bei der 
Einkommenſteuer, die ca. 16% Millionen bringt, 
ſind rund 10 Millionen, die direkt durch Lohnab⸗ 
zug erhoben werden. Dann die Gewerbeſteuer, 
die Umſatzſteuer, die Verbrauchsſteuern, ſie er⸗ 
geben 17 bis 18 Millionen. An Zöllen kommen 
14 Millionen ein. Die Tabakſteuer darf nicht 


Wir ſehen alſo, die kapitaliſtiſche Wirtſchaft unde vergeſſen werden, fie bringt 5 Millionen. Da ha⸗ 


die Herren der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft wiſſen 
gute Dienſte auch ſehr gut zu bezahlen. 

Wo ſind heute die Grundſätze der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Führer, der Sozialdemokratiſchen Partei 
zur Finanz⸗ und Steuerpolitik des kapitaliſtiſchen 
Staates? Hier in dieſem Geſetz ſind ſie enthalten. 
Ich zitiere einen Artikel von Wilhelm Keil, den 
er zu dem Programmentwurf der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei im Jahre 1921 ſchrieb. In dieſem 
Artikel heißt es: 

Darum muß die deutſche Steuerpolitik zugleich 
Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik ſein. Die ſozialen, die 
wirtſchaftlichen und finanzpolitiſchen Gründe ſprechen 
übereinſtimmend für eine Steuergeſetzgebung, die die 
5 Arbeit ſchützt und die zehrende Rente be⸗ 
alter, 


Das ſchrieb ein Sozialdemokrat zum Programm: 
entwurf 1921, und hier ſehen wir die praktiſche 
Arbeit der Sozialdemokratie. Durch dies Geſetz 
wird wahrſcheinlich die ſchaffende Arbeit geſchützt 
und die zehrende Rente belaſtet. 
iſt nämlich der Fall. Durch dieſen Geſetzentwurf 
ſoll die zehrende Rente nicht belaſtet, ſondern ent⸗ 
laſtet werden, und zwar vierteljährlich, ich nehme 
die Angaben, die uns hier gemacht werden und 
die entſchieden nicht ſtimmen, ſondern die Steuer⸗ 
eingänge, die ſchon eingegangen bezw. noch zu 
erwarten ſind, werden bei der verſchärften Kon⸗ 
zentration des Kapitals höher ſein, man ſchützt 
und entlaſtet die zehrende Rente jährlich um rund 
eine Viertelmillion. Das iſt heute Ihre praktiſche 
Arbeit in bezug auf Finanz⸗ und Steuerpolitik. 
Wenn wir nun an die Worte dieſes Herrn Wil⸗ 
helm Keil denken: „Die Finanzpolitik der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei ſoll darauf gerichtet ſein, 
die ſchaffende Arbeit zu ſchützen und die zehrende 

ente zu belaſten“, dann dürfen wir uns nur den 

tat des vergangenen Jahres anſehen. Dann 
werden wir feſtſtellen können, wie dieſe praktiſche 
Arbeit der Sozialdemokraten in der Koalitions⸗ 
regierung für die Werktätigen ausſieht. f 

Ich habe bereits darauf hingewieſen, daß die 
beſitzende Klaſſe durch ein äußerſt fein ausgeflü- 
geltes, raffiniertes Steuerſyſtem zu verſchleiern 


Das Gegenteil S 


ben wir, das ſummiert ſich ſo ſchön zuſammen, 
Maſſenſteuern in Höhe von 55 Millionen. Dieſen 
55 Millionen Maſſenſteuern ſtehen ungefähr 11 
Millionen gegenüber, die den Beſitz belaſten. 
Unter dieſen 11 Millionen ſind ſelbſtverſtändlich 
noch Steuern, die auch nicht dem großen Beſitz auf⸗ 
gehalſt ſind, ſondern noch zum großen Teil Kreiſe 
des Mittelſtandes treffen. Wir ſehen alſo, daß 
der Beſitz ſo gut wie entlaſtet iſt. Wir kennen 
auch die Veränderungen, die in dem Etat des ver⸗ 
gangenen Jahres gegenüber früheren Etats vor⸗ 
genommen worden ſind. Wir wiſſen, daß man im 
vergangenen Jahr bereits das durchführte, was 
Herr Hilferding jetzt in Deutſchland durchzuführen 
gewillt iſt, daß die Mehrausgaben nicht etwa 
durch ſtärkere Belaſtung des Beſitzes hereinge⸗ 
bracht werden ſollen, durch ſtärkere Belaſtung der 
zehrenden Rente, ſondern durch Belaſtung der 
ſchaffenden Arbeit. Denken wir nur an die 
teuern, die Herr Hilferding jetzt einzuführen ge⸗ 
willt iſt. Das, was Herr Hilferding jetzt in 
Deutſchland zur Durchführung zu bringen ver⸗ 
ſucht, haben wir im vergangenen Jahre bereits in 
Danzig erlebt, als die ſozialdemokratiſche Regie⸗ 
rung die Zuckerſteuer um 200 000 Gulden erhöhte, 
jedenfalls einen Betrag von 200 000 Gulden für 
Zuckerſteuer mehr in den Etat einſetzte. 


Das ſind dieſelben Leute, die in allen Ver⸗ 
ſammlungen und, ſobald ſie in Oppoſition ſtehen, 
den ſchärfſten Kampf gegen jede indirekte Steuer 
führen, die, wenn ſie in Verſammlungen draußen 
ſprechen, auch den ſchärfſten Kampf gegen die 
Zuckerſteuer führen. Im vergangenen Jahr haben 
ſie trotzdem die Zuckerſteuer erhöht, die hier in 
Danzig über 2½ Millionen einbringt. Alſo 
2% Millionen werden allein aus indirekten 


— 


Steuern herausgepreßt, die auf dem Zuckerbedarf 
liegen. Zu dieſen 2½ Millionen hat man im ver⸗ 
gangenen Jahr noch 200 000 Gulden mehr heraus⸗ 
geholt. Man hat zu der indirekten Steuer, die auf 
Leuchtmitteln liegt, noch 45 000 Gulden heraufge⸗ 
ſchlagen. Man hat eine Steuer für Zigaretten⸗ 
papier neu eingeführt, die 15 000 Gulden bringen 


— 
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ſoll. Wir ſehen alſo, daß die famoſe Koalitions⸗ 
regierung im vergangenen Jahr mit den 42 ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten, auf die ſich dieſe 
Koalitionsregierung ſtützt und mit den vier libe⸗ 
ral⸗demokratiſchen Abgeordneten, auf die ſie ſich 
ebenfalls ſtützt, allein 114 Millionen mehr an in⸗ 
direkten Steuern herausgeholt hat. Das nennen 
Sie dann praktiſche Arbeit auch in bezug auf 
Steuer⸗ und Finanzfragen für die werktätige Be⸗ 
völkerung. Dann kommen Sie in Ihren Verſamm⸗ 
lungen und erklären, Sie hätten nicht die Mehr⸗ 
heit, deshalb müßten Sie alles das tun, was 
Ihnen, alſo den 42 Abgeordneten der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei, die vier Abgeordneten der 
Liberalen Partei, diktieren. Wenn wir dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf mit den Verſprechungen vergleichen, 
die Sie den Werktätigen vor der Wahl gemacht 
haben, wenn Sie dieſen Geſetzentwurf mit den Pa⸗ 
rolen vergleichen, die Sie als Sozialdemokratiſche 
Partei vor den Wahlen herausgaben, dann er⸗ 
kennt man, wie Sie es verſtanden haben, vor den 
Wahlen die Maſſen zu täuſchen und irre zu füh⸗ 
ren. Wir werden nicht müde, der werktätigen Be⸗ 
völkerung immer wieder den Gegenſatz zwiſchen 
Ihren Worten und Taten, Ihren Verſprechungen 
und der ſogenannten praktiſchen Arbeit in der Re⸗ 
gierung aufzuzeigen. Dieſer Gegenſatz wird von 
den Werktätigen immer mehr erkannt, und immer 
mehr ziehen die Werktätigen auch die Konſequen⸗ 
zen. Sie wiſſen ja ganz genau, daß Ihre Partei 
immer mehr zerbröckelt, zerbröckeln muß, weil Sie 
den Klaſſenkampf nicht beſeitigen können, ſolange 
es Klaſſen gibt, trotz Ihrer Wirtſchaftsdemokratie. 


(B) Die Arbeiter werden ſich deshalb unter Führung 


der Kommuniſtiſchen Partei ſammeln, die einzig 
und allein den revolutionären Klaſſenkampf gegen 
die beſitzende Klaſſe führt. (Abg. Gerick: Das ſteht 
ſchon einmal im Stenogramm!) Was haben Sie 
vor den Wahlen erklärt? Wenn man wieder Ihre 
Kampfziele durchlieſt, die Sie vor den Volkstags⸗ 
wahlen aufſtellten, ſieht man allerdings, daß Sie 
ſchon viel aus Ihren Regierungsperioden in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern gelernt haben, daß Sie 
ſchon ein bißchen vorſichtiger geworden ſind und 
den Mund nicht mehr ganz ſo voll nehmen. Aber 
trotzdem beſteht noch immer ein ungeheurer Ge⸗ 
genſatz, eine ungeheure Kluft zwiſchen Ihren da⸗ 
maligen Worten und heutigen Taten. So haben 
Sie in Ihren Kampfzielen unter Nr. 4 propa⸗ 
giert: „Förderung der Wirtſchaft durch Abbau 
wirtſchaftsfeindlicher Steuern und Abgaben. 
Schutz der Konſumenten gegenüber der Teuerung.“ 
Das iſt eine Faſſung, die genau ſo von den 
Deutſchnationalen gebraucht werden kann. Die 
Deutſchnationalen werden ſich beſtimmt nicht 
ſcheuen, zur nächſten Volkstagswahl dieſelbe For⸗ 
derung wörtlich zu übernehmen und ſie nicht nur 
zu übernehmen, ſondern auch danach zu handeln. 
Wenn die Forderung nach Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft durch Abbau wirtſchaftsfeindlicher Steuern 
und Abgaben von den Deutſchnationalen aufge⸗ 
ſtellt wird, dann werden ſie auch danach handeln. 
Dann beſteht natürlich kein Gegenſatz zwiſchen 


Sozialdemokraten und Deutſchnationalen; denn h 


innerhalb des jetzigen kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems kann es ſich immer nur um die Förderung 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft handeln. Wenn die 
Sozialdemokraten hier erklären, Förderung der 
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Wirtſchaft durch Abbau wirtſchaftsfeindlicher 
Steuern und Abgaben, dann werden ſie in Aus⸗ 
führung dieſer Formulierung in allen ihren 
Wahlverſammlungen niemals erklärt haben: 
„Wir wollen die Kapitalverkehrsſteuer abbauen.“ 
Sie werden vielmehr erklären, ſie verſtänden 
unter dieſen Steuern ſelbſtverſtändlich die Umſatz⸗ 
ſteuer, die Zuckerſteuer uſw. Um den Abbau dieſer 
Steuern wollten Sie kämpfen. Das werden Sie 
in allen Verſammlungen erklärt und propagiert 
haben. Jetzt führen Sie dieſe Forderung auf 
Förderung der Wirtſchaft durch Abbau wirtſchafts⸗ 
feindlicher Steuern und Abgaben durch. Nur 
bauen Sie nicht die Steuern ab, die Sie 
in Ihren Verſammlungen abbauen wollten, ſon⸗ 
dern die, deren Abbau die Deutſchnationalen in 
ihren Wahlverſammlungen propagiert haben. Die 
Deutſchnationalen brauchten alſo gar nicht in die 
Regierung hineinzugehen und konnten ruhig 
draußen bleiben. Denken wir nur an das Beam⸗ 
tenbeſoldungsgſetz, das die Deutſchnationalen ei⸗ 
gentlich gemacht haben und das auch von den So⸗ 
zialdemokraten durchgeführt worden iſt. Dasſelbe 
iſt bei dieſem Geſetz der Fall, das von Herrn Dr. 
Volkmann geſchaffen wurde. Ich glaube, daß auch 
der Abg. Rahn ſeine Einſtellung gegen Herrn Dr. 
Volkmann ein bißchen ändern wird. (Abg. 
Rahn: Im Gegenteil, er iſt mir nicht weit genug 
gegangen!) Jetzt iſt er deshalb verſchnupft, weil 
Herr Dr. Volkmann nicht weit genug gegangen 
iſt. (Abg. Rahn: Weil er nicht genug davon ver⸗ 
ſtand, genau wie Sie! — Heiterkeit.) Ich gebe 
ohne weiteres 
Sie immer wieder erklärt haben, für alle Fragen 
wirtſchaftlicher und politiſcher Art ſeien Sie in 
Danzig allein die maßgebende Perſönlichkeit. An⸗ 
läßlich einer anderen Beratung habe ich bereits 
betont, daß ich Herrn Rahn dieſen Ruf gern laſſen 
will. (Abg. Rahn: Ich höre das ruhig an, und 
freue mich, daß Sie ſo viel erzählen!) Sie können 
ſich um ſo beſſer auf das vorbereiten, was Sie 
ſagen wollen. Wir wiſſen, daß Sie den Anſpruch 
erhoben haben, allein alles überſchauen zu können. 
Es iſt ſchade, daß Sie nicht Finanzſenator gewor⸗ 
den ſind. (Abg. Rahn: Der Staat kann dafür nicht 
genug bezahlen! — Heiterkeit) Sie wären wahr⸗ 
ſcheinlich teurer geweſen. (Abg. Rahn: Ich bin 
nicht jo billig, wie Sie!) Ich bin der Ueberzeu⸗ 
gung, daß Sie das noch erreichen und in Gnaden 
aufgenommen werden, falls Dr. Kamnitzer 
verſagt. 


Ich gebe gern zu, daß ich in Finanzfragen, was 
die techniſche Seite anlangt, durchaus nicht ſo ein⸗ 
gedrungen bin, wie Sie. Sie wiſſen aber ganz ge⸗ 
nau, daß das für uns als Kommuniſten nicht not⸗ 
wendig iſt, jondern für uns etwas anderes maß⸗ 
gebend iſt. Wir beleuchten dieſe oder jene Steuer⸗ 
art und nehmen zu allen Problemen unter dem 
Geſichtspunkt des revolutionären Klaſſenkampfes, 
des Gegenſatzes zwiſchen der beſitzloſen und der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe Stellung. Sie (nach rechts) 
allerdings machen es ſich leicht. 


Sie kommen 
er, und die Sozialdemokraten führen alles 
durch, was Sie für Ihren Beſitz haben wollen. 
Unter dieſem Geſichtspunkt kann man alle 
Fragen aufrollen. Wenn Sie, m. H. Sozialdemo⸗ 
kraten, außerdem in einem Ihrer Flugblätter, es 


zu, Sie überkluger Herr Rahn, daß D 


{A 
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handelt ſich um die famoſe rote Wahlpoſt, und 
zwar in Nr. 5, erklären: „Sonntag fällt die Ent⸗ 
ſcheidung, Wähler und Wählerinnen, wählt die 
Sozialdemokratie! Wir wollen alle Armen und 
Schwachen vor Not und die geſamte Bevölkerung 
vor Ausbeutung ſchützen“, dann halten Sie dieſe 
Parole einmal an dieſes Geſetz heran. Vergleichen 
Sie dieſe Parole mit den Auswirkungen dieſes 
Geſetzes, und dann erklären Sie einmal, inwiefern 
dieſes Geſetz tatſächlich die geſamte Bevölkerung 
vor Ausbeutung ſchützt. So propagierten Sie 
immer wieder in allen Ihren Verſammlungen 
den Kampf gegen jede indirekte Steuer, den 
Kampf gegen die Tabakſteuer, den Kampf gegen 
die Zuckerſteuer, den Kampf gegen die Umſatzm⸗ 
ſteuer. Und als Sie in der Regierung waren, 
wurde die Umſatzſteuer nicht abgebaut, da wurden 
die Erträgniſſe aus der Zuckerſteuer um 200 000 
Gulden erhöht, aber Steuern, die die zehrende 
Rente belaſten, werden abgebaut. Sehr intereſſant 
iſt es, ſich einen Artikel aus Ihrem Wahlhandbuch 
anzuſehen. Sie wiſſen, daß ich ſchon wiederholt Ar⸗ 
tikel aus Ihrem Wahlhandbuch zitiert habe, das 
Sie vor den Wahlen herausgegeben haben. Sie 
haben ja dieſes famoſe Wahlhandbüchlein, das 
Sie ſich ſehr viel Geld haben koſten laſſen, für 
Ihre Funktionäre herausgegeben. Es iſt bei mir 
einmal in die falſchen Hände geraten, und ich 
werde nicht müde werden, dieſes Wahlhandbuch 
immer wieder zu benutzen, um den Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen Ihren Worten und Taten zu beweiſen. In 
dieſem Wahlhandbuch ſchreiben Sie, und das paßt 
famos zu dem Geſetzentwurf, den Ihr Herr Dr. 
Kamnitzer vorlegt, auf Seite 43 unter der Ueber⸗ 
ſchrift „Die direkten Steuern.“ Es heißt da: 
„Leichtfertige deutſchnationale Finanzwirtſchaft.“ 
Nun hören Sie einmal, wie Sie vor den Wahlen 
die „leichtfertige deutſchnationale Finanzwirt⸗ 
ſchaft“ kritiſiert haben. 


Die Steuerpläne des Senats waren auf Neubil⸗ 
dung von Kapital zugeſchnitten. Man rechtfertigte ſie 
mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit der Förde⸗ 
rung der Produktion und der Erreichung der Kapital⸗ 
bildung. 5 

Wie vertraut ſind doch dieſe Töne, wenn man die 

Begründung zu dieſem Geſetzentwurf durchlieſt: 

Förderung der Produktion aber war für den Se⸗ 
nat gleichbedeutend mit Förderung des Profits der 
Großkapitaliſten, und die Kapitalbildung ſollte durch 
die Schonung der großen Vermögen erleichtert 
werden. 

Wie iſt mir? Dasſelbe behaupten Sie doch jetzt 

auch. Dasſelbe hat auch der Vertreter der Zen⸗ 

trumspartei hier behauptet. Oder glauben Sie 
etwa, wir lebten in einem andern Staat? Iſt etwa 
dieſer Staat über Nacht in einen ſozialiſtiſchen 
umgewandelt worden? Das wird niemand glau⸗ 
ben, auch wenn jetzt eine ganze Anzahl hauptamt⸗ 
licher Senatoren, die der Sozialdemokratiſchen 

Partei angehören, im Senat ſitzen. Sie erklären 

dann hier weiter: „Es ſollte nicht das kleine, ſon⸗ 

dern das große Vermögen geſchützt werden.“ Ich 
möchte wiſſen, was durch dieſen Geſetzentwurf ge⸗ 
ſchützt werden ſoll. Ich bin überzeugt, daß Herr 

9 5 Rahn ſich hier hinſtellen und erklären wird, 

aß gerade das kleine Vermögen nicht genug ge⸗ 
ſchützt wird. Im Gegenteil, dieſer Geſetzentwurf 


Aber vielleicht werden die Herren im Ausſchuß 
auch das kleine Vermögen ſchützen. Sie ſchütteln 
mit dem Kopf, ich glaube es auch nicht; denn das 
liegt nicht im Sinn der Entwicklung der Truſt⸗ 
Bourgeoiſie und des Truſt⸗Kapitals. Gegenüber 
dieſer Einſtellung des Senats und der Rechtspar⸗ 
teien hatte die Sozialdemokratie die Aufgabe, die 
ſoziale und ſteuerliche Gerechtigkeit zurückzuer⸗ 
kämpfen. Hohe Löhne und niedrige Steuerlaſten 
für Arbeitseinkommen tragen ebenfalls zur Ka⸗ 
pitalbildung bei. Warum machen Sie das nicht? 
Weil Sie es nicht können. Nicht Sie diktieren, ſon⸗ 
dern das Kapital, die beſitzende Klaſſe, und des⸗ 
halb machen Sie auch jetzt in ſteuerlicher und 
finanzieller Beziehung genau dasſelbe, was die 
Deutſchnationalen, die Bürgerblockregierung ge⸗ 
tan hat. „Anſere Partei hat in dieſen Fragen — 
in allen, die ich vorgeleſen habe — ihren Grund⸗ 
ſätzen faſt reſtlos zur Anerkennung verholfen.“ 
Na, na! Nennen Sie die Einbringung dieſes Ge⸗ 
ſetzes die reſtloſe Anerkennung Ihrer Grundſätze 
zur Kapitalbildung? Das wird niemand behaup⸗ 
ten können, ſondern jeder wird das Gegenteil er⸗ 
klären. b 

| Ich ſagte ſchon, daß die beſitzende Klaſſe in die⸗ 
ſem Staat ſolange diktieren wird, wie wir das 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem haben, und daß 
die Macht der beſitzenden Klaſſe erſt durch die ſo⸗ 
ziale Revolution gebrochen werden wird. So⸗ 
lange das nicht der Fall iſt, werden, auch wenn 
42 Abgeordnete der Sozialdemokratiſchen Partei 
Stützen der Regierung ſind, und nur vier Ver⸗ 
treter der beſitzenden Klaſſe, des ausgeſprochenen 
Kapitalbeſitzes, in der Koalition ſind, neben den 
Vertretern der ſchwarzen Kulturreaktion, dieſe 
vier immer diktieren. In Danzig wird Herr Je⸗ 
welowſki diktieren, und die Sozialdemokraten und 
ſein Freund Dr. Kamnitzer werden nach ſeiner 
Pfeife tanzen. Die Danzig⸗polniſche Verſtändi⸗ 
gung marſchiert, und zwar ſo, daß die Werktätigen 
von Jahr zu Jahr in eine immer elendere Lage 
hineingeraten. So ſieht die Verſtändigung aus. 
Ich ſage auch, daß der Wille zur Verſtändigung 
bei der jetzigen Regierung durchaus vorhanden 
iſt, und nicht, was Herr Hohnfeldt ſagte, daß er 
an den guten Willen zur Verſtändigung nicht 


lich eine Verſtändigung des Danziger Kapitalbe⸗ 
ſitzes mit dem polniſchen Kapitalbeſitz, eine Ver⸗ 
ſtändigung in der Art, daß die beſitzende Klaſſe in 
Danzig ſich mit der beſitzenden Klaſſe in Polen 
durchaus verſtändigt, wie ſie ihre beiderſeitigen 


Werktätigen verbeſſert. Die Danziger Bevölkerung 
wird von Jahr zu Jahr mehr die Erfolge dieſer 
Verſtändigungspolitik der jetzigen Koalitionsre⸗ 
gierung ſpüren. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die 
Deutſchnationalen die Verſtändigungspolitik ge⸗ 
nau ſo geführt hätten und auch genau ſo geführt 
haben, nur daß ſie vielleicht hin und wieder durch 
Geſten zu betonen ſuchten: „Wir ſind trotzdem 
rein deutſchnational und wollen mit den Polen 
nichts zu tun haben.“ 


Daß Herr Jewelowſki in Steuer⸗ und Finanz 


ſachen Diktator iſt, daß er tatſächlich herrſcht und 
ſein Wort allein gilt, dafür iſt dies Geſetz natür⸗ 
lich auch ein Beweis. Ich will noch ein Ereignis 


dient dazu, gerade das große Vermögen zu ſchützen. “anführen, das ſich beim Volksentſcheid im Senat 


glaube. Ich ſagte, die Verſtändigung iſt da, näm⸗ 


Profite auf Koſten der Danziger und polniſchen 
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abſpielte als dort die Frage behandelt wurde, 
ob die beiden Volksentſcheide zugleich oder hinter⸗ 
einander zur Abſtimmung gelangen ſollten. Es 
wurde der Vorſchlag gemacht, den deutſchnatio⸗ 
nalen Geſetzentwurf dadurch zu ſabotieren, daß 
man über ihn zuerſt abſtimmen läßt und in zwei⸗ 
ter Linie über den Volkswillen. (Hört, hört! 
rechts.) Rufen Sie nicht „hört, hört“; denn Sie 
glauben doch auch nicht, daß es ernſt war, den 
Volkswillen durchzubringen. Sie werden gleich 
das Gegenteil hören. Ein Sozialdemokrat wahr⸗ 
ſcheinlich, der die hohe kapitaliſtiſche Diplomatie 
nicht mit Löffeln gefreſſen hatte, der wie ein 
Bär herumtappte und an Ehrlichkeit bei politi⸗ 
ſchen Aktionen glaubte, erklärte, man ſolle über 
den Volkswillen als zweiten Entwurf abſtimmen 
laſſen, dann käme er beſtimmt durch. Ich bin auch 
der Ueberzeugung, daß er dann durchgekommen 
wäre, weil die Maſſen, die für den erſten Entwurf 
geſtimmt hatten, auch für den zweiten eingetreten 
wären. Da erklärte Herr Jewelowſki, das machen 
wir nicht; denn wir haben kein Intereſſe daran, 
einen Volksentſcheid⸗Geſetzentwurf durchzubekom⸗ 
men. Was Herr Jewelowſki ſagte, geſchah. Es 
wurde an einem Sonntage gemeinſam abge⸗ 
ſtimmt. Wir wiſſen auch, wie die Sozialdemokra⸗ 
ten immer über den Verbrauch der Steuergelder 
hergezogen ſind. Ich weiſe auch auf eine Artikel⸗ 
ſerie in dem Flugblatt der „Roten Wahlpoſt“ hin. 
In der „Roten Wahlpoſt“ Nr. 3 waren mehrere 
Verslein zitiert. Ich habe einen ſchon bei der Be⸗ 
ratung über die Ohraer Simultanſchule ange⸗ 
führt: „Nach Ohra ſchielt der Zentrumsmann, ob 


(B) er die Schule kriegen kann.“ Kaum waren die So⸗ 


zialdemokraten im Senat, da brauchte das Zen⸗ 
trum nicht danach zu ſchielen, ſonſt hätte es wahr⸗ 
ſcheinlich Schielaugen bekommen: Die Schule 
wurde der Zentrumspartei geſchenkt. Ein anderes 
Verslein der „Roten Wahlpoſt“ Nr. 3 lautete: 
„Die Innenpolitik der Rechten iſt, fette Aemter 
zu erfechten.“ Wie iſt es denn heute? Ihre Herren 
Arczynſki, Grünhagen, Dr. Kamnitzer und Gehl 
haben dies Verslein in die Tat umgeſetzt. Darin 
beſteht kein Unterſchied zwiſchen Ihren Worten 
vor den Wahlen und Ihren Taten nach den Wah⸗ 
len. Die Herren haben Ihre fetten Aemter tat⸗ 
ſächlich erwiſcht. Wir ſehen alſo auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht die gleiche Politik bei den Sozialdemokraten 
und Deutſchnationalen. Die Deutſchnationalen 
werden bei den nächſten Wahlen erklären, die In⸗ 
nenpolitik der Sozialdemokraten ſei es, fette Aem⸗ 
ter zu erfechten. Sie haben vielleicht ein paar 
Dichter oder Rektoren in Ihren Reihen, die einen 
Reim dafür finden werden. 

Gegen dieſe Politik der Führer der Sozial⸗ 
demokraten beginnen die Arbeiter in Deutſchland 
und auch hier in Danzig zu rebellieren. Da erin⸗ 
nere ich Sie, m. H. Sozialdemokraten, ganz be⸗ 
ſonders an die Diſtriktsverſammlung des achten 
Diſtriktes vor ungefähr zwei Wochen. Sie wiſſen 
ganz genau, wie dort die ſozialdemokratiſchen Ar⸗ 
beiter gegen Ihre Politik wetterten, wie die ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Arbeiter erklärten, wenn dieſe 
Politik weiter geführt würde, werden die Er⸗ 
werbsloſen nicht einen Pfennig bekommen. Es ſei 
eine Schande, daß die Erwerbsloſen mit 15 Gul⸗ 
den wöchentlich abgeſpeiſt würden und das Ge⸗ 
halt Gehls auf 2 100 Gulden monatlich erhöht 
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worden ſei. Wenn Sie Namen wiſſen wollen, — (0) 


der dieſe Ausführungen machte, war ein gewiſſer 
Stein aus Heubude, ein Mitglied der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei. Uebrigens ſitzt hier Frau 
Abg. Müller, die das durchaus beſtätigen kann. 
Wenn Sie immer über den Verfall der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei herziehen, verſuchen Sie nur, die 
Aufmerkſamkeit von dem Verfall in Ihrer eigenen 
Partei abzulenken, von der Aufmerkſamkeit auf 
die Rebellion Ihrer eigenen Arbeiter gegen Ihre 
Politik abzulenken. (Abg. Gerick: Sie junger 
Mann!) Verſuchen Sie, zu widerlegen, was ich 
über die Diſtriktverſammlung des achten Bezirks 
geſagt habe. (Abg. Gerick: Sehen Sie ſich Ihre 
Vorſtandsſitzungen an!) Dieſelbe Politik, die Sie 
in Danzig führen, führen Sie als Sozialdemokrat 
überall. Ueberall rebellieren die Arbeiter gegen 
dieſe Politik, nur daß dieſe Rebellion bei den Ar⸗ 
beitern ehrlich gemeint iſt, während die ſogenann⸗ 
ten Linksführer der Sozialdemokratiſchen Partei 
damit ein unehrliches Spiel treiben. In der 
Volkstagsfraktion der S. P. D. haben wir auch 
eine ganze Menge ſolcher linken Führer, die auch 
gegen dies Geſetz ganz energiſch Sturm in den 
Fraktionsſitzungen gelaufen ſind. Aber es war 
dieſen Führern ſelbſtverſtändlich nicht ernſt darum 
zu tun, dies Geſetz zu verhindern. Mir iſt der 
Sturm, der in Ihren Fraktionsſitzungen ſehr oft 
tobt, genau bekannt. Ich erinnere nur an die Aus⸗ 
einanderſetzungen in Ihrer Fraktion anläßlich 
der Debatten beim Beamtenbeſoldungsgeſetz. Aber 
alle Leute, ein Schmidt und wie ſie heißen mögen, 
die in Ihrer Fraktion dagegen opponieren, denken 
nicht daran, die Konſequenzen zu ziehen, nämlich 
aus dieſer Partei des Arbeiterverrats auszutreten. 
Das machen die Arbeiter, die ehrlich gegen Ihre 
Politik opponieren. Die linken Führer verſuchen 
durch ihre Phraſen die aus der Partei ausſchei⸗ 
denden Arbeiter einzufangen, die zur Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei ſtoßen. 

Immerhin ſind die Ausführungen der linken 
Führer der S. P. D. in Danzig und auch in 
Deutſchland ſehr intereſſant. Sie beſtätigen das, 
was wir immer wieder von der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Politik behauptet haben. Die linken Führer 
der Sozialdemokraten in Deutſchland ſagen genau 
dasſelbe, was unſere kommuniſtiſchen Genoſſen in 
Deutſchland jagen. Es heißt in der Zeitſchrift „Der 
Klaſſenkampf“ in einem Artikel vom 15. Sep⸗ 
tember 1928. „Die Regierung muß nach ihren 
Taten beurteilt werden.“ So hieß es nämlich in 
den Reſolutionen, in den Theſen, die auf dem 
letzten Parteikongreß der Sozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands aufgeſtellt wurden. Nun jagt 
der Verfaſſer des Artikels, Fritz Bienik, folgendes: 
„Welches aber ſind die Taten der Politik, für die 
dieſe Regierung, in der die Sozialdemokratie die 
Führung haben ſoll, verantwortlich iſt?“ Er führt 
dann weiter aus: 

Die Senkung der Lohnſteuer, wie fie die Soßlal⸗ 
demokratie verlangte, wurde von den bürgerlichen 
Parteien abgelehnt. Die Kompromißlöſung beſeitigr 
den vom alten Bürgerblock⸗Reichstag beſchloſſenen 
Mißſtand nicht. Den 11. Auguſt zum Nationalfeier⸗ 
tag zu erklären, wurde abgelehnt; die Bedingung 
der Deutſchen Volkspartei alſo erfüllt. Der Panzer⸗ 


kreuzer A wird gebaut, die Bedingung der Deutſchen 
Volkspartei erfüllt. Die Todesſtrafe, deren Abſchaf⸗ 
fung verkündet wurde, ſoll gegen den Widerſtand der 
Sozialdemokraten in das neue Strafrecht übernom⸗ 
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men werden. Der alte Bürgerblock im neuen Reichs⸗ 


tag hat ſo beſchloſſen. Die vom Bürgerblock beſchloſſe⸗ 
nen Lebensmittel⸗ und Induſtriezölle werden nicht 
abgebaut, dagegen iſt die Erhöhung des Zuckerzolls 
beſchloſſen worden. Die Steuermißwirtſchaft, die unter 
dem Bürgerblock einen gigantiſchen Umfang er⸗ 
reichte — im Jahre 1926 faſt 700 Millionen Mark 
Steuerrückſtände! — wird nicht beſeitigt. Von der 
Offenlegung der Steuerliſten ſpricht kein Menſch 
mehr. Die vom Bürgerblock für die arbeitende Bevöl⸗ 
berung beſchloſſenen Nachteile, ſo u. a. die Herab⸗ 
ſetzung der Einfuhrkontingente von Gefrierfleiſch, 
werden nicht beſeitigt. Die bürgerlichen Parteien 
haben einen ſozialdemokratiſchen Antrag, der die alte 
Menge wieder freigeben ſollte, abgelehnt. 

Ein Geſetzentwurf über die Ratifizierung des 
Waſhingtoner Abkommens und die Feſtlegung des 
Achtſtundentages iſt bis jetzt von der Regierung nichr 
eingebracht worden. Ein Wohnungsbauprogramm, 
das der unter der unerträglichen Wohnungsnot lei⸗ 
denden armen Bevölkerung Wohnungen zu erſchwing⸗ 
lichen Mietpreiſen gibt, iſt weder in der Durchfüh⸗ 
rung, noch überhaupt bisher vorgelegt worden. Für 
die Arbeitsbeſchaffung iſt nichts geſchehen. 

Die mit Brutalität von den Eiſenbaronen ver⸗ 
fügte Arbeitsloſigkeit von über 213 000 Arbeitern 
war für die Regierung kein Anlaß, die Machtmittel 
des Staates gegen die Kapitaliſten einzuſetzen. Statt 
eine Erweiterung der Machtſtellung des Staates über 
die großen Kartelle und Privatmonopole durchzu⸗ 
ſetzen, kapitulierte man im Eiſenkampf vor den Kon⸗ 
zern⸗ und Kartellmagnaten. Nicht Sicherung eines 
angemeſſenen Reallohnes wurde der werktätigen Be⸗ 
völkerung, dafür aber brachten die Schiedsſprüche den 
Textil⸗ und anderen Arbeitern bis zu 60 Stunden 
wöchentliche Arbeitszeit. Das Verlangen Severings, 
nur noch in beſchränktem Umfange Reichsmittel für 
die kapitaliſtiſche Streikbrechergarde, die Teno zur 


Verfügung zu ſtellen, wurde von allen bürgerlichen 


Parteien zurückgewieſen. Das von der Sozialdemo⸗ 

kratie geforderte Ausführungsgeſetz zu Artikel 48 der 

Verfaſſung wird von dem ſozialdemokratiſchen Innen⸗ 

BE nicht vorgelegt, weil Hindenburg es ver⸗ 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich bitte 
Sie ſehr dringend, endlich zu dem vorliegenden 
Geſetz zu ſprechen. (Frau Abg. Kreft: Dazu 
ſpricht er die ganze Zeit! Er kann nicht hören!) 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt alſo 
genau dasſelbe Theater wie in Danzig, genau die⸗ 
ſelbe praktiſche Arbeit, die ſo ausſieht, wie ſie uns 
in dieſem Geſetzentwurf hier vorgelegt wird. Ge⸗ 
nau ſo wie in Deutſchland haben wir auch hier in 
Danzig den Sturm der Empörung gegen dieſe Art 
praktiſche Arbeit der Sozialdemokraten im kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat zu verzeichnen. Ich glaube, daß 
es entſchieden auch zu dieſem Geſetzentwurf gehört, 
wenn ich auf den Sturm der Entrüſtung in den 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterkreiſen zu dieſer Art 
praktiſcher Arbeit der Sozialdemokraten eingehe. 
(Abg. Raſchke: Sehr richtig!) Wir ſehen, daß die 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter den ſchärfſten Kampf 
gegen die Führer ihrer Partei führen, daß die lin⸗ 
ken Führer der Sozialdemokratiſchen Partei ſo⸗ 
wohl in Deutſchland wie in Danzig mit Worten 
und Phraſen dieſen Kampf führen, daß ſie aber 
durch die Art des Kampfes nur verſuchen wollen, 
die Abwanderung der Arbeiter zur Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei zu verhindern. Es wird dieſen Leuten 
nicht gelingen; denn dieſe Leute werden einſehen, 
daß die linken Führer der Sozialdemokratiſchen 
Partei für den revolutionären Klaſſenkampf ſehr 
gefährlich ſind. N 
Wenn wir uns nun einmal das vorliegende 
Geſetz anſehen, dann ſehen wir, daß es ſich bei die⸗ 
len Steuern durchweg um ausgeſprochene Beſitz⸗ 
ſteuern handelt. Es handelt ſich hier um die Er⸗ 
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mäßigung der Geſellſchaftsſteuer, der Wertpapier⸗ 
ſteuer, der Börſenumſatzſteuer und die Beſeitigung 
der Geldumſatzſteuer. Den Zweck, der durch die 
Durchführung dieſer geſetzlichen Maßnahmen er⸗ 
reicht werden ſoll, habe ich wiederholt geſtreift. 
Wir brauchen aber gar nicht ſo weit zu ſuchen, um 
den Beweis für meine Ausführungen in bezug 
auf den Zweck dieſes Geſetzes zu führen, ſondern 
wir finden in aller Brutalität die Begründung 
im Geſetzentwurf ſelbſt angegeben. Es heißt hier 
ganz offen und brutal: „Der Entwurf will der 
Wirtſchaft für ihren Wiederaufbau weitere ſteuer⸗ 
liche Erleichterungen gewähren“, ſelbſtverſtändlich 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Man ſucht natür⸗ 
lich den Arbeitern Sand in die Augen zu ſtreuen, 
als ob es ſich bei dieſem Geſetzentwurf auch um die 
Wahrung der Intereſſen der Arbeiterſchaft han⸗ 
delt. Wir haben ja auch gehört, daß der Vertreter 
des Zentrums das mit ſo ſchönen Worten hier zu 
ſagen wußte, daß die Kapitalbildung, die durch 
dieſen Geſetzentwurf gefördert werden ſolle, Arbeit 
bringe. Er wußte zu erklären, daß es leider die fi⸗ 
nanzielle Lage nicht geſtatte, noch mehr ſteuerliche 
Befreiungen dieſer Art durchzuführen, daß die 
jetzige Regierung aber alles daran ſetzen werde, 
um Geſetze dieſer Art zu verabſchieden. Das iſt ein 
Sand⸗in⸗die⸗Augen⸗ſtreuen für die Werktätigen. 
Hier in dem Geſetzentwurf wird erklärt: 

Der Mangel an Betriebskapital mußte zu einer 
Verkleinerung des Betriebes und damit auch zu einer 
weſentlichen Verminderung der Erwerbsmöglichkeiten 
für weite Kreiſe der Bevölkerung führen (Entlaſſun⸗ 
gen, Arbeitsſtreckung, Kurzarbeit). Es gilt, die ver⸗ 
loren gegangenen Betriebsmittel wieder zu ergänzen. 
Die Geſellſchaften ſind daher gezwungen, den Kapi⸗ 
talmarkt in Anſpruch zu nehmen. Die Beſchaffung 
von Betriebskapital zu Bedingungen, die die Fort⸗ 
ſetzung ertragreicher Arbeit und damit die Fernhat⸗ 
tung der Arbeitsloſigkeit von breiten Schichten der 
Bevölkerung ſichert, iſt durch das Zuſammenwirken 
verſchiedener Umſtände in hohem Maße erſchwert. 
Die im Inland zur Verfügung ſtehenden Gelder ſind 
infolge der durch den Krieg und den Währungsverfall 
herbeigeführten Verarmung verhältnismäßig gering. 
Aus dieſem Grunde kann der Bedarf der inländi⸗ 
ſchen Wirtſchaft an neuen Betriebsmitteln nicht nur 
aus inländiſchen Quellen gedeckt werden, es muß 


vielmehr darauf Bedacht genommen werden, auch 


ausländiſches Kapital heranzuziehen. 


Alſo wird hier erklärt, Arbeiter ſeht doch einmal, 


wir verſuchen, durch dies Geſetz die Beſchaffung 
von Betriebskapital zu erleichtern. Es wird tat⸗ 
ſächlich mehr Arbeit geſchaffen, dadurch wird auch 


die Arbeitsloſigkeit zum Teil beſeitigt. Darum 
können wir doch auch für dieſes Geſetz fein, darum 


müſſen wir auch für forcierte Kapitalbildung, für 
Erleichterung der Beſchaffung von Kapital eintre⸗ 
ten. Schließlich iſt Herr Dr. Kamnitzer doch Fi⸗ 


nanzſenator und die hier in der Begründung an⸗ 


geführte Argumentation auch ſeine Argumenta⸗ 
tion. Dann will ich nur noch auf das hinweiſen, 
was die Herren Sozialdemokraten, ich glaube auch 


Herr Dr. Kamnitzer wird ſich früher innerhalb der. 


Fraktion mit der Finanz⸗ und Steuergeſetzgebung 
befaßt haben, ſchreiben. Der Artikel 
vielleicht ſogar von Herrn Dr. Kamnitzer ſelbſt 


ſtammen. Es wird darin gejagt, neue Arbeit könne 


nicht auf dem Wege geſchafft werden, den die 
Deutſchnationalen in bezug auf die Finanzver⸗ 
hältniſſe und die Finanzgebarung einſchlagen, ſon⸗ 
dern das könne auch erreicht werden durch hohe 
1 5 und niedrige Steuerlaſten für Arbeitsein⸗ 
ommen. 
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Mögen unter dieſem Geſetz auch die Anter⸗ 
ſchriften zweier früherer Senatoren ſtehen, ſo hat 
es doch der ſozialdemokratiſche Finanzſenator Dr. 
Kamnitzer eingebracht. Wenn er es beraten läßt, 
erklärt er ſich auch mit der Begründung des Ge⸗ 
ſetzes identiſch. Dieſe Begründung ſteht in einem 
direkten Gegenſatz zu den Ausführungen über die 
leichtfertige deutſchnationale Finanzwirtſchaft in 
Ihrem Wahlhandbuch. Wenn man die famoſe Be⸗ 
gründung zu dieſem Geſetzentwurf lieſt, die Be⸗ 
ſchaffung von Betriebskapital, die Erhöhung, die 
Konzentration des Kapitals bedeute die Beſeiti⸗ 
gung der Arbeitsloſigkeit und Beſchaffung von 
Arbeit, dann ſtimmen dieſe Argumentationen mit 
den Argumentationen überein, die die beſitzende 
Klaſſe immer anwendet, um die forcierte Kapital⸗ 
bildung und die Konzentration des Kapitals zu 
begründen. Dieſe Argumentation machen ſich auch 
die Sozialdemokraten zu eigen und unterſcheiden 
ſich alſo in allen dieſen Fragen in nichts von den 
übrigen bürgerlichen Parteien. In einem Artikel 
der „Danziger Wirtſchaftszeitung“ Nr. 15 vom 4. 
April 1928 heißt es nämlich, die Ueberſchrift 
lautet: „Echte oder künſtliche Konjunktur“, der 
Verfaſſer iſt H. G. Held. 
Ein privatwirtſchaftlicher Betrieb hat aber in 
Wirklichkeit der Allgemeinheit gegenüber eine ganz 
andere Aufgabe als die der beſtmöglichſten Verſor⸗ 
gung ſeiner Angeſtellten im weiteſten Sinne. Sie iſt 
rein wirtſchaftlicher Natur und beſteht in der Erzie⸗ 
lung eines möglichſt hohen Ertrages in Geſtalt echter 
ſteigender Rentabilität. Nur wenn die Umſatzhöhe 
in einem angemeſſenen Verhältnis zu dem Gewinn 
ſteht, kann man überhaupt von Ertrag im Sinne von 
Rentabilität ſprechen. Aber auch die Herauswirt⸗ 
ſchaftung eines größtmöglichen Ertrages iſt nicht 
Selbſtzweck des Privpatbetriebes, ſondern nur wirk⸗ 
ſames Mittel zum Zweck der größtmöglichſten allge⸗ 
meinen Bedürfnisbefriedigung und der Schaffung 
lohnender Arbeitsgelegenheiten in der erforderlichen 


Zahl. 
Ein Betrieb, der alſo keinen Gewinn abwirft, iſt 
für den Unternehmer Anſinn. Das Hauptmerkmal 
iſt, daß der Betrieb Profit abwerfen, daß er ren⸗ 
tabel ſein muß. Dann kommt erſt in ganz neben⸗ 
ſächlicher Linie die Schaffung von Arbeitsgelegen⸗ 
heiten in erforderlicher Zahl in Betracht. Wenn 
man die Begründung lieſt und die Ausführungen 
des Zentrumsabgeordneten hörte, konnte man zu 
der Auffaſſung gelangen, die Beſchaffung von Be⸗ 
triebskapital, die Eröffnung von Betrieben, die 
Zuſammenfaſſung von kleinen Betrieben zu einem 
großen Betrieb, alle dieſe Maßnahmen ſeien nur 
darauf zugeſchnitten, mehr lohnende Arbeit zu 
ſchaffen. Dieſes Thema durchzieht die ganze Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs. Immer wieder 
wird darauf hingewieſen, es müſſe der Induſtrie 
leichter gemacht werden, hier Betriebe zu eröffnen. 
Wir müßten ſteuerliche Erleichterungen ſchaffen, 
weil dadurch Arbeit geſchaffen und die Arbeits⸗ 
loſigkeit beſeitigt würde. Man dreht es ſo, als ob 
der Hauptzweck der Gründung kapitaliſtiſcher Un- 
ternehmungen ſei, die Erwerbsloſen zu beſchäf⸗ 
tigen. Dieſe Argumentation benutzen noch heute 
die Sozialdemokraten. Das iſt natürlich ein elen⸗ 
der Schwindel. Ein Kapitaliſt, ein Privatunter⸗ 
nehmer, wird niemals einen Betrieb gründen, um 
Arbeitern lohnende Beſchäftigung zu verſchaffen, 
ſondern damit er aus dieſem Betrieb Profite her⸗ 
ausſchinden kann. Das iſt für die Unternehmer 


eine Selbſtverſtändlichkeit. 


[Kaufkraft der werktätigen Maſſen 
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Wenn alſo ein Betrieb gegründet wird, wenn 
ſich das Kapital zu Truſts und Monopolen zuſam⸗ 
menballt, wenn die Produktion durch Techniſie⸗ 
rung und Rationalifierung geſteigert wird, jo ge⸗ 
ſchieht das nicht etwa aus dem ſozialen Empfinden 
dieſer Herren, den Arbeitern lohnende Beſchäfti⸗ 
gung zu verſchaffen, ſondern einzig und allein, um 
auf Koſten der Werktätigen neue Profite heraus⸗ 
zuſchinden. Das Gegenteil tritt bei verſtärkter 
Konzentration des Kapitals ein. Nicht die Ar⸗ 
beitsloſigkeit wird eingedämmt, ſondern ſie nimmt 
zu. Forcierte Kapitalbildung, Stärkung des Pri⸗ 
vatkapitals bedeuten verſtärkte Rationaliſierung 
und Techniſierung. Verſtärkte Rationaliſierung 
und Techniſierung unter den Verhältniſſen des ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems bedeuten eine 
erneute Welle der Arbeitsloſigkeit. Durch die 
kapitaliſtiſche Rationaliſierung und Techniſierung 
will man ja möglichſt viel menſchliche Arbeits⸗ 
kräfte aus den Betrieben hinauswerfen, ohne 
daran zu denken, dieſen Arbeitskräften andere 


lohnende Arbeit zu verſchaffen, weil ja die geſtei⸗ 


fallenden 
ſteht. Wir 
ſehen bei allen dieſen Maßnahmen dauernde 
Widerſprüche des kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems. (Abg. Dr. Blavier: Zerſchlagen Sie die 
Maſchinen, dann iſt alles in Ordnung!) Sie 
ſcheinen nicht zu verſtehen, was ich immer erklärt 
habe, daß unter den kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen Rationaliſierung und Techniſierung 
die weitere Verelendung des Proletariats be⸗ 


gerte Produktion im Gegenſatz zur 


cht deuten. Unter der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft ſind 


wir für Rationaliſierung und Techniſierung, weil 
ſie ſich in einer ſozialiſtiſchen Wirtſchaft zum Heil 
der geſamten Menſchheit auswirken werden. (Wie 
in Rußland! rechts.) In Rußland haben Sie be⸗ 
ſtimmt nicht das Anſchwellen der Erwerbsloſen auf 
4 Millionen wie in Deutſchland. Sie haben in 
Rußland beſtimmt nicht das Anſchwellen der Er⸗ 
werbsloſigkeit in dem ungeheuren Maße, wie im 
gelobten Lande des Dollars, Amerika. (Zurufe.) 
Sind Sie ein bißchen aufgewacht? Der Schluß iſt 
noch nicht da, Sie können ruhig noch ein Likörchen 
trinken. 

Gleich nach dem Kriege ſetzte eine verſtärkte 
Konzentration des Kapitals in Geſtalt der Bil⸗ 
dung von Truſts, Syndikaten und Kartellen ein. 
Bei dieſem Geſetzentwurf weiſt man nämlich ge⸗ 
rade darauf hin, daß ja dieſe Konzentration durch 
die Inflation gehemmt wurde, und daß man jetzt 
endlich auch in Danzig dazu übergehen müſſe, 
diefe hemmenden Nachwirkungen der Inflations⸗ 
zeit zu beſeitigen, alſo mit verſtärkter Kraft auch 
in Danzig an eine Forcierung des Kapitals her⸗ 
anzugehen. Man verſucht alſo, das nachzuahmen, 
was in Deutſchland gleich nach der Revolution 
durchgeführt wurde. Das Kapital, die beſitzende 
Klaſſe ſucht nämlich durch dieſe Maßnahmen, alſo 
auch durch Maßnahmen ſteuerlicher Art, wie es 
das vorliegende Geſetz hier haben will, das Fallen 
der Profitrate, das als Tendenz der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsproduktion innewohnt, insbeſon⸗ 
dere für die mächtigſten Kapitalgruppen, zu hem⸗ 
men, ja, für dieſe mächtigen Kapitalgruppen die 
Profitrate noch zu ſteigern. Dazu war ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Geſchloſſenheit der kapitaliſtiſchen 


— 


(O) 


D 


{A 


— 


{B) 


Volkstag Danzig — 68. Sitzung. Mittwoch, den 6. Februar 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Organiſationen und auch einheitliches Vorgehen 
der beſitzenden Klaſſen, der wirtſchaftlichen Orga⸗ 
niſationen des Kapitals, notwendig. So hat man 
denn nach der Inflationszeit in verſtärktem Maße 
die amerikaniſchen Verhältniſſe in bezug auf 
Konzentration des Kapitals, Bildung von Truſts, 
Monopolen und Syndikaten auf Deutſchland 
übernommen. Wir ſehen, daß Deutſchland da ſehr 
gut Schule gemacht hat, und daß es ſich immer 
mehr den amerikaniſchen Verhältniſſen nähert. 
In Danzig ſoll in verſtärkter Art und Weiſe 
jetzt genau dasſelbe durchgeführt werden. Man 
hat ja bereits in Hülle und Fülle auch in Danzig 
Maßnahmen getroffen, um dieſe Kapitalkonzen⸗ 
tration zu erleichtern und zu beſchleunigen. Aber 
das ſoll gerade jetzt unter der Linksregierung in 
verſchärftem Maße einſetzen. Dieſer Geſetzentwurf 
wird nicht der einzige dieſer Art ſein, der uns jetzt 
vom Senat vorgelegt wird, ſondern in nächſter 
Zeit werden ähnliche Geſetzentwürfe hier wieder 
vorgelegt werden. Der Sprecher der Zentrums⸗ 
fraktion wies ja bereits auf dieſe Tatſache hin. 
Wenn man immer wieder behauptet, daß dieſe 
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taliſtiſchen Rationaliſtierung und Techniſierung 
die in verſchärftem Maße durch die Zuſammen⸗ 
ballung von Kapital herbeigeführt werden ſoll. 

Das, was wir in Amerika ſehen, ſehen wir 
auch in Deutſchland. Wir wiſſen, was gerade das 
vergangene Jahr für die Wirtſchaft bedeutete, eine 
neue Welle der Rationaliſierungs⸗ und Techni⸗ 
ſierungsmethoden. Wir kennen die Verhältniſſe in 
Deutſchland. Was hatten dieſe Verhältniſſe nun 
in bezug auf die Arbeitsloſigkeit in Deutſchland 
zur Folge? Etwa Beſeitigung der Arbeitsloſig⸗ 
keit, etwa Beſchaffung von Arbeit? Dazu kennen 
die Werktätigen auch hier in Danzig die deutſchen 
Verhältniſſe nur allzu genau. Wir wiſſen, daß 
Deutſchland noch nie dieſen hohen Stand der 
Arbeitsloſigkeit erreicht hat. Ueber 4 Millionen 
Erwerbsloſe ſind in Deutſchland. Glauben Sie 
etwa, daß in Deutſchland bei der Konzentrierung 
des Kapitals und der kapitaliſtiſchen Bedingun⸗ 
gen die Erwerbslosigkeit ſich von Jahr zu Jahr 
mindern wird? Nein, ſie wird nicht nur perma⸗ 
nent bleiben, ſondern immer ſtärker werden. 
Wenn wir in dieſem Jahr in Deutſchland 4 Milli⸗ 


Maßnahme dazu diene, Arbeit zu ſchaffen, dann onen Erwerbsloſe haben, werden wir im nächſten 


habe ich bereits darauf hingewieſen, daß das nicht 
der Fall iſt. 

Wie ſtark aber gerade in Deutſchland dieſe 
Kapitalkonzentration iſt, werde ich durch einige 
Zahlen nachzuweiſen verſuchen. Am 31. Oktober 
1927 waren von 12008 beſtehenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaften mit einem Nominalkapital von insge⸗ 
ſamt 21 Milliarden. 2106 Aktiengeſellſchaften 
mit einem Kapital von 14% Milliarden in Kon⸗ 
zernen zuſammengefaßt. Das ſind nur 17 Prozent 
aller Aktiengeſellſchaften, aber 68¾ Prozent des 
geſamten Nominalkapitals. Dieſe Zahlen beweiſen 
bereits, daß ſich in Deutſchland die Verhältniſſe 
dieſer Art mit Rieſenſchritten den amerikaniſchen 
Verhältniſſen nähern. Dort unterſteht der aller⸗ 
größte Prozentſatz des Nominalkapitals allein 
einigen wenigen Geſellſchaften. Wir wiſſen, daß 
gerade Amerika das typiſche Land für dieſe Kapi⸗ 
talkonzentration iſt. Man müßte, wenn man ſich 
die Schlußfolgerungen, die die Sozialdemokraten, 
die Zentrumsleute und die übrigen bürgerlichen 
Parteien an dieſes Geſetz knüpfen, indem ſie er⸗ 


klären, Maßnahmen dieſer Art dienen zur Beſei⸗ k 


tigung der Arbeitslosigkeit, zur Beſchaffung von 
Arbeit zu eigen macht, ſchließen: je mehr Kapital 
zur Verfügung ſteht, deſto mehr lohnende Arbeit 
wird geſchaffen. Dann müßte man auch 
daraus folgern, daß Amerika in dieſer Beziehung 
ein Paradies ſei; denn Amerika ſchlägt in dieſer 
eziehung, was die Kapitalkonzentration an⸗ 
langt, doch entſchieden jetzt immer noch einen Re⸗ 
kord. Man kann nicht wiſſen, ob Amerika nicht 
von irgend einem anderen Land in bezug auf 
Kapitalkonzentration noch überholt werden wird. 
Aber wenn das jetzt Tatſache iſt, dann müßte in 
Amerika doch die Arbeitsloſigkeit von Jahr zu 
Jahr zurückgehen. Was ſtellen wir aber in Ame- 
rika feſt? Eine von Jahr zu Jahr ſich ſteigernde 
Konzentration des Kapitals und im Anſchluß 
aran eine immer ſchärfer werdende Techniſierung 
und Rationaliſierung der Wirtſchaft und im An⸗ 
chluß an dieſe Tatſache eine immer größer wer⸗ 


dende Arbeitsloſigkeit. Das iſt die Folge der kapi⸗ 


Winter vielleicht 4½ bis 5 Millionen haben. Das 
ſind die Folgen des Wiederaufbaues der kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaft. Der Wiederaufbau der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft bedeutet verſtärkte Ratio⸗ 
naliſierung und Techniſierung, bedeutet unter pri⸗ 
vatkapitaliſtiſchen Verhältniſſen Steigerung der Er⸗ 
werbsloſigkeit und nicht etwa Beſeitigung der Er⸗ 
werbsloſigkeit und Schaffung von Arbeit, mögen die 
bürgerlichen Parteien und mögen die Sozialdemo⸗ 
kraten auch hundertmal das Gegenteil behaupten. 

Mit Worten läßt ſich trefflich ſtreiten, aber die 
nackten Tatſachen in allen kapitaliſtiſchen Ländern 
ſchlagen dieſen Worten ins Geſicht. Die verſchärfte 
Konzentration des Kapitals in Amerika bedeutet 
durchaus nicht eine Hebung des Lebensſtandards 
der geſamten Bevölkerung. Vielmehr wird das 
Gegenteil erzielt und auch durch Ausführungen in 
der „Volksſtimme“ beſtätigt. Wir leſen in der 
„Volksſtimme“ vom 26. Januar: „Amerikas 
Wohlſtand iſt nur für wenige da. — Ingenieur⸗ 
einkommen im Paradieſe der Technik. — Hoch⸗ 
ſchulprofeſſoren, die ſich keine Reiſe erlauben 
onnen. — Stenotypiſtinnen arbeiten im Rekord. 


— Mit Sorgen altern“. Das ſind die Ueberſchrif⸗ 


ten, die klar und deutlich ſagen, was im Gefolge 
der kapitaliſtiſchen Konzentration, der kapitaliſti⸗ 
ſchen Rationaliſierung und Techniſierung eintritt. 
Es iſt eigenartig, daß es die Sozialdemokraten 
überhaupt noch wagen, Artikel mit dieſen Ueber⸗ 
ſchriften in die Zeitung hineinzuſetzen. Der Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen dem durch die Rationaliſierung ge⸗ 
förderten Wachstum der produktiven Kräfte und 
den verringerten Abſatzmöglichkeiten hat eine 
zwangsläufig notwendig werdende Droſſelung der 
Produktion im Gefolge und damit nicht nur per⸗ 
manente, ſondern ſteigende Arbeitsloſigkeit. Durch 
Kapitalbildung ſoll eben eine neue Welle der 
Rationaliſierung neues Elend den Werktätigen, 
auch jetzt hier in Danzig, in geſteigertem Maße 
bringen. Darum dies Geſetz und Geſetze anderer 
Art, die hier noch eingebracht werden ſollen. Hand 
in Hand geht der zähe Kampf der Truſtbour⸗ 


geoiſie um die Beſeitigung aller, den Beſitz be⸗ 


D) 


(A) 
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laſtenden Steuern, um die Akkumulation des Ka: 
pitals ungehemmt durchſetzen zu können. Es iſt 
klar, daß die Steuererleichterungen, die durch dies 
Geſetz geſchaffen werden, eine neue Steigerung der 
Maſſenbeſteuerung zur Folge haben werden. Wir 
ſind feſt davon überzeugt, daß in dem Etat, der 
uns ja jetzt bald vorgelegt werden wird, ganz be⸗ 
ſtimmt die Maſſenſteuern, genau wie im vergan⸗ 
genen Jahr, erhöht werden. 

Ich erinnere daran, wie man im vergangenen 
Jahre verſuchte, die Branntweinſteuer von unge⸗ 
fähr 6½ Millionen auf zirka 9½ bis 10 Milli⸗ 
onen heraufzuſchrauben. Herr Dr. Kamnitzer hat 
ein ſehr gutes Beiſpiel in Herrn Hilferding in 
Deutſchland. So, wie Hilferding den Branntwein⸗ 
verbrauch und Bierverbrauch ſteuerlich mehr be⸗ 
laſtete, wird, wenn man es hier auch vielleicht 
noch nicht durchgeführt hat, in dieſem Jahre be⸗ 


ſtimmt eine verſchärfte Beſteuerung des Brannt⸗ 


weinverbrauchs durch Finanzſenator Dr. Kam⸗ 
nitzer eintreten. Der Staat iſt ja unter dieſen 
kapitaliſtiſchen Verhältniſſen gezwungen, dieſe 
Linie einzuſchlagen. Wir ſehen auf der einen 
Seite ſteuerliche Entlaſtung. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die ſteuerliche Entlaſtung des Beſitzes 
für die Maſſen der Werktätigen eine ſteuerliche 
Belaſtung bringen muß, da dieſer Staat ja immer 
neue Mittel zur Erhaltung ſeiner Macht braucht. 
Dieſe Koalitionsregierung ſteht jo aus, daß in 
Finanz⸗ und Steuerſachen die vier Vertreter der 
Liberalen Partei mit Herrn Jewelowſki und Sie⸗ 
benfreund an der Spitze maßgebend ſind. Wir 


(8) wiſſen, daß das Zentrum in allen Fragen finan⸗ 


zieller und ſteuerlicher Art ſekundiert hat. Den 
Beweis dafür lieferten die Ausführungen eines 
Vertreters des Zentrums. Das beruht ja auf 
Gegenſeitigkeit, denn die Herren Liberalen ſekun⸗ 
dieren der Zentrumspartei in allen Fragen kul⸗ 
tureller Art. Die Liberale Partei hat in dieſer 
Beziehung, in kultureller Beziehung, alle Grund⸗ 
ſätze über Bord geworfen und macht die ſchwarze 
Kulturreaktion der Zentrumspartei durch dünn 
und dick mit. Beide Parteien ſekundieren der 
Sozialdemokratiſchen Partei. So kann ſich der 
Beſitz, das Kapital in Danzig keine beſſere Re⸗ 
gierung wünſchen, weil alles reibungslos von⸗ 
ſtatten geht, vor allen Dingen die Verabſchiedung 
derartiger Geſetze. Es handelt ſich alſo bei dieſem 
Geſetz um neue Geſchenke für den Beſitz. Man hat, 
wenn man auf die Höhe dieſer Geſchenke, die dem 
Beſitz gemacht werden ſollen, eingeht, berechtigte 
Bedenken; denn wir wiſſen, daß man nach außen 
verſucht, dieſe Geſchenke als kleiner hinzuſtellen, 
als ſie in Wirklichkeit ſind. Man ſcheut dabei nicht 
einmal davor zurück, bewußt falſche Tatſachen 
aufzuſtellen. Wenn es z. B. hier heißt, daß der 
geſamte Steuerausfall, der durch dies Geſetz her⸗ 
vorgerufen wird, 190 000 Gulden beträgt, dann 
ſtimmt das nicht. Durch die Senkung der Gefell- 
ſchaftsſteuer wird ein Steuerausfall von zirka 
170 000 Gulden herbeigeführt. Wenn man nun 
aber lieſt, daß die ſteuerliche Belaſtung von 5 auf 
1 Prozent herabſinken ſoll und dieſes 1 Prozent 
nach dem Voranſchlag von 1929 50 000 Gulden 
einbringen ſoll, dann find wir der Anſicht, daß der 
Steuerausfall entſchieden mehr als 170 000 Gul⸗ 
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den im Jahre 1929 betragen wird. Es fallen dann (0) 


durch die Senkung der Börſenumſatzſteuer 20 000 
Gulden fort. Das wäre alſo nach den Angaben 
des Senats ein Geſamtſteuerausfall von 190 000 
Gulden. Ich ſagte ſchon, daß der Senat, die Re⸗ 
gierung bei der Feſtſtellung des Steuerausfalls 
vorſichtig geweſen ſein wird, um eben nicht zu do⸗ 
kumentieren, daß das Geſchenk an die beſitzende 
Klaſſe ein ſehr großes ſei. Aber man geht ſogar 
noch weiter und verſchweigt ganz, daß überhaupt 
Steuern voll und ganz ausfallen. Man verſchweigt 
daß außer dieſem Ausfall von 170 000 Gulden bei 
der Geſellſchaftsſteuer und 20 000 Gulden bei der 
Börſenumſatzſteuer auch noch ein Steuerausfall 
von 50 000 Gulden bei der Geldumſatzſteuer ein- 
tritt, daß ſich alſo der Steuerausfall von 190 000 
auf 240 000 Gulden erhöht, rund 1, Million, die 
man der beſitzenden Klaſſe in den Rachen wirft. 
Wir haben hier ja angeblich einen Vertreter des 
Finanzamts ſitzen. Ich verſtehe es nicht, wie das 
Finanzamt dazu kommt, dieſe 50 000 Gulden als 
Steuerausfall zu unterſchlagen; denn das iſt eine 
Anterſchlagung der Summe, und ich bin der An⸗ 


ſicht, daß man das bewußt gemacht hat. 


Uebrigens habe ich auch vergebens im Finanz⸗ 
etat des vergangenen Jahres herumgeforſcht, wo 
denn die Einnahmen der Geldumſatzſteuer ſtecken. 
Ich möchte mir deshalb die Frage erlauben, ob 
der Senat tatſächlich dieſe Geldumſatzſteuer im 
vergangenen Jahre erhoben hat. Wenn der Senat 
dieſe Steuern im vergangenen Jahre nicht erho⸗ 
ben hat, iſt es natürlich erklärlich, wenn er die 
50 000 Gulden Ausfall zu dem geſamten Steuer⸗ 
ausfall von 190 000 Gulden hinzuzählt. Aber viel⸗ 
leicht wird der Senat uns hier Auskunft erteilen 
können. Ich ſage ſchon jetzt, daß wir gerade in be⸗ 
zug auf die Beantwortung dieſer Frage den An⸗ 
trag noch einmal ſtellen werden, den Finanzſe⸗ 
nator herbeizuführen, um Auskunft zu erteilen, ob 
die Börſenumſatzſteuer im vergangenen Jahr ein⸗ 
gezogen wurde, und wenn ſie eingezogen wurde, 
warum man den Ausfall der 50 000 Gulden nicht 
zu dem Steuerausfall bei der Geſellſchaftsſteuer 
und der Börſenumſatzſteuer addiert hat. Wir wer⸗ 
den uns nicht mit den Erklärungen eines Beamten 
der Finanzabteilung zufrieden geben, ſondern ver⸗ 
langen, daß der Finanzſenator die Antwort er⸗ 
teilt. Es iſt jetzt noch Zeit genug, um den Finanz⸗ 
ſenator anzurufen, daß er hier möglichſt bald er⸗ 
ſcheint, denn bei einem Geſetz von derart eminen⸗ 
ter Wichtigkeit ſowohl für uns, die wir den 
ſchärfſten Kampf gegen das Geſetz führen, wie auch 
für die bürgerlichen Klaſſe, die das Geſetz auf das 
ſchärfſte bekämpft, da ſie noch weitere Entlaſtun⸗ 
gen des Beſitzes haben will, iſt es notwendig, daß 
der Senator hier erſcheint. Aber die Bürgerlichen 
ſcheinen kein Intereſſe daran zu haben, daß die 
Fragen beantwortet werden. Für ſie iſt alles im 
beſten Fahrwaſſer, es iſt alles in Butter. Sie ſind 
zufrieden mit den Maßnahmen und wollen keine 
Auskünfte, die vielleicht dazu dienen, die Werk⸗ 
tätigen noch mehr in den Kampf gegen dies Sy⸗ 
ſtem zu führen, wie es in bezug auf Steuerfragen 
hier herrſcht. 

Der Vertreter des Finanzamts wird vielleicht 
alle dieſe Fragen beantworten können: denn wenn 
wir in den Etat der Finanzverwaltung hinein⸗ 


(A) 


{B) 
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ſchauen, finden wir die Stempelabgaben in den die Sowjetunion. Dieſe Gegenſätze ſpielen ſelbſt⸗ 


Einnahmen in Höhe von 2 610 000 Gulden ange⸗ 
führt. Wir finden, daß dieſe Summe ſich zuſam⸗ 
menſetzt aus der Stempelſteuer, der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer, der Wertpapierſteuer, der Effektenſteuer, 
der Rennwettſteuer, der Kraftfahrzeugſteuer, nur 
iſt das Geſetz noch nicht verabſchiedet, aus der Ver⸗ 
ſicherungsſteuer, der Wechſelſtempelſteuer, aber 
wir finden tatſächlich nicht die Geldumſatzſteuer. 
Iſt die Geldumſatzſteuer eingezogen, ſo iſt es eine 
Unverantwortlichkeit des Senats, die Einnahmen 
aus der Steuer nicht in den Etat einzuſtellen. Das 
iſt ein guter Beweis dafür, wie man Einnahmen 
dieſes Staates zu verſchleiern verſucht, um ſie viel⸗ 
leicht für gewiſſe Zwecke zu verbrauchen, um nicht 
den Nachweis öffentlich führen zu dürfen, wozu 
man dieſe Einnahmen verwendet. Alſo wenn man 
tatſächlich die Geldumſatzſteuer eingezogen hat, 
und der Vertreter des Finanzamts nickte mit dem 
Kopf, als ich mir eine beſcheidene Anfrage er⸗ 
laubte, muß ſie doch im Etat enthalten ſein. Es 
iſt ja möglich, daß ſie darin enthalten iſt. Ich bin 
techniſch nicht ſo vorgebildet, wie der Herr Abg. 
Rahn, um feſtzuſtellen, ob nicht in irgend einem 
Etat dieſe Steuer enthalten iſt. (Abg. Rahn: Sie 
wird im Steueretat drin ſein!) Das iſt möglich. 
Angenommen, die Geldumſatzſteuer iſt im Etat 
enthalten und wird auch erhoben. Wenn das Tat⸗ 
ſache iſt, dann iſt es aber um ſo unverſtändlicher, 
warum man die 50 000 Gulden zu dem Steuer⸗ 
ausfall bei der Geſellſchaftsſteuer, bei der Börſen⸗ 
umſatzſteuer hinzuzieht. Man will nach außen hin 
nicht erklären, welch größeres Geſchenk man der 
beſitzenden Klaſſe in Wirklichkeit macht. Die U 
Million, die Sie jetzt der beſitzenden Klaſſe in den 
Rachen werfen, hätten Sie ſehr gut verwenden 
können, um die Stempelabgabe für andere Zwecke 
herabzumindern. 

Sie zwingen den größten Teil der Danziger 
Bevölkerung, ſich Päſſe anzuſchaffen. Man kann 
nicht aus dem Freiſtaat fahren, ohne einen Paß 
zu haben, man muß einen Paß bei ſich tragen. Für 
dieſen Paß verlangen Sie immer noch eine hohe 
Abgabe. Verwenden Sie doch dieſe Viertel Mil⸗ 
lion nicht, um den Beſitz zu entlaſten, um die zeh⸗ 
rende Rente zu entlaſten, denn darum handelt es 
ſich bei dieſer Steuer faſt ausſchließlich, ſondern 
benutzen Sie ſie dazu, um die Päſſe tatſächlich der 
Bevölkerung unentgeltlich zur Verfügung zu ſtel⸗ 
len, benutzen Sie ſie dazu, um Stempelabgaben 
anderer Art herabzumindern. Das werden Sie 
ſelbſtverſtändlich nicht tun, wenn auch der Vertre⸗ 
ter des Zentrums erklärte, man müſſe auch daran 
denken, Stempelabgaben der Art, wie ich ſie zu⸗ 
letzt ſchilderte. herabzumindern. Man wird das 
nicht machen, das ſind wohlfeile Worte, die man 
gebrauchen muß, um die Erregung der Zentrums⸗ 
arbeiter über dies Steuergeſchenk an die beſitzende 
Klaſſe, an die zehrende Rente, einzudämmen. 
Durchgeführt wird das aber nicht. Warum hat 
man es denn jetzt mit der Verabſchiedung dieſes 
Geſetzentwurfes ſo eingerichtet? In Danzig ſchei⸗ 
nen ſich große Dinge vorzubereiten. Wir wiſſen ja, 
daß in weltpolitiſchem Maßſtabe der Gegenſatz 
zwiſchen Amerika einerſeits und England anderer⸗ 
ſeits vorhanden iſt. Dann der Gegenſatz zwiſchen 


verſtändlich auch auf unſeren Freiſtaat hinüber. 
Verſchiedene Kapitaliſten erwarten gerade in be⸗ 
zug auf die Auseinanderſetzungen, die über kurz 
oder lang einſetzen werden, zwiſchen England und 
der Sowjetunion auch hier eine gute und günſtige 
Konjunktur in Danzig, beſonders für Lieferung 
von Kriegsmaterial uſw. 

Wir haben deshalb in den letzten Jahren 
immer wieder in den Zeitungen Meldungen über 
die Gründung von Flugzeugfabriken, Kunſtſeiden⸗ 
fabriken uſw. auftauchen ſehen. Alle dieſe Meldun⸗ 
gen erwieſen ſich bisher jedenfalls nur als Zei⸗ 
tungsenten. Wir ſind aber nicht der Anſicht, daß 
man wirklich beabſichtigt, derartige Gründungen 
vorzunehmen. Aus den von mir angeführten Mo⸗ 
tiven wird man vielleicht dazu übergehen, Grün⸗ 
dungen dieſer Art hier vorzunehmen. In dieſem 
Sinne werden alſo dieſe Meldungen nicht Zei⸗ 
tungsenten bleiben, jedenfalls nicht ſolche Zei⸗ 
tungsenten, wie es die Berichte ſind, die in der ge⸗ 
ſamten bürgerlichen Preſſe einſchließlich der ſozial⸗ 
demokratiſchen Zeitungen über Trotzki herumlau⸗ 
fen. Der arme Trotzki iſt im Schwarzen Meer er⸗ 
trunken, tauchte dann in Konſtantinopel auf und 
ſollte dann wieder in Moskau ſein. Nach einer an⸗ 
dern Meldung war er nach Deutſchland unter⸗ 
wegs. Intereſſant iſt dabei nur das Ueberkugeln 
der Volksſtimme. An einem Tag wird gemeldet. 
Trotzki ſei im Schwarzen Meer ertrunken, ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit Hilfe der Kommuniſten, die ein 
bißchen nachgeholfen haben. Die Volksſtimme ſtellt 
uns immer wieder als Mörder mit einem Dolch 
hin, die nichts anderes zu tun haben, als mit dem 
Meſſer herumzuſtechen. Erſtaunt fragt ſie, wer bloß 
die Zeitungsente in die Welt geſetzt haben mag, 
daß Trotzki ertrunken ſei, er ſei doch in Konſtan⸗ 
tinopel. Selbſtverſtändlich der Lügenvorwärts. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Es ſcheinen ſich auch in Danzig große Dinge 
vorzubereiten, abgeſehen von den Kapitalkonzen⸗ 
trationen, die auch in nächſter Zeit vor ſich gehen 
werden. Ich erinnere nur an einige Zeitungs⸗ 
artikel über die Sanierung des Danziger Raiff⸗ 
eiſenunternehmens und über die Erhöhung des 
Stammkapitals um 1 Million Danziger Gulden. 
Wahrſcheinlich ſoll auch in der nächſten Zeit eine 
Erhöhung des Stammkapitals bei anderen Ban⸗ 
ken vorgenommen werden. Da iſt es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß ſolch ein Geſetz jetzt durchgeführt 
werden muß. Wenn die Banken, wenn die be⸗ 
ſitzende Klaſſe ihre finanziellen Transaktionen 
vornehmen wird, muß vorher natürlich gearbeitet 


werden, um dieſe Transaktionen zu erleichtern, 


um ungehemmt und ungeſtört durch ſteuerliche 
Belaſtung die Stammkapitalien der Banken und 
anderer Unternehmungen zu erhöhen. Unter die⸗ 
jem Geſichtspunkt betrachtet, verſteht man, warum 
die Herren um Jewelowſki verſuchen, dies Geſetz 
hier ſo ſchnell wie möglich durchzuführen. Es iſt 
wunderbar, wie ich ſchon ſagte, daß der Senat es 
wagt, ein Geſetz einzubringen, für das niemand 
verantwortlich iſt, da es die Namen von zwei 
Herren trägt, die nicht mehr im Amte ſind. Der 
Senat und Herr Dr. Kamnitzer erklären ſich mit 
dem Geſetz einverſtanden, weil ſie es beraten 


England und den mit ihm verbündeten Staaten, laſſen. Ich erinnere an den Plan, die Flugzeug⸗ 
Ich erinnere an den Plan, 


die im Völkerbund ihre Organiſation haben, gegen fabrik zu gründen. 


— 


0 
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die Seidenwarenfabrik zu gründen. 
ſogar an, daß hinter dieſen Gründungen Herr 
Jewelowſfki ſelbſt ſteckt, alſo polniſches Kapital 
vereint mit Danziger Kapital. So ſieht Ihre 
Verſtändigung aus, die Verſtändigung Ihrer Re⸗ 
gierung mit Polen: Kapitalvereinigung Polens 
mit Danzig, um gemeinſam aus den werktätigen 
Maſſen Polens und Danzigs den Profit heraus⸗ 
zuziehen. Man verſucht eben, dieſe Transaktionen 
vorzubereiten und hat deshalb dies Geſetz einge⸗ 
bracht. Selbſtverſtändlich erklärt man auch: „Iſt 
es nicht ſchön, wenn in Danzig Fabriken gegrün⸗ 
det werden, dann finden die Arbeiter Beſchäfti⸗ 
gung!“ Wir werden nicht müde werden, zu be⸗ 
haupten, daß die beſitzende Klaſſe niemals irgend⸗ 
welche Anternehmungen aufzieht, nur zu dem 
Zweck, die Arbeiter zu beſchäftigen. Ein Jewe⸗ 
lowſki wird niemals eine Fabrik eröffnen, um den 
Danziger Erwerbsloſen Arbeit und Brot zu ver⸗ 
ſchaffen, ſondern höchſtens, um ſeine, ich glaube 
auch ſchon zerrütteten Finanzen wieder zu ver⸗ 
beſſern. Deshalb auch der Kampf des Herrn 
Jewelowſki um den Senatorenſitz. So können wir 
alſo auch hier in Danzig feſtſtellen, daß eine for⸗ 
cierte Kapitalbildung bei der beſitzenden Klaſſe 
eintritt, während ſich bei den Maſſen des Prole⸗ 
tariats die Verelendung immer weiter ſteigert. 

Dieſe Politik war Richtſchnur für die Regie⸗ 
rung der Ziehm und Genoſſen, und dieſe Politik, 
auch in bezug auf Finanz⸗ und Steuerpolitik, iſt 
und bleibt Richtſchnur für die Regierung der Gehl 
und Genoſſen. Es iſt tatſächlich ſo, wie zu Beginn 
der Regierungsperiode der jetzigen Koalition der 
Abg. Weiß erklärte, der Kurs bleibt derſelbe. Wir 
haben den Beweis erbracht, daß der Kurs auch in 
bezug auf die Steuer⸗ und Finanzgeſetzgebung 
der jetzigen Regierung derſelbe bleibt. Den 
Kampf gegen die Steuer⸗ und Finanzgeſetzgebung 
der jetzigen Koalitionsregierung werden wir 
gleichzeitig benutzen, um die Arbeiterſchaft erneut 
verſchärft über den unverſöhnlichen Klaſſencharak⸗ 
ter des kapitaliſtiſchen Staates aufzuklären. Auch 
den Kampf gegen die Finanz⸗ und Steuerpolitik 
der Koalitionsregierung in Danzig werden wir 
benutzen, um die Arbeiterſchaft gegen dies Syſtem 
zu mobiliſieren. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bedaure 
es, daß dieſer Geſetzentwurf, der ſchon am 6. De⸗ 
zember vorigen Jahres hier eingebracht worden 
iſt, erſt jetzt nach zwei Monaten, in der erſten 
Leſung zur Verhandlung kommt. Ich bedaure 


auch mit meinem verehrten Herrn Vorredner, daß laſten, was Sie wünſchen. 


Herr Finanzſenator Dr. Kamnitzer, der jetzt die⸗ 
ſes Geſetz zu vertreten hat, hier nicht anweſend iſt. 
Er hätte bei dieſer Gelegenheit gleich zeigen 
können, (Abg. Hohnfeldt: Was er kann!) ob er 
die von dem Redner der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion, Herrn Abg. Weiße, betonte Unfähigkeit für 
die Vertretung von Finanzangelegenheiten mit⸗ 
bringt, oder ob er in dieſer Beziehung auch als 
Juriſt zum mindeſten ebenſo viel verſteht, wie der 
Finanzſachverſtändige der früheren Regierung, 
Herr Senator a. D. Dr. Volkmann. Ich hätte 


auch gewünſcht, daß Herr Dr. Kamnitzer hier ge⸗ ein klein wenig geirrt haben. (Abg. Plenikowſki: 
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kowſki darauf zu erwidern, ſoweit er in bezug 
auf dieſes Geſetz ſachliche Ausführungen machte 
und dabei Begriffe finanztechniſcher Art mißver⸗ 
ſtanden oder durcheinandergeworfen hat. Herr 
Dr. Kamnitzer iſt leider nicht hier, und da mein 
verehrter Herr Vorredner mich mehrfach zitiert 
hat, möchte ich ihm, bevor ich auf das Geſetz ein⸗ 
gehe, ganz kurz einiges zur Berichtigung ſagen. 
Er ſprach hier dauernd von einer Konzentration 
des Kapitals, welche mit dieſem Geſetz beabſichtigt 
ſein ſoll. (Abg. Raſchke: Natürlich!) Ich glaube, 
daß ihm da der logiſche Faden etwas aus dem 
Gleis gekommen iſt, denn es handelt ſich doch 
nicht um die Konzentration von Kapital. Nen⸗ 
nenswertes Kapital iſt ja hier in Danzig nicht 
vorhanden (Abg. Plenikowſki: Man ſchafft Er⸗ 
leichterungen für die Konzentration!). Mein ver⸗ 
ehrter Herr Kollege, ich habe Sie zwei Stunden 
in aller Ruhe reden laſſen, ich habe nicht einmal 
einen Zwiſchenruf gemacht, nun hören Sie mich 
doch in Ruhe an, ich werde mich freuen, wenn Sie 
mich nachher belehren. Sie ſprachen von der 
Konzentration des Kapitals. Von einem nicht⸗ 
vorhandenen „konzentrierten Kapital“ kann man 
nicht ſprechen, ſondern nur dort, wo Kapital vor⸗ 
handen iſt, kann von einer Konzentration 
des Kapitals geſprochen werden. Sie meinten 
aber etwas anderes, und das meint das Geſetz 
auch. Das Geſetz meint das Heranziehen von Ka⸗ 


pital, weil hier keins vorhanden iſt. Daher iſt 
der Zweck des Geſetzes der richtige. Sie ſprachen 
dann von einer zehrenden Rente. Eine Rente 


bildet ſich doch nur dann, wenn Kapital arbeitet. 
Nehmen Sie ein Zimmer ſo groß wie dieſen 
Volkstagsſitzungsſaal, packen Sie es voll Gold 
und legen Sie ſich mit Ihrer Fraktion nebenbei, 
Sie werden nichts zu zehren haben. Erſt wenn 
dieſes Gold arbeitet, wenn Sie es nutzbringend 
anlegen, werden Sie eine Rente erhalten. (Abg. 
Plenikowſki: Sie ſind der typiſche Kleinbürger!) 

Der Zweck dieſes Geſetzes iſt aber auch nicht 
die Beſteuerung einer zehrenden Rente, nicht die 
Beſteuerung einer Rente in der Form der Ein⸗ 
kommenſteuer, der Kapitalertragsſteuer, ſondern 
der Zweck dieſes Geſetzes iſt, Kapital heranzuzie⸗ 
hen und mit dieſem Kapital erſt Renten zu ſchaf⸗ 
fen. Es ſteht auf einem ganz anderen Blatt Pa⸗ 
pier, wie man nachher das Erträgnis des in das 
Land hineingezogenen Kapitals mit Steuern be⸗ 
legt, um die Ausgaben des Staates zu finanzie⸗ 
ren und die arbeitende Klaſſe dann in anderer 
Weiſe, in der Form der Konſumſteuern zu ent⸗ 
Man kann aber bei 
dieſem Geſetz nicht von einer zehrenden Rente 
reden, weil von Renten hier keine Rede iſt, von 
keiner Dividende, von keiner Kuponabgabe. Hier 
iſt nur die Rede von der Gründung von Aktien⸗ 
geſellſchaften, von G. m. b. H.'s, dann iſt die 
Rede von der Beſchaffung von Aus landsgeld im 
Anleihewege, und dieſe Vorgänge will man ent⸗ 
ſprechend beſteuern. Sie ſehen, daß Sie einen 
kleinen logiſchen Sprung gemacht und ſich, ob⸗ 
gleich Sie die Begründung des Entwurfs ſehr 


ſorgfältig geleſen haben, doch in den Einzelheiten 


Ich nehme weſen wäre, um dem Vorredner, Herrn Pleni⸗ (Cd 


(D} 
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Sie ſind ja ſchon acht Jahre im Volkstag, Sie 
verſtehen es beſſer!) Dieſer Geſetzentwurf geht 
mir bei der darniederliegenden Danziger Wirt⸗ 
ſchaft, bei der Unmaſſe von Exwerbsloſen in 
ſeinen Auswirkungen noch nicht weit genug. 
Herr Plenikowſki ſagte ferner, es werde argu⸗ 
mentiert, wenn wir Geld hereinkriegen und Ge⸗ 
ſellſchaften gegründet werden, werden in erſter 
Linie Arbeiter beſchäftigt, er exemplifizierte auf 
Herrn Jewelowſki und jagte: „Ich glaube nicht, 
daß Herr Jewelowſki, wenn er Geſellſchaften 
gründet, in erſter Linie an die Arbeiter denkt“. 
Ein Unternehmer ſagt ſich ſtets, ich habe keine 
Wohltätigkeitsanſtalt, wenn er ſein Kapital nutz⸗ 
bringend anlegt. Wenn er dabei Arbeitskräfte 
beſchäftigt und wenn dieſe gut verdienen, ſo iſt 
das eine Nebenerſcheinung. In der privatkapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaft gibt es eben den altruiſtiſchen 
Gedanken nicht, erſt beſchäftige ich Arbeiter, und 
wenn nebenbei noch etwas abfällt, freue ich mich, 
daß ich einen Betrieb habe. Das kann es in der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung auch nicht 
geben. (Abg. Plenikowſki: Dieſen Gedanken habe 
ich nie gehabt, da haben Sie ſchlecht aufgepaßt!) 
Es iſt naiv oder verkehrt von Ihnen, wenn Sie 
das von einem Kapitaliſten annehmen. Ein Un⸗ 
ternehmer braucht auch noch kein Kapitaliſt zu 
ſein; denn die Unternehmer arbeiten heute mit 
fremdem Geld, ſind Verwalter fremden Geldes. 
Ich ſagte, aus dieſem Geſichtspunkte heraus 
geht mir das Geſetz noch nicht weit genug; denn 
m. D. u. H., was bedeutet es, wenn heute Geſell⸗ 
ſchaften gegründet werden? Iſt es ein Zeichen 
von guter Konjunktur, ein Zeichen für den Auf⸗ 
ſtieg in der Wirtſchaft, bedeutet es die Notwen⸗ 
digkeit für den Konſum, weitere Produktionsſtät⸗ 
ten zu ſchaffen? Nein, in Danzig bedeutet die 
Gründung von Geſellſchaften die Aufdeckung von 
Verfallsmomenten. Wenn die Firma Schichau, 
nachdem man ihr bereits 15 Millionen Mark aus 
Mitteln des Deutſchen Reiches gegeben hat, heute 
nicht leben und nicht ſterben kann, wenn die 
Landwirtſchaftliche Großhandelsgeſellſchaft, einſt 
der Stolz des Danziger Getreidehandels, ſich heute 
gezwungen ſieht, das Aktienkapital ſo gewaltig 
zuſammenzulegen, daß nichts mehr übrig bleibt 
als ein Zwanzigſtel, um es wieder auf 1 Million 
zu erhöhen und aus den Leuten, die dies Milli⸗ 
onenkapital der Geſellſchaft verloren haben, müh⸗ 
ſelig neue 950 000 Gulden herauszuziehen ver⸗ 
ſucht, um den Betrieb nutzbringend zu machen und 
überhaupt in Gang zu halten, ſo bedeutet das 
kein Zeichen guter Konjunktur. Es iſt eine 
Nebenerſcheinung, daß, wenn die Firma wieder 
aktionsfähig iſt, die 30 kaufmänniſchen Familien⸗ 
väter und die 50 oder 60 Arbeiter in den Lage⸗ 
reibetrieben Raiffeiſens beſchäftigt werden kön⸗ 
nen. Wenn eine ſolche Geſellſchaft wieder lebens⸗ 
fähig geſtaltet werden ſoll, iſt das kein aufſteigen⸗ 
des Moment, ſondern eine ſolche Geſellſchafts⸗ 
gründung iſt ein Zeichen des Verfalls. Der Staat 
hat im vorigen Jahre oder vor zwei Jahren der 
Zuckerraffinerie Wanfried 300 000 Gulden aus 
dem Fonds für produktive Erwerbsloſenfürſorge 
gegeben. (Abg. Plenikowſki: Eine ſchöne Summe!) 
und damit eine Hypothek der Seehandlung ſicher⸗ 
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geſtellt. Sie haben ja beim letzten Etat erlebt, 
daß der Staat für die Bürgſchaft eintreten mußte, 
und der nächſte Etat wird die zweite Hälfte dieſer 
Bürgſchaft aufweiſen. Mitte März ſehen wir, 
daß die Banken die Grundſtücke zur Verſteigerung 
bringen und 400 Arbeiter, die in dieſen Betrieben 
tätig waren, werden beſchäftigungslos. Das iſt 
keine Folge des Aufſtiegs und der Konzentration 
des Kapitals, ſondern weil das Kapital vernich⸗ 
tet worden iſt, weil Skerle und Genoſſen ſo an⸗ 
ſtändig waren, dem Deutſchen Reiche 800 000 
Mark zur Führung des Krieges zur Verfügung 
zu ſtellen und das Kapital in Kriegsanleihe an⸗ 
legten. Dadurch iſt die Geſellſchaft in die Lage 
gekommen. Man ſollte es alſo begrüßen, wenn 
ſich heute ein Konſortium findet, die das Grund⸗ 
ſtück nutzbringend verwendet. Die Maſchinen 
ſollen jetzt verſchrotet werden, weil eine Zucker⸗ 
raffinerie hier nicht mehr lebensfähig iſt. Aber 
die Gebäude müſſen ausgenutzt werden, ſonſt 
können ſie keine Rente bringen und dem Staat 
keine Steuern liefern. Wenn jemand das Ge⸗ 
bäude für 1% Millionen kauft, muß im Wege 
einer Neugründung eine Geſellſchaft gebildet 
werden, um Arbeitskräfte einzuſtellen und Geld 
zu verdienen. Die Geldgeber wollen auch eine 
Dividende haben. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 
Sie reden vom Rationaliſierungsfeldzug, und ich 
ſpreche von einer Pleitefirma, die in dieſen Tagen 
verſteigert und deren Maſchinen verſchrotet wer⸗ 
den ſollen. Das iſt doch keine Rationaliſierung. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſti.) Sehen Sie 
nach dem Hafen, ſehen Sie ſich die einzelnen Un: 
ternehmungen an, die Holzfelder, ob da Leben 
herrſcht und dann beurteilen Sie die Dinge. Mit 
Ihrer rein theoretiſchen Einſtellung des Marxis⸗ 
mus kann man im gegenwärtigen Moment nichts 
erreichen und kritiſtert an Dingen vorbei, die auf 
einem ganz andern Blatt Papier ſtehen, als dem, 
das beraten werden ſoll. So geht das nicht. Wenn 
man die Anternehmungen heranziehen könnte, 
die notwendig ſind, um die augenblicklich in Dan⸗ 
zig vorhandenen tatſächlich und innerlich pleiten 
Anternehmungen fortzuführen, um Arbeitskräfte 
zu beſchäftigen, wenn man die Anlagen, die durch 
die Zollbeſtimmungen und den Wegzug von Han⸗ 
del und Induſtrie nach dem nahen Edinger Hafen 
unrentabel geworden ſind, die unproduktiv da⸗ 
liegen, durch die Heranziehung ausländiſchen Ka⸗ 
pitals und Gründung von Aktiengeſellſchaften, 
G. m. b. 9.5 oder Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien aktionsfähig machen könnte, ſollte man das 
nur begrüßen und die Unternehmungen, die hier⸗ 
herkommen wollen, von jeglicher Begründungs⸗ 
ſteuer befreien. (Abg. Plenikowſkti: Wenn es 
notwendig iſt, kommen die auch mit doppelter 
Begründungsſteuer her!) Herr Plenikowſki, es iſt 
nicht ſo verlockend, weder im gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkt noch in den nächſten Jahren, nach Danzig 
zu kommen. Die von Ihrem geiſtigen Auge er⸗ 
ſchauten Flugzeugfabriken werden in Danzig nicht 
gebaut werden, weil der Flugzeugbau in Danzig 
laut Völkerbundsbeſchluß nicht erlaubt iſt. Die 


in Danzig zu erbauenden Fabriken für die Her⸗ 
ſtellung von Kriegsmaterial für einen kommen⸗ 
den Krieg der Alliierten oder ſämtlicher kapita⸗ 
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liſtiſchen Mächte gegen das von Ihnen geliebte 
Sowjet⸗Rußland iſt auch eine Fiktion, mit der 
Geſchäftsleute nicht rechnen können. Die Danziger 
Regierung würde den Leuten, die mit einer der⸗ 
artigen Abſicht nach Danzig kämen, ſehr auf die 
Finger klopfen; denn die Danziger Regierung iſt 
verpflichtet, die Verfaſſung zu beobachten, in der 
ſteht, daß Danzig keine Heer⸗ und Marinebaſis 
ſein darf. Nebenbei hat ſich Danzig verpflichtet, 
darüber zu wachen, daß hier kein Kriegsmaterial 
hergeſtellt wird. 


Sie ſehen alſo, daß Ihre Fiktionen, die Sie 
hinter Ihrer Sowjet⸗Brille ſahen, nicht für Dan⸗ 
zig in Frage kommen und daß man derartige Mo⸗ 
mente nicht anführen kann. Ich ſehe im Augen⸗ 
blick die außerordentlich trübe Wirtſchaftslage in 
Danzig, ich ſehe die fürchterliche Arbeitsloſigkeit 
und jedes Mittel, das geeignet iſt, Unterneh⸗ 
mungsluſtige Leute nach Danzig zu ziehen, 
die Betriebe aufmachen, um Arbeitskräfte zu be⸗ 
ſchäftigen und auch Geld verdienen, ſollten uns 
willkommen ſein. Deshalb ſollte man den Grün⸗ 
dungsſtempel für Aktiengeſellſchaften und G. m. 
b. H.'s nicht von 5 auf 3 Prozent herabſetzen, ſon⸗ 
dern man ſollte es bei dem Gründungsſtempel 
von 1 Prozent belaſſen, wie er zunächſt bis März 
1930 vorgeſehen iſt. Bis zum 31. März wird die 
ſchwere Zeit, durch die die Danziger Wirtſchaft 
zu gehen hat, noch nicht vorüber ſein und es wird 
nicht möglich ſein, alles das, was bis dahin un⸗ 
rentabel war, produktiv zu geſtalten. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Daran glauben Sie ſelbſt nicht!) Ich 
glaube ſogar, daß jetzt arbeitende Betriebe ein⸗ 
gehen werden. Ich fürchte da ſehr, daß die Dan⸗ 
ziger Schichau⸗Werft in nicht zu ferner Zeit ihren 
Betrieb ſtillegen wird, wodurch wieder 1500 bis 
2000 Arbeiter brotlos werden. Mit Reden, wie 
Sie ſie heute gehalten haben, werden Sie dieſen 
Klaſſengenoſſen von Ihnen nicht das Brot erhal⸗ 
ten, ſondern Sie werden damit höchſtens herauf⸗ 
beſchwören, daß ſie früher auf der Straße liegen, 
als es ſonſt geſchähe. Ich ſagte alſo, man ſollte 


ruhig über den Zeitpunkt des 31. März 1930 den 


Satz für Geſellſchaftsgründungen mit 1 Prozent 
belaſſen. Wenn die Wirtſchaft ſich ſtabiliſiert, 
wenn durch irgendwelche günſtigen Verhältniſſe, 
die manchmal über Nacht kommen können, ſich die 
Lage ändert, hat die Regierung es jederzeit in 
der Hand, mit einer Regierungsmehrheit die 
Gründungsſätze für Geſellſchaften heraufzuſetzen. 
Dann zeigt ſich ſelbſt bei den ſchon beſtehenden 
Geſellſchaften die Neigung, der Regierung auf 
dieſem Wege zu folgen, weil man ſich ſpäter nicht 
gern Konkurrenz großzieht, ſondern immer nur 
ſolange für niedrige Sätze eintritt, als die Not 
allgemein ſo groß iſt. Wenn man aber glaubt, 
den Satz von 1 Prozent nur bis zum 31. März 
nächſten Jahres halten zu können, würde ich die 
Regierung unter allen Umſtänden bitten, wenig⸗ 
ſtens den Satz von 3 Prozent generell auf 2 Pro⸗ 
zent zu ermäßigen, und den Satz, der jetzt auf 1½ 
Prozent feſtgeſetzt iſt, auf 1 Prozent herabzuſetzen, 
alſo allgemein 2 und 1 Prozent zu nehmen. Die 
gleichen Gründe, die ich vorhin anführte, ſind auch 
hierfür maßgebend. 5 


Mittwoch, den 6. Februar 1929. 


Des ferneren ſcheint dem Macher dieſes Ent⸗ 
wurfs ein kleiner Fehler unterlaufen zu ſein. 
Er ſagt nämlich, bei der Verſchmelzung von Ge⸗ 
ſellſchaften ermäßigt ſich die Steuer auf 1½ Pro⸗ 
zent, ſoweit das Vermögen einer Geſellſchaft als 
Ganzes in die andere eingebracht wird. Das heißt 
alſo gegenwärtig, daß für die Gründungen und Ka⸗ 
pitalserhöhungen von Geſellſchaften bis zum 31. 
März 1930 1 Prozent erhoben wird. In dieſer 
Zeit bis zum 31. März 1930 wird aber für die 
Fuſion von Geſellſchaften 115 Prozent erhoben. 
Was das für einen moraliſchen Hoſenboden haben 
ſoll, iſt mir als Kaufmann unklar, und ich glaube 
auch nicht, daß der Macher des Geſetzes ſich dieſe 
Frage gründlich überlegt hat, ſonſt hätte er doch 
dieſe Beſtimmung nicht hineingenommen. Es 
wird Sache des Ausſchuſſes ſein, hier reparierend 
einzugreifen; denn in dieſer Form iſt die geſetz⸗ 
liche Beſtimmung Unfinn. 

Soweit die Börſenumſatzſteuer in Frage 
kommt, wird man mit der Vorlage der Regierung 
konform gehen. Es iſt richtig, daß jemand, der 
ſich Wertpapiere kauft, immerhin in gewiſſer Be⸗ 
ziehung ein mobiles Kapital hat, welches er zins⸗ 
tragend anlegen will, um eine Rente davon zu 
haben. Für einen derartigen Börſenumſatz und 
auch für die ſonſtigen Wertpapiere wird man 
immerhin eine Abgabe an den Staat in der 
Form, wie ſie hier vorgeſchlagen wird, zahlen 
können. Ich glaube auch, daß die Kapitaliſten, 
wie das Bankgewerbe, gegen dieſe Steuer, die in 
der jetzigen Höhe eine Herabſetzung gegen früher 
bedeutet, nichts einzuwenden haben. Ich perſön⸗ 
lich halte dieſe Sache auch aus alter Kenntnis 
der Branche für angemeſſen, obgleich ich gegen⸗ 
wärtig und für abſehbare Zeit kein Geld habe, 
um mich an der Börſe umſatzſteuergebender Weiſe 
zu betätigen. 8 

Bei der Wertpapierſteuer iſt eins zu berück⸗ 
ſichtigen, und das iſt, daß inländiſche Wertpa⸗ 
piere, die im Ausland zahlbar gemacht ſind, nach 
dieſem Geſetz hier 2 Prozent Steuer koſten. Der 
Senat kann aber die Steuer bis auf 1 Prozent 
ermäßigen, und zwar für die Zeit bis zum 31. 
März 1930. Auch hier iſt einmal die Zeit eine 
zu kurze, zum andernmal iſt es töricht, wenn Aus⸗ 
länder Geld nach Danzig geben wollen und ſie 
ſich Obligationen, die im Auslande zahlbar ſind, 
geben laſſen, dieſe mit 1 Prozent zu verſteuern 
haben, während ſie, wenn ſie dies Geld auf Dan⸗ 
ziger Hypotheken geben, es aber auch durch Ver⸗ 
trag im Auslande rückzahlbar machen, dann 
ſteuerfrei ausgehen. Das Erſtgeſagte, daß wir bei 
unſerer Kapitalarmut Geld aus dem Auslande 
nach Danzig bekommen müſſen, gilt auch hier. Es 
handelt ſich darum, wie bekommen wir Geld nach 
Danzig infolge unſeres — vulgär geſprochen — 
chroniſch gewordenen Dalles. Wenn wir Geld nach 
Danzig auf Hypotheken bekommen, die ja auch ver⸗ 
äußerbar und ſtempelfrei ſind, dann müßte auch 
Geld hereinzubekommen ſein, das an einer aus⸗ 
ländiſchen Börſe mobiliſiert werden ſoll. In 
dieſer Form müßte die Transaktion auch ſtempel⸗ 
ſteuerfrei ſein. Vor zwei Jahren haben wir den 
Beſchluß gefaßt, Gelder vom Auslande, die 


hier auf Hypotheken gegeben werden, auch wenn 
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ſie eingefroren ſind, vermögensſteuerfrei zu laſſen, 
und hier wollen wir, weil wir die Danziger 
Wirtſchaft beleben wollen, auf im Ausland zahl⸗ 
bare Obligationen 1 Prozent erheben. Ich will 
Ihnen gleich ſagen, warum das noch einen ande⸗ 
ren Grund hat. Nehmen wir die Danziger Hypo⸗ 
thekenbriefe, die in London zahlbar ſind. Es 
wäre nicht möglich geweſen, dieſe Pfandbriefe im 
Ausland unterzubringen, wenn ſie nicht im Aus⸗ 
lande zahlbar gemacht wären. Genau ſo unmög⸗ 
lich wird es ſein, wenn man Geld auf Obliga⸗ 
tionen hereinhaben will und ſie nicht im Aus⸗ 
lande zahlbar macht. Mit Dollars oder hollän⸗ 
diſchen Gulden muß man in gleicher Weiſe ver⸗ 
fahren und ſie auch hier ſteuerfrei ſtellen. In dem 
Proſpekt ſagt man, der Danziger Freiſtaat erhebe 
für dieſe Werte keine Kapitalertragſteuer, die 
wir hier nicht kennen, auch keine Wertpapier⸗ 
ſteuer. Deshalb können dieſe Obligationen um 
1 bis 2 Prozent höher untergebracht werden, die 
der Danziger Wirtſchaft zugute kommen; 
alle Koſten, die darauf ruhen, gehen dem Kapital⸗ 
nehmer zur Laſt, und die Danziger Wirtſchaft be⸗ 
kommt weniger. Wenn die Steuer nicht erhoben 
wird, kann das Emiſſions⸗Konſortium 2 Pro⸗ 
zent mehr auszahlen. Deshalb iſt es für die 
Wirtſchaft, die das Geld nimmt, von Vorteil, 
wenn die Obligationen in dieſer Form völlig 
ſteuerfrei gelaſſen werden. 

Dabei muß man berückſichtigen, daß im Jahre 
1931 die Aufwertungshypotheken hier in Danzig 
fällig werden, ein Problem, das die Danziger 
Wirtſchaft in ihren Grundfeſten erſchüttern könnte 
und wahrſcheinlich auch erſchüttern wird. Wir 
haben ſchätzungsweiſe 150 Millionen Goldgulden, 
die im Jahre 1931 als Aufwertungshypotheken 
fällig werden. Anſere Verſicherungsgeſellſchaften 
ſind nicht in nennenswertem Maße in der Lage, 
die deutſchen Hypotheken abzulöſen. Die Dan⸗ 
ziger Hypothekenbank mit ihren teueren Sätzen 
kann kaum die Landwirtſchaft verſehen, viel weni⸗ 
ger Aufwertungshypotheken ablöſen. Die deut⸗ 
ſchen Verſicherungsgeſellſchaften dürfen nach Dan⸗ 
zig keine Hypothekengelder geben. Die deutſchen 
Hypothekenbanken dürfen ebenfalls hierher keine 
Hypothekengelder geben, weil das Hypotheken⸗ 
bankgeſetz das verbietet. Wir ſind Ausland. 
Vielleicht wird die Regierung es ermöglichen 
können, mit den Verſicherungsgeſellſchaften im 
Verhandlungswege Vereinbarungen zu treffen, 
daß diejenigen, die hier arbeiten wollen, auch die 
Prämienreſerven in Danzig anlegen müſſen. 
Vielleicht wird man über Polen mit der deutſchen 
Regierung Verhandlungen führen können, daß 
wir in bezug auf Hypothekengewährung als deut⸗ 
ſches Inland betrachtet werden. Aber die Zeit 
drängt. Wir werden bald vor dem Faktum ſtehen, 
daß gezahlt werden ſoll, und es wird niemand 
da ſein, der das Geld geben wird. Deshalb iſt es 
außerordentlich wichtig, daß wir prüfen, was zu 
geſchehen hat und alles tun, was die kritiſche Si⸗ 
tuation erfordert, von der ich eben ſprach und die 
Frage der Hypothekenbeſchaffung regelt, da⸗ 


mit für die nächſten Jahre Beruhigung eintritt. 
Die Angelegenheiten ſind nicht ſo zu behandeln, 
daß man zwei Stunden über alle möglichen Dinge 
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theoretiſiert und ſich über die Sünden der Sozi⸗ 
aldemokratiſchen Partei aller Länder ausläßt, 
ſondern daß man die Dinge beim richtigen Namen 
nennt und auch zeigt, wie ſchwierig die Verhält⸗ 
niſſe in finanzieller Beziehung in Danzig liegen 
und wie dem abgeholfen werden kann. 

Ich habe zwei kleine Wege gezeigt. Aber da⸗ 
mit werden wir in Anbetracht der notwendigen 
rieſigen Summen nicht auskommen. Wir werden 
die Frage einer neuen Hypothekenbank über die 
Danziger Hypothekenbank hinaus ventilieren 
müſſen, und zwar bald. Wir werden das jetzt be⸗ 
ſtehende Hypothekenmonopol der Hypothekenbank 
wahrſcheinlich antaſten müſſen und große, lei⸗ 
ſtungsfähigere Kapitalkonzerne heranziehen müſ⸗ 
ſen, um für den hypothekariſchen Kredit in Dan⸗ 
zig Sorge zu tragen. Wir werden Mittel und 
Wege finden müſſen, um die daniederliegenden 


Unternehmungen wieder in Betrieb zu ſetzen und 


den drohenden Ausfall der großen, hauptſächlich 
in Danzig wirkenden Betriebe, die heute auf dem 
Ausſterbeetat ſtehen, wettzumachen, damit nicht 
noch mehr Arbeitskräfte erwerbslos zu werden 
brauchen. Ich rekapituliere alſo, ſtatt der Herab⸗ 
ſetzung auf 3 Prozent für Gründungsſtempel bei 
den Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften m. b. 
H. bitte ich, es bis auf weiteres über den 31. März 
1929 hinaus bei 1 Prozent zu belaſſen und, wenn 
ſich die Beſſerung der Wirtſchaftslage zeigt, zur 
Abänderung des Geſetzes zu ſchreiten, mit dem 
Ziel, für Gründungen generell 2 Prozent zu er⸗ 
heben. Für Fuſionierungen bitte ich, den Satz 
ebenfalls auf ½ Prozent herabzuſetzen, weil 
gegenwärtig die Neugründung und Kapitals⸗ 
erhöhungsabgabe mit 1 Prozent vorgeſehen iſt; 
dieſer kleine Schnitzer im Geſetz, den ich vorher 
erläuterte. Dann, bei im Auslande zahlbaren 
Anleihen — keine Aktien — feſt verzinsliche Ob⸗ 
ligationen über den 30. März 1930 hinaus voll⸗ 
ſtändig ſteuerfrei zu laſſen, weil das ja nur eine 
logiſche Anwendung der Beſtimmungen bezüglich 
der Hypotheken iſt, die vom Auslande hierher ge⸗ 
geben und auch ſtempel⸗ und vermögensſteuerfrei 
ſind. Wenn der Geſetzentwurf in der Begründung 
eine Aufſtellung macht, was hier für Gelder ver⸗ 
loren gehen, ſo hat ſich mein Vorredner den Kopf 
darüber zerbrochen, ob die Regierung nicht ge⸗ 
flunkert hat und noch mehr Geld verloren geht. 
Ich bin der Auffaſſung, daß die Aufſtellung eine 
Milchmädchen⸗Rechnung darſtellt. Im gegen⸗ 
wärtigen Moment werden kaum Gefellihaften 
mehr gegründet. Ich wüßte alſo nicht, wie die 

umme für den Geſellſchaftsgründungsſtempel 
zuſtande kommen ſoll. Wenn der letzte Etat dafür 


einen Betrag eingeſetzt hat, ſo iſt das Geld nicht 
eingekommen, weil keine Gründungen ſtattfanden. 


Die Wertpapierſteuer blieb ertraglos, weil im 
letzten Jahre neue Wertpapiere nicht ausgegeben 
worden ſind. Die Summe, die der Etat vorſieht, 
iſt nicht eingegangen und muß auch für den kom⸗ 
menden Etat als Leerpoſten gebucht werden. Die 
Etatſumme iſt überhaupt nicht aufgebraucht wor⸗ 
den, genau ſo wenig, wie die Beträge aus der Er⸗ 
werbsloſenverſicherung. Wertpapiere ſind nicht 
ausgegeben, infolgedeſſen iſt auch keine Wertpa⸗ 
pierſteuer eingegangen. Für die Ausgabe von 
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Wertpapieren käme nur die Bank von Danzig, 
die Privataktienbank und die Bank für Handel 
und Gewerbe in Frage. Was die Effektenumſätze 
anlangt, ſo hat die Effektenbörſe die auf ſie ge⸗ 
richteten Erwartungen nicht erfüllt. Noch viel 
weniger iſt das bei der Danziger Textilbörſe der 
Fall, die auch nicht die Hoffnungen, die Herr Neu⸗ 
mann und Genoſſen in ſie ſetzten, erfüllte. Man 
glaubte, wenn man in Danzig eine Effekten⸗ und 
Deviſenbörſe gründete, würden wir den inter⸗ 
nationalen Arbitragehandel aus Berlin, Amſter⸗ 
dam, Paris und London nach Danzig ziehen. 
Man hat ſich getäuſcht. Solange die Inflation 
beſtand und man ſich mit Dollars und Pfunden 
verſorgte, um nicht alles zu verlieren, ging der 
Laden einigermaßen. Da konnte man ſich ſogar 
vor dem Anſturm der Börſenmakler nicht retten. 
Jetzt glaube ich, daß die Herren von ihrer Cour⸗ 
tage nicht einmal ihr Leben friſten können und 
ſich, ſoweit ſie heute noch tätig ſind, nach anderen 
Poſitionen umſehen. 

Noch ſchlimmer iſt es Danzig mit der Textil⸗ 
börſe ergangen, mit der man Bremen aus dem 
Sattel zu heben verſuchte. Allerdings machten 
das Leute, die nie in Bremen an der Baumwoll⸗ 
börſe manipuliert hatten und die nicht wußten, 
daß man alte Tradition und ein ſeit Jahrhun⸗ 
derten eingeführtes Arbitrageſyſtem nicht plötz⸗ 
lich nach Danzig verpflanzen kann, ſondern daß 
dazu eine lange Reihe von Jahren, vor allen 
Dingen Kenntnis der Branche und noch ganz an⸗ 
derer Imponderabilien notwendig ſind, als ein 
bißchen Textilverſtand und Handeln in weißen 
Sachen, die in dieſem Moment ſehr modern ſind. 
Auch da kommt alſo keine Steuer ein. 


Daß wir vom Ausland Geld hereinbekamen 
und dafür Obligationen im Inlande ausgegeben 
haben, iſt mir, der ich ein eifriger Verfolger des 
Staatsanzeigers bin, wo die Sachen ſtehen, auch 
nicht zu Geſicht gekommen. Wenn man die von 
mir proponierten Sätze annähme, würde vielleicht 
eine Beſſerung eintreten. Beim Hinweis darauf, 
daß die Gründung einer Geſellſchaft nicht mit 
nennenswerten Koſten verknüpft iſt, wird ſich das 
Auslandsunternehmertum, ſoweit hier nicht die 
Sanierung der in ſchwieriger Lage befindlichen 


alten Unternehmungen in Frage kommt, ſagen, 


wir riskieren nichts und werden nach Danzig 
gehen. Schon die Tatſache, daß die hierher kom⸗ 
mende Geſellſchaft ein Büro einrichtet, hat logiſch 
zur Folge, daß Perſonal eingeſtellt werden muß. 
Wenn dann noch gebaut werden ſoll, wie es die 
Seidenfabrik will, die einzige Gründung, die ſeit 


Jahr und Tag perfektioniert werden ſoll, hat das 


zur Folge, daß Arbeitskräfte beſchäftigt werden. 
Es iſt alſo eine Angelegenheit, von der die Arbei⸗ 
ter, deren Vertreter ſonſt berufsmäßig auf das 
Kapital ſchimpfen, Nutzen haben können und die 
auch in dieſer Frage, weil die Beſchäftigung von 
Arbeitern zu erwarten iſt, konform gehen ſollten. 
Das wären die ſachlichen Bemerkungen, die ich zu 
den einzelnen Tarifpolitionen zu machen hätte. 
Ich werde mich freuen, wenn der gegenwärtige 
Herr Finanzſenator, der leider heute die Ausfüh⸗ 
rungen nicht gehört hat, ſich zwar nicht durch Be⸗ 
ratungen mit Herrn Hilferding, den Herrn kennt 


er nämlich gar nicht, ſondern durch Beratungen 
mit ſachverſtändigen Kreiſen, Herrn Abg. Weiße 
davon überzeugt, daß das Etikett, das er Herrn 
Dr. Kamnitzer, dem gegenwärtigen Finanzſenator, 
auf die Rezeptflaſche zu drücken verſuchte, nicht 
ſtimmt. Herr Abg. Weiße liebt Bismarck ſehr, 
der auch ein guter Heine⸗Kenner und Verehrer 
ſeiner Lyrik war! Ich hörte letztens bei den Aus⸗ 
führungen des Abg. Weiße deutlich den ironiſchen 
Vers Heines in ſeinen Worten heraus: 
f Strenge Gleichheit! 

Jeder Ejel 

Sei befugt zum höchſten Staatsamt 

Und der Löwe ſoll dagegen 

Mit dem Sack zur Mühle traben. 

Den Unterton in Heines ſo wunderſchö⸗ 
nem ironiſchen Vers muß Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer zuſchanden machen. Er iſt Juriſt, Herr 
Dr. Volkmann war ja auch nur ein Juriſt, der 
durch die Referendar⸗ und Aſſeſſorenzeit des preu⸗ 
ßiſchen Finanzminiſteriums gelaufen iſt, dann 
mit Herrn Südekum bekannt wurde und von 
Gnaden dieſes ſozialdemokratiſchen Volksbeauf⸗ 
tragten, da er ſich etwas demokratiſch anſtellte, zum 
Geheimen Rat befördert wurde, dann nach Dan⸗ 
zig kam und von Finanzen ſo viel verſtand, wie 
der Igel von dem gewiſſen Gegenſtand und deſſen 
ganze Kunſt darin beſtand, die Danziger Wäh⸗ 
rung recht lange aufzuhalten. Als er ſie dann doch 
einführte, hat er ſich nach der deutſch⸗oſtafrikani⸗ 
ſchen Rupienſtabiliſierung gerichtet, den Wortlaut 
des Geſetzes einfach abgeſchrieben, nur der Dan⸗ 
ziger Währung das engliſche Pfund untergelegt, 
nämlich 25 Gulden gleich 1 Pfund, während dort 
die Rupie zur Reichsmark in Relation gebracht 
war. Das waren die ganzen Kenntniſſe, die 
Herr Dr. Volkmann beſaß. Ich hoffe, daß Herr 
Dr. Kamnitzer durch ſeine praktiſche Tätigkeit, da 
er ſich als Richter mit finanziellen Fragen im 
Zivilrecht zu beſchäftigen hatte, in einer guten 
Schule geweſen iſt, und daß die fünf Jahre, in 
denen er ſich in der ſozialdemokratiſchen Fraktion 
mit finanziellen Dingen beſchäftigt hat, ihm 
neben ſeinem juriſtiſchen Wiſſen mindeſtens eben⸗ 
joviel finanzielles Wiſſen gegeben haben, wie dem 
Herrn verfloſſenen Finanzſenator Dr. Volkmann. 

Ich hätte gewünſcht, daß Herr Abg. Loops, als 
er letztens Herrn Abg. Weiße antwortete, und als 
er ihm ſagte, Sie haben ja, als Sie in der Regie⸗ 
rung waren, auch Ihre Leute in hauptamtliche 
Senatorenſtellen geſchickt, weshalb ſollen wir das 
nicht auch, da er auch ein guter Heinekenner iſt, 
auch mit einem Heinevers geantwortet hätte, der 
folgendermaßen lautet: 

Doch in unſerm Freiſtaat 

Geben wir ihm wieder 

Seine alten unveräußerlichen Rechte 

And er wird ſich bald veredeln. 
Was bedeutet hätte, den tüchtigen Mann an den 
rechten Platz! Neben dieſer kleinen Einſchaltung 
lyriſcher Art möchte ich nun noch an die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion und an die Regierung 
unter ihrer Führung appellieren. Die Sozial⸗ 
demokraten haben ſich ſeit jeher und mit Recht 
ſtets gegen Ermächtigungsgeſetze gewehrt. Als 


früher einmal die Frage auftauchte, wo man ein 
Ermächtigungsgeſetz geben könne, erklärte einer 
der Führer, „andern gebe ich es überhaupt nicht, 
wenn ich es mir geben ſoll, werde ich mir das 
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überlegen“. Da hat die Fraktion ſeinerzeit geſagt: 
Konſequenz über alles, eine Ermächtigung in 
einem demokratiſchen Staatsweſen gibt es nicht. 
Die Sozialdemokraten haben das ſtets bekämpft 
und auch noch Herr Dr. Kamnitzer bei dem letzten 
Ermächtigungsgeſetz. Jetzt finden wir hier den 
Artikel 2 dieſes Geſetzes, der folgendermaßen 
lautet: „Der Senat wird ermächtigt uſw., be⸗ 
kanntzumachen.“ Der Senat ſoll alſo ermächtigt 
werden, die Sozialdemokratie ſagte aber bisher 
ſtets, ermächtigen tun wir nicht. Hier ſteht es nun 
aber, und die ſozialdemokratiſche Fraktion iſt in 
der Regierung. Herr Dr. Kamnitzer ſagte kürzlich 
bei einem andern Punkt: „Ja, wir unterſcheiden 
— das war ſchon eine kleine neue Nuance — zwi⸗ 
ſchen Rechtsſätzen, wo wir Ermächtigungen nicht 
gewähren und zwiſchen Verwaltungsvorſchriften, 
die nebenſächlich ſind, die keine materielle Geſetz⸗ 
gebung bedeuten, wo wir etwas Derartiges zuge⸗ 
ſtehen“. So glaube ich wenigſtens Herrn Dr. 
Kamnitzer verſtanden zu haben. Ich erblickte 
darin ſchon eine Abweichung von dem Prinzip. 
Wenn andere etwas ſchlecht gemacht haben, ſoll 
man es nicht nachmachen. Hier in Danzig haben 
wir jederzeit die Möglichkeit, im Wege der Ge⸗ 
ſetzgebung Geſetze zu ändern. Wir brauchen nicht 
erſt vom Rhein, von der Memel und aus dem 
Süden die Leute zuſammenzuholen, ſondern wir 
ſind hier innerhalb 12 Stunden alle verſammelt. 
Wenn die Regierungskoalition intakt iſt, kann 
ſie alles beſchließen. Ein Geſetz kann ſich durch 
langes Reden einen Tag verzögern laſſen, durch 
die Ausſchußberatung einen zweiten Tag, dann 
muß es aber in 3 — 4 Tagen verabſchiedet wer⸗ 
den. Die ganze Prozedur dauert im ſchlimmſten 
Fall acht bis neun Tage. Weshalb wollen wir 
alſo dieſen Weg nicht gehen? 

Es ſtimmt auch nicht, daß bei der Zuſammen⸗ 
faſſung dieſes Geſetzes nur Verwaltungsbeſtim⸗ 
mungen geändert werden ſollen. Man kann ver⸗ 
ſchiedene Stempelſteuergeſetze, das Reichs⸗Stem⸗ 
pelſteuergeſetz, das Preußiſche Geſetz und noch 
mehrere beſtehende Stempelſteuergeſetze nicht zu⸗ 
ſammenfaſſen, ohne materielle Geſichtspunkte der 
Geſetze zu ändern, ohne materielle Rechtsſätze zu 
ändern, weil die Geſetze ſich vielfach überſchneiden. 
Ein kleines Beiſpiel dafür. Wenn ich einen 
Wechſel akzeptiere und Herr Dr. Heinemann be⸗ 
ſitzt die Leichtſinnigkeit, die Bürgſchaft für die 
Wechſelforderung zu übernehmen, nicht in der 
Form eines Giros auf der Rückſeite oder als 
Ausſteller, ſondern es wird eine Bürgſchaftsur⸗ 
kunde über die Wechſelforderung ausgeſtellt, dann 
beſteht nach dem Preußiſchen Stempelſteuergeſetz 
eine Beſtimmung, wonach die Bürgſchaftsſteuer 
nicht höher ſein darf als die Steuer für das 
Grundobjekt, nämlich für den Wechſel. Der Wech⸗ 
ſelſtempel iſt billiger, und der Bürgſchaftsſtempel 
iſt weſentlich höher. Wenn man nun die Geſetze 
zuſammenwirft, muß man, fo komiſch das klingt, 
materiell das Geſetz ändern. Deshalb iſt es not⸗ 
wendig, daß nicht nur im Wege der Verordnung 
hier anſcheinend Verwaltungsmethoden geändert 
werden, ſondern weil zwingend notwendig Rechts⸗ 
verordnungen geändert werden müſſen, iſt das 
auch eine Ermächtigung, die nach Auffaſſung der 
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Sozialdemokratiſchen Partei geſetzwidrig und 
deshalb unzuläſſig iſt. Ich will Sie mit anderen 
Fällen aus den Stempelſteuergeſetzen, die eine 
eigene große Wiſſenſchaft ſind, nicht aufhalten. 
Das muß im Ausſchuß von den Sachverſtändigen 
gründlich verhandelt werden. Derartige Ueber⸗ 
ſchneidungen der Beſtimmungen treffen ſich im 
Geſetz zu Dutzenden. Deshalb iſt es unmöglich, 
die Zuſammenfaſſung des Geſetzes in der Form zu 
machen, wie es die Regierung will. Das kann 
nur durch Geſetz geſchehen. Ich würde es be⸗ 
grüßen, wenn in das Wirrwarr und die Undurch⸗ 
ſichtigkeit der Stempelſteuergeſetze Ordnung hin⸗ 
einkäme und das Stempelſteuerrecht in einem 
Kodex zuſammengefaßt würde, ähnlich wie beim 
Reichsſtrafgeſetzbuch, dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
und anderen Geſetzen. Die Vereinheitlichung 
ſämtlicher Stempel-Steuergejege kann nicht die 
Aufgabe eines Dezernenten ſein, ſondern dieſe 
Arbeit muß zunächſt im Entwurf gemacht werden, 
der dem Volkstag vorgelegt wird. Die Arbeit 
müßte dann im zuſtändigen Ausſchuß von Ken⸗ 
nern der verſchiedenen Materien gründlich bear⸗ 
beitet werden. Der gewöhnliche Laie findet ſich 
unter den Stempelſteuern überhaupt nicht mehr 
durch. Wenn wir uns ehrlich an die Bruſt ſchla⸗ 
gen wollten, ſo haben wir alle, auch die Abgeord⸗ 
neten, leider geſündigt, was die Stempel⸗Steuer⸗ 
geſetzgebung anlangt. Der Uhu, die bekannte 
Ullſteinſchrift, ſtellte in ſeiner letzten Nummer die 
Leſer in bezug auf Geſetzesbeachtung vor ver⸗ 
ſchiedene Fragen, wie ſie im täglichen Leben vor⸗ 
kommen, etwa: Haben Sie das und das gemacht? 
— 6 Monate Gefängnis. Haben Sie das und das 
gemacht? — 3 Monate Gefängnis. Haben Sie 
das und das gemacht? — 10 000 Mark Geld⸗ 
ſtrafe. Da antworteten alle möglichen Berufe, 
auch Aerzte und Juriſten, ſogar ein Landgerichts⸗ 
rat gab zu, daß er betrügt, indem er die Bezah⸗ 
lung der Straßenbahnfahrkoſten, wenn es geht, 
umgeht. ( Heiterkeit.) Sie ſehen alſo, wenn man 
ehrlich ſein will, iſt die Sache zu verzwickt, daß 
der Laie ſich durch die Geſetzgebung nicht mehr 
durchfindet. Es iſt notwendig, daß alles klar 
und präziſe ausgedrückt wird, damit wir nicht 
mehr fündigen und alles was wir zu verſteuern 
haben, ordnungsmäßig verſteuern. 

Wenn wir alſo in der von mir vorgeſchlagenen 
Form zur Hebung der Danziger Wirtſchaft bei⸗ 
tragen und ihr darüber hinaus noch in anderer 
Beziehung helfen, wenn wir endlich den Kopf aus 
dem Sand erheben und die Vogel⸗Strauß⸗Stel⸗ 
lung aufgeben, die darin beſteht, daß wir nicht er⸗ 
kennen, was vor den Danziger Toren geſchieht, 
werden wir vielleicht eine Beſſerung herbei⸗ 
führen. Es genügt nicht, ſich damit zu beſchäfti⸗ 
gen, und zu ſagen, man verſuche, dieſerhalb mit 
Polen zu handeln. Die Wirtſchaftskriſe, die 
gegenwärtig beſteht, und deren Folgen das Da⸗ 
niederliegen der vielen Betriebe iſt, iſt mit auf 
Gdingen zurückzuführen. Aber dadurch, daß man 
nichts unternimmt, wendet man die Gefahr nicht 
ab. Die Hälfte des ſeewärts ausgehenden Koh⸗ 
lenexports wird mit beginnenden Frühjahr zwei⸗ 
fellos über Gdingen gehen. Heute iſt es ein 


Drittel. Wenn auch an dieſen Exporten nicht viel 
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zu verdienen iſt, da es ſich um keinen Eigenhandel, laſſen ſieben gerade ſein und die Karre laufen, 
ſondern um Spedition handelt, werden dabei doch wie ſie läuft. Gdingen wächſt durch dieſe Verhält⸗ 
Leute beſchäftigt, Hafenabgabe entrichtet, es wer⸗ niſſe von Tag zu Tag, und Danzig wird von Tag 
den immerhin Einnahmen erzielt und der Hafen zu Tag kleiner. Mehr und mehr Betriebe gehen 
wird belebt. ein und dann wundert man ſich, wie das kommt. 
Aber auch in anderer Beziehung arbeitet man, Man hält bei großen Empfängen lange Reden 
um den Danziger Handel nach Edingen zu ziehen. über Hochhaltung des Deutſchtums und ſorgt da⸗ 
Danzig tut darin überhaupt nichts und unter⸗ für, daß das Deutſchtum immer mehr und mehr 
ſtützt indirekt durch das Kopf⸗in⸗den⸗Sandeſtecken bedrückt wird und aus Danzig herausgehen muß, 
den Gdinger Hafen. Danzig tut alles mögliche, weil es nicht mehr lebensfähig iſt. 5 
um die Geſchäftswelt aus Danzig hinauszugrau Zu der Frage der 30prozentigen Mietwertab⸗ 
len. Wenn Firmeninhaber in Danzig ſeit 7 oder gabe hat ſich die Regierung ausgeſchwiegen. Iſt es 
8 Jahren anſäſſig ſind, regelmäßig ihre Steuern richtig, daß die Regierung einen derartigen Plan 
bezahlen und die Republik Polen ſie bittet, nach hat? Beabſichtigt die Regierung von den kauf⸗ 
Gdingen zu kommen, ſie ſteuerfrei laſſen will und männiſchen und gewerblichen, den induſtriellen 
ihnen die polniſche Staatsangehörigkeit ver⸗ Betrieben, 30 Prozent Mietwertabgabe zu er: 
ſpricht, glauben die betreffenden Firmeninhaber, heben? Beabſichtigt ſie, z. B. von der Danziger 
einen Verrat an Danzig zu begehen, wenn ſie es Werft, deren Anlagen ich auf 40 Millionen 
jetzt verlaſſen und nach Gdingen abwandern. ſchätze, die Mietwertſteuer zu erheben; bei einer 
Wenn ſie aber in Danzig zum zweiten Male, ob⸗ 10prozentigen Miettaxe vom Werte der Anlagen, 
gleich nichts gegen ſie vorliegt, ihre Einbürgerung von 4 Millionen wären das 1,2 Millionen Miet⸗ 
verlangen, da ſie politiſche Rechte haben wollen, ſteuer. Beabſichtigt fie, der Firma Schichau von 
jagt die Einbürgerungskommiſſion, weil der An⸗ ihrem Werftbeſitz im Anlagewert von 30 Millio⸗ 
trag nicht über einen Rechtsanwalt geſtellt iſt, nen, der einen Mietwert von 3 Millionen haben 
möglichſt einen der Senator iſt oder war, der An⸗ müßte, 30 Prozent, gleich 900 000 Gulden, als 
trag ſei abgelehnt. (Hört, hört! rechts. — Abg. Mietwertſteuer abzunehmen? Dies Unternehmen 
Gehl: Das kann nicht ſtimmen!) Ich wollte Sie würde es gern ſehen, wenn ſich die Regierung der 
morgen beſuchen, um Ihnen die Details zu geben. Freien Stadt Danzig an ſeiner Sanierungsaktion 
Weiter eine Firma, die Monopolabfindung be- beteiligte. Wollen Sie der Weſtpreußiſchen Zucker⸗ 
kommen hat. Der jagt man, wenn fie in Danzig raffinerie zu den bereits verlorenen 300 000 
bleibe und eine neue Fabrik auf anderm Ge- Gulden auf den Taxwert der Grundſtücke von 2 
biete etabliere, erfolge die Einbürgerung. Der Millionen auch noch die Mietwertabgabe von 
Betreffende tut das, er macht eine Strickfabrik 60 000 Gulden zuzahlen? Wollen Sie Herrn 
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bürgerungsantrag vor, nachdem ihm die Grund⸗ werke, die er gern verſilbern möchte und die einen 
beſitzberwaltung recht billige Mieten und ſofortige ſchätzungsweiſen Wert von einer Million haben, 
Einbürgerung verſprochen hatte. Was geſchieht? die 30prozentige Mietwertabgabe abnehmen? 
Er muß recht hohe Mieten bezahlen und die Ein⸗ Wenn die Regierung derartige Abſichten nicht hat, 
bürgerung wird abgelehnt. Natürlich will der dann erklären Sie doch einfach: Es iſt alles 
Betreffende aus Danzig heraus. So tut man Wahnſinn, was in die Welt hinauspoſaunt iſt, 
jedem Geſchäftsmann möglichſt Mißliebiges an, das ſind Redensarten, geſchehen, um die gegen⸗ 
damit er bald die Naſe von Danzig voll hat. wärtige Regierungskoalition in den Augen von 
Was tut unſere Regierung im übrigen? Sie Handel, Gewerbe und Induſtrie mißliebig zu 
ſieht, daß man in Edingen auf ganz normalem machen. Weshalb ſchweigt man ſich aus? Das 
Wege nur 57 Prozent der Hafengebühren von kann man keine Politik nennen. Als Politiker 
Danzig zu zahlen hat. Da die Goldbaſis in Gdin⸗ muß mir das Recht zuſtehen, Handlungen der Re⸗ 
gen noch nicht erreicht iſt, betragen die Löhne dort gierung zu kritiſieren. Ich kann es verſtehen, wenn 
auch nur 57 Prozent. (Zuruf links.) Dafür Sie auf Ausführungen des Herrn Abg. Pleni⸗ 
können Sie nicht, Sie haben recht. Sie können kowſki keinen zu großen Wert legen, obgleich das 
aber etwas dafür, daß Sie nicht unter dem Hafen⸗ meiner Meinung nach auch nicht richtig ift; denn 
ausſchuß ein Feuerchen anmachen und dieſem als die Sozialdemokraten noch nicht an die Regie⸗ 
klar machen, daß die Sätze des Danziger Hafens rung dachten, haben ſie ſich im Kaiſerreich auch 
reduziert werden müſſen, um ihn gegenüber dem ausgebeten, daß man auf ihre Ausführungen rea⸗ 
nebenbei liegenden Hafen konkurrenzfähig zu giere. (Zwiſchenrufe links.) Hier iſt aber von 
machen. Wenn man von derartigen Dingen na⸗ deutſchnationaler Seite ein derartiges Gerücht in 
türlich keine Ahnung hat, glaube ich, daß es ſchwer die Welt geſetzt worden. Herr Abg. Weiße war es, 
fällt, darauf zu kommen. Sie haben jedoch im wenn ich mich nicht ſehr täuſche, der bei ſeiner 
Hafenausſchuß Ihre Funktionäre ſitzen. Herr letzten Rede der Regierung unterſtellt hat, daß ſie 
Regierungsrat Tomſen iſt doch Vertreter der Re⸗ eine derartige Abſicht habe. Weshalb ſchweigt 
gierung, ſoviel ich weiß. Herr Evert iſt jetzt aller⸗ man hier in Danzig immer, wenn die Regierung 
dings aus dem Hafenausſchuß ausgeſchieden. angegriffen wird? Weshalb läßt man die falſchen 
Laſſen Sie ſich von den Herren Bericht erſtatten, Nachrichten in die Welt hinausgehen, die nach 
wie ſich die Verhältniſſe entwickeln, wie immer dem berühmten Sprichwort verbreitet werden! 
mehr und mehr Reedereien nach Gdingen ab⸗„Verleumde nur, es bleibt doch etwas hängen.“ 
wandern, um dort den Vorteil der günſtigeren Die Bevölkerung wird beunruhigt und glaubt der⸗ 
Hafenbedingungen zu benutzen. Es geſchieht hier artige Dinge. Nehmen Sie ſich die preußiſchen und 
doch nichts. Wir ſtecken den Kopf in den Sand und deutſchen Verhältniſſe zum Vorbild. Dort wird 
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den Leuten auf derartige Anzapfungen in ganz 
geharniſchter Weiſe geantwortet und auf die Fin⸗ 
ger geklopft. So geht es nicht weiter. Das Parla⸗ 
ment iſt nicht dazu da, daß man ſein Sprüchlein 
herunterſagt, und daß die Regierung, auch wenn 
die Ausführungen noch ſo ſachlich ſind, ſich in 
einen gewiſſen Pelzmantel einhüllt und darauf 
nicht reagiert. Unjer Parlament wird dadurch 
discreditiert, daß von Regierungsſeite auf die ver⸗ 
nünftigen oder albernen Reden, die hier gehalten 
werden, nie eine Antwort erfolgt. Wenn ſich die 
Preſſe darüber aufhält, daß in Danzig der Parla⸗ 
mentarismus auf einem ziemlich niedrigen 
Niveau ſteht, ſo meint ſie nicht nur die Reden, die 
hier gehalten werden, ſondern ſie meint auch das 
Verhalten der Regierung zu den einzelnen Red⸗ 
nern, die hier ihre Handlungen kritiſieren oder 
Anregungen geben. 

Ich bitte deshalb, daß wenn in Zukunft der⸗ 
artige irreführende oder falſche Anſichten geäußert 
werden, (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) die auch 
vielfach gemacht werden, um die Regierung aus 
dem Bau zu locken oder um etwas Neues zu er⸗ 
fahren, oft auch auf Grund von Indiskretionen 
ſeitens der einzelnen Beamten in den Behörden, 
daß die Regierung das nicht mit Stillſchweigen 
hinnimmt und duldet, daß die Geſchichte 
Welt hinauspoſaunt wird. Die Wirtſchaft wird 
nervös gemacht, wenn keine Antwort erfolgt. Es 
wird dann mit großen Anfragen operiert, wie wir 
das jetzt ſehen. Das wäre nicht geſchehen, wenn die 
Regierung, als ſie neulich auf die Verdächtigung, 
daß ſie ihre Meinung nach polniſchen Einflüſſen 
richte, antwortete, auch das Mrchen von der 30⸗ 
prozentigen Mietwertabgabe für die Wirtſchaft 
zerſtört hätte. (Abg. Loops: Darauf hat doch Herr 
Gehl geantwortet!) Nein, das war nicht der Fall. 
Ich habe ſehr darauf gewartet, daß Herr Gehl ge⸗ 
rade auf dieſe außerordentlich wichtige Frage ge⸗ 
antwortet hätte, dann wäre dieſe falſche Auffaſ⸗ 
ſung draußen nicht aufgetaucht, und die Deutſchna⸗ 
tionale Fraktion hätte es nicht nötig gehabt, jetzt 
eine Große Anfrage einzubringen. Sie hätte dann 
eine authentiſche Erklärung des Chefs der Regie⸗ 
rung gehabt. (Abg. Loops: Meinen Sie, es wäre 
dann anders gekommen? Sie ſind davon nicht ab⸗ 
zuhalten!) Ich bin davon überzeugt, aber man 
ſoll ſich nicht danach richten was andere Leute tun, 
ſondern man ſoll die Schlange, die das Gift ver⸗ 
ſpritzt, zertreten, lieber heute als morgen. Ich 
würde es deshalb begrüßen, wenn ſich in Zukunft 
die Regierungsvertreter etwas mehr als die frü⸗ 
heren hier im Volkstag zeigten und auf die Erklä⸗ 
rungen der einzelnen Parteivertreter ausführ⸗ 
licher eingehen würden, als es bisher der Fall 
war. Der Parlamentarismus muß hier in Danzig 
mehr belebt werden. Das kann nur durch Aus⸗ 
ſprache und Austauſch der verſchiedenen entgegen⸗ 
geſetzten Meinungen geſchehen. Das wird dann in 
den Geſetzen den Niederſchlag finden zum Segen 
der Bevölkerung. 

„Wenn heute Herr Dr. Kamnitzer hier geweſen 
wäre, hätte er aus den gemachten Ausführungen 
einiges entnehmen können. Wenn das Steno⸗ 
gramm in unſerm Parlament nach 14 Tagen ge⸗ 
druckt iſt, iſt die Sache wertlos. Inzwiſchen hat 
der Ausſchuß getagt, und dann iſt es unmöglich, 
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die einzelnen Dinge ſo zu bearbeiten wie es not⸗ 
wendig iſt. Sie werden einfach vergeſſen. Ich bitte 
die Regierung, daß ſie unſern wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen mehr Aufmerkſamkeit widmet, als es 
bisher geſchehen iſt. Sie verſprach ja, eine Regie⸗ 
rung zur Rettung der Wirtſchaft zu werden. Wir 
haben leider im Senat zu wenig ſachverſtändige 
Leute. Das iſt bedauerlich und betrübend. Aber 
die Regierung hat Mittel und Wege, Sachver⸗ 
ſtändige heranzuziehen, damit die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft nicht noch mehr Schaden erleidet, damit nicht 
noch mehr Betriebe eingeſtellt und noch mehr 
Kräfte erwerblos werden. Ein Weg. den danie⸗ 
derliegenden Betrieben zu helfen, iſt der, Kapital 
nach Danzig zu ziehen und der, den ich heute be⸗ 
züglich der Stempel⸗Steuern gezeigt habe. Gehen 
Sie den Weg, dann wird das der Anfang ſein mit 
der Beſſerung der Danziger Wirtſchaft. (Bravo! 
und Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Oberregierungsrat Sachſe. 

Sachſe, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! 
Wenn der Geſetzentwurf noch die Unterſchrift vo 
zwei Regierungsmitgliedern trägt, die nicht mehr 
im Amte ſind, ſo erklärt ſich das ohne weiteres 
daraus, daß der Entwurf bereits am 6. Dezember 
1928, wie eingangs der Druckſache Nr. 543 ſteht, 
eingegangen iſt. 

Der Entwurf iſt ſehr lange Zeit hindurch 
Gegenſtand der eingehendſten Beratungen im 
Senat geweſen. Die Vorlage an den Volkstag hat 
ſich leider durch verſchiedene Umſtände verzögert. 
Der Senat hatte gehofft, daß der Entwurf ſchon ſo 
frühzeitig hätte vorgelegt werden können, daß er 
bereits am 1. April des Jahres 1928 hätte in 
Kraft treten können. Deswegen iſt die Geldumſatz⸗ 
ſteuer, die natürlich noch weiter erhoben wird; 
denn ſie muß ſolange erhoben werden, bis ſie 
geſetzlich aufgehoben wird, nicht mehr beſonders 
als Steuer aufgeführt worden. Sie iſt aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich im Etat unter den gemiſchten Ein⸗ 
nahmen enthalten. Sie ſehen, daß auch hier in der 
Zuſammenſtellung das Aufkommen der Geldum⸗ 
ſatzſteuer auf 50 000 Gulden geſchätzt iſt, eine 
Zahl, die bereits erreicht iſt. Wenn, wie gerügt 
worden iſt, dieſe Zahl nicht unter den Steuer⸗ 
ausfällen erſcheint, ſondern nur die Zahlen 
170.000 und 20 000 Gulden, ſo erklärt ſich das 
in der Weiſe, daß der Ausfall der Geldumſatz⸗ 
ſteuer nicht mehr unter dem Titel der Steuer im 
Etat 1929 in Erſcheinung tritt. Daß niemand 
hinter das Licht geführt werden oder etwas ver⸗ 
ſchleiert werden ſollte, erſehen Sie, m. D. u. H., 
ohne weiteres daraus, daß die 50 000 Gulden, 
auf welches Aufkommen die Geldumſatzſteuer für 
1928 geſchätzt wurde, der Bemerkung gegenüber⸗ 
geſtellt iſt, daß ſie in den Etat für 1929 nicht 
mehr eingeſetzt iſt. 

Was die ſachlichen Einwendungen gegen den 
Geſetzentwurf betreffen, ſo darf ich mich hier viel⸗ 
leicht nur auf die eine beſchränken, die rügt, daß 
bei Verſchmelzung von Geſellſchaften eine höhere 
Steuer, nämlich von 1½ Prozent erhoben wird, 
während bis zum 31. März 1930 für die Er⸗ 
richtung von Geſellſchaften und Erhöhung ihres 
Kapitals nur 1 Prozent erhoben werden ſoll. 
Dabei wird überſehen, daß die Verſchmelzung von 
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Geſellſchaften in der Erhöhung des Grund⸗ oder 
Stammkapitals der einen Geſellſchaft um das 
der aufzunehmenden Geſellſchaft beſteht. Aus der 
Gegenüberſtellung der Ziffer 1 und 2 iſt alſo ohne 
weiteres erſichtlich, daß dieſe Steuer bis zum 31. 
März 1930 auch nur 1 Prozent betragen ſoll. 
Ob ſie nicht auch auf die Hälfte dieſes Steuer⸗ 
ſatzes geſenkt werden kann, wird vielleicht am 
beſten im Steuerausſchuß erörtert werden, eben⸗ 
ſo wie ich glaube, daß die andern noch zu klären⸗ 
den Fragen ebenfalls im Steuerausſchuß behan⸗ 
delt werden. 


Vizepräſident Gaikowfki: 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es iſt an 
ſich ein recht ſchwieriges Ding, über eine ſolche 
Materie wie das Stempelſteuergeſetz im Plenum 
zu ſprechen. Ich muß mich darüber wundern, daß 
ſoviele Abgeordnete bis zum Schluß — es iſt jetzt 
nach 7 Uhr — den Verhandlungen haben folgen 
können. Ich habe nicht die Abſicht, auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen, wie es Herr Abg. Rahn mit 
beſonderer Schärfe tat. Ich möchte von vornherein 
erklären, daß ich es, genau wie er gutheiße, 
wenn man Kapitalbildung durch Steuerfreiheit 
erreichen könnte. Aber ich bin der Meinung, 
daß Geſellſchaften dadurch nicht nach Danzig ge⸗ 
lockt werden. Herr Abg. Plenikowſki machte ja den 
Zwiſchenruf, daß diejenigen, die hier Geſell⸗ 
ſchaften gründen wollten, auch nach Danzig 
kämen, wenn die doppelte Steuer erhoben werden 
würde. Die Steuer iſt an ſich ſo minimal, daß von 
ihrer Erhebung oder Nichterhebung ſicher nicht die 
Gründung von Geſellſchaften abhängig gemacht 
wird. Dann wurde ausgeführt, daß man die Obli⸗ 
gationsunterbringungen im Auslande ſteuerfrei 
machen ſolle, damit ausländiſches Kapital in er⸗ 
höhtem Maße nach Danzig gelange. Da bin ich 
allerdings der Meinung, daß nicht nur ausländi⸗ 
ſches Kapital den Weg vom Ausland nach Danzig 
gehen würde, ſondern daß manch ein Inländer, 
der ſein Kapital ſteuerfrei arbeiten laſſen will, 
zu der Filiale der Deutſchen Bank in Danzig 
geht, ſein Kapital nach deren Filiale in London 
überweiſen läßt, dort eine Anleihe begibt. und 
ſomit ſteuerfrei iſt. Damit komme ich zu den 
Dingen, die ich zum Börſenumſatzſteuer⸗Geſetz 
ſelbſt ſagen wollte. 

Für Arbeitsleiſtungen, Gewerbebetriebe und 
Grundbeſitz werden Steuern in erheblichem Maße, 
Einkommenſteuern von 10 bis 40 Prozent erhoben. 
Wie wird dagegen der Kapitalertrag oder der 
Umſatz börſenmäßiger Art beſteuert? Wir haben 
hier ein typiſches Beiſpiel dafür bei der Umſatz⸗ 
ſteuer; bei der Warenumſatzſteuer iſt der Steuer⸗ 
ſatz 1 Prozent, beim Tarif der Börſenumſatzſteuer 
kommen wir auf einen Durchſchnitt der Sätze für 
Händler von ungefähr / pro Mille. Stellen Sie 
ſich folgendes vor. Der Landwirt, der ſein eigenes 
Erzeugnis verbraucht, muß 1 Prozent Umſatz⸗ 
ſteuer bezahlen. Wer ein Geſchäft aufmacht, 
einen Kleinbetrieb, und Waren einkauft, hat 
ebenfalls 1 Prozent Umſatzſteuer zu bezahlen. 
Wer aber Geld in Umſätzen börſenmäßiger Art 
umlaufen läßt, zahlt / pro Mille. Dann wird 
aber noch über die Schwierigkeiten geklagt, die 
der Börſe gemacht werden. Es iſt ein Unding, daß 
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man die Erträgniſſe aus Arbeit ſoviel höher be⸗ 
ſteuert als die Gewinne der Börſe, daß alſo das 
flüſſige Kapital ſoviel beſſer geſtellt iſt, als das 
Kapital, das tatſächlich der Produktion dient, oder 
die Arbeitsleiſtung, die auch zu den wirtſchaft⸗ 
lichen Belangen gehört. 

In dieſem Geſetz, das von der Sozialdemo⸗ 
kratie übernommen iſt, wird darauf hingewieſen, 
daß der allgemeinen Wirtſchaft geholfen werden 
ſoll. Ich weiß nicht, wie weit dies Geſetz der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaft, zu der die Handarbeiterſchaft 
auch gehört, nützlich ſein ſoll. Es kommt folgendes 
hinzu. Sehen Sie ſich den Anterſchied des Tarifes 
bei der Börſenumſatzſteuer an. Man ſieht, daß 
der Kunde einen bei weitem höheren Prozentſatz 
bezahlen muß als der Händler. Wer alſo berufs⸗ 
mäßiger Spekulant an der Börſe iſt, ſchneidet noch 
einmal ſo gut ab, wie derjenige, der in irgend 
einer Form einmalig Geld an der Börſe ange⸗ 
legt hat. Sieht dieſer ſeine Papiere ſteigen und 
will ſie nun mit einem Gewinn abſtoßen, ſo 
muß er doppelt ſoviel bezahlen wie der berufs⸗ 
mäßige Spekulant. Das läßt das jetzige Geſetz 
zu. Jetzt will man dem Spekulanten noch mehr 
unter die Arme greifen. Das geſchieht durch die 
Ermäßigung der Börſenumſatzſteuer. 

Man ſoll ſich aber auch einmal vorhalten, in 
welcher Art denn der Verdienſt dieſer Leute zur 
Einkommenſteuer herangezogen wird. In 8 38 des 
Einkommenſteuergeſetzes wird auf die Einkünfte 
aus Spekulationsgeſchäften eingegangen. Es heißt 
da, daß Spekulationsgeſchäfte bei anderen Gegen⸗ 
ſtänden als Grundſtücken nur dann einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig mit ihrem Gewinn ſind, wenn An⸗ 
und Verkauf innerhalb drei Monaten ſtattfand. 
Als im Reichstag das Einkommenſteuergeſetz be⸗ 
raten wurde, ſtand die Zeit von ſechs Monaten im 
Entwurf. Die ſechsmonatige Friſt des An⸗ und 
Verkaufes gab den Börſenherren nicht ſo große 
Chancen. Im Reichstag drückte man daher den 
Zeitraum auf drei Monate herab. Das Danziger 
Geſetz ſchrieb das ab. Man ſtelle ſich folgendes 
vor. Jemand kauft billig eine Börſenware und 
kann ſie nach vier Monaten mit einem Gewinn 
von einer Million abſtoßen. Der Gewinn iſt da, 
weil er aber nach vier Monaten Beſitz erfolgt iſt, 
iſt der Betreffende einkommenſteuerfrei. (Hört, 
hört!) Dem ſtellen Sie die Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens aus Arbeit gegenüber. Der Arbeit⸗ 
nehmer muß auf Grund des Lohnabzuges jeine 
10,3 Prozent ſofort hinlegen. Der Spekulant, der 
auf der Börſe Millionen gewonnen hat, geht ſo in 
dieſem feinen kapitaliſtiſchen Staat ſteuerfrei 
aus. Dann klagt die ſogenannte Wirtſchaft, nicht 
etwa die wahre Wirtſchaft, über Steuerdruck. Die 
Sozialdemokratiſche Partei will durch Erleichte⸗ 
rungen ein „weiteres Betätigungsfeld für die 
Börſe eröffnen. Man ſehe ſich die Begründung 
des Geſetzentwurfs an. In dem Abſchnitt über 
Effektenarbitrage wird geſagt, daß die telegraphi⸗ 
ſche oder telephoniſche Kursübermittlung hohe 
Koſten verurſache; daher ſei es nicht angängig, 
daß zu den Geſchäftsunkoſten der Börſe die Steuer 
hinzukäme. Weil die Ankoſten ſo groß ſeien, 
müſſe die an und für ſich ſchon geringe Steuer 
abgebaut werden. Mit anderen Worten, der⸗ 
jenige, der mit ſeiner Hand ehrlich arbeitet, müſſe 


(DJ 


Volkstag Danzig — 68. Sitzung. 


(Hohnfeldt, Abgeordneter) 


() Steuern bezahlen, die in dieſem Geſetz enthaltenen 


() 


Leute aber ſollen möglichſt ſteuerfrei und mit 
möglichſt großen Gewinnen fortkommen. Das 
iſt der Gegenſatz, der klar und deutlich aufgedeckt 
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hebung der Steuer vielleicht unberechtigt er⸗ 
ſcheinen, ſoweit kann man mit den Herren, die das 
Geſetz befürworten, zuſammengehen. Aber wol⸗ 


werden muß. Auf der einen Seite wird das ſchaf⸗ len Sie nicht zugeben, daß der reine börſenmäßige 


fende Kapital in Gewerbe, Landwirtſchaft, Grund⸗ 
beſitz, Induſtrie und das Kapital, das in der Ar⸗ 
beitskraft liegt, durch die Einkommenſteuer von 
10,3—40 Prozent und durch die Umſatzſteuer von 
1 Prozent immer erfaßt, während das Kapital an 
der Börſe alle möglichen Erleichterungen für 
Spekulationsgewinne bekommt und die Börſenum⸗ 
ſatzſteuer ein Drittel pro Mille beträgt. 
kann man auf Grund der Zuſammenſtellung des 
Tarifes genau ausrechnen. Jedenfalls iſt ein 
Drittel pro Mille die Steuer, über die geklagt 
wird. Dazu ſetzt man 120 Abgeordnete des Volks⸗ 
tages hierher, 
geſchaffen wird. Die allerwenigſten haben dieſen 
Gegenſatz herausgeleſen. Ich habe heute aus der 
Rede des Abg. Plenikowfki geſehen, daß er ſich 
bei Herrn Gramſe Belehrung geholt hat. Ich habe 
das zu Hauſe getan und habe mich dann noch mit 
Herrn Gramſe hingeſetzt. Dabei ſind wir auf den⸗ 
ſelben Rechenfehler gekommen, nämlich die 
50 000 Gulden, die in der Regierungsüberſicht 
fehlen. Von all den anderen Abgeordneten, die 
nicht beruflich damit zu tun haben, hat kein ein⸗ 
ziger es für nötig befunden, das Geſetzblatt zu 
holen. Den Tarif hat kein Menſch eingeſehen. 
Wie wollen Sie Geſetze, die an ſich zahlenmäßig 
zwar keinen großen Verluſt bedeuten, durchar⸗ 
beiten, wenn Sie nicht einmal verſuchen, die 
Materie kennenzulernen. Sie ſind die Lakaien 
dieſer Leute, die über die Wirtſchaft ſtöhnen und 
denen man Gewinne in den Rachen wirft. 

Nun wende ich mich an die Abgeordneten der 
Sozialdemokratiſchen Partei. Vor dem Krieg, ich 
denke im Jahre 1905, ich glaube mich hier nicht 
zu irren, war es eine Göttinger oder eine Han⸗ 
noveraner ſozialdemokratiſche Zeitung, die ſchrieb: 
„Wir brauchen das Börſenjobbertum.“ Ich bin 
bereit, den Artikel zu beſorgen. Ich habe mich ſchon 
darum bemüht, er iſt auch in der vorigen Woche 
in einer öſterreichiſchen Zeitung wieder er⸗ 
ſchienen, und ich hatte ihn auch in meinem Zettel⸗ 
kaſten, aber er iſt mir wohl geklaut worden 
(Zwiſchenrufe.) bei einem Beſuch eines ſogenann⸗ 
ten guten Bekannten. Nun kommt die Begründung 
dazu: „Weil man dann den Arbeitern zeigen 
kann, wie ſie es haben und wie es die andern 
haben“. Man hat mit dieſem Artikel darauf hin⸗ 
weiſen wollen, daß man dieſes Börſenjobbertum 
braucht, um die Unzufriedenheit der Maſſe zu 
erhalten und nicht zu beſeitigen. 

Das Geſetz und das ganze Drumherumreden hat 
nicht den Zweck, Arbeitsmöglichkeit zu beſchaffen. 
In dieſer Beziehung iſt kein Erfolg aus dieſem 
Geſetz zu erwarten. Herr Abg. Rahn hat ſchon als 
Verteidiger des Geſetzes betont, daß man damit 
kein Kapital hereinholt. Das kommt, wenn es 
die Lage für ſich als günſtig anſieht, oder es 
kommt nicht. Wenn man die Beſchränkungen 


wirtſchaftspolitiſcher Art hier kennt, reißt man ſich 
nicht danach, nach Danzig zu kommen. Dies Geſetz 
iſt ein Geſchenk an die Leute, die ſehr gut zahlen 


Das D 


können. Jawohl, bei manchen Sachen, wie bei der 


Handel anders erfaßt werden muß als heute. 
Vergeſſen Sie nicht, da man in Deutſchland noch 
die ſogenannte Kapitalertragsſteuer hat. Ver⸗ 
geſſen Sie nicht, daß man dort noch in ganz ande⸗ 
rer Weiſe die Steuer gegen den börſenmäßigen 
Gewinn anwenden kann. Vergeſſen Sie nicht, daß 
die Börſenumſatzſteuer in ihren Sätzen hier in 
anzig ſchon niedriger iſt. 

Ich will nun auf das rein Techniſche zurück⸗ 
kommen. Welche Ermäßigung an Perſonal bringt 
der Ausfall an Steuern? Ich wurde vorher darauf 
aufmerkſam gemacht, daß bei der Bearbeitung 


damit eine weitere Erleichterung der Erbſchaftsſteuer beim Zoll 10 Mann be⸗ 


ſchäftigt waren, während nachher bei der Steuer⸗ 
verwaltung nur zwei Mann tätig ſind. Ich glaube 
nicht, daß ein größerer Perſonalabbau möglich iſt, 
beſonders nicht, wenn die Sache weiter beim Zoll 
in Bearbeitung bleibt. Aber der Gewinn an Aus⸗ 
gaben, an Perſonalbedarf iſt nicht berechtigt durch 
das Geſchenk, das man der Börſe macht. Sie haben 
ſeinerzeit eine Anleihe aus dem Ausland nach 
Danzig bekommen, eine Anleihe, von der man 
noch immer nicht weiß, wie hoch die Ausgabenzahl 
iſt, wie hoch die Zinſen ſind, die man jährlich 
zahlen muß. Alles iſt verheimlicht worden. Wenn 
Sie etwa nach dem Vorſchlag des Herrn Rahn 
hoffen, weitere Anleihen im Ausland von Leuten 
zu bekommen, die vielleicht ihre Gelder ebenſo wie 
bei der Depoſitenkaſſe in Berlin für Danzig ver⸗ 
heimlichen, ſo möchte ich das bezweifeln. Ich 
glaube, wenn Sie dieſe Steuern etwas ſchärfer 
anziehen, würde man auch die Drückeberger, die 
ih vor der Einkommenſteuer gedrückt haben, 
beſſer erfaſſen können. Wenn man hier ſchärfere 
Maßnahmen, wie z. B. die Ueberwachung der 
Börſe, im Auge hätte, würde man an Einkommen⸗ 
ſteuer etwas mehr herausbekommen. Wenn es 
heute möglich iſt, daß jemand bei einem börſen⸗ 
mäßigen Gewinn von über 1 Million innerhalb 
4 Monaten einkommenſteuerfrei iſt, keinen Pfen⸗ 
nig bezahlt, dann ſage ich, iſt es ein Trauerſpiel, 
daß man der arbeitenden Bevölkerung das Geld 
ſofort vom Lohn abzieht, und daß man von den 
Gewerbetreibenden das Geld durch den Gerichts⸗ 
vollzieher holen läßt. Es iſt ein Anrecht, daß ſich 
eine kleine Zahl von Menſchen in Danzig um die 
Steuern herumdrücken kann, während die ehrlich 
18 Menſchen dadurch zu Grunde gerichtet 
werden. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Das Reichsſtempelſteuergeſetz iſt auf eine Wirt⸗ 
ſchafts⸗Zuſammengehörigkeit mit Deutſchland zu⸗ 
geſchnitten. Die Abänderungen, die hier vorge⸗ 
nommen werden, ſollen der Danziger Wirtſchaft 
die Möglichkeit geben, ſich der veränderten polni⸗ 
ſchen Wirtſchaft, in der ſie ein Glied geworden iſt, 
anzupaſſen und konkurrenzfähig zu machen. Wenn 
wir als Arbeiterſchaft und Sozialdemokratiſche 
Partei keine unmittelbare Veranlaſſung haben, 
dies Geſetz einzubringen, haben wir eine mittel⸗ 
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keit geſchaffen werden ſoll, Kapital und Arbeit 


Mittwoch, den 6. Februar 1929. 


Wohnungsbauabgabe frei waren, einzubeziehen. 


hereinzubringen. Die Arbeiterſchaft hat ein Inter⸗ Das iſt im Referentenentwurf vorgeſehen. Ob der 


eſſe daran, daß Danzigs Wirtſchaft floriert, daß 
Arbeit nach Danzig kommt, daß nicht Almoſen ge⸗ 
geben werden, ſondern Arbeit geſchaffen wird. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki.) Aus dieſem 
Grunde wird die Sozialdemokratiſche Partei dem 
Geſetz, abgeſehen von einigen Aenderungen, zu⸗ 
ſtimmen. (Abg. Plenikowſki: Dadurch werden Sie 
keine Arbeit ſchaffen!) 8 
Herr Abg. Rahn war es, der auf die Wider⸗ 
ſprüche des Artikels II hingewieſen hat. Auch 
uns gefällt der Artikel II nicht, ſoweit eine Er⸗ 
mächtigung an die Regierung in Frage kommt. 
Das, was dieſer Artikel materiell behandelt, d. h. 
eine Zuſammenlegung der Stempelſteuergeſetze, 
wünſchen auch wir, aber eine ausgearbeitete Vor⸗ 
lage, die dann ſpäter durch den Volkstag verab⸗ 
ſchiedet werden ſoll. In dieſem Sinne werden wir 
uns bemühen, im Steuerausſchuß die Vorlage um⸗ 


Entwurf ſpäter Geſetz werden wird, wiſſen wir 
nicht. Ob der Referentenentwurf im Volkstag zur 
Vorlage kommen wird, weiß auch noch kein 
Menſch. Ich kann Herrn Abg. Rahn auch noch die 
Verſicherung geben — dazu glaube ich berechtigt 
zu ſein — daß, wenn die Läden mit einer Woh⸗ 
nungsbauabgabe belegt werden ſollen, von einer 
Wohnungsbauabgabe von 30 Prozent gar keine 
Rede ſein kann. (Abg. Plenikowſki: Wie ſteht es 
mit der Mieterhöhung?) 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, das 
Geſetz dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß 
beſchloſſen iſt. (Abg. Raſchke: Ich beantrage Ver⸗ 
tagung auf morgen!) Es iſt Vertagung beantragt, 
ich höre keinen Widerſpruch. Ich darf wohl feſt⸗ 


zuarbeiten. Wir werden alſo der Ueberweiſung ſtellen, daß wir uns vertagen wollen. Zur Ge⸗ 


dieſer Geſetzesvorlage an den Steuerausſchuß 
unſere Zuſtimmung geben. 
Plenikowſfki.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Der Herr Abg. Rahn bemängelte, daß die Re⸗ 
gierung auf Reden und Anfragen, die hier im 
Volkstag gehalten und geſtellt werden, nicht oder 
zu wenig antworte. Man mag darüber ſtreiten, 
ob die Haltung der Regierung richtig oder falſch 


(B) iſt, jedenfalls hat ſich der zuſtändige Dezernent in 


dieſer Frage zum Wort gemeldet gehabt, als der 
Herr Abg. Rahn ſeine Rede hielt. Die Regierung 
hat alſo antworten laſſen. Man kann natürlich 
nicht wiſſen, daß bei einem Punkt der Tagesord⸗ 
nung wie dieſem alle möglichen andern Fragen 
erörtert werden, ſo z. B. die Einbeziehung der ge⸗ 
werblichen Räume in die Wohnungsbauabgabe 
mit einer Beſteuerung von 30 Prozent. Das kann 
man natürlich nicht wiſſen. Wenn man aber vor⸗ 
hat, ſolche Dinge hier zur Sprache zu bringen, dann 
möchte ich dringend bitten, uns das vorher mitzu⸗ 
teilen. Dann wird dafür Sorge getragen werden, 
daß ſofort geantwortet werden kann. Sie können 
nicht von dem einzelnen im Senat verlangen, 
daß er Ihnen über alles Mögliche Rede und Ant⸗ 
wort ſteht. Das iſt ein Ding der Anmöglichkeit. 
Der Senat iſt eine Kollegialbehörde, jede Abtei⸗ 
lung bearbeitet die ihr zukommenden Angelegen⸗ 
heiten und iſt am beſten in der Lage und auch 
ſachverſtändig, dazu im Volkstag Stellung zu 
nehmen. Ein anderer kann es nicht. Das iſt un⸗ 
möglich. Deshalb iſt der Vorwurf, der hier gemacht 
wurde, auch nicht berechtigt. 


(Zuruf des Abg. 


ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Gerick. 

Gerick, Abgeordneter (S. P. D.): In der Aus⸗ 
ſprache des Aelteſten⸗Ausſchuſſes iſt vereinbart 
worden, daß wir am nächſten Mittwoch tagen 
wollen. Ich möchte bitten, dieſem Beſchluß beizu⸗ 
treten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es wurde im Ael⸗ 
teſtenausſchuß vorgeſchlagen, am nächſten Mitt⸗ 
woch zu tagen. Das Haus hat darüber zu ent⸗ 
ſcheiden. Wer dafür iſt, gemäß dem Vorſchlag des 
Herrn Abg. Raſchke die nächſte Sitzung morgen, 
Donnerstag abzuhalten, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſchlage dann für die nächſte Sitzung 
Mittwoch, den 13. Februar, nachmittags 3,30 Uhr 
mit folgender Tagesordnung vor: Reſt von heute, 
jedoch mit der Maßgabe, daß Punkt 8, Antrag des 
Oberſtaatsanwalts auf Strafverfolgung gegen 
einen Abgeordneten — Drucksache Nr. 583 — an 
die erſte Stelle rückt. Sodann: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag der 

Staatsanwaltſchaft auf Strafverfolgung gegen einen 

Abgeordneten. 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag der 

Staatsanwaltſchaft auf Strafverfolgung gegen einen 

Abgeordneten. Drucksache Nr. 604 zu Nr. 571. 

Wahl eines Erſatzmitgliedes für die Elektrizitäts⸗ 

wirtſchaftsſtelle für den zum hauptamtlichen Senator 

ee Abg. Arczynſki. $ 92 Ziffer 2 der Geſchäfts⸗ 
ordnung. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den 

Finanzausgleich. Druckſache Nr. 606. 

Antrag des Abg. Schwegmann u. Fr. betr. Beſeiti⸗ 

A Zuschlägen zur Stempelſteuer. Druckſache 

Jr. 8 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Abänderung der 

Geſchäftsordnung. Druckſache Nr. 598. 

Eingaben laut Druckſache Nr. 605. 


Aber ich kann Ihnen ſagen, daß die Fabriken Ich höre keinen Widerſpruch, das Haus hat dem⸗ 
und großen gewerblichen Räume nicht beſteuert gemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


werden ſollen. Das iſt nicht die Abſicht des Senats. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 35 Minuten.) 


(A) bare Veranlaſſung dadurch, als hier die Möglich⸗ Die Abſicht geht dahin, Läden, die bisher von der (0) 
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Präfident: Ich erkläre die 69. Vollſitzung für 
eröffnet. Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß 
die Nationalliberale Fraktion den Herrn Abg. 
Regier als Beiſitzer im Vorſtand des Volkstages 
benannt hat. Widerſpruch wird nicht laut, ich 
ſtelle die Wahl feſt. Im Einverſtändnis mit dem 
Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, daß Punkt 1 der 
heutigen Tagesordnung hinter Punkt 8, alſo als 
8a behandelt wird. Auch dagegen wird Wider⸗ 
ſpruch nicht laut. Der Vertreter der National⸗ 
liberalen Fraktion ſtellte geſtern im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß die Frage, ob die Große Anfrage Nr. 27 nicht 
auf die Tagesordnung geſetzt werden könnte. Ich 
mußte das geſtern noch verneinen, weil ſich die 
Regierung noch nicht zur Beantwortung bereit er⸗ 
klärt hatte. Die Benachrichtigung der Regierung 
it jetzt aber eingetroffen. Die Regierung iſt be- 
reit, beide Große Anfragen Nr. 27 und Nr. 28, 
die denſelben Gegenſtand behandeln, zu beant⸗ 
worten. Ich ſchlage darum vor, daß wir als 
Punkt 1 ſtatt des fortgenommenen urſprünglichen 
Punktes 1 die beiden Großen Anfragen Nr. 27 
und Nr. 28 behandeln. Weiter ſchlage ich vor, 
daß wir dann gleich als Punkt 1 a den Antrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion auf Lieferung 


von 
Kohlen an die Arbeitsloſen behandeln. (Abg. 
Raſchke: Wie haſt Du Dich verändert!) Dann 


behandeln wir die ganze Kohlenangelegenheiten 
auf einmal. Widerſpruch wird gegen meinen Vor⸗ 
ſchlag nicht erhoben, die Tagesordnung iſt dem⸗ 
gemäß umgeändert. Sie wollten das Wort zur 
Geſchäftsordnung, 
Raſchke: Verzichte wegen Ihres überaus großen 
Entgegenkommens! — Heiterkeit.) Ich rufe den 
jetzigen erſten Punkt der Tagesordnung auf: 
Große Anfrage Nr. 27 des Abg. Dumont 
u. Gen. betr. Kohlenverſorgung 
Druckſache Nr. 607. 


Eroße Anfrage Nr. 28 des Abg. Naſchte 


u. Fr. betr. Kohlenverſorgung 
A Nr. 608. Ich eröffne die Beſprechung. 


as Wort zur Begründung hat Herr Abg. Dr. 
Heinemann. 


Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): 
M. D. u. H.! Wie die Preſſenachrichten ergeben, 
hat ſich die Lage inzwiſchen erleichtert. Dieſe Er⸗ 
leichterung iſt aber nicht Schuld der Regierung. Die 
Regierung hat hinſichtlich der Kohlennot inſofern 
Glück gehabt, daß der Streik in Oberſchleſien vor⸗ 
läufig vertagt iſt. Hier ſind alſo die äußeren Am⸗ 
ſtände zu Hilfe gekommen. (Unruhe links.) Als 
wir unſere Anfrage einbrachten, ſtand der Aus⸗ 
bruch des Streiks in Oberſchleſien in ziemlich 
ſicherer Ausſicht. (Abg. Ed. Schmidt: Was macht 


der freie Handel?) Auf den komme ich noch. — 


Infolge Vertagung des Streiks hat ſich die Lage 
zwar gebeſſert, dennoch iſt die Kohlennot in Danzig 
derartig groß, daß eine öffentliche Aufklärung 
darüber notwendig iſt, welche Schritte die Re⸗ 
gierung ergriffen hat, bezw. welche ſie noch zu er⸗ 
greifen gedenkt, ſchon aus dem einfachen Grunde, 
weil der Streik in Oberſchleſien ja nur vertagt, 
aber noch nicht völlig abgeblaſen iſt. f 

Die amtliche Verlautbarung der Preſſeſtelle iſt 
nach unſerer Auffaſſung lediglich eine Beruhi⸗ 
Ihr fehlt jede, aber auch jede über⸗ 


Herr Abg. Raſchke? (Abg. 
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(Dr. Heinemann, Abgeordneter) g ’ 
zeugende Kraft. Wir halten es für notwendig, ſofort einzugreifen. Der Senat hält es aber nicht (CV 


(A) 


05 


daß die Regierung eine ganz genaue Schilderung 
der Sachlage gibt und uns außerdem über die 
Maßnahmen aufklärt, die ergriffen ſind, zum Teil 
aber noch bevorſtehen. d 

Jetzt komme ich zum freien Handel. Wenn be⸗ 
hauptet wird, daß die freie Wirtſchaft verſagt hat, 
ſo iſt das nach meiner Anſicht in jeder Hinſicht un⸗ 
ſinnig. (Bewegung links.) Was die Preisfrage an⸗ 
geht, ſo hat der Danziger Kohlenhandel, ſoweit 
greifbare Vorräte da ſind, dieſe ohne jede Preis⸗ 
erhöhung abgegeben. (Widerſpruch links.) Ich 
ſpreche von dem reellen Kohlenhandel der handels⸗ 


regiſterlich eingetragenen Firmen, nicht von den 


Winkelfirmen, die vielleicht teurer abgegeben ha⸗ 
ben, das iſt ganz etwas anderes. (Abg. Brill: Sit 
Wandel auch eine Winkelfirma?) Der Kohlenhan⸗ 
del iſt durchaus in der Lage, Danzig zu verſorgen, 
ſofern ſtaatliche Sperrmaßnahmen aufgehoben wer⸗ 
den. Sorgen Sie alſo für die Aufhebung der 
ſtaatlichen Sperrmaßnahmen, dann kommen Koh⸗ 
len genug herein. (Zuruf links.) Gibt es denn 
keine Einfuhrverbote? Bitte Gegenantwort! 
Originell iſt jedenfalls der Streit über die 
Zuſtändigkeit innerhalb des Senats. Soweit un⸗ 
ſere Information reicht, ſagte der Senator für 
Arbeit, er hätte nur für die öffentlichen Betriebe 
zu ſorgen und dieſe Frage ſei lediglich eine Ein⸗ 
fuhrfrage. (Zwiſchenruf links.) Wenn die Kohlen 
bis Tiegenhof reichten, wären wir alle genügend 
verſorgt. — Der Senator für Handel wird ſich ja 
darüber ausſprechen. Er iſt ſcheinbar der Auf⸗ 
faſſung, daß dieſe Frage eine Transportfrage iſt 
und der Zuſtändigkeit des Verkehrsſenators un⸗ 
terliegt. Jedenfalls iſt es der Oeffentlichkeit gleich, 
welche Stelle des Senats zuſtändig iſt. Die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung ihrerſeits will Kohlen haben. 
Ihr iſt es auch gleich, ob der Senator ſo oder ſo 
oder der Senator ſo und ſo zu der und der Stelle 


gegangen iſt. Der Oeffentlichkeit gegenüber han⸗ 


delt es ſich um die Regierung, um den Senat. Die 
Danziger Bevölkerung macht die Danziger Re⸗ 
gierung dafür verantwortlich, wenn nicht aus⸗ 
reichend Kohlen vorhanden ſind. 

Präſident: Wünſcht noch jemand das Wort 
zur Begründung der Großen Anfrage Nr. 282 
Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn man die letzten Tage durch Danzig ging, 
hatte man das Empfinden, als ob man ſich im 
Weltkriege befände. Kinder, Frauen und Greiſe 
ſtanden auf der Straße und reihten ſich vor den 
Kohlenläden an, um ein paar Pfund dieſes ſchwar⸗ 
zen Erzes in Empfang nehmen zu können. Daß das 
beſonders in der grimmigen Kälte für die Kinder 
und auch für die Frauen im höchſten Grade ge⸗ 
ſundheitsſchädlich iſt, bedarf wohl keiner Begrün⸗ 
dung. Wenn wir uns fragen, wie dieſe Kohlen⸗ 
knappheit einſetzen konnte, ſo iſt die Antwort, daß 
hier wiederum der Senat bezw. die Regierung 
verſagt hat. Das Gerücht iſt nicht erſt ſeit Montag 
oder ſeit Sonnabend voriger Woche in Umlauf, 
daß eine gewiſſe Kohlenknappheit in Danzig vor⸗ 
handen iſt, ſondern anfangs der verfloſſenen Woche 
hörte man hier und dort, daß die Kohlen in Dan⸗ 
zig knapp werden und ſehr ſchwer zu erhalten ſind. 
Es wäre demnach Pflicht des Senats geweſen, hier 
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für nötig. Er hält es ſelbſt dann noch nicht für nö⸗ 
tig, wenn ſich dieſer Kohlenmangel zum Kohlen⸗ 
wucher auswächſt. Gerade die Großhändler ſind 


es, die vom Senat in Schutz genommen werden. 


Der Senat hält es nicht für nötig, dort einzu⸗ 
ſchreiten, wo Wucherpreiſe genommen werden. Es 
ſind⸗wiederum die Großhändler, die dieſe Wucher⸗ 
preiſe für ihre Kohlen nehmen. In Langfuhr hat 
es beiſpielsweſe Herr Zielke fertig bekommen, am 
Montag für den Zentner Kohlen 2,70 Gulden zu 
nehmen. Und Herr Wandel hat in dieſer Be⸗ 
ziehung den Vogel abgeſchoſſen; denn er verlangte 
ſogar 2,80 Gulden. Das war dem Senat natürlich 
ebenſo bekannt, wie der Bevölkerung; denn ſo et⸗ 
was bleibt nicht nur in der Bevölkerung, ſondern 
wirbelt Staub auf und mußte demzufolge auch 
dem Senat zu Ohren kommen. 

Der Senat hat in ſeiner Erklärung in der 
Preſſe geſagt: „Es iſt kein Kohlenmangel vorhan⸗ 
den, nur nicht die Ruhe verlieren, wir werden 
Kohlen bekommen.“ Wenn der Senat ſagt, daß 
kein Kohlenmangel vorhanden ſei, ſo heißt das, 
und er hat das auch zum Ausdruck gebracht, daß 
feinzelne Bevölkerungsſchichten dazu übergehen, 
Kohlen zu hamſtern, wie man im Kriege ſagte. 
M. D. u. H.! Daß dieſe Entſchuldigung des Se⸗ 
nats eine lächerliche iſt, wird jedem denkenden 
Menſchen klar ſein. Wer hat heute ein Intereſſe 
daran, Kohlen zu hamſtern? Die Herren, die in 
der Lage ſind, ihren Kohlenbedarf eingangs des 
Winters bezw. ausgangs des Herbſtes einzudecken, 
haben vorgeſorgt, daß ihnen auch der ſtrengſte 
Winter nichts anhaben kann. Die Leute aber, die 
nicht in der Lage ſind, ſich eindecken zu können, 
haben auch kein Intereſſe daran, Kohlen zu ham⸗ 
ſtern; denn einmal reichen die Mittel nicht dazu, 
und zum zweiten haben ſie auch nicht die Räum⸗ 


Es ſind alſo von dieſem Kohlenmangel und 
von dem Kohlenwucher in erſter Linie die Werk⸗ 
tätigen betroffen worden, diejenigen, die nicht ge⸗ 
nug Geld hatten, im Herbſt ihre Kohlen eindecken 
zu können, diejenigen, die kein Gelaß haben, um 
größere Mengen Kohlen heranſchaffen zu können, 
die ſie für den Winter brauchen. Das ſind die 


Leidtragenden, die unter dem Kohlenmangel lei⸗ 


den und noch weiter leiden werden; denn der Koh⸗ 
lenmangel iſt noch nicht behoben. Wir finden im⸗ 
mer noch, daß die Leute nach Kohlen angereiht 
ſtehen. Hier wäre es Aufgabe des Senats geweſen, 


zu beruhigen, ſondern wirklich einzugreifen. Das 


lenläger ſofort beſchlagnahmt werden, (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Komm.) und daß die Kohlen für den 
Preis abgegeben werden, der angemeſſen iſt. 
„M. D. u. H.! Es ſteht feſt, daß Kohlen auf den 
Höfen vorhanden geweſen ſind. Wo ſie nicht vor⸗ 


geſtanden, und gerade die Kohlengroßhändler ha⸗ 
ben lieber Standgeld für ihre Kohlenwaggons be⸗ 
zahlt als die Kohlen abrollen zu laſſen. Sie wol⸗ 
len damit dokumentieren: Wir haben keine Koh⸗ 
len. Das iſt die Raffineſſe dieſer Geſellen, und 
wenn ſich dieſer Senat das von dieſen Leuten ge⸗ 
fallen läßt, iſt er mit verantwortlich. (Wo ſind 


lichkeiten, um die Kohlen unterbringen zu können. 


nicht nur durch Preſſemeldungen die Bevölkerung. 


Eingreifen kann nur darin beſtehen, daß die Koh⸗ 


handen waren, haben ſie auf dem Güterbahnhof 


D) 


(A) 


G) 
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die Kohlen geblieben? rechts.) Jetzt werden ſie ab⸗ 
gerollt, weil neuer Nachſchub kommt. Die Kohlen 
aber, die auf dem Bahnhof ſtanden, wurden zu⸗ 
rückgehalten, um eine künſtliche Kohlennot her⸗ 
beizuführen. Wenn die Beſitzer die Waggons, die 
auf dem Bahnhof ſtanden, abgerollt hätten, wäre 
nichts zu merken geweſen, aber die Herren haben 
einmal mit der großen Kälte ſpekuliert, und dann 
haben ſie die Anrollung des neuen Materials hier 
und da noch in den Kohlengruben abbeſtellt, um 
ihren Geldbeutel neu füllen zu können. 

Der Senat hätte ſofort die Kohlenläger be⸗ 
ſchlagnahmen und an die Bevölkerung abgeben 
müſſen, die ſie unbedingt braucht. M. D. u. H.! 
Sie dürfen auch nicht vergeſſen, daß ſich dieſer 
Kohlenmangel ganz beſonders ſchwer in den Krei⸗ 
ſen auswirkt, die ſchon eine lange Zeit im Win⸗ 
ter haben frieren müſſen. Die Erwerbsloſen ſind 
nicht in der Lage, für 2,10 G bezw. 1,80 Gulden 
Kohlen einkaufen zu können. Sie müſſen pfund⸗ 
weiſe einkaufen, wenn ſie am Wochenſchluß ihre 
Erwerbsloſenunterſtützung bekommen. Glauben 
Sie, daß es ihnen möglich iſt, für 2,80 G, ja für 
3 G Kohlen einkaufen zu können? Sie find nicht 
in der Lage, dieſem Wucher entgegentreten zu kön⸗ 
nen. Deshalb wäre es notwendig geweſen, daß 
der Senat ſofort eingeſchritten wäre. Wir gehen 
deshalb auch nicht davon aus, wie die national⸗ 
liberale Anfrage, die dieſen Kohlenmangel auf 
außenpolitiſche Momente zurückführen will, ſon⸗ 
dern wir ſagen, daß der Senat inſofern verſagt 
hat, als er nicht ſofort eingegriffen hat, als er 
nicht ſofort die Kohlen entſprechend an die Be⸗ 
völkerung verteilt hat. Das iſt die Sünde des Se⸗ 
nats, und wir fragen deshalb, was er bei dem 


jetzt beſtehenden und dem eventuell noch zu er⸗ 


wartenden Kohlenmangel tun wird. Daß der 
Kohlenſtreik in den polniſchen Gruben noch nicht 
beigelegt iſt, iſt uns natürlich klar, und ſchon aus 
dem Grunde muß der Senat dafür ſorgen, daß in 
erſter Linie die ſchaffende Bevölkerung mit Koh⸗ 
len verſorgt wird, wie es ihren Intereſſen ent⸗ 
ſpricht. (Bravo! bei den Komm.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Je⸗ 
welomiti. 

Jewelowſki, Senator: M. D. u. H.! Der Se⸗ 
nat hat ſich in dem Augenblick mit der dringenden 
Kohlenfrage beſchäftigt, als er die Ueberzeugung 
erlangte, daß er eingreifen müßte, weil der regu⸗ 
läre Handel anſcheinend nicht mehr in der Lage 
war, Danzig mit genügend Kohlenmengen zu ver⸗ 
ſorgen. Erſt am 8. Februar iſt bei uns der erſte 
Antrag um Hilfe geſtellt worden, und wir ſind ſo⸗ 
fort vorgegangen, ohne uns, 
nemann ausführte, im Senat darüber zu ſtreiten, 
wer zuſtändig ſei. Der Senat hat beſchloſſen, daß 

ie Handelsabteilung eingreifen ſollte, und damit 
war die Sache erledigt. 

Ich habe ſofort am nächſten Tage, am 9. Fe⸗ 
bruar, eine Konferenz abgehalten, um feſtzuſtel⸗ 
len, warum die gekauften Kohlenmengen, die völ⸗ 
ig ausreichend waren, um Danzig auch für die 
Zukunft zu verſorgen, nicht mehr vorhanden wa⸗ 
ten. Die Beſprechungen vom 9. haben dann zur 
Folge gehabt, daß wir mit Hilfe des hieſigen pol⸗ 
niſchen Vertreters, des Herrn Miniſters Stras⸗ 


wie Herr Dr. Hei⸗ 


burger, dazu übergegangen ſind, die fehlenden 
Mengen von Exportkohle für den inländiſchen Be⸗ 
darf frei zu machen. Nach den uns gemachten An⸗ 
gaben der Danziger Kohlenfirmen iſt die Kohle 
rechtzeitig eingekauft, die Belieferung verzögerte 
ſich jedoch infolge des Froſtes und infolge Streik⸗ 
gefahr, die inzwiſchen freilich abgewendet iſt. Die 
gekauften und noch zu liefernden Kohlenmengen 
ſind recht beträchtlich. In den letzten beiden Tagen 
haben wir es erreicht, daß uns 3630 t Kohlen 
zur Verfügung geſtellt wurden, die auch ab heute 
zur Verteilung gelangen. Die Kohlen ſind von 
der Exportkohle freigemacht. Nach der uns ge— 
wordenen amtlichen Mitteilung ſind 4107 t 
Kohlen an die Kohlenhändler abgegangen. Nach 
den Angaben der Kohlenhändler haben ſie 3630 
t zur Verteilung erhalten. Ich nehme an, daß 
die fehlende Menge für Bunkerzwecke verwandt 
worden iſt. Die Zuſtellung der Waggons, es han⸗ 
delt ſich um Exportkohle nach der Innenſtadt, dau⸗ 
ert naturegmäß ein bis zwei Tage, ſo daß die erſten 
größeren Sendungen erſt heute die verſchiede⸗ 
nen Danziger Bahnhöfe, wo die Kohlenhändler 
Läger unterhalten, erreichen werden. Im Moment 
iſt ohne Zweifel genügend Kohle in Danzig. Um 
alle Bevölkerungsſchichten zu verſorgen, haben 
wir uns aber damit nicht begnügt, ſondern tref⸗ 
fen bereits Vorſorge, um auch in Zukunft ge⸗ 
ſichert zu ſein. a 
Obgleich wir der Anſicht find, daß die freie 
Wirtſchaft ſehr wohl in der Lage iſt, den Danziger 
Handel mit Kohlen zu verſorgen, ſo haben wir 
doch heute beſchloſſen, von Staats wegen acht Son⸗ 
derzüge Kohlen zu erwerben, um ſie evtl. den Koh⸗ 
lenhändlern zur Verfügung zu ſtellen oder, falls 
irgend ein Verſagen eintreten ſollte, der Bevölke⸗ 
rung direkt zuzuführen. Es iſt das erſte Mal, daß 
der Senat wieder dazu übergegangen iſt, ſelbſt in 
den Wirtſchaftsprozeß einzugreifen und Kohlen zu 
erwerben. 
5 Was nun die Preistreiberei anlangt, jo 
möchte ich bemerken, daß ich bereits Sonnabend, 


‚als die erſten Meldungen von einzelnen Vororten 


kamen, daß Preistreibereien in Kohlen eingetre⸗ 
ten wären, den Polizeipräſidenten erſuchte, feſtzu⸗ 
ſtellen, ob die Behauptungen auf Wahrheit be⸗ 
ruhten und für ſofortige Abhilfe Sorge zu tragen. 
Die großen Kohlenfirmen haben mich noch am 
Sonnabend benachrichtigt, daß ſie nach wie vor 
zu 2,25 Gulden Kohlen abgeben können. Auch 
heute werden Kohlen zu dieſem Preiſe abgegeben, 
höchſtens mit einer Kleinigkeit Zuſchlag, der durch 
die Ueberführung der Waggons von den Plätzen, 
wo der Export ſtattfindet, nach der Innenſtadt ent⸗ 
ſtanden iſt. Es iſt alſo ein ganz geringfügiger Auf⸗ 
ſchlag. Die Firmen haben auch zugeſagt, daß fie 
eine Preisſteigerung nicht mehr eintreten laſſen. 
Soweit einzelne Firmen davon abgewichen ſind, 
wird die Polizei, ſoweit es in ihren Machtbefug⸗ 
niſſen liegt, einſchreiten. 

Wir ſind dann noch einen Schritt weitergegan⸗ 
gen und haben jedem Kohlenhändler, der es ge⸗ 
wünſcht hat, Einfuhrgenehmigungen für Kohlen 
aus Deutſchland erteilt. Ich kann hier ganz offen 
erklären, daß wir 10 000 t Kohlen aus Deutſch⸗ 


land zur Einfuhr freigegeben haben. Leider ſind 


G 


D* 
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bis jetzt von den Kohlenhändlern nur 
einfuhrweiſe abgefordert worden. Es wäre ſehr zu 
wünſchen, wenn die Firmen von der Genehmigung 
des Senats etwas ſtärkeren Gebrauch machten. 
Nun machen die Kohlenfirmen den Einwand, den 
ich als berechtigt anſehen muß, daß ſich die deutſche 
Kohle infolge der höheren Frachten um etwa 
einen Gulden pro Zentner teurer ſtellen würde, 
als die polniſche. Da man nicht weiß, ob die ge⸗ 
kaufte und beſtellte, unterwegs befindliche pol⸗ 
niſche Kohle doch noch kommt, iſt das Riſiko für 
den einheimiſchen Kohlenhändler ſehr groß, weil 
nach Eintreffen der polniſchen Kohle niemand die 
teurere deutſche Kohle kaufen würde. Immerhin 
ſtelle ich feſt, daß 1500 t Kohle einfuhrweiſe 
abgefordert ſind, und ich erwarte, daß im Laufe 
des morgigen Tages größere Quantitäten abge⸗ 
fordert werden. 

Groß iſt die Not an Koks. Die Gasanſtalt hat 
nichts mehr abzugeben, und die Vorräte in Dan⸗ 
zig ſchwinden. Aber auch hier kann ich mitteilen, 
daß bereits 4000 tons nach Danzig rollen und 
jeden Tag hier eintreffen müſſen. Wir haben alſo 
auch hier alles getan, was möglich iſt, um die Be⸗ 
völkerung zu verſorgen. Ich habe ein genaues 
Verzeichnis der Firmen, die Kohlen erhalten ha- 
ben und auch ein Verzeichnis derjenigen Firmen, 
die im Laufe des heutigen Tages Kohlen erhal⸗ 
ten, ſo daß wir in der Lage ſein werden, zu kon⸗ 
a ob jemand Kohlen zurückhält oder 
nicht. 
trauen, daß keine einzige Kohle zurückgehalten 
wird, und daß die Not bald behoben iſt. 

Die Frage der zukünftigen Verſorgung iſt na⸗ 
türlich im Moment ſehr ungeklärt, weil die Pro⸗ 
duktion durch den ſtarken Froſt außerordentlich 
nachgelaſſen hat. und zwar ſo ſtark, wie es die 
meiſten nicht einmal ahnen. Trotzdem ſchweben in 
dieſem Augenblick Verhandlungen, um aus der 
Exportkohle eine Reſerve von mindeſtens 7 bis 
8000 t zu ſchaffen, damit jeden Augenblick 
darauf zurückgegriffen werden kann. Für den Fall 
der Not werden wir auch in der Lage ſein, Koh⸗ 
len von der Exportkohle für die Bevölkerung zu 
reſervieren. Wir möchten natürlich nur im aller⸗ 
äußerſten Notfalle mit Rückſicht auf etwaige po⸗ 
litiſche Verwicklungen, die folgen können, Scha⸗ 
denerſatzanſprüche uſw. davon Gebrauch machen. 
Immerhin ſteht es feſt, daß im Fall der Not auch 
dieſe Kohlen zur Verfügung ſtehen werden. 

Nun muß ich noch mit einigen Worten auf die 
Ausführungen des Hern Abg. Dr. Heinemann ein⸗ 
gehen, der völlig unberechtigt erklärte, der Senat 
habe an allem ſchuld, er habe nichts getan. Be⸗ 
vor die Nationalliberale Partei ihre Anfrage ge⸗ 
ſtellt hat, hat der Senat bereits alle Maßnahmen, 
die andere als einen Eingriff in die freie Wirt⸗ 
ſchaft anſahen, ergriffen, um die Kohlenverſor⸗ 
gung ſicherzuſtellen. Ich muß die Angriffe daher 
als völlig unberechtigt aufs entſchiedenſte zurück⸗ 
weiſen. (Bravo! — Abg. Raſchke: Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage!) 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus, die Be⸗ 
ſprechung iſt eröffnet. Das Wort hat der Herr 
Abg. Jantzen. 


1500 t 


Ich habe zu den Kohlenfirmen das Ver⸗ 
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Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! (O 


Der Herr Handelsſenator hat hier ja ſchon zum 
Ausdruck gebracht, worüber ich mich als Ange⸗ 
höriger des Berufes der Kohlenhändler gefreut 
habe, daß er das Vertrauen zum Kohlenhandel 
beſitze, und von ihm glaube, daß er nichts getan 
habe und tun werde, was gegen die guten Sitten 
ſei. Dieſe Aeußerung ſteht in einem ſehr wohl⸗ 
tuenden Gegenſatz zu den Ausführungen ſeines 
Vorredners Herrn Abg. Raſchke, der den Kohlen⸗ 
handel in einer wirklich kaum mehr zu überbie⸗ 
tenden Weiſe, bewußt möchte ich ſagen, herunter⸗ 
gezogen und verleumdet hat. (Abg. Raſchke: Er 
iſt auch der größte Wucherer!) Es iſt im höchſten 
Grade unrichtig, daß irgendwelche Zurückhaltun⸗ 
gen von Lägern erfolgt ſind. Es iſt eine mehr als 
mißverſtändliche Auffaſſung, hier zu behaupten, 
daß der Großhandel Kohlen zurückgehalten habe. 
Die Abſtufung, die im Kohlenhandel vorhanden 
iſt, ſcheint Ihnen nicht klar zu ſein. Der Großhan⸗ 
del hat überhaupt keine Läger, ſondern befaßt ſich 
lediglich mit dem waggonweiſen Weiterverkauf. 
(Zuruf bei den Komm.) Wenn Sie es nicht ver⸗ 
ſtehen, dann reden Sie nicht darüber. Lediglich 
der Platzhandel, Einzelhandel oder Kleinhandel 
größeren oder geringeren Umfanges hat Läger 
und Lagerräume. Daß da auch nicht das Geringſte 
zurückgehalten werden konnte, geht ſchon daraus 
hervor, daß dieſe Läger von jedem eingeſehen wer⸗ 
den können und auch von allen denen eingeſehen 
worden ſind, die an den Kohlenlägern haben 
frieren müſſen und, wie Herr Raſchke ſagte, lange 
warten mußten, um die Kohle zu empfangen. Das 
Warten iſt eine ganz ſelbſtverſtändlche Sache. Der 
Kohlenhandel bedauert es vielleicht am aller- 
meiſten, daß die Leute wegen der Mengen von ei⸗ 
nem oder einem halben Zentner ſo lange haben 
warten müſſen. Wenn aber in zwei Stunden 300 
Perſonen abgefertigt ſind, ſo iſt das nicht im 
Handumdrehen möglich. 

Es iſt alſo gar nicht daran zu denken, daß ir⸗ 
gendwelche Zurückhaltungen erfolgt ſind. Seit un⸗ 
gefähr Anfang Februar iſt jede Zufuhr nach Dan⸗ 
zig unterblieben. Als wir feſtſtellten, daß am 2. 
und 4. Februar — der 3. war ein Sonntag — 
keine Abladungen von Polniſch⸗Oberſchleſien mehr 
erfolgt ſind, kamen die Anmahnungen von Dan⸗ 
ziger Seite in ſchärfſter Weiſe nach Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien. Wir haben den Oberſchleſiern ſehr ener⸗ 
giſche Vorhaltungen gemacht, daß ſolche Abladun⸗ 
gen nicht erfolgt ſind. Man antwortete uns dar⸗ 
auf, die polniſche Regierung habe verfügt, daß in 
erſter Linie lebenswichtige Betriebe, zu denen ſie 
vor allen Dingen ſelbſt gehört, dann Gasanſtal⸗ 
ten und andere Werke zu beliefern ſeien. Ganz zu⸗ 
letzt kam erſt der Export und die Belieferung des 
Hausbrandes. (Hört, hört!) Die Kohlen abzube⸗ 
ſtellen wäre wohl für den Danziger Kohlenhandel 
größter Blödſinn und Dummheit geweſen, die er 
hätte machen können. Denn jede Abbeſtellung be⸗ 
deutet, daß der Abbeſteller erſt wieder hinten in 
der Reihe herankommt, wenn er neu beſtellt. Im 
übrigen liegen die Beſtellungen auf ein Jahr feſt, 
mit monatlich ziemlich gleichmäßigen Raten. Von 
einer Abbeſtellung iſt alſo gar keine Rede. Ich 
habe hier z. B. den Brief eines befreundeten Ge⸗ 
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Jantzen, Abgeordneter) 


neraldirektors eines Werkes und bitte um die Er⸗ 

laubnis, ihn teilweiſe vorleſen zu können. Er 

ſchreibt u. a.: N 

g Damit Sie ſich ungefähr ein Bild machen, wie es 
heute — das war Ende voriger Woche — bei uns 
ausſieht, will ich Ihnen die Aufſtellung unſerer vor⸗ 
ausſichtlichen Verladung verraten: 6000 Tonnen 

Kohlen für die Eiſenbahn, bahnſeitig beſchlagnahmt, 

3000 Tonnen nach Oeſterreich, 1000 Tonnen für die 

polniihen Gasanſtalten. Vorausſichtliche Verladung 

11 bis 12 000 Tonnen Kohlen, mithin 1 bis 2000 

Tonnen zur freien Verfügung für Exporte und Pri⸗ 

vatabnehmer im In⸗ und Auslande, d. h. alſo für 

Polen und Danzig. 

Wenn nun die Bergarbeiterorganiſation den 
Streik beſchloſſen hatte und anordnete, ihn aber 
ſchließlich abſagte und der polniſche Staat deshalb 
die notwendigen Verfügungen traf, ſo mußte bei 
der Einſchränkung und bei dem Einengen, das von 
ſeiner Seite gegenüber Danzig immer erfolgt, na⸗ 
turgemäß eine ſchlechte Belieferung Danzigs mit 
Kohlen die Folge ſein. Aus dem, was ich Ihnen 
hier vorgetragen habe, können Sie erſehen, daß 
hier von einer Zurückhaltung alſo auch der ober⸗ 
ſchleſiſchen Zechen nur in bedingtem Maße die 


Rede ſein kann. weiſe entladen 


Es iſt weiter geſagt worden, daß hier Wucher⸗ 
preiſe genommen worden ſind. Auch dies weiſe ich 
im Intereſſe des Handels, dem ich angehöre, aufs 
ſchärfſte zurück. Es iſt vom reellen Kohlenhandel 
gar nicht daran gedacht worden, auch nur den ge⸗ 
ringſten Preisaufſchlag zu nehmen. Seit Mona⸗ 
ten ſtehen die Preiſe, die auch noch heute genom⸗ 
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kontingente zu genehmigen? Wenn man wo an⸗ 
ders etwas hätte beſorgen können, wäre es nicht 
ſchwierig geweſen, Kohle von auswärts zu be⸗ 
ſchaffen, allerdings teurer. Wenn die Kohlen⸗ 
händler dann die Preiſe pro Zentner um einen 
Gulden überſchritten hätten, wäre aber wahr⸗ 
ſcheinlich auf der linken Seite ein recht heftiges 
Donnerwetter losgegangen. f 

Was haben wir bei der ganzen Angelegenheit 
feſtzuſtellen? Ein Verſagen der Kohlenhändler, 
der privaten Wirtſchaft iſt nicht eingetreten. Nur 
durch das Eingreifen der rauhen Hand, in dieſem 
Fall des polniſchen Staates veranlaßt durch die 
Streikgefahr, iſt es zu Schwierigkeiten gekommen. 
Die Monopolwirtſchaft gibt alſo dazu Veran⸗ 
laſſung, daß hier Schwierigkeiten entſtehen, von ihr 
kann man alſo ſagen, daß ſie verſagt hat. Herr 
Abg. Raſchke hat weiter geſagt, daß Kohle auf 
dem Güterbahnhof geſtanden hat, die nicht abge⸗ 
fahren wurde. Herr Abg. Raſchke ſcheint nicht zu 
wiſſen, daß die Eiſenbahnverwaltung ſich derarti⸗ 
ges nicht gefallen läßt. In ganz kurzer Zeit würde 


ſie den Eiſenbahnwaggon beſchlagnahmt, zwangs⸗ 
und ihn zu öffentlichen Verkauf 
geſtellt haben. (Abg. Raſchke: Vierzehn Tage 
lang!) Vielleicht iſt der betreffende Empfänger in⸗ 
zwiſchen verſtorben oder es iſt ſonſt etwas paſſiert, 
andernfalls iſt an ſo etwas gar nicht zu denken. 
Jedes Pfund Kohle, das hier angekommen iſt, iſt 
auf dem ſchnellſten Wege zu den Stellen hinge⸗ 
bracht worden, die dafür in Frage kamen. Es 


men werden, feſt, und keiner von den Kohlen⸗ 
händlern, auch nicht die von Herrn Raſchke ge⸗ 
nannten, haben höhere Preiſe genommen. Ich 
habe das eben feſtgeſtellt, die Betreffenden haben 
gejagt, es ſei eine bewußte Unwahrheit, wenn ge⸗ 
ſagt würde, daß ſie Wucherpreiſe genommen hät⸗ 
ten. Es ſind nach wie vor dieſelben Preiſe gefor⸗ 
dert worden, ich hätte es niemals zugelaſſen, daß 
bei dieſer Gelegenheit auch nur das Geringſte ge⸗ 
ändert worden wäre. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

M. D. u. H.! Es iſt dem Handel weiter der Vor⸗ 
wurf gemacht worden, er habe verſagt. In einer 
derartig kurzen Zeit, in der dieſe Schwierigkeiten 
auftraten, läßt ſich nicht alles erreichen. Ich habe 
auch von vornherein an die Exportkohle gedacht, 
daß man ſie hereinnehmen kann. Ich habe mich 
ſelbſt an den Senat gewandt, um Exportkohle her⸗ 
einzubringen, aber ſo leicht iſt das auch nicht. Die 
Exportkohle iſt für die Dampfer beſtimmt, die 

eute noch hier liegen. Es haben noch vor zwei 
Tagen italieniſche Dampfer 2000 Tonnen Export⸗ 
kohle geladen. Ein beſchränkter Schiffsverkehr be⸗ 
teht immer noch. Glauben Sie, daß der Export⸗ 
handel dem Dampfer dieſe Mengen entziehen 
wird, und daß er dann tauſende von engl. Pfund 

tegegeld bezahlen wird, nur um unſerer ſchönen 

ugen willen? Das können Sie nicht von ihm 
verlangen. Wir haben feſtgeſtellt, daß wir von 
der polniſchen Regierung nach Strich und Faden 
eingeengt werden. Man hat uns dieſe Kontingente 
von Deutſchland zu beziehender Kohle uſw. amt⸗ 
lich auferlegt. Warum können wir nicht kaufen, 
wo wir wollen? Warum müſſen wir dieſe kleinen 

engen haben und den Senat veranlaſſen, Extra⸗ 


mußten naturgemäß die eingegangenen Verträge 
innegehalten werden. Wir mußten daran denken, 
daß die Bäcker, die Molkereien uſw. ebenſo Kohle 
bekamen wie der einzelne Hausbrandverbraucher. 
Ich ſtelle feſt, daß in keinem Fall die freie Wirt⸗ 
ſchaft und der Kohlenhandel hier verſagt haben. 
(Bravo! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Von einem Vertreter des Privatkapitals, von 
einem Vertreter ſpeziell der großen und kleinen 
Kohlenhändler kann man ſelbſtverſtändlich nichts 
anderes verlangen. Ich will aber verſuchen, kurz 
auseinanderzuſetzen, wenn es überhaupt möglich 
iſt, daß in der jetzigen Situation auf dem Gebiet 
der Kohlenverſorgung Knappheit eintreten mußte. 
Der Vorredner ſchnitt die Monopolwirtſchaft an. 
Er als Vertreter des freien Wirtſchaftsſpiels 
mußte ſelbſtverſtändlich wiſſen, daß die Monopol⸗ 
wirtſchaft die höchſte Stufe der freien Wirtſchaft 
an und für ſich iſt. Wenn er hier auftritt und ſagt, 
daß die Monopolwirtſchaft an der ganzen Ge⸗ 
ſchichte ſchuld ſei, ſo gibt er indirekt kund, daß 
letzten Endes die private Wirtſchaft verſagt hat. 
(Widerſpruch rechts.) 

Weiter war intereſſant feſtzuſtellen, daß einer 
der prominenteſten Vertreter, Herr Senator Je⸗ 
welowſki, zugeben mußte, daß ein beſtimmtes 
Quantum von Kohlen feſtgelegt werden mußte, 
und wenn es in den nächſten Tagen wieder ein⸗ 
treten ſollte, daß das wunderbare freie Spiel der 
Kräfte auf dem Kohlenmarkte nicht den Bedarf 
befriedigen kann, werde der Senat dieſes Quan⸗ 
tum auf den Markt werfen. Es iſt alſo von dieſer 
Stelle feſtgeſtellt worden, daß die freie Wirtſchaft 
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| (Kreft, Paul, Abgeordneter) 
(A) in dieſem Fall verſagt hat. Solange nicht Krank⸗ ſchwierige Situation gefunden hat. (Zuruf des (00 


(B) 


heitserſcheinungen an dieſem Wirtſchaftsapparat 
zur Auswirkung kommen, läuft die Geſchichte, 
aber wenn eine Froſtperiode kommt oder ein 
Streik, fällt alles in ſich zuſammen. 

In Polen, in Oberſchleſien, ſind Hunderte und 
Tauſende von Arbeitern erwerbslos, die gern 
Tauſende von Zentnern Kohle fördern möchten. 
Das Monopolkapital hat aber gar kein Intereſſe, 
die Bevölkerung mit Kohle zu verſehen. Die 
Händler haben auch kein beſonderes Intereſſe dar⸗ 
an. Ihr Intereſſe geht nur dahin, ein beſtimmtes 
Quantum Kohle zu bekommen und den Preis zu 
ſteigern. Das iſt der Sinn der ganzen Geſchichte. 
Ich nehme an, daß dieſe Miſere auf dem Gbiet 
der Kohlenverſorgung nur die erſte iſt. Wenn der 
Senat vor anderen Schädigungen bewahrt ſein 
will, muß er eine ſtaatliche Kohlenſtelle einrichten, 
damit er, wenn ſolche Machinationen wieder ein⸗ 
treten, dieſen Apparat in Dienſt ſtellen kann und 
alle die Groſſiſten und mittleren Kohlenhändler 
ausſchaltet, weil ſie kein Recht haben, ſich auf 
Grund der Not bei Tauſenden von Danziger Ar⸗ 


beitern und anderen Kreiſen ein ſorgenfreies Le⸗ 


ben zu verſchaffen. Die Hauptſache iſt, daß die 
arme und die mittlere Bevölkerung nicht zu frie⸗ 
ren braucht. Dieſe Folgerung müſſen der Volks⸗ 
tag und die Arbeitervertreter ziehen. Bis zu 
einem beſtimmten Grad hat ſie, glaube ich, Herr 
Senator Jewelowſki heute ſchon gezogen. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Mir ſcheint, 
als wenn bei dieſer Großen Anfrage über die gegen⸗ 
wärtige Kohlenmiſere, die hier zur Beratung 
ſteht, zwei ſehr wichtige Fragen außer Betracht 
bleiben, nämlich einmal die Frage des drohenden 
Kohlenſtreiks in Oberſchleſien und zweitens die 
ganz außerprogrammmäßige Kälte, die über Oſt⸗ 
europa und unſer Gebiet hereingebrochen iſt. Die 
Regierung hat bereits erklären laſſen, welche 
Maßnahmen ſie getroffen hat. Man wird ſich mit 
dieſen Erklärungen zufrieden geben können. Für 
den Moment iſt genügend für Kohle geſorgt und 
für die nächſten Wochen iſt durch die weiterhin zur 
Verfügung ſtehende Kohlenmenge und die reſer⸗ 
vierte Menge ebenfalls Vorſorge getroffen. Daß 
Herr Abg. Jantzen hier als Vertreter des Kohlen⸗ 
großhandels oder beſſer geſagt des Kohlenimport⸗ 
handels ſprach, war ſehr liebenswürdig. Aber daß 
er die Gelegenheit dazu benutzte, als deutſchnatio⸗ 
naler Abgeordneter der Regierung Polens eins 
auszuwiſchen, indem er betonte, Danzig ſei ſehr 
ſchlecht behandelt worden, war meiner Anſicht nach 
nicht beſonders entgegenkommend. Die Danziger 
Regierung hat allen Anlaß, der polniſchen Re⸗ 
gierung dafür dankbar zu ſein, daß ſie ſich bei den 
in Frage kommenden Stellen dafür eingeſetzt hat, 
daß die Kohlenmengen, die dem freien Handel ge⸗ 
hören und hier in Danzig zum Export lagerten, 
der Danziger Regierung zur Verſorgung der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung zur Verfügung geſtellt ſind. 
Anſtatt der polniſchen Regierung daraus Vor⸗ 


würfe zu machen, ſollten die Danziger Abgeord⸗ 
neten, die Vertreter des Danziger Volkes, der Re⸗ 
gierung dafür dankbar ſein, daß ſie bei der pol⸗ 
niſchen Regierung volles Verſtändnis für unſere 


Abg. Dr. Ziehm). 

Wie liegen die Dinge in Polen? Die pol⸗ 
niſche Kohlenarbeiterſchaft droht in Streik zu tre⸗ 
ten. Die polniſche Regierung hätte pflichtwidrig 
und pflichtvergeſſen gehandelt, wenn ſie nicht alle 
Maßnahmen getroffen hätte, um das öffentliche 
Leben aufrecht zu erhalten. Herr Jantzen hat be⸗ 
kanntgegeben, daß bei einem Werke 5000 Tonnen 
Kohlen für die Eiſenbahn, 1000 Tonnen für Elek⸗ 
trizitäts⸗ und Gaswerke in Polen beſchlagnahmt 
worden ſind. Es iſt Pflicht der polniſchen Regie⸗ 
rung, das zu tun. Alles andere muß zurücktreten. 
Auf Veranlaſſung der Danziger Regierung hat die 
polniſche Regierung aber, wie aus den Worten 
des Handelsſenators zu entnehmen war, dem 
Wunſche der Danziger Regierung ſofort entſpro⸗ 
chen und 4000 bis 5000 Tonnen Kohlen freige⸗ 
ſtellt. Man ſoll das dankbar anerkennen und in 
ſolchem Falle nicht mit Beſchimpfungen kommen. 
Damit wird nichts geholfen. Als ſich unſere Re⸗ 
gierung an die polniſche Regierung wandte, hat 
dieſe in entgegenkommender Form freies Gut der 
Danziger Regierung zur Verſorgung der Bevölke⸗ 
rung freigegeben. Das muß anerkannt werden. 
Wenn man ſagt, wir würden als fünftes Rad am 
Wagen behandelt, ſo ſtimmt das nicht, wir ſind 
korrekt behandelt worden. Mehr kann man nicht 
verlangen. Dann ſoll man nicht mit Angriffen 
kommen, ſondern das dankbar anerkennen. Ich 
ſagte, daß ſich die polniſche Regierung bezüglich 
des Streiks in einer Zwangslage befand. Was 
ſollte ſie machen? Sie konnte nicht anders ver⸗ 
fahren. Daß Danzig zurücktreten mußte und die 
Lieferungen nicht ſo prompt erfolgten, wie der 
Danziger Kohlenimporthandel das erwartet hat, 
iſt eine Selbſtverſtändlichkeit. Herr Jantzen er⸗ 
zählte mir draußen, er habe ein Schiff gechartert 
und wollte 2500 Tonnen Kohlen nach Danzig 
bringen. Das Schiff iſt lange gechartert. Es liegt 
jetzt in Swinemünde und kommt nicht durch. Die 
Mannſchaft iſt abgemuſtert und Herr Jantzen 
klagt jetzt, daß er ſeine Kohlen nicht hat. Er hat 
vorſorglich ein Schiff gechartert, wahrſcheinlich 
rechtzeitig ſchon vor einigen Monaten. Er hat die 
Kohlen gekauft und kann ſie nicht heranbringen, 
weil der Kahn in einem Oſtſeehafen eingefroren 
liegt. Ungefähr 100 Dampfer ſchwimen auf Dan⸗ 
zig zu. Sie liegen ſeit 14 Tagen oder ſeit 3 Wo⸗ 
chen vor dem Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, den Schiffe 
von 2000 bis 3000 Tonnen nicht paſſieren konn⸗ 
ten. Andere Schiffe liegen hinter Dänemark und 
der Kieler Bucht und kommen nicht weiter, weil 
ſelbſt die deutſchen Panzerſchiffe nicht in der Lage 
ſind, den feſtgelaufenen Schiffen den Weg frei zu 
machen. Ich bin 43 Jahre alt und kann mich nicht 
erinnern, eine ſolche Kälte in Danzig erlebt zu 
haben. 

Wenn ſolche Verhältniſſe Platz greifen, ſoll 
man nicht mit ungerechten Vorwürfen kommen. 
Dadurch bekommen wir keine Kohlen her. Die 
Regierung hat getan, was ſie tun konnte. Das 
ſoll man dankbar anerkennen. Der Handel hat 
kein Geld, um ſich große Läger hinzulegen, ſoweit 
nicht der Exporthandel in Frage kommt, der ſich 
keine Läger zulegt, wie Herr Jantzen jo ſchön ſagte. 
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(Rahn, Abgeordneter) 


Vor zwanzig Jahren, als wir noch die Kohlen aus 


England bezogen, hatte Buſenitz vielleicht 8 bis 
10 000 Tonnen auf dem Hof, Wandel 7 bis 8000 
Tonnen und der kleine Engros⸗Handel vielleicht 
1000 Tonnen Kohlen und ſtapelte die Ware bis 
Mai, Juni des kommenden Jahres auf. Jetzt hat 
das alles aufgehört. Der engliſche Kohlenhandel 
iſt bei den Preiſen für oberſchleſiſche Kohlen un⸗ 
möglich. Der deutſche Handel iſt unmöglich. Wenn 
Herr Jantzen ſagte, er hätte längſt Kohlen aus 
Deutſchland gehabt, wenn die Kontingent⸗Schwie⸗ 
rigkeit nicht geweſen wäre, möchte ich ihm ſagen, 
daß er ſich in dieſer Beziehung etwas verhauen 
hat. Der kluge Kaufmann Franz Jantzen & Co., 
Inhaber Willi Jantzen, kauft keine Kohlen aus 
Deutſchland, wenn die oberſchleſiſche Kohle hier 
regulär mit 1,— Gulden pro Zentner billiger ver⸗ 
kauft wird. Ich traue Ihnen die Dummheit nicht 
zu, daß Sie an jedem Zentner einen Gulden zu⸗ 
ſetzen und ſich der Gefahr ausſetzen, mit Ihrer 
Kohle ſitzen zu bleiben. 

Wir haben zwei außergewöhnliche Verhält⸗ 
niſſe zu berückſichtigen, das iſt einmal der große 
Streik, der die polniſche Regierung zu Zwangs⸗ 
maßnahmen veranlaßte, erſt das Inland verſor⸗ 
gen zu müſſen und dann erſt an die andern zu 
denken. Wir haben zweitens die große Kälte, wo⸗ 
durch, wie Herr Jewelowſki richtig andeutete, die 
Kohlenproduktion nach meiner Schätzung minde⸗ 
ſtens 75 Prozent weniger ausmacht. Durch die 
Verladungen infolge der Kälte iſt der Ausfall 
vielleicht größer als unter regulären Verhält⸗ 
niſſen. Außergewöhnliche Verhältniſſe haben 
eben derartige Mißſtände zur Folge. Wir ſollten 
zufrieden ſein, wenn ſie in 3 bis 4 Tagen behoben 
ſind. Mit derartigen Vorwürfen, wie ſie vorhin 
gemacht wurden, können wir uns nicht retten und 
helfen. Für die Zukunft haben wir Kohlen. Da⸗ 
mit ſollen wir zufrieden ſein. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Jewelowſki. 


Jewelowſki, Senator: M. D. u H.! Ich will 
auf eine Bemerkung des Hern Abg. Jantzen zu⸗ 
rückkommen. Ich würde unrichtig handeln, wenn 
ich nicht offen erklärte, daß ich in dem Augenblick, 
als ich die Verhandlungen wegen Kohlenbeſchaf⸗ 
fung aufnahm, die reſtloſe Anterſtützung des hie⸗ 
ſigen Vertreters der polniſchen Republik gefunden 
habe. (Unruhe rechts.) Nur in Zuſammenarbeit 
mit Herrn Miniſter Strasburger iſt es möglich ge⸗ 
worden, heute zirka 4000 tons Kohlen zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Auch die weitere Verſorgung 
geht Hand in Hand mit ihm vor ſich. Es iſt nicht 
richtig, wenn Herr Jantzen ſagte, daß die polniſche 
Regierung die Schuld am Kohlenmangel trage. 
Im Augenblick der Not haben wir dort die weit⸗ 
gehendſte Unterſtützung gefunden. 

Ich möchte außerdem ſagen, daß auch die Gas⸗ 
anſtalt aus ihren Beſtänden — ſie iſt noch für 
ziemlich lange Zeit verſorgt — ſeit heute Kohlen 
in kleineren Mengen an die Bevölkerung abgibt. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Zur per⸗ 


ſönlichen Bemerkung hat Herr Dr. Heinemann 
das Wort. 


Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. 
D. u. H.! Ueber die rein ſachliche Aufklärung hin⸗ 
aus, von der ich wünſchte, ſie wäre ſeitens der Re⸗ 
gierung ſchon früher erfolgt, um die Beunruhi⸗ 
gung zu beſeitigen, hat der Herr Handelsſenator 
es noch für nötig befunden, auf meine Ausfüh⸗ 
rungen perſönlich einzugehen. Und zwar hat er 
ſich die Abwehr in einer Beziehung leicht gemacht, 
indem er ſagte, ich hätte behauptet, der Senat trage 
an allem die Schuld. Solche Behauptung iſt ab⸗ 
wegig, wir wiſſen, welche Umſtände ſchuld daran 
ſind. (Zurufe links.) Es iſt die Kälte, der geſtei⸗ 
gerte Verbrauch und anderes — ich brauche Ihnen 
das nicht weiter auseinanderzuſetzen. Solche ab⸗ 
wegigen Behauptungen ſtelle ich nicht auf. Ich 
habe geſagt, wenn eine Beſſerung der Lage durch 
Vertagung des Streiks in Oberſchleſien eingetreten 
iſt, ſo iſt das nicht Schuld der Regierung. (Abg. 
Gehl: Das haben Sie auch nicht gejagt! — Zu⸗ 
ruf des Abg. Brill.) 

Präſident: Ich rufe Punkt 1a der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag des Abg. RNaſchke u. Fr. auf 
Lieferung von Kohlen an die Erwerbs⸗ 


oſen. 
Druckſache Nr. 609. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat die Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Die Not 
unter den Erwerbsloſen iſt groß. Schon in den vo⸗ 
rigen Sitzungen haben wir über die Not der Er⸗ 
werbsloſen geſprochen, und es iſt darüber beraten 
worden, wie man dieſen Armen helfen kann. Wäh⸗ 
rend ſchon in den andern Wintern die Erwerbs⸗ 
loſen ſehr ſchlecht daſtanden, zeigt ſich in dieſem 
Winter ihre Not ganz beſonders ſtark. Sie brau⸗ 
chen mehr Brennmaterial als in den früheren 
Jahren, ſo brauchen z. B. die Arbeiter in Stolzen⸗ 
berg, die dort untergebracht ſind, pro Woche 3½ 
bis 4 Zentner, um eine warme Stube zu haben 
und die Kinder in der Stube warm halten zu 
können. Wenn ein Erwerbsloſer 12 oder 18 Gul⸗ 
den Stempelgeld bekommt, iſt es ihm natürlich 
unmöglich, davon vier Zentner Kohlen zu kaufen. 
Er muß das Geld dann nur für Kohlen verbrau⸗ 
chen und kann weder Brot, noch ſonſtige Lebens⸗ 
mittel anſchaffen. Es iſt die Aufgabe des Senats 
und des Volkstags hier einzugreifen. Ich weiß, 
daß große Teile der Abgeordneten erklären wer⸗ 
den, das ſei Sache der Gemeinden. Die Gemeinden 
haben aber nicht die Mittel, um an die Erwerbs⸗ 
loſen Kohlen abzugeben. Auch der übrige Teil der 
mittelloſen Bevölkerung, die Invalidenrentner 
und die Wohlfahrtsrentenempfänger, müſſen mit 
Kohlen beliefert werden. Deshalb iſt es Aufgabe 
des Senats hier einzugreifen, um dieſen Leuten 
zu helfen. Es iſt das nicht die Forderung der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion, ſondern die Forderung der 
Erwerbsloſen, die in einer Verſammlung zu der 
unter den Erwerbsloſen beſtehenden Not Stel⸗ 
lung nahmen. Sie ſagen, daß ſie unbedingt mit 
Kohlen beliefert werden müſſen, damit ihre Kin⸗ 
der in dieſem Winter nicht erfrieren, damit ſie 
und ihre Familie wenigſtens leben können. 

Wir haben deshalb den Antrag geſtellt, daß 
ſämtliche Erwerbsloſe, die verheiratet und vier 


Wochen erwerbslos ſind, 10 Zentner Kohlen durch 


(O) 


(D) 


— 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
den Senat geliefert bekommen. Wir ſind der An⸗ 
ſicht, daß dieſe Kohlen nicht erſt durch die Kohlen⸗ 
händler zu gehen brauchen, ſondern daß der Se⸗ 
nat dazu übergehen ſoll, von einer Stelle aus die 
Erwerbsloſen zu beliefern, damit ſie ſofort in den 
Genuß der Kohlen kommen. Aber wir denken nicht 
nur an die Erwerbsloſen, die eine Anterſtützung 
erhalten, ſondern ganz beſonders an diejenigen, 
die keine Unterſtützung bekommen. Dieſe müſſen 
ebenfalls Kohlen erhalten, damit ſie nicht voll und 
ganz neben dem Hunger noch der Kälte preisge⸗ 
geben ſind. Im Geſetz heißt es: „Diejenigen, die 
einen ſelbſtändigen Haushalt führen“. Zum gro⸗ 
ßen Teil ſpricht man denjenigen, die als 
Aftermieter eine Wohnung haben, oder die möb⸗ 
liert wohnen, die natürlich auch Kohlen haben 
müſſen, dies Geld nicht zu. Wir wollen, daß 
auch dieſe Leute in den Genuß der Kohlen kom⸗ 
men, damit auch ſie ein warmes Zimmer haben. 
Wir haben deshalb beantragt, daß auch diejeni⸗ 
gen, die keinen ſelbſtändigen Haushalt, ſondern 
ein möbliertes Zimmer oder jedenfalls ein eige⸗ 
nes Zimmer haben, mit Kohlen beliefert werden. 
Die Not iſt groß. Deshalb muß es Aufgabe des 
Volkstages ſein, den Erwerbsloſen unbedingt zu 
helfen. Hier muß eingegriffen werden, weil die 
Gemeinden nicht die Mittel haben, um den Er⸗ 
werbsloſen das zu geben, was ſie in dieſem Winter 
unbedingt brauchen. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 
Präſident: Das Wort hat Herr Senator Je⸗ 
welowſfki. 8 i 
Jewelowſti, Senator: M. D. u. H.! Der ab⸗ 
weſende Senator für ſoziale Angelegenheiten hat 
mich gebeten, hier folgende Erklärung abzugeben: 


Der Volkstag hat am 31. Januar 1929 be⸗ 


ſchloſſen, den Erwerbsloſen 200 000 Gulden als 
Winterbeihilfe zu gewähren. Der Senat hat dem 


zugeſtimmt, und die Auszahlung hat begonnen. 
Weitere Mittel für beſondere Beihilfen ſtehen dem 
Senat zur Zeit nicht zur Verfügung, und er iſt 
deshalb leider nicht in der Lage, dem Antrag der 


Kommuniſtiſchen Partei Platz zu geben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. N 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es berührt uns eigentümlich, daß es heute Herr 
Senator Jewlowſki übernommen hat, für den Se⸗ 
nator für Soziales zu antworten. Wir ſchließen 
daraus, daß das Zentrum es nicht auf ſich nehmen 
will, die Sache abzulehnen und demgemäß im In⸗ 
nern fühlt, daß für die Erwerbsloſen etwas ge⸗ 
tan werden muß. Leider finden ſich ja immer noch 
Leute, die dieſen Bäxendienſt übernehmen, damit 


200 000 Gulden bei der überaus großen Zahl der (O 


die andern, die dafür zuſtändig ſind, nach außenhin 


ſagen können, ja wir wollen ja, aber es liegt nun 
einmal nicht an uns. 


Wenn Herr Senator Jewelowſki ſich hier auf 


die 200 000 Gulden beruft, ſo ſtand damals die 
Kohlenfrage noch nicht auf der Tagesordnung, 
und allen, die dieſer Entſchließung zugeſtimmt ha⸗ 
ben, war es klar, daß mit dieſer Beihilfe der 
äußerſten Not der Erwerbsloſen geſteuert werden 
ſollte. Die Not beſtand im Kleidungs⸗ und Nah⸗ 
rungsmangel. Das war in dem Moment die große 
Not, die auch heute noch beſteht. Wie ſich dieſe 
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Erwerbsloſen auswirken, dafür ein Beiſpiel. 
Heute vormittag kam zu mir ein Erwerbsloſer, 
der ſeit drei Jahren arbeitslos und Vater von 


drei Kindern iſt. Er hat auf Grund der hier ge⸗ 


faßten Entſchließung einen Antrag geſtellt, um von 
dieſen 200 000 Gulden etwas zu bekommen. Dar⸗ 
aufhin hat dieſer Erwerbsloſe, der ununterbrochen 
ſeit drei Jahren arbeitslos iſt und drei Kinder 
hat, nebenbei bemerkt, ſind die Kinder und die 
Frau krank, eine Beihilfe bekommen und dieſe be⸗ 
trägt ſage und ſchreibe 8.— Gulden. (Pfuirufe 
bei den Komm.) So haben ſich die 200 000 Gulden 
für die Erwerbsloſen ausgewirkt. Nun kommt 
Herr Jewelowſki und jagt, 200 000 Gulden find be⸗ 
willigt, die kann der Erwerbsloſe für Kohlen ver⸗ 
wenden. M. D. u. H.! glauben Sie, daß dieſer Er⸗ 
werbsloſe, der 8 Gulden bekommen hat, dafür et⸗ 
was an Heizmaterial kaufen kann? Die 8 Gulden 
find lange weg. Auch die Erwerbsloſen, die noch 
auf die 200 000 Gulden hoffen, werden das Geld, 
das ſie bekommen, in erſter Linie für warme Klei⸗ 
dung ausgeben. Sie können ja nicht dauernd in 
ihren Buden ſitzen. Sie müſſen ſtempeln gehen. 
Wir haben nachgewieſen, daß ſie oft kilometerweit 
gehen müſſen. Sie können nicht mit zerriſſenen 
Schuhen und abgeriſſenenen Kleidern zum Stem⸗ 
peln gehen. Sie werden, wenn ſie eine kleine Bei⸗ 


hilfe bekommen, in erſter Linie die Kleidung er⸗ 


gänzen. 

Jetzt kommt man her und ſagt, das Geld ſoll 
nicht für Kleidung und Ernährung, ſondern für 
Kohlen fein, Das können wir abſolut nicht gut⸗ 
heißen. Wir haben uns davon leiten laſſen, daß 
neben den 200 000 Gulden, die bewilligt ſind, die 
Kohle noch extra gegeben werden muß. Wenn Sie 
die Zeitungen verfolgen, finden Sie überall Mel⸗ 
dungen, daß die Kälte vorausſichtlich noch nicht 
nachlaſſen wird, alſo daß wir damit rechnen 
müſſen, daß ſie für die kommende Zeit anhält. Sie 


wollen es auf ſich nehmen, daß die Leute, die ſich 


keine Kohlen kaufen können, in ihren Buden ver⸗ 
recken. Wenn das Ihr ſoziales Gefühl iſt, dann 
weiß ich nicht, was man eigentlich unter „ſozial“ 
verſteht. Wir verſtehen darunter, daß allen denen, 
denen es ſchlecht geht und die ſich in Not befinden, 
geholfen werden muß. Er läßt ſich nicht nur, m. H. 
vom Zentrum, mit Gottes Wort helfen, ſondern 
es muß mit der Tat eingetreten werden. 
tragen Sie immer ein warmes Herz außerhalb 
dieſes Hauſes zur Schau, daher iſt es Ihre ver⸗ 
dammte Pflicht und Schuldigkeit, auf dieſen Aus⸗ 
ſpruch hin die Tat folgen zu laſſen. Dasſelbe gilt 
für die Sozialdemokraten. Aber mir ſcheint es ſo, 
daß einer die Schuld auf den andern ſchiebt. Die 
Herren Sozialdemokraten ſagen, das Zentrum 
wolle nicht. Es wäre angebracht, hier Klarheit zu 
ſchaffen, um in aller Oeffentlichkeit feſtzuſtellen, 
wer eigentlich derjenige ift, der ſich an der ſchaffen⸗ 
den Bevölkerung derartig gemein vergeht. Wir 


ſind uns darüber klar, daß die Sozialdemokraten 


nicht mehr diejenigen ſind, die ſie vor 20 Jahren 
waren. Sie haben heute kein Intereſſe mehr für 
die werktätige Bevölkerung. Wenn das Zentrum 


jetzt die Bemerkung macht, die Sozialdemokraten 


wollten nicht, ſo ſtellen Sie ſich hierher und er⸗ 


Sonſt 


— 


Dx 


(A) 


(3) 


(Raſchke, Abgeordneter) 

klären frei und offen, damit man dieſe Herren 
noch mehr entlarven kann, als es bisher der Fall 
war. 

Wenn Herr Jewelowſki erklärte, daß die Mit⸗ 
tel beim Senat nicht vorhanden wären, möchte ich 
darauf hinweiſen, daß genügend Geld da iſt, wenn 
man ſich erlaubt, den Beſitzenden dauernd Ge⸗ 
ſchenke zu machen und es zuläßt, das mit der not⸗ 
wendigen Ware Wucher getrieben wird und der 
Kohlenpreis von 2,10 Gulden auf 2,80 Gulden in 
die Höhe ſchnellt. (Abg. Jantzen: Das iſt ja nicht 
wahr!) Ihr Nachweis hinkt genau ſo, wie Ihre 
ganzen Ausführungen gehinkt haben. Tauſende 
von Arbeitern können nachweiſen, das ſie 2,80 
und 3.— Gulden für die Kohlen haben zahlen 
müſſen. (Zuruf des Abg. Jantzen.) Wenn man 
dem Wucher Vorſchub leiſtet und ihn zuläßt, wenn 
man den Beſitzenden Geſchenke über Geſchenke 
macht, muß man auch etwas für die Erwerbsloſen 
und zur Beſeitigung der Not der Minderbemittelten 
übrig haben. Wir verlangen ganz kategoriſch, daß 
dieſer Antrag dem Sozialen Ausſchuß überwieſen 
wird, der noch heute zuſammentreten ſoll, damit 
die Vorlage heute noch in zweiter und dritter 
Leſung verabſchiedet und beraten werden kann, 
und zwar zu Gunſten der Erwerbsloſen. Wenn 
ein Arbeiter monate⸗ und jahrelang erwerbslos 
iſt und nur immer von der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zehren muß, dann iſt er nicht in der Lage, 
größere Ausgaben zu leiſten. 
werbsloſenunterſtützung feſtſetzten, haben Sie ge⸗ 
nau berechnet, was der Menſch zur Ernährung 
braucht, und Sie haben ſo gerechnet, daß er bei 
Ihrer Ernährung verrecken muß. Jetzt wollen Sie 
ihm noch zumuten, daß er mit dieſer geringen Un- 
terſtützung außergewöhnliche Ausgaben beſtreitet. 
Das kann niemand verſtehen, der im öffentlichen 
Leben ſteht und ſich mit der Notlage dieſer Er⸗ 
werbsſtände beſchäftigt. Sie erklären noch, m. H. 
von der Wirtſchaft, das möchte ich ganz beſonders 
betonen, daß Sie nur dann mit den Arbeitern ar⸗ 
beiten können, wenn ſie vollwertig ſind. Wollen 
Sie es übernehmen, mit der Arbeiterſchaft, die 
vollſtändig demoraliſiert und verhungert iſt, die 
Wirtſchaft neu aufzubauen? Jawohl, Sie über⸗ 


nehmen es, weil dann ſchließlich auch für Sie et⸗ hab 


was herausſpringt. Das Gemeine liegt darin, daß 
Sie ſagen: „Jetzt biſt du verhungert, jetzt kannſt 
du nicht mehr ſoviel leiſten, jetzt mußt du für bil⸗ 
liges Geld arbeiten.“ (Was hat er davon, wenn 
die Leiſtung kleiner iſt! rechts.) Die Leiſtung iſt 
noch nicht ſo minderwertig. Der Arbeiter könnte 
vielleicht hier und dort dasſelbe leiſten, was er 
früher geleiſtet hat, trotz Unterernährung; denn 
die Maſchine zwingt ihn ja dazu. Sie ſchieben ſeine 
Unterernährung vor, um an ihm noch ordentlich 
zu verdienen. So iſt es doch. Wenn Sie die Wirt⸗ 
ſchaft mit einer vollwertigen Arbeiterſchaft wieder 
aufbauen wollen, dann iſt es Ihre Pflicht, dafür 
einzutreten, daß der jetzt ausgeſtoßene Arbeiter 
das bekommt, was er zum Leben braucht. Dazu 
gehört, daß er in ſeiner Bude ein einigermaßen 
angenehmes Leben führen kann. Haben Sie ſchon 
einmal in einem Zimmer geſeſſen, welches tage⸗ 
lang in dieſer Kälte nicht geheizt war? (Jawohl! 
rechts.) Wer ſagt „Jawohl“? Sie ‚Herr Lemke? 
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Als Großgrundbeſitzer? Vielleicht waren Sie zu 
faul zu heizen. (Heiterfeit.) 

Die Arbeiter wollen heizen, ſie können es 
aber nicht, weil ihnen die Mittel dazu fehlen, 
dann, m. H., denken Sie an die Kinder. Erwerbs⸗ 
loſe mit fünf und ſechs Kindern hauſen in einer 
kalten Bude. Es geht heute noch ſo weit, daß ſie 
die Kinder nicht einmal in anſtändige Betten 
legen können. Sie haben alſo nicht einmal die 
Möglichkeit, die Kinder in die warmen Betten 
zu verpacken. Die Erwerbsloſen ſelbſt und ihre 
Kinder ſind in Lumpen gehüllt, wenn ſie des 
Nachts ſchlafen. Wenn Sie dennoch unſern Antrag 
ablehnen, dann ſind Sie ganz gemeine Schufte. 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, es war un⸗ 
zweifelhaft, daß Sie mit dem letzten Ausdruck Ab⸗ 


geordnete gemeint haben. (Abg. Raſchke: Jawohl!) 


Ich rufe Sie zur Ordnung. (Frau Abg. Kreft: 
Das iſt nicht ſchlimm! — Heiterkeit!) Ich ſchließe 
die Beſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Es iſt der Antrag geſtellt, die Vorlage 
dem Ausſchuß für Soziales zu überweiſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Danke, ich 
bitte die Gegenprobe. — Das Büro iſt ſich nicht 


einig, wir ſchreiten zur Auszählung. Ich bitte die 


Damen und Herren, den Saal zu verlaſſen. — Die 
Auszählung kann beginnen. — Die Auszählung 


iſt geſchloſſen. Sie hat folgendes Ergebnis: 92 
e e deen un en ee 


amen und Herren haben daran teilgenommen, 
davon 45 mit Ja und 47 mit Nein geſtimmt. Der 


Antrag auf Ueberweiſung an den Ausſchuß für 


Soziales iſt abgelehnt. Damit iſt auch die Vorlage 

abgelehnt. (Frau Abg. Kreft: Das iſt unerhört!) 

Punkt 1a iſt erledigt. Ich rufe Punkt 2 auf: 

Antrag des Senats auf nachträgliche Ge⸗ 

nehmigung von Aeberſchreitungen des 
Staatshaushalts für 1927. 

Druckſache Nr. 569. Ich eröffne die Beſprechung, 

das Wort hat Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H! In den letzten Jahren iſt bei den Etatsbe⸗ 
ratungen jedesmal in dieſem Haus ein ziemlich 
heißer Kampf unter der Parole geführt worden: 
„Sparmaßnahmen innerhalb des Etats“ Wir 
aben immer wieder im Laufe der Zeit feſtſtellen 
müſſen, daß dieſe Sparmaßnahmen meiſtens an 
den Stellen durchgeführt wurden, die die Mittel 
für die ärmere Bevölkerung bereitſtellen. Der 
§ 54 unſerer Verfaſſung beſagt, daß der Volkstag 
nur dann die Genehmigung für die Aeberſchrei⸗ 
tungen geben ſoll, wenn unvorhergeſehene und un⸗ 


abweisbare Motive vorliegen, und es beim beſten 


Willen nicht möglich geweſen iſt, mit den Etats⸗ 
mitteln auszukommen. D. u. H.! An Hand 
dieſer Etatsüberſchreitungen will ich das feſt⸗ 
ſtellen, was wir immer wieder bei den Etatsbe⸗ 
ratungen zum Ausdruck gebracht haben, daß die 
betreffenden Staatsſtellen, die betreffenden Ab⸗ 
teilungen, gar nicht daran denken, ſich im Rahmen 
der Etats zu halten, daß die meiſten Stellen von 


dem Gedankengang durchdrungen ſind, wenn du 


dieſen Etat nicht verbrauchſt, wenn du nicht ver⸗ 
ſuchſt, ihn mit allen Mitteln zu überſchreiten, dann 
wird beſtimmt im nächſten Jahr dein Etat kleiner 
ſein. Aus dieſen Motiven heraus iſt jede Stelle 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

beſtrebt, mit allen Mitteln die Poſitionen, die ihr 
im Etat zuſtehen, zu überſchreiten. M. D. u. H. 
Mit den nachträglichen Genehmigungen, die dem 
Volkstag zuſtehen, iſt den betreffenden Stellen 
völlig freie Hand gegeben. Sie werden immer die 
Möglichkeit haben, zu beweiſen, daß dieſe Mittel 
unbedingt notwendig waren, daß ſie unbedingt 
gebraucht wurden. 

Ich will nur kurz die wichtigſten Poſitionen 
herausheben. Das iſt die Poſition Soziales, die 
um 880 000 Gulden überſchritten wurde. Weſent⸗ 
lich iſt, daß die Gründe der Ueberſchreitung in 
der Feſtſetzung der höheren Renten und Penſionen 
lagen, die aber zum größten Teil vom Deutſchen 
Reich getragen werden, ſo daß in Wirklichkeit bei 
dieſer Poſition keine Etatsüberſchreitungen vor⸗ 
gekommen ſind. Man kann klipp und klar feſtſtel⸗ 
len, was wir ſchon immer geſagt haben, daß ge⸗ 
rade bei der ſozialen Fürſorge die meiſten Spar⸗ 
maßnahmen durchgeführt werden. Es ſteht feſt, 
daß gerade auf dieſem Gebiet die Anforderungen 
an den Staat bedeutend größer geweſen ſind als 
in der Vergangenheit. Wir haben es gerade vor⸗ 
hin ſo wunderbar geſehen, daß der Antrag abge⸗ 
lehnt wurde, weil keine Mittel zur Verfügung 
ſtehen. Wir haben geſehen, daß immer mehr Mit⸗ 
tel bereitgeſtellt werden müſſen, weil die Lage für 
die Mittelſtändler, für die Kleinrentner immer 
ſchlechter wird. Wir haben es beim vorigen Ta⸗ 
gesordnungspunkt erlebt, daß der Antrag ohne 
weiteres abgelehnt wurde. 

Die andere Poſition betrifft die Verwaltung 
des Innern. Da iſt feſtzuſtellen, daß für dieſe Po⸗ 
ſition die Mittel meiſtens ſehr hoch angeſetzt wer⸗ 
den. Größtenteils werden für die Verwaltung des 
Innern ziemlich große Poſten feſtgelegt. Trotz⸗ 
dem iſt hier noch eine Aeberſchreitung um 500 000 
Gulden vorgekommen. Die Begründung, die dafür 
angeführt wird, genügt uns nicht, es heißt nicht 
genügender Perſonalabbau, Dienſtprämien, wei⸗ 
ter verſchiedene andere Kleinigkeiten ſeien daran 
ſchuld. Alſo der Perſonalabbau iſt durchgeführt 
worden, das hat ſich aber nicht beſonders ausge⸗ 
wirkt, weil meiſtens nur kleinere Beamte abge⸗ 
baut und an ihrer Stelle höhere Beamte ange⸗ 
ſtellt wurden. Da iſt alſo eine Erſparnis nicht er⸗ 
reicht. Weiter die Dienſtprämien, da ſtehen wir 
auf dem Standpunkt, daß der betreffende Ange⸗ 
ſtellte oder Beamte ein anſtändiges Gehalt zu be⸗ 
kommen hat. Die höheren Beamten bekommen 
auch ein recht anſtändiges Gehalt. Dann braucht 
man ihnen aber auch keine Dienſtprämien zu 
zahlen. Vielleicht kommt es vor, daß beſtimmte 
Sicherheitsorgane, die gegenüber der Arbeiter⸗ 
ſchaft vorgehen, noch Dienſtprämien bekommen. 
Wir können natürlich nicht überall hinter die 
Schliche kommen, aber wir nehmen an, daß etwas 
Aehnliches in Frage kommt. Der Abbau hat alſo 
den Zweck nicht erreicht. Trotz aller Maßnahmen 
wurde bei der Verwaltung des Innern der Etat 
um 500 000 Gulden überſchritten. 

Weiter die Juſtizverwaltung. Da iſt es genau 
dasſelbe. Auch hier ſollten Beamte abgebaut 
werden, trotzdem iſt der Etat um 228 000 Gulden 
überſchritten worden Die Begründung dafür iſt 
ſehr fadenſcheinig. Telefongeſpräche, Fernſprech⸗ 
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gebühren und Rechtsanwaltsgebühren ſind erhöht 
worden. Wer glaubt, daß dieſe Kleinigkeiten 
228 000 Gulden betragen? Wir und jeder andere 
denkende Volkstagsabgeordnete und Bürger wird 
beim beſten Willen nicht glauben können, daß die 
kleinen Erhöhungen 228 000 Gulden ausmachen. 
Weiter ſteht feſt, daß die betreffenden Stellen klar 
ſehen müſſen, daß Erhöhungen eintreten, die ohne 
weiteres in den Etat einzuſetzen ſind. Man hat 
dieſe Erhöhung aber abſichtlich nicht aufgenom⸗ 
men, um leichter verſchleierte Ausgaben zu 
machen, die man nicht im Plenum behandeln 
will. Der Standpunkt der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion iſt, daß die Etats in Zukunft ſo aufgeſtellt 
werden müſſen, wie ſie den Verhältniſſen entſpre⸗ 
chen. Die Etats müſſen mehr auf die wirtſchaft⸗ 
liche Notlage der Bevölkerung zugeſchnitten wer⸗ 
den, d. h. die ſozialen Etats müſſen entſprechend 
ausgedehnt werden. Das Hauptgewicht iſt aber 
darauf zu legen, daß den Leitern der verſchiedenen 
Abteilungen klar gemacht wird, daß der Rahmen 
des Etats ihnen die Mittel zuweiſt, die ihnen zur 
Verfügung ſtehen. Wenn ſie Weberjchreitungen 
machen, ſollen ſie nicht nach ein oder zwei Jahren 
kommen. a 

Der Volkstag muß von den Veberſcheitungen 
unterrichtet werden und wird darüber beſtimmen. 
Es iſt eine Ironie, daß man dem Volkstag die 
Möglichkeit gibt, zu den Etats Stellung zu neh⸗ 
men, und die einzelnen Abteilungen ſchreiten dar⸗ 
über mit einem Lächeln hinweg. Wir können 
ſagen, was wir wollen, nachher kommen doch die 
Ueberſchreitungen. So kann man ſelbſtverſtänd⸗ 
lich keine Sparmaßnahmen durchführen. Das kann 
nur dann geſchehen, wenn die Arbeiterſchaft nicht 
nur in dieſem Volkstag die Mehrheit hat, ſondern 
auch Vertreter in den einzelnen Verwaltungsor⸗ 
ganen ſind, die die gefaßten Beſchlüſſe zur Durch⸗ 
führung bringen. Das iſt das Weſentliche. Wenn 
dies Parlament auch aus einer Mehrheit aus 
unſeren Reihen zuſammengeſetzt wäre, würden 
die Verwaltungsorgane ſeine Tätigkeit genau ſo 
ſabotieren und genau dasſelbe machen. Das er⸗ 
kennen wir. Aber es gibt leider einen ſehr großen 
Kreis von Arbeitervertretern, die das nicht er⸗ 
kennen. Da das Fundament des Danziger Staa⸗ 
tes ebenſo kapitaliſtiſch iſt, wie in den anderen 


Staaten, wird es den Machthabern jederzeit mög⸗ 


lich ſein, nachzuweiſen, daß die Beſchlüſſe gegen die 
Verfaſſung verſtoßen. In der letzten Zeit haben 
wir geſehen, daß auf dieſem Gebiete eine gewiſſe 
Routine vorhanden iſt. Jede Kleinigkeit, die mit 
Verfaſſungs⸗Verſtößen nichts zu tun hat, wird 
von der gegneriſchen Seite angezogen. Die hohe 
Juſtiz findet ſich bereit, öffentlich zu beſcheinigen, 
daß die beſchloſſenen Maßnahmen gegen die Ver⸗ 
faſſung verſtoßen, ja ſogar auszuſprechen, daß der 
N nicht das Recht habe, ſolche Beſchlüſſe zu 
aſſen. 

Zuſammengefaßt geſagt, iſt das Hauptgewicht 
darauf zu legen, daß den betreffenden Stellen in 
Zukunft beigebracht wird, daß ſie keine Mehraus⸗ 
gaben machen dürfen. An Sie, m. H. von der 
Sozialdemokratie, die im heutigen Senat aus⸗ 
ſchlaggebend ſind, richte ich den Appell, dafür ein⸗ 
zutreten, daß in Zukunft mit dieſen Mißſtänden 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 
aufgeräumt wird. Ihr ehrlicher Wille, deſſen 
Vorhandenſein ich bezweifle, wird aber nicht aus⸗ 
reichen. Erſt durch Zerſchlagung der ganzen Ge⸗ 
ſchichte werden eine Wirtſchaftspolitik und ein 
Staatsbudget aufgeſtellt werden, die im Intereſſe 
der Mehrheit der Bevölkerung und der Arbeiter⸗ 
ſchaft durchgeführt werden können. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hb. P.): M. D. u. 
H.! In den uns mit Druckſache Nr. 569 zugängig 
gemachten Nachweiſungen über die außerplan⸗ 
mäßigen Ausgaben für das Jahr 1927 iſt unter 
Nr. 16 auch eine Poſition für Tabak⸗Monopol⸗ 
Entſchädigung mit 3 Millionen Gulden enthalten. 
Demgegenüber ſteht nach der Begründung eine 
Einnahme von ebenfalls 3 Millionen. Es wird 
hier geſagt: 

Bei der Finanzverwaltung iſt eine außerplan⸗ 
mäßige Ausgabe in Höhe von 3 Millionen Gulden 
eingetreten, die als Abfindung an Entſchädigungs⸗ 
berechtigte infolge Einführung des Tabak⸗Monopols 
gezahlt worden ſind. Dieſer Ausgabe ſteht eine 
außerplanmäßige Einnahme in gleicher Höhe gegen⸗ 
über, welche die Tabak⸗Monopol A. G. nach 8 6 des 
Konzeſſionsvertrages vom 20. Juli 1927 erſtattet hat. 


Das Letztere iſt richtig. Die Tabak⸗Monopol A. 
G. hat der Regierung einen Betrag von 3 Mil⸗ 
lionen Gulden für die Entſchädigungsberechtigten 
zur Verfügung geſtellt. Aber meines Wiſſens iſt 
im Jahre 1927 effektiv eine Ausgabe von 3 Milli⸗ 
onen an Entſchädigungsberechtigte nicht geleiſtet 
worden, ſondern es ſind nur etwa 150 bis 200 000 
Gulden verausgabt. Es trifft allerdings zu, daß 
der Reſt⸗Betrag in Höhe bis 3 Millionen Gulden 
im nachfolgenden Jahre 1928 verausgabt worden 
iſt. Ich bin nun der Anſicht, daß es ſich bei der 
Nachweiſung für 1927 auch um effektiv gemachte 
Ausgaben handeln muß und nicht um Ausgaben, 
die größtenteils erſt 1928 geleiſtet worden ſind. 
Sind von den von der Tabak⸗Monopol A. G. zur 
Verfügung geſtellten 3 Millionen effektiv nur 150 
bis 200 000 Gulden zur Ausgabe gelangt, ſo iſt 
ein Betrag von etwa 2 800 000 Gulden als Be⸗ 
ſtand verblieben aus 1927 für 1928. Ich kann 
nicht annehmen, daß der Senat dieſe hohe Reſt⸗ 
ſumme, die ihm 1927 noch zur Verfügung ſtand, 
etwa vorſchußweiſe für andere Zwecke verausgabt 
hat oder daß er dieſe Summe in irgend einer 
Form nicht zinsbringend angelegt hat. Ich erſehe 
aus dem im Konzeſſionsvertrag angezogenen 8 6, 
daß die Beträge, die von der Tabak⸗Monopol A. 
G. noch nicht abgehoben wurden, mit 1 Prozent 
unter dem Diskont der Bank von Danzig zu ver⸗ 
zinſen waren. Wenn das der Fall iſt, dann 
würde ſich ergeben, daß aus den der Tabak⸗Mono⸗ 
pol A. G. verbliebenen 2800 000 Gulden unge⸗ 
fähr ein Zinsbetrag von 70 000 Gulden für 1927 
als Einnahme in Frage käme. Dieſe Zinsein⸗ 
nahme müßte hier m. E. genau ſo wie der Kapi⸗ 
talbetrag von 3 Millionen Gulden erwähnt wer⸗ 
den, und zwar ſchon aus dem Grunde, um dem 
Volkstag vor Augen zu führen, daß dieſe Zins⸗ 
einnahme von der durch die Tabak-Monopol A. 
G. zur Verfügung geſtellten Summe herrührt und 
auch nur für Zwecke der Entſchädigung an die 
Entſchädigungsberechtigten der Tabakbranche be⸗ 
reit zu halten iſt. Ich bitte daher den Herrn Se⸗ 


natsvertreter, mir hierüber Auskunft geben zu 
wollen und ſtelle den Antrag, daß die bezüg⸗ 
liche Poſition in der Nachweiſung entſprechend be⸗ 
richtigt wird. 

M. D. u. H., bei dieſer Gelegenheit möchte ich 
noch etwas anderes erwähnen. Beim Durchleſen 
des hier angezogenen § 6 des Konzeſſionsvertra⸗ 
ges iſt mir der Abſatz 2 dieſes Paragraphen auf⸗ 
gefallen. Nach dieſem Paragraphen waren der 
Regierung Aktien⸗Zertifikate der Tabak⸗Monopol 
A. G. in Höhe von 1 Million zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt. Nun hätte ich gern darüber Aufklärung 
gehabt, weshalb der Senat von dieſem ihm ſeitens 


keinen reſp. nur bedingten Gebrauch gemacht hat. 
Zutreffend iſt, daß der Senat auf Antrag der 
Intereſſenten davon Gebrauch gemacht hat, daß 
er Aktien⸗Zertifikate in Höhe von 250 000 G ab⸗ 
nahm, für welche die Intereſſenten dem Senat 
bankmäßige Garantien unterbreitet hatten, ſo daß 
der Senat auf dieſen Aktien nie ſitzen geblieben 
wäre. Wenn der Senat nun ſeinerſeits nicht die 
ganze ihm zuſtehende Million abgenommen hat, 
ſo muß die Regierung doch eigentlich kein großes 
Vertrauen in die Tabak⸗Monopol A. G. geſetzt 
haben. M. E. nach wäre das aber nicht richtig ge⸗ 
weſen, denn es müßten ſchon große Dummköpfe 
an der Spitze der Tabak⸗Monopol A. G. ſtehen, 
wenn bei einem Monopol⸗Unternehmen nicht ein 
Gewinn herausgeſchlagen wird. Es war alſo 
immerhin mit einem Steigen, jedenfalls nicht mit 
einem Fallen der Aktien⸗Zertifikate zu rechnen. 
In Wirklichkeit iſt es ja auch ſo gekommen; denn 
von dieſer Viertelmillion, die der Senat zu Aktien 
übernommen hat, und die er an die betreffenden 
Entſchädigungsberechtigten weitergegeben hat, hat 
er 30 Prozent Gewinn gehabt, alſo 75 000 Gul⸗ 
den. Hätte der Senat die ganze Million abge⸗ 
nommen, worauf er ein Recht hatte, dann hätte er 
unter dieſen Verhältniſſen 300 000 Gulden Ge⸗ 
winn bekommen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe daher die 
Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
die Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß 
demgemäß beſchloſſen iſt. Sch rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Böhm auf Umwand⸗ 
5 der Fiſchereidarlehen in zinsloſe Dar⸗ 
ehen. 
Druckſache Nr. 570. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Böhm. 

Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 

Meine Fraktion und ich haben Ihnen in der 


wie es in der Tagesordnung heißt, zwecks Um⸗ 
wandlung der Fiſchereidarlehen in zinsloſe Dar⸗ 
lehen, ſondern um Niederſchlagung derjenigen 
Darlehen, die im Einzelfall bis zum Betrag von 
500 Gulden ausgegeben ſind und höhere Darlehen 
um dieſen Betrag zu kürzen. Geſtatten Sie mir, 
daß ich dazu einige Ausführungen mache. 

ö Bei der Etatsberatung des vorigen Jahres iſt 
mit Rückſicht auf die Notlage der Fiſcher beſchloſſen 
worden, die in den Jahren 1924/26 zu verzinſenden 
Fiſchereidarlehen in zinsloſe Darlehen umzuwan⸗ 


der Tabak⸗Monopol A. G. eingeräumten Recht 


Druckſache Nr. 570 einen Antrag vorgelegt, nicht 
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deln mit Rückwirkung bis zum Tage der Hergabe. genau wie jeder andere. Hätten dann 12000 Fi: ( 


So freudig auch dieſer Beſchluß von den Fiſchern 
begrüßt worden iſt, und ſo dankbar ſie für die Er⸗ 
leichterung in der Rückzahlung ſind, ſo iſt damit 
doch noch nicht die Notlage der Fiſcher behoben. 
Es bleiben immer die Rückzahlungen der Dar⸗ 
lehen. Und gerade die Rückzahlung dieſer Dar⸗ 
lehen, auch wenn es nur Teilzahlungen ſind, 
bringt die Fiſcher an den Rand der Verzweiflung; 
denn der Senat hat in einem Schreiben vom De⸗ 
zember vorigen Jahres die Fiſcher aufgefordert, 
nunmehr die rückſtändigen Teilzahlungen 
dingt und unverzüglich zu leiſten, widrigenfalls 
zwangsweiſe Einziehung erfolgt. . 

Es darf und ſoll nicht verkannt werden, daß 
der Senat bis jetzt in der weitgehendſten Weiſe 
Stundungsanträge der Fiſcher berückſichtigt hat, 
nachdem er die wirtſchaftliche Lage der einzelnen 


Fiſcher geprüft hat. Es iſt auch erfreulich, daß die 


Koalitionsparteien in einer Entſchließung, die 
uns in Druckſache Nr. 592 vorliegt, den Senat er⸗ 
ſuchen, darauf zu achten, daß bei der Einziehung 
der Tilgungsraten für die Jahre 192425 26 der 
an Fiſcher gegebenen Darlehen die wirtſchaftliche 
Lage der einzelnen Fiſcher berückſichtigt wird, da⸗ 
mit Härten vermieden werden. Ja, m. D. u. H., 
die Härten laſſen ſich nicht vermeiden. Sie beſte⸗ 
hen, wenn der Senat die Teilzahlungen zurück⸗ 
fordert. Der Fiſcher iſt nicht in der Lage, dieſe 
Rückzahlungen zu leiſten. Das iſt ja gerade ſo 
bitter ſchwer, zahlen ſollen und nicht zahlen 
können. Manche Fiſcher wiſſen, das werden Sie 
auch aus eigener Erfahrung kennen, nicht einmal, 
wo ſie das Brot für ſich und ihre Familie her⸗ 
nehmen ſollen, geſchweige denn, ſich noch Fiſcherei⸗ 
geräte zu beſchaffen, das Handwerkzeug, das der 
Fiſcher braucht und ohne das er nicht exiſtieren 
kann, und dann noch Abſchlagszahlungen machen. 
Ja, die Fiſcher empfinden es hart, daß ihnen der 
Senat zum Beiſpiel in einem Schreiben an die 
Zoppoter Fiſcher vom 7. Januar d. Is. den Vor⸗ 
wurf macht, daß ein großer, wenn nicht der größte 
Teil die Zahlungen leiſten könnte, wenn man nur 
wollte. Nein, jo iſt es nicht; die Fischer wollen 
wohl, aber ſie können nicht. Es geht über ihre 
Kraft. Sie haben nicht einmal ſoviel, wie ich ſchon 
ſagte, um ihr Leben zu friſten, und nun ſollen ſie 
noch Fiſchereigerät anſchaffen und Abſchlagszah⸗ 
lungen leiſten. 

Wozu haben die Fiſcher ſeinerzeit die Fiſcherei⸗ 
darlehen aufgenommen? Nicht um davon zu leben, 
nicht um ihren Lebensunterhalt davon zu beſtrei⸗ 
ten, nein, um ſich Fiſchereigerät zu beſchaffen, das 
Handwerkzeug, das ſie unbedingt brauchen, wenn 
ſie überhaupt arbeiten wollen. Wären damals in 
den Jahren 1924/25/26 dieſe Fiſchereidarlehen 
nicht bewilligt worden, davon bin ich überzeugt, 
daß mehr als 1200 Fiſcher mit ihren Familien 
dann der öffentlichen Wohlfahrtpflege anheim ge⸗ 
fallen wären. (Was haben die kleinen Fiſcher ge⸗ 
macht, die nichts bekommen haben? links.) Wie 
hoch wäre der Betrag geweſen, der aus dem Wohl⸗ 
fahrtsfonds bezahlt werden müßte? (Zuruf des 
Abg. Rohde.) Sie ſind ja gar kein Fiſcher, ſie 


ſchimpfen ſich doch bloß Fiſcher. (Aber Sie! links. 
— Zwiſchenrufe und Unruhe.) Der Fiſcher wird 
doch wohl auch eine Exiſtenzberechtigung haben, 


unbe⸗ 


ſcher bloß in einer Woche 20 Gulden bekommen, ſo 
wären das in einer Woche 24 000 Gulden. Was iſt 
dieſer Betrag in Vergleich zu dem, was andere be⸗ 
kommen. Das iſt's ja, was die Fiſcher ſo erbittert, 


fügung ſtellt, ja ſtellen muß, daß man aber die 
Fiſcher wegen dieſes kleinen Betrages von 100, 
200 bis 500 Gulden drückt und quält und immer 
wieder verſucht, dies Geld einzutreiben. (Zuruf 
des Abg. Klingenberg.) 

Daß es aber nicht an dem guten Willen der 
Fiſcher gefehlt hat, daß die Fiſcher gern ihren Ver⸗ 
pflichtungen nachkommen wollten, ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß von den Darlehen, die die Fiſcher er⸗ 
halten haben, bereits 53 000 Gulden zurückgezahlt 
worden ſind. (Hört, hört!) Wieviel haben die 
Fiſcher überhaupt in der ganzen Zeit bekommen? 
Geſtatten Sie, daß ich Ihnen das vorrechne. Im 


ganzen haben die Fiſcher 310 000 Gulden bekom⸗ 
men, und zwar 1924: 40 000 Gulden, 1925: 
150 000 Gulden, 1926: 120 000 Gulden. Dieſe 


120 000 Gulden ſind in Darlehen von 100 bis 500 
Gulden an 636 Fiſcher ausgegeben worden. Das 
iſt alles, was die Fiſcher bekommen haben. Was 
iſt dieſer Betrag im Vergleich zu dem, was für an⸗ 
dere Zwecke ausgegeben wird! Der Fiſcher will es 
doch nicht haben, um Luxus zu treiben. Er will es 
doch bloß, um ſeinen Lebensunterhalt zu beſtrei⸗ 
ten. (Sehr gut! rechts.) Wenn er aber arbeiten 
ſoll und will, muß man ihm auch die Möglichkeit 
geben, ſich das Handwerkzeug zu beſchaffen, das 
ſind die Fiſchereigeräte. Er kann ohne Fiſchereige⸗ 
räte nichts machen. Darum kann er ſich auch, wenn 
er keine Fiſchereigeräte hat, keinen Lebensunter⸗ 
halt erwerben. 


Wozu hat er dies Geld, das er bekommen hat, 
angewandt? Lediglich für Fiſchereizwecke. Das iſt 
ja, was die Fiſcher immer wieder verbittert. Sie 
wollen nur das Handwerkzeug bewilligt haben, 
damit ſie arbeiten können, ſie, die Tag und Nacht 
mit Wind und Wellen, mit Sturm und Wetter zu 
kämpfen haben. Wenn ſie dann die ganze Nacht 
hindurch gefiſcht haben, nach Hauſe kommen und 
nichts gefangen haben, ja, vielleicht noch ihre 
Netze eingebüßt haben, dann ſehen ſie, wie die Er⸗ 
werbsloſen ihr Geld von der Stempelſtelle holen, 
ohne irgend wie auch nur die Laſt der Arbeit zu 
tragen. Die Fiſcher beneiden die Erwerbsloſen 
wirklich nicht um ihre Unterſtützungen. Sie gön⸗ 
nen ſie ihnen von ganzem Herzen. Sie beneiden 
keinen Menſchen, der wenn er nicht genügenden 
Lohn empfängt, Unterſtützungen bekommt, um le⸗ 
ben zu können. Aber ſie verlangen von Ihnen und 
das haben ſie zu verlangen, das haben ſie von 
dieſem hohen Hauſe zu fordern, daß Sie ein Ver⸗ 
ſtändnis für die große Not der Fiſcher haben. Ich 
hätte gewünſcht, daß Sie geſehen hätten, wie 
neulich die Frauen am Ufer der Weichſel ſtanden. 
Fünf Kutter waren von den Eisſchollen eingekeilt. 
Sie konnten nicht hin und her. Jeden Augenblick 
drohte das Eis die Kutter zu zerdrücken. (Was 
taten Sie da? links.) Die Fiſcherfrauen ſtanden 
‚am Ufer, rangen die Hände und baten, ſich ihrer 

Brüder zu erbarmen. Da haben wir das Hafen⸗ 
bauamt in Neufahrwaſſer angerufen und es ge⸗ 
beten, man möchte einen Dampfer hinausſenden, 


daß man für die Erwerbsloſen Millionen zur Ver⸗ 
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um dieſe 22 Menſchen auf den Kuttern zu retten. 
Die Antwort lautete: „Wir würden es ſehr gern 
tun, aber unſere Dampfer haben keine Schrauben, 
fie ſind im Eis zerſchlagen und liegen zur Repa⸗ 
ratur auf der Werft.“ Dann haben wir durch das 
Hochbauamt die „Weichſel“ angerufen uad ſie ge⸗ 
beten, einen Dampfer zu ſchicken und die Bedroh⸗ 
ten zu retten. Das hat die Weichſel anerkennens⸗ 
werter Weiſe getan. Sie hat nicht gefragt, wer 
das bezahlt, ſie fragte nur, ob Menſchenleben auf 
dem Spiel ſtehen. Eine Stunde ſpäter war der 
Dampfer von der Weichſel A.⸗G. da. Um ½12 Uhr 
nachts mußte er aber wieder zurückfahren, ohne 
die Fiſcher gerettet zu haben, da der Dampfer 
wegen des flachen Waſſers nicht an die Anglück⸗ 
lichen herankommen konnte. Die Leute haben die 
Nacht bei 24 Kälte auf den Kuttern zubringen 
müſſen. Sie hatten nichts zu eſſen und keine Hei⸗ 
zung. Sie haben darauf ihre Kajüten ausgeplün⸗ 
dert, alles Holz abgebrochen und damit geheizt, 
um wenigſtens etwas gegen die Kälte geſchützt zu 
ſein. Das m. D. u. H., iſt Fiſcher⸗Los! 

Ich brauche wohl nicht an die Zoppoter Fiſcher 
zu erinnern, welche die Nacht auf hoher See zu⸗ 
bringen mußten und erſt morgens 5 Uhr von 
einem däniſchen Dampfer ganz erſtarrt aufgenom⸗ 
men worden ſind. (Zuruf links: Das kennen Sie 
nicht, Sie ſind ja kein Fiſcher.“ — Heiterkeit.) 
Ich ſage noch einmal wie ſchon vorhin, ich ſelbſt 
bin kein Fiſcher, aber Vertreter der Fiſcher und 
kenne die Not der Fiſcher aus eigener Erfahrung. 
Ich ſehe das täglich. Ich muß ſagen, daß ich die 
Fiſcher nicht begreifen kann, weshalb ſie über⸗ 
haupt dieſen Beruf ergreifen. (Zuruf des Abg. Ed. 
Schmidt) Ich habe hier nicht mit Ihnen zu ver⸗ 
handeln, Herr Schmidt, ſondern die Intereſſen 
der Fiſcher zu vertreten. 

Nun komme ich zu den Erwerbsloſen. Da fällt 
es auf, wie gering die Unterjtügung der Fiſcher 
iſt, im Vergleich zu den Beträgen, die ein Er⸗ 
werbsloſer im Jahre erhält. Rechnet man auf 
einen Erwerbsloſen pro Jahr 26 arbeitsloſe 
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Und nun will ich mich, obgleich es ein ſehr ge⸗ 
fährliches Gebiet iſt, dennoch darauf begeben. Es 
iſt ſchon wiederholt von der Linken geſagt worden, 
wieviel hätten denn ſchon die einzelnen Fiſcher be⸗ 
kommen, es haben nicht alle bekommen, es ſei nicht 
gerecht verteilt worden. (Ihre Freunde! links.) 
Nein, die Darlehen und Beihilfen ſind ſo gerecht 
verteilt worden, wie es auf Erden nur möglich iſt. 
Naht ich und meine Freunde haben die Darlehen 
verteilt. — Sie werden ja auch ein paar Freunde 
unter den Fiſchern haben, m. H. von der Linken, 
Herr Rohde iſt ja Ihr Freund. — Die Beträge 
ſind nur auf Grund einer eingehenden Beratung 
der Kommiſſion, die von den Fiſchern gewählt 
worden iſt, verteilt worden. Dann wurde geſiebt, 
nicht nur einmal, ſondern mehrmals, und dann 
wurde dieſer Vorſchlag dem Senat unterbreitet, 
der die letzte Entſcheidung hatte. (Abg. Ed. 


Schmidt: Sie haben ſich mit dieſem Gelde Stim⸗ 
men gekauft!) Die Stimmen ſind mir zugeflogen. 
(Heiterkeit links) Ja, zugeflogen, weil ich gerecht 
bin, weil ich den Fiſchern gezeigt habe, daß ich 
Liebe zu ihnen habe, Sie aber wollen die Fiſcher 
nur haben, ſie für Ihre Partei auszunutzen. Ich 
beantrage daher, die Vorlage (Druckſache Nr. 750 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. (Bravo! rechts.) 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Senator Dr. Evert. 

Dr. Evert, Senator: M. D. u. H.! Schon aus 
den Zahlen, die Herr Abg. Böhm genannt hat, 
geht hervor, daß der Senat ſich ſtets der Lage der 
Fiſcher bewußt geweſen iſt und ſich bemüht Hat, 
ihr gerecht zu werden. In den drei Jahren ſind 
insgeſamt 310 000 Gulden Darlehen an Fiſcher 
gegeben worden. Jeder Fiſcher war ſich damals 
bewußt, daß er damit auch eine Rückzahlungs⸗ 
pflicht übernahm. Am beſten ſprechen Zahlen, 
und da möchte ich zunächſt ſagen, daß insgeſamt 
738 Fiſcher von 1200 Fiſchern Darlehen erhalten 
haben. Anter dieſen haben 623 Fiſcher Darlehen 
erhalten bis zu 500 mit insgeſamt 139 700 Gul⸗ 


den und 115 Fiſcher Darlehen über 500 — 4000. 


Wochen und die Woche durchſchnittlich 20 Gulden, Gulden mit insgeſamt 170 000 Gulden. Wenn 


an Unterſtützung, dann macht das im Jahre 520 
Gulden. Nun kommen die Fiſcher und ſagen, bitte, 
ſchlagt die Beträge von 100, 200, 300 bis 500 
Gulden nieder. (Warum haben Sie das nicht ſchon 
früher getan, als der andere Senat da war?) Ich 
habe früher ja den Antrag geſtellt, nicht Dar⸗ 
lehen, ſondern immer Beihilfen zu geben. Da war 
es gerade die Linke, die immer wieder ſagte, daß 
die gezahlten Beträge zurückgezahlt werden müß⸗ 
ten, wie käme ich dazu, den Fiſchern ſoviel zu 
geben. Nun komme ich und will nicht einmal alle 
Darlehen geſtrichen haben, ſondern nur die klein⸗ 
ſten von 100, 200 bis 500 Gulden und das Ge⸗ 
ſchrei it groß. Außerdem möchte ich bitten, daß 
der Betrag von 500 Gulden auch denjenigen an⸗ 
gerechnet wird, die ein höheres Darlehen haben, 
das ſind die Kutterbeſitzer. Die Kutterbeſitzer ſind 
nichts anderes als die anderen Fiſcher. (Abg. Ed. 
Schmidt: Das ſind Ihre Freunde!) Sie haben 
nicht mehr als die anderen. Damit auch ſie gerecht 
behandelt werden, bitte ich, daß auch den Kutter⸗ 
beſitzern, die ein höheres Darlehen haben, der Be⸗ 
— Br 500 Gulden geſtrichen wird. (Sehr gut! 
rechts. ; 


ordnungsmäßig zurückgezahlt worden wäre, ohne 
jede Stundung, ohne jede Verzögerung, dann hät⸗ 
ten bis jetzt 165 800 Gulden zurückgezahlt werden 
müſſen und dazu noch eine Zinſenſumme von 
41 000 Gulden. 

Wie ſehr nun die Regierung bei der Rückzah⸗ 
lung die Notlage der Fiſcher berückſichtigt hat, 
geht einwandsfrei daraus hervor, daß nicht 
165 800 Gulden und dazu die Zinſen von 41 800 
Gulden zurückgezahlt ſind, ſondern daß erſtens die 
Regierung vor einem halben Jahr die 
Zinſen niedergeſchlagen und auf die Ka⸗ 
pitalsrückzahlungen verrechnet hat, und 
daß insgeſamt einſchließlich der verrechneten 
Zinſen bis heute nur 53 000 Gulden zurückgezahlt 
ſind. Ich bitte Sie, die Summe des Soll einſchließ⸗ 
lich Zinſen von über 200 000 Gulden mit dem Iſt 
von 53 000 Gulden zu vergleichen. Dann ergibt 
ſich, daß rund 25 Prozent zurückgezahlt worden 
find. Man wird nicht ſagen, daß die Regierung 
bei einer ſolchen Eintreibung hart vorgegangen iſt. 

Die Regierung iſt bereit und hält ſich für ver⸗ 


pflichtet, bei der Eintreibung der Darlehnsraten 


(jetzt noch mehr Rückſicht im Einzelfall zu nehmen 
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und in dem Sinne vorzugehen, wie es in der Re⸗ 
ſolution der Regierungsparteien vorgeſehen iſt. 
(Papierne Entſchließung! bei den Kommuniſten.) 
Das iſt keine papierne Entſchließung. Ich möchte 
noch ſagen, daß die Stundungsgeſuche in möglichſt 
großem Umfange genehmigt ſind. Wenn aller⸗ 
dings ſummariſch auf einem Zettel hundert Un- 
terſchriften erſchienen ſind und gebeten wurde, 
dieſen hundert Perſonen mit einer ganz kurzen 
Begründung ohne weiteres die Summen zu ſtun⸗ 
den oder gar zu erlaſſen, ſo kann auf ſolche ſum⸗ 
mariſchen Geſuche nicht eine ſummariſche Geneh⸗ 
migung erfolgen. Es kann da nur auf den Ein⸗ 
zelweg verwieſen werden. (Zwiſchenrufe rechts) 

Die Regierung weiß, daß ſich die Fiſcher zur 
Zeit in einer beſonderen Notlage befinden, und 
mit Rückſicht darauf hat der Senat beſchloſſen, daß 
zur Abwendung der augenblicklichen Notlage, 
nicht als Darlehen, ſondern als Notſtandsbeihilfe 
eine Summe zu geben iſt, die noch näher zu be⸗ 
ſtimmen iſt. Aber, m. D. u. H., dieſe Summe und 
die Darlehnsſumme haben nichts miteinander zu 
tun. Die Darlehnsſchuld muß unſeres Erachtens 
beſtehen bleiben. Sie wird ſo getilgt werden, wie 
es nach der Leiſtungsfähigkeit der Fiſcher erforder⸗ 
lich iſt. Im übrigen wird künftig zu prüfen ſein, 
wie einer Notlage der Fiſcher abzuhelfen iſt, 
welche Gründe dafür vorhanden ſind und wie die 
Gründe behoben werden ſollen. Damit beſchäftigt 
ſich die Regierung ernſtlich, und es iſt zu hoffen, 
daß in Kürze Maßnahmen, über die ich mich zur 
Zeit nicht auslaſſen kann, erfolgen werden. 

Ich möchte zuſammenfaſſen, daß die Regierung 
die Notlage der Fiſcher kennt, daß ſie ſie berück⸗ 
ſichtigt, daß ſie ihnen Notſtandsbeihilfen gibt, und 
daß ſie bei der Eintreibung der Rückſtände mit 
dem größten Wohlwollen und Berückſichtigung 
des einzelnen Falles vorgeht. f 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Herr Abg. Rohde. 


Das Wort hat 


Nohde, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H., A 


in erſter Linie habe ich etwas richtig zu ſtellen. 
Herr Abg. Böhm hat die Aeußerung getan, ich ſei 
kein Fiſcher. Ich möchte bemerken, daß ich in 
meinem ganzen Leben außer zwei Jahren immer 
dem Fiſcherſtande angehört und auch den Beruf 
ausgeübt habe. Im übrigen wundere ich mich 
nicht, daß der Antrag des Herrn Abg. Böhm ge⸗ 
kommen iſt; denn es iſt ein Wahlverſprechen. Herr 
Abg. Böhm hat in Verſammlungen in Boden⸗ 
winkel uſw. geſagt, daß die Darlehen allmählich 
verbluten ſollen. 

Wie liegen die Dinge in Wirklichkeit? Ich 
habe im vergangenen Jahr bei der Etatsberatung 
ſchon darauf hingewieſen, wie ungerecht die Dar⸗ 
lehen damals verteilt worden ſind. Es war mein 
Kollege Rehberg, der im vorigen Volkstag ſchon 
auf den Uebelſtand hingewieſen hat, daß es ver⸗ 
kehrt iſt, den Fiſchern ein Darlehen zu geben. 
Oder das Darlehen hätte in der Weiſe gegeben 
werden müſſen, wie wir es wünſchen. Wie ſehen 
aber die Darlehen aus? Da kann ich von Ihrer 
chriſtlichen Nächſtenliebe nichts ſpüren, Herr 
Pfarrer. In meinem Ort z. B. hat von 12 Fi⸗ 


ſchern einer ein Darlehen bekommen, alle andern 
nichts. So ſieht es auch an anderen Orten aus. 
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An einer Stelle dagegen, wo Herr Abg. Böhm die 
meiſten Anhänger hat, und das iſt in Boden⸗ 
winkel, ſieht es ſo aus, daß der Vorſitzende des 
Fiſchereivereins, der unter Böhm ſteht, 2100 Gul⸗ 
den erhalten hat, dagegen haben die kleinen 
Fiſcher, die Reuſenfiſcher, die ſich in großer Not 
befinden, nichts erhalten. Und wenn ſie etwas 
bekommen haben, ſo haben ſie 100 Gulden als 
Schweigegeld erhalten. (Abg. Böhm: Pfui, ſchä⸗ 
men Sie ſich!) Das iſt die Wahrheit, Herr Böhm. 
Ich will weitergehen. Entſinnen Sie ſich, wie 
ſeinerzeit die 12 000 Gulden vom Senat bereitge⸗ 
ſtellt wurden, da ſind Sie ſelbſt zur Verteilung 
nach Grenzdorf B gekommen, und Ihre erſte 
Aeußerung war: „Ja, m. D. u. H., jetzt haben Sie 
ſich pünktlich eingefunden, wenn Sie ſich nur bei 
der Wahl ſo einfinden möchten!“ Stimmt das, 
oder nicht? (Abg. Böhm: Das iſt in Ihrem Ge⸗ 
hirn entſtanden! — Große Unruhe und Heiter⸗ 
keit links.) Außerdem haben Sie erſt den Saal 
abgeſucht, ob auch Ihr Freund Rohde vielleicht da 
wäre. (Zuruf des Abg. Böhm.) Alſo, wir Sozial⸗ 
demokraten ſind dafür. Wir kennen die Not unter 
den Fiſchern und wiſſen, wie bedürftig fie find. 
Ich will aus meinem praktiſchen Leben folgende 
Fälle anführen. Ein Räuchereibeſitzer, ein Fiſcher, 
der noch ſo und ſoviele andere beſchäftigt, erhält 
2100 Gulden Darlehn. Ein Fiſcher, der dagegen 
alleinſtehend iſt, erhält nichts. Dieſer Mann hat 
ungefähr ein jährliches Einkommen von 3—5000 
Gulden. Wie liegen die Verhältniſſe bei den an⸗ 
deren Fiſchern, den Reuſenfiſchern, den Fangnetz⸗ 
fiſchern? Warum ſind dieſe Fiſcher nicht berück⸗ 
ſichtigt worden? Aus politiſchen Gründen. Meine 
Partei fordert, daß auch in dieſem Jahre eine 
Unterſtützungsaktion eingeleitet wird, und zwar 
in dem Sinne, daß in erſter Linie den notleiden⸗ 
den Fiſchern geholfen wird. (Bravo! links. — Abg. 
Eduard Schmidt: Na, Herr Fiſcher Böhm, was 
ſagen Sie nun?) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
bg. Langnau. f 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Mehr als 
einmal iſt die Kommuniſtiſche Fraktion von dieſer 
Stelle für die Fiſcher eingetreten. Sie hat mehr. 
als einmal das Los und die Not der Fiſcher ge⸗ 
ſchildert. Trotzdem die Fiſcher eine ſchwere und ge⸗ 
fahrvolle Arbeit verüben, haben ſie nicht ihre 
Exiſtenz, ſo daß ſie mit ihren Kindern dem Hun⸗ 
gertod preisgegeben ſind. Wenn dem Fiſcher noch 
zu ſeinem großen Unglück die Netze durch den 


Sturm weggenommen werden, ſteht er mittel⸗ 


los da. 

Aus dieſem Grunde hat die Kommuniſtiſche 
Fraktion im Volkstag ſchon mehrere Mal den An⸗ 
trag geſtellt, daß die Fiſcher auch mit in die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge einbezogen werden. Jede Re- 
gierung, ob aus Deutſchnationalen oder Sozial⸗ 
demokraten zuſammengeſetzt, hat dieſen Antrag 
abgelehnt. Der Abg. Böhm als „Oberfiſcher“ 
ſagte, die Fiſcher wollten keine Anterſtützung, ſie 
wollten nur Gottes Wort. Die Fiſcher wiſſen aber, 
daß ſie von Gottes Wort nicht leben können, ſon⸗ 
dern daß ſie wie jeder andere Menſch gezwungen 
ſind, von Brot zu leben. Als vor 14 Tagen ein 


Fiſcher aus Krakau an den Volkstag eine Ein⸗ 
gabe richtete, daß man ihm entweder Arbeit, Un⸗ 
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terſtützung oder eine Beihilfe geben ſollte, war es 
der Abg. Böhm, der dieſen Antrag ablehnte, der 
nicht dem Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion zuſtimmte. Wir ſehen alſo, daß es 
hier nur von ihm eine Heuchelei iſt, wenn er für 
die Fiſcher eintritt. Der Abg. Böhm hat, damit 
ihm die Stimmen zuflogen, den Fiſchern vor den 
Wahlen verſprochen: „Wenn Ihr mich wählt, 
werde ich dafür ſorgen, daß die Darlehen geſtrichen 
werden.“ (Abg. Böhm: Solche Verſprechungen 
überlaſſe ich Ihnen!) Wenn ich etwas mache, 
mache ich es, ohne daß Sie es mir überlaſſen. Die 
Monate Januar und Februar ſind ſonſt für die 
Fiſcher die beſte Zeit. Wir können jetzt aber feſt⸗ 
ſtellen, daß die Fiſcher infolge des Froſtes nicht 
imſtande ſind, ihrem Beruf nachzugehen. Die 
Fiſcher fordern gar nicht, daß man ihnen die Dar⸗ 
lehen niederſchlägt, ſie fordern eine Beihilfe, ſie 
fordern die Exwerbsloſenunterſtützung. (Frau 
Kreft: Sehr richtig!) Die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion wird aus dieſem Grunde erneut einen Antrag 
ſtellen, daß den Fiſchern die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung gezahlt wird und, wenn das wiederum 
abgelehnt wird, für eine Beihilfe eintreten. Wenn 
wir den Antrag und die Rede des „Oberfiſchers“ 
Böhm betrachten, müſſen wir feſtſtellen, daß er ein 
Heuchler erſten Ranges iſt. Durch dieſen Antrag 
iſt, wie ich ſchon angeführt habe, den Fiſchern nicht 
geholfen. Die Kommuniſtiſche Partei war es, die 
gegen das Darlehen Stellung nahm. Wenn Sie es 
nicht glauben, dann nehmen Sie den ſtenographi⸗ 
ſchen Bericht des Volkstages zur Hand. Dann wer: 
den Sie erfahren, daß die Kommuniſtiſche Frak⸗ 


(B) tion gegen das Darlehen war. Aber der Grund 


des Antrages iſt ja nicht, den geſamten Fiſchern zu 
helfen, ſondern nur den Großfiſchern, den Freun⸗ 
den des Herrn Abg. Böhm. Die Fiſcher ſind nicht 
alle gleich. Es gibt große und kleine Fiſcher. Wenn 
Sie das bis heut noch nicht begriffen haben, tut 
es mir leid. Trotzdem Herr Böhm „Oberfiſcher“ 
ſein will, hat er keine Ahnung davon. Wenn Sie 
noch Ehrgefühl hätten und nicht jedes Mal lügen 
möchten, wenn Sie den Mund auftun, würden 
Sie zugeben müſſen, daß die kleinen Fiſcher wenig 
oder gar nichts erhalten haben. Jetzt will man den 
großen Fiſchern die Beträge niederſchlagen. Ueber 
den erſten Abſatz des Antrages, die Darlehen bis 
zum Betrage von 500 Gulden niederzuſchlagen, 
läßt ſich noch reden. Wir werden der Ueberwei⸗ 
ſung des Antrages an den Hauptausſchuß zuſtim⸗ 
men und prüfen, wer in Frage kommt. Aber die 
höheren Darlehen um dieſen Betrag zu kürzen, 
werden wir niemals zuſtimmen. Es darf nicht ein⸗ 
treten, daß man den Fiſchern, die Geld genug 
haben, noch 500 Gulden ſchenkt. Die meiſten 


Fiſcher wiſſen nicht, auf welche Weiſe ſie ihr Le⸗ F 


ben friſten ſollen. Statt den großen Fiſchern die 
500 Gulden zu ſchenken, kann den bedürftigen 
damit geholfen werden. 


Auch die Entſchließung der Koalition iſt nur 
eine halbe Sache. Im Hauptausſchuß wird man 
die Klagen unterſuchen müſſen. Hauptaufgabe 
muß es ſein, jetzt den Fiſchern ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich zu helfen. Die Regierung müßte, ohne daß 
eine Partei, eine Fraktion einen Antrag ſtellt, 
auf dem ſchnellſten Wege den Fiſchern eine Bei⸗ 
hilfe geben. Wir Kommuniſten wiſſen, daß das 
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Elend der Fiſcher noch nicht bejeitiat wird, wenn 
ſie eine Beihilfe erhalten. Das kann nur geſchehen, 
wenn das Elend der geſamten Arbeiterſchaft be⸗ 
ſeitigt iſt. Die Fiſcher aus dem Elend zu erlöſen, 
iſt keinem Gott, keinem Kaiſer und auch keinem 
„Oberfiſcher“ Böhm möglich, ſondern dies können 
die Fiſcher nur gemeinſam mit der Arbeiterſchaft. 
Die Fiſcher werden immer erkennen, daß der Abg. 
Böhm ihnen nicht hilft und auch nicht helfen will. 
Wenn er Liebe zu den Fiſchern hätte, wie er ſagte, 
dann würde er im Intereſſe der Fiſcher etwas von 
ſeinem Gehalt abgeben. Aber dazu iſt er ein zu 
großer Egoiſt. Er denkt nur an ſich und ſeine 
Klaſſe. Aber jedes Ding währt ſeine Zeit und die 
Fiſcher werden erkennen, daß ſie der Abg. Böhm, 
wenn ſie ihm auch dieſes Mal noch die Stimme ge⸗ 
geben haben, nicht vertritt, daß er ſie verraten 
hat, indem er ſich der Deutſchnationalen Partei 
angeſchloſſen hat. Nur die Kommuniſtiſche Partei 
tritt ehrlich für die Not der Fiſcher ein. Wir wer⸗ 
den um die Seelen der Fiſcher ringen, wir werden 
die Fiſcher aufklären. (Sie ſind der Geeignetſte 
dazu! rechts.) Die Fiſcher werden zuſammen mit 
der Kommuniſtiſchen Partei, zuſammen mit der 
Arbeiterſchaft dieſen Staat zertrümmern und eine 
neue Geſellſchaftsordnung aufbauen. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klein. 

Klein, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
heutige Anfrage des Herrn Abg. Böhm gibt uns 
Veranlaſſung, einiges zu dieſen Ausführungen zu 
ſagen. Es handelt ſich hier um ein Darlehen, das 
den Fiſchern ſeinerzeit vor drei Jahren gegeben 
worden iſt. Dieſe Frage hat bereits einmal dem 
Ausſchuß vorgelegen. Auch die Regierung hat ein 
Intereſſe daran, den Fiſchern zu helfen. Nun muß 
man allerdings anerkennen, wenn ein Darlehen 
gegeben wird, ganz gleich an welchen Berufsſtand, 
ſo beſteht natürlich auch die Meinung, daß ein 
Darlehen rückzahlbar iſt. Würde man hier ein⸗ 
mal eine Ausnahme machen, dann würde ein an- 
derer Berufsſtand, dem es ebenfalls dreckig geht, 
nachher auch dasſelbe verlangen. Wir ſind der An⸗ 
ſicht, daß Darlehen rückzahlbar ſind. 

Es iſt aber eine große Not unter den Fiſchern 
vorhanden, die nicht nur von der einen oder an⸗ 
dern Partei, ſondern von ſämtlichen Parteien an⸗ 
erkannt wird. Es wird keine Partei geben, die 
ſich dieſer Not verſchließen wird. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß den Leuten unter die Arme ge⸗ 


griffen werden muß. Aber es iſt doch einiges hier⸗ 


bei zu beachten. Wenn jetzt von den ganzen Fi⸗ 
ſchern vielleicht 75% mit Darlehen bedacht worden 
ſind, ſo muß man ſich bei der Niederſchlagung die 
tage vorlegen, was mit den Fiſchern geſchieht, 
die kein Darlehen bekommen haben. Da wäre es 
ungerecht, wenn man jetzt den ganzen Betrag nie⸗ 
derſchlagen würde, dann hätten die andern das 
Nachſehen. Daher iſt es meiner Meinung nach 
richtig, und ich bin der Ueberzeugung, daß meine 
Freunde dem zuſtimmen werden, daß in einer an⸗ 
dern Form vorgegangen werden muß, und daß 
Mittel und Wege gefunden werden müſſen, wie 
man den Fiſchern allgemein helfen kann. Da wäre 
es richtig, wenn man ſich die Ausführungen der 
Regierung zu eigen macht, daß ſie zunächſt die 
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ſchwerſten Fälle prüfen will, und daß einzelne An⸗ 
träge geſtellt werden können, die auch einer Nach⸗ 
prüfung die Stirn bieten können. 

Es muß aber m. E. noch weiter gegangen wer⸗ 
den. Es muß vielleicht von ſämtlichen Parteien 
und auch von der Regierung erwogen werden, ob 
ſich nicht eine andere Möglichkeit bietet, den Fi⸗ 
ſchern generell zu helfen. Wenn hier die Frage 
der Erwerbsloſenunterſtützung angeſchnitten 
wurde, ſo bekommen nicht alle die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. Man trägt ſich ja mit dem Gedan⸗ 
ken, auch die Hafenarbeiter und ſonſtige Arbeiter 
in die Erwerbsloſenunterſtützung einzubeziehen, 
weil auch da die Not groß iſt. Wir müſſen uns 
deshalb auf den Standpunkt ſtellen, wenn etwas 
getan werden ſoll, muß es generell geſchehen. Den 
Notleidenden muß geholfen werden, und wir ſind 
gern bereit, dabei mitzuarbeiten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Es iſt der Antrag geſtellt worden, den An⸗ 
trag Druckſache Nr. 570 dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 


trag iſt dem Hauptausſchuß überwieſen. Ich rufe 
nunmehr die Punkte 4 und 5 auf, die in der Be⸗ 
ſprechung miteinander verbunden werden ſollen: 

Antrag der Frau Abg. Kalähne u. Fr. 
betr. Vorlage eines Kleinrentnergeſetzes. 

Druckſache Nr. 555. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes betr. Fürſorge 
für Kleinrentner. — Arantrag der Frau 
Abg. Kalähne u. Fr. — 

Druckſache Nr. 563 zu Nr. 470. Das Wort zur Be⸗ 
gründung hat Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Die Vorlagen, die wir heute behandeln, 
ſind im Volkstag Mitte Oktober eingebracht wor⸗ 
den, und jetzt haben wir Mitte Februar. Daß eine 
ſoziale Angelegenheit, bis ſie endgültig erledigt 
wird, ſolange Zeit braucht, das allein zeigt, wie⸗ 
viel, oder ich möchte ſagen, wie wenig Intereſſe 
der jetzige Volkstag für die Not der Kleinrentner 
hat. (Sehr richtig! rechts.) Es war kurz vor dem 
Weihnachtsfeſt, als der ſoziale Ausſchuß eine Vor⸗ 
lage verabſchiedete, die wir eingebracht hatten, 
und die verlangte, daß unſer beſtehendes Klein⸗ 


rentnergeſetz dahin abgeändert würde, daß jeweils 


die Höchſtſätze der Sozialrente als AUnterſtützung 
für die Kleinrentner gelten ſolle, und daß der 
Vergleich mit den Erwerbsloſen in Wegfall käme. 

Unſer Antrag wurde mit Hilfe der Abſtim⸗ 
mungsmaſchine der Regierungsparteien, die in 
ſolchen Fällen ja ausgezeichnet funktioniert, im 
Ausſchuß glatt abgelehnt. Und zwar lehnte man 
die Anträge ab kurz vor dem Weihnachtsfeſt, das 
nun in dieſen Kreiſen wieder in Schmerz und Ver⸗ 
bitterung und um eine Hoffnung ärmer begangen 
werden mußte (Hört, hört! rechts.) Man lehnte ſie 
ab in dem Augenblick, als man ſich nicht ſcheute, 
dem Herrn Vizepräſidenten monatlich 1700 Gul⸗ 
den mehr zu bewilligen, eine Summe, die beinahe 
ausgereicht hätte, um damit die Erhöhung für die 
Kleinrentner zu beſtreiten. Sehen Sie, dieſe Tat⸗ 
ſache verſtehen wir nicht, und die verſtehen auch 
die Kleinrentner nicht. Die Regierungsparteien 
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nahmen damals lediglich eine Entſchließung an, 
die beſagte, daß man den Kleinrentnern 5 Gulden 
monatlich zulegen wolle für die Einzelperſon und 
für ein Ehepaar 8 Gulden. Dieſe Summe blieb 
noch hinter dem zurück, was der Senator für So⸗ 
ziales in einer Rede in Zoppot den Kleinrentnern 
in Ausſicht geſtellt hatte. (Hört, hört! rechts.) Sie 
lehnten damals auch ab, den § 6 der Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zum Kleinrentnergeſetz zur 
Ausführung zu bringen, in welchem ſteht, daß die 
Erhöhung der Kleinrentnerbezüge zu dem Zeit⸗ 
punkt einſetzen ſoll, an dem die Sozialrenten er⸗ 
höht werden, das war der 1. Oktober. Sie zahl⸗ 
ten die geringe Unterſtützung erſt ab 1. Dezember. 


Sie lehnten eine Aenderung des Geſetzes ab, 
trotzdem der Vertreter des Senats im Ausſchuß 
ganz deutlich erklärt hatte, daß das jetzt beſtehende 
Kleinrentnergeſetz durch die Zeit überholt ſei, und 
daß es praktiſch überhaupt nicht mehr durchführ⸗ 
bar wäre. Ein prominenter Führer der Sozialde⸗ 
mokratie, Herr Abg. Kloſſowſki, hatte auch im 
Ausſchuß in aller Breite auseinandergeſetzt, daß 
man Kleinrentner und Erwerbsloſe überhaupt 
nicht vergleichen könne, daß es ein Unding ſei, 


einen Vergleich zwiſchen dieſen beiden Kategorien 
von Minderbemittelten zu ziehen. Trotzdem ihr 
Führer das im Ausſchuß erklärte, lehnte es die 
Sozialdemokratie glatt ab, dieſen Vergleich zu 
ſtreichen. 


Man behalf ſich damit, daß man ſagte, wir 
warten eine reichsgeſetzliche Löſung ab. Das tun 
wir Deutſchnationalen weiß Gott auch, und das 
tun wir bereits ſeit acht Jahren. Wir warten 
immer noch, und heute fragt man ſich, ob über⸗ 
haupt eine reichsgeſetzliche Löſung kommen wird; 
die einigermaßen den Bedürfniſſen der Klein⸗ 
rentner und dem was ſie verlangen müſſen, ent- 
ſpricht. Unter der jetzigen Regierung im Reich 
wird es wohl kaum dazu kommen. Wir hofften 
darauf, als im Januar im Sozialen Ausſchuß des 
Reichstags die Beratungen des Geſetzes im Gange 
waren, das von der Deutſchnationalen Volkspartei 
vorgelegt war. Alle Parteien ſchienen an dieſem 
Geſetz wirklich mitarbeiten zu wollen. Wir hofften, 
daß da etwas Brauchbares herauskommen würde; 
denn es verlangte erſtens einmal einen Rechtsan⸗ 
ſpruch auf Verſorgung, außerdem Krankenhilfe 
und Sterbegeld für die Kleinrentner. Nun kam 
aber in den letzten Tagen die Nachricht, daß die 
Verhandlungen im Ausſchuß geſcheitert ſeien. Es 
bleibt nun noch die leiſe Hoffnung, daß das Ple⸗ 
num vielleicht eine andere Stellung einnehmen 
wird. Es iſt im Ausſchuß eine Regierungserklä⸗ 


rung abgegeben worden, die beſagt, daß die Re⸗ 


gierung bereit ſei, die Fürſorge für Kleinrentner 
zu erhöhen, daß ſie es aber ablehne, einem Ge⸗ 


ſetz zuzuſtimmen, das einen Rechtsanſpruch, aufge⸗ 


baut auf Kapitalbeſitz für die Kleinrentner for⸗ 
dere. Eigenartig war, daß bei der Abſtimmung 
über dieſe Frage, die von der Sozialdemokratiſchen 


Partei klar formuliert vorlag, ſämtliche Parteien 


die Frage auf Zuſtimmung zu einem Geſetz mit 
einem Rechtsanſpruch, gegründet auf Kapitalbe⸗ 
ſitz verneinten, mit Ausnahme der drei Parteien, 
Deutſchnationale Volkspartei, Deutſche Volks⸗ 
partei und Wirtſchaftspartei. 


— 
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Eigenartig iſt dabei vor allen Dingen, die 
Stellung der Demokraten. Die Demokraten hatten 
kurz vor der neuen Reichstagswahl ein Geſetz vor⸗ 
gelegt, das den Kleinrentnern einen Rechtsan⸗ 
ſpruch ſichern ſollte, der auf Kapitalbeſitz gegründet 


war. Jetzt, wo ein diesbezügliches Geſetz vorliegt, 


lehnen die Demokraten es ab. Wir wiſſen ganz 
genau, daß die Liberalen mal ſo und mal ſo kön⸗ 
nen. Das iſt für uns Deutſchnationale nichts 
neues. Aber es muß immerhin feſtgehalten 
werden. 

Hier in Danzig liegt nun unter Nr. 555 von 
uns ein Antrag vor, der verlangt, daß ein Geſetz⸗ 
entwurf vorgelegt werde ähnlich dem, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung im Reiche noch ausſteht. Unjere Regie⸗ 
rungsparteien haben ihrerſeits eine Entſchließung 
dazu vorgelegt unter Nr. 579, in der ſie verlangen, 
man möge mit den Vorarbeiten zu dieſem Geſetz 
beginnen. Es iſt ja daraus wenigſtens zu entneh⸗ 
men, daß man ſich auch auf ſeiten der jetzigen 
Regierungsparteien der Wichtigkeit dieſer Frage 
nicht mehr verſchließen kann, daß man einſieht, es 
muß etwas geſchehen, ſo geht die Sache nicht 
weiter. Wir hätten allerdings gewünſcht, daß man 
nicht nur mit den Vorarbeiten beginnen will, 
ſondern die baldige Vorlage eines neuen Geſetzes 
in Danzig verlangt. Denn wie der Herr Senats⸗ 
vertreter ſelber ſagte, iſt das alte durch die Zeit 
überholt. Sollte die Vorlage zu lange Zeit bean⸗ 
ſpruchen, ſo behalten wir uns vor, unſererſeits 
hier im Volkstag eine neue Geſetzesvorlage zu 
bringen. 

Wir ſollten uns doch darüber klar ſein, daß in 


un dieſer Frage keine Zeit zu verlieren iſt. Die Leute 


ſterben weg, verbittert in Not und Elend und enr⸗ 
rechtet, wie kaum ein Stand unſeres Volkes. (Sehr 
wahr!) Ferner legen wir Ihnen heute noch ein⸗ 
mal eine Entſchließung zu der erſten Druckſache 
vor, die beſagte, daß das Kleinrentnergeſetz geän⸗ 
dert werden ſolle. Dieſe Entſchließung beſagt 
nichts mehr als das, was der Herr Senator in 
Zoppot den Rentnern in Ausſicht geſtellt hatte. 


Sie ſehen, wir find ſehr beſcheiden. Wir ſtehen auf h 


dem Standpunkt, daß Sie dieſe Forderung nicht 
ablehnen können. Wir bitten: die Bezüge für Ein⸗ 
zelperſonen von 5 auf 8 Gulden monatlich und für 


Ehepaare auf 12 Gulden zu erhöhen, und zwar nicht 


ab 1. Dezember, ſondern ſchon vom 1. Oktober ab, 
ſo daß den Rentnern dadurch eine kleine Nach⸗ 
zahlung gewährt würde, die bei dem harten 
Winter für Brennmaterial unbedingt nötig iſt. 
Die Zivilblinden würden dann dasſelbe bekom⸗ 
men wie die Kleinrentner. 
Wir hoffen, daß für dieſe Entſchließung hier 
im Plenum eine Mehrheit zuſtande kommt. Wir 
wiſſen ja auch, daß der Rentnerbund ſeinerſeits 
hinter der Entſchliemung ſteht. Die Belaſtung des 
Staatshaushalts durch dieſe kleinen Mehraus⸗ 
gaben iſt ſo gering, daß ſie kaum mehr beträgt als 
die Ausgaben für überflüſſige Luxuszwecke, die 
ſeitens des Senats im vorigen Jahre für richtig 
gehalten wurden. 

Ich gebe die Hoffnung noch nicht ganz auf, daß 
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möglich iſt und wo Chriſten⸗ und Deutſchtums⸗ 
pflicht es gebieten. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Lemke. 

Lemke. Wilhelm, Abgeordneter (M. u. Gl. 
P.): M. D. u. H.] Zuerſt möchte ich jagen, daß 
ich mich ſozuſagen auf Arlaub aus der Regie⸗ 
rungskoalition befinde (Heiterkeit) und infolge⸗ 
deſſen alſo frei, ohne jede Bindung die Gläubiger⸗ 
und Kleinrentnerſache beſprechen werde. Nicht die 
Perſon, die hier ſpricht, iſt von Wichtigkeit, die iſt 
nebenſachlich, ſondern die Sache iſt von Bedeutung, 
und zwar von großer Bedeutung. Ich werde nur 
Tatſächliches anführen und bitte, meine Ausfüh⸗ 
rungen dahin aufzufaſſen, daß ich keine Partei des 
Hauſes kränken will. Ich werde nur wahrheits⸗ 
gemäße Referate machen und bitte um Ihre Auf⸗ 
merkſamkeit. Ich habe aber dieſe Bitte nicht nur 
an die Mitglieder des hohen Hauſes zu richten, 
ſondern auch an die Preſſe. Die Preſſe iſt der 
einzige Weg, der Kanal — Kanäle ſind nämlich 
offene Verkehrswege — durch den das, was hier 
im Volkstag verhandelt wird, der großen Maſſe 
der Bevölkerung außerhalb des Parlaments mit⸗ 
geteilt wird. Das Volk iſt berechtigt, die Berichte 
zu fordern. Ich bitte die Herren der Preſſe, ihren 
parteipolitiſchen Tintenſtift beiſeite zu legen und 
ſich bei ihrer Berichterſtattung nur auf den Boden 
der Ethik zu ſtellen. Ich hoffe, daß ich keine Fehl⸗ 
bitte tue und aus der Berichterſtattung, die hof⸗ 
fentlich nicht oberflächlich ſein wird, erſehen werde, 
wie ſich die einzelnen Berichterſtatter in 
Vornehmheit eingeſtellt haben. (Heiterkeit. ) 
: Das Kleinxentnergeſetz, wie es heute noch vor: 
liegt, iſt, wie auch die Frau Vorrednerin geſagt 
hat, überlebt. Ich werde das nachher eingehend 
begründen. Ich komme zunächſt aber auf die 
Ausführungsbeſtämmungen. Vor ca. einem Jahre 
habe ich, an dieſem Pult ſtehend, die Regierung 
gebeten, ſie möchte die Verordnung, die den Rück⸗ 
griff und die Hinterlegung beſtimmt, ſtreichen. Es 
iſt nichts geſchehen, ich habe das vergeblich ge⸗ 
eten. Bei meinen Rückſprachen mit der leitenden 
Stelle hat man mir geſagt, daß ſich die Kommunen 
aus finanziellen Gründen nicht dazu verſtehen 
könnten. Nun weiß jeder hier im Volkstag, daß 
von den Bezügen, die den Kleinrentnern zuge⸗ 
wieſen werden, achtzig, in einigen Fällen ſogar 
neunzig Prozent der Staat leiſtet, die Kommunen 
alſo nur mit zwanzig und zehn Prozent belaſtet 
ſind Da finde ich es unverſtändlich, ſolch eine 
Motivierung überhaupt auszusprechen. Ich habe 
auch noch hervorgehoben, daß der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter im Sozialen Ausſchuß vor einiger 
Zeit erklärt hat, daß das ganze finanzielle Reſul⸗ 
tat dieſer Verordnung in ſechs Jahren noch nicht 
3000 Gulden erreicht hat, alſo eine Lappalie. Da 
nehme man das Damoklesſchwert von dieſen ge⸗ 
quälten Menſchen fort. Ich bitte und fordere die 
Regierung auf, dieſen Paragraphen ſofort zu 
ſtreichen. Das b 
Wenn ich nun weiter darüber ſpreche, muß ich 


wir im Danziger Parlament einmal dahin kom⸗ lagen, daß die Wohlfahrtsämter auch ſehr ver⸗ 
men, Fragen der Menſchlichkeit ohne Parteibrille ſchieden urteilen und beſchließen. Ich muß es 
zu behandeln. (Sehr gut!) Das heißt: Helfen da, hervorheben, daß der engere Bezirk der Stadt 
wo es ohne das Staatswohl zu beeinträchtigen, Danzig vielleicht eine Ausnahme macht, daß von 


ihrer: 


iſt eine moraliſche Forderung. 
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dort nicht ſo viel Klagen gekommen ſind. Aber 
etliche Wohlfahrtsämter des Freiſtaates haben 
ſich meiner Ueberzeugung nach nicht ſo bewährt. 

Ich muß es dankbar anerkennen, daß die lei⸗ 
tende Stelle in vielen Fällen durch ihr Einſchrei⸗ 
ten Hilfe gewährt hat, und ich ſpreche auch hiermit 
öffentlich der leitenden Stelle meinen Dank aus. 
Wenn man die einzelnen Beſchlüſſe der Wohl⸗ 
fahrtsämter betrachtet, dann muß man ſich fragen, 
wie es möglich iſt, daß ſolche Beſchlüſſe gefaßt 
werden können. Sie ſind einfach unverſtändlich. 
Entweder ſind ſie durch bürokatiſche Buchſtaben⸗ 
umſtellung gemacht worden, oder ſie ſind einfach 
ohne jedes Nachdenken herbeigeführt worden. Die⸗ 
jenige Stelle, die darüber urteilt, ſteckt vielleicht 
in einer beſſeren oder auch ſogar in einer guten 
Aſſiette. Es kann niemand beſtreiten, daß nur 
derjenige die wahre Not wirklich zu beurteilen 
imſtande iſt, der ſie am eigenen Leibe durchlebt. 
Das wird vergeſſen. 

Aber auch die Zuteilung der Renten geſchieht 
meiner Ueberzeugung nach nicht in der richtigen 
Art und Weiſe. Es mag ja an den Vorſchriften 
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des Geſetzes liegen, ich will kein Denunziant ſein, 


ich nenne auch keine Namen, aber wie iſt es mög⸗ 
lich, daß z. B. in einem Hausſtand drei Schweſtern 
leben und alle drei die Rente von 55 Gulden, alſo 
zuſammen 165 Gulden bekommen? In einem an⸗ 
dern Fall bekommt das Ehepaar und ein Kind nur 
73 Gulden. Solch' ein Verhältnis iſt grotesk, auf 
der einen Seite 100 Prozent, auf der andern Seite 
40 Prozent. Sie werden mir zugeben, daß das 
eine Ungerechtigkeit iſt. Sie mag durch die Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften begründet ſein, aber ganz ent⸗ 
ſchieden ſteht ſie nicht in Vereinbarung mit der 
Rechtsanſicht. Damit verlaſſe ich die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen. 

Das Rentnergeſetz vom 23. Februar 1923 iſt 
wie ich ſchon geſagt habe, überlebt. Auch die Vor⸗ 
rednerin hat das hervorgehoben. M. D. u. 9 
Der Boden, auf dem dieſes Rentnergeſetz geſchaf⸗ 
fen worden iſt, iſt weggeſchwemmt, alſo hat dies 
Geſetz kein Recht mehr zu beſtehen. Zu der Zeit, 
als das Geſetz geſchaffen wurde, war die Inflation 
bereits zu erſchreckender Größe angewachſen, eine 
Inflation, wie ſie die Weltgeſchichte bisher nicht 
kannte. Und doch war es nur ein kleiner Anfang 
all deſſen, was der infernaliſche Wahnſinn des 
Jahres 1923 geſchaffen hat, wo man zuletzt mit 
Billionen rechnete und 145ſtellige Wertziffern zur 
Verausgabung brachte. Damals wurde das Wort 
geprägt, Mark gleich Mark. M. D. u. H.! Aus 
dieſer Wortprägung kam die Ausbeutung und die 
Ausplünderung von Deutſchland und auch hier 
vom Freiſtaat. Wenn man für 18 000 Goldmark 
400 Mark, für 30 000 12 Mark, für 15000 Mark 
10 Pfennig und für 6 000 Mark nur von ferne den 
Anblick eines Pfennigs als Gegenleiſtung be⸗ 
kommt, dann muß man ſich an den Kopf faſſen 
und fragen, ob das in einem Staat möglich iſt, wo 
vernünftige Menſchen leben. (In dieſem Staat iſt 
alles möglich! bei den Kommuniſten.) 

M. D. u. H.! Da kann ich nichts anderes als 
daß ich nicht nur die Organe der Regierung an⸗ 
greife, ſondern auch die Gerichte. Der Richter hat 
geſchworen, Recht zu ſprechen. Ich frage Sie, kön⸗ 
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nen Sie behaupten, daß das geſchehen iſt? Nein, 
der Richter hat meiner Ueberzeugung nach bewußt 
Unrecht geſprochen. (Na, na! rechts.) Ich werde 
das beweiſen. Der Richter, der auf der einen 
Seite Mark gleich Mark urteilte, hat ſein Gehalt 
in einem Paket 14⸗ſtelliger Zahlenwerte empfan⸗ 
gen. Er mußte es wiſſen und wußte es auch, daß 
Mark nicht gleich Mark war. Wenn das der Fall 
geweſen wäre, hätte er auch für ſich Mark gleich 
Mark beanſpruchen müſſen. Da gebe ich Ihnen 
die Verſicherung, daß nicht ein einziger Richter, 
nicht ein einziger Beamter im Freiſtaat leben ge⸗ 
blieben wäre. Sie wären alle verhungert, wenn 
gerecht geurteilt wäre. So wurde das Recht zer⸗ 
trampelt. Ich will etwas aus dem Mittelalter 
anführen. Da hat der heilige Auguſtinus in 
feiner Schrift „De civitate dei“ gejagt: „justitia 
remota, quid sunt regna nisi magna latrocinia?“ 
Das heißt auf deutſch: „Wenn man das Recht ver- 
nichtet, was ſind die Staaten denn anders als 
große Räuberſtätten, in denen einer den andern 
beraubt“ 

M. D. u. H.] Denken Sie daran, das iſt 
Wahrheit, ehrliche Wahrheit, und dieſer Mann 
hat ganz rechtſchaffen geurteilt und das gilt noch 
heute! Wenn dieſe Inflationsgeſchichte ſich im 
Wahnſinnstanz bis auf 14⸗ſtellige Zahlen auf- 
baute, ſo mußte man ſagen, daß das ein Ende 
erreichen mußte; denn die Lammsgeduld des Vol⸗ 
kes war zu Ende. Als man ſah, daß der Turm mit 
den Billionen umfallen würde, kam das große 
Wunder der Stabiliſierung, ja, da haben wir 
Lorbeeren gepflückt. Was war es? Es war nichts 
weiter als die kleine Rückkehr zum Recht. Aber 
die Deflation, die eintrat, wurde von den Aus⸗ 
beutern auch noch benutzt. Die Inflation war ſo⸗ 
zuſagen geſchloſſen. Es kam aber darauf an, — 
ein Rechtsboden für das Mark gleich Mark exi⸗ 
ſtierte nicht — dieſe Behauptung zu retten, und 
man fürchtete, daß an den Staat in erſter Linie 
als Haupträuber und Anführer, Erſatzforderungen 
geſtellt werden könnten, und ſo mußte ein Rechts⸗ 
boden geſchaffen werden. Da hat man geſagt, nun, 
ſchaffen wir ein Geſetz, um dieſen Raub zu ſank⸗ 
tionieren. In Deutſchland kam zuerſt die dritte 
Steuernotverordnung, weil der Staat nicht wußte, 
wo er ſeine paar Dittchen hernehmen ſollte. Dann 
kam die Aufwertungsangelegenheit und die Be⸗ 
ſprechung über die Aufwertung. Geſtatten Sie, 
Herr Präſident, daß ich ein paar Worte vorleſe. 
Bei der Beſprechung des Aufwertungsgeſetzes in 
Deutſchland ſagte der Abg. Hergt, nachdem er über 
die Inflation uſw. geſprochen hatte, ich rekapitu⸗ 
liere wörtlich: 

Anter dieſen Umſtänden bleiben eigentlich nur 
die Forderungen, bleiben nur die Gläubiger der ver⸗ 
ſchiedenſten Formen, Hypotheken, Sparkaſſen, Staats⸗ 
anleihen uſw. als die einzigen Leidtragenden übrig, 
als diejenigen, die ſich allein dieſer Goldmarkentwer⸗ 
tung nicht anpaſſen konnten. Die geſamte Goldent⸗ 
wertung lag für die deutſche Bevölkerung wie ein 
böſer Spuk, wie eine Epiſode zurück. Für dieſe Gläu⸗ 
biger war es keine Epiſode, ſondern harte, kraſſe 

Wirklichkeit. Sie waren anſcheinend als einzige 


Leidtragende dazu verurteilt, die Koſten des ver⸗ 
lorenen Krieges zu tragen. 


Das ſagte der Abg. Hergt, der nachher die Auf⸗ 
wertungsgeſetze beſtätigt und verteidigt hat. Das 
Zentrum erklärte: f 
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D 
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Das Zentrum könne einem ſolchen, jedem Rechts⸗ 
gefühl entgegenſtehenden Entwurf keinesfalls die Zu⸗ 
ſtimmung geben. 

Die Sozialdemokraten ſagten folgendes: 

Es wäre eine Schande für die Partei, mitzu⸗ 
wirken an der Beraubung wehrloſer Volksgenoſſen, 
um anderen das Vermögen zu erhalten oder zu ver⸗ 
mehren. 

Ich will nicht die Kommuniſten vergeſſen, die da⸗ 
zu folgendes geſagt haben: 

Wir ſind keine Räuber und Diebe, die das Pri⸗ 
vateigentum anderer ſtehlen. 

Das iſt doch zu beachten. Wenn man vorher bei 
der Beſprechung dieſe Worte gehört hat, muß man 
ſagen, müßte es eigentlich unmöglich geweſen ſein, 
ein Aufwertungsgeſetz zu ſchaffen. Es wurde aber 
gemacht und es war nicht nur die Sanktionierung 
des Raubes, ſondern die Vollendung. Dasjenige, 
was noch blieb, wurde noch verkürzt und den ſchon 
geopferten Exiſtenzen der Todesſtoß gegeben. M. 
D. u. H.] Das Aufwertungsgeſetz wurde mit 15 
Stimmen Majorität im Reichstag angenommen. 

Hier im Freiſtaat nannte man das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz nicht Aufwertungsgeſetz, ſondern wir 
wählten einen anderen Ausdruck: „Ausgleichsge⸗ 
ſetz“. Das klingt ſehr unverdächtig. Was ſoll 
man dazu ſagen? Die Auswirkung iſt himmel⸗ 
ſchreiend. Dasjenige, was man noch rechtmäßig 
beſaß, wurde um 75 Prozent und mehr beſchränkt. 
Dies Ausgleichsgeſetz fand auch hier ſeine Beſtäti⸗ 
gung. In der Folge kam es zu verſchiedenen Kla⸗ 
gen, darunter auch einer Klage wegen des $ 12. 
Das Obergericht entſchied, daß dieſer Paragraph 
verfaſſungswidrig ſei. Da ſchlug man dem Ober⸗ 


(B) gericht aufs Maul und ſagte: „Wir haben das 


Recht zu reden, die Regierung“. Da ſagte ſie: 
„Recht geht vor moraliſchem Recht, die Klagen⸗ 
ſchraube muß tot gemacht werden.“ Was geſchah? 
Da wollte man durch eine Ergänzung des Aus⸗ 
gleichsgeſetzes dieſen $ 12 wiederherſtellen. Als 
das Volk, die Rentner und die geſchädigten Gläu⸗ 


biger, ſich entſchloſſen und leider öffentlich ſagten, 


daß ſie einen Volksentſcheid herbeiführen würden, 
da war die Regierung auch auf dem Poſten. Da 
ſetzte ſich der Herr Senator, der mir geſagt hat, 
daß er mit dem Aufwertungsgeſetz nichts zu tun 
habe, auf das Flugroß und flog nach Genf. um 
mit dem Völkerbund die Sache zu deichſeln. Nach 
ein paar Tagen kam er zurück, man wußte nicht, 
ob mit langer oder mit kurzer Naſe. Man mun⸗ 
kelte allerlei. Jetzt kam die Sache vors Plenum 
und durch ein Geſetz ſollte auch der Volksentſcheid 
für dieſe Materie verboten werden. Zu dieſer 
Verfaſſungsänderung gehörten 80 Stimmen. Als 
Achtzigſter, wenn ich richtig unterrichtet bin, 
ſprang der Abg. Dr. Blavier ein. Für dieſe hero⸗ 
iſche Tat hat er, wie ich weiß, in den letzten Jah⸗ 
ren den Dank des Vaterlandes, reſp. den Dank 
der Regierung reichlich erhalten. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Mit dem Dank der Regierung iſt es nicht 
ſo doll!) Nun war das Geſetz ja ſoweit in Ord⸗ 
nung, als nur der Völkerbund noch zu ſprechen 
hatte. 

Nachdem dies geſchehen war — ich prahle 
nicht, ſondern ſpreche die Wahrheit — habe ich 
mich mit Organen des Völkerbundes in Verbin⸗ 
dung geſetzt und gefragt, nachdem mit großem 
Aplomb geſagt worden iſt, daß der Völkerbund 
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die Genehmigung zur Verfaſſungsänderung er⸗ 
teilt hätte, auf welchen Standpunkt ſich der Völ⸗ 
kerbund ſtellt. Der Völkerbund, das will ich hier 
feſtnageln, hat bei Verfaſſungsänderungen, die 
den Freiſtaat Danzig angehen, nur zu prüfen, ob 
etwas gegen die Verordnungen von Verſailles, 
gegen die Verordnungen des Völkerbundes oder 
ſonſtige Verordnungen verſtößt. Alles andere ſei 
Sache des ſouveränen Staates Danzig. Alſo da⸗ 
mit iſt es auch nichts, daß man damit klingeln 
geht und ſagt, der Völkerbund habe das geneh⸗ 
migt. Das iſt unrichtig. Der Völkerbund hat dazu 
gar keine Stellung genommen, ſondern nur ge⸗ 
ſagt, er habe nichts gefunden, was dem entgegen 
ſteht, daß die Verfaſſung geändert werde. 

Die Sache iſt nun die, daß das zweite Geſetz 
Gültigkeit hat. Ich habe mich darüber von den 
bedeutendſten Autoritäten des Rechts belehren 
laſſen. Da ſind verſchiedene, die erklären, die 
Kompetenz des Volkstages, der zwar die Reprä⸗ 
ſentation des Volkswillens hat, kann niemals ein 
Sonder⸗Grundrecht des Volkes wegnehmen. Der 
Volkstag iſt nicht in der Lage, zu beſtimmen, daß 
der Volksentſcheid für eine beſtimmte Sache aus⸗ 
ſcheidet; denn nach der Verfaſſung geht die Ge- 
walt vom Volke aus und nicht vom Volkstage. 
Das iſt wohl ſehr zu beherzigen. Ich möchte bitten, 
daß Sie das auch einſehen. Die Kleinrentner und 
Gläubiger können ja gar nichts machen. Erſtens 
haben wir kein Geld, und zweitens ſind wir ſozu⸗ 
ſagen abgetan. Aber das kann ich Ihnen ſagen, 
es wird eine Generation aufwachſen, und die wird 
daran denken, was hier und in Deutſchland ge— 
macht worden iſt, wie das Recht gebeugt iſt und 
wie man das Unrecht in Unmengen gegen die 
Kleinrentner und Gläubiger zu Felde geführt hat. 

M. D. u. H., nun liegt eine Entſchließung der 
Regierungskoalition vor, nach der die Regierung 
aufgefordert wird, unverzüglich mit der Vorberei⸗ 
tung eines Kleinrentnergeſetzes zu beginnen. Da 
muß ich auf Deutſchland zurückkommen und muß 
erwähnen, daß bei der Beſprechung im Plenum 
auch die Parteien zum dortigen Kleinrentnergeſetz 
Stellung genommen haben. Da hat zunächſt der 
Sozialdemokrat Keil den Deutſchnationalen fol⸗ 
gendes vorgehalten: „Ihr ward im Jahre 1925 in 
der Regierung, und da habt Ihr das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz geſchaffen.“ Das veranlaßte natürlich 
Anwürfe hin und her, das iſt hier aber nebenſäch⸗ 
lich. Im Jahre 1926, als Ihr außerhalb der Re⸗ 
gierung ward, habt Ihr einen Antrag auf Beſſe⸗ 
rung der Kleinrentnerlage geſtellt. Im Jahre 
1927 als Ihr in der Regierung ward, habt Ihr 
die Kleinrentnerſache mit einer Entſchließung als 
erledigt erklärt, jetzt im Jahre 1928 kommt Ihr 
mit dieſem deutſchnationalen Antrag betr. das Klein⸗ 
rentnergeſetz, jedes Jahr iſt etwas anderes.“ Die 
Deutſchnationalen haben aber geantwortet und 
haben dem Abgeordneten Keil folgendes geſagt: 
Herr Abg. Keil, Sie haben öffentlich erklärt, daß 
ſich die Sozialdemokratiſche Partei für den geſetz⸗ 
lichen Rechtsanſpruch einſetzt. Am 5. Mai 1928 
kurz vor den Wahlen haben Sie das im „Vor⸗ 
wärts“ öffentlich erklärt.“ Es waren alſo ſozuſa⸗ 
gen auf beiden Seiten Vorwürfe. 

Ich möchte auch anführen, was das Zentrum 


geſagt hat. 


Es hat geſagt, daß es ſich bereit er⸗ 


(C) 


(D) 
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kläre, den Kleinrentnern einen Rechtsanſpruch zu 
verſchaffen. Nun kam das Geſetz in den ſozialpoli⸗ 
tiſchen Ausſchuß. In dieſem Ausſchuß gab es na⸗ 
türlich auch eine recht heftige Ausſprache. Der 
Vorſitzende, der Zentrumsabgeordnete Eifer, ſagte 
ausdrücklich, daß das Zentrum zur verantwort⸗ 
lichen Mitarbeit bereit ſei und den Kleinrentnern 
einen rechtlichen Anſpruch auf Verſorgung zubilli⸗ 
gen wolle. Aehnliches ſagten die Sozialdemokra⸗ 


Mittwoch, den 13. Februar 1929. 


abgeſchoben worden. Unter dieſen 40 000 find aber (0 


mehrere Hundert, die im Wahnſinn geſtorben ſind 
und mehrere Hundert, die verhungert ſind. Aber 
mit blutiger Schrift wird es in der Geſchichte 
ſtehen, daß ſich über 60 000 Kleinrentner das Le⸗ 
ben genommen haben. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) 
Das iſt erwieſen, das ſind erweisliche Zahlen. 
Ueber 60 000 Kleinrentner haben den Freitod ge⸗ 
wählt. M. D. u. H.! Sagen Sie ſelbſt, ob das nicht 


ten, ähnliches die Demokraten. And was geſchah furchbar iſt. Greift Ihnen das nicht ans Herz, 


am 18. Januar? Da lehnten die 
ſolchen Antrag ab. Nun muß 
auch gegen die Parteien, 
haben, gerecht zu ſein, der Antrag der Deutſchna⸗ 
tionalen litt an einem großen Fehler, und zwar 


Parteien einen greift Ihnen das nicht ans Innere, daß Sie zur 
ich hervorheben, um Beſinnung kommen und ſagen, es geht nicht ſo 
die dagegen geſtimmt weiter, den Kleinrentnern, denen man alles ge⸗ 


nommen hat, muß auch der Rechtsanſpruch ge⸗ 
währt werden. Alle Parteien haben vor den Wah⸗ 


dadurch, daß er die Vermögensſubſtanzfeſtſtellung len im Freiſtaat erklärt, daß ſie ſich für den geſetz⸗ 
vom Jahre 1927 forderte. Mit vollem Recht haben lichen Rechtsanſpruch einſetzen werden. Ich bin 


ſowohl die Sozialdemokraten als das Zentrum er⸗ 
klärt, daß ſchon im Jahre 1917 die Vermögens⸗ 
ſubſtanz des einzelnen hat angegriffen werden 


heute noch überzeugt, daß ſie ihr Verſprechen hal⸗ 
ten werden. Ich hoffe, daß ich mich nicht täuſche, 
und daß die Damen und Herren ihr Wort halten 


müſſen, zum andern aber koloſſale Reichtümer ex: | werden, 


worben worden ſind. Als das Miniſterium erklärte, 


Mir ſteht über dieſe Materie ein außerordent⸗ 


es könne ein Kleinrentnergeſetz auf rechtlicher lich beweiskräftiges Material zur Verfügung. Nach 
Baſis aus finanziellen Gründen nicht befürworten Rückſprache mit einigen prominenten Herrn des 
oder bewilligen, da hat der Herr Abg. Keil wieder Volkstags habe ich es aber unterlaſſen, Sachen be⸗ 
das Wort genommen und hat geſagt: „Ich werde kannt zu geben, die vielleicht für Danzig eine Ge⸗ 
auch das Mittel ſagen, wie die nötigen Gelder zu fahr ſein würden. Das ſind vertrauliche Sachen, 


bekommen ſind, damit die 300 Millionen, die das die mir mitgeteilt und beweiskräftig 


ſind, alſo 


Kleinrentnergeſetz im höchſten Falle beanſpruchen nicht Firlefanz. Ich habe mir die Entſagung aus 
würde, zu ſchaffen find. Belaſtet doch diejenigen, Pflichtgefühl für das Allgemeinwohl auferlegt. 
die ihr Vermögen erhalten haben und belaſtet noch Zeigen Sie auch, daß Sie das Pflichtgefühl haben 


mehr diejenigen, die ſich bereichert haben. Dann 
habt Ihr das Geld.“ 

Auch einen anderen Sozialdemokraten muß ich 
mit großer Anerkennung hervorheben, das iſt Herr 
Dr. Wäntig. Er ſagte, daß man nicht etwa bei den 
Kleinrentnern ſparen ſolle, die ſchon die größten 
Opfer gebracht, alles dem Staat gegeben 
und als Dank die Beraubung bekommen hätten. 
Dieſer Mann wies darauf hin, welchen Luxus die 
Kommunen treiben, und wie groß der Luxus und 
die Verſchwendung bei Vielen, die ſich bereichert 
haben, ſeien. Er wird dadurch bei dem Berliner 
Magiſtrat, der ſozialdemokratiſch iſt, keine große 
Anerkennung gefunden haben. Man muß beden⸗ 
ken, daß die Stadt Berlin im Frieden 1560 Mil⸗ 
lionen Schulden hatte und nach den Abwertungs⸗ 
geſetzen, wie ich ſie nenne, den Raubgeſetzen, nur 
noch 50 Millionen Schulden hatte. Sie hatte ſich 
alſo um 1510 Millionen bereichert. Dann kann 
man ſagen, ja, jetzt kommt die Verſchwendung. 
Berlin iſt ſcon wieder auf 800 Millionen Schul⸗ 
den gekommen. Berlin beſaß vor dem Kriege 
17.000 Hektar Grundbeſitz und hat jetzt 400 000 
Hektar Grundbeſitz. Das ſind alles amtliche 
Zahlen. Aber Berlin wird jetzt das größte Hallen⸗ 
ſchwimmbad der Welt bauen, es wird Schulen 
bauen, die ſozuſagen Luxuspaläſte mit allem 
Drum und Dran ſein werden. Alſo dafür iſt das 
Geld da. Aber für diejenigen, denen man es ge⸗ 
nommen hat iſt nichts vorhanden, die mögen in 
den Aſchenpot kriechen und dort verkommen. 

Im Deutſchen Reiche ſind etwas über 400 000 
Rentner, die Renten empfangen. Während dieſer 
Kleinrentnerperiode ſind 


zu helfen. Sie wiſſen, wir ſind beraubt, wir ſind 
arm geworden wie die Kirchenmäuſe. Da muß man 
helfen und uns den Rechtsanſpruch gewähren. Da⸗ 
iſt eine Forderung der Billigkeit. 

Ich komme jetzt zum Schluß, damit ich Sie 
nicht noch länger aufhalte. Ich könnte Ihnen noch 
ſtundenlang Material vorlegen. Ich bitte Sie, die 
Entſchließung der Regierungskoalition anzuneh⸗ 
men und ſpreche die Bitte an die Regierung aus, 
daß ſie ſofort an die Arbeit geht und daß ſie nicht 
wartet, bis aus Deutſchland ein Kleinrentnergeſetz 
kommt. Dann können wir vielleicht alle ſchon 
unter dem Raſen liegen. Aus Deutſchland beziehen 
wir unſere Geſetzeseier, die wir hier ausbrüten 
und haben in dieſem Transport viele faule Eier er⸗ 
halten. Ich denke an die Inflation, an die Aus⸗ 
gleichsgejege. Sorgen wir dafür, daß wir nicht 
noch ein faules Ei mit dem Kleinrentnergeſetz 
bekommen. Ich hoffe, daß die Regierung unver⸗ 
züglich, wie es die Forderung der Regierungspar⸗ 
teien iſt, ſofort ans Werk geht. Ich glaube, es wird 
nicht ſchwer ſein, wenn Sie die Belange, die wir 
wünſchen, einigermaßen erfüllen. Nicht nur das 
moraliſche, ſondern das geſetzliche Recht verlangen 
wir! (Lebhaftes Bravo! Händeklatſchen auf der 
Zuhörertribüne.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Frau 
Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Die Be⸗ 
handlung der Kleinrentnerfrage im Danziger 
Volkstag, wie auch im Reichstag zeigt, daß die ge⸗ 
ſamten bürgerlichen Parteien um die Kleinrent⸗ 
ner werben, aber daß ſie die Kleinrentner eben⸗ 


etwa 40000 Klein⸗ falls irreführen, daß ſie, wenn ſie in der Oppo⸗ 


2 2 


rentner eines natürlichen Todes geſtorben oder ſition ſtehen, Anträge für fie einreichen, die ihnen 
wegen Nichtzuſtändigkeit zur Kleinrentnerfürſorge helfen ſollen. Aber dann, wenn die einzelnen Par⸗ 


— 


DJ 
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teien in der Regierung ſind, denken ſie nicht 
daran, dieſen Kleinrentnern wirklich zu helfen. 
So auch mit dieſem Antrag. Die Deutſchnationalen 
denken nicht daran, ein Geſetz vorzulegen. Dann 
ſind die Kleinrentner, wenn ſie in der Regierung 
ſind, für ſie ſo gut wie nicht da. Aber wenn ſie 
in Oppoſition ſtehen, kommen ſie her und bringen 
Anträge ein, von denen ſie im voraus wiſſen, daß 
die Regierungsparteien ſie nicht annehmen. Die 
übrigen Parteien erklären dann, Geld ſei nicht 
vorhanden. 

So wie im Volkstag iſt es auch im Deutſchen 
Reichstag. Auch dort bringen die bürgerlichen 
Parteien, die Deutſchnationalen bis zu den De⸗ 
mokraten, Geſetze ein. Wenn es wirklich dazu 
kommt, die Geſetze zu verwirklichen, dann ſind alle 
dieſe Parteien diejenigen, die ſich gegen die Klein⸗ 
rentner ausſprechen. Die Kleinrentner ſind eben⸗ 
falls ein Opfer des Kapitalismus, die Opfer des 
kapitaliſtiſchen Syſtems, das nicht davor zurück⸗ 
ſchreckt, einen Teil ſeiner Klaſſe auszubeuten und 
ihn einfach zu enteignen, um das Kapital zuſam⸗ 
menzuſchließen, zu konzentrieren. Es macht ein⸗ 
fach einen Teil zu Hilfsbedürftigen und läßt ihn 
einfach zugrunde gehen. 

Wir Kommuniſten ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß alle Kleinſparer, die durch die Infla⸗ 
tion enteignet ſind, ſoviel erhalten müſſen, wie ſie 
unbedingt zum Leben gebrauchen. Wir ſind aber 
der Anſicht, daß man kein beſonderes Kleinrent⸗ 
nergeſetz ſchaffen darf, ſondern die Kleinrentner 
als eine beſondere Kategorie von Hilfsbedürftigen 


«B) betrachten muß. Die Frage der Hilfsbedürftigen 


muß im allgemeinen geregelt werden. Wir ſind 
der Anſicht, daß man bei der Kleinrentnerfrage 
auch nicht die Frage ſo behandeln kann, daß man 
ſagt, die Leute hätten vorher ein beſſeres Leben 
geführt und infolgedeſſen mehr Anſprüche. Wir 
ſagen, ſie ſollen ſoviel bekommen, daß ſie leben 
können, ebenſoviel wie die Invaliden, wie die 
Wohlfahrtsempfänger, wie jeder Hilfsbedürftige. 

Nach den Berechnungen muß man feſtſtellen, 
daß heute eine einzelne Perſon, um das Lebens⸗ 
notwendigſte zu haben, mindeſtens ein wöchent⸗ 
liches Einkommen von 25 Gulden haben müßte. 
25 Gulden wären das weniaſte, was eine Einzel⸗ 
perſon zu ihrem Lebensunterhalt haben müßte. 
Infolgedeſſen ſagen wir, daß der Staat für die ge⸗ 
ſamten Hilfsbedürftigen in dieſer Form eintreten 
muß; denn ſie haben alle einen Rechtsanſpruch an 
den Staat, ſie haben alle zu verlangen, daß der 
Staat ſie ſo verſorgt, daß ſie leben können, daß 
ſie auskommen können. Selbſtverſtändlich ſagen 
wir, daß die Kleinrentner dieſen Anſpruch auch 
haben, aber ebenſogut haben ihn auch die übrigen 
werktätigen Bevölkerungsſchichten. Es zeigt ſich 
aber immer wieder, daß es von der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei ſo gemacht wird, daß man eine ein⸗ 
zige Gruppe hervorhebt. 

Ich erinnere daran, daß auch das Kleinrent⸗ 
nergeſetz, wie es jetzt beſteht, nur einen ganz klei⸗ 
nen Teil der Kleinrentner anerkennt. Alle die⸗ 
lenigen, die nach dem Geſetz unter 10 000 Mark 
gehabt haben, haben keinen Anſpruch auf Rente. 
Dann hat man durch Verfügung des Senats dieſen 
Satz bis auf 8 000 Mark herabgeſetzt. Alle dieje⸗ 
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nigen Arbeiter⸗ und Mittelſchichten, die vor dem 
Krieg bis zur Inflation gehungert haben, ohne 
etwas wegzulegen, ohne zu ſparen, ſind durch den 
Kapitalismus enteignet. Sie bekommen abſolut 
nichts, auch dann nicht, wenn ſie in der größten 
Not leben. Vom Wohlfahrtsamt erhalten ſie den 
ganzen Monat etwa 15 bis 20 Gulden. Wir ſagen 
deshalb, die Frage der Hilfsbedürftigen muß im 
allgemeinen geregelt werden. Es muß dafür geſorgt 
werden, daß dieſe Leute ſoviel bekommen, daß ſie 
leben können. Das iſt die Regierung der geſamten 
Bevölkerung ſchuldig. Deshalb erklären wir, daß 
wir einem Kleinrentnergeſetz, wie es hier vorge⸗ 
legt wird, nicht zuſtimmen können, ſondern wir 
wollen ein Geſetz, das die geſamten Rentner um⸗ 
faßt. Dabei ſind wir für die Erhöhung, die hier 
für die Kleinrentner verlangt wird und werden 


ſelbſtverſtändlich zuſtimmen, ſoweit Anträge vor⸗ 


gelegt worden ſind. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Vizepräſident Gaikowſkti: Das Wort hat Frau 
Abg. Richter. 


Weshalb am 8. Januar im Deutſchen Reich die 
Demokraten, das Zentrum und die Sozialdemo⸗ 
kraten den Antrag der Deutſchnationalen abge⸗ 
lehnt haben, hat Herr Abg. Lemke hier ſchon aus⸗ 
geführt. Ich möchte darauf hinweiſen, daß gerade 
in Deutſchland die Demokraten es geweſen ſind, 
und da beſonders hervorragend Dr. Marie Eli⸗ 


ſabeth Lüders, die ſich mit der Kleinrentnerfrage 
ſehr eingehend beſchäftigt, und die ſich auch in 
wiederholten Ausführungen ſehr warm für die 
Kleinrentner und für die Verbeſſerung der Lage 
der Kleinrentner eingeſetzt haben. Das hat ſogar 
die Zeitſchrift „Der Rentner“ in verſchiedenen 
eingehenden Ausführungen anerkannt. Wenn 
Frau Abg. Kalähne die Liberalen in Danzig mit 
einer gewiſſen Geringſchätzung ſo hingeſtellt hat, 
als ob ſie heute ſo und morgen ſo über dieſe Frage 
urteilen, ſo möchte ich ſagen, daß gerade Frau 
Abg. Kalähne wiſſen müßte, daß die Liberalen 
immer einen ziemlich geraden und einheitlichen 
Standpunkt in bezug auf die Rentnerverſorgung 
eingenommen haben. Ich erinnere an diverſe Be⸗ 
ſprechungen, die wir innerhalb der vorigen Re⸗ 
gierungskoalition gehabt haben. Ich möchte heute 
nicht aus der Schule plaudern, aber eins möchte 
ich doch ſagen, daß die vorige Regierung dieſe 
Maßnahmen, die ſie heute von der andern Re⸗ 
gierung verlangt, hätte durchführen können, wenn 
es ihr wirklich ſo ernſt damit geweſen wäre, wie 
Frau Abg. Kalähne heute hier ausführte. (Sehr 
gut! links.) 


Wenn hier bei dieſer Gelegenheit recht ge⸗ 


ſchmackvoll von der Frau Abg. Kalähne das Ge⸗ 
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(Richter, Frau, Abgeordnete) N 


halt des jetzigen Vizepräſidenten des Senats in 


die Debatte geworfen wurde, ſo muß ich ſagen, 
daß dieſe Ausführungen hierbei doch recht depla⸗ 
ziert ſind und dazu beitragen, die falſche Auffaſ⸗ 
ſung, die außerhalb dieſes Hauſes hierüber 
herrſcht, in ganz ungerechtfertigter Weiſe zu be⸗ 
ſtätigen. M. H. u. D., alle diejenigen, die intenſiv 
in der Regierung mitarbeiten, werden wiſſen, daß 
gerade der Poſten eines Stellvertretenden Präſi⸗ 
denten des Senats derjenige iſt, der die meiſte Ar⸗ 
beit erfordert. Wenn wir als demokratiſches 
Staatsgebilde nicht nur Herren an dieſer Stelle 
ſehen wollen, die wirtſchaftlich vollſtändig unab⸗ 
hängig ſind und das Amt auf Grund ihres Reich⸗ 
tums ausüben können, ſo müſſen wir gerechter⸗ 
weiſe zubilligen, daß dieſer Poſten ſo dotiert wird, 
daß der Herr Vizepräſident wirtſchaftlich nicht 
ſchlechter geſtellt iſt, wie die Herren Senatoren, 


Ich möchte bei dieſer Gelegenheit daran erinnern, 


m. H. u. D., daß der vorige Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent ſich pekuniär mindeſtens ſo geſtanden hat wie 
der jetzige Inhaber dieſes Poſtens; denn er bezog 
das Gehalt eines Staatsrats und daneben ſeine 
Aufwandsentſchädigung als Vizepräſident. Ich 
möchte alſo bitten, dieſe Tatſache in Berückſichti⸗ 
gung zu ziehen, wenn man verſucht, dieſe Angele⸗ 
genheit zur Agitation auszunutzen. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Hohnfeldt.) Jedenfalls halte ich es nicht 
für richtig, bei dieſer Gelegenheit eine ſolche Frage 
aufzurollen. 


Die Deutſchliberalen, das Zentrum und die 
Sozialdemokraten haben eine Entſchließung ein⸗ 
gebracht und in dieſer gebeten, mit den Vorarbei⸗ 
ten zu einem Rentnerverſorgungsgeſetz ſchleunigſt 
zu beginnen. Es kommt dadurch doch ziemlich deut⸗ 
lich zum Ausdruck, daß wir das, was wir bisher in 
dieſer Frage haben wollten, weiterhin verfolgen. 
Wir wollen, daß die Kleinrentner einen Rechts⸗ 
anſpruch auf eine Verſorgung haben, und daß ſie 
aus der Fürſorge, in der ſie bisher ſind, heraus⸗ 
kommen. Ich glaube auch, m. H. u. D., daß wir da⸗ 
mit viel beſſer helfen und viel mehr den Wünſchen 
der Kleinrentnerkreiſe gerecht werden. Ich bitte 
Sie, dieſe Entſchließung der Regierungskoalition 
anzunehmen. Ich bin der feſten Ueberzeugung, daß 
wir damit für die Kleinrentner das Allerbeſte 
tun. (Bravo!) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Abg. Hoppe. 5 5 
Hoppe, Abgeordneter (3.): Es iſt hier Teije 


Kritik an der Haltung der Regierungsparteien 


bei der Behandlung und Verabſchiedung des uns 
vorliegenden Antrags geübt worden. Davon wird 
auch meine Partei betroffen. Ich darf feſtſtellen, 
daß unſere Arbeit jederzeit dahin gegangen iſt, 
ſoweit es in unſern Kräften ſtand, und ſoweit es 
die Finanzverhältniſſe des Staates erlaubten, 
allen Staatsbürgern ein menſchenwürdiges Da⸗ 
ſein zu gewährleiſten. Bei jeder ſich bietenden Ge⸗ 
legenheit ſind wir nach beſtem Können auch für 
die Kleinrentner eingetreten. Wir haben ſtets ver⸗ 
langt, daß ſie keinen unwürdigen Kampf um die 
Neunte zu führen haben, und daß die Fürſorge fie 
vor allem von jeder bürokratiſchen Kleinlichkeit 
fret ſei. 


M. D. u. H., wir laufen nicht den Stimmen der 
Maſſe nach, wir tun das, was uns im Staatsinter⸗ 
eſſe wichtig und notwendig erſcheint. Wir haben 
ſtets unſere Bereitwilligkeit erklärt, die Verelen⸗ 
dung der Kleinrentner, derjenigen, die durch die 
Geldentwertung ihre Erſparniſſe, ihre ganze 
Lebensarbeit verloren haben, durch alle nur mög⸗ 
lichen Hilfsmaßnahmen aufzuhalten. Wir haben 
bei allen Geſetzesvorlagen und bei allen Anträgen, 


die die Not der Kleinrentner lindern ſollten, nach 


beſten Kräften mitgearbeitet. (Abg. Raſchke: Nur 
nichts geſchafft!) Wir haben ſtets den berechtigten 
Münſchen ein williges Ohr geliehen und ſtets auf 
Mittel und Wege geſonnen, die erforderlichen 
Geldmittel bereitzuſtellen. Das Zentrum iſt es ge⸗ 
weſen, daß ſeinerzeit in der Koalition mit den 
Deutſchnationalen den Weg wies, woher die auf⸗ 
zubringenden Mittel für eine Erhöhung der Be⸗ 
züge der Kleinrentner genommen werden ſollten, 
ſonſt wären ſie eben unterblieben. Wir ſind es 
jetzt wiederum, die dem Beſchluß des Senats, die 
Renten zu erhöhen, nicht ganz glaubten folgen zu 
können. Wir halten es nicht für gerecht, den Ehe⸗ 
paaren dasſelbe zu gewähren, wie dem Einzel⸗ 
ſtehenden. Wir ſind den Koalitionsparteien dank⸗ 
bar, daß die dem Vorſchlage des Zentrums, dem 
Einzelſtehenden 5 Gulden, dem Ehepaare 8 Gul⸗ 
den zu gewähren, beigetreten ſind. 

Als Regierungspartei ſind wir gewungen, 
Rückſicht auf das praktiſch Erreichbare zu nehmen. 
Das wiſſen die Antragſteller auch. Was hilft es 
uns, wenn wir hier und im Ausſchuß Beſchlüſſe 
faſſen und der Senat in ſeiner Geſamtheit dieſen 
Beſchlüſſen nachher nicht zu folgen vermag? Das 
Erreichte, das Tatſächliche, iſt dem Rentner wert⸗ 
voller, als das, was andere Parteien durch über⸗ 
triebene Forderungen nicht erlangen. 

Was den Antrag der Frau Abg. Kalähne 
und der Deutſchnationalen Fraktion anlangt, ſo 
lehnen wir dieſen Antrag ab und ſtimmen der 
Entſchließung zu, die von den Koalitionsparteien 
eingebracht iſt, wonach der Senat unverzüglich an 
die Vorarbeit für ein Kleinrentnergeſetz heran⸗ 
gehen ſoll. Der erwähnte Geſetzentwurf iſt am 15. 
v. Mts. im Reichstag verhandelt worden. Zeitungs⸗ 
nachrichten zufolge iſt der Reichsregierung die 
Entſcheidung über eine reichsgeſetzliche Regelung, 


die einen allgemeinen Rechtsanſpruch begründet, 
gegenwärtig nicht möglich, und die Reichsregie⸗ 


rung glaubt auch, einen Rechtsanſpruch, der ſich 
lediglich auf früheren Kapitalbeſitz gründet, aus 
Gründen der ſozialen Gerechtigkeit nicht anerken⸗ 
nen zu können. Damit dürfte die Erledigung die⸗ 
ſer Frage vorläufig im Reiche noch auf ſich warten 
laſſen. 5 N g 
Ich will nicht behaupten, daß wir hier in Dan⸗ 
zig abwarten ſollen und abwarten müſſen, bis das 
Reich ein derartiges Geſetz ſchafft. Ich glaube 
vielmehr, daß der Senat ſehr wohl mit den not⸗ 
wendigen Vorarbeiten für ein Geſetz beginnen 
kann und muß. Einen Geſetzentwurf jedoch, wie 
er im Reichstagsausſchuß zur Verhandlung ſtand, 
und hier im Antrag der Antragſteller auch gefor⸗ 
dert wird, falls der Danziger Geſetzentwurf auf 
deſſen Grundlage aufgebaut ſein ſollte, würde 
meine Fraktion ihre Zuſtimmung nicht geben kön⸗ 
nen. Materiell verlangt der uns vorliegende Ge⸗ 
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ſetzentwurf für die Kleinrentner einen präziſen 
Rechtsanſpruch auf Verſorgung und ein dement⸗ 
ſprechendes Geſetz von der Regierung. Nach dem 


Geſetz, wie es im Reichstagsausſchuß vorlag, ſoll⸗ 
ten jedoch nicht alle Kleinrentner dieſen Rechts⸗ 


anſpruch erhalten, vor allem nicht diejenigen, die 
vor dem Kriege der Wohlfahrtspflege anheimge⸗ 
fallen wären. Rentner ſollte ſein, der im Jahre 


1917 aus Kapitalbeſitz ein Renteneinkommen von 


mindeſtens 500 Mark bezog und weiter der, der 
zwar 1917 dieſes nicht, wohl aber noch 1913 
hatte und bei dem der Rückgang des Einkommens 
auf einen durch den Krieg veranlaßten Kapital⸗ 
verbrauch zurückzuführen ſei. Derjenige alſo, der 
bis 1917 infolge nicht durch den Krieg bedingter 
Umſtände weniger als 500 Mark Kapitalertrag 
hatte, ſollte nicht in den Genuß des Geſetzes kom⸗ 
men. 

Durch eine derartige Regelung, wie ſie auch der 
Antrag der Deutſchnationalen Fraktion wollte, 
würden ja zwei Rentnergruppen verſchiedenen 
Rechtes geſchaffen. Die eine Gruppe bekommt ei⸗ 
nen Rechtsanſpruch, die andere Gruppe, die viel⸗ 
leicht nur ein wenig größeres Kapital hatte, er⸗ 
hält ihn nicht und ſoll in der Fürſorge verbleiben. 


Wo iſt der Grund für dieſe Differenzierung? So⸗ 


zial zu rechtfertigen iſt dieſe Differenzierung kei⸗ 
nesfalls. Zu der zweiten Gruppe gehört ganz be⸗ 
ſtimmt derjenige Teil der Kleinrentner, der am 
ärmſten und elendeſten daran iſt. Dieſe empfinden 
die Vernichtung ihres weniger großen Kapitals 
mindeſtens ebenſo hart, wie die Beſitzer größerer 
Kapitalien. Wir ſind dafür, daß die Kleinrentner⸗ 
frage im Sinne eines Rechtsanſpruches geregelt 
wird. Sie muß ſo geregelt werden. Wir können 
nur einem Geſetz zuſtimmen, in dem auch die An⸗ 
ſprüche der Kleinſten und Aermſten der Rentner 
eine ganz gerechte Berückſichtigung finden. (Bra⸗ 
vo! beim Zentrum.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir ſchreiten zunächſt zur Erledigung des 
Punktes 4 der Tagesordnung. Ich laſſe über den 
Antrag der Frau Abg. Kalähne und Meyer ab⸗ 
ſtimmen. Sollte dieſer Antrag angenommen wer⸗ 
den, wäre die Sache erledigt. Wird der Antrag 
abgelehnt, ſo laſſe ich über die Entſchließung ab⸗ 
ſtimmen. Wer für den Antrag der Frau Abg. 
Kalähne und Fraktion in Druckſache Nr. 555 iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das letztere iſt die Majo⸗ 
rität, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
en über die Entſchließung in Druckſache 

r. 579: 


Mittwoch, den 13. Februar 1920. 1421 


Der Senat wird erſucht, mit den Vorarbeiten für 
ein Rentnerverſorgungsgeſetz unverzüglich zu begin⸗ 
nen. 


Gerick 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 
Frau A. Richte 
| und die übrigen Mitglieder der 
Fraktion, 


55 
Deutſchliberalen 


0 e 
und die übrigen Mitalieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, die Entſchließung iſt ein⸗ 
ſtimmig angenommen. Wir kommen zu Punkt 5 
der Tagesordnung, Druckſache Nr. 470. Die Be⸗ 
ſprechung zu Artikel 1 iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich rufe den einzigen Artikel 
auf und eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer für dieſen 


Artikel iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 


um die Gegenprobe. — Jetzt ſtand die Mehrheit, 
der Artikel iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Sie 
iſt abgelehnt. Damit iſt die Druckſache Nr. 470 
abgelehnt. Wir kommen zur Entſchließung in 
Druckſache Nr. 586. 

Der Volkstag wolle beſchließen, 


f 3 den Senat zu 
| erſuchen, die zur Zeit geltenden 


1 l Unterſtützungsſätze 
für Kleinrentner und Zivilblinde vom 1. Oktober 
1928 zu erhöhen: 

für den Einzelſtehenden um 8 G monatlich, 

für ein Ehepaar um 12 G monatlich. 

Frau Kalähne, Mayen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 5 

Wer für Annahme dieſer Entſchließung iſt, bitte 

ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, die 

Entſchließung iſt abgelehnt. Unter Druckſache Nr. 

563 liegt noch eine Entſchließung des Ausſchuſſes 

vor: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, die zur Zeit geltenden Anterſtützungsſätze 
für Kleinrentner und Zivilblinde vom 1. Dezember 
1928 zu erhöhen: 

für den Einzelſtehenden um 5 G monatlich, 

für ein Ehepaar um 8 G monatlich. 


Wer für Annahme dieſer Entſchließung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
ſie iſt angenommen. Damit lt Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung erledigt. (Abg Loops: Ich beantrage 
jetzt Vertagung!) Ich wollte dem hohen Hauſe den 
Vorſchlag unterbreiten, weil um 7 Uhr der Haupt⸗ 
ausſchuß tagen und noch einen wichtigen Bericht 
entgegennehmen ſoll. Ich ſchlage dem hohen Hauſe 
vor, die Sitzung auf morgen nachmittags 3.30 Uhr 
zu vertagen. Tagesordnung: Reſt von heute. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 


(O) 


(B) 
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70. Sitzung. 


Donnerstag, den 14. Februar 1929. 
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Abänderungsantrag des Abg. Maven u. Fr. zu Ar⸗ 
tikel I der Druckſache Nr. 529 (Druckſache Nr. 
j ᷣ-ßßß 02 2 SA 

Große Anfrage Nr. 22 des Abg. Dr. Blavier u. 

Gen. betr. Koſten für das Kraftwerk Bölkau 

(Druckſache Nr. 532) 
Dr. Blavier (D. V. P.) 
Arczynſki, Senator 


Dr. Blavier (D. V. P.) 1452 B 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 1432 C 
Arezynſki, Senator rt nr 432 C 


Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Strafverfol⸗ 
gung gegen einen Abgeordneten (Druckſache 
Nr. 8 7 1452 D 


rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes (Druck⸗ 
ſache Nr. 501 zu Nr. 193 ẽ v5 h 
Jantzen (D Nat) ĩ 142 
ee , 00 zu hee 1457 | 
Sachſe. Oberregierungsrat 1438 C 
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Sachſe, Oberregierungsrat 1441 B 
Abänderungsantrag der Abg. Jantzen, Senftleben, 
Bertling zu Artikel I der Druckſache Nr. 501 

(Druckſache Nr. 510) 1441 


e 


(Druckſache Nr. 510) 1442 A 


Abänderungsantrag der Abg. R. Hallmann, Du⸗ 
mont, Dr. Unger u. Gen. zu Artikel 1 der 
Drucksache Nr. 501 (Druckſache Nr. 519). 1442 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu Ar⸗ 
tikel I der Druckſache Nr. 501 (Drucksache Nr. 


1442 A 


ſache Nr. 544) 
Abänderungsantrag der Abg. Gerick, Mathieu, 


TE A Nee 


Drucſuce , 8 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 

heiten über den Antrag des Abg. Langnau 

u. Fr. auf Verbeſſerung der Verhältniſſe der 

Landarbeiter. (Druckſache Nr. 581 zu Nr. 381) 1412 


BE 8 


„Die Sitzung wird 3 Ahr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 


1423 


Am Regierungstiſch: Senator Arczynſki; 
Oberregierungsräte Mundt, Sachſe; Oberbaurat 
Virus; Regierungs⸗ und Finanzrat Rodenacker; 
Regierungsrat Köppen. . 

Vizepräfident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 70. Vollſitzung. Die Fraktion der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei hat beantragt, Punkt 7 von 
der heutigen Tagesordnung abzuſetzen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß das Haus 
damit einverſtanden iſt. Punkt 7 fällt von der heu⸗ 
tigen Tagesordnung fort. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Bericht des Steuerausſchuſſes zur Großen 
Anfrage Nr. 13 des Abg. Dr. Blavier betr. 
die diesjährigen Steuereinſchätzungen. 
Druckſache Nr. 564. Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier (D. V. P.): M. D. u. H.! Der Aus⸗ 
ſchuß hat gemäß dem Beſchluß der Regierungsko⸗ 
alition eine Entſchließung dahin eingebracht, daß 
entſprechend den Wünſchen der Antragſteller ver⸗ 
fahren werden ſoll. Es iſt auch im Ausſchuß im 
einzelnen darüber beraten worden, ob und inwie⸗ 
weit man auf Grund der nochmaligen Darlegun⸗ 
gen die Grundwertſteuer ermäßigen kann oder 
vielmehr die Veranlagung. Es iſt auch generell 
über die geſamten Steuerfragen debattiert wor⸗ 
den. Wir glauben aber, daß die Entſchließung nur 
dann einen Sinn hat, wenn wir die Regierung 
dazu anhalten, auch wirklich gemäß der Entſchlie⸗ 
Bung zu verfahren. Vielleicht iſt die Regierung 
willig, etwas zu helfen, aber die ausführenden 
Organe ſind weniger willig. Nach den uns zuge⸗ 
gangenen Mitteilungen hat die Reſolution doch 
noch nicht den Einfluß gehabt, den wir erhofften; 
denn die Einſchätzungen ſind nur zu einem ganz 
geringen Teil etwas ermäßigt worden. Im großen 
Ganzen iſt aber doch noch nicht genug geſchehen. 

Die Deutſchnationalen haben inzwiſchen eine 
Große Anfrage dies Thema betreffend einge⸗ 
bracht. Sie haben nämlich gefragt, weshalb auf 
Grund der neuen Einſchätzung der Grundſtücke 
nunmehr auch die erhöhte Vermögensſteuer er⸗ 


hoben wird. Das iſt ganz richtig. Durch eine Zu⸗ 


fallsmehrheit iſt in der Stadtbürgerſchaft der 


D [Wert der Grundſtücke geändert worden, und dar⸗ 


aus folgert jetzt der Staat, daß er nicht nur eine 
erhöhte Grundwertſteuer erheben darf, ſondern 
darüber hinaus auch noch eine erhöhte Vermö⸗ 
gensſteuer. Darüber ſind wir uns ja alle klar, bei 
dem zwangsbewirtſchafteten Grundbeſitz iſt in den 
letzten Jahren nichts geſchehen, da hat ſich nichts 
zu Gunſten des Beſitzes geändert. Höchſtens iſt er 
noch mehr verpfändet. Es ergibt alſo gar keinen 
Sinn, wenn man die Grundwertſteuer höher ein⸗ 
ſchätzt, außerdem noch behauptet, es ſei noch ein 
höherer Vermögenswert vorhanden und infolge⸗ 
deſſen auch die Vermögensſteuer höher ſchraubt. 
Das iſt eine glatte Unmöglichkeit; denn der Ver⸗ 
mögenszuwachs und der Wertzuwachs iſt ein rein 
effektiver. Ueber Nacht ſind ſämtliche Hausbeſitzer 
zu reichen Leuten geworden. Sie haben an ihrem 
Vermögen plötzlich 50 Prozent gewonnen. Das 
iſt völlig unzutreffend. 

Wir möchten bei dieſer Gelegenheit wirklich 
darauf dringen, daß die Entſchließung von den 
Steuerbehörden auch in der Praxis angewandt 
wird. Ich will das Detail nicht noch einmal vor⸗ 
tragen. Es ſind inzwiſchen Hilferufe von allen 


(D) 


(A) 


(B) kann wohl den einzelnen wirtſchaftlich ruinieren, 
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Seiten gekommen. Wir hoffen, daß die Regierung iſt. Mir liegt hier auch eine Steuereinſchätzung 


es mit ühren Entſchließungen ernſt meint, daß ſie 
nicht nur Entſchließungen entgegennimmt und 
nachher die Steuerverwaltung arbeiten läßt. Es 
iſt ſicher, daß in einem hohen Prozentſatz der Fälle 
die Veranlagung nicht tragbar iſt, ſonſt würden 
nicht die Hilferufe kommen. 

Es iſt erfreulich, wenn die Regierung helfen 
will, ſie muß aber auch Ernſt machen. Es liegt ſo, 
daß infolge der erhobenen Steuern die letzten 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden aus Danzig her⸗ 
ausgehen. Ich will einen Fall unter vielen erwäh⸗ 
nen. Auf dem Altſtädtiſchen Graben wohnt ein 
Geſchäftsunternehmer, der ſeit langer Zeit eine 
ſtarke Arbeiterbelegſchaft beſchäftigt, auch hin und 
wieder einmal etwas verdient. Es iſt von der 
Steuerbehörde zugegeben worden, daß er an⸗ 
nähernd 76 000 Gulden Umſatz im Jahre hat. Ge⸗ 
rade bei der Art ſeiner Branche, nämlich En⸗gros⸗ 
Handel mit Selter, d. h. er kauft Selter und Fla⸗ 
ſchenbier en gros und verkauft ſie weiter, iſt es 
natürlich, daß er bei dieſer Art des Geſchäfts nur 
4 Prozent verdient. (Zwiſchenrufe links.) Ich 
ſpreche nicht vom Detail⸗Handel, bei dem mehr 
verdient wird. Nun iſt der Mann bei einem Am⸗ 
ſatz von 76 000 Gulden auf eine Steuer von 35 000 
Gulden veranſchlagt. Er wurde wild und ſagte: 
„Ich verdiene nicht mehr, ich habe die Gutachten.“ 
Er erklärte, daß er mit ſeinem Geſchäft nach Dir⸗ 
ſchau gehen würde, wenn man es hier ſo mache. 
Da wurde die Steuerbehörde hellhörig und ließ 
ſofort eine Hypothek von 11000 Gulden auf ſein 
Grundſtück eintragen. So liegen die Dinge. Man 


indem man eine Hypothek auf ſein Grundſtück 
eintragen läßt, um ſeine Flucht nach Dirſchau zu 
verhindern. Sie ſehen aber, wie gefährlich es iſt, 
den Bogen zu überſpannen. Ich möchte der Re⸗ 
gierung empfehlen, im Staatsintereſſe hier wirk⸗ 
lich alles noch einmal zu revidieren. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Was den Arbeitern die Wirtſchaftler ſind, das 
iſt dem Steuerzenſiten der Staat, d. h. beide wer⸗ 
den ausgebeutet, und zwar dermaßen, daß ſie 
ſchließlich nicht mehr wiſſen, wo ſie hin ſollen. 
Die Arbeiterſchaft wird zum Teil von den Wirt⸗ 
ſchaftlern ausgebeutet und zum andern Teil auch 
noch von der Regierung, joweit es die Steuern 
angeht, und die kleinen Gewerbetreibenden, der 
Mittelſtand, lediglich von dem Senat in bezug 
auf Steuereintreibungen. Wenn Herr Abg. Dr. 
Blavier heute nur die Grundwertſteuer herange⸗ 
zogen hat, ſo ſpricht ſeine Anfrage doch auch von 
anderen Steuern. Daß auf dieſem Gebiet vom 
Senat in bezug auf eine Erleichterung beſonders 
für den Mittelſtand und den kleinen Gewerbe⸗ 
treibenden nichts getan wird, darüber ſind wir 
uns ſchon lange im klaren. Wir ſind uns auch 
darüber klar. daß mit der Entſchließung abſolut 
nichts getan iſt. Wohl wird die Entſchließung an⸗ 
genommen, aber trotzdem wird der Senat die⸗ 
ſelbe Taktik beibehalten. 

Ein beſonderes Beiſpiel dafür, daß dieſe Tar⸗ 
ſache zutrifft iſt, daß man auch in letzter Zeit trotz 


von einer Frau vor, die mit Kolonialwaren han⸗ 
delt. Der Senat erklärt ſelbſt, daß dieſe Frau 
4000 Gulden Umſatz im Jahre hat. 7% Rein⸗ 
ertrag machen bei 4000 Gulden Umſatz 280 Gul⸗ 
den aus. Da erklärt der Senat: „Das ſtimmt un⸗ 
möglich, ihr müßt ein viel höheres Einkommen 
haben.“ 7% des Umſatzes als Verdienſt ſei voll⸗ 
ſtändig ausgeſchloſſen. Er glaubt, bei dieſer klei⸗ 
nen Kolonialwarenhändlerin den Maßſtab anle⸗ 
gen zu müſſen, den man bei den Großhändlern 
und Großgewerbetreibenden anlegt, die bekannt⸗ 
lich mit 25 und 30% Gewinn arbeiten. (Wider⸗ 
ſpruch rechts. — Sie find wohl auf dem Mond?) 
Ein kleiner Krämer, ein kleiner Häker, kann tat⸗ 
ſächlich nicht mehr als höchſtens 10% Reinver⸗ 
dienſt verdienen. Hinzu kommt, daß dieſe Klein⸗ 
händler beſonders auf die Arbeiterſchaft ange⸗ 
wieſen ſind und daß dieſer oder jener Arbeiter mit 
ſeinen Schulden durchgeht. Natürlich nicht bös⸗ 
willig. Die Verhältniſſe bringen es mit ſich, daß 
einmal Schulden gemacht werden müſſen und daß 
ſie ſchwer abgetragen werden können. Da haben 
gerade die Kleinhändler ſehr ſtark damit zu 
rechnen, daß ſie einen Teil ihrer Waren los wer⸗ 
den aber niemals das Geld dafür bekommen, 
während der Großhändler bekanntlich nur dann 
Waren abgibt, wenn die Zahlung geſichert iſt und 
er genau weiß, daß der Abnehmer die gelieferten 
Waren bezahlen kann. 

Man ſieht alſo, daß der Senat immer noch mit 
zweierlei Maß mißt, und daß er beſonders die 
Kleingewerbetreibenden und den Mittelſtand 


Schließlich iſt das ja auch der Zweck der Sache. 
Wenn Sie ganz ehrlich ſein wollen, müſſen Sie 
ſagen, daß der Mittelſtand bezw. der Kleinhänd⸗ 
ler heute keine Exiſtenzberechtigung mehr hat. Ihr 
Weg, Ihre ganze Politik geht dahin, ihn auszu⸗ 
ſchalten und in das Proletariat hinabzuſtoßen. 
Und auch dieſe Regierung verfolgt keinen andern 
Weg. Sie iſt die Auftraggeberin, die Ausführerin 
Ihrer Politik (nach rechts) Sie gibt ſich die größte 
Mühe, dieſe Politik zu verfolgen und dies Ziel 
zu erreichen, d. h. den Mittelſtand, die Kleinge⸗ 
werbetreibenden, vollſtändig zu erledigen. Wenn 
ſchon die Umſatzſteuer untragbar iſt, wenn ſchon 
alle andern Steuern, die beſonders das ſelbſtän⸗ 
dige Gewerbe aufbringen ſoll, nicht getragen 
werden können, ſo am allerwenigſten die Ein⸗ 
kommenſteuer, wie ſie vom Senat feſtgeſetzt iſt, 
und zwar deshalb nicht, weil der Senat noch 


erklärt: „Wenn Du nicht die und die Einkom⸗ 
menſteuer zahlſt, werde ich dir die Bude zumachen. 
Dann werde ich Dir das nehmen, was Du zur 
weiteren Lebensführung brauchſt.“ 

Wir ſtellen feſt, daß die Steuerpolitik des Se⸗ 
nats dahin geht, alles, was zur Erhaltung des 
Staates notwendig iſt, aus den Knochen der Ar⸗ 
beiter, des Mittelſtandes und der Kleingewerbe⸗ 
treibenden heraus zu ſchinden und die Kreiſe, die 
tatſächlich in der Lage ſind, Steuern zu zahlen, 


ſelbſtverſtändlich, daß die buchführenden Gewer⸗ 
betreibenden jedes Jahr die Buchführung ſo ge⸗ 


der Annahme dieſer Entſchließung im Steueraus⸗ 
ſchuß ſo verfährt, wie man auch früher verfahren 


ſtalten, daß ihre Steuer ſo niedrig wie möglich 
herabgedrückt wird. (Zuruf rechts.) Sie wiſſen, 


immer willkürlich die Summe feſtſetzt und einfach 


von der Steuer zu befreien. Es iſt für uns ganz 


(C) 


ganz gehörig zur Steuerzahlung heranzieht. (D) 


(A) 


(B) 
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Herr Bertling, daß es Kaufleute gibt, wenn man 
fie jo nennen darf, die nicht Buch führen können. 
Sehen Sie, jetzt kommen Sie damit, dieſe ſeien 
nicht berechtigt, ein Gewerbe zu betreiben. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß jeder berechtigt 
ſein ſoll, ein Gewerbe einzurichten, wenn er ji) 
dafür intereſſiert und das Zeug dazu in ſich fühlt. 
Der Weg muß auch offen ſtehen, wenn der Betref⸗ 
fende nicht in der Lage iſt, die Bücher zu führen. 
Das iſt auch ein Weg für Sie, um dieſen kleinen 
Leuten das Licht auszublaſen. Wenn ſie nicht Buch 
führen können, wenn ſie nicht nach Schema F Ein⸗ 
tragungen machen, haben ſie nach ihrer Meinung 
auch keine Berechtigung, Handel und Gewerbe zu 
betreiben. Sie glauben natürlich, der Handels⸗ 
mann könne erſt dann anfangen, wenn er das Ein⸗ 
jährige abſolviert hat oder mindeſtens Offizier 
geweſen iſt. Das iſt für Sie der Handelsmann, 
wie Sie ihn ſich ſo gern wünſchen. Sie werden es 
ſchließlich auch ſo weit bringen. 

Wenn wir ſchon bei der Einkommenſteuer ſind, 
möchte ich beſonders das Beiſpiel der Lohnabzugs⸗ 
ſteuer hier anführen. Wir erleben, daß dem Ar⸗ 
beiter noch immer die 10% von ſeinem Arbeits⸗ 
lohn abgezogen werden. Das Geſetz wird auch in 
dieſem Falle lediglich zu Ungunften dieſer Steuer⸗ 
zahler ausgelegt. Selbſt, wenn ein Arbeiter mo⸗ 
natelang erwerbslos war und er nur 1200 Gul⸗ 
den oder etwas darüber verdient hat, werden ihm 
Steuern abgezogen. Die zuviel gezahlten Steuern 
werden nicht zurückerſtattet; denn der Senat ſagt, 
der Verdienſt wird auf die Monate verrechnet, 
wo der Betreffende gearbeitet hat. Wenn der Ar⸗ 
beiter in einem Monat 300 Gulden verdient hat 
und nur 120 Gulden ſteuerfrei ſind, dann muß er 
die überſchüſſigen 180 Gulden verſteuern, ſelbſt 
wenn er in den übrigen elf Monaten des Jahres 
nichts verdient hat. Das iſt die Steuerpolitik wie 
ſie in bezug auf die Arbeiterſchaft geübt wird, wie 
man ſie gegenüber den Kleingewerbetreibenden 
und dem Mittelſtand durchführt. In der 45. Voll⸗ 
ſitzung marſchierten hier die einzelnen Parteien 
auf und wandten ſich gegen die Steuerpolitik der 
Regierung. Das Ergebnis der groß angelegten 
Reden war eine nichts beſagende Entſchließung. 
Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß dieſe 
Parteien es mit ihren Worten abſolut nicht ernſt 
gemeint haben. Sie haben nicht den Willen, vom 
Senat zu verlangen, daß er in der Steuerpolitik 
endlich andere Wege einſchlägt. Hätten Sie den 
Willen, dann hätte das Ergebnis dieſer Aus⸗ 
ſprache ein anderes ſein müſſen, dann hätte man 
poſitiv einen Antrag vorlegen müſſen und dem Se⸗ 
nat ſagen, nach dieſen oder jenen Richtlinien 
haſt du die Steuer einzutreiben. Aber wenn man 
in der Entſchließung ſagt: „Der Senat wird er⸗ 
ſucht, das Landesſteueramt anzuweiſen, Einſprüche 
gegen ergangene Steuereinſchätzungen wohlwol⸗ 
lend zu prüfen und Reſtzahlungen ſo zu verteilen, 
daß dieſelben in Raten von längeren Zeitabſtän⸗ 
den gezahlt werden,“ jo üſt damit gar nichts ge⸗ 
ſagt. Wir haben Erfahrung genug und wiſſen, 
was der Senat mit derartigen Entſchließungen 
tut. Je mehr Entſchließungen, um ſo weniger 
Kloſettpapier braucht der Senat; denn dieſe Dinge 
wandern alle dort hin, um für hinterliſtige Zwecke 
verwandt zu werden. Das iſt es, was der Senat 
mit dieſen Entſchließungen macht. 


— 
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Deshalb ſagen wir mit Recht, daß die Par⸗ 
teien von den Sozialdemokraten bis zu den 
Deutſchnationalen nicht die Abſicht haben, den 
kleinen Gewerbetreibenden, dem Mittelſtand, und 
der Arbeiterſchaft das Leben zu erleichtern, ſon⸗ 
dern daß ſie tatſächlich den Wunſch haben, nur 
dieſe Kreiſe die Steuern aufbringen zu laſſen, 
damit die großen Wirtſchaftler um ſo mehr entlaſtet 
werden. Dieſe Politik feſtzunageln, die Gewerbe⸗ 
treibenden, die Arbeiter und den Mittelſtand mit 
dieſer Politik der Parteien vertraut zu machen, iſt 
unſere Aufgabe, und wir werden reichlich davon 
Gebrauch machen. (Bravo! Bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über die vom Ausſchuß vorgeſchlagene Ent⸗ 
ſchließung, enthalten in Druckſache Nr. 564: 

Der Senat wird erſucht, das Landesſteueramt an» 
zuweiſen, Einſprüche gegen ergangene Gteueretn- 
ſchätzungen wohlwollend zu prüfen und Reſtzahlun⸗ 
gen ſo zu verteilen, daß dieſelben in Raten von län⸗ 
geren Zeitabſtänden gezahlt werden können. 

Wer für die Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 

heben. — Das iſt die Mehrheit; ſie iſt angenom⸗ 

men. Punkt 1 iſt damit erledigt. Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 

zur Abänderung des Einkommensſteuerge⸗ 

ſetzes. Urantrag des Abg. Mayen 


u. Fr. — 
Druckſache Nr. 565 zu Nr. 529. Ich rufe Artikel 1 
auf. Das Wort hat Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Anfang Februar hatte ich mit meinen politiſchen 
Freunden einen Antrag geſtellt, die Weihnachts⸗ 
gratifikationen ſteuerfrei zu machen. Dieſer An⸗ 
trag iſt inzwiſchen überholt. Wir haben uns in⸗ 
folgedeſſen veranlaßt geſehen, einen Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 593 zu ſtellen, weil wir 
Weihnachten ja auch in dieſem Jahre feiern wer⸗ 
den und dieſe Angelegenheit in dieſem Jahre ge⸗ 
ſichert ſehen möchten. 

Es iſt nicht unintereſſant, ſich noch einmal zu 
vergegenwärtigen, in welcher Weiſe die Verhand⸗ 
lungen vor dem Steuerausſchuß vor ſich gingen. 
Die Koalitionsparteien ſtellten ſich von vornher⸗ 
ein zu dieſem Antrag recht ablehnend ein. Die 
Begründung, die der Herr Senatsvertreter für die 
Ablehnung des Antrages brachte, konnte in keinem 
Fall befriedigen. Er wies u. a. darauf hin, daß 
der Antrag die Uebereinſtimmung mit der deut⸗ 
ſchen Steuergeſetzgebung beeinträchtigen würde. 
Darauf möchte ich dem Herrn Vertreter der 
Steuerverwaltung, — heute iſt ein anderer Herr 
hier, damals war es Herr Staatsrat Lademann, 
— ſagen, daß wir hier ſehr viele geſetzliche Ab⸗ 
weichungen vom Deutſchen Reich haben, beſonders 
auch in der Steuergeſetzgebung, und daß das nicht 
maßgebend ſein kann für die Ablehnung eines 
durchaus vernünftigen Antrages. Auch ſonſt haben 
wir hier verſchiedene Abänderungen von der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung zu verzeichnen; ich erinnere nur 
an den Sechs⸗Uhr⸗Ladenſchluß im Gegenſatz zu 
dem Sieben⸗Uhr⸗Ladenſchluß in Deutſchland. 
Dann haben wir hier noch nicht lange das Be⸗ 
triebsrätegeſetz, das im Reich ſeit acht Jahren be⸗ 
ſteht. Ich könnte noch andere Sachen anführen. 
Zweitens führte Herr Staatsrat Lademann aus, 


daß die ſteuerliche Gerechtigkeit durch dieſen An⸗ 


D) 


(A) 


GG) artig war auch die Stellungnahme der Demokra⸗ 
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trag beeinträchtigt würde. Man kann überhaupt was des Arbeitnehmers iſt. Mir iſt eine Reihe (C) 


nicht verſtehen, wie ein derartiger Einwurf ge⸗ 
macht werden konnte; denn von einer Beeinträch⸗ 
tigung der ſteuerlichen Gleichberechtigung kann 
keine Rede ſein. Denjenigen, die keine Weih⸗ 
nachtsgratifikation bekommen, kann auch kein 
Steuerſoll erlaſſen werden. Das iſt doch keine 
ſteuerliche Ungerechtigkeit. Dieſer Einwand iſt 
doch wirklich lächerlich. 

Es wurde dann weiter von dem Senatsvertre⸗ 
ter darauf hingewieſen, daß der Antrag eine Er⸗ 
ſchwerung der ſteuertechniſchen Handhabung 
bringe. Das iſt auch unerfindlich; denn wenn keine 
Steuer erhoben wird, iſt es doch eine Erleichte- 
rung und keine Erſchwerung. Als ich den Herrn 
Staatsrat fragte: „Wie wirkt ſich denn der An⸗ 
trag finanziell aus?“ erwiderte er ganz ver⸗ 
ſchämt: „Die finanzielle Frage ſpielt keine Rolle, 
ſondern das Entſcheidende iſt die prinzipielle 
Einſtellung der Koalitionsparteien.“ Hieraus iſt 
mit Deutlichkeit zu erkennen, daß es ſich finanziell 
nur um eine Lappalie handeln kann, um ſo be⸗ 
dauerlicher iſt es, daß die Koalitionsparteien die⸗ 
ſem Antrag nicht zuſtimmen. 

Die Stellung der verſchiedenen Parteien war 
außerordentlich merkwürdig. Die Deutſch⸗Danzi⸗ 
ger Volkspartei enthielt ſich der Stimme, was ihr 
ſicher den Dank der früheren Frau Abg. Mohn 
eintragen wird, die der Partei angehört, und die 
die Vertreterin des Verbandes der Weiblichen 
Handels- und Büroangeſtellten iſt. (Zurufe links.) 
Herr Dr. Blavier war ſelbſt anweſend. (Abg. 
Plettner: Nur als beratendes Mitglied!) Eigen⸗ 


von Zuſchriften aus Angeſtelltenkreiſen zugegan⸗ 
gen. Mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten will 
ich nur eine verleſen. Da heißt es: 

Die Unterzeichneten erſuchen den D.. V. im Hin⸗ 
blick auf die im Steuerausſchuß abgelehnte Steuer⸗ 
freiheit der Weihnachtsgratifikation unverzüglich durch 
Bekanntgabe der Parteien und Perſonen, die gegen 
die Wünſche der Angeſtellten aufgetreten ſind, durch 
Artikel in den Tageszeitungen und Proteſtverſamm⸗ 
lungen in Gemeinſamkeit mit anderen kaufmänni⸗ 
ſchen Verbänden die Offenſive gegen unſere Gegner 
aufzunehmen und die Not der kaufmänniſchen, beſon⸗ 
ders der älteren Angeſtellten der Oeffentlichkeit be⸗ 
kanntzugeben. 


Es ſind eine Menge Unterſchriften allein unter 
dieſer Eingabe. Ich könnte noch ein Dutzend ande⸗ 
rer Eingaben vorleſen. (Abg. Brill: Leſen Sie 
doch alle vor!) Sie ſehen, welches Intereſſe dieſe 
Frage bei Angeſtellten und in Arbeitnehmerkrei⸗ 
ſen ausgelöſt hat. Trotzdem haben Sie es nicht für 
notwendig erachtet, Ihr ſonſt immer ſo laut be⸗ 
kundetes ſoziales Gefühl in die Tat umzuſetzen, 
ſondern haben die Sache lächelnd abgewieſen. Ich 
bin überzeugt, daß bei Ihnen Hopfen und Malz 
noch nicht ganz verloren iſt. Sie werden inzwiſchen 
erkannt haben, daß Sie eine große Torheit began⸗ 
gen haben und werden dem Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 593 zuſtimmen. Wenn Sie erſt 
erkannt haben, daß Sie ein Anrecht begingen, 
dann machen Sie dieſes Anrecht wieder gut und 
helfen Sie den Angeſtellten, ſich wirtſchaftlich zu 
verbeſſern. Zum Vergnügen iſt der Antrag nicht 
geſtellt worden. Sehen Sie ſich die Gehälter an, 
die im Handel gezahlt werden. Herr Leu wird das 
beſtätigen, da er auch eine große Anzahl von An⸗ 
geſtellten vertritt. Sehen Sie ſich an, wie niedrig 
dieſe Gehälter ſind, und wie erfreut die Angeſtell⸗ 
ten ſind, wenn ſie Weihnachtsgratifikationen be⸗ 
ſache von den Mitgliedern des Gewerkſchafts⸗ kommen. Deshalb würde ich Ihnen empfehlen, 
bunds der Angeſtellten gewählt worden ſind, ſo dem Abänderungsantrag Druckſache Nr. 593 zuzu⸗ 
bin ich überzeugt, daß die Angeſtellten dieſes Ver⸗ ſtimmen. Im anderen Falle wird es ſich die An⸗ 
bandes bei den nächſten Wahlen den Demokraten geſtelltenſchaft merken, daß Sie zwar für die Ar⸗ 
die Quittung präſentieren werden. Ich bedaure beiterſchaft etwas übrig haben, nicht aber für die 
ſehr die allzu ſtarke Bindung des Zentrums mit Angeſtelltenſchaft. 

den Sozialdemokraten, die das Zentrum veran⸗ (Jetzt haben Sie kürzlich, m. H. von links, unter 
laßt hat, gegen den Antrag zu ſtimmen. Von pro- dem Druck der kommuniſtiſchen Anträge 200 000 
minenten Führern des Zentrums iſt mir geſagt Gulden für die Erwerbsloſen bewilligt. Für die 
worden: „Herr Mayen, wir ſtehen Ihrem Antrag Angeſtellten haben Sie aber nichts übrig. Wie be⸗ 
ſympathiſch gegenüber und werden uns für die handeln Sie die Angeſtellten? Sehen Sie ſich die 
Sache einſetzen.“ Die Sozialdemokraten wußten Angeſtellten bei der Behörde an. Man ſoll ihnen 
nichts beſſeres als mit dem alten Vorwurf zu kom⸗ die Angeſtellten⸗Verſicherungsbeiträge, die man 
men, der Antrag ſei Agitation. Was iſt ein agita⸗ ihnen widerrechtlich gekürzt hat, zurückzahlen. 
toriſcher Antrag? Das iſt ein Antrag, von dem ich Man tut es nicht. In diktatoriſcher Weiſe ſchreibt 
von vornherein weiß, daß er nicht realiſierbar iſt Herr Gehl an die Angeſtellten⸗Gewerkſchaften. 
den ich nur ſtelle, um eine beſtimmte Gruppe auf⸗ „Wir lehnen Verhandlungen über dieſen Punkt 
zuputſchen. Das war bei dieſem Antrag nicht der ab und denken nicht daran, eine Rückzahlung 
Fall; denn er war finanziell durchaus durchführ⸗ durchzuführen.“ Was iſt das für ein Standpunkt, 
bar, und es war nur eine Böswilligkeit der Koa⸗ wenn zwei Vertragskontrahenten verhandeln wol⸗ 
lition, daß ſie dieſem Antrag nicht ſtattgab. (Sehr len und ſo vom ſozialiſtiſchen Senat behandelt 
gut! rechts.) Wäre dieſer Antrag von einem An⸗ werden! Gerade das haben Sie früher am meiſten 
geſtelltenvertreter innerhalb der Koalitionspar⸗ verdammt, und jetzt tun Sie dasſelbe in der Po⸗ 
teien geſtellt worden, ſo hätten ſie dieſem Antrag ſo⸗ tenz. Ich empfehle Herrn Gehl, ſich den § 16 des 
fort zugeſtimmt. Weil aber der Geſchäftsführer Angeſtellten⸗Tarifes durchzuleſen und nicht nur 
des Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverban⸗ den Abſatz 1, ſondern auch den Abſatz 2, und er 
des dahinterſtand, mußte der Antrag abgelehnt wird erkennen, daß die Angeſtellten bei der Be⸗ 
werden. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) hörde einen rechtlichen Anſpruch auf die teilweiſe 


ten, die gegen dieſen Antrag ſtimmten. Wenn man 
bedenkt, daß die vier Männer der Demokraten, 
pardon, eine Dame iſt auch dabei, in der Haupt⸗ 


M. D. u. H.! Wenn Sie Sozialpolitik treiben Zurückzahlung der Angeſtelltenverſicherungsbei⸗ 
wollen, ſo treiben ſie vernünftige und ſachgemäße träge haben. Wir werden die Sache nicht ſtecken 
Sozialpolitik, d. h. geben Sie dem Arbeitnehmer, laſſen, ſondern ſie weiter verfolgen. 


(D) 


(A) 
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Volkstag Danzig — 70. Sitzung. Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


(Mayen, Abgeordneter) 
Stimmen Sie jetzt wenigſtens unſerm Antrage 
zu, damit die Angeſtellten im Jahre 1929, ſoweit 


ſie überhaupt Weihnachtsgratifikation erhalten, 


wenigſtens den Vorteil der Steuerfreiheit haben. 
(Lebhaftes Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Als Vorſitzender des Steuerausſchuſſes möchte ich 
eine Verdächtigung die der Genoſſe (Heiterkeit 
— Das war einmal! links), die der Herr Abg. 
Mayen eben ausgeſprochen hat, richtig ſtellen. Die 
Partei des Abg. Dr. Blavier gehört dem Steuer⸗ 
ausſchuß nicht an. Die Anweſenheit des Abg. Dr. 
Blavier im Steuerausſchuß war deshalb notwen⸗ 
dig, weil ein Antrag ſeiner Fraktion an dieſem 
Abend verhandelt wurde. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Blavier hatte alſo in anderen Steuerfragen 
und auch in ſeiner eigenen Steuerfrage kein 
Stimmrecht und konnte alſo weder für, noch gegen 
den Antrag des Herrn Abg. Mayen ſtimmen. 

Nun zum Antrag des Herrn Abg. Mayen 
ſelbſt. Was will er? Herr Abg. Mayen verlangt 


in ſeinem Antrag, daß ein Teil der Gehälter, die 


den Angeſtellten bezahlt werden, ſteuerfrei bleibt. 
(Zuruf rechts.) Es ſind Entlohnungen für Tätig⸗ 
keiten genau ſo, als wenn Arbeiter bezahlt wer⸗ 
den. Es gibt in Danzig eine ganze Reihe von Be⸗ 
rufen, die zur Weihnachtszeit Ueberſtundenarbeit 
leiſten müſſen. Weil fie aber gut organiſiert ſind, 
wird dieſe Arbeitsleiſtung tarifmäßig bezahlt. Ich 
erinnere an die Zeitungsdruckereien und Buch⸗ 
druckereien, die zu Weihnachten beſonders ſtark be⸗ 
ſchäftigt find. Alle dieſe Ueberſtundenbeträge wer⸗ 
den bis auf den letzten Pfennig verſteuert, weil ſie 
auf Grund des Steuergeſetzes abgeführt werden 


müſſen. Was Sie verlangen, iſt eine Extrawurſt, B 


weil zum Weihnachtsfeſt eine Entlohnung gezahlt 
wird, auf die Sie weniger Anſpruch erheben wür⸗ 
den, wenn Sie gut organiſiert wären und Ihren 
Anſpruch bei der Danziger Kaufmannſchaft er⸗ 
kämpft hätten. 

Erforderlich iſt, daß ſich die Angeſtellten⸗ 
ſchaft Tarife und Anſtellungsbedingungen ſchafft, 
die es nicht notwendig machen, auf das Wohl⸗ 
wollen der Arbeitgeber zum Weihnachtsfeſte an⸗ 
gewieſen zu ſein und daß das, was die Angeſtellten 
als Weihnachtsgratifikation erhalten, als an⸗ 
ſtändiger Lohn das ganze Jahr gezahlt wird. (Zu⸗ 
rufe rechts.) Eine Sonderbehandlung von Ange⸗ 
ſtellten gegenüber anderen Kategorien der Arbeit⸗ 
nehmer, die den letzten Pfennig, den ſie als Lohn 
bekommen, verſteuern müſſen, lehnt die Sozialde⸗ 
mokratrie ab. Wir werden auch den Antrag des 
Herrn Abg. Manen und den Abänderungsantrag 
heute ablehnen. (Pfui! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 

err Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K.P.): Mit Bewunde⸗ 
rung ſtellen wir feſt, daß es gerade die Deutſchna⸗ 
tionale Partei in dieſem Hauſe iſt, die ſich dafür 
einſetzt, daß die Weihnachtsgratifikationen ſteuer⸗ 
frei bleiben ſollen. Jedes kleine Kind unterhält 
ſich auf der Straße davon, daß in all den Jahren, 
ſolange der Volkstag beſteht, die Deutſchnationa⸗ 
len an der Futterkrippe geweſen ſind. Die ganzen 
Jahre haben ſie nicht daran gedacht, die Weih⸗ 
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Inachtsgratififationen von der Steuer zu befreien. 


(Widerſpruch rechts.) Wenn Sie daran gedacht 
hätten, wäre das auch unter Ihrer Führung mög⸗ 
lich geweſen. Es iſt ganz richtig, wenn vorhin der 
Zwiſchenruf gemacht wurde, dies ſei ein Agita⸗ 
tionsantrag. Das jagen wir auch. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Mayen beſtätigen das. 
Wenn Sie heute die Sozialdemokratie bitten, ſo 
freundlich zu ſein, dem Antrag zuzuſtimmen, ſo iſt 
das eine ziemlich erniedrigende Erſcheinung. Was 
tut die Sozialdemokratie in der Regierung mit 
dem Zentrum? Sie tut nichts anderes als das, 
was Sie (nach rechts) in all den langen Jahren 
auch durchgeführt haben. Wir haben ja vejehen, 
daß Sie in der vorigen Regierung auch nicht für 
Steuerfreiheit der Weihnachtsgratifikationen ein⸗ 
getreten ſind. Was tut die jetzige Regierung, in 
der die Sozialdemokratie enthalten iſt? Sie ſagt, 
Steuerfreiheit für Weihnachtsgratifikationen gibt 
es nicht. 

Auch wir Kommuniſten ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, dan es durchaus vichtig iſt, wenn ſich die 
Anoeſtelltenſchaft und Arbeiterſchaft mit Hilfe der 
Gewerkſchaften beſſere Löhne erkämpft. Wer be⸗ 
kommt denn Weihnachtsgratifikationen? Iſt es 
ein Arbeiter oder Angeſtellter, der im Laufe des 
Jahres verſucht hat, ſeinen Arbeitslohn zu ver⸗ 
beſſern? Er wird nichts erhalten, ſondern nur der⸗ 
jenige, der es verſtanden hat, beim Arbeitgeber zu 
ſchmuſen und wenn es ſein kann ſeine Arbeits⸗ 
kollegen hinter dem Rücken zu verpetzen. Dieſe 
Leute werden gut angeſehen, kommen in ein 
beſſeres Verhältnis und erhalten Weihnachtsgra⸗ 
tifikationen. Das ſind keine leeren Phraſen, ſon⸗ 
dern Tatſachen. Nehmen wir ein Beiſpiel. Irgend 
jemand hat ſich als Knecht oder als Magd bei einem 
auern vermietet und ſtellt ſeine Arbeitskraft 
jährlich zur Verfügung. Zu Weihnachten gibt es 
ein Paar Holzpantinen oder eine alte Schürze, 
vielleicht auch eine neue, oder ein Hemd. Das iſt 
alles, was ſie bekommen. Es handelt ſich einzig 
und allein um die Angeſtelltenſchaft. Weil nun 
das Geſetz noch in dieſer Form beſteht, werden wir 
trotzdem dem Antrag zuſtimmen, damit die Be⸗ 
1 in den Genuß der Steuerfreiheit ge⸗ 
angen. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zunächſt über den Abänderungsantrag des 
Abg. Mayen u. Fr. zu Artikel J in Druckſache Nr. 


598: 
Artikel 1 Abſatz 2 erhält hinter dem Worte 
„Weihnachtsgratifikation“ folgende Einſchaltung: 
„und andere, einmalige Zuwendungen aus An⸗ 
laß des Weihnachtsfeſtes“, 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel! der Druckſache Nr. 529. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit. Artikel I iſt abgelehnt. 
Artikel II iſt zurückgezogen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf und kann wohl feſtſtellen, daß ſie gleich⸗ 
falls abgelehnt iſt. Damit iſt das Geſetz in zweiter 


(D) 


Beratung abgelehnt. Ich rufe Punkt 3 der Tages- 


ordnung auf. 


(A) 
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Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

Große Anfrage Nr. 22 des Abg. Dr. Bla⸗ 
vier u. Gen. betr. Koſten für das Kraft⸗ 
werk Bölkau. 

Druckſache Nr. 532. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Ein Profeſſor, und zwar der Ordinarius 
für Waſſerbau, eröffnet ſein Kolleg über Waſſer⸗ 
bau mit den für einen Profeſſor ungewöhnlichen 
Worten, indem er erklärt, daß die Herren Studen⸗ 
ten, wenn ſie lernen wollen, wie eine Talſperre 
nicht gebaut werde, ſchleunigſt ein paar Kilometer 
mit der Eiſenbahn von Danzig nach Kahlbude fah⸗ 
ren müßten, dann würden ſie ein Waſſerwerk 
ſehen, wie es nicht gebaut werden ſollte. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Es iſt etwas eigen⸗ 
tümlich, daß hier in Danzig die Wiſſenſchaft auf 
dieſem Standpunkt ſteht. (Iſt das belegt?) Das 
iſt ſehr eingehend belegt, inzwiſchen ſind die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werke über Waſſerbau erſchienen, die 
erklären, daß Bölkau wohl der größte Reinfall 
iſt. (Zwiſchenrufe links.) Herr Senator Runge hat 
es verſtanden, während ſeiner geſamten Laufbahn 
in Danzig die Wahrheit dauernd zu unterdrücken, 
Es iſt ja ein offenes Geheimnis, daß unſer Kampf 
gegen das Syſtem der hauptamtlichen Senatoren 


hauptſächlich dem Senator Runge galt, weil wir 


hier feſtſtellen können, weil wir beweiſen können, 
daß zweifellos 30 Millionen, ſoviel ſind es jetzt 
an Hand der Rechnungen, vielleicht werden es 
noch mehr, hinausgeworfen ſind, ohne daß der 
geringſte Effekt erzielt iſt. Es war, wie geſagt, ge⸗ 
rade an Hand des Falles Runge für uns notwen⸗ 
dig, das Syſtem der parlamentariſchen Senatoren 
zu geißeln. Das war eigentlich auch der Sinn und 
der Wille unſeres Volksentſcheids. 


Uns intereſſiert am Fall Runge heute aber fol⸗ 
gendes, uns intereſſiert die Verſtellung der effek⸗ 
tiven kriſtallklaren Wahrheit. Inſofern müſſen wir 
ſagen daß etwas ſchon geſchehen ft. Herr Senator 
Runge iſt heute nicht mehr Senator, und das gibt 
uns, wie man ſich juriſtiſch ausdrücken kann, 
implicite recht. (Abg. Plenikowſki: Er ruht ſich 
bei ſeiner dicken Penſion aus!) Das iſt nicht unſere 
Schuld; denn wir haben das Syſtem immer be⸗ 
kämpft. Wenn es nach uns ginge, würde die Pen⸗ 
ſion des Herrn Runge, wenn wir einen Unter- 
ſuchungsausſchuß einſetzten, konfisziert, um einen 
Teil des Schadens wenigſtens gutzumachen. Ich 
erkläre ausdrücklich, es iſt heute nur möglich, und 
deswegen haben wir die Große Anfrage einge⸗ 
bracht, im Wege eines parlamentariſchen Unter⸗ 
ſuchungsausſchuſſes hier Klarheit zu ſchaffen. 
30 Millionen ſind für die Freie Stadt wirklich 
eine erhebliche Summe Geld. Das einzige, was 
wir erreichen wollen iſt, da wir keinen Staatsge⸗ 
richtshof haben, hier die Dinge zu klären. Das 
wird ſelbſtverſtändlich heute unmöglich ſein; denn 
das Plenum iſt dazu gar nicht in der Lage. Da 
müſſen Leute eidlich vernommen werden, da müſſen 
Fragen geſtellt werden, die ins Detail gehen. 
Deswegen kann es ſich heute nur darum handeln, 


da Herr Runge vor allem nicht mehr Senator iſt, 


lediglich den Boden für eine Klärung dieſer 
Staatsaktion zu ſchaffen; denn mit dieſen 30 Mil⸗ 


oder fällt vielleicht die finanzielle Kraft der Frei⸗ 
en Stadt überhaupt. 5 


Ich ſage es gleich von vornherein, durch irgend 
eine Strafverfolgung wegen eines Gedichtes wird 
dieſe Angelegenheit nicht geklärt. Ich werde nach⸗ 
her beim nächſten Tagesordnungspunkt das Ge⸗ 
dicht, wegen deſſen die Strafverfolgung gegen mich 
erfolgt, in Parallele zu dem Rheinländer⸗Geſang 
ſetzen, der ſich auch mit dieſer Angelegenheit be⸗ 
faßt. Wenn man es ſo machen will, daß man ledig⸗ 
lich ſcharfe Ausdrücke nimmt und die Angelegen⸗ 
heit Bölkau dadurch klären will, daß der Straf⸗ 
richter wegen formaler Beleidigung eine Verur⸗ 
teilung meiner Perſon ausſpricht, ſo iſt damit die 
große Staatsaktion nicht erledigt. Auf dieſes Ge⸗ 
biet ſollte der Senat das nicht abſchieben; denn es 
iſt auffallend, daß ſich die Strafverfolgung nicht 
auf die zahlloſen Artikel der „Neuen Zeit“ be⸗ 
zieht, ſondern nur auf ein Gebiet, das vielleicht ein 
wenig ſcharf war; denn wir mußten den Fuchs 
Herrn Runge aus dem Bau locken, um dieſe Frage 
zu klären. Er wollte es vier Jahre lang nicht. 
Jetzt müſſen wir unbedingt im Anſehen der Frei⸗ 
en Stadt Klarheit ſchaffen; denn wenn es ſo weiter 
geht, daß ein Senator ganz nach Belieben und un⸗ 
ter Ausnutzung ſeiner Macht, die ihm ſeine Poſi⸗ 
tion gibt, mit Millionen wirtſchaften kann, dann 
werden wir keine Kredite im Ausland bekommen. 


Die Debatte Bölkau iſt mehrfach in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft behandelt worden. Hier im Volkstag 
war es der Herr Abg. Neubauer, der vor wenigen 
Jahren ſogar Herrn Runge ernſthaft auf die Hüh⸗ 
neraugen trat und eine große Zahl ſehr präziſer 
Fragen an ihn richtete. Herr Runge hat auf dieſe 
präziſen Fragen nicht geantwortet, ſondern er 
ſagte: „Das werde ich in der Stadtbürgerſchaft er⸗ 
ledigen.“ In der Stadtbürgerſchaft hat er das 
ſchnell erledigt; denn wenn einer da nur zu piepen 
wagte, ſagte er: „Beſter Herr, noch einmal mich 
verleumden gibt es nicht, die Juſtiz iſt auf Neu⸗ 
garten.“ (Zwiſchenrufe — Unruhe.) Es war ein 
Ingenieur Wockenfuß, der bekam 2000 Gulden 
Geldſtrafe, weil er ſich in der Elektrizitätswirt⸗ 


ſchaftsſtelle über die Tätigkeit des Herrn Runge 
geäußert hatte. Das iſt ſehr intereſſant. Dieſer 


Herr war unter Herrn Runge in die Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaftsſtelle geſetzt worden und bekam es fer⸗ 
tig, in ſeiner amtlichen Stellung zu ſagen: „Dieſe 
Zahlen, die uns Herr Runge vorrechnet, ſind alle 
falſch.“ Das war damals noch am Anfang. Er be⸗ 
kam dafür 2000 Gulden Geldſtrafe. In nächſter 
Inſtanz hätte er Gefängnis bekommen. Da packte 
er ſchleunigſt ein und fuhr ab. Solche Dinge 
ſchrecken viele Leute ab. Herr Runge ſagt: „Wenn 
Ihr noch einmal etwas ſagt, kommt Ihr nach Neu⸗ 
garten! wagt nicht zu piepen!“ (Zwiſchenrufe.) Ich 
war ſeiner Zeit in der Abteilung Runge, da weiß 
ich, daß mehrere Beamte der Abteilung Runge zu 
mir gekommen ſind und geſagt haben: „Es iſt ein 
Unſinn, was Runge macht, Schichau und Carlſon 
haben recht. Aber wenn ich einen Ton ſage, Sie 
kennen Runge, dann bin ich die längſte Zeit hier 
geweſen.“ Einer der Beamten flog, er wurde zu 
Tode gehetzt und iſt mit den Nerven zufſammenge⸗ 
brochen, er ſitzt heute in Berlin. (Abg. Brill: Dem 


lionen Verſchuldung oder Nichtverſchuldung ſteht weint keiner Tränen nach!) 
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V.oolkstag Danzig — 70. Sitzung. Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

Ueber eins herrſcht doch Klarheit. Ich rede 
nur vom Prinzip. Man kann zu dem Mann ſtehen 
wie man will, aber das Syſtem geißeln. Ich be⸗ 
daure, daß der Senat die Möglichkeit hat, jemand 
zu zwingen, die Wahrheit zu unterdrücken, weil 
er im Beſitz der Macht ift. Daß wir im Falle Böl⸗ 
kau recht haben, werden wir nachweiſen. Das it 
einwandfrei nachzuweiſen, wenn man ſich einmal 
die Mühe gibt, überhaupt in die Sache hineinzu⸗ 
ſteigen. Es iſt auffallend, daß Herr Runge bisher 
niemals überhaupt eine Zahl genannt hat. Wenn 
man ſagte, ſoviel Geld ſei bei der Umſchaltung 
aufgenommen, ſoviel weggegangen, ſoviel Mittel 
ſeien aus laufenden Einnahmen des ſtädtiſchen 
Werkes genommen, dann ſagte der Senator Runge 
30 Millionen ſei nicht wahr und 28 Millionen 


auch nicht. Wieviel Geld eigentlich Bölkau ge⸗ 


koſtet hat, iſt bis heute nicht herauszubekommen. 
Eins gibt uns allerdings Anlaß, äußerſt mißtrau⸗ 
iſch zu ſein. In der Stadtbürgerſchaft wurde er⸗ 
klärt, um endlich Klarheit in dieſe myſtiſche An⸗ 
gelegenheit zu bekommen, müßte ein Sachverſtän⸗ 
diger geholt werden. Darauf wurde als Sachver⸗ 
ſtändiger Profeſſor Roth von der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule genannt. Da ſagte Herr Runge: „Nein, ein 
Danziger darf niemals Sachverſtändiger ſein, wir 


können uns nur einen Sachverſtändigen aus dem 


Reiche holen.“ Wahrſcheinlich dachte er an Dr. 
Windel, der bei Siemens die Millionen verdient 
hat. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Das iſt das 
Geheimnis. Dahinter muß man einmal kommen. 
Konzerne wie Siemens und A. E. G. — Runge iſt 
Siemensmann — bringen ihre Leute ſehr ſchnell 
unter. Dr. Beger, Diplomingenieur, der die tech⸗ 
niſche Leitung hatte, da Herr Runge von der Waj- 
ſergeſchichte überhaupt nichts verſteht, hat nachher 
die glänzende Rechtfertigungsſchrift verfaßt. Ich 
werde nachher nachweiſen, daß er elementare Feh⸗ 
ler gemacht oder die Belege aufgeſtellt hat. Dieſer 
Herr wurde prompt Profeſſor von Siemens Gna⸗ 
den; denn auf den deutſchen Hochſchulen haben die 
großen Konzerne einen rieſenhaften Einfluß. Die 
dunklen Hintergründe wollen wir ja erſt löſen. 
Wir müſſen unbedingt die Wahrheit an den 
Tag bringen. Das, was Herr Abg. Neubauer hier 
ſeinerzeit ausführte, iſt bis heute in keinem einzi⸗ 
gen Punkte widerlegt. Es iſt auch ſachlich nichts 
widerlegt, was wir in den zahlloſen Artikeln der 
„Neuen Zeit“ gebracht haben, ganz im Gegenteil. 
In der Stadtbürgerſchaft hat der Oberingenieur 
Prehn den Mut gehabt, klipp und klar von Irr⸗ 
tümern zu ſprechen. Er ſagte allerdings, es ſei ein 
wahrhaftes Zauberſtück, wie der Verfaſſer Herr 
Beger — Runge auf den Seiten 25 bis 27 ſeiner 
Rechtfertigung die Summe von 250 Millionen 
Mark des urſprünglichen Koſtenanſchlages mit we⸗ 
nigen gewandten Federſtrichen in 19 990 Gulden 
verwandelt. Das ſagt ein objektiver Techniker. 
Das ſagen alle, nur wir ſagen das ein bißchen 
ſchärfer. Wir ſagen Schwindel. Der Herr in der 
Stadtbürgerſchaft ſagt Zauberkunſtſtück. Auf gut 
Deutſch nennen wir das Schwindel, anders kann 
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Nun ſoll das gerechtfertigt werden. Das wird 
prompt gemacht. Man ſagt, als wir 5 Mill. veran⸗ 
ſchlagten, lagen die Dinge anders als nachher. 
Wir haben eine 1,77fache Erhöhung der Leiſtung 
erzielt. An Geld haben wir nur das 1,39fache zu⸗ 
gelegt. Nun iſt allen bekannt, daß aus der Radaune 
nicht mehr Waſſer herausgeholt iſt. Es iſt auch 
einmal weniger Waſſer da, ſo daß die drei Tur⸗ 
binen im Sommer nächſtens ſtillſtehen. Das Waſ⸗ 
ſer kann nicht geſteigert werden, höchſtens die 
Stauſtufe, d. h. während vorher 4,43 Meter Ge⸗ 
fälle waren, waren es nachher 4,44,8, d. h. um 1,8 
Meter mehr Gefälle. Das iſt alles, was Herr 
Runge mehr gewonnen hat. Deshalb koſtet die 
Sache das Vierfache. Er hat 1,8 Kraftſteigerung 
herausbekommen und das Vierfache an Koſten 
ausgeben müſſen. 


Es iſt alſo elender Schwindel, wenn behauptet 
wird, daß die Koſten um 1,39 und die Leiſtung um 
1.75 erhöht wäre. Sie ſehen aus dem einfachen Bei⸗ 
ſpiel, daß jedem Laien klar wird, daß hier etwas 
nicht ſtimmt. Wozu mußte Herr Runge ſtatt 5 Mil⸗ 

lionen 20 Millionen ausgeben, wenn er praktiſch 
überhaupt nichts mehr herausholte? (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Wieviel hat er davon abbekommen?) 
Dieſe Frage will ich hier gar nicht aufwerfen. Ich 
möchte geklärt haben, wie dies Zauberkunſtſtück, 
wie ſich Herr Prehn ausdrückte, fertig gebracht 
wurde. Wenn ich das Gedicht nachher verleſe, 
werde ich beweiſen, daß wir die Behauptung von 
der eigenen Bereicherung gar nicht aufgeſtellt ha⸗ 
ben. Wir fragen nur, wo die Millionen geblieben 
find. An Energie, an Kraft haben wir nichts mehr 
gewonnen. Weshalb alſo ſtatt 5 Millionen 20 
Millionen? Wir wiſſen alle, daß bei ſolchen Pro⸗ 
jekten ſelbſtverſtändlich die Voranſchläge über⸗ 
ſchritten werden, das iſt klar. Weshalb koſtet das 
Projekt ſtatt 5 Millionen 20 Millionen, wie er 
ſelbſt zugibt? Wir haben nachgewieſen, daß es ſich 
auf rund 30 Millionen erhöht hat. Das iſt das 
Geheimnis, das wir im Staatsintereſſe klären 
wollen. Weil das nicht gelang, mußten wir ener⸗ 
giſch werden. Weshalb dieſes Sträuben gegen ei⸗ 
nen parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß, 
wenn 30 Millionen auf dem Spiel ſtehen? Wir 
haben parlamentariſche Anterſuchungsausſchüſſe 
gehabt, bei denen es ſich um perſönliche Angele⸗ 
| genheiten handelte, um Angelegenheiten der Ein⸗ 
wohnerwehr. Da wurde behauptet, die Regierung 
hätte mit Polen Kabruje gemacht. Da wurde ein 
Anterſuchungsausſchuß eingeſetzt, obwohl es jeden 
einen Dreck intereſſiert, was im Senatsgebäude 
herumgeklatſcht wird. Hier geht es um 30 Milli⸗ 
9 5 Man kann ſich an die Penſion Runges hal⸗ 
en. 


Wenn wir alle Leute unter Eid vernehmen 
könnten, werden wir manches merkwürdige Ge⸗ 
rücht aus dem Senatsgebäude herausbekommen. 
Dann würden wir endlich einmal den Fall der 
Anleihe Michael klären können. 1923 wurde eine 
Goldanleihe aufgenommen. Da hatte man kein 


man das nicht bezeichnen. Es iſt wirklich ſo, daß Geld. Man wandte ſich, wie Herr Runge in einem 
man ſogar als Laie durch die niederträchtige An⸗ 
wahrhaftigkeit der Schwindelwirtſchaft hindurch⸗ 
ſehen kann. Beger⸗Runge ſpricht davon, daß ca. 
5 Millionen des urſprünglichen Projektes veran⸗ 
ſchlagt waren. Nachher waren es 20 Millionen. 


Ausſchuß ausſagte, an den Bankkonzern Michael. 
Er ſagte, er mußte ſich an Michael wenden, weil 
Siemens nur baute, wenn er ſich an Michael 


wandte. Michael gab den Goldbetrag in Papieren, 


die nachher nichts mehr wert waren. Da hat man 
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im Senatsgebäude einen üblen Tag erlebt. Von 
den beteiligten Herren Dr. Volkmann und Runge 
wollte keiner, als der Krach losging, die Sache mit 
Michael verbockt haben. Runge ſchrie: „Sie ſind 
es!“, der andere rief: „Sie ſind es!“ Zwei Herren, 
die aus dem Senatsgebäude kamen, ſagten: „Was 
werden wir mit den Michaelpapieren machen?“ 
Heute ſchwebt der Geiſt Runges über dieſen Pa⸗ 
pieren. In der Inflationszeit kann man ſich ver⸗ 
ſpekulieren. Weshalb will man aber etwas ver⸗ 
tuſchen? Das machen wir nicht mit. Wir wollen 
hier einmal die abſolute Klarheit haben, die man 
von gewiſſer Seite nicht haben wollte. Jetzt iſt 
das Geſpenſt Runge weg, jetzt werden alle die⸗ 
jenigen, die unter ſeinem unheilvollen Einfluß 
zurückhielten, ſprechen können, wenn wir ſie hier 
oben im parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß 
eingehend unter Kreuzverhör nehmen. 

Wenn ich unter Strafverfolgung geſetzt werde, 
ſagt der Richter: „Jeder Wahrheitsbeweis wird 
abgeſchnitten.“ Dann iſt der Vorfall erledigt, 
Zeugenvernehmung iſt Eſſig. So wollen wir die 
Sache nicht machen. Dann kommt ein Krach, und 
das Anſehen der Juſtiz leidet darunter. Wenn 
man hier den Wahrheitsbeweis nicht geſtattet, 
gibt es einen Krach. M. D. u. H., aus dem kleinen 
Detail ſehen Sie, wie notwendig es iſt, daß man 
hier Klarheit ſchafft. Es iſt bisher nur mit Phra⸗ 
ſen gearbeitet worden. Der angebliche Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß in der Stadtbürgerſchaft hat 
auch nicht das geringſte zutage gebracht, weil jeder 
ſchwieg und keiner den Mut hatte, ernſthafte Fra⸗ 
gen zu ſtellen. Außerdem hat die Stadtbürger⸗ 
ſchaft nicht die Möglichkeit, Leute eidlich zu ver⸗ 
nehmen. 

Wie wollen wir die Dinge klären? Ich habe 
zunächſt einmal Herrn Runge den Vorwurf ge⸗ 
macht, er hätte in der Affäre Michael einen Mein⸗ 
eid geleiſtet, er hätte erklärt, daß eine Anleihe 
Michael damals nicht gegeben worden wäre. Hier 
behauptete er das Gegenteil. Da habe ich die 
Staatsanwaltſchaft erſucht, gegen Herrn Runge 
das Verfahren zu eröffnen, ich würde meine Zeu⸗ 
gen angeben. Es iſt hier nichts geſchehen, es muß 
aber etwas geſchehen. Wir haben ein paar ganz 
präziſe Fragen geſtellt, die möchten wir beantwor⸗ 
tet haben. Wir wiſſen vorher, daß der Senatsver⸗ 
treter die Anfragen nicht beantworten kann; denn 
ſie müſſen erſt geklärt werden. Deshalb ſtelle ich 
die Fragen jetzt: 

1. Welches Ergebnis hatte die Goldanleihe 
von 1923? Das iſt die ſogenannte Michael⸗Anleihe. 

2. Welche Ausgaben ſind für Bölkau gemacht 
worden, bevor das Geld aus der großen engli⸗ 
ſchen Anleihe einging? 

3. Woher wurde das Geld genommen und 
unter welchen Bedingungen? Man ſagt, daß der 
Konzern Michael das Geld unter merkwürdigen 
Umſtänden gegeben habe. An den Verhandlungen 
waren beteiligt Runge, Konzern Michael, 
Siemens. 

4. Welche Beträge find aus ſtädtiſchen Mitteln 
für den Bau von Bölkau direkt oder indirekt ver⸗ 
ausgabt worden? Das iſt nämlich eins von den 
Runge'ſchen Meiſterſtücken, indem er Betriebs⸗ 


überſchüſſe nahm, um die Koſten für Bölkau zu 
decken. Es war ſehr einfach, zu ſagen, wir ver⸗ 
ſchleiern es bilanzmäßig und ſchrauben dadurch 


die Koſten für Bölkau herab. Daß da ein Betrug (C) 


an den Steuerzahlern vorliegt, iſt doch klar. 

5. Welche Beträge ſind von andern Anleihen 
für Bölkau reſp. Lappin aufgewandt worden? 
Für jede Anleihe iſt der Preis anzugeben ein⸗ 
ſchließlich aller Speſen und Unkoſten. 

6. Wann und wie muß amortiſiert werden? 
Weshalb wurden dem Danziger Unternehmer, 
Siemens nämlich, 78 Prozent Regiekoſten be⸗ 
willigt, obgleich damals der übliche Zuſchlag 40 
bis 42 Prozent betrug? Hier kommen wir näm⸗ 
lich zur Achillesferſe, zu dem wundeſten Punkt 
der ganzen Bölkaugeſchichte. Einem Unternehmer 
werden 78 Prozent Zuſchlag zu den Arbeiterlöh⸗ 
nen bewilligt, ohne daß er das Unternehmerriſiko 
trägt. Das iſt eine ſehr ſmarte Sache. Hier baut 
die Stadt Danzig mit allem Riſiko, bezahlt 20 bis 
30 Millionen, und Siemens ſtreicht kaltlächelnd 
einen Zuſchlag von 78 Prozent Regiekoſten ein. 
Das Geſchäft möchte jeder Danziger auch machen, 
dabei iſt nichts zu verlieren. Die Frage iſt zu 
klären, wie es möglich war, daß dieſe hohen Regie⸗ 
koſten gegeben wurden und wo ſie geblieben ſind. 
Der letzte Lehrling bei Siemens lacht über dies 
Geſchäft. 

7. Weshalb ſind über die Waſſermengen zu 
große Zahlen angegeben? Runge operiert näm⸗ 
lich mit 11000 Kilowatt, nachher wurden es 
2 000 weniger. Kundige Leute jagen, daß ſich 
Runge bei der Waſſermenge etwas verkalkuliert 
gat. Er kalkuliert nämlich, die aufgeſpeicherte 
Energie iſt vom Radaunewerk abhängig. Daß das 
Radaunewerk aber ſo viel Kraft hat, um an 


Winterabenden die ganze Kraft zu geben, iſt aus⸗ (D) 


geſchloſſen. Alſo brauchen wir eine Talſperre. Da 
der Stauſee ja immer ſehr flach iſt, wie man 
weiß, hat man allerhand Kunſtſtücke angewandt, 
da hat man dann mit rechten Winkeln gerechnet. 
Das ſind alles ſolche kleinen Dinge, die wir un⸗ 
bedingt klären müſſen. Wir müſſen unbedingt ein⸗ 
mal einen Sachverſtändigen holen. Laß doch Herr 
Profeſſor Roth herkommen und uns ſagen, was 
los iſt. So geht es nicht wie bisher, daß Herr 
Windel von Runges Gnaden herkommt, und 
daß die Profeſſoren bei ſeinem Vortrag den 
Saal verlaſſen, weil ſie ſagen: „Solchen Quatſch 
hören wir uns nicht an.“ 

8. Weshalb gedenkt die Stadt Danzig einen 
Buchhalter anzuſtellen, der in der Lage iſt, die 
Buchführung der Elektrizitätswerke zu ändern? 
Es iſt nämlich eine fabelhafte Buchführung bei 
unſerm Elektrizitätswerk vorhanden. Die Leute 
mußten dort machen, was Runge wollte, ſonſt 
verſchafften ſie ſich keine gute Nummer. 

Weiter wünſchen wir zu wiſſen, wer hat den 
Vortrag des Siemens⸗Profeſſors Windel veran⸗ 
laßt? Wer hat die Koſten bezahlt? (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wer hat den Likör vorher bezahlt?) — 
Das war ſchon vorher in Elbing! — 

Eins iſt auffallend, noch nichts iſt von unſern 
Behauptungen widerlegt, und doch ſtehen die 
Zahlen feſt. Einwandsfreie Ingenieure erklären, 
daß die Rechtfertigungsſchrift ein heller Wahn⸗ 
ſinn iſt, wie Herr Oberingenieur Prehn ſagt. 
Die Techniker ſind ſich alle einig. Hier iſt nur 
eins zu verzeichnen, ſeit vier Jahren ſchmeißen wir 
Bomben über Bomben, nichts erfolgt als ein 
Strafantrag gegen mich, weil ich ein Gedicht ge⸗ 
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bracht habe, das ſehr ſcherzhaft und neckiſch it. 
Weshalb ſtellt man nicht die Artikel unter An⸗ 
klage, damit ich den Wahrheitsbeweis antreten 
kann? 

So geht es nicht. Wir müſſen unbedingt im 
Intereſſe der Sauberkeit Klarheit ſchaffen. Die 
Klarheit kann nur kommen, wenn wir den An⸗ 
terſuchungsausſchuß einſetzen, wenn hier einmal 
alle dieſe Fragen, die ich geſtellt habe, geklärt 
werden. Der Senat kann die Fragen nicht klären. 
Wir wollen ſelbſt einmal hinter die Wahrheit 
kommen, das iſt der Zweck unſerer Großen An⸗ 
frage. Die Sphinx Bölkau darf für uns keine 
Sphinx ſein. Wir müſſen da unbedingt hinein⸗ 
gucken. Wir müſſen wiſſen, weshalb der Anſchlag 
um 25 Millionen überſchritten wurde; denn wir 
haben folgenden Beweis in der Hand, und dieſer 
Beweis ſchlägt dem Faß den Boden aus: Der 
Strompreis koſtet heute pro Kilowattſtunde, von 
Bölkau bezogen, 19 Pfennig. Herr Profeſſor 
Windel von Siemens Gnaden ſagt zwar nein, 
aber er vergißt die Amortiſation und die Verzin⸗ 
ſung der 30 Millionen einzuſetzen. Das iſt bei 
Runge möglich. Effektiv koſtet der Strom heute, 
das wird auch nicht geleugnet, durch die weiße 
Kohle hergeſtellt, 19 Pfennig. Wir wiſſen, daß 
das Oſtpreußenwerk uns den Strom für 9 Pfennig 
netto gibt. Wir wiſſen, daß wiſſenſchaftlich ein⸗ 
wandfrei feſtſteht, daß nur Luxusſtaaten es ſich 
leiſten können, die weiße Kohle auszunutzen und 
Talſperren zu bauen. Das wußte Herr Runge 
genau jo. Wir, die wir am Kohlengebtet liegen, 
können den Strom viel billiger produzieren. Für 
7 Pfennig wollte ihn Schichau herſtellen, und für 
9 Pfennig bekommen wir ihn jetzt vom Oſtpreu⸗ 
ßenwerk. Nun ermeſſen Sie, was es für die Wirt⸗ 
ſchaft bedeutet, wenn wir den Strom ſo viel 
teurer herſtellen. Die einzelnen Betriebe in Dan⸗ 
zig ſchaffen ſich jetzt ſchon Maſchinen an und ſtellen 
ihren Strom mit Oel ſelbſt her. Da koſtet ſie der 
Strom, den fie ſelbſt als kleine Unternehmer her⸗ 
ſtellen, 12 oder 13 Pfennig. Runge ſetzt alles 
matt, die ganzen Werke. Sie als Steuerzahler 
haben die enormen Zuſchüſſe zu zahlen. „Wir 
zahlen dieſen Mehrwert, da ſoll man eine Sache 
ruhig hingehen laſſen? Denken Sie doch, 30 Mil⸗ 
lionen ſind hoffnungslos fort; denn wir hätten 
den Strom genau ſo von anderwärts bekommen, 
für 9 Pfennig, für die Hälfte. Wir haben 30 
Millionen zu amortiſieren und zu verzinſen. 


Dies Verbrechen, gleichgültig, ob ein ſubjek⸗ 
tives Verſchulden vorliegt oder nicht, können wir 
nicht durchgehen laſſen. Wir müſſen fragen, wie 
es dazu kam. Ein Techniker, der in einer ſolchen 
Aktion ſteht, muß ſich darüber Gedanken machen, 
wieviel das koſtet, muß wiſſen, wie teuer die 
Kohlen ſind, wie er uns hineingeriſſen hat. Der 
Beweis iſt geliefert. Wir bekommen den Strom 
vom Oſtpreußenwerk für 9 oder 10 Pfennig inklu⸗ 
five aller Unkoſten. Jetzt koſtet er uns 19 Pfennig. 
Das ift die Frage, die wir uns zu ſtellen haben, 
die geklärt werden muß, wenn Danzig im Aus⸗ 
lande nicht ausgelacht werden ſoll. Das iſt der 
Sinn unſerer großen Anfrage. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 


Das Wort hat 
der Herr Senator Arczynfki. 
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Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Es iſt mir 
die Aufgabe zugefallen, die etwas veraltete Große 
Anfrage vom 28. November 1928 Nr. 22 zu be⸗ 
antworten. Ich tue es namens und im Auftrage 
des Senats, möchte Ihnen aber zuvor die Anfrage 
ſelbſt noch ins Gedächtnis zurückrufen, da ich be⸗ 
ſtimmt annehme, daß Sie ſie nicht auf Ihren 
Plätzen haben. Die Herren Dr. Blavier und Gen. 
fragen: 

Iſt dem Senat bekannt, daß das Kraftwerk 
Bölkau, welches nach den Voranſchlägen nur 6,7 Mil⸗ 
lionen koſten ſollte, den Herſtellungspreis von ca 31 
Millionen erreicht hat? 

Iſt dem Senat weiter bekannt, daß die Herſtel⸗ 
lungskoſten des Stroms aus dieſem Kraftwerk pro 
Kwſt. rund 20 Pfennig betragen, während der in 
bote Dampfwerk hergeſtellte Strom nur 7% Pfennig 

Welche Maßnahmen gedenkt der Senat als 
oberſte Aufſichtsbehörde zu treffen, um in Zukunft 
eine derartige Verſchleuderung des Vermögens der 

5 Stadt Danzig zu werhindern? 

Die Antwort, die ich zu erteilen habe, iſt folgende: 
Die in Abſatz 1 der Anfrage erwähnte Zahl von 
ca. 31 Millionen Gulden als Herſtellungspreis 
für das Waſſerkraftwerk Bölkau entbehrt jeder 
Grundlage. Sie würde auch dann noch falſch ſein, 
wenn in dieſer Summe die Baukoſten für das 
Waſſerkraftwerk Lappin mit 5,9 Millionen einbe⸗ 
griffen wären. Tatſächlich betragen die Koſten 
für Bölkau rund 18 860 000 Gulden. 

Eine Summe in etwa der Höhe, wie ſie in der 
Anfrage mit 6,7 Millionen Gulden erwähnt iſt, iſt 
nach Umrechnung des Inflationskoſtenanſchlages 
auf Gulden in den erſten Stadien der Bauperiode 
genannt worden. Dieſe Summe iſt jedoch durch be⸗ 
ſondere Umſtände, wie Ausbau der Waſſerkraft⸗ 
werke auf höhere Spitzenleiſtung, Erhöhung der 
Bauſtoffpreiſe und Löhne während der Bau⸗ 
periode, ſowie der Frachten, Fuhrlöhne und Zölle 
und ſchließlich durch die im voraus nicht beſtimm⸗ 
baren und deshalb in jener Zahl auch nicht be⸗ 
rückſichtigten Aufwendungen für Grunderwerb 
und Entſchädigungen erhöht worden. Daß durch 
beſondere unvorherſehbare Erſchwerniſſe — es ſei 
insbeſondere auf die Auseinanderſetzung mit der 
Firma Schichau hingewieſen — die Bauzeit durch 
richterliche Verfügungen verſchiedentlich unter⸗ 
brochen und verlängert werden mußte, und daß 
hierdurch eine weitere und erhebliche Verteuerung 
eintrat, darf als bekannt vorausgeſetzt werden. 

Im übrigen lag der entſcheidende Grund für 
die Herſtellung des Waſſerwerkes nicht ſo ſehr in 
der Möglichkeit, Strom billiger zu liefern, als 
vielmehr darin, daß zur damaligen Zeit die Koh⸗ 
lenpreiſe weſentlich höher waren und auch die ge⸗ 
ſamte Kohlenlieferung ſo ungewiß war, daß es 
ratſam erſchien, vorhandene Mittel einheimiſcher 
Waſſerkräfte unbedingt anszunutzen. 

Die Baukoſten ſind von der Stadtbürgerſchaft 
auf Grund vom Senat geſtellter Anträge faſt ein⸗ 
ſtimmig bewilligt worden. Nachträglich hat noch 
aus beſondere Veranlaſſung ein Sonderausſchuß 
der Stadtbürgerſchaft die zweckdienliche und ord⸗ 
nungsmäßige Verwendung der Baukoſten nachge⸗ 
prüft und beſtätigt. 

Es iſt nicht richtig, daß die Herſtellungskoſten 
für eine Kwſt. im Waſſerkraftwerk 20 Pfennig 
betragen. Sie erreichen tatſächlich nur etwas mehr 
als die Hälfte dieſes Betrages, wobei 


die Til⸗ 


D 


(A) 


(B) Dr. Blavier. 
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gungskoſten der Anleihe für das Waſſerkraftwerk 
eingerechnet ſind. Die Herſtellungskoſten ſind in 
einem neuzeitlichen Dampfwerk allerdings etwas 
niedriger. Sie erreichen aber im allgemeinen 
den in der Anfrage genannten niedrigen Betrag 
nicht. Der Vorteil des Waſſerkraftwerkes beſteht 
darin, daß die Herſtellungskoſten des Stromes 
unter 1 Pfennig je Kwſt. ſinken, wenn die An⸗ 
leihe getilgt ſein wird, was in etwa 16 Jahren 
der Fall ſein dürfte, wohingegen in einem 
Dampfwerk dauernd die Koſten für Kohlen auszu⸗ 
wenden ſind. 

Nach dem geſchilderten Sachverhalt hat der 
Senat als Aufſichtsbehörde keine Veranlaſſung, 
irgend welche Maßnahmen gegen die Stadtge⸗ 
meinde Danzig in Sachen der ſtädtiſchen Betriebe 
zu treffen. 

Auf die heute geſtellte erweiterte Anfrage, 
alſo mehrere Fragen, die Herr Dr. Blavier ge⸗ 
ſtellt hat, bin ich nicht in der Lage zu antworten, 
denn ſolche delikaten Fragen bedürfen natürlich 
ſehr eingehender Prüfung, ehe eine Antwort er⸗ 
teilt werden kann. Falls es gewünſcht wird, werde 
ich auf die weiter geſtellten Fragen in einer der 
nächſten Sitzungen antworten. Ich bitte für heute 
mit dieſer Antwort vorlieb zu nehmen. (Abg. 
Plenikowſki: Der verſteht ſchon, genau ſo wie 
Runge zu antworten! — Abg. Dr. Blavier: Ich 
beantrage Beſprechung.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
auf Beſprechung geſtellt. Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus, die Be⸗ 
ſprechung findet ſtatt. Das Wort hat der Abg. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich 
habe ſchon eingangs betont, daß hier im Plenum 
ſelbſtverſtändlich nur eine formale Antwort zu er⸗ 
warten war; denn das Gebiet iſt derartig delikat 
und von techniſchen Vorausſetzungen durchſetzt, 
daß es gar nicht möglich iſt, alles das, was ich 
fragte, in einer Antwort richtig zu ſtellen. Aber 
ich habe ja vorhin angedeutet, daß wir eine Klä⸗ 
rung auf andere Weiſe, in einem Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß, finden müſſen. Man muß dieſe heikle 
Angelegenheit einmal endgültig aus der Welt 
ſchaffen, entweder zu Gunſten Runges oder zu ſei⸗ 
nen Ungunſten. Der Stadtverordnete Dinklage 
war es, der in der Stadtbürgerſchaft erklärte, daß 
der Senator Runge, als der Bau ausgeführt 
wurde, die Koſtenvorſchläge einfach über den 
Kopf der zuſtändigen Ausſchüſſe hinweg gemacht 
hat. Darüber wollen wir eidliche Auskunft 
haben. Warum hat ſich der Senat den Betrag aus 
der engliſchen Anleihe von den ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften nicht bewilligen laſſen? Das ſind alles 
Eigenmächtigkeiten des Senators Runge, die un⸗ 
bedingt einer Klärung bedürfen. Deshalb ſtehen 
wir auf dem Standpunkt, daß ſich hier im Par⸗ 
lament unbedingt eine Mehrheit finden muß, die 
den parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß ein⸗ 
ſetzt. Wir werden Gelegenheit haben, hier im 
Hauſe die Frage an die einzelnen Parteien zu 
ſtellen, wer zu dem einen Fünftel der Anter⸗ 
ſchriften beitragen will. Wir hoffen, daß die⸗ 
jenigen, die hier die Sache endgültig klären wol⸗ 
len, uns die Unterfhrift zur Einſetzung des 


Anterſuchungsausſchuſſes nicht verweigern werden. 


Wenn überhaupt jemals ein Unterſuchungsaus⸗ 


Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


ſchuß am Platz war, iſt es hier, nicht um das ver: (C) 


gangene Unrecht zu ſühnen, ſondern um für die 
Zukunft derartige Eigenmächtigkeiten führender 
Perſönlichkeiten, gleich welcher Partei, zu ver⸗ 
hindern. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Die Beantwortung des Senats hat drei ſchöne 
Punkte ergeben: Der erſte Punkt iſt der, daß der 
verantwortliche Senator Runge ein Ehrenmann 
ſei, und ſeitens des Senats und des betreffenden 
Senators nichts verfehlt worden ſei. Der zweite 
Punkt iſt der, daß der Senat einen neuen Sün⸗ 
denbock gefunden hat, den er wieder einmal 
braucht, nämlich die Fürma Schichau. Der dritte 
Punkt iſt der, daß der Senat als Aufſichtsbehörde 
der Stadtgemeinde Danzig ſelbſt vorwirft, daß ſie 
gegenüber der Bevölkerung Wucher treibt. 
(Zwiſchenrufe — Unruhe.) Wenn die Behaup⸗ 
tungen des Herrn Senators Arczynſki Tatſachen 
ſind, daß der Preis des Stroms für die Stadt nur 
10 Pfennig beträgt, dann begeht die Stadtge⸗ 
meinde mit einem Preis von 65 Pfennig für den 
Verbraucher den größten und ſchwerwiegendſten 
Wucher. (Sehr richtig! — Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. 

Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Ich muß 
gegen die letzten Ausführungen des Herrn Abg. 
Hohnfeldt ganz energiſch Einſpruch erheben, als 
treibe die Stadtgemeinde Danzig mit ihrem 


Strompreis Wucher. Es muß dabei berückſichtigt (o) 


werden, daß Bölkau allein uns die notwendige 
Kraft nicht liefert, ſondern daß wir dazu auch 
Kohlen verwenden, daß dieſe Kohlen Geld koſten 
und daß die Stromabgabe dadurch verteuert 
wird. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ferner muß 
man berückſichtigen, daß die ſtädtiſchen Betriebe 
auch werbende Betriebe ſind, ich darf das wohl 
als bekannt vorausſetzen. (Zwiſchenrufe.) 
Bizepräfident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Damit iſt Punkt 3 erledigt. Ich rufe 
Punkt 4 auf: 
Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordne⸗ 


ten. 
Druckſache Nr. 583. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. (Er iſt heute wohl Wahlredner! 
links.) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nein, 
jetzt kommen wir nach dem Ausſpruch von Heine 
zur Lyrik, obgleich ſie ſonſt ſchwierig iſt. Aber hier 
iſt Gegenſtand der Strafverfolgung ein dichteri⸗ 
ſcher Erguß, der von Bölkau handelt, und der mich 
vor den Kadi bringen ſoll. Da paßt es ſich, wenn 
hinter dem Drama auch das Satyrſpiel kommt. 
Neulich hat ja anläßlich der Faſtnacht auch der 
Verein der Rheinländer ein Gedicht über Staats⸗ 
kunſt in Danzig produziert. Da auch dieſer Verein 
ſeinen dichteriſchen Erguß dahin abgeſtellt hat, 
ſich über Bölkau luſtig zu machen, ſo ſehe ich nicht 
ein, warum der Verein der Rheinländer nicht 
auch unter Anklage geſtellt wird, der genau das⸗ 
ſelbe über Bölkau ſagt wie ich. Inkriminiert wird 
folgendes Gedicht: 


A) 


(8) 
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Da ſtreiten ſich die Leut! herum 
Um Bölfau und Lappin, 

Im Volks⸗ und Stadt⸗Kollegium 
Sieht man ſie ſich bemühn; 
Die einen ſchrein ſchockſchwerbrett 
Da ſchlag der Deubel drein, 
Das ganze Bölkau ſtinkt ja nett, 
Da muß was unrein ſein. 


Wieſo, woher, warum nicht gar, 

Sagt der Senat zum Plebs, 

Ein Dutzend Milliönchen zwar, 
Vielleicht nicht mehr — Gott geb's — 
Verſchwand, wer weiß wohin, nana, 
Was iſt denn ſchon dabei, 

Wir Danz'ger habens ja dazu, 
Macht bloß nicht ſolch Geſchrei. 


Und alle Mäuler klappen zu 
Auf des Senators Wink. 

Die erſte Bürgerpflicht iſt Ruh, 
Dann dreht man leicht ſo'n Ding. 
Was hätten all die Baurät denn 
Und Doktor ing.⸗s zu tun, 

Als ihren Chef zu ſchützen, wenn 
Die Läſtermäul nicht ruhn. 


Für Stänker in dem Parlament 

Da gibt's der Mittel drei: 

Zum Staatslief'ranten ihn ernennt, 
Das macht „geſinnungstreu“, 

Oder man ſtellt ihn vor's Gericht, 

Das hilft aus aller Not, 

Und funktioniert's auch diesmal nicht, 
Dann ſchweigt die Preſſ' ihn tot. 


Ob national, ob Kommuniſt, 

Ob Sozi oder ſchwars, 

Ein jeder ſieht und kennt den Miſt, 

Der Danzig's Unglück ward; 

Doch wie's in Danzig ja jo Brauch: 
Das Staatswohl? — Was ſchert's mich, 
Wenn man ſich ſelbſt nur füllt den Bauch, 
Parole heißt: Nur Ich. 


Ich wundere mich, daß Herr Plenikowſki nicht auch 
ſchon Strafantrag gegen mich geſtellt hat, weil 
der Gedichtanfertiger ihm auch etwas vorwirft. 
Aber Sie ſehen, ſo ein Gedicht, das gar nicht ein⸗ 
mal juriſtiſch den Tatbeſtand der Beleidigung 
enthält; denn das Faſtnachtsgedicht der Rhein⸗ 
länder ſagt genau dasſelbe, wird herangezogen. 
Daraus wird eine große Staatsaktion gemacht. 
In dieſem Gedicht werden, wie Herr Schneider, 
mein Liebling, feſtgeſtellt hat, Herrn Senator 
Runge Vorwürfe gemacht, daß er öffentliche Gel⸗ 
der verſchleudert habe. Der Vorwurf iſt gemacht. 
„Zu unlauteren Zwecken verwendet“, das iſt ſchon 
zweifelhaft, „ſich ſelbſt aus dieſen Geldern be⸗ 
reichert“ ſtimmt ſchon nicht; denn davon ſteht 
nichts drin. Daß Herr Runge das gemacht hat, 
wird nicht behauptet. 

Was ſoll nun aus ſo einem Strafantrag wer⸗ 
den? Wenn die Immunität aufgehoben wird, und 
wenn ich vor Gericht Herrn Profeſſor Roth von der 
Techniſchen Hochſchule und ſo und ſo viele Inge⸗ 
nieure als Zeugen benennen werde, wird der 
Richter ſagen: „So etwas gibt es nicht, ſelbſt 
vorausgeſetzt, daß Ihnen der Wahrheitsbeweis 
gelingt, müſſen Sie verurteilt werden; denn dieses 
neckiſche Gedicht enthält die Abſicht der Belerot⸗ 
gung. Dann werde ich verknallt. Man geht au 
nichts ein. Dann hat man in der Oeffentlichkeit 
Gelegenheit, zu ſchreiben: „Herr Dr. Blavier iſt 
verurteilt.“ Dann hat Herr Runge recht, und das 
können Sie doch nicht wünſchen. 


jt | geweſen: 
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Das Gedicht der Rheinländer nach der Melo⸗ 
die „Trink Brüderlein, trink“, ſagt im letzten 
Vers: i . 

Das Kraftwerk unſ'rer Radaune 

Bewundert die ganze Welt! 

In Danzig man aber als Laune 

Von einem Senator es hält! 

Von Elbing des Kraftſtroms Bereitung 

Geſichert hat ſich der Staat. 

Man ſiebt es, die „lange Leitung“ 

Iſt heute ja Trumpf im Senat! 

Trink, trink Brüderlein h 
Nun iſt Tatſache, daß die lange Leitung den 
Strom verbilligt hat, es iſt alſo ein kleiner Fehler 
darin enthalten. Aber wenn die Verſe ernſt ge⸗ 
nommen werden, ſteckt ſchließlich genau derſelbe 
Vorwurf drin, wie bei mir. Da wir als Abgeord⸗ 
nete nicht in einem Mädchenpenſionat ſind, auch 
nicht im Verein der Rheinländer, kann man es 
etwas derber ſagen, ſonſt bekommt man Runge 
nicht aus dem Bau. Das haben wir mit dem 
Gedicht gewollt. Wir wollten den parlamenta⸗ 
riſchen Unterſuchungsausſchuß, aber nicht eine 
Strafverfolgung, bei der ich mich mit allen mög⸗ 
lichen Leuten unterhalten muß. Eine Anterhal⸗ 
tung mit Herrn Schneider, der ſich bis heute noch 


nicht von den Vorwürfen über ſein Vorleben ge⸗ 


reinigt hat, ſchafft keine Wahrheit über Bölkau. 
Geben Sie uns die Möglichkeit, und veranlaſſen 
Sie einen parlamentariſchen Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß. Dann erübrigen ſich alle Strafanträge 
wegen Beleidigung. Wenn wir ein Gedicht brin⸗ 
gen, dann iſt uns Runge ganz egal. Wir wollen 
ihn nicht beleidigen, aber wir wollen endlich ein⸗ 
mal jaubere Verhältniſſe ſchaffen. 

Vizepräſident Gaikowſli: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, den 
Antrag auf Strafverfolgung dem Rechtsausſchuß 
zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch es iſt 
ſo beſchloſſen. (Abg. Gerick: Es iſt doch der Antrag 
auf Genehmigung der Strafverfolgung!) Der 
Aelteſtenausſchuß hat vorgeſchlagen, die Sache 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen, und das Haus 
hat demgemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Drucksache Nr. 562. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt jo beſchloſſen. 
Ich rufe Punkt 6 auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuer⸗ 


geſetzes. 

Drucksache Nr. 501 zu Nr. 193. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen. Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die zweite Beratung dieſes Geſetzentwurfs hat ein 
ſehr wechſelvolles Schickſal. Seit Mitte November 
ſteht ſie nun an und iſt bis heute, alſo ein halbes 
Jahr, ſozuſagen in der Verſenkung verſchwunden 
geweſen. (Das iſt doch ſehr gut! links.) Wir 
hatten eigentlich ſchon geglaubt, daß das ein ſtill⸗ 


f ſchweigendes gänzliches Verſchwinden darſtellen 


ſollte. Das wäre vielleicht auch ganz berechtigt 
denn es zeigt ja eine unglaublich fal⸗ 


hatte, Intereſſenten zu fragen. Wir haben nun, 


ſche Einſtellung, weil man es gänzlich unterlaſſen. 
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(Jantzen, Abgeordneter) 

als damals vor einem Vierteljahr die zweite Be⸗ 
ratung anſtand, noch auf dem Platz eines jeden 
Abgeordneten Briefe von den Kraftdroſchkenbe⸗ 
ſitzern und vom Allgemeinen Deutſchen Automo⸗ 
bilklub vorgefunden, die zu dem, was wir der Re⸗ 
gierung im Ausſchuß geſagt haben, noch vieles 
andere Neue brachten. In einem dieſer Briefe iſt 
das Geſetz als eine abſolut feindſelige Einſtellung 
gegen die in Frage kommenden Kreiſe charakteri⸗ 
ſiert worden. Ich mache mir dieſe Beurteilung von 
ſachverſtändiger Seite durchaus zu eigen. Wenn 
das Geſetz nun trotzdem hier eingebracht worden 
iſt, ſo beweiſt das wieder, welcher Wert Regie⸗ 
rungserklärungen beizumeſſen iſt, die beſagen, die 
Regierung wird es ſich angelegen ſein laſſen, die 
Wirtſchaft in Stadt und Land zu ſchützen und zu 
fördern. Das Geſetz zeigt die jeder vernünftigen 
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ſelbſt ſagt, 600 km. zur Verfügung haben. Da iſt 
es doch wirklich eine geradezu unglaubuche Ein⸗ 
ſtellung der Regierung zu ſagen, wir haben hier 
in Danzig genau dieſelben Sätze zu bezahlen wie 
in Deutſchland, bloß weil ſie in Deutſchland ge⸗ 
zahlt werden ſollen. Mit welchem Recht? Wenn 
wir hier in Danzig einen Wagen haben, ſind wir 
nach kurzer Fahrt an den Grenzen. Was hier an 
den Grenzen vor ſich geht, wiſſen wir doch alle zur 
Genüge, Zollſchwierigkeiten, Paßſchwierigkeiten 
uſw. Will man die Grenze überſchreiten, muß 
man Triptiks haben. Das koſtet Geld oder man 
muß irgend einen behördlichen Ausweis eines 
deutſchen Konſulats haben, der auch Geld koſtet. 
Hat man das alles nicht, dann muß man auf 
deutſcher Seite Zoll hinterlegen. Man muß unter 
Umſtänden für die Menge Brennſtoff, die von den 


Ueberlegung Hohn ſprechende Einſtellung der Re⸗ deutſchen Zollbeamten als überſchießend errechnet 


gierung über die Leiſtungsfähigkeit der Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe. 

In den Ausſchußverhandlungen iſt ſeitens der 
Regierung der recht ſchwache Verſuch gemacht 
worden, das Geſetz ordnungsmäßig zu begründen 
und die Notwendigkeit der Abgabe darzulegen. 
Man hätte ja vielleicht über dieſe oder jene Höhe, 
die vielleicht angebracht geweſen wäre, diskutieren 
können. Man hat ſich aber das Leben ſehr leicht 
gemacht und einfach kurzer Hand geſagt, die Land⸗ 
ſtraßen müßten verbeſſert oder neu angelegt wer⸗ 
den, und da iſt es ja ſehr einfach, die Kraftfahrzeu⸗ 
ge werden eben dazu herangezogen. Es iſt ſehr an⸗ 
mutig, an der einen Stelle etwa zu leſen, die Er⸗ 
höhung der Kraftfahrzeugſteuer bedeute eine Er⸗ 
höhung der Koſten für die durch Kraftfahrzeuge 
vermittelte Perſonen⸗ und Güterbeförderung. 
Dies ſteht auf den erſten Blick in Widerſpruch zu 
der Preisſenkungsaktion, an deren Förderung der 
Regierung durchaus gelegen iſt, und die auch von 
der ſteuerlichen Seite her weſentlich unterſtützt 
werden ſollte. Der Widerſpruch verſchwindet, ſo⸗ 
bald man ſich vergegenwärtigt, daß die Erhöhung 
der Steuer mit dem dringenden Geldbedarf für 
die Wegeunterhaltung begründet wird. Mit einer 
derartigen Begründung kann man ja ſchließlich 
jede ſchwere Belaſtung der Wirtſchaft oder auch 
einzelner Wirtſchaftskreiſe verteidigen und ſolchen 
neuen ſteuerlichen Geſetzen die Form einer Fi⸗ 
nanzſteuer oder Zweckſteuer geben. 

Wir ſtehen in dieſem Falle aber auf dem Stand⸗ 
punkt, daß das keinesfalls notwendig iſt, jedes 
Geſetz, das in Deutſchland gemacht wird, ob mit 
oder ohne Recht, hier nun einfach ſang⸗ und klang⸗ 
los zu übernehmen, am allerwenigſten dies hier, 
das in Deutſchland ganz andere Grundlagen vor⸗ 
gefunden hat, wie hier in Danzig. Trotzdem iſt 
dieſes Geſetz in Deutſchland ganz außerordentlich 
ſtark von den Kreiſen, die hierfür in Frage kom⸗ 
men, bekämpft worden, das ſind die Produktion, 
der Handel und der Verbrauch. Auch dieſe haben 
erklärt, daß die in dieſem Geſetz genannten Sätze, 
die ſich im übrigen ja genau den deutſchen an⸗ 
paſſen, lediglich mit dem Amrechnungskurs 1: 1,25, 
auch in Deutſchland ſelbſt untragbar ſind. Nun 
hat man in Deutſchland etwa 150 oder gar 200 000 
km. gut ausgebaute Chauſſeen zur Verfügung, 


während wir hier in Danzig, wie das Geſetz es 


wird, für den betreffenden Weg, der nach beſtimm⸗ 
ten Grundſätzen und Brennſtoffmengen zu Grunde 
gelegt wird, Zoll bezahlen. Es iſt alſo gänzlich 
unrichtig, uns hier in Danzig ein derartig unüber⸗ 
legtes Geſetz wieder einmal vorzulegen; denn man 


ſollte doch eigentlich nun zur Genüge wiſſen, daß 


ſchwere Belaſtungen des Verkehrs ſtets Hemmniſſe 
bringen und Abwanderungen oder Rationierun⸗ 
gen verurſachen. 

Nun iſt geſagt worden, die Sache ſei gar nicht 
ſo ſchlimm, die Erhöhung bei Krafträdern beträgt 
113 Prozent, bei Perſonenkraftwagen 27 Prozent, 
bei Laſtkraftwagen und Motoromnibuſſen 161 
Prozent. Das ſind aber nur Durchſchnittsſätze, 


(C) 


einfach nach der Skala errechnet, die wir im Geſetz (D) 


vorgefunden haben. Eine derartige Statiſtik 
nützt rein gar nichts. Als Beſitzer eines Kraft⸗ 
wagens muß man doch ſeinen eigenen Wagen her⸗ 
anziehen, um zu wiſſen, welche Steuer man zu be⸗ 
zahlen hat. Wenn ich einen auf Vollgummi fah⸗ 
renden Viertonnenlaſtwagen heranziehe, der un⸗ 
gefähr die gleiche Tragfähigkeit hat, ſo habe ich 
das Bild, daß dieſer Wagen nach dem geltenden 


Geſetz 300 Gulden jährlich koſtet, nach dem neuen 


Geſetz rund 1100 Gulden. Man hat hier alſo ein 
Mehr von 800 Gulden zu bezahlen, was 270 Pro⸗ 
zent ausmacht, alſo etwa 100 Prozent mehr als 
die Sätze ſind, die die Regierung in der Begrün⸗ 
dung beigegeben hat. Viel kleinere Wagen, Laſt⸗ 
kraftwagen, die auf Vollgummi fahren, kann man 
nicht heranziehen, weil ſie ſonſt im Verhältnis zu 
Pferdegeſpannen zu unrentabel ſein würden. Man 
muß ſchon eine ziemliche Mindeſtanzahl von Kilo⸗ 
metern, bei einem Laſtkraftwagen von ungefähr 
70 bis 80, zu Grunde legen. Bei Perſonenkraft⸗ 
wagen liegt die Sache vielleicht nicht ganz ſo 
ſchwerwiegend wie in dieſem Fall aber auch ſchon 
ſchwer genug. Wenn ich da einen zwölfpferdigen 
Wagen heranziehe, der als Durchſchnitt zu be⸗ 
trachten iſt, koſtet er nach dem heutigen Abgaben⸗ 
geſetz 352 Gulden jährlich und nach dem neuen 
Geſetz 600 Gulden. Das ſind auch nicht 27 Pro⸗ 
zent, wie es errechnet worden iſt, ſondern 70 Pro⸗ 
zent. Dieſe Mehrbelaſtung trifft in der Haupt⸗ 
ſache die Taxen und Taxenführer, die in Ihren 
Reihen ſitzen, m. H. Sozialdemokraten. 

Bei Kraftfahrrädern iſt ungefähr die Gegen⸗ 
überſtellung 32 Gulden nach dem heutigen, 88 


{A) 


(B) 
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Gulden nach dem neuen Geſetz. Wenn ich auf die 


beiden Briefe, die ich vorhin erwähnt habe, zurück⸗ 
komme, ſo muß auch noch dabei unterſtrichen wer⸗ 
den, daß die Statiſtik beweiſt, daß die meiſten Wa⸗ 
gen aus Deutſchland ſtammen, man kann ruhig 
ſagen über die Hälfte. Deutſche Wagen koſten aber 
heutzutage einen hohen Zoll. Sie wiſſen, daß vor 
ungefähr einem Jahr 72 Prozent Steuern herauf⸗ 
gekommen ſind. Das würde bedeuten, daß heute 
ein deutſcher Perſonenkraftwagen ungefähr 8 bis 
10 000 Gulden Zoll koſtet, ein Laſtwagen etwa 
3 bis 4000 Gulden und ein Kraftfahrrad etwa 
1200 Gulden. Kaum hat man davon in den Zei⸗ 
tungen geleſen, daß ſich in Polen eine Geſellſchaft 
gegründet hat, die ſich mit dem Bau von Automo⸗ 
bilen und ihrer Reparatur beſchäftigen will, hört 
man ſchon davon, daß die polniſche Regierung be⸗ 
abſichtigt, dieſe neue Induſtrie durch erhöhten 
Zollſchutz zu ſichern. (Abg. Dr. Moczynſki. Die 


Fabrik iſt abgebrannt!) Das habe ich geſtern auch 


geleſen, Herr Dr. Moczynſki, aber deswegen iſt 
noch nicht die Abſicht der polniſchen Regierung 
beſeitigt, die wird ſicher auch weiter beſtehen. Die 
Abſicht ſcheint zu ſein, doch mindeſtens auf die heu⸗ 
tigen ſchon reichlichen Steuerſätze einen Prozent⸗ 
ſatz von etwa 80 bis 100 Prozent heraufzulegen. 
Jedenfalls hört man von dieſen Sätzen an meh⸗ 
reren Stellen. 

Wenn alſo der Beſitzer eines ſolchen Wagens 
mit derartigen Unkoſten zu rechnen hat, muß er 
naturgemäß auch eine erheblich höhere Abſchrei⸗ 
bung auf die Wagen machen. Der ganze Wagen 
kommt teurer, und naturgemäß iſt ſeine Grund⸗ 
lage, ſeine Berechnung, ſeine Rentabilität ſelbſt⸗ 
verſtändlich anders einzuſtellen, als wenn alles 
billiger iſt. Es iſt daher ganz klar, daß dieſe 
außerordentliche Erhöhung namentlich bei Laſt⸗ 
kraftwagen nicht mehr allein von dem Beſitzer ge⸗ 
tragen werden kann, ſondern daß er ſie in Form 
von erhöhten Speditionskoſten oder anderen Ab⸗ 
gaben auf den Konſum abwälzen muß. Eine der⸗ 
artige Abwälzung belaſtet aber wiederum die ge⸗ 
ſamte Danziger Bevölkerung. Wir brauchen bloß 
daran zu denken, was es ausmachen wird, wenn 
die Nahrungsmittel des Volkes, Milch, Mehl, 
Kartoffeln oder ſonſt etwas mit erhöhten Spedi⸗ 
tionskoſten belaſtet werden und daher wiederum 
ein erhöhter Einſtandspreis zuſtande kommt. 
Bei der Perſonenbeförderung iſt die Sache ſo 
ähnlich zu bewerten. Wie ich vorhin ſchon ſagte, 
werden die Kraftdroſchkenbeſitzer oder die Taxen⸗ 
führer unbedingt mit erhöhten Forderungen, mit 
neuen Tarifen kommen müſſen; denn es iſt ihnen 
eben nicht möglich, heute bei ſolchen ungeheueren 
Steuerſätzen noch zu den alten Tarifen zu fahren. 
Wenn Sie auch jetzt auf unſeren Druck hin, denn 
wir haben bekanntlich eine erhebliche Ermäßigung 
für dieſe Kategorie beantragt, dieſe 30 Prozent 
von den neuen Steuerſätzen als Ermäßigung ge⸗ 
währen wollen, ſo iſt das noch lange nicht genug. 
Dieſe Erhöhung werden Ihnen die Taxenführer 
trotz der Ermäßigung doch übelnehmen; denn 
ſchon die heutigen Steuerſätze ſind dieſen Kraft⸗ 
droſchkenbeſitzern und Taxenführern viel zu hoch. 
Schon heute können ſie kaum exiſtieren. Ich bin 
der feſten Ueberzeugung, wer im Steuerausſchuß 
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geweſen iſt und die Einſchätzungen ſolcher Kraft⸗ 
droſchkenbeſitzer geſehen hat, der weiß, daß die 
Einnahmen dieſer Leute keineswegs ſo hoch ſind, 
daß ihre Exiſtenz als eine glänzende zu betrachten 
iſt 


Bei den Motorrädern wird das ähnlich liegen. 
Man muß damit rechnen, daß ſich heute ſchon ſehr 
viele Arbeiter ſolch ein Rad zugelegt haben, um 
auf bequeme Weiſe von der Wohnung zur Arbeits⸗ 
ſtelle zu kommen. Sie tun es, um auch die Mög⸗ 
lichkeit zu haben, in der Mittagspauſe nach Hauſe 
zu fahren und ſo häufiger im Kreis der Familie 
zu ſein und Frau und Kinder öfters zu ſehen. 
Dann haben ſie beſſeren Einfluß auf die Erzie⸗ 
hung der Kinder und den Haushalt. Auch dieſe 
Leute ſitzen in Ihren Reihen und werden ganz be⸗ 
ſonders dieſe ſteuerliche Erhöhung, bei der keine 
Ermäßigung iſt, an ihrem eigenen Leibe ſpüren. 

Die von mir bisher Genannten ſind diejenigen, 
die von dem Geſetz direkt betroffen werden. Es gibt 
aber noch eine ſehr große Anzahl von Perſonen, 
die wohl auch vornehmlich zur Gefolgſchaft der 
Sozialdemokraten gehören, die indirekt durch das 
Geſetz geſchädigt werden. Es dreht ſich hier um 
Beſitzer oder Arbeiter in Karoſſeriefabriken, Re⸗ 
paraturfabriken, Polſterwerkſtätten uſw. Dieſer 
ganze Perſonenkreis wird ungefähr auf 15 000 
Perſonen geſchätzt. Alle dieſe ſchädigen Sie durch 
die ungeheueren Sätze. Dieſe ſind eben außer⸗ 
ordentlich hoch und nicht tragbar. Wenn Sie nun 
glauben, daß Sie dieſe Sätze voll hereinbekommen 
werden, ſo irren Sie ſich. Ganz entſchieden werden 
Abwanderungen recht kräftiger Art erfolgen. Es 
iſt eben unmöglich, eine derartige Erhöhung zu 
tragen. 

Mir iſt ein Betrieb bekannt, der heute unge⸗ 
fähr 1400 bis 1500 Gulden zahlt. Nach den neuen 
Sätzen müßte er etwa 6000 Gulden zahlen. Glau⸗ 
ben Sie, daß bei den heutigen mehr als ſchlechten 
Erwerbsverhältniſſen ein Mehr von ungefähr 
4500 Gulden möglich iſt? Es iſt ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß da ein Zuſammenlegen, ein Natio⸗ 


nieren, ein Umlegen und Aendern auf Pferdege⸗ 


ſpanne oder Motorſchlepper erfolgen wird. Ein 
Motorſchlepper iſt vielleicht mit wenigen Jahres⸗ 
raten des Mehrs zwiſchen alten und neuen Sätzen 
zu beſchaffen. Solchen Motorſchlepper kann man 
ſich auch aus einem Laſtkraftwagen mit leichter 
Mühe und allzu große Koſten umbauen. Hinter 
einen ſolchen Motorſchlepper kann man aber, na⸗ 
mentlich wenn er von einem Laſtkraftwagen her⸗ 
rührt, den ich vielleicht mit 25 Pferden einſchätze, 
mit leichter Mühe zwei Wagen anhängen. Das iſt 
polizeilich bekanntlich geſtattet. Zu je 5 Tonnen 
lind das alſo 10 Tonnen, die man anhängen kann. 
Ich bin alſo voll und ganz in der Lage, hinter 
einem Motorſchlepper, für den ich nach dem neuen 
Steuergeſetz geringere Sätze zahle, genau dieſelbe 
Laſt Zu fahren. Ich bin aber auch berechtigt, dieſe 
Anhängewagen ohne Gummibereifung zu fahren, 
muß dann allerdings ein langſameres Tempo 


einſchlagen. Auch zu Pferdegeſpannen kann man 
übergehen. 

Das wird ſich der einzelne Betrieb natürlich 
ausrechnen können, und überlegen müſſen, welche 
Umänderung und Rationierung er vorzunehmen 


So 
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hat. Daß ſie erfolgt, darauf kann die Regierung 
Brief und Siegel nehmen. Ich möchte beinahe 
ſagen, daß die Regierung mit einer ſchwarzen 
Binde behaftet geweſen iſt, da ſie einer modernen 
Entwicklung direkt in den Arm fällt. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Nun, das ganze Geſetz und ſein Ur⸗ 
ſprung iſt wohl hauptſächlich darin zu ſuchen, daß 
die Bauverwaltung, wie ich ſchon vorher geſagt 
habe, die Wege im ſtärkſten Umfange verbeſſern 
will. An und für ſich iſt dies Vorhaben ja natür⸗ 
lich durchaus lobenswert. Aber wir ſtehen doch 
auf dem Standpunkt, daß für ſolche Ausgaben die 
allgemeinen Finanzen heranzuziehen ſind, und 
daß nicht einzelne Zweige des Wirtſchaftslebens 
die Koſten hierfür allein tragen ſollen. Nun hat 
die Bauverwaltung auf Grund wiſſenſchaftlicher 
Aeußerung erklärt, daß der Zuſchlag für Vollgum⸗ 
miwagen gerechtfertigt wäre, weil dieſe Fahr⸗ 
zeuge als hauptſächlichſte Straßenzerſtörer zu be⸗ 
trachten ſind. Ich habe dieſer Auffaſſung im Aus⸗ 
ſchuß ſchon ſehr energiſch widerſprochen und muß 
dieſen Widerſpruch hier wiederholen. Ich habe 
dabei auf die Aeußerung des Inhabers des Lehr⸗ 
ſtuhls für Automobile und Verkehrskraftmaſchi⸗ 
nen an der Techniſchen Hochſchule in Aachen hin⸗ 
gewieſen. Dieſer Profeſſor Lenger ſchreibt unge⸗ 
fähr folgendes: 

Beobachtet man ein Fahrzeug in der Fahrtrich⸗ 
richtung, ſo wird man ſchon bei geringeren Uneben⸗ 
heiten der Fahrbahn ein Hämmern der Räder und 
Achſen der ſogenannten ungefederten Maſſen deutlich 
wahrnehmen können. Die Straßendecke wird nicht nur 
durch das Gewicht des Fahrzeugs, ſondern auch durch 
die Schlagkräfte der Rad⸗ und Achſenmaſſen bean⸗ 
ſprucht. Dieſe Schlagkräfte find meiſtens ein Viel⸗ 
faches des Gewichts des Wagens. Alſo nicht die durch 
die Wagenfelder verhältnismäßig leicht gefederre 
Nutzlaſt, ſondern die nur durch die Elaſtizität der Be⸗ 
reifung gefederte Rad⸗ und Achſenmaſſe iſt der haupt⸗ 
ſächlichſte Straßenzerſtörer. 

Hieraus würde alſo eigentlich hervorgehen, und 
für jeden, der ſich die Sache einmal angeſehen hat, 
iſt es auch klar, daß die auf Pneumatiks fahrenden 
Wagen die hauptſächlichſten Straßenzerſtörer ſind. 
Ich führe dieſen Satz in der Hauptſache aber nur 
an, um dagegen Einſpruch zu erheben, daß die 
Regierung ſich nur eines ihr genehmen Gutach⸗ 
tens bedient hat, um dieſe Prozentſätze für Voll⸗ 
gummireifen als notwendig zu beweiſen. Das 
darf man nicht, das darf keine Regierung. Sie 
muß ſich unter allen Umjtänden von mehreren 
Seiten Gutachten einholen, um dann einen ge⸗ 
raden Weg für ihre Steuerſätze zu finden. Der 
Prozentſatz für Vollgummireifen iſt unter allen 
Umſtänden zu beſeitigen. 

Ich will gern zugeben, daß Laſtkraftwagen 
vielleicht ſtärkere Erſchütterungen mit ſich bringen, 
namentlich in unſeren ſchmalen Straßen, wo die 
Häuſer vielleicht wackeln, weil auch der Unter⸗ 
grund unſerer ganzen Stadt ein gerade nicht erſt⸗ 
klaſſiger iſt. Aber ſolchen Erſchütterungen kann 
man leicht durch Polizeiverordnungen entgegen⸗ 
treten. Man braucht nur anſtatt der bisher zu⸗ 
läſſigen 15 oder 25 Kilometer in der Stadt 6 
Kilometer vorzuſchreiben. Das nimmt Ihnen 
kein Laſtkraftwagenbeſitzer übel. Es iſt gleich⸗ 
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gültig, ob dieſe kleinen, kurzen Straßen nun mit 
6 oder 25 km durchfahren werden. Stellen Sie ſich 
zwiſchen Vorſtädt. 


einmal das Straßenviertel 
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Bei dieſen ſchmalen Straßen ſind es nur Bruch⸗ 
teile von Minuten, die Sie erſparen, wenn Sie 
ſtatt 25 nur 6 Kilometer fahren. Aber viele ſolcher 
Erſchütterungen werden auch durch Fuhrwerke 
hervorgerufen. Denken Sie doch einmal an unſere 
Ziegelfuhrwerke, Sandfuhrwerke, Kohlenfuhr⸗ 
werke von 60 oder 100 Zentner Nutzlaſt und 
einem Eigengewicht des Wagens von etwa 1700 
bis 2000 Kilogramm. Ich glaube, ſtarke Er⸗ 
ſchütterungen werden auch hier hervorgerufen. 
Wenn man glaubt, die 10 Prozent dadurch als 
notwendig beweiſen zu können, daß man nur von 
Erſchütterungen und von Straßenzerſtörungen 
ſpricht, dann iſt das doch eigentlich nur auf Dan⸗ 
zig anzuwenden. Draußen auf den Chauſſeen 
ſpielt eine Erſchütterung meiner Anſicht nach 
überhaupt keine Rolle. Die Meinung der Bauver⸗ 
waltung iſt nach meiner Auffaſſung alſo eine voll- 
kommen irrige und ſcheinbar nur herangezogen, 
um für dieſe ungeheuerlichen Sätze eine Begrün⸗ 
dung zur Hand zu haben. 

Die Wirtſchafts⸗ und intereſſierten Kreiſe 
werden es der Koalition nicht vergeſſen, daß ſie 
entgegen ihren Erklärungen immer nur Bela⸗ 
ſtungen für die Wirtſchaft bringt, anſtatt ſie ihr 
fern zu halten. Als dieſe Aenderung und die 
Stellungnahme der Intereſſenten bekannt wurde, 
haben wir es für richtig gehalten, einen Antrag 
einzubringen, der nur 25 Prozent der vorgeſehe⸗ 
nen Sätze zur Erhebung gelangen laſſen will unter 
gleichzeitigem Fortfall des Zuſchlages von 10 
Prozent für Wagen mit Vollgummibereifung und 
und des alljährlich feſtzuſetzenden Zuſchlages von 
25 Prozent. Da wir aber annehmen, daß die Re⸗ 
gierungskoalition für unſere Anträge kein Ver⸗ 
ſtändnis aufbringen wird, haben wir hier noch 
die Freundlichkeit bewieſen, ganz beſonders auf 
die Kraftdroſchenbeſitzer Rückſicht zu nehmen, weil 
wir deren Los als ſehr ſchlecht anerkennen. (Zu⸗ 
ruf links.) Jawohl, Herr Loops. Darum haben 
wir unſern Antrag eingebracht, daß dieſe unter 
allen Umſtänden in den Genuß der Abgabe von 
nur 25 Prozent der vorgeſehenen Sätze gelangen 
ſollen. Ich vermiſſe dann aber noch in dem Geſetz 
Sicherungen. In den Ausſchußverhandlungen 
haben wir es Ihnen bereits geſagt. Warum den⸗ 
ken Sie nicht daran, daß Gdingen oder Marien⸗ 
burg zu beiden Seiten des Freiſtaates liegen? 
Sie haben wohl noch nicht davon gehört, daß die 
Wagen, namentlich von Gdingen, hier fahren 
werden. Sollen die Wagen in Edingen auf Grund 
der polniſchen Beſtimmungen eingeſtellt werden 
und hier in Danzig immer fahren können? Ich 
glaube, es wäre richtiger geweſen, wenn die Koa⸗ 
litionsparteien und die Regierung unſern dies⸗ 
bezüglichen Anregungen gefolgt wären. Aber man 
ſieht, es wird über alles hinweggegangen, was 
wir Ihnen als für den Staat förderlich vor⸗ 
ſchlagen. 

Es iſt nun weiter geſagt worden, das Auf⸗ 
kommen aus der Kraftfahrzeugſteuer für 1927 be⸗ 
trage 460 000 Gulden. Man ſagt vorſichtigerweiſe 
„geſchätzt.“ Wir leben jetzt im Jahre 1929, die 
Regierung hat es aber bis jetzt noch nicht für 
notwendig gehalten, uns die genauen Zahlen zu 


Graben einerſeits und Breitgaſſe andererſeits vor. (O 


| 


(A) geben. Wir müſſen alfo mit den alten Zahlen 


(B) 
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rechnen. Es wäre ſehr an der Zeit, wenn die Re⸗ 
gierung mit neuen genauen Zahlen aufwarten 
würde. Ich muß mich daher auf ein Rechenexempel 
einlaſſen. Die Regierung ſagt in ihrem Geſetz⸗ 
entwurf, es befinden ſich hier in Danzig 2 000 
Wagen. Inzwiſchen iſt aber über ein Jahr ver⸗ 
gangen. Wenn ich aber dieſe 2 000 Wagen einmal 
annehme und dazu einen Durchſchnittsſatz von 
350 Gulden Steuer für den Wagen anlege, erhalte 
ich als Reſultat ſchon bei dieſem Rechenexempel, 
daß nicht 460 000 Gulden herauskommen, ſondern 
700 000 Gulden. Es iſt mir aber von ſachverſtän⸗ 
diger Seite geſagt worden, daß dieſe Zahl noch zu 
gering wäre. 114 Million wäre der ungefähre 
Betrag, der im Jahre 1927 aufgekommen wäre. 
Nun iſt, wie geſagt, ſeit dem 31. Dezember 1927 
über ein Jahr vergangen. In dieſer Zwiſchenzeit 
ſind hier eine ganze Reihe von neuen Wagen da⸗ 
zugekommen. Man hört heute ſchon Zahlen von 
4500, bald 4 600. Ich will zugeben, daß viel⸗ 
leicht nicht alle Wagen innerhalb dieſer Zahl 
fahrbereit ſind, aber immerhin glaube ich doch, 
daß man mit 3 500 Wagen ſicher rechnen kann. 
Wenn ich da wiederum denſelben Durchſchnittſatz 
von 350 Gulden heranziehe, ſo würde ich bei 3 500 
Wagen dahin kommen, daß für 1928 1,2 Millio⸗ 


nen aufkommen. Die Regierung rechnet mit einem 


Aufkommen aus der Kraftfahrzeugſteuer von 1,6 
Millionen. Sie hat aber wohl ſchon eingeſehen, 
daß wir nicht ſo ganz unrecht haben, wenn wir 
behaupten, daß es zu ſehr ſtarken Abwanderun⸗ 
gen kommen wird. Wenn nun die Regierung ſchon 
jetzt zugeben zu müſſen glaubt und wir ihr ſagen, 
daß nach den alten Sätzen 1,2 Millionen zu er⸗ 
reichen ſind, warum macht ſie dann ein neues 
Geſetz? Sie kann alſo aus dem alten faſt genau 
dasſelbe herausbekommen wie aus dem neuen, bei 
dem doch ein ſehr großes Fragezeichen dahinter zu 


ſetzen iſt. 


Nun hat die Regierungskoalition aus dem 
urſprünglichen Entwurf den Verteilungsmaßſtab 
herausgebracht, ihn neuerdings aber in 
Form wieder eingebracht, die ſich dem alten Maß⸗ 
ſtab ſo ziemlich anſchließt. Wir ſtehen auf dem 


Standpunkt, daß der alte Maßſtab in dem Ge⸗ 


ſetz von 66¼ Prozent für den Staat, für Danzig 
und Zoppot 8 Prozent und für die drei Kreiſe von 
25°), Prozent gänzlich undiskutabel iſt. Wir 
haben daher den Antrag eingebracht, daß die Re⸗ 
gierung wohl für das Einziehen der Steuern 
4 Prozent von vorneweg haben ſoll. Dann ſoll der 
Staat aber nur 36 Prozent bekommen, weiter die 
Stadtkreiſe Danzig und Zoppot als die Kreiſe, 
die wohl in der Hauptſache unter dem ſchweren 
Perſonen⸗ und Laſtkraftwagenverkehr leiden, 20 
Prozent und die drei Kreiſe 40 Prozent. Die Re⸗ 
gierung ſagt ja ſelbſt am Ende des Geſetzes, daß 
der Staat nur 160 Kilometer Chauſſeen beſitzt. 
Mit welchem Recht hat dann der Staat hier 66 
Prozent zu fordern oder neuerdings nach dem 
Antrag 60 Prozent? Das ſieht mir nicht mehr 
danach aus, daß man hier nur eine Zweckſteuer 
konſtruieren will, das ſieht doch nach etwas andern 
Sachen aus. 


einer 
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Auf jeden Fall ſind für uns dieſe Sätze nicht 
annehmbar. Wir müßten unter allen Umſtänden 
verlangen, daß unſern Wünſchen Rechnung ge⸗ 
tragen und der Verteilungsmaßſtab entſprechend 
geändert wird. Wenn wir Ihnen die Anträge ſo 
gebracht haben, wie ich ſie ſoeben vorgetragen 
habe, ſo würde doch vielleicht, wenn Sie uns ver⸗ 
nünftige Gegenvorſchläge machen, mit uns zu 
reden ſein. Aber Vertrauen haben wir nicht zur 
Regierung; denn wir haben ſchon aus dem vori⸗ 
gen Geſetz geſehen, daß ſie den Kreiſen nur 60 000 
Gulden überweiſen wollte. Jetzt kommt der Staat 
und verlangt 60 Prozent von 1,6 Millionen, die 
er ſich errechnet, und das übrige ſoll für die Kreiſe 
bleiben, das iſt ein Trinkgeld. Es iſt geſtern nun 
noch ein Antrag gekommen, den ich bereits im Aus⸗ 
ſchuß geſtellt hatte, der dahin ging, daß das Geſetz 
mit dem 1. März 1929 in Kraft treten ſoll und 
Anwendung auf alle Steuerkarten finden ſoll, 
deren Gültigkeitsdauer nach dem 28. Februar 
1929 beginnt. Die Steuerkarten, deren Gültigkeit 
vor dem 1. März 1929 beginnt, bleiben bis zu 
ihrem Ablauf gültig. Das iſt aber auch das ein⸗ 
zige, was ich an dem Geſetz gut finde. Alles andere 
iſt für uns gänzlich unbrauchbar. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 

Herr Abg. Hallmann. 
Hallmann, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. 
u. H.! Das Kraftfahrzeugſteuergeſetz iſt ſowohl in 
den Sätzen, wie auch in der Vorlage unannehm⸗ 
bar. Es iſt wichtig, hier einmal feſtzuſtellen, wa⸗ 
rum gerade die Kraftfahrzeuge für die ſchlechten 
Straßen herangezogen werden ſollen, außerdem, 
ob das Fahren der Autos die Abnutzung der 
Straßen in ſo erheblichem Maße hervorruft. Es 
iſt keineswegs erwieſen, daß die Kraftfahrzeuge 
mit Hochdruckbereifung derartig die Straßen zer⸗ 
reißen, wie es hier geſchildert wird. Außerdem 
muß auch hervorgehoben und feſtgeſtellt werden, 
in welchem Zuſtand ſich die Straßen nach dem 
Kriege befunden haben und wieviel Autos im 
Jahre 1919 auf den Straßen gelaufen ſind. Es iſt 
wichtig, hierauf näher einzugehen, keineswegs 
kann geſagt werden, daß die Automobile an den 
beſonders ſchlechten Straßen ſchuld ſind; denn die 
Zunahme in der Anzahl der Autos iſt erſt vom 
Jahre 1921, eigentlich erſt von 1923 ab in ſtei⸗ 
gendem Maße zu bemerken. 

An der ganzen Geſetzesvorlage iſt das bedau⸗ 
erlichſte, daß gerade die Nutzwagen herangezogen 
werden. 90 Prozent aller Kraftfahrzeuge ſtehen 
im Dienſte der Wirtſchaft. Es kann heute nicht 
mehr geſagt werden, daß derjenige Luxus treibt, 
der einen Kraftwagen beſitzt. Ganz im Gegenteil, 
der Kraftwagen iſt heute für die mittleren Schich⸗ 
ten im kaufmänniſchen und gewerblichen Leben 
ein unbedingtes Erfordernis. (Zuruf des Abg. 
Beyer.) Auch für jeden Fleiſchermeiſter, Herr 
Beyer. Wenn Sie nicht zufällig Beamter wären 
und vielleicht auch Gewerbetreibender, dann füh⸗ 
ren Sie genau ſo mit Ihrem Nutzwagen zum 
Schlachthof wie jeder andere Fleiſchermeiſter. 


(Abg. Kloſſowſki: Es kommt ganz darauf an, was 
er für Wurſt macht!) Sind Sie ſchon wieder da, 
Herr Kloſſowſki? Ich denke, wir wollen das doch 
laſſen, es lohnt wirklich nicht. (Heiterkeit. ) 
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Dieſe Geſetzesvorlage ſollte eigentlich mehr 
Aufmerkſamkeit verdienen, weil durch ſie 
allein die Kreiſe der Wirtſchaft betroffen werden, 
ſondern weil ſie in ihren Auswirkungen die Allge⸗ 
meinheit trifft. Ich möchte ganz beſonders die 
Parteien in der Regierung ermahnen, die Sache 
nicht ſo leicht auf die Schultern zu nehmen, ſon⸗ 
dern es ſich durch den Kopf gehen zu laſſen, daß 
hier weitgehende Erleichterungen geſchaffen wer⸗ 
den müſſen. Wenn man in den Frühſtunden ſieht, 
welche Mengen Lebensmittel mittels Kraftfahr⸗ 
zeug in unjere Stadt hineinkommen, und was 
alles mit dem Kraftfahrzeug befördert wird, wird 
man unumwunden zugeben, daß es ein Unding 
iſt, wenn hier die Sätze, die 300 Gulden in der 
Höchſtgrenze betragen, bis auf 1180 und 1190 
Gulden hinaufgeſchraubt werden. Wen treffen 
Sie damit? 

Der Herr Regierungsvertreter hat es ſich 
furchtbar leicht gemacht. Das Geſetz iſt einfach 
übernommen, ohne zu prüfen, ob es für unſern 
kleinen Freiſtaat paßt. Hauptſache iſt, 
Geld einkommt. Damit iſt die Arbeit erledigt. 
Wir Volksvertreter müſſen natürlich dahinter 
leuchten, ob das Geſetz ohne weiteres zur Anwen⸗ 
dung kommen ſoll oder nicht. Darüber beſtimmen 
letzten Endes wir. Daher iſt es ſehr wichtig, daß 
wir uns mit dieſem Geſetz noch ſehr eingehend be⸗ 
ſchäftigen. Es iſt auch nicht richtig, daß man hier 
eine Pauſchale feſtlegt und alle andern Sachen, 
wenn es auch in Deutſchland ſo iſt, außer acht läßt 
und nicht gewiſſermaßen eine Verbrauchsſteuer 
ſchafft. Wenn hervorgehoben wird, daß die Ver⸗ 
brauchsſteuer aus dem und dem Grunde nicht 
durchführbar iſt, ſo frage ich Sie, ob es angebracht 
iſt, daß ein Wagen, der jährlich 5000 Kilometer 
läuft, genau ſo beſteuert wird wie ein anderer, 
mit dem 100 000 Kilometer gefahren werden und 
der die Straßen viel mehr abnutzt. Daß das eine 
gerechte Verteilung iſt, kann ich nicht finden. (Es 
ſind gerade die Kraftdroſchken, die ſoviel fahren! 
links.) Man kann die Kraftfahrzeuge nicht beſon⸗ 
ders herausnehmen. Bei einer allgemeinen Ver⸗ 
brauchsſteuer tragen alle gleichmäßig die Laſten. 
Es iſt jedoch ganz ſicher, daß der neue Steuerſatz 
einen Rückſchlag gibt, wenn jemand z. B. zwei 
Laſtwagen beſitzt, die er vielleicht nur in den 
Sommermonaten voll ausnutzt. Wie Herr Abg. 
Jantzen ſchon vorher hervorhob, werden ganz er⸗ 
hebliche Einſchränkungen vorgenommen werden, 
da die Wirtſchaft dieſe hohen Laſten nicht tragen 
kann. 

Netter muß berückſichtigt werden, das wir im 
Freiſtaat gegenüber Deutſchland ſehr hohe Zoll⸗ 
laſten zu tragen haben. Hier liegt die Sache ganz 
erheblich anders als im Deutſchen Reiche. Das 
ſollte doch berückſichtigt werden. Es iſt erwieſen, 
daß bei 600 Kilometern Straßenlängen die Bes 
nutzung vorwiegend durch Automobile erfolgt. 
Man kann, glaube ich, aber nicht allgemein den 
Kraftfahrzeugverkehr heranziehen. Die Straßen 
werden doch auch vom übrigen Fahrzeugverkehr, 
von Fuhrwerken mit Eiſenbereifung und Pferde⸗ 
geſpannen benutzt. (Abg. Kloſſowſki: Heute nicht 


mehr!) Sie müſſen mehr nach außerhalb fahren, 
dann ſehen Sie die Fuhrwerke. (Abg. Beyer: Die 
fahren auf dem Sommerweg!) Die fahren auch 
auf den andern Wegen, höchſtens wenn die Pferde 


nicht fah 
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keine Eiſen haben, wird auf dem Sommerweg ge⸗ 
ahren. 

Wir haben einen Abänderungsantrag einge⸗ 
bracht, wonach die Sätze bedeutend herabgeſetzt 
werden ſollen. Er geht allerdings über den An⸗ 
trag der Deutſchnationalen hinaus. Wenn auch die 
Kraftfahrzeugbeſitzer ſicher bereit ſind, teilweiſe 
zum Bau der Straße beizutragen, ſo muß es doch 
m. E. in dem Rahmen geſchehen, daß es wirtſchaft⸗ 
lich tragbar iſt. Die Sätze unſeres Abänderungs⸗ 
antrages Druckſache Nr. 519 brauche ich Ihnen ja 
nicht bekannt zu geben. Wir bitten Sie, dieſem 
Abänderungsantrag zuzuſtimmen und gleichfalls 
beantrage ich, dies Kraftfahrzeugſteuergeſetz noch— 
mals an den Ausſchuß zurückzuverweiſen, um die 
Sache noch einmal eingehend durchzuprüfen und 
eine brauchbare Vorlage daraus zu machen. 5 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
i Herr Oberregierungsrat 

achſe. f 
Sachſe, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Ich 
möchte die Fragen, die präziſiert und an die Re⸗ 
gierung gerichtet worden ſind, beantworten. Es iſt 
nach der Zahl der Kraftfahrzeuge gefragt worden. 
Am 1. Februar 1929 betrug ihre Zahl 3 253, und 
zwar verteilen ſie ſich auf Krafträder mit 1065, 
auf Perſonenkraftwagen mit 1411, auf Kraftom⸗ 
nibuſſe mit 61 und auf Laſtkraftwagen mit 716. 

Das Aufkommen für das Jahr 1928 iſt auf 1½ 
Millionen geſchätzt worden Davon iſt gar keine 
Rede, ſondern in dem Geſetzentwurf iſt das Auf⸗ 
kommen auf 500 000 Gulden angegeben worden, 
und dieſer Betrag wird wohl kaum überſchritten 
werden. 

Ferner iſt gefragt worden, wie der Möglichkeit 
einer Abwanderung der Kraftfahrzeuge nach dem 
Auslande begegnet werden kann. Ich darf darauf 
hinweiſen, daß die Faſſung des 8 3 des Geſetzes die 
Möglichkeit gibt, auch ſolche Fahrzeuge, die von 
Danzigern im Auslande untergeſtellt werden, 
ſteuerlich zu erfaſſen und jeder Abwanderung zu 
begegnen. 

Schließlich iſt noch der Betriebsſtoffſteuer das 
Wort geredet worden. Ich darf dabei auf die Aus⸗ 
führungen in der Begründung des Geſetzentwurfs 
verweiſen, wo eingehend erörtert worden iſt, aus 
welchen Gründen dieſe Benzinſteuer für Danzig 
nicht in Frage kommt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 

D. U. Hi 


Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der vorliegende Geſetzentwurf, Druckſache Nr. 193, 
hat eine ſchwierige Geburtsſtunde hinter ſich. 
Zweimal wurde dieſer Geſetzentwurf aus dem 
Steuerausſchuß zurückgezogen, weil ſich aller 
Wahrſcheinlichkeit nach die Regierungsparteien 
nicht im klaren darüber waren, ob mit dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorlage etwas anzufangen ſei. Sie erſchien 
dann zum drittenmal im Steuerausſchuß, wo 
zum Erſtaunen feſtgeſtellt werden mußte, daß ſich 
die Regierungsparteien mittlerweile doch einig 
geworden waren, daß dieſe Vorlage, in dieſem 
Fall das Kraftfahrzeugſteuergeſetz, ſchnellſtens 
Geſetz werden müßte. Es wurde nicht viel ge⸗ 
ſprochen, die Abſtimmungsmaſchine im Steueraus⸗ 
ſchuß funktionierte ohne große Debatten. Es wurde 
auch nur über eine Entſchließung verhandelt. Im 
Laufe der Zeit hat ſich aber doch gezeigt, daß die 
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Regierungsparteien nicht einig waren, daß ſie 
das Geſetz ſo, wie es der Ausſchuß verabſchiedet 
hatte, im Plenum vorlegen wollten. Wir haben 
geſehen, daß gerade in den letzten Wochen die Re⸗ 
gierungsparteien mit verſchiedenen Abänderungs⸗ 
anträgen aufgewartet haben, und daß ſie erſt am 
geſtrigen Tage den letzten Abänderungsantrag 
dem Plenum überreicht haben. 

M. D. u. H.! Wir Kommuniſten wiſſen, daß 
dies ein Geſetz iſt, das ſich preisverteuernd auf die 
unteren Bevölkerungsſchichten auswirken wird. 
Wir wiſſen, daß dies ein Geſetz iſt, wovon nicht der 
betroffen wird, der bei der Heranziehung der 
Steuer betroffen werden ſollte, ſondern dieſe 
Steuer wird durch Preiskalkulation abgewälzt 
werden, auch durch Kalkulation der Fahrpreiſe. 
Die unterſten Bevölkerungsſchichten werden es 
wiederum ſein, die die Steuer aufbringen werden. 
Wenn wir uns trotzdem an dieſem Geſetz beteili⸗ 
gen, obgleich wir wiſſen, daß es ein Geſetz iſt, das 
die Laſten auf die unterſten Bevölkerungsſchichten 
abwälzt, ſo tun wir es, um durch unſere Abände⸗ 
rungsanträge zu verſuchen, dieſem Geſetz die größ⸗ 
ten Giftzähne auszubrechen und den daran inter⸗ 
eſſierten Kreiſen etwas Erleichterung zu ſchaffen. 

M. D. u. H.! Es ſtimmt nicht ganz, was der 
Herr Abg. Jantzen hier ausführte, daß die Regie⸗ 
rung bei ihrem Regierungsantritt verſprochen 


habe, die Wirtſchaft zu fördern und dies nicht ge⸗ 


tan habe. Wir unſererſeits ſtellen feſt, daß die 
Regierung durchaus die Wirtſchaft fördert. Ich 
möchte hierbei daran erinnern, daß die Regie⸗ 
rungsparteien oder die Regierung vor nicht all⸗ 
zu langer Zeit die Beförderungsſteuer aufgehoben 
hat. Ich frage das Haus, ob ſeit Aufhebung dieſer 
Steuer ſich die Preisgeſtaltung der Fahrpreiſe be⸗ 
merkbar gemacht hat, ob da eine Senkung der 
Preiſe eingetreten iſt. Es hieß damals, daß die Be⸗ 
förderungsſteuer nicht eher aufgehoben werde, bis 
ein anderer Tarif zuſtandegebracht iſt, und daß 
die Geſtaltung der Fahrpreiſe dieſelbe geblieben 


iſt. Die Wirtſchaft und die beſitzenden Kreiſe, die f 


Kraftfahrzeuge haben, werden wiederum die Nutz⸗ 
nießer durch die Aufhebung der Beförderungs⸗ 
ſteuer ſein. Dasſelbe finden wir bei der Verkehrs⸗ 
ſteuer. Auch hier iſt die Regierung der beſitzenden 
Klaſſe zu einem guten Teil entgegenkommen, in⸗ 
dem man ihr alle Laſten abgenommen hat. Aber 
der unterſten Bevölkerungsſchicht wurden neue 
Laſten auferlegt. Wir wiſſen ganz genau, daß dieſe 
Vorlage eine ganz enorme Steigerung bedeutet. 
Sie bedeutet durchſchnittlich berechnet eine Steige⸗ 
rung der bis jetzt gezahlten Steuer für Kraftfahr⸗ 
zeuge von 100 Prozent, ja noch darüber hinaus. 
Natürlich iſt es erklärlich, daß die 100 Prozent 
nicht die Beſitzer der Autos aufbringen werden, 
ſondern ſie werden abgewälzt werden. Der Beſiker 
eines Laſtkraftwagens, der vielleicht Lebensmittel 


1439 


die recht weit von ihrer Arbeitsſtätte 
wohnen, haben ſich Motorräder zugelegt, um ihre 
Arbeitsſtelle ſchnell erreichen zu können. Eine an⸗ 
dere Fahrgelegenheit iſt nicht da oder ſie geſtaltet 
ſich noch teurer. Aus dieſem Grunde haben ſie ſich 
ein Motorrad gekauft. Das Geſetz ſieht in dieſem 
Fall Steuererleichterungen nicht vor. Motorräder 
von 200 Kubikzentimeter, was noch nicht einmal 
114 Ps bedeutet, laufen heute im Freiſtaat jo gut 
wie gar nicht mehr. Von den Maſchinen, die heute 
in Gebrauch find, iſt wohl die leichteſte mit 4 PS, 
ſo daß der betreffende Arbeiter, der ſolch ein Rad 
beſitzt, hier abſolut für Steuerfreiheit nicht in 
Frage kommt. 

Eine Einbringung dieſes Geſetzes it eine Er⸗ 
ſcheinung, wie ſie in dieſem kapitaliſtiſchen Staat 
eine unbedingte Notwendigkeit iſt; denn wenn 
dieſer Staat exiſtieren will, iſt er gezwungen, Ge⸗ 
ſetze zu ſchaffen, die ihm Geld verſchaffen. Das 
können nur Geſetze ſein, die die Allgemeinheit tref⸗ 
fen und in erſter Linie die unterſten Bevölke⸗ 
rungsſchichten abzuwälzen. Sie verſtehen es auch, 
ſich den Steuerzahlungen zu entziehen. 

Es iſt uns unverſtändlich, daß ſich Vertreter 
der Deutſchnationalen Fraktion immer wieder hier 
hinſtellen und betonen, daß auch ſie dies Geſetz ab⸗ 
lehnen. Wenn die Deutſchnationalen in der Re⸗ 
gierung wären, würden ſie das Geſetz in derſelben 
Form, vielleicht auch noch ſchärfer, einbringen. 
Die Deutſchnationale Fraktion und Partei iſt froh, 
daß ſie jetzt nicht gezwungen iſt, ſolche Geſetze ein⸗ 
zubringen, weil ſie auf den härteſten Widerſtand 
der Bevölkerung draußen ſtoßen würde, beſonders 
wenn die Sozialdemokratie in der Oppoſition wäre. 
Wenn ſich die Sozialdemokratie in der Oppo⸗ 
ſition befände, würde ſie ganz entſchieden gegen 
dies Geſetz ankämpfen. Weil ſie ſich aber jetzt da⸗ 
zu bekannt hat, das Kapital zu unterſtützen, indem 
ſie in die Koalitionsregierung geht, muß ſie den 
Weg weitergehen und helfen, die Schichten auszu⸗ 
preſſen, die ſie angeblich in Schutz nimmt, wenn 
te in Oppoſition ſteht. Die Deutſchnationalen 
müßten der Sozialdemokratie dankbar ſein, daß ſie 
dieſe Geſetze durchführt. Der Lohn, den die Sozial⸗ 
demokratie von der Arbeiterſchaft und der Bevöl⸗ 
kerung draußen zu erwarten hat, wird ſich in den 
nächſten Jahren zeigen. Große Teile werden ſich 
von der Sozialdemokratie abwenden. 

Ueber die Zentrumspartei und ihre Stellung⸗ 
nahme zu dieſem Geſetz Worte zu verlieren, er⸗ 
übrigt ſich. Es iſt ja eine alte Leier, daß die Zen⸗ 
trumspartei gleichfalls meint, der Staat müſſe le⸗ 
ben, daher müſſe man Steuern ſchaffen und ſie 
eintreiben. Auch wenn es die letzte Kuh aus dem 
Stall iſt, wird erklärt, daß bezahlt werden müſſe. 
Nun möchte ich noch ein wenig auf unſern Ab⸗ 
änderungsantrag eingehen, der dieſem Geſetz die 
ſchwerſten Giftzähne ausbrechen und den daran 


transportiert, wird die Erhöhung einkalkulieren. intereſſierten Kreiſen eine Erleichterung bringen 
Das iſt eine ganz natürliche Erſcheinung, die wir ſoll. Wir jagen in Artikel I Ziffer?: „In § 2 Ab⸗ 


immer durchgemacht haben. Es wird derjenige 
betroffen, der gezwungen iſt dieſe Lebensmittel zu 
kaufen. Er wird auch dieſe Steuer aufbringen 
müſſen. 

In unſerm Abänderungsantrag, Druckſache 
Nr. 540 finden Sie das, worauf ich ſchon hinge⸗ 
wieſen habe, daß Kraftfahrräder bis 400 Kubik⸗ 
zentimeter ſteuerfrei ſein ſollen. Viele Arbeiter, 


ſatz 1 Nr. 1 iſt an Stelle von 200 Kubikzentimetern, 
zu ſetzen 400 Kubikzentimeter.“ Ich bin der feſten 
Ueberzeugung, daß wir nur Kreiſen der Arbeiter⸗ 
ſchaft helfen; denn dieſe Leute können ſich keine 
teuren Maſchinen kaufen, die vielleicht 8 oder 12 
P. S. haben. Sie beſitzen eben ſchwächere Maſchi⸗ 
nen und brauchen ſie, um ihre Arbeitsſtätte zu er⸗ 
reichen. Daher möchten wir bis 400 Kubikzentime⸗ 
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ter Steuerfreiheit eingeführt ſehen. Nach dieſem 


Geſetz bedeutet das nicht einen allzu großen finan⸗ 
ziellen Ausfall. Wenn man mit den Arbeitern mit⸗ 
fühlt, läßt ſich dieſe Abänderung ſehr gut durch⸗ 
führen. 

In Abſatz 1 des Artikels! ſoll neu eingeſetzt 
werden, daß Krafträder und Kraftfahrzeuge, die 
nur zur perſönlichen Beförderung von Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigten dienen und deren Eigentum 
ſind, Steuerfreiheit genießen. Man könnte viel⸗ 
leicht mit der Einwendung kommen und ſagen, un⸗ 
ter den Kriegsbeſchädigten befänden ſich Leute, 
die eine ſehr hohe Rente erhalten, denen könnte 
man nicht Steuerfreiheit gewähren. Hierauf möch⸗ 
ten wir von vornherein erwidern, daß der Staat 
oder auch das ehemalige wilhelminiſche Syſtem 
mit ſeinem deutſchnationalem Anhang daran ſchuld 
iſt, daß wir ſolche Kriegsbeſchädigte haben. Weil 
wir Kriegsbeſchädigte beſitzen, iſt es Pflicht eines 
jeden Staates, dieſen Opfern entgegenzukommen. 
Auch die Sozialdemokratie hat kein Recht zu ſagen, 
daß dieſen Kriegsbeſchädigten, die eine hohe Rente 
beziehen, keine Steuerfreiheit zugebilligt werden 
könne. Die Sozialdemokratie hatte es im Jahre 
1928 in der Hand, dafür zu ſorgen, daß ein Kriegs⸗ 
invaliden⸗ oder Rentnergeſetz geſchaffen wurde, 
wonach dieſe Leute keine ſo hohen Renten bekom⸗ 
men würden oder unter Umſtänden ganz leer aus⸗ 
gingen. 

Neu hinzugefügt wollen wir als Stelle 6 haben: 
„Autoomnibuſſe, die dem Perſonenverkehr dienen.“ 
Ich glaube, daß dieſe Forderung bei der Bevölke⸗ 
rung großen Anklang findet. Dieſe Forderung 
müſſen auch die Regierungsparteien verſtehen. 

Wir wiſſen doch, daß heute hier in Danzig ein 
großer Kraftomnibusverkehr beſteht, ſei es nach 
der Höhe, nach der Niederung, nach dem Werder 
oder nach Zoppot. Auch die Regierungsparteien 
mußten wiſſen, daß die Autobuſſe nach der Niede⸗ 
rung, zur Höhe und in das Werder zum größten 


Teil von Arbeitern benutzt werden, weil andere 


Fahrgelegenheiten nicht da ſind. Sie ſind gezwun⸗ 
gen, dieſe Autobuſſe zu benutzen. Wenn aber dieſe 
Steuer ſo beſtehen bleiben ſoll, wird es der Ar⸗ 
beiterſchaft draußen auf dem Lande unmöglich 
ſein, weiterhin die Autobuſſe zu benutzen, weil, 
wie ich ſchon eingangs meiner Rede ſagte, die Ge⸗ 
ſtaltung der Fahrpreiſe eine andere werden wird, 
weil die Beſitzer der Autobuſſe dieſe Steuer in die 
Fahrpreiſe einkalkulieren werden. Eine enorme 
Steigerung wird eintreten, und letzten Endes wer⸗ 
den die Landarbeiter die Betroffenen ſein, da ſie 
die Autobuſſe benutzen müſſen. Man wird ihnen 
dadurch wieder etwas von dem wenigen Geld 


wegnehmen, das ihnen auf dem Lande zur Ver⸗ 


fügung ſteht. Wir glauben, daß es auch die Regie⸗ 
rungsparteien einſehen werden, daß es durchaus 
möglich iſt, unſere Forderung durchzuführen, wenn 
man nur den Willen hat, der Landarbeiterſchaft 
entgegenzukommen. 
Wir ſagen weiter unter Ziffer VI S 6. 
In Abſatz (3) iſt an Stelle von 50 Gulden zu 
ſetzen 25 Gulden. Abſatz (4) iſt zu ſtreichen. 
Was wollen wir damit? (Abg. Loops: Hör nur 
auf, es iſt genug!) Das iſt meine Sache. Ich werde 
aufhören, wenn ich es für richtig halte. Wir wol⸗ 
len weiter, daß in Ziffer XI, § 11a der letzte Satz 
geſtrichen wird, und zwar heißt es dort: 
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a ſtattende Betrag iſt auf volle Gulden nach unten 
abzurunden. Ein Betrag unter 5.— Gulden wird nicht 
erſtattet. 3 - 


Wir jagen, wenn die Regierungsparteien, bei de⸗ 
nen die Sozialdemokratie die ausſchlaggebende 
Rolle ſpielt, da ſie 42 Abgeordnete hat, ſagen, daß 
ein Betrag unter 5 Gulden nicht erſtattet wird, ſo 
heißt das, daß die Betroffenen, denen die Steuer⸗ 
kaſſe 5 G ſchuldet, dieſe nicht zurückbekommen jol- 
len, wogegen alles, was über 5 Gulden hinaus⸗ 
läuft, zurückgezahlt werden ſoll. Auch dies betrifft 
nur den kleinen Mann, den Arbeiter, den kleinen 
Gewerbetreibenden. Es wäre nur zu begrüßen, 
wenn dieſer Satz geſtrichen würde, der durchaus 
keinen großen Finanzausfall bedeutet. Es iſt ſehr 
gut möglich, den Betroffenen die Summe zurückzu⸗ 
zahlen, wenn es auch weniger als 5 Gulden ſind. 

Wir kommen dann zu dem Verteilungsſchlüſſel. 
Wir jagen, daß der Verteilungsſchlüſſel jo, wie ihn 
das Geſetz vorſieht, vollkommen ungerecht iſt. Nach 
dem Geſetz ſieht er vor, daß der Staat 66°, Prozent 


die drei Kreiſe nur 25", Prozent. Die Regierungs⸗ 
parteien haben dann noch einen Abänderungsan⸗ 
trag eingebracht, welcher aber eine merkliche Ver⸗ 
ſchiebung auch nicht vorſieht. 

Wenn man den Schlüſſel nimmt und die Be⸗ 
rechnung nach der vorhandenen Kilometerzahl in 
den Landkreiſen aufſtellt, wie auch in der Stadt⸗ 
gemeinde Zoppot, ſo kommt man ganz entſchieden 
zu einer anderen Berechnung. Nach der Nachwei⸗ 
ſung des Hochbauamts hat der Staat 158 km an 
Straßennetz zu unterhalten, die Stadtgemeinde 
Danzig 175 km, die Gemeinde Zoppot 41 km, der 
Kreis Danziger Höhe 110 km, Danziger Niede⸗ 
rung 108 km, Großes Werder 226 km. Wenn man 
die Kilometerzahl der zuletzt genannten drei Kreiſe 
zuſammenzählt, ſo finden wir, daß zirka 350 km 
an Straßennetz zu unterhalten ſind. Dagegen ha⸗ 
ben der Staat, die Stadt Danzig und die Stadt 
Zoppot ziemlich dieſelbe Kilometerzahl an Stra⸗ 
ßennetz zu unterhalten. Man kann es nicht ver⸗ 
ſtehen, wie die Regierungsparteien zu dieſem 
Rechenmodus gekommen find, dem Staat 60 
Prozent zu bewilligen und den Landkreiſen nur 
30 Prozent. Der reſtliche Teil verbleibt der 
Stadtgemeinde Zoppot. Die Verteilung iſt derart 
ungerecht, daß ſie unbedingt einer Umſtellung 
bedarf. 

Es iſt nicht damit abgetan, wenn die Regie⸗ 
rung oder die Regierungsparteien in ihrem Ab⸗ 
änderungsantrag ſagen, daß, wenn innerhalb eines 
Jahres eine Einigung über den Verteilungsmaß⸗ 


teilungsſchlüſſel auf Grund der Einwohnerzahl 
innerhalb der Kreiſe, wie auch in der Stadt, feſt⸗ 
gelegt würde. Wir ſagen in unſerem Abänderungs⸗ 
antrag, daß der Staat 20 Prozent erhalten ſoll, 
die Stadtgemeinde Danzig das gleiche, der Stadt⸗ 
kreis Zoppot 5 Prozent, der Kreis Großes Werder 
25 Prozent, der Kreis Danziger Höhe 15 Prozent, 
der Kreis Danziger Niederung ebenfalls 15 Pro⸗ 
zent. Wenn Sie dieſem Antrag Ihre Zuſtimmung 
geben, haben Sie einen Verteilungsſchlüſſel gefun⸗ 
den, der die Steuer einigermaßen gerecht verteilt. 
Dann werden die Kreiſe auf Grund der Kilometer⸗ 
zahlen zu dem kommen, was ſie unbedingt brau⸗ 
chen, um ihr Straßennetz inſtand halten zu können. 


erhalten ſoll, die Stadt Zoppot 8 Prozent, dagegen 


ſtab nicht erzielt würde, ſtaatlicherſeits der Ver⸗ 


on 


Der nach den Vorſchriften in Abi. 1 und 2 zu ers (O) 


D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 70. Sitzung. Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


(Ovitz, Abgeordneter) 

M. D. u. H.] Wenn im Ausſchuß davon gefaſelt 
wurde, daß man eine Anleihe aufnehmen wolle, 
um evtl. eine Autoſtraße zu bauen, dann wiljen 
wir von vornherein ſchon heute, wie dieſe Auto⸗ 
ſtraße ausſehen wird. Dann wiſſen wir heute ſchon, 
daß dieſe Autoſtraße von Danzig nach Zoppot 
gehen wird, wo eine andere Welt verkehrt, aber 
nicht die Arbeiterſchaft. Wir wiſſen, daß damit 
auch wieder eine Steigerung der Fahrpreiſe zuſam⸗ 
menhängen wird und damit natürlich auch wieder 
eine Ausplünderung der unterſten Bevölkerungs⸗ 
ſchichten. M. D. u. H.! Wir verlangen von Ihnen, daß 
Sie unſerm Antrag zuſtimmen ſollen. Wir wiſſen 
von vornherein, daß Sie unſern Antrag wie jeden 
Antrag der Oppoſition glattweg ablehnen werden, 
weil es im Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staates 
liegt, recht viel Geld heranzubringen, damit dieſer 
Staat ſeine Exiſtenzmöglichkeit weiter hat. Wir 
würden es verſtehen, wenn eine Deutſchnationale 


Partei uns einen ſolchen Geſetzentwurf vorlegen 


würde, verſtehen es aber nicht, wenn eine angeb⸗ 
liche Arbeiterpartei, die überall in den öffentlichen 
Verſammlungen predigt, daß ſie die Intereſſen der 
Werktätigen wahrnehmen will, es fertig bringt, 
ein derartiges Geſetz hier dem Hauſe vorzulegen. 
Es iſt nicht zu verſtehen, daß ſie der Bevölkerung 
im allgemeinen ſolch ein Geſetz anbietet, trotzdem 
ſie ſich von vornherein darüber im klaren iſt, daß 
dieſe geſamten Steuereinnahmen auf die unterſte 
Bevölkerungsſchicht abgewälzt werden. 

Wir werden dieſem Geſetz unſere Zuſtimmung 
nur dann geben, wenn unſere Abänderungsanträge 
angenommen werden. Wir werden für unſeren Ab⸗ 
änderungsantrag eintreten und werden ſehen, ob 
die Regierungsparteien gewillt ſind, den daran 
intereſſierten Kreiſen und der Arbeiterſchaft ir⸗ 
gendwie entgegenzukommen. 

Präſident: M. D. u. H.! Wie mir berichtet 
worden iſt, hat der Herr Abg. Hallmann einen An⸗ 
trag zur Geſchäftsordnung geſtellt, dieſe Vorlage 
zur nochmaligen Beratung an den Ausſchuß zu⸗ 
rückzuverweiſen. Ehe wir weiter über das Geſetz 
debattieren, muß über dieſen Antrag abgeſtimmt 
werden. Ich bitte alſo die Damen und Herren, die 
dieſe Vorlage an den Ausſchuß zur nochmaligen 
Beratung zurückverweiſen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 


iſt abgelehnt. Das Wort hat Herr Oberregierungs⸗ 
rat Sachſe. 

Sachſe, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Ich 
bitte Sie, die Abänderungsanträge, die in Druck⸗ 
ſache Nr. 540 enthalten ſind, abzulehnen. Die 
Grenze für die Steuerfreiheit der kleinen Kraft⸗ 


räder iſt mit 200 Kubikzentimeter weit genug ge⸗ 
zogen. Im Reich iſt die Grenze die gleiche. Sie 
beträgt in Pferdekräften ausgedrückt, bei Vier⸗ 
taktern % und bei Zweitaktern 1½ Pferdekräfte. 
Man muß bei der Beſteurung der Krafträder un⸗ 
ter dem Geſichtspunkt des Straßenbaues und der 
Straßenerhaltung nicht allein das Gewicht der 
Krafträder in Betracht ziehen, ſondern auch die 
Schnelligkeit, mit der ſie ſich bewegen. Es iſt be⸗ 
kannt, daß die Krafträder auf den Landſtraßen 
außerhalb der geſchloſſenen Ortſchaften mit außer⸗ 
ordentlich großer Schnelligkeit fahren. Schließlich 
hält ſich die Beſteuerung der Krafträder in mäßi⸗ 
gen Grenzen. 
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Auch was die Steuerbefreiung für die Kriegs⸗ 
beſchädigten anlangt, ſo bitte ich ſie abzulehnen, 
aber nicht aus dem Grunde, weil den Kriegsbe⸗ 
ſchädigten nicht geholfen werden ſoll, ſondern weil 
dieſe Beſtimmung, ſo wie ſie lautet, nicht in das 
Geſetz hineingehört. Sicher ſoll den Kriegsbe⸗ 
ſchädigten, die in ihrer Gehfähigkeit beſchränkt 
ind, durch Steuernachlaß oder ⸗erlaß geholfen 
werden. Das geſchieht auch jetzt ſchon. Aber dieſe 
Beſtimmung gehört nicht in das Geſetz. Es muß 
der Würdigung des einzelnen Falles vorbehalten 
bleiben, ob und inwieweit für einen Kriegsbe⸗ 
ſchädigten ein Steuernachlaß oder ⸗erlaß erfolgen 
ſoll. Es gäbt Kriegsbeſchädigte, deren Gehfähigkeit 
durch ihre Kriegsbeſchädigung nicht beeinträchtigt 
iſt und die nach ihrer wirtſchaftlichen Lage im⸗ 
ſtande ſind, die Steuer zu entrichten. Andererſeits 
gibt es auch Zivilbeſchädigte, die in ihrer Geh⸗ 
fähigkeit beſchränkt ſind. Dieſe würden, wenn dieſe 
Vorſchrift, wie ſie lautet, in das Geſetz aufgenom⸗ 
men wird, ausgeſchloſſen ſein. Das iſt doch ſicher⸗ 
lich nicht beabſichtigt. Die Vorſchrift gehört alſo 
in die Ausführungsbeſtimmungen und iſt dafür 
vorgeſehen. 
Der Gedanke des Geſetzes iſt, die Kraftfahr⸗ 
zeuge nach dem Maß, wie ſie die Straßen bean⸗ 
ſpruchen und benutzen, durch Beſteuerung zu den 
Straßenbaukoſten heranzuziehen. Folgt man die⸗ 
ſem Gedanken, ſo muß man die Kraftomnibuſſe den 
Laſtwagen gleichſtellen. Wenn jetzt die Steuer für 
Kraftomnibuſſe weſentlich höher wird, als bisher, 
jo äſt dazu zu ſagen, daß die Steuer unter den Ge⸗ 
ſichtspunkt der Straßenerhaltung zu niedrig war. 
Natürlich werden die Kraftomnibusbeſitzer die 
Kraftfahrzeugſteuer auf ihre Fahrgäſte abwälzen, 
und es mag richtig ſein, daß dadurch viele Minder⸗ 
bemittelte getroffen werden, aber die Zahl der 
Schultern, auf die die Steuer abgewälzt wird, iſt 
bei den Kraftomnibuſſen doch eine große. Schließ⸗ 
lich iſt es auch billig, daß jeder, der mit dem Kraft⸗ 
fahrzeug die Straßen benutzt, ſein Scherflein dazu 
beiträgt, daß die Straßen unterhalten und inſtand⸗ 
geſetzt werden. 
Auch die übrigen Abänderungsanträge zu Zif⸗ 
fer 6 und 11 bitte ich abzulehnen und das Geſetz 
in der Form anzunehmen, wie es aus dem Steuer⸗ 
ausfchuß vorgelegt worden iſt. 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu Ar⸗ 
tikel I, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich laſſe erſt über die Abänderungsanträge und 
Eventualanträge abſtimmen und zuletzt über den 
Artikel J ſelbſt. Zuerſt ſtimmen wir über den Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Jantzen u. Gen. in 
Druckſache Nr. 510 ab: 
Wir beantragen zu Artikel I 
Abſchnitt IV S 4: 
In Abſ. (1) Nr. 1 iſt an Stelle von 10.— G zu 
ſſetzen 2,50 G. 
In Abi. (1) Nr. 2 iſt an Stelle von 15,— G zu 
jegen 3,75 G. 
In Abi. A Nr. 3 iſt an Stelle von 37,50 G zu 
ſetzen 950 G. 
In Abſ. (1) Nr. 4 iſt an Stelle von 18,75 G zu 
ſetzen 4,75 G. 

Der Abſ. (3) iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt XIII 8 14a 

iſt zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Abände⸗ 
rungsanträge annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Wir 


— 
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(Präſident) 


kommen nun zur Abſtimmung über den Eventual⸗ 
antrag des Abg. Jantzen u. Gen. in Druckſache Nr. 
510: 
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Wir beantragen im Falle der Ablehnung unſeres 
Antrages den Steuerſatz Artikel I Abſchnitt IV § 4 
Abi. (1) Nr. 2 von 15,— G auf 3,75 G zu ermäßigen, 
folgenden Zuſatz hinter den Worten „davon 15,— G“: 
„ſoweit ſie gewerbsmäßig dem öffentlichen Verkehr 
dienen (Kraftdroſchken) für je 100 Kubikzentimeter 
Hubraum oder einen Teil davon 3,75 G.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Even⸗ 
tualantrag annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men jetzt über die Abänderungsanträge des Abg. 
Hallmann u. Gen. in Druckſache Nr. 519 ab: 

Wir beantragen zu Artikel I Abſchnitt IV 8 4: 
In Abi. (1) Nr. 1 iſt an Stelle won 10,— Gulden zu 

ſetzen 7,— Gulden. 

In Abſ. (1) Nr. 2 iſt an Stelle von 15,— Gulden zu 
ſetzen 10,— Gulden. 

In Abſ. (1) Nr. 3 iſt an Stelle von 37,50 Gulden zu 
ſetzen 18, — Gulden. 

In Abi. (1) Nr. 4 iſt an Stelle von 18,75 Gulden zu 
ſetzen 9. — Gulden. 

Abſchnitt XIII 8 14a iſt zu ſtreichen. a 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Anträge 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über die Abänderungsanträge des Abg. Opitz u. 
Fr. in Druckſache Nr. 540 ab: 

Wir beantragen zu Artikel I Ziffer II, 8 2: 

In Abſ. (1) Nr. 1 iſt anſtelle von 200 Kubikzenti⸗ 
meter zu ſetzen 400 Kubikzentimeter. 
In Abſ. (1) iſt neu einzuſetzen: 

5. Krafträder und Kraftfahrzeuge, die nur zur per⸗ 
ſönlichen Beförderung Schwerkriegsbeſchädigter 
dienen und deren Eigentum ſind; > 

6. Autoomnibuſſe, die dem Perſonenverkehr dienen. 
Ziffer VI, 8 6. 

In Abſ. (3) iſt an Stelle von 50, — G zu ſetzen 25. — G. 
Abſ. (4) iſt zu ſtreichen. 
Ziffer XI 8 11a. 
In Abſ. (3) iſt der letzte Satz zu ſtreichen. 
Ziffer XIII, 8 14b. 
In Abi. (2) iſt zu ſetzen: 
der Staat 20 w. H. 
der Stadtkreis Danzig 20 v. H. 
der Stadtkreis Zoppot 
der Kreis Gr. Werder 
der Kreis Dig. Höhe h 
der Kreis Dig. Nied. 15 v. 5. 5 
Wer dieſe Anträge annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das ijt die Minderheit, ſie ſind abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen jetzt über die Abänderungsan⸗ 
träge des Abg. Jantzen u. Fr. in Druckſache Nr. 
544 ab: 

Wir beantragen zu Artikel I Abſchnitt XIII 8 14b: 

Der § 14b wird in ſeiner urſprünglichen Faſſung 
wieder hergeſtellt. Jedoch der Abſatz (2) wie folgt ge⸗ 


ändert: 
der Staat 36 v. 9 
der Stadtkreis Danzig 20 v. 9. 
der Stadtkreis Zoppot 20 v. H. 
der Kreis Gr. Werder 40 v. H. 
der Kreis Danziger Höhe 40 w. 9 


der Kreis Dig. Niederung g 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Abän⸗ 
derungsanträge annehmen wollen, ſich zu erheben. 


— Das iſt die Minderheit, ſie ſind abgelehnt. Wir 


ſtimmen jetzt über die Abänderungsanträge der 
Abg. Gerick, Mathieu, Frau Richter u. Fr. in 
Druckſache Nr. 596 ab: 


Wir beantragen: 5 
Zu Artikel I Ziffer IV § 4 Abi. (1) Ziffer 2: 


In Abi. 2 iſt am Schluß ſtatt des Punktes ein 
Semikolon zu ſetzen. Alsdann iſt neu hinzuzuſetzen 
„ſie ermäßigt ſich um weitere 30 v. H. des nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſetzten Betrages für 


Donnerstag, den 14. Februar 1929. 


die gewerbsmäßig dem öffentlichen Verkehr dienenden (CO) 
als ſolche polizeilich zugelaſſenen Kraftdroſchken“. 

Zu Art. I Ziffer XIII: 

In 5 14a Abſ. 2 das Datum „31. März 1929“ durch 
„31. März 1930“ zu erſetzen. 

§ 14b erhält folgende Faſſung: 

(1) Das Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer iſt 
in voller Höhe — abzüglich 4 v. H. für die Verwal⸗ 
tung der Steuer durch den Staat — für den Bau von 
Automobilſtraßen, für die Anpaſſung beſtehender 
Chauſſeen und Straßen an die Bedürfniſſe des Kraft⸗ 
fahrzeugverkehrs und für die Unterhaltung ſolcher 
Straßen zu verwenden. 

(2) Zu dieſem Zwecke erhalten von dem zur Ver⸗ 
teilung kommenden Beträgen: 

der Staat 60 v. 

die Stadtgemeinde Danzig \ 10 v 5 

der Stadtkreis Zoppot ar 

die Kreiſe Gr. Werder, Danziger 

Höhe, Danziger Niederung 30 v. H. 

(3) Der auf die Geſamtheit der Landkreiſe ent 
fallende Anteil iſt von den Landkreiſen im gegen⸗ 
jeitigen Einvernehmen auf die Kreiſe unterzuverteilen. 
Kommt eine Einigung hierüber bis zum Beginn des 
Etatsjahres nicht zustande, jo erfolgt die Verteilung 
je zur Hälfte nach der Bevölkerungszahl, die auf 
Grund der letzten Volkszählung feſtgeſtellt iſt und 
nach der vom Senat feſtzuſtellenden Länge der be⸗ 
feſtigten Landſtraßen außerhalb der geſchloſſenen Ort⸗ 
ſchaften nach dem Stande von 31. Dezember des ver⸗ 
floſſenen Jahres. i 

Die Verteilung zwiſchen den Stadtkreiſen erfolgt 
in entſprechender Weiſe. 


Zu Art. IV: 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. 3. 1929 in Kraft 
und zwar 


a) hinſichtlich der Steuerfeſtſetzung für die Erneue⸗ 
rung einer Steuerkarte, falls die Gültigkeitsdauer 
der neuen Karte nach dem 28. 2. 1929 beginnt, 

b) im übrigen hinſichtlich aller Steuerfeſtſetzungen, 
die nach dem 28. 2. 1929 von der Steuerſtelle vor⸗ 
genommen werden. (D) 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Anträge 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, die Anträge ſind angenommen. Wir 
ſtimmen jetzt über Artikel I ab, wie er durch die 
Annahme der Abänderungsanträge in Druckſache 
Nr. 596 verändert iſt. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den ſo veränderten Artikel annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
Artikel I it angenommen. Ich rufe Artikel II auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Abänderungsan⸗ 
träge ſind nicht geſtellt. Ich darf daher wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Mehrheit, die Artikel I angenom- 
men hat, auch den Artikel I annimmt. Widerſpruch 
wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. Artikel III 
fällt fort. Zu Artikel IV liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag der Abg. Fooken, Mathieu, Siebenfreund 
u. Fr. in Druckſache Nr. 613 vor: 
Wir beantragen den Abſatz „Zu Art. IV“ zu 
ſtreichen und durch folgenden Wortlaut zu erſetzen: 
„Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. März 1929 in 
Kraft und findet Anwendung auf alle Steuerkarten, 
deren Gültigkeitsdauer nach dem 28. Februar 1929 
beginnt. Steuerkarten, deren Gültigkeitsdauer vor 
dem 1. März 1929 beginnt, bleiben bis zu ihrem 
Ablauf gültig und unterliegen den bisher geltenden 
Vorſchriften.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Ich laſſe nun über den ſo veränderten 
Artikel IV abſtimmen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, Artikel IV iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf und ſtelle die 
Annahme feſt. Das Geſetz iſt ſomit in zweiter Le⸗ 
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jung angenommen. Ich rufe, da Punkt 7 abgeſetzt 
iſt, Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Ange⸗ 
legenheiten über den Antrag des Abg. 
Langnau u. Fr. auf Verbeſſerung der Ver⸗ 
hältniſſe der Landarbeiter. 

Druckſache Nr. 581 zu Nr. 381. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Am 24. Ja⸗ 
nuar dieſes Jahres waren 10 Jahre vergangen, 
ſeitdem durch die ſozialdemokratiſchen Miniſter die 
vorläufige Landarbeitsordnung geſchaffen wurde. 
Wie bekannt, ſtanden die Landarbeiter bis zu der 
Revolution 1918 unter der preußiſchen Geſindeord⸗ 
nung und zwar auf Grund des Geſetzes von 1854. 
Die Agrarier, die Junker, waren die Gewalthaber 
über die Lohnſklaven. Ihnen ſtand nach dem Ge⸗ 
ſetz ſogar das Recht zu, die Landarbeiter zu züchti⸗ 
gen, und das haben ſie auch ausgiebig ausgenutzt. 
Als im Jahre 1918 die deutſche Monarchie zu⸗ 
ſammenbrach, waren es die Landarbeiter, die mit 
aller Energie die Beſeitigung der Geſindeordnung 
forderten. Infolge des Drucks der Landarbeiter 
mußte man die Geſindeordnung aufheben. Anſtatt 
aber die Landarbeiter unter die Gewerbeordnung 
zu ſtellen, ſchufen die ſozialdemokratiſchen Miniſter 
erneut ein Ausnahmegeſetz, welches uns bekannt 
iſt, die vorläufige Landarbeitsordnung. Karl 
Marx ſchreibt im „Kapital“, Band 1: 

Wie in der ſtädtiſchen Induſtrie wird in der mo⸗ 
dernen Agrarkultur die geſteigerte Produktionskraft 
und größere Flüſſigmachung der Arbeit erfaßt durch 
Verwüſtung und Verſiegung der Arbeitskraft ſelbſt. 

Dieſer Satz von Karl Marx trifft heute voll zu, 
wenn wir ſehen, in welcher Lage die Landarbeiter⸗ 
ſchaft heute lebt. Die Urſachen des Elends ſind ver⸗ 
ſchieden. Die Landarbeiterſchaft hat heute nur das 
eine Ziel, Beſeitigung dieſes Elends. Keiner wird 
es abſtreiten, daß durch die Landarbeiterſchaft 
ebenſo wie bei den Fiſchern, wie es geſtern hier an⸗ 
geführt wurde, ein Verzweiflungsſchrei geht. Sie 
ſagen, ſeit 1918 haben wir gehofft, haben wir un⸗ 
ſere Hoffnung auf die Tarifverhandlungen geſetzt, 
und wir ſehen von Jahr zu Jahr, daß unſere Hoff⸗ 
nungen zuſammenbrechen, und daß von der Land⸗ 
arbeiterſchaft jetzt die Frage geſtellt wird: Ent⸗ 


weder Aufſtieg oder Untergang? Keiner wird es 


verleugnen, daß die Landarbeiterſchaft, insbeſon⸗ 
dere die organiſierte Landarbeiterſchaft den An⸗ 
trag der Kommuniſtiſchen Volkstags⸗Fraktion 
„betreffend Verbeſſerung der Verhältniſſe der 
Landarbeiter“ aufs wärmſte begrüßt hart. 

Wir müſſen heute eins feſtſtellen, was für die 
jetzige Regierungskoalition typiſch iſt, daß die Re⸗ 
gierung es nicht für nötig befunden hat, zu der Be⸗ 
handlung dieſes ſozialen Antrages einen Regie⸗ 
rungsvertreter hierher zu entſenden. Nachdem der 
Antrag ſieben Monate im ſozialen Ausſchuß ge 
ruht hat, (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) hat 
man dieſen Antrag im Ausſchuß abgelehnt. Einem 
Proletarier iſt es unverſtändlich, daß in der Aus⸗ 
ſchußſitzung die ſogenannten Vertreter der Land⸗ 
arbeiter, die Abg. Rehberg und Wierſchowſki, es 
nicht für nötig befanden, an der Sitzung teilzu⸗ 
nehmen. Ich mußte feſtſtellen, daß, als der Antrag 
im ſozialen Ausſchuß zur Beratung ſtand, die So⸗ 
zialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen in 
einer gemeinſamen Front ſtanden und dieſen An⸗ 
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trag ablehnten. Uns iſt ſchon ſo manche Schandtat 
der Sozialdemokraten bekannt, aber daß ſie über 
alle Punkte glatt hinweggingen, muß hier als eine 
Schandtat ſondergleichen bezeichnet werden. 

M. D. u. H.! Trotzdem auf dem Lande Erwerbs⸗ 
loſigkeit herrſcht, trotzdem Hunderte von Landar⸗ 
beitern erwerbslos ſind, kennt der Landarbeiter 
keinen Acht⸗Stunden⸗Tag. Er muß im Sommer 
zwölf Stunden arbeiten, und die Agrarier verſu⸗ 
chen, ihn noch länger arbeiten zu laſſen. Das iſt 
ihnen auf Grund der famoſen vorläufigen Land⸗ 
arbeitsordnung, auf Grund des Tarifs, auch er⸗ 
laubt. Die Ausbeutung der Arbeiterſchaft geht 
immer mehr vor ſich. Wenn man von der Ratio⸗ 
naliſierung in der Induſtrie ſpricht, ſo glaube ich 
feſtſtellen zu können, daß fie ebenſo wie in der In⸗ 
duſtrie auch auf dem Lande Fortſchritte macht. 
Man darf nur das Buch des Groborundbeſitzers 
Lange⸗Schöningen über Rationalwirtſchaft und 
Nationalwirtſchaft leſen. Er ſchreibt folgendes: 

Am auffälligſten tritt die Menſchenerſparnis durch 
die moderne Technik in Erſcheinung bei der Behand⸗ 
lung der Hackfrüchte, die heute in einer modernen 

Wirtſchaft nicht mehr wie früher die Möglichkeit ei⸗ 

ner Menſchenbeſchäftigung im großen Stil bietet. Am 

meiſten zeigt ſich das im Kartoffelbau. Es iſt heute 
doch ſo, daß in gut aufgezogenen Kartoffelwirtſchaften 
größere Menſchenmengen erſt zur Ernte die Kartof⸗ 
felfelder betreten und dann auch längſt nicht mehr in 
dem Maße, wie es früher der Fall geweſen iſt. Die 

Pflanzmaſchine hat bei der Kartoffelbehandlung den 

Menſchenbedarf auf etwa ein Drittel herabgedrückt. 

Die ganze Pflege der Kartoffelfelder iſt nicht nur am 

leichteſten und billigſten, ſondern auch am beſten durch 

rechtzeitige Anwendung der Egge, des Häufelpfluges 
und mancher anderen neuerfundenen Gerätſchaften 
zu bewerkſtelligen. Auch die Kartoffelernte erfordert 
einen ſehr viel geringeren Menſchenbedarf, wenn man 
ſich in den Beſitz ausreichender Kartoffelerntemaſchi⸗ 
nen geſetzt hat. E 
Dann kommt er weiter auf den Rübenbau und 
ſchreibt dazu: 

Den größten Perſonalaufwand beanſprucht immer 
noch die Zuckerrübenwirtſchaft, aber u fie längſt 
nicht mehr in dem Maße wie früher. In den vergan⸗ 
genen Jahren rechnete man auf etwa 7 Morgen Zuk⸗ 
kerrüben eine Menſchenkraft. Heute können bei richti⸗ 
ger Organiſation mindeſtens 12 Morgen durch einen 
Menſchen fertig gemacht werden. Es ſcheint mir dabei 
nur auf zweierlei anzukommen. Erſtens darauf, daß 
man über eine genügende Menge brauchbarer Hackma⸗ 
ſchinen verfügt, zweitens, daß die einzelnen Schläge in 
gewiſſen zeitlichen Zwiſchenräumen beſtellt werden, 
am die Arbeitsanforderung auf einen längeren Zeit⸗ 
raum zu verteilen. Mit der Hand wird nur einmal ge⸗ 
hackt, und zwar nachdem die Rüben verzogen ſind. Die 
Hauptanforderung an die Menſchenarbeit ſtellt das 
Berziehen. Es iſt die langwierigſte Arbeit und zu⸗ 
gleich diejenige, die am ſorgfältigſten erledigt werden 
muß, es iſt aber auch die leichteſte, für die Frauen und 
Kinder am beſten geeignet ſind. Alſo ſcheint mir aber 
ein ganz beſonderes Erfordernis zu fein, daß auch die 
Schnitter, bei den eigenen Leuten iſt das ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, wicht in einer Kolone arbeiten, bei der die 
beſten Arbeiter ſich nach den ſchlechteſten richten 
müſſen, ſondern, daß die Schläge morgenweiſe an ein⸗ 
zelne kleine Kolonen von 3 bis 5 Menſchen aufge⸗ 
teilt werden.“ 

Hier zeigt der Großgrundbeſitzer ſeinen 
Freunden, wie ſie am beſten die menſchliche Ar⸗ 
beitskraft ausbeuten können, und zeigt daß man 
am beſten die Frauen und Kinder ausbeuten könne 
weil ſie am billigſten ſind. Es iſt hierbei notwen⸗ 
dig, ſogleich feſtzuſtellen, daß der Antrag der Kom⸗ 
muniſtiſchen Volkstagsfraktion betreffs Verbot der 
Kinderarbeit heute noch nicht ſeine Erledigung ge⸗ 
funden hat. Wenn wir den Antrag ſtellen, auch 
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für die Landarbeiterſchaft den Acht⸗Stunden⸗Tag 
geſetzlich feſtzulegen, glaube ich, daß uns niemand, 
auch nicht die Sozialdemokratie, vorwerfen kann, 
daß das ein Agitationsantrag ſei. 

Wenn man dann zur Frage des Lohnes der 
Landarbeiter Stellung nimmt, ſo glaube ich, auch 
hier feſtſtellen zu müſſen, daß der Lohn der Land⸗ 
arbeiter jeder Beſchreibung ſpottet. Trotz der lan⸗ 
gen Arbeitszeit führen ſie ein elendes Daſein und 
ſiechen langſam dahin. Sie bekommen erſtens, wenn 
ſie arbeiten, wenig Lohn. Wenn ſie arbeitslos ſind, 
erhalten ſie aus dem Grunde, weil ſie nur wenig 
verdient haben, auch weniger Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung. Ich glaube, wenn heute ein Menſch für 
vier Gulden pro Tag im Durchſchnitt leben ſoll 
und dann jeden Tag 12 Stunden mit der Familie 
arbeiten muß, kein denkender Menſch ſagen kann, 
daß mit den vier Gulden ein einigermaßen gutes 
Leben geführt werden kann. Das Elend und das 
Los der Landarbeiterſchaft gleicht ſchon dem Leben 
in der Hölle. Wenn das Zentrum der Arbeiter⸗ 
ſchaft immer die Hölle ſchildert, ſo ſage ich, daß die 
Landarbeiterſchaft vor der Hölle keine Angſt haben 


darf; denn ſie hat das Fegefeuer oder die Hölle 


ſchon auf Erden. Deshalb iſt die Forderung der 
Landarbeiterſchaft auf Gewährung der Induſtrie⸗ 
löhne eine berechtigte Forderung. Auch wenn die 
Landarbeiterſchaft den Induſtrielohn erhält, 
wird ſie noch kein Herrenleben führen können. Der 
Deutſche Landarbeiterverband hat ſich endlich da⸗ 
zu bequemen müſſen, die Forderung auf Induſtrie⸗ 
löhne für die Landarbeiter, die wir als Kommu⸗ 
niſten ſtellen und die die Oppoſition innerhalb des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes ſchon vor Jah⸗ 
ren aufgeſtellt hat, zu erheben. Es waren bisher 
immer die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsfüh⸗ 
rer, die uns in bezug auf die Forderung von In⸗ 
duſtriearbeiterlöhnen für Landarbeiter auslachten. 
Heute müſſen ſie unter dem Druck der Landarbei⸗ 
terſchaft dieſe Forderung ebenfalls erheben. Aber 
die Führer erheben dieſe Forderung nur mit Wor⸗ 
ten, ſie ſind nicht gewillt, ſie durchzudrücken und 
die Landarbeiterſchaft in den Kampf zu führen. 
Es iſt das Organ des Deutſchen Landarbeiter⸗ 
verbandes, das in der zweiten Dezembernummer 
1928 Stellung zu den Induſtriearbeiterlöhnen für 
die Landarbeiter nimmt. Es wird erſtens auf die 
ſogenannte Not der Landwirtſchaft eingegangen, 
und die Gauleiterkonferenz des Deutſchen Landar⸗ 
beiterverbandes hat ja auch die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft anerkannt. „Der Landarbeiter“ ſchreibt dann 
W Es iſt das alte Lied, erſt kommt man und er⸗ 
klärt, den Landarbeitern müſſe geholfen werden, und 
dann ſagt man, die Hilfe könne nicht kommen, weil es 
der Landwirtſchaft ſchlechter denn je geht. Wir wiſſen, 
daß wir dieſen Einwand der Unternehmer auch bei 
den kommenden Tarifverhandlungen hören werden. 
Wir haben bereits vor Monaten in einem Leitartikel 
dieſes Blattes zu der gleichen Angelegenheit geſagt, 
es gibt keinen Einwand des Nichtlebenkönnens, es gibt 
in Zukunft nur noch ein ehernes Muß für die Zahlung 
von Induſtriearbeiterlöhnen für Landarbeiter, wenn 
der Landwirt Wert darauf legt, ſeine Arbeit von 
fremden Arbeitskräften bewältigen zu laſſen. Mehr 
als je ſchreien jetzt die Landwirte wieder einmal nach 
Staatshilfe. Die letzten Reichstagsverhandlungen, über 
die wir an anderer Stelle berichten, ließen dies be⸗ 
ſonders erkennen. Der Deutſche Landarbeiterverband 
und ſeine politiſche Vertretung, die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei Deutſchlands ſind bereit mitzuhelfen, daß 
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Staatshilfe für die Landwirtſchaft einſetzt, allerdings (O 


nur dort, wo eine derartige Maßnahme im Volks in⸗ 

tereſſe zweckmäßig iſt. (Abg. Plenikowſki: Bei den 

Großgrundbeſitzern!) Wir wenden uns gegen die ober⸗ 

flächliche Art, von einer allgemeinen Not der Land⸗ 

wirte zu ſprechen. 

Alſo die Führer des Deutſchen Landarbeiter⸗ 
verbandes geben zu, daß die Landwirtſchaft Not 
leidet und daß ſie ſich einer Staatshilfe nicht wi⸗ 
derſetzen würden. Das war wohl für Deutſchland 
gemeint. Aber dasſelbe, was die S. P. D. in 
Deutſchland macht, macht ſie auch in Danzig. Dann 
ſchreibt man, daß die politiſche Vertretung des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei iſt. M. D. u. H., die Landarbei⸗ 
terſchaft hat feſtgeſtellt, daß die politiſche Vertre⸗ 
tung der Landarbeiter nicht die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei iſt, ſondern die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei. Ich werde Ihnen das an Hand von Beweiſen 
mitteilen. Früher waren die Sozialdemokraten 
gegen die koloniale Unterdrückung, gegen die Un⸗ 
terdrückung eines Menſchen durch den anderen. 
Heute ſind ſie für Kolonien, für die Unterdrückung 
der Kolonialvölker. Früher waren ſie gegen die 
Unterdrückung und Ausbeutung der Landarbeiter, 
heute ſind ſie für die Unterdrückung. Es muß end⸗ 
lich einmal mit dieſer ſchrankenloſen Ausbeutung 
der Landarbeiter aufgeräumt werden. Wer noch 
etwas menſchliches Empfinden hat, muß unſerm 
Antrag zuſtimmen. Wir ſehen, daß auch die an⸗ 
dern Punkte keine Agitationsanträge ſind, ſon⸗ 
dern berechtigte ſoziale Forderungen. 

Ich habe vorhin angeführt, daß die Agrarier 
die Frauen- und Kinderarbeit bevorzugen, weil ſie 
dieſe beſſer ausbeuten können, weil ſie noch billiger 
ſind als die Landarbeiter. Wir Kommuniſten for⸗ 
dern, und das iſt auch ein alter gewerkſchaftlicher 
Grundſatz, wenn Frauen freiwillig zur Arbeit 
gehen, ſollen ſie für die gleiche Arbeit gleichen 
Lohn erhalten. Wir verlangen weiter, daß Kinder⸗ 
arbeit gänzlich verboten wird. Weiter fordern wir, 
daß endlich die Ausnahmebeſtimmungen für die 
Landarbeiterſchaft beſeitigt werden, daß der Land⸗ 
arbeiter nicht immer wie ein Menſch zweiter Klaſſe 
behandelt wird. Die Parole aller Landarbeiter 
iſt: Beſeitigung der Ausnahmebeſtimmungen, fort 
mit der Landarbeitsordnung, Stellung der Land⸗ 
arbeiter unter die Gewerbeordnung und Ausbau 
derſelben im Intereſſe der Landarbeiterſchaft. 

M. D. u. H.! Ich habe die Notwendigkeit 
unſeres Antrages begründet. Ich will Ihnen auch 
beweiſen, daß wir als Kommuniſten nicht allein 
als Partei dazu Stellung nehmen, ſondern daß 
dies auch der Antrag der Landarbeiter iſt. Wir 
als Kommuniſten rechnen es uns als eine Ehre an, 
dieſen Antrag hier für die Landarbeiter zu ver⸗ 
treten. In einer Mitgliederverſammlung des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes iſt folgende Re⸗ 
ſolution angenommen worden: 

Die am 20. Januar 1929 ſtattfindende Mitglieder⸗ 
verſammlung des Deutſchen Landarbeiterverbandes, 
Zahlſtelle Brunau, ſtellt mit Entrüſtung feſt, daß die 
ſozialdemokratiſchen Vertreter im ſozialen Ausſchuß 
den Antrag der Kommuniſtiſchen Volkstagsfraktion be⸗ 
treffend Acht⸗Stunden⸗Tag, Urlaub, Verbot der Kin⸗ 
derarbeit uſw. in holder Eintracht mit den Deutſch⸗ 
nationalen abgelehnt haben. Die Mitglieder des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes verlangen, daß die 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten dieſe Fehler dadurch 
gutmachen, indem ſie in der Vollſitzung des Volksta⸗ 
ges dem kommuniſtiſchen Antrag, der gleichzeitig der 
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Antrag der Landarbeiterſchaft iſt, zuſtimmen. Sollte 


die ſozialdemokratiſche Volkstags⸗Fraktion auch in der 
Vollſitzung den Antrag ablehnen, jo beweiſt die S. P. D. 
erneut, daß ſie keine Arbeiterpartei mehr iſt. Die Ar⸗ 
beiterſchaft wird ſie demgemäß einſchätzen und ſie nicht 
mehr als Arbeiterpartei betrachten. Deſſen ungeachtet 
wird die Mitgliedſchaft den Glauben an die Arbeiter⸗ 
bewegung nicht verlieren und weiter den Kampf füh⸗ 
ren gegen die offenen und verkappten Feinde der Ar⸗ 
beiterklaſſe bis zu ihrer Vernichtung, die auch gleich⸗ 
zeitig die Vernichtung des kapitaliſtiſchen Staates fein 
„wird. Sie wird dann den Sozialismus errichten, wo 
erſt nn Sklavenketten der Landarbeiter geſprengt 
Werden. 
Bemerkenswert iſt es, daß dieſe Reſolution, der 
auch der einzige übriggebliebene Sozialdemokrat in 
Brunau zuſtimmte, von der älteſten und ſtärkſten 
Zahlſtelle des Deutſchen Landarbeiterverbandes 
im Freiſtaat Danzig einſtimmig angenommen 
wurde. Die Aufgabe der Führer des D. L. V. und 
derjenigen, die noch angeben Vertreter der Land⸗ 
arbeiter zu ſein, damit iſt auch der Abg. Stukowſki 
gemeint, wird es ſein, dafür Sorge zu tragen, daß 
die Sozialdemokratie dieſem Antrag zuſtimmt. 
Aber wir ſind ja von der Sozialdemokratie ſchon 
ſo manches gewöhnt. Wir haben geſehen, daß ſie im 
Intereſſe des Kapitalismus über Proletarier⸗Lei⸗ 
chen geht. Sie werden auch dieſen Antrag wieder 
ablehnen, ſie werden ihrem Verrat neuen Verrat 
hinzuſetzen. Die Kommuniſtiſche Partei wird aber 
die Arbeiterſchaft, insbeſondere die Landarbeiter⸗ 
ſchaft aufrütteln und wird in den Verſammlungen, 
in den Kreiskonferenzen dafür Sorge tragen, daß 
den ſogenannten Führern des Deutſchen Landar⸗ 
beiterbundes das Mißtrauen ausgeſprochen wird. 
Ich habe die Gewißheit, daß die Landarbeiterſchaft 
ſchon eingeſehen hat, daß die reformiſtiſchen Ge⸗ 
werkſchaftsführer, die ſich heute noch Führer der 
Arbeiterſchaft nennen, nicht gewillt ſind, die Ar⸗ 
beiterſchaft zu befreien, ſondern daß ſie Verräter an 
ihrer eigenen Klaſſe geworden ſind. Der Tag wird 
aber nicht mehr fern ſein, wo die Landarbeiter⸗ 
ſchaft gemeinſam mit der Arbeiterſchaft dies Sy⸗ 
ſtem ſtürzen wird. Die Landarbeiterſchaft wird 
dann mit den Großagrariern Abrechnung halten, 
ſie wird aber auch mit Ihnen abrechnen, die Sie 
kein Intereſſe mehr an der Landarbeiterſchaft ha⸗ 
ben, die Sie nur allein daran denken, wenn ſie nur 
leben. Sie wohnen doch auf dem Lande und kennen 
doch das Los der Landarbeiter. Aber Ihnen ge⸗ 


nügt es, wenn Sie Ihr Gehalt bekommen, das Ih⸗ 
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nen durch die Blutstropfen der Landarbeiter ge⸗ (O) 


geben wird. Sie erhöhen noch die Beiträge, damit 
Sie ein ſorgenfreieres Leben führen können. Sie 
wiſſen, daß die Landarbeiterſchaft gegen die Bei⸗ 
tragserhöhung Stellung genommen hat, aber Sie 
kehren ſich nicht daran. Sie denken, mögen die 
Landarbeiter aus dem Verband herausgehen, 
dann haben wir Grund zu ſagen: „Was ſprecht 
Ihr Kommuniſten immer von dem Kampf der 
Landarbeiter? Die Landarbeiter ſind ja gar nicht 
organiſiert.“ Wir werden aber nicht zulaſſen, daß 
die Landarbeiter aus dem Verband austreten. 
Wir werden ihnen immer ſagen: „Euer Platz iſt 
im Deutſchen Landarbeiterverband. Er iſt Eure 
Organiſation, die imſtande iſt, Euch unter Füh⸗ 
rung der Kommuniſtiſchen Partei aus Eurem 
Elend zu befreien. Nur Eure jetzigen Führer tau⸗ 
gen nichts, ſie wollen Euch nicht befreien.“ Wenn 
alle Landarbeiter im Deutſchen Landarbeiterver⸗ 
band organiſiert ſind, werden Sie als reformi⸗ 
ſtiſche Gewerkſchaftsführer auch den Kampf nicht 
aufnehmen, weil Sie kein Intereſſe daran haben, 
die Landarbeiter zu befreien. Deshalb wird die 
Landarbeiterſchaft mit Ihnen und allen Feinden 
der Arbeiterklaſſe abrechnen. Die Landarbeiter⸗ 
ſchaft wird es ſein, die im Kampf zwiſchen Kapital 
und Arbeit in erſter Reihe ſtehen wird, und dann 
mithelfen wird, den ſozialiſtiſchen Staat aufzu⸗ 
bauen, denn nur im ſiegreichen Kampfe werden 
erſt die Sklavenketten der Landarbeiter geſprengt 
werden. (Bravo! bei den Kommuniſten. 
Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Da der 
Ausſchuß für Soziales Ablehnung beantragt hat, 
ſtimmen wir über den urſprünglichen Antrag ab, 
der in Druckſache Nr. 381 enthalten iſt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich ſchlage 
vor, jetzt bis Mittwoch, den 20. Februar nach⸗ 
mittags 3.30 Uhr zu vertagen. Als Tagesordnung 
ſchlage ich den Reſt von heute vor und bitte um die 
Genehmigung, eventuell noch notwendig werdende 
weitere Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
Widerſpruch erfolgt nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Kamnitzer; 
Staatsrat Lademann; Oberregierungsrat Sachſe; 
Regierungs⸗ und Medizinalrat Dr. Roſenbaum; 
Regierungsräte Köppen, Burmeiſter; Steuerdi⸗ 
rektor Stunz. 

Ich 


Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! 
eröffne die 71. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 614. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen vor, die⸗ 
ſe Druckſache Nr. 614 dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Altersverſorgung der Hebammen. 
Druckſache Nr. 582. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat Frau Abg. Meyer. 

Meyer, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Meine Fraktion begrüßt das Geſetz über 
die Altersverſorgung der Hebammen. Ich bin er⸗ 
freut, daß der Senat den Anregungen gefolgt iſt, 
die wir voriges Jahr bei der Etatsberatung über 
die Altersverſorgung der Hebammen gaben. Wir 
werden für das Geſetz im Ausſchuß ſtimmen und 
auf einige kleine Schönheitsfehler aufmerkſam 
machen. Dieſe Gelegenheit ſoll indeſſen nicht vor⸗ 
übergehen, ohne einige Wünſche der Hebammen 
vorzubringen, die durchaus beachtlich erſcheinen. 
Einmal fühlen ſich die Hebammen beſchwert durch 
die Kurpfuſcherei, vor der ſie ſich nicht genügend 
geſchützt glauben, dann werden ſie bei Unbemit⸗ 
telten, bei ausländiſchen Wanderarbeitern und 
bei Zigeunern nicht entſprechend ihrer Tätigkeit 
entſchädigt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſen 
Leuten genau ſo geholfen werden muß, wie denen, 
die bei der Krankenkaſſe verſichert ſind. Es iſt 
aber nicht zu verlangen, daß die Hebammen, die 
ſelbſt um ihre Exiſtenz kämpfen, ihre Kräfte un⸗ 
entgeltlich in dieſen Fällen zur Verfügung ſtellen 
ſollen. Hier muß der Senat Richtlinien aufſtellen, 
und die Gemeinden ſind dann zur Einhaltung die⸗ 
ſer Richtlinien anzuhalten. 

Ferner iſt zu wünſchen, daß der Senat die Re⸗ 
gelung des Hebammenweſens in Angriff nimmt. 
Wir legen im Freiſtaat doch immer den größten 
Wert darauf, daß wir mit Preußen oder dem 
Deutſchen Reiche die gleichen Geſetze haben oder 
uns den dortigen Beſtimmungen angleichen. Im 
Falle der Hebammen iſt derartiges nicht ge⸗ 
ſchehen. Bei uns iſt der Beruf der Hebammen recht 
uneinheitlich geregelt. Hier richtet man ſich teils 
nach der Gewerbeordnung, teils nach einer Ge⸗ 
bührenordnung, nach geſundheits⸗polizeilichen 
Vorſchriften und nach Richtlinien der Geſund⸗ 
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und Fachprüfungen. Für die Länder gibt es ſeit tigt, um die Mütter, wie die Säuglinge vor Be⸗ (C) 


1922 Hebammen⸗Geſetze, und im Reich liegt zur 
Zeit der Entwurf eines Geſetzes vor, der eine ein⸗ 
heitliche Regelung des Hebammenweſens vorſieht. 
Wenn auch zu hoffen iſt, daß das Reichsgeſetz, wenn 
es zuſtande kommt, im Freiſtaat Danzig Anwen⸗ 
dung finden wird, ſo darf, was die Ausbildung, 
die Fortbildung und die Nachprüfung der Hebam⸗ 
men angeht, unter keinen Umſtänden ſolange ge⸗ 
wartet werden; denn es muß einmal ausgeſpro⸗ 
chen werden, im Freiſtaat gibt es wohl ſeit dem 
Kriege weder eine Ausbildung noch eine Fortbil⸗ 
dung der Hebammen, noch eine Nachprüfung ih⸗ 
rer Kenntniſſe. Wir ſind es aber den Müttern 
und Säuglingen ſchuldig, daß für ihre Geſundheit 
und ihr Gedeihen geſorgt wird. Je größer der Ge⸗ 
burtenrückgang, um ſo pfleglicher müſſen Mütter 
und Kinder behandelt werden. Man verwendet 
in Deutſchland mehr Mittel für die Viehzucht als 


für die Aufzucht des Volkes, dem die Viehzucht doch Heb 


erſt dienen ſoll. In Danzig habe ich ſolche inter⸗ 
eſſanten Vergleichsſtatiſtiken nicht gefunden, aber 
es iſt anzunehmen, daß es hier nicht viel anders 
ſein wird. Es muß unter allen Umſtänden alles 
geſchehen, um die Hebammen geſchickt und fähig 
zu machen, ihren Beruf auszuüben und ihren 
Stand ſo zu heben, daß er auch einen Anreiz für 
die gebildeten Kreiſe unſeres Volkes bietet. Das 
kann nur dadurch geſchehen, daß die Ausbildung, 
die Fortbildung und die Nachprüfung der Kennt⸗ 
niſſe der Hebammen tatſächlich in die Erſcheinung 
tritt. 

Es muß dafür geſorgt werden, daß das Ein⸗ 
kommen der Hebammen ein auskömmliches wird. 
Damit ſieht es traurig aus. Der Geburtenrück⸗ 
gang beſchränkt die Tätigkeit der Hebammen, ſo⸗ 
wie die Verarmung unſeres Volkes, vornehmlich 
der Kreiſe, in denen ſonſt die meiſten Kinder ge⸗ 
boren wurden. Die ſchlechten Wohnverhältniſſe 
führen dazu, daß die Wöchnerinnen die Kliniken 
aufſuchen, um wenigſtens in den wenigen Tagen 
des Wochenbettes Ruhe zu haben und eine mög⸗ 
lichſt ſachgemäße Behandlung. Grundſätzliche 
Hilfe für die Hebammen würde es bedeuten, wenn 
ſie als Angeſtellte in das Gebiet der öffentlichen 
Geſundheitsfürſorge übernommen und eingeglie⸗ 
dert würden, um die Schwangerenberatung und 
die Säuglingsfürſorge mit der Geburtshilfe mit zu 
übernehmen. So würde ſich die neue Tätigkeit mit 
der bisherigen Hebammenpflicht organiſch verbin⸗ 
den. Beratung und Hilfeleiſtung vor und nach der 
Geburt würden von ein und derſelben Perſon 
ausgeführt werden, und es würde zu einer 
erheblichen Entlaſtung der ſehr überlaſteten Kreis⸗ 
fürſorgerinnen kommen. Dieſe Einrichtung, die 
zum Teil in Sachſen ſchon eingeführt iſt, zeigt, daß 
keine erheblichen Zuſchüſſe von den Gemeinden zu 
leiſten ſind. In die Gemeindekaſſen fließen die 
Zahlungen, die die Krankenkaſſen für die Ge⸗ 
burtshilfe leiſten, die die Wohlfahrtsfürſorge für 
die Hilfe der Anvermögenden und Unverſicherten 
leiſtet und dann die Zahlungen der Privatpatien⸗ 
ten, die nach einem Tarife abgeſtuft ſind. 

Einerſeits iſt der Hebammenſtand überaltert, 
andererſeits mangeln ihm die geeigneten Kräfte, 


nachteiligung und die Hebammen vor Verelendung 
zu ſchützen. Ich bitte den Senat und die Geſund⸗ 
heitsverwaltung, ſich der Regelung des Hebam⸗ 
menweſens annehmen zu wollen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat die 
Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H. 
Es muß doch wirklich recht ſeltſam anmuten, wenn 
die Deutſchnationale Fraktion jetzt hier mit einem⸗ 
mal zu dieſer Frage Stellung nimmt, während ſie 
jahrelang in der Regierung war und die Zuſtände 
wie ſie auf dem Gebiet beſtanden, nicht behoben 
und nichts getan hat, um dieſer Frage abzuhelfen. 
(Papagei! rechts.) Daß beſonders in Danzig die 
Frage der Geburtshilfe am rückſtändigſten iſt, daß 
nichts auf dem Gebiet des Hebammenweſens und 
zur Unterſtützung der Wöchnerinnen und 
Schwangeren geſchieht, daß die Anſtellung der 
ebammen zum größten Teil nach ihrer jeweili⸗ 
gen Einſtellung durchgeführt wird, daß danach ge⸗ 
ſehen wird, aus welchen Kreiſen die Hebamme 
kommt und bei der Anſtellung in einem beſtimm⸗ 
ten Grade Schwierigkeiten gemacht werden, zeigt, 
wie traurig es auf dem Gebiete des Hebammen⸗ 
weſens in Danzig ausſieht. Das muß der Senat 
in ſeiner Begründung ſelbſt zugeben. Es iſt doch 
kataſtrophal für die Wöchnerinnen und für die 
Arbeiterfrauen, wenn jemand im Alter von 77 
und 74 Jahren noch als Hebamme tätig iſt und 
die Geburtshilfe durchführt. Das bedeutet die 
größte Gefahr für die Wöchnerinnen, ebenſo daß 
viel zu wenig Hebammen da ſind. Wir haben in 
Danzig die Hebammenlehranſtalt. Die Ausbil⸗ 
dung iſt dort aber nicht genügend. Vor allen Din⸗ 
gen iſt die Nachbildung der Hebammen in Dan⸗ 
zig nicht ſo, wie ſie im Intereſſe der Wöchnerin⸗ 
nen unbedingt notwendig wäre. Außerdem ſehen 
wir aber auch, daß in der Staatlichen Frauenkli⸗ 
nik ebenfalls die Frage der Hausſchwangeren im⸗ 
mer weiter eine große Rolle ſpielt. Danzig iſt nicht 
nur in der Frage der Geburtshilfe, ſondern auch 
in der Frage der Wöchnerinnen und Schwan⸗ 
geren auf dieſem Gebiete am rückſtändigſten. Es 
iſt bis jetzt keine Möglichkeit geſchaffen, beſonders 
die unehelichen Mütter unterzubringen. Sie kön⸗ 
nen zwar in der Staatlichen Frauenklinik unter⸗ 
gebracht werden, müſſen dort aber die ſchwerſten 
Arbeiten leiſten, ſo daß ſie alſo dort bis zur letz⸗ 
ten Stunde ſchuften müſſen. So iſt Danzig auf dem 
Gebiete vollſtändig rückſtändig. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion wird in der 
nächſten Zeit Gelegenheit nehmen, dem Volkstag 
auf dieſem Gebiet entſprechende Anträge vorzu⸗ 
legen. Wir ſagen aber, mit dieſem Geſetz allein iſt 
weder den Wöchnerinnen gedient, noch überhaupt 
in der geſamten Geburtshilfe ein Fortſchritt er⸗ 
zielt. Wir ſagen darüber hinaus, daß das Geſetz, 
das in Deutſchland für die Hebammen beſteht, 
ebenfalls ein rückſtändiges Geſetz iſt, das auf kei⸗ 
nen Fall den Müttern, den Wöchnerinnen hilft, 
ſondern ſich im Gegenteil gegen die Wöchnerinnen 
auswirkt. In Deutſchland haben wir geſehen, daß 
durch die Einführung des Hebammengeſetzes die 
Zahl der angeſtellten Hebammen nicht geſtiegen 


da ihm der richtige Nachwuchs fehlt. Es iſt daher ſondern gefallen iſt. In Berlin und in den einzel⸗ 
Zeit, daß man ſich mit dieſen Zuſtänden beſchäf-⸗ nen Städten und Dörfern hat man die Zahl der 
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Hebammen abgebaut. Damit iſt den Arbeiterfrau⸗ 
en nicht gedient. Man muß unbedingt dazu über⸗ 
gehen, die Frage der Geburtshilfe von Staats we⸗ 
gen zu regeln. Die Hebammen müſſen vom Staat 
angeſtellt ſein. Sie müſſen dem Staat verantwort⸗ 
lich ſein und nach dem Beamtenbeſoldungsgeſetz 
bezahlt werden. Sie müſſen außerdem eine fort⸗ 
dauernde Ausbildung genießen, um nicht für die 
Wöchnerinnen zu einer Gefahr zu werden. 

Mit dem Geſetzentwurf, der hier vorgelegt 
wird, iſt den Müttern nicht gedient und auch nur 
einem kleinen Teil der Hebammen. Die endgül⸗ 
tige Geburtshilfe iſt damit noch nicht geregelt. 
Wir Kommuniſten ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß die Geburtshilfe den Arbeiterfrauen vom 
Staat unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden 
muß. Wir werden infolgedeſſen ein Geſetz vorle⸗ 
gen, in dem alle dieſe Fragen behandelt werden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen 
Geſetzentwurf dem Sozialen Ausſchuß zu überwei⸗ 
ſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt jo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Anklage der Senatoren wegen 
ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung 
oder eines Geſetzes. — Urantrag des Abg. 
Bogdan u. Fr. — 

Druckſache Nr. 486. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat Herr Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Der Geſetzentwurf, den wir Ihnen vorle⸗ 
(B) gen, hat den Zweck, eine in der Verfaſſung vorge⸗ 
ſehene Einrichtung entſprechend der Verfaſſung 
auszubauen. Es handelt ſich dabei um Artikel 32, 
in dem vorgeſehen iſt, daß Mitglieder des Senats 
wegen ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung oder 
von Geſetzen auf Beſchluß des Volkstages ange⸗ 
klagt werden können. Der Artikel ſelbſt beſchränkt 
ſich darauf, in zwei kurzen Sätzen die Anklagebe⸗ 
rechtigung und die zur Urteilsfällung beſtimmte 
Stelle feſtzulegen. Das übrige iſt der Regelung 
durch ein beſonderes Geſetz überlaſſen. 

Wenn ein ſolches Geſetz bisher nicht zuſtande 
gekommen iſt, ſo iſt das weder unſere Schuld, noch 
die der früheren Regierung; denn den Volkstag 
hat die Frage wahrlich bereits lange genug be⸗ 
ſchäftigt, lagen doch in der vorigen Sitzungsperi⸗ 
ode zwei Geſetzentwürfe vor, der eine von der bür⸗ 
gerlichen Regierung und der andere von der ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Fraktion. Trotz mehr als drei⸗ 
jähriger Beratung iſt man zu keinem Ergebnis 
gekommen, und ſo lagen beide Geſetzentwürfe am 
Ende der Wahlperiode noch unerledigt im Aus⸗ 
ſchuß. Wir haben dieſe Frage nun wieder aufge⸗ 
nommen, in der Erkenntnis, daß die Verhältniſſe 

heute mehr als je erfordern, daß die vorgeſehene 
Einrichtung durchgeführt wird. Ich erinnere nur 
an die Ausführungen, die vor einigen Wochen 
unſer Redner anläßlich des Mißtrauensvotums 
bezüglich verfaſſungswidriger und geſetzwidriger 
Handhabungen gemacht hat. Ich glaube, daß auf 
allen Seiten des Hauſes darüber Einigkeit be⸗ 
ſtehen wird, daß die Einrichtung, wenn ſie nun 
1 — vorgeſehen iſt, auch Wirklichkeit werden 
muß. 
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Unjer Geſetzentwurf entſpricht der Vorlage der 
früheren Regierung, berückſichtigt aber auch gleich⸗ 
zeitig die Abänderungen, die noch im Auguſt 1927 
von der Zentrumsfraktion und der meinigen be⸗ 
antragt worden ſind. Unſere Stellungnahme zu 
der Frage iſt alſo die gleiche geblieben als Regie⸗ 
rungspartei wie als Oppoſitionspartei. 

Bei den vielen Erörterungen im vergangenen 
Jahr über die Verfaſſungsänderungen, die ſowohl 
hier im Hauſe, als außerhalb in der Oeffentlichkeit 
ſtattgefunden haben, iſt immer wieder die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt worden, wir hätten über⸗ 
haupt keine Verantwortung der Regierung, ſon⸗ 
dern ein nicht verantwortliches Kollegium ſtände 
an der Spitze unſeres Staates. Ich halte das für 
falſch und irreführend. Nach dem ganzen Sinn un⸗ 
ſerer Verfaſſung iſt abgeſehen davon, daß 14 von 
den 22 Senatoren auf ein Mißtrauensvotum hin 
jederzeit von ihren Poſten weichen müſſen, der ge⸗ 
ſamte Senat für die Regierungshandhabung ver⸗ 
antwortlich. Dem Volkstag muß jedes ſeiner Mit⸗ 
glieder Rede und Antwort ſtehen. Nach Artikel 19 
hat der Volkstag ein weitgehendes Auskunftsrecht. 
Ueber alle Regierungshandlungen kann er Aus⸗ 
kunft verlangen, ſich von der Ausführung ſeiner 
Beſchlüſſe überzeugen und von der Verwendung der 
Staatseinnahmen. Danach unterſteht alſo die ge⸗ 
ſamte Regierungstätigkeit der Kontrolle der Ab⸗ 
geordneten, die ſie auch in der Minderheit durch 
kleine und große Anfragen ausüben können. Da⸗ 
neben beſteht die Einrichtung der Unterſuchungs⸗ 
ausſchüſſe, die auch von der Minderheit eingeſetzt 
werden können, und zwar ſchon dann, wenn eine 
Regierungsmaßnahme in ihrer Geſetzlichkeit oder 
Lauterkeit auch nur angezweifelt wird. 

Das ſtärkſte Mittel, eine Verantwortlichkeit 
geltend zu machen, würde aber die Senatorenan⸗ 
klage ſein, da ſie beſonders genaue Nachprüfung 
einer Amtshandlung zur Folge hat, auch bei den 
hauptamtlichen Senatoren zum Amtsverluſt wäh⸗ 
rend einer Amtsperiode führen kann und auch vor 
den ausgeſchiedenen Senatoren nicht Halt macht. 
Der Entwurf, der dieſe Einrichtung durchführen 
will, muß die Anklageberechtigung feſtſtellen, das 
Verfahren und die möglichen Entſcheidungen. 
Was die Anklage anlangt, ſo gibt bereits Artikel 
32 der Verfaſſung die weſentliche Grundlage, in⸗ 
dem beſtimmt wird, daß die Anklage von min⸗ 
deſtens einem Viertel der Mitglieder des Volks⸗ 
tages geſtellt ſein muß. Sie muß die Tat, die ver⸗ 
letzte Beſtimmung und auch die zugrundeliegenden 
Tatſachen angeben. Damit aber nicht nur zu weit 
zurückliegende Verletzungen Gegenſtand einer An⸗ 
klage werden können, erſcheint eine gewiſſe Ver⸗ 
jährungsfriſt nötig. Dieſe Friſt darf aber nicht ſo 
kurz bemeſſen ſein, daß ſie in einer Volkstagsperi⸗ 
ode abläuft, ſondern es erſcheint zweckmäßig, daß 
zwei Volkstage ſich ihr Urteil bilden können. Dar⸗ 
aus folgt, daß die Friſt jedenfalls länger als vier 
Jahre ſein muß. Die Anklage ſelbſt erfolgt durch 
Mehrheitsbeſchluß, der die Tat genau feſtſtellt 
und die Beweismittel angeben muß. 

Die zum Arteil berufene Stelle iſt bereits in 
Artikel 32 eindeutig feſtgelegt; denn es heißt darin: 
„Die Entſcheidung erfolgt durch das Oberſte Ge⸗ 
richt der Freien Stadt.“ Darunter kann nichts an⸗ 
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deres verſtanden werden, als das ordentliche Ge⸗ 
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richt höchſter Inſtanz. (Abg. Rahn: Das iſt Ihre 
Auffaſſung!) Die Entſtehungsgeſchichte unſerer 
Verfaſſung ſowie der Gerichtsorganiſation ergibt 
das ganz klar. Man hielt bei unſern kleinen Ver⸗ 
hältniſſen für die doch hoffentlich überaus ſeltenen 
Fälle ein beſonders zu errichtendes Gericht mit 
Recht nicht für nötig. Man iſt bewußt von der 
Regelung im Deutſchen Reich abgewichen, wo 
Artikel 59 der Reichsverfaſſung ſolche Anklagen 
an einen beſonderen Staatsgerichtshof verweiſt, 
der aber nebenbei noch andere Aufgaben hat. Die 
Wahl des allgemeinen Ausdrucks „Oberſtes Ge⸗ 
richt“ erklärt ſich daraus, daß die Schaffung der 
Verfaſſung der Gerichtsorganiſation vorausge⸗ 
gangen iſt. Wir hatten damals nur ein vorläufi⸗ 
ges Obergericht. Die endgültige Regelung ebenſo 
wie die Namengebung ſtanden noch aus. Das iſt 
nicht nur unſere Meinung, ſondern das beweiſt 
auch die Begründung der Regierungsvorlage aus 
dem Jahre 1925. Sie hat auch dieſen Standpunkt 
vertreten; denn dort heißt es wörtlich: „Die Ent⸗ 
ſcheidung erfolgt entſprechend der Beſtimmung des 
Artikels 32 der Verfaſſung durch die vereinigten 


Senate des Obergerichts unter dem Vorſitz des 


) 


Gerichtspräſidenten als oberſtes Gericht der 
Freien Stadt“. (Zuruf des Abg. Rahn.) Es er⸗ 
ſcheint auch durchaus richtig und zweckmäßig, daß 
nicht der Ankläger Volkstag oder die betroffene 
oder zum mindeſten intereſſterte Regierung die 
Richter beſtellt, ſondern daß ein Kollegium ent⸗ 
ſcheidet, das von beiden die nötige Unabhängig⸗ 
keit beſitzt und in ſachgemäßer, objektiver und von 
parteipolitiſcher Leidenſchaft unberührter Weiſe 
die meiſt ſehr ſchwierigen Fragen einer Geſetzes⸗ 
oder Verfaſſungsverletzung entſcheidet. (Zuruf des 
Abg. Plenikowſki.) Die Schaffung eines beſon⸗ 
dern Gerichts wäre keine Ausführung der Ver⸗ 
faſſung, ſondern eine Durchbrechung. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) Es handelt ſich hier um Beurteilung 
der Fragen einer Verfaſſungs⸗ und Geſetzesver⸗ 
letzung, die das Obergericht ſowieſo in jedem 
Prozeß beurteilen kann. 

Was das Verfahren im einzelnen angeht, ſo 
kann zu einem guten Teil dem deutſchen Vorbild 
gefolgt werden. (Zuruf des Abg. Plenikowſki!) 
Bei einem Verfahren, in dem die Lage ähnlich iſt, 
wie bei Verfolgungen ſtrafbarer Handlungen 
wird man im weſentlichen in weitem Maße ſtraf⸗ 
prozeſſuale Vorſchriften für entſprechend anwend⸗ 
bar erklären können. Der Volkstag muß nur das 
Recht haben, während des ganzen Verfahrens die 
Anklage jederzeit zurücknehmen zu können, wie es 
auch dem betroffenen Senator freiſtehen muß, 
durch Niederlegung ſeines Amtes unter Verzicht 
auf Gehalt und Ruhegehalt dem Verfahren zu 
entgehen. Das Urteil ſchließlich hat ſich auf die 
Feſtſtellung der ſchuldhaften Verletzung und der 
Folgen für Amt und Gehalt zu beſchränken. Wei⸗ 
tere Strafen ſind nicht vorgeſehen. Die Einzel⸗ 
heiten werden im Ausſchuß noch näher zu erörtern 
ſein. Ich bitte, die Vorlage dem Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn der Herr 
Vorredner nicht ein durchgebildeter Juriſt wäre, 
wenn ein Laie die Vorlage begründet hätte, dann 
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hätte man jagen können, daß er uns Theater vor⸗ (C) 


machen wolle. Wenn man den Geſetzentwurf ge⸗ 
nauer betrachtet, iſt es doch nur ein Theater. Es 
tut mir leid, daß ſich ein Juriſt hierher ſtellt und 
noch ſoviel Worte für die Begründung eines 
ſolchen Geſetzes findet. Wenn ſchließlich auf die 
Verfaſſung zurückgegriffen wird, ſo ſind wir der 
Meinung, daß, wenn die Verfaſſung ſchon eine 
blödſinnige Beſtimmung enthält, man dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht noch weiter ausbauen ſoll, ſondern 
verſuchen muß, ſie aus der Verfaſſung herauszu⸗ 
bringen. 

Zu dem Geſetz ſelbſt möchte ich ſagen, daß es 
nie in Kraft treten wird, ſich alſo niemals gegen 
einen Senator auswirken wird; denn feſt ſteht, 
daß eine Regierungskoalition ihren Senator nicht 
fallen laſſen wird, ſolange ſie mit ihm regiert. 
Wenn ſie das tut, macht ſie ſich ja ſelbſt mitver⸗ 
antwortlich und müßte demnach mit vor das Ge⸗ 
richt geſtellt werden. Schließlich iſt es ja ſo, daß 
die einzelnen Senatoren die Beſchlüſſe des Ge⸗ 
ſamtſenats durchführen. Aber ſelbſt, wenn einmal 
eine Abweichung ſtattfinden ſollte, ſo lehrt die 
Erfahrung, daß die Herren dann von ihren Kol⸗ 
legen immer gedeckt werden. Wenn alſo zur Er⸗ 
hebung dieſer Anklage die Zuſtimmung des Volks⸗ 
tages notwendig iſt, wird es niemals dazu kom⸗ 
men. Wir ſind auch davon überzeugt, daß die Se⸗ 
natoren ſchon oft die Verfaſſung verletzt und auch 
Geſetze anders ausgelegt haben, als es der Volks⸗ 
tag eigentlich wollte. Wenn man die Herren dann 
zur Rechenſchaft ziehen will, geht es nicht an, daß 
der Volkstag darüber beſtimmt und darüber 
urteilt, ob dieſer Senator zur Rechenſchaft gezogen 
werden ſoll oder nicht. Der Strafantrag müßte 
ſchon Wirkung haben, wenn eine Fraktion, d. h. 
ſieben Mitglieder, dieſen Antrag ſtellen. Es müßte 
dann nicht erſt der Volkstag darüber befragt wer⸗ 
den, ſondern das Gericht müßte ſofort eingreifen, 
die Sache unterſuchen und ſein Urteil fällen. Es 
kommt hier aber auch wiederum nicht das Gericht 
in Frage, wie es heute in der Freien Stadt Dan⸗ 
zig zuſammengeſetzt iſt, ſondern nur ein unpar⸗ 
teiiſches, ein unbeſtechliches Gericht, das nur aus 
be 9 zuſammengeſetzt ſein kann. (Bewegung 
rechts. 
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Wenn Herr Dr. Bogdan die Richter als unab⸗ 


hängig und nur ihrem Gewiſſen verantwortlich 
erklärt, ſo iſt es ſchon ſo oft widerlegt und be⸗ 
wieſen worden, daß wir auch in Danzig ein 
Klaſſengericht haben und daß ſich die Richter nur 
von ihrem Klaſſenſtandpunkt leiten laſſen. Wenn 
ein Senator von dieſen Richtern verurteilt wer⸗ 
den ſoll, wird er nie verurteilt werden. Der Rich⸗ 
ter ſelbſt wird vor dem Urteil zurückſchrecken, weil 
er ja auf der andern Seite zum Teil von der Re⸗ 
gierung abhängig iſt, und es wird der Regierung 
leicht ſein, dieſem Richter dann das Genick zu 
brechen. Alſo im allgemeinen iſt mit dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf abſolut nichts anzufangen. Wir ſind 
muß der Meinung, daß hier etwas getan werden 
muß. 

Wenn die werktätige Bevölkerung zu ihrem 
Recht kommen ſoll, dann kann es nur ſo ſein, wie 
ich es kurz geſchildert habe, d. h. daß ein ent⸗ 
ſprechender Antrag von einem noch zuſammenzu⸗ 
ſetzenden Gericht berückſichtigt werden muß, wenn 


(A 


— 


G) 


Volkstag Danzig — 71. Sitzung. Mittwoch, den 20. Februar 1929. 1451 
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der Antrag die Unterſchriften einer Fraktion trägt. des Volkstages recht oder unrecht gehandelt hat. 
Aber, was man hierbei vergeſſen hat, glaube ich, Aber, wie geſagt, das kann nicht der Senat des 
muß auch hier erörtert werden und wird auch im Obergerichts tun, ſondern das muß ein unpar⸗ 
Ausſchuß noch näherer Erklärungen bedürfen. Das teiiſches Gericht ſein. Das kann ſchließlich nur ein 
iſt das Verhältnis des Präſidiums zu dieſem Gericht ſein, das zum größten Teil aus der werk⸗ 
Hauſe. Was ich hier in bezug auf die Senatoren tätigen Bevölkerung zuſammengeſetzt iſt; denn m. 
geſagt habe, bezieht ſich auch auf das Präſidium D. u. H., ein Senat, der die Verfaſſung verletzt, 
dieſes Hauſes. Denn genau ſo, wie Senatoren von der die Geſetze verletzt, wird ſie niemals zu Un⸗ 
Regierungsparteien gedeckt werden, werden die gunſten der beſitzenden Klaſſe verletzen. Er wird 
Präſidenten dieſes Hauſes, wenn fie erſt gewählt das immer zu Ungunjten der werktätigen Bevöl⸗ 
find, von den Regierungsparteien, ja ſelbſt von kerung tun. Alle bisher erlebten Verletzungen der 
den Deutſchnationalen gedeckt. Den kleineren Verfaſſung haben uns bewieſen, daß ſich das im⸗ 
Fraktionen iſt es nicht möglich, hiergegen anzu⸗ mer wieder gegen die Werktätigen auswirkt. Des⸗ 
kommen. Es iſt ihnen nicht möglich, ihr Recht zu halb muß der werktätigen Bevölkerung das Recht 
ſuchen. Daher müſſen auch dieſe Herren einer Ver⸗ eingeräumt werden, hier zu richten, hier zu urtei⸗ 
antwortung unterworfen werden. Das wird jedem len, und nicht nur gegen Senatoren, ſondern ins⸗ 
in dieſem Hauſe, der ſich ein objektives Urteil be⸗ beſondere auch gegen das Präſidium des Volks⸗ 
wahrt hat, klar ſein. Wenn auch heute ſchon Miß⸗ tags und beſonders gegen ſolche Präſidenten, die 
ſtände auf dieſem Gebiete beſtehen, ſo iſt es nicht da glauben, ihre Macht gegen die Minderheiten 
ausgeſchloſſen, daß ſie ſich im Laufe der Zeit noch ſpielen laſſen zu können. Ich ſagte, es iſt nicht 
verſtärken werden. Sie ſind, m. H., auch keine ausgeſchloſſen, daß ein Alkoholiker ſich eines 
Götter, und es kann ſehr leicht vorkommen, daß Tages hier beſoffen hinſetzt und das Haus tyranni⸗ 
Sie einen Alkoholiker als Präſidenten hier her⸗ ſiert. Er wird dann beſonders die Minderheiten 
ſetzen. Stellen Sie ſich vor, was dieſer Herr alles aus dem Hauſe hinauswerfen. Wir werden des⸗ 
anrichten kann. (Das iſt doch ſchon der Fall! beif halb dahingehende Abänderungsanträge im Aus⸗ 


den Kommuniſten.) Es kann geſchehen, daß er ſchuß ſtellen. Wir hoffen, daß die Abgeordneten 
ſelbſt einen vollſtändig unſchuldigen Abgeordne⸗ ſich davon überzeugen laſſen und mindeſtens ver⸗ 
ten einfach aus dem Haufe hinaus wirft, Schupo ſuchen, auch die Minderheiten zu ſchützen. (Bravo! 
herholen läßt und das Haus jo tyranniſiert. Ich bei den Kommuniſten.) 

entfinne mich noch der Vorgänge, die ich von der Vizepräſident Gaikowſtki: Das Wort hat der 
Zuhörertribüne aus beobachtet habe, als die Herr Abg. Rahn. 

Abg. Schmidt und Rahn hier auf Befehl des am RNahn, Abgeordneter (D. V. P.): Die Verfaſ⸗ 
tierenden Präſidenten aus dem Saale geſchleppt ſung von 1849/50, von dem preußiſchen König dem 
wurden. (Abg. Rahn: Nicht auf Befehl des Präſi⸗ Volk oktroyiert, ſah auch eine Beſtimmung vor, 
denten, da tun Sie dem alten Matthaei unrecht!) daß die Miniſter dem Volk verantwortlich ſein 
Gut, Herr Rahn, auf Veranlaſſung des Herrn ſollten. Ein Ausführungsgeſetz ſollte auch die be⸗ 
Schümmer, aber der Präſident hat nichts unter⸗ treffenden Erläuterungen geben. 1918 bei Aus⸗ 
nommen, dieſe beiden Abgeordneten in Schutz zu bruch der Revolution hatten wir in Preußen ſolch 
nehmen. (Abg. Rahn: Der Präſident hatte die ein Geſetz noch nicht, und heute, nachdem die 
Sitzung doch geſchloſſen!) Soweit ich mich ent⸗ Freie Stadt 10 Jahre beſteht und wir auch in un⸗ 
ſinne, ſtand er hier noch auf dem Platz und hat ſerer Verfaſſung eine Beſtimmung haben, daß die 
die ganze Sache von oben beobachtet. Aber ſelbſt, Miniſter zur Verantwortung gezogen werden 
wenn das ſo wäre, iſt der Präſident nach unſerm können und ein beſonderes Geſetz die näheren De⸗ 
Dafürhalten noch immer berechtigt, und es iſt tails angeben ſoll, haben wir ein ſolches Geſetz 
ſeine Pflicht einzugreifen; denn er ſoll ja bekannt⸗ auch noch nicht. 

lich hier die Polizeigewalt ausüben. Wenn er die Es iſt richtig, daß vor Jahr und Tag ſeitens 
Polizeigewalt ausübt, ſteht ihm auch das Recht der Sozialdemokratiſchen Partei ein Geſetzentwurf 
zu, Polizeibeamten, die hier Unfug treiben wol⸗ vorgelegt wurde. Es iſt auch richtig, daß die Re⸗ 
len, das Haus zu verbieten, ſie herauszuſetzen. Der gierung unter deutſchnationaler Führung vor 
damalige Präſident tat es aber nicht. etwa drei Jahren hier ein Geſetz eingebracht hat, 
Derartige Fälle können ſehr oft eintreten, und aber man hat ſich über die grundlegenden Fragen 
um hier auch die Minderheiten zu ſchützen, was nicht geeinigt. Ich glaube auch, daß heute über die 
unbedingt notwendig iſt, iſt es erforderlich, daß grundlegenden Fragen eine Einigung nicht mög⸗ 
auch dieſe Frage in das Geſetz hineinkommt, daß lich iſt. Deshalb wird der Bogdan'ſche Entwurf 
auch die Präſidenten des Volkstages unter ſolche das Schickſal der damaligen Regierungsvorlage 
Anklage geſtellt werden können. Daß das notwendig 
iſt, hat bereits die letzte Zeit bewieſen; denn trotz⸗ 
dem hier ein Einſpruch des Abg. Liſchnewſki vor⸗ 
lag, und trotzdem ein großer Teil der Abgeordne⸗ 
ten der Meinung war, daß der Abg. Liſchnewſki 
zu Anrecht ausgeſchloſſen worden iſt, hatten Sie 
nicht den Mut, den Präſidenten fallen zu laſſen. 


Ueber die Frage: Soll über Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit ein ordentliches Gericht urteilen, oder ſoll 
dieſe politiſche Frage, die in einem ſolchen Ver⸗ 
fahren zu klären iſt, dem ordentlichen Richter, der 
nur Recht zu ſprechen hat, entzogen werden und 
ein anderes aus freien Berufen zu beſtellendes be⸗ 


Im Gegenteil, Sie brachten den Mut auf, gegen ſonderes Gericht über derartige Fragen urteilen, 
Ihre Ueberzeugung zu ſtimmen und den Präſiden⸗ iſt ja gerade der Streit entbrannt, der hier die 
ten in Schutz zu nehmen. Dem davon Betroffenen feindlichen Parteien oder die beiden Anſichten, 
wurde kein Recht zuteil. Deshalb iſt es notwendig, einmal der Rechten und der Mitte, und der Lin⸗ 
daß auch hier einmal Recht geſprochen wird, und ken nicht zuſammenführt. Das iſt eben ein Ding 
ein Gericht zu entſcheiden hat, ob der Präſident! der Anmöglichkeit, wenn die politiſch orientierten 
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und des ſozialdemokratiſchen Entwurfs teilen. 
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Parteien ſagen, die Frage der Miniſterverant⸗ 


\ wortlichfeit iſt eine politiſche Frage und kann des⸗ 


(B) 


halb nicht von einem ordentlichen Gericht abge⸗ 
urteilt werden, und die Rechte ſagt, das iſt eine 
Rechtsfrage und Sache der ordentlichen Richter. 
Ueber dieje Frage wird ſich kaum eine Einigkeit 
erzielen laſſen, und deshalb ſind alle Beratungen 
über dieſen Punkt wenig ausſichtsverſprechend. 
Wir werden uns wiederum im Ausſchuß einige 
Zeit damit beſchäftigen und doch zu keinem Er⸗ 
folg kommen. 


Wenn Herr Abg. Dr. Bogdan behauptete, daß 
in der Oeffentlichkeit anläßlich des Volksbegeh⸗ 
rens zum Ausdruck gebracht wurde, wir hätten in 
Danzig eine abſolut unverantwortliche Regie⸗ 
rung, ſo ſtimmt das nicht, denn es iſt von den 
Parteien, die hinter dem Volksbegehren ſtanden, 
ſtets betont worden, daß wir zwar eine parlamen⸗ 
tariſche Regierung, beſtehend aus 14 nebenamt⸗ 
lichen Senatoren haben, die jederzeit durch ein 
Mißtrauenvotum abberufen werden können, daß 
aber durch die Tatſache der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren, die einer anderen politiſchen Anſchauung 
angehören können, wenn ein Regierungswechſel 
eintritt, bei den Verhältniſſen in Danzig von 
einer tatſächlichen Verantwortlichkeit der Regie⸗ 
rung nicht geſprochen werden kann. Die im Amt 
verbleibenden hauptamtlichen Senatoren ſtellen 
die eigentlichen Chefs der ſogenannten Behörden⸗ 
organiſationen dar. Es iſt alſo abſolut nicht aus⸗ 
geführt worden, daß wir eine unverantwortliche 
Regierung haben. Man wollte nur das hauptamt⸗ 
liche Senatorenſyſtem beſeitigen, weil es ſich un⸗ 
günſtig ausgewirkt hat, und die Verantwortung 
der Regierung dadurch nicht gut zum Ausdruck 
kommt. 


Mittwoch, den 20. Februar 1929. 


Wir werden nach meiner Aufaſſung zu einer (O) 


Feſtſetzung dieſer geſetzlichen Beſtimmung kaum 
kommen, wenn ſich nicht die Koalition über dieſe 
Frage verſtändigt, und zwar in dem Sinne, wie 
es die Sozialdemokratiſche Partei ſeinerzeit in 
ihrem Geſetzentwurf zum Vorſchlag gebracht hat. 
Es iſt der einzig richtige Entwurf, denn er ſchließt 
ſich faſt wörtlich an die geſetzlichen Beſtimmungen 
dieſer Art an, die im Reiche vorhanden ſind. Um 
mit den Worten der Frau Abg. Meyer von vor⸗ 
hin zu reden, müßten das Danziger Parlament und 
die Regierung ſehr großen Wert darauf legen, 
desgleichen die Herren Richter, die Rechtseinheit 
mit Deutſchland zu wahren. Ich kann mich hier 
auch auf die kürzlich erfolgten Veröffentlichungen 
des Herrn Geheimrat Dr. Cruſen in der „Danzi⸗ 
ger Zeitung“ beziehen, der das ſo warm betonte. 
Daher ſollten wir uns auch in dieſer Frage an die 
deutſche Geſetzgebung anlehnen und hier nicht ei⸗ 
gene Wege gehen; denn wenn der Danziger in 
geſetzgeberiſcher Beziehung eigene Wege geht, 
kommt meiſtens Unſinn heraus. Ich beziehe mich 
wiederum auf die Worte des Herrn Dr. Cruſen. 

Wenn nun Herr Abg. Raſchke meinte, daß 
dieſe geſetzliche Beſtimmung an ſich Unſinn ſei und 
man ſie aus der Verfaſſung ausmerzen ſolle, teile 
ich ſeine Meinung nicht. Dies Geſetz iſt an ſich 
ſchon nötig; denn es ſind Rechtsverletzungen ſei⸗ 
tens der Regierung während der verfloſſenen Re⸗ 
gierungsperiode vorgekommen, es ſind auch Ver⸗ 
faſſungsverletzungen vorgekommen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Dieſe Geſellſchaft wird die Kadetten nicht 
aburteilen!) Da die Diſziplinargeſetze für die 
Regierungsmitglieder nicht gelten, muß eine 
Möglichkeit geſchaffen werden, Senatoren, die 
gegen Geſetz und Verfaſſung verſtoßen haben, in 
irgend einer Weiſe, ſolange das Syſtem der 


Wenn Herr Abg. Bogdan nun ſo freundlich hauptamtlichen Senatoren beſteht, aus dem Amte 


war, die einzelnen Fragen zu erörtern, die das 
Geſetz regeln ſoll, ſo war das intereſſant. Aber 
alles wird an der großen Frage ſcheitern: Welches 
Gericht ſoll darüber urteilen? Es iſt unzutreffend, 
daß man bei Schaffung der Verfaſſung das Ober⸗ 
gericht gemeint hat, wenn man von dem Oberſten 
Gericht ſpricht. Als wir damals die Verfaſſung 
machten und dieſen Satz hineinarbeiteten, haben 
wir noch nicht gewußt, wie die Gerichtsorganiſa⸗ 
tion in Danzig geſchaffen werden ſollte. Wir 
dachten ſeinerzeit noch nicht daran, daß wir nur 
zwei Inſtanzen, ein Landgericht und ein Ober⸗ 
gericht haben würden. Wir dachten noch daran, 
daß das Deutſche Reichsgericht laut Staatsvertrag 
irgendwie die dritte und höchſte Inſtanz ſein 
könnte. Da lag nichts näher, daß man gerade in 
bezug auf die Trage der Miniſterverantwortlich⸗ 
keit an das Deutſche Reichsgericht dachte. Auch im 
Deutſchen Reich hat man ſich über die Frage, 
welche Inſtanz ſoll über die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit urteilen, keine Rechenſchaft abgelegt. Das 
Geſetz über die Miniſterverantwortlichkeit iſt viel 
ſpäter geſchaffen worden. Aus der Erwägung, das 
Reichsgericht nicht mit politiſchen Fragen zu be⸗ 
ſchäftigen, weil die Miniſterverantwortlichkeit 
eine urpolitiſche iſt und keine abſolute Rechts⸗ 
frage, hat man das Geſetz geſchaffen, welches be⸗ 
ſtimmte Kreiſe für die Aburteilung von Miniſtern 
auswählt, die ſcheinbar gegen Verfaſſung und 
Geſetz verſtoßen haben. 


Frage, 


zu entfernen. 

Wenn Herr Raſchke das Geſetz auch auf die 
Präſidenten des Volkstages ausdehnen will, ſo 
ſcheint er mit ſeinen Gedanken auf Abwege ge⸗ 
raten zu ſein. Die Präſidenten des Volkstages 
ſind Abgeordnete des geſamten Volkes, genau ſo, 
wie Herr Raſchke, wie die Damen und Herren in 
dieſem Haufe und wie ich. (Abg. Plenikowſki: 
Bloß daß Raſchke rausgeſchmiſſen werden kann 
und der Kerl ſitzt da oben!) Das iſt eine zweite 
über die man debattieren kann. Man 
kann unmöglich die Präſidenten dieſes Hauſes, die 
von der Mehrheit der einzelnen Parteien je nach 
ihrer Stärke gewählt und hier hergeſetzt werden, 
durch ein derartiges Geſetz aus ihren Aemtern 
entfernen laſſen, denn es gibt keine höhere Ge⸗ 
walt, als den Volkstag. Wenn ein Präſident hier 
gelegentlich einmal Dummheiten macht, was, wie 
ich annehme, ſelten vorkommen wird, ſo würde er 
ſich hier keinen Tag länger in ſeinem Amte hal⸗ 
ten können, ſelbſt wenn er auf ein Jahr gewählt 
iſt, wenn es das Parlament nicht will. Ein jeder 
Präſident, der hier amtiert, iſt unmöglich, wenn 
die Mehrheit dieſes Hauſes der Meinung it, daß 
er fahrläſſig oder böswillig falſch handelt und 
nicht auf den Poſten gehört. (Zuruf des Abg. 


Plenikowſki.) Wenn Sie, Herr Plenikowſki, mit 
der Auffaſſung eines Präſidenten nicht konform 
gehen, iſt das Ihre Sache. Der Präſident iſt dazu 
da, die Geſchäfte zu fördern und im Hauſe Ord⸗ 


0 


(A) 


(B 


— 
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nung zu halten. Wenn ein Abgeordneter ſich der⸗ bejjer, wenn nicht der verletzte Präſident wie in 


artig vergeht, daß er einem Präſidenten „Sie voll⸗ 
gefreſſenes Schwein“ ins Geſicht ſchleudert, müſſen 
Sie verſtehen, daß er das nicht ſtill hinnimmt. 
(Abg. Plenikowſki: Haben Sie das Stenogramm 
gelejen?) Ich habe der Sitzung im Anfang nicht 
beigewohnt. Es wäre mir unangenehm geweſen, 
wenn ich Herrn Abg. Liſchnewſki dieſen Ausdruck 
hätte tun hören. Man hat mir berichtet, daß das 
geſagt worden ſei. Eine zweite Frage iſt die, ob 
der Ausſchluß von Abgeordneten auf Grund der 
gegenwärtig beſtehenden Beſtimmungen zu recht 
geſchieht. Beſtimmungen müſſen dagegen geſchaf⸗ 
fen werden, daß ein Abgeordneter in einer derar⸗ 
tig flegelhaften Form den Mann, der hier zur 
Führung der Geſchäfte berufen iſt, anrempelt. 
(Sehr richtig! rechts.) Es iſt ungehörig, wenn ſich 
Mitglieder des Hauſes gegen den Mann, der der 
Erſte unter Gleichen iſt, ſo benehmen. Gegen der⸗ 
artige Flegelhaftigkeiten muß das Haus und 
müſſen die Präſidenten geſchützt werden. Es wäre 
beſſer, wenn ſich die Mitglieder der Fraktionen 
etwas mehr mäßigten. Dann würde der Präſident 
nicht in dieſe unangenehme Lage kommen. An⸗ 
genehm iſt ihm das nicht, wenn er dieſe Mittel 
anwenden muß. (Abg. Plenikowfki: Sie haben ſich 
gut durchgemauſert!) Es iſt ein himmelweiter 
Anterſchied, ob ſich jemand aus politiſchen Grün⸗ 
den gezwungen ſieht, Obſtruktion zu treiben oder 
ob jemand den Präſidenten anflegelt. Es iſt et⸗ 
was anderes, ob ſich die Fraktionen gegen die 
Regierung auflehnen, weil man ihnen Geſetze auf⸗ 
zwingen will oder es geſchieht ein derartiger 
Fall, wie es hier geweſen iſt. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Reden Sie nicht dummes Zeug! 
Das öſterreichiſche Parlament der Vorkriegszeit 
hat dafür beſonders häufige Beiſpiele geliefert. 
Heute erleben wir in allen Parlamenten, daß die 
Stimmung manchmal ſo haushoch geht, daß der 
Präsident die Sitzung vertagen muß, weil er ſich 
nicht mehr durchſetzen kann. Dafür ſieht die Ge⸗ 
ſchäftsführung Beſtimmungen vor. Daß ich den 
Präſidenten, der die Geſchäfte leiten ſoll, in einer 
ſolchen Weiſe anflegele, wie es geſchehen iſt, wer⸗ 
den Sie von mir nicht erlebt haben. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Was behaupten Sie? Leſen Sie das 
Stenogramm!) Sie erklären, ich hätte mich ge⸗ 
mauſert und früher andere Ausführungen ge⸗ 
macht. Ich erkläre, daß ich einen Präſidenten des 
Hauſes nie angeflegelt habe. (Abg. Plenikowſki: 
Wer hat das getan?) Mir iſt gejagt worden, daß 
Herr Abg. Liſchnewſki den Präſidenten Spill als 
vollgefreſſenes Schwein bezeichnet habe. (Abg. 
Plenikowſti: Sie müſſen den Lumpen mehr glau⸗ 
ben als dem Stenogramm!) Dem iſt bisher öffent⸗ 
lich nicht widerſprochen worden und ich muß dar⸗ 
aus entnehmen, daß es zutrifft. / h 

Es iſt eine prinzipielle Frage, ob die bisheri⸗ 
gen Beſtimmungen zur Geſchäftsordnung über⸗ 
haupt den Ausſchluß eines Abgeordneten zulaſſen. 
Nach der Verfaſſung iſt der Abgeordnete Vertre⸗ 
ter des ganzen Volkes, und die Verfaſſung be⸗ 
ſtimmt lediglich, daß das Parlament ſich ſeine Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu geben hat. Daß das Parlament 
aber auch derartige Strafbeſtimmungen ſchaffen 
kann, und ein Präſident den Abgeordneten auf 
eine oder acht Sitzungen ausſchließen kann, iſt 


eine Frage, über die ſich ſtreiten läßt. Es wäre 


dieſem Falle, wo ſich der angebliche Anwurf gegen 
ſeine Perſon ſelbſt richtete, als Richter in eigener 
Sache auftritt und den Abgeordneten von acht 
Sitzungen ausſchließt. Vielleicht ließe ſich die Aen⸗ 
derung treffen, daß das Haus darüber zu entſchei⸗ 
den hätte. Wenn ſich jemand in derartiger Weiſe, 
wie das geſchehen ſein ſoll, vergeht, glaube ich, 
daß das geſamte Parlament von rechts bis faſt 
ganz links ſich gegen derartige Manieren auf⸗ 
lehnt und der Betreffende aus der Sitzung oder 
für einige Zeit ausgeſchloſſen wird. Durch die 
Maßnahmen der deutſchen Reichstagsfraktion der 
Kommuniſten hat ſich der Reichstag neuerdings 
gezwungen geſehen, weil die Abgeordneten dort 
mit der Tribüne gemeinſam arbeiten, dieſe Be⸗ 
ſtimmungen noch mehr zu verſchärfen. Jetzt will 
man ihnen die Diäten ganz ziehen. Man will ſie 
gar auf längere Zeit ausſchließen und beabſichtigt, 
energiſche Maßnahmen einzuführen. Man will, 
wenn die Organe des Präſidenten beobachten, daß 
Abgeordnete mit der Tribüne gemeinſam arbei⸗ 
ten, auf friſcher Tat die Verhaftungen vorneh⸗ 
men, alles nur, weil Sie in verſchiedenen Fragen 
allzu agreſſiv vorgehen und ſich den parlamen⸗ 
tariſchen Sitten und Gebräuchen nicht beugen 
können. Ihr Benehmen läßt häufig zu wünſchen 
übrig. Wenn wir in bezug auf das Niveau des 
Danziger Volkstages und das Anſehen nach außen 
auf den heutigen Standpunkt gekommen ſind, ſo 
haben die Herren von ganz links in der gegenwär⸗ 
tigen Zeit ſehr viel dazu beigetragen. Es nimmt 
nicht wunder, wenn im Danziger Stadttheater 
bei der Revue „Der Teufel lacht dazu“ . . . (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Große Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat noch 
immer der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): ... der Künſtler 
Nord eine junge Dame aus der Mottlau heraus⸗ 
fiſcht und als ſie ihm ſagt, daß ſie im Volkstag 
wäre, auf den Arm nimmt und noch einmal hin⸗ 
einwirft, das ganze Theater ihm gewaltigen Bei⸗ 
fall zollt. Dieſe Dinge, die ſich hier in letzter Zeit 
ereignet haben, tragen zum großen Teil dazu bei, 
dieſe Meinung bei der Bevölkerung aufkommen 
zu laſſen. Das Volkstagspräſidium und der Volks⸗ 
tag ſelbſt hätten allen Anlaß, das Anſehen des 
Parlaments in der Bevölkerung zu heben und zu 
ſchützen. (Abg. Plenikowſki: Die Arbeiter werden 


die ganze Bude auseinanderjagen!) Das iſt eine 


dumme Redensart! (Abg. Plenikowſki: Das iſt 
keine dumme Redensart!) Das iſt eine dumme 
Redensart. (Abg. Plenikowſki: Die Sie ſelbſt ge⸗ 
braucht haben!) Ich weiß, daß Sie viel kommuni⸗ 
ſtiſche Literatur geleſen, aber nicht gut verdaut 
und verſtanden haben. (Heiterkeit.) Genau ſo 
wenig haben Sie meine Reden im Danziger 
Volkstag geleſen und noch viel weniger kapiert. 
(Zurufe des Abg. Plenikowſki.) Einen ſolchen 
Unſinn, wie Sie ihn mir in den Mund zu legen 
wagen, habe ich nie geſprochen. Er wäre über 
meine Lippen nie gekommen. Ich überlaſſe es 
Ihnen, ſolchen Unſinn zu reden. Mit derartigen 
Mitteln, wie ſie heute von Herrn Abg. Raſchke 
angeprieſen wurden, können wir jedenfalls die 


(C) 


(D) 


Geſchäfte nicht führen. Es iſt hohe Zeit, daß Ihre 


Großmauligkeit einmal gründlich (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ihre Großmauligkeit!) gezügelt wird und 
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(A) man Ihnen Anſtand und Sitte beibringt. (Zwi⸗ 


ſchenrufe des Abg. Plenikowſki. — Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben nicht das Wort. Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. (Abg. Gerick: Zur Geſchäftsordnung!) 
Wir find bereits in der Abſtimmung. Herr Abg- 
Dr. Bogdan hat vorgeſchlagen, dieſen Urantrag 
dem Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen. (Abg. 
Gerick: Wir widerſprechen der Ueberweiſung an 
den Verfaſſungsausſchuß!) Es iſt alter Brauch, 
daß ſobald geſagt iſt: „Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung“ das Wort nicht mehr erteilt wird. Sie 
widerſprechen der Ueberweiſung? (Abg. Gerick: 
Wir widerſprechen der Ueberweiſung an den Ver⸗ 
faſſungsausſchuß!) Es iſt Widerſpruch erhoben 
worden, wir kommen zur Abſtimmung. Wer für 
den Antrag des Herrn Abg. Dr. Bogdan iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das Letztere war die Majorität. 
Der Antrag auf Ueberweiſung iſt abgelehnt. Wir 
kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Aenderung des Gewerbeſteuergeſetzes. 

— Urantrag des Abg. Dumont u. Gen. — 

Druckſache Nr. 576. Zur Begründung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.) : M. D. u. 
H.! Die von meiner Fraktion vorgeſchlagene Ab⸗ 
änderung des Gewerbeſteuergeſetzes bezweckt, Här⸗ 
ten, die ſich infolge der augenblicklichen Handha⸗ 
bung des Geſetzes ergeben, und die beſonders die 
Exiſtenz der ſtark in den Hintergrund gedrückten 


(8) Firmen berühren, zu beſeitigen. Es iſt üblich und 


Brauch, daß nach der jetzigen Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes bei derartigen Gewerbebetrieben die Höhe 
des im verfloſſenen Jahre erzielten Ertrages, die 
Höhe der erzielten Amſätze und die Höhe der eige⸗ 
nen oder fremden Mittel gemeinſam berückſichtigt 
werden, um die betreffende Firma in die ent⸗ 
ſprechende Klaſſe zur Veranlagung für die Gewer⸗ 
beſteuer einzutragen. Daraus haben ſich ganz un⸗ 
billige Härten ergeben. Es iſt durchaus nicht im⸗ 
mer für den Ertrag eines Geſchäftes maßgebend, 
wenn ſich z. B. die Firma auf einem ſehr großen 
Grundſtück befindet und dort eine hohe Miete zu 
zahlen hat. Für den Ertrag eines Geſchäftes iſt 
auch nicht ohne weiteres der erzielte Umſatz maß⸗ 
gebend, auch nicht die in dem Geſchäft befindlichen 
Angeſtellten und Arbeiter, ſondern es müſſen alle 
die Punkte für ſich berückſichtigt werden, um den 
Ertrag eines Geſchäfts zu ermitteln oder um eine 
Baſis für die Einſtellung und Einſchätzung eines 
derartigen Betriebes zu finden. Eine derartige 
Einſchätzung kann nur von neutraler Stelle vor⸗ 
genommen werden, von einer Stelle, die die ein⸗ 
zelnen Faktoren, die für die Beurteilung in Frage 
kommen, richtig einſchätzt. Wir glauben, daß dieſe 
richtige Stelle die Handelskammer iſt. Infolge⸗ 
deſſen wird in der Abänderung vorgeſchlagen, die 
Handelskammer alljährlich zu befragen, in welche 
Klaſſe der einzelne Gewerbebetrieb zur Ein⸗ 
ſchätzung für die Gewerbeſteuer einzuſtellen iſt. 
Wir bitten, dieſe Abänderung des Geſetzes und 
die Beratung darüber dem Steuerausſchuß zu 
überweiſen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Kamnitzer. 
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Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! Zu dem (0) 


Antrag der Nationalliberalen Bürgerpartei habe 
ich namens des Senats folgendes zu erklären: 

Der Geſetzentwurf, der durch den Urantrag der 
Nationalliberalen Bürgerpartei dem hohen Hauſe 
vorgelegt iſt, ſucht in dreierlei Hinſicht eine Aende⸗ 
rung des geltenden Gewerbeſteuergeſetzes herbei⸗ 
zuführen. Erſtens ſollen bei der Einreihung ge⸗ 
werblicher Betriebe in die Mindeſtſteuergruppen 
der Mietwert der benutzten Räume und die An⸗ 
zahl der Angeſtellten und Arbeiter unberückſich⸗ 
tigt bleiben, zweitens ſollen für die einzelnen 
Branchen geſonderte Richtlinien für die Gruppen⸗ 
einſtufung e finden, drittens ſoll die 
Handelskammer zu den Veranlagungsarbeiten 
herangezogen werden. 

Zu dieſen Abänderungsvorſchlägen geſtatte ich 
mir folgendes auszuführen. Zur Zeit werden ſechs 
Merkmale für die Ermittelung des objektiven Um⸗ 
fanges des Gewerbes, nach dem ſich die Höhe der 
Mindeſtſteuer richtet, herangezogen, und zwar die 
Art des Gewerbebetriebes, die erzielten Erträge, 
der Umſatz, das Betriebsvermögen, der Mietwert 
der gewerblichen Räume, die Zahl der Angeſtell⸗ 
ten und Arbeiter des Betriebes. Würde man die 
beiden letzten Merkmale, wie der Urantrag for⸗ 
dert, fortlaſſen, ſo würde der Vorteil, der durch die 
Berückſichtigung und das Abwägen der ſechs auf⸗ 
geführten Merkmale in ihrer Geſamtheit neben⸗ 
einander beſteht und durch den Härten vermieden 
werden, verloren gehen. Es wäre dann vielmehr, 
wenn ein einziges Merkmal aus Zufallsgründen 
und infolge der Art des Betriebes beſonders her⸗ 
vortritt, eine ſachlich unberechtigte Feſtſetzung der 
Mindeſtſteuer ſehr viel leichter möglich als bisher, 
wo durch die übrigen fünf Merkmale immer ein 
gewiſſer Ausgleich geſchaffen wurde. 

Auch die Aufſtellung von geſonderten Richt⸗ 
linien für die einzelnen Branchen wird vom Senat 
nicht als Verbeſſerung des geltenden Geſetzes a. 
geſehen. Die bisherigen einheitlichen Richtlinien 
für die Geſamtheit aller Gewerbeſteuerpflichti⸗ 
gen haben ſich in ſechsjähriger Praxis ſowohl nach 
Auffaſſung der Verwaltung, als auch nach Anſicht 
der meiſten Mitglieder der beſonderen Gewerbe⸗ 
ſteuerkammern beim Verwaltungsgericht durch⸗ 
aus bewährt. Bei ſcharfer Abgrenzung der ver⸗ 
ſchiedenen Branchen würde man leicht zu an⸗ 
nähernd 50 verſchiedenen Richtlinien gelangen, 
und das bedingt zunächſt eine erhebliche Mehrar⸗ 
beit gegenüber dem jetzigen Verfahren. Es er⸗ 
ſcheint aber auch nicht möglich, dieſe verſchiedenen 
Richtlinien alle gegeneinander ſo abzuſtimmen, 
wie es erforderlich wäre, um zu verhindern, daß 
ſich nicht ſehr bald einige Gewerbezweige gegen⸗ 
über andern benachtteiligt fühlen und es infolge⸗ 
deſſen zu Rivalitäten unter den einzelnen Bran⸗ 
chen kommen würde. Dadurch würden Unzuträg⸗ 
lichkeiten und Unzufriedenheit entſtehen. Ich darf 
auch darauf hinweiſen, daß dieſer Vorſchlag mit 
den allgemeinen Wünſchen auf Vereinfachung der 
Steuergeſetzegebung keineswegs vereinbar iſt. 

Bezüglich des dritten Wunſches der Antrag⸗ 
ſteller auf Heranziehung der Handelskammer zu 
den Veranlagungsarbeiten weiſe ich darauf hin, 
daß die Handelskammer durch das ihr im gelten⸗ 
den Recht verliehene Vorſchlagsrecht bei den Mit⸗ 
gliedern der Gewerbeſteuerkammern des Verwal⸗ 
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tungsgerichts nach Anſicht des Senats hinreichen⸗ 
den Einfluß auf deren Arbeit hat. Aus den vorge⸗ 
tragenen Gründen bitte ich daher, den Antrag ab⸗ 
zulehnen. 

Der Senat iſt ſich jedoch bereits ſchlüſſig gewor⸗ 
den, daß er in eine Prüfung darüber eintreten 
wird, in welchem Umfange das jetzige Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetz abänderungsbedürftig iſt. Es erſcheint 
daher auch zweckmäßig, das Ergebnis dieſer Prü⸗ 
fung abzuwarten, ſtatt im voraus Einzeländerun⸗ 
gen vorzunehmen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Herr Abg. Dr. Unger hat vorgeſchlagen, 
dieſen Antrag dem Steuerausſchuß zu überweiſen. 
(Abg. Gerick: Wir widerſprechen!) Es iſt wider⸗ 
ſprochen worden. Wir müſſen abſtimmen. Wer für 
den Antrag des Herrn Abg. Dr. Anger iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Das letztere iſt die Majorität, der An⸗ 
trag des Herrn Abg. Dr. Unger iſt daher abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aenderung des Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes. 
und Gen. 
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Recht und Geſetz verſtößt; denn nach der vorigen 
Veranlagung zur Grundwertſteuer liegt die Zeit⸗ 
ſpanne bis zum 1. April 1928. Die Neuveranla⸗ 
gung zur Grundwertſteuer iſt auf weitere drei 
Jahre ab 1. April 1928 erfolgt. Die Veranlagung 
zur Vermögensſteuer erfolgt aber nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1927. Wie kann man nun aber 
einen Wert, der erſt nach dem 1. April 1928 er⸗ 
mittelt wurde, als Grundlage für die Vermögens⸗ 
ſteuer per 31. Dezember 1927 nehmen? Dieſe 
Rückwirkung ſieht das Geſetz nicht vor. Demzu⸗ 
folge halten wir ſie für ungeſetzlich. Aus dieſem 
Grunde dürfte es zweckentſprechend ſein, daß unſer 
Geſetzentwurf dem zuſtändigen Steuerausſchuß 
oder dem ſonſt zuſtändigen Ausſchuß überwieſen 
wird, was ich hiermit beantrage. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Regierungsvertreter, Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! Geſtat⸗ 
ten Sie mir, daß ich zunächſt auf die Begründung 
zu dem von der Nationalliberalen Bürgerpartei 
durch ihren Urantrag eingebrachten Geſetzentwurf 
eingehe. Dieſe Begründung iſt inſoweit unrichtig, 
als ſie von der Vorausſetzung ausgeht, der Senat 


— Urantrag des Abg. Brenner habe zur Deckung des geſteigerten Finanzbedarfs 


der Gemeinden Mehreinnahmen aus der Grund⸗ 


Druckſache Nr. 591. Das Wort zur Begründung wertſteuer dadurch herbeigeführt, daß er die die 


hat der Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): Meine 
ſehr geehrten D. u. H.! Den vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf zur Abänderung des Vermögensſteuerge⸗ 
ſetzes haben wir im Intereſſe des ſchon jetzt ſo 
ſchwer belaſteten Grundbeſitzes, namentlich des 
kleinen Grundbeſitzes, eingebracht. Wir folgen 
hiermit einem Vorgang in Deutſchland. 


Beſteuerungsmerkmale bildenden gemeinen Grund⸗ 
ſtückswerte erhöht habe. Der Sachverhalt iſt viel⸗ 
mehr folgender: 

Nach den Beſtimmungen der ſtädtiſchen Steu⸗ 
erordnung iſt der gemeine Wert ſämtlicher Grund⸗ 
ſtücke mindeſtens alle drei Jahre neu feſtzuſetzen. 
Da die letzte Feſtſetzung 1925 erfolgt iſt, war ohne 


In Verletzung der Geſetzesvorſchrift die Neufeſtſetzung 


Deutſchland iſt aus gleichem Anlaß ein gleicher für das Jahr 1928 nicht zu umgehen. Sie iſt von 
Antrag im Reichstag eingebracht worden. Nun dem eigens dazu eingeſetzten Grundwertſteueraus⸗ 
kurz zur Begründung des Geſetzesantrages. Bei ſchuß vorgenommen, der ſich aus 16 von der Stadt⸗ 
der neuerlichen Einſchätzung der Grundſtücke zum bürgerſchaft gewählten und vier vom Senat er⸗ 


gemeinen Wert für die Zeitperiode ab 1. April nannten Mitgliedern zuſammenſetzt. Unter den 


1928 für weitere drei Jahre iſt die Veranlagung Mitgliedern befinden ſich acht Hausbeſitzer. 


durch das Steueramt III nach Richtlinien des Se⸗ 
nats ganz willkürlich ſchematiſch vorgenommen 
vorden, jo daß ganz exorbitant hohe Grundſtücks⸗ 
werte errechnet worden find, welche wiederum da⸗ 
zu geführt haben, daß Tauſende von Einſprüchen 
ſeitens der Hausbeſitzer an das Steueramt III ge⸗ 
langt ſind. Durch dieſe Neuveranlagung hat allein 
die Stadtgemeinde Danzig aus der Grundwert⸗ 
ſteuer eine Mehreinnahme von 800 000 Gulden 
erzielt. welche der ſchwer belaſtete Hausbeſitz zu 
tragen hat. Aber nicht genug damit hat man die 
höher veranlagten Werte auch für die Veranla⸗ 
gung zur Vermögensſteuer herangezogen. Das iſt 
nun eine Belaſtung des Hausbeſitzes, die ganz un⸗ 
verſtändlich iſt; denn dieſer Belaſtung durch die 
höhere Grundwertſteuer und auch noch höhere Ver⸗ 


Der 
Ausſchuß hat auf Grund von Erfahrungen der 
letzten Jahre, insbeſondere unter Heranziehung 
der in der Zwiſchenzeit bei getätigten Grundſtücks⸗ 
verkäufen vereinbarten Kaufpreiſe einwandfrei 
feſtſtellen können, daß die Wertermittelung des 
Jahres 1925 in vieler Hinſicht als überholt be⸗ 
zeichnet werden mußte und hat infolgedeſſen die 
früheren Richtlinien dahin umgeſtaltet, daß der 
gemeine Wert von zwangsbewirtſchafteten Grund⸗ 
ſtücken auf 40 bis 60 Prozent des Friedenswertes 
bemeſſen wurde, gegenüber 40 Prozent bei der 
Veranlagung 1925. Ich bemerke, daß auch im 
Deutſchen Reiche in ähnlichem, teilweiſe ſogar in 
in größerem Umfange eine Erhöhung der Steuer⸗ 
werte der Grundſtücke eingetreten iſt. Willkürliche 
Erhöhung der Grundſtückswerte durch den Senat 


mögensſteuer ſteht abſolut keine Mehreinnahme bezw. durch die Steuerbehörde zum Zwecke der Er⸗ 


des Hausbeſitzes gegenüber. (Abg. Fooken: O doch, 
die Mieten ſind inzwiſchen von 50 auf 70 erhöht! 
— Abg. Plenikowſki: Es werden heute geringere 
Zinſen gezahlt!) Die kleinen Häuſer, die Katen 
der kleinen Hausbeſitzer verwahrloſen unter der 
jetzigen Geſetzgebung. 

Dann ſind wir der Auffaſſung, daß die Veran⸗ 
lagung zur Vermögensſteuer nach den erhöhten 


zielung von Mehreinnahmen liegt demnach keines⸗ 
falls vor. 

Nach dem geltenden Vermögensſteuergeſetz iſt 
nun der gemeine Wert der Grundſtücke gleichfalls 
bei der Veranlagung zur Vermögensſteuer zu 
Grunde zu legen. Es ſcheint daher ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die ſtaatlichen Steuerausſchüſſe bei der 
Vermögensſteuerveranlagung auf der eingehenden 


Grundſtückswerten, nach denen die neue Veran⸗ Bewertungsarbeit der gemeindlichen Steueraus⸗ 
lagung zur Grundwertſteuer erfolgt iſt, ganz gegen! ſchüſſe aufgebaut haben. Dieſes Verfahren iſt auch 
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{A) im Deutſchen Reich unter allſeitiger Billigung imdas, was wir behauptet haben, aufs neue bewieſen 


(B) 


geht. 


Reichsbewertungsgeſetz verankert und zeigt, daß es 
unbedingt das Beſtreben der Geſetzgebung ſein 
muß, die Beſteuerungsmerkmale bei der Veranla⸗ 
gung der verſchiedenen Steuerarten gleichmäßig zu 
bewerten. Andernfalls würde die Mehrheit der 
Steuerpflichtigen, wie es früher häufiger der Fall 
war, mit Recht beanſtanden, daß verſchiedene 
Veranlagungsbehörden in dieſem Fall bei der 
Feſtſtellung des gemeinen Wertes des gleichen 
Grundſtücks zum gleichen Zeitpunkt, zu verſchiede⸗ 
nen Ergebniſſen gekommen ſind. Die Erreichung 
dieſes Zieles, nämlich die einheitliche Bewertung, 
würde bei der Annahme des nationalliberafen 
Antrags unmöglich gemacht werden. Dieſes Ver⸗ 
langen iſt auch mit den Vorſchriften des Vermö⸗ 
gensſteuergeſetzes nicht vereinbar, da das Geſetz 
ausdrücklich vorſieht, daß die Höhe der Vermögens⸗ 
ſteuer ſich nach den tatſächlichen Werten am je⸗ 
weiligen Bewertungsſtichtag richtet. Der Senat 
bittet daher, den Urantrag abzulehnen. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Auch die⸗ 
ſer Geſetzentwurf iſt ein neuer Beweis dafür, daß 
die beſitzende Klaſſe den verſchärften Kampf auf⸗ 
nimmt, um die Steuern auf die beſitzloſe Klaſſe 
abzuwälzen. Wenn man annimmt, daß durch die⸗ 
ſen Geſetzentwurf etwa der kleine Grundbeſitz ent⸗ 
laſtet werden ſoll, ſo ſtimmt das nicht; denn man 
hat ganz allgemein davon geſprochen, daß der 
Wertzuwachs, der ſich durch die neue Feſtſetzung 
des gemeinen Grundwertes ergeben hat, nicht als 
Vermögen beſteuert werden ſoll. Man hat nicht et⸗ 
wa eine Beſtimmung hineingebracht, die nur den 
kleinen Grundbeſitz von dieſer Vermögensſteuer⸗ 
erfaſſung freiläßt. (Abg. Brenner: Kann noch ein⸗ 
gebracht werden!) Sie hätten es ja gleich ſo ma⸗ 
chen können, aber das wollen Sie nicht, weil es 
Ihnen nur um die Schonung des großen Beſitzes 
(Abg. Brenner: Wir wollen abwarten!) 
Wenn Sie nun etwa fürchten, daß Ihnen der Se⸗ 
nat dieſes Geſchenk nicht gewähren will, ſo hat 
der Senat es heute nur abgelehnt, weil er auf eine 
feinere Weiſe vorgehen will. Sie wiſſen, daß ein 
neues Wohnungszwangswirtſchaftsgeſetz unter⸗ 
wegs iſt. Ein neues Wohnungsgeſetz ſoll kommen. 
And dieſes wird Ihnen die ſchon lange vom Senat 
verſprochene höhere Miete bringen. Sie wollen 
aber auf einmal zuviel, und das könnte ſehr leicht 
allzuſehr den Zorn der werktätigen Bevölkerung 
erregen, ganz beſonders deshalb, weil wir Sozial⸗ 
demokraten in der Regierung haben und einen ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Finanzminiſter. Deshalb geht 
dieſer ſchlauer vor als Sie. Sie wiſſen das ja auch, 
aber ſie müſſen Propaganda treiben, um Ihre 
paar Wähler zu halten. 

Die Ausführungen, die zu dieſem Antrag ge⸗ 
macht worden ſind, beweiſen nur, daß wir Kom⸗ 


haben, daß tatſächlich ein Wertzuwachs vorhan⸗ 
den iſt, deshalb verlangen wir erneut von der 
jetzigen Regierung, daß ſie endlich ein Wertzu⸗ 
wachsſteuergeſetz einbringt, wie wir es in verſchie⸗ 
denen Ländern und im Reiche haben. Das wird 
eine jehr intereſſante Aufgabe gerade für den ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Finanzminiſter fein. 

Wenn hier von Herrn Abg. Brenner erklärt 
wurde, daß der Wert erſt im April 1928 ermittelt 
worden iſt, die Beſteuerung aber von Dezember 
1927 einſetzte, ſo hat Herr Dr. Kamnitzer erklärt, 
daß die Ermittlung des Wertes 1925 ſchon viel zu 
niedrig war. Es wäre aljo notwendie dieſen Wert⸗ 
zuwachs, der ſeit 1925 beſtanden hat, ſeit dieſer 
Zeit zu erfaſſen. Vielleicht nimmt der Herr Fi⸗ 
nanzſenator Dr. Kamnitzer die Anregung auf und 
verarbeitet ſie in dem Geſetz, das er uns über eine 
Wertzuwachsſteuer vorlegen ſollte. Wenn Sie nun 
ſagen, daß Sie auf der einen Seite eine Mehrbe⸗ 
laſtung dadurch tragen müſſen, daß man Ihr Ver⸗ 
mögen höher berechnet, daß Sie auf der andern 
Seite aber nicht dementſprechende Einnahmen ha⸗ 
ben, ſo iſt ſogar von dem ſozialdemokratiſchen Ab⸗ 
geordneten Fooken der Zuruf gemacht worden, daß 
die Mieten tatſächlich erhöht worden ſind, und 
zwar von 50 auf 70 Prozent. Die Mieten reichen 
in ihrer heutigen Höhe aus, Sie zu befriedigen. 
Sie ſind zu hoch. 

Dieſer Geſetzentwurf iſt alſo ein neuer Vorſtoß 
der beſitzenden Klaſſe, um auf finanztechniſchem 
Gebiet eine Abwälzung der Steuern vorzunehmen. 
Wenn dieſe Regierung Ihnen (nach rechts.) noch 
nicht offen entgegengekommen iſt, ſo deshalb, weil 
die Regierung ſelbſt Geſetze dieſer Art vorlegen 
wird. Sie wird es feiner verſtehen, dieſe Steuer 
auf die Schultern der Werktätigen abzuwälzen. 
Wir führen den Kampf Klaſſe gegen Klaſſe, den 
Kampf gegen die beſitzende Klaſſe, für das Prole⸗ 
tariat. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowfki: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Es war bisher üblich, daß Geſetzentwürfe, vor 
allem Geſetzesanträge, die Steuerarten betrafen, 
dem Ausſchuß zugeführt wurden, ohne daß die Re⸗ 
gierung gleich bei der erſten Leſung eine Abſtim⸗ 
mung verlangte. Heute hat der Herr Finanzſena⸗ 
tor zum zweitenmal eine Abſtimmung in der 
Vollſitzung beantragt. Ich möchte dem widerſpre⸗ 
chen. Es iſt eine ausgeſprochene Abwürgungspoli⸗ 
tik, wenn man Anträge der Oppoſition, vor allem 
Anträge, die einer gewiſſen Beunruhigung oder 
einem gewiſſen Unbehagen der Bevölkerung ent⸗ 
ſprungen ſind, gleich in der erſten Sitzung ablehnt. 
Ich beantrage Ueberweiſung an den Ausſchuß. 

Vizepräſident Gaikowſti: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Gerick. 

Gerick, Abgeordneter (S. P. D.): Wir wider⸗ 


muniſten recht hatten, wenn wir verlangten, daß ſprechen der Ueberweilung der Vorlage an den 
eine Wertzuwachsſteuer eingebracht werden ſollte. Steuerausſchuß. 


Es wird ſogar von den Bürgerlichen geſagt, daß 
ein Wertzuwachs vorhanden iſt, allerdings, wie 
Sie ſagen, ein fingierter; denn die neuen Ermitte⸗ 
lungen ſeien nicht richtig. Fürchten Sie nichts, die⸗ 
ſer Staat wird Sie nicht allzu hart anfaſſen, im 
Gegenteil ſehr, ſehr ſanft. Aber weil die Ausfüh⸗ 
rungen eines ſozialdemokratiſchen Finanzminiſters 


Vizepräſident Gaikowſki: Der Herr Abg. Bren⸗ 
ner hat den Antrag geſtellt, dieſen Arantrag dem 
Steuerausſchuß zu überweiſen. Durch Herrn Abg. 
Gerick wurde widerſprochen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer für den Antrag des Herrn Abg. 
Brenner auf Ueberweiſung an den Ausſchuß iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Ge⸗ 
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genprobe. — Das letztere war die Majorität. Der 

Antrag des Herrn Abg. Brenner iſt abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Nechtsausſchuſſes über den 

Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 

verfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 603 zu Nr. 554. Ich eröffne die 

Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 

nicht vorliegen. (Abg. Schwegmann: Ich bean⸗ 

trage namentliche Abſtimmung!) Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt worden. Wird dieſer 

Antrag unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht 

aus. Ich bitte die Herren Abgeordneten, ſich auf 

ihre Plätze zu begeben. Die Abſtimmung beginnt. 

Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? 

Das ijt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſ⸗ 

ſen. — Es ſind 87 Stimmen abgegeben, davon 41 

mit Ja, 44 mit Nein, 2 Stimmenthaltungen.”) 

Der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 7 der 

Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 

Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 

verfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Drucksache Nr. 604 zu Nr. 571. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wer für den Antrag des Rechtsaus⸗ 
ſchuſſes tt. bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — 
Danke, ich bitte die Gegenprobe. — Daes erſte war 
die Majorität. (Abg. Raſchke: Sie bringen damit 
einen Mann ins Gefängnis.) Das Präſidium war 
ſich einig, daß zuerſt die Majorität ſtand, der An⸗ 
trag iſt genehmigt. Ich rufe Punkt 8 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

(B) Wahl eines Erſatzmitgliedes für die Elek⸗ 
trizitätswirtſchaftsſtelle für den zum haupt⸗ 
amtlichen Senator gewählten Abg. 
Arczynſki. § 92 Ziff. 2 der G. O. 

Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Es iſt vorgeſchla⸗ 
gen Herr Donner⸗Danzig. Widerſpruch höre ich 
nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 9 der 
Tagesordnung auf: 


(A) 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten: 87, davon mit „Ja“ 41, mit „Nein“ 44, 
2 Stimmenthaltungen. 5 95 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bertling, Bohner, Bök⸗ 
ker, Dr. Bogdan, Dumont, Dyck, Dörkſen, Eiſerloh, Fal⸗ 
kenberg, Friedrich, Gaikowſki, Hallmann, Dr. Heinemann 
Hennke, Höhn, Hoppe, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, 
Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Kurowſki, Bruno 
Lemke, Manthey, Mathieu, Frau Meyer, Paul Müller, 
Papke, Philipſen, Rogalewſki, Schilke, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann Frau Dr. Semrau, Senftleben, Vollerthun, 
Weiß, Dr. Ziehm, Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergund, Beſſer, Beyer, 
Dr. Blavier, Bock, Brennert, Brill, Dinklage, Frau Falk, 
Fooken, Gerid, Grodnick, Hackbarth, Hoog, Jewelowſfki, 
Kaiſer, Karſchewſki, Klingenberg, Knauſt, Frau Kreft Paul 
Kreft, Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Dr. Moſzynſti, 
Moritz, Bernh. Müller, Frau Müller, Walt. Miller, 
Opitz, Frau Pauls, Plenikowſki, Frau Prillwitz, Rahn, 
Raſchke, Frau Richter, Rhode, Friedr. Schmidt, Seelow, 
Spill. Stukowſki, Wahl, Wierſchowſki, Zarsfe. 

1 Der Stimme enthielten ſich: Abg. Ed. Schmidt, Dr. 
nger. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Dr. Bing, 
Böhm, Brenner, Burandt, Cierocki, Fiſcher, Gehl, Geißler, 
Hallmann, Hohnfeldt, Joſeph, Klein, Kloſſowſki, Wilh. 
Lemke, Lendzion, Leu, Liſchnewſki, Loops, Mau, Mayen, 


Miſczewſki, Mroczkowſki, Neubauer, Plettner, Raap, Re⸗ 
1 5 Rehberg, Rogozinſki, Siebenfreund, Weber, Meine, 
erner. 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
den Finanzausgleich. 
Druckſache Nr. 606. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat Herr Abg. Dr. Hoppenrath. 

Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Es handelt ſich hier um eine Ausgabe 
von 2 Millionen, die nachgefordert werden. Wenn 
man die Begründung zu dieſem Geſetzentwurf 
durchlieſt, ſo hat es den Anſchein, als wenn ſich 
der Senat ſeine Aufgabe nicht allzu ſchwer ge⸗ 
macht hat. Man lieſt in der Begründung des Ge⸗ 
ſetzes, daß dieſe zwei Millionen aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen zu entnehmen ſind. Es iſt ja an und für 
ſich ſehr erfreulich, wenn hier derartige Ueber⸗ 
chüſſe behauptet werden, aber es ſcheint doch nicht 
ganz ſo zu ſein, wie es hier behauptet wird; denn 
bisher ſtand die Regierung auf dem Standpunkt, 
daß es ſich bei unſerm Etat und bei unſerer Fi⸗ 
nanzlage nicht um Aeberſchüſſe handelt, ſondern 
daß im Gegenteil die finanzielle Lage des Staa⸗ 
tes außerordentlich ungünſtig ſei. Ich darf nur 
an die Worte des Herrn Vizepräſidenten des Se⸗ 
nats erinnern, der von einem Staatsbankerott 
ſprach. Ich darf nur daran erinnern, daß auch 

ie „Volksſtimme“ ſich wiederholt dahin ausließ, 

daß die Finanzen des Staates außerordentlich un⸗ 
günſtig wären. Wenn wir, m. D. u. H., jetzt 
hören, daß es ſich um Aeberſchüſſe handelt, ſo wird 
das Verlangen berechtigt ſein, uns zu erklären, 
woher dann die Ueberſchüſſe kommen. Es wird 
ferner notwendig ſein, uns darzulegen, ob tat⸗ 
ſächlich die Ueberſchüſſe in einer ſolchen Weiſe vor⸗ 
handen ſind, daß man die zwei Millionen bewilli⸗ 
gen kann, oder ob nicht irgendwelche neuen Steu⸗ 
ern im Hintergrund ſtehen und wie überhaupt 
die Finanzlage des Staates iſt. Vielleicht werden 
wir dieſe Fragen im Ausſchuß beantwortet be⸗ 
kommen, vielleicht wird der hier anweſende Fi⸗ 
nanzſenator Gelegenheit nehmen, eine ausführ⸗ 
liche Darſtellung über die Finanzlage des Staates 
zu geben. Wir ſind ja daran gewöhnt, daß wir 
gerade in Finanzſachen ſozuſagen auf Abſchlag be⸗ 
Ich darf darauf hinweiſen, daß 
auch der Vorgänger des Herrn Finanzſenators 
vor dem vorjährigen Etat uns eine Finanzrede 
auf Abſchlag hielt. Vielleicht iſt dieſe Gelegenheit 
dazu angetan, eine Finanzrede auf Abſchlag hier 
zu hören, bezw. im Ausſchuß, wo über dieſe Fra⸗ 
gen noch viel geſprochen werden kann. 

Wenn man ſich nun mit dem Geſetz ſelbſt be⸗ 
faßt, ſo muß man ſagen, daß es nach unſerer An⸗ 
ſicht doch noch ſehr erheblicher Aenderungen und 
Erklärungen bedarf. Der Verteilungsmaßſtab, 
der dem Geſetz zugrunde gelegt iſt, entſpricht nach 
unſerer Anſicht nicht der Gerechtigkeit und der 
Billigkeit. Der Verteilungsmaßſtab iſt nach dem 
Wortlaut des Geſetzes nach zwei Geſichtspunkten 
hin zu beurteilen. Einmal ſoll das Veranla⸗ 
gungsſoll der Einkommen-, Körperſchafts⸗, Ver⸗ 
Wegen Amſatz⸗ und Gewerbeſteuer für das 
Jahr 1926 zugrunde gelegt werden für eine Milli⸗ 
on, während für die andere Million die Bevölke⸗ 
rungsziffer ebenfalls für dieſelbe Zeit zugrunde 
gelegt werden ſoll. Wenn dieſer Maßſtab Anwen⸗ 
dung finden ſollte, ſo würde er eine ſchwere Be⸗ 
nachteiligung ſämtlicher Teile des Staates zu⸗ 
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gunſten der Stadt Danzig bedeuten. (Abg. Foo⸗ 
ken: Im Gegenteil!) In Danzig hat ſich durch die 
wirtſchaftliche Lage und durch die ſteuerliche Ent⸗ 
wicklung der Dinge die Bevölkerung naturgemäß 
zuſammengeballt. Es würde alſo, wenn man den 
Maßſtab der Bevölkerung anlegt, Danzig ſchon 
ſowieſo ſehr gut dabei fortkommen. Aber auch, 
wenn man den Standpunkt der Steuerverteilung 
nach dem hier erwähnten Schlüſſel des Aufkom⸗ 
mens aus der Einkommen-, Körperſchafts⸗, Ver⸗ 
mögens⸗, Umſatz⸗ und Gewerbeſteuer zugrunde 
legte, würde wiederum die Stadt zu Gunſten der 
andern Teile des Staates benachteiligt werden. 
(Wie immer! rechts.) 

Zunächſt muß ich darauf hinweiſen, daß die 
Gewerbeſteuer doch nur von einem Teil der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung erhoben wird, daß z. B. die 
ganze Landwirtſchaft keine Gewerbeſteuer zahlt, 
daß ſchon aus dem Grunde diejenigen Gemeinden, 
in denen die Landwirtſchaft vorwiegend vertreten 
iſt, benachteiligt würden. Außerdem hat die vor⸗ 
her erwähnte wirtſchaftliche Entwicklung zur 
Folge, daß ein großer Teil der Unternehmungen, 
auch derjenigen, die eigentlich ihre Steuerkraft 
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ledigen, als wenn es ſich um grundlegende Be⸗ (O) 


ſtimmungen handeln ſoll, die für Jahre hinaus 
gedacht ſind. Wenn es ſich um einen proviſoriſchen 
Entwurf handelt, und wenn man glaubt, daß ſich 
die Sache in abſehbarer Zeit ändern wird, dann 
wird man eher geneigt ſein, dieſem Entwurf zu⸗ 
zuſtimmen. Man wird ſagen, man wird erſt die 
Entwicklung der Verhältniſſe abwarten, wie ſich 
die Praxis auswirkt, und dann wird man die ge⸗ 
wonnenen Erfahrungen verwenden, um den end⸗ 
gültigen Zuſtand herzuſtellen. 

Ob dieſer endgültige Zuſtand nun ſo ſchnell 
hergeſtellt werden kann, wie es nach dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes verlautet, ſcheint mir noch nicht 
genügend feſtzuſtehen. Man wird auch, wenn der 
Finanzſenator einen Ueberblick über die finanzi⸗ 
elle Lage der Staatsfinanzen gegeben hat, ſich 
ſich fragen müſſen, ob nicht die Möglichkeit vor⸗ 
handen iſt, die Entlaſtung der Bevölkerung, die 
doch hier durch dieſen Finanzausgleich erſtrebt 
wird, auf einem anderen Wege zu erzielen, ob 
nicht die Möglichkeit beſteht, durch Abbau irgend 
welcher andern Ausgaben oder Steuern einen 
Ausgleich herbeizuführen. Man wird ferner eine 


aus dem Lande ziehen, ſich in Danzig konzentriert gewiſſe Garantie nach der Richtung hin verlan⸗ 


hat, daß alſo auch in dieſem Fall der Vorteil der 
Stadtgemeinde Danzig gegenüber dem anderen 
Teil des Staates wieder in die Erſcheinung tritt. 

Wenn man all dies berückſichtigt, dann wird 
man ſagen müſſen, daß hier eine Aenderung un⸗ 
bedingt notwendig iſt. Das Geſetz ſoll dazu 
dienen, die Finanzbedürfniſſe der Gemeinden zu 
befriedigen. Wir erkennen durchaus an, daß die 
Aufgaben, die den Gemeinden in Stadt und Land 
durch die Entwicklung der Verhältniſſe auferlegt 
ſind, in irgend einer Weiſe die Hilfe des Staates 
verlangen. Wir ſind aber der Anſicht, daß dann 
unter allen Umſtänden ein gerechter Ausgleich 
geſchaffen werden muß, um ſo mehr, als die geſtei⸗ 


des Volkstages, die Art der Zuſammenſetzung der 
Behörden, die doch auch zum Teil aus ſtädtiſchen 
Behörden hervorgegangen ſind, ohne daß viel⸗ 
leicht die Abſicht beſteht, dennoch die Verhältniſſe 
in Danzig etwas günſtiger behandeln als die 
Verhältniſſe in denjenigen Teilen des Staates, 
die nicht ſo leicht zu erreichen, nicht ſo leicht zu 
überſehen ſind. 

Aus dieſem Grunde werden wir uns im Aus⸗ 
ſchuß über dieſe Fragen ſehr genau unterhalten 
müſſen. Wir werden uns auch überlegen müſſen, 
ob das Stichjahr 1926 für die Verteilung maß⸗ 
gebend ſein darf und ob nicht Mittel und Wege 
gefunden werden können, die eine gerechtere Be⸗ 
rückſichtigung der nicht zur Stadt Danzig gehörigen 
Teile ermöglichen. Dann ſehen wir, daß ſich das 
Geſetz lediglich auf das Rechnungsjahr 1928 be⸗ 
ziehen ſoll. . u. H.] Wir haben hier in 
dieſem hohen Haus in dem Jahr der Regierung 


ſchon häufig mit Proviſorien arbeiten müſſen. Es 
ſind allerlei Verſprechungen gegeben worden, die 
aber bisher nicht eingelöſt worden ſind. Wir 
wiſſen nicht, ob es ſich nicht hier auch um ein Pro⸗ 
viſorium handelt, das ſich in irgend einer Weiſe 
zu einem Dauerzuſtand entwickelt. Es iſt eine 


bekannte Erſcheinung, daß man dazu neigt, geſetz⸗ 
liche Regelungen durch Proviſorien leichter zu er⸗ 


gen, daß die Gemeinden, die hier dieſe Zuwendun⸗ 
gen erhalten, auch in pfleglicher Weiſe mit ihnen 
wirtſchaften. Es kann nicht geſagt werden, daß 
es ſich hier lediglich um Angelegenheiten der Ge⸗ 
meinden handelt, für die der Volkstag nicht zu⸗ 
ſtändig iſt. Bei der jetzigen engen wirtſchaftlichen 
Verbundenheit in Danzig, bei den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, die die Gemeinden zu Koſtgängern 
des Staates in allergrößtem Amfange machen, 
wird man ſich auf den Standpunkt ſtellen müſſen, 
daß der Staat auch über die Gemeinden im Wege 
einer gewiſſen Aufſicht eine Kontrolle über Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben ausüben muß. Geſchieht 
das nicht, ſo beſteht die Gefahr, daß in einzelnen 
Gemeinden beſonders bewilligungsfreudig zuſam⸗ 
mengeſetzte Körperſchaften, (Abg. Dyck: Sehr rich⸗ 
tig!) und ſolche Körperſchaften ſetzen ſich gewöhn⸗ 
lich aus den Leuten zuſammen, die ſelbſt ihre 
eigenen Finanzen nicht in Ordnung halten können 
oder nicht in der Lage ſind, finanziell zu denken, 
irgend welche Ausgaben bewilligen, die durchaus 
nicht im Intereſſe der Allgemeinheit und auch 
nicht im Intereſſe des Staates liegen. Dann 
wird es notwendig ſein, daß man auf dieſe An⸗ 
gelegenheit ein beſonders ſcharfes Auge wirft 
und es wird ſich die Frage erheben, ob der Senat 
geneigt und bereit iſt, in irgend einer Form uns 
die Gewähr dafür zu geben, daß die Ausgaben, 
die hier bewilligt werden ſollen, auch für ſolche 
Zwecke verwendet werden, die dem Allgemeinwohl 
dienen. (Abg. Langnau: Was verſtehen Sie unter 
Allgemeinwohl?) Ausgaben, die nur einer Be⸗ 
völkerungsklaſſe zum Vorteil dienen ſollen, können 
nicht darunter verſtanden werden. 

Wenn Herr Abg. Plenikowſti hier immer, ich 
glaube zum 300. Mal, das Wort Großagrarier 
anwendet, ſo darf ich ihm vielleicht die heutige 
Nummer der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
zur Verfügung ſtellen, die ſich gerade über dieſe 
Frage ausläßt. Ich bin gern bereit, Ihnen die 
Nummer nachher zur Verfügung zu ſtellen, damit 
Sie endlich einmal belehrt werden, wie es ſich mit 
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den Großagrariern in Wirklichkeit verhält. (Abg. 
Dyck: Zuviel Ehre!) Man ſoll verſuchen, auch 
Leute, die nicht belehrbar ſind, zu überzeugen. 
Das hat Herr Abg. Rahn ſchon bei Herrn Pleni⸗ 
kowſki getan. 

Wenn es ſich hier um dieſe Geſetzesbeſtimmun⸗ 
gen handelt, werden wir, wie ich ſchon hervorhob, 
uns im Ausſchuß mit allen dieſen Fragen beſchäf⸗ 
tigen müſſen. Es wäre aber wünſchenswert, daß 
die von uns gewünſchte Darſtellung der Finanz⸗ 
lage des Staates von dieſer Stelle aus erfolgte, 
weil natürlich ſowohl das hohe Haus als auch die 
Bevölkerung den allergrößten Wert darauf legen 
muß, gegenüber den von mir angeführten verſchie⸗ 
denen Tatſachen einmal die jetzt günſtig erſchei⸗ 
nende Finanzlage des Staates, die von Ueber: 
ſchüſſen ſpricht, kennenzulernen. Die frühere An⸗ 
ſicht der Regierungsvertreter, die ſich doch mit 
dieſer Frage ebenſo eingehend beſchäftigt haben 
müßten wie der jetzige Herr Finanzſenator, ſteht 
dazu im Widerſpruch. Das iſt ein Gegenſatz, der 
noch aufzuklären iſt. Es wird notwendig ſein, 
daß gerade bei dieſem Geſetz, das, wie ich ſchon 
ſagte, ſich auf eine Summe von 2 Millionen be⸗ 
zieht, dieſe Aufklärung in möglichſt eingehender 
Form gegeben wird; denn es iſt eine Tatſache, 
daß eine ſolche Aufklärung in den Ausſchüſſen 
doch nicht den Reſonnanzboden findet, den eine ſo 
wichtige Frage erfordert. 


Wir werden an dem Geſetz mitarbeiten. Wir 
werden die Bedenken, die hier ausgeſprochen wur⸗ 
den, auch bei den Ausſchußverhandlungen vortra⸗ 
gen. Wir haben den Wunſch, daß neben den be⸗ 
rechtigten Belangen der Stadt Danzig auch die 
uns ebenſo berechtigt erſcheinenden Belange der⸗ 
jenigen Teile des Staates hierbei berückſichtigt 
werden, die nicht zur Stadtgemeinde Danzig ge⸗ 
hören. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: (Abg. Plenikowſfki: 
Schwerarbeiter Dr. Kamnitzer!) Das iſt Ihnen 
doch ſympathiſch! 

Ich möchte zunächſt einen tatſächlichen Irrtum 
des Herrn Abg. Dr. Hoppenrath berichtigen. Er 
ſprach davon, daß dies Geſetz zwei Millionen for⸗ 
dere. Es ſind nur 1,7 Millionen; denn 300 000 
Gulden ſtehen bereits im Etat. Was aber weſent⸗ 
licher iſt und mir Gelegenheit gibt, einige prinzi⸗ 
pielle Ausführungen zu machen, iſt der Satz des 
Herrn Abg. Dr. Hoppenrath, der Senat würde 
ihm ſehr genau nachweiſen müſſen, ob Ueber⸗ 
ſchüſſe da ſind und woher ſie ſtammen. Herr Abg. 
Dr. Hoppenrath, ich erkenne Ihnen das Recht zu, 
danach zu fragen und betrachte es als meine 
Pflicht, Ihnen das aufzuklären. Die Hauptüber⸗ 
ſchüſſe des letzten Jahres ergeben ſich daraus, daß 
entſprechend der Wirtſchaftslage zu Beginn des 
Jahres in den Zolletat 15,5 Millionen eingeſtellt 
wurden, die im Verlaufe durch die Erträgniſſe des 
Jahres erheblich überſchritten worden ſind. Das 
iſt der Hauptreſervepoſten des vorigen Jahres. 

Darüber hinaus bin ich bereit, Ihnen genau⸗ 
eſte Aufklärung auf Ihre Fragen zu geben, wie 
ich überhaupt der Anſicht bin, daß ich mir mein 
Amt dadurch erleichtern kann, daß es in meiner 
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Abteilung nichts gibt, was für irgend jemand in 
dieſem Hauſe geheim iſt. Ich bin bereit, über alle 
Zahlen, die mir zur Verfügung ſtehen, offen Buch 
zu führen, ſie offen darzulegen und bin bereit, 
hier auf jede Frage zu antworten. Denn meine 
Aufgabe iſt es nur, die Finanzen zu verwalten, 
d. h. auf Grund der beſchloſſenen Einnahmen und 
beſchloſſenen Ausgaben den Staatsetat möglichſt 
pfleglich zu behandeln. Deswegen glaube ich, daß 
Klarlegung aller Verhältniſſe und Offenheit in 
jeder Beziehung meine Pflicht iſt, und daß es 
auch das Recht der Abgeordneten iſt, ſie von mir 
zu verlangen. 

Ich halte es nicht für am Platz, jetzt Ihnen 
einen eingehenden Finanzbericht zu geben. Das 
würde doch zunächſt wieder ein Finanzbericht auf 
Abſchlag ſein müſſen. Ich bin aber nicht der An⸗ 
ſicht, daß Sie ſich mit einem Abſchlagsbericht zu⸗ 
frieden zu geben haben, ſondern ich möchte Ihnen 
zunächſt im Ausſchuß und dann bei der nun hof⸗ 
fentlich bald bevorſtehenden Etatsdebatte 
keinen Abſchlagsbericht, ſondern einen möglichſt 
vollſtändigen Bericht über die Lage des Staates 
geben. Entgegentreten möchte ich der Meinung, 
die etwa aus dem Wortlaut der Begründung zu 
der Vorlage entnommen wird, daß der Staat im 
Gelde ſchwimme. Das iſt nicht der Fall. Die 
Ueberſchüſſe des letzten Jahres find, wie ich Ihnen 
ſehr genau ſagen kann, durch Ausfall von Einnah⸗ 
men, durch Mehrerforderniſſe wie etwa dieſe und 
andere Erhöhungen von Ausgaben, ganz reſtlos 
aufgebraucht und kommen für das nächſte Jahr 
nicht in Frage. Das Etatsbild für das nächſte 
Jahr iſt durchaus nicht roſig. Ich glaube, daß Sie 
ſich zunächſt mit dieſer meiner Erklärung zufrie⸗ 
den geben werden. Es wird Ihnen nichts ver⸗ 
ſchwiegen werden. Sie werden die Aufklärungen, 
die Sie wünſchen, bekommen. 

Ich hoffe, daß Sie dann auch dazu kommen 
werden, dem Geſetz zuzuſtimmen; denn daß die 
Gemeinden dies Geld notwendig haben, 
wohl im Hauſe von keiner Seite beſtritten werden, 
ebenſo wenig, daß der Staat die Verpflichtung 
hat, nachdem er die Hauptſteuerquellen an ſich ge⸗ 
nommen hat, nun, wo ein Notſtand der Gemein⸗ 
den eintritt, ihnen zu helfen, wenn ſich der Not⸗ 
ſtand nicht durch ſchlechte Wirtſchaft, ſondern 
durch die allgemeinen Verhältniſſe ergeben hat. 
Es wird weiter in dieſem Hauſe nicht beſtritten 
werden, daß ſchließlich Wege geſucht werden müſ⸗ 
ſen, um dieſen Finanzausgleich einmal endgültig 
zu regeln. Das iſt ein Problem, das in Deutſch⸗ 
land in anderer Form den Tag beherrſcht. Dar⸗ 
aus ergibt ſich, daß dies Geſetz in der vorliegenden 
Form in der Tat ein einmaliges ſein ſoll. Es iſt 
ein einmaliges Geſetz, weil heute nicht die Stunde 
und die Möglichkeit gegeben iſt, endgültige Maß⸗ 
nahmen auf Jahre zu treffen. Ich glaube aber 
ſchon im nächſten Jahr die Möglichkeit zu haben, 
(Abg. Plenikowſki: Nur keine Verſprechungen!) 
ich glaube die Möglichkeit zu haben, ich habe mich 
vorſichtig ausgedrückt, womit ich ſage, daß ich es 
durchaus wünſche. (Abg. Plenikowſki: Daß die 
Steuerüberweiſungen an die Gemeinden abge⸗ 


baut werden!) Ich weiß nicht, weshalb Sie nicht 
zufrieden ſind. Ich glaube, daß dieſer Finanz⸗ 
ausgleich zu einem dauernden ausgeſtaltet werden 
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muß, damit es nicht notwendig iſt, 
über dieſe Frage zu debattieren. 
Wenn Herr Abg. Dr. Hoppenrath noch darauf 
einging, daß wir die Verpflichtung hätten, die Ge⸗ 
meinden bezüglich der Verwendung der Mittel zu 
kontrollieren, fo darf ich ihn auf § 3 Abſ. 2 hin⸗ 
weiſen, wo in gewiſſer Weiſe Vorſorge getroffen 


iſt: 

Für den Fall, daß die Jahresrechnung einer Ge⸗ 
meinde oder eines Gemeindeverbandes für das Wirr⸗ 
ſchaftsjahr 1928 nach Verbuchung des auf Grund die⸗ 
ſes Geſetzes zur Verfügung geſtellten Betrages mit 
einem Ueberſchuß abſchließt, iſt die Gemeinde ver⸗ 
pflichtet, die gewährte Beihilfe bis zur Höhe des 
Ueberſchuſſes im Laufe des Rechnungsjahres 1929 an 
die Freie Stadt Danzig zurückzuerſtatten. 

Ich glaube, das iſt allerdings nicht ganz das, was 
Sie wollen, Sie wollen noch mehr, Herr Dr. 
Hoppenrath. Es iſt aber doch der Grundſatz zu 
beachten, daß man in das Selbſtverwaltungsrecht 
der Gemeinden ſo wenig wie möglich eingreift. 
(Abg. Plenikowſki: Es beſteht doch kein Selbſtver⸗ 
waltungsrecht!) Soweit ich gehört habe, macht 
Ihre Gemeinde davon reichlich Gebrauch. Ich 
glaube, daß man das Selbſtverwaltungsrecht, ſo⸗ 


weit es irgend möglich iſt, nicht antaſten ſoll. Daß 


ein geſetzliches Aufſichtsrecht des Staates über die 
Gemeinden beſteht, iſt allen bekannt. Daß der 
Staat im Einzelfall, wenn wirklich Mißbrauch 
mit den Geldern getrieben würde, eingreifen 
müßte, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Nur mit dieſen Einſchränkungen kann ich den 
Ausführungen des Herrn Abg. Dr. Hoppenrath 
zuſtimmen. Ich bitte Sie, ſich mit dieſen Erklä⸗ 
rungen zunächſt zu begnügen. Ich bin bereit, im 
Ausſchuß weiteres zu ſagen. Wir haben die feſte 
Abſicht, Ihnen bei der Etatsdebatte möglichſt aus⸗ 
führliche, eingehende und aufſchlußreiche Auskunft 
über den Stand der Finanzen zu geben. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die 
Deutſchnationalen ſind es, die immer wieder be⸗ 
tonen, ein Herz gerade für die Landgemeinden zu 
haben. Sie tun immer ſo, als ob ſie diejenigen 
ſind, die den Landgemeinden wirklich Mittel zur 
Verfügung ſtellen wollen, damit ſie ihre Aufgaben 
auch tatſächlich erfüllen können. Sie ſind es, die 
immer wieder auf eine Benachteiligung der Land⸗ 
gemeinden gegenüber der Stadtgemeinde Danzig 
hinweiſen, die immer wieder von einer Uebervor⸗ 
teilung der Landgemeinden zu Gunſten der Stadt⸗ 
gemeinde ſprechen. So war es auch heute im Ge⸗ 
meindeausſchuß, als den Gutsbeſitzern durch die 
Auflöſung der Gutsbezirke ein neues Rieſenge⸗ 
ſchenk in den Rachen geworfen werden ſollte. Die 
Gemeinden, zu denen die Gutsbezirke zugeſchlagen 
werden, ſollen den Gutsbeſitzern Entſchädigungen 
zahlen, falls ſich eine ſolche als „notwendig“ er⸗ 
weiſen ſollte. Da verlangten die Deutſchnatio⸗ 
nalen zunächſt Sicherungen und dann, daß der 
Staat die Zahlung dieſer Entſchädigung an die 
Herren Großgrundbeſitzer, an die Herren Guts⸗ 
beſitzer, übernehmen ſollte. 0 

In dieſer Art und Weiſe faſſen Sie nämlich 
den „Schutz“ der Landgemeinden auf. Sie ſchützen 
nicht die Werktätigen in den Landgemeinden, ſon⸗ 
dern ſind nur daran intereſſiert, daß die beſitzende 


jedes Jahr 
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Klaſſe in den Landgemeinden geſchützt wird, daß 
ſie ſteuerlich entlaſtet wird. Darum geht Ihr 
Kampf. Die Ausführungen des deutſchnationalen 
Vertreters haben uns noch etwas anderes bewie⸗ 
ſen, daß ſich nämlich der Kampf der beſitzenden 
Klaſſe verſchärft auf den Abbau der ſozialen 
Laſten in den Gemeinden konzentriert. Wenn 
hier von den deutſchnationalen Vertretern die 
Frage aufgerollt wurde, woher man denn jetzt 
mit einem Male die 2 Millionen hernimmt, nach⸗ 
dem man noch im vergangenen Jahr vom „Staats⸗ 
bankrott“ geſprochen hat, dann hat der Herr Fi⸗ 
nanzſenator dieſe Frage beantwortet. — Er ſcheint 
ſehr durſtig zu ſein und ſeinen Durſt draußen zu 
löſchen. Der gute Mann hält es wohl für not⸗ 
wendig, hier anweſend zu ſein, wenn ein Vertre⸗ 
ter der Deutſchnationalen ſpricht, wenn aber ein 
Vertreter der Kommuniſten das Wort ergreift, 
ſcheint er es vorzuziehen, die Fahnenflucht zu er⸗ 
greifen, wahrſcheinlich aus Angſt, weil er hier 
wirkliche Wahrheiten zu hören bekommt. — 

Der Herr Finanzſenator hat alſo die Frage 
beantwortet, indem er erklärte, Danzig habe mehr 
an Zolleinnahmen bekommen, als man in den 
Etat eingeſetzt hatte. Die Deutſchnationalen voll⸗ 
führen hier einen Eiertanz. Sie möchten gern, 
daß die 2 Millionen gleich direkt für Zwecke der 
beſitzenden Klaſſe verwandt werden ſollen, viel⸗ 
leicht in Form von Subventionen, in Form von 
Subventionen an die Herren Großagrarier. An⸗ 
dererſeits möchten ſie auch nicht dagegen ſtimmen, 
daß den Gemeinden, insbeſondere der Stadtge⸗ 
meinde, der Finanzausgleich nicht gewährt wird. 
Die Deutſchnationalen ſind gerade in der letzten 
Sitzung der Stadtbürgerſchaft dafür eingetreten, 
daß keine Ausgabe bewilligt wird, wenn keine 
Deckung da iſt. Sie können alſo nicht dagegen 
ſtimmen, daß den Gemeinden der Finanzausgleich 
gewährt wird, wenn „Ueberſchüſſe“ vorhanden 
ſind. So vollführen ſie einen Eiertanz, der ſehr 
komiſch ausſieht. Wenn der Herr Finanzſenator 
darauf hingewieſen hat, daß die Frage des Fi⸗ 
nanzausgleichs eine ſehr ſchwierige ſei, und daß 
man ſie in kürzerer oder längerer Zeit löſen müſſe, 
ſo möchte ich ihm antworten — er iſt allerdings 
wieder nicht da, trotzdem er vor kurzem noch be⸗ 
hauptet hat, er ſtehe jedem Abgeordneten des 
Volkstages zur Verfügung und werde jede Frage 
beantworten — er meinte ſelbſtverſtändlich nur 
die Fragen, die von bürgerlichen oder ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Abgeordneten an ihn gerichtet würden. 
(Abg. Beyer: Von ſtaatserhaltenden Abgeord⸗ 
neten!) Er erklärte nicht, daß er Fragen von 
ſtaatserhaltenden Abgeordneten beantworten 
wolle, ſondern von allen Abgeordneten. Ich 
nehme es aber dankend zur Kenntnis, daß die 
Herren ſozialdemokratiſchen Senatoren nur für 
die ſtaatserhaltenden Abgeordneten zur Beant⸗ 
wortung von Fragen vorhanden ſind. Wir werden 
die Fragen, die wir ſtellen, ſelbſt beantworten, 
(Lachen links. — Warum fragt Ihr denn? links.) 
daß dieſer Staat dies Problem nicht löſen wird 
oder höchſtens in einer Form, wodurch es noch zu 
Angunſten der Gemeinden verſchoben wird, indem 
man auf alle mögliche Art und Weiſe verſucht, 
die Steuerüberweiſungen an die Gemeinden zu 
verringern. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Ich habe wiederholt auf die Kompliziertheit 
des Steuerſyſtems im kapitaliſtiſchen Staat hin⸗ 
gewieſen. Ich führe in bezug hierzu nur die 
Worte des Profeſſors Jeſtrow an, der unter an⸗ 
dem erklärt: 

.. . daß die Staatsgewalt gegenüber der be⸗ 
herrſchten Klaſſe ſtets bemüht iſt, Rechtskenntnis und 
⸗Uebung auf ihren eigenen Kreis zu beſchränken.“ 

Das bezieht ſich ſelbſtverſtändlich auch auf Steuer⸗ 
und Finanzfragen, daß alſo nicht nur die allgemeine 
Geſetzgebung, ſondern auch die ſteuerliche und Finanz⸗ 
geſetzgebung in einen undurchſichtigen Nebel einge⸗ 
hüllt ſind, nur kenntlich für die eingeweihten Kreiſe. 

Alles nur dazu dienende, der großen Maſſe der 
werktätigen Bevölkerung nicht Klarheit über die 
Fragen des kapitaliſtiſchen Staates zu verſchaffen, 
ſondern ſie im unklaren laſſend, ſie möglichſt über 
dieſe Fragen zu täuſchen und zu verwirren. Ein 
derartiger Nebel iſt auch über das ganze Problem 
des Finanzausgleichs gebreitet. Wir wiſſen, daß 
dieſer Ausgleich zwiſchen dem Staat, den Kreiſen 
und den Gemeinden beſteht und ſich in Bahnen 
bewegt, die tatſächlich nur Eingeweihten kenntlich 
ſind. Es iſt wie bei anderen Steuergeſetzen, bei 
denen ſogar Rechtsanwälte erklären müſſen, es 
ſeien ſo ſchwierige Probleme, daß ſie ſich ſelbſt 
darin nur ſehr ſchwer zurechtfänden. Wir haben 
wiederholt in der letzten Zeit auf den verſchärften 
Kampf der beſitzenden Klaſſe, auf den Kampf des 
Finanz⸗ und Truſtkapitals, das Kapital zu akku⸗ 
mulieren, hingewieſen. Das hat ſelbſtverſtändlich 
verſchärfte Ausbeutung der menſchlichen Arbeits⸗ 
kraft zur Folge, bewegt ſich aber auch in der Linie 
der Senkung des Lebens⸗ und Kulturſtandards 
der werktätigen Bevölkerung. Gerade das letztere 
ſucht man durch einen verſchärften Kampf gegen 
die bisherige Zuteilung von Steueranteilen an 
die einzelnen Gemeinden herbeizuführen. Man 
ſucht die ſteuerlichen Anteile der Kommunen 
immer kärglicher zu bemeſſen und ſieht darin das 
ganze Syſtem des Finanzausgleichs zwiſchen 
Staat und Gemeinden. Der deutſchnationale 
Abgeordnete hat ja das auch ganz klar erklärt, 
indem er ſagte, es müſſe über die Mittel, die der 
Staat den Gemeinden zur Verfügung ſtellt, und 
ihre Verwendung eine Kontrolle geſchaffen wer⸗ 
den. Der Finanzſenator ſprach von der Selbſt⸗ 
verwaltung der Gemeinden und ich machte den 
Zuruf, daß dieſe Selbſtverwaltung nicht vorhan⸗ 
den ſei. Es iſt Tatſache, daß man heute von einer 
Selbſtverwaltung der Gemeinden beim beſten 
Willen nicht ſprechen kann, ganz beſonders nicht in 
bezug auf ihre Finanzgebarung. Die ganze Fi⸗ 
nanzgeſetzgebung unterliegt ja dem Staat. Alſo 
kann man in dieſer Beziehung beſtimmt nicht von 
einer Selbſtverwaltung ſprechen. 

Aber auch, wenn wir andere Fragen aufrollen, 
können wir jedesmal feſtſtellen, daß die Gemein⸗ 
den heute nur eine einzige Selbſtverwaltung 
haben und das iſt die Verwaltung von Aufgaben, 

ie den Gemeinden zugewieſen werden. Der 
Kreis dieſer Aufgaben wird immer größer und 
zwar bewußt. Auf der einen Seite ſucht der 
Staat den Gemeinden die Mittel zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben, beſonders der Wohlfahrtsfür⸗ 


ſorge zu rauben, und auf der andern Seite ver⸗ 
ſucht er, den Aufgabenkreis beſonders in bezug 
auf die Wohlfahrtsfürſorge zu vergrößern. Die 


1461 


beſten Beweiſe haben wir dafür ja in Deutſchland 
gehabt. 

Man wird gerade in Danzig in nächſter Zeit 
auch auf dieſem Gebiet verſchärft vorſtoßen. Ich 
erinnere nur an das Erverbsloſenverſicherungs⸗ 
geſetz, das man hier einzuführen gedenkt und das 
eine große Menge Erwerbsloſer ſchaffen wird, die 
vom Bezug der Erwerbsloſenunterſtützung ausge⸗ 
ſteuert ſind und die dann als Wohlfahrtsempfän⸗ 
ger den Kommunen vollſtändig zur Laſt fallen 
werden, ſomit alſo auch hier von den Gemein⸗ 
den neue Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
gebraucht werden. Der Staat wird aber anderer⸗ 
ſeits nicht dafür ſorgen, den Gemeinden auch tat⸗ 
ſächlich die Durchführung dieſer neuen Aufgaben 
zu erleichtern. Der deutſchnationale Abgeordnete 
verlangt Kontrolle der Ausgaben der Gemeinden 
durch den Staat. Er unterſtreicht alſo das, was 
wir behaupten, daß man verſchärft verſuchen wird, 
den Lebens⸗ und Kulturſtandard der Bevölkerung 
herabzuſenken, daß man dazu übergehen wird, 
verſchärft die ſoziale Fürſorge der Gemeinden ab⸗ 
zubauen. Dieſer Staat unterſtützt natürlich dieſen 
Kampf der beſitzenden Klaſſe auf Abbau der ſozi⸗ 
alen Fürſorge. Der deutſchnationale Abgeordnete 
wies darauf hin, daß die Gefahr beſteht, daß in 
einzelnen Gemeinden leicht zu „verſchwenderiſch“ 
mit den Mitteln umgegangen werde. Er meinte 
damit die Gemeinden, in denen ſich die Arbeiter 
in der Verwaltung die Mehrheit erobert haben 
und den Gemeindevorſteher ſtellen, wo verſucht 
wird, ein wenig ſozialere Fürſorge zu treiben als 
bisher. Er richtete alſo ſeine Worte ſpeziell an 
Gemeinden dieſer Art. Daß der Staat dieſen 
Herren und der beſitzenden Klaſſe in dieſer Hin⸗ 
ſicht entgegen kommt, beweiſt ja auch das Geſetz, 
das heute dem Gemeindeausſchuß vorlag und in 
dem verankert worden iſt, daß es dem Staat frei⸗ 
ſteht, durch ein Geſetz Gemeinden aufzulöſen, 
allerdings nur, wenn es das „öffentliche Wohl“ 
verlangt. Ich habe im Ausſchuß bereits darauf 
hingewieſen, daß die bürgerlichen Parteien das 
„öffentliche Wohl“ immer nur dann hervorheben, 
wenn es ſich um das Wohl der beſitzenden Klaſſe 
handelt. Man ſchafft alſo Handhaben, um Ge⸗ 
meindevertretungen aufzulöſen und wenn die 
gleiche Arbeitermehrheit wieder zuſtande kommen 
ſollte, den ganzen Gemeindebezirk aufzulöſen und 
einem anderen, möglichſt reaktionären Gemeinde⸗ 
bezirk zuzuteilen. Wir ſehen, daß der Kampf der 
beſitzenden Klaſſe durch die Geſetzgebung des kapi⸗ 
taliſtiſchen Staates unterſtützt wird. Daran än⸗ 
dert auch die Tatſache nichts, daß durch einen Ge⸗ 
ſetzentwurf den Gemeinden ein Finanzausgleich 
von 1700 000 Gulden verſchafft wird. Der deutſch⸗ 
nationale Abgeordnete wies darauf hin, daß die 
Gemeinden von der Finanzpolitik des Staates ab⸗ 
hängig ſeien. Auch wir Kommuniſten ſind für ein 
zentrales Steuerſyſtem und wenden uns dagegen, 
daß man es den Gemeinden zu überlaſſen verſucht, 
Zuſchläge zu erheben, daß man dies Syſtem der 
Erhebung von Zuſchlägen noch weiter auszubauen 
verſucht. 

„Daß die bürgerliche Politik in bezug auf den 
Finanzausgleich den Gemeinden gegenüber ſich 
durchaus in dieſem Rahmen bewegt, beweiſen 
Ausführungen, die an dieſer Stelle gefallen ſind. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Ich weiſe nur darauf hin, was der frühere Fi⸗ 
nanzſenator Dr. Volkmann in ſeiner Rede am 
14. März 1928 erklärte: . 

Die ernſte Prüfung der geſamten Finanzprobleme 
hat mich zu der Ueberzeugung geführt, daß in der Sa⸗ 
nierung der ſtädtiſchen und kommunalen Haushalts⸗ 
pläne und in der Löſung des Finanzausgleichs durch 
Zuweiſung weiterer Einnahmequellen an die Ge⸗ 
meinden der Angelpunkt unſerer Verwaltung und Ge⸗ 
15 die liegt. Kein Problem, das wichtiger wäre 
als Di . 

Er faßte mit Worten dies Problem auch ſehr 
wichtig auf, genau wie es heute der Sozialdemo⸗ 
krat Dr. Kamnitzer tat. Man müſſe alſo verſuchen, 
den Gemeinden „weitere Einnahmequellen zuzu⸗ 
weiſen“, d. h. es den Gemeinden überlaſſen, durch 
Maßnahmen irgendwelcher ſteuerlicher Art, ins⸗ 
beſondere durch Erhebung von Zuſchlägen, ſich 
ſelbſt aus der Finanzkalamität zu helfen. In 
Deutſchland iſt man bereit, zu geſtatten, daß die 
Gemeinden, die Kommunen, ſich ſolche Einnahme⸗ 
quellen verſchaffen, alſo durch Erhebung von Zu⸗ 
ſchlägen. Dieſe Politik wirkt ſich ſo aus, daß in 
den Gemeinden ſogar jetzt die Einkommen be⸗ 
ſteuert werden ſollen, die unter der ſteuerfreien 
Einkommensgrenze liegen. Wir wiſſen, daß ganz 
beſonders die reaktionären Gemeindeverwaltun⸗ 
gen es mit Freude aufgreifen werden, Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer von jedem zu erheben, der 
irgendwie einen Verdienſt hat, und wenn er viel⸗ 
leicht auch nur 100 Gulden jährlich beträgt. 

Wir haben immer wieder erklärt, wie man das 
Problem des Finanzausgleichs löſen kann. Wir 
haben erklärt, daß wir für ein zentrales Steuer⸗ 
ſyſtem ſind, daß aber den Gemeinden größere 
Steueranteile überwieſen werden müſſen, um es 
ihnen tatſächlich zu ermöglichen, ihre Aufgaben 
beſonders in bezug auf die Wohlfahrtsfürſorge 
erfüllen zu können. Dagegen wenden ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich die bürgerlichen Parteien. Man 
denkt nicht daran, dieſe Steuerüberweiſungen zu 
feen man will ſie vielmehr noch mehr herab⸗ 
etzen. 

Wie kataſtrophal an und für ſich die Steuer⸗ 
eingänge, die Staatsſteuerüberweiſungen, an die 
Kommunen ſind, dafür nur der Beweis in einer 
Gemeinde. In einer mittleren Gemeinde in der 
Niederung betrugen die Steueranteile, die der Ge⸗ 
meinde überwieſen wurden, für Einkommen- und 
Lohnſteuer im Jahre 1925 ca. 9000 Gulden, im 
Jahre 1926 ca. 7000 Gulden, im Jahre 1927 ca. 
2500 und im Jahre 1928 1800 Gulden. Dieſe 
Zahlen finden ſie in faſt allen Gemeinden. Wenn 
wir ſehen, daß den Gemeinden jetzt ein Ausgleich 
durch die Zuwendung von 1 Millionen gewährt 
werden ſoll, dann iſt das natürlich nur ein Trop⸗ 
fen auf den heißen Stein. Wenn hier außerdem 
geſagt wurde, daß das nur eine vorübergehende 
Regelung ſei, ſo ſtimmt das. Wir ſind allerdings 
der Ueberzeugung, daß man gar nicht daran den⸗ 
ken wird, dies Problem irgendwie ernſthaft zu 
regeln, ſondern man wird von Zeit zu Zeit nur 
verſuchen, ſolche vorübergehenden Anträge hier zu 
verabſchieden. 

Wir haben darauf hingewieſen, daß die Steu⸗ 
erüberweiſungen an die Gemeinden zu niedrig 
ſind. Dieſer Staat verſucht ja, den größten Teil der 
Steuern für ſich zu behalten. Dieſer Staat braucht 
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dieſe Steuern zur Aufrechterhaltung ſeiner Macht, (O 


zur Verſtärkung ſeiner Macht. Wir wiſſen, daß 
dieſer Staat für alle möglichen Zwecke Geld übrig 
hat. Wir wiſſen, was er an Millionen für die 
Machtmittel dieſes Staates ausgibt, für ſeine 
Schupo, für die Polizei, für den Spitzelapparat, für 
ſeine Strafjuſtiz und für die Kirche. Wir wiſſen, 
daß dieſer Staat allein für den Polizeiapparat 
die Summe von 9 Millionen zur Verfügung ſtellt. 
Wir wiſſen, daß er Millionen über Millionen für 
die Schupo, die Strafjuſtiz und Kirche übrig hat. 
Wir wiſſen, daß die Ausgaben für dieſe Zwecke 
jährlich vergrößert werden. Dieſe Tendenz iſt in 
allen kapitaliſtiſchen Staaten vorhanden. Deutſch⸗ 
land braucht Milliarden, um neue Kriegsrüſtun⸗ 
gen herzuſtellen, um Panzerkreuzer uſw. zu bauen. 
Vielleicht wird man dies auch hier in Danzig tun. 
Haben doch die Zentrumsleute einmal den Vor⸗ 
ſchlag gemacht, Danzig müſſe ſich um Kolonien be⸗ 
werben. Vielleicht wird auch von Zentrumsſeite 
der Antrag geſtellt, Danzig müſſe einen Panzer⸗ 
kreuzer bauen, um dieſe Kolonien zu beſchützen. 
Dann wird man auch die Mittel dafür zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. Der Staat wird aber den Gemein⸗ 
den nicht die Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
gewähren. Wir Kommuniſten werden deshalb den 
Kampf aufnehmen um ein zentrales Steuerſyſtem, 
um Erhöhung der Steuerüberweiſungen an die Ge⸗ 
meinden. 

Von allen Parteien iſt zugegeben worden, daß 
ſich die Gemeinden in einer kataſtrophalen Finanz⸗ 
lage befinden, ſeien es die Stadtgemeinden, ſeien 
es die Landgemeinden. Sogar die Deutſchnatio⸗ 


nalen haben das zugeſtehen müſſen, aber tatkräftig (DI 


etwas geändert hat noch keine Regierung. Sie tut 
es nicht, weil ſie nur ein ausführendes Organ der 
beſitzenden Klaſſe iſt, ganz gleich, ob es ſich um eine 
Bürgerblockregierung oder um eine Koalitionsre⸗ 
gierung handelt. Der Kampf der beſitzenden Klaſ⸗ 
ſe geht dahin, gerade die ſoziale Fürſorge in den 
Gemeinden abzubauen. Um das durchzuführen, 
müſſen eben die Steuerüberweiſungen an die Kom⸗ 
munen beſchränkt werden; dadurch ſollen dieſe zu 
Einſchränkungen gezwungen werden. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben darauf hinzuweiſen verſucht, daß 
in einigen Gemeinden angeblich ſchon wer weiß 
was für Steuerverſchleuderungen eingetreten ſind. 
Wenn Sie damit die Herren Gemeindevorſteher 
meinen, die Unterſchlagungen begangen haben 
und die den Deutſchnationalen ſehr nahe ſtanden, 
ſo mögen Sie recht haben. Daß übrigens nicht nur 
die Deutſchnationalen auf dem Standpunkt ſtehen, 
daß Gemeinden die ſozialen Laſten zu ſehr in die 
Höhe ſchrauben, daß jedenfalls einige Gemeinden 
für die ſoziale Fürſorge „allzu viel“ übrig haben, 
ſondern auch die übrigen bürgerlichen Parteien, 
ganz beſonders auch die Sozialdemokraten, iſt al⸗ 
len Werktätigen bekannt. Die Sozialdemokraten 
haben bei den Gemeindewahlen immer wieder den 
Wählern erklärt: „Erobert Euch die Gemeinden, 
nur dann ſtehen Euch auch Mittel zur Verfügung, 
nur dann könnt Ihr tatſächlich eine beſſere ſoziale 
Fürſorge betreiben. Ihr habt dann die Möglichkeit, 
den Kindern in der Schule umſonſt Schulbücher zu 
liefern, Ihr habt die Möglichkeit, den Erwerbsloſen 
eine beſondere Fürſorge zuteil werden zu laſſen, 
Ihr habt die Möglichkeit, wie z. B. der Abg. Mau 
in Bürgerwieſen zu erklären wußte, in Eurer Ge⸗ 
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meinde Krankenhäuſer zu bauen, Ihr habt die 
Möglichkeit, Altersheime zu bauen uſw. Was ſoll⸗ 
ten die Gemeinden alles für Möglichkeiten haben, 
um die ſoziale Fürſorge zu werbeſſern! Dieſe Leute 
wußten aber ganz genau, daß dieſer Staat und 
ſeine Regierung den Gemeinden gar nicht die Mög⸗ 
lichkeit gibt, das alles auch nur im beſcheiden⸗ 
ſtem Maße durchzuführen. 

Auch die Linksregierung, in der jetzt auch 
hauptamtliche ſozialdemokratiſche Senatoren ſitzen, 
hat nichts für die Gemeinden übrig, denn das, was 
den Gemeinden gewährt wird, iſt ein Hungerbrot 
und dient nur dazu, die allerdringlichſten Aus⸗ 
gaben zu decken. Sie denken gar nicht ernſthaft dar⸗ 
an, tatſächlich der Finanzkalamität der Gemeinden 
ein Ende zu bereiten. So ſind unſere Anträge, die 
eine Erhöhung der Steuerüberweiſungen an die 
Gemeinden, ganz beſonders bei der Einkommen⸗ 
ſteuer vorſahen, nicht angenommen. Hier erklären 
Sie immer wieder, der Staat brauche Steuermit⸗ 
tel, er könne die Steuerüberweiſungen nicht er⸗ 
höhen. Der Staat könne nicht eine andere Rege⸗ 
lung des Finanzausgleichs herbeiführen, weil er 
ſelöſt zu umfaſſende Aufgaben habe. Wir wiſſen ja 


auch, wie dieſe Aufgaben für den Staatsapparat 


ausſehen: Millionenausgaben für Schupo, Poli⸗ 
zei, Kirche und Juſtiz. Dafür werden Millionen 
ausgegeben, für die ſoziale Fürſorge jedoch nur ein 
paar Brocken. Wenn Sie dann in die Gemeinden 
kommen, erklären Sie: „Erobert Euch erſt die Ge⸗ 
meinden, dann werdet Ihr tatſächlich etwas ſchaf⸗ 
fen können.“ Iſt aber die Möglichkeit dazu in die⸗ 
ſer oder jener Gemeinde vorhanden, dann ſind es 
Ihre Vertreter, die Vertreter der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei, die Hand in Hand mit den Bür⸗ 
gerlichen und Deutſchnationalen eine beſſere Für⸗ 
ſorge verhindern. So war es in Ließau ein Sozial⸗ 
demokrat, der die Gewährung von ein paar Guld⸗ 
den monatlicher Unterſtützung an eine erwerbsloſe 
Mutter für ein uneheliches Kind als Verſchleude⸗ 
rung von Gemeindemitteln bezeichnete. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) So war es ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Gemeindevertreter, der in Ließau 
die Gewährung von Unterſtützung an eine Frau, 
deren Mann im Gefängnis ſaß und die monate⸗ 
lang ohne jeden Pfennig Einkommen war, als die 
Verſchleuderung von Gemeindemitteln bezeichnete. 
Hand in Hand gehen Sie (zu der S. P. D.) in dieſer 
Politik mit den Deutſchnationalen. Nur wenn Sie 
in der Oppoſition ſtehen, verſuchen Sie große Töne 
anzuſchlagen. Aber die Arbeiter, ganz beſonders 
die Landarbeiter, ſind aufgewacht. Sie haben Ihre 
Politik durchſchaut. Immer mehr ſehen wir, daß 
die ſozialdemokratiſchen Arbeiter ganz beſonders 
auf dem Lande Ihre Partei verlaſſen und zur 
Kommuniſtiſchen Partei übertreten. — Wenn Sie 
das nicht glauben wollen, Herr Karſchewſfki, ich 
habe zufällig aus einer einzigen Ortsgruppe 20 
ſozialdemokratiſche Uebertritte hier. Die werden 
ſich in den nächſten Wochen und Monaten ver⸗ 
mehren. — 

Wir ſehen alſo, daß keine von den Parteien, 
weder die rein bürgerlichen Parteien noch die 
bürgerliche Arbeiterpartei, die P. P. D., daran 
denkt, die Finanzkalamität in den Gemeinden 
irgendwie zu beſeitigen. Im Gegenteil, Sie ſind 
daran intereſſiert, daß dieſe Finanzkalamität ſich 
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den immer neue Aufgaben zuweiſen. Sie ſteigern 


den Aufgabenkreis der Gemeinden ja auch nur 
deshalb um dann tatſächlich die ſoziale Fürſorge 
in den Gemeinden abzubauen, um, wie nicht nur 
die Deutſchnationalen, ſondern auch Ihr Finanz⸗ 
ſenator Dr. Kamnitzer hier erklärt hat, den „Miß⸗ 
brauch“ der Steuergelder zu verhindern. Aber die 
Werktätigen haben erkannt, was Sie unter „Miß⸗ 
brauch“ von Steuergeldern verſtehen. Nicht etwa 
die Unterſchlagungen höherer Beamter, nicht etwa 
die Anterſchlagungen von Gemeindevorſtehern, die 
ſich ſtändig mehren, ſondern die Tatſache, daß in 
einigen Gemeinden, wo Arbeitermehrheiten vor⸗ 
handen ſind, dazu übergegangen wird, die ſoziale 
Fürſorge ein wenig beſſer zu geſtalten. 

Die Werktätigen werden den Kampf auf⸗ 
nehmen um die Regelung des Finanzausgleichs. 
Sie werden darum kämpfen, daß die Gemeinden 
eine beſſere ſoziale Fürſorge durchführen und 
ihnen zu dieſem Zwecke Steuerüberweiſungen in 
größerem Maße als bisher gewährt werden. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Bejeitigung von Zuſchlägen zur Stem⸗ 
pelſteuer. — Urantrag des Abg. Schweg⸗ 
mann u. Fr. — (Druckſache Nr. 587.) 

Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 


D 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 0 


u. H.! Die Geſetzesvorlage, die Ihnen in Druck⸗ 
ſache Nr. 587 vorliegt, zielt auf die Beſeitigung 
der Zuſchläge zur Stempelſteuer. Wie Ihnen be⸗ 
kannt ſein wird, ſind im Jahre 1921 Zuſchläge zum 
preußiſchen Landesſtempelſteuergeſetz eingeführt 
worden, und zwar 100 Prozent zum ſogenannten 
Wertſtempel. Daß dieſe Zuſchläge heute nicht mehr 
angemeſſen ſind, iſt ſchon gelegentlich der Bera⸗ 
tungen des Reichsſtempelgeſetzes erörtert worden. 
Auch im Steuerausſchuß ſind weitere Erörte⸗ 
rungen darüber gepflogen. Ich glaube, daß bei 
dieſer Sachlage eine weitere Begründune für die 
Vorlage nicht gegeben zu werden braucht. Auch 
dieſe Vorlage kann nur den Zweck haben, die 
Frage proviſoriſch zu regeln. Es wird notwendig 
ſein, daß dieſe ganze Materie endgültig neu ge⸗ 
regelt wird, daß ein neues Stempelſteuergeſetz 
vorgelegt wird, das das Reichs⸗ und das Landes⸗ 
ſteuerſtempelgeſetz zuſammenfaßt. Im Steueraus⸗ 
ſchuß iſt ſeitens der Regierung zugeſagt worden, 
daß ſobald es angänaig iſt, ein derartiges Geſetz 
vorgelegt wird. Ich bitte, den vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen, da⸗ 
mit er dort beraten werden kann und dann das 
Geſetz anzunehmen, damit eine Zwiſchenlöſung 
erfolgt. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! Zu dem 
Arantrag der Deutſchnationalen Fraktion über 
ein Geſetz betr. die Beſeitigung von Zuſchlägen 
zur Stempelſteuer habe ich namens des Senats 


ſteigert, und zwar dadurch, daß Sie den Gemein⸗ folgendes zu erklären: 


— 


O 
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In formeller Hinſicht iſt der Geſetzentwurf in⸗ 
ſofern nicht richtig gefaßt, als Ziffer 2 des Ge⸗ 
ſetzes zur Aenderung des Stempelſteuergeſetzes 
vom 28. Dezember 1921 bereits durch Artikel 9 
Abſatz 3 der Verordnung zur Anpaſſung der Ver⸗ 
kehrsſteuergeſetze an die wertbeſtändige Rech⸗ 
nungseinheit vom 23. Oktober 1923 ausdrücklich 
außer Kraft geſetzt iſt. Aber auch Artikel I Abſatz 
5 des Geſetzes vom 19. September 1923 iſt durch 
die Sonderregelung in Artikel V Abſatz 1 und 2 
und die Schlußworte in Artikel IX Abſatz 3 der 
vorgenannten Verordnung vom 23. Oktober 1923 
beſeitigt. 

Wichtiger iſt wohl, was ich in materieller Hin⸗ 
ſicht zu bemerken habe: Der 100-progentige Zu⸗ 
ſchlag, deſſen Beſeitigung der Geſetzentwurf vor⸗ 
ſah, wird jetzt nur noch zu den nach Bruchteilen 
des Werts des Gegenſtandes zu berechnenden 
Stempeln erhoben. Es ſind dies Urkunden betr. 
Abtretung von Rechten, Auktionen, Erbrezeſſe, 
Familien- und Fideikommisſtiftungen, Kauf⸗ und 
Tauſchgeſchäfte über bewegliche Sachen, Leibren⸗ 
ten⸗ und Rentenverträge uſw. Das Aufkommen 
an Arkundenſteuer beträgt, ſoweit Prozentſtempel 
in Frage kommen, rund 500 000 Gulden, ſo daß 
bei Aufhebung des Zuſchlags etwa ½ Million 
Gulden an Urkundenſteuer jährlich ausfallen 
würde. Dieſer Betrag iſt für die ſtaatlichen Finan⸗ 
zen ſo erheblich, daß die Regierung ſchon deshalb 
dem Geſetzentwurf zur Zeit nicht zuſtimmen kann. 

Im übrigen hat die Regierung bereits eine 
grundſätzliche Neubearbeitung des übernommenen 
preußiſchen Stempelgeſetzes vorgeſehen. Auch aus 


dieſem Grunde erſcheint es nicht zweckmäßig, im 


voraus Einzeländerungen der Stempelſteuergeſetz⸗ 
gebung vorzunehmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt, dieſe Vorlage 
dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dafür ſind, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das Büro iſt 
ſich nicht einig. Es muß Auszählung erfolgen. — 
Es ſind 78 Stimmen gezählt worden, davon 34 
mit Ja, 42 mit Nein und zwei Stimmenthal⸗ 
tungen. Der Antrag auf Ueberweiſung an den 
Steuerausſchuß iſt ſomit abgelehnt. Ich rufe Punkt 
11 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 605 und 

618. 
Hierzu liegt eine Entſchließung in Druckſache Nr. 
615 vor. Weiter iſt ein Abänderungsantrag ein⸗ 
gegangen ‚der bisher nicht verteilt werden konnte, 
zur Eingabe Nr. 214, Druckſache Nr. 605 mit dem 


Wortlaut: 
Wir bitten, die Eingabe Nr. 214 dem Senat zur 
Berückſichtigung zu überweiſen. 


O pi 
und die übrigen Mitglieder der. Komm. Fr. 

Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie debat⸗ 
tierten vorhin über einen Geſetzentwurf, der ſich 
um die Anklage von Senatoren drehte. Wir Kom⸗ 
muniſten haben immer wieder erklärt, daß die Re⸗ 
gierung und die Regierungsmitglieder ſich den 
Dreck um Verfaſſung und Geſetz kümmern, wenn 
es gilt, die Rechte der Werktätigen mit Füßen zu 
treten. Das Geſetz und die Verfaſſung werden 
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dann eben nicht beachtet. Der beſte Beweis dafür, 
wie dieſer Staat in ſolchen Fällen geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen achtet, iſt der Fall, der hier in der 
Eingabe Nr. 214 vorliegt. Dieſer Fall wurde hier 
wiederholt beſprochen, und immer wieder lehnte 
der Volkstag dieſe Eingaben oder Geſetzentwürfe, 
die dieſen Vorfall behandelten, ab. Das iſt ja auch 
ſelbſtverſtändlich, da es ſich um einen Kommuni⸗ 
ſten handelt, der um ſein Recht kämpft. 

Wenn wir jetzt die Sache noch einmal aufrol⸗ 
len, dann tun wir es nicht, um Sie zu bewegen, 
nun anders zu ſtimmen. Das werden Sie ja nicht 
tun. Wir wollen nur noch einmal das Unrecht auf⸗ 
rollen, das Sie hier verübt haben, und zwar ein⸗ 
mütig die deutſchnationale Regierung und die 
jetzige Koalitionsregierung; denn die Maßnah⸗ 
men die die damalige deutſchnationale Regierung 
durchführte, ſind voll und ganz durch die Vertreter 
der jetzigen Koalitionsregierung beſtätigt worden. 

Um was handelt es ſich? Am 9. Juli 1927 
wurde ich geſetzmäßig zum Mitglied des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes des Kreiſes Großes Werder gewählt. Ich 
erhielt Mitteilung, daß ich auf die geſetzliche 
Dauer von vier Jahren gewählt ſei und nahm die 
en an. Einſpruch gegen die Rechtsgültigkeit der 
Wahl wurde nicht erhoben. Er konnte nur durch 
einen Wähler erhoben werden, d. h. durch einen 
Kreistagsabgeordneten. Das geſchah nicht. Mithin 
war die Wahl in aller Form rechtsgültig gewor⸗ 
den, und niemand konnte ſie als rechtsungültig er⸗ 
klären, jedenfalls nicht nach den vorhandenen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen. Nun bedurfte ich als Be⸗ 
amter zur Ausübung des Mandats der Genehmi⸗ 


gung der vorgeſetzten Dienſtbehörde und Urlaub. (D) 


Ich kam um die Genehmigung ein. Bevor ich einen 
genehmigten Beſcheid erhielt, wurde ich aber be⸗ 
reits vereidigt, alſo verpflichtet, und in mein Amt 
eingeführt. Dann kam der Beſcheid, daß ich die 
Genehmigung zur Ausübung des Amtes nicht er⸗ 
halte. Nun ſetzte die Komödie ein, und es iſt in⸗ 
zwiſchen ein Wirrwar entſtanden, aus dem ſich an⸗ 
geblich niemand mehr herausfindet, trotzdem die 
Sache ganz klar und einwandfrei iſt. Man erklärt 
einfach, die Sache ſei ſo verfahren und verworren, 
daß an der Tatſache nichts mehr zu ändern ſei. 

An meine Stelle iſt einfach ein anderes Kreis⸗ 
ausſchußmitalied eingerückt und vereidigt, dieſe 
Tatſache kann nicht rückgängig gemacht werden. 
Die jetzige Koalitionsregierung ſagt, ſie hätte 
gern die Genehmigung erteilt, ſie habe mir nach⸗ 
her ja die Genehmigung gegeben. Die frühere 
deutſchnationale Regierung hat die geſetzwidrige 
Maßnahme zugelaſſen, hat zugelaſſen, daß ein an⸗ 
derer vereidigt wird und das könne nicht mehr 
rückgängig gemacht werden. 

Wie liegt die Sache in Wirklichkeit? Geſetz⸗ 
mäßig dürfen nur ſechs Mitglieder dem Kreisaus⸗ 
ſchuß angehören. Jetzt gehören eigentlich ſieben 
Mitglieder dem Kreisausſchuß an, da ja ſieben 
vereidigt worden ſind. Es handelt ſich um die 
Frage, wer der Richtige iſt, ich oder mein Nach⸗ 
folger. Die frühere deutſchnationale Regierung 
und auch die jetzige Regierung erklärten, ſie könn⸗ 
ten das Rätſel nicht löſen, alſo müſſe die Sache 
beim alten bleiben, es wird dem Kommuniſten 
überlaſſen, zu verſuchen, zu ſeinem Rechte zu kom⸗ 
men. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) Wir wiſſen, 
daß wir in dieſem Staat nicht zu unſerem Rechte 
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kommen werden. Wenn wir trotzdem um dieſe 
Sache kämpfen, dann nur deshalb, um der frühe⸗ 
ren deutſchnationalen Regierung das Unrecht 
nachzuweiſen, das ſie verübt hat und der jetzigen 
Koalitionsregierung nachzuweiſen, daß ſie dies 
Unrecht voll und ganz deckt; denn es gilt ja für 
Sie einen gemeinſamen Feind zu bekämpfen, einen 
Kommuniſten. Es handelt ſich zunächſt nicht um 
die Erteilung der Genehmigung zur Ausübung 
des Amtes, ſondern um eine ganz andere wichtige 
Streitfrage, nämlich die: Kann die Nichterteilung 
der Genehmigung zur Ausübung eines Amtes z. 
B. des Kreisausſchußamtes die Wahl ungültig 
machen? (Abg. Weiße: Wie war das?) Herr 
Pfarrer Weiße, Sie mögen Akademiker ſein und 
Theologie ſtudiert haben, ich ſehe, daß Sie trotz⸗ 
dem etwas ſchwach bei Verſtand ſind und eine 
ziemlich lange Leitung beſitzen. Damit Sie das 
verſtehen, werde ich verſuchen, das Problem noch 
klarer zu ſtellen. Ich bin gewählt, nur habe ich 
nicht die Genehmigung zur Ausübung meines 
Amtes bekommen. Der Senat erklärt, aus dieſem 
letzteren Grunde ſei die Wahl rechtsungültig. Da⸗ 
gegen kämpfen wir, das iſt das Anrecht, das die 
frühere Regierung und die jetzige Regierung ver⸗ 
üben. Es handelt ſich alſo um die Frage: Wird 
irgend ein Beamter in den Kreisausſchuß, in den 
Magiſtrat gewählt oder bekommt er irgend ein 
anderes Amt dieſer Art und er erhält nicht die Ge⸗ 
nehmigung zur Ausübung des Amtes, iſt dann 
ſeine Wahl rechtsungültig? Der frühere deutſch⸗ 
nationale Senat erklärte, die Wahl ſei ungültig. 
Der jetzige Koalitionsſenat hat durch den Mund 
des Senators Grünhagen in der vergangenen 
Woche auch erklären laſſen, die Wahl ſei dann un⸗ 
gültig, wenn die Genehmigung nicht vorliegt. 
Nun habe ich in einem Kommentar zum Ge⸗ 
meindewahlrecht von Viktor von Leyden folgende 
Ausführungen gefunden: ; 

Die infolge der Nichtverpflichtung eintretende 
Behinderung in der Ausübung des Mandats hat nicht 
einen Verluſt des Mandates ſelbſt zur Folge, jo daß 
infolgedeſſen nicht etwa der Erſatzmann nachrücken 
kann, vielmehr die Ausübung des Mandats für die 
Dauer der Weigerung ruht. * x 

Und zwar ift das ein Erlaß des Miniſters in 
Preußen. Es handelt ſich hier nicht um ein Kreis⸗ 
ausſchußmitglied, ſondern um einen andern Fall. 
Aber es kommt ja auf das Grundſätzliche der Tat⸗ 
ſache an. Wir haben einen Fall, wie er uns vor⸗ 
liegt, noch nicht gehabt, er ſcheint auch in Deutſch⸗ 
land und in Preußen noch nicht eingetreten zu 
ſein. Es iſt alſo ein einzigartiger Fall. Es iſt ſo⸗ 
mit dem Freiſtaat Danzig überlaſſen geblieben, 
zum erſten Mal die geſetzlichen und verfaſſungs⸗ 
mäßigen Schranken in dieſer Beziehung zu zer⸗ 
reißen, weil es ſich um einen politiſchen Gegner 
handelt. Wenn wir alſo einen Fall dieſer Art 
in irgend⸗einer richterlichen Entſcheidung noch 
nicht entſchieden haben, können wir uns doch 
jedenfalls auf dieſen Erlaß des Miniſters berufen, 
weil man ſich immer wieder auf die Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte, die Geſetzgebung und die 
Miniſterialerlaſſe in Preußen und im Reiche 


beruft. Es heißt alſo hier, wenn ein Beamter, der 
als Vertreter in den Kreistag oder ſonſtwohin ge⸗ 
wählt worden iſt, nicht verpflichtet wird, ſo daß er 
das Amt nicht ausüben kann, erliſcht nicht die 
Rechtsgültigkeit ſeiner Wahl. Das iſt ſehr wich⸗ 
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tig, weil ſowohl der Landrat als auch der Senat 
damit operierten, ſie könnten nicht den Zuſtand 
dulden, daß nur fünf Kreistagsabgeordnete vor⸗ 
handen ſind und beraten. Das ſei ein ungeſetz⸗ 
mäßiger Zuſtand, es müßten ſechs vorhanden ſein. 
(Abg. Friedrich: Wir haben einen Senator 
weniger gehabt, das ging auch!) Wenn eins der 
Kreisausſchußmitglieder ſich nicht hätte verpflich⸗ 
ten laſſen, erklärt hätte, es lehne die Abgabe der 
Verpflichtungserklärung ab, dann hätte es doch 
von niemand gezwungen werden können, die 
Verpflichtungserklärung abzugeben. Das Mitglied 
hätte die Vereidigung verweigern können. Dann 
hätte man es nicht an den Beratungen des 
Kreisausſchuſſes teilnehmen laſſen, und es wäre 
der Zuſtand eingetreten, daß nur fünf Mann bei 
den Beratungen anweſend wären. Da ſagt der 
Erlaß, daß die Wahl dadurch nicht rechtsungültig 
wird, ſondern nach wie wor gültig bleibt, alſo ein 
Nachfolger nicht einrücken darf. 

Genau ſo liegt es, wenn ich die Genehmigung 
nicht erhalte. Wenn ich die Genehmigung nicht 
erhalte und der Landrat verpflichtet mich deshalb 
nicht, kann kein Nachfolger nachrücken, wenn ich 
nicht auf mein Amt direkt verzichte, ſondern er 
muß ſolange warten, bis ich das tue. Alſo iſt das 
Nachrücken meines Nachfolgers im Kreisausſchuß 
ein ungeſetzmäßiger Akt und daher rechtsungültig. 
Auf dieſem Standpunkt ſtehen wir und werden 
ihn nach wie vor vertreten, trotzdem wir der 
Ueberzeugung ſind, daß auch der jetzige Koalitions⸗ 
ſenat nichts daran ändern wird. Es kann auch 
verſucht werden, jetzt auf dem gerichtlichen Wege 


vorzugehen. Auch das Gericht wird dem Senat und ) 


der Juſtizabteilung des Senats recht geben, weil 
es ſich eben um einen Feind, um einen politiſchen 
Gegner handelt. Wir haben nun aber in bezug 
auf eine andere Tatſache einen Geſetzentwurf ein⸗ 
gebracht, und zwar bereits zum zweiten Male, 
der hiermit eng zuſammenhängt. Wir wollen 
nämlich für die Zukunft gewiſſen Leuten, ganz 
beſonders aus der Sozialdemokratiſchen Partei, 
das Argument aus der Hand nehmen, zu erklären: 
Wir können an den beſtehenden Verhältniſſen 
nichts ändern, ein Beamter braucht die Genehmi⸗ 
gung zur Uebernahme dieſes Amts. 

Wir haben alſo einen Geſetzentwurf einge⸗ 
bracht, und ich bin neugierig, wie ſich die bürger⸗ 
lichen Parteien dazu ſtellen, da ſie für die Be⸗ 
amtenrechte eintreten und ſagen, daß die Beamten 
dieſe Genehmigung nicht brauchen. Da man jetzt 
von den Beamten eine Genehmigung verlangt, 
ſchafft man auch hier Bürger zweiter Klaſſe. Auf 
der einen Seite haben Sie Leute, die das Amt 
ohne weiteres ausüben können, die ſich um nie⸗ 
mand zu kümmern brauchen und auf der andern 
Seite Leute, die durch eine alte reaktionäre Be⸗ 
ſtimmung gefeſſelt ſind. Deshalb verlangt das 
Geſetz, das Ihnen heute vorliegt, daß den Beam⸗ 
ten ohne weiteres erlaubt wird, dieſe Aemter 
auszuüben, ohne einen Urlaub oder eine Genehmi⸗ 
gung einzuholen. 

Ich betonte ſchon, daß ich mich ſelbſtverſtändlich 
mit der Entſcheidung, die der Senat auch jetzt 
wieder gefällt hat, nicht zufrieden geben werde. 


Dieſe Entſcheidung hat auch wieder der Ausſchuß 


des Volkstages gefällt, und der Volkstag ſelbſt 


“A 


) 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

wird ſie auch wieder beſtätigen; denn Sie werden 
natürlich dem Ausſchußantrag einfach zuſtimmen. 
Ich habe den Antrag auf Berückſichtigung nicht in 
der Hoffnung eingebracht, daß Sie jetzt etwa an⸗ 
ders ſtimmen werden, ſondern nur, um aufs neue 
nachzuweiſen, wie Sie ſich um die Zwirnsfäden 
der Verfaſſung, der Geſetze kümmern, wenn es gilt 
einen Gegner, einen Kommuniſten unſchädlich zu 
machen. Daß ſowohl dem Senat wie dem Land⸗ 
rat die Sache ſehr brenzlich iſt, bewieſen die Eier⸗ 
tänze, die der Herr Senator im Ausſchuß voll⸗ 
führte, die die Vertreter der Regierung hier im 
Plenum anläßlich dieſer Sache ausführten und 
auch die Stellung, die der Landrat in vergangener 
Woche in der Kreisausſchußſitzung einnahm. Ich 
begab mich nämlich in vergangener Woche zu der 
Kreisausſchußſitzung. Da wurde ich von dem Land⸗ 
rat erſtaunt gefragt, was ich in der Sitzung wolle. 
Ich erklärte, daß ich Kreisausſchußmitglied wäre 
und ein Anrecht hätte, dort zu weilen. Da ſagte 
mir dieſer Herr, daß der Senat erklärt habe, meine 
Wahl ſei rechtsungültig, und daß damit die Sache 
für ihn erledigt ſei. Ich ſei eben nicht Mitglied des 
Kreisausſchuſſes. Ich beſtand trotzdem darauf zu 
bleiben, und er erklärte, von ſeinem Hausrecht Ge⸗ 
brauch machen zu wollen. Ich ſagte: „Bitte ſchön, 
das ſteht Ihnen frei, Sie können mich entfernen 
laſſen und mich wegen Hausfriedensbruchs ver⸗ 
klagen.“ Wenn der gute Mann das getan hätte, 
hätte das Gericht entſcheiden müſſen, ob ich zu 
Recht oder zu Unrecht dort anweſend war, ob ich 
Kreisausſchußmitglied ſei oder mein Nachfolger. 
Trotzdem ich der Meinung bin, daß das Gericht 
dem Landrat, der Regierung, recht gegeben hätte 
und trotzdem auch der Landrat das mit ziemlicher 
Sicherheit wiſſen mußte, hatte er doch Bedenken 
und ließ mich nicht etwa hinausweiſen, ſondern er 
begann im Gegenteil gar nicht mit der Sitzung, er 
begab ſich ſelbſt hinaus und ließ mich drin. (Hei: 
terkeit.) Das iſt ein Zeichen dafür, daß er ſogar 
Angſt hatte, das Gericht anzurufen, daß er auf 
keinen Fall wagen wird, mich wegen Hausfrie⸗ 
densbruch anzuzeigen. 


Dieſer Fall beweiſt, daß dieſer Staat ein Klaſſen⸗ 
ſtaat iſt, daß es nur Rechte für die beſitzende 
Klaſſe, aber keine Rechte für die Vertreter der 
1 gibt. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag zur Eingabe Nr. 
214, der bereits vorhin verleſen wurde, geſtellt 
von dem Abg. Opitz und den übrigen Mitgliedern 
der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer für dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Ich kann nunmehr feſtſtellen, daß im 
übrigen die Eingaben entſprechend den Druckſachen 
Nr. 605 und Nr. 618 angenommen ſind. Wir 
kommen zur Abſtimmung über die Entſchließung 
in Druckſache Nr. 615: 


= 


Wir beantragen, der Volkstag möge beſchließen: 
Den Senat zu erſuchen, eine geſetzliche Vorlage dahin 
zu machen, daß die Kleinrentnerbezüge ebenſo wie die 
Bezüge für Sozialrentner und Erwerbsloſe für un⸗ 


Mittwoch, den 20. Februar 1929. 


pfändbar erklärt werden, da bei ihnen die gleichen (O 


Gründe zutreffen. 

Fr. Kalähne 
u. d. übr. Mitglieder d. Deutſchnationalen Fraktion. 
Wer die Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; die Ent⸗ 
ſchließung iſt angenommen. Damit iſt Punkt 11 

erledigt. Ich rufe Punkt 12 auf: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 


ſetzes. 
Druckſache Nr. 619 zu Druckſache Nr. 501 mit 
einer Berichtigung, einem Abänderungsantrag 
und einem Abänderungsantrag zur Druckſache 
Nr. 624, der noch nicht verteilt iſt: 

In dem Abänderungsantrag Druckſache Nr. 624 
iſt bei Artikel II Ziffer 2 lfd. Nr. 6 hinter „Per⸗ 
ſonenverkehr“ einzuſchalten „und Kraftfahrzeuge“. 


Opitz 
u. d. übr. Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Jantzen. 
Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


H.! Aus dem Stenogramm meiner Ausführungen 
zur zweiten Beratung erſah ich, daß mir von der 
linken Seite der von mir leider überhörte Zwi⸗ 
ſchenruf gemacht wurde, das wäre doch gut; ich 
ſprach gerade davon, daß das Geſetz ſolange ver⸗ 
ſchwunden war. Wenn nun Ihre Migtlieder ſchon 
ſelbſt auf dem Standpunkt ſtehen, daß dies Geſetz 
beſſer überhaupt verſchwunden wäre, muß ich ſa⸗ 
gen, es iſt doch ein reichliches Maß von Illoyalität, 
wenn Sie 1 5 dies Geſetz hier noch einbringen 
und ſo energiſch vertreten. Herr Abg. Rahn ſagte 
vorhin etwas deutlicher, wenn hier in Danzig 
Geſetze gemacht werden, komme meiſtenteils Un⸗ 
ſinn heraus. Vielleicht hat er auch dabei an dies 
Kraftfahrzeugſteuergeſetz gedacht. (Abg. Bock: 
Werden die Kohlen dadurch teurer?) Die Frage 
wird ſich beantworten laſſen, wenn klar iſt, ob das 
Geſetz durchgekommen iſt oder nicht. (Aha! links.) 

Ich habe nicht die Abſicht, meine Ausführun⸗ 
gen gelegentlich der zweiten Beratung hier noch 
einmal zu wiederholen. Ich möchte es aber doch 
nicht unterlaſſen, noch einmal an Ihre beſſere 
Ueberlegung zu appellieren. (Abg. Dumont: Ver: 
gebene Liebesmühe!) Aus dem Grunde haben 
wir unſern Antrag noch einmal eingebracht. Be⸗ 


kanntlich beſagt er, daß nur 25 Prozent der vor⸗ 


geſchlagenen Sätze von Kraftwagen erhoben wer⸗ 
den ſollen. Ganz beſonders ſollen aber in den 
Genuß dieſer Beſtimmung die Kraftdroſchken kom⸗ 
men, die ihr Gewerbe in dieſer Form ausüben. 
Wir haben auf dieſe Wagen mit Recht wirklich ſtolz 
ſein können im Gegenſatz zu vielen großen und 
noch größeren Städten. Die neuen Steuerſätze, 
ſelbſt die nach Ihrer Anſicht und nach Ihrem An⸗ 
trag ermäßigten, ſind aber viel zu hoch für dieſen 
Gewerbeſtand; denn, wie ich ſchon gelegentlich der 
zweiten Beratung ſagte, halten die Kraftdroſchken⸗ 
beſitzer und die Taxenführer auch die heute gelten⸗ 
den weſentlich billigeren Sätze noch für viel zu hoch. 
Wenn nun alſo dieſe neuen Sätze für dieſen Be⸗ 
rufsſtand in Kraft treten ſollen, ſo werden wir 
zweifellos mit dem Eingehen verſchiedener Wagen 
zu rechnen haben. Damit wird die Erwerbsloſig⸗ 
keit einzelner Berufskreiſe wieder ſteigen. Aber 
auch durch die Verminderung der Tätigkeit der 
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(Jantzen, Abgeordneter) 
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(indirekt Geſchädigten wird dieſe zu befürchtende netz jährlich 15 Million Gulden und für die fünf 


(B) 


Erwerbsloſigkeit größer werden. An dieſen Schä⸗ 
den, m. H. Sozialdemokraten, ſind Sie infolge der 
Einbringung dieſes wirtſchaftsfeindlichen Geſetzes 
ſchuld. Wenn man aus den Wirtſchaftszweigen 
höhere Steuererträge erzielen will, muß man 
ihnen die Geſtehungskoſten verbilligen helfen und 
ſie nicht erhöhen. Als Polen auf Sie einen Druck 
ausübte, die Beförderungsſteuer und den Fracht⸗ 
urkundenſtempel aufzuheben, waren Sie gleich da⸗ 
zu bereit. Wenn in dieſem Falle auch ein pol⸗ 
niſcher Druck zur höheren Ehre der Verſtändi⸗ 
gungspolitik zu befürchten wäre, würden Sie 
ſicherlich ein nach Wirtſchaftsverſtändnis aus⸗ 
ſehendes Geſetz hier vorgelegt haben. So aber 
fühlen Sie ſich als Herren der Lage kraft Ihrer 
64 Stimmen und belaſten die Wirtſchaft immer 
wieder. 


Zufälligerweiſe iſt mir noch heute von einem 
außerhalb Danzigs wohnenden kleinen Beſitzer 
ein Brief zugegangen, den ich mit Erlaubnis des 
Präſidenten teilweiſe verleſe: 

Wegen der Beſprechung, die hier ſtattfindet, 
möchte ich nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß 
die polniſchen Laſtautos, die den Gemüſe⸗ und Milch⸗ 
markt ſeit Jahren überſchwemmen, in ihrem Staat 
dieſe hohe Verkehrsſteuer nicht haben. 

(Lebhaftes Hört, hört! rechts.) 

Vermöge des billigen Verkehrsmittels, um die 
ohnehin billigere polniſche Produktion des Gulden 
halber zum Danziger Markt zu bringen, wird der 
Freiſtadterzeuger zum Ruin gebracht. 1926 beſchickten 
zwei polniſche Laſtautos den Danziger Markt, 1927 
ſechs und 1928 ſiebenundszwanzig. 

Hier kommen große, ſtark belaſtende Geſetze und 
in dem Staat, auf den wir vielfach angewieſen 
ſind, wird alles verbilligt. Aber Sie haben es ja 
nötig, ſo etwas zu machen. 

Ich glaube aber auch, daß bei dieſem Geſetzent⸗ 
wurf wieder einmal in ganz unverantwortlicher 
Weiſe mit den beteiligten Wirtſchaftskreiſen ge⸗ 
ſpielt werden ſoll. (Sehr richtig! rechts.) Der 
Ausdruck nach der Decke ſtrecken iſt im Wörterbuch 
der Sozialdemokratie ſcheinbar nicht vorhanden. 
Sie machen Ihre Einnahmen nach den Ausgaben 
ſtatt umgekehrt. Was ſoll es denn anders bedeu⸗ 
ten, wenn in der Begründung geſagt wird, daß 10, 
ja 18 Millionen Gulden gebraucht werden, um 
alle Landſtraßen in Ordnung zu bringen. Ein 
armer Staat, wie wir es ſind, beſſert ſolange aus, 
bis er einmal ein kapitalkräftiger geworden iſt, 
um dann alles ſchön und anſprechend zu machen. 
Als unſer altes Rathaus ſeinerzeit gebaut wurde, 
ſah es auch noch nicht ſo aus, wie wir es heute 
kennen. Anſere Vorfahren ſind erſt an die Ver⸗ 
ſchönerung des Rathauſes und des Artushofes 
herangegangen, als ſie Geld hatten. Vorher wurde 
erſt etwas Praktiſches gemacht, was gebraucht 
wurde. Die Vorfahren waren eben vernünftiger. 
Hier in dieſem großartig geſegneten Staat ſoll 
aber alles von vornherein aufs feinſte ausge⸗ 
ſtattet werden. Nun heißt es in der Begründung 
weiter, daß die einwandfreie Unterhaltung dieſer 
Straßen jährlich 3,2 Millionen Gulden koſten 
würde. Ans allen liegt aber auch die Entſchlie⸗ 
Bung des Kreistages Großes Werder vor, die von 
Anfang Dezember 1928 datiert. Darin heißt es, 
daß dieſer Kreis für ſein 230 Kilometer Straßen⸗ 


Jahre von 1924 bis 1928 zuſammen 21, Milli⸗ 
onen Gulden für die Verbeſſerung der Wege aus⸗ 
gegeben hat. Die Landſtraßen befinden ſich ja 
nun, das muß man allerdings ſagen, in keinem 
erſtklaſſigen Zuſtand, ſind aber durchaus brauch⸗ 
bar, und das iſt das Entſcheidende. Wir können 
alſo ruhig ſagen, daß die Zeit der ſogenannten 
Lochchauſſeen, wo es viele Löcher auf den Chau⸗ 
ſeen gab, als überwunden zu gelten hat. Wenn 
dieſer Kreis für ſeine 230 Kilometer jährlich ½ 
Million Gulden aufwendet, macht das pro Kilo⸗ 
meter ungefähr 2000 Gulden oder, auf die 600 
Kilometer, die wir im Freiſtaat haben, angewen⸗ 
det, in der Begründung iſt das ja auch ſo ange⸗ 
führt worden, würden 1,2 Millionen Gulden auf⸗ 
zuwenden ſein, um die Chauſſeen in einen brauch⸗ 
baren Zuſtand zu verſetzen. 


Dieſer Betrag iſt meiner Anſicht und meinen 
Ausführungen bei der zweiten Beratung nach aber 
aus den alten Steuerſätzen zu erwarten; denn man 
muß doch immer die ſteigende Anzahl der Kraft⸗ 
wagen berückſichtigen. Wir haben vom Herrn 
Regierungsvertreter bei der zweiten Beratung ge⸗ 
hört, daß ſich Ende Dezember 1928 beinahe 3 500 

agen im Gebiete der Freien Stadt angemeldet 
hatten. Das würde bedeuten, daß im Laufe eines 
Jahres etwa 1500 Wagen neu dazugekommen 
ſind. Wenn dieſe Steigerung anhält, kommen wir 
bei den alten Sätzen zu weſentlich höheren Ein⸗ 
nahmen und brauchen hier nicht derart zweckloſe 
neue Geſetze einzubringen. Wenn man aber mit 
einem kleineren Betrag etwas Gutes ſchaffen 
kann, ſoll man nicht ſolche Verſchwendung treiben, 
daß man Chauſſeen mit 3,2 Millionen jährlich, 
wie es hier heißt, ausſtatten will. Man muß 
eben nicht bei den Landſtraßen warten, bis die 
Löcher ſchon groß geworden ſind, ſondern die Aus⸗ 
beſſerungen rechtzeitig vornehmen. Dann wird 
man auch mit kleinen Mitteln auskommen und hat 
es nicht nötig, die Wirtſchaft ſo ungeheuer zu be⸗ 

laſten, wie es hier geſchehen ſoll. 

Wir haben einen Antrag vorgelegt, den Ver⸗ 
teilungsmaßſtab etwas weniger fiskaliſch zu ge⸗ 
ſtalten. Ich ſagte ſchon bei der zweiten Beratung, 
daß mir die Prozentſätze ſehr verdächtig vorkom⸗ 
men. Aus welcher Einſtellung heraus kann denn 
der Staat für ſich 60 Prozent verlangen, wenn er 
ſelbſt nur 160 Kilometer von den 600 Kilometern 
Landſtraßen zu verwalten hat. Nach den Kilo⸗ 
metern berechnet würde der Staat nur 25 Prozent 
des Steueraufkommens zu beanſpruchen haben. 
Ich gebe aber gern zu, daß auch der Grad der Be- 
anſpruchung der einzelnen Landſtraßen eine ge⸗ 
wiſſe Rolle ſpielen muß. Unter dieſer Voraus: 
ſetzung haben wir dem Staat in unſerem Antrage 
auch 40 Prozent des Steueraufkommens zuge⸗ 
ſprochen einſchließlich der 4 Prozent, die er für die 
Einziehung der Steuer von vornherein haben ſoll. 
Aber 60 Prozent ſehen meiner Anſicht nach doch 
ſehr nach Uebervorteilung der übrigen Inter⸗ 
eſſenten aus. (Abg. Plenikowſti: Aber wenn Sie 
in der Regierung ſäßen!) Dann würde ſolch ein 
dummes Geſetz nicht kommen. Eine Beſtätigung 


dieſer Anſicht finde ich in Druckſache Nr. 619. Da 
heißt es im § 14a: 


m 


D) 
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(Jantzen, Abgeordneter) 
Zur Deckung der Koſten für die Abnutzung der 
Wege durch die Kraftfahrzeuge wird ein allgemeiner 
Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer erhoben. 
In § 14 b heißt es: 


Das Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer iſt in 


voller Höhe — abzüglich 4 v. H. für die Verwaltung 
der Steuer durch den Staat — für den Bau von Au⸗ 
tomobilſtraßen, für die Anpaſſung beſtehender Chau- 
ſſeen und Straßen an die Bedürfniſſe des Kraftfahr⸗ 
zeugverkehrs und für die Unterhaltung ſolcher Straßen 
zu verwenden. 
Im allgemeinen muß man wohl ſagen, daß beide 
Paragraphen denſelben Sinn haben, aber nach 
dem Verteilungsmaßſtab, den der Staat für ſich 
in Anſpruch nimmt, muß man glauben, daß er 
beides teilen will, daß er vielleicht die 25 Prozent 
auf S 14 a verrechnen will und den übrigen Teil 
nur als Zweckſteuer. Das wäre aber wohl kaum 
richtig; denn beides gilt als Steuer. Wie es auch 
ſein mag, ich ſtehe immer auf dem Standpunkt, 
daß der Staat ein ungeheures Unrecht begeht, 
wenn er 60 Prozent aus der Steuer für ſich bean⸗ 
ſprucht. Wir haben aus dieſem Grunde den An⸗ 
trag wiederholt, ihm nur 40 Prozent zu geben, 
Danzig und Zoppot 20 Prozent, obwohl wir auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß dieſer Prozentſatz für 
Danzig und Zoppot ein außerordentlich niedriger 
iſt; denn dieſe beiden Städte haben ſicherlich einen 
ſehr bedeutenden Straßenverkehr zu bewältigen. 
Der Reſt von 40 Prozent, der leider nicht zu er⸗ 
höhen iſt, ſoll dann für die Kreiſe ſein. Auch 
dieſer Anteil iſt nach unſerer Anſicht überaus 
niedrig, was auch wiederum aus der Entſchlie⸗ 
Bung des Kreiſes Großes Werder hervorgeht. 
Wenn dieſer Kreis fünf Jahre hintereinander 
2% Millionen für die Verbeſſerung der Land⸗ 
ſtraßen ausgegeben hat, ſo würde er bei 40 Pro⸗ 
zent Verteilungsmaßſtab für alle drei Kreiſe für 
ſeine 230 Kilometer gleich faſt 40 Prozent des 
Landſtraßennetzes immer noch ſehr viel weniger 
bekommen, als er jetzt verausgabt hat. Da iſt es 
doch ungeheuer ungerecht vom Staat, wenn er für 
ſich 60 Prozent nimmt und die andern Städte und 
Kreiſe gewiſſermaßen mit einem Trinkgeld ab⸗ 
findet. 

Wir haben Ihnen dann noch einen weiteren 
Antrag gebracht, im $ 2 die Ziffern 3 und 4 zu 
ſtreichen. Wir können nicht einſehen, aus welchen 
Gründen die näher bezeichneten Kraftfahrzeuge 
des Staates, der Gemeindeverbände uſw. von der 
Zahlung der Kraftfahrzeugſteuer befreit ſein ſol⸗ 
len. Sie ſagen ſelbſt, daß die Steuer eine Zweck⸗ 
ſteuer iſt und wollen einen Teil von Kraftfahr⸗ 
zeugen von dieſer Steuer befreien, die doch die 
Straßen ebenſo benutzen, genau ſo, vielleicht noch 
vielmehr als alle anderen Kraftfahrzeuge. Das 
geht nicht an. Wir können unter keinen Umſtän⸗ 
den eine derartige Ungeheuerlichfeit zugeben und 
müſſen dafür eintreten, daß dieſe beiden Para⸗ 
graphen geſtrichen werden. Es iſt ja ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ſich eine Stadt wie Danzig zu 
einer modernen Straßenreinigung Kraftwagen 
uſw. zu beſchaffen hat. Im allgemeinen bringen 
wir ja auch genügend für die Straßenreinigung 
uſw. auf. Nachdem die Stadt die Straßenreini⸗ 
gungskoſten übernommen hat, ſind zwar die Bei⸗ 
träge, die die Hausbeſitzer an die Stadt zu zahlen 
haben, erheblich höher geworden, aber ich habe 


nicht feſtſtellen können, daß in dem gleichen Pro⸗ U 
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zentſatz auch die Reinigung der Straßen zugenom⸗ (O) 


men hat. (Im Gegenteil! rechts.) Wenn wir aber 
hohe Straßenreinigungskoſten bezahlen müſſen, iſt 
es auch ganz klar, daß genügend große und mo⸗ 
derne Straßenreinigungsmaſchinen vorhanden 
ſind. Wenn dann nun neue Anſchaffungen jetzt 
oder in Zukunft vom Staat und den Gemeinden 
gemacht werden, erſcheint es uns eine Unbilligkeit 
gegen die übrigen Kraftfahrzeuge zu ſein, die ſich 
in der Hand der Privatwirtſchaft befinden, wenn 
ſie alle von der Steuer befreit ſein ſollen. (Sehr 
richtig! rechts.) Außerdem glauben wir aber auch, 
daß hierdurch zwei Kategorien geſchaffen werden, 
und das iſt doch eigentlich in einem demokratiſchen 
Staat nicht richtig. (Heiterkeit links.) Wir wer⸗ 
den jedenfalls, wenn Sie unſern Antrag ablehnen, 
unſere Zuſtimmung zu Ihrem Geſetz nicht geben. 


Aber dies Geſetz iſt noch nicht endgültig be⸗ 
ſchloſſen und ſchon hört man von neuen ſchweren 
Belaſtungen der Kraftfahrzeugbeſitzer auf dem 
Wege über eine Polizeiverordnung. (Hört, hört! 
rechts.) Man will die Vollgummireifen gänzlich 
beſeitigen und ihnen nur noch eine Galgenfriſt 
von etwa eineinhalb Jahren gewähren. Bei der 
Eigenart mancher Geſchäftszweige kann kein an⸗ 
derer Reifen als ein Vollgummireifen an einem 
Laſtkraftwagen oder Anhänger benutzt werden. 
Wir wollen an Fuhren denken, die Steine, Schot⸗ 
ter geladen haben oder auch Kohlen, wobei zu be⸗ 
rückſichtigen iſt, daß ſehr häufig ſolch ein Wagen 
durch die abgeladene Laſt hindurchfahren muß, 
wenn er hinausgefahren wird. Da iſt es doch 
ſelbſtverſtändlich, daß ein Luftreifen gleich erle⸗ 
digt iſt. Wenn ein Luftreifen eine Panne hat, 
iſt er unter einem Laſtwagen unbrauchbar. Wenn 
Sie aber weiter auch Elaſtikreifen geſtatten wol⸗ 
len, (Abg. Plenikowſki: Vielleicht gehen Sie auf 
die Gummibereifung ein!) ſo werden auch die 
Elaſtikreifen von Fachleuten nicht als ſo gut, wie 
die Vollgummireifen beurteilt. Aber das iſt der 
Regierung ganz egal. Sie ſchreibt vor, und wir 
ſollen die Sache voraus ahnen; denn wenn z. B. 
heute jemand von dieſer Polizeiverordnung noch 
nichts weiß und ſich mit Rückſicht auf die Eigen⸗ 
art ſeines Geſchäfts unter ſeinen Laſtkraftwagen 
Vollgummireifen legen läßt, ſo iſt das eine Aus⸗ 
gabe von etwa 1500 Gulden. Wenn er dieſe Voll⸗ 
gummireifen dann nach 1½ Jahren wegwerfen 
ſoll, trotzdem er fie noch gut weitere 3 Jahre 
brauchen könnte und ſich Luft⸗ oder Elaſtikreifen 
beſchaffen muß, die 3000 Gulden koſten, ſo iſt das 
eine Belaſtung der Wirtſchaft, die unter keinen 
Umſtänden hingenommen werden kann. Wenn 
der Staat da nicht Vernunft annimmt, muß man 
ihm das etwas deutlich ſagen. 

Jedenfalls ſehen wir, daß Belaſtungen der 
Wirtſchaft an allen Ecken und Enden feſtzuſtellen 
ſind, und daß die Regierungserklärungen, die das 
Gegenteil ſagen, nur als leerer Schall zu betrach⸗ 
ten ſind. Ich kann die Regierung nur warnen, 
auf dieſem Wege fortzuſchreiten; denn eines ſchö⸗ 
nen Tages kann auch mal das Maß überlaufen. 
(Bravo! rechts. — Abg. Plenikowſki: Sie laufen 
dann mit über!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
nger. 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Die Belaſtung des Verkehrs durch das vorge⸗ 
ſehene Kraftfahrzeugſteuergeſetz beſtimmt auch uns, 
dies Geſetz abzulehnen. Alle Belaſtungen dieſer 
Art dienen nur dazu, die Erwerbszweige abzudroſ⸗ 
ſeln und die Schwierigkeit, in der wir uns augen⸗ 
blicklich befinden, noch weiter zu vermehren. Nach 
der Art und Weiſe wie aber hier im hohen Hauſe 
gearbeitet wird, nehmen wir nicht an, daß dies 
Geſetz irgendwie eine Aenderung erfährt, ſondern 
daß es in der vorliegenden Form angenommen 
wird. Im Hinblick darauf haben wir uns erlaubt, 
eine Entſchließung einzubringen, die dem Volks⸗ 
tag unter dem 18. Februar unterbreitet worden 
iſt: 

f Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 


Den Senat zu erſuchen, die nachgeordneten Dienſt⸗ R 


ſtellen anzuweiſen, daß ſie die von ihnen zu vergeben⸗ 
den Aufträge in erſter Linie an Danziger Firmen 
vergeben. Dieſe mit Aufträgen bedachte Firmen 105 
ihrerſeits gleichfalls zu verpflichten, den zur Ausfüh⸗ 
rung dieſer Aufträge erforderlichen Bedarf an Mate⸗ 
rialien und Halbfabrikaten nach Möglichkeit wieder⸗ 
um bei Danziger Firmen zu decken. Insbeſondere ſoll 
dieſe Anweiſung des Senats für die Arbeiten gelten, 
die auf dem Gebiete des Wegebaues vorgenommen 
werden ſollen und deren Bezahlung aus dem Ertrag 
der Kraftfahrzeugſteuer vorgeſehen iſt. 
Die Beträge, die ſich aus dieſem Steuergeſetz er⸗ 
geben, werden ausnahmslos von der Danziger 
Wirtſchaft aufgebracht. Es iſt daher wohl recht und 
billig, daß dieſe Gelder wieder der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft zufließen, von der ſie gekommen ſind. Wenn 
auch von ſeiten der Staatsverwaltung als auch 
der ſtädtiſchen und den Kreisverwaltungen dem⸗ 
entſprechende Anweiſungen ſchon an die Dienſtſtel⸗ 
len gegangen ſind, ſo iſt doch feſtzuſtellen, daß aus⸗ 
wärtigen Lieferanten bei der Vergebung ſtaat⸗ 
licher Aufträge ſehr oft der Vorzug gegeben wird. 
Vielfach wird dann als Grund angegeben, der 
Danziger Handel und die Danziger Induſtrie ſei⸗ 
en nicht in der Lage, ſo preiswert und günſtig zu 
liefern, wie die auswärtigen Firmen. In faſt allen 
Fällen handelt es ſich dabei aber um unrichtige 
Berechnungen und Erwägungen, die die beſonde⸗ 
ren Schwierigkeiten der Danziger Wirtſchaft nicht 


gebührend in Rückſicht ziehen. Die ſtaatlichen Stel⸗ 


len der umliegenden Wirtſchaftsgebiete Polen und 
Deutſchland vergeben grundſätzlich ihre Aufträge 
nur an Firmen des eigenen Landes. Die Danziger 
Unternehmer können ſich nicht daran beteiligen. 
Die Letzteren ſind ausſchließlich auf das hieſige 
kleine, eigene Wirtſchaftsgebiet angewieſen. Die 
in Betracht kommenden Dienſtſtellen müſſen erneut 
darauf hingewieſen werden, daß in erſter Linie 
bei ihren Ausſchreibungen feſtgelegt werden muß, 
daß den Danziger Firmen die Aufträge zukommen, 
die ſie zu vergeben haben und daß ſie weiter die 
Anternehmer verpflichten, die Produkte, die ſi 
in der Danziger Induſtrie weiter verarbeiten, aus 
der Danziger Wirtſchaft, von Danziger Firmen zu 
entnehmen, auch wenn vielleicht einmal die Preiſe 
und die Qualitäten nicht ganz dem entſprechen 
ſollten, was von auswärts angeboten wird. 

Wenn der Danziger Induſtrie und dem Dan⸗ 
ziger Handel und Gewerbe nicht die Gelegenheit 
gegeben wird, ihre Kraft zu erproben und Er⸗ 
fahrungen zu ſammeln, können ſie auch nicht ſo 
leiſtungsfähig werden, wie die auswärtigen Fir⸗ 
men. Der Staat hat die Pflicht, dafür zu ſorgen, 
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daß den Unternehmungen die Möglichkeit gegeben 
wird, ihre Einrichtungen der Neuzeit anzupaſſen 
dadurch, daß ihnen Verdienſtmöglichkeiten gegeben 
werden, damit ſie die Mittel in die Hände bekom⸗ 
men, ihre Werke und ihre Vorrichtungen ent⸗ 
ſprechend ausbauen. (Sehr richtig!) Die für den 
Wegebau notwendigen Materialien können faſt 
ausſchließlich aus dem hieſigen Wirtſchaftsgebiet 
entnommen werden. Es liegt kein Grund vor, die 
Aufträge, die ſich hier anſchließen, ins Ausland 
zu vergeben. Wir bitten dringend im Intereſſe der 
Danziger Wirtſchaft, der Unternehmer und im In⸗ 
tereſſe der Arbeiter und Angeſtellten, daß unſerer 
Entſchließung Gehör gegeben wird. (Wiederholtes 


Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
M. Dy g. 


aſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): 

Vor mir haben ein Vertreter der Wirtſchaft 
und ein Vertreter des Handwerks ihren Stand⸗ 
punkt klargelegt. Der Vertreter der Wirtſchaft hat 
hier ſchöne Worte im Intereſſe derer gefunden, die 
dieſes Steuerſoll aufbringen müſſen. Er zog gegen 
die Höhe der Steuer zu Felde und ſetzte ſich gleich⸗ 
zeitig für Kreiſe ein, die ihm vollſtändig fremd 
ſind und mit denen er außerhalb dieſes Hauſes ab⸗ 
ſolut nicht zu tun hat. Es iſt die alte Taktik und 
die Demogogie der Deutſchnationalen, hier im 
Hauſe ſchöne Reden zu halten, denen außerhalb 
des Hauſes keine Taten folgen. Wenn ſie ſich heu⸗ 
te gegen das Geſetz wenden, geſchieht es deshalb, 
weil Sie ſich außerhalb der Regierung befinden. 
Es ſteht feſt, daß auch Sie, wenn Sie in der Re⸗ 
gierung ſind, beſtrebt ſind, der werktätigen Be⸗ 
völkerung allein Laſten aufzuerlegen. Vielleicht 
ſind die Deutſchnationalen nicht ſo ungeſchickt, wie 
die jetzige Regierung. Aber die Vergangenheit hat 
es bewieſen, daß Sie es meiſterhaft verſtehen, der 
werktätigen Bevölkerung indirekte Steuern auf⸗ 
zuerlegen. In Wirklichkeit begrüßen die Deutſch⸗ 
nationalen das Geſetz. (Widerſpruch rechts.) In 
den engeren Kreiſen hört man, daß der Staat wie⸗ 
der Mittel herbeiſchafft, von denen die beſitzende 
Klaſſe nicht betroffen wird, ſondern im Gegenteil 
dabei noch ein gutes Geſchäft macht. Der ſozialde⸗ 
mokratiſche Abgeordnete Bock machte den ſehr na⸗ 
iven Zwiſchenruf, daß er nicht glaube, daß die Koh⸗ 
len teurer würden. Dem muß ich entgegenhalten, 
daß die Kohlen durch dies Geſetz tatſächlich erheb- 
lich verteuert werden. Herr Jantzen macht dabei 
das beſte Geſchäft; denn wenn ſich infolge dieſes 
Geſetzes die Kohle angenommen um 10 Prozent 
verteuert, dann ſchlagen Sie nicht 10, ſondern 20 
Prozent auf. (Abg. Jantzen: Was Sie nicht alles 
wiſſen!) Der Zoll, der auf den Danziger Waren 
liegt, oder den Waren, die nach Danzig eingeführt 
werden, beweiſt uns täglich, daß die Kreiſe, die die 
Waren einführen, bei dieſem Zoll das beſte Ge⸗ 
ſchäft machen. Wenn auf dieſem oder jenem Ge⸗ 
genſtand 15 Prozent Zoll liegen, erhebt der Ver⸗ 
käufer 30 oder 50 Prozent. 

Sie ſollten hier alſo nicht ſolche großen Reden 
ſchwingen; denn Sie find im Innern mit der Vor⸗ 
lage einverſtanden und wünſchen, daß dieſer Zu⸗ 
ſtand herbeigeführt wird. Die Regierung hat an⸗ 
dererſeits das größte Intereſſe daran, indirekte 


Steuern aufzulegen, genau ſo wie die Deutſchna⸗ 
tionale Regierung. Schließlich iſt das auch nur 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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Reine indirekte Steuer, die aber nur der werktäti⸗ 


gen Bevölkerung nicht zum Bewußtſein kommen 
läßt, wie die Waren eigentlich verteuert werden, 
wie ſie durch indirekte Steuern ausgepowert wird. 


Die Regierung vertritt lediglich die Intereſſen 
der beſitzenden Kreiſe. Inſofern liegt es auch in 
ihrem Intereſſe, daß der Lebensſtandard der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung künſtlich heruntergedrückt 
wird. Wenn durch dieſe Steuer die Lebensweiſe 
des Arbeiters herabgeſenkt wird, ſo ergibt es auf 
der anderen Seite einen größeren Vermögenszu⸗ 
wachs. Sie ſind die Nutznießer dieſes Geſetzes, Sie 
werden natürlich wieder Ihr Säckchen um ſo mehr 
füllen können. 

Wir haben zur dritten Leſung erneut die Ab⸗ 
änderungsanträge vorgelegt, die dem Hauſe be⸗ 
reits zur zweiten Leſung vorlagen, nur mit der Er⸗ 
gänzung, daß wir noch einen neuen Abſatz zuge⸗ 
fügt haben, und zwar wollen wir jetzt, daß Auto⸗ 
mobilomnibuſſe, die dem Perſonenverkehr, und 
Kraftfahrzeuge, die dem Warenverkehr dienen und 
als ſolche polizeilich angemeldet ſind, von der 
Steuer freigelaſſen werden, Kraftfahrzeuge, die 
dem Warenverkehr dienen, deshalb, weil, wie ich 
ſchon ausgeführt habe, der ganze Steuerſatz auf 
die Waren abgewälzt werden wird. Wenn dies 
Geſetz am 1. März in Kraft tritt, werden wir am 
1. April an Hand der Indexziffer feſtſtellen kön⸗ 
nen, daß die Lebensmittel tatſächlich teurer gewor⸗ 
den ſind. Wenn hier alſo verlangt wird, daß die 
indirekte Beſteuerung der Lebensmittel ſreizulaſ⸗ 
ſen iſt, ſo iſt das eine Forderung, die im Intereſſe 
der Werktätigen liegt. Sie muß unbedingt durch⸗ 
geführt werden. Die Abänderungsanträge, die in 
der Form dieſelben geblieben ſind, ſind in der 
zweiten Leſung von meinem Fraktionskollegen 
Opitz eingehend begründet worden. Es erübrigt 
ſich, das hier noch einmal zu wiederholen. Was 
uns aber noch beſonders intereſſiert, iſt die Ent⸗ 
ſchließung, die von der Nationalliberalen Bürger⸗ 
partei eingebracht iſt. Zu dieſer Entſchließung 
möchten wir bemerken, daß ſie inſofern für die 
heutigen Verhältniſſe nicht zutrifft, als der Staat 
dieſe Arbeiten gar nicht zu vergeben braucht. Wir 
verlangen, daß der Staat dieſe Arbeiten ſelbſt in 
die Hand nimmt. Es geht nicht an, daß die Leute 
durch die Senkung des Lebensſtandards der Ar⸗ 
beiterſchaft wieder das beſte Geſchäft machen. 
Wenn der Staat aber dieſe Arbeiten ſelbſt durch⸗ 
führt und von Leuten machen läßt, die praktiſche 
Erfahrung haben, die Verſtändnis haben, wird es 
möglich fein, die Steuer um 50 Prozent zu ſenken. ( 
Ganz beſonders iſt es möglich, die Kraftwagen 
von der Steuer zu befreien, die den Transport 
von Lebensmitteln zu vollführen haben. Ebenſo 
iſt es dann auch möglich, die Omnibuſſe, die dem 
Perſonenverkehr dienen, von dieſer Steuer zu be⸗ 
freien. Wir werden deshalb dieſer Entſchließung 
nicht zuſtimmen und verlangen, daß der Senat 
die notwendigen Arbeiten an den Chauſſeen in 
erſter Linie durch die Senatsorgane ſelbſt ausfüh⸗ 
ren läßt. 

Zu dem Geſetz ſelbſt, möchte ich bemerken, daß 
wir ihm nur dann unſere Zuſtimmung geben wer⸗ 
den, wenn unſere Abänderungsanträge angenom⸗ 
men werden. Sie ſind ſo gehalten, daß ſie der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung eine Erleichterung bringen. 


abgelehnt. 
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Sie ſind ſo gehalten, daß die Verteilung an die 
Beſitzer der Straßen möglich iſt. Unſere Vertei⸗ 
lung entſpricht den Anforderungen der Kreiſe 
bezw. der Stadt. Alſo nur wenn unſere Abände⸗ 
rungsanträge Annahme finden, werden wir dem 
Geſetz unſere Zuſtimmung geben, ſonſt lehnen wir 
das Geſetz ab. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich bean⸗ 
trage namentliche Abſtimung zu Artikel J. 

Präſident: Wir ſtimmen zunächſt über die Ab⸗ 
änderungsanträge ab ünd dann über das Geſetz. 
Wir kommen jetzt zur Einzelberatung. Ich rufe Ar⸗ 
tikel Lauf; ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie. Zu Artikel I find Abänderungsanträge geſtellt, 
enthalten in Druckſache Nr. 620, weiter ein Even⸗ 
tualantrag, ferner Anträge in Druckſache Nr. 624, 
die aber durch den vorhin verleſenen Abänderungs⸗ 
antrag als abgeändert gelten können. Ich nehme 
an, daß Sie ſelbſt die Abänderungsanträge in 
Druckſache Nr. 624 als ſo abgeändert betrachten. 


(Zuſtimmung bei den Kommuniſten.) Wir ſtim⸗ 


men dann über die Abänderungsanträge in Druck⸗ 
ſache Nr. 620 ab: 

Wir beantragen su Artikel I Abſchnitt II § 2 (1) 

von der Steuer ſind befreit: die Ziffern 3 und 4 zu 


ſtrei 
Ju Artikel I Abſchnitt IV S 4. 

In Abſ. (1) Nr. 1 iſt an Stelle von 10.— G zu 
ſetzen 2,50 G. 
7 NN 1005 Nr. 2 iſt an Stelle von 15,— G zu 
ſetzen 3 
0 Un), 10 Nr. 3 iſt an Stelle von 37,50 G zu 
ſetzen 9 
In Abl % Nr. 4 iſt an Stelle von 18,75 G zu 
ſetzen 4,75 G. 

Der Abi. (3) iſt zu Streichen. 

Abi. Kli § 14a iſt zu ſtreichen. 

Zu Artikel I ara XIII $ 14b, 


Der $ 14 b wird in ſeiner urſprünglichen Faſſung 
en hergeſtellt. Jedoch der Abſatz (2) wie folgt ge⸗ 
änder 

der Staat 36 w. H. 

der Stadtkreis Danzig 20 v. H. 

der Stadtkreis 1 9 20 v. 

der Kreis Gr. Werder 40 v. 9 

der Kreis Danziger Höhe 40 v. H 

der Kreis Dig. Niederung 40 v. 9 


Ich bitte die Damen und Herren, die ſie anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Eventualantrag der Abg. Jantzen, 
7 u. Fr., enthalten in Druckſache Nr. 620, 


Wir beantragen im Falle der Ablehnung unſeres 
Antrages den Steuerſatz Artikel I Abſchnitt IV 8 4 
Abi. A) Nr. 2 von 15,— G auf 3,75 G zu ermäßigen, 
folgenden Zuſatz hinter den Worten „davon 15,— G“: 
„ſoweit ſie gewerbsmäßig dem öffentlichen Verkehr 
dienen (Kraftdroſchken) für je 100 Kubikzentimeter 
Hubraum oder einen Teil davon 3,75 ©“. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
Wir ſtimmen jetzt über die Abände⸗ 
rungsanträge enthalten in Druckſache Nr. 624 ab: 
Wir beantragen zu Artikel I Ziffer II, 8 2: 
In Abſ. (1) Nr. 1 iſt anſtelle von 200 Kubikzenti⸗ 
meter zu ſetzen 400 Kubikzentimeter. 
In Abf. (1) iſt neu einzuſetzen: 
5. Krafträder und Kraftfahrzeuge, die nur zur per⸗ 
ſönlichen Beförderung Schwerkriegsbeſchädigter 
dienen und deren Eigentum ſind; 


O) 


— 


(D) 


(A) 
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(Präſident) 
6. Autoomnibuſſe, die dem Perſonenverkehr und 
Kraftfahrzeuge, die dem Warenverkehr dienen 
und als ſolche polizeilich gemeldet ſind. 
Ziffer VI, S 6. 
In Abſ. (3) iſt an Stelle von 50,— G zu ſetzen 25. — G 
Abſ. (4) iſt zu ſtreichen. 
Ziffer XL 5 11 a. 
In Ubi. (3) iſt der letzte Satz zu ſtreichen. 
Ziffer XIII, 8 14 b. 
In Abſ. (2) iſt zu ſetzen: 
der Staat 20 w. H. 
der Stadtkreis Danzig 20 v. H. 
der Stadtkreis Zoppot 5 v. H. 
der Kreis Gr. Werder 25 w. H. 
der Kreis Dig. Höhe 
der Kreis Dig. Nied. 15 v. H. h 
Opitz u. die übrigen Mitgl. der Komm. Fraktion. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſe Abänderungsan⸗ 
träge annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, die Anträge 
ſind abgelehnt. 


Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 


mung über den Artikel I der Vorlage. 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Anterſtützung 
reicht aus, wir ſchreiten zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung. — Wünſcht noch jemand von den Damen 
und Herren eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich 
gebe das Reſultat bekannt. Es ſind 35 Stimmkar⸗ 
ten abgegeben worden, das Haus iſt ſomit beſchluß⸗ 
unfähig. Nach der Geſchäftslage bin ich augenblick⸗ 
lich nicht in der Lage, den Tag der nächſten 
Sitzung und die Tagesordnung zu beſtimmen. Ich 
muß mir das in dieſem Falle vorbehalten. (Abg. 
Raſchke: Wir können noch heute eine Sitzung 


machen!) Nein, danke ſehr. Ich ſchließe die heutige 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 


Dazu iſt (B) 


Z ———— 


m ne m 


(A) 


(B) 
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Wahl eines Senators im Nebenamt. 1473 
Antrag des Hauptausſchuſſes, die Druckſache Nr. 
569, nachträgliche Genehmigung von Aeber⸗ 
ſchreitungen des Staatshaushalts für 1927 
dem Rechnungsprüfungsausſchuß zu überwei⸗ 


ſen (eiche r d 17/7 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 

rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. (Druck⸗ 

ſache Nr. 619 zu Nr. 501). Fortſetzung. 1475 


Namentliche Artikel I der 
ache 

Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit und Feſt⸗ 
ſetzung der nächſten Sitzung 14 


74. Sitzung. 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Fort⸗ 
ſetzung. (Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501). . 1474 K 
Namentliche Abſtimmung über Artikel I der 
Drucſache Nr, . 1 
Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit und Feſt⸗ 
ſetzung der nächſten Sitzung .- 1474 B 


Abſtimmung über 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Regierungsrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 72. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß 
ein Geſetzentwurf zur Abänderung des Geſetzes 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter einge⸗ 
gangen iſt Ich habe das Notwendige veranlaßt. 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Wahl eines Senators im Nebenamt. 

Das Wort hat Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Namens der Zen⸗ 
trumsfraktion habe ich folgende Erklärung abzu⸗ 


geben: 

Als Punkt 1 ſteht die Wahl eines parlamen- 
tariſchen Senators auf der Tagesordnung. Dieſes 
Amt beanſprucht die Deutſchliberale Gruppe für eins 
ihrer Mitglieder. Dieſe Forderung wird von einer 
anderen Roalitionspartei unterſtützt. Die Zentrums⸗ 
fraktion ſteht dieſer Forderung grundſätzlich ableh⸗ 
nend gegenüber. Die parlamentariſchen Senatoren 
find die Vertrauensleute der die Regierung tragen⸗ 
den Koalitionsparteien. Jede Regierungspartei muß 
daher entſprechend ihrer Bedeutung im Senat ver⸗ 
treten ſein. Nach dem Ausfall der letzten Wahlen 
zum Volkstag können wir der Deutſchliberalen Par⸗ 
tei nicht die Bedeutung zumeſſen, die ihre Gruppe 
innerhalb der Koalition für ſich in Anſpruch ge⸗ 
nommen hat und noch in Anſpruch nimmt. 
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Von der Deutſch⸗Liberalen Gruppe ift nun aber (C) 


zum Ausdruck gebracht worden, daß ſie bei der Ab⸗ 
lehnung ihrer Forderung eines zweiten parlamen⸗ 
tariſchen Senators por den letzten Konſequenzen nicht 
zurückſchreckt, d. h. daß ſie aus der Regierung aus⸗ 
treten würde. (Hört, hört! — Zwiſchenrufe.) Ihr 
Verhalten in dieſer Frage hat den Austritt ihrer 
drei ſtändigen Gäſte zur Folge gehabt, wodurch eine 
Schwächung der Koalition bereits eingetreten iſt. 
Durch die angekündigte Konſequenz der Deutſchlibe⸗ 
ralen würde die Regierung weiter geſchwächt werden, 
jo daß ſehr leicht eine Regierungskriſe eintreten 
könnte, für die uns zur Zeit eine Löſung unmöglich 
iſt. (Hört, hört!) 

Die Zentrumsfraktion will jedoch vermeiden, 
daß aus perſonellen Gründen eine Regierungskriſe 
heraufbeſchworen wird. Deshalb wird die Zen⸗ 
trumsfraktion die Wahl des parlamentariſchen Ge- 
nators nicht verhindern. Sie wird aber ihren grund⸗ 
ſätzlichen Standpunkt durch Abgabe weißer Zettel 
zum Ausdruck bringen. (Abg. Plenikowſki: Theater!) 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir ſchreiten zur Wahl. Die Wahl 


erfolgt durch Namensaufruf und Abgabe von 
Stimmzetteln. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
von den Damen und Herren einen Stimmzettel 
abzugeben? Ich ſchließe jetzt die Wahlhandlung. 
— M. D. u. H.! Es find im ganzen nur 54 Stim⸗ 
men abgegeben. Das Haus iſt ſomit beſchlußun⸗ 
fähig. (Bravo! bei den Kommuniſten.) Ich ſetze 
die neue Sitzung auf 4.10 Uhr an mit der Tages⸗ 
ordnung, wie ſie Ihnen bereits vorliegt. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr 45 Minuten.) 


73. Sitzung. 
Die Sitzung wird 4 Uhr 15 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 


(D) 
Am Regierungstiih: Stellvertretender Präſi⸗ 


dent des Senats Gehl. 

Präſident: Ich eröffne die 73. Vollſitzung und 
rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Wahl eines Senators im Nebenamt. 

Die Wahl erfolgt durch Namensaufruf mit⸗ 
tels verdeckter Stimmzettel. Ich bitte den Schrift⸗ 
führer, den Namensaufruf zu vollziehen. (Ge⸗ 
ſchieht.) — (Zuruf bei den Kommuniſten. — Abg. 
Geißler: Ehe deutſchnational lieber einen Arbeits⸗ 
kollegen!) Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Wahl. Der Wahlgang hat folgendes Ergebnis: 
Es ſind 62 Stimmen abgegeben, davon 42 auf den 
Namen der Frau Abg. Alma Richter und einen 
auf den Namen der Frau Abg. Kreft lautend, 
19 weiße Zettel. Frau Abg. Richter iſt ſomit zum 
Senator gewählt. Frau Abg. Richter, nehmen 
Sie die Wahl an? (Zuſtimmung der Frau Abg. 
Richter.) Danke. Ich rufe jetzt Punkt 2 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Antrag des Hauptausſchuſſes, die Druck⸗ 
ſache Nr 569 — nachträgliche Genehmigung 
von Ueberſchreitungen des Staatshaus⸗ 
halts für 1927 — dem Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. 

Druckſache Nr. 636. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch und ſtelle ſomit das Einverſtändnis der 
Mitglieder des hohen Hauſes feſt. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
geſetzes. — Fortſetzung. 
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(Bräfident) 

„Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501. Dazu liegt eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
eine Entſchließung in Druckſache Nr 621 vor. Wir Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 56 
waren bei der namentlichen Abſtimmung über Stimmkarten abgegeben. Das Haus iſt beſchluß⸗ 
Artikel I ſtehen geblieben und müſſen nun die unfähig. Ich ſetze die nächſte Sitzung auf Don⸗ 


Volkstag Danzig — 73./74. Sitzung. Mittwoch, den 6. März 1929. 


Abſtimmung wiederholen. 


Es iſt nun noch ein nerstag, den 7. März, nachmittags 3,30 Uhr mit 


Abänderungsantrag zu dieſem Artikel eingegan⸗ folgender Tagesordnung an: 


gen, unterſchrieben Dumont und die übrigen Mit⸗ 
glieder der Fraktion der Nationalliberalen Bür⸗ 
gerpartei. Außerdem iſt noch ein Eventualantrag, 
ebenfalls von dieſer Fraktion, eingegangen. Beide 
Anträge ſind aber gegenſtandslos, weil wir uns 
ſchon in der Abſtimmung über Artikel! befinden. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Plätze einzunehmen. 
— Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Abſtimmung. Es ſind 55 Stimmen abgegeben 
worden. Das Haus iſt beſchlußunfähig. (Zieht 
doch das Geſetz zurück! rechts. — Bravo! bei den 
Kommuniſten.) Ich ſetze die nächſte Sitzung mit 
derſelben Tagesordnung auf 4.45 Uhr feſt. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 35 Minuten.) 


74. Sitzung. 


Die Sitzung wird 4 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Stell vertretender Prä⸗ 
ſident des Senats Gehl. 

Präſident: Ich eröffne die 74. Vollſitzung. Wir 
fahren in der namentlichen Abſtimmung über 
Artikel I der Druckſache Nr. 619 fort. Ich bitte 


die Damen und Herren die Plätze einzunehmen. 
Die Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand 


1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die An⸗ 
klage der Senatoren wegen ſchuldhafter Verletzung 
der Verfaſſung oder eines Geſetzes. — Urantrag des 
Abg. Dr. Bogdan u. Fr. Druckſache Nr. 486. 

2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die Re⸗ 
gelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſ⸗ 
ſungsrechts. Druckſache Nr. 625 zu Nr. 466. 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aenderung der Landgemeindeordnung. — Urantrag 
155 1055 Langnau u. Fr. — Druckſache Nr. 626 zu 

102 

Fortſetzung der dritten Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 
ſetzes. Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501. 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
118 055 mit Kraftfahrzeugen. Druckſache Nr. 632 zu 

r. 562. 

;. Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Böhm u. Fr. auf Umwandlung der Fiſcherei⸗ 
1 2 5 15 zinsloſe Darlehen. Druckſache Nr. 635 
zu Nr. 570. 


7. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des übernommenen (Reichs-) Stempelgeſetzes. 
(Druckſache Nr. 639 zu Nr. 543). 

8. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 


> 


— 
S 


über die 


Altersverſorgung der Hebammen. (Druckſache Nr. 638 


zu Nr. 582). 

Als erſten Punkt werden wir die Einführung 
des neugewählten Senators im Nebenamt behan⸗ 
deln, ſo daß die eben verleſenen Tagesordnungs⸗ 
punkte eine Nummer weiter rücken. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 55 Minuten.) 
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75. Sitzung. 


Donnerstag, den 7. März 1929. 


Einführung eines Senators im Nebenamt. 
Artikel 28 der Verfajjung . . 5 
Dr. Sahm, Präſident des 
Frau Richter, Senate 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Anklage der Senatoren wegen ſchuldhafter 
Verletzung der Verfaſſung oder eines Geſetzes. 
— Urantrag des Abg. Dr. Bogdan u. Fr. 
(Druckſache Nr. 486) „. 
Entſchließung der Abg. Gerick, Frau Richter, Weiß 
u. Fr. zu Druckſache Nr. 486 (Druckſache 
e, e SE, 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsrechtes. (Druckſache Nr. 625 zu 


Senats f 
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Mr , 
Raſchke (RB. zur Geſchäftsordnung. . 1476A 
Damit verbunden: 4 £ 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aenderung der Landgemeindeordnung. — Ur- 
antrag des Abg. Langnau u. Fr. (Druckſache 
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Papke (D. Nat.) : . 1476 B 
ohn ON ee . 1476 C 
Plenikowſki (K. P.) 1477 K 
Brill (S. P. D.) . 1480 C 


Abänderungsantrag und Eventualanträge der 
Abg. Vollerthun, Dyck II, Doerkſen u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 625 (Druckſache Nr. 637) 

Abänderungsantrag ds Abg. Plenikowſki u. Fr. 
zu Druckſache Nr. 625 (Druckſache Nr. 643) 

Entſchließung des Gemeindeausſchuſſes zu Druck⸗ 
ſache Nr. 466 (Druckſache Nr. 625) 

Entihliegung des Abg. Plenikowſki u. Fr. zu 

„ Druckſache Nr 0 an 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. — Fort⸗ 
ſetzung. — (Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501) . 

Namentliche Abſtimmung über Artikel I der 
Druckſache Nr. 61 - 

Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit 


76. Sitzung. 


Donnerstag, den 7. März 1929. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen. (Druckſache 
Ni 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Böhm u. Fr. auf Umwandlung der 


Fiſcherei⸗Darlehen in zinsloſe Darlehen. 
(Druckſache Nr. 635 zu Nr. 570) 8 
Böhm (D. Nat.) 


Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 
ine , ee 

Dr. Evert, Senator 
Abänderungsantrag des Abg. 
Druckſache Nr. 635 (Druckſache Nr. 642) 
Entſchließung des Hauptausſchuſſes zu Druckſache 
Nr. 570 (Druckſache Nr 6 Le .. 
Entſchließung der B. A. G. zu Druckſache Nr. 570 
, Beer 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des übernommenen (Reichs-) Stempel⸗ 
geſetzes. (Druckſache Nr. 639 zu Nr. 543) 


Raſchke u. Fr. zu 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Altersverſorgung der Hebammen. (Druckſache 
e ar a ee 3 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senatoren Jewelowſki, Frau Rich⸗ 
ter, Loops; Regierungsrat Köppen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 75. 
Vollſitzung. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Einführung eines Senators im Neben⸗ 
amt. — Artikel 28 der Verfaſſung. — 
Ich erteile das Wort dem Herrn Präſidenten des 
Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: Nachdem in 
der geſtrigen Sitzung des Volkstages Frau Abg. 
Richter zum Mitglied des Senats im Nebenamt 
gewählt worden iſt, habe ich heute gemäß Ar⸗ 
tikel 28 der Verfaſſung die Einführung in das 
Amt vorzunehmen. Ich bitte, durch Handſchlag 


an Eides Statt mir folgendes zu geloben: 


Ich werde die mir als Mitglied des Senats 
obliegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beobachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim 
zu halten mir geboten wird, und das Wohl der 
Freien Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
Frau Richter, Senator: Ich gelobe es, ſo wahr 

mir Gott helfe! 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Namens des 
Volkstages begrüße ich Sie hiermit als neues 
Mitglied der Regierung, in die zum erjtenmal 
eine Frau einzieht. Möge Ihre Mitarbeit zum 
Wohl der Freien Stadt Danzig gereichen. Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Anklage der Senatoren wegen 
ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung oder 
eines Geſetzes. — Urantrag des Abg. Dr. 
Bogdan u. Fr. — 

Druckſache Nr. 486. Ich rufe § 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer § 1 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, 8 1 iſt abgelehnt. Ich rufe $ 2 auf und er⸗ 
öffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer für $ 2 iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
§ 2 iſt gleichfalls abgelehnt. Ich rufe 8 3 auf und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer § 3 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — 8 3 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 4 ebenfalls 
abgelehnt iſt. S 5 — mit derſelben Minderheit 
abgelehnt. §S 6; abgelehnt. $ 7; abgelehnt, § 8; 
abgelehnt. § 9, ich ſchließe die Beſprechung und 
ſtelle die Ablehnung feſt. $ 10; die Beſprechung 
iſt geſchloſſen; abgelehnt. § 11, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen; abgelehnt. §S 12, ich ſchließe die 
Beſprechung; abgelehnt. § 13, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung und ſtelle die Ablehnung feſt. § 14 die 
Beſprechung iſt geſchloſſen; abgelehnt. S 15, ich 
ſchließe die Beſprechung und ſtelle Ablehnung feſt. 
S 16; abgelehnt. § 17; abgelehnt. § 18; abge⸗ 
lehnt. § 19; abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf und darf wohl feſtſtellen, daß ſie ebenfalls 
abgelehnt iſt. Damit iſt das ganze Geſetz in 
zweiter Beratung abgelehnt. Wir kommen zur 
11 645 über die Entſchließung in Druckſache 
r 641: 


— 


O 


D 


— ————— — 


——ñññ— — — ee —— 


er 


ä 


| 
| 
| 
| 
" 


(A) 


(B) 


1476 Volkstag Danzig — 75. Sitzung. 


(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

Der Volkstag möge beſchließen, den Senat zu 

erſuchen, dem Volkstage alsbald einen Geſetzent⸗ 

wurf vorzulegen, wie ihn Artikel 32 der Verfaſſung 
bezüglich der Anklage eines Mitgliedes des Senats 
wegen ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung over 
eines Geſetzes vorſieht. 

Gerick, Fr. Richter, Weiß und Fraktionen. 

Wer dieſe Entſchließung annehmen will, 
bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Entſchließung iſt angenommen. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Regelung verſchiedener Punkte 
des Gemeindeverfaſſungsrechts. 

Druckſache Nr. 625 zu Nr. 466. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
zu § 1 allgemeine Ausſprache und weiter, daß 
die Punkte 3 und 4 in der Beſprechung verbun⸗ 
den werden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es ſind zwei An⸗ 
träge geſtellt, bei $ 1 eine allgemeine Beſprechung 
zuzulaſſen und weiter Punkt 3 und 4 der Tages⸗ 
ordnung in der Ausſprache zu verbinden. Ich 
höre keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß dem⸗ 
gemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
Landgemeinde⸗ 


über die Aenderung der e 
ordnung. Urantrag des Abg. Langnau 


u. Fr. — 
Druckſache Nr. 626 zu Nr. 102. Ich eröffne die 
Beſprechung zu den beiden verbundenen Punkten. 
Das Wort hat der Herr Abg. Papke. 
Papke, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 


Meine Fraktion wird das Geſetz in der vorliegen⸗ 
Landge⸗ 


den Faſſung ablehnen. Die preußiſche 
meindeordnung vom 3. Juli 1891 ermöglicht die 
Auflöſung der Gutsbezirke auch gegen den Ein⸗ 
ſpruch des Gutsbeſitzers, wenn das 


Intereſſe es erfordert. Ein Danziger Geſetz vom 


3. Juni 1924 beſagt, daß zur Stellung des An⸗ 
trages auf Umwandlung von Gutsbezirken in 
Landgemeinden oder auf Vereinigung von Guts⸗ 


bezirken mit Landgemeinden auch die Einwohner, 


des Gutsbezirks berechtigt ſind, bei denen die 
Vorausſetzungen des 8 1 des Landgemeindewahl⸗ 
rechts vom 5. April 1924 vorliegen. Iſt das Ein⸗ 
verſtändnis nicht zu erzielen, oder widerſprechen 


die beteiligten Gutsbeſitzer der Landgemeinde, ſo 


iſt die erforderliche Zuſtimmung, ſobald das öf⸗ 
fentliche Intereſſe es erheiſcht, durch das Beſchluß⸗ 
verfahren des Kreisausſchuſſes zu erſetzen. 

Das Verlangen der Auflöſung der Gutsbe⸗ 
zirke ſcheint alſo nicht dringend zu ſein, weil bis 
jetzt kein Antrag von den Gutsbezirken geſtellt 
worden iſt. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Auch 
beſteht nicht der Wunſch der Landgemeinden nach 
Zuſammenlegung der Landgemeinden mit Guts⸗ 
bezirken. (Abg. Plenikowſki: Haben Sie eine 
Ahnung! Trotzdem Sie auf dem Lande wohnen, 
ſcheinen Sie Ohren⸗ und Augenklappen zu 
haben!) Was die Zuſammenlegung der Landge⸗ 
meinden anbetrifft, ſo war das bisher nach der 
preußiſchen Landgemeindeordnung nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Beteiligten möglich, oder wenn das 
öffentliche Intereſſe es erforderte. Der Begriff 
öffentliches Intereſſe war im Geſetz noch begrenzt. 
Nach dem vorliegenden Geſetzentwurf ſoll die 


öffentliche 
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Zuſammenlegung von Gemeinden auch gegen den (©) 


Willen der Beteiligten ſtattfinden. 

Wir erblicken in dieſem Geſetzentwurf die ver⸗ 
ſchleierte Abſicht, durch Zuſammenlegung der 
Landgemeinden in ſogenannte Landbürgereien 
an der Spitze an Stelle der bisherigen ehrenamt⸗ 
lichen Amts- und Gemeindevorſteher gut beſoldete 
Bürgermeiſter treten zu laſſen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 

Geſetzentwurf über die Regelung verſchiedener 
Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechtes liegt 
Ihnen nunmehr in einer Faſſung vor, die durch 
die Beratung im Gemeindeausſchuß zum weſent⸗ 
lichen Teil eine erhebliche Veränderung erfahren 
hat. Ich möchte mir erlauben, zu dieſen Aende⸗ 
rungen einiges auszuführen. Der Geſetzentwurf, 
wie er uns heute vorliegt, zerfällt in zwei 
Haupteile. Der eine Teil behandelt die Auflö⸗ 
ſung der Gutsbezirke, der andere die Auflöſung 
bezw. Zuſammenlegung der Landgemeinden. Zu 
dem erſten Teil möchte ich darauf hinweiſen, daß 
ſich eigentlich in dieſem Punkte alle Parteien des 
hohen Hauſes dahin einig zu ſein ſcheinen, daß die 
Gutsbezirke aufgelöſt werden ſollen; denn 
meines Wiſſens iſt ein Einſpruch hiergegen von 
keiner Partei erfolgt. Man darf deshalb alſo an⸗ 
nehmen, daß der Geſetzentwurf wohl dem Willen 
der geſamten Bevölkerung entſpricht. 
Was weiter die Entſchädigung der Gemeinden 
anlangt, die bei der Teilung von Gutsbezirken in 
Finanzſchwierigkeiten kommen dürften, haben 
wir uns für ſolche Fälle für eine Staatshilfe 
eingeſetzt, wie wir es auch bereits bei der erſten 
Leſung durchblicken ließen. Leider iſt es uns nicht 
gelungen, dies im Geſetz feſtzulegen , aber ich 
glaube, aus der ganzen Haltung des Senats in 
dieſer Frage dürfen wir entnehmen, daß wo 
ſolche Fälle eintreten werden, auch von ſeiten 
der Regierung die entſprechenden Maßnahmen ein⸗ 
geleitet werden. Es erſcheint uns bei dieſem 
Geſetz weiter notwendig, daß bei der Auflöſung 
der Gutsbezirke nicht nur die Gutsbeſitzer, ſondern 
auch die andern Gutsinſaſſen, beſonders die Guts⸗ 
arbeiter, gehört werden; denn gerade dieſe Leute 
haben nach unſerer Auffaſſung das allergrößte 
Intereſſe zu wiſſen, welcher Gemeinde ſie dann 
zugeſchlagen werden. Weiter liegt bei dieſen Leu⸗ 
ten die Notwendigkeit des öfteren Verkehrs mit 
dem Gemeindeamt vor. Es war nicht möglich, 
dies in das Geſetz hineinzuarbeiten, da die Guts⸗ 
arbeiter eine geſetzliche Vertretung noch nicht ha⸗ 
ben. Deshalb haben wir eine diesbezügliche Ent- 
ſchließung eingebracht. Wir hoffen, daß dieſe Ent- 
ſchließung ebenſo wie im Ausſchuß auch im Ple⸗ 
num die Annahme aller Parteien finden wird. 

Was dann weiter die Auflöſung bezw. Zuſam⸗ 
menlegung der Landgemeinden anlangt, ſo haben 
wir gleich bei der erſten Leſung erklärt, daß wir 
Gegner der Beſtimmung wären, wonach die Ge⸗ 
meinden durch Senatsbeſchluß aufgelöſt und zu 
neuen Verbänden zugeſchlagen würden. Es er⸗ 
ſchien uns von vornherein nicht gut, das Recht der 
Entſcheidung über eine für das platte Land ſo 
wichtige Frage aus dem Rahmen des Geſetzes her⸗ 
auszunehmen, dem Volkstag zu entziehen und 
dem Senat zu übertragen. Wir freuen uns, daß es 


— 
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(Höhn, Abgeordneter) 
uns gelungen iſt, unſere Bedenken durch Aende⸗ 
rung des Geſetzes zu beſeitigen, ſo daß in Zu⸗ 
kunft Gemeinden nicht durch Senatsbeſchluß, ſon⸗ 
dern nur durch Geſetz aufgelöſt und zuſammen⸗ 
gelegt werden können. Dieſe Form entſpricht un⸗ 
ſerer Auffaſſung über die Selbſtändigkeit der 
Kommunen. Sie entſpricht auch unſerer Auf⸗ 
faſſung über unſer geſamtes Staatsweſen. Meine 
Fraktion wird nunmehr dieſem Geſetzentwurf ihre 
Zuſtimmung geben. (Bravo! beim Zentrum.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. f 
5 Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es ſcheint 
jetzt gang und gäbe bei den Deutſchnationalen zu 
ſein, daß nicht die Hauptdrahtzieher zu dem Ge⸗ 
ſetzentwurf Stellung nehmen, ſondern daß ſie an⸗ 
dere Leute vorſchicken. Wir haben es damals bei 
der Gehaltserhöhung für den Senatsvizepräſi⸗ 


den Gehl erlebt, daß Herr Abg. Schütz das Wort 


nahm und loswetterte. Das hätte eigentlich Herr 
Dr. Ziehm machen müſſen. (Das machen wir, wie 
wir wollen! rechts.) Jetzt ſchickt man einen kleinen 
Beier vor. Trotzdem werden die Arbeiter in 
den Landgemeinden und die kleinen Bauern, die 
Zwergbauern, doch erkennen, von wem das Ma⸗ 
nuſfkript ſtammt, daß es vielleicht Herr Dr. Ziehm 
oder Herr Schwegmann ausgearbeitet haben, und 
daß der gute Papke es ableſen mußte. Soweit mir 
bekannt iſt, können die Bauern von der Danziger 
Höhe auch Deutſch, ſo daß ſie es beſſer hätten vor⸗ 
tragen können, (Beſſer als wie Sie! rechts.) Es 
ıheint nicht jo zu ſein, ſonſt hätten Sie Ihrem 
Abgeordneten nicht ein Manuffript in die Hände 


(B) gedrückt und erklärt, er müſſe es ableſen. 


Durch die Auflöſung der Gutsbezirke ſoll ein 
Reſt feudaler Gutsherrlichkeit abgeſchafft werden. 
Es iſt von dem Herrn Abgeordneten der Zen⸗ 
trumspartei ganz richtig erklärt worden, daß das 
Geſetz eigentlich zwei Materien umfaßt, zunächſt 
einmal die Tatſache, daß die Gutsbezirke aufgelöſt 
werden ſollen, und dann ſind noch andere Beſtim⸗ 
mungen daneben enhalten, insbeſondere das 
Recht, Gemeinden aufzulöſen oder ſie zu größeren 
Gemeinden zuſammenzuſchließen. Es f 
eigentlich zwei von einander unabhängige Dinge. 
Es wurde weiter von ihm erklärt, gegen die Auf⸗ 
löjung der Gutsbezirke werde wohl niemand in 
dieſem hohen Haus etwas haben. Darin hat er 
recht; denn ſogar die Deutſchnationalen ſcheinen 
ſich eines Beſſeren beſonnen zu haben, vielleicht 
in bezug auf die in dieſem oder im nächſten Jahr 
kommenden Volkstagswahlen. Wir haben es ‚ja 
ſelbſt erlebt, daß dieſer Volkstag in Kürze ein⸗ 
ſehen wird, daß er nicht mehr „arbeitsfähig“ iſt. 
Deshalb wird er in dieſem oder im nächſten Jahr 
nach Hauſe gehen, und Neuwahlen werden aus⸗ 
geſchrieben werden. Deshalb werden auch die 
Deutſchnationalen für die Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke ſein, um gerade die Stimmen der Zwerg⸗ 
bauern zu gewinnen. f 

Nun unſere Stellungnahme zu der Auflöſung 
der Gutsbezirke. Wir wiſſen, daß die Auflöſung 
der Gutsbezirke für die Gutsangehörigen, für die 

Lerktätigen in den Gutsbezirken durchaus nicht 
die Befreiung von der Knechtſchaft bedeutet, ſon⸗ 
dern dieſe Knechtſchaft bleibt beſtehen. Was gibt 
man den Angehörigen dieſer Gutsbezirke? Man 
gibt ihnen dieſelben „demokratiſchen“ Freiheiten, 


Es ſind alſo 
j 1 lution den Zuftand der proletariſchen Demokratie 
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wie allen übrigen Staatsbürgern. Wir wiſſen 
ja auch, wie dieſe demokratiſche „Freiheit“ 
ausſieht. Wir werden auch jetzt wieder bei 
der Auflöſung der Gutsbezirke erneut dar⸗ 
auf hinweiſen, daß ein Unterſchied zwiſchen 
der bürgerlichen Demokratie und der pro⸗ 
letariſchen Demokratie beſteht, daß man von 
einer Demokratie ſchlechthin nicht ſprechen kann, 
wie Herr Hilferding auf dem letzten Partei⸗ 
tag der Sozialdemokratiſchen Partei meinte, als 
er erklärte, man könne heute von einer ſogenann⸗ 
ten bürgerlichen Demokratie nicht mehr ſprechen, 
es gebe eben nur eine „Demokratie.“ Die Werk⸗ 
tätigen wiſſen ganz genau, daß bei der bürger⸗ 
lichen Demokratie die Gleichheit nur eine formale 
iſt, daß bei der bürgerlichen Demokratie eine 
Gleichheit herrſcht, die Anatole France glänzend 
mit den Worten ironiſiert hat: „Es iſt dem 
Reichen wie dem Armen verboten, unter Brücken 
zu ſchlafen und Brot zu ſtehlen.“ (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten.) Es bleibt auch, wenn man 
jetzt die Gutsbezirke auflöſt und den Gutsinſaſſen 
dieſelben demokratiſchen Rechte gibt, d. h. formale 
Gleichheit mit den anderen Staatsbürgern, die 
Lohnſklaverei beſtehen, die Ausbeutung der Werk: 
tätigen durch die beſitzende Klaſſe. Es bleibt auch 
in dieſen Bezirken der Wahlſpruch der beſitzenden 
Klaſſe beſtehen: „Gebt mir das Eure und laßt 
uns das Anſere, laßt mir das Meine.“ Es bleibt 
alſo die Klaſſenherrſchaft beſtehen, es bleibt wei⸗ 
ter der Zuſtand, daß auch die Gemeindeverwal⸗ 
tung nach wie vor auch nach Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke Organ der Klaſſenherrſchaft der beſitzenden 
Klaſſe bleibt. 

Warum treten wir für die Auflöſung der 
Gutsbezirke ein? Ich habe es bereits erklärt, 
weil mit der Auflöſung der Gutsbezirke ein Stück 
feudaliſtiſcher Gutsherrlichkeit beſeitigt wird, und 
weil die Beſeitigung all dieſer feudaliſtiſchen 
Rückſtände es dem Proletariat und den Werk⸗ 
tätigen ermöglicht, ſchärfer den Kampf gegen dies 


Syſtem bis zum endgültigen Sturz der Bour⸗ 


geoiſie zu organiſieren, um durch die ſoziale Revo⸗ 


zu erreichen. Die Beſeitigung dieſer feudalen 
Gutsherrlichkeit bezweckte auch unſer Geſetzent⸗ 
wurf. Es iſt intereſſant, ein wenig auf die Ge⸗ 
ſchichte dieſes Geſetzentwurfs, den wir eingereicht 
haben, einzugehen. Die Sozialdemokraten hatten 
bereits bei Bildung der neuen Regierung im ver⸗ 
gangenen Jahr durch ihren Sprecher verkünden 
laſſen, eine ihrer erſten Aufgaben werde es ſein, 
die Gutsbezirke aufzulöſen. Es vergingen Mo- 
nate, ohne daß die Sozialdemokraten dieſes Ver⸗ 
ſprechen einzulöſen verſuchten. 
legte einen Geſetzentwurf dieſer Art nicht vor, und 
ſo erinnerten wir die Sozialdemokraten dadurch 
an ihr Verſprechen, daß wir ſelbſt einen Geſetz⸗ 
entwurf einbrachten, und zwar wurde dieſer Ge⸗ 
ſetzentwurf bereits am 21. März 1928 eingebracht, 
alſo faſt genau vor einem Jahr. In dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf verlangten wir ganz klar und ein⸗ 


deutig die Auflöſung der Gutsbezirke und ließen 
alle anderen Fragen beiſeite, die jetzt durch den 
Geſetzentwurf der Koalitionsparteien aufgerollt 
werden, und zwar mit Recht, wie ich ſpäter nach⸗ 
Hauptſächlich ſollte die Feudal⸗ 


weiſen werde. 


Die Regierung 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 
herrſchaft der Gutsbezirke beſeitigt werden. Das 
war es auch, was die Sozialdemokraten bei Be⸗ 


ſprechung der Regierungsvorlage vor einem 
Jahr durch ihren Redner erklären ließen. Sie 


werden damals aber nicht in den Verſammlungen 
erklärt haben, daß man die Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke, die Beſeitigung der Feudalherrſchaft in 
den Gutsbezirken zu einer neuen Kuhhandelei 
mit den Bürgerlichen, insbeſondere den Deutſch⸗ 
nationalen benutzen wollte. 


Wir reichten unſeren Geſetzentwurf alſo ein. 
Er wurde hier behandelt und dann zu den Akten 
gelegt, d. h. er verſchwand im Ausſchuß. Trotzdem 
wir wiederholt forderten, daß der Entwurf im 
Ausſchuß beraten wurde, zögerte man es immer 
wieder hinaus, bis man ſich endlich gezwungen 
ſah, die Sache zu verhandeln Das geſchah in der 
Form, daß man einfach unſeren Antrag ablehnte. 
Man vertröſtete uns mit dem Hinweis darauf, 
daß die Regierung ſelbſt einen Geſetzentwurf ein⸗ 
bringen wolle. Dieſer Regierungs-Geſetzentwurf 
wurde dann auch Oktober vergangenen Jahres, 
alſo noch vor den Gemeindewahlen, hier vorge⸗ 
legt. Das hat man nur deshalb gemacht, um der 
Sozialdemokratiſchen Partei Agitationsmöglich⸗ 
keiten für die Gemeindewahlen zu geben. (Sehr 
gut!) Wir haben aber geſehen, daß dieſe Agi⸗ 
tationsmöglichkeiten, die Sie ſich hier ſchaffen 
wollten, nichts nützten, um Ihre Wähler bei der 
Stange zu halten. Wir haben geſehen, daß Sie 
bei den Gemeindewahlen eine ziemlich ſtarke Ab⸗ 
fuhr erlitten haben. Was wir den Arbeitern auf 
dem Lande vor den Wahlen erklärten, daß es der 
Sozialdemokratiſchen Partei mit einer ſchnellen 
Auflöſung der Gutsbezirke gar nicht ernſt ſei, iſt 
eingetreten. Am 24. Oktober legte die Regierung 
dem Volkstag dieſes Geſetz vor, und heute haben 
wir März und die Auflöſung der Gutsbezirke iſt 
immer noch nicht da, und von der Verabſchiedung 
dieſes Geſetzes bis zur Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke werden vielleicht noch einige Jahre 
dauern. (Abg. Liſchnewſki: Ebenſo, wie die 
Schaffung eines Groß-Danzig!) Warum die⸗ 
ſes lange Hinauszögern? Man mußte kuh⸗ 
handeln. Man benutzte die Auflöſung der 
Gutsbezirke, die Beſeitigung eines Stückes Feu⸗ 
dalherrſchaft dazu, um ſie zum Gegenſtand 
eines üblen Schachergeſchäftes mit der Bour⸗ 
geoijie zu machen. Die S. P. D. gab wie immer 
ihre Hand zu dieſem Schachergeſchäft nach der 
alten Deviſe der Reformiſten: Kanonen für 
Volksrechte. 


Wenn wir uns den vorliegenden Geſetzentwurf 
der Regierung anſehen, werden wir die Durch⸗ 
führung des Grundſatzes der S. P. D. beſtätigt 
finden: Kanonen für Volksrechte, wie in der Vor⸗ 
kriegszeit, wie in der Kriegszeit, wie in der Nach⸗ 
kriegszeit. Das iſt von den Sozialdemokraten 


praktiſch immer durchgeführt worden, nur daß die 
Werktätigen immer mehr einſehen, daß ſie für die 
Kanonen doch keine Volksrechte bekommen, und 
daß ſie mit Hilfe dieſer Kanonen niederkartätſcht 
werden. Es ſtimmt, daß die Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke tatſächlich die Handhabe zu einem üblen 
Schachergeſchäft bot. f i 
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Zunächſt handelt es ſich bei dem Geſetzentwurf, 
in der Form, die hier vorliegt, um Geſchenke an 
den Großgrundbeſitz. Man fragt ſich ganz ver⸗ 
wundert, 
jetzt für die Auflöſung der Gutsbezirke ſind. Das 
geſchieht deshalb, weil durch die Kuhhan- 
delei tatſächlich für die Gutsbezirke Geſchenke her⸗ 


ausgeholt worden ſind, die geſetzlich verankert 
wurden. Es heißt in der Vorlage der Regie— 
rungsparteien: 


Bei der Auseinanderſetzung können Grundſtücke, 
Gerechtigkeiten, Anlagen und Einrichtungen, die im 
Privat⸗Eigentum des Gutsbeſitzers ſtehen, aber dem 


werden. 2 
Dann heißt es aber weiter: 

Bei der Auseinanderſetzung iſt die mehr oder 
mindere Belaſtung, die der Gutsbeſitzer infolge der 
Auflöſung der Gutsbezirke erfährt, in billiger Weiſe 
zu berückſichtigen. Die Uebexeignung iſt nur gegen 
vollſtändige Entſchädigung zuläſſig. Wegen der Höhe 
der Entſchädigung ſteht den Beteiligten gegen den 
endgültigen Beſchluß der Beſchlußbehörde binnen 
einem Monat die Klage im ordentlichen Rechtsweg 


zu. 
D. h., daß man die Auflöſung der Gutsbezirke be⸗ 
nutzen wird, um wertloſe Grundſtücke, wertloſe 
Gerechtigkeiten, Anlagen, Einrichtungen der Ge⸗ 
meinde zu übereignen und für dieſe wertloſen 
Einrichtungen und Anlagen den Gutsbeſitzern 
ſehr hohe Entſchädigungen zu zahlen. Das iſt 
hier geſetzlich verankert und beweiſt, daß man die 
Auflöſung der Gutsbezirke zu einem Schacherge⸗ 
ſchäft gemacht hat. f 

Wir wenden uns gegen dieſe Beſtimmung und 
haben in unſerem Abänderungsantrag verlangt, 
dieſe Beſtimmung zu ſtreichen. Zunächſt verlan⸗ 
gen wir, daß alle die Grundſtücke, Gerechtigkeiten, 
Anlagen und Einrichtungen, die zwar 
eigentum des Gutsbeſitzers waren, aber dem 
allgemeinen Gebrauch der Gutsangehörigen dien⸗ 
ten, übereignet werden müſſen, und zwar unent⸗ 
geltlich. Wir ſtellen die Behauptung auf, und die 
Praxis zeigt, daß dieſe Behauptung durchaus auf 
einer ſicheren Grundlage ruht, daß es ſich in dieſen 
Fällen nicht um Privateigentum des Gutsbeſitzers 
handelt, ſondern daß im Laufe der Jahre, der 
Jahrzehnte, der Gutsbeſitzer aus dieſem Gemein⸗ 
gut ein Privatrecht herleitete. Wir haben dieſen 
Zuſtand heute noch in vielen Gemeinden, wo jetzt, 
nachdem die Arbeiter in immer ſtärkerem Maße 
Einfluß auf die Gemeindeverwaltung gewinnen 
und in den Gang der Gemeindegeſchäfte hinein- 
ſehen, ſich in vermehrter Weiſe Streitigkeiten er⸗ 
geben, ob ein Grundſtück oder eine Einrichtung 
Privateigentum der ſogenannten Hofbeſitzer⸗Ge⸗ 
noſſenſchaften iſt, oder ob es ſich um Eigentum der 
Gemeinden handelt. Wir ſehen, daß in vielen 
Gemeinden dieſe Materie heute ein Streitobjekt 
bildet. Selbſtverſtändlich handelt es ſich manch⸗ 


den, Grundſtücke uſw. Die Gutsbeſitzer erklären, 


ſagen, ſie ſeien Ge⸗ 


während die Gemeinden 
laſſen ſich manchmal 


meindeeigentum. Belege 


mögen vielleicht auch die Zentrumsleute 
wieder erklären, es ſei unverantwortlich, wenn 


warum denn die Deutſchnationalen 


Gemeindegebrauch dienen, der Gemeinde übereignet 


Privat⸗ 


mal um ziemlich beträchtliche Werte, um Schmie⸗ 
daß ſie der Hofbeſitzer⸗Genoſſenſchaften gehören, 
nicht finden. Ich ſtelle hier die Behauptung auf, 
nun 


wir von dieſer Stelle immer wieder Behauptun⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
gen aufſtellen, die nicht auf ſicherer Grundlage 
beruhen und die nichts als böswillige Behaup⸗ 
tungen und Verleumdungen ſind, wir werden 
immer wieder ſagen, daß viele Gemeindevorſteher 
die Beweiſe vernichtet haben werden, worin nach⸗ 
gewieſen war, daß Grundſtücke uſw. Eigentum 
der Gemeinde waren. Leute, die Anterſchlagungen 
begangen haben, werden auch keine Beſeitigun⸗ 
gen ſcheuen. Schauen Sie ſich die Zeitungen an. 
Da leſen Sie davon, und dieſen Leuten ſind auch 
andere Sachen zuzutrauen. Dasſelbe wird ſich 
auch jetzt bei den Gutsbezirken ereignen. Da 
werden wir auch feſtſtellen können, daß der Guts⸗ 
beſitzer bezüglich der Werte, die tatſächlich der 
Allgemeinheit in dem betreffenden Gutsbezirk ge⸗ 
hören, im Laufe der Jahre erklärt, es ſei ſein 
Privateigentum. Es iſt deshalb recht und billig, 
wenn wir die Forderung aufſtellen, alle dieſe 
Einrichtungen, Grundſtücke uſw., die 
meindegebrauch dienten, müſſen übereignet wer⸗ 
den, und zwar unentgeltlich. Weiter wird man, 
das iſt nach der Faſſung dieſes Geſetzes ohne wei⸗ 
teres anzunehmen, Laſten, die bisher der Guts⸗ 
beſitzer zu tragen hatte, einfach der Gemeinde auf⸗ 
holzen. Ich denke nur an eine wichtige Sache, an 
die Unterhaltung der Wege, die bisher innerhalb 
des Gutsbezirks Sache des Gutsherrn war. Nun, 
die Unterhaltung der Wege wird jetzt die Ge⸗ 
meinde übernehmen Wenn auch hier die Formu⸗ 
lierung gebraucht wird, daß bei der Auseinander⸗ 
ſetzung die mehr oder mindere Belaſtung, die der 
Gutsbeſitzer infolge der Auflöſung der Gutsbe⸗ 
zirke erfährt, zu berückſichtigen ſei, d. h. hatte er 
früher die Wegelaſten zu tragen, ſoll er auch jetzt 
ſchärfer dazu herangezogen werden, ſo wird man 
dieſe Beſtimmung ſelbſtverſtändlich nicht ſo hand⸗ 
haben, ſondern es wird infolge der Formulierung 
möglich ſein, daß ſich die Herren Gutsbeſitzer noch 
von den Laſten freimachen, die ſie bisher zu tra⸗ 
gen hatten, und die an und für ſich gering waren. 

Es ſind alſo zwei Geſchenke in dem Geſetzent⸗ 
wurf enthalten, ein direktes Geldgeſchenk infolge 
der Uebereignung, und zweitens treten für die 
Gutsbeſitzer Entlaſtungen ein. Ich denke auch z. 
B. an Schullaſten, die die Gemeinde übernehmen 
wird. a 

Wir haben deshalb durch unſeren Abände⸗ 
rungsantrag dieſe Beſtimmungen zu beſeitigen 
verſucht. Im Ausſchuß hat man dieſe Abände⸗ 
rungsanträge abgelehnt, ſelbſtverſtändlich, weil 
man den Kuhhandel mit den Deutſchnationalen 
bezw. mit den übrigen bürgerlichen Parteien nicht 
rückgängig machen wollte. Unſere Abänderungs⸗ 
anträge ſind aber noch anderer Art. Zunächſt 
einmal iſt kein feſter Termin vorgeſehen, bis 
wann die Gutsbezirke aufzulöſen find. Im Gegen⸗ 
teil, der 8 4 gibt der Vermutung recht, daß man 
mit der Auflöſung der Gutsbezirke monatelang, 
wenn nicht jahrelang zögern werde, denn es 
heißt: „Bis zur Auflöſung der einzelnen Gutsbe⸗ 
zirke gilt dies und dies.“ Das heißt, daß man ſich 
bereits darauf einrichtet, da es noch längere Zeit 
dauern wird, bis die Gutsbezirke aufgelöſt ſein 
werden. Das Geſetz iſt verabſchiedet, aber die 
Durchführung wird nicht erfolgen. Wir haben 
beſonders deshalb ein Recht zu der Vermutung, 
weil ein feſter Termin, bis wann die Gutsbezirke 


dem Ge⸗ 
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aufgelöſt werden ſollen, nicht vorhanden iſt. Wir 
haben deshalb beantragt, den § 4 zu ſtreichen und 
ſtatt deſſen einen Termin feſtzuſetzen. Außerdem 
hat man die Gutsbezirke nicht reſtlos aufgelöſt, 
ſondern man hat noch einige Forſtbezirke ſtehen 
gelaſſen, und zwar Oliva, Steegen und Neufähr. 
Ich habe bereits im Ausſchuß darauf hingewieſen, 
daß ein wirklich triftiger Grund, warum dieſe 
Forſtbezirke nicht aufgelöſt werden, von keiner 
Seite gegeben worden iſt. Man ſucht ſich mit 
allgemeinen Redewendungen aus der Klemme zu 
ziehen. Deshalb fragte ich bereits im Ausſchuß, 
ob etwa die Regierungsparteien nicht der Anſicht 
ſeien, daß die betreffenden Gemeinden, die für 
eine Zuſammenlegung gerade dieſer Forſtbezirke 
in Frage kämen, ſie nicht tatſächlich gern nehmen 
würden. Ich erinnerte daran, ob Danzig nicht 
vielleicht den Gutsbezirk Zoppot oder Oliva neh⸗ 
men möchte. Da wurde mir durch Zuruf von 
Herrn Brill erklärt, daß ſie ſelbſtverſtändlich 
möchten. (Widerſpruch des Abg. Brill.) Alſo Sie 
ſind nicht dafür. Es beſteht aber kein Grund, 
um die Eingemeindung dieſer Forſtbezirke 
nicht durchzuführen. Man läßt alſo einen 
alten Zopf weiter beſtehen. Wir beantragen des⸗ 
halb, daß dieſe Forſtbezirke eingemeindet werden. 


Wir wenden uns auch noch gegen eine andere 


Beſtimmung. Die Gutsbezirke, die aufgelöſt und 
zu ſelbſtändigen Gemeinden gemacht werden, ſol⸗ 
len dann ſofort ihre Gemeindeverwaltung ſelbſt 
wählen. Wenn Gutsbezirke anderen Gemeinden 
zugeteilt werden, ſoll eine Neuwahl der Ge⸗ 


der hinzukommenden Wähler mehr als ein Zehn⸗ 
tel der vorhandenen Wähler ausmacht. Wir 
wenden uns gegen dieſe Beſtimmung und verlan⸗ 
gen, daß in jedem Fall eine Neuwahl ſtattzufin⸗ 
den hat, und zwar mit der Begründung, daß be⸗ 
reits durch wenige Stimmen eine Aenderung der 
Zuſammenſetzung der Gemeindeverwaltung ein⸗ 
treten kann. Nehmen wir an, daß zu einer Ge⸗ 
meinde mit bisher 200 Wahlberechtigten ein 
Gutsbezirk zugeſchlagen wird. Eine Neuwahl darf 
nur dann ſtattfinden, wenn mehr als 20 Wähler 
hinzukommen. Kommen dagegen nur 15 Wähler 
hinzu, findet eine Neuwahl nicht ſtatt. Aber 
dieſe 15 Wähler können bereits in bezug auf die 
Zuſammenſetzung der Gemeindevertretung einen 
ganz ausſchlaggebenden Einfluß ausüben. Gerade 
deshalb verlangen wir, daß auf jeden Fall eine 
Wahl ſtattfindet. 


Die Deutſchnationalen haben nun auch Abän⸗ 
derungsanträge eingebracht. Wir ſehen, daß ſie 
im großen und ganzen mit dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf zufrieden ſind, daß ſie nur noch einige 
Sicherungen haben wollen, daß den Gutsbeſitzern 
ihre Geſchenke nun auch tatſächlich in irgend einer 
Form garantiert werden. Sie haben immer noch 
ſcheinbar, nach außen hin wollen ſie das wenig⸗ 
ſtens noch dokumentieren, ein Mißtrauen gegen 
die jetzige Regierung und wollen deshalb ganz 
ſichere Garantien haben. Sie verlangen, daß erſt 
die Sicherſtellung der Entſchädigung vorhanden 
ſein muß, bevor ein Gutsbezirk aufgelöſt wird. 
Sie können ſich beruhigen, der Garantien dafür 
bedarf es gar nicht. Die jetzige Koalitionsregie⸗ 


(© 


meindevertretung nur eintreten, wenn die Zahl ) 


(A) 


(B) 


1480 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
rung hat ja wiederholt darauf hingewieſen, daß 
ſie gerade für die Großagrarier und die Induſtri⸗ 
ellen ein warmes Herz übrig hat. Ich erinnere 
nur an das Geſchenk von 300 000 Gulden für die 
Zuckerraffinerie in Danzig. Sie wird auch ſehr 
großzügig in den Geſchenken für die Herren Guts⸗ 
beſitzer ſein. 

Die Deutſchnationalen wollen durch 


anderen Abänderungsantrag ſcheinbar dokumen⸗ 


tieren, daß ſie für die Notlage der Gemeinden 
etwas übrig haben und verlangen, daß die durch 
die Neuregelung erfolgte Mehrleiſtung der Ge⸗ 


meinden die Staatskaſſe zu übernehmen hat. Sie 


wollen ſich dadurch auch eine billige Wahlagi⸗ 
tation auf dem Lande ſchaffen, indem ſie den Ge- 
meindeangehörigen, insbeſondere im Kreis Dan⸗ 
ziger Höhe, wo ein großer Teil aus werktätigen 
Bauern beſteht, die ſchwer ſchuften müſſen, erklä⸗ 


ren: „Wenn ihr ſo hohe Steuern zu zahlen habt, 
liegt das daran, daß jetzt die Gemeinden noch die 


Uebereignungen, die durch die Aufhebung der 


Gutsbezirke vorgenommen ſind, bezahlen müſſen. 
Wir haben damals beantragt, der Staat ſolle die 


Koſten übernehmen, das wurde abgelehnt. Wenn 
ihr jetzt ſo hohe Steuerlaſten zu tragen habt, ſo 
iſt es eben Schuld der Regierungsparteien.“ Wir 


kämpfen natürlich auch gegen dieſen Abänderungs⸗ 


antrag der Deutſchnationalen, weil in Wirklichkeit 
nichts an den Verhältniſſen geändert wird; denn 
ob die Gemeinde die Gelder aufbringt, um die Ge⸗ 
ſchenke an die Gutsbeſitzer zu bezahlen, oder ob es 


der Staat macht, in jedem Falle werden dieſe Gel⸗ 


der aus den Steuergroſchen der werktätigen Bevöl⸗ 
kerung herausgepreßt. Deshalb verlangen wir, 
daß unentgeltlich übereignet werden ſoll. 

Wir haben im Ausſchuß beantragt, zuerſt über 
unſeren Abänderungsantrag abzuſtimmen. 
hat man nicht getan, ſondern die Reihenfolge ge— 
wählt, daß man zuerſt über den Regierungsantrag 
abſtimmen ließ, über das Geſetz, das die Regie⸗ 


rungsparteien eingebracht haben und dann erſt 


über den Geſetzentwurf der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei. Wir erklären deshalb, daß wir dem Geſetz⸗ 
entwurf der Regierungsparteien nur dann zu⸗ 
ſtimmen werden, wenn die von uns geſtellten Ab⸗ 
änderungsanträge angenommen werden. Es 
wurde ſchon auf eine andere Tatſache hingewieſen, 
daß nämlich die Regierung es durch dieſen Geſetz⸗ 
entwurf der Regierungsparteien in der Hand hat, 
Gemeinden aufzulöſen. Dabei iſt es an und für 
ſich nebenſächlich, was die Zentrumspartei als 
Begründung anführt, daß nämlich nicht der Senat 
allein die Gemeinden auflöſen ſoll, ſondern der 
Volkstag. Das iſt eine rein taktiſche Frage, trotz⸗ 
dem wir ſelbſtverſtändlich auch der Anſicht ſind, 
daß es Sache des Volkstages iſt, ein ſolches Geſetz 
zu verabſchieden. Es iſt komiſch, daß ſich die Zen⸗ 
trumspartei demokratiſcher als die Sozialdemo⸗ 
kraten zeigt, aber nur ſcheinbar. Die Zentrümler 
machen aus dieſer an und für ſich nicht wichtigen 
Sache einen Elefanten, um durch dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf eine billige Agitation zu haben. 


Wir erklären: Wenn man ein Geſetz ſchafft, das 
die Auflöſung der Gemeinden zur Grundlage hat, 
ſo wird ſich dieſer Geſetzentwurf, wie überhaupt 
alle geſetzlichen Maßnahmen dieſes Staates in 
mehr oder minder verſteckter Form immer gegen 


einen 


Das 
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die Werktätigen richten. 
hier eine Handhabe ſchaffen, um mißliebige Ge⸗ 
meinden aufzulöſen, Gemeinden mit Arbeiter⸗ 
mehrheiten, die, wie ein deutſchnationaler Redner 
hier vor einigen Wochen erklärte, die Steuer⸗ 
gelder zu ſehr verſchleuderten. Dieſe Gemeinden 
will man eben auflöſen, wenn ſie nicht parieren. 

Aus dieſem Grunde werden wir bei der dritten 
Beratung noch einen Abänderungsantrag ein⸗ 
bringen, der auch den Gemeinden das Recht ein⸗ 
räumt, zu dieſer Auflöſung Stellung zu nehmen, 
nicht in der Form, in der dies Recht in der Vor⸗ 
lage der Regierungsparteien verankert iſt, ſon⸗ 
dern daß ſie auch tatſächlich ein Einſpruchsrecht 
haben, ſich gegen eine Auflöſung, gegen Zuteilung 
zu einer anderen Gemeinde zu wehren. Wir er⸗ 
klären alſo, daß wir dieſem Geſetzentwurf nur 
dann unſere Zuſtimmung geben werden, wenn 
man unſere Abänderungsanträge annimmt. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. : 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Meine Partei 


hat es nicht nötig, noch beſonders zu dieſem Ge- 


ſetzentwurf Stellung zu nehmen. Sie iſt es ge⸗ 
weſen, die die Forderung auf Auflöſung der 
Gutsbezirke nicht nur im neuen Staat, ſondern 
bereits im alten Obrigkeitsſtaat geſtellt und ver⸗ 
treten hat. Die Gutsbezirke ſind ein Stück Feu⸗ 
dalismus. Sie paßten ſchon nicht mehr in den 
Obrigkeitsſtaat, viel weniger paſſen ſie in einen 
Volksſtaat hinein. Als bei Schaffung der Ver⸗ 
faſſung die Gutsbezirke nicht aufgelöſt 
war es meine Partei, die in den verſchiedenen 
Volkstagen zu verſchiedenen Malen die Forde- 
rung auf Auflöſung der Gutsbezirke erhob. Leider 
hat ſich im Volkstag nie eine Mehrheit für Auf⸗ 
löſung der Gutsbezirke gefunden. Erſt jetzt, als 


das Danziger Volk im Jahre 1927 neu wählte, 


dem Volkstag eine andere Zuſammenſetzung gab, 
und die Regierung auch eine andere werden 


mußte als bis dahin, mußten auch die Parteien, 


die mit eine Regierung bilden wollten, ſich bereit 
finden, ihre Stellung zur Auflöſung der Gutsbe⸗ 
zirke zu ändern. Erſt unter dieſen Verhält⸗ 
niſſen iſt dann in dieſem Volkstag die Auf- 
löſung der Gutsbezirke durchgeſetzt worden und 
krönt jetzt in dieſen Verhandlungen dies Geſetz. 

Wenn die Gutsbezirke erſt jetzt aufgelöſt 
werden, ſo liegt das ſicherlich nicht an der 


Sozialdemokratiſchen Partei. (Abg. Gerick: Sehr 


richtig!) Wir hätten darauf geſehen, daß ſchon bei 
den Gemeindewahlen die Gutsbezirke 
worden wären. Nachdem der Geſetzentwurf be⸗ 


kannt war, erlebte die Danziger Oeffentlichkeit, 


erſt eine Preſſefehde zwiſchen der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei und den Deutſchnationalen und 


ſpäter zwiſchen der Zentrumspartei und der So⸗ 


zialdemokratiſchen Partei. 

Wir bedauern, daß das Geſetz nicht ſo geſchaf⸗ 
fen worden iſt, wie es im Intereſſe der länd⸗ 
lichen, werktätigen Bevölkerung notwendig iſt, 
ſo daß auch in Zukunft die ländliche Bevölkerung 
nicht zu ihrer vollen politiſchen Gleichberechtigung 


kommt, wie die ſtädtiſche Bevölkerung. Das iſt 


nicht die Schuld der Sozialdemokratiſchen Partei, 


wurden, 


aufgelöſt 


— 
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ſondern, es liegt an der reaktionären Einſtellung 
des Zentrums. (Sehr gut! — Bravo! links.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die allge⸗ 
meine Beſprechung. Zu dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf liegt in Druckſache Nr. 637 ein Abän⸗ 
derungsantrag der Deutſchnationalen Fraktion 
zur Ueberſchrift und zum jetzigen § 4 vor. Im 
Falle der Ablehnung dieſer Anträge ſind Even⸗ 
tualanträge zu den vorhergehenden Paragraphen 
geſtellt worden: 
Abänderungsantrag. 
1. Die Ueberſchrift erhält folgende Faſſung: 
Geſetz über die Auflöſung der Gutsbezirke. 
2. Im bisherigen $ 5 Zeile 1 ſind die Worte 
„oder anderen Landgemeinden“ 
zu ſtreichen. 
Eventualanträge. 
3. Im bisherigen § 2 ſind die Worte „mit Ausnahme 
des Forſtgutsbezirks Oliva, des Forſtgutsbezirks. 
Steegen und des Forſtgutsbezirks Neufähr“ zu 
ſtreichen. 
„Der bisherige § 2 erhält folgenden Zuſatz: 
„(5) Dabei ſoll von der Auflöſung eines Gutsbe⸗ 
zirks Abſtand genommen werden, wenn ſeine Ver⸗ 
einigung mit andern Gemeinden oder ſeine Zu⸗ 
ſammenlegung mit andern Gutsbezirken zu einer 
neuen Gemeinde nach Lage der Verhältniſſe nicht 
möglich iſt.“ i 8 
Im bisherigen $ 3 (3) Zeile 3 hinter „berückſich⸗ 
tigen“ ſtatt des Punktes ein Komma und die 
Worte zu ſetzen „und darf nicht vor Leiſtung der 
Sicherſtellung der Entſchädigung erfolgen“ 
6. Einen neuen $ 3a einzuſchalten mit folgendem 
Wortlaut: 8 
„Die durch die 
leiſtung der Gemeinde 
übernehmen.“ 
Vollerthun. Doerkſen, Dyck II 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnat. Fr. 


Ich beabſichtige daher zuerſt über die Anträge, 
die zur Ueberſchrift und zu § 4 geſtellt worden 
find, abſtimmen zu laſſen und dann bei den ein: 
zelnen Paragraphen über die Eventualanträge 
der Deutſchnationalen Fraktion aus der Druck⸗ 
ſache Nr. 637 und die Anträge der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 643 in der üb⸗ 
lichen Reihenfolge. Ich ſtelle feſt, daß das Haus 
damit einverſtanden iſt. Es wird zunächſt abge⸗ 
ſtimmt über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 637 Ziffer 1. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt ab über den Abänderungsantrag in 
derſelben Druckſache, Ziffer 2. Wer dieſen Antrag 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit. Auch dieſer Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen dann zu den Abänderungs⸗ 
anträgen aus der Druckſache Nr. 637 Ziffer 3 
bis 6. Ich bitte die D. u H., die fie annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit; ſie ſind abgelehnt. Wir kom⸗ 
men dann zur Abſtimmung über die Abände⸗ 
rungsanträge der Kommuniſtiſchen Fraktion aus 
Druckſache Nr. 643. f 

In § 1 erhält Abſatz 1 folgende Faſſung: 5 

(1) Die beſtehenden ſelbſtändigen Gutsbezirke ſind 
aufzulöſen. u 


In 8 2 Abſatz 2 wird das Wort können“ 
„müſſen“ erſetzt. Zwiſchen „der Gemeinde“ und 


2 


* 


Neuregelung erfolgte Mehr⸗ 
hat die Staatskaſſe zu 


„übereignet“ iſt das Wort „unentgeltlich“ zu ſetzen. 
In 8 2 Abſatz 3 ſind die 
reichen. 


beiden letzten Sätze zu 
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In § 4 ſind die Worte zu ſtreichen: „und vergrößert 
ih“ bis „um mindeſtens !/u“, 
§ 3 erhält folgende ST 


Späteſtens 3 Monate nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes müſſen alle Gutsbezirke aufgelöſt und die 
in Betracht kommenden Neuwahlen angeordnet ſein. 
Im 8 5 erhält Abſatz 1 folgende Faſſung: 

(1) Veränderungen der Grenzen einer Stadt: 
oder Landgemeinde können aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles erfolgen und bedürfen eines Geſetzes. 
Abſatz 3 wird geſtrichen. 

8 Plenikowfki 
u. die übrigen Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wer für dieſe Anträge iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ſie 
ſind gleichfalls abgelehnt. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung über 8 1 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wir kommen nun zur Ab⸗ 
ſtimmung über $ 1 der Vorlage, Druckſache Nr. 
625. Wer $ 1 der Vorlage annehmen will, bitte 


ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 1. 


iſt angenommen. Ich rufe $ 2 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung, 
zunächſt über den Abänderungsantrag aus der 


Druckſache Nr. 637 Ziffer 5. Wer für dieſen Ab⸗ 


änderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
kommen ſodann zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 643, geſtellt 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt gleichfalls abgelehnt. Ich laſſe nun über . 
der Vorlage abſtimmen. Wer für $ 2 der Vorlage 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, 8 2 iſt angenommen. Ich rufe 8 3 auf, 
eröffne und ſchließe die Beſprechung, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag aus Druckſache Nr. 643 vor. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über § 3 der Vor⸗ 
lage. Wer für dieſen Paragraphen iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Es liegt dann ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 637 
Schaffung eines 8 3 a vor. Wer für dieſen Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit er iſt abgelehnt. Ich rufe § 4 auf, eröffne 
und ſchließe die Beſprechung, da keine MWortmel- 
dungen vorliegen. Dazu liegt der Abänderungsan⸗ 
trag aus Druckſache Nr. 643 vor. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über § 3 der Vorlage. Wer für 
dieſen Paragraphen iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Es liegt dann ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 637 auf Schaffung eines § 3 a vor. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Ich rufe § 4 auf, eröffne und ſchließe die, Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es 
liegt ein Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 643 vor. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
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kommen nun zur Abſtimmung über § 4 der Vor⸗ 
lage. Wer für § 4 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 4 der Bor: 
lage iſt angenommen. Ich rufe § 5 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
643. Wer für den Abänderungsantrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über § 5 der Vorlage. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, § 5 iſt angenommen. Ich rufe § 6 auf, er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer für $ 6 der Vor⸗ 
lage iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, § 6 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf, eröffne und ſchließe die Beſpre⸗ 
chung, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
kann wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift mit der⸗ 
ſelben Mehrheit angenommen iſt. (Abg. Brill: 
Ich beantrage dritte Leſung!) Es iſt beantragt, 
die dritte Leſung gleich vorzunehmen. Ich höre 
keinen Widerſpruch und ſtelle feſt, daß das Haus 
damit einverſtanden iſt. 
trage en bloc-Abſtimmung!) Ich eröffne die all: 
gemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir treten in die Einzel⸗ 
beratung ein. Es iſt en bloc-Abſtimmung bean⸗ 
tragt. Widerſpruch höre ich nicht. Dann laſſe ich 
über die 88 1 bis 6 und die Ueberſchrift abſtim⸗ 
men. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. Die Vorlage iſt angenom⸗ 
men. Wir kommen zur Entſchließung in Druckſache 
Nr. 625. 
Der Senat möge bei der Ausführung des „Ge⸗ 
ſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des 


Gemeindeverfaſſungsrechts“ auch den Gutsinſaſſen 
Gelegenheit bieten, gehört zu werden. 


Wer für die Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung 
iſt ebenfalls angenommen. (Abg. Raſchke: Es liegt 
noch eine Entſchließung vor, die geſtern von uns 
eingereicht iſt, aber anſcheinend vom Büro nicht 
berückſichtigt iſt!) Es liegt noch eine Entſchließung 
vor, die noch nicht verteilt werden konnte: 


Die Auflöſung der Gutsbezirke rollt die Be⸗ 
handlung zweier Fragen erneut auf: Die Schaffung 
eines Groß⸗Danzigs und die Zuſammenlegung der 
Kreiſe. Der Senat wird deshalb erſucht, dem Volks- 
tag beſchleunigt Geſetzentwürfe betr. Schaffung eines 
Groß⸗Danzig und betr. Kreiszuſammenlegung vorzu⸗ 


legen. 
Plenikowfki 
u. die übrigen Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich laſſe über die Entſchließung abſtimmen. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung über das Geſetz. 
Ich bitte die D. u. H., die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt angenommen. 

Wir kommen nun zur Druckſache Nr 102. Ich 
rufe § 1 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
die D. u. H., die 8 1 annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, $ 1 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe § 2 auf, eröffne die Beſprechung 


(Abg. Gehl: Ich bean⸗ 
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und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Ich bitte diejenigen, die 8 2 annehmen 
wollen, ſich zu erheden. — Das iſt die Minderheit, 
§ 2 iſt abgelehnt. Ich rufe $ 3 auf, eröffne und 
ſchließe die Beſprechung. Ich bitte diejenigen, die 
§ 3 annehmen wollen, ſich zu erheben. — $ 3 iſt 
abgelehnt. Ich rufe § 4 auf, eröffne und ſchließe 
die Beſprechung, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer für S 4iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, $ 4 iſt abgelehnt. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf, eröffne und ſchließe die 
Beſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ſie iſt ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt das Geſetz in zweiter Beratung 


abgelehnt. Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung 
auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 


ſetzes. — Fortſetzung. 
Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501. Wir waren 
bei der Abſtimmung über Artikel I ſtehen ge⸗ 
blieben, die namentlich erfolgen muß. Ich bitte 
die Herren Beiſitzer die Stimmzettel einzuſam⸗ 
meln. Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
— Münſcht noch jemand von den Damen und 
Herren eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 
56 Stimmkarten abgegeben, davon 55 mit Ja 
und eine mit Nein. Ich ſtelle feſt, daß das hohe 
Haus beſchlußunfähig iſt und berufe die neue 
Sitzung auf heute 5 Uhr mit der Tagesordnung 
Punkt 6 bis 9 von heute ein. Als letzter Punkt 
behandeln wir die Fortſetzung der dritten Be⸗ 
ratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung des 
Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. (Abg. Plenikowſki: 
Vertagung auf unbeſtimmte Zeit! — Abg. Liſch⸗ 
newſki: Neuwahl des Volkstages! — Heiterkeit.) 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 50 Minuten.) 


76. Sitzung. 


Die Sitzung wird 5 Uhr 10 Minuten durch den 


Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Dr. Evert. 
Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! 


der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


Druckſache Nr. 632 zu Nr. 562. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 


Wer für $ 1 der Druckſache Nr. 562 iſt, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 


§ 1 iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor, Abänderungsanträge lie⸗ 


gen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer 
§ 2 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 8 2 iſt 


angenommen. Zu §3 liegen keine Wortmeldungen 


vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich ſtelle feſt, 
daß § 3 mit der gleichen Mehrheit angenommen 
iſt. 8 4; ebenfalls angenommen. § 5. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen, angenommen. § 6; angenommen. $ 7; 
angenommen. Zu $ 8 liegt eine Druckfehlerberich⸗ 
tigung vor. Es muß ſtatt „Verrichtungen“ in der 


Ich er⸗ 
öffne die 76. Vollſitzung und rufe den erſten Punkt 
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dritten Zeile des zweiten Abſatzes „Vorrichtungen“ 
heißen. Ich darf feſtſtellen, daß 8 8 an⸗ 
genommen iſt. § 9; angenommen. $ 10; an⸗ 
genommen, § 11; angenommen, $ 12; an⸗ 
genommen, § 13; angenommen, $ 14; ange⸗ 
nommen, S 15; angenommen, § 16; an⸗ 
genommen, § 17; angenommen, 8 18; ange⸗ 
nommen, $ 19; angenommen, § 20; angenommen, 
S 21; angenommen. Zu $ 22 liegt wiederum eine 
Druckfehlerberichtigung vor. Statt §7 muß es 
§ 8 heißen. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer für Annahme des 
§ 22 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Mehrheit. § 22 iſt angenommen. $ 23; an⸗ 
genommen, $ 24; angenommen, § 25; angenom⸗ 
men, $ 25; angenommen, § 26; angenommen. 
Wer für die Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt 
angenommen. (Abg. Schilke: Ich beantrage dritte 
Leſung und en bloc-Annahme!) Widerſpruch da⸗ 
gegen höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
ſchreiten zur dritten Leſung. Ich rufe die SS 1 bis 


26 und die Ueberſchrift auf. Wer dafür iſt, bitte 


ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; an⸗ 
genommen. Wer dem Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt damit 
angenommen. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 


Bericht des Hauptausſchuſſes über den 


Antrag des Abg. Böhm u. Fr. auf Um⸗ 


wandlung der Fiſchereidarlehen in zinsloſe 


Darlehen. 

Druckſache Nr. 635 zu Nr. 570. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Böhm. 
Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): (Lebhafte Zu⸗ 
rufe links.) Der Volkstag hat am 13. Februar be⸗ 
ſchloſſen. — (Zurufe und Unruhe links.) Wer hat 
das Wort, Herr Präſident? (Heiterkeit) Wenn 
Sie weiter für die Not der Fiſcher nichts übrig 
haben als dieſes Gelächter, können Sie mir herz⸗ 
lich leid tun. 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Böhm. (Unruhe — Der Fiſchräucherer! 
links — Abg. Böhm: Ich fange nicht eher an, bis 
alles ruhig iſt. — Abg. Plenikowſki: Der 
Schwindler]) Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
den Herrn Abg. Böhm einen Schwindler genannt. 
Trifft das zu? — Ich rufe Sie zur Ordnung. (Zu⸗ 
rufe des Abg. Ed. Schmidt.) 

Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Unſer Antrag, Druckſache Nr. 570, iſt im Haupt⸗ 
ausſchuß eingehend beraten worden. (Andauernde 
Schlußrufe links — Große Unruhe.) Wenn Sie 
das nicht hören wollen, muß ich Ihnen erklären, 
daß ich den Fiſchern ſagen werde, wie Sie die Not 
der Fiſcher im Volkstag behandeln. (Große Un⸗ 
ruhe. — Abg. Plenikowſki: Schluß. Schluß! — 
Der Redner verläßt die Rednertribüne. — Bra⸗ 
vo! und Händeklatſchen links.) 

Vizepräfident Gaikowſki: Es ijt nicht Sitte im 
Volkstag mit den Händen zu klatſchen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſti: Ein mißglückter Fiſchzug! — Die Fiſcher 
werden ſich das merken! rechts. — Abg. Plenikow⸗ 
ſki: Wir haben mehr Courage!) Das Wort hat der 


Herr Abg. Langnau. 
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Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Fiſcher 
werden ſich das merken. (Große Unruhe und an⸗ 
dauernde Schlußrufe rechts.) Wenn der Herr Abg. 
Böhm hier die Bemerkung machte, daß ſich die 
Fiſcher das merken würden, ſo ſagen wir heute 
ſchon, (Andauernde Zwiſchenrufe, großer Lärm 
rechts.) daß ſich die Fiſcher die Handlungsweiſe 
des Herrn Abg. Böhm ſchon gemerkt haben. 
(Schluß, Schluß! rechts. — Abg. Plenikowſki: Er 
wird nicht hinuntergehen!) Alſo jetzt ſind Sie 
ruhig. Der Gemeindeausſchuß hat die Druckſache 
Nr. 626 abgelehnt. Das Zentrum hat im Ausſchuß 
erklärt, daß es den Antrag ablehnen müſſe, weil 


den Fiſchern, insbeſondere von den Berufsfiſchern 
hat nur der kleinſte Teil damals etwas bekommen. 
Wir Kommuniſten haben bei der erſten Beratung 
erklärt, daß wir für die Berufsfiſcher, die keine 
andern Arbeitskräfte ausbeuten oder bezahlen, 
eintreten werden. Ihnen ſollte das Darlehen 
niedergeſchlagen werden. Die Regierung hat im 
Hauptausſchuß zugegeben, daß bei den Fiſchern 
eine Not beſteht. Sie iſt aber nicht dafür einge⸗ 
treten, daß die Darlehen niedergeſchlagen werden. 
Wir ſehen auch, daß ſich der Herr Abg. Böhm da⸗ 
mit zufrieden gibt; denn er hat nicht verſucht, 
einen Abänderungsantrag einzureichen. Das be⸗ 
weiſt, daß ſein Antrag nur Agitation war, daß er 
es mit ihm nicht ernſt meinte. Der Zwiſchenruf 
meines Fraktionsgenoſſen Liſchnewſki war deut⸗ 
lich, aber er ſtimmt. Wenn ſich der Herr Abg. 
Böhm in Bodenwinkel ſehen läßt, wird man ihn 
vielleicht mit dem Knüppel aus Bodenwinfel 
herausjagen, gerade ſo, wie er hier aus dem 
Plenarſaal hinausläuft. 

Wir Kommuniſten wollen den Berufsfiſchern 
helfen und haben aus dem Grunde einen Abän- 


642 enthalten iſt. Er hat folgenden Wortlaut: 
Wir ſtellen den Antrag, die Darlehen, die im 
Einzelfall an Berufsfiſcher, d. h. an ſolche Fischer, 
die keine andern Arbeitskräfte beſchäftigen, bis zum 


| kürzen. 
Es iſt keine Ungerechtigkeit, wenn man den 
Fiſchern, die nicht imſtande ſind, die Darlehen zu- 
rückzuzahlen, dieſe niederſchlägt. Mein Fraktions⸗ 
freund Plenikowſki hat ſchon darauf hingewieſen, 
daß man den Großkapitaliſten, den Großindu⸗ 
ſtriellen, tauſende Gulden geſchenkt hat. Da er⸗ 
kennt die Regierung nicht an, daß dies eine Un- 
gerechtigkeit iſt. Hier, wo es ſich um die notlei⸗ 
denden Fiſcher handelt, ſagt ſie, das würde eine 
Ungerechtigkeit ſein. Wenn wir hierfür eintreten, 
lo tun wir es aus dem Grunde, weil wir ganz 
genau wiſſen, daß die Berufsfiſcher die Darlehen 
niemals werden zurückzahlen können. Wir ſind 
aber nicht dafür, wie Herr Abg. Böhm, daß man 
den Großfiſchern die 500 Gulden ſchenkt. Zum 
Teil hat man auch den Großfiſchern dieſe Dar⸗ 
lehen gegeben. Aber wenn auch die Darlehen 
niedergeſchlagen werden, ſo iſt die Not der Fiſcher 
doch nicht behoben. Wir haben in derſelben Druck⸗ 
ſache beantragt, einen neuen Abſatz einzufügen, 
und zwar: 

Berufsfiſcher, ſoweit ſie keine andern Arbeits⸗ 
kräfte beſchäftigen und verheiratet ſind, erhalten eine 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe von 60,— Gulden, un: 


ſonſt eine Ungerechtigkeit ſtattfinden würde. Von 


derungsantrag eingebracht, der in Druckſache Nr. 


Betrage von 500 Gulden gegeben ſind, niederzu⸗ 
ichlagen und höhere Darlehen um dieſen Betrag 3 
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verheiratete Fiſcher eine ſolche von 40,— Gulden. 

Für jedes unterhaltsberechtigte Kind werden 5,— 

Gulden gezahlt. Me 
Dieſe Beihilfen müſſen jo ſchnell als möglich ge⸗ 
zahlt werden. 

Wenn Herr Senator Dr. Evert in der dama⸗ 
ligen Beratung auch erklärte, daß die Regierung 
bereit wäre, den Fiſchern zu helfen, ſo können wir 
Kommuniſten uns auf ſolche Verſprechungen nicht 
einlaſſen. Wir verlangen, daß dies beſchloſſen 
wird. Jeder, der in den letzten Tagen die Fiſcher⸗ 
dörfer beſucht hat, wird zugeben müſſen, daß dort 
eine ſehr ſehr große Not herrſcht, daß der größte 
Teil der Fiſcher ſchon ſeit ein paar Tagen nichts 
zu eſſen hat. Ich erinnere an den Aufmarſch der 
Fiſcher von Bodenwinkel, die erkannt haben, daß 
ſte ihr Recht auf der Straße ſuchen müſſen. Die 
Fiſcher werden immer mehr erkennen, daß ſie im 
Guten nichts erhalten, ſondern ſich in der gemein⸗ 
ſamen Front aller Ausgebeuteten zuſammenſchlie⸗ 
ßen müſſen. Wenn aber auch die einmalige Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe gegeben wird, werden die Fiſcher 
nach drei bis vier Tagen wieder nichts haben, 
weil ſie ſo verſchuldet ſind. Deshalb iſt es not⸗ 
wendig, daß der Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion betr. Abänderung der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ſo ſchnell wie möglich zur Beratung kommt, 
weil die Berufsfiſcher hier miteinbezogen werden 
ſollen. Es hat keinen Zweck, wenn man vielleicht 
nach einem Jahr den Fiſchern wieder eine kleine 
Beihilfe gibt. Die Berufsfiſcher müſſen gerade 
ſo die Erwerbsloſenunterſtützung erhalten, wie 
jeder andere. Deshalb ſind unſere Anträge ge⸗ 
rechtfertigt. 

Es iſt deshalb Ihre Aufgabe, unſerm Abän⸗ 
derungsantrag zuzuſtimmen. Aber Sie werden ja, 
wie bei allen unſeren Handlungen, auch hier 
wieder über unſere Anträge hinweggehen. Die 
Fiſcher werden einſehen, daß es ihnen nichts hilft, 
wenn ſie ſich unter der Führung des Abg. Böhm 
zuſammenſchließen. Für ſie iſt der richtige Platz 
in der Kommuniſtiſchen Partei, die alle ſchaffen⸗ 
den Bevölkerungskreiſe vertritt. Sie werden 
immer mehr und mehr erkennen, daß der Abg. 
Böhm ſie verrät. Sie werden auch erkennen, daß 
die Sozialdemokratie ihnen nicht helfen will, und 
allein die Kommuniſtiſche Partei dazu imſtande 
iſt. (So ein Blödſinn! rechts.) 1 


Vizepräſident Gaikowſli: Das Wort hat der 
Regierungspertreter Herr Senator Dr. Evert. 


Dr. Evert, Senator: M. D. u. H.! Ich habe 
nur die tatſächliche Mitteilung zu machen, daß in⸗ 
zwiſchen an die Fiſcher eine einmalige Beihilfe 
nach denſelben Grundſätzen ausgezahlt worden 
iſt, wie an die Hafenarbeiter, d. h. zu einem vol⸗ 
len Satz von 30 Gulden. Neben den 100 Prozent 
Bedürftigen ſind in einzelnen Fällen auch 50 
und 30 Prozent Bedürftige berückſichtigt worden. 
Es handelt ſich dabei um beſondere Ausnahme⸗ 


fälle. Im übrigen haben erhalten: Verheiratete 


ohne Kinder 30 Gulden, Verheiratete mit drei 
Kindern 45 Gulden, (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten) Unverheiratete 20 Gulden. (Jetzt haben 
jte nichts mehr davon! bei den Kommuniſten) 
Dieſe Beihilfen ſind geſtern ausgezahlt worden. 
Vizepräſident Eaikowſki: Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 


liegen. Ich beabſichtige, zuerſt über den Antrag (CI 


Böhm abſtimmen zu laſſen, dann über den An⸗ 
trag Raſchke (Abg. Raſchke: Darüber zuerſt, das 
iſt der weitergehende Antrag!) Wir können es 
auch ſo machen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungs⸗Antrag Raſchke u. Fr. in 
Druckſache Nr. 642: 

1. Letzter Abſchnitt erhält folgende Faſſung: 

Wir ſtellen den Antrag, die Darlehen, die im 
Einzelfalle an Berufsfiſcher, d. h. an ſolche Fiſcher, 
die keine anderen Arbeitskräfte beſchäftigen, bis 
zum Betrage von 500 Gulden ausgegeben worden 
find, niederzuſchlagen und höhere Darlehen um dieſen 
Betrag zu kürzen. 

2, 110 neuer Abſatz mit folgendem Wortlaut iſt anzu⸗ 
gen: 3. 
„Berufsfiſcher, ſoweit ſie keine anderen Arbeits⸗ 
kräfte beſchäftigen und verheiratet ſind, erhalten eine 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe von Gulden 60,—, un⸗ 
verheiratete Fiſcher eine ſolche von Gulden 40,—. Für 
jedes i Kind werden Gulden 
5.— gezahlt.“ 
Wer für Annahme dieſes Antrages iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minorität; er iſt 
abgelehnt. Ich laſſe jetzt über die Druckſache Nr. 
570, Urantrag des Herrn Abg. Böhm abſtimmen. 
Wer für Annahme dieſes Urantrages iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minorität, er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Entſchließung Nr. 1 
in Druckſache Nr. 635: 

Der Volkstag möge beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, darauf zu achten, daß bei der Einziehung der 
Tilgungsraten für die 1924/25/26 an Fiſcher gegebene 
Darlehen die wirtſchaftliche Lage der einzelnen 
Schuldner berückſichtigt wird, damit Härten vermie⸗ 
den werden. 

Wer für Annahme dieſer Entſchließung Nr. 1 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. Danke das iſt die 
Majorität, angenommen. Wir kommen jetzt zur 
Entſchließung Nr. 2: 

Der Senat wird erſucht, für die Niederſchlagung 
der an die Fiſcher gegebenen Darlehen, unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Bedürftigkeit der einzel⸗ 
nen Darlehensnehmer, Grundſätze aufzustellen und 
dieſe Grundſätze dem Hauptausſchuß des Volkstages 
zur Genehmigung vorzulegen. 

Wer dieſe Entſchließung in Druckſache Nr. 635 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Die 
Entſchließung iſt abgelehnt. Damit iſt der Uran⸗ 
trag Böhm abgelehnt, und die erſte Entſchließung 
angenommen. Wir kommen zu Punkt 3 der 
Tagesordnung: 0 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des übernommenen 
(Reichs⸗)Stempelgeſetzes. 
Druckſache Nr. 639 zu Nr. 543. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich rufe Artikel J auf und er⸗ 
öſſne die Aussprache. Ich ſchließe fie. Wer 
Artikel I annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, angenommen. Artikel II 
fällt nach der Ausſchußvorlage fort; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Wer Artikel III annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Majorität, ange⸗ 
nommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und er⸗ 
öffne die Ausſprache, ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer für Annahme der 
Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Die Ueberſchrift iſt angenom⸗ 
men und damit die zweite Leſung beendet. (Abg. 
Brill: Ich beantrage dritte Beratung! — Abg. 
Rahn: Ich widerſpreche der dritten Leſung, weil 
der Senator Dr. Kamnitzer über einen Punkt des 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
Geſetzes noch Erklärungen abgeben wollte, da er 
nicht hier iſt, kann er ſie nicht abgeben!) Der 
dritten Leſung iſt widerſprochen, ſie kann nicht 
ſtattfinden. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 
auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Altersverſorgung der Hebammen. 


Druckſache Nr. 638 zu Nr. 582. Ich eröffne die 
Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich rufe 8 1 auf und 
eröffne die Ausſprache. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer 
S 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, das iſt die Majorität, angenommen. Zu 
§ 2 liegen keine Wortmeldungen vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl annehmen, 
das § 2 mit gleicher Stimmenmehrheit angenom⸗ 
men üt. Ich rufe $ 3 auf und eröffne die Aus⸗ 
ſprache. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer § 3 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Majorität; an⸗ 
genommen. Zu $ 4 liegen keine Wortmeldungen 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich ſtelle die An⸗ 
nahme des § 4 feſt. § 5. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer 
S 5 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Majorität, 8 5 angenommen. 8 6, ich 


ſchließe die Beſprechung; angenommen. $ 7 die 
Beſprechung iſt geſchloſſen, da keine Wortmel⸗ 


dungen vorliegen; angenommen. $ 8, ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
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die Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. $ 9; angenommen. Zu § 10 
liegen keine Wortmeldungen vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen, ich ſtelle die Annahme des § 10 
feſt. Ich eröffne die Ausſprache zu $ 11 und 
ſchließe ſie. Ich ſtelle die Annahme des § 11 feit. 
Zur Ueberſchrift liegen keine Wortmeldungen vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl 
gleichfalls die Annahme der Veberſchrift feſt⸗ 
ſtellen; es iſt ſo beſchloſſen. Das Geſetz iſt damit 
in zweiter Leſung angenommen. (Abg. Brill: Ich 
beantrage dritte Leſung und en bloc-Annahme! 
— Abg. Raſchke: Es wird widerſprochen!) Die 
dritte Leſung kann nicht ſtattfinden, da wider⸗ 
ſprochen iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
nun Vertagung. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt Vertagung 
beantragt, ich höre keinen Widerſpruch. Damit 
vertagt ſich das Haus bis Mittwoch, den 13. März 
1929, nachmittags 3.30 Uhr. Ich bitte um die 
Ermächtigung für den Präſidenten, die Tagesord⸗ 
nung feſtzuſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 5 Uhr 30 Minuten.) 


Berichtigung. 

In der 69. Sitzung iſt in der Rede des Abg. Lemke 
auf Seite 1416 (A) des Berichts in Zeile 12/13 ſtatt 
„Buchſtabenumſtellung“ zu ſetzen „Buchſtabeneinſtellung“. 
Auf Seite 1417 (B) iſt in der 37. Zeile von oben ſtatt 

cht“ das Wort „Machtrecht“ zu leſen. Auf Seite 1418 


8 : 955 „Re 
dungen vorliegen; angenommen. § 9, ich eröffne (A) Zeile 17 heißt es ſtatt „1927“ richtig „1917“. 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des übernommenen (Reichs⸗) Stempel⸗ 
geſetzes (Druckſache Nr. 639 zu Nr. 543) 

Plenikowſkei (K P) 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Altersverſorgung der Hebammen (Druckſache 
Nr. 638 zu Nr. 582) 

Kreft, Bean. en 55 

Abänderungsantrag der Frau 5 .Fr. 

8 zu § 1, 8 5 und 8 6 der Druckſache Nr. 638 
(Druckſache Nr. 651) TER 

Entſchliebung der Frau Abg. Kreft u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 638 (Druckſache Nr. 650) 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes — Fort⸗ 
ſetzung — (Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501) 

Namentliche Abſtimmung über Artikel I der 
Druckſache Nr. 697 

Jantzen (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Friedrich Bu 8 ? 
Abänderungsantrag der Abg. Gerid, Mathieu, 


„ Em 


ache Nr. 619 (Druckſache Nr. 6217 
Namen e Schlußabſtimmung über die Druck⸗ 
ache Nr. 619 8 
erste Vera eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung des Geſetzes über die Beſchäftigung 
Schwerbeſchädigter (Druckſache Nr. 645) . . 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zah⸗ 
lung ſozialer Zulagen an Staats- und Ge⸗ 
meindearbeiter — Urantrag des Abg. Liſch⸗ 
newſki u. Fr. — (Druckſache Nr. 580 zu 
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Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft auf Strafverfolgung 
gegen einen Abgeordneten (Druckſache Nr. 
634 zu Nr. 614). . 2. 2... KEN SEN 
Eingaben laut Druckſache Nr. 64 
rſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Wahl von Beamten, Angeſtellten und Arbei⸗ 
tern durch Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes — Urantrag des Abg. Plenikowſki 
u. Fr. — (Druckſache Nr. 623) 
Klingenberg (S. P. D.) 
ee (K. P.) 
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Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiih: Senatoren Arczinſki, 
Dr. Evert, Dr. Kamnitzer, Dr. Wiercinſki; Ober⸗ 
regierungsräte Dr. Hemmen, Mundt; Oberbau⸗ 
rat Virus; Regierungs⸗ und Obermedizinalrat 
Dr. Roſenbaum; Regierungsräte Bock, Bur⸗ 
meiſter, Koeppen, Dr. Krender. 

Präsident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 77. 
Vollſitzung. Im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlage ich Ihnen vor, Punkt 2 und 3 der 
heutigen Tagesordnung, dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs zur Aenderung des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes und dritte Beratung des Geſetzentwurfs 
über die Altersverſorgung der Hebammen, zuerſt 
zu beraten und dann Punkt 1. Ferner ſchlage ich 
vor, daß Punkt 11 der bisherige Punkt 12 wird. 
Das iſt die Große Anfrage über die Hochwaſſer⸗ 
gefahr. Dann kommen die Punkte 13 und 14. Wi⸗ 
derſpruch höre ich nicht. Ich ſtelle mithin den 
Beſchluß des Hauſes feſt. Wir kommen zu der ſo 
geänderten Tagesordnung. Ich rufe den jetzigen 
Punkt 1, den früheren Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des übernommenen (Reichs⸗) 
Stempelgeſetzes. 

Druckſache Nr. 639 zu Nr. 543. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung, das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P): Auch dies 
Geſetz zur Aenderung des übernommenen (Reichs⸗) 
Stempelgeſetzes ſollte hier möglichſt ſchnell verab⸗ 
ſchiedet werden. So waren es die Sozialdemo⸗ 


kraten, die in vergangener Woche ſofort die dritte 


Leſung beantragten. Widerſpruch erhob außer 


guns der Herr Abg. Rahn, allerdings nicht aus 
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irgend einer grundſätzlichen Frage heraus, ſon⸗ 
dern weil der Finanzſenator nicht anweſend war. 
Der Herr Finanzſenator iſt heute da, und deshalb 
wird dieſes Geſetz jetzt ſang⸗ und klanglos über 
die Bühne gehen. Wir benutzen aber auch dieſe 
Gelegenheit, um erneut auf den immer ſchärfer 
werdenden arbeiterfeindlichen Kurs der kapita⸗ 
liſtiſchen Regierungen in allen Staaten und ins⸗ 
beſondere auch hier in Danzig hinzuweiſen. Wir 
müſſen beſonders betonen, daß dieſer arbeiter⸗ 
feindliche Kurs aufs nachdrücklichſte durch die 
Führer der ſozialdemokratiſchen Bewegung unter- 
ſtützt wird. Der Herr Abg. Rahn hat anläßlich 
der erſten Beratung dieſes Geſetzes erklärt, ich 


00 B hätte die Begriffe finanztechniſcher Art mißver⸗ 
Er ſuchte 


ſtanden oder durcheinander geworfen. 
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mich zu belehren, daß es ſich doch bei dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf nur um ein Heranziehen von Kapital 
aus dem Auslande handelt. Ich möchte den Herrn 
Rahn auf mein Stenogramm hinweiſen, daß ich 
etwas anderes auch nicht behauptet habe, daß ich 
immer wieder erklärt habe, dies Geſetz ſchaffe Er⸗ 
leichterungen für die Beſchaffung von Kapital, 
daß ich aber auf Grund dieſer Tatſache die Schluß⸗ 
folgerung zog, daß man mit dieſer verſchärften 
Möglichkeit zur Konzentration und Zentraliſation 
des Kapitals nicht etwa neue Arbeitsmöglich⸗ 
keiten ſchafft, ſondern im Gegenteil, daß man da⸗ 
durch die Arbeitsloſigkeit ſteigert, daß man mit 
der Erleichterung, die man der Akkumulation des 
Kapitals ſchaffe, nur die Erwerbsloſigkeit ſteigere. 
Im übrigen haben wir nie einen Hehl daraus ge⸗ 
macht, daß wir die Tribüne des Parlament nicht 
etwa zu irgend welchen hochgelahrten Ausführun⸗ 
gen benutzen. Wir verzichten auf den hochgelahr⸗ 
ſamen Streit mit den bürgerlichen Parteien, mit 
den Vertretern des Kapitals. Das iſt nicht unſere 
Aufgabe. Unſere Aufgabe iſt, auch von der Tri⸗ 
büne des Parlaments den Werktätigen zu zeigen, 
daß alle Maßnahmen dieſes Staates, alle Maß⸗ 
nahmen dieſer Regierung arbeiterfeindlich ſind. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten) Unſere Auf⸗ 
gabe iſt es, auch von der Tribüne des Parlaments 
herab die Manöver der Reformiſten zu entlarven. 
(Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr!) Durch unſere ge- 
ſamte parlamentariſche Tätigkeit ſchaffen wir ver⸗ 
beſſerte Möglichkeiten zum verſchärften außerpar⸗ 
lamentariſchen Kampf bis zum Sturz dieſes 
Syſtems. Deshalb ſtehen wir hier, und deshalb 
nehmen wir zu allen Maßnahmen der Regierung 
Stellung. 


Was erklären im übrigen die Vertreter des 


Kapitals, alſo die Redner der bürgerlichen Par⸗ 
teien in bezug auf dieſes Geſetz? Herr Schweg⸗ 
mann, der Vertreter der Deutſchnationalen Par⸗ 
tei, erklärte: „Die durch dieſes Geſetz vorgenom⸗ 
menen Aenderungen des Reichs⸗Stempelgeſetzes 
bewegen ſich im großen ganzen in der Richtung 


der Wünſche, die von uns ſeit langer Zeit gefor⸗ 


dert worden ſind.“ Herr Abg. Hallmann, Vertre⸗ 
ter der Nationalliberalen Partei, erklärte: „Das 
vorliegende Geſetz über die Aenderung des hier 
geltenden Reichs⸗Stempelgeſetzes begrüßt meine 
Fraktion.“ And Herr Abg. Rahn gab nur die Er⸗ 
klärung ab: „Ich bedauere es, daß dieſer Geſetz⸗ 
entwurf erſt jetzt zur Verhandlung kommt.“ (Abg. 
Rahn: Mir nicht weit genug geht!) Das haben 
Sie ſchon einmal geſagt. Ich weiß, daß Sie auch 
das geſagt haben. Ich bin durchaus nicht ſo ge⸗ 
dächtnisſchwach wie Sie, wie Sie es in der ver⸗ 
gangenen Sitzung bewieſen haben, als Sie zeig⸗ 
ten, daß Sie für Sitte und Anſtand eintreten 
müßten, und zwar für bürgerliche Sitte und An⸗ 
ſtand, und damit völlig abgerückt ſind von der 
Sitte und dem Anſtand, den Sie bewieſen haben, 
als Sie noch in der Kommuniſtiſchen Partei 
waren. (Abg. Liſchnewſki: Sehr gut!) 

Wenn wir die Ausführungen der Vertreter 
der bürgerlichen Parteien in bezug auf dies Geſetz 
noch einmal aufrollen, dann merkt man aus 
dieſen Ausführungen die Freude der Feinde der 
Werktätigen über einen neuen fetten Biſſen. 


Mittwoch, den 13. März 1929. 


Selbſtverſtändlich mußte man alles daran ſetzen, 
um dieſem fetten Biſſen eine Tarnkappe aufzu⸗ 
ſetzen, um die Erregung der werktätigen Bevölke⸗ 
rung über dieſe Maßnahme nicht zu ſehr anſchwel⸗ 
len zu laſſen. Dieſe Tarnkappe zog man darüber 
durch den Hinweis auf die „vermehrte Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung.“ Man erklärte, dieſer Geſetzentwurf 
gebe die Möglichkeit zur Eröffnung neuer Be⸗ 
triebe, biete die Möglichkeit, neue Arbeitskräfte 
anzuſtellen. Demgegenüber erklären wir Kom⸗ 
muniſten den Werktätigen, der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf iſt nur ein Glied in der Reihe der ver⸗ 
ſchärften Maßnahmen des Kapitals, um die Kon⸗ 
zentration und Zentraliſation des Kapitals zu er⸗ 
leichtern. a 
Der Erleichterung der Vereinigung einzelner 
Kapitalien in wenige gilt auch dieſer Geſetzent⸗ 
wurf. Man will dieſe Maßnahme verſchärft auch 
hier in Danzig zur Durchführung bringen. Wir 
wiſſen aber, daß gerade die Zentraliſation des 
Kapitals die arbeiterſchädlichen Wirkungen der 
Akkumulation des Kapitals gewaltig fördert. Es 
handelt ſich auch bei dieſem Geſetzentwurf darum, 
die Zentraliſation des Kapitals zu erleichtern. 
Das bedeutet nicht etwa vermehrte Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung. Im Gegenteil, man will dadurch nur 
die kapitaliſtiſche Rationaliſierung und Techni⸗ 
ſierung verſchärft durchführen. Aber eine ver⸗ 
ſchärfte kapitaliſtiſche Rationaliſierung und Tech⸗ 
niſierung bedeutet nicht etwa neue Einſtellung 
von Arbeitern, ſondern das Herausſchleudern 
neuer Arbeitermaſſen aus dem Produktionspro⸗ 
zeß. Das wird eine der Hauptwirkungen des uns 
vorliegenden Geſetzentwurfs ſein. f 


Die willigſten Diener bei allen dieſen Maß⸗ 
nahmen des Kapitals ſind die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer. Die Sozialdemokraten benutzen 
heute genau dieſelbe Argumentation, um arbei⸗ 
terfeindliche Geſetze zu maskieren wie die Bürger⸗ 
lichen. Wenn ich vorher die Ausführungen der 
bürgerlichen Vertreter des Kapitals zu dieſem 
Geſetzentwurf zitierte, ſo werden wir finden, daß 
die Ausführungen der Sozialdemokraten mit den 
Ausführungen der bürgerlichen Vertreter voll⸗ 
kommen übereinſtimmen. So erklärte der Abg. 
Fooken: „Dies Geſetz ſchafft die Möglichkeit, Ka⸗ 
pital und Arbeit hereinzubringen.“ Alſo bei den 
Sozialdemokraten ſteht heute auch feſt, daß Be⸗ 
ſchaffung von Kapital unter den Verhältniſſen 
des heutigen Wirtſchaftsſyſtems gleichzeitig auch 
vermehrte Arbeitsbeſchaffung bedeutet. Ich darf 
da nicht nur auf Amerika eingehen, um den Nach⸗ 
weis zu bringen, daß Kapitalakkumulation durch⸗ 
aus nicht vermehrter Arbeitsbeſchaffung bedeutet. 
Wir ſehen, daß auch dort die Arbeitsloſigkeit 
immer höher anſchwillt. Die Sozialdemokraten 
unterſtützen alle Maßnahmen der Kapitaliſten in 
bezug auf die arbeiterfeindliche Geſetzgebung des 
kapitaliſtiſchen Staates. Wir wiſſen, daß gerade 
in der letzten Zeit die Sozialdemokraten auch hier 
in Danzig anfangen, Meiſter in den Verwir⸗ 


rungskünſten zu werden. Wir haben gerade in der 


letzten Zeit ein paar Beiſpiele dieſer Art erlebt, 
ſo daß zum Beiſpiel der ſozialdemokratiſche Finanz⸗ 
miniſter die „Mehreinnahmen“, die ſich in 
Danzig im letzten Jahr gezeigt haben und die 
einzig und allein auf einen verſchärften Steuer⸗ 
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raub an der werktätigen Bevölkerung zurückzu⸗ 
führen ſind, als ein „Wunder“ bezeichnete. Ein 
anderer ſozialdemokratiſcher Abgeordneter nimmt 
die Tatſache der verſtärkten brutalen Maßnah⸗ 
men dieſes Staates gegen die Arbeiterſchaft — ich 
denke nur an die Knüppelmethoden gegenüber 
den Erwerbsloſen — als Beweis für das Vor⸗ 
handenſein eines Volksſtaates. Die Sozialdemo⸗ 
kraten verſuchen, alle dieſe brutalen, arbeiter⸗ 
feindlichen Maßnahmen durch ihre Ideologie zu 
decken. Sie wiſſen ganz genau, daß auch dies Ge⸗ 
ſetz den Arbeitern nicht Arbeit bringen wird. Sie 
willen, daß dies Geſetz im Gegenteil den Unter⸗ 
nehmern die Handhabe bietet, ihre Betriebe zu 
ſanieren, neu umzugeſtalten und damit die Mög⸗ 
lichkeiten zu ſchaffen, Arbeiter auf die Straße zu 
werfen. Aber Sie müſſen ja mit Ihrer Ideologie, 
durch Ihre Phraſen verſuchen, dieſe arbeiterfeind⸗ 


lichen Maßnahmen in anſcheinend arbeiterfreund⸗ 


liche Maßnahmen umzuwandeln. 

Was hier in Danzig gang und gäbe iſt, iſt 
natürlich bei den Reformiſten in allen Staaten 
gang und gäbe. Wir wiſſen z. B., wie in der 
letzten Zeit ſogar Adler, der Sekretär der Zweiten 
Internationale, anfängt, für einen Krieg gegen 
die Sowjetunion zu werben, indem er erklärt, 
man müſſe in Rußland die Errungenſchaften der 
Märzrevolution ſchützen, indem man die durch die 
Oktoberrevolution geſchaffenen Tatſachen beſei⸗ 
tigt, wenn es ſein muß, durch Waffengewalt. 
Durch dieſe Ideologie verſucht Adler, das Vor⸗ 
gehen der imperialiſtiſchen Staaten gegen Sow⸗ 
jetrußland, das Rüſten zu einem Krieg gegen 
Sowjetrußland zu tarnen. Die Werktätigen in 
allen Ländern durchſchauen aber immer mehr 
dieſe Schwindel- und Verwirrungsmanöver der 
ſozialdemokratiſchen Führer und verlaſſen deshalb 
in immer größeren Scharen die ſozialdemokrati⸗ 
ſche Partei. Je mehr die Werktätigen dieſen Ver⸗ 
rat der Reformiſten erkennen, deſto ſchärfer kon⸗ 
zentrieren ſie ſich um die Fahne der revolutionä⸗ 
ren Partei. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Ich 
rufe Artikel I auf und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Artikel I der Vorlage 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Danke, das 
it die Mehrheit, Artikel I iſt angenommen. 
Artikel II fällt fort; es iſt ſo beſchloſſen. Artikel 
II; angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf 


und ſtelle die Annahme feſt. Da Aenderungen 


nicht eingetreten ſind, kann die Schlußabſtimmung 
ſofort erfolgen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die das Geſetz in der Schlußabſtimmung anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz iſt damit erledigt. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf; Punkt 3 der 
alten Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Altersverſorgung der Hebammen. 
Druckſache Nr. 638 zu Nr. 582. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat Frau 
Abg. Kreft. 
Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Der Heb⸗ 
ammenberuf iſt einer der älteſten Frauenberufe, 
und trotzdem ſteht er wirtſchaftlich auf einer nie⸗ 
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drigen Stufe. Der Hebammenberuf iſt auch einer 
der zerriſſenſten Berufe. Es heißt wohl, daß er 
ein freier Beruf ſei. Man muß aber feſtſtellen, 
daß der Hebammenberuf der Dienſtordnung unter⸗ 
ſteht, die Hebammen unterſtehen dem Hebammen⸗ 
eid, dem Diſziplinarverfahren und all den Ge⸗ 
ſetzen, denen ein Beamter unterſteht. Trotzdem 
haben ſie keinen Anſpruch auf ſtaatliche Fürſorge 
und ſtaatliche Anſtellung. Nicht nur in Danzig, 
ſondern auch in Deutſchland ſehen wir, daß das 
Hebammenweſen unbedingt geändert werden 
muß. In Deutſchland hat man wohl ein Heb⸗ 
ammengeſetz geſchaffen, das ſich aber nicht für die 
Hebammen und die Mütter auswirkt, ſondern 
gegen ſie. Die Anſtellung der Hebammen wurde 
nämlich den Gemeinden überlaſſen. Der Staat 
lehnte eine allgemeine Regelung ab, weil ſich die 
Parteien angeblich über ein einheitliches Hebam⸗ 
mengeſetz nicht einig werden könnten. Ich weiß, 
daß jetzt in Deutſchland das Hebammenweſen ein 
zerriſſenes iſt, kein einheitliches. Die Hebammen 
haben auf den letzten Tagungen, die ſie abgehal⸗ 
ten haben, gefordert, daß das Hebammenweſen 
endlich einheitlich aufgebaut wird, daß vom Staat 
eine einheitliche Hebammenfürſorge und Verſor⸗ 
gung durchgeführt wird. Aber bis jetzt iſt das 
nicht der Fall. In Danzig ſehen wir, daß das 
Hebammenweſen noch viel rückſtändiger iſt, und 
doch iſt der Beruf der Hebamme einer der wichtig⸗ 
ſten für die Frauen, hängt doch von der Hebamme 
Leben und Geſundheit von Mutter und Kind ab. 
a herrſchen auf dieſem Gebiet ſolche Zu⸗ 
ände. 


und feſtſtellen, daß der Senat in ſeiner Begrün⸗ 
dung erklären muß, daß im ganzen Freiſtaatge⸗ 
biet nur 146 Hebammen ſind, ſo beweiſt das, daß 
das zu wenig ſind. In den Städten ſind vielleicht 
genug oder auch noch zuviel, weil der Geburten⸗ 
rückgang in den Städten Hebammen in größerer 
Zahl überflüſſig macht, während auf dem Lande 
eine viel zu kleine Zahl von Hebammen vorhan⸗ 
den iſt. Deshalb muß unbedingt eine Regelung 
eintreten. Schlimmer iſt es aber noch, wenn man 
die Begründung des Geſetzes durchlieſt. Da ſteht, 
daß Hebammen von 74, 77, ja ſogar von 80 
Jahren noch im Dienſt ſind. Wenn dann der Se⸗ 
natsvertreter im Ausſchuß erklärte, daß eine Nach⸗ 
prüfung der Hebammen ſeit dem Krieg nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat und auch nicht ſtattfinden konnte, 
weil dieſe Frauen dann nicht verſorgt wären, ſo 
beweiſt das, auf welchem rückſtändigen Gebiet 
die Geſundheitsfürſorge überhaupt ſteht; denn 
nicht die Hebamme iſt es, die hier an erſter Stelle 
in Betracht kommt, ſondern an erſter Stelle 
ſtehen Mütter und Säuglinge. Dann durfte man 
nicht ſagen, weil die alten Frauen nicht verſorgt 
find, konnten wir ſie nicht abſchaffen. Deshalb 
können ruhig Hunderte von Frauen Unterleibs- 
leiden bekommen, Hunderte von Frauen ſterben, 
weil ſolche alten Hebammen im Dienſt ſind und 
ihm nicht nachkommen können. Ich möchte daran 
erinnern, daß es Frau Abg. Meyer war, die neu⸗ 
lich im Volkstag zu dieſem Geſetz ſprach. Sie iſt 
aber mitverantwortlich für die jetzigen Zuſtände, 
weil die deutſchnationale Regierung, die wir frü⸗ 
her hatten, keine Regelung auf dieſem Gebiete 
durchführte, weil ſie es zuließ, daß dieſe alten 


Wenn wir das vorliegende Geſetz betrachten (D) 
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Frauen jo lange im Dienſt waren und keine Neu⸗ 


ordnung geſchaffen wurde. Jetzt ſtellt man ſich hin 
und ſagt, da die Frauen nicht verſorgt waren, 
konnte man ſie nicht abbauen, man mußte ſie ſo 
lange im Dienſt laſſen. Das iſt keine Entſchuldi⸗ 
gung, ſondern ein großer Fehler, den der Senat 
und ganz beſonders die Geſundheitsverwaltung 
begangen haben. Das Geſetz hätte eher durchge⸗ 
führt werden können, und auf der andern Seite 
hätte man auch ohne ein Geſetz für die Hebammen 
eine Verſorgung ſchaffen können. 

Außerdem kann man feſtſtellen, daß ſeit dem 
Jahre 1923 ein Kurſus für die Hebammen nicht 
mehr ſtattgefunden hat. Das iſt ebenfalls bezeich⸗ 
nend für die Fürſorge für Mutter und Kind, wie 
ſie in Danzig durchgeführt wird, wenn ſeit ſechs 


Jahren ein Kurſus für Hebammen nicht ſtattgefun⸗ 
den hat, trotzdem wir die Staatliche Frauenklinik 


und die ſogenannte Hebammenlehranſtalt haben. 
Es iſt bezeichnend, daß nicht einmal ein Kurſus 
ſtattgefunden hat. 


Methoden an, weil ſie die neuen Errungenſchaften 
der letzten Zeit nicht kennen. Wenn Herr Regie⸗ 
rungsvertreter Dr. Roſenbaum erklärte, die ſtaat⸗ 
liche Frauenklinik ſei überfüllt, ſo ſtimmt 


Wir Kommuniſten haben ſchon öfters verlangt, 
daß in Danzig mehr Entbindungsheime geſchaffen 
werden. Das iſt neben der Hebammenfrage eine 
der wichtigſten Aufgaben. Wir ſehen, daß heute 
die Proletarier zu 10 und 12 Perſonen in einer 
Stube hauſen. Mir iſt ein Fall bekannt, wo in 
Stutthof zwei Familien, beſtehend aus 15 Per⸗ 


ſonen in einer Stube von 4 mal 4 Meter wohnen. 


In dieſer einzigen Stube gibt die junge Frau im⸗ 
mer wieder Kindern das Leben. Es wird nicht be⸗ 
rückſichtigt, daß dieſe Leute eine andere Wohnung 
bekommen. Sie müßten die Möglichkeit haben, die 
ſchwere Stunde wenigſtens in einem Heim zu bes 


gehen. 

So ſpielt die Frage der Entbindungsheime 
auch eine wichtige Rolle in Danzig. Wir Kommu⸗ 
niſten fordern, daß nicht nur in Danzig Entbin⸗ 


dungsheime geſchaffen werden, daß die Staatliche 


Frauenklinik zur Ausbildung der Hebammen be⸗ 
nutzt wird, ſondern wir fordern auch, daß Entbin⸗ 
dungsſtationen von den einzelnen Gemeinden er⸗ 
richtet werden. Die Hebammen, die dort unter 
Aufſicht von Aerzten tätig ſein müſſen, müſſen 


auch eine weitere Ausbildung genießen. Bei Haus⸗ 


geburten müſſen die Hebammen von dort aus ihre 
Dienſte verrichten. Wir verlangen weiter, daß die 
Hebammen nicht nur die Geburtshilfe durchfüh⸗ 
ren, ſondern auch mit allen Fragen der Säug⸗ 
lingsfürſorge unbedingt vertraut ſein müſſen. 
Herr Dr. Roſenbaum erklärte im Ausſchuß, daß 
wohl in letzter Zeit die Hebammen in der Staat⸗ 
lichen Frauenklinik durch einen Kinderarzt in der 
Säuglingsfürſorge ausgebildet werden, aber alle 
die andern Hebammen, die nicht in letzter Zeit die 
Ausbildung bekommen haben, haben keine Erfah⸗ 
rung in der Säuglingspflege. Wir erklären, daß 
die Frage der Säuglingsfürſorge eine der wichtig⸗ 
ſten Fragen iſt, die die Hebamme durchzuführen 
hat. Das kann ſie natürlich nicht in kurzer Zeit 
lernen. Außerdem müſſen immer wieder erneut 
Kurſe abgehalten werden. 


Die jetzt tätigen Hebammen 
ſind nicht nur alt, ſondern wenden auch veraltete 


das. Deutſchland der Fall iſt, die Gemeinde. 
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zu den Aufgaben der Hebamme gehören, ſondern 
auch die Frage der Schwangerenberatung. In 
Danzig haben wir eine Schwangerenberatungs⸗ 
ſtelle in der Sandgrube. In den einzelnen Städten 
ſind ebenfalls Beratungsſtellen. Aber die Arbei⸗ 
terfrauen auf dem Lande ſind ohne Beratung. 
Sie können wohl in die Kreisſtädte gehen, aber 
das iſt ſehr umſtändlich. Wir fordern, daß in jeder 
Gemeinde eine Hebamme angeſtellt wird, und 
dieſe Hebamme muß die Schwangerenfürſorge un⸗ 
ter Leitung des Arztes, der in den Entbindungs⸗ 
ſtationen ſein muß, durchführen. Das iſt die wich⸗ 
tigſte Frage auf dieſem Gebiet. Das werden wir 
immer fordern. Wir verlangen nicht, daß die Heb⸗ 
ammen durch die Gemeinden angeſtellt werden; 
denn es hat ſich in Deutſchland gezeigt, daß die 
Hebammen, die durch die Gemeinden angeſtellt 
werden, die ſogenannten Bezirkshebammen, die 
wir auch in Danzig haben, wohl einen Zuſchuß 
bekommen, wenn die Zahl der Geburten nicht ſo 
hoch iſt. Das iſt es aber nicht, was wir fordern. 
Wir ſagen, daß die Hebamme, die einen ſo wichti⸗ 
gen Beruf auszuüben hat, ſtaatlich angeſtellt ſein 
muß. Dann muß der Staat auch die Beſoldung der 
Hebammen durchführen und nicht, wie es in 


Was zeigt ſich bei den Gemeindeverbänden, 
die Hebammen angeſtellt haben? Wir ſehen, daß 
die Gemeinden auf Grund ihrer Sparſyſteme, die 
ihnen durch den Staat auferlegt werden, ganz be⸗ 
ſonders in der Fürſorge für Mutter und Kind ſpa⸗ 


von Hebammen. In Deutſchland finden tauſende 
von Geburten ohne Geburtshilfe ſtatt. Deshalb 
verlangen wir ſtattliche Anſtellung der Hebam⸗ 
men und eine feſte Beſoldung nach dem Beamten 
beſoldungsgeſetz. Nur ſo iſt eine wirkliche Regelung 
des Hebammenweſens durchzuführen. Das iſt auch 
die Forderung der Hebammen, die auf ihren letz⸗ 
ten Tagungen die Anſtellung verlangt haben. Wir 
fordern deshalb in einer Entſchließung, daß der 
[Senat dem Volkstag in der nächſten Zeit ein der⸗ 
artiges Geſetz vorlegt, daß die Anſtellung der Heb⸗ 
ammen regelt. In dieſem Geſetz müſſen feſte Ge⸗ 
hälter zu Grunde gelegt werden. Die Gebühren⸗ 
ordnung, wie ſie heute beſteht, iſt aufzuheben; 
denn ſie iſt eine der rückſtändigſten Methoden, die 
es gibt. Wir fordern unentgeltliche Geburtshilfe 
und verlangen deshalb die ſtaatliche Anſtellung 
der Hebammen, ſo daß die Fürſorge vom Staat 
durchgeführt werden muß. Ebenſo fordern wir, 
daß die nötigen Verbandsſtoffe, die Medikamente 
zur Geburtshilfe und Pflege der Schwangeren 
und Säuglinge den Hebammen vom Staat durch 
die Entbindungsſtationen unentgeltlich zugänglich 
gemacht werden. 

Diaas iſt das, was wir im allgemeinen fordern. 
Deshalb haben wir auch die Entſchließung vorge⸗ 
legt, um die Vorlage eines entſprechenden Geſetzes 
herbeizuführen. Nun hat der Senat endlich eine 
Vorlage über die Altersverſorgung der Hebammen 
eingebracht. Wenn man dieſen Entwurf durchſieht, 
findet man, daß er unzulänglich iſt. Den Hebam⸗ 
men, die nicht bei der Angeſtelltenverſicherung 
verſichert ſind, will man eine monatliche Rente 
von 100 Gulden geben. Ich möchte fragen, wer von 


Aber nicht allein die Säuglingsfürſorge muß (0) 


ren, und zwar in erſter Linie bei der Anſtellung (D) 
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) den anweſenden Herren und Damen glaubt, daß 


eine Frau bei einer monatlichen Rente von 100 
Gulden einigermaßen leben kann. Wir fordern 
dafür den jedenfalls nicht zu hohen Satz von 150 
Gulden für die Hebammen. Dieſen Betrag kann 
man nicht als Agitationsantrag bezeichnen, ſon⸗ 
dern als eine Summe, die man den Hebammen 
unbedingt zugeſtehen muß. Wir fordern weiter, 
daß die Hebammen, die der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung ſeit dem Jahre 1923 unterliegen, ebenfalls 
nicht eine Rente von 50 Gulden, ſondern von 75 
Gulden als Zuſchlag zur Angeſtelltenverſicherung 
erhalten. Der Entwurf iſt rückſtändig, weil die 
Hebammen, die in Deutſchland und Polen ihren 
Beruf ausgeübt haben, nach Danzig übergeſiedelt 
find und hier ihre Tätigkeit fortſetzen, von der Al⸗ 
tersverſorgung ausgeſchloſſen find. Es heißt, daß 
ſie 10 Jahre ihren Beruf in der Freien Stadt 
Danzig ausgeübt haben müſſen. Wir fordern 
die Streichung dieſes Satzes und ſagen, daß auch 
die Hebammen, die vorher ihren Beruf auch an⸗ 
derwärts ausgeübt haben, die Altersverſorgung 
ebenfalls erhalten ſollen, wenn ſie ſeit Oktober 
1928 in Danzig ſind. 

Weiter verlangen wir, daß die Hebammen 
nicht bis 65 Jahre, wie es hier der Fall iſt, im 
Dienſt bleiben ſollen, ſondern mit 60 Jahren aus 
dem Dienſte ausſcheiden müſſen. Die Vorlage be⸗ 
ſagt nur, daß die Hebamme die Rente bekommt, 
wenn ſie freiwillig ihren Beruf niederlegt. 100 
Gulden Monatsrente werden ſicherlich kein An⸗ 
ſporn dazu ſein, daß eine Hebamme ihre Tätigkeit 
mit dem 65. Lebensjahre niederlegt. Im Inter⸗ 
eſſe der Mütter und Kinder müſſen wir den Heb⸗ 
ammen ſo viel geben, daß ſie einigermaßen leben 
können. Dafür verlangen wir, daß ſie in einem 
beſtimmten Alter aus dem Dienſt ausſcheiden. 
65 Jahre ſind ein zu hohes Alter. Wir fordern 
deshalb, daß die Hebammen mindeſtens mit 60 
Jahren aus dem Dienſt ausſcheiden müſſen. Die 
Vorlage beſagt dann weiter in $ 6, daß die Heb⸗ 
amme keine Altersverſorgung bekommen darf, 
wenn ſie ſich außerhalb der Freien Stadt Danzig, 
des Deutſchen Reiches oder Polens befindet. Wes⸗ 
halb ſoll die Frau nicht auch irgendwo anders 


hinziehen können, wenn ſie hier 10 Jahre ihren 


Dienſt verrichtet hat? Das Geld ſteht ihr auch zu, 
wenn ſie in einen andern Staat geht. Die Frau 
hat das Geld eben zu bekommen. Die Altersverſor⸗ 
gung ſoll ferner fortfallen, wenn die Hebamme 
verſucht, ſpäter eine Anſtellung zu bekommen. 
Wenn ihr der geſetzmäßige Anſpruch zuſteht, muß 
die Hebamme die Rente ſowieſo erhalten, gleich⸗ 
viel, ob ſie noch eine andere Beſchäftigung neben⸗ 
bei hat oder nicht. Das ſoll ihre Sorge ſein. Weil 
der § 6 einen Ausnahmezuſtand für die Hebam⸗ 
men ſchafft, fordern wir ſeine Streichung. 

Der Geſetzentwurf iſt unzulänglich, weil er den 
Hebammen nicht das gibt, was ſie erhalten müſ⸗ 
ſen. Außerdem wird dadurch die Fürſorge für 
Mutter und Kind nicht vorwärts gebracht. Dieſe 
wichtigſte Frage müßte vom Volkstag und vom 
Senat berückſichtigt werden. Auf dieſem Gebiet 
muß endlich einmal etwas geſchaffen werden. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
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liegen. Wir ſchreiten zur Einzelberatung. Ich 
bitte diejenigen, die 8 1 annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, $ 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 2 auf. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag der Frau Abg. Kreft u. Fr. in 
Druckſache Nr. 651 vor: 

In § 2 Abi. 1 Zeile 3 werden die Worte „im 

Gebiet der Freien Stadt Danzig“ geſtrichen. 

Abſatz 1 a erhält folgende Faſſung: 

„nach Vollendung des ſechzigſten Lebensjahres“. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min- 
derheit; er iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß $ 2 
der Vorlage angenommen iſt. Ich rufe $ 3 auf 
und ſtelle die Annahme feſt. §S 4; angenommen. 
Zu $ 5 liegt wiederum ein Abänderungsantrag 
aus Druckſache Nr. 651 vor: 

In 5 5 wird für die Ziffer „100“ die Ziffer „150%, 
für die Ziffer „50“ die Ziffer „75“ geſetzt. 
In Abſatz 2 wird für die Ziffer „65“ die Ziffer 

„60“ geſetzt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich ſtelle die Annahme des 8 5 der Vor⸗ 
lage feſt. Ich rufe $ 6 auf. Dazu liegt ebenfalls 
ein Abänderungsantrag vor, der aber negativ iſt. 
Wir ſtimmen daher über die Vorlage ab. Wenn 
8 6 der Vorlage angenommen iſt, iſt der Abände⸗ 
rungsantrag gefallen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die $ 6 der Vorlage annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit, 8 6 iſt angenommen und der Abände⸗ 
rungsantrag dadurch erledigt. Ich rufe 8 7 auf 
und ſtelle die Annahme feſt. § 8; angenommen. 
§ 9; angenommen. S 10; angenommen. 8 11; 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und 
ſtelle die Annahme feſt. Wir kommen jetzt zur 
Entſchließung in Druckſache Nr. 650: 

Der Senat wird erſucht, umgehend ein Geſetz 
über das Hebammenweſen, das eine Neuregelung der 
Anſtellungsbedingungen der Hebammen unter Zu⸗ 
grundelegung feſter Gehälter und Fortfall der Ge⸗ 
bühren für Einzelleiſtungen vorſieht, dem Volkstag 
vorzulegen. 


Kreft 

und die übrig. Mitgl. 25 Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Danke, das iſt die Minderheit, die Entſchließung 
iſt abgelehnt. Wir ſchreiten zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die dies 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. 
Das Geſetz iſt ſomit in dritter Beratung erledigt. 
Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 
ſetzes. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 619 zu Nr. 501. Wir waren bei 
der namentlichen Abſtimmung über Artikel I 
ſtehengeblieben. Wir kommen ſomit zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung. Ich bitte die Stimmkarten 
einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
ich ſchließe die Abſtimmung. Das vorläufig feſt⸗ 
geſtellte Abſtimmungsergebnis iſt folgendes: Ab⸗ 
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(Präſident) 

gegeben find 62 Stimmkarten,“) davon 61 mit Ja, 

1 mit Nein. Artikel I iſt ſomit angenommen. 

Ich rufe Artikel I auf. Zur Geſchäftsordnung 

hat das Wort der Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 

H.! Zur zweiten und dritten Beratung habe ich 
im Auftrage meiner Fraktion verſchiedene Aus- 
führungen gemacht, die unſerer Anſicht nach die 
Unhaltbarkeit und die Unmöglichkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes bewieſen haben. Es ſind nun nach der drit⸗ 
ten Beratung, die wir das erſte Mal Ende Fe⸗ 
bruar hatten, jedem Abgeordneten verſchiedene 
Briefe aus Intereſſentenkreiſen, von Kraftdroſch⸗ 
kenbeſitzern und verſchiedenen Automobilklubs zu⸗ 
geſandt worden. Wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß man an dieſen Briefen nicht vorbei⸗ 
gehen darf, ſondern daß ſie einer gründlichen Prü⸗ 
fung zu unterziehen ſind. Ich beantrage daher 
Zurückverweiſung des Geſetzes an den Steueraus⸗ 
ſchuß. (Heiterkeit links.) 

Präſident: Es iſt zur Geſchäftsordnung der 
Antrag geſtellt worden, die Vorlage an den Aus⸗ 
ſchuß zur nochmaligen Beratung zurückzuver⸗ 
weiſen. Der Antrag geht der weiteren Abſtim⸗ 
mung vor. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Antrag Folge geben wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe Artikel II auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Nachdem Sie den Artikel des Geſetzes trotz 
des Widerſpruchs des überwiegenden Teils der 

3) Bevölkerung angenommen haben, bleibt es jetzt 
dem Senat nach Artikel II überlaſſen, dieſes Geſetz 
zu veröffentlichen und evtl. Uebergangsbeſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. Meiner Anſicht nach iſt das 
Geſetz noch nicht ſo durchgearbeitet und ſoweit 
überlegt, daß es der endgültigen Annahme ver⸗ 
fallen kann, (Sehr richtig! rechts.) und daß der 
Senat in der Lage wäre, es zu veröffentlichen und 
Uebergangsbeſtimmungen zu erlaſſen, die allen 
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Teilen der Bevölkerung gerecht werden. Geſtatten 
wei mir, daß ich das in ganz kurzen Zügen nach⸗ 
weiſe. 

In dem von Ihnen angenommenen Artikel I 


geben Sie den Beſitzern der im gewerbsmäßigen 


öffentlichen Verkehr ſtehenden öffentlichen Kraft⸗ 
droſchken das Recht, die Steuer um 30 Prozent zu 
kürzen. Ich will das nicht bemängeln, ſondern 
halte das für durchaus gerechtfertigt. Was dem 
einen recht iſt, iſt aber nach meiner Anſicht dem 
andern billig. Das ſollte in einem Volksſtaat 
jederzeit bedacht werden. Daran haben aber die 
Geſetzgeber offenbar nicht gedacht. Nach meiner 


Anſicht und der weiter Kreiſe müßte dieſelbe Er⸗ 


mäßigung von 30 Prozent auch den Beſitzern von 
Autobuſſen, die im öffentlichen Verkehr ſtehen, zu⸗ 
geſtanden werden, und zwar nicht etwa mit Rück⸗ 
ſicht auf den Geldbeutel dieſer Autobusbeſitzer, 
ſondern mit Rückſicht auf die Bevölkerung und 
namentlich auf diejenigen Kreiſe, denen dieſe 
Autobusbeſitzer dienen, und zwar iſt es in erſter 
Linie die Landbevölkerung. Dieſe Autobusbe⸗ 
ſitzer haben ſeit langer Zeit und namentlich in 
dieſem Winter unter großen Schwierigkeiten den 
Verkehr auf den Hauptlinien aufrecht erhalten. 
Sie find ſogar durch die Beſtimmungen ihrer Kon- 
zeſſion dazu verpflichtet. Sie tun Dienſt am 
Volke im wahren Sinne des Wortes. Sie über⸗ 
nehmen Pflichten, die eigentlich der Staat zu 
erfüllen hätte; denn unſer kleiner Stadt⸗Staat hat 
meiner Meinung nach nicht nur die Aufgabe für 
die Verkehrsmöglichkeit ſeiner ſtädtiſchen Bevölke⸗ 
rung zu ſorgen und zu den ſchon vorhandenen 
Eiſenbahnen und Elektriſchen noch auf Kunſt⸗ 
ſtraßen Autobuslinien nach Zoppot einzurichten, 
ſondern er hätte es in erſter Linie nötig, auf 
Straßen, wo keine öffentlichen Verkehrsmittel 
vorhanden ſind, ſolche bereitzuſtellen. Wenn der 
Staat nicht dazu in der Lage iſt und die Privat⸗ 
unternehmer derartige Unternehmen aus eigener 
Initiative ſchaffen und ſie unter Aufwendung 
weſentlicher Mittel aufrecht erhalten, ſo erfüllen 
dieſe Beſitzer nach meiner Anſicht einen we⸗ 
ſentlichen Dienſt am Volk. Wie wichtig dieſer 
Dienſt iſt, können nur diejenigen nachfühlen, die 
in abgelegenen Landorten wohnen und für die die 
11 das einzige Verkehrsmittel ſind. (Sehr 
richtig! 

M. D. u. H.! Wer von Ihnen früher, als 
dieſe Verkehrsmittel noch nicht beſtanden, ſich z. 
B. nachts um 12 Uhr an einem Wintertag auf 
einen vollbeladenen Kartoffelwagen geſetzt hat 
und 10, 20, 24 Kilometer durch die Nacht geſtuckert 
iſt und morgens durchgefroren und durchgeſchüttelt 
in Danzig ankam, wird wiſſen, was es bedeutet, 
wenn der kleine Mann heute eine bequeme Ver⸗ 
bindung hat. Wenn früher Gutsbeſitzer und an⸗ 
dere Leute verſagten, mußten auch Kranke auf 
derartige Gelegenheits⸗Fuhrwerke geſetzt und 
meilenweit durch die Landſchaft geſchuckelt werden. 
Jetzt beſteht die Möglichkeit, ſolchen Perſonen eine 
einigermaßen annehmbare Autofahrt zu verſchaf⸗ 
fen. Das muß man zu würdigen wiſſen. Ein 


Antrag, den Autobusbeſitzern ebenfalls die Er⸗ 
mäßigung von 30 Prozent zuzugeſtehen, iſt durch⸗ 
aus berechtigt. 


Der Senat der Freien Stadt hat 


80 
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(A 
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— 
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(Friedrich, Abgeordneter) 


es bis jetzt unterlaſſen, für eine ausreichende Be⸗ 


ſchulung der Landbevölkerung zu ſorgen. Eine 
ſogenannte Aufbauſchule ſoll dem Papier nach 
vom 1. April kommen. Ich befürchte, daß man 
dieſes Kind ſo lieb haben wird, daß man es gleich 
bei der Geburt erdrückt. (Heiterkeit.) Zur Zeit 
fehlt dieſe Möglichkeit aber, und Hunderte von 
Schulkindern ſind auf dieſen Autobusverkehr ange⸗ 
wieſen. Meilenweit kommen ſie morgens zur 
Schule gefahren. Die Autobusbeſitzer haben es 
für ihre Pflicht erachtet, den Kindern den Schul⸗ 
weg zu ermöglichen. Es wäre Aufgabe des 
Staates, derartigen Anträgen entgegenzukommen 
und den Autobusbeſitzern eine Ermäßigung der 
Steuer zuzugeſtehen. Sie brauchen nicht ſo weit 
zu gehen, wie es die Autobusbeſitzer verlangen, 
50 Prozent der Reſervewagen ſteuerfrei zu laſſen, 
ſondern es wäre zweckmäßig, ihnen 30 Prozent 
Ermäßigung auf die geſamten Wagen zu ge⸗ 
währen. 


Da die Geſetzgeber das meiner Anſicht nach 
noch nicht eingehend überlegt haben, erlaube ich 
mir, auf Ihre beſſere Einſicht vertrauend, trotz 
der eben erfolgten Ablehnung noch einmal den 
Antrag zu ſtellen, dies Geſetz dem Ausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen, damit zum mindeſten dieſe Härten 
herausgearbeitet werden, und der Senat die Mög⸗ 
lichkeit hat, in ſeinen Ausführungsbeſtimmungen 
die Gegebenheiten der Bevölkerung zu berückſich⸗ 
tigen. 

Mir fällt aber noch etwas ein. Die Landbe⸗ 
völkerung wird beim Autobusverkehr von der 
Stadtverwaltung überhaupt ſehr benachteiligt. 
Auf dem Kohlenmarkt hält die ſtädtiſche Linie, die 


nach Oliva und Zoppot verkehrt. Auf dem Heu⸗ 


markt halten ſämtliche Linien des Landes. Sehen 
Sie ſich einmal an, in welchem Zuſtand ſich der 
Heumarkt, die Halteſtelle für die Landbevölke⸗ 
rung befindet und wie der Kohlenmarkt herge⸗ 
richtet iſt. Für die ſtädtiſche Bevölkerung hat man 
die Halteſtelle auf dem Kohlenmarkt von Eis und 


Schnee freigemacht, ſo daß man ohne weiteres ein⸗ 


ſteigen kann. Auf dem Heumarkt iſt jetzt auch eine 
ſogenannte Plattform zum Aus⸗ und Einſteigen 
in die Landautobuſſe eingerichtet. Dort liegt ein 
Dunghaufen neben dem andern. Es handelt ſich 
nicht um Schnee, ſondern um Dung, denn auf dem 
Heumarkt halten bekanntlich ſämtliche Fuhrwerke, 
die vom Lande kommen. Seit Wochen iſt der 
Heumarkt nicht gereinigt worden. Wenn das ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo wurden nur die Exkremente der 
Pferde mit dem Schnee zu hohen Haufen vereinigt. 
Das ließ ſich bei der ſtrengen Kälte wohl nicht 
vermeiden. Wenn jetzt die Landbevölkerung mit 
dem Autobus vorfährt, geſchieht das auf der 
Dungſeite. Die Landbevölkerung muß beim Aus⸗ 
und Einſteigen ſtets über den Dunghaufen hin⸗ 
wegturnen. Wenn die Stadtbevölkerung auf das 
Land kommt, will ſie Landluft genießen. Wenn 
die Landbevölkerung in die Stadt kommt, will ſie 
aber nicht immer über den Dunghaufen turnen 
müſſen, das muß ſie ſchon zu Hauſe bei der täg⸗ 
lichen Arbeit. (Heiterkeit.) Auch aus dieſen Erwä⸗ 
gungen heraus bitte ich, meinen Antrag anzu⸗ 
nehmen. (Bravo!) 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel II, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Es iſt der Antrag auf Zurückverweiſung 
der Vorlage an den Ausſchuß geſtellt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Antrag anneh⸗ 
men wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über Artikel II der Vorlage ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel II 
iſt angenommen. Zu Artikel III liegt in Druck⸗ 
ſache Nr. 644 ein Abänderungsantrag vor: 

Artikel 3 
In Zeile 1 und Zeile 6 werden die Worte 

„1. März“ durch die Worte „1. April“ erſetzt. 

In Zeile 4 wird ſtatt der Worte „28. Februar“ 

„31. März“ geſetzt. 


Gerick 

u. die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
3 Mathieu 

und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 


ichter 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchliberalen Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Wir ſtimmen 
jetzt über den ſo geänderten Artikel III der Vor⸗ 
lage ab. Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
Artikel III iſt angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf und ſtelle ihre Annahme feſt. Zu die⸗ 
ſem Geſetz liegt in Druckſache Nr. 621 noch eine 


ö e e vor: 


ir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

Den Senat der Freien Stadt Danzig zu erſuchen, 
die nachgeordneten Dienſtſtellen anzuweiſen, daß ſie 
die von ihnen zu vergebenden Aufträge in erſter 
Linie an Danziger Firmen vergeben. Dieſe mit Auf⸗ 
trägen bedachten Firmen ſind ihrerſeits gleichfalls zu 
verpflichten. den zur Ausführung dieſer Aufträge 
erforderlichen Bedarf an Materialien und Halb⸗ 
fabrikaten nach Möglichkeit wiederum bei Danziger 
Firmen zu decken Insbeſondere ſoll dieſe Anweiſung 
des Senats für die Arbeiten gelten, die auf dem Ge⸗ 
biete des Wegebaues vorgenommen werden ſollen 
und deren Bezahlung aus dem Ertrag der Kraftfahr⸗ 
zeugſteuer vorgeſehen iſt. 


Dumont 

und die übrig. Mitgl. der Nationalliberalen Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt an⸗ 
genommen. (Abg. Schwegmann: Bei der Schluß⸗ 
abſtimmung beantrage ich namentliche Abſtim⸗ 
mung.) Bei der Schlußabſtimmung iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Unterftügung reicht aus. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung, die namentlich 
erfolgt. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Plätze einzunehmen, die Abſtimmung beginnt. — 
Das vorläufig feſtgeſtellte Ergebnis iſt folgendes: 
Abgegeben ſind 63 Stimmkarten, davon 62 mit 
Ja und 1 mit Nein.“) Das Geſetz iſt in der Schluß⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 63, davon 62 mit Ja, 1 mit Nein. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergund, Beſſer, 


Beyer, Dr. Bing, Bock, Bohner, Brennert, Brill, Cierocki, 
Eiſerloh, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, 
Gerick, Grodnick, Hackbardt, Hallmann, Robert, Höhn, 
Hook, Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Karſchewſki, 
Klein, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Ku⸗ 
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(Präfident) 
abſtimmung angenommen. Ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes über die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerbeſchädigter. 

Druckſache Nr. 645. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich darf wohl vorſchlagen, das 
Geſetz dem Ausſchuß für ſoziale Angelegenheiten 
zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, das 
Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Zahlung ſozialer Zulagen an Staats- 
und Gemeindearbeiter. — Urantrag des 
Abg. Liſchnewſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 580 zu Nr. 58. Ich rufe $ 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Den Geſetz⸗ 
entwurf betr. die Gleichſtellung der Staats⸗ und 
Gemeindearbeiter bezüglich der ſozialen Zulagen 
mit den Beamten haben wir ſchon im Februar 
1928 vorgelegt. Es hat alſo über ein Jahr gedau⸗ 
ert, bis die zweite Leſung heute im Plenum be⸗ 
handelt wird. Es iſt typiſch für den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat, den kapitaliſtiſchen Parlamentaris⸗ 
mus und ſeine Helfershelfer, daß wenn Arbeiter⸗ 
fragen auf der Tagesordnung ſtehen, ſie lange hin⸗ 
ausgeſchoben werden, ja manchesmal gar ni 
weiter behandelt werden. Anſeres Erachtens 
müßte heute nach der wirtſchaftlichen und ſozialen 
Lage, wie ſie im Freiſtaat jetzt beſteht, für dieſe 
Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter längſt mehr ge⸗ 
fordert werden. Aber es iſt bei dieſem Geſetz ge⸗ 
nau ſo, wie bei der ehemaligen Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe für die Erwerbsloſen, daß immer, wie ich 
ſchon eingangs ſagte, wenn Arbeiterfragen auf der 
Tagesordnung ſtehen, ſie möglichſt weit hinaus⸗ 
geſchoben werden. Anders iſt es, wenn kapitaliſti⸗ 
ſche Intereſſen wahrgenommen werden. Wenn 
das der Fall iſt, wird hier im Hauſe gleich die 
zweite und dritte Leſung an einem Tag beantragt. 
Ich erinnere an verſchiedene Geſetzesvorlagen, 
durch die Erleichterungen für die kapitaliſtiſche 
Klaſſe vorgenommen werden ſollte, und wie da 
verfahren wurde. 

Nun zur Sache ſelbſt. Die ſozialen Zulagen 
für die Beamten betragen heute nach dem Beam⸗ 


rowſki, Lemke, Bruno, Leu, Loops, Frau Malikowſki, 
Mathieu, Mau, Moritz, Frau Pauls, Plettner, Frau 
Prillwitz, Raap, Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, 
Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Eduard, Schmidt 
Friedrich, Selow, Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, 
Frau Zuper. \ 

Geſtimmt hat mit Nein: Abg. Wilhem Lemke. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, 
Burandt, Dinklage, Dumont, Dyck, Doerkſen, Falkenberg, 
Friedrich, Geisler, Hallmann, Rudolf, Dr. Heinemann, 
Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, Frau 
Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Frau Kreft, Kreft, Paul, 
Langnau, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mayen, Frau 
Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczynſki, Mrocgzkowſki, Müller, 
Bernhard, Frau Müller, Müller, Paul, Müller, Walter, 
Neubauer, Opitz, Papke, Philipſen, Plenikowſki, Rahn, 
Raſchke, Regier, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Senft⸗ 


leben, Dr. Unger, Vollerthun, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 


| 
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tenbeſoldungsgeſetz laut 8 18 Abſ. 2 an Kinder⸗ 
beihilfen monatlich für die erſten beiden Kinder 
je 25 Gulden, für das dritte und vierte Kind je 
31 Gulden, für das fünfte und jedes weitere Kind 
je 37 Gulden. Die Höhe des jeweils zu zahlenden 
Satzes wird nach der Zahl der kinderbeihilfefähi⸗ 
gen Kinder beſtimmt. Demgegenüber iſt zu bemer⸗ 
ken, daß die Gemeinde- und Staatsarbeiter eine 
Stundenzulage erhalten, und zwar für Frau und 
Kind von je 6 Pfennig die Stunde. Das macht für 
einen Familienvater mit Frau und ſein Kind eine 
Zulage von wöchentlich 5,76 Gulden und im Mo⸗ 
nat von genau 25,96 Gulden. Ein Staatsbeamter 
erhält aber ſchon bei einem Kind für den Monat 
25 Gulden. Das iſt natürlich ein Widerſpruch, da 
es ja ſoziale Zulagen ſind. Wir Kommuniſten 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Kinder der 
Arbeiter mindeſtens ebenſoviel wert ſind als die 
Kinder der Staatsbeamten. Bekanntlich iſt es jo, 
daß wenn man Proletarierkindern die Möglichkeit 
gibt, im wirtſchaftlichen Leben weiter zu kommen, 
ſie eher Begriffsvermögen haben als die beſitzen⸗ 
de Klaſſe, weil bekanntlich die beſitzende Klaſſe 
mit ihrem Verſtand zurückgeht. Das iſt eine feſt⸗ 
ſtehende Tatſache, die auch von Wiſſenſchaftlern 
anerkannt wird. 

Ich möchte hierzu bemerken, daß wir die Gleich⸗ 
ſtellung der Gemeinde- und Staatsarbeiter in be⸗ 
zug auf das Kindergeld mit den Beamten fordern. 
Aus dieſem Grunde haben wir dieſen Geſetzent⸗ 
wurf im Volkstag vorgelegt. Aber es iſt ange⸗ 
bracht, daß wir bei dieſer Frage der geringen ſo⸗ 
zialen Zulagen, die die Gemeinde und Staats⸗ 
arbeiter erhalten, noch ein paar Worte über den 
Lohn der Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter über⸗ 
haupt ſagen. Ein ungelernter Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeiter verdient z. B. heute unter dem 
ſozialdemokratiſchen Senator die Woche ungefähr, 
nach Pfennigen läßt es ſich nicht ſo genau berech⸗ 
nen, 48,80 Gulden. Dazu kommt für Krankenkaſſe, 
Ruhelohn und Invalidität noch ein Abzug von 
4 Gulden pro Woche. Er erhält alſo demnach unge⸗ 
fähr 44,80 Gulden. Das iſt ein Lohn, der natür⸗ 
lich völlig unzureichend iſt. In Anbetracht der 
Teuerungsverhältniſſe, in denen wir uns befin⸗ 
den, müßte es möglich ſein, den Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeitern einen höheren Lohn zu geben, 
um ſo mehr, weil heute an der Spitze des geſamten 
Dezernats für die Gemeinde- und Staatsarbeiter 
ein ſozialdemokratſcher Senator ſitzt. Ich möchte 
ausdrücklich hervorheben, daß ſich an den Löhnen 
und ſozialen Zulagen der Gemeinde⸗ und Staats⸗ 
arbeiter, trotzdem jetzt ein ſozialdemokratiſcher Se⸗ 
nator da iſt, abſolut nichts geändert hat. Es iſt 
keine Lohnerhöhung eingetreten und auch keine 
Erhöhung der ſozialen Zulagen. Es bleibt auch 
in dieſer Beziehung alles beim alten, es iſt nichts 
unternommen worden. 

Ich habe ausdrücklich den Lohn eines mittle⸗ 
ren Gemeinde- und Staatsarbeiters erwähnt. Bei 
den ungelernten Arbeitern kommen noch niedri⸗ 
gere Löhne heraus. Wenn die Abzüge getätigt 
ſind, ſtellt ſich der Lohn eines ungelernten Ge⸗ 
meinde⸗ und Staatsarbeiters auf 40 Gulden. Der 
Tarif der Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter läßt in 
dieſer Beziehung viel zu wünſchen übrig. Wir 
ſehen z. B. daß der Chauffeur des Herrn Senats⸗ 
vizepräſidenten pro Woche gegenüber einem unge⸗ 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

lernten Arbeiter, der 40 Gulden bekommt, 86,40 
Gulden pro Woche erhält, alſo gerade noch einmal 
ſoviel. Wir ſagen nicht, daß das zuviel iſt, aber 
die Differenz zwiſchen dem Kraftwagenführer und 
dem ungelernten Arbeiter iſt zu groß und am Ge⸗ 
dankengang des Arbeiters gemeſſen, unerhört. 
Die Führer von ſtädtiſchen und ſtaatlichen Per⸗ 
ſonen⸗ und Laſtkraftwagen, die eine viel größere 
Verantwortung nach meinem Erachten haben, z. 
B. Führer von Sanitätsautos, denen Kranke und 
Halbtote anvertraut werden ‚erhalten pro Woche 
nur 73,— Gulden, wogegen der Chauffeur des 
Senatspräſidenten 86,40 Gulden erhält. Das iſt 
darauf zurückzuführen, daß wir uns in einem Klaſ⸗ 
ſenſtaat befinden. Es iſt niemand da, der hier ei⸗ 
nen Ausgleich ſchafft und dafür ſorgt, daß der Ar⸗ 
beiter wirklich nach ſeiner Leiſtung bezahlt wird. 
Sehen wir uns einmal die Verantwortung der 
Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter an, die z. B. bei 
Rohrbrüchen von Gas⸗ und Waſſerleitungen be⸗ 
ſchäftigt werden. Dieſe Leute erhalten eine ſo 
ſchlechte Entlohnung, daß jede Kritik eigentlich 
überflüſſig wird. Es müßte eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit ſein, daß die] Gemeinde- und Staatsarbei⸗ 
ter jo entlohnt werden, wie es den Verhältniſſen, 
entſpricht, d. h. der Verantwortung gemäß, die ſie 
tragen. 

Wir ſtellen alſo ausdrücklich feſt, daß auch die 
ſozialen Zulagen gegenüber denen der Staatsbe⸗ 
amten zu wünſchen übrig laſſen. Daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei das nicht berückſichtigt, iſt 
um ſo weniger verſtändlich, als dieſe Partei oder 
Fraktion, als ſie ſich außerhalb der Regierung be⸗ 
fand, ſelbſt einen derartigen Antrag eingebracht 
hat, daß die ſozialen Zulagen der Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeiter denen der Staatsbeamten gleich⸗ 
geſtellt werden ſollten. Jetzt, wo man in der Re⸗ 
gierung iſt, muß man ſparen. Aber man ſpart 
nicht bei den oberen Beamten, ſondern bei der 
minderbemittelten Bevölkerung. Das iſt ein typi⸗ 
ſches Beiſpiel für den Klaſſenſtaat, in dem wir uns 
befinden. Es iſt eine traurige Tatſache, daß die 
Sozialdemokratie nichts weiter macht als die 
deutſchnationale Regierung. 

Das ſtellen wir ausdrücklich feſt. Wir wün⸗ 
ſchen mit aller Entſchiedenheit die Gleichſtellung 
in den ſozialen Zulagen, damit die Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter nicht hinter den Staatsbeam⸗ 
ten zurückſtehen. Wir bitten, unſerem Antrage zu⸗ 
zuſtimmen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung it 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für 
Annahme des § 1 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, das iſt die Minorität, er iſt abgelehnt. 
Ich rufe § 2 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer für Annahme des § 2 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wer für Annahme der Veberſchrift 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — Sie iſt 
abgelehnt. Damit iſt der Urantrag, Druckſache Nr. 
8 erledigt. Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung 
auf: 


Antrag des Oberſtaatsanwalts auf 


Strafverfolgung gegen zwei Abgeordnete. 
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Druckſache Nr. 630. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Taktik der 
neuen Regierung ſcheint es mit ſich zu bringen, 
(Abg. Gehl: Die hat damit gar nichts zu tun!) 
— darauf werde ich noch zu ſprechen kommen, — 
daß man jetzt die Strafverfolgungen gegen die Ab⸗ 
geordneten nicht mehr einzeln durchführt, ſondern 
gleich dutzendweiſe. In der nächſten Zeit werden 
wir ſicher eine Vorlage erhalten, wonach eine 
ganze Reihe Abgeordneter wegen Vergehen ſtraf⸗ 
verfolgt werden ſoll und ſämtliche Strafverfol⸗ 
gungen in einem Antrag zuſammengefaßt wer⸗ 
den. Das iſt ein typiſches Beiſpiel dafür, ſogar 
eine Tatſache, daß die jeweilige Regierung auch 
immer ihre dementſprechende Juſtiz bezw. Juſtiz⸗ 
verwaltung hat. (Abg. Gehl: Nein, es iſt immer 


dieſelbe!) Die Regierung hat ihre Juſtizverwal⸗ 


tung und ihr Organ. Wenn Sie ſagen, es ſei die⸗ 


ſelbe, Herr Gehl, ſo will ich das nicht beſtreiten. 


Ich unterſtreiche das. Auch dieſe Regierung, die 
ſich doch von der deutſchnationalen erheblich unter: 
ſcheiden will, hat natürlich, und das beſtätigen 


Sie, dieſelbe Juſtiz, dieſelbe Verwaltung, dieſel⸗ 


ben Beamten, die der Juſtiz unterſtellt worden 
ſind. (Abg. Leu: Dieſelben Kommuniſten! — Hei⸗ 
terkeit.) Herr Leu, wenn Sie glauben, daß die 
Sowjetverwaltung eine andere Juſtiz hat, ſo ſoll⸗ 
ten ſie das als alter Mann wiſſen. (Abg. Gehl: 
Das hat er ja nicht geſagt!) Daß ſie tatſächlich an⸗ 
ders als Ihre Juſtiz iſt, darüber, glaube ich, be⸗ 
ſteht gar kein Zweifel. (Abg. Gehl: Richtig!) Wo⸗ 
rauf es hier aber ankommt iſt, daß ſich die jetzige 
Regierung nicht um einen Umbau ihrer jetzigen 
Juſtiz kümmert und ſie auch gar nicht umbilden 
will. Sonſt wäre es nicht möglich, daß ſich die 
Schupobeamten noch immer mit, ich möchte ſagen, 
ſadiſtiſcher Wut auf friedliche Bürger ſtürzen und 
ſie niederſchlagen oder niedertrampeln. Wenn Sie 
glauben, Herr Gehl, daß das heute noch ſo ſein 
muß, (Abg. Gehl: Nein!) dann kann mir Ihre 
Regierung leid tun. Abhilfe haben Sie bis jetzt 
noch nicht geſchaffen. Ich erinnere an den Fall, 
der ſich in den letzten Tagen ereignet hat, wo man 
wieder einen Arbeiter wie einen räudigen Hund 
niedergeknallt hat. (Zwiſchenrufe links.) Selbſt 
wenn er geſtohlen haben ſollte, das würden Sie 
Schweinigel auch machen, Herr Leu, das zeichnet 
Ihre gemeine Geſinnung. (Zwiſchenrufe.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
Sie haben Herrn Abg. Leu gemeine Geſinnung 
nachgeſagt, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich behaupte 
von dieſer Stelle, daß der Abg. Leu ein ganz ge⸗ 
meiner Lump iſt. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
wegen dieſes Ausdrucks rufe ich Sie zum zweiten 
Mal zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen 
eines dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Dem Hauſe iſt 
alſo eine Strafverfolgung zugegangen. (Zuruf 
des Abg. Plettner. Abg. Plenikowſki: Ihr 
Lügner!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich nehme nicht an, daß Sie mit dieſem 
Ausdruck ein Mitglied des hohen Hauſes gemeint 
haben. (Abg. Plenikowſki: Jawohl, Herrn Leu! 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
Leu iſt ein Lügner!) Ich rufe Sie deswegen zur 
Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn noch ein 
paar Ordnungsrufe kommen ſollten, ich habe Zeit. 
(Abg. Fiſcher: Die üblichen Provokationen! — 
Abg. Liſchnewſki: Ihr ſeid die Provokateure! — 
Zurufe des Abg. Plenikowſki. — Große Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowfti: Das Wort hat Herr 
Abg. Raſchbe. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es ſteht alſo 
feſt, daß ſich noch immer Teile der Schupobeamten 
beſonders gegenüber der werktätigen Bevölkerung 
ganz rigoros benehmen. Wir ſind der Meinung, 


wenn ſelbſt ein Arbeiter gegen ein Geſetz verſtößt, 


noch kein Schupobeamter das Recht hat, dieſen 
Menſchen auf der Wache und auf der Straße zu 
mißhandeln. Daß dieſe Mißhandlungen heute noch 
gang und gäbe ſind, wird niemand abſtreiten kön⸗ 
nen. M. D. u. H.! Wir ſind uns darüber klar, 
daß dieſe Taten der Schupobeamten gedeckt wer⸗ 
den. Es iſt unmöglich, ſolch einem mißhandelten 
Arbeiter Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. 
Man geht kaltſchnäuzig darüber hinweg, wenn der 
Schupobeamte Meineide über Meineide leiſtet. 
Auf der anderen Seite ſtellen wir feſt, daß die 
Solidarität der Schupobeamten auf dieſem Ge⸗ 
biet eine gewiſſe Höhe erreicht hat. Wenn es drei 
oder vier Schupobeamte ſind, die auf einen Arbei⸗ 
ter losſchlagen, dann wird nicht der eine oder der 
andere angeben, daß er geſchlagen hat, ſondern 
man iſt gemein genug und erklärt, daß niemand 
geſchlagen habe. Wenn dann die Danziger Ar⸗ 
beiterzeitung dazu Stellung nimmt, wenn ſie nach⸗ 
weiſt, daß die Arbeiter mißhandelt werden, dann 
ſoll ſie vor den Kadi geſchleppt werden. M. D. u. 
H.! Nur von dieſem Geſichtspunkt aus nehme ich 
zu dieſer Frage Stellung, ohne Sie beeinfluſſen 
zu wollen. Ich denke nicht daran, an Sie zu ap⸗ 
pellieren, an Sie die Forderung zu richten, dieſer 
Strafverfolgung nicht ſtattzugeben. Das wäre irr⸗ 
ſinnig von mir. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
weil ich genau weiß, daß Sie dem nicht nachkom⸗ 
men, daß Sie nach wie vor Ihre Schupo ſchützen 
werden. Aber dieſer Fall beweiſt klar und deutlich, 
daß die vorgeſetzte Behörde es immer wieder ver⸗ 
ſteht und es auch offenſichtlich tut, die Schupo in 
Schutz zu nehmen. 

Der Artikel ſtellte feſt, daß der Abg. Pleni⸗ 
kowſki an einem Sonntag vor der Gemeindewahl, 
und zwar am 11. November von Brunau nach 
Tiegenhof per Rad fuhr. Er traf in Tiegenhof ein, 
als es ſchon etwas dunkel war. Im November iſt 
es um 6 Uhr abends dunkel. Der Polizeiaſſiſtent 
Hahn betrifft ihn dabei, wie er ohne Licht fährt. 
Was iſt nun angebracht? Ich möchte Sie, m. D. 
u. H., fragen, iſt es angebracht, einen Bürger, der 
ſich ſofort ausweiſt, auf die Wache zu ſchleppen? 
Ich glaube, auch im heutigen Staate müßte es 
angebracht ſein, daß, wenn ein Bürger ſich aus⸗ 
weiſt, die Schupo den Namen feſtſtellt und den Be⸗ 
treffenden laufen läßt. Anders unſer Schupomann. 
Man geht beſonders ſo vor, wenn es ſich um einen 
Arbeiter handelt, und dieſer betreffende Hahn 
glaubte einen Arbeiter vor ſich zu haben. Im wei⸗ 
teren Verlauf hat er ſich davon überzeugt, daß 
dieſer anſcheinende Arbeiter ein kommuniſtiſcher 
Abgeordneter wax. Deshalb glaubte er ſich gegen⸗ 


über dieſem Abgeordneten gemein benehmen zu 
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können. Der Abg. Plenikowſki hatte die Bundes⸗ 
kleidung des Roten Frontkämpferbundes an. Ans 
iſt bekannt, daß der größte Teil der Schupo — ein 
Teil ſympathiſtert ja mit uns — ji wie ein ange⸗ 
ſchoſſener Eber anſtellt, wenn er einen R. F. K.⸗ 
Mann in Bundeskleidung ſieht. Er glaubt im er⸗ 
ſten Moment, eine Beſtie vor ſich zu haben. Der 
Abg. Plenikowſki, der ſich dann als Abgeordneter 
auswies, war nicht etwa bemüht, ſeine Immuni⸗ 
tät zu ſichern, ſondern erklärte: „Stellen Sie mei⸗ 
nen Namen feſt, ich muß ſchnellſtens den Zug er⸗ 
reichen. Ich werde dann die Strafe bezahlen, oder 
wenn Sie wollen, bezahle ich auch ſofort.“ Aber 
dieſer Polizeiaſſiſtent, der nach meinem Dafür⸗ 
halten betrunken geweſen ſein muß, war anderer 
Meinung. Er bekam den Abgeordneten am Schla⸗ 
fittchen, ſchleppte ihn nach der Wache, trotzdem 
der Abg. Plenikowſki ſeinen Ausweis vorgelegt 
hatte, in dem bekanntlich das Lichtbild enthalten 
it, der Name uſw. 


Wenn man nun dieſe Handlungsweiſe eines 
blödſinnigen Polizeiaſſiſtenten kritiſiert, wenn man 
erreichen will, daß dieſe Mißſtände abgeſtellt wer⸗ 
den, dann wird nicht etwa ein Protokoll aufge⸗ 
nommen, wird nicht unterſucht, ob der Polizei⸗ 
aſſiſtent ſich auch tatſächlich ſchuldig gemacht hat, 
ſondern es wird einfach ein Strafantrag geſtellt 
und die Sache iſt erledigt. Wenn dann der Volks⸗ 
tag die Strafverfolgung genehmigt, dann kommt 
das Schöffengericht oder der Einzelrichter und 
ſagt: „Ihr habt den Mann beleidigt, Ihr habt ihn 
in Mißkredit gebracht, und Ihr müßt beſtraft 
werden.“ Wenn aber dieſe Juſtizbehörde Proto⸗ 
kolle aufnimmt, und zwar ſo, daß ſelbſt dem 
Dümmſten in der Bevölkerung ein Licht aufgehen 
muß, ſo ſagen wir, daß das der Gipfel der Gemein⸗ 
heit iſt. Die Juſtizbehörde hat natürlich auf Grund 
unſeres Artikels den Polizeiaſſiſtenten Hahn ver⸗ 
nommen. Sie hat feſtgeſtellt, daß ſie gegen den 
betreffenden Polizeiaſſiſtenten wegen Nötigung, 
Körperverletzung und Freiheitsberaubung nicht 
vorgehen kann. M. D. u. H.! Stellen Sie ſich vor, 
wie dieſe Vernehmung vor ſich gegangen iſt. Der 


Abg. Plenikowſki, der von dieſem Polizeiaſſiſten⸗ 


ten arretiert wurde, der von ihm mißhandelt wor⸗ 
den iſt, wird abſolut nicht vernommen. Die vor⸗ 
geſetzte Behörde vernimmt den Polizeiaſſiſtenten, 
fragt ihn: „Haſt Du dies, haſt Du jenes began⸗ 
gen? Haſt Du das getan, was die Danziger Ar⸗ 
beiterzeitung Dir vorwirft?“ M. D. u. H.! Es 
iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß der Mann mit Nein 
antworten wird. Das genügt der Polizei und der 
Juſtizbehörde, um zu erklären, daß ein Einſchrei⸗ 
ten gegen den Polizeiaſſiſtenten nicht angebracht 
ſei; denn er habe nichts getan. Der Miſſetäter 
it der Abg. Plenikowſki, der den Herrn Polizei⸗ 
aſſiſtenten in der Arbeiterzeitung beleidigt, ihn 
in Mißkredit gebracht hat. Auch hier hält es die 
Behörde nicht für notwendig, genaue Feſtſtellungen 
zu machen. Sie erklärt einfach, ſo, wie ich es mir 
denke, iſt es und der Volkstag wird ja ſchon die 
Immunität aufheben. Dann werden wir dieſe 
beiden Herren auf ein paar Wochen einſperren 


oder ſie mit ein paar hundert Gulden Geldſtrafe 
beſtrafen. Dann iſt ihnen das Maul geſtopft und 
ſie werden ſich das zweitemal etwas mehr vor⸗ 
ſehen. Wir ſtellen alſo feſt, daß man gegen einen 
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(RNaſchke, Abgeordneter) 
Abgeordneten ein Strafverfahren einleiten will, 
das jeder Grundlage entbehrt. 


Der Abg. Plenikowſki iſt nun zufällig nicht der 


Gewährsmann für dieſen Artikel, und ich bin tat⸗ 


ſächlich begierig zu erfahren, wie der Staatsan⸗ 


walt im Rechtsausſchuß ſeinen Antrag begründen 
will. Feſt ſteht, daß weder Herr Plenikowſti noch 
ſonſt ein Arbeiter mir dieſen Artikel übermittelt 
hat. Vielmehr hat ein bürgerlicher Bewohner von 
Tiegenhof ihn an die „Arbeiterzeitung“ geſandt 
und ſich ganz erheblich darüber empört, daß ſich 
der Polizeiaſſiſtent Hahn in ſolch einer ſchroffen 
Weiſe einem Bürger gegenüber benommen hat. 
Zuſammenfaſſend möchte ich ſagen, daß wir uns 
heute gar nicht darüber wundern, wenn ſich die 
Bevölkerung gegen den Parlamentarismus wen⸗ 
det. Wenn Preſſe, Juſtiz und Senat, alle dieſe 
Einrichtungen und Behörden es darauf anlegen, 
die Abgeordneten immer wieder in Mißkredit zu 
bringen, ſie immer wieder in der Oeffentlichkeit 
in den Schmutz und Dreck zu zerren, dann darf man 
ſich nicht wundern, wenn ſchließlich die Bevölke⸗ 
rung gegen den Parlamentarismus eingeſtellt iſt. 
Wir begrüßen das, freuen uns und wünſchen, daß 
ſie noch mehr ihr Gift gegen das Parlament ver⸗ 
ſpritzen. Wir helfen mit und werden unſere ganze 
Kraft anſetzen, daß dieſer Parlamentarismus in 
den größten Dreck hineingeſchleudert wird. Wir 
haben kein Intereſſe am Parlamentarismus. Wir 
wünſchen, daß er verſchwindet, eher heute als mor⸗ 
gen und an ſeiner Stelle die Diktatur des Prole⸗ 
tariats errichtet wird. Dann wird es Ihre Juſtiz 
nicht mehr wagen, gegen die Abgeordneten vor⸗ 
zugehen, die die Intereſſen der werktätigen Be⸗ 
völkerung vertreten. 
Einrichtungen Schluß machen, dann wird ſie die 
am Schlafittchen bekommen, die tatſächlich die 
Intereſſen der werktätigen Bevölkerung mit Fü⸗ 
ßen treten. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen vor, 
die Druckſache Nr. 630 dem Rechtsausſchuß zu 
überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung 
auf: 

Antrag des Oberſtaatsanwalts auf Ge⸗ 
nehmigung der 
einen Abgeordneten. — Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. 


Druckſache Nr. 633 zu Nr. 583. Das Wort hat 


der Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der Herr Vorredner hat zweifellos in einem 
Punkt recht. Es iſt ſicher kein erhebendes Schau⸗ 
ſpiel für die Bevölkerung, wenn wir uns hier in 
faſt jeder Sitzung mit Strafverfolgungen der Ab⸗ 
geordneten zu beſchäftigen haben. Ich kann aber 
ſeine Auffaſſung nicht teilen, daß daran die Be⸗ 
hörden oder die Gerichte ſchuld ſind. In erſter 
Linie ſind es wohl die Herren Abgeordneten. 


(Frau Abg. Kreft: Aha!) Darüber dürfte auch 
außerhalb des Hauſes gar kein Zweifel ſein, daß 
man ſein Mandat wirkungsvoll ausüben kann, 
ohne ſich ſtraffällig zu machen. (Abg. Plenikowſki: 
Daß man gehindert wird, zu einer Wahlverſamm⸗ 
lung zu fahren!) Dann haben Sie auch Mittel und 


Dann wird ſie mit dieſen 


Strafverfolgung gegen 


1497 


Wege, den betreffenden Beamten zur Verantwor⸗ 


tung zu ziehen. (Abg. Naſchke: Bei Ihrer Juſtiz?) 
Sie ſind ja ſonſt nicht ſo zaghaft, wenn Sie nur 
wollen und wenn Sie recht haben. 

Ich ſpreche jetzt aber zum Punkt 7 der Tages⸗ 
ordnung. Dieſem liegen doch wirklich ernſtere 
Vorgänge zu Grunde, als in dem vorhergehen⸗ 
den Fall. Es handelt ſich darum, daß der Abg. 
Dr. Blavier in ſeiner Zeitſchrift „Die Neue Zeit“ 
Nr. 51 ganz grobe Beleidigungen gegenüber einem 
Mitglied des Senats aufgeſtellt hat. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Ihr alter Freund!) Die Sache geht noch 
weiter zurück. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Herr Abg. Dr. Blavier, wie können Sie es be- 
ſtreiten, wenn ich etwas Richtiges geſagt habe. 
Ich meine es übrigens gar nicht böſe mit Ihnen. 
(Heiterkeit.) Wenn ich mich nicht irre, hat Herr 
Abg. Dr. Blavier dasſelbe Gedicht, um das es ſich 
hier handelt, bereits im Jahre 1926 in der „Neuen 
Zeit“ gebracht. 
den Antrag auf Genehmigung zur Strafverfol⸗ 
gung ein. Der damalige Volkstag hatte die mora⸗ 
liſche Höhe, die Strafverfolgung zu genehmigen. 
Er verbeſſerte ſich dann aber ſpäter wieder durch 
eine Amneſtie, und die Strafverfolgung blieb 
ſtecken. Gegen Ende 1928 brachte Abg. Dr. Bla⸗ 
vier in ſeinem Artikel „Rückblick“ dies Gedicht 


Zuſatz: „Was wir damals behaupteten und wofür 
wir jahrelang angefeindet wurden, iſt heute er⸗ 
wieſen.“ (Zuruf des Abg. Plenikowfki.) Die Re⸗ 
gierung warf ſich in die Bruſt und ſtellte den An⸗ 
trag auf Genehmigung der Strafverfolgung. (Zu⸗ 
ruf links.) Die Preſſeſtelle des Senats trat in 


der Fall eifrigſt beſprochen. Soweit ich die Blät⸗ 
ter der Koalitionsparteien, namentlich die bür⸗ 
gerlichen Blätter geleſen habe, war man ſich dar⸗ 


ſo weitergehen könne. Die Strafverfolgung müſſe 
einmal durchgreifen. Es ginge nicht an, daß Ab⸗ 
geordnete ihre Immunität dazu benutzten, Schrift- 
leiter an einer Zeitung zu ſein und von dort aus 
unter dem Schutz der Immunität die Mitbürger 
oder Beamte des Staates oder den Staat ſelbſt zu 
beleidigen. 

Nun hätte man annehmen müſſen, daß die 
ſtärken würden, und daß ſie im Ausſchuß des 
Volkstages für die Genehmigung der Strafverfol⸗ 
gung ſtimmen würden. Aeberraſchenderweiſe iſt 


Mit einer erheblichen Mehrheit haben die Koa⸗ 
litionsparteien ihre eigene Regierung dabei im 
Stich gelaſſen. Das können wir nicht ohne Kritik 
vorübergehen laſſen. 
werden, wer hinter der jetzigen Regierung ſteht, 
namentlich in Fragen, wo es ſich um die Moral 
der höchſten Inſtanz, nämlich des hohen Hauſes, 
handelt. (Abg. Plenikowſki: Dieſe Banditen 
ſprechen von Moral!) Das iſt auch der Grund, 
warum ich hier ſpreche. Wir haben ein Intereſſe 
daran, hier feſtzuſtellen, wer von den Abgeord⸗ 
neten und namentlich von der Koalition denn nun 


nats ſteht, bezw. wer den jetzigen Senat ſchützt, 


Damals reichte der Senat auch 


wieder und verſtärkte noch den Inhalt durch den 


Tätigkeit. In den Zeitungen von Danzig wurde 


über einig, daß das Verfahren Dr. Blaviers nicht 


Koalitionsparteien ihrer Regierung den Rücken 


das nicht geſchehen. (Widerſpruch beim Zentrum.) 


Es muß einmal feſtgeſtellt 


eigentlich hinter dem damaligen Beſchluß des Se⸗ 
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(Senftleben, Abgeordneter) 
wenn es ſich um ſolche wichtigen Fragen handelt. 
Glauben Sie es mir, die Bevölkerung hat kein 
Verſtändnis dafür, daß Abgeordnete Schindluder 
mit der Ehre der anderen treiben. Ich beantrage 
namens meiner Fraktion über dieſen Punkt der 
Tagesordnung namentliche Abſtimmung. (Abg. 
Plenikowſki: Sie find der Inbegriff aller Moral!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es iſt 
eigentlich komiſch, daß die Deutſchnationalen die 
Gelegenheit gerade des Falles Runge benutzen, 


um hier eine von Moral triefende Rede ausgerech⸗ 


net durch Herrn Abg. Senftleben vom Stapel zu 
laſſen. Herr Senftleben, Sie und Ihre Partei 
ſind die Ungeeignetſten, um von Moral im öffent: 
lichen Leben zu reden. (Heiterkeit links.) Wenn 
Ihr Rechtsanwalt Herr Schwegmann 30 000 Gul⸗ 
den verdient hat als er das Tabakmonopol durch⸗ 
brachte, dann reden Sie nicht von Moral. (Das 
ſtimmt nicht! Sie wiſſen doch, daß das Schwindel 
iſt! rechts.) Haben Sie beim Monopolvertrag ver⸗ 
dient oder nicht? (Abg. Schwegmann: Nicht 30 000 
Gulden! — Abg. Senftleben: Was haben Sie bei 
den Schiebungen Ihrer Häuſer verdient?) Die 
Häuſer hat meine Mutter gebaut, die hat aller⸗ 
dings nicht Wohnungsſchiebungen gemacht wie 
Sie. M. D. u. H.! Es iſt eigentlich unwürdig, 
daß man ſich mit Ausführungen des Herrn Abg. 
Senftleben und mit Aeußerungen moraliſcher 
Natur der Deutſchnationalen hier beſchäftigen 
muß. Im vorliegenden Falle liegen die Dinge 
aber ſo: Wenn Sie wirklich die Moral wollen, 
Herr Senftleben, dann geben Sie mir die fehlen⸗ 
den Unterſchriften zum parlamentariſchen Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß gegen Runge. Ich habe den 
Wahrheitsbeweis gegen Runge in der Taſche. Da 
Runge nicht mehr Senator iſt, und auch nicht mehr 
als Leiter der Betriebe auftauchen wird, hat ſchon 
die Stimme des Volkes und die Stimme der Re⸗ 
gierung mir recht gegeben. (Abg. Dr. Ziehm: In 
dem Gerichtsverfahren haben Sie Gelegenheit, 
den Wahrheitsbeweis anzutreten!) Glauben Sie 
denn noch, daß unſere Juſtiz Recht ſpricht? (Abg. 
Dr. Ziehm: Jawohl!) Die Dinge liegen ſo, daß 
Sie glauben, in dieſem Fall doch einmal Gelegen⸗ 
heit zu haben, Ihre Geſchöpfe auf mich loszulaſſen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Das ſind nicht meine Geſchöpfe, 
ſondern ſelbſtändige Richter!) Das ſind Ihre 
Leute, die Sie hineingeſetzt haben. Ich bin der 
Gegner der Leute, ſie haſſen mich bis zum letzten 
Blutstropfen. Sie ſollen nun gegen mich Richter 
ſein. Wären die Leute anſtändig, würden ſie das 
ablehnen und die Angelegenheit an den parla⸗ 
mentariſchen Unterſuchungsausſchuß verweiſen. 
Hier können meine Zeugen vernommen werden. 
Oben im Gericht werden die Zeugen nicht vernom⸗ 
men, da lehnt der Vorſitzende den Beweisantritt 
ab, weil er unerheblich iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
glaubt Ihnen doch kein Menſch!) Deshalb gibt es 
nur einen einzigen Weg und das iſt der parla⸗ 
mentariſche Unterſuchungsausſchuß. 

Es iſt Ihre Schuld, m. H. Deutſchnationalen, 
daß Sie mich dauernd zwingen, Ihnen Beſcheid zu 
ſagen; laſſen Sie doch die Dinge in Ruhe. Glau⸗ 
ben Sie, Sie dienen der Juſtiz, wenn Sie ſolche 


Mittwoch, den 13. März 1929. 


Sachen provozieren? Ich ſtelle feſt, wenn ich 
heute wieder einmal die kräftigen Töne hervor⸗ 
hole, bin ich durch Herrn Senftleben dazu gezwun⸗ 
gen. Ich provoziere nicht, aber Sie können keine 
Ruhe halten. (Abg. Dr. Ziehm: Der Senat hat 
einen Antrag auf Strafverfolgung geſtellt!) 


Wenn dieſer Senat unmoraliſch iſt, laſſen Sie ihn 


unmoraliſch bleiben. Warum ſetzen Sie als Tu⸗ 
gendrichter ausgerechnet Herrn Senftleben hier⸗ 
her? (Abg. Dr. Ziehm: Laſſen Sie doch der Ge⸗ 
rechtigkeit freien Lauf!) Es gibt doch keine Gerech⸗ 
tigkeit hier in Danzig. Es gibt nur eins, wollen 
Sie den Fall Runge klären, dann geben Sie mir 
die Anterſchriften für den parlamentariſchen Un⸗ 


terſuchungsausſchuß. Dann werden wir die Klin⸗ 


gen kreuzen, und ich werde den Wahrheitsbeweis 
antreten. (Abg. Dr. Ziehm: Dafür iſt das Gericht 
das beſte Forum!) Sie ſind nicht zu belehren! Das 
Gericht iſt das ungeeignetſte Forum, weil es ſich 
nicht mit dem Antritt des Wahrheitsbeweiſes be⸗ 
faſſen will. (Abg. Dr. Ziehm: Warten Sie ab!) 


Ich habe bei meinem erſten Prozeß, als ich der 


Staatsanwaltſchaft den Vorwurf machte, ſie 


beuge wiſſentlich das Recht — hören Sie zu, Herr 


Dr. Ziehm — den Wahrheitsbeweis angetreten 
und habe geſagt, vernehmt als Zeugen den Land⸗ 
rat Hinz und noch mehrere andere, daß der Spiel⸗ 
betrieb in Zoppot ſittenwidrig iſt. Der verſtor⸗ 
bene Staatsanwalt Sachſe hat geſagt: Wenn kein 
Geſetz geſchaffen wird, muß ich den Spielbetrieb 
ſchließen.“ Das iſt aber nicht geſchehen, ſondern 
der Spielbetrieb geht immer weiter. Ich wollte 
nachweiſen, daß für ein kleines Mauſchelchen ſo⸗ 


fort Strafen verhängt werden, aber nicht über den 


großen Spielbetrieb in Zoppot. Da wurde mir 
der Wahrheitsbeweis aber abgeſchnitten. Geben 
Sie mir den parlamentariſchen Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß, dann werden wir ſehen, wo die Moral ſteckt, 
ob bei Ihnen oder bei mir. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Dr. Bla⸗ 
vier, Sie haben vorhin den Abg. Senftleben einen 
Schieber genannt. Trifft das zu? (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Er hat es mir doch zuerſt vorgeworfen! Dann 
rufe ich Sie nachträglich zur Ordnung. (Abg. Dr. 
Blavier: And wo bleibt Herr Senftleben? — Abg. 
Senftleben: Hier am Platz! — Heiterkeit.) Das 
Wort hat der Herr Abg. Bohner. 

Bohner, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Es 
handelt ſich für uns nur um die Frage, ob ein 
Abgeordneter ſtraflos einen ſeiner Mitbürger be⸗ 
leidigen darf. Ob eine Beleidigung gefallen iſt, 
ſoll das Gericht entſcheiden. Die Zentrumspartei 
hat durch ihren Vertreter im Rechtsausſchuß, das 
ſtelle ich hiermit gegenüber den Anſchuldigungen 
von anderer Seite und gegenüber dem Zweifel, 
den Herr Abg. Senftleben geäußert hat, feſt, für 
die Strafverfolgung gegen den Herrn Abg. Dr. 
Blavier geſtimmt. (Abg. Schwegmann: Das iſt 
gar nicht gejagt worden!) Was die Zweifel des 
Herrn Abg. Dr. Blavier in bezug auf die Unab- 
hängigkeit der Danziger Gerichte anbetrifft, ſo 
möchte ich ihn bloß daran erinnern, was er ſelbſt 
einmal geſagt hat. Als es ſich darum handelte, 
ob er wegen Betrugs und Meineides beſtraft wer⸗ 
den ſollte, hat er emphatiſch erklärt: „Meine 


Herren Richter, geben Sie mir das Vertrauen zur 
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(Bohner, Abgeordneter) 

Juſtiz wieder!“ And als er freigeſprochen wurde, 
hat er erklärt: „Jetzt haben Sie mein Vertrauen 
wieder!“ (Große Heiterkeit. — Das iſt eine Ko⸗ 
mödie! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): 
glaube, dem verehrten Herrn Vorredner iſt ein 
kleiner Irrtum unterlaufen. Ich habe dem einen 
weißen Raben, der den Mut gefunden hatte, tat⸗ 
ſächlich die Schwindeleien der Vorinſtanzen nicht 
mitzumachen, allerdings atteſtiert, daß er für ſeine 
Perſon den großen Mut beſeſſen hat, mich gegen 
die ganze Clique freizuſprechen, und dabei habe 
ich geſagt, daß er mir durch ſeinen Spruch das 
Vertrauen wiedergegeben, habe (Na aljo!) d. h. 
zu ſeiner Perſon, nicht aber zur Danziger Juſtiz. 
Das können Sie mir nicht verdenken. Ich weiß 
genau, was damals Herr Dr. Draeger in der 
„Ewigen Lampe“ geſprochen hat. Er hat geſagt: 
Herr Brieskorn iſt eine politiſche Gefahr, aber den 
Blavier zu erledigen, werde ich in dem Prozeß 
Gelegenheit haben.“ Ich weiß, daß er das geſagt 
hat. Solange Geſchöpfe wie Herr Dr. Draeger 


hier in Danzig Recht ſprechen, kann keine Rede 


davon ſein, daß ich Vertrauen zur Danziger Juſtiz 
habe. Die einzige Ausnahme bildet der Vor⸗ 
ſitzende der damaligen Kammer. (Heiterkeit und 
Zwiſchenrufe. — Abg. Liſchnewſki: Niveau des 
Volkstages!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht weiter vor, die Beſprechung iſt geſchloſ⸗ 
en. 
98 beantragt. 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Die Ab⸗ 
ſtimmung erfolgt in der Weiſe, wer für den An⸗ 
trag des Ausſchuſſes iſt, gibt eine Ja⸗Karte ab, 
wer gegen den Antrag des Ausſchuſſes iſt, eine 
Rein⸗Karte, wer ſich enthalten will, eine Karte: 
„Ich enthalte mich.“ (Abg. Raſchke: Es ſind Zwei⸗ 
fel entſtanden, wie die Abſtimmung gehandhabt 
werden ſoll. Nach dem bisherigen Brauch müſſen 
diejenigen, die für den Ausſchußantrag ſind mit 
Ja, die für die Abweiſung ſind mit Nein ſtim⸗ 


men!) Wir befinden uns in der Abſtimmung. 
Ich ſagte, wer für den Ausſchußantrag iſt, gibt eine 
Ja⸗Karte ab. Der Ausſchußantrag lautet auf Ab⸗ 


lehnung. (Abg. Gerick: Leſt die Druckſachen durch!) 
Wir ſind in der Abſtimmung, weil aber eine Klä⸗ 
rung ſtattfinden ſoll, wiederhole ich: In der Druck⸗ 
ſache Nr. 633 wird Ablehnung beantragt. Wer 
dafür iſt, gibt eine Ja⸗Karte, wer gegenteiliger 
Meinung iſt, eine Nein⸗Karte und wer ſich der 
Stimme enthalten will, eine Enthaltungskarte ab. 
— Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An der Abſtimmung beteiligten ſich 
80 Damen und Herren, davon 39 mit Nein und 
41 mit Jan). Der Antrag des Ausſchuſſes iſt an⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 80, davon 40 mit Ja, 39 mit Nein, 1 Stimme 
ungültig. 5 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Beſſer. Beyer, Bock, 
Brennert, Brill, Dinklage, Frau Falk, Geißler, Gerick, 


Grodnick, Hackbardt, Hook, Joſeph, Kaiſer, Karſchewſfki, 
Knauſt, Frau Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, Leu, 


Ich 


Herr Abg. Senftleben hat namentliche Ab⸗ 
Wird der Antrag unter⸗ 
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genommen. Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung 
auf: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 


verfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 634 zu Nr. 614. Ich eröffne die 


gen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für den Antrag des Ausſchuſſes iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke ſchön; abgelehnt. (Abg. 


Eingaben laut Druckſache Nr. 640. 
Ich werde über die Eingabenberichte der Aus⸗ 
ſchüſſe abſtimmen laſſen. Ich rufe den Eingaben⸗ 
bericht des Hauptausſchuſſes auf. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen; angenommen. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zum Eingabenbericht des Ausſchuſſes für 
ſoziale Angelegenheiten. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen; angenommen. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung zum Eingabenbericht des 
Rechtsausſchuſſes und ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen; angenommen. Die Aus⸗ 
ſprache zum Eingabenbericht des Steuerausſchuſſes 
iſt eröffnet. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen; angenommen. Damit iſt Punkt 
9 der Tagesordnung erledigt. 
Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Wahl von Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern durch Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 
Druckſache Nr. 623. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Klingenberg. 
Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Zu dem 
vorliegenden Geſetzentwurf der Kommuniſtiſchen 
Fraktion habe ich namens meiner Fraktion fol⸗ 
gendes zu bemerken. Artikel 24 der Verfaſſung 
regelt vollauf die Angelegenheiten betr. den Ur⸗ 
laub der Beamten, Angeſtellten und Arbeitern. 
Es heißt dort im Artikel 24: 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Volkstages, 


Liſchnewſki, Loops, Dr. Moczynſki, Müller Bernhard, 
Opitz, Frau Pauls, Plenikowſki, Plettner, Frau Prillwitz, 
Raap, Rahn, Raſchke, Frau Richter, Rohde, Schmidt 
Friedrich, Stukowſki, Wahl, Wierſchowſki. 

Geſtimmt haben mit Nein: Berger, Bertling, Bohner, 
Cierocki, Doerkſen, Dumont, Dyck, Eiſerloh, Falkenberg, 
Gaikowſki, Hallmann Rob., Hallmann Rud., Dr. Heine⸗ 
mann, Höhn, Hohnfeldt, Hoppe, Dr. Hoppenrath, Jantzen, 
Klawitter, Klein, Kurowſki, Manthei, Frau Meyer, 
Mrocskowſki, Müller Paul, Papke, Philipſen, Rogalemifi, 
Rogozinſti, Schillte, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, Weiße, Ziehm, 
Frau Zuper. 

Ungültig: 1. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergund, Dr. 
Bing, Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, 
Burandt, Fiſcher, Fooken, Friedrich, Gehl, Hennke, Jahr, 
Jewelowſki, Frau Kalähne, Karkutſch, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Lemke Bruno, Lemke Wilhelm, Frau Malikowſki, 
Mathieu, Mau, Mayen, Miſsewſki, Moritz, Frau Müller, 
Müller Walter, Neubauer, Regier, Rehberg, Schmidt 
Eduard, Schütz, Schwartz, Selow, Siebenfreund, Spill, 
Weber, Werner Zarſke. 


Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Straf⸗ 


Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 


Raſchke: Jetzt gebt Ihr ſchon die Immunität 
preis!) Wir kommen zu Punkt 9 der Tages⸗ 
ordnung: 


— 


(0) 


D 
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— 
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der Kreis⸗ und Gemeindevertretungen, der Aemter 


und Ausſchüſſe keines Urlaubs. 

Die Sache iſt alſo vollſtändig geregelt. In dieſem 
Sinne rennt der Geſetzentwurf der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion offene Türen ein. 

Das Reichsgericht hat ſich nun mit Einzelfällen 
dieſer Materie ſehr eingehend und mehrfach be⸗ 
ſchäftigt und entſchieden, daß einzelne Aemter und 
Ausſchüſſe, wie z. B. der Gemeindevorſtand, Ma⸗ 
giſtrat, Kreis⸗ und Stadtausſchuß als behördliche 
Verwaltungsorgane anzuſehen ſind. Nach dem be⸗ 
ſtehenden und geltenden Beamtenrecht bedarf es 


der Genehmigung und des Arlaubs ſeitens der 


vorgeſetzten Dienſtbehörde für Beamte, um in 
dieſen Ausſchüſſen tätig zu ſein. Soweit die rein 
rechtliche Seite. Wir ſind aber der Anſicht, daß 
kein Beamter aus Gründen konfeſſioneller, politi⸗ 
ſcher oder ſonſtiger Einſtellung zurückgeſetzt wer⸗ 
den darf. 


Gehalt und Lohn auch für Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter weiter zu zahlen ſind, haben wir zu ſagen, 


daß keine geſetzliche Möglichkeit beſteht, die Ar⸗ 


beitgeber zu zwingen, ihren Angeſtellten und Ar⸗ 
beitern für die Zeit des diesbezüglichen Urlaubs 
Lohn oder Gehalt weiter zu zahlen. Ich glaube 
vielmehr, daß es Sache der Gewerkſchaften ſein 
wird, durch Abſchluß entſprechender Tarife die 
Sache zu regeln. (Abg. Plenikowſki: Ihr braucht 
ja immer Hintertüren, um Euch zu verkriechen !) 

Ich glaube, aus allen dieſen Gründen muß man 
den Entwurf der Kommuniſten ablehnen. Es han⸗ 
delt ſich ja um eine perſönliche Angelegenheit des 
Herrn Plenikowſki. (Zuruf des Abg. Plenikowſfki). 
Ich glaube, daß man den Deutſchnationalen und 
auch dem Landrat Poll keinen größeren Gefallen 
tun könnte, als wenn man Herrn Plenikowſki als 
Kreisausſchußmitglied tätig ſein ließe; denn man 
weiß ganz genau, daß er als blinder Gegner der 
Sozialdemokratie ein ſehr geſchätzter Bundesge⸗ 
noſſe der Reaktion und als ſolcher unerſetzbar und 
unbezahlbar iſt. (Abg. Raſchke: Als Senator ha⸗ 
ben Sie ſchon viele Gemeinheiten gelernt!) 


Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
zunächſt einmal feſtſtellen, daß die Arbeiter über 
das, was Herr Klingenberg zuletzt ſagte, anders 
denken, (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) daß 
die Arbeiter heute ganz genau wiſſen, daß nicht 
wir Kommuniſten die Helfershelfer der Reaktion 
ſind, ſondern Sie (nach links) durch Ihre Politik 
der Wirtſchaftsdemokratie und der Koalition mit 
den Feinden der Arbeiterklaſſe. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Sie fürchten ſich heute, in die 
Verſammlungen der Arbeiter hinauszugehen, um 
dort öffentlich Stellung zu Ihren Verbrechen hier 
zu nehmen. (Zuruf bei den Kommuniſten.) Der 
beſte Helfershelfer der Deutſchnationalen und ins⸗ 
bejondere des Landrats Poll iſt ja der Bürger⸗ 
meiſter Reek. Wenn Sie hier erklären, daß meine 
Anweſenheit im Kreisausſchuß dem Landrat Poll 
ſehr erwünſcht wäre, dann wundere ich mich nur, 
daß Sie ſo ſehr dagegen ſind, daß ich nun endlich 
in den Kreisausſchuß hineinkomme. (Abg. Klin⸗ 
genberg: Wir ſind ja gar nicht dagegen!) Jawohl, 
Sie haben alle Geſetzesanträge abgelehnt, die ſich 


ö 


mit dieſer Materie befaßt haben. Sie haben alle 
Möglichkeiten ſabotiert, und zwar mit Hilfe des 
Landrats Poll, und ſo verhindert, und zwar ge⸗ 
meinſam mit Poll, daß ich in den Kreisausſchuß 
hineinkomme. 

Nun zu dem Geſetzentwurf ſelbſt. Es handelt 
ſich hier um eine Materie, die abzulehnen den So⸗ 
zialdemokraten Bauchſchmerzen verurſacht. Sonſt 
hätten ſie überhaupt zu dem Geſetzentwurf gar 
nicht Stellung genommen. Herr Abg. Klingen⸗ 


berg fühlte ſich bemüßigt, hier einige Worte zu 


ſagen, weil er ganz genau weiß, daß die Beam⸗ 
tenſchaft eine derartige Regelung wünſcht. Wenn 
Herr Abg. Klingenberg erklärt, man renne mit 
dieſem Geſetzentwurf offene Türen ein, ſo ſtimmt 


das nicht. Ganz allgemein beſagt unſer Geſetzent⸗ 


wurf, daß Beamte, Angeſtellte und Arbeiter zur 
Ausübung eines Amtes, in das ſie durch eine 


Körperſchaft des öffentlichen Rechts gewählt wer⸗ 
Was den zweiten Abſatz des $ 1 anlangt, daß 


den, keines Urlaubs und keiner Genehmigung be⸗ 
dürfen. Es iſt ſcheinbar ſo, als ob dieſe Beſtim⸗ 
mung ſchon in der Verfaſſung verankert iſt. Der 
Herr Abg. Klingenberg las ja auch den Artikel 
24 der Verfaſſung hier vor. Aber weil ſich gerade 
durch die Praxis herausgeſtellt hat, daß man nicht 
im geringſten daran denkt, den Artikel 24 auch 


ſinngemäß anzuwenden, deshalb verlangen wir 
eine beſondere Feſtlegung dieſer Materie durch 


ein Geſetz. 

Herr Abg. Klingenberg glaubte hier ſein Licht 
leuchten zu laſſen, indem er erklärte, jeder Be⸗ 
amte, Angeſtellte und Arbeiter erhalte bereits 
durch Artikel 24 ſein Recht. (Zuruf des Abg. 


(©) 


Klingenberg.) Ich habe mein Mandat jtets von (DJ 


Arbeitern bekommen, niemals von den Sozialde⸗ 


mokraten. Im Gegenteil, die ſozialdemokratiſchen 


Führer kämpften mit aller Macht dagegen, daß 
ich ein Mandat bekam. Im Kampf gegen die Füh⸗ 
rer habe ich mein Mandat von den Arbeitern be⸗ 
kommen. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Der Herr 
Abg. Klingenberg glaubte alſo, hier ſein Licht 


leuchten zu laſſen, indem er ſagte, Beamte, Ange⸗ 


ſtellte und Arbeiter brauchten keinen Urlaub ein⸗ 


Vijepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr zuholen. Sie haben dieſen Urlaub bereits und des⸗ 


halb ſei es unbillig, überhaupt noch einen Geſetz⸗ 
entwurf einzubringen, der dasſelbe verlangt, wie 
Artikel 24. Allerdings machte er dann noch einen 
Rückzieher und erklärte, durch Reichsgerichtsge⸗ 
ſetzgebung habe ſich in einzelnen Fällen erwieſen, 
daß die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter nicht 
ohne weiteres ein Amt übernehmen dürfen. Sie 


bedürfen dazu der Genehmigung der vorgeſetzten 


Dienſtbehörde. Wir haben das ja auch hier in 
Danzig erlebt. Es handelt ſich nun nicht nur um 


das, was Herr Klingenberg ſagte. Er führte aus, 


wenn ein Beamter in den Magiſtrat, in den 
Kreisausſchuß, alſo in irgend eine Verwaltungs⸗ 
behörde gewählt werde, dann brauche er einen 
Urlaub ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde. 
damit gibt er zu, daß man Urlaub haben muß, 
wenn man tatſächlich in eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts gewählt wird; denn Kreis⸗ 
ausſchuß, Magiſtrat uſw. ſind Körperſchaften öf⸗ 
fentlichen Rechts, Herr Abg. Klingenberg, und 
leider muß man, um das Amt eines Kreisaus⸗ 
ſchußmitgliedes übernehmen zu können, noch Ur⸗ 
laub einholen. Man rennt alſo nicht offene Türen 
ein. Sie dokumentieren nur, daß Sie auf dem 


Nun, 
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Standpunkt ſtehen, daß dies nicht beſeitigt werden) 
darf, daß, wenn Arbeiter, Angeſtellte oder Be⸗ 
amte in Verwaltungsbehörden hineingewählt 
werden, dazu die Einholung eines Urlaubs not⸗ 
wendig iſt. Nun ſagte Herr Abg. Klingenberg, das 
ſei ja immer Sache der Regierung, und die Regie⸗ 
rung, beſonders die jetzige, werde ſehr weitherzi⸗ 
ges Entgegenkommen zeigen. Herr Abg. Klingen⸗ 
berg, wir wiſſen, daß gerade dieſe Regierung 
nicht daran denkt, z. B. einem kommuniſtiſchen 
Beamten irgendwie entgegenzukommen. Man 
verſucht im Gegenteil noch viel ſchärfer gegen 
kommuniſtiſche Beamte vorzugehen. Wir werden 
auch da noch mit Tatſachenmaterial nicht nur von 
Ihrer Regierung, ſondern auch von Ihren Ver⸗ 
tretern in den Kommunen dienen. (Zuruf links.) 
Nein, Sie wollen immer die Sache ſo hinſtellen, 
als ob das alles nur durch die frühere Regierung 
verurſacht ſei. Sie decken aber auch die Maßnah⸗ 
men der früheren Regierung voll und ganz. Es 
handelt ſich bei dieſer Materie nämlich noch um 
eine andere Frage. Die frühere Regierung be⸗ 
hauptete nämlich, wenn ein Beamter in eine Ver⸗ 
waltungsbehörde hineingewählt worden iſt, 
keinen Urlaub erhält, keine Genehmigung zur 
Uebernahme des Amtes, dann iſt die ganze Wahl 
rechtsungültig. Das hat die frühere Regierung 
behauptet und darum dreht ſich eigentlich die 
ganze Sache. Es handelt ſich nicht um die Ar⸗ 
laubserteilung als ſolche, ſondern darum, ob die 
Verſagung der Genehmigung zur Uebernahme 
eines Kreisausſchußamts, eines Amts im Magi⸗ 
ſtrat, die Rechtsungültigkeit der Wahl zur Folge 
hat. 

Sie erklären immer wieder, es handle ſich um 
einen ſpeziellen Fall. Das ſtimmt nicht. Nur iſt 
durch einen ſpeziellen Fall die Materie aufgerollt 
worden. Wir haben keine Arſache, die ganze Ma⸗ 
terie jetzt ſtocken zu laſſen. In dieſem ſpeziellen 
Fall hat die frühere Regierung dieſe Erklärung 
abgegeben. Nun wiſſen Sie aber, daß ich vereidigt, 
daß ich ſchon Mitglied des Kreisausſchuſſes war. 
Es handelte ſich jetzt noch darum, daß dieſer Senat 
auch auf dem Standpunkt ſteht, daß die Verſa⸗ 
gung der Genehmigung die Erklärung der Rechts⸗ 
ungültigkeit der Wahl zur Folge hat. Da hat Se⸗ 
nator Grünhagen im Ausſchuß die Erklärung ab⸗ 
gegeben, jawohl, auch die jetzige Regierung ſteht 
auf dem Standpunkt, daß eine Wahl ungültig iſt, 
wenn der betreffende Beamte nicht die Genehmi- 
gung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zur Ueber⸗ 
nahme des Amtes hat. Darum dreht ſich auch 
dieſer Geſetzentwurf. Deshalb verlangen wir, daß 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter ihr Amt an⸗ 
nehmen können, ohne daß ſie dazu die Genehmi⸗ 
gung irgendeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde ge⸗ 
brauchen. Was würde es zur Folge haben, wenn 
man den jetzigen Zuſtand aufrechterhält, wenn 
man die Maßnahmen der früheren deutſchnatio⸗ 


nalen Regierung deckt. Sie haben ſie durch den 
Ausſpruch des Senators Grünhagen im Ausſchuß 
gedeckt. Es iſt ſoweit gekommen, daß ein Beamter 
es alſo gar nicht wagen darf, ſich auf irgend eine 
Wahlliſte für den Kreisausſchuß, den Magiſtrat 
oder irgend eine andere Verwaltungsbehörde 
ſetzen zu laſſen. Oder er müßte, bevor er ſich auf⸗ 
ſtellen läßt, die Genehmigung der vorgeſetzten 


Dienſtbehörde einholen, da er ja niemals weiß, 


wollen wir beſeitigt wiſſen, und zwar 
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ob er ſpäter die Genehmigung erhält, wenn er ge⸗ 
wählt iſt. Er muß ſich hier ſchon vorher ſichern. 
Dieſen Zuſtand wollen wir beſeitigt wiſſen. 
Wenn Sie alſo erklären, daß unſer Geſetzent⸗ 
wurf offene Türen einrennt, ſo iſt das nicht der 
Fall. Was Sie vorbrachten, waren Verlegenheits⸗ 
ausreden. Sie verſuchten, um die ganze Materie 
herumzukommen mit der bei Ihnen üblichen Er⸗ 
klärung, alles was die Kommuniſten einreichten, 
ſei individuell, perſönlich auf einen beſonderen 
Fall zugeſpitzt oder es handele ſich um eine Ma⸗ 
terie, die gar nicht mehr erörtert werden dürfe, 
weil die Sache ſchon geregelt ſei. Wir ſtellen feſt, 
daß die Sache noch nicht geregelt iſt; denn noch 
immer hat die vorgeſetzte Dienſtbehörde das 
Recht, Arbeitern, Angeſtellten und Beamten 
Schwierigkeiten in den Weg zu legen, wenn ſie 
ein Amt ausüben wollen. Dieſe Schwierigkeiten 
für alle 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts, nicht nur 
für die hier im Artikel 24 genannten, alſo eine 
Erweiterung des Artikels 24. Wir wollen, daß 
die Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
zur Ausübung des Amtes nicht notwendig iſt, 
weil man gerade durch dieſe Beſtimmung verhin⸗ 
dert, daß Arbeiter, Angeſtellte oder Beamte ihr 
Amt ausüben können. 
Wenn Sie ſich gegen die Beſtimmung wenden, 
Gehalt und Lohn ſeien weiter zu zahlen, dann ſind 


Ihre Argumente gegen dieſe Faſſung auch typiſch 


ſozialdemokratiſch. Sie erklären, es ſei Sache der 
Gewerkſchaften, hier etwas zu unternehmen. 
Aber Ihre Gewerkſchaftsführer verſuchen ja gar 
nicht, für ſolche Maßnahmen irgendwie zu 
kämpfen. Im Gegenteil, ſie verſuchen ja durch den 
Frieden mit der beſitzenden Klaſſe der beſitzenden 
Klaſſe alle Schwierigkeiten aus dem Weg zu 
räumen. Sie werden immer wieder bei Ihren 
Wahlverſammlungen darauf hinweiſen, daß Sie 
möglichſt ſtark in den Volkstag einziehen müſſen. 
Je ſtärker Sie ſind, deſto mehr Möglichkeiten 
hätten Sie, um hier tatſächlich Erleichterungen 
für die Werktätigen zu ſchaffen. Eine dieſer Er⸗ 
leichterungen iſt es doch, wenn man Arbeitern, 
Angeſtellten und Beamten, auch wenn ſie im Pri⸗ 
vatbetrieb beſchäftigt ſind, den Lohn zahlt, wenn 
ſie zu einer Sitzung einer öffentlich⸗xechtlichen 
Körperſchaft gehen müſſen. Wenn Sie mit der 
Ausrede kommen, Sie hätten keine Möglichkeit, 
einen Privatunternehmer zu zwingen, den Lohn 
zu zahlen, dann iſt das nur eine faule Ausrede. 
Wir werden auch dieſe Ihre Argumentation be⸗ 
nutzen, um den Arbeitern zu ſagen, Sie denken ja 
gar nicht daran, hier im Volkstag irgend etwas 
für die Werktätigen zu unternehmen, daß Sie ſich 
hinter 
verkriechen und auf die Intereſſen der Arbeiter 
pfeifen. (Abg. Raſchke: Sehr richtig!) 
Pizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 


Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Der Abg. 
Klingenberg geht nach dem Motto vor: „Haltet 
den Dieb“. Er verſuchte, den Abg. Plenikowſki zu 
beſchimpfen und meinte, daß er ein Steigbügel⸗ 
halter der Reaktion ſei. Herr Abg. Klingenberg, 
wer hat eigentlich der Bourgeoiſie zu den Macht⸗ 
verhältniſſen verholfen, in denen wir uns befin⸗ 
den? Das iſt die Sozialdemokratiſche Partei mit 


Abg. Liſchnewſfki. 


die bürgerlich⸗kapitaliſtiſche Geſetzgebung 


— 
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ihrem Anhang geweſen, die der Reaktion die Ge⸗ 
legenheit und die Muße gegeben hat, ſich von 
1918 bis jetzt ſo ſtark auszuwirken, daß ſie feſter 
als je im Sattel ſitzt. 

Wenn die Arbeiterſchaft verſuchte, ihr wirt⸗ 
ſchaftliches und politiſches Los zu erleichtern, 
wurde ſie niedergeſchlagen. Das ſind Tatſachen. 
Jetzt kommt der Abg. Klingenberg und verſucht, 
der Kommuniſtiſchen Partei vorzuwerfen, daß ſie 
mit den Deutſchnationalen in einer Einheitsfront 
zuſammenginge. Die Arbeiterſchaft glaubt an 
dieſe Mätzchen ſchon lange nicht mehr. Sie wird 
immer mehr erkennen, daß ſich die Arbeiterſchaft 
im Klaſſenkampf gegen die Bourgeoiſie durch ihre 
revolutionäre Tat ohne die ſozialdemokratiſchen 
Führer behauptet. 


Ein weiterer Ausſpruch des Herrn Abg. Klin⸗ 
genberg und damit auch der Sozialdemokratie 
brachte zum Ausdruck, daß es Aufgabe der Ge⸗ 
werkſchaften ſei, die Abgeordneten, die in den Be⸗ 
trieben oder ſonſtwo beſchäftigt ſind, zu ſchützen. 
Herr Abg. Klingenberg, ich erinnere Sie an den 
Fall des Abg. Kruppke von der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei. Er wurde, weil er als Abgeordneter 
ſehr oft Urlaub nahm und als Betriebsausſchuß⸗ 
mitglied aufgeſtellt war, kurzerhand aus dem 
Betrieb in Tiegenhof, wo er beſchäftigt war, ent⸗ 
laſſen. Wie ging es mir auf der Danziger Werft? 
Weil ich Abgeordneter war, ſogar Mitglied des 
Metallarbeiterverbandes, und in der öffentlichen 
Körperſchaft, alſo im Volkstag, zu tun hatte, 
wurde ich von der Danziger Werft entlaſſen. 
(Abg. Gerick: Stimmt nicht!) Es hat keinen; 
Zweck, ſich mit ſolchen Menſchen auseinanderzu⸗ 
ſetzen, die etwas Gegenteiliges behaupten, um 
ihre Tendenz zu verwiſchen. Es hat keinen Zweck, 
daß man ſich mit Perſonen auseinanderſetzt, die 
nur darauf aus ſind, ihre wirtſchaftliche Poſition 
innerhalb der Sozialdemokratie zu halten, die 
durch Korruption und alles mögliche durchgehen, 


Von einer inneren, idealen Auffaſſung haben 
dieſe Leute allerdings keine Ahnung oder dürfen 
ſie nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Daher Ihre 
Auffaſſung, daher reden Sie fortwährend und 
verſuchen alles in Ihrem Sinne umzubiegen. Das 
iſt das Weſentlichſte, was ich zu dieſer Angelegen⸗ 
heit ausführen wollte. Heute iſt es ſo, daß der 
Arbeiter, der Angeſtellte, der Beamte, der zum 
linken Flügel der Arbeiterſchaft gehört, der ſich 
alſo in die Reihen der Klaſſenkämpfer einreiht, 
folgerichtig auch von der Bourgeoiſie und der 
Reaktion bekämpft wird. Es iſt nicht das erſte 


Mal, daß man die Verfaſſung und die Recht- find 


ſprechung verbogen hat. Als die Sozialdemokra⸗ 
tie noch in der Oppoſttion ſtand, hat fie in dieſelbe 
Kerbe gehauen. Da hat ſie es am eigenen Leib 
erſahren müſſen. Auch in der Vorkriegszeit war 
es jo. Jetzt, wo die Sozialdemokratie Regierungs⸗ 
partei iſt, wo ſie ſich für dies Staatsweſen verant⸗ 
wortlich fühlt, haut ſie in dieſelbe Kerbe. Das 


muß immer wieder den Arbeitern geſagt werden. 
Es muß den Arbeitern begreiflich gemacht werden, 
daß ſie ſich von dieſer Partei loslöſen müſſen, daß 
ſie ſich in die Reihen der Klaſſenkämpfer begeben 
müſſen und nicht Steigbügelhalter der Reaktion 
ſind. (Bravo! bei den Kommuniſten.) | 


Mittwoch, den 13. März 1929 


Vizepräſident Gaikowfki: 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (DV. P.): Die Angele⸗ 
genheit, die die Kommuniſtiſche Fraktion hier 
aufgeworfen hat, iſt tatſächlich nicht durch Redens⸗ 
arten aus der Welt zu ſchaffen, ſondern ſie iſt für 
die Beamtenſchaft Danzigs von ſehr großer Be⸗ 
deutung. Nach dem Artikel unſerer Verfaſſung 
haben Beamte, Angeſtellte und Arbeiter das 
Recht, ſich in den Volkstag, in Kreis⸗ oder Ge⸗ 
meindevertretungen oder die in der Verfaſſung 
vorgeſehenen Aemter oder Ausſchüſſe hineinwäh⸗ 
len zu laſſen, und ſie bedürfen dazu keines Ur⸗ 
laubs. Wenn ein Mitglied einer xbeliebigen 
Partei, nehmen wir an der Deutſchſozialen Par⸗ 
tei, in irgend einen Kreistag hineingewählt wird 
und ihm von einer deutſchnationalen oder ſozial⸗ 
demokratiſchen Regierung das Recht verſagt wird, 
dort in dem betreffenden Ausſchuß tätig zu ſein, 
ſo wird nach unſerer Danziger Verfaſſung das 
Recht der Beamten eingeſchränkt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wunderbare Demokratie!) Das iſt außer 
jedem Zweifel, und die Hinweiſe, die Herr Abg. 
Klingenberg in bezug auf deutſche Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen machte, ſind abwegig; denn das 
deutſche Beamtenrecht und das deutſche Reichs⸗ 
recht ſind in dieſem Punkt anders als das Dan⸗ 
ziger Recht. In der Danziger Verfaſſung iſt aus⸗ 
drücklich geſagt worden, daß Beamte uſw. als 
Mitglieder des Volkstages, der Kreis⸗ und Ge⸗ 
meindevertretungen, der Aemter und Ausſchüſſe 


keines Urlaubs bedürfen. 


Die deutſche Reichsverfaſſung iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung völlig anders. Sie ſagt, Beamte und An⸗ 
gehörige der Mehrmacht bedürfen als Mitglieder 
des Reichs⸗ oder Landtages keines Urlaubs. Wir 
ſind bewußt bei unſern kleinen Verhältniſſen wei⸗ 
tergegangen und haben gejagt, wenn jemand in 
die Kreistage oder Gemeindevertretungen kom⸗ 
men ſoll, bedarf er keines Urlaubs. Als wir die 
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wir uns darüber klar, daß jeder Menſch, der in 
den Kreistag hineingewählt wird, damit auch 
das Recht hat, in Körperſchaften, die der Kreistag 


beſtellt, tätig zu ſein, (Sehr richtig!) außer wenn 


man den Wortlaut der Verfaſſung wörtlich 
nimmt, daß die Kreisausſchüſſe mit den Kreis⸗ 
tagen zuſammenhingen; denn beide Körperſchaf⸗ 
ten bilden die Vertretung des Kreiſes. Es iſt alſo 
unverſtändlich, wieſo man hier eine Ausnahme 
macht und trotz des klaren Wortlauts unſerer 
Verfaſſung etwas aus dem Beamtenrecht und aus 
Reichsgerichtsentſcheidungen interpretiert, die mit 
unſerer Verfaſſung nicht in Einklang zu bringen 


—2 


Es bedarf des Antrages der Kommuniſtiſchen 
Fraktion aus dem Grunde nicht, weil die Materie 
reſtlos in der Verfaſſung geregelt iſt. Aber Herr 
Plenikowſki, man mußte andere Wege gehen, da 
es Ihnen ſpeziell paſſiert iſt. Wenn Ihnen nach 
meiner Anſicht hier ein Unrecht geſchehen iſt, 
ſollten Sie im Klageweg vorgehen und Ihr Recht 
im Klageweg ſuchen. (Abg. Plenikowſki: Die 
Unklarheiten des Artikels ſollen durch dies Geſetz 
beſeitigt werden!) Der Artikel iſt in bezug auf Be⸗ 
amte nicht unklar. (Abg. Plenikowſki: Die Regie⸗ 


rung ſagt etwas anderes!) Dann beſchreiten Sie 


den Rechtsweg und laſſen Sie dieſe Verfügung der 


zn 
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Regierung als geſetzwidrig bezeichnen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſti: Das wird die Juſtiz nicht machen!) Die 
Juſtiz wird das vielleicht gerade machen, weil ſie 
in bezug auf Auslegung von Verfaſſungsſtreitig⸗ 
keiten objektiver iſt als in einigen anderen 
Fällen. Zum mindeſten müßten Sie dieſen Weg 
verſuchen, bevor Sie an eine Aenderung der Ge⸗ 
ſetze gehen; denn ich ſtehe auf dem Standpunkt, 
daß in dieſer Frage hier in Danzig ein eindeuti⸗ 
ges Recht vorhanden iſt. Sie müſſen zunächſt ein⸗ 
mal verſuchen, eine rechtswidrige Senatsanord⸗ 
nung im Wege des Prozeſſes aus der Welt zu 
ſchaffen, bevor Sie einen Appell an den Volkstag 
richten. Es ſteht feſt, und das wird das Steno⸗ 
gramm des Verfaſſungsausſchuſſes und des Ple⸗ 
nums, wenn dort darüber geſprochen iſt, ergeben, 
als wir die Verfaſſung ſchufen, ſollte eindeutig 
feſtgelegt werden, daß kein Beamter, kein Ange⸗ 
ſtellter und kein Arbeiter bei 
Volkstag, zu Kreis- oder Gemeindevertretungen 
oder zu einem der betreffenden Ausſchüſſe irgend⸗ 
wie von dem Urlaub ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtelle oder ſeines Arbeitgebers abhängig ſein 
ſollte. Wenn das ſeinerzeit der Sinn war, als wir 
die Verfaſſung ſchufen, iſt es unverſtändlich, wie 
ſich jetzt Regierungen finden können, die einem 
Beamten, auch wenn es ein Kommuniſt iſt, in 
dieſer Beziehung Schwierigkeiten machen können. 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, 
dem Herrn Abg. Rahn iſt hier etwas nicht klar. 
Artikel 24 der Verfaſſung beſagt: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Volks⸗ 
tages, der Kreis⸗ und Gemeindevertretungen, der 
Aemter und Ausſchüſſe keines Urlaubs. 

Ganz richtig folgert der Herr Abg. Rahn, daß das 
ſinngemäß heißt, daß auch kein Urlaub für das 
Mitglied eines Kreisausſchuſſes uſw. notwendig 
ſei. Wenn der Herr Abg. Rahn die Ausführungen, 
die zu dieſer Materie im Laufe des Jahres ge⸗ 
macht worden ſind, genau gehört hätte, hätte er 
gewußt, daß wir ſelbſtverſtändlich dieſen Stand⸗ 


punkt einnahmen: Der Kreisausſchuß iſt ein Aus⸗ 


ſchuß der Kreisvertretung, und deshalb bedarf 
man keines beſonderen Urlaubs. Nun beruft man 
ſich aber auf Gerichtsurteile. (Abg. Rahn: Doch 
nicht in Danzig!) Herr Abg. Rahn, ich habe nicht 
das Vertrauen zu der Juſtiz, wie Sie es teilweiſe 
noch haben, und ich bin der Ueberzeugung, daß 
man ſich in dieſem Fall an die Reichsgeſetzgebung 


halten wird. Sie haben ganz richtig bemerkt, die 


Faſſung des Artikels 24 bei uns iſt eine andere 
als in Deutſchland. In Deutſchland iſt es klar, 
daß der Abgeordnete nur Urlaub bekommt, wenn 
er Abgeordneter des Landtags bezw. des Reichs⸗ 
tags iſt. Hier in Danzig, ſo erklärt Herr Abg. 
Rahn, hat man gerade bei Schaffung der Ver⸗ 
faſſung den Artikel 24 erweitert, weil man die 
beſtehenden Verhältniſſe in Danzig in Betracht 
zog. Aber es iſt nun einmal ſo, daß die Staatsbe⸗ 
hörden immer wieder auf die deutſche Reichsge⸗ 
ſetzgebung hinweiſen, nicht nur in bezug auf die 


Verſchiedenheit der beiden Artikel. So haben wir 
erklären: 
ein Ausſchuß im 


Gerichtsurteile in Deutſchland, die 
„Der Kreisausſchuß iſt nicht 


Sinne des Artikels 24“. Zum Beweis beruft man 


der Wahl zum 


ſich dabei ſeitens der Regierung auch auf einen 
anderen Artikel, und zwar auf Artikel 58. Dort 
heißt es: 

Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung 
einzelner Geſchäftszweige werden Aemter gebildet, 
an denen wahlberechtigte Staatsangehörige als 
Mitglieder ehrenamtlich beteiligt werden können. 


Nun wird durch die Gerichtsgeſetzgebung er⸗ 
klärt, der Kreisausſchuß ſei z. B. nicht ein Amt 
im Sinne des Artikels 59. Alſo gibt es beſondere 
Aemter, beſondere Ausſchüſſe, die nicht unter die 
Berechtigung des Artikels 24 fallen. (Abg. Rahn: 
Der Artikel hat ganz etwas anderes gemeint!) 
Wenn der Herr Abg. Rahn tatſächlich der Anſicht 
iſt, daß der Kreisausſchuß und Magiſtrat unter 
Art. 24 fallen, (Abg. Rahn: Das war unſere Ab⸗ 
ſicht bei der Schaffung der Verfaſſung!) dann 
weiß er aber doch, daß man in den einzelnen Spe⸗ 
zialfällen, im Falle Stachel und meinem Fall, 
tatſächlich anders gehandelt hat. Dann weiß er 
auch, daß auch die Sozialdemokraten dieſem Ar⸗ 
tikel einen ganz anderen Sinn gegeben haben. 

Ich wies bereits darauf hin, daß der Senator 
Grünhagen erklärte, daß ſich ſeine Auffaſſung 
bezw. die Auffaſſung der jetzigen Regierung voll⸗ 
kommen mit der Auffaſſung der früheren deutſch⸗ 
nationalen Regierung decke, daß man ſogar viel 
weiter ging und erklärte, wenn die Genehmigung, 
der Urlaub, nicht erteilt werde, ſei die Wahl 
ungültig. Dieſen Standpunkt nimmt alſo auch die 
jetzige Regierung ein. Ich habe ſelbſtverſtändlich 
verſucht, die Sache in irgend einer Art zu klären. 
Der Abg. Rahn kann ſich beruhigen, ich werde 
auch den Gerichtsweg gehen, allerdings nicht mit 
der Ueberzeugung, daß das Gericht objektiv richtig 
entſcheiden wird, ſondern um bis zur letzten In⸗ 
ſtanz Klarheit zu ſchaffen, daß man nicht daran 
denkt, irgend einen Artikel demokratiſcher auszu⸗ 
legen. Wir erleben ja das Schauſpiel, daß der 
bürgerliche Abgeordnete Rahn einen Artikel der 
Verfaſſung demokratiſcher als die Sozialdemokra⸗ 
ten auslegt. (Abg. Raſchke: Sehr richtig!) Wir 
erleben das Schauſpiel, daß ein bürgerlicher Ab⸗ 
geordneter einen ſozialdemokratiſchen Abgeordne⸗ 
ten bezw. ſeine Ausführungen deshalb rügt, weil 
er nur eine Ausrede gebraucht hat. Wir haben 
aber dieſen Geſetzentwurf mit Abſicht eingebracht, 
um bei ſpäter eintretenden Fällen völlige Klar⸗ 
heit zu haben. Die Beamtenſchaft verlangt, daß 
hier Aenderung geſchaffen wird. Demokratiſche 
Rechte formaler Art, die andere Staatsbürger 
haben, werden diner Bevölkerungsſchicht, der 
Beamtenſchaft, nicht gegeben. Man wird ſie Be⸗ 
amten geben, wenn es ſich um rechts gerichtete, 
höhere Beamte handelt. Ich erinnere an den Fall 
des Zentrumsangehörigen Rektor Kreft, dem 
man die Genehmigung zur Ausübung ſeines 
Mandates als Kreisausſchußmitglied gegeben 
hat. (Zuruf.) Wenn Herr Sorau ſie nicht bekom⸗ 
men hat, ſo iſt das eben ein Beweis mehr dafür, 
daß eine Aenderung geſchaffen werden muß. 

Die Auslegung der Beſtimmung des Artikels 
24 durch den Senat wird ſich immer nur gegen die 
untere Beamtenſchaft richten, gegen die Beamten, 
die revolutioären Organiſationen angehören. 
Wenn darauf hingewieſen wird, es ſei Sache der 
Gerichtsbarkeit eine Entſcheidung zu fällen, erſt 
wenn die Gerichte verſagt haben, könne man die 
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Materie erneut aufrollen, möchte ich ſagen, daß 


das auch nur Ausreden ſind. Man will ſich um 
eine unangenehme Sache herumdrücken oder ſie 
auf ein anderes Gebiet ſchieben. Wir Kommu⸗ 
niſten verlangen, daß hier klar Stellung genom⸗ 
men wird und beantragen deshalb, daß der Ge⸗ 
ſetzentwurf dem Rechtsausſchuß überwieſen wird. 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt, den Urantrag 
Druckſache Nr. 623 dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Abg. Gerid: Wir widerſprechen der 
Ueberweiſung an den Rechtsausſchuß! — Abg. 
Plenikowſki: Ausgerechnet die Sozialdemokraten!) 
Da Widerſpruch erhoben worden iſt, muß ab⸗ 
geſtimmt werden. Wer für den Antrag des Abg. 
Plenikowſki auf Ueberweiſung an den Rechtsaus⸗ 
ſchuß iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das Ergebnis iſt 
zweifelhaft, wir ſchreiten zur Auszählung. Die 
Auszählung beginnt. Die Auszählung iſt geſchloſ⸗ 
ſen. An der Abſtimmung haben ſich 84 Damen 
und Herren beteiligt. 37 ſtimmten mit Ja, 46 mit 
Nein, ein Abgeordneter hat ſich der Stimme ent⸗ 


halten. Der Antrag des Abg. Plenikowſki iſt ab⸗ 


gelehnt. Damit iſt die erſte Leſung erledigt. (Abg. 
Plenikowſki: Die Beamten werden dazu Stellung 
nehmen!) Ich rufe Punkt 11 auf; früher war es 
Punkt 12: 

Große Anfrage Nr. 30 des Abg. Doerk⸗ 
ſen und Fr. betr. Maßnahmen gegen Hoch⸗ 
waſſer — und Eisgefahr. (8 39 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung.) 


Druckſache Nr. 627. Ich eröffne die Ausſprache. 


Zur Begründung hat das Wort der Herr Abg. 
Vollerthun. 

Vollerthun, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Die Große Anfrage Nr. 30 der Deutſchnatio⸗ 
nalen Volkspartei über die drohende Hochwaſſer⸗ 


Im Flußgebiet der Weichſel liegen ungeheure 
Mengen von Schnee und Eis. Bei Tauwetter, na⸗ 
mentlich wenn es plötzlich einſetzt. drohen dem Gebiete 
der Freien Stadt Danzig ſchwere Gefahren. 

Wir fragen den Senat: Welche Maßnahmen hat 
er getroffen, um dieſen Maßnahmen zu begegnen? 
Schwere Sorge laſtet auf der Bevölkerung der 
beiden Niederungskreiſe wegen der drohenden 
Hochwaſſergefahr. Wir dürfen uns der Erwägung 
nicht verſchließen, daß ganz gewaltige Eis⸗ und 
Waſſermaſſen die Weichſel herunterfließen wer⸗ 
den. Kompliziert wird die Sache dadurch, daß 
nachgewieſenermaßen an den Flußmündungen der 
beiden Weichſeln, ſowohl der Stromweichſel wie 
der alten Weichſel, ſich Sandbarrieren gebildet 
haben, die einen regelmäßigen Abfluß des 
Waſſers ſchlecht zulaſſen werden. Wir müſſen uns 
vor Augen halten, daß im Falle einer Ueber⸗ 
ſchwemmung eine Kataſtrophe eintreten wird, da 
es nicht möglich ſein wird, das Vieh zu retten, 
jedenfalls nicht den Hauptbeſtandteil des Viehs. 
Das dürfte für die ſchwer darniederliegende Land⸗ 
wirtſchaft geradezu zum Ruin führen. Wir haben 
das volle Vertrauen zu den Deichverbänden, daß 
ſie auf dem Poſten ſind, und daß ſie ihre Schuldig⸗ 
keit in vollſtem Maße tun werden. Wir danken 
auch den Vereinen, die ſich freiwillig zur Verfü⸗ 
gung geſtellt haben, um uns im Falle der Hoch⸗ 

waſſergefahr zu helfen. 
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Ich möchte mir nun die Frage erlauben, was 
für Maßnahmen ſeitens der Regierung getroffen 
worden ſind, um dieſe ſchweren Gefahren von uns 


abzuwenden. 
Das Wort hat der 


Vizepräſident Gaikowſti: 
Herr Senator Dr. Evert. 

Dr. Evert, Senator: M. D. u. H.! Die Frage 
des Hochwaſſers und ſeiner Gefahren iſt in der 
letzten Zeit in der Oeffentlichkeit außerordentlich 
eingehend behandelt worden, und das mit Recht; 
denn man hat in Danzig die frühere Geſchichte 
nicht vergeſſen. Man weiß, daß in früheren Jahr⸗ 
zehnten und Jahrhunderten der Deichbruch etwas 
Alltägliches war. Es waren das die Zeiten, in 
denen jeder Niederungsbewohner in jedem Jahr 
ſeine Vorſichtsmaßnahmen traf, und in denen der 
Notkahn ein ſelbſtverſtändliches Zubehör des 
Hofes bildete. Woran lag das damals? Das lag 
daran, daß die Weichſel ein völlig verwildeter 
Fluß war, ſowohl in ihrem Oberlauf, als auch in 
der Mündung. Infolge dieſer Flußverwilderung 
ſtaute ſich das Eis ſchon im Oberlauf. Wenn es 
den Oberlauf überwand, ſo waren die Gefahren 
in den Mündungen, wenn man ſo ſagen ſoll, deſto 
ſchwerer. Jede Landkarte aus der Vergangenheit 
zeigt dieſe Verwilderungen des Weichſel⸗Deltas, 
in denen ſich das Eis feſtrennen mußte. 

Es iſt in dieſem Zuſammenhang nötig, kurz 
zu ſchildern, wie dieſe Uebelſtände beſeitigt ſind; 
denn dies gehört zu der Antwort auf die zur Ver⸗ 
handlung ſtehende Anfrage. Man hat zunächſt, be⸗ 
vor man eine Korrektion vornahm, einen geord⸗ 
neten Eisbrecherdienſt auf der Weichſel eingerich⸗ 
tet. Während man früher die Eismauer durch ſehr 
unvollſtändige Sprengungen zu beſeitigen ſuchte, 
iſt ſeit den achtziger Jahren mit ſieben Eis⸗ 
brechern ein Eisbrechdienſt eingerichtet, der bis 
Thorn hinauf, bis zur damaligen Grenze, das Eis 
zerbrach und den Abfluß des Eiſes nach der See 
herbeiführte, bevor Hochwaſſer einſetzte. Mit dem 
Hochwaſſer kam das Eis aus den höher gelegenen 
Gebieten bis zur Mündung. 

Man erkannte bald, daß es mit dieſem Eis⸗ 
bruch nicht getan war, ſondern daß die eigentliche 
Arſache in der Beſchaffenheit des Stromes lag. 
Nun ſetzte jene gewaltige Regulierungsarbeit ein, 
die den Oberlauf von der Grenze bis zur Mün⸗ 
dung ganz anders geſtaltete, eine Verwilderung 
ausſchloß und ein gutes Bett ſchuf, das in ſeinem 
Unterlauf 1000 Meter breit iſt. Ferner erſetzte 
man das Delta unter Abſchluß der anderen Mün⸗ 
dungen durch den Durchſtich in die See hinein. 
Das iſt etwas, was wir als ſelbſtverſtändlich er⸗ 
achten, es war aber die größte Tat, um das Land 
vor Ueberſchwemmungen zu ſchützen. 

Während in den früheren Jahrhunderten 
etwa 300 Deichbrüche ſtattfanden, im Jahre 1858 
zwei Deichbrüche und im Jahre 1888 noch einmal 
ein Deichbruch, iſt ſeit der Errichtung der Deiche 
ein Deichbruch nicht mehr erfolgt. 1924 iſt ein 
Hochwaſſer über die Weichſel gekommen, wie es ge⸗ 
ſchichtlich vorher noch niemals beobachtet war. 
Dieſes Hochwaſſer brachte mit einer ſtündlichen 
Geſchwindigkeit von etwa 20 Kilometer eine 
Waſſermenge von in der Sekunde gemeſſen 10 000 
Kubikmeter die Weichſel herunter. 10 000 Kubik⸗ 
meter ſind 10 Güterzüge à 40 Waggons. Dieſe 
Waſſermaſſen wurden, man kann es ſo ſagen, 
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durch die Weichſel in das Meer hinausgeſchleu⸗ 
dert. Dazu kam längere Zeit hindurch der heftige 
Eisgang. Dieſes Hochwaſſer iſt von der regulier⸗ 
ten Weichſel ſiegreich beſtanden worden. Die 
Waſſerbauten haben allerdings ſehr tiefe Narben 
erlitten, aber Narben, die nicht eine Kataſtrophe 
in die Nähe rückten, ſondern die noch ungefährlich 
waren und die in der Nachzeit ausgebeſſert wor⸗ 
den ſind. 

Nun ſtehen wir abermals vor der Frage, was 
uns dieſes Frühjahr bringen wird. Es iſt richtig, 
daß die Schneekarte der oberen Weichſel nicht ſehr 
erfreulich ausſieht. Es ſind ſehr große Schneemen⸗ 
gen in ſehr großer Höhe vorhanden. Es iſt richtig, 
daß das Froſtwetter ſehr lange andauert, infolge⸗ 
deſſen das Tauwetter plötzlicher einſetzt als bis⸗ 
her. Man kann alſo ſagen, es beſteht die Möglich⸗ 
keit, daß wiederum ein Hochwaſſer eintritt, welches 
das gewöhnliche Hochwaſſer überragen wird. Wie 
es ſich ausgeſtaltet, ob es das Hochwaſſer vom 
Jahre 1924 erreicht oder nicht, kann man nicht 
prophezeien. Es können ſich trotz der jetzigen Häu⸗ 


fung von an ſich ungünſtign Momenten doch in 


der Abwicklung nachher Erleichterungen heraus⸗ 
ſtellen, die das Hochwaſſer weit geringer werden 
laſſen als im Jahre 1924. Prophezeien kann 
man nicht, aber, wie das Sprichwort ſagt, ein 
kluger Mann baut vor. Man ſoll ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch auf ernſte Fälle vorbereiten, 
ohne dadurch nervös zu werden, 
voller Ruhe und Faſſung den Ereigniſſen 
gegenblicken. 


ent⸗ 


Wenn wir uns nun fragen, was iſt dabei zu 


tun und wer hat etwas dabei zu tun, ſo habe ich 
mir erlaubt, bereits darauf hinzuweiſen, daß die 
Weichſel ſeinerzeit von Staats wegen 
worden iſt, und zwar großzügig. 
alſo jetzt die Frage erheben, ob dieſes Regulier⸗ 
werk etwa vernachläſſigt worden iſt. Dieſe Frage 
iſt in der Preſſe ſehr lebhaft erörtert worden. J 


ſtimmen, daß nachgewieſen ſei, daß ſich die Mün⸗ 
dungen in einem Zuſtand befinden, der ordnungs⸗ 


widrig und ungenügend wäre. Es handelt ſich um 
zwei Mündungen, um die eigentliche Mündung 
bei Schiewenhorſt, den Durchſtich, und eine Mün⸗ 


dung bei Neufahrwaſſer, die 1840 durch Natur⸗ 
gewalt, durch einen Durchbruch der Weichſel ge⸗ 
ſchaffen wurde und die eine Schutzfunktion zu 
vollziehen hat, auf die ich noch komme. Beide 
Mündungen ſind auch nach der Regulierung 
unterhalten worden. 
ſeit 1924 diejenige Inſtanz, die nach der politi⸗ 


ſchen Neuordnung die Anterhaltung der Weichſel 
in Zukunft zu erfüllen hat, das iſt der Ausſchuß 


für den Hafen und die Waſſerwege von Danzig, 
kurz der Hafenausſchuß genannt, in der Zeit nach 
1924 für die Weichſel insgeſamt 8,5 Millionen 


aufgewandt hat. Von dieſen 8,5 Millionen fallen 
2 Millionen auf den Eisaufbruchdienſt, den ich 
erwähnte. Der Reſt von 6,5 Millionen entfällt 
Auf Ver⸗ 
Mündung entfallen davon 1½ 
Millionen. Dieſe 11% Millionen find dafür ver⸗ 


auf die Anterhaltung der Weichſel. 
beſſerung der 


wandt worden, daß auf der Weſtſeite eine Pfahl⸗ 
buhne 700 Meter weit in die See geſchlagen 


wurde, und daß die bisherige Mole wieder herge⸗ 
ſtellt iſt, ferner, daß auf der Oſtſeite ein Mün⸗ 


ſondern mit 


reguliert 
Es würde ſich 


ch 


kann dem Herrn Vorredner aber nicht darin bei⸗ 


Ich möchte erwähnen, daß 
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dungswerk wieder hergeſtellt iſt. Der Zuſtand der 
Mündung iſt folgender: Es beſtehen nicht etwa, 
wie in der Preſſe geſagt iſt, drei Mündungen, 
von denen keine zureicht, ſondern es beſteht eine 
Mündung von einigen hundert Metern Breite, 
mit einer Tiefe von 5 Metern in der Mitte und 3 
Metern an den Seiten, die leicht nach Oſten geneigt 
in die See geht, durch einen Sandkegel hindurch, 
der ſich vor die Mündung geſchoben hat. Dieſe 
Oſtmündung hat eine ſehr willkommene und not⸗ 
wendige Ergänzung in einem kleinen weſtlichen 
Arm, von einigen hundert Metern Breite, der 
ungefähr 3 Meter tief iſt. Dieſer weſtliche Arm iſt 
als Ventil ſehr erfreulich, wenn nämlich bei nord⸗ 
öſtlichen Winden die Abflußfähigkeit der Oſtrinne 
durch den Stau etwas geſchwächt iſt. Dann iſt 
dieſe Weſtmündung zur Entlaſtung außerordent⸗ 
lich geeignet. 


Der Senat hat Veranlaſſung genommen, ſich 
wegen des Zuſtandes dieſer Mündung mit einem 
Herrn in Verbindung zu ſetzen, der infolge jahre⸗ 
langer Tätigkeit an der Spitze eines ſehr berühm⸗ 


ten Inſtituts in Berlin die Erfahrungen und 
Kenntniſſe beſitzt, daß er als Autorität angeſehen 
werden kann. Es iſt dies Herr Geheimrat Soldan. 
Er hat die Angelegenheit nachgeprüft, ſich perſön⸗ 
lich als Gutachter damit beſchäftigt und erklärt, 
daß die Mündung in Schiewenhorſt in jeder 
Weiſe einwandfrei und genügend iſt. Der Senat 
betrachtet die Aeußerung eines derartigen Herrn 
als Beweis. Dazu iſt er nach dem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Ruf und den Erfahrungen, die dieſer Herr 
beſitzt, auch berechtigt. 


Nun ſind weiter Vorwürfe erhoben worden, 
daß man die Mündung habe verſanden laſſen. 
Man ſagt, es liege ein großer Kegel davor, der 
weg müßte. Wer das ſagt, verkennt die Eigenart 
der Weichſel. Die Weichſel iſt nicht in der glück⸗ 
lichen Lage, wie andere Flüſſe, die ein hartes 
Flußbett beſitzen. Sie iſt ein Sand führender 
Fluß, der die weichen Sandmaſſen beim Hoch⸗ 
waſſer in die See wirft. Dort, wo der Weichſel⸗ 
ſtrom durch den Widerſtand des Meeres lang⸗ 
ſamer wird, ſackt der Sand in einer Menge von 
1 Million Kubikmeter im Jahre herunter. Jeder 
Sandfluß, z. B. der Miſſiſſippi, hat ein ſolches 
Delta. Dieſer Kegel kann nie beſeitigt, ſondern 
nur von Mündungen durchbrochen werden und 
eine ſolche Durchbruchsmündung iſt vorhanden. 
Der Herr Geheimrat Soldan hat eine andere Ge⸗ 
fahr in der Mündung betont, der auch eine ſorg⸗ 
ſame Beachtung geſchenkt worden iſt. Dieſe Gefahr 
hat die Natur aber inzwiſchen wieder beſeitigt. 
Sie beſteht nämlich nicht in einer Verſandung, 
ſondern im Gegenteil, in einer Vertiefung im 
unteren Lauf der Weichſel. Beim Hochwaſſer 1924 
hatte die Weichſel das Bett bis 10 Meter Tiefe 
aufgeriſſen. Es war alſo vor der Mündung ein 
tiefes Loch im Fluß entſtanden. Etwas weiter zur 
Mündung ging der Grund wieder in die Höhe. 
Dieſe Art Sack bildete für die Eisfreiheit eine ſehr 
große Gefahr. Es waren auch Maßnahmen ge⸗ 
plant, durch ſehr koſtſpielige Bauten dieſer Gefahr 
vorzubeugen. Aber die Natur hat uns dies Werk 
abgenommen. In der letzten Strecke vor der Mün⸗ 
dung hat ſich dieſe tiefe Stelle wieder ſo verflacht, 
daß auch dieſe Gefahr beſeitigt iſt. . 
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Alles in allem iſt dieſe Mündung einwandfrei 
und ſie wird ebenſo, wie im Jahre 1924 nach un⸗ 
ſerer beiten Ueberzeugung, geſtützt auf ſachverſtän⸗ 
dige Gutachten, ihre Pflicht erfüllen. Nun hat 
man geſagt, wenn die Bucht vereiſt iſt, was dann? 
Die Frage kann man ebenſo gut zurückgeben. 
Wenn die Bucht vereiſt iſt, und das Eis noch ſo 
hart gefroren iſt, wie vor einigen Wochen, und 
der Wind ſteht entgegen, daß es nicht abtreibt, ſo 
iſt dann zwar eine Flußmündung da, aber nichts, 
in das der Fluß münden kann. Nun ſoll man ſich 
von dieſem Gedanken nicht in eine Panik treiben 
laſſen; denn ein Hochwaſſer tritt erſt dann ein, 
wenn längere Zeit im unteren Gebiet Tauwetter 
geweſen iſt. Iſt das der Fall, ſo zermürbt auch das 
Eis in der See ſelbſt. In dem ungünſtigen Fall, 
daß alsdann auflandige Winde herrſchen ſollten, 
wäre die beſtehende Eisbarrikade ſchon ſo zer⸗ 
mürbt, daß die Waſſermaſſen in ihrem Anſturm 


die Barrikade durchbrechen würden. Alſo auch 


dieſe Gefahr iſt nicht vorhanden. Es iſt ja nun 
vielleicht ſehr leicht zu ſagen: Wie ſteht es denn 
jetzt an der Weichſel? Es ſteht jetzt ſo, daß wir ein 
ganz niedriges Waſſer haben mit geringem 


Waſſerdruck, und da haben ſich an einigen Stellen 


Eisverſetzungen gebildet. Sie haben ſich gebildet, 
weil das Waſſer niedrig iſt und kein Druck dahin⸗ 
ter iſt. Sobald das Waſſer ſich erhöht, ſind die 
Verſetzungen erledigt. Man ſoll alſo auch aus 
dieſem vorübergehenden Zuſtand keine Konſe⸗ 
quenz ziehen. 

Nun komme ich dazu: Was hat zu geſchehen, 
wenn Hochwaſſer eintritt? Dann iſt die Hauptauf⸗ 
gabe die Verteidigung der Deiche. Ich kann mich 


dem anſchließen, was der Herr Vorredner geſagt 


hat, daß wir das volle Vertrauen haben, daß die 
Deichverbände ihre Pflicht und Schuldigkeit, 
ebenſo wie in der Vergangenheit tun werden. Die 
Gefahren beim Deich ſind zweierlei Art. Sie be⸗ 
ſtehen in der ſogenannten Unterwaſchungsgefahr. 


Das iſt eine Gefahr, die an Deichen vorhanden iſt, 


bei denen der Flußlauf ſich am Deich entlang 


ſchlängelt und dort mit einer großen Kraft entlang 


wäſcht. 1924 waren einige bedenkliche Zeichen vor⸗ 
handen. Es ſind dann ſehr eingehende Befeſti⸗ 
gungsarbeiten unternommen worden, ſo daß dieſe 
Gefahr wohl als gebannt bezeichnet werden kann. 
Jedenfalls hat man getan, was man tun konnte. 
Die zweite Gefahr iſt die typiſche Gefahr bei 
jedem Hochwaſſer, dieſe Gefahr iſt auch bei kleine⸗ 
ren Hochwaſſern vorhanden, es handelt ſich um die 
ſogenannte Durchquellung. Sie beſteht darin, daß 
das Waſſer den Deich abtaſtet, und wo ſich eine 
Lockerung findet, die z. B. durch Wühlgänge einer 
Feldmaus gebildet werden kann, dringt Waſſer 
ein. Wenn es nicht genügend Widerſtand findet, 
verbreitet es ſich. Hat man es nicht bemerkt, geht 
es weiter, und dann kann ſich eine Gefahr bilden. 
Der Kern der Deichverteidigung beſteht in der Be⸗ 
obachtung dieſer Durchquellung und in der Vor⸗ 
ſorge durch Hineinwerfen von Sandſäcken und an⸗ 
derem Material. Auch da haben wir das Vertrau⸗ 
en, das alles getan wird, was getan werden kann. 
Ich wiederhole, daß dies eine Gefahr iſt, die bei 
jedem Hochwaſſer kommen kann und mit einem 
übermäßigen Hochwaſſer nichts zu tun hat. 
Nun zu der Frage, was bei einem Deichbruch 
geſchieht. Darauf bezieht ſich zum großen Teil die 
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Anfrage. Wenn das Unglück eintreten ſollte, wenn (C) 


ein Deich bricht, jo iſt das für die beiden Seiten 
der Weichſel getrennt zu beantworten. Die Be⸗ 
antwortung iſt für das Marienburger Werder 
inſofern einfacher, als dort ohne ſehr große 
Schwierigkeiten das Waſſer, das ins Land hinein⸗ 
gekommen iſt, der natürlichen Senkung folgend 
einen Abfluß in die Tiege bekommt und in das 
Haff abfließt. Schwieriger iſt die Sache auf der 
Danziger Seite. Da liegen zahlreiche Teile des 
Werders unter dem Meeresſpiegel. Das Waſſer 
ſtrebt nach den Naturgeſetzen dieſen Teilen zu und 
wird zu einer Stelle hingeleitet, und das iſt das 
Gute, die gerade gegenüber liegt, der Mündung 
bei Neufähr. Bei dieſer Mündung muß man nach⸗ 
helfen, muß den Deich dort ſchnell entfernen und 
ein Auslaufen des Waſſers ermöglichen, das durch 
die Weichſelmündung bei Neufähr ausmündet. Nun 
ſetzt hier wieder eine Polemik ein, die behauptet, 
daß dieſe Mündung vernachläſſigt ſei. Dieſe Mün⸗ 
dung beſteht heute in 200 Meter Breite und 4 Me⸗ 
ter Tiefe. Das iſt nach unſerer feſten Ueberzeugung 
völlig einwandfrei. Es trifft nicht zu, daß nach den 
bisher getroffenen Maßnahmen etwa die Stadt 
Danzig oder der Hafen als vernichtet oder gefähr⸗ 
det anzuſehen ſind. Es iſt bedauerlich, wenn ſolche 
Aeußerungen gefallen ſind. Nachdem das Waſſer 
dort geſtiegen iſt, ſo wird geſagt, wird es ſich in die 
Stadt und den Hafen ergießen. Es iſt ganz klar, 
daß ſolche Aeußerungen für die Bewohner und für 
die Wirtſchaft verheerend ſind. Deshalb lege ich 
beſonderes Gewicht darauf, hier zu erklären, daß 
nach Menſchenmöglichkeit, nach menſchlichem Den⸗ 
ken, ſo etwas nicht eintreten wird. Die Stadt Dan⸗ 
zig und der Hafen können nach den getroffenen 
Maßnahmen, wie ſie an der Plehnendorfer Chau⸗ 


(D} 


ſſee und nach der Abflußmöglichkeit in Neufähr - 


vorhanden ſind, nicht von einem Hochwaſſerſchaden 
betroffen werden. Dieſe Gefahr iſt nicht vorhan⸗ 
den. Ich lege, wie geſagt, beſonderes Gewicht dar⸗ 
auf, das zu betonen. 

Für die Wegſchaffung des Waſſers bei Neu— 
fähr, für die Rettung der Niederungsbewohner 
und deren Hab und Gut iſt ein Organiſationsdienſt 
von der Abteilung des Innern geſchaffen worden, 
der einen vollſtändigen Bereitſtellungsplan vor⸗ 
ſieht, getrennt nach einzelnen Kommandos. Ich 
möchte das im einzelnen nicht erörtern. Wenn die 
Herren eingehende Einzelheiten zu hören wün⸗ 
ſchen, iſt die Möglichkeit vorhanden, daß ihnen 
dieſe Auskunft erteilt wird. Durch dieſe Pläne 
wird vorgeſehen, daß auch bei einem Deichbruch 
ein Schaden möglichſt verhütet wird. ö 

Ich glaube, daß ich zunächſt alles geſagt habe, 
was zur Beantwortung der Frage dient. Ich 
faſſe es dahin zuſammen, daß eine großzügige Re⸗ 
gulierungsarbeit vorliegt, weiter eine ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung des Notauslaufs. Ferner iſt 
ein ganz eingehender Rettungsdienſt für die Nie⸗ 
derung für den nicht anzunehmenden Fall vorge⸗ 
ſehen, daß es zu einem Deichbruch kommen wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dyck II. 

Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Antwort des Herrn Regierungsvertreters auf 
unſere Große Anfrage betr. Maßnahmen gegen 
Hochwaſſer⸗ und Eisgefahr hat uns nicht in allen 
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(Dyck II, Abgeordneter) 


Punkten befriedigt. Wir wiſſen es ſehr wohl, daß 2 Meter erhebt, ja, die ſogar an verſchiedenen (0) 


in der gegenwärtigen Lage wenig mehr zur „ 
tigung dieſer Gefahr getan werden kann, als be⸗ 
Befremdet hat uns jedoch die 


reits geſchehen iſt. 
Form, in der die Verhandlungen zwiſchen dem 
Deichamt und den Vertretern des Senats über ein 
gemeinſames Vorgehen bei einer evtl. Hochwaſſer⸗ 
gefahr geführt worden ſind. Die jahrzehntelangen 
Erfahrungen von Menſchen, die im Dienſt des 
Deichſchutzes grau geworden ſind und die Lehren 
einer Hochwaſſersgeſchichte, die gerade in dieſen 


Tagen auf ein Jahrhundert zurückblickt, können 


nicht durch diktatoriſche Maßnahmen einer Regie⸗ 
rung gleichgültig wie ſie ſich auch immer zuſam⸗ 
menſetzen mag, übergangen werden, wenn nicht 
hieraus für die Geſamtheit unüberſehbarer Scha⸗ 
den entſtehen ſoll. 

In Zeiten ſo drohender Gefahr, wie ſie in den 
kommenden Tagen bei plötzlichem Eintreten einer 
Schneeſchmelze und bei Hinzutreten noch anderer 
widriger Amſtände entſtehen können, iſt ein be⸗ 
ſonnenes Zuſammenarbeiten aller verantwort⸗ 
lichen Faktoren mehr als ſonſt noch geboten. Un⸗ 
ſere große Anfrage hat deshalb auch nicht den 
Zweck, Kritik zu üben an den gegenwärtigen Maß⸗ 
nahmen der Regierung und dadurch etwa neue 
Differenzen zu ſchaffen. Wir begnügen uns mit 
dem Hinweis, daß wir die Deichverbände für die 
berufenen Organe dafür halten, diejenigen Maß⸗ 
nahmen zu ergreifen, die im gegenwärtigen 
Augenblick erforderlich ſind, und daß wir die Auf⸗ 
gabe der Regierung mehr darin erblicken, dieſe 
Organe in ihrer Tätigkeit zu unterſtützen und 
nicht, ſie zu korrigieren. Die Quellen der gegen⸗ 
wärtigen Hochwaſſergefahr liegen in den Fehlern 
der Vergangenheit. Hier will uns ſcheinen, als 
ob die Regierung dieſe Fehler nicht in ihrem 
vollen Umfange und in ihrer vollen Tragweite be⸗ 
griffen hat. Wenn wir nun die gegenwärtige be⸗ 
drohliche Lage ausnutzen, um in der Preſſe und 
auch hier in voller Oeffentlichkeit auf die Hoch⸗ 
waſſergefahren hinzuweiſen, ſo tun wir es, um da⸗ 
durch gerade angeſichts dieſer Gefahr die Gemüter 
an den verantwortlichen Stellen aufzurütteln. da⸗ 
mit wenigſtens in der Zukunft etwas geſchieht, um 
eine Vernichtung unſerer ganzen Heimat durch 
Hochwaſſerflut zu verhüten. Wenn wir mit un. 
ſerer Anfrage in normalen Zeiten gekommen wä⸗ 
ren, würden unſere Maßnahmen überhört worden 
ſein. Erſt die Not lehrt aufmerken. Daher unſere 
Anfrage gerade zur gegenwärtigen Zeit. Wir ſind 
im Gegenſatz zu dem Herrn Regierungsvertreter 
der Auffaſſung, daß der augenblickliche Zuſtand an 
der Weichſelmündung auch nicht annähernd den 
Anforderungen genügt, die bei Hochwaſſergefahr 
an ſie geſtellt werden können. Wie die Zeitungen 
berichten hat der Preußiſche Staat im Frieden in 
jedem Jahr 600 000 Kubikmeter Sand aus 
der Mündung herausbaggern laſſen und ſeit dem 
Jahre 1913 ſind im ganzen bis heute nur 500 000 
Kubikmeter herausgebaggert worden. Von 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Molenbauten, die 
bei Hochwaſſer von allergrößter Wichtigkeit ſind, 
ſind nur einige Bruchſtücke hergeſtellt. Vor die⸗ 


ſen Molen liegen aber kilometerweiſe Sandabla⸗ 
gerungen, über denen ſich das Waſſer nur etwa 


Stellen aus dem Waſſer herausragen. 

Bei einem ſo dicken Treibeis, wie es nach 
dem letzten ſtrengen Winter zu erwarten iſt, be⸗ 
ſteht die Gefahr der Verſtopfung bei einer derartig 
verwahrloſten Mündung in beſonders ſtarkem 
Maße. Wenn ſtarke, anhaltende Nordſtürme hin⸗ 
zukommen, die den Abfluß des Eiſes noch weiter 
aufhalten, können die Folgen unüberſehbar ſein. 
Die Durchſchnittsbreite der Mündung bei Neufähr 
beträgt nach den Angaben des Senats 200 Meter 
und ſoll nach dem Urteil eines Sachverſtändigen 
genügen, um bei Hochwaſſer die mögliche Menge 
Waſſer abzuführen. Uns liegt das Gutachten eines 
anderen Sachverſtändigen, des Herrn Profeſſor 
Dr. Winkel vor, deſſen Meinung dahin geht, daß 
mindeſtens 360 Meter Breite erforderlich ſind, um 
die nötige Waſſermenge abzuführen. Alle dieſe 
Dinge und ihre möglichen Folgen ſind ja von ſach⸗ 
kundiger Seite in den letzten Wochen des öfteren 
in der Preſſe erörtert worden, ſo daß ich es mir 
verſagen kann, weiter darauf einzugehen. Vor 
dem Kriege haben die Deichverbände dem preußi⸗ 
ſchen Staat 13 Millionen Mark zur Weichſelregu⸗ 
lierung zur Verfügung geſtellt und dafür die Zu⸗ 
ſicherung erhalten, daß die Weichſelmündung je⸗ 
derzeit offen gehalten werden ſoll. Wenn man ſich 
nun demgegenüber den wahren Zuſtand der 
Weichſelmündung vor Augen hält, dann kann man 
wohl mit Recht gegen die verantwortliche Stelle 
den Vorwurf der Leichtfertigkeit, wenn nicht gar 
der Pflichtvergeſſenheit, erheben. Dieſer Vorwurf 
richtet ſich nicht gegen Sie Herr Senator, der Sie 
erſt ſeit zwei Monaten an der Spitze der Abteilung 
Landwirtſchaft ſtehen. Wir wollen Ihnen viel⸗ 
mehr durch die Aufrollung dieſer Frage Waffen 
in die Hand geben, mit denen Sie bei den verant⸗ 
wortlichen Stellen vorgehen können, nämlich beim 
Hafenausſchuß. Wir dürfen uns nicht damit beru⸗ 
higen, daß im Jahre 1924 ſchließlich alles glatt 
gegangen iſt, obgleich wir damals kaum noch zu 
übertreffendes Hochwaſſer gehabt haben. Wir ha⸗ 
ben alle damals nicht gewußt, in welcher großen 
Gefahr wir uns befunden haben. An den ver⸗ 
ſchiedenſten Stellen iſt auch damals das Waſſer be⸗ 
reits in erheblichem Maße durch die Dämme durch⸗ 
gedrungen und die Gefahr eines vollſtändigen 


| 


Dammdurchbruches hing nur noch von wenigen 


Stunden ab. 

Zur allergrößten Beſorgnis gibt uns auch die 
Frage Anlaß, ob das vorhandene Aufgebot an 
Menſchen für den Fall einer Hochwaſſersgefahr 
auch ausreichend ſein wird. (Abg. Liſchnewſki: 
Dienſtpflicht!) Wir haben bereits vor einigen 
Jahren zu dieſem Zwecke das Arbeitsdienſtpflicht⸗ 
geſetz beantragt, (Aha! bei den Kommuniſten.) 
das leider von Ihnen abgelehnt worden iſt. Da⸗ 
mals hatten wir noch die Einwohnerwehr, (Zu⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) die jederzeit alarm⸗ 
bereit war und die ſich verpflichtet hatte, im Be⸗ 
darfsfalle 2400 Mann zur Verfügung zu ſtellen. 
Als erſte Tat der letzten Linksregierung wurde 
dieſe Einwohnerwehr aber aufgelöſt. Wir wollen 
hoffen, daß dieſe Sparſamkeitsmaßnahme uns 
nicht noch einmal ſehr teuer zu ſtehen kommt. Die 
kleine Schutzpolizei kommt für Hilfeleiſtungen bei 
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Hochwaſſergefahren faſt gar nicht in Frage. Sie 
wird faſt vollſtändig mit dem Ordnungsdienſt zu 
tun haben. Zu den Gewerkſchaften haben wir 
nicht das Vertrauen, daß ſie der Aufgabe gewach⸗ 
ſen ſein werden, zumal ihre Führer nach Zei⸗ 
tungsberichten erklärt haben, daß ſie eine Ga⸗ 
rantie für jederzeitige Bereitſchaft nur über Tag 
übernehmen könnten. Das iſt natürlich wertlos. 
Das Hochwaſſer richtet ſich nicht nach Tag⸗ und 
Nachtzeiten. Wenn es kommt, iſt es eben da. 
Sehr ſympathiſch hat es uns berührt, daß der 
Stahlhelm (Lachen links.) ſeine Organiſation be⸗ 
reitwillig zur Verfügung geſtellt hat. Wir zwei⸗ 
feln nicht daran, daß auch andere Organiſationen 
ähnlicher Art dieſem Beiſpiel folgen werden. Hier 
haben wir es mit einer gut diſziplinierten Orga⸗ 
niſation zu tun, auf die wir uns verlaſſen können. 
Merkwürdigerweiſe hat die Senatspreſſeſtelle, die 
ſonſt alles mögliche zu berichten weiß, von dieſem 
Angebot nichts erwähnt. Ich halte es für ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß dies Angebot angenommen 
wird und glaube, daß es ebenſo ſelbſtverſtändlich 
iſt, daß ſolchen Mitgliedern, die ſich in Zeiten der 


Gefahr der Allgemeinheit zur Verfügung ſtellen, (rung, 


kein materieller Schaden etwa dadurch entſteht, 
daß ihnen von ihrem Arbeitgeber Lohnabzüge ge⸗ 
macht werden. Die Regierung aber bitten wir ſo 
dringend wie nur irgend möglich, die von uns an⸗ 
geregten Fragen mit dem ganzen Ernſt zu behan⸗ 
deln, der ihnen zukommt. (Abg. Mau: Das haben 
Sie aber nicht getan!) Es handelt ſich um Sein 
oder Nichtſein. Das, möge ſich jeder geſagt ſein 
laſſen, der ſeine Danziger Heimat liebt und die 
Menſchen, die darin wohnen. (Abg. Liſchnewſki: 
Dann holen wir den Stahlhelm!) 

Vizepräſident Gaikowfki: Das Wort hat der 
Regierungsvertreter, Herr Senator Dr. Evert. 

Dr. Evert, Senator: Auch ich bedaure, mit 
dem Herrn Vorredner nicht in allen Punkten ein⸗ 
Ich habe es vermieden, auf 
interne Angelegenheiten von Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Staat und Deichverbänden einzugehen. 
Trotz der Worte, die hier eben geſprochen ſind, 
möchte ich es auch jetzt vermeiden. Ich habe er⸗ 
klärt, daß die Regierung das volle Vertrauen zu 
den Deichverbänden hat. Ich glaube, daß es wohl 
genügend iſt, wenn die Regierung ſo etwas er⸗ 
klärt. Ich lehne es vorläufig ab, auf den Ton 
einzugehen, der in den Verhandlungen zwiſchen 
dem Staat und den Deichverbänden geſchwebt hat. 
Wenn es gewünſcht wird, bin ich ſelbſtverſtändlich 
ſpäter auch in der Lage, darüber Auskunft zu 
geben. Ich halte es im Intereſſe einer ruhigen 
ſachlichen Erörterung in einer ſo überaus ernſten 
Sache nicht für richtig, ſich mit derartigen Dingen 
aufzuhalten, die meines Erachtens heute nicht 
mehr zur Sache gehören. Das iſt zunächſt das 
erſte. Zweitens iſt geſagt worden, es ſei Aufgabe 
der Deichverbände, alles zu tun, und man dürfe 
nicht mit diktatoriſchen Maßnahmen über ſie hin⸗ 
weggehen. M. D. u. H.] Dann verſtehe ich Ihre 
Frage nicht: Was hat der Senat getan, um der 
Sache zu begegnen, wenn wir nichts zu ſagen 
haben. (Abg. Schwegmann: Weichſelmündung!) 
Ich bin ganz vollſtändig in meinem Vortrag. Sie 
haben geſagt: „Welche Maßnahmen hat der Se⸗ 


nat getroffen, um dieſen Gefahren zu begegnen?“ 
Nach dem Geſetz iſt der Senat die ſtaatliche Auf⸗ 
ſichtsbehörde. Dieſe Stellung wird er ſich nicht 
nehmen laſſen. Auf der anderen Seite wird er 
N dem Takt erfüllen, den er zu beobachten 
n 
Dann möchte ich weiter ſagen: M. D. u. H.! 
Nun bekommen wir dieſelben Erörterungen hier 
über die Mündungen, wie ſie ſich in der Preſſe ſo 
eingehend, und ich muß offen ſagen, zu meinem 
lebhaften Bedauern entwickelt haben. Ich habe 
heute ſchon hervorgehoben, und darin hat der Herr 
Vorredner mir recht gegeben, zur Zeit iſt, auch 
wenn Sie recht hätten, Sie haben aber nicht 
recht, aber auch wenn Sie recht häten, mit dem 
beſten Willen nichts zu machen. Alſo was ſollen 
die Erörterungen zur Zeit? Sie können nur das 
eine erreichen, daß Sie eine Unruhe hervorrufen, 
und das haben Sie unfehlbar bewirkt. (Sehr 
richtig! links.) Es iſt eine ſolche Unruhe hervor⸗ 
gerufen, daß wirtſchaftliche Schäden entſtanden 
find, von denen Sie ſich kein Bild machen. Ich 
vermeide es im Intereſſe einer ruhigen Erörte⸗ 
darauf einzugehen. (Abg. Dr. Blavier: Die 
Grundſtücke haben die Hälfte Wert verloren, das 
iſt Ihre Politik, Herr Schwegmann!) Ich verſuche, 
die Erörterungen möglichſt zu beſchränken und in 
ruhigen Grenzen zu halten. Ich beſchränke mich 
daher auch auf dieſe Ausführungen. 


Jetzt kommen wir zu den Mündungen. Man 


ſollte ſich eigentlich wundern, daß angeſichts der 
Erklärungen, die ich abgegeben habe und die ſich 
auf ein Sachverſtändigen⸗Gutachten ſtützen, die 
Zeitungen mit allen möglichen Redewendungen 
kommen, mit derſelben Beweisloſigkeit und mit 
derſelben Beunruhigung der Bevölkerung. Ich 
muß mich darüber wundern, weil wir es wirklich 
im Augenblick der Gefahr, in einer ſo ernſten 
Lage vermeiden müſſen, eine Unruhe da hervor⸗ 
zurufen, wo ſie nicht am Platze iſt. (Sehr richtig! 
links.) Ich bin aber bereit, meine Ausführungen 
zu ergänzen. Es iſt offenbar vermißt worden, daß 
bezüglich der Mündung in Neufähr nicht auch ein 
Sachverſtändigen⸗Gutachten eingeholt iſt, wäh⸗ 
rend der Herr Vorredner ein Sachverſtändigen⸗ 
Gutachten der Deichverbände erwähnt hat. Ich 
möchte bemerken, daß dieſes Gutachten, auf das 
öffentlich in der Preſſe angeſpielt wurde, dem 
Senat noch niemals vorgelegen hat, trotzdem ſeit 
Jahren davon die Rede iſt. (Hört, hört! links. — 
Abg. Schwegmann: Laß der Senat es ſich doch be⸗ 
ſchaffen!) Nun komme ich aber zu einem anderen 
Gutachten, das uns vorgelegen hat. Es iſt auch 
von einer Autorität auf dem Gebiete, nämlich von 


dem hieſigen Profeſſor Schultze. Er hat uns be⸗ 


ſtätigt, daß dieſe Mündung als Notauslauf aus⸗ 


reichend iſt. M. D. u. H., angeſichts dieſer Sache 


und der, das wird wohl jeder anerkennen, ſachlich 
gehaltenen Ausführungen wird heute erklärt, daß 
die Stelle, die es zu verantworten hat, leichtſinnig 
und pflichtvergeſſen gehandelt hat. Dieſe Stelle 
iſt nicht der Staat, ſondern es iſt der Ausſchuß für 
den Hafen und die Waſſerwege für Danzig. 

halte es für 
würfe mit aller Entſchiedenheit zurückzuweiſen, 
um ſo mehr, als ſie nicht uns treffen, ſondern eine 


eine Pflicht der Regierung, dieſe Vor⸗ 
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andere Stelle. Wir ſind es dieſer anderen Stelle 
ſchuldig, die ſehr große Geldmittel aufgewandt 
hat und das kann ich aus meiner früheren Tätig⸗ 
keit beſtätigen, mit aller Intenſität und Sorgfalt 
dieſe Sache beobachtet hat. Solche Vorwürfe 
find leicht ausgeſprochen aber ſchwer zu beweiſen. 
Sie ſind geeignet, nicht nur wirtſchaftlich, ſondern 
auch in anderer Beziehung Unruhe hervorzu⸗ 
rufen, und ich möchte nicht, daß ſolche Unruhe ent⸗ 
ſteht. (Abg. Dr. Blavier: Da kennen Sie die De⸗ 
magogen ſchlecht!) 


M. D. u. H.! Nun wurde geſagt, und das 
möchte ich unterſtreichen: „Wir erwähnen das hier 
gar nicht, weil es im jetzigen Augenblick gebeijert 
werden kann, ſondern nur, um aufzurütteln.“ M. 
D. u. H.! Ich erkläre Ihnen, die Inſtanz, die ſich 
damit befaßt hat, ſchläft nicht. Sie braucht auch 
nicht aufgerüttelt zu werden, ſondern hat ſehr 
wache Augen. Auf der anderen Seite brauchen 
Sie nicht Unruhe hervorzurufen, die uns gefähr⸗ 
det, hier aber zu ſagen, man müſſe in der Preſſe 
eine Tätigkeit entfalten, nur damit die Inſtanz, 
die ſchlafe, aufgerüttelt werde, entſpricht nicht dem 
Ernſt und der Würde dieſes Augenblicks, in dem 
wir uns befinden und in dem wir alle kräftig zu⸗ 
ſammenſtehen müſſen, uns aber nicht in Theorien 
zerfleiſchen dürfen. 


Ich komme zu einem weiteren Punkt. Es iſt 
geſagt worden, das Aufgebot der Hilfskräfte ſei 
viel zu gering. Es wurde auf einen früheren Ge: 
ſetzentwurf hingewieſen. Ich glaube, man befindet 
ſich in einer guten Lage, wenn man klaſſiſche 
Zeugen für das Gegenteil hat. Dieſe habe ich, 
indem ich Ihnen den Inhalt einer Verhandlung 
mit den Herren Deichhauptleuten vorleſe. In 
dieſer Verhandlung hatte der Senat den Einſatz 
von Arbeitskommandos der Schutzpolizei im Not⸗ 
fall für die gefährdeten Stellen angeboten. Dar⸗ 


auf erklärten beide Deichhauptleute, daß ſie dieſe 


Arbeitskommandos ablehnen. (Hört, hört! links.) 


Sie erklärten, daß fie die Garantie für die wirk⸗ 


ſame Deichverteidigung durch die eigenen Mann⸗ 
ſchaften übernähmen. (Zwiſchenrufe rechts und 
links.) Trotz dieſer Erklärung hat der Senat es 
durchgeſetzt, daß den Herren Deichhauptleuten 
dieſes Kommando zur Verfügung geſtellt wurde, 
und die Herren haben es auch angenommen. Ich 
möchte nicht unterlaſſen, auch auf das Zeugnis der 
Herren hinzuweiſen, denen die Regierung vorhin 
durch mich das volle Vertrauen ausgeſprochen hat, 
daß ſie die Sache genau kennen. Wenn dieſe 
Herren erklären, daß das Aufgebot genügt, dann 
habe ich etwas Gutes getan, wenn ich ihnen trotz⸗ 
dem etwas zur Verfügung ſtelle; denn man kann 
immer nicht genug tun, das wird ja gerade ver⸗ 
langt. (Heiterkeit links. — Abg. Brill: Hundert⸗ 
jährige Erfahrung!) Aber auf der anderen Seite 
wird man doch nicht ſagen können, daß in den 
jetzigen Zeiten das Aufgebot zu ſchwach ſei. Ich 


glaube, dieſe Behauptung iſt nicht richtig. (Abg. O 


Schwegmann: Aber wenn etwas paſſiert!) Wenn 
Sie ſelbſt erklären, daß die Deichverbände die⸗ 
jenigen ſind, die die Arbeit zu leiſten haben, und 
man ſollte ſie nicht durch diktatoriſche Maßnahmen 
zwingen, und ich verlaſſe mich darauf und leſe 
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Ihnen das vor, dann müſſen Sie auch anerkennen, 
was ich Ihnen vorleſe. (Lebhaftes Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. . 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In den letzten 
Wochen ſind die geſamten Zeitungen in der Frei⸗ 
en Stadt Danzig auf die Hochwaſſergefahr einge⸗ 
gangen. Zu verurteilen iſt es aber, daß die bür⸗ 
gerlichen Zeitungen dieſe Gefahr dazu ausnutzen, 
und wir ſehen es ja auch heute aus den Erklärun⸗ 
gen des Herrn Abg. Dyck, um für die Einwohner⸗ 
wehr und das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz Propagan⸗ 
da zu machen. Weiter bezweckt die ganze Anfrage 
nichts. Sie wollen aber der Oeffentlichkeit weiß 
machen, ja, wenn die Einwohnerwehr da wäre 
und das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz, dann hätten wir 
keine Hochwaſſergefahr. Sie wollen die Einwoh⸗ 
nerwehr ja nur aus dem Grunde haben, damit Sie 
ne Formation gegen die Arbeiterſchaft haben, 
aber nicht eine Hilfe in der Hochwaſſergefahr. Mit 
dem Arbeitsdienſtpflichtgeſetz wollen Sie die Ju⸗ 
gend wieder für Kriegszwecke erziehen. Sie wollen 
die Jugend zu Sklaven erziehen, weil Sie ganz 
genau wiſſen, daß man die Jugend in der Blüte 
17 knicken kann, als wenn ſie erſt älter gewor⸗ 

en iſt. 

Die Große Anfrage iſt von den deutſchnationa⸗ 
len Großagrariern unterzeichnet. Sie haben dieſe 
Anfrage nicht aus Liebe zur Bevölkerung einge⸗ 
bracht, ſondern nur, um Verwirrung anzurichten, 
um Propaganda für die Einwohnerwehr und das 
Arbeitsdienſtpflichtgeſetz zu machen. Wenn z. B. 
auf dem Lande ein Feuer ausbricht, ſo ſind immer 
die Arbeiter zuerſt da, um zu retten, was zu ret⸗ 
ten iſt. Die Herren Großagrarier ſtehen mit der 
dicken Zigarre im Munde dabei und ſehen zu, wie 
ſich der Arbeiter abſchuftet und für die Großagra⸗ 
rier arbeitet. Sie helfen nicht mit. So wird es auch 
beim Hochwaſſer ſein. Da wird die Arbeiterſchaft 
auch wieder zuerſt auf dem Plan erſcheinen. Auch 
die Kommuniſtiſche Partei und der Rotfront⸗ 
kämpferbund haben ihre Mitglieder aufgerufen. 
Wenn Herr Abg. Dyck und Herr Senator Dr. Evert 
erklärten, ſie hätten das Vertrauen zu den Deich⸗ 
verbänden, ſo ſage ich, daß die Arbeiterſchaft nicht 
das Vertrauen zu den Deichverbänden haben kann. 

Ich will nur einen Fall anführen. Die Ge⸗ 
meinden haben Nachricht erhalten, daß ſie ſoundſo 
viel Fuhrwerke zu ſtellen haben, und foundſo viel 
Mannſchaften. Die „Danziger Arbeiterzeitung“ 
und die „Danziger Volksſtimme“ ſchreiben heute 
auch, daß Probemobilmachungen ſtattfinden ſol⸗ 
len. Die Gemeinde Brunau hat den Befehl erhal⸗ 
ten, am Freitag um 8 Uhr an einer beſtimmten 
Stelle zu ſein. jedoch nicht die Fuhrwerke, nicht 
das Geſchirr. Der Herr Deichgeſchworene will nur 
die 18 Arbeiter ſehen. Ich glaube hier feſtſtellen 
zu müſſen, daß die Arbeiter zu jeder Zeit und 
Stunde da ſind. Aber ob die Fuhrwerke, ob das 
Geſchirr, die Sielen uſw. in Ordnung ſein werden, 
wiſſen wir nicht. Bei Feuerausbruch haben wir ſo 
oft feſtſtellen müſſen, daß die Feuerſpritze nicht in 
rdnung war, daß die Waſſerkübel bei den Groß⸗ 
agrariern verfault ſind. So wird es fetzt auch ſein. 
Wenn die Gemeindevorſteher die Nothilfen auf⸗ 
rufen, werden die Arbeiter zur Stelle ſein, aber 
nicht die Großagrarier mit den Fuhrwerken, weil 
ſie die nicht in Ordnung haben. Die Großagrarier 
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haben Geld zum Praſſen und Saufen. Aber einen 
neuen Sielenſtrang kaufen ſie nicht, damit ſie dem 
Arbeiter beweiſen können, daß ſie nichts haben und 
die Wirtſchaft nicht hochhalten können. Der Se⸗ 
nat ſoll uns eine Antwort erteilen, ob nur die Ar⸗ 
beiter zur Stelle ſein müſſen, wenn eine Beſichti⸗ 
gung ſtattfindet, oder die geſamte Nothilfe. Es iſt 
in dieſer Frage eine Empörung in der Arbeiter⸗ 
ſchaft entſtanden. Sie ſagt ſich, daß man die 
Gefahr nicht beſeitigen will. Herr Abg. Dyck 
ſagte, daß die Deichgeſchworenen beim Schutz der 
Deiche grau geworden wären. Wenn es ein Deich⸗ 
geſchworener heute noch nicht einſieht, daß bei ei⸗ 
ner Beſichtigung alles zur Stelle ſein muß, tut er 
mir leid. 

Eine andere Frage iſt die, ob die Regierung 
ſchon darüber nachgedacht hat, daß ſie Kähne zur 
Verfügung ſtellen muß, gerade für die ärmere Be⸗ 
völkerung. Wir haben feſtgeſtellt, daß ſich die 
Großagrarier ſchon in dieſer Frage geſichert ha⸗ 
ben. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) Die Arbeiter: 
ſchaft iſt aber nicht imſtande, ſich Kähne zu kaufen. 
Ihr iſt es ſogar nicht einmal möglich, nach oben 
zu ziehen, wie die Großagrarier auf dem Lande. 
Der Arbeiter hat kein Oberſtübchen, er kann ſich 
nicht dahin retten. ( Heiterkeit.) Herr Abg. Klein, 
wenn Sie darüber lachen, beweiſt das, daß Sie 
noch ſehr dämlich ſind. (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
gut!) Wenn Herr Senator Dr. Evert die Erklä⸗ 
rung der Regierung für Sie abgegeben hat, ſo 
können wir Sie auch nicht ernſt nehmen. Wenn Sie 
mit Oberſtübchen vielleicht Ihren dummen Ver⸗ 
ſtandskaſten meinen, ſo glaube ich, daß es bei 
Ihnen zutrifft. > 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Langnau, 
ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. 
(Abg. Opitz: Wegen des Oberſtübchens? — Hei⸗ 


terkeit.) Wegen des Ausdrucks „Ihren dummen 


Verſtandskaſten“. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Regie: 


möglich iſt, die Frauen, Kinder und Greiſe zu ret⸗ 


ten. Die Arbeiterſchaft auf dem Lande wird fi, 


auf ſich ſelbſt verlaſſen müſſen. Auf die Hilfe der 
Großagrarier kann ſie ſich nicht verlaſſen; denn 
wenn die Gefahr da iſt, werden die Großagrarier 
nicht zur Stelle ſein, ſondern dann wird es die Ar⸗ 
beiterſchaft ſein, die in erſter Linie dieſe Gefahr 
abwenden wird. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht mehr vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnung erledigt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeorneter (K. P.): Beim Punkt 8 
der heutigen Tagesordnung, Strafverfolgung ge⸗ 
gen einen Abgeordneten, iſt hier angeblich, wie 
mir der Präſident mitgeteilt hat, die Immunität 
aufgehoben worden. Dieſe Annahme iſt irrig. Der 
Herr Präſident hat über die Ausſchußvorlage ab⸗ 
ſtimmen laſſen und es ergab ſich, daß die Ausſchuß⸗ 
vorlage abgelehnt wurde, weil nur die Minder⸗ 
heit dafür geſtimmt hat. Es wäre Pflicht des 
Präſidenten geweſen, über die Vorlage direkt ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen; denn der Gang der Geſchäfte iſt, 
daß, wenn der Ausſchußantrag abgelehnt wird, 
über die eigentliche Vorlage abgeſtimmt wird. 


damit es ihr 
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(Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) Das iſt verſäumt 
worden und wir erkennen deshalb die Abſtimmung 
nicht an. Ich ſage das hier, um dem Präfidenten 
klar zu machen, daß, wenn er auf Grund dieſer 
Abſtimmung dem Staatsanwalt mitteilt, daß die 
Immunität aufgehoben worden iſt, er ſich in ei⸗ 
nem Irrtum befindet. Es muß deshalb mindeſtens 
noch einmal über dieſen Antrag abgeſtimmt wer⸗ 
den, d. h. über die Vorlage des Senats. Ich be⸗ 
antrage deshalb, daß noch eine Abſtimmung vor⸗ 
genommen wird, und zwar wie ich ſagte, über den 
Antrag des Senats auf Strafverfolgung, weil der 
Ausſchuß die Genehmigung der Strafverfolgung 
abgelehnt hat. Es iſt demnach nichts vorhanden, 
und man kann auch dem Staatsanwalt nicht die 
Mitteilung zugehen laſſen, daß die Immunität 
tatſächlich aufgehoben iſt. 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Raſchke, 
die Abſtimmung iſt poſitiv geweſen, (Abg. Raſch⸗ 
ke: Nein!) und für die Ablehnung haben nur die 
ſieben Kommuniſten geſtimmt, während die an⸗ 
dern Abgeordneten für die Strafverfolgung des 
Abg. Opitz waren, was auch im Protokoll feſtge⸗ 
legt worden iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Geſchäfts⸗ 
ordnung ſchreibt vor, daß über jede Vorlage poſi⸗ 
tiv abgeſtimmt werden muß. Wenn nun ein Aus⸗ 
ſchußantrag da iſt, der nicht eine Vorlage iſt, (Wi⸗ 
derſpruch links.) ſondern nur einen Bericht dar⸗ 
ſtellt, (Die Druckſache iſt doch eine Vorlage!) es iſt 
ein Bericht über eine dem Hauſe zugeleitete Vor⸗ 
lage, und der Bericht des Ausſchuſſes geht dahin, 
daß der Antrag auf Strafverfolgung abgelehnt 
werden ſoll. Dieſer Vorſchlag des Rechtsausſchuſ⸗ 
‚les wit hier im Haufe angeblich abgelehnt worden, 
weil nur die Minderheit dafür war. Wie wollen 
Sie jetzt feſtſtellen, daß damit der Antrag des 
Staatsanwalts auf Strafverfolgung angenommen 
iſt? Sie haben doch noch gar nicht darüber abge⸗ 
ſtimmt. Wo iſt die poſitive Abſtimmung, d. h. die 
Abſtimmung, daß die Strafverfolgung geneh⸗ 
migt werden ſoll? Die iſt nicht vorhanden. Wir 
verlangen deshalb mit Recht, daß dies nachgeholt 
werden muß. Der Präſident muß alſo darüber ab⸗ 
ſtimmen laſſen, ob die Vorlage des Senats ange⸗ 
nommen werden ſoll oder nicht. M. D. u. H.! Da⸗ 
für ein Beiſpiel. Wenn eine Geſetzesvorlage vom 
Senat kommt, wird ſie einem Ausſchuß überwie⸗ 
ſen. Der Ausſchuß modelt etwas daran herum, und 
das Geſetz bekommt ein ganz anderes Geſicht. Das 
Haus lehnt den Vorſchlag des Ausſchuſſes ab. 
Dann muß doch über die Geſetzesvorlage direkt ab⸗ 
geſtimmt werden, ſonſt weiß man nicht, iſt nun 
die Geſetzesvorlage angenommen oder nicht. Solch 
eine Geſetzesvorlage bezw. Antrag iſt die Straf⸗ 
verfolgung (Abg. Rahn: Wenn es ſich um Kom⸗ 
muniſten handelt, iſt es beim Volkstag anders!) 
Das ſcheint mir auch ſo. Handelt es ſich um eine 
kommuniſtiſche Angelegenheit, ſo wird die Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſo ausgelegt, betrifft es eine Re⸗ 
gierungsvorlage, wird ſie anders ausgelegt. (Abg. 
Liſchnewſki: Das nennt man Demokratie!) Ja, 
das nennt man „Demokratie“. Jetzt müſſen wir, 
da das Haus noch nicht beſchloſſen hat, ob die Im⸗ 
munität tatſächlich aufgehoben werden ſoll, ver⸗ 
langen, daß dieſe Abſtimmung ſtattfindet. Der 


(O) 


(D) 


| 


— 


— — 


— 


Maſchke, Abgeordneter) 

Präſident iſt im Irrtum, wenn er behauptet, daß 
pojitiv abgeſtimmt worden iſt. Die Poſitivität 
liegt darin, daß entweder die Strafverfolgung ge⸗ 
nehmigt oder abgelehnt wird. Die Abſtimmung 
kannn in dieſem Fall nur poſitiv fein. Nachdem 
der Ausſchußbericht abgelehnt worden war, hätte 
über die Strafverfolgung ſelbſt abgeſtimmt wer⸗ 
den müſſen. 


Vizepräſident Gaikowſti: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
dieſe Angelegenheit dem Aelteſtenausſchuß zu 
überweiſen. Wenn er es beſchließt, kann dieſer 
Punkt noch einmal auf die Tagesordnung kommen. 
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Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt der Antrag 
geſtellt, dieſe Frage dem Aelteſtenausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich würde jetzt dem hohen Hauſe vor⸗ 
ſchlagen, die Sitzung zu vertagen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchlage vor, 
die nächſte Sitzung am Donnerstag, den 14. März, 
nachmittag 3.30 Uhr abzuhalten, und zwar mit 
folgender Tagesordnung: 

1. Wahl eines Senators im Hauptamt. 
2. Erſte Beratung eines vorläufigen Haushaltsgeſetzes 

für das Rechnungsjahr 1929. Druckſache Nr. 652. 

3. Reſt von heute. 
ch höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
ch ſchließe die Sitzung. 


J 
8 6 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Ahr 40 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Kamnitzer, 
Dr. Wiercinſti; Oberregierungsrat Dr. Hemmen; 
Regierungsrat Köppen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 78. Vollſitzung. Ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Wahl eines Senators im Hauptamt. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bitte, den 
Punkt 1 als Punkt 4 auf die Tagesordnung zu 
etzen. 

b 9 inepräftdent Dr. Bogdan: Widerſpruch gegen 
den Vorſchlag höre ich nicht, ich darf feſtſtellen, 
daß demgemäß beſchloſſen worden iſt, daß Punkt 1 
als Punkt 4 geſetzt wird. Ich rufe nunmehr den 
bisherigen Punkt 2 auf: 
Erſte Beratung eines vorläufigen Haus⸗ 
haltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1929. 

Druckſache Nr. 652. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, die Vorlage dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Es erhebt ſich kein Widerſpruch, ich 


ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs be⸗ 

treffend Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
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werbsloſenfürſorge. — Arantrag des Abg. (O) 


Plenikowſti u. Fr. — 
Druckſache Nr. 628. Nach den Vereinbarungen 
des Aelteſtenausſchuſſes ſoll dieſer Punkt mit dem 

nächſten verbunden werden: 


Große Anfrage Nr. 29 des Abg. Pleni⸗ 

kowſti u. Fr. über die Erwerbsloſenfürſorge. 

Druckſache Nr. 617. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Bereits 
vor einem Jahre haben wir durch einen Geſetzes⸗ 
antrag eine Abänderung des beſtehenden Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetzes herbeiführen wollen. Es hat 
ſich herausgeſtellt, daß dieſes Geſetz furchtbare Här⸗ 
ten hat, und daß es gerade bei den Wahlen eine 
große Rolle ſpielte. Man hat damals den Arbei⸗ 
tern, insbeſondere den Erwerbsloſen, immer wie⸗ 
der verſprochen, eine andere Regelung des Er⸗ 
werbsloſenweſens herbeizuführen, und zwar in der 
Art, daß die beſtehenden Härten beſeitigt werden 
ſollten. Nun haben wir ein Jahr Koalitions⸗ 
regierung hinter uns. Trotzdem man hier bereits 


seine Menge von Geſetzen verabſchiedet hat, hat 


man noch nicht daran gedacht, auch nur im gering⸗ 
ſten etwas an dem Erwerbsloſenfürſorgegeſetz zu 
ändern oder die ſchlimmſten Härten daraus zu be⸗ 
ſeitigen. Man hat ſich immer wieder damit ent⸗ 
ſchuldigt, die finanziellen Mittel reichten zu einer 
Aenderung nicht aus. Der Finanzſenator hat nun 
in einer der letzten Hauptausſchußſitzungen erklärt, 
daß die Finanzlage des Staates durchaus nicht 
eine derartige ſei, wie ſie damals durch den Vize⸗ 
präſidenten Gehl hingeſtellt wurde, der erklärt 
hat, der Staat müſſe „Bankerott“ machen. 


Nun haben wir wieder einen Geſetzentwurf 
eingebracht. Durch dieſen Geſetzentwurf ſollen die 
allerſchlimmſten Härten des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetzes beſeitigt werden. Am welche Härten han⸗ 
delt es ſich bei dieſem Geſetzentwurf? Zunächſt 
wird die Erwerbsloſenunterſtützung erſt an Per⸗ 
ſonen vom 16. Jahre ab gewährt. Erwerbsloſe 
im Alter von 14 und 15 Jahren erhalten keine 
Erwerbsloſenunterſtützung, auch wenn ſonſt die 
Vorausſetzungen für die Zahlung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung vorliegen. Wir haben geſehen, 


daß gerade dieſe Geſetzesbeſtimmung, Zahlung der 


Erwerbsloſenunterſtützung erſt mit dem 16. Le⸗ 
bensjahre, furchtbare Härten nach ſich zog. Eltern 
ſind gezwungen, ihre Kinder bereits mit 14 und 15 


liſtiſche Produktionsprozeß insbeſondere darauf 
ausgeht, Kinder ganz beſonders auszubeuten, weil 
Kinder billigere Arbeitskräfte darſtellen. Anderer⸗ 
ſeits wird das Einkommen der Eltern ſo gering 
gehalten, daß es nicht einmal zum Lebensunter⸗ 
halt der Eltern ausreicht, alſo nicht für die Kin⸗ 
der zulangt. 
entlaſſen ſind, ſind ſie daher gezwungen, ſich nach 
Arbeit umzuſehen. Sie bekommen auch Arbeit, 
weil, wie ich ſchon ſagte, ganz beſonders gern die 


eben billiger iſt. Wenn nun dieſe Kinder mit 14, 
15 Jahren ein halbes oder ein Jahr gearbeitet 
haben, und ſie werden wegen Arbeitsmangel ent⸗ 
laſſen, ſo erhalten ſie keine Erwerbsloſenunter⸗ 


Sobald die Kinder aus der Schule 


kindliche Arbeitskraft ausgebeutet wird, weil ſie 


(D) 


Jahren zur Arbeit zu ſchicken, weil ja der kapita⸗ 
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ſtützung, obwohl ihnen dieſe nach den Beſtimmun⸗ 


(8) 


gen des Geſetzes zuſteht. Ja, wir haben ſchon 
wiederholt Beweiſe angeführt, daß man dem 
Vater, der vielleicht auch erwerbslos iſt, nicht ein⸗ 
mal den Zuſchlag von 45 Pfennigen für dieſes 
Kind gewährt. Um den Zuſchlag müſſen ſie mit den 
Verwaltungsbehörden harte Kämpfe führen. 
Unſer Abänderungsantrag verlangt deshalb, 
daß die Fürſorge allen arbeitsfähigen und arbeits⸗ 
willigen Perſonen über 14 Jahre gewährt wird, 
die ihren Lebensunterhalt in der Hauptſache durch 
Arbeit erworben haben oder erwerben müſſen. 
Wir wiſſen, daß durch die Konzentrierung und 
durch die Zentraliſation des Kapitals immer 
mehr Kleinbetriebe eingehen, immer mehr bisher 
noch ſelbſtändige Handwerker gezwungen ſind, ihr 
Gewerbe aufzugeben. Alle dieſe bisher ihr Ge⸗ 
werbe ſelbſtändig ausübenden Perſonen gelangen 
nicht in den Genuß der Erwerbsloſenunterſtützung, 
trotzdem auch ſie ſich in furchtbar bedürftiger Lage 
befinden. Auch ſie ſind ja gezwungen, ihre Ar⸗ 
beitskraft gegen Lohn zu verkaufen. Weil ſie aber 
früher ſelbſtändig gearbeitet haben, kommen ſi 


nach den Beſtimmungen des Erwerbsloſenfürſorge-⸗IHaushaltempfänger 


geſetzes nicht in den Genuß der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. Deshalb beantragen wir, daß auch die⸗ 
ſen Perſonen die Erwerbsloſenunterſtützung ge⸗ 
währt wird und insbeſondere auch ſolchen Per⸗ 
ſonen, die durch Witterungsverhältniſſe gezwun⸗ 
gen ſind, ihr Gewerbe vorübergehend aufzugeben. 
Ich erinnere da insbeſondere an die Fiſcher uſw. 
Wir verlangen in unſerem Abänderungsantrag, 
daß unter die Fürſorge außerdem diejenigen fal⸗ 
len, die Gewerbebetriebe haben und durch die 
wirtſchaftliche Lage oder Witterungsverhältniſſe 
gezwungen werden, das Gewerbe vorübergehend 
oder ganz aufzugeben. 

Eine andere Härte des jetzigen Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes beſteht darin, daß man die Er⸗ 


werbsloſenunterſtützung erſt nach einer Wartezeit 


Wir wiſſen, daß das 


von ſechs Tagen gewährt. 
nur ausreicht, 


Lohneinkommen eines Arbeiters 
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Wir verlangen ferner eine Erhöhung der Unter⸗ 
ſtützungsſätze um ca. 20 Prozent. Die Notwendig⸗ 
keit darf nicht erſt begründet werden. Jeder, der 
die Verhältniſſe kennt, weiß, daß die Preiſe für 
Lebensmittel und für andere Gebrauchsartikel des 
täglichen Bedarfs im letzten Jahr geſtiegen ſind. 
Ich erinnere nur an die Zahlen der Statiſtik, die 
das beweiſen. Trotzdem iſt eine Erhöhung der 
Unterſtützungsſätze für die Erwerbsloſen in den 
letzten Jahren nicht vorgenommen worden. Ich 
erinnere daran, daß man gezwungen war, infolge 
der ſteigenden Preiſe eine Aufbeſſerung der Inva⸗ 
lidenrenten vorzunehmen, ebenſo auch eine Auf⸗ 
beſſerung der Unterſtützung für die Kleinrentner. 
Alſo auf andern ſozialen Gebieten iſt eine Ver⸗ 
beſſerung der Fürſorge herbeigeführt. Man hat 
aber nicht daran gedacht, die Unterſtützungsſätze 
für die Erwerbsloſen auch nur um einen Pfennig 
zu erhöhen. 

Wenn wir uns die Sätze anſehen, die wir for⸗ 
dern, findet man, daß ſich dieſe Sätze noch unter 
dem Exiſtenzminimum bewegen. Wir verlangen 
deshalb durch unſern Artikel 3, daß für jeden 
ſtatt 2,05 G. ein täglicher 
Unterſtützungsſatz von 2,50 G. gewährt wird, daß 
für jeden Ledigen über 20 Jahre ſtatt 1,70 G. der 
Satz von 2,00 G. gewährt wird, und für jeden Le⸗ 
digen unter 20 Jahren ſtatt des Tagesſatzes von 
1,25 G. der Satz von 1,50 G. Ferner verlangen 
wir, daß der § 16 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
geſtrichen wird. Es handelt ſich da um einen Er⸗ 
mächtigungsparagraphen. Es iſt wiederholt, ſogar 
von bürgerlicher Seite, insbeſondere von dem 
Herrn Abg. Rahn, darauf hingewieſen worden, 
daß es an und für ſich ſeltſam iſt, daß gerade dieſe 
Regierung auch mit Ermächtigungsparagraphen 
und Ermächtigungsgeſetzen regiert. Dieſer Para⸗ 
graph beſagt, daß es dem Senat überlaſſen bleibt, 
die Unterſtützungsſätze herauf» oder herunter zu 
ſetzen. Wir wenden uns dagegen, weil dieſer Se⸗ 
nat aus ſich ſelbſt heraus keine Erhöhung der 
Sätze vornehmen wird. Er wird das Recht nur 


um das nackte Leben zu friſten, das beſtimmt der benutzen, um die Sätze herabzuſetzen. 


Lohnempfänger niemals etwas für die Zeiten der 
Arbeitsloſigkeit zurücklegen kann, um ſich einige 
Zeit lang ohne Arbeit ernähren zu können. Ich 
erinnere insbeſondere an die Arbeiterkategorien, 
die einen furchtbar niedrigen Lohn erhalten, die 
Landarbeiter, die Schichauarbeiter uſw. Wenn 
ein Landarbeiter, ein Schichauarbeiter entlaſſen 
wird, muß er mindeſtens zwei Wochen warten, bis 
er in den Genuß von einigen Pfennigen Unter: 
ſtützung kommt. Es iſt ganz klar, daß das eine 
furchtbare Härte iſt. Wenn der Landarbeiter, der 
Schichauarbeiter nur einen einzigen Tag feiern 
muß, nicht arbeiten kann, fehlt ihm bereits ein be⸗ 
trächtlicher Teil ſeines Arbeitseinkommens, um 
ſein Leben für dieſen Tag friſten zu können. Von 
dem bisher bezogenen Lohn iſt es ihnen nicht mög⸗ 
lich auch nur einen oder zwei Tage leben zu kön⸗ 
nen, ohne etwas zu verdienen. Deshalb verlan⸗ 
gen wir die Beſeitigung der Karenzzeit. Anſer 
Antrag lautet: 
§ 11 erhält folgende Faſſung: Die Anterſtützung 
wird vom erſten Tage der Erwerbsloſigkeit für jeden 
Wochentag gewährt. 


Der Artikel 5 unſeres Urantrags beſchäftigt 
ſich mit der Winterbeihilfe. Wir wiſſen, daß die 
Winterbeihilfe erſt nach einer Friſt von 60 Un⸗ 
terſtützungstagen gewährt wird. Erſt wenn der 
Erwerbsloſe in der Zeit vom 1. Oktober bis Ende 
April nachweiſen kann, daß er innerhalb des Zeit⸗ 
raums von 3 Monaten an mehr als 60 Tagen Unter⸗ 
ſtützung bezogen hat, darf ihm die Winterbeihilfe 
gewährt werden. Wir haben es gerade im letzten 
Winter geſehen, daß dieſe Beſtimmung, den Er⸗ 
werbsloſen erſt nach einem längeren Zeitraum die 
Winterbeihilfe zu gewähren, zu der furchtbaren 
Not geführt hat, weil ja gerade die Winterbei⸗ 
hilfe dazu dienen ſoll, um die beſonderen Härten 
des Winters für die Erwerbsloſen etwas zu mil⸗ 
dern. Wir verlangen deshalb, daß die Zahl von 
60 Unterſtützungstagen auf 30 Tage herabgeſetzt 
wird. 

Eine andere Härte des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetzes, die von uns hier ſchon oft dargelegt 


wurde, auf die von uns ſchon oft hingewieſen 
wurde, iſt die Faſſung des § 19, die beſagt, daß die 
Höchſtunterſtützung für Erwerbsloſe den Betrag 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 

von 80 Prozent des Lohns nicht überſteigen darf. 
Dieſe Beſtimmung hat ſich ganz beſonders ſcharf 
gegen Arbeiter ausgewirkt, die an und für ſich 
ſchon ein ſehr geringes Einkommen haben. Wir 
haben wiederholt hier Beweiſe dafür erbracht. 
Nehmen wir einen Landarbeiter, deſſen Tarif⸗ 
arbeitsſatz im Winter bei achtſtündiger Arbeits⸗ 
zeit rund 4 Gulden beträgt. Er erhält als Höchſt⸗ 
unterſtützung, wenn er erwerbslos wird, nur un⸗ 
gefähr 3,20 Gulden, auch wenn er ſechs, ſieben 
oder mehr Kinder hat. Er erhält alſo den Satz, 
der nach dem Geſetz an einen Erwerbsloſen gezahlt 
wird, der Frau und ein Kind zu ernähren hat. 
Wir verlangen deshalb, daß dieſe Faſſung beſei⸗ 
tigt wird und daß ſtatt „SO Prozent des Lohnes“ 
geſetzt wird „der Lohn.“ Wenn argumentiert 
wird, das würde die Arbeitsfreudigkeit hemmen, 
ſo wiſſen wir, daß die Deutſchnationalen über⸗ 
haupt erklären, die ganze Erwerbsloſenfürſorge 
untergrabe die Erwerbswilligkeit. Wir wiſſen 
auch, daß die Zentrumspartei erklärt hat, die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung untergrabe die Arbeits⸗ 
freudigkeit. (Abg. Hoppe: Unfinn!) Ich erinnere 


an den Artikel des Herrn Pfarrer Aeltermann. 


(Zuruf des Abg. Hoppe.) Sie haben dem Herrn 
Pfarrer Aeltermann Ihre Zeitung für dieſen 
Artikel geöffnet. Der Herr iſt immer noch Zen⸗ 
trumsmann, und Sie haben nichts gegen ihn 
unternommen. Aber was er hier erklärt hat, iſt 
Ihre Anſicht, auf dieſem Standpunkt ſtehen Sie. 
(Abg. Hoppe: Das wiſſen Sie nicht!) Wir haben 
Beweiſe. So erklärt man, wenn ein Arbeiter, der 
erwerbslos ſei und an Unterſtützung genau den⸗ 
ſelben Betrag erhalte, wie der Arbeiter, der in 
Arbeit ſteht, dann untergrabe das die Arbeits⸗ 
willigkeit, und das ſei nicht zu billigen. Ich 
darf darauf hinweiſen, daß an und für ſich dieſer 
Zuſtand ſchon beſteht. Wir haben auf dem Lande 
Tür an Tür Induſtrie⸗ und Landarbeiter wohnen. 
Der Induſtriearbeiter erhält einen täglichen Un⸗ 
terſtützungsſatz, wenn er fünf, ſechs und mehr 
Kinder hat und Winterbeihilfe bekommt, von un⸗ 


gefähr 6 Gulden und der Landarbeiter einen ſolchen 


von 3 Gulden. Es kommt aber nicht ſo ſehr auf 
dieſe Tatſache an, ſondern darauf, daß der Ar⸗ 
beitslohn eines Landarbeiters, eines Schichauar⸗ 
beiters zu viel zum Sterben und zu wenig zum Le⸗ 
ben beträgt. Der Lohn reicht nicht aus, um die Fa⸗ 
milie eines Landarbeiters, eines Schichauarbeiters 
zu ernähren. Es geht auf keinen Fall, daß man 
durch eine beſonders harte Handhabung dieſes Ge⸗ 
ſetzes dies Exiſtenzminimum des Arbeiters an 
Lohn noch herunterzudrücken verſucht. Man muß 
ihm das gewähren, was er hat, wenn er in Arbeit 
ſteht. 

Weiter verlangen wir durch unſeren Antrag, 
daß für die Erwerbsloſen die laufenden Verſiche⸗ 
rungsbeiträge für die Invaliden⸗ und Angeſtell⸗ 
tenverſicherung weitergezahlt werden. Der Er⸗ 
werbsloſe, der jahrelang feiern muß und nicht 
arbeiten kann, iſt dadurch ſchon in eine furchtbare 
Notlage geraten. Dieſes kapitaliſtiſche Syſtem 


verurſacht ja die Erwerbsloſigkeit und das dau⸗ 
ernde Steigen der Erwerbsloſigkeit. Es beſtraft 
den Menſchen dadurch, daß es ihn nicht arbeiten 
läßt. Wenn dieſer Arbeiter nun alt und arbeits⸗ 
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unfähig wird und feine Invalidenrente bekommt, 


dann wird der Invalidenrentenempfänger am 
meiſten geſtraft, der bereits am längſten unter den 


Härten dieſes Syſtems gelitten hat, der am läng⸗ 
ſten arbeitslos war, weil er die geringſte Inva⸗ 
lidenunterſtützung empfängt, da ja bekanntlich 
die Invalidenunterſtützung ſich in ihrer Höhe nach 
der Zahl der geklebten Beitragsmarken richtet. 
Deshalb verlangen wir, daß gerade die Invaliden⸗ 
und Angeſtelltenverſicherungsmarken weiter ge⸗ 


zahlt werden und daß der Staat auch dieſe Zah⸗ 


lung übernimmt. Wir werden ja hören, was der 
Herr Senator Dr. Wiercinſki auf unſeren Uran⸗ 
trag antwortet. Ich bin überzeugt, daß ſeinen Aus⸗ 
führungen ungefähr dieſelben Gedankengänge zu 
Grunde liegen werden, wie im vergangenen 
Jahre. Der Senator nickt bereits mit dem Kopfe. 
Ich will auf dieſe Gedankengänge jetzt noch nicht 
eingehen, ſondern erſt, nachdem ich gehört habe, 
was der Senator zu ſagen hat. Er wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch hier wieder die Frage der Dek⸗ 
kung anſchneiden. Er wird die Frage anſchneiden, 
was die Durchführung der von den Kommuniſten 
beantragten Aenderungen in bezug auf die Er⸗ 
höhung der Erwerbsloſenunterſtützung für den 
Staat bedeutet. Wir werden auf dieſe Frage 
auch eingehen und nachweiſen, wie hoch die Sum⸗ 
men ſind, die wir fordern. Wir werden dann auch 
die Deckung angeben. 

Weiter hatten wir an den Senat eine Große 
Anfrage gerichtet, die jetzt erſt ziemlich ſpät auf 
die Tagesordnung und damit zur Beantwortung 
geſetzt worden iſt. Anterdeſſen hat der Senator 
die Gelegenheit wahrgenommen, um wenigſtens 
nach außen hin ſcheinbar zu dokumentieren, es ſei 
ihm auch darum zu tun, daß die einzelnen Be⸗ 
ſchwerden der Erwerbsloſen möglichſt ſchnell be⸗ 
arbeitet werden. So hat er ein Rundſchreiben an 
die Landräte und die Landräte an die einzelnen 
Gemeinden mit folgendem Inhalt erlaſſen: 

Betrifft ſchleunige Erledigung von Erwerbsloſenbe⸗ 

ſchwerden. 

Auch in letzter Zeit ſind hier noch Klagen über 
Verzögerungen bei der Erledigung von Erwerbs- 
loſenbeſchwerden eingegangen. Wir entnehmen dar⸗ 
aus, daß unſere Verfügung vom 11. Januar 1929 
noch nicht genügende Beachtung gefunden hat. Wir 
erſuchen daher nochmals dringend, die darin geſtell⸗ 
ten Friſten peinlichſt einzuhalten und die Innehal⸗ 
tung den Gemeindevorſtehern zur ſtrengſten Pflicht zu 
1 Bei Verſtößen werden wir mit Strafen vor⸗ 
gehen. 

Scheinbar iſt es dem Senat ernſthaft darum 
zu tun, daß die Beſchwerdeſachen ſchnell erledigt 
werden; denn er droht ſogar mit Strafen. Ich 
möchte ihm erklären, daß er noch nicht ein einziges 
Mal daran gedacht hat, einen ſäumigen Gemeinde⸗ 
vorſteher irgendwie zu beſtrafen. Ich werde nach⸗ 
her Material beibringen und ihn fragen, ob er 
auf Grund dieſes Materials dazu übergehen wird, 
die ſäumigen Gemeindevorſteher wirklich beſtrafen 
zu laſſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Senator Dr. Wiercinſki. : 

Dr. Wiercinſki, Senator: M. D. u. H.! Die 
Große Anfrage Nr. 29 der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion beantworte ich im Namen des Senats folgen⸗ 
dermaßen: N, 
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(Dr. Wiercinſki, Senator) 

Um in Erwerbsloſen⸗Beſchwerdeſachen die Feſt⸗ 
ſtellungen und Berichterſtattung, die für die Ent⸗ 
ſcheidung der übergeordneten Dienſtſtelle unerläß⸗ 
lich ſind, nach Möglichkeit zu beſchleunigen, hat der 
Senat ſchon Anfang dieſes Jahres an die Land⸗ 
ratsämter eine erneute Verfügung erlaſſen, nach 
der die Berichte ſpäteſtens innerhalb zweier Wo⸗ 
chen erſtattet oder die Hinderungsgründe ange⸗ 
zeigt ſein müſſen. Auf Innehaltung dieſer Friſt 
wird vom Senat geachtet. Auch iſt den Landrats⸗ 
ämtern zur Pflicht gemacht, die Sitzungen der 
Fürſorgeausſchüſſe ſo zahlreich abzuhalten, daß die 
Erledigung der Erwerbsloſenangelegenheiten keine 
unzuläſſige Verzögerung erleidet. Auch an die 
Erwerbsloſenfürſorgeſtelle Danzig iſt ſchon im 
Monat Januar anläßlich eines Einzelfalles eine 
Verfügung ergangen, die auf eine ſchnelle Arbeit 
bei der Feſtſtellung der tatſächlichen Verhältniſſe 
dringt. 

Bei der augenblicklichen, durch die hohe Ziffer 
der Unterſtützungsempfänger hervorgerufenen 
Ueberlaſtung der örtlichen Dienſtſtellen wird es 
ſich jedoch nicht völlig vermeiden laſſen, daß ſich 


in vereinzelten Fällen die Nachprüfungen und da⸗ 


mit auch die Entſcheidungen der Beſchwerdeinſtan⸗ 
zen etwas hinauszögern. Doch iſt der Senat ſtets 
bemüht, zu ſeiner Kenntnis gelangte Mißſtände 
abzuſtellen. Er hat erneut vor einigen Tagen eine 
entſprechende Dienſtanweiſung an die Landrats⸗ 
ämter ergehen laſſen. h 

Zu dem Geſetzentwurf wird der Senat im 
Ausſchuß Stellung nehmen. Die Stellungnahme 
des Senats wird dieſelbe ſein wie im vergangenen 
Jahre. (Abg. Raſchke: Ich beantrage Beſprechung 
der Großen Anfrage!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Da die Beſprechung 
der Großen Anfrage mit der zu Punkt 3 der 
Tagesordnung verbunden iſt, hat die weitere Be⸗ 
ſprechung ſowieſo ſtattzufinden. Das Wort hat 


der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Zunächſt 
zur Großen Anfrage. Es war ja klar, daß Herr 
Senator Dr. Wiercinſki mit billigen Redens⸗ 
arten über die Anfrage hinweggehen würde. Wir 
haben im vergangenen Jahre eine ähnliche An⸗ 
frage eingebracht. Trotzdem iſt nicht das geringſte 
geſchehen, irgend etwas abzuändern. In der 
Großen Anfrage weiſen wir darauf hin, daß es ſich 
in ſehr vielen Beſchwerdefällen ganz offenſichtlich 
um bewußte Schikanierung ſeitens der Verwal⸗ 
tungsbehörden handelt. Der Senator hat nicht 
geantwortet, was er in dieſem Falle unternom⸗ 
men hat. 

Ich will einige Fälle, in denen Erwerbsloſe 
von der Verwaltungsbehörde bewußt ſchikaniert 
ſind, hier vorbringen. Zwei Arbeiter in Jungfer 
beantragten Erwerbsloſenunterſtützung. Sie ſind 
beide verheiratet. Der eine hat zwei Kinder. 
Trotzdem erhielt jeder ſage und ſchreibe nur 1,70 
Gulden Unterſtützung. Der betreffende Gemeinde⸗ 
vorſteher, es handelt ſich um den Gemeindevor⸗ 
vorſteher, der von den Sozialdemokraten in der 
„Volksſtimme“ ſo gerühmt wurde, begründete die 
Auszahlung der Unterſtützung in Höhe von 1,70 
Gulden damit, daß ſie ſich erſt während ihrer Er⸗ 
werbsloſigkeit verheiratet hätten. Wir wiſſen, 
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daß das auch eine Härte des Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetzes iſt. Wenn ein Arbeiter ſich während 
ſeiner Erwerbsloſigkeit verheiratet, erhält er nicht 
den Familienzuſchlag, ſondern nur die Anter⸗ 
ſtützung für ſeine Perſon. Das bedeutet alſo, daß 
dieſer Staat den Arbeitern erklärt, ſie dürften 
nicht heiraten. Der Gemeindevorſteher konnte ſich 
alſo anſcheinend mit gutem Gewiſſen auf das 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz berufen und erklären, 
ich kann nicht anders handeln, ich kann dieſem Ar⸗ 
beiter nicht die volle Anterſtützung auszahlen. 
Was hätte er aber tun müſſen? Die Leute führen 
jeder einen ſelbſtändigen Haushalt, und es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß ihnen dann der Satz von 
2,05 Gulden zuſteht und nicht von 1,70 Gulden. 
Erſt, nachdem wir Beſchwerde beim Landratsamt 
eingelegt haben, wurde der Gemeindevorſteher 
darauf hingewieſen, daß er wenigſtens verpflichtet 
ſei, den Satz von 2,05 Gulden zu zahlen. Da be⸗ 
quemte ſich auch der von den Sozialdemokraten in 
den Himmel gehobene Gemeindevorſteher in 
Jungfer endlich dazu. 

In einer anderen Gemeinde wird ein Mädel 
erwerbslos. Sie iſt 18 oder 19 Jahre alt und 
erhält einen Entlaſſungsſchein, in dem folgendes 
ſteht: „Entlaſſen, weil ich im Winter nur ein 
Mädchen für meinen Haushalt brauche.“ Das 
heißt alſo, daß ſie wegen Arbeitsmangel entlaſſen 
iſt. Es iſt an und für ſich natürlich zuläſſig, ob 
nun geſchrieben wird: „Wegen Arbeitsmangel ent⸗ 
laſſen“ oder „Entlaſſen, weil ich im Winter nur 
ein Mädchen brauche.“ Aber das iſt ſelbſtverſtänd⸗ 


(C) 


lich nur von dem Beſitzer jo gemacht worden, um (D) 


dem Mädel den Bezug der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zu ſperren. In dieſem Falle möchte ich 
fragen, was die Regierung gegen Beſitzer unter⸗ 
nimmt, die offen oder verſteckt den Bezug von Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu verhindern ſuchen. 
Nichts geſchieht, im Gegenteil ſolche Arbeitgeber 
werden noch geſchützt. Das Mädchen meldet ſich 
erwerbslos und legt dieſen Schein vor; ſie iſt ſchon 
bereits ſeit Oktober erwerbslos. Sie hat bis heute 
noch nicht einen Pfennig Unterſtützung bekommen. 
Der Gemeindevorſteher lehnt einfach die Zahlung 
der Anterſtützung ab. Es iſt der Zentrumsge⸗ 
meindevorſteher Lehrer Engelmann aus Kunzen⸗ 
dorf. Wir ſehen, daß die Unterſtützung ganz be⸗ 
wußt nicht gezahlt wird, trotzdem die Vorbedin⸗ 
gungen dafür gegeben ſind. Der Vater des Mäd⸗ 
chens iſt auch erwerbslos, ſo daß man beſtimmt 
nicht jagen kann, daß die Anterſtützung nicht ge⸗ 
zahlt wird, weil andere Familienangehörige ver⸗ 
dienen. Es iſt kein größeres Einkommen in der 
Familie vorhanden. Der Vater iſt erwerbslos, 
außerdem ſind mehrere Kinder zu Hauſe. Das 
Mädchen hat einen richtigen Entlaſſungsſchein: 
„Entlaſſen wegen Arbeitsmangel“, allerdings um⸗ 
ſchrieben. Der Zentrumsgemeindevorſteher denkt 
aber nicht daran die Unterſtützung zu zahlen. Der 
Gemeindevorſteher iſt wiederholt vom Landrats⸗ 
amt aufgefordert worden, etwas zu unternehmen. 
Er denkt nicht daran. 

Das iſt ein Fall, der beweiſt, wie die Anord⸗ 
nungen der vorgeſetzten Behörde durchgeführt 
werden. Sie werden von den Gemeindevorſtehern 
zum größten Teil in die Papierkörbe geworfen. 
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Wir haben wiederholt Ausſprüche von Gemeinde⸗ 


vorſtehern gehört: „Der ganze Senat und das 
Landratsamt können uns etwas . .. Sie find 
die ſelbſtändigen Herren, und notwendig iſt die 
Feſtſtellung, daß dieſer Staat nicht daran denkt, 
etwas daran abzuändern, etwa durch Strafen. 
Nach außen hin verſucht der Senat durch Rund⸗ 
ſchreiben zu dokumentieren, wir vollen verſuchen 
Abhilfe zu ſchaffen. Indirekt werden aber dieſe 
Methoden der Verwaltungsbehörden unterſtützt. 

Ich will einen Fall anführen, der beweiſt, wie 
die Verwaltungsbehörden und auch die Landrats⸗ 
ämter ſich um die Exledigung der Beſchwerden 
kümmern. Ich habe hier eine Beſchwerde, die am 
10. Januar eingereicht wurde. (Vorigen Jahres? 
links.) Nein, dieſes Jahres. Ich habe allerdings 
auch Beſchwerden, die ſchon ein Jahr laufen und 
noch immer nicht erledigt ſind. Auch Ihre Regie⸗ 
rung, die ſozialdemokratiſche, tut dieſe Beſchwer⸗ 
den folgendermaßen ab: „Die Sache iſt überholt, 
der betreffende Arbeiter ſteht in Arbeit und wir 
haben damit nichts mehr zu tun.“ Es wird offen 
zugegeben, daß der Betreffende die Anterſtützung 
hätte bekommen müſſen. Trotzdem erklärt man: 
„Die Sache iſt jetzt überholt. Nach einem Jahr 
haben wir keine Arſache, dem Mann zu ſeinem 
Recht zu verhelfen.“ Hier handelt es ſich um eine 
Beſchwerde, die am 10. Januar eingereicht wurde. 
Am 7. März ſchreibt das Landratsamt, daß die 
Beſchwerde jetzt erledigt ſei, d. h. ich habe die Be⸗ 
ſchwerde ungefähr am 10. März zurückerhalten. 
Alſo am 10. Januar reiche ich eine Beſchwerde an 
den Erwerbsloſenfürſorgeausſchuß ein, und am 
10. März, 2 Monate ſpäter, bekomme ich Antwort, 
daß die Beſchwerde erledigt ſei. Wenn es ſo liegt, 
daß das Landratsamt bezw. der Fürſorgeausſchuß 
die Sache ſo geklärt hat, daß der Mann ſein Recht 
bekommen hat, dann wäre die Beſchwerde in zwei 
Monaten erledigt. Aber wir ſehen ſehr oft, daß 
es damit nicht abgetan iſt, ſondern daß die Be⸗ 
ſchwerde weiterläuft, weil auch der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgeausſchuß nicht daran denkt, den Erwerbs⸗ 
loſen ihr Recht zu geben. Die Beſchwerde geht 
weiter an den Senat, und wenn ſie da abgelehnt 
wird, an den Volkstag. So habe ich eine Be⸗ 
ſchwerde, die am 10. November eingereicht wurde. 
Dieſe Beſchwerde läuft noch; denn ſie iſt jetzt an 
den Volkstag gelangt. Alſo nach einem halben 
Jahr wird man im Volkstage zu der Beſchwerde 
Stellung nehmen. Anterdeſſen iſt der April da, 
da iſt der Mann vielleicht wieder eingeſtellt. Dann 
heißt es: Wir brauchen uns nicht mehr mit der 
Beſchwerde zu befaſſen, und ſie wird abgelehnt. 
In dieſem Fall handelt es ſich um eine beſondere 
Härte. Es handelt ſich um einen früheren ſelb⸗ 
ſtändigen Schuhmacher, der nicht ſeinen vollen 
Anterſtützungsſatz erhält. Er hat wie ſehr viele 
Handwerker auf dem Lande ſein Gewerbe auf⸗ 
geben müſſen, weil er nichts mehr verdiente. Er 
bekam keine Arbeit mehr. Er meldete ſein Ge⸗ 
werbe ab und arbeitete gegen Lohn. Seine letzte 
Arbeitsſtelle war in Deutſchland, wo er ſieben Mo⸗ 
nate ununterbrochen gegen Lohn tätig war. Dort 
in Deutſchland hat er auch ſelbſtverſtändlich die 
Beiträge zur Erwerbsloſenverſicherung zahlen 
müſſen. Dieſer Mann wird wegen Arbeitsmangel 


entlaſſen. Der Gemeindevorſteher erklärt zunächſt: 
„Es gibt nicht einen Pfennig Anterſtützung. Sie 
haben früher als ſelbſtändiger Handwerker etwas 
verdienen können, Sie können auch jetzt etwas ver⸗ 
dienen und Ihr Leben damit friſten.“ Der betref⸗ 
fende Erwerbsloſe erklärte, und zwar mit Recht: 
„Mein Gewerbe iſt abgemeldet und ich habe kein 
Handwerkszeug mehr. Wenn ich arbeiten ſoll, 
muß mir Gelegenheit gegeben werden, Handwerks⸗ 
zeug anzuſchaffen.“ Die zweite Vorbedingung iſt, 
daß auch Arbeit da iſt, um das Handwerkszeug 
tatſächlich zur Erzeugung von Arbeit zu verwen⸗ 
den. Beides war nicht vorhanden. Es war kein 
Arbeitszeug da und auch keine Arbeit. Die ge⸗ 
ſamten Arbeiter der Gemeinde können bezeugen 
und haben es auch durch Unterſchriften beſtätigt, 
daß der Betreffende ſich nicht einen Pfennig Ein⸗ 
nahme beſchaffen konnte, weil keine Arbeit vorhan⸗ 
den war. Alle Vorbedingungen für den Bezug 
der Erwerbsloſenunterſtützung waren alſo gege⸗ 
ben. Er hatte über ſechs Monate gegen Lohn ge⸗ 
arbeitet, beſondere Einnahmen waren nicht vor⸗ 
handen. Der Gemeindevorſteher erklärte darum 
endlich nach endloſen Beſchwerden beim Land⸗ 
ratsamt, er erhält die Hälfte feines Unter⸗ 
ſtützungsſatzes. Mit Frau und zwei Kindern 
hätte er 3,55 Gulden erhalten müſſen. Man ge⸗ 
währte ihm 1,50 Gulden pro Tag. Die Beſchwerde 
ging an den Senat weiter. Der Senat billigte 
ihm zwei Gulden täglich zu. Immer wieder kehrte 
nun bei der Ablehnung der vollen Zahlung die 
ominöſe Entſchuldigung, der ominöſe Hinweis 
wieder: „Sie bekommen nur deshalb einen Teil⸗ 
betrag, weil Sie ungefähr zehn bis fünfzehn 
Gulden wöchentlich ſelbſtändig verdienen können.“ 
Der betreffende Erwerbsloſe hatte angegeben, daß 
er, bevor er ſein Gewerbe aufgab, ungefähr zehn 
bis fünfzehn Gulden wöchentlich verdient habe. 
Weil dieſer Satz aber für die Ernährung ſeiner 
Familie nicht ausreichte, gab er eben ſein Gewerbe 
auf und nahm bei einem Meiſter Arbeit an. Aber 
jetzt verdient er nicht einen Pfennig, weil er kein 
Handwerkszeug, weil er keine Arbeit hat. Aber 
die Verwaltungsbehörde, Landratsamt und Senat 
erklären immer wieder, er verdiene ja 10 bis 15 
Gulden und wollen es nicht einſehen, daß ſich dieſe 
Angabe des Erwerbsloſen auf die Zeit ſeiner 
Selbſtändigkeit bezieht. So bezieht der Mann 
heute, faſt ein halbes Jahr nach Eintritt der Er⸗ 
werbsloſigkeit immer noch 2, — G, ſtatt 3,55 G. 
Nun läuft die Sache weiter. Sie wird hier im 
Sozialen Ausſchuß des Volkstages zur Sprache 
kommen, und wir werden hören, was der Soziale 
Ausſchuß ſagen wird. Angenommen, der Soziale 
Ausſchuß erklärt, es müſſe die volle Unterſtützung 
gezahlt werden, weil die Bedingungen des Geſetzes 
gegeben ſind, wird man nicht daran denken, für die 
ganze rückliegende Zeit die Unterſtützung auszu⸗ 
zahlen, ſondern man wird einfach einen Termin 
aus der jüngſten Zeit feſtſetzen. Man wird viel⸗ 
leicht erklären, man ſehe ein, daß die Unterſtützung 
gezahlt werden muß, deshalb ſolle ſie etwa vom 
1. März gezahlt werden. Daß der Senat und die 
Verwaltungsbehörden die Sache tatſächlich ſo 


handhaben, dafür will ich auch einen Beweis an⸗ 
führen. Ein Erwerbsloſer meldet ſich erwerbslos, 
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er iſt Induſtriearbeiter. Er hat Frau und zwei 
Kinder. Es ſteht ihm alſo der Satz von 3,55 G. 
zu. Der Gemeindevorſteher erklärt, in ſeiner Ge⸗ 
meinde zahle er keine Induſtriearbeiterunter⸗ 
ſtützung und zahlt nur 3,10 G. Das Eigenartige 
dabei iſt, daß der Mann im vergangenen Jahre 
Induſtriearbeiterunterſtützung erhalten hat, weil 
er eben Induſtriearbeiter iſt, und zwar von dem⸗ 
ſelben Gemeindevorſteher. In dieſem Jahre er⸗ 
klärt aber der Gemeindevorſteher, er zahle in 
ſeiner Gemeinde in dieſem Jahre nur Landarbei⸗ 
terunterſtützung. Der Erwerbsloſe erhalte nicht 
3,55 G. ſondern nur 3,10 G. Der Betreffende hat 
in der Landwirtſchaft überhaupt nicht gearbeitet. 
Es erfolgt eine Beſchwerde an den Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgeausſchuß in Tiegenhof. Selbſtverſtändlich 
muß der Erwerbsloſenfürſorgeausſchuß erklären, 
der Mann müſſe Induſtriearbeiterunterſtützung 
bekommen. Nun iſt er aber ſeit Mitte Dezember 
erwerbslos. Er hätte alſo ſchon im Dezember die 
Unterſtützung von 3,55 G. bekommen müſſen. Der 
Erwerbsloſenfürſorgeausſchuß des Kreiſes denkt 
natürlich nicht daran, ſo zu beſchließen, ſondern er⸗ 
klärt: „Auf die vom Abg. Herrn Plenikowſki ein⸗ 
gereichte Beſchwerde betreffs Zahlung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung nach den Sätzen für In⸗ 
duſtriearbeiter teilen wir mit, daß der Kreisfür⸗ 
ſorgeausſchuß in ſeiner Sitzung am 20. Februar die 
Zahlung nach dieſen Sätzen ab 1. Februar be⸗ 
ſchloſſen hat.“ Es wird alſo erklärt, der Betref⸗ 
fende habe recht, ihm ſtehe die Induſtriearbeiter⸗ 
unterſtützung zu, aber damit iſt nicht geſagt, daß 
er ſie vom Tage der Erwerbsloſigkeit an zu be⸗ 
kommen habe. Es beſtand für den Staat hier 
wieder die Möglichkeit, etwas zu ſparen, denn na⸗ 
türlich unterſtützt der Ausſchuß die Sparmaßnah⸗ 
men des Senators für Soziales; ſeine im Etat 
erſparten 1 Millionen müſſen doch heraus⸗ 
kommen. 

Nun wird die Beſchwerde weitergehen. Was 
wird daraus entſtehen? Man wird ſich auf den 
Standpunkt ſtellen, daß die Sache inzwiſchen erle⸗ 
digt ſei. Ich könnte dutzend⸗, ſchockweiſe ſolche 
Beſchwerden vorlegen. Dadurch werden die Me⸗ 
thoden aufgedeckt, die dieſer Staat anwendet, um 
Erſparniſſe auf Koſten der Erwerbsloſen herbeizu⸗ 
führen, Erſparniſſe, die den Erwerbsloſen direkt 
abgezwackt werden, mögen ihnen auch die Bezüge 
auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen zuſtehen. 
Durch dieſe Fälle wird bewieſen, was ich hier 
immer wieder erklärt habe: „Dieſe 1⅛ Millionen 
werden nicht dadurch eingeſpart, daß die Erwerbs⸗ 
loſigkeit abnimmt, ſondern dadurch, daß man die 
Erwerbsloſen durch alle möglichen Schikanen um 
einen Teil ihrer Anterſtützung betrügt.“ Weiter 
wird bewieſen, daß ſich die Verwaltungsbehörde 
nicht im geringſten um die Rundſchreiben der Re⸗ 
gierung kümmert, und zwar deshalb nicht, weil 
die Regierung daran intereſſiert iſt, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörden auf Koſten der Erwerbsloſen 
ſparen. Dieſe Regierung iſt daran intereſſiert, 
daß die Beſchwerden möglichſt hingezogen werden, 
weil dann die Arbeiter, wenn ſie ſelbſt die Be⸗ 
ſchwerde führen, mutlos werden. Beſonders, 
wenn ſie in Arbeit kommen, hören ſie auf, den Be⸗ 
ſchwerdeweg fortzuſetzen bis zur letzten Inſtanz, 
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bis zum Volkstag. Man verſucht alſo, die Arbei⸗ (O) 
ter durch das Hinausſchleppen der Beſchwerden 
mutlos zu machen. Wenn ſie dann Arbeit erhal⸗ 
ten, kümmern ſie ſich gewöhnlich nicht weiter um 
ihre Beſchwerdeangelegenheit. 

Es iſt außerdem darauf hingewieſen, daß die 
Verwaltungsbehörden die Erwerbsloſen tatſächlich 
bewußt ſchikanieren. Im Anſchluß an dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen, die ich gemacht habe, möchte ich nun 
einmal den Senat fragen, was er gegen dieſe Art 
Gemeindevorſteher unternehmen will, denen 
ſchwarz auf weiß nachgewieſen werden kann, daß 
ſie bewußt das Geſetz umgangen haben, daß ſie be⸗ 
wußt die den Erwerbsloſen zuſtehenden Unter⸗ 
ſtützungen nicht gezahlt haben. Die Antwort wird 
lauten, daß der Senat nichts dagegen unterneh- 
men wird. Unternommen wird erſt dann etwas, 
wenn die Arbeiterſchaft dieſen ganzen kapitali⸗ 
ſtiſchen Verwaltungsapparat zum Teufel jagt. 

Nun zu den von uns beantragten Abänderun⸗ 
gen zum Erwerbsloſenfürſorgegeſetz. Der Sena⸗ 
tor war diesmal ſo vorſichtig, zu erklären er werde 
erſt im Ausſchuß dazu Stellung nehmen und ſpe⸗ 


zielle Antworten erteilen. Er war aber wiederum 


ſo unvorſichtig, zu bemerken, daß ſich ſein Stand⸗ 
punkt im großen und ganzen mit den Gedanken⸗ 
gängen deckt, die er im vergangenen Jahre hier 
wiedergegeben hat. Ich möchte nun ein wenig auf 
die Gedankengänge eingehen, die der Herr Sena⸗ 
tor damals hier zum Ausdruck brachte. In der 
Hauptſache erklärte der Senator damals, die Mehr⸗ 
ausgabe ſei zu groß. Er berechnete ſie mit? bis 
8 Millionen. Er meinte, die Finanzlage des Staa- (O) 
tes erlaube nicht, dieſe Mehrausgaben zu machen. 
Als Trumpf glaubte er feſtſtellen zu können, wir 
Kommuniſten hätten gar nicht die Deckungsfrage 
angeſchnitten, hätten gar nicht erklärt, wie dieſe 
Mehrausgaben zu decken ſeien. 

Nun ich werde auf die durch dieſes Geſetz ver⸗ 
urſachten Mehrausgaben eingehen. Es handelt 
ſich zunächſt um die Mehrausgaben, die dadurch er⸗ 
folgen, daß nicht erſt vom 16., ſondern bereits vom 
14. Jahr die Unterſtützung gezahlt wird. Ich 
rechne da mit einer Mehrausgabe von 200 000 
Gulden und bin der Ueberzeugung, daß dieſe 
Summe nicht einmal erreicht wird, da gerade die 
Arbeitskräfte von 14 bis 16 Jahren verſchärft 
ausgebeutet werden, weil ſie billiger ſind. Dann 
handelt es ſich um die Gewährung der Fürſorge 
für alle diejenigen, die durch die wirtſchaftliche 
Lage oder durch die Witterung gezwungen waren, 
das Gewerbe aufzugeben. Es handelt ſich hier um 
Fiſcher, um früher ſelbſtändige Handwerker, um 
Hafenarbeiter. Wir berechnen hier die Mehraus⸗ 
gabe mit ungefähr / Millionen. Weiter ver⸗ 
langen wir die Beſeitigung der Karenzzeit und 
berechnen hier die Mehrausgabe auf ungefähr *ıo 
Millionen. Ich erinnere daran, daß Herr Senator 
Dr. Wiercinſki im vergangenen Jahr dieſe Mehr⸗ 
ausgabe auf ungefähr / Millionen geſchätzt hat. 
Wir nehmen aber das prozentuale Verhältnis zu 
den jetzt gezahlten Beträgen. Dieſe ſind geſunken, 
mithin ſetzen wir für den Wegfall der Karenzzeit 
½ Millionen ein. 

Dann kommen die Ausgaben für die Erhöhung 
der Anterſtützung um ca. 20 Prozent. Es handelt 
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ſich nur um die Erhöhung für die ſelbſtändigen 
Perſonen, nicht für die Familienfürſorge. Die ge⸗ 
ſamte Unterſtützung beträgt jetzt ca. 7 Millionen, 
rechnen wir 2 Millionen für die Familienzuſchläge 
und dann ca. 20 Prozent Erhöhung, ſo kommen 
wir auf ungefähr rund 1 Million Mehrausgaben. 
Nehmen wir weiter die beſondere Vergünſtigung 
jetzt bei der Winterbeihilfe, daß dieſe bereits nach 
30 Stempeltagen gewährt wird, ſo werden die 
wahrſcheinlichen Ausgaben hier / Millionen be⸗ 
tragen. Rechnen wir weiter die Beſeitigung der 
Beſtimmung betr. Höchſtgrenze des Lohns, dann 
werden ¼ Millionen hier nicht zu viel ſein, weil 
es ſich nur um einige Arbeiterkategorien handelt. 
Wenn wir z. B. die Heraufſetzung der Unter- 
ſtützungsgrenze nur für Landarbeiter nehmen, 
dann macht das ungefähr nur 60 000 Gulden im 
ganzen Freiſtaat aus. Nehmen wir die anderen 
Berufe, die noch in Frage kommen, hinzu, die 
Schichauarbeiter uſw., dann werden ½ Millionen 
nicht zu hoch ſein. Weiter kommt die Zahlung für 
die Angeſtellten⸗ und Invalidenverſicherungsmar⸗ 
ken. Da kommen wir insgeſamt auf 3 bis 3½ Mil⸗ 


lionen. Wir verlangen alſo durch unſeren Abände⸗ 


rungsantrag, daß den Erwerbsloſen ein Mehr von 
3 bis 3½ Millionen gewährt wird. Es wird Sache 
der Regierungsparteien ſein, zu erklären, warum ſie 
dieſe 3½ Millionen nicht den Erwerbsloſen gewäh⸗ 
ren wollen. Es würde ſich dann um eine Geſamt⸗ 
Ausgabe von 10 Millionen für die Erwerbsloſen 
im Jahre handeln. Wenn man dieſe 10 Millionen 
der Summe gegenüberſetzt, die dieſer Staat allein 
für den Etat des Innern ausgibt, für den Polizei⸗ 
apparat, in Höhe von 9 Millionen, dann werden 
die Erwerbsloſen erkennen, daß dieſe Forderung 
auch durchgekämpft werden muß. 

Nun zu der Deckungsfrage. Die Deckungsfrage 
wird angeſchnitten, obwohl wir Kommuniſten 
kein Hehl daraus machen, daß wir uns den Teu⸗ 
fel um die Deckungsfrage kümmern. Dieſer Staat 
und dieſes Syſtem ſind ſchuld an dem Elend und 
an der Not weiter Volkskreiſe. Deshalb hat dieſe 
Geſellſchaft auch die verdammte Pflicht und Schul⸗ 
digkeit, die Maſſen der Werktätigen vor dem Ver⸗ 
hungern zu ſchützen. Das Geld muß da ſein. Aber 
da Sie immer verſuchen, ſich mit der Deckungsfrage 
herauszureden, wollen wir dieſer Ausrede von 
vornherein die Grundlage nehmen. Wir werden 
bei der zweiten Leſung im Ausſchuß ein paar Ab⸗ 
änderungsanträge bringen. So werden wir vor 
allem eine Steigerung der Einkommenſteuer für 
die großen Einkommen verlangen. Wir werden 
fordern, daß man den Steuerabzug für die Ein⸗ 
kommen von 10 000 bis 15 000 Gulden auf 15 Pro⸗ 
zent erhöht, von 15000 bis 20 000 Gulden auf 
20 Prozent, bis 25 000 Gulden auf 25 Prozent, 
bis 35 000 auf 35 Prozent, bis 40 000 auf 40 Pro⸗ 
zent, bis 50 000 auf 50 Prozent, bis 60 000 auf 55 
Prozent, bis 75 000 auf 65 Prozent, bis 100 000 
auf 75 Prozent. Weiter verlangen wir, daß die 
Einkommen über 100 000 Gulden eingezogen wer⸗ 
den ſollen. Dann haben Sie die Möglichkeit der 
Deckung. Ich bin beſtimmt der Anſicht, wenn Sie 
das durchführen, werden Sie die 3 bis 3½ Mil⸗ 
lionen einbekommen. Das würde ſich rechneriſch 
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Herrn Sahm, der von ſeinem Gehalt jetzt monatlich 
5 oder 600 Gulden Steuern bezahlt, würde dann 
1000 Gulden zahlen, was er ohne weiteres tragen 
kann. Selbſt wenn er 1000 Gulden Steuern zahlt, 
bleiben ihm noch 3000 Gulden zur Erhaltung 
ſeiner Familie. 

Wenn unſere Vorſchläge nicht ausreichen ſoll⸗ 
ten oder wenn Sie Einwendungen haben, werden 
wir noch andere Möglichkeiten nachweiſen. Wir 
rollen die Deckungsfrage nur deshalb auf, weil 
wir ſie auch gegenüber der werktätigen Bevölke⸗ 
rung aufrollen werden. Die Werktätigen werden 
die Aufrollung der Deckungsfrage in dieſem Sinne 
ſehr gut verſtehen. Wir werden auch eine Ent⸗ 
ſchließung einbringen, daß die Beamtengehälter 
über 1000 Gulden einfach geſtrichen werden. Wir 
werden ſehen, wie die Sozialdemokraten ſich dazu 
ſtellen werden . Ich erinnere daran, daß die ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter in Berlin einen derarti⸗ 
gen Antrag gefaßt haben, der verlangt, daß der 
oberen Beamtenſchaft das Gehalt über 1000 Gul⸗ 
den weggenommen wird. Wir werden auch dieſen 
Antrag einbringen und bei der Deckungsfrage 
darauf hinweiſen. Sie ſehen alſo, daß tatſächlich 
die Möglichkeiten der Deckung für dieſe 315 Mil⸗ 
lionen vorhanden ſind. Man wird vielleicht nicht 
verſuchen, dieſen Geſetzentwurf heute wieder ab⸗ 
zuwürgen, indem der Abg. Gerick in ſeiner frechen 
Art und Weiſe erklärt: „Wir widerſprechen.“ Das 
geſchieht dann aber nur deshalb, weil Sie vor den 
Erwerbstätigen Furcht haben. Sie werden nicht 
verſuchen, den Erwerbsloſen im Ausſchuß irgend⸗ 
etwas zu gewähren. Wir wiſſen genau, daß Sie 
durch die Ueberweiſung an den Ausſchuß nicht etwa 
Ihre Bereitwilligkeit zeigen, den Erwerbsloſen 
etwas zu gewähren. Die Erwerbsloſen werden ſich 
ihr Recht nach wie vor draußen auf der Straße 
holen müſſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Ein beſonderer Antrag auf Ueberweiſung 
iſt nicht geſtellt. (Abg. Raſchke: Ueberweiſung an 
den Sozialen Ausſchuß!) Es iſt beantragt, die Vor⸗ 
lage, Tagesordnungspunkt 3, alſo den Geſetzent⸗ 
wurf, an den Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
Mer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; es iſt demgemäß beſchloſſen. In⸗ 
zwiſchen iſt der Antrag eingegangen: 

Wir beantragen, den Punkt 4 der heutigen Ta⸗ 
gesordnung abzuſetzen. 


Brill 

und die übrigen Mitglieder der Fraktion der S. P. D. 
Das war der frühere Punkt 1, Wahl eines Mit⸗ 
gliedes des Senats im Hauptamt. Ich höre keinen 
Widerſpruch und ſtelle feſt, daß dieſer Punkt von 
der heutigen Tagesordnung abgeſetzt iſt. Ich rufe 
nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 24 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. betr. ſteuerfreies Einkommen 
bei Lohn⸗ und Gehaltsempfängern. 

. Nr. 599. Das Wort hat der Herr Abg. 
pit. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Die Kommuni⸗ 
ſtiſche Fraktion hat unter dem 30. Januar 1929 
an den Senat eine Große Anfrage gerichtet, die 
ſich mit dem ſteuerfreien Einkommen der Lohn⸗ 


ergeben. Ein hoher Beamter, nehmen wir z. B. und Gehaltsempfänger befaßt. Es iſt ja bekannt, 
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daß die Lohn⸗ und Gehaltsempfänger im wahrſten 
Sinne des Wortes bis zum Jahre 1928/1929 um 
einen erheblichen Teil der zuviel bezahlten Steu⸗ 
ern betrogen worden ſind. Alle Reklamationen, 
die in den voraufgegangenen Jahren erhoben 
wurden, waren erfolglos. Es war vorauszuſehen, 
daß auch beim Jahreswechſel 1928/29 ein gewal⸗ 
tiger Teil der Steuerzahler wiederum gezwungen 
ſein würde, Reklamationen beim Steueramt ein⸗ 
zureichen. Da uns bekannt war, daß dieſe Steuer⸗ 
rückzahlungen, genau wie in den Vorjahren, nicht 
erfolgen würden, ſahen wir uns gezwungen, den 
Senat zu fragen, was er in dieſer Hinſicht zu tun 
gedenkt. 2 
Wie das Gejet heute beſteht, garantiert es ei- 
nem Unverheirateten ein jährliches ſteuerfreies 
Einkommen von 960 Gulden. Der Senat hat es 
auf dem Verordnungswege verſtanden, trotzdem 
die Steuerzahler zu erfaſſen, und zwar dadurch, 
daß er dem Steueramt Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen zugehen ließ. Angenommen, ein Lohnempfän⸗ 
ger hat jährlich 1300 Gulden Verdienſt und hätte 
ſomit Anſpruch auf Steuerfreiheit für 960 Gulden, 
ſo wurde dies nicht berückſichtigt, ſondern ihm 


wurden die Steuern in voller Höhe d. h. 10 Pro⸗ 


zent abgezogen, ſo daß ein erheblicher Teil Steu⸗ 
ern von dieſen Steuerzenſiten mehr bezahlt wor⸗ 
den iſt. Bei Reklamationen wegen dieſer zuviel 
gezahlten Steuern zeigt ſich, daß die Steuerbe⸗ 
hörde im Höchſtfall ein Viertel der zuviel gezahl⸗ 
ten Steuern zurückgezahlt hat. 

Noch heute im Jahre 1929, trotzdem wir be⸗ 
reits eineinviertel Jahr eine andere Regierung 
haben, eine ſoziale Zentrumsregierung, kann man 
ſagen, in der die Sozialdemokraten eine ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielen, hat ſich noch nichts geän⸗ 
dert. Vor fünf Monaten erſchien ein Artikel des 
Abg. Kloſſowſki, der meinte, jo gehe es nicht wei⸗ 
ter, es müſſe anders werden. Wir finden daß die 
Steuerzahler, wenn ſie in dieſem Jahre Reklama⸗ 
tionen eingereicht haben, genau ſo behandelt wor⸗ 
den ſind, wie in den Vorjahren. Wenn ich alle 
Beiſpiele anführen ſollte, wo ſich Lohnempfänger 


an uns beſchwerdeführend gewandt haben, würde 


das ins Unendliche führen. Ich will nur auf ein 
Beiſpiel eingehen. Ein Lohnempfänger hatte 75 
Gulden Steuern zuviel bezahlt. Die Steuerbehörde 
zahlte ihm erſt im März dieſes Jahres den Be⸗ 
trag von 20 Gulden zurück. Man ſieht alſo, daß 
die Steuerbehörde in dieſem Jahre genau ſo ver⸗ 
fährt, wie in den Vorjahren. Seit dem 20. Febru⸗ 
ar ſind im „Staatsanzeiger“ neue Ausführungs⸗ 
beſtimmungen erſchienen. Hier war es wiederum 
die „Volksſtimme“, die glaubte, gut ſchreiben zu 
müſſen, daß ſie der Arbeiterſchaft durch Beſetzung 
des Reſſorts Finanzen mit einem ihrer Vertreter 
einen ungeheuer großen Dienſt erwieſen hätte. Es 
iſt ein neuer Rechenmodus herausgegeben worden, 
wonach den Lohn- und Gehaltsempfängern die ge⸗ 
jegliche Steuerfreiheit zugeſprochen werden ſoll. 
Die „Volksſtimme“ war es, die darauf hinwies, 
daß die Erwerbsloſen für die Zeit ihrer Erwerbs⸗ 
loſigkeit nach den früheren Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen an Werbungskoſten oder Sonderleiſtun⸗ 


gen keine Ermäßigungen gehabt hätten, wogegen 


fie nach den jetzigen Ausführungsbeſtimmungen 
ein Viertel Ermäßigung für die Dauer ihrer Er⸗ 
werbsloſigkeit haben ſollten. Das bedeutet 
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— 48 Pfennig pro Woche. Auch hier ſtehen wir 
auf dem Standpunkt, daß der Finanzſenator bei 
weitem noch nicht das getan hat, was die Arbei⸗ 
terſchaft verlangt. Es iſt in dieſem Falle nichts 
mehr gegeben, als die beſtehende Geſetzgebung der 
Arbeiterſchaft bereits zugebilligt hat. Wir verlan⸗ 
gen nicht ein Viertel dieſer Ermäßigungen der 
Werbungskoſten, ſondern den vollen Satz. 
Aber es liegt ja entſchieden anders. Die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen bringen keine Differenzie⸗ 
rung mit ſich. Für die Hafenarbeiter iſt die Arbeit 
durch Ausbleiben der Schiffe, Fortſchreiten der 
Technik und die ungeheuer große Arbeitsloſigkeit 
furchtbar knapp geworden und wird noch immer 
weniger, ſo daß die Hafenarbeiter im Hafen kaum 
noch Arbeit finden. 

In dieſer Beziehung iſt nichts vorgeſehen, ſon⸗ 
dern dort bringt man auch wieder dieſelben Be⸗ 
ſtimmungen in Anwendung, trotzdem die Hafen⸗ 
arbeiter mit Recht zu verlangen haben und auch 
verlangen, daß ihnen die Werbungskoſten und 
Sonderleiſtungen in voller Höhe zugebilligt wer⸗ 
den müſſen. Es müßte doch auch dem Hauſe klar 
ſein, daß gerade die Hafenarbeiter, wenn ſie ihre 
Arbeit aufſuchen wollen, entweder zu Fuß gehen 
müſſen, ganz egal, welche Strecken ſie zurücklegen 
müſſen, und dadurch einen großen Aufwand an 
Schuhſohlen haben, andererſeits wenn ſie mit einer 
Fahrgelegenheit ihre Arbeitsſtätte erreichen wol⸗ 
len, wird ein großer Teil Fahrgelder verbraucht. 
Dabei müſſen ſie vielleicht noch die traurigſte Er⸗ 
fahrung machen, daß ſie Wochen und Monate zu 
der Arbeitsſtelle fahren und keine Arbeit finden 
können. In den Wintermonaten läßt es ſich auch 
nicht vermeiden, daß ſie noch andere Ausgaben 
tätigen müſſen, ſei es in Geſtalt einer Taſſe war⸗ 
men Kaffees oder etwas Aehnlichem. So iſt es 
durchaus richtig, wenn man dort die Werbungs⸗ 
koſten wie auch die Sonderleiſtungen in voller 
Höhe in Anrechnung bringt. 


Nun zu den neuen Ausführungsbeſtimmungen, 
wie ſie der Senat dem Steueramt überwieſen hat. 
Wir ſehen, und das ſchreibt ja auch die „Volks⸗ 
ſtimme“, daß zuviel gezahlte Steuern nur von 
2 Gulden ab zurückerſtattet werden. Die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen und die Meldung der 
„Volksſtimme“ ſagt, daß früher nur 5 Gulden zu⸗ 
rückgezahlt wurden. Wir ſagen: Warum zahlt 
man nicht alles zurück, auch wenn es fi um 1,90 
Gulden handelt? So iſt es vorgekommen, daß ein 
großer Teil Arbeiter auch in dieſem Sinne be⸗ 
trogen worden iſt, betrogen durch den Staat, in 
dem ſie leben. Ich habe hier ein Schreiben vom 
9. März 1929, wie wir Ihnen noch viele gleiche 
vorlegen könnten. Darin wird geſagt: „Gemäß 
Artikel 68 der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Einkommenſteuergeſetz iſt eine Erſtattung von Be⸗ 
trägen unter 2 Gulden nicht zuläſſig.“ Ja, m. D. 
u. H., hier liegt es ſo, daß dieſer Mann, der zu 
uns ins Büro kam und uns dieſen Zettel in die 
Hand drückte, es handelt ſich um einen Hafen⸗ 
arbeiter, der Meinung war, daß er 24 Gulden 
an Steuern zuviel gezahlt hätte. Das Steueramt 
ſtellt ein Rechenexempel auf und kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß er noch nicht 2 Gulden zuviel 
gezahlt hätte und ſomit nichts zurück erhalte. Die⸗ 
ſem Mann ſtanden die Tränen in den Augen. Er 


(Opitz, Abgeordneter) 


konnte es nicht verſtehen, daß die Regierung ſo, wie 


ſie ſich heute zuſammenſetzt, mit einer brutalen 
Härte gegen ihn vorgeht. Sie wendet nicht nur 
brutale Härten an, ſondern ſogar betrügeriſche 
Maßnahmen gegenüber den Steuerzahlern. Er 
hoffte, da er lange Zeit keine Arbeit hatte, auch 
keine Unterſtützung bekommen hatte, außer den 
wenigen Pfennigen, die ihm ſeitens des Wohl⸗ 
fahrtsamtes in der letzten Zeit in Geſtalt der 
Wirtſchaftsbeihilfe für die Hafenarbeiter zuge⸗ 
billigt waren, für ſeine Familie von dem zurück⸗ 
gezahlten Geld Brot oder etwas anderes kaufen 
zu können. Er war um ſo bitterer enttäuſcht, als 
er nichts bekam. 

M. D. u. H.! Wir ſind uns darüber klar, daß, 
nachdem wir hier unſere große Anfrage kurz be⸗ 
gründet haben, der Herr Finanzſenator, der be⸗ 
kanntlich ein Sozialdemokrat iſt, hier erſcheinen 
und ſagen wird, daß ſchon alles geſchehen ſei, daß 
unſere große Anfrage hinfällig ſei. Aber wir wiſſen 
auch, daß die Ausführungsbeſtimmungen, die jetzt 
dem Steueramt zugeleitet worden ſind, durch den 
jahrelangen Kampf der Kommuniſtiſchen Partei 
erreicht worden ſind. Es iſt unſere Große Anfrage 


geweſen, die am 30. Januar geſtellt wurde, die 


dem Senat den Fingerzeig gegeben hat, und nicht 
nur den Fingerzeig, ſondern ſie hat die Veran⸗ 
laſſung gegeben, neue Ausführungsbeſtimmungen 


herauszugeben, und den Steuerzenſiten zu dem zu 


verhelfen, was ihnen geſetzlich zuſteht. Wir wer⸗ 


den bei dieſem Wenigen nicht halt machen, wir 
werden weiter für die endgültige Beſeitigung des 


Lohnabzugsverfahrens kämpfen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Senator Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Senator: M. D. u. H.! J 
muß den Herrn Vorredner inſofern enttäuſchen, 
als er annimmt, daß die Anfrage feiner 
Fraktion für die Regierung der Anlaß geweſen 
ſei für die Aenderung der Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen. (Abg. Raſchke: Das iſt doch Tatſache! — Abg. 
Plenikowſki: Herr Dr. Kamnitzer, ſeit heute ſind 


Sie für die indirekten Steuern!) Als die Anfrage 


zum Senat kam, lag dieſe Verordnung, die ſelbſt⸗ 


verſtändlich einer eingehenden Vorbereitung be⸗ 


durfte, dem Senat bereits längere Zeit vor. Daß 
ſie nicht auf irgendwelche Anregungen der Kom⸗ 
muniſten zurückgehen konnte, ſehen Sie daraus, 
daß ſie viel weiter geht als das, was die Kom⸗ 
muniſten wollen. Die Kommuniſten haben nur ei⸗ 
nen ganz kleinen Ausſchnitt von dem gefordert, 
was dieſe Verordnung der werktätigen Bevölke⸗ 


rung bringt. (Abg. Plenikowſki: Sie ſehen, wie 


beſcheiden wir ſind!) Ich denke, Sie ſind dazu da, 
um zu fordern. Die Regierung will mit den Kom⸗ 
muniſten ja gar nicht darüber ſtreiten. Sie wäre 
ſehr glücklich, wenn ſie immer in der Lage wäre, 
die Wünſche der Parteien des Hauſes ſchon er⸗ 
füllt zu haben, bevor ſie ſie äußern, und zwar noch 
in weitergehendem Maße, als ſie geäußert werden. 
Das iſt in der Tat bei der Verordnung der Fall, 
von der ich geſprochen habe. (Abg. Plenikowſki: 
Sie ſind der beſte Spiegelfechter, daher ſind Sie 
Finanzſenator geworden! 

Die Verordnung des Senats vom 5. Februar, 
bekanntgemacht im Staatsanzeiger am 20. Febru⸗ 
ar 1929, bringt in der Tat weſentliche Erleichte⸗ 
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Viertel 


az 


rungen für die Lohnempfänger. Bei der Bedeut⸗ (C) 


ſamkeit dieſer Beſtimmungen möchte ich ſie im ein⸗ 
zelnen noch einmal kurz zuſammenfaſſen. Im 
Rahmen des Steuerabzugsverfahrens wurden bis⸗ 
her bei Ledigen, deren monatlicher Lohn die 
Grenze von 100 Gulden um ein Geringes über⸗ 
ſchritt, derjenige Betrag, der über 100 Gulden 
war, von 80 Gulden ab verſteuert, ſo daß etwa 
jemand, der 101 Gulden Gehalt hatte, 2,10 Gul⸗ 
den Steuern zahlen mußte. Wenn es ihm gelungen 
war, ſein Gehalt von 100 auf 101 Gulden zu ſtei⸗ 
gern, erhielt er alſo nur noch 98,90 Gulden. Das 
war natürlich eine Härte, die beſeitigt werden 
mußte. Es iſt nunmehr angeordnet worden, daß 
fortan in dieſen Grenzfällen die Steuer nur in 
der Höhe zu erheben iſt, daß den Steuerpflichtigen 
unter allen Umjtänden 100 Gulden, nämlich der 
ſteuerfreie Betrag, verbleiben. (Abg. Plenikowſki: 
Bettelpfennige für die Arbeiter!) 

Nach den Vorſchriften des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes ſtand bisher dem Erwerbsloſen für die Dau⸗ 
er der Erwerbsloſigkeit die Pauſchentſchädigung 
für Werbungskoſten und Sonderleiſtungen nicht 
zu. Das iſt nunmehr dahin abgeändert, daß in Zu⸗ 
kunft den Lohnſteuerpflichtigen im Erſtattungs⸗ 
verfahren für die Dauer der Erwerbsloſigkeit ein 
der geſetzlichen Werbungskoſten⸗Ermäßi⸗ 
gung von 1,92 Gulden zugebilligt iſt. Fortan ſind 
daher jedem Lohnſteuerpflichtigen, ſoweit die Vor⸗ 
ausſetzungen für eine Erſtattung gegeben ſind, für 
jede Woche der Erwerbsloſigkeit, 48 Pfennig mehr 
zu erſtatten als in früheren Jahren. Dieſe Beſtim⸗ 
mung findet erſtmalig Anwendung bei der Bear⸗ 
beitung der Erſtattungsanzeige für das Jahr 
1928, und es iſt bereits in allen Zeitungen die 
Aufforderung für die Lohn⸗ und Gehaltsempfän⸗ 


ch ger erſchienen, Anträge in dieſer Richtung zu ſtel⸗ 


len. Um dies zu erleichtern, haben wir ein Formu⸗ 
lar herausgegeben, (Frau Abg. Kreft: Das blen⸗ 
dend iſt!) das koſtenfrei bei den Steuerämtern zu 
haben iſt und das den Vorgang noch weſentlich er⸗ 
leichtert. Wenn das Formular Ihnen nicht gefällt, 
können Sie ſelbſt einen entſprechenden Antrag ſtel⸗ 
len. Sie werden deshalb doch berückſichtigt werden. 

„Weiter iſt in der Abänderungsverordnung aus: 
drücklich feſtgelegt, daß in den Fällen, in denen 
die geſamte Einnahmen des Lohnſteuerpflichtigen, 
d. h. der Brutto⸗Arbeitslohn zuzüglich etwaiger 
ſonſtiger Einnahmen in einem Kalenderjahr den 
Betrag von 1200 Gulden nicht überſteigt, ihm der 
geſamte nachweislich abgeführte Steuerbetrag zu 
erſtatten iſt. Das war eine der Hauptbedenken 
gegen die bisherige Regelung. Schließlich wurde 
bisher die Lohnſteuer nicht erſtattet, wenn der zu 
erſtattende Betrag die Summe von 5 Gulden im 
Einzelfalle überſtieg. Die Grenze iſt nunmehr auf 
2 Gulden herabgeſetzt worden, in Anpaſſung an 
das Steuergrundgeſetz 8 110a. Ich glaube, daß die⸗ 
ſe Erleichterungen, die ich hier näher gekennzeich⸗ 
net habe, von der großen Maſſe der Lohn- und 
Gehaltsemnfänger, auch von denen, die der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei angehören, begrüßt werden 
werden. Daß dies einen poſitiven Fortſchritt be⸗ 
deutet, ſieht man daraus, daß die Kommuniſten 
die Anregung für dieſe Verordnung für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen wollten. Nunmehr ſind ſie in der 
ünangenehmen Lage, die Verordnung zu billigen, 


aber andererſeits auf die Regierung zu ſchimpfen. 


— — 


(A 


— 


(B) 
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(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Ich möchte dazu beitsvermittlung gehen, er muß mittags um 2 Uhr 


erklären, daß ſich die Regierung nicht der Hoff⸗ da ſein und abends um 10 Uhr. Dreimal am Tage 


nung hingibt, es den Kommuniſten Recht machen muß er ſich an den einzelnen Abzählplätzen aufhal⸗ 
zu können. Sie wird ſich aber dadurch nicht in ih⸗ ten, um Arbeit zu bekommen. Er kann nicht immer 


rer Politik und Steuerpolitik beirren laſſen, (Abg. 
Raſchke: Die Intereſſen der Beſitzenden zu ver⸗ 
treten!) die Bevölkerung von Ungerechtigkeiten 
und Härten zu befreien. (Lebhaftes Bravo! links. 
— Abg. Raſchke: Ich beantrage Beſprechung der 
Großen Anfragel) 

Vizepräfident Gaikowſki: Wird der Antrag un: 
terſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Das Wort 
hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Wenn man 
die Ausführungen des Senators Dr. Kamnitzer 
hörte, konnte man annehmen, daß es den Arbei⸗ 
tern in Danzig wirklich gut geht und daß für ſie 
die Steuerfrage geregelt iſt. Die Arbeiter fordern 
aber nach wie vor die Aufhebung der zehnprozen⸗ 
tigen Lohnſteuer. Sie ſehen es als Bevorzugung 
an, daß die beſitzende Klaſſe die Möglichkeit hat, 
ſich ſelbſt einzuſchätzen und ſelbſt ihre Steuerfra⸗ 
gen zu regeln. Die Arbeiter müſſen andererſeits 
jeden Pfennig verſteuern. In dieſen Tagen konnte 


ich feſtſtellen, daß der Beſitzer der Mühle in Giſch⸗ 


kau vierteljährlich 1,92 Gulden Steuern zahlt, 
während der Arbeiter dieſes Betriebes im Vier⸗ 
teljahr 3,90 Gulden bezahlt hat. 

Es handelt ſich aber durchaus nicht um einen 
Einzelfall. Die ganzen Gutsbeſitzer im Kreiſe 
Danziger Höhe, Danziger Niederung zahlen eben⸗ 
falls gegenüber den Landarbeitern nur ganz ge⸗ 
ringe Steuern. Hier kann nicht von einer Gerech⸗ 
tigkeit geſprochen werden. Der Vorredner, mein 
Fraktionskollege Opitz, wies bereits darauf hin, 
daß bei Rückzahlung der Steuern Ungerechtigkei⸗ 
ten an der Tagesordnung ſind. Wenn hier jetzt 
von einer Verordnung geſprochen worden iſt, ſo 
ſteht feſt, daß die Steuerzahlungen, ſoweit ſie zu⸗ 
viel betrugen, nicht in der Weiſe zurückgezahlt 


werden, wie es unbedingt notwendig wäre. Auch 


der Erwerbsloſe hat Werbungskoſten und Un⸗ 
koſten, genau ſo, wie ein Arbeiter, der eine Be⸗ 
ſchäftigung hat. Wenn die Rückzahlungen nicht in 
vollem Maße durchgeführt werden, dürfte es nicht 
heißen, daß dieſe oder jene Summe im Jahr ſteu⸗ 
erfrei iſt. Es zeigt ſich, daß der Arbeiter jeden ver⸗ 
dienten Pfennig verſteuern muß. Beſonders hart 
wirkt ſich das bei den Hafenarbeitern aus. Im ver⸗ 
gangenen Jahr hat mein Mann als Hafenarbeiter 
90 Gulden zuviel gezahlt. Er hat aber nur 300 
Gulden mehr verdient, als das ſteuerfreie Ein⸗ 
kommen beträgt. Bei der Reklamation erhielt er 
30 Gulden Steuer zurückgezahlt, während 60 Gul⸗ 
den einfach zu Unrecht zurückbehalten wurden. Das 
iſt nicht ein Einzelfall, ſondern paſſiert den Ha⸗ 
fenarbeitern durchweg. Beſonders bei den Unver⸗ 
heirateten und bei den verheirateten Arbeitern 
mit einem Kinde zeigt ſich, daß man ihnen nur 
den geringſten Teil zurückgezahlt und das Uebrige 
zurückbehält. So ſind in dieſem Jahre einem Ha⸗ 
fenarbeiter, der 75 Gulden zurückzufordern hatte, 
ganze 20 Gulden zurückgezahlt worden trotz der 
neuen Verordnung. Bei den Hafenarbeitern ſteht 
es beſonders ſchlimm. Sie brauchen nicht nur das 
Fahrgeld für den Weg, ſondern haben auch dieſel⸗ 


ben Werbungskoſten, als wenn ſie arbeiteten. Der 


Hafenarbeiter muß morgens um 6 Uhr zur Ar⸗ 


nach Hauſe fahren und braucht daher noch mehr 
Aufwand, als wenn er ſtändig arbeitete. 

Wenn dem Hafenarbeiter nur die kleine Sum⸗ 
me zurückgezahlt wird, ſo iſt ihm mit der neuen 
Verordnung nicht geholfen. Als Hafenarbeiter 
im Steuerbüro vorſtellig wurden, wurde ihnen 
erklärt, auf die vom Steuerbüro herausgegebenen 
Anträge können die Wünſche der Hafenarbeiter 
nicht berückſichtigt werden; denn ſie könnten nicht 
eine Beſcheinigung der Erwerbsloſenfürſorgeſtelle 
beibringen, ſie könnten keine Krankheitsbeſcheini⸗ 
gung und keine ſonſtigen Beſcheinigungen bei⸗ 
bringen, wie ſie in dem Antrag vorgeſehen ſind. 
Infolgedeſſen werden ſie abgelehnt, wenn ſie nicht 
in der Lage ſind, einen derartigen Antrag münd⸗ 
lich oder ſchriftlich zu begründen, indem ſie nach⸗ 
weiſen, daß ſie die große Zahl erwerbsloſer Tage 
gehabt haben. Wozu die ganzen Rückfragen? Aus 
dem Steuerbuch iſt doch erſichtlich, wann der Ha⸗ 
fenarbeiter gearbeitet hat. 

Nun der Fragebogen im allgemeinen. Wenn 
ſchon die zehnprozentige Steuer eine Bevormun⸗ 
dung der Arbeiter iſt, jo lt dieſer Bogen das Ge⸗ 
meinſte, was es gibt. Da muß der Arbeiter jeden 
Pfennig angeben, den er und ſeine Kinder ver⸗ 
dient haben. Bei den Beſitzenden wird dieſe 
Methode nicht angewandt, ſondern dieſe Schika⸗ 
nen werden nur bei den Aermſten der Armen 
durchgeführt. Wenn der Herr Senator ſich hin⸗ 
ſtellt und dies noch verteidigt, dann ſagen die Ar⸗ 
beiter ihm, daß ſie nicht mit dem zufrieden ſind, 
was hier vom Senat durchgeführt wird, ſondern 
ſie verlangen die Aufhebung des 10prozentigen 
Lohnabzuges. Sie ſagen, in der Art und Weiſe, 
wie ſie jetzt hier vorliegt, ſehen ſie eine Schika⸗ 
nierung und Beſchimpfung der Arbeiter. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowfki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Die Druckſache Nr. 599, die Große An⸗ 
frage Nr. 24, iſt damit erledigt. Ich rufe Punkt 6 


auf: 

Große Anfrage Nr. 23 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. über Steuer⸗ und Finanz 
ausgleich für leiſtungsſchwache Gemeinden. 

Druckſache Nr. 597. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Herr Se⸗ 
nator Dr. Kamnitzer ſucht es ſo hinzuſtellen, als 
ob ſeit die Sozialdemokraten in der Regierung 
ſind, insbeſondere vielleicht ſeitdem er Finanzſe⸗ 
nator iſt, alles in Butter ſei. Wir wiſſen, daß das 
natürlich nicht der Fall iſt. Herr Dr. Kamnitzer 
verſucht eben das zu verteidigen, was heute die 
grundſätzliche Politik der Sozialdemokraten iſt. 
Er macht eben auch einen Unterſchied zwiſchen dem 
früheren Obrigkeitsſtaat und dem jetzigen ſoge⸗ 
nannten „Volksſtaat“. Wir wiſſen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe jedoch die gleichen ſind, daß die Arbeiter 
heute noch brutaler ausgebeutet werden. 


Auch in bezug auf die Politik dieſes Staates 


den Gemeinden gegenüber ſehen wir dieſelben Er⸗ 


ſcheinungen, wie in der Vorkriegszeit. Auch heute 
kann man von einer Selbſtverwaltung der Ge⸗ 


00 


(D) 


(A 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 78. Sitzung. Donnerstag, den 14. März 1929. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

meinden beim beſten Willen nicht ſprechen. Die 
Gemeinden haben heute eine einzige Möglichkeit, 
ſelbſtändig zu arbeiten, nämlich ihre Aufgaben zu 
erfüllen. Darin beſteht ihre ganze Selbſtändig⸗ 
keit. Aber dieſer Staat denkt nicht daran, den Ge⸗ 
meinden auch die Möglichkeit zu geben, ſich tat⸗ 
ſächlich Mittel zur Erfüllung dieſer Aufgaben zu 
beſchaffen. Die Politik dieſes Staates geht darauf 
hinaus, die Mittel der Gemeinden zu beſchneiden 
und andererſeits den Aufgabenkreis der Gemein⸗ 
den zu vergrößern. Es iſt ganz klar, daß bei dieſer 
Politik die finanzielle Lage der Gemeinden und 
insbeſondere der Arbeitergemeinden immer ſchwä⸗ 
cher wird. Dadurch wächſt die Not der Werktätigen 
in dieſen Gemeinden. Wir haben deshalb eine 
Große Anfrage an den Senat gerichtet, und zwar 
bereits am 28. Januar. Aber erſt heute ſieht ſich 
der Senat bemüßigt, auf die Große Anfrage Ant⸗ 
wort zu geben. Unſere Anfrage lautet: 

Die Not der werktätigen Bevölkerung wächſt täg⸗ 
lich. Immer größer wird dadurch der Aufgabenkreis 
der Gemeinden. Der Staat hat dieſen die ungehueren 
Laſten der Wohlfahrtsfürſorge aufgebürdet ohne Schaf⸗ 
fung eines genügenden Steuerausgleichs. Ein be⸗ 
trächtlicher Teil der Gemeinden iſt dadurch außer- 
ſtande geſetzt, den geſetzlichen Pflichten, beſonders in 
bezug auf die ſoziale Fürſorge nachzukommen. Der 
Senat hat bis heute nicht einmal den Gemeinden mit 
reichem Grundbeſitz die Genehmigung erteilt, die zur 
Grundſteuer erhobenen Zuſchläge auch über die ihrer 
Selbſtbeſtimmung gezogene Höchſtgrenze hinaus zu 


erheben. 
Wir fragen nun den Senat: 


Iſt er bereit, dieſen Gemeinden die Genehmigung 


zur Erhebung der Zuſchläge in der in dem Etat vor⸗ 


geſehenen und zur Erfüllung ihrer Pflichten notwen⸗ 
digen Höhe zu erteilen? 

Iſt er bereit, den leiſtungsſchwachen Gemeinden 
(insbeſondere Gemeinden mit nur kleinem Grund⸗ 
beſitz) entweder auf dem Wege des Steuerausgleichs 
oder durch Uebernahme der Wohlfahrtsfürſorge zu 
helfen? 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter Regierungsrat 
Koeppen. 


Koeppen, Regierungsrat: Auf die Große An⸗ 
frage Nr. 23 geſtatte ich mir ergebenſt namens des 
Senats folgendes zu erwidern: 

Anträge von Gemeinden auf Genehmigung 
zur Erhebung von Zuſchlägen für die Grundwert⸗ 
ſteuer über die der Selbſtbeſtimmung der Gemein⸗ 
den gezogenen Höchſtgrenze hinaus, liegen dem 
Senat z. Zt. nicht vor. Eine Ablehnung derartiger 
Anträge durch den Senat hat nicht ſtattgefunden, 
vielmehr ſind eine ganze Reihe ſolcher Anträge 
genehmigt worden. 

Die finanzielle Notlage zahlreicher Gemein⸗ 
den des Freiſtaats iſt dem Senat bekannt. Ihre 
Abhilfe iſt Gegenſtand eingehender Erörterungen 
im Senat geweſen. Zur Linderung der finanziel⸗ 
len Notlage der leiſtungsſchwachen Gemeinden 
dient in erſter Linie der Einkommenſteueraus⸗ 
gleichsfonds. Darüber hinaus wurde in den Haus⸗ 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1928 als Bei⸗ 
hilfen an notleidende Gemeinden der Betrag von 
300 000 Gulden eingeſetzt. Endlich hat der Se⸗ 


nat zur Linderung der Notlage der Gemeinden 
einen Geſetzentwurf über den Finanzausgleich im 
Rechnungsjahr 1928 dem Volkstage unlängſt vorge⸗ 
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legt, durch den der Senat ermächtigt wird, im Rech⸗ 
nungsjahr 1928 über den Etatsanſatz von 300 000 
Gulden hinaus einen weiteren Betrag bis zu 
1 700 000 Gulden als Beihilfen des Staates an 
die Gemeinden und Gemeindeverbände zu über⸗ 
weiſen. Es liegt nunmehr beim Volkstage, dieſes 
Geſetz möglichſt bald zu verabſchieden und damit 
auch einerſeits das Erforderliche zu tun, um die 
finanzielle Notlage der Gemeinden zu lindern. 

Vizepräſident Eaikowſti: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wird dieſer Antrag 
Unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Ich 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſfki: 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): 
ſelbſtverſtändlich, daß der Senat eine 


Es war 
ſo billige 


Erklärung abgeben würde. Ich will zunächſt ein⸗ 


mal auf die Antwort eingehen, die hier vom Se⸗ 
nat gegeben wurde. Es wurde hier zunächſt er⸗ 
klärt, der Senat hätte niemals den Antrag einer 
Gemeinde, die Zuſchläge über die ihrer Selbſtbe⸗ 
ſtimmung gezogenen Grenzen zu erheben, abge⸗ 
lehnt. Soweit er Anträge dieſer Art erhalten 
hätte, hätte er ſeine Zuſtimmung gegeben. Nun 
möchte ich fragen, wie der Landrat des Kreiſes 
Großes Werder, Landrat Poll, dazu kommt, An⸗ 
träge der Gemeinden auf Erhebung von Zuſchlä⸗ 
gen über die ihrer Selbſtbeſtimmung gezogenen 
Höchſtgrenzen hinaus, nicht an den Senat weiter⸗ 
zugeben. Es iſt ſeine Pflicht, ſolche Anträge an 
den Senat weiterzugeben. Da dem Senat ſolche 
Anträge nicht bekannt ſind, möchte ich einmal 
fragen, was der Senat gegen den Landrat Poll in 
dieſer Beziehung zu unternehmen gedenkt. Inter⸗ 
eſſant iſt hierbei feſtzuſtellen, daß geſtern der Herr 
Abg. Klingenberg ſich bemüßigt fühlte, darauf 
hinzuweiſen, daß dem Landrat Poll meine An⸗ 
weſenheit im Kreisausſchuß ſehr erwünſcht ſei, 
weil ich nach Anſicht des Herrn Klingenberg eine 
Stütze der Reaktion ſei. Nun, der Kreisausſchuß 
des Kreiſes Großes Werder iſt ſchuld daran, daß 
die Anträge der Gemeinden, mehr als 500 Pro⸗ 
zent Zuſchläge zur Grundſteuer von Großgrundbe⸗ 
ſitzern zu erheben, nicht an den Senat weitergege⸗ 
ben wurden. Ich nehme an, und zwar mit Recht, 
daß zu den Leuten im Kreisausſchuß, die auch 
dafür verantwortlich ſind, daß dieſe Anträge nicht 
an den Senat weitergegangen ſind, auch die ſozial⸗ 
demokratiſchen Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
gehören, und daß ſie dadurch Helfershelfer der 


gerade zur Erhebung von Zuſchlägen in den Ge⸗ 
meinden iſt bekannt. Wir ſind gegen die Erhebung 
von Zuſchlägen zur Grundſteuer. Die Grundſteuer 
iſt, allgemein geſprochen, auch eine Steuer, die ab⸗ 
wälzbar iſt. Wir ſind aber dafür, daß in den Ge⸗ 
meinden bei den jetzigen Verhältniſſen Zuſchläge 
zur Grundſteuer erhoben werden, weil unter den 
hier in Danzig herrſchenden Verhältniſſen die 
Grundſteuer faſt gar nicht abgewälzt werden kann. 
Es kann hier eine Staffelung vorgenommen wer⸗ 
den. Die Gemeinden haben das Recht, die Grund⸗ 
ſteuer zu ſtaffeln. Sie haben das Recht, den klei⸗ 
nen Grundbeſitz von der Grundſteuer zu befreien. 
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Außerdem iſt es den Beſitzern unter den Danziger 
Verhältniſſen nicht ſo leicht möglich, eine allge⸗ 
meine Abwälzung der Steuer auf die Verbrau⸗ 
cherkreiſe vorzunehmen, deshalb treten wir für die 
Erhebung der Zuſchläge ein. 

Nun haben wir aber die Erfahrung machen 
müſſen, daß die Verwaltungsbehörde gar nicht da⸗ 
ran denkt, den Gemeinden tatſächlich das Recht zu 
geben, Zuſchläge in der beſchloſſenen Höhe zu er⸗ 
heben. Ich will nur eine Gemeinde mit ſehr rei⸗ 
chem Grundbeſitz anführen, die Gemeinde Ließau. 
Wir haben dort nur fünf Grundbeſitzer, die an 
und für ſich günſtige Grundſtückslage haben. Ihre 
Grundſtücke liegen an der Bahn und an der Klein⸗ 
bahn. Sie können ihre Produkte ſehr gut nach 
Deutſchland und auch nach Polen überführen. Die 
Lage dieſer Grundſtücke it alſo äußerſt günſtig, 
ſo daß dieſe Leute, Grundbeſitzer mit 10 und 20 
Hufen erſtklaſſigen Werderbodens, ſehr wohl im⸗ 
ſtande ſind, die Zuſchläge, die dort in Höhe von 
900 Prozent erhoben werden ſollten, zu bezah⸗ 
len. Der Landrat des Kreiſes Großes Werder hat 
jedoch die Erhebung dieſer Zuſchläge nicht geſtat⸗ 
tet. Er hat das Geſuch der Gemeinde, Zuſchläge in 
Höhe von 900 Prozent zu erheben, einfach nicht 
an den Senat weitergeleitet. Nun frage ich den 
Senat, ob er den Landrat anweiſen will, Geſuche 
der Gemeinden dieſer Art an den Senat weiter⸗ 
zuleiten; denn ſie müſſen weitergeleitet werden, 
es beſteht keine geſetzliche Handhabe für den Land⸗ 
rat, derartige Anträge von Gemeinden zurückzube⸗ 
halten; wir haben in der Danziger Geſetzgebung 
tatſächlich keine Formulierung, die es den Ge⸗ 
meinden verwehrt, Zuſchläge zur Grundſteuer in 
x⸗beliebiger Höhe von 500, 600, 700 und mehr Pro⸗ 
zent zu erheben. Der Senat hat nicht das Recht, die 
Erhebung etwa zu verſagen. 

Der Landrat hat die Anträge nicht weiterge⸗ 
leitet, und zwar im Einverſtändnis mit dem 
Kreisausſchuß. Dort ſitzen drei Sozialdemokraten, 
die ſelbſtverſtändlich ihre Zuſtimmung dazu gege⸗ 
ben haben. Wie wirkt ſich dieſe Maßnahme des 
Landrats aus? Wir haben in der Niederung und 
insbeſondere in der Höhe Gemeinden, die auch 
ziemlich hohe Zuſchläge zur Grundſteuer erheben 
müſſen, Zuſchläge in Höhe von 600, 700, 800, ja 
1200 Prozent und darüber. Und zwar handelt es 
ſich um leiſtungsſchwache Gemeinden, wo der ein⸗ 
zelne Grundbeſitz nicht einmal hundert Morgen 
überſteigt; und nicht erſtklaſſigem Werderboden, 
ſondern Boden vierter, fünfter und ſechſter Klaſſe. 
Aber in einzelnen Fällen hat der Senat dieſen 
Gemeinden die Genehmigung zur Erhebung von 
Zuſchlägen von 600, 700 und 800 Prozent erteilt. 
Alſo dort im Werder hat man den Geldbeutel der 
Großgrundbeſitzer geſchützt, eine Maßnahme, die, 
wie der Senat allerdings ſagt, ein beſonderes 
Vorgehen des Landrats Poll darſtellt. Aber der 
Senat deckt ja dieſe Maßnahme, er hat nichts da⸗ 
gegen unternommen. Andererſeits hat der Senat 
es aber geſtattet, daß in den Gemeinden der Nie⸗ 
derung Zuſchläge von über 500 Prozent eingezo⸗ 
gen werden. Es werden alſo den kleinen Grundbe⸗ 
ſitzern. die ſchwer zu kämpfen haben, um ihr Leben 
zu friſten, tatsächlich Steuern in unerhörter Art 
und Weiſe herausgepreßt. 

Jetzt kommt der Senat und erklärt, er habe ja 
den Steuerausgleichsfonds. In dieſem Jahr ſeien 
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2 Millionen extra für die Gemeinden in den Etat (Cy 


eingeſetzt. Bei dieſer Großen Anfrage will ich 
darauf eingehen, wer den größten Vorteil von die⸗ 
ſen 2 Millionen hat. Die Gemeinden ſtellen ihren 
Etat auf und müſſen, um ihn zu balancieren, Zu⸗ 
ſchläge zur Grundſteuer erheben, weil das die ein⸗ 
zige Möglichkeit der Gemeinden iſt, ihre Ausgaben 
zu decken. Wenn nun die Zuſchläge in der Höhe er⸗ 
hoben werden, daß die Ausgaben gedeckt werden, 
erklärt der Senat, eine beſondere Notlage der Ge⸗ 
meinden liege nicht vor. Nur wenn es ſich heraus⸗ 
ſtellt, daß vielleicht die Zuſchläge in beſonders 
hoher Form erhoben worden ſind und in einer Ge⸗ 
meinde durch beſondere Verhältniſſe, großes An⸗ 
ſchwellen der Erwerbsloſigkeit beſondere Ausgaben 
notwendig ſind, kann die Gemeinde einen ſpeziellen 
Antrag ſtellen. Dann bekommt ſie ein paar Pfen⸗ 
nige aus dem Steuerausgleichsfonds bezw. von 
dieſen 2 Millionen, aber nur dann, wenn ſie nach⸗ 
weiſen kann, daß ſie tatſächlich außerordentliche 
Ausgaben hat. Im Werder iſt das in manchen Ge⸗ 
meinden dagegen anders. Wenn eine Gemeinde, 
auch wenn ſie wie z. B. Ließau, reichen Grundbe⸗ 
ſitz hat, Zuſchläge in Höhe von 900 Prozent be⸗ 
ſchließt, die die dortigen Grundbeſitzer gut tragen 
können, dann werden nur 500 Prozent Zuſchlag 
von den Großgrundbeſitzern erhoben und die 400 
Prozent werden aus dem Steuerausgleichsfonds 
gedeckt. Was folgt daraus: Eine Gemeinde im 
Kreis Danziger Niederung, die z. B. 700 Prozent 
Zuſchlag erhoben hat, die ſich wirklich in Not befin⸗ 
det, wo nur kleiner Grundbeſitz vorhanden iſt, er⸗ 
hebt 700 Prozent Zuſchlag voll. Dort werden den 
kleinen Beſitzern die Steuern herausgepreßt. Wenn 
die Gemeinde mit dieſen 700 Prozent Zuſchlag 
auskommt, iſt eine beſondere Notlage angeblich 
nicht vorhanden. Sie bekommt nicht einen Pfennig 
aus dem Steuerausgleichsfonds. Dagegen eine Ge⸗ 
meinde wie Ließau, wo 900 Prozent Zuſchläge er⸗ 
hoben werden ſollten, aber nur 500 eingezogen 
werden, bekommt die reſtlichen 400 Prozent aus 
dem Steuerausgleichsfonds. 


Es iſt ganz klar, daß durch dieſe Art und Weiſe 
der Handhabung des Steuerausgleichs, des Fi⸗ 
nanzausgleichs, tatſächlich die Großgrundbeſitzer 
geſchützt und die kleinen Beſitzer nicht entlaſtet 
werden. Wenn der Senat alſo angibt, daß er die 
Notlage der Gemeinden kennt und verſucht hat, ſie 
durch beſondere Maßnahmen zu beſeitigen, dann 
ſtimmt das nicht. Dieſe Gelder, die ausgeſetzt wor⸗ 
den ſind, dienen im großen und ganzen nur dazu, 
um den Großgrundbeſitz vor verſchärfter Beſteue⸗ 
rung zu ſchützen, nicht aber dazu, um tatſächlich den 
leiſtungsſchwachen und leiſtungsarmen Gemeinden 
unter die Arme zu greifen. Nun, das Problem 
des Finanzausgleichs iſt ja bereits ein ſehr altes 
und auch ein ſehr verworrenes. Wir haben ſchon 
bei anderer Gelegenheit erklärt, daß dieſer Staat 
das Problem des Finanzausgleichs nicht löſen 
wird. Im Gegenteil, man benutzt den Finanzaus⸗ 
gleich dazu, um werktätige Bevölkerungskreiſe ge⸗ 
geneinander auszuſpielen. Man gibt den Gemein⸗ 
den nur deshalb ſo geringe Mittel, weil ſie noch 
beſondere Steuern einziehen ſollen. Wenn ſie tat⸗ 


beſitz einzubekommen, dann greift der Staat hel- 
fend ein, wie ich es im Fall Ließau zeigte. Aber 


ſächlich verſuchen, dieſe Steuern vom Großgrund⸗ 
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nehmen wir die leiſtungsſchwachen Gemeinden der 
Höhe, wo nur kleine Bauern wohnen. Ich erin⸗ 
nere an eine Gemeinde, die mir bekannt iſt, mir 
fällt der Name nur nicht ein, wo der größte Bauer 
72 Morgen Land hat, und zwar Boden vierter 
Klaſſe. Dieſer Gemeinde gegenüber betreibt der 
Senat nicht dieſelbe Politik wie z. B. Gemeinden 
gegenüber mit großem Grundbeſitz. Hier werden 
die kleinen Bauern gezwungen, Zuſchläge zu ihrer 
Grundſteuer in Höhe von 800, 900 und 1000 Pro⸗ 
zent zu erheben. Der Senat denkt nicht daran, den 
Bauern dieſe Steuern abzunehmen, wie den großen 
Grundbeſitzern, Nein, der Senat erklärt, wir haben 
die Genehmigung zur Erhebung der Zuſchläge ge⸗ 
währt. Hier hätte er nicht dulden dürfen, daß Zu⸗ 
ſchläge in dieſer Höhe erhoben werden. Warum tut 
der Senat das nicht? Er verſucht, den werktätigen 
Bauern in dieſer Gemeinde klarzumachen, daß die 
Wohlfahrtsempfänger und die Erwerbsloſen der 


Gemeinde ſchuld ſeien, wenn man die Zuſchläge 


von 700 und 800 Prozent erhebt. So ſucht er durch 
dieſe Politik die Zwergbauern, die kleinen Haus⸗ 
beſitzer, gegen die Wohlfahrtsempfänger und die 
Erwerbsloſen auszuſpielen. 


Wir werden auch dieſe Gelegenheit wahrneh⸗ 


men, um Wege zu weiſen, dies Problem des Fi⸗ 
nanzausgleichs zu löſen. Die Notlage der wirklich 
leiſtungsſchwachen Gemeinden läßt ſich nicht aus 
dem Wege räumen durch Bewilligung beſonderer 
Mittel, wie man es jetzt gemacht hat. Das ſind 
alles Palliativmittel. Im Gegenteil, dieſe Mittel 
werden nur benutzt, wie ich nachgewieſen habe, um 
den Geldjad der Großgrundbeſitzer zu ſchützen, aber 
um den Steuerſack der kleinen Bauern anſchwellen 
zu laſſen. Wir verlangen deshalb, damit wirklich 
Abhilfe geſchaffen wird, gerade den leiſtungs⸗ 
ſchwachen Gemeinden gegenüber Freiſtellung aller 
Beſitzer von der Grundſteuer, deren Grundſtück 
den Umfang einer Ackernahrung nicht überſteigt. 
Wir verlangen weiter, die Ueberweiſung von An⸗ 
teilen aus der Vermögensſteuer an die Gemein⸗ 
den, weiter, daß die Vermögensſteuer als ſolche er⸗ 
höht wird, daß ſie nicht dem Senat zufließt, ſon⸗ 
dern den Gemeinden. Wir verlangen weiter, die 
Erhöhung der Staatsſteueranteile aus der Einkom⸗ 
men⸗ und Körperſchaftsſteuer von 48 auf 65 Pro⸗ 
zent. Wir verſuchen durch dieſe Maßnahmen, die 
Einnahmen der Gemeinden wirklich zu ſteigern, 
und zwar nicht vorübergehend, ſondern auf die 
Dauer. Dann verlangen wir, daß die hauptſäch⸗ 
lichſte Ausgabe der Gemeinden, die Wohlfahrts⸗ 
fürſorge, durch den Staat übernommen wird, weil 
gerade durch die Uebernahme dieſer Laſt die Not⸗ 
lage der Gemeinden gemindert wird. Ferner ver⸗ 
langen wir die Uebernahme der unentgeltlichen 
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1 von Lehr⸗ und Lernmitteln durch den 

taat. 0 
Wenn man in dieſer Art und Weiſe verſucht, 

die Gemeinden zu unterſtützen, dann wird man 

tatſächlich die Notlage der leiſtungsſchwachen Ge⸗ 
meinden mildern können. Aber dieſer Staat hat 
natürlich kein Intereſſe, die Notlage der leiſtungs⸗ 
ſchwachen Gemeinden zu mindern. Die Politik die⸗ 
ſes Staates iſt eine andere. Der Aufgabenkreis der 
Gemeinden ſoll durch geſetzliche Maßnahmen ver⸗ 
größert werden. Dadurch ſollen die Ausgaben ver⸗ 
mehrt werden, dadurch ſoll die Not der Werktäti⸗ 
gen wachſen. Das iſt die Politik dieſes Staates, 
und gegen dieſe Politik werden wir mit allen Mit⸗ 
teln ankämpfen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowfki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Die Große Anfrage Nr. 23 iſt erledigt. 
Damit iſt die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
ebenfalls erledigt. Ich ſchlage dem hohen Hauſe 
vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 20. 
März, nachmittags 3,30 Uhr mit folgender Tages⸗ 
ordnung abzuhalten: 

I. Nochmalige Abſtimmung über den Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung zur Strafverfolgung gegen einen Abge⸗ 
ordneten. Druckſache Nr. 634 zu Nr. 614. 

2. Wahl eines Senators im Hauptamt. 

3. Zweite und dritte Beratung eines vorläufigen Haus⸗ 
haltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1929. Druckſache 
Nr. 654 zu Nr. 652. 

4. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
1 0 Finanzausgleich. Druckſache Nr. 648 zu 

JE) 1 

5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Ar⸗ 
beitszeit für alle Lohn⸗ und Gehaltsempfänger. — 
ee des Abg. Plenikowſki u. Fr. — Druckſache 

1 4 

6. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die Wahl 
von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern durch Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechtes. — Arantrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. — Druckſache Nr. 623. 

7. Bericht des Anterſuchungsausſchuſſes über Auflöſung 
der Einwohnerwehr. Druckſache Nr. 647 zu Nr. 67. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 

Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir erheben 
Einſpruch gegen die dritte Leſung des Notetats 
und verlangen, daß die Friſten auf Grund der 
Geſchäftsordnung gewahrt werden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Sie erheben Ein⸗ 
ſpruch nur gegen Punkt 3 bezüglich der dritten Le⸗ 
ſung? (Abg. Raſchke: Jawohl!) Wird dieſer Ein⸗ 
ſpruch unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus, 
dann muß die dritte Leſung von der Tagesordnung 
abgeſetzt werden. Ich höre ſonſt keinen Wider⸗ 
ſpruch, die Tagesordnung iſt ſomit genehmigt. Ich 
ſchließe die Sitzung. 

(b Schluß der Sitzung 5 Uhr 40 Minuten.) 
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Raſchke 
Vertagung und 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, Dr. 
Evert, Dr. Kamnitzer; Oberregierungs⸗ und Fi⸗ 
nanzrat Winter; Regierungsrat Burmeiſter. 

Präfident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 79. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich dem Hauſe mitzu⸗ 
teilen, daß auf Antrag der Zentrumsfraktion eine 
Neuverteilung der Sitze in den Ausſchüſſen erfolgt 
iſt. Die Zentrumsfraktion erhält den bisher von 
der Liberalen Fraktion innegehabten Sitz. Dann 
hat ſich die Beſetzung der Ausſchüſſe durch die Vor⸗ 
ſitzenden geändert, vom Steuerausſchuß ab. Im 
Steuerausſchuß ſtellt jetzt den ſtellvertretenden 
Vorſitzenden die Deutſchnationale Fraktion. Im 
Anterſuchungsausſchuß iſt der Vorſitzende ein Mit⸗ 

lied der Deutſchnationalen Fraktion und der ſtell⸗ 
vertretende Vorſitzende wird von der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Fraktion geſtellt. Im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß ſtellt die Sozialdemokratiſche Fraktion 
den Vorſitzenden und die Kommuniſtiſche Fraktion 
den Stellvertreter. Ferner hat Herr Abg. Sieben⸗ 
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freund Arlaub vom 18. — 24 März nachgeſucht. 


Der Arlaub iſt bewilligt. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
eine Umſtellung der Tagesordnung, und zwar liegt 
dem Hauſe heute ein Antrag in Druckſache Nr. 658 
vor. Dieſen Antrag wünſchen wir als Punkt 6 a zu 
behandeln. Ich glaube, daß niemand der Herren 
Abgeordneten widerſprechen wird, weil es ſich um 
eine Anterſtützung für die Fiſcher handelt. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, die 
Druckſache Nr. 658 als Punkt 6a zu behandeln. 
Das kann geſchehen, wenn niemand widerſpricht. 
Ich ſtelle feſt, daß Widerſpruch nicht laut wird. 
Die Tagesordnung iſt ſomit geändert. Es liegt 
weiter ein Antrag des Herrn Abg. Dumont zur 
Geſchäftsordnung vor, Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung, Wahl eines Senators im Hauptamt, von 
der 79. Vollſitzung am Mittwoch, den 20. März, 
abzuſetzen. Darüber entſcheidet die Mehrheit des 
Hauses. (Abg. Gaikowſki: Von wem iſt der An⸗ 
trag?) Vom Abg. Dumont und den übrigen Mit⸗ 
gliedern der Nationalliberalen Fraktion. Ich bitte 
diejenigen, die Punkt 2 von der Tagesordnung ab⸗ 
ſetzen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Die Tagesord⸗ 
nung bleibt ſo beſtehen. Wir kommen zu Punkt 1: 

Nochmalige Abſtimmung über den An⸗ 
trag auf Genehmigung zur Strafverfol- 
gung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 634 zu Nr. 614. Es iſt in der vori⸗ 
gen Sitzung irrtümlicherweiſe über den Antrag 
des Ausſchuſſes abgeſtimmt worden. Wir haben 
die Sache im Aelteſtenausſchuß behandelt, und es 
wird vorgeſchlagen, eine nochmalige Abſtimmung 
vorzunehmen. Wir ſtimmen jetzt über den von der 
Staatsanwaltſchaft geſtellten Antrag ab. (Abg. 
Rahn: Den Antrag des Senats!) Ja, übermittelt 
durch den Senat. Ich bitte die D. u. H., die den 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. — Danke, ich bitte um die Ggenprobe. — 
Das Büro iſt ſich nicht einig. Wir müſſen zur 
Auszählung ſchreiten. (Abg. Plenikowſki: Aufhe⸗ 
bung des Fraktionszwanges bei der S. P. D. 
Ich bitte diejenigen, die den Antrag annehmen 
wollen, durch die Ja⸗Tür zu kommen, die ihn ab⸗ 
lehnen, durch die Nein⸗Tür, die ſich der Stimme 
enthalten wollen, durch die Mitteltür. Die Aus⸗ 
zählung beginnt. — Ich ſchließe die Auszählung. 
Sie hat folgendes Ergebnis: Es haben ſich an ihr 
70 Abgeordnete beteiligt. Davon ſtimmten 43 mit 
Ja, 23 mit Nein, 4 Abgeordnete haben ſich der 
Stimme enthalten. Der Antrag iſt ſomit ange⸗ 
nommen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Wahl eines Senators im Hauptamt. 

Die Wahl iſt geheim und erfolgt mittels verdeckter 
Stimmzettel. Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu 
beginnen. — Wünſcht noch jemand eine Stimm⸗ 
karte abzugeben? — Das iſt nicht mehr der Fall, 
ich ſchließe 9 mit die Wahl. Sie hat folgendes 
Ergebnis: Abgegeben ſind 68 Wahlzettel, davon 
entfallen auf Herrn Kunze 65, außerdem drei 
weiße Zettel. (Alles auf die Wohnungsmieterhö⸗ 
hung! — Was hat das Zentrum dafür bekommen? 
bei den Kommuniſten.) Herr Kunze iſt damit ge⸗ 
wählt. Ich werde nachher feſtſtellen, ob Herr 
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Kunze die Wahl annimmt. Ich rufe jetzt Punkt 3 


der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines vorläufigen 
„ für das Rechnungsjahr 
1929 


Druckſache Nr. 654 zu Nr. 652. Ich rufe den einzi⸗ 
gen Artikel auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den einzigen 
Artikel annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf. Ich eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die die Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Da⸗ 
mit iſt das Geſetz in zweiter Beratung erledigt. 
(Abg. Brill: Ich beantrage dritte Leſung!) Es iſt 
dritte Beratung beantragt, Widerſpruch höre ich 
nicht, das Haus hat demgemäß beſchloſſen. Wir 
ſchreiten ſomit zur dritten Beratung. Ich eröffne 
die allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe den einzigen Artikel auf, 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte diejenigen, 
die den einzigen Artikel annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Ich darf wohl auch die Annahme der Ueber⸗ 
ſchrift feſtſtellen. Da Aenderungen nicht erfolgt 
find, ſchreiten wir zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die D. u. H., die das Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt ſomit in dritter 
Beratung erledigt. Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs über den Finanzausgleich. 
Druckſache Nr. 648 zu Nr. 606. Ich rufe $ 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr. Ziehm. (Abg. Dr. Ziehm: Ich möchte das 
Wort zur dritten Beratung haben!) Ich ſchließe 
die Beſprechung über § 1, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte diejenigen, die S 1 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
§ 1 iſt angenommen. Ich rufe $ 2 auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich darf wohl die Annahme des 
8 2 feſtſtellen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
jo beſchloſſen. 8 3; angenommen, § 4; angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf, eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich ſtelle die Annahme der 
Ueberſchrift feſt. Das Geſetz iſt damit in der zwei⸗ 
ten Beratung erledigt. Wir ſchreiten zur dritten 
Beratung. Ich eröffne die allgemeine Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Der vorliegende Geſetzentwurf über den Fi⸗ 
nanzausgleich für das laufende Etatsjahr 1928 
wird von uns mit einigen grundſätzlichen Ein⸗ 
ſchränkungen, auf die ich noch zu ſprechen komme, 
angenommen werden. Wir Deutſchnationalen er⸗ 
kennen die finanzielle Notlage der Gemeinden an. 
Wir erkennen die Notwendigkeit an, daß der 
Staat ihnen diejenigen Mittel, die ſie zur Erfül⸗ 
lung der ihnen vom Staat überwieſenen Aufgaben 
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notwendig brauchen, auch zukommen läßt. Schon 
bei Vorlage des Staatshaushaltsgeſetzes war ein 
Betrag von 2 Millionen für dieſe Zwecke des Fi⸗ 
nanzausgleichs eingeſetzt. Leider hat dieſer An⸗ 
trag, in den Etat 2 Millionen einzuſetzen, dadurch 
eine erhebliche Verzögerung erfahren, daß der 
Volkstag es ablehnte, die Mittel zu bewilligen. 
Er verwies die Forderung an die Gemeinden, ins⸗ 
beſondere an die Stadtbürgerſchaft Danzig. Die 
Stadtbürgerſchaft Danzig entzog ſich ihrerſeits 
auch der Bewilligung, und ſo erhob ſich ein nicht 


ſehr erfreuliches Ballſpiel hin und her. Die Ge⸗ 


meinden, die ſich darauf eingerichtet haben, daß 
ihnen ein erheblicher Betrag zum Ausgleich ihrer 
Etats zugebilligt würde, haben mit dieſer Summe 
gerechnet. Der Etat der Stadtgemeinde Danzig 
iſt, weil er ein ungedecktes Defizit hat, ungeſetzlich. 
Es iſt darum auch dringend nötig, daß endlich der 
nötige Betrag den Gemeinden überwieſen wird, 
um den ungeſetzlichen Zuſtand zu beſeitigen. 

Ehe ich auf die grundſätzlichen Bedenken ein⸗ 
gehe, die wir gegen die in dieſem Geſetzentwurf 
vorgenommene Verteilung, gegen den Vertei⸗ 
lungsſchlüſſel, haben, möchte ich mir erlauben, auf 
die grundſätzlichen allgemeinen Darlegungen ein⸗ 
zugehen, die der Herr Finanzſenator im Haupt⸗ 
ausſchuß über die augenblickliche Finanzlage ge⸗ 
geben hat. Der Herr Finanzſenator hat damit der 
von uns bei der erſten Leſung geſtellten Forderung 
nach einer ſolchen Ueberſicht entſprochen. Es wäre 
wohl richtiger geweſen, wenn dieſe allgemeine 
Aeberſicht hier im Plenum gegeben wäre; denn 
die allgemeine Finanzlage und ein Ueberblick 
darüber intereſſieren doch die Allgemeinheit und 
die Oeffentlichkeit. Ich nehme mir daher das 
Recht, auf die allgemeinen Ausführungen des 
Herrn Finanzſenators etwas näher einzugehen. 


Der Herr Finanzſenator hat dargelegt, wie die 
allgemeine Finanzlage per 31. März d. Is. iſt, wie 
alſo die Rechnung iſt, in der ſich die Staatsfinan⸗ 
zen mit Abſchluß dieſes Finanzjahres geſtalten. 
Er hat dargelegt, daß die Rechnung ſowohl Mehr⸗ 
ausgaben und Einnahmeausfälle auf der einen 
Seite hat, wie auch Mehreinnahmen auf der an⸗ 
dern Seite. Die Mehrausgaben und die Ein⸗ 
nahmeausfälle, um das hier den Herren, welche 
die Ausführungen des Herrn Finanzſenators nicht 
gehört haben, mitzuteilen, und um es denjenigen, 
die es gehört oder geleſen haben, in die Erinne⸗ 
rung zurückzurufen, ſetzen ſich aus folgenden 
Poſten zuſammen: 1 700 000 Gulden Mehraus⸗ 
gaben für den Finanzausgleich. Das ſind die 
Ausgaben, die durch das vorliegende Geſetz gefor⸗ 
dert werden. 1600000 Gulden Ausfälle der im 
Etat eingeſetzten Einnahmen aus der nicht zu⸗ 
ſtande gekommenen Erwerbsloſenverſicherung. Es 


iſt ja bekannt, daß das Problem der Erwerbsloſen⸗ 


verſicherung im zurückliegenden Etatsjahr nicht ge⸗ 
löſt worden iſt, und daß daher die Einnahmen, die 
aus dieſem Poſten eingeſetzt ſind, nicht aufgenom⸗ 
men ſind. 800 000 Gulden Mehrausgaben für die 
im vorigen Jahr vorgenommene Erhöhung der 
Invalidenverſicherung. 2 600 000 Gulden Mehr: 
ausgaben für die Regelung der Beamtenbeſol⸗ 
dung, 600 000 Gulden Mindereinnahmen aus der 
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dig wurden. 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 1 600 000 
Gulden Mindereinnahmen bei dem Penſionsaus⸗ 
gleichsfonds der Abteilung Soziales und dann 
zweimal 300 000 Gulden, das eine Mal Baukoſten 
der Hebammenlehranſtalt, das andere Mal Ueber⸗ 
ſchreitungen, welche in einzelnen Etats vorgekom⸗ 
men ſind, und welche, wie der Herr Finanzſenator 
mitgeteilt hat, durch den ſtrengen Winter notwen⸗ 
Die Einnahmeausfälle betragen zu⸗ 
ſammen rund 9½ Millionen Gulden. 


Dieſer Summe ſtehen Mehreinnahmen im 
Vergleich zu dem Etatsanſatz in folgenden Poſten 
gegenüber: 4,5 Millionen aus den Zöllen für das 
laufende Rechnungsjahr, 3,5 Millionen nachträg⸗ 
lich gezahlte Zölle, die auf das zurückliegende 
Rechnungsjahr zu verrechnen ſind, 2 Millionen 
Mehreinnahmen aus den Steuern. Dieſe 2 Mil⸗ 
lionen ſetzen ſich zuſammen aus 1,4 Millionen aus 
Einkommenſteuer, 200 000 Gulden aus Körper 
ſchaftsſteuer, 200 000 Gulden aus Vermögens: 
ſteuer und aus Gewerbe⸗ und Umſatzſteuer je 
100 000 Gulden. Dazu kommt 1 Million Ver⸗ 
kehrsſteuern, die im Etat nicht eingeſetzt waren, 
die aber, weil die Verkehrsſteuern ſpäter aufge⸗ 
hoben wurden, als man gerechnet hatte, noch in 
die Kaſſe gefloſſen ſind, und weitere 700 000 Gul⸗ 
den ebenfalls aus den Verkehrsſteuern, die nach⸗ 
träglich dem Staat zugefloſſen und auf das Etats⸗ 
jahr vorher zu verrechnen ſind. Hiernach über⸗ 
ſteigen die Mehreinnahmen, die insgeſamt 1114 


Millionen betragen, die Mehrausgaben um 2 M 


Millionen. Dieſe Mehreinnahmen von 2 Mil- 
lionen ſind als Aeberſchuß aus der Rechnung des 
Jahres 1928 dem Ausgleichsfonds zuzuführen. 
Aus dieſen von dem Herrn Finanzſenator ge⸗ 
gebenen Zahlen ergibt ſich die erfreuliche Tatſache, 
daß die Rechnung per 31. März 1929 trotz der 
Mehrausgaben, die doch ſehr erheblich ſind und 
die zuſammen auf 5½ Millionen zu berechnen 
ſind — wenn man nur die Mehrausgaben für den 
Finanzausgleich, die Invalidenverſicherung und 
die Gehaltsregelung für die Beamten, und die 
Koſten für die Hebammenlehranſtalt nimmt — 
daß alſo die Rechnung mit einem Ueberſchuß von 
2 Millionen abſchließt. Das it nach mancherlei 
Richtung hin bemerkenswert. Es widerlegt die 
von der Sozialdemokratie bei der Uebernahme der 
Regierung wiederholt aufgeſtellte falſche und ten⸗ 
venziöje öffentliche Behauptung, daß ſie die Fi⸗ 
nanzen in einer troſtloſen Lage übernommen 
hätte. (Abg. Plenikowſti: Das werfen Sie ſich 
gegenſeitig vor!) Es wirft auch ein eigenartiges 
Licht auf die Behauptung, die unrichtige und un⸗ 
kluge Behauptung des Herrn Senatsvizepräſiden⸗ 
ten Gehl vom Staatsbankerott, den er noch im 
Auguſt vorigen Jahres verkündete. Dieſe Zahlen 
rechtfertigen aber auch in glänzender Weiſe die 
von der vorigen Regierung durchgeführte Ord⸗ 
nung der Staatsfinanzen. Es iſt wichtig, daß in 
der heutigen ſchnellebigen und vergeßlichen Zeit 
die Tatſache hervorgehoben wird, daß die dama⸗ 
lige Regierung, Deutſchnationale mit Zentrum 


und Liberalen, ſich durch die Ordnung der Finan⸗ 
zen, die ſie in einer völligen Kataſtrophe vorfan⸗ 
den, ein unvergängliches Verdienſt um den Staat 
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erworben hat. Sie hat den Staat aus der unge⸗ 
heueren Gefahr, die damals durch die Zerrüttung 
der Finanzen der Exiſtenz des Staates drohte, 
durch verantwortungsbewußte opferbereite Ent⸗ 
ſchlüſſe und Handlungen errette. 

Wenn die heutige Regierung mit einer ge⸗ 
wiſſen Zuverſicht und Ruhe auf finanziellem Ge⸗ 
biet in die Zukunft ſehen kann, ſo dankt ſie das 
dem von der vorhergehenden von ihr ſo geſchmäh⸗ 
ten Regierung auf finanziellem Gebiet geſchaf⸗ 
fenen Fundament. Es iſt meines Erachtens auch 
ein Erfordernis der Gerechtigkeit, daß wir bei die⸗ 
ſer Gelegenheit und im Zuſammenhang hiermit 
des Herrn Senators Dr. Volkmann gedenken, der 
es verſtanden hat — wenn man gerecht iſt, muß 
man das zugeben — unter den ſchwierigſten Ver⸗ 
hältniſſen auf dem ihm überwieſenen Gebiet der 
Finanzen das Staatsſchiff durch alle Fährniſſe 
und alle Stürme und Widerwärtigkeiten mit 
ſtaatsmänniſchem Geſchick und großer Sachkunde 
hindurchzulenken. (Abg. Plenikowſki: Die Linie 
des Gummiknüppels!) Der jetzige Herr Finanz⸗ 
ſenator, der doch die Früchte aus der Arbeit ſeines 
Herrn Amtsvorgängers erntet, ſollte das aner⸗ 
kennen. (Das tut er auch! links.) 

Herr Senator Dr. Kamnitzer hat das Ergebnis 
im Ausſchuß als ein Wunder bezeichnet. Worin 
liegt nun das Wunder, von dem Herr Dr. Kam⸗ 
nitzer ſagte, daß es niemals wiederkehren werde? 
Seinen Darlegungen iſt zu entnehmen, daß er das 
Wunder in Mehreinnahmen aus den Zöllen ſieht. 
„D. u. H., wir Deutſchnationalen haben es vor⸗ 
ausgeſagt, daß die Einnahmen aus den Zöllen 
höher ſein würden. Wir haben das auch mit ein⸗ 
leuchtenden Gründen belegt. Das ergab ſich ja aus 
der einfachen Erwägung, daß der vorhergehende 
Rückgang der Zölle aus der Finanz⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsderoute zu erklären war und ſich mit der 
von der Regierung Pilſudſki durchgeführten Zloty⸗ 
Stabiliſierung und Wirtſchaftskonſolidation beſ⸗ 
ſern mußte. Nun ſagte der Herr Finanzſenator, 
das Wunder werde nicht wiederkehren, aber die 
Einnahmen aus den Zöllen ſind in derſelben Höhe, 
von 20 Millionen, in der ſie im zurückliegenden 
Jahre eingegangen ſind, nach der ausdrücklichen 
Erklärung des Herrn Finanzſenators auch in den 
neuen Etat eingeſtellt. Das Wunder wird ſich alſo 
auch im nächſten Jahre wieder ereignen. Nun iſt 
dem Herrn Finanzſenator freilich ein Betrag von 
31% Millionen aus den Zöllen des Jahres 1927 
in die Kaſſe gefloſſen, auf die er für das vergan⸗ 
gene Jahr nicht rechnen konnte, auf die er keinen 
Anſpruch hatte, ſondern die von Rechts wegen 
ſeinem Herrn Amtsvorgänger für das vorherige 
Jahr hätten zufließen müſſen. Aber auch das iſt 
nicht als ein Wunder zu bezeichnen, ſondern darin 
liegen ſtille Reſerven, welche die vorige Rechts⸗ 
regierung neben einem defizitloſen Rechnungsab⸗ 
ſchluß der jetzigen Regierung hinterlaſſen hat, und 
die dem jetzigen Herrn Finanzſenator unverdient 
zugute kommen. (Abg. Jewelowſki: Die Valori⸗ 
ſierung der Zölle haben Sie vergeſſen!) Die Volori⸗ 
ſierung iſt vor Uebernahme der Geſchäfte durch die 
jetzige Linksregierung im Jahre 1927 erfolgt. Ich 
habe bei meinen Ausführungen bei der Etatsde⸗ 
batte Anfang vorigen Jahres ausdrücklich auf die 
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Valoriſierung der Zölle hingewieſen und erklärt, 
daß gerade infolge der Valoriſierung mit erhöhten 
Einnahmen aus den Zöllen zu rechnen ſei. Ich 
bitte Sie, Herr Jewelowſki, meine dahingehenden 
Ausführungen nachzuleſen, dann werden Sie das 
beſtätigt finden, daß die Zollvaloriſierung gerade 
unſere Haltung rechtfertigt und in keiner Weiſe 
als Beweis für das Wunder angeführt werden 
kann. Mit dem Worte Wunder wollte Herr Dr. 
Kamnitzer doch auch nur ſchamhaft die Blöße ver⸗ 
decken, die er und ſeine Parteigenoſſen, insbeſon⸗ 
dere der ſozialiſtiſche Herr Senatsvizepräſident, ſich 
durch die blamable Unkenntnis der Finanzlage 
gegeben haben. 


M. D. u. H., ich weiß nun ganz genau und 
habe es auch öffentlich ausgeſprochen, daß die Fi⸗ 
nanzverwaltung des Freiſtaates ebenſo wie die 
Verwaltungen aller Reſſorts im Freiſtaat wegen 
der Anſicherheit der Lage, die ſich aus der Verbin⸗ 
dung mit Polen ergibt, dauernd mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Ich habe bereits 
in einem Aufſatz, den ich im September vorigen 
Jahres in der Preſſe über unſere Finanzlage ver⸗ 
öffentlicht habe, nachgewieſen, daß bisher der 
etats⸗ und rechnungsmäßige Ausgleich nur durch 
ſchärfſte Streichungen der perſönlichen und ſach⸗ 
lichen Ausgaben und durch äußerſte Anſpannung 
der ſteuerlichen Leiſtung der Bevölkerung hat er⸗ 
reicht werden können. Ich habe ferner darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die dringend nötige ſteuerliche Ent- 
laſtung der in wirtſchaftlicher Not befindlichen Be⸗ 
völkerung des Freiſtaates nur auf dem Weg über 
die Erhöhung der Zölle erfolgen kann. Ich komme 
hier mit voller Abſicht auf dieſe Aeußerungen zu⸗ 
rück, weil in der „Baltiſchen Preſſe“ unter dem 12. 
März mit Rückſicht auf die im Hauptausſchuß ge⸗ 
machten Darlegungen des Herrn Finanzſenators 
erklärt worden iſt, daß „die Danziger Regierung 
die Beamtengehälter, die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung und die Invalidenverſicherung mit pol⸗ 
niſchem Gelde bezahle, und daß die gewaltigen 
Summen aus dem polniſchen Zoll⸗ und Waren⸗ 
verkehr die Ordnung der Staatsfinanzen des Frei⸗ 
ſtaates erſt ermögliche.“ Es iſt Ihnen ja be⸗ 
kannt, daß die „Baltiſche Preſſe“ ihre Erklärun⸗ 
gen aus den Inſtruktionen nimmt, die ſie von dem 
hieſigen Vertreter der polniſchen Regierung er⸗ 
hält. Wer die „Baltiſche Preſſe“ verfolgt, dem iſt 
es klar, daß ſie ihre Politik gegenüber Danzig 
zielbewußt nach denjenigen Richtlinien und 
Grundſätzen macht, die in der geheimen polni⸗ 
ſchen Denkſchrift der Danziger Bevölkerung fo 
klar vor Augen geführt werden. Was iſt nun 
Wahrheit? Die Wahrheit iſt, daß die Zerrüttung 
der Staatsfinanzen im Jahre 1926 unter der 
Linksregierung ihre Urſache in der finanziellen 
und wirtſchaftlichen Zerrüttung Polens hatte. 
(Sehr richtig! rechts.) Die Wahrheit iſt, daß der 
Danziger Handel im Jahre 1926 100 Millionen 
Gulden Verluſt infolge der polniſchen Finanz⸗ 
und Wirtſchaftskataſtrophe gehabt hat, (Sehr 
richtig! rechts.) Verluſte, von denen der Danziger 
Handel ſich noch lange nicht erholt hat und auch 
in der nächſten Zeit ſich nicht wird erholen kön⸗ 
nen. (Sehr richtig! rechts.) Die Wahrheit iſt fer⸗ 
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ner, daß die Zolleinnahmen noch nicht die Höhe 


erreicht haben, die ſie im Jahre 1924 hatten, daß 
ſie darunter etwa noch um 8 Millionen zurückge⸗ 
blieben ſind. Die Wahrheit iſt ferner, daß der Anz 
teils Danzig aus den Zolleinnahmen nicht 
dem Anteil und den Grundſätzen entſpricht, die in 
der Pariſer Konvention feſtgelegt worden ſind. 
(Sehr richtig! rechts.) 

M. D. u. H.! Wenn die „Baltiſche Preſſe“ von 
den gewaltigen Summen aus dem Zoll⸗ und 
Warenverkehr ſpricht ſo muß dem gegenüber dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß Polen ſich durch die 
wirtſchaftlichen Rechte, die ihm durch den Ver⸗ 
ſailler Vertrag zugebilligt worden ſind, daß Po⸗ 
len ſich aus der Eiſenbahn, aus der Poſt, aus dem 
Hafen dauernd auf Koſten Danzigs in einer für 
Danzig nicht länger erträglichen Weiſe alimen⸗ 
tiert.und ſich je länger je mehr der Erfüllung der 
aus ſeinen Rechten entſpringenden Pflichten ge⸗ 
genüber Danzig entzieht. (Sehr richtig! Sehr 
wahr! rechts.) M. D. u. H.] Die Regierung hat 
im Auguſt vorigen Jahres durch die Preſſeſtelle 
verbreiten laſſen, daß ſie mit Polen über eine Er⸗ 
höhung des Danzig zuſtehenden Zollanteils in 
Verhandlungen ſtehe. Seit Monaten hört man 
nichts mehr von dieſen Verhandlungen. Wir er⸗ 
lauben uns die Anfrage: „Wie ſteht es mit dieſen 
Verhandlungen?“ Wir bitten die Regierung drin⸗ 
gend, hierauf ihr beſonderes Augenmerk zu rich⸗ 
ten, da für jeden auch nur oberflächlichen 
Kenner der Danziger Finanzen klar iſt, daß das 
Rückgrat der Danziger Finanzen auf den Zollein⸗ 
nahmen beruht und auch auf Grund der Verträge 
mit Polen darauf beruhen muß. 


M. D. u. H.! Bei der von mir dargelegten Fi⸗ 
nanzlage und angeſichts der wohl doch von jedem 
anerkannten Notwendigkeit, eine ſteuerliche Ent⸗ 
laſtung der Bevölkerung zu bringen, iſt die Nach⸗ 
richt der ſozialiſtiſchen „Volksſtimme“ vom 18. 
März erſtaunlich und muß Verwunderung er⸗ 
wecken, daß der neue Etat für 1929 ein unge⸗ 
decktes Difizit enthalte, und daß die Danziger Be⸗ 
völkerung um neue Steuerlaſten für den Etats⸗ 
ausgleich nicht herumkommen werde. Alſo die 
Ankündigung neuer Steuern! It Ihnen, m. D. 
u. H. von der Regierungskoalition nicht klar, daß 
durch einen neuen Steuerdruck die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft in der Verödung und Verkümmerung fort⸗ 
ſchreitet? (Abg. Loops: 2½ Millionen für Beam⸗ 
tengehälter!) Und daß gleichzeitig aus dieſer Ver⸗ 
ödung und Verkümmerung eine weitere Not 
der Arbeiterſchaft notwendig folgt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ja, wenn Sie Senator wären!) Wenn die 
Wirtſchaft durch Steuerdruck niedergehalten wird, 
werden die Arbeiter keine Arbeit finden. Nun 
ruft Herr Abg. Loops: „Das machen die vielen 
Beamten!“ (Abg. Loops: Die 2½ Millionen Er⸗ 
höhung!) Was hat das mit der Verödung der 
Wirtſchaft zu tun? (Abg. Loops: Sie haben doch 
eben die Finanznot damit begründet!) Im Gegen⸗ 
teil, ich habe die Finanznot mit den zu geringen 
Zolleinnahmen begründet. Im übrigen verſtehe 
ich Sie nicht, Herr Loops, Sie haben doch die Er⸗ 
höhung der Beamtengehälter beſchloſſen. (Abg. 


Loops: Daher kommt das Defizit!) Wir werden 
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uns darüber ja bei dem Etat unterhalten, wenn 
er uns vorliegt. Ich möchte nur dringend warnen, 
m. D. u. H., daß Sie mit neuen drückenden Steuern 
der Bevölkerung kommen. Wir werden uns dem 
auf das allerſchärfſte widerſetzen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Bis Sie ſelbſt in der Regierung ſind!) Wir 
werden immer darauf hinweiſen, daß es notwen⸗ 
dig iſt, die Steuern abzubauen und nicht der Be⸗ 
völkerung neue Steuern aufzuerlegen. Ich möchte 
Sie dringend bitten, in der Politik fortzufahren, 
die wir nach der Finanzierung beſchritten haben, 
als wir einen tatkräftigen Steuerabbau verwirk⸗ 
lichten. (Sehr richtig! rechts.) Ich erinnere an 
die Umſatzſteuer, die von uns aufgehoben wurde, 
und die Sie wieder eingeführt haben. Das iſt eine 
drückende und ungerechte Steuer. Es kommt für 
Danzig ganz beſonders in Betracht, daß die Um⸗ 
ſatzſteuer den Wettbewerb beeinträchtigt, den die 
Danziger Wirtſchaft führen muß. (Sehr richtig! 
rechts.) Wir bitten Sie dringend, m. D. u. H. von 
den Regierungsparteien, daß Sie unſern im 
Steuerausſchuß liegenden Geſetzentwurf betreffend 
die Beſeitigung der Umſatzſteuer endlich weiter⸗ 
beraten, damit der Volkstag die Beſeitigung der 
Steuer beſchließt. 

Nun, m. D. u. H., zu dem Verteilungsſchlüſſel 
ſelbſt! Bei dem vorliegenden Geſetzentwurf be⸗ 
zieht ſich der Verteilungsſchlüſſel nur auf das ja 
nun zur Neige gehende Etatsjahr. Ich habe ſchon 
erklärt, daß wir mit einigen grundſätzlichen Ein⸗ 
ſchränkungen dieſem Verteilungsſchlüſſel zuſtim⸗ 
men. Die Einſchränkungen ergeben ſich aus fol⸗ 
gendem: Unfer Redner hat bereits bei der erſten 
Leſung gefordert, daß man ſich im Ausſchuß über 
denjenigen Verteilungsſchlüſſel ſchlüſſig werden 
ſollte, der dem endgültigen Finanzausgleich der 
Gemeinden zugrunde gelegt werden ſoll. Leider 
hat ſich die Regierung der Erörterung dieſes 
grundſätzlichen Problems, der grundſätzlichen Re⸗ 
gelung des Finanzausgleichs und ſeines endgül⸗ 
tigen Verteilungsſchlüſſels, entzogen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Was haben Sie bisher getan?) Wir 
haben im Ausſchuß darauf hingewieſen, und ich 
wiederhole es, daß die Verteilung nach der Ein⸗ 
kommenſteuer und überhaupt nach den direkten 
Steuern keinen Ausgleich bildet. Sie bringt den 
wohlhabenden Gemeinden, welche ein höheres 
Aufkommen aus den Steuern haben, entſprechend 
mehr und den ärmeren Gemeinden weniger. Ein 
Ausgleich muß, wenn er gerecht ſein ſoll, in erſter 
Linie den ärmeren Gemeinden helfen. Die Vertei⸗ 
lung der Ausgleichsſumme, die ſich als eine außer⸗ 
ordentliche Dotation darſtellt, muß nicht nach dem 
direkten Verhältnis des Steueraufkommens auf 
die einzelnen Gemeinden erfolgen, ſondern rich⸗ 
tiger nach dem umgekehrten Verhältnis, damit die 
ärmeren Gemeinden nicht weniger, ſondern mehr 
als die wohlhabenderen Gemeinden bekommen. 
Das iſt doch der Zweck des Ausgleichs. Dieſem 
Gedanken wird auch nicht dadurch Rechnung ge⸗ 
tragen, daß man bei dem Schlüſſel die Bevölke⸗ 
rungsziffer hinzunimmt. Die uns im Hauptaus⸗ 
ſchuß übergebene Aufſtellung läßt erkennen, daß 
3. B. der Kreis Danziger Niederung auf den Kopf 
der Bevölkerung berechnet nur ein Viertel ſo viel 
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Steuern aufbringt, wie die Städte Danzig und 
Zoppot. Die Folge davon iſt, daß von der Aus⸗ 
gleichsmaſſe auf den Kopf der Bevölkerung im 
Kreiſe Danziger Niederung nur ein Viertel von 
dem entfällt, was auf die Städte Danzig und 
Zoppot entfällt. Das iſt kein gerechter Ausgleich. 
Es muß ferner die Höhe der den Gemeinden ob⸗ 
liegenden kommunalen Laſten berückſichtigt werden. 
Das feſtzuſtellen iſt nun nicht ganz ein⸗ 
fach; denn namentlich in kleinen ländlichen Ge⸗ 
meinden werden die Laſten zum Teil durch Hand⸗ 
und Spanndienſte aufgebracht, die nicht in Geld 
berechnet werden und ſich daher auch nicht in Geld 
ausdrücken. Wie hoch und unerträglich aber in 
einzelnen kleinen ländlichen Gemeinden die Steu⸗ 
erlaſt iſt, ergibt ſich aus der Tatſache, daß in ein⸗ 
zelnen Gemeinden Zuſchläge zu den Grund⸗ und 
Gebäudeſteuern von über 1000 Prozent erhoben 
werden, in Scharshütte und Ellerbruch 1 200 Pro: 
zent und in der Gemeinde Wieſenthal, die neben⸗ 
bei bemerkt von einem ſozialiſtiſchen Gemeinde⸗ 
vorſteher regiert wird, ſogar 2 600 Prozent. 

M. D. u. H., das find Zuſtände, die entſchie⸗ 
den eines Ausgleichs bedürfen. Wir richten daher 
an die Regierung das Erſuchen, daß ſie für den 
endgültigen Schlüſſel Erhebungen anſtellt, über 
die Kopfquote aus dem Steueraufkommen, und 
die Kopfquote an Gemeindelaſten in den Kreiſen. 
Wir bitten die Regierung, uns eine ſolche Auf⸗ 
ſtellung zugänglich zu machen. Solch eine Auf⸗ 
ſtellung wird dann die Grundlage für einen ge⸗ 
rechten Schlüſſel zum Finanzausgleich bilden kön⸗ 
nen, für einen Ausgleich zwiſchen finanzieller 
Belaſtung und finanzieller Leiſtungsfähigkeit je⸗ 
denfalls für einen gerechteren Maßſtab, als es der 
gegenwärtige iſt. Ich erkläre zum Schluß noch ein⸗ 
mal: Wir werden mit dieſer von mir vorgebrach⸗ 
ten grundſätzlichen Wahrung unſeres Stand⸗ 
punktes den vorliegenden Geſetzentwurf ablehnen. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. 

Fooken. 
‚Booten, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir hatten nicht die Abſicht, zu dieſer Vorlage zu 
reden, aber die Ausführungen des Herrn Abg. 
Dr. Ziehm zwingen uns, auf das, was er geſagt 
hat, einiges zu erwidern. Es iſt wohl ſelten von 
dieſer Stelle eine ſo demagogiſche Rede gehalten 
worden, wie die, die wir eben gehört haben. (Abg. 
Dr. Ziehm: Wenn Sie nichts anders wiſſen, 
nennen Sie das Demagogie!) Nein, das werden 
Sie von mir nicht gehört haben. Ich will Ihnen 
auch nachweiſen, in welcher Richtung hin dieſe 
Rede eine demagogiſche Rede war. 

Sie gehen bei der Beurteilung der Finanzlage 
davon aus, daß das vorübergegangene Etatsjahr 
für die Regierung inſofern ein glückliches geweſen 
iſt, als es nicht mit einem Minus, ſondern mit 
einem Ueberſchuß von 2 Millionen abſchließt. 
(Abg. Dr. Ziehm: Das iſt doch keine Demagogie!) 
Sie wollen dieſen glücklichen Umſtand darauf zu⸗ 
rückführen, Herr Abg. Dr. Ziehm, daß die Wirt⸗ 
ſchaft, die Sie in den vorhergehenden Jahren be⸗ 
trieben haben, dazu geführt habe, daß in dieſem 
Jahre Ueberſchüſſe erzielt worden ſind. Woher 
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ſtammen die Ueberſchüſſe? Als der Etat im vori⸗ 
gen Jahr aufgeſtellt war, mußte von dem ausge⸗ 
gangen werden, was aus dem vorhergehenden 
Etatsjahre zu entnehmen war. Dieſe Ergebniſſe 
berechtigten uns nicht, Mittel in den Etat einzu⸗ 
ſtellen oder Ausgaben zu beſchließen, von denen 
man nicht mit Sicherheit annehmen konnte, daß 
die Einnahmen auch erzielt wurden. (Abg. Senft⸗ 
leben: Die polniſchen Zölle ſind doch erhöht wor⸗ 
den!) Die polniſchen Zölle find erhöht, dafür aber 
die Einfuhr weſentlich beſchränkt worden. (Abg. 
Philipſen: Die Beſchränkung war doch ſchon vor⸗ 
handen!) Der Finanzausgleich iſt dadurch erzielt 
worden, daß 1928 4,5 Millionen und außerdem 
3,6 Millionen aus dem Jahre 1927 hereingekom⸗ 
men ſind, wovon Sie nichts wußten und auch wir 
nicht annehmen konnten, daß ſie jemals in das 
Portefeuille des Finanzminiſters hineinkommen 
würden. Mit dieſen 3,6 Millionen war es erſt ein⸗ 
mal möglich, den Finanzausgleich zu bringen. 
Die 2 Millionen, die dem Ausgleichsfonds zuge⸗ 
floſſen ſind, wären nicht zugefloſſen, wenn die 3,6 
Millionen aus vorhergehenden Jahren nicht ge⸗ 
weſen wären. Das war Anfang des Jahres nicht 


zu überſehen. Der Steuerüberſchuß, der außerdem 
ein ſo günſtiges Reſultat erzielen ließ, iſt darauf 


zurückzuführen, daß das vorhergehende Geſchäfts⸗ 
jahr ein einigermaßen glückliches zu nennen iſt 


N 


auch in der Landwirtſchaft. Im Jahre vorher, Herr 


Dr. Ziehm, iſt in äußerſt wenigen Fällen von der 
Landwirtſchaft die Steuer bezahlt worden. Das 
Endergebnis in dieſem Jahre läßt die Hoffnung 
offen, daß in dieſem Etatsjahre von der Landwirt⸗ 
ſchaft zu einem Teil die Steuern bezahlt werden. 
Innerhalb des Handwerks und der Induſtrie kann 
geſagt werden, daß wir im vorigen Jahre einiger⸗ 
maßen glücklich abgeſchloſſen haben, daß inner⸗ 
halb der Danziger Wirtſchaft Arbeit vorhanden 
war, und daß aus den Steuern, die die Arbeiter⸗ 
ſchaft bezahlt hat, erhebliche Beträge mehr dem 
Staatsſäckel zugefloſſen ſind. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Aber es iſt berechtigter Grund in 
dieſem Augenblick vorhanden, daran zu zweifeln, 
daß das ſo bleiben wird denn diejenigen, die das 
nächſte Wirtſchaftsjahr zu beurteilen haben und 
die einigermaßen in das, was vor uns liegt, Ein⸗ 
blick haben, werden bei der großen Arbeitsloſig⸗ 
keit, in der wir heute noch ſtecken, nicht mit Sicher⸗ 
heit ſagen können, daß das, was im vorigen Jahre 
geweſen iſt, auch in dieſem Jahre wiederkehren 
wird. Die Etatsaufſtellung, die in dieſem Jahre 
vorgenommen werden muß, muß die alleräußerſte 
Sparſamkeit aufweiſen. (Abg. Senftleben: Neue 
Steuern werden die Arbeitsloſigkeit nicht beſeiti⸗ 
gen!) Durch Sparſamkeit innerhalb der Regierung 
iſt zu erzielen, daß neue Steuern nicht notwendig 
werden. Es liegt doch ſo, daß uns die kommende 
Wirtſchaftslage dazu zwingt, das kommende 
Haushaltsgeſetz, unſeren Etat, ſo vorſichtig aufzu⸗ 
ſtellen, daß wir unter allen Umſtänden eine ge⸗ 
ſunde Wirtſchaft erzielen können und verſuchen 
müſſen, möglichſt um erhöhte Steuern herumzu⸗ 
kommen. Das wird die Aufgabe ſein, die wir zu 
erfüllen haben. 

Dann kommen Sie auf die Zerrüttung der 
Finanzen und wollen damit erklären, daß im 
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Jahre 1926 die polniſche Finanzlage eine betrü⸗ (©) 


bende war. Das trifft zu einem Teil zu. Aber lie 
durfte nicht die Urſache einer zerrütteten Wirt⸗ 
ſchaft auf Danziger Boden ſein. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das habe ich ausdrücklich hervorgehoben!) Das 
haben Sie nicht geſagt. Sie haben die Danziger 
Wirtſchaft in der Hauptſache auf Zolleinnahmen 
ſtützen wollen. Die Zolleinnahmen in Danzig wer⸗ 
den variable ſein je nachdem, ob es Polen gut 
oder ſchlecht geht. Eine auf ſolche variablen Ein⸗ 
nahmen geſtützte Danziger Wirtſchaft wird ohne 
weiteres notleidend werden, wenn die andere 
Seite notleidend wird. Unfere Aufgabe wird es 
ſein, unſere Danziger Finanzwirtſchaft inneryalb 
des Staates ſo aufzubauen, daß unſere eigenen 
Einnahmen und ein Mindeſtertrag an Zöllen aus⸗ 
reichen, die Finanzen in Ordnung zu halten und 
erſt das, was über einen minimalen Betrag an 
Zöllen hinausgeht, dazu zu verwenden, fortſchritt⸗ 
liches Bauweſen, Anſtellung von Beamten uſw. 
in Danzig vorzunehmen. 

Aber, Herr Dr. Ziehm, wie haben Sie Ihre 
Wirtſchaft aufgebaut? Nachdem es der Wirtſchaft 
in den letzten Jahren gut ging und 28 Millionen 
Zölle nach Danzig vereinnahmt ſind, haben Sie 
eine Beamtenwirtſchaft aufgebaut, an der wir 
heute noch kranken. Nachdem es der Wirtſchaft 


ſchlecht geht, iſt der Haushaltsplan ſchwer zu ba⸗ 


Organe des Kreiſes werden für die 


lancieren, weil wir nicht in der Lage ſind, dieſe 
Beamtengehälter zu zahlen. Das iſt der Ruin un⸗ 
ſerer Danziger Wirtſchaft und wird es ſolange 
bleiben, ſolange wir an dem großen Beamten⸗ 
heer, das wir in Danzig haben, kranken. 
Plenikowſki: Sie bauen doch nicht ab, ſondern Sie 
bauen zul) Nun noch einige Worte zu dem Ver⸗ 
teilungsſchlüſſel, wie er heute bei der Verteilung 
des Finanzausgleichs vorliegt. Inſofern hat Herr 
Dr. Ziehm recht, daß der vom Finanzſenator vor⸗ 
geſchlagene Finanzausgleich kein idealer iſt. Aber 
es kann geſagt werden, daß er nach Möglichkeit das 
berückſichtigt, was in einem Finanzausgleich be⸗ 
rückſichtigt werden muß. Es ſind zwei Maßſtäbe 
angelegt worden, einmal das Steueraufkommen 
in den einzelnen Gemeinden und dann die Bevöl⸗ 
kerungszahl. Das iſt inſofern nicht genau, als die 
erhöhte Summe, die für die Stadt Danzig heraus⸗ 
gekommen wäre, um 20 000 Gulden gekürzt worden 
iſt zu Gunſten Ohras. (Andauernde Zwiſchenrufe 
der Abg. Plenikowſki und Ed. Schmidt.) 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Es find Pau⸗ 
ſchale für die Kreiſe eingeführt worden, und die 
einzelnen 
Ortſchaften den richtigen Ausgleich ſchaffen müſſen. 
Wenn man von dieſen Geſichtspunkten den Fi⸗ 


nanzausgleich betrachtet, kann man ihm ſo, wie er 
heute vorliegt, zuſtimmen. Meine Fraktion wird 
ihm auch in der 
geben. 

Präſident: Das Wort 
nikowſfki. 


dritten Leſung die Zuſtimmung 


hat der Herr Abg. Ple⸗ 


(Abg. (D) 


(A) 


(B) 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
eben geſehen, wie von dieſer Stelle aus ein Rätſel 
gelöſt wurde, das folgendermaßen lautet: Wie 
macht man es, um nach außen hin Feindſchaft vor⸗ 
zutäuſchen, trotzdem man ſich in allen Fragen 
einig iſt? Dieſes Rätſel iſt durch meine beiden 
Vorredner, durch die Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen und der Sozialdemokratiſchen Fraktion, ge⸗ 
löſt worden. Der eine warf dem andern demago⸗ 
giſche Ausführungen vor. Sie ſind ſich ja gegen⸗ 
ſeitig die Lehrmeiſter in demagogiſchen Ausfüh⸗ 
rungen. Sie haben ſich beide in dieſer Beziehung 
nichts vorzuwerfen. Wir haben ſchon zur Genüge 
hier das Schauſpiel erlebt, daß nach einem Regie⸗ 
rungswechſel immer die Deutſchnatioalen erklär⸗ 
ten, ſie hätten geordnete Finanzverhältniſſe hin⸗ 
terlaſſen, und die Sozialdemokraten behaupteten, 
das Gegenteil wäre der Fall. Wenn andererſeits 
die Sozialdemokraten in Oppoſition ſtanden, er⸗ 
klärten ſie: „Wir haben den Deutſchnationalen 
geordnete Finanzverhältniſſe hinterlaſſen“, und die 
Deutſchnationalen erklärten: „Wir haben zerrüt⸗ 
tete Finanzverhältniſſe übernommen.“ (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Das iſt zur Genüge 
bewieſen worden, und es iſt demagogiſch, immer 
wieder mit dieſen ollen Kamellen hier anzutreten. 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Sie haben ein großes 
Wort gelaſſen ausgeſprochen, Herr Abg. Rahn. 
Nun, wir wiſſen ja zur Genüge, wie gerade der 
Führer der Sozialdemokratie, der Herr Senats⸗ 
vizepräſident Gehl, ſich im vergangenen Jahr nicht 
genug tun konnte mit Unkenrufen über den „Ban⸗ 
kerott“ des Freiſtaats. Wir haben damals dieſen 
Unkenrufen gegenüber immer wieder behauptet, 
daß es nur Verwirrungsmanöver ſeien. 

Die heutige Geſellſchaftsordnung iſt bankerott, 
das Wirtſchaftsſyſtem iſt bankerott. Um aber 
dieſe bankerotte Geſellſchaftsordnung, dies ban⸗ 
kerotte Wirtſchaftsſyſtem zu erhalten, ſucht man 
dieſen Staat zu ſtützen, ſeine Macht zu ſtärken, 
ſucht man durch verſtärkte Ausbeutung der Arbei⸗ 
termaſſen eine Stärkung der Staatsmacht dadur 
herbeizuführen, daß man die aus den Arbeitern 
herausgepreßten Millionen zur Sicherung und 
Erhaltung dieſes Staates verwendet. Wir haben 
damals ſchon erklärt, daß das Ende dieſes Staats⸗ 
apparates nicht etwa eine Bankerotterklärung ſein 
wird, ſondern daß das Ende dadurch herbeigeführt 
wird, daß die Arbeiter dieſen Staatsapparat zer⸗ 
trümmern und zerſchlagen werden. Wir haben 
erklärt, daß das Ende durch die ſoziale Revolution 
und durch die Schaffung eines Arbeiterſtaates her⸗ 
beigeführt werden wird. 

Wir haben geſehen, was in dem letzten halben 
Jahr im Anſchluß an die Gehl'ſchen Unkenrufe 
erfolgte. Wir wiſſen, daß im Anſchluß an die Gehl“ 
ſche „Bankerotterklärung“ eine Nachzahlung von 
2 ½ Millionen an die höhere Beamtenſchaft er⸗ 
folgte, die Schaffung einer neunten hauptamtlichen 
Senatorenſtelle mit den Bezügen eines hauptamt⸗ 
lichen Senators, die Anſchaffung von Autos, die 
Neueinrichtung von Senatszimmern. Anterdeſſen 
brechen die Buden der Arbeiter vor Altersſchwäche 
zuſammen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wir haben geſehen, wie dieſer Staat Rieſenge⸗ 
ſchenke an die Induſtrie und das Großkapital durch 


ch 
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die Niederſchlagung von Steuern macht. Wir 
wiſſen, daß das offen von dem jetzigen Finanz⸗ 
ſenator erklärt wurde, der anläßlich der Beratung 
des Stempelſteuergeſetzes erklärte, dieſe und jene 
Steuer ſei nicht eingezogen, dieſe und jene Steuer 
jet niedergeſchlagen worden. Jetzt ſetzt man 1½¼ 
Millionen zum Finanzausgleich für die Gemein⸗ 
den aus. Da ruft natürlich die Bevölkerung: Wo⸗ 
her dieſer Widerſpruch? Nach den Unkenrufen des 
Senatsvizepräſidenten, nach der „Bankerotterklä⸗ 
rung“ durch den Senatsvizepräſidenten kamen 
dieſe ungeheueren Mehrausgaben in einem halben 
Jahr. Dieſen Widerſpruch löſte der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Finanzſenator mit dem geflügelten Wort: 
„Hier iſt ein Wunder geſchehen“. Wir wiſſen ja, 
daß die Sozialdemokraten heute nicht nur an 
Wunder glauben, ſondern auch verſuchen, ſolchen 
Wunderglauben den Arbeitern, den Werktätigen 
einzuimpfen. 

Wir wiſſen, in welcher Form ſie das machen. 
So verſuchen ſie es als wahr zu unterſtellen, als 
ob die demokratiſche Republik kein Klaſſenſtaat 
mehr ſei, als ob der Verrat der Arbeiterintereſſen 
durch Koalitionspolitik Klaſſenkampf ſei. Ich er⸗ 
innere nur an die Worte des Herrn Abg. Brill, 
der erklärte, „Koalition ſei ein Stück Klaſſen⸗ 
kampf.“ Sie bezeichnen ja auch den Groener'ſchen 
Panzerkreuzerbau und die Verſtärkung der Reichs⸗ 
wehr als notwendig zum Schutz der Arbeiterſchaft 
in Deutſchland. Sie bezeichnen die Wirtſchafts⸗ 
demokratie als die Grundlage dafür, den Arbei⸗ 
tern Befreiung aus wirtſchaftlicher Not zu brin⸗ 
gen. So könnte ich die Reihe dieſer „Wunder“, 
die Sie den Arbeitern einzuimpfen verſuchen, um 
ein Beliebiges verlängern. 

Die Arbeiterſchaft hat durch den revolutio⸗ 
nären Marxismus das Lügengewebe des religiöſen 
Wunderglaubens durchſchaut. Sie durchſchaut 
auch den Wunderglauben der S. P. D. und er⸗ 
kennt ihn als das, was er iſt, nämlich als Ver⸗ 
wirrungs⸗ und Täuſchungsmanöver zum Schutz 
der Bourgeoiſie und des kapitaliſtiſchen Staates. 
Die klaſſenbewußten Arbeiter wiſſen ganz genau, 
daß die Lehren der Sozialdemokratiſchen Partei 
heute genau ſo volksverdummend ſind, wie die 
Lehren der Religionsgeſellſchaften und die Lehren 
der übrigen bürgerlichen Politiker. 

Wie ſteht es nun aber mit dem „Wunder“ des 
Herrn Dr. Kamnitzer? Herr Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer erklärte, daß der Etat im vergangenen Jahr 
„ganz aus dem Häuschen“ geraten ſei. Die Unter⸗ 
lagen hierfür hat „liebenswürdiger“ Weiſe be⸗ 
reits der Abg. Dr. Ziehm hier beigebracht, indem 
er auf die Mehrausgaben bezw. Mindereinnah⸗ 
men des vergangenen Rechnungsjahres hinwies. 
Ich will ſie deshalb nicht wiederholen. Er wies 
darauf hin, daß dieſe Mindereinnahmen bezw. 
Mehrausgaben des verfloſſenen Rechnungsjahres 
den Betrag von rund 9°, Millionen ausmachen. 
Alſo auf der einen Seite hatte dieſer Staat im 
vergangenen Etatsjahre Mehrausgaben bezw. 
Mindereinnahmen in der nicht unbeträchtlichen 
Höhe von 10 Millionen. Das veranlaßte wahr⸗ 


ſcheinlich den ſozialdemokratiſchen Finanzminiſter, 
„von einem aus dem Häuschen geratenen Etat“ 
(Senator Dr. Kamnitzer: Ich habe 


zu ſprechen. 


— 


D) 


(A) 


(B) 


1534 Volkstag Danzig — 79. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 

nicht davon geſprochen, Sie haben davon geſpro⸗ 
chen!) Nein, Herr Senator Dr. Kamnitzer, ich 
weiß ganz genau, daß Sie das erklärt haben. Jetzt 
kommt er zu dem Wunder“, indem er ſagt: „Aber 
trotzdem iſt es uns gelungen, dieſe Mehrausgaben 
beziehungsweiſe Mindereinnahmen wieder wett⸗ 
zumachen; denn Gott der Herr kam uns zu Hilfe, 
tat ein Wunder und dies Wunder beſteht darin, 
daß wir im vergangenen Jahre mehr Einnahmen 
gehabt haben“. Auf die Mehreinnahmen hat ja 
ſchon der Abg. Dr. Ziehm hingewieſen, indem er 
erklärte, daß dieſe Mehreinnahmen ſogar 11% 
Millionen ausmachen, ſodaß noch ein Ueberſchuß 
vorhanden ſei. 

Was haben wir als Kommuniſten hierzu feſt⸗ 
zuſtellen? Der deutſchnationale Abgeordnete er⸗ 
klärte, dieſe Tatſache ſei ein „Beweis“ dafür, daß 
ſie tatſächlich „Ordnung“ im Staatshaushalt ge⸗ 
ſchaffen hätten. Wir wiſſen, wie die deutſchnatio⸗ 
nale Regierung „Ordnung“ geſchaffen hat und 
zwar dadurch, daß die deutſchnationale Regierung 
die ſoziale Fürſorge abbaute, an allen Ecken und 
Enden verſuchte, die kärglichen Bezüge der Er⸗ 
werbsloſen zu beſchneiden. Wir wiſſen, wie ſich 
die deutſchnationale Regierung geweigert hat, ein 
paar Pfennige mehr für die Notlage der erwerbs⸗ 
tätigen Bevölkerung auszugeben. Wir wiſſen, 
wie die deutſchnationale Regierung rückſichtslos 
die Beamten auf die Straße geworfen hat, aber 
nicht etwa ihre hauptamtlichen Senatoren, nicht 
etwa ihre oberen Beamten, ſondern die unteren 
Beamten und Arbeiter. Wir wiſſen, wie ſie da⸗ 
durch im Staatshaushalt „Ordnung“ geſchaffen 
haben, im ſchärfſten Kampf gegen die werktätige 
Bevölkerung und für die Intereſſen der beſitzenden 
Klaſſe. Wir wiſſen auch, daß die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei, daß die ſozialdemokratiſche Regie⸗ 
rung dieſes, Ihr (nach rechts) „Ordnungſchaffen“ 
fortſetzte. Die 11 Millionen Mehreinnahmen 
ſind faſt durchweg Mehreinnahmen aus indirekten 
Steuern, aus Maſſenſteuern. Nehmen wir die 
4% Millionen, die mehr eingekommen ſind an 
Zöllen, die 2 Millionen, die durch erhöhte Steuer⸗ 
einnahmen mehr eingekommen ſind, die 1 Million, 
die durch die Berkehrsſteuer, die abgeſchafft wurde, 
aber noch Einnahmen lieferte, einkam, nehmen 
wir die 3¼ Millionen, die Danzig noch durch 
Nachverrechnung mit den Zolleinnahmen Polens 
für das vergangene Jahr erhalten hat, ſo können 
wir feſtſtellen, daß es alles Einnahmen ſind, die 
den Werktätigen durch indirekte Steuern erpreßt 
worden ſind. Dieſe Mehreinnahmen ſtammen 
nicht elwa aus einer ſtärkeren Heranziehung des 
Beſitzes zu Steuern, nicht etwa aus dem Profit 
und Mehrwert, ſondern ſie ſtammen aus dem Ar⸗ 
beitseinkommen der werktätigen Bevölkerung. 
Um rund 11 Millionen iſt die werktätige Bevölke⸗ 
rung im vergangenen Jahre noch ſtärker ausge⸗ 
preßt worden. 


Der Einwand, rund 8 Millionen ſeien ja von 
Polen und nicht von der Danziger Regierung aus 


niſche Zollgeſetzgebung, ſowohl in Polen, als auch 
hier in Danzig. Sie fand die Billigung der bür⸗ 


demgegenüber, daß wir überhaupt 
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gerlichen Parteien und auch der Sozialdemokra⸗ (0 


tiſchen Partei. Nun verſucht es die „Volksſtimme“ 
in ihrer bekannten Schuftigkeit ſo hinzuſtellen, als 
ob wir Kommuniſten zum Zollproblem genau ſo 
ſtänden, wie die Deutſchnationalen. Die Sozial⸗ 
demokraten wagen es, in ihrer Schmierzeitung zu 
ſchreiben: „Plenikowſki ſprach auch von einem 
Zollraub Polens. Zufrieden nickten die Deutſch⸗ 
nationalen dieſen kommuniſtiſchen Ausführungen 
zu.“ Nun es erübrigt ſich eigentlich, auf dieſe 
Dreckausführungen der „Volksſtimme“ einzu⸗ 
gehen, aber ich benutze die Gelegenheit, um noch 
einmal in der breiteſten Oeffentlichkeit feſtzu⸗ 
ſtellen, wie wir zu dieſem Problem ſtehen. Wir 
ſtellen feſt, daß ſowohl die Deutſchnationalen als 
auch Sozialdemokraten für Erhebung von Zoll 
ſind, und daß ſich der ganze Zank der Deutſch⸗ 
nationalen 
dreht, wer einen größeren Anteil an dem aus den 
werktätigen Maſſen herausgepreßten Zollraub 
Polens für Danzig hereinholt. Es iſt alſo nur 
ein Streit zweier Hunde um einen Knochen, den 
Zollraub ſelbſt billigen ſie beide. Wir erklären 
gegen jeden 
Zoll kämpfen, weil der Zoll eine indirekte Steuer 
1 die Maſſe der werktätigen Bevölkerung be⸗ 
aſtet. 

Bemerkenswert waren in bezug hierauf wie⸗ 
der die Ausführungen des ſozialdemokratiſchen 
Finanzſenators im Hauptausſchuß, der demgegen⸗ 
über feſtſtellen wollte, daß die Zölle die Arbeiter⸗ 
ſchaft durchaus nicht einſeitig ſtark belaſten, ſon⸗ 
dern im Gegenteil gerade die wohlhabenden 
Kreiſe, da doch die wohlhabenden Kreiſe mehr 
Geld zur Verfügung hätten, ihr Verbrauch ein 
ſtärkerer ſei und ſie deshalb auch mehr Zölle zu 
zahlen hätten. Ich will mich mit dem Sozialdemo⸗ 
kraten Dr. Kamnitzer über das Problem der indi⸗ 
rekten Steuern und darüber, ob Zollſteuern er⸗ 
hoben werden ſollen oder nicht, nicht einlaſſen. Ich 
empfehle Ihnen nur, Marx und Engels nachzu⸗ 
leſen, auch Laſſalle. Ich empfehle Ihnen auch die 
Broſchüre Ihres Parteigenoſſen Mau zu leſen, 
die er 1921 herausgegeben hat; allerdings war 
Mau damals noch U. S. P.⸗Mann. 

Jedenfalls bewieſen die Ausführungen des 
Sozialdemokraten Dr. Kamnitzer, „die Zölle ſeien 
durchaus keine ſtarke einſeitige Belaſtung der Ar⸗ 
Arbeiterſchaft, die Zölle würden mehr von den 
wohlhabenden Kreijen getragen“, wie weit ſich 
dieſe Leute vom marxiſtiſchen Standpunkt zur 
Frage der Steuererhebung entfernt haben. Von 
den durch verſtärkte Ausplünderung der Maſſen 
erzielten Mehreinnahmen hat man nun den aller⸗ 
größten Teil, jedenfalls einen ſehr beträchtlichen 
Teil, direkt für Zwecke der beſitzenden Klaſſe ver⸗ 
wandt, für Zwecke des Kapitals, insbeſondere zur 
Verſtärkung des Machtapparates dieſes Staates. 
Ich erinnere da ganz beſonders an die 20 Mil⸗ 
lionen, die man der höheren Beamtenſchaft in den 
Rachen geworfen hat. Ich erinnere an die Tat⸗ 
ſache, daß es die Sozialdemokraten waren, die in 
der üblichen Art und Weiſe dagegen wetterten, 
daß der Beamtenſchaft das Notopfer nachgezahlt 
werden ſollte. Ich habe vor ungefähr neun Mo⸗ 


naten, als hier die Kämpfe um dieſes Problem 
tobten, darauf hingewieſen, daß dieſer Kampf der 


mit den Sozialdemokraten darum 
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Sozialdemokraten nur ein ſcheinbarer ſei, daß die 
Sozialdemokraten wie immer zu Kreuze kriechen 


würden. Und fie find zu Kreuz gekrochen, fie haben 


(B) 


ſich der Klaſſenjuſtiz gebeugt und haben der höhe⸗ 


ren Beamtenſchaft 2/0 Millionen in den Rachen 


geworfen. Das geſchah zu einer Zeit, als Sie nicht 
ein paar lumpige hunderttauſend Gulden übrig 
hatten, um die Erwerbsloſenfürſorge zu verbeſſern. 
Ich erinnere daran, daß von dieſen 2⅝ Millio⸗ 
nen gerade die notleidenden Beamten, die unte⸗ 
ren, ſo gut wir gar nichts geſehen haben, weil der 
größte Teil der unteren Beamten nicht einen 
Pfennig Notopfer zurückgezahlt erhielt. Den 
Hauptbiſſen haben die Beamten eingeſteckt, die 
am meiſten Gehalt bekommen. Ich will aus der 
Fülle des Materials nur einen Beweis anführen. 
Ich erinnere daran, daß z. B. der Herr Senats⸗ 
präſident Sahm, der heute ein Gehalt von 4200 
Gulden monatlich hat, zur Zeit des Notopfers un⸗ 
gefähr monatlich 520 Gulden Notopfer abführen 
mußte, und daß durch das Geſchenk der Koali⸗ 
tionsregierung allein dieſem Beamten mit ſeinen 
„kärglichen“ Einnahmen von ca. 4000 Gulden 
monatlich ungefähr 3500 bis 4000 Gulden an 


Nachzahlung gewährt wurden. (Abg. Liſchnewſki: 


Hört, hört!) Man hat es alſo auf der einen Seite 
verſtanden, die werktätige Bevölkerung verſtärkt 
auszuplündern, die Taſchen der Arbeiter um 11 
Millionen zu erleichtern, und auf der andern 


Seite hat man den größten Teil dieſer Einnah⸗ 


men verwandt, um oberen Beamten bis 4000 
Gulden Nachzahlung in den Nachen zu werfen. So 
a Ihre Finanzpolitik aus, m. H. Sozialdemo⸗ 
raten. 

Nun benutzt gerade die Sozialdemokratiſche 
Partei auch dieſe Gelegenheit, um erneut wieder 
einmal den „ſozialen Wohltäter“ zu ſpielen. So 
erklärt ſie, daß gerade ſie es ſei, die der finanziel⸗ 
len Not der Gemeinden zu ſteuern bereit wäre. 
Sie ſei es doch, die jetzt wieder 1⅛ Millionen den 
Gemeinden gebe, um deren finanzielle Not zu 
lindern. Wir möchten dem gegenüber etwas 
anderes feſtſtellen. Wir möchten auch dieſe An⸗ 
gabe als das hinſtellen, was ſie iſt. Im vergange⸗ 
nen Jahr hat nämlich dieſer Staat die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge um rund 1½ Millionen abgebaut. 
Man ſtellte nicht mehr 8½ Millionen für die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge zur Linderung der Not der Er⸗ 
werbsloſen zur Verfügung, ſondern nur 7¾ Mil⸗ 
lionen. Natürlich mußte man das tarnen, und das 
tarnte der Zentrumsſenator Dr. Wiercinſki ſo, 
daß er erklärte, die Erwerbsloſigkeit werde abneh⸗ 
men. Die Arbeiter draußen in den Betrieben, die 
Erwerbsloſen auf ihren Stempelſtellen, werden 
demgegenüber etwas anderes feſtſtellen können, 
daß die Erwerbsloſigkeit nämlich nicht abgenom⸗ 
men hat, auch wenn die Regierung angeblich Zah⸗ 
len dafür erbringt. Sie wiſſen, daß die Erwerbs⸗ 
loſigkeit genau in demſelben Umfange wie in den 
früheren Jahren beſteht Man hat nun aber 1/0 
Millionen erſpart. Der Abbau von 1 Millio⸗ 
nen bei der Erwerbsloſenfürſorge bedeutete aber 
die Erweiterung des Aufgabenkreiſes der Gemein⸗ 
den. Ihnen fiel jetzt verſchärft die Wohlfahrtsfür⸗ 
ſorge zur Laſt. Die 1'/,, Millionen hat man damit 
den Gemeinden aufgehalſt. Sie mußten jetzt dafür 
eintreten, daß die vom Staat beraubten Erwerbs⸗ 
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Millionen Einnahmen eingeſetzt durch die Ein⸗ 
führung des Erwerbsloſenverſicherungsgeſetzes. 
Es iſt ganz klar, daß die Gemeinden dadurch auch 


einen Ausfall hatten. Das iſt eine weitere Vier⸗ 


telmillion. \ 

Wenn wir allein dieſe Zahlen nehmen, ergibt 
ſich, daß die Gemeinden im vergangenen Jahr un⸗ 
gefähr 1½ Millionen für die ſoziale Fürſorge 
mehr aufzubringen hatten. Wenn man außerdem 
in Betracht zieht, daß immer weitere Volkskreiſe 
verarmen, daß das Elend der Werktätigen durch 
die ſteigenden Preiſe und durch geringere Lohn⸗ 
zahlung immer größer wird, daß gerade im letzten 
Jahr die Gemeinden außerordentlich ſtark durch 
die Steigerung der Notlage der minderbemittel⸗ 
ten Volkskreiſe belaſtet wurden, dann kann man 
beſtimmt nicht im geringſten von einem Entgegen⸗ 
kommen dieſer Regierung den Gemeinden gegen⸗ 
über ſprechen. Wenn man das in Betracht zieht, 
dann ſtellt ſich heraus, daß dieſe Regierung trotz 
des vorliegenden Geſetzentwurfs den Gemeinden 
nicht einen Pfennig Mehreinnahmen gegenüber 
den früheren Jahren verſchafft hat, ſondern daß 
man die 1°), Millionen, die man jetzt den Ge⸗ 
meinden gibt, durch einen verſtärkten Abbau der 
Fürſorge für die werktätigen Kreiſe auf einer an⸗ 
dern Seite doppelt herausgeholt hat. 

Nun zum Verteilungsplan ſelbſt. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben im allgemeinen ihre Zuſtim⸗ 
mung dazu gegeben. Es war natürlich, daß die 
mäkeln mußten. Daß ihre Kritik nur Mäkelei 
war, iſt ja ſchon im Hauptausſchuß nachgewieſen 
worden. Ihre Stellungnahme hier im Volkstag 
und im Hauptausſchuß iſt die, die Stadt erhält zu⸗ 
viel, das Land bekommt zu wenig. Die Stellung⸗ 
nahme Ihrer Freunde in der Stadtbürgerſchaft iſt 
eine umgekehrte. Da wird erklärt, die Stadt er⸗ 
hält zu wenig, und das Land bekommt zu viel. Es 
iſt ganz klar, daß ich recht hatte, wenn ich anläß⸗ 
lich der erſten Leſung hier von einem Eiertanz 
ſprach, den die Deutſchnationalen in bezug auf 
den Finanzausgleich auszuführen gezwungen ſind. 
Für uns Kommuniſten iſt der Verteilungsſchlüſſel 
nur ein Beweis mehr dafür, daß dieſer Staat das 
Problem des Finanzausgleichs nicht löſen will. 
Dieſer Staat verſucht, das Problem des Finanz⸗ 
ausgleichs durch Proviſorien dieſer Art zu löſen, 
wie ſie uns jetzt hier vorliegen. 

Um dieſen Verteilungsſchlüſſel zu kritiſieren, 
will ich nur zwei Gemeinden heranziehen und die 
Gelder unter die Lupe nehmen, die dieſen beiden 
Gemeinden gewährt werden. Wir ſehen hier, daß 
die Stadt Zoppot nach dieſem Verteilungsſchlüſſel 
141000 © erhält und die Gemeinde Ohra nur 
63 000 G. Die Stadt Zoppot hat nach dieſem Ver⸗ 
teilungsſchlüſſel rund 27 000 Einwohner und die 
Stadt Ohra rund 12 500 Einwohner, alſo unge⸗ 
fähr die Hälfte der Einwohnerzahl Zoppots. 
Trotzdem bekommt Zoppot weit mehr als das 
Doppelte. Wir wiſſen, daß Ohra eine Arbeiterge⸗ 
meinde iſt und faſt ausſchließlich von Arbeitern 
bewohnt wird, während Zoppot im großen und 
ganzen nichts anderes iſt, als eine Vergnügungs⸗ 
ſtätte der Bourgoiſie. Wenn wir dieſe Tatſache 
einmal ins Auge faſſen, werden wir verſtehen, 
warum man der Stadt Zoppot weit mehr als das 
Doppelte von dem gibt, was Ohra bekommt; denn 


loſen nicht verhungerten. Man hatte weiter 1/101 dieſer Staat hat Mittel übrig für Gemeinden, die 


O) 


(D) 


(A 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Vergnügungsſtätten der Bourgeoiſie ſind, aber 
nichts für Gemeinden, die ausſchließlich von Ar⸗ 
beitern bevölkert werden. Wenn wir daran den⸗ 
ken, daß Zoppot tatſächlich eine Gemeinde iſt, die 
aus Zoppot ſelbſt Mittel herausholen kann, wäh⸗ 
rend Ohra nicht dazu in der Lage iſt, wenigſtens 
nicht in dem Umfange wie Zoppot, dann werden 
meine Ausführungen nur noch unterſtrichen. Wir 
wiſſen, daß der Zoppoter Badebetrieb ein Zu⸗ 
ſchußbetrieb iſt; nun wäre es ohne weiteres be⸗ 
grüßenswert, aber nur dann, wenn die Badeein⸗ 
richtungen tatſächlich in weitgehendem Umfange 
den werktätigen Kreiſen offen ſtänden. Wir 
wiſſen aber, daß dort alles einzig und allein nur 
der Bourgeoiſie zugute kommt. Wenn wir feſt⸗ 
ſtellen, daß ſich die Gemeinde Zoppot den Luxus 
leiſtet, ein Kaſino⸗Hotel im Werte von 7 Mil⸗ 
lionen zu errichten und den größten Teil dieſer 
Millionen aus einem Fonds nimmt, der dazu 


dienen ſoll, für die Wohlfahrtspflege verwandt zu 


rungen ſehr peinlich waren, weil ich auf irrefüh⸗ (O) 


werden, dann werden wir um ſo mehr begreifen, 
daß ich recht hatte, daß der Staat nur daran in⸗ Ob die Geſamteinnahmen aus der Landwirtſchaft 
tereſſiert iſt, Gemeinden zu unterſtützen, die Ver⸗ gegenüber dem Vorjahre günſtigere geworden 


gnügungsſtätten der Bourgeoiſie ſind. Daß die 


Gemeinde Zoppot 7 Millionen für ein Hotel aus⸗ 


wirft, das jetzt bei der Abſchätzung des Brandes 
auf 3½ Millionen Wert feſtgeſtellt worden iſt, 
zeigt, wie Zoppot mit Geldern wirtſchaftet. Der 
Vergleich der Verteilung der Beträge aus den 
vom Staat ausgeſetzten 1 Millionen zwiſchen 
Zoppot und Ohra beweiſt, was die werktätige Be⸗ 
völkerung von derartigen Verteilungsſchlüſſeln 
zu halten hat. 

Dies Beiſpiel beweiſt aber auch, daß die Werk⸗ 
tätigen mit derartigen vorübergehenden Maßnah⸗ 
men des Senats nicht zufrieden ſein dürfen, die 
ſich wirklich nur als Palliativmittel erweiſen. 
Weil die Werktätigen das erkannt haben, deshalb 
werden wir verſtärkt den Kampf der Werktätigen 
in den Gemeinden für Erhöhung der Steueran⸗ 
teile, für Aeberweiſung der Steueranteile aus der 
Vermögensſteuer, für Uebernahme der geſamten 
Wohlfahrtsfürſorge durch den Staat organiſieren 
um dauernde Erleichterungen der finanziellen 
Nöte der Gemeinden herbeizuführen. Wir wer⸗ 
den aber gleichzeitig den Arbeitern in den Ge⸗ 
meinden ſagen: „Volle Selbſtändigkeit und Mög⸗ 
lichkeit der Erfüllung ihrer Aufgaben für die 
Werktätigen kann der Kommune nur der Arbei⸗ 
terſtaat bringen, die Diktatur des Proletariats, 
— erkämpft Sie Euch!“ (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H. Nur einige Worte der Erwiderung auf die 
Ausführungen des Herrn Abg. Fooken. Der Herr 


Abg. Tooken hat mir Demagogie vorgeworfen. 


Herr Abg. Fooken, wir erleben es hier nun dau⸗ 
ernd, daß. wenn wir von der Oppoſition etwas 
ſagen, was Ihnen, den Herren von den Regie⸗ 
rungsparteien unbequem iſt, wenn wir an Ihren 
doch oft zu ſcharfer Kritik herausfordernden 
Aeußerungen und Handlungen Kritik üben, Sie 
uns Demagogie vorwerfen. Das iſt eine Verlegen⸗ 
heitsphraſe. Mit Demagogie hatten meine Aus⸗ 
führungen wahrhaftig nicht das gerinaſte zu 


tun. Freilich glaube ich, daß Ihnen die Ausfüh⸗ 
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rende Darſtellungen hinweiſen mußte, die von 
ſozialiſtiſcher Seite über die Finanzlage gegeben 
ſind. Es iſt unſere Aufgabe und wir werden es 
uns nicht nehmen laſſen, wenn wir Handlungen 
und Aeußerungen von Ihrer Seite für falſch und 
für den Staat für verhängnisvoll halten, mit 
aller Schärfe dem auch Ausdruck zu geben. 

So muß ich auch den heutigen Ausführungen 
des Herrn Fooken entgegentreten. Herr Abg. Foo⸗ 
ken ſagt, wenn die Einnahmen aus den Steuern 
höher ſeien als veranſchlagt, ſo ſei das auf die 
günſtigere wirtſchaftliche Entwicklung zurückzufüh⸗ 
ren. Er wies insbeſondere auf die Landwirtſchaft 
hin, welche im letzten Jahre in eine günſtige 
Lage verſetzt ſei. Von der berufenen Vertretung 
der Landwirtſchaft iſt wiederholt darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß wohl die letzte Ernte in man⸗ 
cher Beziehung eine beſſere geweſen ſei, daß dem⸗ 
gegenüber aber auch die Preiſe für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe ſehr viel ungünſtiger ſind. 


ſind, werden die Steuereinſchätzungen des nächſten 
Jahres beweiſen. Dann weiſe ich darauf hin, daß 
das Steueraufkommen, im letzten Steuerjahre 
nicht auf den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des 
letzten, ſondern des vorhergegangenen Jahres ba⸗ 
ſtert; denn die direkten Steuern richten ſich immer 
nach den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des vor⸗ 
hergegangenen Jahres. (Bei den Arbeitern 
nicht!) Aber bei der Wirtſchaft! Sie haben von 
der Landwirtſchaft geſprochen. Ihre Ausfüh⸗ 
rungen bezogen ſich nicht auf die Arbeiter, ſondern 
auf die Wirtſchaft. Sie gaben auch eine Prognoſe 
der Mirtſchaft für die Zukunft. Ich laſſe mich nicht 
auf Prognoſtizieren ein. Es iſt ein heikles Ding, 
zu ſagen, wie die Wirtſchaft im nächſten Jahre 
ſein wird. Ich habe Ihnen auch niemals den Vor⸗ 
wurf gemacht, daß Sie die Wirtchaftsausſichten 
falſch beurteilt haben. Meine Vorwürfe gingen 
ganz nach der anderen Seite. 

In einem Punkte gebe ich Ihnen recht, wenn 
Sie ſagten, Sie müßten auf Sparſamkeit achten. 
Darauf gingen unſere Ausführungen auch hinaus. 
Intereſſant war Ihre Bemerkung, Sie wollten 
verſuchen, den Etat ſo aufzuſtellen, daß keine 
neuen Steuern mehr nötig zu werden brauchen. 
Wir ſtimmen Ihnen nach der Richtung hin zu. 
Warum bringt denn aber die „Volksſtimme“ die 
Behauptung. es würde ohne neue Steuern nicht 
abgehen. Die „Volksſtimme“ müßte doch gut in⸗ 
formiert ſein. Sie iſt doch das jetzige Regierungs⸗ 
organ! Da muß man doch annehmen, daß ſolche 
Pläne bei der Regierung umgehen. Mit aller 
Schärfe muß ich Herrn Abg. Fooken wider⸗ 
ſprechen, wenn er erklärt, die Regierung verſuche, 
von den Zöllen bei der Aufſtellung des Etats ab⸗ 
zuſehen und die ganze Finanzpolitik der Regie⸗ 
rung auf eigene Einnahmen zu ſtellen. Sie ſagten, 
es ſei ein mißliches Ding. wenn man ſich auf 
fremde Einnahmen verläßt: das ſei auch die Ur⸗ 
ſache geweſen, weshalb im Jahre 1926 die Finan⸗ 
zen zuſammengebrochen ſeien. Herr Abg. Fooken, 
ich habe mich gewundert, daß ein ſo überlegter 
und kluger Politiker. wie Sie es ſonſt find, fo et⸗ 
was jagen konnte. Sie müßten es doch wiſſen, daß 
es bei dem Verhältnis, in dem die Einnahmen 


— 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 


aus den Zöllen zu den Geſamteinnahmen des 
Staates ſtehen, völlig ausgeſchloſſen iſt, daß die 
Danziger Staatsfinanzen jemals auf eine ſolide 
Baſis geſtellt werden können, wenn man von den 
Zöllen abſieht. Wir können niemals auf die Zoll⸗ 
einnahmen verzichten. Der Staat iſt auf die Zoll- 
einnahmen angewieſen und kann ohne ſie nicht 
leben. 


Im übrigen iſt es ein gefährlicher Irrtum, 
den „eigenen Einnahmen“ die Zolleinnahmen als 
„fremde“ Einnahmen entgegenzuſetzen. Damit 
geben Sie ja den Polen für ihre Behauptung 
Nahrung, wir bezahlten unſere Ausgaben von 
fremdem Geld. Es iſt nicht fremdes Geld, was wir 
aus den Zöllen beziehen; es iſt unſer eigenes, auf 
das wir ein Recht haben. Wir beziehen aus den 
polniſchen Zöllen diejenigen Einnahmen, die uns 
auf Grund der Verträge zuſtehen. Die Quoten, 
auf denen die jetzigen Danziger Zölle beruhen, 
entſprechen nicht den berechtigten Danziger An⸗ 
ſprüchen. (Sehr richtig! rechts.) Ich habe die Ant⸗ 
wort darauf vermißt, ob Sie die Verhandlungen 
mit Polen über eine Erhöhung der Zolleinnah⸗ 
den weiterführen, nach welcher Richtung und mit 
welchem Erfolg. (Sehr richtig! rechts.) Sodann, 
Herr Abg. Fooken, haben Sie ſich zu eigen ge⸗ 
macht, was in der polniſchen Preſſe immer be⸗ 
hauptet wird, die Arſache unſerer Finanzkalami⸗ 
tät ſei unſere Beamtenwirtſchaft. Ich habe ſchon 
wiederholt richtig geſtellt, daß wir nach der Infla⸗ 
tion mehr als irgend ein anderer Staat unſeren 
Beamtenapparat auf das notwendigſte einge⸗ 
ſchränkt haben. Bei den Beamtengehältern han⸗ 
delt es ſich in dem Prozeß um das Notopfer um 
einen Betrag von 2½ Millionen. Demgegenüber 
ſtanden im Jahre 1926 Mindereinnahmen aus 
den Zöllen, die 26 Millionen betragen. Wie wol⸗ 
len Sie da behaupten, daß die Beamtenpolitik 
1926 an der Finanzkalamität des Staates ſchuld 
geweſen ſei? Mit ſolchen Behauptungen beſorgen 
Sie die Geſchäfte der Polen, die die Behaup⸗ 
tungen aufgreifen, um die Aufmerkſamkeit von 
ih, als den wirklichen Schuldigen, auf uns zu 
lenken. (Sehr richtig! rechts.) Wir treiben unſere 
Politik wahrhaftig nicht aus demagogiſchen 
Gründen. Wir fühlen die Verantwortung in uns, 
daß wir vom Standpunkt der Oppoſition die Ent⸗ 
wicklung des Staates zu fördern ſuchen. Wir be⸗ 
mühen uns, eine Oppoſition zu treiben, die im na⸗ 
tionalen Sinne ſtärkend und geeignet iſt, der Re⸗ 
gierung den Rücken zu ſtärken. (Zwiſchenrufe 
rechts und links.) Wir treiben eine fruchtbare, 
aufbauende Oppoſition. Wir richten unſere Oppo⸗ 
ſition und unſere Politik ſo ein, daß wir dem 
Staat und der Regierung nützen. Wir faſſen un⸗ 
ſere Aufgabe ſo auf, daß wir dem Staate dienen. 
(Zwiſchenrufe links. — Unruhe.) Ich kann Ihnen 
nur zurufen: Treiben Sie gegenüber unjerer 
nationalen Oppoſition auch in der Regierung eine 
nationale deutſche Politik! (Sehr gut rechts). 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Das, was Herr Abg. Dr. Ziehm hier an Wirt⸗ 
ſchaftsprognoſen aufſtellen wollte, mag dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Niemand kann vorausſagen, wie ſich 
ein Geſchäftsjahr entwickelt. Es iſt falſch für einen 
Politiker, wenn er annimmt, daß das, was ein⸗ 
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mal günſtig geweſen iſt, fortlaufend ſo bleibt und 
darauf ſeinen Etat aufbaut. Das, Herr Abg. 
Ziehm, war es, was ich an Ihren Ausführungen 
auszuſetzen habe. Ich habe geſagt, daß das Jahr 
1926 die Kataſtrophe gebracht hat, weil von Ihnen 
angenommen wurde, daß die vorhergehenden 
Jahre in Ewigkeit fortbeſtehen würden. Tatſache 
iſt, daß das Wirtſchaftsjahr 1928 ein günſtiges ge⸗ 
weſen iſt, auch für die Landwirtſchaft. (Abg. Phi⸗ 
lipſen: Starke neue Verſchuldungen ſind 1928 ein⸗ 
getreten!) Ich will Ihnen etwas ſagen, Herr Phi⸗ 
lipſen, die Landwirtſchaft war zu einem Teil ver⸗ 
ſchuldet. Heute kann man aber feſtſtellen, daß zu 
einem weſentlichen Teil die Hypotheken bei der 
Hypothekenbank glatt gemacht worden ſind. (Das 
ſtimmt nicht! rechts.) Das zeigt doch, daß es der 
Landwirtſchaft im letzten Jahr beſſer gegangen iſt 
als in den früheren Jahren. Ich begrüße es, daß 
die Landwirtſchaft ſo verdient hat, daß ſie ihren 
Verpflichtungen nachkommen kann, 
Steuerpolitik gegenüber. Ich hoffe, daß die Land⸗ 
wirtſchaft imſtande ſein wird, den Teil der Steu⸗ 
ern zu tragen, den ſie in den vergangenen Jahren 
nicht getragen hat. (Abg. Plenikowſki: Die Land⸗ 
arbeiter verrecken bei dem Lohn, den ſie bekom⸗ 
men!) Die Einnahmen aus Steuern find im vori⸗ 
gen Jahr im weſentlichen aus den Groſchen der 
Arbeiter gefloſſen und aus den Kreiſen, die in der 
Induſtrie und im Handwerk tätig geweſen ſind, 
weiter aus der Beamtenſchaft, aus den Feſtbeſol⸗ 
deten, die ihr Scherflein zu den Steuern beige⸗ 
tragen haben, ohne daß das vorhergehende Jahr 
in Betracht gezogen werden wird. 

Nun die Frage der Zölle. 
Dr. Ziehm, das, was wir an Zöllen einnehmen, 
ſind unſere eigenen Gelder. Ich wüßte nicht, daß 
die Sozialdemokratie jemals etwas anderes be⸗ 
hauptet hätte, ich auch nicht. Aber die Einnah⸗ 
men aus den Zöllen ſind nicht immer gleichmäßig, 
ſie ſchwanken nach der Wirtſchaftslage bei uns und 
jenſeits der Grenze, und wenn man einen Etat 
auf einen Höchſtertrag von den Zöllen aufbaut, ſo 
muß man in ſpäteren Jahren Schiffbruch leiden, 


wo die Erträgniſſe aus den Zöllen nicht jo hoch 


ſind. Wir Sozialdemokraten fordern, daß wir 
unſere Wirtſchaft ſo geſtalten, daß ſelbſt bei mini⸗ 
malen Zolleinnahmen unſere Staatswirtſchaft ge⸗ 
ſund bleibt, und daß wir, wenn wir Mehrein⸗ 
nahmen aus den Zöllen haben, daran gehen, Kul⸗ 
turbedürfniſſe zu erledigen, die notgedrungen in 
anderen Jahren zurückgeſtellt werden müſſen. 
Aus dieſem Gedankengang heraus fordert meine 
Partei und die Parteien, die heute die Regierung 
bilden, alleräußerſte Sparſamkeit im Staat, damit 
wir mit unſerer eigenen Wirtſchaft im Reinen 
bleiben. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 5 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): (Abg. 
Plenikowſki: Na, Sie Immunitätsengel!) M. D. 
u. H.! Herr Dr. Ziehm hat in der üblichen Form 
heute wieder einmal feſtgeſtellt, daß ſeine Finanz⸗ 
wirtſchaft die beſte war, die der Freiſtaat zu ver⸗ 
zeichnen hatte. Er hat erklärt, es müſſe ſparſam 


gewirtſchaftet werden. Herr Dr. Ziehm, Sie ha⸗ 
ben nun einmal den Beamtenapparat geſchaffen. 
Sie wiſſen ſelbſt, daß Sie nur dann Erfolg mit 


(©) 


auch der 


(D) 
Gewiß, Herr Abg. 
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Ihren Vorſchlägen haben können, wenn Sie ernſt⸗ 
haft an eine Aenderung der Verhältniſſe heran⸗ 
gehen. Sie ſagen auch, daß die Finanzen nicht 
allein auf den Steuern baſieren dürfen. Wir fol⸗ 
gen Ihnen und geben Ihnen wieder einmal Ge⸗ 
legenheit, Herr Dr. Ziehm, eine Entſchließung an⸗ 
zunehmen, die zeigen wird, ob Sie es ernſt meinen 
oder ob Sie wieder einmal Demagogie treiben. 
Wir bringen folgende Entſchließung zur dritten 
Leſung ein: 
Der Senat wolle umgehend den Entwurf eines 
verfaſſungsändernden Geſetzes einbringen mit dem 
Ziele, durch Abſtriche an den Gehältern 4 Millionen 
Gulden im Intereſſe der freiſtädtiſchen Finanzen und 
der Danziger Wirtſchaft zu erſparen. 
Nehmen Sie unſere Entſchließung an, dann wer⸗ 
den Sie die Regierung moraliſch zwingen, tat⸗ 
ſächlich im Intereſſe der Finanzen etwas zu tun. 
Lehnen Sie die Entſchließung ab, dann ſind Sie 
als Demagogen entlarvt! 

Vizepräfident Gaikowſki: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Herr Abg. 
Dr. Blavier hat ſoeben mitgeteilt, daß er eine 
Entſchließung einbringt. Bekanntlich gehören da⸗ 
zu ſieben Unterſchriften. Ich bitte den Herrn Prä⸗ 
ſidenten, die ſieben Unterſchriften zu verleſen, da⸗ 
mit man weiß, wer die Macher dieſer Entſchließung 
ſind. (Abg. Dr. Blavier: Es iſt unſere Gruppe 
11790 Herren Abg. Dr. Moczynſki und Lend⸗ 
zion! 


Vizepräſident Gaikowſki: Die Zahl der Unter⸗ 
ſchriften reicht aus. Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die allgemeine Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe $ 1 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. (Zwi⸗ 
ſchenrufe der Abg. Dr. Blavier und Bertling.) 
Ich ſchließe die Ausſprache. Wer für Annahme des 
8 1 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, ich bitte 
um die Gegenprobe. Das erſte war die Mehrheit, 
81 iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne 
die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer für Annahme des & 2 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Majorität; 
angenommen. Ich rufe § 3 auf und eröffne die 
Ausſprache. Ich ſchließe Sie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer für Annahme des 83 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit; angenommen. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu § 4 und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer § 4 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; ange⸗ 
nommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und er⸗ 
öffne die Ausſprache. Ich ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer die 
Aeberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über die Entſchlie⸗ 
ßung. (Abg. Gehl: Was iſt das für eine Entſchlie⸗ 
zung? — Abg. Friedrich: Polniſch⸗Danziger 
Volkspartei!) Die Entſchließung hat Herr Abg. 
Dr. Blavier bereits verleſen: 

Der Senat wolle umgehend den Entwurf eines — 
Herr Abg. Dr. Blavier, Sie haben ſo undeut⸗ 
lich geſchrieben. (Abg. Brill: Das hat ein Regie⸗ 
rungsrat geſchrieben! — Abg. Plenikowſki: In 
Norwegen wird beſtraft, wer ſo ſchreibt!) 
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verfaſſungsändernden Geſetzes einbringen, mit dem (C) 


Ziele, durch Abſtriche an den Gehältern 4 Millionen 
Gulden im Intereſſe der freiſtädtiſchen Finanzen und 
der Danziger Wirtſchaft zu erſparen. 

B. Müller, Dr. Blavier, Rahn, Müller, Dinklage, 

Dr. Mocaynifi, Lendzion. 

(Zuruf des Abg. Langnau.) Wer für Annahme 
der Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Da Aen⸗ 
derungen nicht vorgenommen ſind, kommen wir 
zur Schlußabſtimmung. Wer für Annahme der 
Druckſache Nr. 606 in der Schlußabſtimmung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt in dritter Leſung ange⸗ 
nommen. Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung 
auf: 2 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Arbeitszeit für alle Lohn⸗ und 
Gehaltsempfänger. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 629. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Es iſt typiſch für die Würde dieſes hohen 
Hauſes, daß bei allen Anträgen, die das Intereſſe 
der Arbeiterſchaft, der unteren Beamten oder an⸗ 
derer Berufsſchichten wahrnehmen, die meiſten 
Abgeordneten fluchtartig den Saal verlaſſen. Wir 
ſind es ſelbſtverſtändlich gewöhnt, daß die Abge⸗ 
ordneten bei allen Fragen, die wir im Intereſſe 
der Arbeiterſchaft, der Kleinrentner und Klein⸗ 
bauern behandeln, auf beſtimmte Anweiſung, 
ſpeziell die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, 
immer den Saal verlaſſen. Auf der anderen Seite 
ſehen wir aber, wenn ein Herr Dr. Ziehm hier 
als Schulmeiſter auftritt und ſeine Schüler, in 
dieſem Fall die Herren von der Sozialdemokratie 
etwas verprügelt und Anweiſungen gibt, daß ſie 
dieſe Anweiſungen dann mit einem verklärten Ge⸗ 
ſicht in Empfang nehmen. 

Führen wir uns die Wirtſchaftslage Danzigs 
vor Augen. Dabei müſſen wir feſtſtellen, daß 
zirka 20 000 Erwerbsloſe in dieſem kleinen Staa: 


‚tengebilde als Dauererſcheinung vorhanden find. 


Wenn man dazu die Familienangehörigen rechnet, 
kann man annehmen, daß faſt ein Drittel der 
Danziger Bevölkerung von dieſen paar Bettel⸗ 
pfennigen leben muß. Hinzu kommt ein ſehr 
großer Teil von Kleinrentnern, von ſozialen Rent⸗ 
nern, auch die Fiſcher, die den ganzen Winter 
über Kohldampf ſchieben, und verſchiedene Grup⸗ 
pen. Man muß leider erklären, daß der größte 
Teil der Danziger Bevölkerung mit Ausnahme 
einiger Volkstagsabgeordneter, die gut bezahlte 
Privatſtellen haben, Kohldampf ſchieben muß. 
Das Wichtigſte iſt bei der Angelegenheit, daß der 
Kreis der Kohldampfſchieber ſyſtematiſch von Tag 
zu Tag, von Jahr zu Jahr, gerade auf dem Ge⸗ 
biete der Erwerbsloſen größer wird. Auf der an⸗ 
dern Seite ſehen wir aber, daß der Kreis der 
wenigen Beſitzenden immer im Steigen begriffen 
iſt. Die Zahl der Arbeiter, die nur im Sommer 
ein paar Wochen oder Monate Beſchäftigung be⸗ 
kommen, wird dafür immer größer. 

Wenn man als Anterlage gerade die großen 
Staaten nimmt, Deutſchland und Polen, ſo können 
wir ſehen, daß die ausſchlaggebenden Wirtſchafts⸗ 
faktoren, die großen Konzerne, auch im vorigen 


(D) 


(A) 


(B) 


Rationaliſierung, 
machung der Wirtſchaft. Die Rationaliſierung hat 
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Jahr große Dividende ausgeſchüttet haben. Alſo 
die Märchen, die man dauernd verzapft, indem 
man der Arbeiterſchaft klar machen will, die Wirt⸗ 
ſchaftslage ſei krank, ſtimmen nicht. Die Wirt⸗ 
ſchaftslage der Konzerne, die ausſchlaggebend ſind, 
iſt nie ſo glänzend geweſen wie im vergangenen 
Jahr. Wenn ſich hier kleine Kohlenhändler uſw. 
hinſtellen und ihr Klagelied anſtimmen, ſo iſt es 
richtig, dieſe Kreiſe ſind in den Verelendungs⸗ 
prozeß einbezogen, ſie werden noch mehr dem Ver⸗ 
elendungsprozeß unterliegen. 

Jetzt müſſen wir uns mit der Frage befaſſen, 
welche Methoden die kapitaliſtiſche Wirtſchaft an⸗ 
zuwenden verſucht hat, um aus dieſer Sackgaſſe 
herauszukommen. Weiter ſind die Methoden feſt⸗ 
zuſtellen, die Ratſchläge, die von Gewerkſchafts⸗ 
führern und Sozialdemokraten der Arbeiterſchaft 
empfohlen wurden. Das war die Methode der 
die Methode der Vernünftig⸗ 


die Wirtſchaft im kapitaliſtiſchen Sinne vernünftig 


gemacht, d. h. ſie hat gute Profite gebracht. Als 


wir den Gewerkſchaftsführern ſagten, jawohl, wir 
ſind für Rationaliſierung, aber mit dem gewalti⸗ 
gen Anterſchied, daß dieſe Gauner, die die Nutz⸗ 
nießer der heutigen Wirtſchaft ſind, nicht die Früchte 
der Rationaliſierung in ihre eigene Taſche ſtopfen, 
ſondern daß nur die Arbeiterſchaft Nutznießer der 
Rationaliſierung fein kann, und daß ſie in einer 
Verkürzung der Arbeitszeit und einer Verbeſſe⸗ 
rung der Löhne beſtehen muß, da hat man uns auf 
das Wunderland Amerika verwieſen. Man hat 
uns einzureden verſucht, uns hat man allerdings 
nichts einreden können, aber ein großer Teil der 
Arbeiter glaubt noch an die berufenen Führer, die 
ihnen ſagten, daß im Sinne der Rationaliſierung 
und der Wirtſchaftsdemokratie zu erreichen ſei. 
Wir müſſen aber feſtſtellen, daß dies verbreche⸗ 
riſche Spiel mit den Intereſſen der Arbeiterſchaft 
heute ein Ende hat, daß dem größten Teil der Ar⸗ 
beiter ein Licht aufgeht, daß ſie klar erkennen, daß 
die Rationaliſierung nicht den Zweck erreicht hat, 
wie man es ihnen immer verſprochen hat. 

Der Achtſtundentag wurde im Jahre 1928 nicht 
aus Liebe zur Arbeiterſchaft eingeführt, ſondern 
die Herren von rechts haben ihn aus Furcht vor 
dem Kommunismus, vor dem Bolſchewismus, ein⸗ 
geführt, aus Furcht davor, daß die Arbeiter mit 
dieſen Leuten abrechnen würden. Man glaubte, 
daß ſie ſich nicht weiter ſo auspowern laſſen wür⸗ 
den wie in der Vergangenheit. Die Herren So⸗ 
zialdemokraten und Gewerkſchaftsführer haben 
nach dem Ausſpruch ihres prominenteſten Füh⸗ 
rers Ebert die Revolution wie die Peſt gehaßt. 
Sie hatten ein beſtimmtes Intereſſe daran, Zeit 
zu gewinnen, um die Kräfte der Konterrevolution 
zu mobiliſieren. Zu dieſem Zweck hat man ſtill⸗ 
ſchweigend der Arbeiterſchaft durch eine Verord- 
nung den lang erſehnten und erkämpften Acht⸗ 
ſtundentag gegeben, ſelbſtverſtändlich mit dem Ge⸗ 
danken wenn ſich durch die Wirtſchaftsverhältniſſe 
die Erſtarkung des Kapitals bemerkbar macht, ſo 
ſchnell wie möglich die Wirtſchaftskräfte des Ka⸗ 
pitals zu mobiliſieren und dann der Arbeiter⸗ 
klaſſe den Achtſtundentag wieder zu rauben. Das 
wurde ſelbſtverſtändlich durchgeführt. Es iſt 
typiſch, daß die beſitzende Klaſſe in Deutſchland 
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alles andere in den Jahren 1921/22 leichter ver⸗ 
ſchmerzen konnte als die Einführung des ſtarren 
Achtſtundentages. Es war allen Kreiſen klar, 
daß nur durch Mehrarbeit auf Koſten der Arbei⸗ 
terſchaft die Reparationsleiſtungen und der ganze 
Wirtſchaftsaufbau durchgeführt werden konnten. 

Wenn wir uns den jetzigen Stand der Wirt⸗ 
ſchaft anſehen, und das iſt nicht nur unſere Auf⸗ 
faſſung, ſondern eine Meinung, die auch von Bür⸗ 
gerlichen und von typiſchen Vertretern der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den iſt, ſo hat der heutige Stand der Entwicklung 
der Wirtſchaft ohne weiteres die Höhe erreicht, 
wo ohne Gefährdung auch der jetzt beſtehenden 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft die Arbeitszeit auf acht 
reſp. ſieben Stunden in beſtimmten Induſtrien 
abgebaut werden kann. Es wird alſo bei einem 
Abbau auf acht reſp. auf ſieben Stunden an dem 
Lebensnerv des Kapitalismus lange nicht gerüt⸗ 
telt werden. Das iſt eine Auffaſſung, die nicht nur 
von uns, ſondern auch von anderen kapitaliſtiſchen 
Vertretern geteilt wird. Ich will dies anführen, 
damit nicht die „Volksſtimme“ morgen wieder eine 
Seite braucht, um zu beweiſen, daß die Tiraden 
der Kommuniſten im Volkstag lauter Schwindel 
und eins beim andern ſind. Ich will ausführen, 
daß die ſieben⸗ und achtſtündige Arbeitszeit ohne 
weiteres durchgeführt werden kann. 

Nun zu unſerem Antrag ſelbſt. Wir haben 
ihn geſtellt, um zu ſehen, wie ſich die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei und die Gewerkſchaftsführer zu 
ihm ſtellen werden. Wir wiſſen an Hand der Er⸗ 
fahrungen der letzten Jahre, daß ſie ſich immer 
wieder auf den Standpunkt ſtellen, die Arbeiter 
oder die Gewerkſchaften ſind ſo gut organiſiert, 
daß ſie die Kraft aufbringen können, aus ſich ſelbſt 
heraus die Löhne und Arbeitsbedingungen zu 
regeln. Ihr Standpunkt iſt gut, aber wenn ſie 
eine Inſtitution an der Hand haben, mit der man 
der Arbeiterſchaft dauernd einredet, man werde 
den Sozialismus einführen und nicht einmal die 
Kraft hat, einen Sieben⸗ oder Achtſtundentag ein⸗ 
zuführen, ſo iſt das die Höhe der Demagogie. Da 
Sie ja jetzt vor der Einführung des Erwerbs⸗ 
loſen⸗Verſicherungsgeſetzes ſtehen, machen Sie 
heute ſchon die Vorarbeiten, indem Sie einen 
Arbeitsnachweis verlangen. Jawohl, auch wir 
ſind für den Arbeitsnachweis, aber man ſoll der 
Arbeiterſchaft nicht einreden, daß in dem Moment, 
wo der Arbeitsnachweis fertig iſt, die Erwerbs⸗ 
loſigkeit in Danzig beſeitigt wird. Die Erwerbs⸗ 
loſigkeit wird in Danzig nicht beſeitigt werden. 
Als Vorbedingung für den Arbeitsnachweis muß 
man den ſtarren Achtſtundentag fordern. Wir ſind 
feine Nationaliſten und wollen unfern polniſchen 
Genoſſen nicht letzten Endes die Arbeitsſtelle rau⸗ 
ben, aber wir wehren uns dagegen, daß die Herren 
von rechts die Schwäche der polniſchen Arbeiter 
uns gegenüber ausnutzen. Wenn dieſe Gefahr be⸗ 
ſeitigt wird, ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß 
jeder Arbeiter die Möglichkeit der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung haben ſoll, wo es ihm beliebt. 

Weiter fordern wir in unſerem Antrag, da 
heute ein großer Teil der Beſchäftigungsarten 
einen geſundheitsſchädlichen Charakter trägt, daß 
man dieſe Beſchäftigungsarten ſpezialiſiert und 
dort eine Arbeitszeit von 38 Stunden wöchentlich 
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feſtſetzt. 
nahmen für die jugendlichen Arbeiter. In dieſem 
hohen Hauſe triefen die Herren der Mitte immer 
von Humanität. Hier haben ſie die Möglichkeit, 
dieſe Humanität ein klein wenig in die Tat um⸗ 
zuſetzen. Sie ſagen doch immer, die Jugend iſt 
die Zukunft der Nation, des Volkes. Hier hat 
die Jugend bei dieſen Arbeitsmethoden keine 
Möglichkeit der Entwicklung. Sie wird in dieſen 
Jahren ganz ausgepowert. Das iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich kein Standpunkt, den ein Arbeiter, eine poli⸗ 


tiſche Gruppe von Menſchen, einnehmen kann, die 


immer wieder den Mantel der Humanität um ihre 
Schultern hängt. 

Die Landarbeiterſchaft iſt ein beſonderes Ge⸗ 
biet. Sie lebt heute noch unter Ausnahmever⸗ 
hältniſſen, zuerſt in der Lohnfrage, wo ſie ganz 
rabiat behandelt wird, indem man ſie mit ein paar 
Pfennigen als Wochen- oder Monatslohn ab⸗ 
ſpeiſt. Für die Landarbeiterſchaft gibt es keinen 
Achtſtundentag. Auch für die Landarbeiterſchaft 
fordern wir den Achtſtundentag, weil Arbeits⸗ 
kräfte genügend vorhanden ſind. 

Ein ſehr düſteres Kapitel iſt das Kapitel der 
Hausangeſtellten. Im Deutſchen Reiche hat ſich 
der Reichstag im vergangenen Jahre auch mit 
dieſem Problem beſchäftigt. Den meiſten wird 
bekannt fein, daß die Hausangeſtellten, unſere 
Arbeitsſchweſtern, gezwungen ſind, bei einer be⸗ 
ſtimmten Gruppe von Menſchen heute von früh 
morgens bis abends 11 und 12 Uhr in Beſchäfti⸗ 
gung zu ſtehen. Sie haben manchmal Unterkunfts⸗ 
möglichkeiten, wie ſie die gnädige Frau nicht ein⸗ 
mal einem Hund anbietet. Bis jetzt hat es noch 
keine Parteirichtung gewagt oder verſucht, auch 
für dieſe Kreiſe etwas zu unternehmen. An den 
Hausangeſtellten läßt die beſitzende Klaſſe noch 
immer ihre alten Allüren der gnädigen Frau aus, 
die vielleicht im Mittelalter üblich waren. Wir 
fordern, daß in der Frage der Hausangeſtellten 
eine andere Regelung durchgeführt wird und daß 
eine ſo große Maſſe von Proletarierinnen den ein⸗ 


zelnen Arbeitgebern nicht länger freiwillig über⸗ 


laſſen bleiben ſollen. Ich glaube, mit Hilfe des 
Zentrums, das für die weibliche Bevölkerung 
wegen der Ehe und des Aufbaus der Familie ſo 
warm eintritt, wird es ſehr leicht möglich ſein, auf 
dieſem Gebiete etwas zu leiſten. Wir haben 
ſelbſtverſtändlich nicht vergeſſen, auch in dies Ge⸗ 
ſetz Strafbeſtimmungen aufzunehmen, weil wir 
ganz genau wiſſen, das hat die Erfahrung gezeigt, 
daß die wirtchaftlichen Verhältniſſe fo ſchlecht ſind, 
daß wenn unſere Arbeitskollegen ſo wenig ver⸗ 
dienen und ihnen immer wieder der Anreiz der 
Ueberſtunden vor die Naſe gehalten wird, es ſehr 
viel Selbſtdiſziplin für den einzelnen Arbeits⸗ 
kollegen bedeutet, wenn er das auf die Dauer aus⸗ 
ſchlägt. Daher haben wir in unſerem Entwurf 
eine Strafbeſtimmung, daß der Arbeitgeber, weil 
ja genügend Arbeitskräfte vorhanden ſind, es nicht 
zu wagen braucht, einen Arbeiter dauernd mit 
Ueberſtunden zu beläſtigen oder Zwangsmaßnah⸗ 
men anzuwenden, indem der Arbeiter friſtlos ent⸗ 
laſſen wird, der die Ueberſtunden verweigert. 
M. D. u. H.! Ich glaube, jedem Politiker und 
jedem Gewerkſchaftler wird es klar ſein, daß man 


beilegen. 
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Weiter verlangen wir beſondere Maß⸗ dieſe Forderungen nicht im Parlament wird durch⸗ 


führen können. Darüber wird fi) ein jeder Poli⸗ 
tiker und Gewerkſchaftler klar ſein. Aber ich 
weiß auch, daß man das Parlament nicht als aus⸗ 
ſchlaggebendes Gebiet gebrauchen kann, ſondern 
daß gerade die Sozialdemokraten und die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer dem Parlament ein großes Gewicht 
Deswegen verſuchen wir mit dieſen 
Methoden den Sozialdemokraten die Möglichkeit 
zu geben, ihre Stärke im Parlament zum Aus⸗ 
druck zu bringen. Wir wiſſen, daß zur Durchfüh⸗ 
rung der Maßnahme des Achtſtundentages der ge⸗ 
ſchloſſene Kampf der Betriebe, der Gewerkſchaften 
erforderlich iſt. Wenn wir dementſprechend den 
Kampf von hier nach draußen verlegen und die 


Arbeiterſchaft gemeinſam mobiliſteren, ſo habe ich 


die felſenfeſte Weberzeugung, daß wir hundert 
Prozent dieſer Forderungen in die Tat umſetzen 
können. Man darf ſich bei dieſen Gedankengän⸗ 
gen nicht davon leiten laſſen, wie die Herren 
ſozialdemokratiſchen Senatoren, die ſich heute mit 
der Frage beſchäftigen: Wie können wir beſſer 
eine deutſchnationale Wirtſchaftspolitik durch⸗ 


führen? M. H., wenn Sie ſich mit dieſen Fragen 


beſchäftigen, wenn Sie hier letzten Endes für ſich 
in Anſpruch nehmen wollen, noch deutſchnationaler 
als die Deutſchnationalen zu fein, dann werden 
Sie mit dieſen Methoden ſelbſtverſtändlich nichts 
erreichen. Unſere Vorſchläge ſind: Arbeitsmöglich⸗ 
keiten für den größten Teil der Arbeiterſchaft. 
Andererſeits müſſen beſtimmte Kreiſe der Arbei⸗ 
ter, die Hausangeſtellten und Landarbeiter, ſo 
ſchnell als möglich aus den gegenwärtigen men⸗ 
ſchenunwürdigen Verhältniſſen herauskommen. 
Das muß unbedingt in Danzig durchgeführt wer⸗ 
den. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter, Senator Arczynſki. 


Arczynſki, Senator: M. ſehr verehrten D. u. 
H. Zu dem vorliegenden Geſetzentwurf habe ich 
im einzelnen namens der Regierung folgendes zu 
erklären. 

Zunächſt zu dem SL: Die Arbeitszeit der ge⸗ 
werblichen Arbeiter und Angeſtellten iſt in den 
Arbeitszeitverordnungen vom 23. XI. 1918, 17. 
XII. 1918 und für Angeſtellte vom 18. III. 1919 
geregelt und in der Gewerbeordnung feſtgelegt. 

Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit darf die 


Dauer von acht Stunden nicht überſchreiten. 
Wird die Arbeitszeit am Vorabend der 
Sonn⸗ und Feſttage gekürzt, ſo kann der 


Ausfall der Arbeitsſtunden auf die übrigen 
Werktage verteilt werden. Das im Urantrag ge⸗ 
forderte Verbot zur Leiſtung einer freiwilligen 
längeren Arbeitszeit iſt nach den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen bereits unzuläſſig. Allerdings haben 
die Arbeitgeber das Recht, ohne vorherige Geneh⸗ 
migung Angeſtellte an 20 Tagen im Jahr zehn 
Stunden zu beſchäftigen. Die Arbeitszeit der Be⸗ 
amten des Staates und der Gemeinden iſt geſetz⸗ 
lich nicht feſtgelegt. Nach der Bekanntmachung des 
Senats vom 15. 4. 1924 — Staatsanzeiger S. 84 
Ziffer 2 dieſer Bekanntmachung — iſt das Arbeits⸗ 
penſum aller Beamten ſo zu bemeſſen, daß ſeine 
Erledigung normalerweiſe eine Arbeitszeit von 
54 Stunden wöchentlich in Anſpruch nimmt. 


(A) 


(B) 
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(Arczynſki, Senator) 
Der Senat beabſichtigt nicht, in dieſem Fall eine 
Aenderung eintreten zu laſſen. 

Zu § 2, Punkt 1. (Abg. Raſchke: Es bleibt 
beim alten!) Für erwachſene weibliche Arbeits⸗ 
kräfte gelten grundſätzlich ebenfalls die Beſtim⸗ 
mungen der achtſtündigen Arbeitszeit. 

Zu Punkt 2 und 4 des § 2 iſt zu bemerken, daß 
für die Arbeitszeit für Arbeiter, die unter beſon⸗ 
deren Gefahren für Leben und Geſundheit arbei⸗ 
ten, ein Geſetz nicht erforderlich iſt, da bereits nach 
§ 120 e und f der Gewerbeordnung Ausnahmen 
für ſolche Betriebe auf Grund näherer Beſtim⸗ 
mungen der Landeszentralbehörde getroffen wer⸗ 
den können. Es heißt da wörtlich: 

Für ſolche Gewerbe, in welchen durch übermäßige 

Dauer der täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der 

Arbeiter gefährdet wird, kann der Bundesrat — in 

dieſem Fall der Senat —, und, ſoweit er nicht Be⸗ 

ſtimmungen erläßt, die Landeszentralbehörde Dauer, 

Beginn und Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitzeit 

und der zu gewährenden Pauſen regeln und die zur 

Durchführung erforderlichen Anordnungen erlaſſen. 
Das iſt in Danzig bereits am 30. April 1928 bei 
der Verordnung zum Schutze der Preßluftarbeiter 
geſchehen. In dieſer Verordnung iſt die Arbeits⸗ 


zeit auf ſechs Stunden, vier vierfünftel Stunden 


und vier Stunden nach dem Umfang des Weber: 
drucks feſtgeſetzt. Erforderlichenfalls werden wei⸗ 
tere Schutzmaßnahmen getroffen, die auf dem Ver⸗ 
ordnungswege erlaſſen werden können. 

Zu 8 3 des Geſetzentwurfs iſt zu jagen, daß für 
Lehrlinge, Lehrmädchen, Jugendliche und Arbei⸗ 
terinnen die Arbeitszeiten wie für gewerbliche 
Arbeiter gelten, jedoch ſind beſondere Schutzbeſtim⸗ 
mungen getroffen, die bei $ 6 von mir näher be⸗ 
handelt werden. Zu 8 4 und 5 der Vorlage iſt 
zu bemerken, daß die Arbeitszeit in den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben geſetzlich nicht geregelt iſt. 
Jedoch iſt durch die vorläufige Landarbeiterord⸗ 
nung eine beſtimmte Regelung vorgeſehen. Der 
beſonderen Lage der Landwirtſchaft Rechnung tra⸗ 
gend, (Aha! bei den Kommuniſten) ſieht dieſe 
Verordnung vor, daß durch Tarifverträge die Ar⸗ 
beitszeit zu regeln iſt. Sie iſt im Gebiet der 
Freien Stadt durch Tarifvertrag in der Weiſe ge⸗ 
regelt, daß in vier Monaten des Jahres acht 
Stunden, in weiteren vier Monaten zehn Stun⸗ 
den und in weiteren vier Monaten elf Stunden 
durchſchnittlich gearbeitet wird. (Zwiſchenrufe bei 
den Kommuniſten.) 

Nachtarbeit und Ueberſtunden für Arbeiterin⸗ 
nen und Jugendliche ſind bereits durch geſetzliche 
Beltimmungen, $ 126 der Gewerbeordnung, unzu⸗ 
läſſig. Von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens dür⸗ 
fen dieſe nicht beſchäftigt werden. Weibliche Ar⸗ 
beiterinnen dürfen an Vorabenden der Sonn- und 
Feſttage nach 5 Uhr nachmittags nicht beſchäftigt 
werden. Die Pauſe beträgt für alle Vorgenann⸗ 
ten eine Stunde. Es iſt nach den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen allerdings zuläſſig, daß weibliche Ar⸗ 
beiter in zweiſchichtigen Betrieben über 8 Uhr bis 
10 Uhr abends beſchäftigt werden dürfen, wobei 
Vorausſetzung iſt, daß mindeſtens eine 16⸗ſtündige 
Ruhepauſe folgt. 

Zu 8 der Vorlage habe ich zu bemerken, daß 
die Beſchäftigung vor und nach der Niederkunft 


durch den § 137 der Gewerbeordnung geregelt iſt. 
Nach dieſen Beſtimmungen iſt ein Schutz von vier⸗ 


zehn Tagen vor und ſechs Wochen nach der Nieder⸗ 
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kunft gewährleiſtet. (Frau Abg. Kreft: Stellen 
Sie ſich nicht hin und reden ſolchen Quatſch! — 
Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten — Unruhe.) 
Im Deutſchen Reich iſt die Beſchäftigung vor und 
nach der Niederkunft durch ein beſonderes Geſetz 
vom 16. Juli 1927 geregelt. In dieſem Geſetz er⸗ 
ſtreckt ſich das Arbeitsverbot auf die Zeit von ſechs 
Wochen vor bis ſechs Wochen nach der Nieder⸗ 
kunft. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat noch 
immer der Herr Senator Arczynſki. 8 

Arczynſki, Senator: Der Senat prüft zur Zeit 
die Uebernahme des deutſchen weitergehenden 
Schutzgeſetzes für Wöchnerinnen. 

Zu dem 8 8. Die Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben iſt bereits durch Geſetz geregelt. Kinder 
unter 12 Jahren dürfen überhaupt nicht beſchäf⸗ 
tigt werden. Darüber hinaus dürfen fremde Kin⸗ 
der nicht länger als zwei Stunden, in den Ferien 
vier Stunden, und zwar in der Zeit von 8 Uhr 
morgens bis 8 Uhr abends beſchäftigt werden. 
Sie dürfen nicht beſchäftigt werden vor dem Vor⸗ 
mittagsunterricht und nicht während zwei Stun⸗ 
den nach Beendigung des Unterrichts. In 38 ver⸗ 
ſchiedenen Betriebsarten iſt die Beſchäftigung von 
Kindern überhaupt verboten. Die Beſchäftigung 
von Kindern, Jugendlichen, Burſchen und Mäd⸗ 
chen im Alter von 14 bis 16 Jahren iſt den Orts⸗ 
polizeibehörden mitzuteilen. Der Senat prüft zur 
Zeit die Frage, (Aha! bei den Kommuniſten) in 
welcher Weiſe die Kinderarbeit in der Landwirt⸗ 
ſchaft geſetzlich geregelt werden kann. 

Zu 89 der Vorlage: Eine geſetzliche Regelung 
der Urlaubszeit iſt bisher nicht erfolgt. Sie wird 
durch Tarifvertrag geregelt. Der Senat beabſich⸗ 
tigt nicht dieſe Angelegenheit geſetzlich zu regeln, 
es ſoll dies vielmehr den beiderſeitigen Organiſa⸗ 
tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer über⸗ 
laſſen bleiben. 

Zu den übrigen Paragraphen habe ich nichts 
zu ſagen, als Sie zu bitten, die Vorlage im allge⸗ 
meinen abzulehnen. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten — Abg. Plenikowſki: Die böſen Arbeiter 
Herr Arczynſki, was die nicht alles wollen!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich habe 
nicht ſo ſehr die Abſicht, den kommuniſtiſchen Ge⸗ 
ſetzentwurf, als die Antwort des Herrn Senators 
Arczynſki zu beſprechen. Den Abgeordneten iſt es 
ja an ſich unterſagt, im Volkstag etwas abzuleſen. 
Sie ſollen die deutſche Sprache ſo beherrſchen, daß 
ſie aus dem Kopf eine Rede halten können. Den 
Senatoren iſt dies Verbot nicht gegeben, und in⸗ 
folgedeſſen haben ſie das Recht, mit einer Aus⸗ 
arbeitung hier zu erſcheinen und ſie vorzu⸗ 
leſen. And die Ausarbeitung wird unbedingt 
notwendig ſein, wenn es ſich um Erklärungen 
des Senats handelt, die grundſätzlicher Art 
ſind. Das, was Herr Senator Arczynſki aber 
ſoeben von ſich gegeben hat, kann man grob 
bezeichnen als eine Vorleſung aus der Volks⸗ 
hochſchule. Er lieſt uns Paragraphen und Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen vor, die jeder Abgeordnete, 
der ſich mit dieſer Materie beſchäftigt, kennen 
muß. Sonſt könnten ſie keine Kritik an den be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Verhältniſſen üben. Man 
ſetzt doch voraus, daß diejenigen, die Kritik an den 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
geſetzlichen Verhältniſſen üben, zum mindeſten 
Kenntnis von den Tatſachen haben, die Herr Se⸗ 
nator Arczynſki namens des Senats vorgeleſen 
hat. Das war ſeine eigene Stellungnahme die hier 
feſtgelegt wurde, und nicht eine Stellungnahme 
des Senats. Sie beſagt erſtens, daß die Verhält⸗ 
niſſe ſo ſind, wie ſie geweſen ſind, daß ſie nicht ge⸗ 
ändert werden können, daß ſie aber geprüft wer⸗ 
den ſollen. Ein Monokel können Sie dem Herrn 
un damit er die Prüfung beſſer vornehmen 
ann. 

Wir aber kommen zu demſelben Ergebnis wie 


bei dem Finanzausgleich, daß die jetzige Regie⸗ 


(B) 


rung der vorigen ein Lob ausſpricht. Sie ſpricht 
der vorigen Regierung ein Lob aus, daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſo ſind und daß ſie nicht geändert zu wer⸗ 
den brauchen. Das iſt die Rede eines ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Senators und dann ſehe man ſich die Be⸗ 
kniffenheit ſeiner eigenen Fraktion an! Da ſpricht 
ſoviel Erſtaunen aus deren Mienen, die ſitzen da 
und wundern ſich, daß die Verhältniſſe ſo gut ſind. 
(Zuruf des Abg. Klingenberg.) Ich kann mich je⸗ 
doch an eine Zeit vor drei Jahren etwa erinnern, 
wo die andere Regiernung am Ruder war. Da 
forderten die Sozialdemokraten: keine Beſchäfti⸗ 
gung von Kindern, zweitens eine Verkürzung der 
Arbeitszeit, damit man infolge der Verkürzung 
der Arbeitszeit Erwerbsloſe einſtellen könnte. 
Hier von dieſem Platz wurde von ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Rednern betont, daß, wenn man die Arbeits⸗ 
zeit kürze, dann das Mehrſchichten⸗-Syſtem einge: 
führt werden könne. Dann könnten mehr Leute aus 
der Arbeitsloſigkeit zur Arbeit überführt werden. 
Das haben Sie vor drei Jahren geſagt, und heute 
erklären Sie, daß die beſtehenden Verhältniſſe gut 
ſind. (Wir denken nicht daran! links.) 

Das war doch die Erklärung des Senators. 
Was kann man anderes aus ſeinen Worten ent⸗ 
nehmen? (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Herr 
Klingenberg, wenn Sie der Meinung ſind, daß 
aus der Erklärung des Senators etwas anderes 
hrauszuleſen wäre, dann kann es nur das ſein, 
daß die jetzige Regierung in den eineinhalb 
Jahren nichts gefunden hat, was ſie ändern kann, 
und nichts ändern kann oder ändern will. Das iſt 
es, was man aus den Worten des Herrn Arczynſki 
entnehmen kann. Sie geben durch Ihre Zurufe 
ſelbſt zu, daß die Sozialdemokratiſche Partei vor 
zwei Jahren anders geſprochen hat. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) Was Sie, Herr Abg. Rahn, heute als 
bürgerlicher Abgeordneter, als polniſcher Volks⸗ 
parteiler, ſagen, iſt ganz gleichgültig. Es iſt mög⸗ 
lich, daß Sie ſeinerzeit als Kommuniſt etwas an⸗ 
deres geſagt haben. Was haben Sie der Frau 
Kreft zugerufen bezüglich der Kinderarbeit? Es 
geht Sie einen Dreck an, ob Frau Kreft Kinder 
hat oder nicht. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt, ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß 
Sie zur Druckſache Nr. 629 ſprechen. 

Hohnfeldt, Abgeordnter (Nat. Soz.): Ich 
ſpreche zu der Erklärung des Herrn Senators Ar⸗ 
zynſti. Ich führe an, daß Herr Senator Arczynſki, 
der jetzt das offizielle Organ der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei im Senat iſt, eine Erklärung abgibt, 
die Sie, m. H. Sozialdemokraten, früher nicht ſo 


ſtillſchweigend angehört hätten als heute, wo Sie 
Regierungspartei ſind. Das iſt es, was man als 
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haben früher Geſetze über den Achtſtundentag ein⸗ 
gebracht, und die hat auch Herr Arczynſki damals 
vorgelegt, worin Sie gegen die damaligen Beſtim⸗ 
mungen proteſtierten. Heute erklärt er, daß dieſe 
Beſtimmungen noch beſtehen und beſtehen bleiben. 
Gehen Sie zu den Arbeitern und fragen Sie Ihre 
Leute, wer von ihnen noch acht Stunden arbeiten 
darf. (Zwiſchenrufe — Große Unruhe — Sie ſind 
doch nicht Arbeitervertreter! links.) Ich bin ſo⸗ 
lange Arbeitervertreter, wie ich für alle eintrete, 
die draußen arbeiten. (Abg. Bergund: Sie haben 
kein Verſtändnis für die Arbeiter, Sie können ſie 
nur auf dem Steueramt anſchnauzen!) Sind Gie- 
von mir einmal angeſchnauzt worden? Ich 
wünſchte, Sie kämen einmal dorthin. Ich wundere 
mich daß Sie in dieſer Frage bisher nichts Herrn 
Dr. Kamnitzer zu erklären hatten, Sie ſind ja ſonſt 
groß im Denunzieren. Ich ſtelle feſt, daß Sie jetzt, 
wo eine Oppoſitionsrede zu einer derartigen Er⸗ 
klärung des Senats kommt, den Mund nicht 
groß genug aufmachen können. Sie erregen ſi 
über die Kritik, die man übt. In Wirklichkeit iſt 
meine Kritik und die der Kommuniſten an Ihnen 
berechtigt. 

Entweder man iſt Arbeitervertreter von 1918 
mit den Sozialiſierungsgeſetzen, dem Geſetz über 
den Achtſtundentag, die man aber fallen gelaſſen 
hat, oder nicht. Ich erinnere an die Sammlung 
der Gewerkſchaften, die auf dem Görlitzer Partei⸗ 
tag, glaube ich, beſchloſſen wurde. Dort hat man 
ungefähr von 2 Millionen Mitgliedern 50 Pfen⸗ 
nig pro Kopf Beiträge erhoben, um in Deutſch⸗ 
land eine Volksabſtimmung darüber anzuſtellen, 
daß der Achtſtundentag wieder eingeführt werden 
ſollte. Das ſind ungefähr vier Jahre her. Von den 
freien Gewerkſchaften haben Sie eine Million 
Gelder bekommen. Für die Volksabſtimmung über 
den Achtſtundentag iſt aber nichts angewandt wor⸗ 
den. Dann wundern Sie ſich darüber, wenn die 
Monierung der Kommuniſten kommt. Das iſt die 
Quittung dafür, daß Sie ein doppeltes Spiel 
treiben. Solange Sie außerhalb der Regierung 
ſtehen, ſind Sie für den Achtſtundentag und den 
verkürzten Achtſtundentag. Sind Sie aber in der 
Regierung, ſo geben Sie eine derartige nichts⸗ 
ſagende Erklärung ab, wie der Senator Arczynſki. 
(Was wollten Sie nun eigentlich ſagen? links. — 
Heiterkeit.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. g 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion ſieht ſich veranlaßt, zur Rede 
des Senators einiges richtig zu ſtellen. Vorher 
möchte ich mich aber mit dem Herrn Abg. Hohn⸗ 
feldt beſchäftigen, der abſolut kein Recht hat, ſich 
als Schützer der Arbeiterintereſſen aufzuſpielen. 
(Heiterkeit. — Was ſagen Sie nun, Hohnfeldt? 
links) Ich möchte die Arbeiterſchaft ganz beſon⸗ 
ders darauf aufmerkſam machen, daß wenn die 
Partei Herrn Hohnfeldts in der Regierung wäre, 
es der Arbeiterſchaft ſo ähnlich ginge wie in Ita⸗ 
lien unter dem Faſchismus, d. h., der Arbeiter⸗ 
ſchaft würde jedes Recht genommen werden. (Abg. 
Hohnfeldt: Kann es ihnen noch ſchlechter gehen, 
als jetzt?) Man ſtellt die Arbeiterſchaft brutal 
an die Wand, wenn ſie nicht das leiſtet, was ſie 


im Intereſſe des Kapitals leiſten ſoll. Das möchte 
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Betrug an der Arbeiterklaſſe bezeichnen muß. Sie (C) 


D) 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

ich der Arbeiterſchaft einprägen, wenn ſich Herr 
Abg. Hohnfeldt aus demagogiſchen Gründen hier 
herſtellt und glaubt, Arbeiterintereſſen zu vertre⸗ 
ten. Sie haben kein Recht, Herr Abg. Hohnfeldt, 
im Intereſſe der Arbeiterſchaft zu ſprechen, weil 
Sie davon keine Ahnung haben. (Abg. Hohnfeldt: 
Ich bin doch nicht verbannt wie Trotzki!) Weber: 
laſſen Sie uns, wie wir im Intereſſe der Arbei⸗ 
terſchaft arbeiten. 

Noch ein paar Ausführungen muß ich in be⸗ 
zug auf die Erklärung des Senators Arczynſki 
machen. Ich möchte mit dem Motto beginnen: 
„Franz, wie haſt Du Dich verändert!“ (Heiter⸗ 
keit.) Herr Arczynſki kennt doch die Verhältniſſe 
bei Schichau und auf der Danziger Werft ganz 
genau. Im Tarifvertrag ſteht ausdrücklich, daß 
Ueberſtunden nicht verweigert werden dürfen, alſo 
geleiſtet werden müſſen. Auf Grund dieſes Tarif⸗ 
vertrages werden die Arbeiter derartig ausge⸗ 
nutzt, daß eine 24 ſtündige Arbeitszeit bei dieſen 
Werften an der Tagesordnung iſt. Das weiß auch 
Herr Senator Arczynſti, der damals, als ich noch 
Mitglied des Metallarbeiterverbandes war, gegen 
dieſe Ausbeutung gewettert hat. Heute erklärt 
er als Senator, es ſei immer jo geweſen und 
bleibe alles beim alten. Das iſt natürlich keine 
Stellungnahme eines Arbeitsſenators, der die 
Intereſſen der Arbeiterſchaft in ſeinem Reſſort 
wahrnimmt. Ich glaube immer, daß Senator 
Arczynſki von der Sozialdemokratiſchen Partei 
aufgeſtellt wäre, um die Intereſſen der Arbeiter⸗ 
ſchaft in den Großbetrieben und in den Betrieben 
überhaupt ganz beſonders wahrzunehmen. Heute 
muß ich nach den Ausführungen des Herrn Se⸗ 
Nan e daß gerade das Gegenteil der 

all iſt. 

Herr Senator Arczynſki erklärte, daß die Kin⸗ 
der der Landarbeiter einen ganz beſonderen 
Schutz genießen. Ich kann mir nicht denken, daß 
Herr Arczynſti jo unwiſſend iſt. Die Landar⸗ 
beiter müſſen ihre Kinder zur Arbeit ſchicken, 
gegen Lohn oder Deputat, die Deputantenfamilie 
iſt verpflichtet, die Kinder zum Rübenverziehen 
zur Verfügung zu ſtellen. Geſchieht das nicht, 


traglich verpflichten müſſen, ihre Kinder zur Ar⸗ 
beit zu ſchicken. Wo bleibt dann der Staat mit 
ſeinem Schutz? Herr Senator Arczynſki ſtellte es 
ſo hin, als wenn der Staat die Kinderarbeit 
ſchützte. Die Ausbeutung der Kinder nimmt ſolche 
Form an, daß ſie ſich auf die kommende Gene⸗ 
ration auswirken muß. Mein krummes Kreuz iſt 


auch nur darauf zurückzuführen, daß ich in meiner F 


Jugend von den Großagrariern ausgebeutet 
wurde. Das ſcheint Herr Senator Arczynſki, der 
auch Kind eines Proletariers iſt, jetzt, wo er 2000 
Gulden Gehalt bekommt, vergeſſen zu haben. Er 
erklärt, die Kinder beſäßen einen Schutz. Er weiß 
aber, daß dieſer Schutz nur auf dem Papier ſteht 
und die Kinder in Wirklichkeit nicht geſchützt wer⸗ 
den. Das berührt uns als Arbeiter ganz eigen⸗ 


tümlich. Wir Kommuniſten wiſſen, daß auch die D 


Sozialdemokratiſche Partei nichts anderes kann, 
weil ſie auch eine rein kapitaliſtiſche, eine rein 
demokratiſch⸗kapitaliſtiſche Partei geworden iſt. 


Daher rührt ihre Einſtellung. Allerdings ſpricht 
man vor Abend anders. Man braucht Wähler und 
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buhlt um die 80 Prozent Arbeiterſtimmen. Vor 


der Wahl gibt man Verſprechungen ab und 


macht es nachher anders. Das muß der Arbeiter⸗ 
ſchaft, den Werktätigen und Kleinbauern ganz 
beſonders eingeprägt werden. Innerhalb der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei finden ſie keine Inter⸗ 
eſſenvertretung. 

Ich möchte noch einen Fall anführen, der 
ſtadtbekannt iſt. In der Reiterkaſerne befindet 
ſich eine Konſervenfabrik, in der ungefähr 600 
Mädchen im Alter von 14 bis 60 und 70 Jahren 
beſchäftigt werden. (Mädchen? links) Es gibt 
auch Mädchen von 60 und 70 Jahren, iſt Ihnen 
das nicht bekannt? (Heiterkeit) In dieſer Kon⸗ 
ſervenfabrik findet eine Ausbeutung ſtatt, die 
direkt zum Himmel ſchreit. Die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen werden vollſtändig vernachläſſigt. Es 
ſind dort keine richtigen Schutzvorrichtungen vor⸗ 
handen, ſodaß es tagtäglich oder wöchentlich vor⸗ 
kommt, daß zwei oder drei Mädchen Finger ver⸗ 
lieren, weil ſie bei den Stanzarbeiten beſchäftigt 
ſind. Solche Unglücksfälle würden nicht vorkom⸗ 
men, wenn nicht eine zehn⸗ bis zwölfſtündige Ar⸗ 
beitszeit an der Tagesordnung wäre. Das iſt dem 
Senat natürlich bekannt, aber man unternimmt 
abſolut nichts, um dieſe Mißſtände zu beſeitigen. 
Es iſt auch nichts, das möchte ich ausdrücklich er⸗ 
wähnen, unter dem ſozialdemokratiſchen Senator 
für Arbeit dagegen geſchehen. 6 

Anſere Stellungnahme hat uns dazu geführt, 
daß wir dieſen Geſetzentwurf einbringen, damit 
ſchärfere Strafbeſtimmungen Platz greifen. Wir 
wiſſen, daß man ſich heute, um die Wirtſchaft zu 
ſchützen, leicht über Beſtimmungen hinwegſetzt, 
weil man ja nicht Gefahr läuft, beſtraft zu wer⸗ 
den. Mit Geldſtrafen kann man die Leute nicht 
zur Räſon bringen, damit ſie die Arbeiterſchaft 
in Zukunft weniger ausſaugen. Aus dieſem 
Grunde wünſchen wir in unſerem Geſetzentwurf, 
daß eine Verletzung der Beſtimmungen mit einer 
Gefängnisstrafe belegt wird. Die Leute ſollen erſt 
einmal auf Schießſtange merken, wie es einem 
Arbeiter zu Mute iſt, wenn er hinter „ſchwediſchen 


2 


Ge Gardinen“ ſitzt und darüber nachdenken, was es 
jo erfolgt die Entlaſſung, weil ſich die Eltern ver⸗ 


bedeutet, eine Arbeitskraft auszubeuten und zwar 
ſo, daß die kommende Generation nicht zu gebrau⸗ 
chen iſt. Daher die Einbringung dieſes Geſetzent⸗ 
wurfs und unſere Stellungnahme, um die kom⸗ 
mende Generation und die jetzige vor Ausbeutung 
zu ſchützen. Sie als Kapitaliſten mögen Ihre 
Intereſſen wahrnehmen, das iſt Ihr gutes Recht. 
Wir werden dieſe Beſtrebungen nach Strich und 
Faden bekämpfen. Aber daß Arbeiter ſich heute 
im Jahre 1929 hinſtellen und Schützer des Kapi⸗ 
tals ſind, dafür haben wir nur ein einfaches, 
aber ehrliches Pfui. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 
Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Senator Arczynſki. 
Arczynſki, Senator: M. D. u. H.! Ich habe 
vorher eine Erklärung des Senats abgegeben. 
a ich annehme, daß die Herren Abgeordneten 
unmöglich in der Lage ſind, ſich im Augenblick in 
dieſe Materie zu vertiefen, ſo habe ich das Punkt 


für Punkt beantwortet und glaube Ihnen damit 
gedient zu haben. Ich bin natürlich für Mißver⸗ 
ſtändniſſe, die entſtehen können, nicht verantwort⸗ 


(O) 
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lich zu machen, wenn im Hauſe ein ſolcher Lärm 


herrſcht, daß die Rede nicht auf allen Bänken zu 


verſtehen iſt. Ich habe nicht geſagt, daß die Kin⸗ d 


derarbeit in der Landwirtſchaft geſetzlich geregelt 
iſt, ſondern daß ſie ungeregelt iſt, und daß der 
Senat die Frage prüft, wie dies zu regeln iſt. 
(Abg. Plenikowſki: Wo bleibt unſer Geſetzent⸗ 
wurf? Seit eineinhalb Jahren liegt er ſchon!) 
Ich bin nicht verantwortlich für die parlamenta⸗ 
riſchen Arbeiten. (Sie ſind mit verantwortlich! 
bei den Kommuniſten) Wenn der Senat dieſe 
Frage geprüft hat, wird Ihnen in Bälde ein Ge⸗ 
ſetzentwurf zugeleitet werden. 

Für die Leiſtung von Ueberftunden, beſonders 
für den Abſchluß von Tarifverträgen iſt der Senat 
nicht verantwortlich. Der Senat hat der Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenſchaft das Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 
ſchuß⸗Geſetz gegeben. Die berufenen Vertreter in 
den Betrieben ſowohl als auch die Gewerkſchaften 
haben nun die Aufgabe und die Pflicht, die Frage 
der Ueberſtunden, die ſich durch Geſetz nicht regeln 
läßt, in jedem Einzelfall ſo feſtzuſetzen, wie es 
notwendig iſt. Die Regierung können Sie für die 
vielen Ueberſtunden nicht verantwortlich machen. 
Ich wünſche, daß dem Ueberſtundenweſen geſteuert 
wird und appelliere an Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer, insbeſondere auch an die Vertretungen, 
ſich dieſer Frage ganz beſonders anzunehmen. 

Vizepräſident Gaikowſfki: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. (Abg. Raſchke: Ich beantrage Ueberwei⸗ 
ſung an den ſozialen Ausſchuß!) Es iſt der An⸗ 
trag geſtellt worden, dieſe Vorlage dem ſozialen 
Ausſchuß zu überweiſen. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Gerick. 


Gerick, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, 
daß in dieſer Frage eine weitere Klärung nicht 
eintreten kann. Ich widerſpreche der Ueberweiſung 
an den Ausſchuß. (Abg. Plenikowſki: Unerhört 
iſt das, da Sie das früher doch auch beantragt 
haben! Unerhört iſt das!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt Widerſpruch 
erhoben worden, wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für den Antrag des Herrn Abg. Raſchke iſt, 
daß die Druckſache Nr. 629 dem ſozialen Ausſchuß 
überwieſen werden ſoll, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Bitte um die Gegenprobe. (Abg. Liſchnewſki: 
Die Deutſchnationalen mit den Sozialdemokraten 
zuſammen! Die Einheitsfront! — Große Unruhe) 
Der Antrag des Herrn Abg. Raſchke iſt abgelehnt. 
(Frau Abg. Kreft: Das wußten wir ſchon vorher!) 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Wahl von Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern durch Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. 

Druckſache Nr. 623. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich rufe 8 1 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer für Annahme des § 1 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, $ 1 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe § 2 auf, eröffne die Ausſprache 
und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wer für Annahme des $ 2 iſt, bitte ich, ſich 
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zu erheben. 8 2 iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf, eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, 
a Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die 
D. u. H., die die Ueberſchrift annehmen wollen, 
fi) zu erheben. — Das iſt die Minorität, fie iſt 
abgelehnt. Damit iſt der Urantrag Druckſache Nr. 
623 erledigt. Ich rufe Punkt 6a auf, der auf 
Grund des Beſchluſſes des Hauſes auf die Tages⸗ 
ordnung gekommen iſt: 

Antrag des Abg. Naſchke u. Fr. auf Ge⸗ 
währung einer laufenden Unterſtützung an 
ſämtliche Berufsfiſcher. 

Druckſache Nr. 658. Ich eröffne die Ausſprache, 
das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Vor ungefähr 
14 Tagen iſt hier im Hauſe über die Notlage der 
Fiſcher geſprochen worden. Es waren wohl alle 
Parteien von den Sozialdemokraten bis zu den 
Deutſchnationalen erfreut, und ich möchte ſagen, 
beglückt, daß Herr Senator Dr. Evert die Erklä⸗ 
rung abgab, den Fiſchern ſolle geholfen werden. 
Alle Parteien gingen befriedigt nach Hauſe und 
glaubten nun, daß die Fiſcher tatſächlich dem 
größten Elend entriſſen würden. M. D. u. H.! 
Wie ſieht es nun aber in Wirklichkeit aus. Trotz 
des Phraſenſchwalls, den Herr Dr. Evert hier und 
beſonders im Ausſchuß von ſich gab, ſtellen wir 
feſt, daß dem größten Teil der Fiſcher nicht gehol⸗ 
fen worden iſt. Unſere damalige Behauptung, daß 
dieſe Wirtſchaftsbeihilfe nur an die gezahlt wer⸗ 
den wird, die mit dem Berufsfiſcher dieſes Hauſes, 
Herrn Pfarrer Böhm ſympathiſieren, daß noch 
hier und dort ein anderer dieſe Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe erhalten wird, wenn er im bürgerlichen 
Lager ſteht und daß die andern, die ſich gegen den 
Staat und ſeine Einrichtungen aufbäumen, nichts 
bekommen werden, iſt wieder einmal voll und 
ganz erwieſen worden. Jetzt nachdem die Unter: 
ſtützungen ausgezahlt ſind, ſtellt ſich heraus, daß 
man auch hier wiederum mit zweierlei Maß ge⸗ 
meſſen hat. 


Wie hat man das gemacht? Die Fiſcher waren 
natürlich auf Grund deſſen, daß der Senat nicht 
aus ſich heraus eine Wirtſchaftsbeihilfe gewährte, 
als die Gewäſſer zugefroren waren und ſie keinen 
Verdienſt hatten, wenn ſie nicht verhungern 
wollten, gezwungen, ſich an das Wohlfahrtsamt 
zu wenden. Die Regieerung iſt bekanntlich ver⸗ 
pflichtet, den Armen unter die Arme zu greifen, 


ihnen die Mittel zum Leben zu geben. So konnte 


ſchließlich das Wohlfahrtsamt auf Grund dieſer 
Notlage der Fiſcher nicht umhin, ihnen auch eine 
Wohlfahrtsunterſtützung zu zahlen. Aber fragen 
wir nicht, wie dieſe Unterſtützung ausgeſehen hat. 

Ich entſinne mich, daß auch in dieſem Hauſe 
ſeitens der Sozialdemokratie, als wir noch die 
deutſchnationale Regierung hatten, der größte 
Sturm dagegen gelaufen wurde, daß die Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützungen ſo minimal ſind, daß die 
Aermſten der Armen damit nichts anfangen kön⸗ 
nen, daß ſie buchſtäblich verhungern müſſen. M. 
D. u. H. Wenn Sie glauben, daß heute unter der 
ſozialdemokratiſchen Regierung die Wohlfahrts⸗ 
unterſtützungen erhöht ſind, dann irren Sie ſich. 
Im Gegenteil, man muß leider, auch auf die Ge⸗ 
fahr hin, mit den Deutſchnationalen in einen Topf 
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Maſchke, Abgeordneter) 

geworfen zu werden, feſtſtellen, daß die Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung heute weniger beträgt als 
unter der deutſchnationalen Regierung. So ſtellen 
wir feſt, daß heute die Wohlfahrtsämter an die 
Fiſcher eine Wohlfahrtsunterſtützung gezahlt ha⸗ 
ben von ſage und ſchreibe pro Kopf und für 14 
Tage — m. H. von der Sozialdemokratie, Sie 
ſitzen alle feſt? — 5 Gulden. Das bedeutet die 
Woche 2,50 G. (Fr. Abg. Kreft: Unerhört!) So 
etwas erlaubt ſich eine ſozialdemokratiſche Regie⸗ 
rung. Sie beſitzt die Frechheit, der deutſchnatio⸗ 
nalen verfloſſenen Regierung Demagogie oder 
ſonſt etwas vorzuwerfen. Dieſelbe Sozialdemo⸗ 
kratie beſitzt weiter die Frechheit, unſere Anträge 
in jedem Falle als Agitationsanträge zu bezeich⸗ 
nen, trotzdem ſie, wenn ſie in der Oppoſition 
ſteht, dieſe Anträge ſelbſt ſtellt und ſie hier 
vertritt. 

Wenn die Sozialdemokratie gegen die frühere 
deutſchnationale Regierung den Vorwurf der De⸗ 
magogie erhebt dann trifft das in einem weit 
größeren und ſchärferen Maße auf die jetzt beſte⸗ 
hende ſozialdemokratiſche Regierung zu. Sie iſt 
noch demagogiſcher und gemeiner, als es bisher 
der Fall war. Wenn man die Fiſcher monatelang 
mit dieſer minimalen Anterſtützung abgefunden 
hat und die Regierung ſich jetzt dazu durchgerun⸗ 
gen hat, ihnen eine außergewöhnliche Wirtſchafts⸗ 
beihilfe zu zahlen, ſo frage ich, ob es angebracht 
iſt, dieſe hundsmiſerable Wohlfahrtsunterſtützung 
auf die außergewöhnliche Unterſtützung anzurech⸗ 
nen. Das hat wiederum die ſozialdemokratiſche 
Regierung fertig bekommen. (Abg. Plenikowfki: 
Vergiß das Zentrum nicht!) Natürlich iſt das 
Zentrum mit einbegriffen, genau ſo wie die Li⸗ 
beralen. Aber ich glaube, es iſt notwendig, beſon⸗ 
ders auf die Sozialdemokratie hinzuweiſen, weil 
42 Abgeordnete hinter der Regierung ſtehen, wäh⸗ 
rend es beim Zentrum nur 18 und bei den Libe⸗ 
ralen nur vier ſind. Die Sozialdemokraten haben 
alſo die Macht, wenn ſie wollen, daß im Intereſſe 
des Proletariats, im Intereſſe der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung eine Beſſerung durchgeführt 
wird. Aber ſie wollen es nicht. Sie ſagen genau 
ſo wie die deutſchnationale Regierung, die min⸗ 
derbemittelte Bevölkerung möge verhungern, ſie 
moge zugrunde gehen, mit der haben wir nichts zu 
ſchaffen. Die deutſchnationale Regierung vertrat 
ja ſeinerzeit den Standpunkt und ließ hier durch 
Herrn Dr. Sahm erklären, daß im Freiſtaat 
14000 Menſchen zuviel wären, die auswandern 
müßten und ſei es auf dem Friedhof. Denſelben 
Standpunkt vertritt heute die Sozialdemokratie. 
Sie würde es lieber heute als morgen ſehen, wenn 
die 14000 Menſchen endlich einmal verſchwänden 
und ſei es im Krematorium oder auf dem 
Kirchhof. 
Beſonders die bürgerlichen Zeitungen haben 
in die Welt hinauspoſaunt, wie den Fiſchern ge⸗ 
holfen werden ſoll und daß ſie eine Anterſtützung 
bekommen. Hinterher muß man feſtſtellen, daß 
das nicht der Fall iſt, und daß die Fiſcher elendig⸗ 
lich betrogen worden ſind. Hierbei ſpielen auch 
die ſtaatlichen beziehungsweiſe ſtädtiſchen Ein⸗ 
richtungen eine große Rolle. Das ift den Sozial⸗ 
demokraten bekannt und ſie unternehmen nichts, 
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um die Gemeinheiten, um die Schikanen, die gegen 
die Erwerbsloſen, gegen die Fiſcher insbeſondere 
von ſeiten der Wohlfahrtsvorſteher geübt werden, 
zu beſeitigen. Wenn Wohlfahrtsvorſteher den Ar: 
men überhaupt nichts geben und ſoviel wie mög⸗ 
lich ſparen, ſo geſchieht das, um die Staatskaſſe 
nicht allzuſehr zu belaſten (Widerſpruch links.) 

Bei der Auszahlung der außerordentlichen 
Beihilfe an die Fiſcher hat ſich wiederum gezeigt, 
daß die Wohlfahrtsvorſteher diejenigen beſonders 
benachteiligt haben, die anrüchig ſind, Kommu⸗ 
niſten zu ſein, die durch ihre Reden im Ort, ihr 
Gebaren, ihre revolutionären Taten den An⸗ 
ſchein erwecken können, daß ſie Kommuniſten ſeien. 
Der Wohlfahrtsvorſteher Schubert von Weſtl. 
Neufähr und Krakau erklärte: „Ja, wenn dieſe 
Fiſcher wenigſtens noch der S. P. D. angehörten, 
könnten ſie etwas bekommen.“ (Hört, Hört, rechts) 
Die Deutſchnationalen machen es ebenſo, rufen 
Sie alſo gar nicht „Hört, hört.“ (Heiterkeit — 
Abg. Plenikowſki: Gleiche Brüder, gleiche Kap⸗ 
pen!) Die Fiſcher, die ſich für die Zahlung der 
Notunterſtützung an die Kollegen einſetzten, wur⸗ 
den als Kommuniſten angeſehen. Herr Schubert 
war der Meinung, daß man dieſen Leuten abſolut 
nichts geben dürfe, weil ſie ſchon eine Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung erhalten hatten. Glauben Sie, m. 
H., daß die Fiſcher etwa wochenlang mit 2,50 G 
Anterſtützung leben können? Glauben Sie, daß 
die Fiſcher, die Familie, die Kinder haben, davon 
ihren Lebensunterhalt friſten können? Ich ſage, 
es iſt eine Anverſchämtheit, wenn man dieſe 
Wohlfahrtsunterſtützung auf die Notbeihilfe an⸗ 
rechnet. 

Ich betone, daß nicht weniger als 46 Fiſcher 
leer ausgegangen find. Sie haben von dieſer Not⸗ 
beihilfe, die vom Senat bewilligt wurde, nichts 
erhalten. Auf der andern Seite haben die An⸗ 
hänger des Herrn Pfarrer Böhm, die beſonders 
in Oeſtl. Neufähr, Heubude und Bodenwinkel 
ſitzen, die volle Notbeihilfe bekommen. Ihnen hat 
man die Wohlfahrtsunterſtützung nicht angerech⸗ 
net. Dieſen Fiſchern hat man die Notbeihilfe ohne 
Abzug gezahlt. Das iſt ein Zeichen dafür, wie 
kulant die Sozialdemokraten den Deutſchnatio⸗ 
nalen gegenüber ſind, wie ſie immer wieder zum 
Ausdruck bringen, die Deutſchnationalen und die 
Mittelparteien ſind uns viel, viel lieber als die 
notleidende Arbeiterſchaft, als die allmählich zu⸗ 
grunde gehenden Fiſcher. Und daß Herr Abg. 
Böhm damit einverſtanden iſt, geht daraus her⸗ 
vor, daß Herr Böhm ſich gar nicht bemüht, für 
die Fiſcher einzutreten, die nichts bekommen ha⸗ 
ben. Das iſt eine Selbſtverſtändlichkeit für einen 
Mann, der von der Kanzel herab zu predigen hat: 
„Liebe Deinen Nächſten wie dich ſelbſt.“ Nun 
Herr Pfarrer Böhm, die Fiſcher, die einmal mit 
Ihrem demagogiſchen Tun und Treiben gebrochen 
haben, werden auch ohne Sie zu ihrem Recht kom⸗ 
men. Wir werden dafür ſorgen, daß ihnen das 
Recht wird. 

Es iſt auch bezeichnend, wie Herr Böhm, der 
ſich hier immer berufen fühlte, für die Fiſcher 
einzutreten, überhaupt zur Anterſtützungsfrage 
der Fiſcher ſteht. Dem Hauſe wird bekannt ſein, 
daß Herr Böhm ſich mit Händen und Füßen gegen 
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die Zahlung der Erwerbsloſenunterſtützung an 
die Fiſcher ſträubt. Mit Pathos erklärt er: „Die 
Fiſcher wollen keine Erwerbsloſenunterſtützung, 
ſie wollen nur ein Darlehn, und ſie ſind ſogar be⸗ 
reit, dieſes Darlehn zurückzuzahlen.“ Aber wie 
ſieht es in Wirklichkeit aus? Die Fiſcher verlangen 
nach wie vor, daß ihnen die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung für die Zeit ihrer Erwerbslosigkeit ge⸗ 
währt wird. Sie ſind nicht derſelben Meinung 
wie Herr Böhm, der erklärte: „Wo ſoll der Staat 
das Geld hernehmen; denn ihr Fiſcher zahlt doch 
keine oder ſehr wenig Steuern? Dann könnt ihr 
nicht verlangen, daß der Staat euch die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung zahlt.“ Es wird alſo durch 
Herrn Böhm nicht die Meinung der Fiſcher zum 
Ausdruck gebracht, ſondern ſeine eigene, die dahin 
geht, den Fiſchern die ihnen zustehende Unter: 
ſtützung zu Waſſer werden zu laſſen, daß ſie nicht 
ſo unterſtützt werden, wie es die Pflicht des Staa⸗ 
tes erheiſcht. 


Die Fiſcher ſtehen weiter auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Gebühren für die Fiſcherkarten un⸗ 
bedingt geſtrichen werden müſſen. d. h., daß dieſe 
Gebühren nicht erhoben werden dürfen. Daß dieſe 
Forderung der Fiſcher berechtigt iſt, haben wir 
ſchon bei den vorausgehenden Etatsberatungen 
des öfteren zum Ausdruck gebracht. Wie liegen 
aber die Verhältniſſe jetzt? Die Fiſcher bekommen, 
wie geſagt, die Woche 2,50 Gulden Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung. Sie ſind ſchon des öfteren aufge⸗ 
fordert worden, für dieſes Jahr ihre Fiſcherkarten 
abzuholen. Nun follen fie von den 2,50, Gulden 
Wohlfahrtsunterſtützung noch 2 Gulden für die 
Fiſcherkarte bezahlen. Wenn ſie das nicht tun, das 
Wetter ſchöner wird, das Eis verſchwindet und ſie 
Gelegenheit haben, wieder auf See hinauszu⸗ 
fahren und zu fiſchen, können ſie es nicht, weil ſie 
die Fiſcherkarte, die ihnen die Genehmigung zum 
Fiſchen gibt, nicht bezahlen können. Dadurch wer⸗ 
den ſie von der Arbeit überhaupt abgehalten. 
Deshalb verlangen auch die Fiſcher mit Recht, 
daß ihnen die Zahlung für die Fiſcherkarten er⸗ 
laſſen wird. 


Wenn ich nun zu unſerm Antrag einiges ſagen 
ſoll, ſo möchte ich beſonders den zweiten Satz un⸗ 
terſtreichen, der da ſagt: „Bereits gezahlte Unter⸗ 
ſtützungen in Form von Wohlfahrtsunterſtützung 
oder Wirtſchaftbeihilfe dürfen auf die Zahlung 
der Erwerbsloſenunterſtützung nicht angerechnet 
werden.“ Der erſte Satz verlangt, daß die Fiſcher 
eine Unterſtützung in Höhe der Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung erhalten ſollen. Ich habe ſchon erklärt, 
daß es der Wunſch und der Wille der Fiſcher iſt, 
dieſe Erwerbsloſenunterſtützung ſo lange zu be⸗ 
ziehen, als ſie an der Ausübung ihres Berufes ge⸗ 
hindert find. M. D. u. H.! Wenn Sie immer an⸗ 
geben, ein ſoziales Empfinden zu haben, dann 
müſſen Sie der Bevölkerung zeigen, daß Sie ge⸗ 
willt find, fürdie ärmere Bevölkerung etwas zu tun. 
Wenn der zweite Satz in unſerm Antrag verlangt, 
daß die bezahlte Wohlfahrtsunterſtützung nicht an⸗ 
zurechnen iſt, jo iſt auch dieſe Forderung berechtigt; 


denn was hat es ſchließlich für einen Zweck, und 


die letzten Ereigniſſe haben es ja bewieſen, wenn 
den Fiſchern hier im Hauſe verſprochen wird, daß 
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teten 30.— Gulden und jedes Kind 5.— Gulden 
bekommen ſollen, und es wird nachher nicht gehal⸗ 
ten. Der Fiſcher kommt nach Hauſe, freut ſich viel⸗ 
leicht im ſtillen, daß er für ſeine Kinder ein Stück⸗ 
chen Brot mehr kaufen kann, daß er ſich am Sonn⸗ 
tag vielleicht en Stückchen Fleiſch leiſten kann, und 
dann ſtellt ſich mit einem Mal heraus, Du haſt in 
der verfloſſenen Zeit ſchon 30, 40 und noch mehr 
Gulden Wohlfahrtsunterſtützung empfangen, Du 
halt nichts mehr zu verlangen. So kann die Frage 
nicht aufgezogen werden, ſo können wir uns mit 
der Regelung dieſer Angelegenheit nicht einver⸗ 
ſtanden erklären. (Abg. Liſchnewſki: Das iſt ſchon 
gemacht worden!) z 


M. D. u. H.! Ich möchte noch bemerken, daß 
Sie heute Gelegenheit haben, den Fiſchern Ihr ſo⸗ 
ziales Herz zu offenbaren. Es ſind, wenn ich rich⸗ 
tig unterrichtet bin, ungefähr 15 Berufsfiſcher auf 
der Tribüne. Ich will nicht, daß Sie morgen wie⸗ 
der in der Oeffentlichkeit erklären, daß die Kommu⸗ 
niſten ſich deshalb für die Fiſcher eingeſetzt haben, 
weil 15 Berufsfiſcher auf der Tribüne ſaßen. Ich 
würde mich freuen, wenn auch Sie zum Ausdruck 
bringen, wie Sie zu dieſer Frage ſtehen, wenn auch 
Sie in aller Oeffentlichkeit und beſonders unter 
den Augen der Fiſcher zu der Frage Stellung neh⸗ 
men, um ihnen zu ſagen, wie Sie dazu ſtehen. Den 
Fiſchern möchte ich aber ſagen, ſie ſollen nicht, wenn 
es der eine oder andere Abgeordnete wagt, hier 
herauf zu kommen, auf das demagogiſche Spiel 
hineinfallen; (Sehr wahr!) denn auch in dieſer 
Beziehung hat uns die Vergangenheit gelehrt, daß 
wenn die Tribüne voller Erwerbsloſer war, wenn 
hier Erwerbsloſenfragen aufgerollt wurden, ſich 
die Parteien hier hinſtellen und ſagten, den Er⸗ 
werbsloſen müſſe geholfen werden, wir werden die 
Sache dem Sozialen Ausſchuß überweiſen, dort 
werden wir einen Weg finden, um die Forderung 
zu berückſichtigen. Wie man damals die Erwerbs⸗ 
loſen „beruhigt“ hat, ſo ſollen wahrſcheinlich auch 
die Fiſcher jetzt beruhigt werden. Dann hat man 
in der nächſten Sitzung einfach die Frage abge⸗ 
würgt und jede Unterſtützung der Bedürftigen ver⸗ 
ſagt. Deshalb möchte ich den Fiſchern zurufen: 
Glaubt nicht den Sirenenſängen, die hier heute 
evtl. noch ertönen ſondern bleibt weiter auf der 
Hut! Seid euch bewußt, daß weder ein deutſchnati⸗ 
onaler Oberfiſcher, oder Berufsfiſcher, Pfarrer 
Boehm helfen wird, daß euch weder die Sogialde⸗ 
mokraten noch ſonſt eine Regierung hilft! (Zurufe 
rechts.) Nur wenn ihr euch ſelbſt helft, wird euch 
geholfen werden. Wenn ihr euch ſelbſt helfen wollt, 
ſo bringt das zum Ausdruck, indem ihr mit der 
Kommuniſtiſchen Partei gemeinſam den Kampf 
aufnehmt, um dieſen kapitaliſtiſchen Staat zu zer⸗ 
trümmern und an ſeiner Stelle den Staat der Ar⸗ 
beiter und Bauern, die Diktatur des Proletariats 
zu errichten. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. (Hört Ihr! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich ſchließe die Beſprechung. (Abg. 
Gerick: Wir beantragen, dieſen Antrag der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion an den Sozialen Ausſchuß 
zu überweisen!) Es iſt beantragt, die Vorlage dem 
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Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen nachmittags 3,30 Uhr abzuhalten und dem Herrn 
Widerſpruch und kann feſtſtellen, daß ſie dem Sozi⸗ Präſidenten die Ermächtigung zu erteilen, die Ta⸗ 
alen Ausſchuß überwieſen wird. (Abg. Schweg⸗ gesordnung feſtzuſetzen. Ich höre keinen Wider⸗ 
mann: Ich beantrage Vertagung!) Wird der An⸗ ſpruch; es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die 
trag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Ich Sitzung und wünſche den Damen und Herren 
höre keinen Widerſpruch und kann feſtſtellen, daß frohe Oſtern! (Danke gleichfalls, Herr Präſident!) 
das Haus Vertagung beſchloſſen hat. Ich ſchlage 
nunmehr vor, die nächſte Sitzung am 10. April, 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr.) 
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